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Einführung 


Die vorliegende Quellensammlung gibt einen Überblick über fast drei Jahrhunderte 
Wohnrecht in Österreich und wurde im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Beitrages 
von Fuchs - Mickel „Wie alles begann“ — Die Wurzeln der gemeinnützigen 
Wohnungspolitik, in Festschrift KR Helmut Puchebner zum 65. Geburtstag (Hsg. Lugger — 
Holoubek; Manz, Wien 2008) über Anregung von Prof. Dr. Klaus Lugger erstellt und nach 
einer weiteren Vertiefung und Überprüfung der Quellen neu zusammengestellt bzw. 
ergänzt, wobei aufgrund des besonderen Umfanges der Materialien eine Zweiteilung 


vorgenommen werden musste: 


Im ersten Teil werden die wichtigsten wohnungsrelevanten Vorschriften von 1782 - 1920 
abdruckt, wobei entsprechend der Absicht, eine bloße Quellensammlung herauszugeben, 
der Übersichtlichkeit halber auf das chronologisch geordnete Inhaltverzeichnis der 
einzelnen Gesetze, Verordnungen, Patente etc. am Beginn verwiesen werden darf. Die 
einzelnen Seiten sind durchgehend nummeriert, wobei aber auch die ursprünglichen 
Gesetzblattseitenzahlen weitgehend erhalten wurden. Auf jene Gesetze, zu denen 
parlamentarische Materialien im zweiten Teil enthalten sind, wird im Inhaltsverzeichnis 


entsprechend verwiesen. 


Am Schluss des ersten Teiles befindet sich als Ergänzung ein chronologisches 
Verzeichnis der wichtigsten wohnrechtlichen Vorschriften zwischen 1918 und 1940, wobei 
auf die jeweilige Fundstelle in den Gesetzblättern hingewiesen wird. Es wurden in die 
Sammlung des ersten Teiles somit fast 300 Rechtsvorschriften aufgenommen. Die 
Gesetzesblätter ab 1920 sind einer breiteren Öffentlichkeit in den Bibliotheken der Ämter 
und Universitäten zugänglich. Ferner werden diese wohnungspolitischen Quellen ab 
diesem Zeitpunkt zumindest teilweise in der Literatur erwähnt und ansatzweise auch 
bearbeitet. Den Vorhaben dieser Sammlung entsprechend nur schwer zugängliche 
Quellen zu erfassen und zu dokumentieren, werden hier die wohnungspolitisch relevanten 
Gesetze von 1918 bis 1940 nur mehr mit dem Zitat der Nummer des jeweiligen 


Gesetzblattes des jeweiligen Jahrganges geordnet. 


Im zweiten Teil werden als Ergänzung zur Sammlung der wohnrechtlichen Vorschriften 
des ersten Teiles ausgewählte parlamentarische Materialien zu einzelnen 
wohnungspolitisch relevanten Gesetzen zwischen 1862 und 1917 zusammengefasst, 


womit die diesbezüglichen Bestände aus den Protokollen beider Häuser des Parlaments 
zum Wohnrecht bis knapp vor Beginn der ersten Republik möglichst umfassend 
dokumentiert werden sollten. Dem interessierten Leser wird ein Überblick über mehr als 
ein halbes Jahrhundert wohnungspolitischer Diskussionen im Parlament geben, die weit 
vor Beginn des modernen Wohnrechts geführt wurden, aber bereits durchaus bekannte 


und nach wie vor aktuelle Fragestellungen erkennen lassen. 


Zur leichteren Lesbarkeit dieser Materialensammlung, die mit der ersten 
wohnungspolitischen Debatte im Reichstag im Jahre 1862 aus Anlass der Gewährung von 
Steuerbefreiung zur Erzielung von Anreizen für den Bau von Wohnungen zu günstigen 
Bedingungen beginnt und mit Auszügen aus den Materialen zum sog. 
kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetz 1917 endet, wurden die einzelnen Materialen 
in 18 Abschnitte zusammengefasst. Innerhalb dieser Abschnitte erfolgt eine Aufteilung in 
einzelne Kapitel, die dem chronologisch geordneten Inhaltsverzeichnis folgend 


aufgefunden werden können. 


Der Anhang beinhaltet zwei interessante Debatten im Wiener Gemeinderat (1908) und im 
Prager Landtag (1910): 


1908 wurde aus Anlass der Gründung eines Fonds zur Errichtung von 
Werkstättengebäuden und Volkswohnungen in Wien vom Wiener Gemeinderat 
beschlossen, in diesem Fonds die notwendigen Grundstücke einzubringen. Der 
dazugehörige Vortrag an den Ministerrat des Ministers für öffentliche Arbeiten inklusive 
Vidierung durch Kaiser Franz Josef I. vom 15. Juli 1908 ist ebenfalls abgedruckt. Damit 
wird die Gründung des Kaiser Franz Josef I. Jubiläumsfonds für Werkstättengebäude und 
Volkswohnungen in Wien dokumentiert. 


1910 wurden in Prag umfangreiche Debatten über Fragestellungen zum 
Volkswohnungswesen geführt, die auf eine damals schon sehr rege Tätigkeit 


gemeinnütziger Bauunternehmen in Böhmen schließen lassen. 


Die Sammlung versucht einen lückenlosen Überblick über die wohnungspolitischen 
Vorschriften von 1782 bis 1940 wiederzugeben. Im Jahre 1782 wurden die ersten in 
diesem Zusammenhang relevanten Quellen gefunden. Ab diesem Jahr sind die 
wohnungspolitischen Gesetzestexte in Österreich bis 1940 chronologisch geordnet 


aufgelistet, wobei bis 1920 auch diese Gesetzestexte selbst abgedruckt sind. 1940 wurde 
deshalb als zeitliches Ende der Sammlung historischer wohnungspolitischer Vorschriften 
gewählt, da am 29. Feber 1940 (dt RGBl 1940/l, 438) das Gesetz über die 
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen - WGG 1940 - erlassen und mit Verordnung vom 
15. April 1940 (dt RGBl 1940/l, 658) im Gebiet der heutigen Republik Österreich eingeführt 


wurde. 


Hinsichtlich der Orientierung in dieser umfassenden Quellensammlung kommt dem 
ausführlichen Inhaltsverzeichnis zentrale Bedeutung zu. Es dient nicht nur als Suchhilfe, 
sondern bietet auch den quellenkundlich korrekten Zitiervorschlag für die jeweiligen 


Gesetze und Materialien. 


Mit dieser umfangreichen Quellensammlung soll eine Grundlage für weitere 
Forschungsarbeiten geschaffen werden, wobei insbesondere eine Erforschung der 
Reaktionen in der damaligen öffentlichen Meinung, insbesondere der Presse als 
ergänzende Quellenforschung angeregt wird, worauf dann weitere systematische 
Aufarbeitungen dieser Materialien basieren könnten. 


Walter Fuchs 


Wien, im Dezember 2008 


Wohnunggspolitische Vorschriften von 1782 - 1940 
in Osterreich 
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SR (237) 302 
Immigranten. N. KL. 


Um deſto ſicherer bei den heruͤbertretenden Den Ime 


migranten 
fremden Immigranten die durch deren Zuruͤcktre⸗ ſind die 


tung ſich ſchon oͤfters geaͤuſerte Geldverſplitterung Geldaus⸗ 


hilfen nicht 


für die Zukunft hindanzuhalten, follen kuͤnftig die 1 geben‘, 


ordern den 
beſtimmten Gelsausbilfen den Obrigkeften, und Oertel 


nicht 
nicht mehr den Anſiedlern in die Haͤnde gegeben 
werden. Die Obrigkeiten haben daun aus dieſen 
Geldern die Wohnungen der Anſiedler herzuſteklen, 
ihnen inzwiſchen den Unterhalt abzureichen, und 
den verwendeten Betrag zu Handen des Kreisam⸗ 
tes zu verrechnen. Dieſes wird ſich dadurch am 
leichteſten bewirken laſſen, wenn den Anſi jedlern 


von der Obrigkeit ordentliche Buͤchel abgereichet, 


und darinn dasientge, was fie von dieſer Geld⸗ 
aushilfe an Gelde oder Materialien fuͤr die An⸗ 
ſiedler verwendet, ordentlich eingeſchrieben wird. 
Uibrigens wird das k. Kreisamt von den Obrig⸗ 
keiten die Aeuſſerung abfodern, welche dergleichen 
Immigranten zu unterbringen, und denſelben eini⸗ 
ge Gründe zu uͤberlaſſen gedachten, um ſolche Leute 
gleich bei ihrer Ankunft zur Vermeidung mehrerer 
Geld verzehrenden Hin- und Herreiſen anweiſen 
zu koͤnnen. 


Patent in Boͤhmen vom 12. Juni 1782. 


80 (152) 308 
Zinswohnungen. N. XXXV. 


mie Wie ſich bei Miethung, Aufkuͤndigung und 


Bund. 8 Raͤumung der Zinswohnungen in Wien in der Stadt 
a unde und innerhalb des Linie zu verhalten ſei, wird vor⸗ gung und 


Raͤumun 
geſchrieben. ö ö der Zins- 


wohnun⸗ 
en zu ver⸗ 
tens. Hat es in den ee on wo halten ſei. 


bisher der Zins vierteliaͤhrig gezahlt, aufgekuͤndi⸗ 
get und ausgezogen worden iſt, noch ferner ſein 
Verbleiben; in der Stadt aber und innerhalb dem 
Umfange der Linie, wo die halbiaͤhrige Ausziehung 
eingeführt war, ſoll die vierteliaͤhrige Aufkuͤndi⸗ 
gung — wenn nicht durch einen Beſtandkontrakt 
ein kuͤrzerer oder laͤngerer Termin bedungen wor⸗ 
den iſt — iedesmal laͤngſtens binnen 14 Tagen ges 
ſchehen, nämlich iene von Michaeli bis Georgi bin⸗ 
nen 14 Tagen nach Lichtmeſſe, das iſt, bis 18. 
Hornung, und iene von Georgi bis Michaeli laͤng⸗ 
ſtens binnen 14 Tagen nach Johanni, das iſt, bis 
7. Juli, und daher die Aufkuͤndigungen, die nicht 
binnen dieſer Zeitfriſt, ſondern erſt den 16. Hor⸗ 
nung, oder 8. Juli geſchehen ſind, nicht mehr an⸗ 
genommen, oder ganz ungiltig gehalten werden. 
Nach einer ſolchen Aufkuͤndigung, und nach dem 
verſtrichenen Georgi s oder Michaelitage hat der 
ausziehende Beſtandnmann — er mag von was im⸗ 
mer fuͤr einem Charakter ſein — binnen den naͤch⸗ 
ſten 8 Tagen mit Raͤumung eines Theils feiner 


Wohnung den Anfang zu machen, und der einzie⸗ 
henden Parthei zur Unterbringung einiger ihrer Ef: 
fekten einen hinlaͤnglichen ſchickſamen Platz einzu⸗ 
räumen, und nach den ganz verſteſſenen 14 Tagen 
foll die Wohnung vollſtaͤndig geleeret und uͤberge⸗ 
ben werden. Wenn aber binnen 8 Tagen nach Ge⸗ 
srgi, das iſt, den 2. Mai, oder um die Michaeli⸗ 
zeit am 8. Oktober der neueinziehenden Parthei zur 
Unterbringung ihrer Effekten kein hinlaͤnglicher 
Platz von der ausziehenden Parthei geräumt wäre: 
ſo wird noch an demſelben Tage auf Anlangen der 
richterliche Beiſtand mit Zuziehung der Wache zur 
Raͤumung eines ſchickſamen Platzes ertheilt wer⸗ 
den. Dieſes iſt auch in ienem Falle zu verſtehen, 
wenn nach den ganz verfloſſenen 14 Tagen, naͤm⸗ 
lich zu Georgizeit am 7. Mai, und zu Michaelt 
am 14. Oktober, die Wohnung nicht vollſtaͤndig 
geraͤumt wäre, Damit man aber bei Gerichte vers 
ſichert ſei, daß die Aufkuͤndigung geſchehen iſt, fe 

ſoll ö ö 


ztens. Jede Aufkuͤndigung durch eine ausge⸗ 
ſtellte Beſcheinigung beſtättigt werden; denn ſonft 
kann fie durch keinen andern Weg bewieſen werden. 


ztens. Wenn eine Parthei wider die Aufkuͤn⸗ 
digung etwas einzuwenden hat, ſo muß es inner⸗ 
halb 4 Tagen geſchehen, weil ſie ſonſt nicht gehört 
werden wird. | 


gtens. Wenn die Einwendung eingereicht iſt, 
fo wird zur Erſcheinung beider Partheien eine Tags | 
faßung beſtimmt, wo glſo das Rechtliche erkennt, 
und den Partheien noch dieſen Tag das Urtheil zu: 
geſtellt werden muß. 

steng, Findet ſich ein oder der andere Theil 
hieruͤber beſchwert, ſo ſoll keine Appellazion hier⸗ 
über geſtattet fein, ſondern es iſt der Rekurs an 
das k. k. Appellazionsgericht binnen 6 c des 
zugeſtellten Urtheils zu nehmen. 


étens. Sind auf alle dieſe Beſchwerſchriften 
die Worte zu ſetzen: „In Ausziehungsſachen.“ 
Wenn dann von dem Appellazionsgerichte das Ur⸗ 
theil der erſtern Inſtanz nicht beſtaͤttigt worden iſt, 
ſo ſteht dem beſchwerten Theile der weitere Rekurs 
an die k. k. Oberſtiuſtizſtelle frei, wo ſich eben⸗ 
falls nach obiger Art zu benehmen iſt. = 


tens. Sind alle dieſe Verordnungen nicht 
allein auf Wohnungen und Zimmer, ſondern auch 
auf Keller, Ställe u. d. gl. zu verſtehen. 


Verordnung in Wien vom 18. Oktober 1782. 5 


Poli⸗ 


Die Feſtun⸗ 
zen There⸗ 
ſienſtadt 
und Pleß 
werden zu 
Hreiſtädten 
erhoben, 
und mit 
Freiheiten 
begnaͤdiget 


* (180 J 8 


Feſtungen Thereſienſtadt und Pleß. 
N. XLVIII. | N 


S. 1. Die Feſtungen Thereftenftadt und Pleß, 
die man zur groͤſſern Sicherheit des Koͤnigreichs 
Boͤheim anlegt, werden zu koͤniglichen Freiſtaͤdten 
erhoben, denſelben unter der Aufſicht und Leitung 
des Landes unterkaͤmmerers alle buͤrgerliche Frei⸗ 


heiten und Gerechtſame, welche die uͤbrigen k. Frei⸗ 


ſtaͤdte genieſſen, ſammt den erfoderlichen Wochen 


und Jahrmaͤrkten, auch einem eigenen Magiſtrate 
bewilliget, und uͤberhaupt die Buͤrgerſchaft, welche 
ſich darinn anſaͤſſig machen wird, nach den allge⸗ 
meinen in Boͤheim beſtehenden Polizei » und Gt: 
cherheitsanſtalten zu behandeln anbefohlen. 


6. 2. Indeſſen, bis ein eigener Magiſtrat in 
dieſen neuen k. Städten angeſtellt werden kann, 
wird die Leitung uͤber Thereſienſtadt dem Leitmeri⸗ 
ger -und über Pleß dem Jaromirzer-Magiſtrate 
uͤberlaſſen. | 


F. 3. Zu deren Bevölkerung wird allen Kuͤnſt⸗ 
lern, Fabrikanten und Handwerkern, ſowohl Mei⸗ 
ſtern, als der Meifterfchaft faͤhigen Geſellen ſaͤmmt⸗ 
licher Erblaͤnder die Erlaubniß ertheilt ſich in ei⸗ 
ner oder der andern dieſer Staͤdte haͤuslich nieder⸗ 
zulaſſen, und ihre Kunſt, Gewerb- oder Nahrungs: 
geſchaͤft da ungehindert zu treiben. Nur wird ſich 
ieder Ankoͤmmling mit glaubwuͤrdigen Amts⸗ und 


Zunft» oder Fraternitaͤtszeugniſſen uͤber feinen der⸗ 
maligen Aufenthalt in den k. k. Erblaͤndern, uͤber 
fein Wohlverhalten, dann über feinen Erwerbungs⸗ 
weg, naͤmlich ſeine Kunſt oder Gewerb, als Mei⸗ 
ſter oder meiſterfaͤhig, auszuweiſen haben. 


§. 4. In Anſehung derienigen, welche aus 
den Haupt⸗ oder andern groſſen Staͤdten in eine 
der neuen Staͤdte uͤberziehen wollen, iſt es genug, 
wenn ſie bei ihrer Ankunft mit Ex Officio: Paͤſſen 
von dem Magiſtrate der Stadt, aus der fie abzie⸗ 
hen, wie auch mit Zeugniſſen verſehen find, welche 
von eben dieſem Magiſtrate rekognoszirt und vidi⸗ 
mirt worden ſind. 


S. 3. Jene hingegen, die ſich aus kleinern 
Oertern dahin begeben wollen, haben ihre Zeug⸗ 
niſſe von ihrem Abzuge dem Kreisamte, Viertel: 
oder Diſtriktsverweſer, worunter fie gehören, vor 
zulegen, der ſolche, wenn ſie annehmlich ſind, mit 
dem Vidi zu beſtaͤttigen, und dem Vorweiſer einen 
Paß und eine Marſchroute, und die Anweiſung an 
einen der zween Magiſtrate Ex Offleio zu ertheilen 
haben wird. 


§. 6. In dem Waffe hat die gewoͤhnliche Klau⸗ 
ſel — repaſſiren zu laſſen — wegzubleiben, und iſt 
dafuͤr ausdruͤcklich zu ſetzen: Daß dieſer Paß we⸗ 
gen Uiberſtedlung nach Thereſienſtadt oder Pleß ger 
geben werde, dagegen den Ankoͤmmlingen, wenn 
ſie nicht gleich im Orte verbleiben, von dem Ma⸗ 


giſtrate eine Grundverſchreibung oder das Zeugniß, 
daß ſie als Grundbeſitzer oder Inwohner angenom⸗ 
men find, mit der beigefuͤgten Klauſel folche frei 
paſſiren oder repaſſiren zu laſſen, denienigen aber, 
welche zur Aufnahme nicht geeignet befunden wor⸗ 
den ſind, ein Paß zu ihrer Ruͤckreiſe, und zwar in 
beiden Faͤllen Ex Officio ertheilet werden ſoll. 


$. 7. Jedermann wird hierinn ein Haus zu 
bauen frei geſtellt, und geſtattet, daß die hiezu 
von Privaten vorgeſtreckten Gelder, deren Vormer— 
kung die Magiſtrate unentgeltlich zu geben haben, 
ohne einige Intereſſeſteuer bis zu ihrer Ruͤckzahlung 
mit 5 pro Cento verzinſet werden mögen. 


§. 8. Die Bauluͤſtigen haben ſich wegen der 
Ausweiſung der Plaͤtze, welche der Magiſtrat in 
allem ohne Gebuͤhr beſorgen muß, zeitlich anzu⸗ 
melden. In der Baufuͤhrung ſelbſt iſt die Aufſicht 
und Leitung dem Genicamte uͤbertragen, welches 


a. Die Plätze unentgeltlich zu uͤberlaſſen, keinen ber 
ſonders zu beguͤnſtigen, ſondern jeden gleich zu 
behandeln hat. In dieſer Abſicht werden 


b. Den Bauluſtigen die Plätze in den beſtimmten 
Vierecken ohne Aufenthalt, ohne Entrichtung nach 
der Ordnung ausgewieſen, und ſie nach den Nu⸗ 
mern eingeſchrieben. ̃ 


c. Vor dem Baue iſt der Riß, Profil, Fagade 
der Fortifikazionslokaldirekzion vorzulegen, welche 


alle Bedingniſſe und die Zeit des vorzunehmenden 
Baues beſtimmen wird. 


d. Jedes Haus muß mit gutem Materiale gebauet, 
mit einer Feuer- oder Brandmauer, wie auch mit 
vorſchriftmaͤſſigen Rauchfängen verſehen, das Dach 
mit Ziegeln gebeckt, und ſo eingerichtet werden, 
daß zwiſchen den Häuſern keine Dachrinnen noth⸗ 
wendig ſind. Der Fußboden zu ebener Erde muß 
zwei Schuhe über dem äuſern Stadthorizont ers 
hoben, und durchaus gewölbet, iedes Haus mit 
einem Brunne und Keller, dann mit einem tı 
den Hauptkanal geleiteten Abführungskanal derſe⸗ 
Heu fein, Senkgruben find durchaus verboten. 


e. Jedes Haus muß wenigſtens 3 bis 4 Fenſter 
nach der Breite, und iedes Feuſter 3 Schuhe in 
der Breite, und 5 bis 6 in der Höhe haben. 
Kleinere Häuſer zu bauen wird nicht geſtattet. 


1. Das Innere des Gebäudes wird iedermann nach 
ſeinem Gewerbe überlaſſen einzurichten, auch frei⸗ 
geſtellt ein oberes Stockwerk aufzuführen. 


g. Die Vorderſeiten können nach Wohlgefallen ge⸗ 
macht, auch anſere Verzierungen angebracht wer⸗ 
den. Nur die hervorragenden Schilde, welche die 
Ausſicht verhindern, werden nicht geduldet. Ge⸗ 
werbszeichen ſind mittels der Aufſchriften über den 
Thuͤren eines ieden Hauſes zu machen. 


h. Jeder Hauseigenthümer hat fich die verordneten 
Feuerloͤſchgeraͤthe anzufchaffen. 


§. 9. Sollten Polizeihandwerker, als Baͤ⸗ 
cker, Fleiſchhauer, Schuhmacher, Schneider, Schloſ⸗ 
ſer, Tiſchler, Wagner, Sattler, Drechsler und 
dergleichen nicht gleich ſelbſt Haͤuſer bauen Tönen 
oder wollen: ſo wird die Fortifikazion ſolche mit 
Aerarialvorſchuͤſſen bauen, und ihnen zuſchreiben 
laſſen, welchen Vorſchußbetrag ſte durch Spezial⸗ 
hipotheke des ihnen eingeraͤumten Hauſes, und mit 
Verſicherung ihres ganzen Vermoͤgens zu bedecken, 
dann dem Aerarium denſelben in Zeit von 28 Jah⸗ 
ren mit iährlichen 6 pro Cento, als 4 für das 
Intereſſe, und 2 auf Abſchlag des Kapitals ge⸗ 
rechnet, zu verguͤten haben. Zu dieſer Zuruͤckzah⸗ 
lung find fie über 2 Jahre nach ihrer Beſitzueh⸗ 
mung angefangen verbunden. 
8 | 

910, Senen, fo mit Aerarialvorſchuͤſſen 
bauen, wird die Befreiung von der Steuer, von 
dem Extraordinarium, der Gewerbſteuer und an⸗ 
dern Abgaben, wie auch von der Rekrutenſtellung 
auf 15 Jahre; dentenigen, die auf ihre Koſten 
den Bau unternommen haben, die gleiche Befrei⸗ 
ung auf 30 Jahre zugeſtanden. Daher dann der 
Magiſtrat einem ieden ein ſchriftliches Zeugniß des 
Tages und Jahres, wann er angekommen und 


eingezogen iſt, mit Bemerkung, wie lange feine 
Freiiahre zu dauern haben, zu ertheilen hat. Die 
Fretiahre haben bei ienen, welche auf Aerarial⸗ 
vorſchuͤſſe bauen, von dem Tage der erfolgten Nie⸗ 
derlaſſung und Beziehung der Haͤuſer, bei ienen 
aber, welche auf eigene Koſten die Haͤuſer herge⸗ 
ſtellt haben, in 5 Jahren nach geſchehener Anmel⸗ 
dung den Anfang zu nehmen. 


§. 11. Auſer Nothfaͤllen find fie auch von 


Militarbequartirungen frei. 


§. 12. Die Militaͤrarbeiten, welche fie in 
gleicher guten Eigenſchaft und gleichem Preiſe zu 
liefern in Stande ſind, werden ihnen vor allen 
andern Mitwerbern uͤberlaſſen. 


F. 13. Das Braͤuhaus wird aus Aerarial⸗ 
mitteln erbauet, und ſobald die Baukoͤſten von den 
Einkuͤnften erſetzt ſind, zum Nutzen der Gemeinde 
gewidmet. f - 


$. 14. Und bis zur Erhaltung eines hin⸗ 
Länglichen Fonds zur Beſtrettung ihrer gemeinnuͤ⸗ 
tzigen Erfoderniſſe wird wegen der noͤthigen Seel⸗ 
ſorge, Herſtellung der Kirche, des Pfarrhofes und 
Schulhauſes die Vorſehung getroffen werden. 
Patent vom 9. Chriſtmonats 1782. 
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Steuerfreiheit. N. VI. 


Die dießfuͤlligen altern Seſetze, Ted im 13. Bande 


&. 202. 
Falls einige Obrigkeiten oder reſpektive Un⸗ Beibeins 
4 u er 
kerthaneu die Steuerfreiheit ein oder anderer Rea— Urkunden 


litaͤten durch Graͤnzrezeſſe, oder ſonſtige Vertraͤ— 1 


ge erweiſen zu koͤnnen glauben, haben die Domis betreffend. 
nien iene ſchriftliche Urkunden, welche dießfalls 

zum Beweis dienen ſollen, an die Kreisaͤmter 

zur weitern Beloͤrderung an eine hohe Landesſtelle 

den 2. April 1788 ganz ficher einzuſenden. 


Guberntalverordnung in Böhmen den 13. Maͤrz 
1788. 


810 (2660 K 


Hausſteuer. N. V. 


‚wosfürift Such) das Patent vom 26. April 178 
bang ber die Vorſchrift Über die Beſchreibung, Ausnie 
HBauſe - 20 
auf weiche und Erhebung des Ertrags bei keuch eis 
1 

e dem Boden ertheilet worden. In gegenr 
. aufirun “ 
b, ſtreckt. 


Verbrdnung folgt die Vorſchrift in Anſehung dei 
Zduſer, damit auch von dieſer Seite in allen 
Provinzen, auf welche ſich die neue Steuerreguli⸗ 
rung erſtreckt, nämlich: in Böhmen, Mähren, 
Schleſten, Galizien, Oeſterreich, ob und unter 
der Ens, Steiermark, Kärnten, Nrain, Görz 
und Gradiska die Schaͤtzungen uud Klaſſifikazio⸗ 
nen nicht von der Willkuͤhr abhaͤngig gelaſſen, 
ſondern allein der wirkliche Ertrag beleget, und 
der neue Steuerfuß von dem liegenden Eigen- 
thume aller Gattungen angel in Ausuͤbung ges 
fest. werde. 


In den weſenklichſten Stuͤcken biefer Vor⸗ 
ſchrift iſt von der guten Einrichtung, welche bet 
der Haͤuſerſteuer der Haupt, und Reſidenzſtadk 
wien bereits von ieher beſteht, Anwendung ges 
macht worden. 


Die Grundregeln, welche bei Beſteurungz 
der Haͤuſer zur allgemeinen Richtſchnur gu nehmen 
ſind, beſtehen in folgenden 2 


S. 1. 


Sl e Wohnbänfer uberhaupt, fie mögen in 
ſen, oder kleinen Stadt, in einem 
r Dorfe liegen, werden in der Re⸗ 
nter Band. R gel 


gel der Steuerpflicht unterworfen; davon find‘ 
jedoch ausgenommen: 


a) die Haͤuſer der Bauern, und anderer Land:: 
leute, welche bloß von Ackerbau und der“ 
Landwirthſchaft leben; 


b) die Haͤuſer derienigen, welche man mit 
dem Namen: Zäusler, Keuſchler, Chalup⸗ 
ner und dergleichen, zu belegen pflegt, die 
entweder gar keine Grundſtuͤcke, oder doch! 
nur eine kleine Strecke beſitzen, im uͤbrigen 
aber durch Dienſte, die ſie dem Bauer zur 
Beſtellung des Feldes leiſten, ihren Unter⸗ 
halt ſuchen, und daher als bloſſe Gehül⸗ 
fen der Landwirthſchaft betrachtet werden 
muͤſſen; | „ 


c) wenn der Landmann ſein Haus vergroͤſſert, 
um Einwohner von der landwirthſchaftlichen 
Klaſſe aufzunehmen; 


4 landesfuͤrſtliche Reſidenzen, Amts und Schul: 
haͤuſer, wie auch oͤffentliche Prachtgebaͤude; 


e) Haͤuſer, welche zu Öffentlichen Anſtalten 
gewidmet find, als: Armen, Kranken, Er: 
ziehungs, Mauthaͤuſer und Kaſernen; 


1) ſolche Haͤuſer, wo Jemand Amts oder Ber 
rufs wegen zu wohnen hat; folglich herr⸗ 
fhaftlihe Landſchloͤſſer, die Wohnungen der 
herrſchaftlichen Beamten, Pfarrhaͤuſer und 
Kloͤſter; a 


90 Fabriken, oder andere eigentliche Gewerb⸗ 

haͤuſer mit Ausſchlieſſung der zur Wohnung 
der Unternehmer, ihrer Gehuͤlfen, und Ar⸗ 
beitsleute beſtimmten Theile; 


h) Gebaͤude, die nicht ordentlich, ſondern 
nur manchmal auf Fate Zeit, bewohner 
werden; 


1) endlich die Militaͤrparteien angewieſenen 
Wohnungen, wofuͤr die Zinsverguͤtung aus 
der öffentlichen Kaſſe geleiſtet wird. 


F. 2» 


Die Befreiung eines landwirthſchaftlichen 
Gebaͤudes Hört auf, wann ſolches an einen Hand- 
werksmann, welcher feine Nahrung von einer | 
Polizei, oder Kommerzialgewerbe zieht, oder fon” 
an Jemanden, der nicht zur landwirthſchaftliche. 
Klaſſe gehoͤrt, gegen Zinns uͤberlaſſen wird. 


N 2 3 L. 3» 


9. 3. 


Eben fo unterliegen öffentliche Gebäude, 
Gemeindehaͤuſer, herrſchaftliche Landſchloͤſſer und 
alle in der Regel ſteuerfrei erklaͤrten Haͤuſer der 
Verſteuerung, ſobald ſolche ganz, oder um Theie 
le vermiethet werden. 


S. 4. 


Um wegen der Fabrik und Gewerbgebaͤude, 
Miß deutungen vorzubeugen wird erklaͤret: daß 
darunter uͤberhaupt bloß die zur Waarenerzeugung 
erforderlichen Hütten und Gebäude verſtanden 
find, Gebäude aber, welche zur MWerfflätte 
und Wohnung zugleich dienen, oder wo die 
Werkſtaͤtte mit zur Wohnung gehoͤrt, oder wirk 
liche Wohnhaͤuſer , welche von Fabrikunterneh⸗ 
mern gemiethet werden, unterliegen der Haus⸗ 
ſteuer: welches auch von allen Kauf- und Hand⸗ 
lungsgewoͤlben zu verſtehen iſt. 


$. 5 


Zwiſchen Haͤuſern, die von dem Eigenthu⸗ 
mer ſelbſt bewohnt, und denen, die an Inleute 
vermiethet ſind, wie auch zwiſchen Haͤuſern, 


welche bisher in ver Ruſtikal, ſtaͤdtiſchen oder 
Do⸗ 


Dominikaleinlage begriffen waren, iſt kein Unter⸗ 
ſchied zu machen. Wer alſo immer ein Haus 
eigenthuͤmlich beſitzt, und ſolches entweder ſelbſt 
bewohnt, oder an andere vermiethet, muß nach 
Verhältniß des ihm davon eingehenden, oder 
durch die eigene Bewohnung zu guten kommenden 
Zinſes, die Steuer entrichten. u 


Wenn ein Hans, oder ein Theil deffelben , 
welcher vermiethet, oder von dem Eigenthuͤmer 
bewohnt war, leer wird, kann davon keine Steu⸗ 
er gefordert werden, bis die leere Wohnung ent— 
weder von dem Eigenthuͤmer ſelbſt, oder von et: 
ger Wg wieder bezogen wird. 


9. 7. 


Bei vermietheten Wohnungen dient der bes 
dungene Miethzins zum Maßſtabe der Belegungz 
bei eigenen Wohnungen der Hausbeſitzer, der von 
der letzten Miethpartei bezahlte Zins; wo aber 
dieſer ſich nicht ausweiſen lieſſe, oder von einem 
Zeitpunkte herruͤhren ſollte, der auf die gegen⸗ 
wärtigen umſtaͤnde nicht mehr anwendbar iſt, 
wird der Anſchlag nach dem Beiſpiele auberer 
bermietheten Wohnungen gemacht, welche Beiſpiele 
Überall, entweder im Orte felbfi, oder in der 
Nachbarſchaft zu finden ſein werden. | 

R 3 H. L. 


$ . 8. 


Gaſthaͤuſer, welche nach Tagen, Wochen 
ober monatweiſe vermiethet, oder lediglich zu 
Bewirthung verwendet werden, ſind mit gewoͤhnr 
lichen Miethhaͤuſern nach billiger Schaͤtzung kr 
vergleichen. Desgleichen find Haͤuſer, und ein⸗ 
zelne Wohnungen, welche ſammt der Einrichtung 
vermiethet werden, mit uneingerichteten in Ver⸗ 
gleichung zu ſetzen, und ſo anzuſchlagen, als 
wenn ſich dabei keine Einrichtung befaͤnde. 


K. 9. 


Bei Städten, deren Einwohner die Som⸗ 
mermonate in Vorſtaͤdten, und benachbarten Or- 
ten zuzubringen pflegen, werden oft zugleich mit 
den Wohnungen, auch die ber den Häufern be⸗ 
findlichen Gaͤrten A oder auch bloß die letzteren 
vermiethet. Hier wuͤrde die Abſonderung der 
von der Miethe des Gartens, welche beide un: 
ter einer Summe zuſammengezogen ſind, viele 
Weitlaͤufigkeiten veranlaſſen: gleichwohl aber if 
es billig, daß derienige, welcher aus feinem Satz 
ten, bloß der vortheilhaften Lage wegen, durch 
die Vermiethung an Stadtparteien mehreren Ger 
winn zieht, als der nach F. 35. des Patents 
vom 20. April 1785 gewöhnliche Anſchleg der 

| Gaͤr⸗ 


Saͤrten, gleich der beſten Wieſe beſtimmet, von 
dieſem nicht auf landwirthſchaftliche Induſtrie, 
ſondern nur auf die Lokalumſtaͤnde gegruͤndeten 
groͤſſeren Einkommen verhaͤltnißmaͤſſig ſteure. Da⸗ 
her bei ſolchen Gaͤrten immer auf n Une 
Hände zu ſehen fein wird: 


a) behaͤlt der Eigenthuͤmer den Hausgarten 
zum eigenen Genuſſe, oder uͤberlaͤßt er ihn 
pachtweiſe an Jemanden, der ſolchen auf 
landwirthſchaftliche Art gleich dem Eig enthuͤ⸗ 
mer bluuͤtzt, ſo verbleibt es unabgeaͤnderk 
bei der gewöhnlichen Grundfieuer. Jedoch 


8 ee des Gartens an eine Stadt⸗ 
partei, oder einen Gaſtwirth muß der be⸗ 
dungene Zinns richtig angezeigt werden. Da⸗ 

von iſt der zur Grundſteuer fatirte Ertrag 
abzuziehen „damit der Eigenthuͤmer nicht mit 
doppelten Abgaben von dem naͤmlichen Grun⸗ 
de beſchweret werde, der Uiberreſt aber iſt 
der Steuer zu unterwerfen. Wenn aber 


c) einer Partei bloß. der Zugang in den Garten, 
ohne Yiberlaffüng des Nutzgenuſſes vermie⸗ 
thet worden, hoͤrt bie Urſache auf, aus 
welcher bei b) die Abrechnung des zur Grund⸗ 
ſteuer fatirten Ertrags bewilliget wird, und 

R 4 den 


der Eigenthuͤmer verſteuert die Hausmietht 
voll, und zahlt ebenfalls von dem Garten 
die gewöhnliche Grundſteuer. 


d) In dem ſelten vorkommenden Falle enb⸗ 
lich, daß der Eigenthuͤmer ſeinen Garten 
vermiethete, und dabei die Fruͤchte dem 
Miethmann uͤberlieſſe, die Beſtellungskoſten 
aber auf ſich nahme, kann er die letzteren 
ausweiſen, und nebſt dem zur Grundſteuer 
fatirten Ertrag in Abzug bringen. Dieſes 
geht jedoch nur bei der erſten Fatirung an, 
indem bei kuͤnftigen Bekenntniſſen des Zins⸗ 
ertrags der bedungene Zins, ohne auf bieſen 
Nebenumſtand zu ſehen, verſteuert werden 
ſoll: weswegen die Eigenthuͤmer bei Errich⸗ 
tung der. Miethvertraͤge ſich vorzuſehen 
haben; | 


$. 18. 


Manchmal find bei Eintretung der meiſtens 
gewoͤhnlichen Vorausbezahlung des Miethzinſes 
ein und andere Wohnungen noch an keine Par- 
thei uͤberlaſſen, die aber doch nach der Hand, wo | 
nicht ordentlich, wenigſtens tag = oder monatwei⸗ 
fe vermiethet werden. Um den aus dieſem Une 
ſtande erwachſenden Zweifeln unb Ungewiß heiten 

3 aus 


auszuweichen, wirb immer der Zinsertrag an⸗ 
zugeben ſein, welcher fuͤr das verfloſſene Jahr 
verfallen iſt, und iſt gegenwaͤrtig der von Georgi 
1787 bis Georgi 1788, verfallene ganziaͤhrige 
pins anzuzeigen. | 


„ KT, 


Nachdem auf ſolche Weiſe den Haus inhabern 
genugſame Zeitfriſt eingeraͤumt iſt, die Ruͤckſtaͤnde 
von ihren Miethpartheien einzutreiben, ſo muß 
für iede auf die gewöhnliche, oder auf eine kuͤr⸗ 
zere Zeit vermiethet geweſene Wohnung der be— 
dungene Zins verſteuert werden, wenn gleich aus 
Saumſeligkeit des Hausinhabers etwas nicht 
wirklich eingegangen wäre, | 


S. 12. 


In der Betrachtung, daß bei Haͤufern, als 
kinem durch die Zeit allmaͤhlich zu Grund gehenden 
Eigenthume, das ausgelegte Stammkapital ſich nach 
und nach ganz, oder doch groͤßtentheils verliert; 
welches ſich bei Grundſtuͤcken nicht ereignet, die 
eine ewige Reprodukzion geben; werden dem Ei⸗ 
genthuͤmer 10 vom Hundert des Zinnsertrags 
auf Erhaltungskoſten zu Gutem gerechnet, wovon 
der Eigenthuͤmer eines neuerbauten Hauſes, der 

N 5 we 


weniger Erhaltungskoſten bedarf, etwas bei She 
te legen kann; um davon die in der Folge an 
wachſenden Koſten zu beſtreiten. 


$, 12. 


Die in der Haupt ⸗ und Reſtdenzſtabt Wien 
den. Hausinhabern bisher bewilligte beſonder⸗ 
BVegünſtigung: daß fie ihre eigenen Wohnungen 
nur mit 2 Theilen von dem Betrage des Zinſetz, 
der durch Vermiethung an eine fremde Parthei 
eingehen konnte, verſteuern, wird zwar auch flit 
die Zukunft unabgeaͤndert gelaſſen, iedoch fol. 
bei der kuͤnftigen Belegung darauf Bedacht ge⸗ 
nommen werden, damit aus dieſer Beguͤnſtigung 
keine Verminderung des gegenwartigen Einkom⸗ 
mens von der Haͤuſereinlage in Wien entſtehe. 8 


L. N 14. 


Die ebenfalls in Wien auf den. Häufeen haf⸗ 
tende Einlsſung ( Neluigion.) der Naturalhofquar⸗ 
tiere, als eine den Hausinhabern vom Staate 
auferlegte Buͤrde, wird kuͤnftig nach. eben dem 
Maaßſtabe, welcher zur Erhebung der Haͤlſer⸗ 
ſteuer angenommen: wird, naͤmlich nach den Zins 
ertrag, auf alle inner den Linien beute 
Häuſer vertheilet werden. N ö 

N ö Da 


Da es demnach von Entrichtung der fur ker 
des einzelnes Haus bedungenen Einloͤſungsbetraͤge 
ganz abkommt, ſo haben die Hausinhaber von 
denienigen Wohnungen, welche ehemals zum Hofe 
quartiere beſtimmt waren, ſo wie von den uͤbri⸗ 
gen Wohnungen, den ganzen Zinsertrag, ohne 
allen Abzug, zugleich iedoch die ihnen allenfalls 
bewilligten Freiiahre, oder den Betrag der erleg— 
ten Einloſungskapitalien , anzugeben „ damit 
bei Vertheilung derienigen Summe, welche dem 
Staate aus der Einloͤſung der Hofquartiere zu— 
gefloſſen iſt, auf dieſe die gehoͤrige Ruͤckſich ger 
nommen werde. 


8. 158. 


Wenn iemand mit der Ortsobrigkeit, mit 
den Landesſtaͤnden, ſelbſt auch mit der landes- 
fuͤrſtlichen Kammer einen Vertrag geſchloſſen haͤttez 
vermoͤg deſſen er gegen Entrichtung einer Relui— 
zionsſumme, von allen oͤffentlichen Abgaben ent= 
bunden worden wäre, fo hat er darum nicht we— 
niger die ſiſtematiſirte Steuer, von welcher kein 
Vertrag eine Befreiung geben kann, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht und Ausnahme zu entrichten. Doch ſteht 
ihm frei, ſich, der Entſchaͤdigung halber an denieni⸗ 
gen zu halten, welcher das a 
empfangen hat. | 


6. 16. 


S. 16. 


Oie Steuerbefreiung, welche nach der beſtehen⸗ 
den Vorſchrift derienigen, ſo neue Haͤuſer erbau⸗ 
en, oder bei alten, Hauptverbeſſerungen vorneh⸗ 
men, ertheilet worden ſind, bleiben bis zum Aus⸗ 
gang der bewilligten Freiiahre in voller Kraft, 
Auch kann in Zukunft von beſagter Vorſchrift, 
wie ſoche in ieder Provinz in Uibung iſt, fuͤr die 
darin ausgedruͤckten Faͤlle noch ferner Gebrauch 
gemacht werden. Kommen aber neue Faͤlle vor, 
für welche entweder uberhaupt, oder nur in die- 
fer oder iener Provinz keine beſtimmte Vorſchrift, 
beſteht, ſo wird den politiſchen Länderſtellen das 
Befugniß eingeräumt, die Steuerbefreiung derie— 
nigen, welche neue Käufer erbauen, dergeſtalt 
feſtzuſetzen, daß die kuͤrzeſte auf 3 Jahre beſchraͤn⸗ 
ket, die laͤngſte auf 12 Jahre erweitert, in der 
Beſtimmung der mehreren oder wenigeren Frei 
iahre ſelbſt aber nur auf die Groͤſſe und Koſtbar⸗ 
keit des Bques, und auf das Lokalbeduͤrfniß 
der Bedacht genommen, und durch die Steuer- 
befreiung derienigen Gattung von Gebaͤuden, an 
deren Daſein einer Probinz am meiſten gelegen iſt, 
auch die meiſte Ermunterung gegeben werde. 
Uibrigens werden für dieienigen Länder oder Orts 
ſchaften, wo bisher keine ordentliche Haͤuſerſteuer 
beſtand, aber andere öffentliche Abgaben auf die 

Haͤn⸗ 


Böäfie gelegt waren, die in Anſehung der letz⸗ 
| unbewillgten Freiiahre nun auch die neue, 
i beral gleich einzufuͤhrende Steuer von dem Zins“ 
etlrage der Haͤuſer, e 


$. 17. 


Wie überhaupt bei Steuern vom Grundei⸗ 
a hume auf den Umſtand: Ob der Beſit frei, 
mit Dienſtpflichten, emphiteutiſchen Zinſen, 
hegebuͤhren, Urbarial - und Grunbbuchsforde⸗ 
ingen , mit Gemeindelaſten, und dergleichen be⸗ 
ſwert ſei, nicht geſehen, ſondern bie Staats- 
rbefüng an den Grundeigenthume ſelbſt gegruͤn— 
t wird, ſo iſt auch der Nutzgenuß von Haͤu⸗ 
en) ohne Bedachtnehmung auf die darauf hafe⸗ 
nden Laſten anzuſchlagen. 


H. 18. 


Nach den bisher erklaͤrten Grundfägen iſt 
junmehr ſogleich die Beſchreibung aller Haͤuſer, 
ind die Angabe des Zinsertrages vorzunehmen. 


Die Beſchreibung wie alles uͤbrige, was auf 
biefen Gegenſtand Beziehung hat, wird unter 
der Leitung der Steuerregulirungsoberkommiſſio⸗ 
nen durch die Obrigkeiten, welche dem Steuerre⸗ 

f | gu⸗ 


ro, & 


Nr 2. 2 


gulirungsgeſchaͤfte vorſtehen, in Abtheilung 
nuch der zu dieſem Geſchaͤfte zuſamme ngeſetzten he 


meinden, bewerkſtelliget. 


Dieſe Beſchreibung wird BR dem ihn 
unter Nro. 1 mitgetheilten Formulare einge, 
tet; und find darin alle in dem Umfange der 5. 
meinde befindlichen Haͤuſer nach der Ordnung be 
Konſkripzionsnumern mit einer kurzen Bericht 


nung: Ob und warum das Haus zur Verſtue⸗ 


rung geeignet ſei, oder e aufzufuͤhren. 


Die Verläßlichkeit der e de 
ſchreibungen, ‚vorzüglich aber die beigedridet 
Erkenntniſſe über die Steuerpflicht, werden. 51 
den zum Steuerregulirungsgeſchaͤfte beſtellen 
Unterkommiſſtonen gefliſſentlich durchgegangen. und 
gepruͤfet werden. 


So bald die Haͤuſerbeſchreibung vollendet 


iſte, ſchreitet die Obrigkeit zur Erhebung dis 


Zinsertrages und der auf Erhoͤhung oder Veh 
minderung deſſelben ſich beziehenden umſtäͤnde 
worinn die eigenen Angaben (Fattirungen) der 
Beſitzer zum Grund gelegt, und ſammt der ob⸗ 


sigfeitlihen Berichtigung (Adiuſtirung) in eine 


Tabelle, wie ſolche das Formulare Nro. 2 vor⸗ 


ſchreibt, zuſammengetragen werden. Damit ie 


doch 


ach bieſe Arbeit bei Magiſtraten in groͤfferen Seäs 
nicht zu ſehr gehaͤufet werde, haben die 
üsinhaber in groͤſſeren Städten ihre Angaben 


debei der Faſſionseinſammlung vorzulegen, ws 
be dann in Ruckſicht auf Ordnung und Deatlihe 
fin geprüfet, mit dem beizubringenden Finsquit⸗ 
hingen verglichen, und in das Saffionsformulare 
Fro; a Übertragen werden ſollen. 


$. 19. 


Bei ber burch die leitende Obrigkeit oder 
ſhre bevollmächtigten Stellvertreter vorzunehmen⸗ 
N Einſammlung und Beurtheilung der Angaben 
GSafionen ) haben Richter, Geſchworne und 
Jusſchußmaͤnner einer ieden Gemeinde ihr Amt 
nach der Vorſchrift des Patents vom 20. April 
2785 und zwar nach den §§. 4 bis 7 der dazu 


gehst: gen Belehrung, zu, handeln, und nach 


price aller Bevortheilung auf das forgfältigfie 
vorzubeugen. 


$. 20. 


Diͤe Einſicht in die Haͤuſerbeſchreibung und 
in die uͤber den Zinsertrag abgelegten Angaben 


muß jed erman zu allen Zeiten frei und offen ſtehen⸗ 
Wenn 


ch dem Formulare Nro. 3 ſelbſt zu verfaſſen, 2 


Nro. 3. 


wodurch entweder ein Theil des 1 
ſes, oder ein ganzes Haus, welches zur 0 
ſteuerung geeignet iſt, der allgemeinen Beleg 
entzogen worden, fol demienigen, der die Auf 
macht und beweiſet, eine. verhaͤltnißmäſſige del 
hnung ertheilet werden: naͤmlich der Zins betrag 
ganzen Hauſes, falls fuͤr daſſelbe die Befreiung i 
der Steuer widerrechtlich und gegen die in den fit 
erſten §§. erklaͤrte Vorſchrift wäre erhalten wil 
den; ee wenn Die u! nur die . 


3 2 


ren für den ganzen "Zeitraum , Buch =. 
Betrug fortgeſetzt wurde. Den Betrag hakı 0 
Eigenthuͤmer zu erlegen, auſſer dem aber dil 
doppelte Steuer in die Staatskaſſe nachzutragen, 


$. 21. 


Die Haͤuſerbeſchreibung wird von Jaht ii 
Jahr, ie nachdem ſich die Anzahl ber on 
vermehrt oder vermindert, und nach dem Maſſe 
als einige der ſteuerfreien Haͤuſer in die Eigen⸗ 
ſchaft der ſteuerbaren, oder aus dieſer in ien 
üͤberrreten, nur durch Zuſätze und Nachtraͤge bes 
sichtiget ,„ ohne daß es noͤthig iſt, ſolche immer 

von 


don neuem zu verfaſſen. Dagegen macht es die 
Wandelbarkeit „ welche mit einer ſich nach dem 
äbwechſelnden Zinsertrag richtenden Skeuer ver— 
bunden werden muß, zur Nothwendigkeit, daß 
die Bekenntniſſe des Zinsertrages von Jahr zu 
Jahr mit Ordnung und Verlaͤßlichkeit erneuert 
werden, wobei iedoch, wenn mit den Wohnun⸗ 
gen ſelbſt und ihrer Eintheilung, oder mit den 
wohnenden Partheien und mit den bei der vor— 
ausgegangenen letzten Fatirung angezeigten Zinſen 
keine Veränderungen vorgefallen ſinb Cals welche 
immer einzeln ausgewieſen werden müſſen ) ge: 
nug, daß der Inhaber die alten bereits berichtigs 
ten Beträge ſummariſch anfuͤhrt. 


§. 22. 


Wie viel von bem der Verſteuerung ünter⸗ 
liegenden Zinſe als Abgabe zu entrichten feier 
wird nur erſt beſtimmt werden koͤnnen, nachdem 
das Ganze des Haͤuſerertrages erhoben fein wird 


5. 23. 


Bei immer zunehmender Bevoͤlkerung wird es, 
ſich vielfältig ergeben, daß fruchttragende Gruͤnde, 
welche bei der Grandausmeſſung und Fattirüung 
den Faſſionsbächern eingeſchaltet worden find, 
günfzehnrer Band. S | durch 


vurch darauf erbaute neue Häufer der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Benuͤtzung entgehen. 


Da die ſchon vorhandenen, zur Landwirthe 
ſchaft gewidmeten Haͤuſer keiner Belegung unter 
liegen, ſo folgt, daß auch der Antheil, welchen 
kuͤnftig neue Haͤuſer von der naͤmlichen Eigen 
ſchaft auf nutzbaren und Grundſteuer angeſchlage⸗ 
nen Gruͤnden einnehmen werden, von dem Grund— 
ſteuerbetrage zu entheben ſei. Nachdem aber die 
auf eine ganze Gemeinde ausfallende Steueraus⸗ 
ſchreibung, ieder geringen Veränderung wegen; 
nicht abgeändert werden kann, fo hat die. Ges 
meinde den auf ſolche Art ſich zeigenden Abgang 
bei der Ortsſubrepartizion unterzutheilen, und ſo 
lang zu übertragen, bis bei der naͤchſten Reviſton des a 
Kataſters alles wieder in genauere Ordnung der 
bracht wird. | 


Bei Häuſern hingegen, die ihrer Beſtimmung 
gemäß zu den ſteuerbaren gehören, hat der Eis 
genthuͤmer, inſofern ihm Freiiahre bewilliget wer— 
den, und folang dieſe dauern, die auf dem Grun— 
de vorhin haftende Grundſteuer noch ferner zu 
entrichten. Wenn aber nach Verlauf der Frei— 
jahre die Zinsverſteuerung eintritt, fo iſt der 
Betrag der Grundſteuer, welcher noch ferner da- 
hin gewidmet bleibt, von dem Betrage der Zins⸗ 

ſteuer 


ſteuer ſo lang abzuſchlagen, und dem Hauseigen⸗ 
thümer zu Guten zu laſſen, bis eine erfolgende 
Reviſton Gelegenheit gibt, den Grundertrag von 
dem Haͤuſerertrag abzuſondern. 


§. 24. 


Die neue Haͤuſerſteuer ſoll nicht eher, als 
zugleich mit der neuen Grundſteuer ihren Anfang 
nehmen, wozu der Tag durch eine beſondere Ver⸗ 
ordnung angekuͤndiget, und zugleich die Art 
wird vorgeſchrieben werden, wie mit der bishe— 
rigen Haͤuſerverſteuerung der Abſchnitt zu machen 
if, Big dahin und bis zu Einfuͤhrung des neuen 
Steuerfuſſes hat es uͤberhaupt bei dem alten fein 
Bewenden. 


$, 25. 


librigens iſt der ganze Betrag der Haͤuſer⸗ 
ſteuer in Zukunft ganz zu einem Fond gewidmet, 
woraus die an der neuen Steuerregulirung Theil 
nehmenden Provinzen nach Maß der ſich an Grund⸗ 
ſtuͤcken und Haͤuſern ergebenden Feuer - Wetter - und 
| Waſſerſchaͤden die Verguͤtung zu empfangen haben: 
dagegen dieienigen Summen, welche aus der bis— 
herigen Haͤuſerſteuer dem Aerarium zugefloſſen ſind, 
S 2 in 


Erinne⸗ 
rung wege 
des klaſſen⸗ 
meſſtige, 1 
Stempels 
be: ven 
Zinsqutit 
tungen, 


welche den ? 


eren in 
Betreff der 
Haäuſer- 
firuer ein⸗ 
zuretchen⸗ 
den ns- 
feffionen 
betzuiegen 
find, 


in der künftigen Grundſteuer mitbegriffen ſeir 
werden. 


Patent Wien den 1. September 1788 


Dem 16. §. des 3 Häüferfteuers 
patents vom 1. September d. J. zu Folge find 


die erſten Zinsfaſſionen mit den i 
zu belegen. 


Da dieſe Quittungen von den Obrigkeiten, 
welche dem Stenerregulirungsgeſchaͤfte vorſtehen, 
ihren aus den Individualfaſſionen zu verfaſſenden 
Tabellen nicht beigelegt werden koͤnnen, ſondern 
den Mietpartheien unumgaͤnglich zurückzuſtelen 
ſind, folglich nur auf die eigene Aufmerkſamkeit 
der Obrigkeiten das Vertrauen geſetzet werden. 
muß, daß fie auch auf den klaſſenmaͤſſigen Stem⸗ 
pel dieſer Zinsquittungen bedacht ſein werden : ſo 
werden dieſelben ausdruͤcklich erinnert, keine Faſ— 
fionen, ohne daß fie mit den Zins quittungen we— 
nigſtens von Georgi 1787 bis Georgi 1788 belegt 
ſind, anzunehmen, und dabei unter eigener pa⸗ 
tentmaͤſſiger Haftung zu wachen, daß der klaſ⸗ 
fenmäffige Stempel genau beobachtet werde. 


„Hofdekret vom 20. November, kundgemacht in Böhr 
men den 4. Dezembre 1788. 


zwei⸗ 


Dritte Fortſetzung 

der | 2 
Geſetze und Verfaſſungen im Juſtiz⸗Fache 
| | unter | | - - 
| Seiner jegt regierenden Majeftät Kaifer Franz. 


Von dem Jahre 1804 bis 181. 


— 
vom Jahre 1808. 47 
Kreisamte nahmhaft zu machen, und eben ſo die mit den Perſonen der 
Paͤchter oder Beamten vorgehende Veraͤnderung dem Kreisamte jedes 
Mahl anzuzeigen. N 


719. 
Hofkanzley-Decret vom gten März 1805, an das koͤnigl. Boͤhmiſche 
Landes-Gubernium, einverſtäͤndlich mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle. 


Un der koͤnigl. Hauptſtadt Prag einen allgemeinen Maßſtab an die Hand 
zu geben, nach welchem ſich bey Aufkuͤndigung und Raͤumung der Woh⸗ 
nungen, Zimmer, Gewoͤlbe, Keller, Staͤlle und dergleichen zu beneh⸗ 
men iſt, wird Folgendes hiermit verordne: 8 

1) Innerhalb des Burgfriedens dieſer koͤnigl. Hauptſtadt fl die 
vierteljaͤhrige Aufkuͤndigung (wenn nicht durch einen Beſtand⸗ Contract 
ein kuͤrzerer, oder laͤngerer Termin bedungen worden iſt), jedes Mahl 
laͤngſtens binnen 14 Tagen geſchehen, naͤhmlich: 

a) Jene von Lichtmeſſe bis Georgi, binnen 14 Tagen nach Lichtmeſſe, 
das iſt bis 15ten Februar; 

b) Jene von Georgi bis Jacobi, binnen 14 Tagen nach Georgi, daa 
iſt bis 7ten May. 


) Jene von Jacobi bis Galli, binnen 14 Tagen nach Jacobi, das 


iſt bis 7ten Auguſt, und endlich 

d) Jene von Galli bis Lichtmeſſe, binnen 14 Tagen nach Galli, 
das iſt bis egten October, und daher ſollen die Aufkündigungen, welche 
nicht binnen dieſer feſtgeſetzten Zeitfrift, fondern etwa erſt den ı6ten Fe— 
bruar, 8ten May, dten Auguſt, und Zoten October geſchehen ‚nicht mehr 
angenommen, ſondern für ganz ungültig gehalten werden. 5 

Nach ſolcher Geſtalt geſchehener Aufkuͤndigung, und nach verſtrichenem 
Lichtmeſſe⸗, Georgi, Jacobi⸗, Galli⸗Tage hat der ausziehende Beſtand⸗ 
mann (er moge mit was immer fiir einem Charakter bekleidet ſeyn), bin⸗ 
nen den naͤchſten acht Tagen mit Raͤumung eines Theiles ſeiner Wohnung 
den Anfang zu machen, und der einziehenden Partey zur Unterbringung 
einiger ihrer Effecten, einen hinlaͤnglich ſchickſamen Platz einzuraͤumen, 
dann ſoll nach ganz verfloſſenen 14 Tagen die Wohnung vollſtaͤndig 
geleeret und uͤbergeben werden. 

So fern aber binnen acht Tagen nach Lichtmeſſe, das iſt den noten Fe— 
bruar z binnen acht Tagen nach Georgi, das ift den zten May; binnen acht 
Tagen nach Jacobi, das iſt den 2ten Auguſt, und endlich binnen acht 
Tagen nach Galli, das iſt den 24ten October, der neu einziehenden 
Partey zur Unterbringung ihrer Effecten kein hinlaͤnglicher Platz von der 

Me 


den qten. 


— ns 
vom Jahre 1805. 49 
— — . —ĩ— 
(worunter jedoch der Tag der Zuſtellung des Urtheiles, und der beyge⸗ 
brachten Beſchwerde nicht gerechnet werden ſoll) zu nehmen, und ſeine 
Beſchwerde mit Auslaſſung aller zur Hauptſache nicht dienlichen Ein⸗ 


würfe ohne Wiederhohlung deſſen, was ſchon bey den Nothdurftshand⸗ 


lungen in erſter Inſtanz vorgekommen, nach moͤglichſter Kürze beyzu⸗ 
bringen, ſohin ſeine Beſchwerdſchrift dem Richter erſter Inſtanz zur 
ungefäumten Einbegleitung der verhandelten Acten, und der Beweggründe 
ſeines Urtheils an das Appellations⸗Gericht einzureichen, bevorſtehen. 
) Damit die gedachten vorgeſchriebenen Termine genau beobachtet 
werden, wird verordnet: daß ſowohl die in erſter Inſtanz wider die 
geſchehene Aufkündigung einzureichenden Einwendungen, als auch die an 


das koͤnigl. Appellations⸗Gericht zu verfaſſenden Beſchwerdſchriften mit 


den Worten: in Ausziehungsſächen, don außen bezeichnet, und 
die dazu beſtimmten Tage und Zeit für beſtaͤndig fortlaufend gehalten 
und verſtanden werden ſollen, dergeſtalt, daß im Falle der zur Eintei⸗ 
chung der Beſchwerde wider die geſchehene Aufkuͤndigung vorgeſchriebene 
Tag in die Ferien fiele (nur allein die Sonn- und gebothenen Feyertage 
ausgenommen), die Parteyen dergleichen Anbringen dennoch zur weiteren 
Vorkehrung an die Behörde um fo gewiffer zu überreichen haben werden, 
gehalten ſeyn ſoll. N * Ei 
Wenn von dem koͤnigl. Appellations⸗Gerichte das Urtheil der erſten 
Inſtanz nicht beſtaͤtiget worden, ſo ſteht dem ſich durch das Urtheil des 
koͤnigl. Appellations- Gerichtes beſchwert achtenden Theile, ſtatt der 
Reviſion, der weitere Recurs an die kaiſerl. koͤnigl. oberſte Juſtizſtelle 
bevor, wobey ſich rüͤckſichtlich der Friſten und des ſonſtigen Verfahrens 
durchgehends in jener Art zu benehmen iſt, wie bey dem Recurſe an das 
koͤnigl. Appellations⸗Gericht hier oben vorgeſchrieben worden if." “u 
3) Alle hier vorerwähnte Verordnungen welche ſich auf die inner⸗ 
halb des Burgfriedens der köͤnigl. Hauptſtadt Prag liegenden Viertel 
erſtrecken, ſind nicht allein auf die Aufkündigung der Wohnungen und 
Zimmer; ſondern auch in Hinſicht auf die vorgeſchriebene Zeit und Art 
der Aufkündigung, dann des bey entſtehendem Streite vorgeſchriebenen 
Verfahrens, und der hierbey zu. beobachtenden Friſten, auf die Keller, 
Ställe, und was immer dergleichen in Beſtand verlaſſen werden kann, 
zu verſtehen. WR; 


Dritte Fortſetzung. 3 N 


3 


als im Widrigen ein ſolches Anbringen ohne alle Ausnahme für unguͤltig 


1805. 


Maͤrz. 


1805. 
Marz. 


—— 
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ausziehenden Partey geraͤumt waͤre; ſo wird noch an demſelben Tage 
auf Anlangen der richterliche Beyſtand, mit Zuziehung der Wache zur 
Raͤumung eines ſchickſamen Platzes ertheilet werden, weiches auch in 
jenem Falle zu verſtehen iſt, wenn nach den ganz verfloſſenen 14 Tagen, 
naͤhmlich zu Lichtmeſſe am ı5ten Februar, zu Georgi am 7ten May, 
zu Jacobi am „ten Auguſt, und zu Galli am 29ten October die Woh— 
nung nicht vollſtaͤndig geraͤumt waͤre. 

2) In Ausziehungs-Geſchaͤften wird für die Stadt Prag der Prager 
Magiſtrat, ohne Ruͤckſicht auf die Eigenſchaft des Hausbeſitzers und 
des Miethers, und ohne Ruͤckſicht auf die Real-Gerichtsbarkeit, welcher 
das Haus unterſteht, zu nehmen, als competenter Richter in erſter Be⸗ 
hoͤrde beſtellt. 

3) Damit man aber bey Gerichte darüber, daß die Aufkuͤndigung 
wirklich geſchehen ſey, verſichert ſeyn moͤge, ſo ſoll eine jede Aufkündi⸗ 
gung, es moͤge der Beſtandverlaſſer ſeinem Beſtandinhaber, oder dieſer 
jenem aufgekuͤndigt haben, entweder durch eine ſchriftlich ausgeſtellte Be- 
ſcheinigung desjenigen, dem aufgekuͤndigt worden iſt, oder durch einen 
Schein uͤber die geſchehene gerichtliche Aufkuͤndigung alſo gewiß darge- 
than werden, als im Widrigen eine andere Aufkuͤndigung, wenn fie gleich 
durch Zeugen, oder in andern Wegen bewieſen werden ſollte, nicht für 
gültig angeſehen, ſondern verworfen werden ſoll. 

2) Wenn nun die Aufkündigung vorerwaͤhnter Maßen rechtsbeſtaͤndig 
dargethan worden, ſo wird hiermit weiters verordnet: daß im Falle jene 
Partey, welcher aufgekündigt worden iſt, ein Recht zu haben vermeinte, 
ſich der ihr geſchehenen Aufkuͤndigung zu widerſetzen, dieſelbe ihre Einwen⸗ 
dung dagegen am vierten Tage (welches mit Ausſchließung des Tages, 
an dem die Aufkündigung geſchehen, zu verſtehen ift) um fo gewiſſer bey— 
bringen ſoll, als widrigens eine ſolche Einwendung nicht mehr gehoͤrt, 
ſondern der Aufkuͤndigung ohne weiteren Statt gegeben werden ſoll. 

5) Wenn aber eine ſolche Einwendung binnen den beſtimmten vier 
Tagen vorgeſchriebener Maßen eingereicht worden iſt; fo ſoll hierauf eine 
Tagſatzung mit dem Anhange beſtimmt werden, daß ſich beyde Theile da— 
bey um ſo gewiſſer einfinden ſollen, als ſonſt von Amts wegen erkannt 
werden würde, was Rechtens iſt, wo alsdann das dießfalls ergangene 
Urtheil noch am naͤhmliche Tage den beyderſeitigen Parteyen vom Gerichte 
zugeſtellet werden ſoll. 

6) Falls aber ein oder der andere Theil durch ein ſolches ergangenes 
Erkenntniß beſchwert zu ſeyn vermeinte, ſoll keine Appellation hieruͤber 
geſtattet ſeyn, jedoch demſelben den Recurs an das koͤnigl. Appellationgz 
Gericht, und zwar ungehindert der etwa einlaufenden Ferien laͤngſtens 
binnen den naͤchſten ſechs Tagen, von der Zeit des zugeſtellten Urtheiles 
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Wien, 1819. 
Bey J. G. Nitter v. Mösle ſel. Witwe, 
am Graben, Nr. 1219, 
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Nro. 318. 
Patent vom 25. December 1817, 
Einfuͤhrung eines neuen Grundſteuer Syſtems⸗ 
Wir Franz der Erſte ic. ꝛe, 


In Erwägung der Mißverhaͤltniſſe, welche bey der 
Umlegung der Grundſteuer nach dem beſtehenden Maß. 
ſtabe der Vertheilung für ganze Provinzen, Kreiſt, Diſtricte 
und Gemeinden, wie fuͤr einzelne Contribuenten hervor— 
gehen, haben Wir nach der reifeſten Erwägung dieſes Miß⸗ 
ſtandes, und der zweckmaͤßigſten Mittel ihm abzuhelfen, 
den Entſchluß gefaßt, in Unſeren ſaͤmmtlichen Deutſchen 
und Italieniſchen Provinzen ein in feinen Grundſaͤtzen 
billiges, und in ſeiner Anwendung feſtes Syſtem der Grund— 
ſteuer in Ausfuhrung zu bringen. Unſere leitenden Ge⸗ 
fichtspuncte bey dieſem allgemein nuͤtzlichen Unternehmen 
waren: die Anwendung des Begriffes der ſtrengſten Ge⸗ 
rechtigkeit, die vorzuͤglich durch eine richtige Ausmaß der 
Grundſteuer bedingte Aufmunterung der Landescultur, 
und die moͤglichſte Beförderung ihrer heilſamen Fort- 
ſchritte. 

Wir befehlen demnach: N 

$. 1. Der Grundſteuer unterliegen die Nutzungen 
von Grund und Boden, und jene von Gebäuden. 

§. 2. Als eigentliche Grund- Nutzungen werden des 
Grundſteuer einbezogen, alle productiven Oberflächen der 
Erde, im Verhaͤltniſſe der zu Geld veranſchlagten Pro⸗ 
ducte, welche fie bey Anwendung des gewöhnlichen Flei⸗ 
ßes einbringen konnen. 


§. 3. Als Nutzungen von Gebäuden werden der 
Grundſteuer einbezogen: der Ertrag, welchen die Area, 
die das Gebaͤude einnimmt, im Wege der Urproduction 
abwerfen kann, wenn fie in ſolcher benuͤget wurde, und 
der Zins, den das Gebaͤude ſelbſt trägt, oder zu tragen 
vermag. 
| 9. 4. Die Grundſteuer wird nach dem reinen Extra⸗ 
ge bemeſſen und angelegt. 


J. 5. Wir erklaren als reinen Grundertrag, das Er⸗ 
traͤgniß, welches der Grundbeſttzer von jeder ihm angehd⸗ 
rigen productiven Oberfläche nach der dermahligen Cul— 
turs⸗Gattung, bey Anwendung der gemeindeuͤblichen Culti⸗ 
virungsart in Jahren gewoͤhnlicher Fruchtbarkeit beziehen 
kann, nachdem die nothwendigen und gemeindeuͤblichen 
Auslagen auf Bearbeitung des Bodens, Saat, Pflege 
und Einbringung der Producte in Abſchlag gebracht wor⸗ 
den ſind. 

S. 6. Bey den Gebäuden u auf die nothwendi⸗ 
ge Unterhaltung derſelben, und auf den im Verlaufe ei⸗— 
ner beſtimmten Zeit ganz oder zum Theile zu Erunde ges 
henden Capitalswerth, durch einen verhältnigmägigen Ab⸗ 
ſchlag Ruͤckſicht genommen, und dadurch der reine Ertrag in 
die Verſteuerung gezogen. 

$. 7. Die Ausmittlung des reinen Grund und Haͤuſer⸗ 
Ertrages erfolgt im Wege der oͤkonomiſchen Vermeſſung 
und Mappirung, und der Schaͤtzung. 

$. 8. Die Vermeſſung haben eigene, wiſſenſchaftlich 
gebildete, und practiſch geuͤbte Feldmeſſer aus dem Mili— 
taͤr⸗ und Civil⸗Stande vorzunehmen. 


6. 9. Es wird im Wege derſelben für jene Gemeinde 
eine eigene Mappe verfaßt, in welcher ihr Umfang, ihre 
Begraͤnzung, und jede einzelne inner derſelben gelezene 
Grundflaͤche nach Verſchiedenheit der Culturs⸗ Gattung, der 
Perſon des Eigenthümers, der natuͤrlichen oder kü inſtli⸗ 
chen Begraͤnzung, in der topographiſchen Lage, Figur, 
und in dem angenommenen Maßſtabe bildlich darge⸗ 


ſtellt iſt. 


8. 10. Die Schaͤtzung werden eigene mit den Local⸗ 
und dconomiſchen Verhaͤltniſſen des Diſtrictes, für wel 
chen ſie aufgeſtellt find, genau bekannte, in der practi⸗ 
ſchen Landwirthſchaſt unterrichtete, durch Rechtlichkeit und 
Unbefangenheit erprobte Eommiffäre vornehmen. 

$. 11. Es wird dabey nach den Beſtimmungen des 
4., 5., und 6. §. vorgegangen und ausgemittelt: in wie viele 
Claſſen ſich die Grundflaͤchen jeder Culturs-Gattung, nahm; 
lich des Acker-, Wies⸗ und Wein⸗Landes, der Weiden, 
Waldungen u. ſ. w. in dem Umfange der betreffenden Ges 
meinde, nach der natuͤrlichen Beſchaffenheit des Bodens 
unterſcheiden? Wie viel ein beſtimmtes Flaͤchenmaß jeder 
Culturs⸗Gattung und jeder Claſſe derſelben im Mitteldurch⸗ 
ſchnitte eines Jahres an den nach der gemeindeüblichen 
Cultivirungsart gewöhnlichen Producten einbringe, mel; 
cher bleibende mittlere Geldwerth derſelben in Metallmuͤn⸗ 
ze beygelegt werden kann? Wie hoch ſich der nothwendi⸗ 
ge Cultursaufwand im Gelde belaufe, und wie viel nach 
deſſen Abſchlag als reiner Ertrag eruͤbrige. 
N §. 12. Der für ein beſtimmtes Flaͤchenmaß jeder 
Culturs⸗Gattung und jeder Claſſe derſelben, nach den Bes 
ſtimmungen der vorhergehenden §. entworfene Tariff wird 
auf die einzelnen Grundflaͤchen jedes Grundbeſſtzers in der 
Gemeinde, im Verhaͤltniſſe des Flaͤchenmaßes, welches 


die Grundſtücke einnehmen, angewendet; nachdem jedes 
derſelben nach ſeiner Culturs⸗Gattung der Claſſe, die es 
betrifft, mit Ruͤckſicht auf die Lage und die Beſchaffen⸗ 
heit des Bodens angereihet worden iſt. 

9. 13. Die Gebäude werden durch Parification der 
Area uud durch die Ausmittlung des Zinsertrages, nach 


der individuellen Weſchaffenheit eines jeden, in die Shi: 
gung eee 
§. 14. Die Schätzung der Grundſtüce und der Ge⸗ 
baͤude wird ohne Ruͤckſicht auf die perſdnliehen Verpflich⸗ 
tungen ber Eigenthuͤmer oder Beſitzer gegen Dritte vorge— 
nommen, es moͤgen dieſe Verpflichtungen rein perſdnlich, 
oder auf der Realität hypothecirt ſeyn. 

Capitalsſchulden, Gelddienſt, Natural Abſtat⸗ 
tungs⸗Roboth⸗ und Zehentverbindlichkeiten, aus was im⸗ 
- mer für Titeln fie entſpringen, werden bey der Schaͤtzung 
des reinen Grund- und Hausertrages nicht berüͤckſich⸗ 
tiget. 5 
5. 15. Sowohl über die Vermeſfung und Mappi⸗ 
rung, als über die Schaͤtzung, erhalten die nit der Nus. 
fuͤhrung beauftragten Behoͤrden und Individuen eigene dei 
taillirte Inſtructionen, deren Beſtimmungen, fd weit es 
erforderlich iſt, durch eigene Eircular⸗ Verordnungen all⸗ 
gemein werden bekannt gegeben werden. 

6. 16. Die Neſultate der Vermeſſung ind Schaͤtung 
gekangen, bevor die Steuer nach ſölchen umgelegt wird, zur 
Kennt uniß der Intereſſenten, und es iſt dieſen unbenom⸗ 
men „ihre Einwendungen und Beſchwerden dagegen vör: 
zubringen ; welche gehoͤrt, unterſucht, ſo ferne fie ger 
gründet find, ausgeglichen, und zur definitiven Eutſchei⸗ 
dung gebracht werden. 


F. 17. Auf die nach Anhörung und Ausgleichung der 
vorgekommenen Reclamationen berichtigken Reſultate der 
Vermeſſung und der Schaͤtzung wird die jahrlich, nach 
den Beduͤrfniſſen des Staates, von Uns ausgeſprochene 
ulld poſtulirte Summe der Grundſteuer in der Art umge 
legt, daß jede Provinz, jeder Kreis, jeder Diſtrict, jede 
Gemeinde, und feder einzelne Sind: und Haus beſitzer 
vom Hündert des ausgemittelten reinen Ertrages einen der 
feſtgeſetzten Steuerſumme entſprechenden gleichen Antheil 
ats Gtundſtener an den Staat zu entrichten hat. 

g. 18. Die im Laufe der Zeit vorkommenden Veraͤn⸗ 
derungen in der Perſon des Beſttzers, und im Umfange des 
Beſitzthumes, werden aufgenommen, und in der Ark in 
Evidenz gehalten: daß die Anſotderungen der Grundsteuer 
immer an den wirklichen Befiger der Realitäten, auf 
ſie angelegt iſt, und im Berhaͤltniſſe ihres Umfanges ge⸗ 
ſtellt werden. N 

5.19. Bey eintretenden Elementar » Unfällen, welche 
das Object der Grundſtener für immer zerſtdren, naͤhmlich: 
bey Wegſchwemmungen, Verſenkungen von Grundſtücken, 
| bey Abbrennung von Gebäuden u. . w. erfolgt die Aus⸗ 
ſcheidung desſelben, und die Kufhebung der Abgabe. 

9. 20. Bey enitekenden Elementar ⸗ unſchlen, welche 
den der Verſteunerung unterliegenden reinen Ertrag zeit⸗ 
weiſe ganz, oder zum Theile verſchlingen „ werden zeit⸗ 
weiſe gänzliche, oder theilwefſe Srundſtener⸗ Nachlaͤſſe 
geſtattet. 


g. 21. Dagegen werden die neu zuwachſenden Objecte a 
der Grundſteuer, naͤhmlich: Allnoionen von Grundſtüͤcken, 
neu errichtete Gebaͤude u. ſ. w., mit Rückſicht auf die er⸗ 
forderlich Ermunterung zu landwirthſchaftlichen Verbe ſſe⸗ 
rungen, und zur Aufführung neuer Gebaͤude, der Ver⸗ 
ſteuerung einbezogen. 

WIV. Band. 


$. 22. Von der Grundſteuer finden nach der perſdnli⸗ 
chen Eigenſchaft der Grund⸗ und Hausbeſitzer keine Aus- 
nahmen Statt; doch ſollen davon losgezaͤhlet ſeyn: 

a) Alle Oberflächen, welche im Wege der Urpro— 
duction nicht benuͤtzet werden koͤnnen, als: unfruchtbare 
Gebirge, Steinfelſen, e Straßen, Flüſſe und 
Kanaͤle; 

b) eee e 0 lange ſie dieſe Beſtimmung 
haben; 

c) Staats⸗ Oebaͤude, Kirchen, Militär⸗ Kaſſernen 
und Spitäler. 
| §. 23. Ueberzeugt von der Rothwendigkeit und den 

vielſeitigen Vortheilen dieſer Einrichtung, iſt es Unſer Wil⸗ 
le, daß die Ausführung derſelben moͤglichſt beſchleunigt, 
und die zu Gebothe ſtehenden Mittel im vollſten Maße 
benuͤtzet werden. 
| G..24. Da jedoch der erforbertiche Aufwand an Zeit, 

Koſten und Huͤlfsarbeitern zu groß iſt, als daß damit 
gleichzeitig im ganzen Umfange Unſerer Deutſchen und Jtas 
lieniſchen Provinzen vorgegangen werden kann, ſo wollen 
Wir dieſelbe Länderweiſe vornehmen. | | 


6. 2 5. Wir behalten Uns vor, die Länder zu beſtimmen, 
ſo wie ſie an die Reihe der nach dieſen Grundſaͤtzen vor⸗ 
zunehmenden Regulirung der Grundſteuer zu treten Has 
ben, und die Behoͤrden bekannt zu geben, welchen die 
Leitung und die Ausfuͤhrung uͤbertragen wird. = 

$. 26. Um jedoch denjenigen Ländern, in welchen 
das Spſtem früher zur Ausführung gebracht wird, die 

Vortheile deſſelben noch vor der allgemeinen Ausgleichung 


in Beziehung auf die Vertheilung im Innern zuzuwenden, 
wird die dermahl im Ganzen angelegte Grundſteuer-Sum⸗ 
me im Innern der Provinz nach den Reſultaten der neuen 
Erhebungen umgelegt, die eigentlich ſtabile Quote fuͤr die 
Provinz im Ganzen aber erſt dann beſtimmt, wenn aus 
der Vollendung der Erhebungen in allen Provinzen das 
richtige Verhältniß derſelben unter einander hervorgegan⸗ 
gen iſt. ö 


Fortſetzung 


der 
von Joſeph Kropatſchek 
verfaßten 


Sammlung der Geſetze. 


Enthält 
die politiſchen und Juſtiz⸗Geſetze, welche 
unter der Regierung Sr. Majeſtät, Kaiſers Franz des J. 
in den ſämmtlichen k. k. Erblanden erlaſſen worden find, 
in | 


chronologiſcher Ordnung. 


Herausgegeben 
von 
Wilhelm Gerhard Goutta, 
k. k. Hof⸗Secretär. 
Ein und vierzigſter Band. 


Geſetze oom 1. Januar bis letzten Junius 1819. 


— 


138 


Wien, 


Wey J. G. Ritter v. Mösle ſel. Witwe, 
am Graben, Nr. 1144. ö 


Fortſetzung 


der 


von Joſeph Kropatſchek 


verfaßten 


Sammlung der Geſetze. 


Enthält 
die politiſchen und Juſtiz⸗Geſetze, welche 
unter der Regierung Sr. Majeſtät, Kaiſers Franz des BE 
in den fänmtlichen k. k. Erblanden erlaffen worden find, 


chronologiſcher Drönufla 8 


5 


Herausgegeben 


von a 


Wilheln Gerhard Onuttar 


k. k. Hof-Secretän | 
Sechzehnter Fortſetzungs⸗Band. 


Geſetze vom 1. Januar bis letzten Junius 1819. 


inn 


16 5 „„ . 
ö 14373 
K. K. 7 8 8. 


| Wien, 1821 
Ben J. G. Ritter v. Mösle ſel. Witwe, 
am Graben, Nr. 1144. 


5 


Nro, 47, 


Minifterial - Schreiben vom 14. Februar 1819 an 

die Länderchefs in Galizien, Böhmen, Mähren 
und Schlefien, Inner⸗Oeſterreich, ob der Enns, 
Nieder⸗Oeſterreich. Kundgemacht in Steyer⸗ 
mark und Kärnthen am ı7., in Böhmen am 
23. März, in Mähren und Schleſien am 25. 
Aprill 1819. 

en von Grundſteuer⸗Nachlaͤſſen bey Elementar ⸗Un⸗ 

. Aaälllen. 

Seine Majeſtaͤt haben zur moͤglichſten Erleichterung 
derjenigen Contribuenten, welche durch Elementar⸗Unfaͤlle 
in den Stand einer ganzen oder theilweiſen Zahlungs-Un⸗ 
vermoͤgenheit verſetzt werden, zu geſtatten geruhet, daß bis 
auf weitere Anordnung, Nachlaͤſſe an der Grundſteuer 
(Contribution) nach folgenden. Grundſatzen gewaͤhrt werden 
duͤrfen: 

Erſtens. Auf Steuernachlaͤſſe haben ſowohl die 
Dominical⸗ als auch die unterthaͤnigen Grundbeſitzer in 
den weiter unten genauer bezeichneten Faͤllen von Elemen⸗ 
tar-Beſchaͤdigungen Anſpruch. 

Zweptens. Die Nachlaͤſſe finden Statt, an der 

ordentlichen Orundftener und an dem Zuſchuſſe. 


Drittens. Dominical-Grundbeſitzern werden bey Ele⸗ 
mentar-Beſchädigungen Steuernachlaͤſſe auf folgende Art zu 
Theil: 


a) Ein ganzjaͤhriger Nachlaß an der ordentlichen Steuer 
und an dem Zuſchuſſe, wenn es erwieſen iſt, daß der 
-Dominicale Grundbeſitzer die ganzjährige Fechſung und 
daruͤber, durch Elementar-Unfall verloren hat, und daß er 
außer dem gendthiget war, den unterthaͤnigen Grundbeſitzern 
des betreffenden Dominical⸗Koͤrpers wenigſtens die Hälfte 
ihrer einjährigen Urbarial⸗ und Zehentſchuldigkeiten, ohne 
irgend einen Entgeld nachzuſehen. 
5b) Ein halbjaͤhriger Nachlaß an der ordentlichen Grund⸗ 
ſteuer und an dem Zuſchuſſe, wenn der Dominical⸗Grund⸗ 
beſitzer die Hälfte der einjährigen Fechſung oder daruͤber, 
durch Elementar⸗Unfall verloren hat, und den zu den be⸗ 
treffenden Dominical-Koͤrper gehoͤrigen unterthaͤnigen 
Grundbeſitzern wenigſtens den vierten Theil der jaͤhrlichen 
urbarial⸗ und Zehendſchuldigkeiten ohne irgend einen 
Entgeld ebenfalls nachzuſehen genoͤthiget war. 8 
c) Ein ganzjähriger Nachlaß an dem Zuſchuſſe, wenn 
der Dominical-Grundbefiger durch Elementar⸗Unfall wenig⸗ 
ſtens eine ganzjaͤhrige Fechſung verloren hat, ohne daß er 
den zu dem betreffenden Dominical⸗Koͤrper gehörigen un⸗ 
terthänigen Grundbeſitzern an den jaͤhrlichen Urbarial⸗ und 
Zehentſchuldigkeiten eine den vierten Theil derſelben erreichen⸗ 
de Nachſicht unentgeldlich zuzuwenden bemüffiget war. 
Viertens. Unterthaͤnigen Grundbeſitzern werden 
Nachlaͤſſe an der Grundſteuer zu Theil, und zwar: 
3) Der ganzjaͤhrige Nachlaß an der ordentlichen 


Steuer und an dem Zuſchuſſe, wenn wenigſtens die ganz— 
jährige Fechſung, 


b) der Halbjährige Nachlaß an der ordentlichen 
Steuer und an dem Zuſchuſſe, wenn die Hälfte der Fech⸗ 
fung und darüber, oder das Haus ſammt den Wirth: 
ſchaſtsgebaͤuden durch Elementar- An zu Grunde gegan⸗ 
gen iſt. 

c) Ein ganzjaͤhriger Nachlaß an dem Zuſchuſſe allein, 
wenn der dritte Theil der jährlichen Fechſung und darüber 
oder das Haus allein, oder die Wirthſchaftsgebaͤude allein 
durch Elementar- Unfall betroffen worden find, 

Es verſteht ſich, daß die Beurtheilung der Elementar⸗ 
Beſchaͤdigung, und des derſelben entſprechenden Nachlaſſes 
ſich immer auf jedes als Sie beſonders ene 
Beſitzthum beziehe. 

Fuͤnftens. Die Steuernachläfie muͤſſen die Steuer⸗ 
pflichtigen, welche darauf unter was immer für einem 
Theil Anſpruch machen, ſelbſt anſuchen, und es liegt ih⸗ 
nen ob, alle jene Behelſe beyzubringen, und ſich den Uns 
terſuchungen zu unterziehen, welche abgefordert oder ein⸗ 
geleitet werden, um die Richtigkeit ihrer Angabe zu be- 
waͤhren. 

Sechſten s: Das Recht, Steuernachläſſe wegen er⸗ 
littener Elementar- Beſchaͤdigungen zu bewilligen, ſteht 
der Landesſtelle zu. 

Siebentens: Die gegenwärtigen Beftimmungen 
über Steuernachläffe treten vom 1. November 1818 für 
alle jene Faͤlle in Wirkſamkeit, welche von dieſem Zeitz 
puncte angefangen, eintreten, und einen gültigen Anſptuch 
auf Steuernachſichten geben. 

Achtens: Die bewilligten Nachlaͤſſe erfolgen in der 
Art, daß die nachgeſehenen Steuer-Quoten den betreffenden 
Steuerpflichtigen von der ne des Jahres abge: 
ſchrieben werden. 


Sollten ſich dabey die Falle ereignen „daß Steuer⸗ 
pflichtige, während die Verhandlungen ihrer Geſuche im 
Zuge find, die Steuer, deren Nachſicht fie ganz oder zum 
Theile erbethen haben, mittlerweile wirklich entrichteten; ſo 
wird in dieſen Zählen zwar keine Geld⸗Ruͤckzahlung erfol⸗ 
gen, es werden jedoch fuͤr die Contribuenten, welchen die 
Nachſichten zu Theil geworden ſind, Anweiſungen, die auf 
den nachgeſehenen Betrag lauten, ausgefertigt, und dieſe 
bey der Abfuhr der naͤchſten Steuer- Raten ſtatt Barem 
angenommen werden. 


zu ( 157 ) Deere 


Nro, 85. 


Hofkanzley⸗Decret vom 18. März 1819, an die 
 Rieder-Defterreichifche Landesregierung. Kund⸗ 
gemacht am 15. Aprill 1819. Ze 


Die Einkuͤnfte von den auf unbenuͤtzten Bauſtellen erbauten 
HBaͤuſern unterliegen der Claſſen-⸗Steuer. 


Bisher ſind zwar die Einkuͤnfte von den auf unbe⸗ 
nügten Bauſtellen erbauten Haͤuſern der Claſſen⸗Steuer nicht 
unterzogen worden. Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles 
wurde jedoch entſchieden, daß die in der hoͤchſten Entſchließung 
vom 21. Aprill 1817, und in dem hierüber erlaſſenen 
Regierungs⸗Circulare vom 16. Map 18 u1, ſich gruͤndende 
Befrepung der Eigenthuͤmer der auf noch unbenützten 
Stellen neu erbauten Häufer von der Claſſen⸗Steuer, hinſicht⸗ 
lich der von dieſen beziehenden Einkünften, lediglich auf 
den durch hoͤchſtes Patent vom 20. Auguſt ı 806 zugleich 


mit der Claſſen⸗Steuer ausgeſchriebenen ſechzig percen⸗ 
tigen Zuſchlag auf die Contribution von 
Realitäten ſich beziehe, welcher uneigentlich Claſſen⸗ 
Steuer genannt, und hieraus eine Befreyung von der 
Claſſen⸗Steuer gefolgert wurde, welche Befrepung jedoch 
nach der Erklarung des oben erwahnten Hofdecretes nur 
von dieſer 6opercentigen, bey Erſcheinung des Finanz⸗ 


Patentes aufgehobenen Realitaͤten-Steuer, nicht aber auf 
die Elaffen-Stener von denjenigen Einkuͤnften Beziehung 
hat, die von ſolchen neu erbauten Haͤuſern herkommen. 

Es haben hiernach fuͤr die Zukunſt, und zwar vom 
Jahre 18 9 an, alle Eigenthuͤmer ſolcher neu erbauten 
Haͤuſer die Elaffen. Steuer von dem Ertrage ſolcher Haͤuſer 
zu entrichten, und ſich hierüber nach der Vorſchrift des 
Patentes gehoͤrig zu ſatiren 


Nro. 86. 


Hofkanzley⸗Decret vom 19. März 1819, an ſaͤmmt⸗ 
liche Länderſtellen. Kundgemacht in Nieder: 
Defterreih am 9., in Oeſterreich ob der Enns 
am 13., in Mähren und Schleſien am 30. Aprill, 
im Küſtenlande am 15. May 1819. 


Wehoͤrde zur (areichung der Recurſe in Gewerbsſachen. 


Rach einer hoͤchſten Entſchließung vom 26. v. M., 
haben von nun an, in ſo ferne ſich dortlandes bis jetzt 
anders benommen worden ware, in Gewerbsſachen die 
Recurſe von den Unterbehoͤrden entweder unmittelbar, oder 
durch die Kreisämter an die Landesſtellen zu gehen, ohne 
daß den Kreisaͤmtern ein Erkenntniß in dieſem Geſchaͤfts⸗ 
zweige zuſtehen ſoll; jedoch kann ſich die Landesſtelle der 
Kreisämter zu Erhebungen und zur Einhohlung von Aus⸗ 


kuͤnften da, wo es ndthig ſeyn follte, auch in Gewerbs⸗ 
ſachen bedienen. 


Nro. 138. 


Miniſterial⸗ Schreiben vom 1. May 1819, an 
die Länder » Chefs in Galizien, Mähren und 
Schleſien, Inner -Oeſterreich, Oeſterreich ob 
der Enns, und dem Nieder-Oeſterreichiſchen 
Landmarſchall. Kundgemacht in Nieder-Oeſter, 
reich, in Steyermark und Kärnthen am 1, in 
Mähren und Schleſien am 7. May 1819. 


Einfuͤhrung des Grundſteuer » Proviſoriums. 


Um den Gebrechen einiger Maßen abzuhelfen, wel— 
che in dem dermahligen Maßſtabe der Grundſteuer liegen, 
und theils in der urſpruͤnglich fehlerhaften Conſtruction des 
Steuer- Kataſters, theils in den waͤhrend einer laͤngeren 
Zeit geaͤnderten Verhaͤltniſſen ihren Grund haben, geruht⸗ 
ten Seine Majeſtaͤt die Einführung eines Grundfteuerspros 
viſoriums anzuordnen, welches fo lange in Wirkſamkeit 
bleiben wird, bis durch das mit dem hoͤchſten Patente vom 
23. December 1817 deeretirte allgemeine Kataſter die blei⸗ 
bende Einrichtung erfolgen kann. 2 N 
8 In Beziehung auf dieſes Proviſorium werden Bine 
folgende Beſtimmungen zur allgemeinen ee und 
Nachachtung bekannt gegeben: 


H. 1. 


Der Grundſteuer werden einbezogen: 
A. Die eigentlichen Grundertraͤgniſſe. 

B. Die Nutzungen von Gebaͤuden. 
C. Die urbarial- und Zeheut⸗Genuͤſſe. 


2. 


Bey der Erhebung der eigentlichen Grundertraͤgniſſe 
werden die Reſultate der in Folge des hoͤchſten Patentes 
vom 20. Aprill 1785 vorgenommenen Vermeſſung der 
Grundſtücke und der Ausmittlung ihres Ertraͤgniſſes zur 
Grundlage genommen. 


$. 3. 

Dieſe Reſultate werden jedoch einer Berichtigung in 
Beziehung auf alle Veraͤnderungen unterzogen, welche ſeit 
jener Epoche in der Perſon des Grundbeſitzers im Umfan⸗ 
ge des Grund⸗Beſitzthumes und der Culturs⸗Gattung der 
Grundſtuͤcke vorgefallen ſind. | 


. 4. 

Die Gebäude, wenn fie nicht in Ortſchaften liegen, 
in welchen fie durchgehends für Zins ertragsfähig erklaͤrt 
werden, kommen im Wege einer Claſſification in die Ver⸗ 
ſteuerung, bey welcher die Verſchiedenheit des Bau-Mate⸗ 
rials, des Umfanges des Gebäudes und der dazu gehoͤ— 
rigen Nebengebäude, feine Beſtimmung, und der größe: 
ren oder geringeren Bevoͤlkerung des Ortes, i in dem fie ſec 
befinden, beruͤckſichtiget werden. 


§. 5. | 
Sind aber die Gebäude in Ortſchaften gelegen, in 
welchen fie als Zins ertragsfähig vorausgeſetzt werden, fo 
unterliegen ſte der Beſteuerung nach dem wirklichen oder 
möglichen Zinsertraͤgniſſe, jedoch mit billiger Ruͤckſicht auf 
die Koſten der Unterhaltung. | 


§. 6. 

Die Urberial- und Zehent⸗Bezuͤge werden im Wege der f 

eigenen Bekenntniſſe von den hierzu berechtigten Grund-, 
Berg⸗, Vogt» oder Zehentherren erhoben. 


| I 7. | 
Dieſe Bekenntniſſe find jedoch der Wahrheit treu und 
gewiſſenhaft abzulegen, ſie werden einer genauen Controlle 
nuter zogen, und ein in dieſen Bekenntniſſen verheimlichtet 
Urbarial- oder Zehent⸗Genuß darf in der Folge nicht mehr 
gefordert werden. 


§. 8. 

Die Erhebung der eigentlichen Grundertraͤgniſſe, die 
Claſſification der Gebäude, und die Erhebung der Haus⸗ 
zins⸗Ertraͤgniſſe haben unter der Leitung des Kreisamtes 
jene Obrigkeiten zu beſorgen, welche zur Ausfuͤhrung des 
Steuer⸗Regulirungs-Pakentes vom 20. April 17855 als 
leitende Obrigkeit aufgeſtellt waren. 

8. 9 · = 

Ihre Wirkſamkeit erſtrecket ſich auf den ganzen Um⸗ 
fang des Diſtrictes, welcher ihnen damahls zugewieſen 
war, es ſey denn, daß beſondere Verhaͤltniſſe eine N 
rung nothwendig machen. 

9. 10. 

Sie haben ſich nach den umſtaͤndlichen Inſtructionen 

zu benehmen, welche ihnen gleichzeitig zur zweckmaͤßigen 
Vollziehung dieſes Gefchäftes werden hinaus gegeben 
werden. N 


6, 31. | 
Die Bekenntniſſe über die Urbarial⸗ und Zehent⸗Ge⸗ 
nuüſſe haben die betreffenden Grundherrſchaften, Guͤlten⸗ 
und Zehentbeſitzer bey dem vorgeſetzten Kreis amte genau 
nach der Anleitung und in der Form zu überreichen, 
welche ihnen unter Einem bekannt gegeben werden wird, 
und dabey den feſtgeſetzten Termin eng einzuhalten. 


§. 12. 

Zur Vollziehung dieſer Beſtimmung wird eine eigene 
Provinzial⸗Commiſſion fuͤr den ganzen Umfang der Pro⸗ 
vinz in Wirkſamkeit treten, deren Anordnungen ſo wohl 
die Kreisaͤmter als auch die Bezirks⸗ und Grundobrig⸗ 
keiten, Magiſtrate und ſaͤmmtliche Inſaſſen zu befolgen 
haben. *) 
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Nro. 249. 


Verordnung des k. Böhmiſchen Gubermums vom 
4. Auguſt 1820. 
Erläuterungen in Hinficht der Einführung der nl, 
cations. Steuer. 
über die in Hinſicht der Einführung der Oebäube⸗ 
Claſſifications. Steuer geſchehenen Anfragen: 


1. Wie ſich zu benehmen ſey, wenn ſich bey einem 
Haufe außer dem Hauptgebäude auch Nebengebäude, zum 
Beyſpiel: die ſogenannten Auszuͤghaͤuſel oder ſonſtige 
Abtheilungen, z. B.: bey einem Schloße eine beſondere 
Wohnung für einen Wächter, die Dienerſchaſt ꝛc., unter 
der naͤhmlichen Conſcriptions⸗Nummer befindet? 

a. Wie es mit der Beſchreibung und Claſſification 
in jenen Ortſchaften gehalten werden ſoll, die aus Haͤu— 
fern und Unterthanen mehrerer Dominien beſtehen? ob jer 
des Dominium die ihm unterſtehenden Haͤuſer in die ta— 
bellariſche Beſchreibung aufzunehmen, und zur Steuer zu 
claſſificiren; oder ob das die Conſcription führende Dos 
minium alle Haͤuſer in einem Orte ohne Unterſchied, ob 
felbe in Bezug auf die Unterthaͤnigkeit zu diefem oder ei⸗ 
nem andern Dominium gehören, zu beſchreiben, und zu 
claffificiren habe? 


3. Ob unter dem Ausdrucke: Amtliche Ubicationen 
in dem 6. 9 der Inſtruetion bloß Amtskanzlepen, oder noch 
andere derley Beſtandtheile eines Hauſes verſtanden wer— 
den, und ob deren Freplaſſung unbedingt ſey? 

4. Ob die Waaren- und Speisgewoͤlbe nach dem 
fo eben bezogenen $. gleich den Küchen und Werkſtätten 
zu den ausgenommenen Beſtandtheilen gehoͤren? 

6. Wer in den Gebaͤude⸗Steuer⸗Claſſifications⸗Ta, 
bellen in der Rubricke: Hauseigenthuͤmer, bey den Pfarr— 
und Schulgebaͤuden als ſolcher angeführt werden fol? 

6. Ob der Ausdruck: Wohnungs: Abtheilungen, im 
Gegenſatze mit jenem: Wohnungs⸗Beſtandtheile, bey Anwen⸗ 
dung des b. 20 des Circulars vom 1. März 1820 und 
des §. 11 der Inſtruction gleich bedeutend iſt? werden 
den koͤnigl. Kreisaͤmtern in Folge Hofkanzley⸗Decrets vom 
24. Julius 18 20, und mit Beziehung auf das wegen 
Einführung der Gebaͤude⸗Steuer erlaſſene Gubernial,Cir— 
cular vom 1. Maͤrz 1820 folgende Erlaͤuterungen zur 
Wiſſenſchaft und Nachachtung mitgetheilt: 

Nebengebäude, welche Wohnungs-Beſtandtheile ent; 
halten, abgeſondert unter einem eigenen Dache beſtehen, 
aber nicht beſonders conferibirt, und unter eigenem Con- 
ſeriptions, Nummer aufgefuͤhrt ſind, muͤſſen boch der Claſ— 
ſification beſonders unterzogen, und dürfen in Ruͤckſicht 
ihrer Wohnbeſtandtheile nicht mit jenen des Hauptgebäu⸗ 
des vermiſcht werden. f | 

Solche Gebäude find in der Elaffificationd- Tabelle 
durch Buchſtaben zu unterſcheiden, und mit der Conſcrip⸗ 
tions-⸗Nummer des Hauptgebaͤudes zu bezeichnen, z. B. 
das Hauptgebaͤude: Herrſchaftliches Schloß 1. 


Nicht beſonders conferibirtes Wohngebäude: Beam; 
ten⸗Wohnung /. b | 

Nicht befonderd conſcribirtes Wohngebäude: Gaͤrt— 
ne» Wohnung ı /b zc. 2c. | 

Muß die Beſchreibung und Glaffification der Ge— 
baͤude in jenen gemiſchten Ortſchaſten, die aus Haͤuſern 
und Unterthanen mehrerer Dominien beſtehen, von jenem 
Dominium beſorgt werden, welchem die Conſcription im 
Orte zuſteht, und zwar für alle Gebäude des betreffen— 
den Ortes, ſie moͤgen was immer fuͤr andern Dominien 
einzeln angehören; weil ſonſt alle Evidenz und Controlle 
bey der Erhebung des Objects verlohren ginge, oder 
wenigſtens ſehr erſchwert wuͤrde, und weil eine Zergliede— 
rung in ber Folge leichter vorgenommen werden kann, 
wenn ſolche zum Behufe der Einhebung nothwendig fepn 
ſollte. 

Dieſem zu Folge hat die Beſchreibung und Claſſifi— 
cation in dieſen Ortſchaften von dem conferibirenden Do; 
minium ohne alle Unterbrechung der Conſeriptions, Num- 
mern, und ohne Bezug auf andere Dominien, zu welchen 
die Häufer einzeln gehören, zu geſchehen, wobep genau 
Rückſicht darauf zu nehmen iſt, daß kein Gebäude aus. 
gelaſſen werde, und wenn es Wohnungs-Beſtandtheile 
enthält, unclaſſificirt bleibe; bey jenen Gebaͤuden, wel⸗ 
che nach dem $. 2 des Circulars vom 1. Maͤrz 1820 von 
der Beſteuerung ausgenommen ſind, muß die Urſache der 
Ausnahme oder Beſrepung in der Anumerkungs⸗Rubricke 
beſtimmt ausgedrückt werden. Beſtänden in oder bey ei⸗ 
nem Orte Gebäude, welche noch nicht conſcribirt find, 
fo muͤſſen fie am Ende der Tabelle mit fortlaufenden Num⸗ 
mern angeſetzt, ſtatt der Conſcriptions-Zahl aber durch 
Buchſtaben a, b, c, u. ſ w. unterſchieden werden. 


| Unter dem Ausdrucke: Amtliche Wbifationen, werden 
bloß jene Beſtandtheile eines Gebaͤudes, welche zur Ber 
ſorgung öffentlicher Amtsgeſchaͤfte ausſchließlich beſtimmt 
ſind, verſtanden, und ſie koͤnnen nur dann bey der Ge— 
baͤude⸗Steuer außer Anſchlag bleiben, wenn fie von dem 
Eigenthuͤmer des Gebaͤudes nicht vermiethet find, weil, 
wenn der Eigenthuͤmer dafür einen Miethzins bezieht, es 
billig iſt, daß er davon die Gebaͤude⸗Steuer mit entrichte. 
übrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn in ei— 
nem dergleichen, zur oͤffentlichen Amtsfuͤhrung beſtimmten 
Behaͤltniſſe zugleich ein Beamter oder wer immer wohnt, 
dasſelbe als ein zur Bewohnung beſtimmter Beſtandtheil 
anzuſehen, und bey der Claſſification mit in Anſchlag zu 
bringen ſey. N 

Da nach dem FH. 9 der Inſtruction bloß Zimmer und 
Kammern, die wirklich bewohnt werden, oder zur Ber 
wohnung beſtimmt ſind, der Claſſification unterzogen 
werden ſollen; fo find unvermiethete Waaren- und Spei⸗ 
ſegewolbe, jedoch nur dann von der Claſſification ausge, 
nommen, wenn ſie ausſchließend dieſe Beſtimmung haben; 
daher fie der Claſſification unterzogen werden mäffen, 
wenn fie untereinſt bewohnt, oder nur zufällig oder zeit⸗ 
weilig zur Aufbewahrung von Waaren oder Speiſen ver— 
wendet werden. 

Iſt bey Pfarr- oder ſonſtigen geiſtlichen Pfruͤnde— 
Gebäuden der Pfarrer oder wie immer genannte Pfruͤnd⸗ 
ner in der Rubricke: Eigenthuͤmer, als Steuer-Pflichtiger 
anzufuͤhren, weil nach dem $, 5 des Circulars vom e. 
März 1820 der permanente Nutznießer dem Eigenthuͤmer 
gleich gehalten wird; weil die Steuer der Regel nach in 
einem Quozienten der Ertraͤgniß oder der Nutzung, von 


welcher fie entrichtet wird, beſteht; weil fie demnach in 
Ermanglung eines Eigenthuͤmers, dem die Ertraͤgniß oder 
Nutzung des Gebäudes zufloße, dem Benefieiaten, der 
fie bezieht, zur Laſt gehen muß, aus welchen Gründen 
bey nicht gemietheten Schulgebaͤuden der Schullehrer in 
der Rubrik der Eigenthümer als Steuer-Pflichtiger aufges 
führt werden muß. 

Es muß uͤberhaupt zur Regel angenommen werden, 
daß, wenn ein Gebäude, das kein Staatsgebaͤude iſt, 
Beſtandtheile enthalt, die nach dem F. 22 des Circulars 
und dem C. 9 der Inſtruction von der Claſſification aus- 
genommen find, dieſelben in dem Falle, wenn fie gemie— 
thet ſind, doch der Claſſifieation unterzogen werden muͤſ⸗ 
ſen; weil dann der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes die Steuer, 
die in einem Quozienten des Miethzinſes beſteht, dafuͤr 
entrichten muß. 

Sind die Ausdrücke: Wohnungss⸗Beſtandtheile und 
Wohnungs⸗Abtheilungen als gleich bedeutend zu betrach— 
en; denn wenn gleich in einigen Abſchnitten des Circus 
lars vom 1. Maͤrz 1820, und der Inſtruction ſich bald 
des Ausdrucks: Wohnungs⸗Beſtandtheile, bald jenes Wohn 
Abtheilungen bedient wird, ſo ſind doch dieſe Ausdruͤcke 
bezugsweiſe auf den Fraggegenſtand, naͤhmlich den Claſſi⸗ 
fications⸗Maßſtab gleich bedeutend, und es iſt irrig, uns 
ter dem erſten Ausdrucke einzelne Theile der Wohnungen 
ſelbſt zu begreifen. 

Die verſchiedenen in einem Hauſe befindlichen Woh⸗ 
nungen find Abtheilungen des Hauſes oder Haus-Abthei⸗ 
lungen, und nicht Wohnungs-Abtheilungen. Die Letzte⸗ 
ten bezeichnen die einzelnen Theile, naͤhmlich die Zimmer 
und Kammern, woraus eine Wohnung beſteht, und ſind 
in dieſer Beziehung, wie geſagt, gleich bedeutend. 


Nebſt diefen Belehrungen wird den k. Kreis aͤmtern. 
7. Zur naͤhreren Beſtimmung des h. 2 des Circulars 
vom 1. März 1820 beygefuͤgt, daß 

a. Kirchen nur als ſolche befreyt find, Sind fie in Ver⸗ 
bindung mit dem Wohngebaͤude, fo wird dieſes deß— 
wegen nicht ſteuerfrey. | 

b. Als Staats⸗Gebaͤude find nur folche anzuſehen, und 
von der Elaffification auszunehmen, die unmittelbar 
dem Staate gehören, und zu irgend einem Staats⸗ 
zwecke oder oͤffentlichen Gebrauche verwendet werden. 

c. Militär. Kafernen find nur dann befreyt, wenn das 
Gebaͤude permanent nur dieſe Beſtimmung hat, und 
für ſolche nicht etwa zeitweiſe gemiethet iſt, in wel 
chem Falle es von dem Eigenthuͤmer verſteuert wer— 
den muß. | 


Nro, 351. 


Ueber Hofkanzley⸗Deeret vom 7. Auguſt 1820, 
an ſämmtliche Provinzial-Commiſſionen. Hier⸗ 
über in Böhmen, erfolgte Kundmachung am 14. 
December 1820. 


Wegen Steuerbefreyung derjenigen, welche neue Haͤuſer erbauen. 


In dem h. 16 des Patents vom 1. September 1788 
iſt der politiſchen Landesſtelle das Beſugniß eingeraͤumet 
worden, die Steuerbefrepung derjenigen, welche neue 
Haͤuſer erbauen, dergeſtalt feſtzuſetzen, daß die kuͤrzeſte 
auf 3 Jahre beſchraͤnkt, die laͤngſte auf 12 Jahre erwei⸗ 
tert, in der Beſtimmung der mehreren oder wenigeren Frep- 
jahre ſelbſt aber nur auf die Groͤße und Koſtbarkcit des 
Baues und auf das Lokalbeduͤrſniß Bedacht genommen, 
und durch die Steuerbefrepung derjenigen Gattung von 


Gebäuden, an deren Dafepn dem Lande am meiſten ge— 
legen iſt, auch die meiſte Ermunterung gegeben werde. 

Dieſe in Folge Hofkanzley⸗ Decrets dom 7. Auguſt. 
1820 in Wirkſamkeit getretenen Beſtimmungen werden 
zu Jedermanns Wiffenfihaft mit dem Beyſatze bekannt 
gemacht: daß derjenige, der eine ſolche Steuerbefreyung. 
erlangen will, laͤngſtens 4 Wochen nach vollendetem Baue 
ſein Geſuch bey der Ortsobrigkeit einzubringen, demſelben 
den genehmigten Bau-Plan und erhaltenen Bau, Sonfens, 
beydes im Driginal, nebſt einer genauen Beſchreibung 
des hergeſtellten Hauſes und aller Beſtandtheile deſſelben 
bepzulegen; die Beſchaffenheit des Baugrundes: ob ſolcher 
vor der neuen Vauſuͤhrung ſchon bebaut, oder ode und 
unbenuͤtzt, oder zu einem andern Zwecke benuͤtzt, und ver 
ſteuert geweſen, mit Beſtimmtheit anzuzeigen, endlich die 
Dauer der Bauzeit ſtandhaſt auszuweiſen habe. | 

Der Ortsobrigkeit wird obliegen, uͤber ein ſolches 
Geſuch (in Prag gemeinſchaftlich mit der k. Stadthaupt— 
mannſchaft) eine Lokalunterſuchung vorzunehmen, die an— 
geführten Umſtaͤnde, und insbeſondere die Beſchaffenheit 
der Bauſteſle vor der neuen Baufuͤhrung verlaͤßlich zu ers 
heben, den genehmigten Bau: Plan und die Bedingungen 
des Bau Conſenſes mit dem vollfuͤhrten Baue in allen feis 
nen Theilen genau zu vergleichen und nebſtbey zu unters 
ſuchen, ob der Bau mit Beobachtung der die Feuerſtcher— 
heit bezweckenden, die Aufſtellung hoͤlzerner Gebäude ver» 
biethenden Vorſchriſten geführt worden ſey. 

Das hieruͤber aufgenommene, die erhobenen Umſtaͤn— 
de und allfaͤlligen Abweichungen von dem Bau Plane und 
Vau-Conſenſe darſtellende Commiſſions-Protocoll wird die 
Ortsobrigkeit unter Bepfügung ihres Gutachtens in Prag 
mittelſt der koͤnigl. Stadthauptmannſchaft; auf dem Lan⸗ 
de dagegen, mittelſt des vorgeſetzten k. Kreisamtes der Lan⸗ 
desſtelle zur Entſcheidung vorzulegen haben. 


Fortſetzu 
| der 
urſprünglich vom Hofſecretär Joſeph Kropätſchek, 
ſpäter 9 2 
vom Hofſecretär W. G. Goutta 
redigirten 


Sammlung der Geſetze 


voltiſchen, Cameral⸗ und Juſtizfache, 
welche N 
unter der Regierung Seiner k. k. Majeſtät Franz des I. 
in den ſämmtlichen k. k. Staaten erlaſſen worden aus 


in chronologiſcher e Br 


Ferse gegeben 
von 


Fran! Fav. ich . 02 


k. k. Hofregiſtranten. 


Der ganzen Sammlung 
neun und fünfzigſter Band 
(vier und dreyßigſter Fortſetzungsband), 


welcher die Geſetze vom 1. Januar bis 15. December 1855 
N 


Wien, 183 5. 
Bey J. G. Ritter v. Mösle ſel. Bime, 
am Graben, Nr. 1143. 
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Nro. 79. 


Hofkanzley⸗Decret vom 26. März 1833, an die 
Landesſtellen von Nieder⸗Oſterreich, Sſterreich 
ob der Enns, Küſtenland, Illyrien und Steyer— 
mark und an das Niederöſterreichiſch⸗Ständiſch— 
Verordneten⸗Collegium. N 

Modalitäten zur Beſteuerung der Gebäude im allgemeinen Sa: 

taſter. 

In Beziehung auf die Beſteuerung der Gebäude in dem 
einzuführenden allgemeinen Kataſter, haben Seine k. k. Ma⸗ 
jeſtät mit der Allerhöchſten Entſchließung vom 26. Februar 
1833, folgende Beſtimmungen herabgelangen zu laſſen ge: 
ruhet: 

Die Gebäudeſteuer hat nach den nahmlichen Grundſäben 
bey Einführung des allgemeinen Kataſters fortzubeſtehen, nach 
welchen ſie ſchon dermahl nach den erfloſſenen Beſtimmungen 
in Wirkſamkeit iſt, und es ſind in derſelben bey Einführung 
des Kataſters nur folgende weitere Einrichtungen zu treffen: 

1) Die Area der Gebäude und des Hofraumes iſt nach dem 
deſultate der im Wege der Parification vorgenommenen 

Schätzung der eigentlichen Grundſteuer in der Art einzu— 

beziehen, daß die hiernach entfallende Grundſteuer, oh— 

ne der beſondern Benennung einer Gebäude-Areal⸗Steuer 
für die Parzelle, für welche fie entfällt, in dem indivi— 
duellen Bogen der Grundbeſitzer in Vorſchreibung ge— 
bracht und ſohin als ein integrirender Theil der eigentli⸗ 
chen Grundſteuer behandelt wird. | 
2) In Orten, in welchen die Gebäude nach den e 
die ſie einbringen, oder einbringen können, der Beſteue— 
rung einbezogen werden, iſt die Area derſelben und des 

Hofraumes, bey der Beſteuerung nicht in Anſchlag zu 

bringen. 


3) Der Hauszinsſteuer find auch bey der Einführung des 


4 


— 


allgemeinen Kataſters in einer Provinz nur jene Or— 
te einzubeziehen, welche ihr ſchon dermahl zugewieſen 
wurden. Sollte außer dieſen Orten einer oder der ande— 
re aufgefunden werden, in welchem die Verhältniſſe er— 
wieſenermaßen von der Art ſind, daß ſie die Überzeugung 
begründen, daß die Gebäude in demſelben größtentheils 
wirklich vermiethet werden, oder vermiethet werden kön— 
nen, oder ſollte ſich dieſes Verhältniß im Verlaufe der 
Zeit erſt geſtalten, ſo ſind derley Orte an der Stelle der 
in ſolchen angewandten Gebäude-Claſſenſteuer, der Haus— 
zinsſteuer zuzuweiſen. Zu einer ſolchen Anderung iſt aber 
der begründete Antrag von Fall zu Fall zur Einholung 


der höchſten Schlußfaſſung hieher vorzulegen. 


Der Antrag dieſer Anderung iſt jedoch nicht bloß auf 

das Verhältniß der Zahl der Gebäude und der Wohn— 
partheyen, ſondern auf die Darſtellung aller Umſtände, 
welche zur Überzeugung führen, daß die Gebäude des 
gegebenen Ortes größtentheils und bleibend vermiethet 
ſind, zu ſtützen. 
Auch in ſolchen Orten, wo die Gebäude nach dem Zins— 
ertrage beſteuert werden, iſt auf diejenigen, welcher ih— 
rer Lage und Beſchaffenheit nach ſich als bloße Unterkunft 
ihres ausſchließend im landwirthſchaftlichen Betriebe ſte— 
henden Eigenthümers darſtellen, die gehörige Rückſicht 
dahin zu nehmen, daß derleyr Gebäude, bey dem paris 
fizirten Zinsanſchlage in keine höhere Steuer kommen, 
als ſie zu entrichten haben würden, wenn ſie nach der 
Gebäude-Claſſenſteuer zu behandeln wären. 


5) Pon der Gebäudeſteuer ſind mit der Einführung des all— 


gemeinen Kataſters nicht nur diejenigen Gebäude loszu⸗ 


6) 


zählen, welche in dem Allerhöchſten Patente vom 23. 
December 181% zur Exemption bezeichnet find, ſondern 
auch jene, welche ſeit Einführung der Gebäudeſteuer 
durch eigene von Fall zu Fall bekannt gemachte Aller— 
höchſte Entſchließungen davon ganz, oder in der darin 
bezeichneten Art losgezählt wurden. 

Bey der Gebäude-Claſſenſteuer hat in dem dermahligen 
Tariffe keine Anderung einzutreten, nur iſt mit der Ein— 
führung des allgemeinen Kataſters der dermahlige dop— 
pelte Satz des urſprünglichen Tariffs als der eigentliche 
und geſetzliche zu ſtatuiren. N 
Die dermahligen Einlagen ind der Gebäude-Claſſenſteuer 
ſind, bevor ſie für das allgemeine Kataſter aufgenommen 
werden, einer genauen Reviſion mit Intervenirung der 
Schätzungs⸗Commiſſäre zu unterziehen, nach den beſte— 
henden Normen zu berichtigen, die berichtigten Eingaben 
den Intereſſenten zur Vorbringung ihrer etwaigen Ein— 
ſprüche vorläufig bekannt zu geben, über die einkommen— 
den Reclamationen die Entſcheidung nach vorläufiger Un- 
terſuchung nach der ſtrengſten Gerechtigkeit zu fällen, und 
ſonach die ſtabile Einlage feſtzuſetzen. 


Bortfegung 


dier 
urſprünglich vom Hofſecretär Joſ. Kropatſchek 
fpäter 


vom Hofſecretär W. G. Goutta 


redigirten 


Sammlung der Geſetze 


politiſchen, Cameral⸗ und Juſtizfache, 
welche 
unter der Regierung Sr. k. k. Majeſtät Franz des Y 
in den ſämmtlichen k. k. Staaten erlaſſen worden ſind, 
in chronologiſcher Ordnung. 


Herausgegeben 
von 
Seas Kaver Pichl, 


Regiſtraturs⸗Directions-Adjuncten der k. k. vereinigten Hofkanzley. 
Anhang zum 
ſechszigſten Bande 
(fünf und dreyßigſten Fortſetzungsbande), 


welcher die Geſetze vom Januar 1835 bis zum Ableben Sr. Majfeſtät 
Kaiſer Franz des I. im März 1835 enthält. 


Wien, 1836. 
Bey J. G. Ritter v. Mösle's Witwe und Braumüller, 
ö Graben Nr. 1144. 


Nr. 30. 


Hofkanzley-Decret vom 24. Februar 1835 an 
die Länderſtellen in Nieder-Oeſterreich, Oeſter⸗ 
reich ob der Enns, Böhmen, Mähren und Schle⸗ 
ſien, Galizien, Steyermark, Illyrien und Kü— 
ſtenland. Kundgemacht in Nieder-Oeſterreich am 
15., in Mähren und Schleſien, im Küſtenlande 
am 20., in Steyermark am 24., in Böhmen 
und Illyrien am 26., in Oeſterreich ob der Enns 
am 27. März, in Galizien am 8. May 1835. 


Beſtimmungen rückſichtlich der künftigen zeitlichen Befreyungen neuer 
Bauten von der Gebäude-Zins- und Gebäude-Claſſenſteuer. 


Laut Hofkanzley⸗Decretes vom 24. Februar 1855 haben 
Se. k. k. Majeſtät wegen Bewilligung einer zeitlichen Be— 
freyung von der Gebäude-Zins- und Gebäude-Claſſenſteuer 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 10. Februar 1835 für die 
Zukunft folgende Beſtimmungen feſtzuſetzen befunden, welche 
der allerhöchſten Anordnung gemäß von dem Zeitpuncte in 
Wirkſamkeit zu treten haben, wo dieſelben in den Provinzen, 
die es betrifft, gehörig bekannt gegeben ſeyn werden. 

1) Zeitliche Steuerbefreyungen von der Gebäude-Zins— 
und Gebäude-Claſſenſteuer finden in der Hauptſtadt Wien und 
ihren Vorſtädten, ſo wie in den Hauptſtädten ſammt Vorſtädten 
der Provinzen, die es betrifft, und wo die Gubernien und Re— 
gierungen ihren Sitz haben, Statt: 

a) wenn ein Gebäude ganz neu hergeſtellt wird, und früher 
noch gar nicht beſtanden hat; 

b) wenn das Gebäude zwar früher beſtanden hat, wegen 
ſeiner Schadhaftigkeit aber ganz niedergeriſſen⸗ und neu 
aufgebaut werden mußte; 

c) wenn ein beſtehendes Gebäude durch den Bau auf einer 
noch unverbauten Area, oder durch das Aufſetzen eines 
noch nicht beſtandenen Stockwerkes in der Art erweitert 
oder vergrößert wird, daß dadurch ein neues ſteuerbares 
Object zuwächſt. 


In allen übrigen Städten wird eine zeitliche Steuerbe— 
freyung von der Gebäude- ⸗Zins⸗ und Gebäude-Claſſenſteuer 
nur in den oben sub b und c bezeichneten Fällen zugeſtanden, 
auf dem flachen Lande hingegen findet keine Steuerbefreyung 
Statt, ſo wie eine ſolche auch für Reparaturen ſchon beſtehen— 
der Gebäude, wenn dieſe wegen ihrer Schadhaftigkeit nicht 
ganz niedergeriſſen, und neu aufgebaut werden, nirgendwo 
einzutreten hat. = 
2) Die in dem erſten Puncte näher angegebene Steuerbe— 
freyung ſoll in den Fällen 

ad a) zehn, in den Fällen 

ad b) acht, und eben fo in den Fallen 

ad c) acht Jahre, jedoch in den Fällen 

ad 0) nur für jenen Betrag, welcher für den Erweite— 
rungsbau an der Gebäude-Zins- und Claſſenſteuer 
pro rata entfallen würde, Statt finden. 
3) Dieſe zeitliche Steuerbefreyung von der Gebäude⸗Zins⸗ 
und Claſſenſteuer hat ſich nur auf die landesfürſtliche ordentliche 


und außerordentliche Gebäudeſteuer zu beſchränken und he⸗ 
f gründet ſomit keinen Anſpruch auf die Befreyung von andern 
öffent! lichen oder Gemeindelaſten, welche der Haußeigenthümer 

rückſichtlich des Gebäudes geſetzlich oder ene u. 
5 hat. | 

4) Zur Erwirkung der zeitlichen Bef freyung von her Ge⸗ 
bäudeſteuer muß derjenige, der darauf Anſpruch machen zu kön⸗ 
nen glaubt, in der nachfolgend ausgedrückten, für jeden Fall 
geltenden Präcluſiv-Friſt, ſich bey feiner vorgeſetzten Behörde 
darum bewerben, welche darüber die gehörige Erhebung zu pfle⸗ 
gen, und im vorſchriftmäßigen Wege die Entſcheidung der com⸗ 
petenten Oberbehörde einzuhohlen hat, gegen welche dem Be⸗ 
werber, wenn er ſich damit nicht zufrieden ſtellt, die e 
an die vereinigte Hofkanzley, offen bleibt. 

In Nieder: Oſterreich wird übrigens die Bewilligung der 
zeitlichen Steuerbefreyungen für neue Bauten rückſichtlich der 
Haus zinsſteuer der niederöſterreichiſchen Steuer⸗Regulirungs⸗ 
Provinzial: Commiſſion, und rückſichtlich der Haus⸗Claſſenſteuer 
dem niederöſterreichiſ ſchen ſtändiſchverordneten Collegium zuſtehen, 
und es werden die dießfälligen Geſuche aus der Haupt- und Re⸗ 


ſidenzſtadt und ihren Vorſtädten bey der beſtehenden Hauszins— 
ſteuer⸗Erhebungs⸗ Commiſſion in rechter Zeit; einzubringen ſeyn. 

5) Die Geſuche um zeitliche Steuerbefreyung für neue 
Bauten ſind unabhängig von dem Umſtande, ob der förmliche 
Bewohnungs-Conſens bereits erwirkt wurde oder nicht, und 
für jede für ſich vollendete Abtheilung eines Gebäudes immer 
ſechs Wochen nach vollendetem und benütztem, oder zur 
Benützung geeignetem Baue um ſo gewiſſer. einzubringen, als 
der zeitlichen Befreyung keine Folge zu geben ſeyn würde, wenn 
ſich bey der über das Steuerbefreyungs⸗ Geſuch Statt findenden 
Erhebung ergibt, daß der Bau, für welchen eine zeitliche Steuer⸗ 
befreyung angeſucht wird, zur Zeit der Einbringung des Geſu— 
ches ſchon länger als ſechs Wochen thatſächlich bewohnt oder ber 
nützt, oder ſchon länger als ſechs Wochen nach dem Ausſpruche 
der competenten Behörde bewohnbar, oder in der Art benützbar 
war, daß es dazu keines obrigkeitlichen Conſenſes bedurfte. : 

6) Von dieſer Begünſtigung find übrigens diejenigen, 
welchen Se. Majeſtät aus beſonderer Gnade eine Bauführung an 
einem Orte, wo ſie nach der allgemeinen Vorſchrift verbothen 
iſt, geſtatten, und die zeitliche Steuerbefreyung nicht ausdrück⸗ 
lich zugeſtehen ſollten, ausgeſchloſſen. 

Dieſe allerhöchſten Beſtimmungen werden mit der Bemer⸗ 
kung allgemein bekannt gemacht, daß mit der eintretenden 
Wirkſamkeit der vorausgehenden allerhöchſten Beſtimmungen 
die bisher beſtandenen Vorſchriften über die Ausdehnung der Bau: 
freyjahre und über die Bedingungen ihrer e außer 
Kraft treten. N 


Nr, 177. 


Hofkanzley⸗Decret vom 2. November 1836, an 
das böhmiſche Gubernium. 


Zugeſtehung der Steuerbefreyung der neuen Bauführungen in Carls⸗ 
bad, Töplitz, Franzensbrunn und Marienbad. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 29. October 1856 allergnädigſt zu beſtimmen geru 
in Carlsbad, Töplitz, Franzensbrunn und Marienbad: den 
führungen eben jene zeitlichen Steuerbefreyungen zuzugeſt 
ſeyen, welche in der allerhöchſten Entſchließung vom 10. Feb 
1855 ) den Hauptſtädten zugeſtanden find. 


Nr. 178. 


Hofkanzley⸗Dectet vom 2. November 1836 
ſämmtliche Länderſtellen mit Ausnahme Mail 
Venedig, Dalmatien und Tyrol. Kundgem 
in Oeſt. ob der Enns am 11.5 in Mähren 
Schleſien am 18. November 1856. 


Befreyung der Quaſi-Caſernen von der Gebäu 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſte 
vom 29. October 1856, die zu Quaſi⸗ Caſe 
dung befindlichen nicht zum Staatseigentht 
in ſo lange und in ſo ferne von der Gebäude 
befunden, als ſie der gedachten Beſtimmung al 
entweder ganz unentgeltlich, oder bloß gegen B 
kreuzers, oder eines ſeine Stelle vertretenden Pau 
in ſo weit dieſer nur als eine Bedeckung für die Koſter 
ſtellten Services zu betrachten iſt, gewidmet werden. 8 
aber haben Seine k. k. M ajeſtät anzuordnen gerubet; daß a 
Titel dieſer nur für die Zukunft zuzuerkennenden Steyerbefreyung 
keine Rückvergütung einer bereits bezahlten Steuer für die 
Eigenthümer von Quaſi⸗Caſernen-Gebäuden Statt zu finden 


habe. 


*) Siehe den Anhang des. LXI. Bandes diefer Gef. Samml. 
Nr, 30, 


Vollſtändige 


Sanmlung, 


aller 
im politiſchen, Cameral⸗ und Juſtizfache, 


unter der Regierung Sr. Majeſtät Kaiſer Ferdinand I. 
in den k. k. Staaten erlaſſenen 


Geſetze und Verordnungen 
in chronologiſcher Ordnung, 
nebſt einem alphabetiſch geordneten Materien - Regifter, 8 

Herausgegeben . | 
von ö 5 u 
Franz Xaver Pichl, 


Regiſtraturs⸗Directions⸗Adjuncten der k. k, vereinigten 
Hofkanzley. 


Dritter Band, 
enthaltend die Geſetze Sr. Majeſtät Kaiſer Ferdinand I. vom 
1. Januar 1837 bis Ende December 1837. 


1 
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— 8 ‘ 
Ko 1 x ＋. f. 
8. 2775 e 
WR, 
et 


Bien, 1 1839. 


Bey J. G. Ritter v. Mösle's Witwe und Braumüller, 
Graben Nr. 1144, 


Nr. 104. 


Allerhöchſtes Patent vom 17. Junius 1837. 


Aufeändigung der Pacht⸗ und Mieth⸗Verträge im lombardiſch⸗vene⸗ 
tianiſchen Königreiche. 


Wir Ferdinand der Erſte u. ſ. w. 

Über die Aufkündigung der Pacht- und Mieth⸗ Verträge; 
und über das Verfahren in Streitigkeiten wegen Räumung oder 
Zurückſtellung verpachteter oder vermietheter Grundſtücke und 
Gebäude, und anderer in den Geſetzen für unbeweglich erklärten 
Sachen haben Wir für das lombardiſch-venetianiſche Königreich! 
folgende Porſchrift zu ertheilen befunden. 


a 8. 1. 5 
Pacht und Mieth⸗Verträge können gerichtlich oder außer⸗ 
gerichtlich aufgekündiget werden. 5 


$. 2. 

In ſo fern eine Aufkündigung der Pachtung oder Miethe 
unbeweglicher Sachen nach den Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches nothwendig iſt, um der ſtillſchweigen⸗ 
den Erneuerung des Vertrages vorzubeugen, oder die Aufhe⸗ 
bung desſelben zu bewirken, muß fie bey Miethen, deren ver: 
tragsmaͤßige Dauer nicht ein Jahr erreicht, wenigſtens vierzehn 
Tage, bey anderen Miethen wenigſtens drey Monate, und bey 
den Pachtungen wenigſtens ſechs Monate früher geſcheben⸗ als 
die Abtretung erfolgen fol. 

Wenn durch die Gewohnheit des Ortes gewiſſe Tage des 
Jahres zur Räumung gepachteter oder gemietheter Grundſtücke 
oder Gebäude beſtimmt ſind, ſo kann die Pachtung oder Miethe 
außer dieſer Zeit nicht aufgehoben werden, mithin iſt die Pach⸗ 
tung wenigſtens ſechs Monate, und die Miethe wenigſtens 
drey Monate, und wenn die vertragsmäßige Dauer der Miethe 
nicht ein Jahr erreicht, wenigſtens vierzehn Tage vor dem bes. 
ſtimmten Tage aufzukündigen. 


Dieſe Vorſchriften gelten jedoch nur für den Fall, daß 
über die Aufkündigungszeit keine beſondere Übereinkunft getrof⸗ 


fen iſt. 


§. 5. 


Die Verhandlungen über die Aufkündigung der Beſtand— 
verträge und Streitigkeiten über Räumung oder Zurückſtelluug 
verpachteter oder vermietheter Grundſtücke oder Gebäude, und 
überhaupt alle Verhandlungen und Streitigkeiten, welche der 

Gegenſtand dieſes Geſetzes ſind, gehören ausſchließend vor die 
Stadt⸗ oder Land-Präturen, in deren Jurisdictionsbezirke ſich 
der Gegenſtand der Pachtung oder Miethe befindet. | 

Bey dieſen Verhandlungen und Streitigkeiten können we: 
der der Fiscus, noch die Militärperſonen, noch ſonſt Jemand 
Anderer den beſonderen oder privilegirten Gerichtsſtand, der ihnen 
ſonſt zuſtehen würde, in Anſpruch nehmen; ſondern ſie ſind als 
Kläger und als Beklagte der Jurisdiction der Stadt- oder 
Land⸗Präturen unterworfen; nur iſt gegen die Militärperſonen 
die Execution durch Erſuchſchreiben an die Militärbehörde zu be⸗ 
wirken. 


5. 4. 


Die gerichtliche Aufkündigung iſt bey der Prätur in 
der durch Vertrag, oder durch den $. 2 beſtimmten Aufkündi— 
gungszeit entweder ſchriftlich zu überreichen, oder zu Protokoll 
zu geben. Die Eingabe oder das Protokoll muß den Titel 
oder Rechtsgrund der Aufkündigung enthalten, auch den Na— 
men, Vornamen und den Wohnort beyder Theile, den Gegen— 
ſtand der Pachtung oder Miethe, und die Zeit, mit welcher ſie 
ſich endigen ſoll, genau anzeigen. Die Aufkündigung iſt nicht 
von dem Tage, an dem ſie bey Gericht überreicht oder zu Proto— 
koll gegeben wird, ſondern nur von dem Tage der wirklich er— 
folgten Zuſtellung an die Parthey an wirkſam. Die Zuſtellung 
muß daher zu der in dem §. 2 bezeichneten Zeit geſchehen. Es iſt 
Sorge der Parthey, weche gerichtlich aufkündigen will, ſich zu 
einer Zeit an die Prätur zu wenden, wo die Zuſtellung der Auf⸗ 
kündigung noch zu der in dem erwähnten Paragraphẽ angegebe⸗ 
nen Zeit füglich erfolgen kann. Das Gericht hat dieſe Zuſtellung 

ſo viel möglich zu beſchleunigen. 


§. 5. 


Die gerichtliche Aufkündigung muß demjenigen, dem auf - 
gekündiget wird, zu eigenen Händen zugeſtellt werden. Iſt er 
abweſend oder nicht anzutreffen, ſo iſt ſie demjenigen, welcher 
im Namen desſelben über die verpachtete oder vermiethete Sache 
die Aufſicht führt, zuzuſtellen. Findet ſich Niemand, dem die 
Aufkündigung zugeſtellt werden könnte, fo hat der zur Zuſtel⸗ 
lung abgeordnete Gerichtsdiener die Aufkündigung ſogleich in Ge⸗ 
genwart der allenfalls anweſenden Hausgenoſſen und zweyer 
Zeugen in dem Innern der Wohnung desjenigen, dem aufgekün— 
diget wird, oder wenn ſie verſchloſſen wäre, von außen bey dem 
Eingange anzuſchlagen. 

Das Anſchlagen der Aufkündigung gilt für die Zuſtellung. 

Nach Umſtänden kann für abweſende Perſonen, denen 
aufgekündiget wird, von der Prätur ein Curator beſtellt, und 
dieſem die Aufkündigung zugeſtellt werden. 


8. 6. 


In dem Beſcheide, durch welchen die Zuſtellung angeordnet 
wird, hat der Richter demjenigen, dem aufgekündiget wird, 
für den Fall daß er die Aufkündigung beſtreiten wollte, zu ſei— 
ner Gegenerklärung eine Friſt von ſechs Tagen mit dem Bey: 
ſatze zu beſtimmen, daß nach Verlauf derſelben keiner Einwen— 
dung mehr Statt gegeben, und die Aufkündigung für rechts- 
gültig gehalten werden würde. Eine ſchriftlich überreichte nicht 
vorſchriftmäßig eingerichtete Aufkündigung iſt von ee 
zu verwerfen. 


I. 7. 


Wird eine Gegenerklärung bey der Prätur überreicht oder 
zu Protokoll gegeben, ſo ſind beyde Theile zur rechtlichen Ver— 
handlung auf fo kurze Zeit als möglich mit dem Bedeuten vor- 
zuladen, daß ſie die Urkunden, und wo möglich auch die Zeu— 
gen, worauf ſie ſich berufen wollen, mitzubringen haben wer— 
den; und daß im Falle des Ausbleibens einer Parthey, den An— 
gaben ihres Gegners Glauben beygemeſſen, und denſelben gemäß 
nach den Geſetzen entſchieden werden würde. Die Gegenerklä— 
rung vertritt die Stelle der Klage. 


$. 8. 


Den ſtreitenden Theilen ſtehet frey, ſich eines Advocaten 
zu bedienen oder nicht. Immer ſind im Gerichtsorte oder in der 
Nähe wohnende Partheyen in eigener Perſon vor Gericht zu er— 
ſcheinen ſchuldig, wenn es der Richter anzuordnen nothwendig 
findet. 


9. 9 


Der Richter ſoll den Partheyen zur zweckmäßigen gerichtli⸗ 
chen Verhandlung und insbeſondere zur gehörigen Erörterung 
der entſcheidenden Thatumſtände und Beybringung der erforder— 
lichen Beweismittel die nöthige Anleitung geben, und jeden 
Theil zu beſtimmten Erklärungen über die von ſeinem Gegner 
angeführten Thatſachen anhalten. 


$. 10. 


In dem in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Verfahren kann 
weder wegen der ordentlichen Einwendung des ungebührenden 
Gerichtsſtandes, noch wegen der Einwendung, daß die Sache 
gar nicht vor die Gerichte, ſondern zur Verhandlung bey den 
adminiſtrativen Behörden gehöre, eine abgeſonderte Verhand— 
lung und Entſcheidung oder eine Einſtellung der Verhandlung 
über die Aufkündigung Statt finden; ſondern das Verfahren 
über die erwähnten Einwendungen iſt mit dem Verfahren über 
die Aufkündigung zu vereinigen; und die Präturen haben, wenn 
ſie dieſe Einwendungen nicht gegründet finden, dieſelben ſtatt 
durch eine beſondere Entſcheidung, erſt durch das Endurtheil, 
wodurch ſies über die Aufkündigung erkennen, zu verwerfen, 
wider welches den Partheyen auch in Beziehung auf dieſe Ein— 
wendungen der Weg der Beſchwerde zugleich mit der ee 
nach der Beſtimmung des $. 24 offen ſteht. 

übrigens haben die Präturen ſich ſtets die Graͤnzen ihrer Ge 
richtsbarkeit gegenwärtig zu halten, und Aufkündigungen, die 
nach dem Geſetze ihrem Gerichtsſtande nicht unterworfen ſind, 
ſobald ſie dieſes erkennen, ſogleich, oder im Laufe des Verfah- 
rens, oder auch nach dem Schluſſe ee durch Beſcheid zu⸗ 
rückzuſtellen. 


$. 1. 


Wenn ein Beweis durch Zeugen oder Kunſtverſtändige zu 
führen iſt, fo. ſoll das Gericht, ohne ein Beyurtheil zu ſchö⸗ 
pfen, oder ein beſonderes Beweisverfahren einzuleiten, nach ge⸗ 
endigter Verhandlung der Hauptſache, das Zeugenverhör oder 
den Augenſchein entweder ſogleich wirklich vornehmen, oder we— 
nigſtens unverzüglich anordnen, und die Zeugen oder Kunſtver— 
ſtändigen nebſt den Partheyen auf möglichſt kurze Friſt vorladen. 
Auf Zeugen, deren Vernehmung wegen ihrer weiten Entfernung 
oder aus anderen Gründen nicht in kurzer Zeit erfolgen kann, 
iſt, wenn dieſe Einwendung von dem Gegner des Zeugenführers 
angebracht wird, keine Rückſicht zu nehmem. Der Richter hat 
den Zeugen bey dem Verhör von Amtswegen die der Sache an— 
gemeſſenen Fragen zu ſtellen; er kann jedoch auch von den Par- 
theyen angegehene Weisartikel und Fragſtücke, in ſofern er fie 
zweckmäßig findet, benützen. 


Ein gerichtlicher Augenſchein kann vorgenommen werden, 
obgleich ihn die Partheyen nicht angebothen hätten. Die Koſten 
des Augedſcheines ſind von dem Aufkündigenden vorzuſchießen. 
Über die Perſon der Kunſtverſtändigen ſoll der Richter beyde 
Theile vernehmen, und ihre Außerung in dem Protokolle anmer: 
ken; ſodann aber die Kunſtverſtändigen ſelbſt auswählen, den 
Namen derſelben den Partheyen bekannt machen, und wenn 
einem Kunſtverſtändigen ein erhebliches Bedenken entgegenge— 
ſetzt würde, anſtatt desſelben ſogleich einen andern benennen. 

über die Frage: ob durch die Ausſagen der Zeugen oder 
der Kunſtverſtändigen der Beweis hergeſtellt fey, wird den Par— 
theyen keine weitere Verhandlung geſtattet. 

Im übrigen iſt bey dem Zeugenverhöre und dem Augen— 
ſcheine, und insbeſondere bey der Beeidigung der Zeugen 
und Kunſtverſtändigen nach der allgemeinen Vorſchrift zu ver— 
fahren. 


§. 12. 
Nach geſchloſſener Verhandlung der Hauptſache, oder, 


wenn der Richter eine Beweisführung durch Zeugen oder Kunſt— 
verſtändige nothwendig findet, nach beendigtem Zeugenverhöre 


oder Augenſcheine, wird ſogleich, und wo möglich noch an dem 
nämlichen Tage, durch Urtheil darüber entſchieden, ob die Auf— 
kündigung Statt finde, und der Pächter oder Miethsmann ab— 

zuziehen ſchuldig oder berechtigt ſey oder nicht. Dieſes Erkennt— 
nit wird nebſt den Entſcheidungsgründen beyden Theilen unver: 
züglich zugeftellt. 


§. 15. 


Ein aufgetragener oder vorbehaltener Eid muß binnen vier 
und zwanzig Stunden, von eingetretener Rechtskraft des Ur⸗ 
theils an gerechnet, und wenn das Urtheil in letzter Inſtanz er— 
gangen iſt, binnen vier und zwanzig Stunden nach der Zuſtel— 


lung desſelben ſchriftlich oder mündlich angetreten werden. Eben 
fo wird die in der Gerichtsordnung beſtimmte dreytägige Friſt zur. 
Antretung eines zurückgeſchobenen Eides auf vier und zwanzig 
Stunden herabgeſetzt. 


§. 14. 


Gegen das Urtheil kann nur binnen ſechs Tagen die Appel⸗ 
lation angemeldet werden; nach Verlauf dieſer Friſt, bey wel⸗ 
cher keine Verlängerung Statt findet, iſt fie von Amtswegen zu 
verwerfen. Den Partheyen ſteht frey, bey der ſchriftlichen oder 
mündlichen Appellationsanmeldung zugleich die Beſchwerden aus 
zuführen. Beſondere Beſchwerdeſchriften oder Appellationg = Ein: 
reden werden nicht angenommen. 

Nach geſchehener Appellationsanmeldung hat der Richter 
ſämmtliche Acten ſogleich, und ohne Anordnung einer Inrotu— 
lirungs⸗Tagſatzung, an das Appellationsgericht zu überreichen, 
und die Augenſcheins⸗ oder Zeugen-Verhörs-Protokolle im Ori⸗ 
ginal beyzulegen, auch dem andern Theile von der angemeldeten 
Appellation ſogleich Nachricht zu geben. 

Dasſelbe gilt von der Reviſion, in ſofern fie nach den Ge— 
ſetzen überhaupt Statt findet. Die rechtliche Wirkung der Ap— 
pellation und der Reviſion iſt nach der allgemeinen Porſchrift 
der Gerichtsordnung zu beurtheilen. 


Gegen die im Laufe des Prozeſſes von dem Richter getrof— 
fenen Verfügungen findet kein Recurs Statt. Den Partheyen 
ſtehet frey, bey der Appellation gegen das Urtheil zugleich Be— 
ſchwerden gegen das Verfahren anzubringen und auszuführen. 


§. 15. 


Wenn gegen die gerichtliche Aufkündigung kein Widerſpruch 
erhoben, oder wenn dieſelbe durch rechtskräftiges Urtheil als 
gültig beſtätiget wird, fo iſt darauf nach verſtrichener Beftandd- 
zeit auf Anſuchen ſogleich die gerichtliche Execution zu ertheilen, 
und insbeſondere der Pächter oder Miethsmann zur Zurückſtel⸗ 
lung der Sache durch angemeſſene Zwangsmittel, und allenfalls 
mit Hülfe der Wache zu nöthigen. | 

Auf ein beftätigendes Urtheil der höheren Behörde kann, 
in ſofern die Beſtandzeit bereits verſtrichen iſt, am zweyten Tage 
nach der Zuſtellung desſelben die Execution angeſucht werden. 


§. 16. 


Die Verhandlungen über die Aufkündigung können auch 
während der Gerichtsferien, jedoch nicht an Sonn- und Feyer— 
tagen aufgenommen werden. Auch die Execution auf Zurück— 
ſtellung oder Zurücknahme der Sache findet an Sonn- oder 
Feyertagen nicht Statt. 

Die in dieſem Geſetze feſtgeſetzten Friſten laufen auch an 
allen Ferialtagen ununterbrochen fort. Nur wenn der letzte 
Tag der Friſt auf einen Sonn- oder Feyertag fällt, kömmt der 
Parthey noch der folgende Werktag zu Statten. 


8 17 


Werden in dieſem Verfahren Bi Geſuche überreicht, 
fo find darauf von außen die Worte = wegen einer Auf— 
kündigung = anzumerken. 


§. 18. 


Eine außergerichtliche Aufkündigung, welche gleichfalls in 
der durch den Vertrag oder durch den §. 2 beſtimmten Aufkün— 
digungszeit erfolgen muß, iſt nur dann gültig, wenn derjenige, 


welchem aufgekündiget wird, hierüber eine ſchriftliche Befcheiniz 
gung in der nach der Gerichtsordnung zur Beweiskraft einer 
Privaturkunde erforderlichen Form ausſtellt, und darin die Zeit 
der geſchehenen Aufkündigung und die Zeit, mit: welcher vermög 
der Aufkündigung ſich die Pachtung oder die Miethe endigen 
ſollte, beſtimmt angibt. Ein anderer Beweis der außergerichtli— 
chen Aufkündigung wird nicht zugelaſſen. 


| $. 19. 

Wenn derjenige, welchem außergerichtlich aufgekündiget 
worden iſt, binnen der nächſtfolgenden ſechs Tage eine Gegen: 
erklärung bey der Prätur überreicht, oder zu Protokoll gibt, 
ſo wird darüber eine Tagſatzung angeordnet, und in Anſehung 
des Verfahrens und der Execution die oben ertheilte Vorſchrift 
beobachtet. 

Wird binnen ſechs Tagen keine Gegenerklärung bes Gericht 
angebracht, ſo 5 die Aufkündigung für rechtmaͤßig geſchehen zu 
halten. 

Wenn hs Gegenerkle drung angebracht worden, und nach 
verſtrichener Beſtandzeit auf die nach dem §. 18 ausgeſtellte Be— 
ſcheinigung die Execution angeſucht wird, ſo ſoll darüber auf 
möglichſt kurze Friſt, und wo möglich noch auf denſelben Tag 
eine Tagſatzung angeordnet, dabey jedoch] bloß über die Frage, 
ob die Beſcheinigung ächt ſey, verhandelt werden. 

Wird dieſes von dem anderen Theile nicht ausdrückl lch ü in 
Abrede geſtellt, oder erſcheint derſelbe bey der Tagſatzung gar 
nicht, ſo iſt ſogleich dem §. 15 gemäß die Execution zu bewilligen 
und vorzunehmen. Sollte aber der angebliche Ausſteller der Ur— 
kunde dieſelbe beſtimmt für unächt erklären, ſo iſt nach obigen 
Vorſchriften zu derfaßrkn und durch Urtheil zu erkennen. 


$. 20. 


Die Partheyen können die im $. 18 erwähnte Beſcheinigung 
der außergerichtlichen Aufkündigung auch in eine Notariatsur— 
kunde aufnehmen laſſen. Auf dieſe Notariatsurkunde kann, wenn 
keine Gegenerklärung bey der Prätur angebracht worden iſt, 
nach verſtrichener Beſtandzeit eben ſo wie auf die gerichtliche 
Aufkündigung ſogleich die Execution ertheilt werden. 


§. 21. 


Alle vorſtehenden Beſtimmungen haben auch für den Fall zu 
gelten, daß in einem Beſtandvertrage von beſtimmter Dauer 
zwar eine Aufkündigung bedungen, jedoch keine Aufkündigungs⸗ 
zeir feſtgeſetzt worden iſt. 


§. 22. 


Bey Beſtandverträgen, welche ohne vorhergehende Auf— 
kündigung nach Verlauf einer beſtimmten Zeit erlöſchen, kann 
ſowohl der Beſtandgeber, wenn er beſorget, daß das vermie— 
thete oder verpachtete Gut nicht zu gehöriger Zeit geräumt, als 
auch der Beſtandnehmer, wenn er beſorget, daß es nicht zu ge— 
höriger Zeit zurückgenommen werden dürfe, bey der im §. 3 be— 
zeichneten Prätur um eine gerichtliche Verfügung anſuchen, wor 
durch der Gegner vorhinein hiezu angewieſen werde. Auf dieſes 
Geſuch, welches jedoch nicht früher als innerhalb der letzten acht 
Monate vor Ablauf der Beſtandzeit angenommen werden darf, 
fol der Richter mit Beobachtung der Beſtimmungen des §. 5 
an den Gegner den Auftrag erlaſſen, nach Verſchiedenheit des 
Falles die verpachtete, oder vermiethete Sache zur feſtgeſetzten 
Zeit bey Vermeidung der Execution zurückzuſtellen oder zurück— 
zunehmen; oder falls er ſich hierzu nicht verbunden glaubte, ſeine 

Gegenerklärung binnen ſechs Tagen bey der Prätur zu überrei— 
chen, oder zu Protokoll zu geben. Das weitere Verfahren und 
die Execution richtet ſich nach dem §. 7 bis 17. ö 


$, 23. 


Sämmtliche Beſtimmungen dieſes Geſetzes find auch aur 
die Aufkündigung der in dem §. 1105 des bürgerlichen Geſetzbu— 
ches bezeichneten Verträge, bey welchen das Gut gegen einen 
verhältnißmäßigen Theil der Früchte überlaſſen wird, anzuwen⸗ 
den, und ſind dieſelben in dieſer Hinſicht als Pachtverträge an— 
zuſehen. 

ö § 24. 

In ſofern über das gerichtliche Verfahren in gegenwärtiger 
Verordnung nichts beſtimmt wird, iſt auch in den oben erwähn— 
ten Rechtsangelegenheiten die Gerichtsordnung zu beobachten. 


§. 25. 


Die hier ertheilten Vorſchriften gelten nicht für den Fall, 
wenn die Pachtung oder Miethe aus anderen Gründen als we— 
gen abgelaufener Beſtandzeit für erloſchen oder aufgehoben er: 
klärt werden ſoll. 


§. 26. 


Auch in Beziehung auf die bey Kundmachung dieſes Gefe 
tzes bereits beſtehenden Verträge findet dasſelbe (mit Ausnahme 
der in dem $. 2 bezeichneten Aufkündigungszeit) auf die Auf: 
kündigungen und Geſuche ($. 22), welche nach feiner Kund— 
machung erfolgen, volle Anwendung.. N 

Bey Aufkündigungen, welche erſt nach dem 31. März 1858 
erfolgen werden, hat dieſes Geſetz auch in Rückſicht der in dem 
$. 2 bezeichneten Aufkündigungszeit zu gelten. 

Die im Gange befindlichen Prozeſſe find nach den N 
Vorſchriften zu vollenden. 

Gegeben in unſerer Haupt- und Reſidenz⸗Stadt Wien ꝛc. xt. 


Geſetze und Verordnungen 
Juſtiz⸗Fache, 
vom Jahre 1843, 


für die deutſchen Staaten der öſterreichiſchen 
Monarchie. 
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legten neuen Obligation für das Fideicommiß verfügen, und die vinculirte 
Obligation der Fideicommißbehörde überſenden; 

f) wenn aber die im Abſatze d) angeführten Bedingungen nicht erfüllt find, 
ſo wird die k. k. allgemeine Hofkammer das Geſuch unter gleichzeitiger 
Zurückſtellung der vorgelegten Obligation abweislich erledigen, und das 
verloste Capital auf Verlangen der Fideicommißbehörde dieſer unmittelbar 
überſenden. 


718. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 5. October 1843, an das mähriſch⸗ſchleſiſche 
Gubernium; in Folge Allerhöchſter Entſchließung vom 12. September 
1843. 


Ueber die Aufkündigung und Räumung vermietheter Wohnungen und anderer 
Beſtandtheile der Häuſer in der Stadt Brünn und ihren Vorſtädten, und über 
das Verfahren in den hierüber entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten, wird hiemit 
nachſtehende, für alle Häuſer, welche zur Stadt Brünn oder zu den Vorſtädten 
derſelben numerirt ſind oder numerirt werden, giltige Vorſchrift ertheilt: 


§. 1. 

Alle gerichtlichen Verhandlungen über die Aufkündigung und Räumung 
der Wohnungen und über die während der Dauer des Miethvertrages verlangte 
Bezahlung oder Sicherſtellung der Miethzinſe in der Stadt und den Vorſtädten 
von Brünn gehören in erſter Inſtanz vor den Brünner Magiſtrat. 

Dieſe ausſchließende Gerichtsbarkeit des Magiſtrates erſtreckt ſich auf 
ſämmtliche, was immer für einer Gerichtsbarkeit unterworfenen Häuſer der 
Stadt und der Vorſtädte ohne Ausnahme, und auf alle Hauseigenthümer und 
Miethleute mit Einſchluß der Militär-Perſonen; nur iſt gegen die Letzteren 
die Execution durch Erſuchſchreiben an die Militärbeh örde zu bewirken. 


§. 2. 

Es bleibt dem ſchriftlichen oder mündlichen Uebereinkommen des Miethers 
und Vermiethers überlaſſen, eine beſtimmte Dauer des Miethvertrages feſtzu— 
ſetzen, oder eine vorläufige Aufkündigung desſelben zu bedingen, den Zeitpunct 
und die Länge des Aufkündigungs-Termines, ferner die Art, wie nach geen- 
deter Miethe die Wohnung geräumt, und die Friſten, in welchen der Zins 
entweder gemäß §. 1102 des b. G. B. voraus, oder nach Ablauf derſelben 
entrichtet werden ſoll, zu beſtimmen. 

In Ermanglung eines beſtimmten Uebereinkommens hierüber kann die 
Aufkündigung der Wohnungen, wofür der Miethzins in Terminen von wenig— 
ſtens drei Monaten bedungen wurde, nur in vier beſtimmten, Einvierteljäh- 
rigen Friſten, und zwar 

vom 1. bis längſtens 14. Februar, 
Fe A 14. Mai, 
SE er 8 14. Auguſt, 
1 2 14. November — 


1843, 
October. 


den dter. 
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1843. eines jeden Jahres; bei Wohnungen hingegen, wofür der Zins in Einmonat- 
October. lichen Terminen bedungen wurde, vierzehn Tage früher, als die Abtretung 
geſchehen ſoll, erfolgen. 
$. 3. 

Die Aufkündigung der Miethe muß entweder durch einen gerichtlichen 
Zuſtellungsſchein, oder durch eine ſchriftliche, in der nach der Gerichtsordnung 
zur Beweiskraft einer Privaturkunde erforderlichen Form ausgeſtellte, und 
ſowohl die Zeit, mit welcher ſich die Miethe endigen ſoll, als den Tag des 
Empfanges beſtimmt angebende Beſcheinigung des Hauseigenthümers oder 
Miethmannes, welchem aufgekündiget wird, dargethan werden. Eine außerge— 
richtliche Aufkündigung, worüber kein ſolcher Empfangſchein beigebracht werden 
kann, iſt ungiltig, und jeder andere Beweis darüber unzuläſſig. 


§. 4. 
Eine gerichtliche Aufkündigung kann bei dem Brünner Magiſtrate ſchrift— 
lich überreicht, oder mündlich zu Protokoll gegeben werden. 
Dieſelbe muß den Namen, Vornamen und den Wohnort beider Theile, 
den vermietheten Gegenſtand und die Zeit, mit welcher ſich die Miethe endigen 
ſoll, genau anzeigen. 


8. 5. 

Die gerichtliche Aufkündigung muß, wenn dem Miethmanne aufgekündiget 
wird, ihm ſelbſt zugeſtellt, und in ſeine Hände übergeben werden. Iſt er 
abweſend, oder nicht anzutreffen, ſo hat der zur Zuſtellung abgeordnete Gerichts— 
diener die Aufkündigung ſogleich in Gegenwart der allenfalls anweſenden Haus— 
genoſſen und zweier Zeugen in dem Inneren der Wohnung, oder wenn fie 
verſchloſſen wäre, von Außen bei dem Eingange anzuſchlagen. 

Wird dem Eigenthümer des Hauſes aufgekündiget, ſo iſt die Aufkündigung 
entweder ihm ſelbſt, oder wenn er nicht anweſend, oder in ſeiner Wohnung 
nicht zu treffen wäre, demjenigen, welcher über das Haus die Aufſicht fühkt, 
zuzuſtellen. 

Findet ſich Niemand, dem die, gegen den Hauseigenthümer gerichtete 
Aufkündigung zugeſtellt werden könnte, ſo iſt ſie im Hauſe in Gegenwart 
zweier Zeugen anzuſchlagen. 

Das Anſchlagen der Aufkündigung gilt in allen dieſen Fällen für die 
Zuſtellung. Für abweſende Perſonen, denen aufgekündiget wird, kann die Zu— 
ſtellung auch an ihre bei dem Brünner Magiſtrate gehörig ausgewieſene Bevoll— 
mächtigte veranlaßt, oder nach Umſtänden von dem Magiſtrate ein Curator 
beſtellt, und dieſem die Aufkündigung übergeben werden. 


§. 6. 

Wenn zwiſchen den Parteien beſtimmte Termine zur Aufkündigung und 
Räumung der Wohnung verabredet worden ſind, oder die im §. 2 dieſer 
Verordnung in Ermanglung eines Uebereinkommens zwiſchen den Parteien 
vorgeſchriebenen geſetzlichen Aufkündigungs-Termine zur Anwendung kommen, 
fo muß der Aufkündigungs⸗Termin genau eingehalten, folglich die gerichtliche 
Aufkündigung, um giltig zu ſeyn, binnen dem beſtimmten Aufkindigungs-Ter- 
mine nicht nur bei dem Magiſtrate ſchriftlich überreicht, oder mündlich zu Pro- 
tokoll gegeben, ſondern auch demjenigen, gegen welchen ſie gerichtet iſt, zuge— 
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ftellt werden; fie ift alſo bei dem Magiſtrate zu einer Zeit einzureichen oder 1843. 
zu Protokoll zu geben, wo die regelmäßige Zuſtellung noch füglich vor Ablauf October. 
des Aufkündigungs⸗Termines erfolgen kann; der Magiſtrat hat jedoch dieſe 
Zuſtellung ſo viel als möglich zu beſchleunigen. Eine nach Verlauf des Auf— 
kündigungs⸗Termines geſchehene Aufkündigung iſt für den nächſtfolgenden Ter— 

min der Wohnungsräumung ungiltig, ſie kann nur für einen ſpäter folgenden 

Termin der Wohnungsräumung gelten, wenn ſich der Auffündigende hierüber 
beſtimmt geäußert hat. 


§. 7. 

Wenn derjenige, welchem aufgekündiget worden iſt, dagegen aus rechtlichen 
Gründen Widerſpruch erheben will, ſo ſoll er binnen der auf den Tag des 
Empfanges der Aufkündigung nächſtfolgenden vier Tage ſeine Erklärung hier— 
über bei dem Brünner Magiſtrate überreichen, oder zu Protokoll geben, und 
zugleich die Gründe, aus denen er die Aufkündigung für unzuläſſig hält, 
anführen. 

Nach Verlauf dieſer Friſt wird er mit keinen Einwendungen mehr gehört, 
und die Aufkündigung, ſelbſt, wenn ſie zu ſpät geſchehen wäre (§. 6), für giltig 
angeſehen. 


$. 8. 


Wird binnen der feſtgeſetzten Friſt die Erklärung, welche der Widerſpruch 
gegen die Aufkündigung enthält, überreicht, oder zu Protokoll gegeben, ſo iſt 
ſie als eine Klage zu betrachten, und darüber zur mündlichen Verhandlung auf 
möglichſt kurze Zeit eine Tagſatzung, mit dem Anhange anzuordnen: daß beide 
Theile zur Verhandlung die Urkunden, und wo möglich auch die Zeugen, 
worauf fie ſich berufen wollen, mitzubringen haben, und im Falle des Aus- 
bleibens eines oder des anderen Theiles ohne weitere Vorladung desſelben 
ſogleich das Erkenntniß erfolgen würde. 


§. 9. 

Den ſtreitenden Theilen ſteht frei, ſich der Advocaten zu bedienen oder 
nicht. Im letzteren Falle ſoll der Richter der ohne Rechtsfreund erſchienenen 
Partei zur zweckmäßigen gerichtlichen Verhandlung, und insbeſondere zur gehö— 
rigen Erörterung, die entſcheidenden Thatumſtände und Beibringung der erfor— 
derlichen Beweismittel die nöthige Anleitung geben, und dieſelbe zu beſtimmten 
Erklärungen über die von ihrem Gegner angeführten Thatſachen verhalten. 

Das Urtheil ſoll nach geſchloſſener Verhandlung unverzüglich geſchöpft, 
und wo möglich noch an demſelben Tage ſammt den Entſcheidungsgründen 
beiden Theilen zugeſtellt werden. 


§. 10. 

Gegen dieſes Urtheil findet der Recurs Statt. Die Recursſchrift, in 
welcher die Beſchwerden mit Vermeidung aller Wiederholungen in möglichſter 
Kürze auszuführen find, muß binnen der auf den Tag der Zuſtellung des Er. 
kenntniſſes nächſtfolgenden drei Tage an den Brünner Magiſtrat überreicht 
werden, eine Verlängerung dieſer Recursfriſt findet nicht Statt. 

Der Brünner Magiſtrat hat den zu gehöriger Zeit übergebenen Recurs 
mit allen Acten und einer ämtlichen Abſchrift ſeiner Entſcheidung ſammt 

37 * 
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1843. Gründen, ohne Anordnung einer Inrotulirungs-Tagſatzung, fogleih an das 


October. 


Appellationsgericht einzuſenden, und hievon beiden Theilen Nachricht zu geben; 
zu ſpät angebrachte Recurſe aber ſelbſt und von Amtswegen zu verwerfen. 


8. 11. 
Hat das Appellationsgericht die Entſcheidung der erſten Inſtanz abgeän- 
dert, ſo kann dagegen mit Beobachtung der Vorſchriften des vorhergehenden 
Paragraphes der Recurs an die oberſte Juſtizſtelle ergriffen werden. 


§. 12. 

Wird ein Beweis durch Zeugen oder Kunſtverſtändige angeboten, ſo hat 
das Gericht, in ſoferne es denſelben entſcheidend findet, die Zeugen oder Kunft- 
verſtändigen ſogleich durch Beſcheid vorzuladen, der Gerichtsordnung gemäß zu 
vernehmen, und nach beendigtem Zeugenverhöre oder Augenſcheine unverzüglich 
die Hauptſache zu entſcheiden. Den ſtreitenden Theilen ſoll die Vorladung 
der Zeugen oder Kunſtverſtändigen bekannt gemacht und geſtattet werden, der 
Beeidigung der Zeugen oder dem Augenſcheine beizuwohnen. 

Beſondere Frageſtücke können bei der, zum Zeugenverhöre angeordneten 
Tagſatzung übergeben werden. Beweisſchriften oder Beweiseinreden ſind nicht 
anzunehmen. 


$. 13. 

Gegen die Vorladung der Zeugen oder Kunſtverſtändigen findet kein 
Recurs Statt. Den ſtreitenden Theilen, welche den zugelaſſenen Beweis über— 
flüſſig oder unerheblich finden, ſteht frei, ſich in den Beſchwerden gegen die 
Entſcheidung der Hauptſache zugleich gegen die Folgen des Beſchluſſes über 
die Beweisführung zu vertheidigen. 


$. 14. 
Zeugen, die nicht in den ſechs Kreiſen der Markgrafſchaft Mähren wohnen, 
oder wegen anderer Hinderniſſe nicht ſogleich abgehört werden können, ſind 
nicht zuzulaſſen. 


$. 15. 

Der Beweis durch den Eid fol binnen 3 Tagen nach eingetretener Rechts- 
kraft der, über die Hauptſache erfolgten Entſcheidung, oder wenn in letzter 
Inſtanz darauf erkannt worden iſt, binnen 3 Tagen nach Zuſtellung dieſer 
Entſcheidung angetreten werden. 


§. 16. 

Die in den geſetzlichen Terminen des §. 2 dieſer Verordnung gehörig 
geſchehene Einvierteljährige Aufkündigung endiget mit den letzten Tagen der 
Monate April, Juli, October oder Jänner, in dieſem Falle ſoll der Mieth— 
mann am ſiebenten Tage vor Verlauf der Miethzeit, alſo am 24. April, 
25. Juli, 25. October oder 25. Jänner mit der Räumung der Wohnung 
den Anfang machen, und demjenigen, welcher ſie nach ihm bezieht, einen zur 
Verwahrung eines Theiles der Fahrniſſe des Letzteren hinreichenden ſchicklichen 
Platz, wo möglich die Hälfte der Wohnung einräumen; am letzten Tage der 
Miethzeit muß die Wohnung vollſtändig geleert und übergeben werden. 

Wenn gegen eine Aufkündigung kein gerichtlicher Widerſpruch erhoben, 
oder dieſelbe durch eine rechtskräftige richterliche Entſcheidung als giltig erkannt 
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wurde, und die Partei am Mittage des letzten Tages, an welchem fie die 
theilweiſe oder gänzliche Räumung der gemietheten Wohnung zu vollziehen 
hat, ihrer Verpflichtung nicht entſpricht, ſoll dieſe Räumung auf ſchriftliches 
oder mündliches Anſuchen desjenigen, dem daran gelegen iſt, noch an dem— 
ſelben Tage von dem Gerichte mit Hilfe der Wache bewirkt werden; es ſei 
denn, daß die Noth wendigkeit einer polizeilichen Vorſorge von den dazu 
berufenen Behörden erkannt wird. 

Wenn die Miethzeit bereits früher verſtrichen iſt, kann die Execution 
der richterlichen Entſcheidung am zweiten Tage nach eingetretener Rechtskraft 
derſelben, oder am zweiten Tage nach der Zuſtellung der in letzter Inſtanz 
gefällten Entſcheidung angeſucht werden. 


$. 17. 


Alle ſchriftlichen Eingaben, welche fih auf die Aufkündigung einer Woh⸗ 
nung beziehen, find von Außen mit den Worten: „In Ausziehſachen“ 
zu bezeichnen. 


$. 18. 


Die in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Friſten laufen auch an Sonn— 
und Feiertagen und anderen Ferialtagen ununterbrochen fort. Nur, wenn 
der letzte Tag der Friſt auf einen Sonntag oder gebotenen Feiertag fallen 
würde, verlängert ſich dieſelbe bis an das Ende, oder im Falle der Wohnungs⸗ 
räumung nach §. 16 bis zum Mittage des nächſtfolgenden Werktages. 

Die Verhandlungen über die Aufkündigung ſind auch während der Ge— 
richtsferien, jedoch nicht an Sonn- und Feiertagen aufzunehmen. 


§. 19. 


Das in dieſer Verordnung vorgeſchriebene Verfahren in Streitſachen findet 
auch in dem Falle Statt, wenn ohne vorhergegangene Aufkündigung die Klage 
auf die Erlöſchung des Miethvertrages durch den Verlauf der bedungenen 
Miethzeit eingebracht wird, jedoch nicht in dem Falle, wenn die Miethe aus 
anderen Gründen als wegen abgelaufener Miethzeit für erloſchen oder aufge⸗ 
hoben erklärt werden ſoll. i 

Uebrigens kann auch bei den ebenerwähnten Miethverträgen, welche ohne 
vorhergehende Aufkündigung nach Verlauf einer beſtimmten Zeit erlöſchen, 
ſowohl der Vermiether, wenn er beſorgt, daß die vermiethete Wohnung nicht 
zur gehörigen Zeit geräumt, als auch der Miether, wenn dieſer beſorgen 
ſollte, daß dieſelbe nicht zur gehörigen Zeit zurückgenommen werden dürfte, 
bei dem Brünner Magiſtrate um eine gerichtliche Verfügung anſuchen, wodurch 
der Gegner vorhinein hiezu angewieſen werde. Auf dieſes Geſuch, welches 
jedoch nicht früher, als innerhalb der letzten drei Monate vor Ablauf der 
Miethzeit angenommen werden darf, ſoll der Richter mit Beobachtung der 
Beſtimmungen des §. 5 an den Gegner den Auftrag erlaſſen, nach Verſchie⸗ 
denheit des Falles, die vermiethete Sache zur feſtgeſetzten Zeit bei Vermeidung 
der Execution zurückzuſtellen, oder zurückzunehmen, oder falls er ſich hiezu 
nicht verbunden glaubte, ſeine Gegenerklärung binnen vier Tagen bei dem 
Magiſtrate zu überreichen, oder zu Protokoll zu geben. Das weitere Verfahren 
und die Execution richtet ſich nach den sg. 7 bis einſchließig 18. 

38 


1843. 
October. 


1843, 
October. 


den 10ten. 
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§. 20. 


Die für Wohnungen hier ertheilten Vorſchriften gelten auch für vermie- 
thete Keller, Ställe, Gewölbe und andere Beftandtheile und Zugehörungen 
der Gebäude. 


$. 21. 


Für alle in dieſer Verordnung vorkommenden Amtsverrichtungen hat der 
Magiſtrat zu Brünn in jenen Fällen, welche bereits nach den bisher beſtandenen 
Geſetzen ſeiner Gerichtsbarkeit unterworfen waren, die Taxen nach der ihm durch 
das Patent vom 5. April 1782, 3. 39, J. G. S. $. 6, eingeräumten erſten 
Claſſe des Patentes vom 1. November 1781, 3. 28, J. G. S., zu bezie⸗ 
hen; in jenen Fällen hingegen, welche erſt durch die gegenwärtige Auszieh⸗ 
Ordnung ſeiner Gerichtsbarkeit zugewieſen werden, die Taxen ohne Unterſchied 
der Jurisdictionen, welchen die ſtreitenden Parteien oder das Haus, in welchem 
ſich die gemiethete Wohnung befindet, in anderen Fällen unterworfen ſind, 
nach der vierten Claſſe des Patentes vom 1. November 1781, 3. 28, 
J. G. S., abzunehmen. 


749. 


Juſtiz⸗Hofdecret vom 10. October 1843, an das böhmifche 
Appellationsgericht. 


Dem Appellationsgerichte wird nach vorläufig mit der k. k. allgemeinen 
Hofkammer gepflogener Rückſprache bedeutet, daß die Amtscorreſpondenz in 
allen ärariſchen Taxſachen den beſtehenden Geſetzen gemäß portofrei ſei, und 
daß ſich demnach dieſe Portofreiheit auch auf die Zurückſendung von ſaldirten 
Aerarial-Taxnoten bei gehöriger Bezeichnung des Coubverts erſtrecke; daß 
dagegen die Correſpondenz in allen Fällen, wo es ſich um Taxen, welche 
nicht in Aerarialcaſſen einfließen, ſondern von Magiſtraten, Patrimonialge⸗ 
richten u. ſ. w. bezogen werden, handelt, als eine Privatſache ohne Ausnahme 
portopflichtig ſei. 

Was die Empfangsbeſtätigungen über gerichtliche Zuſtellungen an Private 
betrifft, ſo ſind dieſelben in Anſehung des Porto nach jenen Grundſätzen zu 
behandeln, welche in dieſer Beziehung für die Correſpondenz der Behörden in 
Parteiſachen überhaupt Anwendung finden. Dieß hindert jedoch nicht, daß 
in einzelnen Fällen, deren Beurtheilung den Gerichtsſtellen, die es betrifft, 
überlaſſen bleibt, die Zurückſtellung von derlei Empfangsbeſtätigungen, wenn 
fie wirklich nur im rein ämtlichen Intereſſe geſchieht, als ein rein officioſer 
Gegenſtand behandelt, und durch vorſchriftmäßige Bezeichnung des Couverts, 
deſſen portofreie Verſendung bewirkt werde. 


Amtsblatt zur Wiene 


Kr. 893. = Donnerstag, den 26. October 


Bea] Circular e of 
vom k. k. Ni. Den. Landesregierungs⸗Präſidium. 
Verlängerung der Stenerfrepheit bey Hänferbanten inner⸗ 
| hald den kinten Wiens, i 

Laut bes Min ikerial⸗Exkaſſet def Junern vom 31. Julius 
2. J. 3. 2547, Regierungd-Eirculare vom 2. Auguſt 1848, 
ER 37058, iſt für jene Bänferbauten, welche innerhalb der 
Tinien Wiens vor Nichgell 1848 begonnen und bit Georgi 
1849 bit zur Höhe des Erkgeſckoßes geführt werden, eine 
Steuerfreiheit bon 20 Jahren kewilliget worden. 
Im Einrerne hmen mit dem Miniſterium der Finanzen 
und ber L fentlichen Arteften wurde beſchluſſen, die Fri, 
binnen welcher eine Bauführung begonnen werden mie, 
um auf dieſe Steuerfrepheit Anſpruch machen zu können, 
iu verlängern, wornach hiermit eine Steuerfrerheit von 
20 Jabren für Häuſerbauten bewilligt wird, welche inner⸗ 
Halb der Linken Wient in Georgi 1849 in Angriff genom⸗ 
men und bis Michaeli 1849 dis zur Höhe ren Erkgeſchoßes 


geführt werben. To 8 5 
Dieſe Begünſtigung ift jedoch an die antbrückliche Bedin⸗ 
gung gebunden, daß Baufätrer die keym künftigen Baus 
beiheiften Gewerktleute fan näbrend des eintretenden 
Winters beſchäftigen und ſich ber dießfall ven den Bebör⸗ 
Len autzunbenden Controle untergehen. j 
Wat hiermit in Folge Auftrages des Minifter ums bes 
Innern vom 19. d. M., 3. 60835 zur allgemeinen Kennt 
niß gebracht wirt. | 
Wien am 21. Ockoker 1848, 


Lamberg m/p. 


Nr. 395. 
[9A] Tircular e [2] 
vom k. k. Ni. Oeſt. Landesregierurgs⸗Präfidiun. 
Verlängerung der Stenerfreyheit bey Haͤuſerbauten inner: 
halb den Linien Wiens. 

Laut des Miniſterial⸗Erlaſſes des Innern vom 31. Julius 
d. J., 3. 2547, Regierungs⸗Circulare vom 2. Augut 1848; 
3. 37058, iſt für jene Häuſerbauten, welche innerhalb der 
Linien Wiend vor Michaeli 1848 begonnen und bis Georgi 
1849 bis zur Höhe des Erdgeſchoßes geführt werden, eine 
Steuerfreyheit von 20 Jahren bewilliget worden. 

Im Einvernehmen mit dem Winiſterium der Finanzen 
und der öffenliczen Arbeiten wurde beſchloſſen, die Friſt, 
binnen welcher eine Bauführung begonnen werden müſſe, 
um auf dieſe Steuerfreybeit Anſpruch machen zu können, 


Rr.297, 


zu verlängern, wornach hiermit eine Steuerfreyheit von 
20 Jahren für Haͤuſerbauten bewilligt wird, welche inner: 
halb der Linien Wiens zu Georgi 1849 in Angriff genom⸗ 
men und bis Michaeli 1849 bis zur Höhe des Erdgeſchoßeg 
geführt werden. 

Dieſe Begünſtigung iſt jedoch an die ausdrückliche Bedin! 
gung gebunden, daß Baufübrer die beym künftigen Baue 
betheilten Gewerk tleute ſchon während des eintretenden 
Winters befhäftigen und ſich der dießfalls von den Behör⸗ 
den auszuübenden Controlle unterziehen. 

Was hiermit in Folge Auftrages des Miniſteriums des 


Innern vom 19. d. M., 3. 6053 zur allgemeinen Kennt⸗ 


niß gebracht wird. 
Wien am 21. October 1848. 
N Lambergm/p. 


L114] Tircular.e [s] 

vom k. k. Ni. Oeſt. Landesregierungs⸗Präſtdium. 

Verlängerung der Stenerfreybeit bet Häuſerbauken inner⸗ 
hald den Linien Wiens. 

Laut des Miniſtertal⸗Erkaſſet det Innern vom 31. Julint 
. J., 3, 2547, Regierunge⸗Eirculare vom 2. August 1848, 
90 32058, ic für jene Bauer bauten, welche innerhalb der 
inien Wiens por Michaell 1838 begonnen und bis Georgi 
4849 bis zur Höhe des Erdgeſcheßen geführt werden, eine 
Steuerfrerhait von 20 Jahren bewilliget worden. 

Im Einrernehmen mit dem Miniſttrium ber Finanzen 
Und der öffentinen Arbeiten wurde beſchloſſen, die Frir, 
Finnen weicher eine Bauführung begannen werden müſſe, 
um auf dieſe Skenerfrepbeit Anſpruch machen zu können, 
In verlängern, wornach hiermit eine Stelter freyheit von 
20 Jahren für Däufertauten bewilligt wird, welche inner⸗ 
halt der Linien Wiens zu Georgi 1849 in Angriff genom⸗ 
men und dis Wicharli 1849 bis zur Höhe des Erdgeſchoßen 
geführt werden. 6! 
Dieſe Begünſtigung if jevoch an dis aulkrückliche Bedin⸗ 
gung gebunden, daß Bauführer die beym künftigen Baue 
beilhtiffen Sewerksiente ſcen während des eintretenden 
Winter beſchäſtigen und ſich Ler dieffalt von den Behir⸗ 
den antzuüberſden Evntrelle untergiehen, . | 

Ans hiermit in Folge Auftragei des Miniſeriumi bei 
Innern vom 19. d. M., 3. 6053 fur allgemtinen Kennt 
Riß gebracht wird. „ 

Wien am 21. October 1848. 


Tambergm,p, 


so. 
Erlaß des Finanzminiſteriums vom 10. Jänner 1849, 


an die ob der ennſiſche Regierung und das mähriſch⸗ſchleſiſche Gubernium. 
Begünſtigung der Neubauten hinſichtlich der Steuerfreiheit. 


Das Finanzminiſterium findet, einverſtändlich mit dem Miniſter des Innern zu bewilligen, 
daß für Neubauten, welche in Linz und dem Markte Urfahr (Brünn und den übrigen 
der Hauszinsſteuer unterliegenden Städten der Provinz Mähren und Schleſien), auch nach 
Michaeli 1848 begonnen und bis Michaeli 1849 wenigſteus bis zur ebenerdigen Mauerlichte 
gediehen ſeyn werden, ohne Unterſchied, ob ſie auf einem freien, früher noch unbebauten Grunde 
oder an der Stelle eines ſchon beſtandenen, aber abgeriffenen Gebäudes errichtet werden, die 
Steuerfreiheit auf 12 Jahre bemeſſen werde, wenn die Anmeldung des Anſpruches innerhalb 
der geſetzlichen Friſt geſchieht und der Behörde die Anzeige über die erfüllte Bedingung zur 
Vornahme des Augenſcheines zu einer Zeit gemacht wird, daſs derſelbe zu Michaeli 1849 oder 
noch früher vorgenommen werden kann. 

Für die Fortſetzung bereits angefangener, aber unterbrochener Bauten findet eine erwei⸗ 
terte Befreiung nicht Statt, weil die Vollendung eines Baues ohnedem im Intereſſe des 
Bauführers liegen muß, und es ſohin keiner aufmunternden Begünſtigung bedarf. 


94. 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 18. Jänner 1849, 
an ſämmtliche Länderchefs und an den bevollmächtigten Commiſſär Grafen von Montecuccoli. 


Aufhebung der Staats⸗Controle über die auf Koſten der Gemeinde bewerkſtelligten 
Gemeinde⸗Bauten. 


Die Staatsverwaltung erkennt es als eine zeitgemäße Forderung, den Gemeinden im 
Staate eine freiere Stellung anzuweiſen, namentlich denſelben eine größere Selbſtändigkeit in 
der Verwaltung ihrer Intereſſen zu ſichern, und wird beſtrebt ſeyn, bei der Erlaſſung des neuen 
Gemeindegeſetzes dieſem Grundſatze Geltung zu verſchaffen. 

Mit der geſetzlichen Anerkennung dieſes Grundſatzes wird nebſt anderen auch die Noth⸗ 
wendigkeit eines Einfluſſes der Verwaltungsbehörden auf die Führung der Gemeindebauten hin⸗ 
wegfallen. 

Um ſchon dermalen im Sinne dieſer nothwendigen Reformen vorzugehen, und andererſeits 
die Centraltegierungsorgane nicht mit überflüſſigen, ohne praktiſchen Werth bleibenden Geſchäf— 
ten in Anſpruch zu nehmen, hat der Minifter des Handels und der öffentlichen Bauten die 
bisher ausgeübte Controle der Gebarung bei den auf Gemeindekoſten herzuſtellenden Bauten 
aus der Wirkſamkeit ſeines Miniſteriums ausgeſchieden. 

Dem gemäß haben von nun an die Herren Chefs der Provinzen nur jene Baugegenſtände 
der Amtshandlung und Entſcheidung des Miniſteriums zu unterziehen, welche ganz auf Staats⸗ 
koſten herzuſtellen kommen, oder zu deren Ausführung eine Geldeoncurrenz aus dem Staats⸗ 
ſchatze angeſprochen wird. 

Ich erſuche E. E. fortan nach dieſer Norm vorzugehen. 


132. 


Erlaß des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Vauten 
vom 15. Februar 1849), 


an die nee von Ober- und Niederöſterreich, Böhmen, Mähren und Schleſien, Galizien, Steiermark, Tirol, 
Illirien, Dalmatien und dem Küſtenlande, 


womit beſtimmt wird, in wieferne den Bauunternehmern bei Licitationen für 
öffentliche Bauten die Einſicht der Koſtenüberſchläge zu geſtatten ſei. 

Das Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten hat die Frage in Ueber⸗ 
legung genommen, ob bei Lieſtationen für öffentliche Bauten den Bauunternehmern die Ein⸗ 
ſicht der Koſtenüberſchläge geſtattet, und das dleßfalls, mit Hofkanzlei⸗Verordnung vom 8. Jän⸗ 
ner 1829, 3. 390), ausgeſprochene Verbot aufgehoben werden ſoll. 

Zur Beurtheilung dieſer Frage iſt es vor Allem nöthig, den Begriff „Koſtenüberſchlag“ 
feſtzuſtellen. In allgemeiner Bedeutung iſt der Koſtenüberſchlag die Darſtellung ſämmtlicher 
Koſten einer Bauführung. Dieſe Darſtellung kann mehr oder minder Details der bezüglichen 
Berechnungen enthalten. Die Koſtenüberſchläge, wie die Baudireetionen dieſelben zu verfaſſen 
pflegen, enthalten gewöhnlich die ganze Preisanalyſe, nämlich die Elemente, aus welchen mit 
Benützung der erhobenen Marktpreiſe der Materialien, Tag -und Fuhrlöhnungen auf Grund⸗ 
lage von Erfahrungsſätzen, dann wiſſenſchaftlicher Schätzung der erforderlichen Arbeitskräfte, 
die Einheitspreiſe für die verſchiedenen Leiſtungen und Arbeitsgattungen ermittelt und feftge- 
fegt werden. 

Da ſolche Preisanalyſen lediglich Vorſtudien enthalten, welche die Staatsverwaltung durch 
ihre Organe auf ihre Koſten anſtellen läßt, um eine Baſis zur beabſichtigten Pachtverhand 
lung zu gewinnen, ſomit das ſpeculative Subſtrat des Bauprojectes bilden, fo kann auch in 
Zukunft deren Mittheilung an die Bauunternehmer nicht geſtattet werden, aus welchem Grunde 
ſich auch derlei, Preisanalyſen enthaltende, Koſtenüberſchläge zur Mittheilung an die Bauunter⸗ 
nehmer gleichfalls nicht eignen. 

Da die übrigen in den Koſtenüberſchlägen vorkommenden Daten für die Baubewerber 
vom Intereſſe ſind, ſo findet man anzuordnen, daß künftig die Preisanalyſen abgeſondert von 
den eigentlichen Koſtenüberſchlägen bearbeitet, und in letzterer nur die reſultirenden Einheits⸗ 
preiſe aufgenommen werden ſollen, wornach ſodann die Mittheilung der Koſtenüberſchläge an 
die Bauunternehmer anſtandslos geſchehen kann. 

Es find daher bei öffentlichen Baulicitationen von den Baubewerbern folgende, auf das Bau⸗ 
project Bezug nehmende, Behelfe zur Einſicht vorzulegen: 

1. Alle Ueberſichts⸗ und Details⸗Conſtructionspläne. 

2. Der Ausweis der Arbeitquantitäten (Vorausmaß). 

3. Das Verzeichniß der Einheitspreiſe für die verſchiedenen Arbeitskategorien. 

4. Der Koſtenüberſchlag, enthaltend die Angabe der Quantität jeder einzelnen Arbeits⸗ 
kategorie, der entſprechenden Einheitspreiſe und ſofort die ganze für den Bau veranſchlagte 
Koſtenſumme. 


**) Dieſer Erlaß wurde mit dem Erlaſſe des Miniſteriums des Unterrichts vom 9. Mai 1849, Z. 3465, auf alle 
Bauten, welche die Zwecke des öffentlichen Unterrichts betreffen, und mit dem Erlaſſe des Miniſteriums des 
Innern vom 11. Mai 1849, Z. 10.568, auf Baulichkeiten der politiſchen Fonde, der Landes⸗Domeſticalfonde und 
der Gemeinden ausgedehnt; rückſichtlich der Gemeinden jedoch nur in jo weit, als die politiſchen Behörden auf 
ſelbe, nach dem Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 2. April 1849 (f. denſelben weiter unten) noch 
Einfluß zu nehmen haben, nämlich nur in denjenigen Ortſchaften, in denen die, im Gemeindegeſetze vom 
17. März 1849 ausgeſprochene Gemeindevertretunz noch nicht bewerkſtelliget worden iſt. 

e) Siehe dieſelbe in der Sammlung der politiſchen Geſetze und Verordnungen, 57. Band, 1. Abtheilung, Seite 8. 


5. Eine Baubeſchreibung oder die ſpeciellen Baubedingniſſe, endlich 

6. Die allgemeinen Pachtbedingniſſe. 

In den beiden letzten Acten ſind für den Fall vorkommender Mehrarbeiten und gegen 
allfällige nachträgliche Anſprüche der Baupächter, je nachdem der Bau nach Einheitspreiſen 
und ſeinerſeitigen Berechnung der wirklichen Leiſtungen oder nach einer Pauſchalſumme 
hinantgegeben, und beziehungsweiſe übernommen werden ſoll, die erforderlichen Vorſichts⸗ 
clauſeln aufzunehmen. 

Durch Mittheilung dieſer Behelfe werden ſachkundige Baubewerber vollkommen in die 
Lage geſetzt, nach ihrer Art und Weiſe und auf Grundlage der ihnen zu Gebote ſtehenden 
Mittel das hintanzugebende Bauunternehmen zu berechnen und zu beurtheilen. Unerfahrenen 
Concurrenten würde auch die Mittheilung von Preisanalyſen von keinem Nutzen, vielmehr eine 
Quelle zu Zweifeln und Anſtänden ſeyn“). 


*) Siehe auch Erlaß des Handelsminiſteriums vom 20. April 1849. 


152. 
Kaiſerliches Patent vom 4. März 1849, 


wirkſam für alle jene Kronländer, für welche das Patent vom 7. September 1848 gilt, 
wodurch die Durchführung der Aufhebung des Unterthans-Verbandes und der Ent⸗ 
laſtung des Grund und Bodens angeordnet wird. 


Wir Franz Joſeph der Erſte, von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſterreich; König von 
Ungarn und Böhmen c. ꝛc. N 

Haben in der Erwägung, daß die möglichſt baldige und völlige Durchführung der in dem 
Geſetze vom 7. September 1848 ausgeſprochenen Aufhebung des Unterthans-Verbandes und der 
dadurch gewährten Gleichſtellung und Entlaſtung alles Grund und Bodens, ſowie die Ermitt⸗ 
lung und Flüſſigmachung der durch dieſes Geſetz den bisherigen Bezugsberechtigten im Grund— 
ſatze geſicherten billigen Entſchädigung dringend einige den Grundſätzen dieſes Geſetzes ent⸗ 
ſprechende adminiſtrative Verfügungen und namentlich die Zuſammenſetzung eigener Commif- 
ſionen in jedem Lande zu deſſen Vollführung und zu dem Ende erheiſchen, um die Verpflichteten 
der bisher herrſchenden Ungewißheit über Art und Maß der zu leiſtenden billigen Entſchädigung 
zu entheben und ihnen die durch das obgedachte Geſetz geſicherten Vortheile ſofort im vollſten 
Umfange zuzuwenden, endlich auch den Berechtigten die nach dieſem Geſetze gebührende Ent⸗ 
ſchädigung baldigſt flüſſig zu machen, über Einrathen Unſeres Miniſterrathes beſchloſſen und 
verordnen, wie folgt: 

§. 1. 

Die Robot und Robotgelder der Inleute und der auf unterthänigen Gründen geſtlfteten 
Häusler ſind in Gemäßheit des §. 5 des Geſetzes vom 7. September 1848 ohne Entſchädi⸗ 
gung aufgehoben. 


8. 2. 
Die in jedem Lande aufzuftellenden Landes⸗Commiſſionen werden mit Beachtung der 


eigenthümlichen Verhältniſſe der einzelnen Länder erheben und beſtimmen, welche der unter ver⸗ 
ſchiedenen Benennungen beſtandenen Leiſtungen unter der im $. 5 des Geſetzes vom 7. Sep⸗ 
tember 1848 ausgeſprochenen Beſtimmung begriffen ſeien, und daher ohne Entſchädigung auf⸗ 
zuhören haben, und welche Schuldigkeiten und Leiſtungen dagegen unter die Anordnung des 
F. 6 des gedachten Geſetzes fallen, folglich nur gegen Leiſtung einer Entſchädigung aufgehoben 
ſind. Dieſelben Commiſſionen werden andererſeits ermitteln, welche Laſten zu Folge §. 5 des 
gedachten Geſetzes mit der Aufhebung der ihnen gegenüberſtehenden Rechte, zu entfallen haben. 


§. 3. 
Unter den Beſtimmungen der §§. 3 und 6 des Geſetzes vom 7. September 1848 ift 
jeder auf dem Grundbeſitze bleibend haftende Zehent begriffen, wenn ſelber auch nicht aus 
dem Unterthänigkeitsverhältniſſe oder dem grundherrlichen Obereigenthume entſpringt. 


§. A. 

Die Holzungs⸗ und Weiderechte, dann die Servitutsrechte zwiſchen den Obrigkeiten und 
ihren bisherigen Unterthanen, welche Rechte mit Ausnahme des im §. 7 des Geſetzes vom 
7. September 1848 unentgeltlich aufgelaſſenen dorfobrigkeitlichen Blumenſuch- und Weiderechtes, 
dann der Brach⸗ und Stoppelweide, entgeltlich aufzuheben find, bleiben bis zur Durchführung 
der entgeltlichen Aufhebung in Wirkſamkeit. 

Die näheren Beſtimmungen über die Aufhebung und das Entgelt werden für jedes ein⸗ 
zelne Land nach deſſen eigenthümlichen Verhältniſſen feſtgeſetzt werden. 


§. 5. 

Die Leiſtungen aus emphiteutiſchen und anderen Verträgen über die Theilung des Eigen- 
thums, welche zu Folge des §. 8 des Patentes vom 7. September 1848 entgeltlich aufzu⸗ 
heben ſind, ſollen, bis die Ablöſung erfolgt iſt, erfüllt werden, mit der alleinigen Ausnahme, 
daß die Natural⸗Arbeitsleiſtungen ſchon derzeit in Geld zu reluiren ſind. Die Durchführung 
dieſer Ablöſung bildet einen Gegenſtand der Wirkſamkeit der Landescommiſſionen. 


$. 6. 

Naturalleiſtungen, welche nicht in Folge des Zehentrechtes als ein aliquoter Theil von 
den Grunderträgniſſen von Früchten, ſondern als unveränderliche Giebigkeit an Kirchen, Schulen 
und Pfarren oder zu anderen Gemeindezwecken entrichtet werden, ſind durch das Geſetz vom 
7. September 1848 nicht aufgehoben, find jedoch gleichfalls abzulöſen. 

§. 7. N 

Auf zeitliche Grundpacht⸗ und Grundbeſtandverträge findet das Geſetz vom 7. Septem⸗ 

ber 1848 keine Anwendung. 


§. 8. 
Bei Ermittlung der Entſchädigung für die nach $. 3 und 6 des Geſetzes vom 7. Sep⸗ 
tember 1848 entgeltlich aufgehobenen Leiſtungen iſt nach folgenden Grundſätzen vorzugehen. 
Gegenſtand der den Berechtigten zu leiſtenden Vergütung iſt der Werth der Schuldigkeit 
nach dem rechtlich gebührenden Ausmaße. 


§. 9. 

Die Leiſtungen in Bodenfrüchten werden nach den für die Ausführung des ſtabilen 
Grundſteuerkataſters feſtgeſetzten Preiſen zu Gelde berechnet. Für die Gebietötheile, für welche 
die Kataſtralpreiſe bisher noch nicht feſtgeſetzt wurden, find die Preiſe der Bodenfrüchte im kür⸗ 
zeften Wege, nach den für die Durchführung des ſtabtlen Kataſters vorgezeichneten Grundlagen 
zu ermitteln. 

8. 10. 

Die Preiſe anderer Naturalleiſtungen von landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen werden nach 

den Kataſtralpreiſen und wo ſie nicht beſtehen, nach einem denſelben entſprechenden Werthan⸗ 


ſchlage berechnet. 


§. 11. 

Die Preiſe der Arbeitsleiſtungen (Robot) werden nach dem Verhältniſſe ausgemittelt, 
in welchem der Werth der Zwangsberrichtung zu jenem der freien Arbeit ſteht. Hiebei iſt jedoch 
als Grundſatz feſtzuhalten, daß in keinem Falle der Werth der Zwangsarbeit höher als mit 
dem Drittheil des Werthes der freien Arbeit berechnet werden dürfe. 

Wo zwiſchen den Parteien Schon dermalen ein geringerer Reluitions⸗ oder Abolitionspreis 
beſteht, als nach der ebenbezeichneten Werthbemeſſung entfiele, hat der geringere Ablöſungspreis 
als Grundlage für das Ausmaß der Entſchädigung zu dienen. Der Werth der ſogenannten 
gemeſſenen Robot, das ift jener für beſtimmte Arbeiten, iſt durch Schätzung feſtzuſtellen. 

§. 12. 

Unveränderliche Geldgiebigkeiten, als Robot⸗ und Zehentgelder, oder für Leiſtungen jeder 

anderen Art, ſind nach dem beſtehenden fixen Ausmaße zu veranſchlagen. 
$. 13. 

Die bisher in Wiener⸗Währung, Einlöſungs⸗ oder Anticipations⸗Scheinen geleiſteten 

Geldzinſe werden nach dem Courſe von 250 für 100 auf Metallmünze zurückgeführt. 
§. 14. 

Die Entſchädigung für Veränderungsgebühren, die ſich nicht auf emphiteutiſche Ver⸗ 
träge zwiſchen dem Ober⸗ und Nutzungs⸗Eigenthümer, ſondern auf die Landesverfaſſung, das 
Geſetz oder das Unterthansverhältniß gründen, wird nach Abzug der Steuer, welche von dem 
Bezuge dieſer Gebühren zu entrichten war, der Auslagen der Grundbuchsführungu end desjeni⸗ 
gen Theiles der Ausgaben für die Gerichtspflege und die politiſche Verwaltung, der durch dle 
Einnahmen der Herrſchaft an Taxen und Jurisdictionsgebühren nicht gedeckt wurde, endlich 
nach Abzug aller anderen Gegenleiſtungen auf Grundlage eines dreißigjährigen Durchſchnittes 
aus dem Staatsſchatze vorläufig mittelſt einer Rente geleiſtet. Die Art und Weiſe, wie die auf 
emphiteutiſchen Verträgen gegründeten Verändernngsgebühren abzulöſen find, bleibt beſonderen 
Beſtimmungen vorbehalten. 

§. 15. 

Von dem Werthanſchlage aller durch das Geſetz vom 7. September 1848 aufgehobenen 
oder zur Aufhebung beſtimmten Leiſtungen außer den Veränderungsgebühren, wird der Werth 
der Gegenleiſtungen, die von dem Berechtigten an den Verpflichteten bel der Erfüllung der 
Schuldigkeit zu entrichten waren, in Abzug gebracht. Die Ermittlung des Werthes der Gegen⸗ 
leiſtungen hat auf derſelben Grundlage, wie jene des Werthes der Leiſtungen zu erfolgen, und 
es findet in keinem Falle, ſelbſt wenn der erſtere den letzteren überfteigen ſollte, für den Ueber⸗ 
ſchuß eine Vergütung Statt. 


$. 16. 

Von dem auf ſolche Weiſe ermittelten Werthe der aufgehobenen Leiftungen iſt ein Drit- 
theil für die Steuer, die der Berechtigte von dieſen Bezügen zu leiſten hatte, die Zuſchläge zu 
dieſer Steuer, die Koſten der Einhebung und die ſich ergebenden Ausfälle als eine Pauſchal⸗ 
Ausgleichung in Abzug zu bringen. 

§. 17. 

Der nach Abzug der obgedachten Pauſchal⸗Ausgleichung mit zwei Drittheilen verbleibende 
Betrag bildet das Maß der den Berechtigten gebührenden Entſchädigung. 

Ergänzungsband. 22 

§. 18. 

Von dieſen zwei Orittheilen des Werthanſchlages hat für Schuldigkeiten, welche durch 
die SS. 3 und 6 des Geſetzes vom 7. September 1848 gegen Entgelt aufgehoben find, in ſo⸗ 
ferne ſich ſelbe nicht auf emphiteutiſche oder andere Verträge über die Theilung des Eigen⸗ 
thumes oder auf eine geiſtliche Stiftung gründen, der Verpflichtete das eine Drittheil zu ent⸗ 
richten, das andere Drittheil iſt als eine Laſt des betreffenden Landes aus Landesmitteln auf⸗ 
zubringen. In den Ländern, in denen keine geeigneten Landesmittel zur Verwendung für dieſen 
Zweck vorhanden ſind, oder die vorhandenen nicht zureichen, ſchließt der Staatsſchatz den feh— 
lenden Betrag für Rechnung des betreffenden Landes und unter Vorbehalt der Ausgleichung, 
welche lediglich zwiſchen dem Staate und dem Lande ſtattzufinden hat, einſtweilen vor. 

$. 19. 

Die Entſchädigung nach dem im §. 17 feſtgeſetzten Ausmaße iſt für die Schuldigkeiten, 
die ſich auf emphiteutiſche, oder andere Verträge über die Theilung des Eigenthumes oder auf 
eine geiſtliche Stiftung gründen, von dem Verpflichteten allein zu entrichten. 

Eine Ausnahme von dieſem Grundſatze findet Statt, wenn der als Entſchädigung nach 
dem F. 17 entfallende Jahresbetrag allein, oder ſoferne er mit der zu Folge des §. 18 für 
Schuldigkeiten von denſelben Grundſtücken gebührenden Entſchädigung zuſammentrifft, vereint 
mit der letzteren 40 Percent des Reinertrages der belaſteten Grundſtücke überſchreitet. 

In einem ſolchen Falle iſt der Betrag, um welchen die den Verpflichteten treffende Ent⸗ 
ſchädigung das bemerkte Ausmaß von 40 Percent überſteigt, mit der Beſchränkung aus den 
Landesmitteln zu beſtreiten, und ſoweit es an denſelben fehlt, aus dem Staatsſchatze vorzu— 
ſtrecken, daß der Verpflichtete keinen minderen Betrag als die Hälfte des nach dem §. 17 
beſtimmten Maßes, daß iſt nicht weniger, als ein Drittheil des zu Folge §. 15 ausgemittelten 
Werthanſchlages zu entrichten hat. Der Reinertrag iſt in den Ländern, in denen die Ertrag⸗ 
ſchätzung für das Grundſteuer⸗Kataſter vollführt iſt, nach den Ergebniſſen deſſelben, in anderen 
Ländern aber nach den Ertragsanſchlägen des Grundſteuer⸗Proviſoriums, von denen der Cul⸗ 
turs⸗Aufwand abzuziehen iſt, auszumitteln. 

$. 20. 

Die zufolge der Beſtimmungen dieſes Patentes den Verpflichteten obliegenden Zahlungen 
ſind an die Staatscaſſen, die hiezu werden bezeichnet werden, in vierteljährigen Raten zu leiſten; 
der Berechtigte hat den ihm gebührenden Betrag der Entſchädigung in halbjährigen decurſiven 
Raten bei den Staatscaſſen zu beheben. 


$. 21. 

Die Einbringung der Zahlungen von den Verpflichteten wird auf demſelben Wege und 
durch dieſelben Maßregeln bewirkt, welche für die Einbringung der Grundſteuer vorgeſchrieben 
ſind. Auch genießen die Forderungen auf dieſe Zahlungen das Vorrecht der landesfürſtlichen 
Steuer in Concurs⸗ und Executionsfällen. 

g §. 22. 

Ueberhaupt iſt als Grundſatz feſtzuhalten, daß die zur Laſt der Verpflichteten ermittelte, 
jährliche Entſchädigungsrente im zwanzigfachen Anſchlage zum Capitale erhoben, als ein auf 
dem entlaſteten Gute mit der geſetzlichen Priorität vor allen anderen Hypothekar⸗Laſten beſte⸗ 
hende, die Vorrechte der landesfürſtlichen Steuer genießende Laſt anzuſehen und zu behandeln 
iſt. Beſondere Beſtimmungen werden die Durchführung dieſes Grundſatzes vermitteln. Alle zu 
dieſem Ende etwa erforderlichen Amtshandlungen in den öffentlichen Büchern haben koſtenfrei 
ſtattzufinden. 

§. 23. 

In jedem Lande iſt die Vorſorge zu treffen, daß die Verpflichteten, welche es vorziehen, 
ſtatt der als Entſchädigung ausgemittelten jährlichen Rente, das Capital der Entſchädigung 
ſogleich oder in einer Anzahl gleicher Jahresraten mit dem Zwanzigfachen des zur Zahlung 
ermittelten Betrages der Jahresrate zu entrichten, in die Lage geſetzt werden, ſich auf die 
möglichſt einfache, ſchnelle und billige Weiſe ihrer Entſchädigungspflicht vollſtändig zu entledigen. 

F. 24. 

Iſt das Gut, zu welchem die aufgehobenen Bezüge als ein Ertragszweig gehörten, mit 
Schuldforderungen oder anderen Haftungen belaſtet, ſo ſoll bei der Erfolglaſſung der Entſchä— 
digung dem bürgerlichen Rechte gemäß die gehörige Vorſehung zur Wahrung der Rechte dritter 
Perſonen getroffen werden. Ueberhaupt iſt die Anſtalt zu treffen, daß die dem ehemaligen 
Bezugsberechtigten aus der Aufhebung der Bezüge erwachſenen Entſchädigungsanſprüche bei den 
betreffenden Körpern in den öffentlichen Büchern, und zwar koſtenfrei erſichtlich gemacht werden. 

$. 25. 

Zur Erleichterung der Berechtigten wird beſtimmt, daß denſelben auch noch vor der voll- 
ftändig erfolgten Ermittlung der ihnen gebührenden Entſchädigung ein Drittheil jener Rente 
als Vorſchuß flüſſig gemacht werden ſoll, welche für ihren bisherigen rechtmäßigen Bezug nach 
den Grundſätzen des gegenwärtigen Patentes über den Werthanſchlag der aufgehobenen Schul⸗ 
digkeiten entfällt. 

Dieſe Vorſchüſſe haben für Rechnung und auf Abſchlag der zu ermittelnden definitiven 
Entſchädigung zu gelten, und ſind bei Abgang zureichender Landesmittel aus dem Staatsſchatze 
für Rechnung der zur Zahlung verpflichteten und unter Vorbehalt der Abrechnung bei der 
definitiven Entſchädigung mit Beachtung der durch die Tabularverhältniſſe gebotenen Rechts⸗ 
vorſichten zu leiſten. 

§. 26. 

Um die Ausgleichung zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten zu erleichtern und 
die Berechnung der Entſchädigung auf einen gleichen Ausgangspunkt zurückzuführen, haben 
die Verpflichteten die für das landesübliche Nutzjahr 1838 rückſtändigen Leiſtungen aus den 
durch die §§. 3 und 6 des Geſetzes vom 7. September 1848 entgeltlich aufgehobenen Bezus⸗ 
rechten nach Abzug von einem Pauſchaleinlaß Eines Sechstels der Jahresleiſtung nachträglich 
zu entrichten. 


Bei der ziffermäßfgen Ausmittlung derſelben iſt nach den in dieſem Patente SS. 8 bis 
13, dann 15 für die Ausmittlung der Entſchädigung aufgeſtellten Grundſätzen vorzugehen. 

Die dergeſtalt bezifferten Rückſtände ſind von dem Verpflichteten mit der Steuer an die 
Staatscaſſen zu entrichten und von letzteren an die Berechtigten zu erfolgen. 

Dagegen findet auch eine Vergütung der durch den Berechtigten von den aufgehobenen 
Bezügen für das Steuerjahr 1848 entrichteten Steuer durch den Verpflichteten nicht weiter 
Statt, ſo wie die Entſchädigungsrente erſt von dem Ablaufe des landesüblichen Nutzjahres 1848 
an zu laufen haben wird. 


§. 27. 

Das Mortuar und das Laudemium für die vor dem 7. September 1848 vorgekomme⸗ 
nen Veränderungsfälle iſt von Seite des Verpflichteten zu Handen des Berechtigten nur in den 
Fällen zu entrichten, wenn bezüglich des Mortuars der Todesfall vor dem 7. September 1848 
eingetreten iſt, und bezüglich des Laudemiums die Beſitzanſchreibung vor dieſem Zeitpunkte ange⸗ 
ſucht wurde; vorbehaltlich der in dieſem Patente für die emphiteutiſchen Verträge vorgeſehenen 


beſonderen Beſtimmungen. 
§. 28. 


Die Rückſtände aus der, §. 1 dieſes Patentes, bezogenen Inleut⸗ und Häusler⸗Robot, fo 
wie aus den durch den §. 5 des Geſetzes vom 7. September 1848 ohne Entſchädigung aufge⸗ 
hobenen Rechten, ſoweit dieſelben das Nutzjahr 1848 betreffen, mit Ausnahme der Gerichts⸗ 
taren und Grundbuchsgebühren haben ohne Entſchädigung wegzufallen. 

$. 29. 

In jedem Lande und in jedem Kreiſe werden elgene Commiſſionen, bei denen ſowohl die 
Intereſſen der Berechtigten als der Verpflichteten gehörig vertreten fein ſollen, zur Vollfüh⸗ 
rung der gegenwärtigen Beſtimmungen aufgeſtellt. 

§. 30. 

Reclamationen gegen die Werthanſchläge der aufgehobenen Giebigkeiten werden ohne 
weiteren Rechtszug durch Schledsgericht entſchieden. Zu dieſen Schiedsgerichten hat jeder Theil 
einen Schiedsmann und beide Schiedsmänner den Obmann zu wählen. 

§. 31. 

Beſondere Verordnungen werden die Zuſammenſetzung der Commiſſionen feſtſtellen und 

das Verfahren für dieſelben und für die erwähnten Schiedsgerichte regeln. 
§. 32. 

Beſondere Beſtimmungen werden wegen Anlegung eines Entſchädigungs⸗Kataſters in 
jedem Lande, und wegen Errichtung von Landes⸗Creditsanſtalten behufs der ehebaldigſten voll⸗ 
ſtändigen Entlaſtung der Verpflichteten und der Befriedigung der Berechtigten mit der ihnen 
gebührenden Capftals⸗Entſchädigung erlaſſen werden. 

§. 33. 

Alle Urkunden, Schriften und Verhandlungen über die Ausmittlung und Einbringung 
der Entſchädigung für die durch das Geſetz vom 7. September 1848 aufgehobenen Laſten, 
Dienſtleiſtungen und Giebigkeiten genießen die Stempelbefreiung. 

N §. 34. 

In Bezug auf das Königreich Galizien wird eine beſondere Anordnung die Durchfüh⸗ 

rung des Patentes vom 17. April 1848 und des Geſetzes vom 7. September 1848 feſtſtellen. 


§. 35. j 
Die Frage über den Umfang der Anwendbarkeit des Geſetzes vom 7. September 1848 
und über die Art der Durchführung desſelben in dem Königreiche Dalmatien wird wegen der 
daſelbſt beſtehenden noch näher zu erhebenden beſonderen Verhältniſſe einer eigenen unverzüglich 
zu pflegenden Verhandlung vorbehalten. 
$. 36. 
In allen übrigen Gebietötbeifen, für welche das Geſetz vom 7. September 1848 erlaffen 
wurde, find die Beſtimmungen des gegenwärtigen Patentes fofort zur Ausführung zu bringen. 


$. 37. 
Die Miniſter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen ſind mit der Vollziehung des 


gegenwärtigen Patentes und mit der Erlaſſung der erforderlichen Vorſchriften und Weiſungen 
beauftragt. 


Gegeben in unſerer königlichen Hauptſtadt Olmütz den 4. März 1849. 


Franz Joſepb). 


Schwarzenberg. Stadion. Krauß. Bach. Cordon. Bruck. Thinnfeld. Kulmer. 


171. 
Kaiſerliches Patent vom 17. März 1849, 


für die Kronländer Oeſterreich ob und unter der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Görz und Gradiska, 

Iſtrien, Trieſt, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren, Schleſien, Galizien und Lodomerien, Krakau, Bukowina 
. und Dalmatien, " 

womit die Ausübung des freien Vereinigungs⸗ und Verſammlungsrechtes geregelt wird. 


Wir Franz Joſeph der Erſte, von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſterreich; König 
von Ungarn und Böhmen x. 2c. 

Verordnen, um die Rückſicht auf das Intereſſe der öffentlichen Ordnung und die 
Sicherung der Staatsbürger vor Benachtheilgungen mit dem von Uns in dem Patente 
vom 4. März 1849, §. 7), gewährleiſteten Rechte der freien Vereinigung und Verſamm⸗ 
lung in Einklang zu bringen, bis zu dem Zuſtandekommen eines definitiven Geſetzes nach 
Maßgabe des §. 120 der Reichsverfaſſung, über Antrag unſeres Miniſterrathes, wie folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Ueber nicht politiſche Vereine. 


§. 1. 
Nicht politiſche Vereine, welche, ohne in ihrer Geldgebarung einen Gewinn zu erzielen, 
lediglich wiſſenſchaftliche, Humanitäts- oder Wohlthätigkeitszwecke verfolgen, bedürfen zu ihrer 
Errichtung keiner beſonderen Genehmigung. 


*) Siehe dasſelbe oben unter Nr. 151. 


Die Unternehmer find jedoch bei einer Geldſtrafe von 10 bis 100 fl. Conv. Münze 
gehalten, dem Gemeindevorſtande am Orte der Errichtung und dem politiſchen Bezirks⸗Chef 
14 Tage vor Beginn der Wirkſamkeit die Vereins⸗Statuten vorzulegen, und die Bildung 
ihres Vorſtandes anzuzeigen. 

Dasſelbe hat von jeder Veränderung in den Statuten oder in dem Vorſtande zu gelten. 

$. 2. 

Alle anderen nicht politiſchen Vereine, welche auf Gewinn berechnet find, oder ihr 
Capital ganz oder zum Theile durch Metien aufbringen wollen, namentlich Vereine zu 
Eiſenbahn⸗ und Dampf,-Schiffahrts⸗Unternehmungen, für den Bau oder die Erhaltung von 
Land⸗ und Waſſerſtraßen, Bank- und Credits⸗Anſtalten, Verſicherungs⸗, Verſorgungs⸗ und 
Renten⸗Anſtalten, Sparcaſſen u. ſ. w. unterliegen auch ferner den bisher beſtandenen Vor⸗ 
ſchriften, deren Reviſion unter Einem verfügt wird. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ueber politiſche Vereine. 
f §. 3. 

Jeder politiſche Verein iſt verpflichtet, mindeſtens 14 Tage vor Beginn ſeiner 
Wirkſamkeit der politiſchen Bezirksbehörde, unter Angabe ſeines Zweckes, ſeiner Gründer 
und Leiter, die ſchriftliche Meldung zu machen, und ſeinen Organismus, ſowie ſeine Statuten 
vorzulegen und ſpätere Anderungen derſelben 14 Tage, bevor ſie in Wirkſamkeit treten, anzuzeigen. 

§. A. 

Jeder politiſche Verein hat ſeinen Vorſtand wenigſtens aus fünf Vereinsmitgliedern zu 

bilden, und deſſen Bildung, ſo wie jede Veränderung in demſelben der Behörde anzuzeigen. 
F. 5. 

Minderjährige und Frauensperſonen dürfen weder Mitglieder noch Theilnehmer von 
politiſchen Vereinen ſeyn. N 

Das Tragen von Vereinszeichen it unterfagt. 

S8. 6. 

Jene politiſchen Vereine, welche den Anordnungen des Strafgeſetzes ebene oder 
welche ſich in irgend einem Zweige der Geſetzgebungs- oder Executiv⸗Gewalt in was immer 
für einer Abſicht eine Autorität anmaßen, ſind unterſagt, und ſollen, in ſoferne ſie beſtehen, 
geſchloſſen bleiben. 

§. 7. 

Die Behörde hat von den Vorlagen über Errichtung eines politiſchen Vereines (§. 3) 
Einſicht zu nehmen, im Falle des §. 6 deſſen Bildung zu unterſagen, ſonſt aber nur jene 
Puncte, welche dem Geſetze zuwiderlaufen, zu verwerfen. 

§. 8. 

Erfolgt innerhalb 14 Tagen nach der geſchehenen Anzeige keine Einſprache von Seite der 

Behörde, ſo kann der Verein ſeine Verhandlungen beginnen. 
§. 9. 

Finden ſich die Anmeldenden durch den Beſcheid der Behörden beſchwert, ſo ſteht ihnen 
das Recht der Berufung an die höhere Behörde zu. 

Der politiſche Verein darf jedoch vor Erledigung des Recurſes ſeine Wirkſamkeit nicht 
beginnen. 


$. 10. 

Jeder politiſche Verein muß feine Sitzungen öffentlich halten. 

Dieſe Oeffentlichkeit darf weder durch ein directes noch indirectes Mittel beſchränkt 
werden. 

Frauensperſonen ſind von allen politiſchen Vereins⸗Sitzungen auch als Zuhörerinnen 
unbedingt ausgeſchloſſen. 

Zu den Sitzungen ſolcher Vereine dürfen weder Staats⸗ noch Communalgebäude verwen⸗ 
det werden. 

§. 11. 

Es iſt ſowohl den Mitgliedern eines politiſchen Vereines, als den Zuhörern verboten, 
bei den Sitzungen bewaffnet zu erſcheinen. 

S. 12. 

Von jeder Sitzung iſt wenigſtens 24 Stunden zuvor der Behörde, welche in dem Orte 
über die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu wachen hat, unter Angabe 
des Locales und der Stunde der Sitzung die Anzeige zu machen. 

§. 13. 

Dieſelbe iſt berechtiget, von dem Vorſtande zu verlangen, daß über die weſentlichen 
Puncte der Verhandlung ein Protokoll aufgenommen, und ihr Name, Stand und Wohnort 
der auftretenden Redner bekannt gegeben werden. 

Das Protokoll muß der Einſicht der Behörde jederzeit offen ſtehen. 

§. 14. 

Wird von der Behörde die Aufhebung der Sitzung angeordnet, oder ſieht ſich der 
Abgeordnete derſelben wegen eines geſetzwidrigen Vorganges veranlaßt, deren Schließung zu 
verlangen, fo find alle Theilnehmer und überhaupt alle Anweſenden verpflichtet, den Ver⸗ 
ſammlungsort ſogleich zu räumen und auseinander zu gehen. 

§. 15. 

Jedem politiſchen Vereine iſt unterſagt, Zweig⸗ oder Filial⸗Vereine zu gründen, oder 
mit anderen Vereinen, ſei es durch ſchriftlichen Verkehr oder durch Ausſendlinge in Verbin⸗ 
dung zu treten, oder eine ſolche durch Aufnahme eines Vorſtandsmitgliedes eines anderen 
politiſchen Vereines in ſeinen Vorſtand herzuſtellen. 

$. 16. 

Den politiſchen Vereinen iſt die Beſchlußnahme und Ausfertigung von Erläſſen unter⸗ 
ſagt, welche, ſei es in Betreff ihres Inhaltes oder ihrer Form, gegen die Beſtimmungen des 
§. 6 dieſes Geſetzes verſtoßen. 

8. 17. 

Wenn ein politiſcher Verein eine der in den §§. 3 und 4 vorgeſchriebenen Anzeigen unterläßt, 
oder vor Ablauf der in den §§. 8 und 9 vorgeſchriebenen Friſten in Wirkſamkeit tritt, ſo verfällt 
jeder Gründer und jedes Mitglied des Vereines in eine Geldſtrafe bis 100 fl. Conv. Münze. 

In dieſelbe Strafe verfallen die Vorſteher und Vorſtandsmitglieder, wenn ſie Abände⸗ 
rungen in den Mitgliedern des Vorſtandes anzuzeigen unterlaſſen. 

§. 18. 

Tritt ein politiſcher Verein ungeachtet des von der Behörde ausdrücklich ausgeſprochenen 
Verbotes in Wirkſamkeit, oder ſetzt er dieſelbe ungeachtet der Auflöſung fort, ſo kann die Sirafe 
für jedes Mitglied mit ſtrengem Arreſte bis zu ſechs Monaten bemeſſen werden. 


§. 19. 

Geht die Verſammlung über Aufforderung des Abgeordneten der Behörde (§. 14) nicht 
ſogleich auseinander, ſo iſt gegen Jeden, welcher der Aufforderung nicht Folge leiſtet, Arreſt, 
und zwar gegen die Mitglieder des Vorſtandes ſtrenger, gegen die übrigen Mitglieder einfacher 
Arreſt bis zu drei Monaten zu verhängen. Erſchwerende Umſtände können überdieß die Auflö⸗ 
ſung des Vereines nach ſich ziehen. 

§. 20. 

Wenn im Falle der §§. 18 und 19 dieſes Geſetzes ein politiſcher Verein ungeachtet der 
wiederholten Aufforderung der Behörde die Sitzung aufzuheben ſich weigert, oder den zur 
Räumung des Locales abgeordneten Organen Widerſtand leiſtet, ſo hat die vollziehende Gewalt 
das Recht, die Aufhebung der Verſammlung ſelbſt mit Anwendung der bewaffneten Macht zu 
bewirken, die anweſenden Mitglieder zu verhaften, die Papiere des Vereines in ämtliche Ver⸗ 
wahrung zu nehmen, und ſammt dem über den Vorgang aufgenommenen Acte der Strafbe- 
hörde zu übergeben. 

§. 21. 

Werden Frauensperſonen oder Minderjährige als Mitglieder in einen politiſchen Verein 
aufgenommen, fo verfällt jedes Mitglied des Vorſtandes in eine Strafe bis 100 fl. Conv. Münze. 
§. 22. 

Wenn Frauensperſonen als Zuhörer, oder wenn Bewaffnete in eine Vereinsſitzung zuge⸗ 
laſſen werden, ſo verfällt jedes anweſende Mitglied des Vorſtandes in eine Geldſtrafe bis 
50 fl. Conv. Münze. 

Frauensperſonen und Bewaffnete, die einer ſolchen Sitzung beiwohnen, unterliegen einer 
Strafe bis 20 fl. Conv. Münze und ſind ſogleich aus der Sitzung zu entfernen. 

§. 23. 

Wer das Abzeichen eines politiſchen Vereines an ſich trägt, verfällt in eine Strafe bis 
20 fl. Conv. Münze. 

2. Ergänzungsband. 29 

$. 24. 

Unterläßt der Verein die im §. 12 angeordnete Anzeige ſeiner Sitzungen, oder beſchränkt 
er durch indirecte Mittel die Oeffentlichkeit derſelben ($. 10), oder tritt er durch eine Meige- 
rung den Vorſchriften des §. 13 entgegen, ſo verfällt jedes Mitglied des Vorſtandes in eine 
Strafe bis 100 fl. Conv. Münze. 

Im Wiederholungsfalle kann überdieß die Auflöſung des Vereines verfügt werden. 

$. 25. 

Verſammelt ſich der Verein zu einer geheimen Sitzung, ſo kann gegen den Vorſt itzenden 
auf ſtrengen Arreſt bis zu ſechs Monaten und gegen jedes Mitglied, welches an der geheimen 
Sitzung Theil nimmt, auf Arreſt bis zu drei Monaten erkannt werden. Im Wiederholungs⸗ 
falle kann überdies die Auflöſung des Vereines verfügt werden. 

§. 26. 

Die Uebertretung der Vorſchriften der §§. 15 und 16 dieſes Geſetzes zieht die Auflöſung 
des politiſchen Vereines nach ſich. 

Ueberdieß verfällt derjenige, welcher gleichzeitig dem Vorſtande mehrerer polltiſcher Ver⸗ 
ine angehört, einer Strafe bis 200 fl. Conv. Münze. 


$. 27, 

Macht ſich ein politiſcher Verein als folder im Falle des §. 20 oder überhaupt einer 
Handlung ſchuldig, welche durch die allgemeinen Strafgeſetze verpönt iſt, ſo finden die Beſtim⸗ 
mungen derſelben auf deſſen Mitglieder nach den Grundſätzen über Mitſchuld und Theilnahme 
Anwendung. 

§. 28. 

Wenn Jemand in einer Vereinsſitzung durch mündlichen Vortrag oder durch Vertheilung 
ſchriftlicher oder bildlicher Darſtellungen ſich einer durch die allgemeinen Strafgeſetze verpönten 
Handlung ſchuldig macht, iſt er nach dieſen Geſetzen zu behandeln, und der Vorſtand, der 
einem ſolchen Redner nicht das Wort nimmt, oder die Vertheilung nicht zu hindern ſtrebt, 
wird, in ſoferne er nicht Mitſchuldiger oder Theilnehmer iſt, mit einer Geldſtrafe bis 300 fl. 
Conv. Münze belegt. 

§. 29. 

Wenn was immer für ein nicht politiſcher Verein nebenbei politiſche Zwecke zu verfolgen 
und in den Bereich ſeiner Verhandlungen zu ziehen beginnt, ſo unterliegt er den Anordnungen 
und Strafbeſtimmungen über politiſche Vereine. 


Dritter Abſchnitt. 
Ueber Volksverſammlungen. 


§. 30. 
Bewaffnete Volksverſammlungen, ſie mögen unter frelem Himmel oder in geſchloſſenen 
Räumen ſtattfinden, ſind unbedingt verboten. 
Jeder, der eine bewaffnete Volksverſammlung veranlaßt, verfällt der Strafe des ſtren— 
gen Arreſtes bis zu 6 Monaten, und wer einer ſolchen Verſammlung beiwohnt, in die Strafe 
des Arreſtes bis zu drei Monaten. 


§. 31. 
Wer einer Volksverſammlung, ohne Aufforderung bewaffnet zu erſcheinen, dennoch mit 
Waffen verſehen beiwohnt, verfällt in eine Strafe bis 20 fl. Conv. Münze. Wenn eine Ver⸗ 
abredung mit mehreren zu Grunde liegt, kann auf Arreſt bis zu 14 Tagen erkannt werden. 


§. 32. 

Wer eine Volksverſammlung zu was immer für einem Zweck veranlaſſen will, hat hier⸗ 
von die Behörde, welche in dem Orte für die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit zu wachen hat, wenigſtens 3 Tage bor der beabſichtigten Abhaltung durch ſchrift⸗ 
liche Meldung zu benachrichtigen, widrigens er in eine Strafe von 50 — 500 fl. Conv. 
Münze verfällt. ö 

ß $. 33. 

Dieſe Anordnung hat auch für alle Jene Geltung, welche eine allgemein zugängliche 
Verſammlung, ohne Beſchränkung auf geladene Gäſte, zum Behufe einer Feier, eines Auf⸗ 
zuges, eines Feſteſſens, politiſcher oder ſozialer Discuffionen oder Petitionen veranſtalten, fin⸗ 
det aber auf Verſammlungen keine Anwendung, welche nur die Ausübung eines geſetzlich geftat- 
teten Cultus oder vorbereitende Wahlbeſprechungen zum ausſchließlichen Zwecke haben. 


$. 34. 

Während der Reichstag oder ein Landtag verſammelt iſt, darf an dem Orte feines Sitzes 
und in dem Umkreiſe von fünf Meilen keine wie immer geartete Volksverſammlung ſtattfinden. 

Veranſtalter oder Theilnehmer ſolcher Verſammlungen verfallen in das Doppelte der in 
den §§. 30— 32 feſtgeſetzten Strafen. 

$. 35. 

Die Behörden haben das Recht und die Pflicht, Volksverſammlungen zu unterſagen, 
wenn ſie es im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und Sicherheit nothwendig finden. 

Hat die Behörde an eine ſolche Verſammlung die Aufforderung, auseinander zu gehen, 
erlaffen, fo macht ſich Jeder, der nicht unverzüglich Folge leiſtet, nach Umſtänden entweder der 
ſchweren Polizeiübertretung des Auflaufes (§§. 51 —56 1. Th. St. G.) oder des Verbre⸗ 
chens der öffentlichen Gewaltthätigkeit, des Aufſtandes oder des Aufruhres (SS. 61, 62, 63, 
66, 67, 70 und 71 J. Th. des St. G.) ſchuldig. 

§. 36. 

Bitten und Beſchwerden, welche von Vereinen oder Volksverſammlungen ausgehen, dür⸗ 

fen nur durch eine Deputation von höchſtens zehn Mitgliedern überbracht werden. 
§. 37. 

Wird dem Anbringen einer ſolchen Bitte oder Beſchwerde durch Bildung von zahlreiche 
ren Deputationen Gewicht oder Nachdruck zu verleihen gefucht, fo iſt jeder Theilnehmer mit 
Arreſt bis zu Einem Monate zu beſtrafen. 

$. 38. 

Unternimmt eine Menſchenmenge durch Erregung eines ungewöhnlichen Aufſehens, durch 
drohende Haltung, durch Eindringen in Amtsräume, oder durch ſonſtige auf Einſchüchterung 
abzielende Mittel die Durchſetzung einer Bitte oder Beſchwerde zu erzwingen, ſo verfällt jeder 
Theilnehmer in eine Strafe des ſtrengen Arreſtes bis zu ſechs Monaten. 


§. 39. 
Wenn jedoch eine der in den §§. 30, 31, 33, 37 und 38 bezeichneten Handlungen ſchon 
in den allgemeinen Strafgeſetzen als haftbar erklärt wird, ſo kommen dieſe in Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
s $. 40. 

In ſoferne die Uebertretungen dieſes Geſetzes nicht die Verweiſung der Schuldigen vor 
die Criminalgerichte nach den allgemeinen Strafgeſetzen begründen, ſteht die Unterſuchung und 
Aburtheilung der Uebertretung der mit dem Richteramte in ſchweren Polizeiübertretungen 
betrauten Behörde mit dem geſetzlich beſtehenden Inſtanzenzuge zu. 

§. 41. 

Geldſtrafen, die von dem Straffälligen nicht eingebracht, oder doch nicht ohne empfind⸗ 
lichen Nachtheil für den Unterhalt der von ihm zu verpflegenden Angehörigen geleiſtet werden 
können, ſind in Arreſtſtrafe von Einem Tage für je fünf Gulden zu verwandeln. 


| $. 42. 
Alle nach dieſem Geſetze eingehobenen Geldſtrafen fallen in die Gemeindecaſſe zum Beſten 
der Armen. 
Gegeben in Unſerer Hauptſtadt Olmütz, den ſiebzehnten März im Jahre Eintauſend 
achthundert neun und vierzig. 


Franz Joſeph. 
Schwarzenberg. Stadion. Krauß. Bach. Cordon. Bruck. Thinnfeld. Kulmer. 


197. 


Erlaß des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten 
vom 28. März 1849, 


an die Länderſtellen von Ober⸗ und Niederöſterreich, Böhmen, Mähren und Schleſien, Galizien, Steiermark, Tirol, 
Illirien, Dalmatien und des Küſtenlandes, 


womit das Concurs⸗Verfahren für die Entwürfe zu öffentlichen Bauten normirt wird. 


Das Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten erkennt die Nützlichkeit, 
für die Entwürfe zu öffentlichen Bauten von innerer oder äußerer Bedeutſamkeit eine öffentliche 
und allgemeine Preisbewerbung eintreten zu laſſen. 

Nur auf dieſem Wege wird es jedem Talente im Baufache möglich werden, ſich bemerk⸗ 
lich zu machen, und der Regierung es erleichtern, die Künſtler kennen zu lernen, und die Befä⸗ 
higten in ihren Wirkungskreis hineinzuziehen. 

5 Von dieſen Anſichten ausgehend, hat das Miniſterium folgende Vorſchriften bei 
Preisbewerbungen für öffentliche Bauten elnſtweilen feftgeftellt. 

§. 1. Das durch die Zeitungen bekannt zu machende Programm wird anzeigen, wo die 
Pläne oder die Oertlichkeit, auf welches das Bauwerk hergeſtellt werden ſoll, eingeſehen und 
copirt werden können; es wird die geſtellte Aufgabe und die beſonderen Erforderniſſe des Baues 
möglichſt genau angeben, die Art und Gattung der zu verwendenden Hauptmaterialien, ſo wie 
die Anzahl und die Art der Pläne und deren Maßſtab bezeichnen, und die für den Bau ausge⸗ 
worfene Summe andeuten, ferner die Einreichungstermine, die Zeit der Ausſtellung, den Tag 
der Entſcheidung feſtſetzen und das Honorar für den Preisentwurf ausſprechen. 

$. 2. Anrecht auf die Preisbewerbung hat jeder einheimiſche und fremde Künſtler. 

§. 3. Alle eingeſandten, von den Bewerbern zu unterſchreibenden Entwürfe werden vor 
der Beurtheilung öffentlich ausgeſtellt, und zwar mindeſtens während dreier Tage. 

§. 4. Die Commiſſion zur Beurtheilung der eingereichten Entwürfe wird von der betref⸗ 
fenden politiſchen Behörde und in der Regel in der Art zuſammengeſetzt, daß der Vorſitzende und 
der Schriftführer und die eine Hälfte der Mitglieder aus Beamten, die andere Hälfte aber aus 
nicht unmittelbar im Staatöbaudienfte ſtehenden Fachmännern gewählt wird. Der Schriftführer 
iſt nicht ſtimmberechtiget. 

§. 5. Die Beurtheilung der Entwürfe geſchieht in doppelter Weiſe durch eine Vorprü⸗ 
fung und durch das Schiedsgericht. 


§. 6. Der Zweck der Vorprüfung fft, zu unterſuchen, ob die Bedingungen des Programms 
von den Preisbewerbern erfüllt ſind, und von jenen Projecten, bei denen es der Fall iſt, die 
beigelegten Koſtenüberſchläge richtig ſtellen zu laſſen. 

Die Ueberſchreitung der im Programme angegebenen Bauſumme um mehr als 10 Percent 
ſchließt den betreffenden Entwurf von der Preisbewerbung aus. Die Gutachten der Commiſ⸗ 
ſion über die Erfüllung oder Nichterfüllung der im Programme gegebenen Bedingungen mit der 
revidirten Anſchlagsſumme werden bei der Ausſtellung jeder einzelnen Preisarbeit beigefügt. 

§. 7. Nach der öffentlichen Ausſtellung tritt die Commiſſion als Schiedsrichter zuſammen, 
und beginnt die Verhandlung mit dem Vernehmen der Concurrenten, welche berechtiget ſind, die 


Motive ihrer Entwürfe kurz zu entwickeln. Abweſende Concurrenten können hiezu einen Bevoll- 
mächtigten wählen. Dann folgt die Beurtheilung ſelbſt, an der nur die Mitglieder der Com⸗ 
miſſion Theil nehmen können, welche vorerſt aus den zur Mitbewerbung zugelaſſenen Arbeiten 
durch Stimmenmehrheit Drei als die vorzüglichften Entwürfe wählen und nach einer erneuer⸗ 
ten Beurtheilung dieſer 3 Entwürfe ebenfalls durch Stimmenmehrheit den Preisentwurf 
beſtimmen. N 

$. 8. Sollte kein Entwurf vollkommen entfprechen, fo wird über die Nothwendigkeit 
einer neuen Preisbewerbung abgeſtimmt. 

$. 9. Vorzüglich ausgezeichnete Entwürfe, die wegen Nichterfüllung der Bedingungen 
von der Bewerbung ausgeſchloſſen werden mußten, dürfen vom Schiedsgerichte durch Stimmen⸗ 
mehrheit zur Beachtung anempfohlen, und es kann das Anſuchen auf eine Entſchädigung für 
dieſe Arbeiten geſtellt werden. 

$. 10. Ueber die Verhandlungen fol ein Protokoll verfaßt und dieſes Protokoll muß 
nebſt den gewählten vorzüglichſten 3 Entwürfen, ſowie jene, welche laut §. 9 zur Beachtung 
anempfohlen werden, der betreffenden Behörde eingeſendet werden, welche über die Ausführung 
zu entſcheiden hat. 

$. 11. Der Künſtler, dem der Preis zuerkannt worden iſt, hat deßhalb keinen Anſpruch 
auf die Leitung des Baues, es bleibt ihm aber die artiſtiſche Mitwirkung durch dic Lieferung 
der Detail⸗Bauzeichnungen geſtattet. 

§. 12. Wenn ſich jedoch nach Feſtſtellung der Bauzelchnung und Verfaſſung der detaillirten 
Koſtenanſchläge eine aus der architektoniſchen Ausbildung hervorgehende Ueberſchreitung der 
beſtimmten Bauſumme um mehr als 20 Percent ergeben würde, fo verliert, ſelbſt im Falle der 
Genehmigung dieſer Mehrausgabe, der Verfaſſer jedes Anrecht auf die Mitwirkung bei der 
Ausführung ſeiner Pläne. 

Indem man dieſe Anordnungen zur Veranlaſſung deren Veröffentlichung bekannt gibt, 
verſieht das Miniſterium ſich einerſeits, daß für alle jene Bauobjekte, für welche der Con⸗ 
currenzweg zuläſſig iſt, derſelbe auch gewählt werde, ſo wie andererſeits, daß bei ſolchen 
Preisbewerbungen für Pläne zu öffentlichen Bauten ſtrenge auf die Beobachtung der gegebenen 
Vorſchriften geachtet werde. 


205. 3 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 2. April 1849, 


an ſämmtliche Länder⸗Thefs, 


womit beſtimmt wird, daß der ämtliche Einfluß der Landesbehörden auf Gemeinde⸗ 

bauten nur noch in jenen Orten fiattzufinden habe, in denen die im Gemeinde⸗ 

Geſetze vom 17. März 1849) ausgeſprochene Gemeinde⸗Vertretung noch nicht 
bewerkſtelliget wurde. 


Auf Ihre Anfrage vom 4. Februar d. J., Z. 5576, finde ich im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für öffentliche Bauten zu erwiedern: Daß nach dem Miniſterial⸗Erlaſſe vom 
18. Januar 1849) die Baugegenſtände der Gemeinden nicht mehr an die Mintſterien zu 
leiten find. Was aber den ämtlichen Einfluß der Landesbehörden auf die Gemeindebauten 
betrifft, ſo hat derſelbe nur in denjenigen Ortſchaften noch ſtattzufinden, in welchen die in 
dem Gemeinde⸗Geſetze vom 17. März 1849 ausgeſprochene Gemeinde⸗Vertretung noch nicht 
bewerkſtelliget worden iſt. 


*) S. dasſelbe oben unter Nr. 170. 
) S. denſelben oben unter Nr. 94. 


220. 
Erlaß des Miniſteriums des Handels, der Gewerbe und öffentlichen 
Bauten vom 20. April 1849, 
an die Länderſtellen von Ober- und Nieder-Defterreih, Böhmen, Mähren, Schleſien, Galizien, Steiermark, Tirol, 
Illirien, Dalmatien und des Küſtenlandes, 
wodurch eine Erläuterung zu dem Erlaſſe dieſes Miniſteriums vom 1 8. Februar 
180% bezüglich der Verfaſſung der Koſtenüberſchläge bei öffentlichen Bauten 
ertheilt wird. 

Zur Behebung von vorgekommenen Zweifeln über die Auslegung und Anwendung des 
Abſatzes der Verordnung vom 15. Februar l. J., welcher wörtlich lautet: „Unerfahrenen 
Concurrenten würde auch die Mittheilung von Preis⸗Analyſen von keinem Nutzen, vielleicht 
eine Quelle zu Zweifeln und Anſtänden ſeyn,“ wird erinnert, daß hiermit keineswegs die Aus⸗ 
ſchließung von ſolchen Concnrrenten beabſichtigt ſei, welche nicht ſelbſtausübende Baugewerbs⸗ 
leute find, ſondern nur angedeutet werden wollte, wie es für das gute Gelingen der Bau⸗ 
lichkeiten wünſchenswerth erſcheine, möglichſt ſolche Individuen als Unternehmer zu finden, die 
bereits Proben von ihrer Tüchtigkeit, Verläßlichkelt und Erfahrung in derlei Unternehmungen 
gegeben haben, und daß, wo dieſes nicht der Fall wäre, dann um ſo ſtrenger darauf geſehen 
werden müſſe, daß der Erſteher einem vollkommen techniſch fähigen Manne die Ausführung der 
Arbeit übertrage. 


*) Siehe denſelben in dieſem Ergänzungsbande unter Nr. 132. 


265. 
Erlaß des Kinanzminiſteriums vom 1. Juni 1849, 


an den niederöſterreichiſchen Herrn Landes⸗Chef, 


womit die zwanzigjährige Steuerfreiheit bei Häuſerbauten inner den Linien Wiens 
N f auf ein weiteres Jahr verlängert wird. 


Mit dem Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 19. October v. J., Zahl 6053, 
wurde für jene Häuſerbauten innerhalb der Linien Wiens, welche zu Georgi 1849 in Angriff 
genommen, und bis Michaeli 1849 bis zur Höhe des Erdgeſchoſſes geführt werden, eine Steuer⸗ 
freiheit von 20 Jahren bewilliget. 

Dieſe Begünſtigung wird über Beſchluß des Miniſterrathes auf ein welteres Jahr in 
der Art verlängert, daß für alle Häuſerbauten innerhalb der Linien Wiens, welche zu Georgi 
1850 begonnen, und bis Michaeli 1850 bis zur Höhe des Erdgeſchoſſes gebracht werden, die 
gleiche zwanzigjährige Steuerfreiheit zugeſtanden wird. Es bleiben jedoch auch für dieſes 
weitere Jahr die im oben erwähnten Miniſterial⸗Erlaſſe feſtgeſtellten Bedingungen zu 
beobachten. 


312. 
Erlaß des Finanzminiſteriums vom 5. Auguſt 1849, 


an die niederöſterreichiſche Steuerregulirungs⸗Provincialcommiſſion in Wien, 
wodurch erklärt wird, daß die für „Häuſerbauten“ feſtgeſetzte Ansdehnung der Stener- 
befreiung *) fich auch auf den Zubau zu beſtehenden Gebäuden beziehe. 

Da die durch die Zeitverhältniſſe veraulaßte Ausdehnung der Steuerbefreiung „Häuſer⸗ 
bauten“ überhaupt umfaßt, worunter allerdings auch der Zubau zu beſtehenden Gebäuden be⸗ 
griffen iſt, fo unterliegt es keinem Anftande, die Begünſtigung der zwanzigjährigen Steuerfreiheit 
für die neugebauten Beſtandtheile des Hauſes Nr. 162 in St. Ulrich eintreten zu laſſen, ſoferne 
die übrigen Erforderniſſe dieſer Begünſtigung nachgewieſen ſind, worüber die Amtshandlung 
der ꝛc. ꝛc. obliegt. 


406. 
Allerhöchſte Entſchließung vom 3. October 1849, 


womit beſtimmt wird, daß in der Stadt Wien und deren Vorſtädten ſowohl die dem 

Miethsmanne au den hiezu beſtimmten Tagen obliegende theilweiſe, als auch gänz⸗ 

liche Räumung der Wohnung bis zur Mittagsſtunde des letzten hiezu feſtgeſetzten 
Tages zu bewerkſtelligen iſt. 


Ich genehmige, daß in der Stadt und in den Vorſtädten von Wien ſowohl die dem Mieths⸗ 
manne an den hiezu beſtimmten Tagen obliegende theilweiſe, als auch die ihm nach dem Geſetze 
obliegende gänzliche Räumung der Wohnung bis zur Mittag sſtunde des letzten hiezu feſtge⸗ 
ſetzten Tages bewerkſtelliget ſeyn ſoll, widrigens derjenige, dem daran liegt, berechtiget iſt, die 
geſetzliche Räumung im Wege der gerichtlichen Hilfe mittelſt der Wache zu bewirken. 


Franz Joſeph m. p. 
Schmerling m. p. 


412. 
Kaiſerliches Patent vom 10. October 1849, 


womit für jene Kronländer der Monarchie, in welchen die Grundſtener, die Gebäude⸗ 
ſteuer und Erwerbſteuer beſtehen, die directen Steuern für das Verwaltungsjahr 1850 
tbeilweife in einem abgeänderten Ausmaße ausgeſchrieben, und die Grund: und Haus⸗ 
beſitzer berechtiget werden, von den auf ihrem Beſitzthume haftenden jährlichen Schuld⸗ 
leiſtungen den Bezugsberechtigten fünf Percent in Abrechnung zu bringen. 


Wir Franz Joſeph der Erſte, von Gottes Gnaden Kaiſer von ie) König von 
Ungarn und Böhmen dc. ꝛc. 

Die ſchweren Bedrängniſſe, von denen der öſterreichiſche Staat im Laufe der Jahre 1848 
und 1849 heimgeſucht worden iſt, haben eine außerordentliche Anſtrengung aller Kräfte noth⸗ 
wendig gemacht, und eine namhafte Vermehrung des Staatsaufwandes verurſacht. Auch neh⸗ 
men die in der inneren Verfaſſung des Reiches und in der Geſtalt der Verwaltung eingetretenen 
oder ſoeben in der Ausführung begriffenen Aenderungen große Summen in Anſpruch, welche 
aus dem Staatseinkommen gedeckt werden müſſen. Gleichwohl haben Wir bisher eine Erhöhung 
der Abgaben nicht eintreten laſſen, indem Unſere Sorgfalt darauf gerichtet war, die getreuen 
Völker Unſerer Monarchie, ſo lange die Drangſale des Krieges dauerten, mit neuen Laſten mög⸗ 
lichſt zu verſchonen. Gegenwärtig kann es dagegen nicht länger aufgefchoben werden, die Quel⸗ 
len des Staatseinkommens in ausgedehnterem Maße als bisher zu benützen, und die Einnahmen 
des Reiches mit den durch die Ereigniſſe geſteigerten Ausgaben in ein richtiges Verhältniß zu 
bringen. 

In Verbindung hiermit hat ſich die Nothwendigkeit ergeben, in dem Ausmaße der Grund⸗ 
ſteuer für die Länder, in denen diefelbe nach den Ergebniſſen des ſtabilen Grundſteuer-Kataſters 
eingehoben wrid, eine gleiche Belegung eintreten zu laſſen, und die in dieſer Beziehung zwiſchen 
den erwähnten Ländern beſtehende Ungleichheit zu beſeitigen, wie auch das Verhältniß, nach 
welchem die Hauszinserträgniſſe in den bisher der Hauszinsſteuer unterliegenden Orten beſteuert 
ſind, in das Ebenmaß mit jenem der Beſteuerung des unmittelbaren Grundertrages zu ſtellen. 

Im Vertrauen auf die treue Geſinnung Unſerer Völker, welche der ihnen in jüngſter Zeit 
zugewendeten großen Vortheile eingedenk, die unabweisliche Nothwendigkeit erhöhter Beiträge 
zur Deckung der geſteigerten Staatsbedürfniſſe erkennen werden, finden wir nach Anhörung 
Unſeres Miniſterrathes auf der e der §§. 120, 121 der Reichsverfaſſung vom 4. 
März d. J. Folgendes anzuordnen: 

1. Im Verwaltungsjahre 1850 find die Grundſteuer, die Gebäudeſteuer und die Erwerb⸗ 
ſteuer in den Kronländern, in denen dieſe Steuerarten beſtehen, nach den bisherigen geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichten, ſo weit die gegenwärtige Anordnung nicht eine Aenderung verfügt. 

2. In Oeſterreich ob und unter der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain und 
dem illiriſchen Küſtenlande, in welchen Ländern die Grundſtener nach den Ergebniſſen des ſtabilen 
Grundſteuer⸗Kataſters umgelegt wird, ſoll die Grundſteuer, zur Beſeitigung der bisher in dem 
Percente der Belegung zwiſchen dieſen Ländern beſtehen den Verſchiedenheit, für das Verwal— 
tungsjahr 1850 mit einem gleichen Percente, nämlich mit ſechzehn Gulden von Einhundert 
Gulden des Reinertrages bemeſſen und eingehoben werden. Bloß für das Herzogthum Salzburg 


wird, um den Uebergang zu diefem Steuerausmaße vorzubereiten, geftattet, daß die Bemeſſung 
der Grundſteuer für dieſes Jahr mit Zwölf von hundert Gulden des Reinertrages erfolge. Der 
aus dieſer Aenderung des Steuerpercentes au der Grundſteuer für die genannten Länder ent⸗ 
ſpringende Ausfall iſt auf den Grundbeſitz der übrigen Länder, in denen das Grundſteuer⸗Kataſter 
noch nicht vollendet iſt, nicht umzulegen. 

3. Die Hauszinsſteuer wird in den Orten, in denen dieſelbe bisher mit achtzehn von Hundert 
des Miethe⸗Ertrages nach Abſchlag des auf die Erhaltungskoſten bewilligten Abzuges eingehoben 
wird, für das Jahr 1850 auf ſechzehn von Hundert des erwähnten Miethe-Ertrages herab⸗ 
geſetzt, welches Ausmaß von dem 1. November 1849 an, als die ordentliche Gebühr zu gelten 
hat. Für Trieſt wird die ſtatt der Hauszinsſteuer bewilligte Pauſchalſumme in demſelben Ver⸗ 
hältniſſe für das Verwaltungsjahr 1850 ermäßiget. 

4. Die Beſteuerung der Gebäude nach dem Zinderträgniffe fol vom 1. November 1849 
an, in den Ländern, in denen die Gebäudeſteuer eingeführt iſt, auf alle Gebäude ausgedehnt 
werden, die außerhalb der bisher der Hauszinsſteuer unterworfenen Orte 

a) in Ortſchaften gelegen ſind, in denen ſämmtliche Gebäude, oder doch wenigſtens die Hälfte 
derſelben, einen Zinsertrag durch Vermiethung abwerfen, oder welche 
b) außer dieſen Ortſchaften gelegen, durch Vermiethung benützt werden. 

Zur Ermittlung des Miethe⸗Ertrages von den Gebäuden, welche in Folge der gegeumär- 
tigen Anordnung von der Beſteuerung nach der Hausclaſſen⸗Steuer in jene durch die Hauszins⸗ 
ſteuer übergehen, werden Dreißig Percent der Miethzinſe als Bedeckung der Erhaltungskoſten 
in Abzug gebracht. Das Ausmaß der ordentlichen Steuergebühr von dieſen Gebäuden wird für 
das Verwaltungsjahr 1850 mit Zwölf von Hundert feſtgeſetzt. Die näheren Beſtimmungen über 
die Ausführungen dieſer Anordnung werden abgeſondert kundgemacht werden. 

5. Zur Grundſteuer mit Ausnahme des dieſelbe vertretenden Zehents in Dalmatien, und 
zur Gebäudeſteuer iſt für das Verwaltungsjahr 1850 ein außerordentlicher Zuſchlag mit Einem 
Drittheile der ordentlichen Gebühr zu entrichten. Dieſer Zuſchlag iſt auch in Trieſt von der 
Pauſchalſumme der Gebäudeſteuer einzuheben. 

6. Die Grund- und Hausbeſitzer, welche dieſen Zuſchlag an die Staatscaſſen entrichten, 
werden zu ihrer Erleichterung und zu einer gleichmäßigeren Vertheilung der Steuern in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Grundſätzen der Einkommenſteuer, über deren Einführung Wir Uns die 
Erlaſſung der weiteren Anordnungen vorbehalten, berechtiget, von den Zahlungen, die ſie an 
Zinſen oder anderen jährlichen Leiſtungen von den auf ihrem Beſitzthume haftenden Schulden oder 
anderen Laſten zu entrichten haben, fünf Percent, das iſt: den zwanzigſten Theil desjenigen 
Betrages, der als Gebühr für das Verwaltungsjahr 1850 entfällt, den zum Bezuge Berech⸗ 
tigten als Zahlung in Anrechnung zu bringen. Die Letzteren haben dieſen ihnen in Anrechnung 
gebrachten Betrag auf Verlangen des Schuldners als empfangen zu quittiren. 

Unſer Finanz⸗Miniſter iſt mit der Vollſtreckung dieſer Anordnungen beauftragt. 

Gegeben in Unſerer kaiſerlichen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am zehnten October des 
Jahres Eintauſend achthundert neun und vierzig, Unſerer Reiche des Erſten. 


Franz Joſeph. 
Schwarzenberg. Krauß. Bach. Bruck. Thinnfeld. Gyulai. Schmerling. Thun. Kulmer. 


5. Ergänzungsband. 94 


Machsruc. 1587 


Allgemeines 


Reichs-Geſetz- und Regierungsblatt 


für das 


Kaiſerthum Oeſterreich. 
CXIV. Stück. 


Ausgegeben und verſendet am 22. Auguſt 1850. 


333. 
Verordnung des Sinanzminifteriums vom 9. Auguſt 1850, 


wirkſam für die Kronländer, in denen die Hausclaſſen⸗ und Hauszinsſteuer eingeführt iſt, 
über die Ausführung der im $. 4 des Allerhöchſten Patentes vom 10. October v. J. 
angeordneten Ausdehnung der Hauszinsbeſteuerung auf mehrere Gebäude und Ort⸗ 
ſchaften. 


Zufolge des §. 4 des Allerhöchſten Patentes vom 10. October 1849 iſt, vom 1. No⸗ 
vember 1849 an, die Beſteuerung der Wohngebäude nach dem Zinsertrage in jenen Kron⸗ 
ländern, in weſchen die Gebäudeſteuer eingeführt iſt, auf alle Gebäude auszudehnen, welche 
außerhalb der, bisher der Hauszinsſteuer unterworfenen Orte: 

a) in Ortſchaften gelegen ſind, in denen wenigſtens die Hälfte der Gebäude einen Zins⸗ 
ertrag durch Vermietung abwirft, oder welche 
b) außer dieſen Ortſchaften gelegen, durch Vermiethung benützt werden. 

Zur Vollziehung dieſer Anordnung werden im Grunde der Beſchlüſſe des Miniſterrathes 

folgende Beſtimmungen erlaſſen: 


. §. 1. 

Die Beſitzer der in einer Steuergemeinde, in welcher die Hauszinsſteuer bisher nicht ein- 
geführt iſt, gelegenen Wohngebäude, welche ganz oder zum Theile, durch das ganze Jahr oder 
einen Theil desſelben im Wege der Vermiethung benützt werden, haben innerhalb der Friſt, 
welche von der Bezirkshauptmannſchaft, oder in den Ländern, in denen die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften noch nicht beſtehen, von dem Kreisamte feſtgeſetzt werden wird, genau anzugeben, 
welchen Betrag fie im Jahre 1849 an Miethe für dasſelbe bezogen haben. 

Dieſe Angaben ſollen von den Beſitzern der Gebäude, welche die Hausclaſſenſteuer nach 
der achten Claſſe, oder nach einem höheren Ausmaße entrichten, mittelſt ſchriftlicher Bekennt⸗ 
niſſe nach dem Muſter A. bei dem Bürgermeiſter oder Ortsvorſtande der Gemeinde eingebracht 
werden. Die Beſitzer anderer Gebäude können, wenn ſie die Einbringung eines ſchriftlichen 
Bekenntniſſes nicht vorziehen, die angeordnete Angabe bei den Bürgermeiſtern und Ortsvor⸗ 
ſtänden mündlich vorbringen, woſelbſt dieſe mündlichen Angaben in ein für jede Steuerge⸗ 


meinde abgeſondert, nach dem beiliegenden Muſter B. vorbereitetes e Protokoll 
einzutragen ſind. 


§. 2. 

Zeigt ſich durch dieſe Angaben, oder iſt es ohnehin bekannt, daß in einer Ortſchaft 
wenigſtens die Hälfte der Wohngebäude einen Zinsertrag durch Vermiethung abwirft, und dieſe 
Ortſchaft ſich daher in dem Falle des §. 4, a des Allerhöchſten Patentes vom 10. October 1849 
befindet, ſo hat die Bezirkshauptmannſchaft (das Kreisamt) zu veranlaſſen, daß ſämmtliche 
Gebäude in dieſer Gemeinde der Hauszinsſteuer unterzogen werden. Außer dieſen Orten iſt 
die Hauszinsſteuer nach dem §. 4, b des Allerhöchſten Patentes nur für die durch Vermiethung 
benügten Wohngebäude zu bemeſſen. 


§. 3. 

Inſoferne bei einer Stadt eine oder mehrere Vorſtädte beſtehen, in denen der überwiegend 
größere Theil der Wohngebäude nicht durch Vermiethung benützt zu werden pflegt, ſo ſind dieſe 
Vorſtädte mit der Stadt und denjenigen Vorſtädten, bei denen das entgegengeſetzte Verhält⸗ 
niß eintritt, nicht zuſammen zu rechnen. 

In einem ſolchen Falle wird die Stadt ſammt denjenigen Vorſtädten, in denen wenig⸗ 
ſtens die Hälfte der Wohngebäude durch Vermiethung benützt wird, der Hauszinsſteuer unter- 
worfen, die übrigen Vorſtädte hingegen werden nach der Beſtimmung des F. 4, b des Aller⸗ 
höchſten Patentes vom 10. October 1849 behandelt. 


§. 4. 
Wenn der Miethzins nicht im Gelde, ſondern ganz oder theilweiſe in Leiſtungen anderer 
Art beſteht, ſo ſind dieſelben nach den im Jahre 1849 beſtandenen Preiſen, oder ſo weit es 
an öffentlich beglaubigten Prelsliſten für die in der Frage ſtehenden Gegenſtände fehlt, in einer 
anderen angemeſſenen Art zu veranſchlagen, und es iſt hiernach der Miethzius zu berechnen. 


§. 5. 
Igfſt der Miethzins nicht allein für die Benützung der Hausbeſtandtheile, ſondern auch 
für den Genuß eines Gartens, eines anderen Grundſtückes oder von Einrichtungsſtücken bedun⸗ 
gen, ſo kann für ſolche Nebengenüſſe ein dem Werthe derſelben angemeſſener Betrag, welcher 
jedoch in der Regel ein Drittheil des Miethzinſes nicht überſchreiten darf, in Abzug gebracht 
werden. 

Würde ein größerer Abzug in Anſpruch genommen, fo muß derſelbe durch Sachverſtän⸗ 
dige geprüft und richtig geſtellt werden. 

| F. 6. 

Bel den, von den Hausbeſitzern in Orten, welche nach §. 2 dieſer Verordnung der Haus⸗ 
ziusſteuer ganz einzubeziehen find, ſelbſt benützten Wohngebäuden, wie auch bei theilweiſe ver⸗ 
mietheten Gebäuden in anderen Ortſchaften, iſt ſich in Abſicht auf den Anſchlag der außer dem 
Wege der Vermiethung benützten Gebäude oder Beſtandtheile nach den Vorſchriften zu beneh⸗ 
men, welche für die Bemeſſung der Hauszinsſteuer beſtehen, daher iſt der Zinsertrag ſolcher 
Gebäude oder Wohnbeſtandtheile durch Vergleichung mit andern vermietheten, ihnen ähnli⸗ 
chen Gebäuden oder Hausbeſtandtheilen zu beſtimmen. 


§. 7. 

Von dem Zinsertrage der Gebäude, welche zufolge der gegenwärtigen Verordnung in die 
Hauszinsſteuer einbezogen werden, find 30 Percent zur Bedeckung der Erhaltungskoſten in 
Abzug zu bringen, und von dem Reſte 12 Percent als Hauszinsſteuer und 4 Percent als 
außerordentlicher Zuſchlag für das Jahr 1850 dem Hausbeſitzer zur Einzahlung vorzuſchreiben. 

Würde aber die Hauszinsſteuer ſich von einem Gebäude für das Verwaltungsjahr 1850 
unter demjenigen Betrage ergeben, der nach dem bisherigen Ausmaße der Hausclaſſenſteuer 
ſammt dem Zuſchlage eines Drittheiles entfiel, ſo hat es bei dieſem höheren Ausmaße für das 
Verwaltungsjahr 1850 zu verbleiben. 


§. 8. 

Von der Hauszinsſteuer ſind ausgenommen: 

1. Alle Gebäude, welchen nach den für die Hauszinsſteuer bisher beſtehenden Vorſchriften 
die Befreiung von derſelben zuſteht; 

2. in den Orten, in denen nicht ſämmtliche Wohngebäude der Hauszinsſteuer zu unterliegen 

haben, die nicht mehr als drei Wohnbeſtandtheile enthaltenden, und daher der zwölften 

Claſſe der Hausclaſſenſteuer eingereihten Gebäude, welche von dem Eigenthümer bewohnt, 

und nur zum Theile vermiethet find; dieſe Gebäude haben noch ferner in der Hausclaſſen⸗ 

ſteuer zu verbleiben. 
§. 9. 

Die Angaben der Hausbeſitzer über die im Jahre 1849 bezogenen Hauszinſe, wie auch 
dle durch Vergleichung mit anderen Gebäuden oder Hausbeſtandtheilen nach dem F. 5 ermit⸗ 
telten Beträge ſind von den Bezirkshauptmannſchaften (den Kreisämtern) mit Beobachtung 
der für die Hauszinsſteuer beſtehenden Vorſchriften zu prüfen und richtig zu ſtellen. Im Grunde 
dieſer Prüfung und Richtigſtellung wird die entfallende Steuergebühr nach den Beſtimmungen 
des §. 7 der gegenwärtigen Verordnung berechnet und vorgeſchrieben. 


§. 10. 

Von den Gebäuden, welche in Folge der Beſtimmung des §. 4 des Patentes vom 10. Oc⸗ 
tober der Hauszinsſteuer unterzogen werden, wird die Hausclaſſenſteuer, und in jenen Ländern, 
in welchen dle Grundſteuer von der Haus⸗Area zu entrichten iſt, dieſe Grundſteuer an der Haus⸗ 
zinsſteuer abgerechnet. 

N §. 11. 

Verheimlichungen und unrichtige Angaben eines begonnenen Zinſes werden nach den für 

die Hauszinsbeſteuerung beſtehenden Vorſchriften behandelt und beſtraft. 
§. 12. 

In Beziehung auf die zeitliche Befreiung von der Steuerentrichtung bei Bauführungen 

bleiben die mit dem Deerete der vereinigten Hofkanzlei vom 24. Februar 1835 bekannt 


gegebenen Beſtimmungen aufrecht. 
Krauß m. p. 


Formular A zu F. 1. 


Zinsertrags⸗ 
des N. N. 


Stadt 
de VCC W ·¹A u de an ae ea 
Dorfe 


Beſtandtheile, a 
aus welchen die Wohnung zuſammengeſetzt iſt: 
— nern. 


Der 


Wohnung 
oder der Zus und Vor⸗ 
beſonders ver- Lage Mi 
miethelen 915 name der Mieth⸗ 
Beſtandtheile partei und deren 


fortlaufende Wohnung 


Poſt⸗ Unterſchrift 


Zimmer 
Kammer orer 
Cabinet 

Küche 
Gewölbe 
Stallung 
Keller 
Andere 
Zuſammen 


Anzahl 


Ich Endesgefertigter beſtätige hiemit, daß ich die vorſtehenden Zinserträgniſſe der Wahrheit getreu und 


Bezirköhauptmannfhaft --. 2 2:0 0. 
Stenergemeinde - » 2 0 ee . oder 
BOTEIATE 2 ae ee ee 


Bekenntniß nn 
von dem Haufe a. inn 


„ 0 . * Gaſſe . * 0 * * * 0 . U ” . * 0 * 0 ” . 0 . . 0 * 0 0 « N 


Verwaltungsjahr 1850. 


Einbekannter Zins vom Jahre Davon kommt in 1 7 | 
1849 Abzug Bisheriger Betrag ber ö 

durch Ver: Bleibt N 
gleichung Zinsertrag i 


mit ande⸗ 


durch ren Ge⸗ zur Ver · Hause 


2 Betr N . 
Miethe 1 zuſammen i etrag ſteuerung Gassen, ſteuer von Anmer ung 
„Hand 1 für dier der Baus 
theilen | Arta 
in Conv. Münze in Conv. Münze 


n | 

fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. kr. a kr. fl. kr. fl. kr. | 
N 

| 

| 

U 

I 

i 


gewiffenhaft angefegt und mir dabei den §. 11 der Vorſchrift vom 9. Auguſt 1850 gegenwärtig gehalten habt. 
Zur Bekräftigung deſſen meine eigenhändige Fertigung. ö 
N. N., am. ten . 18. 
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Kronland 
Kreis 


Zu: und Vorname 


Dieſes Protokolls⸗Poſten 
Des Gebäudes Conſcriptions⸗ 
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Hauseigen⸗ 5 
. in&partei 
We 
Nr. 
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Joſeph Laput, 
f Producten⸗ 
. d 
5 Chriſtoph f handler 
Halter Franz Freidig, 
Maler 
der Eigens 
5 5 Franz thůmer ſelbſt 
Handlos 


Anton Hilf, 
Krämer 


u. ſ. w. 


3 | 12 N. N. 
13 N, N. 
520 N. R. 


Erdgeſchoß 


Erdgeſchoß 


im 1. Stock 
| und 
Erdgeſchoß 


im Erdgeſchoß 


Zugleich werden 


Ta bellariſches 
über die Miethzins⸗An⸗ 


Beſtandtheile, aus welchen die Wohnung zuſammen⸗ 
geſetzt iſt: 


Cabinet 


Küche 


Kammer oder 
Gewölbe 
Andere 
Zuſammen 


— 
— 

— 
E 


— 

de 

— 
— 
r 


— 
e 


— 
. 


Stück Zinsertrags⸗Bekenntniſſe von nachbenannten 


Protokoll 
gaben der Hausbeſitzer. 


Einbekannter Zins vom 5 
Jahre 1818 Davon kommt in Abzug 

Bleibt 
1 0 Zinser⸗ 

e un 
. Seer. 
ren tz ® 5 

Betrag rung 


Miethe Ei fammen 


Fand für 
en 


in Conv. Münze 


f. kr. fl. kr. 


in Conv. Münze 


fl. kr. Df. It. f. I ir. 


Benützung des 
Gartens und 50 50 


200 
der Einrichtung 
2500 40 detto U ug BAER 
3800 


Hauseigenthümern angeſchloſſen, und zwar: 


Von dem N. N. 
N. N., am ten 


Bezirkshauptmannſchaft 
Steuergemeinde 


Beſtätigung 
der Richtigkeit 
der Angabe von 
Seite des 
Hauseigen · 
thümers 


Chriſtoph 
Halter m. p. 


Franz 
Handlos m. p. 


Bisheriger Be⸗ 
trag der 


Grund⸗ 
Haus- ſteuer 
Claſſen | von der 
ſteuer | Bau- 
Area 


fl. Ir. I ff. kr. 


Anmerkung 


Verordnung des Kriegsminiſteriums vom 13. December 1851, 
wirkſam für den ganzen Umfang des Reiches, 
wodurch in Folge Allerhöchſter Entſchließung vom 10. December 1851 der $. 78 des 
FI. Theiles des Strafgeſetzbuches vom 3. September 1803, wegen Beſtrafung der un⸗ 
terlaſſenen Anzeige der mitden Beſtandnehmern von Wohnungen vorgehenden Verände⸗ 
rungen an die Behörde, auch auf Militärperſonen ausgedehnt wird. 

Seine Majeſtät der Kaiſer haben mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. December 
1851 anzuordnen geruht, daß die beiden Beſtimmungen des §. 78 des II. Theiles des 
Civil⸗Strafgeſetzbuches vom Jahre 1803, wornach 

a) wenn ein Hauseigenthümer, Adminiſtrator, Sequeſter, oder wer ſonſt der Verwal⸗ 
tung eines Hauſes vorſteht, die mit ſeinen Beſtandnehmern vorgehenden Verände⸗ 
rungen in der vorgeſchriebenen Zeit nicht anzeigt, derſelbe nach Verſchiedenheit der 

Städte und des Häuſer⸗Ertrages, mit einer Strafe von fünf bis fünfzig Gul⸗ 

den, und f 

b) wenn Jemand Zimmer wochen⸗ oder monatweiſe in Afterbeſtand verläßt, oder Bett⸗ 
geher hält, und nicht binnen vierundzwanzig Stunden bei jedesmaliger Veränderung 
die vorſchriftmäßige Anzeige macht, dieſer mit der Strafe von fünf Gulden zu be⸗ 
legen, und letztere bei wiederholter Uebertretung zu verdoppeln ſei, — 

den Militär⸗Perſonen zur genaueſten Darnachachtung kundgemacht werden. 

Wenn die Vermögensſtrafe den Vermögensumſtänden oder dem Nahrungsbetriebe des 
zu Verurtheilenden, oder ſeiner Familie zum merklichen Abbruche gereichen ſollte, haben 
die Militär-Gerichte auf eine angemeſſene Freiheitsſtrafe zu erkennen. 

Csorich m. p. 


193. 
Verordnung des Zuſtizminiſters vom 3. October 1853, 


wirkſam für die Kronländer Böhmen, Mähren und Schleſien, 


wodurch für dieſe Kronländer eine Vorſchrift über die Aufkündigung und Räumung 
vermietheter Wohnungen und anderer Beſtandtheile von Gebäuden erlaſſen wird. 


Ueber die Aufkündigung und Räumung vermietheter Wohnungen und anderer Be⸗ 
ſtandtheile von Gebäuden wird in Folge der Allerhöchſten Entſchließung vom 22. Auguft 
1853 für das Königreich Böhmen, die Markgrafſchaft Mähren und das Herzogthum 
Schleſien nachſtehende Vorſchrift ertheilt: 


§. 1. 

In ſoferne eine Aufkündigung der Wohnungen nach den Beſtimmungen des allge⸗ 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches nothwendig iſt, um der ſtillſchweigenden Erneuerung des 
Vertrages verzubeugen, oder die Aufhebung desſelben zu bewirken, muß ſie bei Miethen, 
deren vertragsmäßige Dauer nicht Ein Jahr erreicht, wenigſtens vierzehn Tage, bei anderen 
Miethen wenigſtens drei Monate früher geſchehen, als die Abtretung erfolgen ſoll. 


Wenn durch die Gewohnheit des Ortes gewiſſe Tage des Jahres zur Räumung ge- 
mietheter Gebäude mit beſtimmten Aufkündigungsfriſten feſtgeſetzt ſind, ſo kann die Miethe 
außer dieſer Zeit nicht aufgehoben werden, und man hat ſich bei der Aufkündigung an 
die ortsüblichen Friſten zu halten. 

Beſteht über die Zeit der Aufkündigung keine beſtimmte Ortsgewohnheit, ſo iſt die 
Miethe, wenn deren vertragsmäßige Dauer Ein Jahr oder mehr beträgt, wenigſtens drei 
Monate, bei geringerer Dauer aber wenigſtens vierzehn Tage vor dem zur Räumung 
beſtimmten Tage aufzukündigen. 

Dieſe Vorſchriften gelten jedoch nur für den Fall, wo über die Aufkündigungszeit 
keine beſondere Uebereinkunft getroffen worden iſt. 


§. 2. 
Die Miethverträge können ſowohl vom Miether als vom Vermiether gerichtlich oder 
außergerichtlich aufgekündiget werden. 
Die von einer Partei ausgegangene wirkſame Aufkündigung kann von der anderen 
Partei gegen den Aufkündigenden ſelbſt in Vollzug geſetzt werden. 


$. 3. 

Die Verhandlungen über die Aufkündigung der Miethverträge und die Streitigkeiten 
über Räumung oder Zurückſtellung vermietheter Wohnungen, Gebäude oder deren Beſtand⸗ 
theile und überhaupt alle Verhandlungen und Streitigkeiten, welche der Gegenſtand dieſer 
Vorſchrift ſind, gehören ausſchließend, ohne Unterſchied der Perſonen, vor das Bezirks⸗ 
oder das ſtädtiſch⸗delegirte Bezirksgericht, in deſſen Sprengel der Gegenſtand der Miethe 
liegt; nur iſt gegen die Militär⸗Perſonen die Execution durch Erſuchſchreiben an die 
Militärbehörde zu bewirken. 


F§. 4. 

Die gerichtliche Aufkündigung kann ſchriftlich überreicht oder mündlich zu Protokoll 
gegeben werden. Sie muß den Titel oder Rechtsgrund der Aufkündigung enthalten, und 
den Namen, Vornamen und den Wohnort beider Theile, den Gegenſtand der Miethe und 
die Zeit, mit welcher ſie endigen ſoll, genau angeben. 

In dem Beſcheide, durch welchen die gerichtliche Zuſtellung angeordnet wird, hat der 
Richter denjenigen, dem aufgekündiget wird, für den Fall, daß er die Aufkündigung 
beſtreiten wollte, zu ſeiner Gegen⸗Erklärung eine Friſt von ſechs Tagen mit dem Beiſatze 
zu beſtimmen, daß nach Verlauf derſelben keiner Einwendung mehr ſtatt gegeben und die 
Aufkündigung in Wirkſamkeit treten würde. 

Doch bleibt der Partei, welcher aufgekündiget wurde, und welche eine Gegen⸗Erklärung 
zu erſtatten unterließ, unbenommen, ihre allfälligen Rechte im ordentlichen Rechtswege 
geltend zu machen. 

Eine ſchriftlich, nicht vorſchriftmäßig oder nicht binnen der vorgeſchriebenen Friſt ein⸗ 
gereichte Aufkündigung iſt von Amtswegen zu verwerfen. 


§. 5. 

Die gerichtliche Aufkündigung muß demjenigen, dem aufgekündiget wird, und falls 
er abweſend oder nicht anzutreffen iſt, demjenigen, welcher im Namen desſelben über die 
vermiethete Sache die Aufſicht führt, zu eigenen Handen zugeſtellt werden. 

Findet ſich Niemand, dem die Aufkündigung zugeſtellt werden könnte, ſo hat der zur 
Zuſtellung abgeordnete Gerichtsdiener die Aufkündigung ſogleich in Gegenwart der allenfalls 
anweſenden Hausgenoſſen und zweier Zeugen in dem Innern der Wohnung desjenigen, 
dem aufgefündiget wird, oder wenn die Wohnung verſchloſſen wäre, von Außen bei dem 
Eingange anzuſchlagen. Das Anſchlagen der Aufkündigung gilt für die Zuſtellung. 

Für abweſende Perſonen kann die Aufkün digung auch den bei Gericht gehörig aus⸗ 
gewieſenen Bevollmächtigten desjenigen, dem aufgekündiget wird, oder nöthigenfalls einem 
für denſelben zu ernennenden Curator zugeſtellt werden. 

§. 6. 

Damit die gerichtliche Aufkündigung für den nächſtfolgenden Termin der Wohnungs⸗ 
räumung giltig ſei, muß ſie nicht bloß in der im §. 1 beſtimmten Zeit überreicht oder 
zu Protokoll gegeben, ſondern auch innerhalb dieſer Zeit zugeſtellt werden. 

Es iſt Sorge der Partei, welche gerichtlich aufkündigen will, ſich zu einer Zeit an 
das Gericht zu wenden, wo die Zuſtellung der Aufkündigung noch zu der in dem erwähn⸗ 
ten Paragraphe angegebenen Zeit füglich erfolgen kann. Das Gericht hat dieſe Zuſtellung 
ſo viel als möglich zu beſchleunigen. Eine zu ſpät zugeſtellte Aufkündigung wird jedoch 
wirkſam, wenn binnen der im gerichtlichen Beſcheide beſtimmten Zeit keine Einwendung 
dagegen erhoben wurde. Dieß gilt auch für den Fall, wenn das Gericht eine zu ſpät 
vorgebrachte Aufkündigung von Amtswegen nicht verworfen, und derjenige, welchem aufge« 
kündiget wurde, die Verwerfung der Aufkündigung nicht im Wege des Recurſes erwirkt 
hätte. 
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Wird binnen der im F. 4 feſtgeſetzten Friſt, gegen deren Ablauf keine Wiederein⸗ 
ſetzung zuläſſig iſt, eine Erklärung, wodurch die Giltigkeit der gerichtlichen Aufkündigung 
beſtritten wird, bei Gericht überreicht oder zu Protokoll gegeben, ſo iſt ſie als eine Klage 
zu betrachten, und darüber eine Verhandlung nach den durch die Allerhöchſte Entſchließung 
vom 18. October 1845 (Hofkanzlei⸗Decret vom 2. December 1845) für das ſummariſche 
Verfahren beſtimmten Vorſchriften einzuleiten. 

Dieſe Vorſchriften unterliegen jedoch in der obenerwähnten Verhandlung folgenden 
Abänderungen: 

a) Auf Zeugen, deren Vernehmung wegen ihrer weiten Entfernung oder aus anderen 
Gründen nicht in entſprechender Zeit erfolgen kann, iſt, wenn dieſe Einwendung vom 
Gegner des Zeugenführers angebracht wird, keine Rückſicht zu nehmen; der Partei, 
welcher dadurch der Beweis entgeht, iſt jedoch vorbehalten, denſelben im ordentlichen 
Verfahren in jeder hierzu geeigneten Rechtsſache vorzubringen. 

Appellations⸗ und Reviſions⸗Anmeldungen ſammt den damit in möglichſter Kürze zu 

verbindenden Beſchwerden, ſowie Recurſe gegen Beſcheide der erſten oder zweiten In⸗ 

ſtanz ſind binnen drei Tagen nach der Zuſtellung des Urtheiles oder des Beſcheides 
bei dem Gerichte erſter Inſtanz zu überreichen oder zu Protokoll zu geben. 


c) Der Beweis durch einen Eid muß binnen vier und zwanzig Stunden nach eingetre⸗ 
tener Rechtskraft des Urtheiles angetreten werden. 

d) Das Geſuch um Rechtfertigung des Ausbleibens von einer Tagſatzung iſt binnen drei 
Tagen von dem Tage, an welchem das Hinderniß, bei der Tagſatzung zu erſcheinen, 
aufgehört hat, und das Wiedereinſetzungsgeſuch gegen eine verſtrichene Fallfriſt binnen 
drei Tagen nach Ablauf der Fallfriſt anzubringen. 


§. 8. 


Wenn die Aufkündigung durch rechtskräftiges Urtheil als giltig beſtätiget, oder gegen 
die gerichtliche Aufkündigung kein Widerſpruch erhoben wird, iſt der Miether verpflichtet, 
ſpäteſtens am dritten Tage vor Ablauf der Miethzeit mit der Räumung der Wohnung 
den Anfang zu machen, und demjenigen, welcher ſie nach ihm bezieht, einen zur Verwah⸗ 
rung eines Theiles der Fahrniſſe des Letzteren hinreichenden ſchicklichen Platz einzuräumen, 
am letzten Tage der Miethzeit aber die Wohnung vollſtändig zu räumen und zu über⸗ 
geben. 

Wenn der Miether am Mittage des letzten Tages, an welchem er die theilweiſe oder 
gänzliche Räumung der gemietheten Wohnung zu vollziehen hat, ſeiner Verpflichtung nicht 
entſpricht, ſoll dieſe Räumung auf ſchriftliches oder mündliches Anſuchen desjenigen, dem 
daran gelegen iſt, noch an demſelben Tage von dem Gerichte mit Hilfe der Wache oder 
mittelſt der von den hierzu berufenen Behörden für nöthig erkannten polizeilichen Zwangs⸗ 
mitteln bewirkt werden. | 

Wenn die Miethzeit vor der rechtskräftigen richterlichen Entſcheidung über den erho⸗ 
benen Widerſpruch verſtrichen iſt, kann die Execution der Entſcheidung am zweiten Tage nach 
eingetretener Rechtskraft derſelben, oder am zweiten Tage nach der Zuſtellung der in letzter 
Inſtanz gefällten Entſcheidung angeſucht werden. 


$. 9. 


Eine außergerichtliche Aufkündigung, welche gleichfalls in der durch Vertrag oder der 
im $. 1 beſtimmten Aufkündigungszeit erfolgen muß, bringt nur dann die Wirkung einer 
gerichtlichen Aufkündigung hervor, wenn der ſchriftliche Beweis derſelben vorliegt, dieſer 
Beweis kann in einem Notariatsacte, oder in einem gerichtlichen Protokolle, wenn dieſe 
Acte von demjenigen, welchem aufgekündiget wurde, unterfertiget ſind, liegen. Als hinrei⸗ 
chender Beweis wird auch die von demjenigen, dem aufgekündiget wurde, ausgeſtellte Be⸗ 
ſcheinigung in der, nach der Gerichtsordnung zur Beweiskraft einer Privat⸗Urkunde erfor⸗ 
derlichen Form angeſehen. Die über die erfolgte außergerichtliche Aufkündigung verfaßte 
öffentliche oder Privat⸗Urkunde muß die Zeit der geſchehenen Aufkündigung, und die Zeit, 
in welcher die Miethe ſich endigen ſoll, beſtimmt angeben. Ein anderer Beweis wird in 
dieſem Verfahren nicht zugelaſſen. 

§. 10. 


Wenn derjenige, dem außergerichtlich aufgekündiget worden iſt, binnen der nächſtfol⸗ 
genden ſechs Tage eine Gegen⸗Erklärung bei dem Bezirksgerichte überreicht oder zu Protokoll 
gibt, ſo wird darüber eine Tagſatzung angeordnet, und in Anſehung des Verfahrens und 
der Execution die oben ertheilte Vorſchrift beobachtet. 


Wird binnen der ſechs Tage, gegen deren Ablauf keine Wiedereinſetzung ftattfindet, 
keine Gegen⸗Erklärung bei Gericht angebracht, ſo treten die Wirkungen der gerichtlichen nicht 
widerſprochenen Aufkündigung ein. 


8. 11. 


Wird die Execution auf Grund einer außergerichtlichen Aufkündigung, gegen welche 
keine Gegen⸗Erklärung erhoben worden iſt, auf dem Grunde einer öffentlichen Urkunde 
(Notariatsact oder gerichtliches Protokoll) angeſucht, ſo iſt dem Geſuche alſogleich nach 
der im §. 8. enthaltenen Vorſchrift ſtattzugeben. 

Liegt aber der Beweis der geſchehenen nicht widerſprochenen Aufkündigung in einer 
Privat⸗Urkunde, fo iſt über das damit belegte Executions⸗Geſuch in möglichſt kurzer Zeit, 
und, wenn es thunlich iſt, noch an demſelben Tage eine Tagſatzung anzuordnen, dabei jedoch 
nur über die Frage, ob die Beſcheinigung echt ſei, zu verhandeln. 

Wird dieß von dem anderen Theile nicht ausdrücklich in Abrede geſtellt, oder er⸗ 
ſcheint derſelbe nicht bei der Tagſatzung, ſo iſt ſogleich die Execution zu bewilligen und 
vorzunehmen. 

Sollte aber der angebliche Ausſteller der Urkunde dieſelbe beſtimmt für unecht 
erklären, ſo iſt nach obigen Vorſchriften zu verfahren und durch Urtheil zu erkennen. 


5. 12. 


Alle ſchriftlichen Eingaben, welche ſich auf die Aufkündigung einer Wohnung be⸗ 
ziehen, ſind von Außen mit den Worten: „In Ausziehſachen“ zu bezeichnen. 


$. 13. 
Die Verhandlungen über die Aufkündigung können auch während der Gerichtsferien, 
jedoch nicht an Sonn⸗ und Feiertagen, aufgenommen werden. 


8. 14. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen haben auch für den Fall zu gelten, daß in einem 
Miethvertrage von beſtimmter Dauer zwar eine Aufkündigung bedungen, jedoch keine Auf- 
kündigungszeit feſtgeſetzt worden iſt. 


b. 15. 


Die hier ertheilten Vorſchriften gelten nicht für den Fall, wenn die Miethe aus 
anderen Gründen als wegen abgelaufener Miethzeit für erloſchen oder aufgehoben erklärt 
werden ſoll. 

Uebrigens kann auch bei Miethverträgen, welche ohne vorhergehende Aufkündigung 
nach Verlauf einer beſtimmten Zeit erlöſchen, ſowohl der Vermiether, wenn er beſorgt, daß 
die vermiethete Wohnung nicht zur gehörigen Zeit geräumt, als der Miether, wenn er 
beſorgen ſollte, daß dieſelbe nicht zur gehörigen Zeit zurückgenommen werden dürfte, um 
eine gerichtliche Verfügung anſuchen, wodurch der Gegner vorhinein dazu angewieſen wird. 
Auf dieſes Geſuch, welches jedoch nicht früher, als innerhalb der letzten ſechs Monate 
vor Ablauf der Miethzeit angenommen werden darf, ſoll der Richter mit Beobachtung 
der Vorſchrift des §. 5 an den Gegner den Auftrag erlaſſen, nach Verſchiedenheit des 
Falles die vermiethete Sache zur feſtgeſetzten Zeit bei Vermeidung der Execution zurück⸗ 


zuftellen oder zurückzunehmen, oder falls er ſich hiezu nicht verbunden glaubte, feine 
Gegen⸗Erklärung binnen ſechs Tagen bei dem Gerichte zu überreichen oder zu Protokoll zu 
geben, das weitere Verfahren und die Execution richtet ſich nach der Vorſchrift der 
§§. 7 und 8. 
§. 16. 
Die hier für Wohnungen ertheilten Vorſchriften gelten auch für vermiethete Keller, 
Ställe, Gewölbe und andere Beſtandtheile und Zugehörungen der Gebäude. 


8. 17. 


Durch die gegenwärtige Verordnung haben die mit dem Hofkanzlei⸗Decrete vom 
9. März 1805, Nr. 719 der Juſtiz⸗Geſetzſammlung, für die Hauptſtadt Prag, und die 
mit der Suftizminifterial-Berordnung vom 3. April 1851, Nr. 119 des Reichs⸗Geſetz⸗ 
Blattes, für die Stadt Wyſſehrad erlaſſenen Auszieh⸗Ordnungen, jedoch unter Aufrechthal⸗ 
tung der im §. 1 derſelben über die Aufkündigungsfriſten und Räumungstage enthaltenen 
Beſtimmungen, welche zugleich auf die Vorſtadt Carolinenthal bei Prag ausgedehnt 
werden, außer Kraft zu treten. 

Ebenſo tritt die mit dem Hofkanzlei⸗Decrete vom 5. October 1843, Nr. 748 der 
Juſtiz⸗Geſetzſammlung, für die Stadt Brünn und ihre Vorſtädte erlaſſene Auszieh⸗Ordnung 
außer Wirkſamkeit und werden für die Zukunft nur die in dem §. 2 derſelben nach Maß⸗ 
gabe der bedungenen Miethzinstermine beſtimmten Aufkündigungsfriſten in Kraft erhalten. 


Auch in den Städten Troppau und Iglau kann in Zukunft in Ermanglung eines 
beſtimmten Uebereinkommens hierüber die Aufkündigung der Wohnungen, wofür der 
Miethzins in Terminen von wenigſtens drei Monaten bedungen wurde, nur in vier be⸗ 
ſtimmten einvierteljährigen Friſten, und zwar vom 1. bis längſtens 14. Jänner, vom 
1. bis längſtens 14. April, vom 1. bis längſtens 14. Juli und vom 1. bis längſtens 
14. October eines jeden Jahres erfolgen, und die innerhalb dieſer Friſten gehörig erfolgte 
Aufkündigung iſt rückſichtlich für den 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. De⸗ 


cember wirkſam. 
Krauß m. p. 


Sandes-Vegierungsblatt 


für das 


Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns. 
| Jahrgang 1854. 4 Zweite Abtheilung. 


XIII. Stück. 
Ausgegeben und verſendet am 28. Auguſt 185%. 


20. 


Kundmachung der Finanz-Landes-Virection für OGeſterreich ob- und. 
unter der Enns, dann Salzburg, vom 1. Kuguſt 1854, 


betreffend die Allerhüchſt⸗bewilligte Erweiterung der zeitlichen Steuerfreiheit für 
Bauführungen innerhalb der Linien Wiens. f 


Laut Erlaſſes des Finanzminiſteriums vom 21. Juli 1854, Z. 32. 005-2989, haben 
Seine k. k. Apoſtoliſche Majeſtät mit Allerhöchſter Entſchließung vom 16. Juli 1854 in dem 
Bereiche inner der Linien Wiens für ganz neue Bauten fünfzehn und für Um⸗ und Zubauten 
zwölf Freijahre ſowohl von allen landesfürſtlichen Steuern, als auch von allen nach dem Maß⸗ 
ſtabe der landesfürſtlichen Steuern umgelegten Landes⸗ und Gemeinde⸗Abgaben für die bereits 
begonnenen oder künftig zu unternehmenden Neu⸗ Um⸗ und Zubauten Allergnädigſt zu bewilligen, 
zugleich aber anzuordnen geruht, daß hiebei übrigens die Vorſchriften der Allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließung vom 10. Februar 1835, welche mit dem Deerete der beſtandenen vereinigten Hof⸗ 

kanzlei vom 24. Februar 1835, 3. 562-St., bekannt gegeben wurden, zu beobachten find. 


79. 


Verordnung der Minifterien des Innern, des Cultus und der Finan- 
zen, dann des Armee-Ober-Commando vom 8. Mai 1856, 


wirlſam für alle Kronländer, mit Ausnahme der Militärgränze, 


betreffend die Befreiung der Wohnungen der Geiſtlichkeit von der Militär Einquar⸗ 
tierung. 


Seine k. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Entſchließung vom 5. Mat 1856 
Allergnädigſt anzuordnen geruht, daß die im achten Abſatze des §. 21 der Vorſchrift über die 
Einquartierung des Heeres vom 15. Mai 1851 einigen Räumlichkeiten der Seelſorger und der 
höheren Geiſtlichkeit aller vom Staate anerkannten Religionsbekenntniſſe zugeſprochene Befreiung 
von der Einquartierung des Militärs, vom Tage der Kundmachung dieſes Erlaſſes, auf die ganze 
Wohnung ſammt Zugehör ausgedehnt werde, den Fall ausgenommen, wenn ein Mititärgeift- 
licher desſelben Religionsbekenntniſſes, wie der in Frage ſtehende Seelſorger oder höhere Geiſt⸗ 
liche, unterzubringen iſt. 3 

Jene Befreiung von der Militär⸗Einquartierung hat hiernach auf Gebäude begüterter geift- 
licher Pfründenbeſitzer nicht Anwendung, wenn dieſe Gebäude ala zur Wohnung des geiſtlichen 
Pfründenbeſitzers zu dienen haben. 


Freiherr von Bach m. p. Graf Thun m. p. Freiherr von Bruck m. p. 
Freiherr von Bamberg m. p., G. M. 


für das 


Kaiſerthum Oeſterreich. 


Jahrgang 1856. 


XLI. Stück. 


Ausgegeben und verſen det am 20. September 1856. 


164. 


Verordnung der Miniſterien des Innern, der Iufliz und des Handels 
vom 2. September 1856, 


wirkſam für das Verwaltungsgebiet der Krakauer Landesregierung, 


über das Verfahren zur Beſeitigung baufälliger, Lebens- oder Feuersgefahr drohen: 
5 der Gebäude, 


Die Miniſterien des Innern, der Juſtiz und des Handels finden über das Verfahren 
zur Beſeitigung baufälliger, Lebens- oder Feuersgefahr drohender Gebäude für das Verwal⸗ 
tungsgebiet der Krakauer Landesregierung folgende Vorſchrift zu erlaſſen: 


§. 1. 

Nach dem den politiſchen Behörden in Polizei⸗Angelegenheiten zugewieſenen Wirkungs- 
kreiſe bleibt es denſelben allein, ohne vorläufige Rückſprache mit der Gerichtsbehörde überlaſſen, 
bei eintretenden Polizei⸗Rückſichten über die Nothwendigkeit der Abtragung eines baufälligen, 
den Einſturz drohenden oder feuergefährlichen Gebäudes oder einzelner Beſtandtheile desſelben, 
zu entſcheiden und im Falle der Eigenthümer in dem ihm feſtgeſetzten Termine ſich dazu ſelbſt 
nicht herbeilaſſen wollte, das als baufällig oder feuergefährlich anerkannte Gebäude ohne wei⸗ 
ters auf ſeine Gefahr und Koſten abtragen zu laſſen. 


$. 2, 

In derlei Fällen iſt der dem Eigenthümer zur Demolirung nach Umſtänden feſtgeſetzte 
Termin der betreffenden Gerichtsbehörde zu dem Ende mitzutheilen, damit die etwa vorhandenen 
Hypothekargläubiger, Vormünder und Maſſavertreter noch vor dem Termine, ſoferne ſie es zur 
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Verhütung eines vermeintlich größern Schadens ſelbſt ſollten über ſich nehmen wollen, Zeit 
und Gelegenheit gewinnen, die Abtragung der bezüglichen Gebäude zu bewerkſtelligen, oder aber 
der Gefahr auf eine den Polizei- und Sicherheitsrückſichten eutſprechende und von der politi— 
ſchen Behörde als zuläſſig anerkannte Art ſogleich abzuhelfen. 


$. 3. 

Den politiſchen Behörden kommt ebenfalls die Entſcheidung zu, ob aus Polizei- oder Ver⸗ 
ſchönerungsrückſichten ein deſolirtes Gebäude an den Meiſtbietenden mit der Verbindlichkeit, 
dasſelbe in guten Stand herzuſtellen, hintangegeben werden ſolle. Die politiſchen Behörden ſind 
jedoch in dieſem Falle gehalten, wegen Veräußerung eines ſolchen Gebäudes im Wege der Feil— 
bietung bei der betreffenden Gerichtsbehörde einzufchreiten, welche dießfalls nach der Gerichts— 
ordnung das Amt zu handeln hat. 

a §. 4. 

Nur die durch eine techniſche Erhebung vollkommen erwieſene Baufälligkeit oder Feuer⸗ 
gefährlichkeit eines Gebäudes kann die politiſche Behörde aus Polizeirückſichten zu dem Schritte 
bewegen, ein Gebäude abtragen zu laſſen. Es hat daher der Entſcheidung ſtets eine genaue 
Beſichtigung und Unterſuchung des betreffenden Gebäudes in allen ſeinen Beſtandtheilen mit 
Zuziehung der im Orte beſtehenden Bau- und Sachverſtändigen und des Hauseigenthümers 
oder deſſen Stellvertreters vorauszugehen. 

§. 5. 

Ueber die in dieſer Art durchgeführte Erhebung hat das betreffende Bezirksamt in erſter Inſtanz 
gegen Freilaſſung der Berufung an die Kreisbehörde binnen vierzehn Tagen das Erkenntniß zu 
fällen, welche nach vorläufiger Einholung des Befundes durch den zugetheilten techniſchen 
Baubeamten in zweiter Inſtanz zu entſcheiden hat. Die Kreisbehörde kann übrigens, wo es auf 
die Ausführung größerer Pläne oder die Behandlung an ſich wichtigerer Gegenſtände ankommt, 
auf dieſen Zweig der Polizei-Verwaltung unmittelbaren Einfluß üben, ohne jedoch dadurch dem 
Bezirksamte die Competenz zu benehmen. 

Gegen die Entſcheidung der Kreisbehörde bleibt der Recurs an die Landesſtelle binnen 
14 Tagen offen. 

$. 6. 

Sollten bei der Erhebung des Zuſtandes der baufälligen und feuergefährlichen Häuſer 
Umſtände von der Art hervorkommen, daß Gefahr am Verzuge obwaltet, ſo haben die politi— 
ſchen Behörden Alles zu veranlaſſen, was die öffentliche und Privatſicherheit erfordert. 

§. 7. 

Hiemit werden die in dieſer Beziehung für das Krakauer Gebiet und für den dem Kra— 
kauer Regierungsgebiete zugetheilten Theil Galiziens beſtehenden Vorſchriften, in ſoweit fie 
mit dieſer Verordnung im Widerſpruche ſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Freiherr von Bach m. p. Freiherr von Krauß w. p. Ritter von Toggenburg m. b. 


Ein 


Sandes-Negierungsblatt 


für das 


Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns. 
Jahtgang 1859. + Pioeite Abtheilung. 


IV. Stück. 
Ausgegeben und verſendet am 14. Juni 1859. 


5. 


Kundmachung der Statthalterei für- Miederöſterreich vom 27. Mai 1859, 


betreffend die Allerhöchſt bewilligte Erweiterung der zeitlichen Steuerfreiheit für Bau⸗ 
führungen innerhalb der Linien Wiens. 


Seine k. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Entſchließung vom 14. Mai 
1859 für die Bauten, welche vom Tage der Kundmachung dieſer Allerhöchſten Entſchließung 
begonnen werden, folgende Freijahre, ſowohl von den landesfürſtlichen Steuern, als von allen 
nach dem Maßſtabe der landesfürſtlichen Steuern umgelegten Landes⸗ und Gemeindeabgaben 
Allergnädigſt zu bewilligen geruht, und zwar: 

a) für Neubauten, welche auf den dem Baufonde für die Stadterweiterung 
gehörigen Gründen binnen fünf Jahren nach Feſtſetzung des Stadterweiterungs⸗ 
planes und erfolgter Ausbietung dieſer Gründe plangemäß vollendet und benützbar 
gemacht werden, durch dreißig Jahre; 

b) für Neubauten, welche ebenſo innerhalb zehn Jahren vollendet werden, durch 
fünfundzwanzig Jahre; 

e) für Neubauten, welche ſonſt innerhalb der Linien Wiens binnen fünf Jah— 
ren, vom Tage der Kundmachung dieſer Allerhöchſten Entſchließung vollendet werden, 

durch achtzehn Jahre; 

d) für eben ſolche Neubauten, die e e zehn Jahren vollendet werden, durch 
fünfzehn Jahre, endlich 

e) für Um- und Zubauten, welche binnen fünf Jahren, vom Tage dieter Kund⸗ 
machung an, vollführt werden, durch fünfzehn Jahre, und für jene, die im Laufe 
von zehn Jahren bewerkſtelliget werden, durch zwölf Jahre. 


nen 


Zugleich haben Seine k. k. Apoſtoliſche Majeſtät anzuordnen befunden, daß die ſonſtigen 
Vorſchriften der Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 1835 (kundgemacht mit Regie⸗ 
rungs⸗Circulare vom 13. März 1835, Z. 14.285) noch ferner zu beobachten find, und daß 
auch bezüglich der ſchon in Ausführung ſtehenden Bauten die Beſtimmungen der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 16. Juli 1854 (Landes⸗Regierungsblatt, II. ig, Nr. 20) noch 
weiter in Anwendung zu kommen haben. 
Dieſe Allerhöchſten Anordnungen werden demnach in Folge hohen Finanz⸗Miniſterial⸗ 
erlaſſes vom 19. Mai 1859, 3. 23. 500, hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Seiner k. k. Apoſtoliſchen Majeſtät wirklicher geheimer Rath 
und Statthalter in Niederöſterreich: 


Carl Johann Fürſt von Lobkowitz. 


Reichs- -Geſetz- Platt 


Kaiſerthum Oeſterreich. 
Jahrgang 1865. 


XXI. Stück. 
Ausgegeben und verfendet am 25. Auguſt 1865. 


71. 
Geſetz vom 16. Anguſt 1865, 


betreffend die Steuerfreijahre bei Neu-, Um: und Zubauten. 
Giltig für jene Länder, in welchen die Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer beſteht. 


Ueber Antrag der beiden Haͤuſer Meines Reichsrathes finde Ich zu verordnen, 
wie folgt: 
F. 1. 
Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Februar 1835 (Hoftanzleidecret vom 
24. Februar 1835, Nr. 562) gewährte zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ und Haus⸗ 


claſſenſteuer ſammt Staatszuſchlägen wird auf alle der Hauszinsſteuer unterliegenden Ortſchaf⸗ 
ten und einzelnen Gebäude in der Art ausgedehnt, daß für die in dieſer Allerhöchſten Entſchlie⸗ 
ßung angeführten Fälle sub A (Neubauten) eine Befreiung von fünfzehn, in dem Falle sub B 
(Umbauten) und sub C (Zubauten) eine Befreiung von zwölf Jahren ſtattfindet. 

8. 2. 

Dieſe Befreiung hat nur für jene Gebäude Geltung, welche vom Tage der Kundmachung 
des gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 1867 planmäßig vollendet und benützbar 
gemacht werden. 

5. 3. 

Die durch Bauführungen oder für beſtimmte Objecte bereits erworbenen, ſowie die in den 
Allerhöchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und vom 16. Februar 1836 für die 
Jeſtungen Thereſienſtadt und Joſefſtadt; vom 18. Jänner 1840 für Dalmatien in den sub d), 
e) und f) daſelbſt aufgeführten Fällen; vom 10. April 1858 für Peſt; vom 23. December 
1858 für Anſiedlungen in Ungarn mit der ſerbiſchen Wojwodſchaft und dem Temeſer Banate, 
für Kroatien, Slavonien und Siebenbürgen, endlich in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 
16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vorſtädten gewährten Steuerbefreiun⸗ 
gen werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

F. 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 
Iſchl, am 16. Auguſt 1865. 


Franz Joſeph m. p. 


Graf Beleredi m. p. Graf Lariſch⸗Moenich m. p. 
Auf Allerhöchſte Anordnung: 


Ritter von Schurda m. p. 


für das 


Kaiſerthum Oeſterreich. 
Jahrgang 1867. 


LIX. Stück. 
Ausgegeben und verſendet am 24. November 1867. 


137. 
Geſetz vom 14. November 1867, 


betreffend die Steuerfreijahre bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 
Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und ob der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kürnthen, Krain, Bukowina, Mähren, Schleſien, Iſtrien, Görz und Gradiska. 
Ueber Antrag der beiden Häuſer Meines Reichsrathes finde Ich zu verordnen, 
wie folgt: 
§. 1. Die mit Allerhöchſter Entſchtießung vom 10. Februar 1835 (Hofkanzleidecret 
vom 24. Februar 1835, Nr. 562) gewährte zeitliche Befreiung von der Hauszins- und 
Hausclaſſenſteuer ſammt Staatszuſchlägen wird auf alle der Hauszinsſteuer unterliegenden 
Ortſchaften und einzelnen Gebäude in der Art ausgedehnt, daß für die in dieſer Allerhöchſten 
Entſchließung angeführten Fälle sub A (Neubauten) eine Befreiung von fünfzehn, in dem 
Falle sub B (Umbauten) und sub C (Zubauten) eine Befreiung von zwölf Jahren 
ſtattfindet. N 
$. 2. Dieſe Befreiung hat nur für jene Gebäude Geltung, welche vom Tage der Kund⸗ 
machung des gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 1869 nach den beſtehenden Vau⸗ 
ordnungen vollendet und benützbar gemacht werden. 


5 3. Die durch Bauführungen oder für beſtimmte Objecte bereits erworbenen, ſo wie 
in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und vom 16. Februar 1836 
für die Feſtungen Thereſienſtadt und Joſephſtadt, vom 18. Jänner 1840 für 
Dalmatien in den sub d), e) und f) daſelbſt aufgeführten Fällen, endlich in den Aller⸗ 
höchſten Entſchließungen vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vor⸗ 
ſtädten gewährten Steuerbefreiungen werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

§. 4. Das Finanzminiſterium iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 

Schönbrunn, am 14. November 1867. 


Franz Joſeph m. p. 
Freiherr von Beuſt m. p. Freiherr von Vecke m. p. 


Auf Allerhöchſte Anordnung: 
Graf Bernhard Ritter von Meyer m. p. 


16. 
Geſetz vom 3. März 1868, 


betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen der Allerhöchſten Entſchließung vom 
10. Februar 1835 wegen Bewilligung von Steuerfreijahren bei Neu⸗, Um: und 
Zubauten auf alle Orte. 


Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Re SH und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und ob der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Bukowina, Mähren, Schleſien, Iſtrien, Görz und Gradiska, dann das 
N u 5 Trieſter Gebiet. 8 

Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer Meines Reichsrathes finde Ich zu verordnen, 
wie folgt: N d 


5. 1. Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Februar 1835 (Hofkanzleidecret 
vom 24. Februar 1835, Zahl 562) für die Provinzial⸗Hauptſtädte gewährte zeitliche 
Befreiung von der Gebäudeſteuer ſammt Staatszuſchlägen in der Dauer von zehn Jahren 
für Neubauten und von acht Jahren für Um- und Zubauten wird auf alle der Hauszins⸗ und 
Hausclaſſenſteuer unterliegenden Orte, beziehungsweiſe ſteuerpflichtigen Gebäude, ohne Unter⸗ 
ſchied unter den in dieſer Allerhöchſten Entſchließung vorgezeichneten Bedingungen ausgedehnt. 

5. 2. Die mit dem Geſetze vom 14. November 1867 (Reichs⸗Geſetz⸗Blatt Nr. 137) 
für die der Hauszineſteuer unterliegenden Ortſchaften und Gebäude rückſichtlich aller bis Ende 
des Jahres 1869 nach den beſtehenden Bauordnungen vollendeten und benützbar gemachten 
Neu⸗, Um⸗ und Zubauten gewährte ausnahmsweiſe Steuerbefreiung von fünfzehn Jahren 
(bei Neubauten) und von zwölf Jahren (bei Um- und Zubauten) wird in gleicher Weiſe 
auch den der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Ortſchaften und Gebäuden eingeräumt. 

8. 3. Der Finanzminiſter ift mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 

Ofen, am 3. März 1868. 


Franz Zoſeph m. p. 
Auersperg m. p. Breſtel m. p. 


17. 
Geſetz vom 3. März 1868, 


betreffend die Gebühren⸗ und Stämpelfreiheit bei Arrondirung von Grundſtücken. 


Giltig für Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und ob der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Bukowina, Mähren, Schleſien, Tirol und Vorarlberg, Iſtrien, Görz 
und Gradiska, dann die Stadt Trieſt mit ihrem Gebiete. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich zu verordnen, 
wie folgt: 

5. 1. Wenn durch Tauſch von Grundſtücken, die der landwirtſchaftlichen Benutzung 
gewidmet ſind, eine Arrondirung des Beſitzes des einen oder anderen tauſchenden Theiles 
bewirkt wird, fo find die hierauf Bezug habenden Rechtsgeſchäfte gebührenfrei, in ſoweit 
die eingetauſchten Grundparzellen vom gleichen Werthe ſind. 

Wege und Bäche heben den Zuſammenhang nicht auf. 

8. 2. Im Falle die zwiſchen einzelnen Grundbeſitzern einzutauſchenden Grundftüde von 
ungleichem Werthe ſind, wird die Gebühr vom Werthunterſchiede nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des Gebührengeſetzes entrichtet. \ 

6. 3. Der Nachweis, daß durch einen Grundtauſch eine Arrondirung erzielt wurde, kann 
entweder durch die Kataſtralmappe oder in deren Ermanglung durch ein amtliches Zeugniß 
des Gemeinde⸗Vorſtandes jener Gemeinde, in deren Gemarkung die zu arrondirenden Grund⸗ 
ſtücke liegen, oder auf andere glaubwürdige Art geführt werden. 


Dem die Gebühren bemeſſenden Amte bleibt es jedoch in jedem einzelnen Falle unbe⸗ 
nommen, die Thatſache der Arrondirung nöthigenfalls durch Augenſchein und durch Sachver⸗ 
ſtändige zu conſtatiren, und zwar auf Koſten des Ausſtellers eines wahrheitswidrigen Zeug⸗ 
niſſes, bei deſſen Vorhandenſein ſowohl die von dem Rechtegeſchäfte geſetzlich entfallenden 
Gebühren, als auch die nach dem Gebührengeſetze einzuhebenden Strafen von den tauſchenden 
Parteien zu entrichten ſind. 

5. 4. Die zur Durchführung der Arrondirung des Grundbeſitzes erforderlichen Urkun⸗ 
den, Protokolle, dann Eingaben und deren Beilagen ſind ſtämpelfrei, wenn die eingetauſchten 


188. 
Geſetz som 24. Desember 1869, 
betreffend die Bewilligung von Steuerfreijahren bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 
Mit Juſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich zu verordnen, wie folgt: 
F. 1. N 

Die mit dem Geſetze vom 14. November 1867, R. G. Bl. Nr. 137, für die der Haus⸗ 
zinsſteuer unterliegenden Ortſchaften und einzelnen Gebäude, dann die mit dem Geſetze vom 
3. März 1868, R. G. Bl. Nr. 16, für die der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Ortſchaften 
und einzelnen Gebäude, rückſichtlich aller bis Ende des Jahres 1869 nach den beſtehenden 
Bauordnungen vollendeten und benutzbar gemachten Neu-, Um» und Zubauten gewährte aus⸗ 
nahmsweiſe Steuerbefreiung von fünfzehn Jahren bei Neubauten, und von zwölf Jahren bei 
Um- und Zubauten, hat noch ferner für jene Gebäude zu gelten, welche im Laufe der Jahre 
1870 und 1871 nach den beſtehenden Bauordnungen vollendet und benützbar gemacht werden. 

N 6.2. 
Der Finanzminister tft mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 
Wien, den 24. December 1869. 


Fram Zoſeph m. p. 
Taaffe m. p. Breſtel m. p. 


5 7. 
Geſetz vom 15. Juni 1871, 


betreffend die 88 von Steuerfreijahren bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten in den 
Jahren 1872 und 1873. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich zu verordnen, wie folgt: 


§. 1. 

Die mit dem Geſetze vom 14. November 1867, R. G. Bl. Nr. 137, für die der Haus⸗ 
zinsſteuer unterliegenden Ortſchaften und einzelnen Gebäude, dann die mit dem Geſetze vom 
3. März 1868, R. G. Bl. Nr. 16, für die der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Ortſchaften 
und einzelnen Gebäude rückſichtlich aller bis Ende des Jahres 1869 nach den beſtehenden 
Verordnungen vollendeten und benügbar gemachten Neu-, Um⸗ und Zubauten gewährte aus⸗ 
nahmsweiſe Steuerbefreiung von 15 Jahren bei Neubauten und von 12 Jahren bei Um: 
und Zubauten, welche mit Geſetz vom 24. December 1869, R. G. Bl. Nr. 188, auf Bau⸗ 
lichkeiten der Jahre 1870 und 1871 ausgedehnt wurde, hat auch noch fur jene Gebäude zu 
gelten, welche im Laufe der Jahre 1872 und 1873 nach den beſtehenden Bauordnungen 
vollendet und benützbar gemacht werden. 


9. 2. 
Der Finanzminiſter wird mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 


Schönbrunn, am 15. Juni 1871. 


Franz 3ofeph m. p. 


Hohenwart m. p. Holzgethan m. p. 


Jahrgang 1871. 


RKeichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrathe vertretenen Nönigreiche und Fänder. 


XXVI. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 6. Juſi 1871. 


39. 
Geſetz vom 15. Juni 1871, 


betreffend die zeitliche Steuerbefreiung für die auf der Stadterweiterungsgruppe R 
am e in Wien nach Demolirung des proviforifch zu errichtenden Börſe⸗ 
gebäudes herzuſtellenden Gebäude. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Bde 

Den Bauten, welche auf den Parzellen Nr. 1 — 6 der Gruppe R der Stadterweiterungs⸗ 
gründe am Schottenringe in Wien unmittelbar nach Demolirung des daſelbſt zu erbauenden 
proviſoriſchen Börſegebäudes hergeſtellt werden, wird die dem letzteren Gebäude nach Meiner 
Entſchließung vom 14. Mai 1859 (Landesgeſetz⸗ und Regierungsblatt für Niederöſterreich, 
II. Abtheilung Nr. 5) gebührende Befreiung von der Gebäudezinsſteuer für jene Zeitdauer 
zugeſtanden, welche vom Tage der Vollendung oder früheren Benutzung der obgedachten neuen 
Bauten bis zum Schluſſe der dem proviſoriſchen Börſegebäude zukommenden Befreiungs⸗ 
periode noch nicht abgelaufen iſt. Dieſes Zugeſtändniß iſt jedoch an die Bedingung geknüpft, 
daß das proviſoriſche Börſegebäude bis zu feiner Beſeitigung ausſchließlich nur für Börſe⸗ 
zwecke verwendet wird. 


§. 2. 
Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 
Schönbrunn, am 15. Juni 1871. 


Franz Iofeph m. p. 
Hohenwart m. p. | Holzgethan m. p. 


Jahrgang 1873. 


Reichsgeſetzblatt 


für die 


im Keichsrathe vertretenen Rönigreiche und Pänder. 


XXV. Stächk — Ausgegeben und verſendet am 17. Mlai 1873. 


20. 
Geſetz vom 9. April 1873, 


über Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 
Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde ich anzuordnen, wie folgt: 


I. Hauptſtück. 
Allgemeine Reſlimmungen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Errichtung der Genoſſenſchaften und dem Rechtsverhältniſſe ihrer Mitglieder. 


8. Les b 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes haben Auwendung zu finden auf Vereine von nicht 
geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Erwerbes oder der Wirthſchaft ihrer 
Mitglieder mittelſt gemeinſchaftlichen Geſchäftsbelriebes oder mittelſtCreditgewährung bezwecken 
(Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgeuoſſenſchaften), wie auf 
Vorſchuß⸗ und Creditvereine, 
Rohſtoff⸗ und Magazinvereine, 
Productivgenoſſenſchaften, 
Conſumvereine und 
Wohnungsgenoſſenſchaften und dgl. 
8. 2. 
Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften können entweder mit unbeſchränkter oder mit 
beſchränkter Haftung ihrer Mitglieder errichtet werden. 
Im erſten Falle haftet jeder Genoſſenſchafter für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft 
ſolidariſch mit feinem ganzen Ver mögen, im zweiten Falle nur bis zu einem beſtimmten, im 
Voraus feſtgeſetzten Betrage. 


8. 3. 
Zur Gründung der Genoſſenſchaft iſt erforderlich: 
1. Die Annahme einer Genoſſenſchaftsfirma; 


2. die ſchriftliche Abfaſſung des Genoſſenſchaftsvertrages (Statuts); 
3. die Eintragung dieſes Vertrages in das Genoſſenſchaftsregiſter. 
Der Beitritt der einzelnen Genoſſenſchafter geſchieht durch ſchriftliche Erklärung. 


§. 4. 

Die Genoſſenſchaftsfirma muß vom Gegenſtande der Unternehmung entlehnt ſein, die 
Bezeichnung „regiſtrirte Genoſſenſchaft“, und je nach Beſchaffenheit der Haftung (§. 2) den 
Beiſatz: „mit unbeſchränkter Haftung“ oder „mit beſchränkter Haftung“ enthalten. 

Der Name von Genoſſenſchaftern oder anderen Perſonen darf in der Firma nicht auf⸗ 
genommen werden. Jede neue Firma muß ſich von allen an demſelben Orte oder in derſelben 
Gemeinde bereits beſtehenden Firmen regiſtrirter Genoſſenſchaften deutlich unterſcheiden. 


85. 

Der Genoſſenſchaftsvertrag muß enthalten: 

1. die Firma und den Sitz der Genoſſenſchaft; 

2. den Gegenſtand des Unternehmens; 

3. die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle dieſelbe auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt 
ſein ſoll; 

4. die Bedingungen des Eintrittes der Genoſſenſchafter, ſowie die allfälligen beſonderen 
Beſtimmungen über das Ausſcheiden (Austritt, Tod oder Ausſchließung) derſelben; 

5. den Betrag der Geſchäftsantheile der einzelnen Genoſſenſchafter und die Art der 
Bildung dieſer Antheile; 

6. die Grundſätze, nach welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu berechnen 
iſt, die Art und Weiſe, wie die Prüfung der Bilanz erfolgt, ſowie die Beſtimmung über die 
Vertheilung des Gewinnes und Verluſtes unter die einzelnen Genoſſenſchafter; 

7. die Art der Wahl und Zuſammenſetzung des Vorſtandes und die Formen für die 
Legitimation der Mitglieder des Vorſtandes, ſowie der Stellvertreter derſelben und der 
Beamten der Genoſſenſchaft; 

8. die Form, in welcher die Zuſammenberufung der Genoſſenſchafter geſchieht; 

9. die Bedingungen des Stimmrechtes der Genoſſenſchafter und die Form, in welcher 
dasſelbe ausgeübt wird; 5 

10. die Gegenſtände, über welche nicht ſchon durch einfache Stimmenmehrheit der auf 
Zuſammenberufung erſchienenen Genoſſenſchafter, ſondern nur durch eine größere Stimmen⸗ 
mehrheit oder nach anderen Erforderniſſen Beſchluß gefaßt werden kann; 

11. die Art und Weiſe, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
machungen erfolgen; 

12. die Angabe, ob die Haftung der Genoſſenſchafter für die Verbindlichkeiten der 
Genoſſenſchaft eine unbeſchränkte oder eine beſchräukte iſt, und wenn im letzteren Falle die 
Haftung über das im Geſetze beſtimmte Maß (§. 76) ausgedehnt wird, die Angabe des 
Umfanges dieſer Haftung; 

13. die Benennung der Mitglieder des erſten Vorſtandes oder derjenigen Perſonen, 
welche die Regiſtrirung der Genoſſenſchaft zu erwirken haben. 

§. 6. a 

Der in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragene (regiſtrirte) Genoſſenſchaftsvertrag muß 
im Auszuge veröffentlicht werden. 

Der Auszug muß enthalten: 

1. das Datum des Genoſſenſchaftsvertrages; 

2. die Firma und den Sitz der Genoſſenſchaft; 

3. den Gegenſtand des Unternehmens; 


' bol die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle dieſelbe auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt 
ein ſoll; 

5. die Namen und den Wohnort der Mitglieder des Vorſtandes, falls ein ſolcher ſchon 
in dem Genoſſenſchaftsvertrage beſtellt iſt; 

6. die Art und Weiſe, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
machungen erfolgen; 

7. die Angabe, ob die Haftung der Genoſſenſchafter für die Verbindlichkeiten der 
Genoſſenſchaft eine unbeſchränkte oder eine beſchränkte iſt, und wenn im letzteren Falle die 
Haftung über das im Geſetze beſtimmte Maß (§. 76) ausgedehnt wird, die Angabe des 
Umfanges dieſer Haftung. 

Iſt in dem Genoſſenſchaftsvertrage eine Form beſtimmt, in welcher der Vorſtand ſeine 
Willenserklärung kund gibt und für die Genoſſenſchaft zeichnet, fo iſt auch dieſe Beſtimmung 
zu veröffentlichen. 

N §. 7. 

Bei jedem Handelsgerichte iſt ein Genoſſenſchaftsregiſter über diejenigen Genoſſenſchaften 
zu führen, welche in dem Sprengel desſelben ihren Sitz haben. 

Hinſichtlich dieſes Regiſters gelten die im Handelsgeſetzbuche in Bezug auf das Handels⸗ 
regiſter gegebenen Beſtimmungen. 


§. 8. 

Vor erfolgter Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter befteht die Genoſſenſchaft als 
ſolche nicht. Wenn vor erfolgter Eintragung im Namen der Genoſſenſchaft gehandelt wird, 
ſo haften die Handelnden perſönlich und ſolidariſch. 

§. 9. 

Jede Abänderung des Genoſſenſchsftsvertrages muß ſchriftlich erfolgen und dem Handels⸗ 
gerichte unter Beilegung einer Abſchrift des Genoſſenſchaftsbeſchluſſes angemeldet werden. 

Mit dem Abänderungsbeſchluſſe wird in gleicher Weiſe wie mit dem urſprünglichen Ver⸗ 
trage verfahren. Eine Veröffentlichung desſelben findet nur inſoweit ſtatt, als ſich dadurch 
die in den früheren Bekanntmachungen enthaltenen Beſtimmungen ändern. 

Der Beſchluß hat keine rechtliche Wirkung, bevor derſelbe bei dem Handelsgerichte, in 
deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat, in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen iſt. 


8. 10. 
Bei jedem Handelsgerichte, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft eine Zweigniederlaſſung 
hat, muß dieſe behufs der Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet werden, und 
iſt dabei Alles zu beobachten, was die 88. 6 und 9 für das Hauptgeſchäft vorſchreiben. 


K. 11. 

Das Rechtsverhältniß der Genoſſenſ chafter unter einander richtet ſich zunächſt nach dem 
Genoſſenſchaftsvertrage. Letzterer darf von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nur in denjenigen 
Punkten abweichen, bei welchen dieß ausdrücklich für zuläſſig erklärt iſt. 

8. 12. 

Die Genoſſenſchaft kann unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten ein⸗ 
gehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte auch an Grundſtücken erwerben, vor Gericht 
klagen und geklagt werden. 

Ihr ordentlicher Gerichtsſtand iſt bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. 

8. 13. 

Für Genoſſenſchaften, deren Unternehmen ganz oder theilweiſe Handelsgeſ chäfte zum 
Gegenſtande hat, gelten, inſoweit dieſes Geſetz keine abweichenden Vorſchriften enthält, die in 
Betreff der Kaufleute gegebenen Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches. 


§. 14. 

Am Sitze der Genoſſenſchaft und einer jeden Zweigniederlaſſung derſelben ift ein Regiſter 
zu führen, in welches der Vor⸗ und Zuname und Stand eines jeden Genoſſenſchafters, der 
Tag ſeines Eintrittes in die Genoſſenſchaft und ſeines Ausſcheidens aus derſelben, die Anzahl 
der einem Jeden gehörigen Geſchäftsantheile, ſowie die Kündigung eines oder mehrerer 
Geſchäftsantheile einzutragen iſt. 

Die Einſicht dieſes Regiſters, ſowie des Genoſſenſchaftsvertrages und ſeiner allfälligen 
Abänderung muß Jedermann geſtattet werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Vorſtande, dem Aufſichtsrathe und der Generalverſammlung. 


i 8. 15. 

Jede Genoſſenſchaft muß einen aus der Zahl der Genoſſenſchafter zu wählenden Vorſtand 
haben. Sie wird durch denſelben gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 

Der Vorſtand kann aus einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen, dieſe können beſoldet 
oder unbeſoldet ſein. Ihre Beſtellung iſt zu jeder Zeit widerruflich, unbeſchadet der Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche aus beſtehenden Verträgen. 

N 8. 16. 

Die jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes müſſen alsbald nach ihrer Beſtellung zur Ein⸗ 
tragung in das Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet werden. Der Anmeldung iſt ihre Legiti⸗ 
mation beizufügen. Die Mitglieder des Vorſtandes haben ihre Unterſchrift vor dem Handels⸗ 
gerichte zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen. 

In gleicher Weiſe muß bei jeder Aenderung der Mitglieder des Vorſtandes, beziehungs⸗ 
weiſe bei Beſtellung von Stellvertretern vorgegangen werden. 

Iſt die Aenderung nicht in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen und öffentlich bekannt 
gemacht, ſo kann ſie die Genoſſenſchaft einem Dritten nur dann entgegenſetzen, wenn ſie beweiſt, 
daß die Aenderung Letzterem beim Abſchluſſe des Geſchäftes bekannt war. 

Iſt die Eintragung und Bekanntmachung geſchehen, ſo muß ein Dritter die Aenderung 
gegen ſich gelten laſſen, ſoferne nicht durch die Umſtände die Annahme begründet wird, daß er 
die Aenderung beim Abſchluſſe des Geſchäftes weder gekannt habe, noch habe kennen müſſen. 

N 8 17 

Der Vorſtand hat in der durch den Genoſſenſchaftsvertrag beſtimmten Form ſeine 
Willenserklärung kund zu geben und für die Genoſſenſchaft zu zeichnen. ft nichts darüber 
beſtimmt, fo iſt die Zeichnung durch ſämmtliche Mitglieder des Vorſtandes erforderlich. Die 
Zeichnung geſchieht in der Weiſe, daß die Zeichnenden zu der Firma der Genoſſenſchaft oder 
zu der Benennung des Vorſtandes ihre Unterſchrift hinzufügen. 

§. 18. 

Die Genoſſenſchaft wird durch die vom Vorſtande in ihrem Namen geſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfte berechtigt und verpflichtet. Es iſt gleichgiltig, ob das Geſchäft ausdrücklich im Namen 
der Genoſſenſchaft geſchloſſen worden iſt, oder ob die Umſtände ergeben, daß es nach dem 
Willen der Contrahenten für die Genoſſenſchaft geſchloſſen werden ſollte. 

Die Befugniß des Vorſtandes zur Vertretung der Genoſſenſchaft erſtreckt ſich auch auf 
alle Geſchäfte, zu welchen nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte eine beſondere, auf die 
Gattung des Geſchäftes lautende Vollmacht erforderlich iſt. 

8. 19. B 

Der Vorſtand iſt der Genoſſenſchaft gegenüber verpflichtet, die Beſchränkungen einzu⸗ 

halten, welche in dem Genoſſenſchaftsvertrage oder durch Beſchlüſſe der Generalverſammlung 


für den Umfang feiner Befugniß, die Genoſſenſchaft zu vertreten, feſtgeſetzt find. Gegen dritte 
Perſonen hat jedoch eine Beſchränkung des Vorſtandes, die Genoſſenſchaft zu vertreten, keine 
rechtliche Wirkung. Dieß gilt insbeſondere für den Fall, daß die Vertretung ſich nur auf 
gewiſſe Geſchäfte oder Arten von Geſchäften erſtrecken, oder nur unter gewiſſen Umſtänden, 
oder für eine gewiſſe Zeit oder an einzelnen Orten ſtattfinden ſoll, oder daß die Zuſtimmung 
der Generalverſammlung, eines Aufſichtsrathes oder eines anderen Organes der Genoſſenſchaft 
für einzelne Geſchäfte erfordert wird. 


§. 20. 
Eide Namens der Genoſſenſchaft werden durch den Vorſtand geleiſtet. 


§. 21. 

Zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuſtellungen an die Genoſſenſchaft 
genügt es, wenn dieſelbe an ein Mitglied des Vorſtandes, welches zu zeichnen oder mitzu⸗ 
zeichnen befugt iſt, oder an einen Beamten der Genoſſenſchaft, welcher dieſelbe vor Gericht zu 
vertreten berechtigt iſt, geſchieht. 


8. 22. 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlichen Bücher der 
Genoſſenſchaft geführt werden. 

Denſelben kommt, inſoferne ſie nach Vorſchrift des Handelsgeſetzbuches geführt ſind, zur 
Nachweiſung der Forderung der Genoſſenſchaft aus den ihr geſetzlich geſtatteten Geſchäften das 
den Handelsbüchern durch Artikel 34 des Handelsgeſetzbuches und nach den 88. 19, 20, 21 
und 22 des Einführungsgeſetzes zu dieſem Handelsgeſetze (R. G. Bl. v. J. 1863, Nr. 1) 
eingeräumte Maß der Beweiskraft zu. 

Der Vorſtand muß ſpäteſtens in den erſten ſechs Monaten jedes Geſchäftsjahres einen 
Rechnungsabſchluß des verfloſſenen Geſchäftsjahres nebſt der Bilanz bekannt machen. In dieſer 
Bekanntmachung iſt insbeſondere auch die Zahl der Mitglieder, welche zur Zeit des Bilanz⸗ 
abſchluſſes der Genoſſenſchaft angehört haben, dann der im Laufe des Bilanzjahres eingetre⸗ 
tenen und ausgeſchiedenen Mitglieder, ſowie die Zahl der beim Bilanzabſchluſſe beſtandenen 
und der im Laufe des Bilanzjahres zugewachſenen gekündigten oder rückgezahlten Geſchäfts⸗ 
antheile anzugeben. 


8. 23. 
Mitglieder des Vorſtandes, welche in dieſer ihrer Eigenſchaft außer den Gränzen ihres 
Auftrages oder den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder des Genoſſenſchaftsvertrages entgegen 
handeln, haften perſönlich und ſolidariſch für den dadurch entſtandenen Schaden. 


8. 24. 

Der Genoſſenſchaftsvertrag kann dem Vorſtande einen Aufſichtsrath, welcher von den 
Genoſſenſchaftern aus ihrer Mitte, mit Ausſchluß der Vorſtandsmitglieder, gewählt wird, und 
deſſen Beſtellung zu jeder Zeit unwiderruflich iſt, an die Seite ſetzen. 

Iſt ein Aufſichtsrath beſtellt, ſo überwacht derſelbe die Geſchäftsführung der Genoſſen⸗ 
ſchaft in allen Zweigen der Verwaltung, er kann ſich von dem Gange der Angelegenheiten der 
Genoſſenſchaft unterrichten, die Bücher und Schriften derſelben jederzeit einſehen und den 
Beſtand der Genoſſenſchaftscaſſe unterſuchen. Er kaun, ſobald es ihm nothwendig erſcheint, 
Vorſtandsmitglieder und Beamte vorläufig, und zwar bis zur Entſcheidung der demnächſt zu 
berufenden Generalverſammlung, von ihren Befugniſſen entbinden und wegen einſtweiliger 
Fortführung der Geſchäfte die nöthigen Anſtalten treffen. 

Er hat die Rechnungen über die einzelnen Geſchäftsperioden, insbeſondere die Jahres⸗ 
rechnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Gewinnvertheilung zu prüfen und darüber 
alljährlich der Generalverſammlung Bericht zu erſtatten. 


Er hat eine Generalverſammlung zu berufen, wenn dieß im Intereſſe der Genoſſenſchaft 
erforderlich iſt. 

Die Mitglieder des Aufſichtsrathes haften für den Schaden, welchen ſie durch die Nicht⸗ 
erfüllung ihrer Obliegenheiten verurſachen. 

8. 25. 

Der Aufſichtsrath iſt ermächtigt, gegen die Vorſtandsmitglieder die Proceſſe zu führen, 
welche die Generalverſammlung beſchließt. 

Wenn die Genoſſenſchaft gegen die Mitglieder des Aufſichtsrathes einen Proceß zu führen 
hat, ſo wird ſie durch Bevollmächtigte vertreten, welche in der Generalverſammlung gewählt 
werden. 

Jeder Genoſſenſchafter iſt befugt, als Intervenient in die vorerwähnten Proeeſſe auf 
ſeine Koſten einzutreten. 

8. 26. 

Der Betrieb von Geſchäften der Genoſſenſchaft, ſowie die Vertretung der Genoſſenſchaft 
in Beziehung auf dieſen Geſchäftsbetrieb kaun auch Beamten der Genoſſenſchaft oder anderen 
Perſonen als Bevollmächtigten der Genoſſenſchaft zugewieſen werden. In dieſem Falle beſtimmt 
ſich die Befugniß derſelben nach der ihnen ertheilten Vollmacht, ſie erſtreckt ſich im Zweifel auf 
alle Rechtshandlungen, welche die Ausführung derartiger Geſchäfte gewöhnlich mit ſich bringt. 

27. 


Die Rechte, welche den Genoſſenſ ſchaftern in Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, ins⸗ 
beſondere in Beziehung auf die Führung der Geſchäfte, die Einſicht und Prüfung der Bilanz 
und die Beſtimmung der Gewinnvertheilung zuſtehen, werden von der Geſammtheit der 
Genoſſenſchafter in der Generalverſammlung ausgeübt. 

Jeder Genoſſenſchafter hat hiebei Eine Stimme, wenn nicht der ee ee 
etwas Anderes feſtſetzt. 

8. 28. 

Die Generalverſammlung der Geuoſſenſchafter wird durch den Vorſtand berufen, ſoweit 
nicht nach dem Genoſſenſchaftsvertrage oder nach dieſem Geſetze auch andere Perſonen dazu 
befugt ſind. 

§. 29. 

Eine Generalverſammlung der Genoſſenſchafter iſt außer den im Genoſſenſchaftsvertrage 
ausdrücklich beſtimmten Fällen zu berufen, wenn dieß im Intereſſe der Genoſſenſchaft erfor⸗ 
derlich erſcheint. 

Die Generalverſammlung muß ſofort berufen werden, wenn mindeſtens der zehnte Theil 
der Mitglieder der Genoſſenſchaft in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Anführung 
des Zweckes und der Gründe darauf anträgt. Iſt in dem Genoſſenſchaftsvertrage das Recht, 
die Berufung einer Generalverſammlung zu verlangen, einer größeren oder geringeren Zahl 
von Genoſſenſchaftern beigelegt, ſo hat es dabei ſein Bewenden. 

Die zur Einberufung der Generalverſammlung Verpflichteten ſind hiezu erforderlichen 
Falles auf Begehren der Antragſteller von dem Handelsgerichte durch Geldſtrafen bis zu 
300 fl. öſterr. Währung zu verhalten. 

§. 30. 

Die Berufung der Generalverſammlung hat in der durch den Genoſſenſchaftsvertrag 
beſtimmten Weiſe zu erfolgen. 

Der Zweck der „ muß jederzeit bei der Berufung bekannt gemacht 
werden. Ueber Gegenſtände, deren Verhandlung nicht in dieſer Weiſe angekündigt iſt, können 
Beſchlüſſe nicht gefaßt werden; hiervon iſt jedoch der Beſchluß über den in einer Generalver⸗ 
ſammlung geſtellten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Generalverſammlung aus⸗ 
genommen. 


Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beſchlußfaſſung bedarf es der 
Ankündigung nicht. 
Ss. 31. 
Zur Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung iſt, inſoferne der Genoſſenſchaftsvertrag 
nichts Anderes beſtimmt, erforderlich, daß in derſelben wenigſtens der zehnte Theil der Mit⸗ 
glieder anweſend oder vertreten iſt. 


8. 32. 

Im Falle der Beſchlußunfähigkeit einer Generalverſammlung iſt, wenn der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvertrag nichts Anderes beſtimmt, eine zweite Verſammlung einzuberufen, welche ohne 
Rückſicht auf die Zahl der anweſenden oder vertretenen Mitglieder beſchſußfähig iſt. 

Die zweite Generalverſammlung iſt auf die Verhandlung jener Gegenſtände beſchränkt, 
für welche die vereitelte Verſammlung einberufen war. 


§. 33. 

Wenn der Genoſſenſchaftsvertrag über die Art der Beſchlußfaſſung nichts Anderes 
beſtimmt, werden die Beſchlüſſe der Generalverſammlung mit abſoluter Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt; der Vorſitzende nimmt an der Abſtimmung Theil und bei Stimmengleichheit gilt jene 
Meinung als Beſchluß, welcher der Vorſitzende beigetreten iſt. 

Eine Abänderung des Genoſſenſchaftsvertrages, ſowie die Auflöſung der Genoſſenſchaft 
kann, vorbehaltlich einer abweichenden Beſtimmung des Genoſſenſchaftsvertrages, nur mit 
einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beſchloſſen werden. 


§. 34. 

Der Vorſtand iſt zur Beobachtung und Ausführung aller Beſtimmungen des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvertrages und der in Gemäßheit desſelben von der Generalverſammlung giltig gefaßten 
Beſchlüſſe verpflichtet und dafür der Genoſſenſchaft verantwortlich. 

Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind in ein Protokollbuch einzutragen, deſſen 
Einſicht jedem Genoſſenſchafter und der Verwaltungsbehörde freiſteht. 


§. 35. 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, jedem Genoſſenſchafter auf Verlangen eine Abſchrift (Ab⸗ 
druck) des Genoſſenſchaftsvertrages mit den allfälligen Aenderungen und Ergänzungen des⸗ 
ſelben, dann eine Abſchrift der genehmigten Rechnungsabſchlüſſe und Bilanzen gegen Erſatz 
der Koſten zu erfolgen und dieſe Schriftſtücke auf Begehren mit ſeiner Unterſchrift zu verſehen. 

Der Vorſtand hat außerdem eine Abſchrift (einen Abdruck) des Genoſſenſchaftsvertrages, 
ſowie jede Aenderung desſelben binnen acht Tagen nach erfolgter Regiſtrirung, und eine Ab⸗ 
ſchrift der genehmigten Rechnungsabſchlüſſe und Bilanzen binnen acht Tagen nach erfolgter 
Genehmigung der Landesſtelle im Wege der politiſchen Bezirksbehörde vorzulegen. Die Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes ſind hiezu von den politiſchen Behörden, nöthigenfalls mittelſt Geld⸗ 
ſtrafen bis zu 100 fl., zu verhalten. 


Dritter Abſchnitt. 


Von der Auflöſung der Genoſſenſchaft. 


§. 36. 
Die Genoſſenſchaft wird aufgelöſt: 
1. durch Ablauf der im Genoſſenſchaftsvertrage beſtimmten Zeit; 
2. durch einen Beſchluß der Genoſſenſchaft; 
3. durch Eröffnung des Concurſes; 
4. durch eine Verfügung der Verwaltungsbehörde ($. 37). 


8. 37. 

Die Auflöfung einer Genoſſenſchaft kann von der Verwaltungsbehörde verfügt werden, 
wenn aus Anlaß der Thätigkeit oder der Verhandlungen der Genoſſenſchaft ein rechtskräftiges 
Straferkenntniß in Gemäßheit des §. 88 dieſes Geſetzes erfolgt iſt. 

Die Strafgerichte haben derartige Erkenntniſſe ſogleich, nachdem ſie in Rechtskraft 
erwachſen ſind, der politiſchen Landesſtelle mitzutheilen. 

8. 38. 

Das Auflöſungserkenntniß ſteht der politiſchen Landesſtelle zu, in deren Gebiet die Ge⸗ 
noſſenſchaft ihren Sitz hat, und wenn ſich die Wirkſamkeit der Genoſſenſchaft durch Zweig⸗ 
niederlaſſungen auf mehrere Länder erſtreckt, jener politiſchen Landesſtelle, in deren Gebiet 
ſich das Hauptgeſchäft befindet. Gegen das Auflöſungserkenntniß kann binnen vier Wochen 
der Recurs an das Miniſterium des Innern ergriffen werden. 

Die Befugniß der politiſchen Landesſtelle, die Auflöſung einer Genoſſenſchaft auf Grund 
eines ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſes (§. 37) zu verfügen, erliſcht mit Ablauf von drei Mo⸗ 
naten, nachdem dieſes Erkenntniß in Rechtskraft erwachſen iſt. 


§. 39. 

Die von der Verwaltungsbehörde rechtskräftig verfügte Auflöſung iſt von Amtswegen 
dem Handelsgerichte zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗Regiſter und Bekanntmachung 
mitzutheilen. 

8. 40. 

Die Auflöſung der Genoſſenſchaft muß, wenn ſie nicht eine Folge des eröffneten Con⸗ 
curſes oder nicht von der Verwaltungsbehörde verfügt iſt, durch den Vorſtand zur Eintragung 
in das Genoſſenſchafts⸗Regiſter angemeldet und zu drei verſchiedenen Malen durch die für die 
Bekanntmachung ſolcher Eintragungen beſtimmten Blätter verlautbart werden. 

Durch dieſe Bekanntmachung müſſen die Gläubiger zugleich aufgefordert werden, ſich bei 
der Genoſſenſchaft zu melden. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Liquidation der Genoſſenſchaft. 


8. 41. - 

Nach Auflöſung der Genoſſenſchaft außer dem Falle des Concurſes erfolgt die Liqui⸗ 
dation durch den Vorſtand, wenn nicht dieſelbe durch den Genoſſenſchaftsvertrag oder einen 
Beſchluß der Genoſſenſchaft an andere Perſonen übertragen wird. Die Beſtellung der Liqui⸗ 
datoren iſt jederzeit widerruflich. 

§. 42. 

Die Liquidatoren ſind von dem Vorſtande beim Handelsgerichte zur Eintragung in das 
Genoſſenſchaftsregiſter anzumelden; ſie haben ihre Unterſchrift perſönlich vor dieſer Behörde 
zu zeichnen oder die Zeichnungen in beglaubigter Form einzureichen. 

Das Austreten eines Liquidators oder das Erlöſchen der Vollmacht eines ſolchen iſt 
gleichfalls zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter anzumelden. N 
§. 43. 

Dritten Perſonen kann die Ernennung von Liquidatoren, ſowie das Austreten eines Li⸗ 
quidators oder das Erlöſchen der Vollmacht eines ſolchen nur unter denfelben Vorausſetzungen 
entgegengeſetzt werden, unter welchen einem Dritten nach §. 16 eine Aenderung der Vorſtands⸗ 
mitglieder entgegengeſetzt werden kann. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, ſo können ſie die zur Liquidation gehörenden 
Handlungen mit rechtlicher Wirkung nur in Gemeinſchaft vornehmen, ſofern nicht ausdrücklich 
beſtimmt iſt, daß ſie einzeln handeln können. 


8. 44. 

Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Verpflichtungen der 
aufgelöſten Genoſſenſchaft zu erfüllen, die Forderungen derſelben einzuziehen und das Ver⸗ 
mögen der Genoſſenſchaft in Geld umzuſetzen; fie haben die Genoſſenſchaft gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich zu vertreten, ſie können für dieſelbe Vergleiche ſchließen und Compromiſſe eingehen. 
Neue Geſchäfte können die Liquidatoren nur zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte eingehen. 

Die Veräußerung von unbeweglichen Sachen kann durch die Liquidatoren, ſofern nicht 
der Genoſſenſchaftsvertrag oder ein Beſchluß der Genoſſenſchaft anders e nur durch 
öffentliche Verſteigerung bewirkt werden. 


§. 45. 

Eine Beſchränkung des Umfanges der Geſchäftsbefugniſſe der Liquidatoren (§. 44) hat 

gegen dritte Perſonen keine rechtliche Wirkung. 
8. 46. 

Die Liquidatoren haben ihre Unterſchrift in der Weiſe abzugeben, daß ſie der bisherigen, 

nunmehr als Liquidationsfirma zu bezeichnenden Firma ihre Namen beifügen. 
8. 47. 

Die Liquidatoren haben der Genoſſenſchaft gegenüber bei der Geſchäftsführung den von 
der Generalverſammlung gefaßten Beſchlüſſen Folge zu geben, widrigenfalls ſie der Genoſſen⸗ 
ſchaft für den durch ihr Entgegenhandeln erwachſenen Schaden perſönlich und ſolidariſch haften. 

§. 48. 

Die bei der Auflöſung der Genoſſenſchaft vorhandenen und die während der Liquidation ein⸗ 
gehenden Gelder werden, wie folgt, verwendet: 

1. Es werden zunächſt die Gläubiger der Genoſſenſchaft je nach der Fälligkeit ihrer 
Forderungen befriedigt und die zur Deckung noch nicht fälliger Forderungen nöthigen Summen 
zurückbehalten; 

2. aus den verbleibenden Ueberſchüſſen werden die auf die Geſchäftsantheile eingezahlten 
Beträge an die Genoſſenſchafter zurückgezahlt. Reicht der Beſtand zur vollſtändigen Deckung 
nicht aus, ſo erfolgt die Vertheilung desſelben nach Verhältniß der Höhe der einzelnen Gut⸗ 
haben, wenn in dem Genoſſenſchaftsvertrage nichts Anderes beſtimmt iſt; 

3. der nach Deckung der Schulden der Genoſſenſchaft, ſowie der Geſchäftsantheile der 
Genoſſenſchafter noch vorhandene Ueberſchuß wird nach den Beſtimmungen des Genoſſenſchafts⸗ 
vertrages über die Gewinnſtvertheilung (§. 5, Abſ. 6) unter die eee vertheilt. 

8.49, 

Die Liquidatoren haben ſofort beim Beginne der Liquidation eine Bilanz aufzuftellen. 
Ergibt dieſe oder eine ſpäter aufgeſtellte Bilanz, daß die Activen der Genoſſenſchaft einſchließlich 
des Reſervefondes und der Geſchäftsantheile der Genoſſenſchafter zur Deckung der Schulden 
der Genoſſenſchaft nicht hinreichen, ſo haben die Liquidatoren bei eigener Verantwortlichkeit 
ſofort die Eröffnung des Concurſes über das Vermögen der Genoſſenſchaft zu beantragen 
und hiervon einer gleichzeitig zu berufenden Generalverſammlung die Mittheilung zu machen. 

2 BD 

Ungeachtet der Auflöſung der Genoſſenſchaft kommen bis zur Beendigung der Liquidation 
im Uebrigen in Bezug auf die Rechtsverhältniſſe der bisherigen Genoſſenſchafter unter ein⸗ 
ander, ſowie zu dritten Perſonen die Anordnungen des erſten und zweiten Abſchnittes zur An⸗ 
wendung, ſoweit fich aus den Beſtimmungen des gegenwärtigen Abſchnittes und aus dem Weſen 
der Liquidation nicht ein Anderes ergibt. 

Der Gerichtsſtand, welchen die Genoſſenſchaft zur Zeit ihrer Auflöſung hatte, bleibt bis 
zur Beendigung der Liquidation für die aufgelöſte Genoſſenſchaft beſtehen. Zuſtellungen an 
die Genoſſenſchaft geſchehen mit rechtlicher Wirkung an einen der Liquidatoren. 


8.51. 

Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften der aufgelöſten Ge⸗ 
noſſenſchaft einem der geweſenen Genoſſenſchafter oder einem Dritten in Verwahrung gegeben. 
Der Genoſſenſchafter oder der Dritte wird in Ermanglung einer gütlichen Uebereinkunft durch 
das Handelsgericht beſtimmt. 

Die Genoſſenſchafter und deren Rechtsnachfolger behalten das Recht auf Einficht und Be⸗ 
nützung der Bücher und Papiere. 

F. 52. 

Inwieferne über das Vermögen der Genoſſenſchaft außer dem im 8. 49 bezeichneten 
Falle der Concurs zu eröffnen iſt, wird durch die Coneursordnung beſtimmt. 

Ein Zwangsausgleich findet nicht ſtatt. 


II. Hauptſtück. 
Reſondere Keftimmungen für genoſſenſchaſten mit unbefchränkter Haftung. 


8. 53. 

Die Mitglieder einer mit unbeſchränkter Haftung errichteten Genoſſenſchaft haften für 
alle Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft, inſoferne zur Deckung derſelben im Falle der Liqui⸗ 
dation oder des Concurſes die Activen der Genoſſenſchaft nicht ausreichen, ſolidariſch mit ihrem 
ganzen Vermögen. 

Wer in eine beſtehende Genoſſenſchaft eintritt, haftet gleich den anderen Genoſſen⸗ 
ſchaftern für alle von der Genoſſenſchaft vor ſeinem Eintritte eingegangenen Verbindlichkeiten. 

Ein entgegenſtehender Vertrag iſt gegen Dritte ohne rechtliche Wirkung. 
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8. 54. 

Jeder Genoſſenſchafter hat das Recht, aus der Genoſſenſchaft auszutreten, auch wenn der 
Geuoſſenſchaftsvertrag auf beſtimmte Zeit geſchloſſen iſt. 

Iſt über die Kündigungefriſt und den Zeitpunkt des Austrittes im Genoſſenſchaftsvertrage 
nichts feſtgeſetzt, ſo findet der Austritt nur mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahres nach vor⸗ 
heriger, mindeſtens vierwöchentlicher Kündigung ſtatt. Ferner erliſcht die Mitgliedſchaft durch 
den Tod, ſofern der Genoſſenſchaftsvertrag keine entgegengeſetzten Beſtimmungen enthält. 
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Die aus der Genoſſenſchaft ausgeſchiedenen Mitglieder, ſowie ihre Erben, bleiben den 
Gläubigern der Genoſſenſchaft innerhalb der Verjährungsfriſt für alle bis zum Ausſcheiden 
von der Genoſſenſchaft eingegangenen Verbindlichkeiten in Haftung. 

Wenn der Genoſſenſchaftsvertrag nichts Anderes beſtimmt, haben ſie an den Reſervefond 
und an das ſonſt vorhandene Vermögen der Genoſſenſchaft keinen Anſpruch, ſie ſind nur be⸗ 
rechtigt, zu verlangen, daß ihnen ihr Geſchäftsantheil, wie er ſich nach dem Rechnungsabſchluſſe 
für das Jahr, in welchem der Genoſſenſchafter ausgeſchieden iſt, darſtellt, einen Monat nach 
Feſtſiellung dieſes Rechnungsabſchluſſes ausgezahlt werde, inſoferne nicht bis dahin die Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft beſchloſſen oder verfügt if. 

56. 


Die Privatgläubiger eines Genoſſenſchafters ſind nicht befugt, die zum Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen gehörigen Sachen, Forderungen oder Rechte, oder einen Antheil an denſelben zum 
Behufe ihrer Befriedigung oder Sicherſtellung in Anſpruch zu nehmen. Gegenſtand der 
Execution oder des Verbotes kann für fie nur Dasjenige fein, was der Genoſſenſchafter ſelbſt 
an Zinſen und an Gewinnantheilen zu fordern berechtigt iſt, und was ihm im Falle der Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft oder des Ausſcheidens aus derſelben bei der Auseinanderſetzung 
zukommt. 


r 
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$. 57. 

Die Beſtimmung des vorigen Paragraphes gilt auch in Betreff der Privatgläubiger, zu 
deren Gunſten ein Pfandrecht an dem Vermögen eines Genoſſenſchafters beſteht. Ihr Pfand⸗ 
recht erſtreckt ſich nicht auf die zum Genoſſenſchaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen 
und Rechte oder auf einen Antheil an denſelben, ſondern nur auf Dasjenige, was in dem 
letzten Satze des vorigen Paragraphes bezeichnet iſt. 

Jedoch werden die Rechte, welche an dem von einem Genoſſenſchafter in das Vermögen 
der Genoſſenſchaft eingebrachten Gegenſtände bereits zur Zeit des Einbringens beſtanden, durch 
die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


8. 58. 


Eine Compenſation zwiſchen Forderungen der Genoſſenſchaft und Privatforderungen des 
Genoſſenſchaftsſchuldners gegen einen Genoſſenſchafter findet während der Dauer der Genoſſen⸗ 
ſchaft weder ganz, noch theilweiſe ſtatt. Nach Auflöſung der Genoſſenſchaft ift fie zuläſſig, 
wenn und ſoweit die Genoſſenſchaftsforderung dem Genoſſenſchafter bei der Auseinanderſetzung 
überwieſen iſt. 

8. 59. 

Hat ein Privatgläubiger eines Genoſſenſchafters nach fruchtlos vollſtreckter Execution in 
deſſen Privatvermögen die Execution in das demſelben für den Fall ſeines Ausſcheidens aus 
der Genoſſenſchaft zukommende Guthaben erwirkt, ſo iſt er berechtigt, die Genoſſenſchaft mag 
auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit eingegangen ſein, behufs ſeiner Befriedigung nach vorher 
von ihm geſchehener Kündigung das Ausſcheiden jenes Genoſſenſchafters zu verlangen. 

Die Kündigung muß mindeſtens ſechs Monate vor Ablauf des Geſchäftsjahres der Ge⸗ 
noſſenſchaft geſchehen. 

$. 60. 

Die Eröffnung des Concurſes über das Genoſſenſchaftsvermögen zieht den Coneurs über 
das Privatvermögen der einzelnen Genoſſenſchafter nicht nach ſich. 

Der Beſchluß über die Eröffnung des Concurſes hat die Namen der ſolidariſch haftenden 
Genoſſenſchafter nicht zu enthalten. 

Dem Vorſtande, rückſichtlich den Liquidatoren kommt im Coneursverfahren die rechtliche 
Stellung zu, welche die Coneursordnung dem Gemeinſchuldner einräumt. 

Sobald der Concurs beendet iſt, find die Gläubiger berechtigt, wegen des Ausfalles an 
ihren Forderungen, jedoch nur wenn ſolche bei dem Concursverfahren angemeldet und als 
richtig feſtgeſtellt find, einſchließlich Zinſen und Koſten, die einzelnen, ihnen ſolidariſch haftenden 
Genoſſenſchafter in Anſpruch zu nehmen. 

Wegen Forderungen, welche im Concurſe der Genoſſenſchaft als richtig feſtgeſtellt und 
auch von dem Vorſtande, beziehungsweiſe den Liquidatoren nicht beſtritten worden ſind, kann 
gegen den Genoſſenſchafter, ohne daß es der Einleitung eines neuerlichen rechtlichen Verfahrens 
bedarf, die Execution erwirkt werden. 


8. 61. 


Nachdem das Coneursverfahren ſoweit gediehen iſt, daß der Schlußvertheilungsentwurf 
feſtſteht, liegt dem Vorſtande ob, eine Berechnung (Beitragsberechnung) anzufertigen, aus 
welcher fich ergibt, wie viel jeder Genoſſenſchafter nach den Beſtimmungen des Genoſſenſchafts⸗ 
vertrages (§. 5, Abſatz 6) zur Befriedigung der Gläubiger wegen der in dem Concurſe er⸗ 
littenen Ausfälle beizutragen hat. 

Wird die Zahlung der Beiträge verweigert oder verzögert, ſo iſt die Beitragsberechnung 
in zweifacher Ausfertigung von dem Vorſtande dem Concursgerichte zur gerichtlichen Beſtä⸗ 
tigung vorzulegen. 


Die Eingabe ift eine Abſchrift des Genoſſenſchaftsvertrages und ein Verzeichniß der 
Ausfälle der Gläubiger, ſowie der nach der Beitragsberechnung zu einem Beitrage verpflichteten 
Genoſſenſchafter beizufügen. 

8. 62. N 

Der Coneurscommiſſär hat allen Genoſſenſchaftern durch beſondere Verſtändigung und 
mittelſt Anſchlages bei Gericht bekannt zu geben, daß ſie von der Beitragsberechnung bei 
ihm oder bei dem Vorſtande Einſicht und Abſchrift nehmen können und daß es ihnen freiſtehe, 
gegen dieſelbe bei der unter Einem anzuordnenden Tagfahrt ihre allfälligen Erinnerungen 
einzubringen. 5 

Von der Tagfahrt iſt auch der Vorſtand unter Zuſtellung einer Ausfertigung der Ver⸗ 
theilungsberechnung in Kenntniß zu ſetzen. 

Die rechtlichen Folgen der Verſtändigung aller Genoſſenſchafter treten ſchon durch den 
Anſchlag bei Gericht ein, wenn etwa die Zuſtellung in Anſehung Einzelner unterblieben iſt. 


8. 63. 


Werden bei der Tagfahrt Erinnerungen gemacht, ſo iſt das betreffende Sach⸗ und Rechts⸗ 
verhältniß inſoweit aufzuklären, als es zur vorläufigen Beurtheilung der Erheblichkeit der Er⸗ 
innerungen erforderlich iſt. 

Ueber die weſentlichen Ergebniſſe der Tagfahrt iſt ein Protokoll aufzunehmen. 

Sollte die Verhandlung an Einem Tage nicht zu Ende geführt werden können, ſo hat 
der Concurscommiſſär die Fortſetzung derſelben für einen der nächſten Tage anzuordnen und 
dieß den anweſenden Betheiligten bei Unterbrechung der Verhandlung bekannt zu geben, ſowie 
daß es geſchehen, in dem Protokolle anzumerken. 

Einer neuen Vorladung der Betheiligten bedarf es nicht. 


8. 64. 


Das Gericht hat die Beitragsberechnung nach Beſchlußfaſſung über die allfälligen Erin⸗ 
nerungen und nach entſprechender Berichtigung zu beſtätigen. 
Gegen die Beſtätigung iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig. 
Die gerichtlich beſtätigte Beitragsberechnung iſt binnen vierzehn Tagen vom Tage des 
Anſchlages des Beſtätigungsbeſchluſſes executionsfähig. 
8. 65. 


Eine Ausfertigung der mit der gerichtlichen Beſtätigung verſehenen Beitragsberechnung 
iſt mittelſt Beſcheides dem Vorſtande mitzutheilen. 

Die zweite ift bei Gericht zur Einſicht der Genoſſenſchafter aufzubehalten. 

Der Beſchluß über die Beſtätigung iſt den Genoſſenſchaftern mittelſt Anſchlages bei Gericht 
bekannt zu geben. 

Der Vorſtand iſt befugt und im Falle der Weigerung oder Zögerung verpflichtet, auf 
Grund der gerichtlich beſtätigten Beitragsberechnung die Beitrüge, welche von den einzelnen 
Genoſſenſchaftern zu zahlen find, mittelſt Execution einzubringen. | 

Die Execution ift bei dem Concursgerichte anzuſuchen und nach den Beſtimmungen 
das ſummariſche Verfahren durchzuführen. 

9. 66. 

Jeder Genoſſenſchafter iſt berechtigt, die gerichtlich beſtätigte Beitragsberechnung, ſoweit 
ſie ihn betrifft, im Wege der Klage anzufechten; dieſe Klage iſt bei dem ordentlichen Gerichts⸗ 
ſtande der Genoſſenſchaft gegen den Vorſtand derſelben zu überreichen, welcher in dieſem Pro⸗ 
ceſſe die übrigen betheiligten Genoſſenſchafter zu vertreten hat. 

Durch die Erhebung der Klage wird die Execution nicht gehemmt. 


8. 67. 

Können die Beiträge von einzelnen Genoſſenſchaftern ganz oder theilmeife nicht einge⸗ 
bracht werden, fo hat der Vorſtand in Anſehung dieſes Ausfalls eine neue Beitragsberechnung 
anzufertigen, in welcher der Ausfall auf die übrigen Genoſſenſchafter vertheilt wird. 

Das weitere Verfahren beſtimmen die 88. 61 bis 66. 


8. 68. 

Der Vorſtand iſt befugt, die von den Genoſſenſchaftern zu entrichtenden Beiträge in 

Empfang zu nehmen und verpflichtet, dieſelben ihrer Beſtimmung zuzuführen. 
8. 69. 

Die Beſtimmungen der vorſtehenden 88. 61 bis 68 kommen auch dann zur Anwendungt 
wenn zwar das Vermögen der Genoſſenſchaft zur Befriedigung der Gläubiger nicht ausreicht, 
aber dennoch der Concurs aus den im 8. 60 der Concursordnung aufgeführten Gründen nich, 
eröffnet wird. 

An Stelle des Concursgerichtes tritt in dieſem Falle jenes Gericht, bei welchem die Ge⸗ 
noſſenſchaft ihren ordentlichen Gerichtsſtand hat. . 


8. 70. | 

Wenn der Vorſtand die ihm nach den 88. 61 bis 69 obliegenden Verpflichtungen nicht 
erfüllt, ſo kann das Gericht auf Antrag eines betheiligten Genoſſenſchafters einen oder meh⸗ 
rere Genoſſenſchafter oder auch andere Perſonen zur Beſorgung der Geſchäfte des Vorſtandes 
beftellen. 


8. 71. 
Die für den Vorſtand gegebenen Beſtimmungen (58. 61 bis 70) gelten auch für die an 
ſeine Stelle tretenden Liquidatoren. 


8. 72. 

Durch das in den 88. 61 bis 71 angeordnete Verfahren werden die Genoſſenſchafts⸗ 
gläubiger nicht gehindert, ihre Rechte aus der ſolidariſchen Haftung der Genoſſenſchafter 
gegen dieſelben ſelbſtändig wegen der an ihren Forderungen erlittenen Ausfälle geltend 
zu machen. 

ö 8. 78. 

Die Klagen gegen einen Genoſſenſchafter aus Anſprüchen gegen die Genoſſenſchaft ver⸗ 
jähren in zwei Jahren nach Auflöſung der Genoſſenſchaft oder nach ſeinem Ausſcheiden aus 
derſelben, ſofern nicht nach Beſchaffenheit der Forderung eine kürzere Verjährungsfriſt geſetzlich 
eintritt. . 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Auflöſung der Genoſſenſchaft in 
das Genoſſenſchaftsregiſter oder das Ausſcheiden des Genoſſenſchafters in das bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu führende Regiſter der Mitglieder (5. 14) eingetragen iſt. Wird die Forderung erſt 
nach dieſem Zeitpuncte fällig, ſo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpuncte der Fälligkeit; 
bei nicht fälligen, jedoch kündbaren Forderungen hingegen ohne Rückſicht auf den Zeitpunct 
der Fälligkeit mit dem Ausgange der für die Forderung beſtehenden Kündigungefriſt. 

Iſt noch ungetheiltes Genoſſenſchaftsvermögen vorhanden, jo kann dem Gläubiger die 
zweijährige Verjährung nicht entgegengeſetzt werden, ſoferne er ſeine Befriedigung nur aus 
dem Genoſſenſchaftsvermögen ſucht. 9.70 


Die Verjährung der Klagen gegen einen Genoſſenſchafter aus Anſprüchen gegen die 
Genoſſenſchaft wird nicht durch Rechtshandlungen gegen einen anderen Genoſſenſchafter, wohl 
aber durch Rechtshandlungen gegen die fortbeſtehende Genoſſenſchaft und im Falle der Auf⸗ 
löſung oder des Coneurſes durch Rechtshandlungen gegen die Liquidatoren, beziehungsweise 
gegen die Concursmaſſe unterbrochen. 


8. 75. 

Die Verjährung läuft in gleicher Weiſe auch gegen minderjährige und pflegebefohlene 
Perſonen, ſowie gegen Körperſchaften mit Vorbehalt des Regreſſes gegen die Vormünd er und 
Verwalter. ; 


III. Hauptſtück. 
Peſondere Beſtimmungen für genoffenfchaften mit ßeſchränſter Haftung, 


8. 76. 

Jedes Mitglied einer mit beſchränkter Haftung errichteten Genoſſenſchaft haftet im Falle 
des Concurſes oder der Liquidation für deren Verbindlichkeiten, in foferne der Geſellſchafts⸗ 
vertrag nicht einen höheren Haftungsbetrag feſtſetzt, nicht nur mit feinen Geſchäftsantheilen, 
ſondern auch noch mit einem weiteren Betrage in der Höhe derſelben. 


8. 77. 
Der Austritt eines Genoſſenſchaſters darf nicht vor Ablauf des Geſchäftsjahres und nur 
nach vorausgegangener, mindeſtens vierwöchentlicher Kündigung geſchehen. 

Ebenſo wird die Kündigung eines oder mehrerer Geſchäftsantheile, ohne gleichzeitigen 
Austritt eines Genoſſenſchafters, welcher mit anderen Geſchäftsuntheilen in der Genoſſenſchaft 
verbleibt, nicht vor Ablauf des Geſchäftsjahres wirkſam und muß mindeſtens vier Wochen 
vorher erfolgen. N 

Jede Kündigung iſt ſogleich in das nach 8. 14 zu führende Regiſter der Mitglieder 
einzutragen. 

8. 78. 

Die Haftung eines ausgeſchiedenen Genoſſenſchafters ober feiner Erben dauert noch durch 
Ein Jahr nach Ablauf des Geſchäfts jahres, in welchem das Ausſcheiden des Genoſſenſchafters 
erfolgt iſt, inſoferne nicht durch den Genoſſenſchaftsvertrag eine längere Dauer der Haftung 
feſtgeſetzt iſt, und erſtreckt ſich auf alle Verbindlichkeiten, welche von der Genoſſenſchaft bis 
zur Ausſcheidung des Genoſſenſchafters eingegangen waren. N 


8. 79. 

Der Geſchäftsantheil des ausgeſchiedenen Genoſſenſchafters und das ſonſt demſelben auf 
Grund des Genoſſenſchaftsverhältniſſes gebührende Guthaben darf erſt nach dem Erlöſchen der 
im $. 78 erwähnten Haftung ausbezahlt werden. 

An den Reſervefond und an das ſonſt vorhandene Vermögen der Genoſſenſchaft hat der 
ausgeſchiedene Genoſſenſchafter keinen Anſpruch, wenn nicht in dem Genoſſenſchaftsvertrage 
etwas anderes beſtimmt iſt. 

80. 

Die Beſtimmungen der 88. 78 und 79 haben auch in Beziehung auf die Fortdauer der 
Haftung des Genoſſenſchafters aus gekündigten Geſchäftsantheilen ($. 77, Abſatz 2) und in 
Beziehung auf deren Rückzahlung zur Anwendung zu kommen. 


N 8. 81. 

Im Falle der Auflöſung der Genoſſenſchaft darf die Zurückzahlung der eingezahlten Ge⸗ 
ſchäftsantheile, ſowie die Vertheilung des Ueberſchuſſes an die Genoſſenſchafter (§. 48, 3. 2 
und 3) nicht eher ſtattfinden, als nach Ablauf eines Jahres, von dem Tage an gerechnet, an 
welchem die Bekanntmachung in den hiezu beſtimmten öffentlichen Blättern (8. 40) zum dritten 
Male erfolgt iſt. 

Dieſe Beſtimmung hat auch für jene Geſchäftsantheile zu gelten, welche zur Zeit des 
Auflöſungsbeſchluſſes bereits gekündigt waren. 


9 8. 82. 

Mitglieder des Vorſtandes und Liquidatoren, welche den Vorſchriften der 88.7981 
entgegenhandeln, ſind perſönlich und ſolidariſch zur Erſtattung der geleiſteten Zahlungen 
verpflichtet. 

8. 83. 


Die Geſchäftsantheile und ſonſtigen auf Grund des Genoſſenſchaftsverhältniſſes zugeſchrie⸗ 
benen Guthaben der Genoſſenſchafter können mit Bewilligung des Vorſtandes an Andere über⸗ 
tragen werden, wenn nicht der Genoſſenſchaftsvertrag etwas Anderes beſtimmt. 

Auch in dieſem Falle bleibt jedoch der übertragende Genoſſenſchaſter ſubſidiariſch nach den 
Beſtimmungen der 88. 78 und 80 in Haftung. 

8. 84. 

Ergibt ſich aus der Bilanz, daß die Hälfte des auf die Geſchäftsantheile eingezahlten 
Betrages verloren gegangen iſt, ſo hat der Vorſtand unverzüglich eine Generalverſammlung 
zu berufen und ihr von der Lage der Genoſſenſchaft die Anzeige zu machen. 

Sobald das Vermögen der Genoſſenſchaft nicht mehr die Schulden deckt, muß der Vor⸗ 
ſtand bei eigener Verantwortlichkeit die Eröffnung des Concurſes über das Vermögen der Ge⸗ 
noſſenſchaft bei Gericht beantragen. 


85. 

In dem Concurſe über das an einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung ift 
der Maſſeverwalter berechtigt, eine Berechnung jener Beiträge, welche die einzelnen Genoſſen⸗ 
ſchafter an die Genoſſenſchaft ſchulden, und für welche fie nach $. 76 haften (Beitragsberech⸗ 
nung), anzufertigen und dieſelbe, wenn die Genoſſenſchafter die Zahlung der rückſtändigen Bei⸗ 
träge verweigern oder verzögern, dem Concursgerichte zur gerichtlichen Beſtätigung vorzulegen. 
Der Eingabe iſt eine doppelte Ausfertigung der Beitragsberechnung, ſowie eine Abſchrift des 
Genoſſenſchaftsvertrages und ein Verzeichniß der zu einem Beitrage verpflichteten Genoſſen⸗ 
ſchafter beizufügen. 

In Anſehung dieſer Beitragsberechnung haben die 55. 62— 65 mit der Maßgabe zur 
Anwendung zu kommen, daß an die Stelle des Vorſtandes der Maſſeverwalter zu treten hat. 


8. 86. 
Jeder Genoſſenſchafter iſt berechtigt, die gerichtlich beſtätigte Beitragsberechnung. ſo⸗ 
weit fie ihn betrifft, im Wege der Klage anzufechten. Dieſe Klage iſt gegen die Concursmaſſe 
zu richten. Durch die Erhebung der Klage wird die Execution nicht gehemmt. 


IV. Hauptſtück. 


Straſbeſtimmungen. 


8. 87. 

Die Unterlaſſung der den Genoſſenſchaften obliegenden Anmeldungen zum Genoſſeuſchafts⸗ 
regiſter iſt an den hiezu Verpflichteten nach den im Handelsgeſetzbuche für die Unterlaſſung der 
Anmeldungen zum Handelsregiſter enthaltenen Beſtimmungen mit Ordnungsſtrafen zu ahnden. 
Die Nichtbefolgung der in den 88. 14, 22 (3. Abſatz), 34 (2. Abſatz), 35 (1. Abſaß), 49, 
61—69, 71 und 77 (3. Abfah) dieſes Geſetzes enthaltenen Vorſchriften, ſowie Unrichtig⸗ 
keiten in den durch dieſes Geſetz angeordneten Nachweiſungen und Mittheilungen ſind von dem 
Handelsgerichte an den Mitgliedern des Vorſtandes und Aufſichtsrathes, beziehungsweiſe den 
Liquidatoren mit Ordnungsſtrafen bis zu 100 fl. ö. W. zu ahnden. Auch dieſe Ordnungs⸗ 
ſirafen, gleichwie die im 8. 29 und im 8. 35 (2. Abſatz) erwähnten Geldſtrafen fließen in den 
Armenfond des Ortes, an welchem die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat und können nicht in Arreſt⸗ 
ſtrafen umgeändert werden. i d 


§. 88. 

Wenn eine Genoſſenſchaft ihre Thätigkeit oder ihre ee auf andere als die 
im F. 1 dieſes Geſetzes bezeichneten Gegenſtände ausdehnt, find die betheiligten Genoſſenſchafter, 
inſoferne ſie nach dem allgemeinen Strafgeſetze nicht einer ſtrengeren Behandlung unterliegen, 
eines Vergehens ſchuldig und mit Geld bis zu 300 fl. zu beſtrafen. 

8. 89. 

Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes, ferner Liquidatoren und ſonſtige 
Beauftragte der Genoſſenſchaft, welche in den Generalverſammlungs⸗Protokollen, in den 
Rechnungsabſchlüſſen, Bilanzen und Geſchäftsberichten, in dem Regiſter der Mitglieder 
(8. 14), ſowie in den durch §. 25 angeordneten Mittheilungen wiſſentlich falſche Angaben 
machen oder beſtätigen, ſind, inſoferne ſie nach den allgemeinen Strafgeſetzen nicht einer ſtren⸗ 
geren Behandlung unterliegen, eines Vergehens ſchuldig und mit Arreſt bis zu drei Monaten 
zu beſtrafen. 


V. Hauptſtück. 
Schlußbeſtimmungen. 
8. 90. 

Auf die in Gemäßheit dieſes Geſetzes errichteten Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften findet das Vereinsgeſetz vom 26. November 1852 (R. G. Bl. Nr. 253) keine An⸗ 
wendung. 

§. 91. 

Auch die vor Beginn der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes errichteten Vereine, welche die im 
§. 1 bezeichneten Zwecke verfolgen, ſind, wenn ihre Statuten dem gegenwärtigen Geſetze ent⸗ 
ſprechen, oder mit demſelben auf ſtatutenmäßigem Wege in Uebereinſtimmung geſetzt worden 
find, auf ihr Anſuchen in das Genoſſenſchaftsregiſter en und ſohin als Genoſſenſchaften 
nach dieſem Geſetze zu behandeln. 

Aenderungen der Statuten von ſolchen Vereinen ſind nur zu dem Zwecke zuläſſig, um 
dieſelben mit dem gegenwärtigen Geſetze in Uebereinſtimmung zu ſetzen, und bedürfen keiner 
ſtaatlichen Genehmigung. 

$. 92. 

Wenn eine Genoſſenſchaft Unternehmungen betreiben will, zu welchen eine ſtaatliche Be⸗ 
willigung (Coneeſſion) geſetzlich erforderlich iſt, bleibt fie zur Erwirkung dieſer Bewilligung 
nach den beſtehenden Vorſchriften verpflichtet. 

8. 93. 

Die ſtaatliche Bewilligung tft insbeſondere zur Angabe von Pfandbriefen, von Schuld⸗ 
verſchreibungen, die auf Inhaber lauten, und von verzinslichen Caſſeanweiſungen, ſowie zum 
Betriebe von Verſficherungsgeſchäften erforderlich. 

Die Bewilligung zu dieſen Unternehmungen wird vom Miniſterium des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit den anderen betheiligten Miniſterien ertheilt. 

8. 94. 

Früher errichtete Vereine, welche eine Conceſſion zu den im §. 93 bezeichneten Ge⸗ 
ſchäften beſitzen, haben im Falle der Aenderung ihrer gegenwärtigen Statuten (8. 91, Abſatz 2) 
die Ausſtellung einer abgeſonderten Urkunde über die Bedingungen für den Betrieb der 
eonceffionirten Unternehmung (Conceſſionsurkunde) bei ſonſtigem Erlöſchen der Sonceffion zu 
erwirken. 


8. 95. 

In Anſehung des Betriebes von conceffionspflichtigenlinternehmungen unterſtehen die 
Genoſſenſchaften der Staatsaufſicht nach den Beſtimmungen, welche für die der ſtaatlichen 
Genehmigung unterliegenden Vereine gelten. 

Der Handelsminiſter, der Minifter des Innern und der Juſtizminiſter find mit dem Voll⸗ 
zuge dieſes Geſetzes beauftragt. 

Wien, am 9. April 1873. 


Fram 3ofeph m. p. 
Auersperg m. p. Laſſer m. p. Bauhaus m. p. Glaſer m. p. 


71. 
Verordnung der Miniſterien der Juſtiz, des Innern und des Handels 
im Einvernehmen mit dem Sinanzminifterium vom 14. Mai 1873, 


womit in Vollziehung des Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) über 
Erwerbs- und Wirthſchaſtsgenoſſenſchaften die erforderlichen Beſtimmungen in Betreff 
der Anlegung und Führung des Genoſſenſchafts⸗Regiſters erlaſſen werden. 


Zur Vollziehung des Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) über Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften wird über die Anlegung und Führung des Genoſſenſchafts⸗ 
Regiſters und über die Behandlung der ſich darauf beziehenden Geſchäfte die nachſtehende 
Vorſchrift erlaſſen: 


8. 1. 

Bei jedem Handelsgerichte und bei jedem anderen zur Ausübung der Handelsgerichtsbar⸗ 
keit beſtimmten Gerichtshofe, in deſſen Sprengel Erwerbs⸗ oder Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
ihren Sitz haben, iſt für den Umfang dieſes Sprengels ein Genoſſenſchafts⸗Regiſter zu führen, 
in welches die in dem Geſetze über Erwerbs⸗ oder Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vorgeſchriebenen 
Eintragungen aufzunehmen ſind. 


8. 2. 

Alle in dem erwähnten Geſetze vorgeſchriebenen Anmeldungen zur Eintragung in das 
Genoſſenſchafts⸗Regiſter müſſen bei dem Handelsgerichte entweder perſönlich zu Protokoll 
gegeben oder in gerichtlich oder notariell beglaubigter Form eingereicht werden. 

Bevollmächtigte haben ſich durch eine in gleicher Art beglaubigte Vollmacht auszuweiſen 


ö 8.8, . 

Die Handelsgerichte haben die Beobachtung der Anmeldungsvorſchriften von Amtswegen 
zu überwachen. 

Solchen Anmeldungen, welche den geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere den Beſtim⸗ 
mungen des 5. 4 des Geſetzes über Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften nicht ent⸗ 
ſprechen, iſt die Eintragung zu verſagen. 

Alle Gerichte, namentlich die Abhandlungs⸗ und Concursbehörden, dann die Gewerbe⸗ 
behörden, die Handels⸗ und Gewerbekammern und die Notare, haben, wenn ſie in der Aus⸗ 
übung ihres Amtes von Übertretungen der Anmeldungsvorſchriften Kenntniß erlangen, hievon 
ohne Verzug dem Handelsgerichte die Anzeige zu machen. 

S. 4. 

Die zufolge des 8. 87 des Geſetzes über Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 

wegen Unterlaſſung der Anmeldungen zu verhängenden Ordnungsſtrafen beſtehen in Geld⸗ 


ſtrafen von 10—300 fl., welche in Arreſtſtrafen nicht umgewandelt werden können und in 
den Armenfond des Ortes fließen, an welchem das Handelsgericht ſeinen Sitz hat. 

Der Verfällung in die Geldſtrafe hat eine Aufforderung vorherzugehen, den Anmeldungs⸗ 
vorſchriften binnen einer beſtimmten Friſt Folge zu leiſten. 

Dieſe Ordnungsſtrafen ſind ohne Rückſicht auf ihr etwaiges Zuſammentreffen mit den 
von der Gewerbebehörde wegen Uebertretung der Gewerbevorſchriften verhängten Strafen zu 
vollziehen. 

8. 5. 


Die Auflöſung einer Genoſſenſchaft durch Eröffnung des Concurſes oder durch Ver⸗ 
fügung der Verwaltungsbehörde iſt von Amtswegen in das Genoſſenſchafts⸗Regiſter einzu⸗ 
tragen. Zu dieſem Ende haben die Gerichte, bei welchen der Concurs über das Vermögen 
einer Genoſſenſchaft eröffnet wird, hievon dem Handelsgerichte, welches das Regiſter führt, 
unverzüglich die Mittheilung zu machen. 

Einer öffentlichen Bekanntmachung dieſer Eintragung bedarf es im Falle der Auf⸗ 
löſung durch Concurderöffnung nicht. 

8. 6. 

Die Eintragung bei dem Handelsgerichte einer Zweigniederlaſſung findet nicht ſtatt, 
wenn nicht nachgewieſen iſt, daß die Eintragung bei dem Handelsgerichte der Hauptnieder⸗ 
laſſung erfolgt iſt. 

Wenn eine Genoſſenſchaft eine Zweigniederlaſſung an einem Orte oder in einer Gemeinde 
errichtet, wo bereits eine gleichlautende Genoſſenſchaftsfirma beſteht, ſo muß der Firma der 
Zweigniederlaſſung ein Zuſatz beigefügt werden, durch welchen ſich dieſelbe von jeder an 
dieſem Orte oder in dieſer Gemeinde bereits vorhandenen Genoſſenſchaftsfirma unterſcheidet. 


F. 7. 
Für die Recurſe gegen Verfügungen der Handelsgerichte in Betreff der Eintragungen 
in das Genoſſenſchafts⸗Regiſter und in Betreff der Führung dieſes Regiſters gelten in allen 
Inſtanzen die Beſtimmungen des Geſetzes über das gerichtliche Verfahren außer Streitſachen. 


§. 8. 

Das Genoſſenſchafts⸗Regiſter wird nach dem Formulare A angelegt. 8 

Jedes Blatt, zu welchem je zwei einander gegenüberliegende Seiten gehören, wird in 
acht ſenkrechte Spalten getheilt. 

Die erſte Spalte enthält die von Anfang bis zu Ende des Bandes fortlaufende Ein⸗ 
lagsnummer der Genoſſenſchaftsfirma und bei jeder Eintragung die Subnummer, unter 
welcher dieſelbe in der Einlage erſcheint; 

die zweite den Tag, an welchem die Eintragung erfolgt iſt; 

die dritte den Wortlaut der Genoſſenſchaftsfirma; 

die vierte den Ort, an welchem die Hauptniederlaſſung und die allfälligen Zweig⸗ 
niederlaſſungen der Genoſſenſchaft ſich befinden; 

die fünfte den Namen der Liguibatoren, wenn die Genoſſenſchaft fi in Liquidation 
befindet, ſowie bei Genoſſenſchaften, deren Unternehmen ganz oder theilweiſe Handelsgeſchäfte 
zum Gegenſtande hat, den Namen der etwa beſtellten Procuriſten, und wenn es ſich um eine 
Collectivprocura handelt, die Bezeichnung dieſes Verhältniſſes; 

die ſechſte alle ſonſtigen Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft, deren Eintragung in 
das Genoſſenſchafts⸗Regiſter vorgeſchrieben iſt, nach Anweiſung des §. 9 dieſer Verordnung; 

die ſiebente die Berufung auf die Regiſteracten; 

die achte alle anderen auf die Genoſſenſchaft ſich beziehenden Eintragungen, welche 
zur Aufnahme in die übrigen Spalten nicht geeignet ſind, namentlich auch die Verlegung des 


Sitzes in einen anderen handelsgerichtlichen Sprengel, die Eröffnung des Concurſes und die 
ſonſtige Art der Auflöſung der Genoſſenſchaft. 


5. 9. 

Es genügt, wenn von dem Genoſſenſchaftsvertrage und von den denſelben abändernden 
Beſchlüſſen in die ſechſte Spalte, unbeſchadet der in andere Spalten gehörigen Angaben, 
blos ein Auszug mit der Anmerkung aufgenommen wird, in welchem Bande des Beilagen⸗ 
buches (§. 10) und unter welcher Zahl dieſe Urkunden ihrem vollen Inhalte nach zu 
finden ſind. 

Dieſer Auszug hat zu enthalten: 

1. Das Datum des Genoſſenſchaftsvertrages und der abändernden Beſchlüſſe; 

2. den Gegenſtand des Unternehmens; 

1 5 die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle dieſelbe auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt 
ein ſoll; 

4. den Namen, Vornamen, Stand, Wohnort der Mitglieder des Vorſtandes und die 
von der geſetzlichen Regel etwa abweichende Form, in welcher der Vorſtand ſeine Willens⸗ 
erklärung kundgibt und für die Genoſſenſchaft zeichnet; 

5. den Betrag eines Geſchäftsantheiles und die Art der Bildung desſelben, ſowie bei 
Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftung, wenn dieſe über das im Geſetze beſtimmte Maß 
ausgedehnt wird, die Angabe des Betrages, bis zu welchem ſich dieſe Haftung zu er⸗ 
ſtrecken hat; N 

6. die Art und Weiſe, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
machungen erfolgen. 

8. 10. 

Der Genoſſenſchaftsvertrag und die denſelben abändernden Beſchlüſſe ſind, falls ſie nicht 
vollinhaltlich in die ſechste Spalte des Regiſters eingetragen wurden, in einer vollſtändigen 
Abſchrift oder in einem vollſtändigen Abdrucke, in einem Beilagenbuche zu ſammeln. 

Die Abſchrift oder der Abdruck, deren Uebereinſtimmung mit der Urſchrift gerichtlich oder 
notariell beglaubigt ſein muß, iſt von der Partei beizubringen. 

Der Inhalt des Beilagenbuches bildet einen ergänzenden Beſtandtheil des Genoſſenſchafts⸗ 
regiſters. 

8. 11. 

Für eine Zweigniederlaſſung iſt eiue ſelbſtändige Einlage in dem Genoſſenſchaftsregiſter 
nur dann zu eröffnen, wenn die Hauptniederlaſſung in einem anderen handelsgerichtliche 
Sprengel ſich befindet. N 

In dieſem Falle iſt in der vierten Spalte des Regiſters, in welchem die Zweigniederlaſſung 
eine ſelbſtändige Einlage hat, erſichtlich zu machen, daß es ſich nur um eine Zweignieder⸗ 
laſſung handelt und es iſt in der letzten Spalte auf die Einlage des Regiſters der Haupt⸗ 
niederlaſſung hinzuweiſen. 

In allen anderen Fällen genügt es, wenn bei der Einlage der Hauptniederlaſſung die Er⸗ 
richtung der Zweigniederlaſſung in die vierte Spalte und die den Zuſatz enthaltende Firma 
der Zweigniederlaſſung in die dritte Spalte eingetragen wird. 

§. 12. 

Bei der Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und bei der Sammlung und Behandlung 
des Beilagenbuches haben die Gerichte unter finngemäßer Anwendung der Beſtimmungen der 
88. 4, 5, 6, 10 und 12 bis 16 der Verordnung vom 9. Mürz 1863 (R. G. Bl. Nr. 27) 
mit der Maßgabe vorzugehen, daß jeder Band des Regiſters mit der Aufſchrift: „Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter“ zu verſehen iſt. 5 


8. 13. 

Das Genoſſenſchaftsregiſter, das Beilagenbuch und das Nachſchlageregiſter werden unter 
Aufſicht der zur Führung dieſer Bücher beſtimmten Beamten in einer Amtslocalität verwahrt, 
und es iſt während der gewöhnlichen Dienſtſtunden Jedermann auf Verlangen die Einſicht in 
dieſelben zu geſtatten. 

8. 14. 


Amtliche Abſchriften und Zeugniſſe aus dem Genoſſenſchaftsregiſter find auf mündliche 
Anmeldungen bei dem Regiſterführer und unter Beobachtung der Vorſchriften wegen Bei⸗ 
bringung des Stämpels und Papiers Jedermann zu ertheilen. 

Amtliche beglaubigte Abſchriften können ertheilt werden entweder von dem vollſtändigen 
Inhalte einer Einlage oder von einzelnen, in derſelben enthaltenen Eintragungen, ſoferne dieſe 
noch unverändert beſtehen, oder endlich vollinhaltlich oder auszugsweiſe von den in dem Bei⸗ 
lagenbuche aufbewahrten Urkunden. 

Mittelſt amtlicher Zeugniſſe kann beſtätigt werden, daß eine beſtimmte Genoſſenſchaft 
oder in Anſehung derſelben eine beſtimmte Eintragung in dem Genoſſenſchaftsregiſter nicht 
vorkomme. 

Beglaubigte Abſchriften und Zeugniſſe ſind von dem Referenten und von dem Regiſter⸗ 
führer zu unterſchreiben und mit dem Amtsſiegel zu verſehen. 


8. 15. 

Von den bei den Regiſteracten aufbewahrten Eingaben, Urkunden und Protokollen, auf 
welchen eine Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter beruht, iſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden Jedermann auf Verlangen die Einſichtnahme und unter Beobachtung der Vor⸗ 
ſchriften wegen Beibringung des Stämpels und Papiers, die Erhebung von Abſchriften zu 
geſtatten. 

Von den übrigen Regiſteracten ſteht den Betheiligten, die ſich als ſolche bei dem Reſe⸗ 
renten ausweiſen, frei, unter denſelben Vorausſetzungen Einficht und Abſchriften zu nehmen, 
unter welchen dieß in Anſehung anderer Regiſtratursacten zuläffig iſt. 


8. 16. 

Für die Bekanntmachung der Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter, ſoferne eine 
ſolche überhaupt erforderlich iſt ($. 5 dieſer Verordnung), genügt in allen Fällen, in welchen 
das Geſetz über Erwerbs⸗ und Wirthſ chaftsgenoſſenſchaften nicht ausdrücklich ein Anderes 
beſtimmt, die einmalige Einſchaltung in dasjenige öffentliche Blatt, welches von dem Chef der 
politiſchen Landesſtelle nach Rückſprache mit dem Handelsgerichte für die Aufnahme ſolcher 
Bekanntmachungen beſtimmt wird. 

Dieſe Beſtimmung iſt das erſte Mal für die Zeit vom Eintritte der Wirkſamkeit des 
Geſetzes über Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften bis zum Schluſſe des Jahres 1874, 
ſohin mit Ablauf jedes Solarjahres, für das nächſtfolgende Jahr zu treffen. 

§. 17. 

Die 88. 10 bis 18 des Einführungsgeſetzes zum Handelageſetzhuche haben auf Erwerbs⸗ 

und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften keine Anwendung. 


8. 18. i 
Bei der inneren Behandlung der das Genoſſenſchaftsregiſter betreffenden Geſchäfte ſind 
diejenigen Beſtimmungen finngemäß anzuwenden, welche in den 38. 18 bis einſchließlich 24, 
dann im 8. 26 der Verordnung vom 9. März 1863 (R. G. Bl. Nr. 27) hinſichtlich der 
das Handelsregiſter betreffenden Geſchäfte enthalten ſind. 


Laſſer m. p. Glaſer m. p. Banhans m. p. 


87. 
Geſetz vom 21. Mai 1873, 


in Betreff der den Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften zukommenden Begün⸗ 
ſtigungen in Anſehung der Stämpel⸗ und der unmittelbaren Gebühren. 


tit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


9 
Jenen Vereinen, welche als Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften im Sinne des 
Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) anzuſehen ſind, kommen bezüglich der 
Stampel⸗ und unmittelbaren Gebühren die nachfolgenden Begünſtigungen zu. 


5. 2. 

Die ausſchließlich über die Rechtsbeziehungen der Genoſſenſchaft zu ihren Mitgliedern 
(Genoſſenſchaftern) gefuͤhrten Bücher und Geſchäftsaufſchreibungen der Erwerbs- und Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften find von der in der Tarifpoſt 59 des Geſetzes vom 13. December 1862 
(R. G. Bl. Nr. 89) und in dem H. 11 des Geſetzes vom 29. Februar 1864 (R. G. Bl. 
Nr. 20) feſtgeſetzten Gebühr befreit. Dagegen finden dieſe geſetzlichen Beſtimmungen auf 
jene Bücher und Geſchäftsaufſchreibungen, in welchen Rechtsbeziehungen der Genoſſenſchaft zu 
anderen e eingetragen werden, Anwendung. 


9. 3. 

Die Gebühr fuͤr den Genoſſenſchaftsvertrag der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
iſt innerhalb der erſten vierzehn Tage der Monate Jänner und Juli jeden Jahres von dem Ge— 
ſammtbetrage der nach Wirkſamkeit dieſes Geſetzes im abgelaufenen halben Jahre von den Ge— 
noſſenſchaftern geleifteten ſtatutenmäßigen Einlagen, ohne Anwendung des 5. 16 des Geſetzes 
vom 9. Februar 1850 (R. G. Bl. Nr. 50) unmittelbar abzuführen. 

Neben dieſer Gebühr ift eine beſondere Gebühr für die Empfangsbeſtätigung der Ge— 
noſſenſchaft über dieſe Einlagen nicht zu entrichten. 5 

Innerhalb derſelben Termine haben die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften auch 
die Gebühr für die nach Wirkſamkeit dieſes Geſetzes in jedem halben Jahre ihren Mitgliedern 
ausgezahlten Gewinnantheile, nach der Geſammtſumme der Letzteren bemeſſen, unmittelbar 
abzuführen. 

Bei Capitalsrückzahlungen auf Einlagen der Genoſſenſchafter hat die unmittelbare Ent⸗ 
richtung der Gebühr durch die Genoſſenſchaft mit Zugrundelegung der Geſammtſumme der im 
vorausgegangenen Halben Jahre ſtattgefundenen Rückzahlungen innerhalb der erſten vierzehn 
Tage der Monate Jänner und Juli jeden Jahres zu erfolgen. 

Die für den Genoſſenſchaftsvertrag im Sinne der Anmerkung 4 zur Tarifpoſt 35 des 
Geſetzes vom 13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89), eventuell zu entrichtende Immobiliar⸗ 
gebühr bleibt auch bezüglich der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften aufrecht erhalten. 

F. 4. 

Die im $. 3. dieſes Geſetzes bezeichneten Scalagebühren find nach der Stämpelfcala I 
zu bemeſſen. 

a die vom Genoſſenſchaftsvertrage entfallende Gebühr findet der in der Tarifpoſt 55 
B c) des Geſetzes vom 13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89) vorgeſehene Minimalſatz 
keine Anwendung. 


Der 8. 12 des Geſetzes vom 13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89) ift auch auf die 
Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften anzuwenden. Ebenſo finden die Beſtimmungen des 
g. 7 des Geſetzes vom 29. Februar 1864 (R. R. Bl. Nr. 20) auf die von ſtatutenmäßig 
zur Uebernahme von Geldern in laufende Rechnung berechtigten Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften in Ausübung dieſes Rechtes ausgeſtellten Rechtsurkunden (Caſſeſcheine u. dgl.) 
Anwendung, ohne Unterſchied, ob die Gelder von Genoſſenſchaftern oder von anderen Per⸗ 
ſonen eingelegt werden. 

§. 6. 


Die Eingaben, womit die für Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vorgeſchriebeuen 
Eintragungen in das Genoſſenſſchaftsregiſter angeſucht werden, unterliegen nicht der Gebühr 
nach Tarifpoſt 43! des Geſetz es vom 13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89), ſondern 
ſind, je nach dem Unterſchiede, ob über die Eingabe eine öffentliche Kundmachung eintreten 
ſoll oder nicht, nach der Tarifpoſt 43 d) oder 43 a) 1 des obigen Geſetzes zu behandeln. 


5. 7. 

Jene Eingaben, mittelſt welcher die Genoſſenſchaftsverträge und deren Aenderungen, 
dann die Rechnungsabſchlüſſe und Bilanzen der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in 
Gemäßheit des §. 35 des Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) den po⸗ 
litiſchen Behörden vorgelegt werden, ſowie die Beilagen dieſer Eingaben unterliegen keiner 
Gebühr. 

§. 8. 

Den Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, welche Creditgeſchäfte betreiben, wird 
bezüglich jener Urkunden, welche von den Genoſſenſchaften an die Parteien oder von dieſen an 
die Genoſſenſchaften außer den eigentlichen Beweisurkunden über die eingegangenen Rechts— 
geſchäfte blos zum Zwecke der eingeführten Manipulation ausgeſtellt werden, die Gebühren— 
freiheit eingeräumt. f 

Zu dieſem Zwecke müſſen die Formularien dieſer Urkunden vor ihrer Einführung, ſowie 
vor jeder Aenderung, der Finanzverwaltung zur Prüfung und Anerkennung dieſer Eigenſchaft 
vorgelegt werden. 


§. 9. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, den Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften aus 
rückſichtswürdigen Gründen eine theilweiſe Nachſicht der nach den früheren Vorſchriften zu ent— 
richtenden, noch ausſtändigen Gebühren innerhalb der Gränze der nach dem gegenwärtigen Ge— 
ſetze für die erwähnten Genoſſenſchaften eintretenden Gebührenpflicht zu bewilligen. 

§. 10. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes, welches gleichzeitig mit dem Geſetze vom 9. April 
1873 über Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in Wirkſamkeit zu treten hat, iſt der 
Finanzminiſter beauftragt. 


Wien, am 21. Mai 1873. 


Fran 3ofepl) m. p. 
Auersperg m. p. Pretis m. p. 


Jahrgang 1874. 


RKeichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrathe vertretenen Rönigreiche und Länder. 


VI. Slück. — Ausgegeben und verſendet am 22. März 187. 


18. 
Geſetz vom 18. März 1874, 
betreffend die Steuerfreifahre für Nen⸗, Um⸗ und Zubauten. 
Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, wie folgt: 


8. 1. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Februar 1835 (Hofkanzleidecret vom 
24. Februar 1835, Z. 562) für die Provinzialhauptſtädte gewährte und mit dem Geſetze 
vom 3. März 1868 auf alle der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer unterliegenden Orte, 
beziehungsweiſe ſteuerpflichtigen Gebäude ausgedehnte Befreiung von der Gebäudeſteuer 
ſammt Staatszuſchlägen in der Dauer von zehn Jahren für Neubauten und von acht 
Jahren für Um⸗ und Zubauten, wird unter den im 8. 2 enthaltenen Bedingungen in der 
Art erweitert, daß für die in dieſer Allerhöchſten Entſchließung aufgeführten Fälle sub A, 
B, C Neubauten, Umbauten, Zubauten) eine Befreiung von fünfundzwanzig Jahren 

stattfindet. a 
8. 2. 

Dieſe Befreiung hat nur Geltung für Neubauten, für Um⸗ und Zubauten, wenn die⸗ 
ſelben in den Jahren 1874, 1875 und 1876 begonnen und bis Ende des Jahres 1876 
planmäßig vollendet und benützbar gemacht werden. 

Bei Neubauten, Um⸗ und Zubauten, wenn ſolche vor dem Jahre 1874 begonnen 
wurden und bis Ende 1875 planmäßig vollendet und benützbar gemacht werden, gilt eine 
Steuerfreiheit von 15 Jahren für Neubauten und von 12 Jahren für Um: und Zubauten. 


8. 8. 
Die durch Bauführungen oder für beſtimmte Objecte bereits erworbenen, ſowie in den 
Allerhöchſten Entſthließungen vom 9. December 1782 und vom 16. Februar 1836 für 
die Feſtungen Thereſienſtadt und Joſephſtadt, vom 18. Jänner 1840 für Dalmatien in 


den sub dh, e), 1) daſelbſt aufgeführten Fällen, endlich in den Allerhöchſten Entſchließungen 
vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vorſtädten gewährten Steuer⸗ 
befreiungen, werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. N 

Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe der Jahre 1874, 1875 und 1876 zur Voll⸗ 
endung gelangende Bauten auf Grund dieſes Geſetzes eine längere als die in den bezogenen 
Specialgeſetzen normirte Steuerbefreiung angeſprochen werden könnte, ſind dieſe Banten in 
Bezug auf das Ausmaß der Steuerfreijahre nach dieſem Geſetze zu behandeln. 


| F. 4. 
Der Finanzminister iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 
Budapeſt, am 18. März 1874. 


Franz Jaſeph m. p. 
Auersperg m. p. Pretis m. p. 


31. 
Geſetz vom 15. März 1876, 
betreffend die Steuerfreiheit für Neubauten, für Um⸗ und Zubauten. 
Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Februar 1885 (Hofkanzlei⸗Decret vom 
24. Februar 1835, Zahl 562) für Provinzial⸗Hauptſtädte gewährte und mit dem Geſetze 
vom 3. März 1868 (R. G. Bl. Nr. 16) auf alle der Hauszins⸗ und Hausclaſſen⸗Steuer 
unterliegenden Orte, beziehungsweiſe ſteuerpflichtigen Gebäude ausgedehnte Befreiung von 
der Gebäude⸗Steuer ſammt Staatszuſchlägen in der Dauer von 10 Jahren für Neubauten 
und von 8 Jahren für Zu⸗ und Umbauten wird in der Art erweitert, daß für die in dieſer 
Allerhöchſten Entſchließung sub A, B, C aufgeführten Neubauten, Umbauten und Zu⸗ 
bauten, welche in den Jahren 1877 und 1878 planmäßig vollendet und benützbar gemacht 
werden, eine Befreiung von 20 Jahren, für jene, die in den Jahren 1879 und 1880 
planmäßig vollendet und benützbar gemacht werden, eine Befreiung von 15 Jahren 
ſtattfindet. 


§. 2. 


Die im 8. 1 feſtgeſtellte Befreiung hat nur für jene Neubauten, Um» und Zubauten 
Geltung, deren Bau nach Eintritt des Jahres 1874 begonnen wurde. 

Bei Neubauten, Um⸗ und Zubauten, wenn ſolche vor dem Jahre 1874 begonnen und 
in den Jahren 1876 bis eiuſchließlich 1880 planmäßig vollendet und benützbar gemacht 
werden, gilt eine Steuerfreiheit von 15 Jahren für Neubauten und 12 Jahren für Um⸗ 
und Zubauten. 


8. 8. 

Die durch Bauführungen oder für beſtimmte Objecte bereits erworbenen, ſowie in 
den Allerhöchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und vom 16. Februar 1836 
für die Feſtungen Thereſienſtadt und Joſefſtadt, vom 18. Jänner 1840 für Dalmatien in 
den sub d, e, f bafelbft aufgeführten Fällen, in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 
16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vorſtädten gewährten Steuer⸗ 
befreiungen werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe der Jahre 1877, 1878, 1879 und 1880 zur 
Vollendung gelangenden Bauten auf Grund dieſes Geſetzes eine längere als die in den 
bezogenen Specialgeſetzen normirte Stenerbefreiung angeſprochen werden könnte, find dieſe 
Bauten in Bezug auf das Ausmaß der Steuerfreijahre nach dieſem Geſetze zu behandeln. 


5. 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 


Wien, am 15. März 1876. 


Fran 3ofeph m. p. 
Auersperg m. p. | Pretis m. p. 


Zahrgang 1876. 


Reichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrathe vertretenen Rönigreiche und Pander. 


XI. Slück. — Ausgegeben und verſendet am 21. März 1876. 


28. 


Geſetz vom 19. März 1876, 
betreffend die Beſtimmung der Friſten zur Geltendmachung ber Rechtsmittel gegen die 
Eutſcheidungen und Verfügungen der Organe der Finanzverwaltung. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, wie folgt: 


8.1. 

Vorſtellungen, Beſchwerden oder Recurſe gegen die im adminiſtrativen Wege erlaſſe⸗ 
nen Aufträge, Verfügungen oder Entſcheidungen der für die Voranlagung, Bemeſſung und 
Verwaltung der directen Steuern, der indirecten Abgaben und ſonſtigen Gefälle für 
Staatszwecke beſtellten Behörden, Aemter und Organe der Finanzverwaltung find, inſo⸗ 
weit ihre Zuläſſigkeit in den beſtehenden Normen begründet erſcheint, binnen einer Friſt 
von dreißig Tagen, und wenn fie nur gegen die Auferlegung einer Ordnungsſtrafe gerichtet 
werden, binnen acht Tagen bei jenem Organe, von welchem der Auftrag, die Verfügung 
oder Entſcheidung ausgegangen iſt, einzubringen. 

Bezieht ſich jedoch das Rechtsmittel auf Verfügungen oder Aufträge von Pächtern 
oder ſonſt mit der Einhebung der Staatsgefälle betrauten Privatorganen, ſo iſt dasſelbe 
bei den zur Ueberwachung derſelben beſtellten Finanzbehörden erſter Inſtanz geltend 
zu machen. i 

In berückſichtigenswerthen Fällen kann die Friſt von der Behörde, bei welcher das 
Rechtsmittel geltend zu machen iſt, verlängert werden. Die Nichteinbringung einer Vor⸗ 
ſtellung, einer Beſchwerde oder eines Recurſes in der vorgeſchriebenen Friſt kann nur der⸗ 
jenigen Partei, an welche die Zuſtellung des bezüglichen Beſcheides oder Auftrages erfolgt 
iſt, oder deren Erben zum Nachtheile gereichen. 


8.2. 


Die im 8. 1 erwähnten Erläſſe müſſen die Behörden, bei welchen, und die Frift, 
binnen welcher Vorſtellungen, Beſchwerden oder Recurſe einzubringen ſind, ausdrücklich 
bezeichnen, widrigens die Friſt erſt nach der Zuſtellung eines dieſe Daten enthaltenden 
Nachtragserlaſſes zu laufen beginnt. 

Die Friſt beginnt mit dem der Zuſtellung nächſtfolgenden Tage, bei Berechnung der⸗ 
ſelben ſind die Tage des Poſtenlaufes in dem Falle nicht zu zählen, wenn das betreffende 
Schriftſtück der Poſtanſtalt gegen eine amtliche Uebernahmsbeſtätigung (Aufgabsſchein, 
Recepiſſe u. ſ. w.) übergeben worden iſt. 

Fällt der letzte Tag der Friſt auf einen Sonn⸗ oder allgemeinen Feiertag, fo endigt 
dieſelbe erſt mit dem nächſten Werktage. | 

Stellt eine Partei bei einer Behörde das Anſuchen um Verlängerung der Frift zur 
Geltendmachung des Rechtsmittels oder innerhalb der durch dieſes Geſetz feſtgeſtellten Friſt 
das Anſuchen um Bekanntgabe der Gründe hinſichtlich einer von derſelben erfloſſenen Ent⸗ 
ſcheidung, ſo wird die Friſt bis zum Tage der Zuſtellung der betreffenden Erledigung 
unterbrochen und beginnt ſodann neuerdings zu laufen. 


8. 3. 

Durch das gegenwärtige Geſetz werden in Anſehung derjenigen Gegenſtände, für 
welche dasſelbe erlaſſen wurde, alle hiermit nicht im Einklange ſtehenden Anordnungen 
außer Kraft geſetzt. 

8.4. 

Dieſes Geſetz tritt mit 1. April 1876 in Wirkſamkeit. 

Jene Fälle, in welchen die Zuſtellung vor dem 1. April 1876 ſtattgefunden hat, 
ſind, wenn ein Rechtsmittel noch zuläſſig iſt, ſo zu behandeln, als wenn die Zuſtellung am 
1. April 1876 erfolgt wäre. 

8.5. 

Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes wird der Minifter des Innern und der Finanz⸗ 

miniſter beauftragt. 


Wien, am 19. März 1876. 


Franz Zoſeph m. p. 
Auersperg m. p. Laſſer m. p. Pretis m. p. 


Jahrgang 1880. 


RKeichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrathe vertretenen Rönigreiche und Fänder. 


XVI. Stück. — Ausgegeben und verſendel am 20. April 1880. 


Geſetz vom 25. März 1880, 
betreffend die Steuerfreiheit von Neu-, Um⸗ und Zubauten. 
Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


§. 1. 

Eine zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt Staats⸗ 
zuſchlägen findet ſtatt, wenn 

90 ein Gebäude auf früher unverbautem Grunde neu hergeſtellt wird (Neubau); 

) ein beſtehendes Gebäude bis an die Erdoberfläche niedergeriſſen und von da an neu 

aufgebaut wird (Umbau); 

c) ein beſtehendes Gebäude durch einen Bau auf einer früher unverbauten Fläche, oder 
durch Aufbau eines früher nicht beſtandenen Stockwerkes in der Art vergrößert wird, 
daß ein neues ſteuerbares Object entſteht (Zu⸗ oder Aufbau); 

d) ganze, zur ſelbſtſtändigen Benützung geeignete Theile eines Gebäudes bis an die 
Erdoberfläche niedergeriſſen oder einzelne Stockwerke in ihrem ganzen Umfange abge⸗ 
tragen und neu erbaut werden. (Theilweiſer Umbau.) 

F. 2. 

In allen dieſen Fällen wird die Dauer der Steuerbefreiung auf Zwölf Jahre vom 
Zeitpunkte der behördlich bewilligten oder früheren thatſächlichen Benützung feſtgeſetzt. 
Jedoch hat ſich die Befreiung in den vorſtehend sub e) und c) angeführten Fällen nur 
auf jenen Theil der Steuer zu erſtrecken, welcher auf die neu hergeſtellten Objecte entfällt. 

. 8. 3. 

Die Befreiung von ber Staatsſteuer begründet keinen Anſpruch auf eine Befreiung 
von anderen öffentlichen Laſten, welche die Hausbeſitzer rückſichtlich ihres Hausbeſitzes zu 
tragen haben. 

8.4. 


Die Geſuche um zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ und Haußclaffenftener ſind 
bei der Steuerbehörde erſter Inſtanz längſtens 45 Tage nach vollendetem Bau des 
Gebäudes oder eines zur ſelbſtſtändigen Benützung geeigneten Gebäudetheiles, und jeden⸗ 
falls vor Benützung des Ojectes, für welches die Steuerfreiheit beanſprucht wird, 
einzubringen. 


Über fpäter eingelangte Geſuche wird in dem Falle, wenn ſich die zur Eutſcheidung 
erforderlichen Thatſachen und Verhältniſſe noch conſtatiren laſſen, die Steuerfreiheit nur 
für jene Zeitdauer eingeräumt werden, welche von dem, dem Tage der Einbringung des 
Geſuches nächſtfolgenden Steuerfälligkeitstermine bis zum Schluſſe der mit Rückſicht auf 
den Zeitpunkt der Vollendung des Baues zu berechnenden Dauer der zwölfjährigen Steuer⸗ 
freiheit noch nicht abgelaufen iſt. 

Recurſe gegen Eutſcheidungen über Steuerbefreiungsgeſuche ſind nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes vom 19. März 1876 (R. G. Bl. Nr. 28), zuläſſig. 

5. 5. 5 

Durch dieſes Geſetz werden die vor Eintritt feiner Wirksamkeit bereits erworbenen 
Anſprüche auf zeitliche Steuerbefreiung nicht berührt, und ſind daher Steuerbefreiungs⸗ 
»Geſuche, welche ſich auf vor dieſem Zeitpunkte vollendete Bauführungen beziehen, auch 
wenn ſie erſt nach dieſem Zeitpunkte eingereicht werden, nach den bis dahin geltenden 
Geſetzen und Verordnungen zu behandeln. 

Deßgleichen find die Gebäude, welche auf den in der Allerhöchſten Entſchließung vom 
14. Mai 1859 bezeichneten Stadterweiterungsgründen i in Wien erbant werden, nach den 
Anordnungen dieſer Allerhöchſten Entſchließung zu behandeln. 

Alle übrigen, auf zeitliche Befreiungen von der Gebäudeſteuer Bezug habenden 
Geſetze und mit Geſetzeskraft kundgemachten Verordnungen treten mit dem Zeitpunkte der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes außer Kraft. 


9. 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit 1. Jänner 1881 in Wirkſamkeit. 
8.7. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt der Finanzminiſter beauftragt. 
Wien, am 25. März 1880. 


Franz Zoſef m. p. 
Taaffe m. p. Kriegs Au m. p. 


Jahrgang 1880. 


Reichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrakhe vertretenen Königreiche und Fänder. 


LI. Stück. — Tnsgegeben und verſendet am 30. December 1880. 


151. 
Geſetz vom 27. December 1880, 


betreffend Abänderungen der Erwerb: und Einkommenſteuergeſetze und Vorſchriften in 
ihrer Auwendung auf Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften unn Vorſchußraſſen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer Meines Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie 
folgt: 
8. 1. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes haben Anwendung zu finden: 

1. Auf die dem Geſetze vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) gemäß regiſtrirten 
und die ſonſtigen auf dem Principe der Selbsthilfe beruhenden, nicht regiſtrirten, ſelbſtſtän⸗ 
digen Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (Vorſchuß⸗ und Crediwereine, Conſum⸗, 
Rohſtoff⸗ und Magazinsvereine, Bau⸗, Wohnungs⸗ und Werksgenoſſenſchaften und dergl.), 
welche ihren Geſchäftsbetrieb ſtatutenmäßig auf die eigenen Mitglieder beſchränken, auch 
wenn ſie von Nichtmitgliedern Darlehen aufnehmen oder Waaren kaufen; 

2. auf die im Grunde beſonderer Landesgeſetze aus den Contributions⸗ und den 
Steuergeldfonden entſtandenen Vorſchußcaſſen 

3. auf die Gemeindevorſchußcaſſen. 


8. 2. 
T. 


Die ziffermäßige Grundlage zur Bemeſſung der Einkommenſteuer bildet der in dem, 
dem Steuerzahre vorangegangenen Geſchäftsjahre erzielte, nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zu berechnende Reinertrag der betriebenen Unternehmung. 

Das Reinerträgniß bilden die bilanzmäßigen Ueberſchüſſe, welche als Zinſen, Divi⸗ 
denden, Tantiemen oder unter welchen Namen immer zur Vertheilung gelangen, in Reſerve⸗ 
fonde hinterlegt oder auf künftige Rechnung vorgetragen werden. 

Ueberdies ſind in die Beſteuerungsgrundlage jene Beträge einzubeziehen, welche, ohne 
in den bilanzmäßig ausgewieſenen Ueberſchüſſen inbegriffen zu ſein, aus den Erträgniſſen 
des Geſchäftsjahres zu einem der im vorigen Abſatze ausdrücklich benannten oder der im 
folgenden weiter namhaft gemachten Zwecke verwendet werden: 


a) zur Vergrößerung des in der Unternehmung angelegten Capitals; 
b) zur Rückzahlung von Capitalseinlagen, von hypothecirten und anderen Capitalien aus 
den bilanzmäßig nicht ausgewieſenen Erträgniſſen; 
c) zur Verzinſung der auf dem Realbeſitze der Unternehmung hypothecirten Capitalien; 
d) zu Spenden, Geſchenken und anderweitigen Widmungen, welche weder durch den 
Geſchäftsbetrieb verurſacht find, noch auch beſtehenden Wohlthätigkeitsanſtalten zu⸗ 
gewendet werden; 
e) zur Zahlung der auf Grund dieſes Geſetzes zu entrichtenden Einkommenſteuer. 
Der in einem Jahre entſtandene und auf das nächſtfolgende Jahr vorgetragene 
Verluſt darf in dieſem Jahre, aber nicht in den ſpäteren Jahren vom Erträgniſſe iu 
Abſchlag gebracht werden. 


II. 

In die Beſteuerungsgrundlage ſind insbeſondere nicht einzubeziehen, beziehungsweiſe 
von den bilanzmäßigen Ueberſchüſſen in Abzug zu bringen: 

a) Die bilanzmäßigen Gewinnvorträge aus den Vorjahren; 

b) die Erträge aus Grund⸗ und Gebäudeſteuerobjecten in dem nach Abſchlag der für 

dieſelben beſtrittenen Auslagen verbleibenden Betrage; 

e) die feſten Gehalte, ſowie Remunerationen, welche einzelne Vereins⸗Vorſtands⸗ und 

Aufſichtsrathsmitglieder für ihre dem Vereine geleiſteten Dienſte erhalten; 

d) die Zinſen der in der Unternehmung verwendeten fremden Capitalien (mit Ausnahme 

der in Alinea 3 c angeführten); 

e) jene Theile des Erträgniſſes, welche wegen Abnützung des Inventars oder Betriebs⸗ 
materials, oder wegen der beim Geſchäftsbetriebe eingetretenen Subſtanz⸗ oder anderen 
Verluſte zur Abſchreibung gelangen, oder zur Bildung eigener Fonde (Abſchreibungs⸗, 
Amortiſations⸗, Verluſt⸗ Reſerveconti und dergl.) verwendet werden. 

Eine Beſteuerung dieſer Fonde hat erſt dann einzutreten, wenn und inſoweit 
dieſelben einer der im Alinea 2 und 3 benannten Verwendungsarten zugeführt 
werden, worunter jedoch die Vertheilung des Anlagecapitals bei Auflöſung des 
Vereines niemals zu begreifen iſt. 

Die aus dieſen Fonden beſtrittenen Koſten dürfen in die allgemeine Betrjebs⸗ 
rechnung nicht eingeſtellt werden. 

Im Falle einer beſonderen verzinslichen Anlage dieſer Fonde ſind die erzielten 
Zinſen, ſoweit dieſelben nicht zur Beſtreitung der dieſen Fonden nach ihrer ſpeciellen 
Widmung zur Laſt fallenden Auslagen in Anſpruch genommen werden, im Jahres⸗ 
erträgniſſe zu verrechnen; 
bei den im §. 1, Alinea 2, genannten Vorſchußcaſſen die Zinſen von Hypothekar⸗ 
Activcapitalien. 5 
Sind keine bilanzmäßigen Ueberſchüſſe vorhanden, fo find nur die im Alinea 3 
erwähnten Beträge, unter Gegenrechnung ver aus den Einnahmen auszuſcheidenden Beträge 
und des Verluſt⸗Saldo, zu berückſichtigen. 


8.8, 

Die im 8. 1 bezeichneten Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchuß⸗ 
caſſen unterliegen der Einkommenſteuer inſolange nicht, als der nach den Beſtimmungen 
des §. 2 erzielte Reinertrag derſelben 300 Gulden nicht überſteigt. 

Jene, deren Reinertrag 300 Gulden überſteigt, ſind für das erſte Tauſend mit drei 
Zehntel, für das zweite Tauſend mit fünf Zehntel und erſt für die weiteren Beträge voll 
der Beſteuerung zu unterziehen. 


— 
— 


§. 4. 
Diejenigen Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaſten und Vorſchußcaſſen, auf welche 
F. 1 dieſes Geſetzes Anwendung zu finden hat, ſind von der Erwerbſteuer befreit. 


§. 5. 

Die im $. 1 bezeichneten Genoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen haben jährlich, längſtens 
14 Tage nach abgehaltener Generalverſammlung, jedoch jedenfalls bis 30. Juni jeden 
Jahres, das Bekenntniß über das erzielte Reinerträgniß des Vorjahres bei der Steuer⸗ 
behörde I. Inſtanz einzubringen. 

Dem Bekeuntniſſe find die vollſtändige Bilanz, ſowie die ſtatutenmäßig von der 
Generalverſammlung oder den hiezu berufenen Organen genehmigten Rechnungsabſchlüſſe 
und die Geſchäftsberichte anzuſchließen. 

Neu errichtete Genoſſenſchaften oder Vorſchußcaſſen haben den Steuerbehörden ihre 
Statuten in Vorlage zu bringen. Bei denſelben findet eine proviſoriſche Bemeſſung der 
Einkommenſteuer nicht ſtatt, und iſt die Steuervorſchreibung auf Grund des Bekenntniſſes 
nach Alinea 1 vorzunehmen. 


8. 6. 

Die ſonſtigen, gegenwärtig beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über die Einfom- 

menſteuer bleiben in unveränderter Geltung. 
8.7. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kundmachung in Wirkſamkeit und hat ſchon 
auf die Steuervorſchreibung für das Jahr 1880, jedoch uicht auf jene der Vorjahre, An⸗ 
wendung zu finden. 

F. 8. 
Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 
Wien, am 27. December 1880. 


Franz Joſeph m. p. 
Taaffe m. p. f Dunajewski m. p. 


Jahrgang 1881. 


Keichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrathe vertretenen Rönigreiche und Vänder. 


I. Stück. — Ausgegeben und verſendek am J. Jänner 1881. 


1. 


Geſetz vom 27. December 1880, 


betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Mai 1873 (R. G. 

Bl. Nr. 87) über die den auf Grund des Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. TO) 

errichteten Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in Auſehung der Stämpel⸗ und der 

unmittelbaren Gebühren zukommenden Begünſtigungen auf andere Erwerbs- und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſeuſchaften und Vorſchußcaſſen. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


§. 1. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Mai 1873 (R. G. Bl. Nr. 87) über die 
den auf Grund des Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) errichteten Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in Auſehung der Stämpel- und der unmittelbaren Gebüh⸗ 
ren zukommenden Begünſtigungen haben auf jene Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaf⸗ 
ten und Vorſchußeaſſen Anwendung zu finden, welche im §. 1 des Geſetzes vom 27. Decem⸗ 
ber 1880, betreffend Abänderungen der Erwerb: und Einkommeuſteuergeſetze und Vor— 
ſchriſten in ihrer Anwendung auf Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchuß⸗ 
caſſen, aufgeführt ſind. 

8. 2. 


Vom 1. Jänner 1880 an find die im 8. 1 erwähnten Genoſſenſchaften und Vorſchuß⸗ 
caſſen in Anſehung des beweglichen Vermögens von dem Gebührenäquivalente befreit und 
unterliegen in Anſehung des unbeweglichen Vermögens dem Gebührenäqnuivalente in dem 
Ausmaße von 1½ Percent des Werthes ſammt Zuſchlag. 

8. 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kundmachung in Wirkſankeit. 
Mit dem Vollzuge desſelben iſt der Finanzminiſter beauftragt. 


Wien, am 27. December 1880. 


Franz Zoſeph m. p. 


Taaffe m. p. Dunajewski m. p. 
1 


Jahrgang 1882. 


RKeichsgeſetzblatt 


jür die 


im Keichsrathe vertretenen Nönigreiche und Händer. 


V. Stück. — Ausgegeben und verſendel am 17, Februar 1882. 


17. 
Geſetz vam 9. Februar 1882, 


betreffend einige Abänderungen der Gebäudeſteuergeſetze. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, wie folgt: 


8:1; 

Die Hauszinsſteuer, wie ſolche nach den mit dem kaiſerlichen Patente vom 23. Februar 
1820 feſtgeſtellten Grundsätzen in den in dieſem Patente und den Allerhöchſten Entſchlie— 
Bungen vom 30. Juni 1823, 16. April 1839, 25. Juni 1844 und 7. Octoben 1851 
bezeichneten Orten umzulegen iſt, wird in allen im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern auf alle Gebäude ausgedehnt: 

a) welche in Orten gelegen ſind, in denen ſämmtliche Gebäude oder wenigſtens die Hälfte 
derſelben und außerdem die Hälfte der Wohnbeſtandtheile einen Zinsertrag durch 
Vermiethung abwerfen, oder 
welche außer dieſen Ortſchaften gelegen, ganz oder theilweiſe durch Vermiethung 
benützt werden; von dieſen letzteren haben jedoch die nicht mehr als drei Wohnbeſtand⸗ 
theile enthaltenden und einer der drei unterſten Claſſen des Hausclaſſen⸗Steuertarifes 
eingereihten Gebäude, welche von dem Eigenthümer bewohnt, und nur zum Theile 
vermiethet find, in der Hausclaſſenſteuer zu verbleiben. 


§. 2. 


Der Ausſpruch der Steuerbehörde erſter Inſtanz in Bezug auf die Heranziehung 
eines Ortes zur Hauszinsſteuer iſt der betreffenden Gemeindevertretung bekannt zu geben, 
und ſteht nicht nur jedem einzelnen Hausbeſitzer, ſondern auch der Gemeindeoertretung der 
Recurs an die Finanzlandesbehörde unter den Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. März 
1876 (R. G. Bl. Nr. 28) zu, welche darüber endgiltig entſcheidet. 


Dieſer Recurs hat aufſchiebende Wirkung. 


= 


§. 3. 
Die mit dem kaiſerlichen Patente vom 10. October 1849 Punkt 4 (R. G. Bl. 
Nr. 412) eingeführte Hauszinsſteuer, ferner das auf den Allerhöchſten Entſchließungen 
vom 7. Juni 1855, 20. April 1857 und 3. Mai 1860 beruhende Hauszinsſteuer⸗Averſum 
bezüglich der im Pomörio der Stadt Trieſt, dann der außerhalb des Pomöriums von 
Trieſt im Territorium gelegenen Gebäude hat zu entfallen. 


8. 4. 


Von den nach F. 1 zinsſteuerpflichtigen Gebäuden, inſoferne dieſelben bisher der 
Hausclaſſenſteuer unterlagen, iſt dieſe Steuer für die Dauer der Hauszinsſteuerpflicht 
nicht mehr einzuheben. 


8.5 


Die Veranlagung der Hauszinsſteuer erfolgt bezüglich der ſämmtlichen nach §. 1 in 
dieſelben einbezogenen Orte und Gebäude in Gemäßheit der für die Veranlagung der Haus⸗ 
zinsſteuer beſtehenden Geſetze und der im Einklange mit den Geſetzen ſtehenden Vollzugs⸗ 
vorſchriften. 

Bei den nach §. 1 lit. b), hauszinsſtenerpflichtigen, theilweiſe vermietheten Gebäuden 
iſt jedoch an Hanszinsſteuer zu entrichten: 

a) der Betrag, welcher für die nicht vermietheten Wohnbeſtandtheile nach dem Tarife B 

(8. 8) an Hausclaſſenſteuer entfiele, und 

b) der Betrag, welcher ſich von dem Zinſe, für die vermietheten Beſtandtheile nach dem 

im 8. 6 feſtgeſetzten Ausmaße der Hauszinsſteuer ergibt. 

In keinem Falle darf jedoch bei den nach §. 1 lit. b), hauszinsſteuerpflichtigen 
Gebäuden die für das ganze Gebäude zu ermittelnde Hauszinsſteuer mit einem geringeren 
Betrage zur Vorſchreibung und Einhebung gelangen, als mit der für dieſes Haus nach dem 
Hausclaſſen⸗Steuertarife entfallenden Gebühr. 


F. 6. 

Der Abzug für Erhaltungs- und Amortiſationskoſten für die nach dem Zinsertrage 
zu beſteuernden Gebäude, wird in den im Verzeichniſſe A aufgeführten Städten und Orten 
mit 15 Percent vom Bruttozinſe berechnet. Ausgenommen ſind hievon die Stadt Zara und 
die Stadt Czernowitz (innere Stadt) in welchen, ſowie bezüglich aller übrigen hauszins⸗ 
ſteuerpflichtigen Orte und Gebände dieſer Abzug mit 30 Percent feſtgeſetzt wird. 

Das Ausmaß der Hauszinsſteuer wird für die Gebäude in den im Verzeichniſſe A 
aufgezählten Städten und Orten mit 26 / Percent des nach Abzug der Erhaltungs- und 
Amortiſatiouskoſten ermittelten ſteuerbaren reinen Zinsertrages, für alle übrigen hauszins⸗ 
ſteuerpflichtigen Gebäude mit 20 Percent desſelben reinen Zinsertrages feſtgeſtellt. 

Die in dem Verzeichniſſe A nicht aufgezählten Städte und Orte Tirols und Vorarl⸗ 
bergs, welche ganz in die Hauszinsſteuer einbezogen werden, und die Gebäude in Tirol 
und in Vorarlberg außerhalb dieſer Orte; welche die Hauszinsſteuer bezahlen, ſollen nach 
Abzug von 30 Percent der Erhaltungs- und Amortiſationskoſten mit 15 Percent des übrig 
gebliebenen reinen Zinsertrages beſteuert werden. 


§. 7. 


Yon Gebäuden, welche im Ganzen oder theilweiſe aus dem Titel der Bauführung 
die Befreiung von der Hausziusſteuer genießen, find 5 Percent des aus dieſen Gebäuden 
erzielten Reinertrages zu entrichten. 


Als Reinerträgniß ift jener Betrag anzuſehen, welcher ſich ergibt, wenn man von dem 
ganzjährigen Bruttozinsertrage die auf die Erhaltung des Gebändes geſetzlich zugeſtande⸗ 
nen Percente und bei ganz hauszinsſteuerfreien Gebäuden überdies noch die erweislich im 
Steuerjahre fällig werdenden Zinſen von den auf dem fteuerpflichtigen Objecte verſicherten 
Capitalien in Abzug bringt. f 

In allen übrigen Beziehungen wird dieſe Steuer der Hauszinsſteuer gleichgeſtellt. 


§. 8. 
Das Ausmaß der Steuergebühr von den nach der Anzahl der Wohnbeſtandtheile zu 
beſteuernden Gebäuden (Hausclaſſen⸗Steuerobjecte) wird für ſämmtliche im Reichsrathe ver⸗ 
tretene Königreiche und Länder durch den beigefügten Tarif B feſtgeſetzt. 


8.9. 

Die Einreibung der nach 8. 8 ſteuerpflichtigen Gebäude in die Tarifsclaffen wird von 
der Steuerbehörde erſter Juſtanz auf Grund des Hausclaſſen⸗Steuerkataſters mit Rückſicht⸗ 
nahme auf die in demſelben ausgewieſene Anzahl der Wohnbeſtandtheile (§. 22 des kaiſer⸗ 
lichen Patentes vom 23. Februar 1820) die Einreihung der Gebäude in Tirol und Vor⸗ 
arlberg in Gemäßheit der für die Hausclaſſenſtener überhaupt beſtehenden Geſetze und der 
im Einklauge mit denſelben ſtehenden Vollzugsvorſchriften vorgenommen. 


8. 10. 

Gebäude in Trieſt, Tirol und Vorarlberg, welche bereits vor dem Eintritte der 
Wirkſamleit des gegenwärtigen Geſetzes einen geſetzlichen Anſpruch auf eine zeitliche Steuer⸗ 
befreiung erworben haben, bleiben für die Dauer derſelben auch von der Entrichtung der 
durch dieſes Geſetz eingeführten Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer befreit. 


8. 11. 

Die bereits der Beſteuerung unterliegenden Gebäude im Lande Salzburg, welche 
weniger als 15 und mehr als 3 Wohnbeſtandtheile enthalten, dann in Dalmatien jene 
bereits beſteuerten Gebäude, welche weniger als 6 Wohnbeſtandtheile enthalten, haben nur 
den halben Betrag der in dem Claſſentarife B feſtgeſtellten Sätze zu entrichten. 

Die für Salzburg giltigen Normen haben auch in Tirol und Vorarlberg für jene 
Gebäude in Anwendung zu kommen, welche mit dem 1. Jänner 1882 in die Beſteuerung 
einbezogen werden. 

Die Beſtimmung des Alinea 1 gilt auch für alle Neu-, Zus und Umbauten in 
Dalmatien, Salzburg, Tirol und Vorarlberg, welche bis zum Schluſſe des Jahres 1881 
vollendet und benützbar gemacht wurden. 

Alle Gebäude, die vom Beginne des Jahres 1882 in den genannten Ländern ums, 
zu⸗ oder neugebaut werden, haben nach Vollendung der geſetzlich bewilligten Steuerfreijahre 
(R. G. Bl. Nr. 39 vom Jahre 1880) nach dem Tarife B den vollen Steuerſatz zu ent⸗ 
richten. 


5. 12. 

Der mit dem kaiſerlichen Patente vom 10. October 1849 (Punkt 5 R. G. Bl. 
Nr. 412) angeordnete außerordentliche Zuſchlag wird nicht mehr eingehoben, es bleibt 
jedoch das im Punkt 6 dieſes Patentes den Hauskeſitzern eingeräumte Abzugsrecht bei 
Zahlungen, die fie an Zinſen oder anderen jährlichen Leiſtungen von den auf ihrem Haus⸗ 
beſitze haftenden Schulden zu entrichten haben, auch fernerhin für die Dauer der Wirkſam⸗ 
keit des Einkommenſtenerpatentes vom 29. Oetober 1849 (R. G. Bl. Nr. 439) aufrecht 
und tritt ſohin in den Beſtimmungen des §. 13 dieſes Patentes keine Aenderung ein. 


8. 13. 


Als der mindeſte Betrag, mit welchem der Werth eines der Hauszinsſteuer unterlie- 
genden Gebäudes nach §. 50 des Geſetzes vom 9. Februar 1850 (R. G. Bl. Nr. 50) und 
der einſchlägigen geſetzlichen Nachtragsbeſtimmungen angenommen werden darf, hat in 
jenen Fällen, in welchen dieſer Werth nach den Verhältniſſen eines dem Beginne der Wirk⸗ 
ſamkeit dieſes Geſetzes folgenden Zeitpunktes zu beſtimmen iſt, das Sechszigfache des vollen 
Ausmaßes der im 8. 6 feſtgeſtellten Hanszinefteuer zu gelten. 


S. 14. 

In Tirol und Vorarlberg ift die Hauszins- und Hausclaſſenſteuer, ſowie die Steuer 
von Gebänden, welche aus dem Titel der Bauführung die zeitliche Befreiung von der 
Hauszinsſteuer genießen, in Vier gleichen Raten am 1. Februar, 1. Mai, 1. Auguſt und 
1. November jeden Jahres zu entrichten. . 

In den übrigen Ländern bleiben die für dieſe Steuern feſtgeſetzten Einzahlungs⸗ 
termine aufrecht. 


8. 15. 


In Anſehung der auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes eintretenden Steuerſätze 
werden nachſtehende Uebergangsperioden beſtimmt: 

1. für die Hauszinsſteuer in Zara ein Jahr; 

2. für die Hauszinsſteuer der Stadt Salgturg zwei Jahre; 

3. für die Hauszinsſteuer in Czernowitz fünf Jahre; 

4. für die Hauszinsſteuer in Trieſt dreizehn Jahre; 

5. für die Hauszinsſteuer in Tirol und Vorarlberg zehn Jahre; 

6. für die Hausclaſſenſteuer im Lande Salzburg rückſichtlich der in die I. bis zur 
VII. Tarifsclaſſe eingereihten Gebäude zehn Jahre; 

7. für die Hausclaſſenſteuer in Dalmatien rückſichtlich der in der J. bis zur XI. 
Tarifsclaſſe eingereihten Gebäude zehn Jahre; 

8. die Hausclaſſenſteuer wird in Tirol und Vorarlberg für das Jahr 1882 gar 
nicht umgelegt; dann hat für dieſe Steuer in dieſen beiden Ländern eine Uebergangsperiode 
von zehn Jahren anzufangen. 

Das Ausmaß der Steuergebühr für die in die Uebergangsperiode fallenden Jahre iſt 
in der Tabelle C feſtgeſetzt. 


8. 16. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kundmachung in Wirkſamkeit. 
Die Bemeſſung der Steuer beginnt nach dieſem Geſetze mit dem 1. Jänner 1882. 


8. 17. 
Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge des Geſetzes beauftragt. 
Wien, am 9. Februar 1882. 


Franz Jaſeph m. p. 


Taaffe m. p. Dunajewski m. p. 


Beilatze 4. 


Perzeichniß 


der Städte und Orte, für welche das Ausmaß der Hanszinsſteuer mit 262/3 Percent 
berechnet wird. 


Land 


Wien: 
dann die Ortſchaften in der Umge⸗ 
bung Wien's, als: 
Baden ſammt Alland und Thurngaſſe, 
Guttenbrunn, Unter⸗Döbling, Wein⸗ 


Nieder- haus, Heiligenſtadt, Ober⸗Döbling, 
Oeſterreich Hernals, Neu⸗Lerchenfeld, Unter⸗ 
Meidling, Wilhelmsdorf, Hietzing, 
Sechshaus, Gaudenzdorf, Fünfhaus, 
Währing, Ober⸗Meidling, Penzing, 
Rudolfsheim (vormals Ruſtendorf, 
Reindorf und Braunhirſchen). 
Ober⸗ Linz ſammt Vorftäbten: 
Oeſterreich Urfahr, Markt 
Salzburg ſammt den Vorſtädten: Non⸗ 
thal, Mülln und Aeußerer Stein; 
Salzburg dann die Ortſchaften: 
Froſchheim, Mönchsberg, Lehen, Rie⸗ 
denburg und Schallmoos 
Tirol Innsbruck ſammt Wilten. 
Steiermark Graz ſanimt Vorſtädten. 
Kärnten Klagenfurt ſammt Vorſtädten. 


Krain 


Landeshauptſtädte und andere Orte 


Laibach ſammt Vorſtädten. 


Küſtenland 


Dalmatien 


Trieſt (Pomörium), Görz ſammt Stadt- 
bezirk. 


Zara. 


Prag ſammt Wiſchehrad. 
Die Badeorte: 


Böhmen 
10 Teplitz, Schönau, Karlsbad, Marien⸗ 
bad, Franzensbad. 
Mähren Brünn ſammt Vorſtädten. 
. Olmütz. 
Schleſten Troppau (innere Stadt). 
: Lemberg. 
Galizien Krakau. 
Bucowina Czernowitz (innere Stadt). 


Beilage B. 


Hausclaſſentarif. 


Für ein Haus mit einer Anzahl 
von Wohnbeſtandtheilen Claſſe 
40 — 30 IJ... 220 fl. ki 
S ·˙· . · ĩ·˙¹-·mh „ ̃ ˙—bdb6ʃ 
DI IB Se ff ALLES Ale ¾ ?! 
37) N ae a Gebe 
227777 N ee ee 


21—19 VI. 7 
18—15 : VII B 
14—10 VIII. 9 
9— 8 IX. . 20 „ — 
7 85 15 
6 XI. n 
5 XII 5 „ 50 „ 
4 XIII 4 „ 90 „ 
3 XIV. 2 „ 10 „ 
2 XV. 1 70 
1 XVI. 1.4 50 


. — 75 " ”) 
Bei jenen Gebäuden, welche über 40 Beſtandtheile enthalten, find 
dem Tarifſatze der höchſten nl für je 1 mehr vorhandenes Beſtand⸗ 
theil zuzurechnen e N ee 3 


*) Für Rohrhütten, Erdhütten ohne Mauerwerk oder aus bloßem Ruthenflechtwerk oder eingerammten Pflöcken 
errichtete Hütten, dann für die Morlakenhütten in Dalmatien. 

Derſelbe ermäßigte Tarifſatz von 75 kr. kann auch für jene Gebäude in Galizien und der Bucowina in Anwen⸗ 
dung gebracht werden, welche einzeln und ohne Zuſammenhaug mit einer Oitſchaft liegen und nicht mehr als einen 
Wohnbeſtandtheil enthalten. 

Die in den Vorarlberger Alpen (meiſt in Voralpen und Maienſäſſen) mit den bloßen Alphütten vereinten und 
uur zeitweiſe wegen eigenartigen Wirthſchaftsbetriebes benützten Wohngebände find mit dem halben Satze der 
betreffenden Tarifselaſſe zu beſteuern. 


Beilage C. 


Es ſind zu entrichten 


an der Hauszinsſteuer an der Hausclaſſenſteuer 


| ö in Dafma- in Tirol und 
in Salzburg, tien Vorarlberg 


in der | in Tirol a 82 
im Jahre in Zara Stadt 8 in Trieſt benen a auer gans 
| Salzburg Bere VII. Gfaffe | der I. bis e 
| | XI. Claſſe Häufer 
Percente der nach 8. € ſich berechnenden vollen Steuer- Percente der i im Tarife B feſt⸗ 
gebühr geſtellten Steuerſätze 
| | 
1882 95 90 75 50 35 50 50 . 
1883 100 95 8⁰ 55 40 55 55 5 
1834 |..... 100 85 60 45 60 60 10 
188) 90 6⁵ 50 65 65 20 
188th 95 70 | 55 70 70 30 
188 „ Selen nr tan 100 75 | 60 75 75 40 
1800 7˙· 80 65 80 80 50 
1889 „ 8⁵ 70 85 85 60 
1890 ð „„ 90 75 90 90 70 
1891- 12.0800] 2.222 | 95 80 95 y5 80 
1892 33 100 85 100 100 90 
189983 ũ ⁵ 3 9% ki Gr le e 100 
1894 ̃ ee et 9 rr 
1895. m ee 1002 1 ee | en 


| A1. 
Geſetz nom 11. April 1885, 


betreffend die Ausdehnung der nach Artikel IV und Y des Geſetzes vom 7. Juni 1881 
(R. G. Bl. Nr. 49) eintretenden Begünſtigungen der Grundſteuerträger. 
Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 
Die Begünſtigungen, welche nach Artikel IV des Geſetzes vom 7. Juni 1881 (R. G. 
Bl. Nr. 49) den Grundſteuerträgern eingeräumt ſind, bleiben auch bei Beſitzübertragungen 
aufrecht, welche von Eltern an ihre Kinder und zugleich an die mit letzteren die Ehe ein⸗ 
gehenden oder durch die Ehe bereits verbundenen Perſonen ſtattfinden. 
N Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit und hat auch auf 
alle jene ſeit dem 1. Jänner 1881 eingetretenen Beſitzberänderungen der im Artikel I 
bezeichneten Art mit Rückwirkung auf die Steuerbemeſſung vom Jahre 1882 angefangen, 
Anwendung zu finden, bezüglich welcher der Anſpruch auf Begünſtigung bereits erhoben 
wurde oder binnen ſechs Wochen nach Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes von dem 
Betheiligten bei dem Steueramte, in deſſen Bezirke die betreffende Realität gelegen iſt, 
erhoben wird. i 

Artikel III. 
Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein Finanzminiſter beauftragt. 


Wien, am 11. April 1885. 


Fran 3ofeph m. p. 


Taaffe m. p. Dunajewski m. p. 


| 13. | 
Gefeb vom 14. April 1885, 


betreffend Aenderungen der 88. 1 und 2 des Geſetzes vom 27. December 1880 (R. G. Bl. 

Nr. 151), betreffend Abänderungen der Erwerb⸗ und Einkommenſteuergeſetze und Vor⸗ 

ſchriften in ihrer Anwendung auf Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vor⸗ 
ſchußcaſſen. N 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer Meines Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 
Artikel J. 


Die Beſtimmungen der 88. 1 und 2 des Geſetzes vom 27. December 1880 (R. G. 
Bl. Nr. 151), treten außer Wirkſamkeit und haben zu lauten: 


8.1. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes haben Anwendung zu finden: a 

1. Auf die dem Geſetze vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) gemäß regiſtrirten 
und die ſonſtigen auf dem Principe der Selbſthilfe beruhenden, nicht regiſtrirten, ſelbſtſtän⸗ 
digen Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (Vorſchuß⸗ und Creditvereine, Conſum⸗, 
Rohſtoff⸗ und Magazinsvereine, Baus, Wohnungs⸗ und Werksgenoſſenſchaften und dergl.), 
welche ihren Geſchäftsbetrieb ſtatutenmäßig auf die eigenen Mitglieder beſchränken, auch 
wenn ſie von Nichtmitgliedern Darlehen aufnehmen, Waaren kaufen oder ihre Caſſen⸗ 
beſtände bei zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unterneh— 
mungen und Anſtalten anlegen; 

2. auf die im Grunde beſonderer Landesgeſetze aus den Contributiong- und den 
Steuergeldfonden entſtandenen Vorſchußcaſſen; 

3. auf die Gemeindevorſchußcaſſen. 


F. 2. 
J. 


Die ziffermäßige Grundlage zur Bemeſſung der Einkommenſteuer bildet der in dem, 
dem Steuerjahre vorangegangenen Geſchäftsjahre erzielte, nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zu berechnende Reinertrag der betriebenen Unternehmung. 

Das Reinerträgniß bilden die bilanzmäßigen Ueberſchüſſe, welche als Zinſen, Divi⸗ 
denden, Tantiemen oder unter welchem Namen immer zur Vertheilung gelangen, in 
Reſervefonde hinterlegt oder auf künftige Rechnung vorgetragen werden. 

Ueberdies ſind in der Beſteuerungsgrundlage jene Beträge einzubeziehen, welche, ohne 
in den bilanzmäßig ausgewieſenen Ueberſchüſſen inbegriffen zu ſein, aus den Erträgniſſen 
des Geſchäftsjahres zu einem der im vorigen Abſatze ausdrücklich benannten oder der im 
Folgenden weiter namhaft gemachten Zwecke verwendet werden: 

a) zur Vergrößerung des in der Unternehmung angelegten Capitals; 

b) zur Rückzahlung von Capitalseinlagen, von hypothecirten und anderen Capitalien 
aus den bilanzmäßig nicht ausgewieſenen Erträgniſſen; 

c) zur Verzinſung der auf dem Realbeſitze der Unternehmung hypothecirten Capitalien; 

d) zu Spenden, Geſchenken und anderweitigen Widmungen, welche weder durch den 
Geſchäftsbetrieb verurſacht ſind, noch auch beſtehenden Wohlthätigkeitsanſtalten zuge⸗ 
wendet werden; a 

e) zur Zahlung der auf Grund dieſes Geſetzes zu entrichtenden Einkommenſteuer. 

Der in einem Jahre entſtandene und auff das nächſtfolgende Jahr vorgetragene Ver⸗ 
luſt darf in dieſem Jahre, aber nicht in den ſpäteren Jahren vom Erträgniſſe in Abſchlag 
gebracht werden. 


II. 


In die Beſteuerungsgrundlage ſind insbeſondere nicht einzubeziehen, beziehungsweiſe 
von den bilanzmäßigen Ueberſchüſſen in Abzug zu bringen: 

a) die bilanzmäßigen Gewinnvorträge aus den Vorjahren; 

b) die Erträge aus Grund⸗ und Gebäudeſteuerobjecten, in dem nach Abſchlag der für 
dieſelben beſtrittenen Auslagen verbleibenden Betrage; 

c) die feſten Gehalte, ſowie Remunerationen, welche einzelne Vereins⸗, Vorſtands⸗ und 
Aufſichtsrathsmitglieder für ihre dem Vereine geleiſteten Dienſte erhalten; 

d) die Zinſen der in der Unternehmung verwendeten fremden Capitalien (mit Ausnahme 
der sub I, Alinea 3 c angeführten), welche der Genoſſenſchaft von Mitglie⸗ 
dern oder Nichtmitgliedern dargeliehen worden ſind; 


e) jene Theile des Erträgniſſes, welche wegen Abnützung des Inventars oder Betriebs⸗ 
materials oder wegen der beim Geſchäftsbetriebe eingetretenen Subſtanz⸗ oder anderen 
Verluſte zur Abſchreibung gelangen, oder zur Bildung eigener Fonde (Abſchreibungs⸗, 
Amortiſations⸗, Verluſtreſerveconti und dergl.) verwendet werden. 

Eine Beſteuerung dieſer Fonde hat erſt dann einzutreten, wenn und inſoweit 
dieſelben einer der im Alinea 2 und 3 benannten Verwendungsarten zugeführt 
werden, worunter jedoch die Vertheilung des Anlagecapitals bei Auflöſung des Ver⸗ 
eines niemals zu begreifen iſt. 

Die aus dieſen Fonden beſtrittenen Koſten dürfen in die allgemeine Betriebs⸗ 


rechnung nicht eingeſtellt werden. 

Im Falle einer beſonderen verzinslichen Anlage dieſer Fonde ſind die erzielten 
Zinſen, ſoweit dieſelben nicht zur Beſtreitung der dieſen Fonden nach ihrer ſpeciellen 
Widmung zur Laſt fallenden Auslagen in Anſpruch genommen werden, im Jahres⸗ 


erträgniſſe zu verrechnen. | 
) Bei den im $. 1, Alinea 2, genannten Vorſchußcaſſen die Zinſen von Hypothekar⸗ 


Activcapitalien. 
Sind keine biſanzmäßigen Ueberſchüſſe vorhanden, jo find nur die im Alinea 3 
erwähnten Beträge, unter Gegenrechnung der aus den Einnahmen auszuſcheidenden Beträge 


und des Verluſtſaldo, zu berückſichtigen. 
Artikel II. 

Dieſes Geſetz tritt vom 1. Jänner 1885 in Wirkſamkeit und findet auf alle Einkom⸗ 
menſteuervorſchreibungen Anwendung, welche mit dieſem Zeitpunkte noch nicht in Rechts⸗ 
kraft getreten ſind. 

Artikel III. 
Mein Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 


Wien, am 14. April 1885. 


Franz Joſeph m. p. 


Taaffe m. p. Dunajewski m. p. 


24. 


Geſetz vom 16. Jebruar 1888. 
betreffend die Begünftigung der Stiftungen 
und Widmungen zu Unterrichts⸗, Wohlthätig⸗ 
keits⸗ und Humanitätszwecken aus Anlaſs 
Meines vierzigſten Regierungsjahres hin⸗ 

ſichtlich der Stempel⸗ und Gebürenpflicht. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Die aus Anlaſs Meines vierzigſten Regierungs⸗ 
jahres bereits angeordneten oder bis Ende des Jahres 
1888 noch anzuordnenden Stiftungen und Widmungs⸗ 
acte zu Unterrichts-, Wohlthätigkeits⸗ und Humanitäts⸗ 
zwecken ſind von den nach Tarifpoſt 96 a) und b) des 
Geſetzes vom 13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89) 
entfallenden Stempel und unmittelbaren Gebüren be⸗ 
freit. 


Artikel I. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes, welches mit 
dem Tage feiner Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, 
iſt Mein Finanzminiſter beauftragt. 


Budapeſt, am 16. Februar 1888. 


Fran; Iofeph m. p. 


Taaffe m. p. Dunajewski m. p. 


N 190. 
Perordnung des Finanzminiſteriums 


vom 15. October 1890, 


zur Vollziehung des Geſetzes vom 1. Juni 
1890 (R. G. Bl. Nr. 97), betreffend die Ab⸗ 
änderung des Gebäudeſteuergeſetzes vom 

9. Februar 1882 (R. G. Bl. Nr. 17). 
Zur Vollziehung des Geſetzes vom 1. Juni 1890 


(R. G. Bl. Nr. 97) werden nachſtehende Beſtimmun⸗ 
gen erlaſſen. 


Zu Artikel J. 


Die im Artikel I des Geſetzes vom 1. Juni 1890 
enthaltenen Beſtimmungen laſſen die in Bezug auf die 


Hauszinsſteuerbehandlung der nach 8.1, lit. a des 
Geſetzes vom 9. Februar 1882 (R. G. Bl. Nr. 17) 
hauszinsſteuerpflichtigen Gebäude beſtehenden Normen 
ganz unberührt und haben, inſoferne fie die nach $. 1, 
lit. b des Geſetzes vom 9. Februar 1882 hauszins⸗ 
ſteuerpflichtigen Gebäude betreffen, auf die Hauszins⸗ 
ſtenervorſchreibung für die dem 1. Jänner 1891 vor- 
ausgehende Zeitperiode keine Anwendung zu finden. 
Inſoferne daher rückſichtlich der nach 8. 1, lit. b 
hauszinsſteuerpflichtigen Gebäude für die letzterwähnte 
Periode nachträglich noch Hauszinsſteuervorſchreibun⸗ 
gen zu vollziehen find, iſt diesbezüglich nach den bis- 
her hiefür geltenden Vorſchriften vorzugehen. 

Durch die mit Artikel I des Geſetzes vom 
1. Juni 1890 erfolgte Abänderung des §. 5 des 
Geſetzes vom 9. Februar 1882 (R. G. Bl. Nr. 17), 
beziehungsweiſe durch die darin zum Ausdrucke kom⸗ 
mende Weglaſſung des letzten Abſatzes des eben be⸗ 
zogenen §. 5 wird die bisherige Art der Veranlegung 
der Hauszinsſteuer weſentlich geändert, da hiernach 
die Hauszinsſteuer für derlei Gebäude für die Periode 
vom 1. Jänner 1891 an auch mit einem geringeren 
Betrage als mit der für dieſelben nach dem Haus⸗ 
claſſenſteuertarife entfallenden Gebür zur Vorſchrei⸗ 
bung und Einhebung gelangen kann. 

Nach der neuen Textierung des $. 5 iſt für die 
Periode vom 1. Jänner 1891 an die Hauszinsſteuer 
von den nach 8. 1, lit. b hauszinsſteuerpflichtigen 
Gebäuden, wenn fie ganz vermietet find, mit jenem 
Betrage zu ermitteln und vorzuſchreiben, welcher ſich 
von dem ämtlich richtiggeſtellten Mietzinſe nach dem 
im $. 6 feſtgeſtellten Ausmaße der Hauszinsſteuer und, 
wenn es ſich um Gebände in Tirol und Vorarlberg 
handelt, unter Bedachtnahme auf die Beſtimmung des 
8. 15 und der Tabelle C ergibt. 


Sind derlei Gebäude nur theilweiſe vermietet, 
ſo iſt die Hauszinsſteuer für dieſelben in der Art zu 
ermitteln, dass 


a) zu dem Betrage, welcher für die nicht vermieteten 
Wohnbeſtandtheile nach dem Tarife B (§. 8) an 
Hausclaſſenſtener entfiele, 

b) der Betrag, welcher ſich von dem ämtlich richtig- 
geſtellten Zinſe für die vermieteten Beſtandtheile 
nach dem im 8. 6 feſtgeſetzten Ausmaße der 
Hauszinsſteuer ergibt, hinzuzuſchlagen und der 
hiernach ſich ergebende Geſammtbetrag als Haus⸗ 
zinsſteuer vorzuſchreiben und einzuheben iſt. 

Bei dieſer Ermittlung hat im Sinne des 8. 5, 
inſoweit es ſich um die Bemeſſung der Hauszinsſteuer 
von den nach §. 1, lit. b hauszinsſteuerpflichtigen 
Gebäuden in Tirol und Vorarlberg, beziehungsweiſe 
in Salzburg und Dalmatien handelt, die Anwendung 
der 88. 8, 11 und 15 und der Tabelle C ſchon bei 
Feſtſtellung des Betrages ad a und für die Gebäude 
in Tirol und Vorarlberg die Anwendung der 88. 6 
und 15 und der Tabelle C ſchon bei Feſtſtellung des 
Betrages ad b einzutreten. 


Zu Artikel II. 


Die allenfalls in Beſteuerung ſtehenden Alpen- 
hütten und Weingartenhänſer ſind über Einſchreiten 
der betreffenden Beſitzer nach erfolgter Conſtatierung, 
daſs dieſelben thatſächlich nur zeitweiſe als Wohn⸗ 
ſtätten für das Wirtſchaftsperſonale des Gutsbeſitzers 
dienen in den Fällen, wenn die bezüglichen Geſuche 
im Laufe des I. Quartals 1891 bei der Steuerbemeſ⸗ 
ſungsbehörde I. Inſtanz einlangen, vom Jahre 1891 
angefangen, in den übrigen Fällen im Sinne der 
beſtehenden Evidenzhaltungsvorſchriften von dem auf 
den Zeitpunkt des Einſchreitens nächſtfolgenden Jahre 
angefangen außer Beſteuerung zu bringen. 


Zu Artikel III. 


Die Beſtimmungen des Artikel III, betreffend 
die Abſchreibung der Hausclaſſenſteuer für haus⸗ 
claſſenſteuerpflichtige Gebäude mit nicht mehr als 
neun Wohnbeſtandtheilen aus dem Titel der Nicht⸗ 
benützung haben erſt vom 1. Jänner 1891 angefangen 
in Wirkſamkeit zu treten. 


Der im Artikel III für die Bewilligung der Ab⸗ 
ſchreibung der Hausclaſſenſteuer für hausclaſſenſteuer⸗ 
pflichtige Gebäude, welche nicht mehr als neun Wohn- 
beſtandtheile enthalten, geſtellten Bedingung, dafs fie 
ein Jahr hindurch ohne Unterbrechung „vollſtändig un⸗ 
benützt“ geblieben ſind, iſt entſprochen, wenn die betref⸗ 
fenden Gebäude ein Jahr hindurch ohne Unterbrechung 
weder als Wohnung noch in irgend einer anderen 
Weiſe benützt wurden. 


Die Aufbewahrung der zur Einrichtung der 
betreffenden Gebäude beſtimmten Möbel und ſonſtigen 
Effecten in dieſen Gebäuden iſt für ſich allein als eine 
Benützung im Sinne des Geſetzartikels III nicht an⸗ 
zuſehen. 

Die Anzeigen, welche über die Nichtbenützung 
eines ſolchen hausclaſſenſteuerpflichtigen Gebäudes, 
beziehungsweiſe über die Wiederbenützung binnen 
dreißig Tagen der Steuerbemeſſungsbehörde I. Inſtanz 
zu überreichen ſind (Artikel III, §. 2), bedürfen keines 
Stempels und haben die Conſcriptionsnummer des 
betreffenden Gebäudes, die Steuergemeinde und den 
Zeitpunkt des Beginnes der Nichtbenützung, beziehungs⸗ 
weiſe jenen der Wiederbenützung genau anzugeben. 


Die Steuerbemeſſungsbehörde I. Inſtanz hat die 
eingelangten Nichtbenützungsanzeigen, welche bei ihr 
in genauer Evidenz zu halten find, iu der Regel ſofort 
dem betreffenden Gemeindevorſteher zuzuſenden, welcher 
durch eine genaue Localerhebung zu conſtatieren haben 
wird, ob und ſeit wann die betreffenden Wohngebände 
thatſächlich im Sinne der vorſtehenden Erläuterung 


verſehenen Anzeigen nach der gepflogenen Erhebung 
unverweilt der Steuerbemeſſungsbehörde I. Inſtanz 
wieder zurückzuſtellen. 


Im erſten Jahre der angezeigten Nichtbenützung 
iſt die diesbezügliche Conſtatierung mindeſtens zwei- 
mal, in der weiteren Folge bei fortdauernder Nicht⸗ 
benützung aber in jedem Quartale in der Regel nur 
einmal zu wiederholen. 


Der Steuerbemeſſungsbehörde I. Inſtanz bleibt 
es vorbehalten, ſich gelegentlich der Vornahme von 
anderen Amtshandlungen in der betreffenden Gemeinde 
durch ihre eigenen Organe, eventuell auch durch befon- 
dere Ausſendung der letzteren von der Richtigkeit der 
angezeigten Nichtbenützung zu überzeugen. 


In Bezug auf die Abſchreibung der Hausclaſſen⸗ 
ſteuer für den Fall der conſtatierten Nichtbenützung 
eines hausclaſſenſteuerpflichtigen Gebäudes und die 
Wiederentrichtung der Hausclaffenftener bei Eintritt 
der Wiederbenützung desſelben und die Beſtrafung 
jener, welche durch falſche Anzeige der Nichtbenützung 
eines hausclaſſenſtenerpflichtigen Gebäudes die Steuer⸗ 
abſchreibung zu erſchleichen ſuchten, oder welche die 
vorgeſchriebene Anzeige der Wiederbenützung recht⸗ 
zeitig zu erſtatten unterließen, iſt nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des Artikel III, 88. 1 bis 6 vorzu- 
gehen. 

Die nach Artikel III, S. 6 gegen jenen, welcher 
durch falſche Anzeige der Nichtbenützung eines haus⸗ 
claſſenſteuerpflichtigen Gebäudes die Steuerabſchrei- 
bung (8. 1) zu erſchleichen ſucht, ferner gegen jenen, 
welcher die im 8. 2 vorgeſchriebene Anzeige der Wieder⸗ 
benützung rechtzeitig zu erſtatten unterläſst, zu verhän⸗ 
gende Strafe des doppelten Betrages der hinterzogenen 
oder gefährdeten Steuern, verjährt in fünf Jahren. 


Die Verjährung beginnt rückſichlich jeder einzelnen 
hinterzogenen oder gefährdeten Stenerrate mit dem 
Termine zu laufen, in welchem die betreffende Rate 
fällig geworden wäre und wird durch die erſte Vor⸗ 
ladung oder Aufforderung des Beſchuldigten zum 
Behufe der ämtlichen Vernehmung desſelben unter⸗ 
brochen. 


Bei Berechnung der Strafe ſind daher jederzeit 
nur diejenigen hinterzogenen oder gefährdeten Steuer- 
raten zugrunde zu legen, deren Fälligkeitstermine in 
das vom Zeitpunkte der erften Vorladung oder Auf 
forderung des Beſchuldigten zum Behufe der ämt⸗ 
lichen Vernehmung desſelben zurückzuberechnende 
Quinquennium fallen. 


Die entfallende einfache Steuer iſt für die ganze 
Zeitdauer, während welcher dieſelbe hinterzogen oder 
der Gefahr der Verkürzung ausgeſetzt wurde, einzu⸗ 


vollſtändig unbenützt find. Der Localbefund iſt auf der] heben. 


Anzeige ſelbſt erſichtlich zu machen. Die Gemeindevor⸗ 
ſteher ſind zu verpflichten, die mit dem Localbefunde 


Dunajewski m. p. 


2. aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Groß-Enzersdorf der dem ſtädtiſch⸗delegierten 
Bezirksgerichte Leopoldſtadt II zugewieſene Theil zer 
Chtaſtralgemeinde Aſpern an der Donau (Art III, 3/2); 


3. aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Hietzing die Ortsgemeinde Hetzendorf (Art. 1/3. 1); 
der mit Wien vereinigte Theil von Altmaynsdorf 
(Art. II, Z. 1) und von Inzersdorf am Wieylerberge 
(Art. III, Z. 3); der mit Hadersdorf vereinigte Theil 
von Hütteldorf (Art. IV, 8. 2); 


4. Mus dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Hernals der mit Hadersdorf vereinigt Theil von 
Dornbach (Art. IV, Z. 2); der mit Weidlingbach ver⸗ 
einigte Theik von Neuwaldegg (Art. IV, Z. 3); 


5. aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Währing der\mit Weidlingbach vereinigte Theil von 
Salmannsdorf (Art. IV, 8. 3); der mit Weidling ver⸗ 
einigte Theil vod Grinzing (Art. IV, Z. 3); der mit 
Kloſterneuburg vereinigte Theil von Kahlenbergerdorf 
(Art. IV, Z. 3); 


6. aus dem Sprengel ßes Bezirksgerichtes 
Schwechat die Orbsgemeinde / Simmering (Art. J; 
die mit der Ortsgemeinde Groß Enzersdorf vereinigten 
Theile der Cataſtralgemeinde Herrſchaſt Kaiſer⸗Ebers⸗ 
dorf (Art. IV, Z. 1); die\mit der Ortsgemeinde Aſpern 
an der Donau vereinigten Theile der Cataſtralgemeinde 
landjägermeiſteramtliche Befigungen bei Aſpern an der 
Donau (Art. IV, Z. 1); der mit der Stadt Wien ver- 
einigte, dem ſtädtiſch⸗ del gierten Bezirksgerichte Leo⸗ 
poldſtadt II zugewieſene / Theil der Cataſtralgemeinde 
landjägermeiſteramtlich? Beſitzungen bei Aſpern an 
der Donau (Art. III, 3.2); die dem ſtädtiſch⸗delegierten 
Bezirksgerichte Leopyldſtadt und dem ſtädtiſch⸗ 
delegierten Bezirksgfrichte Simmering zugewieſenen 
Theile der Cataffralgemeinde \ Herrſchaft Kaiſer⸗ 
Ebersdorf (Art. III, Z. 2 und Art. D; die mit der 
Stadt Wien vereinigten Theile von Kaiſer⸗Ebersdorf, 
Schwechat, Kledering (Art. I); ferher von Oberlaa 
und Unterlaa (Art. III, Z. 3); 


7. aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Purkersdorf die mit der Stadt Wien vereinigten 
Theile der Cataſtralgemeinde Hadersdorf mit Auhof 
(Art. II, 8.P); 

8. aus dem Sprengel des Bezi tsgerichtes 
Klofternguburg der mit der Stadt Wiendvereinigte 
Theil der / Cataſtralgemeinde Weidling (Art. II, Z. 7). 


Artikel V. 


Auf Grund der mit dem Geſetze vom 16 J Juli 
1891 (R. G. Bl. Nr. 141) ertheilten Ermächtigung 
wirß angeordnet, dafs die ſtädtiſch⸗delegierten Bezibks⸗ 
geyichte Favoriten, Simmering, Meidling, Hietzing, 

güdolfsheim, Fünfhaus, Ottakring, Hernals und 
Währing die Gerichtsbarkeit nach den für die außer 


halb des Standortes eines Gerichtshofes beſtehend 
„ geltenden Beſtimmungen auszuüben 


Die Führung der Grundbücher und die 
der Realgerichtsbarkeit verbleibt rückſi 


den bisher hiezu zuſtändigen Gerichten. 


Artikel VII. 


Das ſtädtiſch⸗delegierte Bezirksgericht Land⸗ 
ſtraße hat die Strafgerichtsbarfeit für den Gebiets⸗ 
umfang des ſtädtiſchedelegierten Bezirksgerichtes Sim⸗ 
mering auszuüben. 


Artie / VIII. 


Dieſe Verordnung Kitt am 1. April 1892 in 


Wirkſamkeit. 

Mit dieſem Tage/ haben die Gerichte ihre Thätig⸗ 
keit nach Maßgabe der in diefex Verordnung beſtimm⸗ 
ten Abgrenzung z e beziehungsweiſe einzu⸗ 
ſtellen. 

Der Übergang der im zweitek Abſatze des Ar⸗ 
tikel VI bezeichneten Amtshandlungen an ein anderes 
Ben wird / insbeſondere beſtimmt werden. 


Artikel IX. 
Die Verwahrung und kaſſamäßige Behandlung 


nanz⸗ und gerichtlichen Depoſitenkaſſen beſorgt. 


Schönborn m. p. 


37. 


Geſetz vom 9. Februar 1892, 


betreffend Begünſtigungen für Neubauten 
mit Arbeiterwohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichs- 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach 8. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882 
(R. G. Bl. Nr. 17) von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer ſind nach Maßgabe der Beſtim⸗ 


mung des $. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be⸗ 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 
a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; ö 


b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 

e) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet 
werden. 


8.6. 

Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünfti- 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der 88. 1, 
3 oder 4 außeracht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begünſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 


Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
8. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, jo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
bobenen Ziuſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, jo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen König⸗ 
reichen und Ländern in Kraft, in welchen den bezeich⸗ 
neten Neubauten im Wege der Landesgeſetzgebung 
auch die Befreiung von allen Landes⸗ und Bezirks⸗ 
zuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Gemeinde⸗ 
zuſchläge zu den genannten Staatsſteuern für die 
sr Dauer der ſtaatlichen Steuerbefreiung gewährt 8. 7. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt find. 


8. 2. 


Die Stenerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 
8.8. 
8.3. 
Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 


Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, ſind von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


N Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39), 
betreffend die Steuerfreiheit von Neu-, Zu⸗ und Um⸗ 
bauten, unverändert in Geltung, und find für das Ver⸗ 
fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. N 

Die Verhängung der im $. 6 angedrohten Geld; 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876 (R. G. Bl. Nr. 28) zu. 

Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde der⸗ 
jenigen Gemeinde zu, in welcher die befreiten Wohn⸗ 
gebäude gelegen ſind. 

Die im 8. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter vorbehalten. 5 


8. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelaſs enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 me, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 m 
betragen. 


Von den in den 88. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweiſe entbunden werden, wenn der zweckent⸗ 
ſprechende und gemeinnützige Charakter der Baufüh⸗ 
rungen in anderer Weiſe ſichergeſtellt ift. 


8.9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf- 


8. 5. . 
tragt. 


Der jährliche Mietzins für 1 ms bewohnbaren 
Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien 1 fl. 75 kr. ö. W.; 


b) in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
1 fl. 15 kr. ö. W.; 


e) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


Wien, am 9. Februar 1892. 


Fran; Joſeph m. p. 
Taaffe m. p. Steinbach m. p. 


uin DIN 


Jahrgang 1893. 


Reichsgeſetzblatt 


für die 


im Keichsrathe vertretenen Rönigreiche und Länder. 


VIII. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 2]. Februar 1893. 


(Enthält Nummer 22 — 24.) 


22. 
Geſetz vom 11. Februar 1893, 


betreffend die Enteiguung zum Zwecke der 
Regulirung des Aſſanirungsrayons der 
königlichen Hauptſtadt Prag. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichs⸗ 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


I. Zuläſſigkeit der Enteignung und Bezeich⸗ 
nung des Aſſanirungsrayons. 


8.1. 


Zum Zwecke der Regulirung des im $. 2 dieſes 
Geſetzes bezeichneten Aſſanirungsrayons der könig⸗ 
lichen Hauptſtadt Prag nach dem genehmigten Lager⸗ 
plane wird der Stadtgemeinde Prag bezüglich der im 
Aſſanirungsrayon befindlichen Liegenſchaften das 
Enteignungsrecht in dem vollen durch §. 365 des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zugelaſſenen 
Umfange auf die Dauer von zehn Jahren, vom Be⸗ 
ginne der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes angefangen, ein⸗ 
geräumt. 

Die Stadtgemeinde Prag kann das Recht, die 
Enteignung zu begehren, für das ganze Regulirungs⸗ 
unternehmen oder einzelne Theile desſelben mit Zu⸗ 
ſtimmung der k. k. Statthalterei an andere Perſonen 
übertragen. 

Wo dieſes Geſetz den Ausdruck „Unternehmer“ 
gebraucht, iſt darunter die Stadtgemeinde Prag, falls 
aber das Enteignungsrecht an eine andere Perſon 
übertragen wurde, dieſe letztere zu verſtehen. 


8. 2. 
Der Prager Aſſanirungsrayon umfaſst: 


1. Das Gebiet der Joſefſtadt (V. Stadttheil) 
mit den anſtoßenden, unten näher bezeichneten Theilen 
der Altſtadt, dann 


2. einen Theil der Neuſtadt bei Sanct Adalbert. 
Die Grenzen dieſer beiden von einander getrennten 
Aſſanirungsgebiete ſind folgendermaßen feſtgeſetzt: 

Ad 1. Die Grenzlinie des erſteren Gebietes zieht 
ſich im Bereiche der Altſtadt längs der nachſtehenden 
Parcellen (excluſive): Bauparcelle 203, Grund⸗ 
parcelle 177; B. P. 2022, 202/1, G. P. 175; 
B. P. 167, G. P. 200, 14; B. P. 166, 143 bis 
146, 150, G. P. 154; B. P. 8, 1, G. P. 153 (längs 
incluſive der B. P. 1165 bis 1160, 1159/1, 1157/1). 
B. P. 755, 756, G. P. 237; B. P. 757 bis 764, 
G. P. 240; B. P. 910, 911, 9121, 913, .914 
über die G. P. 238, längs der B. P. 945, 946, 943, 
958 bis 962, G. P. 245; B. P. 939 bis 936 
über die G. P. 243, längs der B. P. 973, G. P. 
787 bis zum weſtlichen Pfeiler der Kaiſer Franz 
Joſeph⸗Brücke auf dem rechten Moldauufer; von hier 
auf dem rechten Moldauufer bis zur G. P. 163, 8, 
längs der B. P. 1103/1, G. P. 141; B. P. 81, 
G. P. 8/1; B. P. 80/1, 79, 78, G. P. 8/5; 
B. P. 84, G. P. 163 /2; B. P. 75, G. P. 
1683/7, 163/5, 163/2, 166 bis zur Verlängerung 
der ſüdlichen Front der B. P. 98/2, über die G. P. 
166, längs der B. P. 98/2, dann über die G. P. 
165/1 zum norböftlichen Eck der B. P. 95/2, dann 
(incluſive) längs der B. P. 95/2, (inclufive) B. P. 
95/1, (incluſive) B. P. 97/1, (inc luſive) G. P. 171 
zur B. P. 203. 


Al 2. Die Grenzlinie des zweiten Gebietes 
zieht ſich im Bereiche der Neuſtadt längs der nach⸗ 
ſtehenden Parcellen (excluſive) von der G. P. 832/2 
längs der G. P. 944 bis zur B. P. 360 lincluſive), 
B. P. 335 längs der B. P. 360, 359, G. P. 863, 
B. P. 297, 295, 300, 301, 306, G. P. 64; B. P. 
303, 304, G. P. 65; B. P. 309, 285, 311, (inchu- 
ſive) G. P. 870; dann B. P. 312, ferner G. P. 
67/2, 67/1, dann B. P. 331, 328, G. P. 832/2 in⸗ 
cluſive G. P. 832/38. 


8. 3. 


Sollte ſich bei der Durchführung des Regu⸗ 
lirungsunternehmens die Nothwendigkeit einer Ab⸗ 
weichung von deſſen Darſtellung im Lagerplane oder 
von den im 8. 2 bezeichneten Grenzlinien des Aſſa⸗ 
nirungsrayons an einzelnen Stellen ergeben, ſo er⸗ 


folgt die entſprechende Anderung nach Maßgabe der 
für die Anderung des Lagerplanes in der Bau- 
ordnung für die königliche Hauptſtadt Prag und deren 
Vororte vom 10. April 1886, L. G. Bl. Nr. 40, 
feſtgeſetzten Grundſätze, und haben ſodann die Be⸗ 
ſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes auch in 
Anſehung des derart abgeänderten Regulirungs- 
unternehmens und Aſſanirungsrayons zu gelten. 


II. Gegenſtand und Umfang der Enteignung. 
8.4. 


Das Enteignungsrecht kann nur inſoweit aus⸗ 
geübt werden, als die Ausführung des Unternehmens 
dies nothwendig macht. 


Das Enteignungsrecht umfaſst insbeſondere das 
Recht: 

1. auf Abtretung von Grundſtücken und Ge⸗ 
bäuden; 


2. auf Überlaſſung von Quellen und anderen 
Privatgewäſſern; 


3. auf Einräumung von Servituten und anderen 
dinglichen Rechten an unbeweglichen Sachen, ſowie 
auf Abtretung, Einſchränkung oder Aufhebung der⸗ 
artiger und ſolcher Rechte, deren Ausübung an einen 
beſtimmten Ort gebunden iſt; 


4. auf Duldung von Vorkehrungen, welche die 


Ausübung des Eigenthumsrechtes oder eines anderen 
Rechtes an einem Grundſtücke oder an einem Gebäude 
einſchränken. 


Die Ausübung des Enteignungsrechtes kann 
auch in Beziehung auf das Zugehör eines Gegen⸗ 
ſtandes der Enteignung ſtattfinden. 

Auf hiſtoriſche Denkmäler, die innerhalb des 
Aſſanirungsrayons liegen, iſt bei Durchführung der 
Regulirungsbauten thunlichſt Rückſicht zu nehmen. 


8.5. 


Die Eigenthümer folder Liegenſchaften, welche 
dem durch die Regulirung zu erreichenden Zwecke 
nicht entſprechen, werden auf Verlangen des Stadt- 
rathes in Prag von dem Prager Magiſtrate aufge⸗ 
fordert, binnen einer vom Magiſtrate zu beſtimmen⸗ 
den Friſt die betreffende Liegenſchaft mit dem Regu⸗ 
lirungsprojecte in Einklang zu bringen, beziehungs⸗ 
weiſe ein dem Regultrungsprojecte entſprechendes 
Gebäude darauf aufzuführen, widrigenfalls nach 
Ablauf dieſer Friſt zur Ausübung des Enteignungs⸗ 
rechtes geſchritten würde. Dieſe Friſt darf nicht unter 
zwei Jahre feſtgeſetzt werden, und iſt der Tag, an 
welchem ſie endet, in der Aufforderung anzugeben. 


Dieſe Aufforderung, gegen welche eine Beſchwerde 
nicht zuläſſig iſt, wirkt bei eintretenden Beſitzverän⸗ 
derungen auch gegenüber den Beſitznachfolgern, und 
iſt die aus derſelben für den Grundeigenthümer ſich 
ergebende Verpflichtung im Grundbuche anzumerken. 
Um dieſe Anmerkung hat der Prager Magiſtrat 
gleichzeitig mit dem Erlaſſe der Aufforderung ein- 
zuſchreiten. 


8. 6. 


Wenn der Eigenthümer der an ihn ergangenen 
Aufforderung des Magiſtrates innerhalb der be- 
ſtimmten Friſt nicht Folge leiſtet, ſo kann zur Aus⸗ 
übung des Enteignungsrechtes geſchritten werden. 


III. Gegenſtand und Umfang der Entſchädi⸗ 
gung. 


8.7. 


Der Unternehmer iſt verpflichtet, dem Enteigneten 
für alle durch die Enteignung verurſachten vermögens⸗ 
rechtlichen Nachtheile Entſchädigung zur Bewirkung 
der dem 8. 365 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches entſprechenden Schadloshaltung zu leiſten. 


Als Enteigneter iſt derjenige anzuſehen, welchem 
der Gegenſtand der Enteignung gehört, oder welchem 
an einem Gegenſtande der Enteignung ein mit dem 
Eigenthum eines anderen Gegenſtandes verbundenes 
dingliches Recht zuſteht. 


8.8. 


Bei der Ermittlung der Entſchädigung iſt auch 
auf diejenigen Nachtheile Rückſicht zu nehmen, welche 
Nutzungsberechtigte, Gebrauchsberechtigte, Beſtand⸗ 
nehmer durch die Enteignung erleiden, und deren Ver⸗ 
gütung dem Enteigneten obliegt, ſoferne der als Er⸗ 
ſatz für den Gegenſtand der Enteignung zu leiſtende 
Betrag nicht zur Befriedigung der gegen den Ent⸗ 
eigneten zuſtehenden Entſchädigungsanſprüche zu 
dienen hat. 


8.9. 


Wird nur ein Theil eines Grundbeſitzes ent⸗ 
eignet, ſo iſt bei der Ermittlung der Entſchädigung 
nicht nur auf den Wert des abzutretenden Theiles, 
ſondern auch auf die Verminderung des Wertes, 
welche der zurückbleibende Theil des Grundbeſitzes 
erleidet, Rückſicht zu nehmen. 


Sollte der zurückbleibende Theil des Grund⸗ 
beſitzes nach ſeiner bisherigen Beſtimmung nicht mehr 
zweckmäßig verwendet werden können, fo iſt der Unter⸗ 
nehmer verpflichtet, auf Verlangen des Eigenthümers 
den ganzen Grundbeſitz an ſich zu löſen. 


Bei Gebäuden, welche theilweiſe in Anſpruch 
genommen werden, umfaſst dieſe Verpflichtung ſtets 
das geſammte Gebäude. 


8. 10. 


Bei der Ermittlung der Entſchädigung iſt auf 
diejenigen Verhältniſſe keine Rückſicht zu nehmen, hin⸗ 
ſichtlich deren erhellt, dafs fie in der Abſicht hervor⸗ 
gerufen wurden, um ſie als Grundlage für die Er⸗ 
höhung der Anſprüche auf Entſchädigung zu benützen. 


Der Wert der beſonderen Vorliebe, dann eine 
Werterhöhung, welche der Gegenſtand der Enteignung 
infolge der Ausführung des beabſichtigten Unter⸗ 
nehmens und insbeſondere auch infolge der für die 
Bauten im Aſſanirungsrayon gewährten beſonderen 
Befreiung von Steuern und Umlagen erfährt, bleiben 
außer Betracht. 


8. 11. 


Die Entſchädigung iſt, falls nicht etwas anderes 
vereinbart wurde, in barem Gelde zu leiſten. 


8. 12. 


Inſoweit die Ermittlung eines zu leiſtenden 
Capitalsbetrages nicht vollſtändig erfolgen kann, weil 
der abzuſchätzende Nachtheil ſich nicht im vorhinein 
beſtimmen läſst, iſt jede Partei berechtigt, in angemeſſe⸗ 
nen Zeitabſchnitten von mindeſtens Einem Jahre die 
Feſtſtellung der für die in der Zwiſchenzeit erkennbar 
gewordenen Nachtheile gebürende Entſchädigung zu 
begehren. 

Nach Ablauf von drei Jahren vom Zeitpunkte 
des Vollzuges der Enteignung kann die endgiltige 
Feſtſtellung des zu leiſtenden Capitalsbetrages begehrt 
werden. 


8. 13. 


Der Unternehmer iſt verpflichtet, für alle Ent⸗ 
ſchädigungen, welche er nach dem Vollzuge einer Ent⸗ 
eignung zu leiſten hat (8.12), auf Verlangen des zur 


Forderung der Entſchädigung Berechtigten Sicherheit 
zu leiſten. Von der Gemeinde Prag kann die Beſtel⸗ 
lung einer Sicherheit nicht begehrt werden. Auf An⸗ 
ſuchen einer Partei wird die Art und Höhe der zu 
beſtellenden Sicherheit von dem zur Ermittlung der 
Entſchädigung zuſtändigen Gerichte nach Vernehmung 
beider Parteien beſtimmt. Das Gericht kann vor ſeiner 
Entſcheidung Sachverſtändige vernehmen. 


Die Zulänglichkeit der Sicherheit beurtheilt das 
Gericht nach ſeinem Ermeſſen. 


IV. Enteignungs verfahren. 


A. Feſtſtellung des Gegenſtandes und Um— 
fanges der Enteignung. 


8. 14. 


Das Geſuch um Einleitung des Enteignungs⸗ 
verfahrens iſt bei der k. k. Statthalterei einzubringen. 
Demſelben iſt in doppelter Ausfertigung ein Entwurf 
des beabſichtigten Unternehmens, ferner ein Verzeich⸗ 
nis der zur Ausführung des Unternehmens in An- 
ſpruch genommenen Liegenſchaften und Rechte, ſowie 
ein hierüber nach dem genehmigten Lagerplane ver⸗ 
faſster Situationsplan beizulegen. Das erwähnte Ver⸗ 
zeichnis hat die Cataſtral⸗ und Hausnummern, die 
Nummern der Grundbuchseinlagen, dann die Flächen⸗ 
maße der Parcellen und Parcellentheile, in Bezug auf 
welche eine Enteignung ſtattfinden ſoll, ſowie die 
Namen und Wohnorte der Enteigneten (5. 7, Abſatz 2), 
und wenn letztere in Pflegſchaft ſtehen, auch die 
Namen und Wohnorte ihrer geſetzlichen Vertreter, 
endlich die Namen der Enteigneten unbekannten 
Aufenthaltes, für welche ein Curator zu beſtellen iſt, 
zu enthalten. Außerdem iſt der Nachweis über die 
gemäß 8. 5 an die Enteigneten erlaſſene Aufforderung 
und über deren Erfolg beizubringen. 

Die k. k. Statthalterei hat über das Ent- 
eignungsgeſuch bei dem Landtafel- und Grundbuchs- 
amte des k. k. Landesgerichtes in Prag die nöthigen 
Auskünfte über die einſchlägigen Eigenthums⸗ und 
Rechtsverhältniſſe im kurzen Wege einzuholen und 
ſodann eine Verhandlung anzuordnen. 

Die Enteignung kann von demſelben Unter» 
nehmer rückſichtlich mehrerer Objecte mittels eines 
Geſuches begehrt werden, wofern aus der Cumu⸗ 
lirung nicht eine Verwicklung oder erhebliche Ver⸗ 
zögerung des Verfahrens zu beſorgen iſt. 


8. 15. 


Die zur Verhandlung beſtimmte Commiſſion 
beſteht aus einem Vertreter der k. k. Statthalterei als 
Commiſſionsleiter, einem Vertreter des techniſchen 
Statthaltereidepartements, dann einem Vertreter 
und einem techniſchen Beamten des Prager 
Magiſtrates. 


Zu der Verhandlung find auch Vertreter der 
Stadtgemeinde Prag, dann der Unternehmer und der 
Enteignete, letzterer unter Anſchluſs einer Ausferti⸗ 
gung der im §. 17 gedachten Kundmachung vor⸗ 
zuladen. 


8. 16. 


Vor Beginn der Verhandlung ſind die im 
8. 14 angeführten Pläne und Verzeichniſſe mindeſtens 
durch 14 Tage bei dem Prager Magiſtrate zur all⸗ 
gemeinen Einſicht aufzulegen. 


Jeder Betheiligte kann innerhalb dieſer Friſt 
bei dem Magiſtrate oder bei der commiſſionellen Ver⸗ 
handlung Einwendungen gegen die begehrte Ent⸗ 
eignung mündlich oder ſchriftlich vorbringen. 


Die nach abgeſchloſſener commiſſioneller Ver⸗ 
handlung vorgebrachten Einwendungen ſind nicht zu 
berückſichtigen. 


8. 17. 


Die Auflegung der Pläne und Verzeichniſſe iſt 
durch dreimalige Eiuſchaltung einer Kundmachung 
in das Amtsblatt der „Prager Zeitung“, dann in 
ein in Prag erſcheinendes böhmiſches und ein 
deutſches Journal, ſowie durch Anſchlag der Kund- 
machung auf der Amtstafel des Magiſtrates öffentlich 
zu verlautbaren. 


Dieſe Kundmachung hat die Angabe des Ortes, 
an welchem die Pläne und Verzeichniſſe eingeſehen 
werden können, der Friſt, innerhalb welcher dies 
geſchehen kann und binnen welcher die Betheiligten 
bei dem Prager Magiſtrate Einwendungen gegen die 
begehrte Enteignung mündlich oder ſchriftlich vor⸗ 
bringen können, dann die Angabe des Ortes und 
des Tages, an welchen die commiſſionelle Verhand⸗ 
lung beginnen und an welchen dieſelbe fortgeſetzt 
werden wird, endlich die Aufforderung zu enthalten, 
dafs ſämmtliche Betheiligte, auch diejenigen, welche 
Einwendungen mündlich oder ſchriftlich eingebracht 
haben, bei dieſer Verhandlung zu erſcheinen haben, 
da die nach abgeſchloſſener commiſſioneller Verhand⸗ 
lung abgegebenen Erklärungen unberückſichtigt bleiben. 


8.18. 


Der Commiſſionsleiter hat nach Thunlichkeit 
dahin zu wirken, dass ein Einverſtändnis unter den 
Parteien erzielt werde. 

Wird das Begehren um Enteignung zurück- 
gezogen, oder erklärt derjenige, gegen welchen das 
Enteignungsbegehren gerichtet iſt, ſeine Bereitwillig⸗ 
keit, die begehrte Enteignung zuzugeſtehen, ſo iſt dies 
in dem über die Verhandlung geführten Protokolle 
feſtzuſtellen. 


Die für die Entſcheidung über die begehrte 
Enteignung maßgebenden Verhältniſſe ſind in jedem 
Falle zu ermitteln und die Ergebniſſe der Erhebungen 
unter Angabe der benützten Grundlagen zu Protokoll 
zu bringen. 

In eine Erörterung über die infolge der Ent⸗ 
eignung zu leiſtende Entſchädigung iſt bei dieſen 
Erhebungen nicht einzugehen. 

Nach Abſchluſs der mit größter Beſchleunigung 
durchzuführenden Verhandlung ſind die Acten der 
k. k. Statthalterei vorzulegen. 


8. 19. 


Die k. k. Statthalterei hat nach Prüfung der ihr 
vorgelegten Acten den Gegenſtand und Umfang der 
Enteignung durch Fällung eines oder mehrerer Ent⸗ 
eignungserkenntniſſe feſtzuſtellen. 


8. 20. 


Das Enteignungserkenntnis iſt dem Unternehmer 
und den Enteigneten, beziehungsweiſe denjenigen 
Perſonen, hinſichtlich welcher es amtlich bekannt iſt, 
daſs das zu enteignende Recht auf dieſelben über- 
gegangen iſt, zuzuſtellen. 

Wurde bei der gepflogenen Enteignungsver⸗ 
handlung ein Einverſtändnis erzielt, ſo iſt hierüber 
auf Verlangen der betreffenden Betheiligten ein 
Intimat hinauszugeben, welches in jeder Richtung 
dem rechtskräftigen Enteignungserkenntniſſe gleich⸗ 
kommt. 

Ein Enteignungserkenntnis kann von dem 
Unternehmer, ferner von denjenigen Enteigneten, 
welche rechtzeitig Einwendungen gegen die Ent⸗ 
eignung erhoben haben, auf dem Wege des Recurſes 
inſoweit angefochten werden, als das Erkenntnis dem 
Begehren, welches die den Recurs ergreifende Partei 
geſtellt hatte, nicht ſtattgegeben hat. 

Der Recurs, welcher binnen acht Tagen bei der 
k. k. Statthalterei anzubringen iſt, hat aufſchiebende 
Wirkung. Über den Recurs entſcheidet das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern. 

Die Betretung des Civilrechtsweges über die 
Frage, welcher Gegenſtand und in welchem Umfange 
derſelbe zu enteignen ſei, iſt unzuläſſig. 


8. 21. 


Nach dem Eintritte der Rechtskraft eines Ent- 
eignungserkenntniſſes ſind die Perſonen, gegen welche 
die Enteignung wirkſam iſt, verpflichtet, ſich jeder 
über die Fortſetzung des ordentlichen Wirtſchafts⸗ 
betriebes hinausgehenden Veränderung an dem Gegen- 
ſtande der Enteignung zu enthalten, ſofern nicht etwas 
anderes vereinbart wurde, oder ſoweit es ſich nicht um 
zur Erhaltung des Gegenſtandes der Enteignung 
nothwendige unaufſchiebliche Verfügungen handelt. 


§. 22. 

Wenn der Gegenſtand der Enteignung in einem 
Grundbuche eingetragen iſt, fo hat die k. k. Statt⸗ 
halterei nach dem Eintritte der Rechtskraft eines 
Enteignungserkenntniſſes das Grundbuchsgericht unter 
Mittheilung der zur Identificirung des Grundbuchs⸗ 
objectes erforderlichen Behelfe, welche nöthigenfalls 
dem Unternehmer abzufordern ſind, um die Anmer⸗ 
kung der Enteignung zu erſuchen. 


Das Grundbuchsgericht hat die Anmerkung in 
der betreffenden Grundbuchseinlage zu vollziehen. 


Auf Grund des Intimates über das bei der 
Enteignungsverhandlung getroffene Übereinkommen, 
iſt auf Verlangen des Unternehmers die bezügliche 
Anmerkung im Grundbuche zu bewilligen. 


Dieſe Anmerkung hat die Wirkung, dafs ſich 
niemand, der eine derſelben nachfolgende Eintragung 
erwirkt, auf die Unkenntnis der Enteignung berufen 
kann. 


B. Ermittlung der Entſchädigung. 


8. 23. 


Die infolge einer Enteignung zu leiſtende Ent⸗ 
ſchädigung iſt, ſofern ſie nicht durch ein zuläſſiges 
Übereinkommen zwiſchen dem Unternehmer und dem 
Enteigneten beſtimmt wird, gerichtlich feſtzuſtellen. 


Als zuläſſig iſt ein ſolches Übereinkommen nur 
dann anzuſehen, wenn es an dritten Perſonen fehlt, 
deuen ein Anſpruch auf Befriedigung aus der Ent⸗ 
ſchädigung auf Grund ihrer dinglichen Rechte zuſteht, 
oder wenn dieſe dritten Perſonen ihre Zuſtimmung zu 
dem Übereinkommen in einer öffentlichen oder lega⸗ 
liſirten Urkunde erklärt haben. 


Die Nothwendigkeit der Erklärung dieſer Zu- 
ſtimmung entfällt, wenn es ſich um die theilweiſe Ab⸗ 
tretung eines Grundbuchkörpers handelt, und wenn 
ungeachtet der Abtretung eine Hypothek die dem 
8. 1374 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
entſprechende geſetzliche Sicherheit behält, andere ding⸗ 
liche Rechte aber eine Gefährdung ihrer Sicherheit 
offenbar nicht erleiden können. 


Das Grundbuchsgericht iſt berufen, auf Anſuchen 
einer Partei eine Beſtätigung über den Beſtand der 
erforderten Sicherheit auf Grund der durch eine vor⸗ 
genommene Unterſuchung gewonnenen Überzeugung 
zu ertheilen. 


8. 24. 


Die gerichtliche Feſtſtellung der Entſchädigung 
erfolgt auf Anſuchen des Unternehmers; doch iſt auch 
der Enteignete berechtigt, darum anzuſuchen, wenn der 
Unternehmer dieſes Anſuchen nicht binnen drei Monaten 
nach Rechtskraft des Enteignungserkenntniſſes ſtellt. 


Zur Feſtſtellung der Entſchädigung das 


k. k. Landesgericht in Prag berufen. 


Dem Gefuche um dieſe Feſtſtellung iſt das Ent- 
eignungserkenntnis nebſt den zur Identificirung des 
Gegenſtandes der Enteignung erforderlichen Behelfen 
beizulegen. 


Das Geſuch desſelben Unternehmers kann hin⸗ 
ſichtlich aller in dem Sprengel einer Cataſtralgemeinde 
befindlichen Gegenſtände der Enteignung in einer ein- 
zigen Eingabe geſtellt werden. 


ift 


$. 25. 


Das Gericht hat alle für die Feſtſtellung der 
Entſchädigung maßgebenden Verhältniſſe nach den 
Grundſätzen des Verfahrens außer Streitſachen an 
Ort und Stelle unter Zuziehung von drei Sachver- 
ſtändigen zu erheben. 


Die Sachverſtändigen hat das Gericht aus einer 
von dem k. k. Oberlandesgerichte nach Einvernehmen 
der k. k. Statthalterei für je drei Jahre aufzuſtellenden 
und kundzumachenden Liſte der in Enteignungsfällen im 
Prager Aſſanirungsrayon zuzuziehenden Sachverſtän⸗ 
digen zu wählen und einen davon als Obmann zu 
beſtellen. 


Die Parteien können Einwendungen gegen die 
Eignung der Sachverſtändigen bis zum Beginne der 
Erhebungen vorbringen. Dieſe Einwendungen ſind, 
wenn ſie dem Gerichte glaubwürdig erſcheinen, von 
amtswegen zu berückſichtigen. 


8. 26. 


Die Sachverſtändigen find vom Richter aufzu- 
fordern, nach der Beſichtigung des Gegenſtandes der 
Enteignung ihr Gutachten über die zu leiſtende Ent⸗ 
ſchädigung abzugeben. 


Jeder Sachverſtändige iſt verpflichtet, die that⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen, auf denen ſein Gutachten 
beruht, ſowie die übrigen Grundlagen feiner Wert- 
berechnung anzugeben. 


Insbeſondere haben die Sachverſtändigen in 
den Fällen, in denen nur ein Theil eines Grundbeſitzes 
enteignet wird, die Berechnung des Betrages, welcher 
als Erſatz für die Verminderung des Wertes des 
zurückbleibenden Theiles des Grundbeſitzes zu leiſten 
iſt, abgeſondert anzugeben. 


Erſtreckt ſich die an die Enteigneten zu leiſtende 
Entſchädigung auch auf die Vergütung ſolcher Nach- 
theile, welche dritte Perſonen erleiden, deren Anſprüche 
nicht aus dem für eine enteignete Liegenſchaft zu 
leiſtenden Erſatze zu befriedigen find (§. 8), fo iſt der 
auf die Vergütung dieſer Nachtheile entfallende Be⸗ 
trag insbeſondere anzugeben. 


Wenn hinſichtlich der thatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen ein Streit entſteht, ſo iſt, falls es von einer 
Partei begehrt wird, auf Grundlage jeder der ſtreitig 
gewordenen Annahmen ein beſonderes Gutachten über 
die zu leiſtende Entſchädigung abzugeben. 


8. 27. 


Auf Begehren der Parteien kann die Feſtſtellung 
der Entſchädigung auf ſolche Objecte ausgedehnt 
werden, welche nicht den Gegenſtand eines Enteig⸗ 
nungserkenntniſſes bilden, wenn die Parteien einver⸗ 
ſtanden find, dieſe Objecte der Enteignung zu unter“ 
ziehen. 


8. 28. 


Der Leiter der Erhebungen hat in allen Fällen, 
in denen von Seite des Enteigneten eine Forderung 
geſtellt oder von Seite des Unternehmers ein Aner⸗ 
bieten gemacht wird, dies zu protokolliren; ferner das 
Gutachten der Sachverſtändigen, die thatſächlichen 
Vorausſetzungen und die übrigen Grundlagen, auf 
denen das Gutachten beruht, ſowie die allfälligen 
Erinnerungen und Einwendungen der Betheiligten zu 
Protokoll zu bringen. 


8. 29. 


Wenn der Unternehmer und der Enteignete ſich 
über die zu leiſtende Entſchädigung einigen, ſo iſt dieſe 
Vereinbarung, falls die im §. 23 bezeichneten Voraus- 
ſetzungen eines zuläſſigen Übereinkommens eintreten, 
zu Protokoll zu nehmen. 


Treten die im 8. 23 bezeichneten Vorausſetzungen 
nicht ein, ſo kann die Protokollirung der Vereinbarung 
nur dann ſtattfinden, wenn der vereinbarte Betrag 
nicht hinter demjenigen zurückbleibt, welcher von den 
Sachverſtändigen angegeben wird, oder welcher im 
Falle einer Verſchiedenheit der Gutachten den Durch- 
ſchnitt der angegebenen Beträge bildet. 


Eine mit Beobachtung der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen protokollirte Vereinbarung hat die Wirkung 
eines gerichtlichen Vergleiches. 


8. 30. 


Kommt ein Vergleich nicht zuſtande, ſo hat das 
Gericht, ohne an Beweisregeln gebunden zu ſein, über 
die zu leiſtende Entſchädigung zu entſcheiden und, 
wenn die im . 26, Abſatz4, bezeichnete Vorausſetzung 
eintritt, den auf die Vergütung der Nachtheile dritter 
Perſonen entfallenden Betrag insbeſondere zu 
beſtimmen. 


Dieſe Entſcheidung kann nur mittels des Recurſes 
angefochten werden. 


Die Recursfriſt beträgt 14 Tage. 


Der Recurs iſt in doppelter Ausfertigung zu 
überreichen. 

Eine Ausfertigung iſt dem Gegner des Be⸗ 
ſchwerdeführers zuzuſtellen, welchem es geſtattet iſt, 
ſeine Außerung binnen 14 Tagen zu überreichen. 

Nach dem Einlangen dieſer Äußerung, bezie⸗ 
hungsweiſe nach dem fruchtloſen Ablaufen der für die⸗ 
ſelbe beſtimmten vierzehntägigen Friſt ſind die Acten 
dem Oberlandesgerichte von amtswegen vorzu- 
legen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für 
die Anfechtung der Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichtes. 

Das Betreten des ordentlichen Rechtsweges zur 
Geltendmachung von Anſprüchen, über welche in dem 
durch dieſes Geſetz geregelten Verfahren zum Zwecke 
der Entſchädigung entſchieden wurde, iſt unzuläſſig. 


8. 31. 


Die gerichtlich feſtgeſtellte Entſchädigung iſt vor 
dem Vollzuge der Enteignung zu leiſten, ſoweit nicht 
auf Grund der Beſtimmung des 8. 12 eine nachträg⸗ 
liche Leiſtung ſtattzufinden hat. 


§. 32. 


Die Leiſtung des Entſchädigungsbetrages erfolgt 
auch außer den im §. 1425 des allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuches bezeichneten Fällen durch gericht⸗ 
lichen Erlag, wenn und inſoweit der Entſchäbigungs⸗ 
betrag zur Befriedigung der dritten Perſonen auf 
Grund ihrer dinglichen Rechte zuſtehenden Anſprüche 
zu dienen hat. 

Die Nothwendigkeit des gerichtlichen Erlages 
der Entſchädigung entfällt jedoch dann, wenn in der 
den Vorſchriften des §. 23 entſprechenden Weiſe dar- 
gethan wird, dass die Sicherheit der dieſen dritten 
Perſonen zuſtehenden dinglichen Rechte ungeachtet der 
Enteignung ungefährdet bleibt. 

Die Befriedigung der Anſprüche dieſer dritten 
Perſonen erfolgt nach den Beſtimmungen über die 
Vertheilung des bei einer zwangsweiſen Verſteigerung 
erzielten Kaufpreiſes. Der erfolgte gerichtliche Erlag 
der Entſchädigung iſt, wenn es ſich um den Gegen⸗ 
ſtand eines öffentlichen Buches handelt, von amts⸗ 
wegen bücherlich anzumerken. 

Dieſer Anmerkung kommen die mit der Anmer⸗ 
kung einer vollzogenen zwangsweiſen Verſteigerung 
verbundenen Wirkungen zu. 

Die Entſchädigung iſt in der Regel in barem 
Gelde zu erlegen, dieſelbe kann jedoch im Falle der 
Zuſtimmung des Enteigneten auch in Einlagsbücheln 
der Prager ſtädtiſchen oder der böhmiſchen Spar⸗ 
caſſe oder aber in Einlagsbücheln und verzinslichen 
Anweiſungen der Landesbank des Königreiches 
Böhmen erlegt werden. 


V. Vollzug der Enteignung. 


8. 33. 
Das Enteignungserkenntnis ift vollziehbar: 


a) bei Gebäuden am letzten Tage des auf den Zeit⸗ 
punkt der rechtskräftigen Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigung zweitfolgenden Ausziehtermines; 

b) bei Grundſtücken am fünfzehnten Tage nach dem 
Zeitpunkte der rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Entſchädigung. 

Bei eingetretener Vollſtreckbarkeit des Ent⸗ 
eignungserkenntniſſes iſt der Unternehmer, wenn der⸗ 
ſelbe die Entſchädigung bezahlt oder ordnungsmäßig 
zu Gericht erlegt hat ($. 32), berechtigt, vom Ent⸗ 
eigneten die Überlaſſung der enteigneten Liegenſchaft 
oder des enteigneten Rechtes zu begehren und bei 
dem Grundbuchsgerichte um die Übertragung des 
Eigenthumsrechtes an der enteigneten Liegenſchaft 
und Löſchung der hierauf haftenden Laſten, zu deren 
Deckung der gerichtlich hinterlegte Entſchädigungs⸗ 
betrag zu dienen hat, beziehungsweiſe um die Ein⸗ 
verleibung der durch die Enteignung erlangten Rechte, 
ſowie um Löſchung der in den 88. 5 und 22 
erwähnten Anmerkungen einzuſchreiten. 


Mit der Einverleibung des Eigenthumsrechtes 
ſind zugleich die im Enteignungsverfahren auf der 
enteigneten Liegenſchaft etwa begründeten Dienſtbar⸗ 
keiten einzuverleiben. 


8. 34. 


Der zwangsweiſe Vollzug der durch eine 
rechtskräftige Entſcheidung oder durch eine nach 8. 27 
getroffene Vereinbarung feſtgeſtellten Enteignung ſteht 
dem Prager Magiſtrate zu. 


Dieſer Vollzug iſt auf Anſuchen des Unter⸗ 
nehmers zu bewilligen, wenn das Enteignungserkennt⸗ 
nis im Sinne des $. 33 vollziehbar iſt und der Unter- 
nehmer nachweist, daſs er den ihm hinſichtlich der 
Leiſtung oder der Sicherſtellung der Entſchädigung 
obliegenden und vor der Enteignung zu erfüllenden 
Verbindlichkeiten nachgekommen iſt. 


Der Vollzug der Enteignung wird dadurch nicht 
gehindert, daſs deren Gegenſtand von demjenigen, 
gegen den die Enteignung eingeleitet wurde, an einen 
Dritten übergegangen iſt, oder dafs ſich andere recht⸗ 
liche Veränderungen hinſichtlich dieſes Gegenſtandes 
ergeben haben. 


Über Anſuchen des Unternehmers iſt vom 
Magiſtrate der zwangsweiſe Vollzug der Enteignung, 
ſelbſt wenn die Entſcheidung, welche die Entſchädigung 
feſtſtellt, mittels Recurſes angefochten wurde, dann 
zu bewilligen, wenn der Unternehmer dem Ent- 
ſchädigungsberechtigten mit einem Betrage Sicher⸗ 
heit leiſtet, welcher die vom k. k. Landesgerichte feſt⸗ 


| geitellte Entſchädigungsſumme um zwanzig Procent 
überſteigt. In dieſem Falle find die im $. 33, sub a 
und b feſtgeſetzten Friſten von dem Zeitpunkte an 
zu berechnen, mit welchem die Sicherheit geleiſtet 
worden iſt. 


8. 35. 


Wenn der Unternehmer die durch Vergleich oder 
gerichtliche Entſcheidung feſtgeſtellte Entſchädigung oder 
die gerichtlich beſtimmte Sicherheit nicht in dem im 
8. 33 bezeichneten Zeitpunkte leiſtet, fo kann der Ent⸗ 
eignete den Unternehmer zur Leiſtung der Entſchädigung 
und der geſetzlichen Verzugszinſen, beziehungsweiſe 
zur Leiſtung der Sicherheit auf dem Wege der Exe 
cution nach den Vorſchriften des Verfahrens in Streit⸗ 
ſachen verhalten. 


8. 36. 


Steuern und andere öffentliche Abgaben von 
enteigneten Liegenſchaften hat der Unternehmer von 
dem Tage an zu tragen, an welchem das Enteignungs⸗ 
erkenntnis vollziehbar wird (8. 33), beziehungsweiſe 
im Grunde des letzten Abſatzes des §. 34 zwangs⸗ 
weiſe vollzogen wird. Inſoferne dieſelben von dem 
Enteigneten über dieſen Zeitpunkt hinaus entrichtet 
worden ſind, hat der Unternehmer hiefür dem Ent⸗ 
eigneten Erſatz zu leiſten. 


Streitigkeiten hierüber ſind im ordentlichen Rechts- 
wege auszutragen. 


VI. Vorarbeiten. 


8. 37. 


Die Bewilligung zur Vornahme der Vorarbeiten 
für das Regulirungsunternehmen oder einzelne 
Theile desſelben ertheilt der Magiſtrat in Prag. 


Auf Grund einer ſolchen Bewilligung haben die 
Verwaltungsbehörden den Unternehmer in ſeinen 
Abſichten zu unterſtützen und iſt jeder Eigenthümer 
verpflichtet, die Zuſtimmung dazu zu ertheilen, dafs 
zum Behufe der Vorbereitung des Unternehmens die 
bezüglichen techniſchen Arbeiten auf ſeinem Grund⸗ 
beſitze vorgenommen werden. 


Der Unternehmer hat den Ort, ſowie den Zeit⸗ 
punkt des Beginnes dieſer Vorarbeiten dem Magi⸗ 
ſtrate anzuzeigen, welcher die Eigenthümer hievon 
entweder einzeln oder mittels einer an den betreffen⸗ 
den Häuſern affichirten öffentlichen Kundmachung 
verſtändigt. 

Die durch die Vorarbeiten etwa verurſachten 


Schäden ſind von dem Unternehmer ſofort zu 
erſetzen. 


Die Höhe des zu leiſtenden Erſatzes beſtimmt 
über Anſuchen einer der beiden Parteien unter Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges der Magiſtrat in Prag. 


Gegen die Entſcheidung desſelben iſt ein Recurs 
unzuläſſig. 

Auf Anſuchen der Betheiligten kann der Magi⸗ 
ſtrat anordnen, der Unternehmer habe noch vor der 
Inangriffnahme der Vorarbeiten eine entſprechende 
Sicherheit für allfällige Beſchädigungen zu leiſten. 


VII. Schluſsbeſtimmungen. 


$. 38. 


Die Zuſtellung der Enteignungserkenntniſſe 
erfolgt mit Beobachtung der Vorſchriften, welche für 
die gerichtliche Zuſtellung zu eigenen Handen maß⸗ 
gebend ſind. 


Ergibt ſich im Verfahren vor den Verwaltungs- 
behörden die Nothwendigkeit, dass eine Partei durch 
einen Curator vertreten werde, ſo iſt der Curator auf 
Anſuchen eines Betheiligten oder auf Einſchreiten der 
Verwaltungsbehörde von dem zuſtändigen Gerichte zu 
beſtellen. 


9. 39. 


Die Koſten des Enteignungsverfahrens und der 
gerichtlichen Feſtſtellung der Entſchädigung ſind, ſo⸗ 
weit ſie nicht durch ein ungerechtfertigtes Einſchreiten 
einer Partei hervorgerufen wurden, von dem Unter⸗ 
nehmer zu beſtreiten. 


8. 40. 


Die Erfolglaſſung der infolge der Anordnungen 
dieſes Geſetzes vorgenommenen gerichtlichen Erläge 
iſt von der Entrichtung der Verwahrungsgebür 
befreit. 


§. 41. 


Alle Eingaben, Urkunden, Eigenthumsüber⸗ 
tragungen, ſonſtige Rechtsgeſchäfte, Legaliſirungen 
und amtliche Ausfertigungen aus Anlaſs der Durch⸗ 
führung dieſes Geſetzes, ferner die zwiſchen der 
Gemeinde Prag und dem Unternehmer hinſichtlich der 
Ausführung des Unternehmens oder einzelner Theile 
desſelben (§. 1) abgeſchloſſenen Verträge find von 
den Stempeln und unmittelbaren Gebliren befreit. 


Die vorſtehenden Begünſtigungen finden auf die 
im gerichtlichen Verfahren in Streitſachen ſtattfinden⸗ 
den Verhandlungen keine Anwendung. 

Von den Empfangsbeſtätigungen über die Ent- 


ſchädigungsſumme ift die Gebür nach Scala II 
zu entrichten. 


8. 42. 

In Anſehung jener Liegenſchaften, hinſichtlich 
deren bis zum Ablauf des Zeitraumes von zehn 
Jahren, für welchen der Stadtgemeinde Prag das 
Enteignungsrecht eingeräumt iſt (8. 1), um die Ein- 
leitung des Enteignungsverfahrens ($. 14) nicht an⸗ 
geſucht wird, gilt das Enteignungsrecht der Stadt⸗ 
gemeinde Prag als erloſchen und kann in jenem Zeit⸗ 
punkte die gemäß $. 5 erfolgte grundbücherliche 
Anmerkung auf Anſuchen des Eigenthümers der 
Liegenſchaft zur Löſchung gebracht werden. 

Die Verhandlung und Eutſcheidung über das 
Löſchungsgeſuch hat unter ſinngemäßer Anwendung 
des 8. 45 des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes zu 
erfolgen. 

8. 43. 

Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Meine 
Miniſter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen 
beauftragt. 


Wien, am 11. Februar 1893. 


Franz Joſeph m. p. 
Taaffe m. p. Schönborn m. p. 
Steinbach m. p. 


23. 
Geſetz vom 11. Februar 1893, 


betreffend die Befreiung von Neu⸗ und Um⸗ 
bauten im Aſſanirungsrayon der königlichen 
Hauptſtadt Prag von der Hauszinsſteuer. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


9. 1. 


Für Gebäude, welche infolge der Regulirung der 
nachbezeichneten Stadttheile von Prag ($. 2) zur Be⸗ 
hebung der in denſelben beſtehenden fanitären Übel⸗ 
ſtände auf früher unverbautem Grunde neu hergeſtellt 
werden (Neubauten), ſowie für Gebäude, welche an 
Stelle ſchon beſtandener, jedoch bis an die Erdoberfläche 
niedergeriſſener Gebäude desſelben Rayons neu auf- 
gebaut werden (Umbauten), wird die Dauer der auf 
Grund des Geſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. 
Nr. 39) eintretenden Befreiung von der Hauszins⸗ 
ſteuer auf zwanzig Jahre ausgedehnt. 


8.2. 
Die zu affanirenden Stadttheile umfaſſen: 
1. Das Gebiet der Joſefſtadt (V. Stadttheil) 
mit den anſtoßenden, unten näher bezeichneten Theilen 
der Altſtadt, dann 


2. einen Theil der Neuſtadt bei St. Adalbert. 


Ad 1. Die Grenzlinie des erſteren Gebietes zieht 
ſich im Bereiche der Altſtadt längs der nachſtehenden 
Parcellen (excluſive): Bauparcelle 203, Grundparcelle 
177; Bauparcellen 20/2, 202/1, Grundparcelle 
175; Bauparcelle 167, Grundparcellen 200, 14; 
Bauparcellen 166, 143 bis 146, 150, Grundparcelle 
154; Bauparcellen 8, 1, Grundparcelle 153 (längs 
incluſive der Bauparcelle 1165 bis 1160, 1159/1, 
1157/1); Bauparcellen 755, 756, Grundpareelle 
237; Bauparcellen 757 bis 764, Grundparcelle 240; 
Bauparcellen 910, 911, 912/1, 913, 914 über die 
Grundparcellen 238, längs der Bauparcellen 945, 
946, 943, 958 bis 962, Grundparcelle 245; Bau- 
parcellen 939 bis 936 über die Grundparcelle 243, 
längs der Bauparcelle 973, Grundparcelle 787 bis 
zum weſtlichen Pfeiler der Kaiſer Franz Joſeph⸗ 
Brücke auf dem rechten Moldauufer; von hier auf dem 
rechten Moldauufer bis zur Grundparcelle 163, 8, 
längs der Bauparcelle 1103/1, Grundparcelle 141; 
Bauparcelle 81, Grundparcelle 8/1; Bauparcellen 
80/1, 79, 78, Grundparcelle 8/5; Bauparcelle 84, 
Grundparcelle 163/2; Bauparcelle 75, Grundpar⸗ 
cellen 163 /7, 163/5, 163/2, 166 bis zur Verlänge⸗ 
rung der ſüdlichen Front der Bauparcelle 98/2, über 
die Grundparcelle 166, längs der Bauparcelle 98/2, 
dann über die Grundparcelle 165/1 zum nordöſtlichen 
Eck der Bauparcelle 95/2, dann (incluſive) längs der 
Bauparcelle 95/2, (incluſive) Bauparcelle 95/1, 
(incluſive) Bauparcelle 97/1, (incluſive) Grundpar⸗ 
celle 171 zur Bauparcelle 203. 


Ad 2. Die Grenzlinie des zweiten Gebietes zieht 
ſich im Bereiche der Neuſtadt längs der nachſtehenden 
Parcellen (excluſive) von der Grundparcelle 832/2, 
längs der Grundparcelle 944 bis zur Bauparcelle 
360 (incluſive), Bauparcelle 335 längs der Baupar⸗ 
cellen 360, 359, Grundparcelle 863, Bauparcellen 
297, 295, 300, 301, 306, Grundparcelle 64; 
Bauparcellen 303, 304, Grundparcelle 65; Bau⸗ 
parcellen 309, 285, 311 (incluſive) Grundparcelle 
870; dann Bauparcelle 312, ferner Grundparcelle 
67/2, 67/1, dann Bauparcellen 331, 328, Grund⸗ 
parcelle 83 2/2 incluſive Grundparcelle 83 2/3. 


§. 3. 

Die im §. 1 normirte Befreiung von der Haus⸗ 
zinsſteuer kommt nur ſolchen Neu- und Umbauten zu, 
deren im Bauconſenſe genau zu bezeichnende Area ſich 
zur Gänze innerhalb des in §. 2 umſchriebenen Aſſa⸗ 
nirungsrayons befindet, welche weiters innerhalb zehn 
Jahren, vom Beginne der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
an gerechnet, gänzlich vollendet und benützbar hergeſtellt 
werden und welchen endlich auf Grund eines Landes⸗ 
geſetzes auch der Anſpruch auf die gleich lang dauernde 
Befreiung von der Landes-, Gemeinde- und Schul⸗ 
umlage zukommt. 


8. 4. 

Im Falle, als der im 8. 2 bezeichnete Aſſanirungs⸗ 
rayon im Sinne des . 3 des Geſetzes, betreffend 
die Enteignung zum Zwecke der Regulirung des 
Aſſanirungsrayons der königlichen Hauptſtadt Prag 
eine nachträgliche Anderung erfahren ſollte, iſt der 
Finanzminiſter ermächtigt, die Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes auf den abgeänderten Aſſa⸗ 
nirungsrayon in Anwendung zu bringen. 


9. 5. 


Im übrigen finden die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) 
auch auf die im gegenwärtigen Geſetze bezeichneten 
Bauführungen Anwendung. 


8. 6. 
Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein 
Finanzminiſter beauftragt. 


Wien, am 11. Februar 1893. 


Franz Joſeph m. p. 
Taaffe m. p. Steinbach m. p. 


40. 
Geſetz vom 24. März 1893, 


betreffend eine Änderung des Geſetzes vom 
14. April 1885 (R. G. Bl. Nr. 43), bezie⸗ 
hungsweiſe des §. 1 des Geſetzes vom 27. De⸗ 
zember 1880 (R. G. Bl. Nr. 151), betreffend 
Abänderungen der Erwerb- und Einkommen⸗ 
ſteuergeſetze und Vorſchriften in ihrer An⸗ 
wendung auf Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften und Vorſchuſskaſſen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer Meines Reichs⸗ 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Der 8. 1 des Geſetzes vom 27. Dezember 1880, 
R. G. Bl. Nr. 151, hat in Abänderung der dies⸗ 
bezüglichen Beſtimmungen des Artikel I des Geſetzes 
vom 14. April 1885, R. G. Bl. Nr. 43, zu lauten: 


8. 1. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes haben Au⸗ 
wendung zu finden: 

1. Auf die dem Geſetze vom 9. April 1873, 
R. G. Bl. Nr. 70, gemäß regiſtrirten und die ſonſtigen 
auf dem Prinzipe der Selbſthilfe beruhenden, nicht 
regiſtrirten, ſelbſtändigen Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften (Vorſchuſs⸗ und Kreditvereine, Con- 
jun, Rohſtoff⸗ und Magazinsvereine-, Ban⸗, 
Wohnungs⸗ und Werksgenoſſenſchaften u. d. gl.), 
welche ihren Geſchäftsbetrieb ſtatutenmäßig auf die 
eigenen Mitglieder beſchränken, auch wenn ſie von 
Nichtmitgliedern Darlehen aufnehmen, Waren kaufen, 
oder ihre Kaſſenbeſtände bei zur öffentlichen Rechnungs⸗ 
legung verpflichteten Unternehmungen und Anſtalten 
anlegen, oder wenn Magazinsvereine u. d. gl. die 
von ihren Mitgliedern erzeugten Produkte au Nicht⸗ 
mitglieder abſetzen; 


2. auf die im Grunde beſonderer Landesgeſetze 
aus den Contributions- und den Steuergeldfonden 
entſtandenen Vorſchuſskaſſen; 


3. anf die Gemeindevorſchnſskaſſen. 


Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Jänner 1893 in 
Wirkſamkeit, und findet anf alle Einkommenſteuer⸗ 
vorſchreibungen Anwendung, welche mit dieſem Zeit⸗ 
pnukte noch nicht in Rechtskraft getreten ſind. 


Artikel III. 


Mein Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Wien, am 24. März 1893. 
Franz Joſeph m. p. 


Taaffe m. p. Steinbach m. p. 


3532. 

Geſetz vom 5. April 1893, 
betreffend die Ausdehnung der zeitlichen Be⸗ 
freiung von der Hauszinsſteuer für Umbauten, 
welche im Gebiete der Reichshaupt⸗ und Re⸗ 
ſidenzſtadt Wlen anläſslich von Regulierungen 
und Erweiterungen der Hauptverkehrsſtraßen 

vorgenommen werden. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8.1. 


Für Gebäude im Gebiete der Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien, welche innerhalb jener Straßen- 
regulierungslinien (Baulinien), die hinſichtlich der in 
dem beiliegenden Verzeichniſſe bezeichneten Häuſer 
bereits beſtimmt oder noch zu beſtimmen ſind, an Stelle 
beſtandener, jedoch bis an die Erdoberfläche nieder- 
geriſſener Gebäude neu aufgebaut werden, wird die 
Dauer der auf Grund des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, eintretenden Befreiung von 
der Hauszinsſteuer für jenen Theil des Gebäudes, 
welcher ſich innerhalb 25 Meter von der Straßen⸗ 
regulierungslinie (Baulinie) befindet, auf 18 Jahre 
ausgedehnt. 


8.2. 


Die im §. 1 normierte Ausdehnung der Be- 
freiung von der Hauszinsſteuer kommt nur ſolchen 
Umbauten zu, welche innerhalb zehn Jahren vom 
Beginne der Wirffamfeit dieſes Geſetzes an gerechnet, 
in Angriff genommen und gänzlich vollendet und 
benützbar hergeſtellt werden, und welchen auf Grund 
eines Landesgeſetzes auch der Anſpruch auf die gleich⸗ 
lang dauernde Befreiung von den Landes- und Ge- 
meindezuſchlägen zu der Hauszinsſteuer zuerkannt 
wird. 


8. 3. 


Im übrigen finden die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) 
auch auf die im gegenwärtigen Geſetze bezeichneten 
Bauführungen Anwendung. 


8.4. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 


8. 5 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein 
Finanzminiſter beauftragt. 


Wien, am 5. April 1893. 


Franz Joſeph m. p. 


Taaffe m. p. Steinbach m. p. 


210. 
Geſetz vom 26. Becember 1893, 


betreffend die Herabſetzung der Stempel⸗ 

gebüren für Wohnungsaufkündigungen mit 

einer einen Monat nicht überſchreitenden 

Kündigungsfriſt und für Beſtaudſtreitigkeiten 
auf Grund ſolcher Aufkündigungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


9. 1. 


Gerichtliche Eingaben, womit die Wohnungs⸗ 
miete gekündigt wird, unterliegen, wenn die Kündi⸗ 
gungsfriſt einen Monat nicht überſchreitet, der Stempel⸗ 
gebür von 12 kr. für jedes Exemplar und von jedem 
Bogen. f 

Werden Wohnungsaufkündigungen der im vor⸗ 
ſtehenden Abſatze bezeichneten Art zu Protokoll 
genommen, fo unterliegt das Protokoll einer Stempel- 
gebür von 12 kr. von jedem Bogen; für gerichtliche 
Abſchriften ſolcher Protokolle iſt eine Stempelgebür 
von 25 kr. von jedem Bogen zu entrichten. 


8.2. 

Auf Beſtandſtreitigkeiten gegen die im §. 1 
bezeichneten Kündigungen finden die in den 88. 19 
und 21 des Geſetzes vom 29. Februar 1864 
(R. G. Bl. Nr. 20), hinſichtlich der Stempelpflicht für 
Rechtsſtreite, deren Gegenſtand den Wertbetrag von 
50 fl. nicht überſteigt, feſtgeſetzten Beſtimmungen finn- 
gemäße Anwendung. 


8. 3. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Februar 1894 
in Kraft und iſt mit deſſen Vollzuge Mein Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. a 


Lichtenegg, 26. December 1893. 
Franz Joſeph m. p. 
Windiſch⸗Graetz m. p. Plener m. p. 


88. 
Geſetz vom 23. Juni 1895, 


betreffend Steuerbegünſtigungen für die durch 
das Erdbeben 1895 beſchädigten Gebäude 
im Gebiete der Stadtgemeinde Laibach und 
in den durch das Erdbeben betroffenen Be⸗ 
zirken von Krain und Steiermark. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8.1. 


Die Dauer der auf Grund des Geſetzes vom 
25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) eintretenden Be⸗ 
freiung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer 
wird für die durch das Erdbeben 1895 im Gebiete 
der Stadtgemeinde Laibach und in den durch das 
Erdbeben betroffenen Bezirken von Krain und Steier⸗ 
mark beſchädigten Gebäude auf fünfundzwanzig Jahre 
ausgedehnt, falls binnen fünf Jahren von der Wirk⸗ 
ſamkeit des Geſetzes an: 


a) das beſchädigte Gebäude bis an die Erdober- 
fläche niedergeriſſen und auf der wenngleich in⸗ 
folge des Umbaues abgeänderten leingeſchränkten 
oder erweiterten) Area des beſtandenen Objectes 
neu aufgeführt und benutzbar hergeſtellt wird 
(vollſtändiger Umbau); oder 


b) ganze, zur ſelbſtändigen Benützung geeignete 
Theile des beſchädigten Gebäudes bis zur Erd- 


oberfläche niedergeriſſen oder einzelne Stock— 
werke in ihrem ganzen Umfange abgetragen und 
neu aufgeführt und benutzbar hergeſtellt werden 
(theilweiſer Umbau). 


Wenn das beſchädigte Gebäude zur Gänze 
niedergeriſſen werden muſste, jedoch aus Verkehrs-, 
Sanitäts- oder bautechniſchen Rückſichten der Bau- 
conſens zum Wiederaufbau an derſelben Stelle nicht 
ertheilt wird, ſo kommt dem Beſitzer des beſtandenen 
Objectes gleichfalls der Anſpruch auf die ausgedehnte 
Steuerfreiheit für ein an anderer Stelle, wenngleich 
auf bisher unverbautem Grunde von gleichem Um⸗ 
fange aufgeführtes Gebäude zu; gelangt jedoch hiebei 
eine größere Area als die bisher verbaute zur Ver⸗ 
bauung, ſo tritt dieſe Steuerbefreiung nur rückſichtlich 
des entſprechenden Theiles des Gebäudes ein. 


8.2. 


Für alle im Gebiete der Stadtgemeinde Laibach 
binnen fünf Jahren von der Wirkſamkeit des Geſetzes 
in Angriff genommenen und benützbar hergeſtellten 
Neu⸗ und Umbauten wird, inſoferne denſelben nicht 
auf Grund des $. 1 ganz oder theilweiſe eine weiter⸗ 
gehende Begünſtigung zukommt, die auf Grund des 
Geſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) 
eintretende Steuerfreiheit auf achtzehn Jahre aus⸗ 
gedehnt. 


8. 3. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, allen jenen 
Häuſern in der Stadtgemeinde Laibach und in den 
Bezirken von Krain und Steiermark, an welchen in- 
folge des Erdbebens weſentliche Bauherſtellungen, 
welche nicht unter die Beſtimmung des 8. 1 fallen, 
vorgenommen werden, nach Maßgabe des Umfanges 
dieſer Herſtellungen einen Nachlass von der Hauszins⸗ 
und Hausclaſſenſteuer bis zur Höhe der drei letzten 
Quartalsraten des Jahres 1895, ſowie eine Befreiung 
von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer, beziehungs⸗ 
weiſe die Verlängerung der beſtehenden Steuerfreiheit 
bis zu fünf Jahren zuzugeſtehen. 


8.4. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes, welches mit 
dem Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, iſt 
Mein Finanzminiſter beauftragt. 


Lainz, am 23. Juni 1895. 


Franz Joſeph m. p. 


Kielmansegg m. p. Böhm m. p. 


122. 
Geſetz vom 12. Juli 1896, 


betreffend die Verlängerung der mit den Ge⸗ 
ſetzen vom 30. December 1891, R. G. Bl. 
Nr. 2 ex 1892, und vom 9. Auguſt 1892, 
R. G. Bl. Nr. 139, verfügten zeitweiligen 
Siſtirung der progreſſiven Erhöhung der 
Hauszinsſteuer und der fünfprocentigen 
Reinertragsſteuer von den Gebäuden in der 
Stadt Trieſt und im Territorium von Trieſt. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
verordne Ich, wie folgt: 


F. 1. 

In Abänderung der Geſetze vom 30. December 
1891, R. G. Bl. Nr. 2 ex 1892, und vom 9. Auguſt 
1892, R. G. Bl. Nr. 139, hat die progreſſive Er- 
höhung der Hauszinsſteuer und der fünfprocentigen 


Reinertragsſteuer von den Gebäuden in der Stadt 
Trieſt und im Territorium von Trieſt erſt mit dem 
Jahre 1900 wieder zu beginnen, und iſt demnach die 
Steuer für das Jahr 1900 mit 85 Procent, für das 
Jahr 1901 mit 90 Procent, für das Jahr 1902 mit 
95 Procent, vom Jahre 1903 angefangen aber im 
vollen Betrage der nach dem Geſetze entjallenden 
Steuergebür vorzuſchreiben und einzuheben. 


F. 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Jänner 1897 in 
Wirkſamkeit. 


§. 3. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein 
Finanzminiſter betraut. 


Iſchl, 12. Juli 1896. 


Franz Joſeph m. p. 


Badeni m. p. Bilinski m. p. 


Jahrgang 1897. 


Keichsgeſetzblatt 


für die ö 
im Keichsrathe vertretenen Rönigreiche und Länder. 


XVII. Stück, — Ausgegeben und verſendet am 20. Februar 1897. 
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52. 
Geſetz vom 8. Februar 1897, 


betreffeud die Ausdehnung der zeitlichen Be⸗ 
freiung von der Hauszinsſteuer für Umbauten, 
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Graz 
aus öffentlichen Aſſanirungs⸗ oder Verkehrs⸗ 
rückſichten vorgenommen werden. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8. l 


Für jene Gebäude, welche im Gebiete der Stadt- 
gemeinde Graz aus öffentlichen Aſſanirungs⸗ oder 
Verkehrsrückſichten an Stelle der in dem beiliegenden 
Verzeichniſſe angeführten Gebäude, falls dieſe bis an 
die Erdoberfläche niedergeriſſen werden, innerhalb der 
bereits beſtimmten oder noch zu beſtimmenden 
Straßenregulirungslinie (Baulinie) auf der, wenn⸗ 
gleich durch die Baulinie oder infolge des Umbaues 
abgeänderten (eingeſchränkten oder erweiterten) Area 
des beſtandenen Objectes neu aufgeführt werden, wird 
die Dauer der auf Grund des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, eintretenden Befreiung 
von der Hauszinsſteuer auf 18 Jahre aus- 
gedehnt. 


8. 2. 

Die im 8. 1 normirte Ausdehnung der zeitlichen 
Befreiung von der Hauszinsſteuer kommt nur ſolchen 
Umbauten zu, welche innerhalb von 10 Jahren, vom 
Beginne der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes an gerechnet, 
in Angriff genommen und gänzlich vollendet, bezie- 
hungsweiſe benützbar hergeſtellt werden, und welchen 
durch ein Landesgeſetz auch der Anſpruch auf eine 
gleich lange dauernde Befreiung von den Landes- und 
Gemeindezuſchlägen zur Hauszinsſteuer zuerkannt 
wird. 


5. 3. 

Im übrigen finden die Beſtimmungen des Ge- 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, auch 
auf die im gegenwärtigen Geſetze bezeichneten Bau⸗ 
führungen Anwendung. 


N 8. 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 


8.5. 
Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift Mein 
Finanzminiſter betraut. 


Wien, den 8. Februar 1897. 


Tran; Zoſeph m. p. 
Badeni m. p. Bilinski m. p. 


57. 
Geſetz vom 11. Februar 1897, 


wodurch 8.5 des Geſetzes vom 21. Mai 1873 

(R. G. Bl. Nr. 87) in Betreff der den Erwerbs⸗ 

und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zukommenden 

Begünſtigungen in Anſehung der Stempel⸗ 

und der unmittelbaren Gebüren abgeändert 
wird. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Die Beſtimmungen des $. 5 des Geſetzes vom 
21. Mai 1873 (R. G. Bl. Nr. 87) werden abgeändert 
und hat dieſer Paragraph zu lauten: 

Der 8. 12 des Geſetzes vom 13. December 1862 
(R. G. Bl. Nr. 89) iſt auch auf die Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften anzuwenden. Ebenſo finden 
die Beſtimmungen des §. 7 des Geſetzes vom 29. Fe⸗ 
bruar 1864 (R. G. Bl. Nr. 20) auf die von ſtatuten⸗ 
mäßig zur Übernahme von Geldern in laufende 
Rechnung berechtigten Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften in Ausübung dieſes Rechtes aus- 
geſtellten Rechtsurkunden (Caſſenſcheine u. dgl.) 
Anwendung, ohne Unterſchied, ob die Gelder von 
Genoſſenſchaftern oder von anderen Perſonen eingelegt 
werden. Einlagebüchel, welche über empfangene 
und rückgezahlte Spareinlagen und über ausbezahlte 
und zum Capitale zugeſchlagene Zinſen an die 
Einleger erfolgt werden, unterliegen jedoch keiner 
Gebür. 

Empfangsbeſtätigungen der Erwerbs- und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften und landwirtſchaftlicher Bezirks⸗ 
vorſchuſscaſſen über Zinſen und Abſchlagszahlungen 
und Schuldpoſten, welche in Einſchreibebüchel der 
Schuldner eingetragen werden, ſind gebürenfrei. 


Artikel II. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes, welches am 
1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit tritt, ift der Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. 


Wien, den 11. Februar 1897. 


Franz Joſeph m. p. 
Badeui m. p. Bilinski m. p. 


65. 
Kundmachung des Finanzminiſteriums 
vom 14. April 1898, 


womit im Grunde des 8. 285 des Geſetzes 
vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
eine Anordnung, betreffend die Behandlung 
der der Rentenſteuer nach dem III. Haupt⸗ 
ſtücke des citirten Geſetzes grundſätzlich unter ⸗ 
liegenden, den baheriſchen, im Königreiche 
Bayern wohnhaften Staatsangehörigen aus 
Oſterreich zukommenden Bezüge getroffen 
wird. 


Das k. k. Finanzminiſterium findet unter der 
Vorausſetzung eines reciproken Vorgehens der könig⸗ 
lich baheriſchen Steuerverwaltung im Grunde des 
8. 285 des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. 


Bl. Nr. 220, zu geſtatten, daſs die der Rentenſteuer 
nach dem III. Hauptſtücke des citierten Geſetzes grund⸗ 
ſätzlich unterliegenden, den bayeriſchen, im Königreiche 
Bayern wohnhaften Staatsangehörigen aus den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
zukommenden Bezüge, ſoweit fie dem im $. 133 des 
citirten Geſetzes normirten Steuerabzuge nicht unter⸗ 
liegen, oder inſoferne ſie nicht Forderungen, welche in 
den genannten Königreichen und Ländern grundbücher⸗ 
lich verſichert ſind, entſtammen — von der obgenann⸗ 
ten Rentenſteuer freigelaſſen werden. 


Kaizl m. p. 


Jahrgang 1899. 


Keichsgeſehblatt 


für die 


im Keichsrathe vertretenen Nönigreiche und Pander, 


XXXIX. Sfück. — Ausgegeben und verſendet am 3. Junf 1899. 


Inhalt: ( 97—98.) 97. Kundmachung, betreffend die Einbeziehung des königlich ungariſchen Hauptzollamtes in 
Fiume unter die im Anhange zu der Verordnung vom 15. Juli 1882 bezeichneten Zoll- (Eingangs-) Amter und 
Aufhebung der dem königlich ungariſchen Hafen- und Seeſanitäts⸗Capitanate in Fiume zukommenden Befugnis zur 
Pflanzenabfertigung. — 98. Verordnung, betreffend die Beſtellung von Genoſſenſchafts⸗Inſtructoren. 


9 7. 


98. 
Verordnung des Handelsminiſters im 
Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern vom 31. Mai 1899, 


betreffend die Beſtellung von Genoſſenſchafts⸗ 
Juſtructoren. 


Auf Grund der Beſtimmungen der 88. 114 und 
127 der Gewerbeordnung (Geſetz vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39, und Geſetz vom 23. Februar 
1897, N. G. Bl. Nr. 63) wird verordnet, wie folgt: 


8. 1. 


Zum Zwecke der wirkſamen Förderung und 
weiteren Entwicklung des gewerblichen Genoſſeuſchafts⸗ 
weſens werden, als beſondere Organe des Handels- 
miniſteriums, Genoſſenſchafts⸗Juſtructoren beſtellt. 


8.2. 


Die Genoſſenſchafts ⸗Inſtructoren haben die 
Aufgabe: 

1. Die Genoſſenſchaften behufs Erreichung der 
ihnen durch die Gewerbeordnung zugewieſenen Zwecke 
Ti am unterſtützen, 

insbeſondere die Schaffung und den Ausbau 
genoſſenſchaftlicher Einrichtungen für die wirtſchaft⸗ 
lichen, humanitären und Bildungsintereſſen der Genoj- 
ſenſchaftsmitglieder und Angehörigen zu fördern, 


Kıng a) zukommende diesfällige Befugnis aufgehoben. 
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Kaizl m. p. 


und auf die zweckentſprechende Organiſirung der 
Genoſſenſchaften, ihrer Nebeninſtitutionen und Ver- 
bände hinzuwirken; 

2. die Gewerbebehörden bei der Beaufſichtigung 
der Genoſſenſchaften und bei wichtigeren organiſa⸗ 
toriſchen Angelegenheiten derſelben zu unterſtützen; 

3. über ihre Thätigkeit und ihre Wahrnehmungen 
dem Handelsminiſterium zu berichten und die von 
demſelben angeordneten, das Geno ſenſchaftsweſen 
betreffenden Erhebungen durchzuführen, beziehungs⸗ 
weiſe an denſelben mitzuwirken. 


Die Genoſſenſchafts⸗Inſtructoren haben behufs 


Erfüllung ihrer Obliegenheiten in unmittelbaren 
Verkehr zu den Genoſſenſchaften und Genoſſenſchafts⸗ 
verbänden zu treten und ſind berechtigt, an den Ver⸗ 
handlungen der als gewerbliche Beiräthe der poli- 
tiſchen Bezirksbehörden fungirenden Ausſchüſſe von 
Genoſſenſchaftsverbänden mit berathender Stimme 
theilzunehmen. 


§. 4. 


Die Genoſſenſchaften und Genoſſenſchafts⸗ 
verbände find verpflichtet, den Genoſſenſchafts⸗In⸗ 


ſtructoren die gewünſchten Auskünfte zu ertheilen 
und denſelben die Einſichtnahme in die von ihnen 
geführten, der Aufficht der Gewerbebehörde unter- 
liegenden Verzeichniſſe, Bücher u. dgl. zu gewähren. 


8.5. 


Die Ernennung der Genoſſenſchafts-Inſtructoren, 
die Beſtimmung ihres territorialen Wirkungskreiſes 
und ihres Amtsſitzes erfolgt durch den Handelsminiſter 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern. 
Mit den Functionen der Genoſſenſchafts⸗Inſtructoren 
können entweder Beamte des politiſchen Dienſtes oder 
andere hiezu beſonders beſtellte, entſprechend quali- 
ficirte Perſonen betraut werden. 

Die Genoſſenſchafts-Inſtructoren unterſtehen dem 
Handelsminiſter. 


F. 6. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 


Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Thun m. p. Di Pauli m. p. 


117. 
Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 28. Juni 1899, 


womit in Vollziehung des Artikels IX, Z. 3 

des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. 

Bl. Nr. 220, die Höhe des Steuernachlaſſes 

an der für das Jahr 1899 vorgeſchriebenen 

Grund- und Gebäudeſteuer, dann die Ermüßi⸗ 

gung der Erwerbſteuer⸗Hauptſumme feſt⸗ 
geſetzt wird. 


In Ausführung der Artikel IV bis IX des 
Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
betreffend die directen Perſonalſteuern, wird für das 
Jahr 1899 der Nachlass an der Grundſteuer mit 
zwölf einhalb Procent und an der Gebäudeſteuer, 
mit Ausnahme der fünfprocentigen Steuer vom Ertrage 
ſteuerfreier Gebäude, mit elf zweizehntel Procent 
feſtgeſetzt. 

Die individuelle Auftheilung des Steuernachlaſſes 
für das Jahr 1899 erfolgt nach den Beſtimmungen 
der Finanzminiſterialverordnung vom 15. December 
1897, R. G. Bl. Nr. 29 7. 


Die im 8. 11 des Geſetzes vom 25. October 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, für die erſte Veranlagungsperiode mit 
17,732.000 fl. feſtgeſetzte Erwerbſteuer⸗Hauptſumme 
wird gemäß der Beſtimmung des Artikels IX, Z. 3, 
lit. a) des vorcitirten Geſetzes auf 17,457.440 fl. 
ermäßigt. Hienach beziffert ſich der Nachlaſs an der 
allgemeinen Erwerbſteuer mit 23°7 Procent jenes 
Betrages, welchen die dieſer Steuer unterworfenen 
Erwerbsgattungen nach den früheren Steuergeſetzen 
für 1898 vorausſichtlich zu entrichten gehabt hätten. 


Die Vertheilung der den erhöhten Nachlass der 
allgemeinen Erwerbſteuer darſtellenden Ermäßigung der 
Erwerbſteuer⸗Hauptſumme erfolgt durch proportionelle 
Verminderung der Geſellſchaftscontingente aller 
Steuerclaſſen. Die hieraus hervorgehenden Eontin- 
gentsüberſchreitungen find bei der nächſtjährigen Re- 
partition der allgemeinen Erwerbſteuer auszugleichen. 


Kaizl m. p. 


Hinein 


167. 


Kaiſerliche Verordnung vom 
21. Auguſt 1899, 


betreffend die Ausdehnung der zeitlichen 

Befreiung von der Hauszinsſteuer für die 

Neubauten auf den ärariſchen Gründen der 

Kaiſer Franz Joſefs⸗Kaſerne in Wien und 

auf einigen der Gemeinde Wien gehörigen 

Parcellen im III. und IV. Gemeindebezirke 
von Wien. 


Auf Grund des 8. 14 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 


8. 1. 


Für jene Gebäude, welche anlässlich der Ver⸗ 
äußerung der Kaiſer Franz Joſefs⸗Kaſerne in Wien 
und der hiezu gehörigen ärariſchen Grundflächen auf 
der Bauarea der Kaſerne oder auf bisher unverbauten 
Theilen der bezeichneten Flächen innerhalb der neuen 
Straßenregulirungslinien neu aufgeführt werden, 
wird die Dauer der auf Grund des Geſetzes vom 
25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) eintretenden 
Befreiung von der Hauszinsſteuer auf dreißig Jahre 
ausgedehnt, wenn die genannten Gebäude binnen zehn 
Jahren nach erfolgter Ausbietung jener Gründe plan⸗ 
mäßig vollendet und benützbar gemacht werden, und 
auf fünfundzwanzig Jahre, wenn die planmäßige 
Vollendung und Benützbarmachung binnen zwanzig 
Jahren nach erfolgter Ausbietung eintritt. 


8.2. 


Die im $. 1 normirte Ausdehnung der Be⸗ 
freiung von der Hauszinsſteuer kommt den bezeichneten 
Neubauten nur dann zu, wenn denſelben durch ein 
Landesgeſetz auch der Anſpruch auf eine gleich lange 
dauernde Befreiung von den Landeszuſchlägen und 
auf eine zehnjährige Befreiung von den Gemeindezu⸗ 
ſchlägen zur Hauszinsſteuer eingeräumt wird. 


8. 3. 


Für den Fall des Zuſtandekommens des im 8. 2 
bezeichneten Landesgeſetzes wird die im §. 1 normirte 
Ausdehnung der Befreiung von der Hauszinsſteuer 
auch den Neubauten auf den der Gemeinde Wien ge- 
hörigen Parcellen Nr. 2998/3 im III. Bezirke, 
ferner Nr. 661/1, 661/2, 662, 1545, 1546/1, 
1546/2, 1546/3, 1546/4, 1546/5, 1546/6, 1592, 
1594/1, 1594/2, 1595, 1703/1, 1703/2 und 
1703/3 im IV. Bezirke Wiens unter der Bedingung 
zugeſtanden, daſs durch ein Landesgeſetz auch den 


Neubauten auf den eben genannten Gemeindegründen 
der Anſpruch auf eine dreißig⸗, beziehungsweiſe fünf⸗ 
undzwanzigjährige Befreiung von den Landeszuſchlägen 
und auf eine zehnjährige Befreiung von den Gemeinde- 
zuſchlägen zur Hauszinsſteuer eingeräumt wird. 


8.4. 


Im übrigen finden die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) auch 
auf die in der gegenwärtigen Verordnung bezeichneten 
Bauführungen Anwendung. 

8.5. 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 

Kundmachung in Wirkſamkeit. 


8.6. 


Mit dem Vollzuge dieſer Verordnung iſt Mein 
Finanzminiſter beauftragt. 


Iſchl, 21. Auguſt 1899. 


Fran; Joſeph m. p. 


Thun m. p. Welſersheimb m. p. 
Wittek m. p. Ruber m. p. 
Bylandt m. p. Kaſt m. p. 

Kaizl w. p. Jedrzejowiez m. p. 


Di Pauli m. p. 


100. 


Kaiſerliche Perordnung vom 24. Juni 
1900, 


betreffend die Verlängerung der durch das 
Geſetz vom 23. Juni 1895, R. G. Bl. Nr. 88, 
gewährten Steuerbegünſtigungen für die 
durch das Erdbeben 1895 beſchädigten Ge⸗ 
bäude im Gebiete der Stadtgemeinde Laibach 
und in den durch das Erdbeben betroffenen 
Bezirken von Krain und Steiermark. 


Auf Grund des 8. 14 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 


8.1. 


»Die im Geſetze vom 23. Juni 1895, R. G. Bl. 
Nr. 88, feſtgeſetzte Friſt von fünf Jahren, binnen 
welcher die in dieſem Geſetze erwähnten Um- und 
Neubauten (88. 1 und 2) behufs Erlangung der 
daſelbſt gewährten Steuerbegünſtigungen vollendet und 
benützbar hergeſtellt werden müſſen, wird auf weitere 
fünf Jahre, das iſt bis incluſive 2. Juli 1905 ver⸗ 
längert. 


8. 2. 


Mit dem Vollzuge dieſer Verordnung, welche am 
3. Juli 1900 in Kraft tritt, iſt Mein Finanzminiſter 
betraut. 


Wien, am 24. Juni 1900. 


Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Welſersheimb m. p. 
Wittek m. p. Böhm m. p. 

Spens m. p. Hartel m. p. 

Rezek m. p. Call m. p. 


Giovanelli m. p. Pietak m. p. 


101. 


Raiſerliche Derordnung vom 25. Juni 
1900, 


betreffend Gebürenbegünſtigungen für die 
durch Bergabrutſchungen betroffene Gemeinde 
Klappai. 


Auf Grund des 8. 14 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 


8.1, 


Alle Eingaben, Urkunden, Eigenthumsübertra⸗ 
gungen und ſonſtigen Rechtsgeſchäfte, bücherlichen 
Eintragungen und Amtlichen Ausfertigungen aus 
Anlaſs der Wiederherſtellung jener Baulichkeiten in 
der Dorfgemeinde Klappai, welche durch die Berg- 
abrutſchung im Jahre 1898 oder durch Wiederholun⸗ 
gen dieſes Bergrutſches in der Folge zerſtört wurden, 
beziehungsweiſe werden zerſtört werden, und aus 
Anlass der grundbücherlichen Übertragung der an den 
betroffenen Liegenſchaften beſtehenden dinglichen Rechte 
auf die zum Erſatze beſtimmten Grundſtücke ſind von 
den Stempeln und unmittelbaren Gebüren befreit. 

Die vorſtebenden Begünſtigungen finden auf die 
im gerichtlichen Verfahren in Streitſachen ftattjinden- 
den Verhandlungen keine Anwendung. 


8.2. 


Mit dem Vollzuge dieſer Verordnung, welche mit 
dem Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, iſt 
Mein Finanzminiſter beauftragt. 6 


Wien, am 25. Juni 1900. 


Fran; Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Welſersheimb m. p. 


Wittek m. p. Böhm m. p. 
Spens m. p. Hartel m. p. 
Rezek m. p. Call m. p. 

Giovanelli m. p. Pigtak m. p. 


Jahrgang 1902. 


Reichs 


geſetzblatt 


für die 


im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Pänder. 


XL. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 10. Mai 1902. 


Inhalt: 2 91. Geſetz, betreffend die Errichtung von Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte. 


91. 
Geſetz vom 27. April 1902, 


betreffend die Errichtung von Bernfsgenoſſen⸗ 
ſchaften der Landwirte. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Geuoſſenſchaftsſprengel. 


8. 1. 


Nach Maßgabe dieſes Geſetzes und der auf 
Grund desſelben zu erlaſſenden Landesgeſetze wird in 
der Regel in jedem Gerichtsbezirke eine Berufs⸗ 
genoſſenſchaft der Landwirte für dieſen Bezirk und in 
jedem Lande eine ſolche für den Bereich des Landes 
errichtet. Dieſe Genoſſenſchaften führen die Bezeich⸗ 
nung Bezirks- und Landesgenoſſenſchaften der Land- 
wirte. 

Die Landesgeſetzgebung kann jedoch anordnen, 
dass die Genoſſenſchaftsbildung ausnahmsweiſe nur 
iu einzelnen Landestheilen und nur für dieſe ſtatt⸗ 
zufinden habe, und überdies Beſtimmungen treffen, 
nach welchen in dem betreffenden Lande oder in ein⸗ 
zelnen Theilen dieſes Laudes 

a) auch Gemeindegenoſſenſchaften der Landwirte 
für den Bereich einer oder mehrerer Orts- 
gemeinden (Pfarrſprengeh, 

b) für einen Gerichtsbezirk mehr als eine Bezirks⸗ 
genoſſenſchaft der Landwirte, 

c) für zwei oder mehrere Gerichtsbezirke nur eine 

Bezirksgenoſſenſchaft der Landwirte, 

d) mehrere Landesgenoſſenſchaften der Landwirte 
oder 


* 
e) Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte für ein- 
zelne Gruppen von Landwirten (8. 3, Alinea 4) 
errichtet werden. 

Auch bleibt der Landesgeſetzgebuug vorbehalten, 
Beſtimmungen über die Trennung oder Zuſammen⸗ 
legung der Sprengel bereits errichteter Berufs⸗ 
genoſſenſchaften feſtzuſetzen. 


Zweck. 


9. 2. 


Der Zweck dieſer Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte beſteht in der Verbeſſerung der ſittlichen 
und materiellen Verhältniſſe der Landwirte durch 
Pflege des Gemeingeiſtes, gegenſeitige Belehrung und 
Unterſtützung, Erhaltung und Hebung des Standes- 
bewuſstſeins, durch Vertretung der berufsſtändiſchen 
Intereſſen der Genoſſen, ſowie durch Förderung der 
wirtſchaftlichen Intereſſen derſelben. 


Mitglieder. 
8. 3. 

Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaften der Land⸗ 
wirte ſind in der Regel alle Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer land- oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Liegenſchaften, die weder ausſchließlich 
Annehmlichkeitszwecken gewidmet noch im Eiſenbahn⸗ 
buche eingetragen ſind. Jeder Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer gehört jener Berufs⸗ 
(Bezirks⸗, Gemeinde⸗) Genoſſenſchaft der Landwirte 
als Mitglied an, in deren Sprengel die in ſeinem 
Eigenthum, Nutzungseigenthum oder Fruchtgenuſſe 
befindlichen land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Liegen⸗ 
ſchaften gelegen ſind. 


Eigenthümer, Nutzungseigenthümer und Frucht- 
nießer von Liegenſchaften, welche in mehreren Ge— 
noſſenſchaftsſprengeln gelegen ſind, ſind Mitglieder 
einer jeden für die betreffenden Sprengel gebildeten 
Berufs- (Bezirks⸗, Gemeinde-) Genoſſenſchaft der 
Landwirte. 

Die näheren Beſtimmungen, welche Grundſtücke 
als land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Liegenſchaften im 
Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen ſeien und ob eine 
Liegenſchaft, un für den Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer die Mitgliedſchaft an 
der Berufsgenoſſenſchaft zu begründen, ein gewiſſes 
Mindeſtmaß der Fläche oder des Ertrages erreichen 
muf3, bleiben der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 

Die Landesgeſetzgebung kann beſtimmen, dafs 
die Eigenthümer, Nutzungseigenthümer und Frucht⸗ 
nießer von Gutscomplexen, die ein gewiſſes Maximal⸗ 
ausmaß der Fläche oder des Ertrages überſchreiten, 
beſondere Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte bilden 
(8. 1, Alinea 2, lit. e). 


8.4. 


Im Zweifel über die dem Eigenthümer, 
Nutzungseigenthümer und Fruchtnießer einer Liegen⸗ 
ſchaft in Gemäßheit des §. 3 zukommende Mitglied⸗ 
ſchaft entſcheidet die politiſche Bezirks⸗ und in letzter 
Inſtanz die politiſche Landesbehörde. 

Die Landesgeſetzgebung kann darüber Beſtim⸗ 
mungen treffen, ob vor dieſen Entſcheidungen die 
autonomen Behörden einzuvernehmen ſind. 


§. 5. 

Mitglieder der Landesgenoſſenſchaft der Land⸗ 
wirte ſind die ſämmtlichen Mitglieder der im Lande 
beſtehenden Bezirks⸗ (Gemeinde-) Genoſſenſchaften, 
ferner alle Mitglieder der allenfalls durch die Landes- 
geſetzgebung im Sinne des §. 1, Alinea 2, lit. e, 
gebildeten beſonderen Berufsgenoſſenſchaften. 

Werden in einem Lande mehrere Landesgenoſſen⸗ 
ſchaften errichtet, ſo hat die Landesgeſetzgebung zu 
beſtimmen, welcher Landesgenoſſenſchaft die einzelnen 
Bezirksgenoſſenſchaften und die allenfalls errichteten 
beſonderen Berufsgenoſſenſchaften angehören. 


8. 6. 


Die Mitglieder der Berufsgenoſſeuſchaften der 
Landwirte ſind berechtigt, ihre genoſſenſchaftlichen 
Rechte und Pflichten, mit Ausnahme der ſtets dem 
Eigenthümer verbleibenden Verpflichtung zu den 
nach dieſem Geſetze an die Genoſſenſchaft zu leiſtenden 
Zahlungen, den Pächtern oder den gemäß §. 1103 
a. b. G. B. Nutzungsberechtigten zu übertragen. 

Die Landesgeſetzgebung kann Beſtimmungen 
treffen, nach welchen dieſer Übergang der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Rechte und Pflichten auf die im Alinea 1 
bezeichneten Perſonen von rechtswegen ſtattfindet. 


Die Landesgeſetzgebung kann auch beſtimmen, 
daſs die im Contadinen⸗ und Colonenverhältniſſe 
ſtehenden Perſonen als Mitglieder der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften zu betrachten ſind. 


8. 7. 


Die genoſſenſchaftlichen Rechte und Pflichten 
werden für pflegebefohlene Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer von dem geſetzlichen 
Vertreter, für juriſtiſche Perſonen von einem zu 
beſtellenden Bevollmächtigten, für mehrere Miteigen⸗ 
thümer, Nutzungseigenthümer und Fruchtnießer von 
Be aus ihrer Mitte zu wählenden Vertreter aus- 
geübt. 


9. 8. 


Von der in Gemäßheit der 88. 6 und 7 ftatt- 
findenden Vertretung, ſowie von jeder Anderung 
dieſes Verhältniſſes iſt der Genoſſenſchaft die Anzeige 
zu erſtatten. 


Genoſſenſchaftsorgane. 


8. 9. 


Die Geſchäfte der Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte werden von den Genoſſenſchaftsorganen 
beſorgt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammen⸗ 
ſetzung, die Wahl und die Functionen der Genoffen- 
ſchaftsorgane, dann über das active und paſſive 
Wahlrecht der Genoſſenſchafter und deren Stimmrecht 
in den Genoſſenſchaftsverſammlungen bleiben der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten. 


Die Landesgeſetzgebung kann anordnen, daſs 

a) in den einzelnen Ortsgemeinden (Pfarrſpren⸗ 
geln) des Landes, inſoweit daſelbſt die Er⸗ 
richtung von Gemeindegenoſſenſchaf ten (§. 1, 
Alinea 2, lit. a) nicht vorgeſehen iſt, Ver⸗ 
trauensmänner als örtliche Organe der Bezirks⸗ 
genoſſenſchaften aufgeſtellt werden; 

b) den im Lande beſtehenden landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften, Verbänden oder Vereinen und 
dann ſolchen Corporationen, welche ſich mit 
der Förderung land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Induſtrien befaſſen, ein Vertretungsrecht in 
den Genoſſenſchaften, beziehungsweiſe deren 
Ausſchüſſen eingeräumt wird; 

c) Beſitzern von außerhalb des Gemeindeverbandes 
ſtehenden Gutsgebieten das Wahlrecht für 
die Gemeindegenoſſenſchaftsausſchüſſe zuerkannt 
wird; 

d) als Mitglieder der Genoſſenſchaftsausſchüſſe auch 
Perſonen aufgenommen werden können, welche 
ſich als landwirtſchaftliche Beamte oder Guts⸗ 
verwalter, als Vorſtandsmitglieder oder Beamte 


von land- oder forſtwirtſchaftlichen Vereinen, 
Genoſſenſchaften und ähnlichen Corporationen, 
als Directoren, Lehrer u. ſ.w. von land⸗ oder forſt⸗ 
wirtfchaftlichen Unterrichtsanſtalten, als Thier- 
ärzte oder in ſonſtiger Weiſe beſondere Ver⸗ 
dienſte um die Förderung der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft erworben haben; es müſſen jedoch 
mindeſtens drei Viertel der Mitglieder des 
Genoſſenſchaftsausſchuſſes, ſowie der Obmann 
und deſſen Stellvertreter 2905 Mit⸗ 
glieder der Genoſſenſchaft ſein. 


Conſtituirung und Statuten. 
8.10. 


Die Beſtimmungen über die Conſtituirung der 
Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte, ſowie über die 
Aufſtellung und den Inhalt der Genoſſenſchaftsſtatuten 
bleiben der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 

Die Statuten, welche die politiſche Landes⸗ 
behörde nach Einvernehmung des Landesausſchuſſes 
zu genehmigen hat, haben insbeſondere Vorſchriften 
zu enthalten über: 


a) die Rechte und Pflichten der Genoſſenſchafter; 

b) die Organe der Genoſſenſchaften und deren Be⸗ 
fugniſſe; 

e) die Genoſſenſchaftsverſammlungen; 

d) den Sitz der Genoſſenſchaft; 

e) die Erforderniſſe für giltige Beſchluſsfaſſungen; 

f) die Aufſtellung der Genoſſenſchaftscataſter; 

g) die Beſtellung und Entlaſſung von Genoſſen⸗ 
ſchaftsbeamten; 

h) die Gründe, aus welchen eine Wahl abgelehnt 
werden kann, und die Folgen einer ungerecht- 
fertigten Ablehnung; 

i) die Form der Bekanntmachungen der Genoſſen⸗ 
ſchaft; 

k) die Geſchäfts ordnung; 

J) das Rechnungsweſen. 


Wirkungskreis. 


§. 11. 


Der Wirkungskreis der Berufsgenoſſenſchaften 
der Landwirte iſt durch den im 8. 2 feſtgeſetzten Zweck 
derſelben begrenzt. 


Grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt die Betheiligung 
der Berufsgenoſſenſchaften an Erwerbsunterneh⸗ 
mungen was immer für einer Art, ſomit namentlich 
die Betheiligung an Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften oder Darlehenscaſſen durch Leiſtung von 
Beiträgen oder Übernahme von Antheilſcheinen oder 
Haftungsverpflichtungen. 


Jusbeſondere kommen dieſen Genoſſenſchaften 
gemäß den durch die Landesgeſetzgebung und durch 
das Statut feſtzuſtellenden Beſtimmungen folgende 
Aufgaben zu: 

a) die Vermittlung des Ankaufes der von den 
Genoſſenſchaftern in ihrem Betriebe benöthigten 
landwirtſchaftlichen Bedarfsartikel; 

b) die Vermittlung des Verkaufes der landwirt- 
ſchaftlichen Producte der Genoſſenſchafter, ins⸗ 
beſondere auch zur „Verforgung des Heeres⸗ 
bedarfes; 

c) die Anregung zur Bildung und Förderung, 
ſowie die Beaufſichtigung von Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zur Errichtung von 
Magazinen und Speichern für die Lagerung und 
den gemeinſamen Verkauf landwirtſchaftlicher 
Producte, dann zur Errichtung von Kellereien, 
Sennereien, Schlachthäuſern, Backhäuſern und 
anderen für die gemeinſame Verarbeitung und 
Verwertung landwirtſchaftlicher Producte be⸗ 
ſtimmten Unternehmungen; 


d) die Anregung zur Bildung und Förderung von 
Genoſſenſchaften und ſonſtigen Vereinigungen, 
welche ſich die Pflege der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder die ſonſtige Hebung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der Land⸗ oder Forſtwirte zur Auf⸗ 
gabe ſtellen; 


e) die Anregung zur Bildung neuer und die 
Förderung oder Vereinigung beſtehender Dar⸗ 
lehenscaſſen, insbeſondere von Raiffeiſencaſſen 
behufs Pflege des Perſonal⸗ und Lombard⸗ 
credites; 


f) die Vermittlung zwiſchen den Genoſſenſchaftern 
und den Landes⸗Hypothekenbanken bei Aufnahme 
unkündbarer, dem Amortiſationszwange unter⸗ 
worfener Hypothekardarlehen; 


&) die Vermittlung der Convertirung hochverzins⸗ 
licher in minderverzinsliche, kündbarer in un⸗ 
kündbare, dem Amortiſationszwange unter⸗ 
worfener Hypothekarſchulden; 

u) die Mitwirkung bei der Organiſation, Verwal⸗ 
tung und den Preisnotirungen der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Börſen und Märkte, ſowie die 
Heranziehung von Mitgliedern der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften zu den Schiedsgerichten der 
Productenbörſen im Rahmen der jeweilig über 
die Börſeorganiſation beſtehenden Normen; 

i) die Mitwirkung bei der Durchführung der 
Lebens⸗, der Kranken⸗, Unfall-, Juvaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung der in der Land- und 
Forſtwirtſchaft beſchäftigten Perſonen, ſowie die 
Mitwirkung bei der Durchführung der Feuer⸗, 
Hagel- und Viehverſicherung, endlich die Mit⸗ 
wirkung bei der Durchführung landescultureller 
Geſetze, inſoweit die Berufsgenoſſenſchaft zu 


dieſen Aufgaben durch beſondere Beſtimmungen 

herangezogen wird; 

k) die Förderung des landwirtſchaftlichen Unter⸗ 
richtsweſens, ſowie die Veranſtaltung von Vor⸗ 
trägen und Verſammlungen zur Hebung der 
landwirtſchaftlichen Kenntniſſe; 

J die Beſorgung der landwirtſchaftlichen Statiſtik; 

m) die Arbeitsnachweiſung und Vermittlung, ſowie 
die Regelung der Verträge mit landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeitern durch Hinausgabe von Contract⸗ 
formularien u. ſ. w.; 

n) die Fürſorge für die Durchführung der Samen- 
controle und den Verkehr der Genoſſenſchafter 
mit landwirtſchaftlichen Verſuchsſtationen; 

o) die Vermittlung des Rechtsbeiſtandes für die 
Genoſſenſchafter; 

p) die Bildung eines ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes 
zur freiwilligen Austragung der zwiſchen den 
Genoſſenſchaftsmitgliedern und deren Hilfs⸗ 
arbeitern aus dem Arbeits- und Lohnverhältniſſe 
oder zwiſchen der Genoſſenſchaft und ihren 
Mitgliedern oder zwiſchen den einzelnen Ge⸗ 
noſſenſchaftsmitgliedern entſtehenden Streitig⸗ 
keiten; 

q) die Anregung und Förderung der Grund- 
zuſammenlegung, ſowie die Unterſtützung bei 
Durchführung von Meliorationen (Drainagen, 
Bewäſſerungsanlagen, Tiefcultur ꝛc.). 

Es ſteht ferner den Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte das Recht zu, Gutachten und Anträge in 
allen, berufsſtändiſche und wirtſchaftliche Intereſſen 
der Landwirte betreffenden Angelegenheiten an die 
Staats⸗ oder autonomen Behörden über deren Auf⸗ 
forderung oder aus eigener Initiative zu erſtatten. 
Bei den Maßnahmen des Staates oder der auto⸗ 
nomen Körperſchaften zur Förderung der Landescultur, 
insbeſondere auf dem Gebiete des Subventions⸗ und 
Meliorationsweſens haben ſie nach den hiefür grund⸗ 
ſätzlich getroffenen oder im einzelnen Falle verein- 
barten näheren Beſtimmungen mitzuwirken. 

Die landesfürſtlichen und die Gemeindebehörden 
des Sprengels einer Landesgenoſſenſchaft, alle land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, Spar- und Vor- 
ſchuſscaſſen, Verkehrsunternehmungen, Verſicherungs⸗ 
anſtalten, ſowie die einzelnen Landwirte des Sprengels 
ſind verpflichtet, der Landesgenoſſenſchaft über deren 
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
erforderlichen Auskünfte zu ertheilen, die benöthigten 
Nachweiſungen zu liefern und die Landesgenoſſen⸗ 
ſchaft überhaupt in ihrer Wirkſamkeit zu unterſtützen. 


Rechtliche Stellung. 


8. 12. 


Die Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte unter⸗ 
ſtehen nicht den Beſtimmungen des Geſetzes vom 


9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, über die Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 

Für die Verbindlichkeiten der Berufsgenoffen- 
ſchaft haftet nur die Genoſſenſchaft als juriſtiſche 
Perſon. 

Die Genoſſenſchaft wird durch ihren Obmann 
oder deſſen Stellvertreter gerichtlich und außergericht⸗ 
lich vertreten. Doch müſſen Urkunden, durch welche 
Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen begründet 
werden ſollen, vom Obmanne und einem Mitgliede 
des Genoſſenſchaftsausſchuſſes unterfertigt ſein. Be⸗ 
trifft die Urkunde ein Geſchäft, zu deſſen Eingehung 
die Zuſtimmung des Genoſſenſchaftsausſchuſſes oder 
eine höhere Genehmigung erforderlich iſt, fo muss 
überdies die Zuſtimmung oder Genehmigung in der 
Urkunde unter Mitfertigung von zwei Mitgliedern des 
Genoſſenſchaftsausſchuſſes erſichtlich gemacht werden. 


Genoſſenſ chaftsbeiträge. 


8. 13. 


Sowohl die Gründungskoſten der Berufsge⸗ 
noſſenſchaften der Landwirte, als die mit jedem 
Jahresſchluſſe für das nächſte Jahr zu präliminirenden 
Ausgaben, einſchließlich des allfälligen aus dem abge⸗ 
laufenen Jahre verbliebenen Paſſivreſtes, ſind durch 
Beiträge der Genoſſenſchafter zu decken, inſoweit nicht 
die Deckung durch andere Einnahmen erfolgt. 

Die Beiträge werden in Form von Zuſchlägen 
zur ſtaatlichen Grundſteuer eingehoben. 

Die Landesgeſetzgebung beſtimmt, von welchem 
Procentſatz der ſtaatlichen Steuer angefangen die 
Auflegung der Zuſchläge einer Genehmigung bedarf. 
Auch ſetzt die Landesgeſetzgebung den Procentſatz der 
ſtaatlichen Steuer feſt, welchen die Zuſchläge über- 
haupt nicht überſchreiten dürfen. 


8. 14. 


Dieſe Zuſchläge werden von denſelben Organen 
und mit denſelben Mitteln wie die ſtaatliche Grund⸗ 
ſteuer eingehoben und genießen alle derſelben zu- 
kommenden geſetzlichen Pfand⸗ und Vorzugsrechte. 


S. 15. 


Gegen den auf Grund des $. 14 ergangenen 
Auftrag zur Zahlung von Genoſſenſchaftsbeiträgen 
ſteht binnen 30 Tagen nach erfolgter Verſtändigung 
der Recurs an die politiſche Bezirksbehörde und in 
zweiter und letzter Inſtanz an die politiſche Landes⸗ 
behörde offen. 


Voranſchlag und Rechnungsabſchluſs. 


8. 16. 


Die Landesgeſetzgebung hat Beſtimmungen über 
die Aufſtellung und Prüfung der Voranſchläge und 


dieſen Aufgaben durch befondere Beſtimmungen 

herangezogen wird; 

k) die Förderung des landwirtſchaftlichen Unter⸗ 
richtsweſens, ſowie die Veranſtaltung von Vor⸗ 
trägen und Verſammlungen zur Hebung der 
landwirtſchaftlichen Kenntniſſe; 

) die Beſorgung der landwirtſchaftlichen Statiſtik; 

m) die Arbeitsnachweiſung und Vermittlung, ſowie 
die Regelung der Verträge mit landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeitern durch Hinausgabe von Contract⸗ 
formularien u. ſ. w.; 

n) die Fürſorge für die Durchführung der Samen- 
controle und den Verkehr der Genoſſenſchafter 
mit landwirtſchaftlichen Verſuchsſtationen; 

o) die Vermittlung des Rechtsbeiſtandes für die 
Genoſſenſchafter; 

p) die Bildung eines ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes 
zur freiwilligen Austragung der zwiſchen den 
Genoſſenſchaftsmitgliedern und deren Hilfs⸗ 
arbeitern aus dem Arbeits- und Lohnverhältniſſe 
oder zwiſchen der Genoſſenſchaft und ihren 
Mitgliedern oder zwiſchen den einzelnen Ge⸗ 
noſſenſchaftsmitgliedern entſtehenden Streitig⸗ 
keiten; 

q) die Anregung und Förderung der Grund- 
zuſammenlegung, ſowie die Unterſtützung bei 
Durchführung von Meliorationen (Drainagen, 
Bewäſſerungsanlagen, Tiefcultur zc.). 

Es ſteht ferner den Berufsgeuoſſenſchaften der 
Landwirte das Recht zu, Gutachten und Anträge in 
allen, berufsſtändiſche und wirtſchaftliche Intereſſen 
der Landwirte betreffenden Angelegenheiten an die 
Staats⸗ oder autonomen Behörden über deren Auf⸗ 
forderung oder aus eigener Initiative zu erſtatten. 
Bei den Maßnahmen des Staates oder der auto⸗ 
nomen Körperſchaften zur Förderung der Landescultur, 
insbeſondere auf dem Gebiete des Subventions⸗ und 
Meliorationsweſens haben fie nach den hiefür grund ⸗ 
ſätzlich getroffenen oder im einzelnen Falle verein ⸗ 
barten näheren Beſtimmungen mitzuwirken. 

Die landesfürſtlichen und die Gemeindebehörden 
des Sprengels einer Landesgenoſſenſchaft, alle land- 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, Spar⸗ und Vor⸗ 
ſchuſscaſſen, Verkehrsunternehmungen, Verſicherungs⸗ 
anſtalten, ſowie die einzelnen Landwirte des Sprengels 
ſind verpflichtet, der Landesgenoſſenſchaft über deren 
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
erforderlichen Auskünfte zu ertheilen, die benöthigten 
Nachweiſungen zu liefern und die Landesgenoſſen⸗ 
ſchaft überhaupt in ihrer Wirkſamkeit zu unterſtützen. 


Rechtliche Stellung. 


8. 12. 


Die Berufsgenoſſeuſchaften der Landwirte unter⸗ 
ſtehen nicht den Beſtimmungen des Geſetzes vom 


9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, über die Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 

Für die Verbindlichkeiten der Berufsgenoffen- 
ſchaft haftet nur die Genoſſenſchaft als juriſtiſche 
Perſon. 

Die Genoſſenſchaft wird durch ihren Obmann 
oder deſſen Stellvertreter gerichtlich und außergericht⸗ 
lich vertreten. Doch müſſen Urkunden, durch welche 
Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen begründet 
werden ſollen, vom Obmanne und einem Mitgliede 
des Genoſſenſchaftsausſchuſſes unterfertigt ſein. Be⸗ 
trifft die Urkunde ein Geſchäft, zu deſſen Eingehung 
die Zuſtimmung des Genoſſenſchaftsausſchuſſes oder 
eine höhere Genehmigung erforderlich iſt, fo muss 
überdies die Zuſtimmung oder Genehmigung in der 
Urkunde unter Mitfertigung von zwei Mitgliedern des 
Genoſſenſchaftsausſchuſſes erſichtlich gemacht werden. 


Genoff enichaftsbeiträge. 
8.13. 


Sowohl die Gründungskoſten der Berufsge- 
noſſenſchaften der Landwirte, als die mit jedem 
Jahresſchluſſe für das nächſte Jahr zu präliminirenden 
Ausgaben, einſchließlich des allfälligen aus dem abge⸗ 
laufenen Jahre verbliebenen Paſſivreſtes, ſind durch 
Beiträge der Genoſſenſchafter zu decken, inſoweit nicht 
die Deckung durch andere Einnahmen erfolgt. 

Die Beiträge werden in Form von Zuſchlägen 
zur ſtaatlichen Grundſteuer eingehoben. 

Die Landesgeſetzgebung beſtimmt, von welchem 
Procentſatz der ſtaatlichen Steuer angefangen die 
Auflegung der Zuſchläge einer Genehmigung bedarf. 
Auch ſetzt die Landesgeſetzgebung den Procentſatz der 
ſtaatlichen Steuer feſt, welchen die Zuſchläge über⸗ 
haupt nicht überſchreiten dürfen. 


8. 14. 


Dieſe Zuſchläge werden von denſelben Organen 
und mit denſelben Mitteln wie die ſtaatliche Grund⸗ 
ſteuer eingehoben und genießen alle derſelben zu⸗ 
kommenden geſetzlichen Pfand⸗ und Vorzugsrechte. 


§. 15. 


Gegen den auf Grund des $. 14 ergangenen 
Auftrag zur Zahlung von Genoſſenſchaftsbeiträgen 
ſteht binnen 30 Tagen nach erfolgter Verſtändigung 
der Recurs an die politiſche Bezirksbehörde und in 
zweiter und letzter Inſtanz an die politiſche Landes⸗ 
behörde offen. 


Voranſchlag und Rechnungsabſchluſs. 


8. 16. 


Die Landesgeſetzgebung hat Beſtimmungen über 
die Aufſtellung und Prüfung der Voranſchläge und 


Rechuungsabſchlüſſe zu treffen, ſowie auch feſtzuſetzen, 
inwieweit bei den Rechuungsabſchlüſſen ſich ergebende 
Überſchüſſe zur Bildung von Reſervefonds verwendet 
oder als Einnahmen auf den nächſten Voranſchlag 
übertragen werden. 


8.17, 


Wenn eine Berufsgenoſſenſchaft es unterläist, 
den gemäß den 88. 13 bis 16 ihr obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen zur Auflegung der Genoſſenſchaftsbeiträge, 
Aufſtellung des Voranſchlages und Rechnungsab⸗ 
ſchluſſes und allfälligen Dotirung des Reſervefonds 
nachzukommen, ſo werden dieſe Maßnahmen je nach 
dem für die betreffende Berufsgenoſſenſchaft in Be⸗ 
tracht kommenden Sprengel von der politiſchen Be⸗ 
zirks⸗, beziehungsweiſe Landesbehörde durchgeführt. 


Vertretung der Regierung und der Landes 
ausſchüſſe. 


8. 18. 


Das Ackerbauminiſterinm und die politiſche 
Laudesbehörde ſind befugt, je einen Vertreter in den 
Ausſchuſs der Landesgenoſſenſchaften zu entſenden. 

Die Landesgeſetzgebung kann beſtimmen, daj3 
der Landesausſchuſs ebenfalls einen Vertreter in den 
Ausſchuſs der Landesgenoſſenſchaften entſende, ſowie 
daſs in Ländern, wo Bezirksvertretungen beſtehen, 
auch von dieſen ein Vertreter in die Ausſchüſſe der 
betreffenden Bezirksgenoſſenſchaften entſendet werden 
könne. { 


Landesculturrüthe. 


8.19. 


In jenen Ländern, in welchen auf Grund von 
Laudesgeſetzen Bezirksgenoſſenſchaften der Landwirte 
oder ein Landesculturrath beſtehen, hat die Landes⸗ 
geſetzgebung bei Einführung der in dieſem Geſetze 
vorgeſehenen berufsgenoſſenſchaftlichen Organiſation 
die näheren Beſtimmungen über das Verhältnis 
dieſer Organifation zu den genannten Körperſchaften 
feſtzuſetzen. 

Hiebei haben insbeſondere folgende Grundſätze 
zu gelten: 

a) die beſtehenden Bezirksgenoſſenſchaften der 
Landwirte ſind in Berufsgenoſſenſchaften im 
Sinne dieſes Geſetzes umzuwandeln; 

b) die Landesculturräthe ſind entweder in Landes⸗ 
genoſſenſchaften der Landwirte umzuwandeln 
oder doch wenigſtens derart umzubilden, dafs ihre 
Organiſation auf Grundlage der nach dieſem 
Geſetze errichteten Bezirks⸗ (Gemeinde-) Ge⸗ 
noſſenſchaften der Landwirte aufgebaut wird, 
und daſs ſie die durch dieſes Geſetz den Landes⸗ 
genoſſenſchaften der Landwirte zugewieſenen 


Pflichten und Rechte einſchließlich des Rechtes 
zur Einhebung von Beiträgen im Wege der 
Auflegung von Zuſchlägen (8.13) übernehmen 
können. 


In jedem Lande, in welchem ein Landescultur⸗— 
rath mit nach Nationalitäten getrennten Sectionen 
beſteht, iſt bei der vorbezeichneten Umbildung dieſe 
Theilung aufrecht zu halten, bei der Umwandlung 
des Landesculturrathes aber eine dieſen Sectionen ent⸗ 
ſprechende Anzahl von Landesgenoſſenſchaften zu 
errichten; auch iſt bei der Zuweiſung der Bezirks⸗ 
(Gemeinde-) Genoſſenſchaften an die einzelnen Sec⸗ 
tionen des Landesculturrathes, beziehungsweiſe an 
die Landesgenoſſenſchaften die für die Sectionen des 
Landesculturrathes beſtehende Theilung nach Natio⸗ 
nalitäten aufrecht zu halten. Falls den bisherigen 
Beſtimmungen gemäß die Behandlung einzelner An⸗ 
gelegenheiten oder die Verwaltung beſtimmter An⸗ 
ſtalten im Landesculturrathe durch ein gemeinſchaft⸗ 
liches Organ oder unter gemeinſchaftlicher Mit⸗ 
wirkung beider Sectionen zuläſſig iſt, ſo bleibt es der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten, Beſtimmungen über 
die weitere gemeinſame Behandlung ſolcher Ange⸗ 
legenheiten, beziehungsweiſe gemeinſame Verwaltung 
ſolcher Anſtalten zu treffen. 

Bei einer ſolchen Umbildung oder Umwandlung 
des Landesculturrathes ſteht es der Landesgeſetz⸗ 
gebung zu, hinſichtlich Conſtituirung und Statuten 
(S. 10), ferner hinſichtlich Deckung der Koſten, Auf⸗ 
ſtellung des Voranſchlages und Rechnungsabſchluſſes 
(88. 13, 16, 17), endlich hinſichtlich Vertretung von 
Regierung und Land in den Genoſſenſchaften (8. 18) 
Beſtimmungen zu treffen, welche der durch das be- 
treffende Landesgeſetz über den Landesculturrath 
bisher feſtgelegten Regelung der angeführten Ange⸗ 
legenheiten finngemäß entſprechen. 

Beſteht in einem Lande zwar ein auf geſetzlicher 
Grundlage beruhender Landesculturrath nicht, fort 
dern eine auf ſtatutariſchen Beſtimmungen beruhende 
landwirtſchaftliche Corporation, welche für das be⸗ 
treffende Land thatſächlich die geſetzlich den Landes⸗ 
culturräthen zugewieſenen Aufgaben auf dem Gebiete 
der Landescultur beſorgt, ſo kann die Landesgeſetz⸗ 
gebung auf jene landwirtſchaftliche Corporation zum 
Zwecke der Umbildung in die nach dieſem Geſetze zu 
ſchaffenden Berufsgenoſſenſchaften angemeſſene Rück⸗ 
ſicht nehmen. 


Verbände. 
8.20. 


Die im Sinne dieſes Geſetzes innerhalb eines 
Landes errichteten Berufsgenoſſenſchaften der Land⸗ 
wirte können ſich behufs Erfüllung gemeinſamer wirt⸗ 
ſchaftlicher Aufgaben zu Verbänden vereinigen. 


Reviſion. 
8. 21. 


Die Geſchäftsführung der Gemeinde und Be⸗ 
zirksgenoſſenſchaften der Landwirte, ſowie der im 
Sinne des 8. 1, Alinea 2, lit. e, gebildeten beſon⸗ 
deren Berufsgenoſſenſchaften unterliegt der Reviſion 
durch die nächſt übergeordneten Genoſſenſchaften. 

Zur Reviſion der Geſchäftsführung der Landes⸗ 
genoſſenſchaften iſt der Landesausſchuſs berufen. 

Die näheren Beſtimmungen über die Durch⸗ 
führung dieſer Reviſion werden durch die Landes⸗ 
geſetzgebung feſtgeſetzt. 


Oberaufſicht. 


8. 22. 


Die Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte unter⸗ 
ſtehen hinſichtlich der Geſetzmäßigkeit ihrer Wirkſamkeit 
der Aufſicht der politiſchen Behörden und in letzter 
Inſtanz des Ackerbauminiſters. 

Falls eine Berufsgenoſſenſchaft eine beſonders 
erhebliche oder fortgeſetzte Geſetzwidrigkeit begeht, 
kann die politiſche Landesbehörde nach Einverneh⸗ 
mung des Landesausſchuſſes die Auflöſung (Amtsent⸗ 
ſetzung) der leitenden Orgaue verfügen und zugleich 
die ſchuldigen Mitglieder derſelben auf eine beſtimmte, 
fünf Jahre nicht überſchreitende Zeit des paſſiven 
Wahlrechtes für die Genoſſenſchaftsleitung verluſtig 
erklären. 

Die näheren Beſtimmungen über die Durch⸗ 
führung der Aufſicht werden im Verordnungswege 
feſtgeſetzt. 
Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten, Be⸗ 
ſtimmungen über die Auflöſung von Berufsgenoſſen⸗ 


ſchaften feſtzuſetzen. 
Gebürenbefreiungen. 


§. 23. 


Den Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte 
kommen bezüglich der Stempel⸗ und unmittelbaren 
Gebüren die nachſtehenden Begünſtigungen zu: 


a) die Gebürenfreiheit für Empſangsbeſtätigungen 
über die Genoſſenſchaftsbeiträge, ſowie für die 
Eintragung des geſetzlichen oder executiven 
Pfandrechtes für dieſelben; 

b) die Gebürenfreiheit für die Verträge, welche die 
Berufsgenoſſenſchaften im Sinne dieſes Geſetzes 
mit Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ und ſonſtigen 
Genoſſenſchaften und Verbänden ſchließen; 

c) die Gebürenfreiheit für die Statuten der Be: 
rufsgenoſſenſchaften; 

d) die perſönliche Gebürenbefreiung hinſichtlich ihrer 
Eingaben und Correſpondenz mit den öffentlichen 
Behörden und Amtern außer dem gerichtlichen 
Verfahren; 

e) die Gebürenfreiheit ſür die ausſchließlich über 
die Rechtsbeziehungen der Genoſſenſchaft zu 
ihren Mitgliedern geführten Bücher und Ge⸗ 
ſchäftsaufſchreibungen der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften; N 

f) die Befreiung vom Gebürenäqnivalent in Un- 
ſehung des beweglichen Vermögens; rückſichtlich 
des unbeweglichen Vermögens unterliegen 
fie dem Gebürenäquivalente im Ausmaße von 
1½ Procent des Wertes ſammt Zubehör. 


8. 24. 


Dieſes Geſetz tritt in jedem Lande gleichzeitig 
mit dem auf Grund dieſes Geſetzes zu beſchließenden 
Landesgeſetze in Wirkſamkeit. 


8. 25. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Meine 
Miniſter des Ackerbaues, des Innern und der Finanzen 
betraut. 


Wien, am 27. April 1902. 


Franz Bofeph m. p. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 
Giovanelli m. p. 


Jahrgang 1902. 


Reichog 


efebblatt 


ür dle 


im Keichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
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144. 
Geſetz vom 8. Juli 1902, 


betreffend Begünſtigungen für Gebände mit 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


9. 1. 


Eine 24jährige Befreiung von der Hausclaſſen⸗ 
ſtener, ſowie von der Hauszinsſteuer und von der 
fünfprocentigen Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier 
Gebäude genießen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes jene Wohngebäude, welche auf bisher 
unverbauter Fläche oder auf der Bauarea eines bis zur 
Erdoberfläche vollſtändig niedergeriſſenen Hauſes zu 
dem Zwecke erbaut werden, um Arbeitern geſunde 
und billige Wohnungen zu bieten, ſoferne die 
Wohnungen des Hauſes an Arbeiter vermietet oder 
unentgeltlich oder gegen eine im Arbeitsvertrage ziffer ⸗ 
mäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn über⸗ 
laſſen werden. 

Der gleichen Begünſtigung werden auch jene 
auf die eben bezeichnete Art und zu dem angegebenen 
Zwecke erbauten Wohngebände (Familienwohnhäuſer) 
theilhaftig, welche von den im 8. 7 angeführten juri- 
ſtiſchen oder phyſiſchen Perſonen an Arbeiter in der 
Weiſe verkauft werden, daßs der ganze Kaufſchilling 
oder mindeſtens die Hälfte desſelben in wenigſtens 
15 Annuitäten abzuzahlen iſt, und zwar ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob nach den getroffenen Vereinbarungen. 
das Eigenthum an dem Gebäude ſogleich oder erſt in 
einem ſpäteren Zeitpunkte an die Arbeiter übergeht. 

Inſoſerne in dem einen oder dem anderen Falle 
ſolche Gebäude dem Gebürenäquivalente unterliegen, 


beträgt dasſelbe für die Dauer der Widmung (§. 14) 
nur eineinhalb Procent fanımt Zuſchlag von dem Werte. 
Alle anläfslich der Errichtung von Arbeiter— 
häuſern auszuſertigenden Eingaben, Urkunden und 
Intabulationen der Widmung ſind gebürenfrei— 


9. 2. 

Als „Arbeiter“ im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
jene bei landwirtſchaftlichen, gewerblichen oder ſonſt 
auf Erwerb gerichteten Unternehmungen oder in 
öffentlichen oder privaten Anſtalten gegen feſten oder 
veränderlichen Lohn in Verwendung ſtehenden Per⸗ 
ſonen anzuſehen, deren Jahreseinkommen im Sinne 
des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, die im nachſtehenden bezeichneten Beträge 
nicht überſteigt: 

a) bei alleinſtehenden Perſonen 1200 Kronen; 
b) bei Familien von zwei bis vier Köpfen 1800 

Kronen; 

c) bei Familien von fünf und mehr Köpfen 2400 

Kronen. 

In Wien haben um ein Viertel höhere Beträge, 
in Orten mit mehr als 50.000 Einwohnern und 
ihren Vororten, ſowie in unmittelbar miteinander 
zuſammenhängenden Induſtrieorten, deren Bevölkerung 
zuſammen mehr als 50.000 Einwohner beträgt, um 
ein Achtel höhere Beträge die Grenze zu bilden. Die 
letztgenannten Complexe von Induſtrieorten werden 
im Verordnungswege beſtimmt. 

Lehrlinge ſind ohne Rückſicht auf ihre Bezüge 
den Arbeitern gleich zu achten. 

Durch eine vorübergehende Unterbrechung in der 
regelmäßigen Verwendung wird die Eigenſchaft als 
„Arbeiter“ nicht berührt. Bei dauernder Berufs- 
unfähigkeit des Haushaltungsvorſtandes, ſowie in 
dem Falle eines Wechſels in der Perſon desſelben, 
endlich bei ſpäter ſich ergebenden Veränderungen in 


der Höhe des Geſammteinkommens oder in der Zahl 
der Familienmitglieder kann die weitere Bewohnung 
durch die bisherigen Wohnungsinhaber, beziehungs⸗ 
weiſe deren Familien von der Behörde geſtattet 
werden. 

Unternehmer, als Beſitzer von nach 8. 1 begün⸗ 
ſtigten Gebänden, ſind hinſichtlich der in ihrem 
eigenen Unternehmen in Verwendung ſtehenden Arbeiter 
an das oben feſtgeſetzte Höchſtansmaß des Geſammt⸗ 
einkommens nicht gebunden. 


8. 3. 

Die im $. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen find 
anch dann anzuerkennen: 

1. Wenn ein Theil, aber nicht mehr als ein Biert- 
theil des bewohnbaren Raumes in dem betreffenden 
Hauſe, oder in einem unter einheitlicher Verwaltung 
ſtehenden Complexe von Arbeiterhäuſern, nicht an 
active (§. 2, Abſatz 1), ſondern an berufsunfähig 
gewordene Arbeiter, oder an andere in einem 
Gehalts- oder Verſorgungsbezuge ſtehende Perſonen 
vermietet oder unentgeltlich überlaſſen wird, deren 
Jahreseinkommen das im F. 2 feſtgeſetzte Ausmaß 
nicht überſteigt; 

2. wenn einzelne Räume des Hanſes den Be⸗ 
wohnern zur gemeinſchaftlichen Benützung überlaſſen 
werden, wie zum Beiſpiel Waſchränme, Speiſeſäle, 
Leſeſäle, Bibliothekszimmer u. dgl.; 


3. wenn einzelne Wohuungen oder Wohnräume 
den mit der Verwaltung oder Beanfſichtigung des 
Gebäudes betrauten Organen überlajjen werden; 


4. wenn einzelne Theile des Gebäudes an In⸗ 
haber, Pächter oder Stellvertreter in der Ausübung 
ſolcher Gewerbe vermietet werden, deren Betrieb in 
dieſem Gebände von der politiſchen Behörde zur 
Approviſionirung der dort Wohnenden für nothwendig 
erklärt wird. 

Der Ausſchank und Kleinverſchleiß von ge- 
brannten geiſtigen Getränken iſt in nach dieſem Geſetze 
begünſtigten Gebäuden unbedingt verboten. 


§. 4. 


Die Gebände, in Bezug anf welche die im §. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt werden, können 
ſein: 

a) Familienwohnhänſer, 
b) Ledigenheime, ? 
c) Schlaf- und Logirhäuſer. 

Inwieferne dieſe Begünſtigungen auf Wohl- 
fahrtsgebände ausgedehnt werden können, beſtimmt 
§. 8 
8. S. 


F. 5. 


Familienwohnhäuſer können zur Bewohnung 


durch eine oder mehrere Familien beſtimmt ſein. 
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Sie ſollen in der Regel zur Aufnahme von nicht mehr 
als ſechs Familien eingerichtet ſein oder, ſoferne ſie 
ſich über die Höhe des Erdgeſchoßes erheben, nicht mehr 
als drei Stockwerke und in jedem der letzteren nicht 
mehr als vier auf je eine Stiege entfallende Wohnungen 
enthalten. 

Familienwohnhäuſer der im 8. 1, Abſatz 2, 
bezeichneten Art dürfen unr zur Aufnahme von nicht 
mehr als zwei Familien eingerichtet ſein. 

Bei ſolchen in Städten oder in geſchloſſenen 
Ortſchaften gelegenen Gebäuden, welche zur Aufnahme 
einer größeren Anzahl von Familien beſtimmt ſind, iſt 
durch geeignete Anlagen (genügende Anzahl von 
Stiegen, geſonderte Nebenräume, wie Waſchküchen, 
Aborte, Keller, Unterdachräume ꝛc.) einerſeits den 
Anforderungen der perſönlichen Sicherheit und der 
Geſundheitspflege Rechnung zu tragen, anderſeits 
die Nothwendigkeit der gegenſeitigen Berührung 
zwiſchen den einzelnen Familien möglichſt zu ver⸗ 
ringern. In ſolchen Gebäuden ſollen gleichfalls nicht 
mehr als vier, dürfen aber keinesfalls mehr als 
ſechs Wohnungen anf jede Stiege und jedes Stockwerk 
entfallen. 

Die Aftervermietung und die Aufnahme von 
Bettgehern iſt in Familienwohnhänſern unterſagt. 

Eine allfällige Vermietung von Wohnungen in 
nach §. 1, Abſatz 2, begünſtigten Häuſern darf nur 
an Arbeiter erfolgen und gelten hinſichtlich derſelben 
die einſchlägigen Beſtimmungen der §§. 11 und 12. 

In größeren, zur Aufnahme von Familien be- 
ſtimmten Gebäuden können vollkommen abgeſonderte 
Abtheilungen an einzelſtehende Perſonen vermietet 
werden. Auf dieſe Abtheilungen finden die Beſtim— 
mungen des S. 6 analoge Anwendung. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Familienwohnhäuſer zuerkannt 
werden: 

1. in welchen die Bodenfläche der bewohnbaren 
Räume (Wohnzimmer, Kammern und Küchen) in den 
einzelnen Wohnungen: 

a) bei einräumigen Wohnungen mindeſtens 16, 
höchſtens 25 Quadratmeter, 
b) bei zweiräumigen Wohnungen mindeſtens 20, 
höchſtens 35 Quadratmeter, 
c) bei drei- und mehrräumigen Wohnungen min- 
deſtens 30, höchſtens 80 Quadratmeter beträgt, 
und 

2. welche den gemäß §. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


F. 6. 


Ledigenheime ſind zur Aufnahme von einzelnen 
Perſouen desſelben Geſchlechtes in abgeſonderten 
Wohnräumen beſtimmt. 


Solche Gebäude follen ſo eingerichtet fein, dass 
jeder Wohnraum in der Regel nnr von einer, höchſtens 
aber von drei Perſonen bewohnt wird. 

Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge— 
ſchlechtes dürfen in einem und demſelben Gebäude, 
gleichviel, ob dasſelbe zum Theile auch von Familien 
benützt wird oder nicht, nur in von einander voll⸗ 
kommen geſonderten Abtheilungen untergebracht 
werden. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Ledigenheime zuerkannt werden: 


1. in welchen die Bodenfläche der Wohnräume 
zur Aufnahme 
a) einer Perſon mindeſteus 8 Quadratmeter, 
b) zweier Perſonen mindeſtens 12 Quadratmeter, 
c) dreier Perſonen mindeſtens 20 Quadratmeter 
beträgt, 
und 


2. welche den gemäß 8. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


2 — 


3.1. 

In Bezug auf Schlaf und Logirhäuſer zur 
gemeinſamen Beherbergung einzelſtehender Perſonen 
desſelben Geſchlechtes können die im §. 1 vorgeſehenen 
Begünſtigungen nur dann zuerkannt werden, wenn 
dieſelben 


1. von Bezirksverbänden, Gemeinden, gemein⸗ 
nützigen Vereinen, Stiftungen, Genoſſenſchaften, Ar⸗ 
beitervereinigungen, Anſtalten, oder von dem im 
8. 24 dieſes Geſetzes bezeichneten Unternehmungen, 
oder aber von Arbeitgebern für die im eigenen Be⸗ 
triebe beſchäftigten Arbeiter errichtet werden, und 


2. den gemäß §. 9 von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen im Verordnungswege zu 
erlaſſenden Vorſchriften entſprecheu. 

Die Entſcheidung darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen im Falle einer Übertragung 
des Eigenthumsrechtes an andere, als die unter 
Punkt 1 bezeichneten Perſonen die Begünftigungen 
aufrecht erhalten werden, bleibt dem Finanzminiſter 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vor⸗ 
behalten. ö 

Mit den Begünſtigungen erliſcht in ſolchen Fällen 
auch die Widmung des Gebäudes (§. 14). 


8. 8. 

Bezüglich der, der gemeinſamen Benützung ge⸗ 
widmeten Wohlfahrtsgebäude (Kindergärten, Leſe⸗ 
hallen, Badehäuſer, Waſchanſtalten u. dgl.) können 
die im 8. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt 
werden, wenn dieſelben zu einem Complexe von 
Arbeiterwohnhäuſern gehören und den beſonderen 


Anordnungen entſprechen, welche gemäß 8. 9 in Aus 
ſehung der Anlage, der Einrichtung und des Be— 
triebes ſolcher Anſtalten im Verordnungswege zu 
erlaſſen ſind. 


§. 9. 


Die Minifter des Innern und der Finanzen find 
ermächtigt, in näherer Ausführung der in den 88. 5 
bis 8 enthaltenen Grundſätze die ans Rückſichten der 
perſönlichen Sicherheit, der Geſundheitspflege und 
Sittlichkeit erforderlichen Anordnungen im Einver⸗ 
nehmen mit den Miniſtern des Handels, der Eiſen⸗ 
bahnen und des Ackerbaues im Verordnungswege zu 
treffen. 

Insbeſondere obliegt denſelben die Erlaſſung von 
Vorſchriften 


1. über die Lage der Fußböden der im Erd⸗ 
geſchoße befindlichen Wohnräume mit Rückſicht auf die 
Straßcuoberfläche, über die Höhe und innere Ein- 
theilung der bewohnbaren Räume, über die Verſorgung 
mit Licht, Luft und Waſſer, über die Beſeitigung der 
Abfallſtoffe u. ſ. w.; N 


2. über die zur Vermeidung einer Überfüllung 
oder einer aus Geſundheits⸗ und Sittlichkeitsrück⸗ 
ſichten überhaupt unzuläſſigen Benützung zu beobach⸗ 
tenden Grundſätze, endlich 


3. über die Anlage, die Einrichtung und den Be- 
trieb der in den 88. 7 und 8 erwähnten Gebäude. 


Spätere Verordnungen können auf Gebäude, 
rückſichtlich welcher die im §. 1 vorgeſeheuen Begün⸗ 
ſtigungen bereits zuerkannt wurden, nur inſoferne 
Anwendung finden, als ſie für die Erbauer, bezie⸗ 
hungsweiſe Beſitzer ſolcher Gebäude keine erſchweren- 
den Beſtimmungen enthalten. 


8. 10. 


Von einzelnen Bedingungen der 88. 5 bis 8, 
ſowie der auf Grund des $. 9 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften kann der Erbauer, beziehungsweiſe der 
Beſitzer des Hauſes, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Charakter des letzteren und die Wahrung 
des öffentlichen Intereſſes in anderer Weiſe ſicher⸗ 
geſtellt iſt, vom Miniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter entbunden werden. 
Die genannten Miniſterien können derartige Ge— 
ſtattungen für Fälle geringfügiger Abweichungen den 
politiſchen Landesſtellen im Einvernehmen mit den 
Finanz⸗Landesbehörden überlaſſen. 


8. 11. 


J. Das jährliche Geſammt⸗Zinsexträgnis eines 
nach 8. 1, Abſatz 1, begünſtigten Gebäudes darf 
jenen Betrag nicht überſteigen, welcher zufolge 
fachmänniſcher Überprüfung der beizubringenden 
Belege erforderlich iſt, damit ſich das für die 


Erwerbung des Baugrundes und für die Baukoſten 
aufgewendete Capital bei Annahme eines ſechzig⸗ 
jährigen Beſtandes des Gebäudes nach Abzug der 
Amortiſationsraten, ſämmtlicher Realſteueru, Zu⸗ 
ſchläge und Umlagen, des Gebürenäquivalentes, 
ſowie der Gebäudeerhaltungs⸗ und Adminiſtrations⸗ 
koſten, endlich eines Pauſchalbetrages für Leerſtehungen 
und uneinbringliche Zinſe mit jenem Procentſatze 
verzinſe, welcher von den Miniſtern des Innern und 
der Finanzen für einzelne Länder oder Laudestheile 
im Verordnungswege feſtgeſetzt worden iſt. 

Bei Feſtſetzung des Procentfages iſt auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landestbeilen jeweilig 
üblichen Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und der 
ſonſt maßgebenden Creditinſtitute in der Weiſe 
Rückſicht zu nehmen, dass ſich die Verzinſung des in 
Arbeiterwohnhäuſern angelegten Capitals um 0˙20 
bis 0˙50 Procent höher ſtellt, als jene in der eben 
bezeichneten Weiſe inveſtirten Capitalien. 

Hinſichtlich ſolcher öffentlichen Auſtalten, welche 
ſtatutengemäß zur Förderung von Zwecken des allge⸗ 
meinen Wohles berufen ſind, kann von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen ſallweiſe eine höhere 
Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern angelegten 
Capitals bewilligt werden. 

Über Anſuchen des Hausbeſitzers iſt in Zeit⸗ 
räumen von 10 zu 10 Jahren der nach Abſatz 1 
der zuläſſigen Maximalverzinſung zugrunde zu 
legende Capitalswert unter Berückſichtigung der 
in der Grundrente 
neu zu erheben. Eine ſolche Erhebung kann in den⸗ 
ſelben Zeitabſchnitten auch von amtswegen verfügt 
werden. Uber die Höhe des Capitalswertes entſcheidet 
in erſter Inſtauz die Finanz⸗Landesbehörde im Ein⸗ 
vernehmen mit der politiſchen Landesbehörde. 

Wenn in einem für die Begünſtigungen nach 
dieſem Geſetze in Betracht kommenden Gebäude ein— 
zelne Wohnungen den Arbeitern nicht vermietet, 
ſondern unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
worden ſind, iſt der Zinswert derſelben im Parifi⸗ 
cationswege (durch Vergleichung mit den in demſelben 
Haufe vermieteten Wohnungen) zu ermitteln und 
in das Geſammt-Ziuserträgnis des Gebäudes ein- 
zurechnen. 

Als jährliche Gebändeerhaltungs- und Admi⸗ 
niſtrationskoſten und als Pauſchalbetrag für Leer- 
ſtehungen und uneinbringliche Zinſe können höchſtens 
1˙8 Procent vom Bauanfwande (ausihlicklih der 
Koſten der Grunderwerbung) des Hauſes in Abzug 
gebracht werden. 


II. In Fällen des 8. 1, Abſatz 2, darf der 
Geſammtkaufſchilling eines ſolchen Hauſes die Selbft- 
koſten des Grunderwerbes und der baulichen Her- 
ſtellungen, ſowie der ſonſtigen nothwendigen Auf⸗ 
wendungen nicht überſteigen. Bei der Berechnung der 
Annuitäten darf der Zinsfuß für den zur Ab⸗ 


eingetretenen Veränderungen 


ſtattung übernommenen Betrag ſich nicht höher be⸗ 
laufen, als der Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und 
der ſonſt maßgebenden Creditinſtitute. Die jährliche 
Amortiſationsrate muſs mindeſtens ein Procent der 
zur Abſtattung in Annuitäten übernommenen Kauf⸗ 
ſchillingsforderung betragen. 


III. Dem Mieter oder Käufer dürfen keinerlei 
Leiſtungen auferlegt werden, die mit der Benützung 
oder Bewirtſchaftung des überlaſſenen Objectes nicht 
im nothwendigen Zuſammenhange ſtehen. 


8. 12. 


I. Innerhalb des nach §. 11, I, ermittelten Ge- 
ſammt⸗Zinserträgniſſes eines Gebändes bleibt die 
Feſtſetzung des Zinſes für die einzelnen Wohnungen 
nach deren Lage und Beſchaffenheit dem Beſitzer des 
Hauſes überlaſſen. | 

Derſelbe ift jedoch verpflichtet, einen Mietzins⸗ 
tarif über ſämmtliche im Hauſe befindliche Wohnungen 
ſowie eine Hausordnung, welche auch die vom Mieter 
eventuell zu entrichtenden Nebengebüren zu beſtimmen 
hat, am Eingange des Hauſes an einer für jeder⸗ 
mann erſichtlichen Stelle anzubringen. 

Der von der politiſchen und der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu vidirende Mietzinstarif muf3 auch die 
Angabe des nach §. 11, I, Abſatz 5, ermittelten Zins- 
wertes jener Wohnungen enthalten, welche den betref- 
fenden Perſonen unentgeltlich oder gegen zifſermäßig 
nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn 
überlaſſen werden. 

Ju allen, auch in den letztgenannten Fällen 
muf3 bei Familienwohnungen die Kündigungsfriſt 
mindeſtens acht Tage betragen und in der Haus⸗ 
ordnung erſichtlich ſein. 

Die Hausordnung bedarf der Genehmigung durch 
die competente politiſche und die Steuerbehörde erſter 
Inſtanz. f a 


II. Ju den Fällen des §. 1, Abſatz 2, iſt der 
Verkäufer verpflichtet, einen Vertragsentwurf in An- 
ſehung des zu veräußernden Gebäudes der politiſchen 
Bezirksbebörde zur Genehmigung vorzulegen. 

Der Vertragsentwurf muss nebſt den allgemeinen 
geſetzlichen Erfordernifien eines Kaufvertrages alle 
ſonſtigen, das Verhälinis zu dem Käufer regelnden 
Beſtimmungen enthalten. 


Insbeſondere muss derſelbe folgenden Bedin- 
gungen entſprechen: 

A. Es muſs in demſelben feſtgeſetzt ſein: 

1. Wann die Beſitzübergabe des Gebäudes an 
den Käufer zu geſchehen hat. 

2. Ob die grundbücherliche Eigenthumsüber⸗ 
tragung ſogleich oder erſt in einem ſpäteren, genau zu 
beſtimmenden Zeitpunkte zu, bewirken iſt; in keinem 
Falle darf die Eigenthumsübertragung länger als drei 


Solche Gebäude ſollen ſo eingerichtet fein, daj3 
jeder Wohnraum in der Regel nur von einer, höchſtens 
aber von drei Perſonen bewohnt wird. 

Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge: 
ſchlechtes dürfen in einem und demſelben Gebäude, 
gleichviel, ob dasſelbe zum Theile auch von Familien 
benützt wird oder nicht, nur in von einander voll- 
kommen geſonderten Abtheilungen untergebracht 
werden. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Ledigenheime zuerkannt werden: 


1. in welchen die Bodenfläche der Wohnräume 
zur Aufnahme 
a) einer Perſon mindeſtens 8 Quadratmeter, 
b) zweier Perſonen mindeſtens 12 Quadratmeter, 
c) dreier Perſonen mindeſtens 20 Quadratmeter 
beträgt, 
und 
2. welche den gemäß §. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


8.7. 

In Bezug auf Schlaf und Logirhäufer zur 
gemeinſamen Beherbergung einzelſtehender Perſonen 
desſelben Geſchlechtes können die im §. 1 vorgeſehenen 
Begünſtigungen nur dann zuerkannt werden, wenn 
dieſelben 


1. von Bezirksverbänden, Gemeinden, gemein- 
nützigen Vereinen, Stiftungen, Genoſſenſchaften, Ar⸗ 
beitervereinigungen, Anſtalten, oder von dem im 
§. 24 dieſes Geſetzes bezeichneten Unternehmungen, 
oder aber von Arbeitgebern für die im eigenen Be⸗ 
triebe beſchäftigten Arbeiter errichtet werden, und 


2. den gemäß $. 9 von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen im Verordnungswege zu 
erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 

Die Entſcheidung darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen im Falle einer Übertragung 
des Eigenthumsrechtes an andere, als die unter 
Punkt 1 bezeichneten Perſonen die Begünftiguugen 
aufrecht erhalten werden, bleibt dem Finanzminiſter 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vor⸗ 
behalten. 

Mit den Begünſtigungen erliſcht in ſolchen Fällen 
auch die Widmung des Gebäudes (8. 14). 


8. 8. 


Bezüglich der, der gemeinſamen Benützung ge⸗ 
widmeten Wohlfahrtsgebäude (Kindergärten, Leſe⸗ 
hallen, Badehäuſer, Waſchanſtalten u. dgl.) können 
die im §. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkaunt 
werden, wenn dieſelben zu einem Complexe von 
Arbeiterwohnhäuſern gehören und den beſonderen 


Anordnungen entſprechen, welche gemäß §. 9 in An⸗ 
ſehung der Anlage, der Einrichtung und des Be- 
triebes ſolcher Anſtalten im Verordnungswege zu 
erlaſſen ſind. 


3.9. 


Die Minister des Innern und der Finanzen find 
ermächtigt, in näherer Ausführung der in den 88. 5 
bis 8 enthaltenen Grundſätze die aus Rückſichten der 
perſönlichen Sicherheit, der Geſundheitspflege und 
Sittlichkeit erforderlichen Anordnungen im Einver⸗ 
nehmen mit den Miniſtern des Handels, der Eiſen⸗ 
bahnen und des Ackerbaues im Verordnungswege zu 
treffen. 

Insbeſondere obliegt denſelben die Erlaſſung bon 
Vorſchriften 


1. über die Lage der Fußböden der im Erd—⸗ 
geſchoße befindlichen Wohnräume mit Rückſicht auf die 
Straßenoberfläche, über die Höhe und innere Ein- 
theilung der bewohnbaren Räume, über die Verſorgung 
mit Licht, Luft und Waſſer, über die Beſeitigung der 
Abfallſtoffe u. ſ. w.; 8 


2. über die zur Vermeidung einer Überfüllung 
oder einer aus Geſundheits⸗ und Sittlichkeitsrück⸗ 
ſichten überhaupt unzuläſſigen Benützung zu beobach— 
tenden Grundſätze, endlich 


3. über die Anlage, die Einrichtung und den Be- 
trieb der in den 88. 7 und 8 erwähnten Gebäude. 


Spätere Verordnungen können anf Gebäude, 
rückſichtlich welcher die im §. 1 vorgeſehenen Begün⸗ 
ſtigungen bereits zuerkannt wurden, nur inſoferne 
Anwendung finden, als fie für die Erbauer, bezie⸗ 
hungsweiſe Beſitzer ſolcher Gebäude keine erſchweren⸗ 
den Beſtimmungen enthalten. 


8. 10. 


Von einzelnen Bedingungen der 88. 5 bis 8, 
ſowie der auf Grund des §. 9 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften kann der Erbauer, beziehungsweiſe der 
Beſitzer des Hauſes, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Charakter des letzteren und die Wahrung 
des öffentlichen Intereſſes in anderer Weiſe ſicher⸗ 
geſtellt iſt, vom Miniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter entbunden werden. 
Die genannten Miniſterien können derartige Ge⸗ 
ſtattungen für Fälle geringfügiger Abweichungen den 
politiſchen Landesſtellen im Einvernehmen mit den 
Finanz⸗Landesbehörden überlaſſen. 


8. 11. 


J. Das jährliche Geſammt⸗Zinserträgnis eines 
nach §. 1, Abſatz 1, begünſtigten Gebäudes darf 
jenen Betrag nicht überſteigen, welcher zufolge 
fachmänniſcher Überprüfung der beizubringenden 
Belege erforderlich iſt, damit fich das für die 


Erwerbung des Baugrundes und für die Baukoſten 
aufgewendete Capital bei Annahme eines ſechzig⸗ 
jährigen Beſtandes des Gebäudes nach Abzug der 
Amortiſationsraten, ſämmtlicher Realſteuern, Zu⸗ 
ſchläge und Umlagen, des Gebürenägqnivalentes, 
ſowie der Gebändeerhaltungs⸗ und Adminiſtrations⸗ 
koſten, endlich eines Pauſchalbetrages für Leerſtehungen 
und uneinbringliche Zinſe mit jenem Proeentſatze 
verzinſe, welcher von den Miniſtern des Innern und 
der Finanzen für einzelne Länder oder Laudestheile 
im Verordnungswege feſtgeſetzt worden iſt. 

Bei Feſtſetzung des Procentſatzes iſt auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landestbeilen jeweilig 
üblichen Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und der 
ſonſt maßgebenden Creditinſtitute in der Weile 
Rückſicht zu nehmen, dafs ſich die Verzinſung des in 
Arbeiterwohnhäuſern angelegten Capitals um 0˙20 
bis 0˙50 Procent höher ſtellt, als jene in der eben 
bezeichneten Weiſe inveſtirten Capitalien. 

Hinſichtlich ſolcher öffentlichen Anſtalten, welche 
ſtatutengemäß zur Förderung von Zwecken des allge⸗ 
meinen Wohles berufen ſind, kaun von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen fallweiſe eine höhere 
Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern angelegten 
Capitals bewilligt werden. 

Über Anſuchen des Hausbeſitzers iſt in Zeit⸗ 
räumen von 10 zu 10 Jahren der nach Abſatz 1 
der zuläſſigen Maximalverzinſung zugrunde zu 
legende Capitalswert unter Berückſichtigung der 
in der Grundrente eingetretenen Veränderungen 
neu zu erheben. Eine ſolche Erhebung kann in den⸗ 
ſelben Zeitabſchnitten auch von amtswegen verfügt 
werden. Uber die Höhe des Capitalswertes entſcheidet 
in erſter Inſtanz die Finanz-Landesbehörde im Ein: 
vernehmen mit der politiſchen Landesbehörde. 

Wenn in einem für die Begünſtigungen nach 
dieſem Geſetze in Betracht kommenden Gebäude ein- 
zelne Wohnungen den Arbeitern nicht vermietet, 
fonderu unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
worden find, iſt der Zinswert derſelben im Parifi⸗ 
cationswege (durch Vergleichung mit den in demſelben 
Haufe vermieteten Wohnungen) zu ermitteln und 
in das Geſammt⸗Zinserträgnis des Gebäudes ein- 
zurechnen. 

Als jährliche Gebändeerhalkungs- und Admi— 
niſtrationskoſten und als Pauſchalbetrag für Leer— 
ſtehungen und uneinbringliche Zinſe können höchſteus 
1˙8 Procent vom Bauaufwande lausſchließlich der 
Koſten der Grunderwerbung) des Hauſes in Abzug 
gebracht werden. 


II. In Fällen des $. 1, Abſatz 2, darf der 
Geſammtkaufſchilliug eines ſolchen Hauſes die Selbſt⸗ 
koſten des Grunderwerbes und der baulichen Her- 
ſtellungen, ſowie der ſonſtigen nothwendigen Auf⸗ 
wendungen nicht überſteigen. Bei der Berechnung der 
Annuitäten darf der Zinsfuß für den zur Ab⸗ 


ſtattung übernommenen Betrag ſich nicht höher be⸗ 
laufen, als der Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und 
der ſonſt maßgebenden Creditinſtitute. Die jährliche 
Amortiſationsrate muſs mindeſtens ein Procent der 
zur Abſtattung in Annuitäten übernommenen Kauf⸗ 
ſchillingsforderung betragen. 


III. Dem Mieter oder Käufer dürfen keinerlei 
Leiſtungen auferlegt werden, die mit der Benützung 
oder Bewirtſchaftung des überlaſſenen Objectes nicht 
im nothwendigen Zuſammenhange ſtehen. 


8.12. 


I. Innerhalb des nach 8. 11, I, ermittelten Ge- 
fammt-Zingerträgniffes eines Gebäudes bleibt die 
Feſtſetzung des Zinſes für die einzelnen Wohnungen 
nach deren Lage und Beſchaffenheit dem Beſißer des 
Hauſes überlaſſen. 

Derſelbe iſt jedoch verpflichtet, einen Mietzins⸗ 
tarif über ſämmtliche im Hauſe befindliche Wohnungen 
ſowie eine Hausordnung, welche auch die vom Mieter 
eventuell zu entrichtenden Nebengebüren zu beſtimmen 
hat, am Eingange des Hauſes an einer für jeder⸗ 
mann erſichtlichen Stelle anzubringen. 

Der von der politiſchen und der Steuerbehörde 
erſter Suftanz zu vidirende Mietzinstarif muss auch die 
Angabe des nach 8. 11, I, Abſatz 5, ermittelten Zins- 
wertes jener Wohnungen enthalten, welche den betref— 
fenden Perſonen unentgeltlich oder gegen ziffermäßig 
nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn 
überlafjen werden. 

Ju alleu, auch in den letztgenannten Fällen 
muſs bei Familienwohnungen die Kündigungsfriſt 
mindeſtens acht Tage betragen und in der Haus- 
ordnung erſichtlich ſein. 

Die Hausordnung bedarf der Genehmigung durch 
die competente politiſche und die Steuerbehörde erſter 


Inſtanz. 


II. In den Fällen des §. 1, Abſatz 2, iſt der 
Verkäufer verpflichtet, einen Vertragsentwurf in An⸗ 
ſehung des zu veräußernden Gebäudes der politiſchen 
Bezirksbehörde zur 1 vorzulegen. 

Der Vertragsenwurf mufs nebſt den allgemeinen 
geſetzlichen Erforderniſſen eines Kaufvertrages alle 
ſonſtigen, das Verhälinis zu dem Käufer regelnden 
Beſtimmungen enthalten. 


Insbeſondere mufs derſelbe folgenden Bedin- 
gungen entſprechen: 

A. Es muſs in demſelben feſtgeſetzt fein: 

1. Wann die Beſitzübergabe des Gebäudes an 
den Käufer zu geſchehen hat. 

2. Ob die grundbücherliche Eigenthumsüber⸗ 
tragung ſogleich oder erſt in einem ſpäteren, genau zu 
beſtimmenden Zeitpunkte zu, bewirken iſt; in keinem 
Falle darf die Eigenthumsübertragung länger als drei 


Jahre nach Abſchluſs des Vertrages hinausgeſchoben 
werden. 


3. Ob — im Falle der Hinausſchiebung der 
Eigenthumsübertragung — ein Beſtandverhältnis 
zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer begründet 
wird; im bejahenden Falle ſind die Bedingungen 
dieſes Verhältniſſes anzuführen. 


4. Falls die grundbücherliche Eigenthumsüber⸗ 
tragung aufgeſchoben wird, iſt dem Käufer das Recht 
auf ein Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbot auf 
das Gebäude einzuräumen, welches bei Eintragung 
des Eigenthumsrechtes für den Käufer außer Kraft tritt. 


B. Der Verkäufer kann ſich für den Fall, als 
der Käufer mindeſtens zwei Vierteljahre mit den 
Zahlungen der Kaufſchillingsannuitäten oder mit 
der Zahlung der von dem Gebäude zu entrichten⸗ 
den Steuern oder anderen Abgaben im Rückſtande 
bleibt, oder die Brandſchadenverſicherung des Ge⸗ 
bäudes trotz erfolgter Mahnung unterläfst, das 
Recht vorbehalten, je nach Maßgabe, ob die Eigen- 
thumsübertragung an den Käufer im Zeitpunkte des 
Eiutrittes der angeführten Bedingungen bereits 
bewirkt ſein wird oder nicht, entweder den als Dar⸗ 
lehen belaſſenen Kaufſchillingsreſt halbjährig auf⸗ 
zukündigen oder von dem Vertrage gegen v'erzehn⸗ 
tägige Kündigung zurückzutreten und das etwa 
beſtehende Beſtandverhältnis dem Käufer vierzehn⸗ 
tägig zu kündigen. 

Für jene Fälle, in welchen der Verkäufer zur 
Kündigung des Kaufſchillingsreſtes berechtigt iſt, 
darf derſelbe ſich außerdem auch ein Wiederkaufsrecht 
vorbehalten. 

Bei Vorbehalt des Rücktrittsrechtes ſind zu⸗ 
gleich Beſtimmungen zur Sicherung des Anſpruches 
des Käufers auf Rückgewähr geleiſteter Kaufſchillings⸗ 
zahlungen und etwaiger ſonſtiger Aufwendungen zu 
treffen. 

In anderen Fällen iſt der Vorbehalt des 
Rücktritts⸗, Kündigungs⸗ und Wiederkaufsrechtes 
unzuläſſig. 


C. Der Verkäufer mußs ſich ferner auf die 
Dauer der Widmung das Vorkaufsrecht vorbehaiten, 
dem im Falle einer gerichtlichen Feilbietung die 
Wirkung des §. 1076 a. b. G. B. zukommt. 

Bei Ausübung des Vorkaufs⸗ und Wieder⸗ 
kaufsrechtes iſt der urſprüngliche Kaufſchilling 
zugrunde zu legen und ſind dem Käufer oder 
deſſen Rechtsuachfolgern die bereits entrichteien 
Kaufſchillingsbeträge zu erſtatten. In den Vertrag 
find beſondere Beſtimmungen über den Erlay 
der zur Verbeſſerung des Gebäudes gemachten 
Aufwendungen und über die Abrechnung etwaiger 
Wertverminderungen des Gebäudes aufzunehmen. 


D. Es mufs im Vertrage darauf hingewieſen 
werden, daſs im Falle einer Vermietung des Ge⸗ 
bäudes oder einzelner Wohnungen feitens des 
Käufers der Mietzins das nach §. 11, J, zuläſſige 
Ausmaß nicht überſteigen darf. 


E. Es muſs beſtimmt werden, dafs der Ver⸗ 
käufer für die dem Gebäude im Sinne dieſes 
Geſetzes zukommende Steuerbegünſtigung Gewähr 
leiſtet. 

Die Genehmigung des Vertrages ſteht der 
politiſchen Bezirksbehörde im Einvernehmen mit der 
Steuerbehörde erſter Inſtanz zu. 


III. Die Miniſter des Innern und der 
Finanzen find ermächtigt, im Verordnungswege 
nähere Vorſchriften über den zuläſſigen Juhalt der 
Hausordnungen und, in dem Falle eines unter 
einheitlicher Verwaltung ſtehenden Complexes von 
Arbeiterhäuſern, über die zuläſſigen, durch die 
gemeinſame Verwaltung bedingten Beſchränkungen 
der Benützung der Häuſer zu erlaſſen. Verträgen, 
welche darüber hinausgehende Beſchränkungen oder 
Leiſtungen der Käufer, beziehungsweiſe Mieter 
enthalten, iſt die Genehmigung zu verſagen. 


8. 13. 


Geſuche um Zuerkennung der im §. 1 vorge 
ſehenen Begünſtigungen ſind bei der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu überreichen, welche hierüber das Ein- 
vernehmen mit der politiſchen Bezirksbehörde zu 
pflegen hat. Im Falle des 8. 1, Abſatz 2, ſind dieſe 
Geſuche vom Verkäufer einzubringen. 

Uber dieſe Geſuche entſcheidet die Finanz— 
Landesbehörde im Einvernehmen mit der politiſchen 
Landesſtelle, über Recurſe gegen diefe Entſcheidungen, 
ſowie in dem Falle, dass zwiſchen den genanuten 
Landesbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt wird, 
in oberſter Juſtanz das Finanzminiſterium im Eins 
vernehmen mit dem Miniſterium des Innern. Des 
züglich gewiſſer Kategorien der im $. 8 angeführten 
Gebäude können ſich die genannten Miniſterien die 
Eutſcheidung vorbehalten. 

Hinſichtlich der bautechniſchen, geſundheits- und 
ſittlichkeitspolizeilichen Fragen iſt der Ausſpruch der 
politiſchen Vehörden maßgebend. 


8. 14. 


Die Zuerkennung der im §. 1 vorgeſehenen Be— 
günftigungen hat die Widmung des betrefſenden Ge⸗ 
bäudes zu Arbeiterwohnungs- und Wohlfahrtszwecken 
auf die Dauer von 50 Jahren zur Folge und 
verpflichtet den Erbauer, ſowie innerhalb des obigen 
Zeitraumes jeden ſpäteren Beſitzer des Haufes zur 
Erhaltung des letzteren in einem den Zwecken dieſes 
Geſetzes entſprechenden Zuſtande und zur Beobachtung 


der in dieſem Geſetze enthaltenen und auf Grund des⸗ 
ſelben erlaſſenen Vorſchriften (8. 9). 

Während der Dauer der Widmung unterliegen 
alle die Vorausſetzungen für die Erlangung der Be- 
günſtigungen ($. 1) berührenden baulichen Verände- 
rungen an dem betreffenden Gebäude der Bewilligung 
der im Verordnungswege zu bezeichnenden Finanz⸗ 
und politiſchen Behörden. 

Die Widmung iſt unter kalendermäßiger Feſt⸗ 
ſetzung des Endtermines ihrer Dauer zu Gnnſten des 
Staates als Reallaſt im Grundbuche einzuverleiben. 
Gehen der Reallaſt des Staates Hypothekarlaſten 
in der bücherlichen Rangordnung voraus, ſo kann die 
Zuerkennung der Begünſtigungen des §. 1 an die 
Bedingung geknüpft werden, dass von ben betref- 
fenden Hypothekargläubigern oder von denjenigen 
derſelben, bezüglich welcher es die Behörde (8. 13, 
Abſatz 2) für erforderlich hält, Nachſtehungser⸗ 
klärungen zu Gunſten der Reallaſt ertheilt und dieſe 
Erklärungen zur grundbücherlichen Einverleibung 
gebracht werden. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern 
ſind ermächtigt, über Anſuchen des Hauseigenthümers 
die Aufhebung der Widmung ganz oder theilweiſe 
zu bewilligen. Dieſe Bewilligung kann — ſoferne 
nicht beſonders rückſichtswürdige Umſtäude ob⸗ 
walten — von der vollen oder theilweiſen Rückerſtat⸗ 
tung des, unter entſprechender Berüdfihtigung der 
bisherigen widmungsgemäßen Verwendung des Ge— 
bäudes, ermittelten Wertes der genoſſenen Stener⸗ 
und Gebürenbegünſtigung abhängig gemacht werden, 
und hat ſtets das gleichzeitige Erlöſchen der im F. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zur Folge. 


§. 15. 


Wenn das Gebäude ohne die im §. 14, Ab- 
ſatz 4, vorgeſehene Bewilligung ganz oder theilweiſe 
zu Zwecken benützt wird, welche der geſetzlichen 
Widmung nicht entſprechen, iſt der Beſißzer zur 
Beobachtung feiner Verpflichtung durch Die poli- 
tiſche Behörde im Einvernehmen mit der Steuer 
behörde erſter Inſtanz, nöthigenfalls im Zwangs⸗ 
wege, zu verhalten. 

Dem Beſitzer kann in ſolchen Fällen, vor- 
behaltlich der Beſtimmung des $. 18, Abſatz 2, 
von der Steuerbehörde eine im Einvernehmen 
mit der politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu 
beſtimmende Geldſtrafe auferlegt werden, welche 
im erſten Falle die Hälfte des während der Dauer 
der ungeſetzlichen Benützung von den nicht widmungs⸗ 
mäßig verwendeten Gebäudetheilen vereinbarten 
Mietzinſes, beziehungsweiſe des entfallenden Zins⸗ 
wertes betragen, in Wiederholungsfällen aber bis 
zum Doppelten dieſes Betrages erhöht werden 
kann. 

Außerdem iſt, wenn die ungeſetzliche Benützung 
während der Dauer der Steuerbefreiung ſtattgefunden 


hat, die für die Zeit der ungeſetzlichen Benützung von 
den nicht widmungsmäßig verwendeten Gebäudetheilen 
nach den allgemeinen Normen entfallende Gebäude— 
ſteuer ſammt Zuſchlägen zu entrichten. 

Die ungeſetzliche Benützung während der Dauer 
des Genuſſes der Begünſtigung des $. 1, Abſatz 3, 
iſt im Falle einer auf die Übertretung gerichteten 
Abſicht als ſchwere Gefällsübertretung nach §. 85 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50, zu beſtrafen. 


$. 16. 


Wird für ein nach 8. 1 begünjtigtes Haus 
ein höherer als der zuläſſige Mietzins, oder ein höherer 
Kaufſchilling als nach den Beſtimmungen des 
8.11, II, zuläſſig iſt, eingehoben, fo iſt der 
Mehrbetrag vom Vermieter an die Mietpartei, 
beziehungsweiſe vom Verkäufer an den Käufer zurüd- 
zuerſtatten. Die Verpflichtung zur Rückerſtattung 
des über das zuläſſige Maß eingehobenen Miet- 
zinſes beſteht auch für den Fall der Vermietung 
von Wohnungen in einem nach 8. 1, Abſatz 2, be= 
günſtigten Hauſe. 

Hierüber entſcheidet die politiſche Behörde im 
Einvernehmen mit der Stenerbehörde erſter Juſtanz. 

Uberdies iſt der Vermieter oder Verkäufer in 
ſolchen Fällen von der Steuerbehörde im Einver- 
nehmen mit der politiſchen Behörde erſter Jnſtanz zu 
einer Geldſtrafe zu verurtheilen, welche im erſten 
Falle das Doppelte des über das zuläffige Ausmaß 
hinaus eingehobenen Mietzinſes, beziehungsweiſe 
Kanfſchillings, beträgt, in Wiederholungsfällen aber 
bis zum Sechsfachen dieſes Mehrbetrages erhöht 
werden kann. 


§. 17. 


Die Aufrechterhaltung des den Beſtimmungen 
der 88. 2, 3, 5 bis 8, 11, 12 und 14, Abſatz 1, 
entſprechenden Zuſtandes, ſowie die Befolgung der 
im §. 9 vorgeſehenen Vorſchriften iſt durch die politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz zu überwachen. 

Denſelben ſteht insbeſondere auch die Ertheilung 
der im F. 2, Abſatz 4, vorgeſehenen Bewilligung zu. 

Zur Durchführung dieſer Überwachung können 
die politiſchen Behörden auch die Gewerbeinſpectoren 
heranziehen. Eventuell können hiefür im Verordnungs⸗ 
wege nach Maßgabe des Bedarfes beſondere Organe 
beſtellt werden. 

Die Überwachungsbehörden ſind berechtigt, die 
betreffenden Gebäude in allen Theilen durch ihre 
Organe inſpiciren zu laſſen. Dieſelben haben in den 
einzelnen Fällen die nach den geltenden Vorſchriften 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, welche nach 
wiederholter fruchtloſer Beſtrafung (5. 18) im Zwangs⸗ 
wege vollzogen werden können. 


$. 18. 


Andere als die in den 88. 15 und 16 bezeich- 
neten Übertretungen dieſes Geſetzes oder der auf 
Grund desſelben getroffenen Anordnungen werden 
von der Überwachungsbehörde an dem Beſitzer, be- 
ziehungsweiſe an dem Mieter ($. 17) mit Geldſtrafen 
bis zu 200 Kronen geahndet. 

Hieher gehören insbeſondere auch die Fälle, in 
welchen Beſitzer begünſtigter Gebäude dieſelben aus 
Fahrläſſigkeit theilweiſe an andere, als die in den 
88. 2 und 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen ver⸗ 
mieten oder unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn überlaſſen, oder 
in Bezug auf die theilweiſe entgeltliche oder unent⸗ 
geltliche Überlaffung an die im F. 3, Punkt 1, be- 
zeichneten Perſonen das dort feſtgeſetzte Verhältnis 
überſchreiten. 

Die Beſtimmung des 8. 15, Abſatz 3, hat auch 
in dieſen Fällen — ſoferne nicht rückſichtswürdige 
Umſtände obwalten — Anwendung zu finden. 


8. 19. 


Über Recurſe gegen Verfügungen und Ent- 
ſcheidunngen nach 8. 15, Abſatz 1, und §. 16, 
Abſatz 2, entſcheidet die politiſche Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der Finanz ⸗Landesbehörde, 
beziehungsweiſe das Minifterium des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminiſterium, über Recurſe 
gegen die nach §. 15, Abſatz 2, und §. 16, Abſatz 3, 
gefällten Straferkenntniſſe die Finanz⸗Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der politiſchen Landesbehörde, 
beziehungsweiſe das Finanzminiſterium im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſterium des Innern. 

Die von der Überwachungsbehörde auf Grund 
des §. 17 getroffenen Verfügungen und gemäß 8. 18 
gefällten Straferkenntniſſe können bei der politiſchen 
Landesbehörde angefochten werden, deren Entſchei⸗ 
dungen in Bezug auf Straferkenntniſſe end⸗ 
giltige ſind. 

Die Recursfriſt beträgt rückſichtlich aller auf 
Grund dieſes Geſetzes gefällten Entſcheidungen und 
Erkenntniſſe 30 Tage von dem auf die Zuſtellung 
folgenden Tage an gerechnet. Dieſe Entſcheidungen 
und Erkenntniſſe ſind im Wege der politiſchen Execu⸗ 
tion zu vollziehen. 

Die Geldſtrafen fallen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher ſich das betreffende Gebäude 
befindet. 


8. 20. 


In Anſehung der von den Finanzbehörden nach 
dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen hat anch 
dann, wenn die Entſcheidung im Einvernehmen mit 
der politiſchen Behörde erfolgt, das Geſetz vom 
19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, Anwendung 
zu finden. 


8. 21. 


Soweit dieſes Geſetz nicht anders beſtimmt, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die Steuerfrei⸗ 
heit für Neu-, Zu- und Umbauten, auch auf die 
im §. 1 vorgeſehene Befreiung von der Gebäude— 
ſteuer Anwendung. 

Desgleichen bleiben auch hinſichtlich der in 
dieſem Geſetze bezeichneten Gebäude die beſtehenden 
Vorſchriften über die Behandlung der Binsverheim- 
lichungen in Wirkſamkeit. 

Das Verfahren bei Geſuchen um die im §. 1, 
Abſatz 3, vorgeſehene Begünſtigung in Bezug auf 
das Gebürenäquivalent wird im Verordnungswege 
geregelt. 

Durch dieſes Geſetz begünſtigte, von Arbeit⸗ 
gebern für ihre Arbeiter erbaute Gebäude kommen für 
die Dauer ihrer geſetzlichen Widmung bei der Ein- 
beziehung eines Ortes zur Hauszinsſteuer (13 und 2 
des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 22) 
außer Betracht. 


§. 22. 


Dieſes Geſetz findet auf jene Bauten Anwendung, 
welche binnen zwanzig Jahren, von dem im $. 25, 
Abſatz 1, ſeſtgeſetzten Zeitpunkte des Beginnes ſeiner 
Wirkſamkeit an gerechnet, baulich vollendet werden, 
gleichviel ob der Bau vor oder nach dem bezeichneten 
Zeitpunkte in Angriff genommen wurde. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind 
jedoch ermächtigt, in berückſichtigungswürdigen Fällen 
die Anwendung dieſes Geſetzes unter den durch das- 
ſelbe vorgeſchriebenen Bedingungen auch auf ſolche 
Häuſer zu geſtatten, welche ſeit dem Juslebentreten 
des Geſetzes vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. Nr. 37, 
vollendet wurden. 


8. 28. 


Die Begünftigungen dieſes Geſetzes treten nur 
in jenen Königreichen und Ländern in Kraft, wo den 
betreffenden Neubauten im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung auch die Befreiung von allen Landes- und 
Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Ge⸗ 
meindezuſchläge zu den im 8. 1 bezeichneten Staats- 
ſtenern bis mindeſtens 50 Procent für die ganze 
Dauer der Befreiung von den ſtaatlichen Steuern 
gewährt wird. 


§. 24. 


Der öffentlichen Rechnungslegung unterworfene 
Unternehmungen, welche ſtatutengemäß die Erbauung 
und Vermietung von Gebäuden der in dieſem Geſetze 
bezeichneten Art bezwecken und ans den in ſolchen 
Gebäuden inveſtirten Capitalien keine höhere als die 
nach 8. 11, I, Abſatz 1 und 2, feſtgeſetzte Verzinſung 
erzielen, ſind rückſichtlich der Erwerbſteuer von dieſem 


Geſchäftszweige den gemäß 8. 85 des Geſeßes vom 
25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, begünſtigten 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften gleich zu 
halten. N 


§. 25. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 

Das Geſetz vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. 
Nr. 37, bleibt nach Beginn der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes, vorbehaltlich der Beſtimmungen des §. 22, 
Abſatz 2, nur rückſichtlich jener Gebäude in Kraſt, für 
welche auf Grund desſelben die Steuerbefreiung 
bewilligt worden iſt. 


§. 26. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind die 
Miniſter der Finanzen und des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit den übrigen betheiligten Miniſtern 
beauftragt. - 


Iſchl, am 8. Juli 1902. 


Tran; Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


Jahrgang 1903. 


Keichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder. 


II. Stück. 


Ausgegeben und verſendet am 10. Jänner 1908. 


Inhalt: 2 6. Verordnung, betreffend Begünſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiterwohnungen. 


6. 


Verordnung der Miniſterien der Finan- 
zen und des Innern im Einvernehmen 
mit den Miniſterien der Juſtiz, des Han⸗ 
dels, der Eiſenbahnen und des Acher⸗ 
baues vom 7. Jänner 1903, 


betreffend Begünſtigungen für Gebäude mit 
gefunden und billigen Arbeiterwohnungen. 


Zur Durchführung des Geſetzes vom 8. Juli 
1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begünſtigungen 
für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiter⸗ 
wohnungen, wird Nachſtehendes angeordnet: 


I. Abſchnitt. 


Porſchriften über die Anlage von Jami- 
lienmohnhäuſern und Tedigenfeimen. 


Erſter Titel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
8.1: 


Bei der Anlage von Familienwohnhäuſern und 
Ledigenheimen, für welche die Begünſtigungen des 
Geſetzes vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, in 
Anſpruch genommen werden, ſind, ſoweit nicht bereits 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes bezügliche Anord⸗ 
nungen enthalten, aus Rückſichten der perſönlichen 
Sicherheit, der Geſundheitspflege und der Sittlichkeit 
die Vorſchriften des erſten Abſchnittes der gegen- 
wärtigen Verordnung unbeſchadet der Befolgung der 
in dem betreffenden Lande geltenden Baugeſetze zu 
beobachten. 


8. 2. 
Beſchaffenheit der Banplätze. 


Als Bauplätze für Arbeiterwohnhäuſer dürfen 
nur ſolche Grundſtücke gewählt werden, welche von 
Natur dauernd trocken oder kunſtgerecht entwäſſert 
ſind. Dieſelben dürfen nicht im Inundationsgebiete 
von Gewäſſern oder in der Nähe von Sümpfen liegen, 
noch auch durch verweſungsfähige und faulende Sub⸗ 
ſtanzen in einem die Geſundheit gefährdenden Grade 
verunreinigt ſein. 


F. 3. 
Situirung der Gebäude. 


Wo die örtlichen Verhältniſſe es ermöglichen 
und insbeſondere anch die nothwendige Rückſicht auf 
die Billigkeit der Arbeiterwohnungen es geſtattet, find 
die Arbeiterwohnhäuſer nach der offenen Bauweiſe, 
unter Freiſtellung der einzelnen Gebäude, oder doch nach 
der halboffenen Bauweiſe, unter Nebeneinanderſtellung 
der Gebäude, aufzuführen. 

In beiden Fällen müſſen die Abſtände zwiſchen 
den Häuſern nach allen Seiten mindeſtens das Maß 
der Gebäudehöhe (gerechnet bis zur Geſimsoberkante), 
keinesfalls aber weniger als 6 Meter betragen. 
Nur wenn auf keiner Seite Hauptfenſter (Fenſter von 
Wohnräumen) vorhanden find, genügt ein Abſtand 
im Ausmaße der halben Gebäudehöhe, mindeſtens 
aber von 4 Metern zwiſchen zwei Häuſern. 

Dieſelben Entfernungen ſind auch gegenüber den 
Grundgrenzen zu beobachten. 

Haben die Arbeiterwohngebäude eine ungleiche 
Höhe, ſo iſt das höhere Gebäude für die Breite des 
freizulaſſenden Zwiſchenraumes maßgebend. Iſt ein 
Gebäude an einer Seite länger als 10 Meter, ſo iſt 
der freie Zwiſchenraum an dieſer Seite um ein Viertel 
des Betrages breiter zu bemeſſen, um welchen die 
Seite das Ausmaß von 10 Meter überſchreitet. 


— 


In keinem Falle dürfen bei der offenen oder angelegt ſind, kann mit dieſem Verhältniſſe bis auf 
halboffenen Bauweiſe die Gebäude ſo angelegt werden, ein Zwölftel herabgegangen werden. 


daſs Fronten von mehr als 50 Meter entſtehen. 


9. 4. 
Sicherheit gegen Grund feuchtigkeit. 


Die Kellerſohle eines Arbeiterwohnhauſes muss 
0˙2 Meter über dem höchſten Grundwaſſerſtande, der 
ebeuerdige Fußboden eines nicht unterkellerten Arbeiter- 
wohnhauſes mindeſtens 1˙6 Meter über dieſem Grund⸗ 
waſſerſtande angelegt werden. 

Der ebenerdige Fußboden jedes Arbeiterwohn⸗ 
hauſes muſßs mindeſtens 0˙6 Meter über dem Straßen⸗ 
niveau gelegen ſein. Die Benützung tiefer gelegener 
Räume für Wohnzwecke ift ausgeſchloſſen. 

Das Mauerwerk der Fundamente und Keller iſt 
derart auszuführen, dafs das Aufſteigen der Grund- 
feuchtigkeit verhindert wird. 

In nicht unterkellerten Räumen iſt die Trocken- 
heit des Fußbodens im Erdgeſchoße durch eine über 
die ganze Fläche reichende wirkſame Iſolirſchichte zu 
ſichern. 


8.5. 
Fußböden. 

Fußböden ſind in der Regel aus feſtgefügten 
Dielen, Kylolith und ähnlichen Materialien herzu⸗ 
ſtellen; in ſüdlichen Gegenden ſind Böden auch aus 
Terrazzo, Cementplatten und ähnlichen Materialien 
zuläſſig. 

8.6. 
Wände und Decken. 


Wände und Decken aller Wohnräume müſſen 
verputzt ſein. An die Stelle des Verputzes kann bei 
Holzbauten auch eine dichte Holzverſchalung treten. 


8.7. 
Lichte Höhe der Wohnräume. 


Die lichte Höhe der Wohnräume mujs im Erd- 
geſchoße drei⸗ oder mehrſtöckiger Gebäude mindeſtens 
3 Meter, ſonſt mindeſtens 2˙7 Meter betragen. 

Bei nicht geraden Decken iſt dieſe Höhe nach 
dem verglichenen Maße zu berechnen. 


9. 8. 
Fenſter. 


Alle Wohnräume müſſen mit Fenſtern verſehen 
ſein, welche vollſtändig geöffnet werden können und 
unmittelbar ins Freie gehen. 

Die Geſammtfläche der Fenſter eines bewohn⸗ 
baren Raumes hat im allgemeinen ein Zehntel der 
Bodenfläche zu betragen. Bei ebenerdigen Gebäuden, 
welche nach der offenen oder halboffenen Bauweiſe 


9. 9. 
Beheizung der Wohuränme. 


Wo nicht centrale Heizungsanlagen in Ausſicht 
genommen find, müſſen für ſämmtliche Wohn- und 
Schlafzimmer (Kammern) die erforderlichen Ofen 
vorhanden ſein. 

Ofenrohrklappen oder Schornſteinſperren dürfen 
in keinem Falle angebracht werden. 

Die Ranchrohre einer zwei- oder mehrräumigen 
Wohnung dürfen mit den Rauchrohren einer anderen 
Wohnung nicht zuſammengeleitet werden, ſondern 
müſſen ſelbſtändig über Dach ausmünden. 


9. 10. 
Aborte und Senkgruben. 


Arbeiterwohnhäuſer müſſen mit der erforder⸗ 
lichen Anzahl einſitziger Aborte verſehen ſein, welche 
vollſtändig zu öffnende Fenſter beſitzen und derart 
anzulegen find, dass für eine entſprechende Lüftung 
Vorſorge getroffen und dem Austreten der Abort⸗ 
gaſe in die Haus⸗ und Wohnräume wirkſam vor⸗ 
gebeugt wird. 

Der Abort darf nicht unmittelbar aus den 
Wohn und Schlafzimmern (Kammern) oder aus der 
Küche zugänglich ſein. 

Wo eine Schwemmeanaliſation vorhanden iſt, 
ſind die Gebäude an dieſelbe anzuſchließen und die 
Aborte mit Waſſerſpülung zu verſehen. 

Wo Senkgruben angewendet werden müſſen, ſind 
die Sohle und die Wände derſelben waſſerdicht her⸗ 
zuſtellen. Vom Mauerwerke der Gebäude iſt die Senk⸗ 
grube wenigſtens einen halben Meter entfernt zu 
halten; der Zwiſchenraum iſt mit Letten oder Tegel 
ſorgfältig auszuſtampfen. Oben iſt die Senkgrube mit 
Steinplatten oder durch Überwölbung abzuſchließen, 
wobei in der Decke eine möglichſt luftdicht verſchließ⸗ 
bare Einſteigöffnung anzubringen iſt. Hölzerne Ab⸗ 
deckungen müſſen tragfähig ſein und dürfen nur dann 
in Anwendung gebracht werden, wenn die Senkgrube 
von den Fenſtern der Wohnräume wenigſtens 4 Meter 
entfernt iſt. 

Sogenannte Schwindgruben (Verſitzgruben), aus 
welchen die Abwäſſer in den Untergrund verſickern, 
find nicht geſtattet. 


§. 11. 
Kehrichtgruben. 
Wo nicht für regelmäßige Abfuhr des Kehrichts 
oder anderer feſter Abfallſtoffe Sorge getragen werden 


kann, find in angemeſſeuer Entfernung von den Ge- 
bäuden waſſerdicht gemauerte und abgedeckte Gruben 


oder Behälter mit gut ſchließbaren Deckeln anzu⸗ jede Perſon entfallen, wobei Kinder im Lebensalter 


bringen. 


8. 12. 
Ableitung der Niederſchlags wäſſer. 


Für den raſchen Abfluss der Niederſchlagswäſſer 
nus dem Bereiche der Gebäude iſt in einer den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechenden Weiſe vorzuſorgen. 


8.13. 
Wa ſſerverſorgung. 


Bei der Anlage von Arbeiterwohnhäuſern iſt 
dort, wo der Anſchluſs derſelben an eine beſtehende 
Leitung von geſundem Trinkwaſſer erfolgen kann, das 
Waſſer in die Gebäude, und zwar in alle Stockwerke 
derart einzuleiten, daſs im Erdgeſchoße für die auf 
einen und denſelben Zugang angewieſenen Wohnungen 
und in jedem höheren Geſchoße für die auf eine Stiege 
entfallenden Wohnungen mindeſtens ein Auslaufhahn 
vorhanden iſt. 

Beſteht keine ſolche Waſſerleitung und kann ge⸗ 
ſundes Trinkwaſſer nicht aus ſchon vorhandenen 
Brunnen bezogen werden, ſo ſind zur ausreichenden 
Verſorgung der Arbeiterwohnhäuſer mit geſundem 
Trinkwaſſer Brunnen herzuſtellen. Die Brunnenanlage 
iſt derart auszuführen, dass die Verunreinigung des 
Brunnens durch Eindringen geſundheitsſchädlicher 
Zuflüſſe ſowohl in der Tiefe, als von der Erdober⸗ 
fläche her zuverläſſig ausgeſchloſſen iſt. Demgemäß 
dürfen Brunnen nicht in der Nähe von Unraths⸗ 
canälen, Senkgruben, Düngerſtätten oder anderen 
Sammelſtellen von Abfällen verſchiedener Art an⸗ 
gelegt werden. 

Wo weder Quellenleitungen, noch Brunnen⸗ 
anlagen angewendet werden können, ſind ſolid ange⸗ 
legte und zweckmäßig conſtruirte Ciſternen auszu⸗ 
führen, mittels welcher das Regenwaſſer von den 
Dachflächen der Gebäude und anderen reingehaltenen, 
abgepflaſterten Auffangflächen geſammelt und durch 
Sandfilter gereinigt wird. 

Wo das Halten häuslicher Nutzthiere zugelaſſen 
wird, ſind zur Viehtränke ſeitwärts des Brunneus 
(der Ciſterne) die nöthigen Grände aufzuſtellen und 
muſs für die unſchädliche Ableitung des Überſchuſs⸗ 
waſſers dieſer Grände geſorgt ſein. 


Zweiter Titel. 
Beſondere Beſtimmungen für Familieuwohnhäuſer. 
8. 14. 
Maximalzahl der Bewohner. 


In einer Familienwohnung dürfen nur ſo viele 
Perſonen untergebracht werden, daſss in jedem Schlaf- 
raume mindeſtens 4 Ouadratmeter Bodenfläche auf 


unter einem Jahre außer Betracht bleiben. Iſt in 
dem Schlafraume ein Küchenherd oder Kochofen vor⸗ 
handen, ſo ſind von der Bodenfläche des betreffenden 
Raumes 4 Quadratmeter in Abzug zu bringen. 

Die zuläſſige Anzahl von Perſonen iſt in jeder 
Wohnung erſichtlich zu machen. 


§. 15. 
Wohnungsbeſtandtheile. 


Jede Wohnung ſoll ein in ſich abgeſchloſſenes 
Ganzes darſtellen und muſs aus den erforderlichen 
Wohnräumen beſtehen und mit einer eigenen Küche 
oder doch einem eigenen Kochofen verſehen ſein. 

Die Wohnungen für Familien mit Kindern im 
Alter von mehr als ſechs Jahren ſollen mehrere 
Wohnräume enthalten, um für die letzteren eine 
Trennung der Schlafräume nach dem Geſchlechte zu 
ermöglichen. 


8. 16. 
Anlage der Wohnungen. 


Die Anordnung der Familienwohnungen im 
Grundriſſe iſt fo zu geſtalten, daſs die einzelnen 
Wohnungen von einander vollſtändig getrennt ſind. 

Die Anlage von Mittel- und Seitengängen, 
welche nicht direct beleuchtet und lüftbar ſind, iſt 
ausgeſchloſſen. 

Bei ebenerdigen Gebäuden muſs jede Wohnung 
ihren eigenen Ausgang ins Freie erhalten; derſelbe 
darf aber keinesfalls unmittelbar aus einem Schlaf- 
oder Wohnzimmer (Kammer) erfolgen. 


8. 17. 
Dachbodenwohn ungen. 


Nur in ebenerdigen oder einſtöckigen Familien⸗ 
wohnhäuſern dürfen Wohnräume in den Dachböden 
eingerichtet werden. 

Solche Wohnräume müſſen mindeſtens über der 
Hälfte der Fußbodenfläche eine lichte Höhe von 
2˙7 Meter beſitzen und an den niederſten Stellen 
wenigſtens noch eine lichte Höhe von 1˙6 Meter 
erhalten. Sie müſſen ferner von gemanerten, beider- 
ſeits verputzten Wänden und mit feſten, feuerſicheren 
Decken abgeſchloſſen, mit entſprechenden Fenſtern 
(8. 8) verſehen und von der Stiege durch einen 
wenigſtens 1˙1 Meter breiten, 2˙7 Meter hohen, 
feuerſicher hergeſtellten Gang zugänglich ſein. 


$. 18. 


Abtheilungen für einzelnſtehende Perſonen. 


Soferne in Familienwohnhäuſern abgeſonderte 
Abtheilungen für einzelnſtehende Perſonen eingerichtet 
werden (8. 5, Abſatz 6, des Geſetzes), finden auf dieſe 


Abtheilungen die Beſtimmungen des dritten Titels 
dieſer Verordnung analoge Anwendung. 


8.19. 
Stallungen. 
Stallungen für häusliche Nutzthiere ſind in 
einem Abſtande von mindeſtens 4 Meter vom 


Wohngebäude anzulegen und mit einem waſſerdichten 
Boden zu verſehen. Für den Ablauf der Jauche muſßs 
derart Vorſorge getroffen fein, dafs jede Verunreini⸗ 
gung der Umgebung vermieden wird. 


8. 20. 


Zuſatzbeſtimmungen für größere Familien 
wohnhäufer. 

In den in Städten oder geſchloſſenen Ort⸗ 
ſchaften gelegenen Gebäuden, welche zur Aufnahme 
einer größeren Anzahl von Familien beſtimmt ſind, 
muſs die Stiegenanlage durchwegs feuerſicher fein. 
Jede Wohnung muüßs einen eigenen Abrrt, ſowie eine 
geſonderte Abtheilung im Keller, in einer Holzlage 
oder am Dachboden haben. 

Ferner ſind in ſolchen Wohnhäuſern, ſoweit für 
dieſelben nicht centrale Wäſchereianlagen beſtehen, 
Waſchküchen in ausreichender Zahl anzulegen. Hiebei 
darf ein Waſchkeſſel nicht für mehr als acht Familien 
beſtimmt werden. 


Rritter Titel. 
Be ſondere Beſtimmungen für Ledigenheime. 


8. 21. 
Wohnräume und Küchen. 


Die Einrichtung von Wohnräumen auf dem 
Dachboden iſt nicht geſtattet. 

Falls den Bewohnern im Hauſe ſelbſt die Mög⸗ 
lichkeit einer Verköſtigung geboten werden ſoll, müſſen 
hiefür geeignete Küchen vorhanden ſein. 


§. 22. 
Gänge. 
Die Gänge find fo anzulegen, daſs fie genügen⸗ 
des Licht erhalten und dafs ihre Breite dem zu ge- 
wärtigenden Verkehre entſpricht. 


8. 23. 
Stiegen. 

Für die erforderliche Anzahl von Stiegen iſt 
Vorſorge zu treffen. 

Wenn das Ledigenheim für die Unterbringung 
einer größeren Anzahl von Perſonen beſtimmt iſt, 
muſs die Anlage der Stiegen durchwegs feuer⸗ 
ſicher ſein. 


§. 24. 
Putzräume. 


Zur Reinigung der Kleider und Schuhe müſſen 
eigene Putzräume vorhanden ſein. 


§. 25. 
Aborte. 


Für die Bewohner müſſen Aborte in genügen- 
der Anzahl — mindeſtens einer für 15 Perſonen — 
vorhanden ſein. 


II. Abſchnitt 


Prrfihriften über die Anlage, dir Ein- 
richtung und den Betrieb von Schlaf- 
und Togirhäufern. 


8. 26. 


Die im F. 1 aufgeſtellten Grnndſätze gelten 
analog für Schlaf⸗ und Logirhänſer hinſichtlich des 
zweiten Abſchnittes der gegenwärtigen Verordnung. 

Die Beſtimmungen der 88. 2 bis 13, des $. 21, 
erſter Abſatz, des F. 23, erſter Abſatz und der 88. 22 
und 25 finden auch auf Schlaf⸗ und Logirhäuſer An⸗ 
wendung. 

8. 27. 
Schlaffäle. 

In den Schlaf⸗ und Logirhäuſern werden 
einzelnſtehende Perſonen in gemeinſchaftlichen Schlaf⸗ 
ſälen, welche mit der erforderlichen Zahl von ent⸗ 
ſprechenden Einzellagerſtätten ausgeſtattet ſind, be⸗ 
herbergt. 

Das Ausmaß dieſer Säle mußs derart bemeſſen 
werden, daſs auf jede zu beherbergende Perſon 
eine Grundfläche von wenigſtens 4 Quadratmeter 
entfällt. 

Fußböden, Decken und Wände der Säle müſſen 
ſo beſchaffen ſein, dafs ſie leicht gereinigt und 
desinficirt werden können. 

Die Hausordnungen haben Beſtimmungen über 
Zuweiſung und Benützung der Lagerſtätten zu 
enthalten. 


8. 28. 
Trennung der Geſchlechter. 

Für jedes Geſchlecht find eigene Schlafjäle in 
von einander vollkommen geſonderten Abtheilungen 
an ulegen. 

8. 29. 
Waſchräume. 


Für Waſchräume iſt in der erforderlichen Zahl 
und Größe und mit entſprechender Einrichtung vor⸗ 
zuſorgen. 


$. 30. 
Putzräume und Bäder. 


Zur Reinigung der Kleider und Schuhe müſſen 
eigene Putzräume in ausreichender Anzahl vor⸗ 
handen ſein; auch iſt für Einrichtungen zur Tilgung 
des Ungeziefers aus den Kleidern Vorſorge zu treffen. 

In jedem Schlaf- und Logirhauſe ſoll eine 
entſprechende Anzahl von Douchebädern beſtehen. 

Über die Benützung der Bade- und Desinfections⸗ 
anſtalten haben die Hausordnungen entſprechende 
Beſtimmungen zu enthalten. 


8. 31. 
Stiegen. 
Die Anlage der Stiegen mufs durchwegs feuer⸗ 
ſicher ſein. 
8. 32. 
Verköſtigung. 


In den Schlafräumen darf nicht gekocht werden. 

Wenn die Inwohner eines Schlaf- und Logir⸗ 
hauſes in demſelben auch ihre Beköſtigung finden 
ſolleu, müſſen Küchenanlagen und abgeſonderte Speife- 
räume vorhanden ſein. 


F. 33. 


Aufrechthaltung der Reinlichkeit und 
Ordnung. 
Der Beſitzer eines Schlaf- und Logirhauſes hat 
für die Aufrechthaltung der Ordnung und Reinlichkeit 
im Hauſe zu ſorgen. 


Zu dieſem Behufe mufs in jedem Schlaf- und |- 


Logirhauſe ſeitens des Beſitzers ein Aufſichtsorgan 
(Hausvater) beſtellt werden, deſſen Aufgabe es iſt, die 
Hausorduung zu handhaben. 

Der Hausvater muf3 eine Wohnung unntittelbar 
am Hauseingange erhalten. 


III. Abſchnitt. 


Bausordnungen. 
8. 34. 


Die Hausordnungen dürfen nur ſolche Beſtim- 
mungen enthalten, welche im Inhalte des Miet⸗ 
verhältniſſes als ſolchen begründet und durch Rück⸗ 
ſichten der Sicherheit, der Geſundheitspflege und der 
Sittlichkeit, ſowie zur Wahrung der Ordnung und 
Ruhe im Hauſe geboten ſind. 

Hierunter gehören insbeſondere Beſtimmungen 
über: 

die Maximalzahl der Perſonen, welche für jede 
einzelne Wohnung zuläſſig iſt; 
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die Verpflichtung des Mieters zur Anzeige von 
Auderungen im Perſonalſtande an den Hausverwalter; 

die vom Mieter eventuell zu entrichtenden 
Nebeugebüren (S. 12, I, Abſatz 2, des Geſetzes); 

die Kündigungsfriſt mit Beachtung der für 
Familienwohnungen laut §. 12, J, Abſatz 4, des 
Geſetzes geltenden unteren Grenze; 

die Übernahme, Inſtandhaltung und Übergabe 
der Mietobjecte; 

das Reinhalten des Hauſes; 

die Benützung der Waſſerleitungen und Brummen, 
beziehungsweiſe der Ciſternen; 

die Benützung von Badeanlagen, Waſchküchen, 
Putzräumen, Desinfections⸗ und ſonſtigen Anlagen; 

die Vermeidung feuergefährlicher Handlungen; 

die Benützung der Boden- und der Kellerräume; 

in Schlaf⸗ und Logirhäuſern die Benützung der 
Wohnräume und Einrichtungen; 

die Haltung häuslicher Nutzthiere; 

die Aufrechthaltung angemeſſener 
Haufe; 

die Thorſperre; 

das Inſpectionsrecht des Hausverwalters (Haus⸗ 
vaters); 

die Folgen der Nichteinhaltung der Haus⸗ 

dnung. 


im 


Ruhe 


IV. Abſchnitt. 
Verfahren. 
§. 35. 


Geſuche um Ertheilung der Begünſtigungen. 


Geſuche um Zuerkennung der im F. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vorgeſehenen Begünſtigungen ſind bei der 
Steuerbehörde erſter Inſtanz (Steueradminiſtration, 
Bezirkshauptmannſchaft), in deren Amtsbereiche das 
betreffende Bauobject gelegen iſt, binnen 45 Tagen 
nach vollendetem Baue des Gebäudes, beziehungs⸗ 
weiſe bei Zubauten zu bereits begünſtigten Gebänden 
nach Vollendung des Zubaues, und zwar für jedes 
für ſich vollendete Object, für welches die Begünſti⸗ 
gungen beanſprucht werden, abgeſondert einzubringen. 

In den Geſuchen iſt zur Bezeichnung des Ge⸗ 
bäudes, für welches die Begünſtigungen beanſprucht 
werden, die Grundbuchseinlage und, falls dieſe mehrere 
Grundbuchskörper enthält, auch die Zahl des betref⸗ 
fenden Grundbuchskörpers anzuführen. 

Den Gefuchen iſt beizuſchließen: 

1) Ein Zeugnis jenes Organes, welches nach den 
beſtehenden Vorſchriften zur Ertheilung des 
Bauconſenſes competent iſt, über den Zeitpunkt 
der Vollendung des Bauobjectes, für welches 
die Begünſtigungen beanſprucht werden 

b) der Bauconſens; 

c) der Bewohnungs⸗ oder Benützungscouſeus; 


III: an 


dl) ein Pare des baubehördlich genehmigten Bau- 
planes und eine Beſchreibung der ganzen 
Anlage, inſoweit jene zur Beurtheilung der 
Erfüllung der im Geſetze und in dieſer Verord⸗ 
nung enthaltenen Anordnungen nothwendig iſt; 

e eine Berechnung des jährlichen Geſammtzins⸗ 
erträgniſſes unter Auſchluſs der Belege über die 
Koſten des Grunderwerbes und des Baues; 

f) Entwürfe des Mietzinstarifes und der Haus⸗ 
ordnung; 

Ein deu Fällen des $. 1, Abſatz 2, des Geſetzes 
der genehmigte Vertragsentwurf im Originale 
oder in beglaubigter Abſchrift. 

Dem Erbauer eines Wohngebäudes ſteht es frei, 
bereits vor Inangriffnahme der Bauführung unter 
Vorlage der unter b) und d) bezeichneten Belege im 
Wege der politiſchen Bezirksbehörde um einen Aus⸗ 
ſpruch der politiſchen Landesbehörde darüber anzu⸗ 
ſuchen, ob und unter welchen Vorausſetzungen und 
Bedingungen die in den Belegen dargeſtellte Aulage 
bei planmäßiger Ausführung in bautechniſcher, 
geſundheits⸗ und fittenpolizeilicher Beziehung den 
Vorſchriften des Geſetzes und des I., beziehungsweiſe 
II. Abſchnittes dieſer Verordnung entſprechen würde. 


§. 36. 
Ergänzung der Belege und Localangenſchein. 


Iſt aus den im 5. 35 bezeichneten Belegen nicht 
mit voller Sicherheit zu entnehmen, daſs die Anlage 
und Einrichtung den Vorſchriften des Geſetzes und des 
I., beziehungsweiſe II. Abſchnittes dieſer Verordnung 
genügen, ſo hat der Geſuchſteller über behördliche Auf⸗ 
forderung die entſprechenden Aufklärungen zu ertheilen, 
eventuell die erforderlichen Ergänzungen der Belege 
beizubringen. Nöthigenfalls iſt ein durch die politiſche 
Behörde erſter Inſtanz zu pflegender Localaugenſchein 
zu veranlafien. 

Der zur Amtshandlung über Geſuche um Zu⸗ 
erkennung der im §. 1 des Geſetzes vorgeſehenen Be⸗ 
günſtigungen nothwendige Grundbuchsauszug iſt von 
der Steuerbehörde l. Inſtanz ex offo einzuholen. 


8. 37. 


Grundlage für die grundbücherliche Sicher— 
ſtellung der Widmung des Gebäudes zu 
Arbeiterwohnungszwecken. 


Die behördliche Entſcheidung, mit welcher die im 
F. 1 des Geſetzes vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt 
werden, ınuf3 eine geeignete Grundlage für die grund» 
bücherliche Einverleibung der im §. 14 des Geſetzes 
ſtatuirten Reallaſt bilden. 

Deshalb hat die Entſcheidung zur Bezeichnung 
des betreffenden Gebäudes die Grundbuchseinlage 
und, falls dieſe mehrere Grundbuchskörper enthält, 
auch die Zahl des betreffenden Grundbuchskörpers 
anzuführen und die Beſtimmung aufzunehmen, daſs 


mit der Zuerkennung der Begünſtigungen die Wid⸗ 
mung des Gebäudes zu Arbeiterwohnungszwecken 
im Sinne des $. 14 des Geſetzes auf die Dauer von 
50 Jahren, und zwar bis zu einem beſtimmten, 
kalendermäßig feſtzuſetzenden Endtermine verbunden 
iſt, welche Widmung zu Gunſten des Staates als 
Reallaſt einzuverleiben ift. Gleichzeitig ift zu erklären, 
welche Rangordnung für die Reallaſt mit Rückſicht 
auf den grundbücherlichen Laſtenſtand des Gebäudes 
gefordert wird (zum Beiſpiel in der Rangordnung un⸗ 
mittelbar nach der unter Poſtzahl x eingetragenen 
Dienſtbarkeit des Waſſerbezuges) und ſind, falls die 
Behörde es für erforderlich hält, daſs Nachſtehungs⸗ 
erklärungen hinſichtlich beſtimmter Hypothekarforde⸗ 
rungen zur grundbücherlichen Einverleibung gebracht 
werden, die betreffenden Hypothekarforderungen zu 
bezeichnen. 

Im letzteren Falle iſt die Partei bei Zuſtellung 
der Entſcheidung aufzufordern, die Nachſtehungs⸗ 
erklärungen binnen einer ihr feſtzuſetzenden Friſt im 
Originale und in ſtempelfreier Abſchrift in Vorlage 
zu bringen. 


8. 38. 


Einſchreiten um die grundbücherliche Ein— 
tragung der Widmung. 


Nach Eintritt der Rechtskraft der Entſcheidung hat 
auf Veraulaſſung der Finanzlandesbehörde die Finanz⸗ 
procuratur unter Anſchluſs einer mit der Rechtskraft⸗ 
clauſel verſehenen Ausfertigung dieſer Entſcheidung 
ein nach den Vorſchriften des Grundbuchsgeſetzes ver⸗ 
faſstes und eingerichtetes Geſuch zum Zwecke der Grund⸗ 
buchsamtshandlung bezüglich der Reallaſt beim Grund⸗ 
buchsgerichte einzubringen. 

Falls die Zuerkennung der Begünſtigungen an 
die Bedingung geknüpft wird, dafs Nachſtehungs⸗ 
erklärungen zu Gunſten der Reallaſt grundbücherlich 
einverleibt werden, iſt das bezügliche Grundbuchs ⸗ 
anſuchen mit dem vorerwähnten Anſuchen um Ein- 
verleibung der Reallaſt zu cumuliren (§. 86 des all⸗ 
gemeinen Grundbuchsgeſetzes). 

Mit dem Geſuche um Einverleibung der Real⸗ 
laſt iſt gleichzeitig um Ergänzung des anzuschließen 
den Grundbuchsauszuges nach vollzogener Grundbuchs; 
amtshandlung anzufuchen. 


$. 39. 


Kaufverträge über Familienwohnhäuſer im 
Sinne des $. 1, Abſatz 2 des Geſetzes. 


Bezüglich der Familienwohnhäuſer, welche nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des §. 1, Abſatz 2 des 
Geſetzes an Arbeiter verkauft werden ſollen, muss zu⸗ 
folge des 8. 12, II C, Abſatz 1 des Geſetzes bei 
bücherlicher Eintragung des Eigenthumsrechtes für 
den Käufer ſtets auch das vorbehaltene Vorkaufsrecht 
des Verkäufers zur Einverleibung gelangen. 


Daher muſs im Kaufvertrage die Bewilligung 


Die diesbezüglichen Grundbuchsgeſuche ſind nach 


zur Einverleibung des Eigenthumsrechtes für den Rechtskraft der Entſcheidung von der Finanz⸗Landes⸗ 
Käufer ausdrücklich an die Bedingung der gleich- behörde einzubringen. 


zeitigen Einverleibung des vorbehaltenen Vorkaufs⸗ 
rechtes für den Verkäufer geknüpft werden. 

Fehlt eine ſolche Erklärung im Kaufvertrags⸗ 
entwurfe, jo iſt demſelben die Genehmigung zu 
verſagen. - 

Bei Eintragung des Eigenthumsrechtes für den 
Käufer muſs vom Gerichte zugleich auch die Löſchung 
des etwa früher eingetragenen, nunmehr außer Kraft 
getretenen Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbotes, 
ſelbſt wenn um dieſe Löſchung nicht angeſucht worden 
wäre, verfügt werden. 

Die Ausfertigung des Kaufvertrages muſs mit 
dem genehmigten Vertragsentwurfe genau überein⸗ 
ſtimmen. Der Originalvertrag iſt daher unter An⸗ 
ſchluſs des genehmigten Entwurfes der politiſchen 
Bezirksbehörde vorzulegen, welche nach conſtatirler 
Übereinſtimmung dem Originalvertrage die Genehmi⸗ 
gungsclauſel beizuſetzen hat. 


§. 40. 
Bewilligung zu baulichen Veränderungen. 


Die Ertheilung der im §. 14, Abſatz 2, des 
Geſetzes vorgeſehenen Bewilligung zur Vornahme 
ſolcher baulicher Veränderungen der Gebäude, welche 
die Vorausſetzungen für die Erlangung der Begünſti⸗ 
gungen berühren, ſteht der politiſchen Landesſtelle 
im Einvernehmen mit der Finanz⸗Landesbehörde, im 
Recursfalle, ſowie, wenn zwiſchen den genannten 
Landesbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt wird, 
dem Miniſterium des Junern im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſterium zu. 


§. 41. 
Löſchung der Intabulation der Widmung. 


In die Entſcheidungen über das Erlöſchen der 
Begünſtigungen und der Widmung des Gebäudes 
gemäß S. 7, Abſätze 2 und 3, ſowie über die Auf⸗ 
hebung der Widmung gemäß 8. 14, Schluſsabſatz, des 
Geſetzes, iſt die ausdrückliche Bewilligung zur grund⸗ 
bücherlichen Einverleibung der Löſchung der Wid⸗ 
mung, beziehungsweiſe zur grundbücherlichen An⸗ 
merkung des geänderten Endtermines ihrer Dauer 
aufzunehmen. 

Für den Fall jedoch, daſs die Aufhebung der 
Widmung vom vollen oder theilweiſen Rückerſatze des 
ermittelten Wertes der genoſſenen Steuer- und Ge⸗ 
bürenbegünftigung abhängig gemacht wird, ift die Be⸗ 
willigung zur grundbücherlichen Einverleibung der 
Löſchung der Widmung, beziehungsweiſe zur grund- 
bücherlichen Anmerkung des geänderten Endtermines 
ihrer Dauer erſt nach erfolgter Einzahlung des Rüd- 
erſatzes zu ertheilen. 


9. 42. 


Verfahren bei Geſuchen in Bezug auf das 
Gebürenäquivalent. 


Betrifft das Geſuch um Zuerkennung der im 
§. 1 des Geſetzes vorgejehenen Begünſtigungen auch 
jene in Bezug auf das Gebürenäquivalent (5. 1, 
Abſatz 3 des Geſetzes), ſo hat die Finanz⸗Landes⸗ 
behörde im Falle der Zuerkennung der Begünſtigung 
auch die zuſtändige leitende Finanzbehörde erſter 
Inſtanz zum Zwecke der Herabſetzung des in Vor⸗ 
ſchreibung ſtehenden Gebürenäquivaleutes, infoferne 
es 1½ Procent ſammt Zuſchlag überſteigt, zu ver⸗ 
ſtändigen. 

Dieſe Herabſetzung hat für die Dauer der im 
§. 14 des Geſetzes vorgeſehenen Widmung, daher für 
die Zeit vom Tage der Zuerkennung der Begünſtigung 
angefangen, welche die Widmung zur Folge hat, ftatt- 
zufinden. 

Tritt das betreffende Gebäude erſt ſpäter in die 
Aquivalentpflicht, fo iſt in dem zur Aquivalentbemeſ⸗ 
ſung einzubringenden Bekenntniſſe die zuerkannte Be⸗ 
günſtigung erſichtlich zu machen. 

Jede Erlöſchung oder Aufhebung der Widmung 
eines äquivalentpflichtigen Gebäudes (§. 7, Schlufs- 
abſatz, und §. 14, Schlufsabfag, des Geſetzes) ift von 
der Finanz⸗Landesbehörde auch der leitenden Finanz⸗ 
behörde erſter Inſtanz bekanntzugeben. 

Die politiſchen und Stenerbehörden ſind ver⸗ 
pflichtet, die zu ihrer Kenntnis gelangenden Fälle 
ungeſetzlicher Benützung von begünſtigten Gebäuden 
(S. 15 des Geſetzes), welche ſich im Beſitze juriſtiſcher 
Perſonen befinden, der leitenden Finanzbehörde erſter 
Inſtanz anzuzeigen. Ergibt die Unterſuchung das Vor⸗ 
handenſein der im Schluſsabſatze des §. 15 des Ge⸗ 
ſetzes vorgeſehenen ſchweren Gefällsübertretung, ſo iſt 
unabhängig von der Strafe anch die verkürzte Gebür 
nachzufordern (§. 76 des Gebürengeſetzes). 


V. Aöſchnitt. 
Sfempel- und Gebürenfreiheit. 


8. 43. 


Nach Maßgabe der allgemeinen Gebürenvor⸗ 
ſchriften ſind ſtempelfrei: 

Die Geſuche um Zuerkennung der im S. 1 vor: 
geſehenen Begünſtigungen, ferner um Aufrechterhal⸗ 
tung der Begünſtigungen in den Fällen des vorletzten 
Abſatzes des §. 7 des Geſetzes, ſowie die Belege dieſer 
Geſuche, ſoferne dieſe Belege zu keinem anderen Zwecke 
gebraucht werden Tarifpoſten 44 q) des Geſetzes vom 


13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 89, und 102 d) 
des Gebürengeſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50]; die Geſuche um Genehmigung der im §. 12, 
I. und II., des Geſetzes bezeichneten Hausordnungen 
und Kaufverträge Tarifpoſt 44 g) des Gebürengeſetzes]; 
die Nachſtehungserklärungen der Hypothekargläubiger 
im Sinne des §. 14, Abſatz 3, des Geſetzes [Tarif- 
poſt 102 b) des Gebürengeſetzes!]. 

Die im $. 12, II., des Geſetzes vorgeſehenen 
Nebenvereinbarungen zu den daſelbſt bezeichneten 
Kaufverträgen ſind, wenn ſie in der Rechtsurkunde 
über das Hauptgeſchäft enthalten ſind, kein Gegen⸗ 
ſtand einer beſonderen Gebür im Sinne des 8. 39 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50. Dies gilt namentlich auch von der in die Kauf⸗ 
vertragsurkunde aufgenommenen Beurkundung des 
im F. 12, II., A, Z. 3, des Geſetzes gedachten 
Beſtandverhältniſſes. 


8. 44. 


Außerdem können auch alle anderen anläſslich 
der Errichtung von Arbeiter⸗Wohngebäuden aus⸗ 


zufertigenden Eingaben und Urkunden, vom Zeitpunkte 
der Zuerkennung der im §. 1 vorgeſehenen Begünſti⸗ 
gungen an, ftempel= und gebürenfrei eingebracht, bezie⸗ 
hungsweiſe ausgeſtellt werden (8. 1, Abſatz 4 und 
8. 13 des Geſetzes). Zur Vermeidung von Anſtänden 
iſt auf denſelben die Entſcheidung, betreffend die Zu⸗ 
erkennung der Begünſtigung, erſichtlich zu machen. 

Sind ſchon vorher derartige Eingaben und Ur⸗ 
kunden anläſslich der Errichtung der betreffenden 
Gebäude vorgekommen, ſo können die dafür entrichteten 
Stempelgebüren in ſinngemäßer Anwendung des 8. 77 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 
zurückgefordert werden. Doch findet dieſe Rückforde⸗ 
rung nicht ſtatt, wenn die Eingaben und Urkunden 
überreicht, beziehungsweiſe ausgefertigt worden ſind, 
bevor die Begünſtigungen des Geſetzes in dem betref⸗ 
fenden Lande in Kraft getreten find (8. 23 des 
Geſetzes). 


Koerber m. p. Wittek m. p. 
Böhm m. p. Call m. p. 


Giovanelli m. p. 


22. 
Verordnung der Miniſterien des In- 
nern und der Finanzen vom 13. Ze 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünſtigungen für Gebäude mit geſun⸗ 


den und billigen Arbeiterwohnungen, der 


21. 
Verordnung der Miniſterien des Im: 
nern und der Finanzen vom 13. Ze: 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünstigungen für Gebäude mit geſun⸗ 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozentſatz der Verzinſung folder 
Gebäude für Bukowina feſtgeſetzt wird. 


9 1. 

Gemäß $ 11, J, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung 
des Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für das Herzogtum 
Bukowina mit höchſtens 5 ¼% feſtgeſetzt. 


9 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


Maximalprozeutſatz der Verzinſung folder 
Gebäude für Iſtrien feſtgeſetzt wird. 


8 1. 

Gemäß $ 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ber- 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für die Markgraſſchaft 
Iſtrien mit höchſtens 5% feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


43. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 13. Je⸗ 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünſtigungen für Gebäude mit geſun⸗ 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Käruten feſtgeſetzt wird. 


8 1. 


Gemäß 8 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für das Herzogtum 
Kärnten mit höchſtens 5% feitgefeßt. 


82. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


24. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 13. Je⸗ 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 

vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref- 

fend Begünſtigungen für Gebäude mit geſun⸗ 

den und billigen Arbeiterwohnungen, der 

Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 

Gebäude für Oſterreich ob der Enns feſtgeſetzt 
wird. 


8 1. 
Gemäß 8 11, L Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebände mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für das Erzherzogtum 
Oſterreich ob der Enns mit höchſtens 4 /% feſt⸗ 
geſetzt. 
8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


25. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 


nern und der Finanzen vom 13. Fe⸗ 


bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 

vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 

fend Begünftigungen für Gebände mit gejun- 

den und billigen Arbeiterwohnungen, der 

Maximalprozentſatz der Verzinſung folder 

Gebäude für Oſterreich unter der Euns feft- 
geſetzt wird. 


8 1. 


Gemäß § 11, J, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Inli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 


ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für das Erzherzogtum 
Oſterreich unter der Enns mit höchſtens 4 ¼ % feſt⸗ 
eſetzt. 
8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 
Koerber m. p. Böhm m. p. 


26. 
Berordnung der Miniſterien des In- 
nern und der Finanzen vom 13. Je⸗ 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünſtigungen für Gebäude mit gefun- 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Salzburg feſtgeſetzt wird. 


8 1. 

Gemäß 8 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für das Herzogtum Salz⸗ 
burg mit höchſtens 4¼% feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


47. 

Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 13. Fe: 
bruar 1903, 
mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref 
fend Begünftigungen für Gebäude mit gefun- 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Schleften feſtgeſetzt wird. 


8 1. 

Gemäß § 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für das Herzogtum Ober⸗ 
und Niederſchleſien wie folgt feſtgeſetzt: 

für die Landeshauptſtadt Troppau, ſowie für die 
politiſchen Bezirke Freiwaldau, Freudenthal, Jägern⸗ 
dorf, Troppau und Wagſtadt mit höchſtens 4¼ %; 

für die Städte Bielitz und Friedek, ſowie für die 
politiſchen Bezirke Bielitz, Friedek und Teſchen mit 
höchſtens 5½ %. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


48. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 13. Fe: 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref- 
fend Begünſtigungen für Gebäude mit geſun⸗ 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozeutſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Steiermark feſtgeſetzt wird. 


8 1. 


Gemäß $ 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 


Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 


zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für das Herzogtum 
Steiermark mit höchſtens 5% feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


49. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 13. Fe: 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünſtigungen für Gebäude mit geſun⸗ 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozeutſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Trieſt feſtgeſetzt wird. 


9 1. 

Gemäß § 11, J, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentfab der Ver⸗ 
äinfung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für die Stadt Trieſt mit 
ihrem Gebiete mit höchſtens 5% feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Bühm m. p. 


50. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 13. Fe: 
bruar 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünftigungen für Gebäude mit geſun⸗ 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Vorarlberg feſtgeſetzt wird. 


8 1. 

Gemäß $ 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für das Land Vorarlberg 
mit höchſtens 4 ¾%è feſtgeſetzt. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


67. 


Verordnung der Miniſterien der Finan⸗ 
jen und des Innern vom 19. März 
1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 

vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 

ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 

einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 

wohngebäuden in Linz und Urfahr getroffen 
werden. 


Auf Grund des 8 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet wie folgt: 


§ 1. 

Die Landeshauptſtadt Linz mit den Vororten 
Waldegg und Luſtenau und die im politiſchen Bezirke 
Linz gelegene Stadt Urfahr mit den Orten Auberg, 
Harbach, Pflaſter, Unterfelbern, Urfahrwänd und Heil⸗ 
ham ſind als ein Komplex von Induſtrieorten anzuſehen, 
in deſſen Bereiche die Beſtimmungen des 8 2, Abſatz 2, 
des eingangs angeführten Geſetzes über die Erhöhung 
der Grenzen für das Jahreseinkommen von Bewohnern 
der Arbeiterwohngebäude um ein Achtel Anwendung 
zu finden haben. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


68. : 
Verordnung der Miniſterien der Finan⸗ 
zen und des Innern vom 19. März 
1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 


vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 

ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres 

einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 

wohngebäuden in Polniſch⸗Oſtrau, Karwin 
und Umgebung getroffen werden. 

Auf Grund des $ 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 

8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 

günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet wie ſolgt: 


8 1. 

Die im politiſchen Bezirke Freiſtadt in Schleſien 
gelegenen Orte Herzmanitz, Hruſchau, Klein⸗Kuntſchitz 
(Gerichtsbezirk Oderberg), Michalkowitz, Muglinau, 
Peterswald, Polniſch⸗Oſtrau mit Hranecznik und 
Zamoſt, Pudlau, Radwanitz mit Lippina, Reichwaldau, 
Schönichel mit Kopitau, Dombrau, Karwin mit Solza, 
Lazy, Orlau und Poremba ſind als ein Komplex von 
Induſtrieorten anzuſehen, in deſſen Bereiche die Be⸗ 
ſtimmungen des 8 2, Abſatz 2, des eingangs ange⸗ 
führten Geſetzes über die Erhöhnug der Grenzen für 
das Jahreseinkommen von Bewohnern der Arbeiter⸗ 
wohngebäude um ein Achtel Anwendung zu finden 
haben. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Bühm m. p. 


69. 
Verordnung der Miniſterien der Finan- 
zen und des Innern vom 19. März 
ö 1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 
ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 
einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 
wohngebäuden in Trieſt und Umgebung 
getroffen werden. 

Auf Grund des 8 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet wie folgt: 


9 1. 

Die Stadt Trieſt ſamt ihren Vororten: Barcola, 
Chiadino, Chiarbola, Superiore, Cologna, Gretta, 
Guardiella, Longera, Rojano, Rozzol, Scorcola, Ser⸗ 
vola, S. Maria Maddalena Inferiore und S. Maria 
Maddalena Superiore, ferner die im politiſchen Bezirke 
Capodiſtria gelegen Orte Muggia und Valle Oltra 
ſind als ein Komplex von Induſtrieorten anzuſehen, in 
deſſen Bereiche die Beſtimmungen des 8 2, Abſatz 2, 
des eingangs angeführten Geſetzes über die Erhöhung 
der Grenzen für das Jahreseinkommen von Bewoh⸗ 
nern der Arbeiterwohngebäude um ein Achtel Anwen⸗ 
dung zu finden haben. 


ö 8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


Jahrgang 1903. 


RKeichsgeſetzblatt 


für die 


im Keichsrate vertretenen Nönigreiche und Pänder, 


XXX. Sfück.— Ausgegeben und verſendet am 7. April 19083. 


Inhalt: n 81. Verordnung, mit welcher in Durchführung des Geſetzes vom 8. Juli 1902, betreffend Begünſti⸗ 
gungen für Gebäude mit geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, der Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für den politiſchen Bezirk Freiſtadt in Schleſien feſtgeſetzt wird. 


81. | 8 1. : 
Im Nachhange zur Minifterialverordnung vom 
iniſteri =| 13. Februar 1903, R. G. Bl. Nr. 47, wird gemäß 
Verordnung der Miniſterien des In $ 11, J, Abſatz 1, des Geſetzes vom 8. Juli 1902, 
nern und der Finanzen vom A. April R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begünſtigungen für 
1903 Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiterwohnun⸗ 
gen, der Prozentſatz der Verzinſung des Kapitales, 


1 welches für die Erwerbung des Baugrundes und für 
mit welcher in Durchführung des Geſetzes die Baukoſten eines ſolchen Gebäudes aufgewendet 


vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, be⸗ wird, für den politiſchen Bezirk Freiſtadt in Schleſien 
treffend Begünſtigungen für Gebäude mit mit höchſtens 5 % feſtgeſetzt. 
gefunden und billigen Arbeiterwohnungen, 8 2 
der Maximalprozentſatz der Verzinſung EN . 
ſolcher Gebäude für den politiſchen Bezirk N 5 a 1915 mit dem Tage ihrer 
Freiſtadt in Schleſien feſtgeſetzt wird. . ee e 
Koerber m. p. Böhm m. p. 


Jahrgang 1903. 


RKeichsgeſetzblatt 


für die 
im Keichsrate vertretenen Rönigreiche und Fänder. 


XXXI. Stück. Ausgegeben und verſendet am 11. April 1903. 


Inhalt: . 82. Verordnung, mit welcher in Durchführung des Geſetzes vom 8. Juli 1902, betreffend Begünſtigungen 
für Gebäude mit geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, der Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Görz und Gradisca feſtgeſetzt wird. 


82. ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 


PET : Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 


i 2 il] Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
nern und der Finanzen vom 4 April bäudes aufgewendet wird, für die gefürſtete Grafſchaft 


1903, Görz und Gradisca mit höchſtens 5 ¼% feſtgeſetzt. 
mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, be⸗ 8 2. 


treffend Begünſtigungen für Gebäude mit , 8 8 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, 5 Ba mit dem Tage threr 
der Maximalprozentſatz der Verzinſung f 
folder Gebäude für Görz und Gradisca feit-| Koerber m. p. Böhm m. p. 
geſetzt wird. 
8 1. 


Gemäß 8 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün- 


Jahrgang 1903. 


Keichsgeſetzblatt 


für die 5 


im Reichsrate vertretenen Rönigreiche und Fänder. 


XXXIV. Stück. — Ausgegeben 


und versendet am 19. April 1908. 


Inhalt: „ 88. Geſetz, mit welchem das. Geſetz vom 11. 


Februar 1893, betreffend die Enteignung zum Zwecke der 


Regulierung des Aſſanierungsrayons der königlichen Hauptſtadt Prag, abgeändert wird. 


Ss. 


Geſetz vom 17. April 1903, 


mit welchem das Geſetz vom 11. Februar 

1893, R. G. Bl. Nr. 22, betreffend die Ent⸗ 

eignung zum Zwecke der Regulirung des 

Aſſanirungsrayons der königlichen Haupt⸗ 
ſtadt Prag, abgeändert wird. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichs⸗ 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


An Stelle des 8. 1, Abſatz 1, des 8.2, Ad 2, 
und des 8. 42, Abſatz 1 des Geſetzes vom 11. Te 
bruar 1893, R. G. Bl. Nr. 22, haben nachfolgende 
Beſtimmungen zu treten: ; 


8. 1, Abſatz 1. 


Zum Zwecke der Regulirung des in §. 2 
dieſes Geſetzes bezeichneten Aſſanirungsrayons der 
königlichen Hauptſtadt Prag nach dem genehmigten 
Lagerplane wird der Stadtgemeinde Prag bezüglich 
der im Aſſanirungsrayon befindlichen Liegenſchaften 
das Enteignungsrecht in dem vollen durch 8. 365 des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zugelaſſenen 
Umfange bis zum 7. April 1913 eingeräumt. 

§. 2. 

Ad 2. Die Grenzlinie des zweiten Gebietes 
zieht ſich im Bereiche der Neuſtadt von der Grenz- 
linie zwiſchen G. P. 832/3 und G. P. 832/2 längs 
der G. P. 832/2 lexcluſive) zur G. P. 944, dann 


längs G. P. 944 bis zum Beginne der B. P. 332/, 
von hier in gerader Richtung zu der in die G. P. 944 
vorſpringenden Ecke der B. P. 364, jedoch mit Ein⸗ 
beziehung der vor dieſe gerade Linie vortretenden 
B. P. 337, 338, 339 und 340, ſodann längs der 
B. P. 364, 361, 359 (ſämmtlich incluſive) und der 
G. P. 872/1, 870 und 832/ (gleichfalls ineluſive). 


8. 42, Abſatz 1. 
| 


| In Anſehung jener Liegenschaften, hinſichtlich 
deren bis zum Ablauf des Zeitraumes, für welchen 
der Stadtgemeinde Prag das Enteignungsrecht ein⸗ 
geräumt ift (5. 1), um die Einleitung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens (§. 14) nicht angeſucht wird, gilt 
das Enteignungsrecht der Stadtgemeinde Prag als 
erloſchen und kann in jenem Zeitpunkte die gemäß 
§. 5 erfolgte grundbücherliche Anmerkung auf An⸗ 
ſuchen des Eigenthümers der Liegenſchaft zur 
Löſchung gebracht werden. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 
Artikel III. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Meine 
Miniſter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen 
beauftragt. 


Wien, am 17. April 1903. 


Franz Joſeph m. p. 


Bühm m. p. 


Koerber m. p. 


Jahrgang 1903. 


Keichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrate vertretenen Rönigreiche und Pänder. 


XXXV. Sfück.— Ausgegeben 


und verſendet am 21. April 1903. 


Inhalt: AP 89. Verordnung, mit welcher in Durchführung des Geſetzes vom 8. Juli 1902, betreffend Begünſtigungen 
für Gebäude mit geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, der Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Galizien und Lodomerien mit Krakau feſtgeſetzt wird. 


89. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 18. April 
1903, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, be- 


treffend Begünſtigungen für Gebäude mit 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, 


der Maximalprozeutſatz der Verzinſung 
ſolcher Gebäude für Galizien und Lodomerien 
mit Krakau feſtgeſetzt wird. 


8 1. 
Gemäß 8 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün- 


ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
„Bangrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bändes aufgewendet wird, für das Königreich Galizien 
und Lodomerien mit dem Großherzogtume Krakau 
mit höchſtens 5 / % feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


mene 


Jahrgang 1903. 


Keichsgeſetzblatt 


für 


die 


im Keichsrate vertretenen Königreiche und Händer. 


LXIII. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 27. Juni 1903. 


Inhalt: (AP 133 und 134.) 133. Geſetz, betreffend die Reviſion der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und 
anderer Vereine. — 134. Verordnung, womit Durchführungsvorſchriften zum Geſetze, betreffend die Reviſion der 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und anderer Vereine, erlaſſen werden. 


133. 
Geſetz vom 10. Juni 1903, 


betreffend die Reviſton der Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und anderer 
Vereine. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8. 1. 


Die auf Grund des Geſetzes vom 9. April 1873, 
R. G. Bl. Nr. 70, regiſtrirten Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaflsgenoſſenſchaften, ſowie die vorher errichteten 
Vereine der im §. 1 des angeführten Geſetzes bezeich⸗ 
neten Art ſind verpflichtet, ihre Einrichtungen und 
ihre Geſchäftsführung in allen Zweigen der Verwal⸗ 
tung mindeſtens in jedem zweiten Jahre der Prüfung 
durch einen der Genoſſenſchaft, beziehungsweiſe dem 
Vereine nicht angehörigen, ſachverſtändigen Reviſor 
zu unterwerfen. 

Dieſe Verpflichtung beſteht, gleichviel ob die 
Mitgliedſchaft bei der Genoſſenſchaft durch den Ge⸗ 
noſſenſchaftsvertrag (Statut) auf phyſiſche Perſonen 
beſchränkt iſt oder ſich auch auf Körperſchaften, 
Handelsgeſellſchaften, Genoſſenſchaften oder andere 
Perſonenvereinigungen erſtreckt. 

Gelegentlich der Reviſion iſt insbeſondere auch 
wahrzunehmen und im Reviſionsberichte erſichtlich zu 
machen, ob die geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen eingehalten wurden. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch für 
den Fall der Liquidation während der Dauer der⸗ 
ſelben. 


9. 2. 


Ein den Anforderungen dieſes Geſetzes ent⸗ 
ſprechender Verband mußs als berechtigt anerkannt 


werden, für die ihm angehörigen Genoſſenſchaften und 
Vereine den Reviſor zu beſtellen. Die Anerkennung 
erfolgt, wenn das Verbandsgebiet ſich über mehrere 
Länder erſtreckt, durch das Miniſterium des Innern, 
andernfalls durch die politiſche Landesbehörde. 

Für Genoſſenſchaften und Vereine, die einem zur 
Reviſionsvornahme autoriſirten Verbande nicht ange⸗ 
hören, wird der Reviſor, und zwar für die Genoſſen⸗ 
ſchaften durch das Handelsgericht, für die Vereine 
durch die politiſche Landesbehörde, in deren Sprengel 
ſie ihren Sitz haben, beſtellt. 


8.3. 

Der Verband muss auf Grund des Geſetzes 
über das Vereinsrecht vom 15. November 1867, 
R. G. Bl. Nr. 134, oder auf Grund des Geſetzes 
vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, gebildet ſein 
und die Reviſion der ihm angehörigen Genofjen- 
ſchaften und Vereine zum Zwecke haben. 

Ein auf Grund des letzteren Geſetzes gebildeter 
Verband kann nebſtdem die gemeinſame Wahrung der 
Intereſſen der Verbandsgenoſſenſchaften und Vereine 
und die Unterhaltung von Geſchäftsbeziehungen dieſer 
zu einander und zum Verbande zum Zwecke haben. 
Andere Zwecke darf er nicht verfolgen. 

Der Verband mußs eine ſolche Zahl von Ge⸗ 
noſſenſchaften oder Vereinen umfaſſen, dafs eine 
wirkſame Thätigkeit desſelben geſichert erſcheint. 
Dieſes Erfordernis gilt als vorhanden, wenn der 
Verband mindeſtens 50 Genoſſenſchaften (Vereine) 
oder alle Genoſſenſchaften (Vereine) eines Landes 
oder doch alle in dem Lande beſtehenden Genoſſen⸗ 
ſchaften (Vereine) mit gleichen wirtſchaftlichen Auf⸗ 
gaben und der gleichen Geſchäftsſprache umfaſst. 

Das Verbandsſtatut muj3 erkennen laſſen, dass 
der Verband imſtande iſt, der Reviſionspflicht zu 
genügen; insbeſondere hat das Statut das Verbands- 


gebiet feſtzuſtellen und Beſtimmungen über die Ber 
ſtellung des Reviſors, ſowie die Art und den Umfang 
der Reviſionen zu enthalten. 


9. 4. 


Der Verbands vorſtand hat den durch §. 2, Ab⸗ 
ſatz 2, beſtimmten Behörden die dem Verbande ange⸗ 
hörenden Genoſſenſchaften (Vereine) unter Nachwei⸗ 
fung der ihm zuerkannten Reviſionsbefugnis, ſobald 
die Anerkennung erfolgt iſt, namhaft zu machen und 
eintretende Veränderungen ungeſäumt anzuzeigen. 


§. 5. 


Das Recht zur Beſtellung des Reviſors kann 
dem Verbande entzogen werden: 

1. Wenn der Verband ſeine Thätigkeit auf 
andere als die im Statut bezeichneten Gegenſtände 
ausdehnt; 

2. wenn der Verband der ihm obliegenden Pflicht 
der Reviſion nicht genügt; 

3. wenn die Zahl der dem Verbande angehören⸗ 
den Genoſſenſchaften oder Vereine derart geſunken iſt, 
daj3 eine wirkſame Thätigkeit desſelben ausgeſchloſſen 
erſcheint. 

Die Entziehung wird nach Anhörung des Ver⸗ 
bandsvorſtandes durch die nach 8. 2, Abſatz 1, zu- 
ſtändige Stelle ausgeſprochen. Von der Entziehung 
iſt den in eben dieſem Paragraphen, Abſatz 2, be⸗ 
zeichneten Behörden amtliche Mittheilung zu machen. 


8.6. 

Der gehörig legitimirte Reviſor hat auf Grund 
des §. 1 das Recht, ſoweit der Zweck feiner Beſtellung 
es erfordert, die Geſchäfts⸗ und Betriebsräume zu 
betreten, die Bücher und Papiere einzuſehen, den 
Organen und Beauftragten der Genoſſenſchaft (des 
Vereines) Auskünfte und Aufklärungen abzuverlangen, 
und den Beſtand der Caſſe, ſowie die Beſtände an 
Effecten, Schulddocumenten und Waren zu unterſuchen. 

Die abverlangten Auskünfte und Aufklärungen 
ſind ſeitens der hiezu Aufgeforderten ohne Verzug 
genau und wahrheitsgemäß zu liefern. 

Beſteht ein Aufſichtsrath, ſo iſt er der Reviſion 
beizuziehen. 


8. 7. 

Der Reviſor hat den Reviſionsbericht dem Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗ (Vereins-) Vorſtande zu erſtatten und 
die erfolgte Vornahme der Reviſion der durch 8. 2, 

Abſatz 2, beſtimmten Behörde ungeſäumt anzuzeigen. 
j Wurde der Reviſor von einem Verbande beſtellt, 
ſo erfolgt die Berichterſtattung im Wege des Ver- 
bandsvorſtandes, der den Bericht zu prüfen und das 
Ergebnis ſeiner Prüfung dem Berichte beizufügen hat. 

Über die Art der Abfaſſung der Reviſionsberichte 
können allgemeine Weiſungen im Verordnungswege 
erlaſſen werden. 


8.8. 


Der Genoſſenſchafts⸗ (Vereins⸗) Vorſtand hat 
ſofort nach Empfang des Reviſionsberichtes, wenn 
ein Aufſichtsrath beſteht, in gemeinſamer Sitzung 
mit dieſem über den Bericht zu beſchließen und den 
Reviſionsbericht bei der Berufung der nächſten 
Gencralverſammlung als Gegenſtand der Beſchluſs⸗ 
faſſung anzukündigen. 

In der Generalverſammlung iſt der Bericht des 
Reviſors mit den etwa von dem Verbandsvorſtande 
beigefügten Bemerkungen vollinhaltlich zu verleſen. 
Hiebei hat ſich der Aufſichtsrath und, wenn ein Auf⸗ 
ſichtsrath nicht beſteht, der Vorſtand über das Ergeb⸗ 
nis der Reviſion zu erklären. 


d., 9. 


Ergibt ſich bei der Reviſion, dass geſetzliche oder 
ſtatutariſche Beſtimmungen nicht eingehalten wurden, 
und wird dem Reoifor nicht innerhalb einer von ihm 
angemeſſen zu beſtimmenden Friſt die Behebung der 
feſtgeſtellten Mängel nachgewieſen, fo hat der Reviſor, 
falls er von einem Verbande beſtellt wurde, im Wege 
des Verbandsvorſtandes, ſonſt unmittelbar eine Ab- 
ſchrift ſeines Reviſionsberichtes mit den etwa erforder⸗ 
lichen Erläuterungen der durch 8. 2, Abſatz 2, be⸗ 
ſtimmten Behörde vorzulegen. 


8. 10. 


Der Reviſor hat, ſoweit nicht im Falle feiner 
Beſtellung durch einen Verband die Frage feiner Ent- 
ſchädigung anders geregelt iſt, Anſpruch auf Erſtattung 
barer Auslagen und auf Vergütung für feine Leiſtun⸗ 
gen nach Maßgabe der erforderlichen Zeitverſäumnis. 

In Ermanglung einer Einigung ſind die 
Reviſionskoſten von der durch 8. 2, Abſatz 2, beftimm- 
ten Behörde feſtzuſetzen und der Genoſſenſchaft (dem 
Vereine) zum Erſatze aufzuerlegen. 


8. 11. 


Die Nichtbefolgung der in den 88. 6 und 8 
enthaltenen Vorſchriften iſt von den durch §. 2, 
Abſatz 2, beſtimmten Behörden mit Ordnungsſtrafen 
von 20 K bis 200 K zu ahnden. 

Dieſe Ordnungsſtrafen fließen in den Armenfond 
des Ortes, an dem die Genoſſenſchaft (der Verein) den 
Sitz hat. 


8.12, 


Der Reviſor ift zur Geheimhaltung der anläfs- 
lich der Reviſion zu ſeiner Kenntuis gelangten Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Betriebsverhältniſſe verpflichtet. Nur 
inſoweit ſolche den Gegenſtand der Bemänglung durch 
den Reviſor bilden, iſt deren Erörterung im Reviſions⸗ 
berichte ſtatthaft. 


8. 13. 


Alle auf Grund dieſes Geſetzes verfafsten 
Reviſionsberichte, Eingaben und Anzeigen ſammt 
deren Beilagen ſind gebüren⸗ und ſtempelfrei. 


8. 14. 


Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die 
Subventionen oder Darlehen aus Landesmitteln oder 
aus einer auf Grund der Landesgeſetzgebung unter 
Aufſicht des Landesausſchuſſes ſtehenden Vorſchuſs⸗ 
caſſe oder aus einem anderen dieſer Aufſicht unter- 
ſtellten Vermögen empfangen haben, ferner Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die durch ihr Statut 
der Reviſion durch den Landesausſchuſs ſich unter⸗ 
werfen, unterſtehen der Reviſion des Landesausſchuſſes, 
falls und inſolange derſelbe dieſes Recht für ſich be⸗ 
anſprucht. 

Auf dieſe Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften finden die Beſtimmungen über die Beſtellung 
eines gerichtlichen Reviſors (S. 2, Abſatz 2), über die 
Anzeige der Reviſionsvornahme an das Handelsgericht 
(8. 7, Abſatz 1), endlich über die gerichtliche Feſt⸗ 
ſtellung und Einbringung der Reviſionskoſten (8. 10) 
keine Anwendung. 

Im übrigen gelten die Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes ſinngemäß auch hinſichtlich 
der durch Abgeordnete des Landesausſchuſſes vorge⸗ 
nommenen Reviſionen mit der Modification, dafs der 
vom Landesausſchuſſe beſtellte Reviſor ſeinen Bericht 
im Wege des Landesausſchuſſes zu erſtatten hat. 

Behufs Geltendmachung dieſer Befreiung hat 
der Landesausſchuſs dem zuſtändigen Handelsgerichte 
die ſeiner Reviſion unterſtellten Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften innerhalb eines Monates nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes namhaft zu machen. 

Eintretende Veränderungen find ungeſäumt dem 
Handelsgerichte anzuzeigen. 


8.15. 
Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find Mein 


Juſtizminiſter, Mein Handelsminiſter und Mein 
Miniſter des Innern beauftragt. 


Wien, am 10. Juni 1903. 
Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Call m. p. 


131. 


Verordnung des Juſtizminiſteriums 

und des Miniſteriums des Innern im 

Einvernehmen mit dem Handelsmini⸗ 
ſterium vom 24. Juni 1903, 


womit Durchführungsvorſchriften zum Ge⸗ 

ſetze, betreffend die Reviſton der Erwerbs⸗ 

und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und anderer 
Vereine, erlaſſen werden. 


Auf Grund des 8. 15 des Geſetzes vom 10. Juni 
1903, R. G. Bl. Nr. 133, wird verordnet: 


I. Reviſions verzeichnis. 


8. 1. 


Zum Zwecke der Überwachung der periodiſchen 
Reviſion haben die Gerichtshöfe erſter Inſtanz über 
ſämmtliche in ihrem Genoſſenſchaftsregiſter einge⸗ 
tragenen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ein 
überſichtliches Verzeichnis nach dem Formular / zu 
führen. 

In dieſes Verzeichnis ſind die Firmen der bei 
dem Gerichte regiſtrirten Genoſſenſchaften einzutragen 
und es iſt erſichilich zu machen, welche Genoſſenſchaften 
einem Verbande angehören, dem von der Behörde das 
Recht zuerkannt wurde, für die ihm angehörigen Ge⸗ 
noſſenſchaſten und Vereine den Reviſor zu beſtellen, 
und für welche Genoſſenſchaften der Landes ausſchuſs 
die Reviſion in Anſpruch genommen hat. 

Alle Anderungen, die ſich durch Einführung oder 
Einſtellung der Verbands⸗ oder der Landesausſchuſs⸗ 
reviſion ergeben, ſind ebenſo wie die Errichtung neuer 
Genoſſeuſchaften und der Wegfall von Genoſſenſchaften 
(infolge von Concurseröffnung, Beendigung der Liqui⸗ 
dation) in dem Verzeichniſſe ungeſäumt einzutragen. 

In das Verzeichnis iſt während der gewöhnlichen 
Dienſtſtunden jedermann auf Verlangen Einſicht zu 
geſtatten. 


8.2. 

Ein gleiches Verzeichnis ift von jeder politiſchen 
Landesbehörde über diejenigen Vereine ihres Sprengels 
zu führen, welche die im 8. 1 des Geſetzes vom 9. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 70, bezeichneten Zwecke ver⸗ 
folgen, jedoch ſchon vor Beginn der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes errichtet und in das Genoſſenſchaftsregiſter 
nicht eingetragen wurden. 


$. 3. 


Ob die einzelne Genoſſenſchaft (Verein) einem 
zur Reviſionsvornahme autoriſirten Verbande angehört 
oder ob Reviſion des Landesausſchuſſes ſtattfindet, iſt 
auf Grund der Anzeige des Verbandsvorſtandes (5. 4 


n 


des Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133) 
und des Landesausſchuſſes (8. 14, Abſatz 4 und 5 
desſelben Geſetzes) in das Verzeichnis einzutragen. 
Dasſelbe gilt betreffs der hierin eintretenden Ver⸗ 
änderungen. 

Außerdem haben zur Erleichterung der erſten 
Anlegung des Verzeichniſſes die Gerichte ſogleich 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 10. Juni 
1903, R. G. Bl. Nr. 133, die im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragenen Genoſſenſchaften und ebenſo die 
politiſchen Landesbehörden die in ihrem Sprengel 
befindlichen Vereine aufzufordern, binnen vier Wochen 
anzuzeigen, welche Art Reviſion dei ihnen ſtatt⸗ 
finden wird. 


8. 4. 


Bei den Genoſſenſchaften (Vereinen), die ſich einer 
Verbandsreviſion unterwerfen, ſowie bei denjenigen, 
für die der Reviſor vom Gerichte oder von der poli⸗ 
tiſchen Landesbehörde beſtellt wird, iſt außerdem in 
das Verzeichnis die jeweilige Reviſion durch Angabe 
der Zeit einzutragen, während welcher ſie der Reviſor 
vorgenommen hat. N 

Die Eintragung hat von amtswegen zu erfolgen, 
ſobald die Anzeige des Reviſors über die Vollendung 
der Reviſion eintrifft (8. 7, Abſatz 1 des Geſetzes vom 
10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133). Dieſe Anzeige 
iſt ſpäteſtens 14 Tage nach Abſchluſs der Reviſions⸗ 
arbeiten zu machen. 


8.5. 


Wenn in Anſehung einer Genoſſenſchaft (Verein), 
die einem zur Reviſionsvornahme autoriſirten Ver⸗ 
bande angehört, die Anzeige über die Vornahme der 
Reviſion nicht innerhalb des zweiten Jahres ſeit Beginn 
der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 10. Juni 1903, 
R. G. Bl. Nr. 133, oder in Hinkunft ſeit Vornahme 
der letzten Reviſion einlangt, ſo iſt dies unverweilt, 
je nach der Sachlage, einer der im 8. 2, Abſatz 1 
des Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133, 
bezeichneten Behörden mitzutheilen. 

Dieſe hat dem Verbande eine angemeſſene Friſt 
zur Vornahme der Reviſion zu beſtimmen und dieſe 
Friſt dem Gerichte oder der politiſchen Behörde zur 
Kenntnis zu bringen. Letztere haben ſodann, falls 
auch die Nachtragsfriſt fruchtlos verſtreichen follte, 
unverweilt nach deren Ablauf hievon der nach 8. 2, 
Abſatz 1 des Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. 
Nr. 133, zuſtändigen Behörde Mittheilung zu machen, 
damit über die Entziehung des Rechtes zur Beſtellung 
des Reviſors (§. 5 des erwähnten Geſetzes) entſchieden 
werden kann. 


8. 6. 
Zu gleichem Zwecke hat das Gericht oder die 
politiſche Landesbehörde der im §. 2, Abſatz 1 des 
Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133, 


bezeichneten zuſtändigen Behörde Mittheilung zu 
machen, wenn die Anzeigen über den Austritt von 
Genoſſenſchaften (Vereinen) aus einem zur Reviſions⸗ 
vornahme autoriſirten Verbande es möglich erſcheinen 
laſſen, daſs der Verband eine wirkſame Thätigkeit zu 
entfalten nicht mehr imſtande ſein werde. 


8.7. 


Die in den 88. 5 und 6 vorgeſchriebenen Mit- 
theilungen an die politiſche Landesbehörde haben zu 
unterbleiben, ſofern die politiſche Landesbehörde im 
einzelnen Falle ſowohl zur Überwachung der Revi⸗ 
ſionsvornahme als zur Entſcheidung über die Ent- 
ziehung des Rechtes zur Reviſorsbeſtellung zuſtän⸗ 
dig iſt. 


II. Beſfellung des Reviſors durch das 
Gericht oder die politiſche Tandes- 
behörde. 


8.8. 

Durch den Gerichtshof erfter Inſtanz (8. 1 dieſer 
Verordnung) oder die politiſche Laudesbehörde (5. 2 
dieſer Verordnung) erfolgt die Beſtellung des Reviſors 
in der Regel nur auf Anſuchen der einzelnen Ge⸗ 
noſſenſchaft (Verein). Von amtswegen haben dieſe 
Behörden für Genoſſenſchaften (Vereine), die nach dem 
Reviſionsverzeichniſſe weder der Verbandsreviſion 
noch der Reviſion durch den Landesausſchuſs unter⸗ 
worfen ſind, einen Reviſor nur dann zu beſtellen, 
wenn die Reviſorsbeſtellung nicht ſpäteſtens ſechs 
Monate vor Ablauf der zweijährigen Friſt (8. 4, 
Abſatz 1 dieſer Verordnung) beantragt worden iſt. 


8.9. 

Die gerichtlichen, ſowie die von der politiſchen 
Landesbehörde zu beſtellenden Reviſoren ſind einer 
Liſte zu entnehmen, die für jeden Oberlandesgerichts⸗ 
ſprengel vom Oberlandesgerichte angelegt und geführt 
wird. Die Liſte, ſowie deren etwaige Veränderungen 
ſind den Gerichtshöfen erſter Inſtanz und den poli⸗ 
tiſchen Landesbehörden im Sprengel des Oberlandes⸗ 
gerichtes mitzutheilen. 

In der Liſte ſind nebſt dem Wohnſitze des Re⸗ 
viſors deſſen etwaige beſondere Eignung für die Re⸗ 
viſion beſtimmter Arten von Genoſſenſchaften und — 
wo es nöthig iſt — feine Sprachkenntniſſe anzu⸗ 
geben. 


8. 10. 


In die Lifte find die Reviſoren der im Ober⸗ 
landesgerichtsſprengel thätigen Reviſionsverbände und 
mit Zuſtimmung des Landesausſchuſſes, auch die 
Reviſionsorgane des Landesausſchuſſes derjenigen 
Länder aufzunehmen, über die ſich der Sprengel des 
Oberlandesgerichtes erſtreckt. 


Nach Bedarf können noch andere fachkundige 
Perſonen in die Liſte aufgenommen werden. Ob und 
in welchem Umfange dies ſtattfinden ſoll, hat das 
Oberlandesgericht nach der Zahl und Art der in 
feinem Sprengel befindlichen Genoſſenſchaften (Ver⸗ 
eine), für die der Reviſor vom Gerichte oder von der 
politiſchen Landesbehörde beſtellt wird, nach der Zahl 
der Verbands⸗ und Landesausſchuſsreviſoren und 
deren Geſchäftslaſt und Standort, nach dem Erfor⸗ 
derniſſe beſonderer Kenntniſſe in einem beſtimmten 
Zweige des Genoſſenſchaftsweſens, ſowie nach der er⸗ 
forderlichen ſprachlichen Befähigung zu beurtheilen. 

Auf den einzelnen Reviſor ſoll weder eine zu 
große Anzahl von Genoſſenſchaften (Vereinen) entfallen, 
noch ſoll ihm zu ſelten Gelegenheit zu Reviſions⸗ 
arbeiten geboten werden. Seine gründliche fachliche 
Befähigung muſs außer Zweifel ſtehen und es iſt 
auch darauf zu achten, dass nach Thunlichkeit Perſonen 
aus allen Theilen des Oberlandesgerichtsſprengels in 
die Liſte Aufnahme finden, um nicht die Koſten der 


Reviſion durch die Nothwendigkeit weiter Reiſen des 


Reviſors unverhältnis mäßig zu ſteigern. 


8. 11. 


Zum Zwecke der Aufnahme der Verbands⸗ und 
Landesausſchuſsreviſoren in die Lifte find dieſe jeweils 
ſogleich nach ihrer Beſtellung vom Verbands vorſtande 
oder vom Landesausſchuſſe ($. 10, Abſatz 1 dieſer 
Verordnung) dem Oberlandesgerichte namhaſt zu 
machen. Ebenſo iſt ihre Enthebung von dieſem Amte 
anzuzeigen. Ob ſie infolge dieſer Enthebung aus der 
Liſte zu ſtreichen ſind, hat das Oberlandesgericht nach 
Ermeſſen zu entſcheiden. 


vr 


8. 12. 


Sofern noch andere fachkundige Perſonen in die 
Lifte aufgenommen werden ſollen ($. 9, Abſatz 2 dieſer 
Verordnung) ſind die im Sprengel des Oberlandes⸗ 
gerichtes thätigen Genoſſenſchaftsverbände zur Er⸗ 
ſtattung von Vorſchlägen aufzufordern. Hiebei iſt 
ihnen die Zahl der vorzuſchlagenden Perſonen zu be⸗ 
zeichnen; ferner können die Orte benannt werden, an 
welchen hauptſächlich Reviſionen vorzunehmen ſein 
dürften. 

Das Oberlandesgericht iſt bei der Auswahl der 
in die Liſte aufzunehmenden Reviſoren an dieſe Vor⸗ 
ſchläge nicht gebunden. 


8. 13. 


Die Aufnahme in die Liſte erfolgt in allen 
Fällen nur mit Zuſtimmung der fraglichen Perſonen. 
Perſonen, die weder Reviſoren eines Verbandes 
noch Reviſionsorgane des Landesausſchuſſes ſind, 
haben gelegentlich ihrer erſtmaligen Beſtellung zum 


mittels Handſchlages zu geloben, die ihnen über⸗ 
tragenen Reviſionen gewiſſenhaft vorzunehmen und 
alle ihnen durch das Geſetz auferlegten Pflichten 
genau zu erfüllen. Über die Ablegung des Gelöbniſſes 
iſt dem Reviſor ein Amtszeugnis einzuhändigen. 


8. 14. 


Bei der Beſtellung des Reviſors für die Revi⸗ 
ſion einer beſtimmten einzelnen Genoſſenſchaft (Verein) 
iſt auf die Art der Genoſſenſchaft (des Vereines), ihren 
Sitz und ihre Geſchäſtsſprache Bedacht zu nehmen. 

Vor Beſtellung eines Verbandsreviſors oder 
eines Reviſionsorganes des Landesausſchuſſes iſt der 
Verband oder Landesausſchuſs zu befragen, ob er den 
Reviſor für dieſe Zeit entbehren könne. 

Je eine Ausfertigung des Beſchluſſes iſt der Ge⸗ 
noſſenſchaft und dem Reviſor zuzuſtellen. Die dem 
letzteren zugeſtellte Ausfertigung dient ihm zugleich 
als Legitimation. 

Sollte der beſtellte Reviſor der Genoſſenſchaft, 
zu deren Reviſion er berufen wird, als Mitglied 
angehören oder mit einem Mitgliede des Vorſtandes 
ſo nahe verwandt oder verſchwägert ſein, daſs aus 
dieſem Grunde ſeine Unbefangenheit in Zweifel gezogen 
werden könnte, ſo hat er dies der beſtellenden Behörde 
behufs Ernennung eines anderen Reviſors ungeſäumt 
anzuzeigen. 


III. Bornahme der Reviſton. 


8. 15. 


Vorbehaltlich der Anleitungen und Weiſungen, 
die Landesausſchüſſe, Verbände oder die zur Beſtellung 
des Reviſors berufenen Behörden dem Reviſor für die 
Reoiſion überhaupt oder für die verſchiedenen Gattungen 
von Genoſſenſchaften (Vereine) oder für einzelne Revi⸗ 
ſionen zu ertheilen finden, hat ſich der Reviſor bei. 
Vornahme der Reviſion, mag er von einem Landes⸗ 
ausſchuſſe, einem Verbande oder nach §. 2, Abſatz 2 
des Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133, 
von einer ſtaatlichen Behörde beſtellt worden ſein, im 
allgemeinen an die folgenden Grundſätze zu halten. 


8. 16. 


Der Reviſor hat die Einrichtungen und die 
Geſchäftsführung der Genoſſenſchaft (Verein) in allen 
Zweigen der Verwaltung zu prüfen. Gegenſtand ſeiner 
Controle bilden nicht bloß die rechneriſche Gebarung, 
die ordnungsmäßige Führung der Geſchäftsbücher, die 
rechtzeitige und den Thatſachen entſprechende Auf⸗ 
ſtellung der Jahresrechnung u. dgl., ſondern der 
Reviſor hat ſich auch zu überzeugen, ob die Genoſſen⸗ 
ſchaft in ihrer Anlage und geſammten Thätigkeit den 
Beſtimmungen des Genoſſenſchaftsgeſetzes und den 


Reviſor vor Beginn ihrer Thätigkeit bei der Be⸗ Zwecken und Zielen des Genoſſenſchaftsweſens ent- 


hörde, 


die ihnen die Reviſion aufgetragen hat, ſpricht. 


Er hat deshalb feſtzuſtellen, ob einerſeits die 
geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtimmungen von den 
Organen der Genoſſenſchaft (des Vereines) eingehalten 
werden und ob anderſeits die Geſchäftsgebarung der 
Genoſſenſchaft (des Vereines) Bürgſchaft für ein 
gedeihliches Wirken gibt. 

Innerhalb dieſes Rahmens hat der Reviſor nicht 
bloß die vorgefundenen Mängel feſtzuſtellen und 
darüber zu berichten, ſondern es liegt ihm auch ob, bei 
der Reviſion auf die Functionäre der Genoſſenſchaft 
(des Vereines) belehrend einzuwirken, ſie auf ihre 
Obliegenheiten, ſowie auf die wahrgenommenen 
Mängel und Verſtöße aufmerkſam zu machen, Rath⸗- 
ſchläge zur Erzielung eines zweckmäßigen Vorgehens 
zu ertheilen und nöthigenfalls darüber aufzuklären, 
in welcher Weiſe drohenden Gefahren begegnet werden 
könnte. 

Bei Mängeln, die ohneweiters behoben werden 
können, hat der Reviſor auf die ſofortige Abſtellung zu 
dringen. Im Revifionsberichte iſt anzugeben, wie weit 
den darin angeführten Mängeln infolge des Eingreifens 
des Reviſors ſchon unmittelbar abgeholfen wurde. 


8.17. 


Vorausgeſetzt, daſs dieſe Umſtände nicht ſchon 
dem Reviſor zuverläffig bekannt find, hat er ſich 
durch Einſicht in das Genoſſenſchaftsregiſter oder auf 
andere Weiſe vor Vornahme der Reviſion über das 
Statut, über die Functionäre der Genoſſenſchaft u. ſ. w. 
Kenntnis zu verſchaffen. Dadurch wird er ſich 
zugleich über die Structur der Genoſſenſchaft, ihren 
Zweck, ſowie darüber vergewiſſern können, ob allen 
Vorſchriften über die Anmeldungen zum Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter entſprochen wurde. 

Außerdem wird es in der Regel unerläſslich 
ſein, vor Vornahme der Reviſion in die Acten über 
vorausgegangene Reviſionen und bei den Genofjen- 
ſchaften (Vereinen), die der Reviſion eines Verbandes 
oder des Landesausſchuſſes unterſtehen, in die ſonſti⸗ 
gen, die fragliche Genoſſenſchaft betreffenden Acten 
des Landesausſchuſſes oder des Verbandes Einſicht 
zu nehmen. 


§. 18. 


Die Reviſion iſt am Sitze der Genoſſenſchaft 
(des Vereines) vorzunehmen. Falls nicht das Gegen⸗ 
theil empfehlenswert ſcheint, hat der Reviſor der zu 
unterſuchenden Genoſſenſchaft (Verein) vorher mit⸗ 
zutheilen, daſs und wann die Reviſion ſtattfinden 
werde. Der Vorſtand hat hievon ungeſäumt den 
Aufſichtsrath, wenn ein ſolcher beſtellt ift, zu benach- 
richtigen, damit er an der Reviſion theilnehmen kann; 
die Benachrichtigung iſt dem Reviſor nachzuweiſen. 

Erfolgt die Reviſion ohne vorherige Anzeige, ſo 
hat der Reviſor noch vor Beginn ſeiner Arbeiten 
den Vorſtand aufzufordern, den Auſſichtsrath zu 
benachrichtigen und nach Vornahme der erſten einlei⸗ 


* 


tenden Reviſionsacte mit der Fortſetzung der Reviſion 
ſolange innezuhalten, bis Mitglieder des Aufſichts⸗ 
rathes erſcheinen oder doch zu erſcheinen in der Lage 
wären. 

Der Revifor hat auf Verlangen den Functionären 
der Genoſſenſchaft (Verein) ſeine Legitimations⸗ oder 
Beſtellungsurkunde vorzuweiſen. 


8. 19. 


Soweit es die Durchführung der Nevifion 
erheiſcht, hat der Reviſor das Recht, die Geſchäfts⸗ 
und Betriebsräume zu betreten, die Bücher und 
Papiere einzuſehen und den Beſtand der Caſſe, ſowie 
die Beſtände an Effecten, Schulddocumenten und 
Waren zu unterſuchen. Er kann den Organen und 
Beauftragten der Genoſſenſchaft (Verein) die ihm zum 
Zwecke einer gründlichen und vollſtändigen Reviſion 
erforderlich ſcheinenden Auskünfte und Aufklärungen 
abverlangen, um ein möglichſt vollſtändiges und 
richtiges Bild der Gebarung der Genoſſenſchaft 
(Verein) zu gewinnen (8. 6, Abſatz 1 des Geſetzes 
vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133). 

Sollten dem Reviſor bei ſeiner Thätigkeit 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, ſo iſt zu⸗ 
nächſt an die im Geſetze auf ein ſolches Verhalten an⸗ 
gedrohten Ordnungsſtrafen (8. 11 des eben gedachten 
Geſetzes) zu erinnern und, wenn dies fruchtlos bleibt, 
je nach der Sachlage dem Gerichtshofe erſter Inſtanz 
oder der politiſchen Landesſtelle Anzeige zu erſtatten. 


8. 20. 


Die Feſtſtellung des Caſſebeſtandes hat in Gegen⸗ 
wart mindeſtens eines Functionärs der Genoſſenſchaft 
(Verein), wo möglich im Beiſein des mit der Caſſe⸗ 
führung betrauten Organes zu erfolgen. 

Bei mangelhafter Buchführung iſt der Reviſor 
befugt, die ſeiner Anſicht nach richtigen Eintragungen 
neben die vorgefundenen zu ſetzen. Letztere dürfen 
dadurch in ihrer Leſerlichkeit nicht beeinträchtigt 
werden, und es iſt außerdem zu dieſen Eintragungen 
des Reviſors Tinte von anderer Farbe als die der 
ſonſtigen Eintragungen zu verwenden und in 
angemeſſener Weiſe erſichtlich zu machen, daſs dieſe 
Eintragungen durch den Reviſor vorgenommen wurden. 

Sollte ſich dies im gegebenen Falle als noth⸗ 
wendig erweiſen, ſo kann der Reviſor behufs Über⸗ 
prüfung der Richtigkeit einzelner Rechnungspoſten 
Auskünfte von Gläubigern oder Schuldnern der 
Genoſſenſchaft (Verein) einholen; dabei iſt jedoch 
ſtets mit der größten Vorſicht vorzugehen und in3- 
beſondere alles zu vermeiden, was den Credit der 
Genoſſenſchaft ſchädigen könnte. 

Zur Feſtſtellung wichtiger Umſtände kann der 
Reviſor jederzeit während der Vornahme der 
Reviſion ein Protokoll aufnehmen, das von ſämmt⸗ 
lichen anweſenden Functionären der Genoſſenſchaft 
(Verein) zu unterſchreiben iſt. 


o 


IV. Fragenſchema für KReviſtonen durch 
die vom Gerichte oder von der polififchen 
Tandesbehörde beſtellten Revisoren. 


8. 21. 


Das unten folgende Fragenſchema hat als 
Richtſchnur dafür zu dienen, auf welche Punkte der 
von einer ſtaatlichen Behörde beſtellte Reviſor bei 
allen Arten von Genoſſenſchaften (Vereinen) bei ſeiner 
controlirenden Thätigkeit namentlich achten ſoll. 
Daneben wird er jedoch ſeine volle Aufmerkſamkeit 
ſtets auch denjenigen Seiten der materiellen und 
formellen Geſchäftsgebarung zuzuwenden haben, die 
nach Gattung und Art der betreffenden Genoſſenſchaft 
(Verein) bei deren Wirkſamkeit hauptſächlich in 
Betracht kommen, und überhaupt jederzeit feine 
Controle den Beſonderheiten des einzelnen Falles 
anpaſſen müſſen. 


V. Berichterſtattung. 


$. 22. 


Über das Ergebnis der Reviſion hat der Reviſor 
einen Reviſionsbericht zu verfaſſen, in dem alle für die 
Beurtheilung der Gebarung der Genoſſenſchaft (Verein) 
weſentlichen Umſtände darzulegen, die Frage, ob die 
geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtimmungen einge⸗ 
halten wurden, zu beantworten und ſämmtliche wahr⸗ 
genommenen Mängel von Belang anzuführen ſind 
(8. 16, Abſatz 4 dieſer Verordnung). 

Im Berichte iſt die Zeit des Beginnes und der 
Beendigung der Reviſion anzugeben. 

Wurde der Reviſor von einem Landesausſchuſſe 
oder einem Verbande beſtellt, fo iſt der Reviſions⸗ 
bericht dem Landesausſchuſſe oder dem Verbands- 
vorſtande, ſonſt dem Genoſſenſchaſts⸗ (Vereins-) Vor⸗ 
ſtande vorzulegen (8. 7 des Geſetzes vom 10. Juni 
1903, R. G. Bl. Nr. 133). 

Reviſoren, die von einer gerichtlichen oder poli⸗ 
tiſchen Behörde beſtellt wurden, haben mit ihrer 
Anzeige über die Vornahme der Reviſion das Ver⸗ 
zeichnis der für die Reviſion angeſprochenen Koſten 
vorzulegen oder, wenn darüber eine Einigung mit 
der revidirten Genoſſenſchaft (Verein) zuſtande 
gekommen iſt, unter Angabe des Betrages davon 
Mittheilung zu machen. 


VI. Befeifigung wahrgenommener 
Mängel. 


9. 23. 


Wenn die Reviſion ergeben hat, daſs gegen 
geſetzliche oder ſtatutariſche Beſtimmungen verſtoßen 
wurde, iſt der Genoſſenſchaft (Verein) von dem 
Reviſor eine angemeſſene Friſt zu beſtimmen, inner⸗ 
halb deren die Mängel zu beheben ſind. Die Friſt iſt 


ſo zu beſtimmen, daſs die Genoſſenſchaft (Verein) 
nach dem gewöhnlichen Geſchäftsgange in der Lage 
iſt, die beanſtändeten Mängel innerhalb der ihr 
gewährten Friſt zu beſeitigen. 

Wird dem Reviſor die Behebung der Gebrechen 
nicht vor Ablauf der Friſt nachgewieſen, ſo hat er, 
wenn er von einem Landesausſchuſſe oder einem Ver- 
bande beſtellt wurde, im Wege des Landesausſchuſſes 
oder des Verbandsvorſtandes, ſonſt unmittelbar eine 
Abſchrift ſeines Reviſionsberichtes mit den etwa 
erforderlichen Erläuterungen dem Handelsgerichte (der 
politiſchen Landesbehörde) vorzulegen (8. 9 des 
Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133). 


8. 24. 


Anzeigen wegen Nichteinhaltung geſetzlicher oder 
ſtatutariſcher Beſtimmungen, die gemäß §. 9 des Ge⸗ 
ſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133, 
erſtattet werden, verpflichten den zuſtändigen Gerichts- 
hof oder die politiſche Landesbehörde, auf die Beob⸗ 
achtung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen hinzuwirken. 

Bei Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
hat der Gerichtshof insbeſondere zu erwägen, ob 
Grund zu einem Einſchreiten nach 88. 87 bis 89 des 
Geſetzes vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, 
vorliegt. 


VII. Reviſtonskoſten. 


8. 25. 


Wenn der Reviſor Feſtſetzung der Reviſions⸗ 
koſten durch die Behörde begehrt (§. 10, Abſatz 2 des 
Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133), 
hat er ſeine baren Auslagen, die angeſprochene Ver⸗ 
gütung und die für die Bemeſſung der Vergütung 
weſentlichen Umſtände mittels ſchriftlicher Eingabe 
bekanntzugeben. Die Feſtſetzung der Koſten erfolgt 
nach Einvernehmung des Vorſtandes der revidirten 
Genoſſenſchaſt (Verein). Nach Rechtskraft des Be⸗ 
ſchluſſes find die Reviſionskoſten von amtswegen ein⸗ 
zuheben und dem Reviſor auszufolgen. 

Einhebung durch das Handelsgericht findet auf 
Verlangen des Reviſors auch dann ſtatt, wenn die 
Genoſſenſchaft, die mit dem Reviſor verabredeten Re- 
viſionskoſten zu begleichen ſäumig iſt und die Einigung 
auf einen beſtimmten Koſtenbetrag urkundlich nach- 
gewieſen wird. 


8. 26. 

Behördlich beſtellte Reviſoren dürfen die 
Reviſionskoſten, ſelbſt wenn ſie ſich über deren Betrag 
mit der Genoſſenſchaft (Verein) geeinigt haben, nicht 
ſelbſt einheben. Die Einhebung und Ausfolgung an 
den Reviſor hat durch die Behörde zu geſchehen, die 
den Reviſor beſtellt hat. 


VIII. Geheimhaltungspflicht des 
viſurs. 


8. 27. 


Jeder Reviſor, ohne Unterſchied der Art ſeiner 
Beſtellung, iſt zur Geheimhaltung der anläſslich der 
Reviſion zu ſeiner Kenntnis gelangten Geſchäfts⸗ und 
Betriebsverhältniſſe verpflichtet. Im Reviſionsberichte 
darf er ſie nur inſoweit erörtern, als ſie den Gegen⸗ 


Mittheilungen verpflichtet iſt, über die Ergebniſſe der 
Reviſion Stillſchweigen zu bewahren und ſich insbe⸗ 
ſondere aller Andeutungen zu enthalten, die den 
Credit der Genoſſenſchaft (des Vereines) beeinträchtigen 
könnten. 


8. 28. 
Dieſe Verordnung tritt zugleich mit dem Geſetze 


ſtand einer Bemängelung bilden (8. 12 des Geſetzes vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133, tn Kraft. 


vom 10. Juni 1903, R. G. Bl. Nr. 133). 
Nebſtdem hat der Reviſor auch in allen anderen 
Beziehungen gegenüber Perſonen, denen er nicht zu 


38. 


Perordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 26. April 
1904, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, be⸗ 
treffend Begünſtigungen für Gebäude mit 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, 
der. Maximalprozentſatz der Verzinſung 
ſolcher Gebäude für Mähren feſtgeſetzt wird. 


9 1. 

Gemäß 5 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitals, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für die Markgrafſchaft 
Mähren mit höchſtens 5% feſtgeſetzt. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. N 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


39. 
Verordnung der Miniſterien der Finan- 
zen und des Innern vom 26. April 1904, 
mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, 
Beſtimmungen über die Bemeſſung des 
Jahreseinkommens der Bewohner von 
Arbeiterwohngebäuden in Mähriſch⸗Oſtrau 
und Umgebung getroffen werden. 


Auf Grund des $ 2, Abſatz 2, des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend 


Koerber m. p. Call m. p. 


Begünſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet wie folgt: 


9 1. 

Die im politiſchen Bezirke Mähriſch⸗Oſtrau gele⸗ 
genen Orte Mähriſch⸗Oſtrau, Witkowitz, Oderfurt 
(Privoz), Zabreh und Marienberg find als ein Kom⸗ 
plex von Induſtrieorten anzuſehen, in deſſen Bereiche 
die Beſtimmungen des 9 2, Abſatz 2, des eingangs 
angeführten Geſetzes über die Erhöhung der Grenzen 
für das Jahreseinkommen von Bewohnern der 
Arbeiterwohngebäude um ein Achtel Anwendung zu 
finden haben. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 


Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


Berichtigung. 


In dem am 30. März 1904 ausgegebenen 
XV. Stücke des Reichsgeſetzblattes, enthaltend die 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 18. März 
1904, betreffend die Schlußeinheiten der an den 
inländiſchen Börſen (Wien, Prag und Trieſt) notierten 
Effekten als Grundlage für die Bemeſſung der 
Effektenumſatzſteuer, hat auf Seite 50, zweite Verti⸗ 
kalrubrik, die bei „Ungar. allg. Sparkaſſa⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft in Budapeſt“ angegebene Schlußeinheit 
anſtatt 25 richtig 20 Stück zu lauten, und hat eben⸗ 
daſelbſt die Zeile „Sparkaſſa ungar. allg. Akt.⸗ 
Geſ. . . 20 „“ zu entfallen. 


Jahrgang 1905. 


Keichsgeſetzblatt 


für die 


im Reichsrate vertretenen Rönigreiche und Pander. 


II. Stück. — Ausgegeben und versendet am 11. Jänner 1905. 


Inhalt: (9 3—5.) 3. Kundmachung, betreffend die Errichtung einer Expoſitur des königlich ungarischen Hauptzoll⸗ 
amtes Pozſony in dem Fabriksetabliſſement der Petroleumraffinerie⸗Aktiengeſellſchaft Apollo in Pozſony. — 
4. Kundmachung. betreffend die Ermächtigung des Hauptzollamtes II. Klaſſe in Mähriſch⸗Oſtrau zur Anwendung 
des Anſageverfahrens im Eiſenbahnverkehre. — 5. Verordnung, mit welcher in Durchführung des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, betreffend Vegünſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, der Maximal⸗ 
perzentſatz der Verzinſung ſolcher Gebäude für Tirol ſeſtgeſetzt wird. 8 


5. 
Verordnung der Miniſterien des Ju⸗ 
nern und der Finanzen vom 10. Jänner 
1905, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betref⸗ 
fend Begünſtigungen für Gebäude mit gefun- 
den und billigen Arbeiterwohnungen, der 
Maximalperzentſatz der Verzinſung ſolcher 
Gebäude für Tirol feſtgeſetzt wird. 


81. 

Gemäß $ 11, I, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Prozentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung 
des Baugrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für die gefürſtete Gra’- 
ſchaft Tirol mit höchſtens 4 // feſtgeſetzt. 


9 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Bylandt m. p. Koſel m. p. 


95. 
Verordnung der Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen vom 10. Mai 
1906, | 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, 
betreffend Begünſtigungen für Gebände mit 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, 
der Maximalperzentſatz der Verzinſung 
ſolcher Gebäude für Böhmen feſtgeſetzt wird. 


8 1. 

Gemäß 8 11, J, Abſatz 1 des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Perzentſatz der Ver⸗ 
zinſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Bangrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes aufgewendet wird, für das Königreich 
Böhmen mit höchſtens fünf Prozent feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Hohenlohe m. p. Koſel m. p. 

96. 

Verordnung der Miniſterien der 

Tinanzen und des Innern vom 
10. Mai 1906, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 


ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 
einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 
wohngebäuden in Auſſig, Gablonz, Pilſen, 
Reichenberg und Umgebung getroffen werden. 


Auf Grund des 8 2, Abſatz 2 des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet wie folgt: 


8 1. 
Die nachbezeichneten Gebiete, und zwar: 


1. Die im politiſchen Bezirke Auſſig gelegenen 
Orte Auſſig, Neſtomitz, Pokau, Prödlitz, Türmitz und 
Ober⸗Sedlitz, 


2. die im politiſchen Bezirke Gablonz gelegenen 
Orte Gablonz, Proſchwitz, Seidenſchwanz, Kukau, 
Grünwald, Wieſenthal, Neudorf Morchenſtern, Tann⸗ 
wald, Schumburg, Prichowitz und Polaun, 

3. die im politiſchen Bezirke Pilſen gelegenen 
Orte Pilſen, Doubraken und Skurnan, 


4. die Stadt Reichenberg mit den im gleich⸗ 
namigen politiſchen Bezirke gelegenen Orten Dörfel, 
Franzendorf, Althabendorf, Niederhanichen, Ober⸗ 
hanichen, Althartsdorf, Johannesthal, Altpausldorf, 
Neupausldorf, Röchlitz, Roſenthal I, Roſenthal II und 
Ruppersdorf 
ſind als Komplexe von Induſtrieorten anzuſehen, in 
deren Bereiche die Beſtimmungen des $ 2, Abſatz 2 
des eingangs angeführten Geſetzes über die Erhöhung 
der Grenzen für das Jahreseinkommen von Be⸗ 
wohnern der Arbeiterwohngebäude um ein Achtel 
Anwendung zu finden haben. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Hohenlohe m. p. Koſel m. p. 


Jahrgang 1906. 


RKeichsgeſetzblatt 


für die 
im Keichsrate vertretenen Königreiche und Bänder. 


LXX. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 247 Juli 1906. 


Anhalt: ½ (152—154). 152. Verordnung, mit welcher in Durchführung des Geſetzes vom 8. Juli 1902, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiterwohnungen, der Maximalperzentſatz der Verzinſung 
ſolcher Gebäude für Krain feſtgeſetzt wird. — 153. Verordnung, betreffend die Abänderung der Hauszinsſteuer⸗ 
Einzahlungstermine im Steuereinhebungsbezirke Haida. — 154. Verordnung, betreffend die Zuweiſung der Ge⸗ 
meinden und Gutsgebiete Wierzbowezyk und Orzechowezyk zum Sprengel des zu aktivierenden Bezirksgerichtes in 
Podkamien in Galizien. 


152. 


Verordnung der Miniſterien des 
Innern und der Finanzen vom 16. 
Juli 1906, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend 
Begünſtigungen für Gebäude mit geſunden 
und billigen Arbeiterwohnungen, der Maxi⸗ 
malperzeutſatz der Verzinſung folder Ge- 
bäude für Krain feſtgeſetzt wird. 


81. 

Gemäß 8 11, I. Abſatz 1 des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird der Perzentſatz der Verzin⸗ 
ſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Bangrundes und für die Baukoſten eines ſolchen 
Gebäudes anfgewendet wird, für das Herzogtum Krain 
mit höchſtens 5˙25 %% feſtgeſetzt. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeil. 


Korytowski m. p. Bienerth m. p. 


8 2. 

Nach Ablauf dieſer Friſt wird, falls die im 
Verzeichniſſe des Geſetzes vom 8. Februar 1897, 
R. G. Bl. Nr. 52, aufgenommenen und bis dahin 
noch nicht umgebauten Gebäude vollſtändig oder doch 
mindeſtens bis an die Erdoberfläche niedergeriſſen 
werden, die Dauer der im Sinne des Geſetzes vom 
25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, eintretenden 
Befreiung von der Hanszinsſteuer für die herzuſtellen⸗ 
den Erſatzbauten nur mehr nach Maßgabe der Ben 
Beſtimmungen auf 18 Jahre ausgedehnt. 


Alle vier Kategorien tragen, von der Betrags- 
ziffer abgeſehen, das gleiche quadratiſche Markenbild 
mit einer Seitenlänge von 22 mm. Das Markenbild 
zeigt im quadratiſchen Mittelfelde einen Merkurkopf, 
der ſich hell von einem deſſinierten Grunde abhebt. 
Das Mittelbild wird von einem Rahmen umgeben, 
der aus einem einfachen Linienornament beſteht. In 
den vier Ecken iſt die Betragsziffer in quadratiſchen 
weißen Feldern angebracht. Die Felder an den vier 
Seiten zwiſchen den Betragsvignetten ſind mit Linien⸗ 
ornamenten bedeckt. 


Der Abſchluß des ganzen Bildes wird durch 
einen Stab gebildet, deſſen Motiv mit jenem der Um⸗ 
rahmung des Mittelbildes übereinſtimmt. 


Die Marken ſind in Buchdruck auf einem mit 
einer Kreideſchicht verſehenen Papier gedruckt. 


Die neuen Marken werden nach Aufbrauch der 
Vorräte der einzelnen Kategorien der gegenwärtig in 
Verwendung ſtehenden Zeitungsmarken in Verkehr 
geſetzt. Die gegenwärtigen Zeitungsmarken behalten 
bis auf weiteres ihre Gülligkeit. 


Beim unmittelbaren Aufdrucke von Zeitungs⸗ 
marken zu 2 h auf Briefumſchlägen, Streifbändern 
und Adreßzetteln (Handelsminiſterialverordnung vom 
6. April 1905, R. G. Bl. Nr. 55) wird das gleiche 
Markenbild Anwendung finden; der Aufdruck wird in 
grüner Farbe erfolgen. 


8 3. 


Die im 8 2 normierte Begünſtigung kommt nur 
ſolchen Erſatzbauten zu, welche 


1. bis zum 19. Februar 1917 in Augriff 
genommen und zur Gänze benützbar hergeſtellt 
werden, und 


2. auf Grund eines Landesgeſetzes auch die 
Befreiung von den Landes- und Gemeindezuſchlägen 
zu der Hauszinsſteuer für die Dauer von 18 Jahren 
genießen. 


8 4. 


Als Erſatzbauten ſind jene Gebäude anzuſehen, 
welche ganz oder doch teilweiſe auf jenen Baupar⸗ 
zellen aufgeführt werden, auf welchen die in dem 
Verzeichniſſe angeführten Objekte errichtet waren; die 
zu je einem, mit einer Orieutierungsnummer bezeich⸗ 
neten und in das Verzeichnis aufgenommenen Gebäude 
gehörigen Bauparzellen ſind hiebei als eine Einheit 
zu betrachten (begünſtigte Bauparzellen). 


8 5. 

Überſchreitet die durch einen Erſatzbau verbaute 
Fläche jene Fläche der begünſtigten Bauparzellen, die 
zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes vom 8. Februar 
1897, R. G. Bl. Nr. 52, durch die in dem Verzeich⸗ 
niſſe angeführten und ſeither demolierten Objekte 
verbaut geweſen iſt (begünſtigte Fläche), ſo kommt die 
ausgedehnte Steuerbefreiung nur jener rechnungs⸗ 
mäßigen Quote des Zinsertrages des Erſatzbaues zu, 
die ſich zu dem Geſamtzinserträgniſſe ebenſo verhält, 
wie die begünſtigte Fläche zu der verbauten Fläche 
des Erſatzbaues. 


Fiedler m. p. 


33. 


Geſetz vom 17. Tebruar 1908, 


in Angelegenheit der Verlängerung der Wirk⸗ 
ſamkeit des Geſetzes vom 8. Februar 1897, 
N. G. Bl. Nr. 52, betreffend die Ausdehnung 
der zeitlichen Befreiung von der Hauszins⸗ 
ſteuer für Umbauten, welche im Gebiete der 
Stadtgemeinde Graz aus öffentlichen Aſſanie⸗ 
rungs- oder Verkehrsrückſichten vorgenommen 
werden. 


Mit Zuſtimmung beider Häufer des Reichs⸗ 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8 1. 


Die im 8 2 des Geſetzes vom 8. Februar 1897, 
R. G. Bl. Nr. 52, vorgeſehene Friſt von zehn Jahren, 
innerhalb welcher die durch die ausgedehnte Haus⸗ 
zinsſteuerbefreiung zu begünftigenden Umbauten im 
Gebiete der Stadtgemeinde Graz benützbar hergeſtellt 
werden müſſen, wird unter Aufrechterhaltung der 
fonftigen Bedingungen des berufenen Geſetzes bis zum 
19. Februar 1909 verlängert. 


8 6. 


Bei Errichtung mehrerer Erſatzbauten auf den 
eine Einheit bildenden begünſtigten Bauparzellen 
findet die Aufteilung der begünſtigten Fläche wie 
folgt ſtatt: N 

a) Wird um die Bewilligung der ausgedehnten 


Steuerbefreiung nicht für alle Erſatzbauten 
gleichzeitig angeſucht, ſo erfolgt die Ermittlung 


des Umfanges der ausgedehnten Steuerfreiheit 
für jenen Erſatzbau, bezüglich deſſen zuerſt 
angeſucht wird, nach dem im 8 5 enthaltenen 
Grundſatze ohne Rückſichtnahme auf die übrigen 
Erſatzbauten. N 
Die weiteren Anſuchen werden nach der 
Reihenfolge ihrer Überreichung in der gleichen 
Weiſe, jedoch mit der Maßgabe behandelt, d 
den Erſatzbauten jeweils auf die ausgedehnte 
Steuerbefreiung nur inſoweit Anſpruch zuſteht, 
als die begünſtigte Fläche nicht ſchon durch ein 
vorhergehendes Anſuchen erſchöpft iſt. 
b) Bei gleichzeitigem Anſuchen für mehrere Erſatz⸗ 
bauten. ift die begünſtigte Fläche, beziehungs⸗ 
weiſe der nach Punkt a) erübrigende Reſt der⸗ 


ſelben im Verhältniſſe der verbauten Flächen 
dieſer Erſatzbauten aufzuteilen. 


8 7. 


Die Eigentümer der im Verzeichniſſe angeführten 


Gebäude find verpflichtet, vor Beginn des Abbruches 


derſelben für die Feſtſtellung des Bau⸗ und Parzellen⸗ 
beſtandes zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes vom 
8. Februar 1897, R. G. Bl. Nr. 52, und der darin 
ſeither eingetretenen Veränderungen durch Verfaſſung 
eines baubehördlich zu beſtätigenden Planes Sorge 
zu tragen, in welchem auch die Maße der verbauten 
Flächen ziffermäßig anzugeben ſind. 

Kommt die Partei dieſer Verpflichtung nicht 
nach, ſo beſteht der Anſpruch auf ausgedehnte Steuer⸗ 
befreiung nur inſoweit, als die maßgebenden Tat⸗ 
ſachen von der Partei anderweitig in einer jeden 
Zweifel ausſchließenden Weiſe nachgewieſen werden. 

Nach Erwirkung des Baukonſenſes für Bauten 
auf begünſtigten Bauparzellen kann bei der Steuer⸗ 
behörde erſter Inſtanz um die Fällung eines Präjudizial⸗ 
erkenntniſſes darüber angeſucht werden, ob den pro⸗ 
jektierten Bauten der Charakter von Erſatzbauten im 
Sinne dieſes Geſetzes ($ 4) zukommt und in welcher! 


Weiſe die Aufteilung der begünſtigten Fläche unter 
mehrere Erſatzbauten ſtattfinden wird. ̃ 

Die näheren Beſtimmungen werden im Ver⸗ 
ordnungswege erlaſſen. 

8 8. 

Nach Vollendung eines Erſatzbaues oder eines 
zur ſelbſtändigen Benützung geeigneten Gebäudeteiles 
iſt innerhalb der im 8 4 des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, angeführten Friſt um die 
Bewilligung der ausgedehnten Steuerbefreiung unter 
Anſchluß des im 8 7 vorgeſchriebenen Planes und 
eines etwa ergangenen Präzjudizialerkenntniſſes an⸗ 
zuſuchen. 

Über verſpätet eingelangte Geſuche wird die aus⸗ 
gedehnte Steuerbefreiung nur für einen Zeitraum 
bewilligt, welcher mit dem auf die Einbringung des 
Geſuches folgenden Steuerfälligkeitskermine beginnt 
und 18 Jahre nach Vollendung des Gebäudes (Ge⸗ 
bäudeteiles) endet. 

Im übrigen finden die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, auch 
auf die im gegenwärtigen Geſetze bezeichneten Bau⸗ 
führungen ſinngemäße Anwendung. 


89. 
Dieſes Geſetz tritt mit 20. Februar 1907 in 
Wirkſamkeit. N 


8 10. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein 
Finanzminiſter betraut. N 


Wien, am 17. Februar 1908. 


Fran Joſeph m. p. 
Beck m. p. Korytowski m. p. 


Jahrgang 1910. 


Keichsgeſetzblatt 


| für die 
im Reichsrate vertretenen Rönigreiche und Vänder. 


LXIX. Sfück. — Ausgegeben und verſendet am 14. September 1910. 


Inhalt: (2 162 und 163.) 162. Kundmachung, betreffend die Richtigſtellung eines Druckfehlers in der Verordnung des 
Finanzminiſteriums vom 19. Juli 1910 zur Durchführung des Geſetzes vom 14. Juli 1910, betreffend die Erhöhung 
der vor der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 14. Mai 1896 angefallenen normalmäßigen Penſionen der Witwen nach 
Staatsbeamten und Staatslehrperſonen ſowie der nach älteren Gehaltsnormen bemeſſenen, beziehungsweiſe zu 
bemeſſenden Penſionen (Proviſionen) der Witwen nach Gendarmeriemannſchaftsperſonen (Gendarmerickanzlei⸗ 
dienern) und den in die Kategorie der Dienerſchaft gehörigen Staatsbedienſteten. — 168. Verordnung, mit 
welcher in Durchführung des . vom 8. Juli 1902, betreffend Begünſtigungen für Gebände mit geſunden und 
billigen Arbeiterwahnungen, der Maximalprozentſatz der Verzinſung ſolcher Gebäude für Dalmatien feſtgeſetzt wird. 


163. 
Verordnung der Miniſterien für öffent⸗ 
liche Arbeiten und der Finanzen vom 
14. September 1910, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, be⸗ 
treffend Begünſtigungen für Gebäude mit 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, 
der Maximalprozentſatz der Verzinſung 
folder Gebäude für Dalmatien feſtgeſetzt wird. 


8 1. 

Gemäß $ 11, I., Abſatz 1 des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeite rwohnungen, wird der Prozentſatz der Verzin⸗ 
ſung des Kapitales, welches für die Erwerbung des 
Baugrundes und für die Baufoften eines ſolchen Ge⸗ 
bäudes aufgewendet wird, für das Königreich Dalma⸗ 
tien mit höchſtens 6 Prozent feſtgeſetzt. 


8 2. 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Bilinski m. p. Ritt m. p. 


Jahrgang 1910. 


Aeichsgeſetzblatt 


für die 
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder. 


CH. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 30. Dezember 1910. 


Inhalt: (AR 242 und 243.) 242. Geſetz, betreffend die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds. — 243. Kund⸗ 
machung, betreffend die Umwandlung des Hauptzollamtes II. Klaſſe in Sarajevo in ein Hauptzollamt I. Klaſſe. 


242. 


Geſetz vom 22. Bezember 1910, 
betreffend die Errichtung eines Wohnungs⸗ 
für ſorgefonds. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichs⸗ 
rates finde Ich anzuordnen: 


8 1. 


Behufs Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe der 
minderbemittelten Bevölkerung wird ein vom Mini⸗ 
ſterium für öffentliche Arbeiten im Einverſtändnis mit 
dem Finanzminiſterium verwalteter Wohnungs- 
fürſorgefonds errichtet. 


8 2. 
Der Wohnungsfürſorgefonds kann in feinem 
Namen Rechte erwerben und Verpflichtungen ein⸗ 
gehen. 
8 3. 
Dem Wohnungsfürſorgefonds werden folgende 
Beträge zugewieſen: 
in den Jahren 1911 und 1912 zu⸗ 


ſammen 1,500. 000 K 
im Jahre 1913 1,300.000 „ 
„ 1914 1,500.000 „ 
„ 1917 2, 200.000 „ 


„ 1916 bis inkluſive 1918 je 
„ 1919 und 1920 j 
192111 


2,500. 000 
3,500. 000, 
4,000. 000, 


X 2 2 2 * 


Dieſe Beträge ſind in die betreffenden Staats⸗ 
voranſchläge einzuſtellen und werden in monatlichen 
gleichen Antizipativraten an den Fonds ausgezahlt. 


8 4. 
Der Wohnungsfürſorgefonds iſt beſtimmt: 


An Selbſtverwaltungskörper (Bezirke, Gemeinden 
u. dgl.), öffentliche Körperſchaften und Anſtalten, 
ferner 


an gemeinnützige Vereinigungen, als Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, Baugeſellſchaften, Bauvereine, Stiftungen 
u. dgl. zum Zwecke des Baues von Kleinwohnungen 
(8 6) ſowie des Erwerbes der hierzu beſtimmten Grund⸗ 
ſtücke, ferner zum Zwecke des Erwerbes von Häuſern 
mit Kleinwohnungen, beziehungsweiſe zum Zwecke des 
Erwerbes von Häuſern, die zu Kleinwohnungen um⸗ 
geſtaltet oder umgebaut werden ſollen, endlich zur 
Ablöſung von Hypotheken in nicht erſter Rangordnung, 
die anf ſolchen, von einer der vorgenannten Ver⸗ 
einigungen bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erbauten Häuſern laſten, Kredithilfe zu leiſten, und 
zwar: . 


a) in erſter Linie durch Übernahme der Bürgſchaft 
für von den genannten juriſtiſchen Perſonen 
anderweitig anfzunehmende Darlehen und deren 
Verzinſung (mittelbare Kredithilfe); 


b) durch unmittelbare Darlehensgewährung an die 
oben augeführten juriſtiſchen Perſonen (unmittel⸗ 
bare Fonds darlehen). 


Die näheren Beſtimmungen über die Übernahme 
der Bürgſchaft durch den Fonds, über den Zins fuß 


der zu garantierenden Darlehen; ferner über die 
Darlehensgewährung ſowie hinſichtlich der eventuellen 
Überwachung der Bauführung und der Geſchäfts⸗ 
gebarung der Darlehensnehmer wird das Statut 
enthalten, welches insbeſondere auch die Gewährung 
von verzinslichen Vorſchüſſen auf die vom Bauführer 
aufzunehmenden erſten Hypotheken gegen ſofortigen 
Rückerſatz aus dem an erſter Stelle hypothezierten 
Darlehen normieren kann. 

Die aus dieſer Überwachung und aus der 
Geſchäftsgebarung des Fonds erwachſenden Koſten 
ſind aus den Fondserträgniſſen zu decken. 


8 5. 


Die Darlehen, für welche der Fonds Bürgſchaft 
leiſtet, ſowie die unmittelbaren Fondsdarlehen find 
hypothekariſch ſicherzuſtellen, und zwar in der Regel in 
der Rangordnung über der Mündelſicherheitsgrenze 
der zu belehnenden Liegenſchaft; doch darf die Grenze 
von 90 Prozent des Geſamtwertes dieſer Liegenſchaft 
nicht überſchritten werden. 

Bei öffentlichen Anſtalten und Körperſchaften 
kann von der hypothekariſchen Sicherſtellung abgeſehen 
werden. 


8 6. 


Als Klein wohnungen im Sinne dieſes Geſetzes 
gelten insbeſondere: 


1. Familienwohnungen, ſofern das Ausmaß der 
bewohnbaren Fläche jeder einzelnen Wohnung (Wohn⸗ 


zimmer, kammern, Küchen) 80 Quadratmeter nicht 


überſteigt; 

2. Ledigenheime, das ſind ſolche Gebäude, welche 
zur Aufnahme von einzelnen Perſonen in abgeſonderten 
Wohnräumen beſtimmt ſind. Dieſelben müſſen ſo ein⸗ 
gerichtet ſein, daß jeder Wohnraum in der Regel nur 
von einer, höchſtens aber von drei Perſonen bewohnt 
werden kann. 

Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge⸗ 
ſchlechtes dürfen nur in vollkommen geſonderten Ab⸗ 
teilungen untergebracht werden. 


3. Schlaf⸗ und Logierhäuſer, das ſind ſolche 
Gebäude, welche zur Beherbergung von einzelſtehenden 
Perſonen in gemeinſchaftlichen, mit der erforderlichen 
Zahl entſprechender Einzellagerſtätten ausgeſtatteten 
Schlafſälen beſtimmt ſind. 

Die im Sinne der Punkte 1 bis 3 in Betracht 
kommenden Häuſer müſſen zudem in bautechniſcher, 
ſanitärer und ſittenpolizeilicher Hinſicht den Anfor⸗ 
derungen geſunder und billiger Volkswohnungen ent⸗ 
ſprechen. 


8 7. 


Die im 8 4 vorgeſehene Verwendung der Fonds⸗ 
mittel darf nur erfolgen, ſofern die bewohnbare 


Geſamtfläche der Kleinwohnungen (8 6) wenigſtens 
zwei Drittel der bewohnbaren Geſamtfläche des zu 
belehnenden Hauſes beträgt. 


Als bewohnbare Geſamtfläche der Kleinwoh⸗ 
nungen gilt: 


1. bei Familienwohnhäuſern die Summe der 
gemäß 8 6, Punkt 1, benützten Bodenflächen; 


2. bei Ledigenheimen, Schlaf⸗ und Logier⸗ 
häuſern die für die Zwecke dieſer Anſtalten en 
Bodenflächen. 


Befinden ſich in dem zu belehnenden Hauſe zu 
Geſchäfts⸗ oder zu gewerblichen Zwecken dienende 
Räume, ſo ſind dieſelben, falls es ſich nicht um 
Kleinbetriebsſtätten (5 8, Punkt 4) handelt, in die 
bewohnbare Geſamtfläche des Hauſes einzurechnen. 


8 8. 


Auf Grund dieſes Geſetzes gewährte oder ver⸗ 
bürgte Darlehen dürfen in keinem Falle über 90 Pro⸗ 
zent des anrechenbaren Wertes der zu belehnenden 
Liegenſchaft hinausgehen. 


Als anrechenbarer Wert im Gegenſatz zum Ge⸗ 
ſamtwert (5 5) gilt: 


1. der Wert des Grundſtückes, das zur Errich⸗ 
tung des Hauſes erforderlich oder mit dem Erwerb 
des Hauſes notwendig verbunden iſt; 


2. der Wert des Teiles des Hauſes, der von 
Kleinwohnungen in Anſpruch genommen wird; 


3. falls das Haus nur für landwirtſchaftliche 
Berufsangehörige beſtimmt iſt, auch der Wert der 
nötigen Wirtſchaftsräume (Stall und Scheune) ſamt 
Zubehör; 

4. der Wert allfälliger in dem Hauſe befind⸗ 
licher Kleinbetriebsſtätten. 


8 9. 


Der Wohnungsfürſorgefonds wird den in $ 4 
unter a) und b) bezeichneten Zwecken entſprechend in 
zwei beſonderen Abteilungen verwaltet. Das Ver⸗ 
mögen jeder der beiden Abteilungen iſt getrennt aus⸗ 
zuweiſen ($ 17). Jeder Abteilung fließen die Erträg⸗ 
niffe ihrer eigenen Kapitalien zu. 

Die Beſtände der für die Bürgſchaftsleiſtung 
beſtimmten Abteilung (5 4, lit. a) find derart frucht⸗ 
bringend anzulegen, daß die zu Leiſtungen aus der 
Bürgſchaft erforderlichen Barmittel ſtets leicht zu 
beichaffen find. 

Das Statut des Wohnungsfürſorgefonds be⸗ 
ſtimmt, in welchem Verhältniſſe die in 8 3 bezeich⸗ 
neten Jahresdotationen auf die beiden Abteilungen 
aufzuteilen ſind. 


8 10. 


Von der Abteilung für Bürgſchaftsleiſtung 
dürfen Bürgſchaften nur in ſolchem Ausmaße über⸗ 
nommen werden, daß die Verpflichtungen dieſer 
Abteilung in den vorhandenen Mitteln des Fonds 
vorausſichtlich dauernd ihre Deckung finden. Die 
näheren Beſtimmungen hierüber ſind im Statut zu 
treffen. 

Die Geſamtſumme der von der Abteilung für 
Bürgſchaftsleiſtung übernommenen Bürgſchaften darf 
den Betrag von 200 Millionen Kronen nicht über⸗ 
ſteigen. Für diefe Verbind lichkeiten des Fonds haftet 
der Staat ſubſidiär bis zu dieſem Höchſtbetrage. 


8 11. 


Die Darlehen, für welche der Fonds Bürgſchaft 
leiſtet, ſind als mündelſichere Anlagen zu behandeln. 


8 12. 


Als gemeinnützig werden Bauvereinigungen 
betrachtet, deren Statut die an die Mitglieder zu 
verteilende Dividende auf höchſtens 5 Prozent der 
eingezahlten Anteile beſchränkt und den Mitgliedern für 
den Fall der Auflöſung der Geſellſchaft nicht mehr als 
die Rückzahlung der eingezahlten Anteilsbeträge zu⸗ 
ſichert, einen etwaigen Reſt des Geſellſchaftsvermögens 
aber für gemeinnützige Zwecke beſtimmt. 


8 13. 


Der Wohnungsfürſorgefonds iſt ermächtigt, Ge⸗ 
bäude, auf welchen Darlehen ſichergeſtellt ſind, die er 
ſelbſt gewährt oder für die er die Bürgſchaft über⸗ 
nommen hat, zu erwerben, ferner von ihm verbürgte 
Forderungen zu erwerben, falls dieſe Maßregeln ſich 
als notwendig erweiſen ſollten, um den Fonds gegen 
Verluſte zu ſchützen. 


8 14. 


Zur Vertretung in Paſſivprozeſſen des Fonds 
iſt jene Finanzprokuratur zuſtändig, in deren Sprengel 
das Objekt gelegen iſt, zu deſſen Errichtung, beziehungs⸗ 
weiſe Erwerbung oder, im Falle der Ablöſung von 
Hypotheken, zu deſſen Belehnung Fondszuwendungen 
erfolgen ſollen oder bereits erfolgt ſind. 


8 15. 


Der Miniſter für öffentliche Arbeiten hat im 
Einverſtändnis mit dem Finanzminiſter zur näheren 
Ausführung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein 
Statut zu erlaſſen, in dem auch die Übernahme und 
Verwaltung der Kleinwohnungsbauten durch den 
Wohnungsfürſorgefonds zu regeln iſt. 

Zur Wahrnehmung der lokalen Wohnungs- 
verhältniſſe können Wohnungsausſchüſſe gebildet 


werden. Dieſelben ſind zur Abgabe von Gutachten, 
insbeſondere über Darlehensgeſuche, ſowie zur ſelb⸗ 
ſtändigen Stellung von Anträgen berufen. Dieſen 
Wohnungsausſchüſſen find insbeſondere Vertreter von 
Gemeinden und ſozialen Verſicherungsanſtalten ſowie 
Vertreter der gemeinnützigen Bauvereinigungen bei⸗ 
zuziehen. 
8 16. 

Die zur Durchführung der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes erforderlichen Eingaben an den Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds oder deſſen Organe, ebenſo wie die 
Beilagen dieſer Eingaben, ferner die die Übernahme 
der Bürgſchaft durch den Wohnungsfürſorgefonds im 
Sinne des § 4, Punkt a), betreffenden Urkunden find 
ſtempel⸗ und geblgrenfee. 


8 17. 


Über den Stand und die Gebarung des 
Wohnungsfürſorgefonds iſt alljährlich dem Reichsrate 
zu berichten. 


9 18. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Kraft. 


8 19. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind die 
Miniſter für öffentliche Arbeiten und der Finanzen im 
Einvernehmen mit den übrigen beteiligten Miniſtern 
beauftragt. 


Wien, am 22. Dezember 1910. 


Franz Joſeph m. p. 


Bienerth m. p. Bilinski m. p. 
Ritt m. p. 


113. 
Kundmachung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen 
mit dem Linanzminiſterium vom 
14. Juni 1911, ö 


mit welcher in Gemäßheit des 8 15 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242, betreffend die Errichtung eines 
Wohnungsfürſorgefonds, das Statut für den 
mit 8 1 dieſes Geſetzes errichteten Wohnungs 
fürſorgefonds veröffentlicht wird. 


In Gemäßheit des § 15 des Geſetzes vom 
22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, betreffend 
die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds, wird 
das Statut für den mit 8 1 dieſes Geſetzes errichteten 
Wohnungsfürſorgefonds veröffentlicht. 


Meyer m. p. Marek m. p. 


Jahrgang 1911. 


Reichsgeſetzblatt 


für die 


im Keichsrale vertretenen Rönigreiche und Pander. 


LXXI. Sfück. — Ausgegeben und verſendet am 22. Auguſt 1911. 


Inhalt: 1 166. Verordnung, betreffend die Errichtung von Wohnungsausſchüſſen. 


166. 
Herorduung des Ainiſteriums für 
öffentliche Arbeiten und des Finanz- 
miniſteriums im Einvernehmen mit 
dem Miniſterium des Innern vom 
18. Auguſt 1911, 


betreffend die Errichtung von Wohnungs⸗ 
ausſchüſſen. N 


Auf Grund des $ 15 des Geſetzes vom 22. De- 
zember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, betreffend die 
Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds, wird be⸗ 
ſtimmt: 


Artikel 1. 


Zur Wahrnehmung der lokalen Wohnungs⸗ 
verhältuiſſe können Wohnungsausſchüſſe gebildet 
werden. Dieſelben ſind zur Abgabe von Gutachten, 
insbeſondere über Darlchensgefuche, ſowie zur ſelb⸗ 
»ſtändigen Stellung von Anträgen berufen. 

Die Wohnungsansſchüſſe werden in der Regel 
für das Gebiet einer Ortsgemeinde gebildet und beſtehen 
aus mindeſtens 4, höchſtens 16 Mitgliedern und 
ebenſo vielen Erſatzmännern. 


Artikel 2. 


einer Vereinigung oder Anſtalt zur Förderung des 
Wohnungsweſens errichtet. Wird ein Antrag von 
einer Vereinigung oder Anſtalt zur Förderung des 
Wohnungsweſens geſtellt, fo wird er nur berückſichtigt, 
wenn die Vereinigungen oder Anſtalten den nach⸗ 
folgenden Anforderungen entſprechen. Sie müſſen 
gemeinnützigen Charakter haben, mindeſtens ein Jahr 
beſtehen und in der Gemeinde eine namhafte Tätigkeit 
entwickeln. Die Statuten von gemeinnützigen Bau⸗ 
vereinigungen müſſen den Beſtimmungen des 8 12 
des eingangs bezogenen Geſetzes entſprechen. Ban⸗ 
genoſſenſchaften und ⸗vereine müſſen überdies wenig⸗ 
ſtens 50 Mitglieder zählen und, von rückſichtswürdigen 
Fällen abgeſehen, in der Gemeinde ihren Sitz haben. 

Der Antrag iſt bei der nach dem Sitze des bean⸗ 
tragten Wohnungsausſchuſſes zuſtändigen politiſchen 
Bezirksbehörde zu ſtellen. 

Vereinigungen und Anſtalten, die einen ſolchen 
Antrag ſtellen oder ihm beitreten wollen, haben ein 
Exemplar ihrer Statuten und einen Bericht über ihre 
Tätigkeit vorzulegen, die Zahl ihrer Mitglieder und 
die Namen ihrer Vorſtandsmitglieder, gegebenenfalls 
das Datum ihrer Konſtituierung nächzuweiſen, ſowie 
anzugeben, in welcher Weiſe die in den Wohnungs⸗ 
ausſchuß zu entſendenden Vertreter gewählt werden 
ſollen. 


Artikel 3. N 

Wird ein Antrag auf Errichtung eines Wohnungs⸗ 
ausſchuſſes geſtellt, fo hat die politiſche Bezirksbehörde 
alle ihr bekannten Intereſſenten, und zwar die Ge⸗ 
meinde, die ſozialen Verſicherungsanſtalten, Vereini⸗ 


Ein Wohnungsausſchuß wird nur über Antrag | gungen oder Anſtalten zur Förderung des Wohnungs⸗ 
der Gemeinde, einer ſozialen Verſicherungsanſtalt oder weſens, hiervon zu verſtändigen und den Antrag 


außerdem in ortsüblicher Weiſe zu verlantbaren. 
Hierbei hat die politiſche Bezirksbehörde eine Friſt 
feſtzuſetzen, innerhalb welcher die dem Antrage noch 
nicht beigetretenen Intereſſenten hierzu Stellung 
nehmen können. 

Nach Ablauf dieſer Friſt entſcheidet die politiſche 
Bezirksbehörde über die Errichtung des Wohnungs- 
ausſchuſſes. 


Artikel 4. 


Wird die Errichtung eines Wohnungsausſchuſſes 
bewilligt, ſo hat die politiſche Bezirksbehörde zugleich 
die Zuſammienſetzung des Wohnungsausſchuſſes zu be⸗ 
ſtimmen. Dem Wohnungsausſchuſſe find insbeſondere 
Vertreter der Gemeinde und ſozialen Verſicherungs⸗ 
anſtalten ſowie Vertreter der gemeinnützigen Ban⸗ 
vekeinigungen beizuziehen. ö 

Die Anzahl der Vertreter der Gemeinde darf 
nicht größer ſein als die Anzahl der Vertreter der 
anderen Intereſſenten. 

Unter deu Vertreteru der Gemeinde muß ſich 
ein Gemeindearzt und, falls die Gemeinde über einen 
eigenen Bandienſt verfügt, ein Organ dieſes Dienſtes 
befinden. 

Jeder fozialen Verſicherungsanſtalt, Vereinigung 
und Anſtalt gebührt in der Regel ein Mitglied und 
ein Erſatzmann. Die politiſche Bezirksbehörde iſt jedoch 
berechtigt, ausnahmsweiſe einer ſozialen Verſicherungs⸗ 
anſtalt, Vereinigung oder Auſtalt auch zwei Mitglieder, 
reſpektive Erſatzmänner zuzugeſtehen oder jene ſozialen 
Verſicherungsanſtalten, Vereinigungen und Anſtalten 
zu bezeichnen, die ein gemeiuſames Mitglied zu ent⸗ 
ſenden habeu. In einem ſolchen Falle kann die 
politiſche Bezirksbehörde die Verfügung treffen, daß 
von einer ſozialen Verſicherungsanſtalt, Vereinigung 
oder Anſtalt das Mitglied, bon der anderen, beziehungs⸗ 
weiſe, falls es ſich um mehrere handeln ſollte, von den 
übrigen, deſſen Erſatzmann nominiert wird. 

Als Mitglieder und Erſatzmänner köunen nur 
eigenberechtigte Perſonen entſendet werden. 

Dem Wohnungsausſchuſſe am Sitze der politiſchen 
Bezirksbehörde gehört ein Amtsarzt dieſer Behörde an. 

Die Entſcheidung der politiſchen Bezirksbehörde 
iſt den Beteiligten zuzuſtellen und außerdem in orts- 
üblicher Weiſe zu verlautbaren. 


Artikel 5. 


Sobald die Entſcheidung über die Errichtung 
und die Zuſammeuſetzung des Wohnungsausſchnſſes 
in Rechtskraft erwachſen iſt, hat die politiſche Bezirks⸗ 
behörde die Konſtituierung des Wohnungsausſchuſſes 
zu veranlaſſen. 

Der Wohnungsausſchuß hat nach der in der 
Anlage veröffentlichten-Muſtergeſchäftsordnung eine 
Geſchäftsordnung zu beſchließen, die ſo wie jede 
nachträgliche Abänderung der Genehmigung der po- 
litiſchen Bezirksbehörde unterliegt. 


Die Funktionsdauer der Mitglieder des 
Wohnungsausſchuſſes beträgt drei Jahre. 

Die Mitgliedſchaft iſt ein Ehrenamt, welches 
unentgeltlich verſehen wird. 

Der Vorſteher der politiſchen Bezirksbehörde 
und deſſen Abgeordnete ſowie ein Delegierter des 
Miniſteriums für öfſentliche Arbeiten haben das Recht, 
den Sitzungen des Wohnungsausſchuſſes beizuwohnen 
und jederzeit das Wort zu ergreifen. An Abſtimmungen 
nehmen ſie nur teil, wenn ſie Mitglieder des 
Wohnungsausſchuſſes find. 

Wird innerhalb eines halben Jahres vor Ablauf 
der Funktionsdauer der Mitglieder des Wohnungs⸗ 
ausſchuſſes ein Autrag nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungeu des Artikels 2 auf Fortbeſtehen des Wohnungs⸗ 
ausſchuſſes geſtellt, ſo iſt das im Artikel 3 feſtgelegte 
Verfahren wieder einzuleiten. Die Mitglieder des 
Wohnungsausſchuſſes verſehen in dieſem Falle ihre 
Funktion auch nach Ablauf der Lreijährigen Funktions⸗ 
dauer weiter, und zwar entweder bis zur Neu⸗ 
konſtitnierung des neuen Wohnungsausſchuſſes oder 
bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die Entſcheidung 
Rechtskraft erlangt hat, daß ein Wohnungsausſchuß 
nicht wieder zu errichten iſt. 

Wird in der oben angegebenen Friſt ein ſolcher 
Antrag nicht geſtellt, ſo erliſcht der Beſtand des 
Wohuungsausſchuſſes mit dem Ablauf der Funktions⸗ 
dauer ſeiner Mitglieder. 


Artikel 6. 

Die Mittel zur Bedeckung der Auslagen, welche 
dem Wohnungsausſchuſſe aus der Beſorgung ſeiner 
Geſchäfte erwachien, ſind von ihm ſelbſt beziehungsweiſe 
von den ihm angehörenden Körperſchaften (Artikel 2) 
aufzubringen. 

Im Falle der Auflöſung oder des Erlöſchens 
des Wohnungsausſchuſſes iſt das nach Erfüllung aller 
Verpflichtungen erübrigende Vermögen für einen 
gemeinnützigen Zweck der Wohnungsfürſorge zu be⸗ 
ſtimmen. ö 


Artikel 7. 


Die politiſche Landesbehörde iſt berechtigt, den 
Wohnungsausſchuß aufzulöſen. 


„ 


Artikel 8. 


über Rekurſe entſcheidet in letzter Inſtanz das 
Miniſterium ſür öffentliche Arbeiten im Einvernehmen 
mit dem Miniſterium des Innern. 


Artikel 9. 


Dieſe Verordnung tritt ſoſort in Kraft. 


Wickenburg m. p. 
Marek m. p. 


Meyer m. p. 


242. | 5. teilweiſe Umbauten, wenn Geſchoſſe in ihrem 
N g ganzen Umfange ſamt den darüber befindlichen 
Geſetz vom 28. Dezember 1911, Geſchoſſen und dem Dachboden niedergeriſſen und an 


betreffend Stenerbegünftigungen für Neu⸗ .. 


bauten, Zubauten, Aufbanten und Umbauten . 1 85 a. iin den 10 19555 
. i „ 3, bauten gleichzuhaltenden Bauführungen auf früher 
im allgemeinen und für Kleinwohnungs⸗ perbautem Grunde (8. 1, zweiter Abſatz) iſt als 
bauten insbeſondere. | Baubeginn im Sinne dieſes Geſetzes jener Zeitpunkt 
. . anzunehmen, in welchem mit der Aufführung der 
Mit Zustimmung beider Häuſer des Reichsrates | neuen Banlichkeit 115 wurde. un 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


i 8 2. n 

Erſtes Baupfffürk. Die Stenerbegünftigungen dieſes Geſetzes er- 
EHER 1 ſtrecken ſich, vorbehaltlich der beſonderen Anordnungen 
Allgemeine Begünſtigungen. des zweiten und des dritten Hauptſtückes, ſofern ganze 
5 4 ; Gebäude neu erſtellt werden, ſtets auf die ganze Bau⸗ 
Erſter Abſchnikt. lichkeit, ſofern jedoch durch die Bauführung nicht 
Brgünſtigte Bauführungen. ganze Gebäude neu erſtellt werden, nur auf die neu 
hergeſtellten Gebäudeteile. Im letzteren Falle haben 

8 1. folgende Grundſätze zu gelten: 
Mit dieſem Geſetze werden Steuerbegünſtigungen 1. zur Veranlagung der Hauszinsſteuer nach 


für die nach dem 31. Dezember 1911 begonnenen dem Zinsertrage iſt der auf die neu hergeſtellten 
Banführungen der nachſtehend bezeichneten Art be Räume entfallende Zinsertrag, beziehungsweiſe Zins⸗ 
willigt, und zwar für: wert begünſtigt zu behandeln; bei Vergrößerung ein⸗ 

1. Neubauten, das iſt Herſtellung neuer Bau- zelner Räume iſt jedoch die auf den begünſtigten Teil 
lichkeiten auf früher unverbautem Grunde; entfallende Quote des Zinsertrages, beziehungsweiſe 
Zinswertes nach dem Verhältniſſe der Bodeufläche 
des alten und des neuen Teiles des Raumes rech⸗ 
nungsmäßig zu ermitteln; 


den Neubauten gleichzuhalten ſind auch Bau⸗ 
führungen auf früher verbautem Grunde, ſofern ent⸗ 
weder: 


5 . . ; 2. zur Veranlagung der Hauszinsſten 1ä 
a) die Beendigung des Abbruches der früheren 9 5, ie a, des Geſeges 115 5 a 1593 
Baulichkeit vom Zeitpunkte des Beginnes der R. G. Bl. Nr. 17, für die nicht vermieteten Wohn⸗ 
Erbauung des neuen Gebäudes mindeſtens drei ßeſtandteile ſowie zur Veranlagung der Hauskfafien- 
volle Jahre zurückliegt, oder ſteuer hat eine verhältnismäßige Aufteilung des tarif⸗ 
b) in der neuen Baulichkeit das Flächenausmaß der mäßigen Satzes auf die alten und die neu hergeſtellten 
über der Erdoberfläche befindlichen Geſchoſſe] Wohnbeſtandteile Platz zu greifen; hiernach ift die auf 
mit Ausnahme des Dachgeſchoſſes mindeſtens die neu hergeſtellten Wohnbeſtandteile entfallende 
einnndeinhalbmal jo groß iſt wie in dem alten] Quote begünſtigt zu behandeln. 
Gebäude, oder 


e) die Abtragung der alten Baulichkeit aus ban⸗ Zweiter Abſchnikt. 
oder ſanitätspolize ilichen Gründen geboten war; 


2. Zubauten, das iſt Vergrößerung ſchon beſtehen⸗ Inhalt der Begünſtigungen. 


der Banlichkeiten in horizontaler Richtung auf bisher A. Für Neu⸗, Zu⸗ und Aufbauten. 
nicht verbauter Fläche, inſoweit durch die Bauführung 5 
ganze, durch Wände abgeſchloſſene Räume nen hergeſtellt 8 3. 


oder bereits beſtehende Räume vergrößert werden; Neu-, Bus und Aufbauten ($ 1, 3. 1 bis 3) 
. 3. Aufbauten, das it Erhöhung ſchon beſtehen⸗ kommen bie nachſteheuden Begünſtigungen zu: 
der Baulichkeiten durch Schaffung neuer Geſchoſſe; 1. vorbehaltlich der Beſtimmungen des § 28 
8 BR die vollkommene zeitliche Befreiung von der Gebäude⸗ 
4. gänzliche Umbanten, wenn Baulichkeiten oder 5 3 
ſelbſtändig benutzbare Gebäudetrakte in ſämtlichen steuer in der Dauer von ſechs Jahren nach Maßgabe 
Geſchoſſen einſchließlich des Dachbodens im ganzen der Beſtimmungen des dritten Abſchnittes dieſes 


Umfange bis zur Erdoberfläche niedergeriſſen und nen Hanptſlückes; 
hergeſtellt werden, mit Ausnahme der unter Z. 1, 2. die dauernde Anwendung der im Tarif 
zweiter Abſatz, bezeichneten Bauführungen; | Beilage A feſtgeſtellten Stenerſätze; 


Beilage 6 


3. die Einhebung der nach dem geltenden Haus» 


1. bei rechtzeitigem Anſuchen des Steuer- 


klaſſenſteuertarife vorzuſchreibenden Hausklaſſenſteuer pflichtigen (8 7) vom Tage der Bauvollendung bis 


mit einem Abſchlage, welcher für Gebände der I. bis 
einſchließlich VII. Tarifklaſſe ein Zehntel, für Gebäude 


zum nächſtfolgenden Kalendervierteljahre und von da 
ab auf die in dem 8 3, 3. 1, 8 4, Z. 1, lit. a, 


der VIII. bie einſchließlich der XVI. Tarifklaſſe ein und 8. 2, lit. a, beziehungsweiſe 8 28 bezeichnete 


Fünftel der Sätze des Hausklaſſenſtenertarifes zum 
Geſetze vom 9. Febrnar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, zu 
betragen hat; derſelbe Grundſatz gilt für die Haus⸗ 
zinsſteuer gemäß 8 5, lit. a, des Geſetzes vom 9. Fe⸗ 
bruar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, für die nicht ver⸗ 
mieteten Wohnbeſtandteile. 

Die Anwendung der Steuerſätze des Tarifes, 
Beilage A, beziehungsweiſe die Einhebung der 
ermäßigten Sätze des Hansklaſſenſteuertarifes erfolgt 
auch für alle ſpäteren Bauführungen an den gemäß 
§ 1, Z. 1 bis 3, erſtellten Neu⸗, Zu⸗ und Aufbauten 


B. Für Umbauten. 
8 4. 


Gänzlichen Umbauten und teilweiſen Umbanten 
nachſtehenden Be. 


& 1. 3. 4, 5) kommen die 
günſtigungen zu: 

1. ſoweit dieſelben der Hausklaſſenſteuer unter⸗ 
liegen: 


a) eine vollkommene zeitliche Befreiung in der 
Dauer von ſechs Jahren nach Maßgabe der 
- Beitimmungen des dritten Abſchnittes dieſes 
Hauptſtückes; 

b) im übrigen die dauernde Begünstigung im 
Sinne des 8 3, Z. 3 


2. ſoweit dieſelben der Hauszinsſteuer unter⸗ 


liegen: 

a) eine zeitliche Ermäßigung der Steuer auf den 
Betrag von 5 Prozent des reinen Zinsertrages 
in der Dauer von ſechs Jahren nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des dritten Abſchnittes dieſes 
Hanptitädes; 

b) im übrigen die dauernden Begünſtigungen im 
Sinne des 8 3, Z. 2 und 3. 

Die Beſtimmungen des $ 3, letzter Abſatz, finden 
ſiungemäße Anwendung. 


Dritter Mbfchnift. 


Grundſätze für die Trrminierung der 
zeitlichen Begünſtigungen. 


8 5. 


Die zeitliche Steuerbefreiung ſowie die zeitliche 
Ermäßigung des Stenerſatzes im Sinne des § 3, 
3.1, § 4, 3. 1, lit. a, und Z. 2, lit. a, beziehungs⸗ 
weiſe 8 28 iſt zu bewilligen: 


Dauer; 


2. bei verſpätetem Anſuchen vom Beginne des der 
Überreichung des Geſuches nächſtfolgenden Kalender⸗ 
viertelſahres an für den Reſt der gemäß Z. 1 zu be⸗ 
rechnenden Dauer. 


8 6. 


Für die zeitliche Stenerbefreiung wie die zeit⸗ 
liche Ermäßigung des Steuerfußes im Sinne des § 3, 
3. 1, § 4, 3. 1, lit. a, und Z. 2, lit. a, beziehungs- 
weiſe 8 28, kommt die Bauführung (§ 1) als ein 
Ganzes in Betracht. Einzelnen früher vollendeten 
Teilen ſind die Begünſtigungen der vorſtehend bezeich⸗ 
neten Art nicht abgeſondert zu bewilligen. 


Wird jedoch dargetan, daß die Vollendnug der 
übrigen Teile in naher Friſt nicht durchführbar iſt, 
ſo iſt zugleich mit der Bewilligung der angeführten Be⸗ 
günſtigungen für die vollendeten Teile behufs ſpäterer 
Beurteilung der Vorausſetzungen des 8 1 für die zur 
Zeit noch unvollendeten Teile der Banlichkeit aus⸗ 
zuſprechen, ob die grundſätzlichen Bedingungen des 
§ 1 erfüllt find. 


Sind einzelne Teile der Baulichkeit bereits 
früher benutzt worden, jo nuterliegen fie vom Beginne 
ihrer Benutzung bis zu dem Tage der baulichen Voll⸗ 
| endung des ganzen Banes der Beſtenerung. Die bau⸗ 
liche Vollendung des ganzen Neu⸗, Zu⸗, Auf⸗ oder 
Umbaues iſt jedoch in derartigen Fällen als ſpäteſtens 
zwülf Monate nach der erſten tatſächlichen Benutzung 
eingetreten anzunehmen. Die Benntzung durch einen 
zur Überwachung der Bauführung Beſtellten iſt außer 
Betracht zu laſſen. 


Bierker Abſchnilt. 
Verfahren. 


8 7. 

Das Geſuch um Zuerkennung der zeitlichen Steuer⸗ 
begünſtigungen gemäß 88 3. 4 und 28 dieſes Geſetzes 
iſt innerhalb 60 Tagen nach tatſächlicher Vollendung 
der ganzen Baulichkeit (8 6, erſter Abſatz), im Aus⸗ 
nahmsſfalle des 8 6, zweiter Abſatz, jedoch in bezug 
auf den noch unvollendeten Gebäudeteil nach Fertig⸗ 
ſtellung dieſes abgeſondert zu behandelnden Teiles 
oder des Ausbaues desſelben, bei der zuſtändigen 
Steuerbehörde I. Inſtanz einzubringen. 


Demſelben ſind beizuſchließen: 
1. die behördliche Baubewilligung; 
2. der behördlich beſtätigte Bauplan; 


3. die behördliche Veftätigung über die Bau⸗ 
vollendung; 
4. eine Hausbeſchreibung. 


Zur Beibringung dieſer Behelfe iſt über be⸗ 
gründetes Anſuchen des Steuerpflichtigen eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zu bewilligen; ſoweit einzelne Behelfe 
aus triftigen Gründen überhaupt nicht beigebracht 
werden können, obliegt es der Partei, die maßgeben 
den Verhältniſſe in anderer Weiſe glaubwürdig dar⸗ 
zutun. Die Feſtſtellung der Verpflichtung zur Bei ⸗ 
bringung allfälliger ſonſtiger Nachweiſungen wird dem 
Verordnungswege vorbehalten. 

Nicht ordnungsmäßig belegte Geſuche find der 
Partei zur Ergänzung binnen einer angemeſſenen 
Friſt zurückzuſtellen. Friſtgerecht ergänzte Geſuche 
gelten als im urſprünglichen Termin überreicht. 

Ein Anſuchen um die Anwendung der Steuer⸗ 
ſätze des Tarifes, Beilage A, ſowie der Begünſtigungen 
gemäß $ 3, 3. 3, iſt nicht erforderlich. 

Juſofern die Behandlung einer Bauführung als 
Neubau im Sinne des zweiten Abſätzes des § 1, Z. 1, 
beanſprucht wird, iſt der Eigentümer verpflichtet, vor 
Beginn des Abbruches der alten Baulichkeit, be⸗ 
ziehungsweiſe in dem Falle sub $ 1, Z. 1, lit. a, vor 
Beginn der Erbauung der neuen Baulichkeit die für die 
Beurteilung des Anſpruches maßgebenden Verhältniſſe 
ſicherſtellen zu laſſen; der Partei ſteht es frei, um die 
Fällung eines Präjudizialerkeuntniſſes anzuſuchen, ob 
dem projektierten Baue die Behandlung als Neubau 
zukommen wird. Die näheren Beſtimmungen werden 
im Verordnungswege erlaſſen. 


8 8. 


Über das Anſuchen um Zuerkennung der 
zeitlichen Begünſtigungen iſt zur Feſtſtellung der 
maßgebenden Verhältniſſe und Überprüfung der 
Hausbeſchreibung von der Steuerbehörde in der 
Regel ein Angenſchein vorzunehmen. Hierzu iſt der 
Hauseigentümer oder ſein Bevollmächtigter mindeſtens 
drei Tage vorher zu laden; das Nichterſcheinen des 
Hauseigentümers oder ſeines Stellvertreters bei dieſer 
Amtshandlung behindert deren Durchführung nicht. 
Die Steuerbehörde kann von der Anordnung eines 
Augeuſcheines Umgang nehmen, wenn fie die Entſchei⸗ 
dung ſchon auf Grund der Parteiangaben fällen zu 
können erachtet. 

über die Anwendung der Steuerſätze des 
Tarifes, Beilage A, ſowie der Begünſtigungen gemäß 
83,8. 3, entſcheidet die Steuerbehörde im Zuge der 
Veranlagung auf Grund der ihr vorliegenden Be⸗ 
helfe; ein abgeſondertes Rechtsmittel findet hiergegen 
nicht ſtatt. 


8 9. 


Zur Entſcheidung über das Ansuchen um Zu⸗ 
erkennung der zeitlichen Steuerbegünſtigungen nach 


dieſem Geſetze iſt im allgemeinen die Steuerbehörde 
erſter Inſtanz berufen; gegen dieſe Entſcheidung ſteht 
der Rekurs an die Finanzlandesbehörde offen. 

Sofern jedoch die Behandlung einer Banführung 
als Neubau im Sinne des zweiten Abſatzes des § 1, 
3. 1, in Anſpruch genommen wird, ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung in erſter Inſtauz der Finanzlandesbehörde 
im Einvernehmen mit der politiſchen Landesbehörde, 
in zweiter Inſtanz dem Finanzminiſterium im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten zu; hierbei iſt die Finanzbehörde in den 
Fällen des 8 1, Z. 1, lit. ce, an den Ausſpruch der 
politiſchen Landesbehörde, beziehungsweiſe des Mini⸗ 
ſteriums für öffentliche Arbeiten gebunden. 


Zweifes Baupfffück. 


Befondere Begünſtigungen für 
Kleinwohnungen und Betriebs- 
fäffen in Kleinwohnungshäuſern. 


Erſter Abſchnikt. 


Inhalt und Bedingungen der beſonderen 


Begünſtigungen. 
8 10. 


In Kleinwohnungshäuſern, welche durch Neubau 
($ 1, 8. 1) oder gänzlichen Umbau (8 1, Z. 4) er⸗ 
ſtellt werden, kommt den in denſelben befindlichen, 
baulich in ſich abgeſchloſſenen Kleinwohnungen, unbe⸗ 
ſchadet der ſonſtigen Begünſtigungen der 88 3 
und 4, beziehungsweiſe 8 28 an Stelle der im 
Tarife Beilage 4 feſtgeſtellten Steuerſätze die 
dauernde Ermäßigung des Steuerfußes auf die im 
Tarife Beilage B feſtgeſtellten Steuerſätze zu. Dieſe 
Steuerſätze haben unter den ſonſtigen Vorausſetzungen 
der beſonderen Begünſtigungen für Kleinwohnungs⸗ 
hänſer auch für alle ſpäteren Banführungen an den 
gemäß 8 1, Z. 1 und 4, erſtellten Kleinwohnungshäuſern 
zu gelten; es ſind demnach die Zinserträge, beziehungs⸗ 
weiſe Zinswerte der in der maßgebenden Zinsperiode zu 
Kleinwohnungen verwendeten Gebäudeteile mit den im 
Tariſe Beilage B, jene der übrigen Gebäudeteile mit 
den in dem Tarife Beilage A feſtgeſtellten Stenerjägen 
der Veranlagung zu unterziehen; die Verechnung 
der Durchſchnittszinſe, beziehungsweiſe Zinswerte im 
Sinne des Geſetzes vom 12. Juli 1896, R. G. Bl. 
Nr. 120, iſt nach den obigen zwei Gruppen von 
Gebändeteilen abgeſondert vorzunehmen; Steuer- 
abſchreibungen haben von denſelben Zinſen, beziehungs⸗ 
weiſe Zinswerten und mit denſelben Steuerſätzen zu 
erfolgen wie die Vorſchreibung, welche der Ab⸗ 
ſchreibung zur Grundlage dient. 

Dieſelben Begünſtigungen wie Kleinwohnungen 
im Sinne des erſten Abſatzes kommen baulich in ſich 


Beilage B. 


abgeſchloſſenen Betriebsſtätten von Kleingewerbe⸗ 
treibenden unter der Vorausſetzung zu, daß der 
Gewerbeinhaber eine in demſelben Hauſe befindliche 
Kleinwohnung bewohnt (qualifizierte Betriebsſtätten). 


Der für jede einzelne Steuerperiode nach den 
Verbältniſſen der maßgebenden Zinsperiode zu beur⸗ 
teilende Anſpruch auf die beſonderen Begünſtigungen 
dieſes Geſetzes für Kleinwohnungshäuſer erliſcht, ſo⸗ 
fern die Baulichkeit die Qualifikation als Klein⸗ 
wohnungshaus im Verlaufe der maßgebenden Zins⸗ 
periode verloren hat, von dem Beginne der ent- 
ſprechenden Steuerperiode. Wird eine derartige 
Baulichkeit in der Folge wieder Kleinwohnungs⸗ 
zwecken im Sinne dieſes Geſetzes zugeführt, ſo ſteht es 
dem Hauseigentümer frei, neuerdings um die Zuer⸗ 
kennung der beſonderen Begünſtigungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes für Kleinwohnungshäuſer bei der zuſtändigen 
Steuerbehörde erſter Inſtanz anzuſuchen; in dieſem 
Falle treten nach Maßgabe der ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes die beſonderen Begünſtigungen 
dieſes Hauptſtückes von der auf die Einbringung 
dieſes Anſuchens nächſtfolgenden Stenerperivde neuer⸗ 
dings in Wirkſamkeit; für das Verfahren finden die 
Beſtimmungen des zweiten Abſchnittes dieſes Haupt⸗ 
ſtückes in dieſem Falle ſinngemäße Anwendung. 


8 11. 


Als Kleinwohnungshäuſer gelten ſolche Banlich- 
keiten, in welchen von der Summe der bewohn⸗ 
baren Bodenflächen und der Bodenflächen der zu 
Geſchäfts⸗ oder gewerblichen Zwecken gewidmeten 
Räume wenigſtens zwei Drittel auf Kleinwohnungen 
entfallen. 


Bei Berechnung der bewohnbaren Bodenflächen 
ſind lediglich die Bodenflächen der eigentlichen Wohn⸗ 
räume (Wohnzimmer, Wohnkammern und bewohnbare 
Küchen), jedoch nicht die Bodenflächen der ſogenannten 
Nebenräume (Vorzimmer, Speiſe, Badezimmer, unbe⸗ 
wohnbare Küchen und ſonſtiges Zubehör) in Anſchlag 
zu bringen. Desgleichen ſind in die Bodenflächen der 
zu gewerblichen Zwecken gewidmeten Räume die im 
Sinne des 8 10 qualifizierten Betriebsſtätten nicht 
einzurechnen. 


8 12. 


Als Kleinwohnungen haben baulich in ſich abge⸗ 
ſchloſſene Wohnungen zu gelten, deren bewohnbare 
Bodenfläche im ganzen nicht mehr als 80 Quadrat- 
meter umfaßt. 

Kleinwohnungen ſowie qualifizierte Betriebs⸗ 
ſtätten gelten nur dann als baulich in ſich abgeſchloſſen, 
wenn dieſelben von anderen Wohnungen, beziehungs⸗ 
weiſe Betriebsſtätten derart abgeſondert ſind, daß die 
Abſonderung nur durch Vornahme baulicher Ver⸗ 
änderungen behoben werden kann. 


9 13. 


Von der Qualifikation als Kleinwohnungshaus 
ſind ausgeſchloſſen: Voluptuarbeſitz (Villen u. dgl.), 
ferner Hotels, Gaſthöfe, Kurhänſer, Penſionen, Inter⸗ 
nate, Stifte und ähnliche Baulichkeiten; 


ferner haben Saiſonwohnungen nicht als Klein ⸗ 
wohnungen zu gelten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Berfahren. 
8 14. 


Der Anſpruch auf Anwendung der Stenerſätze 
des Tarifes Beilage B, welcher ſich auch auf die Zeit 
der allfälligen Steuerpflicht im Sinne des 8 6, dritter 
Abſatz, erſtreckt, iſt in der Regel bei ſonſtigem Verluſte 
desſelben innerhalb der im 8 7 feſtgeſtellten Friſt in 
dem daſelbſt bezeichneten Geſuche geltend zu machen; 
dieſem Geſuche find hierzu nebſt den im 8 7 be⸗ 
zeichneten Belegen noch die folgenden, erforderlichen⸗ 
falls behördlich beſtätigten Ausweiſe beizuſchließen: 


1. Ein Ausweis des Ausmaßes der Bodenfläche 
der einzelnen, ſei es zu Kleinwohnungen, ſei es zu 
ſonſtigen Wohnungen gehörigen eigentlichen Wohn⸗ 
räume im Sinne des 8 11 (Wohnzimmer, Wohn⸗ 
kammern) und ſämtlicher Küchen getrennt nach 
bewohnbaren und unbewohnbaren; 


2. ein Ausweis des Ausmaßes der Bodenflächen 
der einzelnen zu Geſchäfts⸗ oder gewerblichen Zwecken 
verwendeten Räume mit Ausnahme der unter Z. 3 
angeführten; 

3. ein Ausweis der zu qualifizierten Betriebs⸗ 
ftätten ($ 10) verwendeten Räume; 


4. ein Ausweis der Zuſammenfaſſung der unter 
3. 1 angeführten Räume mit Ausnahme der unbe 
wohnbaren Küchen zu Kleinwohnungen. 


Sofern das Anſuchen nicht in der im 8 7 be⸗ 
zeichneten Friſt, ſondern erſt zu einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkte geſtellt wird, erfolgt die Bewilligung der be⸗ 
ſonderen Begünſtigung im Sinne dieſes Hauptſtückes 
von der auf das Anfuchen nächſtfolgenden Steuer⸗ 
periode, jedoch nur dann, wenn die Partei den Beweis 
erbringt, daß die Qualifikation der Bauführung als 
Kleinwohnungshaus ſchon ſeit dem Benutzungsbeginn 
vorlag. 

8 15. 

Der Steuerpflichtige iſt verhalten, den Eintritt 
von Umſtänden, durch welche die Baulichkeit ihre 
Qualifikation als Kleinwohnungshaus verliert, der 


Steuerbehörde erſter Inſtanz binnen 14 Tagen anzu⸗ 
zeigen. 


Beilage C. 


Der Steuerpflichtige iſt jederzeit berechtigt, auf 
die beſonderen Begünſtigungen dieſes Geſetzes für 
Kleinwohnungshäuſer zu verzichten. 


8 16. 


Auf das Verfahren über die Zuerkennung der 
beſonderen Begünſtigungen dieſes Hauptſtückes ſinden 
im übrigen die Beſtimmungen der SS 7 bis 9 
ſinngemäße Anwendung. 


Drittes Baupfffürk. 
Beſuondere Begünſtigungen für Bau- 
fen der im § 4 des Gefehes vom 
22. Peꝛember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
über den Wohnungsfürſorgefonds 
angeführten juriſtiſchen Perlonen. 


& 17. 


Für Bauten von Kleinwohnungshänſern im 
Sinne des zweiten Hauptſtückes, welche in den Jahren 
1912 bis einſchließlich zum Jahre 1920 von den im 
8 4 des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242, betreffend die Errichtung eines Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds, bezeichneten Selbſtverwaltungskörpern, 
öffentlichen Körperſchaften, Auſtalten und Stiftungen 
ſowie von den nach dem bezeichneten Geſetze und dem 
hierzu erlaſſenen Statut als gemeinnützig zu be⸗ 
handelnden Bauvereinigungen begonnen und gänzlich 
vollendet werden, treten an die Stelle der im Tarife 


Beilage B feſtgeſtellten die noch weiter ermäßigten 


Steuerſätze des Tarifes Beilage C. 


8 18. 


Die ermäßigten Steuerſätze dieſes Geſetzes finden 
auch auf die im Jahre 1911 begonnenen Bauten von 
Kleinwohnungshäuſern, denen die Kredithilfe des ftant- 
lichen Wohnungsfürſorgefonds erteilt wurde, über 
Anſuchen der Partei Anwendung. 

Der Finanzminiſter iſt ferner ermächtigt, die 
gleichen Begünſtigungen auch früher, und zwar ſeit 
dem Jahre 1909 vollendeten Kleinwohnungsbauten 
im Einvernehmen mit dem Miniſter für öffentliche 
Arbeiten zuzuerkennen, ſofern deren Errichtung von 
Genoſſenſchaften im Sinne des Geſetzes vom 9. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 70, welche nach dem vorliegenden 
Geſetze als gemeinnützig zu behandeln ſind, erfolgte. 

Das Anſuchen im Sinne des erſten und zweiten 
Abſatzes dieſes Paragraphen iſt längſtens innerhalb 
von ſechs Monaten nach Beginn der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes zu ſtellen. 


8 19. 


Die beſondere Begünſtigung nach dieſem Haupt⸗ 
ſtücke erliſcht in dem Falle des Überganges des Eigen- 


tumes an eine nach dieſem Hauptſtücke nicht begün⸗ 
ſtigte Perſon, wobei die im S 10 für den Fall des 
Erlöſchens der Qualifikation als Kleinwohnungs⸗ 
hans vorgeſehenen Beſtimmungen ſinngemäß anzu⸗ 
wenden ſind. 

Die Eigentumsübertragung iſt von dem früheren 
Eigentümer und dem neuen Erwerber binnen 14 Tagen 
der Steuerbehörde I. Inſtanz anzuzeigen. 

Im übrigen finden die Beſtimmungen des zweiten 
Hauptſtückes ſinngemäße Anwendung. 


8 20. 


Das Miniſterium für öffentliche Arbeiten hat 
über die Einhaltung der maßgebenden Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242, und des hierzu erlaſſenen Statuts ſeitens 
der nach dieſem Hauptſtücke begünſtigten Banver⸗ 
einigungen zu entſcheiden, dieſelben zu überwachen und 
im Falle der Verletzung oder Umgehung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen auszuſprechen, daß die Vorausſetzungen 
der Gemeinnützigkeit nicht mehr vorliegen. 


§ 21. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſter für öffentliche Arbeiten die im 
Schlußabſatze des § 2 des Geſetzes vom 8. Iuli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 144, für Unternehmer und ihre eigenen 
Arbeiter vorgeſehene Beſtimmung in analoger Weiſe 
auch auf gemeinnützige Genoſſenſchaften hinſichtlich 
ihrer eigenen Genoſſenſchaftsmitglieder anzuwenden, 
ſofern ſie als Arbeiter im Sinne des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, zu gelten haben; 

ebenſo kann für die bezeichneten Genoſſenſchaften 
die im 8 3, 3. J, des Geſetzes vom 8. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 144, vorgeſehene Ausnahme auch auf 
andere Perſonen ausgedehnt werden, ſofern ſie Mit⸗ 
glieder der betreffenden Genoſſenſchaft ſind und deren 
Einkommen die im $ 2 des Geſetzes vom 8. Juli 
1902, R. G. Bl. Nr. 144, gezogene Grenze nicht 
überſchreitet. 


Piertes Baupfſtück. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Strafbeſtimmungen. 


8 22. 

Wer in der Abſicht der Erlangung ungebühr⸗ 
licher Begünſtigungen dieſes Geſetzes unrichtige oder 
unvollſtändige Angaben erſtattet oder in der gleichen 
Abſicht die Erſtattung der Anzeige im Sinne des 8 15, 
erſter Abſatz oder $ 19, zweiter Abſatz, unterläßt, wird 
mit dem Drei⸗ bis Sechsfachen jenes Betrages, um 
welchen die Steuer verkürzt oder der Verkürzung aus⸗ 
geſetzt wurde, beſtraft. 


1 


Läßt ſich aus den Umſtänden entnehmen, daß 
die ſtrafbare Handlung oder Unterlaſſung nicht in der 
Abſicht der Steuerverkürzung erfolgte, ſo iſt dieſelbe 
als bloße Ordnungswidrigkeit mit einer Geldſtrafe 
bis zu 200 K zu beftrafen. 

Zur Durchführung des Strafverfahrens iſt die 
Stenerbehörde erſter Inſtanz berufen; gegen deren 
Eutſcheidung ſteht der Rekurs an die Finanzlandes⸗ 
behörde offen. 


Nachläſfe nach dem Geſehe vom 


25. Bhivber 1896, R. G. Bl. Nr. 220. 


8 23. 


Der gemäß Artikel VIII bis XII des Geſetzes 
vom 25. Oktober 1896, R. G. Bl. Nr. 220, ſtatt⸗ 
findende Nachlaß an der Hausklaſſenſtener, beziehungs⸗ 
weiſe an der nach dem Hausklaſſenſtenertarife bemeſſenen 
Hauszinsſtener ($ 5, lit. a, des Geſetzes vom 
9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17) gelangt für die 
Dauer ſeiner geſetzlichen Geltung bei den, den Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegenden Gebänden 
(Gebäudeteilen), neben dem im 8 3, Z. 3, des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes normierten Abſchlage in vollem 
Ausmaße zur Durchführung. 


An der nach den Tarifen Beilagen A, B und C 
bemeſſenen, beziehungsweiſe nach 8 4, 3. 2, lit. a, 


und 8 28 anf 5 Prozent ermäßigten Hauszinsſtener 
findet ein weiterer Nachlaß nicht ſtatt. 


Die Feſtſetzung der Stenerſätze nach Tarif Beilage 
, B und C iſt jedoch rückſichtlich ſolcher beſonderer 
Vorkehrungen, die ſich auf die erhöhte Vorſchreibung 
zu Zwecken der Umlagenberechnung aus Anlaß der 
definitiven Herabſetzung des Ausmaßes der Real⸗ 
ſteuern nach Artikel XII des Geſetzes vom 25. Oktober 
1896, R. G. Bl. Nr. 220, beziehen, einer ſolchen 
Herabſetzung nicht gleichzuhalten. 


Purſchreibung der Sfeuer zu Zwerken 
der Umlegung der Zuſchläge. 


8 24. 


Bei jenen, nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
zu behandelnden Gebäuden (Gebäudeteilen), die der 
Hausklaſſenſteuer oder der nach dem Hausklaſſen⸗ 
ſteuertarife bemeſſenen Hauszinsſteuer (8 5, lit. a, 
des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. 
Nr. 17) unterliegen, wird die Steuer ſowohl in der 
Zeit der Steuerbefreiung (88 3, 4, 28), wie auch nach 
deren Ablauf für Zwecke der Umlegung von Zuſchlägen 
ohne den in § 3, 3. 3, normierten Abſchlag vor⸗ 
geſchrieben. 


Die Vorſchreibung der Hauszinsſteuer hat auch 
während der Zeit der Steuerbefreiung (8 3, 8. 1), 


beziehungsweiſe während der Dauer der Ermäßigung 
der Steuer auf 5 Prozent (S 4, 3. 2, lit. a, § 28) 
zu Zwecken der Unilegung von Zuſchlägen nach 
den Tarifen Beilage A, B und C zu erfolgen, ſofern 
die Landesgeſetzgebung nicht für dieſe Zeit die Befceinng 
von den ihrer Kompetenz unterliegenden Zuſchlägen 
vorſieht. Sofern eine ſolche Befreiung durch landes— 
geſetzliche Vorſchriſten, die vor Wirkſamkeitsbeginn 
dieſes Geſetzes erlaſſen worden ſind, an die zeitliche 
Befreinng von der Gebändeſteuer nach dem Geſetze 
vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, geknüpft iſt, 
gelten die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
über die Zeit der Steuerbefreiung, beziehungsweiſe der 
Ermäßigung der Steuer auf 5 Prozent (88 3, 4, 28), 
als au Stelle des zitierten Geſetzes getreten. Falls 
nach den bisher in Geltung ſtehenden Normen 
während der Zeit der Umlagenbefreiung Zuſchläge zur 
5prozentigen Steuer gemäß § 7 des Geſetzes vom 
9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, zur Einhebung 
gelangt ſind, hat der Umlagenbemeſſung für die Zeit⸗ 
dauer der Umlagenbegünſtigung, die gemäß 8 4, Z. 2, 
lit. a, beziehungsweiſe 8 28 anf 5 Prozent er⸗ 
mäßigte Hauszinsſteuer als Umlagenbaſis zu dienen. 


HGBebührenrechkliche Bestimmungen. 


; Als der mindeſte Betrag, mit welchem der 
Vert von Baulichkeiten, denen die Begünſtigungen 
bieſes Geſetzes gewährt wurden, nach $ 50 des 
Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 
und der einſchlägigen Nachtragsbeſtimmungen an⸗ 
genommen werden darf, hat — ſofern dieſer Wert 
nach den Verhältniſſen eines Zeitpunktes zu be⸗ 
ſtimmen iſt, in welchem der Baulichkeit die gedachten 
Steuerbegünſtigungen zuſtehen — das in § 13 des 
Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, 
beſtimmte Vielfache jener Hauszinsſtener zu gelten, 
welche nach Maßgabe der bisherigen Gebäudeſtener⸗ 
vorſchriften von der Baulichkeit zu entrichten wäre, 
wenn derſelben die Begünftigungen dieſes (Geſetzes 
nicht zukämen. 


Beziehung des Geſetes zu den allge- 
meinen Steuergeſegen. 


§ 26. 


Das Geſetz vom 25. März 1880, R. G. Bl. 
Nr. 39, tritt rückſichtlich der den Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes unterliegenden Bauführungen 
außer Kraft. 

Ferner treten für die nach dieſem Geſetze zu 
begünſtigenden Bauführungen die Beſtimmungen des 
8 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. 
[Nr. 17, außer Wirkſamkeit. 


Ill HI 


Beziehung des Geſehes ju den Spezial- 
gefeken. 
8 27. 


Die für einzelne Städte beſtehenden Sonder- 
geſetze über Gebäudeſteuerbefreiungen verbleiben bis 
zu den in denſelben vorgeſehenen Zeitpunkten des 
Erlöſchens ihrer Wirkſamkeit unverändert in Kraft; 
die unter ſolche Sondergeſetze fallenden Gebäude ſind 
jedoch bezüglich des Ausmaßes der Hauszinsſteuer ſowie 
bezüglich der Beſteuerung des erzielten Reinertrages 
während der zeitlichen Steuerfreiheit ohne Rückſicht 
auf den Zeitpunkt ihrer tatſächlichen Erbauung ſtets 
fo zu behandeln, als ob dieſelbe ſchon vor dem 
1. Jänner 1912 begonnen worden wäre. Derſelbe 
Grundſatz gilt für das Geſetz vom 8. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begünſtigungen für 
Gebäude mit geſunden und billigen Arbeiterwohnungen, 
jedoch haben für derartige nach dem 31. Dezember 
1911 begonnene Arbeiterwohnhäuſer nach Ablauf 
der Wirkſamkeit der Steuerbefreiung die Steuerſätze 
des Tariſes Beilage B, beziehungsweiſe Beilage O 
des gegenwärtigen Geſetzes Anwendung zu finden. 


Wirkfamkeitsbeginn und Übergangs- 
bestimmungen. 
8 28. 


Dieſes Geſetz tritt mit 1. Jänner 1912 in Wirk⸗ 
ſamkeit. 


Den in den Jahren 1912 bis einſchließlich 
des Jahres 1916 vollendeten Neubauten (8 1, 8. 1) 
ſowie den in denſelben Jahren vollendeten Bauten 
von Kleinwohnungshäuſern im Sinne dieſes Geſetzes 
Ei an Stelle der in den 83, 3. 1, und $ 4, 
3.1, lit. a, beziehungsweiſe Z. 2, lit. a, vorgeſehenen 
zeitlichen Steuerbegünſtigungen eine gänzliche Be⸗ 
freiung von der Hausklaſſenſteuer in der Dauer von 
zehn Jahren, beziehungweiſe eine gleichlange währende 
Ermäßigung der Hauszineftener auf den Betrag von 
5 Prozent des reinen Zinsertrages eingeräumt. 
Die Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes 
ſind ſinngemäß auch auf die vor dem Jahre 1912 
vollendeten Bauten anzuwenden, ſofern denſelben die 
Begünſtigungen des $ 18 gewährt werden. 


Pollzug. 


8 29. 


Mit der Durchführung dieſes Geſetzes iſt Mein 
Finanzminiſter im Einvernehmen mit Meinem Miniſter 
für öffentliche Arbeiten betraut. 


Wien, am 28. Dezember 1911. 


Franz Zoſeph m. p. 


Stürgkh m. p. Zaleski m. p. 
Truka m. P- 


Inn 


243. 
Geſetz vom 28. Dezember 1911, 


über Steuer⸗ und Gebührenbegünſtigungen 


für gemeinnützige Bauvereinigungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrates 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8 1. 
Die im Sinne des 8 
22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, betreffend 
die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds, und 
des hierzu erlaſſenen Statutes, als gemeinnützig zu 
behandelnden Banuvereinigungen, welche die im 8 4 
desſelben Geſetzes erwähnten Zwecke verfolgen, ſind 
rückſichtlich der im II. Hauptſtücke des Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes vom 25. Oktober 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
geregelten Erwerbſteuer von dieſem Betriebe den 
gemäß 8 85 des letztberufenen Geſetzes begünſtigten 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaſtsgenoſſenſchaften gleichzu⸗ 
halten. 
Dieſe Bauvereinigungen ſind, wenn ihr im Sinne 


des Perſonalſteuergeſetzes ermittelter Reinertrag 1200K 


nicht überſteigt, von der Erwerbſteuer gänzlich befreit. 

Die geleiſteten Zinſen der gegen hypothekariſche 
Sicherſtellung, jedoch nicht gegen Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen aufgenommenen Kapitalien bilden bei Be⸗ 
meſſung der Erwerbſteuer der genannten Vereinigungen 
eine zuläſſige Abzugspoſt. 

Subventionen, die vom Staate, einem Lande 
oder anderen öffentlichen Korporationen den genannten 
Vereinigungen zugewendet werden, unterliegen nicht 
der Erwerbſtener. 

Inſoweit dieſe Vereinigungen im Grunde der 
vorſteheuden Beſtimmungen von der Erwerbſteuer— 
pflicht befreit ſind, genießen ſie auch die Befreiung 
von der Reutenſteuer. 


8 2. 


Falls eine im Sinne des 8 1 als gemein⸗ 


12 des Geſetzes vom 


0 


8 1) begründenden Beſtimmungen nur mit Zuftim- 
mung des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten zur 
lis iſt, und wird verwirkt, wenn dieſes Miniſterium 
auf Grund des ihm überkragenen Aufſichtsrechtes (8 7) 
ausſpricht, daß die Vorausſetzungen der Gemein— 
nützigkeit nicht mehr zutreffen. 


8 3. 


Werden unverbaute Grundſtücke von einer ye- 


meinnützigen Bauvereinignng der im 8 1 angeführten 


nützig zu behandelnde Bauvereinigung ohne Anderung 


ihres gemeinnützigen Charakters lediglich ihre Rechts⸗ 
form ändert (zum Beiſpiel eine Genoſſenſchaft durch 
Umwandlung in eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung oder in eine gemeinnützige Aktiengeſellſchaft, 
beziehungsweise umgekehrt) oder im Wege der Fuſion 
von einer anderen derartigen Vereinigung aufge- 
nommen wird, hat aus dieſem Anlaſſe eine Nach⸗ 
beſteuerung von Reſerven gemäß $ 96 P. St. G. nicht 
ſtattzufinden. 

Dieſe Begünſtigung iſt an die Bedingung ge- 
knüpft, daß zufolge der Statuten der durch die Um⸗ 
wandlung oder Fuſion gebildeten Bauvereinigung eine 
Abänderung ihrer den Charakter der Gemeinnützigkeit 


Art zu dem Zwecke entgeltlich erworben, um daſelbſt 
Kleinwohnungen im Sinne der 88 6 und 7 des Ge⸗ 
ſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
zu errichten, und wird hierfür gemäß § 4 des be⸗ 
zogenen Geſetzes vom Wohnungsfürſorgefonds mittel- 
bare oder unmittelbare Kredithilfe geleiſtet, fo unter: 
liegt die Übertragung des Grundſtückes an die Bau⸗ 
vereinigung einer Gebühr im halben Ausmaße der im 
8 1 des Geſetzes vom 18. Juni 1901, R. G. Bl. 
Nr. 74, feſtgeſetzten Gebührenſätze. 

War im Zeitpunkte der Übertragung die Kredit⸗ 
hilfe vom Wohnungsfürſorgefonds zwar ſchon zu⸗ 
geſichert, aber noch nicht geleiſtet, ſo iſt die Begünſti⸗ 
gung unter der Bedingung zuzuerkennen, daß der 
Finanzbehörde innerhalb zweier Jahre nach der Über— 
tragung des Grundſtückes die Durchführung der im 
§ 5 des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242, angeordneten grundbücherlichen Sicher⸗ 
ſtellung nachgewieſen wird. Die Friſt kann aus be⸗ 
ſonders rückſichtswürdigen Gründen erſtreckt werden. 
Wird der Nachweis nicht rechtzeitig erbracht, ſo iſt die 
Gebühr auf den vollen, nach den allgemeinen Gebühren⸗ 
vorſchriften zu entrichtenden Betrag zu ergänzeu. 


Die Begünſtigung wird in den Fällen der beiden 
vorhergehenden Abfätze verwirkt: 


a) wenn die im zweiten Abſatze erwähnte Sicher- 
ſtellung vor Ablauf von zehn Jahren nach der 
Übertragung des Grundſtückes infolge Kündigung 
des vom Wohnungsfürſorgefonds gewährten oder 
verbürgten Darlehens gelöſcht wird, ferner 


b) wenn nicht innerhalb dreier Jahre nach der Er- 
werbung des Grundſtückes durch die Bau⸗ 
vereinigung auf demſelben ein Gebäude mit 
Kleinwohnungen in dem im $ 7 des Geſetzes 
vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
angeführten Ausmaße benützbar hergeſtellt wird. 


Die die Verwirkung begründenden Umſtände 
ſind von der Bauvereinigung binnen vierzehn Tagen 
nach ihrem Eintritte der Finanzbehörde anzuzeigen, 
widrigenfalls der nach den allgemeinen Gebühren- 
vorſchriften entfallende Mehrbetrag der Gebühr in 
doppeltem Ausmaße einzuheben iſt. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſter für öffentliche Arbeiten zu 
geſtatten, daß die Beſtimmungen des erſten und 


iini a 


vierten Abſatzes auch in Fällen, 
Wohnungsfürſorgefonds im Zeitpunkte der Über⸗ 
tragung Kredithilfe noch nicht geleiſtet oder zuge⸗ 
ſichert hatte, oder die Kredithilfe des Fonds über⸗ 
haupt nicht in Anſpruch genommen wird, ſinn⸗ 
gemäß angewendet werden. Dieſe Geſtattung iſt an 
die Bedingung geknüpft, daß auf das den Gegen- 
ſtand der Übertragung bildende Grundſtück zugunſten 
des Staates als Reallaſt die Verpflichtung des Eigen⸗ 
tümers grundbücherlich eingetragen wird, binnen drei 
Jahren nach der Erwerbung des Grundſtückes auf 
demſelben ein Gebäude mit Kleinwohnungen in dem 
im 8 7 des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, 
R. G. Bl. Nr. 242, angeführten Ausmaße benützbar 
herzuſtellen und die Liegenſchaft, abgeſehen von dem 
im 8 4 bezeichneten Falle, binnen zehn Jahren nach 
deren Erwerbung nicht zu veräußern; die Nicht⸗ 
erfüllung dieſer Verpflichtungen zieht die Verwirkung 
der Begünſtigung nach ſich. Die näheren Beſtimmun⸗ 
gen über die zum Schutze des Staatsſchatzes feſt⸗ 
zuſetzenden Kautelen werden im Verordnungswege 
getroffen. 


8 


8 4. 


Wird auf einem Grundſtücke, deſſen Erwerbung 
einer ermäßigten Gebühr im Sinne des 9 3 unterlag, 
ein Gebäude mit Kleinwohnungen (88 6 und 7 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242) 
errichtet und von der gemeinnützigen Bauvereinigung 
an eines ihrer Mitglieder unter den im Verordnungs⸗ 
wege feſtzuſetzenden Bedingungen als Eigenhaus ent⸗ 
geltlich übertragen, ſo wird die Gebühr für dieſe 
Übertragung, wenn der Wert der übertragenen un⸗ 


beweglichen Sache 10.000 K nicht überſteigt, auf die 


Hälfte, wenn dieſer Wert höher als 10.000 K iſt, 
15.000 K aber nicht überſteigt, auf drei Viertel der 
im 8 1 des Geſetzes vom 18. Juni 1901, R. G. Bl. 
Nr. 74, vorgeſehenen Gebühr ermäßigt, ſofern nicht 
nach 8 3 des letztbezogenen Geſetzes eine noch 
niedrigere Gebühr zu entrichten iſt. 

Die Nichterfüllung der im Verordnungswege 
für den Erwerb von Eigenhäuſern feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen zieht den Verluſt der im vorhergehenden 
Abſatze vorgeſehenen Begünſtigung nach ſich. Die 
gleiche Rechtsfolge tritt auch dann ein, wenn die 
Gebührenbegünſtigung für die Grunderwerbung durch 
die gemeinnützige Bauvereinigung gemäß 8 3 ver⸗ 
wirkt wird. ö 

Iſt das Grundſtück, auf welchem das Eigenhaus 
errichtet iſt, von der gemeinnützigen Bauvereinigung 
ſchon vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes erworben, und 
hierfür vom Wohnungsfürſorgefonds Kredithilfe ge⸗ 
leiſtet worden, ſo kann die Finanzbehörde unter den im 
Verordnungswege feſtzuſetzenden Bedingungen die Be⸗ 
ſtimmungen der beiden vorhergehenden Abſätze auf die 
Veräußerung des Eigenhauſes an ein Mitglied der 
Bauvereinigung ſinngemäß anwenden. 


in denen der“ 


8 5. 

Wird auf einem im Eigentum einer gemein⸗ 
nützigen Bauvereinigung (8 1) ſtehenden Gebäude, 
welches Kleinwohnungen in dem im § 7 des Geſetzes 
vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
bezeichneten Umfange enthält, zugunſten des Staates 
als Reallaſt die Verpflichtung des Eigentümers grund⸗ 
bücherlich eingetragen, das Gebäude ohne Bewilligung 
des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten nicht zu 
veräußern, ſo iſt für die Zeit bis zur grundbücherlichen 
Löſchung dieſer Reallaſt der Wert dieſes Gebäudes 
zum Zwecke der Bemeſſung des Gebührenäquivalentes 
nur mit der Hälfte des nach den allgemeinen Gebühren⸗ 
vorſchriften feſtgeſetzten Wertes zu veranſchlagen. 


8 6. 


In den im 8 2 bezeichneten Fällen und unter 
den daſelbſt angeführten Bedingungen unterliegt die 
Umwandlung oder Fuſion — inſoweit hierbei nicht 
eine Vermehrung des Kapitals der Bauvereinigungen 
oder die Einbringung von Liegenſchaften, die den Ver⸗ 
einigungen nicht ſchon vor der Umwandlung oder 
Fuſion gehörten, ſtattfindet — nicht den in der Tarif⸗ 
poſt 55 des Geſetzes vom 13. Dezember 1862, 
R. G. Bl. Nr. 89, im 8 3 des Geſetzes vom 21. Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 87, und im § 117 des Geſetzes 
vom 6. März 1906, R. G. Bl. Nr. 58, feſtgeſetzten 
Gebühren für den Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchafts⸗ 
vertrag. 


Die aus Anlaß der Umwandlung oder Fuſion 
erforderliche grundbücherliche Übertragung des Eigen- 
tumsrechtes oder anderer dinglicher Rechte von den um⸗ 
gewandelten oder fuſionierten Vereinigungenan die neue 
Vereinigung iſt, inſoweit die im vorhergehenden Abſatze 
angeführten Vorausſetzungen zutreffen, der in der 
; Tarifpoft 45 des Geſetzes vom 13. Dezember 1862, 
R. G. Bl. Nr. 89, vorgeſehenen Eintragungsgebühr 


nicht unterworfen. 


8 7. 

Das Miniſterium für öffentliche Arbeiten hat 
die Einhaltung der Beſtimmungen der 88 4 und 12 
des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242, und des hierzu erlaſſenen Statutes ſeitens 
der laut der vorſtehenden Paragraphen begünſtigten 
Bauvereinigungen zu überwachen und im Falle der 
Verletzung oder Umgehung dieſer Beſtimmungen aus⸗ 
zuſprechen, daß die Vorausſetzungen der Gemein⸗ 
nützigkeit nicht mehr vorliegen. 

Dieſe Bauvereinigungen ſind insbeſondere ver⸗ 
pflichtet, die Bilanzen und Geſchäftsberichte dem 
Miniſterium für öffentliche Arbeiten binnen 30 Tagen 
nach der Beſchlußfaſſung über dieſelben vorzulegen 
‚und auf Verlangen des Miniſteriums für öffentliche 


Arbeiten Aufklärungen jeder Art über ihre Geſchäfts⸗ 
tätigkeit zu erteilen. 


8 8 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Kraft. 


8 9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Mein 
Finanzminiſter ſowie Mein Miniſter für öffentliche 
Arbeiten betrant. 


Wien, am 28. Dezember 1911. 

Franz Joſeph m. p. 
Stürgkh m. p. Zaleski m. p. 
Truka m. p. 

211. 


Geſetz vom 28. Dezember 1911, 


betreffend die ſtaatliche Förderung der Woh ⸗ 
nungsfürſorge. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichs rates 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


81. 


Dem mit dem Geſetze vom 22. Dezember 1910, 


R. G. Bl. Nr. 242, errichteten Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds werden für die Jahre 1911 und 1912, abge⸗ 
ſehen von dem im 8 3 des bezogenen Geſetzes ausge⸗ 
wieſenen Betrage von 1,500.000 K, als anßerordent- 
licher Beitrag 2, 000.000 K zugewieſen. 


a 


9 2. 


Zum Zwecke der Gewährung kündbarer, verzins⸗ 


licher Vorſchüſſe an gemeinnützige Bauvereinigungen 


im Sinne des $ 12 des Geſetzes vom 22. Dezember 
1910, R. G. Bl. Nr. 242, welchen eine mittelbare 
oder unmittelbare Kredithilfe gemäß 8 4 des bezogenen 
Geſetzes zugeſichert worden iſt, wird ein Betrag von 
2, 000.000 K, verteilt auf die Jahre 1912 bis in⸗ 
kluſive 1915, gewidmet. 

Ein ſolcher Vorſchuß kann ausnahmsweiſe einer 
gemeinnützigen Bauvereinigung gewährt werden, wenn 
ſie zur Abhilfe der an dem Orte herrſchenden Wohnungs- 
not zugunſten ihrer Mitglieder einen Bau zu errichten 
genötigt iſt, zu deſſen Inangriffnahme ihre im Sinne 
der §s 5 und 8 des bezogenen Geſetzes nötigen 
eigenen Mittel nicht ausreichen. 

Bei Gewährung eines ſolchen Vorſchuſſes muß 
auch ſichergeſtellt ſein, daß die gemeinnütigen Bau⸗ 
vereinigungen innerhalb ſechs Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkte der Vorſchußgewährung, die nötigen eigenen 
Mittel (Abſatz 2) durch weitere Einzahlungen voll zur 
Verfügung haben werden. 


Die näheren Vorſchriften über die Verwendung 
des in 8 2 angeführten Betrages, insbeſondere darüber, 
! unter welchen Bedingungen, in welcher Höhe und Art 
ein ſolcher Vorſchuß erfolgen kann, werden im Ver⸗ 
ordnungswege erlaſſen. 


8 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung i in Kraft. 
8 5. 
Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Mein 


Miniſter für öffentliche Arbeiten und Mein Finanz⸗ 
miniſter betraut. a 


Wien, am 28. Dezember 1911. 
Franz Joſeph m. p 


Stürgkh m p. Zaleski m. p. 
Truka m. p 


Jahrgang 1912. 
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Inhalt: (AS 28—31.) 28. Kundmachung, mit welcher ein neues Statut des Staatlichen Wohnungsfürſorgeſonds für 
Kleinwohnungen verlautbart wird. — 29. Verordnung, betreffend die Gewährung von kündbaren, verzinslichen 
Vorſchüſſen an gemeinnützige Bauvereinigungen gemäß dem Geſetze vom 28. Dezember 1911 über die ſtaatliche 
Förderung ber Wohnungsfürſorge. — 30. Verordnung, betreffend die Gemeinnützigkeit der Bau vereinigungen und 

deren Überwachung nach den Geſetzen vom 28. Dezember 1911. — 31. Verordnung, betreffend die Durchführung 

der gebührenrechtlichen Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. Dezember 1911, über Steuer⸗ und Gebührenbegünſti⸗ 


gungen für gemeinnützige Bauvereinigungen. 


N 28. 
Kundmachung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen 
mit dem FJinanzminiſterium vom 
vom 9. Februar 1912, 
mit welcher ein neues Statut des Staatlichen 


Wohnungsfürſorgefonds für Kleinwohnungen 
verlautbart wird. 


In Gemäßheit des § 15 des Geſetzes vom 
22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, betreffend 
die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds, des 
8 3 des Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. 
Bl. Nr. 244, betreffend die ſtaatliche Förderung der 


Wohnungsfürſorge, des $ 7 des Geſetzes vom 28. De⸗ 


zember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, über Steuer⸗ und 
Gebührenbegünſtigungen für gemeinnützige Bauver⸗ 
einigungen, und des 8 20 des Geſetzes vom 28. De⸗ 
zember 1911, R. G. Bl. Nr. 242, betreffend Steuer⸗ 
begünſtigungen für Neubauten, Zubauten, Aufbauten 
und Umbanten im allgemeinen und für Kleinwohnungs⸗ 
bauten insbeſondere, wird an Stelle des mit der 
Kundmachung vom 14. Juni 1911, R. G. Bl. Nr. 113, 
verlautbarten Statutes das nachfolgende neue Statut 
für den mit $ 1 des erſtbezogenen Geſetzes errichteten 
Wohnungsfürſorgefonds veröffentlicht. 

Das neue Statut tritt am Tage feiner Rund- 
machung in Wirkſamkeit; der Artikel 30 dieſes Sta⸗ 
tutes hat jedoch auch für alle ſchon vor deſſen Kund⸗ 
machung eingetretenen Anwendungsfälle der Geſetze 
vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 242 und 
243, zu gelten. 


Zaleski m. p. Trnfa m. p. 


29. 
Verordnung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſterium vom 
9. Februar 1912, 


betreffend die Gewährung von kündbaren, 
verzinslichen Vorſchüſſen an gemeinnützige 
Bauvereinigungen gemäß dem Geſetze vom 


28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 244, 
über die ſtaatliche Förderung der Wohnungs⸗ 
fürforge. 

Artikel 1. 

Über die Gewährung folder Vorſchüſſe 
überhaupf. 


Einer gemeinnützigen Bauvereinigung (8 4 des 
Gefetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242) 
kann zum Zwecke der Ergänzung ihrer eigenen Mittel 
auf die im Statut des Staatlichen Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds für Kleinwohnungen, R. G. Bl. Nr. 28, vom 
9. Februar 1912, Artikel 16 B, geforderte Höhe ein 
Vorſchuß nach Maßgabe der Beſtimmungen des 8 2 
des Geſetzes jedoch nur ausnahmsweiſe und unter 
den nachſtehenden Vorausſetzungen gewährt werden: 

1. Wenn die zuſtändige politiſche Bezirksbehörde 
beſtätigt, daß an dem Orte eine Wohnungsnot beſteht; 

2. wenn die gemeinnützige Bauvereinigung in 
glaubhafter Weiſe darlegt, daß ſie zur Abhilfe der an 


einem Orte herrſchenden Wohnungsnot genötigt iſt, 


zugunsten ihrer Mitglieder einen Bau zu errichten, zu 
deſſen Inangriffnahme ihre eigenen Mittel nicht aus⸗ 
reichen; 

3. wenn der gemeinnützigen Bauvereinigung eine 
mittelbare oder unmittelbare Kredithilfe nach 8 4 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
auf Grund der gemäß Artikel 15, Z. 3, 4, 5, 11, 12 
des Fondsſtatuts vorgelegten Belege zugeſichert 
worden iſt; 

4. wenn die Statuten, die Anzahl der Mit⸗ 
glieder, die Höhe der von dieſen gezeichneten Anteile, 
gegebenenfalls die ſonſtigen Vermögensbelege es ſicher⸗ 
ſtellen, daß die gemeinnützige Bauvereinigung läng⸗ 
ſtens innerhalb ſechs Jahren, gerechnet vom Zeit⸗ 
punkte der Vorſchußgewährung, das geſamte nötige 
eigene Vermögen (Artikel 16 B des Fondsſtatuts) 
durch weitere Einzahlungen ihrer Mitglieder voll zur 
Verfügung haben wird. Auch muß aus der Geſamt⸗ 
lage der gemeinnützigen Bauvereinigung im Verhältnis 
zu ihren Bauprojekte einwandfrei erſichtlich fein, daß 
die Proſperität des Unternehmens außer Zweifel ſteht; 

5. wenn ſie zur Durchführung des Bauprojektes 
über ein eigenes Vermögen von wenigſtens 5 Prozent 


der geſamten Geſtehungskoſten verfügt und dieſes für 
das Bauprojekt aufwendet. 

Über Geſuche um Gewährung eines ſolchen Vor⸗ 
ſchuſſes eutſcheidet das Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium 
nach freiem Ermeſſen. 


Artikel 2. 
Böhe des Borſchuſſes. 


Die Höhe des Vorſchuſſes richtet ſich nach dem 
Verhältuiſſe, das zur Zeit der Inangriffnahme des 
Baues zwiſchen dem vorhandenen und dem nach dem 
Fondsſtatnt erforderlichen eigenem Vermögen der 
gemeinnützigen Bauvereinigung beſteht. 

Mehr als fünf Zehntel des erforderlichen eigenen 
Vermögens kann der Vorſchuß nicht betragen. 

Über jeden Vorſchuß iſt eine Schuldurkunde 
auszuſtellen; die Unterſchriften der Mitglieder der 
Bauvereinigung auf dieſer Schuldurkunde müſſen 
gerichtlich oder notariell beglaubigt ſein. 


Artikel 3. 
Perzinfung und Rückzahlung. 

Dieſe Vorſchüſſe ſind mit 3 Prozent zu verzinſen. 

Hinſichtlich der Tilgung, welche längſtens inner⸗ 
halb ſechs Jahren erfolgen muß, gelten die beſonderen 
Vereinbarungen mit der Bauvereinigung. Die Zinſen 
wie die Tilgungsquoten ſind monatlich im nachhinein 
längſtens innerhalb 14 Tagen bei der in der Schuld⸗ 
urkunde bezeichneten Kaffe einzuzahlen. Die Verpflich- 
tung zur Verzinſung wie zur Tilgung beginnt mit dem 
erſten Tage des auf die Zuzählung der Valuta 
folgenden Monates. Erfolgt eine monatliche Ein⸗ 
zahlung bis einſchließlich zehnten eines Monates nicht, 
ſo hat die Kaſſe hiervon unmittelbar das Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten zu verſtändigen. 


Artikel 4. 


Kündigung des Vorſchulfes. 

Die Vorſchüſfe. find beiderſeits halbjährig 
kündbar. Das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
wird jedoch in der Regel ſo lange nicht kündigen, als 
die Bauvereinigung die monatlichen Einzahlungen 
regelmäßig leiſtet. Dem Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten im Einverſtändniſſe mit dem Finanzmini⸗ 
ſterium ſteht das Recht zu, den gewährten Vorſchuß, 
beziehungsweiſe den Vorſchußreſt ohne e 
ganz oder teilweiſe zurückzufordern: 

1. in den im Artikel 24 des Fondsſtatuts be⸗ 
zeichneten Fällen; 

2. wenn die Bauvereinigung ungeachtet einer 
vorausgegangenen Mahnung mit zwei Monatsraten 
im Rückſtande bleibt. 


Artikel 5. 
Perzugszinſen. 

Sollte die Bauvereinigung ihren Zahlungs⸗ 
verpflichtungen längſtens innerhalb vierzehn Tagen nach 
Fälligkeit nicht oder nicht vollſtändig nachkommen, ſo 
iſt ſie verpflichtet, unbeſchadet der im Artikel 4 feſt⸗ 
geſetzten Folge der Zahlungsſäumnis vom Fälligfeits- 
bis zum Zahlungstage 5 Prozent Verzugszinſen, be- 
ziehungsweiſe Zinſeszinſen von dem nicht rechtzeitig 
bezahlten Betrage zu vergüten. 


Zaleski w. p. Truka m. p. 


30. 
Verordnung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen 
mit er Hinanzminiflerium vom 
9. Februar 1912, 


betreffend die Gemeinnützigkeit der Bauver⸗ 
einigungen und deren überwachung nach dem 
Geſetze vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 
Nr. 242, und dem Geſetze vom 28. Dezember 
ö 1911, R. G. Bl. Nr. 243. 


Artikel 1. 


Die Bauvereinigungen, welche die Begünſtigungen 

der Geſetze vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 

Nr. 242, betreffend Steuerbegünſtigungen für Neu⸗ 
bauten, Zubauten, Aufbauten und Umbauten im all⸗ 

gemeinen und für Kleinwohnungsbauten insbeſondere, 
und vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, 

über Steuer⸗ und Gebührenbegünſtigungen für ge⸗ 

meinnützige Bauvereinigungen genießen, unterliegen 

nach 8 20 des erſtbezogenen und nach 8 7 des zweit 

bezogenen Geſetzes der Überwachung durch das 

Miniſterium für öffentliche Arbeiten. 


Artikel 2. 


Wenn eine der im Artikel 1 angeführten Bau⸗ 
vereinigungen die Bedingungen, von welchen das 
Geſetz vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
und Artikel 30 des mit der. Miniſterialkundmachung 
vom 9. Februar 1912, R. G. Bl. Nr. 28, ver⸗ 
lautbarten Statuts des Staatlichen Wohnungsfür- 
ſorgefonds für Kleinwohnungen das Zutreffen der 
Gemeinnützigkeit einer Bauvereinigung abhängig 
machen, verletzt oder umgeht, ſo hat das Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten nach Maßgabe des bezogenen 
Artikels 30 auszuſprechen, daß die Vorausſetzungen 
der Gemeinnützigkeit nicht mehr vorliegen. 


Artikel 3. 


Zum Zwecke der gemäß Artikel 1 ſtattfindenden 
Überwachung find die daſelbſt angeführten Bauver⸗ 
einigungen verpflichtet, ihre geſamte Geſchäftsführung 
und Geſchäftsgebarung auf Verlangen jederzeit der 
Reviſion durch einen vom Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten zu entſendenden ſtaatlichen Funktionär zu 
unterwerfen, dieſem Funktionär Einſicht in die Bücher. 
in den Schriftenwechſel oder in die ſonſtigen Belege 
ſowie Zutritt zu den Sitzungen der Organe der Ver- 
einigung Vorſtand, Aufſichtsrat, Generalverſamm⸗ 
lung uſw.) zu gewähren. Dem behördlichen Vertreter 
ſteht bei ſolchen Sitzungen kein Stimmrecht zu, der⸗ 
ſelbe muß jedoch auf Verlangen jederzeit gehört 
werden. 

Die genannten Bauvereinigungen ſind weiters 
verpflichtet, ihre Bilanzen und Geſchäftsberichte dem 
Miniſterium für öffentliche Arbeiten binnen 30 Tagen 
nach der Beſchlußfaſſung über dieſelben vorzulegen, 
von dem Termine der im vorhergehenden Abſatze 
erwähnten Sitzungen über Verlangen Anzeige zu er⸗ 
ſtatten und über Wunſch des genannten Miniſteriums 
Aufklärungen jeder Art über ihre Geſchäftstätigkeit zu 
erteilen. 


Artikel 4. 


Auf Stiftungen, denen die Begünſtigungen des 
Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 242, 
oder des Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 
Nr. 243, zukommen, finden die Beſtimmungen der 
Artikel 1 bis 3 ſinngemäße Anwendung. 


Zaleski m. p. Truka m. p. 


31. 
Yerordiung des Finanzminiſteriums 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten vom 10. Fe 
bruar 1912, 


betreffend die Durchführung der gebühren⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen des Geſetzes vom 
28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, 
über Steuer⸗ und Gebührenbegüuſtigungen 
für gemeinnützige Bauvereinigungen. 


Prrausfekungen der Gemeinnützigkeit. 
Artikel 1. 


Als gemeinnützige Bauvereinigungen im Sinne 
des Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 
Nr. 243, ſowie dieſer Verordnung ſind Vereini⸗ 
gungen (Baugenoſſenſchaften, Baugeſellſchaften und 
Bauvereine) anzuſehen, wenn ſie 


a) die im 8 4 des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, 
R. G. Bl. Nr. 242, angeführten Zwecke ver⸗ 
folgen, und 


b) den Vorſchriften des § 12 des Geſetzes vom 
22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, ent⸗ 
ſprechen, das iſt, wenn die an die Mitglieder zu 
verteilende Dividende auf höchſtens fünf Prozent 
der eingezahlten Anteile beſchränkt, und den 
Mitgliedern für den Fall der Aufköſung der 
Vereinigung nicht mehr als die Rückzahlung 
der eingezahlten Anteilsbeträge zugefichert, ein 
etwaiger Reſt des Vermögens der Vereinigung 
aber für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt, und 
wenn überdies 


e) die ſonſtigen Vorausſetzungen zutreffen, von 
denen Artikel 30 des mit der Kundmachung 
vom 9. Februar 1912, R. G. Bl. Nr. 28, 
verlautbarten Statutes des Wohnung sfürſorge⸗ 
ſonds (im folgenden bezeichnet mit W. F St.) 
die Anerkennung der Gemeinnüzigkeit einer 
Bauvereinigung abhängig macht. 


Die im vorhergehenden Abſatze, lit. a, bezeich⸗ 
neten Zwecke ſind: der Bau von Kleinwohnungen 
(8 6 des Geſetzes vom 22. Dezember 1910 und 
Artikel 8 des W. F. St.); der Erwerb der hiezu be⸗ 
ſtimmten Grundſtücke; der Erwerb von Häuſern mit 
Kleinwohnungen (Kleinwohnungshäuſern; § 7 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910; Artikel 8 und 9 
des W. F. St.) oder von Häuſern, die zu Klein- 
wohnungshäuſern umgeſtaltet oder umgebaut werden 
ſollen. 


Wenn das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
kraft des ihm übertragenen Auffichtsrechtes ($ 7 des 
Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, 
Artikel 30 des W. F. St. und Miniſterialverordnung 
vom 9. Februar 1912, R. G. Bl. Nr. 30) aus⸗ 
ſpricht, daß bei einer Bauvereinigung die Voraus⸗ 
ſetzungen der Gemeinnützigkeit nicht mehr zutreffen, ſo 
iſt die Bauvereinigung von dem Tage angefangen, an 
welchem die dieſem Ausſpruche zugrunde liegenden 
Tatſachen eingetreten ſind, falls aber dieſer Tag nicht 
feſtſtellbar iſt, von dem Tage angefangen, an welchem 
der gedachte Ausſpruch erfolgt iſt, nicht mehr als 
gemeinnützig im Sinne der 8$ 3 bis 6 des Geſetzes 
zu behandeln. N 


Sofern die im erſten Abſatze, lit. a und e, feft- 
geſetzten Vorausſetzungen vorliegen, ſind Stiftungen 
in Abſicht auf die Anwendung der 88 3 und 5 des 
Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, 
den Banvereinigungen gleichzuhalten, und finden auf 
dieſe Stiftungen die einſchlägigen Beſtimmungen dieſer 
Verordnung ſinngemäße Anwendung. 


u den $$ 3 und 4 des Grleßes (Er- 


werbung und Beräuferung von Tiegen⸗ 
ſchaffen). 
Artikel 2. 


Das Geſuch um die Zuerkennung der im 8 3 
oder 8 4 des Geſetzes vorgefchenen Begünſtigungen 
iſt, ſofern das Anſuchen nicht mit der Anzeige des 
Rechtsgeſchäftes zur Gebührenbemeſſung oder mit 
einem Rekurſe gegen die Bemeſſung der Übertragungs⸗ 
gebühr verbunden wird, bei der leitenden Finanz⸗ 
behörde erſter Inſtanz unmittelbar oder im Wege des 
Steueramtes (Finanz- und gerichtliche Depoſitenkaſſe) 
des Bezirkes, in welchem die übertragene Liegenſchaft 


gelegen iſt, einzubringen. 


Die Entſcheidung über ſolche Anſuchen ſteht den 
leitenden Finanzbehörden erſter Inſlanz zu. 

Gleichzeitig mit der Stellung des Anſuchens 
ſind alle Behelfe vorzulegen, die zur Beurteilung des 
Zutreffens der für die Zuerkennung der Begünſtigung 
maßgebenden Vorausſetzungen erforderlich ſind. Als 
ſolche Behelfe kommen in Betracht: die Satzungen 
(der Genoſſenſchafts⸗ oder Geſellſchaftsvertrag) der 
gemeinnützigen Bauvereinigung; eine Beſtätigung 
des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten, daß 
der Bauvereinigung im Zeitpunkte des Über⸗ 
tragungsaktes der Charakter der Gemeinnützigkeit zu- 
kam; ferner in den Fällen des § 3, Abſätze 1 un 
des Geſetzes eine Beſtätigung des genannten Miniſte⸗ 
riums über die erfolgte Zuſicherung oder Gewährung 
der Kredithilfe durch den Wohnungsfürſorgefonds; in 
den Fällen des 8 4 des Geſetzes überdies das 
Original oder eine Abſchrift des Zahlungs⸗ 
auftrages über die anläßlich der Erwerbung des“ 
Grundſtückes durch die Bauvereinigung bemeſſene 
Immobiliargebühr, ein dieſe Liegenſchaft betreffender 
Grundbuchsauszug Sowie, eine Beſtätigung des 
Miniſteriums für öffentliche Arbeiten darüber, daß 
ſich das übertragene Gebäude als Kleinwohnungshaus 
(Artikel 1, Abſatz 2, dieſer Verordnung) und als 
Eigenhaus (Artikel 29 des W. F. St.) darſtellt, und 
daß deſſen Übertragung an ein Mitglied der Bau- 
vereinigung erfolgt iſt. 

Im Falle der Verwirkung der in den $$ 3 
oder 4 des Geſetzes vorgeſehenen Begünſtigungen iſt 
die Immobiliargebühr auf den vollen, nach den all⸗ 
gemeinen Gebührenvorſchriften zu e Betrag 
zu ergänzen. ä 


Artikel 3. 


War bei. Zutreffen der übrigen im § 3, Abſatz 17 
des Geſetzes vorgeſehenen Vorausſetzungen im Zeit ⸗ 
punkte der Übertragung des Grundſtückes an die 
Bauvereinigung die Kredithilfe vom Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds zwar ſchon zugeſichert, aber noch nicht 
geleiftet, ſo iſt die Begünſtigung, des § 3, Abſatz 1, 


zunächſt bedingt zuzuerkennen, und die dementſprechend 
ermäßigte Immobiliargebühr — unter Vorbehalt der 
nachträglichen Richtigſtellung auf den nach den all⸗ 
gemeinen Gebührenvorſchriften entfallenden Betrag — 
zu bemeſſen. Wird innerhalb zweier Jahre nach der Über- 
tragung oder, falls dieſe Friſt aus beſonders rückſichts⸗ 
würdigen Gründen verlängert wurde, innerhalb der 
erſtreckten Friſt nicht der Nachweis erbracht, daß zu⸗ 
gunften des vom Wohnungsfürſorgefonds der Bau- 
vereinigung behufs Erwerbung des Grundſtückes ge⸗ 
währten Darlehens oder (im Falle mittelbarer Kredit- 
hilfe des Wohnungsfürſorgefonds) zugunſten des 
dieſem Zwecke dienenden, vom Wohnungsfürſorgefonds 
verbürgten Darlehens die im 8 5 des Geſetzes vom 
22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, angeordnete 
hypothekariſche Sicherſtellung erfolgt iſt, ſo iſt, falls 
nicht die Vorausſetzungen des Artikels 5 vorliegen, 
die Gebühr auf den vollen, geſetzlich entfallenden 
Betrag richtigzuſtellen. Die Nichterfüllung der Be⸗ 


dingung, von der die Bemeſſung der ermäßigten 


Gebühr abhängig gemacht war, bifdet keinen Aulaß 
zur Vorſchreibung einer Gebührenſteigerung. 


Artikel 4. 


Die Bauvereinigung iſt verpflichtet, die die Ver⸗ 
wirkung der Begünſtigung nach 8 3 des Geſetzes be⸗ 
gründenden Umſtände (8 3, Abſatz 3) binnen vierzehn 
Tagen nach ihrem Eintritte der leitenden Finanz⸗ 
behörde erſter Inſtanz anzuzeigen. Die Unterlaſſung 
der Anzeige zieht die Einhebung des nach den all⸗ 
gemeinen Gebührenvorſchriften entfallenden Mehr⸗ 
betrages der Gebühr im doppelten Ausmaße nach ſſch. 


Artikel 5. 


Auf Grund der im letzten Abſatze des § 3 des 
Geſetzes erieilten Ermächtigung wird angeordnet, daß 
in jenen Fällen der im 8 3, Abſatz 1, des Geſetzes 
bezeichneten Art, in denen der Wohnungsſürſorgefonds 
im Zeitpunkte der Übertragung Kredithilfe noch nicht 
geleiſtet oder zugeſichert hatte, oder die Kredithilfe 
des Fonds überhaupt nicht in Anſpruch genommen 
wird, die Beſtimmungen des erſten und vierten Abſatzes 
dieſes Paragraphen unter nachſtehenden Bedingungen 
ſinngemäß angewendet werden: 

1. Auf das den Gegenſtand der Übertragung 
bildende Grundſtück muß zugunſten des Staates als 
Reallaſt die Verpflichtung des Eigentümers grund⸗ 
bücherlich eingetragen werden, 

a) binnen drei Jahren nach der Erwerbung des 
Grundſtückes ſeitens der gemeinnützigen Bau⸗ 
vereinigung ein Kleinwohnungshaus (Artikel 1, 
Abſatz 2) benützbar herzuſtellen, und weiters 

b) die Liegenſchaft — abgeſehen von dem im 8 4 
des Geſetzes bezeichneten Falle der entgeltlichen 
Übertragung eines Eigenhanſes an ein Mitglied 
der Bauvereinigung — binnen zehn Jahren 


nach der Erwerbung des Grundſtückes ſeitens 
der Bauvereinigung nicht zu veräußern. 


2. Der Eigentümer des Grundſtückes, beziehungs⸗ 
weiſe des auf demſelben errichteten Kleinwohnungs⸗ 
hauſes, muß während eines Zeiranmes von zehn 
Jahren nach der Erwerbung des Grundſtückes ſeitens 
der gemeinnützigen Bauvereinigung hinſichtlich der 
Erhaltung des Zuſtandes des Gebäudes und der 
Wohnungen, dann der Benützung derſelben, ferner hin- 
ſichtlich der einzuhebenden Mietzinfe, hinſichtlich der 
Kündigung der im Kleinwohnungshauſe befindlichen 
Wohnungen, der Feuerverſicherung ſowie der Ver⸗ 
äußerung des Gebäudes als Eigenhauſes die Vor⸗ 
ſchriften der Artikel 8, 9, 10, 38. 3 und 4, des 
Arrikels 24, I, 3. 1, und der Artikel 25, 26, 27 


und 29 des W. F. St. erfüllen. 


= 


Artikel 6. 


Gemeinnützige Bauvereinigungen, die bie Begün⸗ 
ſtigung nach 8 3, letzter Abſatz, des Geſetzes und Ar⸗ 
tikel 5 dieſer Verordnung in Anſpruch nehmen, haben, 
abgeſehen von der Vorlage der nach Artikel 2, Abſatz 3, 
erforderlichen ſonſtigen Behelfe, den Nachweis zu 
erbringen, daß die im Artikel 5, 8. 1, angeführte 
Reallaſt grundbücherlich eingetragen worden iſt. 

Um dieſe Eintragung hat die gemeinnützige Bau⸗ 
vereinigung bei dem Grundbuchsgerichte einzuſchreiten. 
Bei der Eintragung iſt der kalendermäßige Endtermin 
der im Artikel 5, Z. 1, lit. a und b, bezeichneten 
Friſten im Grundbuche erſichtlich zu machen. 

Gehen der Reallaſt des Staates andere Laſten 
in der bücherlichen Rangordnung voraus, ſo kaun die 
Begünſtigung des Artikels 5 nur dann zuerkaunt 
werden, wen von den betreffenden Berechtigten 
Nachſtehungserklärungen zugunſten der Reallaſt 
erteilt, und dieſe Erklärungen zur grundbücherlichen 
Einverleibung gebracht werden. Die Enthebung von 
dieſer Bedingung aus rückſichtswürdigen Gründen iſt 
dem Finanzminiſterium vorbehalten. 

Die Erklärung der Bauvereinigung, auf Grund 
welcher die Eintragung erfolgt, ſowie die im vorher⸗ 
gehenden Abſaße angeführten Nachſtehungserklärungen 
ſind nach Tarifpoſt 102, lit. o, des Geſetzes vom 
9. Jebruar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, unbedingt ge⸗ 
bührenfrei. Die grundbücherliche Eintragung der Real 
laſt iſt gemäß Tarifpoſt 45, B, lit. b, des Geſetzes 
vom 13. Dezember 1862, R. G. Bl. Nr. 89, kein 
Gegenſtand der Gebührenpflicht. 

Artikel 7. 

Die gemäß Artikel 5 gewährte Begünſtigung 
wird verwirkt: 

1. wenn die daſelbſt angeführte Reallaſt vor 
Ablauf von zehn Jahren nach der Erwerbung des 
Grundſtückes ſeitens der Bauvereinigung gelöſcht, 
ferner 


2. wenn den zufolge der Reallaſt übernommenen 
Verpflichtungen nicht entſprochen wird, endlich 
3. wenn eine der im Arkikel 5, Z. 2, bezeichneten 
Vorausſetzungen nicht mehr zutrifft. 
Die die Verwirkung begründenden Umſtände find 


binnen 14 Tagen nach ihrem Eintritte von der Baus 


vereinigung der leitenden Finanzbehörde erſter Inſtanz 
anzuzeigen, widrigenfalls der nach den allgemeinen 
Gebührenvorſchriften entfallende Mehrbetrag der 
Gebühr im doppelten Ausmaße einzuheben iſt. 


Artikel 8. 


Als unverbaut im Sinne des 8 3 des Geſetzes 
iſt derjenige Grund anzuſehen, welcher zur Zeit der 
Erwerbung desſelben durch die gemeinnützige Banver⸗ 
einigung entweder überhaupt keinen Baubeſtand auf- 
weiſt ı der. nur mit untergeordneten, vorübergehenden 

Zwecken dienenden Objekten, wie Gartenhäuſern, 
Schuppen, Baracken u. dgl. verbaut iſt. 

Auf verbaute Grundſtücke mit Einſchluß der Hof- 
räume und Vorgärten findet die Begünſtigung des 
§ 3 keine Auwendung. Im übrigen iſt, wenn ver⸗ 
banter und unverbauter Grund durch ein und dasſelbe 
Rechtsgeſchäft von einer gemeinnützigen Bauvereinigung 
erworben wird, der § 3 des Geſetzes bei Zutreffen 
der ſonſtigen Vorausſetzungen desſelben auf dieſe 
Erwerbung inſoweit anzuwenden, als ſie den unver⸗ 
bauten Grund zum Gegenſtande hat. In ſolchen Fällen 
iſt der Wert des verbauten und des unverbauten 
Teiles der übertragenen Liegenſchaften nach den alle ge⸗ 
meinen Gebühren vorſchriften zu ermitteln. 


Artikel 9. 


Die Zuerkennung der Begünſtigung nach 8 4, 
Abſatz 1, des Geſetzes iſt von dem Zuſammentreffen 
folgender Bedingungen abhängig: N 


1. für die Erwerbung des Grundſtückes, auf 
welchem ſich das zur Veräußerung gelangende Klein⸗ 
wohnungshaus befindet, muß die Begünſtigung des 
8 3 des Geſetzes gewährt worden ſein; 


2. die Veräußerung des Kleinwohnungshauſes 
(Artikel 1, Abſatz 2) muß ſeitens der gemeinnützigen 
Bauvereinigung N an eines ihrer Mitglieder 
erfolgen; 


3. hiebei müſſen, An unterſchied, ob ie 
Kredithilfe ſeitens des Wohnungsfürſorgefonds ger 
leiſtet wurde oder nicht, die im Artikel 29 des 
W. F. St. für den Erwerb von Eigenhäuſern. a 
fenen Anordnungen beobachtet werden; 


4. der Wert des übertragenen gleinwohnungs⸗ 
hanſes ſamt Zubehör darf ohne Abzug der Laſten 
10.000 K, beziehungsweiſe 15.000 K, nicht üb er⸗ 
ſteigen. 


Die Begünſtigung des 8 4, Abſatz 1, des Geſetzes 
findet keine Anwendung, wenn die Gebührenerleich⸗ 
terung nach $ 3 des Geſetzes vom 18. Juni 1901, 
R. G. Bl. Nr. 74, gewährt wird, und ſich nach 
letzterer Geſetzesſtelle ein da niedrigerer Gebühren⸗ 
ſatz ergibt. 


Artikel 10. 


Die Begünſtigung des 84, Abſatz 1, des Geſetzes 
wird verwirkt: 


1. wenn die Gebührenbegünſtigung des 8 3 des 
Geſetzes für die Grunderwerbung durch die gemein- 
nützige Bauvereinigung verwirkt wird (Artikel 4 und 7); 


2. wenn eine der im Artikel 29 des W. F. St. 
für den Erwerb von Eigenhäuſern feſtgeſetzten Bedin⸗ 
gungen nicht beobachtet wird. 


Die die Verwirkung begründenden Umſtände ſind 
von der gemeinnützigen Bauvereinigung binnen 
14 Tagen nach ihrem Eintritte der leitenden Finanz⸗ 
behörde erſter Inſtanz anzuzeigen; in den Fällen der 
Z. 2 obliegt dieſe Verpflichtung auch dem Erwerber 
des Eigenhauſes. 


Artikel 11. 


Auf Grund der im dritten Abſatze des § 4 des 
Geſetzes enthaltenen Ermächtigung wird angeordnet, 
daß in jenen Fällen, in denen auf einem ſchon vor In⸗ 
krafttreten des Geſetzes von einer gemeinnützigen Bau⸗ 
vereinigung erworbenen Grundſtücke ein Klein- 
wohnungshaus (Artikel 1, Abſatz 2) errichtet, und 
hiefür vom Wohnungsfürſorgefonds unmittelbare 
oder mittelbare Kredithilfe geleiſtet worden iſt, die 
Beſtimmungen des 8 4, Abſätze 1 und 2, des Geſetzes, 
ſowie der Artikel 2, 9 und 10 dieſer Verordnung auf 
die nach Inkrafttreten des Geſetzes erfolgende ent⸗ 
geltliche Veräußerung des Gebäudes als Eigenhauſes 
an ein Mitglied der veräußernden Bauvereinigung 
ſinngemäß zur Anwendung gelangen, ſofern a 

1. die im: § 5 des Geſetzes vom 22. Dezember 
1910, R. G. Bl. Nr. 242, angeordnete grundbücher⸗ 
liche Sicherſtellung zugunſten des vom Wohnungs- 
fürſorgefonds gewährten oder verbürgten Darlehens 
nicht vor Ablauf von 10 Jahren nach dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes infolge Kündigung oder ſofortiger 
Zurückforderung dieſes Darlehens gelöſch; wird, und 
weiters 

2. das Kleinwohnungshaus ſchon vor Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes benützbar hergeſtellt war oder 
innerhalb dreier Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes benützbar hergeſtellt wird. 


Artikel 12. 


Wird einer Bauvereinigung der Charakter der 
Gemeinnützigkeit vom Miniſterium für öffenkliche 


Arbeiten aberkannt ($ 7 des Geſetzes und Artikel 1, 
vorletzter Abſatz, dieſer Verordnung), ſo hat dies den 
Verluſt der Begünſtigungen nach den 88 3 und 4 des 
Geſetzes nur in Anſehung derjenigen Übertragungen 
zur Folge, die nach dem Tage des Eintrittes der dieſem 
Ausſpruche zugrunde liegenden Tatſachen oder, falls 
dieſer Tag nicht feſtſtellbar iſt, nach dem Tage, an 
welchem der gedachte Ausſpruch erfolgt iſt, vor⸗ 
genommen werden. 


Zu § 5 des Grſehes (Gebühren- 
äquivalenh. 


Artikel 13. 


Die Begünſtigung des $ 5 des Geſetzes iſt 
durch den Nachweis bedingt, daß 

1. das Gebäude, bezüglich deſſen die Begünſti⸗ 
gung in Anſpruch genommen wird, fi als ein Klein- 
wohnungshaus (Artikel 1, Abſatz 2) darſtellt, und daß 

2. über Einſchreiten der Bauvereinigung auf 
dieſem Gebäude zugunſten des Staates oder des 
Wohnungsfürſorgefonds die Verpflichtung des Eigen⸗ 
tümers grundbücherlich eingetragen iſt, das Gebäude 
ohne Bewilligung des Miniſteriums für öffentliche 
Arbeiten nicht zu veräußern. Bezüglich der Gebühren- 
freiheit der Erklärung, auf Grund welcher dieſe 
bücherliche Eintragung erfolgt, und der bücherlichen 
Eintragung ſelbſt, iſt die Beſtimmung des Artikels 6, 
letzter Abſatz, anzuwenden. 

Das Geſuch um die Zuerkennung der Begünſti⸗ 
gung nach 8 5 iſt, ſofern dasselbe nicht mit dem 
Bekenntuiſſe zur Bemeſſung des Gebührenäquivalentes 
oder mit einem Rekurſe gegen die Bemeſſung 
dieſer Abgabe verbunden wird, bei der zur Bemeſſung 
des Gebührenäguivalentes berufenen leitenden Finanz- 
behörde erſter Inſtanz (8 32 der Finanzminiſterial⸗ 
verordnung vom 10. Oktober 1910, R. G. Bl. 
Nr. 186) einzubringen. Gleichzeitig ſind alle Behelfe 
vorzulegen, die zur Beurteilung der Vorausſetzungen 
für die Begünſtigung erforderlich ſind. 


Artikel 14. 


Die Zuerkennung der Begünſtigung fach 8 5 
des Geſetzes hat zur Folge, daß für die Zeit von 
dem Zuſammentreffen der im Artikel 13, Abſaßz 1, 
3. Z. 1 und 2, angeführten Vorausſetzungen angefangen, 
jedoch ohne Rückwirkung auf den dem Wirkſamkeits⸗ 
beginn des Geſetzes vorangegangenen Zeitraum, 
das Gebührenäquivalent nur von der Hälfte des 
gemäß der 88 12 bis 15 der Finanzminiſterial⸗ 
verordnung vom 10. Oktober 1910, R. G. Bl. 
Nr. 186, ermittelten Wertes des Kleinwohnungs⸗ 
hauſes zu entrichten iſt. Tritt die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung des Gebührenäquivalentes erſt in einem 
ſpäteren Zeitpunkte ein, ſo gilt die Begünſtigung von 
dieſem Zeitpunkte an. 


War die Bemeſſung des Gebührenäquivalentes 
für das VII. Dezennium (d. i. für die Zeit bis 
31. Dezember 1920) ſchon vor dem Zeitpunkte, in 
welchem die Vorausſetzungen für die Begünſtigung 
nach $ 5 des Geſetzes eingetreten find, erfolgt, fo hat 
über Einſchreiten der gemeinnützigen Banvereinigung 
eine Richtigſtellung der Bemeſſung des Gebühren- 
äquivalentes für den erübrigenden Teil des Dezenniums 
unter ſinngemäßer Anwendung der Anordnungen des 
8 35, Abſätze 2 und 4, der Finanzminiſterialverord⸗ 
nung vom 10. Oktober 1910, R. G. Bl. Nr. 188, 
ſtattzufinden. f 

Die Banvereinigung geht der Begünſtigung nach 
§ 5 des Geſetzes verluſtig, wenn ihr vom Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten der Charakter der Gemein⸗ 
nützigkeit aberkannt wird ($ 7 des Geſetzes und 
Artikel 1, vorletzter Abſatz, dieſer Verordnung) oder 
wenn die im Artikel 13, Abſatz 1, Z. 2, angeführte 
Verpflichtung zur grundbücherlichen Löſchung gelangt. 
In dieſen Fällen iſt für die Zeit nach dem Eintritte 
der den. Ausſpruch des Miniſteriums für öffentliche 
Arbeiten begründenden Tatſachen (oder, falls der 
Zeitpunkt des Eintrittes dieſer Tatſachen nicht feſt⸗ 
ſtellbar iſt, nach dem Tage des gedachten Ausſpruches), 
beziehungsweiſe für die Zeit nach der Löſchung der 
Verpflichtung, das Gebührenäquivalent don dem 
vollen Werte des Kleinwohnungshauſes zu entrichten, 
und die Bemeſſung dieſer Abgabe dementſprechend 
abzuändern. 


Bus 6 des Gelees (Umwandlung und 
Juſton). 


Artikel 15. 


Um die Zuerkennung der Begünſtigung des 8 6 
des Geſetzes iſt unter Anſchluß aller erforderlichen 
Belege bei derjenigen leitenden Finanzbehörde erſter 
Inſtanz einzuſchreiten, in deren Amtsbereich die durch 
die Umwandlung oder Fuſion neu gebildete Bau⸗ 
vereinigung ihren Sitz hat. Zur Entſcheidung über 
das Geſuch iſt dieſe leitende Finanzbehörde berufen. 


Die Begünſligung des 8 6 des Gefches betrifft: 


1. die Anderung der Rechtsform einer gemein⸗ 
nützigen Bauvereinigung, das heißt die Umwandlung 
einer gemeinnützigen Baugenoſſenſchaft in eine gemein ⸗ 
nützige Baugeſellſchaft mit beſchränkter Haftung oder 
gemeinnützige Bauaktiengeſellſchaft oder umgekehrt, 
ferner die Umwandlung einer gemeinnützigen Bau⸗ 
aktiengeſellſchaft in eine gemeinnützige Baugeſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung oder umgekehrt; 

2. die Fuſion zweier oder mehrerer. gemein- 
nützigen Bauvereinigungen unter Wahrung ihres 
gemeinnützigen Charakters. ö 


Die Znerkennung der Begünſtigung des 8 6 
kann nur dann erfolgen, wenn nach den Satzungen 


(dem Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsvertrag) der 
durch die Umwandlung oder Fuſion neu gebildeten 


Bauvereinigung eine Abänderung ihrer den Charakter 


der Gemeinnützigkeit begründenden Beſtimmungen nur 
mit Zuſtimmung des Miniſteriums für öffentliche 
Arbeiten zuläſſig iſt. 


Artikel 16. 


Wenn das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
nachträglich ausſpricht, daß bei der durch die Um⸗ 
wandlung oder Fuſion gebildeten Banvereinigung die 
Vorausſetzungen der Gemeinnüßigkeit nicht mehr 
zutreffen (8 7 im Zuſammenhalte mit 8 2, Abſatz 2, 
des Geſetzes; Artikel 1, vorletzter Abſatz, dieſer Ver⸗ 
ordnung), ſo wird die Begünſtigung des § 6 des 
Geſetzes verwirkt, und es ſind die Gebühren für den 
Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsvertrag und für die 
grundbücherliche Eintragung nach den allgemeinen 
Vorſchriften der Gebührengeſetze zu entrichten, bezie⸗ 
hungsweiſe auf das den allgemeinen Gebühren- 
vorſchriften entſprechende Ausmaß zu ergänzen. 


Artikel 17. 


Findet in den im 8 6 des Geſetzes bezeichneten 
Fällen anläßlich der Umwandlung oder Fuſion eine 
Vermehrung des geſellſchaftlichen oder genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Kapitals ſtatt, fo iſt — bei Zutreffen der 
ſonſtigen Vorausſetzungen des 8 6 — die Gebühr für 
den Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsvertrag von 
demjenigen Betrage zu entrichten, um welchen das 
Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftskapital der neuen 
Vereinigung das der umgewandelten Vereinigung, 
beziehungsweiſe den Geſamtbetrag des Geſellſchafts⸗ 
oder eee skapitals der fuſionierten Ver⸗ 


einigungen, nach dem Stande des Kapitales im Zeit⸗ 
punkte der Umwandlung oder Fuſion überſteigt. 
Wenn aus Anlaß der Umwandlung oder Fuſion 
Liegenſchaften in die neue Vereinigung eingebracht 
werden, die nicht ſchon früher der umgewandelten 
Vereinigung, beziehungsweiſe den fuſionierten Ver⸗ 
einigungen gehörten, ſo iſt die Immobiliargebühr vom 
Werte dieſer Liegenſchaften nach den allgemeinen 
Gebührenvorſchriften zu entrichten. 


e = Eingaben und Bei- 
agen. 


Artikel 18. 


Die Geſuche um Zuerkenunng der in den 88 3 
bis 6 des Geſetzes vorgeſehenen Begünſtigungen und 
die in den Artikeln 4, 7 und 10 angeführten Anzeigen 
find gemäß Tarifpoſt 44 0 des Geſetzes vom 13. De- 
zember 1862, R. G. Bl. Nr. 89, ſtempelfrei. 

Die dieſen Geſuchen und Anzeigen anzuſchließen⸗ 
den Behelfe find nach 8 11 des Geſetzes vom 9. Fe⸗ 
bruar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, vom Beilagenſtempel 
befreit. 


Wirklamkeitsbeginn. 
Artikel 19. 


Das Geſetz vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 
Nr. 243, iſt am Tage ſeiner Kundmachung, das iſt 
am 30. Dezember 1911, in Kraft getreten. 

Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit und iſt in allen Fällen 
anzuwenden, auf welche die 88 3 bis 6 des Geſetzes 
Anwendung finden. 


Zaleski m. p. Truka m. p. 


Jahrgang 1912. 


Keichsgeſetzblatt 


für die 


im Keichsrale vertretenen 


Königreiche und Pander. 


LXVII. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 18. Auguſt 1912. 


Inhalt: ( 162164.) 162. Vollzugsverordnung zu dem Geſetze vom 28. Dezember 1911, betreffend Steuerbegünſti⸗ 
gungen für Neubauten, Zubauten, Aufbauten und Umbauten im allgemeinen und für Kleinwohnungsbauten 
insbeſondere. — 163. Verordnung, betreffend die Durchführung der ſteuerrechtlichen Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 28. Dezember 1911 über Steuer⸗ und Gebührenbegünſtigungen für gemeinnützige Bauvereinigungen. — 


164. Geſetz, betreffend die Behandlung von Zuſchlagserhöhungen als ⸗Abzugspoſt bei 


ſteuer. 


emeſſung der Hauszins⸗ 


162. 
Vollzugsverordnung des Finanzmini⸗ 
ſteriums im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für öffentliche Arbeiten 

vom 28. Juni 1912 


zu dem Geſetze vom 28. Dezember 1911, 
R. G. Bl. Nr. 242, betreffend Steuerbegün⸗ 
ſtigungen für Neubauten, Zubauten, Auf⸗ 
bauten und Umbauten im allgemeinen und 
für Kleinwohnungsbauten insbeſondere. 


Erſtes Baupfflürk. 
Allgemeine Vegünſtigungen. 
Erſter Abſchnitl. 
Bregünſtigte Bauführungen. 


Zu 8 1. 
Als Beginn der Bauführung hat der Beginn der 
Fundierung, beziehungsweiſe ſofern eine ſolche nicht 
erfolgt, der Beginn der Aufführung der nenen Ban⸗ 
lichkeit ſelbſt zu gelten. Bloße Erdarbeiten bleiben 
außer Betracht, desgleichen bei Bauführungen auf 
früher verbautem Grunde die Demolierungsarbeiten. 


Zahl 1. Als unverbaut gilt ein Grund auch 
dann, wenn ſich auf demſelben lediglich Baulichkeiten 
befanden, welche ſteuerrechtlich nicht als Gebäude zu 
gelten hatten, daher auch der Beſtenerung nicht uuter⸗ 
zogen waren. 


Zahl 1, lit. a. Der Abbruch des alten Gebändes 
gilt in jenem Zeitpunkte als vollendet, in welchem 
dasſelbe bis an die Erdoberfläche abgetragen war. 


Zahl 1, lit. b. Die Erfüllung der Vorausſetzung 
des 8 1, Z. 1, lit. b, kann ſowohl durch Erweiterung 
der Baufläche als durch Vermehrung der Anzahl der 
Geſchoſſe, beziehungsweiſe auch durch eine Verbindung 
beider Arten der Bauführung erfolgen. Das Mindeſt⸗ 
ausmaß für die Vergrößerung der Bodenfläche der in 
Betracht kommenden Geſchoſſe in der neuen Banlichkeit 
gegenüber jener in der alten Baulichkeit beträgt 50 Pro⸗ 
zent. Die Berechnung hat in der Art zu erfofgen, daß 
die Bodenflächen der in Betracht kommenden einzelnen 
Geſchoſſe nach ihrem äußeren Umfange einerſeits hin⸗ 
ſichtlich der alten, andererſeits hinſichtlich der neuen 
Baulichkeit ſummiert und die ſich ergebenden Summen 
einander gegenübergeſtellt werden; hiebei ſind 
Sonterraiungeſchoſſe im allgemeinen auch dann nicht in 
Anrechnung zu bringen, wenn ſich der Fußboden 
derſelben zum Teile anch über der Erdoberfläche 
befindet. Über die verbaute Grundfläche in den freien 
Raum hinansragende Vorſprünge der Baulichkeit 
(Erker, Balkone ꝛc.) haben bei der Flächenberechnung 
ſowohl hinſichtlich des alten als auch hinſichtlich des 
neuen Gebäudes außer Anſchlag zu bleiben. 


Die Veranſchlagung der Baufläche des alten 
Gebäudes hat einſchließlich der allenfalls zu Straßen⸗ 
regulierungszwecken abgetretenen Teile derſelben zu 
erfolgen; andererſeits iſt auch die Area der neuen Bau⸗ 
lichkeit in ihrem ganzen Umfange zu veranſchlagen, eine 
Beſtimmung, welche insbeſondere dann zur Anwendung 
gelangt, wenn ſich das neue Gebäude über die Area 
des alten Gebäudes hinaus auf früher unverbaute 
Grundflächen erſtreckt. 

Wenn auf der Area zweier oder mehrerer 
Gebände eine einzige Baulichkeit errichtet wird, ſo iſt 
dem Flächenausmaße der letzteren die Geſamtfläche 
der alten Baulichkeiten gegenüberzuſtellen; hiebei 
kommen alle im Sinne der beſtehenden Vorſchriften 
von der Gebäudeſteuer nicht ausgeſchloſſenen Baulich⸗ 
keiten (alſo auch Wirtſchaftsgebäude und dergleichen) 
in Betracht; wurden andererſeits auf der Area eines 
abgetragenen Gebäudes zwei oder mehrere Gebäude 
errichtet, ſo iſt dem Flächenausmaße des alten Gebäudes 
die Geſamtfläche aller auf der Area desfelben errichteten 
neuen Baulichkeiten gegenüberzuftellen. Bezüglich der 
Begriffsumſchreibung eines Geſchoſſes ſiehe ad 3. 3. 


Zahl 1, lit. o. Die Zerſtörung eines Hauſes 
durch ein Elementarereignis, wie Erdbeben, Feuer, 
Hochwaſſer und dergleichen, oder die Abtragung aus 
ſolchen Anläſſen iſt dem Falle des § 1, Z. 1, lit. e, 
gleichzuhalten. f : 


Zahl 1, lit. a bis e. Die Begünftigung in 
den Fällen ad a bis 6 bezieht ſich lediglich auf Um⸗ 
banten von ganzen Häuſern, dagegen nicht auf den 
Umbau einzelner Gebäudetrakte. 

Zahl 2. Grundflächen, welche lediglich mit ſo⸗ 
genannten Flugdächern überdacht waren, können für 
den Fall nachträglicher ſelbſtändiger Verbauung als 
früher unberbaut betrachtet werden. Die Erweiterung 
eines ſchon beſtehenden Geſchoſſes in horizontaler 
Richtung auf bisher nicht überbaute Teile des darunter⸗ 
liegenden Geſchoſſes gilt als Zuban. 

Zahl 3. Unter Geſchoß iſt die Geſamtheit aller 
in einer Höhenlage befindlichen Ränme zu verſtehen; 
ſogenannte Unterteilungen, welche ſich nicht über den 
ganzen Umfang eines Geſchoſſes erſtrecken, gelten nicht 
als eigene Geſchoſſe; Geſchoſſe werden jedoch deshalb 
nicht zu Unterteilungen, wenn in das Gebäude ein 
durch mehrere Geſchoſſe reichender Raum (beiſpiels⸗ 
weiſe ein Theater⸗ oder Konzertſaal, eine Feſthalle, 
ein Bibliotheksſaal, eine Maſchinenhalle, ein Babe- 
baſſin und dergleichen) eingebaut iſt; unmittelbar 
unter dem Dache befindliche Räume gelten nur dann 
als Geſchoſſe, wenn ſich dieſelben zufolge ihrer beſon⸗ 
deren baulichen Ausgeſtaltung im Innern von den 
Dachböden im gewöhnlichen Sinne weſentlich unter⸗ 
ſcheiden. 


Zahl 4. Die Benutzung von Mauern, welche 
mit anſtoßenden Gebänden gemeinſam find, oder von 
ſolchen Mauerteilen, deren Abtragung aus bau- 


polizeilichen Gründen unterſagt wurde, ſteht der 
Begünstigung gemäß Z. 4 und 5 nicht entgegen. 

Als ſelbſtäudig benutzbare Gebäudetrakte find 
jedenfalls nur ſolche Gebäudeteile anzuſehen, welche 
ohne Mitbenutzung anderer, im die Bauführung nicht 
einbezogener Gebäudeteile verwendbar ſind und durch 
deren Abbruch auch die ununterbrochene Benutzbarkeit 
der von der Banführung ausgeſchloſſenen Gebäudeteile 
nicht behindert wird. Zugänge (Zufahrten) durch 
andere, von der Bauführung nicht berührte Gebäude 
kommen vom Standpunkte der ſelbſtändigen Benutzbar⸗ 
keit nicht in Betracht. Die ſelbſtändige Benutzbarkeit 
eines zum Umbaue beſtimmten Gebäudeteiles gilt 
nicht als aufgehoben, wenn gemeinſchaftliche Vorhäuſer 
oder Stiegenräume und dergleichen von dem Abbruche 
ausgenommen werden. 


Reparaturen eines Gebäudes, Umgeſtaltungen im 
Innern eines folchen, desgleichen die Herſtellung von 
Dachwohnungen innerhalb des alten Dachbodens, 
geben keinen Anſpruch auf die in dieſem Geſetze vor⸗ 
geſehenen Steuerbegünſtigungen. 


Zu 8 2. 
Die Steuerbegünſtigungen kommen nur den neu⸗ 
hergeſtellten Gebäudeteilen zu. N 


Zahl 1. Sind alte und neu hergeſtellte Ge⸗ 
bäudeteile gegen einen einheitlichen Mietzins vermietet, 
fo iſt der einheitliche Mietzins auf die begünſtigten und 
nicht begünſtigten Räumlichkeiten, ſofern hierüber ein 
Einvernehmen mit dem Hauseigentümer nicht erzielbar 
wäre, im Parifikationswege aufzuteilen; die Aufteilung 
nach dem Verhältniſſe der Bodenfläche des alten nud 
des neuen Teiles iſt nur für den Fall vorgeſchrieben, 
daß lediglich ein Teil eines und desſelben Ranmes 
begünſtigt, der reſtliche Teil desſelben aber nicht be⸗ 
günſtigt iſt. 

Zahl 2. Bei der verhältnismäßigen Aufteilung 
des tarifmäßigen Hausklaſſenſteuerſatzes auf die alten 
und die neu hergeſtellten Wohnbeſtandteile iſt nach den 
für die Veranlagung der Hausklaſſenſteuer, beziehungs⸗ 
weiſe der Hauszinsſteuer gemäß $ 5, lit. a, des Geſetzes 
vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17 (Tarifzins⸗ 
ſteuer), geltenden Vorſchriften vorzugehen. Für Teile 
von einzelnen Wohnbeſtandteilen findet hinſichtlich der 
Hausklaſſenſteuer, beziehungsweiſe der Hauszinsſtener 
gemäß 8 5, lit. a, des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17 (Tarifzinsſteuer), eine Begünſtigung 
nicht ſtatt; wenn daher in einem ſolchen Gebäude ein 
bereits beſtehender Wohnraum lediglich vergrößert 
wird, hat dieſe Bauführung keine Begünſtigung an der 
Hansklaſſenſteuer, deziehungsweiſe Tarifzinsſteuer zur 
Folge. Wird aber ein unbewohnbarer Raum bei ſeiner 
Vergrößerung zu einem Wohnbeſtandteile ausgeſtaltet, 
ſo iſt dieſer nunmehr neu in die Hausklaſſenſteuer⸗ 
pflicht tretende Raum in ſeinem ganzen Umfange 
begünſtigt zu behandeln. 


Beilage. 


Zweiter Abſchnitt. 
Inhalt der Begünffigungen, 
A. Für Neu, Zu- und Aufbauten. 


Zu 8 3. 
Im Sinne des § 3, 3. 1, ergibt ſich für Neu⸗, 
Zu⸗ und Aufbauten unbeſchadet der beſonderen Be⸗ 


ſtimmungen des 8 28 während der in Betracht kom⸗ 


menden 6 Jahre, abgeſehen von der im § 24 ge⸗ 
regelten Vorſchreibung zu Zwecken der Znuſchlags⸗ 
erhebung: 

a) eine vollkommene Befreiung von der Haus⸗ 
klaſſenſteuer und der gemäß § 5, lit. a, des Ge⸗ 
ſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, 
nach dem Hausklaſſenſteuertarife zu entrichtenden 
Hauszinsſteuer (Tarifzinsſteuer), 

b) eine vollkommene Befreiung von der Hauszins⸗ 
ſteuer nach dem Zinsertrage (Zinswerte). 

Das Ausmaß der Hausklaſſenſteuer nach erfolgtem 
Abſchlage iſt aus der Beilage erſichtlich. Der Ab⸗ 
ſchlag an der Hausklaſſenſtener iſt bei nur teilweiſe 
begünstigten Gebäuden lediglich von der auf die nen 
hergeſtellten Wohnbeſtandteile entfallenden Quote des 
allenfalls auch alte Gebäudeteile umfaſſenden Tarif⸗ 
ſatzes zu berechnen. 

Schlußabfatz: Unter „ſpäteren Bauführungen“ 
ſind auch ſolche zu verſtehen, bezüglich welcher die 
zeitliche Steuerbefreiung nicht in Anſpruch genommen 
oder dieſe mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen 
nicht bewilligt wurde. 


B. Für Umbanten. 


Zu 8 4. 

Im Sinne des § 4 ergibt ſich für Umbauten 
während der in Betracht kommenden 6 Jahre, abgeſehen 
von der im § 24 geregelten Vorſchreibung zu Zwecken 
der Zuſchlagserhebung: 

a) die vollkommene Befreiung von der Hausklaſſen⸗ 
ſteuer und der gemäß 8 5, lit. a, des Geſetzes 
vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, nach 
dem Hausklaſſenſteuertarife zu entrichtenden 
Hauszinsſteuer (Tarifzinsſteuer), 

b) die Ermäßigung der Hauszinsſteuer nach dem 
Zinsertrage (Zinswerte) auf den Betrag von 
5 Prozent des reinen Zinsertrages (Zinswertes). 


Priffer Rbſchnikk. 


Grundfäze für die Terminierung der 
zeitlichen Brgünffigungen. 


Zu 8 5. 


Die Terminierung der Steuerbefreiung erfolgt 


Zu 8 6. 

Erſter Abſatz: Die Bauführung kommt als 
Ganzes in Betracht; dieſer Grundſatz iſt für jedes 
einzelne Gebäude ſelbſtändig. anzuwenden, ſo ins⸗ 
beſondere für ſelbſtändige Neben⸗, Seiten⸗ oder 
Hintergebäude. 

Zweiter Abſatz: Die Unmöglichkeit, einzelne 
Gebäudeteile zu vollenden, kann objektiv (bau⸗ oder 
ſanitätspolizeiliche Vorkehrungen, elementare Ereig⸗ 
niſſe, Mangel an Arbeitskräften ꝛc.) oder auch in 
perſönlichen, jedoch von der Willkür des Bauführers 
unabhängigen Verhältniſſen begründet ſein (finanzielle 
Schwierigkeiten, Rechtsſtreitigkeiten ꝛc.). Vorüber⸗ 
gehende Baueinſtellungen, insbefondere auch die mit 
Rückſicht auf die Jahreszeit eintretenden Unter⸗ 
brechungen können die Anwendung des 8 6, zweiter 
Abſatz, nicht rechtfertigen. Die im einzelnen Falle zu⸗ 
treffenden Umſtände hat der Bauführer im Steuer⸗ 
freiheitsgeſuche anzuführen. 

In den Fällen des § 6, zweiter Abſatz, iſt in der 
Entſcheidung über die zeitliche Steuerbegünſtigung des 
vollendeten Teiles der Baulichkeit zugleich auch über den 
grundſätzlichen Anſpruch des noch nicht fertiggeſtellten 
Teiles des Hauſes auf zeitliche Steuerbegünſtigung 
zu erkennen und dieſe gegebenenfalls nach Fertigſtellung 
des Baues über Parteianſuchen zu bewilligen, mag 
auch die letztere Bauführung für ſich ſelbſt nach den 
Beſtimmungen des § 1 des Geſetzes einen Anſpruch 
auf zeitliche Steuerbegünſtigung nicht begründen, weil 
ſie ſich zum Beiſpiel nur als Ausbau des bereits früher 
unter Dach gebrachten Stockwerkes darſtellt und der⸗ 
gleichen. 

Die nach 8 6, zweiter Abſatz, abgeſondert zu 
behandelnden Gebäudeteile kommen hinſichtlich der 
im erften und letzten Abſatze des § 6 aufgeſtellten 
Grundſätze jeder für ſich als Ganzes in Betracht. 
Es iſt daher, ſowohl bei Znerkenmung der Begünſti⸗ 
gungen für den zunächſt fertiggeſtellten Teil als auch 
bei Zuerkennung derſelben für den reſtlichen Teil, 
jedesmal ſelbſtändig nach dieſen Grundſätzen vor⸗ 
zugehen. 

Dritter Abſatz: Im Falle der Miete gilt 
ſpäteſtens der aus dem Mietvertrage ſich ergebende 
Anfangstermin der Miete als Zeitpunkt der ein⸗ 
getretenen tatſächlichen Benutzung. 

Die Unterbringung einer Bankanzlei und die 


Verwendung einzelner Räume zur Verwahrung der 


Bauntenfilien ift der Benntzung durch einen zur Über: 


wachung der Bauführung Beſtellten gleichzuhalten. 


Die Steuervorſchreibung für die vor der Bau⸗ 
vollendung benutzten Teile der Baulichkeit erfolgt mit 
den in dem vorliegenden Geſetze geregelten Steuer⸗ 
ſätzen. Hinſichtlich der hausklaſſenſteuerpflichtigen 
Objekte erfolgt im übrigen die Beſteuerung im Sinne 
des $ 6, dritter Abſatz, nach Maßgabe der geltenden 
Grundſätze über die Evidenzhaltung des Hausklaſſen⸗ 


gleichmäßig für die Hauszins⸗ und die Hausklaſſenſteuer. ſteuerkataſters. 


Beiſpiel zu & 6, letzter Abſatz: 


In einem aus fünf Wohnungen beſtehenden Neu⸗ 
baue wird 


Wohnung Nr. I ſeit . . 1. Mai 1918, 
£ . 7 1. Oftober 1918, 
„ III „ . 1. Februar 1919, 
. 5% IV „ . 1. Juni 1919, 
5 3 1. Juli 1919 


benutzt. 


Die Bauvollendung des ganzen Hauſes iſt 
gemäß 8 6, letzter Abſatz, nachdem dieſelbe im Ver⸗ 
laufe eines Jahres ſeit der erſten Benutzung tatſächlich 
noch nicht eingetreten ift, 12 Monate nach der erſten 
Benutzung, das iſt mit 1. Mai 1919 anzunehmen und 
die 6jährige volle Gebäudeſteuerbefreiung vom t. Mai 
1919 bis einſchließlich zum 30. Inni 1925 (8 5, 
Z. 1) zu bewilligen; für die Zeit vom 1. Mai 1918 
bis einſchließlich zum 30. April 1919 tritt nach Maß⸗ 
gabe des 8 6, letzter Abſatz, die ſteuerpflichtige Be⸗ 
handlung ein. 


Vierfer Abſchnitk. 
Verfahren. ö 


Zu 8 7. 


Erſter Abſatz. Die 60tägige Friſt hat auch für 
das Einſchreiten hinſichtlich des im Ansnahusfalle des 
§ 6, zweiter Abſatz, zunächſt fertiggeſtellten Teiles zu 
gelten; es kommen in dieſem Falle ſo viele ſelb⸗ 
ſtändige Verhandlungen in Betracht, als getrennt zu 
behandelnde Bauabſchnitte vorliegen; die 60tägige 
Friſt läuft von dem auf den Tag der Vollendung 
jedes einzelnen Bauabſchnittes nächſtfolgenden Tage 
angefangen. Im Falle des 8 6, dritter Abſatz, iſt das 
Geſuch ſpäteſtens innerhalb 60 Tagen nach Ablauf 
des ſeit der erſten Benutzung verfloſſenen zwölfmona⸗ 
tigen Zeitraumes einzubringen. Die Tage des Poſten⸗ 
laufes find in die 60 tägige Friſt einzurechuen; wenn 

jedoch der letzte Tag der Friſt ein Sonn- oder allge⸗ 
meiner Feiertag iſt, ſo endet die Friſt erſt mit dem 
nächſtfolgenden Werktage. 


Das Anſuchen kann nicht bloß ſchriftlich geſtellt, 
ſondern auch mündlich zu Protokoll gegeben werden. 
Die Protokollaraufnahme kann nicht bloß bei der 
Steuerbehörde I. Inſtanz, ſondern auch bei den 
k. k. Steuerämtern erfolgen; in letzterem Falle hat 
das Steueramt das Protokoll unverweilt der Steuer⸗ 
behörde I. Inſtanz vorzulegen. Die Gemeindevorſtände 
find in bezug auf das Anſuchen um zeitliche Steuer⸗ 
freiheit als Bevollmächtigte der Banführer zu be⸗ 
handeln. 


Zweiter Abſatz: Dem Geſuche um Zuerkennung 
der zeitlichen Steuerbegünſtigung bet die Partei bei⸗ 
zuſchließen: 

1. die behördliche Baubewilligung; 


2. den behördlich beſtätigten Bauplan; derſelbe 
hat in den Fällen des § 1, Z. 1, lit. b, auch eine 
Nachweiſung des Flächenausmaßes jedes einzelnen 
Geſchoſſes der alten und der neuen Banlichkeit und, 
bei Vergrößerung einzelner Räume einer Baulichkeit, 
eine Nachweiſung der Bodenfläche des alten und des 
neuen Teiles der in Betracht kommenden Ränme zu 
enthalten; allenfalls ſind die vorerwähnten Flächen⸗ 
berechnungen abgeſondert beizubringen; 


3. die behördliche Beſtätigung über den Zeit⸗ 
punkt der Bauvollendung; 


4. eine Hausbeſchreibung im Sinne der Beſtim⸗ 
mungen der „Belehrung für die Hauseigentümer zur 
Verfaſſ jung und Überreichung der Zinsertragsbekennt⸗ 
niſſe“ (Beilage zum Soffangleibefret vom 26. Juni 
1820, 3. 918); 


5. in den Fällen des $ 1, Z. 1, lit. a, einen 
Nachweis des Zeitpunktes der Beendigung des Ab- 
bruches der alten Baulichkeit. 


Die Parteien find verhalten, auch andere Nach⸗ 
weiſungen, welche die Steuerbehörde zur Entſcheidung 
des Geſuches für notwendig erachtet, über Aufforde⸗ 
rung binnen einer angemeſſenen Friſt beizubringen. 
Von behördlich autorifierten Privattechnikern ausge⸗ 
fertigte, den techniſchen Anforderungen entſprechende 
graphiſche Darſtellungen des Gebäudebeſtandes ſind 
im allgemeinen als Beweismittel anzuerkennen. Von 
der Beibringung einzelner Nachweiſungen kann, in- 
ſoweit über den Anſpruch auf die in dieſem Geſetze 
vorgeſehenen Begünſtigungen kein Zweifel beſteht, 
insbeſondere anf dem flachen Lande abgeſehen werden. 


Dritter und vierter Abſatz: Sofern inner⸗ 
halb der bewilligten und nicht verlängerten Friſt die 
vorgeſchriebenen oder beſonders abverlangten Belege 
nicht beigebracht werden oder die Unmöglichkeit der 
Beibringung unter gleichzeitiger anderweitiger Nach⸗ 
weiſung der maßgebenden Verhältniſſe nicht geltend 
gemacht wird, iſt das Anſuchen abzuweiſen; gegebenen⸗ 
falls kanu unter Beſchränkung auf die von der Partei 
erwieſenen Umſtände über das Geſuch entſchieden 
werden. Friſtgerecht ergänzte Geſuche gelten als im 
Zeitpunkte ihrer urſprünglichen Einbringung über⸗ 
reicht; ſpäterhin ergänzte Geſuche hingegen gelten als 
neue, gegebenenfalls verſpätete Geſuche. Die Finanz⸗ 
landesbehörden ſind ermächtigt, auch nach Ablauf der 
Friſt ergänzte Geſuche beim Vorliegen triftiger Gründe 
als im urſprünglichen Termine überreicht behandeln 
zu laſſen. 

Die Geſuchsbeilagen bilden einen integrierenden 
Beſtandteil des Verhandlungsaktes und ſind daher, 
von beſonderen Ausnahmsfällen abgeſehen, den Par⸗ 


teien nicht zurüdguitellen. Baupläne dürfen jedoch 
den Parteien unter allen Umſtänden nur gegen Rücklaß 
von Kopien ausgefolgt werden; die Einſichtuahme in 
die Baupläne iſt den hiezu berufenen Parteien ge⸗ 
ſtattet. Im Falle der nachträglichen Abänderung der 
Hausbeſchreibung iſt von der Steuerbehörde eine ver⸗ 
gleichende, jede einzelne Nummer der alten und der 
nenen Hausbeſchreibung ausweiſende Überficht anzu- 
fertigen und im Verhandlungsakte zu hinterlegen. 


Letzter Abſatz: Im Sinne des letzten Ab⸗ 


ſatzes des 8 7 iſt der Bauführer verpflichtet, vor 


Beginn des Abbruches der alten Baulichkeit, bezie⸗ 
hungsweiſe im Falle des 8 1, Z. 1, lit. a, 
Beginn der Erbauung der neuen Baulichkeit die für 
die Beurteilung des Ausſpruches maßgebenden Ver⸗ 
hältniſſe ſicherſtellen zu laſſen; die Art der Sicher⸗ 
ſtellung bleibt der Partei überlaſſen, welche unter allen 
Umſtänden die volle Beweislaſt trifft; jedenfalls 
werden jedoch in den Fällen des § 1, Z. 1, lit. b, 
die in Betracht kommenden Flächenmaße rückſichtlich 
der alten Baulichkeit noch vor deren Abbruche in einem 
von der kompetenten Baubehörde oder von einem 
behördlich autoriſierten Privattechniker zu beglau⸗ 
bigenden Plane feſtzuſtellen ſein; in den Fällen des 
§ 1, Z. 1, lit. e, iſt die hienach maßgebende 
Beſchaffenheit der abzutragenden Baulichkeit noch vor 
dem Abbruche jedenfalls durch die zuſtändige politiſche 
Landesbehörde unter Zuziehung eines Vertreters der 
Finanzbehörde und der kompetenten Baubehörde feſt⸗ 
ſtellen zu laſſen. 

Der im Geſetze vorgeſehene Anſpruch auf Erwir⸗ 
kung eines Präjudizialerkenntniſſes bewirkt keine Ver⸗ 
ſchiebung der Beweislaſt von dem Bauführer auf die 
Steuerbehörde, bezweckt vielmehr lediglich, es dem 
Bauführer zu ermöglichen, ſich zur Erleichterung des 
Baukalkuls (Koſtenanſchlag und Rentabilitätsberech⸗ 
nung) ſchon vor dem Beginne der Bauführung 
Klarheit über die rechtliche Beurteilung der von 
ihm zu erweiſenden tatſächlichen Verhältniſſe zu be⸗ 
ſchaffen. Hiebei liegt es in der Natur der Sache, daß 
ein ſolcher nur im Intereſſe des Bankalkuls vorge⸗ 
ſehener Ausſpruch zur Vorausſetzung hat, daß die 
Sicherſtellung der vorerwähnten maßgebenden Ver⸗ 
hältniſſe ſchon vor der Abtragung der alten Baulichkeit 
erfolgt iſt. 


Die Beſtimmungen des $ 9, zweiter Abſatz, finden 
ſinngemäße Anwendung. 


Zu 8 8. 


Erſter Abſatz: Von der Vornahme eines Augen⸗ 
ſcheines kann bei unbedeutenden Bauführungen ſowie 
in Fällen, in welchen die maßgebenden Verhältniſſe 
der Steuerbehörde bereits bekannt ſind, Umgang 
genommen werden. Über den Lokalaugenſchein iſt ein 
Protokoll aufzunehmen; hiebei ſind, ſofern dasſelbe 


zugleich zur Veranlagung der Hausklaſſenſteuer dienen 


vor 


ſoll, die diesfalls beſtehenden beſonderen Vorſchriften 
zu beobachten. 


Zweiter Abſatz: Die dauernde Anwendung des 
Tarifes A, beziehungsweiſe der Beſtimmungen des 
§ 3, Z. 3, erfolgt von Amts wegen auch dann, wein 
ein Geſuch um zeitliche Steuerbegünſtigung nicht vor⸗ 
liegt, ſofern die Stenerbehörde auf Grund der Zins⸗ 
faſſion oder anderer ihr vorliegenden Behelfe zu 
beurteilen in der Lage iſt, daß es ſich um eine nach 
dem Geſetze zu begünſtigende Bauführung handelt. 


Zu 8 9. 

Erſter Abſatz: Über die Entſcheidung des An⸗ 
ſuchens um Zuerkennung der zeitlichen Steuerbegünſti⸗ 
gungen iſt die Partei ſchriftlich gegen Empfangs⸗ 
beſtätigung zu verſtändigen. Gegen die Entſcheidung 


der Finanzlandesbehörde findet ein weiteres Rechts⸗ 
mittel nicht ſtatt. 


Zweiter Abſatz: Sofern die Beamtshandlung 
einer Bauführung als Neubau im Sinne des zweiten 
Abſatzes des 8 1, 8. 1, in Anſpruch genommen wird, 
hat die Steuerbemeſſungsbehörde I. Inſtanz das vor⸗ 
ſchriftsmäßig inſtruierte Geſuch der Finanzlandes⸗ 
behörde vorzulegen, welche über dasſelbe den im 
Geſetze vorgeſehenen Ausſpruch der politiſchen Landes⸗ 
ſtelle einzuholen hat. Dieſe wird erforderlichenfalls 
im Wege eines Augenſcheines die Belege über das 
Zutreffen der maßgebenden Verhältniſſe in techniſcher, 
beziehungsweise ſonſtiger Hinſicht überprüfen. Zu einem 
derartigen Augenſcheine iſt ein Vertreter der Finanz⸗ 
behörde beizuziehen. Die Entſcheidung erfolgt in 
I. Inſtanz durch die Finanzlandesbehörde im Einver⸗ 
nehmen mit der politiſchen Landesſtelle. Hiebei bleibt 
es der Finanzbehörde in den Fällen des 8 1, Z. 1, 
lit. a und b, vorbehalten, die Anwendbarkeit der durch 
den Ausſpruch der politiſchen Behörden feſtgeſtellten 
tatſächlichen Verhältniſſe auf die Beſtimmungen des 
Geſetzes zu beurteilen. In II. Inſtanz entſcheidet das 
Finanzminiſterium im Einvernehmen mit dem Mini⸗ 
ſterium für öffentliche Arbeiten. 

Dasſelbe Verfahren hat in den Fällen des $ 7, 
letzter Abſatz, einzutreten. f 


Zweites Baupfffürk. 
Belondere Begünffigungen für 


Kleinwohnungen und Betriebs- 
Hätten in Kleinwohnungshäuſern. 


Erſter Abſchnikk. 
Inhalt und Bedingungen der beſonderen 
Begünſtigungen. 
Zu 8 10. 


Für die Beurteilung eines Hauſes als Klein⸗ 
wohnungshaus kommt das Gebäude in ſeinem ganzen 


Umfange in Betracht; die ſelbſtändige Beurteilung 
einzelner Gebäudeteile (Geſchoſſe, Trakte) iſt unzuläſſig. 
Es kommen demnach nebſt den Neubauten und Um⸗ 
bauten von ganzen Baulichkeiten nur in jenen Fällen 
auch Umbauten von Gebändetrakten in Betracht, in 
welchen an Stelle des niedergeriſſenen Traktes ein 
ſelbſtändiges Gebände (allenfalls Nebengebäude) ent⸗ 
ſteht. Die Begünſtigungen kommen im Falle des Zu⸗ 
treffens der ſonſtigen Vorausſetzungen des Geſetzes 
auch ſpäteren Banführungen an bereits begünſtigten 
Banlichkeiten zu. 


Unter „Betriebsſtätten von Kleingewerbetreiben⸗ 
den“ ſind alle einem Kleinbetriebe dienenden Räume, 
ſomit nicht nur jene Räume zu verſtehen, in welchen 
die gewerbliche Bearbeitung ſtattfindet, ſondern auch 
jene, welche für die Verwahrung und den Vertrieb 
der Erzengniffe ꝛc. beſtimmt find. Im allgemeinen 
ſoll für die Zuerkenuung der Qualifikation als 
Kleingewerbetreibender ſchon der Umſtand genügen, 
daß der Gewerbeinhaber eine Kleinwohnung im ſelben 
Hauſe bewohnt; in zweifelhaften Fällen iſt die 
Qualifikation des Kleingewerbebetriebes nach den 
lokalen und wirt ſchaftlichen Verhältniſſen zu beurteilen. 
Hiebei 
ſtändigen Gewerbebehörde eingeholt werden. 


Als begünſtigt gelten im allgemeinen Klein⸗ 
betriebsſtätten nur dann, wenn der Gewerbeinhaber 
eine in demſelben Hauſe befindliche Kleinwohnung 
bewohnt; rückſichtlich der nach dem III. Hauptſtück 


begünſtigten gemeinnützigen Bauvereinignngen kann 


der Sitz der Geſchäftsleitung der Bewohnung durch 
den Gewerbeinhaber gleichgehalten werden. 


Die Einbekennung des Zinſes von Klein⸗ 
wohnungshäufern hat, inſoweit nicht hiefür eigene 
Bekenntnisformularien aufgelegt werden, unter Be⸗ 
nutzung der bisher üblichen Zinsertragsbekenntniſſe, 
jedoch mit Beobachtung der nachſtehenden beſonderen 
Vorſchriften zu erfolgen: 


Die Mietzinſe, reſpektive Mietwerte find bezüglich 
der nach den Tarifen B, beziehungsweiſe. C beſonders 
begünſtigten und der nicht begünſtigten Gebäudeteile 
(Tarif W abgeſondert, und zwar tunlichſt in der im 8 14, 
sub Z. 1 inkluſive 4 gegebenen Gruppierung unter 
gleichzeitiger Ausweiſung der daſelbſt angeführten 
Bodenflächen einzubekennen; hiebei ſind die Verhält⸗ 
niſſe im Zinsjahre, beziehungsweiſe in der Zinsperiode 
maßgebend; dies gilt auch für jene Fälle, in welchen 
im Sinne der beſtehenden Vorſchriften die Umrechnung 
einer nicht ein volles oder mehr als ein volles Jahr 
umfaſſenden Zeitperiode auf ein ganzes Jahr, be⸗ 
ziehungsweiſe auf einen Zeitraum von zwei Jahren 
zu erfolgen 01 Allfällige innerhalb der Zinsperiode 
eingetretene Anderungen, welche die Anwendung des 
ermäßigten Tarifſatzes beeinfluſſen, find im Zins⸗ 
ertragsbekenntniſſe zum Ausdruck zu bringen und die 
Zinserträge demnach entſprechend aufzuteilen. 


kann eine gutachtliche Außerung der zur 


einzige Wohnung enthalten (Einfamilienhäuſer), 


Die nach Überreichung der Faſſton bis zum Ende 
der Zinsperiode gegebenenfalls eingetretenen Ande⸗ 
rungen ſind der Steuerbehörde binnen 14 Tagen 
bekanntzugeben. 

Die Verwendung der onen tabellariſchen 
Protokolle iſt ausgeſchloſſen. 

Bei Wiedererwirkung der Seegen. im 
Sinne des § 10, dritter Abſatz, reſpektive bei ver⸗ 
ſpäteten Geſuchen nach 8 14, Schlußſatz, hat die Ver⸗ 
anlagung für die der Überreichung des Geſuches nächſt⸗ 
folgende Steuerperiode gleichfalls unter Berück⸗ 
ſichtigung des tatſächlichen Charakters der einzelnen 
Wohnungen, beziehungsweiſe Räumlichkeiten in der 
maßgebenden Zinsperiode zu erfolgen, wobei der 
Umſtand, ob ein Teil der Zinsperiode, beziehungs⸗ 
weiſe welcher Teil derſelben in die Zeit vor der Über- 
reichung des Geſuches fällt, nicht weiter in Be⸗ 
rückſichtigung zu ziehen iſt. Fällt ſowohl der Verluſt 
der Begünſtigung als auch die Überreichung des 
Geſuches um Wiedergewährung derſelben in dieſelbe 
Zinsperiode, ſo tritt im Falle des Zutreffens der 
ſonſtigen Vorausſetzungen des Geſetzes der Verluſt der 
Begünſtigung für eine ganze Veranlagungsperiode 


überhaupt nicht ein. 
Zu 8 11. 


Kleinwohnungshäuſer können auch nur eine 
des⸗ 
gleichen auch zur ausſchließlichen Benutzung durch 
den Eigentümer beſtimmt ſein. 


Als bewohnbare Geſamtfläche 
wohnungen gilt: 


1. bei Familienwohnhäuſern die Summe der 
als Wohnzimmer, Wohnkammern und bewohnbare 
Küchen benutzten Bodenflächen; 


2. bei Ledigenheimen, Schlaf- und Logierhäuſern 
die für die Zwecke dieſer Auſtalten benutzten Boden⸗ 
flächen. Hierunter ſind nicht nur die unmittelbar zu 
Wohn⸗, beziehungsweiſe zu Schlafzwecken verwendeten 
Räumlichkeiten zu verſtehen, ſondern auch alle ihrer 
Beſtimmung nach den Wohnräumen in Familienwohn⸗ 
häuſern ähnlichen, jedoch zur gemeinſchaftlichen Be⸗ 
nutzung dienenden Räume, wie Speiſeſäle, Leſezimmer, 
Marodenzimmer u. dgl., ferner die Wohnräume des 
Hausperſonals, ſofern ſich die letzteren ihrer bau⸗ 
lichen Anlage nach als Kleinwohnungen darſtellen. 

Bei Gebäudekomplexen iſt jedes für ſich be⸗ 
ſtehende ſelbſtändige Objekt abgeſondert in Betracht 
zu ziehen; jedoch können abgeſonderte, zu Kleinbetriebs⸗ 
ſtätten dienende Nebengebäude mit dem Hauptgebäude 
veranſchlagt werden. 

Vorzimmer, Speiſe, Badezimmer und fonftiges 
Zubehör ſind unbeſchadet der Beſtimmungen des 
8 22 des Gebäudeſteuerpatentes vom 23. Februar 
1820 bei der Berechnung der bewohnbaren Flächen 


der Klein⸗ 


nicht zu veranſchlagen, ebenſo Veranden und der⸗ 
gleichen; hingegen ſind Erkerräume, welche einen Teil 
eines Wohnraumes bilden, demſelben zuzurechnen. Die 
Beurteilung der Frage, ob Küchen bewohnbar oder 
unbewohnbar ſind, hängt im allgemeinen von ihrer 
Ausſtattung ab. Küchen nit einem Ausmaße von 
höchſtens 12 Quadratmetern an Bodenfläche ſind, falls 
ſie einen gemauerten Herd beſitzen, ohne Rückſicht auf 
ihre ſonſtige Ausſtattung im Sinne dieſes Geſetzes als 
unbewohnbar zu behandeln. Eine Küche gilt jedoch 
unter allen Umſtänden als bewohnbar, wenn dieſelbe 
für ſich ſelbſt eine baulich abgeſchloſſene Wohnung 
bildet (Schlafzimmer mit Herd); Dienſtbotenräunte 
mit einer Bodenfläche von nicht mehr als 12 
Quadratmeter find in die bewohnbaren Bodenflächen 
nicht einzurechnen, ſofern dieſelben lediglich von der 
Küche aus zugänglich ſind. Wohnräume verlieren dieſe 
Qnalifikation nicht durch die gleichzeitige Benutzung 
als Betriebsſtätte. 

5 Die Behandlung der einzelnen Gebäudeteile bei 
der Veranlagung der Hausklaſſenſteuer iſt ſchon mit 
Rückſicht auf die Stabilität des Hausklaſſenſteuer⸗ 
kataſters für die Beurteilung der Bewohnbarkeit im 
Sinne dieſes Geſetzes nicht entſcheidend. 


Als zu Geſchäfts⸗ oder gewerblichen Zwecken ge ⸗ 


widmete Räume ſind bei normaler baulicher Anlage 
Keller⸗ und Dachbodenräume, welche bloß zur Auf⸗ 
bewahrung von gewerblichen Erzeugniſſen dienen, nicht 
anzufehen. 


Zu 812. 


Kleinwohnungen im Sinne dieſes Geſetzes 
müſſen nicht Familienwohnungen fein, In Ledigen⸗ 
heimen, das iſt in ſolchen Gebäuden, welche zur 
Aufnahme von alleinſtehenden Perſonen in abge⸗ 
ſonderten Wohnräumen beftinmmt find, gelten als 
Wohnungen die an die einzelnen Benützer vermieteten, 
von anderen Räumen baulich abgeſchloſſenen Wohn⸗ 
räume. In Schlaf- und Logierhäuſern, das iſt in Ge⸗ 
bäuden, welche zur Beherbergung von einzelſtehenden 
Perſonen in gemeinſchaftlichen, mit der erforderlichen 
Zahl von entſprechenden Einzellagerſtätten ans⸗ 
geſtatteten Schlafſälen beſtimmt ſind, gelten als Klein⸗ 
wohnungen baulich abgeſchloſſene Schlafſäle, deren 
Bodenfläche 80 Quadratmeter nicht überſteigt. 


Als baulicher Abſchluß gilt lediglich die Ver⸗ 
mauerung (Scheidemauern); bloße Verſperrungen und 
Verſtellungen von Verbindungstüren und dergleichen 
bleiben außer Betracht. Desgleichen gilt die bloße 
Trennung von Wohnungen oder Betriebsſtätten durch 
ſogenannte Bretterverſchläge nicht als baulicher Ab⸗ 
ſchluß. Dagegen iſt ſchon die bloße Herſtellung einer 
früher nicht beſtandenen Verbindungstür als bauliche 
Veränderung im Sinne dieſer Geſetzesſtelle anzuſehen. 
Die Zuweiſung von Keller⸗ und Bodenabteilungen an 
einzelne Wohnungen ſowie die Zuweiſung von Neben⸗ 


räumen (Waſchküchen ꝛc.) an mehrere Wohnungen zur 
gemeinſchaftlichen Benutzung kommt vom Standpunkte 
des baulichen Abſchluſſes derſelben nicht weiter in 
Betracht. Zwiſchen der Kleinwohnung und der (qualifis 
zierten) Betriebsſtätte desſelben Gewerbetreibenden iſt 
eine Abſonderung nicht erforderlich. 


Zu 8 13. 


Die Aufzählung der von der Qualifikation als 
Kleinwohnungshäuſer ausgeſchloſſenen Gebändekate⸗ 
gorien iſt keine taxative; es handelt ſich hiebei um 
Baulichkeiten, welche zum Teil ſchon nach der Grund⸗ 
form der inneren baulichen Anlage, teils nach der Be⸗ 
nutzungsart von der Qualifikation als Kleinwohnungs⸗ 
hänſer im Geſetze ausgeſchloſſen bleiben umften. 

Die Anwendung der offenen oder halboffenen 


‚oder villenartigen Bauweiſe ſchließt, im Falle des 


Zntreffens der ſonſtigen Vorausſetzungen, die Be⸗ 
günſtigungen dieſes Geſetzes nicht aus. 


Zweiter Abſchniftt. 


Herfahren. 
Zu 8 14. 


Gebäude, welchen zur Zeit ihrer Erbauung die 
Qualifikation als Kleinwohnungshaus nicht zukam, 
werden anch durch ſpätere Ausgeſtaltung zu Klein⸗ 
wohnungshäuſern der beſonderen Begünſtigungen für 
Kleinwohnungshäuſer nicht teilhaft. Die Berück⸗ 
ſichtigung verſpäteter Anſuchen um Zuerkennung der 
beſonderen Begünſtigungen nach dieſem Hauptſtück iſt 
lediglich unter den Vorausſetzungen des Schlußabſatzes 
des 8 14 zuläſſig. 

Die im § 14, 3. 1 bis 4, vorgeſchriebenen 
Ausweiſe ſind bezüglich der Bezeichnung der einzelnen 
Hausbeſtandteile in Übereinſtimmung mit der Haus⸗ 
beſchreibung zu verfaſſen. Dieſelben ſind der Partei 
nicht zurückzuſtellen, ſondern beim Verhandlungsakte 
aufzubewahren. 


Zu 8 15. 


Die Anzeige über den Eintritt ſolcher Umſtände, 
durch welche die Banlichkeit ihre Qualifikation als 
Kleinwohnungshaus verliert, ſowie der Verzicht anf 
die beſonderen Begünſtigungen für Kleinwohnungs⸗ 
häuſer können bei der Steuerbehörde I. Inſtanz 
ſchriftlich eingebracht oder mündlich zu Protokoll 
gegeben werden. Iſt in der Erklärung des Verzichtes 
ein beſtimmter Zeitpunkt für deſſen Wirkſamkeitsbeginn 
nicht angeführt, ſo gilt als ſolcher der Zeitpunkt der 
Abgabe der Erklärung. Der Verzicht auf die beſonderen 
Begünſtigungen für Kleinwohnungshänſer iſt bezüglich 
der Rechtsfolgen dem Erlöſchen der Qualifikation als 
Kleinwohnungshaus gleichzuhalten. Bei neuerlicher 
Inanſpruchnahme der beſonderen Steuerbegünſtigung 
iſt ein neuerliches Anſuchen zu ſtellen. 


Zu 8 16. 

In der Entſcheidung über das Auſuchen um die 
beſonderen Begünſtigungen für Kleinwohnungshänſer 
iſt das Ansmaß der für die Entſcheidung maßgebenden 
Bodenflächen der einzelnen Rännte tunlichſt in der 
in § 14 angegebenen Gruppierung erſichtlich zu 
machen. 

Im Falle des Verzichtes oder ſonſtigen Erlöſchens 
der Qualifikation als Kleinwohnnngshanus bedarf es 
keines beſonderen Einſchreitens um Anwendung der 
allgemeinen Begünſtigungen dieſes Geſetzes. 


PDritles Pauplſtück. 


Beſondere Begünſtigungen für 
Bauken der im § 4 des Geſehes 
vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Pr. 242, über den Wohnungsfür⸗ 
ſurgefonds angeführten juriſtiſchen 

Perſonen. 


Zu 88 17, 19, 20. 

Die beſonderen Begünſtigungen nach dieſem 
Hauptſtücke gelten nur für Gebäude, welche von den 
im 8 17 genaunten juriſtiſchen Perſpuen erbant 
wurden. 

Als gemeinnützige Bauvereinigungen (Baus 
genvoſſenſchaften, Baugeſellſchaften und Bauvereine) 
haben nur ſolche zu gelten, welche 


a) die im § 4 des Geſetzes vom 22. Dezember 
1910, R. G. Bl. Nr. 242, angeführten Zwecke 
verfolgen, und 


b) den Vorſchriften des § 12 des Geſetzes vom 
22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, ent⸗ 
ſprechen (wonach die an die Mitglieder zu ver⸗ 
teilende Dividende auf höchſtens 5 Prozent der 
eingezahlten Anteile zu beſchränken und den 
Mitgliedern für den Fall der Auflöſung der 
Vereinigung nicht mehr als die Rückzahlung der 
eingezahlten Anteilsbeträge zuzuſichern, ein 
etwaiger Reſt des Vermögens der Vereinigung 
aber für gemeinnützige Zwecke zu beſtimmer iſt) 
und wenn überdies 

c) die ſonſtigen Vorausſetzungen zutreffen, von 
denen Artikel 30 des mit der Kundmachung vom 
9, Februar 1912, R. G. Bl. Nr. 28, verlaut⸗ 
barten Statutes des Wohnungsfürſorgefonds 
(im folgenden bezeichnet mit W. F. St.) die An⸗ 
erkennung der Gemeinnützigkeit einer Bauver⸗ 
einigung abhängig macht. 

Die im vorhergehenden Abſatze, lit. a, bezeich⸗ 
neten Zwecke ſind: Der Bau von Kleinwohnungen 8 6 


des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242, und Artikel 8 W. F. St.); der Erwerb der 
hiezu beſtimmten Grundſtücke; der Erwerb von Häuſern 
mit Kleinwohnungen (Kleinwohnungshäuſern: § 7 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242; 
Artikel 8 und 9 W. F. St.). 


über das Zutreffen der maßgebenden Beſtim⸗ 


mungen des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, 
R. G. Bl. Nr. 242, und des hiezu erlaſſenen Statutes 


entſcheidet das Miniſterium für öffentliche Arbeiten. 
Wenn dasſelbe kraft des ihm übertragenen Auſſichts⸗ 
rechtes ($ 20 des Geſetzes vom 28. Dezember 1911, 
R. G. Bl. Nr. 242, Artikel 30 W. F. St. und 
Miniſterialverordnung vom 9. Februar 1912, R. G. 
Bl. Nr. 30) ausſpricht, daß bei einer Bauvereinigung 
die Vorausſetzungen der Gemeinnützigkeit nicht mehr 
zutreffen, fo iſt die Banvereiniguug von dem Tage 
angefangen, an welchem die dieſem Ausſpruche 
zugrunde liegenden Tatſachen eingetreten ſind, falls 
aber dieſer Tag nicht feſtſtellbar iſt, von dem Tage 
angefangen, an welchem gedachter Ausſpruch erſolgt 
iſt, nicht mehr als gemeinnützig zu behandeln. 


Die im $ 17 genannten Bauvereinigungen haben 
die Beſtätigung der Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
ſeitens des k. k. Miniſteriums für öffentliche Arbeiten 
als Beilage zu dem gemäß § 14 einzubringenden 
Geſuche beizubringen. Sofern bei der betreffenden 
Steuerbehörde I. Inſtanz oder bei einer anderen 
Steuerbehörde eine derartige Beſtätigung bereits er⸗ 
liegt, genügt die Berufung auf dieſelbe; es bleibt jedoch 
der Steuerbehörde I. Inſtanz unbenommen, nötigen⸗ 
falls auf der Beibringung zum mindeſten einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift der bei einer anderen Stener⸗ 
behörde erliegenden Beſtätigung zu beſtehen. 


Die Steuerbehörde hat von jeder für eine Bau⸗ 
vereinigung erfolgten Bewilligung der beſonderen 
Begünſtigungen nach dem dritten Hauptſtücke, ferner 
von dem Erlöſchen einer ſolchen Begünſtigung, ſei es 
infolge Aberkennung der Gemeinnübigkeit (§ 20), 
Entfalleus der Qualifikation als Kleinwohnungshaus 
(8 15) oder Überganges an eine nicht begünſtigte 
Perſon (5 19) oder Verzichtes (8 15), der nach dem 
Sitze der Bauvereinigung zuſtändigen politiſchen 
Bezirksbehörde I. Inſtanz Mitteilung zu machen, welche 
bei der dem Miniſterinm für öffentliche Arbeiten im 
Sinne des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. 
Bl. Nr. 242, und des hiezu erlaſſenen Statuts zu⸗ 
ſtehenden Überwachung dieſer Banvereinigungen mit⸗ 
zuwirken und dementſprechend hierüber im Wege 
der politiſchen Landesbehörde an dieſes Miniſterium 
zu berichten hat. Wenn einer Bauvereinigung vom 
Miniſterium für öffentliche Arbeiten die Gemeinnützig⸗ 
keit abgeſprochen wird, ſo haben die in Betracht 
kommenden politischen Behörden IJ. Inſtanz die zu⸗ 
ſtändigen Steuerbehörden I. Inſtanz hievon zu ver⸗ 
ſtäudigen; desgleichen wird das Miniſterium für öffent⸗ 


liche Arbeiten unter Bekanntgabe der im Beſitze dieſer 
Bauvereinigung befindlichen begünſtigten Gebäude 
hievon das Finanzminiſterium in Kenntnis ſetzen. 


Die beſondere Begünſtigung nach dieſem Haupt⸗ 
ſtücke erliſcht nach Maßgabe der Beſtimmungen des 8 10 
im Falle des Überganges des Eigentums an eine nicht⸗ 
begünſtigte Perſon, beziehungsweiſe im Falle des Er- 
löſchens des Merkmales der Gemeinnützigkeit der be⸗ 


treffenden Bauvereinigung als Hanseigentümerin. Das⸗ 


ſelbe gilt auch für Häuſer, welche von einer gemein⸗ 
nützigen Bauvereinigung an die eigenen Mitglieder 
‚übertragen werden (Eigenhäuſer); falls gelegentlich 
eines ſolchen Eigentumswechſels eine Unterbrechung 
der Qualifikation der Baulichkeit als Kleinwohnungs⸗ 
haus nicht eingetreten iſt, ſind für die in Betracht 
kommenden Gebäudeteile im Hinblick auf die Beſtim⸗ 
mungen des $ 10, dritter Abſatz, im Falle rechtzeitigen 
Anſuchens (des neuen Hauseigentümers) die Steuer⸗ 
ſätze nach dem Tarife Beilage B im unmittelbaren 
Anſchluſſe an die Stenerſätze nach dem Tarife 
Beilage C anzuwenden; im Falle der Verſpätung 
des Anſuchens tritt die Anwendung des Tarifes B 
erſt von der auf das Anſuchen nächſtfolgenden Steuer⸗ 
periode ein, während in der Zwiſchenzeit Tarif A 
Anwendung zu finden hat. 


Sofern ein derartiges von einer der nach 8 17 
qualifizierten Perſonen erbautes Kleinwohnungshaus 
in der Folge neuerdings von einer ſolchen juriſtiſchen 
Perſon erworben wird, treten nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des 8 10 die Beſtimmungen des 
III. Hauptſtückes neuerdings in Wirkſamkeit. Als 
Zeitpunkt der Eigentumsübertragung gilt der Zeit⸗ 
punkt des Überganges des permanenten Nutzungs⸗ 
rechtes, ſpäteſtens aber der Zeitpunkt des Überganges 
des bücherlichen Eigentums. Die zur Gebühren- 
bemeſſung berufenen Organe haben jeden anläßlich 
der Gebührenbemeſſung zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Fall einer Eigentumsübertragung bezüglich eines nach 
dem III. Hauptſtücke begünſtigten Kleinwohnungs⸗ 
hauſes ſofort der Steuerbehörde I. Inſtanz anzu⸗ 
zeigen und eine Abſchrift dieſer Anzeige der politiſchen 
Behörde I. Inſtanz zu übermitteln. 


Zu 8 18. 

Erſter und zweiter Abſatz: Für die im 
Jahre 1909 bis 1911 erbauten Kleinwohnungshäuſer, 
welchen die ermäßigten Steuerſätze dieſes Geſetzes nach⸗ 
träglich zuerkannt werden, beginnt die Wirkſamkeit 
dieſer Begünſtigung keinesfalls vor dem 1. Jänner 1912. 


Die Ermächtigung nach $ 18, zweiter Abſatz, 
hat nicht zur Vorausſetzung, daß die betreffenden 
Bauten noch vor Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes 
vollendet wurden, ſondern bezieht ſich ſinngemäß auch 
auf die in dem daſelbſt bezeichneten Zeitranme be⸗ 
gonnenen, jedoch erſt nach dem 31. Dezember 1911 
vollendeten Kleinwohnungsbauten. 


Dritter Abſatz: Über das gemäß 8 7 bei der 
Steuerbehörde I. Inſtanz einzubringende Anſuchen 
iſt das Verfahren im Sinne des vierten Abſchnittes 
des erſten Hauptſtückes einzuleiten. In den Fällen 
des zweiten Abſatzes des § 18, in welchen es ſich 
lediglich um eine dem Finanzminiſter einvernehm⸗ 
lich mit dem Miniſter für öffentliche Arbeiten erteilte 
Ermächtigung handelt, ſind auch die bei der Finanz⸗ 
landesbehörde oder unmittelbar beim Finanzminiſte⸗ 
rium ſelbſt geſtellten Anſuchen in meritoriſche Ver⸗ 
handlung zu nehmen und im erſteren Falle dem 
Finanzminiſterium zur Entſcheidung vorzulegen. Zur 
Beibringung der erforderlichen Belege iſt eine 
angemeſſene Friſt zu bewilligen. 


Zu 8 21. 


Zweiter Abſatz: Die Anwendung dieſer 
Begünſtigungen iſt zugleich mit dem Auſuchen um 
Zuerkennung der Begünſtigungen nach dem Geſetze 
vom 8. Inli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, geltend zu 
machen; ſofern die ausgedehnte Steuerbefreinng nach 
dem Arbeiterwohunngsgeſetze bereits bewilligt wurde, 
gilt für das nachträgliche Anſuchen der im vor⸗ 
erwähnten Geſetze im allgemeinen vorgeſehene In⸗ 
ſtanzenzug. 


Viertes Baupfflürk. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
ö Strafbeſtimmungen. 


Zu 8 22. 

Für Rechtsmittel gegen Strafen wegen Ordnungs⸗ 
widrigkeit gilt nicht die für Rechtsmittel gegen Ord⸗ 
nungsſtrafen im 8 1 des Friſtengeſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, vorgeſehene verkürzte Friſt 
von acht Tagen, ſondern die volle 30 tägige Friſt. 

Im übrigen finden die nach den allgemeinen 
Gebäudeſteuervorſchriften geltenden materiellrechtlichen 
und prozeſſualen Strafbeſtimmungen ſinngemäße An⸗ 
wendung. 


Nachläſſe nach dem Geſene vom 25. Pk⸗ 
kuber 1896, R. G. Bl. Nr. 220. 


Zu 8 23. 

Die Hauszinsſteuerſätze nach den Tarifen Bei⸗ 
lagen A, B und © bilden ohne weitere Veränderung die 
Grnudlage ſowohl für die Bemeſſung der ſtaatlichen 
Steuer als für die Umlagenberechnung. Es findet ſonach 
ein weiterer Nachlaß zur Ermittlung der zahlbaren 
Staatsſteuer nicht ſtatt. Nach ausdrücklicher Beſtim⸗ 
mung des Geſetzes hat ferner anch eine für den Fall der 
in Artikel XII des Geſetzes vom 25. Oktober 1896, 


R. G. Bl. Nr. 220, in Ausſicht genommenen defini⸗ 


tiven Feſtſetzung des Ausmaßes der Realſtenern vor⸗ 
geſehene Erhöhung der ſtaatlichen Steuervorſchreibung 
für Zwecke der Umlagenberechnung (fo Artikel I des 
niederöſterreichiſchen Landesgeſetzes vom 31. Dezember 
1909, L. G. Bl. Nr. 11 ex 1910, des Salzburger 
Landesgeſetzes vom 31. Dezember 1909, L. G. Bl. 


Nr. 26 ex 1910, des krainiſchen Landesgeſetzes vom 


1. April 1910, L. G. Bl. Nr. 20, des mähriſchen 
Landesgeſetzes vom 18. Februar 1910, L. G. Bl. 
Nr. 28, und des dalmatiniſchen Landesgeſetzes vom 
31. Dezember 1909, L. G. Bl. Nr. 2 ex 1910) auf 
die nach dieſem Geſetze vorgeſchriebene Hauszinsſteuer 
keine Auwendung zu finden. 


Die Ermittlung der zahlbaren Hausklaſſenſteuer, 
beziehungsweiſe Tarifzinsſteuer gemäß 8 5, lit. a, 
des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, 
erfolgt für die nach dieſem Geſetze begünſtigten Wohn⸗ 
gebäude derart, daß ſowohl der volle Nachlaß nach 
dem Perſonalſteuergeſetze vom 25. Oktober 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, als auch der 20prozentige, be⸗ 
ziehungsweiſe 10prozentige Abſchlag gemäß § 3, Z. 8, 
vom tarifmäßigen Steuerſatz berechuet werden. 


Beiſpiel: 


Haus mit zwei Wohnbeſtandteilen 
ab Abſchlag / = 20 Prozent 
ab Nachlaß 425 „ 


zuſammen . 82°5 Prozent = 2 1 BETZ 
zahlbare Hausklaſſenſtener . 23K 


Hingegen erfolgt die Vorſchreibung der Haus⸗ 
klaſſenſteuer und der nach dem Hausklaſſenſteuertarife be⸗ 
meſſenen Hauszinsſteuer (8 5, lit. a, des Geſetzes vom 
9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17) zum Zwecke 
der Umlagenberechnung mit dem vollen tarifmäßigen 
Satze, ſomit ohne Berückſichtigung des Nachlaſſes 
und Abſchlages. Demnach ſind Wohngebäude, welchen 
die Begünſtigungen im Sinne dieſes Geſetzes zu⸗ 
kommen, in die beſtehenden Häuſerverzeichniſſe mit 
den vollen Steuerſätzen nach dem Hausklaſſenſteuer⸗ 


tarife des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. 
In der Anmerkungskolonne 


Nr. 17, aufzunehmen. 
des Verzeichniſſes ſind die betreffenden Steuer⸗ 
begünſtigungen entſprechend erſichtlich zu machen. 


Purfihreibung der Steuer zu Zwecken 
der Umlegung der Zuſchläge. 


Zu 8 24. 
Während der Dauer der ſechs⸗ oder zehnjährigen 
Befreiung, beziehungsweiſe Ermäßigung der Haus⸗ 


zinsſteuer (8 3, Z. 1, und § 4, 8. 2, lit. a, bes 


ziehungsweiſe 8 28 des Geſetzes) hat, ſofern die 
Landesgeſetzgebung nicht auch eine Umlagenbefreiung 
der zeitlich ſteuerfreien Gebäude vorſieht, für die zu 


„ Tariffag 3˙4 K 


Zwecken der Umlagenbemeſſung vorzuſchreibende Ideal⸗ 
hauszinsſteuer der Tarif A, beziehungsweiſe B oder 
C die Grundlage zu bilden. 


Unter derſelben Vorausſetzung iſt die Haus⸗ 
klaſſenſteuer, beziehungsweiſe die gemäß 8 5, lit. a, 
des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, 
nach dem Hausklaſſenſteuertarife zu bemeſſende Haus⸗ 
zinsſteuer während der Zeit der zeitlichen Steuer⸗ 
begünftigung (88 3, 4 und 28 des Geſetes) zu 
Zwecken der Zuſchlagserhebung in der für die Zeit 
der vollen Steuerpflicht vorgeſehenen Art (zu § 23, 
vierter Abſatz) vorzuſchreiben. 


Inſoweit auf Grund landesgeſetzlicher Bekin- 
mungen die Umlagenbefreiung zeitlich ſteuerfreier Bau⸗ 
lichkeiten von der Hauszinsſteuer beſteht, dagegen. 
während der Zeit dieſer Umlagenbefreiung Zufchläge 
zur 5prozentigen Steuer gemäß $ 7 des Geſetzes vom 
9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, zur Einhebung 
zu gelangen haben, hat in Zukunft für die Zeitdauer 
der Umlagenbegünſtigung au Stelle der 5prozentigen 
Steuer die gemäß 8 4, Z. 2, lit. a, beziehungsweiſe 
§ 28 auf 5 Prozent ermäßigte Hauszinsſteuer als 
Baſis der Untlagenbemeſſung zu dienen. 


Gebührenrechkliche Beſtimmungen. 
Zu 8 25. 
Das Stenervielfache im Sinne des $ 50 des 


ö Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 


hat durch das vorliegende Geſetz keine Anderung er⸗ 
fahren und iſt daher auf Grund der bisherigen, in 
jedem Falle ſpeziell zu ermittelnden Steuerſätze zu be⸗ 
rechnen. Hiezu werden Tabellen aufgelegt. Die Steuer⸗ 
behörden haben den zur Gebührenbemeſſung berufenen 
Organen die zur Ermittlung des Stenervielfachen 
erforderliche Umrechnung der Steuerſätze auf Ver⸗ 
langen von Fall zu Fall mitzuteilen. 


Bezirhung des Grſeßzes zu den allge- 
i meinen Skeuergeſegen. 
Zu 8 26. 


Die Wirkſamkeit des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, iſt (von den Ausnahms⸗ 
beſtimmungen des 8 27 abgeſehen) für die dem neuen 
Geſetze unterliegenden Bauführungen aufgehoben. Es 
liegt demnach im allgemeinen nicht im Belieben der 
Partei, ob ſie für eine Bauführung das gegenwärtige 
Geſetz oder aber jenes vom 25. März 1880, R. G. 
Bl. Nr. 39, beziehungsweiſe die Beſtimmung des § 7 
des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, 
angewendet haben will; eine Ausnahme von dieſem 
Grundſatze bilden lediglich die Fälle des 8 18, in 
welchen die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
(gemäß 88 18, 26, 28 Schlußabſatz) nur über An- 
ſuchen der Partei zur Anwendung gelangen, während 


andernfalls (gemäß 88 1, 18, 26) die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, 
für derartige Gebäude in Wirkſamkeit bleiben. 


Bezichung den Grſehzes ju den Spezial- 
neſehen. 


Zu 8 27. 


Nach Ablauf der zwölfjährigen Steuerfreiheit 
auf Grund des Geſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. 
Nr. 39, beziehnngsweiſe der ansgedehnten Steuer⸗ 
freiheit auf Grund der für einzelne Städte erlaſſenen 
Spezialgeſetze kommen die Steuerſätze des Geſetzes 
vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, mit den 
Nachläſſen nach dem Geſetze vom 25. Oktober 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, in Anwendung; der im § 3, Z. 3, 
normierte Abſchlag an der Hausklaſſenſteuer kommt 
derartigen Banführungen nicht zu. Sofern der Steuer⸗ 
pflichtige die Begünſtigungen eines ſolchen Spezial⸗ 
geſetzes nicht in Anſpruch nimmt, findet das neue 
Geſetz auf die Bauführung Anwendung. 

Für die nach dem 31. Dezember 1911 begon⸗ 
nenen, im Sinne des Geſetzes vom 8. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 144, begünſtigten Arbeiterwohnhäuſer 
iſt die Hauszinsſteuer in der Zeit der Steuerbefreiung 
behufs Berechnung der ermäßigten Gemeindeumlagen 
mit den Steuerſätzen nach dem Geſetze vom 9. Februar 
1882, R. G. Bl. Nr. 17, vorzuſchreiben. Nach Ablauf 
der zeitlichen Steuerbefreinug kommen die Tarife B, 
beziehungsweiſe C zur Anwendung und dienen von 
dieſem Zeitpunkte angefangen die Steuerſätze dieſer 


Tarife zugleich auch als Grundlage der Umlagenbe⸗ 


meſſung. 

Zur Erwirkung dieſer Anwendung der Steuerſätze 
des Tarifes Beilage B, beziehungsweiſe C für die nach 
dem 31. Dezember 1911 begonnenen Arbeiter⸗ 
wohnhäuſer iſt ein beſonderes Anſuchen nicht erfor⸗ 
derlich. Derſelbe Grundſatz gilt hinſichtlich der An⸗ 
wendung der ermäßigten Steuerſätze nach Ablauf der 
ausgedehnten Steuerbefreiung auch für die unter 8 18 
fallenden Arbeiterwohnhäuſer. 


Wirkſamkeitsbeginn und Übergangs- 
beffimmungen. 


Zu 8 28. 


Die im 8 1, erſter Abſatz, feſtgeſtellte Beſchränkung, 
wonach die Bauführung nach dem 31. Dezember 1911 
begonnen ſein muß, gilt vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen des 8 18 auch für die Fälle des § 28. 


Die Übergangsbeſtimmung des $ 28 bezieht ſich 
anch auf Umbanten für Kleinwohnungszwecke ($ 10), 
dagegen nicht auf ſonſtige Umbauten, ſowie auch nicht 
auf Zu⸗ und Aufbauten ($ 1, 3. 2 bis inkl. 5). 

Im Sinne des $ 28 ergibt ſich im Zuſammen⸗ 
halte mit den ſonſtigen Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
für die in den Jahren 1912 bis 1916 vollendeten 
Banteu, unbeſchadet der im § 24 geregelten Vor⸗ 
ſchreibung zu Zwecken der Zuſchlagserhebang, folgende 
Überſicht ihrer ſteuerrechtlichen Behandlung in den 
erſten 6, beziehungsweiſe 10 Jahren: 


I. Gewöhnliche Bauten (im Gegenſatze 
Kleinwohnungsbauten): 

1. Neubanten mit Einſchluß der qualifizierten 
Umbanten ($ 1, Z. 1): 


a) Vollkommene Befreinng von der Hausklaſſen⸗ 
ſteuer und der gemäß 8 5, lit. a, des Geſetzes 
vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, nach 
dem Hansklaſſenſteuertarife zu entrichtenden 
Hauszinsſtener (Tarifzinsſtener) in der Dauer 
von 10 Jahren; 

b) Ermäßigung der Hausziusſteuer nach dem Zins⸗ 
ertrage (Zinswerte) anf 5 Prozent in der Daner 
von 10 Jahren. 

2. Zu⸗ und Aufbauten ($ 1, 3. 2 und 3). 

Vollkommene Befreiung von der Hansklaſſeu⸗ 
ſteuer, Tarifzinsſtener und der Hauszinsſteuer nach 
dem Zinsertrage (Zinswerte) in der Dauer von 
6 Jahren; 

3. Umbauten ($ 1, 8. 4 und 5): 

a) Vollkommene Befreiung von der Hausklaſſen⸗ 
ftener und der Tarifzinsſteuer in der Dauer 
von 6 Jahren; 

b) Ermäßigung der Hauszinsſteuer nach dem Zins⸗ 
ertrage (Zinswerte) auf 5 Prozent auf die Dauer 
von 6 Jahren. 


zu 


II. Kleinwohnungshäuſer (welche gemäß § 10 
durch Neu- oder gänzlichen Umbau hergeſtellt werden 
können): 

a) Vollkommene Befreiung von der Hausklaſſen⸗ 
ſteuer und der Tarifzinsſteuer in der Dauer von 

10 Jahren; 

b) Ermäßigung der Hauszinsſteuer nach dem Zins⸗ 
ertrage (Zinswerte) auf 5 Prozent in der Dauer 
von 10 Jahren. 


Zaleski m. p. Truka m. p. 
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163. 
Verordnung des Finanzminiſteriums 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten vom 12. Zuli 
1912, 


betreffend die Durchführung der ſteuerrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. De⸗ 
zember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, über 
Steuer⸗ und Gebührenbegünſtigungen für 
gemeinnützige Bauvereinigungen. 


Pyransſegßungen der Gemeimükigkeif, 
Artikel 1. 


Als gemeinnützige Bauvereinigungen im Sinne des 
Geſetzes vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 248, 
ſowie dieſer Verordnung ſind Vereinigungen (Bau⸗ 
genoſſenſchaften, Baugeſellſchaften und Bauvereine) 
anzuſehen, wenn ſie \ 


1. die im $ 4 des Geſetzes vom 22. Dezember 1910, 
R. G. Bl. Nr. 242, angeführten Zwecke verfolgen, als 
da ſind: 


a) der Bau von Kleinwohnungen ($ 6 des Geſetzes 
vom 22. Dezember 1910 und Artikel 8 des mit der 
Kundmachung vom 9. Februar 1912, R. G. Bl. 
Nr. 28, verlautbarten Statutes des Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds — im folgenden bezeichnet mit 
W. F. St.), 


b) der Erwerb der hierzu beſtimmten Gründſtücke, 


e) der Erwerb von Häuſern mit Kleinwohnungen 
(Kleinwohnungshäuſern, § 7 des Geſetzes vom 
22. Dezember 1910, Artikel 8 und 9 des W. F. St.), 


d) der Erwerb von Häuſern, die zu Kleinwohnungs⸗ 
häuſern umgeſtaltet oder umgebaut werden ſollen; 


2. den Vorſchriften des $ 12 des Geſetzes vom 22. De⸗ 
zember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, entſprechen, das iſt, 
wenn die an die Mitglieder zu verteilende Dividende auf 
höchſtens 5 Prozent der eingezahlten Anteile beſchränkt 
und den Mitgliedern für den Fall der Auflöſung der 
Vereinigung nicht mehr als die Rückzahlung der ein⸗ 
gezahlten Anteilsbeträge zugeſichert, ein etwaiger Reſt 
des Vermögens der Vereinigung aber für gemeinnützige 
Zwecke beſtimmt iſt, und wenn überdies 

3. die ſonſtigen Vorausſetzungen zutreffen, von 
denen Artikel 30 des W. F. St. die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit einer Bauvereinigung abhängig macht. 

Die Einhaltung der sub Punkt 1 bis 3 angeführten 
Beſtimmungen wird vom Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten überwacht (& 7 des Geſetzes vom 28. Dezember 
1911, R. G. Bl. Nr. 243, Artikel 30 des W. F. St. und 


Miniſterialverordnung vom 9. Februar 1912, R. G. Bl. 
Nr. 30). 


Zu 8 1 des Gefekes (Bemeſſung der lau- 
fenden Erwerbſteuer). 
Artikel 2. 


Die im $ 1 des Geſetzes vom 28. Dezember 1911, 
R. G. Bl. Nr. 243, vorgeſehenen Erwerbſteuerbegünſti⸗ 
gungen ſtehen den Bauvereinigungen nur dann und 
inſolange zu, als die Gemeinnützigkeit des Unternehmens 
vom Mimiſterium für öffentliche Arbeiten anerkannt 
wurde und die Vorausſetzungen dieſer Anerkennung in 
ſtatutariſcher und tatſächlicher Beziehung fortdauern, 
worüber erforderlichenfalls dasſelbe Miniſterium zu 
erkennen hat. 

In formeller Hinſicht iſt bezüglich des Ausſpruches 
des genannten Miniſteriums in der Frage der Gemein⸗ 
nützigkeit Folgendes zu beachten: 


I. Anerkennung der Gemeinnützigkeit. 


1. Bei der erſtmaligen Bemeſſung der Erwerb⸗ 
ſteuer für eine Bauvereinigung nach dem Geſetze vom 
28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, iſt zu unterſcheiden: 


a) Bei Bauvereinigungen, welche ſich darüber aus⸗ 
weiſen, daß ſie die Bürgſchaft oder ein Darlehen 
aus dem Staatlichen Wohnungsfürſorgefonds für 
Kleinwohnungen genießen, kann von einer be⸗ 
ſonderen Beſtätigung der Gemeinnützigkeit durch 
das Miniſterium für öffentliche Arbeiten im all⸗ 
gemeinen (Punkt 3) Umgang genommen werden; 


b) alle übrigen Bauvereinigungen haben der für die 
Erwerbſteuerbemeſſung zuſtändigen Steuerbehörde, 
abgeſehen von den durch das Perſonalſteuergeſetz 
geforderten Veranlagungsbehelfen, eine Be⸗ 
ſtätigung ihrer Gemeinnützigkeit durch das Mini⸗ 
ſterium für öffentliche Arbeiten vorzulegen. Soferne 
bei der zuſtändigen oder bei einer anderen Steuer⸗ 
behörde eine derartige Beſtätigung bereits erliegt, 
genügt die Berufung auf dieſelbe; es bleibt jedoch 
der zuſtändigen Steuerbehörde unbenommen, 
nötigenfalls auf der Beibringung zum mindeſten 
einer beglaubigten Abſchrift der bei einer anderen 
Steuerbehörde erliegenden Beſtätigung zu beſtehen. 


2. Für ſpätere Erwerbſteuerbemeſſungen bedarf 
es nicht einer neuerlichen Beſtätigung der Gemein⸗ 
nützigkeit; es wird ſich jedoch empfehlen, die Bau⸗ 
vereinigung jedesmal ausdrücklich zu befragen, ob ſie 
die Steuerbegünſtigungen des Geſetzes vom 28. De⸗ 
zember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, in Anſpruch nehme, 
es ſei denn, daß eine ſolche Anfrage nach dem Inhalte 
des Bekenntniſſes überflüſſig erſcheint. Auch iſt hier 
der nachſtehende Punkt 3 zu beachten. 


3. Sind der Steuerbehörde Umſtände bekannt, 
welche die Gemeinnützigkeit einer Bauvereinigung 


trotz der diesbezüglich vorliegenden Beſtätigung (Punkt 1) 
als zweifelhaft erſcheinen laſſen, ſo hat ſie hievon 
unter Aufſchub der Erwerbſteuerbemeſſung (Punkt 1 
und 2) ſofort der nach dem Sitze der Bauvereinigung 
zuſtändigen, zur Unterſtützung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten in Ausübung deſſen Überwachungs⸗ 
rechtes berufenen politiſchen Bezirksbehörde I. Inſtanz 
Mitteilung zu machen. Letztere Behörde wird im Falle 
der Verletzung oder Umgehung der Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242, 
und des hierzu erlaſſenen Statutes hierüber im, Wege der 
politiſchen Landesbehörde an das Miniſterium für 
öffentliche Arbeiten zu berichten haben. 


H. Aberkennung der Gemeinnützigkeit. 


So wie die Zuerkennung iſt auch die Aberkennung 
der Steuerbegünſtigungen des Geſetzes vom 28. De⸗ 
zember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, formell von dem Aus⸗ 
ſpruche des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten in der 
Frage der Gemeinnützigkeit einer beſtimmten Bau⸗ 
vereinigung abhängig. Solange alſo die Steuerbehörde 
die Aberkennung der Steuerbegünſtigungen nicht auf 
eine den gemeirmützigen Charakter der Bauvereinigung 
negierende Erledigung dieſes Miniſteriums ſtützen kann, 
hat eine Anderung bereits durchgeführter Steuer⸗ 
bemeſſungen in dieſer Hinſicht zu unterbleiben, es ſei 
denn, daß die Partei ſelbſt durch eine früher erſtattete 
Meldung von der Verwirkung der Steuerbegünſtigungen 
eine Anderung der durchgeführten Steuerbemeſſung 
ermöglicht. f 


III. Mitwirkung der Steuerbehörden bei der Evidenz⸗ 
haltung der gemeinnitzigen Bauvereinigungen. 


Sämtliche gemeinnützige Bauvereinigungen ohne 


Unterſchied, ob fie eine Unterſtütung aus dem Staat⸗ 
lichen Wohnungsfürſorgefonds genießen oder nicht, 
werden vom Miniſterium für öffentliche Arbeiten in 
Evidenz geführt. Hierin haben die Steuerbehörden das 
genannte Miniſterium im Rahmen ihres Steuer⸗ 
veranlagungsgeſchäftes zu unterſtützen, indem ſie ins⸗ 
beſondere alle wahrgenommenen, im Sinne der 
beſtehenden Vorſchriften die Gemeinnützigkeit des 
Unternehmens ausſchließenden Umſtände auf dem sub 
Punkt I, 3 dieſes Artikels vorgezeichneten Wege dieſem 
Miniſterium zur Kenntnis bringen. 


Auf demſelben Wege wird auch umgekehrt den 
Steuerbehörden die Mitteilung von der Aberkennung 
der Gemeinnützigkeit einer beſtimmten Bauvereinigung 
durch das Miniſterium für öffentliche Arbeiten zukommen. 
Die Aberkernung der Gemeinnützigkeit wird von dieſem 
Miniſterium auch dem Finanzminiſterium zur Kenntnis 
gebracht werden. f 

Im übrigen haben ſich die Steuerbehörden durch 
gegenſeitige Mitteilung aller in der Frage der Gemein⸗ 
nützigkeit einer beſtimmten Bauvereinigung, ſei es bei 
der Erwerbſteuer —, ſei es bei der Gebäudeſteuerver⸗ 


anlagung oder bei anderen Anläſſen gemachten Wahr⸗ 
nehmungen zu unterſtützen. 


Artikel 3. 


Wenn das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
kraft des ihm übertragenen Aufſichtsrechtes ausipricht, 
daß bei einer Bauvereinigung die Vorausetzungen der 
Gemeinnützigkeit nicht mehr zutreffen, ſo iſt die Bau⸗ 
vereinigung von dem Tage angefangen, an welchem 
die dieſem Ausſpruche zugrundeliegenden Tatſachen 
eingetreten find, falls aber dieſer Tag nicht feſtſtellbar 
iſt, von dem Tage angefangen, an welchem der gedachte 
Ausſpruch erfolgt iſt, nicht mehr als gemeinnützig zu 
behandeln. 


* 


Artikel 4. 


As Verwandelt ſich eine bisher nach den allgemeinen 
Grundſätzen des II. Hauptſtückes des Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes ſteuerpflichtige Bauvereinigung in eine ſolche, 
der die Begünſtigungen des Geſetzes vom 28. Dezember 
1911, R. G. Bl. Nr. 243, zukommen, oder umgekehrt, ſo 
ſind auf dieſe Fälle die Vorſchriften des Artikels 63 der 
Vollzugsvorſchrift zum II. Hauptſtücke des Perſonal⸗ 
ſteuergeſetzes anzuwenden, jedoch mit der Modifikation, 
daß die bisher vorgeſchrieben geweſene Steuer ſchon 
mit dem Beginne der neuen Beſteuerung in Abfall zu 
bringen iſt. 


Zu $ 2 des Geſeßes (Nachverſtenerung 
von Reſerven gemäß 5 96 P. St. G.). 


Artikel 5. 


Bei gemeinnützigen Bauvereinigungen, welche ihre 
Rechtsform ändern (zum Beispiel durch die Umwandlung 
einer Baugenoſſenſchaft in eine Baugeſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung und dergleichen) oder welche im Wege 
der Fuſion von einer anderen derartigen Bauvereinigung 
aufgenommen werden, iſt gemäß § 2 des Geſetzes vom 
28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, von einer 
Nachverſteuerung der Reſerven aus dieſem Anlaſſe dann 
Umgang zu nehmen, wenn der gemeinnützige Charakter 
auch der durch die Umwandlung oder Fuſion gebildeten 
Bauvereinigung gewahrt bleibt und wenn zufolge der 
Statuten dieſer Bauvereinigung eine Abänderung ihrer 
den Charakter der Gemeinnützigkeit begründenden 
Beſtimmungen nur mit Zuſtimmung des Miniſteriums 
für öffentliche Arbeiten zuläſſig iſt. In ſolchen Fällen 
werden alſo die neuen Bauvereinigungen unverweilt 
zur Beibringung einer Beſtätigung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten gemäß der zitierten Geſetzesſtelle 
zu verhalten ſein. 


Artikel 6. 


Wenn das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
kraft ſeines Aufſichtsrechtes nachträglich ausspricht, daß 


bei der durch die Umwandlung oder Fuſion gebildeten 
Bauvereinigung die Vorausſetzungen der Gemein⸗ 
nützigkeit nicht mehr zutreffen, fo wird die Be günſtigung 
des § 2 des Geſetzes verwirkt und es iſt — ſoweit im 
ührigen die geſetzliche Grundlage hierfür gegeben 
erſcheint — mit der Nachverſteuerung der Reſerven 
nach $ 96 vorzugehen. 


Zaleski m. p. Truka m. p. 


1614. 
Geſetz vom 23. Juli 1912, 


betreffend die Behandlung von Zuſchlags⸗ 
erhöhungen als Abzugspoſt bei Bemeſſung 
der Hauszinsſteuer. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrates 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8 1. 


Von dem gemäß 8 3 des Gebäudeſteuerpatentes 
vom 23. Februar 1820 der Verſteuerung zu unter 
ziehenden wirklichen oder möglichen Zinsertrage iſt 
jener Bruchteil als Abzugspoſt auszuſcheiden, welcher 
durch allfällige Erhöhung der Zuſchläge zur Hauszins⸗ 
ſteuer über das mit Ende 1911 geltende Maß auf⸗ 
gezehrt wird. 

Doch bleiben ſolche Erhöhungen der Zuſchläge, 
welche etwa auf Grund beſonderer geſetzlichen Beſtini⸗ 
mungen aus Anlaß der Herabſetzung des Ausmaßes 
der Realſteuern durch Einrechnung des Nachlaſſes in 
den Steuerfuß als bloß nominelle Erhöhungen vor⸗ 
geſehen werden ſollten, außer Betracht. 


8 2. 

Die Ermittlung der Abzugspoſt erfolgt von dem 
nach Abrechnung der im Sinne der beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften für Nebenleiſtungen zuläſſigen Abzüge ſich 
ergebenden Bruttozinſe (8 6 des Geſetzes vom 9. Fer 
bruar 1882, R. G. Bl. Nr. 17). « ö 

Hierbei ift jenes Zuſchlagsprozent in Betracht 
zu zichen, welches in dem dem Steuerjahre, beziehungs⸗ 
weiſe der Steuerperiode vorangegangenen Kalender⸗ 


jahre, beziehungsweiſe in dem größeren Teile dieſes 
Kalenderjahres maßgebend war, bei gleichen Teilen 
des Kalenderjahres der höhere Zuſchlagsprozentſatz. 

Unter dem Titel der Abzugspoſt dürfen nicht mehr 
als 20 Prozent des im 8 1 bezeichneten Zinsertrages 
in Abzug gebracht werden. 

Die Abzugspoſt iſt in der Weiſe auf ganze Pro⸗ 
zente des Zinſes abzurunden, daß Beträge über 0˙5 
auf ein volles Prozent erhöht, Beträge von 0˙5 und 
darunter ganz vernachläſſigt werden. 


8 3. 


Die näheren Weiſungen über die Ermittlung 
der Höhe der Abzugspoſt ſind im Verordnungswege 
zu erlaſſen; zugleich find Tabellen, aus welchen die 
im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen berechnete 
Abzugspoſt für jede Krone des Zinſes entnommen 
werden kann, kundzumachen. 


8 4. 

Hat in Fällen der Eingemeindungen, beziehungs⸗ 
weiſe der Bildung neuer Ortsgemeinden in der ver⸗ 
größerten oder neugebildeten Gemeinde an Stelle der 
in einzelnen Teilen bis dahin verſchiedenen Zuſchlags⸗ 
prozente künftig ein einheitliches Zuſchlagsprozent zu 
gelten, ſo iſt für die Berechnung der Abzugspoſt in 
der ganzen Gemeinde von jenem Zuſchlagsprozente 
auszugehen, welches in dem Teile mit der höchſten 
Einwohnerzahl mit Ende 1911 in Geltung ſtand. 


8 5. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit und iſt zum erſten Male 
auf die Steuerbemeſſungen für das Steuerjahr 1913 
anzuwenden. 

8. 6. 


Mit deut Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein 
Finanzminiſter betraut. 


Bad Iſchl, am 23. Juli 1912. 


Franz Joſeph m. p. 
Stürgkh m. p. Zaleski m. p. 


5. 
Geſetz vom 3. Jänner 1913, 


betreffend Steuer⸗ und Gebührenerleichterun⸗ 
gen für Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften und Vorſchußkaſſen. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichs⸗ 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Steuerrechtliche Bestimmungen. 

Das Geſetz vom 25. Oktober 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, betreffend die direkten Perſonalſteuern, erfährt 
folgende Abänderungen, beziehungsweiſe Ergänzungen: 


Der 8 84, lit. e, hat in Hinkunft zu lauten: 


e) Die Kredit⸗ und Vorſchußvereine (Spar⸗ 
und Darlehenskaſſen), deren Satzungen den Anforde⸗ 
rungen des 8 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1889, 
R. G. Bl. Nr. 91, entſprechen, ſowie Verbände 
ſolcher Kredit- und Vorſchußvereine zum Zwecke der 
Beſorgung des Geldausgleiches ihrer Mitglieder, 
ſofern ſie als regiſtrierte Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften errichtet ſind und ſtatutenmäßig und 
tatſächlich ihren Geſchäftsbetrieb auf die Durchführung 
dieſer Aufgabe ſowie im Sinne des 8 85 auf ihre 
Mitglieder beſchränken, die Geſchäftsanteile nicht höher 
als mit 4 Prozent verzinſen und die Überfchüffe 
dem Reſervefonds, woran den Mitgliedern kein Anteil 
zuſteht, zuweiſen. 


Sofern der Geldausgleich zwiſchen den vorbe⸗ 
zeichneten Kredit⸗ und Vorſchußvereinen ſowie den 
nach lit. f dieſes Paragraphen erwerbſtenerfreien Ge⸗ 
noſſenſchaften durch ein Landesinſtitut beſorgt wird, 
das ſeinen Geſchäftsbetrieb nach den für dasſelbe 
geltenden Vorſchriften und tatſächlich auf die Durch⸗ 
führung dieſer Aufgabe beſchränkt und daher insbe- 
ſondere, abgeſehen von einer ſinngemäßen An⸗ 
wendung der Beſtimmung des 8 85, It. a und f, 
keinerlei Kreditgeſchäfte mit anderen Perſonen, als 
den bezeichneten Genoſſenſchaften betreibt, kommt einem 
ſolchen Landesinſtitute die gleiche Erwerbſtener⸗ 
freiheit zu. 

8 84, lit. f, hat in Hinkunft zu lauten: 


) Die Genoſſenſchaften und ſonſtigen Vereini⸗ 
gungen von Landwirten zur gemeinſchaftlichen Be- 
ſchaffung von Saatgut, Düngemitteln, Maſchinen und 
Geräten oder anderen landwirtſchaftlichen Produktions⸗ 
erforderniſſen, zur Hebung der Viehzucht (Viehzucht⸗ 
genoſſenſchaften, Stierhaltungsgenoſſenſchaften, Weide⸗ 
genoſſenſchaften, Viehverſicherungsvereine ꝛc.) oder zur 
gemeinſamen Förderung anderer landeskultureller 
Zwecke, ſofern dabei die Verteilung von Rein⸗ 


erträgniſſen ſtatutenmäßig ausgeſchloſſen iſt und auch 
tatſächlich nicht ſtattfindet, ferner derartige Vereini⸗ 
gungen zur gemeinſchaftlichen Verarbeitung und Ver⸗ 
wertung der ſelbſtgewonnenen landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe der Teilnehmer, jedoch mit denſelben Ein⸗ 
ſchränkungen, welchen die Befreiung des einzelnen 
Landwirtes von der allgemeinen Erwerbſteuer nach 
9 2 unterliegt. 


Auch Verbände derartiger Genoſſeuſchaften 
und Vereinigungen, welche die bezeichneten Zwecke 
unter den gleichen ſtatutenmäßigen und tatſächlichen 
Bedingungen verfolgen oder unter ſtatutenmäßiger 
und tatſächlicher Beſchränkung der Verzinſung ihrer 
Geſchäftsanteile auf höchſtens 4 Prozent den Geldaus⸗ 
gleich zwiſchen den ihnen angehörigen Verbands⸗ 
genoſſenſchaften beſorgen, find, ſofern fie als registrierte 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften errichtet ſind 
und ihren Geſchäftsbetrieb im Sinne des 8 85 auf 
ihre Mitglieder beſchränken, von der Beſteuerung aus⸗ 
genommen. j 


Der erſte Abſatz des 8 85 hat in Hinkunft zu 
lauten: 

Die im 8 83, IIa, bezeichneten Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, welche, auf dem Prinzipe 
der Selbſthilfe beruhend, ihren Geſchäftsbetrieb ſtatuten⸗ 
mäßig und tatſächlich auf ihre eigenen Mitglieder be⸗ 
ſchränken, dann die im 8 83, II d und e, bezeichneten 
Vorſchußkaſſen genießen im Sinne der 88 92, 94, 95, 
100 und 116 eine begünſtigte Behandlung. Wenn 
der im Sinne der nachfolgenden Beſtimmungen ermit- 
telte Reinertrag 1200 K nicht überſteigt, ſind ſie 
von der Steuerpflicht gänzlich befreit. 


Im zweiten Abſatz desſelben Paragraphen wird 
das folgende Alinea beigefügt: 


f) Wenn ein dem Geſetze vom 9. April 1873, 
R. G. Bl. Nr. 70, gemäß als Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaft regiſtrierter Genoſſenſchaftsver⸗ 
band im Auftrage und für Rechnung ſeiner Verbands⸗ 
genoſſenſchaften mit Mitgliedern derſelben geſchäft⸗ 
lichen Verkehr pflegt. 

Die Begünſtigung geht nicht verloren, wenn Mit⸗ 
glieder von den im letzten Bilanzjahre eingezahlten 
Geſchäftsanteilen ſtatutenmäßig keinen Gewinn (Divi⸗ 
dende) beanſpruchen können. 


Im 8 94 hat zu lit. e der folgende Abſatz hinzu⸗ 
zukommen: i 

Die geleifteten Zinſen der gegen hypothekariſche 
Sicherſtellung, jedoch nicht gegen Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen aufgenommenen Kapitalien bilden bei Be⸗ 
meſſung der Erwerbſteuer der nach 8 85 begünſtigten 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und Vor⸗ 
ſchußkaſſen eine zuläſſige Abzugspoſt. 


Lit. e desſelben Paragraphen hat künftig zu 
lauten: 


e) Zu Spenden, Geſchenken und anderweitigen 
Widmungen, außer wenn dieſelben durch den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb erfordert oder von einer der nach 8 85 
begünftigten Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
und Vorſchußkaſſen Perſonen und Anſtalten, welche 
der Genoſſenſchaft ſelbſt nicht angehören, zugewendet 
werden; dagegen dürfen unentgeltliche Zuwendungen 
an Genoſſenſchafter oder deren Familienglieder die 
Beſteuernngsgrundlage nicht ſchmälern. Remunera⸗ 
tionen, welche den Angeſtellten der Unternehmung für 
ihre derſelben geleiſteten Dienſte ſowie Krankenbeiträge, 
welche den Angeſtellten oder ihren Familien gewährt 
werden, gelten als durch den Geſchäftsbetrieb erforderte 
Auslagen. 


Im 8 95, lit. e, find nachfolgende Worte an- 
zufügen: 

„ferner Subventignen, die vom Staate, einem 
Lande oder anderen öffentlichen Korporationen den 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zugewendet 
werden.“ 


Im 8 95 kommt im erſten Abſatze als weiterer 
Punkt hinzu: N 

J) bei den nach 8 85 begünſtigten Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften die mit ihrer Errichtung im 
erſten Jahre ihres Beſtandes verbundenen Auslagen. 


Wenn dieſe Auslagen in der Form eines Vor⸗ 
trages in die Bilanz aufgenommen wurden, ſo werden 
Abſchreibungen an dieſem in den erſten fünf Jahren 
des Beſtandes der Genoſſenſchaft als Abzugspoſt zu- 
gelaſſen. 


Im 8 100 treten an Stelle des Abſatzes 11 
künftig die folgenden Abſätze: 

Für die im Sinne des $ 85 begünſtigten 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und Vor⸗ 
ſchußkaſſen gilt, ſofern ſie nicht nach dem erſten Ab⸗ 
ſatze des 8 85 von der Erwerbſteuer befreit ſind, 
folgender nach der Höhe des ſteuerpflichtigen Rein⸗ 
ertrages abgeſtufter Steuerfuß: 


bei einem Reinertrage bis ein- 
ſchließlich 2800 K 

bei einem Reinertrage von mehr 
als 2800 K bis einſchließlich 5000 K 3 5 


bei einem Reinertrage von mehr als 
5000 K bis einſchließlich 40.000 K 3½ „ 


bei einem Reinertrage von über 
40.000 K bis einſchließlich 100.000 K 4 5 
nud über 100.000 K 5 " 


Für ſolche Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, bei welchen die Vorausſetzungen für die 
begünſtigte Behandlung nach § 85 nicht zutreffen, 
gilt, inſolange ihr Geſchäftsbetrieb ſich innerhalb der 
geſetzlichen und ſtatutenmäßigen Grenzen hält, fol- 


2˙5 Prozeut, 


gender nach der Höhe des ſteuerpflichtigen Rein⸗ 
ertrages abgeſtufter ermäßigter Steuerfuß: 
bei einem Reinertrage bis ein- 


ſchließlich 2800 K 4 Prozent, 


5 bei einem Reinertrage von mehr 
als 2800 K bis einſchließlich 5000 K 5 „ 


bei einem Reinertrage von mehr 
als 5000 K bis einſchließlich 10.000 KE 6 „ 


bei einem Reinertrage von mehr 
als 10.000 K bis einſchließlich 20.000 K 8 „ 


und bei einem Reinertrage von 
mehr als 20.000 K . . 10 „ 


Die Steuer nach den beiden vorſtehenden Ab- 
ſätzen iſt mit der Maßgabe zu bemeſſen, daß von dem 
Betrage des ſteuerpflichtigen Reinerträgniſſes einer 
höheren Stufe nach Abzug der Steuer niemals weniger 
erübrigen darf, als von dem höchſten Reinertrage der 
nächſt niedrigeren Stufe nach Abzug der auf ihn ent⸗ 
fallenden Stener erübrigt. 


§ 125, Punkt 6, hat künftig zu lauten: 

„6. Die nach 8 84, lit. e, von der Erwerb⸗ 
ſteuer befreiten Kredit⸗ und Vorſchußvereine, Ver⸗ 
bände und Landesinſtitute, ſowie die im Sinne des 
8 85, Abſatz 1, von der Erwerbſteuer befreiten Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchuß⸗ 
kaſſen.“ 


Artikel II. 
Gebührenrechtliche Beſtimmungen. 


Den Mitgliedern eines Verbandes von Erwerbs- 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, welcher dem Geſetze 
vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, gemäß als 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft regiſtriert iſt, 
ſind in Abſicht auf die Anwendung der die Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften betreffenden gebühren⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen die Mitglieder der Ver⸗ 
bandsgenoſſenſchaften inſoweit gleichzuachten, als der 
Verband mit ihnen im Auftrage und für Rechnung 
der Verbandsgenoſſenſchaft geſchäftlichen Verkehr 
pflegt. A 

Der Genoſſenſchaftsvertrag der Kredit⸗ und 
Vorſchußvereine (Spar- und Darlehenskaſſen), deren 
Satzungen den Anforderungen des § 1 des Geſetzes 
vom 1. Sum 1889, R. G. Bl. Nr. 91, entſprechen, 
ſowie die Empfangsbeftätigungen über die ſtatuten⸗ 
mäßigen Einlagen ihrer Mitglieder, über die von dieſen 
Vereinen an ihre Mitglieder ausgezahlten Zinſen der 
Geſchäftsanteile und über Kapitalsrückzählungen auf 
ſlatutenmäßige Einlagen ihrer Miiglieder find, unbe: 
ſchadet der Beſtimmung des 8 3, letzter Abſatz, des 
Geſetzes vom 21. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 87, 
bon den Stempel⸗ und unmittelbaren Gebühren 
befreit. 


Auf Verbände, welche ausſchließlich aus Kredit⸗ 
und Vorſchußvereinen (Spar- und Darlehenskaſſen) 
beſtehen, deren Satzungen den Anforderungen des $ 1 
des Geſetzes vom 1. Juni 1889, R. G. Bl. Nr. 91, 
entſprechen, finden bei Zutreffen der im § 84, lit. e, 
erſter Abſatz, des Geſetzes vom 25. Oktober 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, in der Faſſung des Artikels J 
angeführten Vorausſetzungen die in den Geſetzen vom 
1. Juni 1889, R. G. Bl. Nr. 91, und vom 11. Juni 
1894, R. G. Bl. Nr. 111, dann die im vorhergehenden 
Abſatze vorgeſehenen Begünſtigungen ſinngemäße An⸗ 
wendung. Hierbei ſind den Mitgliedern des Verbandes 
die Mitglieder ſeiner Verbandsgenoſſenſchaften inſo⸗ 
weit gleichzuachten, als der geſchäftliche Verkehr des 
Verbandes mit den Mitgliedern der Verbands- 
genoſſenſchaften im Auftrage und für Rechnung der 
letzteren erfolgt. 

Wenn die im 8 84, lit. e, zweiter Abſatz, des 
Geſetzes vom 25. Oktober 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
in der Faſſung des Artikels I angeführten Landes- 
anſtalten unter Beobachtung der daſelbſt feſtgeſetzten 
Bedingungen den Kredit- und Vorſchußvereinen der 
im vorhergehenden Abſatze bezeichneten Art Darlehen 
gewähren, fo finden auf die von dieſen Kredit- und 
Vorſchußvereinen ausgeſtellten Schuldſcheine über 


ſolche Darlehen und auf die in derartigen Schuld- 
ſcheinen eingeräumten Bürgſchaften, ferner auf die 
Empfangsbeſtätigungen der Landesanſtalt über die 
von den Kredit⸗ und Vorſchußvereinen gezahlten Dar- 
lehenszinfen und rückgezahlten Darlehensſummen die 
Beſtimmungen des Artikels I und des Artikels II, 
8 5, lit. b, des Geſetzes vom 11. Juni 1894, 
R. G. Bl. Nr. 111, dann der 88 3 und 5 des 
Gefetzes vom 1. Juni 1889, R. G. Bl. Nr. 91, 
ſinngemäße Anwendung. E 


Artikel III. 
Die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes beginnt mit 
1. Jänner 1912. 


Artikel IV. 


Mit der Durchführung dieſes Geſetzes wird Mein 
Finanzminiſter betraut. 


Wien, am 3. Jänner 1913. 


Franz Joſeph m. p. 
Stürgkh m. p. Zaleski m. p. 


Free 


Jahrgang 1913. 


Reichsgeſetzblatt 


für die 


im Keichsrale vertretenen Königreiche und Pänder. 


XXVII. Stück. — Ausgegeben und verſendet am 1. April 1913. 


Inhalt: (12 50-52.) 50. Geſetz, womit das Geſetz vom 11. Februar 1893, betreffend die Enteignung zum Zwecke der 
Regulierung des Aſſanierungsrayons ber königlichen Hauptſtadt Prag, neuerlich abgeändert wird. — 51. Verordnung, 
betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen der Durchführungsvorſchrift zum Zolltarifgeſetze vom 13. Februar 


1906 und der Erläuterungen zum Zolltarife. — 52. 


Verordnung, betreffend die Einführung der öſterreichiſchen 


Markenſchutzgeſetze bei den k. u. k. Konſulargerichten und die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit der Konſulargerichte 
auf die ſelbſtändige Judikatur über die Vergehen gegen dieſe Geſetze. 


50. | 
Geſetz vom 24. März 1913, 
womit das Geſetz vom 11. Februar 1893, 


Artikel II. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes, das mit dem 
Tage ſeiner Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, ſind 
Meine Miniſter des Innern, der Juſtiz, der Finanzen 


R. G. Bl. Nr. 22, betreffend die Enteignung und für öffentliche Arbeiten beauftragt. 


zum Zwecke der Regulierung des Aſſaniec⸗ 
rungsrayons der königlichen Hauptſtadt 
Prag, neuerlich abgeändert wird. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichs⸗ 


rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


An Stelle des 8 1, Abſatz 1, des Geſetzes vom 
11. Februar 1893, R. G. Bl. Nr. 22, in der Faſſung 
des Geſetzes vom 17. April 1903, R. G. Bl. 
Nr. 88, hat nachfolgende Beſtimmung zu treten: 


§ 1, Abſatz 1. 


Zum Zwecke der Regulierung des in 8 2 dieſes 
Geſetzes bezeichneten Aſſauierungsrayons der könig⸗ 
lichen Hauptſtadt Prag nach dem genehmigten Lager 
plane wird der Stadtgemeinde Prag bezüglich der im 
Aſſanierungsrayon befindlichen Liegenſchaften das 
Enteignungsrecht in dem vollen durch § 365 a. b. 
G. B. zugelaſſenen Umfange bis zum 7. April 1923 
eingeräumt. 


Wien, am 24. März 1913. 
Franz Joſeph m. p. 
Stürgkh m. p. Hochenburger m. p. 
Zaleski m. p. Heinold m. p. 
Truka m. p. 


90. 
nomachung des Finanzminiſteriums 
vom 21. Mai 1913, 


betreffend die Errichtung einer Zolleypofitur 
für Poſtgüter im neuen Gebäude deß k. u. k. 
Militärpoſtamtes in Sarajevo. 


Nach einer Mitteilung des k. u. J gemeinſamen 
Finanzminiſtertums wurde im neue Gebäude des 
k. u. k. Militärpdſtamtes in Sarajevo ine Zollexpoſitur 
für Poſtgüter den Hauptzollamtes J Klaſſe in Sara⸗ 
jevo errichtet und \mit den Befugkiſſen eines Haupt⸗ 
zollamtes I. Klaſſe Nusgeſtattet., 

Dieſe Erpofitun hat ihr Tätigkeit am 1. Mai 
1913 aufgenommeu. 


Baleski m. p. 


Kundmachung des Jimanzminiſteriums 


vom 


teueramte in Gmunden 
vom 1. Juni bis Ende 


Zollabfertigungsſtelle errichtet. 
Im laufenden Jahre iſt dieſe Zollabferkgungs⸗ 
ftefle ausnahmsweiſe ſchon am 2. Mai aktiviert 


92. 


Aollzugsverordnung des Finanzmini- 
ſteriums vom 25. Mai 1913 


zu den ſteuerrechtlichen Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 3. Jänner 1913, R. G. Bl. 
Nr. 5, betreffend Steuer ⸗ und Gebühren⸗ 
erleichterungen für Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchufkaſſen. 


Artikel 1. 


Im Hinblicke auf 8 84, lit. e und f, P. St. G., 
in der Faſſung des Geſetzes vom 3. Jänner 1913, 
R. G. Bl. Nr. 5, wonach unter gewiſſen Bedingungen 
für erwerbſteuerfrei erklärt werden: 


a) Verbände ſolcher Kredit⸗ und Vorſchußvereine, 
deren Satzungen den Anforderungen des § 1 des 
Geſetzes vom 1. Juni 1889, R. G. Bl. Nr. 91, 
entſprechen (8 84, lit. e), 


b) Verbände der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften und der ſonſtigen Vereinigungen von 
Landwirten (8 84, lit. f) —, 


findet das Finanzminiſterium anzuordnen, daß auch 
gemeinſame Verbände der hier (a und b) genannten 
Genoſſenſchaften und Vereinigungen erwerbſtenerfrei 
behandelt werden, falls fie den im 8 84, lit. e und f, 
betreffs der Erwerbſteuerfreiheit der Genoſſenſchafts⸗ 
verbände aufgeſtellten Bedingungen entſprechen und 
für die einzelnen Geſchäftszweige inſoweit getrennte 
Rechnungen führen, als dies im gegebenen Falle zur 
Beurteilung der Frage, ob die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen der Steuerfreiheit zutreffen, erforderlich iſt. 

Der Befreiung von der Erwerbſteuer ſteht es 
nicht im Wege, wenn die Verbände neben den im Ge⸗ 
ſetze augeführten Zwecken auch noch die Aufgabe haben, 
die Reviſion ihrer Mitgliedgenoſſenſchaften oder ähn⸗ 
liche ertragloſe Funktionen auszuüben. 


Artikel 2. 


Die Anordnungen der Vollzugsvorſchrift zum 
II. Hauptſtücke des Perſonalſteuergeſetzes vom 18. Mai 
1897, R. G. Bl. Nr. 124, und der hierzu erlaſſenen 
Nachträge werden, ſoweit ſie mit den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 3. Jänner 1913, R. G. Bl. Nr. 5, 
nicht im Einklange ſtehen, hiermit in Anſehung der 
Veranlagungsfälle für das Stenerjahr 1912 und die 
folgenden Steuerjahre außer Kraft geſetzt. 


Zaleski m. p. 


230. 
Berordnung des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen 
mit dem Zinanzminiflerium vom 
30. Oktober 1913, 


betreffend die Gewährung von kündbaren, 


verzius lichen Vorſchüſſen und von kurzfriſti⸗ 


gen Darlehen an gemeinnützige Bauvereini⸗ 
gungen gemäß dem Geſetze vom 1. September 
1913, R. G. Bl. Nr. 197, mit welchem das 
Geſetz vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 
Nr. 244, über die ſtaatliche Förderung der 
Wohnungsfürſorge abgeändert wurde. 


A. Gewährung von kündbaren verfzins⸗ 
lichen Borfchüffen. 


Artikel 1. 


Porausfeßungen für die Gewährung ſolcher 
Dorſchüſſe. 


Einer gemeinnützigen Bauvereinigung (8 4 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. Nr. 242 — 
im folgenden als „Wohnungsfürſorgefondsgeſetz“ be⸗ 
zeichnet) kann zum Zwecke der Ergänzung ihrer eigenen 
Mittel auf die im Statut des Staatlichen Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds für Kleinwohnungen, R. G. Bl. Nr. 28 
vom 9. Februar 1912 lim folgenden bezeichnet mit 
„W. F. St.“), Artikel 16 B, geforderte Höhe ein Vor⸗ 
ſchuß nach Maßgabe der Beſtimmungen des $ 2 des 
Geſetzes, jedoch nur ausnahmsweiſe und unter den 
nachſtehenden Vorausſetzungen gewährt werden: 


1. Wenn die zuſtändige politiſche Bezirks behörde 
beſtätigt, daß an dem Orte eine Wohnungsnot beſteht; 


2. wenn die gemeinnützige Bauvereinigung in 
glaubhafter Weiſe darlegt, daß ſie zur Abhilfe der an 
einem Orte herrſchenden Wohnungsnot gendtigt ift, 
zugunſten ihrer Mitglieder einen Bau zu errichten, zu 
deſſen Inangriffnahme ihre eigenen Mittel nicht aus⸗ 
reichen; 

3. wenn der gemeinnützigen Bauvereinigung eine 
mittelbare oder unmittelbare Kredithilfe nach 8 4 des 
Wohnungsfürſorgefondsgeſetzes auf Grund der gemäß 
Artikel 15, Zahl 3, 4, 5, 11, 12 des W. F. St. vor⸗ 
gelegten Belege zugeſichert worden iſt; 


4. wenn die Statuten, die Anzahl der Mit⸗ 
glieder, die Höhe der von dieſen gezeichneten Anteile, 


gegebenenſalls die fonfligen Vermögensbelege es ficher- 


ſtellen, daß die gemeinnützige Bauvereinigung längſtens 
innerhalb ſechs Jahren, gerechnet vom Zeitpunkte der 
Vorſchußgewährung, das geſamte nötige eigene Ver⸗ 
mögen (Artikel 16 B des W. F. St.) durch weitere 
Einzahlungen ihrer Mitglieder voll zur Verfügung 
haben wird. Anch muß aus der Geſamtlage der gemein- 
nützigen Bauvereinigung im Verhältnis zu ihrem Bau⸗ 
projekte einwandfrei erſichtlich fein, daß die Prosperität 
des Unternehmens außer Zweifel ſteht; 


5. wenn fie zur Durchführung des Banuprojektes 
über ein eigenes Vermögen von wenigſtens fünf Pro⸗ 
zent der geſamten Geſtehungskoſten verfügt und dieſes 
für das Banprojeft aufwendet. 


Über Geſuche inn Gewährung eines ſolchen Vor- 
ſchuſſes entſcheidet das Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium 
nach freiem Ermeſſen. 


Artikel 2. 
Höhe des Porfchuffes. 


Die Höhe des Vorſchuſſes richtet ſich nach dem 
Verhältniſſe, das zur Zeit der Inangriffnahme des 
Baues zwiſchen den vorhandenen und dem nach dem 
W. F. St. erforderlichen eigenen Vermögen der 
gemeinnützigen Bauvereinigung beſteht. 

Mehr als fünf Zehntel des erforderlichen eigenen 
Vermögens darf der Vorſchuß nicht betragen. 

Über jeden Vorſchuß iſt eine Schuldurkunde 
auszustellen; die Unterſchriften der Mitglieder der 
Bauvereinigung auf dieſer Schuldurkunde müſſen 
gerichtlich oder notariell beglaubigt ſein. 


Artikel 3. 
Derzinſung und Rückzahlung. 


Dieſe Vorſchüſſe find mit vier Prozent zu ver- 
zinſen. 

Hinſichtlich der Tilgung, welche längſtens inner⸗ 
halb ſechs Jahren erfolgen muß, gelten die beſonderen 
Vereinbarungen mit der Bauvereinigung. Die Zinſen 
wie die Tilgnugsquoten ſind monatlich im nachhinein 
längſtens innerhalb 14 Tagen bei der in der Schuld⸗ 
urkunde bezeichneten Kaſſe einzuzahlen. Die Verpflich⸗ 
tung zur Verzinſung wie zur Tilgung beginnt mit 
dem erſten Tage des auf die Zuzählung der Valuta 
folgenden Monates. Erfolgt eine monatliche Ein⸗ 
zahlung bis einſchließlich des zehnten eines Monates 
nicht, fo hat die Kaffe hievon unmittelbar das Mini- 
fterinm für öffentliche Arbeiten zu verſtändigen. 


Artikel 4. 
Kündigung des Porſchuſſes. 
Die Vorſchüſſe ſind beiderſeits halbjährig künd⸗ 


bar. Das Miniſterium für öffentliche Arbeiten wird 


jedoch innerhalb der im Artikel 3 feſtgeſetzten Tilgungs⸗ 
friſt in der Regel ſo lange nicht kündigen, als die 
Bauvereinigung die monatlichen Einzahlungen regel⸗ 
mäßig leiſtet. Der Fondsverwaltung ſteht das Recht 
zu, den gewährten Vorſchuß, beziehungsweiſe den 
Vorſchußreſt ohne Kündigung ganz oder teilweiſe 
zurückzufordern: 


1. Ju den im Artikel 24 des W. F. St. bezeich⸗ 
ten Fällen; 


2. wenn die Banvereinigung ungeachtet einer 
vorausgegangenen Mahnung mit zwei Monatsraten 
im Rückſtande bleibt. 


Artikel 5. 
Derzugszinſen. 


Sollte die Bauvereinigung ihren Zahlungs⸗ 
verpflichtungen längſtens innerhalb 14 Tagen nach 
Fälligkeit nicht oder nicht vollſtändig nachkommen, fo 
iſt ſie verpflichtet, unbeſchadet der im Artikel 4 feſt⸗ 
geſetzten Folge der Zahlungsſäumnis vom Fälligkeits⸗ 
bis zum Zahlungstage fünf Prozent Verzugszinſen, 
beziehungsweiſe Zinſeszinſen von dem nicht rechtzeitig 
bezahlten Betrage zu vergüten. 


B. Gewährung von Kurffriſtigen 


Darlehen. 
Artikel 6. 

Dorausſetungen für die Gewährung ſolcher 
Darlehen. 


Einer gemeinnützigen Bauvereinigung (8 4 des 
Wohnungsfürſorgefondsgeſetzes) kann zum Zwecke der 
Erſtellung von Kleinwohnungen im Sinne des W. F. St 
ein kurzfriſtiges Darlehen nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des 8 2 des Geſetzes gewährt werden, jedoch 
nur ausnahmsweiſe und unter den nachſtehenden 
Voransſetzungen: 


1. Wenn die Bauvereinigung 


a) nach erfolgter Zuſicherung von Darlehensgebern 
für den erſten und zweiten Satz gemäß Artikel 15, 
Punkt 5, des W. F. St. und nach erfolgter Zuſiche⸗ 
rung der Bürgſchaftsleiſtung des Staatlichen 
Wohnnngsfürſorgefonds für Kleinwohnungen ge⸗ 
mäß 8 4, lit. a, des Wohnungsfürſorgefonds⸗ 
geſetzes und Artikel 12 W. F. St. mit dem Baue 
eines Hauſes bereits begonnen hat und infolge 
einer ohne Verſchulden der Bauvereinigung 
erfolgten Nichteinhaltung dieſer Darlehens⸗ 
zuſicherungen die Fertigſtellung des Hauſes in 
Frage geſtellt wird, oder 


b) mit dem Bane noch nicht begonnen hat, die In⸗ 
angriffnahme desſelben aber infolge eines 


dauernden Bevölkerungszuzuges (zum Beiſpiel 
wegen Errichtung einer größeren Fabriksanlage) 
und des dadurch verurſachten Mangels an Klein⸗ 
wohnungen nötig erſcheint und der Banvereini⸗ 
gung trotz nachweisbarer Bemühungen die not⸗ 
wendige Darlehensbeſchaffung gegenwärtig nicht 
gelungen iſt; 

2. wenn die Rückzahlung des zu gewährenden 
kurzfriſtigen Darlehens innerhalb der im Artikel 8 
vorgeſehenen Friſt durch vorbehaltloſe Erklärungen 
vertrauenswürdiger Darlehensgeber hinſichtlich der 
Gewährung der definitiven Hypothek ſichergeſtellt 
erſcheint. 


Über Geſuche um Gewährung eines ſolchen Dar⸗ 
lehens entſcheidet das Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium 
nach freiem Ermeſſen. 


Artikel 7. 
Böhe des Darlehens. 


Der Betrag des kurzfriſtigen Fondsdarlehens 
darf in der Regel den Betrag des Darlehens, für 
welches die Bürgſchaftsleiſtung des Staatlichen Woh⸗ 
nungsfürſorgefonds für Kleinwohnungen gemäß den 
Beſtimmungen des W. F. St. (bis zu 40 Prozent der 
Geſtehungskoſten des Baues) übernommen werden 
kann, nicht überſteigen. Ausnahmsweiſe kann bei Vor⸗ 
walten ganz beſonderer Verhältniſſe und einer nach⸗ 
gewieſenen Dringlichkeit der Abhilfe gegen Wohnungs⸗ 
not das kurzfriſtige Darlehen auch in einem höheren 
Betrage bewilligt werden, doch darf die im Artikel 11 
des W. F. St. feſtgeſetzte Darlehenshöhe nie über⸗ 
ſchritten werden. 


Artikel 8. 


Sicherſtellung, Perzinſung und Rückzahlung 
des Darlehens. 


Das Darlehen iſt hypothekariſch ſicherzuſtellen. 


Der Zinsfuß des Darlehens wird von der Fonds⸗ 
berwaltung feſtgeſetzt, muß aber mindeſtens um ein 
Viertel Prozent höher ſein als der Zinsfuß jenes 
Darlehens, welches als dauernde Hypothek in Ans⸗ 
ſicht genommen iſt (Artikel 6, Zahl 2). Die Zinſen 
ſind vierteljährlich im vorhinein längſtens innerhalb 
14 Tagen bei der in der Schuldurfunde bezeichneten 
Kaffe einzuzahlen. Die Verpflichtung zur Verzinſung 
beginnt mit dem Zuzählungstage der Valuta. 


Die Rückzahlung des Darlehens hat ſpäteſtens 
nach Ablauf eines Jahres, gerechnet bom Zuzählungs⸗ 
tage der Valuta, bei der in der Schuldurkunde bezeich- 
neten Kaffe zu erfolgen; im Falle rateuweiſer Aus⸗ 
zahlung des Darlehens wird der Beginn dieſer Friſt 
von der Fondsverwaltung beſtimmt. 


Artikel 9. 


Kündigung des Darlehens. 


Das Darlehen kann auch vor Ablauf der im 
Artikel 8 vorgeſehenen Friſt beiderſeits vierteljährig 
gekündigt werden. Das Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten wird jedoch innerhalb der im Artikel 8 vor⸗ 
geſehenen Friſt in der Regel ſo lange nicht kündigen, 
als die Bauvereinigung die Zinſenzahlung regelmäßig 
leiſtet. Der Fondsverwaltung ſteht das Recht zu, das 
Darlehen ohne Kündigung ganz oder teilweiſe in den 
im Artikel 24 W. F. St. bezeichneten Fällen zurück⸗ 
zufordern. 


Artikel 10. 


Berzugszinfen. 

Wenn die Bauvereinigung ihren Verpflichtungen 
längſtens innerhalb 14 Tagen nach Fälligkeit nicht oder 
nicht vollſtändig nachkommt, ſo iſt ſie verpflichtet, un⸗ 
beſchadet der im Artikel 9 feſtgeſetzten Folge der 
Zahlungsſäumnis den Darlehenszinsfuß (Artikel 8, 
Abſatz 2) um ein halb Prozent überſteigende Verzugs⸗, 
beziehungsweiſe Zinſeszinſen von dem nicht recht⸗ 
zeitig bezahlten Betrage zu vergüten. 


Artikel 11. 


Weitere Darlehensbedingungen. 


Im übrigen haben die Beſtimmungen des 
W. F. St. auf die Gewährung kurzfriſtiger Darlehen 
ſinngemäß zur Anwendung zu gelangen. 


Artikel 12. 
Wirkſamkeitsbeginn. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord⸗ 
nung des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium vom 9. Fe⸗ 
bruar 1912, R. G. Bl. Nr. 29, betreffend die Ge⸗ 
währung von kündbaren verzinslichen Vorſchüſſen an 
gemeinnützige Bauvereinigungen gemäß dem Geſetze 
vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 244, über 


die ſtaatliche Förderung der Wohnungsfürſorge, 
außer Kraft. 
Trnka m. p. Engel m. p. 


237. 
Verordnung der Miniſterien der Finan⸗ 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
14. November 1913, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 
ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 
einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 
wohngebauden in Bielitz und Biala ſowie in 
Ergänzung des § 1 der Verordnung vom 
19. März 1903, R. G. Bl. Nr. 68, in Frei⸗ 
ſtadt getroffen werden. 


Auf Grund des 8 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie folgt: 


9 1. 
Die nachbezeichneten Gebiete, und zwar: 


Die Stadt Bielitz und die im politiſchen Bezirke 
Bielitz gelegenen Orte Altbielitz, Batzdorf, Alexander⸗ 
feld, Kamitz, Nikelsdorf und 


die im politiſchen Vezirke Biala gelegenen Orte 
(Gemeinden beziehungsweiſe Gutsgebiete) Biala, 
Lipnik, Komorowice und Mikuszowice 


ſind als Komplexe von Juduſtrieorten anzuſehen, 
in deren Bereiche die Beſtimmungen des § 2, Ab⸗ 
ſatz 2, des eingangs angeführten Geſetzes über die 
Erhöhung der Grenzen für das Jahreseinkommen von 
Bewohnern der Arbeiterwohngebäude um ein Achtel 
Anwendung zu finden haben. 


9 2. 


Zu dem im $ 1 der Verordnung vom 19. März 
1903, R. G. Bl. Nr. 68, angeführten Komplexe von 
Induſtrieorten gehören noch die im politiſchen Bezirke 
Freiſtadt gelegenen Orte Ober⸗Suchau, Mittel⸗Suchau 
und Nieder⸗Suchau. 


8 3. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 


Truka m. p. Engel m. p. 


238. 
Verordnung der Ainiſterien der Finan- 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
14. November 1913, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 

vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 

ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 

einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 

wohngebänden in Bregenz und Feldkirch 
getroffen werden. 


Auf Grund des § 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebände mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie folgt: 


8 1. 
Die nachbezeichneten Gebiete, und zwar: 
Die im politiſchen Bezirke Bregenz gelegenen 


Orte Bregenz, Hard, Hörbranz, Lauterach, Lochau, 
Kennelbach, Rieden, Schwarzach, Wolfurt und 


die im politiſchen Bezirke Feldkirch gelegenen 
Orte Dornbirn, Fuſſach, Höchſt, Hohenems und 
Luſtenau 

find als Komplexe von Induſtrieorten anzuſehen, 
in deren Bereiche die Beſtimmungen des 8 2, Abſatz 2, 
des eingangs angeführten Geſetzes über die Erhöhung 
der Grenzen für das Jahreseinkommen von Bewohnern 
der Arbeiterwohngebäude um ein Achtel Anwendung 
zu finden haben. 


8 2. . 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Truka m. p. Engel m. p. 


239. 
Verordnung der Miniſterien der Finan⸗ 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
14. November 1913, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 
ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 
einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 
wohngebäuden in Brünn ſowie in Ergänzung 


des 
N. 


1 der Verordnung vom 26. April 1904, 
Bl. Nr. 39, in Mähriſch⸗Oſtrau ge⸗ 
troffeu werden. 


8 
G. 


Auf Grund des $ 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Inli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie folgt: 


9 1. 

Die nachbezeichneten Gebiele, und zwar: 

Die im politiſchen Bezirke Brünn gelegenen 
Orte Königsfeld, Huſſowitz, Malomekitz, Schimitz, 
Julienfeld, Löſch, Czernowitz, Leskan, Kumrowig, 
Steinmühle und Sebrowitz N 

ſind als Komplexe von Induſtrieorten anzuſehen, 
in deren Bereiche die Beſtimmungen des § 2, Ab⸗ 
ſatz 2, des eingangs angeführten Geſetzes über die Er⸗ 
höhung der Grenzen für das Jahreseinkommen von 
Bewohnern der Arbeiterwohngebäude um ein Achtel 
Anwendung zu finden haben. 


8 2. 

Zu dem im 8 1 der Verordnung vom 26. April 
1904, R. G. Bl. Nr. 39, angeführten Komplexe von 
Induſtrieorten gehört noch der im politiſchen Bezirke 
Mähriſch⸗Oſtrau gelegene Ort Hrabuwka bei Wit⸗ 
kowitz. 

8 3. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Kund⸗ 

machung in Wirkſamkeit. 


Truka m. p. Eugel m. p. 


240. 
Verordnung der Miniſterien der Finan⸗ 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
14. November 1913, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 

vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 

ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 

einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 

wohngebäuden in Lemberg und Umgebung, 

Krakau, Podgörze und Stanislan getroffen 
werden. 


Auf Grund des $ 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie folgt: 


8 1. 

Die nachbezeichneten Gebiete, und zwar: 

1. die Landeshauptſtadt Lemberg mit den im 
gleichnamigen politiſchen Bezirke gelegenen Orten 
(Gemeinden beziehungsweiſe Gutsgebieten) Znieſienie, 
Zamarſtynoͤw, Kleparöw, Kulparköw, Lewandöwka, 
Krzywczyce, Kozielniki. Leſienice und Sygniöwka, 

2. die Stadt Krakau mit den im politiſchen Be⸗ 
zirke Podgörze gelegenen Orten (Gemeinden bezie— 
hungsweiſe Gutsgebieten) Podgörze, Rydlöwka, Bo- 
narka, Lagiewniki und Borek Falecki, 

3. die im politiſchen Bezirke Stanislan gele⸗ 
genen Orte (Gemeinden beziehungsweiſe Gutsgebiete) 
Stanislau, Kuihinin Wies und Knihinin Kolouia 

find als Komplexe von Induſtrieorten anzuſehen, 
in deren Bereiche die Beſtimmungen des § 2, Ab⸗ 
ſatz 2, des eingangs angeführten Geſetzes über die 
Erhöhung der Grenzen für das Jahreseinkommen von 
Bewohnern der Arbeitermohngebände um ein Achtel 
Anwendung zu finden haben. 


9 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Truka m. p. Engel m. p. 


241. 
Perordunug der Miniſterien der Zinan- 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
14. November 1913, 


mit welcher in Durchführung des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 
ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres- 
einkommens der Bewohner von Arbeiter⸗ 
wohngebäudeu in Tetſcheu ſowie in Ergän⸗ 
zung des § 1 der Verorduung vom 10. Mai 
1906, R. G. Bl. Nr. 96, in Auſſig, Gablonz, 
Pilfen, Reichenberg und Umgebung getroffen 
werden. 


Auf Grund des 8 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Begün⸗ 
ſtigungen für Gebände mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie folgt: 


9 1. 
Die nachbezeichueten Gebiete und zwar: 


Die im politiſchen Bezirke Tetſchen gelegenen 
Orte Tetſchen, Bodenbach, Altſtadt, Mittelgrund, 


Krochwitz, Kriſchwitz, Ulgersdorf, Politz a. E., Biela, 
Bünauburg, Birkigt, Königswald, Eulau, Barken, 
Riegersdorf, Wilsdorf und Malſchwitz ſind als Kom⸗ 
plexe von Induſtrieorten anzuſehen, in deren Bereiche 
die Beſtimmungen des 8 2, Abſatz 2, des eingangs 
angeführten Geſetzes über die Erhöhung der Grenzen 
für das Jahreseinkommen von Bewohnern der 
Arbeiterwohngebäude um ein Achtel Anwendung zu 
finden haben. 


8 2. 
Zu dem im 8 1 der Verordnung vom 10. Mai 
1906, R. G. Bl. Nr. 96, angeführten Komplexe von 
Juduſtricorten gehören noch: 


Zur Zahl 1 der ebenangeführten Verordnung 
die im politiſchen Bezirke Auſſig gelegenen Orte 
Schreckenſtein, Schwaden und Waltirſche, 

zur Zahl 2 der ebenangeführten Verordnung die 
im politiſchen Bezirke Gablonz an der Neiſſe gelegenen 
Orte Reinowitz, Schlag und Joſeſsthal, 

zur Zahl 3 der ebenangeführten Verordnung die 
im politiſchen Bezirke Pilſen gelegenen Orte Lobes 
und Doudlewetz, 

zur Zahl 4 der ebenangeführten Verordnung die 
im politiſchen Bezirke Reichenberg gelegenen Orte 
Eichicht, Katharinberg, Machendorf, Maffersdorf, 
Ratſchendorf und Schwarau. 


83. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Wirkſankeit. ö 


Truka m. p. Engel m. p. 


242. 
Verordnung der Miniſterien der Tinan⸗ 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
14. Aovember 1913, 


mit welcher in Durchführung des Geſcetzes 

vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, Be⸗ 

ſtimmungen über die Bemeſſung des Jahres⸗ 

einkommeus der Bewohner von Arbeiter⸗ 

wohngebäuden in Urfahr in Ergänzung des 

§ 1 der Verordnung vom 19. Mürz 1903, 
R. G. Bl. Nr. 67, getroffen werden. 


Auf Grund des 8 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend Be⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit geſunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie folgt: 


8 1. 


Zu dem im 8 1 der Verordnung vom 19. März 
1903, R. G. Bl. Nr. 67, angeführten Komplexe von 
Induſtrieorten gehört noch der im politiſchen Bezirke 
Urfahr gelegene Ort Steeg. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 


Truka m. p. Engel m. p. 


Jah rgang 1915. 


Keichsgeſehblatt 


für die 


im Beichsrate vertretenen Bönigreiche und Länder. 


CLXXVI. Stück. — Ausgegeben und verfendef am 21. Dezember 1915. 


Inlzalf: ( 375—378.) 375. Verordnung über eine Abänderung des Geſetzes vom 8. Juli 1902, betreffend Ve⸗ 
günſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiterwohnungen. — 376. Verordnung, betreffend die 
Verlängerung von Friſten auf dem Gebiete der Penſionsverſicherung von Angeſtellten. — 377. Verordnung 
über die Regelung des Verkehres mit Mineralölprodukten, Benzol und Teerölen. — 378. Verordnung, betref⸗ 
fend die Feſtſetzung von Höchftpreifen für einige Mineralölprpenkte. 


(Wm pepper 


375. 


Verordnung des Finanzminiſteriums 
und des Miniſteriums für öffentliche 
Arbeiten vom 28. November 1915 


über eine Abänderung des Geſetzes vom 

8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend 

Begünſtigungen für Gebäude mit gefunden 
und billigen Arbeiterwohnungen. 


In Gemäßßheit des Artikels V der Perſonal⸗ 
ſteuernovelle vom 23. Jänner 1914, R. G. Bl. 
Nr. 13, haben im $ 2, erſter Abſatz. lit. a, des 
Geſetzes vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, 
betreffend Begünſtigungen für Gebäude mit geſunden 
und billigen Arbeiterwohnungen, an Stelle der Worte: 
„1200 Kronen“ die Worte: „1600 Kronen“ zu 
treten. 


Truka m. p. Engel m. p. 


Jahrgang 1915. 


Reichsgefehblaft 


für dir 


im Veichsrate vertretenen Aünigreiche und Länder. 


CLXXXIII. Sti. Ausgegeben und verſendek am 28. Dezember 1915. 


Jnhalt: ( 387 und 388.) 387. Kaiſerliche Verordnung, betreffend Abänderung der Gebäudeſteuergeſetze. — 
388. Kundmachung über Ausnahmsbeſtimmungen für die im Pariſer Unionsvertrag zum Schutze des gewerb⸗ 
lichen Eigentums feſtgeſezten Prioritätsfriſten zu Gunſten der Angehörigen Dänemarks. 


387. 


Kaiſerliche Verordnung vom 
19. Dezember 1915, 


betreffend Abänderung der Gebäudeſteuer⸗ 
geſetze. 


Auf Grund des $ 14 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. Nr. 141, 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


9 1. 


Im Königreiche Galizien und Lodomerien und 
im Großherzogtume Krakan mit Ausnahme der 
politiſchen Bezirke Biara, Chrzanöw, Oswikeim, 
Wadowice und Zywiec, dann im Herzogtume 
Bukowina haben für jene Gebände, welche in 
zur Gänze hauszinsſteuerpflichtigen Orten gelegen 
ſind und im Jahre 1912 bereits ſteuerpflichtig 
waren, die nach dem Geſetze vom 12. Juli 1896, 
R. G. Bl. Nr. 120, vorzunehmenden Bemeſſungen 
der Hauszinsſteuer und der Fprozentigen Steuer 
vom Reinertrage zeitlich ſteuerfreier Gebände für 
die Steuerjahre 1915/16 auf Grundlage der be⸗ 
dungenen Mietzinſe, beziehungsweiſe parifizierten 
Mietzinswerte der Zinsjahre 1911 und 1912 
ſtattzufinden. 

Wenn die Mietzinſe (Mietzinswerte) der Zins⸗ 
jahre 1911 und 1912 bereits für eine frühere 
Steuerperiode einbekannt wurden, hat die Bemeſſung 
pro 1915/16 ohne Einholung eines neuerlichen 
Bekenntniſſes zu erfolgen. 


9 2. 

Die für die Stadt Krakau in den Geſetzen 
vom 10. Auguſt 1905, R. G. Bl. Nr. 133, und 
vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 242, 
vom Steuerjahre 1920 an vorgeſehenen ermäßigten 
Hauszinsſteuerfüße und erhöhten Abzüge für Er- 
baftınga= und Amortiſationskoſten haben unter Be⸗ 
rückſichtigung der im 8 3 des Geſetzes vom 
23. Jänner 1914, R. G. Bl. Nr. 14, verfügten 
Herabſetzung der Gebäudeſteuerfüße bereils vom 
Steuerjahre 1915 an in Geltung zu treten. N 


53. 

Der Finanzminister iſt ermächtigt, die Wirk- 
ſamkeit des 8 1 dieſer Verordnung auch auf andere 
vom Kriege betroffene Gebiete im Verordnungswege 
auszudehnen. 


8 4. 


Mit dem Vollzuge dieſer Verordnung, die am 
Tage ihrer Kundmachung mit Rückwirkung vom 
1. Jänner 1915 an in Kraft tritt, iſt Mein 
Finanzminiſter betraut. 


Wien, am 19. Dezember 1915. 


. Franz Joſeph m. p. 


Stür gkh m. p. Hoheulohe m. p. 
Georgi m. p. Hochenbur ger m. p. 
Forſter m. p. Huſſarek m. p. 
Truka m. p. Zenker m. p. 


Morawski m. p. Leth m. p. 
Spitzmüller m. p. 


Jahrgang 1916, 


Reichsgeſehblatt 


für die 


im Beichsrate vertretenen Känigreiche und Länder. 


LXVII. Stück. — Ausgegeben und verſendel am 18. Mai 1916. 


Inhalt: AS 142. Verordnung, betreffend die Verlängerung der im Geſetze vom 28. Dezember 1911 über Steuer⸗ 
und Gebührenbegünſtigungen für gemeinnützige Bauvereinigungen vorgeſehenen Friſt zur Herſtellung von 


Kleinwohnungshänſern. 


7 


142. 
Verordnung des Finanzminiſteriums 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
für öffentliche Arbeiken vom 30. April 
1916, 


betreffend die Verlängerung der im Geſetze 
vom 28. Dezember 1911, R. G. Bl. 
Nr. 243, über Steucr⸗ und Gebühren⸗ 
begünſtigungen für gemeinnützige Bau⸗ 
vereinigungen vorgeſeheuen Friſt zur Her⸗ 
ſtellung vou Kleinwohnungshäuſern. 


1. Auf Grund der Kaiſerlichen Verordnung vom 
29. Auguſt 1914, R. G. Bl. Nr. 227, werden die 
Finanzlandesbehörden ermächtigt, die im § 3, Ab⸗ 
ſatz 3, lit. b, und Abſatz 5 des Geſetzes vom 
28. Dezember 1911, R. G. Bl. Nr. 243, beziehungs⸗ 
weiſe im Artikel 5, Zahl 1, lit. a, der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 10. Februar 1912, R. G. Bl. 
Nr. 31, vorgeſehene Friſt von drei Jahren, binnen 
welcher die gemeinnützigen Bauvereinigungen (8 1 
des bezogenen Geſetzes) auf den von ihnen entgeltlich 
erworbenen unverbauten Grundſtücken bei ſonſtiger 
Verwirkung der für die Grunderwerbung gewährten 


Gebührenbegüuſtigung ein Gebäude mit Kleinwohnun⸗ 
gen beuützbar herzuſtellen haben, hinſichtlich der bis 
31. Juli 1914 ſtattgefundenen Grunderwerbungen 
unter Aufrechthaltung aller ſonſtigen für die Ge⸗ 
bührenbegünſtigung erforderlichen Vorausſetzungen 
um weitere drei Jahre zu verlängern, wenn durch 
eine Beſtätigung des Miniſteriums für öffentliche 
Arbeiten nachgewieſen wird, daß die benützbare 
Herſtellung des Kleinwohnungshauſes infolge der 
durch den Kriegszuſtand hervorgerufenen außer⸗ 
ordentlichen Verhältniſſe nicht innerhalb der erſten 
drei Jahre nach der Erwerbung des Grnundſtückes 
möglich war. 


2. Hinſichtlich der Erwerbungen von Grund⸗ 
ſtücken öffentlicher Körperſchaften (Gemeinden usw.), 
bei welchen die Rechtsgültigkeit der Veräußerung 
an die Genehmigung einer Behörde gebunden iſt, 
kann die im Abſatze 1 erwähnte Friſt von drei 
Jahren auch dann um weitere drei Jahre verlängert 
werden, wenn die behördliche Genehmigung zur 
entgeltlichen Übertragung des Grundſtückes an die 
Bauvereinigung erſt nach dem 31. Juli 1914 er⸗ 
teilt wurde, ſoferne nur das Anſuchen um dieſe 
Genehmigung noch vor dem gedachten Zeitpunkte 
geſtellt worden iſt. 


3. Um die Bewilligung der in den Abſätzen 1 
und 2 vorgeſehenen Friſtverlängerung iſt von der 


Bauvereinigung bei der leitenden Finanzbehörde 
I. Inſtanz (Art. 2 der Miniſterialberordnung vom 
10. Februar 1912, R. G. Bl. Nr. 31) mittels 
ſtempelfreien Geſuches unter Anſchluß der im Ab- 
ſatze 1 bezeichneten Beſtätigung des Miniſteriums 
für öffentliche Arbeiten einzuſchreiten. 

4. Die Bewilligung der Friſtverlängerung hat 
zur Folge, daß die im 8 3, Abſätze 3 und 5, des 
bezogenen Geſetzes, beziehungsweiſe im Artikel 7, 
Zahl, 2, der Miniſterialverordnung vom 10. Februar 


1912, R. G. Bl. Nr. 31, vorgeſehene Verwirkung 
der gewährten Gebührenbegünſtigung nur dann ein⸗ 
tritt, wenn auf dem den Gegenſtand der begünſtigten 
Übertragung bildenden Grundſtücke nicht innerhalb 
der Friſt von ſechs Jahren nach der Erwerbung 
des Grundſtückes ein Kleinwohnungshaus (8 7 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1910, R. G. Bl. 
Nr. 242) benützbar hergeſtellt wird. 


Trnka m. p. Leth m. p. 


Jahrgang 1016. 


Reüchsgelekblatt 


für die 


im Beichsrate vertretenen Bönigreiche und Länder. 


CLXXXVII. Stück. — Ausgegeben und verfendef am 25. November 1916. 


Inhalt: (. ½ 392394.) 392. Kundmachung, betreffend den Kleinverſchleiß der im k. u. k. Okkupationsgebiete einge⸗ 
führten, mit der Bezeichnung „K. u. k. Militärverwaltung“ überdruckten bosniſch⸗hercegoviniſchen Stempel⸗ 
marken bei dem k. k. Stempelamte in Wien. — 393. Verordnung über den Einfluß der Geſchäftsaufſicht auf 
die Dauer der Haftung der Mitglieder von Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. — 394. Verordnung, 
mit welcher die Miniſterialberordnung vom 18. Juni 1916, betreffend die I des Verkehres mit Kaffee, 


abgeändert und ergänzt wird. 


393. 
Derordnung des Juſtizminiſters im 
Einvernehmen mit den beteiligten 


Miniſtern vom 21. November 1916 


über den Einfluß der Geſchäftsaufſicht auf 
die Dauer der Haftung der Mitglieder von 
Erwerbs. und Wirtſchaftsgenoſſeuſchaften. 


Auf Grund des Artikels 1 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 10. Oktober 1914, R. G. Bl. 
Nr. 274, über die Ermächtigung der Regierung 
zu Verfügungen auf wirtſchaftlichem Gebiete wird 
verordnet: 

§ 1. N 

Die Zeit, während deren eine Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaft unter Geſchäftsaufſicht ſteht, 
wird in die Friſt nicht eingerechnet, innerhalb 
welcher gegen einen ausgeſchiedenen Genoſſenſchafter 
der Anſpruch aus ſeiner Haftung (88 73 und 
78 Gen. G.) geltend zu machen iſt. 


8 2. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kraft. Sie findet auf alle an 
dieſem Tage nicht ſchon erloſchenen Anſprüche aus 
der Haftung ausgeſchiedener Genoſſenſchafter An⸗ 
wendung. 

Klein m. p. 


Jahrgang 1917. 


Reichsgelehblalt 


im Peichsrate vertretenen Königreiche und Länder. 


CXXX. Stück. — Ausgegeben und verfendet am 27. Juli 1917. 


Anhalt: ( 306— 309.) 306. Kundmachung über Ausnahmsbeſtimmungen für die im Pariſer Unionsvertrag zum 

Schutze des gewerblichen Eigentums feſtgeſetzten Prioritäötsfriſten zu Gunsten der Angehörigen Dänemarks und 

Norwegens. — 307. Geſetz, mit welchem die Regierung ermächtigt wird, aus Anlaß der durch den Kriegs⸗ 

zuſtand verurſachten außerordentlichen Verhältniſſe die notwendigen Verfügungen auf wirtſchaftlichem Gebiete 

zu treffen. — 308. Verordnung, betreffend das Verbot der Vernichtung von Knochen. — 309. Verordnung, 
betreffend die Verwendung von Getreide und Mahlprodukten zu Futterzwecken. 


307. 


Geſetz vom 24. Juli 1917, 


wit welchem die Regierung ermächtigt 
wird, aus Anlaß der durch den Kriegs- 
juſftand verurſachten außerordenflicken. 
Berhälfniffe die notwendigen Derfü- 
gungen auf wirkſchaftlichem Gebiete 
iu kreffen. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichs⸗ 
rates finde Ich anzuordnen, wie folgt: 
§ 1. 


Die Regierung wird ermächtigt, während der 
Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen außer⸗ 


ordentlichen Verhältniſſe durch Verordnung die not⸗ 8 6. 
wendigen Verfügungen zur Förderung und Wieder⸗ ; j N ; 
aufrichtung des wirtſchaftlichen Lebens, zur Abwehr 5 5 1 es: ee 
wirlſchaftlicher Schädigungen und zur Verſorgung g 


der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und anderen Reichenau, am 24. Juli 1917. 
Bedarfsgegenſtänden zu treffen. . 
Zur Mitwirkung bei der Durchführung der auf Karl m. P- 
Grund dieſes Geſezes ergriffenen Maßnahmen Seidler m. p. Höfer m. p. 
können auch Gemeinden herangezogen werden. Toggenburg m. p. Cwiklinaki w. p. 
Mafaja m. p. Banhans m. p. 
8 2. Schauer m. p. Bumann m. p. 


i In den zu erlaſſenden Verordnungen können Erkl m. p. Wimmer m. p. 

für Übertretungen Geldstrafen bis zu 20.000 K, Trapp m. p. Tmarboivski m. p. 
Arreſtſtrafen bis zu ſechs Monaten, der Verfall von 

Gegenſtänden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 

bezieht, und der. Verluſt von Gewerbeberechtigungen 

feſtgeſetzt werden, und zwar auch derart, daß dieſe 

Strafen nebeneinander verhängt werden können. Die 

Beſtrafung ſteht den politiſchen Behörden zu. 


8 3. 2 


Die Regierung iſt verpflichtet, die auf Grund 
der Kaiſerlichen Verordnung vom 10. Oktober 1914, 
R. G. Bl. Nr. 274, erlaſſenen Verordnungen dem 
Reichsrat vorzulegen und über ſein Verlangen außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. Das gleiche gilt für die auf 
Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen, 
welche dem Reichsrate, falls er verſammelt iſt, 
ſpäteſtens am Ende jedes Kalendervierteljahres, ſonſt 
bei ſeinem Zuſammentritt vorzulegen ſind. 


8 4. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund⸗ 
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kaiſerliche 
Verorduung vom 10. Oktober 1914, R. G. Bl. 
Nr. 274, außer Wirkſamkeit. 


9 5. 

Die auf Grund dieſes Geſetzes oder der Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom 10. Oktober 1914, R. G. 
Bl. Nr. 274, erlaſſenen Verordnungen bleiben, ſo⸗ 
weit ſie nicht zeitlich begrenzt ſind, ſo lange in Kraft, 
als ſie nicht durch neue, auf Grund dieſes Geſetzes 
oder auf Grund einer anderen geſetzlichen Ermäch⸗ 
tigung erlaſſene Verordnungen oder über Ver⸗ 


langen des Reichsrates nach $ 3 dieſes Geſetzes 
abgeändert oder außer Wirkſamkeit geſetzt werden. 


Auch ſind die auf Grund dieſes Geſetzes er⸗ 
laſſenen Verordnungen außer Wirkſamkeit zu ſetzen, 
wenn ſie dem Reichsrat zu dem im 8 3 dieſes 
Geſepes bezeichneten Termin nicht vorgelegt werden. 


Jahrgang 1917, 


Reichsarfehblatt 


für die 


im Beichsrate vertretenen 


Hünigreiche und Länder. 


CCXIII. Stück. — Ausgegeben und verſendek am 1. Dezember 1917. 


Inhalt: (. 458.162.) 458. Verordnung, betreffend die vierteljährliche Auszahlung der Aktivitätszulage und des 
Quartieräquivalents (Wohnungsgeldzuſchuſſes) an die Lehrerſchaft an ſtaaklichen mittleren und niederen Unter» 
richtsanſtalten. — 459. Verordnung über den Schutz der Mieter in mehreren Gemeinden Niederöſterreichs, 
Mährens und Kärntens. — 460. Verordnung, betreffend Beſchränkungen der Herſtellung, der Veräußerung und 
der Ablieferung von Spinnpapiererzeugniſſen. — 461. Verordnung über die Erhöhung des exekutiousfreien 
Betrages von Dienſt⸗ und Lohnbezügen, Ruhegenüſſen u. a. — 482. Kundmachung, betreffend Einſchränkung 
des Rotativnsdruckpapierverbrauches der Zeitungen im Monate Dezember 1917. 


458. | 
Verordnung der Miniſter für Bultus 
und Unterricht, für öffentliche Arbeiten 
und des Ackerbaues vom 26. Novem⸗ 
ber 1917, 


hekreffend die vierkeljährliche Auszah- 

lung der Aktivitätszulage und des 

Auartieräquivalents (Wohnungsgeld- 

zuſchuſſes) an die Lehrerschaft an ſtaat- 

lichen mittleren md niederen Unterrichts- 
anſtalten. 


Mit Beziehung auf $ 51, Abſatz 5, des Ge⸗ 
ſetzes vom 28. Juli 1917, R. G. Bl. Nr. 319, 
betreffend das Dienſtverhältnis der Lehrerſchaft an 
ſtaatlichen mittleren und niederen Unterrichtsanſtalten 
(Lehrerdienſtpragmatik) wird angeordnet: 

Die Auszahlung der Aktivitätszulage in Viertel⸗ 
jahresraten iſt nur mit den Terminen 1. Jänner, 
1. April, 1. Juli und 1. Oktober oder mit den 
Terminen 1. Februar, 1. Mai, 1. Auguſt und 
1. November zuläſſig. Die Feſtſetzung und Kund⸗ 
machung dieſer für das ganze Verwaltungsgebiet 
jeder einzelnen Landesſchulbehörde einheitlich zu bee | 


ſtimmenden Termine ſteht dem Chef dieſer Landes: 
ſchulbehörde zu. 


Gleichzeitig wird mit Berufung auf § 63, 
Abſatz 1, der Lehrerdienftpragmarit in Abönderung 
der Verordnung des Geſamtminiſteriums vom 
15. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 75, verfügt, daß die 
vorſtehenden Beſtimmungen auch auf die Auszahlung 
des Quartieräquivalents (des Wohnungegeldzuſchuſſes) 
ſinngemäß Anwendung zu finden haben. 


Giviklinski m. p. Bumann m. p. 
BSiluva-Tarbura m. p. 


Jahrgang 1917. 


Reichsgeſetzblatt 


für dir 


im Beichsrate vertretenen Königreiche und Länder. 


(Xv. Stück. — Ausgegeben und verfendet am 5. Pezember 1917. 


Inhalt: . % 464 und 465.) 464. Verordnung über den Schutz der Mieter in einigen Gemeinden des politiſchen 


Bezirkes Tulln (Niederöſterreich). 


— 465. Verordnung, womit in Durchführung des Geſetzes vom 8. Juli 1902 


Beſtimmungen über die Grenzen des für die Begünſtigung maßgebenden Jahreseinkommens der Bewohner 
von Arbeſterwohngebäuden in Wiener⸗Neuſtadt und Umgebung getroffen werden. 


465. 
Verordnung der Miniſterien der Finan⸗ 
zen und für öffentliche Arbeiten vom 
3. Dezember 1917, ö 


wumit in Durchführung des Geſetes 
vum 8. Inli 1902, R. G. Bl. Nr. 144. 
Bestimmungen über die Grenzen des 
für die Begünstigung maßgebenden 
Jahreseinkommens der Bewohner vun 
Arbeiterwohngebänden in Wiener-Neu⸗ 
ſtadk und Umgebung getroffen werden. 


Auf Grund des 9 2, Abſatz 2, des Geſetzes 
vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 144, betreffend 
Begünſtigungen für Gebäude mit geſunden und 


billigen Arbeiterwohnungen, wird verordnet, wie 
folgt: 
5 l. 
Die Stadt Wiener⸗Neuſtadt und die im poli⸗ 
tiſchen Bezirke Wiener⸗Neuſtadt gelegenen Orte 


Ebenfurth mit Haſchendorf, Eggendorf (brſtehend 
aus Obereggendorf, Petrifeld und Untereggendborf), 
Felixdorf, Lichtenwörth, Sollenau mit Petrifeld, 
Steinabrückl, Thereſienfeld, Wöllersdorf und Zillings⸗ 
dorf find als ein Kompler von Induſtrieorten an⸗ 


zuſehen, in deſſen Bereiche die Beſtimmungen des 
$ 2, Abſatz 2, des eingangs angeführten Geſetzes 
über die Erhöhung der Grenzen des für die Be⸗ 
günſtigung maßgebenden Jahreseinkommens von 
Bewohnern der Arbeiterwohngebände um ein Achtel 
Anwendung zu finden haben. 


82. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Bumann m. p. Wimmer m. p. 


Jahrgang 1913. 


Krichsgelehblakt 


im Beichsrate vertretenen Känigreiche und Länder. 


XIVIII. Stück. — Nusgegehen und verlendek am 20. März 1918. 


Inhalt: h 100 102.) 100. Verordnung. betrefſend die Schaffung eines Konſumgenoſſenſchaftlichen Wirtſchafts⸗ 


ausichuſſes. 101. Verordnung, betreffend die Errichtung eines Wirtſchaktsausſchuſies jür die Fhißſchiffahrt. 
102. Verordunng. betreffend Maßnahmen zur Sicherſtellung der Futter und Weidenutzung. 


100. | 2, die auf Grund des Kaiſerlichen Patentes 

5 7 . vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 258, 

Verordnung des Handelsminiſters im errichteten Vereine, die gleichen oder ähnlichen 

i „11 * f N K* * i 7 i e f er⸗ 

113 wecken dienen, wie die im vorigen Punkte er 

Einvernehmen mit den ieee nen Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 

Miniſtern und dem Amte für Dolks- 

ernährung vom 14. März 1918, hörden (Ämtern), ſerner von den k. k. Staatsbahnen 

N Er: 3 . 5 oder Privatbahnen errichteten Anſtalten (Betriebe, 

betreffen dir Schaffung ö Eine, Run Magazine, Lager), die der gemeinſamen Beſchaffung 

Jumgrnoflenfchaftlichen Wirtſchaftsaus- von Lebensmitteln, Bekleidungsſtücken, Haushaltungs— 

ſchulles. gegenſtänden u. dgl. dienen, 

9 N N . = 3. Verbände, die von ſolchen im Punkte 1, 2 

f u . des ae on au ee und zz gennumten Qereinigungen oder Anftalten zum 

R. G. Bl. Nr. 307, wird angeordnet, wie folgt: zwecke des gemeinſamen (Groß-) Einfaufes und 

Warenbezuges oder der gemeinſamen Eigenproduktion 

oder der gemeinſamen Kreditbeſchaffung errichtet 

wurden, ob nun dieſe Verbände Erwerbs- und 

Wirtſchaftsgenoſſenſchaften oder Geſellſchaften des 
bürgerlichen oder Handelsrechtes ſind, 


| 3. die von ſtaatlichen oder autonomen Bes 


8 . 
Braanifation der Perbrauchrr. 

Zur Vertretung der Iniereſſen der vrgani- 
ſierten Verbraucher wird ein Konſumgenoſſenſchaft⸗ 
licher Wirtſchaftsausſchuß errichtet. 

Der Konſumgenoſſenſchaſtliche Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß vertritt folgende Vereinignugen: 


1. jene auf Grnud des Geſetzes vom 9. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 70, errichteten Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgeuoſſenſchaften von Verbrauchern, 
die nach ihren Statuten dem gemeinſamen Bezuge von | der ihnen angehörenden Vereinigungen bezwecken. 
Lebensmitteln, Bekleidungsſtſücken und Haushaltungs⸗ Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden 
gegenſtänden dienen, ohne Rückſicht darauf, ob ich | auf die unter 1— 5 angeführten Vereinigungen und 
dieſe Tätigkeit ſtatutariſch auf Mitglieder bes Auſtalten auch dann Anwendung, wenn ſie die 
ſchränkt oder nicht (Kouſumvereine, Spar; und erwähnten Zwecke zwar nicht ausſchließlich, aber 
Konſumvereine), doch vorwiegend verfolgen. 


5. die mit der Reviſionsbefugnis nach dem 
Geſetze vom 10. Inni 1903, R. G. Bl. Nr. 133, 
ausgeſtalteten Verbände ſolcher Vereinigungen, gleiche 
viel ob ſie Genoſſenſchaften oder Vereine im Sinne 
des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 134, ſind, ſofern ſie die Wahrung der Jutereſſen 


— 


I. Konſumgenolſenſchaftlicher Wirk- 
ſchaffsausſchuß. 
9 2. 

Zweck des Wirkfſchaftsausſchuſſes. 

Dem Konſumgenoſſenſchaftlichen Wirtſchafts⸗ 
ausſchuſſe obliegt: 

1. Die Vertretung und Förderung der Inter- 
eſſen der organifierten Verbraucher, die Verbreitung 
hauswirtſchafllicher Kenntniſſe und die Belehrung 
der Bevölkerung über die Bedeutung und Tragweite 
von behördlichen Verfügungen, die den öffentlichen 
Ernährungsdienſt betreffen; 

2. die Erſtattuug von Gutachten und die 
Antragſtellung bei der Regelung von Fragen der 
wirtſchaftlichen Verwaltung, ſoweit ſie die Intereſſen 
der Verbraucher betreffen; 


3. die Durchführung von behördlichen Verfü⸗ 
gungen, die ſich auf dieſe Angelegenheiten erſtrecken, 
inſoweit ſie dem Wirtſchaftsausſchuſſe pom Handels⸗ 


miniſter oder vom Amte für Volksernährung über⸗ 


tragen wird; 

4. die Antragſtellung rückſichtlich der Zuſammen— 
faſſung und Organiſierung der im 8 1 genannten 
Vereinigungen in fachliche und territoriale Verbände 
und Ausſchüſſe ſowie die Durchführung der bezügli⸗ 
chen Organiſationsarbeiten nach den vom Handels- 
miniſter oder vom Amte für Volksernährung ge⸗ 
troffenen Anordnungen. 

8 3. 
Bufammenfehung des Wirtſckaftsausſchuſfes. 
Der Wirtſchaftsausſchuß beſteht aus höchſtens 


beſondere anch die allfälligen Verhandlungen mit 
den im Sinne dieſer Verordnung errichteten fach⸗ 
lichen und territorialen Verbänden und Ausſchüſſen, 
ferner mit den in Betracht kommenden Organiſationen 
der Kriegs⸗ und Übergangswirtſchaft. Ihm obliegt 
die Entſcheidung in allen Angelegenheiten, in denen 
nicht ausdrücklich eine Beſchlußfaſſung durch den. 
Wirtſchaftsausſchuß vorgeſehen iſt (8 6). 

Es ſteht ihm frei, zu jeinen Sitzungen fach 
kundige Mitglieder des Wirtſchaftsausſchuſſes ſowie 
Vertreter der fachlichen und territorialen Verbände 
und Ausſchüſſe mit beratender Stimme beizuziehen. 

Der Vorſtand hat dem Wirtſchaftsausſchuß 
über ſeine Tätigkeit fortlaufend zu berichten. 

Der Vorſtand iſt zur Rechnungslegung ver⸗ 
pflichtet und hat den Rechunngsabſchluß dem 
Wirtſchaftsansſchuß zur Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen. N 

Der Vorſitzende, im Falle ſeiner Verhinderung 
ein Stellvertreter, beruft die Sitzungen des Wirtſchafts⸗ 
ausſchuſſes und des Vorſtandes ein und führt in 
dieſen den Vorſitz. 

Der Vorſtand beſtellt die Beamten und Hilfs⸗ 
kräfte, ordnet die Geſchäftsführung und verfügt in. 
einzelnen Fragen die allfällige Berufung von Sach⸗ 
verſtändigen. 


8 5. € 


Geſchäftsordnnun des PVorſtandes. 

Der Vorſtaud tritt nach Erfordernis zu Sitzungen 
zuſammen. Die Einladungen erfolgen an die Mit- 
glieder des Vorſtandes ſowie an die Regierungs- 
kommiſſäre (§ 9) ſchriftlich oder telegraphiſch. 

Der Vorſtand iſt binnen acht Tagen zu einer 
Sitzung einzuberufen, wenn dies von einem Regie⸗ 


50 Mitgliedern; fie werden vom Handelsminiſter rungskommiſſär oder von mindeſtens ſechs Mit⸗ 


gegen jederzeitigen Widerruf ernannt und üben ihre 
Funktionen ehrenamtlich aus. 

Der Konſumgenoſſenſchaftliche Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß iſt eine juriſtiſche Perſon, hat feinen Sitz in 
Wien und wird nach außen durch ſeinen Vorſtand 
vertreten. Namens des Wirtſchaftsausſchuſſes zeichnet 
in rechtsverbindlicher Weiſe der Vorſitzende oder 
einer ſeiner Stellvertreter. 


8 4. 

DBorſtand des Wirkſchaftsausſchuſſes. 

Der Vorſtand des Wirtſchaftsausſchuſſes beſteht 
aus dem Vorſitzeuden, aus deſſen drei Stellvertretern 
und aus höchſtens zwölf weiteren Mitgliedern. Die 
Mitglieder des Vorſtandes werden vom Handels⸗ 
miniſter aus dem Seife der Mitglieder des Wirt- 
ſchaftsausſchuſſes gegen jederzeitigen Widerruf ernannt 
und üben ihre Funktionen ehrenamtlich aus: 

Der Vorſtand vertritt den Wirtſchaftsausſchuß 
nach außen- und führt die geſamten Geſchäfte, ins⸗ 


gliedern des Vorſtandes unter Angabe der Ver⸗ 
handlungsgegenſtände verlangt wird. 

Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn alle 
Mitglieder und die Regierungskommiſſäre eingeladen 
wurden und mindeſtens ſechs Mitglieder anweſend 
find; er faßt ſeine Beſchlüſſe mit einfacher Stimmen: 
mehrheit; bei Stimmengleichheit wird jene Meinung 
zum Beſchluſſe erhoben, welcher der Vorſitzende 
beigetreten iſt. Die Regierungskommiſſäre ſtinmen 


nicht mit. 


8 6. 
Befugniſſe des Wirtlchaftsnusſchuſſes. 
Dem Wirtſchafisausſchuß iſt vorbehalten: 


a) die Feſtſtellung der Grundſätze für die Be 
handlung der im 8 2 bezeichneten Angelegen- 


heiten, 
b) die Überwachung der Kaſſagebarnng und 
Rechnungslegung ſowie die 


Beſchlußfaſſung 


über die Deckung der Koſteu der Geſchäſts⸗ Sämtliche Funktionäre und Angeſtellten des 
führung des Wirtſchaftsansſchuſſes, Wirtſchaftsausſchuſſes ſind verpflichtet, über alle von 
Aa . 5 1% (err! un; ihnen in dieſer Eigenſchaft in Erfahrung gebrachte 
a rage eng ae al 5 ene don Angelegenheiten, VK 1525 an 
a und fach außen gegen die Zwecke des Wirtſchaftsaus⸗ 
Seng ö 5 e 6 us. 
N en 2 2 f ſchuſſes verſtößt oder die geſchäftlichen Verhältniſſe 
d) die Beſtellung von Unterausſchüſſen zur Vor- einzelner Perſonen berührt, Stillſchweigen zu be— 
beratung beſtimmter Fragen, “wahren und haben dies ſchriſtlich zu geloben. 
e) die Beratung und Beſchlußfaſſung über alle Es iſt die Pflicht des Vorſtandes, dafür vor⸗ 
anderen Angelegenheiten, die ihm vom Vorſtand! zuforgen, daß eine mißbräuchliche Verwendung oder 
15 von 805 der e 
überwieſen werden. | „use = e Hintange- 
au Be an 2 2 „ . halten wird. Einer Aufforderung zur Mitteilung - 
Die Beſchlüſſe des Wirtſchaftsausſchuſſes Find | der von den im 8 1 genannten al der 


Tür den Vorſtand bindend. Kanzlei des Wirtſchaftsansſchuſſes gelieferten An: 
gaben haben bit Beamten und Hilfskräfte nur dann 
§ 7. zu entſprechen, wenn fie von einem der Regierungs- 


Bye i „ . kommiſſäre ergeht oder der Vorſtand einen hierauf 
Geſchäftsordunng des Wirtlchaftsauskchuffrs. gerichteten Beſchluß gefaßt hat. 

Der Wiriſchaftsausſchuß tritt nach Bedarf ö 
zuſammen. f 8 9. 

Über Verlangen eines der Regierungskom⸗ Skaatliche Huf ncht. 
miſſäre oder über ſchrifilichen Antrag von mindeſtens PEN 3 
15 en 2 a i At die Bus e ea 

irtſchaſtsausſchuſſes ift eine Sitzung desſelbenf 0 , Bd 8 N 
innerhalb vierzehn Tagen einzuberufen. Die Ein- | M eu ne 
augen a a net 3 as 125 Die Regierungskommiſſäre ſind zu allen Sitzungen 
telegraphiſch Su 9 Siegen n Fa einzuladen und find berechtigt, jederzeit das Wort 
sung des Berjläenben ae Eu Die ategieringe: zu ergreifen und Anträge zu ſtellen über die Be⸗ 
zul 1 1 N N ſchluß gefaßt werden muß Sie ſind Ferner berechtigt 

erbände und Ausſchüſſe 11) mit beratender |... m 3 N 
1 gresosen werden. 15 e e ee 5 e 1995 a 
7 1 H f ünf Mitglie- des ſchaftsaneſch 5 
ve ine en e aufönſchieben, bis vom Handelsminiſter, beziehungs⸗ 
ſchlußfähig. Die Beſchlüſſe werden mit | e e ee die endgültige 
mehrheit gefaßt. Der Vorſitzende Nimmt mit; bei Die Segierungstommiffäre haben das Recht 
Stimmengleichheit entscheidet ſeine Stimme. Ze alle Bücher, Aufzeichnungen und Geſchäftsſtück 
e . 1 5 ind cha zu nehmen und alle ihnen notwendig er⸗ 

eee le ſcheinenden Aufklä verlangen. 
‚jederzeit berechtigt, Anträge an den Vorſtand zu eee e eee 
richten, über welche dieſer eheſtens Beſchluß zue. . j 
faſſen Bat. S 10. 

Die Beratung und Beſchlußſaſſung über ein!] Pflichten der im g 1 genannten Prreinigungen. 
zelne Gegenſtände iſt geheim zu halten, wenn dies 
beſchloſſen oder von einem der Regierungskommiſſäre 
verlängt wird. 


In allen Fällen, in denen gemäß § 2 dem 

Wirtſchaftsausſchuſſe die Durchführung beſtimmter 

Verfügungen vom Haudelsminiſter oder vom Amte 

für Volksernährung übertragen wird, haben die in 

8. Sund im $ 11 genannten Vereinigungen und 

Brlunderr berpflicktunnen der Funktfonärr Anhalten ſowie die zu ihrer Leitung und Beauf- 

und Angrſteilten des Wirtrczaftaauslchuſpes. ſichtigung ſtatntenmäßig berufenen Organe den vom 

Wirtiſchaftsausſchuſſe getroffenen Verſügungen zu 

Alle Mitglieder des Varſtandes und des Wirt- entſprechen, zur Vorbereimng nnd Durchführung 

ſchaftsausſchnſſes ſowie ſännliche Perſonen, welche | feiner Verfügungen alle erforderlichen Auskünjte zu 

au der Geſchäftsführung betril'gt find, baben ſich erteilen und alles zu unterlaſſen, was die Erſüllung 

oglliter Unparteilichkeit und größter Gewiſſcuhaftig- der Aufgaben des Wirtſchaftsausſchuſſes zu erſchweren 
keit zu befleißen. . oder zu hindern geeignet iſt. 


YRr 


II. Fachliche und ferritoriale Prrbände vor ihrer Durchſührung dem Vorſtande des Ker 


und Ausſchüſſe. ſumgenoſſenſchaſtlichen Wirtſchaftsausſchuſſes mit. 
teilen ſind. Findet der Vorſtand des Mir: chaftsaus⸗ 
St. ſchuſſes, daß dieſe Beſchlüſſe mit den Intereſſen 


; 8 22 einzelner Verbranchergruppen unvereinbar find, Su 
Zur Vertretung der Intereſſen befonderer Ver- 5 tung 8 DD Ber | 115 
dich erg eppen aber der ierten des V bre jut er in gemeinſamer Beratung mit dem betreffen 
aer er der Intereſſen des Ve hes ung 2 
as Gebieten 155 00185 an ber Handels den Verbande oder Ansſchuſſe die beſtelenden Be 
0 ne hie Erin 5 ur lic 1 as an deuken aufzuklären und eine Einigung zu versuchen: 
Verbänden oder Aveſchüſſen anordnen gelingt dies nicht, ſo hat der Vorſtand des Wirt 
Ju Fachverbänden werden Vereini N ſchaſtsansſchuſſes den Beſchluß des Verbandes oder 
e hei „ Bu „ Ausſchuſſes mit feinen Bemerkungen verſehen dem 
Ben, Nieten ee Berufsgruppen dienen in Handelsminiſter beziehungsweiſe dem Amte für 
territorialen Verbänden Vereinigungen, die einem |, 5 a . f 


2 9 : a 5 Volksernährung zur Entſcheidung vorzulegen 
beſtimmten Induſtriereviere oder Kronlande zugehören,, zung ih N BEN 


zuſammengeſaßt. 8 N 
Dieſen Fach und territorialen Verbänden kommt 2 an Sn 

der ie 955 Zwangsverbänden zu. III. Gemeinſame Feſtimmungen. 
Statt eines ſolchen Verbandes kann vom 8 14. 

Handeleminiſter anch ein Ausſchuß aus den in Be— 

tracht kommenden Vereinigungen des betreffenden! 

Faches oder (Gebietes beſiellt werden. 


Strafen. 
Übertretungen dieſer Verordpung ſowie dec auf 
Grund derſelben vom Handelsminiſter oder vom Amte 
für Volksernährung erlaſſenen Anordnungen werden, 


§ 12. N fofern die Handlung nicht einer ſtrengeren Beſtra— 
Zicke der fachlichen und kerrityrfalen Per- fung unterliegt, von der politischen Behörde erſter 
hände und Rus kckrüſfe. Inſtanz mit Geldſtrafen bis zu 5000 K oder mit 


Arreſt bis zu zwei Monaten beſtraft. Dieſe Strafen 
Den Verbänden und Ansſchüſſen obliegt: . können auch nebeneinander verhängt werden. 
Die Erſtattung von Gutachten und die Stellung 
von Anträgen, welche die beionderen Gruppen- § 1a. 5 
oder Gebietsintereſſen der Vereinigung betreffen,“ Rurlörung des Wirtrchaktsauskchuſfes und der 
ſowie die Durchführung von auf dieſe An- territvrialen und facklicken Verbände und 
gelegenheiten ſich erſtreckenden Verfügungen, Analchülfe. 
infoweit dieſe dem Werbande oder Aueſchuſſe Die Auflöſung des Konjumgenoſſeuſchaftlichen 
mu VVV au Bu te ſur Wirlſchaftsausſchuſſes ſowie der einzelnen fachlichen 
Volksernährung übertragen wird, wobei die oder territorialen Verbände und Ansſchüſſe erfolgt 


a 


— 


IN 4 ** 2 R 7 22 Na * gr 418 5 8 : . 88 80 8 7 5 5 
1 vpe N 1 Sun A nach Anhörung des Wirtſchaftsausſchuſſes — im 
* 5 kr SIT altae — “uns . N n 5 
mit Fe 5 eee hafnichen Wirtſchaſis⸗ Falle der Auflöſung eines Verbandes oder eines 
aus huſſe vorzugehen haben; Ansſchuſſes auch nach deſſen Anhörung — durch 


b) die Mitwirkung an jenen Maßnahmen, die von: Verſügung des Handelsminiſters. 
Organiſationen der Kriegs- und Übergangs- 

wirtſchaft hinſichtlich des Bezuges und des F 16. 

Vertriebes von Lebensmitteln, Bekleidungeſtücken Einvrrnehmliche Verrügungen. 
und Haushaltungsgegenſtänden getroffen werden. 


Die in dieſer Verordnung vorgeſehenen Verfſt— 
‘ gungen des Handelsminiſters und des Aintes für 


§ 13. Volksernährung werden im gegenſeitigen Eiuver— 
Gerchäftsfünrunn der fachlichen und territori-; nehmen getroffen. ö 
alen Verbände und Nusſchüſfe. 


8 17. 
Die Geſchäſteführung der einzelnen Verbände Wirhramkritsheginn. 
und Ausſchüſſe wird durch Statuten geregelt. die i 
nach Anhörung des Kouſumgenoſſenſchaſtlichen Wirt⸗ 
ſcheſtsausechuſſes vom Handelsminiſter erlaſſen 


i Tiefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
| undmachung in Wirkſamkeit. 


werden. . i an f 8 . 
Der Handelsminiſter ſowie das Amt für Volks⸗ Seidler m. p. Tuggruhburg w. ie 
ernährung kann anordnen, daß einzelne oder fänn- | Barhans . P. Bchauer m. p. 


liche Beſchlüſſe eines Verbandes oder Ausjchnifes ; Wieſer m. p. 


105. 
Nerordnung des Zuſtizminiſters im 
Einvernehmen mit den beteiligten 


Miniſtern vom 21. März 1918 


über den Konkurs, dir Geltendmachung 

der Baflıng und das Ausgleichs- 

verfahren bei Erwerbs- und Wirkſchafts⸗ 
genuſſenſchaften. 


Auf Grund des Geſetzes vom 24. Juli 1917, 
R. G. Bl. Nr. 307, wird verordnet, wie folgt: 


8 1. 


() Ift über das Vermögen einer Genoſſen⸗ 
ſchaft der Konkurs eröffnet worden und reicht das 
Vermögen zur Deckung der Forderungen der 
Konkursgläubiger nicht hin, ſo iſt der Abgang von 
den Genoſſenſchaftern nach den folgenden Beſtim- 
mungen zu decken. Ein unmittelbarer Auſpruch gegen 


die Genoſſenſchafter auf Deckung des Abganges fteht . 


den Genoſſenſchaftsgläubigern auch bei Genoſſen⸗ 
ſchaften mit unbeſchräukter Haftung nicht zu. 

(2) Die Forderungen ausgeſchiedener Genoſſen⸗ 
ſchafter auf Auszahlung ihres Guthabens (88 55, 
Abſatz 2, und 79 Gen. G.) können als Konkurs⸗ 
forderungen nicht geltend gemacht werden. 


5 2. 
Der Maſſeverwalter hat nach Durchführung 
der Prüfungsverhandlung (5 105 K. O.) die 
Genoſſenſchafter zur Leiſtung der Nachſchüſſe aufzu⸗ 


fordern, die zur Deckung des Abgauges erforderlich 


ſind. Der Abgang iſt durch die Auſſtellung einer 
Beitragsberechnung zu ermitteln, in der die Ver- 
bindlichkeiten der Genoſſenſchaft und die voransſicht⸗ 
lichen Koſten des Konkursverfahrens (5 46, Z. 1, 
K. O.) dem Genoſſenſchaftsvermögen mit Ausnahme 
der zur Zeit der Auflöſung der Genoſſenſchaft noch 
nicht fälligen Forderungen gegen die Genoſſenſchafter 
auf Volleinzahlung ihrer Geſchäftsanteile gegen⸗ 
überzuſtellen ſind. 


9 3. 


(1) Zur Deckung des Abganges find zunächſt 
die zur Volleinzahlung der Geſchäftsanteile erforder⸗ 
lichen, zur Zeit der Auflöſung der Genoſſenſchaft noch 
nicht fälligen Beträge, und zwar nach dem Verhältnis, 
in dem die Genoſſenſchafter nach dem Statut an 
dem Verluſte der Genoſſenſchaft teilzunehmen haben, 
nötigenfalls bis zu ihrer vollen Höhe einzufordern. 

(2) Reichen die in Abſatz 1 bezeichneten Be- 
träge zur Deckung des Abganges nicht aus, ſo ſind 


ſchafter und die Konkursgläubiger 


die Genoſſenſchafter zur Leiſtung von Nachſchüſſen, 
nötigenfalls bis zur vollen Höhe ihrer Haftung 
(88 2, 53 und 76 Gen. G.), und zwar nach dem 
Verhältniſſe der Geſchäftsanteile heranzuziehen, wenn 
das Statut keine andere Verteilung des Verluſtes 
anordnet. " 


(3) Nachſchußpflichtig find die Genoſſenſchafter, 
deren Haftung zur Zeit der Auflöſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft noch nicht erloſchen war. Genoſſenſchafter, 
die durch Übertragung ihrer Geſchäftsanteile ganz 
oder teilweiſe ausſchieden, ſind überdies nur inſoweit 
nuchſchußpflichtig, als der auf ſie entfallende Nach⸗ 
ſchußbetrag vom Erwerber des Geſchäftsanteiles 
nicht hereingebracht werden kann. 


() Hat ein vor der Auflöſung der Genoſſen⸗ 


ſchaft ausgeſchiedener Genoſſenſchafter auf Grund 


der mit ihm nach dem Ausſcheiden gepflogenen 
Auseinanderſetzung (88 55, Abſatz 2, 76 Gen. G.) 
einen Beitrag zur Deckung eines Verluſtes der Ge- 
noſſenſchaft geleiſtet, ſo iſt dieſer Betrag auf den 
vou ihm zu zahlenden Nachſchuß anzurechnen. 


N 8 4. 
) Der Maſſeverwalter hat nach Anhörung 
des Gläubigerausſchuſſes zu prüfen, ob und inwie⸗ 


weit Genoſſenſchafter, die offenbar ganz oder zum Teil 


außerſtande find, die auf fie entfallenden Beträge zu 
leiſten, in der Beitragsberechnung zu berückſichtigen 
find. Uneinbringliche Beiträge find auf die übrigen 
Genoſſenſchafter zu verteilen. 

(2) Die Beitragsberechnung iſt ſo aufzuſtellen, 
daß durch das Unvermögen einzelner Genoſſenſchafter 
vorausſichtlich kein Ausfall entſteht. 


; 8 5. 
(1) In der Beitragsberechnung ſind ſämtliche 
Genoſſenſchafter mit Namen anzuführen und die 
Beträge, die ſie zu zahlen haben, ziffermäßig zu 
beſtimmen. Werden einzelne Genoſſenſchafter gemäß! 
8 4 überhaupt nicht oder mit einem geringeren 
Betrage berückſichtigt, ſo iſt dies kurz zu begründen. 
(2) Die Beitragsberechnung iſt dem Konkurs⸗ 
gerichte zur Genehmigung vorzulegen. 


§ 6. 


(1) Der Konkurskommiſſär hat nach Prüfung 
und allfälliger Berichtigung der Beitragsberechnung 
durch eine Kundmachung zu verlautbaren, daß die 
in die Beitragsberechnung aufgenommenen Genoſſeu⸗ 
die Beitrags⸗ 
berechnung bei ihm oder beim Maſſeverwalter ein⸗ 
ſehen, von ihr Abſchrift nehmen und dagegen binnen 
vierzehn Tagen ihre Erinnerungen anbringen können. 
Zugleich iſt die Tagſatzung bekanntzugeben, bei der 
über allfällige Erinnerungen verhandelt werden wird. 


E 


1 Innen 


(2) Die Kundmachung ift in der für die ge- 
noſſenſchaftlichen Bekanntmachungen beſtimmten Form, 
nach Ermeſſen des Konkurskommiſſärs auch in 
ſonſt geeigneten Weiſe zu veröffentlichen und 
nach dieſer Veröffentlichung durch Anſchlag bei 
Gericht zu verlautbaren. Der Vorſtand und der 
Aufſichtsrat der Genoſſenſchaft, der Maſſeverwalter, 
die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes und alle in 
Anſpruch genommenen Genoſſenſchafter ſind überdies 
unmittelbar zu benachrichtigen. 


(3) Die rechtliche Folge der Benachrichtigung 
tritt durch den Anſchlag bei Gericht ein. 


§ 7. 


(1) Die Beitragsberechnung ift vom Konkurs⸗ 
kommiſſär zu genehmigen, wenn nach dem Ergebniſſe 
der Prüfung kein Bedenken dagegen obwaltet und 
wenn Erinnerungen nicht vorgebracht oder bei der 
Tagſatzung zurückgezogen worden find. 


12) Andernfalls entſcheidet das Konkursgericht, 
unter Ausſchluß des Rechtsweges, erforderlichenfalls 
nach Vornahme von Erhebungen (8 173, Abſatz 5, 
K. O.) und nach entſprechender Berichtigung der 
Beilragsberechuung. Dieſe Berichtigung kann das 
Konkursgericht entweder ſelbſt vornehmen oder dem 
Maſſeverwalter auftragen. 

(2) Erinnerungen, womit ein Genvſſenſchafter 
beantragt, ihn in der Beitragsberechnung überhaupt 
nicht oder mit einem geringeren Betrage zu berück⸗ 
ſichtigen, weil er ganz oder zum Teil außerſtande 
ſei, den auf ihn entfallenden Betrag zu leiſten, ſind 
unzuläſſig. 


8 8. 


(1) Ausfertigungen der mit der gerichtlichen 
Genehmigung verſehenen Beitragsberechnung ſind dem 
Maſſeverwalter und dem Vorſtande zuznuſtellen. Eine 
weitere Ausfertigung iſt bei Gericht zur Einſicht der 
Beteiligten bereitzuhalten. 

(2) In dem Beſchluß über die Genehmigung, 
der gemäß 8 6, Abſatz 2, zu verlautbaren iſt, ſind 
die Genoſſenſchafter und die Konkursgläubiger auf⸗ 
merkſam zu machen, daß die genehmigte Beitrags⸗ 
berechnung bei Gericht, beim Maſſeverwalter und 
beim Vorſtand eingeſehen werden kann. 

(3) Die gerichtlich genehmigte Beitrags⸗ 
berechnung iſt nach Ablauf des vierzehnten Tages, 
vom Anſchlage bei Gericht an, vollſtreckbar. 


89. 
(1) Die Genoſſenſchafter können die genehmigte 


Beitragsberechnung durch Rekurs (8 176 K. O.) 


anfechten, wenn ſie den Anfechtungsgrund ſpäteſtens 


Le} 


bei der Tagſatzung (8 6) geltend gemacht haben oder 
ohne Verſchulden außerſtande waren, ihn rechtzeitig 
geltend zu machen. 


(2) Der Rekurs iſt binnen vierzehn Tagen vom 
Anſchlage des Genehmigungsbeſchluſſes bei Gericht 
an einzubringen. 


(3) Infolge der Erhebung des Rekurſes kann 
die Aufſchiebung der Exekution angeordnet werden. 


9 10. 


(1) Sobald die Beitragsberechnung vollſtreckbar 
geworden iſt, hat der Maſſeverwalter die Beiträge 
einzubringen. 


(2) Beiträge, deren Vorſchreibung angefochten 
wurde, ſind vom Maſſeverwalter bis zur end⸗ 
gültigen Entſcheidung über die Anfechtung zurück⸗ 
zubehalten. 


8 11. 

Zeigt ſich, daß der Abgang auf Grund einer 
Beitragsberechnung nicht gedeckt wird, ſo hat der 
Maſſeverwalter eine Zuſatzberechnung aufzuſtellen, 
auf welche die Beſtimmungen der 88 3 bis 10 
Anwendung finden. Nötigenfalls iſt die Aufſtellung 
einer Zuſatzberechnung zu wiederholen. 


8 12. 


Wird nach dem Schlußergebniſſe nicht der 
ganze eingehobene Betrag zur Deckung des Abganges 
benötigt, ſo ſind zunächſt Beträge, um welche einzelne 
Genoſſenſchafter verhältnismäßig mehr als andere 
geleiſtet haben, zurückzuzahlen. 


8 13. 
Der Pflicht zur Zahlung von Beträgen, die 


zur Deckung des Abganges eingefordert werden, 


kann durch Aufrechnung mit einer Forderung gegen 
die Genoſſenſchaft nur in dem Betrage genügt 
werden, der auf die Forderung nach einem rechts⸗ 
kräftig genehmigten Verteilungsentwurf entfällt. 


8 14. 


Auf Grund der Zahlung von Beiträgen, die 
gemäß der Beitragsberechnung geleiſtet wurden, 
können Rückgriffsrechte gegen andere Genoſſenſchafter 
nicht geltend gemacht werden. 


8 15. 


(1) Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden 
ſinngemäß Anwendung, wenn die Kankurseröffuung 


mangels einer Mehrheit von Gläubigern oder eines 
hinreichenden Vermögens unterbleibt oder der Kon⸗ 
kurs aus einem dieſer Gründe aufgehoben wird. 
In dieſem Falle haben die Liquidatoren oder der 
Vorſtand die ſonſt dem Maſſcverwalter obliegenden 
Aufgaben zu erfüllen. Das Regiſtergericht kann an 
ihrer Stelle von Amts wegen oder auf Antrag 
andere Perſonen mit dieſen Obliegenheiten betrauen. 
(2) Wegen nicht ausreichender Deckung der 
Koſten des Konkursverfahrens (88 73, Abſatz 2, 
und 166, Abſatz 2, K. O.) darf der Konkurs nur 
dann unterbleiden oder aufgehoben werden, wenn 
die Koſten vorausſichtlich auch in den Nachſchüſſen 
der Genoſſenſchafter (8 2) keine Deckung finden. 


8 16. 
Während des Konkursverfahrens kann auch 


der Maſſeverwalter eine Generalverſammlung der 
Genoſſenſchaft einberufen. 


8 17. 


Ein Ausgleichsverfahren iſt auch bei Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaſtsgenoſſenſchaften zuläſſig. Die Be⸗ 
ſtimmung des $ 16 findet finngemäß Anwendung. 
Die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens iſt im 
Genoſſenſchaftsregiſter anzumerken. Im Vermögens- 
verzeichniſſe (5 2 Ausgl. O.) find auch die Beträge, 
mit denen die einzelnen Genoſſenſchafter für die 
Deckung eines Abganges haften, und bie vorauz⸗ 
ſichtlich aus der Haftung e Beträge 
anzugeben. 


8 18. 


(1) Dieſe Verordnung tritt am 15 95 
des auf ihre Kundmachung folgenden Monafs in 
Wirkſamkeit. 


(2) Sie findet auch auf bereits eröffnete, am 
Tage der Kundmachung der Verordnung aber noch 
nicht beendete Konkurſe von Genoſſenſchaſten An⸗ 
wendung; doch gelten die Beſtimmungen des 8 8, 
Abſatz 3, für Genoſſenſchafter nicht, deren Haftung 
an dieſem Tage bereits erloſchen war. 


(3) Die Beſtimmungen des 8 1, Abſatz 5, 
Ausgl. O., ferner die Beſtimmungen der 88 60 
bis 75, 85 und 86 Gen. G., ſoweit fie Gegen- 
ſtände betreffen, die in dieſer Verordnung geregelt 
find, finden während der Daner der Geltung dieſer 
Verordnung keine Anwendung. 


114. 
Verordnung des Miniſters für ſoziale 
Fürforge im Einvernehmen mit den 
Miniſtern des Innern und der Juſtiz 

vom 28. März 1918, 


befreffend Maſtnahmen der Wohnungs- 
fürſorge. 


Auf Grund des Geſetzes vom 24. Juli 1917, 
R. G. Bl. Nr. 307, wird verordnet, wie folgt: 


Artikel J. 


Bis 31. Dezember 1918 kann durch Ver⸗ 
ordnung der politiſchen Landesbehörde im Einver⸗ 
nehmen mit dem Landesausſchuſſe für Gemeinden oder 
Gebicte, in welchen ein außerordentlicher Mangel an 
Wohnungen ſeit Kriegsbeginn eingetreten oder zu ge⸗ 
wärtigen iſt, angeordnet werden, daß die nachfolgenden 
Vorſchriften ganz oder teilweiſe Anwendung finden. 


Wo die außerordenklichen Verhältniſſe ent⸗ 
fallen, die zur Erlaſſung ſolcher Vorſchriften Anlaß 
gegeben haben, ſind dieſe außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 


I. Abſchnitf. 


Bereitſtellung von bisher für andere 
Zwecke bestimmten Räumlichkeiten iu 
Wolmzwecken. 


2 4 
§ 1. 


Bisher nach den beſtehenden Beſtimmungen 
nicht bewohnbare Räumlichkeiten können auf die 
Dauer der Gültigkeit der Verordnung der politiſchen 
Landesbehörde (Artikel I, Abſatz 1) zur Bewohnung 
unter folgenden Vorausſetzungen zugelaſſen werden: 


1. Die Zulaſſung kann nur nach fallweiſer 
Prüfung der Räumlichkeiten durch bautechniſche und 
ſanitäre Sachverſtändige ausgeſprochen werden, wenn 
die Räumlichkeiten in ſicherheitspolizeilicher und ſani⸗ 
tärer Hinficht ohne Bedenken bewohnt werden können. 


2. Über die Zulaſſungen iſt ein befonderer 
Vormerk zu führen; Abſchriften desſelben ſind in 
den vom Landesausſchuſſe feſtzuſetzenden Zeiträumen 
diefer Behörde vorzulegen. 


3. Die zugelaſſenen Räumlichkeiten ſind in ſicher⸗ 
heitspolizeilicher und ſanitärer Hinſicht ſtändig zu über⸗ 
wachen. Die Zulaſſung iſt zu widerrufen, wenn die 
Bewohnung der Räumlichkeiten in ſicherheitspolizei⸗ 
licher oder ſanitärer Hinſicht zu Bedenken Anlaß gibt. 


Abfatz 1. 


Ablatz 2. 


las 1. 


Klaas 2. 


wm: 2. 


4. An der Außenſeite der Eingangstür der 
Zugelaſſenen Räumlichkeiten iſt eine vom Gemeinde⸗ 
amte unterfertigte Tafel dauerhaft anzubringen, auf 
welcher in unverwiſchbarer Schrift die ausnahms⸗ 
weiſe zeitliche Zulaſſung im Sinne dieſer Verordnung 
erſichtlich zu machen iſt. 

5. Die Zulaſſung und der Widerruf derſelben 
erfolgt von der zur Erteilung der Baubewilligung, 
beziehungsweiſe der Bewohnnngsbewilligung zuſtän⸗ 
digen Behörde. 


UI. Abſchnitt. 
Anderung von Wolmungen. 


58 2. 


Räumlichkeiten, welche Wohnzwecken dienen, 
dürfen nur aus wichtigen Gründen dieſen Zwecken 
entzogen werden. Ausgenommen find Räumlichkeiten, 
welche zur Zeit der Kundmachung der Verordnung 
der Landesbehörde (Artikel I, Abſatz 1) bereits für 
andere Zwecke beſtimmt waren, falls ſchon vor dem 
Tage der Kundmachung mit den hiefür notwendigen 
banlichen Arbeiten auf Grund der erteilten Bau⸗ 
bewilligung begonnen wurde. 


Als wichtiger Grund iſt es insbeſondere an⸗ 
zuſehen, weun der neue Verwendungszweck im öffent⸗ 
lichen Intereſſe gelegen iſt und es nicht möglich 
war, dafür andere als bisher zu Wohnzwecken 
befiimmte Räumlichkeiten zu beſchaffen. 


8 3. 


Zwei oder mehrere bisher getrennt vermietete 
Woßuungen dürfen nur aus wichtigen Gründen zu 
einer Wohnung vereinigt werden. 


Als wichtiger Grund iſt es insbeſondere an⸗ 
zuſehen, wenn die Vereinigung mehreren Haushal⸗ 
tungen eine gemeinſchaftliche Wirtſchaftsführung 
ermöglicht. 


8 4. 


Über die Zuläſſigkeit einer Anderung im Sinne 
der 88 2 und z entſcheidet auf Antrag des Micters 
oder des Hauseigentümers nach Anhörung der an⸗ 
deren Vertragspartei und der etwa in Betracht 
kommenden Mieter die politiſche Behörde I. Inſtanz. 


S 5. 

Die Baubehörde darf bauliche Herftellungen | 
zum Zwecke von Anderungen im Sinne der 88 2 
und 3 nur gegen den Nachweis der Zuläſſigkeit 
dieſer Anderungen (8 4) genehmigen. 


— . — —fä— . —— ͤ ÜäAu . rg er 


| 


III. Abfqniff. 
Allgemeine Bestimmungen. 


Gegen Verfügungen und Entſcheidungen der Kay 1. 
Gemeinde iſt kein Rechtsmittel zuläſſig. 

Gegen die Ablehnung eines Antrages gemäß fas 2. 
8 4 fteht dem Antragſteller die Beſchwerde an die 
der entſcheidenden Stelle vorgeſetzte politiſche Be⸗ 
hörde offen. Die politische Landesbehörde entſcheidet 
endgültig. 


§ 7. 


Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden 
keine Anwendung: 


1. auf die Gebaͤude des Allerhöchſten Hofes, 
der Allerhöchſten Privat⸗ und Familienfonds und 
der Mitglieder des Allerhöchſten Kaiſerhauſes; 


2. auf die Gebaͤude 


a) eines fremden Staates, 
Staatsoberhauptes, eines exterritorialen Mit⸗ 
gliedes einer ſouveränen Familie, der am 
k. u. k. Hofe beglaubigten diplomatiſchen Ver⸗ 
treter, 


b) der Konſulatsfunktionäre fremder Mächte, in⸗ 
ſoweit dieſe Perſonen Angehörige des entſen⸗ 
denden Staates ſind, ; 


falls die unter Zahl 1 und 2 angeführten 
Gebäude für Zwecke der Eigentümer verwendet 
werden; 


3. auf ärariſche, in Benützung der Militär⸗ 
verwaltung ſtehende, auf alle für militäriſche Zwecke 
benutzten oder in Ausſicht genommenen Gebäude, 
ferner auf Grund des Einquartierungsgeſetzes bei: 
geſtellte Objekte; 


4. auf die Gebäude und Räume. welche für 
Amts⸗ oder ſouſtige öffentliche Zwecke des Staates, 
Landes, Bezirkes, der Gemeinde oder eines von 
dieſen Körperſchaften verwalteten Fonds beſtimnit 
find oder beſtimmt werden; 


5. auf Gebäude der Eiſeubahnen, welche der 
bau⸗ und aufſichtsbehördlichen Kompetenz der Eiſen⸗ 
bahnbehörden unterliegen, ſowie auf Wohnungen, 
welche eine Eiſenbahnverwaltung ihren Arbeitern 
überläßt (5 5 des Geſetzes vom 28. Juli 1902, 
N. G. Bl. Nr. 156). 

Auf Räumlichkeiten im Betriebe des Gewerbes 
der Beherbergung von Fremden, von Penſionen, 
Sanatorien und dergleichen finden die Beſtimmungen 
des I. Abſchnittes dieſer Verordnung keine An⸗ 
wendung. 


Souveräns oder 


Abſatz 2. 


8 8. N Artikel II. 


Abſatz 1. Übertretungen dieſer Verordnung und der auf 
Grund derſelben erlaſſenen Verfügungen werden, Kund 
ſoferne ſie nicht einer ſtrengeren Strafbeſtimmung 
unterliegen, von den politiſchen Behörden mit 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der 
machung in Wirkſfamkeit. 


Geldſtrafen bis zu 5000 Kronen oder mit Arreſt Toggenburg m. p. Malaja m. p. 
bis zu ſechs Wochen geahndet. Dieſe Strafen können Schauer m. p. 
auch nebeneinander verhängt werden. : 

Abſatz 2. Wer zu einer ſolchen Übertretung anſtiftet 


oder bei ihrer Verübung mitwirkt, iſt in gleicher 
Weiſe zu beſtrafen. ' 


Assa 1. 


Abjap 2. 


Abiay 3. 


Jahrgang 1918. 


Reichsgeſehblatt 


für dir 


im Beichsrate vertretenen Königreiche und Länder. 


CLXXXIV. Stm. — Aus gegeben und verſendet am 23. Bklober 1918. 


e e eines Fehlers in der rg des Miniſters ii ehe von 2. Olteber 1918, 0 die 
Bezeichnung der mit dem parmazeutiſchen Berufe zuſammenhüngenden ober demſelben verwandten Beſchäftigungen. 


Re 
9 


368. Die Hauseigentümer (Machthaber), im Falle 
von Aftervermietung die Aftervermieter, haben die 


Verordnung des Minifters für ſoziale dem Wohnungsnachweiſe unterliegenden Mietobjekte 
N Fürſorge im Einvernehmen mit dem bei der Gemeinde (Wohnungsnachweisſtelle) anzu⸗ 


melden und ſie nach erfolgter Vermietung abzu⸗ 


Minifter des Innern vom 18. Okto⸗ melden. | 
ber 1918, 82. 


betreffend dir Einkührung dez Die Anmeldung gemäß 8§ 1, Abſatz 2, hat 


Wohnungsnachwriles. een 
— a) binnen drei Tagen nach Inkrafttreten der den 


Abſatz A. 


Abſaz 1. 


Auf Grund des Geſetzes vom 24. Juli 1917, Wohnungsnachweis anordnenden Verordnung 8 
R. G. Bl. Nr. 307, wird verordnet, wie folgt: hinſichtlich der zu dieſer Zeit nicht vermieteten, 
ſowie hinſichtlich der vermieteten, aber ſchon 
Artikel I. gekündigten Mietobjekte; 

Bis 31. Dezember 1919 kann durch Wer-| b) nachher binnen drei Tagen nach der Kündi⸗ 
ordnung der politifchen Landesbehörde im Ein⸗ 18 veziehungsweiſe ſouſtigen Endigung des 
vernehmen mit dem Landesqusſchuß für Gemeinden bisherigen Mietvertrages oder, falls ein jo 
oder Gebiete, in welchen ein außerordentlicher Mangel Vertrag nicht beſtanden hat, binnen drei Tagen 
an Wohnungen ſeit Kriegsbeginn eingetreten oder zu nach der wie immer erjolgten Ankündigung 
gewärtigen iſt, angeordnet werden, daß. die nach⸗ der Vermietbarkeit; 
folgenden Vorſchriften über den Wohnungsnachweis e) bei ipäter erſtellten Mietobjekten bei erſtmaliger 
Anwendung finden. Hiebei kann der Umfang des Vermietung binnen drei Tagen nach der nach 
Wohnungsnachweiſes (8 1, Abſatß 19 den örtlichen Erteilung der Bewohnungs⸗ oder Benützungs⸗ 
Verhältniſſen angepaßt werden. bewilligung wie immer erfolgten Ankündigung 

Wo die außerordentlichen Verhältniſſe ent ⸗ der Vermietbarkeit. 


fallen, die zur Erlaſſung ſolcher Vorſchriften Anlaß 


geben haben, find dieſe außer Wirhamkeit zu Die Anmeldung kann unterbleiben, wenn das 


Mietobjekt vor Ablauf der Anmeldefriſt des Abſatzes 1 


gen. ; > 
1 vermietet worden iſt. 
& i B 
F 1. 
Dem Wohnungsngchweis unterliegen möblierte 8 3. 
und nicht möblierre Wohnungen und einzelne Wohn⸗ Die Abmeldung gemäß § 1, Abſatz 2, hat 


räume ſowie Geichäftsränme. ſpäteſteuns binnen drei Tagen nach der erfolgten 


Abſaß 2. 


Abſaz 1. 


Abſat 2. 


Abſatz 1. 


Vermietung des Mietobjektes zu erfolgen, wenn die 
Gemeinde nicht im Grunde des § 5 
Friſt feſtſetzt. 5 

8 4. 

Die Gemeinde hat die angemeldeten Miet⸗ 
objekte in ortsüblicher Weiſe ⸗zur öffentlichen Kennt⸗ 
nis zu bringen, es wäre denn, der Hauseigentümer, 
beziehungsweiſe der Aftervermicter ſtellt ein gegen⸗ 
teiliges, nach dem Ermeſſen der Gemeinde begrün⸗ 
detes Anſuchen. 

Der Gemeinde obliegt anch die Erteilnug von 


Auskünften über Anbot und Nachfrage bezüglich 


der dem Wohnungsnachweis unterliegenden Miet⸗ 
objekte. ö 


8 
>» 5 
Die Gemeinde hat nähere Vorſchriften zur 


eine kürzere Gebäude für Zwecke 


H 
i 


| 


falls die unter Zahl 1 und 2 angeführten 
der Eigentümer verwendet 
werden; 5 


3. auf ärariſche, in Benützung der Militär⸗ 
verwaltung ſtebende, ferner auf Grund des Ein- 


quartierungsgeſetzes beigeſtellte Objekte; 


| 
| 


| 
| 


4. auf die Gebände und Räume, welche für 


Amis⸗ oder ſonſtige öffentliche Zwecke des Staates, 
Landes, Bezirkes, der Gemeinde oder eines von 
dieſen Körperſchaften verwalteten Fonds beſtimmt 
ſind oder beſtimmt werden. 


8 9. f 


Übertretungen dieſer Verordnung und der auf 
Grund derſelben erlaſſenen Verfügungen werden, ſo⸗ 


ferne ſie nicht einer ſtrengeren Strafbeſtimmung 


Durchführung des Wohnungsnachweiſes zu erlaſſeu. unterliegen. von den volitiſchen Behörden mit 
In dieſen Vorſchriften iſt insbeſonders der Inhalt Gheldſtrafe bis zu 5000 K oder mit Arreſt bis zu 


und die Form der An- und Abmeldungen, das 6 Wochen geahndet. 


Gebiet der Wohnungsnachweisſtellen, die Art der 


Ankündigung der Mietobjekte und die Art der Er⸗ 


Abſatz 2. 


teilung von Auskünften zu regeln. 

Die von. der Gemeinde erlaſſenen Vorſchriften 
unterliegen, inſoferne es ſich nicht um eine Stadt 
mit eigenem Statut handelt, der Genehmigung der 
politiſchen Behörde I. Inſtanz. 


8 6. | 

Insbeſonders kann die Gemeinde anordnen, 
daß, falls der Hauseigentümer, beziehungsweiſe der 
Aftervermieter die Vermietbarkeit einer Wohnung 
oder eines Geſchäftsranmes durch Ankündigungszettel 
am Hauſe ankündigt, dieſe Ankündigungszettel An⸗ 
gaben über die Größe der Wohnung oder des 
Geſchäftsraumes, den Einzugstermin ſowie den 
Mietpreis ſamt Nebengebühren zu euthalten haben. 


8 7. 


der Gemeinde ift kein Rechtsmittel zuläſſig. 


7 


8 8. 
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden 
keine Anwendung: f I 


1. auf die Gebäude des Allerhöchſten Hofes, 


der Allerhöchſten Privat⸗ und Familienfonds und 


der Mitglieder des Allerhöchſten Kaiſerhauſes; 
2. anf die Gebände N N 
.a) eines fremden Staates, Sonveräns oder Staats⸗ 
oberhauptes, eines erterritorialen Mitgliedes 
einer ſouveränen Familie, der am k. u. k. Hofe 
beglaubigten diplomatiſchen Vertreter, 
b) der Konſnlatsfunktionäre fremder Mächte, in⸗ 
ſoweit dieſe Perſonen Angehörige des ent⸗ 
fendenden Staates ſind, 


ö Gegen die Verfügungen und Entſcheidunge 
0 


1 


Dieſe Strafen können auch 


nebeneinander verhängt werden. 


Wer zu einer ſolchen Übertretung anſtiftet 


oder bei ihrer Verübung mitwirkt, iſt in gleicher 
Weiſe zu beſtrafen. 


Artikel II. 


Tiefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Mafaja m. p. 


328. 


Geſetz vom 15. Juli 1920, betreffend 
Anderungen des Geſetzes vom 9. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 70, über Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
(Genoſſenſchaftsgeſetznovelle 1920), 


Die Nationalverſammlung hat beſchloſſen: 


Artikel J. 


Das Geſetz vom 9. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 70, über Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften wird in folgender Weiſe geändert: 

1. Dem 8 2 wird als dritter Abſatz angefügt: 

„Bei Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 
welche die gemeinſchaftliche Beſchaffung von Lebens⸗ 
mitteln und anderen Waren für den Haushalt im 
großen und deren Abſatz im kleinen zum Zwecke 
haben (Konſumvereine), kann die Haftung auf den 
Geſchäftsanteil beſchränkt werden, wenn dieſer 
mindeſtens fünfzig Kronen beträgt und wenn die 
Abgabe von Waren ſowie, falls der Konſumverein 
Spareinlagen übernimmt, auch die Übernahme ſolcher 
ſtatutenmäßig auf die Mitglieder beſchränkt iſt.“ 


Ahſatz 1. 


— 


Abſatz 2. 


2.8 4, Abſatz 1, hat zu lauten: 

„Die Geuoſſenſchaftsfirma muß vom Gegen- 
ſtande der Unternehmung entlehnt ſein, die Be⸗ 
zeichnung „regiſtrierte Genoſſenſchaft“ und je nach 
der Beſchaffenheit der Haftung (8 2) den Beiſatz. 
„mit unbeſchränkter Haftung“, „mit beſchränkter 
Haftung“ oder „mit Geſchäftsanteilshaftung“ ent⸗ 
halten.“ 


3. 8 5, Z. 12, und 8 8, 8. 7, haben zu 
lauten: 

„Die Angabe, ob die Haftung der Genoſſen⸗ 
ſchafter für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft 
unbeſchränkt, beſchränkt oder auf den Geſchäftsanteil 
eingeſchränkt (8 2, Abſatz 3) iſt, und im Falle der 
beſchränkten Haftung, wenn die Haftung über das im. 
8 76 beſtimmte Maß ausgedehnt wird, die Angabe 
des Umfanges dieſer Haftung.“ 


4. Dem 8 27 wird folgender dritte Abſatz 
angefügt: 

„Im Genoſſenſchaftsvertrage kann beſtimmt 
werden, daß die Generalverſammlung, ſolange bie 
Mitgliederzahl mindeſtens tauſend beträgt, aus Ab⸗ 
geordneten beſteht, die von beſtimmten, im Genoſſen⸗ 
ſchaftsvertrage zu bezeichnenden Gruppen von Mit⸗ 
gliedern auf längſtens ein Jahr aus der Zahl der 
Mitglieder gewählt oder bevollmächtigt werden. Die 
Art de Wahlvorganges iſt im Genoſſenſchafts⸗ 
vertrage zu regeln.“ 


5. 8 30, Abſatz 2, hat zu lauten: 

„Der Zweck der Generalverſammlung (Tages⸗ 
ordnung) muß jederzeit bei der Berufung, und zwar 
möglichſt beſtimmt bekanntgemacht werden; bei 
beabſichtigten Abänderungen des Genoſſenſchafts⸗ 
vertrages iſt deren weſentlicher Inhalt anzugeben. 
Über Gegenſtände, deren Verhandlung nicht in dieſer 
Weiſe angekündigt ift, können Beſchlüſſe nicht ge- 
faßt werden; hievon iſt jedoch der Beſchluß über 
den in einer Generalverſammlung geſtellten Antrag 
auf Berufung einer außerordentlichen General⸗ 
verſammlung ausgenommen.“ 


6. Dem 8 33 werden folgende Abſätze angefügt: 

„Generalverſammlungsbeſchlüſſe auf Um⸗ 
wandlung der Haftungsart (8 2) oder Herabſetzung 
der Haftung oder der Geſchäftsanteile können nur 
mit einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen gefaßt werden; zur 
Beſchlußfaſſung iſt bei dem erſtmaligen Zuſammen⸗ 
tritte der Generalverſammlung (8 31) erforderlich, 
daß wenigſtens ein Drittel der Mitglieder anweſend 
oder vertreten iſt. Der Genoſſenſchaftsvertrag kann 
weitergehende Erforderniſſe aufſtellen. 

Beſchlüſſe auf eine Erhöhung der Haftung 
oder der Geſchäftsanteile haben gegen Mitglieder, 
die bei der Generalverſammlung weder anweſend 
noch vertreten waren oder die gegen den Beſchluß 
geſtimmt und noch vor Schluß der General- 
verſaummlung dagegen Widerſpruch zu Protokoll 
erklärt haben, keine rechtliche Wirkung, wenn ſie 
ſpäteſtens am vierzehnten Tage nach der Eintragung 
des Beſchluſſes in das Protokollbuch die Mitglied⸗ 
ſchaft kündigen und gemäß dieſer Kündigung aus⸗ 
ſcheiden.“ . 


7. Nach 8 33 wird als 8 33 a eingefchaltet: 

„§ 33 a. Die Herabſetzung der Haftung oder 
der Geſchäftsanteile iſt nur innerhalb der geſetzlichen 
Grenzen (5 2, Abſatz 3, und $ 76) und nur nach 
Durchführung eines Aufgebotsverfahrens zuläſſig. 
Der Generalverſammlungsbeſchluß iſt vom Vorſtande 
zur Anmerkung im Genoſſenſchaftsregiſter beim 
Handelsgericht anzumelden und von dieſem mit dem 
Beifügen bekanntzumachen, daß die Genoſſenſchaft 
allen Gläubigern für Forderungen, die am Tage 
der Veröffentlichung dieſer Bekanntmachung beſtehen, 
auf Verlangen Befriedigung oder Sicherſtellung zu 


leiſten bereit iſt und daß Gläubiger, die ſich nicht 
binnen drei Monaten nach dem bezeichneten Tage 


bei der Genoſſenſchaft melden, als zuſtimmend 
erachtet würden. Bekannten Gläubigern hat die 
Genoſſenſchaft dieſe Mitteilung unmittelbar zu 
machen. 

Die Statutenänderung iſt nach Ablauf der 
Anmeldungsfriſt von ſämtlichen Vorſtandsmitgliedern 
zur Eintragung im Genoſſenſchaftsregiſter anzu⸗ 
melden. Mit der Anmeldung iſt der Nachweis, daß. 
die Gläubiger, die ſich gemeldet haben, befriedigt 
oder ſichergeſtellt ſind, und die Erklärung beizubringen, 
daß ſämtlichen bekannten Gläubigern die Mitteilung 
nach Abſatz 1 gemacht worden iſt und daß andere 
Gläubiger ſich innerhalb der Friſt nicht gemeldet 
haben. Iſt der Nachweis oder die Erklärung falſch, 
ſo haften die Vorſtandsmitglieder, denen dabei eine 
Außerachtlaſſung ihrer Obliegenheiten zur Laſt fällt, 
den Gläubigern, bezüglich deren eine falſche An⸗ 
gabe gemacht wurde, für den verurſachten Schaden 
zur ungeteilten Hand.“ 


8. Nach § 86 wird unter der Überſchrift 
„Beſondere Beſtimmungen für Genoſſenſchaften mit 
Geſchäftsanteilshaftung“ als 8 86 a eingeſchaltet: 

„5 86 3. Auf die Genoſſenſchaften mit Ge⸗ 
ſchäftsanteilshaftung finden die Beſtimmungen über 
Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftung mit den 
Anderungen ſinngemäß Anwendung, die ſich aus 
der Beſchränkung der Haftung auf den Geſchäfts⸗ 
anteil ergeben.“ 


Artikel II. 


Übertragungen von Liegenſchaften eines 
Konſumvereines an einen anderen Konſumverein 
zum Zwecke der Vereinigung mehrerer Konſum⸗ 
vereine zu einem ſolchen Vereine ſind von der 
Vermögensübertragungsgebühr befreit, wenn der 
Geſchäftsbetrieb des übernehmenden Konſumvereines 
ſtatutenmäßig auf ſeine Mitglieder beſchränkt iſt. 


Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Kund⸗ 
machung in Kraft. Mit ſeiner Durchführung ſind 
die Stautsſekretäre für Juſtiz und für Finanzen 
betraut. 


Seitz m. p. 
Mayr m. p. 


Roller m. p. Reiſch m. p. 


Anhang 


Verzeichnis der wohnrechtlichen Vorschriften zwischen 1918-1940: 


1918 


Vollzugsanweisung des Deutschösterreichischen Staatsrates, betreffend die 
Anforderung von Wohnungen durch die Gemeinden. StGBl.-Nr. 22/1918 vom 
13. November 1918, Seite 23. 

1919 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Fürsorge im Einvernehmen 
mit den Staatsämtern des Innern und der Justiz wegen Verlängerung der 
Wirksamkeit und Abänderung der Ministerialverordnung vom 28. März 1918, 
RGBI.-Nr. 114, betreffend Maßnahmen der Wohnungsfürsorge. StGBl.-Nr. 
7/1919 vom 26. Dezember 1918, Seite 13. 


Gesetz, betreffend die Errichtung eines deutschösterreichischen staatlichen 
Wohnungsfürforgefonds. StGBl.-Nr. 45/1919 vom 25. Jänner 1919, Seite 76. 


Gesetz, betreffend die Enteignung zu Wohnzwecken. StGBl.-Nr. 82/1919 vom 
4. Februar 1919, Seite 142. 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, womit die 
Vollzugsanweisung vom 13. November 1918, StGBil.-Nr. 22, betreffend die 
Anforderung von Wohnungen durch die Gemeinden, abgeändert wird. StGBl.- 
Nr. 223/1919 vom 9. April 1919, Seite 533. 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, womit die 
Vollzugsanweisung vom 9. April 1919, StGBl.-Nr. 223, betreffend die 
Anforderung von Wohnungen durch die Gemeinden, ergänzt wird. StGBil.-Nr. 
418/1919 vom 11. August 1919, Seite 1026. 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, betreffend den 
Wohnungsnachweis. StGBl.-Nr. 515/1919 vom 27. Oktober 1919, Seite 1216. 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit den Staatsämtern für Inneres und Unterricht und für Justiz wegen 
Verlängerung der Wirksamkeit und Abänderung der Ministerialverordnung 
vom 28. März 1918, RGBi.-Nr. 114, betreffend Maßnahmen der 
Wohnungsfürsorge. StGBl.-Nr. 611/1919 vom 22. Dezember 1919, Seite 
1374. 


1920 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Staatsamte für soziale Verwaltung, betreffend die Verlängerung der im 
Gesetze vom 28. Dezember 1911, RGBi.-Nr. 243, über Steuer- und 
Gebührenbegünstigungen für gemeinnützige Bauvereinigungen vorgesehenen 
Fristen für die Herstellung und Nichtveräußerung von Kleinwohnungshäusern. 
StGBl.-Nr. 200/1920 vom 14. Mär. 1920, Seite 363. 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, womit die 
Vollzugsanweisung vom 13. November 1918, StGBil.-Nr. 22, betreffend die 
Anforderung von Wohnungen durch die Gemeinden, ergänzt wird 
(Ersatzanforderung). StGBl.-Nr. 278/1920 vom 26. Juni 1920, Seite 942. 


Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Staatsamte für soziale Verwaltung über die Verlängerung der im S 17 des 
Gesetzes vom 28. Dezember 1911, RGBl.-Nr. 242, betreffend 
Steuerbegünstigungen für Neubauten, Zubauten, Aufbauten und Umbauten im 
allgemeinen und für Kleinwohnungsbauten insbesondere vorgesehenen Frist 
zur Herstellung von Kleinwohnungshäusern. StGBil.-Nr. 390/1920 vom 30. Juli 
1920, Seite 1581. 


1921 


Verordnung der Bundesmiinisterien für Justiz und für soziale Verwaltung, 
betreffend die Verlängerung der Räumungsfristen für Mietwohnungen durch 
gerichtlichen Ausspruch. BGBi.-Nr. 124/1921 vom 28. Februar 1921, Seite 
365. 


Bundesgesetz, betreffend Ausgestaltung des Staatlichen 
Wohnungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBl.- 
Nr. 252/1921 vom 15. April 1921, Seite 801. 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesmiinisterium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 
betreffend die Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- 
und Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 269/1921 vom 13. Mai. 1921, Seite 837. 


Verordnung der Bundesmiinisterien für Justiz und für soziale Verwaltung über 
die Verlängerung der Räumungsfristen für Mietwohnungen in Villach. BGBl. 
Nr. 354/1921 vom 8. Juli 1921, Seite 1220. 


Bundesgesetz, betreffend die Bewilligung zur Aufnahme eines 
Lotterieanlehens im Nominalbetrage von 600 Millionen Kronen durch den 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 383/1921, vom 15. Juli 1921, 
Seite 1355. 


Verordnung der Bundesmiinisterien für Justiz und für soziale Verwaltung über 
die Verlängerung der Räumungsfristen für Mietwohnungen im Wohngebiete 
Villach. BGBlI.-Nr. 418/1921 vom 26. Juli 1921, Seite 1507. 


Verordnung der Bundesmiinisterien für Justiz und für soziale Verwaltung über 
die Verlängerung der Räumungsfristen für Mietwohnungen durch gerichtlichen 
Ausspruch. BGBl. Nr. 725/1921 vom 21. Dezember 1921, Seite 2186. 


1922 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesmiinisterium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 
betreffend die Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- 
und Siedlungs-Fonds. BGBiI.-Nr. 2/1922 vom 27. Dezember 1921 Seite 2. 


Kundmachung des Bundesmiinisteriums für soziale Verwaltung, betreffend das 
Statut der Wohnungs- und Siedlungskommission im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung. BGBi.-Nr. 21/1922 vom 13. Jänner 1922, Seite 127. 


Verordnung des Bundesministeriums für Justiz, betreffend die Zulässigkeit 
eines dinglich wirkenden Veräußerungs- und Belastungsverbotes zugunsten 
des Wohnungs- und Siedlungsfonds der Bundeshauptstadt Wien". BGBl.-Nr. 
80/1922 vom 6. Februar 1922, Seite 206. 


Verordnung der Bundesregierung, über die Anforderung von Wohnungen 
(Wohnungsbestandteilen) zum Zwecke der Unterbringung von Bundesämtern 
und Bundesangestellten im Burgenlande. BGBi.-Nr. 149/1922 vom 24. 
Februar 1922, Seite 294. 


Bundesgesetz, betreffend Vermehrung der Mittel des Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds (Fondsnovelle 1922). BGBl.-Nr. 224/1922 vom 6. April 1922, 
Seite 428. 


Verordnung der Bundesmiinisterien für Justiz und für soziale Verwaltung, über 
die Verlängerung der Räumungsfristen für Mietwohnungen durch gerichtlichen 
Ausspruch. BGBi.-Nr. 244/1922 vom 22. April 1922, Seite 494. 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 
betreffend die Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- 
und Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 298/1922 vom 15. Mai 1922, Seite 601. 


Bundesgesetz, betreffend Vermehrung der Mittel des Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds (2. Fondsnovelle 1922). BGBlI.-Nr. 381/1922 vom 22. Juni 
1922, Seite 745. 


Bundesgesetz, betreffend die Bewilligung zur Aufnahme eines 
Lotterieanlehens im Nominalbetrage von 1200 Millionen Kronen durch den 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds (Österreichische Baulose, Emission 
1922). BGBl.-Nr. 386/1922 vom 28. Juni 1922, Seite 747. 


Bundesgesetz, betreffend die Gewährung eines Kredites an die Bundesfabrik 
Bluman zur Behebung der durch die Explosionskatastrophe an den Wohn- 
und Verwaltungsgebäuden verursachten Schäden. BGBi.-Nr. 473/1922 vom 
14. Juli 1922, Seite 943. 


Verordnung der Bundesmiinisterien für Justiz und für soziale Verwaltung, über 
die Verlängerung der Räumungsfristen für Mietwohnungen durch gerichtlichen 
Ausspruch. BGBl.-Nr. 513/1922 vom 20. Juli 1922, Seite 989. 


Bundesgesetz, betreffend Vermehrung der Mittel des Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds (3. Fondsnovelle 1922). BSRBl.-Nr. 528/1922 vom 20. Juli 
1922, Seite 999. 


Verordnung der Bundesregierung, betreffend Maßnahmen zur Beschaffung 
von Hypothekarkrediten für gemeinnützige Wohn- und Siedlungsbauten. 
BGBi.-Nr. 613/1922 vom 4. August 1922, Seite 1129. 


Bundesgesetz, über Gewährung verzinslicher Darlehen des Bundes an 
Gebietskörperschaften und Vermehrung der Mittel des Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBlI.-Nr. 658/1922 vom 6. September 1922, Seite 1381. 


Verordnung der Bundesregierung, betreffend die Erstreckung der Wirksamkeit 
einiger Gesetze über Wohnungsfürsorge auf das Burgenland. BGBl.Nr. 
724/1922 vom 22. September 1922, Seite 1472. 


Bundesgesetz, betreffend Vermehrung der Mittel des Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds (4. Fondsnovelle 1922). BGBlI.-Nr. 839/1922 vom 27. 
November 1922, Seite 1657. 


Bundesgesetz, über die Miete von Wohnungen und Geschäftsräumlichkeiten 
(Mietengesetz). BGBi.-Nr. 872/1922 vom 7. Dezember 1922, Seite 1827. 


Bundesgesetz, betreffend Wohnungsanforderung. BGBi.-Nr. 873/1922 vom 7. 
Dezember 1922, Seite 1840. 


1923 


Kundmachung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung, betreffend die 
Aufhebung des Artikels l, Absatz 1, der Vollzugsanweisung des Staatsamtes 
für soziale Verwaltung vom 9. April 1919, StGBl.-Nr.-Nr.. Nr. 223, womit die 
Vollzugsanweisung vom 13. November 1918, StGBl.-Nr.-Nr.. Nr. 22, 
betreffend die Anforderung von Wohnungen durch die Gemeinden, 
abgeändert wird. BGBi.-Nr. 10/1923 vom 28. Dezember 1922, Seite 27. 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 
betreffend die Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- 
und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 48/1923 vom 19. Jänner 1923, Seite 173. 


Verordnung der Bundesministerien für soziale Verwaltung und für Justiz, 
betreffend das Rechtsmittelverfahren in Wohnungsanforderungssachen. 
BGBi.-Nr. 57/1923 vom 26. Jänner 1923, Seite 177. 


Bundesgesetz, betreffend die Bewilligung zur Aufnahme eines 
Lotterieanlehens im Nominalbetrage von 6.000 Millionen Kronen durch den 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds (Österreichische Baulose Emission 1923). 
BGBi.-Nr. 379/1923 vom 11. Juli 1923, Seite 1347. 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung, betreffend 
Anerkennung von Schuldverschreibungen als den Zwecken der 
Wohnungsfürsorge dienend. BGBl.-Nr. 483/1923 vom 3. August 1923, Seite 
1661. 


Bundesgesetz, betreffend Aufnahme eines 60-Milliarden-Anlehens des 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 527/1923 1 vom 25. 
September 1923, Seite 1712. 


Bundesgesetz, über Steuerbegünstigungen für Wohn- und 
Geschäftshausbauten in den Jahren 1924 und 1925 
(Bauaufwandsbegünstigungsgesetz vom Jahre 1923). BGBl.Nr. 637/1923 
vom 21. Dezember 1923, Seite 1949. 


1924 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Verkehr, betreffend die 
Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 27/1924 vom 7. Jänner 1924, Seite 28. 


Verordnung der Bundesregierung, betreffend die Erstreckung von Gesetzen 
und Verordnungen über Wohnungsfürsorge auf das Burgenland. BGBl.-Nr. 
194/1924 vom 13. Juni 1924, Seite 532. 


1925 


Bundesgesetz, womit einige Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 15. 
April 1921, BGBl.-Nr. 252, betreffend Ausgestaltung des staatlichen 
Wohnungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und -Siedlungsfonds, 
abgeändert werden (Fondsnovelle 1925). BGBl.-Nr. 96/1925 vom 3. März 
1925, Seite 365. 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Verkehr, betreffend die 
Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBlI.-Nr. 108/1925 vom 15. März 1925, Seite 389. 


Kundmachung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen, womit das Statut des 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds verlautbart wird. BGBi.-Nr. 187/1925 vom 
6. April 1925, Seite 687. 


Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für soziale Verwaltung, zur Durchführung des 8 19 des 
Bundesgesetzes vom 15. April 1921, BGBl.-Nr. 252, betreffend Ausgestaltung 
des Staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBlI.-Nr. 210/1925 vom 2. Juli 1925, Seite 827. 


Bundesgesetz, über eine Abänderung des Bundesgesetzes, betreffend 
Wohnungsanforderung. BSBl.-Nr. 304/1925 vom 30. Juli 1925, Seite 1039. 


1926 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Verkehr, betreffend die 
Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 32/1926 vom 26. Jänner 1926, Seite 215. 


Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für soziale Verwaltung, womit die Verordnung vom 2. Juli 
1925, BGBil.-Nr. 210, betreffend Gebührenbefreiungen nach dem 
Bundesgesetze über den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, ergänzt wird. 
BGBiI.-Nr. 40/1926 vom 8. Februar 1926, Seite 231. 


Kundmachung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung, betreffend 
Abänderung des Statutes des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 
45/1926 vom 19. Februar 1926, Seite 233. 


Bundesgesetz, über Steuerbegünstigungen für den Bau von Wohn- und 
Betriebsgebäuden und die Anschaffung neuer Maschinen und 
Betriebseinrichtungen in den Jahren 1926 und 1927 
(Investitionenbegünstigungsgesetz vom Jahre 1926). BGBl.-Nr. 75/1926 vom 
26. März 1926, Seite 296. 


Bundesgesetz, betreffend die Aufnahme eines 6-Millionen-Schilling-Anlehens 
des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 199/1926 vom 27. Juli 
1926, Seite 772. 


Bundesgesetz, betreffend Umwandlung der Barvorschüsse des Bundes an 
den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 200/1926 vom 27. Juli 
1926, Seite 773. 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung, betreffend 
Anerkennung von Schuldverschreibungen als den Zwecken der 
Wohnungsfürsorge dienend. BGBl.Nr. 370/926 vom 11. Dezember 1926, 
Seite 1549. 


1927 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Verkehr, betreffend die 
Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBlI.-Nr. 51/1927 vom 4. Februar 1927, Seite 150. 


Bundesgesetz, über Steuerbegünstigungen für den Bau von Wohn-, 
Geschäfts- und Betriebsgebäuden und die Beschaffung neuer Maschinen und 
Betriebseinrichtungen in den Jahren 1928 und 1929 
(Investitionenbegünstigungsgesetz vom Jahre 1928). BGBl.Nr. 366/1927 vom 
17. Dezember 1927, Seite 1358. 


1928 


Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und Verkehr, betreffend die 
Beitragsleistung der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes- Wohn- und 
Siedlungsfonds. BGBl.-Nr. 19/1928 vom 28. Dezember 1927, Seite 51. 


1929 


Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Handel und Verkehr, betreffend die Beitragsleistung 
der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 
30/1929 vom 31. Dezember 1928, Seite 216. 


Bundesgesetz, betreffend die Förderung der Wohnbautätigkeit und 
Abänderung des Mietengesetzes (Wohnbauförderungs- und Mietengeseitz). 
BGBi.-Nr. 200/1929 vom 14. Juni 1929, Seite 811. 


Bundesgesetz, wirksam für das Bundesland Wien, über die Pflicht zur Anzeige 
und über die Vermietung von Wohnungen, die durch Übersiedlung in mit 
Bundeszuschüssen oder aus öffentlichen Mitteln errichtete Wohnbauten frei 
werden. BGBi.-Nr. 201/1929 vom 14. Juni 1929, Seite 826. 


Bundesgesetz, betreffend die Enteignung zu Wohn- und 
Assanierungszwecken. BGBl.Nr. 202/1929 vom 14. Juni 1929, Seite 828. 


Verordnung der Bundesminister für soziale Verwaltung und für Finanzen, zur 
Durchführung des I. Abschnittes des Bundesgesetzes vom 14. Juni 1929, 
BGBi.-Nr. 200 (/ Wohnbauförderungsverordnung). BGBl.-Nr. 240/1929 vom 
16. Juli 1929, Seite 943. 


Verordnung der Bundesminister für soziale Verwaltung und für Finanzen vom, 
zur Durchführung des I. Abschnittes, S 3, Absatz 5, und S 4, Absatz 2, des 
Bundesgesetzes vom 14. Juni 1929, BGBi.-Nr. 200 (Il. Wohnbau- 
förderungsverordnung). BGBl.-Nr. 241/1929 16. Juli 1929, Seite 953. 


Verordnung der Bundesminister für soziale Verwaltung und für Finanzen, zur 
Durchführung des I. Abschnittes des Bundesgesetzes vom 14. Juni 1929, 
BGBi.-Nr. 200 (Ill. Wohnbauförderungsverordnung). BGBl.-Nr. 350/1929 vom 
18. Oktober 1929, Seite 1282. 


1930 


Verordnung des Bundesmiinisters für Finanzen, zum Bundesgesetz vom 14. 
Juni 1929, BGBil.-Nr. 200 (Wohnbauförderungs- und Mietengesetz), betreffend 
die Erhöhung der Zinsgroschensteuer. BSBl.-Nr. 16/1930 vom 30. Oktober 
1929, Seite 59. 


Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Handel und Verkehr, betreffend die Beitragsleistung 
der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 
24/1930 vom 2. Jänner 1930, Seite 67. 


1931 


Bundesgesetz, über Steuerbegünstigungen für den Bau von Wohn-, 
Geschäfts- und Betriebsgebäuden und die Beschaffung neuer Maschinen und 
Betriebseinrichtungen im Jahre 1931 (Investitionenbegünstigungsgesetz vom 
Jahre 1931). BGBl.-Nr. 6/1931 vom 30. Dezember 1930, Seite 5. 


Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Handel und Verkehr, betreffend die Beitragsleistung 
der Arbeit(Dienst)geber zum Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. BGBi.-Nr. 
8/1931 vom 15. Dezember 1930, Seite 7. 


Bundesgesetz, betreffend die Abänderung des Wohnbauförderungs- und 
Mietengesetzes. BGBl.-Nr. 44/1931 vom 28. Jänner 1931, Seite 124. 


Verordnung der Bundesminister für Finanzen und für soziale Verwaltung, zur 
Durchführung des I. Abschnittes, 8 8, des Bundesgesetzes vom 14. Juni 1929, 
BGBi.-Nr. 200 (IV. Wohnbauförderungsverordnung). BGBlI.-Nr. 47/1931 vom 
19. Jänner 1931, Seite 137. 


Verordnung der Bundesminister für Finanzen und für soziale Verwaltung, über 
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Wohnunggspolitische Vorschriften von 1782 - 1940 
in Osterreich 


2. Teil 


Materialiensammlung 


Abschnitt 1: 


Debatte im Reichsrat zum Thema Befreiung von der Gebäudesteuer 
am 3. Juli 1862. 


Diefe Poſten find darum bereits aus den Realſteuern 
mit Recht ausgeſchieden und andern an der Ziffer 
derſelben nicht das Mindeſte. 

Dagegen war eine andere Poſt in dem Realſteuer⸗ 
voranſchlag, die auf ganz gleichen Praͤmiſſen beruht, 
noch enthalten und wird mit Recht aus dem gleichen 
Grunde, wie die vorige ausgeſchieden werden müſſen. 
Es iſt nämlich der Betrag von 35.582 fl. für die 
Provinz Mantua, welcher im 186 1er Praͤliminare noch 
nicht ausgeſchieden iſt. 

Dieſe Summe iſt zufolge Allerhöchfter Anord⸗ 
nung vom 11. Juni 1861 in gleicher Weiſe, aus 
gleichem Grunde und auf gleiche Art aus den Real⸗ 
ſteuern der Provinz Mantua als Dotation von deren 
Landeswohlthätigkeitsanſtalten auszuſcheiden befohlen 
worden. 

Ich bemerke, daß das Datum des 11. Juli 1861 
hier nicht über die Frage entſcheidet, ob das vor dem 
Präliminare war oder nicht. Denn das Präliminare, 
wie es dem hohen Hauſe vorgelegt wurde, iſt allerdings 
erſt im December an das hohe Haus gekommen, aber 
es iſt bereits in den Monaten Februar und März ans 
gefertigt worden und damals war von der Ausſchei⸗ 
dung dieſer erſt fpäter genehmigten Poſt nicht die 
Rede. 

Es iſt alſo die Entzifferung im Realfteuerpräli- 
minare, die aus der damaligen Zeit entſpringt, un⸗ 
möglich mit Rückſicht auf dieſe nun ausfallenden 
35.582 fl. vorgenommen worden und ſpäter, nachdem 
das Praͤliminare bereits abgefaßt war, konnte dieſes 
auch nicht mehr geſchehen. 

Es war aber nachträglich zur Kenntniß des Aus⸗ 
ſchuſſes gekommen und dieſer Poſten iſt daher mit 
Recht auszuſcheiden, weil dieß auf dem ganz gleichen 
Rechtsgrunde beruhte und weil die ganz gleichen Um⸗ 
ſtände obwalten, wie rückſichtlich der vorerwähnten 
Subvention von 515.519 fl. 

Wird nun dieſe Poſt von 35.582 fl. von den 
Realſteuern des Staatsvoranſchlages in Abzug ge⸗ 
bracht, ſo erübrigt als Bezifferung des Realſteuer⸗ 
erträgniſſes die Summe von nur 81,561.018 fl. im 
Gegenſatze von dem Präliminare ad 1, wornach dies 
ſelbe auf 81,596. 600 fl. angeſetzt ift. 

Um dieſen Betrag iſt das Realſteuererträgniß 
wieder anzunehmen, daher die Genehmigung nur auf 
dieſen alſo verminderten Betrag einzuſchränken ſein 
wird. In Bezug auf das Einkommenſteuererträgniß 
wurde bereits entwickelt, warum die Einbeziehung der 
Couponabzugsſteuer mit 5,000.0 00 fl. in dasſelbe 
nach der Meinung des Ausſchuſſes ſtattfinden fol, 
warum er fie daher empfiehlt und warum er fie ab⸗ 
hängig macht von der Genehmigung des Hauſes, weil 
ſie als directe Steuer, als Perception einer ſolchen 
einzig und allein mit Zuſtimmung der geſetzlichen 
Factoren möglich iſt, und es ergibt ſich daher, daß ſich 
das. Einkommenſteuerertraͤgniß von 10, 567.000 bei der 
Steigerung um obige 5,000.000 auf 15,567.000 
gegenüber dem Voranſchlage vermehrt. Wird unter 
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dieſer Vorausſetzung das Erträgniß an directen 
Steuern ziffermäßig richtig geſtellt, ſo zeigt ſich bei 
der Realſteuer ein Betrag von 81,36 1.018 fl., bei der 
Perſonalſteuer 26,829 .100 fl. und an directen Steuern 
der Militärgranze ein Betrag von 2, 214.700 fl.; 
hiernach ergibt ſich ein Praͤliminare von directen 
Steuern nicht mit 103,640.40 0 fl., wie nach der 
Regierungs vorlage, ſondern mit 110,60 4.818 fl. 
Auf Grund dieſer Entwicklung erlaubt ſich der Aus⸗ 
ſchuß dem hohen Hauſe den Schlußantrag zu ſtellen: 

„Das hohe Haus möge in dem hier richtig ge⸗ 
ſtellten Betrage die Einhebung der directen Steuern 
für das Verwaltungs jahr 1862 nachtraͤglich geneh⸗ 
migen.“ AN, 

Das iſt der eigentliche Hauptantrag, zugleich der 
einzige Autrag, den der Ausſchuß in dieſer Angelegen⸗ 
heit ſtellen kann, der ohnedieß noch im Hinblicke auf 
die Regierungsvorlage betreff der Steuererhöhung als 
weſentlich blos unterſtützend und tranfitorifch erſcheint, 
ſolcher Art iſt der Antrag, welcher dem hohen Hauſe 
vom Ausſchuſſe zur Beſchlußfaſſung empfohlen wird. 

Präſident: Verlangt Jemand das Wort in 
der Generaldebatte? 

Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich mache 
nur den Herrn Berichterſtatter auf einen Fehler auf⸗ 
merkſam, der ſich in der 12. Zeile auf der 4. Seite 
des Berichtes befindet, wo der ausgemittelte Betrag 
von 25 Millionen Lire unter dem Titel einer Reim⸗ 
poſition angemerkt if. Es find nicht 25 Millionen 
Lire, ſondern 2,500. 000 Lire. 

Berichterſtatter Or. Demel: Das, was Seine 
Excellenz ſagt, iſt richtig; aber ein bloßer Druckfehler, 
denn ſonſt ſtimmt es mit der Summe von 1,900.000 
Lire gegenüber den 600.000 Lire nicht zuſammen und 
das ergibt ſich von ſelbſt, daß, wenn die Summe ſo 
groß wäre, die Poſt nicht ſtimmen würde. Das iſt nun 
verleſen, und ſoweit es im Berichte ſteht, verdru qt 
worden, wird daher im Sinne der Berichtigu 
Seiner Excellenz als richtig zugegeben. 

Präſident: Wir gehen nun zur Special⸗ 
debatte über, und zwar zum $. 1 „Realſteuer.“ Hier 
iſt Dr. Giskra als Redner eingetragen. 

Dr. Giskra: Ich habe mich eintragen laſſen 
bei dem Wunſche bezüglich der Befreiung von der 
Gebaͤudeſteuer. N 

Präſident: Ich glaube, daß die Wünſche 
hier ebenfalls beſprochen werden. a 

Abgeordneter Dr. Giskra (Mähren): Ich 
nehme keinen Anſtand, jetzt darüber zu ſprechen. 

Unter den Wünſchen, betreffend die Gebäude⸗ 
ſteuer pag. 7 des Berichtes, iſt ſpeciell der Wunſch 
ausgedrückt, daß die gegenwärtig geſetzlich beſtehende 
Dauer der Steuerfreiheit bezüglich der Hauszinsſteuer 
bei Neubauten, Zu⸗ und Umbauten in Städten, wo 
dieſe Steuer beſteht, zu erweitern ſei. 

Hieran wird der Wunſch geknüpft, daß eheſtens 
im Gefetzgebungswege gleichmäßig für alle Orte, wo 
die Hauszinsſteuer eingeführt iſt, die Befreiung von der 
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Hauszinsſteuer, und zwar bei Neubauten für 15 Jahre, 
bei Zu⸗ und Umbauten für 12 Jahre beſtimmt und 
hiebei der Grundſatz feſtgehalten werden möge, daß 
dieſelben durch die zeitliche Befreiung von der Haus⸗ 
zinsſteuer nicht von den entſprechenden Landes⸗ und 
Eommunalbeiträgen befreit werden. 

Außerdem wird noch angetragen, die Befreiung 
von der Hausclaffenfteuer auch den Bewohnern des 
Flachlandes für Neu⸗ und Umbauten, jedoch nur in 
Fällen der Zerftörung und Beſchaͤdigung durch Ele⸗ 
mentarereigniſſe zußuwenden. 

Ich bin kein Freund von Exemptionen und Be⸗ 
günſtigungen; allein ich bin auch der Erwaͤgung zu⸗ 
gänglich, daß dort, wo ohne Schaden fuͤr das Gemeinde⸗ 
weſen in beſtimmter Richtung günſtige Erſcheinun⸗ 
gen zu Tage, gerufen und unterſtützt werden können, 
dieſelben begünſtigt werden follen. 


Das war der Geſichtspunct, um deſſen Willen 
ich mit mehreren Freunden im Ausſchuſſe den Antrag 
geſtellt habe, welcher in dieſem Wunſche ſeinen Aus⸗ 
druck gefunden hat, und welcher mich auch beſtimmt, 
dieſen Wunſch, der dort von der Mehrheit des Aus⸗ 
ſchuſſes getheilt worden iſt, im Hauſe mit einigen 
Worten zu vertreten. 

Es liegen eine Reihe von Petitionen vor — und 
wenn ich nicht irre — von Brünn, Prag, Linz, Lai⸗ 
bach, Salzburg, Gratz, dann von den Städten des 
flachen Landes, von Krems, Stein, Baden, Neun⸗ 
kirchen, Maͤhriſch⸗Oſtrau und auch mehreren anderen, 
deren ich mich nicht erinnere. In allen dieſen Peti⸗ 
tionen an das hohe Abgeordnetenhaus wird beſtimmt 
ausgeſprochen, daß ein ganz unglaublicher Mangel an 
Wohnungen und in Folge deſſen eine große Woh. 
nungsnoth, namentlich in den größeren Staͤdten, in 
den Landeshauptſtaͤdten hervorgetreten ſei. 

Alle dieſe Petitionen ſprechen ſich nur dahin 
aus, daß das angemeſſenſte Mittel, dieſem Zuſtande ein 
Ende oder wenigſtens denſelben erträglich zu machen, 
in der Erweiterung der Steuerfreiheit und Neubauten 
und Umbauten ſelbſt gefunden werden könne. 

Es beſteht zwar eine ſolche Befreiung in den 


Hauptſtädten von der Steuer, und zwar für 10 rück⸗ 
ſichtlich 8 Jahre; allein dieſelbe erkennt man als un⸗ 


zulaͤnglich. 

Man hat dabei auch nur einerſeits auf die wach⸗ 
ſende Noth an Wohnungen, ſo andererſeits auch auf 
das Beiſpiel hingewieſen, daß die Erweiterung der 
Steuerfreiheit, wenn ſie auch ſpeciell in einem Falle 
eine exorbante war — nämlich in Wien — einem 
ſolchen Zuſtande vollkommen Abhilfe leiſtet. 

Sie wenden ſich daher an das hohe Abgeordneten⸗ 
haus mit der Bitte, es möge im entſprechenden Wege 
dafür geſorgt werden, daß jenem Uebelſtande ein 
Ende gemacht werde. 

Ich glaube, die Anſchauung der Bittſteller iſt 
eine gerechtfertigte, und zwar vom finanziellen Stand⸗ 
puncte gerechtfertigt, und hat auch keine volkswirth⸗ 


ſchaftlichen Bedenken gegen ſich, wohl aber andere 
Grunde für ſich, welche fie empfehlen. 

Man pflegt gewöhnlich zu ſagen, daß derlei 
Steuerfreiheiten ſpeciell im vorliegenden Falle die 
Erweiterung der Steuerfreiheit dem Staatseinkommen 
abträglich fein wird, in dem Steuerobjecte dadurch 
eine Befreiung genießen würde, welche ſie ſonſt nicht 
hätten. Dem ſteht vielmehr gegenüber, daß gerade in 
Folge der Steuerbefreiung Objecte geſchaffen werden, 
welche ſonſt nicht entſtanden waͤren, wie eben die Er⸗ 
fahrung zeigt, daß ohne dieſe nur wenig neue Ge⸗ 
baude entſtehen. 

Man ſagt, es wären volkswirthſchaftliche Nach: 
theile damit verbunden, indem der Induſtrie und dem 
Handel oder der Bodenproduectlon die Capitalien ent⸗ 
zogen und künſtlich dem Baugewerbe zugewendet 
werden. 

Allein, da könnte ich wohl ſagen, ob es nicht 
auch ein volkswirthſchaftlicher Vortheil ſei, wenn in 
geſunden Wohnungen geſunde und kräftige Arbeiter 
heranwachſen, und ob es nicht eine bedeutende Ca⸗ 
pitalseinbuße gerade für die Induſtrie iſt, wenn die 
Arbeiter in ungeſunden Räumlichkeiten zuſammen⸗ 
gedrängt ſind, wenn dort Slechthum auf die Kinder 
übertragen und die Arbeiterbevölkerung verkümmert, 
und Neigung zur Unreinlichkeit und Unordnung im 
Arbeiterſtande durch die Art ihrer Behauſung genaͤhrt 
wird oder hiedurch noch ſchlimmere andere Zuſtaͤnde 
ins Leben gerufen werden. 

Es kommen zu dieſen allgemeinen Geſichts pune⸗ 
ten noch concrete. In Laibach, ſagt man mit Recht, 
daß die großen Militaͤr⸗ und Truppendurchzüge einen 
großen Mangel an Wohnungen und eine ungemeine 
Vertheuerung der Wohnungen herbeigeführt haben. 

In Linz, ſagt man, daß die Feuerſchlünde von 
den Feſtungen Jedem ohnehin die Luſt verkümmern, 
in Linz zu bauen, und dort wirklich die Nothwendig⸗ 
keit beſonders hervortritt, durch beſondere Hilfsmittel 
dem Bebürfniffe nach Wohnungen abzuhelfen. In 
Salzburg weiſt man mit Recht hin, daß der beengte 
Raum, auf dem man ſich bewegen kann, die Bauluſt 
ſelbſt vermindert, und daß namentlich die Wuͤnſche 
für die Erweiterung der Stadt nur dann mit Erfolg 
gekrönt fein können, wenn die Erweiterung der 
Steuerfreiheit die Bauluſt ſelbſt erhohen wird. 

Von Brünn ſelbſt kann ich aus eigener Erfah⸗ 
rung ſagen, daß dort die leichte Verwendung des 
Capitals in der Induſtrie zu 8, 9 bis 10 Percent 
wenig Luſt gibt, in Baulichkeiten das Capital anzu⸗ 
legen, wo ſie nach den gegenwärtigen Zuftänden der 
Dinge nicht mehr wie 4, hoͤchſtens 5 Percent tragen. 

Es wird zwar auch geſagt, daß durch derlei 
künſtlich hervorgerufene Neubauten die alten Woh⸗ 
nungen im Ertrage ſinken. Daß dadurch die gegen⸗ 
waͤrtige Hauszinsſteuer geringer werden könnte. Allein, 
das iſt wohl eine armſelige Anſchauung, daß durch 
ein größeres Angebot von neuen ſteuerfreien Woh⸗ 
nungen die alten im Preiſe ſinken und d adurch eine 
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Abminderung der Hausſteuererträgniſſe künſtlich herbei⸗ 
geführt würde. 

Solchen Finangmännern möchte ich wohl entgegen⸗ 
halten, daß ſie ſich vergegenwärtigen ſollten, ob nicht 
durch den Mangel an Wohnungen die Militaͤrquar⸗ 
tiere theurer werden, und dafür der Staatsſchatz höhere 
Zinſe zahlen muß, ob nicht die Gehalte der Beamten 
ſelbſt unzureichend werden müſſen, wenn höhere Woh⸗ 
nungszinſen zu bezahlen find, und wie die Staatsver⸗ 
waltung hier durch außerordentliche Aushilfe weit 
größere Ausgaben und empfindliche Einbußen erleidet, 
als eben durch jene Verminderung des Einganges von 
dem Zinſe der alten Wohnungen. 


Ich habe ſpeciell aus meiner Heimat und aus 
der Stadt, die ich zu vertreten die Ehre habe, die auf⸗ 


fallende Erfahrung vor mir, daß vom Jahre 1803 


bis zum Jahre 1857 nur 338 neue Häufer gebaut 
wurden, während gleichzeitig die Bevölkerung von 


25.000 auf 62.000 geſtiegen iſt, und man kann daraus 
leicht ſchließen, wie die 62.000 gegenwärtig wohnen, 
und wie ſie eigentlich wohnen ſollten. 

Das, was von den Hauptſtädten, gilt auch mehr 
oder minder von den Städten auf dem flachen Lande. 

Auch dort tritt das Bedürfniß nach geſunden 
reinlichen Wohnungen ebenſo lebendig auf und doch 
iſt dort ein noch geringerer Reiz zu Bauten geboten, 
weil hier das Capital weniger verfügbar iſt, als es in 
den großen Städten der Fall iſt, oder dort doch ſchwe⸗ 
rer aufgebracht werden kann. 

Ja, ich kann mich vollftändig auch dem von einem 
geehrten Abgeordneten aus Galizien im Ausſchuſſe 
geftellten und auch vom Aus ſchuſſe angenommenen 
Autrage anſchließen, daß auch die ländlichen und bäuer- 
lichen Wohnungen, welcher der Hausclaſſenſteuer un⸗ 
terliegen, ähnliche Vergünſtigungen zwar nicht regel⸗ 
mäßig und allgemein, aber in jenen Fällen gewährt 
werden, wo Elementarereigniſſe die Wohnung zerftörten 
und neue aufgebaut werden müſſen. Ich will nicht 
mit weiteren Audeinanderfegungen die Geduld des 
Hauſes in Anſpruch nehmen, aber ich möchte in der 
vollſtändigen Ueberzeugung von der Wichtigkeit und 
Angemeſſenheit des bezüglichen Wunſches im Aus⸗ 
ſchußantrage denſelben der Annahme des hohen Hauſes 
empfehlen. 

Präſident: 
bach hat das Wort. 

Abgeordneter v. Wurzbach (Krain): Ich 
erlaube mir bezüglich der Grundſteuer ein paar 
Worte zu ſagen. Die wichtigſte, die Grundlage des 
Staatseinkommens bildende, auf Wohl und Weh' der 
Völker unmittelbar einwirkende Gattung der Steuern 
find die directen Steuern und unter dieſen insbeſon⸗ 
dere die Grundſteuer. Vor allem iſt bei der Grund⸗ 
ſteuer das Moment zu berückſichtigen, daß ſich Nie⸗ 
mand derſelben zu entziehen vermag. Bei den indi⸗ 
recten Steuern ſteht es meiſtens in der Willkür des 
Betroffenen, des Steuerpflichtigen, ſich des zu hoch 

(Abgeordneten⸗Haus⸗Prokokoll.) 
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beſteuerten, alſo für ihn zu theuern Obfectes zu ent⸗ 
halten und ſo der Steuer zu entgehen. 

Die Grundſteuer aber, wenn ſie zu hoch gegrif⸗ 
fen it, führt die Völker langſam, man mochte ſa⸗ 
gen, unbemerkt ihrer Verarmung, ihrem Ruin ent⸗ 
gegen. Es iſt daher die Pflicht der Regierung, die 
Grundſteuer immer ſo zu regeln, daß ſtets nur der 
Reinertrag, nie aber der Stock und der Stamm des 
Reales durch die Steuer bedroht würde. Es iſt be⸗ 
kannt, daß in Oeſterreich die Grundlagen der Grund⸗ 
ſteuer theilweiſe auf dem ſtabilen Kataſter, zum Theil 
auf proviſoriſchem, theils, wie aber in Tirol auf 
dem Perägquationsſyſteme beruhen. Ich für meine 
Perſon ſpreche mich unbedingt für den ſtabilen Ka⸗ 
taſter aus, vorausgeſetzt, daß die mannigfachen Ge⸗ 
brechen, welche bei demſelben gegenwärtig obwalten, 
gehoben werden, was nicht ſchwer der Fall ſein 
wird. Es iſt hier nicht der Ort, um über das Re⸗ 
formproject und den Werthkataſter zu ſprechen, doch 
vermag ich nach der reiflichſten Prüfung der mir zu 
Gebote geſtandenen Vorlagen ſchon heute zu ſagen, 
daß ich der entſchiedenſte Gegner des Werthkataſters 
bin, und die Einfuhrung desſelben für den Grund⸗ 
0 in Oeſterreich für eine große Calamität anſehen 
würde. 

Im Finanzausſchuſſe haben ſich die einzelnen 
hier vertretenen Königreiche und Länder rückſichtlich 
der Grundſteuer ſpeciell ausgeſprochen. Der eine 
Theil dieſer Lander, wie z. B. Böhmen, Mähren, 
Schleſien, Oeſterreich, hat ſich dahin ausgeſprochen, 
daß die gegenwärtige Grundſtener jetzt noch nicht zu 
hoch ſei; dagegen hat ſich die Laͤnder Steiermark, 
Kärnthen, Kram, kurz, die ſogenannten Alpenländer 


dahin ausgeſprochen, daß die gegenwärtig beſtehende 


Grundſteuer ſammt Zuſchlag ſchon jetzt, abgeſehen 
von jeder Erhohung, zu hoch iſt. Bei der Bezifferung 
des Reinertrages von Grund und Boden und der 
darauf gegründeten Bemeſſung der Grundſtener find 
bei einem ſo großen Gebiete, wie der Kaiſerſtaat iſt, 
allgemeine Grundfäge nicht als ſtichhaͤltig anzuer⸗ 
kennen, der Werth des Bodens und ſeiner Steuer⸗ 
kraft muß vielmehr im Kleinen, nach den einzelnen 
Provinzen erhoben, geprüft und hiebei die dießfalls 
gewonnenen vieljährigen Erfahrungen praktiſcher 
Landwirthe berückſichtigt werden. 

Erlauben Sie mir, in dieſer Beziehung einen 
Blick auf mein Heimatland Krain, welches ich hier 
zu vertreten die Ehre habe und welches ich in allen 
Theilen rückſichtlich des Grundrechtes genau kenne, ein 
paar Worte zu ſagen: 

Krain iſt ein Alpenland, welches einem großen 
Wechſel der Witterung ausgeſetzt, durch die Eiſenbahn 
ſeines Speditionshandels und des reichen Erwerbes 
bei der Commerzialgüterdurchfuhr jetzt beraubt iſt; 
das in Folge feindlicher Invaſionen ſeit Jahrhun⸗ 
derten bis zur Jetztzeit vom Capitale ganz entblößt 
und aus Mangel an Capital keine Induſtrie beſitzt. 
Es iſt ein Land, welches, obgleich es an Intelligenz 
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keinen Mangel hat, obgleich Waſſerkrafte und das 
Brennmaterial im Ueberfluſſe vorhanden ſind, doch 
einzig und allein auf die Agricultur gewieſen iſt, und 
hier tritt noch der Umſtand ein, daß die Agricultur 
nicht im Stande iſt, die eigenen Bedürfniſſe des 
Landes zu decken und daß es den Abgang aus der 
Fremde decken muß. Endlich iſt der Boden ſeit Jahr⸗ 
hunderten unendlich parcellirt, und commaſſirte, 
arrondirte Beſitzungen ſind mit Ausnahme weniger 
Güter in unſerem Lande ſehr felten. 

Daß die maßloſe Parcellirung des Bodens die 
Bodencultur ungemein erſchwert und den Boden⸗ 
ertrag bedeutend mindert, iſt eine den Oekonomen 
bekannte Thatſache. Auf alle dieſe Tocalen „Umftände 
iſt bei der Kataſtrirung theilweiſe nicht Rückſicht ge- 
nommen worden; theilweiſe konnte, weil dieſe Um» 
ſtände erſt ſpäter eingetreten find, darauf nicht Rück⸗ 
ſicht genommen werden. 

Es iſt aber bei der Kataſtralbemeſſung auch der 
befondere Umſtand eingetreten, daß die Schägungd- 
commiſſäre mehr im bureaukratiſchen Sinne zu Werke 
gingen, daß auf die Erinnerungen des Volkes, welches 
ſie manchmal gar nicht verſtanden haben, wenig oder 
gar keine Rückſicht genommen wurde und daß das 
Volk ſelbſt, welches von der Tragweite der dießfaͤlligen 
Operationen keinen richtigen Begriff hatte, und dieß ⸗ 
falls von Niemandem belehrt wurde, bei der Kataſtral⸗ 
ſchätzungsoperation leider ſehr wenig Einfluß nahm. 

In Folge eines ſolchen Vorgehens der Kataſtral⸗ 
ſchaͤtzungscommiſſäre wurde der Kataſtralreinertrag 
ſehr hoch beziffert, und die Folge hievon war die über⸗ 
große Höhe der Grundſteuer und der damit in Ver ⸗ 
bindung ſtehenden Zuſchlaͤge. 

Im Unterlande von Krain hat die Regierung 
bereits vor mehreren Jahren eine Steuerermäßigung 
eintreten laſſen. Allein dieſelbe genügt nicht, wie die 
Erfahrung, die man dießfalls in neuerer Zeit gemacht 
hat, beweist. 

Erlauben Sie mir, meine Herren, noch ein paar 
Worte über die Belaſtung der Bodens in Krain 
zu ſprechen. 

Ich habe unter anderem eine Ruſticalbeſitzung 
in Krain. Dieſe Beſitzung hat 9 ⅜ Joch Acker, Wieſen, 
630 [◻Klafter Weiden, 354 [] Klafter Wieſen mit 
Obſt und 8 ½ Joch Wald, zuſammen 18 Joch 808 
E Klafter, mit einem Kataſtralreinertrage von 91 fl. 
90 kr. 8. W. 

Die Belaſtung dieſes Beſitzthums iſt nun fol ⸗ 
gende: Grundſteuer 19 fl. 50 kr., Kriegszuſchlag 2 fl. 
41 kr., Hausclaſſenſteuer 1 fl. 86 kr., Kriegszuſchlag 
hievon 70 kr. 

Die Geſammtlandesumlagen betragen 10 fl. 
66 kr., vom Grundentlaſtungscapitale pr. 150 fl. 
ſind jährlich an Capital und Zinſen zu zahlen 15 fl. 

Die Collocatur für den Meßner und Pfarrer 
5 fl., für das Militärquartier, da es in natura nicht 
geleiſtet werden kann, 5 fl. 


Die Beztrksſtraßen⸗Robot 6 fl. und der Bei⸗ 
trag zu den Kirchen⸗ und Schulenbauten jährlich nach 
einem 20 jährigen Durchſchnitte 4 fl., folglich betragen 
die jährlichen Laſten in runder Summe 70 fl. ö. W. 

Wenn Sie nun mit dem Kataſtralreinertrage 
pr. 91 fl. 90 kr. dieſe jährlichen Laſten pr. 70 fl. ver⸗ 
50 ſo bleibt ein Reinertrag der Realität von 
21 fl. Da ich dieſe Realität wegen ihrer Entfernung 
von meinem Gutsbeſitz verpachte, und dafür nur 
70 fl. Pacht beziehe, was ich nachweiſen kann, ſo hat 
dieſes Reale, welches nach der Kataſtralſchätzung und 
bei der Percentual⸗Gebührenbemeſſung auf circa 
1.200 fl. 5. W. bewerthet wird, gar keinen Ertrag. 

Ich will nun, abgeſehen von Privatverhältniſſen, 
den Ertrag der Staatsdomänen, der Staatsdomaͤnen 
in Krain in Betrachtung ziehen, und zwar auf Grund⸗ 
lage officieller Daten. Wir haben z. B. die Staats⸗ 
domänen Lack, 2½ Stunden von der Hauptſtadt 
Laibach entfernt. 

Der Grundbeſitz dieſer Staatsdomänen beſteht 
aus 70 Joch Acker und Wieſen und 2437 Joch Wald, 
zuſammen 2507 Joch. Der Ertrag dieſer ganzen 
nicht unbedeutenden Area iſt an Pacht von Aecker und 


Wieſe n 650 fl. 

und an Forſt nutzen 1.950 „ 

zufammen . 2.600 fl. 

davon find zu entrichten an Grundſteuer 525 „ 
und an Verwaltungs⸗ und Forſteulturs⸗ 

Auslagen. 1.434 „ 

zuſammen . . 1.959 fl. 


Es zeigen daher dieſe Staats domänen mit einem 
Grundareal von 2507 Joch einen Ertrag von jähr- 
lich 641 fl., wobei bemerkt wird, daß, wenn dieſe 
Staatsdomäne die Aecker und Wieſen in eigener Regie 
haͤtte, ihr wahrſcheinlich gar kein Ertrag bleiben würde. 

Solche Thatſachen, deren ich Tauſende anfuͤhren 
könnte und wobei mir das ganze Land die Wahrheit 
bezeugen wird, beweiſen die Richtigkeit der von mir 
fruher geltend gemachten Anſicht. Allein es treten 
noch andere Umftänbe ein, welche darthun, daß die 
dermalige Grundſteuer ſammt Zuſchlägen bei uns zu 
hoch iſt. Seit zehn Jahren kann man die Beobachtung 
machen, und die Grundbuchsämter können dießfalls 
Auskunft geben, daß die Verſchuldung des Grund⸗ 
beſitzes, insbeſondere des bäuerlichen Theiles desſelben, 
ungemein zugenommen hat. 

Ich würde glauben, daß in dieſen letzten zehn 
Jahren mehr als früher in einem Menſchenalter 
Schulden auf fenen Grundbeſitz gemacht worden ſind. 
Ebenſo ſind ſeit zehn Jahren mehr Bauernwirth⸗ 
ſchaften executiv verkauft worden, als früher in 
20 Jahren. Die Zerſtückung der Bauerngründe hat 
in einem betrübenden Maße um ſich gegriffen und es 
iſt dadurch in unſerem Lande nach und nach das 
horible ländliche Proletariat geſchaffen worden, vor 
welchem die Vorſehung unſer Oeſterreich noch lan ge 
bewahren wolle. 


Ich ſelbſt kann ein Factum angeben, welches 
am beſten zeigen wird, daß in dieſer Rüͤckſicht in 
unſerem Lande etwas faul iſt. 

Ich beſitze unter anderem ein Gut, und habe vor 
dem Jahre 1848 aus ökonomiſchen Rückſichten ge⸗ 
wünſcht, dasſelbe zu arrondiren. 

Ich war bereit, für dieſe angränzenden Län⸗ 
dereien nöthigenfalls einen Preis über den wahren 
Werth zu bezahlen; allein es war ganz unmöglich, 
dießfalls einen Kauf abzuſchließen. 

Seither find in dieſer Gegend in circa 4 Jahren 
10 Bauernwirthſchaften von Tabulargläubigern in 
Execution gezogen und ſaͤmmtlich unter dem Kataſtral⸗ 
ſchaͤtzungswerthe verkauft worden, wo bei den Meiſt⸗ 
botentheilungen ſtets auch ein ſehr bedeutender 
Grundſtein⸗ und Grundentlaſtungsrückſtand figurirte. 
Ich bemerke dabei, daß unter dieſen 10 Realexecutionen 
2 bis 3 ſtattgefunden haben, wo das Steueramt wegen 
rückſtändigen Steuern, die ſich bei kleinen Realitäten 
über 200 fl. beliefen, dieſe Execution durchgeführt 
hat, was früher in unſerem Lande eine ganz unerhörte 
Sache war. Sie werden ſagen für alle dieſe Laſten 
hat aber der Grundbeſitzer auch überwiegende Vor⸗ 
theile. b 

Sie werden ſagen, der Grundbeſitzer deckt ſeine 
Lebensbedürfniſſe auf brillante Art und kein Eigen⸗ 
thum erfreut ſich einer ſolchen Sicherheit als gerade 
das Grundeigenthum. Nun, was die Genüſſe des 
bäuerlichen Grundbeſitzes anbelangt, ſo bemerke ich, 
daß er wohl alles, was der Menſch braucht, alles, 
was dem Menſchen zu ſeinem Daſein nothwendig iſt, 
erzeugt, daß er es aber nicht ſelbſt genießt, wenigſtens 
das Beſſere davon nicht. Gehen Sie zu Gaſte bei 
unſeren Landwirthen, und ich bin überzeugt, daß das, 
was er erzeugt, auf ſeinem Tiſche nicht zu finden iſt; 
das Fleiſch, welches er ſchafft, verſpeiſt der Staͤdter; 


auf ſeine Tafel kommt es im Jahre vielleicht einmal 


oder zweimal, hoͤchſtens an großen Feiertagen. Und 


jo geht es mit allen feinen Producten von der Butter 


und dem Hühnchen angefangen bis zum Wein. Nun, 
was die Sicherheit des Grundeigenthums anbelangt, 
ſo iſt das der wundeſte Fleck bei uns. Ich muß 
geſtehen, bei uns in Krain ſowohl, wie überhaupt in 
den meiſten Ländern Oeſterreichs gibt es Landtafeln 
und Grundbücher, aber unſere Landtafeln und 
Grundbücher ſind, wenn man ſie näher ins Auge 
faßt, nichts als eine leere, hohle Form, eine bloße Phraſe, 
ein Begriff ohne Realität, kurz etwas dem Zweck total 
nicht Entſprechendes. 

Wenn Sie die Grundbücher anſehen, fo werden 
Sie in denſelben finden die Benennung des Beſitz⸗ 
thumes, den Namen des Beſitzers, und Sie werden 
darin finden die Tabularlaſten. Wenn Sie aber fragen: 
was gehört zum Beſſtzthume, aus welchen Beſtand⸗ 
theilen beſteht dasſelbe? fo wird Ihnen die Landtafel 
und das Grundbuch keine Antwort geben. Und gehen 
Sie zum Kataſter, fo wird ihnen der Kataſtralbeamte 
zur Antwort geben: für die Steuerzahlung beweist 
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der Kataſter allerdings, für das Beſitzthum aber be⸗ 
weißt der Kataſter nichts. 


Unter ſolchen Berbältniffen ift das ganze Grund⸗ 


beſitzthum und in Folge deſſen die für den Realeredit 


unentbehrliche Sicherheit des Eigenthums in Frage 
geſtellt. 

Es haben in Folge deſſen auch eine Menge 
Grundſtreitigkeiten und damit in Verbindung Gränz- 
ſtreitigkeiten ſtattgefunden, welche von dem Richter, 
da er gar keine Cynoſur und keine geſetzliche Baſis 
zur Beurtheilung hat, am Ende nur auf Grundlage 
des traurigen Beweismittels der Zeugenausſagen ent⸗ 
ſchieden werden müſſen. Sie werden mir darauf ent⸗ 
gegnen: Bei alledem iſt aber, wie man hört und wie 
man erfährt, in der letzten Zeit der Werth des Grund⸗ 
beſitzes in Krain doch nicht gefallen, ſondern im 
Gegentheile geſtiegen. 

Darauf muß ich erwiedern: Bei den bäuerlichen 
Befigungen ift der Werth des Grundes, das heißt des 
bäuerlichen Beſitzes, ungeachtet der für Verkaufsluſtige 
ſo günſtigen Valutaverhältniſſe, nicht nur nicht ge⸗ 
ftiegen, ſondern der größte Theil der Realitäten wird 
unter dem Kataſtralwerthe, welcher von einer Periode 
datirt, wo das Valutaübel noch nicht beſtand, verkauft. 

Was aber den landtäͤflichen Grundbeſitz anbe ⸗ 
langt, ſo findet da ein eigenthümlicher Umſtand Statt. 
Es gibt Menſchen, welche, um die Verluſte bei der 
Valuta, bei den Obligationen zu vermeiden, ihre 
Banknoten weggeben und Obligationen verkaufen, 
ſich dafür Grundbeſitz einkaufen, beinahe mit dem Be⸗ 
wußtſein, daß ſie bei den Banknoten und Obligationen 
nur einen möglichen Bankerott erleiden, während ſie 
hier einem beſtimmten und unausweichlichen Banke⸗ 
rotte verfallen, da der Käufer nämlich weiß, daß ihm 
die ganze Summe, die er als Kaufpreis für das Gut 
bezahlt hat, keinen Heller Rente tragen wird. Ich 
könnte Ihnen hier ſämmtliche Käufer — und deren 
Zahl iſt eine nicht geringe — welche in den letzten 
zehn Jahren Güterkäufe abgeſchloſſen haben, als 
Zeugen anführen. 

Ein zweiter Umſtand, der einen Einfluß 
bei landtaͤflichen Güterkäufen hat, iſt der ſonder⸗ 
bare, daß ein Grundbeſitz, von der Zinne eines Feu⸗ 
dalſchloſſes aus überblickt, einen ſo magiſchen Eindruck 
auf manche Perſönlichkeit übt, daß ſie das Gut kauft, 
und wenn ſie ſich auch überzeugt hat, daß vor ihr 
zwölf Beſitzer darauf zu Grunde gegangen ſind, ſie 
dennoch bereit iſt, der dreizehnte Unglückliche zu 
werden. 5 
Das, was uns Grundbeſitzer in Krain ermög⸗ 
licht, alle Laſten des Bodens zu tragen, iſt lediglich 
die durch die Valutaverhältniſſe bedingte Höhe des 
Preiſes unſerer Bodenproducte. Alsbald die Valuta 
ins Gleichgewicht kommt, dürfte das Gedeihen des 
Grundbeſitzes in Krain, wenn es ſich nicht durch In⸗ 
duſtrie und Capital zu helfen vermag, mehr oder 
weniger in Frage geſtellt ſein. Ich wünſche von gan⸗ 
zem Herzen das Gegentheil. 
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Indem ich nun für den Ausſchußantrag ſtimm e 
und bedauere, daß ich ein ſo trübes Bild vor Ihnen 
entrollen mußte, erlaube ich mir eine Bitte. Das ein⸗ 
zige Mittel, den Bodenertrag und mit ihm die 
Steuerkraft zu erhöhen, iſt der Bodeneredit, welcher 
es dem Grundbeſitzer möglich macht, ein Capital auf⸗ 
zutreiben und dasſelbe zu Meliorationen zu verwen⸗ 
den. Die Bodenproduction in den öſterreichiſchen 
Landen iſt noch weit entfernt von ihrem Höhepunete. 
Wenn Sie es dem Landwirthe ermöglichen, ſtatt der 
jetzigen zwei Metzen drei Metzen zu erzeugen, und die⸗ 
ſes iſt in den meiſten Ländern möglich und durchführ⸗ 
bar, ſo haben Sie den Nationalwohlſtand allſogleich 


um Hunderte von Millionen erhöht. Hiezu aber bes 


darf der Grundbeſitzer vor allem des Realeredites, 
den er jetzt entbehrt, aus Gründen, welche ich eben ange⸗ 
führt habe. Wenn die Landtafel, wenn die Grund⸗ 
bücher in ihrer Weſenheit und nach ihren wichtigſten 
Beſtimmungen gar keine Auskunft, gar keine Garan⸗ 
tie für den Beſtand eines Beſitzthumes bieten, fo 
wird es klar, daß ein vernünftiger Gelbbeſitzer ſich 
nicht herbeilaſſen wird, bedeutende Summen gegen 
eine ſolche Hypothek herzugeben. 

Ich erlaube mir daher in dieſer Beziehung fol⸗ 
gende Bitte an das hohe Haus: „Das hohe Haus 
wolle beſchließen, die hohe Regierung ſei zu erſuchen, 
in ihren Königreichen und Ländern, wo der ſtabile 
Kataſter bereits eingeführt iſt, die Landtafeln und die 
Grundbücher in gleichmäßiger, dem jetzigen Stande 
der Geſetzgebung entſprechender Form und in der Art 
möglichſt bald einrichten zu laſſen, daß dieſe öffent⸗ 
lichen Bücher mit den Kataſtern in Uebereinſtimmung 
gebracht und durch fie der Beſitzſtand geſichert werde.“ 

Ich erlaube mir nun noch auf eine Poſt bei 
den Realſteuern, nämlich auf die Hauszinsſteuer, 
überzugehen. Rückſichtlich der Befreiung von derſel⸗ 
ben bei Neu-, Zu⸗ und Umbauten hat ſich ſchon der 
verehrte Vorredner Dr. Giskra in der überzeugendſten 
Weiſe und vollendeten Form ausgeſprochen; es bleibt 
mir daher nur wenig zu ſagen übrig, um mich keiner 
Wiederholungen ſchuldig zu machen. 

Ich ſtimme für den Wunſch, den der Finanz⸗ 
ausſchuß ausgeſprochen hat, nämlich für die Steuer ; 
freiheit bei Neubauten für 15 Jahre, bei Zu- und 
Umbauten für 12 Jahre, und ich erlaube mir mit 
beſonderer Rückſichtnahme auf die Verhältniſſe meines 
Heimatlandes zu ſprechen. 

Die Hauszinsſteuer wurde für die Hauptſtädte 
und einige hervorragende Orte bekanntlich im Jahre 
1820 eingeführt. Die Regierung hatte in einer Reihe 
von Jahren Gelegenheit zu ſehen, daß ungeachtet der 
bedeutenden Zunahme der Bevölkerung die Zu⸗ und 
Neubauten, insbeſondere in den Städten, nicht in 
ausreichendem Maße ſtattgefunden haben. 

Um die Bauluſt zu wecken, erfloſſen in den 
Jahren 1835 — 1837 Allerhöchſte Entſchließungen, 
durch welche in den Provinzial⸗Hauptſtädten und eini⸗ 


gen Badeorten die Hauszinsſteuerbefreiung bei Neu⸗ 
und Umbauten nach drei Kategorien feſtgeſtellt wurde, 
nämlich bei Neubauten 10 Jahre, beim Ausbau nie⸗ 
dergeriſſener Gebäude 8 Jahre und bei Zubauten 
ebenfalls 8 Jahre; für die Mefidenz Wien jedoch bei 
beiden erſten Fällen 15 Jahre und im letzten Falle 
12 Jahre. Für Neubauten in Wien wurde mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 9. Mai 1859 unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen ſogar eine Steuerbefreiung für 
30, 25, 18 u. ſ. f. Jahre zugeſtanden. 

Die den Provinzialhauptſtädten bewilligten 
freien Jahre haben aber nicht den gewünſchten Erfolg 
gehabt. Die Wohnungsnoth wurde von Jahr zu Jahr 
größer und in den nächſten Jahren ſind in Folge der 
Entwerthung der Valuta die Miethzinſe ſo geſtiegen, 
daß der Gewerbeſtand und der Beamtenſtand allent⸗ 
balben unter der bitterſten Wohnungsnoth litt. Die 
Provinzialhauptſtädte ſahen, daß die Reſidenz Wien 
in Folge der jüngſt bewilligten längeren Steuerfrei⸗ 
heit Neubauten im größten Maßſtabe in Angriff ge⸗ 
nommen. Gedrückt von dem Jammer der Wohnungs⸗ 
noth und überzeugt, daß das Capital nur dann dem 
Neu⸗ und Umbau zugewendet werden wird, wenn dieſe 
Bauten einer längeren Steuerfreiheit genießen, haben, 
wie bereits Herr Abgeordneter Dr. Giskra erwähnt 
hat beinahe alle Provinzialhauptſtädte der Monarchie 
Petttionen an den Reichsrath wegen Verlängerung 
der Baufreijahre überreicht Es iſt bekannt, daß der 
Landwirth, der einen öden Grund in Cultur ſetzt, ſich 
einer 20 jährigen Steuerfreiheit für dieſen Grund er⸗ 
freut. Jeder Regirrung muß es daran gelegen fein, 
dem Volke billige, geſunde und geräumige Wohnun⸗ 
gen zu ermöglichen. Wir ſehen dieſes Beſtreben in 
einem Nachbarlande, welches es ſich hunderte von 
Millionen in der Stadt Paris hat koſten laſſen, um 
dort alte Gebäude, ganze ungeſunde Stadttheile weg⸗ 
juräumen und an deren Stelle paſſende Neubauten 
aufzuführen. Der Menſch bringt das halbe Leben in 
ſeiner Wohnung zu. Die Geſundheit, das Wohl⸗ 
behagen, und ich kann ſagen oft ſelbſt die Geſittung 
hängt vielfach von einer geſunden, geräumigen, lichten 
Wohnung ab. Auf dem Lande, wo die billige Haus⸗ 
elaffenfteuer beſteht, find namentlich in den Alpen⸗ 
(ändern, in den letzten 20 Jahren die alten hölzernen 
Baraken verſchwunden und an deren Stelle eine 
Maſſe von huͤbſchen, freundlichen, gemauerten, wohl⸗ 
angelegten Bauernhäufern entſtanden, während dage⸗ 
gen in der Provinzialhauptſtadt, z. B. in Laibach, in 
den letzten 30 Jabren, ungeachtet die Bevölkerung ſich 
während dieſer Zeit beinahe verdoppelt hat, kaum 
30 Neubauten entſtanden ſind, und beinahe die halbe 
Stadt aus ebenerdigen oder uralten, meiſt ebenerdigen 
und oft ungeſunden Gebäuden beſteht. 

Sachkundige Männer haben ſich dahin ausge⸗ 
ſprochen, daß dieſer große Uebelſtand nur durch die 
drückende Hauszinsſteuer veranlaßt wird. 

Nehmen wir z. B., um die Sachlage ziffermäßig 
uns klar zu machen, einen Neubau in einer Provin⸗ 


zialſtadt, welcher 20.000 fl. koſtet. (Fräſt dent Dr. 
Hein übernimmt den Vorſitz.) f 

Dieſe Summe verzinſet ſich in den erſten 
2 ½ Jahren gar nicht, indem ½ Jahr mit der Zur 
führung der Materialien, 1 Jahr mit dem Baue ſelbſt 
und ein drittes Jahr mit der Adaptirung im Innern 
und dann für die nothwendige Austrocknung der 
Wohnungen verloren geht. In dieſen 2½ Jahren 
wird der Bauherr keinen Ertrag von den verausgab⸗ 
ten 20.000 fl. haben, welchen er auch bei der ſpaͤteren 
Perzinſung nicht mehr herauszubringen vermöchte. 

Das einzige Mittel, um den Bauherrn für dieſen 
Verluſt zu entſchädigen und ihm Luft zu machen, ſich 
zum Bau herbeizulaſſen, iſt eine mehrjährige Steuer⸗ 
freiheit, welche, da die Steuer von einem folcheu 
Hauſe jährlich 170 fl. betragen würde, ungefähr 
15 Jahre währen müßte, um jene Summe zu decken, 
die der Bauherr in jenen 21/, Jahren einbüßt. 

Da nun durch Neubauten das Capital den un⸗ 
teren Schichten der Geſellſchaft bedeutenden Verdienſt 
verſchafft und fruchtbringend wirkt, da durch die 
Neubauten das Nationalvermoͤgen ſich jedenfalls ver⸗ 
mehrt und dadurch auf keinen Fall für die Hauszins⸗ 
ſteuer eine Verminderung zu beſorgen iſt, wie auch 
ſchon mein geehrter Herr Vorredner bemerkt hat, ſo 
glaube ich, daß alle dieſe Umſtände dafür ſprechen, 
daß den Petitionen der betreffenden Provinzialhaupt⸗ 
ſtädte Rechnung getragen, und der Wunſch des Fi⸗ 
nanzausſchuſſes in dieſer Richtung auch von dem hohen 
Hauſe genehmigt werde. 

Am Schluſſe erlaube ich mir noch eine Bemer⸗ 
kung, und zwar gerade aus Anlaß der Hauszinsſteuer. 
Wir haben bei der Hauszinsſteuer eine Steuer im 
Auge, die in barem Gelde bezahlt wird. Allein der 
Hausbeſitzer in Oeſterreich hat nebſt der Hauszins⸗ 
ſteuer auch noch eine andere große Naturalleiſtung 
auf ſeinem Beſitzthum haften, d. i. die Militärbe⸗ 
quartierung. 

Ich erlaube mir die Bemerkung, daß ſcheinbar 
dieſer Gegenſtand eigentlich in das Militärbudget 
gehören würde, allein bei dem Militärbudget kann 
eine Poſition, wie ich ſie beantrage, gar nicht vor⸗ 
kommen, indem natürlich die gegenwärtige Militär⸗ 
bequartierung auf ganz anderen Grundſätzen beruht, 
als ich ſie zur Geltung bringen will Es iſt eine un⸗ 
beſtrittene Thatſache, daß das Heer zum Schutze und 
zur Erhaltung der ganzen Monarchie dient. Alle 
Theile des Reiches, alle Claſſen der Staatsbürger 
nehmen den Schutz des Militärs in Anſpruch und 
genießen denſelben und ich glaube nicht unrecht zu 
ſprechen, wenn ich fage, daß, wie die Staats ſchuld 
einen nicht zu unterfchägenden Kitt im öſterreichiſchen 
Staatsbaue bildet, das öſterreichiſche Heer die Grund⸗ 
feſte des öſterreichiſchen Staatsbaues ausmacht. Es 
iſt eine Thatſache, daß die baren Auslagen für das 
Heer aus der Staatdcaffe beſtritten und im Wege der 
Beſteuerung auf alle . gleichmaͤßig ver⸗ 
theilt werden. 
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Es iſt aber ebenſo eine Thatſache, daß die Be⸗ 
quartirung ausſchließlich von den Grund⸗ und Haus⸗ 
beſitzern getragen werden muß und daß alle übrigen 
Steuerpflichtigen an dieſer Laſt gar nicht participiren, 
dieß iſt rückſichtlich des Individuums eine offenbare 
Ungleichheit; allein auch bezüglich der Länder und 
der einzelnen Bezirke des beſtimmten Landes ſelbſt 
findet eine ſehr ungleiche Vertheilung dieſer Leiſtungs⸗ 
pflicht Statt. Es iſt bekannt, daß es Länder gibt, wie 
3. B. Galizien, Böhmen, wo die Militärbequartierung 
verhaltnißmäßig weniger drückend iſt, während die 
ſuͤdlichen Länder, namentlich mein Heimatland Krain, 
in den letzten drei Jahren durch die Militärbequartie⸗ 
rung außerordentlich in Anſpruch genommen wurden, 
und in den nämlichen Ländern tritt wieder der Um: 
ſtand ein, daß einzelne Landestheile mit einer größeren 
Laſt bebürdet ſind, während andere Landestheile nie 
eine Militäreinquartierung haben. 

Der jetzt in Oeſterreich geltende Grundſatz iſt 
eben „Gleichheit der Rechte“; ein Corollar dieſes 
Grundſatzes iſt meiner Meinung nach „Gleichheit der 
Pflichten. Es muß daher ein Modus aufgefunden 
werden, nach welchem die Laſt der Militäreinquar⸗ 
tirung von allen Staatsbürgern gleichmäßig getragen 
und dieſe Laſt offenbar erleichtert wird. 

Ich will heute nicht den Inhalt des Militär- 
bequartierungsgeſetzes vom 15. Mai 1853 vollſtändig 
erörtern. Ich will nur auf einzelne Puncte, welche für 
die betreffenden Militärquartierträger etwas beſchwer⸗ 
lich ſind, die Aufmerkſamkeit lenken. So iſt z. B. ein 
Grundſatz der, daß jede Einquartierung als eine tran⸗ 
ſenne erklärt wird, welche nicht auf drei Monate 
vorhinein angeſagt iſt. 

Die Folge dieſes Grundſatzes iſt, daß es rein 
von der Willkür abhängt, ob die Militäreinquartie⸗ 
rung als permanent oder als tranſenn erklärt wird. 

Ein weiterer ſchwieriger Punct iſt der, daß 
jedem Quartiergeber wenigſtens ein Zimmer frei blei⸗ 
ben müffe. 

Es iſt der Faſſungsraum der Gebäude als Maß⸗ 
ſtab angenommen und dieſer hat wieder für die ein⸗ 
zelnen Beſitzer eine große Ungerechtigkeit zur Folge 
Zum Beiſpiel Jemand, der zu ſeinem Gewerbebetriebe 
20 Zimmer braucht, iſt in der Lage, 19 Zimmer her⸗ 
geben zu müſſen, während derjenige, der zwei Zimmer 
hat, nur ein Zimmer hergibt. Meine Herren! Sie 
können ſich denken, in welche peinliche Lage der erſtere 
Quartierträger in einem ſolchen Falle kommt. 

Das Geſetz verfügt nun fo und das Geſetz iſt, 
ich kann Sie verſichern, in der Praxis auch buchſtäb⸗ 
lich angewendet worden. 

Der dritte Punct iſt, daß in jenen Häuſern, die 
nur ein Wohnzimmer haben, der Hausbeſitzer verbun⸗ 
den iſt, das auf ihn entfallende Militär ein oder zwei, 
auch drei Mann auch in dieſes eine Zimmer aufzu⸗ 
nehmen. 

Endlich iſt die Entſchaͤdigung des Quartiergel⸗ 
dez mit den ſogenannten Schlafkreuzern in unſerer Zeit 
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und bei den jetzigen Preiſen wohl nicht im Ernſte als] Bürger vor unnützen, leicht zu vermeidenden. Unzu⸗ 
eine Entſchäͤdigung gemeint. In Städten, wo Magi⸗ kömmlichkeiten zu bewahren, das Mittel liegt nicht fo 


ſtrate und hinreichende Localitäten beſtehen, tft die ferne. 


Einquartierung bequemer und bei weitem nicht fo 


Jeder Quart iertraͤger wird aus Reichsmitteln 


läſtig, indem die Magiſtrate mit vernünftigen, erfah- für die Militärbequartierung, und zwar nach einem, 


renen und beſonnenen Männern beſetzt find, welche das 
Publicum nicht übermäßig in Anſpruch nehmen. Ganz 
anders iſt es auf dem flachen Lande. Wir wiſſen, was 
gegenwärtig noch (wir hoffen auf baldige Beſſerung) 
die Bauernbürgermeiſter ſind. Sie find mit Ausnahme, 
das verſteht ſich, oft bloße Nullen. Die Bürgermeiſter 
machen die Einquartierung nach ihrem Ermeſſen, nach 
ihrer Willkür und da geht es nicht ganz geregelt und 
gerecht zu. Uebrigens iſt es bekannt, daß es auf dem 
flachen Lande in der Regel Wohnungen gibt, die ein 
einziges Wohnzimmer haben. In dieſem Wohnzimmer 
wohnt der Landwirth, wohnt ſeine Gattin, wohnen ſeine 
Töchter; erlauben Sie mir, meine Herren, wenn der 
Soldat vom Marſche ermüdet, mit Staub und Koth 
bedeckt, von dem Landwirthe aufgenommen werden 
muß, da man ihn freilich anderswo nicht unterbrin⸗ 
gen kann, wo, frage ich, kann der Mann feinen Com⸗ 
fort haben, in einer Stube, wo kaum die Inwohner 
Platz haben? Wo kann der arme Soldat ſein müdes 
Haupt hinlegen, wenn ſein Hauswirth ſelbſt, wie 
dieß leider fo oft der Fall ift, ſelbſt kein Bett hat! 

Noch auf einen anderen Punct mache ich auf⸗ 
merkſam, der ſehr die Rückſichtnahme der Regierung 
in Anſpruch nimmt, nämlich auf die öffentliche Moral. 
Ob unter ſolchen Umftänden der Moral Rechnung 
getragen wird, wenn junge, kräftige deute in einem Zim⸗ 
mer, das von der Familie des Landwirthes und auch 
vom weiblichen Theile desſelben, auch jungen Leuten 
bewohnt wird, einquartirt werden, ob das für die Sitte, 
für die Religion erſprießlich iſt, darüber, meine Her⸗ 
ren, hat die Welt bereits ihr Urtheil geſprochen. Die 
vielen Beſchwerden, die wegen der Militärbequartie⸗ 
rung in meinem Heimatlande und in einem anderen 
durch Militärquartierungen ſchwer heimgeſuchten Lande 
namentlich die Beſchwerden, welche mir als Mit⸗ 
glied des Petttionsausſchuſſes von verſchiedenen Ge⸗ 
meinden zugekommen ſind, die deren Erledigung ent⸗ 
gegenſehen, haben mich darauf aufmerkſam gemacht 
und ich bin überzeugt, daß die Worte, die ich dießfalls 
geſprochen habe, in dieſem hohen Hauſe auf guten 
Boden fallen. Ich wünſche dem Soldaten auf ſeinen 
Märſchen einen ruhigen, angemeſſenen Aufenthalt. 
Ich bin perſönlich ein warmer Freund des Soldaten 
und Niemand wird von mir, deſſen Vorfahren ſelbſt 
Soldaten waren, muthmaßen, daß ich denſelben ent⸗ 
gegen bin; ich wünſche demſelben den möglichſten 
Comfort in feiner Wohnung; ich wünſche aber auch 
anderſeits meinen Mitbürgern, daß ſie das unantaſtbare 
Heiligthum ihrer Privatwohnung erhalten und daß in 
unſerer Zeit die fo nothwenvige Sitte und. häusliche 
Zucht gewahrt werde. N 

Das Mittel nun, um dem Soldaten auf ſeinen 


von den Landtagen der verſchiedenen Königreiche und 
Länder feſtzuſtellenden Tarif vollſtändig entſchädigt. 

Sobald dieſer Grundſatz ins practiſche Leben 
tritt, ſo werden ſich an allen Orten, wo das Militär 
zu bequartieren iſt, ſei es im Durchmarſche, ſei es per⸗ 
manent, Unternehmer finden, welche die Bequartierung 
in eigenen ausſchließlich zu dieſem Zwecke beſtimmten 
Gebäuden gegen Entgelt effectuiren, gegen Entgelt, 
welches ihm von den betreffenden Ouartierträgern 
zukommen wird, aus jenen Geldern, welche ſie ſelbſt 
als Quartiergeld vom Lande erhalten. 

Ich weiß es wohl, daß die Militärbequartierung 
Sache der Landtage iſt, allein es iſt Sache der Reichs⸗ 
geſetzgebung den Grundſatz auszuſprechen, daß die 
Militärbequartierung, eine aus Reichsmittel zu ent⸗ 
ſchädigende Laſt ſei. — Wir haben die dießfälligen 
Uebelſtände ſchon lange empfunden; ich glaube, daß 
es zweckmäßig iſt, dieſen Gegenſtand einmal zur Sprache 
zu bringen. 

Ich meinerſeits, von dem Wunſche beſeelt, des 
Engländers ſtolzen Spruch: „My house is my castle“ 
auch dem Oeſterreicher mundgerecht zu machen und 
zugleich unſer edles Heer, auf welches wir Alle mit 
Stolz und Vertrauen blicken, auch in dieſer Richtung 
von dem guten oder böſen Willen des Einzelnen unab⸗ 
hängig zu ſtellen, erlaube mir nun folgenden Antrag 
zu ſtellen: 

„Das hohe Haus wolle beſchließen, es ſei der 
hohen Regierung der Wunſch auszudrücken, daß in 
der nächſten Seſſion eine Geſetzesvorlage über die 
Einquartierung des Heeres, in welcher unter Aufhe⸗ 
bung der Allerhöchſten Verordnung vom 15. Mai 
1851 die Bequartierung des Heeres als eine Ver⸗ 
pflichtung des ganzen Reiches erklärt und den Quar⸗ 
tiertragern die volle durch die Landtage der einzelnen 
Koͤnigreiche und Länder zu beſtimmende Entſchaͤdi⸗ 
gung für die Mllit ärbequartierung zuerkannt wird, 
vor das Haus gebracht werden möge.“ 

Ich erlaube mir, dieſen Antrag zur gütigen 
Unterftägung zu empfehlen und ſofort um Annahme 
beider Anträge zu bitten. 

Präſident: Der Herr Abgeordnete Wurzbach 
hat zwei Anträge geftellt. 

Der erſte lautet: 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: Die Regie⸗ 
rung ſei zu erſuchen, in jenen Königreichen und Län⸗ 
dern, in welchen der ſtabile Kataſter bereits eingeführt iſt, 
die Landtafel und Grundbücher in eine gleichmäßige, 
dem jetzigen Stande der Geſetzgebung entſprechende 
Form und in der Art möglihft bald einrichten zu 
laſſen, daß dieſe öffentlichen Bücher mit dem Kataſt er 
in Uebereinſtimmung gebracht und durch ſie der Be⸗ 


Märſchen bequem zu bequartieren und anderſeits den ſitzſtand geſichert werde.“ 


Wird dieſer Antrag ö (Geſchieht.) 
Er iſt unterftügt. 

Der zweite Antrag geht dahin: 

„Das hohe Haus wolle beſchließen, es ſei der 
hohen Regierung der Wunſch auszudrücken, daß in 
der nächſten Seſſion eine Geſetzvorlage über die Ein⸗ 
quartierung des Heeres, in welcher unter Aufhebung 
der Allerhöchſten Verordnung vom 15. Mai 1851 
die Bequartierung des Heeres als eine Verpflichtung 
des ganzen Reiches erklärt und der Quartierträger 
die volle durch die Landtage der einzelnen Königreiche 
und Länder zu beſtimmende Entſchädigung für die 
Militär bequartierung zuerkannt wird, vor das Haus 
gebracht werden möge.“ 

Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Er iſt ebenfalls unterſtützt. 

Herr Abgeordneter Girardelli hat das Wort. 


Abgeordneter Girardelli (Trieſt): Erlauben 
Sie mir, meine Herren, daß ich gegen den Schluß⸗ 
antrag der Commiſſion mit folgenden Bemerkungen 
auftrete und einige Thatſachen anführe. Ich will 
Ihnen in Kürze zeigen, daß die Einbeziehung der 
Stadt Trieſt in die Gebäudeſteuer nicht jenen Vor⸗ 
theil dem Staate zukommen laſſen würde, welchen Sie 
damit zu erreichen wünſchen. Die vierte Abtheilung 
hat in ihrem erſten Berichte es ſelbſt erwahnt und im 
Ausſchuſſe hat ſich nur eine ſchwache Stimmenmehr⸗ 
heit für den Antrag ausgeſprochen. Die Häuſer in 
Trieſt ſind durgehends derart gebaut, daß der ebene 
Stock ausſchließlich für Magazine und Einlagerung 
der Waaren dient; ihre Verwendbarkeit iſt immer eine 
prekaͤre und hängt hauptſaͤchlich von commerziellen 
Schwankungen des allgemeinen Verkehres ab. Eine 
eventuelle Einrichtung derſelben zu Wohnungen wäre 3 
praktiſch nicht durchführbar. Erſtens weil das Meer⸗ 
niveau zu hoch ſteht und die Feuchtigkeit einen ſchaͤd⸗ 
lichen Einfluß auf die Geſundheit ausüben würde und 
zweitens, weil der Erdraum faſt ganz für Magazine 
verwendet wurde und daher eine Umgeſtaltung in 
Wohnungen eine reine Unmöglichkeit wäre. 

Seit mehreren Jahren haben wir beiläufig 100 
Wohnungen jährlich leer und ſeitdem die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft im Bahnhofe auf große Waarendepots 
ſpeculirt, werden auch viele Magazine und Speicher 
künftig leer bleiben, welche jedoch trotzdem der Steuer 
unterliegen, ohne daß eine Vergütung oder ein Ab⸗ 
ſchlag ſtattſindet. Wenn man alſo die Ergebniſſe der 
Gebäudeſteuer mit dem pauſchalirten Betrag ver⸗ 
gleicht, ſo wird der Unterſchied gewiß in ſehr gerin⸗ 
gem Maße ausfallen. Ich bemerke überdieß, daß 
Trieſt 2000 Häufer zählt und davon 1900 mit Hy⸗ 
potheken von ſolcher Höhe belaſtet ſind, daß der Ge⸗ 
ſammtbetrag die ungeheure Höhe von 32 Millionen 
Gulden erreicht hat. Ich muß ferner erwähnen, daß 
die Häuſer in Trieſt, kraft commerzieller Wirkungen 
und Glückſchwankungen, fortwährend den Eigen⸗ 
thümer (Wird unterbrochen vom) 
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Präfident: Es iſt fo unruhig im Haufe, daß 
die Stenographen nicht im Stande ſind den Herrn 
Redner zu vernehmen. Ich bitte alſo um etwas Ruhe. 

Abgeordneter Girardelli (fährt fort): wech⸗ 
ſeln, und die Uebertragungsgebühren und Taxen 
einen großen Betrag jährlich dem Staate abwerfen, 
welcher nicht außer Acht zu laſſen iſt. 

Schließlich mache ich noch darauf aufmerkſam, 
daß die Erhaltungskoſten der Häufer in Trieſt, 
welche bekanntlich dem zerftörenden Einfluſſe des 
Meeres und der Bora ausgeſetzt find, viel höher find, 
als irgendwo und von den Averſualſteuern nicht in 
Abſchlag gebracht werden, während das Averſuale 
ohne Auslagen pünctlich und netto in die Staats⸗ 
caſſe fließt. 

Aus dieſem Grunde, glaube ich, daß biefes 
Syſtem auch zum Vortheile des Staates fortbeſtehen 
kann und ſtelle daher folgenden Antrag: „Das hohe 
Haus wolle beſchließen: Es ſeien die Worte am 
Schluſſe des Berichtes: „„die Stadt Trieſt rückſichtlich 
der Gebäudeſteuer in das allgemeine Steuerſyſtem 
einzubeziehen wegzulaſſen.“ (Uebergibt den Antrag 
dem Präfidenten.) 

Präſident: Der Antrag ift ablehnender Art, 
in negativer Form vorgebracht und wird ſich dadurch 
erledigen, wenn der Antrag des Ausſchuſſes zur Ab⸗ 
ſtimmung gebracht, entweder angenommen oder ver⸗ 
worfen wird. 

Herr Graf Kuenburg hat das Wort. 

Abgeordneter Graf Kuenburg (Schlefien): 
Am Schluſſe des Berichtes, ſoweit er bisher geleſen 
worden iſt, kommt die Stelle vor: 

„Hiernach ſtellt ſich das Erträgniß der directen 
Steuern fuͤr das laufende Verwaltungsjahr: 1., 2., 

3. nicht auf 108,640.40 0 fl., wie nach der Finanz- 
vorlage, ſondern auf 110, 604. 818 fl., in welchem 
hiermit richtiggeſtellten Betrage, die Einhebung der 
directen Steuern für das Verwaltungsjahr 1862 
nachtraͤglich zu genehmigen beantragt wird.“ 

Mir ſcheint es nun, daß die Form des Be⸗ 
ſchluſſes, wie ſie in Antrag gebracht wird, dem §. 10 
des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung nicht ent⸗ 
ſpreche, denn nach dem $. 10 gebührt dem Reichs⸗ 
rathe allerdings das Geſetzgebungsrecht in allen An⸗ 
gelegenheiten der Reichsfinanzen überhaupt. Hierzu 
gehoͤrt auch die Erhöhung der beſtehenden und die 
Einfuhrung neuer Steuern, Abgaben und Gefälle. 
Weiter heißt es: „Die Steuern, Abgaben und Gefälle 
werden nach den beſtehenden Geſetzen eingehoben, 
inſolange nicht dieſe verfaſſungsmäßig abgeändert 
werden.“ 

Es iſt alſo klar, daß betreffs der Steuern, von 
denen hier die Rede iſt, und insbeſondere der directen 
Steuern eine Aenderung in der Einhebung nicht 
erfolgen könne, inſolange dieſe Steuern nicht ver⸗ 
faſſungsmäßig abgeändert werden. 

Ich finde es auch begreiflich, daß die kaiſerliche 
Regierung die Vorlage darüber gemacht hat, weil es 


fonft nicht möglich wäre, nach lit. e des 8. 10 den 
Voranſchlag des Staatshaushaltes, in welchen die 
directen Steuern gehören, einzubeziehen. Ich glaube 
auch, daß es in die Competenz des Reichsrathes gehört, 
den Betrag richtig zu ſtellen, welcher von der kaiſer⸗ 
lichen Regierung als der nach dem beſtehenden Geſetze ein 
zuhebende Betrag zu verhandeln iſt. Ich glaube aber 
nicht, daß uns das Recht zukommt, zu beſchließen, daß 
dieſe Steuer einzuheben ſei, denn darüber ent⸗ 
ſcheidet die Verfaſſung ſelbſt ohne allen Beſchluß der 
geſetzgebenden Factoren. 

. Es müſſen dieſem Abſatze des $. 10 die Steuern 
ſo erhoben werden, wie ſie nach den beſtehenden Ge⸗ 
fegen exiſtiren, in folange fie nicht verfaſſungs mäßig 
geandert werden. Alſo mit Rückſicht auf alles das 
Geſagte glaube ich, daß die vom Ausſchuſſe vorge⸗ 
ſchlagene Form nicht verfaffungsmäßig ſei. Ich ſtelle 
daher den Antrag: Das hohe Haus wolle an Stelle 
des vom Ausſchuſſe geſtellten Antrages beſchließen: 
„Es beläuft ſich der richtig geſtellte Betrag der 
directen Steuern für das Verwaltungsjahr 1862 
nach den beſtehenden Geſetzen auf 110,60 4.818 fl.“ 

Wenn man das überlegt, ſieht man, daß dem 
Reichsrathe das Recht gewahrt iſt, welches ihm nach 
dem Geſetze zuſteht, — er muß prüfen, ob die präli⸗ 
minirten directen Steuern wirklich ſo viel betragen, 
als angegeben wird. Bezüglich der fünf Millionen 
und eines Betrages von 35.000 fl. hat ſich nach dem 
Berichte herausgeſtellt, daß eine andere Einſtellung 
geſchehen müſſe, und das Recht des Reichsrathes, die⸗ 
ſen Betrag richtig zu ſtellen, erſcheint jedenfalls ge⸗ 
wahrt. Ich glaube aber, es ſei der ungeſetzliche Zu⸗ 
ſatz: „daß dieſe Steuer in dieſem Betrage einzuhe⸗ 
ben ſei, zu welchem Beſchluſſe wir durchaus nicht 
berechtigt find, weil dieſe Verfügung in der Verfaſ⸗ 
ſung ſelbſt ausgeſprochen iſt, auszuſchließen. 

Präſident: Herr Graf Kuenburg beantragt: 
Das hohe Haus wolle an der Stelle des vom Aus⸗ 
ſchuſſe geftellten Antrages beſchließen: „Es beläuft 
ſich der richtig geſtellte Betrag der directen Steuern 
für das Verwaltungsjahr 1862 nach den beſtehenden 
Geſetzen auf 110,60 4.818 fl.“ 

Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Geſchieht. 
Während der Zählung:) Ich bitte ſtehen zu bleiben. 
(Nach einer Pauſe:) Er iſt unterſtützt. 

Herr Dr. Riehl hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Riehl (Niederoͤſterreich): 
Ich habe Petitionen von einer Mehrzahl Landſtädte 
in Niederöſterreich, voran Wiener⸗Neuſtadt, einge⸗ 
bracht, welche den Wunſch ausſprechen, daß die Haus⸗ 
zinsſteuerbefreiung für Neubauten, wie ſie in Wien 
beſteht, auf alle Orte, wo die Zinsſteuer beſteht, aus⸗ 
gedehnt werde. Ich würde aber deſſen ungeachtet mir 
nicht erlauben, in dieſer Sache das Wort zu ergrei⸗ 
fen, welche bereits eine ſo umfangreiche und ſo beredte 
Vertheibigung aus dem Munde des Herrn Dr. Giskra 
erfuhr, wenn nicht in dieſen Petitionen ein Gedanke 
ausgeſprochen wäre, welcher in der bisherigen Debatte 


ſeinen Ausdruck noch nicht gefunden hat. Einzelne 
dieſer Petitionen ſtellen den Gedanken zur Grundlage 
hin, daß es nichts mehr als eine Forderung der Ge⸗ 
rechtigkeit ſei, daß die zeitliche Befreiung, welche in 
Wien für Neubauten beſteht, auch auf diejenigen 
Städte ausgedehnt werde, wo das naͤmliche Verhält⸗ 
niß der Beſteuerung, nämlich wo die Hauszinsſteuer 
beſteht. 

Es iſt in der Begründung des Herrn Dr. Giskra 
enthalten, daß dieſelben Intereſſen der Finanzen und 
der Wohlfahrt der Bewohner, welche für Wien ſpre⸗ 
chen, auch gleichmäßig bei den Landſtaͤdten Platz 
greifen. 

Allein in dieſer Idee, die auf die Forderung der 
Gerechtigkeit hinausläuft, liegt meines Erachtens auch 
die Widerlegung des Einwandes, den man gegen 
dieſe Befreiung hört, des Einwandes naͤmlich, der 
prineipiell gegen jede Exemption, ſomit gegen jede 
Steuerbefreiung, was immer für einen Grund oder 
Namen ſie habe, ſich richtet. 

Nun ſoll dieſe Befreiung der Neubauten von der 
Hauszinsſteuer, wie ſie exemptionell in Wien be⸗ 
ſteht, gleichmäßig auf alle Staͤdte und Orte, wo 
die Hauszinsſteuer beſteht, ausgedehnt werden. Damit 
geht die Ausnahme zur Regel über, es hört das Ex⸗ 
emptionelle auf und es fällt der Einwand, indem 
künftig als Regel feſtgeſtellt iſt, was bisher nur aus⸗ 
nahmsweiſe beſtand, daß nämlich gewiſſe Steuerobjecte 
nur nach einer gewiſſen Anzahl von Jahren ihres Be⸗ 
ſtandes in die Steuerpflicht einbezogen werden ſollen. 

Aus dieſem Grunde glaube ich, kann jener prin⸗ 
eipielle Einwand gegen den Antrag nicht ſtatt 
haben, und ich empfehle den Wunſch des Ausſchuſſes 
dem hohen Hauſe zur Annahme. 

Präſident: Verlangt noch Jemand das Wort? 
Wollen Herr Berichterſtatter ſprechen? 

Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich bitte um 
das Wort. N 

Abgeordneter v. Wurzbach: Ich erlaube mir 
nachträglich, daß ich von einigen meiner Herren Colle⸗ 
gen aufmerkſam gemacht worden bin, den hinſichtlich 
der Militäreinquartierung ausgeſprochenen Wunſch 
auch auf die Vorſpannsleiſtungen auszudehnen, den 
Antrag zu ſtellen, das hohe Haus wolle beſchließen, 
es werde der hohen Regierung der Wunſch ausge⸗ 
ſprochen, daß dieſelbe auch hinſichtlich der Vorſpanns⸗ 
leiſtung ein Geſetz in der nächſten Seſſion einbringen 
wolle, in dem Sinne, daß die Entſchädigung der Vor⸗ 
ſpannzleiſtungen aus Reichsmitteln analog wie bei 
der Milttärbequartierung grundſätzlich ausgeſprochen 
werde. : 

Ich werde mir erlauben, den formulirten An⸗ 
trag niederzuſchreiben und dem Herrn Präfidenten zu⸗ 
kommen zu laſſen. Eine Begründung desſelben halte 
ich nicht für nothwendig, da hier dieſelben Gründe 
ſtattfinden, welche hinſichtlich der Militareinquartie⸗ 
rung von mir geltend gemacht worden ſind. 


Präſident: Ich bitte mir den Antrag mit⸗ 

zutheilen. Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter 
hat das Wort. 
Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich beſchränke 
mich blos auf einige Worte in Betreff des Wunſches, 
welcher im Ausſchußberichte unter Abtheilung lit. B 
vorgebracht iſt und dahin lautet, daß eheſtens im Ge⸗ 
ſetzgebungswege gleichmäßig für alle Orte, wo die 
Hauszinsſteuer eingeführt iſt, die Befreiung von der 
Hauszinsſteuer ausgedehnt werde. 

Ich bedauere, erklären zu milffen, daß die Regie⸗ 
rung nicht in der Lage ſein wird, einen ſolchen Ge⸗ 
ſetzentwurf bringen zu können, am allerwenigſten 
aber in dieſe Frage einzugehen, bevor über die Reform 
der directen Steuern überhaupt verhandelt wird. Die 
Regierung erkennt, daß Privilegien, Exemptionen 
jeder Art vom Uebel ſind, und daß der Grundſatz 
beſtehen ſoll, gleiches Recht, gleiche Pflichten für 
Alle. Wenn man bei Bauten von Häufern gerade eine 
ſo weittragende Befreiung eintreten laſſen würde, 
ſo müßte man ſich wirklich fragen, warum man nicht 
bei anderen Capitalsverwendungen dieß in gleichem 
analogen Maße eintreten laſſe; namentlich erinnere 
ich an die Montanwerke, die neu errichtet werden, 
wo Jahre lang nur eine Hoffnung bauen und gar 
keine Erträgniſſe ſtattfinden und gleichwohl die Steuer 
beim Antritte gezahlt werden muß. Es gibt auch keine 
Rente, welche ſo ſicher iſt als die Baurente; wenn 
das Haus fertig und beziehbar iſt, fo fängt der Nutzen, 
fo fängt die Rente ſogleich an, während bei anderen 
Gewerben, bei anderen Unternehmungen es ſehr 
zweifelhaft iſt, ob das angelegte Bau⸗ und Betriebs⸗ 
capital ſo bald ſeine Rente einbringt. 

Es iſt in der That ungerecht, dem Bauunter⸗ 
nehmer oder den Hausbeſitzern für eine lange Reihe 
von Jahren die Freiheit von der Steuerleiſtung zuzu⸗ 
ſichern, dagegen demjenigen, der auf eine andere Un⸗ 
ternehmung ſein Capital anlegt, ſogleich mit der Ein⸗ 
kommenſteuer, mit der Gewerbeſteuer zu belaſten. Die 
Regierung beklagt daher, daß das gegenwärtige Syſtem 
der Steuerbefreiung bei Bauten beſteht, namentlich 
iſt aber die exorbitante Steuerbefreiung bei Neubau⸗ 
ten, wie ſie in Wien aus Anlaß der Erweiterung der 
Stadt beſteht, zu bedauern. 

Es liegt mir ein Ausweis vor, wornach in Wien 
jährlich aus Anlaß des Abfalles aus der zeitlichen 
Steuerbefreiung mehr als eine halbe Million, nahezu 
600.000 fl. dem Aerar entzogen werden. Dagegen 
genießen jene, welche neue Häufer gebaut haben, den 
Rentenbezug von ihrem Capital ſogleich, ſie zahlen 
nicht einmal davon eine Einkommenſteuer, ſie ſind ganz 
ſteuerfrei hinſi chtlich dieſes ihres Erwerbs objectes. 

Anderſeits würden durch die Ausdehnung der 
Baufreijahre die Baugewerbe künſtlich geſteigert wer⸗ 
den. Es würde momentan ein in dieſem Gewerbe 
außerordentlicher Aufſchwung eintreten, dem aber nur 
eine deſto nachtheiligere, und deſto ſtärkere Reaction 
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würde bei einer bedeutenden Erweiterung der Bau⸗ 
freijahre auf dem Lande eine fo leichte Bauart her⸗ 
vorgerufen, daß am Ende die Dauer der Bauwerke 
nicht viel über die Dauer der Baufreifahre ſich erſtre⸗ 
cken würde. Es würde das in vielen anderen Bezie⸗ 
hungen zum größten Nachtheil gereichen. Ich bedauere 
daher, erklären zu müſſen, daß dieſem Wunſche, falls 
er zum Beſchluſſe des hohen Hauſes gemacht würde, 
von Seite der Finanzverwaltung nicht nachgekommen 
werden könnte. 

Abgeordneter Dr. Herbſt (Böhmen): Darf 
ich um das Wort bitten? 

Der Herr Finanzminiſter hat an die Spitze der 
Widerlegung des Ausſchußantrages einen Satz geſtellt, 
den ich vom ganzen Herzen unterſchreibe, der mir 
aber auf ganz andere Concluſtonen zu führen fcheint, 
als welche Se. Excellenz gezogen hat. Es iſt dieß ein 
unbeſtreitbarer Satz: „Gleiches Recht für Alle.“ 
Aus dieſem Satze folgt aber nicht ſowohl die Steuer⸗ 
befreiung für Wien durch 20 und 30 Jahre und für 
die übrigen Staͤdte von 8 und 10 Jahren. Der Aus⸗ 
ſchuß hat nichts anderes gewünſcht, als eben die 
Gleichmäßigkeit, und kann ſich daher ganz entſchieden 
auf den von Sr. Excellenz erwähnten Grund beziehen. 

Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich erlaube 
mir nur zu entgegnen, daß ich nicht behauptet habe, 
daß der gegenwärtige Zuſtand dem Principe: „Glei⸗ 
ches Recht für Alle“ entſpricht. Ich will aber nicht 
der Verletzung dieſes Grundſatzes noch eine weitere 
Ausdehnung geben, daß die Baufreijahre überall eine 
noch größere Extenſion erlangen. Ich erkläre den 
gegenwartigen Zuſtand in Betreff der Baufreijahre 
oder die gegenwärtige Einrichtung als eine Verletzung 
dieſes Grundſatzes. Ich möchte daher, wenn es mög⸗ 
lich ware, hier eher reſtringiren als erweitern, um 
mich dem Princip der Gleichberechtigung wieder zu 
nähern, und der Steuerreform es vorbehalten, daß 
der an die Spitze geſtellte Grundſatz eine allgemeine 
Wahrheit werde. 

In der Zwiſchenzeit, bis die Reform durchge⸗ 
führt wird, aber dieſem Grundſatze gegenüber die 
Gebäudeſteuerbefreiungen im Allgemeinen und Ein⸗ 
zelnen gegenüber alle anderen Capitalsanlagen und 
Betriebsunternehmungen eine noch größere Ausdeh⸗ 
nung zu verſchaffen, dieß ſcheint mir eine noch viel 
großartigere Verletzung des Grundſatzes der Gleich⸗ 
berechtigung, als wenn die bisherige Geſetzgebung 
aufrecht erhalten bleibt. Ich glaube daher, es iſt beſ⸗ 
ſer an dem Zuſtande, wie er jetzt beſteht, der zwar ein 
Gebrechen in ſich involvirt, und den Grundſatz ver⸗ 
letzt, feſtzuhalteu, als durch eine noch größere Erwei⸗ 
terung der Befreiungen für Bauten, allen anderen 
Steuer objecten den Grundſatz noch mehr zu verletzen. 

Präfident: Verlangt noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn Niemand zu ſprechen 
wünſcht, ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 

Wollen der Herr Berichterſtatter ſprechen? — 


für die Zukunft Platz machen würde. Namentlich Ich werde noch früher den zuletzt geſtellten Antrag 
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des Herrn Dr. v. Wurzbach zur Unterſtützungs frage 
bringen: 

„Das hohe Haus wolle beſchließen, es werde der 
Wunſch ausgeſprochen, daß die hohe Regierung auch 
rückſichtlich der Vorſpannsleiſtung ein Geſetz in der 
nächſten Sefiton einbringen wolle mit Feſtſtellung 
des Grundſatzes, daß die Präftanten der Vorſpann für 
dieſe Leiſtung aus Staatsmitteln nach den von dem 
Landtage der einzelnen Königreiche und Länder feſtzu⸗ 
ſtellenden Tarifen vollſtändig entſchädigt werden.“ 

Wird dieſer Antrag unterſtuͤtzt? (Geſchieht.) Er 
iſt unterftüßt. 

Berichterſtatter Or. Demel: Ich werde mich 
in der gegenwartigen Erwiederung nur ganz genau 
auf die Generaldebatte beſchraͤnken und die einzelnen 


Wünſche ſeparat ſpäter behandeln. Ich glaube dazu 


berechtigt zu ſein durch die Wichtigkeit der Frage, 
die jetzt hineingeworfen worden iſt, wegen der „Ge⸗ 
nehmigung“ des Staatsvor anſchlages der directen 
Steuern, denn wenn auch nur ſchließlich nebenher der 
Antrag des Abgeordneten Herrn Grafen Kuenburg in 
einigen kurzen Worten den Satz enthalt: es ſoll beſchloſſen 
werden: „Es belaufe ſich der richtig geſtellte Betrag 
der directen Steuern für das Verwaltungs jabr 1862 
nach den beſtehenden Geſetzen auf 110,60 4.8 18 fl.,“ 
ſo iſt das weitaus der wichtigſte Antrag in dieſer 
ganzen Steuerfrage. Es iſt der Antrag, welcher, falls 
er angenommen würde, unſere ganze Thätigkeit in der 
Bedeckungsfrage auf Null redurirt. (Rufe: Richtig! 
— Bravo!) Deßhalb halte ich mich für verpflichtet, 
im Intereſſe der Würdigkeit dieſer Frage (ſie hängt 
mit der Verfaſſung zuſammen) die Generaldebatte 
ſtreng zu trennen, und überlaſſe der Specialdebatte 
Wünſche, Bemerkungen u. dgl. Das hohe Haus wird 
in dieſer Richtung mir beipflichten und ich werde mich 
dießfalls ganz objectiv halten. Vor allem, worauf läuft 
dieſer Antrag des Herrn Grafen Kuenburg hin⸗ 
aus? Er läuft auf das hinaus, was bereits im ver⸗ 
ſtärkten Reichs rathe, der nur eine Gonfu:tative war, 
der dießfällige Ausſchuß über die directen Steuern 
geſagt hat. 

Graf Clam, deſſen Berichterſtatter ſagt nämlich 
dort: „Uebergehend auf die Voranſchläge der Bede⸗ 
ckung der Staatsauslagen, hat im Allgemeinem das 
Comité nach genauer Prüfung der einzelnen Ziffer 
anſätze, und zwar namentlich bei den Einnahmen keinen 
Anlaß gefunden, die Richtigkeit derſelben zu bean⸗ 
ſtänden. a 

Es ſteht alſo feſt, daß der verftärkte Reichzrath, 
der blos eine berathende Koͤrperſchaft geweſen iſt, viel⸗ 
weniger als wir zu ſein das Glück und den Beruf haben, 
daß der verſtärkte Reichsrath nur zur Richtigſtellung 
berufen war und die Schlußanträge ſprechen auch nur 
von Befürwortung. 

Herr Graf Kuenburg hat in der Motivirung 15 
drücklich geſagt, die Frage der Genehmigung könne 
ſich nur auf die Richtigſtellung beziehen und dießfalls 


den 6.10 des Grundgeſetzes vom 26. Februar 1861 
bezogen. 

Abgeſehen davon, daß dieſe Mahnung an den 
gegenwärtigen geſetzgebenden Körper des öſterreichi⸗ 
ſchen Kaiſerſtaates im Gegenſatze von dem blos Be⸗ 
rathenden, des verftärkten Reichsrathes ſchon nicht 
am Platze ſcheint; iſt die Motivirung des von mir zu 
bekämpfenden Antrages auf den §. 10 des Grund⸗ 
geſetzes vom 26. Februar 1861 baſirt, der hier auch 
nicht paßt. Die Verfaſſung, meine Herren, iſt ein 
Ganzes in jedem Staate, ſie iſt nicht ein Bruchſtück, 
nicht ein Bruchſtein. Die Verfaſſung Oeſterreichs 
beſteht aus drei ganz gleichgearteten, ganz gleich 
berechtigten chronologiſchen Factoren und die find: 
das Patent vom 17. Juli 1860, denn es iſt recipirt 
im Artikel Il, im Octoberdiplom v. J. 1860 dieſes 
Diplom ſelbſt und endlich die Verfaſſung vom 26. Fe⸗ 
bruar 1861, wobei ich bemerke, daß dieſe letztere an 
ihrer Spitze den Titel trägt: „Grundgeſez zur Durch⸗ 
führung der Reichsvertretung. Darum, was immer 
in dieſer Verfaſſung weniger enthalten iſt, als im Pa⸗ 
tente vom 17. Juli 1860 (und das wird weiter von 
mir erörtert werden bei dem Geſetze über die Controle 
der Staatsſchuld), was weniger enthalten iſt im Pa⸗ 
tente von 26. Februar 1861, gegenüber dem Oe⸗ 
toberdiplom, das, meine Herren, können wir nicht 
berüdfichtigen, das dürfen wir uns nicht zum Geſetze 
machen laſſen, denn wir haben mehre Rechte und 
dieſe fußen weſentlich allerdings zum Theile in der 
Ausführung auf dem $. 10 des Grundgeſetzes vom 
26. Februar 1861, lit. e), aber im ſtrengen Zuſam⸗ 
menhange mit den Artikeln I und II des Oetober⸗ 
diploms v. J. 1860. 

Nehmen wir die Verfaſſung vom 26. Februar 
1861 zur Hand, und den von Herrn Grafen cftirten 
Sat des S. 10 derſelben; fo heißt es dort: „Die 
Steuern, Abgaben und Gefälle werden nach den beſte⸗ 
henden Geſetzen eln gehoben, in ſolange dieſe nicht ver⸗ 
faſſungsmäßig abgeändert werden. 

Dieſer Satz, meine Herren, paßt nur ſcheinbar 
auf den vorliegenden Fall; er paßt nur ſcheinbar auf 
den vorliegenden Fall in ſeinem erſten Theile und 
noch viel ſcheinbarer auf den zweiten Theil. 

Er paßt „ſcheinbar, ſage ich, auf den vorlie⸗ 
genden Fall in ſeinem erſten Theile, well er doch 
berüdfichtigt werden muß in feinem ganzen Zuſammen⸗ 
hange mit dem $. 10 und mit der vom Herrn Grafen 
ſelbſt in unvermeidlicher Weiſe eitirten lit. e 
des $. 10. 

Was ſagt aber der 8. 10 in lit. e) für den erſten 
Theil des citirten und von mir beanſtändeten Satzes 
in ſeiner Anwendbarkeit auf den gegenwärtigen Fall? 

Es ſagt der §. 10 in feinem Eingange: „Der 
Wirkungskreis des geſammten Reichsrathes umfaßt 
15 dem Artikel II des Diploms vom 20. October 

1860 alle Gegenſtaͤnde der Geſetzgebung, welche fi 
auf die Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, die 
allen Königreichen und Ländern gemeinſchaftlich find. 


Solche find alſo namentlich e) Gegenſtaͤnde der 
Geſetzgebung, alle Angelegenheiten der Reichsfinanzen 
überhaupt, insbeſondere: „Die Voranſchläge des 
Staatshaushaltes. Ez iſt alſo der Voranſchlag des 
Staatshaushaltes überhaupt, ſomit in allen ſeinen 
Radien, alſo auch in ſeiner Bedeckung, und zwar in 
den einzelnen Unterarten der Bedeckung, daher auch 
in der Bedeckung durch die directen Steuern ein 
Gegenſtand, welcher nach dem Oetoberdiplome als 
ein Gegenſtand der Geſetzgebung des Reichsrathes 
erſcheint. Was aber ſagt das Octoberdiplom im 
Artikel II über dieſe Frage? Beinahe wörtlich das, 
was hier ſteht und bemerkt noch dazu, es ſollen alle 
Gegenſtaͤnde der Geſetzgebung fein ꝛc., das Uebrige 
übergehe ich im Text und fahre fort an der Stelle: 
Die Ordnung der Militärpflichtigkeit wird in 
Zukunft durch die Verhandſungen des Reichsrathes 
und unter feiner Mitwirkung verfaſſungsmaͤßig erle⸗ 
digt werden. Nun kommt der Satz, welcher in Ver⸗ 
bindung mit dem Patente vom 17. Juli 1860 eine 
ſcheinbare Unterſtützung der Anſicht iſt, die im gräf- 
lich Kuenburg'ſchen Antrage niedergelegt wird: „fo 
wie die Einführung neuer Steuern und Auflagen, 
dann die Erhöhung der beſtehenden Steuern und Ge⸗ 
bührenſätze.“ Aber, ich habe ſchon geſagt, die Ver⸗ 
faſſung muß aus ſich ſelbſt heraus als ein Ganzes 
behandelt werden, und da müffen wir zurückgehen 
auf das Alpha derſelben — und dieſes Alpha iſt nicht 
im Artikel U, ſondern im Artikel 1 des October: 


diploms enthalten, da aber heißt es: „das Recht, Ge⸗ 


ſetze zu geben, abzuändern und aufzuheben, wird 
von Uns und Unſeren Nachfolgern nur unter Mit⸗ 
wirkung der geſetzlich verſammelten Landtage, bezie⸗ 
hungsweiſe des Reichsrathes ausgeübt werden.“ 

Der Voranſchlag als ſolcher, meine Herren, iſt 
ein Geſetz und ſoll doch jedenfalls ein Geſetz werden. 
Er gehört nach dem Octoberdiplom, Artikel I, ſo⸗ 
mit offenbar in die Sphäre der verfaſſungsmäßig 
getheilten Geſetzgebung, der mit der Krone von der 
Volksvertretung getheilten Geſetzgebung, aus der er⸗ 
ſteren freien Willen getheilten Geſetzgebung; und da⸗ 
mit darüber gar kein Zweifel ſei, daß auch nach 
Artikel II desſelben die Februarverfaſſung die Durch⸗ 
führung der Grundſätze des Oetoberdiploms mit 
Hilfe der Reichsvertretung fein ſoll, damit alſo — 
darüber, ſage ich, kein Zweifel ſein ſoll, iſt noch 
ausdrücklich aufgeführt im §. 10, lit. e) des Februar⸗ 
patentes: „Geſetzgebungzgegenſtände namlich der obi⸗ 
gen Art: dieſe Angelegenheiten der Reichsſtnanzen 
find die Voranſchläge des Staatshaushaltes.“ Es 
ift alſo gar kein Zweifel darüber, daß dem gegenwaͤr⸗ 
tigen Reichsrathe, wenn er als allgemeiner verſam⸗ 
melt iſt, die Geſetzgebung über die Bedeckung, das 
iſt, die geſetzliche Genehmigung des Voranſchlages 
über directe Steuern, zuſtehe. (Rufe: Sehr wahr!) 

Ich glaube auf keinen Widerſpruch zu ſtoßen, 
wenn ich kurz ſkizzire, was im Ausſchußberichte be⸗ 
rührt iſt, daß die Steuern in Abgang des allgemein 


wird nachträglich genehmigt“, 
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verfammelten Reichsrathes nach $. 10 ausgeſchrieben 
worden find, daß aber fpäter eine kaiſerliche Ermaͤch⸗ 
tigung inmitten liegt — deun die Ausſchreibung fand 
im October Statt — und dieſe kaiſerliche Ermächti⸗ 
gung hat und auf verfaſſungsmaßigem Wege autori⸗ 
ſirt, das Recht zu üben, welches dem allgemeinen 
Reichsrathe eingeräumt wurde. 

In Ausübung dieſes Rechtes thun wir das, 
was zu thun wir berechtigt ſind als allgemeiner 
Reichsrath, aber darum, meine Herren, thun wir 
auch unſere Pflicht und laſſen wir keinen Fußbreit 
von dem aus, was wir haben, ſo wenig es auch ſei; 
davon, meine Herren, weichen wir ja nicht. (Bravo!) 
Mir find autortſirt, in dieſer Frage ſtatt des allge⸗ 
meinen Relchsrathes die Geſetzgebung zu üben, und 
die Geſetzgebung zu theilen in der Frage über die 
Bedeckung, alſo der Bedeckung durch die directen 
Steuern ebenfalls, und ich glaube, demgemäß wird 
das Haus auch ſeine Beſchlüſſe faffen. 

Ich bemerke aber, daß der Graf Kuenburg'ſche 
Antrag auch noch weiter geht als die Regierung ſelbſt 
gewollt hat. Denn die Regierung iſt nicht in dieſer 
Weiſe in den Bemerkungen zum Staatsvoranſchlage 
vorgegangen. Ia den Bemerkungen zum Staatsvor⸗ 
anſchlage heißt es nämlich ausdrücklich bei den directen 
Steuern: „Im Falle der Genehmigung dieſes 
Voranſchlages der directen Beſteuerung für das Ver⸗ 
waltungs jahr 1862 wird das Allerhöchſte Ausſchrei⸗ 
bungspatent durch die betheiligten Organe in der ent= 
ſprechenden Form vorbereitet werden. Es heißt alſo: 
„im Falle der Genehmigung dieſes Voranſchlages“, 
es iſt alſo ausdrücklich in dieſen Bemerkungen ent⸗ 
halten, daß der Voranſchlag zu genehmigen ſei. Erſt 
in dieſem Falle wird die Ausſchreibung erfolgen und 
ſie iſt — darum habe ich dieſe kurze Geſchichte an⸗ 
geführt — nicht vor der Ausſchreibung erfolgt, weil 
der allgemeine Reichsrath durch die auf uns ſchwer 
laſtende Calamität damals noch nicht vorbanden war. 
Aber im Moment, wo die kaiſerliche Gnade uns auf 
dieſen Standpunct berufen hat, wird dieſer Satz zur 
Wahrheit und wir ſagen nur, was zu ſagen wir be⸗ 
rechtigt und verpflichtet ſind, wenn wir ſagen, „es 
wozu wir durch die 
Allerhöchſte Botſchaft ermächtigt ſind. (Bravo!) Das 
gilt rückſichtlich des erſten Theiles. Die Frage iſt alſo 


ganz befriedigend nach der Verfaſſung dahin zu erdr- 


tern, daß rückſichtlich des erſten Theiles, auch wenn 
die unveränderte Steuer hier in Frage kommt, 
rückſichtlich der Genehmigung des Voranſchlages der 
unveränderten directen Steuern, wir vollkommen be⸗ 
rechtigt ſind zu beſchließen, daß der Voranſchlag der 
directen Steuern genehmigt werde. 

Hier bemerke ich per parenthesin, daß ich das 
Wort „Einhebung“ des Ausſchußantrages durchaus 
nicht feſthalte, und ich glaube, dem Ausſchuſſe wird es 
auch gleichgiltig ſein, denn man könnte etymologiſch 
vielleicht ableiten, die Einhebung ſei eine Art der exe⸗ 
eutiven Durchführung. Ich lege das Gewicht und den 
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Tenor nur auf „Genehmigung des Voran⸗ 
f chlag e 3.“ Und in der Richtung glaube ich die Mei⸗ 
nung des Aus ſchuſſes auszudrücken, wenn ich die For⸗ 
mel des Aus ſchußantrages dahin zu ändern beantrage 
und befuͤrworte: „daß der Voranſchlag der directen 
Steuern im richtiggeſtellten Betrage für das Ver⸗ 
waltungs jahr 1862 zu genehmigen beantragt werde.“ 
Das gilt rückſichtlich des erſten Theiles des Schluß⸗ 
ſatzes im §. 10 des Februarpatentes betreff ſeiner 
ſcheinbaren Anwendbarkeit auf den gegenwärtigen 
Voranſchlag der directen Steuern. 

Aber daß derſelbe auch ruͤckſichtlich des zweiten 
Theiles im Sinne des Graf Kuenburg'ſchen Antra⸗ 
ges nicht anwendbar iſt, ergibt ſich ferner daraus, 9 
weil es heißt, „inſolange nicht die Steuern, Abgaben 
und Gefälle verfaſſungsmaͤßig geändert werden.“ Das 
Wort „verfaſſungsmäßig“ kann bier nichts anderes 
bedeuten, als „im Wege der verfaſſungsmäßig hiezu 
berufenen Factoren. Nun habe ich bereits deducirt, 
daß früher die ſogenannte Couponabzugsſteuer als 
Zinſenreduction im Staatsvoranſchlage behandelt 
wurde, das aber iſt unrichtig von dem Geſichtspunete, 
daß die Zinſenreduction auf der Baſis ſteht, daß ſie 
privatrechtlich und eigenmächtig erſcheint, während 
die Behandlung der Couponabzugsſteuer als Steuer 
auch im Staatsvoranſchlage aus dem Hoheitsrechte 
fließt, und eine wirkliche ganz gerechtfertigte Beſteue⸗ 
rung iſt. Sobald nun durch die verfaſſungsmäßigen 
Factoren, wie hier in dem Ausſchußantrage ausge⸗ 
ſprochen wird, daß die Couponabzugsſteuer nicht mehr 
als Zinſenreduction erſcheinen darf, ſondern als 
Steuerperception, und alſo die Couponabzugsſteuer 
in die Kategorie der direeten Steuern auch im Praͤ⸗ 
liminare einzuſchieben, reſpective dasſelbe hiedurch rich⸗ 
tig zu ſtellen iſt, wird der Satz unbedingt wahr, daß 
wirklich verfaſſungsmaͤßig wenigſtens die Perception 
und die Eintheilung der Steuer, reſpective dieſer Cou⸗ 
ponabzugsſteuer in den Staatsvoranſchlagskategorien 
geändert werden ſoll. 


Iſt aber dieſer Satz wahr, ſo iſt auch gegen alle 
Bedenken, die geltend gemacht werden, ausnahmslos 
richtig, daß der Ausſchußantrag vollkommen motivirt 
ik, wenn er dahin geht, daß der praͤliminirte und hie⸗ 
mit richtig geſtellte Betrag des Voranſchlages für die 
directen Steuern für das Verwaltungzjahr 1862 
nachträglich „zu genehmigen“ beantragt wird. 


Eine Bemerkung noch zum Schluſſe. Se. Excel⸗ 
lenz der Herr Finanzminiſter, welcher ſelbſt in den 
Motiven und Bemerkungen zu feiner Finamzvorlage 
ſagt: „im Falle der Genehmigung dieſes Voranſchlages 
wird das Ausſchreibungspatent vorbereitet werden,“ 
Se. Excellenz, ſage ich, hat den Antrag des Grafen 
Kuenburg ſelbſt unterſtützt, ich kann aber annehmen, 
daß das auf einem Irrthume beruht; denn die Re⸗ 
gierung ſelbſt hat den Voranſchlag hier niedergelegt, 
nach dieſer Bemerkung, damit er genehmigt werde — 
hiebei frage ich zugleich, wie ſoll denn ein Staatsvor⸗ 


anſchlag geſetzlich durchgeführt werden in dem conſti⸗ 
tutionellen Staate — und in dieſem ſind wir; 
wollen wir ſein, zwar nach dem Patent vom 17. Juli, 
nach dem Oetoberdiplom und dem Februarpatent — 
wie ſoll das anders geſchehen, als eben unter der 
Mitwirkung der Reichsvertretung, welche Mitwirkung 
doch in nichts Anderem beſtehen kann, als in der Ge⸗ 
nehmigung eventuell Verwerfung, von welcher letzteren 
natürlich im gegenwärtigen Falle keine Rede ſein kann. 
— Ich glaube alſo, daß wir ſelbſt nach der oben ci« 
tirten Andeutung der Regierung — ich nehme nicht an, 
daß die Mitglieder dieſes hohen Hauſes in der Inter⸗ 
pretation der Verfaſſung weiter nach ruͤckwärts zu 
gehen beabſichtigen, als die Regierung ſelbſt — die 
Pflicht haben es auszuſprechen, daß wir die Vorlage 
des Staats voranſchlages der directen Steuern geneh⸗ 
migen oder nicht. — Der Ausſchuß hat aus den 
Gründen, welche angeführt worden ſind, beantragt, 
daß dieſelbe genehmigt werde; darum, meine Herren, 
appellire ich an Sie nach reiflicher, ſorgfältiger Erwä⸗ 
gung aller Momente der Verfaſſung; im allererſten 
Augenblicke, in der erſten Entwicklung unſeres Ver⸗ 
faſſungslebens, welche von oben frei ausgegangen iſt, 
halten Sie feſt auf dem ſchmalen Grunde unſerer Rechte 
und weichen Sie nicht von ihm, denn nur auf dieſem 
Grunde werden Sie ſtehen, wenn Sie genehmigen, was 
der Ausſchuß beantragt, wenn Sie nämlich genehmigen 
den Voranſchlag der directen Steuern für das Ver⸗ 
waltungsjahr 1862 in dem richtig geſtellten Betrage, 
wie er dort aufgeführt iſt. Ich empfehle daher noch⸗ 
mals den Ausſchußantrag und das Fallenlaſſen des 
anderen Antrages vom Herrn Grafen Kuenburg. Ich 
behalte mir vor, in der Specialdebatte, weil ich wür⸗ 
diger hier abzubrechen erachte, auf die Wünſche zurück⸗ 
zukommen. (Bravo!) 

Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich erlaube 
mir nur die kurze Bemerkung, daß bei Anwendung der 
Beſtimmungen der Berfaffung ſich wohl nur an den 
Wortlaut der betreffenden Artikel zu halten iſt, und 
daß den Expoſitionen und ſelbſt miniſteriellen Vor⸗ 
trägen über den Staatsvoranſchlag nicht die Kraft 
einer authentiſchen Auslegung zugeſchrieben werden 
kann. Das conſtatire ich hiemit im Allgemeinen. 
Selbſt der Vortrag, womit der Staatsvoranſchlag 
vorgelegt worden, und die darin vorkommenden Aus⸗ 
drüde können nicht die Kraft einer Auslegung der 
Beſtimmungen eines Artikels der Verfaſſung haben. 
Die Regierung Hält in der vorliegenden Frage genau 
an den einſchlägigen Beſtimmungen des October⸗ 
diploms und des Februargeſetzes feſt, wonach die Prü⸗ 
fung und Richtigſtellung des Staatsvoranſchlages ein 
Gegenſtand iſt, welcher dem Reichsrathe zukommt. 
Sie muß aber auch feſthalten auf den Beſtimmungen 
des vorletzten Abſatzes des Artikels X des Geſetzes 
vom 26. Februar 1861, welcher zweifellos dahin 
lautet: „daß Steuern, Abgaben und Gefälle nach den 
beſtehenden Geſetzen eingehoben werden, ſolange nicht 
dieſelben verfaſſungsmäßig geändert find.“ 


ere 


Hiernach ſteht feſt, daß zur Einhebung der Steuern, 
Gefälle und Abgaben nach den beſtehenden Geſetzen die 
Einholung einer Zuſtimmung des Reichsrathes nicht 
erforderlich iſt. Der Wortlaut dieſes Abſatzes des 
Artikels X iſt ſo klar, daß er keine andere Deutung 
erlaubt. 

In dem, was der Herr Vorredner i in Betreff der 
Einkommenſteuer von den Coupons geſagt hat, dürfte 
da wohl ein Irrthum unterwalten. Wenn nach dem 
Antrage des Ausſchuſſes die Einkommenſteuer von 
den Staatsobligationen ſozuſagen auf einen anderen 
Conto übertragen wird, nämlich von dem Conto der 
Staatsſchuld auf jenen der Steuer, das ganz 
zweckmäßig geweſen, es wird aber dadurch im Weſen 
der Sache gar nichts alterirt. Der Abzug von den 
Zinſen der Staatsobligationen iſt immer als eine 
Steuer behandelt worden; es iſt der Staatsverwaltung 
im Jahre 1859, wo dieſer Abzug verfügt wurde, gar 
nicht beigefallen, dieſe Maßregel als einen privativen 
Zinſenabzug zu behandeln. Wenn man die betreffende 
kaiſerliche Verordnung liest — mir liegt ſie im Augen⸗ 
blicke nicht vor — ſo wird man finden, daß durch den 
verfügten Steuerabzug von den Coupons der Staats⸗ 
obligationen nur ein anderer Modus der Steuerein⸗ 
hebung eingeführt wurde. Früher mußte derjenige, 
welcher Zinſen von Staatsſchuldverſchreibungen bezog, 
dieſen Bezug fatiren. 

Nach der Verfügung vom Jahre 1859 iſt er 
von der Faſſion dieſes Einkommens enthoben worden 
und es findet die Einhebung dieſer Steuer unmittel⸗ 
bar bei der Auszahlung der Zinſen Statt, im Prin⸗ 
eipe, in der Sache, in der Eigenſchaft dieſes Abzuges 
als wirkliche Steuermaßregel iſt nichts geaͤndert 
worden. 

Dieß nur zur factiſchen Berichtigung. 

Berichterſtatter Dr. Demel: Ich erlaube mir 
darauf nur noch eine kurze Bemerkung. Wir behan⸗ 
deln den Voranſchlag „Directe Steuern“ und ich 
glaube, daß die betreffende Partie des Voranſchlages, 
reſp. das gedruckte Heft der Regierungsvorlage in 
den Händen ſämmtlicher Mitglieder ſich befindet. 
Hier ſind ausdrücklich jene 5 Millionen Coupon⸗ 
abzugsſteuer nicht aufgeführt, ſondern es ſteht: „Hier⸗ 
unter iſt die Einkommenſteuer aus den Zinſen der 
Staatsſchuld mit beiläufig 5 Millionen nicht be 
griffen.“ 

Der Berichterſtatter liest dieſe Stelle aus dem 
blauen Hefte der Regierungsvorlage. 

Alſo in dem Voranſchlage, den wir zu geneh⸗ 
migen oder nicht zu genehmigen haben, in dieſem 
Voranſchlage ſind ſie eben nicht darin. Es wurde 
nicht die Behauptung aufgeſtellt, und ſie wird auch 
nicht aufgeſtellt, daß überhaupt dieſe Poſt als Ein⸗ 
nahmsquelle nicht erſcheint, aber ſie erſcheint als 
Reduction der Zinſen, weil dort percipirt. Sie ge⸗ 
hört poſitiv hier herein und vermehrt das Staatsein⸗ 
kommen aus den directen Steuern um 5 Millionen, 
während die jetzige Darſtellung des Staatsvoran⸗ 
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ſchlages darauf unwillkürlich hinausgeht, daß die 
Staatsausgaben um beiläufig 5 Millionen vermin⸗ 


dert werden, alſo eine blos negative Vermehrung der 


Einnahmen. 

Ich glaube, es iſt jedenfalls das richtig, was 
hier über die Einſtellung dieſer Poſt aufgeführt wird, 
daß ſie hier hereingehs ren, wo fie nicht find, daß alſo 
5 Millionen als directe Steuern in den Staatsvor⸗ 


anſchlag aufzunehmen ſind, und in ſoferne erſcheint 
dieſe Abgabe, die nur als eine Zinſen reduction laut 


Staatsvoranſchlag angeführt erſchien, nach dem Auz⸗ 


ſchußantrag in Zukunft wirklich als eine Steuer⸗ 


einnahme; ſie gehört auch zweifellos nur in dieſen 


Theil des Staatsvoranſchlages. Ich glaube, die Mo⸗ 


tivirung der Genehmigung des Voranſchlages mit 


dieſer Richtigſtellung hinlänglich vorgenommen zu 
haben. 


Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich erlaube 


mir nur die ganz kurze Bemerkung, daß aus der 


Stelle des Voranſchlages, welche der geehrte Herr 
Vorredner vorgeleſen hat, nämlih aus der Stelle: 
Hiezu gehört die Einkommenſteuer von den 
Zinſen; ſelbſt ja ganz deutlich hervorgeht, daß im 
Voranſchlag ausdrücklich dieſe Gattung von Staats⸗ 
einkommen als Steuereinkommen bezeichnet werde. Es 
hat ſich blos um eine Maßregel der Durchführung 
gehandelt, daß man die Einnahme auf den Conto der 
Staatsſchuld ſtehen ließ, von welchem ſie aus auf den 
Conto der Bedeckung gegenwärtig übertragen wird. 

Hier handelt es ſich nicht um das, was aus 
Rückſichten der Manipulation geſchehen iſt, ſondern 
um das Weſen, wie die Beſtimmung, wie das Ein⸗ 
kommen in der betreffenden Verordnung genannt 
wird. welche darüber maßgebend iſt. 

Die Geneſis dieſes Abzuges liegt in der kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom Jahre 1859. Dort iſt klar 
und deutlich zu leſen, daß es eine Einkommenſteuer 
iſt, und zwar keine neue, ſondern die bisher beſtan⸗ 
dene geweſen, und daß die Bezugs weiſe verändert 
ward. Bei den Dividenden von Aetien finden auch bei 
Caſſen Abzüge Statt. Niemand fällt bei, die Natur 
des Abzuges als Steuer anzufechten. 

Es ſchiene mir eine ſehr gemältthätige Verdre⸗ 
hung, wenn man das bisherige Einkommen an dieſer 
Steuer nicht als Steuer, ſondern als Zinſenabzug 
behandeln und die eigenthümliche Natur, die derſelben 
innewohnt, nämlich die einer Steuerleiſtung, wegen 
der Stelle, wo ſie in dem Präliminare vorkommt 
und wo ſie ausdrücklich Steuer genannt wird, ver⸗ 
kennen wollte. 

Berichterftatter Dr. Demel: Hiergegen erlaube 
ich wir nur ganz kurz mit Beziehung auf das in 
Händen befindliche Heft der Regierung vorlage, aus 
dem ich vorgeleſen, anzuführen, daß es dort aus⸗ 
drücklich heißt: „Dieſe Einkommenſteuer mit ungefähr 
5 Millionen iſt im Steuerpräliminare nicht inbegrif⸗ 
fen.“ Das ſteht darin und es iſt nur die Möglichkeit 
einer Verſtellung darin, daß dieſe Einnahme nicht als 
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directe Steuer auch präliminiet wurde, in welches 
Steuerpräliminare fie gehört Aber darüber gehe ich 
hinaus, die Hauptfrage iſt die Verfaſſungsfrage, die 
Hauptfrage iſt das Feſthalten an dem und eingeräum⸗ 
ten Rechte der Genehmigung, an dem unz im Wege 
der Geſetzgebung zuſtehenden Genehmigungsrechte. 
Bezüglich des Voranſchlages beziehe ich mich noch 
ausdrücklich darauf, daß im Entwurfe des Finanz⸗ 
geſetzes auch der Genehmigung erwähnt iſt, und daß 
die Ausſchreibung der Steuern im Oetober 1861 
ausdrücklich dieſe Genehmigung als nachtraͤglich vor⸗ 
aus ſetzt. 

Finanzminiſter Edler v. Plener: Ich erlaube 
mir noch eine Bemerkung. In dem Geſetze über die 
Ausſchreibung der directen Steuern für das heurige 
Jahr iſt, meines richtigen Erinnerns, nicht der 5. 13, 
ſondern der §. 10 berufen worden; alſo von dem 
Vorbehalte einer nachträglichen Genehmigung der 
Steuerausſchreibung iſt keine Rede geweſen. Wenn 
das Geſetz dem Herrn Berichterſtatter vorliegen 
würde, fo würde er ſich überzeugen, daß eine Beru⸗ 
fung auf §. 13 des Februargeſetzes nicht ſtattgefun⸗ 
den hat, ſondern daß die Regierung nach ihrem 
eigenen Befugniſſe ohne Vorbehalt nachträglicher 
Genehmigungseinholung vorgegangen iſt. 

Präſident: Es handelt ſich um die Abſtim⸗ 
mung über die erſte Poſt, namlich über die Realſteuer. 
Dazu iſt nur ein einziger Antrag, der hieher paſſen 
würde, ſoweit es ſich um ein Finanzgeſetz handelt, 
eingebracht worden, naͤmlich vom Herrn Grafen 
Kuenburg. Dieſer Antrag lautet aber auf alle drei 
Poſten: Realſteuer, Perſonalſteuer und directe Steu⸗ 
er in der Militärgränge. Vielleicht erlaubt der Herr 


Ich bitte um die Abſtimm ung. (Sie erfolgt. 
Der Ausfhußantrag iſt angenommen. Mehrere der 
Herren haben über die Bemerkungen, Wünſche) und 
Erwartungen geſprochen, welche zu dieſer Rubrik 
„Realſteuern“ beantragt werden. 

Es find dieß die Bemerkungen sub lit. A und B 
und endlich rückſichtlich Trieſt am Schluſſe des Be⸗ 
richtes. Ich fordere den Herrn Berichterſtatter auf, 
nun über dieſe Anträge das Wort zu nebmen, damit 
über die einzelnen Antraͤge der Herren v. Wurzbach 
und Girardelli abgeſtimmt werden kann. 

Berichterſtatter Or. Demel: Ich berühre zu⸗ 
nächſt die v. Wurzbach'ſchen Anträge. Seine An⸗ 
trage gehen darauf hinaus, das hohe Haus wolle be⸗ 
ſchließen, es werde der Wunſch aus geſprochen, daß die 
Regierung auch rückſichtlich der Vorſpannsleiſtung 
ein Geſetz in der naͤchſten Seſſion einbringen wolle 
mit Feſtſtellung des Grundſatzes, daß die Präftanten 
der Vorſpann für dieſe Leiſtung aus Staatsmitteln 
nach den von den Landtagen der einzelnen König⸗ 
reiche und Länder feſtzuſtellenden Tarifen vollſtändig 
entſchaͤdigt werden. 

Herr v. Wurzbach hat dieſen ſeinen Antrag, 
reſpective Wunſch ſo umfaſſend motivirt und ich 
glaube, daß es wirklich ein allgemein gefühltes Be⸗ 
duͤrfniß iſt, wenn den Trägern dieſer in einzelnen Ländern 
ſehr ſchwer treffenden Laſten wenigſtens die Hoffnung 
einer gewiſſen Verbeſſerung zu Theil werde, es iſt 
gewiß eine gleichmäßige Vertheilung im Rückſchlage 
durch Entſchädigung fo wünſchenswerth, daß ich nicht 
umhin kann, dieſen Antrag zu unterſtützen und dem 
hohen Hauſe zu empfehlen. Nachdem dieß im geſetz⸗ 
lichen Wege geregelt werden wird, glaube ich, empfiehlt 


Graf, daß ich den Antrag fo modificire: „Es beläuft |fich dieſer Antrag von ſelbſt, er entſpricht auch einem 


ſich der richtig geſtellte Antrag der Realſteuer auf 
81,561.018 fl.“ und daß dieſer Antrag ſich wiederhole 
bei jeder einzelnen Poſition. 

Graf Kuenburg: Ja wohl. Das Weſent⸗ 
lichſte aber ift, daß die „Einführung nach den be ſt e⸗ 
henden Geſetzen vorkomme.“ N 

Präſident: Der Antrag des Herrn Grafen 
Kuenburg lautet: Das hohe Haus wolle an der 
Stelle des vom Ausſchuſſe gemachten Antrages be⸗ 
ſchließen: „Es beläuft ſich der richtig geſtellte Betrag 
der Realſteuern für das Verwaltungsjahr 1862 nach 
den beſtehenden Geſetzen auf 81,86 1.018 fl.“ 

Diejenigen Herren, welche geſonnen ſind, dem 
Antrage des Herrn Grafen Kuenburg beizuſtimmen, 
bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) Der Antrag iſt in 
der Minorität geblieben. Vielleicht werden Herr Graf 
für die übrigen Poſten ihren Antrag zurückziehen? 

Graf Kuenburg: Ja, ich ziehe ihn zurück. 

Präſident: Der Antrag der Commiſſion 
lautet: 

„Der Voranſchlag über das Erträgniß der directen 
Steuern für das laufende Verwaltungsjahr wird be⸗ 
züglich der Realſteuer im richtig geſtellten Betrage 
von 81,561.018 fl. genehmigt.“ 


allgemein gefühlten Bedürfniſſe, ich befürworte ihn 
daher. Ich glaube, derſelbe Antrag iſt rück ſichtlich der 
Einquartierung eingebracht worden, und da er auf 
demſelben Grunde beruht, und ich keinen Anlaß finde, 
denſelben zu beanſtänden, ſo erlaube ich mir, ihn dem 
hohen Hauſe zu empfehlen. . 

Mad den von Herrn Girardelli geftellten An⸗ 
trag anbelangt, ſo iſt er auf die Frage wegen Trieſt 
gerichtet. Er wünſcht, daß die letzten Worte des Aus⸗ 
ſchußberichtes ausgelaſſen werden, „und die Stadt 
Trieſt ruͤckſichtlich der Gebäudeſteuer in das allgemeine 
Steuerſyſtem einzubeziehen.“ Herr Girardelli hat 
entwickelt, daß in Trieſt ganz beſondere eigenthümliche 
Verhältniſſe obwalten, welche feinen Antrag wuͤn⸗ 
ſchenswerth machen. Ich glaube, der Antrag beruht 
auf einer ganz irrigen Auffaſſung gerade der Worte 
des Ausſchußantrages. 

Denn, wenn man ſagt, in das allgemeine 
Steuerſyſtem ſei Trieſt einzubeziehen, ſo iſt doch nur die 
Abſicht ausgedrückt, alle gleich zu ſtellen, und dieſe 
Abſicht beruht nicht darauf, daß die Steuer eine voll⸗ 
kommen gleiche ſei; denn in dem Beſteuerungsſyſtem 
ruht Gleichheit, gleiches Recht, gleiche Pflicht; auf 
der Relativität, nicht allein rückſichtlich des Satzes, 


ſondern auch rückſichtlich der Vertheilung unter Be⸗ 
rückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe. Wenn der 
Ausſchuß meint, es ſolle Trieſt in das allgemeine 
Steuerſyſtem einbezogen werden, ſo meint er offen⸗ 
bar eine gleich gerechte Beſteuerung, und damit die 
Berückſichtigung alles deſſen, was gerechtfertigt iſt, 
die Berückſichtigung aller beſonderen Verhältniſſe in 
der Art, daß Jedermann nach gewiſſen gleichmäßigen 
Verhältniſſen, daher jeder Einzelne ebenſo wie jedes 
Municipium, alſo auch Trieſt, gleichmäßig und ge⸗ 
recht getroffen werde. Es iſt alſo keine Gefahr von 
dem allgemeinen Geſichtspuncte, wenn dieſer Satz 
bleibt. 

Es liegen hierin nur die allgemeinen Wünſche, 
einer gleichfͤrmigen und gerechten ſyſtematiſchen Be⸗ 
ſteuerung auch mit Bezug auf Trieſt, mit möglichſter 
Rückſicht auf die concreten Verhältniſſe, welche die 
Grundlage in jeder gerechten Steuerbemeſſung bil⸗ 
den, einzuführen, und ich könnte daher den Antrag 
des Abgeordneten Girardelli nicht befürworten, ſon⸗ 
dern ich würde wiederholt empfehlen, daß der Beiſatz 
bleibe, welcher weiter nichts enthält, was der Stadt 
Trieſt, von dem Steuerſtandpuncte, zu nahe treten 
würde, ſondern ſie nur gleichberechtigt hinſtellt, mit 
möglichſter Berückſichtigung aller Verhältniſſe. Ich 
glaube, damit iſt dieſe Angelegenheit erledigt. 

Präſident: Die Anträge des Herrn v. Wurz⸗ 
bach ſtellen ſich als Zuſatzanträge heraus. Ich werde 
zuerſt über die Ausſchußanträge abſtimmen laſſen. 
Der Antrag A. des Ausſchuſſes geht dahin: 

„Die Grundſteuer entbehrt allerdings der Ein⸗ 
heit in Anlage und Ausmaß, deren Anbahnung anzu⸗ 
ſtreben iſt; allein in Berückſichtigung der Größe und 
Schwierigkeit der Aufgabe einer umfaſſenden und 
radikalen Grundſteuerreform unter den gegenwaͤr⸗ 
tigen Verhältniffen, in Gewärtigung der Revifiond- 
reſultate des in Niederöſterreich beſtehenden ſtabilen 
und des in Tirol ſeit lange angewendeten Werth⸗ 
kataſters, endlich in Erwägung der dem gegenwärti⸗ 
gen Reichzrathe bereits vorliegenden umfangreichen 
Arbeiten glaubt der Ausſchuß eine Berathung der 
Grundſteuerreform für dieſe Reichsrathsſeſſion nicht 
empfehlen zu können“. ar 

Das ift eine einfache Bemerkung, ich weiß nicht, 
ob der Herr Berichterſtatter noch darauf beharrt, fie 
aufzunehmen. 

Berichterſtatter Or. Demel: Dieſe Bemerkung 
iſt eben hier nur angenommen, um zunächſt darauf 
zu wirken, daß ein Vorſchlag von Seite der Regie⸗ 
rung ausgeht über die Frage der Grundſteuer und 
des Kataſters. Da wir eben aber in der heutigen 
Sitzung eine hierauf bezügliche Vorlage erhalten 
haben, fo entfällt dieſe Bemerkung als überſtüſſig und 
wird ſich hiefür ſpäter bei Berathung der oberwähn⸗ 
ten Regierungsvorlage eine Stelle ergeben, dieſe 
Frage zu behandeln. 

Präſident: Der Antrag wird alſo zurück⸗ 
gezogen. 
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Berichterſtatter Dr. Demel: Es iſt hi er weder 


ein Antrag noch ein Wunſch geſtellt und es rechtfer⸗ 
tigt ſich nach dem Obigen vollkommen auch im Sinne 
des Ausſchuſſes wenn ich erkläre, daß dieſer Paſſus 


zuruͤckgezogen ſei. 

Praͤſident (liest): 

„B. Betreff der Gebäudeſteuer wird zu einer 
Reform derſelben wegen deren Zuſammenhanges mit 
der Grundſteuerreform für die gegenwärtige Reichs⸗ 
rathsſeſſion kein Antrag geſtellt, jedoch die Anſicht 
ausgeſprochen, daß es im Intereſſe der Finanzen und 
der Wohlfahrt der Bewohner gelegen ſei, die gegen⸗ 
wärtig geſetzlich beſtehende Dauer der Steuerfreiheit 
bezüglich der Hauszinsſteuer bei Neubauten, Zu: und 
Umbauten in Städten, wie dieſe Steuer beſteht, zu er⸗ 
weitern. 

Hieran wird der Wunſch geknüpft, daß eheſtens 
im Geſetzgebungswege gleichmäßig für alle Orte, wo 
die Hauszinsſteuer eingeführt iſt, die Befreiung von der 
Hauszinsſteuer, und zwar bei Neubauten für 15 Jahre, 
bei Zu⸗ und Umbauten für 12 Jahre beſtimmt und 
hierbei der Grundſatz feſtgehalten werden möge, daß 
dieſelben durch die zeitliche Befreiung von der Hauz⸗ 
zinsſteuer nicht von den entſprechenden Landes⸗ und 


Communalbeiträgen befreit werden.“ 


Berichterſtatter Dr. Demel: Ich bitte um das 
Wore. Ich habe darüber noch nicht geſprochen. In 
dieſer Richtung hebe ich hervor, daß Abgeordneter Dr. 
Giskra und Abgeordneter Dr. Riehl ſich nicht eigent⸗ 
lich gegen den Wunſch ausgeſprochen haben, ſondern 
nur dafür, ohne einen beſonderen Antrag zu ſtellen. 
Dagegen hat Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter 
dieſen Wunſch ausdrücklich befampft ausgehend von 
dem Principe der Gleichberechtigung, welches mein 
edler Freund Herbſt bereits mit Recht gegenüber dem 
Sinne des Finanzminiſters angefochten hat. Seine 
Excellenz hat in dieſer Richtung geſagt, daß gegen⸗ 
wärtig nicht das Princip der Gleichberechtigung be⸗ 
ſtehe; da glaube ich, iſt aber kein Grund vorhanden, 
den beantragten Wunſch, wie er hier vorliegt, zu be⸗ 
kämpfen; denn die Nichtgleichberechtigung liegt, we⸗ 
ſentlich in den beſonderen Vorzügen, die eben Wien 
mit feiner 20 bis 30 jährigen Begünſtigung hat, die 
insbeſondere hier die Bauluſt in einer Art gefördert 
hat, welche ſchon im gegenwärtigen Augenblicke eine 
Reaction eintreten läßt, die man gerade beim flachen 
Lande ſo ſehr beſorgt. 

Denn heute ſteht eine große Anzahl Wohnungen 
leer und ich bemerke daher, daß wenn man im In⸗ 
tereſſe der Gleichberechtigung den Wunſch des Aus⸗ 
ſchuſſes verwerfen wollte, nichts übrig bliebe, als 
unter Einem den Wunſch auszuſprechen, daß eben 
auch in Wien die Stenerfreiheit nicht Platz zu greifen 
habe. In ſo lange aber die Steuerfreiheit auf Stütze, 
welcher jetzt gebaut worden iſt, und die auf dieſe 
Weiſe ein Recht gibt, beſteht, in ſo lange beſteht die 
wirkliche Gleichberechtigung darin, daß man auch die 
Provinzen und Provinzial⸗Hauptſtädte ſo ſtellt, wenn 
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auch nicht ganz ſo wie Wien, fo doch gewiſſermaßen 
annäherungsweife fie begünſtige. Gerade vom Stand⸗ 
punkte der Gleichberechtigung alſo und unter Berüd- 
ſichtigung dieſer Verhältniſſe empfiehlt es ſich daher, 
daß der Wunſch des Ausſchuſſes zum Beſchluſſe erho⸗ 
ben würde. Ich würde mir daher erlauben, gegen die 
Anführungen Seiner Excellenz des Herrn Finanz⸗ 
miniſters aus dieſem Grunde dennoch den Wunſch 
dem hohen Hauſe zu empfehlen. Allerdings, wenn 
die Regierung etwa beantragt, daß die Exemption 
überhaupt aufzuhören habe, ſo verſteht ſich das von 
ſelbſt auch von den Provinzen. Denn es iſt ganz 
richtig, daß nicht neue Steuerobjecte durch ſteuerfreie 
Bauten geſchaffen werden, weil das Vermögen, 
welches Einkommenſteuer zahlt, in das Haus ver⸗ 
wandelt, wodurch es ſteuerfrei wird, geradzu ein der 
Beſteuerung entzogenes Object beſtellt. Gegen die 
Exemptionen überhaupt ſpricht der Grund ſatz der 
Gleichberechtigung, aber iſt die Exemption einmal da, 
ſo muß auch anderen die gleiche Exemption geſtattet 
werden, nur ſo beſteht dann dennoch eine Gleichbe⸗ 


Präſident: Ich bitte über den Ausſchußantrag 
abzuſtimmen. (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 

Endlich beantragt der Ausſchuß bezüglich der 
Realſteuern, das Miniſterium aufzufordern die Stadt 
Trieſt rückſichtlich der Gebaͤudeſteuer in das allgemeine 
Steuerſyſtem einzubeziehen.“ 

Diejenigen Herren, welche mit dem Ausſchuß⸗ 
antrage einverſtanden ſind, bitte ich aufzuſtehen. 
(Geſchieht.) Er iſt angenommen. 

Dadurch erledigt ſich nun der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Girardeli, 

Herr v. Wurzbach beantragt: „Die hohe Re⸗ 
gierung ſei zu erſuchen, in jenen Königreichen und 
Ländern, in welchen der ſtabile Kataſter eingeführteſt, 
die Landtafeln und Grundbücher in einer gleichmäßigen, 
dem jetzigen Stande der Geſetzgebung entſprechenden 
Form und in ber Art möglihft bald einrichten zu 
laſſen, daß dieſe öffentlichen Bücher mit dem Kataſter 
in Uebereinſtimmung gebracht und durch ſie der 
Beſitzſtand geſichert werde.“ 

Diejenigen Herren, welche dem Antrage des 


rechtigung beſonderer Art. Aus dieſem Grunde Herrn v. Wurzbach beiſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. 
empfehle ich den Ausſchußantrag, reſpeetive Wunſch (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 


sub B des Berichtes. En 

Präfident: Stimmt das hohe Haus dem An⸗ 
trage des Ausſchuſſes, der eben verleſen wurde. bei? 
Ich bitte um die Abſtimmung. (Dieſelbe erfolgt.) 
Der Ausſchußantrag iſt angenommen (liest): 

„Außerdem wird noch angetragen, die Befreiung 
von der Hausclaſſenſteuer auch den Bewohnern des 
Flachlandes für Neu⸗ und Umbauten, jedoch nur 


Der zweite Antrag des Herrn v. Wurzbach 
lautet: „Es ſei der hohen Regierung der Wunſch aus⸗ 
zudrücken, daß in der nächſten Seſſion eine Geſetz⸗ 
vorlage über die Einquartierung des Heeres, in welcher 


unter Aufhebung der Verordnung vom 15. Mai 


1851 die Bequartierung des Heeres als eine Ver⸗ 
pflichtung des ganzen Reiches erklärt und den Quar⸗ 
tiertraͤgern die volle durch die Landtage der einzelnen 


in Fällen der Zerſtörung und Beſchaͤdigung durch Koͤnigreiche und Länder zu beſtimmende Entſchädigung 


Elementarereigniſſe zuzuwenden.“ 


für die Militärbequartierung zuerkannt wird, vor das 


Wird dieſer Antrag des Ausſchuſſes angenom⸗ hohe Haus gebracht werden möge,“ 


men? Ich bitte abzuſtimmen. (Geſchieht.) Er iſt 
ebenfalls angenommen. ö 

Ferner beantragt der Ausſchuß: „Das Minifte- 
rium aufzufordern, die obſchwebenden Verhandlungen 
über die Steuerfreiheit des Aſcher Gebietes mit thun⸗ 
lichſter Beſchleunigung zum Behufe gleichmäßiger 
Beſteuerung einem gedeihlichen Ende zuzuführen“. 

Wollen Herr Berichterſtatter darüber ſprechen? 

Berichterſtatter Dr. Demel: Ich beziehe mich 
nur auf das, was im Ausſchußberichte ſteht und füge 
nur ganz kurz hinzu, daß es bei der Steuerfreiheit des 
Aſcher Gebietes ſehr fraglich iſt, ob ſie den Inſaſſen 
desſelben oder nur dem Lehenherrn zuſteht. Das iſt 
ſchon in der Motivirung des Ausſchußberichtes ange⸗ 
deutet. Außerdem iſt das Privilegium des Aſcher Ge⸗ 
bietes mit der Thronbeſteigung Seiner Majeſtät des 
jezt regierenden Kaiſers nicht beftätigt worden. Die 
Sache iſt im Zuge und wird allerdings ihrem Ziele 
der gleichmäßigen Beſteuerung zugeführt werden. Es 
iſt daher voller Grund vorhanden, den allgemein ge⸗ 
haltenen Antrag des Ausſchuſſes, der keiner Reguli⸗ 
rung dieſes Verhältniſſes praͤjudieirt, anzunehmen, 
ohne vorauszuſetzen, daß damit irgend Jemandes 
Recht im Geringſten verletzt wird. ̃ r 


Stimmt das hohe Haus dieſem Antrage des 
Herrn v. Wurzbach bei. (Die Abſtimmung erfolgt.) 
Ich bitte ſtehen zu bleiben. (Nach der Zählung ) Die 
Majorität hat den Antrag angenommen. 

Der dritte Antrag des Herrn v. Wurzbach 
lautet: 

„Es werde der Wunſch ausgeſprochen, daß die 
hohe Regierung auch rückſichtlich der Worfpanndlei- 
ſtung ein Geſetz in der nächſten Seffion einbringen 
wolle, mit Feſtſtellung des Grundſatzes, daß die Prä⸗ 
ſtanten der Vorſpann für dieſe Leiſtung aus Staats⸗ 
mitteln nach den von den Landtagen der einzelnen 
Königreiche und Länder feſtzuſtellenden Tarifen voll⸗ 
ftändig entſchaͤdigt werden. 

Diejenigen Herren, welche für dieſen Antrag 
find, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht. Nach der Zaͤh⸗ 
lung:) Ich bitte um die Gegenprobe. (Dieſe erfolgt.) 
60 Stimmen habe ſich dafür und 48 dagegen erklärt. 
Der Antrag iſt alſo angenommen. 

Wollen der Herr Berichterſtatter zur zweiten 
Poſt übergehen. f N 

Berichterſtatter Dr. Demel: Soweit es den 
allgemeinen Antrag anbelangt, über die Bewilligung 


des Voranſchlages der directen Steuern für das Ver⸗ 


waltungs jahr 1862, ſo habe ich auch ruͤckſichtlich der 
Perſonalſteuern weiter nichts zu ſagen. Es iſt hier 
nur rückſichtlich der Wünſche anzufuͤhren, was im 
Ausſchußberichte angeführt iſt, nämlich daß bei der 
Erwerbſteuer die gleichmäßige Durchführung derſelben 
in allen Kronländern nach einem gerechten Syſteme 
erſcheint, wodurch die ſehr drückende Perſonalerwerb⸗ 
ſteuer in den ungariſchen Ländern und Sieben⸗ 
bürgen entfiele, im Intereſſe gleicher Beſteuerung 
wͤnſchenswerth und geeignet, im Zuſammenhange mit 
einer gründlichen Reviſion ihrer theilweiſe veralterten 
Grundlage ein höheres Ertraͤgniß zu liefern und bei 
der Einkommenſteuer, die jedenfalls einer gründlichen 
Regulirung bedarf, wird insbeſondere der Wunſch 
ausgeſprochen, die Mittel aufzuſuchen, um dem Uebel⸗ 
ſtande der meiſten richtigen Bekenntniſſe im Intereſſe 
der Erhöhung dieſer directen Staatseinnahms quelle 
nach Thunlichkeit abzuhelfen; deren Eines in der Reac⸗ 
tivirung der im Geſetze vom 29. October 1849 vorge⸗ 
ſehenen Einkommenſteuer commiſſionen erkannt wird.“ 

Das ſind die ganzen Wünſche, die bei der Per⸗ 
ſonalſteuer aufgeführt werden. Denn was ſonſt noch 
vorkommt, bezieht fi) zum Theile auf die Einhebungs⸗ 
art und auf die beſonderen Quellen des Einkommens, 
die in dieſem Jahre fließen und auf die Einrangirung 
der directen Steuer ohne Rüͤckſicht auf ihre Natur, ob 
Real⸗ oder Perſonalſteuer, in der Militärgrneze als 
beſondere Milltäreinkünfte.“ 

Präſident: Herr Girardelli hat das Wort 

Abgeordneter Girardelli (Trieſt): Ich habe 
mir noch einmal das Wort erbeten, um zu Gunſten 
der kleinen Sparcaſſen zu ſprechen. Dieſe Inſtitute 
bilden in dem öffentlichen Leben eine moraliſche Kraft, 
welche zu unterſchaͤzen keiner im Stande iſt. 

Obwohl ihr Zweck hauptſächlich dem allgemei⸗ 
nen Wohle gewidmet iſt, ſo iſt doch nicht zu verkennen 
und es liegt dieſes in der menſchlichen Natur und in 
der Sache ſelbſt, daß jede Sorge und Thaͤtigkeit nach 
Vermehrung des Eigenthumes ſtrebt. Dieſes Streben 
iſt wohl berechtigt, weil die Vermehrung des Eigen⸗ 
thumes, die Unternehmung ſelber das Inſtitut immer 
mehr und mehr conſolidirt und dem Publicum 
größere Garantien gewährt. Die kaiſerliche Verord⸗ 
nung vom 29. October 1849, 5. 3, unterwirft der 
Steuer im Allgemeinen das reine Einkommen 
eines Vermögens und die Sparcaſſen wurden in 
dieſer Verordnung ſpeciell nicht erwähnt, in welche 
Claſſe ſie eingereiht werden müſſen 

Die Vollzugs vorſchriften vom 11. Juni 1855, 
§. 1, lit. e) haben aber die Sparcaſſen in die dritte 
Claſſe eingereiht und ſomit dieſelben der Beſteue⸗ 
rung des jährlichen Brutto⸗Ertrages unterworfen. 

Erwaͤgt man, daß das Abzugsrecht von 8%, 
welches alle Capitalsſchuldner von ihren Gläubigern 
genießen ſollen, den Sparcaſſen gegenuͤber den Ein⸗ 
legern entzogen wurden, ſo entſteht daraus eine 
doppelte Beſteuerung. Daß ein ſolcher Zuſtand 
anormal ſei und nicht fortbeſtehen kann, beweiſt hin⸗ 

(Abgeordneten⸗Haud⸗ Protokoll.) 
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länglich, daß die Sparcaſſen in Ungarn, Prag und 
ſelbſt in Wien ſchon ſeit Jahren und gerechter Weiſe 
in die erſte Claſſe eingezogen wurden und gleichzeitig 
berechtigt vom Geſammteinkommen, die von den Ein⸗ 
legern zu bezahlenden Zinſen in Abzug zu bringen, 
wonach nur der Reſt mit 5% zu beſteuern iſt. 

Der Gleichberechtigung halber empfehle ich dem 
hohen Hauſe folgenden Antrag zur Annahme: Das 
hohe Haus wolle beſchließen, ſtatt 7 lit. d,) nach den 
Worten „wird ber beſondere Wunſch außsgeſprochen“ 
alle Sparcaſſen gleichmäßig zu beſteuern und die 
Mittel u. ſ. w. 

Präſident: Wird der Antrag des Herrn 
Girardelli: „Das hohe Haus wolle beſchließ en, nach 
den Worten: „„wird als beſonderer Wunſch ausge⸗ 
ſprochen“ einzuſchalten: „„alle Sparcaſſen gleich⸗ 
mäßig zu beſteuern und die Mittel u. ſ. w.“ unter⸗ 
ſtützt? (Geſchiebt.) Er iſt unterſtützt. N ö 

Verlangt Jemand das Wort? (Es meldet ſich 
Niemand.) Da Niemand das Wort verlangt, erkläre 
ich die Debatte über die Abtheilung 2 geſchloſſen. 

Wollen Herr Berichterſtatter ſprechen? 

Berichterſtatter Or. Demel: Ausgehend von 
dem Grundſatze der Gleichberechtigung in der Be⸗ 
ſteuerung, der dem ganzen Berichte zu Grunde liegt, 
kann ich natürlich den Antrag des Herrn Girardelli nur 
empfehlen, und er hat auch eine ſo zahlreiche Unterſtü⸗ 
tzung gehabt, daß ich glaube, er wird ohnedieß zum 
Beſchluſſe des hohen Hauſes erhoben werden. Ich 
empfehle daher den Antrag zur Annahme. 

Präfident: Die Abſtimmungsfrage geht da⸗ 
hin, ob der Voranſchlag bezüglich der Perſonalſteuer 
im richtig geſtellten Betrage von 26,829. 100 fl. 
bewilligt werde. Diejenigen Herren, die dafür ſind, 
bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) Es iſt die Majorität. 

Der Ausſchuß beantragt (liest): 

„Ad. C. Bei der Erwerbſtener (einſchließlich der 
Perſonalerwerbſteuer) erſcheint die gleichmäßige Qurch⸗ 
führung derfelben in allen Kronländern nach einem 
gerechten Syſteme, wodurch die ſehr drückende Per⸗ 
ſonalerwerbſteuer in den ungariſchen Ländern und Sie⸗ 
benbürgen entflele, im Iniereſſe gleicher Beſteuerung 
wünſchenswerth und geeignet, im Zuſammenhange mit 
einer gründlichen Reviſion ihrer theilweiſe veralteten 
Grundlage ein höheres Erträgniß zu liefern.“ 

Schließt ſich das hohe Haus dieſen Anſichten 
und Bemerkungen des Ausſchuſſes an? Ich bitte um 
die Abftimmuug. (Dieſelbe erfolgt.) Es iſt die Ma⸗ 
jorität dafür (liest): 

„D. Bei der Einfommenfteuer, die einer gründ⸗ 
lichen Regulirung bedarf, wird insbeſondere der 
Wunſch ausgeſprochen, die Mittel aufzuſuchen, um 
dem Uebelſtande der meiſten richtigen Bekenntniſſe im 
Intereſſe der Erhöhung dieſer directen Staatzeinnahms⸗ 
quelle nach Thunlichkeit abzuhelfen; deren Eines in der 
Reactivirung der im Geſetze vom 29. October 1849 
vorgeſehenen Einkommenſteuercommiſſionen erkannt 
wird.“ 
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Berichterſtatter Dr. Demel: Es ſoll hier 
heißen nicht „der meiſten richtigen, ſondern „der 
meiſtens unrichtigen.“ Es iſt nur verdruckt. ! 

Präfident: Herr Girardelli beantragt, nach 
den Worten: „Wird insbeſondere der Wunſch aus⸗ 
geſprochen,“ ſei einzuſchalten: „alle Sparcaſſen gleich⸗ 
mäßig zu beſteuern.“ Ich werde über den Haupt⸗ 
antrag abſtimmen laſſen und dann dieſen Zuſatzantrag 
beſonders zur Abſtimmung bringen. Ich bitte daher 
über den Antrag des Ausſchuſſes abzuſtimmen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Er iſt angenommen. 

Nun bitte ich darüber abzuſtimmen, ob der An⸗ 
trag des Herrn Girardelli angenommen wird, „alle 
Sparcaſſen gleichmäßig zu beſteuern,“ und dieſen 
Satz hinter den Worten: „Wird insbeſondere der 
Wunſch ausgeſprochen, einzuſchalten. 

Diejenigen Herren, welche dafür find, bitte ich 
aufzuſtehen. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Verlangt der Herr Berichterſtatter, daß auch 
darüber abgeſtimmt werde (liest): 

„Die Einhebungsart der directen Steuern bedarf 
einedtheild der Vereinfachung und anderntheils er⸗ 
ſcheint es geboten, die Einhebung ſobald als thunlich 
anderen Organen zu übertragen. 

Beerichterſtatter Dr. Demel: Der Ausſchuß hat 
beſchloſſen, dieß als Directive dem hohen Hauſe zu 
empfehlen für den Fall, wenn die autonomen Ge⸗ 
meindeorgane hergeſtellt ſein werden. Er war aber 
nicht in der Lage, jetzt ſchon ſeinen Antrag beſtimmt 
aufzuſtellen, und wünſcht nur, daß das hohe Haus 
dieſem Antrage beitreten möge, weil dadurch einerſeits 
für das Miniſterium eine Vereinfachung bei der Per⸗ 
ception — wodurch ohnehin die Einnahmsquellen in 
erhöhtem Maße benützt werden — geboten wäre, und 
anderſeits eine Uebertragung an die erſt zu conſtitui⸗ 
renden Gemeindeorgane ſobald als möglich wünſchens⸗ 
werth erſcheint. Ich erſuche daher, der Herr Präfident 
wolle dieſe Frage zur Abſtimmung bringen. 

Präſident: Ich bitte abzuſtimmen über dieſen 
Antrag des Ausſchuſſes. (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 

Berichterſtatter Dr. Demel: Rückſichtlich des 
Voranſchlages der directen Steuern der Militärgränze 
wird ſich auf das früher Geſagte im Principe bezogen 
und nur bemerkt, daß allerdings die directen Steuern 
der Militärgränze zwar in dieſem Theile des Ein⸗ 
nahme⸗Staatsvoranſchlages erſcheinen — wohin ſie 
auch ausſchließlich gehören — dieſelben werden aber 
für dieſes Verwaltungsjahr auch unter dem Titel 
eigener Einkünfte in den Etat des Militärerforder⸗ 
niſſes als deſſen Abzugspoſt aufgeführt, wodurch der 
Zuſchuß aus den Staatsfinanzen zum Militaͤrerfor⸗ 
derniß allerdings nur rechnungs mäßig verrin⸗ 
gert iſt, weßhalb dieſe Rechnungzart in Zukunft un⸗ 
terbleiben ſollte. N 

Das wäre der Wunſch, welcher ſich an die Ge⸗ 
nehmigung anſchließt, und der Ausſchuß beantragt, 
derſelbe möge vom Hauſe zum Beſchluß erhoben werden. 


Praäſident: Verlangt Jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) n N 

ITch bitte darüber abzuſtimmen, ob der Voran⸗ 
ſchlag bezüglich der directen Steuern der Militär 
gränze im richtig geſtellten Betrage von 2, 214.700 fl. 
genehmigt werde? Ich bitte um die Abſtimmung. 
(Dieſelbe erfolgt.) Er iſt genehmigt. 

Ferner bitte ich darüber abzuſtimmen, ob das 
hohe Haus der Bemerkung des Ausſchuſſes beitrete, 
daß die bisherige Verrechnungsart der directen Steuern 
der Militärgränze aufhöre und Fünftighin die directen 
Steuern der Militärgränge nur hier bei den directen 
Steuern in Rechnung gebracht werden. 

Diejenigen Herren, welchedamit einverſtanden ſind, 
bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) Es iſt die Majorität. 

Berichterſtatter Dr. Demel: Damit erſcheint 
dieſer Bericht als erledigt bis auf die eine Schluß⸗ 
bemerkung, daß das richtig geſtellte Jahres erforderniß 
1862, welches jetzt genehmigt worden iſt, dieſes Jahr 


ausnahmsweiſe durch die Activrückſtände der directen 


Steuern des Jahres 1861 der Länder der ungariſchen 
Krone bedeutend erhöht wird. Es ſind das dieſelben 
Activrückſtände, welche vom Finanzminiſterium bei 
der Einbegleitung des Voranſchlages, und bereits in 
einer früheren Sitzung erwähnt worden und welche 
mit daran Theil haben, daß die urſprüngliche Deficit⸗ 


ziffer vermindert wurde. Dieß wird vom Ausſchuſſe 


lediglich zur Kenntniß des hohen Hauſes gebracht, 
ohne darüber einen beſtimmten Antrag zu ſtellen, da 
eine Bezifferung dieſer Rückſtände unmöglich iſt. 

Präſident: Dieſer Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung iſt nun erledigt. Wir gehen nun auf den 
nächſten Gegenſtand der Tagesordnung über, näm⸗ 
lich (Rufe: Schluß! Schluß!) namlich zum Ausſchuß⸗ 
berichte über die Erforderniſſe anderer zu keinem der 
beſtehenden Verwaltungszweige gehörigen Ausgaben. 

Wollen der Herr Berichterſtatter das Wort er⸗ 
greifen? 

Abgeordneter Gſchnitzer (Salzburg): Ich be⸗ 
antrage den Schluß der Sitzung. 

Präſident: Wird der Antrag auf Schluß der 
Sitzung unterſtützt? (Geſchieht.) Ich bitte abzuſtim⸗ 
men. (Geſchieht.) Der Antrag auf Schluß der Sitzung 
iſt angenommen. 

Mit Rückſicht auf die Arbeiten des Finanzaus⸗ 
ſchuſſes beantrage ich, daß die nachſte Sitzung über⸗ 
morgen Samſtag 10 Uhr Vormittags ſtattfinde. 

Gegenſtand der Tagesordnung: Fortſetzung der 
heutigen Tagesordnung und eventuell würde ich dann 
vorſchlagen, daß dazu noch genommen werde, das 
Bergregale und die Novelle zum Strafgeſetze. 

Wird etwas dagegen eingewendet. (Niemand 
meldet ſich.) Endlich wird in der nächſten Sitzung die 
Neuwahl von den Schriftführern vorgenommen werden 
müſſen. e 

Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 2 Uhr 20 Minuten.) 


— 2 äƷqmwä̃ . 
Aus der kaiſerlich⸗koͤniglichen Hof⸗ und Staatsdruckerel. 


enen 


Abschnitt 2: 


Antrag über Befreiung der Gebäudesteuer zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot vom 20. März 1865 


Ausschussbericht vom 21. Juni 1865 einschließlich Debatte und 


Beschlussfassung. 
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Geſetzvorſchlages behufs der Erhöhung des Zinsfußes 
bei den Sparcaſſen.“ 

„Derſelbe überreicht die Petition mehrerer Ge⸗ 
meinden, Grundbeſitzer, Induſtriellen und Bewohner 
des Saazer Kreiſes in Böhmen um Befürwortung 
und Unterſtützung der Ausführung der projeetirten 
Eiſenbahnlinie von Prag über Saaz und Komotau 
nach Annaberg in Sachſen.“ 

„Derſelbe überreicht die Petition der Sparcaffe 
zu Mies um Einbringung eines Geſetzes zur Erhöhung 
des Zinsfußes. 

„Reichsrathsabgeordneter Stummer über⸗ 
reicht die Petition der Znaimer Sparcaſſe um Veran⸗ 
laſſung eines Geſetzes zur Abnahme von 6 Percent 
Intereſſen von Pfandſchuldnern und 5 Percent Ver⸗ 
zinſung der Einlagen.“ 

Präſident: Ich werde dieſe Petitionen, wenn 
kein anderer Antrag geſtellt wird, dem Petitionsaus⸗ 
ſchuſſe zuweiſen. 

(Nach einer Pauſe:) In der letzten Sitzung iſt 
mir ein von dem Reichsrathsabgeordneten Baron 
Rieſe und 99 Genoſſen gefertigter Antrag über 
geben worden; ich erſuche um Verleſung desſelben. 


Schriftführer Filtſch (liest): 

„Prag iſt nach der Zahl der Bevölkerung die 
zweite Stadt des Kaiſerthumes Oeſterreich und ſeine 
Einwohnerzahl ſteigt bei der großen Gewerbthätigkeit 

eſonders auch noch durch den geſteigerten Verkehr 
er ſich mehrenden Eiſenbahnverbindungen. 

Den Bedürfniſſen der zunehmenden Bevölkerung 
in hinreichenden Wohnungen wird jedoch nicht in 
gleichem Verbältniffe entſprochen, was wohl beſonders 
in der zu kurzen Dauer der Steuerfreiheit von Neu⸗ 
bauten ſeinen Grund haben mag. 

Seit langerer Zeit beſteht ein Mangel an Woh⸗ 
nungen und dieſes Mißverhältniß zwiſchen Angebot 
und Nachfrage zeigt ſich durch die ſtets ſteigenden 
Miethzinſe der Wohnungen, welche in dem letzten 
Jahre meiſt um 20 Pereent geſteigert wurden. 

Trotz dieſer Wohnungsnoth wurde im Jahre 
1865 nur ein einziges Haus in der Stadt Prag zu 
bauen angefangen, ſowie drei Umbauten angemeldet 
worden ſind, weßhalb alle Baugewerbe, ſowie alle 
unmittelbar und mittelbar durch fie beſchaͤftigten Ar⸗ 
beiter ganz oder theilweiſe verdienſtlos ſein werden. 

Aehnliche Verhältniſſe beſtehen in den meiſten 
Hauptſtädten der Kronländer. 

In Erwägung, daß der Wohnungsnoth und 
der dadurch herbeigeführten Miethzinsſteigerung zu 
ſteuern iſt; 

in Erwaͤgung, daß das Capital nur unter gün⸗ 
ſtigeren als den gegenwärtigen Verhältniſſen ſich dem 
Baue der Häuſer zuwenden wird; 

in Erwägung der allgemeinen Verkehrsſtockung 
und Erwerbloſigkeit, welche doch durch die Belebung 
der Baugewerbe theilweiſe beſeitigt würde; 


in Erwägung, daß die befchäftigten Baugewerbe 
auch hiedurch ſteuerfähig bleiben; 

in Erwägung, daß das ſämmtliche im Baue 
angewandte Capital ſich in Arbeit auflöfet und alle 
Kanäle der Geldcirculation und Alimentation durch⸗ 
läuft, bis es ſich wieder anſammelt, daher belebend 
auf den ganzen Verkehr einwirkt, hiedurch mittelbar 
auch günftig auf die indirecten Steuern einwirkt; 

in endlicher Erwaͤgung, daß hiedurch dem 
Staate neue Steuerobjecte für die Zukunft geſchaffen 


‚werben, ſtellen die Gefertigten den Antrag: 


Die Befreiung von der Hauszinsſteuer ſei für 
die, anno 1865 und 1866 in den Hauptſtädten neu 
zu erbauenden Häuſer ausnahmsweiſe auf zwanzig 
Jahre auszudehnen. 

Dieſer Antrag ſei einem aus den Abtheilungen 
zu wählenden Ausſchuſſe vou neun Mitgliedern zur 
Vorberathung zu übergeben. 


Werner Friedrich Frei⸗ 


herr Rieſe⸗Stall⸗ Becher. 

burg. Dr. Waidele. 
Beleredi. Kopetz. 
Kellersperg. Proskowetz. 
Zeidler. Pfeiffer. 
Dr. Haßmann. Herrmann. 
Kuenburg. Wokaun. 
Schmidt. M. Gſchnitzer. 
Sadil. Körner. 
Hubicki. Dr. Lovro Toman. 
v. Dobrzanski. Mandelblüh. 
Bochenski. Ernſt Schneider. 
Joſef Graf Wratis⸗ Dr. Ofner. 

law. Anton Cerne. 
Karl Korb Weiden⸗ Conti. 


heim. Dr. Juzyezyüski. 
Lemény. Schuler⸗Libloy. 
G. Baritiu. Lapenna. 
Graf Desfours. Ale ſani. 
Dr. Albert Eder. G. Covascevic. 
Dr. Haßlwanter. Grocholski. 
Ed. Krziwanek. Horodyski. 
Grüner. Ruczka. 
Ryger. Morgenſtern. 
Krzysztofowicez. Gutowski. 
Chriſtian Kinsky. Weryk. 
Dr. Her bſt. Gull. 
Schindler. Friedenfels, 
Dr. Daubek. Simonowiez. 
Abt zu Melk. Bendella. 
Sartori. Kuziemski. 
Streit. A. Mogilnicki. 
Mazzuchelli. Dr. Groiß. 
Lill. Kirchmayr. 
Dr. Taſchek. Szeliski. 
Wurzbach. Dr. Kerer. 
Baron Franz Forb⸗ Hartig. 

Weidenheim. Dr. Fleiſcher. 


Alfred Skene. 


Haus der Abgeordneten. — 34. Sigung der 3. Seffion am 20. März 1865. 693 


A. Klein. Ingram. Berichterſtatter Dr. Herbſt (von der Tribune): 
Dr. Brinz. Waſer. Das hohe Haus beſchloß in der vorigen Sitzung die 
Stummer. Ke meter. Petition des Gemeinderathes dem zur Berathung der 
Schlegel. Dr. Gſchier. dießfälligen Regierungsvorlage niedergeſetzten Aus⸗ 
van der Straß. Brolich. ſchuſſe zuzuweiſen, und aus dieſem Anlaſſe die Ver⸗ 
Bonda. Pummerer. handlung über die Angelegenheit zu vertagen. Der 
Binder. Niſchelwitzer. Ausſchuß mußte dieſen Beſchluß im Zufammenhange 
Winterſtein. Deſchmann. mit der unter Einem beſchloſſenen Vertagung dahin 
Doblhoff. Dr. Stieger. auffaſſen, daß er die Petition einer Prüfung und 
Dr. Riehl. Tſchabuſchnigg. Würdigung in Bezug auf die darin angeführten 
Kuranda. Schneider. Gründe zu unterziehen habe und hielt ſich für ver⸗ 
Dr. Haniſch. Steffens. pflichtet, durch fein Organ, nämlich durch den Ber 
8 Greuter. richterſtatter, ſich über die in der Petition enthaltenen 
rebmer. 


Gründe auszuſprechen. Die Petition iſt ihrem Wort⸗ 
laute nach in dem ſtenographiſchen Berichte der vorigen 
Sitzung abgedruckt und es iſt daher möglich, ſofort 
an die Prüfung der darin angeführten Gründe zu 
gehen. Zunächſt wird in der Petition folgendes Ar⸗ 
gument angeführt: Es wird dargethan, daß Eiſen⸗ 
bahnunternehmungen, ſowie Actienunternehmungen 


Prüfident: Ich habe den Antrag in Druck 
legen und vertheilen laſſen, und richte an den Herrn 
Baron Rieſe die Frage, wann er denſelben zu be⸗ 
gründen wünſcht. 


Abgeordneter Freiherr v. Rieſe⸗Stallburg 
(Böhmen): Ich werde das hohe Präſidium erſuchen, 
den Antrag in der nächſten Sitzung begründen zu 
dürfen. 


Präfident: Ich werde denſelben demgemäß 
zur erſten Leſung auf die Tagesordnung der nächften 
Sttzung ſetzen. 


Ich habe von folgenden Ausſchußſitzungen Mit⸗ 
theilung zu machen: 


Der Ausſchuß zur Vorberathung der Regie⸗ 
rungsvorlage über die den Creditanſtalten zu gewäh⸗ 
renden Ausnahmen von den Gebührengeſetzen hält 
morgen am 21. d. M., Vormittags 11 Uhr, in Nr. 7 
der Comité localitäten eine Sitzung ab. — Ebenſo 
hält der über den Jahresbericht der Controlscommiſ⸗ 
ſion eingeſetzte Ausſchuß morgen Vormittags 10 Uhr 
in Nr. 1 der Comitelocalitäten eine Sitzung ab. — 
Das Subcomité des Finanzausſchuſſes, eingeſetzt in 
Bezug auf die Veräußerung von Staatsgütern wird 
auf morgen den 21. um 5 Uhr Abends zu einer Sitzung 
eingeladen. Die Sitzung findet in Nr. 8 der Comité lo ca⸗ 
litäten Statt. — Ich bringe nochmals in Erinne- 
rung, daß der Siebenbürger Eiſenbahnausſchuß heute 
Nachmittags um 5 ½ Uhr in Nr. 4 der Comits loca⸗ 
litäten eine Sitzung abhält. — Der Lloydausſchuß 
halt, wie mir eben mitgetheilt wurde, morgen Vor⸗ 
mittags um 10 Uhr eine Sitzung ab. 


Wir übergehen zur Tagesordnung, d. i. zum 


Berichte des Ausſchuſſes zur Vorberathung der Regie⸗ 
rungsvorlage, betreffend die Bemeſſung der Einkom⸗ 


menſteuer von Eiſenbahnunternehmungen. Der Herr 


überhaupt, ihren Sitz, figürlich geſagt Wohnſitz, 
dort haben, wo ie oberſte Geſchäftsleitung der Un⸗ 
ternehmung ſich befindet, und daraus wird nun gefol⸗ 
gert, daß, ebenſo wie bei Einzel⸗Unternehmungen, 


bei denen, wie es heißt, der Wohnſitz über die Steuer⸗ 


pflichtigkeit entſcheidet, auch bei Actienunternehmun⸗ 


gen jener fingirte Wohnſitz nämlich der Ort, wo der 
Sitz der oberſten Geſchäftsleitung der Unternehmung 


ſich befindet, maßgebend ſein müſſe. 


Der Vorderſatz iſt unzweifelhaft richtig, denn 
aus den angeführten Stellen der Jurisdictionsnorm 
und des Handelsgeſetzes geht unzweifelhaft hervor, 
daß eine Actiengeſellſchaft dort geklagt werden muß, 
wo deren oberſte Gefchaftsleitung ihren Sitz hat, ge⸗ 


rade fo wie ein Private dort belangt wird, wo er 


ſeinen Wohnſitz hat. Ebenſo unzweifelhaft unrichtig 
iſt aber die daraus gezogene Folgerung, nämlich die, 
daß hier, wie bei Einzel⸗Unternehmungen der Wohn⸗ 
ſitz über die Steuerentrichtung zu entſcheiden habe. 
Das iſt aber nicht der Fall. Auch die in einer frühe⸗ 
ren Sitzung ſogenannten Perſonalſteuern, nämlich die 
Erwerb⸗ und Einkommenſteuer, werden nicht dort ge⸗ 
zahlt, wo derjenige, der die gewerbliche Unterneh: 
mung leitet, wohnt, ſondern dort, wo die Unter⸗ 
nehmung betrieben wird, was bei induſtriellen 
Unternehmungen, welche mit einem landwirthſchaftli⸗ 
chen Betriebe in Verbindung ſtehen, in eclatanter 
Weiſe der Fall iſt. Allerdings fällt regelmäßig der 
Ort der Beſteuerung einer gewerblichen Unternehmung 
mit dem Wohnſitze des Unternehmers zuſammen, das 
iſt auch natürlich, weil in der Regel die gewerbliche 
Unternehmung dort betrieben wird, wo der Unterneh⸗ 
mer wohnt; aber wenn die gewerbliche Unternehmung 
nicht dort betrieben wird, wo der Unternehmer wohnt, 


Berichterſtatter wird zunächſt in Bezug auf die in der da fällt der Wohnſitz mit dem Orte der Beſteuerung 
letzten Sitzung dieſem Ausſchuſſe zugewieſene Peti⸗ ganz und gar nicht zuſammen. Es iſt alſo die Vor⸗ 
tion der Gemeinde Wien Bericht erſtatten. gausſetzung eine unrichtige, daß der Wohnſitz des 


ore 
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Schwierigkeit behoben würde. Nach dieſem Antrage 
käme zuerſt zur Abſtimmung: „Das hohe Haus wolle 
beſchließen, es werde der Staatsvoranſchlag für das 
Jahr 1866 einem Ausſchuſſe zugewieſen, welcher den 
Bericht dann vorzulegen haben wird, wenn das Finanz⸗ 
geſetz für das Jahr 1865 erlaſſen worden iſt. 

Zur zweiten Abſtimmung kaͤme dann: „Ein 
Aus ſchuß von 36 Mitgliedern“ oder der Modus, den 
Herr Dr. Toman beantragt. 


Präfident: Ich habe dagegen nichts einzu⸗ 
wenden, ich werde aber die Unterſtützungsfrage in 
Bezug auf dieſen Antrag ſtellen, weil es ſich eigent⸗ 
lich um eine ganz neue Form des Antrages handelt, 
indem zunächſt eine principielle Abſtimmung ſtatt⸗ 
finden ſoll. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, die dieſen 
Antrag unterftügen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er 
iſt hinreichend unterſtützt. 

Ich bringe daher zunächſt das Principielle des 
Antrages zur Abſtimmung, und zwar in der Weiſe: 
„Das hohe Haus wolle beſchließen, es werde der 
Staatsvoranſchlag für das Jahr 1866 zur Vor⸗ 
berathung an einen Ausſchuß verwieſen, welcher 
ſeinen Bericht dem hohen Hauſe dann vorzulegen haben 
wird, wenn das Finanzgeſetz für 1865 erlaſſen 
worden iſt. 

Diejenigen Herren, welche für dieſen Antrag 
find, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchleht.) Er iſt an⸗ 
genommen. 

Nunmehr bringe ich den Antrag des Herrn Dr. 
To man zur Abſtimmung, welcher dahin geht, daß 
mit der Vorberathung der jetzt beſtehende Finanzaus⸗ 
ſchuß betraut werde. Diejenigen Herren, welche für 
dieſen Antrag ſind, bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es find 75 für den Antrag. Ich bitte noch 
um die Gegenprobe. (Dieſelbe erfolgt.) Der Antrag 
des Herrn Dr. Toman iſt mit 84 gegen 75 Stim⸗ 
men abgelehnt. 

Ich muß nun den Antrag des Ausſchuſſes zur 
Abſtimmung bringen, welcher dahin geht, den Gegen⸗ 
ſtand einem aus 36 von dem geſammten Hauſe zu 
wählenden Mitgliedern beſtehenden Ausſchuſſe zuzu⸗ 
weiſen. Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür ſind, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Maforität. 

Ich beantrage, daß die Wahl dieſes Ausſchuſſes 
heute nicht vorgenommen, ſondern auf die näͤchſte Ta⸗ 
ges ordnung geſetzt werde, einerſeits, weil ſie nicht ab⸗ 
ſolut dringlich, und weil der Gegenſtand ſo wichtig 
iſt, daß er eine Vorbeſprechung wünſchenswerth macht, 
und anderſeits deßhälb, weil der nächſte Gegenſtand 
bereits zweimal auf die Tagesordnung geſetzt, und 
immer wieder verſchoben wurde und weil wir auch 
heute mit der Wahl kaum zu Ende kommen würden. 

Ich beantrage daher, daß zu dem nächſten Ge⸗ 
genſtande der Tagesordnung übergegangen werde, 


gegen Dr. Anton Ryger erhobenen Ehrenbeleidi⸗ 
gungsklage. 

Ich erlaube mir nach $. 20 der Reichsverfaſſung 
den Antrag zu ſtellen, daß die Verhandlung über 
dieſen Gegenſtand mit Ausſchluß der Oeffentlichkeit 
ſtattfinde. Ein Beſchluß über einen ſolchen Antrag 
ie nur ſtattfinden, nachdem die Zuhörer ſich entfernt 

aben. 

Ich unterbreche daher die Sitzung bis zur erfolg⸗ 
ten Räumung der Gallerien. 

(Schluß der öffentlichen Sitzung 12 Uhr 40 Mi⸗ 
nuten. — Wiederaufnahme derſelben 1 Uhr 30 Mi⸗ 
nuten.) 


Prüfident: Die öffentliche Sitzung wird fort⸗ 
geſetzt. Der nächte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Schriftführerwahl. Ich möchte mir den Antrag 
erlauben, daß die Stimmzettel abgegeben, das Scru⸗ 
tinium aber dem Bureau unter Leitung eines der 
Herren Vicepräſidenten uͤbertragen werde. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für dieſen 
Antrag ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt an⸗ 
genommen. 

Herr Baron Rieſe⸗Stallburg hat das 


Wort zur Begründung ſeines Antr, betreffs der 


Hauszinsſteuerbefreiung. 

Abgeordneter Baron Rieſe⸗Stallburg: Hohes 
Haus! Der Mangel an Wohnungen und die hiedurch 
geſteigerte Wohnungsnoth, die ſich in erhöhten Mieth⸗ 
zinſen aus ſpricht, iſt im Mißverhältniſſe mit den gegen⸗ 
wärtig begonnenen und angeſagten Bauten. Ich 
glaube, daß die kurze Zinsſteuerfreiheit die Haupt⸗ 
urſache iſt, daß bei dem gegenwärtigen Geldmangel 
und dem etwas hohen Zinsfuße ſich weniger Capital 
dem Bau der Häuſer in den Hauptſtädten der Pro⸗ 
vinzen zuwendet. 

Ich hatte die Ehre, dem hohen Hauſe einen An⸗ 
trag in dieſer Beziehung vorzulegen und war ſo glück⸗ 
lich, daß dieſer Antrag eine größere Unterſtützung ge⸗ 
funden hat; ich werde jetzt die Ehre haben, dieſen An⸗ 
trag weiter zu begründen. 

In früheren Jahren war das Disagio die Ent⸗ 
werthung der Valuta und das Mißtrauen zu den 
Geldzeichen die Haupturſache, daß ſich viel Capital 
zum Baue der Häuſer drängte und ſich dadurch in 
ſtabile Werthe verwandeln und ſich realiſiren wollte. 
Jetzt, wo eben dadurch, daß die Bank unabhängiger 
vom Staate wirkt, nach und nach den Notenumlauf 
vermindert, das Verhältniß der Banknoten zum Bar⸗ 
ſchatze ein günſtigeres wird, und das Vertrauen des 
Publicums zu den Geldzeichen ſich wieder herſtellt, 
tritt das gerade Gegentheil ein, es wird das Capital 
weniger zum Baue von Häuſern hingedrängt. 

Da eben das Geld ſeltener wird und der Zins⸗ 
fuß fteigt, iſt es nothwendig, daß dem Capitale gün⸗ 


d. i. der Bericht des Ausſchuſſes in Angelegenheit der | ftigere Bedingungen geboten werden, um es wieder 
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dazu zu bewegen, ſich wieder im Baue von Häuſern 
zu engagiren. 

Die große Wohnungsnoth wirkt nachtheilig nicht 
nur für die Gewerbe, welche einen höheren Zins für 
die Wohnungen und Localitäten zahlen müffen, ſon⸗ 
dern auch indirect für den Staatsſchatz, indem die 
k. k. Beamten und Militärperfonen größere Mieth⸗ 
zinſe zahlen müſſen. Das bei dem Baue größerer 
Häufer in den Städten verwendete Capital hat aus 
Intercalarzinſen, die während des Baues auflaufen, 
bedeutende momentane Opfer zu bringen, es muß 
demſelben in der nachſten Zukunft eine höhere Rente 
geſichert werden, um nicht nur die verlorenen Zinſen, 
ſondern auch das Capital nach und nach amortiſtren 
zu können. Dieſe höhere Rente kann ihm aber nur 
geboten werden, wenn man von dem Zinsertrage 
weniger Steuern fordert. 

Wenn man bedenkt, daß das ganze Geld, wel⸗ 
ches auf den Bau der Häufer angewendet wird, den 
verſchiedenſten Arbeitern, als z. B. Steinbrechern, 
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Präſident: Ich ſchreite zur Abſtimmung. 

Baron Rie ſe ſtellt den Antrag, daß der Antrag, 
„die Befreiung von der Hauszinsſteuer ſei für die anno 
1865 und 1866 in den Hauptſtädten neu zu erbauen⸗ 
den Häufer ausnahmsweiſe auf zwanzig Jahre aus⸗ 
zudehnen, einem aus den Abtheilungen zu wählenden 
Ausſchuſſe von neun Mitgliedern zur Vorberathung 
übergeben werde. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür find, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. 

Ich werde nun bitten, ſich nach Schluß der 
Sitzung in den Abtheilungen zu verſammeln, die 
Wahl dieſes Ausſchuſſes vorzunehmen, das Reſultat 
mir ſogleich mitzutheilen, und die gewahlten Herren, 
im Ordnerzimmer, ſich zu verſammeln und zu conſti⸗ 
tuiren. 

Ich bitte jetzt die Stimmzettel ruͤckſichtlich der 
Schriftführer abzugeben. Vicepräſident von Hopfen 
wird die Stimmzetteln übernehmen und dem Prä⸗ 


Fuhrleuten, Gewerbsleuten, ſelbſt auch der Kunſt ſidium übergeben. 


und Induſtrie zu Gute kommt, und auch der Ackerbau 
dabei profttirt, indem feinen Producten Abſatz ge⸗ 
ſchaffen wird, ſo iſt jedenfalls das Geld für den 
Staat gut angewendet; denn das Capital verſchwin⸗ 
det nicht, es werden die Werthe nur umgewandelt 
und das Geld ſammelt ſich wieder an, nachdem es 
alle Canäle des Verkehres durchlaufen hat. Der 
Staat verliert aber auch nichts durch die Gewährung 
der Steuerfreiheit für Neubauten; denn es werden 
erſt neue Werthe geſchaffen, welche künftig Objecte 
der Stkuer bilden können. Auf dieſe Weiſe ſchafft 
ſich der Staat für den momentanen Entgang eines 
Steuerertrages ein Object für eine zukünftige ſichere 
Rente. Ich hätte dem hohen Hauſe vorgeſchlagen, 
meinen Antrag dem Steuerreformausſchuſſe zu über⸗ 
geben, wenn ich nicht gefürchtet hätte, dadurch den⸗ 
ſelben in ſeinen eifrigen Arbeiten zu hindern und den 
Erfolg dieſes Antrages etwas länger hinauszuſchie⸗ 
ben, aber es iſt Gefahr im Verzuge. 

Denn alle unſere Baugewerbe ſind in der größ⸗ 
ten Noth. Das Frühjahr kommt heran, man muß 
Arbeit ſchaffen, man muß das Capital ſobald als 
möglich in dieſe Quellen leiten. 

Ich werde alſo das hohe Haus bitten, eben um 
die nationale Arbeit zu fördern und die Baugewerbe 
zu beleben, dieſem meinem Antrage beizuſtimmen und 
einen Ausſchuß von neun Mitgliedern, die aus den 
Abtheilungen zu wählen ſind, mit der Vorberathung 
zu betrauen. 


(Die Wahl wird vorgenommen. — Nach Abgabe 
der Stimmzettel:) 

Ich habe noch von folgenden Ausſchußſitzungen 
Verkündigung zu machen: 

Der Aus ſchuß zur Vorberathung des Geſetzes 
über die gebührenfreie Benützung der kaiſerlichen 
Poſtanſtalten verſammelt ſich heute Mittwoch, Nach⸗ 
mittag um 5 Uhr; 

die Mitglieder des Finanzausſchuſſes werden 
eingeladen, im Leſezimmer unmittelbar nach Schluß 
der Sitzung — das heißt jetzt wohl unmittelbar nach 
der Wahl in den Abtheilungen — zuſammenzutreten; 

der Ausſchuß für die ſiebenbuͤrgiſche Eiſenbahn 
hält morgen um 11 Uhr eine Sitzung ab; 

das Subeomite des Finanzausſchuſſes betreffs 
Veräußerung vom Staatseigenthume hält morgen Nach⸗ 
mittag 5 Uhr eine Sitzung. 

Die Sitzung iſt ſelbſtverſtändlich zu ſchließen, da 
die Tagesordnung erſchöpft iſt. Ich beantrage, daß 
die nachſte Sitzung am Freitag um 10 Uhr ſtattfinde, 
und als Tagesordnung die Vornahme der Wahl des 
heute beſchloſſenen Finanzausſchuſſes von 36 Mit⸗ 
gliedern, welche Wahl allein wohl die Zeit einer 
Sitzung ausfüllen wird. 


Nach einer Pauſe:) Da keine Einwendung er⸗ 
hoben wird, erkläre ich die Sitzung für geſchloſſen. 


(Schluß um 1 Uhr 45 Minuten.) 


ere 
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Gebote geſtellten Mittel zu rechtfertigen und das zum 
Zwecke der Zahlung der am 14. Februar d. J. fällig 
gewordenen Quote der Staatsguterſchuld an die Na⸗ 
tionalbank abgeſchloſſene Vorſchußgeſchäft dem Reichs⸗ 
rathe zur verfaſſungsmaͤßigen Behandlung vorzu⸗ 
legen.“ 

Wünſcht Jemand über den dritten Antrag zu 
ſprechen? (Niemand meldet ſich.) Da Niemand das 
Wort begehrt, ſo bitte ich diejenigen Herren, welche 
für denſelben ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt 
angenommen. 

Der vierte Antrag lautet: „der Staatsſchulden⸗ 
Controlscommiſſion einen Nachweis über die Summe 
der bereits verkauften Obligationen des Silberan⸗ 
lehens und den dadurch erzielten Erlös, ferner über 
den Betrag, um welchen der noch unverkaufte Reſt 
dieſer Obligationen verpfändet iſt, zu liefern, ſowie 
ihr in Hinkunft alle etwa ſtattfindenden Veränderun⸗ 
gen von Fall zu Fall bekannt zu geben.“ 

Verlangt Jemand das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Da Niemand das Wort begehrt, ſo bitte ich jene 
Herren, welche für den Antrag des Ausſchuſſes ſind, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 

Der fünfte Antrag lautet: „ferner überhaupt 
in Hinkunft der Staatsſchulden⸗Controlscommiſſiou 
alle jene Mittheilungen, welche dieſelbe zur Aus- 
übung der ihr geſetzlich zuſtehenden Controle benöthigt, 
allſogleich und vollſtändig zukommen zu laſſen.“ 

(Nach einer Pauſe:) Wenn auch über dieſen 
Antrag Niemand das Wort begehrt, ſo bitte ich um 
dig Abſtimmung über denſelben. (Dieſelbe erfolgt.) 

iſt angenommen.) 

Dieſer Gegenſtand iſt erledigt. 

Wir kommen zum Berichte des Ausſchuſſes über 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Freiherrn v. 
Rieſe⸗Stallburg und Genoſſen, betreffend die 
Ausdehnung der Befreiung von der Hauszinsſteuer. 


Berichterſtatter Dr. Riehl (von der Tribune, 
liest): 


„Bericht des Ausſchuſſes über den Antrag des. 


Abgeordneten Baron Rieſe⸗Stallburg und Genoſſen, 
betreffend die Ausdehnung der Befreiung von der 
Hauszinsſteuer. 

Der von dem Abgeordneten Baron v. Rieſe⸗ 
Stallburg und 99 Genoſſen eingebrachte motivirte 
Antrag „die Befreiung von der Hauszinsſteuer ſei 
für die anno 1865 und 1866 in den Hauptſtäd⸗ 
ten neu zu erbauenden Häufer ausnahmsweiſe auf 
zwanzig Jahre auszudehnen“ iſt dem in Folge Be⸗ 
ſchluſſes vom 22. März 1865 gewählten Ausſchuſſe 
von 9 Mitgliedern zur Vorberathung zugewieſen 
worden. 


) Der Wortlaut der dieß falls gefaßten Beſchlüſſe folgt im 
Anhange A. 


Der Ausſchuß hat zuvörderſt die Zuläſſigkeit der 
zeitlichen Befreiung von der Hauszinsſteuer im Principe 
in Berathung gezogen und mit allen gegen eine Stimme 
ſich für dieſelbe entſchieden, zugleich aber auch erkannt, 
daß es rathſam ſei, die zu gewährende zeitliche Be⸗ 
freiung nicht blos auf neu hergeſtellte Gebäude, ſon⸗ 
dern auch auf Um⸗ und Zubauten, und nicht blos für 
die Hauptſtädte, ſondern für alle der beſtehenden 
Hauszinsſteuer unterliegenden Ortſchaften und ein⸗ 
zelnen Gebäude auszudehnen. 

Nach dem Stande der bisherigen Geſetzgebung 
herrſcht dießfalls eine große Verſchiedenheit von Land 
zu Land, von Ort zu Ort, wie die nachfolgende Zu⸗ 
ſammenſtellung der betreffenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen zeigt: 

1. Mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 1835 
3.562) wurden für die Provinzen Böhmen, Mäh⸗ 
ren und Schleſien, Galizien, Steiermark, 
Illyrien, Küftenland mit Ausſchluß von Trieſt, 
Nieder⸗ und Obersſterreich zeitliche Steuer⸗ 
befreiungen von der Gebäudezins⸗ und Gebäudeclaſ⸗ 
ſenſteuer in den Provinzial⸗Hauptſtädten bewilligt, 
und zwar: N 

a) zehn Steuerfreijahre, wenn ein Gebäude ganz 
neu hergeſtellt wird und früher noch gar nicht 
beſtanden hat: 

b) acht Steuerfreijahre, wenn das Gebäude zwar 
früher beſtanden hat, wegen feiner Schadhaftigkeit 
aber ganz niedergeriſſen und neu aufgebaut 
werden mußte; 

c) acht Steuerfreijahre, wenn ein beſtehendes Ge⸗ 
baude durch den Bau auf einer noch unverbau⸗ 
ten Area oder durch das Aufſetzen eines noch 
nicht beſtandenen Stockwerkes in der Art erwei⸗ 
tert oder vergrößert wird, daß dadurch ein neues 
ſteuerbares Object zuwaͤchſt. Die Steuerbefreiung 
hat jedoch in dieſen Fällen nur für jenen Be⸗ 
trag, welcher für den Erweiterungsbau an der 
Gebäudeſteuer pro rata entfallen würde, ſtatt⸗ 
zufinden. 

In allen übrigen Städten wird eine zeitliche 
Steuerbefreiung nur in den oben sub b) und c) ber 
zeichneten Fallen zugeſtanden; auf dem flachen Lande 
hingegen findet keine Steuerbefreiung ſtatt. 

a Dieſe zeitliche Steuerbefreiung hat ſich nur auf 
die landesfürſtliche ordentliche und außerordentliche 
Gebäudeſteuer zu beſchränken und begründet ſomit 
keinen Anſpruch auf die Befreiung von anderen 
öffentlichen oder Gemeindelaſten, welche der Haus⸗ 
eigenthümer rückſichtlich des Gebäudes geſetzlich oder 
verfaſſungsmäßig zu tragen hat. 

| 2. Die für die Provinzial⸗Hauptſtädte mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 10. Februar 1835 bewil⸗ 
ligten zeitlichen Steuerbefreiungen ſind: 

a) laut Allerhöchſter Entſchließung vom 14. Juni 

1836 auf den Markt Urfahr bei Linz; 
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b) laut Allerhöchſter Entſchließung vom 29. Oc- 
tober 1836 auf die Badeorte Karlsbad, 
Teplitz, Franzensbad und Marienbad 
in Böhmen; 

c) laut Allerhoͤchſter Entſchließung vom 13. Mai 
1837 auf den Badeort Schönau in Böhmen 
ausgedehnt worden. 


3. In den Feſtungen Thereſienſtadt und 
Jo ſephſtadt hat laut Allerhöchſter Entſchließung vom 
16. Februar 1836 noch fortan die für Bauführungen 
in dem Allerhöchſten Patente vom 9. December 1782 
(Handbuch der Geſetze und Verordnungen unter Kai⸗ 
fer Joſeph II., I. Band, S. 225) ausgeſprochene 
Steuerbegünſtigung zu gelten. Nach §. 10 dieſes Pa⸗ 
tentes iſt Jenen, ſo mit Aerarialvorſchüſſen bauen, 
die Befreiung von der Steuer, von dem Extraordi⸗ 
narium, der Gewer beſteuer und anderen Abgaben auf 
fünfzehn Jahre; denjenigen, die auf ihre Koſten den 
Bau unternommen haben, die gleiche Befreiung auf 
dreißig Jahre zugeſtanden. 

4. In Tirol iſt für neu erbaute Häuſer (unter 
den Novalien begriffen) nach dem mit Allerhöchſtem 
Patente vom 6. Auguſt 1774 daſelbſt eingeführten 
Steuerſyſteme eine Befreiung von der auch die Ge⸗ 


bäude treffenden Grundſteuer durch zehn Jahre zuge⸗ 
ſtanden. 


5. In Vorarlberg iſt nach dem dort beſtehen⸗ 
den baieriſchen Grundſteuerproviſorium vom Jahre 
1808 und der nachgefolgten Verordnung der baieri⸗ 
ſchen Regierung vom 12. Jaͤnner 1812 für die vom 
Grund aus neu gebauten Häuſer eine Befreiung 
durch fünf Jahre und für die abgebrannten und nur 
theilweiſe hergeſtellten Gebäude durch drei Jahre von 
der die Gebäude treffenden Grundſteuer bewilligt. 


6. Im lombardiſch⸗venetianiſchen Kö⸗ 
nigreiche genießen auf Grundlage der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 21. October 1845 neu erbaute 
oder umgebaute und einer neuen Schätzung unter⸗ 
zogene Gebäude eine zehnjaͤhrige Befreiung von der in 
der Grundſteuer begriffenen Steuer für Gebäude. 

7. In Dalmatien wurden in Folge der Aller⸗ 
höchſten Entſchließung vom 18. Jänner 1840 (Rac- 
colta delle leggi ed ordinanze dell' anno 1840 per 
la Dalmazia [pag. 90—9 4 folgende zeitliche Be⸗ 
freiungen von der Gebäubefteuer bewilligt: 

a) Zehn Steuerfreijahre, wenn ein früher noch 
nicht beſtandenes Wohngebäude neu gebaut 
wird; 

b) acht Steuerfreijahre, wenn ein beſtehendes, we⸗ 
gen Baufälligkeit niedergeriſſenes Gebäude ganz 
neu wieder erbaut wird; 

e) acht Steuerfreijahre, wenn ein beſtehendes Ge⸗ 
bäube durch eine Bauführung auf unverbaut 
geweſener Area oder durch Aufſetzung eines 
neuen Stockwerkes in der Art vergrößert wird, 
daß ein neues Steuerobjeet erwächſt; 


d) zehn Steuerfreijahre, wenn ein bisher aus Holz 
oder Mauerwerk erbautes, mit Stroh oder Rohr 
gedecktes Bauernhaus, welches gemeinſchaftlich 
auch zum Stalle diente, gänzlich niedergeriſſen 
und aus Mauerwerk wieder erbaut, mit Schiefer, 
Schindeln oder Ziegeln gedeckt und dabei ein ab⸗ 
geſondertes Locale für die Stallung errichtet 
wird; 

e) zwölf Steuerfreijahre, wenn ein ähnliches 
Bauernhaus, welches bisher von anderen Woh⸗ 
nungen iſolirt und wenigſtens 1000 Klafter 
von einem Dorfe oder Markte, zu dem es ge⸗ 
hörte, entfernt war, niedergeriſſen und wieder 
auf die sub d) angegebene Art, jedoch innerhalb 
der Peripherie des betreffenden Dorfes oder 
Marktes erbaut wird; 

1) zwölf Steuerfreijahre, wenn ein Gebäude oder 
Bauernhaus, welches durch Feuersbrunſt oder 
auf andere Weiſe während der Krieg sereig niſſe 
oder eines feindlichen Einfalles oder auf andere 
gewaltſame Weiſe vernichtet wurde, entſprechend 
wieder hergeſtellt wird. 

8. Nach Einführung des Grundſteuerproviſo⸗ 
riums in Ungarn, der ſerbiſchen Woiwodſchaft und 
dem Temeſer Banate, in Croatien und Slavonien, 
dann in Siebenbürgen in Folge des Allerhöchſten 
Patentes vom 4. März 1850 (KReichsgeſetzblatt 
XXVII. Stück, Nr. 80, vom Jahre 1850) wurden in 
Ausführung des 8. 21 dieſes Allerhöchſten Patentes 


in Betreff der zeitlichen Befreiungen von der Gebäude⸗ 


ſteuer die Beſtimmungen der Allerhöchſten Entſchlie⸗ 
ßung vom 10. Februar 1835: 

a) auf Ungarn mit dem Erlaſſe des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 17. Juni 1851, 3. 6826, 

b) auf die ſerbiſche Woiwodſchaft mit dem 
Temeſer Banate mit jenem vom 28. Juni 
1851, 3. 7921, 

e) auf Siebenbürgen mit dem Erlaſſe vom 
8. November 1851, Z. 3842, und 

d) auf Croatien und Slavonien mit jenem 
vom 24. April 1852, 3. 8112, jedoch mit dem 
Zuſatze ausgedehnt, daß für Wohngebäude, 
welche auf öden Huben bei der erſten Anſiedlung 
errichtet werden, eine ſechsjährige Befreiung 
von der Hausclaſſenſteuer eintritt. 

9. Mit Allerhöͤchſter Entſchließung vom 16. Juli 
1854 wurde die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
10. Februar 1835 (ſiehe Punct 1) sub a) normirte 
zehnjährige und sub b) und. o) normirte achtjährige 
Steuerfreiheit für Wien ſammt Vorſtädten in 
der Art erweitert, daß für die Fälle sub a) eine Be⸗ 
freiung durch fünfzehn Jahre, in den Fällen sub b) 
und e) eine Befreiung durch zwölf Jahre nicht nur 
von den laudesfürſtlichen Steuern, ſondern auch von 
allen, nach dem Maßſtabe der landesfürſtlichen 


Steuern umgelegten Landes⸗ und Gemeindeabgaben 
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10. Laut Allerhöchſter Entſchließung vom 14. Mai 
1859 ſind den Bauten in Wien, welche nach Kund⸗ 
machung dieſer Entſchließung begonnen werden, fol⸗ 
gende Freijahre ſowohl von den landesfürſtlichen 
Steuern als auch von allen nach dem Maßſtabe der 
landesfürſtlichen Steuern umgelegten Landes⸗ und 
Gemeindeabgaben bewilligt worden, und zwar: 

a) Neubauten, welche auf den dem Baufonde für 
die Stadterweiterung gehörigen Gründen binnen 
fünf Jahren nach Feſtſetzung des Stadterweite⸗ 
rungsplanes und nach erfolgter Ausbietung die⸗ 
fer Gründe planmäßig vollendet und benützbar 
gemacht werden, durch dreißig Jahre; 

b) Neubauten, welche ebenſo innerhalb zehn Jah⸗ 
ren vollendet werden, durch fünf und zwanzig 
Jahre; 

e) Neubauten, welche ſonſt innerhalb der Linien 
Wiens binnen fünf Jahren von der Kundma⸗ 
chung dieſer Allerhoͤchſten Entſchließung vollendet 
werden, durch achtzehn Jahre; 

d) ebenſo Neubauten, die innerhalb zehn Jahren 
vollendet werden, durch fünfzehn Jahre; 

e) Um⸗, dann Zubauten, welche binnen fünf Jah⸗ 
ren von der Kundmachung dieſer Verordnung 
vollführt werden, durch fünfzehn Jahre, und 
die im Laufe von zehn Jahren bewerkſtelligt 
werden, durch zwölf Jahre. 

11. Mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. 
April 1858 iſt der Stadtgemeinde Peſt für jene 
Neubauten, welche auf den ihr eigenthümlich gehöri⸗ 
gen, das ehemalige Dreißigſtamt bildenden Bauſtellen 
aufgeführt werden, ausnahmsweiſe die Verlangerung 
der Steuerfreiheit auf die Dauer von zwanzig Jahren 
bewilligt worden. N 

12. Für Ungarn mit der ſerbiſchen Woi⸗ 
wodſchaft und dem Temeſer Banate, für Croa⸗ 
tien und Slavonien, dann Siebenbürgen wurde laut 

„faiferlicher Verordnung vom 23. December 1858 

(Reichsgeſetzblatt Nr. 242 vom Jahre 1858) 

a) den Anſiedlern neu entſtehender Gemeinden die 
Befreiung der neu errichteten Gebäude von der 
Hauszins⸗ und Hauselaſſenſteuer durch fünfzehn 
Jahre und 

b) den Anſiedlern, welche keine neue Gemeinde bil⸗ 
den, die Befreiung von der Hauszins⸗ und Haus⸗ 
elaffenfteuer durch ſechs Jahre bewilligt. 

13. Gewiſſe öffentliche Gebäude ſind von der 
Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer überall bleibend 
ausgeſchloſſen. 

Werden dieſe geſetzlichen Beſtimmungen mit 
Außerachtlaſſung derjenigen für die Länder, in welchen 
eine eigene Gebäͤudeſteuer überhaupt nicht beſteht 
(Tirol, Vorarlberg, das lombardiſch⸗venetianiſche 
Königreich) zuſammengefaßt, ſo zeigt ſich der Unter⸗ 
ſchied darin, daß die Begünſtigung der zeitlichen Be⸗ 
freiung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer nur 
den Städten zugewendet wird, alle übrigen Orte aber 
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davon ausgenommen werden; und ſelbſt in den Städ- 
ten beſteht der Unterſchied, daß in einigen Neubauten, 
Um⸗ und Zubauten, in anderen aber nur Um⸗ und 
Zubauten eine Steuerfreiheit genießen. 

Ein weiterer Umſtand beſteht hinſichtlich der 
Zeit, indem die Steuerbefreiung in den verſchiedenen 
Orten nach gewiſſen Abſtufungen auf die Dauer von 8, 
10, 12, 15, 18, 20, 25, 30 Jahren nach Maßgabe 
der Bauzeit zugeſichert iſt. 

Hinſichtlich des Umfanges endlich erſtreckt ſich die 
Steuerbefreiung entweder blos auf die ordentlichen und 
außerordentlichen Staatsſteuern mit Ausſchluß der 
Landes⸗ und Gemeindeumlagen und Laſten oder auch 
auf dleſe letzteren. 

Angeſichts dieſer ſo mannigfachen Verſchiedenhei⸗ 
ten erſcheint es als eine Forderung der Gerechtigkeit, 
daß mindeſtens innerhalb derſelben Steuergattung die 
möglichſte Gleichheit in der Behandlung der Steuer⸗ 
traͤger mit Schonung bereits erworbener oder in Par⸗ 
ticulargeſetzen gewährter beſonderer Begünſtigungen 
hergeſtellt werde, bis im Wege der Steuerreform das 
ganze Syſtem der Gebäudeſteuer eine Abänderung 
nach gleichmäßigen Grundſätzen erfahren wird. 

Aus dieſer Rückſicht und um der künftigen 
Steuerreform nicht vorzugreifen, hat ſich der Aus⸗ 
ſchuß dafür entſchieden, ohne irgend welche Aende⸗ 
rung an den ſachlichen Bedingungen und an den 
Modalitäten vorzunehmen, von welchen die zeitliche 
Steuerbefreiung gegenwärtig abhängt, anſch ließend 
an den Wortlaut der allen ſpäteren zu Grunde 
liegenden Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Febrnar 
1835 lediglich die Ausdehnung derſelben auf alle 
Ortſchaften und einzelnen Gebäude, welche gegen⸗ 
wärtig der Hauszinsſteer unterliegen, und die Er⸗ 
weiterung in der Zeit auf jene Dauer von 13 Jahren 
für Neubauten und von 12 Jahren für Umbauten, 
Zubauten zu beantragen, welche in der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 16. Inli 1854 für Wien ſammt 
Vorſtaͤdten bereits gewährt iſt. 

Hiebei wurde von der in dieſer letzteren Aller⸗ 
hoͤchſten Entſchließung für Wien verordneten Aus⸗ 
dehnung der Steuerfreiheit auch auf alle nach dem Maß⸗ 
ſtabe der landesfürſtlichen Steuern umgelegten Landes⸗ 
und Gemeindeabgaben abgeſehen und die in der Aller⸗ 
höchſten Entſchließung vom 10. Februar 1835 ausge⸗ 
ſprochene Beſchraͤnkung der Steuerfreiheit auf die 
ordentliche und außerordentliche Staatsſteuer aufrecht 
erhalten. 

Mit dieſem Antrage befindet ſich der Ausſchuß 
in vollſter Uebereinſtimmung mit bereits gefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſen des hohen Abgeordnetenhauſes. 

Das hohe Abgeordnetenhaus hat nämlich in 
ſeiner 140. Sitzung am 3. Juli 1862 nachfolgenden 
Beſchluß gefaßt: 

„Es wird der Wunſch ausgeſprochen, daß 
eheſtens im Geſetzgebungswege gleichmäßig für alle 
Orte, wo die Hauszinsſteuer eingeführt iſt, die Bes 
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freiung von der Hauszinsſteuer, und zwar bei Neu⸗ 
bauten für 15 Jahre, bei Zu- und Umbauten für 
12 Jahre beſtimmt und hiebei der Grundſatz feſt⸗ 
gehalten werden möge, daß dieſelben durch die zeit⸗ 
liche Befreiung von der Hauszinsſteuer nicht von den 
entſprechenden Landes⸗ und Communalbeiträgen be⸗ 
freit werden.“ 

Dieſer Wunſch iſt auch in die dem Finanzgeſetze 
für das Verwaltungsjahr 1862 beigefügten Wünſche 
und ſonſtigen Beſchlüſſe aufgenommen, und ebenſo in 
den beſchloſſenen Staatsvoranſchlägen für die nach⸗ 
folgenden Jahre 1863 und 1864 von dem hohen 
Abgeordnetenhauſe aufrecht erhalten worden. 

Die hohe Regierung hat dieſem wiederholt aus⸗ 
geſprochenen Wunſche bisher nicht entſprochen. 
Die Gründe, auf welche dieſer Wunſch und der 
vorliegende Antrag des Ausſchuſſes ſich ſtützt, ſind 
von dem hohen Abgeordnetenhauſe durch den von 
ihm gefaßten entſprechenden Beſchluß bereits aner⸗ 
kannt und im Weſentlichen außer der bereits erwähn⸗ 
ten möglichſt gleichmäßigen Behandlung der Steuer⸗ 
träger nachfolgende: 

Es beſteht eine Wohnungsnoth in den größeren 
Ortſchaften, nicht blos Landeshauptftäbten, wofür 
eine Reihe bei dem hohen Abgeordnetenhauſe einge⸗ 
brachter Petitionen von Prag, Brünn, Lemberg, Linz, 
Laibach, Salzburg, Graz, Smichow, dann von 
Städten und Märkten des flachen Landes, namentlich 
von Wiener⸗Neuſtadt, Krems, Stein, Baden, Neun- 
kirchen, Mähriſch⸗Oſtrau und mehreren anderen 
Zeugniß gibt. 

Als das geeignetſte Mittel der Abhilfe wird 
vom Ausſchuſſe in Uebereinſtimmung mit der in dieſen 
Petitionen geltend gemachten Anſchauung die Er⸗ 
weiterung der Steuerfreiheit für Neubauten, Um⸗ 
und Zubauten erkannt. 

Der national⸗ökonomiſche Vortheil, welcher da⸗ 
mit bezielt wird, iſt von ſelbſt einleuchtend; denn Nie⸗ 
mand verkennt den mohlthätigen Einfluß, welchen 
zureichende geſunde Wohnungen für das phyſiſche und 
fittliche Gedeihen der Bevölkerung auzüben. 

Dazu kommt, daß gegenwärtig in allen Theilen 
des Reiches eine weit verbreitete Arbeitsloſigkeit herrſcht, 
welcher ſofort und durchgreifend abzuhelfen, wohl 
nicht in der Macht der Geſetzgebung liegt. Wohl 
aber iſt eine theilweiſe und ſehr ausgiebige Abhilfe 
durch das vom Ausſchuſſe beantragte Geſetz möglich, 
So lange nämlich die Hauszinsſteuer in der der⸗ 
maligen Höhe beſteht, und die Erſchwerungen der 
noch giltigen Bauordnungen der Bauluſt, namentlich 
für die ärmeren Bevölkerungen überall hindernd ent⸗ 
gegen ſtehen, wird mindeſtens durch die Erweiterung 
der zeitlichen Steuerfreiheit zu neuen Bauführungen an 
ſo vielen Orten aufgemuntert und damit nicht nur 
direct Arbeit geſchaffen, ſondern auch auf jene zahl⸗ 
reichen und mannigfachen Gewerbe und Beſchäfti⸗ 
gungen, welche mit dem Baugewerbe zuſammen⸗ 
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hängen und in weiteren Kreiſen auf die Conſumtion 
im Allgemeinen der wohlthätigſte Einfluß geübt 
werden. 

In finanzieller Beziehung erleidet der Staat 
durch die erweiterte Steuerbefreiung direct nur ſchein⸗ 
bar eine Einbuße, indem er auf die Steuer von 
Objecten verzichtet, die gegenwärtig nicht exiſtiren 
und zum großen Theile eben erſt durch die gewährte 
Steuerbefreiung ins Leben gerufen werden ſollen. 
Was dadurch an Steuern für Bauten entgeht, welche 
auch ohne Steuerfreiheit die Nothwendigkeit ſchaffen 
würde, wird hingegen reichlich wieder durch den Zu⸗ 
wachs an bleibenden Steuerobjeeten in der Zukunft 
mehr als hereingebracht werden, und ſo tritt auch in 
finanzieller Beziehung der directe Vortheil für den 
Staatsſchatz abgeſehen von dem indirect auch finanziell 
günſtigen Einfluſſe des erhöhten national⸗ökonomiſchen 
Wohlbefindens überwiegend hervor. 

Was die Faſſung des beantragten Geſetzes an⸗ 
belangt, ſo iſt bereits erwähnt worden, daß und 
warum dieſelbe im erſten Abſatze an den Wortlaut der 
Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 1835 
ſich auſchließt. 

Ein beſonderer Ausdruck des der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Abgränzung der Competenzen entſprechenden 
Grundſatzes, daß die betreffenden neuen Bauten durch 
die zeitliche Befreiung von der Hauszinsſteuer nicht 
auch von den betreffenden Landes⸗ und Communal⸗ 
beiträgen befreit werden, ſchien im Texte des Geſetzes 
überfluͤſſig, weil dieſes Geſetz ohnehin auch in der zur 
Grundlage des beantragten Geſetzes genommenen 
Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 1835 
ausgeſprochen iſt, und endlich die Faſſung des §. 1 
nur von der Hauszius⸗ und Hausclaſſenſteuer 
ſelbſt ſammt Staatszuſchlägen ſpricht, die im §. 2 
des Geſetzentwurfes enthaltene Beſchraͤnkung der 
Steuerbefreiung auf jene Gebäude, welche vom Tage 
der Kundmachung dieſes Geſetzes bis Ende des Jahres 
1867 planmäßig vollendet und benützbar gemacht 
werden, hat ihren Grund in dem Beſtreben, der 
künftigen Reform der Gebäudeſteuer möglichſt wenig 
vorzugreifen, anderſeits aber doch einen für die Unter⸗ 
nehmung und Ausführung von neuen Bauführungen 
in Folge dieſes Geſetzes erforderlichen längeren Zeit⸗ 
raum beſtimmt feſtzuſetzen. 

Der Vorbehalt in dem $. 3 iſt im Hinblick auf 
die gegenwärtig beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
durch die Abſicht, in keinerlei bereits erworbene oder 
zugeſicherte Rechte einzugreifen, ſelbſtverſtändlich 
geboten. i 

Der Ausſchuß beantragt demnach, das hohe 
Abgeordnetenhaus wolle das Geſetz nach dem bei⸗ 
folgenden Entwurfe beſchließen. 


Damit erhalten zugleich die vorliegenden Peti⸗ 


tionen von Prag, Lemberg und Smichow ihre Erle⸗ 
digung.“ f N 
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Zur Ergänzung des Berichtes habe ich noch bei⸗ 
zufügen, daß nach der Drucklegung noch Petitionen 
eingelangt ſind, und zwar von den Gemeinden des 
politiſchen Amtsbezirkes Sechshaus und geſtern eine 
Petition der Stadt Pardubitz. Den näheren Inhalt 
dieſer Petitionen werde ich ſpater die Ehre haben, aus⸗ 
einanderzuſetzen. 

Zur Ergaͤnzung des Geſetzmateriales, welches 
vielleicht wünſchenswerth iſt, um den Gegenſtand voll⸗ 
ſtändig zu überſchauen, erinnere ich daran, daß die 
gegenwärtige Beſteuerung der Gebäude auf dem Pa⸗ 
tente vom 23. Februar 1820 beruht, daß mit dieſem 
Patente eine 18percentige Hauszinsſteuer eingeführt 
wurde, jedoch nur für die Stadt Wien und andere 
Hauptſtädte, daß in dieſem Patente eine Steuerbefrei⸗ 
ung für Neubauten ſich noch nicht findet. 

Dieſe Steuerbefreiung für Neubauten iſt erſt 
mit dem 10. Februar 1835 eingetreten und gilt 
ſelbſtverſtändlich auch nur in Bezug auf die Haupt⸗ 
ſtädte, für welche das Patent vom 23. Februar 1820 
Geltung hatte. Erſt mit dem Patente vom 10. Oe⸗ 
tober 1849 ſind in die Hauszinsſteuer außer den 
Hauptſtädten auch andere Städte und Orte einbezogen 
worden, nämlich: 

1. jene, in denen die ſaͤmmtlichen, oder doch mehr 
als die Hälfte der Gebäude einen Zinsertrag durch 
Vermiethung abwerfen und 

2. alle jene Gebäude, die zwar außer dieſen 
Orten gelegen ſind, aber durch Vermiethung benützt 
werden. 

Durch die Ausdehnung der Hauszinsſteuer auf 
dieſe Orte iſt auch die Steuerbefreiung vom Jahre 
1835 ſelbſtverſtändlich wirkſam geworden, fo daß 
heute dieſe Steuerbefreiung für Neubauten für die 
Hauptftädte, in den Provinzen die Steuerbefreiung 
für Um⸗ und Zubauten für alle Städte gilt, in welchen 
die Hauszinsſteuer erſt mit dem 10. October 1849 
eingeführt wurde. 

Uebrigens wurde materiell im Patente vom Jahre 

1849 die Hauszinsſteuer auf 16 Pereent herabgeſetzt 
nach Abzug von 15 Percent, welcher für In⸗ 
ſtandhaltung der Gebäude vom Zinsertrage abgezogen 
wird, bevor zur Bemeſſung der Hauszinsſteuer ſelbſt 
geſchritten wird. 
Di.ieſer Abzug für die Städte, welche erſt durch 
dieſes Patent in die Hauszinsſteuer einbezogen wur⸗ 
den, betraͤgt jedoch 30 Percent und die Hauszinsſteuer 
hier nur 12 Percent. 

Was die Abweichungen anbelangt, welche bei 
der Beſteuerung beſtehen, ſo iſt zu bemerken, daß 
beiſpielsweiſe in Salzburg kein ſolcher Abzug für 
Inſtandhaltung der Gebäude beſteht, daß aber dort 
die Hauszinsſteuer nur mit 12 Percent berechnet wird; 
daß in Trieſt die Hauszinsſteuer, wie auch im Be⸗ 
richt angedeutet wird, nicht beſteht, ſondern ein 
Averſum gezahlt wird, welches für 1863 453.308 fl. 
betrug; daß in Dalmatien für die Städte Zara, 
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Spalato, Raguſa, Cattaro die Hauszinsſteuer einge⸗ 
führt wurde, jedoch abweichend nicht mit einjähriger, 
ſondern mit fünfjähriger Fatirungsperiode, daß der 
Abzug dort nicht 30 oder 15 Percent ſondern 1/, des 
Miethzinſes beträgt, und daß endlich die Steuer nicht 
16 oder 12 Pereent, ſondern 15 fl. 25 kr. von jedem 
100 fl. Zinserträgniß ausmacht. 

Für Ungarn beſteht die Hauszinsſteuer unter 
anderen Bedingungen; ſie wird namlich in Ungarn 
überall dort eingehoben, wo die Vermiethung in der 
Art vorwaltet, daß der vereinte Zinsertrag der ganz 
oder zum Theil vermietheten Häufer den durch Pari⸗ 
fieation erhobenen Nutzen der anderen Gebäude über- 
wiegt. 

Während alſo in den deutſch⸗flaviſchen Landern 
die Hauszinsſteuer davon abhängig iſt, ob mehr als 
die Hälfte oder die ganze Anzahl der Gebäude einen 
Zinsertrag abwirft, iſt in Ungarn eine Hauszins⸗ 
ſteuer nur dort eingeführt, oder wo der Zinsertrag, 
den die Gebäude durch Vermiethung abwerfen, die 
Hälfte desjenigen Erträgniſſes überwiegt, welches 
durch Partfication bezüglich der anderen Gebäude 
gefunden wird. 

Uebrigens beträgt die Steuer in Ungarn und 
zwar in Peſt⸗Ofen ebenfalls 12 Percent mit 15 Per⸗ 
cent Abzug, in den übrigen Orten 12 Percent mit 
30 Percent Abzug für die Inſtandhaltung der Ge— 
bäude. 

In dem lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiche, 
in Tirol und Vorarlberg beſteht überhaupt die Haus⸗ 
zinsſteuer nicht, weil dort überall die Gebäude in den 
Grundkataſter einbezogen ſind. 

Ich glaubte dieß zur Vervollſtändigung des 
Materials noch nachträglich bemerken zu ſollen. 


Präſident: Ich eröffne die Generaldebatte. 
Als Redner für den Ausſchußantrag hat ſich Herr 
Dr. Daubek eintragen laſſen. Ich ertheile demſelben 
das Wort. 


Abgeordneter Or. Daubek (Böhmen): Das 
hohe Haus möge mir geſtatten, nachdem ich im boͤh⸗ 
miſchen Landtage einen gleichen Antrag, wie der vor⸗ 
liegende Antrag des Ausſchuſſes iſt, der durch das 
beiliegende Geſetz ſeine Erledigung gefunden haben 
dürfte, eingebracht habe, dieſem einige Worte zu wid⸗ 
men, und ich bin auch dem Herrn Baron Rieſe⸗ 
Stallburg zu Danke verbunden, daß er dieſen An⸗ 
trag hier im Haufe erneuerte. 

Die Bevölkerung in den Provinzen iſt in jenen 
Städten, wo eine Hauszinsſteuer eingeführt iſt, bedeu⸗ 
tend geſtiegen, die Bauobjecte haben ſich aber nicht 
in gleichem Maße vermehrt; die Maſſe der Miether 
iſt immer eine größere als die der Vermiether, was 
eine Steigerung der Miethzinſe herbeigeführt hat. 
Um die Dringlichkeit der Erledigung des Geſetzes dar⸗ 
zuthun, werde ich mir erlauben, aus officiellen Daten, 
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die ich mir vorbereitet habe, Einiges anzuführen, wo⸗ 
durch das hohe Haus die Ueberzeugung erhalten wird, 
um wie viel die Miethzinſe in einer beſtimmten Zeit 
geſtiegen ſind, und wie hoch dagegen auch die Zins⸗ 
ſteuer gewachſen iſt. 

Ich werde mir erlauben, zum Beifptele meine 
Vaterſtadt Prag und dann die Stadt Smichow anzu⸗ 
führen. 

In Prag befinden ſich nach Angabe gegenwär⸗ 
tig 3.543 Häufer, wozu man die kleineren Häufer 
von der Bergſtadt Wiſſehrad und dem Hradſchin von 
der Joſephſtadt und die öffentlichen Bauten mit ein⸗ 
rechnet, ſo daß man als Wohnhaͤuſer 3.000 anneh⸗ 
men könnte. 

Nun betrug die Bevölkerung in Prag im 
Jahre 1846 120.748 Seelen, im Jahre 1857, 
wo die letzte Volkszählung ſtattfand, ſtieg ſie auf 
153.149 Seelen, folglich um 32.401 mehr; wir 
dürfen für die Gegenwart, da ſeit 1857 keine Volks⸗ 
zahlung vorgenommen wurde, die Bevölkerung an⸗ 
nähernd mit 170.000 Seelen annehmen. 

Wenn wir nun die Bevölkerung berückſichtigen 
und die Anzahl der Wohnhäuſer, ſo muͤſſen wir auch 
auf die Zinſungen Rückſicht nehmen; es iſt in der 
Tabelle, die mir hierüber zu Gebote ſteht, blos die 
ordentliche Zinsſteuer ohne Zuſchlag angeführt, und 
nebſt dem iſt die Zahl der durch Neubau zugewachſe⸗ 
nen Bauobjecte beigefügt. 

Nach den Daten der k. k. Steueradminiſtration 
in Prag ſtellte ſich 


die Anzahl der Mielhzins⸗ 
im neuer Bau⸗ Steuerzuwachs 
Jahre die Zinsſteuer auf objecte auf auf 

—— — — — 
1858 . 666 805 fl. 50 kr. 36 5.039 fl. 7 kr. 
1859 . 733.743 „ 9 35 3171,57, 
1860 . 778. 900 27 1.704, 30 „ 
1861 . 819, 168 „ 53 3.593, 25 „ 
1862 . 863. 897, 83 33 4.438, „ 46 „ 
1863 . 920, 8710 1 22 A 27 2.288 W 8 


Man vergleiche alſo nur die Zahl vom Jahre 
1858 im Betrage von 666.805 fl., und vom Jahre 
1863 im Betrage von 920.871 fl. 22 kr. 

Ich übergehe zur Gemeinde Smichow; die Ge⸗ 
meinde Smich ow zählt eirca 15.000 Seelen. Die 


Anzahl der Häufer beträgt 297. Die 1 be⸗ 


trug im Jahre 1860 . 10.078 kr. 
„ „ 1861 11.939 „ 17 1 
„ „ 1862. 13.151 „ 86 „ 
„ „ 1863 . 18.488 „ 34 „ 
„ „ 1864 . 18.300 „ 12½ „ 
und 1865 . .18.033 „ 68 „ 


Bei Vergleichung dieſer Zahlen ſieht man offen⸗ 
bar, wie hoch der Miethzins, demnach die Zinsſteuer 
geſtiegen iſt und daß es wohl angezeigt iſt, eine Ab⸗ 
hilfe in dieſer Hinſicht zu verlangen. Eine Abhilfe 
kann aber nur dadurch. geleiſtet werden, daß die Bau⸗ 


größere Steuerfreiheit, und zwar auf jeden Fall, eine 
größere Steuerfreiheit, als wir ſie in der Steuer⸗ 
reform mit ſechs Jahren, und als wir ſie bis jetzt 
mit acht bis zehn Jahren gehabt haben. Ich erlaube 
mir nur an den Reformausſchuß die Bitte zu ſtellen, 
daß er geneigt wäre, eine gleiche Steuerfreiheit, wie 


‚fie gegenwärtig beantragt iſt, anzunehmen, und dieß 


ſelbſt für den Fall, wenn Bauten für Arbeiterwoh⸗ 
nungen oder aus Rückſichten auf Elementarzufälle, 
wo ſo mancher ſein Hab und Gut ganz verliert, vor⸗ 
genommen werden, auszudehnen. Alsdann werden die 
Folgen nicht ausbleiben, der Staat wird durch die 
Zunahme der Bauten ein viel groͤßeres Einkommen 
haben, die Gemeinden werden, da, wo die Bauten 
vollendet ſind, wie auch der Ausſchuß anerkennt, in 
Bezug auf Communalgiebigkeiten gewinnen und da⸗ 
durch eine Quelle für ihre bedeutenden ſich immer 
mehr ſteigernden Auslagen finden. 

Was ſich aber noch zu den bereits von mir an⸗ 
geführten Motiven zugeſellt, nämlich, die Bauluſt 
als Mittel zur Hebung der darniederliegenden Bau⸗ 
gewerbe zu heben, iſt noch das Motiv, dieſer Bauluft. 
einen größeren Spielraum zu gewähren, und dieß 
wird ſich dadurch erzielen laſſen, daß namentlich in 
Städten, die leider noch dem Feſtungszwange unter⸗ 
liegen, und wo man aus ſtrategiſchen Rückſichten es 
nicht für nothwendig findet, dieſe Feſtungsverbind⸗ 
lichkeit zu beheben, dieſe aufhören würde. Ich erlaube 
mir alſo den Antrag zu ſtellen: 

„Die hohe Regierung möge bei jenen Städten, 
die in ſtrategiſcher Beziehung von keiner Wichtig⸗ 
keit mehr ſind, deren Beſtimmung als Feſtungen 
beheben.“ 

Ich erlaube mir dieſen Antrag dem Herrn 
Präſidenten zu übergeben, damit er als Antrag des 
Hauſes angenommen wurde, und ihn nebſt dem von 
mir bereits angeführten, will ich ihn nur noch damit 


motiviren, daß der Staat ſelbſt dadurch die namhaf⸗ 


ten Erhaltungskoſten der Werke ſelbſt, ſowie des 
dießfälligen Perſonals erſpart, die Stäbte ſelbſt aber 
in den Genuß geſunder, geräumiger Bauplätze gelan⸗ 
gen würden. 

Das hohe Haus moͤge entſchuldigen, daß ich die 
Zeit in dem Maße in Anſpruch nehme, aber ich kann 
Sie, meine Herren, verſichern, daß es für unſer Land 
ein dringendes Bedürfniß iſt, daß irgend eine gedeih⸗ 
liche Verfuͤgung in dieſer Beziehung getroffen 
werde. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Dau⸗ 
bek beantragt, einen Wunſch auszuſprechen, der wohl 
nicht im unmittelbaren Zuſammenhange mit dem Ge⸗ 
genſtande, aber doch in directer Beziehung zu dem⸗ 
ſelben ſteht; ich glaube ihn alſo immerhin vortragen 
und die Unterſtützungsfrage ſtellen zu können. Er 
geht dahin, das hohe Haus möge den Wunſch aus⸗ 


luſt angeregt wird. Dieß aber geſchieht durch eine ſprechen, „die hohe Regierung möge bei jenen Städten, 
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N 
die in ſtragetiſcher Beziehung keine Wichtigkeit bieten, 


deren Beſtimmung als Feſtungen beheben.“ Ich bitte 
jene Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu 


erheben. (Geſchieht.) Er iſt hinreichend unterſtützt. 


Ich werde ihn erſt dann, nachdem über das ganze 
Geſetz wird abgeſtimmt worden ſein, zur Abſtimmung 
bringen. 
Verlangt noch Jemand in der Generaldebatte das 
Wort? 


Abgeordneter Dr. Öupr (Mähren): Ich habe 
die Petition des Carolinenthaler gewerblichen Leſever⸗ 
eines in Betreff der Hauszinsſteuerbefreiung bei Neu⸗ 
und Umbauten in das hohe Haus gebracht und will 
mir erlauben, Weniges darüber zu ſagen. In der 
Petition ſind die Gründe ſo ausführlich nach allen 
Richtungen auseinandergeſetzt, daß mir in der That noch 
wenig mehr zu ſagen übrig bleibt. Ich berühre nur, 
daß nicht blos die Bevölkerung in immer neuer Ent⸗ 
wickelung und ſtaͤrkerer Vermehrung begriffen iſt, 
ſondern daß auch der Fortſchritt der Induſtrie immer 
neue Lagerſtätten und Magazine nöthig hat. Wir 
finden das beſonders in dem anderen Flügel unſe⸗ 
rer Landeshauptſtadt Prag, nämlich im Carolinen⸗ 
thale. 

Was insbeſondere die humanitäre Seite der 
Frage anbelangt, ſo iſt eben im Carolinenthale, 
woher die erwahnte Petition ſtammt, ein ſehr grelles 
Deifpiel vorhanden. Es find dermalen dort, meine 
Herren, 300 Menſchen, die in unterirdiſchen feuchten 
und dunklen Kellern wohnen. Es gibt Familien da 
mit ganz kleinen Wohnungen, oft in einem Zimmer 
mehrere Familien, die ihre Territorien durch Striche 
mit Kreide abgränzen, und daß ſolche Territorial⸗ 
gemeinſchaft zu Reibungen führt, können Sie ſich, 
meine Herren, leicht denken. Es verlangt alſo ſchon 

die Humanität, daß eine Abhilfe geſchaffen werde. 

Ich will noch auf einen Punet den Accent 
legen, daß namlich der Staat dadurch nur gewinnen 
kann, indem man neue Steuerobjecte ſchafft. Was 
ſind 15 bis 20 Jahre für das Leben eines Staates? 
Und nach dieſer Zeit hat der Staat ein neues Steuer⸗ 
object, welches er fonft nicht gehabt Hätte. Uebrigens 
werden auch ſo viele Gewerbe, die mit dem Bauwerke 
in Verbindung ſtehen, dadurch angeregt und es wer⸗ 
den gerade die zahlreichſten Claſſen der Bevölkerung 
ſteuerleiſtungsfaͤhiger, was ſich nicht blos in der Ge⸗ 
werbe⸗ und Einkommenſteuer, ſondern auch ſelbſt in 
der indirecten Steuer kundgeben wird. Freilich könnte 
man hier einwenden, daß ſolche Steuerbefreiungen 
Privilegien ſind, und daß Privilegien heutigen Tages 
nicht an der Tagesordnung ſind. 

Meine Herren! Allerdings iſt dieß ein Privlle⸗ 
gium, aber ein ſolches, das im Dienſte der volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Entwickelung ſteht, und ſolche können 
wir uns ſchon wünſchen, umſome hr, nachdem man 
einmal damit angefangen hat. Wien hat aus⸗ 
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gedehnte Privilegien dieſer Art; freilich ſagt man: 
„quod licet Jovi, non livet bovi“, aber einiger⸗ 
maßen ſollte man doch den Grundſatz: „Gleiches 
Recht für Alle“, aufrecht halten. 

Die wichtigſte Einwendung, die man vorbringen 
könnte, da eben keiner von den Herren gegen den 


Antrag eingetreten iſt, könnte die ſein, daß ſich eine 


ſolche Befreiung zumeiſt auf den Grund und Boden 


bezieht, d. h. daß die Beſttzer dieſer Gründe eine ſolche 


Befreiung ausbeuten, indem fie den Grund und Bo⸗ 
den vertheuern, wie wir es heut zu Tage in Wien 
ſehen. 

Sie ſagen: Das iſt ein begünſtigter Grund, 
wenn man darauf ein Gebäude errichtet, jo iſt es 
durch zwanzig Jahre ſteuerfrei; alſo koſtet er mehr, ſo 
daß ſtreng genommen nur die Grundbeſitzer aus ſo 
einer Steuerbefreiung profitiren. Es iſt aber doch an⸗ 
zunehmen, daß auf dem Lande und ſelbſt in den Pro⸗ 
vinzialhauptſtädten in der Regel die Beſitzer des 
Grundes auch die Bauunternehmer ſind, daß da alſo 
von dieſer Rückſicht nicht die Rede ſein kann. 

Uebrigens ſehen wir, daß in Wien, wo in den 
vier Jahren, ſeit wir hier anweſend ſind, ganze 
Häuſermaſſen entſtanden ſind, die Bauluſt doch ange⸗ 
regt wurde; gewiß würden dieſe Häuſer gar nicht da 
ſein, wenn den Bauten nicht die Steuerbefreiung zu⸗ 
geſtanden worden wäre. Was hier ſo gute Früchte 
getragen hat, möge denn auch anderwärts, namentlich 
in meinem Heimatslande, wo ganz andere Verhält⸗ 
niſſe obwalten als in Wien, wo die Leute nicht ſo viel 
erwerben, und die Wohnungsnoth eine exorbitante iſt, 
ſtattfinden. 

Ich würde daher im Namen derjenigen, die mich 
mit obiger Petition betraut haben, beſonders wün⸗ 
ſchen, daß die Ausſchußauträge angenommen werden. 


Prüſident: Verlangt noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn Niemand das Wort 
begehrt, erkläre ich die Generaldebatte als geſchloſſen. 

Se. Excellenz der Herr Finanzminiſter hat das 
Wort. 


Finanzminiſter Edler v. Plener: Die Bemer⸗ 
kung, die ich zu machen habe, betrifft nicht das Me⸗ 
ritoriſche und nicht die Frage, ob eine Erweiterung 
der gegenwärtig beſtehenden ſteuerfreien Jahre noth⸗ 
wendig ſei oder nicht. Meine Bemerkung iſt blos 
formeller Natur. Durch die vom hohen Hauſe be⸗ 
ſchloſſene Permanenzeigenſchaft des Steuerreformaus⸗ 
ſchuſſes iſt das Werk der Arbeit der Steuerreform 
weſentlich gefördert und einer beſchleunigten Erledi⸗ 
gung entgegen gefuhrt und es läßt ſich wohl mit 
Grund annehmen, daß in der nächſten Seſſion des 
hohen Reichsrathes die Steuerreform zum Abſchluß 
gebracht werden wird. Unter dieſen Geſetzen nimmt 
die Gebäudefteuer einen ſolchen Platz ein, daß, wenn 
das Geſetz einmal beſchloſſen iſt, eine lang ausge⸗ 
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dehnte Vorarbeit zum wirklichen Inslebentreten der 
Gebaͤudeſteuerreform nicht in Ausſicht genommen 
werden kann. Bei der Grundſteuer werden allerdings 
längere Zeit erfordernde Kataſtralarbeiten nothwen⸗ 
dig ſein, bei der Gebäudeſteuer aber iſt die Aulage 
des Geſetzes eine ſolche, daß mit aller Zuverſicht be⸗ 
hauptet werden kann, daß in einem Jahre die Durch⸗ 
führung vollzogen werden kann. Angeſichts dieſes 
N Verhältniſſes hält es die Regierung nicht für zweck⸗ 
mäßig, gegenwärtig mit einem proviſoriſchen Geſetze 
vorzugehen. Der Steuerreformausſchuß beſchäftigt 
ſich, ſowie mit den übrigen Steuergattungen auch 
mit der Gebäudefteuer, und mithin auch mit den le⸗ 
gislativen Beſtimmungen über die ſteuerfreien Jahre; 
er wird, wenn die Anſchauung des hohen Hauſes ſich 
in der Art ausſpricht, daß eine längere Reihe von 
ſteuerfreien Jahren wünſchenswerth ſei, als in dem 
Projecte von der Regierung angetragen wurde, ge⸗ 
wiß von einer ſolchen Anſchauung, wenn ſie etwa in 
Form einer Reſolution gefaßt würde, die entſpre⸗ 
chenden Kenntniſſe nehmen und derſelben die gebüh 
rende Berückſichtigung zu Theil werden laſſen. Ich 
glaube wenigſtens, daß dieſes Verhältniß eintreten 
wird; es wird alſo der Zweck erreicht werden, daß 
die Anſchauung des Hauſes über die Nothwendigkeit 
einer langeren ſteuerfreien Zeit die entſprechende 
Würdigung erhalte. Gegenwärtig in der kurzen Zwi⸗ 
ſchenzeit eine proviſoriſche geſetzliche Verfugung zu 
treffen, erſcheint Angeſichts dieſer Verhaltniffe nicht 
zweckmäßig, dies iſt die Anſchauung der Regierung. 


Prüſident: Wünſcht der Herr Berichterſtatter 
zu ſprechen? 


Berichterſtatter Or. Riehl: Ich habe umgang 
nehmend von dem, was für die Zweckmäßigkeit dieſes 
Geſetzes zu ſprechen wäre, nachdem keine Einwen⸗ 
dung in materieller Beziehung dagegen gemacht 
wurde, um auf das zu antworten, was von Sr 
Excellenz dem Herrn Finanzminiſter geſprochen wurde 
Der Ausſchuß, welcher über dieſen Antrag des Herrn 
Baron v. Rieſe⸗Stallburg beſtellt wurde, hat 
ſich allerdings gegenwärtig gehalten, daß das Object, 
welches er zur Berathung vor ſich hatte, dasſelbe war, 
welches in die Competenz des Steuerreformausſchuſſes 
fällt, in ſoferne die Gebaͤudeſteuer auch einen Gegen⸗ 
ſtand der Steuerreformvorlage der Regierung bildet. 
Er hat aber Umgang genommen von der Betrachtung, 
daß vielleicht durch die neue Gebaͤudeſteuer dieſe An⸗ 
gelegenheit auf andere Weiſe regulirt werden könnte, 
und zwar deßhalb, weil er ſich gegenwärtig hielt, daß 
bereits im Jahre 1862 der Wunſch vom hohen Ab⸗ 
geordnetenhauſe ausgeſprochen wurde, daß ein derar- 
tiges Geſetz, wie es heute zur Annahme empfohlen 


wird, von Seite der hohen Regierung eingebracht werden 


möge, daß dieſer Wunſch wiederholt aufrecht gehalten 


wurde in ſpaͤteren Finanzgeſetzen und deſſen ungeach⸗ 
tet von einer Vorlage der hohen Regierung in dieſer 
Beziehung nirgends etwas zu finden war, wenn man 
nicht auf die Anträge Rückſicht nehmen wollte, welche 
in dieſer Richtung ſich im Projecte der Steuerreform 
finden. 

Deßhalb meinte der Ausſchuß, welcher über den 
gegenwärtigen Antrag beſtellt worden iſt, da die Zu⸗ 
kunft ungewiß ſei und nicht anzuhoffen ſein werde, 
daß das projeetirte Reformgeſetz bald in Wirkſamkeit 
treten werde, daß er deſſenungeachtet die Sache ergrei⸗ 
fen ſolle, und einem von allen Seiten anerkannten 
Bedürfniſſe Abhilfe ſchaffe, darch das eben beantragte 
Geſetz. Er hat dabei im Auge behalten, daß, wie 
auch im Berichte angedeutet iſt, gerade momentan 
große Arbeitsloſigkeit herrſcht, er hat im Auge behal⸗ 
ten, daß eben das Baugewerbe durch vielfache Bezie⸗ 
hungen, in welchen dasſelbe mit anderen Hantirun⸗ 
gen und Beſchaͤftigungen ſowohl der induſtriellen als 
der landwirthſchaftlichen Thätigkeit ſteht, vorzüglich 
geeignet iſt, Arbeit in weiteren Kreiſen zu ſchaffen, 
daß eine gewiſſe Circulation der Geldmittel herbei⸗ 
geführt wird, welche äußerſt wichtig dort iſt, wo 
eben eine große Anzahl Arbeitsloſer iſt. 

Das iſt auch in den einzelnen Petitionen ange⸗ 
führt; iusbeſondere erlaube ich mir hinzuweiſen auf 
die Petition, welche von den Gemeinden des Bezirkes 
Sechshaus eingebracht wurde. Gerade dort iſt der 
Geſichtspunct hervorgehoben, daß es wünſchenswerth 
ſei, die Bauluſt dort anzuregen, wo eine Maſſe der 
gegenwärtig arbeitsloſen Bevölkerung ſich befindet, 
welche auf eine andere Art nicht befchäftigt werden 
kann. Aus dieſem Grunde hat der Ausſchuß, welchen 
ich zu vertreten die Ehre habe, beſchloſſen, jetzt ſchon 
und ungeachtet der entgegenſtehenden Bedenken dieſes 
Geſetz zur Vorlage zu bringen. Er hat nicht gemeint 
ein proviſoriſches Geſetz damit zu ſchaffen, es 
ſoll auch kein proviſoriſches, ſondern ein definitives 
ſein, es ſoll definitiv verfügen, daß für alle jene Ge⸗ 
bäude, welche bis Schluß des Jahres 1867 vollendet 
und aufgeführt ſind, definitiv die in dieſem Geſetze 
vorgeſehene Steuerfreiheit zu gelten hat. Es iſt alſo 
kein proviſoriſches, ſondern ein Geſetz, welches für 
dieſe Zeitdauer der Noth und Arbeitsloſigkeit, fo viel 
an der Geſetzgebung in dieſer Beziehung iſt, Abhilfe 
ſchaffen ſoll. Es iſt hiebei ein Vorgang beobachtet 
worden, wie er auch von Seite der hohen Regierung 
in früheren Jahren eingehalten wurde; ich erinnere, 
daß im Jahre 1848 für Prag und andere Städte in 
Böhmen Steuerfreiheit auf eine gewiſſe Anzahl von 
Jahren gegeben wurde, für alle jene Gebäude, welche 
bis zu Georgi 1849 bis zur ebenerdigen Mauergleiche 
aufgeführt find, und zwar mit der ausgeſprochenen 
Tendenz, der damals ſtattgefundenen Arbeitsloſigkeit 
abzuhelfen. Aus dieſem Grunde glaube ich, daß uns 
die Erwägung, daß, ſeit diefer Bericht ins Haus 
gekommen, der Steuerreformausſchuß in Permanenz 
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erklart wurde, nicht abhalten ſoll, in die Berathung 
des Geſetzes einzugehen. 

Ich empfehle daher für die Specialdebatte die 
Annahme der einzelnen Anträge. 


Präfident: Wir übergehen zur Specialdebatte. 

Der Titel lautet: 

„Geſetz, betreffend die Steuerfreijahre bei Neu⸗, 
Um⸗ und Zubauten. Giltig für jene Länder, in wel⸗ 
chen die Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer beſteht.“ 

Verlangt Jemand das Wort? (Niemand mel⸗ 
det ſich.) Da Niemand das Wort verlangt, bitte ich die⸗ 
jenigen Herren, die für dieſe Faſſung des Geſetzes 


ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt ange⸗ 


nommen. 


Berichterſtatter Or. Riehl: Die Einleitungs⸗ 
worte und $. 1 lauten: 
„Ueber Antrag der beiden Haufer Meines 
Reichsrathes finde Ich zu 1 wie folgt: 
$ 


Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. 
Februar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 
1835, Nr. 562) gewährte zeitliche Befreiung von 
der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt Staats⸗ 
zuſchlägen wird auf alle der Hauszinsſteuer unter⸗ 
liegenden Ortſchaften und einzelnen Gebäude in der 
Art ausgedehnt, daß fürdie in dieſer Allerhöchſten 
Entſchließung aufgeführten Fälle sub a) (Neubauten) 
eine Befreiung von fünfzehn, in den Fällen sub b) 
(Umbauten) und sub e) (Zubauten) eine Befreiung 
von zwölf Jahren ſtattfindet.“ 


Prüſtdent: Herr Baron Tinti hat das Wort. 


Abgeordneter Baron Tinti (Niederösterreich): 
Ich bin im Allgemeinen mit der Tendenz des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes einverſtanden und dieſes hauptſaͤch⸗ 
lich aus jenen volkswirthſchaftlichen Motiven, welche 
bereits von Seite des Herrn Berichterſtatters und von 
Seite mehrerer Herren Vorredner erörtert wurden. 

Ich betrachte auch ein ähnliches Geſetz als einen Fort⸗ 
ſchritt in der Richtung, daß damit das Prineip der 
Gleichheit vor dem Geſetze fortgebildet und entwickelt 
wird, wenigftend in Bezug auf eine Angelegenheit, 
nämlich in Bezug auf die Befreiung von der Haus⸗ 
zinsſteuer, bezüglich welcher gegenwärtig thatfächlich 
die allergrößten Verſchiedenhelten im Reiche beſtehen, 
wodurch wirklich in einzelnen Fällen dieſe Steuer⸗ 
befreiung in Bezug auf beſtimmte Orte den Charakter 
eines reinen Privilegiums annahm. 

Die Verbeſſerungen, welche in dieſer Richtung 
von Seite des Ausſchuſſes zum Antrage des Baron 
Rieſe⸗Stallburg angebracht wurden, haben dem 
Geſetze dieſen verbeſſerten fortſchrittlichen Charakter 
gegeben. Es beſteht ein gleiches Ausmaß der Steuer⸗ 
befreiung für alle jene Ortſchaften, welche der Haus⸗ 


1 

zinsſteuer unterliegen für ſolche Gebäude in nicht 
hauszinsſteuerpflichtigen Ortſchaften, welche eine 
ſolche Hauszinsſteuer zu zahlen verpflichtet find. Aus 
dieſem Grunde werde ich für das Geſetz ſtimmen; 
allein ich kann im $. 1 nicht für jene lange Zeitdauer 
ſtimmen, welche der Ausſchuß beantragt, nämlich nicht 
: für fünfzehn Jahre bei Neubauten, für zwölf Jahre 
bei Zu⸗ und Umbauten. Mir ſcheint dieſe Zeit der 
gänzlichen Befreiung von jeder Steuerleiſtung eine zu 
lange zu ſein. Es iſt ſehr denkbar, daß auf dieſe 
Weiſe eine ganze Reihe von ſteuerfreien Objecten mit 
der Zeit entſtehen könnte, wenn naͤmlich Gebaͤude ent⸗ 
weder ihrer Beſtimmung nach oder planmäßig fo 
ſchlecht und daher auch mit geringeren Mitteln ge⸗ 
baut find, daß fie in kürzerer Zeit um⸗ oder neu⸗ 
gebaut werden müſſen. 


Das Hauptmotiv aber, welches mich beſtimmt, 
gegen die längere Zeitdauer zu ſprechen, iſt die Abſicht, 
wenigſtens nicht eine allzugroße Ungleichheit in Bezug 
auf die Hauszinsſteuerpflichtigen im Verhältniß zu 
anderen Steuerpflichtigen herbeizufuͤhren. 

Wir haben gegenwärtig nur bei der Hauszins⸗ 
ſteuer das Privilegium einer mehrjährigen voll⸗ 
ſtändigen Steuerfreiheit. Dieſes Privilegium beſteht 
eigentlich bei gar keiner anderen Steuer. Es beſteht 
etwas Analoges bei der Grundſteuer, allein das kann 
ich nur als eine überaus geringe Steuerbefreiung an⸗ 
erkennen. Bei der Grundſteuer iſt naͤmlich die Steuer⸗ 
befreiung, wenigſtens die theilweiſe, darin gelegen, 
daß bis zur Reviſion des Kataſters Meliorationen nicht 
höher beſteuert werden. Wenn wir uns aber gegen⸗ 
wärtig halten, daß insbeſondere nach der Steuer⸗ 
reform die Reviſionen periodiſch in kürzeren Zeit⸗ 
räumen wiederkehren ſollen, iſt dieſe für Meliorationen 
geltende Befreiung gegenüber der mehrjährigen 
gänzlichen Befreiung von der Hauszinsſteuer eine 
überaus geringe, überaus mäßige, und wohl nur ein 
ſolches Praͤmium, welches dem Fleiß und der Be⸗ 
triebſamkeit zugewendet werden ſoll. Bei der Haus⸗ 
zinsſteuer dagegen ſoll eine vollſtändige Steuerfreiheit 
für eine lange Reihe von Jahren ſtattfinden. 

Es wurde nun von einem Vorredner hervor⸗ 
gehoben, der Steuerreformausſchuß möge dieſelben 
Principien acceptiren, welche hier in Antrag gebracht 
werden. Dieſe Principien lagen bereits in der 
Regierungsvorlage und ich zweifle nicht, daß der 
Ausſchuß ſie acceptiren wird; allein ich glaube, ſehr 
zweifeln zu muͤſſen, daß der Steuerreformausſchuß 
geneigt ſein dürfte, auf eine ſo lange Ausdehnung der 
Steuerfreiheit bei Neubauten und namentlich bei Zu⸗ 
und Umbauten, welche bloße Meliorationen ſind, 
einzugehen. 

Aus dieſem Grunde erlaube ich mir nun hier 
den Antrag zu ſtellen, es möge die Steuerbefreiung 
bei Neubauten nur auf zehn, bei Zu⸗ und Umbauten 
nur auf ſechs Jahre ſtattfinden. 
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Prüſident: Der Antrag des Herrn Baron 
Tinti lautet: (Liest denſelben.) Wird dieſer Antrag 
unterftüßt ? (Geſchieht.) Er ift unterftügt. 

Herr Dr. Herbſt hat das Wort. 


ſchloſſen wird, dem Ausſchußantrage nicht entgegen⸗ 
ſteht, weil vielmehr die ganz außerordentlichen Ver⸗ 
hältniffe, in denen wir uns jetzt befinden, auch ſolche 
außerordentliche Aufmunterungsmittel nothwendig 
machen, ſo kann ich in mehr als in einer Hinſicht auch 
der Anſicht des Herrn Vorredners nicht beipflichten, 
daß der Geſetzentwurf, wenn er ſeine Beſtimmung, 


Abgeordneter Dr. Herbſt (Böhmen): Ich kann 
mich mit dem geſtellten Antrage ebenſowenig als mit 


jener Anſchauung einverſtanden erklären, welche Seine 
Excellenz der Herr Finanzminiſter in der Generaldebatte 
entwickelt hat. 

Schon der Herr Berichterſtatter hat darauf 
hingewieſen, daß das Geſetz nicht proviſoriſch Steuer⸗ 
freiheit zugeſtehe, ſondern, daß es definitiv den in den 
nächſten Jahren zu errichtenden Gebäuden eine nicht 
um gar ſo viel verlängerte Steuerfreiheit definitiv 
zugeſtehen ſoll. Mir ſcheint nun, daß es nicht angehe 
auf das Mefultat der Berathung über die Steuer⸗ 
reform hinzuweiſen, denn ich kann die ſanguiniſche Hoff⸗ 
nung ganz und gar nicht theilen, daß der bloße Be⸗ 
ſchluß, der Steuerreformausſchuß werde als perma⸗ 
nent erklärt, auch nur annähernd die Erledigung der 
Steuerreformgeſetze in der nächſten Sitzung ermög- 
licht, da ja, was dem Abgeordnetenhauſe in Einer 
Seſſion nicht möglich iſt, ganz gewiß auch dem an⸗ 
deren Haufe nicht möglich fein kann, daher an die 
Erledigung in der nächſten Seſſion nicht entfernt, 
ſelbſt unter den günftigften Umſtänden nicht zu 
denken iſt. 

Aber ſelbſt, wenn dem ſo wäre, ſo ſcheint mir, 
daß der Geſetzentwurf, wie er von dem Ausſchuſſe 
vorgeſchlagen wird, nicht minder gerechtfertigt ſei. 

Er iſt ein ausnahmweiſes Geſetz, aber wir be⸗ 
finden uns eben in einer Ausnahmsſtellung und die 
Regierung ſollte ſich der Ueberzeugung nicht ver⸗ 
ſchließen, in welchem troſtloſen Zuſtande ſich unſere 
volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe gerade jetzt befin⸗ 
den, und wie die Verarmung in allen Claſſen der 
Bevölkerung beſtändige und erſchreckende Fortſchritte 
macht, wie dieſe zunehmende Verarmung gerade in 
dem Zuruͤckbleiben der Bauten, welche ganz außer 
allem Verhältniß mit der Zunahme der Bevölkerung 
ſtehen, ſich äußert und wie es, um nur einigermaßen 
das Baugewerbe wieder zu beleben und Tauſenden 
und Tauſenden von Menſchen Befchäftigung zu ver⸗ 
ſchaffen, die fie vor dem dringenden Mangel ſchüͤtzt, 
nothwendig iſt, auf die Bauluſt belebend einzu⸗ 
wirken. 

Dadurch iſt es gerechtfertigt, daß für die Jahre, 
denen wir jetzt entgegen gehen, eine Begünſtigung 
gewährt wird, welche geeignet iſt, dieſe Ziele zu errei⸗ 
chen, mag dann auch der Steuerreformausſchuß, wenn 
endlich ſeine Arbeit beendet und geeignet ſein wird, 
mit Geſetzeskraft eingeführt zu werden, eine andere 
Anſicht über die Dauer der Steuerfreiheit zu der ſei⸗ 
nigen machen oder nicht. 

Wenn nun dieſes, daß vielleicht kuͤnftig ein 
Anderes, für die fpäter zu errichtenden Bauten be⸗ 


wenigſtens annähernde Gleichheit in den Beſteue⸗ 
rungsfreiheiten herbeizuführen, erreichen ſoll, eine 
fürzere Reihe von ſteuerfreien Jahren feſtſetzen muß. 

Der Herr Vorredner hat auf die Grundſteuer 
hingewieſen; nun kann ich wohl ſagen, daß, im Falle 
öde Gründe der Cultur zugeführt werden, ihnen ja 
auch nach den beſtehenden Geſetzen, ſo weit ſie mir 
bekannt ſind, eine, und zwar nicht gar kurze, ſondern 
weit längere Steuerfreiheit zugeſtanden iſt, als die, 
die wir für Gebäude anſtreben. 

Aber noch auffallender iſt es, wenn man bedenkt, 
daß jene Reviſionen, bis zu deren Eintritt Meliora⸗ 
tionen nicht verſteuert werden, jetzt in manchen Kron⸗ 
ländern Oeſterreichs ſchon vierzig Jahre nicht ſtattge⸗ 
funden haben, und daß dadurch eine ganz exorbitante 
Begünſtigung in Beziehung auf die Steuerfreiheit, 
namentlich bezüglich des weit geſtiegenen Neinerträg- 
niſſes der Waldungen und ahnlicher Culturgattungen, 
eingetreten iſt. 

Aber auch noch aus einer anderen Rückſicht, die 
einmal ſchon in dieſem hohen Hauſe zur Sprache 
gebracht wurde, ſollte man, wenn man dem Principe 
der Gleichheit nur annaͤhernd huldigen will, dieſe 
Begünſtigung befürworten, daß nämlich in einer ein⸗ 
zelnen Stadt, wo in Folge deſſen die meiſten Bauten 
ſtattfinden, vielleicht mehr als in allen anderen Pro⸗ 
vinzial⸗Hauptſtädten zuſammengenommen, eine dreißig⸗ 
jährige Steuerfreiheit zugeſtanden iſt, welche auch 
durch das Steuerreformgeſetz nicht alterirt werden 
wird. 

Ich kann mich endlich um ſo weniger mit dem 
Antrage einverſtanden erklaren, weil er in der That das 
ganze Geſetz zu einem illuſoriſchen machen würde. Denn 
nach der Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1835 iſt ja, wie es auch der Bericht außein- 
anderſetzt, die Zahl der ſteuerfreien Jahre jetzt zehn, 
acht und acht, wenn alſo das Geſetz nichts anderes 
gewähren ſoll, als daß zehn Jahre beibehalten werden, 
aber dort, wo acht ſteuerfreie Jahre bisher waren, 
künftig ſechs Jahre fein follen, fo weiß ich nicht, wo⸗ 
zu das Geſetz gemacht wird. Ich muß dabei noch her⸗ 
vorheben, daß, namentlich wie die Verhaltniffe un⸗ 
ſerer Städte ſind, auf die Steuerfreiheit bei den Um⸗ 
bauten nicht geringes Gewicht gelegt werden ſoll. 


Die meiſten Städte ſind aus Anlaß jenes Uebelſtan⸗ 
des, auf den der Herr Abgeordnete Dr. Daubek auf⸗ 
merkſam gemacht hat, in beſtimmte Graͤnzen einge⸗ 
engt worden. Sie waren in ihrer naturgemäßen Er⸗ 
weiterung gehindert und es trägt das nicht wenig zu 
jenem Zuruͤckbleiben in unſeren volkswirthſchaftlichen 
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Zuſtänden bei, welches wir fo vielfach zu beklagen 
haben. Darum iſt in dieſen Städten die Vornahme 
eigentlicher Neubauten, namlich von Bauten auf 
grünem Anger, dort, wo Gebäude noch gar nicht be⸗ 
ſtanden haben, nur im beſchränkteſten Maße möglich. 
Die Bauten ſind in der Regel Umbauten, das heißt, 
nicht Verſchönerungen, die an den Gebäuden vorge⸗ 
nommen werden, ſondern Bauten, durch welche an 
Stelle ſchon beſtandener Gebäude neue aufgeführt 
werden. In den größeren Städten Oeſterreichs iſt 
dieß gar nicht anders möglich. 

Es iſt aber gewiß wünſchenswerth, daß jene 
elenden, alten Häufer, die uur darum, weil eine fo 
geringe Steuerbefreiung zugeſtanden iſt, nicht umge⸗ 
baut werden, endlich aufhören, verunſtaltend, ja 
demoraliſirend und in fanitärer Beziehung nachthei⸗ 
lig auf die Bevölkerung zu wirken. 

Gerade die Steuerbefreiung der Umbauten 

iſt unter den gegebenen Verhältniſſen leider vielleicht 
wichtiger, als die Steuerbefreiung bei den Neu⸗ 
bauten. 

Wenn alſo das, was der Ausſchuß beantragt, 
ohnehin über dasjenige, was den Hauptſtaͤdten und 
anderen begünſtigten Städten zugeſtanden iſt, gar 
nicht weit hinausgeht, wenn es ſogar hinter dem, 
was einer einzigen Stadt gewährt iſt, ganz außeror⸗ 
dentlich zurückbleibt, wenn es aber anderſeits doch 
die wirklich anſtrebenswerthen Erfolge herbeiführen 
kann, daß die Bauluſt wieder in manchen Orten, wo 
ſie beinahe ganz aufgehört hat, belebt, und daß da⸗ 
durch die Möglichkeit gegeben werde, über die ſchwere 
Zeit, die uns in den nächſten Jahren bevorſteht, we⸗ 
nigſtens mit geringeren Opfern hinaus zu kommen; 
ſo halte ich den Antrag, wie ihn der Ausſchuß ge⸗ 
ſtellt hat, für vollkommen gerechtfertigt. 

Ohnehin wird ja die Wirkung für die Finanzen 
erſt nach einer geraumen Reihe von Jahren eintreten, 
und es wird uns ja immer die tröſtliche Verſicherung 
vorgehalten: Wenn nur einmal das Jahr 1867 
erreicht iſt, werden ſich die öſterreichiſchen Finanzen 
in einem relativ blühenden Zuſtande befinden. Für 
die Jahre 1865 und 1866, auch 1867 und lange 
hinaus entzieht ja dieſes Geſetz den Finanzen gar kei⸗ 
nen Zufluß; zur Zeit, wenn dieſe Steuerobjecte ſteuer⸗ 
pflichtig werden ſollen, wird ja bereits die ſchwerſte 
Periode überftanden fein. Ich meine alſo, daß wir 
dem, was von ſo vielen Seiten auf das Wärmſte 
befürwortet, was allſeitig angeſtrebt worden iſt, un⸗ 
geachtet deſſen, daß die Regierung erklärt, ſie werde 
nicht beitreten, weil in einem Jahre das Steuer⸗ 

reformgeſetz ins Leben treten werde, unſere Zuſtim⸗ 
mung nicht verſagen ſollen. Wir ſind ja fo häufig in 
der Lage, etwas beſchließen zu müſſen, von dem wir 
uns ſagen, es werde von der anderen Seite die Hand 
nicht gereicht werden, um es ins Leben treten zu laſſen. 
Wir ſind aber deßwegen nicht minder, meine ich, ver⸗ 
pflichtet, demfenigen Ausdruck zu geben, was diejeni⸗ 


gen beſeelt, die wir hier zu vertreten berufen und ver⸗ 
pflichtet ſind. 


Prüſident: Herr Dr. Pankratz hat das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Pankratz (Böhmen): Zu 
dem, was der geehrte Abgeordnete von der anderen 
Seite geſagt hat, habe ich nur zwei Worte hinzuzu⸗ 
fügen, und zwar in Betreff des Antrages des Herrn 
Baron Tinti. Dieſer beantragt, die Steuerfreiheit 
bei umbauten auf ſechs Jahre zu beſchränken. Diefer 
Antrag würde wirklich eine Ungleichheit bewirken, 
denn alle bisherigen Umbauten ſind acht Jahre ſteuer⸗ 
frei, und die in den nächſten zwei Jahren umzu⸗ 
bauenden Häuſer wurden nur ſechs Jahre ſtenerfrei 
ſein. Die Folge davon würde ſein, daß man mit den 
Umbauten aufzuhören veranlaßt würde, und daß man 
warten müßte, bis wieder zwei Jahre verlaufen, um 
dann entweder wieder wenigſtens ins alte Geleiſe zu 
kommen oder etwas Beſſeres zu machen. 


Prüfident: Verlangt noch Jemand das Wort? 


Abgeordneter Freiherr v. Tinti (Niederöſter⸗ 
reich): Ich habe uur wenige Worte zu erwiedern. 
Ich habe bei meinem Antrage nur dasjenige im Auge 
gehabt, was mich allein beſtimmte, für das Geſetz zu 
ſtimmen und das iſt die allgemeine Ausdehnung, 
welche der Steuerbefreiung gegeben werden ſoll. Es 
ſcheint aus der Rede des Herrn Profeſſor Herbſt 
hervorgegangen, wenigſtens angedeutet zu ſein, als 
ob ich etwa von meinem provinziellen, ja vielleicht 
vom Standpuncte eines Wieners ſprechen würde. 
Davor bewahre mich der Himmel; ich bedauere, auch 
als Wiener, daß für Wien dieſes enorme Privilegium 
einer dreißigjährigen Steuerfreiheit gegeben wurde. 

Ich für meinen Theil ſehe vom landwirthſchaft⸗ 
lichen Standpuncte einen Vortheil nur darin — und 
wir ſehen Beiſpiele in ſo vielen anderen Ländern, 
— wenn über das ganze Land eine Anzahl größerer 
blühender Ortſchaften und kleiner induſtrieller Städte 
verbreitet ſind. 

Das Aufblühen ſolcher Ortſchaften und Städte 
will ich fördern, und damit iſt noch immer ſehr viel 
erreicht; denn was die Herren in Bezug auf die 
Steuerbefreiung von Umbauten erwähnt haben, 
bezieht ſich bekannterweiſe nur auf die Provinzial⸗ 
hauptſtädte, nicht auf die anderen Städte und auf 
das flache Land. Aus dieſem Grunde iſt mein Antrag 
noch immer ein Vorzug und ich erlaube mir, bei dem⸗ 
ſelben zu bleiben. 


Abgeordneter Freiherr v. Rieſe⸗Stallburg 
(Böhmen): Ich bedauere die Aeußerung Seiner Ex⸗ 
cellenz des Herrn Finanzminiſters aus mehreren 
Gründen. Ich bedauere erſtens, daß Seine Excellenz 


Haus der Abgeordneten. — 81. Sitzung der 3. Seſſion am 21. Juni 1865. 


2407 


dadurch, daß er wünſcht, daß die Sache hinaus⸗ 
geſchoben werde, bis der Steuerreformausſchuß den 
Gegenſtand in Verhandlung nimmt, ſie verſchleppt. 
Nur der, der ſchnell gibt, hat doppelt gegeben. 

Es beweiſt aber auch, daß die hohe Regierung 
ſich den Berhältniffen unſeres Staates und namentlich 
des flachen Landes verſchließt, daß die Verhältniſſe 
des Landes in ihrer Traurigkeit der Regierung nicht 
ſo bekannt zu ſein ſcheinen, als es wirklich der Fall 
iſt. In Wien ſieht Manches noch glänzend aus, aber 
auf dem Lande und in den Provinzhauptſtädten iſt 
wirklich die Verarmung der Gewerbe weit fortge⸗ 
ſchritten. Ich bedauere auch beſonders, daß Seine Ex⸗ 
cellenz ſich nicht günftiger für dieſen Antrag geäußert 
haben, indem die Sanction der Krone dadurch proble— 
matiſch wird. Ich würde Seine Excellenz bitten, tie 
Verhältniſſe zu erwägen, in denen wir uns befinden, 
und dahin zu wirken, daß von beiden anderen Facto⸗ 
ren der Geſetzgebung dieſes Geſetz angenommen 
werde, insbeſondere, daß die Sanction der Br nicht 
ausbleibe. 


Abgeordneter Dr. Herbſt (Böhmen): Ich bitte 
auch noch um's Wort zu einer kurzen Bemerkung. 
Der Herr Abgeordnete Baron Tinti hat auf die 
Wichtigkeit des Aufblühens kleiner Städte hingewie⸗ 
ſen, und ich theile dieſe Anſicht vollkommen. Allein 
auch dieſem gegenüber ſcheint ſein Antrag unhaltbar. 

Ich bitte nur Seite 2 des Ausſchußberichtes zu leſen, 
wo angeführt wird, welche Steuerfreiheit in den 
Provinzialhauptſtädten und welche in allen übrigen 
Städten durch die beſtehenden Geſetze zugeſtanden iſt. 
In den Provinzialhauptſtädten ſind zehn Steuerfrei⸗ 
jahre bei Neubauten und acht bei Um⸗ und Zubauten; 
in allen übrigen Städten acht Jahre bei Um⸗ und 
Zubauten. Alſo gerade bei Um⸗ und Zubauten haben 
bis jetzt die kleineren Städte die acht Jahre Steuer⸗ 
freiheit. Es wurde alſo durch den Antrag auf ſechs 
Jahre Steuerfreiheit eine Herabſetzung gerade desjeni⸗ 
gen, was nicht blos die Provinzialhauptſtädte, ſon⸗ 
dern auch die Städte auf dem flachen Lande bereits 
genießen, herbeigeführt. (Freiherr v. Tinti: „Sehr 
richtig!“) 


Präſident (nach einer Pauſe): Wenn Nie⸗ 
mand mehr das Wort begehrt, erkläre ich die Debatte 
über §. 1 geſchloſſen. Wünſcht der Herr Bericht⸗ 
erſtatter zu ſprechen? 


Berichterſtatter Or. Riehl: Im Namen des 
Ausſchuſſes muß ich mich gegen den Antrag des Herrn 
Baron Tinti erklären. Abgeſehen von der Irrung, 
welche darin liegt, daß Baron Tinti angenommen 
hat, daß die Steuerfreiheit für Um⸗ und Zubauten 
gegenwärtig blos für die Hauptſtädte und nicht auch 
für Städte des flachen Landes geſetzlich beſtehe, wel⸗ 
cher Irrthum bereits vom Abgeordneten Herbſt be⸗ 
richtigt iſt, fand der Ausſchuß, daß ein Antrag, wie 


dieſer, wodurch eben nur das neu geſchaffen wurde, 
daß die Steuerfreiheit fuͤr Neu bauten auch auf die 
Städte des flachen Landes ausgedehnt werde, viel zu 
wenig biete, um jenen Zweck zu erreichen, deſſen Er⸗ 
reichung der Ausſchuß im Auge hatte und um deſſent⸗ 
wegen er ſich eben veranlaßt finden konnte, trotz der 
bereits in Berathung befindlichen Steuerreform, den⸗ 
noch jetzt ſchon mit dem Geſetze hervorzutreten, wel⸗ 
ches ein Capitel aus der Gebäudeſteuer herausnimmt 
und wenigſtens für eine kurze Zeitſpanne regulirt. 
Nur in der Ausdehnung der Steuerfreiheit auf eine 
größere Anzahl von Jahren und nur in der Vermeh⸗ 
rung der Zahl der Orte, für welche die Steuerfreiheit 
gelten ſoll, fand der Ausſchuß das Mittel, einen ſehr 
raſchen und energiſchen Antrieb zu geben, welcher 
volkswirthſchaftlich der Situation entſpricht, indem die 
Bauluſt angeregt wird. 

Daß die Steuerfreiheit von zehn Jahren für 
Neubauten dem Beduͤrfniſſe auch in den Provinzial⸗ 
hauptſtädten, wo fie factifch beſteht, nicht genügt, zei⸗ 
gen eben die vorliegenden Petitionen aus den Pro⸗ 
vinzialhauptſtädten Prag, Brünn, Laibach, Lemberg, 
Gratz, Salzburg. In dieſen Provinzialhauptſtädten 
beſteht bereits nach dem gegenwaͤrtigen Stande der 
Geſetzgebuͤng eine Steuerfreiheit von zehn Jahren für 
Neubauten, und deſſenungeachtet fanden ſie ſich be⸗ 
wogen, ſich in Petitionen an den Reichsrath zu wen⸗ 
den und darzuthun, daß, trotzdem die Bauluſt eine ſo 
rege nicht ſei, wie fie für ihre Verhaltniſſe wünſchens⸗ 
werth ſei. Dieſe Petitionen, welche erſt jüngſt einge⸗ 
gangen ſind, zeigen, daß das Begehren und der 
Wunſch viel weiter geht, als auf eine Steuerfreiheit 
von zehn Jahren. So beantragt und wünſcht z. B. 
die Stadt Lemberg für Neubauten eine Steuerfreiheit 
von zwanzig Jahren, für Zu⸗ und Umbauten von zwölf 
Jahren; die Gemeinden des Amtsbezirkes Sechshaus 
beantragen die Gleichſtellung der ſämmtlichen zum 
Wiener Polizeirayon gehörigen Gemeinden bezüglich 
der zeitlichen Steuerbefreiung bei Neubauten mit der 
Commune Wien. In Lemberg z. B. ſind trotz der 
beſtehenden zehnjährigen Steuerfreiheit — nach der, 
der Petition beiliegenden Tabelle — in der Zeitperiode 
vom Jahre 1853 bis 1862, in welcher die Bevöl⸗ 
kerungszahl von 70.000 auf 80.000 Seelen gewach⸗ 
ſen iſt, und in welcher ſich die Hauszinsſteuer beinahe 
um das Doppelte, von 287.096 fl. auf 528.456 fl. 
erhöht hat, im Ganzen nur 39 Neubauten vorgekom⸗ 
men, ſo daß auf Ein Jahr, ungeachtet der Erhöhung 
der Hauszinsſteuer faſt auf das Doppelte, nur vier 
Neubauten kommen. Es iſt dort vorgekommen — wie 
in der Petition auseinandergeſetzt iſt — daß bei der 
damals vorgenommenen Conſcription der Häufer von 
3.058 Häufern nur 769 im guten Beſtande gefunden 
wurden, und 371 wegen Baufälligkeit zum Abbruche 
beantragt werden mußten, endlich daß 360, mit Con⸗ 
ſeriptionszahlen verſehene Bauparzellen ſeit vielen 
Jahren leer und unbebaut ſtehen. 
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Trotz dieſer Steuerbefreiung für 10 Jahre iſt alſo 
überall nicht der Erfolg zu ſehen, welchen man im 
Ausſchuſſe als wünſchenswerth angeſehen hat. 

Ich glaube, daß das hohe Haus ſich aus dieſen 
Motiven nicht beſtimmt finden wird, den Antrag des 
Herrn Baron Tinti anzunehmen und die Anträge des 
Ausſchuſſes abzulehnen. 

Uebergehend auf die zweite Bemerkung, daß eine 
allzugroße Ungleichheit mit den andern Steuern durch 
dieſe Exemtion entſtehen würde, erlaube ich mir nur 
zu bemerken, daß es gar keine andere Steuer von der 
enormen Höhe gibt, wie die Hauszinsſteuer. Dieſe 
beſteht nach dem Patente vom 10. October 1849 für 
die Hauptſtädte in einer Höhe von 16 Percent; dazu 
kommt der Drittel⸗Zuſchlag mit 5% Percent, ferner 
feit dem zweiten Semeſter des Jahres 1859 der 
Kriegszuſchlag mit / kr., der ſich zudem ſeit dem 
19. December 1862 verdoppelte, kurz die Höhe der 
gegenwärtigen Hauszinsſteuer beträgt in den Haupt⸗ 
ſtädten 26 ⅝ Percent und in den Staͤdten des Flach⸗ 
landes nach derſelben Abſtufung 20 Percent. Ohne 
Kriegszuſchlag iſt alſo die Hauszinsſteuer in Wien in 
einer Höhe von 21 / Percent zu zahlen und entſpricht, 
wenn man die Percente für die Inſtaudhaltung abzieht, 
einem Percentſatze von 14 des reinen Einkommens, 
wahrend es ſonſt gar kein Einkommen im Staate 
gibt, welches hoher als mit 7 Perrent beſteuert wäre. 
Es wird alſo die Ungleichheit in dieſer Beziehung nicht 
ſo groß ſcheinen, wenn man im Auge behält, daß ſich 
die Hauszinsſteuer eben auf eine exorbitante Weiſe 
über alle übrigen Steuerſätze erhebt. 

Dieſe Höhe der Hauszinsſteuer iſt aber auch 
außerordentlich fühlbar; fie iſt fühlbar zum Theile 
durch die exorbitanten Privilegien der Stadt Wien. 
Es iſt dieß insbeſondere in den in der nächſten Um⸗ 
gebung von Wien gelegenen vor Allen in Fünf⸗ und 


Sechshaus u. ſ. w., welche auch Petitionen ein⸗ 


brachten, deßhalb enorm fühlbar, weil ſie den Land⸗ 
ſtädten gleichgeſtellt ſind, keine Steuerbefreiung für 
Neubauten haben und trotzdem die Hauszinsſteuer in 
derſelben Höhe wie Wien zu entrichten haben. 


Es iſt dieß aber auch in andern Städten des 


— 


Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Tinti hat 
ein Amendement zu $. 1 geſtellt, welches nur die Be⸗ 
ſtimmung rückſichtlich der Ausdehnung der Steuer⸗ 
freiheit modifieirt, fonft aber den Paragraph unge⸗ 
andert läßt. 

Ich werde daher das Amenudement jo zur Ab⸗ 
ſtimmung bringen, daß ich den §. 1 nach der Formu⸗ 
lirung des Ausſchuſſes mit Einfügung der Zahlen, 
welche Herr Baron Tinti beantragt, zur Abſtim⸗ 
mung bringe. 

Sonach würde $. 1 mit den einleitenden Wor- 
ten lauten: 

„Ueber Antrag der beiden Häuſer Meines Reichs⸗ 
rathes finde Ich zu verordnen, wie folgt: 

§. 1. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 1835, 
Nr. 562) gewährte zeitliche Befreiung von der Haus⸗ 
zind= und Hausclaſſenſteuer ſammt Staatszuſchlägen 
wird auf alle der Hauszinsſteuer unterliegenden Ort⸗ 
ſchaften und einzelnen Gebäude in der Art ausge⸗ 
dehnt, daß für die in dieſer Allerhöchſten Entſchlie⸗ 
ßung aufgeführten Fälle sub a) (Neubauten) eine 
Befreiung von zehn, in den Fällen sub I) (Um⸗ 
bauten) und sub e) (Zubauten) eine Befreiung von 
ſechs Jahren ſtattfindet. 

Ich bitte diejenigen Herren, die für den Antrag 
des Herrn Baron Tinti ſind, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Er iſt in der Minorität geblieben. 

Ich glaube, den Paragraph nach der Formuli⸗ 
rung des Ausſchuſſes nicht nochmals verleſen zu ſol⸗ 
len; es iſt nur die Abänderung zu machen, daß es im 
Schlußſatze heißen fol: „sub a) (Neubauten) eine 
Befreiung von fünfzehn, in den Fällen sub b) 
(Umbauten) und sub c) (Zubauten) eine Befreiung 
von zwölf Jahren ſtattfindet.“ 

Ich bitte die Herren, die für die Formulirung 
nach dem Ausſchußantrage ſind, ſich zu erheben. 


Berichterſtatter Dr. Riehl liest): 


„. 2. 
Dieſe Befreiung hat nur für jene Gebäude 


flachen Landes fühlbar, weil dieſe Städte von Ort⸗ Geltung, welche vom Tage der Kundmachung de s 
ſchaften umgeben find, wo blos die Hansclaſſenſteuer gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 1867 
beſteht, die weit geringer iſt, als die Hauszinsſteuer, planmäßig vollendet und benützbar gemacht werden.“ 


Endlich iſt zu berückſichtigen, daß es nicht gerade die 
reicheren Orte ſind, wo die Hauszinsſteuer bezahlt 


wird, ſondern daß dieſe Steuerpflichtigkeit davon ab⸗ 8. 22 


hängig iſt, daß eine größere Anzahl von nicht behaus⸗ 
ten Gewerbsleuten, Tagelöhnern und anderen zur 
Miethe wohnenden Leuten vorhanden ſind. 

Ich glaube deßhalb, daß auch dieſes Bedenken 
der zu großen Ungleichheit nicht abhalten ſoll, den 
Ausſchußantrag anzunehmen. 


2 Präfident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 


Präfi bent: Verlangt Jemand das Wort zu 


8 


Abgeordneter Dr. Daubek (Böhmen): Der 
Ausſchuß hat ſchon in feinen Motivenberichte er⸗ 


wähnt, daß die Gemeindezuſchläge aufrecht erhalten 
bleiben. Ich finde das um ſo mehr gerechtfertigt, 
als die Gemeinden mit der Canaliſirung, Pflaſterung, 
[Reinigung, Beleuchtung namhafte Auslagen haben, 
‚und es vollkommen gerechtfertigt iſt, daß dieſe Aus⸗ 
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lagen durch eine Steuer in den Gemeinden herein⸗ 
gebracht werden. 

Ich erlaube mir daher dem Paragraph einen 
Zuſatzantrag beizufügen, und zwar: „und hat ſich 
nicht auf die betreffenden Landes⸗, dann Communal⸗ 
beiträge, die auf Grundlage der Allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließung vom 10. Februar 1833 zu beſtehen haben, 
auszudehnen.“ 


Präſident: Ich werde die Unterſtützungs⸗ 
frage ſtellen. Herr Dr. Daubek ſtellt zu §. 2 den 
Zuſatzantrag: (Liest denſelben.) Ich bitte diejenigen 
Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Er iſt hinreichend unterftügt. 


Abgeordneter Dr. Toman (Krain): In 
einem Geſetze ſoll jedes Wort ſeine Bedeutung haben, 
es ſoll kein Wort zu viel und keines zu wenig in 
einem Geſetze ſich vorfinden. 

Mir will das Wort „planmäßig“ hier nicht 
gefallen. Das Wort „planmäßig“ muß einen Zweck 
haben, eine Ratio, und das konnte hier nur in Ruͤck⸗ 
ſicht der politiſchen und eee angenommen 
werden. 

Anbelangend die politiſchen Behörden, verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß ein jeder Bau planmäßig an⸗ 
gefangen und planmäßig vollendet werden muß. Es 
kann alſo nur ruͤckſichtlich der Finanzbehörden ge⸗ 
meint ſein, und dadurch müßte alſo den Finanzbehöor⸗ 
den ein Wirkungskreis eingeräumt werden dahin, 
daß ſie bei der Befreiung von der Steuer ſelbſt das 
Urtheil zu fällen hätten, ob planmäßig gebaut wurde 
oder nicht. Das wurde nur zu Vexationen führen. 
Ich halte daher das Wort „planmäßig“ für ganz 
überflüſſig; denn, wenn die politiſche Behörde ein⸗ 
mal erkannt hat, daß planmäßig gebaut wurde, ſo hat 
die Finanzbehörde keine Unterſuchung mehr anzu⸗ 
ſtellen, fie hat kein Urtheil mehr darüber zu fällen. 
Da das Wort „planmäßig“ alſo nur überflüſſig iſt 
und nur zu Vexationen führt, ſo ſtelle ich den An⸗ 
trag, daß es weggelaſſen werde. 


Prüſident: Es ift ein ſolches Geraͤuſch im 
Saale, daß ich ſelbſt den Antrag nicht genau vernom⸗ 
men habe. 


Abgeordneter Dr. Toman (Krain): Ich ſtelle 
den Antrag: daß das Wort „planmäßig“ ausgelaſſen 
werde. 


Prüſident: Ich bitte dlejenigen Herren, welche 
diese en Antrag unterſtuͤtzen, daß das Wort „planmäßig“ 
ausgelaſſen werde, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt 
hinreichend unterſtützt. 

Wunſcht noch Jemand zu ſprechen? 


Abgeordneter Dr. Demel (Schleflen): Ich 
möchte mich nur gegen den Toman'ſchen Antrag 
ausſprechen. 

Ich verſtehe unter dem Worte „planmäßig“ im 
Hinblick auf die gegenwärtig beſtehenden Gemeinde⸗ 
ordnungen weiter gar nichts, als daß die Baubewilli⸗ 
gung auf Grund eines ordentlichen Bauplanes zu er⸗ 
folgen hat. 

Dieſe Bewilligung ſteht der Gemeinde zu. Ich 
halte es für ſehr weſentlich und unbedingt nothwen⸗ 
dig, daß das Wort „planmäßig“ bleibt; denn das 
heißt nichts Anderes, als mit Beobachtung der Vor⸗ 
ſchriften bauen, und da iſt gar nicht von Finanzbehör⸗ 
den die Rede, ſondern das gehört in den Reſſort der 
autonomen Gemeinde, die jetzt die Bauordnung zu 
handhaben hat. 

Ich glaube, das Wort iſt nicht nur nicht uͤber⸗ 
flüſſig, ſondern Höchft nothwendig, denn ein ohne 
Plan durchgeführter Bau ſoll gewiß dieſe Befreiung 
nicht haben. 


Prüſident (nach einer Pauſe): Wenn Nie⸗ 
mand mehr das Wort begehrt, fo erfläre ich die De⸗ 
batte über 8. 2 für geſchloſſen. 


Berichterſtatter Dr. Riehl: Ich habe dem, was 
der Herr Abgeordnete Dr. Demel gegen den Antrag 
des Herrn Dr. Toman bemerkt hat, nur das beizu⸗ 
fügen, daß der Auzſchuß, wie bereits im Berichte 
erwähnt iſt, ſich überall bemüht hat, an der beſtehen⸗ 
den Geſetzgebung fo wenig als möglich zu rütteln, 
alſo eine Abänderung nur dort beantragte, wo ſie 
eben unbedingt nothwendig war, um den Intentionen 
des Autragſtellers, ſowie des Ausſchuſſes zu entſpre⸗ 
chen. Es hat uberall ein Anſchluß an den Wortlaut 
des Patentes vom 10. Februar 1835 ſtattgefunden, 
und dort iſt die Steuerbefreiung eben davon abhän- 
gig, daß unter Anderem der Bauplan vorgelegt und 
nachgeſehen werde, ob der Bau auch ſo ausgeführt 
werde, wie er im genehmigten Plane gelegen war. 

Man hielt die Modalitäten und fachlichen Be⸗ 
dingungen der Steuerbefreiung, wie ſie im Patente 
vom 10. Februar 1835 enthalten ſind, überall auf⸗ 
recht, um fo wenig als moglich der künftigen Geſetz⸗ 
gebung vorzugreifen; deßhalb glaubte auch der Aus⸗ 
ſchuß um fo gewiſſer den Ausdruck „planmäßig“ bei: 
behalten zu ſollen, da er eben dieſem Geſetze entſpricht. 
Er entſpricht aber auch den nachfolgenden Befreiun⸗ 
gen, wie ſich z. B. in der Allerhöchſten Entſchließung 
vom 16. Juli 1844 für die Stadt Wien derſelbe 
Ausdruck findet. 

Es würden auch Streitigkeiten — wie ſchon 
angeführt iſt — darüber entſtehen können, wann und 
wie ein Gebäude als vollendet anzuſehen ſei, um die 
Steuerfreiheit zu genießen. 

Ich kann mich alſo nur für die Beibehaltung 
des Wortes „planmäßig“ erklären. 
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Präſident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung; 
ich werde den S. 2 zunächſt in der Faſſung, welche 
der Herr Abgeordnete Dr. Toman beantragte, zur 
Abſtimmung bringen, namlich: 

„Diefe Befreiung hat nur für jene Gebäude 
Geltung, welche vom Tage der Kundmachung des 
gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 1867 
vollendet und benützbar gemacht werden.“ 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für dieſe 
Faſſung ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Der An⸗ 
trag des Herrn Dr. Toman iſt nicht angenommen. 

Da die beantragte Veranderung an dem Aus⸗ 
ſchußantrage eben nur das Wort „planmäßig“ in 
der letzten Zeile betrifft, ſo glaube ich den Paragraph 
nicht nochmals verleſen zu müffen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für den 
Paragraph nach der Faſſung des Ausſchuſſes find, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 


Berichterftatter Or. Riehl (liest): 
„8. 3. 

Die durch Bauführungen oder für beſtimmte 
Objecte bereits erworbenen, ſowie die in den Aller⸗ 
hoͤchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und 
som 16. Februar 1836 für die Feſtungen Thereſien⸗ 
ſtadt und Joſephſtadt; vom 18. Zänner 1840 für 
Dalmatien in den sub d), e) und f) daſelbſt aufge⸗ 
führten Fällen; vom 10. April 1858 für Peſt; vom 
23. December 1858 für Anſiedlungen in Ungarn mit 
der ſerbiſchen Wojwodſchaft und dem Temeſer Banate, 
für Croatien, Slavonien und Siebenbürgen; endlich 
in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 16. Juli 
1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vor⸗ 
ſtädten gewährten Steuerbefreiungen werden durch 
das gegenwärtige Geſetz nich berührt.“ 


Präſident: Wünſcht Jemand zu . 3 das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn Niemand das 
Wort begehrt, ſo bitte ich diejenigen Herren, welche 
für den d. 3, wie ihn der Ausſchuß beantragt hat, find, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. 1 (liest): 


Der Finanzminiſter 102 mit dem * Bollange dieſes 
Geſetzes beauftragt.“ 


Prüſident: Ich bitte um die Abſtimmung 
über $. 4. (Dieſelbe erfolgt.) Er ift angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Riehl: Ich beantrage, 
daß ſofort die dritte Leſung des Geſetzes vorgenom⸗ 
men werde, um ſo mehr, nachdem durchaus keine 


Veränderung der Ausſchußanträge ſtattgefunden hat. 


Präſident: Ich bitte diejenigen Herren, welche 
für die Vornahme der dritten Leſung ſind, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Die dritte Leſung iſt beſchloſſen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche das Geſetz 
in dritter Leſung anzunehmen gedenken, ſich zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das Geſetz iſt angenommen. *) 

Es liegt noch ein Antrag des Herrn Dr. Dau⸗ 
bek vor, der dahin geht, einen Wunſch auszuſprechen, 
den ich dem hohen Hauſe bereits mitgetheilt habe. 

Wünſcht der Herr Berichterftatter darüber zu 
ſprechen? 


Berichterſtatter Dr. Riehl: Es kann in der 
Abſicht des Ausſchuſſes nicht gelegen ſein, ſich gegen 
den Wunſch auszuſprechen, da er ſich mit den Inten⸗ 
tionen dieſes Wunſches einverſtanden erklären muß. 


Prüſident (nach einer Pauſe): Wenn Nie⸗ 
mand ſonſt das Wort darüber begehrt, ſo werde ich 
denſelben zur Abſtimmung bringen. Er lautet: „Die 
hohe Regierung möge bei jenen Städten, welche in 
ſtrategiſcher Beziehung keine Wichtigkeit bieten, deren 
Beſtimmung als Feſtungen beheben. Ich bitte die⸗ 
jenigen Herren, welche dafür ſind, daß dieſer Wunſch 
ausgeſprochen wird, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Es 
iſt die Majorität dafuͤr. 

Wir kommen zum nächſten Gegenſtand der Ta⸗ 
gesordnung, das iſt zum Berichte des Finanzaus⸗ 
ſchuſſes über den Geſetzentwurf, betreffend die Til⸗ 
gung der Bankſchuld und die Bedeckung der Staats⸗ 
erforderniſſe in den Jahren 1865 und 1866. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter Dr. Herbſt (von der Tribune): 
Den Gegenſtand der Berathungen des Finanzaus⸗ 
ſchuſſes bildete jener Geſetzentwurf, welchen der 
Herr Finanzminiſter in der Sitzung vom 8. Juni ein⸗ 
gebracht hat, und das Expoſs, welches denſelben ein⸗ 
begleitete. Der Finanzminiſter bemerkte ſelbſt in ſeiner 
Darlegung, daß der erſte oberflächliche Eindruck der⸗ 
ſelben bloß dann, wenn man ſich auf die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Ziffern befchränft, ein überraſchender viel⸗ 
leicht niederſchlagender fein könne. 

Ich kann verſichern, daß ſich der Ausſchuß auch 
nach der eingehenden Behandlung des Gegenſtandes 
des Gefühles der Ueberraſchung und Beſtürzung nicht 
zu entſchlagen vermag, und ich werde zunächſt die Ehre 
haben, nach dem Leitfaden des gedruckten Berichtes 
die Gründe, welche dieſen Eindruck in dem Ausſchuſſe 
und wohl auch in weiteren Kreiſen hervorriefen, aus⸗ 
einander zu ſetzen. 

Zunächſt war zu ſolchem Eindrucke die Höhe der 
im Wege des Credits zu beſchaffenden Summe ge⸗ 


eignet, einer Summe, welche uͤberraſchen mußte, wenn 


5) Der Wortlaut dieſes Geſetzes folgt im Anhange B. 
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Anhang B. 


Gefes, 


betreffend 
die Steuerfreijahre bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 


Giltig für jene Tänder, in welchen die Hauszins- und Bausclaſſenſteuer beſteht. 


(Bom Abgeordnetenhauſe in der 81. Sitzung vom 21. Juni 1865 in dritter Leſung endgiltig angenommen.) 


— 2 — 


Ueber Antrag der beiden Häufer Meines Reichs⸗ 
rathes finde Ich zu verordnen, wie folgt: 
§. 1 


Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 1835, 
Nr. 562) gewährte zeitliche Befreiung von der Haus⸗ 
zins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt Staatszuſchlaͤgen 
wird auf alle der Hauszinsſteuer unterliegenden Ort⸗ 
ſchaften und einzelnen Gebäude in der Art ausge⸗ 
dehnt, daß für die in dieſer Allerhöchſten Entſchlie⸗ 
ßung aufgeführten Falle sub a) (Neubauten) eine 
Befreiung von fünfzehn, in den Fällen sub b) 
(Umbauten) und sub e) (Zubauten) eine Befreiung 
von zwölf Jahren ſtattfindet. 

8. 2 


Dieſe Befreiung hat nur für jene Gebäude 
Geltung, welche vom Tage der Kundmachung des 
gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 1867 
planmäßig vollendet und benützbar gemacht werden. 


9. 3. 

Die durch Vauführungen oder für beſtimmte 
Objecte bereits erworbenen, ſowie die in den Aller⸗ 
hoͤchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und 
vom 16. Februar 1836 für die Feſtungen Thereſien⸗ 
ſtadt und Joſephſtadt; vom 18. Jänner 1840 für 
Dalmatien in den sub d), e) und 1) daſelbſt aufge⸗ 
führten Fallen; vom 10. April 1858 für Peſt; vom 
23. December 1858 für Anſiedlungen in Ungarn mit 
der ſerbiſchen Wojwodſchaft und dem Temeſer Banate, 
für Croatien, Slavonien und Siebenbürgen; endlich 
in den Allerhoͤchſten Entſchließungen vom 16. Juli 
1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vor⸗ 
ftäbten gewährten Steuerbefreiungen werden durch 
das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


§. 4. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Wunſch. 


(Beſchloſſen anläßlich der obigen Berathung.) 


—— 


Das Haus der Abgeordneten ſpricht den Wunſch in ſtrategiſcher Beziehung keine Wichtigkeit bieten, 
aus, die hohe Regierung möge bei jenen Städten, die deren Beſtimmung als Feſtungen beheben. 


Abschnitt 3: 


Bericht des volkswirtschaftlichen Ausschusses über Petitionen von 
Städten und Gemeinden um zeitliche Steuerfreiheit bei 
Neu-, Zu- und Umbauten vom 25. Juli 1867 im Haus der 


Abgeordneten. 
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Sprache brachte und ich halte mich verpflichtet, dieß 
zu erwähnen. 

Es iſt bekannt, daß nicht blos in Niederöfter- 
reich, ſondern in den meiſten Kronlandern eine über⸗ 
aus bedauerliche Zerſtücklung des Grundbeſitzes ſtatt⸗ 
findet; ich bin überzeugt, daß auch jene Herren, die 
nicht Fachmänner find, die Nachtheile der Zerſtücklung 
von Arbeitskraft und Arbeitswerth einſehen werden. 

Die Angelegenheit wurde bereits ſeit Jahren in 
den verſchiedenen Landwirthſchafts⸗Geſellſchaften be⸗ 


handelt; dasſelbe geſchah auch durch den niedersſter⸗ 


reichiſchen Landtag in zwei Seſſionen; der Landtag 
hat hierüber Ausſchuͤſſe eingeſetzt und hat Befchlüffe 
gefaßt, die an das Miniſterlum geleitet wurden, die 
aber leider bis heute noch keine Antwort gefunden 
haben. 

Die Maßregeln, um die es ſich hier handelt, ſind 
feine ſolchen, welche in die Sphäre der Landesgeſetz⸗ 
gebung fallen; es handelt ſich ganz insbeſondere um die 
Beſeitigung jener Schranken, welche heute dem Ver⸗ 
kehr mit Grundſtücken und vorzüglich zum Zwecke des 
Tauſches entgegenſtehen. Dieſe Schwierigkeiten, ſind 
aber weſentlich fiscaliſche. 

Es iſt zu wünſchen und ich will die Hoffnung 
ausſprechen, daß dasjenige, was Se. Excellenz der 
Herr Fin anzminiſter aus Anlaß ſeines Erpofe geſagt 
hat, daß es nämlich nothwendig ſei, endlich die ſis⸗ 
caliſchen Rückſichten den volkswirthſchaftlichen nach⸗ 
zuſetzen, eine Wahrheit werde. Der vorliegende An; 
trag dürfte vielleicht zum Pruͤfſtein werden, ob das 
hohe Finanzminiſterium in der That geſonnen iſt, eine 
derartige Umkehr zu halten. 

Allein nicht blos in Bezug auf die Gebühren⸗ 
bemeſſung, die eines der Haupthinderniſſe für den 
Tauſch der Objecte iſt, ſondern auch in anderer 
Richtung wird es nöthig ſein, im Wege der allge⸗ 
meinen Geſetzgebung Abhilfe zu ſchaffen. Es beſtehen 
heute noch viele Schranken, welche dem freien Ver⸗ 
kehre mit Grundſtücken entgegenſtehen; eine dieſer 
Schranken iſt der Beſtiftungszwang bei Bauern⸗ 
gütern, und wean dieſer Gegenſtand nicht bereits in 
meinem Antrage berührt wurde, fo liegt der Grund 
nur darin, daß die in dieſer Richtung vom Herrn Ab⸗ 
geordneten Plankenſteiner geſtellte Interpellation 
bis heute von Seite der Regierung noch keine Ant⸗ 
wort erhalten hat, und wir abwarten wollten, ob 
nicht vielleicht die Anträge einzelner Landtage in 
dieſer Richtung bereits ihre befriedigende Erledigung 
gefunden haben. 

Die Angelegenheit ſelbſt iſt eine ſo dringliche, 
daß ſie bei dem Umſtande, als die heurige Seſſion ſich 
vielfach mit anderen hochwichtigen Gegenſtänden zu 
befaſſen hat, bald in Angriff genommen werden mußte, 
und deßhalb habe ich. den Antrag ſchon jetzt einge⸗ 
bracht und das hohe Haus erſucht zu geſtatten, daß 
der volkswirthſchaftliche Ausſchuß ſich mit dieſer 
Frage befchäftige und ein Arrondirungsgeſetz vorlege. 


Haus der Abgeordneten. — 26. Sitzung der 1. Seſſion am 25. Juli 1867. 


Präſident: Wünſcht Jemand über die for⸗ 
melle Behandlung das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Ich ſchreite ſomit zur Abſtimmung und erſuche 
diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn 
Baron Tinti beitreten wollen, ſich zu erhebe 
(Geſchieht.) Er iſt angenommen. 

Ich erſuche nun Herrn Dr. Daubek als Be⸗ 
richterſtatter, über den nächften Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung, d. i. über den Bericht des volkswirthſchaft⸗ 
lichen Ausſchuſſes, betreffend die Petitionen um zeit⸗ 
weiſe Steuerbefreiung bei Neu⸗, Um» und Zubauten, 
das Wort zu nehmen. 


Berichterftatter Dr. Daubek (von der Tri⸗ 
bune): Von dem hohen Haufe find dem volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Ausſchuſſe mehrere Petitionen von 
Städten und Gemeinden um zeitliche Steuerfreiheit bei 
Neu⸗, Um- und Zubauten zur Berichterſtattung und 
Antragſtellung zugewieſen worden. Es ſind dieß die 
Petitionen der Städte Brünn, Linz, Eger, der Ge⸗ 
meinden des Bezirkes Sechshaus, Fünfhaus, Rudolfs⸗ 
heim, Gaudenzdorf, Unter⸗ und Obermeidling und 
der Budweiſer Handelskammer. Nachdem ſchon der 
vorliegende Bericht im hohen Hauſe vertheilt war, 
ſind noch mehrere Petitionen, und zwar von den 
Städten Laibach, Troppau und Olmütz und von der 
Prager Vorſtadt Smichov eingebracht worden. 

Bevor ich zur Leſung des Berichtes über gehe, 
möchte ich nur erwähnen, daß die in Nr. 1 des Be⸗ 
richtes bezogenen Motive nicht ausführlicher darge⸗ 
legt wurden, weil der Ausſchuß in eine Wiederholung 
der Gründe, welche das Geſetz vom 16. Auguſt 1865 
veranlaßten und welche bei der Abfaſſung desſelben 
ſehr gründlich erörtert wurden, nicht weiter einzuge⸗ 
hen erachtete. 

Ich erlaube mir nun zur geſung des Berichtes 
überzugehen (liest): 

„Mit dem Geſetze vom 16. Auguſt 1865 N. G. Bl. 
Nr. 74) wurde die mit Allerhoͤchſter Entſchließung vom 
10. Februar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 
1835, 3. 562) gewährte zeitliche Befreiung von der 
Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt Staatszu⸗ 
ſchlaägen auf alle der Hauszinsſteuer unterliegen den Ort⸗ 
ſchaften und einzelnen Gebäude der Art ausgedehnt, 
daß für die Neubauten eine Befreiung von fünfzehn, 
für Um, und Zubauten eine Befreiung von zwölf 
Jahren ſtattfindet, und zugleich feſtgeſtellt, daß dieſe 
Befreiung nur für jene Gebäude Geltung habe, welche 


bis Ende des Jahres 1867 planmäßig vollendet und 


benützbar gemacht werden. 

In der 18. Sitzung des hohen Hauſes vom 
11. d. M. wurden die von den Städten Brünn, Linz, 
Eger, ſowie die von den Gemeinden des Bezirkes Sechs⸗ 
haus und der Budweiſer Handelskammer überreichten 
Petitionen um Ausdehnung dieſer Steuerbefreiung, 
ſowie um Geſtattung einer zeitlichen Steuerfreiheit für 
jene Bauten, die der Hausclaſſenſteuer unterliegen, 
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dem volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe zur Prüfung, 
Berichterſtattung und Antragſtellung zugewieſen. 

Der Ausſchuß hat die in dieſen Petitionen an⸗ 
geführten, faſt gleichlautenden Motive einer gründ⸗ 
lichen Prüfung und Würdigung unterzogen und ſich 
mit allen gegen drei Stimmen dahin geeinigt, dem 
hohen Abgeordnetenhauſe: 

1. In Erwägung, daß die bei Berathung des 
Geſetzes vom 16. Auguſt 1865 beſtandenen Motive, 
Wohnungsnoth, Beſchäftigung der Baugewerbe und 
Arbeiter, in fühlbarem Maße noch beſtehen; 

2. in Erwägung, daß die in dem Jahre 1866 
eingetretenen politiſchen Verhältniſſe ſowohl vor als 
während des Krieges die Bauluſt hemmten, ja viele 
Bauten gar nicht zur Ausführung gelangen ließen; 

3. in Erwägung, daß die Nachwirkungen des 
Krieges, die das Vermögen und Eigenthum der Com⸗ 
munen, als auch der Privaten beeinträchtigten, noch 
fortdauern; 

4. in Erwägung, daß viele Communen dieſem 
Nothſtande der Baugewerbe und der Arbeiter auch aus 
dem Grunde Abhilfe zu leiſten außer Stande ſind, 
weil die Kriegsentſchädigungsanſprüche noch nicht in 
Gänze befriedigt wurden; 

5. in Erwägung, daß durch das Auflaſſen ver⸗ 
ſchiedener Befeſtigungswerke, namentlich in Prag, 
Brünn, Salzburg durch beantragte Stadterweite⸗ 
rungen (Linz, Eger) und Straßenbauten (Sechshaus) 
neue Bauräume gewonnen wurden, deren Benützung 
zu Neubauten eine Aufmunterung durch weitere 
Steuerbefreiung benöthigt; 

6. in Erwägung ferner, daß dieselben Gründe 
auch für dieſelbe Steuerbefreiung bei Neubauten auf 
fünfzehn, bei Um⸗ und Zubauten auf zwölf Jahre 
bezüglich jener Ortſchaften und Bauten beſtehen, die 
der Hausclaſſeuſteuer unterliegen; 

7. in Erwägung endlich, daß durch die Be⸗ 
günſtigung bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten neue Steuer⸗ 
objecte geſchaffen werden, daß jedoch die Rückſicht auf 


eine fvätere Reform des Steuerweſens die Beſchraͤn⸗ 


kung der Befreiung auf weitere zwei Jahre als noth⸗ 

wendig erſcheinen läßt und auch hiedurch den in den 

Petitionen angedeuteten Bedürfniſſen entſprochen wird; 
den Antrag zu empfehlen: 

Das hohe Haus wolle die Annahme des bei⸗ 
gefügten Geſetzentwurfes beſchließen. 

Hiedurch erlangen die Petitionen der Stadt 
Brunn, Linz, Eger, der Gemeinden des Bezirkes 
Sechshaus, Fünfhaus, Rudolfsheim, Gaudenzdorf, 
Unter⸗ und Obermeidling und der Budweiſer Han⸗ 
delskammer ihre Erledigung.“ 

Der Titel des Geſetzes lautet (liest): 

a Entwurf, betreffend die Steuerfreijahre 
bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 5 

Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Galizien 
und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und 
ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, 


Krain, Bukowina, Mähren, Schleſien, Iſtrien, Görz 
und Gradiska, dann das Trieſter Gebiet.“ 


Prüfident: Ich eröffne die Generaldebatte. 
Wunſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Wir übergehen zur Specialdebatte. 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 
„Ueber Antrag der beiden Häuſer Meines 
Reichsrathes finde Ich zu verordnen, wie folgt:“ 


Präſident: Die Eingangsformel werde ich 
am Schluſſe des Geſetzes zur Abſtimmung bringen. 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 

„$. 1. Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
10. Februar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Fe⸗ 
bruar 1835, Nr. 562) gewährte zeitliche Befreiung 
von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt 
Staatszuſchlägen wird auf alle der Hauszinsſteuer 
unterliegenden Ortſchaften und einzelnen Gebäude in 
der Art ausgedehnt, daß für die in dieſer Allerhöch⸗ 
ſten Entſchließung angeführten Fälle sub A (Neu⸗ 
bauten) eine Befreiung von fünfzehn, in dem 
Falle sub B (Umbauten) und sub C (Zubauten) eine 
Befreiung von zwölf Jahren ſtattfindet.“ 


Präfident: Wünſcht Jemand zu $. 1 das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich erſuche diejenigen 
Herren, welche mit $. 1 in der vorgeleſenen Faſſung 
ein verſtanden find, ſich zu erheben. (Geſchieht.) $. I 
iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 

„$. 2. Alle Ortſchaften und einzelne Gebäude, 
die der Hausclaſſenſteuer unterliegen, genießen die 
nämliche Steuerbefreiung.“ 


Leiter des Finanzminiſteriums Miniſter Frei⸗ 
herr v. Becke: Die Regierung iſt mit der Ausdeh⸗ 
nung der Befreiung der Neu⸗ und Umbauten von 15, 
beziehungsweiſe 12 Jahren rückſichtlich der Haus⸗ 
zinsſteuer vollkommen einverſtanden. Auch bezüglich 
der Hausclaſſenſteuer iſt im Principe eine Einwendung 
von Seite des Finanzminiſteriums nicht vorhanden. 

Nichtsdeſtoweniger erlaube ich mir im Namen 
der Regierung den Wunſch auszuſprechen, das hohe 
Haus möge von dem $. 2, d. i. von der Ausdehnung 
dieſer Befreiung auf die Hausclaſſenſteuer vorläufig 
Umgang nehmen, und es möge daher dieſer $. 2 aus 
dem vorliegenden Geſetze entfallen, und dieß nur aus 
einem formellen Grunde. Es würde ſich nämlich fur 
die Regierung nur darum handeln, bevor dieſes No⸗ 
vum der Ausdehnung der Steuerbefreiung auf die 
Hausclaſſenſteuer ftattfindet, ein vorläufiges Einver⸗ 
nehmen mit dem ungariſchen Landesminiſterium her⸗ 
zuſtellen. Es iſt allerdings richtig, daß nach dem 
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Principe des Ausgleiches mit Ungarn bezüglich der 
directen Beſteuerung jeder der beiden Reichshälften 
vollkommen freie Hand gelaſſen werde; nichtsdeſto⸗ 
weniger iſt es aber ein praktiſches Bedürfniß, daß bei 
Veränderungen auch in der Geſetzgebung über die 
directen Steuern möglichſt gleichartig, pari passu, 
vorgegangen werde; u. z. iſt die Befriedigung dieſes 
Bedürfniſſes nicht blos wegen der Befreiung von der 
Hausclaſſenſteuer, die an und für ſich von keiner gro⸗ 
ßen Bedeutung iſt, wichtig, ſondern als Präcedens 
für die Disparität, die, wenn fie um ſich greift, viel⸗ 
leicht die Bedingungen der Rentabilität von Induſtrie⸗ 
unternehmungen und anderen Erwerbäzweigen dieß⸗ 
und jenſeits der Leitha in Frage ſtellen kann, wenn 
im Verlaufe der Zeit in Bezug auf die directen 
Steuern nicht ganz gleichartig vorgegangen wird. 
In Bezug auf die Hausclaſſenſteuer iſt dieß, wie 
bemerkt, allerdings von keiner beſonderen Bedeutung; 
ich kann mir ſehr gut denken, daß in den altöſter⸗ 
reichiſchen Erblanden dießſeits der Leitha dieſe Haus⸗ 
claſſenſteuer⸗ Befreiung ftattfindet, während es in 
Ungarn wegen anderer Verhältniſſe vielleicht nicht 
nothwendig iſt, ſie einzuführen. Allein als Präcedens 
für die Behandlung anderer und wichtigerer Zweige 
der directen Steuer ſcheint mir doch von Bedeutung, 
daß früher dießfalls ein Einvernehmen gepflogen 
werde. Wenn das hohe Haus dieſe Auffaſſung theilt 
und für dießmal von dieſer Ausdehnung der Steuer⸗ 
befreiung auf die Hausclaſſenſteuer Umgang nimmt, ſo 
wurde ſich die Finanzverwaltung anheiſchig machen, 
das Einvernehmen mit dem ungariſchen Miniſterium 
ſo zu pflegen, daß entweder das ungariſche Miniſte⸗ 
rium eine gleiche Befreiung bei dem ungariſchen 
Landtage beantragt, oder daß das ungariſche Mini⸗ 
ſterium dafür wenigſtens capacitirt werde, daß es die 
Ungleichartigkeit der Behandlung wegen der hier beſte⸗ 
henden Verhältniſſe bezüglich der Hausclaſſenſteuer 
anerkennt, ohne daß hieraus ein Präjudiz für die 
künftige Behandlung anderer und wichtigerer Gat⸗ 
tungen der directen Steuern entſtehe. 


Zugleich macht ſich auch die Regierung anhei⸗ 
ſchig, jedenfalls noch im Laufe dieſes Jahres eine 
beſondere Geſetzesvorlage bezüglich der Einführung 
der Befreiung von der Hauselaſſenſteuer einzubringen, 
indem die Finanzverwaltung vollkommen die Anſicht 
theilt, daß es in der Gerechtigkeit und Billigkeit be⸗ 
gründet iſt, daß dieſe Begünftigung auch auf dem 
flachen Lande gewährt werde, und zwar ſowohl im 
Intereſſe der offentlichen Sicherheit in Bezug auf 
Feuersgefahr, als auch als Impuls für Bauten auf 
dem Flachlande größere Begünſtigungen zu gewähren. 


Berichterſtatter Or. Daubek: Ich würde mir 
die Bitte an den Herrn Präſidenten erlauben, die 
Sitzung auf kurze Zeit zu unterbrechen (Widerſpruch 
links), und daß mittlerweile die Mitglieder des Aus⸗ 
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ſchuſſes die Güte haben wollten, ſich zu vereinigen, 
ob $. 2 auszulaſſen ſei oder nicht. 


Präfident: Ich werde den Antrag vor das 
hohe Haus bringen und bitte diejenigen Herren, 
welche dem Wunſche des Herrn Berichterſtatters ent⸗ 
ſprechen wollen, daß die Sitzung auf kurze Zeit unter⸗ 
brochen werde, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Der An⸗ 
trag iſt angenommen. 

Ich unterbreche die Sitzung, bis mir der Ob⸗ 
mann des Ausſchuſſes die Möglichkeit der Wieder⸗ 
aufnahme bekannt gibt. 

(Nach kurzer Unterbrechung der Sitzung:) 

Ich nehme die Sitzung wieder auf. 


Berichterſtatter Or. Daubek: Mit Bezug auf 
die gegebene Erklärung des Herrn Finanzminiſters, 
daß noch im Laufe dieſer Seſſion eine bezügliche Vor⸗ 
lage dießfalls veranlaßt werden wird, iſt der Aus⸗ 
ſchuß bereit, den §. 2 zurückzuziehen. 


Präſident: Nimmt ſonſt Jemand im Haufe 
den $. 2 wieder auf? (Niemand meldet ſich.) Dann 
entfällt die Abſtimmung über $, 2 und wir kommen 
zu $. 3, der nunmehr $. 2 iſt. i 


Berichterſtatter Or. Daubek (liest): 

„§. 2. Dieſe Befreiung hat nur für jene Ge⸗ 
bäude Geltung, welche vom Tage der Kundmachung 
des gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 
1869 nach den beſtehenden Bauordnungen vollendet 
und benützbar gemacht werden.“ 


Präſident: Wünſcht Jemand zu dieſem §. 2 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn Niemand 
das Wort nimmt, ſo bitte ich fene Herren, welche mit 
dieſem Paragraphe in der eben geleſenen Faſſung 
einverſtanden ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) §. 2 
iſt angenommen. ö 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 

„. 3. Die durch Bauführungen oder für be 
ſtimmte Objecte bereits erworbenen, ſowie in den 
Allerhöchften Entſchließungen vom 9. December 1782 
und vom 16. Februar 1836 für die Feſtungen 
Thereſienſtadt und Joſephſtadt, vom 18. Jän⸗ 
ner 1840 für Dalmatien in den sub d), e) und 
f) daſelbſt aufgeführten Fällen, endlich in den Aller⸗ 
höchſten Entſchließungen vom 16. Juli 1854 und 
14. Mai 1859 für Wien ſammt Vorftädten ge⸗ 
währten Steuerbefreiungen werden durch das gegen⸗ 
wärtige Geſetz nicht berührt. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu §. 3 das 


Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich erſuche jene 
Herren, welche mit dem §. 3 in der eben geleſenen 


Iiir 
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Faſſung einverſtanden ſind, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) §. 3 iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 
„§. 4. Der Finanzminiſter iſt mit dem Voll⸗ 
zuge dieſes Geſetzes beauftragt.“ 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
mit der Schlußformel einverſtanden ſind, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Sie iſt angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche mit dem Titel 
und der Eingangsformel (liest): „Ueber Antrag der 


beiden Häufer Meines Reichsrathes finde Ich zu ver⸗ 


ordnen, wie folgt:“ — einverſtanden ſind, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Der Titel und die Eingangsformel 
iſt ebenfalls angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Daubek: Ich beantrage 
die Vornahme der dritten Leſung und nachdem das 
Geſetz für die Hausclaſſenſteuer ſuspendirt bleibt, fo 
wäre im Titel das Trieſter Gebiet auszulaſſen, weil 
dort nur die Hausclaſſenſteuer gilt. 


Präſident: Ich bitte diejenigen Herren, welche 
für die ſofortige Vornahme der dritten Leſung ſind, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Die ſofortige Vornahme 
der dritten Leſung iſt angenommen. 

(Berichterſtatter Dr. Dau bek liest das Geſetz.) 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche mit dem 
Geſetze in der eben vorgeleſenen Faſſung in dritter 
Leſung einverſtanden ſind, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das Geſetz iſt i in dritter Leſung angenommen“). 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Bericht des zur Prüfung der Finanzlage beſtimmten 
Ausſchuſſes. Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, den 
Bericht vorzutragen. 


Berichterſtatter Dr. Herbſt (von der Tri⸗ 
bune): Da der Bericht, welcher von dem zur Prüfung 
der Finanzlage niedergeſetzten Aus ſchuſſe erſtattet 
wurde, ſich ſchon ſeit mehreren Tagen in den Händen 
der Mitglieder des hohen Hauſes befindet, ſo werde 
ich mich darauf beſchränken, den weſentlichen Inhalt 
des ſelben vorzutragen. 

Der vom Berichterſtatter hierauf auszugsweiſe 
vorgetragene Bericht lautet ſeinem vollen In⸗ 
halte nach: 

„Dem in der Sitzung am 5. d. M. niedergeſetz⸗ 
ten Ausſchuſſe wurde zunächſt die Aufgabe zugewie⸗ 
ſen, die Finanzlage des Reiches einer Pruͤfung zu 
unterziehen. 

Dieſe Prüfung iſt durch das vom Herrn Finanz⸗ 
miniſter in der Sitzung am 13. l. M. vorgetragene 
Erpofe nicht überflüſſig geworden. 


*) Dasſelbe folgt im Anhange C. 


Denn dasſelbe hatte zunächſt den doppelten 
Zweck: „einmal den Sachverhalt ſo klar und offen 
darzuſtellen, daß ſich richtige Anſchauungen über 
die bisherige Finanzgebarung und ihre Reſultate 
bilden und insbeſondere möglichſt poſitive Factoren 
für die bevorſtehende finanzielle Auseinanderſetzung 
gewinnen laſſen, ſodann aber das Subſtrat für 
die Verhandlung zu liefern, welche vorausſichtlich 
über diejenigen Maßregeln gepflogen werden wird, die 
nicht im verfaſſungsmaͤßigen Wege zu Stande kamen 
und im Geiſte des conſtitutionellen Principes der 
Sanirung bedürfen". 

Da das Expoſés des Herrn Finanzminiſters 
durch den am 13. l. M. gefaßten Beſchluß dem Aus⸗ 
ſchuſſe zugewieſen wurde, ſo wird dasſelbe in dieſen 
beiden Beziehungen ohnehin eingehend gewürdigt und 
darüber ſpäter Bericht erſtattet werden. 

In Bezug auf die Finanzlage ſelbſt aber 
befchränft ſich das Erpofe auf nachſtehende „Schluß⸗ 
betrachtungen“: 

„Wenn ich nun zum Schluſſe meiner Erörte⸗ 
rungen das Facit der finanziellen Lage des Reiches 
ziehe,“ ſo gelange ich zu folgendem Reſultate: 

„Oeſterreich hat eine Staatsſchuld von 3046 
Millionen Gulden Capital mit rund 127 Millionen 
Gulden jährlichen Zinſen und einer jahrlichen Amor⸗ 
tiſationsquote von durchſchnittlich 24 Millionen 
Gulden.“ 

„Die Geldcirculation beſteht in Papiergeld mit 
Zwangscours und einem ſchwankenden inneren Werthe. 
Wir haben endlich ein chroniſches Deficit zwiſchen cur⸗ 


renten Einnahmen und den Ausgaben, das zwar für das 


laufende Jahr vollkommen gedeckt iſt, das aber für das 
Jahr 1868 wieder wird bekämpft werden müſſen.“ 

„Wie dieß geſchehen wird, iſt heute, wo der 
Ausgleich mit Ungarn in der wichtigſten — der 
finanziellen — Partie noch in der Schwebe ſich be⸗ 
findet, ungewiß.“ 

So wahr aber dieſe Betrachtungen ſi ſind, ſo ſind 
fie doch nicht geeignet, ein vollftändiges Bild der 
Finanzlage zu geben. 

Denn nicht die Höhe der Staatsſchuld an ſich, 
auch nicht die abſolute Höhe der jährlichen Belaſtung 
des Staates, welche durch dieſelbe herbeigeführt wird, 
iſt iſolirt betrachtet für die Finanzlage entſcheidend. 
Entſcheidend iſt in dieſer Beziehung das Verhältniß, 
in welchem die durch die Staatsſchuld jährlich noth⸗ 
wendigen Ausgaben zu dem reellen Einkommen des 
Staates ſtehen und ruͤckſichtlich die Nachweiſung, wie 
viel von dieſem reellen Einkommen nach Abzug der 
Ausgaben für die Staatsſchuld fir ſämmtliche anderen 
Zweige des Staatshaushaltes noch verfügbar bleibt, 

Dieſe Nachweiſung ſoll im Nachſtehenden ge⸗ 
liefert wer den, wobei bezüglich der Ziffern durchaus 
die officiellen Angaben, nämlich jene des Finanzge⸗ 
ſetzes für 1867 und des Expoſé's, zu Grunde gelegt 
wurden. 
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Haus der Abgeordneten. — 26. Sitz ung der 1. Seſſion am 25. Juli 1867. 


619 


Anhang C. 


Geſeß, 


betreffend die 


Steuerfreijahre bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 


Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Galizien und Todomerien mit Krakau, Beferreich unter 
und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Rärnthen, Rrain, Bukowina, Mähren, Schleſten, 
Sfrien, Görz und Gradiska. 


(Vom Abgeordnetenhauſe am 25. Juli 1867 In dritter Leſung angenommen.) 


Ueber Antrag der beiden Häufer Meines Reichs⸗ nach den beſtehenden Bauordnungen vollendet und 


rathes finde Ich zu DIES, wie folgt: 
8. 1. 


Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 


10. Februar 1835 (Hofkanzleideeret vom 24. Fe⸗ 


bruar 1835, Nr. 562) gewährte zeitliche Befrei⸗ 
ung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt 
Staatszuſchlägen wird auf alle der Hauszinsſteuer 
unterliegenden Ortſchaften und einzelnen Gebäude 
in der Art ausgedehnt, daß für die in dieſer Aller⸗ 
höchſten Entſchließung angeführten Fälle sub A 
(Neubauten) eine Befreiung von fünfzehn, in dem 
Falle sub B (Umbauten) und sub C (Zubauten) 
eine Befreiung von zwölf en ftattfindet. 
$. 2. 


Dieſe Befreiung hat nur für jene Gebäude 
Geltung, welche vom Tage der Kundmachung des 
gegenwärtigen Geſetzes bis Ende des Jahres 1869 


benutzbar gemacht werden. 


8. 3. 
Die durch Bauführungen oder für beſtimmte 
Objecte bereits erworbenen, ſowie in den Allerhöͤch⸗ 
ſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und 
vom 16. Februar 1836 für die Feſtungen There⸗ 
ſienſtadt und Joſephſtadt, vom 18. Jänner 
1840 für Dalmatien in den sub d), e) und f) 
daſelbſt aufgeführten Fällen, endlich in den Aller⸗ 
hͤchſten Entſchließungen vom 16. Juli 185% und 
14. Mai 1859 für Wien ſammt Vorſtädten ge⸗ 
währten Steuerbefreiungen werden durch das gegen⸗ 

waͤrtige Geſetz nicht berührt. 

§. 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 

Geſetzes beauftragt. 


Aus der kaiſerlich⸗königlichen Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


Abschnitt 4: 


Gesetzesentwurf des Finanzministers betreffend Steuerfreijahre bei 


Neu-, Zu- und Umbauten vom 10. Dezember 1867 


Debatte über Ausschussbericht vom 20. Dezember 1867. 
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verſchiedenen anderen Lieferungsgruppen ftellen ein 
derart unvortheilhaftes Reſultat heraus, daß ſowohl 
aus finanziellen als auch aus militäriſchen Rückſichten 
der neu angeſtrebte Lieferungsmodus vor der Hand 
zur Durchführung nicht gelangen kann. 

Das Kriegsminiſterium ſieht ſich demnach ver⸗ 
anlaßt, im Sinne der dießfalls erbetenen Allerhöchſten 
Entſchließung vom 2. December I. J., Zahl 3640, zu 
verfügen, daß der zur Bemontirung und Ausrüſtung 
der k. k. Armee für das Jahr 1868 entfallende Be⸗ 
darf ganz in der bisherigen Weiſe unter der vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Amtswirkſamkeit der k. k. Monturs⸗ 
commiſſionen im Offertwege mittelft Einlieferung an 
dieſelben ſichergeſtellt werde, worüber die allgemeine 
Verlautbarung durch die amtliche Zeitung demnächſt 
erfolgen wird. 

Hievon beehrt man ſich, das löbliche Präſidium 
zur gefälligen Wiſſenſchaft in die Kenntniß zu ſetzen, 
und es erledigen ſich hiemit — und das iſt der Anlaß 
der Zuſchrift — die ſchätzbaren Zuſchriften vom 
3. October l. J., Z. 349 und vom 29. November l. J., 
3. 308, deren Beilagen auverwahrt dienſthöflichſt 
ruͤckgeſchloſſen werden. 

Wien, am 7. December 1867. 

. John.“ 

Es ſind nämlich die vom hohen Hauſe gefaßten 
Beſchlüſſe über die Anträge des Petitionsausſchuſſes 
anläßlich der Petition der Schuhmachergenoſſenſchaft 
in Chotébok, Caslauer Kreiſes in Böhmen, und der 
Induſtriellen des Bezirkes Poliéka, die bezüglich der 
Beiſtellung der Armeebedürfniſſe an das Haus eine 
Bittſchrift eingebracht hatten, über welche im Hauſe 
vom Petitionsausſchuſſe vorgetragen wurde und 
worüber das hohe Haus Beſchlüſſe gefaßt hat, in 

olge welcher Beſchluͤſſe dieſe Zuſchrift des Kriegs ⸗ 
iniſteriums an mich gelangt iſt. 

Es iſt ferner folgende Zuſchrift, des Herrn 
Finanzminiſters an mich eingelangt (liest): 

„In der Sitzung des hohen Abgeordnetenhau⸗ 
ſes vom 25. Juli 1867 war ich in dem Falle, bei 

Gelegenheit der Verhandlung über die Bewilligung 
einer ausgedehnteren zeitlichen Steuerbefreiung bei 
Neu⸗, Um- und Zubauten für die der Haus zinsſteuer 
unterliegenden Orte und Gebäude die Erklärung 
abzugeben, daß die Regierung der vom volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Ausſchuſſe des hohen Abgeordnetenhauſes 
gleichzeitig beantragten Bewilligung von Baufrei⸗ 
jahren für die nur der Hausclaſſenſteuer unterlie⸗ 
genden Orte und Gebäude im Principe nicht entge⸗ 
gen ſei, jedoch einen Werth darauf legen müſſe, vor 
Einführung einer ſolchen Neuerung mit dem könig⸗ 
lich⸗ungariſchen Landesminiſterium ein vorläufiges 

Einvernehmen zu pflegen. 

Nachdem in Folge dieſer Erklärung und der 
weiterhin gemachten Zuſage, daß die Regierung eine 
hierauf bezügliche Geſetzesvorlage noch im Laufe die⸗ 
ſes Jahres einzubringen willens ſei, das hohe Abge⸗ 


ordnetenhaus von dem erwähnten Antrage vorläufig 
Umgang zu nehmen fand, wurde das Einvernehmen 
mit dem königlich ⸗ ungariſchen Finanzminiſter 
gepflogen, welcher ſich bereit erklärte, von den ihm 
in der fraglichen Beziehung gemachten Mittheilungen 
bei den für die Länder der ungariſchen Krone beab⸗ 
ſichtigten Reformanträgen entſprechenden Gebrauch 
zu machen. 

Ich gebe mir ſonach die Ehre, Euer Hochwohl⸗ 
geboren den die Ausdehnung der Beſtimmungen der 
Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 1835 
wegen Bewilligung von Steuerfreijahren bei Neu⸗, 
Um⸗ und Zubauten auf alle Orte bezweckenden Ge⸗ 
ſetzentwurf als Regierungsvorlage behufs der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Behandlung zu überſenden. 

Wien, 9. December 1867. 
8 Becke.“ 

Die Regierungsvorlage iſt bereits gedruckt und 
heute vertheilt worden. Wird ein Antrag geſtellt 
bezüglich der formellen Behandlung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes? (Niemand meldet ſich.) Dann ſchlage ich dem 
hohen Hauſe vor, den Gegenſtand dem volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Ausſchuſſe zu überweiſen, der ſich mit 
der Steuerfreiheit, welche früher vom hohen Hauſe 
beſchloſſen wurde, beſchäftigt hat. 


Abgeordneter Dr. Herbſt (Böhmen): Ich 
möchte mir die Bemerkung erlauben, daß geſchäfts⸗ 
ordnungsmaßig nach meiner Anſicht die Frage über 
die Behandlung eines Gegenſtandes erſt dann geſtellt 
werden kann, wenn derſelbe früher auf die Tages⸗ 
ordnung zur erſten Leſung geſetzt worden iſt, und daß, 
wenn ſofort dieſe Frage über die geſchäftsordnungs⸗ 
mäßige Behandlung geſtellt werden ſoll, früher ein 
Beſchluß über die Dringlichkeit gefaßt werden muß. 
Der Gegenſtand ſteht aber nicht auf der Tagesord⸗ 
nung und es iſt auch ſeine Dringlichkeit nicht bean⸗ 
tragt worden. 


Präftdent: Die Regierung hat bekanntlich 
derlei Vorlagen bisher immer ſchriftlich eingebracht 
und mit Noten an das Präſidium des Hauſes be⸗ 
gleitet. Das Haus hat keinen Anſtand genommen, 
dieſe Art der Behandlung zu acceptiren und iſt wie⸗ 
derholt über ſolche an das Haus gelangende Zuſchrif⸗ 
ten in die Frage der formellen Behandlung ohne 
weitere Begründung eingegangen, nachdem die Re⸗ 
gierung die Motivirung als in den Zuſchriften gele⸗ 
gen erkannt und eine mündliche Motivirung im Haufe . 
nicht nothwendig gefunden hat. 

Dieß veranlaßte mich eben, die Frage zu ſtellen. 
Ich nehme übrigens keinen Anſtand, den Gegenſtand 
auf die nächſte Tagesordnung ſpeciell als ſolchen zu 
ſtellen, wenn nicht ein anderer Antrag eingebracht 
wird. 

Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) 

Es ſind folgende Petitionen eingelangt. 


dbdenſelben nochmals.) Diejenigen Herren, welche damit 
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Gradisca, Iſtrien und die Stadt Trieſt mit ihrem 
Gebiete.“ 5 


das Staatsgrundgeſetz über die Ausübung der 
Regierungs⸗ und der Vollzugsgewalt; f 

das Geſetz, betreffend die allen Ländern der 
öſterreichiſchen Monarchie gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten und die Art ihrer Behandlung; 
treten mit dem Tage der Kundmachung durch das 
Reichsgeſetzblatt in Wirkſamkeit.“ 


Bicepräſident: Wünſcht Jemand zum Titel 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Be 
Der Titel lautet: (Liest denſelben nochmals.) Ich 
erſuche jene Herren, welche dem Titel ihre Zuſtim⸗ 
mung geben, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Der Titel 


Vicepräſident: Wünſcht Jemand zu $.1 das | if angenommen. 


Wort? (Niemand meldet ſich.) Da dieß nicht der Fall 
iſt, ſchreite ich zur Abſtimmung. 


Berichterſtatter Dr. Ritter v. Waſer (liest): 
$. 1 nach Antrag des Ausſchuſſes lautet: (Liest eee Dr: ee, afer (lied): 


„Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des 


Reichsrathes find i ** 
einverſtanden ſind, erſuche ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ ee e ee Wie felge 


ieht.) §. 1 iſt in die angenommen. 5 4 5 

ſchleht.) 8. iſt in dieſer Faſſung angenomm Vicepräfident: Wünſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Ich erſuche diejenigen Herren, 
welche die Einleitung in der Faſſung (liest dieſelbe 
nochmals) angenommen wuͤnſchen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Sie iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Ritter v. Waſer (liest): 
„§. 2. Dieſes Geſetz, welches ebenfalls mit dem 
Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, iſt mit 
den obbenannten Geſetzen gleichzeitig in das Reichs⸗ 
geſetzblatt einzurücken.“ 
Berichterſtatter Dr. Ritter v. Waſer: Ich 


erlaube mir, die dritte Leſung dieſes Geſetzes zu bean⸗ 
tragen. 


Vicepräſident: Wünſcht Jemand zu 8. 2 das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) N 
. S. 2 lautet: (Liest denſelben nochmals.) Ich er⸗ 
ſuche diejenigen Herren, welche 8. 2 in dieſer Faſ⸗ 
ſung annehmen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) §. 2 iſt 
angenommen. 


Vicepräſident: Ich erſuche jene Herren, 
welche wünſchen, daß die dritte Leſung vorgenommen 
werde, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Die dritte Leſung 
iſt beſchloſſen. i 

Ich glaube den Antrag ftellen zu dürfen, daß 
von der wirklichen Verleſung des Geſetzes Umgang 
genommen werde, da ja gar keine Aenderungen daran 
vorgenommen wurden. Wenn dagegen keine Einwen⸗ 
dung erhoben wird, ſo erſuche ich jene Herren, welche 
das Geſetz in dritter Leſung endgiltig anzunehme 
wünſchen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt ange 
nommen ). N 

Nächſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt: 
Die erſte Leſung der Regierungsvorlage in Betreff 
des Geſetzes über die Ausdehnung der Beſtimmungen 
der Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 
1835 wegen Bewilligung der ſteuerfreien Jahre für 
Neu⸗, Zu⸗ und Umbauten an allen Orten. 

Wird wegen der formellen Behandlung ein 
Antrag geſtellt? (Nach einer Pauſe:) Herr Dr. 
Daubek hat das Wort. 


Berichterſtatter Dr. Ritter v. Waſer (Liest): 
„S. 3. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes wird 
Mein Miniſterium beauftragt.“ 


Vicepräfident: Ich erſuche jene Herren, 

welche den 8. 3 in dieſer Faſſung: (liest denſelben 

nochmals) angenommen wünſchen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) S. 3 iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Ritter v. Waſer (liest): 
„Geſetz vom . December 1867, womit der Zeit⸗ 
punct beſtimmt wird, mit welchem das Geſetz, wo⸗ 
durch das Grundgeſetz über die Reichs vertretung vom 
26. Februar 1861 abgeändert wird, das Staats⸗ 
grundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
bürger für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, das Staatsgrundgeſetz über die Ein⸗ 
ſetzung eines Reichsgerichtes, das Staatsgrundgeſetz 5 
über die richterliche Gewalt, das Staatsgrundgeſetz Abgeordneter Dr. Daubek (Böhmen): Ich er⸗ 
über die Ausübung der Regkerungs und der Boll: laube mir folgenden Dringlichkeitsantrag zu ſtellen: 
zugsgewalt, endlich das Geſetz, betreffend die allen | „Der volkswirthſchaftliche Ausſchuß wird angewieſen, 
Ländern der öſterreichiſchen Monarchie gemeinfamen in Gemäßheit des S. 41 der G. O. a), e), den Bericht 
Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung, in über die Regierungsvorlage, betreffend die Ausdehnung 
Wirkſamkeit zu treten haben. der Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Entſchließung 
Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Galizien mit vom 10. Februar 1835 wegen Bewilligung von 
Krakau, Oeſterreich unter und ob der Enns, Salz⸗ Steuerfreijahren bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten auf 
burg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Bukowina, — — N 


Mähren, Schlesien, Tirol, Vorarlberg, Görz und * Das Geſet folgt im Anhange A. 
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alle Orte, in einer der nächſten Sitzungen ohne Druck⸗ 
legung des dießfälligen Berichtes zu erſtatten. 


Zur Motivirung der Dringlichkeit erlaube ich 
mir Folgendes vorzubringen: 


Bei der bevorſtehenden Vertagung des hohen 
Hauſes iſt uns nur eine kurze Zeit anberaumt, um 
noch mit dieſem Berichte vor das hohe Haus treten 
zu können. Die Bevölkerung wartet aber mit Unge⸗ 
duld, daß einmal einer ihrer Wünſche in Erfüllung 
geht und ich ſehe mich aus dieſem Motive veranlaßt, 
das hohe Haus zu bitten, meinen Antrag anzu⸗ 
nehmen. 


Biceprüſident: Es iſt dieß ein Dringlichkeits⸗ 
antrag. Wünſcht Jemand bezuglich der Dringlichkeit 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Der ODringlichkeits⸗ 

antrag, welcher zugleich die Ueberweiſung an den 
volkswirthſchaftlichen Ausſchuß in ſich begreift, lautet: 
(Liest denſekben nochmals.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage 
beiſtimmen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt ange⸗ 
nommen. f 

Hiemit iſt dieſer Gegenſtand der Tagesordnung 
erledigt. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Bericht des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes, 
betreffend die Gebührenfreiheit bei Arrondirung von 
Grundſtücken. 

Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter, das 
Wort zu ergreifen. 5 


Berichterſtatter Plankenſteiner (von der Tri⸗ 
bune — liest): f f 


„Bericht des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes 
über den Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Tinti, 
betreffend die Arrondirung von Grundſtücken rüd« 
ſichtlich jener Aenderungen des Gebührengeſeßzent⸗ 
wurfes, welche in Folge der Ruͤckverweiſung des Be⸗ 
richtes an den volkswirthſchaftlichen Ausſchuß vor⸗ 
genommen wurden. N 

In der Sitzung vom 8. November d. J. wur⸗ 
den in der Verhandlung des Berichtes über den An⸗ 
trag des Abgeordneten Freiherrn v. Tinti, betref⸗ 
fend die Arrondirung von Grundſtücken, zu S. 1, lit. a) 
„und b) des beantragten Gebührengeſetzes (Seite 6 und 
7 des Berichtes) folgende Ubänderungdanträge ge⸗ 

ellt: f 
; Abgeordneter Dr. v. Perg er beantragte: 8. 1 
habe zu lauten: . 

„Die gänzliche Gebührenfreiheit bei Zuſammen⸗ 
legung und Arrondirung der Grundſtücke hat in dem 
Falle einzutreten, wenn gauze Gemeinden oder Ort⸗ 
ſchaften oder doch der größere Theil der Grundbe⸗ 
ſitzer in denſelben die in ihrer Gemarkung gelegenen 
Grundſtücke zuſammenlegen.“ 
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Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowiez bean⸗ 


tragte, den $. 1, lit. a) und b) in folgender Weiſe zu 
ändern: 


a) „Wenn in Gemeinden oder Ortſchaften die in ihrer 
Gemarkung gelegenen Grundſtücke zuſammenge⸗ 
legt und mindeſtens ein Viertel der zur Gemeinde 
oder Ortſchaft gehörigen Grundfläche oder 
Grundftüde von mindeſtens einem vierten Theile 
der Grundbeſitzer in die Zuſammenlegung ein⸗ 
bezogen werden.“ 

b) „Bei Grundtauſchverträgen zwiſchen einzelnen 
Grundbeſitzern in dem Falle, wenn hiedurch 
mindeſtens einer derfelben ein mit feinem Grund⸗ 
beige zuſammenhangendes Grundſtück erwirbt 
oder mehrere von einander getrennt liegende 
Grundſtücke gegen zufammenhängende eintauſcht, 
in ſoweit die Tauſchobjecte von gleichem Werthe 
ſind.“ 1 
Abgeordneter Lee der beantragte folgende Faſ⸗ 

fung des $. 1: N 

„Rechtsgeſchaͤfte, welche die Arrondirung od er 
Zuſammenlegung von der Bodencultur gewidme⸗ 
ten Grundſtücken zur Erzielung der leichteren und 
günſtigeren Bewirthſchaftung im Wege des Tauſches 
bezwecken, ſind bezüglich der betreffenden Grundpar⸗ 
zellen von der Uebertragungsgebühr befreit, in ſoweit 
die Tauſchobjecte von gleichem Werthe find." (Poſt 97 
des Geſetzes vom 13. December 1862.) N 

Abgeordneter Freiherr v. Petrins beantragte, 
die vorſtehenden drei Anträge an den Ausſchuß zu⸗ 
rückzuverweiſen, damit derſelbe dieſe Anträge ſichte und 
auch die Bemerkungen, welche von Seite der Regie⸗ 
rung gemacht wurden, in Berückſichtigung ziehe. N 

Dieſer Antrag wurde angenommen. i 

Indem ſich nun Ihr Ausſchuß der ihm geſtell⸗ 
ten Aufgabe entlediget, glaubt er den Intentionen 
der Herren Antragſteller am eheſten zu entſprechen, 
ſowie die Bedenken der Regierung wegen möglicher . 
Umgehung der Finanzbehörde zu beſchwichtigen, wenn 
er den früher zwiſchen Arrondirungen ganzer Ge⸗ 
meinden und Ortſchaften und den Arrondtrungen 
einzelner gemachten Unterſchied fallen läßt, und die 
Gebühr fuͤr den Mehrwerth der eingetauſchten Grund⸗ 
ſtücke auch bei Arrondirungen ganzer Gemeinden und 
Ortſchaften verlangt. 

Die Anträge der Herren Abgeordneten Dr. v. 
Pergerund Ritter v. Krzeczunowicz unterſcheiden 
ſich darin, daß nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. v. Perger die Gebührenfreiheit nur dann eintreten 
ſoll, wenn ganze Gemeinden oder Ortſchaften oder 
doch der größere Theil der Grundbeſitzer in den⸗ 
ſelben zufammenlegen, die Einzelnarrondirungen 
dagegen ausgeſchloſſen ſein ſollen, während der 
Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeczunoweez die Ge⸗ 
bührenfreiheit dahin ausgedehnt wünſcht, daß dieſelbe 
bei Arrondirungen ganzer Gemeinden und Ortſchaften 
ſchon dann eintrete, wenn der vierte Theil der 
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Ich erſuche jene Herren, welche dem $. 8 beiſtim⸗ 
men, fi zu erheben. (Befhiegt.) $. 8 iſt angenommen. 

Wünſcht Jemand zu K. 9 das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) §. 9 lautet (liest): 

„In jenen Findelauſtakten, welche bis zu dem 
Zeitpuncte der Wirkſamkeit dieſes Gefetzes ganz oder 
theilweiſe vom Staate dotirt waren, beſtreitet derſelbe 
in dem bisherigen Beitragsverhältniſſe die Koſten nur 
noch für die in dieſem Zeit „aucte in der Anſtaltpflege 
befindlichen Kinder bis zu ihrem Austreten aus der 
Findelverpflegung. N 

Die Verrechnung dieſer Koſten erfolgt in der im 
$. 5 beſtimmten Weiſe.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dem 8. 9 bei⸗ 
treten, ſich zu erheben. (Geſchieht.) §. 9 iſt ange⸗ 
nommen. 

Wünſcht Jemand zu $. 10 das Wort? (Ries 
mand meldet ſich.) Derſelbe lautet (liest): 

„Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, 
mit deſſen Durchführung der Miniſter des Innern 
beauftragt iſt, haben mit 1. Juli 1868. in Wirk⸗ 
ſamkeit zu treten.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Para— 
graph annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchſeht.) 
$: 10 iſt angenommen. 

Der Titel lautet: 

„Geſetzentwurf in Betreff der Koſten für öffentliche 
Findelanſtalten. 

Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Galizien mit Kra⸗ 

kau, Oeſterreich unter und ob der Enns, Salzburg, 

Steiermark, Kärnthen, Krain, Bukowina, Mähren, 

Schleſien, Tirol, Vorarlberg, Iſtrien, Görz und 

Gradisca und die Stadt Trieſt mit ihrem Gebiete.“ 

Wüuſcht Jemand das Wort? (Es meldet ſich 
Niemand.) Ich erſuche jene Herren, welche den Titel 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Der 
Titel iſt angenommen. « 


Berichterſtatter Dr. Breſtel: In dem ge⸗ 
druckten Geſetzentwurfe iſt die gewöhnliche Eingangs⸗ 
formel vergeſſen worden. Sie lautet: 

„Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer Meines 
Reichsrathes finde Ich zu verordnen, wie folgt:“ 


Viceprüſident: Wünſcht Jemand zu ſprechen? 
(Niemand meldet ſich.) 

Ich erſuche jene Herren, welche die Einleitung 
in der Faſſung (liest diefelbe) annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (öGeſchieht.) Die Einleitung iſt ange⸗ 
nommen. 


Berichterſtatter Or. Breſtel: Nachdem der Ge⸗ 
ſetzentwurf ganz unverändert: angenommen wurde, 
ſo würde ich mir den Antrag erlauben, daß das hohe 
Haus ſogleich die dritte Leſung vornehme. 


Vicepräſident: Ich erſuche jene Herren, 
welche damit einverſtanden ſind, daß ſogleich die 
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dritte Leſung dieſes Geſetzes vorgenommen werde, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag auf Vornahme 
der dritten Leſung iſt angenommen. 

Ich glaube wohl von der Leſung des Geſetzes 
Umgang nehmen zu ſollen, da dasſelbe in zweiter 
Leſung in ſeinen einzelnen Beſtimmungen unver⸗ 
ändert angenommen wurde und nur die Eingangs⸗ 
formel hinzukam. 

Ich erſuche daher jene Herren, welche das eben 
verleſene Geſetz in dritter Leſung entgiltig annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das' Geſetz iſt i 
dritter Leſung angenommen ). 

Wir gelangen nun zum nächſten Gegenſtande 
der Tagekordnung, d. i. zum Berichte über das Geſetz, 
betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen der 
Allerhöchſten Eulſchließung vom 10. Februar 1835 
wegen Bewilligung von Steuerfreijahren bei Neu⸗, 
Um⸗ und Zubauten auf alle Orte. 

(Vicepräſident Dr. Ziemiakkowski übernimmt 
den Vorſitz.) 


Berichterſtatter Dr. Daubek (von der Tri- 

bune): Die hohe Regierung hat der Aufforderung des 
hohen Hauſes entſprochen, indem ſie dieſe Vorlage an 
dasſelbe gelangen ließ. 
Deer volkswirthſchaftliche Ausſchuß hat dieſelbe 
geprüft, glaubte jedoch nach dem Principe der Gerech⸗ 
tigkeit und Billigkeit eine Ausdehnung derſelben, und 
zwar eine eben ſolche, wie bei der Hauszinsſteuer ein⸗ 
treten laſſen zu ſollen. 

Die Erwägungen, die früher bei dem Geſetze 
wegen der Hauszins ſteuer in Betracht gezogen wurden, 
und welche anzuführen mir das hohe Haus wegen der 
Kürze der Zeit, die uns noch zu Gebote ſteht, wohl 
erlaſſen wird, treten noch in einem größeren Maße bei 
der Hauselaſſenſteuer hervor. 

Jeder von uns kennt den mißlichen, elenden 
Zuftand der Gebände auf dem flachen Lande, in den 
Städten, Märkten und Orten. Die Feuergefahr iſt 
iminer größer bei baufälligen Gebäuden. Die Ubica- 
tionen ſind geſundheitsſchädlich, es findet ſich kaum 
eine Unterkunft für die Arbeiter ſowohl der Indu⸗ 
ſtrie als Landwirthſchaft. Dieſe Uebelſtände treten 
nur zu deutlich hervor, und eine Beruͤckſichtigung der⸗ 
ſelben iſt beſonders bei der Hausclaſſenſteuer noth⸗ 
wendig. Ich glaube in der Beziehung auch hervor- 
heben zu müſſen, daß bei den nächſten Landtagsver⸗ 
handlungen die Aufhebung des Beſtiftungszwanges 
bevorſteht; es wird ſich da die Nothwendigkeit heraus⸗ 
ſtellen, größere Bauten für die neuen Anſiedler vor⸗ 
zunehmen; es iſt ferner bei Inangriffnahme neuer 
Eiſenbahnlinien die Errichtung neuer Bahnhöfe 
zu erwarten, die wieder, wie die Erfahrung lehrt, die 
Entſtehung neuer Häuſerreihen in ihrer Nähe, mit 
großen, bequemen und geſunden Wohnungen bedingen. 


) Der Wortlaut des Geſetzes folgt im Anhänge 4. 
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An Mitteln zu derlei Bauten duͤrfte es wohl 
nicht fehlen, we un die Gemeindeeinkünfte gehörig ge⸗ 
regelt werden, wenn die Bezirksvertretungen darauf 
einen genügenden Einfluß nehmen, wenn bie zahl: 
reichen Fonds, die wir haben, als: Getreidefonds, 
Steuerfonds u. ſ. f. nutzbar gemacht werden, und 
wenn die zahlreiche Ueberſchüſſe, die nur faſt überall 
den Sparcaſſen zufließen, dazu verwendet werden, 
um dieſe Bauten zu unterſtuͤtzen. 

Ein dauernder Friede wird nicht blos den 
Grundbeſitz, die Induſtrie, fondern auch die Gewerbe 
ſichern und der Segen dieſes Geſetzes wird daher 
hoffentlich mit dem Frieden nicht ausbleiben. 

Bevor ich zur Leſung des Geſetzes übergehe, 

habe ich dem hohen Hauſe im Namen des Ausſchuſſes 
mitzutheilen, daß im S. 1 im Einverſtändniß mit dem 
Regierungsvertreter ein Zuſatz gemacht wurde, der 
im gedruckten Antrage des Ausſchuſſes nicht vor⸗ 
kommt. 

Statt „alle der Hausclaſſenſteuer unterliegen⸗ 
den Orte“ wird nunmehr beantragt zu ſetzen: „Alle 
der Hauszins⸗ und ee unterliegenden 
Orte.“ 


Birepräfident: Begehrt Jemand das Wort 
in der Generaldebatte? (Niemand meldet ſich.) Ich er⸗ 
öffne daher die Specialdebatte. 


Berichterſtatter Dr. Daubek: 8. 1 iſt mit der 
Regierungsvorlage übereinſtimmend bis auf den ſo⸗ 
eben erwähnten Zuſatz und lautet: 

„Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
10. Februar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Fe⸗ 
bruar 1835, 3. 562) für die Provinzialhaupt⸗ 
ſtädte gewährte zeitliche Befreiung von der Gebaͤude⸗ 
ſteuer ſammt Staatszuſchlaͤgen in der Dauer von 
zehn Jahren für Neubauten und von acht Jahren für 
Um⸗ und Zubauten wird auf alle der Hauszins⸗ und 
der Hausclaſſenſteuer unterliegenden Orte, beziehungs⸗ 
weiſe ſteuerpflichtigen Gebäude, ohne Unterſchied 
unter den in dieſer Allerhoͤchſten Entſchließung vor⸗ 
gezeichneten Bedingungen ausdehnt.“ 


Vicepräſident: Wünſcht Jemand zu ſprechen? 
(Es meldet ſich Niemand.) Ich erſuche jene Herren, 
welche dem $.1 in dieſer Faſſung beiſtimmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) $. 1 iſt angenommen, 


Berichterſtatter Dr. Danbek: §. 2 der Regie⸗ 
rungsvorlage lautet (liest): 

„die durch das Geſetz vom 14. November 1867 
gewährten und die mit demſelben aufrecht erhaltenen 
Steuerbefreiungen werden durch das gegenwärtige 
Geſetz nicht berührt.“ 

Dieſe Beſtimmung glaubte der Ausſchuß als 
überflüffig weglaſſen zu ſollen; dagegen wurde als 
$. 2 die Beſtimmung wegen der außerordentlichen 


Steuerbefreiung für die der Hausclaſſenſteuer unter⸗ 
liegenden Ortſchaften und Gebäude aufgenommen. 

$. 2 lautet nunmehr (liest): 

„Die mit dem Geſetze vom 14. November 1867 
(R. G. Bl. Nr. 137) für die der Hauszinsſteuer 
unterliegenden Ortſchaften und Gebäude ruͤckſichtlich 
aller bis Ende des Jahres 1869 nach den beſtehenden 


Bauordnungen vollendeten und benutzbar gemachten 
Neus, 
Steuerbefreiung von fünfzehn Jahren (bei Neubauten) 
und von zwoͤlf Jahren. (bei Um⸗ und Zubauten) wird 
in gleicher Weiſe auch den der Hausclaſſenſteuer 


Um⸗ und Zubauten gewährte ausnahmsweiſe 


unterliegenden Ortſchaften und Gebaͤuden einge⸗ 


räumt.“ 


Birepräfident: Wünſcht Jemand zu ſpre⸗ 
chen? (Niemand meldet ſich.) Ich erſuche jene Herren, 
welche §. 2 in der eben vorgeleſenen Faſſung annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) §. 2 iſt ange⸗ 
nommen. ö 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 
„§. 3. Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge 
dieſes Geſetzes beauftragt.“ 


Birepräfident: Wünſcht Jemand zu $. 3 zu 
ſprechen? (Niemand meldet ſich.) Ich erſuche jene 
Herren, welche $. 3 in der eben verleſeuen Faſſung 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) S. 3 iſt 
angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): 

„Geſetz vom... betreffend die Ausdehnung 
der Beſtimmungen der Allerhöchſten Entſchließung 
vom 10. Februar 1835 wegen Bewilligung von 
Steuerfreijahren bei Neu⸗, Um- und Zubauten auf 
alle Orte. 

Wirkſam fuͤr Böhmen, Dalmatien, Galizien 
und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich unter und 
ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, 
Krain, Bukowina, Mähren, Schleſien, Iſtrien, Görz 
und Gradisca, dann das Trieſter Gebiet. 


Vicepräſident: Ich bitte diejenigen Herren, 
welche den eben vorgeleſenen Titel annehmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Daubek (liest): . 
„Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer Meines 
Reichsrathes finde Ich zu verordnen, wie folgt:“ 


Vicepräſident: Wünſcht Jemand zur Ein⸗ 
leitungsformel zu ſprechen? (Niemand meldet ſich.) 
Ich bitte diejenigen Herren, welche mit der eben ver- 
leſenen Einleitungsformel einverſtanden find, ſich zu 
erheben. (Befchieht.) Sie iſt angenommen. 
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Berichterſtatter Or. Daubek: Ich beantrage, 


daß das hohe Haus ſogleich die dritte Leſung vor⸗ 
nehmen wolle. ö 


Birepräfident: Iſt das hohe Haus einver⸗ 
ſtanden, daß ſogleich die dritte Leſung vorgenommen 
werde? (Die Abſtimmung erfolgt.) Der Antrag iſt 
angenommen. 

Da keine Aenderung vorgenommen wurde, ſo 
glaube ich, daß von der Leſung Umgang genommen 
werden kann, und ich bitte alſo jene Herren, welche 
das eben in zweiter Leſung angenommene Geſetz in 
dritter Leſung endgiltig angenommen wänfchen, ſich 
zu erheben. (Geſchieht.) Das Geſetz iſt in dritter 
Leſung endgiltig angenommen »). 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Bericht des Budgetausſchuſſes über die Re⸗ 
gierungsvorlage, betreffend die Ermäßigung der 
Steuer- und Zollrückvergütung bei der Ausfuhr von 
Zucker und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten, dann 
die Beſteuerung der Branntweinerzeugung von klei⸗ 
neren Brennereien. 


Berichterſtatter Ritter v. Hopfen (von der Tri» 
bune — liest): 

„Da es keinem Zweifel unterliegt, daß die außer⸗ 
ordentlichen Zuſtände, welche zu Ende des Jahres 
1864 ſo ſchwer auf der öſterreichiſchen Zuckerinduſtrie 
laſteten, und welche das hohe Abgeordnetenhaus da⸗ 

mals bewogen, zur Belebung des Exportes die Ruͤck⸗ 
vergütung für ausgeführten Zucker zu erhöhen, laͤngſt 
behoben ſind, ſo iſt die von der Regierung beantragte 
Herabſetzung der Rückvergütung auf den urſpruͤng⸗ 
lichen Satz von 4 fl. 55 kr. für den Centner Roh⸗ 
zucker und 5 fl. 59 kr. für Raffinatzucker vollkommen 
gerechtfertigt. 

Ebenſo begründet erſcheint die Herabſetzung der 
Steuerrückvergütung für exportirte gebrannte geiſtige 
Flüſſigkeiten, da es notoriſch iſt, daß die bei der der⸗ 
maligen Steuerbemeſſung entrichtete Steuer weit 
unter dem geſetzlichen Ausmaße von 6 kr. für den 
Alkoholometergrad zurückbleibt und ſelbſt den Satz 
von 5 kr. nur in ſeltenen Ausnahmsfällen erreicht. 

In beiden Fällen jedoch glaubt der Ausſchuß, 
dem hohen Hauſe vorſchlagen zu ſollen, daß der Ter⸗ 
min, mit welchem dieſe Maßregel in Wirkſamkeit 
tritt, auf den 1. Februar 1868 hinausgeſchoben 
werde, da es nicht zweckmäßig iſt, Induſtrien mit der⸗ 
artigen, wenn auch begründeten, aber doch ihren 
Betrieb erſchwerenden Maßregeln plötzlich zu über: 
raſchen. N 

Eben ſo befürwortet der Ausſchuß den Artikel III, 
durch welchen den kleineren Brennereien wieder die 
Möglichkeit ihres Fortbeſtandes gegeben wird. 


) Das Geſetz folgt im Anhange B. 
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Im Artikel IV endlich beantragt der Ausſchuß 
im Hinblick auf die Beſtimmungen des kaiſerlichen 
Patentes vom 20. September 1865 anſtatt der 
Worte „Zuckerſteuergeſetz“ und „Branntweinſteuer⸗ 
geſetz“ das Wort „Verordnung“ zu ſetzen und em⸗ 
pfiehlt dem hohen Hauſe die Annahme des Geſetzes in 
der nachfolgenden Faſſung.“ 

Im Laufe des geſtrigen Tages wurden dem 
Budgetausſchuſſe zwel Petitionen im kurzen Wege 
zugemittelt, und zwar eine Petition des Comités 
des öſterreichiſchen Rübenzuckerinduſtrie⸗ Vereines 
um Aufrechterhaltung des Geſetzes vom 13. Oc⸗ 
tober 1865 und eine Petition der Spiritusrafſi⸗ 
neure und Exporteure um Ablehnung des finanz⸗ 
miniſteriellen Geſetzentwurfes bezüglich der Redu⸗ 
cirung der Spiritus⸗Steuerreſtitution, eventuell um 
Gewährung einer viermonatlichen Uebergangsfriſt. 

Dieſe beiden Petitionen ſchienen ſo wichtig, daß 
der Budgetausſchuß ſich heute Morgens zu einer 
neuen Berathung verſammelte, und ich habe daher die 
Ehre, das Reſultat dieſer neuen Berathung dem 
hohen Hauſe mitzutheilen. 

Insbeſondere in der Petition der Spiritus ⸗ 
raffineure wird hervorgehoben, daß das Verhältniß, 
welches bezüglich der Rückvergütung der Spiritus⸗ 
ſteuer beſtehe, ein ſolches ſei, daß ſelbſt die Friſt von 
vier Wochen, wie ſie dermalen urſprünglich vom 
Ausſchuſſe bis 1. Februar zugeſtanden werden wollte, 
nicht mehr ausreiche, ſondern daß ſelbſt bei dieſer 
Friſt von vier Monaten die betreffenden Induſtriellen 
ein nicht mehr abzuwendender, ganz unverhaͤltniß⸗ 
mäßig hoher Schade träfe. Man iſt nämlich von 
der Anſicht ausgegangen, daß natürlicher Weiſe die 
Steuerreſtitution nichts Anderes ſein ſolle als ein 
wirklicher Ruͤckerſatz der Steuer, nicht aber eine 
Erportprämie. 

Es war baber felbjtverftändlih, daß man von 
der Anſicht ausging, daß der Induſtrielle, welcher für 
fein Product eben nur ſoviel Steuer gezahlt habe, 
auch nur den Rückerſatz desſelben Betrages bei der 
Ausfuhr in Anſpruch nehmen könne. 

Bei der Spiritusinduſtrie iſt jedoch das eigen⸗ 
thümliche Verhältniß, daß jene Perſonen, welche die 
Steuer zahlen, und jene, welche die Erportrüdvergi- 
tung erhalten, nicht dieſelben ſind. 

Es iſt nämlich, vielleicht mit einigen kaum nen⸗ 
nenswerthen Ausnahmen, in der Spiritusinduſtrie 
eingeführt, daß die urſprünglichen Spiritusfabriken 
den Spiritus nicht ſelbſt raffiniren, ſondern daß die 
Raffinirung bei der Spiritusfabrikation einen eigenen 
Induſtriezweig bildet, und daß nur der ſo raffinirte 
Spiritus ſich zum Exporte eignet. 

Es iſt daher ſelbſtverſtändlich, daß, während der 
urſprüngliche Spiritusfabrikant die Steuer zahlt, der 
Spiritusraffineur die Exportſteuerrückvergütung bes 
kömmt. 
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betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen der Allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließung vom 10. Februar 1835 wegen Bewilligung von Steuerfrei⸗ 
jahren bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten auf alle Orte. 


Wirkſam für Böhmen, Dalmatien, Galizien und Todomerien mit Krakau, Beſterreich unter 
und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Rärnthen, Krain, Bukowina, Mähren, Schleſten, 
Sſtrien, Görz und Gradista, dann das Trieſter Gebiet. 


(Vom Abgeordnetenhauſe in der 67. Sitzung am 20. December 1867 in dritter Leſung angenommen.) 
— — — 


8. 2. 2 


Mit Zuſtimmung der beiden Häufer Weines 
Die mit dem Geſetze vom 14. November 1867 


Reichsrathes finde Ich zu verordnen, wie folgt: ! 


§. 1. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1835 (Hofkanzleideeret vom 24. Februar 1835, 
3. 562) für die Provinzialhauptſtädte gewaͤhrte 
zeitliche Befreiung von der Gebäubdefteuer ſammt 
Staatszuſchlägen in der Dauer von zehn Jahren für 
Neubauten und von acht Jahren für Um⸗ und Zu⸗ 
bauten wird äuf alle der Hauszins⸗ und Hausclaſſen⸗ 
ſteuer unterliegenden Orte, beziehungsweiſe ſteuer⸗ 
pflichtigen Gebäude, ohne Unterſchied unter den in 
dieſer Allerhöchſten Entſchließung vorgezeichneten Be⸗ 
dingungen ausgedehnt. 


(R. G. Bl. Nr. 137) für die der Hauszinsſteuer 
unterliegenden Ortſchaften und Gebäude rückſichtlich 
aller bis Ende des Jahres 1869 nach den beſtehenden 
Bauordnungen vollendeten und benützbar gemachten 
Neu⸗, uUm⸗ und Zubauten gewährte ausnahmsweiſe 
Steuerbefreiung von fünfzehn Jahren (bei Neubau⸗ 
ten) und von zwölf Jahren (bei Um⸗ und Zubauten) 
wird in gleicher Weiſe auch den der Hausclaſſenſteuer 
unterliegenden Ortſchaften und Gebäuden einge⸗ 
räumt. 
§. 3. 

Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 

Geſetzes beauftragt. 


Abschnitt 5: 


Regierungsvorlage vom 12. Dezember 1869 betreffend Bewilligung 


von Steuerfreijahren bei Neu-, Zu- und Umbauten, 


Debatte und Beschlussfassung. 
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verdienen ſtreben werde, darum bitte ich Sie, meine 
Herren. (Lebhafter Beifall.) 

Wir ſchreiten nun zur Wahl des erſten 
Herrn Vicepräſidenten. Ich erſuche die Stimm⸗ 
zettel abzugeben, und bitte einige Herren, das Seru⸗ 
tinium übernehmen zu wollen. 

(Nach Abgabe der Stimmzettel und Vornahme 
des Serutiniums:) 

Es wurden 138 Stimmzettel abgegeben; hievon 
erhielt Herr Ritter v. Hopfen 136 Stimmen, Herr 
Dr. Franz Groß 1 Stimme und Herr Dr. Vidu⸗ 
lich auch 1 Stimme. 

Es iſt ſomit Herr Ritter v. Hopfen zum 
erſten Vicepräſtdenten gewählt und ich erſuche den⸗ 
ſelben, ſeinen Platz einzunehmen. 

(Abgeordneter Ritter v. Hopfen nimmt 
den Platz des erſten Vicepräſidenten ein.) 

Herr Vicepräſident Ritter v. Hopfen hat das 
Wort. 


Vicepräſident Ritter v. Hopfen: Hohe Ver ⸗ 
ſammlung! Nach den Worten, welche der von uns 
Allen und von mir insbeſondere hochverehrte Herr 
Präſident zu Ihnen geſprochen hat, wird es mir 
wohl geſtattet ſein, daß ich mich darauf beſchränke, 
Ihnen für das Vertrauen, welches ich in der Wieder⸗ 
berufung auf dieſen Platz wohl erblicken zu können 
glaube, den aufrichtigſten Dank auszuſprechen und daran 
die Verſicherung zu knüpfen, daß in allen Fällen, in 
welchen ich berufen ſein ſollte, die Stelle des Herrn 
Präſidenten zu vertreten, ich ſtets die Pflichten, welche 
mit dieſem Platze verbunden ſind, vor Augen behalten 
werde. (Bravo! Bravo!) 

Nehmen Sie für das mir gezeigte Vertrauen 
meinen herzlichſten Dank. 


Präfident: Wir ſchreiten nun zur 
Wahl des zweiten Vieepräſidenten. 
Herr Abgeordneter Skene hat das Wort. 


Abgeordneter Skene (Mähren): Nachdem von 
vielen Seiten die Anſicht laut wurde, daß ſich die 
verſchiedenen Fractionen dieſer hohen Verſammlung 
noch nicht in der Perſon geeinigt haben, die ſie zu 
dieſer Ehrenſtelle erheben wollen, ſo erlaube ich mir 
den Antrag zu ſtellen, die Wahl des zweiten Viee⸗ 
präſiden ten auf die morgige u zu 
vertagen. (Rufe: Nein!) 


' Prüſident: Es wird der Antrag geftellt, die 
Wahl des zweiten Vicepräſidenten auf die morgige 
Sitzung zu ver tagen. 

Ich bitte die Herren, welche diefen Autrage zu⸗ 
ſtimmen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Min⸗ 
derheit und ich bitte daher, die Stimmzettel zur Wahl 
des zweiten Vicepräfidenten abzugeben. 


(Nach Abgabe der Stimmzettel und Vornahme 
des Serutiniums:) 

Es wurden 145 Stimmzettel abgegeben, die 
abſolute Majorität beträgt 73 Stimmen. Dr. Franz 
Groß hat 83 Stimmen erhalten, Dr. Rechbauer 
30 Stimmen. Es erſcheint daher Dr. Franz Groß 
als zweiter Vicepräfident gewählt (Beifall), und ich 
erſuche ihn, ſeinen Platz einzunehmen. (Abgeord⸗ 
neter Dr. Franz Groß nimmt den Platz 
des zweiten Vicepräſidenten ein.) 

Ich ertheile dem Herrn Dr. Franz Groß das 
Wort. 


Vicepräſident Dr. Franz Groß: Meine Her⸗ 
ren! Ich bin gerührt durch das Vertrauen, welches in 
der auf mich gefallenen Wahl gelegen iſt, und ich danke 
Ihnen hiefür. Meine Aufgabe wird es ſein, das⸗ 
ſelbe zu rechtfertigen. 

Ich kann nicht annehmen, daß die Wahl, die in 
ſo ehrenvoller Weiſe auf mich gefallen iſt, in meinen 
bisherigen, ſehr beſcheidenen parlamentariſchen Lei⸗ 
ſtungen ihren Grund hat; ich kann nur annehmen, 
daß die Herren dadurch der Erwartung Raum geben 
wollten, ich werde den Grundſaͤtzen treu bleiben, 
denen ich bisher gehuldigt habe, und dieſer Erwar⸗ 
tung werde ich auch zu genügen trachten. 

Sollte ich einmal in die Lage kommen, des 
Präſidialamtes walten zu muͤſſen, dann werde ich bei 
dem Mangel an Erfahrung wohl auch auf Ihre Un⸗ 
terſtützung und auf Ihre Nachſicht rechnen, um welche 
ich hiemit meine ergebene Bitte ausſpreche. (Bravo! 
Bravo!) 


Präſident: Wir ſchreiten zum nächſten 
Gegenſtande der Tagekordnung, zur Wahl 
der Schriftführer; ich erſuche die Herren, die 
Stimmzettel abzugeben. (Nach Abgabe der Stimm⸗ 
zettel:) 

Ich werde das Scrutinium durch das Bureau 
vornehmen laſſen. (Zuſtimmung.) 

Wir ſchreiten nun zur Wahl der 
Ordner. Ich bitte die Stimmzettel abzugeben. 
(Nach Abgabe der Stimmzettel:) 


Ich werde auch das Scrutinium bezüglich der 
Wahl der Ordner durch das Bureau vornehme n 
laſſen. 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer um die 
Verleſung der von der hohen Regierun 
eingebrachten Vorlagen. 


Schriftführer Barewicz (liest): 

„Auf Grund Allerhͤͤchſter Ermächtigung beehre 
ich mich dem loͤblichen Präͤſidium im Anſchluſſe den 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Be⸗ 
willigung von Steuerfreijahren bei Neu⸗, 
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Um⸗ und Zubauten“) mit dem Erſuchen zu 
übermitteln, denſelben der verfaſſungsmaͤßigen Be⸗ 
handlung gefaͤlligſt zuführen zu wollen. 
Wien, am 12. December 1869. 
Der k. k. Finanzminiſter: 
Breſtel.“ 


Prüfſident: Ich werde die erfte Leſung dieſes 
Geſetzentwurfes auf die Tagesordnung der nächſten 
Sitzung ſtellen. 


Schriftführer Barewicz (liest): 

„Auf Grund Allerhöchſter Ermaͤchtigung beehre 
ich mich dem löblichen Präſidium im Anſchluſſe den 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Forterhebung der Steuern und Abgaben, 
dann die Beſtreitung des Staatsaufwan⸗ 
des ) in der Zeit vom 1. Jaͤnner bis Ende März 
1870, mit dem Erſuchen zu übermitteln, denſelben 
der verfaffüngsmäßigen Behandlung gefälligft zu⸗ 
führen zu wollen. 

Wien, am 12. December 1869. 

Der k. k. Finanzminiſter: 
Breſtel.“ 


Prüſident: Ich werde die erſte Leſung dieſes 
Geſetzentwurfes auf die nächſte Tagesorduung 
ſtellen. 


Sgriſifährer Barewicz (liest): 

„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung beehre 
ich mich dem löblichen Praͤſidium im Anſchluſſe den 
Entwurf eines Geſetzes über die Einhebung 
von Verzugszinſen für die im vorge⸗ 
ſchriebenen Termine nicht eingezahlten 
directen Steuern und die Einhebung dieſer 
Steuern überhaupt“) mit dem Erſuchen zu 
übermitteln, dieſen Geſetzentwurf der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung gefälligſt zuführen zu wollen. 

Wien, am 13. December 1869. 

Der k. k. Finanzminiſter: 
Breſtel.“ 


Präfident: Ich werde die erſte Leſung dieſes 
Geſetzentwurfes ebenfalls auf die Tagesordnung der 
nächſten Sitzung ſtellen. 


Schriftführer Barewicz (liest): 

„Ueber Allerhöchſte Ermächtigung Sr. k. k. Apo⸗ 
ſtoliſchen Majeftät beehre ich mich dem löͤblichen Prä⸗ 
ſidium in der Anlage den Entwurf des Finanz⸗ 
geſetzes ſammt dem als Anhang beigegebe⸗ 


*) Il der Beilage. 
**) III der Beilage. 
2 IV der Beilage. 


nen Staats voranſchlage für 1870 *) behufs 
der verfaſſungsmaͤßigen Behandlung desſelben mit 
dem ergebenen Beifügen zu übermitteln, daß die zur 
Vertheilung im hohen Abgeordnetenhauſe nöthige 
Anzahl von Exemplaren nachfolgen wird. 
Wien, am 13. December 1869. 
Der k. k. Finanzminiſter: 
Breſtel.“ 


Präfident: Se. Excellenz der Herr Sun 
miniſter hat das Wort. 


Finanzminiſter Dr. Breſtel: Indem heute 
dem hohen Hauſe der Entwurf des Finanzgeſetzes für 
1870 vorgelegt wird, erlaube ich mir einige kurze 
Bemerkungen zur Erläuterung des vorgelegten Ge⸗ 
ſetzentwurfes zu machen. 

Die Staatsausgaben mußten leider für das 
Jahr 1870 Höher veranſchlagt werden, als im Vor⸗ 
jahre, wo fie in runder Summe mit 299,300. 000 fl. 
veranſchlagt waren, und ſind fuͤr das Jahr 1870 mit 
rund 320,600.000 fl., alſo um 21, 300.000 fl. 
höher veranſchlagt. 

In Betreff dieſes Mehrbetrages kommen aber 
einige Umftände in Betracht, die bewirken, daß dieſer 
Mehrbetrag thatſächlich nicht jene Höhe hat, die er 
zu haben ſcheint. 

Fur das Jahr 1870 find nämlich die Beträge, die 
zur Uebernahme der Actien von zwei Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften, welche Uebernahme durch erfloſſene Special⸗ 
geſetze vorgeſchrieben iſt, nämlich die Actienuͤber⸗ 
nahme für die Franz Joſefsbahn und die böhmiſche 
Nordweſtbahn, in den Voranſchlag mit aufgenom⸗ 
men, während im vorigen Jahre die gleiche Summe, 
theils weil das Geſetz in Betreff der Franz Joſefs⸗ 
bahn erſt am Schluſſe des Jahres angenommen 
wurde, theils weil man glaubte, daß die Actien der. 
böhmiſchen Nordweſtbahn wieder im Laufe des Jahres 
begeben werden könnten, nicht in den Voranſchlag auf⸗ 
genommen wurde. 

Dieſer Betrag, der 3¼ Millionen Gulden aus⸗ 
macht, bedingt allein, daß die Summe der Staats- 
ausgaben im Jahre 1870 nicht, wie es im ziffer⸗ 
mäßigen Nachweiſe erfcheini, um 21 Millionen Gul⸗ 
den, ſondern thatſächlich nun um 17 ½ Millionen 
Gulden höher veranſchlagt we rde. 

Ferner iſt eine bloße Durchführungspoſt von 
circa 1½ Millionen Gulden, naͤmlich das Zoll⸗ 
pauſchale unter den Staatsausgaben enthalten, auf 
die ich ſpaͤter zurückkommen werde und welche gleich⸗ 
falls nicht als eine Erhöhung der Ausgaben anzu⸗ 
ſehen iſt, ſo daß reell die Erhöhung 16 Millionen 
Gulden beträgt. Ich werde übrigens die einzelnen 
weſentlichen Poſten der Reihe nach durchgehen. 


*) V der Beilage. 
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Ritter v. Elswehr, Dr. Karl Wilhelm Dietrich, 
Dr. Ferdinand Dinſtl, Anton Dittrich, Graf Fried⸗ 
rich Eckbrecht Dürckheim-Montmartin, Martin Dzie⸗ 
wonsfi, Dr. Ignaz Figuly v. Szép, Konrad Ritter 
v. Fihauſer, Ignaz Freiherr v. Giovanuelli, Joſef 
Greuter, Dr. Kaſimir Ritter v. Grocholski, Dr. Franz 
Groß, Mathias Gſchnitzer, Johann Guszalewicz, 
Dr. Joſef Haffner, Franz Hermet, Thomas Ritter v. 
Horodyski, Joſef Ritter v. Jabkonowski, Dr. Albert 
Jäger, Ignaz Jaköbik, Dr. Ignaz Kaiſer, Michael 
Koczyüski, Stanislaus Kokmian, Moriz Ritter v. 
Krainski, Dr. Maximilian Landesberger, Joſef Lax, 
Alfred Lenz, Baſil Makowicz, Johann Ritter v. 
Manaſtyrski, Graf Albin Margheri-Commandona, 
Ignaz Mayer, Dr. Franz Karl Ritter v. Mayrhofer, 
Leopold Edler v. Mende, Dr. Hermann Mertlitſch, 
Alexander Freiherr v. Petrind, Joſef Peyr, Lovro 
Pintar, Joſef Prokopowicz,, Dr. Karl Rechbauer, 
Dr. Franz Roſer, Altgraf Louis Salm⸗Reifferſcheid, 
Sigismund Sawezyüski, Karl Schneider, Franz 
Schürer, Graf Chriſtof Spiegel v. Dieſemberg, 
Lukas Svetec, Bonaventura Szeleszezyuͤski, Franz 
Ritter v. Toroſiewiez, Mathias Wahl, Dr. Ferdi⸗ 
naud Joſef Weigel, Friedrich Freiherr zu Weichs, 
Peter Wiesler, Auguſt v. Wintersberg, Graf 
Ludwig Wodzidi, Dr. Nikolaus Zyblikiewicz.) 

Der Antrag des Herrn Abgeord⸗ 
neten Dr. v. Figuly iſt mit 75 gegen 
73 Stimmen abgelehnt. 

Ich bringe nun den Antrag des Herrn Abge⸗ 
ordneten Dr. Guſtav Groß zur Abſtimmung. 
Diejenigen Herren, welche dem An⸗ 
trage zuſtimmen, daß die bezeichnete 
Regierungsvorlage dem für die 
Adreſſe gewählten Ausſchuſſe zur 
Vorberathung zugewieſen werde, 
bitte ich, ſichzu erheben. (Geſchieht.) Es 
iſt die unzwelfelhafte Majorität. 
Der Antrag des Herrn Dr. Guſtav 
Groß iſt angenommen. 

Der naͤchſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die erſte Leſung der Regierungsvor⸗ 
lage, betreffeud den Geſetzentwurf 
über die Organiſation der Mediei⸗ 
nal verwaltung. 

Herr Dr. v. Perger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger (Niederöſterreich): 
Ich erlaube mir, den Antrag zu ſtellen, daß 
dieſe Regierungs vorlage einem 
Ausſchuſſe von neun Mitgliedern 
zugewieſen werde, welche aus den Ab⸗ 
theilungen gewählt werden ſollen. 


Prüſident: Wünſcht noch Jemand über die 
formelle Behandlung dieſes Gegenſtandes das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Ich bitte die Her⸗ 
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ren, welche dem Antrage des Herrn 
Dr v. Perger zuſtimmen, daß dieſe 
Regierungsvorlage einem aus den 
Abtheilungen zu wählenden Aus⸗ 
ſchuſſe von neun Mitgliedern zuge⸗ 
wieſen werden ſoll, ſich zu erheben. 
(Geſchieht) Dieſer Antrag iſt ange 
nommen. £ 

Der nächte Gegenſtand der Tagesordnung ift 
die erfte Leſung der Regierungsvor⸗ 
lage, betreffend das Geſetz über das 
Schubweſen. 

Herr Abgeordneter Schindler hat das 
Wort. 


Abgeordneter Schindler (Niederöſterreich): 
Ich ſtelle den Antrag, daß dieſe Ge⸗ 
ſetzes vorlage einem aus dem Hauſe 
zu wählenden Ausſchuſſe von neun 
Mitgliedern zugewieſen werde. 


Präſident: Da ſich Niemand mehr zum Worte 
meldet, fo bitte ich die Herren, welche die 
ſem Antrage zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag ift angenommen. 

Sind die Herren in der Lage, heute zu wählen? 
(Rufe: Nein!) Ich werde die Wahl auf die Tages⸗ 
ordnung der nächſten Sitzung ſetzen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die erſte Leſung der Regierungsvor lage, 
betreffend den Geſetzent wurf weg en Be 
willigung von ſteuerfreien Jahren für 
Neu⸗, Zu⸗ und Umbauten. 

Herr Dr. v. Perger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger (Niederöſterreich): 
Ich erlaube mir zu bemerken, daß eine Regierungs- 
vorlage im ähnlichen Sinne in früherer Zeit dem 
volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe zur Berathung über⸗ 
geben wurde; allein ich glaube, daß dieſer Gegen⸗ 
ſtand in innigem Zuſammenhange mit der Steuer⸗ 
reform ſteht und da in Kürze die Berathung über 


die Gebäudeſteuer ſtattfinden wird, fo möchte ich mir 


den Antrag erlauben, daß die ſe Regierungs⸗ 
vorlage dem bereits beſtehenden Steuer- 
reformausſchuſſe zuge wieſen werde. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand in der for- 
mellen Frage das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Wenn Niemand das Wort verlangt, ſo bringe ich 
den Antrag zur Abſtimmung. Diejenigen Her⸗ 
ren, welche die Regierung vorlage, be⸗ 
treffend den Geſetzentwurf wegen Steuer⸗ 
freijahren bei Neu⸗, Zu⸗ und Umbauten, 
dem eben er wähnten Steuerre formaus⸗ 
ſchuſſe zur Vorberathung zugewieſen 
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wiſſen wollen, bitte ich, ſich zu erheben. ſchuſſe zuweiſen wollen, ſich zu erheben. 


(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. (Geſchieht.) 


Der nächſte Gegenſtand der Tages ordnung iſt 
die erſte Leſung der Regierungs vorlage, 
betreffend die Forterhebung der Steuern 
und Abgaben zur Beſtreitung des Staats⸗ 
aufwandes für die Zeit vom 1. Jänner 
bis 1. März 1870. 


Abgeordneter Wickhoff (Oberster reich): Ich 
erlaube mir den Antrag zu ſtellen, daß die ſe Vo rlag e 
ſo wie das Finanzgeſetz pro 1870 einem 
aus dem ganzen Hauſe zu wählenden, aus 
24 Mitgliedern beſtehenden Budgetaus⸗ 
ſchuſſe zugewieſen und die Wahl dieſes 
Aus ſchuſſes auf die Wa Tagesordnung 
geſtellt werde. 


Präfident: Es wird beantragt, die vorliegende 
Regierungsvorlage dem über das Finanzgeſetz zu 
wählenden Ausſchuſſe zuzuweiſen. 

Da nun dieſer Gegenſtand der zehnte in der 
Reihe iſt, ſo werde ich die Tagesordnung dahin ab⸗ 
andern, daß die Frage der formellen Behandlung des 
Finanzgeſetzes gleich unter Einem vorgenommen 
wird. Wird dagegen eine Einwendung erhoben? 
(Niemand meldet ſich.) 

Da es nicht geſchieht, bitte ich jene Herren, 

welche dem Antrage zuſtimmen, die Geſetzent⸗ 
würfe, betreffend das Finanzgeſetz 
und den Staatsvoranſchlag pro 


1870, dann die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, ferner 
die Beſtreitung des Staats auf⸗ 


wandes in der Zeit vom 1. Jänner 
bis Ende März 1870, einem aus der 
Mitte des Hauſes zu wählenden 
Budgetausſchuſſe von 24 Mitglie⸗ 
dern zuzuweiſen, — ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die Negierungsvorlageüber die Ein⸗ 
hebung von Verzug sziuſen für die 
im vorgeſchriebenen Termine nicht 
eingezahlten directen Steuern 
und die Ein hebung die ſer Steuern 
überhaupt. 

Herr Dr. v. Perger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger (Niederditer- 
reich): Ich ſtelle den Antrag, daß dieſe Re- 
gierungs vorlage ebenfalls dem 
Budgetausſchuſſezugewieſen werde. 


Präſident: Wänſcht noch Jemand in der for⸗ 
mellen Frage das Wort? (Niemand meldet ſich.) Da 
es nicht geſchieht, bitte ich jene Herren, welche den 
vorliegenden Gegenſtand dem Budgetaus⸗ 


Er iſt dem Budgetaus⸗ 
ſchuſſſe zugewieſen. 

Nächſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
Geſetzent wurf über die Penſions⸗ 
behandlung des Lehrperſonals der 
vom Staate erhaltenen Lehranſtal⸗ 
ten. 

Wenn keine Einwendung erhoben wird, ſo 
werde ich unter Einem auch den Geſetzentwurf 
über die Erhöhung der Gehalte der 
Profeſſoren an den weltlichen Fa⸗ 
eultäten der Univerſitäten zur for⸗ 
mellen Behandlung bringen. (Zuſtimmung.) 

Herr Dr. v. Perger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger (Niederöſter⸗ 
reich): Da dieſe beiden Regierungsvorlagen aus den 
Berathungen des Budgetausſchuſſes hervorgegangen 
find, fo ſtelle ich den Antrag, auch dieſe bei⸗ 
den Regierungs vorlagen dem Bud⸗ 
getausſchuſſe zuzuweiſen. ö 


Präſident: Wünſcht noch Jemand in der 
formellen Frage das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Da es nicht geſchieht, ſo bitte ich jene Herren, welche 
dem Antrage des Herrn Dr. v. Per⸗ 
ger zuſtimmen, ſich zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Er iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die erſte Leſung des Geſetzeutwurfez, be: 
treffend das Diseiplinarſtatut für Advo⸗ 
caten und Advocaturcandidaten. 

Herr Dr. v. Per ger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Edler v. Perger (Nieder ⸗ 
öſterreich): Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, 
daß dieſe Regierungsvorlage einem aus 
dem ganzen Haufe zu wählenden Aus⸗ 
ſchuſſe von neun Mitgliedern zugewieſen 
werde. 


Präſident: Wünſcht noch Jemaud in der 
formellen Frage das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Da dieß nicht der Fall iſt, fo bitte ich jene Herren, 
welche dieſem Antrage zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. v. Perger iſt angenommen. 

Der naͤchſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
die erſte Leſung des Geſetzentwurfes, be⸗ 
treffend das Coalftionsrecht. 

Herr Dr. Klun hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Klun (Krain): Ich er⸗ 
laube mir den Antrag zu ſtellen, daß dieſe Ge⸗ 
ſetzesvorlage einem aus dem ganzen Hauſe 
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Präſident: Wenn das hohe Haus den Herrn 
Berichterſtatter von der nochmaligen Verleſung des 
ganzen Geſetzes dispenſiren will, ſo werde ich das 
Geſetz ſogleich in dritter Leſung zur Abſtimmung 
bringen. (Zuſtimmung.) 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche das ſoeben 
in zweiter Leſung angenommene Geſetz, betreffend 
die Forter hebung der Steuern und Ab⸗ 
gaben, dann die Beſtreitung des Staats⸗ 
aufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis 
Ende März 1870, nunmehr in dritter Leſung end⸗ 
giltig annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 

Das Geſetz iſt in dritter Leſung ange⸗ 
nommen“). 

Der nächſte Gegenſtand der Tagedord- 
nung iſt ein mündlicher Bericht des Steuer⸗ 
reform⸗Ausſchuſſes über die Regierungs- 
vorlage, betreffend den Geſetzentwurf 
über die Bewilligung von Steuerfrei jah⸗ 
ren bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten; ich erſuche 
den Herrn Berichterſtatter, das Wort zu ergreifen. 


Berichterſtatter Or. Kaiſer (von der Tri⸗ 
bune): Der Steuerreform⸗Ausſchuß hat mich beauf⸗ 
tragt, im Namen desſelben über die Regierungsvor⸗ 
lage, betreffend die Bewilligung von Steuerfreijahren 
bei Neus, Um⸗ und Zubauten, welche dieſem Ausſchuſſe 
zugewieſen wurde, Ihnen mündlich Bericht zu er⸗ 
ſtatten. 

Mit dem Geſetze vom 24. November 1867 
wurde für alle Ortſchaften, in welchen die Hauszins⸗ 
ſteuer beſteht, und mit dem Geſetze vom 3. März 1868 
für alle Ortſchaften, in welchen die Hausclaſſenſteuer 
beſteht, ruͤckſichtlich aller bis Ende 1869 vollendeten 
und benutzbar gemachten Neu-, Um» und Zubauten 
eine Steuerfreiheit, und zwar von 15 Jahren fuͤr 
Neubauten und von 12 Jahren fir Um⸗ und Zu⸗ 
bauten bewilligt. 

Die gegenwaͤrtige Regierungsvorlage bezweckt 
nun lediglich, dieſen Termin in Anſehung der Steuer⸗ 
freiheit auch auf jene Neu⸗, Um⸗ und Zubauten, welche 
im Laufe 1870/71 vollendet und benutzbar gemacht 
werden, auszudehnen. j 

Es iſt nicht die Abſicht des Steuerreform-Auß- 
ſchuſſes, aus Anlaß dieſer Regierungs vorlage in die 
prineipielle Frage einzugehen, ob überhaupt für Neu-, 
Um⸗ und Zubauten Steuerfreijahre bewilligt werden 
ſollen, oder welche Anzahl von Jahren ſich als die 
zweckmäßigſte herausſtellt; es liegt dem Steuerreform⸗ 
Ausſchuſſe die Regierungsvorlage, betreffend ein 
neues Gebäudeſteuergeſetz, vor, welches dem hohen 
Haufe ſeinerzeit Gelegenheit geben wird, über dieſe 
principielle Frage eine definitive Entſcheidung zu 
treffen. Bis aber dieſe definitive Entſcheidung ge⸗ 
troffen ſein wird, iſt es unumgänglich nothwendig, 
im Intereſſe der Sicherheit des Verkehres und im 


*) Unverändert nach III der Beilage. 


Intereſſe der Unternehmungen überhaupt, daß jeder 
Zweifel und jede Ungewißheit darüber wenigſtens für 
die unmittelbar bevorſtehende Zeit beſeitigt werde. 
Es iſt für den Unternehmer eine unbedingte Noth- 
wendigkeit, alle jene Factoren zu kennen, welche auf 
die Rentabilität von Neu⸗, Um⸗ oder Zubauten Ein⸗ 
fluß haben und ein ſolcher Factor iſt immerhin auch 
die Anzahl der Steuerfreijahre. 

Der Steuerreform⸗Ausſchuß iſt alſo mit der 
vorgelegten Regierungsvorlage vollkommen einver ; 
ſtanden, und auch damit, daß dieſe Verlängerung der 
Geſetze vom 24. November 1867 und vom 3. März 
1868 nur auf den Zeitraum von zwei Jahren aus⸗ 
gedehnt werde, weil in der Zwiſchenzeit das Gebäudes 
ſteuergeſetz wohl in Wirkſamkeit treten und darin 
auch bezüglich der Steuerfreijahre eine definitive Be⸗ 
ſtimmung getroffen ſein wird. 

Aus dieſen Gründen empfiehlt Ihnen der Steuer⸗ 
reform⸗Ausſchuß die Annahme der Regierungsvor⸗ 
lage, wie ſie ſeinerzeit dem hohen Hauſe vorgelegt 
wurde. 


Das Geſez ſelbſt lautet (liest): 


58. 1. 

Die mit dem Geſetze vom 14. Novem⸗ 
ber 1867, R. G. Bl. Nr. 137, für die der 
Haudzindfteuer unterliegenden Ortſchaf⸗ 
ten und einzelnen Gebäude, dann die mit 
dem Geſetze vom 3. März 1868, R. G. Bl. 
Nr. 16, für die der Hausclaſſenſteuer 
unterliegenden Ortſchaften und einzelnen 
Gebäude rüdfihtlih aller bis Ende des 
Jahres 1869 nach den beſtehenden Bau⸗ 
ordnungen vollendeten und benützbar ge⸗ 
machten Neu⸗, Um⸗ und Zubauten gewährte 
ausnahmsweiſe' Steuerbefreiung von fünf⸗ 
zehn Jahren bei Neubauten, und von 
zwoͤlf Jahren bei Um⸗ und Zubauten hat 
noch ferner für jene Gebäude zu gelten, 
welche im Laufe der Jahre 1870 und 1871 
nach den beſtehenden Bauordnungen voll⸗ 
endet und beuützbar gemacht werden. 

N §. 2. 

Der Finanzminiſter iſt mit dem Voll⸗ 

zuge dieſes Geſetzes beauftragt.“ 


Präſident: Wänſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn Niemand das 
Wort verlangt, bringe ich das Geſetz zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte jene Herren, welche die 88. 1 
und 2 annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ger 
ſchieht.) Die 588. 1 und 2 find angenommen. 


Berichterſtatter Or. Kaiſer (liest): 

„Geſetz vom. . „betreffend die 
Bewilligung von Steuerfreijahren 
bei Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 
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Mit Zuſtimmung der beiden Häu⸗ 
ſer des Reichsrathes finde Ich zu 
verordnen, wie folgt:“ 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Titel und 
Eingang das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Diejenigen Herren, welche Titel und Eingang 
des Geſetzes annehmen wollen, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das Geſetziſt ſomit angenom⸗ 
men. 5 

Hiemit iſt unſere heutige Tages⸗ 
ordnung erſchöpft. 

Ich beantrage als nächſten Sitzungstag 
Montag den 20. d. M. und zwar um 12 Uhr, 
weil es möglich iſt, daß die heute angenommenen 
Geſetze oder wenigſtens eines derſelben bis dahin im 
Herrenhauſe erledigt ſein werden. 

Als Gegenſtände der Tagesord⸗ 
nung beſtimme ich: 

1. Die erſte Leſung der heute ein⸗ 
gebrachten Regierungs vorlagen, be 
treffend: 

a) Die Eröffnung von Nachtrags⸗ 

erediten für das Jahr 1869, 

b) die Einführung neuer Goldmünzen, 


*) Unverändert nach II der Beilage. 


e) die Durchführung der Unifick 
rung der Staatsſchuld; 
und eventuell 

2. erſte Leſung der vom Herren 
hauſe an den heute beſchloſſenen Ge⸗ 
ſetzentwürfen vorgenommenen Aen⸗ 
derungen. 

Ich habe zu verkünden: 

Der Sanitätsausſchuß hält nächſten 
Montag 10 uhr Vormittags eine Sitzung im Locale 
des Petitionsausſchuſſes; 

der Ausſchuß für die Notariats⸗ 
ordnung hält heute um 6 Uhr Nachmittags eine 
Sitzung im Zeughauſe, Locale Nr. 2; 

der Adreßausſchuß hält heute Abends 
halb 6 Uhr im großen Saale der Comitslocalitäten 
eine Sitzung; Tagesordnung: Adreſſe, eventuell 
Regierungsvorlage bezüglich der dalmatiniſchen An- 
gelegenheiten; 

der Aus ſchuß für das Coalitions⸗ 
geſetz hält heute gleich nach der Plenarſitzung eine 
Sitzung im Locale des Petitionsausſchuſſes; Tages⸗ 
ordnung: Regie rungsvorlage über das Coalitions⸗ 
recht und Antrag des Abgeordneten Dr. Roſer. 

Ich erkläre die Sitzung für ge⸗ 
ſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 11 Uhr 30 Minuten.) 


Abschnitt 6: 


Bericht des Budgetausschusses vom 2. Feber 1874 über die 
Regierungsvorlage betreffend das Gesetz über die Steuerfreijahren 


bei Neu-, Zu- und Umbauten. 
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Bericht 


des 


Budgetausſchuſſes 


über die 


Negierungs vorlage, betreffend das Geſetz über die Steuer: 
freijahre für Neu-, Um: und Zubauten. 


Unſere gegenwärtigen ökonomiſchen Zuſtände, welche die Einſtellung faſt 
aller Bauthätigkeit zur Folge hatten, veranlaßten die Regierung, den vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf in der Vorausſetzung einzubringen, daß die beantragte 
temporäre Steuerfreiheit die Bauluſt wecken, bedeutende Capitalien der Bau⸗ 
Induſtrie zuführen und ſohin die vielfachen durch Bauten beſchäftigten Ge⸗ 
werbe beleben werde. N 

Es liegen authentiſche Daten vor, daß in der Stadt Wien im Jahre 
1865: 506, 1866: 561, 1867: 661, 1868: 673, 1869: 809, 1870: 857, 
1871: 1124, 1872: 1265 Bauconfenſe ertheilt worden find, ſonach die Bau⸗ 

Unternehmungen vom Jahre 1865 bis zum Jahre 1872 in ſteter Zunahme 
begriffen waren. Im Jahre 1873 verminderten ſich die Bau⸗Unternehmungen, 
bis endlich ſeit October 1873 eine gänzliche Stockung eintrat. Der Wiener 
Gemeinderath ſah ſich dadurch veranlaßt, an das hohe Haus eine Petition zu 
richten, worin ausgeſprochen wird, daß die Gewährung einer längeren Steuer⸗ 
freiheit, als ſie ſeither ſtatt hatte, das geeignetſte Mittel zur Wiederbelebung 
der Bauthätigkeit ſein werde. 

Bei der maßgebenden Stimme, welche dem Wiener Gemeinderathe in 
dieſer Angelegenheit zuſteht, dürfte es am Orte ſein, die Schilderung des 
gegenwärtigen traurigen Zuſtandes hier wörtlich zu citiren. Die Petition ſagt 
unter Anderem, nachdem ſie ee wie die ganze wirthſchaftliche Produc⸗ 
tion ins Stocken gerieth: 

„Seit dem Sommer 1873 iſt nun auch in der Bauthätigkeit eine Läh⸗ 
mung eingetreten, ja es ſteht zu beſorgen, daß dieſelbe in dieſem Jahre ſich 
zum Stillſtande ſteigern und einem Zuſtande Platz machen werde, der für Wien 
geradezu entſetzlich wäre. Viele blühende gewerbliche Unternehmungen würden 
aufhören, ein Heer von Arbeitern brodlos werden, nicht blos die Stadt, ſon⸗ 
dern auch der Staat eine namhafte Anzahl nan Steuerträgern verlieren und 
dem Pauperismus eine unabſehbar große Zahl von Exiſtenzen verfallen. 
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Aber nicht nur jener Bruchtheil der Bevölkerung, welcher ſeinen Erwerb 
unmittelbar durch die Bau⸗Induſtrie findet, würde durch den zu beſorgenden 
Stillſtand zu Grunde gerichtet werden, ſondern auch jene große Anzahl von 
Geſchäftsleuten, welche von den nach Tauſenden zählenden Angehörigen der 
verſchiedenen Baugewerbe lebt, hätte in dieſem Falle eine empfindliche Schädi⸗ 
gung ihrer Intereſſen zu erleiden, wenn es nicht gelänge, der erlahmenden 
Bauthätigkeit in Wien neues Leben einzuhauchen. 

Hunderte von Kleingewerbsleuten, bei denen der Bauprofeſſioniſt und der 
Bau⸗Arbeiter feine Bedürfniſſe befriedigt, würden ſonſt gleichfalls gezwungen 
ſein, ihren Geſchäftsbetrieb zu reduciren, ja theilweiſe ſogar gänzlich auf⸗ 
zulaſſen, und wären ſammt Weib und Kindern dem ſchwerſten Nothſtande 
preisgegeben“. 

Dieſe Schilderung iſt nicht übertrieben und läßt das Gefährliche der ein⸗ 
getretenen Nothlage erkennen; ſie rechtfertigt es aber auch, wenn außer⸗ 
gewöhnliche Mittel angewendet werden, um bei einer ſo außerordentlichen 
Nothlage Abhilfe zu ſchaffen. 

Die Regierung glaubte dieß dadurch zu erzielen, wenn ſie den Neu⸗, Zu⸗ 
und Umbauten, welche bis Ende des Jahres 1876 planmäßig vollendet und 
benützbar gemacht werden, eine Befreiung von der Gebäudeſteuer ſammt 
Staatszuſchlägen auf 15 Jahre gewährt; allein dem Ausſchuſſe ſchien dieſe 
zeitliche Steuerbefreiung, welche ſich von den bisher gewährten Steuerfreiheiten 
nur dadurch unterſcheidet, daß nunmehr den Um⸗ und Zubauten blos drei 
Jahre zugegeben und dieſelben den Neubauten gleichgeſtellt werden, keine 
genügende Anregung zur Weckung der Bauluſt zu ſchaffen, da es ſich im gegen⸗ 
wärtigen Augenblicke darum handelt, den wirklichen Beſitzer mit thunlichſter 
Umgehung des Bau⸗ und Grundſpeculanten durch die in ſichere Ausſicht 
geſtellten Vortheile zu dem Entſchluſſe zu bewegen, daß er ſeinen Grund und 
Boden bebaue oder kleinere und in ſchlechtem Zuſtande befindliche Gebäude 
umbaue. Wenn die Erfahrung lehrt, daß gerade die elendeſten Wohnungen, wo 
ſich die arme Claſſe ſanitätswidrig zuſammendrängt, — man ſehe nach den 
Holzhütten in Zwiſchenbrücken und ſo manchen Brutſtätten von Krankheiten in 
den Vorſtädten — den verhältnißmäßig höchſten Ertrag abwerfen, ſo bedarf es 
ſicherlich eines ziemlich lockendes Lohnes, um den Beſitzer zum Baue anzuſpor⸗ 
nen, um ſo mehr dort, wo er, wie es in ſolchen Fällen ſo häufig der Fall iſt, 
auf das Miethzinserträgniß als Exiſtenzmittel für ſich und ſeine Familie an⸗ 
gewieſen iſt, und während des Baues, zu deſſen Ausführung er wohl auch 
noch Capitalien aufnehmen muß, ſich dieſer Einnahmsquelle gänzlich ent⸗ 
ſchlagen muß. N 

Einen ſolchen entſprechenden Vortheil kann er in einer längeren Steuer⸗ 
freiheit finden, und dieſelbe wird insbeſondere auch für das Land wärmſtens 
zu befürworten ſein, weil bekanntlich dort die Bauluſt am geringſten iſt, un⸗ 
geachtet ſich ſchon vielfach eine arge Wohnungsnoth eingeſtellt hat. 

Es iſt eine notoriſche Thatſache, daß in Wien wie auf dem Lande die 
beſtehende Wohnungsnoth am härteſten die Mittelclaſſe, deu Gewerbsmann, 
den Beamten bedrückt, und daß für dieſe die größte Wohlthat, die Befriedigung 
des nothwendigſten Bedürfniſſes geſchaffen wird, wenn es gelingt, durch eine 

außerordentliche temporäre Steuerfreiheit die Bauluſt allerorten zu wecken und 
zur Herſtellung zweckmäßiger Wohnungen die unwiderſtehliche Anregung zu 
geben. 

Obwohl nun der Ausſchuß zur Erreichung deſſen der von der Regierung 
beantragten Beſchränkung der Steuerfreiheit auf 15 Jahre nicht zuſtimmen 
konnte, vielmehr die Gewährung einer 25jährigen Steuerfreiheit für noth⸗ 
wendig findet, ſo war er doch bei der Beurtheilung des vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfes in der ganz angenehmen Lage, dem von der Regierung aufgeftellten 
Grundſatze der gleichen Behandlung von Neu⸗, Um» und Zubauten, ſowie der 
Gleichſtellung der Bauten in⸗ und außerhalb Wien in ſorgfältiger Würdigung 
der Verhältniſſe beizupflichten, und es wurde, um jenen Grundſatz zur vollen 
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Geltung zu bringen, nur eine kleine Aenderung an dem 8. 2, lit. a) und b) 
nothwendig, wobei nicht überſehen werden durfte, durch einen Zuſatz auch auf 
jene Bauführungen die gebührende Rückſicht zu nehmen, welche ſchon vor dem 
Jahre 1874 begonnen, jedoch noch nicht vollſtändig beendet worden ſind, und 
welche in Ermanglung eines ſolchen Zuſatzes unbilliger Weiſe von jeder 
Steuerfreiheit ausgeſchloſſen ſein würden. 

Durch Annahme des Geſetzentwurfes finden zugleich die um Steuerfrei⸗ 
heit eingebrachten Petitionen, Z. 216, 452, 472, 543, 544 und 599 ihre 
vollſtändige und Z. 267 ihre theilweiſe Erledigung. 

Nach dieſen Auseinanderſetzungen glaubt der Budgetausſchuß ſeinen An⸗ 
trag vollkommen gerechtfertigt zu haben, welcher dahin geht: 

Das hohe Haus wolle den nachſtehenden geänderten Geſetzentwurf voll⸗ 
inhaltlich genehmigen. 


Wien, am 2. Februar 1874. 


Br. Herbſt, 


Obmann. 


Br. Fr. Klier, 
Berichterſtatter. 
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Geſetz 


vom 


„„ „„ „„ 


betreffend die 


Steuerfreijahre für Neu⸗, Um: und Zubauten. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, 


wie folgt: 


8. 1. 


Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. 
Februar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 
1835, Z. 562) für die Provinzialhauptſtädte ge⸗ 
währte und mit dem Geſetze vom 3. März 1868 auf 
alle der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer unter⸗ 
liegenden Orte, beziehungsweiſe ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
bäude ausgedehnte Befreiung von der Gebäudeſteuer 
ſammt Staatszuſchlägen in der Dauer von zehn 
Jahren für Neubauten und von acht Jahren für 
Um⸗ und Zubauten, wird unter den im $. 2 ent- 
haltenen Bedingungen in der Art erweitert, daß für 
die in dieſer Allerhöchſten Entſchließung aufgeführten 
Fälle sub A, B, C (Neubauten, Umbauten, Zubauten) 
eine Befreiung von fünfundzwanzig Jahren ſtatt⸗ 
findet. 


8. 2. 


Dieſe Befreiung hat nur Geltung für Neu⸗ 
bauten, für Um⸗ und Zubauten, wenn dieſelben in 
den Jahren 1874, 18 75 und 1876 begonnen und 
bis Ende des Jahres 1876 planmäßig vollendet 
und benützbar gemacht werden. 

Bei Neubauten, Um⸗ und Zubauten, wenn 
ſolche vor dem Jahre 1874 begonnen wurden und 
bis Ende 1875 planmäßig vollendet und benützbar 


gemacht werden, gilt eine Steuerfreiheit von 15 
Jahren für Neubauten und von 12 Jahren für Um⸗ 
und Zubauten. 


9. 3. 


Die durch Bauführungen oder für beſtimmte 
Objecte bereits erworbenen, ſowie in den Aller⸗ 
höchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 
und vom 16. Februar 1836 für die Feſtungen 
Thereſienſtadt und Joſefſtadt, vom 18. Jänner 1840 
für Dalmatien in den sub d. e, f daſelbſt aufgeführten 
Fällen, endlich in den Allerhöchſten Entſchließungen 
vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien 
ſammt Vorſtädten gewährten Steuerbefreiungen, 
werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe der 
Jahre 1874, 1875 und 1876 zur Vollendung ge⸗ 
langende Bauten auf Grund dieſes Geſetzes eine 
längere als die in den bezogenen Sperialgeſetzen 
normirte Steuerbefreiung angeſprochen werden 
könnte, ſind dieſe Bauten in Bezug auf das Ausmaß 
der Steuerfreijahre nach dieſem Geſetze zu behandeln, 


8. 4. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
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Regierunge vorlage. 


G e 


etz 


betreffend die 


Steuerfreijahre für Neu⸗, Um⸗ und Zubauten. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, 


wie folgt: 


9. 1. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1835 (Hofkanzleidecret vom 24. Februar 1835, 
3. 562) für die Provinzialhauptſtädte gewährte und 
mit dem Geſetze vom 3. März 1868 auf alle der 
Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer unterliegenden Orte, 
beziehungsweiſe ſteuerpflichtigen Gebäude ausgedehnte 
Befreiung von der Gebäudeſteuer ſammt Staats⸗ 
zuſchlägen in der Dauer von zehn Jahren für Neu⸗ 
bauten und von acht Jahren für Um⸗ und Zubauten 
wird unter den im $. 2 enthaltenen Bedingungen in 
der Art erweitert, daß für die in dieſer Allerhöchſten 
Entſchließung aufgeführten Fälle sub A, B. C (Neu⸗ 
bauten, Umbauten, Zubauten) eine Befreiung von 
fünfzehn Jahren ſtattfindet. 

8. 2. 

Dieſe Befreiung hat nur Geltung: 

a) Für Neubauten, wenn dieſelben in den Jahren 

1874, 1875 und 1876 planmäßig vollendet 

und benützbar gemacht werden. f 

b) Für Um⸗ und Zubauten, wenn ſolche in den 

Jahren 1874, 1875, 18 76 begonnen und bis 

Ende des Jahres 1876 planmäßig zur Vollen⸗ 

dung und Benützung gebracht werden. 


8. 3. 


Die durch Bauführungen oder für beſtimmte 
Objecte bereits erworbenen, ſowie in den Allerhöchſten 
Entſchließungen vom 9. December 1782 und vom 
16. Februar 1836 für die Feſtungen Therefienſtadt 
und Joſefſtadt, vom 18. Jänner 1840 für Dalmatien 
in den sub d, e, f daſelbſt aufgeführten Fällen, end⸗ 
lich in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 16. Juli 
1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vor⸗ 
ſtädten gewährten Steuerbefreiungen werden durch 
das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe der 
Jahre 1874, 1875, 1876 zur Vollendung gelan⸗ 
gende Bauten auf Grund dieſes Geſetzes eine län⸗ 
gere, als die in den bezogenen Specialgeſetzen nor⸗ 
mirte Steuerbefreiung angeſprochen werden könnte, 
ſind dieſe Bauten in Bezug auf das Ausmaß der 
Steuerfreijahre nach dieſem Geſetze zu behandeln. 


8. 4. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Ini im 


Abschnitt 7: 


Regierungsvorlage vom 8. November 1875 betreffend die 
Bewilligung der zeitlichen Steuerfreiheit für Neu-, ZU und 


Umbauten 


Zuweisung an den Steuerreformausschuss 
am 16. November 1875 


Bericht des Steuerreformausschusses 
vom 25. November 1875 


Debatte und Beschlussfassung am 15. Jänner 1876. 
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Regierungsvorlage. 


Geſe ß, 


betreffend 


die Bewilligung der zeitlichen Steuerfreiheit für Neu⸗, Um⸗ 
und Zubauten. 


Mlit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes verordne Ich 
wie folgt: a 


§. 1. 


Wird die im Punkte 5 ber Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 
1835 (rückſichtlich Dalmatiens vom 18. Jänner 1840, Hofkanzleidecrete vom 
24. Februar 1835 Z. 562, 27. Jänner 1840 Z. 2436) feſtgeſetzte Friſt zur 
Einbringung der Geſuche um zeitliche Steuerbefreiung für Neu⸗, Um⸗ und 
Zubauten überſchritten, ſo iſt über die nach Ablauf der Friſt eingelangten 
Geſuche, jedoch nur in dem Falle, wenn ſich die zur Entſcheidung erforder⸗ 
lichen Thatſachen und Verhältniſſe noch conſtatiren laſſen, die Steuerfreiheit 
nur für jene Zeitdauer einzuräumen, welche von dem Tage der Einbringung 
des Geſuches bis zum Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der Vollen⸗ 
dung des Baues zu berechnenden Dauer der geſetzlichen Steuerbefreiungs⸗ 

periode noch nicht abgelaufen iſt. 


9. 2. 


Das gegenwärtige Geſetz findet auf jene Gebäude und Gebäudebeſtand⸗ 
theile Anwendung, deren Bau nach Eintritt des Jahres 1874 begonnen 


wurde. 
8. 3. 
Die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes beginnt mit dem Tage ſeiner Kund⸗ 
machung. 
5. 4. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge des Geſetzes beauftragt. 


u EEE N 


Aus der k. k. Hofe und Staaisdruckerei. 
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Haus der Abgeordneten. — 145. Sitzung der 8. Seſſion am 9. November 1875. 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest): 


übermitteln, dieſen Geſetzentwurf der verfaſſungs⸗ 


„Mit Beziehung auf die geſchätzte Zuſchrift mäßigen Behandlung zuführen zu wollen. 


vom 5. Auguſt l. J., Z. 3423, deren Beilage zurück⸗ 
folgt, beehre ich mich, dem löblichen Präſidium in 
der Beilage die Acten über die am 20. Oc⸗ 
tober d. J. vollzogene Wahl eines Reichs⸗ 
rathsabgeordneten in der Wählerclaſſe 
der Höchſtbeſteuerten in Dalmatien zur 
gefälligen weiteren Veranlaſſung mit dem Beifügen 
zu überſenden, daß dem gewählten Abgeordneten 
Dr. Joſef Anton ietti das Wahlcertificat ausge⸗ 
folgt worden iſt. 

Wien, 6. November 1875. 


Der k. k. Miniſter des Innern: 
Laſſer.“ 


Präſident: Ich habe den bezüglichen Wahl⸗ 
act dem Legitimations ausſchuſſe zur Vor⸗ 
berathung zugewieſen. 

Ich bitte nun um die Verleſung der übrigen 
Zuſchriften. 


Wien, 8. November 1875. 


Der k. k. Finanzminiſter: 
Pretis.“ 


„Ich beehre mich, dem löblichen Präſidium in 
der Anlage den zu St. Petersburg am 10/22. Juli 
1875 abgeſchloſſenen internationalen Tele⸗ 
graphenvertrag (443 der Beilagen) nach einge⸗ 
holter Allerhöchſter Ermächtigung zur Einleitung 
der verfaſſungsmäßigen Behandlung mit dem erge⸗ 


benſten Erſuchen zu übermitteln, denſelben mit Rück⸗ 


ſicht auf die kurze Ratifications⸗ und Vollzugsfriſt 
dem Vertretun gskörper ehethunlichſt überweiſen zu 
wollen. 

Die im Vertragsartikel 15 vorgeſehenen Bei⸗ 
lagen (Reglement und Tarife) folgen in vidimirter 
Abſchrift nebſt den dazu gehörigen Erläuterungen 
und einem mit der deutſchen Ueberſetzung verſehenen 
Abdrucke des Vertrages und ſeiner Anlagen mit dem 


Bemerken mit, daß die für den Reichsrath erforder⸗ 


Schriftführer Freiherr v. Kotz (liest): 

„Mit Allerhöchſter Ermächtigung beehre ich 
mich, im Anſchluſſe den Geſetzentwurf, beiref⸗ 
fend die Bewilligung der zeitlichen 
Steuerfreiheit für Neu, Um und Bu 
bauten (411 der Beilagen) mit dem Erſuchen zu 
überſenden, denſelben der verfaſſungsmäßigen Be⸗ 
handlung zuzuführen. 

Wien, 6. November 1875. 


Der k. k. Finanzminiſter: 
Pretis.“ 


„Mit Allerhöchſter Ermächtigung beehre ich mich, 
im Anſchluſſe den Geſetzentwurf, betreffend 
die Bemeſſung der Einkommenſteuer von 
Actiengeſellſchaften und anderen zur öf⸗ 
fentlichen Rechnungslegung verpflichte⸗ 
ten, der Erwerbſteuer unterliegenden Un⸗ 
ternehmungen (412 der Bielagen) mit dem Er- 
ſuchen zu Überſenden, denſelben der verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Behandlung zuzuführen. 

Wien, 6. November 1875. 

Der k. k. Finanzminiſter: 
Pretis.“ 


„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung beehre 
ich mich, dem löblichen Präſidium des Abgeordneten⸗ 
hauſes des Reichsrathes im Anſchluſſe einen Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend den Abſchluß eines 
Uebereinkommens mit der Landesvertre⸗ 
tung von Krain zur Regelung der Ver⸗ 
hältniſſe des Staates zu dem Grundent⸗ 
laſtungsfonde für Krain, ſammt Motiven⸗ 
bericht (414 der Beilagen) mit dem Erſuchen zu 


lichen Abzüge des letzterwähnten Druckwerkes unver⸗ 
züglich von der Staatsdruckerei beigeſtellt werden 
können. 

Wien, 5. November 1875. 


Der k. k. Handelsminiſter: 
Chlumecky.“ 


„Auf Grund der erhaltenen Allerhöchſten Er⸗ 
mächtigung gebe ich mir die Ehre, dem löblichen 
Präſidium anverwahrt den Entwurf des Ge⸗ 
ſetzes, womit die Aushebung der zur Er⸗ 
haltung des ſtehenden Heeres (Kriegsma⸗ 
rine) und der Erſatzreſerve erforderlichen 
Recrutencontingente im Jahre 1876 (410 
der Beilagen) bewilligt wird, mit dem höflichen Er⸗ 
ſuchen zu übermitteln, dieſe Regierungsvorlage der 
verfaſſungsmäßigen Behandlung zuführen zu wollen. 

Wien, 7. November 1875. 


Horſt.“ 
Präſident: Ich werde die betreffenden 
Regierungsvorlagen der geſchäftsord⸗ 


nungsmäßigen Behandlung zuführen. 

Ich habe heute vertheilen laſſen: Die Regie⸗ 
rungsvorlage betreffs der internationalen Meter: 
convention, und den Ausſchußbericht über den An: 
trag des Herrn Abgeordneten Kopp und Genoſſen, 
betreffend die Aufhebung der Collegiengelder an den 
Univerſitäten. 

Ich erſuche zur Kenntniß zu nehmen, daß die 
Herren Abgeordneten Graf Attems, Baron Gu⸗ 
denus, Dr. FJanderlik, v. Langer, Baron 
Tinti als unwohl gemeldet ſind, ebenſo der Herr 
Abgeordnete Dr. Oelz. 
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„Petition des Landesausſchuſſes des Herzog⸗ 
thums Salzburg vom 9. November 1875 wegen 
Errichtung einer medieiniſch⸗chirurgiſchen Akademie 
in Salzburg (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Keil)“ 

„Petition des Vereines der Aerzte Kärntens 
über die angeſtrebte Wiedereröffnung der chirur⸗ 
giſchen Lehranſtalten (Bberreicht durch Abgeordneten 
Con ava). 

„Petition des Ausſchuſſes der niederöſter⸗ 
reichiſchen Advocatenkammer, bezüglich des eine Ab⸗ 
änderung der geſetzlichen Beſtimmungen über 
Stempelgebühren von Eingaben und Protokollen, 
dann über den Gebührennachlaß bezweckenden Geſetz⸗ 
entwurfes (überreicht durch Abgeordneten Dr. 


Kopp). 


Präſident: Ich werde dieſe Petitionen 
nach Maßgabe ihres Inhaltes den betreffenden Aus⸗ 
ſchüſſen zuweiſen. 

Es wurde mir eine Interpellation über⸗ 
reicht, um deren Vorleſung ich bitte. 


Schriftführer Dr. Bareuther (liest): 

„Interpellation des Abgeordneten Fuchs 
(Schleſien) und Genoſſen an Seine Durchlaucht den 
Herrn Miniſterpräfidenten. 

„Das hohe Abgeordnetenhaus hat in der 34. 
Sitzung der VIII. Seſſion (14. März 1874) gelegent⸗ 
lich der Berathung des Geſetzentwurfes über die Re⸗ 
gelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen 
Kirche folgende Reſolution angenommen: 

„Damit das Geſetz, betreffend die Regelung 
der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche, 
und insbeſondere die Beſtimmungen des 8. 2 dieſes 
Geſetzes auch in Anſehung des zu der Breslauer 
Didcefe gehörigen öſterreichiſchen Antheiles Schleſiens 
zur vollen Anwendung gelangen, wird die Regierung 
aufgefordert, behufs der Ausſcheidung dieſes Theiles 
Schleſiens aus der Breslauer Diöceſe die nöthigen 
Verhandlungen durchzuführen. 

„In Erwägung, als die Regelung dieſer Ange⸗ 
legenheit nicht nur durch den §. 2 des Geſetzes über 
die Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der 
katholiſchen Kirche geboten erſcheint, ſondern viel⸗ 
mehr noch dringender Wunſch der Bevölkerung 
Schleſiens iſt, erlauben ſich nun die Unterzeichneten 
die Anfrage: 

„Welche Schritte hat die hohe Re⸗ 
gierung bisher unternommen, um dem 
8.2 des Geſetzes über die Regelung der 
äußeren Rechtsverhältniſſe der katho⸗ 
liſchen Kirche, beziehungsweiſe der citir- 
ten Reſolution zu entſprechen? 

Wien, 19. October 1875. 

Dr. Rodler. Johann Fuchs. 

Dr. C. Hoffer. Dr. Joſef Kopp. 


Haus der Abgeordneten. — 147. Stzung der 8. Seſſion am 16. November 1875. 


Promber. Dr. Roſer. 
Jux. Klinkoſch. 
Walterskirchen. Dr. Dürrnberger. 
Meißler. G. Held. 

Dr. Wedl. Schöffel. 
Wildauer. Dr. Bareuther. 
Dr. Menger. Heilsberg. 
Portugall. Seutter. 
Ganahl. Ritter. 
Petritſch. M. Hotſchevar. 
Furtmüller. Schönerer.“ 


Präſtdenten: Ich werde dieſe Interpellation 
Seiner Durchlaucht dem Herrn Miniſterpräſi⸗ 
denten über⸗geben. 

Wir übergehen nunmehr zur Tages ord⸗ 
nung. Der erſte Gegenſtand derſelben iſt 
die erſte Leſung der Regierungsvorlage, 
betreffend den Geſetzentwurf über die 
Recrutenaushebung im Jahre 1876 (410 
der Beilagen): Wünſcht Jemand das Wort? 

(Abgeordneter Wolfrum meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Es iſt in der Ge⸗ 
pflogenheit dieſes hohen Hauſes, dieſe Regierungs⸗ 
vorlage, die alle Jahre wiederkehrt, einem Aus⸗ 
ſchuſſe von neun Mitgliedern zuzuweiſen. Nach⸗ 


dem aber der in der vorigen Seſſion beſtandene Aus⸗ 


ſchuß ſeine Arbeiten vollendet hat und nicht mehr in 
Thätigkeit iſt, ſo erlaube ich mir den Antrag zu 
ſtellen,daß dieſe Regierungsvorlage einem 
aus dem ganzen Hauſe zu wählenden Aus⸗ 
ſchuſſe von neun Mitgliedern zur Bericht⸗ 
erſtattung und Antragſtellung zugewieſen 
werde. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand über di 
formelle Behandlung der Regierungsvorlage d 
Wort? (Niemand meldet sich.) Ich erſuche j 
Herren, welche dem Antrage des Herrn Ab 


einem aus dem ganzen Hauſe zu wählen 
ſchuſſe von neun Mitgliedern zugewieſ 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antra 
Abgeordneten Wolfrum iſt ang zu 

Ich werde daher die Wahl 
dieſes Ausſchuſſes auf die Tages ordn 
Sitzung ſetzen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tages ord⸗ 
nung iſt die erſte Leſung der Regierungs⸗ 
vorlage über die Bewilligung der zeit⸗ 
lichen Steuerfreiheit für Neu⸗, Um⸗ und 
Zubauten (411 der Beilagen). Wünſcht Jemand 
das Wort? 

(Abgeordneter Wolfrum meldet sich.) 
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Der Herr Abgeordnete Wolfrum hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wolfrum: Die Beſtimmungen, 
welche in dieſe Regierungsvorlage aufgenommen 
ſind, lehnen ſich an die Beſtimmungen, die das hohe 
Haus auf Antrag des Steuerreformausſchuſſes bei 
der Gebäudeſteuer angenommen hat, an; ich glaube 
daher, daß der Steuerreformausſchuß der zur Bera⸗ 
thung dieſer Regierungsvorlage geeignetſte Ausſchuß 
wäre und ich erlaube mir den Antrag, dieſe 
Regierungsvorlage dem Steuerreform⸗ 
ausſchuſſe zur Berichterſtattung und 
Antragſtellung zuzuweiſen. 


Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter Dr. 
Rodler, die Debatte einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Rodler (von der Tribune 
— liest Artikel I, $. 6 aus 350 der Beilagen). 


Präſident: Ich eröffne die Debatte über 
den Artikel I, 8. 6. Wünſcht Jemand das Wort? 

(Die Abgeordneten Dr. v. Perger und Frei- 
herr v. Scharschmid melden sich.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. v. Berger hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Perger: Ich habe ſchon in 
der letzten Sitzung gegen den in dieſem Paragraphe 
beſtimmten fixen Zinsfuß geſprochen und habe er⸗ 
wähnt, daß das Geld eine Waare iſt, deren 
Werth vom Angebote und Nachfrage abhängt. Ich 
habe auch gezeigt, wie unzuläſſig ein fixer ſechsper⸗ 
centiger Zinsfuß wäre, und habe hierbei den Einfluß 
den eine ſolche Beſtimmung auf die derzeit beſtehen⸗ 
den Sparcaſſen und Vorſchußcaſſen ausüben würde, 
nachgewieſen. 

Nach meiner Meinung — und ich habe das 
ſchon in der Generaldebatte hervorgehoben — kann 
dieſer Zinsfuß kein fixer ſein, ſondern derſelbe muß 
ſtets im Verordnung swege mit Rückſicht auf 
die Verhältniſſe der einzelnen Län der feſt⸗ 
geſetzt werden. i 

Mit Rückſicht auf dieſe Erörterungen, welche ich 
in der Generaldebatte gemacht habe, würde ich mir 
zum erſten Alinea dieſes Paragraphes den Antrag 
erlauben, daß dasſelbe zu lauten hätte (nest) 

„Die gemeinſchaftliche Waiſencaſſe hat 
jedem Pflegebefohlenen, ſobald für ihn ein 
Betrag von wenigſtens fünf Gulden öſterr. 
Währ. eingegangen iſt, denſelben zu ver⸗ 
zinſen. 

Die Höhe der Zinſen wird im Verordnungs⸗ 
wege beſtimmt.“ 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Nachdem dies nicht der Fall 
iſt, ſo erſuche ich jene Herren, welche dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Wolfrum, dieſe Regie⸗ 
rungsvorlage dem Steuerreformausſchuſſe zur Bericht⸗ 
erſtattung zuzuweiſen, zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht,) Der Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesord⸗ 
nung iſt die erſte Leſung der Regierungs⸗ 
vorlage über die Bemeſſung der Einkom⸗ 
menſteuer von Actiengeſellſchaften und 
anderen zur öffentlichen Rechnungslegung 
verpflichteten, der Erwerbſteuer unter⸗ 
liegenden Unternehmungen (412 der Bei- 
lagen). Wünſcht Jemand das Wort? 

(Abgeordneter W olfrum meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Wolf rum hat das 
Wort. a 


Abgeordneter Wolfrum: Auch dieſes Geſetz 
behandelt einen Gegenſtand, wie ſolcher in den Geſetzen, 
die dem Steuerreformausſchuſſe zur Berathung zu⸗ 
gewieſen ſind, enthalten iſt; ich glaube daher, daß 
dieſe Vorlage auch dem Steuerreformausſchuſſe zu⸗ 
gewieſen werden könnte und beantrage, dieſe Re⸗ 
gierungsvorlage dem Steuerreform aus⸗ 
ſchuſſe zur Berichterſtattung und Antrag⸗ 
ſtellung zuzuweiſen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Nachdem dies nicht 
der Fall iſt, ſo erſuche ich jene Herren, welche dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Wolfrum, dieſe 
Regierungsvorlage dem Steuerreformausſchuſſe zu⸗ 
zuweiſen, beiſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesord⸗ 
nung iſt die Specialdebatte über das 
Geſetz, womit die 88. 6, 7 und 9 der 
kaiſerlichen Verordnung vom 9. Novem⸗ 
ber 1858, R. G. Bl. Nr. 205, über eumu⸗ 
lative Anlegung des Waiſen vermögens 
abgeändert werden (350 der Beilagen). 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. v. 
Perger ſtellt folgenden Antrag: ( Wiederholt den- 
selben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schar⸗ 
ſchmid hat das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Scharſchmid: Ich 
war bereits in der Generaldebatte ſo frei, meine An⸗ 
ſicht dahin auszuſprechen, daß auch ich, gleich dem 
geehrten Herrn Vorredner, der ebenfalls in der Ge⸗ 
neraldebatte geſprochen hat, gegen den geſetzlich fixir⸗ 
ten Zinsfuß bin, welcher ja von Seite der Regie⸗ 
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Bericht 


des Steuerreformausſchuſſes über die Regierungsvorlage, 
betreffend 


die Bewilligung der zeitlichen Steuerfreiheit für Neu-, Um: 
und Zubauten. 


— — 


Der im 8. 1 des vorliegenden Geſetzentwurfes angeführte Punkt 5 der Allerhöchſten Entſchließung 
vom 10. Februar 1835 lautet: Die Geſuche um zeitliche Steuerbefreiung für neue Bauten ſind unabhängig 
von dem Umſtande, ob der förmliche Bewohnungsconſens bereits erwirkt wurde oder nicht, und für jede 
für ſich vollendete Abtheilung eines Gebäudes immer ſechs Wochen nach vollendetem und benütztem, 
oder zur Benutzung geeignetem Baue um ſo gewiſſer einzubringen, als der zeitlichen Befreiung keine 
Folge zu geben ſein würde, wenn ſich bei der über das Steuerbefreiungsgeſuch ſtattfindenden Erhebung 
ergibt, daß der Bau, für welchen eine zeitliche Steuerbefreiung angeſucht wird, zur Zeit der Einbringung 
des Geſuches ſchon länger als ſechs Wochen thatſächlich bewohnt oder benützt, oder ſchon länger als 
ſechs Wochen nach dem Ausſpruche der competenten Behörde bewohnbar oder in der Art benützbar war, 
daß es dazu keines obrigkeitlichen Conſenſes bedurfte. 

Obgleich dieſe Beſtimmung zu wiederholten Malen zur Kenntnißnahme der Bevölkerung gebracht 
worden iſt, wurde namentlich auf dem Lande theils aus Unkenntniß die geſetzlich feſtgeſtellte Präcluſivfriſt 
vielfach überſchritten, und die ſpäter eingelangten Geſuche um Steuerbefreiung mußten in der Regel zurück⸗ 
gewieſen werden. Ja einzelnen Fällen ſah ſich die Verwaltung jedoch genöthigt, von dem ſtrengen Wortlaute 
des Geſetzes abzugehen und die Friſtüberſchreitung nachzuſehen. Eine ungleichartige Behandlung der 
Steuerträger in den verſchiedenen Theilen der Monarchie war die Folge, da die Behörden nicht in gleich⸗ 
mäßiger Weiſe ihre Entſcheidungen fällten und der Natur der Sache nach auch nicht fällen konnten. Zur 
Beſeitigung der Ungleichmäßigkeit und zur Milderung der Folgen derartiger Friſtüberſchreitungen wurde 
von Seite der hohen Regierung in dem Entwurfe des dem Reichsrathe vorgelegten und von dem Abge⸗ 
ordnetenhauſe bereits durchberathenen Gebäudeſteuergeſetzes im 8. 27 eine Beſtimmung aufgenommen, die 
mit dem 8. 1 des vorliegenden Entwurfes faſt wörtlich übereinſtimmt. 

Da nun das vorliegende Geſetz jedenfalls den Steuerträgern nur zum Vortheile gereicht und 
andererſeits auch die Gebahrung der Steuerbehörden erleichtert, ſo kann die unveränderte Annahme des⸗ 
ſelben empfohlen werden. 

Der Ausſchuß ſtellt. den Antrag: 

Das hohe Haus wolle dem Geſetzentwurfe in ſeiner vorliegenden Faſſung ſeine Zuſtimmung 
ertheilen. 

Wien, 25. November 1875. 


Eichhoff, 


Obmann. 


Br. Adolf Beer, 


Berichterſtatter. 
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Geſetz. 


betreffend 


die Bewilligung der zeitlichen Steuerfreiheit für Neu-, Um: 


und Zubauten. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes verordne Ich, 


wie folgt: 


8. 1. 


Wird die im Punkte 5 der Allerhöchſten Entſchließung vom 10. Februar 
1835 (rückſichtlich Dalmatiens vom 18. Jänner 1840, Hoffanzleidecrete vom 
24. Februar 1835 3. 562, 27. Jänner 1840 3. 2436) feſtgeſetzte Friſt zur 
Einbringung der Geſuche um zeitliche Steuerbefreiung für Neu⸗, Um⸗ und 
Zubauten überſchritten, ſo iſt über die nach Ablauf der Friſt eingelangten 
Geſuche, jedoch nur in dem Falle, wenn ſich die zur Entſcheidung erforder⸗ 
lichen Thatſachen und Verhältniſſe noch conſtatiren laſſen, die Steuerfreiheit 
nur für jene Zeitdauer einzuräumen, welche von dem Tage der Einbringung 
des Geſuches bis zum Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der Vollen⸗ 
dung des Baues zu berechnenden Dauer der geſetzlichen Steuerbefreiungs⸗ 
periode noch nicht abgelaufen iſt. 


9. 2. 


Das gegenwärtige Geſetz findet auf jene Gebäude und Gebäudebeſtand⸗ 
theile Anwendung, deren Bau nach Eintritt des Jahres 1874 begonnen 
wurde. 


8. 3. 
Die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes beginnt mit dem Tage ſeiner Kund⸗ 
machung. 
F. 4. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge des Geſetzes beauftragt. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


„Das hohe Haus wolle beſchließen: 
„„Die Regierung wird aufgefordert, wegen 
Errichtung einer chemiſchen Fachſchule, even⸗ 

tuell in Verbindung mit einer Verſuchs⸗ 
ſtation für Färberei, Druckerei und Blei⸗ 
cherei, Erhebungen einzuleiten und die all⸗ 
fälligen Anträge darüber, unter Vorlage der 
Pläne und des Koſtenanſchlages für die 
Einrichtung und Erhaltung dieſer Lehran⸗ 
ſtalt, baldmöglichſt zu ftellen. 

Gleichzeitig wird die Regierung aufgefor⸗ 
dert, wegen eutſprechender Beitragsleiſtungen 
mit der Gemeinde, in welcher der Stand— 
ort der Schule ſich befinden ſoll, oder auch 
mit auderen Intereſſenten in Verhandlung 
zu treten und den diesbezüglichen Erfolg 
zur Kenntniß zu bringen.““ 


Präſident: Ich eröffne die Debatte. 
Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand meldet sich.) 
Es iſt nicht der Fall; ich erkläre die Debatte 

für geſchloſſen und erſuche jene Herren, welche 


dem Antrage des Ausſchuſſes, lautend: (Wiederholt|. 


denselben) beiſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt angenommen und damit der 
Gegenſtand erledigt. 

Der nächſte Gegenſtand iſt der Bericht des 
Steuerreformausſchuſſes über die Regie⸗ 
rungs vorlage, betreffend den Geſetzeut⸗ 
wurf bezüglich der Steuerfreiheit für 
Neu⸗, Um⸗ und Zubauten (425 der Beilagen). 

Ich bitte den Herru Berichterſtatter, die 
Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſta tter Dr. Beer (von der Tribune): In 
dem Ausſchußberichte ſind die Gründe dargelegt, welche 
für ihn maßgebend waren, die Regierungs vorlage in 
ihrer vorliegenden Geſtalt anzunehmen, indem es ſich 
lediglich darum handelt, eine gleichmäßigere Art und 
Weiſe des Vorgehens bei den Entſcheidungen herbei⸗ 
zuführen und die bisherige Ungleichmäßigkeit in 
dieſer Beziehung zu beſeitigen. Der Ausſchuß bean⸗ 
tragt, das Geſetz in der vorliegenden 
Faſſung auzunehmen. 


Präſident: Ich eröffne die General⸗ 
debatte über das vorliegende Geſetz. Wird das 
Wort verlangt? (Niemand meldet sich.) Ich erſuche 
daher jene Herren, welche wünſchen, daß in die 
Berathung des vorliegenden Geſetzes eingegangen 
und der vom Ausſchuſſe vorgelegte Entwurf zur 
Grundlage der Specialdebatte gemacht werde, 
ſich zu erheben. ( Geschieht.) Es wird in die Special⸗ 
debatte auf Grundlage des vorliegenden Entwurfes 
eingegangen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 1 des Ge- 
setzes aus 423 der Beilagen.) 
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Präſident: Wünſcht Jemand zu §. 1 das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da das Wort nicht begehrt 
wird, erſuche ich jene Herren, welche $. 1 in der 
eben verleſenen Faſſung annehmen, ſich erheben. 
(Geschieht.) 8.1 iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 2 des 
Gesetxes aus 423 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort zu 
§. 27 (Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. 


Berichterſtatter Dr. Beer (lest $ 3 des 
Gesetzes aus 425 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es ift nicht der Fall. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 4, Titel 
und Eingang des Gesetzes aus 425 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu $. 4, Titel 
und Eingang des Geſetzes das Wort? (Memand 
meldet sich.) Es ift nicht der Fall; ich erkläre daher 
die Debatte für geſchloſſen und erſuche jene 
Herren, welche die 88. 2, 3 und 4, Titel und Ein⸗ 
gang des Geſetzes in der verleſenen Faſſung annehmen, 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Somit iſt das . in zweiter Leſung 
angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Beer: Da gegen das Ge⸗ 
ſetz in der vorliegenden Faſſ ſung keine Einwendung 
erhoben wurde, ſo erlaube ich mir, den Antrag zu 
ſtellen, daß ſogleich die dritte Leſung vor⸗ 
genommen werde. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter bean⸗ 
tragt, die dritte Leſung des vorliegenden Geſetzes ſo⸗ 
fort vorzunehmen. Wünſcht Jemand zu dieſem An⸗ 
trage das Wort? (Niemand meldet sich.) Ich bitte 
daher jene Herren, welche dafür find, daß die dritte 
Leſung ſogleich vorgenommen werde, ſich zu erheben. 
(Geschicht,) Der Antrag auf die ſofortige Vor⸗ 
nahme der dritten Leſung iſt angenommen. 

Nun bitte ich jene Herren, welchen dem in 
zweiter Leſung angenommenen Geſetze auch in drit⸗ 
ter Leſung ihre Zuſtimmung geben, fich zu erheben. 
(Geschieht) Das Geſetz iſt in dritter Leſung 
angenommen. (Gleichlautend mit 225 der Bei- 
lagen.) 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Bericht des Budgetausſchuſſes, be⸗ 
treffend das Uebereinkommen mit der 
Landesvertretung von Krain zur Rege⸗ 
lung der Verhältniſſe des Staates zu 
dem Grundeutlaſtungsfonde für Krain 
(426 der Beilagen). 
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Haus der Abgeordneten. — 185. Sitzung der 8. Eeffion am 18. Februar 1876. 


Interpellation des Abgeordneten Conte Begna-Poſſe⸗ 
daria und Genoſſen an den Handels miniſter, 
betreffend die Durchführung des Geſetzes vom 
30. April 1873 über die dalmatiniſchen Eiſen⸗ 
bahnen. 


Beginn der Sitzung: 11 Uhr 25 Minuten. 


Vorſitzender: Präſident Dr. Rechbaner, theil⸗ 
weiſe Vicepräſident Freiherr v. Pillerstorff. 


Schriftführer: Neuwirth, Dr. Stöhr, Ritter 
v. Oppenheimer. 

Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident Fürſt 
Adolf Anersperg, Miniſter des Innern Freiherr 
v. Laſſer, Miniſter für Cultus und Unterricht 
Dr. v. Stremayr, Juſtizminiſter Dr. Glaſer, Miniſter 
Dr. Unger, Haudelsminiſter Ritter v. Chlumecky, 
Finanzminiſter Freiherr v. Pretis, Miniſter Dr. 
Ziemiakkowski, Ackerbauminiſter Graf Manns feld 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. 

Gegen das Protokoll der Sitzung vom 
15. d. M. wurde keine Einwendung erhoben, das⸗ 
ſelbe iſt ſomit genehmigt. 

Ich habe die Einloſung der beiden neu ein⸗ 
getretenen Herrn Abgeordneten vornehmen 
laſſen; der Herr Abgeordnete Dr. Duchatſch wurde 
in die VIII., der Herr Abgeordnete Moritſch in 
die I, Abtheilung eingeloſt. 

Vom Präſidium des Herrenhauſes 
ſind mehrere Zuſchriften eingelangt, um deren 
Verleſung ich bitte. 


Schriftführer Neuwirth (Nest): 
„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 
17. Februar 1876 den mit der Zuſchrift vom 
3. December 1875, Nr. 2425 /A. H., mitgetheilten 
Beſchlüſſen des Abgeordn etenhauſes über 
den Geſetzentwurf, wodurch einige 
ſtimmungen der Verordnung vom 6. April 
1856 (R. G. Bl. Nr. 50), dann der Geſetze vom 
13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89) und 
vom 29. Februar 1864 (R. G. Bl. Nr. 20) über 
die Stempel und unmittelbaren Gebühren 
abgeändert werden, mit den aus der Anlage 
erſichtlichen Aenderungen (510 der Beilagen) in 
dritter Leſung beigetreten. 
Auf Grund des 8. 10, Alinea 4 des Geſetzes 
über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Abgeordnetenhauſes hiervon zur 


Be⸗ 


weiteren verfaſſungsmäßigen Behandlung in die 
Kenntniß geſetzt. 


Wien, 17. Februar 1876. 
Fürſt Karl Anersperg. 
Jauner, Schriftführer.“ 


Präſident: Nachdem die Beſchlüſſe des Herren⸗ 


hauſes mit den vom Abgeordnetenhauſe gefaßten 
nicht übereinſtimmen, werde ich den Be ſchluß 


des Herrenhauſes au den Bebührenausſchuß 


zur neuerlichen Vorberathung überweiſen. 


¶ Zustimmung.) 


Schriftführer Oreuwirth (liest). 

„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 
17. Februar 1876 den mit Zuſchrift vom 15. Jän⸗ 
ner 1876, Zahl 3659 /A. H., mitgetheilten Be⸗ 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes über 
den Geſetzentwurf, betreffend die Bewil⸗ 
ligung dar zeitlichen Steuerfreiheit für 
Neu⸗, Um: und Zubauten, ohne Aenderung 
in dritter Leſung beigetreten. 

Auf Grund des §. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über die Geſchäftsordnung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hier— 
von mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider 
Häuſer gleichzeitig an das Miniſterium geleitet 
werden, in die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 17. Februar 1876. 


Fürſt Karl Anersperg. 
Janner, Schriftſührer.“ 


„Das Herrenhaus iſt in ſeiner Sitzung vom 
17. Februar 1876 den mit Zuſchrift vom 15. Jäu⸗ 
ner 1876, 8. 3663 /A. H., mitgetheilten Be⸗ 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes über 
den Geſetzentwurf, betreffend den Ab— 
ſchluß eines Uebereinkommens mit der 
Landesvertretung von Krain zur Rege⸗ 
lung der Verhältniſſe des Staates zum 
Grundentlaſtungs fonde für Krain, ohne 
Aenderung in dritter Leſung beigetreten. 

Auf Grund des $. 10, Alinea 3 des Geſetzes 
über die Geſchäftsorduung des Reichsrathes wird 
das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten hier⸗ 
von mit dem Beifügen, daß die Beſchlüſſe beider 
Häuſer gleichzeitig an das Miniſterium geleitet 
werden, in die Kenntniß geſetzt. 

Wien, 17. Februar 1876. 


Fürſt Karl Auersperg. 
Jauner, Schriftführer.“ 


„Das Herrenhaus iſt in jeiner Sitzung vom 
17. Februar 1876 dem mit Zuſchrift vom 21. Jäu⸗ 
ner 1876, Zahl 3982/A. H., mitgetheilten Be⸗ 
ſchluſſe des Abgeordnetenhauſes über den 


Abschnitt 8: 


Antrag auf Erlassung eines Gesetzes vom 22. Feber 1876 


betreffend die Steuerfreijahre bei Neu-, Zu- und Umbauten 


Debatte und Zuweisung an den Steuerreformausschuss 


Ausschussbericht 


Debatte und Beschlussfassung. 


zu London am 18. Juni 1875 zwiſchen den Re⸗ 
gierungen von Oeſterreich⸗Ungarn und des König⸗ 
reiches der Hawaiiſchen Inſeln abgeſchloſſenen 
Handels⸗, Schifffahrts⸗ und Freundſchaftsvertrages; 

den Aus ſchußbericht über die Regierungsvor⸗ 
lage, wodurch einige Beſtimmungen der Geſetze vom 
13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89) und vom 
29. Februar 1864 (R. G. Bl. Nr. 20) über die 
Stempel⸗ und unmittelbaren Gebühren abgeändert 
werden. 

Ich erſuche um die Mittheilung des weſent⸗ 
lichen Inhaltes der eingelaufenen Bean 
nen. 


Schriftführer Gierowski (liest) : 

„Petition der Telegraphenleitungsaufſeher im 

Küſtenlande wegen Regelung ihrer Bezüge (über- 
reicht durch Abgeordneten Teuschl)." 
w petition der Gemeindevertretung der Stadt 
Krems um Herſtellung der Eiſenbahn Krems⸗St. 
Pölten zur Verbindung der Kaiſer Franz Joſef⸗ 
Bahn mit der Kaiſerin Eliſabeth⸗Weſtbahn (über- 
reicht durch Abgeordneten Dr. Din sti.“ 

„Petition einer großen Anzahl von Fabriks⸗ 
beſitzern in Böhmen wegen Aufhebung des Appre⸗ 
turverfahrens für bedruckte Waaren (überreicht duroh 
Abgeordneten Dr. Herbst).“ 

„Petition der Gemeindevertretungen Aigen, 
Angern, Mitter⸗ und Ober⸗Arnsdorf, Baumgarten, 
Ober⸗ und Unter⸗Bergern, Elſarn, Ober⸗ und Tiefen⸗ 
Fucha, Furth, Gut am Steg, Höhenbach mit Eg⸗ 
gendorf, Höllenburg, Königsbrunn, Kruſtetten, Mau⸗ 
tern, Mauternbach mit Hundsheim, Paudorf, Roſ⸗ 
ſatz, Rührdorf, Ruppersthal, Schwalbenbach, Steina⸗ 
weg, Unter⸗Stockſtall, Thallern, Wagram ob der 
Traiſen und Vöſendorf in Niederöſterreich wegen 
Aufhebung des Zolles im Weinverkehre Oeſterreichs 
mit Deutſchland (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Dinst .“ 

„Petition des Adolf Breyer, penſionirten k. k. 
Rechnungsoffictals und geweſenen k. k. Poſtmeiſters, 
dermalen zu Lanczyn in Galizien wohnhaft, um 
Schutz gegen willkürliche und geſetzloſe Verweige⸗ 
rung des Broderwerbes als Poſtadminiſtrator oder 
Poſtexpeditor (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Kronawetter)." 

„Petition des Vereines der Kaufleute und In⸗ 
duſtriellen in Graz wegen Ablehnung des Meznik⸗ 
ſchen Antrages puncto Beſteuerung der Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (überreicht durch 
Abgeordneten Dr. Portugal).“ 

„Petition des Stadtverordnetencollegiums von 
Reichenberg wegen baldiger Löſung der handels⸗ 
politiſchen Frage Oeſterreichs (überreicht durch 
Abgeordneten Ritter v. Liehieg)." 

„Petitionen der Genoſſenſchaft der Maſchinen⸗ 
fab rikanten, Mechaniker u. ſ. w. in Wien in Ange⸗ 
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legenheit der Handels⸗ und Zollfrage (uberreie 
durch Abgeordneten Ste ud e).“ 


Prafident: Ich werde dieſe Petiti 
den betreffenden Ausſchüſſen zuw 
Wir gehen zur Tagesordnung über. 

Der erſte Gegenſtand derſelben iſt die 
erſte Leſung des Antrages des Abgeorbd- 
neten Ritter v. Krzeczunowiez und Ge⸗ 
noſſen auf Erlaſſung eines Geſetzes, 
betreffend die Steuerfreijahre für Neu-, 
Um⸗ und Zubauten (302 der Beilagen). 

Ich ertheile dem Herrn Antragſteller das 
Wort 


Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowicz: Das 
letzte in Bezug auf ſteuerfreie Jahre für Bauten 
erlaffene Geſetz datirt vom 18. März 1874. Dieſes 
Geſetz hat eine Befreiung von 25 Jahren für jene 
Neu⸗, Um⸗ und Zubauten zugeſtanden, welche mit 
Ende des Jahres 1876 vollendet werden. 

In dem neuen, vom hohen Hauſe im vorigen 
Jahre beſchloſſenen Gebändeſteuergeſetze iſt zwar auch 
eine Steuerbefreiung für Neu⸗, Um⸗ und Zubauten 
im Allgemeinen auf 12 Jahre und für die zum 
Zwecke der Bewohnung durch Arbeiter, Taglöhner 
und Geſinde errichteten Häuſer auf 15 Jahre feſt⸗ 
geſtellt. 

Dem 5. 37 desſelben neuen Geſetzes zufolge 
wird aber der Zeitpunkt, von welchem ab die Ein⸗ 
hebung der Gebäudeſteuer nach den durch dieſes 
Geſetz beſtimmten Grundlagen zu erfolgen hat, durch 
ein beſonderes Geſetz beſtimmt und erſt mit dieſem 
Zeitpunkte haben die über die jetzige Beſteuerung 
der Gebäude beſtehenden Geſetze und Verordnungen 
außer Kraft zu treten. 

Es tritt ferner noch der Umſtand hinzu, daß 
dieſes neue im hohen Hauſe beſchloſſene Gebäude⸗ 
ſteuergeſetz im Herrenhauſe noch nicht durchberathen, 
ja, wie ich erfahre, nicht einmal im Ausſchuſſe des 
Herrenhauſes in Angriff genommen wurde, ſo daß 
Diejenigen, welche gegen dieſes Geſetz bei den Be⸗ 
ſchlüſſen des hohen Hauſes geſtimmt, ſich noch der 
füßen Hoffnung hingeben können, daß dieſes Geſetz 
nicht perfect werden wird. Wenn aber auch dieſe 
Hoffnung nicht in Erfüllung geht, ſo ſteht es doch 
außer Zweifel, daß mehrere Jahre vergehen werden, 
ehe das im Abgeordnetenhauſe beſchloſſeue nene 
Gebäudeſteuergeſetz durchgeführt werden wird und 
ehe daß ein Geſetz erlaſſen wird, welches den Zeit⸗ 
punkt der Einhebung der Steuer nach dem neuen 
Gebäudeſteuergeſetze beſtimmt. Es iſt nothwendig, für 
dieſe Reihe von Jahren oder wenigſtens für mehrere 
nachfolgende Jahre vom 1. Jänner 1877 angefangen 
die Befreiung von der Gebäudeſteuer durch ein 
beſonderes Geſetz zu regeln. 

Denn im Falle ein ſolches beſonderes Ge etz 
nicht zuſtande kommen würde, müßte für Bauten, 
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welche nach Ende des Jahres 1876 vollendet wer⸗ 
den, die in der Allerhöchſten Entſchließung vom 
Jahre 1835 für Provinzialhauptſtädte gewährte 
und im Geſetze vom Jahre 1868 für die übrigen 
Orte ausgedehnte Steuerfreiheit von zehn Jahren 
für Neubauten und von acht Jahren für Um⸗ und 
Zubauten in Anwendung kommen. 

Es würde daher zwiſchen Neubauten einerſeits 
und Um⸗ und Zubauten anderſeits in dieſer Ueber⸗ 
gangsperiode ein Unterſchied in den Freijahren, 
welcher ſchon im Geſetze vom Jahre 1874 und im 
neu beſchloſſeunen Gebändeſteuergeſetze aufgelaſſen 
wurde, wieder eintreten. Dieſer Unterſchied würde 
aber nach mehreren Jahren mit dem Inslebentreten 
des neuen Gebäudeſteuergeſetzes wieder aufhören. 

Es würde ferner die im Geſetze vom Jahre 
1874 gewährte 25jährige Steuerbefreiung mit Ende 
des Jahres 1876 auf zehn, beziehungsweiſe acht 
Jahre herabgemindert werden, um nach mehreren 
Jahren mit dem Inslebentreten des neuen Gebäude⸗ 
ſteuergeſetzes wieder auf 12, reſpective 15 Jahre 
erhöht zu werden. 

Die Aenderungen der ſteuerfreien Jahre, die 
plötzliche Herabminderung einerſeits und die in 
Ausſicht geſtellte Erhöhung anderſeits würden offen⸗ 
bar zu Stockungen führen, welche die Bauluſtigen 
ſowohl, als auch den bei den Bauten beſchäftigten 
Arbeiterſtand ſchädigen müßten. Denn es würden 
offenbar die meiſten Banluftigen während dieſer 
Periode nicht bauen, ſondern zuwarten, bis ſie nach 
dem neuen Geſetze mehr ſteuerfreie Jahre erhalten. 


Wenngleich das Geſetz vom Jahre 1874 noch 
für jene Bauten Giltigkeit hat, welche bis Ende 1876 
vollendet werden, ſo iſt es doch offenbar ſchon jetzt 
die höchſte Zeit, ein neues Geſetz über die Frei⸗ 
jahre in Verhandlung zu nehmen und zuſtande zu 
bringen, damit die Bauluſtigen rechtzeitig in 
Kenntniß geſetzt werden, auf welche ſteuerfreien Jahre 
ſie zu rechnen haben. 

Dies waren die Gründe, welche mich veran⸗ 
laßten, meinen Antrag, betreffend die Bewilligung 
der ſteuerfreien Jahre für Neu⸗, Um⸗ und Zubauten, 
in das hohe Haus einzubringen. N 

Das Weſen dieſes Antrages liegt gar nicht in 
der darin ausgedrückten Zahl der ſteuerfreien Jahre, 
als vielmehr darin, daß die Steuerfreiheit ſür die 
Uebergangsperiode bis zur Durchführung des neuen 
Geſetzes in einer angemeſſenen Weiſe geregelt werde. 

In Bezug auf die formelle Behandlung des 
Antrages bitte ich das hohe Haus, denſelben dem 
Steuerreformausſchuſſe zu überweiſen, weil 
eben dieſer Ausſchuß auch das Gebäudeſteuergeſetz 
durchberathen hat und am beſten in der Lage ſein 
wird, die Beſtimmungen des in Antrag gebrachten 


Geſetzes mit den Beſtimmungen des neuen Gebäude⸗ 
schlossenen Abänderungen aus 529 der Beilagen). 


ſteuergeſetzes in Einklang zu bringen. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter v. 
Krzeczunowicz ſtellt den Antrag, es möge der von 
ihm geſtellte Antrag, betreffend die Erweiterung der 
Steuerfreijahre für Neu-, Um⸗ und Zubauten, dem 
Steuerreformausſchuſſe zur Vorberathung zugewieſen 
werden. 

Wünſcht Jemand über dieſen Antrag das 
Wort? 

(Finanzminister Freiherr v. Pretis mel- 
dei sich.) 

Seine Excellenz der Herr Finanzminiſter 
hat das Wort. 


Finanzminiſter Freiherr v. Pretis: Die Frage, 
welche der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeczuno⸗ 
wicz zum Gegenſtande feines Antrages gemacht 
hat, hat begreiflicherweiſe, da ſie eine acute iſt, 
auch die Regierung bereits beſchäftigt. Es wurden 
von Seite ſämmtlicher Landeschefs Informationen 
eingeholt über die Wirkung, welche das Ausnahms⸗ 
geſetz vom Jahre 1873 in den verſchiedenen Län⸗ 
dern geübt hat, und die Regierung hat ſich 
bereits mit der Abſicht beſchäftigt, noch bevor dieſer 
Abſchnitt der Seſſion des hohen Hauſes zum Schluſſe 
kommt, eine Vorlage einzubringen, welche eben dahin 
gehen ſollte, einen Uebergang zu ſchaffen, durch 
welchen aus dem heutigen abnormalen, exceptio⸗ 
nellen Zuſtande in die Regel eingelenkt werden 
könnte, wie fie durch das neue Gebäudeſteuergeſetz 
fixirt worden iſt. Wenn es aber das hohe Haus für 
gut findet, den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Krzeczunowicz jetzt in Berathung zu 
ziehen, wird die Regierung ſich vorbehalten, in dem 
Ausſchuſſe, welchem der Antrag zugewieſen wird, 
ihre Anſichten darzulegen, welche eben auch dahin 
gehen — und ich glaube dies heute ſchon hier betonen 
zu müſſen — in abgleitender Scala endlich auch in 
das normale Verhältniß zu koͤmmen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand über die 
formelle Behandlung das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Da dies nicht der Fall, erkläre ich die De⸗ 
batte für geſchloſſen. 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeczuno⸗ 
wicz ſtellt den Antrag, daß der von ihm eingebrachte 
Untrag dem Steuerreformausſchuſſe zur Vorbe⸗ 
rathung zugewieſen werde. Ich erſuche jene Herren, 
welche dieſem Antrage beiſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Der nächſte Gegenſtan d der Tagesord⸗ 
nung iſt die dritte Leſung des Geſetzes 
über den Bau einer Locomotiveiſenbahn 
von Mürzzuſchlag nach Neuberg (529 der 
Beilagen). 


Berichterſtatter Stockert (von ger Tribüne 
— liest die in zweiter Lesung an dem Gesetze be- 
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Antrag 


Abgeordneten Ritter v. Krzeezunowiez und Genoſſen. 


Gefeß 


vom 0 * 0 „ * . 0 * 0 0 0 0 “ * 
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betreffend die 
Steuerfreijahre für Neu-, Um: und Zubauten. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzu⸗ 
ordnen, wie folgt: | 


§. 1. 
Die mit dem Geſetze vom 18. März 1874 (R. G. Bl. Nr. 18) für Neu⸗, 
Um⸗ und Zubauten gewährte 25jährige Befreiung von der Gebäudeſteuer 
ſammt Staatszuſchlägen wird auf jene Bauten ausgedehnt, welche in den 
Jahren 1877, 1878 und 1879 vollendet und benützbar gemacht werden. 
8 


. 2. 

Die in Folge der bisherigen Geſetze und Verordnungen durch Bauführungen 
oder für beſt immte Objecte bereits erworbenen Anſprüche auf eine längere als 
die im $. 1 feſtgeſtellte Befreiung von der Gebäudeſtener werden durch das 
gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

8. 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Jänner 1877 in Wirkſamkeit. 


. 4. 
Der Finanzminiſter wird mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 


Arzeczunowirz. 
Czaykowski. Dr. Smolka. Apollinar Jaworski. 

Dr. 3. Cierkawski. Stef. Rarzala. 3afınski. 

Weresztzyüski. 3. Kraſicki. Horodyski. 
Br. Cheinerki. Ar. Hoszard. Rabat. 
Tepkowski. 3. Golab. Kaminski. 

T. Chrzanomski. J. Tarnowski, Smarzewski. 
Grocholski. Joſef Baum. Br. Bworski. 
Rydzoms ki. Czartoryski. Skrzy üski. 

Eufeb. CTzerkawski. 2. Ruchka. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Bericht 


des 


Steuerreformausſchuſſes 


über den 


Antrag des Abgeordneten Ritter v. Krzeezunowiez und 
Genoſſen, betreffend die Steuerfreiheit für Neu-, Um: und 
Zubauten. 


Das Erlöſchen des die Steuerbefreiung für Neu-, Um⸗ und Zubauten betreffenden Geſetzes vom 
18. März 1874 am Schluffe dieſes Jahres hat eine Reihe von Petitionen veranlaßt, welche im Laufe 
dieſer Seſſion im hohen Hauſe eingebracht wurden, und die theils die Bitte um Verlängerung der 
25jährigen Steuerfreiheit enthalten oder mindeſtens Uebergangsmodalitäten in Vorſchlag bringen. 

Der Ausſchuß glaubt, deßhalb den dasſelbe Ziel verfolgenden Antrag des Herrn Abgeordneten aus 
Galizien allſogleich in Betracht ziehen zu ſollen. 

Wenn auch die Behauptung, daß nach Ablauf des Geſetzes vom 18. März 1874 der gänzliche 
Stillſtand ſämmtlicher Baugewerbe und damit die Erwerbsloſigkeit in weiteren Kreiſen eintreten würde, 
von den Mitgliedern des Ausſchuſſes nicht getheilt wurde und daher eine Verlängerung der 25jährigen 
Steuerbefreinng auf weitere drei Jahre bis Ende 1879 durchaus keinen Anklang fand, jo neigte man ſich 
doch der Anſicht zu, daß der Erlaß eines Geſetzes angezeigt ſei, welches einen Uebergangsmodus von der 
in dem Geſetze vom 18. März 1874 normirten 25jährigen Steuerfreiheit zu der, in dem vom hohen Haufe 
durchberathenen Gebändeſteuergeſetze feſtgeſtellten, zwölfjährigen Steuerfreiheit anbahnen ſoll. 

Der 8. 1 des vorliegenden Eutwurfes ſetzt zwei Uebergangsſtufen von je zwei Jahren für die Zeit 
von 1877 bis 1880 feſt und normirt für die beiden erſten Jahre 1877 und 1878 eine Steuerfreiheit von 
20 Jahren für die beiden folgenden Jahre 1879 und 1880 eine ſolche von 15 Jahren. Mit dem Jahre 
1881 wird vorausſichtlich das neue Gebäudeſteuergeſetz in Kraft treten können. 

Die folgenden 88. 2 und 3 find dem Geſetze vom Jahre 1874 nachgebildet. 


Der Ausſchuß ſtellt den Antrag: 
Das hohe Haus wolle dem vorliegenden Geſetzentwurſe ſeine Zuſtimmung ertheilen. 


Wien, 25. Februar 1876. 


Eichhoff, 


Obmann. 


Br. Adolf Beer, 
Berichterſtatter. 
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Beſchluß des Abgeordnetenhauſes. 


Gefeh 


betreffend die 


Steuerfreiheit für Neubauten, für Um: und Zubauten. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzu 
ordnen, wie folgt: . 


8. 1. 


Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 10. Februar 1835 (Hofkanzlei⸗ 
deeret vom 24. Februar 1835, Z. 562) für Provinzialhauptſtädte gewährte 
und mit dem Geſetze vom 3. März 1868 (R. G. Bl. Nr. 16) auf alle der 
Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer unterliegenden Orte, beziehungsweiſe ſteuer⸗ 
pflichtigen Gebäude ausgedehnte Befreiung von der Gebäudeſteuer ſammt 
Staatszuſchlägen in der Dauer von 10 Jahren für Neubauten und von acht 
Jahren für Zu⸗ und Umbauten wird in der Art erweitert, daß für die in dieſer 
Allerhöchſten Entſchließung sub A, B, C aufgeführten Neubauten, Umbauten 
und Zubauten, welche in den Jahren 1877 und 1878 planmäßig vollendet 
und benützbar gemacht werden, eine Befreiung von 20 Jahren, für jene, die 
in den Jahren 1879 und 1880 planmäßig vollendet und benützbar gemacht 
werden, eine Befreiung von 15 Jahren ſtattfindet. 


8. 2. 


Die im 5. 1 feſtgeſtellte Befreiung hat nur für jene Neubauten, Um⸗ und 
Zubauten Geltung, deren Bau nach Eintritt des Jahres 1874 begonnen wurde. 

Bei Neubauten, Um⸗ und Zubauten, wenn ſolche vor dem Jahre 1874 
begonnen und in den Jahren 1876 bis einſchließlich 1880 planmäßig vollendet 
und benützbar gemacht werden, gilt eine Steuerfreiheit von 15 Jahren für Neu⸗ 
bauten und 12 Jahren für Um⸗ und Zubauten. 
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8. 3. 


Die durch Bauführungen oder für beſtimmte Objecte bereits erworbenen, 
ſowie in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 9. December 1782 und vom 
16. Februar 1836 für die Feſtungen Thereſienſtadt und Joſefſtadt, vom 
18. Jänner 1840 für Dalmatien in den sub d, e, f daſelbſt aufgeführten 
Fällen, in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 
1859 für Wien ſammt Vorſtädten gewährten Steuerbefreiungen, werden durch 
das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe der Jahre 1877, 1878, 1879 
und 1880 zur Vollendung gelangenden Bauten auf Grund dieſes Geſetzes eine 
längere als die in den bezogenen Specialgeſetzen normirte Steuerbefreiung an⸗ 
geſprochen werden könnte, ſind dieſe Bauten in Bezug auf das Ausmaß der 
Steuerfreijahre nach dieſem Geſetze zu behandeln. 


8. 4. 


Der Finanzminiſter iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt. 
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. (Geschieht.) Der Antrag iſt mit 130 gegen 67 
Stimmen abgelehnt. Ich erſuche nun jene Herren, 
welche dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Auſpitz auf Zurückweiſung an den Ausſchuß bei⸗ 
ſtimmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Es ſind 
noch weniger Stimmen dafür, er iſt daher abge⸗ 
lehnt. Ich erſuche nun jene Herren, welche in die 
Berathung des vorliegenden Geſetzes eingehen und 
den vom Aus ſchuſſe vorgelegten Entwurf zur Grund» 
lage der Specialdebatte machen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Das Eingehen in die Special⸗ 
debatte iſt beſchloſſen. 


Berichterſtatter Dr. Ruß (liest Artikel I des 
Gesetzes aus 532 der Beilagen), 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich 
erſuche daher die Herren, welche dem Artikel I zu⸗ 
ſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Artikel I iſt 
angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Ruß (liest Artikel II des 
Geselzes aus 532 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel II 
das Wort. (Niemand meldet sich,) Es iſt nicht der 
Fall; ich erſuche ſogleich Artikel III vorzuleſen. 


Berichterſtatter Dr. Ruß (liest Artikel III des 
Gesetzes aus 532 der Beilagen). i 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel III 
das Wort? (Niemand meldet sich, — Nach einer 
Pause ) N 


Berichterſtatter Dr. Ruß (liest Artikel IV des 
Gesetzes aus 532 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel IV 
das Wort? (Niemand meldet sich.) 

Zu den Artikeln II, III und IV wurde das 
Wort nicht verlangt, die Debatte darüber iſt daher 
geſchloſſen. Ich erſuche jene Herren, welche die 
Artikel II, III und IV annehmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Sie find angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Ruß (liest Artikel V des 
Gesetzes aus 532 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel V das 
Wort? (Niemand meldet sich.) 


Berichterftatter Dr. Nuß (lest Artikel V], 
dann Titel und Eingang des Gesetzes aus 532 der 
Beilagen mit der Correctur, dass im Titel zwischen 
dem Worte „Gesetrx“ und dem Worte „betreffend,“ 
einzuschalten ist: „vom 9. 
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Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel VI, 
Titel und Eingang des Geſetzes das Wort? (Wie- 
mand meldet sich.) Ich erfuche jene Herren, welche 
den Artikeln V und VI, ſowie dem Titel und Ein- 
gang in der verleſenen Faſſung mit der bezüglich des 
Titels von dem Herrn Berichterſtatter angegebenen 
Correctur zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geanhieht.) 
Die Artikel V und VI, dann Titel und Eingang ſind 
angenommen; es iſt ſomit das ganze Geſetz in 
zweiter Leſung angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Nuß: Nachdem an dem 
Geſetze keine Aenderungen vorgenommen worden ſind 
und der Seſſionsſchluß nahe iſt, ſo erlaube ich mir, 
das hohe Hans zu bitten, es wolle den Antrag 
annehmen, daß ſofort in die dritte Leſung 
dieſes Geſetzes eingegangen werde. 


Präſident: Wünſcht Jemand darüber das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies uicht der 
Fall iſt, bitte ich jene Herren, welche dafür ſind, daß 
ſofort die dritte Leſung des ſoeben in zweiter Leſung 
angenommenen Geſetzes vorgenommen werde, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Die ſofortige Vornahme 
der dritten Leſung iſt mit 111 gegen 49 
Stimmen, daher mitZweidrittel-Majorität 
beſchloſſen. 

Ich bitte jene Herren, welche dem Geſetze, wie 
es aus den Beſchlüſſen in zweiter Leſung hervor⸗ 
gegangen iſt, in dritter Leſung ihre Zuſtimmung 
ertheilen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Das Geſetz, 
betreffend die Beſchaffung der zum Aus⸗ 
bau und zur Inbetriebſetzung der Eifen- 
bahn Leobersdorf -St. Pölten ſammt 
Nebenlinien noch erforderlichen Geld⸗ 
mittel, iſt in dritter Leſung angenommen 
(gleichlautend mit 532 der Beilagen). 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt die zweite Leſung des Antrages des Herrn 
Abgeordneten Ritter v. Krzeczunowiez und 
Genoſſen, betreffend die Steuerfreiheit 
für Neubauten, für Um⸗ und Zubauten 
(537 der Beilagen). 

Ich erfuche den Herrn Berichterſtatter, 
Verhandlung einzuleiten. i 


Berichterſtatter Dr. Beer: Das Geſetz vom 
18. März 1874, welches eine 25jährige Steuer⸗ 
freiheit fixirt, erliſcht mit Ende des Jahres. Um nun 
einen Uebergangsmodus zu derjenigen Steuerfreiheit, 
welche in dem neuen Gebäudeſteuergeſetze auf zwölf 
Jahre ſtipulirt worden iſt, anzubahnen, hat der 
Ausſchuß geglaubt, den Antrag des Herrn Abgeord⸗ 
neten Ritter v. Krzeczunowiez in augenblickliche 
Erwägung ziehen zu ollen, und erlaubt ji, hier dem 
hohen Haufe einen Geſetzentwurf mit dem Antrage 
vorzulegen, das hohe Haus wolle dem vor⸗ 


Haus der Abgeordneten. — 194. Sitzung 


liegenden Geſetzentwurfe ſeine Zuſtim⸗ 
mung ertheilen. a 


Präſident: Ich eröffne die General⸗ 
debatte. Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Nachdem dies nicht der Fall iſt, bitte 
ich jene Herren, welche in die Berathung des vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfes eingehen und den vom 
Ausſchuſſe vorgelegten Entwurf zur Grundlage der 
Specialdebatte machen wollen, ſich zu erheben. (Le- 
schieht.) Das Eingehen in die Special⸗ 
debatte iſt beſchloſſen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 1 des Ge- 
getxes aus 537 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort zu 
8.1? (Niemand meldet sich.) Nachdem dies nicht 
der Fall ift, erſuche ich jene Herren, welche 8. 1 an⸗ 
nehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 8. 1 iſt an⸗ 
genommen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 2 des Ge- 
setzes aus 537 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu §. 2 das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Ich bitte auch den 
8. 3 zu leſen. 


Berichterſtatter Dr. Beer: (liest $.;3 des Ge- 
velxes aus 337 der Beilagen.) 


Präſident: Wünſcht Jemand zu 8. 3 das 
Wort? 

(Abgeordneter Ritter 
meldet sich.) 

Nachdem zu §. 3 das Wort verlangt wird, er⸗ 
kläre ich bezüglich des §. 2, zu dem von keiner Seite 
das Wort verlangt wurde, die Debatte für ge⸗ 
ſchloſſen und erſuche diejenigen Herren, welche 8. 2 
in der vorgeleſenen Faſſung annehmen, ſich zu 
erheben ( Geschieht.) §. 2 it angenommen. 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Krzeczu⸗ 
nowicz hat das Wort. 


v. Arzeezunowiez 


Abgeordneter Ritter v. Krzeczunowicz: Zu 
§. 3 iſt meines Erachtens ein Zuſatz erforderlich, 
welchen auch die diesbezügliche Stelle des Geſetzes 
vom Jahre 1874 enthält. Dieſer Zuſatz betrifft 
eigentlich praktiſch nur Dalmatien, allein ich glaube, 
daß doch jedem Kronlande dasſelbe Recht wider⸗ 
fahren muß. Es ſteht in dem jetzigen §. 3 (dest): 

„Die durch Bauführungen oder für beſtimmte 
Objecte bereits erworbenen, ſowie in den Allerhöchſten 
Entſchließungen vom 9. December 1782 und vom 
16. Februar 1836 für die Feſtungen Thereſienſtadt 
und Joſefſtadt, vom 18. Jänner 1840 für Dalmatien 


der 8. Seſſion am 29. Februar 1876. 
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in den sub d, e, f daſelbſt aufgeführten Fällen, in den 
Allerhöchſten Entſchließungen vom 16. Juli 1854. 
und 14. Mai 1859 für Wien ſammt Vorſtädten ge⸗ 
währten Steuerbefreiungen werden durch das gegen⸗ 
wärtige Geſetz nicht berührt.“ 

Nun, verſchiedene dieſer Geſetze beſtimmen eine 
größere Zahl der ſteuerfreien Jahre, als das gegen⸗ 
wärtige, nur für Dalmatien iſt eine kürzere Dauer 
beſtimmt. 


Ich glaube alſo, daß man dem Lande Dalma⸗ 
tien nicht dieſelben ſteuerfreien Jahre vorenthalten 
ſoll, die man anderen Provinzen gewährt. Daher geht 
mein Zuſatzantrag, welcher ſo lautet, wie der bezüg⸗ 
liche Abſatz des Geſetzes v. J. 1874, dahin (nest) 

„Das hohe Haus wolle den nachfolgen⸗ 
den Zuſatz zu $. 3 beſchließen: 
„„Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe 

der Jahre 1877, 1878, 1879 und 1880 

zur Vollendung gelangenden Bauten auf 

Grund dieſes Geſetzes eine längere als die 

in den bezogenen Specialgeſetzen normirte 

Steuerbefreiung angeſprochen werden könnte, 

find dieſe Bauten in Bezug auf das Aus⸗ 

maß der ſteuerfreien Jahre nach dieſem Ge⸗ 
ſetze zu behandeln.““ 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ritter v. 
Krzeczundwicz ſtellt zu 8. 3 folgenden Zuſatz⸗ 
antrag: ( Niederholt denselben.) 


Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſen An⸗ 
trag unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Derſelbe iſt unterſtützt. 


Wünſcht noch Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, erkläre ich 
die Debatte über 8. 3 für geſchloſſen. 


Berichterſtatter Dr. Beer: Ich muß con⸗ 
ſtatiren, daß ich mit dem Antrage des Herrn Abge⸗ 
ordneten aus Galizien vollſtändig übereinſtimme 
und ebenſo mit dem von ihm citirten Paſſus des 
Geſetzes vom Jahre 1874. Der Ausſchuß hat jedoch 
geglaubt, dieſen Paſſus aus dem Grunde nicht auf⸗ 
nehmen zu ſollen, weil von mehreren Seiten dargelegt 
wurde, daß die Aufnahme desſelben nicht gerade 
nothwendig ſei. Indem jedoch nach Abſchluß der 
Berathungen über das vorliegende Geſetz im Aus⸗ 
ſchuſſe von Seite des Herrn Miniſterialreferente 
Thertek dargelegt worden iſt, daß es doch wün⸗ 
ſchenswerth wäre, wenn man auch dem 8. 3 eine 
ſolche Faſſung geben würde, wie er dieſelbe im Jahre 
1874 in dem Geſetze vom 18. März gehabt hat, ſo 
werde ich dem Antrage des Herrn Abgeordneten Ritter 
d. Krzeczu nowicz nicht entgegentreten und erlaube 
mir, an das hohe Haus die Bitte zu ſtellen, demſelben 
feine Zuſtimmung zu geben. 
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Präſident: Bezüglich des §. 3 wurde keine 
Abänderung beantragt, ſondern nur ein Zuſatzantrag 
geſtellt. Ich werde daher bei der Abſtimmung ſo 
vorgehen, daß ich zuerſt den 8. 3 uach der Faſſung 
des Ausſchuſſes, und wenn derſelbe angenommen 
wird, den Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten v. 
Krzeczunowicz zur Abſtimmung bringe. 

Wird dagegen eine Einwendung gemacht? 
(Niemand meldet sich.) Ich werde daher in der 
erwähnten Weiſe vorgehen und erſuche jene Herren, 
welche den §. 3 in der vom Ausſchuſſe beantragten 
und gedruckt vorliegenden Faſſung annehmen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) 8. 3 iſt angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche den vom 
Herrn Abgeordneten Ritter v. Krzecezunowicz 
beantragten Zuſatz, welcher lautet (liest): 

„Das hohe Haus wolle den nachfolgenden 

Zuſatz zu 8. 3 beſchließen: 

„„Inſoferne jedoch für einzelne im Laufe der 

Jahre 1877, 1878, 1879 und 1880 zur 

Vollendung gelangenden Bauten auf Grund 

dieſes Geſetzes eine längere, als die in den 

bezogenen Specialgeſetzen normirte Steuer⸗ 
befreiung angeſprochen werden könnte, ſind 
dieſe Bauten in Bezug auf das Ausmaß der 
ſteuerfreien Jahre nach dieſem Geſetze zu 
behandeln“ — 
annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Derſelbe iſt 
angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Beer (liest K. 4, Titel 
und Eingang des Gesetzes aus 537 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemaud zu §. 4, Titel 
und Eingang das Wort? (Niemand meldet sich.) 
Da dies nicht der Fall iſt, erſuche ich jene Herren, 
welche §. 4, Titel und Eingang des Geſetzes an⸗ 
nehmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 

Dieſelben ſind angenommen, ſomit auch das 
ganze Geſetz in zweiter Leſung genehmigt. 


Berichterſtatter Dr. Beer: Ich erlaube mir zu 
bemerken, daß eine Reihe von Petitionen, welche 
dem hohen Hauſe überreicht wurden, und zwar die 
Petitionen Nr. 3737, 3740, 3741 und 3748 in 
Folge der Annahme dieſes Geſetzes erledigt 
ſind. 

Ich erlaube mir gleichzeitig, die ſogleiche 
Vornahme der dritten Leſung zu bean⸗ 
trageu. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu dem An⸗ 
trage auf ſogleiche Vornahme der dritten Leſung das 
Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht der 
Fall iſt, erſuche ich jene Herren, welche dafür ſind, 
daß die dritte Leſung ſogleich vorgenommen werde, 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt ang e⸗ 
nommen. 


Ich bitte nunmehr jene Herren, welche dem 
vom Ausſchuſſe vorgelegten Geſetzentwurfe mit dem 
Zuſatze, welcher über Antrag des Herrn Abgeord⸗ 
neten Ritter v. Kr zeezunowiez beſchloſſen worden 
iſt, in dritter Leſung ihre Zuſtimmung ertheilen, 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Das Geſetz, betref⸗ 
fend die Steuerfreiheit für Neu⸗, Um⸗ 
und Zubauten, iſt in dritter Leſung ange⸗ 
nommen (545 der Beilagen). 

Der nächſte Gegenſtand der Tages 
ordnung iſt die zweite Leſung der Regie⸗ 
rungsvorlage, betreffend den Geſetz⸗ 
entwurf über die Gewährung von Unter⸗ 
ſtützungen und Vorſchüſſen aus Staats- 
mitteln für die durch den Nothſtand heim- 
geſuchten Gegenden des Königreiches Ga- 
lizien (530 der Beilagen.) 

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Dr. v. Perger, 
den Bericht zu erſtatten. 


Berichterſtatter Dr. v. Perger (von der Tribune): 
Die kaiſerliche Regierung hat dem Ausſchuſſe eine 
Vorlage unterbreitet, durch welche der durch Noth⸗ 
ſtand heimgeſuchten Bevölkerung Galiziens Unter⸗ 
ſtützungen aus Staatsmitteln gewährt werden ſollen. 
Der Ausſchuß hat dieſe Vorlage eingehend 
geprüft und den Beſchluß gefaßt, es möge in die 
Specialdebatte dieſes Geſetzentwurfes eingegangen 
werden, welchen Antrag ich mir hier im Namen des 
Ausſchuſſes zu ſtellen erlaube. 


Präſident: Ich eröffne die General⸗ 
debatte. Wünſcht in derſelben Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall ift, 
erkläre ich die Generaldebatte für geſchloſſen 
und erſuche jene Herren, welche in die Berathung 
des vorliegenden Geſetzes eingehen und den vom 
Ausſchuſſe vorgelegten Entwurf als Grundlage der 
Specialdebatte nehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) 

Das Eingehen in die Specialdebatte ift 
beſchloſſen. Ich erſuche, §. 1 zu verleſen. 


Berichterſtatter Dr. v. Perger (liest K. 1 des 
Gesetzentwurfes aus 530 der Beilagen ). 


Präſident: Wünſcht zum §. 1 Jemand das 
Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. Skrzynüski meldet 
sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Skrzynski 
hat das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Skrzyndki: Nach den 
uns in der letzten Zeit aus Galizien zugekommenen 
Nachrichten iſt der Nothſtand daſelbſt noch viel 
größer als er im Ausſchußberichte dargeſtellt wird; 
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Den Bau einer dem regulirten Don au- 
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die Beitragsleiſtung der Actiengeſellſchaften 


ufer entlang führenden Eiſenbahn und deren Ver⸗ und Creditvereinée zum Wiener Börſenfonde, 


bindung mit der Franz Joſef⸗Bahn, 

die Eröffnung von Specialerediten für das 
Jahr 1876 zu Zwecken des Eiſenbahnbaues, 

die Abänderung der 88. 6, 7 und der kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom 9. November 1858 
(R. G. Bl. Nr. 205) über die eumulative Anlegung 
des Waiſenvermögens, 

die Beſtimmung der Friſten zur Geltendma⸗ 
chung der Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen 
und Verfügungen der Organe der Finanzverwaltung, 

den Bau eiuer Locomotiveiſenbahn auf Staats⸗ 
koſten von Erbersdorf im Anſchluſſe au die Mäh⸗ 
riſch⸗ſchleſiſche Centralbahn nach Würbenthal, 

den Bau einer. Locomotiveiſenbahn auf Staats⸗ 
koſten von Kriegsdorf im Anſchluſſe an die Mähriſch⸗ 
ſchleſiſche Centralbahn nach Römerſtadt, 

den Ban einer Locomotiveiſenbahn anf Staats⸗ 
koſten von Mürzzuſchlag im Auſchluſſe an die Süd— 
bahn nach Neuberg, 

die Bedingungen und Zugeſtändniſſe für die 
Sicherſtellung einer Localbahn von Bozen nach 
Meran, 

die Eröffnung von Nachtragscrediten zum 
Staatsvoranſchlage für das Jahr 1876, 

die Herſtellung einer Locomotiveiſenbahn von 
Tarvis an die Reichsgrenze bei Rontafel, 

den Ban einer Locomotiveiſenbahn von Unter⸗ 
Drauburg nach Wolfsberg, 

die Zugeſtändniſſe und Begünſtigungen zum 
Behufe der Sicherſtellung einer Locomotiveiſenbahn 
von Bielitz nach Saybuſch, 

die Vollendung und Inbetriebſetzung der Linie 
Falkenau⸗Graslitz der Buſchtehrader Eiſenbahngeſell⸗ 
ice, 

die Vereinigung der Lundenburg-Grußbach⸗ 
Zellerndorfer Bahn mit der Kaiſer Ferdinand⸗ 
Nordbahn, 

die theilweiſe Ergänzung und Abänderung des 
wegen Leiſtung eines Staatsvorſchuſſes zum Zwecke 
der Durchführung des Eiſenbahnprojectes Pilſen⸗ 
Klattau⸗Eiſenſtein, abgeſchloſſenen Uebereinkommens 
vom 23. April 1874 (R. G. Bl. Nr. 52), 

die Verwendbarkeit des von der Stadtgemeinde 
Graz auf Grund des Landesgeſetzes vom 2. März 
1873 aufzunehmenden verzinslichen Anlehens von 
drei Millionen Gulden, 

die Steuerfreiheit für Neu⸗, Um⸗, und Zubauten, 

die Abänderung der Beſtimmung der Reichs⸗ 
rathswahlordunng über die Wahlbezirke in Böhmen 

„d Landgemeinden, Z. 16“, 

die Excamerirung der ärariſchen Straße an der 
Taborlinie und die Bewilligung eines Staatsbei⸗ 
trages zur Erhaltung der von dieſer Linie zur Franz 
Joſef⸗Brücke führenden Straße an die Stadtgemeinde 
Wien, 


die Beſchaffung der zum Ausbau und zur In⸗ 
betriebſetzung der Eiſenbahn Leobersdorf⸗St. Pölten 
ſammt Nebenlinien erforderlichen Geldmittel, 

die Gewährung von Unterſtützungen und Vor⸗ 
ſchüſſen aus Staatsmitteln für die durch den Noth⸗ 
ſtaud heimgeſuchten Gegenden des Königreiches Ga⸗ 
lizien, 

die Auftheilung der eulturfähigen Gemeinde⸗ 
gründe in Dalmatien, 

die Eröffnung eines Nachtragseredites zur 
Unterſtützung von katholiſchen Seelſorgegeiſtlichen 
im Jahre 1876, 

den Ankauf der k. k. privilegirten Dnieſterbahn 
durch den Staat, 

die Ausgabe von verzinslichen Renteobliga⸗ 
tionen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

Ebenſo hat das Herrenhaus den von dem 
Abgeordnetenhanſe genehmigten Verträgen, als: Dem 
Vertrage vom 7. December 1875 zwiſchen der öfters 
reichiſch-ungariſchen Monarchie und der Schweiz zur 
Regelung verſchiedener Rechtsverhältuiſſe der beider⸗ 
ſeitigen Staatsangehörigen, 

der am 22. Juni 1875 abgeſchloſſenen Handels⸗ 
convention zwiſchen der öſterreichiſch⸗ ungariſchen 
Monarchie und Rumänien und 


dem zu London am 18. Juni 1875 zwiſchen 
den Regierungen von Oeſterreich⸗Ungarn und des 
Königreiches der Hawaiiſchen Inſeln abgeſchloſ⸗ 
ſenen Handels-, Schifffahrts⸗ und Freundfchafts⸗ 
vertrage 

die verfafſungsmäßige Zuſtimmung 
ertheilt. 

Den von der hohen Regierung mir zugekom— 
menen Mittheilungen zufolge haben Seine k. und 
k. Majeſtät dieſen von beiden Häuſern be⸗ 
ſchloſſenen Geſetzen die Allerhöchſte Sanc- 
tion zu ertheilen, fowie die erwähnten Wer⸗ 
träge zu ratificiren geruht. 

Bezüglich der übereinſtimmenden Beſchlüſſe, 
betreffend die Erhöhung der Staatsgarantie für die 
Kaſchau⸗Oderberger Bahn, ſteht die Allerhöchſte Ent⸗ 
ſchließung noch aus. 

Ferner ſind nach weiteren Mittheilungen der 
hohen Regierung von Seiner k. und k. Majeſtät fol⸗ 
gende, von beiden Häuſern beſchloſſene Geſetze fan c- 
tiouirt worden, und zwar: 

Das Geſetz, betreffend die Ausdehnung des 
Bagatellverfahrens auf Rechtsſachen bis 50 fl., 

das Geſetz, betreffend die Bewilligung der zeit⸗ 
lichen Steuerfreiheit für Nen⸗, Um⸗ und Zubauten, 

das Geſetz, betreffend die Abäuderung einiger 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 23. Juli 1871 über 
eine neue Maß- und Gewichtsordnung, 
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Bericht 


des 


Steuerausſchuſſes 


über den 


Antrag des Abgeordneten Wieſenburg und Genoſſen, betreffend 
die Gewährung zeitlicher Steuerbefreiungen für Neu⸗, Um⸗ und 
Zubauten. 


(Nr. 49 der Beilagen.) 


Bei Berathung des in der Ueberſchrift bezeichneten Antrages hat der Steuerausſchuß es zunächſt 
für feine Pflicht erachtet, die maunigfachen, zu verſchiedenen Zeiten erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen 
über die zeitliche Steuerfreiheit von Bauführungen einem eingehenden Studium zu unterziehen. Dieſelben 
find in der dieſem Berichte anliegenden Tabelle überſichtlich zuſammengeſtellt. 

Der vorliegende Antrag zerfällt in zwei getrennt zu behandelnde Theile, deren erſter ($. 1 a) hier 
zunächſt beſprochen werden ſoll. Derſelbe bezieht ſich nur auf Bauführungen, welche in den Jahren 1881 
nud 1882 zur Vollendung gelangen, und trägt daher den Charakter eines Ausnahmsgeſetzes. 

Dieſe Ausnahmsgeſetze bilden ſeit 1865 eine ununterbrochene Kette, aber hinſichtlich der Motive, 
welche bei ihrer Erlaſſung und Berathung für dieſelben geltend gemacht worden ſind, iſt eine weſentliche 
Unterſcheidung zu machen, und zwar bildet das Jahr 1873, beziehungsweiſe der in dieſem Jahre erfolgte 
Umſchwung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe eine ſehr beachtenswerthe Grenzſcheide. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte iſt es die Wohnungsnoth, welche als zwingender Grund für längere Steuerfreiheiten ins Feld 
geführt wird. Seither aber, und fo auch bei dem vorliegenden Antrage, iſt es die ftodende Bauthätig⸗ 
keit, die Nothwendigkeit, Arbeit zu ſchaf fen, welche zu gleichem Zwecke angerufen werden. Bei einig en 
der vorgenommenen Verlängerungen der begünſtigten Bauperioden wurde einfach geſagt, daß die Verhält⸗ 
niſſe, welche früher die Begünſtigung nothwendig gemacht haben, ſich nicht verändert hätten; wir begegnen 
dieſem Argumente auch in der Begründung des vorliegenden Antrages. Endlich tritt vielfach in den bei 
verſchiedenen Anläſſen über dieſen Gegenſtand geführten Debatten die Behauptung auf, daß der Staat 
durch Gewährung von Steuerfreijahren keine Einbuße erleide, weil ſonſt eben nicht gebaut werden würde 
und nicht gebaute Objecte dem Fiscus auch keine Einnahmen zuführen würden. 
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Was die beiden erſten Argumente anbelangt, ſo wird man bei näherer Prüfung wohl nicht umhin 
können, in denſelben einen gewiſſen Widerſpruch zu finden. Die als Wohnungsnoth bezeichnete und 
beklagte Erſcheinung iſt doch bei Lichte beſehen nichts anderes als das Ueberwiegen der Wohnungsnach⸗ 
frage über das temporär zurückgebliebene Wohnungsangebot; und ebenſo iſt das Stocken der 
Bauthätigkeit nichts anderes als das Ueberwiegen des Wohnungsangebotes über die temporär 
zurückgebliebene Wohnungs nachfrage; zumal bei der notoriſch, insbeſondere in Wien, weit über alles 
Bedürfniß hinaus geſteigerten Bauthätigkeit der erſten Jahre dieſes Decenniums, dem bekannten Bau⸗ 
ſchwindel, iſt die ſeitherige Erſchlaffung dieſer Thätigkeit gewiß keinem anderen Grunde zuzuſchreiben. Es 
iſt nun gewiß eigenthümlich, daß für die beiden eben erwähnten, einander diametral entgegen- 
geſetzten Störungen des normalen Gleichgewichtes auf dieſem Gebiete, ein und dasſelbe Heil⸗ 
mittel vorgeſchlagen wird; daß alſo die Steuerbefreiung eine Panacee für alles Mögliche ſein ſoll. 

In der That iſt nicht gut einzuſehen, warum eine geſteigerte Wohnungsnachfrage nicht ganz 
von ſelbſt, durch das Medium geſteigerter Miethpreiſe, alſo beſſerer Rentabilität des Baucapitales ein ver⸗ 
ſtärktes Angebot hervorrufen ſollte, wie dies auf allen anderen Verkehrsgebieten der Fall iſt, und warum 
gerade hier ein künſtliches Eingreifen des Staates nöthig ſein ſoll. Erſcheint alſo in dieſem Falle die ſtaat⸗ 
liche Ingerenz zum mindeſten nicht unentbehrlich, ſo kann ſie in dem anderen Falle, bei dem 
Stocken der Bauthätigkeit, ſogar kaum als unbedenklich bezeichnet werden; denn wenn der 
Zweck der Maßregel überhaupt erreicht, die Bauthätigkeit alſo über den vorhandenen Wohnungsbedarf 
geſteigert wird, ſo ſchafft man eine Menge leerſtehender, unbenützter Gebäude, welche trotz der wohlwollenden 
Tendenz, der fie ihre Entſtehung verdanken, doch ebenſogut eine Vergeudung von Nationalcapital darſtellen, 
als wenn ſie Producte einer wilden Bauſpeculation wären. 

Ebenſo anfechtbar erweiſt ſich bei näherem Eingehen, das dritte der eingangs angeführten Argumente. 
Es iſt nur zu begreiflich, daß bei Ablauf einer ausnahmsweiſe begünftigten Banperiode die Bauthätigkeit 
nicht größer ſein kann, ja man muß erwarten, daß ſie weſentlich geringer ſein wird als bei Beginn dieſer 
Periode. Je mehr die ausnahmsweiſe Begünſtigung ihren ausgeſprochenen Zweck, Steigerung der 
Bauthätigkeit, erreicht hat, deſto mehr wird bei Ablauf der betreffenden Periode das Wohnungsangebot 
die Wohnungsnachſrage überwiegen, deſto ungünſtiger wird die Rentabilitätsberechnung weiterer Bauten 
ſich darſtellen, und deſto inkenſiver und länger dauernd wird eine Stockung der Bauthätigkeit eintreten müſſen. 
Um eine ſolche zu verhindern, wird es nicht einmal genügen, die abgelaufene Begünſtigung einfach zu 
erneuern, ſondern man würde die Zahl der Steuerfreijahre vermehren müſſen, und ſo fort von Periode zu 
Periode, bis man endlich conſequenterweiſe zur Proclamirung völliger Steuerfreiheit fortſchreiten müßte. 
In der That poſtulirt der vorliegende Antrag bei Ablauf der jetzigen Begünſtigungsperiode (Ende 1880) 
nicht deren einfache Verlängerung, ſondern eine Vermehrung der Freijahre von 15 auf 20; und wenn 
wirklich dieſe ſchiefe Bahn wieder betreten werden wollte, ſo würde gewiß bei Ablauf der neuen Begün⸗ 
ſtigungsperiode (Ende 1882) ein Antrag auf 25jährige Steuerfreiheit ſich ebenſo mit der Nothwendigkeit, 
den Anreiz zum Bauen verſtärken zu müſſen, begründen laſſen, wie der heute vorliegende Antrag. Dieſer 
letztere iſt übrigens inſoferne ein Unicum, als derſelbe, zum Geſetze erhoben, die Bauthätigkeit nicht bloß am 
Ende der Begünſtigungsperiode, ſondern auch ſchon vor Beginn derſelben, im Jahre 1880, lahmlegen 
müßte; derſelbe normirt nämlich im 8. 2 für die im Jahre 1880 zur Vollendung gelangenden Bauten eine 
18jährige Steuerfreiheit, ſetzt alſo auf raſche Bauthätigkeit im Jahre 1880 eine förmliche Strafe, da durch 
langſameren Baufortſchritt und Vollendung erſt im Jahre 1881 eine zweijährige Verlängerung der Steuer⸗ 
freiheit erreicht werden würde. Anderſeits iſt aber doch die Erhöhung der dermalen pro 1880 geſetzlich 
gewährten 15jährigen Steuerfreiheit auf 18 Jahre, ein ganz unmotivirtes Geſchenk für die gewiß nicht 
geringe Zahl von ſchon jetzt für 1880 geplanten und feſtbeſchloſſenen Bauführungen. 

Was endlich die Behauptung anbelangt, daß der Fiscus durch Gewährung längerer Steuerfreiheiten 
einen Entgang nicht erleide, ſo iſt es nicht ſchwer, deren Unrichtigkeit zu erweiſen. Faßt man nämlich 
längere Zeiträume, im Viertel- oder Halbjahrhunderte, ins Auge, fo kann es wohl keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß innerhalb eines ſolchen Zeitabſchnittes eine gewiſſe, wenn auch nicht genau beſtimmbare, von 
der Volkszunahme und dem Wohlſtandswachsthume abhängige Zahl von Bauten ausgeführt werden wird. 
Greift man nun innerhalb eines ſolchen längeren Zeitraumes gewiſſe Perioden heraus und verleiht den in 
dieſelben fallenden Bauten eine läugere Steuerfreiheit, ſo wird dadurch nicht ſowohl die Geſammtzahl der 
in dem ganzen betrachteten Zeitraume zur Ausführung gelangenden Bauten vermehrt, als vielmehr nur in ihrer 
Vertheilung auf die einzelnen Bauperioden eine Verſchiebung bewirkt werden. In den begünſtigten Perio⸗ 
den wird mehr, in den unbegünſtigten weniger gebaut werden, als ohne dieſe Maßregel der Fall geweſen 
wäre. Der Fiscus verliert dann die längere Steuerfreiheit nicht nur bei jenen Bauten, welche in der 
begünſtigten Periode auch ohne die Ausnahmsbegünſtigung gebaut worden wären, ſondern auch bei jenen, 
welche in dieſer Periode mehr und daher in den anderen weniger gebaut werden. 
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Die Unhaltbarkeit dieſer Behauptung erhellt übrigens auch aus dem Umſtande, daß es keiner der 
zahlreichen Gemeindevertretungen, welche jetzt und früher mit Steuerbefreiungsgeſuchen au den Reichsrath 
herangetreten ſind, je beigefallen iſt, die ſo ſehr geprieſene Steigerung der Bauluſt durch zeitliche Befreiung 
von Gemeindeumlagen und Zinskreuzern herbeizuführen, und doch wäre dieſes Mittel in vielen Fällen weit 
wirkſamer, als die erbetene Verlängerung der Befreiung von der Staatsſteuer; denn durch die auflaufenden 
Zinſen und Zinſeszinſen fallen 100 fl. Steuernachlaß im 13. Jahre weit weniger ins Gewicht als 50 fl. im 
erſten Jahre. ). 

Die Mitglieder unſerer Gemeindevertretungen find eben in der Gebarung mit den ihrer Obhut anver⸗ 
trauten Communalfinanzen viel zu gewiſſenhaft, um ſich von ſolchen Scheinargumenten blenden zu laſſen, 
und inſoweit ſolche Befreiungen von den Gemeindeumlagen beſtanden haben (für Wien durch die Allerhöchſten 
Entſchließungen vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 1859), ſind fie lebhaft bekämpft (Reſolutionen des Abge⸗ 
ordnetenhauſes zum Finanzgeſetze 1862 I. Seſſion, S. 3435, 1863 1. Seſſion, S. 4834 und 1864) und 
von den autonomen Organen thunlichſt beſeitigt worden. ) 

Es dürfte nicht überflüſſig erſcheinen, hier im Vorbeigehen auch eine Thatſache ins rechte Licht zu 
ſtellen, welche häufig als ein Beleg für die Erſprießlichkeit ausnahmsweiſer Baubegünſtigungen angeführt 
wird. Es iſt dies die verhältnißmäßig raſche Verbauung der Wiener Stadterweiterungsgründe, welche 
man geneigt iſt, der dieſen Bauten gewährten dreißigjährigen Steuerbefreiung zuzuſchreiben. In Wirklichkeit 
iſt dieſes Reſultat weſentlich der günftigen Lage dieſer Bauplätze, in unmittelbarer Nähe des Brennpunktes 
hauptſtädtiſcher Lebensentfaltung, zu danken, und würde auch ohne dreißigjährige Steuerfreiheit erreicht 
worden ſein, wenn die Baugründe entſprechend billiger hintangegeben worden wären. Nicht im Intereſſe 
der raſchen Durchführung der Stadterweiterung, ſondern nur im Jutereſſe der reichen Dotirung des Stadt⸗ 
erweiterungsfondes war die dreißigjährige Steuerbefreiung nothwendig und erſprießlich; und der genannte 
Fond iſt daher zu einem großen Theile nichts anderes als der capitalifirte Werth dieſer auf Koſten des 
Finanzärars gewährten Begünſtigung. 


Geleitet von den vorſtehend dargelegten Erwägungen, hat ſich der Ausſchuß einſtimmig dahin ent- 
ſchieden, von der neuerlichen Erlaſſung eines Ausnahmsgeſetzes abzuſehen und vielmehr in die Angelegen- 
heit der zeitlichen Steuerbefreiung jene Stabilität hineinzubringen, welche vor Allem von einer rationellen 
Geſetzgebung gefordert werden muß. Dieſer Weg iſt auch ſchon mit dem Geſetze vom 15. März 1876 
betreten worden, indem dasſelbe die pro 1874— 1876 beſtandene 25jährige Steuerbefreiung auf 20 Jahre 
pro 1877 — 1878 und auf 15 Jahre pro 1879 — 1880 ermäßigte, mit der in dem bezüglichen Ausſchuß⸗ 
berichte (VIII. Seſſion Nr. 502 der Beilagen) ausdrücklich ausgeſprochenen Abſicht, vom Jahre 1881 ab, 
die 12jährige Steuerbefreiung eintreten zu laſſen, welche in dem neuen Gebäudeſteuergeſetze vom hohen 
Hauſe beſchloſſen worden war. Der zufällige Umſtand, daß die damals gehegte Erwartung, das eben 
erwähnte Geſetz werde im Jahre 1881 in Kraft fein, nicht eingetroffen iſt, kann als hinreichendes Motiv, 
die im Jahre 1876 allſeitig als richtig anerkannte Abſicht fallen zu laſſen, umſoweniger anerkannt werden, 
als die Beſtimmungen über zeitliche Steuerbefreiungen mit dem übrigen Inhalte dieſes Gebäudeſteuergeſetzes 
in keinerlei innerem Zuſammenhange ſtehen. 

Demgemäß erlaubt ſich der Steuerausſchuß dem hohen Hauſe den anliegenden Geſetzentwurf zu 
unterbreiten, welcher unter Feſthaltung einer allgemeinen gleichmäßigen 12jährigen Steuerfreiheit für 
Neu⸗, Um⸗ und Zubauten die einſchlägigen Fragen einer definitiven Regelung zuführt. 


Es erübrigt noch die Beſprechung des zweiten Theiles (§. 1 b) des Antrages des Abgeordneten 
Wieſenburg und Genoſſen, welcher eine 30jährige Steuerfreiheit für ſogenannte Demolirungs- und Re⸗ 
gulirungsbauten vorſchlägt. Es wäre dies ein vollſtändiges Novum in unſerer Geſetzgebung; denn wäh⸗ 
rend die Umbauten bis zum Jahre 1874 ungünſtiger behandelt worden ſind, als die Neubauten, ſollen 
ſie nach dieſem Vorſchlage ſehr weſentlich vor den Neubauten bevorzugt werden. Wohl iſt es richtig, daß 
Umbauten dem Hauseigenthümer ein größeres Opfer auferlegen, als Neubauten, weil er durch eine 
gewiſſe Zeit auf eine bereits genoſſene Rente verzichten muß. Aber dies gilt in noch viel höherem Maße 


1) In Wien entfallen dermalen auf 100 fl. Staatsſteuer 64 fl. 81 kr. Communalabgaben exeluſive der Special- 
Re für Gewölbebewachung, Canalräumung, Einquartierungsbeitrag und Waſſerzins; anßerdem noch 20 fl.. 
andesumlage. 
2) Nur in Salzburg — ſoweit dem Ausſchuſſe bekannt wurde — genießen die von der ſtaatlichen Gebäudeſtener 
zeitlich befreiten Häuſer auch die Befreiung von den Landes- und Gemeindeumlagen, nicht aber auch von den Zins⸗ 
kreuzern. a i 
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auch für den Fiscus, welcher bei der Steuerbefreiung von Neubauten nur auf eine Steigerung ſeiner 
Einnahmen zeitweilig verzichtet, dagegen bei Umbauten während der ganzen Dauer der Steuerbefreiung 
die von dem alten Objecte früher entrichtete Steuer verliert. Dazu kommt noch vom volkswirthſchaftlichen 
Standpunkte die Erwägung, daß es ſich bei Umbanten zumeiſt um Objecte im Inneren der großen 
Städte handelt, wo der Werth des Baugrundes ſehr oft den Bankoſten gleichkommt, ja dieſelben 
nicht ſelten überſteigt.) Wird ein ſolches Haus umgebaut, fo ift der Steuerentgang, den der Fiscus wäh⸗ 
rend der Freijahre erleidet, ebenſo groß, als wenn ein doppelt jo großes Haus anf relativ werthloſem Bau- 
grunde neu aufgebaut würde, und doch ſteht in letzterem Falle dem gleichen fiscaliſchen Opfer eine doppelte 
Vermehrung der Wohnräume und der Bauthätigkeit gegenüber. 

Wohl wird zu Gunſten der Umbauten die Rückſicht auf die Aſſanirung und Verſchönerung unſerer 
Städte geltend gemacht; aber weſentlich find es doch die Intereſſen der innerſtädliſchen Hausbeſitzer 
im Gegenſatze zu jenen der Befitzer entlegenerer Häuſer und Bauplätze, welchen durch die Umbaubegüunſti⸗ 
gungen Rechnung getragen wird; und dies geſchieht, mit Rückſicht auf die vererwähnten Umſtände, gewiß 
in hinreichendem Maße, wenn die frühere ungünſtigere Behandlung der Umbauten aufgelaſſen wird und 
ſie den Neubauten gleichgeſtellt werden. Darüber noch hinauszugehen möchte ſchwerlich den Grundſätzen 
der Gerechtigkeit entſprechen, welche die Geſetzgebung ſtets hochhalten ſollte. 

Es kann übrigens hier die Bemerkung nicht unterdrückt werden, daß ſchon die ſchwer verſtändliche 
Faſſung der lit. b, 8. 1 des Wieſenburg'ſchen Geſetzentwurfes, die Auwendung des vagen Ausdruckes 
„notoriſches Verkehrshinderniß“ und die Bezugnahme auf Regulirungspläne ohne Normirung der Inſtanz, 
welche dieſelben endgiltig feſtzuſtellen hätte, den Nachweis liefern, daß hier der immer mißliche Verſuch 
gemacht werden will, ganz ſpecielle locale Verhältniſſe in allgemeinen Geſetzesformeln einzuzwängen. Zur 
Erreichung der angeſtrebten Ziele — Verſchönerung und Regulirung der älteren Theile unſerer großen 
Städte — werden ſpecielle Beſchlüſſe der betreffenden autonomen Organe weit erſprießlicher ſein, als die 
allgemeine ſtaatliche Geſetzgebung. In erſter Linie würde es Sache dieſer Organe ſein, durch Gewährung 
zeitlicher Befreiungen von den Gemeindeumlagen zur Staatsſteuer und eventuell auch von den Zins— 
kreuzern auch ihrerſeits ein Opfer zu bringen und nicht zu verlangen, daß für ſpecifiſch locale Zwecke nur 
der Staat zu Opfern herangezogen werde. Weiters dürfte es ſich zumeiſt als zweckmäßig erweiſen, die 
Durchführung eines Regulirungsplaues nicht der Initiative der Hausbeſitzer zu überlaſſen, ſondern ſeitens 
der betreffenden Gemeinde ſelbſt in die Hand zu nehmen, und zu dem Ende, behufs Erwirkung eines 
zweckmäßigen Enteignungsgeſetzes, ſich an die Geſetzgebung zu wenden. Wenn dann durch Erwerbung der 
umzubauenden Häuſer ſeitens der Gemeinde die Geſahr beſeitigt ſein würde, daß weitgehende ſtaatliche 
Umbaubegünſtigungen lediglich einzelnen Perſonen zu Gute kommen, ſo würden auch die gegen ſolche 
Ausnahmsgewährungen hier geltend gemachten Bedenken weſentlich an Gewicht verlieren. 

Bei dem heutigen gänzlichen Mangel aller dieſer Vorausſetzungen ſchien es dem Ausſchuſſe unmög⸗ 
lich, auf die Intention der lit. b, §. 1 des Wieſenburg'ſchen Antrages einzugehen. Ein Antrag, welcher, 
die eine dieſer Vorbedingungen anticipirend, dahin ging, den Finanzminiſter zu ermächtigen, für Reguli⸗ 
rungsbauten weitergehende Steuerbefreiungen — bis höchſtens 20 Jahre — in den Fällen zu bewilligen, 
wo die betreffenden Gemeinden die gleich lange Befreiung von den Gemeindeumlagen, ausſchließlich der 
Zinskreuzer, gewähren würden, wurde mit 22 gegen 11 Stimmen, und ein anderer, welcher dieſe 
Bedingung beſeitigt wiſſen wollte, mit allen gegen eine Stimme abgelehnt. 


Was nun die einzelnen Beſtimmungen des beiliegenden Geſetzentwurfes anbelangt, ſo iſt noch 
Folgendes zu bemerken: 


Ad 5. 1. In den lit. a), b), c) ift die bisher üblich geweſene Definition der zu begünſtigenden Neu⸗, 
Um⸗ und Zubauten mit geringen ſtiliſtiſchen Modificationen beibehalten; nur iſt bei den Umbauten die 
Bedingung, daß der Abbruch des alten Objectes „wegen ſeiner Schadhaftigkeit“ erfolgt ſein müſſe, fallen 
gelaſſen worden, weil die Handhabung dieſer Beſchränkung ſich in der Praxis als undurchführbar 
erwieſen hat. 
Die Beſtimmung der lit. d) iſt ein Novum und involvirt eine nicht unbedeutende Erweiterung der Bau⸗ 
begünſtigungen, da bisher derartige Bauführungen einen Anſpruch auf Steuerfreiheit nicht begründeten. 
Ad 8.2. Die zwölfjährige Dauer der Steuerfreiheit ift ſchon im allgemeinen Theile dieſes Berichtes 
begründet worden. Hier wird zu gleichem Zwecke noch die nachfolgende Zahlenzuſammenſtellung angeführt. 


1) In der inneren Stadt Wien koſtet eine Quadratklaſter Baugrund je nach der Lage 400 bis 2.000 fl., während 
die Baukoſten eines vierſtöckigen Zinshanſes je nach der mehr oder minder eleganten Ausſtattung ſich auf 700 bis 
1.000 fl. belaufen. 
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Im Durchſchnitte der ſteuerfreien und ſteuerpflichtigen Jahre 


2 Capital am Ende der entfallende Quote der nominellen Steuer 

2 Steuerfreiheit, wenn Rente von dieſem ar 1 1 j 

= Bed nit Berückſichtigung der fünfpercentigen 
8 en 10 15 Capital zu ſechs ohne Rückſicht auf die Einkommenſteuer bei der 

25 sechs Percent Zins auf Percent e 110 8 ee | 
8 ommenſteuer, alſo bei urſprünglichen ausgedehnten 
Si Bing angelegt werden der Hausclaſſenſteuerñĩ]7i. —2! ³6x2Äg— 
6 


Hauszinsſteuer 


fl. | kr. | fl. kr. Percent e 
1.038 8 62 28 61˙7 68˙8 71˙2 
1.383 82 83 3 54˙6 63˙2 66˙0 
1.772 | 96 106 | 38 48˙5 58˙1 61˙3 
2.450 | 13 147 1 40˙5 51˙6 55˙4 
3.258 | 71 195 | 52 33˙8 46˙2 50˙4 
3.88316 232 99 30°0 431 475 
5.809 4 348 | 54 223 36˙8 41˙7 
8.382 | 25 502 | 93 16˙6 32˙2 37˙4 


Zur Erläuterung dieſer Tabelle diene folgendes Beiſpiel. Wenn ein Hausbeſitzer, welcher eine zwölf⸗ 
jährige Steuerbefreiung genießt und deſſen ideelle Steuerſchuldigkeit 100 fl. jährlich oder 50 fl. halbjährig 
beträgt, an jedem Steuerfälligkeitstermine 48˙5 Percent dieſer Steuerſchuldigkeit, alſo 24 fl. 25 kr. zurücklegt 
und zu 6 Perceut Zins auf Zins anlegt, jo wird er bei Ablauf feiner Steuerfreiheit ein Capital von 859 fl. 
angeſammelt haben, aus welchem er zu 6 Percent eine jährliche Rente von 51 fl. 50 kr. beziehen wird, ſo 
daß er zur Entrichtung feiner nun effectiv werdenden Steuerſchuldigkeit von 100 fl. auch fernerhin nur 
48 fl. 50 kr. aus dem Hauserträgniſſe zu entnehmen braucht. Es hat alſo ein der Hausclaſſenſteuer unter⸗ 
liegendes Gebäude mit drei Wohnbeſtandtheilen nicht den tarifmäßigen Satz von 1 fl. 63 ½ kr., ſondern in 
Folge der zwölfjährigen Steuerfreiheit thatſächlich im Durchſchnitte nur 79˙3 kr. au Staatsſteuer 
zu tragen. 

Ebenſo würde in Folge der zwölfjährigen Steuerfreiheit ein der urſprünglichen oder ausgedehnten 
Hauszinsſteuer unterliegendes Gebäude mit 1.000 fl. Bruttozinsertrag nicht 226 fl. 67 kr., beziehungs⸗ 
weiſe 140 fl., ſondern thatſächlich, im Durchſchnitte der ſteuerfreien und ſteuerpflichtigen Jahre, nur 
48˙5 Percent dieſer Beträge, das iſt 109 fl. 91 kr., beziehungsweiſe 67 fl. 90 kr. an Staatsſteuer zu 
tragen haben. Mit Rückſicht auf die den hauszinsſteuerfreien Gebäuden ſeit einer Reihe von Jahren durch 
die jeweiligen Finanzgeſetze auferlegte 5percentige Abgabe modificiren ſich dieſe letzteren Zahlen in der in 
der Tabelle erſichtlichen Weiſe. 

Dieſe Zahlen beweiſen wohl zur Genüge, daß die zwölfjährige Dauer der Steuerbefreiung ein ſehr 
weitgehendes Zugeſtändniß iſt, welches nach Anſicht des Ausſchuſſes umſoweniger noch weiter ausgedehnt 
werden darf, als ja bei dem Zuſtande unſerer Finanzen jeder Ausfall auf der einen Seite durch erhöhte 
Leiſtungen anderer Steuerträger, oder durch die wirthſchaftlich verderbliche Häufung von Staatsſchulden 
hereingebracht werden muß. Demgemäß wurde ein Antrag, die Dauer der Steuerbefreiung auf 15 Jahre 
auszudehnen, mit 23 gegen 5 Stimmen abgelehnt und die zwölfjährige Dauer mit 25 gegen 4 Stimmen, 
welche ſich für eine Abkürzung auf zehn Jahre ausſprachen, angenommen. 

Ad 5. 3. Die Beſchränkung der Steuerbefreiung auf die Staatsſteuer läßt den autonomen Körper⸗ 
ſchaften die volle Freiheit, eine Befreiung von den Umlagen eintreten zu laſſen oder nicht. i 

Ad 8. 4. Die Beſtimmungen über die Einbringung der Steuerbefreiungsgeſuche ſind aus den älteren 
Geſetzen herübergenommen, jedoch mit den nicht unweſeutlichen Erleichterungen, daß die Friſtverſäumniß nur 
einen theilweiſen Verluſt der Steuerbefreiung nach ſich zieht (Geſetz vom 26. Februar 1876, R. G. Bl. Nr. 22) 
und die Zuläſſigkeit von Recurſen gegen die Entſcheidungen der erſten Inſtanz ausdrücklich anerkannt wird. 

Ad 8. 5. Die Aufrechthaltung bereits erworbener Anſprüche iſt wohl ſelbſtverſtändlich; eine logiſche 
Conſequenz davon iſt es, daß Steuerbefreiungsgeſuche, welche ſich auf ältere Bauführungen beziehen, 
auch wenn ſie erſt nach dem 1. Jänner 1881 eingebracht werden, nach den bis dahin geltenden ee 
behandelt werden. 
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Die Aufrechthaltung der weitergehenden Begünſtigung für die auf Wiener Stadterweiterungsgründen 
noch zu erbauenden Häuſer dürfte umſoweniger anfechtbar erſcheinen, als es ſich nur mehr um eine ſehr 
geringe Anzahl handeln wird. 

In Bezug auf die übrigen nun außer Kraft zu ſetzenden Specialgeſetze iſt Folgendes zu bemerken. 

Den Anſiedlern in den Feſtungen Thereſienſtadt und Joſefſtadt iſt durch kaiſerliches Patent vom 
9. December 1782 (Anſiedlungspatent) eine dreißigjährige Befreiung von der Gebäudeſteuer für Neubauten, 
ſowie auch viele andere Begünſtigungen (Befreiung von der Gewerbeſteuer, Recrutenftellung zc.) zu dem 
Zwecke gewährt worden, um in dieſe damals neu gegründeten Städte eine Civilbevölkerung erſt heranzuziehen. 
Heute uach Ablauf beinahe eines Jahrhundertes ließe ſich die fernere Aufrechthaltung diefer Ausnahms— 
maßregel wohl kaum mehr rechtfertigen. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 18. Januar 1840 für Dalmatien gewährten Ausnahms⸗ 
begünſtigungen gehen in keinem Punkte über die nun allgemein und definitiv zu normirende 12jährige 
Steuerbefreiung hinaus. 

Die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 16. Juli 1854 ſpeciell für Wien gewährte Begünſtigung 
von 15 Freijahren für Neubauten und 12 Jahren für Um- und Zubauten iſt ſchon durch die Allerhöchſte 
Entſchließung vom 14. Mai 1859 auf die innerhalb 10 Jahren, nach Kundmachung dieſer letzteren, 
vollendeten Bauten eingeſchränkt worden. Ein ſehr weſentlicher Grund für ſpecielle Berückſichtigung Wien's 
iſt ſeither entfallen, indem die damals beſtandene — und zwar nur in Wien beſtandene — ſogenannte 
Verzehrungsſteuer von Baumaterialien (1.000 Stück Ziegel 2 fl., 1 Cubikklafter Bauſtein 5 fl. 47 ½ kr. ꝛc.) 
durch Geſetz vom 14. März 1874 (R. G. Bl. Nr. 28) aufgehoben worden iſt. 

Ad 5. 6. Der Beginn der Wirkſamkeit dieſes Gefetzes iſt durch den Ablauf jenes vom 15. März 
1876 von ſelbſt gegeben. 


Der Steuerausſchuß ſtellt ſonach den Antrag: Das hohe Haus wolle dem beiliegenden Geſetzent⸗ 
wurfe ſeine Zuſtimmung ertheilen. 


Hiedurch finden nachſtehende Petitionen ihre Erledigung: 
Nr. 507. Stadtverordnetencollegium Olmütz. 
„ 571. Mähriſcher Gewerbeverein. 
„ 609. Handels- und Gewerbekammer Salzburg. 
„ 638. Stadtgemeinde Neutitſchein. 
„ 647. Gemeinderath Brünn. 
„ 649. Steiermärkiſcher Gewerbeverein. 
„ 654. Stadtmagiſtrat Czernowitz. 
„ 682. Gemeinderath Salzburg. 
„ 732. Verein der Verfaſſungsfreunde, VII. Bezirk, Wien. 
„ 747. Polytechniſcher Club in Graz. 
„ 770. Stadtgemeinde Krakau. 
„ 848. Oeſterreichiſcher Ingenieur- und Architectenverein. 
„ 849. Gewerkſchaft der Bau- und Steinmetzmeiſter in Wien. 
„ 870. Niederöſterreichiſcher Gewerbeverein. 
„ 871. Verbandsvorſtand der nordweſtböhmiſchen Gewerbevereine. 
„ 919. Handels⸗ und Gewerbekammer Troppau. 
„ 924. Gemeindevertretung Znaim. 
„ 1010. Gemeinderath Graz. 
„ 1175. Gemeinderath Wien. 
„ 1247. Gemeinderath Linz. 
j Wien, 8. Februar 1880. 


Lobkovit, 
Obmann. 


Rudolf Auſpitz, 
Berichterſtatter. 
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Heberſicht 
der Geſetze und Verordnungen, betreffend die zeitlichen Bef reinngen von der 
Gebäudeſteuer. 


Zahl der Freijahre Enden 


der 
us und i 
Neu⸗ 3 = Geltungsgebiet Geltungs⸗ 
bauten Pauke dauer 


Kaiſerliches Patent vom 9. December 1782. Kropatſchek, Thereſienſtadt, 
Handbuch der Geſetze u. Verordnungen Kaiſer Joſef II. Joſefſtadt 
1. Band. S. 225 N 
Allerhöchſte Entſchließung vom 10. Februar 1835. Samm⸗ 10 8 Wien und Landes⸗ 
lung der Geſetze und Verordnungen der Kaiſer Franz hauptſtädte ſammt 
und Ferdinand. Bd. 63 1) den Vorſtädten 
— 8 alle anderen Städte 
— — auf dem 
flachen Lande 
Allerhöchſte Entſchließung vom 14. Mai 1836 10 8 Urfahr bei Linz 
Allerhöchſte 101955 vom 29. October 1836. Böhm. 10 8 Karlsbad, Teplitz, 
Prov. Geſ. S Franzensbrunn, 
Marienbad 
e Extjtießung vom 13. Mai 1837. Böhm. Prov. 10 8 Bad Schönau 
een e vom 30. Auguſt 1837. N. Oe. — 8 Guttenbrunn, 
Prov. Geſ. S Alland⸗ und Thurn⸗ 
gaſſe bei Baden 
Allerhöchſte Entſchließung vom 18. Jänner 1840, Racc. 10 8 Dalmatien, 
dello leggi e ordinanze per la Dalmatia. S. 90 2 Städte und Land 
Finanz⸗Miniſterial⸗Decret vom 6. Juli 1848. Böhm. Prov. 12 12 Hauszinsſteuer⸗ 3) Georgi 
Geſ. S. 386 pflichtige Orte in 1849 
Böhmen 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 19. October 1848 3) Michaeli 
Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaß vom 1. Juni 1849, R. G. Bl. 20 20 Wien 1850 
Nr. 265. 
Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaß vom 10. Jänner 1849, R. G. 12 12 Linz, Urfahr, 2) Michaeli 
Bl. Nr. 80 Brünn, Olmütz, 1849 
Troppau 
. e vom 16. Juli 1854, N. Oe. L. 15 12 Wien 
R. Bl. II. Abth. Nr. 20 %) 
el: Entſchließung vom 14. Mai 1859, N. Oe. A 30 — Wien, 5 Jahre 
R. Bl. II. Abth. Nr. 5% Stadterweiterungs⸗ nach der 
gründe Ausbietung || 
NB. 
NB. Durch Allerhöchſte Entſchließung vom 25. März 3] 52T Mien 
1864 wird der von der „Ausbietung“ zu rech⸗ a = uk: abe 
nende Termin näher definirt. gründe Ausbietung 
NB. 
66 18 15 Wien 5 Jahre 
nach der 
Rund» 
machung 
5 15 12 Wien 10 Jahre 
nach der 
Kund⸗ 


machung 


„ n un 
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; der 
u- und i 
Neu⸗ ag Geftungsgebiet Ggelkungs⸗ 
bauten pauken dauer 
Geſetz vom 16. Auguſt 1865 R. G. Bl. Nr. 74 15 12 Alle der Hauszins- 31. Decemb. 


ſteuer unterliegen⸗ 1867 
den Orte und ein⸗ 


zelnen Gebäude 
15 12 wie vorſtehend 


10 8 Alle der Hauszins⸗ u. 
Hausc laſſenſteuer uns 
terliegenden Orte, be⸗ 
ziehungsweiſe ſteuer 

pflichtigen Gebäude 

15 12 wie vorſtehend fe 

15 12 wie vorſtehend 


15 12 wie vorſtehend 


Geſetz vom 14. November 1867, R. G. Bl. Nr. 137 
Geſetz vom 3. März 1868, R. G. Bl. Nr. 16 


31. Dec. 1869 


Geſetz vom 24. December 1869, R. G. Bl. Nr. 188 
Geſetz vom 15. Juni 1871, R. G. Bl. Nr. 57 
Geſetz vom 18. März 1874, R. G. Bl. Nr. 18 


Bei Baubeginn nach 1. Jänner 1874 25 25 wie vorſtehend 31. Dec. 1876 

Bei Baubeginn vor 1. Jänner 1874 15 12 [wie vorſtehend 31. Dec. 1875 
Geſetz vom 15. März 1876, R. G. Bl. Nr. 31 

Bei Baubeginn nach 1. Jänner 1874 20 20 wie vorſtehend 31. Dec. 1878 


Bei Baubeginn nach 1. Jänner 1874 15 15 wie vorſtehend 31. Dec. 1880 
Bei Baubeginn vor 1. Jänner 1874 15 12 wie vorſtehend 31. Dec. 1880 


1) a) Wenn ein Gebäude ganz neu hergeſtellt wird und früher noch gar nicht beſtanden hat (Neubau). 

b) Wenn ein Gebäude zwar früher beſtanden hat, wegen ſeiner Schadhaftigkeit aber ganz niedergeriſſen und 
neu aufgebaut werden mußte (Umbau). 

c) Wenn ein beſtehendes Gebäude durch den Bau auf einer noch unverbauten Area oder durch das Aufſetzen 
eines noch nicht beſtandenen Stockwerks in der Art erweitert oder vergrößert wird, daß dadurch ein neues 
ſteuerbares Object zuwächſt (Zubau). 

2) Außer den Steuerbefreiungen in den Fällen a), b) und c) wie vorſtehend auch noch: 
d) bei ſoliderer Reconſtruction von aus Holz oder Lehmwänden beſtehenden, mit Stroh oder Schilf ein⸗ 


gedeckten Bauernhäuſern und ſorgfältiger Trennung der Stallräume von den Wohnungen . . 10 Jahre 
e) bei Demolirung eines derlei iſolirt ſtehenden Bauernhauſes und Aufbau eines ſolideren Gebäudes 

innerhalb einer Ortſchaffflt 0 0 nennen e ee en 12 „ 
) bei Wiederaufbau eines durch Feuer oder Krieg zerſtörten Bauernhauſes 12 „ 


einſchlägigen Verfügungen, die Befreiung auch von den Landes- und Gemeindeumlagen zur Hauszinsſteuer aus. 

Die urſprünglich nicht begrenzte Geltungsdauer der Allerhöchſten Entſchließung vom 16. Juli 1854 iſt durch die 
hier sub D angeführte Beſtimmung der Allerhöchſten Entſchließung vom 14. Mai 1859 eingeſchränkt worden, und iſt 
demgemäß die Befreiung von den Landes⸗ und Gemeindenmlagen für alle außerhalb des Stadterweiterungsrayons 
erbauten und nach dem 27. Mai 1869 vollendeten Häuſer erloſchen. Die Einhebung der Gemeindeumlagen von dieſen 
Häuſern iſt durch Gemeinderathsbeſchluß vom 24. Mai 1870 (Gemeinderathsprotokoll 578), und zwar ſogar auch nachträglich 
ſeit 27. Mai 1869, angeordnet worden; und ebenſo die Einhebung der Landesumlage durch die Note des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vom 19. Auguſt 1871, Z. 12099 (f. auch Landtagsverhandlung 13. October 1871, S. 301). 

Für die Häuſer im Stadterweiterungsrayon iſt die Befreiung von der Gemeindeumlage alsbald von 30 auf 10 Jahre 
reducirt worden, indem in alle ſpäteren Verkaufsverträge von Stadterweiterungsgründen die Clauſel aufgenommen 
wurde: „Die Dauer der Befreiung von den Gemeindenmlagen wird aber mit Beziehung auf die von dem Gemeinde⸗ 
rathe vorgebrachte Bitte in Folge Allerhöchſter Genehmigung vom 27. Februar 1861 für die erkaufte Bauſtelle auf 
10 Jahre reſtringirt.“ . 


. ie Kill 
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Geſetz 


vom ; 
betreffend 
die Steuerfreiheit von Neu-, Um: und Zubauten. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 
8.1. 
Eine zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſteuer ſammt 
Staatszuſchlägen findet ſtatt, wenn 
a) ein Gebäude auf früher unverbautem Grunde neu hergeſtellt wird 
(Neubau); 
b) ein beſtehendes Gebäude bis an die Erdoberfläche niedergeriſſen und von 
da an neu aufgebaut wird (Umbau); 
c) ein beſtehendes Gebäude durch einen Bau auf einer früher unverbauten 
Fläche, oder durch Aufbau eines früher nicht beſtandenen Stockwerkes 
in der Art vergrößert wird, daß ein neues ſteuerbares Object entſteht 
(Zu⸗ oder Aufbau); ö 
d) ganze, zur ſelbſtſtändigen Benützung geeignete Theile eines Gebäudes 
bis an die Erdoberfläche niedergeriſſen oder einzelne Stockwerke in ihrem 


ganzen Umfange abgetragen und neu erbaut werden. (Theilweiſer 
Umbau.) 


§. 2. 


In allen dieſen Fällen wird die Dauer der Steuerbefreiung auf zwölf 
Jahre vom Zeitpunkte der behördlich bewilligten oder früheren thatſächlichen 
Benützung feſtgeſetzt. Jedoch hat ſich dieſe Befreiung in den vorſtehend sub e) 
und d) angeführten Fällen nur auf jenen Theil der Steuer zu erſtrecken, welcher 
auf die neu hergeſtellten Objecte entfällt. 


§. 3. 


Die Befreiung von der Staatsſteuer begründet keinen Anſpruch auf eine 
Befreiung von anderen öffentlichen Laſten, welche die Hausbeſitzer rückſichtlich 
ihres Hausbeſitzes zu tragen haben. 


F. 4. 
Die Geſuche um zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſen⸗ 
ſteuer find bei der Steuerbehörde erfter Inſtanz läugſtens 45 Tage nach voll⸗ 
endetem Bau des Gebäudes oder eines zur ſelbſtſtändigen Benützung geeig⸗ 


2 


iin Bill 
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neten Gebäudetheiles, und jedenfalls vor Benützung des Objectes, für welches 
die Steuerfreiheit beanſprucht wird, einzubringen. 

Ueber ſpäter eingelangte Geſuche wird in dem Falle, wenn ſich die zur 
Entſcheidung erforderlichen Thatſachen und Verhältuiſſe noch conſtatiren laſſen, 
die Steuerfreiheit nur für jene Zeitdauer eingeräumt werden, welche von dem, 
dem Tage der Einbringung des Geſuches nächſtfolgenden Steuerfälligkeitster⸗ 
mine bis zum Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der Vollendung 
des Baues zu berechnenden Dauer der zwölfjährigen Steuerfreiheit noch nicht 
abgelaufen iſt. 

Recurſe gegen Entſcheidungen über Steuerbefreiungsgeſuche ſind nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. März 1876 (R. G. Bl. Nr. 28), 
zuläſſig. 

8. 5. 


Durch dieſes Geſetz werden die vor Eintritt ſeiner Wirkſamkeit bereits 
erworbenen Anſprüche auf zeitliche Steuerbefreiung nicht berührt, und ſind 
daher Steuerbefreiungsgeſuche, welche ſich auf vor dieſem Zeitpunkte vollendete 
Bauführungen beziehen, auch wenn ſie erſt nach dieſem Zeitpunkte eingereicht 
werden, nach den bis dahin geltenden Geſetzen und Verordnungen zu behandeln. 

Deßgleichen ſind die Gebäude, welche auf den in der Allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließung vom 14. Mai 1859 bezeichneten Stadterweiterungsgründen in Wien 
erbaut werden, nach den Anordnungen dieſer Allerhöchſten Entſchließung zu 
behandeln. 

Alle übrigen, auf zeitliche Befreiungen von der Gebäudeſteuer Bezug 
habenden Geſetze und mit Geſetzeskraft kundgemachten Verordnungen treten 
mit dem Zeitpunkte der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes außer Kraft. 


ö. 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit 1. Jänner 1881 in Wirkſamkeit. 


8.7. 
Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift der Finanzminiſter beauftragt. 


— — — —— —ͤ 


Angelegenheit fogleich eintreten wollen, ſich von ihren 
Sitzen zu erheben. (Grschieht.) Der Antrag iſt mit 
der nöthigen Zweidrittelmajorität angenommen. 

Ich erſuche demnach den Herrn Bericht 
erſtatter die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. v. Zotta (von der Tri- 
bine): In der 38. Sitzung des hohen Hauſes wurde! 


das Geſetz, betreffend die Eröffnung von Crediten zur des Ausſchuſſes zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) 
Linderung des Nothſtandes, angenommen, und dieſes Es iſt nicht der Fall; ich bringe ihn daher zur Ab⸗ 


Geſetz iſt auch am 8. Februar im Reichsgeſetzblatte 
erſchienen. In dieſem Geſetze iſt für unvorhergeſehene, 
die Staatshilfe erheiſchende Nothfälle, denen durch 
die erfolgten Bewilligungen nicht geftenert werden 
kann, der Regierung ein Credit bis zum Maximal⸗ 


betrage von 100.000 fl. bewilligt. Gleichzeitig wurde 


in derſelben Sitzung 
Inhaltes (liest): 
„Das hohe Haus wolle den Budgetausſchuß 
ermächtigen, Nothſtandspetitionen, 
die in dem Geſetze genannten Länder beziehen, 
Wege des Präſidiums des hohen Abgeordnetenhauſes 


eine Reſolution gefaßt des 


Haus der Abgeordneten. — 51. Sitzung der 9. Seſſion am 27. Februar 1880. 


a 


1503 


mitteln behufs Anſchaffung des für die Land⸗ 
wirthe der Stadt Presnitz nothwendigen 
Saatkartoffeln⸗ und Saatgetreidequantums 
der k. k. Regierung zur Erhebung und 
eutſprechenden Verfügung übermit⸗ 
telt.““ 


Präſident: Wünſcht Jemand zu dem Antrage 


ſtimmung. Der Budgetausſchuß ſtellt fo lgenden An⸗ 
trag: ¶ Wiederholt denselben.) 

Ich erſuche die Herren, welche dieſem Antr 
ihre Zuſtimmung geben, ſich von ihren Sitzen Yzu 
erheben. (Geschteht.) Der Antrag iſt 
nommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Tages ord 


Erſter Gegenſtand derſelben iſt die Fort⸗ 


welche ſich 179 ſetzuung der Verhandlung über den Geſetz⸗ 


mfentwurf, betreffend die Gewährung zeit⸗ 
licher Steuerhefreiungen für Neu-, Um⸗ 


an die k. k. Regierung zu weiterer Veranlaſſung zu und Zubauten (138 der Beilagen). 


leiten.“ 


Wir beginnen mit der Specialdebatte. Ich 


Nun bezieht ſich dieſe Rrſolution nur auf die erſuche den Herrn Berichterſtatter die Verhandlung 


im Geſetze genannten Kronländer, das ſind nämlich 
Iſtrien, Mähren, Schleſien, Galizien. Hier liegt unn 
eine Petition aus Böhmen vor, und zwar die Peti⸗ 
tion des land⸗ und forſtwirthſchaſtlichen Vereines 
von Presnitz im Erzgebirge, in welcher Petition um 
Erfolgung von Saatgetreide und Saatkartoffeln 
gebeten wird. Dieſe Petition kann demnach nicht 
brevi manu der Regierung abgetreten, ſondern es 
muß über dieſelbe beſonders verhandelt werden. Der 
dortigen Bevölkerung iſt, abgeſehen von der allge⸗ 
meinen Nothlage, die in dieſem Jahre im Erzgebirge 
herrſcht, die Kartoffelernte durch die ungünſtigen 
Elementarereigniſſe dieſes Jahres gänzlich miß⸗ 
rathen Da dieſe Petition eben auf Grundlage der 
Resolution der Regierung zur Erhebung brevi manu 
nicht übergeben werden konnte, da nun die Nothlage 
im Erzgebirge conſtatirt iſt und die allfälligen Erhe⸗ 
bungen längere Zeit in Anſpruch nehmen würden und 
vielleicht auch die Beſchaffung des nothwendigen 
Saatgetreides, falls dieſe Beſchaffung durch die ſtatt⸗ 
zufindende Erhebung ſich als nothwendig zeigen ſollte, 
auch längere Zeit in Anſpruch nehmen dürfte, inzwi⸗ 
ſchen das Frühjahr herannaht, ſo ſah ſich der Bud⸗ 
getausſchuß veranlaßt, mit Rückſicht auf die Dring⸗ 
lichkeit dieſer Angelegenheit die ſofortige Bericht⸗ 
erſtattung dem hohen Hauſe zu empfehlen und 
erlaubt ſich der Budgetausſchuß folgenden Antrag zu 
ſtellen: 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„Es werde die Petition des land⸗ und 
forſtwirthſchaftlichen Vereines von Presnitz 
in Böhmen um Subvention aus Staats⸗ 


über §. 1 des Ausſchußentwurfes einzuleiten. 


Berichterſtatter Auſpitz (von der Tribüne — 
(lest K. 1 des Grsetzes aus 138 der Beilayen). 


Prüſident: Ich eröffne die Debatte über 
§. 1. Es bat zu demſelben ſich zum Worte gemeldet 
der Herr Abgeordnete Dr. Sax. Ich ertheile ihm 
dasſelbe. 


Abgeordueter Dr. Sax: Hohes Haus! Ich 
bitte mich zu entſchuldigen, wenn ich die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der geehrten Herren vielleicht etwas länger 
in Anſpruch nehmen ſollte, als dies von mir in der 
Generaldebatte geſchehen iſt; allein ich kann nicht 
umhin, auf diejenige Seite des Gegenſtandes zurück⸗ 
zukommen, welche ich in der Generaldebatte bereits 
berührt habe, da eben dieſe Seite des Gegenſtandes 
die Baſis bildet, für einen Antrag, den ich mir zu §. 1 
zu ſtellen erlauben werde. Ich will hier nur paren⸗ 
thetiſch bemerken, daß meine Ausführungen in der 
Generaldebatte von denjenigen Herren Reduern, welche 
mir nachgefolgt ſind, vollſtändig ignorirt wurden und 
wie ich zugebe, mit vollem Rechte; denn kann man 
ein Argument nicht widerlegen, iſt die beſte Manier, 
ſich mit demſelben abzufinden, die, daß man es eben 
vollſtändig außer Acht läßt. Es bezog ſich dasſelbe 
weſentlich auf die Verhältniſſe Wiens, beziehungs⸗ 
weiſe auf die Verhältniſſe der Großſtädte überhaupt. 
Was die Klein- und Mittelſtädte betrifft, fo werde 
ich mir erlauben, am Schluſſe meiner Auseinauder⸗ 
ſetzungen bei dieſer Gelegenheit darauf zurück⸗ 
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zukommen. Ich habe ausgeführt und, wie ich glaube, 
auch nachgewieſen, daß eine Steuerbefreiung hin⸗ 
ſichtlich einer Erleichterung der Wohnungsnoth nichts 
nützt. Nun muß ich weitergehen und die Theſe vor⸗ 
anzuſchicken mir erlauben, deren Beweis ich hiemit 
antrete, daß eine derartige Steuerbefreiung für die 
befriedigende Geſtaltung der Wohnungsverhältniſſe 
nichts nützt, auf die Dauer ſogar ſchadet; daß ſie 
allerdings vorübergehend einen Effect hat, der aber 
wieder mit Schattenſeiten in anderer Richtung ver⸗ 
bunden iſt, daß fie aber, wenn man ihren Geſammt⸗ 
effect für die Dauer ins Auge faßt, ſogar poſitiv 
ſchadet. Das mag paradox ſcheinen; aber in der 
Volkswirthſchaft liegen die Dinge eben nicht immer 
ſo plan, daß man fie bei einer oberflächlichen Beach⸗ 
tung und Betrachtung ſofort richtig erſaßt. 

Ich muß bei der Beweisführung, die ich mir 
vorgenommen habe, von der Behauptung aus⸗ 
gehen, daß der Grund unſerer chroniſchen groß— 
ſtädtiſchen Wohnungsnoth in unſerem Wohnungs⸗ 
ſyſteme liegt, welches die Kaſernirung iſt, die auf 
hiſtoriſchen Grundlagen ruht, die ich jetzt nicht 
weiter ausführen will, und welches Wohnungsſyſtem 
durch die ſtatiſtiſchen Ziffern, welche der Herr Ab⸗ 
geordnete Wieſenburg in Betreff der Dichtig⸗ 
keit der Bewohnung eines Hauſes citirt hat, am 
allerbeſten illuſtrirt wird. Diejenigen Gegenden und 
Länder, welche dieſes Wohnungsſyſtem nicht kennen, 
haben auch die Erſcheinung der Wohnungsnoth nie 
gekannt, und ich glaube, ſchon aus dieſer Thatſache 
dürfte hervorgehen, daß mit dieſem Syſteme eben 
die Erſcheinung der Wohnungsnoth in einem untrenn⸗ 
baren Zuſammenhange ſteht. Die Herren wiſſen ja 
alle, wie die Wohnungsverhältniſſe gewiſſer Städte in 
Norddeutſchland, wie ſie in England beſchaffen ſind, 
wo jede Familie ihr eigenes Haus beſitzt, in das ſie 
allenfalls einen Ledigen oder ein junges Ehepaar 
als Miether aufnimmt, in Folge deſſen dann die 
Ziffer von acht Bewohnern im Durchſchnitte auf ein 
Haus zum Vorſcheine kommt; ſie dürfen ja dabei 
der Dienſtleute nicht vergeſſen, die eingerechnet werden 
müſſen. 

Es bedarf von meiner Seite ebenſowenig 
einer näheren und längeren Ausführung darüber, 
daß dieſes Familienhausſyſtem die normale Woh⸗ 
nungsform in ſocialer, ethiſcher und ſanitärer 
Hinſicht iſt. Ich bitte Sie, was das letzte Moment 
betrifft, ſich nur einen Augenblick daran zu erinnern, 
daß die Rieſenſtadt London die günſtigſte Mortalität 
unter ſämmtlichen Großſtädten der Welt beſitzt, 
wobei Sie nicht vergeſſen dürfen das ungünſtige 
Klima und das fürchterliche Elend einer Bevölke⸗ 
rungszahl, einer ungemein weiten Schichte der Be⸗ 
völkerung, die vielleicht ſo ſtark iſt, wie die Ein⸗ 
wohnerſchaft von Wien im Ganzen. Aber auch 
ökonomiſch iſt das Familienhausſyſtem, das Einzeln⸗ 
hausſyſtem, das richtige; in London, wie überhaupt 
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in England rechnet man nie mehr als ein Zehntel 
bis ein Achtel des geſammten Durchſchnittsein⸗ 
kommens im Mittelſtande auf die Wohnung, wobei 
der Mann noch den Vortheil hat, im eigenen Hauſe 
zu wohnen. 

In London hat man auch keine Steuerbefreiung 
je gehabt und dennoch hat man dort nie eine Woh⸗ 
nungsnoth gekannt. Wenn man etwa glauben ſollte, 
daß die Londoner keine oder nur unbedeutende 
Steuern zu zahlen haben, ſo wäre das ein arger 
Irrthum; denn es iſt bekannt, daß gerade in den 
größeren engliſchen Städten namentlich die poor 
rate und die ſehr zahlreiche Familie der localen 
Steuern auf die Miether in ſehr hohem Grade drückt 
und ähnliche, wenn auch nicht gleiche Dimenſionen 
wie unſere Hauszinsſteuern annimmt, welche ja auf 
die Miether überwälzt wird und nichts anderes iſt 
als eine Miethſteuer. 

Dieſe kurzen Bemerkungen nur zum Erweiſe 
deſſen, daß das Familienhaus ſyſtem eine Wohnungs- 
noth nicht mit ſich bringt. Nun muß ich aber poſitiv 
werden und mir eine Ausführung darüber erlauben, 
weßhalb das Kaſernenſyſtem, wie wir es kennen, als 
die bedingende Urſache der Wohnungsnoth erſcheint. 
Es wirken hier zwei Umſtände, die ins Spiel kom⸗ 
men. Der eine iſt die große Ausnützung des Grundes 
und Bodens. Auf den erſten Anblick müßte es ſchei⸗ 
nen, als wenn man bei dem Kaſernenſyſtem billiger 
wohnen müßte, da man ja Grund und Boden ſo 
viel mehr ausnützt. Dem wäre auch ſo, wenn nur 
wieder nicht dieſe abſcheuliche Grundrente einen 
Strich durch die Rechnung machte, die nämlich hier 
wieder den erwarteten Effect illuſoriſch macht. Je 
mehr Sie den Boden ausnützen, deſto höher werden 
die Grundpreiſe. Wenn Sie ſich eine Stadt vorſtellen 
würden, in der gegenwärtig nur zwei Stock hohe 
Häuſer gebaut würden und von morgen an ange⸗ 
fangen wird, vier Stock hoch zu banen, ſo würden 
Sie von morgen an eine entſprechende Erhöhung der 
Grundpreiſe wahrnehmen. Alſo der Effect, welcher 
aus der Kaſernirung, beziehungsweiſe aus der beſſe⸗ 
ren Ausnützung der Grundfläche hervorgeht, wird 
hinſichtlich der Verbilligung der Wohnungen voll⸗ 
ſtändig paralyſirt durch die entſprechende Erhöhung 
der Grundpreiſe. Nun iſt zweitens das Kaſernen⸗ 
ſyſtem die bedingende Urſache des conſtan ten 
Mangels an entſprechenden Wohnungen dort, wo 
dasſelbe herrſcht. Das iſt ja auch ſehr erklärlich. Wo 
das Kaſernenſyſtem beſteht, da iſt ein Haus ein 
Object, das einen bedeutenden Capitalswerth reprä⸗ 
ſentirt. Ganz anders, wo das Familienhaus ſyſtem 
das herrſchende iſt; dort kauft ſich jeder aus dem 
Mittelſtande ſein Haus; dort baut ein Speculant 
eine große Straße von ſolchen kleinen 
Häuſern, die er in der kürzeſten Zeit abver⸗ 
kauft. Ganz anders hier bei uns. Ins beſondere 
bei dem großen Maßſtabe des Kaſernenſyſtems 
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repräſentirt ein Haus einen fo bedeutenden 
Werth, ein ſo bedeutendes Capital, daß ja nur 
wenige Leute Hausbeſitzer ſein können und daß nur 
wenige Leute den Muth haben, auf Speculation zu 
bauen. Das Riſico iſt ja zu groß, wenn ich ein ſo 
bedeutendes Capital inveſtire und dann nicht ſicher 
bin, ob ich Abnehmer für die Wohnungen finden 
werde. Daher hat beim Kaſernenſyſtem der Capita⸗ 
liſt uur dann ein Intereſſe, nur dann einen Impuls 
zum Bauen, wenn die Wohnungsnoth ſchon vor: 
handen iſt. Er hält mit dem Bauen zurück, baut 
nur daun, wenn erſichtlich an Wohnungen ein Mangel 
iſt und dieſelben ſehr thener find. Aber ſowie man 
lieſt, daß eine größere Anzahl von Wohnungen leer 
ſtehe, da ermattet ſofort die Bauluſt, und ſie muß 
auch ermatten, weil eben das Riſico zu groß wäre. 
Nun dem kann allerdings die Steuerbefreiung vor⸗ 
übergehend entgegenwirken, aber auch uur vorüber⸗ 
gehend. Sie kann eine Bauſpeculation, wenn ſie 
aus anderweitigen Gründen entſteht, etwas anfachen, 
und die Herren wiſſen alle, welche Uebelſtände, 
welche ſchädliche Folgen mit einer derartigen Periode 
einer Ueberſpeculation verbunden ſind. Alſo vorüber⸗ 
gehend kann allerdings die Steuerbefreiung beim 
Kaſerneuſyſtem auch nützen, aber daß dieſer Nutzen 
doch nicht ſegensreich; gegenüber feinen Uebelſtänden 
und Nebenwirkungen werden kann, das wird wohl 
Niemand bezweifeln. Aber auf die Dauer ſchadet die 
Steuerbefreiung deßhalb, weil ſie dazu reizt, den 
Maßſtab des Kaſernenſyſtems noch weiter zu treiben; 
fie erhöht die Grundpreiſe, und je höher die Grund⸗ 
preiſe ſind, deſto weiter muß man mit dem Maß⸗ 
ſtabe des Kaſernenſyſtems greifen; das iſt eine Kette 
von Urſachen und Wirkungen, die unzerreißbar iſt. 
Sie können ſich von der Richtigkeit dieſer Beweis⸗ 
führung überzeugen durch einen Spaziergang in den 
Straßen Wiens. Vergleichen Sie den Maßſtab des 
Kaſernenſyſtems bei denjenigen Häuſern, die aus 
älterer Zeit ſtammen, mit dem Maßſtabe bei den⸗ 
jenigen Häuſern, die in Folge der Steuerbefreiungen 
— ich meine da nicht bloß die Stadterweiterung — 
entſtanden ſind, ſo werden Sie einen auffälligen 
Unterſchied gewahren. 

Nun glaube ich, daß eine endgiltige, freilich 
nur ſehr allmälige Befreiung von der Wohnungs- 
noth dann zu erzielen wäre, weun es gelänge, zu 
dem Familienhausſyſteme überzugehen. Ein der⸗ 
artiger Uebergangsproceß iſt eine ſehr ſchwierige 
Sache, eine Sache, die nur ſehr allmälig bewirkt 
werden kann durch das Zuſammenwirken einer Au⸗ 
zahl von legislativen und practiſchen Maßregeln; es 
müßte z. B. auch ein Syſtem von ſtädtiſchen Bahnen 
hergeſtellt werden u. ſ. w. Ich werde mir gewiß nicht 
einbilden, daß dieſer Uebergang ſogleich, plötzlich 
und abrupt oder auch nur in kurzer Zeit von 
ſtatten gehe. Aber was ich eutſchieden behaupten 
möchte iſt das, daß man einen allmäligen Ueber⸗ 
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gang vorbereiten und mindeſteus vermeiden ſolle, 
Maßregeln zu treffen, welche dieſen Uebergang 
verhindern oder erſchweren werden. Eine ſolche 
Maßregel wäre es aber, wenn Sie durch die Steuer⸗ 
befreiung auch an der Peripherie wieder ein Impelle 
zu einer Vergrößerung des Maßſtabes des Kaſernen⸗ 
ſyſtems gaben. 

Mit Rückſicht hierauf erlaube ich mir einen 
Zuſatzantrag zum §. 1 zu ſtellen, deu ich zuerſt 
verleſen werde, um ihm dann eine ganz kurze Er⸗ 
läuterung nachzuſenden. 

Ich beantrage nämlich zum F. 1, welcher 
lautet (lest): 

„Eine zeitliche Befreiung von der Hauszins- und 
Hausclaſſenſteuer ſammt Staatszuſchlägen findet ſtatt, 
wenn“ ꝛc., den Zuſatz zu machen (liest): 

„in allen Fällen, jedoch nur unter der 
Bedingung, daß ein neu erbautes Gebäude 
höchſtens zwei Stockwerke (außer dem Erd⸗ 
geſchoße) und höchſtens drei Wohnungen ent⸗ 
halte, ſodann daß bei einem Um- oder Zubau 
gleichfalls die Zahl von zwei Stockwerken, 
oder falls das Gebäude früher bereits inehr 
als zwei Stockwerke beſaß, die frühere Zahl 
der Stockwerke nicht überſchritten werde.“ 

Sie ſehen, meine Herren, daß ich nichts weniger 
als den Umſturz des Beſtehenden will, deun mein 
Antrag involvirt bei Zu- und Umbauten nur eine 
Conſervirung des Beſtehenden, er involvirt nur die 
Beibehaltung des gegenwärtigen Maßſtabes des 
Caſeruements; nur die Verhinderung, daß man weiter 
greife. Allein für die Peripherie der großen Städte, 
vor Allem Wien und Prag, da ſtellt er die Bedingung 
des Familienhauſes; nicht des Familienhauſes im 
vollſten Sinne des Wortes, ſondern nur eines Ueber⸗ 
gangsgebildes, eines Mittelgebildes, welches man ja 
bei derartigen Reformen immer zum Behufe der Ueber⸗ 
leitung zu neuen Zuſtänden wählen muß. Wenden 
Sie mir nicht ein, der Grund fei zu theuer, um an 
der Peripherie nur mit zwei Stockwerken zu bauen. 

Meine Herren! In dem Momente, wo Sie ein 
Geſetz erlaſſen würden, es darf nicht höher als zwei 
Stockwerke gebaut werden, oder aber auch in dem 
Moment, wo Sie eine Steuerbefreiung, ſomit den 
thatſächlichen Bau an die gleiche Bedingung knüpfen, 
in dem Momente regulirt ſich der Grundpreis da⸗ 
nach, ermäßigt ſich der Preis des Bodens an der 
Peripherie in dem Maße, daß die Ausführung der 
Bauten möglich wird. Wenden Sie mir ferner 
nicht ein: „Ja, wie kann man denn auf den Stadt- 
erweiterungsgründen zweiſtöckig bauen?“ 

Ja, meine Herren, wir ſehen ja aus dem 
Geſetze, daß für Stadterweiterungsgründe die ältere 
Steuerbefreiung aufrecht erhalten werden ſoll. Die 
einzige Gene, welche eine ſolche Beſtimmung mit ſich 
bringen kann, wird vielleicht in gewiſſen Theilen, 
aber auch nur in gewiſſen Theilen der Vorſtädte ſich 
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geltend machen. Ja, da iſt es aber gerade mein Erbauung ſolcher Familienhäuſer bei uns entgegen⸗ 


Zweck zu verhindern, daß man mit dem Maßſtabe 
des Kaſernenſyſtems weiter gehe. In kleinen und 
Mittelſtädten wird dieſer Antrag, oder wenn er be⸗ 
ſchloſſen wird, dieſe Geſetzesbeſtimmung in keiner 
Weiſe ſtörend oder hindernd empfunden werden, 
denn dieſer Antrag entſpricht ohnehin der Bauweiſe, 
wie ſie in kleineren Städten üblich iſt. 

Ich will Sie, meine Herren, nicht behelligen, 
mit einer weiteren Ausführung über die ſociale 
Tragweite eines derartigen Amendements. Ich hätte 
Stoff dazu in Hülle und Fülle; aber ich glaube auch, 
die Herren werden, wenn Sie dieſem Antrage eine 
wohlwollende — ich erlaube mir dieſes Wort zu 
unterſtreichen — eine voreingenommenheitsloſe Er⸗ 
wägung entgegenbringen, finden, daß er nicht bloß 
der Erwägung, ſondern auch der Beſchlußfaſſung 
werih iſt. Ich weiß nicht, ob das hohe Haus Em⸗ 


pfänglichkeit genug für derartige ſocial⸗politiſche. 


Geſichtspunkte beſitzt. Allein, ich habe ſelbſt für die 
. Eventualität, als das nicht der Fall ſein ſollte, doch 
nicht geglaubt, den Antrag unterdrücken zu ſollen, 
damit man nicht ſpäter einmal ſage, es habe ſich 
in dieſem hohen Hauſe Niemand gefunden, welcher 
die eminent ſociale Seite, die dem Gegenſtande, mit 
welchem wir uns beſchäftigen, anhaftet, zu rechter 
Zeit zur Geltung gebracht hat. Ich empfehle Ihnen 
meinen Antrag zur Annahme. (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Sax 
beantragt, daß am Schluſſe des §. 1 folgender Zuſatz 
gemacht werde: (Wiederholt denselben.) Ich erſuche 
die Herren, die dieſen Antrag unterſtützen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Er iſt genügend unterſtützt 
und ſteht in Verhandlung. 


Es haben ſich zu 8. 1 noch die Herren Abge⸗ 
ordneten Dr. Kronawetter und Friedmann 
zum Worte gemeldet. Ich ertheile dem erſteren Herrn 
Abgeordneten das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronametter: Ich kann, ſo 
ideal die Anſchauungen des geehrten Vorſprechers 
und Profeſſors ſind, dieſelben doch als praktiſcher 
Verwaltungsbeamter Wiens für unſere Verhältuiſſe 
als nicht entſprechend erklären. Es überſieht eben 
der Herr Vorſprecher, daß Wien und London zwei 
verſchiedene Städte mit ganz verſchiedenen Verhält⸗ 
niſſen ſind. Ich bin auch der Anſicht, daß Familien⸗ 
häuſer viel beſſere und bequemere Wohnungen ent⸗ 
halten, als Zinskaſernen; allein man wird keine 
Familienhäuſer ſchaffen dadurch, daß man den Wiener 
Realitäten, die über zwei Stockwerke gebaut werden 
ſollen, eine längere Steuerfreiheit entzieht, und dieſe 
nur jenen Realitäten gibt, die mit höchſtens zwei 
Stockwerke hohen Häuſern erbaut werden, weil da⸗ 
durch die Hinderniſſe nicht behoben werden, die der 


ſtehen. 

In London gehört bekanntlicherweiſe der ganze 
Grund und Boden fünf bis ſechs reichen Lords, und 
dieſe verpachten für circa neunzig Jahre den Grund 
und Boden zum Bau von Häuſern. Nun baut der- 
jenige, der dort bauen muß, ſo ſchlecht, daß in den 
neunzig Jahren das ganze aufgewendete Capital 
amortiſirt und verintereſſirt wird. 

In Folge deſſen iſt auch die Bauordnung für 
London eine ganz andere als die für Wien; es müßte 
daher, wenn man dem Antrage des Herrn Profeſſors 
Folge geben wollte, eine neue Bauordnung für Wien 
gegeben werden. In London — ich ſelbſt war nicht 
dort — ſollen hölzerne Stiegen erlaubt ſein, ſowie 
auch die Abtheilungen zwiſchen den einzelnen Zim⸗ 
mern ebenfalls aus Holz hergeſtellt werden; ebenſo 
iſt die Fundirung der Häuſer eine viel unſolidere, 
als bei uns. 

Nun erlauben Solches nicht einmal bei uns 
die Landesbauord nungen; es iſt alſo nicht mög⸗ 
lich, daß wir zu jenen Zuſtänden zurückkehren, die in 
London vorherrſchen. 

Es ſollen auch in London, wenn ausnahmsweiſe 
Jemand ſeinen eigenen Grund hat und verbaut, auch 
Häuſer mit 3—4 Stockwerken errichtet werden, und 
zwar ſollen in London derlei Häuſer in nicht geringer 
Anzahl vorhanden fein. Alſo dort, wo ſpeeiell 
Grund und Boden Eigenthum des Bauführers iſt, 
wird auch in London nach dem Kaſernirungsſyſteme 
gebant. 

Nachdem es alſo, glaube ich, nicht möglich iſt, 
auf dem Wege, den der Herr Vorſprecher einſchlagen 
will, zu Familienhäuſern zu kommen, beſonders in 
Wien, auf der anderen Seite aber der Antrag für 
alle Diejenigen, die Grund und Boden haben und 
denſelben durch Häuſerbau verwenden wollen, einen 
Nachtheil ſchaffen würde, der nicht gerechtfertigt iſt, 
erlaube ich mir die Bitte zu ſtellen, das hohe Haus 
möge den Antrag, den mein geehrter Herr Vorſprecher 
geſtellt hat, ablehnen. 


Präſident: Ich ertheile nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Friedmann das Wort. 


Abgeordneter Friedmann: Ich möchte mir 
erlauben, am Schluſſe des 8. 1 ein neues Alinea als 
Punkt e) zu beantragen, lautend (dest): 

„e) ein beſtehendes Gebäude im Intereſſe 
der Durchführung eines von den competenten 
Behörden genehmigten Regulirungsplanes 
niedergeriſſen und auf einem in Folge dieſer 
Regulirung reducirten Areale ein neues 
Gebäude aufgeführt wird.“ 

Nachdem die Begründung diefes Antrages erſt 
bei 8. 2 möglich iſt, ſtelle ich an den Herrn Präſi⸗ 
denten die Anfrage, ob ich die Motivirung ſofort oder 
erſt bei 8. 2 vorbringen ſoll. ö 
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Präſident: Ich glaube, daß, nachdem über den 
Zuſatzantrag bei 8. 1 abgeſtimmt werden ſoll, die 
Motivirung jetzt am Platze ſein dürfte. 


Abgeordneter Friedmann: Dann werde ich 
um die Erlaubniß bitten, zu erklären, warum ich es 
für ſehr angezeigt erachte, daß ein fünfter Punkt e) 
noch den erſten vier Fällen hinzugefügt werde. 

Man larn fih ja doch am Ende, wenn man 
die Sache reiflich überlegt, nicht der Erwägung voll⸗ 
kommen verſchließen, daß die Gemeinden große Opfer 
bringen, wenn es ſich um Regulirung von Straßen 
handelt, und es iſt dieſes Opfer in vielen Fällen von 
den Gemeinden ſchon dadurch gebracht, daß, wenn bei 
einer Regulirung Straßen erweitert werden und die 
Gemeinden das hiezu nöthige Terrain bezahlen 
müſſen, eine Reducirung des Areales eintritt. Es iſt 
möglich, daß eine Straßenregulirung vorgenommen, 
in einer ſolchen ein Haus eingeriſſen wird und eine 
Reducirung des Areales nicht eintritt; dann begreife 
ich es, daß eine ſpecielle Steuerbefreiung für ſolche 
Fälle nicht ausgeſprochen wird. Wenn aber ein 
Hausareale um ein Drittel, um die Hälfte reducirt 
wird, muß ſchon die Gemeinde dieſes entfallende 
Drittel oder die entfallende Hälfte bezahlen. Es iſt 
platterdings unmöglich, daß man irgend eine Bedin⸗ 
gung daran ſtellt. 

Es geht alſo auch nicht an, daß die Steuer: 
befreiung ſeitens des Staates abhängig gemacht wird 
von der Steuerbefreiung ſeitens der Gemeinde, denn 
die Gemeinde hat ſchon einen Theil anticipando da- 
durch zu bezahlen, daß ſie das Ganze oder einen 
Theil des beſtehenden Areales ankaufen und dafür 
das Geld hergeben muß. Ich glaube alſo, daß es 
wohl der Erwägung werth iſt, ob in ſolchen Fällen, 
wo Regulirungen vorgenommen werden, und, ich füge 
hinzu, eine Reducirung des Areales eintritt, eine 
größere Dauer der Steuerbefreiung feſtgeſetzt und 
ſolcher Art logiſch und zweckmäßig wäre. Wenn die 
Steuerbefreiung für zwölf Jahre vom Ansſchuſſe 
empfohlen, und wie es ſcheint, auch angenommen werden 
wird, iſt es vielleicht nicht praktiſch, wenn ich über 
dieſen Gegenſtand mich des Weiteren ergehe, es würde 
dies auch nichts nützen. Ich möchte jedoch den Herrn 
Berichterſtatter dahin veranlaſſen, ſich dafür aus⸗ 
zuſprechen, daß, wenn eine Regulirung vorgenommen 
wird, und die Gemeinde für die Reducirung des 
Areales bedeutende Summen bezahlen muß, ihr doch 
die Möglichkeit geboten werde, das reſtirende 
Stück des Areales dadurch etwas höher zu bewerthen, 
reſpective dadurch etwas günſtiger verkaufen zu 
können, daß für dieſes reſtirende Stück eine 
größere und länger dauernde Steuerbefreiung aus⸗ 
geſprochen wird, als für ſolche Fälle, wo gar keine 
Regulirung ſtattfindet, oder wo das Areale ſo bleibt, 
wie es war, und der Hauseigenthümer den Vortheil 
hat, daß er ſtatt eines veralteten, ein modernes und 


zinsfähigeres Haus bekommt. Dieſer Punkt e) ſollte 
alſo hinzugefügt werden, und es würde dadurch 
nur möglich fein, bei §. 2 in nähere Details ein⸗ 
zugehen, ob für ſolche Fälle — ich füge ausdrücklich 
hinzu, wo das Areale reducirt wird, wenn dies nicht 
geſchieht, ſoll der Fall ſo bleiben, wie früher — wenn 
die Reducirung eintritt, eine länger dauernde Steuer⸗ 
befreiung ausgeſprochen werden ſoll, und ich würde 
daun im 8. 2 präcifiren, welche längere Steuer⸗ 
befreiung angezeigt wäre. Ich beantrage alſo als 
Alinea e) hinzuzufügen (liest): 

„e) ein beſtehendes Gebäude im Inter⸗ 
eſſe der Durchführung eines von den com⸗ 
petenten Behörden genehmigten Regu⸗ 
lirungsplanes niedergeriſſen und auf einem 
in Folge dieſer Regulirung reducirten 
Areale ein neues Gebäude aufgeführt 
wird“. Es iſt dadurch ausgeſchloſſen, daß gewiſſe 
Willkürlichkeiten platzgreifen und Straßen in gewiſſen 
Fällen nur deßhalb regulirt werden, damit gewiſſe 
Hauseigenthümer in die Lage kommen, größere 
Steuerbefreiungen zu genießen. 

Der Fall alſo, daß auf einem in Folge Regu⸗ 
lirung reducirten Areale ein Gebäude aufgeführt 
wird, iſt jedenfalls beſonderer Beachtung werth. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Fried- 
mann beantragt ein neues Alinea zu F. 1 als 
Alinea e). Dasſelbe lautet: (Wiederholt dasselbe.) 

Jene Herren, welche dieſen Antrag unterjtüßen, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Er iſt ebenfalls 
unterſtützt und ſteht ſohin in Verhandlung. 

Es haben ſich noch zum Worte gemeldet die 
Herren Abgeordneten Steudelund Dr. Trojan. Ich 
ertheiledem Herrn Abgeordneten Steudel das Wort. 


Abgeordneter Steudel: Ich habe für die 
Unterſtützung des ſoeben eingebrachten Amendements 
geſtimmt, obwohl ich der Ueberzeugung bin, daß 
dasſelbe erſt bei 8. 2 am Platze wäre. Ich nehme 
jedoch an, daß die Anſicht, die der unmittelbare Herr 
Vorredner vertreten hat, ſich bei §. 2 wird zu einem 
Antrage formuliren laſſen, der dem hohen Hauſe 
acceptabler erſcheinen dürfte. Im §. 1 handelt es 
ſich nur darum, im Allgemeinen die Fälle feſtzuſtellen, 
wann eiue zeitliche Steuerbefreiung einzutreten hat. 
Der unmittelbare Herr Vorredner wünſcht felbit, 
daß in den außerordentlichen Fällen, die er bezeichnet 
hat, eine längere Steuerfreiheit eintrete als in den 
im F. 1 normirten Fällen. Umſomehr ſollte dieſer 
Autrag erſt bei §. 2 geſtellt werden, wo ja ohnehin 
ausgeſprochen werden muß, in welchen Fällen eine 
längere Steuerfreiheit wünſchenswerth ift. 

Ich kann aber nicht umhin, bei dieſer Gelegen⸗ 
heit auf Einiges zurückzukommen, was der erſte 
Herr Vorredner gejagt hat, der beantragt hat, es 
ſolle überhaupt uur dann eine — ſei es auch nur 
12jährige — Steuerbefreiung eintreten, wenn man 


1508 | 


i Haus der Abgeordneten. — 51. Sitzung der 9. Seſſion am 27. Februar 1880. 


von dem Syſteme des Kaſernenbaues zu dem Syſteme 
des Baues von Familienhänſern übergeht, das heißt, 
wenn den Bauherren überhaupt nur die Erbauung 
von zweiſtöckigen Häuſern bewilligt wird. Ich 
bedauere es, daß der Herr Antragſteller es unterlaſſen 
hat, den Begriff eines zweiſtöckigen Hauſes etwas 
näher zu präciſiren, insbeſondere mit Bezug auf 
Wien und Umgebung. Er ſagt überhaupt nur: ein 
Haus für drei Familien oder ein ſogenanntes 
Familienhaus. Ja es gibt in Wien Häuſer, welche 
dieſelbe Höhe erreichen, als das neue Rathhaus, das 
auch nur zwei Stockwerke hat, und doch haben die 
umliegenden Häuſer vier Stockwerke. Sehen wir von 
den Kellerräumlichkeiten ab, ſo gibt es bei vielen 
Häuſern ein Souterrain, einen Mezzanin, ein Hoch— 
parterre, einen erſten und zweiten Stock; das ſind 
alſo eigentlich fünf Stockwerke und doch wird ein 
ſolches Haus allgemein nur als ein zweiſtöckiges 
bezeichnet, weil über dem Hochparterre nur zwei 
Stockwerke ſind. Wenn nun dieſer Begriff nicht näher 
präciſirt wird, ſo iſt es möglich, daß ein Bauherr, 
weil er ſich erbietet ein nur zwei Stock hohes Haus 
zu erbauen, eine längere Steuerfreiheit erlangt; er 
wird dann eine ſchmälere Gaſſenfront haben, wird 
aber eben ſo ſehr in die Höhe bauen, wie die anderen, 
und wird wenigſtens das erreichen, daß er keinen 
Hofraum macht, weil er aus einem zwei Bauplätze 
machen und ſtatt acht bis neun Fenſter nur drei 
herſtellen wird; dem Uebelſtande wird aber hiedurch 
nicht abgeholfen. Ueberhaupt iſt es ſehr ſchwer zu 
ſagen, man wolle von dem einen zu einem andern 
Syſteme übergehen, wenn man keine Mittel hat, die 
Leute hiezu zu zwingen. 

Es war eine Zeit, wo die Baugründe ſehr 
billig waren, und doch iſt die Wohnungsnoth und 
namentlich der Mangel kleinerer Wohnungen ſehr 
bitter empfunden worden. 

Es wurden bezüglich des Baues von Familien⸗ 
häuſern verſchiedene Verſuche gemacht, das Geld iſt 
ganz einfach verloren gegangen, und die Leute ſind 
nicht zu den ſogenaunten Familienhäuſern gekommen. 
Der Herr Antragſteller hat nachzuweiſen geſucht, daß 
man in Städten anderer Länder, z. B. Englands 
und Norddeutſchlands, wo beſſere Bauſyſteme be⸗ 
ſtehen, von einer Wohnungsnoth gar nichts weiß. 
Es mag ſein, daß er einige Städte beſucht hat; ich 
weiß mich zu erinnern, daß, als ich Berlin im Jahre 
1872 beſuchte, die Wohnungsnoth dort ſo arg war. 
wie ſie in Wien gar nie empfunden wurde, da dort 
in jener Zeit Hunderte von Familien auf dem offenen 
Felde campiren mußten, weil ſie ſonſt gar keine 
Wohnung oder Unterkunft gefunden haben. 

Es ſcheint, daß ein gutes Bauſyſtem auch nicht 
ſchützt, wenn plötzlich eine Großſtadt im Aufſchwunge 
ſich befindet, wenn die Verhältniſſe ſich derart ge⸗ 
ſtalten, daß die wirthſchaftlichen, die Erwerbsverhält⸗ 
niſſe, die Unternehmungsluſt überhaupt plötzlich eine 


große Menge Menſchen in die Stadt hinziehen. In 
einem ſolchen Falle muß Mangel au Wohnungen 
entſtehen. 

Ich bin kein Freund vom Kaſernenbauſyſteme; 
trotz dieſes Syſtems haben wir Wohnungsmangel, 
wenngleich Tauſende von Wohnungen leer ſtehen. 
Wir haben Zinspaläſte, Zinsburgen, die ſehr theuer 
ſind, wir haben eine Ueberfülle theuerer Wohnun⸗ 
gen, aber es fehlen Wohnungen für kleinere, ärmere 
Familien. 

Ich muß mich auf das Entſchiedenſte dagegen 
ausſprechen, daß in das Geſetz die Beſtimmung auf⸗ 
genommen werde, daß nur Demjenigen die Steuer⸗ 
freiheit gewährt werde, der ſich erbietet, zweiſtöckige 
Familienhäuſer zu bauen. 

Es wird bei 8. 2 Gelegenheit ſein, des Näheren 
auf den Antrag des Herrn Abgeordneten Fried— 
mann einzugehen, der hier bei $. 1 ohnedies keine 
Berückſichtigung finden dürfte, und dann dem gerecht 
zu werden, was in dieſem Autrage ausgedrückt iſt. 


Präſident: Es haben ſich noch zum Worte 
gemeldet die Herren Abgeordneten Wieſenburg 
und Lenz. 

Ich ertheile nunmehr dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Trojan das Wort. 


Abgeordneter Dr. Trojan: Ich habe mich 
aus Aulaß des Antrages des Herrn Abgeordneten 
Friedmann zum Worte gemeldet, um zu bemerken, 
daß ſein Antrag und ſeine Bemerkungen eigentlich 
zum F. 2 gehören, nicht aber zum $. 1, wo nur die 
| aflgemeinen Beſtimmungen vorkommen. Ich theile 
fene ſeine Anſicht inſoferne, daß man in Be⸗ 
günſtigung der Bauten unterſcheiden ſollte, zwiſchen 
gewöhnlichen Bauten und jenen, welche aus öffent⸗ 
lichen Rückſichten durch Regulirung öffentlicher 
Plätze oder Straßen veranlaßt werden. 

Ich beſchränke mich einſtweilen nur auf dieſe 
Bemerkung und erkläre im Vorhinein, daß ich zum 
8. 2 in ähnlicher Tendenz einen Zuſatzantrag zu 
ſtellen beabſichtige. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wieſen⸗ 
burg hat das Wort.“ 


1 


Abgeordneter Wieſenburg: Der von dem 
Herrn Abgeordneten Friedmann geſtellte Antrag 
ſcheint meiner Anſicht nach nicht zu $. 1 zu paſſen. 
Der Abſatz b) des $. 1 ſagt ja ausdrücklich, daß, 
wenn ein beſtehendes Gebäude bis an die Erdober— 
fläche niedergeriſſen und von da an neu aufgebaut 
wird, die zeitliche Steuerbefreiung eintritt. 

Dieſer Antrag hätte nur bei $. 2 geſtellt 
werden ſollen, weil im 8. 2, zu welchem ich mir auch 
einen Antrag zu ſtellen vorbehalte, über die Dauer 
der Stenerbegünſtigung beſtimmte Normen aufgeſtellt 
werden. 
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Ich werde daher gegen dieſen Antrag bei $. 1 
ſtimmen, bemerke aber im Vorhinein, daß ich einen 
ähnlichen Antrag, den ich ſchon längſt formulirt 
und welcher auch ſchon im hohen Hauſe bekaunt iſt, 
mir zu 5. 2 zu ſtellen erlauben werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Leuz hat 
das Wort. 


Abgeordneter Lenz: Ich möchte mir rückſicht⸗ 
lich des Autrages des Herrn Abgeordneten Fried— 
mann uur eine ganz kurze. Bemerkung erlauben. 
Meines Erachtens iſt dieſer Antrag ganz gegenftand3= 
los, weil er nichts anderes enthält, als was bereits 
in lit. b) in demſelben Paragraphe enthalten iſt. 
Lit. b) enthält ein allgemeines Priucip, dahin 
gehend, daß jedes beſteheude Gebäude, welches bis 
auf das Erdnivean umgeriſſen und wieder aufgebaut 
wird, die Stenerbefreiung genießen ſoll, ob es auf 
derſelben Grundfläche oder vielleicht auf einer 
reducirten oder vielleicht auf einer vergrößerten 
Grundfläche wieder aufgebaut wird. 

Der Antrag Friedmann ſagt aber, daß ein 
ſpecielles Alinca e) aufgenommen werden ſoll des 
Inhaltes, daß ſolche Gebäude, welche niedergeriſſen 
werden und auf einer kleineren Grundfläche aufgebaut 
werden, die Steuerbefreiung genießen. Es iſt dies 
daher nur eine Wiederholung von dem in lit. b) 
Geſagten, und ich glaube daher, das hohe Haus 
ſolle auf dieſen Autrag nicht eingehen, weil er das 
Geſetz unnöthigerweiſe complicirt. 


Präſideut: 
Wort? 
(Abgeordneter Friedmann melilel sich.) 

Der Herr Abgeordnete Fried ma un hat das 
Wort. 


Abgeordneter Friedmann: Nachdem ſämmt⸗ 
liche geehrte Vorredner der Anſicht ſind, daß mir 
Gelegenheit geboten fein wird, bei 8. 2 auf dieſen 
Gegenſtand zurückzukommen und ich hiedurch aller⸗ 
dings dann in der Lage fein würde, ſür $. 2 eine 
Styliſirung vorzuſchlagen, durch welche meine Ab⸗ 
ſicht erreicht werden könnte, jo iſt es immerhin mög⸗ 
lich, daß dieſes Alinea e) nicht nothwendig iſt. Aber 
daß dasſelbe in dem früheren allgemeinen Alinca 
enthalten wäre, würde doch nicht ausſchließen, daß 
ein neues Alinea gemacht wird, welches den allge⸗ 
meinen Fall ſpecialiſirt. 

Da aber die ganze Angelegenheit eine Styliſi— 
rungsfrage iſt und, wie ich hoffe, in S. 2 zum Aus⸗ 
drucke kommen wird, ſo beſtehe ich nicht darauf, daß 
dieſes Alinea im 8. 2 eine größere Bedeutung 
haben würde, und ziehe ich deßhalb vorderhand 
den auf §. 1 bezüglichen Autrag zu Gunſten 
eines anderen Autrages, den ich zu §. 2 
ſtellen werde, zurück. 


Wünſcht noch Jemand das 
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Präſident: Wünſcht noch Jemand zu 8. 1 
das Wort? (Niemand meldet sich.) Da dies nicht 
der Fall iſt, Schließe ich die Debatte über §. 1. 
Der Herr Berichterſtatter hat das Schluß— 
wort. 


Berichterſtatter Auſpitz: Nachdem der Herr 
Abgeordnete Friedmann feinen Antrag znurück⸗ 
gezogen hat, habe ich mich nur mit dem Antrage zu 
beſchäftigen, welchen der Herr Abgeordnete Profeſſor 
Dr. Sax geſtellt hat. Ich glaube demſelben gegen: 
über bemerken zu ſollen, daß, wie mir ſcheint, der 
geehrte Herr Abgeordnete, ausgehend von einer prin— 
cipiell ja ſehr beachtenswerthen Auſchauung, deun 
doch zu wenig Rückſicht genommen hat auf jene 
andere Seite, welche man ſich bei Geſetzgebungsfragen 
immer gegeuwärtig halten muß, nämlich die hiſtoriſche 
Eutwicklung und jene Continuität, in welcher jede 
geſetzgeberiſche Maßregel zu demjenigen ſtehen ſoll, 
was unmittelbar vorhergegangen iſt. 

Ich bin ſelbſt gar uicht abgeneigt, ſeinem Ar⸗ 
gumente, welches principiell gegen jede Art von 
Steuerbefreiung iſt, eine wohlbegründete Berechti— 
gung zuzuerkeunen; aber ich glaube, daß er ein 
Moment überſieht, welches das gauze Syſtem dieſer 
Steuerbefreiung bei uns in Oeſterreich in etwas 
anderem Lichte erſcheinen läßt. Man muß nämlich 
dabei in Rückſicht ziehen, namentlich beim Vergleiche 
mit anderen Ländern, daß bei uns die Gebäudeſtener 
eine enorme Höhe erreicht hat und daß in den zeit— 
lichen Steuerbefreiungen ein Mittel geſucht wird, 
um den nachtheiligen Einfluß dieſer hohen Veſteuerung 
auf das Entſtehen von Wohnungen und daher auf 
die Höhe der Miethzinſe einigermaßen zu paralyſireu. 
Es hat zwar der Herr Abgeorduete Dr. Sax voll: 
kommen Recht, wenn er behauptet, daß die zeitlichen 
Steuerbefreiungen, wenn ſie wie früher immer 
nur auf 2 oder 3 Jahre gegeben worden ſind, mit 
der Abſicht, ſie dann wieder aufhören zu laſſen, einen 
weſentlichen Einfluß auf die Höhe der Miethzinſe 
nicht haben können, weil ja die Anzahl der Bauten, 
welche in einem kurzen Zeitraume zur Ausführung 
gelangen können, nothwendig eine verſchwindend 
geringe iſt gegen die Maſſe der beſtehenden, und da= 
her auf die Höhe der Miethzinſe keinen weſentlichen 
Einfluß ausüben können. f 

Anders aber iſt es — und darin ſehe ich eben 
den großen Vorzug des vorliegenden Geſetzes gegen- 
über allen ſeinen Vorgängern — wenn die zeitliche 
Steuerbefreiung auf unbeſtimmte Zeit gegeben wird, 
das heißt, wenn die Geltung des Geſetzes uicht im 
vorhinein anf wenige Jahre beſchränkt, fondern für 
unbeſtimmte Zeit normirt wird; dann hat thatſächlich 
die Steuerbefreiung, welche allen von nun an zur 
Vollendung gelangenden Bauten gewährt wird, einen 
nahezu gleichen Effect, als wenn ausgeſprochen 
würde, daß alle vom Jahre 1881 ab aufzuführenden 
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Bauten zwar keine Steuerbefreiung erhalten, aber 
z. B. nur die Hälfte der ſonſt geltenden Steuer zu 
zahlen hätten. Daß eine ſolche Beſtimmung und die 
Gewährung einer zeitlichen Steuerbefreiung von 
12 Jahren, entſprechend ungefähr einer durchſchnitt⸗ 
lichen Reduction der Steuer auf die Hälfte, mit der 
Zeit einen merklichen Einfluß auf die Höhe der 
Miethzinſe ausüben müßte, glaube ich, kann nicht 
bezweifelt werden, und das iſt eine Seite dieſer 
Steuerbefreiung, welche, wie ich glaube, der Herr 
Abgeorduete Dr. Sax nicht genügend in Erwägung 
gezogen hat. Wenn er die Abſicht hat durch ſeinen 
Zuſatzantrag das ganze Bau⸗ und Wohnungsweſen 
in unſeren Großſtädten zu reformiren, ſo glaube ich 
doch, daß er ſelbſt ſich nicht verhehlen wird, daß man 
ſo große, ſociale Fragen durch ſolche relativ kleine 
Mittel nicht gut in Fluß bringen kann. Es iſt ja 
doch von vornherein noch nicht jo unbedingt eut— 
ſchieden, ob das von ihm geprieſene Syſtem der 
Wohnungen, wie es in London und überhaupt in 
England beſteht in jeder Hinſicht unbedingt den 
Vorzug vor demjenigen verdient, welches ſich auf 
dem Continente eingebürgert hat. Man wird bei 
ſolchen Fragen erörtern müſſen, woher ſind dieſe 
Gewohnheiten entſtanden, warum zieht unſere Be⸗ 
völkerung vor, jede Familie in einem Stockwerke 
unterzubringen und nicht, wie man es in England 
thut, für jede Familie die Wohnräume in zwei 
oder drei Stockwerke zu vertheilen. 

Das ſind Volksgewohnheiten, die durch ein 
Steuerbefreiungsgeſetz nicht ſo leicht beſeitigt werden 
können, daher dieſer Verſuch wahrſcheinlich nicht das 
gewünſchte Reſultat erzielen wird. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Sax gemeint 
hat, daß das Kaſernenſyſtem geradezu geeignet ſei, 
die Wohnungsnoth erſt zu provociren und dies da⸗ 
mit begründet hat, daß ein Haus, welches nach dem 
Kaſernenbauſyſteme errichtet iſt, einen großen Capi⸗ 
talswerth darſtellt, der Capitaliſt ſich aber zu deſſen 
Aufführung nur entſchließt, wenn bei Vorhanden⸗ 
ſein der Wohnungsnoth die Miethzinſe ſchon in die 
Höhe geſchraubt ſind, ſo glaube ich, daß das näm⸗ 
liche Argument auch für das andere Syſtem von 
Wohnungen geltend gemacht werden kann. 

Er hat ſelbſt geſagt, daß in London ganze 
Straßen von Häuſerſpeculanten gebaut werden und 
dann die einzelnen Häuſer an die Bewohner ver⸗ 
miethet oder verkauft werden. Die Aufführung 
ſolcher ganzer Straßen wird gewiß nicht einen gerin⸗ 
geren Capitalsaufwand erfordern, als die Auffüh⸗ 
rung vierſtöckiger Zinshäuſer nach Wiener Begriff. 
Ich glaube alſo, daß eine gute Abſicht allerdings 
dem Antrage innewohnt, daß aber denn doch dieſe 
Angelegenheit einer viel eingehenderen Prüfung 
bedürfen würde. 

Ich möchte ſchließlich noch Eines bemerken. Es 
haben in der Generaldebatte, wie ich glaube, ſehr 


mit Unrecht die Herren Abgeordneten einiger Bezirke 
der Stadt Wien in dem Antrage des Ausſchuſſes eine 
feindliche Tendenz gegen die Stadt Wien erblicken 
wollen. Ich glaube, mit Unrecht, denn es ſcheint mir 
unbegreiflich, wie mau in einem Geſetze, welches 
gleichmäßige Beſtimmungen für die ganze Monarchie 
trifft, eine feindliche Tendenz gegen die Hauptſtadt, 
eine Benachtheiligung derſelben erblicken könne. 
Wohl aber könnte man mit einigem Rechte in dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Dr. Sax eine 
ſolche feindliche Tendenz erblicken; denn ſein Antrag 
würde in den Bauverhältniſſen der meiſten kleineren 
Städte keine Veränderung herbeiführen, beziehungs⸗ 
weiſe erzwingen, wohl aber gerade in den Bauver⸗ 
hältniſſen Wiens und anderer großer Städte eine 
weſentliche Veränderung und einen Bruch mit dem 
ganzen bisher beſtehenden Syſteme bedingen, einen 
Bruch, der jedenfalls auch mit materiellen Schwierig⸗ 
keiten verbunden ſein würde, und der daher von der 
Bevölkerung gewiß nicht mit Unrecht als eine Be⸗ 
nachtheiligung angeſehen werden müßte. Ich glaube 
daher dem hohen Hauſe empfehlen zu ſollen, dieſen 
Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten Dr. Sax 
abzulehnen und den Antrag des Ausſchuſſes unver⸗ 
ändert anzunehmen. 


Prüſtdent: Wir gelangen nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich glaube wohl nicht auf Widerſpruch zu 
ſtoßen, wenn ich vorſchlage, erſt über den 8. 1, wie 
er vom Ausſchuſſe vorgeſchlagen wird, und falls der⸗ 
ſelbe angenommen wird, über den Zuſatzantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Sax abzuſtimmen. (Zu 
stimmung.) Ich erſuche daher jeue Herren, welche 
den §. 1 nach dem gedruckt vorliegenden Entwurfe 
des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) 8. 1 iſt in dieſer Faſſung ange⸗ 
nommen. 


Der Herr Abgeordnete Dr. Sax beantragt 
einen Zuſatz zu §. 1 des Inhalts (Hest): 


„in allen Fällen, jedoch nur unter der 
Bedingung, daß ein neu erbautes Gebäude 
höchſtens zwei Stockwerke außer dem Erd⸗ 
geſchoße und höchſtens drei Wohnungen ent⸗ 
halte, ſodann daß bei einem Um- oder Zubau 
gleichfalls die Zahl von zwei Stockwerken, 
oder falls das Gebäude früher bereits mehr 
als zwei Stockwerke beſaß, die frühere Zahl 
von Stockwerken nicht überſchritten werde.“ 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben. ( Geschieht.) Derſelbe iſt abgelehnt. 

Wir gelangen nun zu §. 2. Ich erſuche um 
deſſen Verleſung. 


Berichterſtatter Auſpitz: (dest F. 2 des Ge- 
getꝛes aus 138 der Beilagen.) 
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Präſident: Ich eröffne die Debatte über 
§. 2. Es haben ſich zu derſelben bereits mehrere 
Herren zum Worte gemeldet, und zwar für den 
Ausſchußantrag die Herren Abgeordueten Dr. v. 
Plener und Dr. Trojan; gegen denſelben die 
Herren Abgeordneten Wieſenburg, Steudel, 
Heve ra, Lenz, Dr. Schaup, Dr. Roth, Ritter v. 
Moro, Dr. Kron awetter, Löblich, Dr. Portu— 
gall, Friedmann. Ich ertheile dem erſten der 
gegen den Autrag des Ausſchuſſes eingetragenen 
Reduer, dem Herrn Abgeordneten Wieſenburg das 
Wort. 


Abgeordneter Wieſenburg: Hohes Haus! 
Der §. 2 des Geſetzentwurfes enthält die Beſtim⸗ 
mung über die Dauer der Steuerbegünſtigung. Ich 
habe mir dazu das Wort erbeten, da ich, wie ich 
gleich Eingangs meiner Rede erwähne, zwei An— 
träge zu ſtellen gedenke, welchen ich die Begründung 
folgen laſſe. 

Ich werde bezüglich des 8. 2 einen Antrag 
ſtellen, daß an Stelle der Worte „auf zwölf 
Jahre“ die Worte „auf fünfzehn Jahre“ 
für die Dauer der Steuerbegünſtigung geſetzt 
werden. 

Weiters werde ich mir erlauben, ein zweites 
Alinea als Zuſatz zu beantragen, welches 
lauten wird — ich war ſo frei, dasſelbe bereits dem 
hohen Präſidium zu übergeben — (liest): 

„Umbauten jedoch, deren Herſtellung 

im Intereſſe der Durchführung eines von 
den competenten Behörden genehmigten 
Regulirungsplanes gelegen iſt und welche 
bis einſchließlich des Jahres 1890 voll- 
endet ſind und wofür innerhalb dieſer Friſt 
der Benützungsconſens erwirkt wurde, 
genießen eine Steuerbefreiung in der Dauer 
von 30 Jahren.“ 

Zur Rechtfertigung dieſer meiner Anträge er⸗ 
lauben Sie mir folgende Begründung vorzubringen. 

Als ich ſeinerzeit einen Geſetzeutwurf ein⸗ 
brachte, welcher dem Steuerausſchuſſe zur Begut⸗ 
achtung überwieſen wurde, lautete mein Antrag, 
bezüglich der Begünſtigung für Neu⸗, Um⸗ und Zu⸗ 
bauten auf 20 Jahre mit zweijähriger Bauperiode. 
Als nun dieſer Antrag uicht nur von den zunächſt 
betheiligten Factoren, den betreffenden Vereinen, der 
Ingenieure und Architekten ꝛc. begutachtet, ſondern 
dieſer Antrag lebhaft ventilirt wurde in allen 
Theilen des Reiches, fand ich, obwohl eine große 
Zahl von Städten meinem Autrage unbedingt zu: 
ſtimmten, daß man für die Stabiliſirung der Bau⸗ 
periode mehr eingenommen ſei, und da muß ich wohl 
dem Antragſteller, reſpective dem Ausſchuſſe zuſtim⸗ 
men nach den von mir gemachten Erfahrungen, daß 
es beſſer ſei, eine Stabilifirung herbeizuführen, als 


eine kurze Bauperiode feſtzuſetzen. Als ich feinerzeit. 
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den Antrag auf eine kurze Bauperiode ſtellte, ging 


ich von der Anſicht aus, daß, ähnlich wie in dem 
vorhergehenden Geſetze, nur für eine kurze Bau- 
periode dieſe Begünſtigung gewährt werden dürfe. 

Nachdem nun der Steuerausſchuß ſich ſelbſt der 
Anſicht zuneigt, und nachdem mehrere Redner, die 
für den Antrag des Steuerausſchuſſes ſprachen, ſo 
beſonders der Herr Abgeordnete Dr. Schaup, es 
betont haben, wie nothwendig es ſei, normale 
Zuſtände zu ſchaffen, nachdem die Gemeinde von 
Wien ſich dafür eutſchieden hat, daß es nothwendig 
ſei, ſtabile Zuſtände eintreten zu laſſen, ſo conformire 
ich mich und habe meinen urſprünglichen Antrag, 
welcher auf zwanzig Jahre mit zweijähriger Bau⸗ 
periode abzielte, dahin abgeändert, daß ich bean⸗ 
trage, es mögen fünfzehn Jahre ſtabil gewährt wer⸗ 
den. Der geehrte Herr Abgeordnete Dr. Schaup hat 
kürzlich auf die Bemerkung von mir, daß es nothwendig 
ſei, in fanitärer Hinſicht auch vorzuſorgen, bemerkt, 
daß die ſanitären Verhältniſſe Wiens ſich bedeutend 
gebeſſert haben. Ich will darauf nur zu bedenken 
geben, daß die ſanitären Verhältniſſe Wiens ſich nicht 
dadurch gebeſſert haben, daß man viele enge Straßen 


beſeitigt hat; dies iſt nicht der Fall, ſondern dadurch, 


daß die Gemeinde Wien mehr als 21 Millionen für 
Einleitung des Hochquellwaſſers ausgegeben, alſo in 
ſanitärer Beziehung viel mehr vorgeſorgt hat, als 
dem Staate je in den Sinn gekommen iſt. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Keil geſagt 
hat, er ſtimme meinem Antrage vollſtändig zu, er 
bedauere jedoch, daß er zu einer Zeit eingebracht ift, 
wo das hohe Haus dieſem Antrage nicht günſtig 
geſtimmt ſei, ſo glaube ich, nachdem dieſer Antrag 
doch nicht den geringſten politiſchen Beigeſchmack hat, 
nachdem er ein rein wirthſchaftlicher Antrag iſt und 
nachdem keine Parteiſtellung dabei mitſpielt, darauf 
verweiſen zu ſollen, was der Herr Abgeordnete 
Doblhamer geſagt: es könne keine Rede davon 
ſein, daß die ländlichen Abgeordneten gegen die 
Städte, denen in erſter Linie dieſe Begünſtigung zu⸗ 
gute käme, irgendwie eingenommen ſeien, ſondern 
gerne für die Städte Opfer bringen, welche ſie für 
nothwendig und in dieſem Falle für zweckmäßig 
erachten. 

Ich erlaube mir nun auf die Ausführungen des 
Herrn Referenten einzugehen, welche ſich immer⸗ 
hin dahin zuſpitzen, daß es nicht nothwendig ſei, 
eine lange Steuerbegünſtigung zu gewähren; daß es 
weiter nicht nothwendig ſei, eine Bauthätigkeit künſt⸗ 
lich wachzurufen. Er ſagt aber gleich Eingangs 
ſeiner Motivirung, daß beinahe alle bisherigen 
Geſetze, beſonders die letzten, Nothſtandsgeſetze im 
wahren Sinne des Wortes geweſen find. Wenn es 
ſich früher um Abhilfe gegen die beſtehende Woh⸗ 
nungsnoth handelte, hat man ſie aus dieſem Grunde 
gewährt, und als ich die Verhandlungen, die dies⸗ 
falls im Jahre 1862 in dieſem hohen Hauſe ſtatt⸗ 
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fanden, durchlas, fand ich, daß damals der Aus⸗ 
ſpruch gethan wurde, der keine Widerlegung erfuhr, 
daß ein Wohnungsüberfluß exiſtirt. 

Das ſagte man im Jahre 1862, und ſpäter 
war man doch gezwungen, in Folge des Anwachſens 
der Städte und der Vermehrung ihrer Bewohuer, 
vielleicht auch dadurch, daß die wirthſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſich verändert haben, verſchiedene Geſetze zu 
erlaſſen, welche darauf abzielten, der Wohnungsnoth 
entgegenzutreten. Wer kann nun heute behaupten, 
daß, wenn auch, wie in der Generaldebatte bemerkt 
wurde, einige Wohnungen leer ſtehen, wer könnte 
heute mit Recht behaupten, ob durch eine Wohnungs⸗ 
noth dort, wo heute ein Wohnungsüberfluß beſteht — 
ich geſtehe zu, daß einige große Wohnungen leer 
ſtehen — ein derartiger Umſchwung in der volks— 
wirthſchaftlichen Lage wieder nicht eintreten würde. 

Die hohe Regierung ſcheint darüber keine ein⸗ 
gehenden Studien gemacht zu haben oder nicht mit 
derjenigen Vorſicht ausgeſtattet zu ſein, welche ſich 
ſpäter als ſehr nothwendig erweiſen wird. Weiters 
ſagt der Herr Referent, daß bei dem Stocken der 
Bauthätigkeit die ſtaatliche Ingerenz bedenklich ſei. 
Soll der Staat ganz paſſiv zuſehen, ſoll er gar nichts 
dafür thun, wenn eine ſolche Stockung zu beheben iſt, 
hat er keine Mittel dazu? Er beſitzt ſie in erſter 
Linie, und obwohl ich kein Freund der Staatshilfe, 
des directen Eingreifens des Staates bin, ſo muß ich 
doch dafür ſein, daß der Staat die Wege ebnet, auf 
dem die Bürger vorwärts ſchreiten, damit ſie nicht 
verkümmern in ihrem Erwerbe. 

Weiters ſagt der Herr Referent, daß durch die 
Bauthätigkeit über Bedarf unbenützte Gebäude 
geſchaffen werden, was gleich iſt der Vergeudung des 
nationalen Capitales, gleich einer wilden Bauſpecula⸗ 
tion. Wie lange ſolche Gebäude vorausſichtlich unbe⸗ 
nützt ſtehen bleiben werden, darüber kann uns der 
geehrte Herr Referent wohl nicht mit beſtimmten 
Daten dienen, und ich glaube, dies iſt auch ſehr 
ſchwer beftinimbar. Es iſt auch meiner Anſicht nach 
nicht ſo gefährlich, wenn eine größere Vermehrung 
der Wohnungen ſtattfindet, weil eben eine Vermeh⸗ 
rung der Gebäude nur dann ſtattfindet, wenn der 
Capitaliſt nach genauer Rechnung ſich den Calcül 
macht, daß er das Geſchäft entriren könne, wobei er 
auch die Chance mit in Betracht zieht, daß er Woh⸗ 
nungen vielleicht kurze Zeit wird leer ſtehen haben. 

Ein weiteres Argument des Herrn Bericht⸗ 
erſtatters geht dahin, daß der Fiscus durch die 
Gewährung der ſteuerfreien Jahre verliere. 

Wenn wir uns auf den ganz engen Staudpunkt 
ſtellen, daß der Fiscus dieſelbe Lebensdauer hat, wie 
die Steuerbegünſtigung, dann hat der Herr Referent 
vollkommen recht; wenn man aber berückſichtigt, daß 
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Fiscus bei Umbauten wirklich trifft — für Objecke 
die noch nicht beſtehen, für Neubauten trifft ihn 
keiner — wenn man berüdjichtigt, daß dieſer kurze 
Eutgang dann durch ſo viele Jahre hindurch Nutzen 
bringt, wenn man berechnet, daß die Gebäude nicht 
15 — wie unſere alte Stadt zeigt, können Gebäude 
400 Jahre und darüber beſtehen — ſondern — ich 
rechne nur eine kurze Dauer — 250 Jahre beſtehen 
können, ſo iſt dies wahrlich ein engherziger Calcül, 
wenn man ſagt, der Fiscus verliere. Er verliert 
momentan; er legt aber ein Saatkorn an, das ihm 
ſpäter reichliche Zinſen tragen wird. 

Der Herr Berichterſtatter ſagt weiter, daß die 
Stadterweiterungsgründe in Wien, zu deren Ver⸗ 
bauung eine dreißigjährige Begünſtigung gewährt 
wurde, ohnehin verbaut worden wären. Ueber die 
Tiefe dieſes Satzes habe ich lange nachgedacht; ich 
geſtehe, daß eine eigenthümliche prophetiſche Gabe 
ſich da bemerkbar macht, nach rückwärts zu ſchauen; 
ich möchte wünſchen, daß dieſelbe prophetiſche Gabe 
auch für den Blick nach vorwärts fich geltend machen 
würde, Ich beſtreite es, daß dieſe Gründe ebenſo 
auch ohne dieſe beſondere Begünſtigung verbaut 
worden wären. 

Daß man aber heute ſchon behaupten kann, 
es werde auch bei einer ſo geringen Steuerfreiheit, 
wie der Ausſchuß proponirt, für den Bedarf genügend 
geſorgt werden; nun, da lehrt uns ja die Erfahrung, 
daß man ſeit dem Jahre 1835 in Folge der Höhe 
der den Hausbeſitzern auferlegten Steuerlaſten den⸗ 
ſelben Steuerbegünſtigungen zu geben für nothwen⸗ 
dig befunden hat. Wo im Jahre 1835 10 Jahre, 
da ſind heute nicht nur 12 Jahre erforderlich, ſondern 
eiue viel größere Steuerbegünſtigung. Die Verhält⸗ 
niſſe haben ſich derart geändert, daß man die damals 
gewährte Steuerbegünſtigung höher anſchlagen muß, 
als wenn ſie heute gewährt würde. 

Was die Begünſtigungen für die Stadterweite⸗ 
rungsgründe, von denen ich früher geſprochen habe, 
anbelangt, ſo ſollten ja hier Fonde zu öffentlichen 
Zwecken dotirt werden, ſomit ſollte dem ganzen 
Reiche ein Nutzen erwachſen, indem in der Haupt⸗ 
ſtadt jene Gebäude errichtet wurden, die eine Groß⸗ 
ſtadt beſitzen muß. 

Der Herr Referent bemerkt weiter, ſchon im 
Jahre 1876 ſei im Steuerausſchuſſe der Antrag auf 
Feſtſetzung einer ſtabilen Steuerbefreiung für 12 Jahre 
geſtellt worden. Nun, meine Herren, derſelbe Aus⸗ 
ſchuß hat in demſelben Jahre die Gewährung einer 
viel größeren Begünſtigung in Folge des damaligen 
Nothſtandes, wie der Herr Referent ſelbſt anführt, 
für nothwendig erachtet. Den weitſehenden Mann 
aber, der ſchon im Jahre 1876 ſagen konnte, daß 
12 Jahre auch heute genügen müßten, habe ich noch 
nicht kennen gelernt. Daß die ſogenannten Demoli⸗ 


Gebäude ja für eine lange Dauer errichtet werden, rungsbauten ein Novum ſind, wie der Herr Bericht⸗ 
wenn man den kurzen Entgang berückſichtigt, der den erſtatter jagt, will ich nicht beſtreiten, es iſt das eben 
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ein Gedanke, der früher nicht angeregt wurde, weil wie fie die Gemeinde bereits gebracht hat, und die 
ſeine Anregung eben noch nicht ſo nothwendig war. diesbezüglichen Daten, welche mir vorliegen, geben 
Als es ſich darum handelte, daß der Feſtungsgürtel mir den Anlaß, auf ein Opfer hinzuweiſen, welches 
falle, die Stadt ſich erweitere, und als eine große anch kürzlich erwähnt wurde, ein Opfer, welches eine 
Anzahl von Gebäuden entſtand, fand man die innere einzelne Stadt nothwendig bringen mußte. Ja, Alle 
Regulirung der Stadt noch nicht für nothwendig; werden ſich an die Paſſage vom Graben nach dem Ste⸗ 
heute aber, wo viel weniger neue Gebäude aufgeführt fe fansplatze erinnern. Damals hat die Gemeinde Wien im 
werden, weil dieſelben ſchon auf entlegenerem Grunde Intereſſe der Regulirung die dortſtehenden Bauten um 
gebaut werden müßten, heute handelt es ſich darum, den Betrag von 2,098.00 0 fl. eingelöft; fie nahm für 


die innere Regulirung der Stadt durchzuführen. 

Wenn der Herr Referent ſagt, $. 1, lit b) mei⸗ 
nes Antrages ſei ſchwer verſtändlich, ſo bedauere ich, 
daß ich mich nicht klarer faſſen konnte, und daß er bei 
ſeiner raſchen Auffaſſungsgabe ſich die Mühe, mich zu 
verſtehen, nicht genommen hat. Wenn er ſagt, der in 
meinem ſeinerzeitigen Antrage gebrauchte Ausdruck: 
„notoriſche Verkehrshinderniſſe“ ſei ein ganz vager, 
ſo möge er doch bedenken, daß ich weiter geſagt habe, 
dieſelben werden in die Regulirungspläne aufge⸗ 
nommen und dieſe bedürften ja der Zuſtimmung der 
betreffenden Behörden. Es werde, ſagt er, weiter 
der mißliche Verſuch gemacht, ſpeciell locale Verhält⸗ 
niſſe in die allgemeine Geſetzesform zu zwängen. 
Darauf bemerke ich, daß hier ja eine ſo allgemein 
gefaßte Geſetzesform vorliegt, in die ſich Alles von 
ſelbſt einfügt, ohne hineingezwängt werden zu müſſen. 
Es heißt: „Alle Gebäude, welche Verkehrshinderniſſe 
bilden, werden in die Regulirungspläne aufgenom⸗ 
men werden und dieſe ſollen von den betreffenden 
Behörden genehmigt werden.“ Wo iſt da der Zwang? 

Weiters ſagt der Herr Berichterſtatter, es ſei 
nicht zu verlangen, daß der Staat für fiscaliſch⸗ 
locale Zwecke Opfer bringe. Habe ich dieſes Geſetz 
verlangt für irgend eine Stadt, für irgend einen 
Stadttheil? Ich habe es für das ganze Reich beantragt, 
und ich glaube, im ganzen Reich finden ſich allerorts 
oder wenigſtens größtentheils ſolche Verkehrshinder⸗ 
niſſe, welche nothwendig zu beſeitigen ſind und nur 
dann beſeitigt werden, wenn es ermöglicht wird, 
durch eine Steuerbegünſtigung den Umbau zu voll⸗ 
bringen, ohne übermäßige Opfer davon zu bean⸗ 
ſpruchen. 8 

Der Herr Referent ſagte: Es wäre zweck⸗ 
mäßiger, wenn durch ein richtiges Enteignungsgeſetz 
die Commune in die Lage käme, ſolche Gebäude für 
ſich umzubauen; auf dieſe Weiſe würde nur der 
Gemeinde dieſe Begünſtigung zu ſtatten kommen und 
nicht den Einzelnen. 

Nun, wenn man fürchtet, dem Einzelnen 
wirklich dieſe Begünſtigung zuzuwenden — und jeder 
Bau it eine Speculation, daher jede Begünſtigung 
nicht im Vorhinein abſchätzbar, da man nicht wiſſen 
kann, wie gut die Wohnungen vermiethet werden 
können — wo ſie der Geſammtheit Nutzen bringt, 
dann hat mau die Haupttendenz meines Antrages 
verkannt. Ich wollte der Gemeinde nicht die Laſten 
aufhalſen, ich wollte ſie nicht zu Opfern bewegen, 


die Bauſtellen und das Baumateriale 1,007. 000 fl. 
ein, daher ihr ein Opfer von mehr als 1,091,000 fl. 
auferlegt wurde. Wenige, welche ohne Kenntniß dieſer 
Daten dort vorüber ſpazieren, werden ahnen, welche 
Opfer da die Commune gebracht hat, wie ſie belaſtet 
wurde und wie ſchwer ihr ſolche Opfer fallen. Ich 
beſorge auch, daß, wenn der Idee Raum gegeben 
würde, welche in einem uns angekündigten Antrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schaup Ausdruck 
findet und wonach es den Gemeinden überlaſſen 
bliebe, daß eine Geſetzesform geſchaffen werde, welche 
ihnen angezeigt erſcheinen hieße, die Regulirung 
ſelbſt in die Hände zu nehmen, ich ſage, da befürchte 
ich, daß die Gemeinde dahin kommt, eine Menge 
Gebäude, welche Verkehrshinderniſſe bilden, nieder⸗ 
zureißen, die Gründe in ihrem Beſitze zu behalten 
und ſchließlich warten zu müſſen, wie ſie ſie realiſiren 
werde, oder anderenfalls Bauſpeculaut zu werden, da 
man ihr nicht zumuthen kann, daß ſie alle dieſe ein 
Verkehrshinderniß bildenden Gebäude in ihrem Be⸗ 
ſitze behalten und ſich durch Anlehen Schulden auf— 
laſten ſolle, die durch ihre Zinſen den Ertrag der 
Häuſer ſelbſt weit überſteigen könnten. 

Nun, der Herr Referent ſagt: es ſeien zwölf 
Jahre eine genügende Begünſtigung. Es müßte der 
e für den Staat, welcher durch eine ſolche 


Steuerbegünſtigung entſteht, durch eine höhere 
Leiſtung anderer Steuerträger oder durch Staats- 
ſchulden gedeckt werden, Das iſt meiner Anſicht nach 
nicht richtig. Wenn der Staat momentan auch einen 
kleinen Ausfall erleidet, ſo hat er dafür indirect die 
Steuerkraft, und ich bin überzeugt, daß dem Staate 
durch die Hebung der Steuerkraft mehr einkommt, 
als das momentane Opfer koſtet, welches er bringen 
muß. 

Ein ſehr wichtiges Motiv hat mich jedoch 
beſonders veranlaßt, dieſen Antrag auf Gteuer- 
begünſtigung zu ſtellen. Außer den janitären Verhält⸗ 
niſſen, welche ſehr ſchwer ins Gewicht fallen, und 
außer der Nothwendigkeit, Verkehrshinderniſſe zu 
beſeitigen, war noch ein anderes Moment für mich 
von Bedeutung. Ich ging nämlich von der Anſicht 
aus, daß es auch nothwendig iſt, der arbeitsloſen 
Induſtrie, dem kleinen Gewerbeſtande Arbeit zuzu⸗ 
führen. 

Nun, meine Herren, es wurde ſeinerzeit — Sie 
erinnern ſich ja noch ſehr lebhaft daran — auch in der 
Allerhöchſten Thronrede davon erwähnt, daß die 
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geiſtigen und materiellen Intereſſen aller Völker des ſtützung der Baugewerbe, ſondern zur Verbeſſerung 


Reiches mit gleicher Fürſorge von der hohen Negie- 
rung gepflegt werden ſollen. „Eine beſondere Sorg— 
falt wird Meine Regierung“, ſagt Seine Majeſtät, 
„den Maßnahmen zur Hebung der heimiſchen Arbeit 
zuwenden.“ 

Wie die Regierung ſich die Hebung unſerer 
Gewerbe denkt, das haben wir aus dem Ausſpruche 
des Herrn Regierungsvertreters entnommen, der ſich 
auf den rein fiscaliſchen Standpunkt ſtellt, und 
nach dieſem rein fiscaliſchen Standpunkte auch wieder 
die Behauptung aufſtellt, es ſei ja eine gleichmäßige 
Vertheilung der Steuerlaſten auf alle Objecte und 
Subjecte als oberſte Regel der Steuergeſetzgebung 
anerkannt. Das iſt ein wunderbarer Grundſatz, praktiſch 
aber nicht immer durchführbar. Wir vertheilen ja hier 
die Steuerlaſt auf andere Schultern. Ich beabſichtige 
ja, durch eine ſolche herbeigeführte Regulirung die 
Capitalien, welche ſich heute der Beſteuerung ent⸗ 
ziehen, zu derſelben heranzuziehen, und die hohe 
Regierung wird mir zugeben, daß ſie mit großer 
Umſicht danach fahndet, die Capitalien aufzufinden, 
welche ſich der Beſteuerung entziehen, nachdem ſie 
der gewiſſen Ueberzeugung iſt, daß ſolche Capitalien, 
welche ſich der Beſteuerung entziehen, in großem 
Maße vorhanden ſind. 

Der große Geldüberfluß, welcher jetzt exiſtirt 
und vielleicht der hohen Regierung das Schulden⸗ 
machen zu leicht geſtattet, könnte aber dazu benutzt 
werden, um ſolche Regulirungsbauten zu ermöglichen. 
Was für große Uebel würden für den Staat daraus 
entſtehen? Solche Capitalien, welche heute für ihn 
nicht faßbar, nicht greifbar ſind, ſolche Capitalien 
würden dadurch, daß man die Leute, welche ſolche 
Capitalien beſitzen, veranlaſſen würde, Neubauten 
oder Umbauten aufzuführen, in Tauſende und 
Tauſende kleine Canäle geleitet, wo ſie ganz faßbar 
für die Beſteuerung ſind, und zwar bei directer und 
indirecter Beſteuerung. 

Der ſicherere Eingang der directen Steuern und 
der vergrößerte Eingang der indirecten Steuern wird 
die natürliche Folge davon ſein. Endlich nach Jahren 
wird dieſes Capital, welches dann befruchtend auf 
die Gewerbe, befruchtend auf den Staat wirkt, weil 
er dadurch Einnahmen erzielt, endlich wird ſich 
dieſes Capital wieder in jene großen Centren ver⸗ 
laufen, welche für den Staat zur Beſteuerung ſchwer 
faßbar ſind. Das wäre nun nach meiner Anſicht der 
große Vortheil, den der Staat dadurch erreicht. 

Ich werde mir nur noch erlauben, einige 
Aeußerungen, welche mir von Wichtigkeit ſcheinen, 
hier anzuführen, z. B. von der Gemeinde Wien. Die 
Gemeinde Wien, wo nach langer eingehender Debatte 
im Gemeinderathe eine Petition an das hohe Haus 
beſchloſſen wurde, ſagt in ihrer Petition ſelbſt, daß 
es nothwendig ſei, Regulirungsbanten, auf die ſie 
das allergrößte Gewicht legt, nicht nur zur Unter⸗ 


der Sanitäts- und Verkehrsverhältniſſe unbedingt 
durchzuführen. Die Gemeinde, wie ich ſchon früher 
bemerkt habe, wünſcht ebenfalls ſtabile 15 Jahre und 
ich habe mich diesbezüglich conformirt und meinen 
Antrag demgemäß geſtellt. Sie ſagt auch, und ſie iſt 
competent, den Ausſpruch zu thun, den fie viel 
leichter auch nachzuweiſen im Stande iſt, wie die 
meiſten Herren Redner, ſie ſagt: „Den Umbauten 
wendet ſich das Capital wenig zu, weil es dabei 
weniger ſeine Rechnung findet.“ Weiters ſagt die 
Gemeinde Wien, und das halte ich auch für ein ſehr 
wichtiges Argument: „Der ehemalige Feſtungsgürtel 
und die damaligen öffentlichen Rückſichten geſtatteten 
keine breiteren Gaſſen.“ Hier wende ich mich wieder 
an die hohe Regierung und frage, ob dies locale 
Intereſſen ſind, wenn man für das Wohl der Be⸗ 
wohner der Städte ſorgt; hat nicht der Staat eine 
Ehrenpflicht zu erfüllen, hat er nicht ſeinerzeit eine 
Menge von Städten mit Feſtungsgürteln umgeben, 
in Folge deſſen ihre Straßen in einer Weiſe einge⸗ 
engt werden mußten, die den heutigen Anforderungen 
und ſanitären Verhältniſſen nicht eutfpricht? Hat er 
nicht Straßen geſchaffen, die fortwährend der 
Feuersgefahr ausgeſetzt ſind? Hat er nicht die 
moraliſche Pflicht, ſelbſt Opfer zu bringen, um da 
abzuhelfen; er bringt aber, wie ich nachgewieſen 
habe, keine Opfer, indem er ſie auf ſo lange Zeit 
vertheilt, daß man ſie füglich nicht als Opfer 
betrachten kann, weil doch der Staat eine lange 
Lebensdauer hat. Weiter ſagt die Commune Wien — 
und wir können, wenn wir es in ihrem Jahres⸗ 
berichte nachleſen, uns ſelbſt ein Bild davon machen — 
daß ſie nicht in der finanziellen Lage iſt, die Er⸗ 
weiterung auch nur der engſten Straßen durchzu⸗ 
ſetzen; die großen Opfer, die ſie gebracht hat, um die 
ſtörendſten Verkehrshinderniſſe zu beſeitigen, machen 
es ihr nicht möglich, auch noch weitere Capitalien zur 
Sanirung dieſer Uebelſtände aufzuwenden. 

Der öſterreichiſche Ingenieurverein, welcher 
dieſes Project eingehend prüfte, führt auch ganz 
ausführlich aus, in wie vielen Jahren die Gebäude 
an Werth zunehmen, wenn im Innern der Stadt 
umgebaut wird, aus Rückſicht ſchon für den hohen 
Werth der Baugründe und mit Rückſicht auf die Er⸗ 
fahrungen, die man gemacht hat, wenn die Gebäude 
mit größerem Luxus ausgeſtattet werden. 

Es finden bei dieſen Gebäuden Gewerbe und 
Kunſt einen höheren Verdienſt, als bei kleineren 
Miethhäuſern auf entlegenen Vorortegründen. 

Eine Realitätenkriſis aber wird, wie es viel⸗ 
leicht von Manchen beſorgt würde, durch einen Zuſatz, 
wie ich ihn bezüglich der Regulirungsbauten bean⸗ 
trage, für keinen Fall hervorgerufen werden. Es 
wird nicht viel mehr Wohnungsraum entjtehen; aber 
es werden lüftigere und geſündere Wohnungen ge⸗ 
ſchaffen, und es wird dabei jener Vortheil erzielt, der 
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bis nun noch von Niemandem vorgeführt wurde und 
den ich mir jetzt anzuführen erlaube, nämlich, daß, 
wenn durch ſolche Regulirungsbauten eine Seite 


Das hohe Haus gelangt heute, wie ein großes 
Journal richtig bemerkt, zur erſten Probe, welche wir 
mit Bezug auf die Hebung des Volkswohlſtandes zu 


der Straße durch Zurückrücken der Gebäude eine Er: beſtehen haben. Bemerkt wurde ſchon, und ich erlaube 


weiterung erfährt, die auf der anderen Seite der 
Straße befindlichen alten Häuſer an Licht und Luft 
gewinnen. Ich gebe Ihnen zu bedenken, daß durch 
eine ſolche unbedingt nothwendige Erweiterung der 
Straßen nicht allein die ſanitären Rückſichten, ſon⸗ 
dern, wenn man ſich auf den rein fiscaliſchen Stand⸗ 


ſo gerne und vielleicht allein eingenommen, ſtatt des 
wirthſchaftlichen Standpunktes, auch wenn wie geſagt, 
der fiscaliſche Standpunkt gewahrt wird, ja in ſolchen 
engen Straßen der Zinsertrag fortwährend zurüd- 
gehen muß; er kann nicht und wird nicht ſteigen, ſo 
lange es Wohnungen gibt, die ſich in breiteren lufti⸗ 
geren Straßen befinden. 

Wenn man auf den ſtreug fiscaliſchen Stand⸗ 
punkt übergeht, der, ich betone es nochmals, von 
Seite der Regierung immer eingenommen wird, ſo 
glaube ich freilich, könnte man ſagen, wenn keine 
neuen Gebäude mehr gebaut werden, dann verliert 
auch der Staat nichts, er könne nichts verlieren. 

Ich behaupte aber, wenn nicht gebaut wird, 
wenn die Bauthätigkeit nicht gehoben wird, ſo hat 
die Stadt einen Schaden, der nicht ziffermäßig zu 
berechnen iſt, ſpäter aber im Budget zum Ausdrucke 
gelangen wird. 

Ich gebe Ihnen auch zu bedenken, daß die hohe, 
auf uns laſtende Hausſteuer uns keinen Vergleich 
mit anderen Staaten Europas ermöglicht. Ein voll⸗ 
ſtändig beſteuertes Haus im übrigen Europa — wie 
ein hieſiges Blatt mit Recht angeführt hat — zahlt 
nicht die Hälfte der Steuer, wie bei uns ein „ſteuer⸗ 
freies“, man nennt das bei uns eben irrthümlich ein 
„ſteuerfreies“ Haus. Wir können nur ſagen, es ſei 
ein Hans, welches eine geringere Steuer bezahlt, 
aber frei iſt es nicht, daher ich immer betone, daß 
mein Antrag nur eine Steuerbegünſtigung bedeutet. 
Will der Staat — und zu dieſer Anſicht kann ich 
mich nicht aufraffen — die Bauthätigkeit todt⸗ 
ſchlagen? Dadurch, daß er durch deu Regierungs- 
vertreter ausſprechen ließ, zwölf Jahre Steuerfrei⸗ 
heit genügen, ſcheint er, vielleicht unabſichtlich, die 
Bauthätigkeit wirklich todtzuſchlagen. 

Ich komme nun zum Schluſſe. Ich befinde mich 
in einer etwas ſchwierigen Lage, ſchwierig vielleicht 
dadurch, daß ein neuer Mann hier einen Antrag ein- 
gebracht Hat, der, wie ich zu bemerken glaube, das 
Vertrauen der Regierung inſofern nicht genießt, als 
man deſſen Ideen nicht eingehenden Studien zu 
unterziehen beliebt. Ich kann auch nicht glauben, 
daß die hohe Regierung nicht genügend darüber 
nachdenken ſollte, daß der Staat, wenn er in dieſer 
Weiſe handelt und zu engherzig vorgeht, künſtlich 
das Elend großzieht. 


mir es zu wiederholen, das Schlagwort bei allen 
Wahlen war: Förderung der wirthſchaftlichen In⸗ 
tereſſen. ö 

Ich kann nicht glauben, daß das hohe Haus 
auf den Vorſchlag des Ausſchuſſes, nur 12 Jahre 


Steuerbegünſtigung zu gewähren — und groß iſt 
punkt ſtellt, und dieſer wird von der Regierung gar 


dieſe Begünſtigung nicht, denn es ſind dann noch 
immer in Wien 24 Percent an Steuern einſchließlich 
der Zuſchläge zu bezahlen — eingehen könne, 
ſondern ich gebe mich der beſtimmten Hoffnung hin 
und appellire an das Wohlwollen des hohen Hauſes, 
daß Sie zum mindeſten 15 Jahre Steuerbegünſti⸗ 
gung annehmen, und Anlaß zu geben zu regerer 
Bauthätigkeit, für Neu-, Um⸗ und Zubauten, 
daß aber auch mein Antrag bezüglich der Regu— 
lirungsbauten, welchen ich früher die Ehre hatte zu 
verleſen, Ihre Zuſtimmung erfahre. Wenn es noch 
geſtattet iſt, eine kurze Zeit Ihre Aufmerkſamkeit in 
Anſpruch zu nehmen, dann erlaube ich mir mitzu⸗ 
theilen, daß an Petitionen eine noch größere Anzahl 
eingelaufen ſind, als im Berichte des Steueraus⸗ 
ſchuſſes angeführt iſt. Petitionen von Olmütz, Graz, 
Czernowitz, Salzburg, Stanislau, Wien, Tarnopol, 
vom polytechniſchen Club in Graz, der Handels- 
und Gewerbekammer in Schleſien, des mähriſchen 
Gewerbevereines, der Handels- und Gewerbekammer 
Salzburg, des Verbandes der weſtböhmiſchen Ge— 
werbevereine, des Vereines der Verfaſſungsfreunde 
in Wien des öſterreichiſchen Ingenieur- und Archi⸗ 
tektenvereines, des niederöſterreichiſchen Gewerbe— 
vereines; ferner eine Petition von 64 Genoſſen— 
ſchaften, welche, wie Herr Abgeordneter Löblich 
bereits bemerkte, 25.000 Gewerbetreibende repräſen⸗ 
tiren; ferner wurde eine Petition überreicht von 
720 Geſchäftsführern, und wenn hier das Intereſſe 
der Hausbeſitzer in Betracht käme, ſo kann ich ſagen, 
daß eine große Zahl von Unterſchriebenen ſelbſt 
Häuſer beſitzen; ob ſie petitioniren, weil ſie in Folge 
des ſchlechten Geſchäftsganges überlaſtet ſind, das 
überlaſſe ich der Beurtheilung des hohen Hauſes. 
Ferner erlaube ich mir zu bemerken, daß eine große 
Anzahl von Zuſchriften mir zugekommen iſt, welche 
ich gern auf den Tiſch des hohen Hauſes lege und 
welche von einigem Intereſſe ſein dürften. 

Ich will fie nicht ermüden durch wörtliche Ver- 
leſung derſelben. Wenn es nöthig fein ſollte, werde 
ich mir die Erlaubniß des Herrn Präſidenten er— 
bitten, einzelne Stellen daraus vorzuleſen. Ich er⸗ 
laube mir nur zu erwähnen, daß unter Anderem mir 
eine Zuſchrift zugekommen iſt von dem Bürger: 
meiſter der Stadt Prag, und ich erlaube mir einen 
Theil dieſer nicht unintereſſanten Zuſchrift zu ver⸗ 
leſen. Der Bürgermeiſter Prags ſchreibt (liest): 
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„Indem ich den von Euer Hochwohlgeboren ge= 
ſtellten Antrag auf Erlaſſung eines Geſetzes, be⸗ 
treffend die Steuerbefreiung für Neu-, Um⸗ und 
Zubauten in den nächſtfolgenden Jahren, mit Freuden 
begrüße und denſelben namens des Stadtrathes der 
königlichen Hauptſtadt auf das Wärmſte unterſtütze, 
erlaube ich mir zur Begründung des oberwähnten 
Geſetzentwurfes einen Ausweis über die Bauthätig⸗ 
keit vorzulegen.“ In einer weiteren Zuſchrift des 


Bürgermeiſteramtes der Stadt Auſſig wird mit⸗ 


getheilt, daß dieſer Antrag von der Stadtvertretung 


mit Freuden begrüßt wird und man feine volle 


Uebereinſtimmurg mit dieſen Anträgen ausſpricht. 
Weiters eine Zuſchrift des Centralausſchuſſes des 
Bielitz⸗Bialaer Gewerbevereines, in welcher eben⸗ 
falls die volle Zuſtimmung ausgeſprochen wird; ein 
Zuſtimmungsſchreiben des Bürgermeiſters von Trau⸗ 
tenau, worin unter Anderem geſagt iſt: „Die Gründe, 
die für dieſes Geſetz ſprechen, ſind ſo triftig, daß 
hoffentlich die allgemeine Erkenntniß von der Noth⸗ 
wendigkeit der Schaffung dieſes Geſetzes im Abge⸗ 
ordnetenhauſe platzgreifen wird.“ Der Bürgermeiſter 
von Braunau ſpricht namens des Gemeinderathes 


ſeinen Dank aus; ebenſo der Magiſtrat der Bade⸗ 


ſtadt Teplitz. Der Stadtrath von Leitmeritz ſagt auch 
in ſeinem Schreiben, daß er dem Geſetzentwurfe 
vollkommen zuſtimme, daß die Wiederbelebung der 
Vauluſt und des wirthſchaftlichen Lebens ſehnlichſt 
erwünſcht werde. 

Der Bürgermeiſter von Tetſchen an der Elbe 


drückt ebenfalls feinen Dank und vollſtändige Zu- 
ſtimmung aus; der Bürgermeiſter von Jägerndorf 
pflichtet den Ausführungen, die die Begründung 


meines Antrages euthält, vollkommen bei; der 
Bürgermeiſter von Wels ſpricht namens des Stadt⸗ 
rathes den Wunſch der dortigen Bevölkerung aus, 
daß dem Antrage ſtattgegeben werde; der Bürger⸗ 
meiſter von Baden bei Wien ſpricht ebeufalls Dank 
und Zuſtimmung aus; der deutſche politiſche Verein 
in Böhmen ſpricht ſich darüber ſehr ausführlich aus, 


in welch' enger Beziehung die Baugewerbe zur 


Hebung der Steuerkraft ſtehen; der Handels⸗ und 
Gewerbeverein in Iglau hält ſich vollkommen über- 
zeugt, daß eine ſolche Steuerbegünſtigung die 
Wiederbelebung der Bauluſt und damit eine weſent⸗ 
liche Hebung des wirthſchaftlichen Lebens zur Folge 


haben wird; die Direction des kärntneriſchen In⸗ 
duſtrie⸗ und Gewerbevereines in Klagenfurt ſpricht 
ebenfalls den Dauk und die Zuſtimmung aus, weiters 


der Bürgermeiſter der Stadt Krakau, der Ge⸗ 
meinderath der Stadt Eger, das Bürgermeiſteramt 


von Königgrätz und von Kremſier ſpricht ſeine Zu⸗ 


ſtimmung und ſeinen Dank aus; die Prager 
Handelskammer theilt mit, daß ſie dem hohen 
Handelsminiſterinm eine Eingabe überreicht hat 
und ſchreibt (lest): „Gerade für Prag iſt die 
Frage von Wichtigkeit, weil in letzterer Zeit eine 
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förmliche Stagnation in der Bauthätigkeit einge⸗ 
treten iſt, die nur im Wege der Steuerbefreiung 
behoben werden könne.“ 

Weiter wurde mir der Dank und die Bu- 
ſtimmung ausgeſprochen vom Präſidium des ober⸗ 
öſterreichiſchen Gewerbevereines; ferner habe ich 
Zuſtimmungsſchreiben, in welchen theilweiſe Abän⸗ 
derungen gewünſcht werden, welche ich jedoch bei 
den Auffaſſungen, wie fie im Steuerausfchuffe 
herrſchten, kaum zu proponiren wagte; weiters ſind 
mir Zuſchriften geworden von den Gemeinden 
Schlaggenwald, Mähriſch⸗Neuſtadt, Königsberg, 
Warnsdorf, vom Gewerbevereine der Stadt Reichen⸗ 
berg, der Gemeinde Pilſen, der Gemeinde Innsbruck, 
des böhmiſchen Architekten⸗ und Ingenieurvereines, 
bezüglich der Familienhäuſer, welche vom Herrn 
Collegen Dr. Sax bereits ausführlich behandelt 
wurden, von der Gemeinde Komotau, vom techniſchen 
Club in Teſchen, vom techniſchen Club in Salzburg, 
vom Bürgermeiſteramte Taus, vom Klagenfurter 
Gemeinderath; das Bürgermeiſteramt in Steier theilt 
mit, daß der bezügliche Antrag durch den Abgeord— 
neten von Steier unterſtützt werden wird. 

Ich habe Ihre Zeit damit in Anſpruch geuom— 
men, um Ihnen zu zeigen, welch lebhaften Wieder: 
hall dieſer Antrag in allen Theilen des Neiches 
hervorgerufen hat. Es kam mir nicht in den Sinn, 
für irgend eine Stadt eine Begünſtigung anzuſtreben, 
wenn es möglich iſt, für das ganze Reich eine ſolche 
Begünſtigung zu erringen. 

Ich ſchließe nun mit der Bitte, daß Sie meine 
beiden Anträge, welche ich im Intereſſe der Gewerbe: 
treibenden, im Jutereſſe vieler Steuerträger ſtellte, 
mit Wohlwollen aufnehmen und Ihnen Ihre Zuſtim⸗ 
mung geben. Dieſe beiden Anträge habe ich Ein⸗ 
gangs verleſen und befinden ſich dieſelben in Händen 
des Herrn Präfidenten. 


N Präſident: Der Herr Abgeordnete Wieſen⸗ 
burg ſtellt zu §. 2 den Abänderungsantrag, daß 
ſtatt 12 Jahre 15 Jahre Steuerbefreinng bewilligt 
werden. Ich erſuche jene Herren, welche dieſen 
Antrag unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schielt.) Er iſt genügend unterſtützt. Weiters 
beantragt der Herr Abgeordnete Wieſen burg ein 
zweites Alinea folgenden Inhaltes (lies): 
„Umbauten jedoch, deren Herſtellung im 
Intereſſe der Durchführung eines von den 
competenten Behörden genehmigten Re— 
| gulirungsplanes gelegen iſt und welche bis 
einſchließlich des Jahres 1890 vollendet 
ſind und wofür innerhalb dieſer Friſt der 
Benützungsconſens erwirkt wurde, genießen 
eine Steuerbefreiung in der Dauer von 
30 Jahren.“ 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 


Er ift genügend unterſtützt und ſteht in Ver⸗ 
handlung. 

Der Herr Abgeordnete Dr. v. Pleuer hat 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. v. Plener: Der Antrag, 
den wir ſoeben gehört haben, unterſcheidet ſich zunächſt 
in Bezug auf den erſten Theil ſcheinbar nicht ſehr 
weſentlich von dem Antrage des Ausſchuſſes, und 
wenn es ſich bloß um die Ziffer handeln würde, ſo 
würde man glauben, daß die beiden Standpunkte 
einander ſehr nahe gekommen ſind. Allein trotz dieſer 
ziffermäßigen Annäherung der beiden Anträge 
beſteht ein principieller Gegenſatz zwiſchen dem An⸗ 
trage des Ausſchuſſes und den Anträgen des geehrten 
Herrn Vorredners. Diejenige Richtung, welche durch 
den Ausſchußbericht vertreten iſt, ſteht eigentlich 
principiel auf dem Standpunkte, daß das ganze 
Syſtem der Steuerbefreiung für Neubauten, wenn 
es ſich um ein neues Geſetzgebungsſyſtem handeln 
würde, au und für ſich nicht empfehlenswerth iſt, und 
daß es ſich nur aus Rückſichten der Opportunität und 
der Anknüpfung an gewiſſe geſetzgeberiſche Tradi⸗ 
tionen empfiehlt, den Zeitraum, für welchen die 
Steuerfreiheit gewährt iſt, in einen gewiſſen Einklang 
mit den gegenwärtigen geſetzlichen Beſtimmungen zu 
halten und ein gewiſſes Maß nicht zu überſchreiten. 
Anderſeits iſt es nur eine Conceſſion, die der Herr 
Antragſteller macht, indem er von dem urſprünglichen 
Antrag von 20 Jahren auf 15 Jahre herabgegangen 
iſt, indem er von ſeinem principiellen Standpunkte 
die ungemeſſene Dauer beantragen müßte und nur 
aus Gründen der Opportunität, um einen Theil 
ſeiner Anſchauungen zur Geltung zu bringen, auf 
die niedrige Ziffer ſeinen Antrag reducirt hat. 

Der Grund der Richtung, welche im Aus— 
ſchußberichte enthalten iſt, und dem ich mich an⸗ 
ſchließe, iſt einfach der: Wir ſind der Meinung, daß 
die Steuerfreiheit für Neubauten theoretiſch un⸗ 
zweifelhaft die Bedeutung hat, die Grundrente des 
betreffenden Baugrundes zu erhöhen, reſpective den 
Preis der Bauſtelle in die Höhe zu treiben. Dieſer 
Satz ift in der Generaldebatte vom Herrn Abgeord— 
neten für Troppau klar formulirt worden, und wenn 
ich auch demſelben in der allgemeinen Formulirung 
zuſtimme, ſo möchte ich mir doch in Bezug auf die 
praktiſche Durchführung eine kleine Einſchränkung 
erlauben. So ſehr ich von der theoretiſchen Richtig⸗ 
keit des Satzes im Allgemeinen überzeugt bin, muß 
ich doch, weil man von Wien ſpricht, in Bezug auf 
eine ſo große Stadt, wie Wien, einige Unterſchiede 
in Bezug auf die verſchiedenen Quartiere der Stadt 
machen. In der innern Stadt, wo vermöge der 
natürkichen Zuſammenhäufung der Meuſchen und 
Geſchäfte der Neubau ein beſchränkter iſt, wo ein 
großes Augebot von neuen Wohnnugen durch die 
Natur der Dinge ausgeſchloſſen erſcheint, kommt 


jenes Geſetz, von welchem der Herr Abgeordnete für 
Troppau geſprochen hat, recht eigentlich zur Geltung. 
Hier genießen die Beſitzer von Baugründen ſchon 
durch die Natur der Lage der Baugründe ein natür⸗ 


liches Monopol, und durch die Gewährung der 


Steuerfreiheit wird dieſes Monopol nur geſteigert 
und prämiirt, indem ſie nicht zu befürchteten haben, 
daß durch ein größeres Angebot von anderen Woh— 
nungen ihre Grundrente wieder herabgeſetzt werde. 

Anders verhält es ſich an der Peripherie einer 
ſo großen Stadt wie Wien. Hier wirkt das Angebot 
von neuen Wohnungen gegen die ſteigende Tendenz 
der Grundrente und wirkt die Gewährung der Steuer— 
freiheit nicht in demſelben Sinne, wie in der inneren 
Stadt, ſondern hier kommt die Steuerfreiheit in der 
That ſehr häufig den Miethern zu Gute. Es verhält 
ſich mit der Steuerfreiheit, wie mit der Steuer ſelbſt. 
In der inneren Stadt, wo ein natürliches Mo⸗ 
nopol der Hauseigenthümer wegen der beſchränkten 
Zahl von Bauſtellen beſteht, wirkt die Steuer an und 
für ſich in der Art, daß der Hauseigenthümer dieſelbe 
auf die Miether überwälzen kann, weil die Nachfrage 
ſo ſtark iſt, daß die Miethe ſich nicht bloß durch die 
Productiouskoſten und die Steuer regulirt, ſondern 
der Miether bietet, was nothwendig erſcheint, um das 
Wohuungsbedürfniß in dieſem Ceutrum zu befriedi⸗ 
gen, während an der Peripherie der Stadt, wo das 
Angebot viel ſtärker wirkt, die Hanseigenthümer 
einen Theil der Steuer auf ſich nehmen und nicht die 
gauze Steuer auf die Miether überwälzen, und gerade 
fo kommt die Steuerermäßigung und Steuerfreiheit 
den Miethern zu Gute. 

Wenn man aber weiter geht und die wirth— 
ſchaftlichen Folgen von ſolchen Stenerbefreiungen, 
namentlich im Centrum der großen Stadt, ins Auge 
faßt, muß man noch über die weiteren Folgen klar 
werden, welche eine Steigerung der Grundreute für 
Bauſtelleu in der innern Stadt durch die Steuer— 
freiheit zur Folge hat. Sie treibt überhaupt den 
Zinsfuß für die Bauunternehmer hinauf und ver⸗ 
theuert ſo das ganze Baugewerbe. 

Es iſtja ganz deutlich, daß der Bauunternehmer, 
der die Stener, die er durch eine Reihe von Jahren 
hätte zahlen müſſen, erſpart, vermöge dieſes größeren 
Capitalswerthes von Haus aus einen größeren 
Preis für die Bauſtelle bieten kann und das Riſico 
eines theneren Baues anf ſich nehmen kann. Das 
wiſſen die Ziegelfabrikanten genau, und eine deutliche 
Illuſtration zu dieſem allgemeinen Satze, den ich 
ausſpreche, iſt es, wenn wir in den Zeitungen vor 
einigen Tagen geleſen haben, daß ein Kartell der 
Ziegelfabrikauten der Umgebung von Wien geſchloſſen 
wurde, wodurch ſämmtliche Materialpreiſe für Ziegel 
um 25 Percent geſteigert wurden. Solche Stimula— 
tionen wie das gegenwärtige Geſetz und insbeſondere 


der Antrag Wieſen burg erzeugen immer ungeſunde 


und momentan aufſchwellende Speculationen in ein⸗ 
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zelnen Gewerben, und es iſt klar, daß Diejenigen, N zu fünf Percent rechne, ſo entſpricht 


welche das Rohmateriale für dieſe Gattung von Produc⸗ 
tion liefern, davon profitiren, die Preiſe ihrer Pro- 
ducte hinauftreiben und dadurch die Koſten des 
ganzen Bauunternehmens emporſchnellen, es iſt da⸗ 
her irrig zu glauben, daß bei jo concreten Verhält⸗ 
niſſen, wie in der inneren Stadt Wien, die Gewäh⸗ 
rung von Steuerfreiheit auf die Ermäßigung der 
Wohnungspreiſe oder die Herabſetzung der allge⸗ 
meinen Productionskoſten der Häuſer hinwirken 
werde. 

Wenn ich mir nun noch ein Wort über die 
Ziffer zu ſprechen erlaube, zu den 12 und 15, be⸗ 
ziehungsweiſe 30 Jahren, ſo glaube ich, daß es über⸗ 
haupt leicht iſt, in Bezug auf Ziffern zu ſtreiten, die 


immer mehr oder minder willkürlich ſind. Die Ziffer 


von 12 Jahren aber iſt, glaube ich, nicht ohne ge⸗ 
wiſſen Vorbedacht vom Ausſchuſſe gewählt worden, 
wie auch die 12 Jahre in der Regierungs vorlage 
vom Jahre 1874 mit Grund eingeſtellt waren. 
Nehmen Sie z. B. folgenden Fall: Ein Haus 
zahlt eine Bruttoſteuer von 1000 fl. Das entſpricht 
bei einer ſechspercentigen Verzinſung einem Capitale 
von 16.666 fl. Dadurch, daß der Bauunternehmer durch 
eine Reihe von Jahren die Steuer aus ſeinem Mieth⸗ 
einkommen nicht zu entrichten hat, kann er dieſe 
1000 fl. anlegen, capitaliſiren und zu Zinſeszinſen 
aufwachſen laſſen und in 12 Jahren wird dieſe 
erſparte Steuer von 1.000 fl. per annum aufwachſen 
zu der Summe von 17.882 fl., das heißt, zu dem 
Betrage, welcher bereits höher iſt, als das uoth⸗ 
wendige Capitale, um mit deſſen Zinſen die Steuer 
zu bedecken. Er erzeugt ſich daher aus der jährlichen 
Steuererſparung denjenigen Capitalfond, mit deſſen 
Zinſen er am Schluſſe der ſteuerfreien Periode die 
alsdann beginnende Steuer bezahlt; darin, daß die 
Accumulirung auf die Höhe dieſes Capitales nach 
12 Jahren eintritt, liegt eine gewiſſe Berechtigung 
für dieſe 12 Jahre und dieſe Friſt. 

Gehen wir aber weiter, dehnen wir die Steuer- 
freiheit auf einen längeren Termin aus, ſo erzeugen 
Sie durch die Accumulirung durch einen ſo langen 
Termin ein Capital, deſſen Zinſen nicht nur hin⸗ 
reichen, um die künftige Steuer zu bedecken, ſondern 
das aldann einen freien Reinertrag abwirft, den der 
betreffende Hauseigenthümer wieder für ſeine Privat⸗ 
wirthſchaft oder weiter zum Ankaufe von Bauſtellen 
verwenden kann. Er kann damit den Preis der Bau⸗ 
ſtellen aufs Neue in die Höhe treiben. Wenn Sie 
30 Jahre Steuerbefreiung annehmen, ſo würden bei 
demſelben Beiſpiele nach 31 Jahren dieſe 1.000 fl. 
jährlicher Steuererſparung auf 89.889 fl. aufge⸗ 
wachſen ſein. Dieſe bedeutende Summe entſpricht 
aber, wenn wir bei demſelben Beiſpiele bleiben wollen, 
dem Capitalwerthe des Hauſes ſelbſt. Denn 1.000 fl. 
Steuer entſpricht einem Bruttomiethertrage von 
4.420 fl., und wenn ich nur eine Verzinſung des 


dieſes Bruttoerträgniß einem Capitalswerthe von 
88.400 fl. Sie haben daher nach 30 Jahren durch 
die Steuererſparniß eine Summe accumulirt, welche 
dem Capitalswerthe des Hauſes ſelbſt gleichkommt. 
Soweit führt die Conſequenz einer ſo weit gehenden 
Steuerbefreiung. 

In Bezug auf den materiellen Unterſtützungs⸗ 
grund für eine jo lange Dauer führt der Herr An⸗ 
tragſteller die Nothwendigkeit an, in gewiſſen Thei⸗ 
len der inneren Stadt — und die Sache bezieht ſich 
vornehmlich auf Wien, obwohl ſich eine Maſſe an⸗ 
derer Städte dieſen Petitionen angeſchloſſen haben, 
— im Intereſſe des Verkehres Hinderniſſe zu beſei⸗ 
tigen und die innere Stadt zu reguliren. 

Nun iſt es außerordentlich ſchwierig, den Be⸗ 
griff einer ſolchen Regulirung irgendwie geſetz⸗ 
lich zu definiren, und der geehrte Herr Antragſteller 
hat vollkommen Recht gethan, daß er die etwas 
unglückliche Definition, die er in ſeinem erſten An⸗ 
trage hatte, fallen ließ, und ſich gegenwärtig mit 
dem allgemeinen Worte „Regulirung“ begnügt. 
Allein, ich bitte zu erwägen, daß, wenn Sie zwei fo 
weſentlich verſchiedene Steuerbefreiungstermine, wie 
von 15 und 30 Jahren, nach dem Antrage des 
Herrn Abgeordneten feſtſetzen, es das Beſtreben 
ſowohl der Communen, als namentlich aller bethei⸗ 
ligten Intereſſenkreiſe ſein wird, jede größere Bau⸗ 
führung in die Kategorie der Regulirungspläne ein⸗ 
zureihen; dies wird ſehr leicht geſchehen können, 
man braucht dazu keiner außerordentlichen Preſſions⸗ 
mittel. Von der Communalverwaltung wird jede Ver⸗ 
änderung der Baulinie, jede kleine Abweichung von dem 
beſtehenden Bauniveau und dgl. nicht bloß als ein 
privater Umbau erklärt werden, ſondern als Vor⸗ 
bereitung für einen größeren allgemeinen Regulirungs⸗ 
plan der Stadt. Und ſchließlich iſt ja jeder einzelne 
Bau in einer großen Stadt unter gewiſſen allgemei⸗ 
nen Geſichtspunkten der allgemeinen Straßenreguli⸗ 
rung von Hauſe aus ſchon vorgezeichnet. 

Man wird daher immer ſehr leicht behaupten 
können, daß dieſer oder jener Bau unter die Kate⸗ 
gorie der Regulirungen fällt und damit ſtatt auf 
15 Jahre auf 30 Jahre Steuerbefreiung Anſpruch 
hat. (Rufe: Sehr gut!) Dadurch iſt von vornherein 
ein ſchwankendes Element in die ganze Geſetzgebung 
gebracht, welches durch Connivenz der Communal⸗ 
behörden, durch einen geringeren Widerſtand der 
Staatsbehörden dahin führen wird, daß allgemein 
ſtatt einer 15jährigen eine 30jährige Steuerbefreiung 
eingeführt würde. 

Nun führt man als allgemeine Argumentation 
für dieſen Antrag gewöhnlich das Ausland an, man 
weiſt auf die beſſeren Sanitätsverhältniſſe der anderen 
großen europäiſchen Städte hin, auf deren größere 
Bauluſt, auf die geſünderen Baueigenſchaften der 
Häuſer in den fremden Städten u. ſ. w. Nun ſind 
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das Alles ganz richtige Mittheilungen, die aber kein 
Argument für dieſe Forderungen ſind. Das, was in 
anderen Ländern in Bezug auf Steuerfreiheit 
geſchieht, unterſcheidet ſich anßerordentlich weſentlich 
von dem, was in Oeſterreich geſchehen iſt. Dieſe 
ganze öſterreichiſche Steuerbefreiung gehört der alten 
patriarchaliſchen Geſetzgebung des Polizeiſtaates an, 
die in Zeiten großer Capitalsarmuth und volks— 
wirthſchaftlichen Mißtraneus verſuchte, durch ein- 
ſeitige, ſtimulirende volkswirthſchaftliche Mittel eine 
beſtimmte Thätigkeit ins Leben zu rufen, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die allgemeine Auffaſſung der Aufgaben des 
Staates und auf die allgemeine fördernde Thätigkeit 
desſelben. Aus dieſer kleinen engherzigen polizete 
ſtaatlichen Auffaſſung der Staatshilfe hat ſich die 
Steuerbefreiung in unſerer Geſetzgebung ſeit dem 
Aufange dieſes Jahrhundertes entwickelt. 

In anderen Ländern, wo eine freiere und 
größere Auffaſſung in Bezug auf die Stellung des 
Staates zu den Einzelunternehmungen von jeher 
beſtand, beſteht ein ſolches kleines, ſtimulirendes Vor⸗ 
gehen nicht, und Sie finden daher in den Geſetz⸗ 
gebungen anderer Länder ohne Rückſicht auf die 
Höhe der Steuern eine ähnliche langjährige Steuer- 
befreiung wie in Oeſterreich abſolut nicht. In ganz 
Deutſchland, ganz Italien, ganz Frankreich beſteht 
geſetzlich nur eine zweijährige Steuerbefreiung für 
Neubauten, was ganz rationell iſt, weil innerhalb 
der erſten zwei Jahre nach dem Bane ſchon aus 
ſanitätspolizeilichen Gründen eigentlich ein Haus 
am beiten gar nicht bewohnt werden ſollte. In Eug⸗ 
land, von dem heute wieder ſehr viel geſprochen 
worden iſt, kennt man das Inſtitut der Steuerbefrei⸗ 
ung für Häuſerbanten gar nicht, und in England 
beſteht in Form der localen Beſtenerung eine Com⸗ 
munalbeſteuerung von außerordentlicher Höhe, eine 
Beſteuerung des jährlichen Miethzinſes, die in vielen 
Fällen faſt die Höhe der Wiener Beſteuerung erreicht. 
Unter der Form der Armenſteuer und der Steuer für 
öffentliche Bauten wird in London zwiſchen 30 und 
40 Percent von der Miethe der Häuſer eingehoben, 
es fällt aber dort Niemandem ein, Steuerfreiheit zu 
verlangen, und die Bauten nehmen in außerordent⸗ 
licher Weiſe zu. 

Aber in keinem Lande der Welt iſt vielleicht im 
Laufe der letzten Jahre mehr gebaut worden als in 
den Vereinigten Staaten von Amerika, wo wir ſehen, 
daß manche Städte im Verlaufe von 5— 10 Jahren 
ganz nen entſtanden ſind. 

In gauz Amerika nun iſt die Steuerbefreiung 
unbekannt, und in ganz Amerika ſind die directen 
Steuern auf Häuſer höher als auf dem ganzen Con⸗ 
tinente, ich glaube ſogar höher als in Oeſterreich 
ſelbſt, denn dort wird die ganze Staatsſteuer — 
Staat im engeren Sinne des einzelnen Staates der 
Union — alſo die ganze Staatsſteuer, Communal⸗ 
ſteuer, Grafſchaftſteuer, alle eigentlich nur durch die 


1519 


Grund⸗ und Gebäudeſteuer aufgebracht, und in den 
weſtlichen Staaten, die mit geringerer Verwaltungs⸗ 
maſchinerie und wohlfeiler arbeiten, betragen dieſe 
Localſteuern auf Häuſern in der Regel zwiſchen 30 
und 40 Percent. 

Ich habe vor Kurzem eine Notiz geleſen gerade 
von ſolchen Bauten in dem Staat Ohio z. B., wo 
eine unglaublich raſche Bauthätigkeit ſich entwickelt, 
wo die Leute klagen über die exorbitante Höhe der 
Steuern, die ſie von dem jährlichen Miethwerthe — 
denn dort wird dieſe Steuer nach dem jährlichen 
Miethwerthe eingeſchätzt — bezahlen müſſen, wo 
aber trotzdem, daß von einer Steuerbefreiung nicht 
die Rede iſt, und daß ſofort, nachdem das Haus 
fertig iſt, die hohe Steuer eingehoben wird, doch fort 
und fort gebaut wird. 

Man muß bei Erwähnung fremder Zuſtände 
vorſichtig ſein. Angeregt durch mehrere Herren 
Redner, die fremde Geſetzgebungen citirt haben, 
möchte ich noch auf einen Punkt zu ſprechen kommen, 
der mir vielleicht entgegengehalten würde, das iſt 
der Vorgang unter Napoleon III. in Paris zu Aus 
fang der Fünfziger⸗Jahre bei der erſten Inangriff⸗ 
nahme der großen Bauten. 

Für das erſte große Object, das man wegen 
ſeiner Schönheit am liebſten und raſcheſten ausführen 
wollte, die Rue de Rivoli längs dem Tuileriengarten 
bis zum Hötel de ville, hat man damals im Anfange 
für die Bauten der Rue de Rivoli eine 30jährige 
Steuerbefreiung bloß von der Grundſteuer, nicht 
aber von der ſogenaunten Häuſerſteuer bewilligt. 

Hier beſteht ein Unterſchied, der natürlich im 
Weſen der franzöſiſchen Steuergeſetzgebung liegt, der 
Unterſchied zwiſchen der Steuer auf Grundrente und 
der eigentlichen Haus- und Miethſtener; aber zus 
gleich abgeſehen von dieſem äußerlichen Umſtande be⸗ 
ſteht eine innerlich zutreffende Unterſcheidung. Denn 
man führte damals eine Begünftigung ein, um die 
Grundrente raſcher hinaufzutreiben, und nicht aber 
um das Baugewerbe zu prämiiren, daß man ihm 
auch noch die Steuer des portes et fenétres, das 
it, die Thür⸗ und Fenſterſteuer ſchenken wollte. Bei 
den ſpäteren Bauten, gegen Weſten und Nordweſten 
von Paris iſt man von dieſem Syſtem mehr und 
mehr abgegangen, und hat dieſe dreißigjährige Steuer: 
befreiung von der Grundſteuer allmälig fallen ge— 
laſſen. Man citirt gewöhnlich bei uns den Vorgang 
des Stadterweiterungsfondes, daß durch die dreißig— 
jährige Steuerbefreiung des Stadterweiterungsfondes 
dieſe prachtvollen Häuſerbauten Wiens raſch entſtan⸗ 
deu ſind. 

Ich zweifle gar nicht, daß ein weſentlicher 
Grund dieſer raſchen Bauführungen die Steuerbefrei⸗ 
ung iſt. Allein, ob nicht dieſe Stenerfreiheit zugleich 
auch ein weiterer Grund für die hohen Miethpreiſe, 
für die koſtſpielige Ausführung auf den Stadterwei⸗ 
terungsgründen iſt, das bitte ich zu erwägen. Wir 
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haben durch die geſchehene Steuerbefreiung die Bau⸗ 
ſtellen auf den Stadterweiterungsgründen theuer ge⸗ 
macht und dadurch die ganzen Bauten vertheuert; 
allerdings dadurch auch raſcher gefördert, aber damit 


nicht die Zwecke erfüllt, die urſprünglich beabſichtigt 


waren. 

Ich glaube überhaupt, bei ſolchen Gegenſtänden 
müſſe man ſich zu einem allgemeinen Geſichtspunkte 
emporheben. Ich gebe zu, daß die Bauten in den 
großen Städten Sache des öffentlichen Intereſſes 


ſind und nicht ganz regellos vom Staate vernach⸗ 


läſſigt werden dürfen. 

Allein, es iſt ein Punkt, den die Herren, die 
ſo großes Gewicht auf die Regulirung in großen 
Städten legen, nach meiner Meinung überſehen. 
Nichts iſt ſchlechter, und das geben die praktiſchen 
Juriſten zu, als unſere gegenwärtigen geſetzlichen 
Beſtimmungen über das Expropriationsverfahren; 
wir haben eigentlich nur für Eiſenbahnen ein ordent⸗ 
liches Expropriationsgeſetz, für die ſogenannten 
Reichsſtraßen und Bezirksſtraßen; für eine andere 
Form der Euteignung zu öffentlichen Zwecken muß 
man ſich eigentlich mit dem $. 365 des bürgerlichen 
Geſetzbuches behelfen, und ſoweit ich von practiſchen 
Juriſten höre, ſchwankt die Praxis der Gerichte ſehr 
in Bezug auf die Geſtattung der Expropriation uach 
dem Wortlaute des §. 365. 

Wenn Sie die Bauten befördern wollen, iſt es 
das Erſte, daß Sie ein euergiſches, großes Expro⸗ 
priationsgeſetz mit erleichternden Beſtimmungen 
einführen, und das iſt es, was in Paris und London 
die großen Bauten eigentlich gefördert hat, ein ab⸗ 
gekürztes Expropriationsverfahren. Das muß meiner 
Meinung nach vorgehen, und ich halte das für viel 
nützlicher und der ganzen Thätigkeit des Staates 
entſprechender, wenn man in dieſer Richtung die 
Bauten fördert, als wenn man einzelweiſe Privi⸗ 
legien für vorübergehende Zwecke ſchafft. Ich glaube 
überhanpt, wenn man eine Staatshilfe für ſolche 
wirthſchaftliche Productionen haben will, muß man 
ſich eben von dem Standpunkte, den ich früher 
erwähnt habe, erheben, die Staatshilfe nie darin 
ſuchen, daß einzelne Exemtionen, einzelne Privilegien 
geſchaffen werden, ſondern man muß ſie auf die 
Thätigkeit zurückführen, die dem Staate heute, über⸗ 
hanpt nach feiner heutigen Stellung in der Cultur 
zukommt, das iſt, die allgemeinen Bedingungen zu 
ſchaffen, auf Grund deren die Thätigkeit in den ein⸗ 
zelnen Productionszweigen ſich vollzieht. 

Das iſt der Standpunkt, auf dem ich ſtehe, von 
dem aus ich überhaupt ein Gegner ſolcher Exem⸗ 
tionen und Privilegien bin; aber nachdem ſie 
einmal in der Geſetzgebung ſeit einer Reihe von 
50 — 80 Jahren hergebracht find, kann man nicht 
einfach einen Strich darüber machen und darum iſt 
es ein kluges und vorſichtiges Vorgehen des Aus⸗ 
ſchuſſes geweſen, dieſe Exemtion, dieſes Privilegium 


auf ein beſchränktes Maß herabzufetzen und ich 
glaube, wir ſollten in keiner Beziehung weitergehen, 
weder in Bezug auf die 15 Jahre der gewöhnlichen, 
noch auf die 30 Jahre der ſogenannten Regulirungs⸗ 
bauten, uns vielmehr auf das beſchränken, was man 
ſchließlich als eine Conceſſion an die gegenwärtigen 
Anſchauungen und geſetzgeberiſchen Traditionen 
bewilligen kann, und darüber nicht hinausgehen. Aus 
dieſem Grunde werde ich für den Antrag des Aus— 
ſchuſſes ſtimmen. (Beifall) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Stendel 
hat das Wort. 


Abgeordneter Steudel: In voller Ueberzeu⸗ 
gung, daß ich der Sache, die ich zu vertreten die Ehre 
habe, viel mehr nütze, wenn ich mich möglichſt kurz 
faſſe und nicht in Wiederholungen ergehe, werde ich 
mir erlanben, bloß auf einige Aeußerungen des un⸗ 
mittelbaren Herrn Vorredners, ſoweit mir dies 
meine ſchwachen Kräfte erlauben, zu erwiedern. Der 
unmittelbare Herr Vorredner hat damit begonnen, 
daß er dasſelbe, was in der letzten Generaldebatte 
ein Herr Redner betont hat, ſagte, daß nämlich die 
höhere Steuerbefreiung die Folge hat, daß die 
Grundrente höher wird. Nur unterſcheidet er ſich 
wohlthätig von dem früheren Redner, dem Herrn 
Abgeordneten für die Stadt Troppau, daß er doch 
zugibt, daß an der Peripherie der Städte, insbeſon⸗ 
dere an der Peripherie der Stadt Wien — ich bin 
aufrichtig, zu behaupten, daß es ſich in erſter Linie 
um die Stadt Wien handelt — die Steuerbefreiung 
doch wenigſtens dem Miether zugute kommt. Davon 
bin auch ich vollkommen überzeugt und glaube, das 
hohe Haus dürfte mir etwas Glauben ſchenken, daß 
ich gerade in den Vorſtadtbezirken und in der Um⸗ 
gebung von Wien derart bekannt bin, daß ich es auf 
eine Prüfung mit Jedermann im hohen Haufe an⸗ 
kommen laſſe, wer beſſer die Verhältniſſe ſtudirt, 
durchlebt, miterlebt und kennen gelernt hat. 

Nun, meine Herren, wem wollen wir helfen? 
Es liegt uns ganz und gar fern, zu behaupten, daß 
durch die geſtellten Amendemeuts, die wir als Ver⸗ 
treter der Stadt Wien unterſtützen, noch Groß⸗ 
artiges von Bauten im Ceutrum der Stadt oder 
in jenen Theilen der Vorſtädte, die nahe am Centrum 
der Stadt liegen, geleiſtet werden kann — da iſt 
Alles verbaut und diejenigen Stadttheile, für die wir 
überhaupt noch eine größere Steuerfreiheit verlangen, 
ſind nun nicht nur verbaut im gewöhnlichen Sinne 
des Wortes, ſondern ſo überfüllt und verbaut, daß 
eine Regulirung dringend geboten erſcheint, und da 
ſtimmt es gar nicht mit meiner Erfahrung überein, 
was ein Redner in der letzten Sitzung und der 
unmittelbare Herr Vorredner zu beweiſen beſtrebt 
waren und ein anderer Redner, der den Antrag 
geſtellt hat, die Steuerbefreiung für 20 Jahre zu 
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bewilligen, wenn die Commune auf ihre Umlagen 
Verzicht leiſtet. Ja, meine Herren, man hat ſich die 
Sache ſo vorgeſtellt und es auch ausgeſprochen: Da 
geht die Gemeinde einfach her, entwirft den Regu⸗ 
lirungsplan und wartet gemüthlich, wie ein ange⸗ 
malter Türke vor der Tabaksbude, bis Jemand 
kommt und den Umbau beginnt. Nein, meine Herren! 
Das iſt ganz anders. Die Gemeinde, vom Pflicht⸗ 
gefühle durchdrungen und von den Organen der Re— 
gierung aufgefordert, muß Sorge tragen, daß die 
lebensgefährlichen Paſſagen erweitert werden, fie 
muß aber auch im Intereſſe der Geſundheitspflege 
alles Mögliche thun, daß ganze Gruppen von Hänfern, 
den Erforderniſſen der Jetztzeit entſprechend, regulirt 
werden, was bisher nicht geſchah und nicht geſchehen 
kounte, weil Wien, wie manche andere Stadt, früher 
als Feſtung betrachtet wurde und inuerhalb ihrer 
Mauern die Hänſer eng zuſammengepfercht werden 
mußten. Das find freilich einzelne Fälle. Es ſagt aber 
auch der heute eingebrachte Autrag ganz deutlich, 
daß in denſelben die Genehmigung der competenten 
Behörde erforderlich iſt, die Vorlage alſo vorher 
wohl durchprüft werden muß, nicht aber, wie der 
unmittelbare Herr Vorredner meint, den Gemeinden 
und ſpeciell der Gemeinde Wien die Sache ganz 
leicht gemacht werden ſoll, indem jede Bauführung 
als Regulirung ausgegeben und ſo für jede die 
Steuerbegünſtigung augeſprochen werden könnte. 
Mich hat im Gegentheile meine 19jährige Er⸗ 
fahrung als Mitglied der Gemeindevertretung von 
Wien überzeugt, daß die Regierung gar nicht fo zuvor⸗ 
kommend gegen die Wünſche der Stadtvertretung von 
Wien in ſolchen Angelegenheiten war, daß ſie aber ihr 
beiſpielsweiſe große Schwierigkeiten bei der Expro⸗ 
priirung bereitet hat und daß derſelben zum Schluſſe 
nichts anderes übrig blieb, als Häuſer und Häuſer⸗ 
gruppen einzulöſen und dabei 600 — 1200 fl. in den 
Seitengaſſen, auf größeren Plätzen auch 2000, 3000 
und 4000 fl. per Quadratklafter zu zahlen. Heute 
wäre die Unterſtützung der Gemeindevertretung 
feitenö der Regierungsorgane auch keine kräftigere 
und da kann man ſich wohl denken, daß dieſe compe⸗ 


tente Behörde, welche ſolche Fälle zu prüfen hat, 


keine allzu großen Conceſſionen bezüglich der Steuer⸗ 
befreinng machen würde. Wir wollen im Allgemeinen 
15 ſtatt 12 Jahre bei den gewöhnlichen Bauten und 
entfernen uns damit nicht ſo ſehr von der Meinung 
des Herrn Vorredners, des Ausſchuſſes oder des 
Referenten, welche des Syſtems der Steuerbefrei⸗ 
ungen ſich gänzlich entledigen möchten und nachdem 
in der Periode des Baues der Ringſtraße 30 und 25 
Jahre und nach der jetzt noch geltenden Beſtimmung 
15 Jahre Steuerfreiheit gewährt wurden, ſo wäre 
es ganz gerecht, daß Umbauten dieſelbe Steuer⸗ 
freiheit genießen, indem bei allen Bauten 15 Jahre 
gelten ſollen. Bezüglich der Regulirungsbauten nun 
kann ich unmöglich mit mir handeln laſſen (Heiter- 
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keit), umſoweniger, als dies ja nicht allein im 
Intereſſe der Großſtadt Wien, ſondern insbeſondere 
aus allgemeinen, öffentlichen Rückſichten geſchieht. 
Der Herr Referent und der Antragſteller in der 
früheren Sitzung, der die Herabminderung der Dauer 
der Stenerfreiheit bei Regulirungsbauten auf 20 
Jahre vorgeſchlagen hat, der erſte Redner bei §. 1 
und der unmittelbare Herr Vorredner weiſen immer 
auf andere Länder hin. Ja, meine Herren! wenn 
dieſe Redner mir ein einziges Mal beweiſen könnten, 
daß die anderen Länder nur annähernd gleiche Ver⸗ 
hältniſſe beſitzen, wie wir ſie haben; wenn wir in 
unſerem lieben Oeſterreich nicht in allen und jedem 
ſo exceptionell, ſo ausnahmsweiſe behandelt würden, 
daun würde ich iu manchen, ja in den meiſten Fällen 
mit den Herren Rednern übereinſtimmen, aber meine 
Herren, wir werden ſchon fo ausuahmsweiſe behan⸗ 
delt, daß ich mich als guter öſterreichiſcher Staats: 
bürger bei vielen Gelegenheiten und wichtigen 
Angelegenheiten des Reiches fragen mußte: ja ſind 
wir nur ausnahmsweiſe noch öſterreichiſche Staats— 
bürger, ſind wir nicht ausnahmsweiſe Bürger des 
Staates ſelbſt? 

Meine Herren! Von einem Ausnahmszuſtande 
zu dem anderen, von einem Proviſorium zum ande⸗ 
ren, ſo geht es bei Allem, und wir haben nichts 
Definitives. Wenn ich auf meine Vaterſtadt Wien 
ſehe, ſo haben wir das Gemeindeſtatut, das in frei⸗ 
heitlicher Beziehung ſo ſehr geprieſen wurde; es 
trägt noch immer das Proviſorium auf ſeiner Stirne. 
Wir find doch eigentlich nur in freiheitlicher Bezie⸗ 
hung proviſoriſch freie Staatsbürger eines proviſo⸗ 
riſch freien Staates. Nun, meine Herren, iſt es dann 
ein ſolches Unglück, wenn Sie proviſoriſch auf die 
Dauer von zehn Jahren eine höhere Steuerbefreiung, 
nämlich eine dreißigjährige gewähren? (Heiter keit.) 
Bei ſolch dringenden Regulirungsbauten, wie ſolche 
in Wien nöthig find, ift nur eine größere proviſo⸗ 
riſche Steuerbefreiung gewiß am Platze und man 
bleibt dem alten Syſteme wenigſtens treu. Der Hin⸗ 
weis auf anderer Herren Länder war überhaupt 
heute gelungen. Der unmittelbare Herr Vorredner 
hat auf Amerika und England hingewieſen und ſagte, 
daß dieſe Länder auch hohe Steuern haben; der 
frühere Herr Reduer hat wenigſtens eingeſtauden, 
daß in keinem Staate des Continentes eine fo hohe 
Gebäudeſtener exiſtirt, wie in Wien. Der unmittel⸗ 
bare Herr Vorredner iſt jedoch weiter gegangen und 
hat auf große Staaten jenſeits des Oceans hinge⸗ 
wieſen, die ſich auch einer hohen Beſteuerung, wenn auch 
unter anderen Titeln und in anderer Form erfreuen. 
Ich glaube aber, daß er vergeſſen hat, daß dieſe 
Länder außer dieſen Steuern nicht ſo viele Gattun⸗ 
gen anderer Steuern, daß fie jedenfalls mehr frei⸗ 
heitliche Rechte, dagegen weniger Steuern haben, 
wie wir ſie beſitzen und nachdem auch der Herr 
Regierungsvertreter in der letzten Sitzung ſich dahin 
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wörtlich geäußert hat (dest): „Eine gleichmäßige 
Vertheilung aller Steuerlaſten auf alle Objecte und 
Subjecte iſt als oberſte Regel der Steuergeſetzgebung 
anerkannt“, jo kaun ich dem nur vollkommen bei⸗ 
pflichten, wenn es nur in Allem und Jedem und bei 
jedem Gebäude ſo gehalten wird. Wenn ich aber als 
Vertreter der Stadt Wien hier ausſprechen muß, 
daß wir beiſpielsweiſe bei der Verzehrungsſteuer den 
höchſten Steuertarif haben und die meiſten Steuer⸗ 
tarifpoſten gegenüber den anderen Städten beſitzen, 
warum ſollen wir da auf der anderen Seite nicht 
auch eine Begünſtigung verlangen können? Nehmen 
Sie uns die Laſten weg, wir wollen auch nicht mehr 
davon als die anderen Städte, wir wollen nur nicht 
mehr zahlen als die anderen; behandeln Sie uns 
und die übrigen Städte auf dem flachen Lande gleich, 
behandeln Sie alle Städte Oeſterreichs gleich, dann 
werden dieſe Forderungen ſchon von ſelbſt aufhören, 
dann werden wir es nicht mehr wagen und auch nicht 
mehr nöthig haben, an das hohe Haus heranzu⸗ 
treten und zu verlangen, man möge bei ſolchen Gele⸗ 
genheiten die Stadt Wien begünſtigen. Aber die 
Opfer und Laſten, die die Belaſtung anderer Städte 
des Reiches weit überragen, die, meine Herren, geben 
uns den Muth und das Recht, bei ſolchen Ausnahms⸗ 
zuſtänden mindeſtens zu verlangen, daß wir beſſer 
behandelt werden und Ausnahmszuſtände ſind das. 

Ewig kann und wird dies nicht dauern, daß 
wir durch Erweiterung und durch die Bauregulirung 
ſolche Hinderniſſe zu beſeitigen haben werden, wie ſie 
auf einzelnen Punkten der inneren Stadt Wien 
vorkommen. 

So lange aber dieſe Verhältniſſe beſtehen, darf 
man auch mit Rückſicht auf die Commune Wien ein 
ſolches Proviſorium nicht ſcheuen. Wenn wir aus 
dem Proviſorium herauskommen werden, dann wird 
es der Geſetzgebung, die nach uns folgt, gelingen, eine 
mehr gleichmäßige Behandlung im ganzen Reiche 
durchzuführen, wenn das Reich überhaupt es noch 
aushält. 

Denn die Tendenz geht dahin, daß Alle gleich 
hoch werden beſteuert werden; die Tendenz aber be⸗ 
züglich der Verzehrungsſteuer, wie ſie von Seite der 
Regierung gepflogen wird, iſt die, daß die außerhalb 
Wiens wohnenden Conſumenten geradeſo behandelt 
werden ſollen, wie die innerhalb der Linien Wiens. 
Gegen eine ſolche Regulirung der Verzehrungsſteuer 
habe ich mich immer entſchieden verwahrt. 

Es ſcheint mir die Tendenz darin zu liegen, 
Alle gleich hoch zu beſteuern und die Steuern fort⸗ 
während zu erhöhen, ob das Reich es auch aus⸗ 
hält — ich glaube es nicht; ich aber glaube ander⸗ 
ſeits, wir könnten doch durch einzelne ſolche Fälle der 
Befreiung die Steuerfähigkeit etwas kräftigen und 
würden ſolchen naturberechtigten Forderungen einer 
größeren Gemeinde gerecht werden, wenn wir die An⸗ 
träge, wie ſie heute mein geehrter College Wie ſen⸗ 


burg eingebracht hat, zum Beſchluſſe erheben würden. 
In dieſem Sinne empfehle ich die Annahme der— 
ſelben. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Tilser 
hat ſich zu einem formellen Antrage das Wort er— 
beten. 


Abgeordneter Tilser: Nachdem der Gegen— 
ſtand ſchon hinlänglich beſprochen worden iſt, erlaube 
ich mir den Antrag auf Schluß der Debatte zu 
ſtellen. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Tilser 
beantragt Schluß der Debatte. Ich erſuche jene 
Herren, welche ſich für den Schluß der Debatte aus- 
ſprechen, ſich von ihren Sitzen zu erheben. (Cesckielit.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Ich habe die Ehre mitzutheilen, daß mir anläß⸗ 
lich des Schluſſes der Debatte mehrere Anträge über- 
geben worden ſind. 

Der Herr Abgeordnete Friedmann bean⸗ 
tragt ein zweites Alinea zum . 2, welches 
folgendermaßen lauten ſoll (liest): 

„Speciell in jenen Fällen, in welchen ein 
beſtehendes Gebäude im Intereſſe der Durch⸗ 
führung eines von den competenten Behör⸗ 
den genehmigten Regulirungsplanes nieder⸗ 
geriſſen und auf einem in Folge dieſer Regu⸗ 
lirung reducirten Areale ein nenes Gebäude 

aufgeführt wird, wird die Dauer der Steuer⸗ 
befreiung auf 20 Jahre feſtgeſtellt.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag unterſtützen, ſich von ihren Sitzen zu erheben. 
( Geschieht.) Der Antrag iſt genügend unterſtützt. 

Ich habe nur noch die Frage an das hohe Haus 
zu ſtellen, ob es in Folge dieſes Antrages, welcher 
eben unterſtützt wurde, die Debatte wieder eröffnen 
will; ich erſuche jene Herren, welche für dieſe Eröff⸗ 
nung find, ſich von ihren Sitzen zu erheben. (Ce- 
schieht.) Das hohe Haus hat beſchloſſen, die Debatte 
nicht wieder zu eröffnen. 

Ferner beantragt Herr Abgeordneter Dr. 
Schaup ein zweites Alinea zu 8. 2, welches 
folgendermaßen lautet (liest): 

„In Fällen, wo die Regulirung dichtver⸗ 
bauter Stadttheile auf Grund eines nach 
Maßgabe der beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften feſtgeſtellten Regulirungsplanes die 
Demolirung und den Umbau einer Gruppe 
von Gebäuden aus Sanitätsrückſichten oder 
zur Beſeitigung von Verkehrsſtörungen er⸗ 
fordert, iſt für die in dieſer Weiſe zu Stande 
gekommenen Neubauten die Steuerbefreiung 
bis zur Maximaldauer von 20 Jahren vom 
Zeitpunkte der behördlich bewilligten oder 
früheren thatſächlichen Benützung dann zu 


gewähren, injofern und inſolange für die⸗ 
ſelben Gebäude eine gleich lange Zeit wäh⸗ 
render Befreiung von allen Gemeindebei⸗— 
trägen mit Ausnahme der Zins- und Schul⸗ 
kreuzer zu Stande gekommen iſt.“ 


Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 


autrag unterſtützen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt nicht geuü⸗ 
gend unterſtützt. 

Der Herr Abgeordnete Lenz beantragt ein 
zweites Alinea in folgender Faſſung (liest) : 

„Wenn die competeuten Behörden den 

Umbau eines beſtehenden Gebäudes aus Ver⸗ 

kehrs⸗ oder ſanitären oder anderen öffentlichen 

Rückſichten für dringend wünſchenswerth 

erachten, ſo iſt der Finanzminiſter ermächtigt, 

für den Umbau dieſes Gebäudes eine Steuer⸗ 
freiheit bis zu 20 Jahren zu gewähren.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag unterſtützen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben. (Geschieht.) Er iſt nicht genügend unter⸗ 
ſtützt. Ferner beantragt der Abgeordnete Dr. 
Kronawetter im 8. 2 nach den Worten: „Steuer⸗ 
befreiung auf ..“ einzuſchalten: „15 Jahre für 
Landeshauptſtädte, für andere Orte auf 14 Jahre.“ 
(Heiterkeit.) 

(Abgeordneter Dr. Kronawetter meldet sich 
zum Worte.) . 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kron awetter 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Es ſcheint 
nach der Vorleſung des Herrn Präſidenten ein 
Lapſus unterlaufen zu ſein. Mein Antrag iſt nur ein 
Eventualantrag für den Fall, als der Wieſen⸗ 
burg' ſche Antrag abgelehnt würde und bezweckt 
15 Jahre für die Landes hauptſtädte und für die 
anderen Orte, ſo wie der Ausſchuß beantragt: 
12 Jahre. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Kro nuawetter ſtellt eventuell für den Fall der Ab⸗ 
lehnung des Wieſenburg'ſchen Antrages den 
Eventualantrag, daß im §. 2 einzuſchalten wäre: 
„fünfzehn Jahre für die Landeshauptſtädte, für an⸗ 
dere Orte auf. 7 

Ich erſuche die Herren, welche dieſen Abände⸗ 
rungsantrag uuterſtützen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben, (Geschieht.) Er iſt genügend unterſtützt 
und ſteht in Verhandlung, ferner beantragt der Herr 
Abgeordnete Dr. Kron awetter eventuell für den 
Fall, als der Antrag des Herrn Abgeordneten Wie⸗ 
ſen burg auf ein zweites Alinea abgelehnt würde, 
folgendes zweites Alinea (liest) : 

„Umbauten jedoch in Landeshauptſtädten, 
deren Herſtellung im Intereſſe der Durch⸗ 
führung eines por den competenten Behörden 
genehmigten Regulirungsplanes gelegen iſt, 
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welche bis einſchließlich des Jahres 1890 
vollendet ſind, und wofür in dieſer Friſt 
der Benützungsconſens erwirkt würde, ge— 
nießen eine Steuerbefreiung in der Dauer 
vor 30 Jahren.“ 

Ich erſuche die Herren, die dieſen Eventual⸗ 
antrag unterſtützen, ſich von ihren Sitzen zu erheben. 
( Geschieht.) Derſelbe iſt unterſtützt. 

Ich erlaube mir nunmehr die Anfrage, ob das 
hohe Haus mit Rückſicht auf die vom Herrn Abgeord— 
neten Dr. Kron awet ter eingebrachten, genügend 
unterſtützten Anträge die Debatte wieder eröffnen 
will. Ich bitte die Herren, die für Wiedereröffnung 
der Debatte ſind, ſich von ihren Sitzen zu erheben. 
( Geschieht.) Das hohe Haus hat ſich nicht für Wieder⸗ 
eröffnung der Debatte ausgeſprochen. Für die An⸗ 
träge des Ausſchuſſes iſt uur mehr der Herr Abge— 
ordnete Dr. Trojan zum Worte gemeldet; gegen 
dieſelben, nachdem die Abgeordneten Dr. Schaup 
und Dr. Portugall ſich haben ſtreichen laſſen, 
noch die Herrn Abgeordneten Hevera, Lenz, Dr. 
Roth, Ritter v. Moro, Dr. Kronawetter, Löb⸗ 
lich und Friedmann. 

Ich erſuche die Herren, ſich auf einen General⸗ 
redner zu einigen und ertheile mittlerweile, nachdem 
zuletzt ein Herr Abgeordneter gegen die Ausſchuß⸗ 
anträge geſprocheu hat, dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Trojan das Wort. 


Abgeordneter Dr. Trojan: Ich erachte, daß 
die Begünſtigung von Neubauten und gewöhn⸗ 
lichen Zubauten ohne beſondere ausnahmsweiſe 
Schwierigkeiten im Allgemeinen hinreichend ſei in 
dem vom Ausſchuſſe geſtellten Antrage. Ich glaube, 
daß auch die Stadt Wien ſich in die gewöhnlichen 
normalen Verhältniſſe einleben müſſe und nicht 
weitere Ausnahmsbegünſtigungen, nicht wieder neue 
Privilegien anſprechen ſolle, welche nur künſtliche, 
unnatürliche Verhältniſſe erzeugen. 

Ich erachte auch dieſe Begünſtigung von Neu⸗ 
bauten durch zwölfjährige Steuerfreiheit nur ſür eine 
Folge der außerordentlichen, allgemeinen Steuerlaſt, 
namentlich der außerordentlichen Höhe der Haus— 
zinsertragsſteuer bei uns, welche allerdings wenig 
Bauluſt zu erzeugen vermag; denn wenn der Bau⸗ 
führer in Ausſicht hätte, ſofort mit einem Drittel 
des ganzen Zinsertrages an Staatsſteuer in Anſpruch 
genommen zu werden, dann mit dem zweiten Drittel 
für die Landes- und Gemeindebedürfniſſe durch die 
Gemeinde- und Landeszuſchläge und, wenn er nicht 
ſoviel Baarſchaft hätte, um den ganzen Bau mit dem 
allfälligen Ankaufe des Baugrundes ſelbſt aus 
eigenen Mitteln beſtreiten zu können, wenn er viel⸗ 
leicht das dritte Miethzinsdrittel ſeinem Gläubiger 
abzuſtatten hätte; bei ſolchen Ausſichten müßte 
Jedem allerdings die Luſt vergehen, irgend ein neues 
Haus zu bauen. Wenn wir in der Lage wären, durch 
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eine gleichmäßige Vertheilung der Steuerlaſt dieſe 
beim Reale etwas herabzumindern, insbefoudere bis 
wir im Stande fein werden, durch eine vernünftige 
gerechte Einkommenſteuer auch das bewegliche Ver⸗ 
mögen gleichmäßig zu treffen, um die Reallaſten ver⸗ 
mindern zu köunen, dann werden wir wohl in die 
Lage kommen, ſolche Privilegien, ſolche Ausnahmen 
herabzuſetzeu oder ganz beſeitigen zu können. 

Allein in anderen Verhältniſſen ſtellt ſich jener 
Umbau dar, welcher aus öffentlichen Rückſichten 
gewiſſermaßen erzwungen wird, wo der Beſitzer eines 
Hauſes oder die Beſitzer ganzer Reihen von Gebäuden 
durch die competenten Orgaue veranlaßt werden, 
einzelne Theile, vielleicht ſogar durch ſchief gezogene 
Regulirungslinien zu opfern, mit ihren allenfalls 
noch in gutem Zuſtande befindlichen Gebäuden 
zurückzutreten, alſo wenigſtens theilweiſe Umbauten 
vorzunehmen und nebſt verſchiedenen dabei vorkom⸗ 
menden Schwierigkeiten auch einen Theil ihrer bis⸗ 
herigen Bauarea zu opfern, vielleicht noch mauches 
andere Ungemach für alle Zukunft rückſichtlich der 
Eintheilung ihrer Gebäude zu tragen. 

Es gibt ganz gewiß in allen unſeren Ländern, 
wenn wir uns das Bild derſelben vergegenwärtigen, 
viele Städte, deren Plätze, Straßen und Gaſſen der 
Regulirung aus Communications⸗, Geſundheits⸗ und 
anderen Sicherheitsrückſichten, auch in Betreff der 
Feuerpolizei oder aus Verſchönerungsrückſichten 
dringend bedürfen; da halte ich es für angemeſſen, 
daß der Staat für ſolche öffentliche Rückſichten auch 
das Seine beitrage und die Gemeinden bei ihren 
ſonſt großen Opfern, welche fie ja auch im Intereſſe 
des Staates ſelbſt in Folge ihres übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſes zu tragen haben, unterſtütze, überhaupt 
ſolche Bauten im öffentlichen Jutereſſe ſördere. 

Deßhalb beantrage ich nachfolgende Faſſung 
für derlei Begünſtigungen, wodurch zugleich jedem 
Mißbrauche derſelben möglichſt vorgebeugt wer⸗ 
den ſoll: 
„Bei Umbauten, welche wegen Er⸗ 
breiterung und Regulirung öffentlicher Orts⸗ 
plätze, Gaſſen oder Straßen veranlaßt wer⸗ 
den, wird nach Maßgabe der damit ver- 
bundenen Schwierigkeiten und Opfer eine 
längere Hauszinsſteuerbefreiung, im Ganzen 
bis 20 Jahre, geſtattet, wenn beſtehende 
Gebäude aus öffentlichen Rückſichten ganz 
oder theilweiſe beſeitigt und in ihrer bis⸗ 
herigen Baufläche durch die neue Regu⸗ 
lirungslinie beträchtlich eingeſchränkt wer⸗ 
den oder ſonſt bleibend Nachtheil beim Um⸗ 
bau erleiden, inſoferne und inſolange für 
ſolche Regulirungsbauten auch die Befreiung 
von Gemeindezuſchlägen (mit Ausnahme der 
Schul: und dergleichen beſouderen Umlagen) 
in den dabei betheiligten Ortsgemeinden zu⸗ 
geſtanden wird.“ 
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Dieſer Antrag unterſcheidet ſich von dem des 
Herrn Abgeordneten Wieſenburg dadurch, daß 
letzterer nur für eine gewiſſe kurze Zeit die Be— 
günſtigung ſolcher Regulirungen und daun aller— 
dings in einem zu großen Maße beauſprucht, zugleich 
aber, wenn ich's recht verſtanden, als Bedingung 
feſtſetzen will, daß ganze Stadttheile gleichzeitig 
regulirt werden. 

Uns iſt wohl Allen darau gelegen, daß auch 
Regulirungen einzelner Straßen bewirkt werden; 
man kann aber nicht einmal ſolche kleinere Unter: 
nehmungen in zwei Jahren ausführen; es können 
daher auch die dazu dienlichen Steuerbegünſtigungen 
nicht auf zwei Jahre beſchränkt werden. 

Mein Antrag gilt allen Gemeinden aller 
Länder, natürlich käme er zumeiſt den Hauptſtädten, 
wohl aber auch vielen Landſtädten zugute. In den 
letzteren wird beſonders dann, wenn neue Straßen, 
Bezirks⸗ oder Aerarialſtraßen dahin geleitet und 
durchgeführt werden ſollen, auch eine Regulirung 
der bezüglichen Gaſſen nothwendig, ſowohl zur Er- 
breiterung, als auch zur geraderen Richtung der 
Paſſage. 

Der Zuſatz bezüglich der bedingungsweiſen Be⸗ 
freiung folder Umbauten auch von Communal⸗ 
zuſchlägen hat zugleich die Gewähr zu bieten, daß es 
ſich wirklich um Veränderungen im allgemeinen In- 
tereſſe haudle, daß es nur ſolche Umbauten betreffe, 
bei welchen die Gemeinde ebenfalls, und zwar das 
nächſte, nicht geringere Intereſſe hat, als der Staat, 
ſolche Regulirungen zu unterſtützeu. Ich empfehle 
Ihnen daher meinen Antrag zur geneigten Unter⸗ 
ſtützung und Berückſichtigung. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Tro⸗ 
jan ſtellt folgenden Antrag: (Wiederholi denselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht. 
Der Antrag iſt genügend un terſtützt und ſteht in 
Verhandlung. 

Die Herren Redner gegen die Anträge des 
Ausſchuſſes haben den Herrn Abgeordneten Hevera 
zum Generalreduer gewählt; ich ertheile ihm 
das Wort. 


Abgeordneter Hevera: Das Streben, die 
Bauthätigkeit zu fördern, iſt beinahe ſo alt, wie die 
Exiſtenz der Staaten und der Verband der Länder. 
Faſt jedes Land kann auf die ſchönſten Blätter der 
Geſchichte hinweiſen, wo die Bauthätigkeit, gefördert, 
die ſchönſten Blüthen erzeugt und deu Fortſchritt in 
einem hohen Maße begünſtigt hat. Wir Böhmen, 
meine Herren, knüpfen an die Periode, in welcher die 
Bauthätigkeit in unſerem Vaterlande vor 500 Jahren 
im großen Style ſich entwickelt hat, die ſchönſten Er⸗ 
innerungen. Es war der unvergeßliche große Regent 
Kaiſer und König Karl IV., deſſen Bauten nicht nur 
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der Stolz des Landes ſind, ſondern auch gerechte 
Bewunderung der Fremden erweckten. Noch heute, 
meine Herren, ſehen Sie Städte, Brücken, Kirchen, 
Schlöſſer und Burgen, geſchmückt mit den pracht⸗ 
vollſten Denkmälern, welche der Nachwelt erhalten 
blieben. 

Die Förderung der Bauthätigkeit war aber 
jederzeit ein wohlthätiges Ventil, um Kriſen womög⸗ 
lich abzuleiten und der arbeitenden Claſſe, welche 
immer von dem edlen Streben nach Arbeit geleitet 
iſt, eben durch die Arbeit die Exiſtenz zu verſchaffen. 
Ich will nicht ſehr unglückliche Erinnerungen er⸗ 
wecken; ich erinnere bloß an das Jahr 1866, wo 
durch den weiſen Beſchluß der Stadtgemeinde Prag 
durch Inangriffnahme öffentlicher Bauten ohne einen 
einzigen Beamten⸗ und Polizeidegen die Ordnung in 
einer Stadt mit Umgebung von einer Viertel Mil- 
lion Einwohnern in muſterhafter Weiſe erhalten 
wurde. 

Nun, meine Herren, wenn wir annehmen, daß 
die Bauthätigkeit in einem weſentlichen Maße nicht 
nur der beſtehenden Ordnung zugute kommt, die 
Zufriedenheit erhält, ſondern auch vielen Millionen 
Arbeitern eine redliche und ehrliche Beſchäftigung 
verſchafft, ſo ſollte man wahrhaft nicht kargen mit 
jenen Beſtimmungen, welche die Bauthätigkeit 
fördern und entwickeln. In dieſer Beziehung iſt der 
Antrag des geehrten Herrn Abgeordneten Wieſen⸗ 
burg vollkommen geeignet, die Bauthätigkeit in 
hohem Maße zu entwickeln. Ich würde mich der 
Wiederholung ſchuldig machen, wenn ich in dieſer 
Beziehung alle die hervorragenden Argumente, 
welche für den Antrag ſprechen, neuerlich zur 
Sprache bringen würde. Ich wiederhole nur, daß 
der Antrag nicht nur für die Hauptſtadt Wien, 
fondern auch für die Landeshauptſtädte, ja auch in 
gleichem Maße für die Landſtädte von einem nicht 
unweſentlichen Vortheile ſein wird. Namentlich in 
den kleineren Landſtädten, wo noch aus der alten 
Zeit Ueberreſte von Befeſtigungsmauern vorhanden 
ſind, iſt wohl noch ſehr viel zu reguliren. 

Wenn man in dieſer Weiſe die Beſtimmung, 
welche der geehrte Herr Abgeordnete Wieſenburg 
in Antrag gebracht hat, in Ausführung bringt, dann 
werden auch unſere Landſtädte von dieſem Geſetze 
wohlthätigen, umfaſſenden Gebrauch machen. Es iſt 
doch nicht zu unterſchätzen, daß eben in dieſen Land⸗ 
ſtädten durch Regulirungsarbeiten nicht nur den 
Intereſſen der Sanität, ſondern auch den Intereſſen 
der Feuerpolizei in einem hervorragenden Maße 
Rechnung getragen werden wird. 

Man ſagt freilich bei jedem Anlaſſe, welcher 
auf irgend eine Erleichterung in Steuerangelegen⸗ 
heiten hinweiſt: ja was werden die Finanzen, was 
wird die Regierung dazu ſagen? 

Meine Herren! Wenn man — ich bitte ſehr 
um 
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gebrauche — wenn man in dieſe parlamentariſche 
Krankheit verfallen wird, wenn man bei jedem 
Anlaſſe fragt: Was wird die Regierung dazu ſagen? 
— dann — ich bitte ſehr um Entſchuldigung, wenn ich 
in dieſer Weiſe mehr meinem Herzen, als der par⸗ 
lamentariſchen Courtoiſie folge — dann wäre es 
vielleicht beſſer geweſen, wenn wir die ſonſt ehren⸗ 
werthen Sitze nicht eingenommen hätten, wenn wir 
bei jedem Anlaſſe, wo es ſich um eine Frage des 
Volkswohles handelt, fragen, was die Regierung 
dazu ſagen wird, ob das oder das erreichbar iſt. 


Wir haben redlich Alles gethan, um dem 
Staate Dasjenige zu ermöglichen, was zu ſeiner 
Würde, zu ſeinem Ruhme, zu ſeiner Exiſtenz und zu 
ſeinem Wirken nothwendig iſt; es iſt wahrhaft nun⸗ 
mehr Zeit, auch ein offenes Auge, ein willfähriges 
Ohr für die Intereſſen des Volkes zu haben. 


Und das iſt, meine Herren, bezüglich der Bau⸗ 
thätigkeit in wahrhaft bedeutendem Maße der Fall. 
Es hat der ſehr geehrte Herr Abgeordnete der 
Egerer Handelskammer in einer ſehr geiſtreichen 
Weiſe Ausführungen vorgebracht, die in jeder Rich⸗ 
tung intereſſant waren. Ich möchte die hochſchätzbare 
Geduld, welche Sie mir in dieſem Augenblicke gütigſt 
erweiſen, nur mißbrauchen, wenn ich die geift- 
reiche Theorie in irgend einer Weiſe widerlegen 
möchte. Es iſt leider eine Theorie, wenn ſie auch 
geiſtreich iſt. 

Meine Herren! Das ewige Hinweiſen auf 
fremde Verhältniſſe, auf Frankreich, Amerika, Eug⸗ 
land u. ſ. w. hat bisher — und ich kann mich da wirk⸗ 
lich auf die öffentliche Meinung berufen — unſerem 
eigenthümlichen Oeſterreich ſehr wenig Nutzen ge⸗ 
bracht. Wenn wir fortwährend nur auf die Fremde 
hinweiſen, mit ganz eigenthümlichen und heterogenen 
Verhältniſſen, dann weiß ich nicht, ob wir damit 
etwas Gutes zu Stande bringen werden. Aber auch 
in dieſem Falle könnte ich den Ziffern, welche der 
geehrte Herr Abgeordnete der Egerer Handelskammer 
angeführt hat, andere entgegenſtellen; wenn ich eben 
dieſen Ziffern, welche in einer ausgezeichneten Weiſe 
aneinandergereiht waren, nur jene Quote beifüge, 
welche mit einem fünfpercentigen Zuſchlage von dem 
Reineinkommen des Miethzinſes vom Staate er⸗ 
hoben wird, wenn ich nur dieſe Ziffer beifüge, dann 
wird ſich die Amortiſation und die Capitalsanlage 
in einer ganz anderen Weiſe herausſtellen. Es iſt 
vielleicht die Zeit nicht fern, wo unſere Gemeinden 
vermöge des großen Umfanges der öffentlichen Ver⸗ 
waltung an den Staat herantreten, er möge etwas 
mehr für ſie thun, als die Steuer bei Neubauten, bei 
Regulirungsbauten auf eine verhältnißmäßig kurze 
Zeit herabſetzen, beziehungsweiſe beſtimmen. Die 
Gemeinden, auf den Umfang der öffentlichen Ver⸗ 
waltung ſich ſtützend, werden von dem Staate ver⸗ 
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auch die Hauszin sſteuer zum Zwecke der öffentlichen 
Verwaltung denſelben überlaſſen. 

Das wäre eigentlich der beſte Maßſtab für den 
Aufwand der öffentlichen Verwaltung; denn wo 
mehr Häuſer vorhanden ſind, dort iſt folgerichtig 
der Steuerertrag größer — dort ſind aber auch 
darnach die Anforderungen der öffentlichen Ver⸗ 
waltung: Beleuchtung, Reinigung, Sicherheit, Com: 
municationen, Sanitätspflege ꝛc. in einem unzwei⸗ 
deutigen Verhältniſſe. 

Ueber dieſes Thema zu ſprechen, iſt jetzt weder die 
Zeit, noch der Ort, ich wiederhole nur, die Zeit iſt 
vielleicht nicht fern. Man ſollte, meine Herren, doch 
nicht glauben, daß jene Objecte, welche durch die 
Annahme des Antrages des Herrn Abgeordneten 
Wieſenburg geſchaffen werden, vielleicht in der 
Zukunft ſteuerlos werden. Der Staat iſt doch ein 
unſterbliches Gebilde; wenn der Staat Hunderte von 
Millionen Schulden contrahirt in der redlichſten 
Abſicht, ſie — auch zu zahlen, ſo kann er füglich nach 
30 Jahren die Beſtimmung eintreten laſſen, daß 
jene Objecte, welche durch die Intereſſen der Sanität, 
der Polizei, der Zeitverhältniſſe im Augenblicke 
ſteuerfrei werden, nach Verlauf dieſer Zeitperiode 
ſehr werthvolle Objecte der Beſteuerung ſeien. 

Meine Herren! Es würde ſehr weit führen, 
der Theorie, welche durch den ſehr geehrten Herrn 
Abgeordneten der Egerer Handelskammer auf⸗ 
geworfen wurde, nachzufolgen. Um Ihre Güte nicht 
zu mißbrauchen, muß ich nur hinweiſen, daß Kriſen, 
welche uns umgeben, wahrhaft eiuer praktiſchen 
Aufgabe werth ſind, und daß Sie Theorien, wie ſie 
hier aufgeſtellt wurden, zurückweiſen. In einer Zeit, 
wo Millionen von auf die Arbeit angewieſenen 
Staatsbürgern nach Arbeit und wieder Arbeit rufen, 
in einer ſolchen Zeit ſollte man wahrhaftig nicht 
mäkeln und nicht Theorien anführen, welche kaum 
die beanſpruchte geſetzliche Wohlthat ausführen 
laſſen. Meine Herren, ich will, wie geſagt, Ihre Güte 
nicht weiter in Anſpruch nehmen, ich werde, geleitet 
von dieſen Anſchauungen und geleitet von meinen 
Erfahrungen, aus beſtem Wiſſen und Gewiſſen für 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Wieſenburg 
ſtimmen. (Bravo!) 


PBräftdent: 
hat das Schlußwort. 


Der Herr Berichterſtatter 


Berichterſtatter Auſpitz: Wir ſollen nicht 
mäkeln um einige ſteuerfreie Jahre, hat der letzte 
Herr Redner geſagt, und mit einem Pathos, von 
dem ich kaum geglaubt hätte, daß er beim vorliegen⸗ 
den Gegenſtande könnte entwickelt werden, hat er 
uns ein Gemälde entworfen von dem, was geſchehen 
wird, wenn nicht der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Wieſenburg angenommen werden würde, ein 
Gemälde, von dem ich denn doch glaube, daß es in 
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allzu grellen Farben entworfen iſt. Ich möchte mir 
zunächſt die ganz beſcheidene Gegenbemerkung er- 
lauben, worauf denn die Vermuthung ſich gründet, 
daß, wenn der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Wieſenburg angenommen wird, dann in weiten 
Kreiſen, welche jetzt nach Arbeit rufen, dieſer Ruf 
wird befriedigt werden? Wird denn durch die An— 
nahme des Antrages des Abgeordneten Wieſen⸗ 
burg Dasjenige, was zum Baugewerbe ebenſo gut 
wie zu jeder anderen productiven Thätigkeit erfor⸗ 
derlich iſt — das disponible Capital — plötzlich in 
ungeahnter Weiſe vermehrt werden? Iſt denn die 
Differenz von 12 auf 15 Jahre bei den Bauten 
überhaupt eine ſo gewaltige, daß man ſich davon 
einen auch nur entfernt mit den in Ausſicht geſtellten 
Erwartungen in Einklang ſtehenden Erfolg verſpre⸗ 
chen kann? Der Herr Abgeordnete Wie ſenburg 
hat allerdings geſagt: Die Dauer der Steuerfreiheit 
auf 12 Jahre reduciren, das heißt die Bauthätigkeit 
todtſchlagen. 

Nun, meine Herren, ich glaube, das iſt denn 
doch auch nur ſehr cum grano salis zu nehmen. 

Wenn es dem Herrn Abgeordneten Wie ſen⸗ 
burg, wie er ſelbſt heute zugeben mußte, keine 
Ueberwindung gekoſtet hat, von feinem urſprünglichen 
Antrage, der auf 20 Jahre gelautet hat, nun auf 
15 Jahre herabzugehen, ihm, der doch gewiß nicht 
die Abſicht hat, die Bauthätigkeit todtzuſchlagen, 
ſo kann doch, glaube ich, einem Antrage, der ſich 
nur um 3 Jahre von dem ſeinigen unterſcheidet, ein 
ſolcher Vorwurf nicht gemacht werden. Ich glaube 
übrigens zur Vertheidigung der Ziffer von 12 Jahren 
für die allgemeine Steuerbefreiung nur noch das eine 
hinzufügen zu ſollen, daß, obwohl in den letzten 
15 Jahren über Steuerbefreiungen viel geſprochen 
worden iſt, — denn es iſt beinahe alle 2 Jahre ein 
diesbezüglicher Geſetzentwurf im Hauſe verhandelt 
worden, — doch niemals von irgend einer Seite, 
ſoweit ich in den Debatten des hohen Hauſeses ver— 
folgen konnte, die Zumuthung geſtellt worden iſt, daß 
die Dauer von 15 Jahren in ein definitives Geſetz 
aufgenommen werden ſoll. Immer hat es ſich, wenn 
es ſich um definitive Geſetze gehandelt hat, um ein 
weit geringeres Ausmaß von Steuerfreiheit gehandelt. 
Im Jahre 1868 iſt — ein Umſtand, der zu meinem 
Erſtaunen den meiſten Herren nicht gegenwärtig zu 
ſein ſcheint — ein definitives und zwar allgemeines 
Geſetz über die Steuerbefreiungen in dieſem hohen 
Hauſe angenommen und auch ſanctionirt worden und 
dieſes beſtimmt 10 Jahre für Neubauten und 8 Jahre 
für Um⸗ und Zubauten für das ganze Reich ohne 
jeglichen Unterſchied. 

Nun kommt in demſelben Geſetze ein weiterer 
Paragraph vor, welcher beſtimmt, daß für die— 
jenigen Bauten, welche bis Ende 1869 vollendet 
werden, die Steuerfreiheit ausnahmsweiſe auf 
15 Jahre für Neubauten, 12 Jahre für Um⸗ und 


Haus der Abgeordneten. — 51. Sitzung der 9. Seſſion am 27. Februar 1880. 


und Zubauten ausgedehnt wird. Dieſe ausnahms⸗ 
weiſen Begünſtigungen ſind dann von zwei zu zwei 
Jahren verlängert worden, ſogar noch weiter aus— 
gedehnt worden. Heute ſind wir wieder einmal dabei 
ein definitives Geſetz zu beſchließen. Dieſes Princip 
iſt von allen Seiten als ein richtiges anerkannt 
worden, und das, was der Ausſchuß vorſchlägt, iſt 
ein ſehr weſentlicher Schritt im Sinne der Begün⸗ 
ſtigung der Bauthätigkeit und in dem Sinne, den 
der Herr Abgeordnete Wieſenburg und der 
letzte Herr Redner ſo ſehr wünſchten, im Sinne der 
Verlängerung der Steuerfreiheit; denn wenn dieſes 
Geſetz jetzt nicht zu Stande kommt, ſo tritt mit 
Ende des Jahres 1880 das Geſetz vom Jahre 
1868 in Wirkſamkeit, nach welchem die Steuer⸗ 
befreiung für Neubauten 10 Jahre, für Um- und 
Zubauten 8 Jahre beträgt. Daß die Ziffer von 12 
Jahren eine ſehr bedeutende Begünſtigung gewährt, 
habe ich mir auch ſchon im Berichte nachzuweiſen 
erlaubt; daß eine ſo weit gehende Begünſtigung in 
einem definitiven Geſetze noch nie vorgeſchlagen 
worden iſt, habe ich ſoeben auch zu conſtatiren mir 
erlaubt und ich glaube daher mit aller Beruhigung 
dieſen Antrag auf 12 Jahre im Gegenſatze zu dem 
weitergehenden Antrage auf 15 Jahre dem hohen 
Hauſe zur Aunahme empfehlen zu können. 

Ich habe nur noch in Bezug auf den anderen, 
eigentlich principiellen Theil des Antrages des Herrn 
Abgeordneten Wieſenburg einige Worte hinzu⸗ 
fügen. Zunächſt erlaube ich mir, den geehrten Herrn 
Abgeordneten und ſeine Geſinnungsgenoſſen aufmerk⸗ 
fan zu machen auf den eigeuthümlichen Widerſpruch, 
der zwiſchen dem Antrage und den Motiven und Argu⸗ 
mentationen liegt, welche vielfach zur Begründung 
desſelben vorgebracht werden. 

Es wird einmal geſprochen von der Nothwen⸗ 
digkeit, die Wohnungen für das Volk, für die ärmere 
Claſſe zu vermehren, es wird als nothwendig und 
wünſcheuswerth bezeichnet, das Baugewerbe im 
Allgemeinen zu heben, ihm noch mehr Beſchäftigung 
zuzuführen, als es jetzt ohnehin ſchon hat, und zur 
Ausführung all' deſſen wird uns vorgeſchlagen eine 
weitergehende Begünſtigung der fogenannten Regu⸗ 
lirungsbauten, die Bevorzugung der Regulirungs⸗ 
bauten vor allen übrigen. 

Ja, meine Herren, kann denn entfernt Das⸗ 
jenige, was da angedeutet worden iſt, durch dieſes 
Mittel erreicht werden? Geſetzt, es würde wirklich 
der Antrag angenommen werden und es würde 
wirklich der Zweck erreicht, daß z. B. die innere 
Stadt Wien innerhalb von 10 Jahren in ihren 
älteren Theilen umgebaut werden würde, ja glauben 
die Herren, daß dort Wohnungen für die ärmere 
Bevölkerung entſtehen werden? Wenn die engen und 
winkeligen Gaſſen, die heute noch in der inneren 
Stadt Wien beſtehen und die, weil ſie eng und 
winkelig und unangenehm zu bewohnen ſind, nicht 
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von Reichen, ſondern von Armen bewohnt werden, 
demolirt und umgebaut werden, werden da Woh⸗ 
nungen für die ärmere Volksclaſſe entſtehen? (Rufe: 
Sehr richtig!) Gerade das Gegentheil wird ein⸗ 
treten. Die ärmere Volksclaſſe, welche bisher in 
dieſem Theile der inneren Stadt ihr Unterkommen 
gefunden hat, wird hinausgedrängt werden und eine 
verſtärkte Nachfrage nach Wohnungen gerade für dieſe 
Volksclaſſe entſtehen. (Rufe: Sehr richtig!) Das iſt 
die eine Wirkung. 

Eine andere Wirkung hat ſchon der Herr Ab⸗ 
geordnete der Egerer Handelskammer ganz richtig 
angedeutet. Eine ſoweit gehende Begünſtigung der 
Regulirungsbauten iſt in ihrer Rückwirkung eine 
Benachtheiligung der Neubauten. 

Es wird alſo in dem Maße, als man durch die 
30 Jahre Steuerfreiheit, wie ſie der Herr Abgeord— 
nete Wieſenburg will, die Bauthätigkeit auf das 
Centrum der Stadt concentrirt, die Bauthätigkeit 
an der Peripherie der Stadt lahmgelegt werden, 
gerade dort lahmgelegt werden, wo ihre lebhafte 
Entfaltung im Intereſſe der armen und unterſten 
Bevölkerungsclaſſe am wünſchenswertheſten iſt. Es 
wird fo viel von fiscaliſchen Rückſichten geſprochen, 
und es ſcheint beinahe, daß der Herr Abgeordnete 
Wieſenburg auf dem Standpunkte ſteht, als ob es 
Unrecht wäre, wenn die Abgeordneten auch fiscali— 
ſche Rückſichten in Erwägung ziehen. 

Es tritt eben hier der nicht ſeltene Fall ein, 
daß fiscaliſche Rückſichten und volkswirthſchaftliche 
zuſammenfallen. 

Sowohl vom fiscaliſchen Standpunkte, als auch 
vom allgemein volkswirthſchaftlichen Standpunkte 
muß man wünſchen, daß die Zahl der Wohnungen, 
die Zahl der Häuſer zunehme, daß alſo die Neu⸗ 
bauten befördert werden, während das Umbauen 
alter Häuſer, wodurch die Wohnräume nicht ver- 
mehrt werden, ein auch vom volkswirthſchaftlichen 
Standpunkte untergeordnetes Intereſſe iſt. 

Ich will mich gar nicht verſchließen, daß es 
wünſchenswerth ſei, die alten Theile unſerer Städte 
umzubauen, ſchöne Straßen herzuſtellen, Luft und 
Licht hineinzubringen; das iſt gewiß ganz lobens⸗ 
werth, aber auf der anderen Seite muß man ſich 
doch fragen: was geſchieht, wenn alte Häuſer 
umgebaut werden und namentlich wenn man künſtlich 
durch ſtaatliche Mittel dieſe Umbauten innerhalb 
einer beſtimmten Periode möglichſt zu befördern 
ſtrebt? Es wird eine große Menge von noch gut 
bewohnbaren Häuſern, welche einen weſentlichen 
Theil des nationalen Capitals repräſentiren, demolirt 
und vernichtet, das heißt, es wird ein Theil des 
nationalen Capitals vergeudet und dagegen ſind 
nur Gründe der Aeſthetik, wenn Sie wollen, Gründe 
der Hygiene anzuführen, die ich gewiß nicht ver— 
kenne, die aber nicht allein ausſchlaggebend ſein 
dürfen. Ich glaube daher mit Fug und Recht dem 
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hohen Haufe empfehlen zu dürfen, die ſämmtlichen 
Abönderungs⸗ und Zuſatzanträge, welche zum 8. 2 
geſtellt worden ſind, nicht anzunehmen. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Fried- 
mann iſt zwar weſentlich acceptabler, als jener des 
Herrn Abgeordneten Wie ſenburg, indem er nur 
eine zwanzigjährige ſtatt dreißigjährige Freiheit für 
Regulirungsbauten verlangt; allein die principiellen 
Einwendungen, die überhaupt gegen die Bebor- 
zugung der Regulirungsbauten gegenüber den 
anderen Bauten geltend gemacht werden können, 
ſprechen gegen dieſen Autrag ebenſo, wie gegen den 
urſprünglichen Antrag des Herrn Abgeordneten 
Wieſenburg. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Trojan iſt nach meiner unmaßgeblichen Meinung 
identiſch mit demjenigen, den der Herr Abgeordnete 
Dr. Schaup unmittelbar vorher geſtellt hatte und 
der nicht einmal die genügende Unterſtützung gefun⸗ 
den hat. Ich kann mich mit demſelben, obwohl er 
einen richtigen Gedanken, nämlich die Mitheranzie⸗ 
hung der Gemeinden enthält, ſchon abgeſehen von 
den principiellen, allgemeinen Gründen, auch deßhalb 
nicht befreunden, weil ich glaube, daß er zu großen 
Willkürlichkeiten in der Auslegung und Anwendung 
nothwendigerweiſe wird führen müſſen, ein Ein⸗ 
wand, den ich auch gegen den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Friedmann nicht verhehlen kann, 
weil es zum Theile in das Belieben der competenten 
Behörde geſtellt wird, in einzelnen Fällen zu ent⸗ 
ſcheiden, welche Umbauten im Intereſſe einer Erwei⸗ 
terung oder Regulirung von Straßen vorgenommen 
werden. Das thatſächliche Refultat kann nur fein, 
entweder daß alle Umbauten dieſe weitergehende Be⸗ 
freiung genießen; denn es wird beinahe nie einen 
Umbau geben, von dem man nicht wird jagen kön⸗ 
nen, daß er in irgend einer Weiſe zur Regulirung 
der Städte, der Straßen, der Plätze beiträgt; oder 
wenn es nicht fo allgemein gehandhabt werden ſollte, 
werden nothwendigerweiſe Willkürlichkeiten von 
Seiten der Behörden eintreten, welche von vorn— 
herein, und wenn man ſie ſchon vorausſieht, zu 
ſtatuiren, gewiß nicht Aufgabe der Geſetzgebung 
ſein kann. 

Es erübrigen noch die Eventualanträge des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter, nämlich 
diejenigen Begünſtigungen, welche der Antrag 
Wieſenburg im Allgemeinen ausgeſprochen hat, 
eventuell nach Ablehnung desſelben für die Landes⸗ 
hauptſtädte in Anſpruch nehmen. Man kann aller⸗ 
dings für dieſelben geltend machen, daß eine Be⸗ 
vorzugung der Landeshauptſtädte ſich inſoferne 
rechtfertigen läßt, daß ja dieſelben auch eine höhere 
Hanszinsſteuer tragen, als andere Städte; es muß 
aber auch anderſeits anerkannt werden, daß eben 
wegen dieſer höheren Hauszinsſteuer auch der Nach⸗ 
laß derſelben durch die gleiche Zeitdauer eine größere 
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Bauten bedeutet und daher das Princip der Gerech⸗ 
tigkeit nach meiner beſcheidenen Meinung beſſer ge⸗ 
wahrt wird, wenn man die gleiche Dauer der Steuer⸗ 
befreiung für Stadt und Land aufrecht erhält. Es 
würde auch über kurz oder lang — wir haben dies 
an früheren Erfahrungen in der Geſetzgebung kennen 
gelernt — wenn heute eine längere Steuerbefreiung 
für die Landeshauptſtädte angenommen würde, dann 
wieder die Forderung entſtehen, dieſelbe auf das 
ganze Land auszudehnen, und wir würden wieder 
auf demſelben Punkte angelangt ſein, auf dem wir 
vor 15 Jahren ſtanden, wo man immer beſtrebt 
war, die damals nur für die Landeshauptſtädte be⸗ 
ſtehenden Steuerbefreiungen nach und nach aus⸗ 
zudehnen, ein Beſtreben, welches eben zu dem Reſul⸗ 
tate geführt hat, das wir ja kennen. Ich glaube daher 
noch einmal dem hohen Hauſe die Ablehnung ſämmt⸗ 
licher Zuſatzanträge empfehlen zu ſollen. (Bravo! 
Bravo!) 


Präſident: Wir gelangen zur Abſtimmung. 

Bezüglich der Frageſtellung erlaube ich mir 
folgenden Vorſchlag zu machen. 

Ich würde den §. 2 vor allem in der vom 
Herrn Abgeordneten Wieſenburg vorgeſchlagenen 
Faſſung, wonach im Allgemeinen eine 15jährige 
Steuerbefreiung eintreten ſoll und falls dies abge⸗ 
lehnt werden ſollte, würde ich den §. 2 nach dem 
Entwurfe des Ausſchuſſes zur Abſtimmung bringen. 
Sollte dies angenommen werden, jo käme dann die 
vom Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter be⸗ 
antragte Einſchaltung, 15 Jahre für die Landes⸗ 
hauptſtädte zu bewilligen, zur Abſtimmung. 

Bezüglich des hierauf folgenden zweiten Alinea 
glaube ich, daß der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Wieſenburg, wodurch ohne Beſchränkung 30 Jahre 
zugeſtanden werden ſollen, als der weitgehendſte zu— 
erſt und im Falle ſeiner Ablehnung der Autrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kronawetter, der eine 
30jährige Steuerbefreiung nur für die Hauptſtädte 
ausſpricht, und falls auch dieſer abgelehnt werden 
ſollte, der Antrag des Herrn Abgeordneten Fried- 
maun zur Abſtimmung kommen ſollte, welcher un⸗ 
beſchränkt 20 Jahre gewähren will, endlich zum 
Schluſſe der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Trojan, welcher unter gewiſſen Bedingungen höch⸗ 
ſtens 20 Jahre gewähren will. Bei dem letzteren würde 
ich nach dem Wunſche des Herrn Antragſtellers beide 
Theile getrennt zur Abſtimmung gelangen laſſen. 

Wenn gegen dieſe Art der Frageſtellung keine 
Einwendung erhoben wird (Niemand meldet sich), 
fo werde ich in dieſer Weiſe vorgehen (Zustimmung). 

Der Herr Abgeordnete Wieſenburg beantragt, 
8. 2 habe zu lauten (liest): 

„In allen dieſen Fällen wird die Dauer 
der Steuerbefreiung auf 15 Jahre vom Zeit- 


punkte der behördlich bewilligten oder früheren 
thatſächlichen Benützung feſtgeſetzt. Jedoch 
hat ſich dieſe Befreiung in den vorſtehend 
sub e) und d) angeführten Fällen nur auf 
jenen Theil der Steuer zu erſtrecken, welcher 
auf die neu hergeſtellten Objecte entfällt.“ 

Die Herren, welche dieſen Antrag annehmen, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Er iſt abgelehnt. 

Nun erſuche ich die Herren, welche §. 2 nach 
dem Entwurfe des Ausſchuſſes und vorbehaltlich der 
Abſtimmung über die vom Herrn Abgeordneten Dr. 
Kronawetter beantragte Einſchattung annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht) Der Ausſchuß⸗ 
antrag iſt angenommen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter 
beantragt, daß im Ausſchußantrage nach den Worten 
„Steuerbefreiung auf“, und vor den Worten „zwölf 
Jahre“ einzuſchalten ſeien die Worte: „fünfzehn Jahre 
für Landeshauptſtädte, für andere Orte auf“. 

Ich erſuche jene Herreu, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Die Ein⸗ 
ſchaltung iſt abgelehnt. 

Der Herr Abgeordnete Wieſenburg beantragt 
ein zweites Alinea in folgender Faſſung (liest): 

„Umbauten jedoch, deren Herſtellung im 
Intereſſe der Durchführung eines von den 
competenten Behörden genehmigten Regu⸗ 
lirungsplanes gelegen iſt, und welche bis ein⸗ 
ſchließlich des Jahres 1890 vollendet find, und 
wofür innerhalb dieſer Friſt der Benützungs⸗ 
conſens erwirkt wurde, genießen eine Steuer⸗ 
befreiung in der Dauer von dreißig Jahren.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche das zweite 
Alinea nach dieſem Antrage annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Es iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt ſomit abgelehnt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kronawetter be- 
antragt für den Fall der Ablehnung des Wieſen⸗ 
burg'ſchen Antrages ein zweites Alinea, welches 
lautet: 

„Umbauten jedoch in Landeshauptſtädten“ 

u. ſ. w. der weitere Context iſt ganz über⸗ 

einſtimmend mit dem Contexte des Wie ſen⸗ 

burg'ſchen Antrages. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben. (Geschieht.) Auch dieſer Antrag iſt ab» 
gelehnt. ö 

Der Herr Abgeordnete Friedmann beantragt 
ein zweites Alinea in folgender Faſſung (liest): 

„Speciell in jenen Fällen, in welchen 
ein beſtehendes Gebäude im Intereſſe der 

Durchführung eines von den competenten 

Behörden genehmigten Regulirungsplanes 

niedergeriſſen und auf einem in Folge dieſer 

Regulirung reducirten Areale ein neues Ge⸗ 
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bäude aufgeführt wird, wird die Dauer der 

Steuerbefreiung auf 20 Jahre feſtgeſetzt“. 

Ich erſuche jene Herren, welche ein Alinea 2 
nach dieſem Antrage annehmen wollen, ſich zu erhe- 
beu. (Geschieht.) Dieſer Antrag iſt ebenfalls a b⸗ 
gelehnt. 

Endlich beantragt der Herr Abgeordnete Dr. 
Trojan als erſten Theil eines Alinen 2, da er 
eben eine getrennte Abſtimmung über beide Theile 
feines Antrages wünſcht (liest): 

„Bei Umbauten, welche wegen Erbreitung 
und Regulirung öffeutlicher Ortsplätze, 
Gaſſen oder Straßen veranlaßt werden, 
wird nach Maßgabe der damit verbundenen 
Schwierigkeiten und Opfer eine längere 
Hauszinsſteuerbefreiung im Ganzen bis 20 
Jahre geſtattet, wenn beſtehende Gebäude 
aus öffentlichen Rückſichten ganz oder theil⸗ 
weiſe beſeitigt und in ihrer bisherigen Bau⸗ 
fläche durch die neue Regulirungslinie be⸗ 
trächtlich eingeſchränkt werden oder ſonſt 
bleibenden Nachtheil bei dem Umbaue er⸗ 
leiden.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche ein Alinea 2 in 
dieſer Faſſung annehmen wollen, ſich von ihren 
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Auch dieſer Autrag 
iſt abgelehnt, und es entfällt in Folge deſſen die 
Abſtimmung über den zweiten Theil des Antrages. 

Wir gelangen nunmehr zu der Debatte über 
einen Zwiſchenparagraphen. (Rufe: Schluss!) Wird 
ein Antrag auf Schluß der Sitzung geſtellt? 

(Abgeordneter Dr. Kopp meldet sich zum 
Morte.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kopp hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kopp: Nachdem ſowohl beim 
nächſten Paragraphen, als auch ſpäter noch Redner 
vorgemerkt ſind, daher die Möglichkeit, das Geſetz noch 
heute zu Ende zu berathen, jo ziemlich entfällt, be= 
antrage ich den Schluß der Sitzung. 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
ſich für den Schluß der Sitzung ausſprechen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Der Antrag auf Schluß der 
Sitzung iſt angenemmen. 

Ich würde beantragen, die nächſte Sitzung 
am kommenden Dienſtag den 2. März 1880, Vo r⸗ 
mittags 11 Uhr zu halten; ich glaube, daß es 
nicht nothwendig iſt, etwas weiteres auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen, als die Fortſetzung der heutigen, 
nämlich: 

1. Fortſetzung der Verhandlung über 
den Geſetzentwurf, betreffend die Gewäh⸗ 
rung zeitlicher Steuerbefreiungen für 
Neu-, Um⸗ und Zubauten (138 der Beilagen). 

2. Bericht des Legitimationsausſchuſ⸗ 
les über die Wahl des Re ichsrathsabgeord— 
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Wuchergeſetzausſchuſſes und des Legitimationsaus⸗ 
ſchuſſes nieder. Nachdem er krankheitshalber ab⸗ 
weſend iſt, ſo wäre er nach der Geſchäftsordnung 
genügend entſchuldigt. 

Anderſeits kann er nur ſein Mandat ſür einen 
Ausſchuß niederlegen, wenn er ſich auf die Be: 
ſchäftigung in zwei anderen Ausſchüſſen beruft. 


4 Ich glaube aber hier iſt 8. 11 der Geſchäftsordnung 


ſinngemäß anzuwenden, welcher ſagt, daß aus trifti⸗ 
gen Gründen die Enthebung verlangt werden kann, 
in welchem Falle das hohe Haus ſogleich entſcheidet. 

Ich werde daher dem hohen Hauſe die 
Frage vorlegen, ob es den Verzicht des Herrn 
Abgeordneten Ritter v. Kochanowski auf ſein 
Mandat als Mitglied des Legitimationsausſchuſſes 
und des Wuchergeſetzausſchuſſes annehmen will und 
bitte die Herren, welche dieſen Verzicht annehmen 
ollen, ſich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) 
hohe Haus hat den Verzicht angenommen; 
rden daher die dadurch nothwendig gewordenen 
ahlen auf die Tagesordnung einer der 


Wir gelangen nunmehr zur Tagesordnung. 
Erſter Gegenſtand derſelben iſt die Fort⸗ 
ſetzung der Verhandlung über den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Gewährung zeit⸗ 
licher Steuerbefreiungen für Neu-, Um: 
und Zubauten (138 der Beilagen). 


Zu einem Paragraph, welcher zwiſchen die 
88. 2 und 3 des Entwurfes des Ausſchuſſes einge⸗ 
fügt werden ſoll, haben ſich zum Worte gemeldet 
die Herren Abgeordneten Dr. Portugall, Dr. 
Kopp, Löblich und Wiefenburg. 


Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Portugall das Wort. 


Abgeordneter Dr. Portugall: Hohes Haus! 
In der letzten Sitzung wurde bekauntlich der vom 
Herrn Abgeordneten Wieſenburg zum $. 2 
geſtellte Zuſatzantrag, betreffend eine über zwölf 
Jahre hinausgehende Steuerfreiheit für Regulirungs⸗ 
bauten abgelehnt und einem dieſelbe Tendenz ver⸗ 
folgenden Antrage des Abgeordneten der Linzer 
Handelskammer nicht einmal die Unterſtützung 
gewährt. Nachdem ich aber die Ueberzeugung hege, 
daß ſich das hohe Haus den vielen gewichtigen 
Gründen, welche für eine weitergehende Steuer⸗ 
befreiung für Regulirungsbauten ins Feld geführt 
wurden, nicht wird verſchließen können und wollen, 
nachdem ich dafürhalte, daß die Ablehnung des 
Antrages des Herrn Abgeordneten Wieſenburg 
hauptſächlich deßwegen, weil derſelbe viel zu weit⸗ 
gehend und bedingungslos, die Ablehnung des 
Schaup'ſchen Antrages aber deßwegen, weil er zu 
ſehr bedingt war, erfolgt ſein dürfte, werde ich mir 
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erlauben, um denn doch für Regulirungsbauten wo 
möglich eine weitergehende Steuerbefreiung zu er- 
zielen und dadurch die Regulirungsbauten zu 
erleichtern und zu fördern, nicht ſo ſehr zu Gunſten 
der Hausbeſitzer, ſondern vielmehr zu Gunſten der 
Gemeinde, einen auf Erweiterung der Steuerfreiheit 
abzielenden Antrag zu ſtellen, und zwar in dem 
Sinne, daß derſelbe zwiſchen 8. 2 und 3 des eben 
in Verhandlung ſtehenden Geſetzentwurfes einge⸗ 
ſchaltet werden ſoll. 

Ich konnte meinen Antrag nicht als Zuſatz⸗ 
antrag zu 8. 2 ſtellen, weil derſelbe in der Faſſung, 
welche ich für ihn gewählt, logiſcherweiſe zum 8. 2 
gar nicht gepaßt haben würde, denn $. bezieht ſich 
auf §. 1 und in §. 1 iſt von Regulirungsbauten in 
dem Sinne, wie ich dieſelben auffaſſe, mit keiner 
Silbe Erwähnung geſchehen. Ich habe daher, als der 
Gegenſtand auf die Tagesordnung geſetzt wurde, bei 
dem Herrn Präſidenten mich zum Worte gemeldet, 
um nach $. 2 die Einſchaltung eines die Steuerfreiheit 
für Regierungsbauten betreffenden neuen Para⸗ 
graphes im hohen Hauſe zu beantragen. 

Es war dies vor Beginn der Generaldebatte, 
zu einer Zeit, wo mir der Wortlaut und das Schick⸗ 
ſal der Anträge der Abgeordneten Wieſenburg 
und Dr. Schaup noch gar nicht bekannt waren. Ich 
ſagte, mein Antrag habe nicht ſo ſehr den Vortheil 
der Hausbeſitzer und Bauherren, als vielmehr den 
Vortheil der Gemeinden vor Augen, er berührt nicht 
fo ſehr ein privates, ſondern vielmehr ein öffent— 
liches Intereſſe. 

Zur Begründung dieſes meines Ausſpruches 
muß ich mich vor Allen gegen drei Punkte, welche in 
dem Ausſchußberichte aufgenommen wurden, wenden, 
da heißt es vor Allem auf Seite 4 (liest): 

„In erſter Linie würde es Sache der autono⸗ 
men Organe ſein, durch Gewährung zeitlicher Be⸗ 
freiungen von den Gemeindeumlagen zur Staats- 
ſteuer und eventuell auch von den Zinskreuzern auch 
ihrerſeits ein Opfer zu bringen und nicht zu ver⸗ 
langen, daß für ſpecifiſch locale Zwecke nur der 
Staat zu Opfern herangezogen werde.“ 

Meine Herren! Würde eine zwölf: oder mehr⸗ 
jährige oder überhaupt eine Steuerbefreiung für 
gewöhnliche Neu- oder Regulirungsbauten davon 
abhängig gemacht werden, daß gleichzeitig die Ge⸗ 
meinden auf die Einhebung von Umlagen verzichten 
ſollten, ſo würde wohl keinem Neu⸗ oder Reguli⸗ 
rungsbau die Steuerfreiheit zutheil werden, denn 
ich hege die volle Ueberzeugung, daß keine Gemeinde 
in der Lage iſt, ohne ſich ſelbſt thatſächlich empfind— 
lich zu ſchädigen, auf die Gewährung der Befreiung 
von Gemeindeumlagen einzugehen; ja ich meine, daß 
die Zumuthung, daß die Gemeinden auf die Umlagen 
verzichten ſollen — wenn ich fo ſagen darf — ge- 
wiſſermaßen geradezu eine Unbilligkeit gegenüber den 
Gemeinden enthält. 


Die Sache ſteht einfach jo: Wird irgendwo 
ein Gebäude aus Verkehrs-, Geſundheits⸗- oder an⸗ 
deren öffentlichen Rückſichten demolirt und an Stelle 
des demolirten Gebäudes kein Neubau geführt, ſo 
verliert der Staat die bisher von dem demolirten 
Gebäude eingehobene Hauszinſteuer; damit iſt es 
aber auch abgethan. Die Gemeinde verliert aber in 
einem ſolchen Falle nicht nur die bisher von dem 
demolirten Gebäude eingehobenen Umlagen, ſie hat 
überdies noch Auslagen und Koſten zu überneh— 
men, die ſie nicht abwälzen kann und iſt daher in 
dieſem Falle eutſchieden ungünſtiger daran als der 
Staat. 

Wenn aber au die Stelle des demolirten Ge⸗ 
bäudes ein Neubau geführt wird, ſo iſt es allerdings 
richtig, daß der Staat während der ſteuerfreien Jahre 
die auf dieſen Neubau entfallende Zinsſteuer nicht 
erhält; aber es iſt nicht richtig, wenn aus dieſem 
Umſtande gefolgert wird, daß, weil der Staat durch 
eine Reihe von Jahren auf die Hauszinsſteuer ver- 
zichtet, die Gemeinde unſomehr auch auf ihre Um⸗ 
lagen verzichten müſſe, als ihr ja als dem Regu⸗ 
lirungsbau die größten Vortheile erwachſen. Wenn 
ich nun auch zugebe, daß namentlich den Stadt— 
gemeinden durch Regulirungsbautcu gewiſſe Vortheile 
erwachſen, ſo erwachſen dieſe Vortheile den Gemeinden 
ja nicht umſonſt; die Gemeinden müſſen dieſelben oft 
ſehr theuer erkaufen. Ich jage: die Gemeinden müſſen 
dieſe Vortheile erkaufen, denn eine Gemeinde, welche 
den modernen Anforderungen, die in Bezug auf den 
Verkehr, in Bezug auf die Geſundheitspflege, in 
Bezug auf andere öffentliche Rückſichten geſtellt 
werden, nicht Rechnung trägt, würde bald in allen 
Zweigen des öffeutlichen Lebens ſo herabſinken, daß 
ſie nicht in der Lage wäre, den Verpflichtungen im 
ſelbſtſtändigen, geſchweige denn im übertragenen 
Wirkungskreiſe nachzukommen. 

Der weſentliche Unterſchied zwiſchen Staat 

und Gemeinde liegt in dieſer Frage im Folgenden: 
der Staat erhält bei einem Regulirungsbau nach 
Vollendung desſelben durch eine Reihe von Jahren 
zwar keine Hauszinsſteuer, wohl aber — und ich 
bitte das zu beachten — erhält er während der 
ſteuerfreien Jahre aus dem geſammten Bruttozins⸗ 
ertrage bei Berechnung der Hausziusſteuer — bei 
Berechnung der Hausziusſteuer werden bekanntlich 
von dem geſammten Bruttozinsertrage zunächſt 
15 Percent an Erhaltungskoſten abgerechnet und 
erſt von dem verbleibenden Reſte wird die Haus⸗ 
zinsſteuer berechnet — ich ſage alſo, der Staat 
erhält von dem geſammten Zinsbruttvertrage die 
fünfpercentige Einkommenſteuer und nach Ablauf der 
Steuerfreijahre eine bedeutend größere Zinsſteuer 
als früher, weil, ich möchte faſt ſagen, ausnahmslos, 
ſtets au Stelle des demolirten Gebäudes ein neues 
werthvolleres Steuerobject entſteht. Außer dem zeit⸗ 
weiligen Verluſte der Hauszinsſteuer, welche ja im 
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Hinblicke auf die mittlerweile einfließende fünfpercen⸗ 
tige Einkommenſteuer und mit Rückſicht darauf, daß 
ſpäter eine größere Hauszinsſteuer eingeht, kein 
beſonders nennenswerther genannt werden kann, 
hat der Staat weiter keinen Eutgang, anders aber 
die Gemeinde. Dieſelbe hebt allerdings während 
der ſteuerfreien Jahre von den Regulirungsbauten 
Umlagen ein, aber ſie hat mittlerweile ſo zahlreiche 
und namhafte Auslagen zu beftreiten, daß die Um⸗ 
lagen, die ſie einhebt, wohl nicht zum geringſten 
Theile für die Auslagen hinreichen. Die Gemeinde 
hat vor Allem aus Verkehrs-, Sanitäts- oder anderen 
öffentlichen Rückſichten den durch die Demolirung 
des Gebäudes gewonnenen Grund oft um eine ge 
radezu enorme Summe zu erkaufen, ſie hat den 
erkauften Straßen- oder Platzgrund zu pflaſtern, 
zu canaliſiren, zu beleuchten, zu beſpritzen, zu 
reinigen und überdies fort und fort für die gute 
Inſtandhaltung dieſes erkauften Straßen⸗ oder 
Platzgrundes zu ſorgen. f 

Welche bedeutende Summen hiefür in Anſpruch 
geuommen werden, kann aus der Petition des Wie⸗ 
ner Gemeinderathes und daraus entnommen werden, 
daß beiſpielsweiſe die Stadt Graz in den Jahren 1870 
bis incluſive 1879 für Grundeinlöſungen, für Reali⸗ 
täteneinkäufe und Demolirungen zu Straßenzwecken 
786.589 fl., für Herſtellungen neuer Straßen und 
Plätze 193.551 fl. und für Herſtellung neuer Ca⸗ 
näle 190.348 fl., ſohin innerhalb zehn Jahren 
1,170.488 fl. verausgabte, eine Summe, die durch 
die aus den Regulirungsbauten eiufließenden Uns 
lagen wohl nicht zum geringſten Theile gedeckt 
wurde. 

Was nun von Wien und Graz geſagt wurde, 
das gilt von faſt allen größeren Gemeinden. Alle 
haben aus Verkehrs⸗, Sanitäts⸗ oder anderen öffeut⸗ 
lichen Rückſichten, namentlich in den letzten zehn 
Jahren, ſo bedeutende Opfer gebracht, daß es wohl 
nicht billig wäre, von ihnen etwas Weiteres zu ver⸗ 
langen. 

Mit dem Geſagten glaube ich dargethan zu 
haben, daß die im Berichte des Steuerausſchuſſes 
aufgenommene Behauptung, es ſei in dem Begehren 
um eine größere Steuerbefreiung für Regulirungs⸗ 
bauten das Beſtreben enthalten, nur den Staat ſpe⸗ 
ciell und allein für ſpecifiſch locale Zwecke zu Opfern 
heranzuziehen, nichts weiter iſt, als eine Redensart, 
die ſich am Ende recht gut lieſt, thatſächlich aber 
jeder praktiſchen Bedeutung und Grundlage entbehrt. 
Aber ſelbſt angenommen, daß dadurch, daß der 
Staat durch eine Reihe von Jahren die Steuerfrei— 
heit für Regulirungsbauten gewährt und innerhalb 
der Freijahre auf die Einhebung der Zinsſteuer 
verzichtet, während die Gemeinde ihre Umlagen ein⸗ 
hebt, den Gemeinden ein gewiß nur kleiner Vortheil 
zugehen würde, glaube ich, daß man ihnen dies um⸗ 
ſomehr gönnen kanu, als ſie ja alle mehr oder 
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minder durch den ihnen vom Staate übertragenen Wir⸗ 
kungskreis in einer oft ſehr koſtſpieligen Weiſe vom 
Staate in Anſpruch genommen werden, ohne hiefür 
auch nur das mindeſte Entgelt zu erhalten. 

Es iſt diesfalls ſchon auf mehrere Agenden 
hingewieſen worden und ich erinnere, um noch Eines 
anzuführen, hier uur an die von größeren Gemein⸗ 
den zu beſorgende Einhebung der landesfürſtlichen 
Steuer, welche Einhebung, wegen der dadurch nöthi⸗ 
gen Anſtellung von Beamten und Beiſchaffung geeig⸗ 
neter Locale nicht bloß mit namhaften Koſten ver⸗ 
bunden iſt, ſondern nebſtbei das Odioſe mit ſich 
bringt, daß, ganz abgeſehen von der großen Verant⸗ 
wortung, die Gemeinden, im Falle die Steuern nicht 
rechtzeitig eingehen, die Executionen, ſei es mittelſt 
Pfändungen, Schätzungen, Feilbietungen oder Se⸗ 
queſtrirungen der Steuerobjecte durchzuführen und 
ſo gewiſſermaßen für den Staat die Kaſtanien aus 
dem Feuer zu holen haben. 

Ich komme nun zu einem zweiten Paſſus im 
Berichte des Ausſchuſſes, gegen welchen ich mich 
ausſprechen muß. Da heißt es im Berichte auf Seite 4 
(liest) : 

„Weiters dürfte es ſich zumeist als zweckmäßig 
erweiſen, die Durchführung eines Regulirungsplanes 
nicht der Initiative der Hausbeſitzer zu überlaſſen, 
ſondern ſeitens der betreffenden Gemeinde ſelbſt in 
die Hand zu nehmen und zu dem Ende behufs Er⸗ 
wirkung eines zweckmäßigen Enteignungsgeſetzes ſich 
an die Geſetzgebung zu wenden. 

Dieſer Anſchauung iſt auch der Herr Abgeord⸗ 
nete der Egerer Handelskammer beigetreten; er ſagte 
nämlich in der letzten Sitzung auf Seite 1520 des 
ſtenographiſchen Protokolles (lest): 


„Weun Sie die Bauten befördern wollen, iſt es 


das Erſte, daß Sie ein energiſches, großes Expro⸗ 
priationsgeſetz mit erleichternden Beſtimmungen 
einführen, und das iſt es, was in Paris und London 
die großen Bauten eigentlich gefördert hat, ein ab⸗ 
gekürztes Expropriationsverfahren. Das muß meiner 
Meinung nach vorgehen, und ich halte das für viel 
nützlicher und der ganzen Thätigkeit des Staates 
entſprechender, wenn man in dieſer Richtung die 
Bauten fördert, als wenn man einzelnweiſe Privi⸗ 
legien für vorübergehende Zwecke ſchafft.“ 

Nun, meine Herren, wer den weiten Weg kennt, 
welcher im Enteignungsverfahren nach 8. 365 a. b. 
G. B. oft durch alle drei Inſtanzen durchgeführt 
werden muß, bis man endlich zu einem Expropria⸗ 
tionserkenntniſſe kommt; wer weiß, wie viele Mittel 
und Mittelchen es gibt, um das Enteignungsverfah⸗ 


ren jahrelang zu verzögen, und wem endlich aus der 


praktiſchen Erfahrung bekannt iſt, daß oft noch im 
letzten Augenblicke alle möglichen Verſuche gemacht 
werden, um für das zu enteignende Object den höch⸗ 
ſten Schätzwerth zu erzielen, der wird gewiß dem 
Wunſche des Herrn Berichterſtatters und des Herrn 
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Abgeordneten der Egerer Handelskammer nach einem 
beſſern Euteignungsgeſetze zuſtimmen. 

Aber ſelbſt mit einem noch ſo günſtigen, noch 
ſo ausgezeichneten Enteignungsgeſetze würden Sie 
das Zuſtandekommen von Regulirungsbauten kaum 
fördern; Sie werden, wenn ich ſo ſagen darf, mit 
demſelben den Hund nicht vom Ofen locken und die 
Gemeinden nicht in die Lage verſetzen, die Reguli⸗ 
rungsbauten, rückſichtlich die Einlöſungen von Grund⸗ 
ſtücken ſelbſt in die Hand zu nehmen. Zu Expropria⸗ 
tionen gehört Geld, ſehr viel Geld, und das haben 
die wenigſten Gemeinden. Im Expropriirungsver- 
fahren geht es nicht an, nur jenen Theil des Ge⸗ 
bäudes zu expropriiren, welchen man aus Verkehrs-, 
Sanitäts⸗ oder anderen Rückſichten braucht, es muß 
da das ganze Gebäude und oft auch mit den dazu 
gehörigen Gründen erkauft werden. 

Wird nun die Regulirung, zu deren Durchfüh⸗ 
rung gar häufig wenige Klafter genügen, durch⸗ 
geführt, ſo verbleibt der Gemeinde, wenn ſie das zu 
demolirende Object, ſei es im freiwilligen oder im 
Expropriationswege erſtanden hat, oft ein ſehr bedeu⸗ 
tender Theil der erkauften Gründe, der ihr nun 
geradezu überflüſſig iſt. Die Gemeinde kann, da ihr 
eben die Mittel fehlen, ſich nicht herbeilaſſen, dieſe 
ihr verbleibenden Gründe ſelbſt zu verbauen und 
gewiſſermaßen Bauſpeculationen zu treiben. Es wird 
ihr nichts erübrigen, als zu trachten, dieſe Gründe 
wieder weiter zu verkaufen. Dabei wird ſie aber zu 
bedeutendem Schaden kommen, denn es iſt natur⸗ 
gemäß, daß die verbauten Gründe einen weit größeren 
Werth repräſentiren, als ſolche, auf welchen kein 
Gebäude mehr ſteht. 

Von dem durch derlei Expropriationen erwach⸗ 
ſenden Schaden wiſſen alle Gemeinden mehr oder 
minder ein Liedchen zu ſingen, und hat ſich darüber 
der Gemeinderath der Stadt Wien in ſeiner Petition 
des weiteren ausgelaſſen. Der Mangel an finanziellen 
Mitteln iſt es eben, der es den Gemeinden unmöglich 
macht, den im Berichte des Ausſchuſſes vorgezeich⸗ 
neten, von dem Herrn Abgeordneten der Egerer 
Handelskammer befürworteten Weg zu betreten. 

Auf pag. 12 des Aus ſchußberichtes verſucht der 
Herr Berichterſtatter zu erweiſen, daß die zwölfjährige 
Dauer der Steuerbefreiung „ein ſehr weitgehendes 
Zugeſtändniß ſei, welches umſoweniger noch aus— 
gedehnt werden dürfe, als ja bei dem Zuſtande un⸗ 
ſerer Finanzen jeder Ausfall auf der einen Seite 
durch erhöhte Leiſtungen anderer Steuerträger, oder 
durch die wirthſchaftlich verderbliche Häufung von 
Staatsſchulden hereingebracht werden muß“. 

Der Herr Abgeordnete der Egerer Handels⸗ 
kammer hat in ſeiner glänzenden Rede in der letzten 
Sitzung den im Ausſchußberichte gegebenen Gedanken 
aufgegriffen, weiter verfolgt und ebenfalls rech⸗ 
nungsmäßig durchgeführt und ſagt (Rest): 


„Nehmen Sie folgenden Fall: Ein Haus zahlt 
eine Bruttoſteuer von 1.000 fl. Das entſpricht bei 
einer ſechspercentigen Berzinfung einem Capitale von 
16.666 fl. Dadurch, daß der Bauunternehmer durch 
eine Reihe von Jahren die Steuer aus ſeinem Mieth⸗ 
einkommen nicht zu entrichten hat, kann er dieſe 
1.000 fl. anlegen, capitaliſiren und zu Zinſeszinſen 
aufwachſen laſſen und in 12 Jahren wird dieſe 
erſparte Steuer von 1.000 fl. per annum aufwachſen 
zu der Summe von 17.882 fl., das heißt, zu dem 
Betrage, welcher bereits höher ift, als das noth— 
wendige Capital, um mit deſſen Zinſen die Steuer 
zu bedecken. Er erzeugt ſich daher aus der jährlichen 
Steuererſparung denjenigen Capitalfond, mit deſſen 
Zinſen er am Schluſſe der ſteuerfreien Periode die 
alsdann beginnende Steuer bezahlt; darin, daß die 
Accumulirung auf die Höhe dieſes Capitales nach 
12 Jahren eintritt, liegt eine gewiſſe Berechtigung 
für dieſe 12 Jahre und dieſe Friſt.“ 

Nun, meine Herren, ich will nicht unterſuchen, 
ob und inwieweit dieſe Berechnung von Seite des 
Herrn Abgeordneten der Egerer Handelskammer 
richtig iſt, ich will nicht unterſuchen und hervorheben, 
daß, wenn auf den Vorſchlag des verehrten Herrn 
Abgeordneten v. Plener eingegangen würde, der 
Hausbeſitzer in den erſten zwölf Jahren nach der 
Vollendung des Neubaues mehr zu zahlen hätte als 
ſpäter, weil er während dieſer zwölf Jahre auch noch 
die fünfpercentige Einkommenſteuer zu entrichten 
hat. Ich möchte nur der hohen Regierung den im 
Berichte des Steuerausſchuſſes niedergelegten und 
vom Herrn Abgeordneten der Egerer Handelskammer 
weiter verfolgten und ausgeführten Gedanken zur 
eingehendſten Würdigung empfehlen. Ich bin über⸗ 
zeugt, daß ſowohl der verehrte Herr Berichterſtatter, 
als auch der Herr Abgeordnete Dr. v. Pleuer 
gewiß dem Grundſatze „gleiches Recht für Alle“ hul⸗ 
digen, ich bin überzeugt, daß ſie auch dem Axiom 
beiſtimmen, was dem Einen billig, iſt dem Anderen 
recht. Nun das, was ſie von dem einen Steuerträger, 
vom dem Hausbeſitzer, verlangen, daß er nämlich 
durch zwölf Jahre den von ihm zu leiſtenden Steuer⸗ 
betrag auf Ziuſen und Zinſeszinſen anlegen ſolle, 
das möge der Staat thun. 

Die Beſitzer von Neubauten werden ſich gewiß 
gern herbeilaſſen, durch zwölf Jahre ihre Steuer 
zu zahlen, wenn ſie für die folgenden Zeiten davon 
befreit werden. Für den Staat liegen in der Annahme 
dieſer Propoſitiou gar manche Vortheile, zunächſt der, 
daß der Staat auf ein regelmäßiges Eingehen der 
Steuer rechnen kann, denn er braucht nur die Zinſen 
zu erheben, und dann ferner der, daß der Staat, 
wenn auch die Wohnungen des einen oder anderen 
Hauſes leer ſtehen, oder die Miethzinſe heruntergehen, 
immer deu gleichen Zinsſteuerbetrag bekommt, 
was gewiß im Jutereſſe der Stabilität des Ertrages 
der Hauszinsſtener wünſchenswerth iſt. Ich glaube 
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aber, daß der Staat auf dieſe Propoſition aus ge⸗ 
wichtigen Gründen nicht eingehen wird, und dieſe 
gewichtigen Gründe find, daß er das Geld zu ande⸗ 
reu Zwecken braucht. Aber ebenſo wie der Staat 
braucht unter hundert Fällen gewiß neunundneunzig⸗ 
mal auch der Private das Geld zu anderen Zwecken 
und iſt auch er nicht in der Lage ein Capital auf 
Zinſen und Zinſeszinſen anzulegen. 

Ich glaube daher, daß das vom Herrn Bericht— 
erſtatter und dem Herrn Abgeordneten v. Plener 
vorgeſchlagene Remedium, ſo tröſtlich es auch ſcheint, 
deun doch für die Hauseigenthümer nicht ausſchlag⸗ 
gebend, nicht durchführbar iſt, und mag man ihnen 
die vom Herrn Berichterſtatter und dem Abgeordue⸗ 
ten Herrn v. Plener aufgeſtellte Berechnung noch fo 
klar vordemonſtriren, ſie werden ſich des Gedankens 
nicht entwähren können: „Die Botſchaft hör' ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube“. Zu dem von 
mir angekündigten Antrage übergehend, erlaube ich 
mir denſelben folgendermaßen zu formuliren (liest): 


„Das hohe Haus wolle beſchließen: Nach 
8. 2 ſei als neuer 8. 3 einzuſchalten: 


„„Erfolgt auf Grund eines nach Maßgabe 
der beftehenden geſetzlichen Vorſchriſten feſt⸗ 
geſtellten Regulirungsplanes aus Verkehrs-, 
Geſundheits⸗ oder anderen öffentlichen Rück⸗— 
ſichten eine Demolirung von Banlichkeiteu, 
ſo hat der Finanzminiſter für die an Stelle 
der demolirten Objecte entſtandenen Neu⸗ 
oder Umbauten, inſoferne dieſelben im Jahre 
1880 oder ſpäter begonnen, und in den Jah⸗ 
ren 1881 bis Ende 1890 vollendet und be⸗ 
nützbar gemacht werden, nach Einvernehmen 
mit der betreffenden Gemeindebehörde eine 
Steuerbefreiung für 18 bis 25 Jahre vom 
Zeitpunkte der behördlich bewilligten oder der 
früheren thatſächlichen Benützung zu gewäh⸗ 
ren.““ 

Ich gebe mich bezüglich der Annahme dieſes 
meines Antrages keiner großen Hoffunug hin, umſo⸗ 
weniger als die Regierung, die, wenn ſie nur will, 
in dieſem hohen Haufe jedesmal mit oder ohne Ge: 
genconceſſion eine Majorität für ſich gewinnt, iu einer 
der letzten Sitzungen erklärt hat, ſie ſtehe vollkommen 
auf dem Standpunkte des Steuerausſchuſſes, ſie be⸗ 
trachte das Ausmaß von zwölf Jahren als weitaus 
genügend, und würde darüber hinaus ihre Zuſtim— 
mung nicht geben. 

Ich weiß nun nicht, und es iſt möglich aber ich 
glaube kaum, daß ich nicht ſehr irre, wenn ich dieſe 
jo decidirt abgegebene Enunciation der Regierung ins 
geliebte Deutſch dahin übertrage: Du Abgeordneten⸗ 
haus kannſt berathen und beſchließen was du willſt, 
wenn du aber etwas thuſt, was uns, der Regierung, 
nicht genehm iſt, fo werden wir deinem Beſchluſſe 
ein'ach unſere Zuſtimmung verſagen. 
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Sollte die Anſchauung, die anzunehmen ich, wie 
ich glaube, nicht ſo ganz unberechtigt bin, nachdem ja 
die Aeußerung von der Regierungsbank ganz ent⸗ 
ſchieden geklungen hat, und nachdem der Gedanke, 
den ich ausgeſprochen habe, auch von der anderen 
(rechten) Seite dieſes hohen Hauſes aufgegriffen 
worden iſt, ſollte, ſage ich, dieſe Anſchaunung etwa 
ein Axiom der gegenwärtigen Regierung ſein, ſo 
würde das Abgeordnetenhaus nichts Anderes bilden, 
als eine höchſt koſtſpielige, überflüſſige — verzeihen 
Sie den Ausdruck — Spielerei, höchſtens dazu 
geeignet, um in gewiſſen Fällen für die von der 
Regierung in Scene geſetzten mißglückten Verſuche 
auf dasſelbe die Verantwortung zu ſchieben. In 
dieſem Falle glaube ich auch, wie der Herr Abgeord⸗ 
nete Hevera in der letzten Sitzung bemerkt hat, daß 
es für uns weit zweckdienlicher und beſſer wäre, für 
uns, unſere Väter, die Steuerträger, wenn wir dieſe 
Sitze wieder mit den häuslichen Penaten vertauſchen 
würden. Zur Begründung meines Antrages habe ich 
nur einige Worte zu ſagen. Nach meinem Antrage 
ſoll eine über zwölf Jahre hinausgehende Steuer⸗ 
freiheit nur den Regulirungsbauten zutheil werden, das 
heißt ſolchen Bauten, welche an Stelle ſolcher Gebäude, 
die aus Verkehrs⸗, Geſundheits⸗ oder öffentlichen Rück⸗ 
ſichten nach einem auf geſetzlichen Wege zu Stande 
gekommenen Regulirungsplaue demolirt wurden, ent⸗ 
ſtanden find. Nachdem nicht allen Regulirungs bauten 
eine gleich große Wichtigkeit beigelegt werden kann, ſo 
habe ich in meinem Antrage eine Latitüde zwiſchen 
18 und 25 Jahren gelaſſen, und da es nicht angeht, 
die Fälle, wo man eine 20jährige, wo man eine 
22jährige und wo man eine 25jährige Steuerfreiheit 
bewilligen ſoll, taxativ aufzuzählen, ſo blieb nichts 
Anderes übrig, als zur Entſcheidurg in ſolchen Fra⸗ 
gen das hiezu berufenſte Organ, den Finanzminiſter, 
zu wählen. 

Die Steuerfreiheit ſetzte ich auf mindeſtens 
18 und höchſtens 25 Jahre feſt, weil mir die er 
Zeitpunkt mit Rückſicht darauf, daß bis zum Jahre 
1876 25 Jahre, bis 1880 20 Jahre, und nach dem 
gegenwärtigen Geſetze vom 15. März 1876 eine 
15jährige Steuerfreiheit beſteht und mit Rückſicht 
auf die Höhe der Koſten, welche bei Regulirungs⸗ 
bauten den Bauherren erwachſen, als vollkommen 
gerechtfertigt erſcheint. Ich habe in meinen Antrag 
die Beſtimmung aufgenommen, daß mindeſtens eine 
18jährige Steuerfreiheit von Seite des Finanz⸗ 
miniſters gewährt werden müſſe; würde ich dieſe 
Beſtimmung weglaſſen und dem Finanzminiſter das 
Pouvoir eingeräumt haben, auch eine Steuerbefreiung 
unter 18 Jahren zu gewähren, würden vielleicht auch 
für Regulirungsbauten oft nur um ein oder zwei 
Jahre über den Rahmen des $.2 des in Verhand⸗ 
lung ſtehenden Geſetzentwurfes hinausgehende 
Steuerbegünſtigungen ertheilt und der Zweck meines 
Antrages, die Regulirungsbauten zu fördern, nicht 
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erreicht werden. Bei einem zu geringen Unterſchiede 
in der Begünſtigung für gewöhnliche Neu- und Regu⸗ 
lirungsbauten würde gewiß nicht eine ſolche Anzahl 
von Regulirungsbauten, die in verſchiedenen Städten 
des Reiches aus Verkehrs-, Geſundheits- oder ande⸗ 
ren Rückſichten dringlich geboten erſcheinen, ausge⸗ 
führt werden, was aber dann wohl zu erwarten iſt, 
wenn die Differenz in den Steuerfreijahren für ge⸗ 
wöhnliche Neubauten gegenüber von Regulirungs⸗ 
bauten eine weitergehende iſt. 

Die Ertheilung einer weitergehenden Steuer- 
befreiung für Regulirungsbauten beſchränke ich auf 
ſolche Bauten, welche im Jahre 1880 oder ſpäter 
begonnen und im Jahre 1881 bis einſchließlich 1890 
vollendet werden. Ich glaube, daß dieſer Zeitraum 
vollkommen hinreicht, um die nöthigen Reguliruugs⸗ 
bauten, wenn man überhaupt die Abſicht hat, die⸗ 
ſelben durchzuführen, auch durchführen kann, und es 
anzunehmen iſt, daß Regulirungsbauten um jo 
gewiſſer und um ſo raſcher in Angriff genommen 
werden, wenn im Geſetze beſtimmt wird, daß nur 
für eine gewiſſe Reihe von Jahren eine weiter— 
gehende Begünſtigung erfolgt, nach Ablauf derſelben 
aber die gewöhnliche Begünſtigung für Neubauten 
eintritt; daß ich die Beſtimmung aufnahm, daß der 
Finanzminiſter im Einvernehmen mit der betreffenden 
Gemeindevertretung vorzugehen habe, hat feinen 
Grund darin, daß, nachdem ich die Latitüde zwiſchen 
18 und 25 Jahren gelaſſen habe, die Gemeinde 
wohl das geeignetſte Organ iſt, um in Berückſichti⸗ 
gung aller Verhältniſſe jenes Gutachten abzugeben, 
welches geeignet iſt, den Maßſtab für eine mehr oder 
minder weitgehende Steuerbefreiung zu bilden. 

Ich bin zu Ende. Da mit dem von mir geſtellten 
Antrage den vielfach von verſchiedenen Seiten des 
Reiches an das hohe Haus gerichteten Petitionen 
Rechnung getragen wird, empfehle ich denſelben dem 
hohen Hauſe auf das wärmſte und bitte um deſſen 
Annahme. (Bravo! links,) 


Bräftdent: Der Herr Abgeordnete Dr. Por⸗ 
tugall beantragt nach dem 8. 2 einen neuen Para⸗ 
graph einzufügen, lautend: (Wiederholt den Antrag.) 

Ich bitte die Herren, die dieſen Antrag unter⸗ 
ſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der An⸗ 
trag iſt genügend unterſtützt und ſteht daher in 
Verhandlung. a 

Ich ertheile nunmehr dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Kopp das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kopp: Meine Herren! Ich 
habe mich zum Worte gemeldet, um den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Portugall, wenn auch 
nur mit wenigen Worten, zu unterſtützen, mit wenigen 
Worten, denn die Gründe, die für denfelben ſprechen, 
ſind ſchon bei Gelegenheit anderer ähnlicher Anträge 
in der vorigen Sitzung erörtert worden und der 


Herr Abgeordnete Dr. Portugall hat dies in aus⸗ 
führlicher Weiſe heute gethan; mit wenigen Worten 
aber auch deßwegen, weil zu meinem Bedauern wohl 
zu bemerken iſt, wie wenig das hohe Haus geneigt iſt, 
dieſer gewiß ſehr bedeutſamen und wichtigen Angelegen⸗ 
heit die entſprechende Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Ich 
habe den Gründen, welche für den Antrag anführt wur⸗ 
den, da ich nicht erwarten kann, daß man mich auf⸗ 
merkſamer anhören wird, als meinen verehrten 
Vorredner, nur Einiges anzufügen, das er noch nicht 
angeführt hat: zunächſt den Umſtand, daß es ein 
Wahn iſt, zu glauben, dieſe Beſtimmung und die 
Beſtimmungen des Geſetzes überhaupt ſeien von Be⸗ 
deutung nur für die Stadt Wien oder allenfalls für 
einige andere größere Städte. 

Ich ſehe zwar nicht ein, warum eine Beſtim⸗ 
mung, die etwa für die Stadt Wien von Wichtigkeit 
iſt, deßhalb abgelehnt werden ſollte; allein es mag 
denn doch ſein, daß man bei uns der Stadt Wien 
nicht die Bedeutung beilegt, wie in anderen Reichen 
den Hauptſtädten, in Reichen, wo der Staatsgedanke 
nicht bloß in den Hauptſtädten, ſondern auch an den 
Peripherien, und zwar nicht bloß mit Worten zum 
Ausdrucke kommt, ſondern auch in der Bevölkerung 
lebt (Bravo! Bravo! links); allein dieſes Argument, 
daß die Stadt Wien allein ein Intereſſe daran hat, 
verfängt nicht. 

Meine Herren! Regulirungen zum Behufe der 
Paſſageerleichterung und zu Sanitätszwecken ſind in 
anderen Städten und auch in kleinen Orten oft 
ebenſo nothwendig, ja noch nothwendiger als in 
Wien und in einer Großſtadt überhaupt. In Wien 
herrſcht ohnedies durch Zuſammenfließung größerer 
Capitalien eine größere Unternehmungsluſt, und 
findet auch die Unternehmung eher ihre Früchte, 
daher es in Wien leichter iſt, ſolche Regulirungen 
vorzunehmen als in kleineren Orten. In dieſen und 
auf dem Lande finden Sie, daß in der früheren Zeit 
und bis in die neue hinein vollkommen planlos ge⸗ 
baut wurde, finden Sie wahre Hohlgänge, durch 
welche ſich die großen Straßen ziehen, finden Sie 
Häuſer, die in ſanitärer Beziehung jedenfalls viel 
ſchlimmer find, als die ſchlimmſten derart gebauten 
Häuſer in Wien, finden Sie Strohdächer der elende⸗ 
ſten Art. a 

Wenn nun ein Neubau geführt wird, verlangt 
mau nach den neuen Bauordnungen ganz etwas 
Anderes in Bezug auf den Bau ſelbſt und in Bezug 
auf die Baulinie. Da iſt der Neubau, der viel koſt⸗ 
ſpieliger geführt werden muß, als der frühere, da 
fordert dieſer Neubau relativ viel Geld, und dieſes 
viele Geld findet in dieſen kleinen Orten nicht auch 
die entſprechende Verzinſung. Denn wenn in Wien 
im Centrum ein großes ſchönes Haus gebaut wird 
und wir ſind nicht gerade im tiefſten Stadium des 
wirthſchaftlichen Niederganges, finden ſich immer 
reiche Leute genug, welche aus dem Intereſſe der 
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beſonderen Vorliebe auch hohe Zinſungen zahlen. In 
kleineren Orten aber muß man wüuſchen, daß auch 
dort mehr menſchenwürdige Wohnungen entſtehen, 
und da muß abgeholfen werden durch den Anreiz, 
der in der größeren Steuerbefreiung gelegen iſt. Ich 
habe ſo geſprochen, weil ich vermöge meiner Stellung 
im niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe reichlich 
Gelegenheit habe, von der Richtigkeit dieſer Thatſache 
mich zu überzeugen. Es ſind die Fälle nicht ſo ſelten, 
in welchen es nahezu unmöglich iſt, die nothwendigſte 
Regulirung einer Straße durchzuſetzen, weil man 
zwar expropriiren kann, allein der Betrag, der 
gezahlt werden muß, ein viel zu hoher iſt, und wenn 
man ein Haus, welches der Paſſage ſtörend im Wege 
ſteht, von Landeswegen ankauft, um die Straße zu 
erweitern und die übrigbleibende Area weiter zu 
verkaufen, ein zu geringer Preis dafür geboten wird. 
Wenn ein derartiger Grund aber eine erhöhte Steuer⸗ 
befreiung genießt, wird es auch möglich ſein, dafür 
einen beſſeren Käufer zu finden und es wird dem 
Lande möglich fein, ſolche Regulirungen durchzuſetzen. 
Ich füge noch ein Zweites bei und muß ſpeciell gegen 
den Vertreter der Egerer Handelskammer und gegen 
viele Andere mich wenden, welche das nachſprechen 
und nachdenken, was er geſagt hat; nämlich, das 
Allererſte ſei ein Expropriationsgeſetz. Nun dieſer 
Anſchauung kann ich als praktiſcher Juriſt nicht bei⸗ 
pflichten. Wie wenig der geehrte Vertreter der Egerer 
Handelskammer in dieſen Dingen bewandert iſt, zeigt 
ſchon die Bemerkung, daß die Praxis der Gerichte 
mit Bezug auf die Geſtattung der Expropriation 
außerordentlich ſchwanke. 

Meine Herren! Ueber die Geſtattung der 
Expropriation haben die Gerichte gar nichts zu 
reden. Sie wird nicht von den Gerichten, ſondern 
von den politiſchen Behörden bewilligt und gericht⸗ 
lich iſt gar nichts, als die Schätzung zur Erhebung 
des Werthes. Wir haben den §. 365 und dieſer 
Paragraph genügt. Alles, was in Expropriations⸗ 
geſetzen weiter ſteht, iſt nichts Anderes als Durch⸗ 
führungsvorſchrift über die Modalität des Vor⸗ 
ganges. Da kann in Durchführungsvorſchriften 
etwas erleichtert, gebeſſert fein, das trifft jedoch nicht 
den Kern der Sache, denn wenn man expropriiren 
will, kann man es auf Grund dieſes Paragraphes 
und der Herr Abgeordnete iſt ganz im Irrihume, 
wenn er meint, daß es nicht angeht. Das geht an, 
das thut das Land. Ich habe ſelbſt die Ehre gehabt, 
ſehr viele Expropriationen durchzuſetzen, was nicht 
ſchwer gegangen iſt, und auch die Stadt Wien hat 
von dieſem Rechte Gebrauch gemacht und konnte 
davon Gebrauch machen. Die Schwierigkeit liegt 
darin, daß bei der Expropriationsſchätzung enorme 
Werthe zu Tage kommen. Da wird Ihnen aber ein 
Expropriationsgeſetz nichts helfen, denn ein ſolches 
Expropriationsgeſetz, wonach der Eigenthümer ſein 
Eigenthum hergeben und dafür ein minimales 


1544 


Haus der Abgeordneten. — 52. Sitzung der 9. Seſſion am 2. März 1880. 


Entgelt bekommen ſoll, werden Sie gewiß nicht bewilli⸗ | weiß, wie Vergleiche hinken, wenn man in einzelnen 


gen und ich gewiß auch nicht. Die Expropriation iſt 


Fällen Amerika, England, Japan oder China herbei⸗ 


ohnedies ein ſehr unangenehmer Eingriff in die zieht. (Rufe: Sehr gut!) Er weiß es gewiß als ein 


Privatrechte; wenn nun der Expropriation ſtatt⸗ 
gegeben wird, ſo ſoll nicht bloß der volle Werth, 
ſondern eher etwas mehr als etwas weniger gegeben 
werden, damit nicht der Einzelne zum allgemeinen 
Beſten ganz allein beiſteuern ſoll. Das iſt nur recht. 

Wir würden alſo mit einem Expropriations⸗ 
geſetze nur eine weitere Vollzugsvorſchrift bekommen; 
das mag allerdings gut fein, aber das punctum 
saliens wird dadurch gar nicht getroffen. Das punctum 
saliens wird getroffen, wenn bei Regulirungsbauten 
zu Paſſagezwecken oder aus Sanitätsrückſichten eine 
höhere Steuerbefreiung gewährt wird. Und darum 
wird es unter Umſtänden der Stadt Wien, einem 
Lande oder einer anderen Stadt oder Commune 
möglich ſein, die Regulirung durchzuſetzen, weil der 
ſo zu expropriirende Grund, der Theil desſelben, der 
nicht zur Straße verwendet wird, einen bedeutend 
erhöhten Werth dadurch bekommt, daß ausgeſprochen 
wird, es wird expropriirt aus dieſem Grunde; der 
Gegeuſtand erhält ſo einen erhöhten Werth und eine 
erhöhte Steuerbefreiung, und damit werden Sie dieſe 
Regulirungen erleichtern, nicht aber durch die Hin⸗ 
weiſung auf Expropriationsgeſetze, die ich erſt ſehen 
müßte, um zu wiſſen, ob damit etwas Beſſeres ge⸗ 
ſchaffen wird. Einem Expropriationsgeſetze, welches 
etwa ſo weit ginge, wie es z. B. in Paris gegangen 
iſt, wo man nicht aus Rückſichten auf das öffentliche 
Wohl, aus Sanitäts- und Communicationsrückſichten, 
ſondern aus äſthetiſchen Rückſichten, um die Stadt 
zu verſchönern, die Expropriation geſtattet, einem 
ſolchen Expropriationsgeſetze könnte ich nie und 
nimmer zuſtimmen, denn die Expropriation iſt. wie 
ich ſchon bemerkt habe, ein Eingriff in das Privat⸗ 
recht der Einzelnen, und dies iſt ohnedies arg genug. 

Ich könnte aber dem nicht zuſtimmen, daß man 
uur aus äſthetiſchen Rückſichten zur Verſchönerung 
Jemandem ſein Eigenthum wegnehme. Dann müßte 
man allerdings ganze Stadttheile raſiren, wie es in 
Paris geſchehen iſt, um eine Stadt zu verſchönern. 
Ich glaube nicht, meine Herren, daß Sie geneigt 
wären, der Stadt Wien das zu bewilligen, und ich 
für meine Perſon, als Vertreter der Stadt Wien, 
würde Ihnen Derartiges nicht zumuthen, weil ich 
das Privateigenthum für zu heilig halte, um es 
äſthetiſchen Rückſichten zu opfern. 

Alſo mit der Expropriation erreichen Sie 
nichts, es iſt das ein Vertröſten auf irgend ein 
Geſetz, von dem ich abſolut nichts erwarten kann und 
wegen dieſes Erwartens eines Geſetzes, welches 
meines Erachtens ziemlich werthlos ſein dürfte, 
wollen Sie das, was noth thut, verweigern? 

i Ich komme zum Schluſſe und will nur noch 
dem verehrten Herrn Vertreter der Egerer Handels⸗ 
kammer bemerken, daß er ja doch gewiß am beſten 


Mann, der nicht ein Mann der Phraſe iſt, daß ſolche 
Vergleiche jederzeit gemacht werden können, daß es 
immer möglich iſt, aus irgend einem Lande etwas 
herbeizuziehen, ohne die übrigen Verhältniſſe des 
Landes auch nur im mindeſten zu berückſichtigen. 
Schaffen wir einen Zuſtand, welcher Oeſterreich in 
die Lage ſetzt, daß auch fort und fort der Strom der 
Einwanderung komme, daß die Bevölkerung ſolchen 
Verdienſt mache, daß eine Vermehrung der Be⸗ 
völkerung in rapideſter Weiſe vor ſich geht, ſo wird 
ein derartiger Bedarf nach neuen Ubicationen ent 
ſtehen, daß ſie das allerdings entbehren könnte. 
Schaffen Sie überhaupt in Bezug auf die Steuer⸗ 
geſetzgebung andere Zuſtände, betrachten Sie nicht 
ganz und gar und einzig und allein dieſe Hauszins⸗ 
ſteuer, ſondern wollen Sie die Einkommenſteuer ein 
wenig entfernen, aber an ihre Stelle nicht etwa eine 
Ergänzungsſteuer oder dergleichen ſetzen, wollen Sie 
bezüglich der Erwerbſteuer, bezüglich der Grund— 
ſteuer die amerikaniſchen Zuſtände einführen, wenn 
Sie es können, dann werden wir weiter darüber 
reden; aber in einem Augenblicke, wo man uns ſagt, 
man könne von der Steuer nichts nachlaſſen, wo 
man uns ein ganzes Bouquet anderer Steuern 
bietet, Oeſterreich mit Amerika zu vergleichen, das, 
verzeihen Sie mir, iſt eine Phraſe, die ich von dem 
ſehr geehrten Herrn Abgeordneten der Egerer 
Handelskammer nicht erwartet habe. (Rufe links: 
Sehr gut!) 

Ich habe hiemit das Wenige gejagt, was ich 
noch glaubte, daß über dieſe Frage geſagt werden 
fol zu dem vielen Trefflichen, was andere Herren 
geſprochen haben, und ich bitte Sie daher nicht im 
Intereſſe der Stadt Wien, nicht im Intereſſe der 
Landeshauptſtädte, ſondern im Intereſſe der Bevöl⸗ 
kerung überhaupt zum mindeſten dieſem Antrage 
Ihre Zuſtimmung zu geben, der ſo beſcheiden, ſo 
vorſichtig abgefaßt iſt, daß der Staat an der Ge— 
nehmigung desſelben wahrhaft nicht zu Grunde gehen 
wird. (Beifall.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Löblich 
hat das Wort. 


Abgeordneter Löblich: Hohes Haus! Die 
beiden Herren Vorredner haben die Frage, um die 
es ſich handelt, ſo gründlich und ſchlagend begründet, 
daß mir thatſächlich nichts zu ſagen übrig bleibt, 
wenn ich mir nicht eine Wiederholung zu Schulden 
kommen laſſen will. Aber Eines muß ich hervor⸗ 
heben und anf Eines muß ich beſonderen Nachdruck 
legen, das iſt der Umſtand, daß in der letzten 
Sitzung, als dieſer Gegenſtand behandelt wurde, von 
Seite der Regierung mit Nachdruck erklärt wurde, 
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daß ſie vollſtändig auf Seite des Ausſchuſſes ſtehe. kommens, der Liebe, der Freundlichkeit für die Stadt 
Nun, meine Herren, es iſt ſehr bedauerlich, daß von Wien iſt die Haltung dieſes hohen Hauſes in dieſer 
Seite der Regierung dieſer Ausſpruch gethan wurde, Angelegenheit gewiß nicht. Es bringt gewiß nicht 
denn gerade von Seite der Regierung hätte die Be- den eutgegengeſetzten Eindruck von dem hervor, was 
völkerung Wiens erwarten können, daß ſie eine der Vertreter der Joſefſtadt geſagt hat, und es iſt 
beſſere Einſicht in die localen Verhältniſſe und Be- auch fo. Es iſt ſelbſtverſtändlich peinlich davon zu 
dürfniſſe der Stadt Wien hat, als maucher Ver- ſprechen, aber wer die Gelegenheit hatte, in den 
treter in dieſem hohen Hauſe, welcher dem gewöhn- letzten Tagen in den Kreiſen der Bevölkerung Wiens 
lichen Leben der Großſtadt nicht ſo nahe ſteht. zu verkehren, wird es wahrgenommen haben, daß 

Die Regierung, welche in dieſer Stadt weilt, ein äußerſt niederſchlagender Eindruck in der Bevöl⸗ 
muß wiſſen, welch eine Lebensbedingung es für kerung dadurch hervorgebracht wurde, daß durch die 
Wien iſt, daß in den jetzigen ſchweren Zeiten der bisherigen Beſchlüſſe des hohen Hauſes in dieſer 
Erwerbloſigkeit nicht vollſtändige Stagnation ein= Angelegenheit in keiner Weiſe die Stadt Wien und 
trete und dies wird geſchehen, wenn für große Städte überhanpt die größeren Städte Berückſichtigung ge— 
insbeſondere für Wien, nicht beſondere Begünſti⸗ funden haben. Bei dem Umſtande, meine Herren, 
gungen in dieſes Geſetz aufgenommen werden. Es daß es ſich doch nicht um den Verluſt von Millionen 
wird, wenn der vorliegende Antrag nicht ange- handelt, wenn Sie für die aus Regulirungsurſachen 
nommen wird, der Erfolg der fein, daß thatſächlich[ zum Umbau gelangenden Häuſer anſtatt einer 
eine große Anzahl Wiener Häuſer, wo die Verkehrs. | 12jährigen eine 18- oder 24jährige Steuerfreiheit 
verhältniſſe einen Umbau verlangen, nicht werden bewilligen, wenn Sie berückſichtigen, daß Sie da- 
umgebaut werden. durch den größeren Städten einen Beweis des Eut⸗ 

Die Rechnungen und Beweisfüh rungen, welche gegenkommens, der Zuvorkommenheit, der Abſicht, 
in den vorhergehenden Sitzungen verſucht worden ihnen nach Möglichkeit zu helfen, geben, ſehe ich 
ſind, treffen nicht ſo zu, wie die Herren meinen. Wo nicht ein, warum Sie ſich nicht ſollten beſtimmen 
es ſich um das Verwenden an Capitalien auf Unter- laſſeu, auf den Antrag einzugehen, welchen der erſte 
nehmungen handelt, find ganz andere Factoren maß-JHerr Redner heute geſtellt hat. 


gebend. Bei uns in Oeſterreich iſt der Hauptfactor Ich fühle mich noch verpflichtet, Nachdruck 
der Mangel au genügendem Capital und die Harte darauf zu legen, daß, wenn Sie uns immer den 
Beſteuerung. Vorwurf machen, wir wollen für die Stadt Wien 


Wer kann ſich herbeilaſſen, ein Haus in Wien, eine Ausnahmsbegünſtigung, die Stadt Wien auch 
welches der Negulirung zu unterziehen iſt, um rückſichtlich der Beſteuerung eine Ausnahme macht. 
rieſige Summen anzukaufen, während des Umbaues Es gibt eine Anzahl von Steuern, welche die Stadt 
die Jutercalarzinſen zu verlieren, dann wieder Wien percentual in höherem Maße treffen als alle 
Hunderttauſende in den Bau hineinzuſtecken, um dann anderen Städte und alle Landgemeinden. 
nur für ſo wenige Jahre die Steuerfreiheit zu er⸗ Weun Sie, meine Herren, an die Bevölkerung 
halten? Dann muß man noch mit einer anderen der Stadt Wien Anforderungen ſtellen, weil Sie 
Möglichkeit rechnen, der Möglichkeit nämlich, daß glauben, daß man dies von dem Verkehrscentrum 
bei unſerem fortdauernden Staatsdeficit vielleicht eines Reiches verlangen kann, daß die Bevölkerung 
ſogar auch noch eine Mehrbelaſtung der Häuſer ein⸗ beſſere Erwerbsquellen hätte und zahlen könne, fo 
treten kann. Dieſe Situation iſt alſo durchaus nicht müſſen Sie einer ſolchen Bevölkerung durch andere 
verlockend, um ſich bei Regulirungsarbeiten in Wien Begünftigungen ausnahmsweiſe zu Hilfe kommen, 
zu engagiren. Es wird nicht gebaut werden und die dort wo es noth thut, wo es am Platze iſt. 

Folge wird ſein, daß Wien und andere große Städte, Ein folder Moment iſt hier vorhanden. Wir, 
was ſchon von mehreren Rednern hervorgehoben die Vertreter der Stadt Wien, haben ohne Bedenken 
wurde, durch eine lange Reihe von Jahren mit bei Beginn der Sitzungen dieſes hohen Hauſes für 
Verkehrshinderniſſen werden zu kämpſen haben, alle Unterſtützungen mitgeſtimmt, welche für Noth⸗ 
welche vermieden werden können dadurch, daß man leidende in den Provinzen beantragt wurden, wir 
durch derartige Begünſtigungen einem Theile dieſer haben den Anträgen, welche von Vertretern jener 
Calamitäten abhilft und anderentheils, was mit Provinzen hier eingebracht worden ſind, nufere Zu— 
Nachdruck nachgewieſen wurde, auch in die jetzige ſtimmung gegeben, wir haben es natürlich gefunden, 
Geſchäftsloſigkeit wieder etwas Leben hineinbringt. daß bei ausnahmsweiſen Ereigniſſen und Verhält— 

Nun, meine Herren, wenn alle dieſe Beweis- niſſen von Seite des hohen Hanfes in irgend einer 
gründe nicht verfangen, dann muß ich mich faſt auf Weiſe etwas geſchehen müſſe. Die Stadt Wien iſt 
die Seite jenes Vertreters der Stadt Wien ſtellen, nun nicht in der Lage, in materieller Beziehung der— 
welchem vorgeworfen wurde, daß er dieſes hohe artige Anſuchen zu ſtellen, ſie weiß, daß es ihr nie 
Haus einer Animoſität gegen die Bevölkerung Wiens gewährt würde. Iſt es aber darum nicht möglich, daß 
zeihe. Und thatſächlich, ein Beweis des Entgegen-in einer großen Stadt auch derartige Momente 
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hereintreten, daß die Bevölkerung Hilfe braucht? 
Dieſer Fall iſt heute vorhanden. 

Die Bevölkerung braucht Arbeit und durch 
dieſe Arbeit, die Sie durch die Steuerbefreiung bei 
Regulirungsbauten geben, ſetzen Sie die Bevölkerung 
in die Möglichkeit, zu exiſtiren, Steuer zu zahlen 
und Sie fördern gleichzeitig den Zweck des Umbaues 
der großen Städte, der nicht außer Acht gelaſſen 
werden darf. 

Auf Grund Alles deſſen, was ich mir zu ſagen 
erlaubt habe, nachdem von Seite meiner Herren Vor⸗ 
redner in ſo nachdrücklicher und treffender Weiſe 
der Antrag unterſtützt wurde, empfehle ich ebenfalls 
denſelben zur Annahme (Bravo!) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Wieſen⸗ 
burg hat das Wort. 


Abgeordneter Wieſenburg: Nachdem ich in 
der letzten Sitzung die Ehre hatte, dem hohen Hauſe 
ausführlich die Gründe zu entwickeln, welche mich 
veranlaſſen, meinen Antrag auf Steuerbegünſtigung 
der Regulirungsbauten zu ſtellen, glaube ich heute 
darauf hinweiſen zu können und erlaube mir nur 
die Bemerkung, daß der von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Portugall als 8. 3 geſtellte Antrag fo zahm 
in ſeiner Form und für die Regierung ſo ver⸗ 
änderbar iſt und ihr ſo viele Einſchränkungen er⸗ 
möglicht, daß auch die Vorſichtigſten keine Gefahr 
darin erblicken können. Ich beſchränke mich auf diefe 
wenigen Worte, will aber bei dieſer Gelegenheit 
nicht unterlaſſen zu conſtatiren, daß es auf die Be⸗ 
völkerung — denn ich habe in meinen früheren 
Ausführungen nicht für Wien allein geſprochen, 
ſondern für das ganze Reich — daß es auf die Be⸗ 
völkerung des Reiches einen erhebenden Eindruck 
machen muß, wenn ſie ſieht, mit welchem Intereſſe 
das hohe Haus dieſen für das Wohl der Bevölkerung 
geſtellten Anträgen zu folgen beliebt. (Bravo!) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und 
ertheile dem Herrn Berichterſtatter das Schluß⸗ 
wort. 


Berichterſtatter Auſpitz: Es iſt heute neuer⸗ 
dings ein Antrag geſtellt worden, welcher nach 
meiner unmaßgeblichen Meinung ſeinem Weſen nach 
ganz und gar identiſch iſt mit jenen Anträgen, welche 
in der letzten Sitzung des hohen Hauſes nach ein- 
gehender Debatte und gewiß reiflicher Ueberlegung 
ſammt und ſonders abgelehnt worden find. (R Fe: 
Sehr richtig!) Ich bewundere in der That den Muth 
und die Ausdauer der Anhänger einer weitgehenden 
Befreiung von Regulirungsbauten, den Muth, dem 
hohen Hauſe zuzumuthen, daß es am Dienſtag 
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Beſchlüſſe umſtoße, die es am Freitag gefaßt hat und 
die Ausdauer, mit der ſie ſich, wenn auch mit nicht 
allzu großem Erfolge, meiner unmaßgeblichen Meinung 
nach, bemühen, ihrem Lieblings gedanken immer 
neue Seiten abzugewinnen. Zu wünſchen wäre es 
allerdings, daß dieſe Ausdauer auch gepaart wäre 
mit einer eingehenden Erörterung der beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen. So möchte ich nur im 
Vorübergehen erwähnen, daß der erſte Herr Redner, 
der heute in dieſer Angelegenheit das Wort ergriffen 
hat, ein beſonderes Gewicht darauf gelegt hat, daß 
bei Neubauten und Umbauten während der Dauer 
der Steuerbefreiung der Staat, wie allgemein bekannt, 
die fünfpercentige Einkommenſteuer von dieſen Ge⸗ 
bäuden bezieht, und daß dieſe fünfpercentige Ein⸗ 
kommenſteuer vom Bruttohauszinsertrage bemeſſen 
werde, ohne Abzug der bei der Hauszinsſteuer ein- 
geräumten 15 Percent für die Erhaltungskoſten. 

Ich erlaube mir den geehrten Herrn Redner 
zu erſuchen, das Finanzgeſetz zur Hand zu nehmen, 
wo er das genaue Gegentheil von dem finden wird, 
was er behauptet hat. 

Ich würde mir nicht erlaubt haben, auf dieſen 
gewiß nebenſächlichen Irrthum zurückzukommen, 
wenn nicht ein anderer Herr Redner, der Vertreter 
des ſechſten Bezirkes der Stadt Wien, beſonderen 
Nachdruck darauf zu legen beliebt hätte, daß der 
Herr Abgeordnete der Egerer Handelskammer in 
ſeinen Ausführungen ſich eines Irrthums ſchuldig 
gemacht hat, indem er davon geſprochen hat, daß bei 
Expropriationen die Gerichte und nicht die politi⸗ 
ſchen Behörden zu interveniren haben. Ich glaube, 
daß ſolche Irrthümer in nebenſächlichen Umſtänden 
für die Entſcheidung der Sache nicht maßgebend ſein 
können. — Aber wenn der geehrte Herr Abgeord⸗ 
nete des ſechſten Bezirkes darauf hingewieſen hat, 
daß ein Expropriationsgeſetz ja beſtehe, daß der 
§. 365 des bürgerlichen Geſetzbuches für alle Erfor⸗ 
derniſſe vollauf genüge, daß eine Aenderung in 
dieſer Hinſicht nicht notkhwendig und daß man von 
einer Aenderung nichts zu erwarten berechtigt ſei, 
ſo möchte ich mir die Gegenfrage erlauben, warum 
es dann nothwendig war, in der vorigen Seſſion im 
hohen Hauſe nach einer ſehr weitgehenden Debatte 
ein ſpecielles Enteignungsgeſetz für Eiſenbahnen zu 
beſchließen? Es ſcheint alſo denn doch, daß die allge⸗ 
meine Expropriationsbeſtimmung im 8.365 des all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuches nicht vollauf 
genügt, und daß daher die Anregung, die übrigens 
ſchon im Ausſchußberichte gegeben war, daß es viel⸗ 
leicht zweckmäßig wäre, um die Regulirungsbauten 
zu fördern, die Expropriationsgeſetze einer Reviſion 
zu unterziehen, vielleicht denn doch nicht ſo ganz 
hinfällig ſein mag, als ſie von dem geehrten Herrn 
Redner hingeſtellt worden war. 

Im Uebrigen würde ich meinerſeits fürchten 
mäffen, die Geduld des hohen Hauſes zu ermüden, 
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wenn ich gegenüber dem Umſtande, daß neue Gründe 
für eine weitergehende Bevorzugung von Reguli— 
rungsbauten nicht vorgebracht worden ſind, es mir 
erlauben wollte, Dasjenige zu wiederholen, was ich 
dem entgegen in der letzten Sitzung vorzubringen 
mir erlaubt habe. Ich geſtehe ganz offen, daß ich 
eben gegenüber der Wiederholung derſelben Argu— 
mente auch meinerſeits dieſelben Gegenargumente 
wiederholen zu müſſen gezwungen wäre. 

Nur Eins möchte ich noch bemerken. Der Herr 
Abgeordnete des ſechſten Bezirkes hat damit geſchloſ⸗ 
fen, daß er dieſen Antrag, wie ihn der Herr Abge- 
ordnete Dr. Portugall geſtellt hat, als ſehr 
vorſichtig bezeichnet hat. Ich geſtehe, daß mir die 
Bezeichnung gerade mit dem Prädicate,vorſichtig“ 
für dieſen Antrag ganz und gar unbegreiflich 
erſcheint, unbegreiflich auch, daß ein ſolcher Antrag 
geſtellt wird von einem Abgeordneten, der gleichzeitig 
— und hirein gebe ich für meine Perſon ihm Recht 
— das geringe Maß ſeines Vertrauens zu der 
jetzigen Regierung ausgedrückt hat. 

Meine Herren! Ein Antrag, in welchem ſteht, 
der Finanzminiſter hat eine Steuerbefreiung von 
18 bis 25 Jahren zu bewilligen, ein Antrag alſo, 
welcher es der Willkür des Finanzminiſters anheim⸗ 
ſtellt, in einem Falle 25, im anderen Falle nur 
18 Jahre zu bewilligen, einem ſolchen Antrage kann 
ich das Prädicat „vorſichtig“ nicht zuerkennen, ich 
muß demſelben vielmehr ſchon aus dieſem Grunde 
allein, wenn es gar keinen anderen Grund geben 
würde, das Prädicat der Unannehmbarkeit vindi⸗ 
ciren. 

Ich erlaube mir dem hohen Haufe die Ableh⸗ 
nung dieſes Antrages zu empfehlen. 


Prafident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Portugall hat die 
Einfügung eines neuen Paragraphes 3 in der Faſ— 
fung, die ich vorzuleſen die Ehre haben werde, bean— 
tragt (liest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„Erfolgt auf Grund eines nach Maß⸗ 
gabe der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
feſtgeſtellten Regulirungsplanes aus Ver⸗ 
kehrs⸗, Geſundheits⸗ oder anderen öffeut⸗ 
lichen Rückſichten eine Demolirung von 

Baulichkeiten, ſo hat der Finanzminiſter 

für die an Stelle der demolirten Objecte 

entſtandenen Neu- oder Umbauten, inſoferne 
dieſelben im Jahre 1880 oder ſpäter be= 
gonnen und in den Jahren 1881 bis 

Ende 1890 vollendet und benützbar gemacht 

werden, nach Einvernehmen mit der betref⸗ 

fenden Gemeindebehörde eine Steuerbefrei⸗ 
ung für 18 bis 25 Jahre vom Zeitpunkte 
der behördlich bewilligten oder der früheren 

thatſächlichen Benützung zu gewähren.” * 
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(Abgeordneter Dum bu meldet sich zum Worte.) 
Der Herr Abgeordnete Dum ba hat das Wort. 


Abgeordneter Dumba: Ich möchte die Bitte 
an den Herrn Präſidenten ſtellen, die getrennte 
Abſtimmung über die Worte „bis 25“ vorzunehmen. 


Präſident: Es iſt hier, glaube ich, ein kleiner 
Schreibfehler; wenn es hieße „für 18 bis 25 Jahren“, 
ſo würde ich dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Dumba nicht leicht Folge leiſten können. Aber ich 
glaube, es iſt richtiger zu ſagen „für 18 bis 25 
Jahre“, und da kann über die Worte „bis 25“ aller- 
dings getrennt abgeſtimmt werden. 

Ich werde alſo dem Wunſche des Herrn Abge— 
ordneten Dumba Rechnung tragen und erſuche die 
Herren, welche vorbehaltlich der nachträglichen Ab— 
ſtimmung über die Worte „bis 25“ den Antrag mit dem 
Termine für 18 Jahre angenommen wiſſen wollen, 
ſich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt abgelehnt. Hiermit entfällt natürlich 
die Abſtimmung über die Einſchaltung. 

Wir gelangen nunmehr zu §. 3 des Entwurfes. 
Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter, denſelben 
zu verleſen. 


Berichterſtatter Auſpitz (liest F. J aus 138 
der Beilagen). 


Präfident: Wünſcht Jemand zu 8. 3 zu 
ſprechen? (Niemaud meldet sich.) Nachdem dies 
nicht der Fall iſt, erſuche ich jene Herren, welche §. 3 
nach dem Entwurfe des Ausſchuſſes annehmen 
wollen. ſich von ihren Sitzen zu erheben (Cesclieht.) 
8. 3 iſt angenommen. 

Ich bitte 8. 4 vorzuleſen. 


Berichterſtatter Auſpitz (best K. 4 aus 138 
der Beilagen). 

Präſident: Ich die Debatte 
über 8. 4. 

Der Herr Abgeordnete Wieſenburg hat das 
Wort. 


eröffne 


Abgeordneter Wieſenburg: Da es ſich in 
dieſem Paragraphe darum handelt, feſtzuſtellen, wie 
die Steuerbegünſtigung bei der Behörde anzumelden 
ſei und in welcher Weiſe die Behörde darüber zu 
verfügen habe, ſo erlaube ich mir mit Zuſtimmung 
des Herrn Präſidenten eine Stelle aus einer Zu— 
ſchrift des Bürgermeiſters von Neu-Sandec zu ver⸗ 
leſen. Dabei erlaube ich mir zu bemerken, daß ich ſpe⸗ 
ciell bei dem Bürgermeiſteramte von Neu-Sandec um 
Zuſtimmung zur Verleſung derſelben angeſucht und 
dieſe mir auch auf telegraphiſchem Wege gewor⸗ 
den iſt. N 
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In der Einleitung wird gejagt, daß die beſten 
Geſetze keinen Werth haben, wenn ſie unbefolgt blei⸗ 
ben, ein Satz, dem wir Alle gerne zuſtimmen wollen. 
An factiſchen Thatſachen ſteht aber hier (Liest): 
„Abgeſehen von Zubauten und kleineren Gebäuden, 
die mau, um ſich die erfolgloſen Bemühungen zu 
erfparen, meiſtens zur Steuerbefreiung gar nicht an⸗ 
meldet, ſind in Neu⸗Sandec im Jahre 1875 die 
Häuſer, Zahl Nr. —“ fo und viel — ich bin gerne 
bereit, die Zuſchrift auf den Tiſch des hohen Hauſes 
zu legen — (liest): „in Summa 26 neue Häuſer 
aufgebaut worden. 

Alle dieſe Häuſer ſind rechtzeitig zur Steuer⸗ 
befreiung angemeldet worden; nicht eine einzige 
dieſer Anmeldungen iſt bis dato erledigt worden 
(Rufe links: Hört!) uud es werden daher von den 
genannten Häuſern ohne Rückſicht auf beſtehende 
Geſetze ſämmtliche Steuern eingehoben. (Hufe links: 
Hört! Hört!) 

Es gibt jedoch hier auch Häuſer, wie z. B. 
Nr. ſo und ſo viel, welche noch in den Jahren 1870, 
1872, 1873 und 1874 aufgebaut, trotz rechtzeitiger 
Anmeldung die Zuerkennung der Steuerfreiheit bis 
dato nicht erlangt haben. (Rufe links: Hört!) Alſo 


ſteht es mit dem Vollzuge dieſer Geſetze“. Ich will zu 8 


Sie, meine Herren, mit der weiteren Verleſung uicht 
ermüden und glaube, das Bisherige ſchon kennzeich⸗ 
net ganz genügend die richtige Ausführung unſerer 
Geſetze; und ich glaube weiter, es bedarf nur dieſer 
Anregung, damit die hohe Regierung Veranlaſſung 
nimmt, vielleicht uicht gerade nur in Neu-Sandec, 
ſondern auch an anderen Orten auf die richtige Aus— 
führung der Geſetze in einem ausgiebigeren Maße 
als bisher ihre Aufmerkſamkeit zu lenken. 


Prüſident: Wünſcht noch Jemand zu ſprechen? 

(Reyierungsvertreter Sectionsrath Huber mel- 
det sich.) 

Herr Sectionsrath Huber Hat das Wort. 


Regierungsvertreter Sectionsrath Huber: 
Ich erlaube mir nur bezüglich der vorgebrachten 
Beſchwerde eine kurze Bemerkung vorzubringen. 
Dieſe Beſchwerde wurde von dem Herrn Abgeord— 
neten bereits bei den Verhandlungen im Steuer⸗ 
ausſchuſſe vorgebracht; der Herr Abgeordnete hatte 
die Güte, mir dieſes Schriftſtück ſelbſt zu übergeben. 
Der Regierung war bisher keine Klage, keine Be⸗ 
ſchwerde, kein Recurs vorgekommen wegen Nicht⸗ 
berückſichtigung ſolcher Steuerbefreiungsgeſuche ſei⸗ 
tens der Finanzorgane. Ich habe nicht vorgeſehen, 
daß dieſe Beſchwerde im hohen Haufe abermals vor⸗ 
gebracht werden wird, ſonſt hätte ich mir das betref⸗ 
fende Actenſtück mitgenommen. Ich kann aber die 
Verſicherung geben, daß gleich am anderen Tage 
darauf, nachdem der Herr Abgeordnete dieſe Be⸗ 
ſchwerde vorbrachte, an die Finanzlandesdirection in 
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Lemberg ſofort die Verfügung erlaſſen wurde, über 
dieſelbe genaue Erhebungen zu pflegen, im Falle der 
Thatſächlichkeit der Beſchwerde Abhilfe zu treffen, 
und über den Thatbeſtand und das Reſultat Bericht 
zu erſtatten. 

Bis heute hat natürlich die Regierung bei der 
kurzen Zeitdauer, da es ſich doch um genauere Er⸗ 
forſchungen handelt, keine Antwort erhalten können. 
Aber aus dieſem einzelnen Falle, ſeine Couſtatirung 
vorausgeſetzt, der offenbar uur durch ein einzelnes 
Finanzorgan hervorgerufen ſein kann, weil ja eben 
der Regierung bisher Beſchwerden in dieſer Rich⸗ 
tung aus keinem Theile der Monarchie zugekommen 
ſind, auf eine nachläſſige Durchführung der Steuer- 
freiheitsgeſetze überhaupt einen Schluß zu ziehen, 
halte ich doch nicht für vollkommen gerechtfertigt und 
kann nur die Verſicherung geben, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung von Seite der Regierung von jeher auf die 
ſtreuge Durchführung auch ſolcher Geſetze gedrungen 
worden iſt, welche eine Erleichterung der Steuer: 
träger bezwecken. Das bitte ich, das hohe Haus zur 
Keuntniß zu nehmen. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort 
4? | 


(Abgeordneter Wiesenburg meldet sich.) 
Der Herr Abgeordnete Wiejenburg hat das 
Wort. 


Abgeordneter Wieſenburg: Nachdem der 
Herr Regierungsvertreter uns die Mittheilung ge— 
macht hat, daß in Folge der ihm ſeinerzeit zur Ein⸗ 
ſicht übergebenen Zuſchrift des Bürgermeiſters von 
Neu⸗Sandec die nöthige Anfrage an die Finanzlaudes⸗ 
direction in Lemberg gerichtet wurde und bis heute 
noch keine Antwort erfolgte, ſo glaube ich doch 
darauf hinweiſen zu ſollen, daß es vielleicht noth- 
wendig ſein dürfte, daß, nachdem ich von verſchie⸗ 
denen Collegen gehört habe, daß auch an anderen 
Orten ſolche Nachläſſigkeiten vorkommen, die hohe 
Regierung, welche ſagt, ſie ſei ſich keiner Vernach⸗ 
läſſigung bei der Durchführung der betreffenden Ge- 
ſetze bewußt, doch da, wo es ſich um Stenerbefreiun⸗ 
gen handelt, wo es ſich darum handelt, eine neue 
Laſt der Bevölkerung nicht aufzuwälzen, welche ihr 
mit Recht nicht aufgewälzt werden darf, der Durch— 
führung dieſer Gaſetze mehr Aufmerkſamkeit zuwende, 
als dies bisher geſchehen iſt. Wäre dies ſchon ſrüher 
geſchehen, ſo hätte ſie es wohl nicht nothwendig 
gehabt, jetzt Nachforſchungen über factiſch beſtehende 
Uebelſtände anzuſtellen. Ich muß daher den Vor— 
wurf aufrecht erhalten, den ich früher gegen die Re⸗ 
gierung erhoben habe. 


Präfident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. 


Wünſcht der Herr Berichterſtatter zu 
ſprecheu? (Derselbe verzichtet.) Ich erſuche jene 
Herren, welche §. 4 nach dem gedruckt vorliegenden 
Entwurfe annehmen, ſich zu erheben. (Geschieht,) 
§. 4 iſt angenommen. 

Ich erſuche deu Herrn Berichterſtatter, 
F. 5 zu verleſen. 


Berichterſtatter Auſpitz (liest K. 5 des Ge- 


vul ses du, 188 der beilayen). 


Präſident: Ich eröffne die Debatte über 
§. 5. Der Herr Abgeorduete Dr. Krouawetter 
hat ſich zum Worte gemeldet, ich ertheile ihm 
dasſelbe. 


Abgeordneter Dr. Kronawetter: Es wundert 
mich, daß der Herr Referent nun auf einmal im 
zweiten Alinea des §. 5 von denjenigen Grund— 
ſätzeu, die er in ſeinem Berichte als die richtigen 
proclamirt hat, abgeht, aber nicht rückſichtlich 
aller Realitäten in Wien, ſondern uur rückſichtlich 
der Stadterweiterungsgründe. Ich glaube, daß das, 
was für das ganze Reich und Für die Stadt Wien 
nach der Auſchauung des Ausſchuſſes richtig ſein 
fell, nicht allein bezüglich der Stadterweiterungs⸗ 
gründe unrichtig ſein kaun, und weun mau alle 
anderen Geſetze aufhebt und neue macht, warum ſoll 
allein für die Stadlerweiterungsgründe das Geſetz 
vom Jahre 1859 auch ferner gellen? Im Motiven⸗ 
berichte ſindet ſich darüber nichts als die Bemerkung, 
dal; es ſich uur mehr um eiue ſehr geringe Anzahl 
von Gebäuden handelt. Aber, meine Herren, ob 
dieſe Auzahl groß oder klein iſt, das kann doch die 
Richtigkeit des Principes nicht beeinfluſſen, warum 
ſollte man für eine kleine Anzahl von Gebäuden 
die nurichtigen Principien ſortbeſtehen laſſen? Der 
F. 5 aber enthält noch ekwas Anderes, er nimmt 
der Stadt Wien ein Recht, welches ſie bisher hatle. 
Natürlich, Wien muß immer gleich deu auderen 
behandelt werden, wo es Nachtheile gibt; es wurde 
bereits von ciuem Vorredner hervorgehoben und 
dürfte auch vom Herru Berichterſtatter nicht be— 
ſtritten, vielleicht ſogar ſelbſt beftätigt werden, daß 
Wien viel mehr Laſten auferlegt ſind als deu 
anderen Städten. Wien hat z. B. einen eigenen 
Verzehrungsſtenertarif, der höher iſt als in allen 
anderen Städten der Monarchie; Wien hat einen 
eigenen Erwerbsſteuertarjf, der höher iſt als in 
allen anderen Städten und Hauptſtädten Oeſterreichs. 
Warum ſoll man alſo, wenn Wien fo viel be— 
dentendere Laſten tragen ſoll als die anderen Städte, 
mit Wien feilſchen um die beſondere Begünſtigung 
von drei Jahren, die man ihm durch die Aufrecht— 
erhaltung des Geſetzes vom Jahre 1854 gewährt? 
Ich glaube, man ſollte Wien nicht bloß mit privi- 
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wo es durch ſeine Vertreter die Gleichſtellung mit 
den anderen Theilen der Monarchie rückſichtlich der 
Vortheile begehrt, ſtattgeben; thut man das nicht, 
ſo ſoll man der Stadt auf der anderen Seite doch 
Begünſtigungen nicht entziehen, die ſie bereits ge⸗ 
nießt, und ihr die größere Steuerfreiheit für die kurze 
Zeit von drei Jahren nicht verkümmern. Aber ſogar 
das fol nicht geſcheheu. Man kann die Thatſachen, 
die hier vorliegen nicht anders erklären, als mit 
der gegen die Hauptſtadt herrſcheuden Animoſität. 
Würde der uus vorliegende Entwurf nicht Geſetz, ſo 
würde Wien nach der Allerhöchſten Verordnung vom 
Jahre 1854 eine 15jährige Steuerfreiheit für Neu⸗ 
bauten genießen. 

Der Herr Refereut und der Ausſchuß gehen 
von einer anderen Auſchauung aus. Sie ſagen, das 
Geſetz vom Jahre 1854 gelte gar uicht mehr, es ſei 
durch das Geſetz vom Jahre 1859 aufgehoben wor— 
den. Dieſer Behauptung gegenüber muß ich conſta— 
tiren, daß andere zur Interpretirung der Geſetze 
berufene Factoren und ſpeciell die kaiſerliche Regie— 
rung das Geſetz in ganz anderer und geradezu eut— 
gegengeſetzter Weiſe ausgelegt haben. 

Als im Jahre 1874 die Regierung ein Geſetz 
über die Befreiungen von der Gebäudeſteuer vor— 
legte (dieſe Vorlage iſt in Nr. 46 der damaligen 
Beilagen abgedruckt), ſagte ſie im Motivenberichte 
ausdrücklich, daß für den Fall, daß nicht ein neues 
Geſetz geſchaffen würde, für Wien die Geſetze vom 
Jahre 1854 und vom Jahre 1859 wieder in Wirk: 
ſamkeit treten würden. Es heißt wörtlich auf Seite 
312 dieſer Beilage (liest): 

„Die Begünſtigungen ad c) und d) haben nach 
Ablauf des Termines, das iſt mit 29. Mai 1869 
aufgehört und gilt nuumehr für Wien und die Bauten 
außerhalb der Stadterweiterungsgründe die sub 2 
berührte Allerhöchſte Eutſchließung vom 16. Juli 
1854.“ 

Alſo die Anſchauung der Regierung war die, 
daß, wenn das Geſetz vom Jahre 1865 aufhört und 
kein neues Geſetz erlaſſen wird, für die Stadterwei— 
terungsgründe die Verordnung vom Jahre 1859, 
für die anderen Gründe in Wien aber die Verord— 
nung vom Jahre 1854 gilt, und unn iſt mir die 
Juterpretation der Regierung theoretiſch mindeſtens 
ebenſoviel wert), als die des Herrn Reſereuten. 

Es iſt dies nicht bloß die Auſchauung der. 
Regierung allein, ſie iſt auch von den anderen Fac— 
toren der Legislative getheilt worden und iſt, wie 
ich bereits hervorgehoben habe, in allen folgenden 
Geſetzen und zuletzt noch im Geſetze vom Jahre 1876 
wörtlich aufgenommen worden. Im F. 3 dieſes Ge: 
ſetzes heißt es, daß, wenu das Geſetz erliſcht, die 
Allerhöchſten Entſchließungen vom 16. Juli 1854 
und 14. Mai 1859 wieder in Kraft treteu. 

Es heißt im §. 3 dieſes Geſetzes vom 15. Mai 


legiis odiis belaſten, ſundern deſſen Wünſchen, auch 1856 (R. G. Bl. Nr. 30) (liest, 
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„Die in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 
16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt 
den Vorſtädten gewährten Steuerbefreiungen werden 
durch das gegenwärtige Geſetz uicht berührt.“ 


Wenn nun aber das Geſetz vom Jahre 1854, 
wie der Herr Referent meint, aufgehoben worden 
wäre durch das Geſetz vom Jahre 1859, wie könnte 
es dann noch weiter in allen Geſetzen, vom Jahre 
1865 angefangen bis zum Jahre 1876, als ein in 
Rechtswirkſamkeit beſtehendes und nach Erlöſchen 
dieſer nur auf eine gewiſſe Zeit erlaſſenen anderen 
Geſetze wieder in Kraft tretendes bezeichnet werden? 
Das ergibt ſich ganz aus der Natur der Sache, es 
ergibt ſich aber auch aus dem Inhalte des Geſetzes 
vom Jahre 1859 ſelbſt. Das Geſetz vom Jahre 1859 
beſtimmt, daß für Neubauten auf Stadterweiterungs⸗ 
gründen, welche innerhalb fünf Jahren nach Feſt⸗ 
ſetzung des Stadterweiterungsplanes und nach 
erfolgter Ausbietung vollendet werden, 30 Jahre, 
für Neubauten auf Stadterweiterungsgründen, welche 
innerhalb zehn Jahren nach Feſtſetzung des Stadt⸗ 
erweiterungsplanes und Ausbietung der Gründe 
vollendet werden, 25 Jahre, wenn ſie aber ſpäter 
vollendet werden als innerhalb dieſer Friſt, 15 Jahre 
Steuerbefreiung eintreten ſolle, und zwar im letz⸗ 
teren Falle nicht auf Grund des Geſetzes vom Jahre 
1859, ſondern auf Grund des Geſetzes vom Jahre 
1854, welches gar keine Beſchränkung rückſichtlich 
der Zeit ſeiner Geltung enthält. Weil nun das Geſetz 
vom Jahre 1859 nicht mit einer Silbe ſagt, daß das 
Geſetz vom Jahre 1854 derogirt oder aufgehoben 
werde und nach allen Regeln der juriſtiſchen Herine- 
neutik wird das frühere Geſetz nicht ohneweiters auf⸗ 
gehoben durch das ſpätere, ſondern nur iuſoweit, als 
dasſelbe neben dem ſpäter erlaſſeuen Geſetze abſolut 
nicht beſtehen kann. Und das Geſetz vom Jahre 1854 
kann neben dem Geſetze vom Jahre 1859 beſtehen, 
iſt daher durch das letztere nicht aufgehoben. Dies 
war auch die Auffaſſung ſowohl der Regierung, als 
auch der bisherigen Geſetzgebung. 


Es Scheint mir im Gegentheile ſehr frag⸗ 
lich, ob rückſichtlich der Stadterweiterungsgründe 
das Geſetz vom Jahre 1859 noch immer praktiſch iſt. | 
Es heißt dort: Es werde eine Steuerbefreiung von 
25 Jahren für diejenigen Bauten auf Stadterweite⸗ 
rungsgründen gewährt, für welche die dreißigjährige 
Befreiung nicht mehr eintreten kann, weil der Termin 
dazu verſtrichen iſt, da der Stadterweiterungsplan 
ſeit länger als fünf Jahren ſchon genehmigt iſt, wenn 
dieſe Bauten wenigſtens innerhalb zehn Jahren 
nach Feſtſetzung des Stadterweiterungsplanes und 
erfolgter Ausbietung der Gründe vollendet werden. 
Nun iſt aber der Stadterweiterungsplan auch ſchon 
ſeit länger als zehn Jahren genehmigt, gerade das 
Geſetz vom Jahre 1859 ſcheint mir daher rückſicht⸗ 
lich der Stadterweiterungsgründe nicht mehr rechts- 
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beſtändig. Eine Bedingung der Steuerfreiheit iſt 
auch die Ausbietung der Gründe. 

Das Geſetz ſpricht immer nur von der 
Ausbietung. Soviel ich weiß, werden die Stadterwei— 
terungsgründe nicht immer ausgeboten, das heißt 
im Offertwege vergeben. 

Sie werden oft auch unter der Hand verkauft. 
Da kann man doch von einem Ausbieten nicht reden, 
wo die Gründe nicht im Licitativuswege vergeben 
wurden, ſondern wo man für dieſelben unter der 
Hand Käufer geſucht hat; ſolche Gründe ſollten nach 
dem Wortlaute der Verordnung vom Jahre 1859 
der dort normirten Steuerfreiheit nicht theilhaft ſein. 

Warum ſollen aber die Stadterweiterungs— 
gründe, welche ausgeboten werden, einen Vorzug 
vor denjenigen Gründen haben, welche nicht im Lici— 
tationswege vergeben würden? Ich weiß zwar, daß 
man, trotzdem im Geſetze vom Jahre 1859 vom Aus— 
bieten die Rede iſt, dieſes Geſetz analog angewendet 
hat auch auf jene Gründe, welche nicht ausgeboten, 
ſondern unter der Hand verkauft wurden, was ich 
aber entſchieden für widerrechtlich halte, weil Aus⸗ 
nahmsgeſätze nicht analog angewendet werden dürfen. 

Aber ſoviel ſteht feſt: Es ſpricht gar nichts da⸗ 
für, gerade zu Guuſten des Stadterweiternugsfondes 
Ausnahmsgeſetze zu machen, oder beſtehende aufrecht 
zu erhalten, wo man doch der Stadt Wien ſogar die 
Rechte wegnehmen will, die aus dem Geſetze vom 
Jahre 1854 ſich für ſie ergeben. 

Allein um den Anſchauungen des Herrn Refe— 
renten und des Ausſchuſſes Rechuung zu tragen, will 
ich rein aus Rückſicht auf die Opportunität und die 
praktiſche Geſtaltung der Sache mit Wideritrebru, 
weil es, wie gejagt, ſchon vom Ansſchuſſe fo bean— 
tragt wird, das gelten laſſen, kann aber nicht umhin, 
zu beantragen, das Recht, welches die Stadt Wien 
aus dem Geſetze vom Jahre 1854 hat und welches 


ihr ungeſchmälert durch die Geſetze vom Jahre 1865 


bis 1876 einſchließlich im Reichsgeſetzblatte wenig⸗ 


ſtens aufrechterhalten wurde, ihr derzeit nicht zu neh- 


men; es hätte daher nach meinem Antrage das 
Alinea 2 des 5. 5 in folgender Weiſe zu lauten (lest): 
„Die in den Allerhöchſten Entſchließungen 
vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für 

Wien ſammt Vorſtädten gewährten Steuer⸗ 

befreiungen werden durch das gegenwärtige 

Geſetz nicht berührt.“ 

Es köunte nun vielleicht den Anſchein Gaben, 
als ſollte, weil in den genanuten Geſetzen auch ſteht, 
daß die Freiheit nicht bloß rückſichtlich der Staats⸗ 
ſteuer, ſondern auch rückſichtlich der Communalſteuern 
und Landeszuſchläge einzutreten habe, dieſes auch 
wieder rückſichtlich der Communalſteuern und rückſicht⸗ 
lich der Laudeszuſchläge durch meinen Antrag reacti— 
virt werde. 

Es hat ſogar der Herr Referent neulich einmal 
direct an mich die Anfrage geſtellt, wie es denn kommen 
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könne, daß, wenn dieſes Geſetz vom Jahre 1854 
als rechtskräftig angeſehen wird, daß dann die Ge⸗ 
meinde Wien die Gemeindezuſchläge und das Land 
die Landeszuſchläge ſeit 27. Mai 1869 einhebt? Das 
iſt aber ganz einfach. 

Ich will den Herrn Referenten nur darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß ſeit dem Jahre 1859 eben die 
Landesgeſetzgebuung und die Gemeindegeſetzgebung 
ſich geändert hat, daß derzeit nicht mehr durch 
Reichsgeſetze die Frage zu entſcheiden iſt, ob und 
welche Landeszuſchläge und ob und welche Gemeinde— 
zuſchläge einzuheben ſind, ſondern daß das im Wege 
der Landesgeſetzgebung geſchieht. (Ne links: So ist 
es!) Diefe Frage wurde and) im Wiener Gemeinde- 
rathe erörtert und der Herr Referent eitirt ja in 
feinem Berichte fogar die betreffende Gemeinderaths⸗ 
ſitzung vom 24. Mai 1870, in der das beſchloſſen 
worden iſt, und er kanu auch die rechtliche Mitivirung 
dafür dort finden; es hat damals der Referent, 
Gemeinderath Dr. Billing, vom rechtlichen Stand⸗ 
punkte Folgendes bemerkt: „Es kommt die Rechts⸗ 
frage zu erörtern, ob die Beſitzer ſolcher Häuſer das 
Recht haben, auf Grund Allerhöchſter Entſchließun⸗ 
gen, Geſetze oder Verordnungen von der Commune 
die Befreiung von den Communallaſten zu verlan⸗ 
gen, Die Frage ift mit „Nein“ zu beautworten. 


Weun auch in den Allerhöchſten Entſchließungen 
vom Jahre 1854 und 1859 die Macht der kaiſer⸗ 
lichen Entſchließung ſich über die Verhältniſſe der 
Commune erſtrecken kounte, jo iſt das feit dem Er⸗ 
ſcheinen der neuen Gemeindeordnungen nicht mehr 
der Fall, und es iſt die Commune allein berechtigt, 
die Befreiung von den Communallaſten auszu⸗ 


ſprechen.“ 

Ich mache da den Herrn Referenten aufmerkſam 
auf das allgemeine Gemeindegeſetz vom 5. März 
1862, welches in ſeinem Artikel 15 ausdrücklich be⸗ 
merkt: „Zur Beſtreitung der durch die Einkünfte 
aus dem Gemeindeeigeuthum nicht bedeckten Aus- 
gaben zu Gemeindezwecken kann die Gemeinde die 
Abnahme von Zuſchlägen zu den directen Steuern 
oder zur Verzehrungsſteuer, oder die Einhebung 
anderer Auflagen und Abgaben beſchließen.“ Die 
Gemeinde kann das nach dem Geſetze vom Jahre 
1862 beſchließen und ſie hat es beſchloſſen, und 
durch dieſes Geſetz vom Jahre 1862, nicht durch 
das Geſetz vom Jahre 1859, iſt rückſichtlich der 
Communalzuſchläge das Geſetz vom Jahre 1854 
allerdings alterirt worden. 

Im Artikel 17 des Geſetzes vom Jahre 1862 
werden ausdrücklich die beſonderen Stadtrechte, die 
beſonderen Gemeindeordnungen für Städte als zu 
Recht beſtehend neuerdings anerkannt, und §. 90 des 
Wiener Gemeindeſtatutes gibt dem Gemeinderathe 
das Recht, zur Deckung der Gemeindebegürfniſſe 
Abgaben auszuſchreiben und einzuheben. 


Wenn der Gemeinderath neue Abgaben ein⸗ 
führen will, jo kann es nur im Wege der Landes⸗ 
geſetzgebung geſchehen; wenn dann Zuſchläge zu 
directen und indirecten Steuern einzuheben ſind und 
dieſe 25 Percent der landesfürſtlichen Steuern über⸗ 
ſchreiten, ſo muß ein Landesgeſetz erwirkt werden. 

Die Gemeinde hebt derzeit 30 kr. von einem 
Gulden landesfürſtlicher Steuer als Zuſchlag ein und 
hat hiezu auch das betreffende Landesgeſetz erwirkt. 

Ich glaube damit die Anfrage des Herrn 
Referenten rückſichtlich der Aufhebung jener Beſtim⸗ 
mungen der kaiſerlichen Verordnung vom Jahre 
1854, die ſich auf die Einhebung der Lmdes- und 
Commnunalzuſchläge bezieht, entſprechend beantwortet 
zu haben. 

Ganz anders verhält es ſich mit der Staats: 
ſteuer; über dieſe entſcheidet natürlich auch heute 
nur die Reichsgeſetzgebung und dieſe hat das Geſetz 
vom Jahre 1854, ſoweit es ſich um die Befreiung 
der Staatsſteuer handelt, noch nicht aufgehoben, im 
Gegentheile, wie ich erwieſen habe, iſt das Geſetz 
vom Jahre 1854 ausdrücklich in allen ſpäteren 
Geſetzen vom Jahre 1865 an bis zum Jahre 1876 
als rechtsbeſtändig ausdrücklich aufrecht erhalten und 
immer geſagt worden, es trete wieder in Wirkſam⸗ 
keit, wenn das ſpätere für eine nur beſtimmte kürzere 
Zeit erlaſſeue Geſetz außer Kraft tritt. Ich empfehle 
dem hohen Haufe daher meinen Antrag. (Bravo! 
Bravo! links.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Kro⸗ 
nawetter beantragt zu Alinea 2 des 5. 5 folgen⸗ 
den Abäuderungsantrag (liest): 

„Die in den Allerhöchſten Entſchließungen vom 
16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 für Wien ſammt 
Vorſtädten gewährten Steuerbefreiungen werden 
durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt.“ 

Ich erſuche die Herren, die dieſen Abänderungs— 
antrag unterſtützen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erhebeu. (Geschicht.) Der Antrag iſt genügend 
unterſtützt und ſteht in Verhandlung. 

Wünſcht noch Jemand zu §. 5 zu ſprechen? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall, ich 
erkläre die Debatte über §. 5 für geſchloſſen 
und ertheile dem Herrn Berichterſtatter das 
Schlußwort. 


Berichterſtatter Auſpitz: Der Herr Abgeord- 
nete Dr. Kronawetter hat in Bezug auf $. 5 
einerſeits Auſtoß daran genommen, daß die läugere, 
wie ich betone, 30jährige, Steuerbefreinng den auf 
den Stadterweiterungsgründen noch zu erbauenden 
Häuſern gewährt werden ſolle, während er ander— 
ſeits wünſcht, daß für Wien im Allgemeinen eine 
Ausnahme gemacht werden und eine 15jährige 
Steuerbefreiung für Neubanten eintreten ſolle. Was 
ſein Bedenken gegen die Aufrechthaltung der beſonderen 
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Begünſtigung für die Stadierweiterungsgründe an⸗ 
belangt, ſo hat er dieſelben nicht zu einem Antrage 
zugeſpitzt. 

Es wäre in der That auch zu merkwürdig, 
wenn ein Abgeordneter der Stadt Wien, der ſich 
ſpeciell der Jutereſſen derſelben, die er durch das 
vorliegende Geſetz verletzt glaubt, ſo warm annimmt, 
an einer Begünſtigung Anſtand nehmen wollte, die 
in letzter Linie doch nur der Stadt Wien zu gute 
kommt. Denn wenn ſich auch die Gemeinde Wien 
darüber beklagt, daß ihre Eigenthumsanſprüche an 
deu Stadterweiterungsgründen, deren Erörterung 
hieher nicht gehört, nicht berückſichtigt worden ſind, 
ſo kann doch nicht geleugnet werden, daß die reiche 
Dotirung des Stadterweiterungsfondes, welche zum 
guten Theile aus der den betreſſenden Gebäuden 
gewährten längeren Steuerbefreiung fließt, in letzter 
Linie Wien zu gute kommt, indem der Stadterwei⸗ 
terungsfond zur Ausführung ſolcher Neubauten ver- 
wendet wird, welche nicht von ſo abſoluter Noth⸗ 
wendigkeit ſind, daß ſie auf Staatskoſten erbaut 
werden könnten, die aber doch der Stadt Wien 
jedenfalls zum Schmucke und zur Zierde gereichen. 

Was deu eigentlichen Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Dr. Kronawetter betrifft, daß nämlich 
für Wien eine ſünfzehnjährige Steuerbefreiung für 
Neubauten gewährt werden ſoll, ſo werde ich ihm 
auf das Gebiet juriſtiſcher Controverſe nicht folgen; 
ich bin nicht Juriſt und will daher auch nicht auf 
dieſem Gebiete mit ihm Kämpfen, Trotzdem glaube 
ich, obwohl nicht Juriſt, doch ſagen zu können, daß 
die Behauptung gewagt ſei, die der Herr Abgeord— 
nete bezüglich des Geſetzes vom Jahre 1859 ausge- 
ſprochen hat, daß ein ſpäteres Geſetz ein früheres nie 
aufhebe, wenn dies ausdrücklich geſagt ſei. Ich wenig⸗ 
ſtens glaube manchmal von Juriſten gehört zu haben, 
daß ein ſpäteres Geſetz, welches ſich auf ganz denſel⸗ 
ben Gegenſtand bezieht wie ein früheres, dasſelbe 
eo ipso außer Kraft ſetzt, und daß es gar keinen 
Sinn haben könnte, wenn in der Verordnung vom 
Jahre 1859 die fünfzehnjährige Befreiung für Neu- 
bauten nur für ſolche Gebände gewährt wird, welche 
innerhalb der nächſten zehn Jahre zur Vollendung 
gelangen, daß dieſe Beſtimmung, ſage ich, keinen 
Sinn hätte, wenn unbeſchränkt und für alle Zeit⸗ 
dauer auf Grund der Verordnung vom Jahre 1854 
dieſelbe Steuerbefreiung den Neubauten in Wien zu 
gute kommen würde. Wir haben aber heute nicht mit 
der Frage zu thun, ob die Verordnung vom Jahre 
1854 uoch Geſetzeskraft hat, deun das iſt unzweifel⸗ 
haft, daß die Geſetzgebung in der Lage iſt, ſelbſt 
wenn die Verordnung vom Jahre 1854 heute noch 
in Kraft ſein ſollte, ſie außer Kraft zu ſetzen. Für 
eine ſolche Verfügung ſpricht der Umſtaud, daß das 
Gefühl der Gerechtigkeit und Billigkeit es fordert, 
daß dieſe Steuerbefreiung im ganzen Reiche nach 
gleichem Maßſtabe bemeſſen werde. 
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Ich ſpreche dies um ſo unbedenklicher aus, als 
ich als guter Sohn meiner Vaterſtadt gewiß fern von 
dem Gedenken bin, der Stadt Wien in ungerechter 
Weife zu nahe zu treten. Ich kaun mich nicht zu dem 
Gedanken emporſchwingen, daß bei einer Steuer- 
befreiung ein verſchiedenes Ausmaß an verſchiedenen 
Orten dem Principe der Gerechtigkeit entſprechen 
könne. Denn wenn auch geſagt worden iſt, daß die 
Gebäudeſteuer in Wien eine höhere iſt — ein Um⸗ 
ſtand, den übrigens Wien mit den übrigen Landes: 
hauptſtädten theilt — fo iſt dagegen — und ich habe 
mir erlaubt, dies ſchon in der letzten Sitzung hervor⸗ 
zuheben — auch eben wegen dieſer größeren Höhe 
der Hauszinsſteuer der Stenernachlaß, die Steuer— 
freiheit, wenn ſie durch eine gleiche Zeitdauer 
gewährt wird, eben wieder ein größeres Opfer von 
Seite des Staates zu Gunften der Städte, welche 
dieſer höheren Hauszinsſteuer unterliegen. Und 
wenn bei jeder Gelegenheit der höhere Verzehrungs— 
ſteuertarif für die Stadt Wien ins Feld geführt 
wird, ſo möchte ich mir erlauben — ich habe es 
zwar ſchon im Berichte gethan, Herr Abgeordneter 
Dr. Kronawetter hat jedoch natürlich das nicht 
erwähnt — nochmals darauf hinzuweiſen, daß gegen- 
über dem Zuſtande der Geſetzgebung über die Steuer: 
befreiung für die Stadt Wien, wie ſie früher 
beſtanden hat und jetzt vom Ausſchuſſe proponirt 
wird, ſich ein anderer Umſtand weſentlich geändert 
hat. Bis zum Jahre 1874 hat nämlich in Wien 
und zwar gerade nur für Wien, im Gegenſatze zu 
allen übrigen Städten, eine ſehr drückende ſogenannte 
Verzehrungsſteuer auf Baumaterialien beſtanden, 
und da war es allerdings gerechtfertigt, gegenüber 
dieſer ausnahmsweiſe ſchlechten Behandlung der 
Stadt Wien im Wege der längeren Steuerbefreiung 
für Neubauten ihr eine kleine Eutſchädigung zu⸗ 
kommen zu laſſen. Dieſe Steuer iſt aber ſeitdem 
aufgehoben worden. Niemand deukt daran, ſie 
je wieder einzuführen, und es kann mit aller 
Beſtimmtheit behauptet werden, daß die Bauluſt und 
die Bauthätigkeit durch die zwölfjährige Steuerfrei: 
heit, wie ſie vorgeſchlagen wird, in Verbindung mit 
dem Wegfalle der beſtandenen Verzehrungsſteuer 
auf Baumaterialien, weit mehr gefördert werden 
wird, als durch die fünfzehnjährige Steuerfreiheit, 
wie fie allerdings früher beſtaunden hat, aber 
weitaus überwogen wurde durch die Nachtheile, 
welche der Stadt Wien durch den Beſtand dieſer 
Berzehruugsfteuer auferlegt worden find. 

Ich glaube daher, daß, wie immer man die 
Sache betrachten möge, eine Uunbilligkeit und Unge— 
rechtigkeit im Ausſchußantrage uicht vorliegt und daß 
vielmehr umgekehrt die Annahme des Antrags des 
Herrn Abgeordueten Dr. Kronawetter nothwen— 
digerweiſe dahin führen müßte, daß Dasjenige, was 
heute für Wien begehrt wird, dann wieder für andere 
Landeshauptſtädte, in weiterer Conſequenz für 
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andere Städte und endlich für das ganze Reich ver⸗ nete Wieſenburg das Wort erbeten; ich ertheile 
langt werden würde, und daß man eben auf dieſem ihm dasſelbe. 
Gebiete nie zu jener Stabilität käme, welche von allen 


Seiten als wünſchenswerth bezeichnet worden iſt. Abgeordneter Wieſeuburg: Ich erlaube mir 

Ich empfehle daher die unveränderte Aunahme zum Schluſſe folgende Reſolution zu beantragen 
des Ausſchußantrages. (liest): 

„Die Regierung wird aufgefordert, die 

Präfideut: Wir gelangen zur Abſtimmung ausgiebige Unterſtützung von Regulirungs⸗ 
über §. 5. Ich glaube, dieſelbe jo einleiten zu ſollen, bauten in größeren Städten durch Gewäh⸗ 
daß zuerſt über die Alinen 1 und 3 des 8. 5, welche rung ausgedehnter Steuerfreiheit und an⸗ 
unbeanſtändet geblieben ſind, abgeſtimmt wird, dann gemeſſener Expropriationsrechte in einge⸗ 
über Alinea 2 in der abändernden Faſſung des hende Erwägung zu ziehen und eventuell 
Herrn Abgeordneten Dr. Kron awetter, und falls diesbezügliche Vorlagen einzubringen.“ 
dieſelbe abgelehnt werden ſollte, in der Faſſung des Ich glaube mich jeder Motivirung enthalten 
Ausſchußantrages. zu dürfen. 

Wird gegen die vorgeſchlagene Art der Ab— 
ſtimmung eine Einwendung erhoben? (Niemand Prafident: Der Herr Abgeordnete Wiejen- 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich werde daher burg ſtellt folgenden Reſolutionsantrag: ( Wieder- 
in dieſer Weiſe vorgehen. halt denselhen.) 

Ich erfuche jene Herren, welche die Alinea 1 Ich erſuche jene Herren, welche denſelben unter⸗ 


und 3 des 8. 5 nach dem gedruckt vorliegenden An- ſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Er iſt 
trage des Ausſchuſſes angenommen wiſſen wollen, genügend unterſtützt und ſteht in Verhandlung. 
ſich zu erheben. (Geschiehr) Die Alinea 1 und 3 Wünſcht noch Jemand das Wort? 

ſind angenommen. (Abgeordneter Steudel meldet sich.) 

Alinen 2 beantragt der Herr Abgeordnete Dr.! Der Herr Abgeordnete Steudel hat das 
Kronawetter in folgender Faſſung anzunehmen 
(kest): 

„Die in den Allerhöchſten Eutſchließun⸗ 

gen vom 16. Juli 1854 und 14. Mai 1859 

für Wien ſammt Vorſtädten gewährten 

Steuerbefreiungen werden durch das gegen⸗ 

wärtige Geſetz nicht berührt.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche das Alinea 2 
in dieſer Faſſung annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschicht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 


1 

Abgeordneter Steudel: Nach der geringen 

Unterſtützung dieſer Reſolution dürfte auch das 

Schickſal derſelben bereits entſchieden ſein. Es iſt 

überhaupt nicht zu erſehen, in welcher Weiſe die 

Regierung einer ſolchen Aufforderung nachkommen 

ſolle, umſomehr, als gerade, nach den Abſtimmungen 

des hohen Hauſes zu urtheilen, die Regierung leicht 

die Ausrede finden wird, das hohe Haus ſei ja ſelbſt 

Ich erſuche die Herren, welche das Alinea 2 dieſen Jutentionen nicht gerecht geworden, das hohe 

in der gedruckt vorliegenden Faſſung des Ausschuß: | Haus ſelbſt wolle für Regulirungsbauten keine 

autrages annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ce- höhere Steuerfreiheit gewähren. 

schicht.) Alinea 2 iſt in der Faſſung des Ausſchuß⸗ Nun, meine Herren, wenn dieſe Reſolution 
antrages angenommen. zum Beſchluſſe erhoben würde, fo hieße das der Re⸗ 
Ich bitte den Herrn Berichterſtatter die gierung zumuthen, gegen den Willen des Hanſes 

SS. 6 und 7, Titel und Eingang des Geſetzes zu und trotz der vorliegenden Abſtimmung doch eine 
verleſen. den durch die Reſolution ausgeſprochenen Wünſchen 
entſprechende Vorlage einzubringen. Dem würde ich 
mich ſehr gerne anſchließen, und aus dieſem Grunde 
habe ich anch die Reſolution unterſtützt, weil ich mir 
denke, daß es vielleicht der Regierung gelingen 
könnte, für eine Vorlage, welche ſie einbringt, die 
Zuſtimmung des hohen Hauſes zu erwirken; denn die 
Erfahrung lehrt uns, daß Initiativanträge, die aus 
dem Schoße der Verſammlung hervorgegangen ſind, 
nicht leicht die Majorität des hohen Hauſes erhielten, 
daß aber ſolche Vorlagen, die von der Regierung 
dem hohen Haufe gemacht wurden, bei einigem 
Willen der hohen Regierung ſelbſt, auch hier zum 
Beſchluſſe erhoben wurden. Aus dieſer Urſache und 
auf Grund der Erfahrungen, die ich bis jetzt gemacht 


Berichterſtatter Auſpitz (liest die x. 6 und 7, 
Titel und Eingang des Gesetzes aus 138 der Beilagen). 


Präfident: Wünſcht Jemand zu den 88. 6 
und 7, Titel oder Eingang das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche jene 
Herren, welche die 88. 6 und 7, Titel und Eingang 
des Geſetzes auuehmen, ſich zu erheben. (Grschicht.) 
Die §8. 6 und 7, ſowie Titel und Eingang des Ge— 
ſetzes find angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zu den Reſolntionen. 
Eine derſelben iſt bereits begründet worden und zur 
Stellung einer zweiten hat ſich der Herr Abgeord— 
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habe, unterſtütze ich dieſe Reſolution in der Meinung, 
daß, wenn die Regierung im wohlverſtandenen In⸗ 
tereſſe der gewerbetreibenden Bevölkerung es für 
nöthig erachten wird, eine ſolche Vorlage einzu⸗ 
bringen, ſie auch die Majorität finden wird, was 
leider dem Herrn Antragſteller und feinen Gefin- 
nungsgenoſſen bisher nicht gelungen iſt. 

Aus dieſen Rückſichten empfehle ich, die Re⸗ 
ſolution zum Beſchluſſe zu erheben. 


Präſident: Wünſcht noch Jemand zu den 
Reſolutionen zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) 
Da dies nicht der Fall iſt, ſchließe ich die 
Debatte. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Schluß— 
wort. 


Berichterſtatter Auſpitz: Ich glaube, daß 
gegenüber den Reſolutionen die Aufgabe des Be— 
richterſtatters eigentlich erſchöpft iſt, weil ſie ja nicht 
in nothwendigem Zuſammenhange mit dem ange⸗ 
nommenen Geſetze ſtehen. 

Was zunächſt den Reſolutionsantrag des Herrn 
Abgeordneten Wieſenburg betrifft, ſo glaube ich, 
daß, ſich nicht viel gegen denſelben einwenden läßt, 
es müßte denn der allgemeine Grund ſein, der mich 
perſönlich veranlaßt, gegen dieſe Reſolution zu ftim: 
men, daß das Haus meiner Meinung nach über⸗ 
haupt etwas ſparſamer mit Reſolutionen ſein, am 
allerwenigſten aber eine Reſolution beſchließen ſollte, 
wenn es ſelbſt nicht ganz überzeugt iſt von der Art 
und Weiſe, wie die Sache, die da empfohlen wird, 
durchgeführt werden ſoll. 

Es iſt eben noch eine andere Reſolution zu be⸗ 
ſprechen, welche gleich in der Generaldebatte vom 
Herrn Abgeordneten Doblhamer geſtellt worden 
iſt, welche ſich auf die Einkommenſteuer bezieht, die 
von hausclaſſenſteuerpflichtigen, zeitlich von der 
Steuer befreiten Häuſern in dem Falle eingehoben 
wird, im Wege der Ueberwälzung, wenn auf dieſe 
ſteuerfreien Gebäude Capitalien hypothekirt ſind, 
von welchen dann der Gläubiger, weil ſie auf einem 
ſteuerfreien Gebäude intabulirt ſind, die Einkommen⸗ 
ſteuer zu zahlen hat. Ich glaube, daß diefe Reſelu— 
tion, welche dahin geht, daß bei der Reform der 
Einkommenſteuer vom Jahre 1849 dieſer Uebelſtand 
befeitigt werde, inſofern ganz überflüſſig iſt, als 
wenn dieſe Reform der Einkommenſteuer vom Jahre 
1849, beziehungsweiſe deren Beſeitigung — denn 
eine andere Reform iſt bei dieſem unglücklichen Ge⸗ 
ſetze nicht möglich — endlich einmal durchgeführt 
wird, der Uebelſtand, auf den ſich die Reſolution des 
Abgeordneten Doblhamer bezieht, von ſelbſt ent⸗ 
fallen wird und von ſelbſt entfallen muß. Ich glaube 
daher, daß auch dieſe Reſolution nicht nothwendig 
iſt, es müßte denn fein, daß man ſich entſchließen 
könnte, ganz einfach eine Reſolution zu beſchließen: 
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daß die Einkommenſteuer vom Jahre 1849 bald- 
möglichſt durch eine rationelle Stenergefeggebung 
erſetzt werden möge. Das würde der Regierung 
eine beſtimmte Directive geben, das würde vielleicht 
einigermaßen von Nutzen ſein, auszuſprechen, daß 
eine Reform, welche allerdings unter den heuti⸗ 
gen Regierungsverhältniſſen kaum zu erwarten iſt, 
gewünſcht werde. Aber auszuſprechen, daß ein be: 
ſtimmter Uebelſtand beſeitigt werden ſoll, der ja ganz 
ſelbſtverſtändlich durch eine wie immer geartete Re⸗ 
form dieſes ſo lange beſtehenden Geſetzes beſeitigt 
werden wird, ſcheint mir nicht nothwendig und nicht 
dringlich. 

Nur nebenbei möchte ich noch erwähnen, daß, 
falls die Reſolution angenommen werden wollte, die 
ſelbe einer Correctur inſofern bedarf, als die Ein- 
kommenſteuer, welche hier gemeint iſt, mit der 
Textirung und Styliſirung der Reſolution nicht 
richtig bezeichnet iſt. Es handelt ſich nämlich nicht 
um die 5percentige Steuer, welche von hauszinsſteuer⸗ 
freien Häuſern eingehoben wird — und nur dieſe 
wird nach der geſetzlichen Terminologie als 5per: 
centige Einkommenſteuer bezeichnet — ſondern es 
handelt ſich um die Einkommenſtener dritter Claſſe 
vom Jahre 1849. 


Präſident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 
Da zwiſchen den beiden Reſolutionen kein innerer 
Zuſammenhang beſteht, werde ich ſie in der Reihen⸗ 
folge zur Abſtimmung bringen, wie ſie geſtellt 
worden find. (Zustimmung.) 

Die erſte wäre demnach die Reſolution des 
Herrn Abgeordneten Doblhamer, dieſelbe lautet 
(liest) : 
„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„Die hohe Regierung wird aufgefordert, 
bei einer baldigſt in Angriff zu nehmenden, 
weil dringlich gebotenen Reviſion des Ein⸗ 
kommenſteuerpatentes ex 1849 die Ermäßi⸗ 
gung oder gänzliche Aufhebung der fünfper⸗ 
centigen Einkommenſtener von den auf haus— 
claſſenſteuerpflichtigen, aber zeitweiſe befreiten 
Häuſern haftenden Paſſibeapitalien in mög— 
lichſte Berückſichtigung zu ziehen.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſer Reſoln— 
tion ihr Zuſtimmung geben wollen, ſich zu erheben. 
(besckieht.) Dieſelbe iſt abgelehnt. 


Der Herr Abgeordnete Wieſenburg bean— 
tragt folgende Reſolution (liest) 

„Die Regierung wird aufgefordert, die 
ausgiebige Unterſtützung von Regulirungs⸗ 
bauten in größeren Städten durch Gewäh⸗ 
rung ausgedehnter Steuerfreiheit und ange⸗ 
meſſener Expropriationsrechte in eingehende 
Erwägung zu ziehen und eveutuell dies 
bezügliche Vorlagen einzubringen.“ 
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Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Reſolu⸗ 
tionsantrag annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schteht.) Derſelbe iſt ebenfalls abgelehnt. 


Berichterſtatter Auſpitz: Ich erlaube mir das 
hohe Haus darauf aufmerkſam zu machen, daß durch 
die Annahme des Geſetzentwurfes die in dem Berichte 
verzeichneten Petitionen als erledigt zu be⸗ 
trachten ſind, wobei ich mir noch einen Druckfehler 
zu corrigiren erlanbe, daß nämlich die zuletzt ange 
führte Petition nicht die Nummer 1247, ſondern 
1248 trägt. Außerdem ſind ſeit Drucklegung des 
Berichtes noch weitere Petitionen über denſelben 
Gegenſtand eingelaufen, nämlich Nr. 1324 vom 
Gewerbevereine in Linz, Nr. 1329 dom Gewerbe⸗ 
vereine im VII. Bezirke Wiens, Nr. 1369 vom 
Genoſſenſchaftstage in Wien, Nr. 1378 von der 
Stadtgemeinde Tarnopol, Nr. 1395 von 800 Baus 
gewerbetreibenden in Wien. 

Dieſe Petitionen finden gleichfalls mit den 
ſoeben gefaßten Beſchlüſſen ihre Erledigung. 


Präſident: Ich bitte zur Keuntniß zu nehmen, 
daß die Petitionen, welche in dem Berichte angeführt 
ſind, ſowie jene, welche jetzt von dem Herrn Bericht— 
erſtatter mitgetheilt wurden, nunmehr als erledigt zu 
betrachten ſind. 


Berichterſtatter Auſpitz: Nachdem das Geſetz 
in zweiter Leſung unverändert nach dem Ausſchuß— 


ſtand iſt nunmehr erledigt; wir gelangen nun zu dem 
Berichte des Legitimationsausſchuſſes 
über die Wahl des Reichsrathsabgeord— 
neten für den III. Bezirk der Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien (745 der Beilagen) Ich 
erſuche den Herrn Berichterſtatter die Verhand— 
lung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Julian Czerkawski (von 
der Tribüne): Ich habe die Ehre im Namen des 
Legitimationsausſchuſſes den Bericht über die Wahl 
des Reichsrathsabgeordneten für den III. Wahl⸗ 
bezirk der Haupt: und Reſidenzſtadt Wien dem 
hohen Hauſe hiemit vorzulegen. 


Es haben im Ganzen bei dieſer Wahl 2127 
Wähler gewählt; davon wurden fünf Stimmen durch 
die Wahlcommiſſion für ungiltig erklärt, es blieben 
ſomit 2122 giltige Stimmen, und die abſolute Ma⸗ 
jorität betrug ſomit 1061. Es erhielt bei dieſer 
Wahl Herr Alfred Lenz 1076 Stimmen, Herr Dr. 
Ignaz Mandl 981 Stimmen, und auf andere Can— 
didaten haben ſich zuſammen 65 Stimmen zerſplit⸗ 
tert. Es erſchien ſomit Herr Alfred Lenz als ge- 
wählt. Die betreffenden Wahlacten ſind vollkommen 
geſetzmäßig und in Ordnung; es wurde auch zur 
Zeit der Wahl ſelbſt kein Proteſt noch irgend eine 
andere Anfechtung gegen die Wahl erhoben. Erſt 
viel ſpäter, nach Eröffnung des Reichsrathes wurde, 
und zwar im gehörigen Termine (nämlich am 


antrage angenommen wurde, erlaube ich mir die 11. October 1879), von vier Wählern des Wahl⸗ 
ſofortige Vornahme der dritten Leſung zufbezirkes ein Proteſt gegen die Wahl des Herrn 


beantragen. 


Präſtdent: Der Herr Berichterſtatter be⸗ 
antragt, daß das hohe Haus ſogleich in die dritte 
Leſung des eben in zweiter Leſung beſchloſſenen 
Geſetzes eingehen möge, obwohl dieſer Gegenſtand 
nicht auf der Tagesordnung ſteht. Ich erſuche jene 
Herren, welche dieſen Antrag unterſtützeu wollen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Er iſt genügend unter⸗ 
ſt ü tzt. 

Wünſcht Jemand bezüglich der Dringlichkeit 
das Wort? (Niem amd meldet sich.) Es iſt nicht der 
Fall; ich erſuche jene Herren, welche den eben unter: 
ſtützten Antrag des Herrn Berichterſtatters annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Er iſt mit der 
nöthigen Zweidrittel-Majorität augenommen. Ich 
glaube wohl annehmen zu dürfen, daß das hohe Hans 
von einer wirkrichen Leſung abſehen wird (Zu- 
stimmung) und erſuche jene Herren, welche das eben 
in zweiter Leſung beſchloſſene Geſetz auch in dritter 
Leſung angenommen wiſſen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht) Das Geſetz, betreffend die 
Stenerfreiheit von Neu-, Um: und Zubauten, 
iſt auch in dritter Leſung angenommen 
( gleichlautend mit 138 der Beilagen). Dieſer Gegen— 


Alfred Lenz eingereicht; ſpäter wurden dieſem 
Hauptproteſte noch drei Nachträge hinzugefügt, in 
welchen zum Theile die Anfechtungen, welche im 
Hauptproteſte enthalten waren, beleuchtet und er- 
gänzt, zum Theile aber auch neue angebliche Facta 
angeführt worden find, welche gegen die Anerken— 
nung der Wahl des Herrn Alfred Lenz ſprechen. 
Der Legitimatiousausſchuß hat ſowohl den erwähten 
Hauptproteſt, als auch, inſofern das Geſetz es für 
zuläſſig erklärt, jene Anhänge zum Proteſte genau 
unterſucht, und hat gefunden, daß nach eingehender 
Prüfung der entſcheidenden Umſtände nur zwei 
von den bei der Wahl abgegebenen und für giltig 
angenommenen Stimmen für ungiltig erklärt werden 
müſſen. Nachdem nun dieſe zwei nothwendig für 
ungiltig zu erklärenden Stimmen von der ganzen 
Geſammtſumme und von der Summe der für Herru 
Alfred Lenz abgegebenen abgezogen wurden, hat ſich 
heransgeſtellt, daß der Herr Alfred Lenz annoch 
1074 Stimmen und ſomit immer noch 13 Stimmen 
über die abſolnte Majorität erhalten hat. Ich habe 
daher nichts Anderes zu thun, als im Namen des 
Legitimationsausſchuſſes hier den Antrag zu wieder— 
holen, das hohe Haus geruhe die Wahl des Herrn 
Alfred Lenz zum Abgeordneten für den 


Abschnitt 10: 


Antrag betreffend Steuererleichterungen für Wohngebäude der 


unbemittelten Bevölkerungsklasse vom 20. April 1883 


Debatte am 12. Dezember 1883. 


© 


737 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — IX. Seſſion. 1 


Antrag 


der 


Abgeordneten Zacharias Herrmann und Eduard v. Porth eim 
und Genoſſen. 


Das hohe Haus wolle beſchließen 
Geſe * 
vom “ L * 0 0 “ . 
Fe 


Steuererleichterungen für Wohngebäude der unbemittelten Be- 
völkerungsclaſſe. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des each finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 
j 3 8.1. 
Wohngebäude, welche ausſchließlich zu dem 
Zwecke erbaut werden, um der unbemittelten Bevöl⸗ 
kerungsclaſſe, insbeſondere den Arbeitern, geſunde, 
zweckmäßige Wohnungen mit einer Jahresmiethe 
von nicht mehr als 100 fl zu bieten, find vom Tage 
der Ertheilung des Bewohnungsconſenſes an ge⸗ 
rechnet, durch 30 Jahre von allen ſtaatlichen Steuern 
befreit. a 


g N 8. 

Dieſe Gebäude dürfen nicht mehr als zwei 
Wohnungen enthalten. Kellerwohnungen ſind nicht 
geſtattet. 

8.3. 


Auf die im $. 1 erwähnte Steuerbefreiung 
haben jedoch nur jene Erbauer ſolcher Häufer An⸗ 
ſprüch, welche die Verpflichtung übernehmen, ben 


1 


2 
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Miethern das erbaute Haus gegen 30 jährige 
Amortiſationsraten und höchſtens fünfpercentige 
Verzinſung, zum Koſtenpreiſe zu überlaſſen. 


8.4. 


Von den auf dieſen Wohnhäufern im Falle 
des 8. 3 haftenden Kaufſchillingsreſten (Amortiſa⸗ 
tionsquoten) ſind keinerlei Staatsſteuern zu ent⸗ 
richten. 


8. 5. 

Nur ſolche Gebäude, welche innerhalb fünf 
Jahre, vom Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes, 
errichtet werden, haben auf dieſe Begünſtigungen 
Anſpruch. 5 


8. 6. 

Meine Miniſter des Innern und der Finanzen 
ſind mit der Durchführung dieſes Geſetzes, welches 
mit dem Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, 
betraut. 


In formeller Beziehung wird angetragen, dieſen Geſetzentwurf dem Steuerausſchuſſe zuzuweiſen. 


Zacharias Herrmann. Eduard Ritter v. Portheim. 


Dr. Menger. ö Tauſche. 
Schwab. Jäkl. 
Niſchelwitzer. Kirſchner. 
Ed. Siegl. Groß. 
Obentraut. N Dr. Weeber. 
Dr. Hirſch. Friedrich Sueß. 
Tomaszcezuk. Schmuk. 
Sturm. Bareuther. 
Dr. Weitlof. N Claudi. 
Richter. Dr. Franz Edler v. Stourzh. 
Moro. Exner. 
Dr. Wran. Winterholler. 
Lax. Pöck. 
Moritſch. a f Pacher. 
TChlumeck. Proskowetz. 
Heinrich Reſchauer. Ant. Schmidt. 
Meißler. Ruß. 
Urbänek. Mauthner. 
Jo. Müller (Tſchöppern). Haardt. 
J. Stibltz. Matſcheko. 


Banhans. 
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Gaus der Abgeordneten. 


nirten Baugewerbe (überreicht durch Abgeordneten 
Alois Prinzen Liechtenstein).” 

„Petition der Gemeindevertretung Saubernitz 
im politiſchen Bezirke Auſſig um Ablehnung der 
Schulnovelle (überreicht durch Abgeordneten 
Stibitz)." 

„Petition der Gemeindevertretung von Jasko 
in Galizien um unentgeltliche Ueberlaſſung des da⸗ 
ſelbſt befindlichen Militärmarodenhauſes in das 
Eigenthum der Gemeinde (überreicht durch Abgeord- 
neten Jas in ei). 

„Petition der Gemeinden Maydan, Serednyj 
und Hkynski in Galizien gegen die Eximirung Gali⸗ 
ziens im $. 75 der Volksſchulgeſetznovelle (über- 
reicht durch Abgeordneten Kowalski),” 

„Petition des Gemeindevorſtandes von Brät⸗ 
tersdorf in k. k. Schleſien um Ablehnung der Schul⸗ 
geſetznovelle (überreicht dureh Abgeordneten Siegl)." 
W Petition der Gemeindevertretung zu Hrobſchitz, 
Bezirk Teplitz in Böhmen, um Ablehnung der neuen 
Steuervorlagen (überreicht durch Abgeordneten 
Müller [Tschöppern])." 
„Petition der Grazer Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer in derſelben Angelegenheit (überreicht durch 
Abgeordneten Grafen Wurmbrand).” 


„Petition des Centralvereines der Maurer⸗ 
meiſter aus Böhmen, Mähren und Schleſien in Prag 
um Abänderung der von der k. k. Regierung einge⸗ 
brachten Vorlage, betreffend die Regelung der con⸗ 
ceſſionirten Baugewerbe (überreicht durch Abgeord- 

neten Adämek).“ 


„Petition der Stadtgemeinde Radkersburg 
und der Marktgemeinde Murek in Steiermark um 
Unterſtützung ihrer Conceſſionswerbung zum Baue 
und Betriebe einer normalſpurigen Localbahn von 
Spielfeld nach Radkersburg (überreicht durch Abge- 
ordneten Dr. Hag). 


Präſident: Zu dieſer Petition hat ſich der 
Herr Abgeordnete Dr. Magg das Wort erbeten; ich 
ertheile ihm dasſelbe. 


Abgeordneter Dr. Magg: Ich bitte das hoh 
Haus, zu geſta tten, daß dieſe Petition dem ftenogra 
phiſchen Protokolle der heutigen Sitzung vollin 
haltlich beigedruckt werde. 

Radkersburg und Murek, fernabliegend von der 
Eiſenbahnverbindung, und des uralten Handelsver⸗ 

kehres auf der Mur durch deren Schifffahrtsverhält⸗ 
niſſe beraubt, haben ſich entſchloſſen, ſelbſt um eine 
Conceſſion zum Baue einer Localbahn nachzuſuchen, 
und dieſes Geſuch liegt der Regierung vor. Sie 
wenden ſich nun an das hohe Abgeordnetenhaus um 
Unterſtützung. Die Petenten begehren nur Dasjenige, 
was nach dem Geſetze zuläſſig iſt und ſie begründen 
in ſachlichen Ausführungen die beſondere Dring⸗ 


— 300. Sitzung der 9. Seffion am 20. April 1883. 
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lichkeit der Angelegenheit, ſowie die Wichtigkeit für 
die Orte, von denen dieſer Nothruf ergeht. 


Ich bitte alſo das hohe Haus, zu geſtatten, 
daß die vorliegende Petition dem ftenogra- 
phiſchen Protokolle vollinhaltlich bei— 
gedruckt werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Ma ag 
beantragt, daß dieſe Petition dem ſtenographiſchen 
Protokolle der heutigen Sitzung vollinhaltlich beige⸗ 
druckt werde. Ich erſuche diejenigen Herren, welche 
dieſen Antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag ift angenommen. (An- 
hang 1.) : 


Schriftführer Reſchauer (Liest): 


„Petition der Genoſſenſchaft der Zimmermeiſter 
in Brünn wegen geſetzlicher Präciſirung einiger 
Beſtimmungen in dem Geſetzentwurfe, betreffend die 
Regelung der conceſſionirten Baugewerbe (überreicht 
durch Abgeordneten Alois Prinzen Lie ck ten- 
stein).“ 


Präſident: Zu dieſer Petition hat ſich Seine 
Durchlaucht der Herr Abgeordnete Alois Prinz 
Liechtenſtein das Wort erbeten; ich ertheile ihm 
dasſelbe. 


Abgeordneter Alois Prinz Liechteuſtein: Ich 
beantrage, daß die von mir überreichte 
Petition dem ſtenographiſchen Protokolle 
der heutigen Sitzung vollinhaltlich bei⸗ 
gedruckt werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Alois 
Prinz Liechtenſte in beantragt, daß dieſe Petition 
dem ſtenographiſchen Protokolle der heutigen Sitzung 
vollinhaltlich beigedruckt werde. Ich erſuche die⸗ 
jenigen Herren, welche dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. (Anhang II.) f 


Schriftführer Reſchauer (liest). 


„Petition des Vorſtandes der Ortsgemeinde 
Zvſſen in k. k. Schleſien um Ablehnung der Schul 
geſetznovelle (überreicht durch Abgeordneten di eg l). 


Prafident: Dieſe Petitionen werden na 
Maßgabe ihres Inhaltes den betreffenden 
ſchüſſen zur Vorberathung und Berichterſtat 
zugewieſen werden. 


Es iſt mir ein Antrag der Herren Abgeord⸗ 
neten Zacharias Herrmann, Eduard Ritter v. 
Portheim und Genoſſen überreicht worden; ich 
erſuche um Verleſung desſelben. a a 
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Schriftführer Reſchauer (liest den Antrag aus 
737 der Beilagen). 


Präſident: Dieſer Antrag wird der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung unterzogen 
werden. 

Wir gelangen nun zur Tagesordnung. Erſter 
Gegenſtand derſelben iſt die erſte Leſung 
der Regierungsvorlage, betreffend das 
Geſetz über Vorkehrungen zur unſchädlichen 
Ableitung der Gebirgswäſſer (734 der Bei- 
lagen). 

Zu dieſem Gegenſtande hat ſich das Wort 
erbeten der Herr Abgeordnete v. Zallinger; ich 
ertheile ihm dasſelbe. 


Abgeordneter v. Zallinger: Ich möchte mir 
den Antrag erlauben, daß das hohe Haus dieſe 
Regierungsvorlage, betreffend das Geſetz 
über Vorkehrungen zur unſchädlichen Ab⸗ 
leitung der Gebirgswäſſer einem aus dem 
ganzen Hauſe zu wählenden Ausſchuſſe von 
15 Mitgliedern zur Berichterſtattung und 
Antragſtellung zuweiſe. Ich glaube, daß dieſer 
Antrag vollkommen gerechtfertigt iſt, damit das hohe 
Haus bei der Wahl in dieſen Ausſchuß auf die Ver⸗ 
treter der Alpenländer insbeſondere Rückſicht nehmen 
kann, welche ja ein vorzügliches Intereſſe an dem 
Zuſtandekommen dieſes Geſetzes haben, deſſen Be⸗ 
ſtimmungen der Eigenart der Verhältniſſe der 
Gebirgsländer beſondere Berückſichtigung tragen 
ſollen. Ich empfehle dem hohen Hauſe dieſen Antrag 
zur Annahme. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete v. Zallin⸗ 
ger beantragt, daß zur Behandlung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes ein 15gliederiger Ausſchuß aus dem ganzen 
Hauſe gewählt werde. Wünſcht Jemand zu dieſem 
Antrage zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) Es iſt 
nicht der Fall; ich erſuche daher jene Herren, welche 
dieſem Antrage zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zum zweiten Gegenſtande 
der Tagesordnung, das iſt zu dem Berichte des Ju⸗ 
ſtizausſchuſſes über den Beſchluß des Her⸗ 
renhauſes vom 18. Jänner 1883, betreffend 
die Regierungsvorlage eines Geſetzes, wo⸗ 
mit die Einbeziehung von Liegenſchaften in 
das fürſtlich Thurn und Taxis'ſche Haus⸗ 
und Stammvermögen bewilligt wird (732 
der Beilagen). 

Der Herr Berichterſtatter wolle die Ver⸗ 
handlung einleiten. 


Berichterſtatter Dr. Fanderlik (von der Tri- 
büne): Hohes Haus! Nachdem der Bericht des 
Juſtizausſchuſſes ſich bereits durch längere Zeit ge⸗ 


druckt in den Händen der Herren Mitglieder des 
hohen Hauſes befindet, glaube ich der Pflicht enthoben 
zu ſein, denſelben zu verleſen und ſtelle im Namen 
des Juſtizausſchuſſes bloß den Antrag, das hohe 
Haus geruhe in die Specialdebatte über 
dieſe Vorlage einzugehen. 


Präſident: Ich eröffne die General⸗ 
debatte. In verſelben hat ſich der Herr Abgeord⸗ 
nete Dr. Keil zum Worte gemeldet; ich ertheile ihm 
dasſelbe. 


Abgeordneter Dr. Keil: Es handelt ſich hier 
anſcheinend um einen ganz geringen Gegenſtand, 
welcher in dieſem hohen Hauſe und überhaupt bei 
den Geſetzgebungskörpern die letzten Jahre nicht jene 
Aufmerkſamkeit erfahren hat, welche er vom Stand⸗ 
punkte der Volkswirthſchaft wirklich verdienen würde. 
Derlei Fideicommißgeſetze werden ſeit der letzten 
Zeit gleichſam als ſo nebenſächliche Gegenſtände ein⸗ 
geſchoben in die Debatte von ſehr wichtigen Ver⸗ 
handlungsgegenſtänden. Mir ſcheint aber die Frage 
über die Errichtung, über die Vermehrung der 
Fideicommiſſe, über die Incorporirung einzelner 
Wirthſchaften in den gebundenen Beſitz für ewige 
Zeiten von einer ſo eminenten Bedeutung in volks⸗ 
wirthſchaftlicher Beziehung, daß ich es nicht unter⸗ 
laſſen kann, hier meine Anſchauung ſowohl bezüglich 
der volkswirthſchaftlichen Seite der Frage, als auch 
bezüglich der anderen Seite, wie dieſe Vorlage 
überhaupt zu Stande gekommen iſt, auszuſprechen. 
.Ich erlaube mir zu bemerken, daß ich mich 
dieſer Aufgabe umſoweniger entſchlagen kann, als 
mir der verehrte Herr Berichterſtatter in ſeinem 
Berichte, der übrigens mit möglichſter Kürze ver⸗ 
faßt iſt, eine ebenſo kurze Aufmerkſamkeit ange⸗ 
deihen ließ. 

Es heißt hier, über die rechtliche Frage ſei 
kein Zweifel erhoben worden im Juſtizausſchuſſe, 
„wohl aber wurde die Frage, ob dem Geſetz⸗ 
entwurfe die Zuſtimmung zu ertheilen ſei, lebhaft 
bekämpft und von dem Abgeordneten Dr. Keil der 
Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung geſtellt.“ 
Die Sache iſt ſo gekommen: Der Juſtizausſchuß 
erwies mir die Ehre, bei der erſten Leſung 
im Ausſchuſſe mich zum Berichterſtatter für den 
Ausſchuß über dieſe Vorlage zu wählen, und es 
wurde ſchon bei der erſten Leſung eine ziemlich 
eingehende Erörterung über dieſe Vorlage gepflogen 
und von der großen Mehrzahl der Mitglieder des 
Ausſchuſſes die volkswirthſchaftliche Bedeutung 
ſolcher Fideicommißvorlagen hervorgehoben. In 
Folge deſſen wurde ich mit dem Auftrage gewählt, 
als Berichterſtatter für den Ausſchuß die Sache ein⸗ 
gehend zu ſtudiren und ſeinerzeit Bericht zu erſtat⸗ 
ten. Ich habe mich dieſer Aufgabe in kurzer Zeit 
entledigt, und das Reſultat, zu welchem ich auf 
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jahenden Falle diesfalls für Verfügungen zu 


treffen?““ 

Wünſche. Kindermann. 
Menger. Portugall. 
Tauſche. Herbſt. 
Schier. Dr. F. Nitſche. 

Dr. Roſer. Doblhoff. 
Poſſelt. Portheim. 
Kirſchner. Kutſchera. 
Neußer. Dr. Waibel. 
Schwab. Ruß. 

Reſchauer. Blaſchka. 

Jäkl. Wolfrum. 

Banhans. Brenner. 

Pirko. Neuwirth. 
Wieſenburg. Dr. Hirſch. 

Bohaty. Dr. Heilsberg. 

Richter. Kallir. 


Dr. Wrann.“ 


Präſident: Dieſe Interpellation wird dem 
Leiter des Juſtizminiſteriums zur Beantwor⸗ 
tung überwieſen werden. 

Wir gehen zur Tagesordnung über; der 
erſte Gegenſtand derſelben iſt die dritte 
Leſung der Re gierungsvorlage, betreffend 
das Geſetz über die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, dann die Beftrei- 
tung des Staatsaufwandes in der Zeit 
vom 1. Jänner bis Ende März 1884 (795 
der Beilagen). 

Berichterſtatter Heinrich Graf Clam⸗Marti⸗ 
nic (von der Tribüne: — liest das Gesetz aus 795 
der Beilagen.) 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
dieſes Geſetz, wie es aus der zweiten Leſung hervor⸗ 

gegangen iſt, in dritter Leſung annehmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Das Geſetz, betref⸗ 
fend die Forter hebung der Steuern und 
Abgaben, dann die Beſtreitung des Staats⸗ 
aufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis 
Ende März 1884 iſt in dritter Leſung ange⸗ 
nommen (gleschlautend mit 795 der Beilagen). 

Der nächſte Gegenstand der Tagesord⸗ 
nung iſt die zweite Leſung der Regierungs⸗ 
vorlage, betreffend die Aushebung der 
Recrutencontingente pro 1884 (798 der Bei- 
lagen). 

Berichterſtatter iſt der Herr Abgeordnete Dr. 
Mat tus; ich erſuche denſelben, die Verhandlung 
einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Mattus (von der Tri- 


bune): Der von der Regierung vorgelegte Geſetz⸗ 
entwurf ſchließt ſich wort⸗ und ziffergemäß dem Ge⸗ 


G. Bl. an, da die Grundlage der Auftheilung der 
Recrutencontingente, das Geſetz vom 16. Februar 
1882, 3. 19, R. G. Bl., diesfalls maßgebend 
bleibt. 


Der Wehrausſchuß beantragt deßhalb, das hohe 
Abgeordnetenhaus wolle dieſer Regierungsvorlage 
ſeine Zuſtimmung ertheilen. 


Präſident: Ich eröffne die General⸗ 
debatte. Wünſcht Jemand das Wort? (Niemand 
meldet sick.) Es iſt nicht der Fall; ich erſuche alſo 
jene Herren, welche in die Specialdebatte eingehen 
und die Vorlage des Ausſchuſſes zur Grundlage der 
Berathung nehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Das hohe Haus hat beſchloſſen, in 
die Specialdebatte einzugehen. 


Ich bitte, Artikel I zu verleſen. 


Berichterſtattr Dr. Mattus (liest Artikel 1 
des Gesetzes aus 798 der Beilagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich er⸗ 
ſuche alſo jene Herren, welche den Artikel I annch- 
men wollen, ſich zu erheben. (Geschicht.) Artikel I 
iſt angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Mattus (liest Artikel Il, 
Titel und Eingang des Gesetzes aus 798 der Bei- 


lagen). 


Präſident: Wünſcht Jemand zu Artikel II, 
Titel und Eingang des Geſetzes zu ſprechen? (Wie 
mand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich erſuch 
ſonach jene Herren, welche Artikel II, Titel u 
Eingang des Geſetzes annehmen wollen, ſich zu ef⸗ 
heben. (Geschieht.) Artikel U, Titel und Eingafg 
des Geſetzes find angenommen, und iſt ſomi 
Geſetz in zweiter Leſung erledigt. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt die erſte Leſung des Antrages der Abge— 
geordneten Zacharias Herrmann, Ritter 
v. Portheim und Genoſſen wegen Steuer⸗ 
erleichterungen für Wohngebäude der 
unbemittelten Bevölkerungsclaſſe (737 der 
Beilagen). N 

Ich bitte zur Kenntniß zu nehmen, daß ſich zu 
dieſem Gegenſtande noch als Redner eintragen ließen 
die Herren Abgeordneten Ritter v. Portheim, Dr. 
Roſer, Wurm und Dr. Edler v. Stourzh. 

Ich erlaube mir, die genannten Herren daran 
zu erinnern, daß nach §. 35 G. O. bei erſten 
Leſungen nur die allgemeinen Grundſätze des bean⸗ 
tragten Geſetzes erörtert werden dürfen. 

Der Herr Antragſteller Abgeordnete Zacharias 


ſetze vom 23. December 1882, 8. 1 ex 1883 R. Herrmann hat das Wort. 
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Abgeordneter Zacharias Herrmann: Es geht Pflanze ohne Luft und Licht gedeihen kann, eben⸗ 


ein mächtiger Zug durch alle Lande, deſſen Kraft 
täglich zunimmt und der in ſeiner Weiterentwicklung 
nicht nur die Grundv,eſten der beſtehenden ſtaatlichen 
Einrichtungen, ſondern die Staaten ſelbſt zu er⸗ 
ſchüttern droht. Wie und wodurch dieſer Zug her⸗ 
vorgerufen wurde, darüber zu ſprechen, liegt nicht 
in meiner Abſicht, ebenſowenig es in meiner Abſicht 
liegt, meine Worte, dieſen Strom verſtärkend, ins 
Freie zu tragen. 

Die Thatſache jedoch, daß unter der arbeiten⸗ 
den Bevölkerung eine große Mißſtimmung herrſcht, 
ſowie daß vielleicht auch Anlaß zu dieſer Mißſtim⸗ 
mung gegen die Geſellſchaft vorhanden iſt, ſollte uns 
zu Maßregeln beſtimmen, mittelſt deren dieſe Ele⸗ 
mentargewalt abgeſchwächt, und wenn möglich nach 
und nach ganz gebannt werde. 

Es find zwar in dieſer Beziehung ſchon viele 
Reformvorſchläge gemacht worden. Auch iſt dieſe 
Frage in einigen Staaten theilweiſe, man kann ſagen 
mit Glück, gelöſt worden. Nur bei uns iſt man der⸗ 
ſelben — bis jetzt wenigſtens — vorſichtig aus dem 
Wege gegangen. Ich will mich nicht näher in die 
ſociale Frage einlaſſen, ich kann jedoch nicht umhin, 
hier Jene zu warnen, welche die Frage einestheils 
bloß mit Gewalt zu löſen, anderentheils bloß mit 
Gewalt niederzudrücken glauben. Bei richtiger Er⸗ 
kenntniß der Grundurſachen der Beunruhigung in 
den Kreiſen der arbeitenden Mitbürger läßt ſich 
dieſe Frage wohl löſen, aber es gehört dazu ein 
warmes Herz für unſere armen Mitbürger und ein 
feſter Wille. 

Bei der Vorlage meines Antrages leitet mich 
einzig und allein der Gedanke, einem großen Theile 
meiner Mitbürger, welche durch ihrer Hände Arbeit 
und Mühen ihr Brot verdienen, helfend unter die 
Arme zu greifen, damit das harte Los, mit dem fie 
Jahr ein Jahr aus zu kämpfen haben, etwas er⸗ 
leichtert werde, und ſo Luſt und Zufriedenheit bei 
ihnen Einkehr halte. 

Iſt dies aber durch meinen vorliegenden An⸗ 
trag möglich, ſo ſchätze ich mich glücklich, dem Staate 
und der Geſellſchaft einen Dienſt erwieſen zu haben. 

Der Zweck meines Antrages geht dahin, den 
unbemittelten arbeitenden Staatsbürgern ein men⸗ 
ſchenwürdiges, geſundes und billiges Heim zu ver⸗ 
ſchaffen, und daß es ihnen möglich werde, dasſelbe 
nach einer Reihe von Jahren in ihr gänzliches 
Eigenthum zu bekommen. 

Meine Herren! Wer einigermaßen mit den Ver⸗ 
hältniſſen vertraut iſt, wird wiſſen, wie ſchlecht es in 
dieſer Beziehung beſtellt iſt. In kleinen Räumen von 
vier Schritt Länge, zwei Schritt Breite wohnt oft 
eine ganze Familie von acht bis zehn Köpfen. In 
dieſen dunklen Räumen, die Allem eher als Wohn⸗ 
räumen gleichen, muß die arme Familie den größten 
Theil ihres Lebens verbringen. Allein, ſo wenig die 


ſowenig kann der menſchliche Körper und mit dem⸗ 
ſelben der Geiſt ſich unter ſolchen Verhältniſſen 
entwickeln, abgeſehen von dem ſchädigenden Ein⸗ 
fluß auf das ſittliche Moment, den ſolche Verhält⸗ 
niſſe mit ſich bringen müſſen. 

Eine größere und beſſere Wohnung aufzunehmen, 
iſt dem armen Manne nicht möglich; einestheils ſind 
ſolche nicht vorhanden, und wenn ja, dann kann er 
den Zins dafür nicht erſchwingen, denn ſind ſchon 
die erbärmlich kleinen Wohnräume unverhältniß⸗ 
mäßig theuer, jo find die beſſeren, menſchenwürdigeren 
noch theuerer. Im Nothfalle muß ſich manche arme 
Familie eine ſolche beſſere Wohnung wohl aufnehmen; 
da ſie aber den Zins für dieſelbe nicht erſchwingen 
kann, ſo ſieht ſie ſich gezwungen, eine Anzahl After⸗ 
parteien aufzunehmen. In dieſem Falle aber fängt 
die Ueberfüllung der Wohnung mit allen damit 
zuſammenhängenden Unzukömmlichkeiten wieder von 
vorne an. 

Durch die Annahme meines Antrages iſt dem 
Armen Gelegenheit geboten, gegen Entrichtung eines 
niedrigen, den örtlichen Verhältniſſen ſich anpaſſenden 
Wohnzinſes nach 30 Jahren, vielleicht noch früher 
in den Beſitz eines Häuschens zu gelangen, indem 
die Amortiſationsraten durch die Stenernachläſſe 
gedeckt werden. Was ich mit meinem Antrage für die 
arme Bevölkerung verlange, iſt doch nur ein Weniges, 
womit der Staat in Anſpruch genommen wird. Die 
meiſten Ringſtraßenhäuſer, deren Beſitzer gewiß nur 
reiche Leute ſein können, genießen eine 25jährige 
Steuerbefreiung. Wenn dieſe Befreiung für Wohn⸗ 
gebäude der unbemittelten Bevölkerungsclaſſe etwas 
erweitert wird, ſo kommt ſie doch nur armen Leuten, 
und im Vergleiche mit den erſteren nur mit einem 
ſehr geringen Theile zu Gute, indem ſich das Werthver⸗ 
hältniß der erſteren zu dieſen wie 500.000: 1.000 
ſtellt. Wenn ein Ringſtraßenhaus 500.000 fl. im 
Durchſchnitte werth iſt, ſo wird ſich der Werth eines 
Arbeiterhauſes durchſchnittlich nur auf 1.000 fl. 
ſtellen. 

In Frankreich haben ſchon vor längerer Zeit 
ſowohl der Staat als die Departements, ſowie die 
Gemeinden und Fabrikanten zur Errichtung von 
Arbeiterhäuſern größere Summen beigeſteuert. 
In meinem Antrage wird jedoch bloß Nachſicht von 
allen ſtaatlichen Steuern durch dreißig Jahre ver⸗ 
langt. Ich gebe mich der Ueberzeugung hin, daß die 
hohe Regierung mit den hohen Landesvertretungen 
gewiß die Nachficht auch von allen Landesſteuern 
durch dieſe dreißig Jahre erwirken wird. 

Hohes Haus! Ich erachte es für eine Pflicht des 
Staates und der Geſellſchaft, daß dieſelben in dieſem 
Falle dem Bedürfniſſe entgegenkommen, denn bis⸗ 
her iſt in dieſer Richtung, abgeſehen von einzelnen 
Fällen und durch edle Männer, zu Gunſten der Ar⸗ 
beiter nichts geſchehen, während dieſe doch ein wich⸗ 
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tiger Factor im Staatsleben find, indem fie durch ihrer 
Hände Arbeit das Staatswohl fördern, dem Arbeit⸗ 
geber zum Wohlſtande und nicht ſelten auch zu hohen 
Ehren verhelfen und außerdem noch in erhöhtem 
Maße, und zwar vermöge ihrer Mehrzahl, zur Ver⸗ 
theidigung des Vaterlandes und der Geſellſchaft bei⸗ 
tragen. Während ſie nun alle dieſe Leiſtungen für 
das Allgemeine vollbringen, müſſen wir uns geſtehen, 
daß ihre Rechte in jeder Beziehung gewiß nur ſpärlich 
find. Ich bin der Anficht, daß durch die Annahme 
meines Antrages die Liebe und Anhänglichkeit des 
arbeitenden Mitbürgers an die Scholle, an das 
Vaterland befeſtigt würde. (Sehr richtig ! links.) 

Wenn der arme Mann, von des Tages Laſt und 
Mühen erſchöpft, im trauten Heim, im alleinigen 
Kreiſe ſeiner Familie Erholung findet, dann empfindet 
er gewiß weit weniger Sehnſucht, ſich von dieſem 
Heim zu trennen. (Sehr gut! links.) Und wenn der 
junge Mann, zurückkehrend von der Wanderſchaft 
oder von der Militärpflicht, der er als Staatsbürger 
nachgekommen iſt, von der Ferne ſein geliebtes Vater⸗ 
häuschen erblickt, wird dieſer in ſeiner Bruſt nicht ein 
anderes Gefühl tragen, als jener, der den Aufenthalt 
ſeiner Angehörigen erſt erfragen und ſuchen muß? 
(Bravo! links,) 

Durch die Annahme meines Antrages, meine 
Herren, werden Sie aus beſitzloſen Arbeitern be⸗ 
ſitzende Arbeiter machen, und durch die Gründung 
eines fixen Heims werden unſere arbeitenden Mit⸗ 
bürger eine gewiſſe Sicherheit und Stabilität im 
Staate und in der Geſellſchaft erlangen, ſie werden 
zur Sparſamkeit angeſpornt, entſagen damit ſo 
mancher Untugend, und die hieraus Reſultirende 
wird gewiß auch die ſein, daß ihre Kinder von 
Hauſe aus mit feſteren Grundſätzen in der Liebe zur 
Heimat und zum Vaterlande erzogen und weniger 
von ſocialen zerſetzenden Ideen durchdrungen ſein 
werden. (Sehr richtig! links.) 

Meine Herren! Ich bin in meinem Innerſten 
überzeugt, Sie werden den arbeitenden Mitbürgern 
noch größere materielle Vortheile gewähren, als ich 
mit meinem beſcheidenen Antrage wollte, und Sie 
werden gewiß die Stempel⸗ und Gebührenfreiheit 
für alle aus Anlaß dieſes Geſetzentwurfes erwach⸗ 
ſenden Rechtsgeſchäfte ausſprechen, wofür Sie des 
Dankes einer großen Zahl von Mitbürgern ver⸗ 
ſichert ſein dürften. Aber alle dieſe Vortheile, die 
den arbeitenden Mitbürgern auf Grund dieſes An⸗ 
trages erwachſen ſollen, würden für einen großen 
Theil derſelben geradezu verderbenbringend ſein, 
wenn in Bezug auf die Durchführung dieſes Geſetzes 
nicht jene Vorſichtsmaßregeln getroffen würden, 
welche den Arbeiter bei dem Ankaufe der gedachten 
Wohngebäude vor Uebervortheilung zu ſchützen 
vermögen. Abgeſehen davon, daß der Bau ſolcher 
Häuſer kein Speculationsobject für gewinnſuchende 
Unternehmer ſein ſoll, weil die Arbeiter dann ſchon 


Haus der Abgeordneten. — 318. Sitzung der 9. Seffion am 12. December 1883. 


im vorhinein verloren wären, muß auch dafür ge⸗ 
ſorgt werden, daß ſolche Häuſer nur feſt, aus gutem 
Materiale und den beſtehenden Bauverordnungen 
gemäß hergeſtellt werden, damit die Arbeiter nach 
15- bis 20jähriger Ratenzahlung, wofür fie ſich das 
Geld vom Munde abgeſpart haben, nicht in den 
Beſitz eines Schutthaufens, ſondern in den Beſitz 
eines gut gebauten Hauſes gelangen. (Bravo! links.) 


Und nun glaube ich die Gründe entwickelt zu 
haben, welche für meinen Antrag ſprechen, ſowie auf 
jene Umſtände aufmerkſam gemacht zu haben, deren 
beſondere Erwägung dem diesbezüglichen Ausſchuſſe 
anheimfällt. 

Ich bitte Sie nun, für meinen Antrag und 
dadurch zu Gunſten der armen arbeitenden Mitbürger 
zu ſtimmen. (Beifall links.) 


Präſident: Ich ertheile nunmehr das Wort 
dem Abgeordneten Ritter v. Portheim. 


Abgeordneter Ritter v. Portheim: Wenn ich 
mir das Wort erbitte zur Begründung des Antrages, 
der eben von meinem verehrten Collegen Herrn Abge⸗ 
ordneten Herrmann in warmer Weiſe vertreten und 
vertheidigt worden iſt, jo geſchieht dies mit einer 
gewiſſen Bangigkeit. Ich verkenne nicht, daß ich dieſer 
großen Aufgabe nicht vollſtändig gewachſen bin, und 
wenn der Muth in mir erwacht, es dennoch zu ver⸗ 
ſuchen, ſo thue ich es deßhalb, weil ich in dieſer 
Angelegenheit mich perſönlich von den großen Vor⸗ 
theilen überzeugt habe, die durch die Errichtung und 
Erbauung von Wohnhäuſern der arbeitenden Claſſe 
der ganzen unbemittelten Bevölkerung erwachſen 
würden. Die Frage, die uns heute berührt, hat eine 
große und bedeutende Literatur ſowohl im Inlande, 
als auch im Auslande hervorgerufen; ſie wurde auf 
vielen volkswirthſchaftlichen Congreſſen im In⸗ und 
Auslande ventilirt und beſprochen, und ſie bildete in 
den internationalen Ausſtellungen ſeit dem Jahre 1851 
einen Gegenſtand der eingehendſten Erörterungen: 
das erſte Mal im Jahre 1851 in London, dies wieder⸗ 
holte ſich im Jahre 1867 in Paris, 1873 in Wien, 
1878 in Paris und in letzter Zeit in der hygieniſchen 
Ausſtellung dieſes Jahres in Berlin. 


Bei allen dieſen Ausſtellungen wurde es als 
eine der wichtigſten Angelegenheiten betrachtet, die 
Reform der Wohnungen in Angriff zu nehmen und 
damit, möchte ich ſagen, den Beginn zu machen mit 
der Löſung der ſocialen Frage. Man mag darüber 
denken, wie man will, jeder Menſchenfreund muß 
der Anſicht ſein, daß, um die Noth und das Elend 
in den unbemittelten Claſſen zu beheben oder zu 
mildern, man dantit beginnen muß, vor Allem die 
materielle Frage zu erörtern und das materielle 
Wohlſein der armen, unbemittelten Claſſen zu 
fördern. (Sehr gut! links.) 
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Sehr richtig wurde von jener (rechten) Seite 
einſtens bei einer Enquete bemerkt, daß eigentlich 
nicht der Arbeiter am meiſten zu bedauern ſei, 
ſondern diejenigen Perſönlichkeiten, welche Arbeit 
ſuchen und dieſelbe nicht finden können, oder deren 
phyſiſche oder geiſtige Begabung ihnen nicht geſtattet, 
eine Arbeit anzutreten. Wenn nun dennoch der Noth⸗ 
ſchrei der Arbeiterbevölkerung am lebhafteſten und 
kräftigſten an unſer Ohr dringt, ſo möchte ich die 
Urſache davon dem Umſtande zuſchreiben, daß die 
Arbeiterbevölkerung heute vollſtändig organiſirt iſt 
daß ſie ihre Führer, ihre Cadres hat, daß ſie einer 
vollſtändigen Armee gleicht, daß ſie über ihre Organe 
verfügt, die fie auf das lebhaſteſte vertreten, daß fie 
ferner über Geldmittel verfügt, die ihr geſtatten, für 
ihr Intereſſe einzutreten, und daß ſie heute auch eine 
internationale Körperſchaft bildet, die vom Auslande 
aus die nothwendige Unterſtützung findet. Dieſe 
Organiſation, ſo mächtig und vielleicht auch mit⸗ 
unter etwas bedenklich ſie iſt, geht den anderen 
ärmeren Berufsclaſſen noch vollſtändig ab. 

Ich will darauf hinweiſen, daß die ländliche 
Bevölkerung, welche die gewerbliche um das Vier⸗ 
oder Fünffache an Zahl überſteigt, dieſer Orga⸗ 
niſation gänzlich entbehrt. Es ſoll damit nicht geſagt 
ſein, daß ihre Nothlage vielleicht geringer iſt, ich 
würde ſie ſogar für größer halten, aber ihre Klagen 
erſterben auf ihren Lippen, weil ſie nicht Gelegenheit 
hat, ſie auszuſprechen. (Sehr gut! links.) 

Betrachten wir den Diurniſten, den kleinen 
Beamten, betrachten wir den Lehrer, den Haus- und 
Handlungsdiener: überall werden wir finden, daß 
die Nothlage dieſer Claſſen eine bedeutende iſt, und 
daß dieſe jeden Menſchenfreund auffordert, hilfreiche 
Hand anzulegen, damit dieſer Zuſtand einmal in 
irgend einer Weiſe gebeſſert werde. 

Die eigentliche Nothlage in der Wohnungsfrage 
zeigte ſich eigentlich erſt mit der Entdeckung der 
Dampfkraft und dem Zuſammenſtrömen großer Be⸗ 
völkerungsmaſſen an Orten, die nicht geeignet waren, 
dieſelben aufzunehmen. 

Später erſt, und nachdem diesfalls die Noth⸗ 
lage, beſonders in England, ſich deutlich manifeſtirt 
hatte, wurden Maßregeln getroffen, dieſem Zuſtande 
abzuhelfen. 

Man iſt nun aber, nachdem man Jahre lang 
Erfahrungen geſammelt, nachdem man auf ſo vielen 
Ausſtellungen Arbeiterhäuſer von verſchiedener Con⸗ 
ſtruction geſehen, beſprochen und beurtheilt hatte, 
zur Ueberzeugung gelangt, daß die Sammelwoh⸗ 
nungen, die man gewöhnlich mit dem Ausdrucke 
„Caſernwohnungen“ benennt, dem eigentlichen 
Zwecke nicht entſprechen. (Sehr richtig ! links.) Man 
hat gefunden, daß die ſtrenge Aufſicht, die in ſolchen 
Caſernwohnungen erforderlich iſt, um die einzelnen 
Bewohner eines ſolchen Hauſes an die nothwendige 
Hausordnung zu gewöhnen, für die Bewohner des⸗ 


ſelben eine Laſt, eine Bürde iſt, der ſie ſich ſelten zu 
unterwerfen bereit waren. Viel praktiſcher, viel beſſer 
haben ſich die Einzelwohnungen, die ſogenannten 


Cottagehäuſer bewährt, und dieſe find es, welche 


von England aus, ich möchte ſagen, ihren Rundgang 
durch die ganze Welt machen. 

Man hat ſich überzeugt, daß ſie nicht nur in 
ſanitärer Beziehung außerordentliche Vortheile bieten, 
ſondern ſie haben auch die Menſchen, die ſie bewohnen, 
moraliſch gehoben, indem in ihnen der Wunſch rege 


„wurde, durch Sparſamkeit endlich in den Beſitz eines 


ſolchen Häuschens zu gelangen. Sie haben aus beſitz⸗ 
loſen Unzufriedenen beſitzende Zufriedene gemacht. 
Allerdings ſind ſolche Arbeitercolonien, die mittelſt der 
Cottagehäuſer ſtattfinden, an gewiſſe Vorbedingungen 
geknüpft. Es gehören dazu vor Allem billige Verkehrs⸗ 
mittel, denn ſolche Cottage häuſer kann man nicht nahe 
an den Centren der Städte anlegen, ſondern nur 
auf entfernteren Flächen und da ſind billige Ver⸗ 
kehrsmittel erforderlich, die es den Bewohnern der⸗ 
ſelben ermöglichen, raſch in das Verkehrscentrum 
zu gelangen, wo ſie zu thun haben. Eine ſolche Anlage 
kann aber auch ferner, wie ſchon der verehrte Herr 
Vorredner bemerkt hat, nicht Gegenſtand der Specu⸗ 
lation ſein. Diejenigen, die ſolches unternehmen, 
müſſen vielmehr den Zweck vor Augen haben, der 
Geſammtbevölkerung, dem Vaterlande zu dienen. 
Wenn aber der Zweck erreicht werden ſoll, ſo kann 
das nur geſchehen durch die thätige Mitwirkung des 
Staates, der Commune und aller Derjenigen, welche 
an dem Wohle des Vaterlandes ein Intereſſe haben. 

An dieſe Ueberzeugung ſchließt ſich eben unſer 
Antrag an. 

Ehe ich nun weiter fortſchreite in meiner Aus⸗ 
einanderſetzung, möchte ich mir erlauben, darauf hin⸗ 
zuweiſen, was in anderen Ländern diesfalls geſchehen 
iſt. In Frankreich war es im Jahre 1830, daß der 
Baumwollinduſtrielle André Köchlin den erſten An⸗ 
ſtoß gegeben hat, Arbeiterhäuſer zu bauen. Er er⸗ 
richtete 36 Wohnhäuſer mit Gartenanlagen, die ſich 
binnen Kurzem einer großen Beliebtheit erfreuten 
und von den Arbeitern ſehr geſucht waren. Aber die 
Mittel reichten nicht aus, um dieſe wohlthätige Ein⸗ 
richtung zu erweitern und zu vergrößern. Erſt im 
Jahre 1851, als Kaiſer Napoleon den Thron beſtieg, 
der ſich ſchon in England mit der ſocialen Frage und 
der Wohnungsreform beſchäftigt hatte, bekam die 
ganze Angelegenheit die Entwickelung, die erforderlich 
war. Kaiſer Napoleon gründete in einer Vorſtadt von 
Paris zuerſt ein Arbeiterhaus nach dem Kaſernen⸗ 
ſyſteme, wobei Kaiſerin Eugenie das Protectorat 
übernahm. Er ſelbſt aber ſchenkte der Arbeitercolonie 
in Mühlhauſen den Betrag von 300.000 Francs 
aus der Civilliſte, mit der Bedingung, daß für dieſen 
Betrag Schulen, Bäder, Kindergärten, Straßen zum 
Behufe zweckmäßigerer Einrichtung der Arbeiter⸗ 
colonie errichtet werden ſollen. 
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Die Folgen traten raſch an den Tag. Von 
dieſen Arbeitercolpnien, die er zu gleicher Zeit auch 
von aller Steuerpflicht befreite, wurden innerhalb 
23 Jahren 948 Häuſer à 3.000 Fraucs gebaut und 
davon 945 mit 2,780.625 Francs an Arbeiter ver⸗ 
kauft und nahezu abgezahlt. 

Zu gleicher Zeit hat Kaiſer Napoleon eine 
Commiſſion, die commission des logemens insa- 
lubres geſchaffen, die einer großen Anzahl von Uebel⸗ 
ſtänden abgeholfen hat, und die ungefähr nach dem 
Muſter des board of health in England eingerichtet 
war. Die Folgen zeigten ſich bald. 

Die durchſchnittliche Lebensdauer in Paris, wie 
dies aus den nachfolgenden Zahlen hervorgeht, hat 
conſtant und in nicht unbedeutendem Maße zuge⸗ 
nommen. Am Beginne des vorigen Jahrhunderts, zu 
Ende der Regierung Ludwig XIV. betrug das Sterb⸗ 
lichkeitsverhältniß 1 auf 28 Einwohner, 


im Jahre 1801. . 1 auf 30, 
1830 . 1 auf 36, 
1856 . 1 auf 39 


und gegenwärtig beträgt es 1 auf 41. Wir ſtehen 
heute ungefähr in dem Verhältniſſe, in dem Frank⸗ 
reich im Jahre 1820 geſtanden iſt, das heißt, wir 
ſind um einige ſechzig Jahre gegen Frankreich zurück. 
(Hört! links.) 

Wenn die franzöſiſche Bevölkerung aber mit 
dem, was in dieſer Beziehung geleiſtet worden iſt, 
unzufrieden iſt, ſo liegt dies eben in ihrem Streben, 
Vollkommenes zu erreichen und der Bevölkerung 
Englands in dieſer Beziehung ſich immer mehr zu 
nähern, und es iſt dies das Verdienſt des jetzigen 
Miniſterpräſidenten Ferry, dem zwei Uebereinkom⸗ 
men zu verdanken ſind, eines, welches der Staat mit 
dem Crédit foncier, und ein anderes, welches die 
Commune Paris mit dieſem Inſtitute getroffen hat. 
Wenn der Herr Präſident es geſtattet, werde ich mir 
erlauben, deren Beſtimmungen in Kürze vorzuleſen, 
weil ſie doch das Vorbild boten für unſere Vorlage 
(liest): „1. Der Credit foncier verpflichtet ſich, bis 
20 Millionen Francs zur Conſtruction kleiner Häuſer 
im Werthe von 3.000 bis 9.000 Francs bis zu 
75 Percent des Bauwerthes billig zu leihen und der 
Staat haftet für die Amortiſation, reſpective zahlt 
ſie, und die Beſitzer haben ſie erſt nach weiteren zehn 

Jahren dem Staate zurückzuzahlen, und für die Zin⸗ 
ſen garantirt eventuell die Commune, beide gegen 
Intabulirung ihrer Forderungen.“ 

„2. Bei Häuſern mit billigeren Arbeiterwoh⸗ 
nungen leiſtet der Crédit foncier bis 65 Percent 
des Bauwerthes und die Rückzahlung erfolgt inner⸗ 
halb 65 Jahren unter intabulirter Haftung der 
Commune für die Annuitäten, rückſichtlich Capital 
und Zinſen.“ 

f „3. Das zum Baue dieſer Häuſer nöthige 
Material wird frei von Octroygebühren zugeführt, 
und die Häuſer ſind 20 Jahre von allen Steuern 
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und Gebühren befreit.“ (Hört! links.) Die Octroy⸗ 
gebühren betragen in Frankreich beim Baue eines 
Hauſes acht Percent, es wird alſo ein weſentlicher 
Betrag geſchenkt. 

Unabhängig von dieſem Uebereinkommen, das 
der Staat mit dem Credit foncier, alſo einem In⸗ 
ſtitute wie unſere Bodencreditanſtalt, getroffen hat, 
iſt auf ſeine Veranlaſſung ein Uebereinkommen des 
Pariſer Gemeinderathes mit dem Crédit foncier ab⸗ 
geſchloſſen worden. 

Dem Gemeinderathe wurde das Project einer 
Convention zwiſchen der Stadt und dem Crédit 
foncier bezüglich Herſtellung billiger Wohnungen 
vorgelegt. Dieſe Convention, welche durch ein Geſetz 
von den Kammern zu beſtätigen iſt, läuft neben der 
anderen Convention zwiſchen der Regierung und 
dem Crédit foncier her, betreffend die gleichen Ab⸗ 
machungen für ganz Frankreich. Nach der erſten Con⸗ 
vention garantirt die Stadt Paris dem Crédit fon- 
cier für die Rückzahlung der Annuitäten für Dar⸗ 
lehen bis zur Höhe von 50 Millionen. 

Der Credit foncier leiht nämlich jedem Er⸗ 
bauer von Häuſern, deren Hälfte Wohnungen von 


150 bis 300 Francs Miethe enthält, als erſte Hypo⸗ 


thek bis zur Höhe 65 Percent des Gebäudewerthes, 
und zu einem noch geringeren Zinsſatze als dem für 
Darlehen an Gemeinden üblichen. Die Rückzahlungen 
haben innerhalb 75 Jahren durch jährliche Zahlun⸗ 
gen zu erfolgen. Die ſo gebauten Häuſer werden 
ebenfalls befreit von Abgaben für Straßenpflaſterun⸗ 
gen und Unterhaltung, wie von ſtädtiſchen Steuern 
auf Baumaterialien, reſpective Steuern und Ab⸗ 
gaben werden in 20 bis 40 Annuitäten entrichtet. 
Erhüht der Hausherr die Miethe, ſo verliert er ſo⸗ 
fort alle jene Begünſtigungen und Beneficien, und 
der Seine⸗Präfect hat ſich das Recht vorbehalten, 
das für dieſe Bauten gewählte Terrain, wie den 
Bauplan zu prüfen und zu revidiren. Dieſes Geſetz 
iſt bereits ſanctionirt. 

Der Pariſer, Gemeinderath hat aber ferner auf 
den Antrag Herve's beſchloſſen, daß alle Miethen in 
ganz Paris bis zur Höhe von 400 Francs von allen 
Communalſteuern befreit ſein ſollten. 

Dieſes großartige Unternehmen, welches ſowohl 
vom Staate als von der Commune Paris ius Leben 
gerufen worden iſt, bezweckt, 30.000 Wohnhäuſer 
zu bauen, mit einem Capitale von 100 Millionen 
Francs. Dieſe 30.000 Wohnhäuſer werden einer 
Bevölkerung von 300.000 Menſchen eine Unterkunft 
gewähren. Es iſt das Großartigſte, was in dieſer 
Beziehung eine Regierung bis jetzt unternommen hat. 

Was nun England betrifft, ſo iſt es im ſteten 
Wettkampfe mit Frankreich, was das materielle 
Wohl der unbemittelten Claſſen anbelangt. Dort hat 
fi ſchon im Jahre 1815 auf Anregung eines Dorf⸗ 

pfarrers ein Comité gebildet, um die Nothlage der 
unbemittelten Claſſen durch beſſere Wohnungen zu 
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mildern. Später und eigentlich deutlich hervortretend 
iſt dieſes Streben der Geſellſchaft dadurch befördert 
worden, daß der verſtorbene Prinz Albert, der 
Gemal der Königin Victoria, ſich an die Spitze einer 
derartigen Unternehmung ſtellte und auf ſeine Un⸗ 
koſteu bei der Ausſtellung in Paris ein eigenes 
Arbeiterhaus bauen ließ, welches ich geſehen habe 
und welches noch heute muſtergiltig iſt beim Baue 
von Arbeiterwohnungen. Im Jahre 1852 ſtellte ſich 
aber die Königin an die Spitze der philanthropiſchen 
royal society, einer Geſellſchaft, deren Thätigkeit 
ſich über ganz London und einen Theil der Umge⸗ 
bung von London erſtreckt, und jetzt eben ſtellte ſich 
die Königin und der Prinz von Wales an die Spitze 
der eben eröffneten internationalen hygieniſchen Aus⸗ 
ſtellung, die ſich mit der Reform des Schulhauſes, der 
Wohnung und Werkſtätte befaßt. Heute iſt es ſoweit 
gekommen, daß in der Grafſchaft Middleſex, in 
welcher London liegt, 346 Geſellſchaften mit 
110.000 Mitgliedern exiſtiren, deren Zweck der 
Bau billiger Arbeiterwohnungen iſt. (Hört! Hört! 
lin ko.) 5 


Unabhängig davon iſt ſchon im Jahre 1846 
vom engliſchen Parlamente das ſogenannte board 
of health (Geſundheitsrath) gegründet worden, eine 
Vereinigung der Mitglieder der hohen Ariſtokralie, 
der Beamten und der beſſeren Bürgerkreiſe, deren 
ganze Aufgabe darin beſteht, alle ſanitätswidrigen 
Wohnſtätten eutweder zu ſaniren oder, wo eine 
Sanirung nicht mehr möglich erſcheint, dahin zu 
wirken, daß dieſelben niedergeriſſen werden und die 
Bevölkerung hiedurch nicht mehr der Gefahr ausge⸗ 
ſetzt ſei, in ſolchen Wohnungen Seuchen und Krank⸗ 
heiten zu erliegen. Dieſe Geſellſchaft iſt aber mit 
großen Vollmachten ausgerüſtet. Sie hat das Recht, 
dort, wo ein Hausherr die Sanirung nicht zuge⸗ 
ſtehen will, dieſelbe auf Koſten des Hausherrn durch⸗ 
zuführen und darüber Execution zu führen, ſie hat 
das Recht, derartige Häuſer einreißen zu laſſen, und iſt 
bloß verpflichtet, die übriggebliebenen Baumaterialien 
dem Hausherrn zurückzuſtellen. Der Hausherr muß 
ſich es aber unbedingt gefallen laſſen, daß das Haus 
niedergeriſſen wird. (Hört! links.) 


Wenn nun die ſanitären Verhältniſſe Englands 
heute muſtergiltig für die ganze Welt geworden ſind, 
und wenn ſchon das hohe Alter, welches in England 
ſoviele Menſchen erreichen — im Jahre 1881 zählte 
man in England 91 Perſonen, die das hundertſte 
Lebensjahr erreicht oder überſchritten hatten — 
deutlich genug ſpricht, ſo gibt ſich die dortige Geſell⸗ 
ſchaft mit den erzielten Reſultaten noch in keiner 
Weiſe zufrieden, und es iſt bezeichnend, daß vor 
wenigen Monaten — ich glaube, im Monate 
October — der Führer der Oppoſition, Lord Salis⸗ 
bury erklärte, man könne das bisherige Syſtem des 
laisser faire nicht weiter angehen laſſen, die Regie⸗ 
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rung müſſe Schritte thun, um den jetzigen Zuſtand 
zu ändern. 

Lord Salisbury ſagt darüber, er verurtheile 
das Princip des laisser faire von Seiten des 
Staates in dieſer Frage, und kommt zu dem Schluſſe, 
das Parlament müſſe einen Weg finden, um den Ge⸗ 
meindecorporationen das Recht zu gewähren, Capi⸗ 
talien aufzunehmen zur Herſtellung von paſſenden, 
billigen, menſchenvürdigen Wohnungen. Dieſe Capi⸗ 
talien würden ſich ſchließlich auch verzinſen, wenn⸗ 
gleich nur zu niedrigem Percentſatze, und würden die 
Gemeinden damit kein Geſchenk einer Claſſe von Be- 
wohnern machen. Er führt weiter aus, daß die bis⸗ 
herigen Verſuche der Induſtriellen und Privaten 
nicht genügten, daß jedoch dieſe Organiſationen als 
ſelbſtſtändige Verwaltungskörper der neuen Orgaui⸗ 
ſation benützt werden könnten. 

Dem gegenüber erklärten der jetzige Handels⸗ 
miniſter Chaimberlain und der Miniſter Childers, 
daß ſie die Berechtigung der Anſchauungen Lord 
Salisbury's vollſtändig würdigen, obwohl er der 
Oppoſition angehöre und Führer derſelben ſei, daß ſie 
einestheils eine ſtrengere polizeiliche Beaufſichtigung 
der Häuſer Londons beabſichtigen, die fich aber auch auf 
die ganze Umgebung erſtrecken ſolle, weil ſehr richtig 
bemerkt worden ſei, daß ſelbſt die beſten ſanitären 
Maßregeln in einer Stadt wirkungslos ſeien, wenn 
in den Nachbargemeinden Uebelſtände herrſchen, die 
ſich weiter auf die Nachbarſtadt erſtrecken. 

Lord Childers erklärte, daß die engliſche Re⸗ 
gierung es als Pflicht anſehe, zu dieſer Frage Stel⸗ 
lung zu nehmen, und daß ſie beide den Pflichten, die 
fie als Miniſter haben, in reichlichem Maße nach⸗ 
kommen werden. 

So ſtehen die Verhältniſſe in Frankreich und 
England; die ſanitären Erfolge in England ſind 
aber auch dem entſprechend. Man hat dort erkannt, 
daß die Mortalitätsziffer im geraden Verhältniſſe 
ſteht zur Dichtigkeit und Anzahl der Wohnſtätten, 
man hat dort erkannt, daß ein Arbeiter für ſich einen 
Raum von 100 Quadratmeter in Auſpruch nehmen 
könne, während in Frankreich dazu bloß 34 Quadrat⸗ 
meter gerechnet werden. Man hat weiter erkannt, 
daß die Wohnungen nur dann als vollſtändig geſund 
erachtet werden können, wenn ſie mit Squares, mit 
Gärten umgeben find, die die Luft verbeſſern. 

Der Einfluß einer geſunden Wohnung zeigte 
ſich aber am allerbeſten während der Choleraepidemie 
im Jahre 1849 in London. Bei den 18.000 Cholera⸗ 
ſterbefällen kamen von je 1000 26 auf die beſſeren 
Stände, 157 auf den Mittelſtand, aber 817 Geſtorbene 
gehörten der unbemittelten Claſſe an. In Deutſchland 
hat man dieſer Frage leider nicht dieſelbe Aufmerk— 
ſamkeit wie in Frankreich und England zugewendet, 
und es iſt bis jetzt dort nicht gelungen, die höchſten 
Kreiſe für die Wohnungsfrage zu intereſſiren und zu 
erwärmen. Man glaubt aber, daß ſeit der heurigen 
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hygieniſchen Ausſtellung, deren Protectorat der 
Kronprinz übernahm, eine Beſſerung der Verhält⸗ 
niſſe eintreten werde. Es iſt aber auch deutlich er⸗ 
kannt worden, daß Reformen in Deutſchland noth⸗ 
wendig ſind, denn die ſanitären Verhältniſſe Berlins 
haben ſich ſeit den letzten 16 Jahren weſentlich ver⸗ 
ſchlimmert. In Berlin iſt durch den Zuzug vieler 
Fremder und Wohnungs mangel die Sterblichkeit von 
27 auf 30 per Tauſend gekommen, es iſt alſo dort 
ungefähr dasſelbe Verhältniß, wie im Durchſchnitte 
in Oeſterreich. Dennoch haben wir uns in der hygie⸗ 
niſchen Ausſtellung in Berlin diesmal überzeugen 
können, daß die Induſtriellen Deutſchlands, was 
die Wohnungen der Arbeiter anbelangt, Außerordent⸗ 
liches geleiſtet haben. Ich weiſe nur auf die Arbeiter⸗ 
häuſer in Gladbach hin, ich weiſe hin auf die Arbei⸗ 
terhäuſer, die die preußiſche Regierung in Gleiwitz 
errichtet hat, deren Zahl über 3000 beträgt. In 
Deutſchland haben ſich die Wohnungsverbeſſerung und 
Wohnungsreform mehr auf den Mittelſtand ausge⸗ 
dehnt. Wenn man heute die deutſchen Städte beſucht, 
ſo iſt man überraſcht über das liebliche Ausſehen 
vieler Cottagehäuſer und ganzer Stadttheile. Wenn 
man nach Dresden, Leipzig und Berlin kommt, ſo 
iſt man darüber erfreut; denn es iſt ein viel ange⸗ 
nehmerer Anblick, wenn die Häuſer durch grünes 
Laubwerk unterbrochen werden, während man bei 
uns nichts wie Steinmaſſen ſieht. Ju Belgien und 
den Niederlanden haben ſich ebenfalls die Monarchen 
an die Spitze der Wohnungsreform geſtellt. Der 
König von Holland hat auf ſeine eigenen Koſten 
Häuſer bauen laſſen und dieſe den ſogenannten un⸗ 
abhängigen Arbeitern zur Dispoſition geſtellt. In 
Rußland, Italien und ſogar in Spanien hat man 
mit der Reform der Arbeiterwohnungen und über⸗ 
haupt der Wohnungen der unbemittelten Claſſen be⸗ 
gonnen. 

Wenn ich nun auf unſere Verhältniſſe in 
Oeſterreich zurückkehre, ſo möchte ich vor Allem be⸗ 
merken, daß unſere Städte, wenn ſie den Bedürf⸗ 
niſſen der Geſundheitslehre nicht vollkommen nach⸗ 
kommen können, wirklich dadurch zu entſchuldigen ſind, 
daß fie auf ein hohes Alter hinweiſen fönnen. In 
barbariſchen Zeiten gegründet, wo man nur hinter 
Wällen und Mauern Schutz finden konnte, war ihre 
Ausdehnung dadurch beſchränkt, und da Alles, was 
zu beſchützen war, dahin flüchtete, ſo war es ganz 
erklärlich, daß die Bevölkerung in außerordentlichem 
Maße zunahm. Man half ſich durch enge Straßen, 
man half ſich dadurch, daß man Stockwerke auf 
Stockwerke ſchichtete. Aber außerdem, daß die Be⸗ 
völkerung nicht mehr Platz fand innerhalb der Ring⸗ 
mauern, mußten die Verſtorbenen durch Jahr⸗ 
hunderte in den Städten beerdigt werden, und ſo 


| finden wir auch heute an Stellen, wo Friedhöfe 


waren, Brunnen mit ſtickſtoffhältigem Waſſer und wir 
trinken noch, wenn man ſo ſagen kann, die Ueber⸗ 


bleibſel unſerer Vorfahren. (Heiterkeit links.) Erſt 
dem großen Kaiſer Joſeph war es vorbehalten, die 
Friedhöfe im Innern der Städte zu verbieten und 
trotz aller Agitationen, die ſich gegen dieſes Streben 
des großen Monarchen wendeten, wurde beſchloſſen, 
die Friedhöfe entfernt von den Städten anzulegen. 
Freilich ſind die damals angelegten Friedhöfe neuer⸗ 
dings wieder in den Bereich der Städte gelangt und 
wir haben uns während der letzten Blatternepidemie 
in Prag überzeugt, daß gerade die Häuſer, welche 
an Friedhöfe grenzten, Seuchenherde bildeten, in⸗ 
dem dort die meiſten Erkrankungen vorkamen. 

Eine zweite Maßregel Kaiſer Joſephs, daß, 
um dem Leichenpomp entgegenzutreten, der leider 
ſchon damals beſtand, die Leichen in Säcken beerdigt 
und mit einer einen Fuß hohen Schichte gebrannten 
Kalkes bedeckt werden ſollten, konnte nicht durchgeführt 
werden, weil die Pietät gegen die Verſtorbenen dieſe 
Maßregel nicht zur Ausführung gelangen ließ. 
Aber von dieſem Augenblicke an haben die früher 
furchtbaren Epidemien, welche man als eine Strafe 
Gottes anſah, welche aber eigentlich nichts weiter 
waren, als eine Strafe des Unverſtandes des Volkes, 
aufgehört und es wurde damit ein großer Fort⸗ 
ſchritt in unſerem Städteweſen herbeigeführt. 

Einen weiteren Fortſchritt verdanken wir den 
gezogenen Kanonen. Denn die Geſchoſſe der gezo⸗ 
genen Kanonen waren derart mächtig, daß die Ring⸗ 
wälle der alten Städte ſo gut weichen mußten, als 
früher die Rüſtung der Mus kete. (Sehr gut! links.) 
Die Folge davon war, daß endlich die Peripherie 
der Wälle durchbrochen, breitere Straßen angelegt 
wurden und unſere Städte ein ganz anderes Auſehen 
bekamen. f 

Wenn dennoch der Geſundheitszuſtand in un⸗ 
ſeren Städten nicht ganz befriedigend iſt, möchte ich 
es zum Theile der Bauordnung zuſchreiben, die mehr 
darauf bedacht iſt, die Feuerſicherheit in erſter Reihe 
und zwar vor der Geſundheitspflege ins Auge zu 
faſſen. (Sehr richtig! links.) Wenn man unſere 
Häuſer, auch hier an der Ringſtraße — Wien iſt ja 
jetzt die ſchönſte Stadt der Welt geworden — im 
Inneren betrachtet, ſo kann man mancherlei Bedenken 
ſchwer unterdrücken. Wenn auch die vorderen Räume 
ſchön, luftig und hell ſind, die rückwärtigen, welche 
größtentheils der unbemittelten Claſſe, den Dienſt⸗ 
leuten, überlaſſen werden, ſind gewöhnlich ſo dunkel, 
daß man auch bei Tag Gas brennen muß. (Cehr 
richtig! links) Und daß in ſolchen Räumen die 
Geſundheit leidet, in Räumen, in die kein Licht, keine 
Luft, kein Sonnenſtrahl dringt, leuchtet ein. 

Ein weiterer Nachtheil der Bauordnung iſt der, 
daß nur ein Siebentel des Flächenraumes unbebaut 
bleiben muß. Wenn man dazu rechnet, daß da die Licht⸗ 
höfe noch mit einbezogen werden, ſo findet man, daß 
die Hofräume der großen Zinspaläſte in Wien eher 
Schläuche für Miasmen ſind, als daß ſie den Zweck 
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erfüllen, zu dem fie beſtimmt find. (Co ist es! links.) ſteuer mitgerechnet — nicht mehr als 9 ½ Percent 


Aber es iſt das kein Wunder in einer Stadt, wo jeder 
Decimeter Grund ausgenützt werden ſoll, wo der 
Grundwerth eine ſo ungeheuere Höhe erreicht hat 
und die Zinsſteuer eine ſo enorme iſt. Ich werde 
mir erlauben, ſpäter darauf zurückzukommen. 

Was nun die Wohnungen der armen und unbe⸗ 
mittelten Claſſe anbelangt, die ſich an der Peripherie 
der Stadt befinden, ſo habe ich mir ſchon darauf 
hinzuweiſen erlaubt, daß ein Cubikmeter Luftraum 
eines Cabinets, das der Arme und Unbemittelte in 
irgend einer entlegenen Vorſtadt bewohnt, und das 
mit 70 fl. per Jahr vermiethet iſt, auf 3 fl. 35 kr. 
Miethe kommt, während der Cubikmeter einer Ring⸗ 
ſtraßenwohnung im vierten Stock auf 1 fl. 35 kr., 
im dritten Stock auf 1 fl. 50 kr., im zweiten Stock 
auf 1 fl. 73 kr. und im erſten Stock auf 2 fl. 16 kr. 
ſich berechnet. 

Es iſt daher factiſch der Fall, daß der Arme 
einen zwei⸗ und dreifach höheren Miethzins zahlt, als 
der Reiche auf der Ringſtraße bezahlt. (Sehr richtig ! 
Hört! links.) Die Häuſer auf der Ringſtraße ergeben 
aber auch dem Hausherrn bloß vier bis fünf Percent 
Rente, während die von der ärmſten Claſſe bewohnten 
Häuſer oft ſechs bis zehn Percent tragen ſollen. 
(Hört! linles.) Freilich muß der betreffende Hausherr 
ein mit dreifachem Panzer umgürtetes Herz beſitzen. 
Auf dieſe Häuſer läßt ſich anwenden, was Lord 
Salisbury geſagt hat: Viele Tauſende von Familien 
— das Wort hat hier faſt keinen Sinn — hauſen 
und vegetiren in Wohnſtätten, die nicht für Thiere 
genug gut befunden würden. In einem Zimmer 
wohnen bei Tag und Nacht Gruppen von Menſchen 
jeden Geſchlechtes, jedes Alters. Ein Hausherr, der, 
ſei es aus Gewinnſucht, ſei es aus Unkenntniß, ſei es 
aus Leichtſinn, ſich dazu hergibt, derartige Localitäten 
zu vermiethen, macht ſich eines größeren Verbrechens 
ſchuldig, als derjenige, welcher Lebensmittel verfälſcht 
und zum Verkaufe bringt. (Sehr richtig! links.) 
Denn ein ſolches Vergehen kann nicht nur für die 
Bewohner eines Hauſes verhängnißvoll werden, 
ſondern auch für eine ganze Stadt, oft für ein ganzes 
Land. (Sehr richtig! links.) 

Und doch iſt auch eine einzige längere Erkran⸗ 
kung eines Familienvaters die traurige Urſache, daß 
die ganze Familie in Nothſtand, in Elend geräth, 
dem Bettelſtabe zugeführt und endlich auf die Bahn 
des Verbrechens getrieben wird. 


Dabei ſind die Wohnungen in Wien weſentlich, 
beinahe doppelt ſo theuer wie die in Berlin, was 
dadurch leicht erklärlich iſt, daß in Wien von dem 
Einkommen eines Hausherrn, wenn ſein Haus nicht 
ſteuerfrei iſt, nahezu 50 Percent auf Staats⸗ und 
Communalabgaben entfallen, und wenn es ſteuerfrei 
iſt, 25 Percent, während in Berlin der Hausbeſitzer 
von ſeinem ſämmtlichen Einkommen — die Einkommen⸗ 


abzugeben hat. (Hört! Hört! links.) 

Während meiner letzten Anweſenheit in Berlin 
verſicherte mich eine aus Wien gebürtige Familie, 
daß ſie gerne nach Wien zurückkehren würde, dies ihr 
aber unmöglich ſei, weil man in Berlin gerade mit 
dem halben Gelde ſein Auskommen finde, als in 
Wien (Hört! Hört! links); es iſt dies auch erklärlich, 
wenn man die Preiſe der Wohnungsmiethen, der 
Communicationsmittel und die Art und Weiſe 
berückſichtigt, in welcher für die Approviſionirung 
Berlins geſorgt wird. (Sehr richtig! links.) Ich 
will nur auf manche Lebensmittel, z. B. auf Milch 
hinweiſen, die bei uns 10 bis 16 kr., dort 8 kr. 
koſtet. Ein Malter Kartoffel, gleich drei Centnuer, 
koſtet in Berlin 4 bis 5 Mark, bei uns 6 fl., die 
Kohle dort 70 Pfennige, in Wien 80 kr. Es iſt 
dadurch leicht erklärlich, warum Berlin Wien ſo weit 
in der Einwohnerzahl übertroffen hat. 

Wo aber die Miethen ſo hoch ſind, wird auch 
die Ausnützung eine möglichſt große ſein und ſo ſehen 
wir, daß in Wien, wo die Miethpreiſe ſo enorm ſind, 
auch, wie ſchon mein verehrter College angeführt hat, 
dic Ausnützung der einzelnen Localitäten eine enorme 
iſt, da die Leute, wenn ſie ſich eine Wohnung genom⸗ 
men haben, ſich dieſelbe dadurch billiger zu ſtellen 
ſuchen, daß ſie Afterparteien aufnehmen. 

Aehnliche Verhältniſſe exiſtiren in Prag, in 
Brünn und in allen andern größeren Städten der 
Monarchie. 

Betrachten wir aber, wie der Staat die Kaſer⸗ 
nirung, die Unterbringung der Unbemittelten vor⸗ 
nimmt, ſo können wir nicht ſagen, daß der Staat 
ſelbſt, der doch gewiſſermaßen jedem Bürger als Vor⸗ 
bild dienen ſoll, es viel beſſer macht. (Hört! links.) 
Unſere Kaſernen find nicht derart angelegt, daß ſie 
den heutigen Anforderungen der Geſundheitspflege 
entſprechen. Wenn man bedenkt, daß der Kranken⸗ 
ſtand in der öſterreichiſchen Armee ein ungemein 
hoher iſt, weun man die Thatſachen bedenkt, die täglich 
auf dem Aſſentplatze ſich ereignen, daß die Zahl der 
Untauglichen mit jedem Tage wächſt, wenn man in 
Betracht zieht, daß die Kaſernen ſelbſt zum großen 
Theile geſundheitsſchädlich ſind, die Anſprüche aber, 
welche jetzt an die Soldaten geſtellt werden, größer 
ſind, als ſie es je geweſen, ſo muß man mit Beäng⸗ 
ſtigung auf dieſen Zuſtand blicken. (Sehr richtig! 
links.) Mit großer Befriedigung mag daher aner⸗ 
kannt werden, daß dem Vernehmen nach die Kaſernen 
aus dem Weichbilde Wiens und Prags entfernt und 
außerhalb der Stadt neue Kaſernen gebaut werden 
ſollen. Es wäre nur der Wunſch hinzuzufügen, daß 
das keine Feſtungsbauten ſein mögen, ſondern geſunde, 
luftige Wohnſtätten. (Sehr gut! links.) 

Vergleicht man die Sterbeſtatiſtik fremder 
Länder mit der öſterreichiſchen, die ſeit zehn Jahren 
conſtant im Durchſchnitte 30 Percent und einen Bruch⸗ 
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theil beträgt, ſo ſtellt fich heraus, daß in England 
auf 48 Menſchen einer ſtirbt, in Frankreich auf 41, 
in Oeſterreich auf 33 Menſchen ein Todesfall eintritt. 
Die Bevölkerung Oeſterreichs war im Jahre 1882 
21,794.000 Menſchen. Geburten von 855.000 
ſtanden Todesfälle von 676.000 Menſchen entgegen. 
In Böhmen haben wir eine Bevölkerung von 
circa 5,000.000 Menſchen, gerade ſoviel als die ein⸗ 
zige Stadt London in England Einwohner zählt. 
Würden wir dieſelben Sterblichkeitsverhältniſſe haben, 
wie in London, nämlich 17 auf 1.000, ſo würde die 
Sterbezahl von 150.000 Menſchen, die in Böhmen 
jährlich eintritt, auf 85.000 heruntergehen und 
65.000 Menſchen würden am Leben bleiben. Würden 
wir aber ſolche Sterblichkeitsverhältniſſe haben, wie 
ſie ganz England hat, nämlich 22 per Tauſend, dann 
würde die Sterblichkeit in Oeſterreich, welche jetzt 
676.000 beträgt, um 172.000 Menſchen abnehmen. 
(Hört! links,) Würde die Sterblichkeit aber nur fo 
gering ſein, wie in Wien, nämlich 25 per 1.000, 
daun würde die Sterblichkeit in ganz Oeſterreich um 
110.000 abnehmen. Würde ſie ſo ſein, wie in den 
Arbeiterhäuſern, welche die Induſtriellen Prags 
gebaut haben, nämlich 19 per 1.000, dann würde in 
Oeſterreich die Sterblichkeit um 240.000 abgenommen 
haben. Würde die Sterblichkeit in ganz Oeſterreich 
eine ſolche wie in London, das iſt 17 per 1.000 
ſein, ſo würde 280.000 Menſchen das Leben 
erhalten. Kein Krieg, auch der blutigſte, keine 
Epidemie, auch die furchtbarſte, decimirt die Bevöl⸗ 
kerung in jo furchtbarer Weiſe, wie die Vernach⸗ 
läſſigung der Wohnſtätten, und gegen dieſes Uebel, 
welches, ich möchte ſagen, der innere Feind genannt 
werden kann, gegen dieſes Uebel haben wir bis jetzt 
nicht gefunden, daß von irgend einer Seite Mittel 
ergriffen wurden. 

Betrachten wir aber die Lage der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Bevölkerung, ſo müſſen wir geſtehen, daß 
dieſelbe ebenfalls dringend eine Abhilfe erheiſcht. 
Schon der geringe Arbeitslohn, welcher beſonders in 
induſtriearmen Gegenden gewährt wird, läßt es gar 
nicht möglich erſcheinen, daß die Arbeiter etwas für 
ihre Wohnung verwenden können. 

Ich habe, als hier im Hauſe über die böhmiſch⸗ 
mähriſche Trausverſalbahn verhandelt wurde, den 
Ausſpruch eines hochgeehrten Mitgliedes jener 
(rechten) Seite des hohen Hauſes gehört, wonach 
im Böhmerwald ein kräftiger, tüchtiger Arbeiter ſich 
mit einem Taglohn von 25 Kreuzern per Tag be⸗ 
gnüge. Ich wollte das gar nicht glauben, habe mich 
aber überzeugt, daß dieſe Angabe vollſtändig richtig 

iſt. Ich möchte weiters ſagen, nicht nur im Böhmer⸗ 
walde, ſondern auch in dem angrenzenden Pilſener 
Kreiſe werden heute folgende Löhne an die land⸗ 
wirthſchaftlichen Arbeiter gezahlt: Ein Arbeiter ver⸗ 
dient im Sommer 30 bis 40 Kreuzer, im Winter 
30 Kreuzer; ein Weib im Sommer 28 bis 32 Kreuzer, 


im Winter 20 bis 25 Kreuzer; ein jugendlicher 
Arbeiter von 14 bis 16 Jahren 20 bis 24 Kreuzer, 
unter 14 Jahren 16 bis 20 Kreuzer. Ein Mann 
beim Dreſchen, bei einer Arbeitszeit von ½5 Uhr 
Früh bis 8 Uhr Abends, alſo durch 15 ¼ Stunden, 
bekommt einen Taglohn von 30 Kreuzern. (Mörı! 
Hört! links.) 

Ich habe dieſe Angaben einem Buche ent- 
nommen, welches die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe 
bei den Steinkohlenwerken im Pilſener Becken eut⸗ 
hält, und vom montaniſtiſchen Verein in Pilſen 
herausgegeben wurde; Jeder kann in dieſes Buch 
Einſicht nehmen. 

Soviel verdient ein tüchtiger gewerblicher 
Gehilfe oft in 1 bis 2 Stunden, wofür ein Arbeiter 
auf dem Lande den ganzen Tag ſchwer arbeiten muß; 
und für dieſe Arbeiter, die der Kälte, dem Regen, dem 
Sonnenſtiche ausgeſetzt ſind, oft eine ſehr anſtren⸗ 
gende Arbeit haben, wobei ſie ſich fortwährend bücken 
müſſen und nicht ruhig auf ihrem Platze ſitzen kön⸗ 
nen, für dieſe Arbeiter beſteht kein Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetz, für dieſe Arbeiter gibt es keine Kranken⸗ 
caſſen, dieſe ſind, wenn ſie erkranken, dem Zufalle 
preisgegeben. 

Ich möchte mich, was dieſe Frage, und was 
den Vergleich der landwirthſchaftlichen gegen die 
gewerblichen Arbeiter anbelangt, auf Jemanden be⸗ 
rufen, der dem hohen Hauſe angehört, und gewiß 
auf jener (reckten) Seite als Autorität gilt. Es iſt 
dies der Herr Abgeordnete Dr. Rieger. 

In einer Broſchüre, die freilich ſchon im Jahre 
1860 unter dem Titel „Das Gewerbe und feine Er⸗ 
zeugniſſe“ Pruͤmysl a vyroby jeho) erſchien, ſchreibt 
er, indem er auf die Verhältniſſe Frankreichs und 
Böhmens Bezug nimmt, Folgendes (liest): 

„Die beſſere Verſorgung und Lebensſtellung 
der Gewerbearbeiter, als jene der Feldarbeiter, zeigt 
ſich nicht nur in der Bildung, ſondern in jeder Be⸗ 
ziehung. Ihre Wohnung iſt in den meiſten Fällen 
beſſer und ſauberer, ihre Nahrung ausgeſuchter, ſie 
beſteht öfter aus Fleiſchſpeiſen. Der größte Theil des 
Fleiſches, beinahe Alles, wird in den Städten con⸗ 
ſumirt, und von dieſem haben auch die Arbeiter ihren 
Theil. 

Es iſt erwieſen, daß der Lohn der Fabriks⸗ 
arbeiter durchwegs, und zwar um mindeſtens ein 
Drittel höher iſt, als der der Feldarbeiter. 

Dem gegenüber darf man nicht behaupten, daß 
der Arbeiter auf dem Lande ſich verſchiedene Bedürf⸗ 
niſſe billiger anſchaffen kann. 

Es gilt dies nur von den wenigſten Lebeus⸗ 
mitteln. Die große Zufuhr aller Nahrungsmittel 
nach den großen Verkehrscentren erniedrigt in den⸗ 
ſelben die Preiſe derart, daß die Bewohner auf dem 
Lande oft in die Städte zu Markte gehen, um ihre 
Bedürfniſſe zu decken. (Sehr wahr! lin es.) 
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Denen, die Klage gegen die Fabriken und die 
Noth, welche ſie auf die Arbeiter wälzen, führen, 
denen, welche ſo gern das angenehme Leben der 
Landarbeiter preiſen, kann man am beſten damit 
antworten, daß die Feldarbeiter täglich ihre Arbeit 
verlaſſen und eine beſſere Verſorgung in den 
Fabrikſtädten finden, und daß man kein Beiſpiel hat, 
wo das Umgekehrte ſtattgefunden hätte. (Sehr 
richtig! links.) 

In Folge deſſen zeigt ſich in Frankreich wie 
in unſerer Heimat“ — da iſt Böhmen gemeint — 
„daß in den Induſtriebezirken die Grundbeſitzer Noth 
an Arbeitern haben. Das kann ein Nachtheil für die 
Oekonomen ſein, aber es iſt ein Vortheil für die Ar⸗ 
men, deren Hände die einzige Quelle ihres Erwerbes 
ſind, und deren Streben mit Recht dahin geht, daß 
dieſe Quelle reichlich fließe.“ 

Ich glaube, es kann jeder mit dem Ausſpruche 
des Herrn Dr. Rieger einverſtanden ſein. 

Die Statiſtik illuſtrirt aber die Verhältniſſe 
auch ganz trefflich. Man wird dort finden, daß, wo 
ungeſunde ſchlechte Wohnungen ſind, vor Allem zuerſt 
die Kinder unter 5 und 10 Jahren von Krankheiten 
ergriffen werden, weil ſie noch nicht genug kräftig 
ſind, um den Miasmen und ungeſunden Verhältniſſen, 
welche ſich als Folge der ſchlechten Wohnungen er⸗ 
geben, widerſtehen zu können, und da zeigt ſich, daß 
in Niederöſterreich unter 70.000 Sterbefällen 
43 Percent dem Kindesalter angehören, in Böhmen 
50 Percent, in Mähren 49 Percent, in Schleſien 
43 Percent, in Galizien 50 Percent und in der Bu⸗ 
kowina, wo die Wohnungsverhältniſſe gewiß am 
meiſten zu wünſchen übrig laſſen, ſogar 60 Percent, 
d. h. von 10 Kindern ſind 6 dem Tode geweiht. 

Welche Beziehung aber die ſchſechten Wohnun⸗ 
gen auch auf die Moralität haben, läßt ſich daraus 
erkennen, daß es nach der Statiſtik erwieſen iſt, daß 
in Kärnten bei 1000 Geburten 465 uneheliche ſind, 
d. h. auf 5.964 eheliche kommen 5.147 uneheliche 
Geburten. Das iſt etwas, was in der ganzen Welt 
einzig und allein daſteht. 

Die Statiſtik weiſt auch auf einen weiteren 
Umſtand hin, nämlich den, daß, wo wenige Aerzte 
ſind, auch die Sterblichkeit eine größere iſt; da wäre 
der hohen Regierung Gelegenheit geboten, dieſem 
Uebel abzuhelfen. Die größte Sterblichkeit zeigt ſich 
dort, wo auf eine große Anzahl von Kilometern die 
geringſte Anzahl Aerzte kommt, insbeſondere wieder 
in Galizien und der Bukowina, und doch iſt der Arzt 
auf dem Lande, deſſen Beruf ein aufopferungsvoller 
iſt, ich möchte ſagen die einzig hervorragende Ver⸗ 
trauensperſon, er iſt Derjenige, der noch Autorität 
bei der Bevölkerung hat, er iſt Derjenige, der zwar 
nicht immer im Stande iſt, Krankheiten zu heilen — 
da iſt ſein Wille oft beſſer als ſeine Mittel — aber 
er kann Krankheiten vorbeugen, er kann auf die nach⸗ 
theiligen geſundheitsſchädlichen Wohnungen hin⸗ 
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weiſen, er kann gegen die Quackſalberei auftreten 
und kann Vorurtheilen und dem Aberglauben ent⸗ 
gegentreten, die oft mehr Opfer verlangen, als 
vieles Andere. 


Was die Wohnungshäuſer der ländlichen Be: 
völkerung anbelangt, ſo kenne ich Galizien perſönlich 
nicht, aber ich kann mir davon ungefähr einen Be⸗ 
griff machen nach dem, was mir mitgetheilt wurde. 
Man kann ſagen, daß die Wohnhäuſer in Galizien, 
was Salubrität und geſundheitliche Verhältniſſe 
anbelangt, alles Nachtheilige enthalten, was über⸗ 
haupt uur möglich iſt. 


Aber auch in Böhmen werden Sie Lehmhütten 
genug finden, die von der ländlichen Bevölkerung 
bewohnt ſind, die nicht einmal Dielen haben, und 
durch deren kleine Fenſter kaum friſche Luft Hereiu- 
dringt. Sehen Sie ſich aber weiter das Haus der 
Landbewohner an, ſo werden Sie finden, daß der 
obligate Düngerhaufen vor dem Fenſter ruht, daß 
das Haus in einer Düngerjauche liegt und daß der 
Brunnen gewiß hart an jenen Düngerhaufen ange⸗ 
baut iſt. (Schr richtig! links.) Alſo auch bei uns in 
Böhmen iſt es nicht am beſten. Die Anlage der 
Stallungen iſt gewöhnlich eine derartige, daß ſie nur 
durch eine dünne Scheidemauer von den Wohnungen 
getrennt ſind. Wenn dieſe Wohnhäuſer auf die Be⸗ 
völkerung nicht noch ungünſtiger wirken, ſo hat mau 
es nur dem zuzuſchreiben, daß die Bevölkerung tags⸗ 
über im Freien iſt und der nachtheilige Einfluß der 
Wohnungen dadurch zum Theile paralyſirt wird. 
Unſer College Profeſſor Sax macht mit Recht darauf 
aufmerkſam, daß es Aufgabe der landwirthſchaft⸗ 
lichen Vereine wäre, dahin zu wirken, daß für die 
Bevölkerung Wohnſtätten gebaut würden, welche 
den heutigen geſundheitlichen Anſprüchen genügen. 
Es wäre wünſchenswerth, daß die landwirthſchaft⸗ 
lichen Vereine nicht nur an das liebe Vieh denken, 
ſie ſollten auch ein wenig an den lieben Meuſchen 
denken. (Heiterkeit und Sehr gut! links.) 

In den großen Meierhöfen der Herrſchafts— 
beſitzer ſieht man wohl prachtvolle luftige Stallungen 
für das Vieh. Man ſieht prachtvolle Pferde-, Ochſen⸗ 
und Kuhſtallungen, ſelbſt für das Schwein iſt oft 
großartig vorgeſorgt. Ob aber für die arbeitende 
Bevölkerung auch in ſolcher Weiſe geſorgt iſt, möchte 
ich bezweifeln. Man hat in Deutſchland ſtatiſtiſch 
nachgewieſen, daß die größte Auswanderung der 
ländlichen Bevölkerung gerade aus jenen Bezirken 
ſtattgefunden hat, wo große Latifun dienbeſitzer find. 
(Hört! links.) Dieſelbe Wahrnehmung hat man 
auch bei uns gemacht, wenn man ſie auch nicht 
ſtatiſtiſch nachweiſen kann, weil darüber eine Sta⸗ 
tiſtik bei uns nicht beſteht, aber wir in Böhmen 
wiſſen ſehr gut, daß der Strom der Auswanderung 
aus dem ſüdlichen Böhmen ſtattfindet, wo die 
großen Latifundienbeſitzer ſind, und daß im nörd— 
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lichen Böhmen, wo der Gewerbeſtand vorwiegt, die 
Auswanderung verhältnißmäßig gering iſt. (Hört! 
links.) Nun muß man wiſſen, daß der Land⸗ 
bewohner mit außerordentlicher Liebe an ſeiner 
Scholle hängt, viel mehr als der Gewerbsmann, und 
daß es ihm das ſchwerſte Opfer koſtet, ſein Vater⸗ 
land zu verlaſſen. 

Alles in Allem ſtellt es ſich heraus, daß, wo 
geſunde und nicht zu theuere Wohnungen, wo ge⸗ 
ſundes Trinkwaſſer, eine gute Approviſionirung und 
ärztliche Hilfe vorhanden ſind, die Sterblichkeit in 
überraſchender Weiſe abnimmt. Wenn nun die Wege 
zur Sanirung der beſtehenden Uebelſtände bekannt 
ſind, wenn man die Erfahrungen anderer Länder 
und Völker nicht geradezu verachten, ſondern ſie 
berückſichtigen will, ſo iſt vielleicht die Frage er⸗ 
laubt, was unſere hohe Regierung in dieſer Bezie⸗ 
hung bis jetzt gethan hat. Es iſt möglich, daß un⸗ 
ſere hohe Regierung darüber nachdenkt und daß ihre 
Gedanken noch nicht reif genug ſind, um an das 
Tageslicht zu treten. In anderen Ländern hat die 
Regierung nicht ſo lange nachgedacht, und Sie ſehen, 
daß man in Frankreich und England bereits Mittel 
und Wege gefunden hat, um der beſtehenden Noth 
abzuhelfen. f 

Ich erinnere mich, daß von jener (rechten) 
Seite des hohen Hauſes, von einer Seiner Excellenz 
dem Herrn Finanzminiſter befreundeten Seite der 
Antrag auf Einführung einer Luxusſteuer geſtellt 
wurde. Ich muß ſagen, daß mir dieſer Antrag ſehr 
zugeſagt hat, denn der Ueberfluß im Vermögen ver⸗ 
dient gewiß am allermeiſten die Beſteuerung und 
kann ſie auch am allerleichteſten ertragen. 

Dennoch hat Seine Excellenz mit einer ge⸗ 
wiſſen Mißachtung dieſe Pläne zur Seite geſchoben 
und hat uns mit anderen Steuern erfreut, und ich 
muß offen ſagen, wenn ich der eifrigſte und fana⸗ 
tiſcheſte Anhänger dieſer hohen Regierung wäre, 
daß die Steuererhöhungen, die ſie getroffen hat, leider 
nur zu geeignet ſind, die Lage der unbemittelten 
Claſſen auf das Allerſchlimmſte zu geſtalten! (Sehr 
gut! linke.) 

Nehmen Sie die Erhöhung der Hausclaſſen⸗ 
ſteuern. Wie hart hat dieſe die Landbevölkerung 
getroffen? Nehmen Sie die Erhöhung der Zölle auf 
Petroleum und Kaffee. — Freilich hat Seine Excel⸗ 
lenz geſagt: Der Kaffee nährt ja nicht, es nährt nur 
das Brod, das man in den Kaffee tunkt. Aber dieſen 
Ausſpruch kann man, ſo gut er ſonſt gemeint war, 
eben ſo wenig einen milden nennen, wie den Hin⸗ 
weis, daß das unbemittelte Volk ſich in Zukunft mit 
dem trockenen Brode begnügen ſoll. Wenn man 
weiter ſieht, welche Steuern wir noch zu erwarten 
haben, ſo haben wir es vor Allem der verehrten Ma⸗ 
jorität zu danken, daß wir davon befreit ſind, das 
neue Gebührengeſetz als Weihnachtsgeſchenk mit nach 
Hauſe bringen zu müſſen. Dieſes Geſetz iſt eines 
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der drückendſten und beläſtigendſten Geſetze, die je 
eingebracht worden ſind, ein Geſetz, und das — ich 
bedauere, es ſagen zu müſſen — von der Majorität 
auch angenommen werden wird. Man wird das 
Geſetz zwar ein unglückſeliges nennen, aber man 
wird endlich doch dafür ſtimmen. Das neue Ge⸗ 
bührengeſetz belaſtet jede Bewegung, jede Function 
eines Kaufmannes und Gewerbemannes mit drückenden 
Steuern. Selbſtverſtändlich werden dieſe Steuern die 
Regie, die Erzeugungskoſten des betreffen den Kauf⸗ 
mannes oder Gewerbsmannes erhöhen und ſie wer⸗ 
den wieder auf die Waaren und Producte aufgetheilt 
werden müſſen, die der unbemittelte Mann kaufen 
muß, denn der zahlt ſchließlich doch immer in letzter 
Reihe die Steuern. 

Noch ein zweiter Theil des Gebührengeſetzes 
wird von den verderblichſten Folgen für die Bevöl⸗ 
kerung ſein, das iſt nämlich die Erhöhung der Ueber⸗ 
tragungsgebühren von ein auf drei Percent bei kur⸗ 


zem Beſitze. Es iſt die Art Seiner Excellenz, daß er 


in ſeinen Geſetzen bei unwichtigen Poſitioneu kleine 
Nachläſſe gewährt, während er bei wichtigen und 
großen Poſitionen, die eine breite Baſis bieten, die 
neue Steuerſchraube um ſo vehementer und kräftiger 
anſetzt. Es iſt der Zucker, der die bittere Pille ver⸗ 
ſüßen fol. So hat er im Gelührengeſetze die 
Uebertragungsgebühr über zehnjährigen Beſitz von 
3 ½ auf 3 Percent herabgeſetzt. 

Wem hat er damit eine Wohlthat erwieſen? 
Dem reichen Manne. Denn wer zehn Jahre einen 
Beſitz in der Hand haben kann und ihn nicht ver⸗ 
kaufen muß, iſt nicht unbemittelt. Unbemittelt ſind 
Diejenigen, die ihren Befitz bald wieder hergeben 
müſſen. Die hat er von 1 auf 3 Percent erhöht. 

Nun frage ich, welchen Einfluß wird das auf 
das Baugewerbe in Wien und Prag und überall 
haben? Man rechnet, daß in Wien jährlich 400 
Häuſer gebaut werden. Das repröäſentirt einen 
Capitalsumſatz von 40 Millionen. Wer bekommt 
dieſe? Der Arbeiter und der Unbemittelte. Sie wer⸗ 
den dem Handwerker: dem Tiſchler, Schloſſer, 
Zimmermann, Maurer und Taglöhner ausgezahlt, 
und das ärmſte Bürſchchen, das da behilflich iſt, hat 
auch ſeinen Theil daran. Durch die neueſte Maß⸗ 
regel des Herrn Finanzminiſters iſt die Ueber⸗ 
tragungsgebühr bei ſolchen Bauten — und größten⸗ 
theils baut der Bauunternehmer, der ein Grundſtück 
kauft, ein Gebäude aufführt und es mit einem oft 
kleinen Nutzen von 500 oder 1.000 fl. weggibt — 
die früher höchſtens 1.000 fl. betrug, jetzt auf 
3.000 fl. erhöht worden. So viel hat der Bau⸗ 
meiſter beinahe niemals verdient, als was jetzt der 
Staat für ſich in Anſpruch nimmt. Die Folge davon 
wird ſein, daß die Bauluſt in unſeren Städten immer 
mehr abnehmen wird. Und das thut die Regierung 
in dem Augenblicke, wo man vorerſt daran denken 
ſollte, das Angebot in Wohnungen zu vermehren 
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wo man in Frankreich und England alle möglichen 
Erleichterungen beim Baue veranlaßt, um die 
exorbitante Höhe der Miethen herabzuſetzen! Unſere 
hohe Regierung ergreift daher geradezu die entgegen⸗ 
geſetzten Mittel als die Frankreichs und Englands, 
ſie ſchlägt gerade den entgegengeſetzten Weg ein und 
verhindert den Bau. Man muß darüber wirlich 
ſtaunen und einen ſolchen Vorgang unerklärlich 
finden. (Sehr richtig! links.) Und wenn man ſieht, 
wie ſorgfältig und liebevoll unſere Regierung bedacht 
iſt, wenn es ſich darum handelt, unſere geiſtige 
Nahrung einer Beaufſichtigung zu unterziehen (Sehr 
gut! links), wenn man ſieht, wie fie mikroſkopiſch 
jeden Zeitungsartikel betrachtet und wie ſie dann 
durch das objective Verfahren dieſelben gleich con⸗ 
fiscirt und dieſelben unſchädlich macht, wenn man 
weiter ſieht, wie unſere hohe Regierung Mittel und 
Wege findet, um eine Zahl von officiellen und offi⸗ 
ciöſen Köchen anzuſchaffen (Sehr gut! links), die die 
geiſtige Nahrung genau nach dem Recepte des hohen 
Miniſteriums bereiten müſſen — ob dieſelbe auch 
geſchmackvoll iſt, weiß ich nicht, möchte es aber be⸗ 
zweifeln — dann ſollte man doch glauben, daß das 
hohe Miniſterium auch Mittel und Wege finden 
könnte, um das materielle Wohlſein der Bevölkerung 
zu fördern. 

Aber vorläufig liegt Nichts vor, nicht einmal 
hat die hohe Regierung es für nothwendig erachtet, 
einen Geſundheitsrath, ausgeſtattet in der Art, wie 
er in England und Frankreich beſteht, einen Geſund⸗ 
heitsrath, ausgeſtattet mit ſolcher Vollmacht, um 
wirklich Gutes zu leiſten, ins Leben zu rufen. 

Wenn ich nun darauf zurücklomme, was von 
Seiten unſerer Tommunen geſchehen iſt, jo bedauere 
ich, ſagen zu müſſen, daß dieſelben mehr oder 
minder ihrer Aufgabe auch nicht gerecht geworden 
ſind. Das Beiſpiel Londons oder Paris in dieſer 
Beziehung zu erreichen, wäre, wie ich glaube, eine 
höhere Aufgabe für eine Commune als mancher 
müßige Streit, den wir mitunter in den Debatten 
des einen oder anderen Stadtrathes zu hören 
bekommen. Dennoch muß geſagt werden, daß dem 
Wiener Gemeinderathe durch die Errichtung der 
Hochquellenleitung ein außerordentlich großes Ver⸗ 
dienſt zugeſtanden werden muß. (Schr richtig! 
links.) Seitdem die Hochquellenleitung in Wien zur 
Wahrheit geworden iſt, ſind manche Krankheiten, 
z. B. Darmkatarrh auf ein Drittel, Typhus auf ein 
Sechſtel heruntergegangen, Dysenterie beinahe ganz 
verſchwunden — ich rede nur von den Daten, 
welche durch das Krankenhaus ermittelt wurden — 
Wechſelfiebererkrankungen ſind auf den vierten Theil 
heruntergegangen. Seit dem Jahre 1873, wo die 
Sterblichkeit 33 per 1.000 war, iſt dieſelbe conſtant 
auf 25 geblieben. Das ſind ganz außerordentliche 
Erfolge, und man kann dem Gemeinderathe Wiens 
dafür nur ſehr dankbar ſein; es werden ja dadurch 


jährlich 5.000 Menſchen, in Wien am Leben er⸗ 
halten. Dennoch ſollte der Gemeinderath Wiens ſich 
damit nicht zufrieden geben, er ſollte das Beiſpiel 
Londons erreichen, wo in den Mufterhäufern die 
Sterblichkeit auf 10 per 1.000 zurückgegangen iſt, 
und das ſollte der Wettkampf zwiſchen den großen 
Städten der Monarchie ſein, welche von dieſen jener 
großen Muſterſtadt am erſten nahe komme. 

Was die Canaliſation anbelangt, ſo ſteht die⸗ 
ſelbe in Wien gerade ſo ſchlecht, wie in Prag. Nur 
hat Wien den Vortheil, daß die Fäcalien einem 
reißenden Strome zugeführt werden, der ſie raſch 
aus dem Bereiche der Stadt führt, während in Prag 
die Fäcalien einem Teiche zugeführt werden, ver⸗ 
anlaßt durch die Wehren, welche die Moldau total 
abſperren, ſo daß dort die Fäcalien, die durch Jahr⸗ 
hunderte in die Moldau geleitet werden, in eine faule 
Gährung gerathen. Aus dieſem Teiche ſchöpfen wir 
unſer Nutzwaſſer, das Waſſer zum Kochen, und ich 
möchte nicht gerne die kräftige Ausdrucksweiſe eines 
Herrn von jener (rechten) Seite des hohen Hauſes 
wiederholen, der im Prager Stadtrathe die Sache 
erwähnte. 

Was die Angelegenheit billiger Communications⸗ 
mittel anbelangt, die ebenſo hochwichtig iſt, ſtehen 
wir in dieſer Beziehung gegen das Ausland bedeutend 
zurück, ſowohl in Wien wie in Prag. 

Eine Fahrt mit der Tramway koſtet in Wien 
12 kr., und wenn Einer ſo glücklich iſt, ſich abonniren 
zu können, 10 kr.; in Prag koſtet eine Fahrt von 
einer Vorſtadt in die audere 15 kr. Nehmen Sie nun 
an, daß ein Arbeiter ſiebenmal in der Woche dieſe 
Fahrt hin und zurück machen würde, ſo würde das 
hier in Wien 1 fl. 40 kr. betragen; nun ſoll ihm die 
Frau das Mittagsmahl nachbringen, das macht 
wieder 1 fl. 40 kr., das iſt zuſammen 2 fl. 80 kr.; 
bei uns in Prag würde es von einer Vorſtadt in die 
andere um die Hälfte mehr betragen, nämlich 4fl. 
20 kr. Wie ſoll nun der Arbeiter, der vielleicht einen 
Wochenlohn von 6 oder 5 fl. hat, 3 bis 4 fl. für die 
Tramway ausgeben können? Das iſt nicht möglich. 
In England und Frankreich koſtet die Tramway 
genau die Hälfte deſſen, was fie bei uns foftet. Mit 
einem Penny in England oder mit 10 Centimen in 
Frankreich kann man die weiteſten Touren machen, 
und außerdem iſt für die Arbeiter inſoferne geſorgt, 
daß auf dem Dache der Tramway⸗- und Eiſenbahn⸗ 
wagen billigere Plätze, ſogenannte Imperial⸗ 
plätze eingerichtet wurden, wo der Unbemittelte um 
die Hälfte des Geldes die Fahrt zurücklegen kann; 
wenn er auch daun im Freien ſitzt, fo iſt das gar 
nicht unangenehm. Die Fahrt mit der Tramway 
iſt alſo bei uns für den Bemittelten freilich für eine 
Lappalie zu haben, für den Unbemittelten iſt ſie 
aber ein Luxus, den ſich nicht Jeder geſtatten kann. 

Hinſichtlich der Wohnungsreform, hinſichtlich 
der Unterſtützung ſolcher beſtehender Einrichtungen, 
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hinſichtlich der Sanirung ungeſunder Häufer ift aber 
von den Communen dis jetzt ſo viel wie gar nichts 
geſchehen; ich möchte aber dennoch rühmend er⸗ 
wähnen, daß der Gemeinderath von Brünn beſchloſſen 
hat, 200 Arbeiterhäuſer nach dem Cottageſyſtem für 
eigene Rechnung zu bauen. (Bravo! Bravo! links.) 
Ich kann dieſes verdienſtliche Wirken des Brünner 
Gemeinderathes nicht dankend und lobend genug er⸗ 
wähnen. Möge ſein Beiſpiel in den anderen Städten 
Nachahmung finden. (Bravo! links.) 

Was die Wohnungsreform auf dem Lande be⸗ 
trifft, ſo erſcheint dieſelbe um ſo dringender, als die 
landwirthſchaftliche Bevölkerung die gewerbliche, 
wie ich ſchon erwähnt habe, ſo bedeutend an Zahl 
übertrifft. Ob von Seite der hiezu vorzüglich Be⸗ 
rufenen, von Seite des Großgrundbeſitzes, irgend 
etwas zur Linderung der Nothlage geſchehen ſei, iſt 
mir nicht bekannt; ich weiß nur, daß in England die 
hohe Ariſtokratie an der Spitze aller dieſer Unter⸗ 
nehmungen ſteht. Von Seite der Induſtrie⸗ und 
Eiſenbahngeſellſchaften iſt Manches geſchehen. Wir 
haben Arbeiterwohnungen in Prag, Wien, Trautenau, 
Reichenberg und gewiß noch an vielen anderen Orten. 

Wenn aber dieſe Wohnungen die Ausdehnung 
und Bedeutung nicht haben, wie anderwärts, ſo kann 
man das nur unſerem Steuerſyſtem zuſchreiben 
(Sehr richtig ! links), welches dieſe Unternehmungen 
nicht zu Athem kommen läßt. Das ganze Erträgniß 
geht in Steuern auf, und man iſt nicht in der Lage, 
neue Häuſer zu bauen. (So ist ee! links.) Ich muß 
aber ſelbſt auch ſagen, daß die großen Communen 
hiebei denſelben großen Fehler begehen; und ich 
glaube wohl, daß ſie die Berechtigung haben, davon 
abzugehen, ſolche gemeinnützige Unternehmungen, wie 
ſie von Seite Induſtrieller an manchen Orten er⸗ 
richtet worden ſind, mit ſo hohen Communalſteuern 
zu belegen. 

An dem hohen Hauſe iſt es nun, zu erklären, 
ob es das bisherige Syſtem des „Laissez faire 
laissez aller“ weiter beſtehen laſſen will, ob es der 
Anficht ift, daß dieſer Zuſtand noch weiter fo anhalten 
ſoll! Sollte ſie unſeren Antrag ablehnen, der ja nur 
die Anregung einer beſſeren Einrichtung ſein ſoll, dann 
wird die verehrte Majorität Niemandem ein größeres 
Vergnügen bereiten, als den Anarchiſten, derjenigen 
Partei, die die Unzufriedenheit der Bevölkerung 
wünſcht, um ihr Ziel zu erreichen; will ſie aber zum 
Wohle Tauſender und Tauſender Menſchen, will ſie 
zur Erhaltung des Lebens von Hunderttauſenden, 
will ſie zur Heranziehung einer kräftigeren Genera⸗ 
tion beitragen, dann möge ſie unſeren Antrag einer 
geneigten Berückſichtigung unterziehen. Ich geſtehe 
ſelbſt, daß unſer Autrag Mängel hat, und der größte 
Mangel iſt der einer übertriebenen Beſcheidenheit. 
Der Antrag iſt in zu enge Grenzen gezogen. (Sehr 
richtig! links.) Warum haben wir uns dieſe Beſchei⸗ 
denheit auferlegt? Weil wir ja das Schickſal der 


Anträge kennen, welche von dieſer (Linken) Seite 
des hohen Hauſes kommen. 

Wir haben uns weiters dieſe Beſcheidenheit auf: 
erlegt, weil wir wußten, daß der hohe Steuerausſchuß 
ängſtlich darüber wacht, daß nicht irgend eine Staats⸗ 
einnahme vermindert werde, und wenn es auch die 
drückendſte wäre. Wir haben alſo geglaubt, daß wir 
eher unſer Ziel erreichen, wenn wir unſere Anſprüche 
in unſerem Antrage auf das geringſte Maß herab⸗ 
ſetzen. An dem hohen Hauſe iſt es jetzt, zu entſchei⸗ 
den: Wollen Sie eine Verbeſſerung der Lage der 
Unbemittelten, wollen Sie dies ernſtlich, dann brau⸗ 
chen Sie nur nach dem vorzugehen, was in anderen 
Ländern ſich bereits erprobt hat; Sie ſtehen vor 
keinen Problemen, Sie brauchen nur den Erfahrun- 
gen anderer Länder zu folgen, um deſſen gewiß zu 
ſein, daß der Erfolg ein außerordentlicher, ich möchte 
ſagen, ein mathematiſch nachweisbarer iſt. Dem 
hohen Steuerausſchuſſe wird es zuſtehen, in hoch⸗ 
herziger Weiſe unſeren Antrag zu erweitern nach 
dem Beiſpiele Frankreichs und Englands. 

Indem ich daher meinen Antrag, den ich in 
Gemeinſchaft mit meinem Freunde Herrmann 
geſtellt habe, nochmals dem Wohlwollen des hohen 
Hauſes empfehle, ſchließe ich. (Beifall und Hände- 
klatschen links.) 


Präſident: Ich ertheile das Wort nunmehr 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Roſer. 


Abgeordneter Dr. Roſer: Der vorliegende 
Antrag iſt von einer ſolchen Tragweite, daß ich nicht 
umhin kann, auch ein Wörtchen mitzuſprechen, und 
zwar zu Gunſten dieſes Antrages, und ich glaube 
eine gewiſſe Berechtigung dazu zu haben, indem ich 
als Arzt die traurigen Wohnungsverhältniſſe nicht 
allein der arbeitenden, ſondern auch der armen Be⸗ 
völkerung überhaupt und des kleinen Beamten kennen 
gelernt habe. 


Meine Herren! Kein Gegenſtand der geſell⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſe verdient ſo ſehr die allge⸗ 
meine Aufmerkſamkeit des geſetzgebenden Körpers 
als die Wohnungsfrage, und zwar mit Rückſicht auf 
die arbeitende Claſſe, auf den ärmeren Theil der 
Bevölkerung, auf den kleinen Beamten. Meine 
Herren! Vornehmlich ſind es ja die Arbeiterfamilien, 
bei denen die Wohnungsnoth am fühlbarſten hervor⸗ 
tritt; ſie nimmt in der Stadt ſowohl, als auf dem 
Lande in trauriger Weiſe zu. Alle Tage leſen wir in 
öffentlichen Blättern, wie Arbeiter in den unwirth⸗ 
barſten Orten, unter Brücken, in Canälen, in Fäſſern 
die Nächte zubringen, alle Tage leſen wir, wie ganze 
Schaaren von Arbeitern im Sommer obdachlos in 
Ziegeleien, verlorenen Schachten, in Bohrlöchern, in 
Korn⸗ und Kartoffelfeldern, auf Kalköfen ſchlafen; 
ich erinnere Sie an das, was während der Arbeiter- 
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enquete erzählt wurde, wie Arbeiter in Krain 
wohnen. 

Ja, meine Herren, wie viele Arbeiter bringen 
ihr Leben in dumpfigen, ſonnenloſen, kellerartigen 
Wohnungen zu, in Wohnungen, die gut find für 
Gemüſe, Kartoffeln und für Fäſſer, aber nicht für 
Menſchen! 

Meine Herren! Manches Hundeaſyl iſt beſſer 
und zweckmäßiger eingerichtet als manche Wohnung 
der Arbeiter, überhaupt der armen Bevölkerung in 
den Haupt⸗ und Reſidenzſtädten. Ich erinnere an das 
Hundeaſyl in Hietzing. Gehen Sie hinaus, meine 
Herren, überzeugen Sie ſich und Sie werden ſehen, 
daß es beſſer ausgeſtattet iſt. Ich erinnere Sie an die 
Pferdebocks der Cavaliere, wo die Pferde — ich 
möchte ſagen — mit förmlichem Comfort gehalten 
werden, während arme Leute in kellerartigen Woh⸗ 
nungen wohnen müſſen. Ich erinnere daran, daß 
man in Oeſterreich Hunderttauſende für die Pferde⸗ 
zucht ausgibt. 

Die Wohnung, meine Herren, iſt nächſt der 
Nahrung und Kleidung eine der wichtigſten Bedin⸗ 
gungen für das Leben des Menſchen, und man ſollte 
fi) nicht fragen: Wie wohne ich am beſten,? ſondern: 
wie wohnen alle Menſchen am beſten? Die Wohnung, 
meine Herren, iſt die Bedingung für das Wohl und 
Wehe unſerer Geſundheit, fie gibt oder entzieht uns Luft 
und Licht, und daher ſoll das ſorgende Auge der öffent⸗ 
lichen Geſundheitspolizei, was ich ſchon ſo oft betont 
habe, doch darüber wachen, daß Jedermann eine 
menſchenwürdige Wohnung habe. Eine menſchen⸗ 
würdige Wohnung, rieine Herren, wie ich ſie mir als 
Arzt denke, hat für den Arbeiter eine ſittigende Kraft, 
ſie iſt die Grundlage für das Wohl der Familie, für 
ein geordnetes Familienleben, für die Erziehung des 
aufwachſenden jungen Geſchlechtes, und man kann, 
wie man von den Straßen auf die Cultur, von dem 
Verbrauche der Seife auf die Reinlichkeit eines Volkes 
ſchließen kann, von den Wohnungsverhältuiſſen auf 
deſſen Sitten und den Bildungsſtand im Ganzen 
ſchließen. (Sehr richtig ! links.) Entbehrt der Arbeiter 
oder der arme Mann einer geſunden, zweckmäßigen 
Wohnung, iſt es dann ein Wunder, wenn er ſeine 
Erholung, die Jedem Bedürfniß iſt, in der Brannt⸗ 
weinkneipe (Sehr richtig ! links) oder in jener kaiſer⸗ 
lichen Inſtitution, die man Lottocollectur nennt, 
ſucht (Sehr richtig! links), da er fie in feiner 
feuchten, dumpfigen, ſonnenloſen, beſchränkten Woh⸗ 
nung nicht findet? (Bravo! links.) 

Ich weiß recht gut, meine Herren, daß nicht 


Jedem eine palaſtartige Wohnung geboten werden 


kann, ich weiß recht gut, daß nicht jede Wohnung mit 
Comfort ausgeſtattet ſein kann, allein ich glaube, daß 
die Wohnung des geringſten und ärmſten Arbeiters 
wenigſtens ſo beſchaffen ſein ſoll, daß die allgemeinen 
Bedingungen der Geſundheit: Luft, Licht, Waſſer und 
Wärme wenigſtens in ſolchem Maße gegeben ſind, daß 
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er — wie man ſagt — leben kann. (Sehr richtig! 
links.) Meine Herren! Man iſt ſo ängſtlich bei der 
Bewilligung eines Ziegelofens, um die Nachbarn 
nicht zu behelligen, man iſt fo ängſtlich, und zwar 
mit Recht, bei der Ueberwachung des Marktverkehres, 
um das Publicum vor ſchädlichen, giftigen oder ver⸗ 
dorbenen Subſtanzen zu ſchützen, und bei Vermiethung 
und Benützung geſundheits gefährlicher Wohnungen 
ſollte man gleichgiltig ſein, bei Wohnungen, in denen 
ja die leibliche und ſittliche Wohlfahrt der Kinder, der 
künftigen Generation, vergiftet wird, die ja nicht in 
der Lage ſind, ſich den ſchädlichen Einwirkungen 
ſolcher Wohnungen zu entziehen? 


Meine Herren! Ueberall iſt behufs Schaffung 
geſunder billiger Arbeiterwohnungen mehr geſchehen 
als in Oeſterreich. Es gibt ſehr viele ehrenwerthe 
Fabrikanten, die in dieſer Hinſicht Großes geleiſtet 
haben. 

Meine Herren! Die Erkenntniß der Wohnungs⸗ 
noth der arbeitenden Claſſen und die Beſtrebungen 
zur Verbeſſerung ihrer Wohnungsverhältniſſe haben 
aber noch nicht jene Würdigung gefunden, die ſie mit 
Recht verdienen. Meine Herren! Die gegenwärtige 
Regierung hat keine Zeit zu ſolchen wichtigen ſocialen 
Fragen, indem ſie die bloße Steuerbegünſtigung bei 
Neu⸗, Um⸗ und Zubauten ausſprach. 

Dieſe von der Regierung ausgeſprochene Art 
der Steuerbegünſtigung kam mehr den Erbauern 
von Paläſten und großen Zinshäuſern (Sehr richtig! 
links), weniger der arbeitenden Bevölkerung zu gute. 


Und dem Herrn Finanzminiſter, meine Herren, 
iſt es wahrlich nicht darum zu thun, der arbei⸗ 
tenden Bevölkerung geſunde und billige Wohnungen 
zu bieten, ſondern die Bauluſt zu fördern und 
dadurch neue Steuerobjecte zu ſchaffen und die 
Staatseinnahmen zur Deckung des Deficits zu ver⸗ 
mehren. 

Der vielgeſchmähten liberalen Partei des 
Hauſes blieb es vorbehalten, dieſer ſo wichtigen 
ſocialen Frage Bahn zu brechen; es ſei ihr hiefür 
im Namen der armen Bevölkerung der tiefgefühlteſte 
Dank gejagt! (Bravo! linke.) 

Ich begrüße den 8. 1 dieſes Geſetzentwurfes, 
welcher nur Wohngebäude, welche ausſchließlich zu 
dem Zwecke erbaut werden, um der unbemittelten 
Bevölkerungsclaſſe, insbeſondere den Arbeitern, ge⸗ 
ſunde, zweckmäßige Wohnungen mit einer Jahres⸗ 
miethe von nicht mehr als 100 Gulden zu bieten, 
durch 30 Jahre von allen ſtaatlichen Laſten befreit. 

Meine Herren! In der Schaffung geſunder 
billiger Wohnungen ſteht England obenau; daſelbſt 
hat ſich ſeit 1850 eine Thätigkeit entwickelt, welche 
ſich in bewunderungswürdiger Weiſe der Herſtel⸗ 
lung eigener geſunder Wohnungen zuwendete. Die 
engliſchen Arbeiter bildeten untereinander Bau⸗ 
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genoſſenſchaften, die von der engliſchen Regierung 
nach jeder Richtung begünſtigt wurden. 

Die Anzahl der Arbeiterwohnungen in England 
ſtieg von Jahr zu Jahr, ſo daß in 20 Jahren 
80.000 Familien nicht nur einen eigenen Herd, 
ſondern auch Antheil an Grund und Boden 
erhielten. N 

Dieſer Wohlthat nähert ſich auch der $. 3 
unſeres Geſetzentwurfes, welcher die Steuerbefreiung 
nur für jene Erbauer von Häuſern ausſpricht, 
welche die Verpflichtung übernehmen, den Miethern 
das erbaute Haus gegen 30jährige Amortiſations⸗ 
raten und höchſtens fünfpercentige Verzinſung zum 
Koſtenpreiſe zu überlaſſen. 

Hiedurch, glaube ich, wird ſehr viel Nützliches 
geſchaffen werden, es werden viele Arbeiter in den 
Beſitz dieſer Häuſer gelangen, ſie werden ein ordent⸗ 
liches Familienleben führen können. 

Meine Herren, das Großartigſte jedoch, was 
in der Schaffung geſunder und billiger Wohnungen 
bisher geleiſtet wurde, ſind die unter der Leitung des 
humanen Fabrikanten Dollfus zu Mühlhauſen im 
Elſaß entſtandenen Arbeiterwohnungen. 

Im Jahre 1862 wurden bereits 618 gut ge⸗ 
baute zur Wohnung für je eine einzelne Familie be⸗ 
ſtimmte Häuſer aufgeführt. Er ging von dem Grund⸗ 
ſatze aus, daß caſernenartige Wohnungen, wo die 
Menſchen zuſammengehäuft und zuſammengepfercht 
ſind, wo ihnen Luft, Licht u. ſ. w. mangelhaft zu⸗ 
fließen, gänzlich vermieden werden ſollen, und hat 
deßhalb nur kleine nette Wohngebäude mit Gärtchen 
für bloß je eine Familie aufgebaut. 

Der §. 2 nimmt auf diefen Umſtand Rückficht 
und geſtattet zwei Wohnungen in jedem ſolchen 
Gebäude. 

N Meine Herren, es wäre zu wünſchen, daß auch 

in Oeſterreich ſich ſolche gemeinnützige Baugeſell⸗ 
ſchaften und Dollfuſe fänden, die ihr Augenmerk auf 
die Errichtung billiger und geſunder Wohnungen 
für den ärmeren Theil der Bevölkerung richten 
würden. 

Meine Herren! Sie haben ſich ungeachtet der 
traurigen finanziellen Verhältniſſe und ungeachtet 
der Noth und des Elendes durch das neue ſäulen⸗ 
geſchmückte, mit Marmor und architectoniſcher Pracht 
ausgeſtattete Parlamentsgebäude eine prachtvolle 
Wohnſtätte, ein glänzendes Heim geſchaffen; ſchaffen 
Sie auch der armen und arbeitenden Bevölkerung 
ein beſſeres Heim, wenden Sie der Wohnungsfrage 
Ihre Aufmerkſamkeit zu und unterſtützen Sie dieſelbe 
auf das kräftigſte, damit die hohe ſociale Bedeutung 
der Wohnungsfrage für die geiſtige und phyſiſche 
Entwickelung, für die Sitten und die Wohlfahrt des 
Volkes endlich einmal in ein beſſeres Stadium geleitet 
werde als bisher. 

Meine Herren! Sie werden ſich damit das erſte 
Ruhmesblatt in der Geſchichte dieſes neuen Parla⸗ 
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mentsgebäudes erringen, (Beilfall links) und einen 
Sieg der Cultur erfechten, welchen ſpäte Geſchlechter 
dankbaren Herzens anerkennen werden. Mit dieſem 
Zurufe ſchließe ich und empfehle Ihnen dieſen ſo 
wichtigen ſocialen Antrag aufs wärmſte. (Beifall 
links.) 


Präſtdent: Zum Worte gelangt nun der Herr 
Abgeordnete Wurm. g 


Abgeordneter Wurm: Ich verzichte. 


Präſident: Nachdem der Herr Abgeordnete 
Wurm auf das Wort verzichtet, ſo gelangt zum 
Worte der Herr Abgeordnete Dr. Edler v. Stourzh. 
Ich ertheile ihm dasſelbe. ö 


Abgeordneter Dr. Edler v. Stourzh: Hohes 
Haus! Ich ſehe in dem vorliegenden Antrage einen 
Antrag, welchen mein College Wieſenburg im 
November 1879 in dem Abgeordnetenhauſe geſtellt 
und welcher in demſelben eben keine beſonders freund⸗ 
liche Beurtheilung und Behandlung erfahren hat, 
auf einem, wenn auch ſehr kleinen Gebiete wieder 
aufleben. 

Der Antrag Wie ſenburg bezweckte, dadurch, 
daß er eine längere Steuerfreiheit für Bau⸗ 
ten gewähren wollte, möglichſt viele Neubauten er⸗ 
ſtehen zu machen und dadurch auch die Wohnungsnoth 
zu beſeitigen. In dem heute vorliegenden Antrage ſehe 
ich eine glückliche Correctur oder Ergänzung des 
Wieſenburg'ſchen Antrages in jenem Punkte, 
der damals den Hauptſtein des Anſtoßes bildete. 
Man hat nämlich dem Antrage Wieſenburg den 
Vorwurf gemacht, daß durch dieſe erhöhte Steuer⸗ 
befreiung nicht der Hausbeſitzer, nicht der Miether, 
ſondern nur der Beſitzer des Baugrundes, da der 
Werth des letzteren durch die erhöhte Steuerbefreiung 
ſich erhöhe, einen Vortheil haben würde. In dem 
heute vorliegenden Antrage wird nun eine ſehr 
wichtige Bedingung an die Steuerfreiheit geknüpft, 
die Bedingung nämlich, daß nur dann die Steuer⸗ 
freiheit gewährt werde, wenn der betreffende Bau⸗ 
unternehmer Wohnungen nicht über einen gewiſſen 
Maximalpreis herſtellt. Er darf nach dieſem Antrage 
für eine Wohnung nicht mehr als 100 fl. verlangen. 
Damit wird eine ſehr wichtige Neuerung auf dieſem 
Gebiete in unſerer Geſetzgebung eingeführt, und kann 
ich mir ſehr gut denken, daß wir unter Zugrunde⸗ 
legung dieſes Princips den vorliegenden Antrag er⸗ 
weitern und auch noch auf anderen Gebieten, wo 
eine Regelung der Wohnungsfrage nicht minder 
nothwendig iſt, dieſelbe erlangen können. 

Ich habe den Antrag der Herren Abgeordneten 
v. Portheim und Zach. Herrmann unterſchrieben 
mit dem vollen Bewußtſein, daß, ſo ſegensreich der 
Antrag werden kann, er bei weitem nicht alles das 
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erfüllen wird, was die unbemittelte Bevölkerungs⸗ 
claſſe in Bezug auf die Wohnungsfrage zu erwarten 
berechtigt iſt. Ich habe den Antrag mit unterſchrieben, 
weil ich darin einen ſehr weſentlichen Vorſchlag er⸗ 
blicke, die Lage der Arbeiter zu verbeſſern, 
der ſocialen Frage zum mindeſten auf Einem Ge⸗ 
biete, dem der Wohnung, ihre Schärfe zu benehmen. 
Ich möchte mir aber erlauben, zu dieſem Antrage, 
welcher nun dem Steuerausſchuſſe übermittelt werden 
ſoll, denn doch einige Bemerkungen zu machen, indem 
mir der Antrag zu enge gehalten erſcheint und ich 
für nöthig erachte, daß der Steuerausſchuß denſelben 
in mehrfacher Beziehung erweitere. 

So ſchön es iſt, ſo wünſchenswerth es wäre, daß 
jeder Arbeiter für ſich ein Hans habe und daß nicht zu 
viele Arbeiter zuſammenwohnen ſollen, ſo iſt doch 
nach der Natur der Dinge und bei der Höhe der 
Preiſe der Gründe in den Städten dies allgemein 
durchzuführen nicht möglich. Es wäre allerdings das 
Cottageſyſtem das beſte. Aber, meine Herren, das 
Beſſere darf nicht der Feind des Guten ſein und es 
ſollte deßhalb dieſer Antrag ſich nicht darauf be⸗ 
ſchränken, daß die Steuerfreiheit bloß für Gebäude 
bewilligt werde, die nicht mehr als zwei Wohnungen 
enthalten. Auf dieſem Wege beſchränken wir die 
Ausführung des Antrages einzig und allein auf die 
ſtändigen Arbeiter gewiſſer Fabriksetabliſſements. 
Wir ermöglichen aber dadurch nicht auch für die 
große Maſſe der fluctuirenden Arbeiterbevölkerung 
eine billige Unterkunft. Denn die große Maſſe der 
Arbeiterbevölkerung iſt nicht dauernd und am aller⸗ 
wenigſten 20 Jahre dauernd an einen Ort und 
noch weniger an eine Fabrik gebunden; ſie wechſelt 
beide vielfach. 

Es muß daher dafür geſorgt werden, daß der⸗ 
ſelben an den verſchiedenſten Orten mohl- 
feile Wohnungen verſchafft werden. 

Das aber geht, ſo heilſam es auch vom ſani⸗ 
tären Standpunkte aus wäre, auf dem Wege der 
Errichtung bloßer Cottagehäuſer nicht. Es bleibt, 
wenn der großen Menge der Arbeiterbevölkerung 
billige Wohnungen verſchafft werden ſollen, nichts 
übrig, als auch zur Erbauung von ſogenannten 
Wohnungscaſernen zu ſchreiten. (Dr. Nos er ruft: 
ORO“) Es würden uns die Arbeiter immerhin dafür 
Dank wiſſen, wenn ſie in dieſen ſogenannten Woh⸗ 
nungscaſernen, ſoferne dieſelben nur unter Aufficht 
der Sanitätsbehörde entſprechend ausgeführt find, 
Wohnungen finden würden zu Preiſen, die ſie mit 
ihren beſchränkten Einnahmen erſchwingen können. 
Es handelt ſich für den Arbeiter darum, von ſeinem 
Lohne leicht ſo viel erübrigen zu können, um ſeine 
Wohnung, ohne ſich betreffs ſeiner ſonſtigen Bedürf⸗ 
niſſe Abbruch thun zu müſſen, zu bezahlen. 

Das iſt aber nur dann möglich, wenn Sie in 
dieſen Antrag noch die Beſtimmung hineinnehmen, 
daß ein längeres Ausmaß von Steuerfreiheit auch 
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zu gelten habe für Häuſer, in welchen nur kleine 
Wohnungen hergeſtellt werden, und zwar möchte 
ich mit Rückſicht auf die theueren Grundpreiſe in den 
Städten glauben, daß als Preis der Jahresmiethe, 
welche eine ſolche kleine Wohnung höchſtens koſten 
dürfte, etwa 140 fl. fixirt werden ſollte. Ich glaube, 
daß wir, wenn in dieſer Weiſe der in Rede ſtehende 
Antrag erweitert würde, für eine viel größere Anzahl 
von Arbeitern etwas Segensreiches ſchaffen würden, 
als wenn wir ihn auf die hier vorliegende Faſſung 
beſchränken. 

Ich glaube aber auch, daß der Antrag der 
Herren Herrmann und v. Portheim im 8. 3 zu 
weit geht, und daß es für die Durchführung des 
Antrages gefährlich werden kann, wenn wir den 8. 3 
darin laſſen, worin dieſe Steuerbefreiungen aus⸗ 
ſchließlich nur jenen Erbauern von Häuſern gewährt 
werden ſollen, welche ſich verpflichten, den Arbeitern 
das Haus nach 30 Jahren gegen Zahlung der bezüg⸗ 
lichen Amortiſationsraten und Zinſen ins Eigenthum 
zu überlaſſen. 


Auch das, meine Herren, wäre gewiß höchſt 
wünſchenswerth, wenn es dem Arbeiter möglich wäre, 
ſein eigenes Heim, wenn auch erſt im Laufe von 
dreißig Jahren, zu erlangen. Auch der kleine Beamte 
hätte dieſen Wunſch, und er hat vielfach verſucht, ihn 
zu verwirklichen; aber, meine Herren, wer eine Er⸗ 
fahrung auf dieſem Gebiete hat — und ich ſchmeichle 
mir, diesfalls einige Erfahrung zu haben — der 
wird zugeben müſſen, daß die Durchführung dieſes 
Princips eine ungemein ſchwierige iſt, daß hiebei ſo 
viele Fragen zur Erörterung und Austragung kom⸗ 
men müſſen, daß es nicht wohl angeht, mit dieſen 
ſechs Zeilen das Segensreiche, welches in dem An⸗ 
trage gelegen iſt: durch längere Steuerfreiheit die 
Herſtellung geſunder billiger Wohnungen für die 
Arbeiterbevölkerung zu ermöglichen, nach meiner 
Meinung zu gefährden. 


Der Antrag ſpricht davon, daß auf dieſem Wege 
der „unbemittelten Bevölkerungsclaſſe“ zweckmäßige 
Wohnungen verſchafft werden ſollen. Nun, meine 
Herren, ich erlaube mir, über den Begriff „unbemit⸗ 
telte Bevölkerungsclaſſee eine andere Meinung zu 
haben, als ſie in dieſem Antrage zu Tage tritt. Der 
Antrag, ſo wie er geſtellt wurde, würde ausſchließlich 
den Arbeitern beſtimmter Fabriken zugute kommen, 
alſo den Fabriksarbeitern. Ohne nun dem Wunſche 
der Herren Antragſteller, daß auf dem hochwichtigen 
Gebiete der Wohnungsfrage ſpeciell für die ſogenannte 
Arbeiterbevölkerung etwas geſchehe, auch nur entfernt 
entgegenzutreten, glaube ich doch bemerken zu ſollen, 
daß zur „unbemittelten Bevölkerungsclaſſe“ ja doch 
auch noch andere Stände gehören. Es gehört dazu 
auch der kleine Gewerbsmann, es gehört dazu, 
wie ſchon mein Vorredner richtig bemerkt hat, 
auch der kleine Beamte. 


in Allem, jährlich höchſtens 200 fl. zu erhalten. 
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Ich glaube, daß der heute auf der Tagesord⸗ 
nung ſtehende Antrag ſehr gut eine ſolche Faſſung 
erlangen könnte, daß, ohne damit, die Intereſſen der 
ſogenannten Arbeiterbevölkerung im Geringſten zu 
ſchädigen, auch für den kleinen Gewerbsmann und 
für den kleinen Beamten etwas Erſprießliches ge⸗ 
ſchaffen werden könnte. (Sehr richtig! links.) Denn, 
meine Herren, wie es heute mit dem Klein⸗ 
gewerbe ſteht, das haben wir ja doch gelegentlich 
der Berathung des Gewerbegeſetzes geſehen. Es trat 
hiebei der Nothſtand des Kleingewerbes ſo eclatant 
zu Tage, daß ſelbſt Diejenigen, welche mit vielen 
Beſtimmungen des Gewerbegeſetzes ſich nur ſchwer 
befreunden konnten, im Hinblick auf die deſolate Lage 
des Kleingewerbes ſchließlich für das Geſetz geſtimmt 
hätten, wenn die Regierung nur irgendwie auf die 
vielen von dieſer (Tinken) Seite des hohen Hauſes 
ausgegangenen. Verbeſſerungsanträge eingegangen 
wäre. 


Auge habe, vielleicht mit Gewährung einer 20- bis 
25jährigen Steuerfreiheit geholfen werden könnte. 

Daß der kleine Beamte dringend ſolche 
billige Wohnungen braucht und nicht nur in Wien 
braucht, dafür, meine Herren, ſind die Petitionen der 
Diurniſten, die Petitionen der Beamten der eilften 
Rangsclaſſe, von welchen eine erſt geſtern dem hohen 
Hauſe vorgelegt wurde, ſprechende Beweiſe. 


Wohl hat eine durchgreifende Gehaltsauf⸗ 
beſſerung durch die Verfaſſungspartei im Jahre 
1873 ſtattgefunden, aber, meine Herren, ſeit dieſer 
Zeit ſind zehn Jahre vorübergegangen, und wie in 
der erwähnten Petition der Beamten der 11. Rangs⸗ 
claffe aus dem Polizeirahon Wien mit Recht her⸗ 
vorgehoben iſt, und wie der Verwaltungsbericht des 
Bürgermeiſters der Reichshaupt, und Reſidenzſtadt 
Wien und die Tabellen des ſtädtiſchen Markte om⸗ 
miſſariats conftatiren, haben die Fleiſch⸗, Brod⸗ und 
Wohnungspreiſe, alſo die Preiſe der unent⸗ 
behrlichſten Lebens erforderniſſe ſeither 
eine Steigerung um 40 und mehr Percent 
erfahren, fo daß die vor einem Decennium nor: 
mirten Bezüge den heutigen Zeitverhältniſſen leider 
nicht mehr entſprechen. Die Lage des Beamten⸗ 
ſtandes iſt nicht nur bei uns, ſondern auch in 
Deutſchland eine ſolche, daß die Regierungen ſich 
dort bereits bemühen, Abhilfe zu ſchaffen. Es wurde 
im bayeriſchen Landtage von der Regierung eine 
Vorlage eingebracht, daß die Gehalte der Beamten 
um 10 Percent ihres Stammgehaltes aufgebeſſert 
werden ſollen. Im Deutſchen Reiche iſt auch die 
Regierung, insbeſondere aber die Fortſchrittspartei 
bemüht, auf die Verbeſſerung der Lage der bedürf⸗ 
tigen Beamtenclaſſen von unten auf, ſoweit es die 
Verhältniſſe irgend zulaſſen, hinzuwirken. a 


Nun, meine Herren, ich weiß nicht, ob wir in 
der glücklichen Lage find, wie ich es für die Beamten⸗ 
ſchaft vom Herzen wünſchen würde, ihr dermalen 
eine Gehaltsaufbeſſerung zu gewähren. Auf einem 
Wege aber könnten wir ihr doch helfen, wenn wir 
nämlich jenen Beamten, bei welchen heute die 
Activitätszulage, die ſie beziehen, durchaus nicht 
ausreicht, damit ſie davon ihre Wohnung be- 
ſtreiten können, die Möglichkeit verſchaffen würden, 
ihre Wohnung zu ſolchem Preiſe zu erlangen, 
daß ſie einen Theil ihrer Activitätszulage zu ihrem 
Lebensunterhalte verwenden könnten, während es 
heute bei ihnen umgekehrt der Fall iſt. 

Denn, meine Herren, wenn wir erwägen, daß, 
während die Gehalte der Beamten der 11. Rangs⸗ 
claffe ſich auf 600, 700, 800 fl. jährlich beziffern, 
ihre Activitätszulage in Wien nur 300 fl., in Brünn, 
Graz, Krakau, Lemberg, Prag, Trieſt, in den Orten 
des Polizeirayons Wien, ſowie an allen Orten mit 
mehr als 50.000 Einwohnern nur 180. fl., in 
Baden, Franzensbad, Karlsbad, Marienbad, Teplitz, 


Als eines der Mittel, dieſen Nothſtand zu 
heben, wurde eben die Gewerbenovelle eingebracht, 
die dann von jener (reckten) Seite des Hauſes im 
Ausſchuſſe vielfach amendirt wurde, und von der ich 
nur wüunſche, daß fie trotz der Verwerfung aller 
von dieſer (linken) Seite des hohen Hauſes geſtellten 
Amendements eine günſtige Wirkung auf das öſter⸗ 
reichiſche Kleingewerbe ausüben möchte. Aber, meine 
Herren, der kleine Gewerbsmann befindet ſich gerade 
in Bezug auf ſeine Wohnung in ſehr precärer Lage, 
er bedarf in erſter Linie einer Wohnung zu einem 
Preiſe, der es ihm ermöglicht, ſeinen Zins, der von 
ihm hier in Wien von Vierteljahr zu Vierteljahr 
aufgebracht werden muß, auch leicht zuſammenzu⸗ 
bringen. Es müſſen für den kleinen Gewerbsmann 
Wohnungen geſchaffen werden, welche über 130 bis 
140 fl. Jahresmiethe nicht hinausgehen; es muß 
aber weiters nach meiner Meinung auch dafür geſorgt 
werden, daß der kleine Gewerbetreibende in die Lage 
komme, in ſolchen Häuſern auch ein Gewölblocal 
oder eine Werkſtätte bis zu einem Zinſe von, Alles 


Ich denke mir daher, daß der vorliegende An⸗ 
trag ſehr gut dahin erweitert werden könnte, daß 
man auch für ſolche Hänfer, welche für Kleingewerbe⸗ 
treibende und für kleine Beamte, geradeſo wie für 
Arbeiter berechnet ſein könnten, und welche Woh⸗ 
nungen nur bis zur Höhe einer Jahresmiethe von 
140 fl. und Gewölblocale und Werkſtätten bis zur 
Höhe einer Jahresmiethe von 200 fl. enthalten 
würden, Steuerbefreiungen ſchaffe. Und wenn man, 
um vielleicht die ſehr wohlmeinende Abſicht des §. 3 
thunlichſt zu verwirklichen, für ſolche Bauten, wo 
der Unternehmer von vornherein bereit iſt, ſie dem 
betreffenden Miether auch als Eigenthum zu über⸗ 
laſſen, eine 30jährige Steuerfreiheit votirt, ſo glaube 
ich, daß bei den anderen Bauten, welche ich hier im 
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ſowie in allen Orten mit weniger als 50.000 und 
mehr als 10.000 Einwohnern 150 fl. und an allen 
Orten mit einer Bevölkerung unter 10.000 Ein⸗ 
wohnern nur 120 fl. beträgt, dann wird man wohl 
zugeben müſſen, daß, wenn, wie in dieſer von mir 
erwähnten Petition mit Recht hervorgehoben wird, 
ſelbſt mit Rückſicht auf die allerbeſcheidenſten Ver⸗ 
hältniſſe die Wohnung dem Beamten auf jährlich 
300 — 350 fl. zu ſtehen kommt, die Activitätszu⸗ 
lagen nicht ausreichen, um daraus die Wohnung zu be⸗ 
ſtreiten, ſondern daß der Beamte hiezu noch aus 
ſeinem ohnehin ſpärlichen Gehalte etwas zuſchießen 
muß. Und daß die Sache nicht nur bei uns in 
Wien ſo liegt, und daß ich nicht vielleicht bloß für 
Wien ſpreche, das beweiſt die eben heute zur Ver⸗ 
theilung gebrachte Petition der Beamten Trieſts, 
worin ebenfalls hervorgehoben wird, daß, da Trieſt 
zu den theuerſten Städten des Continents gehört, es 
unmöglich ſei, mit den beſtehenden Activi⸗ 
tätszulagen auszukommen. Es iſt dieſe Frage 
daher nicht nur in Wien, ſondern auch in auderen 
Städten eine acute, und ich glaube, meine Herren, 
daß man meinen Ausführungen nicht entgegentreten 
kann mit jenen Bemerkungen, wie ſie in dem 
Berichte des Steuerausſchuſſes in Betreff des 
Wieſenburg'ſchen Antrages beliebt wurden, in 
welchem Berichte die Bemerkung vorgebracht wurde, 
daß es eben nur ganz ſpecielle locale Verhältniſſe 
ſeien, welche man in „allgemeine Geſetzesformeln 
einzwängen“ wolle; die Wohnungsnoth, ſoweit fie 
die Noth an wohlfeilen kleinen Wohnungen 
betrifft, iſt keine locale, ſie reicht weit über das 
Gebiet Wiens, ja Oeſterreichs hinaus, und ich ſtelle 
an Sie, meine Herren, von der anderen (rechten) 
Seite des hohen Hauſes die dringende Bitte, der 
Vorlage, welche heute den Gegenſtand der Be⸗ 
ſprechung bildet, die eingehendſte Aufmerkſam⸗ 
keit zuzuwenden und ihre ehebaldigſte Erledigung 
zu bewirken, was ja in Ihren Händen liegt. 

Wenn ich aber ſchon etwas im localen Inter⸗ 
eſſe Wiens hier ausſprechen ſoll, ſo iſt es meine 
Ueberzeugung, daß die Frage, welche von Seite des 
Reichskriegsminiſters in dem letzten Delegations⸗ 
abſchnitte in Fluß gebracht wurde, die Frage der 
Auflaſſung der Caſernen Wiens, mit einer 
glücklichen Löſung der Wohnungsfrage, wie 
ich ſie mir denke, auf das innigſte zuſammen⸗ 
hängt; denn ein großer Theil der Caſernen liegt 
nicht an den günſtigſten Verkehrspunkten, ſondern in 
der äußerſten Peripherie unſerer Stadt. Es wird 
daher nothwendig ſein, daß die Möglichkeit geſchaffen 
werde, wenn die Commune Wien dieſe Caſernen 
übernehmen ſoll, auch an eine raſche Verwerthung 
zum Behufe der Verbauung dieſer Gründe 
zu ſchreiten. Dies wird aber nur dann geſchehen 
können, wenn man für ſolche Häuſer, in welchen 
bloß kleine Wohnungen mit 140 fl. Maximaljahres⸗ 
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miethe hergeſtellt werden, eine erhöhte Steuer frei⸗ 
heit gewährt, nur dann wird in kurzer Zeit die 
Summe, welche von der Commune Wien zur Einlöfung 
der Caſernen aufgewendet werden ſoll, auch wieder her⸗ 
eingebracht werden können. Es handelt ſich bei den 
Kaſernen Wiens um einen Flächenraum von 400.000 
Quadratmetern, und da glaube ich, daß durch Hilfe 
eines ſolchen Geſetzes weſentlich eine raſchere Ver⸗ 
bauung befördert und damit der Wohnungsnoth⸗ 
frage, welche auf dem Gebiete der kleineren Wohnungen 
bei uns thatſächlich eine Nothſtandsfrage iſt, ab⸗ 
geholfen werden könnte. 

Ich möchte nur noch eine Frage ſtreifen. Es iſt 
ſchon früher hervorgehoben worden, daß wir hier 
der ſo gefährlichen ſocialen Frage auf einem gewiß 
wichtigen Gebiete mit einem unſeres Erachtens nicht 
unwirkſamen Mittel entgegentreten. Wir werden 
damit allerdings nicht jener Claſſe der Arbeiter⸗ 
bevölkerung, welche nur von einer ſocialen Revolu⸗ 
tion, von einer ſocialen Kataſtrophe eine Aenderung 
ihrer Verhältniſſe erwartet, ohne ſich im Geringſten 
klar zu ſein, wie denn dieſe Aenderung ausſehen 
und wie ſich dann die Verhältniffe geſtalten würden, 
ſonderlich entgegenkommen; es gibt aber denn doch 
noch eine große Zahl von Arbeitern, welche mit 
uns darin ſich einigen wird, daß es nöthig iſt, der 
ſocialen Frage dadurch zu begegnen, daß man der 
beſitzloſen Bevölkerung einen Beſitz und die Freude 
an demſelben verſchafft, ſowie die Luſt nach Beſitz zu 
ſtreben. ö 

Auf dieſem Standpunkte ſteht hente ſchon ein 
großer Theil der Arbeiterbevölkerung in Paris. 
Wenn wir nicht bloß den Reden der Arbeiterführer, 
wie fie ſich in der Enquete, welche gelegentlich der 
Arbeitergeſetzgebung im alten Parlamentsſaale ge⸗ 
halten wurden, hören ließen, nachgeben und Glauben 
ſchenken, wo es beiſpielsweiſe geheißen hat, daß man von 
dieſer (enten) Seite des Hauſes gar nichts erwarte, 
daß die Arbeiterbevölkerung aus ſich ſelbſt heraus 
eine Beſſerung der Zuſtände ſchaffen müſſe, daß ſie 
von keinem Mittel, welches immer man anwende, 
etwas erwarte — wenn wir im Gegentheile der 
arbeitenden Bevölkerung zeigen, daß wir wirklich 
mit praktiſchen Vorſchlägen kommen, daß wir 
an der Löſung der ſocialen Frage mit Vorſchlägen, 
welche im Leben auch verwirklicht werden können, 
uns ernſtlich betheiligen, dann werden wir am eheſten 
in die Lage kommen, der Arbeiterbevölkerung etwas 
Gutes zu Theil werden zu laſſen und ihre Sym⸗ 
pathien zu gewinnen. Ich ſchließe mich in dieſer 
Richtung der Anſchauung des preußiſchen Abgeord⸗ 
neten Rickert an, welcher jüngſt ſagte: „Wer Geſetz⸗ 
geber ſein will, muß nicht nur declamiren, ſondern 
auch Vorſchläge, in Paragraphe geordnet, vorlegen.“ 

Ein ſolcher Vorſchlag, in Paragraphe geordnet, 
liegt heute vor, und ich wünſche, daß er in dem Sinne, 
wie ich es angedeutet habe, ausgeführt und in 
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möglichſt erweiterter Form in dieſem hohen Haufe e he⸗ 
bal digſt zur zweiten Leſung gebracht werden möge. 
(Bravo! Bravo! links.) 


Präſident: Wünſcht noch Jemand das Wort? 
(Niemand meldet sich.) 

Es iſt nicht der Fall, ich erkläre daher die De⸗ 
bat te für geſchloſſenund erſuche jene Herren, welche 
nach dem Antrage der Herren Antragſteller dieſe 
Vorlage dem Steuerausſchuſſe zuweiſen wollen, ſich 
zu erheben. ( Geschieht.) Der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. 

Nächſter Punkt der Tagesordnung iſt 
die erſte Leſung der Regierungsvorlage, 
betreffend den Geſetzent wurf über die Er⸗ 
öffnung eines Nachtragscredites für die 
Beſtreitung der Koſten der im Jahre 1883 
verſammelt geweſenen evangeliſchen Ge⸗ 
neralſynoden des Augsburger und Helve⸗ 
tiſchen Bekenntniſſes (796 der Beilagen). 

Zu dieſem Gegenſtande hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Graf Hohenwart ſich zum Worte gemeldet; 
ich ertheile ihm dasſelbe. ö 


Abgeordneter Graf Hohenwart: Ich bean⸗ 
trage die Zuweiſung dieſer Vorlage an den 
Budgetausſchuß. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Graf 
Hohenwart beantragt die Zuweiſung dieſer Vor⸗ 
lage an den Budgetausſchuß. 

Wünſcht Jemand über dieſen Antrag zu 
ſprechen? (Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der 
Fall, ich erſuche ſonach jene Herren, welche dieſem 
Antrage zustimmen, fi zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Nächſter Punkt der Tagesordnung iſt 
die erſte Leſung der Regierungsvorlage, 
betreffend den Geſetzentwurf über den 
Bau einer Localbahn von Aſch nach Roß⸗ 
bach (797 der Beilagen). 

Zu dieſem Gegenſtande hat der Herr Abge⸗ 
ordnete Graf Hohenwart das Wort. 


Abgeordneter Graf Hohenwart: Ich bean⸗ 
trage die Zuweiſung dieſer Vorlage an den 
Eiſenbahn ausſchuß. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Graf 
Hohenwart beantragt die Zuweiſung dieſer Vor⸗ 
lage an den Eiſenbahnausſchuß. Wünſcht Jemand über 
dieſen Antrag zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) 
Es iſt nicht der Fall, ich erſuche daher jene Herren, 
welche dieſem Antrage zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Es gelangen nun zur Verhandlung die Be⸗ 
richte des Budgetausſchuſſes über Baus 


rechnungen für die auf Staatskoſten aus⸗ 
geführten Eiſenbahnlinien, als: 
a) Rakonitz⸗Protivin (714 der Beilagen); 
b) Divazza⸗Pola (715 der Beilagen); 
e) Tarn öw⸗Lekuchöw (716 der Beilagen); 
d) Siverich⸗Spalato mit der Abzwei⸗ 
gung nach Sebenico (717 der Beilagen) 
und 
e) Kriegsdorf⸗Römerſtadt (718 der Bei- 
lagen). 
Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter, die Ver⸗ 
handlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Schaup (von der Tribüne :) 
Die den vorliegenden Gegenſtand bildenden Ab⸗ 
ſchlüſſe über die Baurechnungen ſind in den Central⸗ 
rechnungsabſchlüſſen pro 1877, 1878 und 1879 
enthalten. Der Budgetausſchuß war jedoch der An⸗ 
ſicht, daß es zweckmäßig ſei, hierüber abgeſonderte 
Berichte an das hohe Haus zu erſtatten und abge⸗ 


ſonderte Anträge zu ſtellen, weil ſich die Baurech⸗ 


nungen naturgemäß nicht auf die gleichen Zeiträume 


beziehen, wie die einzelnen Rechnungsabſchlüſſe. Es 


find dieſe Rechnungsabſchlüſſe geprüft worden und 
wird Ihnen nun der Antrag unterbreitet, das 
hohe Abgeordnetenhaus wolle die von der 
k. k. Regierung vorgelegten Baurechnungen, 


betreffend die Staatsbahnen Rakonitz⸗Proti vin, 


Divazza⸗ Pola, Tarnöw⸗Lekuchöw und 
Kriegsdorf⸗Römerſtadt genehmigend zur 
Kenntniß nehmen, während bezüglich des Rech⸗ 
nungsabſchluſſes, betreffend die dalmatiniſche Bahn, 
eine Ueberſchreitung des bewilligten Credites vorliegt 
und daher die Nothwendigkeit vorhanden iſt, dieſe 
Ueberſchreitung nachträglich zu genehmigen. 

Es ſind demnach die Anträge bezüglich der vier 
erſtgenannten Eiſenbahnen identiſch, der auf die letzt⸗ 
genannte Bahn ſich beziehende Antrag jedoch davon 
abweichend, und ich glaube, daß es zur Vereinfachung 
der Verhandlung zweckmäßig ſein dürfte, wofern 
nicht über die eine oder andere Eiſenbahnbaurechnung 
aus der Mitte des hohen Hauſes Bemerkungen ge⸗ 
macht werden, vielleicht bezüglich der erſtgenannten vier 
Baurechnungen eine gemeinſchaftliche Abſtimmung 
ſtattfinden zu laſſen, während bezüglich der dalma⸗ 
tiniſchen Bahn eine abgeſonderte Abſtimmung noth⸗ 
wendig ſein dürfte. 


Präſident: Wünſcht Jemand zu den Anträgen 
des Budgetausſchuſſes, betreffend die Baurechnungen 
der Eiſenbahnlinien Rakonitz⸗Protivin, Divazza⸗ 
Pola, Tarnöw⸗Lekuchöw und Kriegsdorf-Römer⸗ 
ſtadt zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) Es iſt 
nicht der Fall; ich erſuche demnach jene Herren, 
welche die Baurechnungen für die genannten vier 
Eiſenbahnlinien genehmigen, ſich zu erheben. (Ce- 
schieht.) Sie find genehmigt. N 


Abschnitt 11: 


Antrag vom 5. März 1886 betreffend Begünstigungen für Neubauten 


mit kleinen, billigen Wohnungen 


Bericht des Steuerausschusses vom 4.2.1890. 
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Antrag 


Abgeordneten Mauthner, Winterholler und Genoſſen. 


—— — 


Das hohe Haus wolle beſchließen: 


1. Dem nachfolgenden Geſetzentwurfe wird die Zuſtimmung ertheilt. 
2. Dieſer Antrag wird dem Steuerausſchuſſe zur Berathung und Antragſtellung zugewieſen. 


Zedtwitz. 
Tauſche. 
Schwegel. 
C. Pohnert. 


Scharſchmid. 


Adametz. 
Alfred Eltz. 
Dr. Jaques. 
Joh. Pauer. 

Auſpitz. 


Niſchelwitzer. 
Dr. Vielguth. 


Wien, 5. März 1886. 


Neußer. 
Hübner. 
Felix Graf Vetter. 
Chlumecky. 


Guido Graf Dubsky. 


Rußs. 


Dr. Theodor Haaſe. 


Magg. 
Zierotin. 
Schwab. 

Kielmansegg. 
Oppenheimer. 


Dr. Keil. 
Joh. Haaſe. 
Baernreither. 

Gudenus. 


Friedrich Sueß. 


Schaup. 
Carneri. 


Popper. 


Dr. M. Eigner. 


Sturm. 
Hütter. 
C. Wrabetz. 0 


Mauthner. 
Winterholler. 
Dr. A. Weeber. 
Dr. Wegſcheider. 
Leon. 

Dr. F. Nitſche. 
E. Sueß. 
Promber. 

Dr. Jakſch. 
Dobler. 
Kübeck. 
Schier. 
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Geſetz 


Damen; © wenn & wre a 


betreffend 


Begünſtigungen für Neubauten mit kleinen, billigen Wohnungen. 


— 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 
9. 1. 


Für Neubauten, welche von Gemeinden, Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, Vereinen 
und Arbeitgebern zu dem Ende errichtet werden, um 
ihren Genoſſen, Mitgliedern und Arbeitnehmern 
geſunde Wohnungen zu billigen Mietzinſen zu bieten, 
wird weder die auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhende Hauszins⸗ und Haus⸗ 
elaſſenſteuer, noch die nach $. 7 des Geſetzes vom 
9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuer⸗ 
freien Gebäuden zu entrichtende Steuer vorge⸗ 
ſchrieben. 


8. 2. 
Dieſe Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 30 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


8. 3. 

Von den Zinſen der auf dieſen Gebäuden 
haftenden Kaufſchillingsreſte und Hypothekarſchuld⸗ 
forderungen ſind während der Dauer der Steuerfrei⸗ 
heit derſelben keinerlei Steuern zu entrichten. 


8. 4. 

Ein Gebäude, für welches die Steuerfreiheit 
auf Grund dieſes Geſetzes in Anſpruch genommen 
werden will, darf nicht mehr als vier Wohnungen in 
höchſtes drei Geſchoſſen enthalten. 
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Der Dachbodenraum wird in dieſe Geſchoſſe 
eingerechnet. 

Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden ganz oder zum Theile unter der Straßen⸗ 
oberfläche liegt, ſind von dieſer Steuerfreiheit aus⸗ 
geſchloſſen. 


9. 5. 


Der Flächenraum einer einzelnen Wohnung 
darf nicht weniger als 54 Quadratmeter, die ver⸗ 
baute Fläche des ganzen Gebäudes nicht mehr als 
150 Quadratmeter betragen. 


8.6. 


Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
Wohnungsraum darf höchſtens betragen: 

a) in Wien und in den Ortſchaften ſeiner Um⸗ 
gebung, welche nach dem Geſetze vom 9. Fe⸗ 
bruar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, der Hauszins⸗ 
ſteuer von 26 / Procent des ſteuerbaren 
reinen Zinsertrages unterliegen, einen Gulden 
50 Kreuzer; 

b) in Städten mit mehr als 40.000 Einwohnern, 
einen Gulden 25 Kreuzer; 

c) in Städten mit mehr als 20.000 Einwohnern, 
einen Gulden; 

d) in allen anderen Orten 75 Kreuzer. 


8. 7. 


In dem Falle, als die Mieter folcher Wohnun⸗ 
gen das Eigenthum des betreffenden Gebäudes er⸗ 
werben, iſt für die Eigenthumsübertragung eine Ge⸗ 
bür nicht zu entrichten. 6 


8.8. 


Bei Inanſpruchnahme der durch dieſes Geſetz 
gewährten Begünſtigungen iſt der Finanzbehörde 
erſter Inſtanz der Plan des zu erbauenden Hauſes 
vorzulegen, welche nach Prüfung desſelben darüber 
entſcheidet, ob die geſetzlichen Erforderniſſe für Ge⸗ 
währung derſelben vorhanden ſeien. 

Die Geſuche um die definitive Gewährung dieſer 
Steuerfreiheit find bei der Steuerbehörde erſter In⸗ 
ſtanz längſtens 45 Tage nach vollendetem Baue und 
noch vor Benützung des Gebäudes einzubringen. 

über verſpätet eingelangte Geſuche kann die 
Steuerfreiheit nur für jene Zeitdauer eingeräumt 
werden, welche von dem dem Tage der Einbringung 
des Geſuches nächſtfolgenden Steuerfälligkeitstermine 
bis zum Schluſſe der mit Rückſicht auf den Zeitpunkt 
der Bauvollendung zu berechnenden Steuerfreiheit 
noch nicht abgelaufen iſt. 

Recurſe gegen Entſcheidungen über ſolche Ge⸗ 
ſuche find nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu behandeln. 
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8. 9. 

Die Außerachtlaſſung einer jener Beſtimmun⸗ 
gen, welche die in dieſem Geſetze gewährten Begün⸗ 
ſtigungen begründen, hat die Erlöſchung derſelben 
zur Folge. 


8. 10. 


Die auf zeitliche Befreiungen von der Gebäude⸗ 
ſteuer bezugnehmenden Geſetze und Verordnungen 
treten mit dem Beginne ber Wirkſamkeit dieſes Ge⸗ 
ſetzes rückſichtlich der in demſelben behandelten Neu⸗ 
bauten außer Kraft. 


N 8. 11. 
Dieſes Geſetz tritt mit 1. Juli 1886 in Wirk⸗ 
ſamkeit. 
8.12. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift der Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. 


ir en ber Beilagen zn den Frege . — bes en = X. Seifen. 1890. 1 


® ericht 


des ö 
Steuerausſchuſſes 
| | | über ben | 
Antrag der Abgeordneten Mauthner, Winterholler und 


en 5 17 der Beilagen), betreffend Begünſtigungen für Neu⸗ 
| bauten mit Heinen billigen Wohnungen. 


In einer geit in welcher ſich die öffentliche Aaſnterhauiel in einem weit größeren Maße als je zuvor 

mit den Zuſtänden und Verhöltniſſen der arbeitenden Claſſen der Bevölkerung beſchäftigt und Regierungen, 

jo wie Volksvertretungen ſich der Pflicht nicht entziehen können, die Beſſerung der ökonomiſchen Lage dieſer 

Claſſen in den Kreis ihrer legislatoriſchen Maßnahmen zu ziehen, kann es nicht Wunder nehmen, wenn die 
Forderung an die Legislative herautritt, die Befriedigung des nothwendigſten Wohmungsbedürfniſſes durch 
zu gewährenbe Steuerbegünſtigungen zu ermöglichen. 

Ein großer Theil des moraliſchen Elends der minderbemittelten Claſſen iſt in den ſchlechten Wohnungen 
zu ſuchen und ein großer Theil ſeines wirtſchaftlichen Elendes in dem zu dem Einkommen derſelben in 
keinem Verhältniſſe ſtehenden Aufwande für die Beſchaffung eines menſchenwürdigen Unterkommens. 

Die miſslichen Wohuverheltniſse find jedoch nicht, wie vielfach geglaubt wird, eine Erſcheinung der 
neueren Zeit. 

N Im Mittelalter, wo die meisten Städte mit Feſtungsmauern umgeben waren und die Bevölkerung auf 
einem kleinen Raume in denſelben zuſammengedrängt leben musste, übten die Wohnungsverhältniſſe auf die 
moralische und geſündheitliche Entwicklung der Bevölkerung den nachtheiligſten Einfluſs, und. fo fehr 

beſcheidene Anſprüche auch zu jener Zeit an die Wohnung geſtellt wurden, ſo wurde für die Befriedigung der⸗ 

2 ſelben nur in unzureichendſtem Maße vorgeſorgt und die Urſache der großen Sterblichkeit in den Städten iſt 

e. heupthächlich auf die schlechte und ungeſunde Beſchaffenheit der Wohnungsräumlichkeiten zurückzuführen. 

Mit der Entwitklung und freieren Geſtaltung des Städteweſens, mit dem rapiden Anwachſen der 

a 5 pen Stadt * mit der vollſtändigen Umänderung der Productionsweiſe durch Übergang derſelben vom 

: hließlich erksmäßigen zum Fabtiksbetriebe, mit der nach und nach ſich ſteigernden Lebenshaltung 

standen die Vorkehrungen zur Befrirdigung des Wuhnungsbedürfniſſes dieſer Schichten 

rr keinem Verhältuiſſe, und ſo. hat die Wohmigsnoth an Extenſität in ſolchem Maße 

{ i den Seiten. e in den . Bändern Europas die Aufmerkſamleit 


pr igt dass tro = anheften e ungen af dieſem Gebiete ſeitens einzelner 
he wuſterziltige Wohnräume für ihre Arbeiter ſchufen, auf dieſem Wege dem Übel, 
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nicht a en ſei, indem einmal die Errichtung von Arbeiterhäuſern zumeiſt bot ſtattfand, wo ih 
Induſtrieunternehmungen durch ihre iſolirte Lage ein maßgebendes Intereſſe daran hatten, ihre Arbeiter in 
der Nähe der Etabliſſements zu bequartieren, um ſich einen ſtabilen Arbeiterſtand zu ſichern, anderſeits aber 
dort, wo in größeren Städten die Erbauung folcher Wohnhäuſer verſucht wurde, dieſelben infolge der hohen 
Grundpreise in einer Weiſe errichtet wurden, welche durch die Art des dabei befolgten Syſtems der Kaſer⸗ 
nirung in den meiſten Fällen weder den Forderungen der Hygiene, 75 den Bedürfniſſen der arbeitenden 
Bevölkerung entſprachen. 
Es liegt in der Natur der Sache, dafs die Wohnungsnoth für die ärmeren Claſſen vorzugsweiſe in 
den großen Städten fühlbar wird, und iſt dieſe Erſcheinung nicht nur in Oſterreich, ſondern in allen Ländern 
im gleichen Maße zu conſtatiren. 

In England, wo die Privatthätigkeit ſeit langem fich dieſer Frage zugewendet und wo dieſelbe bisher 
am meiften zur Beſchaffung billiger und geſunder Wohnungen geleiftet. hat, haben die Miſsſtände trotzdem 
eine ſolche Höhe erreicht, daſs ſich die Königin im Jahre 1884 auf Antrag des Premierminiſters Salisbury 
veranlasst jah, eine Royalcommiſſion zu ernennen, in welche die bedeutendſten Männer des Königreiches 
berufen wurden, um nach Abhaltung einer großen Enquete jene Mittel und Wege vorzuſchlagen, die geeignet 
wären, die wahrhaft ſchaudererregenden Zuſtände i in den Wohnungsverhältniſſen der arbeitenden Claſſen zu 
verbeſſern. Es würde hier zu weit führen, ein Bild der dortigen Arbeiterwohnſtätten und deren eu auf 
die ſittliche und phnſiſche Entwicklung der ärmeren Bevölkerung zu entwerfen. 


Nach den Ergebniſſen der Enquete muſste ronſtatirt werden, daſs in London und den großen Fabriks⸗ 
ſtädten die Arbeiterfamilien ſich zum großen Theile in ungenügenden und geſundheitsſchädlichen Wohnungen 
untergebracht befinden, daſs aber trotzdem der Aufwand für die Wohnungsmiete in einem ſehr ungünſtigen 
Verhältniſſe zum Einkommen der arbeitenden Claſſen ſtehe. So zahlen in London bloß ungefähr 12 Procent 
der Arbeiter weniger als 20 Procent von ihrem Verdienſte für die Wohnung, während circa 42 Procent 
derſelben 20 bis 25 Procent ihres Arbeitslohnes und circa 45 Procent der Arbeiter 25 bis 50 Procenf: 

ihres Lohnes für die Befriedigung ihres Wohnungsbedürfniſſes aufwenden. Und es tritt dort, wie überall, 
die Erſcheinung zutage, daſs das e Verhältnis der Miete zum Lohne in dem Maße ſteigt, als der 
letztere ſinkt. 

Der Erfolg dieſer Enguete war ein im Jahre 1885 guſtandegekommenes Geſetz, welches aber 55 
wenig wie die bereits über dieſe Materie früher erlaſſenen Geſetze eine durchſchlagende Beſſerung der dortigen 
Wohnungsverhältniſſe erzielen dürfte. Die weitreichenden Befugniſſe, welche durch dieſes Geſetz den commu⸗ 
nalen Verwaltungen in Betreff der Aſſanirung geſundheitsſchädlicher Wohnungen, ſowie der zwangsweiſen N 
Enteignung derartiger Wohnhäuſer eingeräumt wurden, dürften in der Praxis wegen der denſelben entgegen N 
ſtehenden Schwierigkeiten kaum in großem Maße zur Anwendung gelangen, dagegen könnte die der Staats- 
verwaltung neuerdings ertheilte Ermächtigung zur Gewährung von Hypothekardarlehen auf Arbeiterhäuſer 
zum ermäßigten Zinsfuße von 3 Procent für Gemeinden und Privatunternehmungen ein . ſein 

den Bau billiger Wohnhäuſer in größerem Maßſtabe in Angriff zu nehmen. 


Wie ſchwierig es iſt, die Wobnungsfrage durch die Privatthätigkeit ohne Unteiftügung von 1 Seite des 
Staates zu löſen, zeigt eben England am beſten, wo trotz der von derſelben aufgewendeten koloſſalen Mittel 
das Elend in dieſer Beziehung den höchſten Grad erreicht hat. Abgeſehen von den zahlreichen, durch die 
Induſtriellen für ihre Arbeiter ausgeführten, oft muſtergiltigen Anlagen, wurden in London allein in den 
letzten vierzig Jahren Wohnhäuſer im Werte von 65 Millionen Gulden errichtet, in welchem 29.643 8 
lien mit 146.809 Perſonen ein entſprechendes Unterkommen finden. 


Und obzwar ähnliches, wenn auch nicht ! in ſo großem Maßſtabe; in den anderen 1 85 Stärken Erg . 
lands geleiſtet wurde, iſt eine weſentliche Milderung des Wobnungsnothſtandes nicht zu verzeichn = 


England zunächſt hat Frankreich die hohe Bedeutung dieſer ſocialen Frage erkannt, und. war es. 
Napolcon III., der, allerdings zumeiſt aus politiſchen Gründen, feine Aufmerkſamkeit der Löſung dieſes 
ſchwierigen wirtſchaftlichen Problems zuwendete, allein auch die Maßrezeln, die dort ergriffen wurden, haben 
ein durchgreifendes Reſultat nicht erzielt und die von ſeiner Regierung bewilligte Subvention von 3, Millonen 
Francs für Errichtung von Arbeiterwohnungen konnte begreiflichrrweiſe einen merkbaren Einftuſs“ auf die 
Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes nicht üben. Als Beweis hiefür diene, dass in Paris 25.006 bis 5 
30.000 Familien mit 5 bis 6 Perſanen beiderlei Geſchlechtes in einem Ne meter re 


ene 
bemerken iſt, daſs im Jahre 1884 unter den 755. 000 Wohnungen ſich #23:000 de je 
weniger als 300 Francs betrug. 
In den letzten Jahren hat ſich die ae und die Pariser Comumn 
2 frage beſchäftigt und find für uniere Verbältnifſe zwei Aussprüche. welche ! 
gemacht worden, beachtenswert. 
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Sr Leroy hält für die einzig richtige und wirkſame Art einer Staats- oder Stadtintervention, um ein 
Sinken der Mirtpreiſe herbeizuführen: die Verminderung der Steuern. Und Wilſon ſprach ſich dahin aus, 
daſs die Mitwirkung des Staates höchſt nützlich und eine zeitweilige gänzliche Steuerbefreiung oder Steuer ⸗ 
ermüßigung für Eigenthümer der nach gewiſſen, beſtimmt feſtgeſetzten Bedingungen erbauten Häuſer ange⸗ 
zeigt wäre. 
= Etwas günftiger liegen die Verhältniſſe in Deutſchland, obzwar auch von dort und namertlic aus 
dem öſtlichen Theile des Reiches betrübende Schilderungen über die Wohnungsverhältniſſe der ärmeren 
Claſſen vorliegen. 
Es möge genügen, auf die Publicationen des Vereines f für Socialpolitik (1886) und auf einen Auf⸗ 
ſatz von Guſtav Schmoller in deſſen Jahrbuch (2. Heft, 1887) hinzuweiſen. Allerdings haben dort Gemein⸗ 
den, gemeinnützige Baugeſellſchaften und große Induſtrielle ſehr Dankenswertes für die arbeitende Bevölke⸗ 
rung geleiſtet, aber gegenüber einem Arbeiterſtande, der ſammt feinen Angehörigen 21,235.52 1 Perſonen 
umfasst, erſcheinen alle dieſe Beſtrebungen nicht ausreichend, um auch nur den ſchreiendſten Übelſtänden der 
Überbevölkerung der kleinen Wohnungen wirkſam zu begegnen. So wird mitgetheilt, daſs in Berlin und 
Dresden faſt die Hälfte der Bevölkerung in übervölkerten Wohnungen, in denen 3 bis 5 Perſonen auf ein 
heizbares Zimmer kommen, untergebracht find, und dass faſt überall die Zahl der Aftermieter in bedenklicher 
Weiße zunimmt. 
N Nach Schmoller beträgt die Anzahl der Wohnungen mit nicht ehr. als einem heizbaren Zimmer in 
Frankfurt 23 Procent, in Leipzig 28 Procent, in Hamburg 39 Procent, in Berlin 49 Procent, in Dresden 
55 Procent, in Themnitz 70 Procent ſämmtlicher Wohnungen. Und dies geſchieht in einem Lande, wo nicht 
nur die Erwerbsverhältniſſe günſtiger ſind als in Oſterreich, ſondern wo ſchon infolge der geringen Miet⸗ 
ſteuer von 3 bis 5 Procent der Mietzins lange nicht jene Höhe erreicht, wie bei uns. 

Wenn wir ſehen, daſs in anderen Ländern ſeitens der öffentlichen Gewalten die Wohnungsfrage der 
arbeitenden Bevölkerung die ernſteſte Aufmerkſamkeit zugewendet wird, jo müſſen wir leider geſtehen, dafs 
bisher in Oſterreich in dieſer Hinſicht beinahe nichts geſchehen iſt, und die Beſſerung der beſtehenden Ver; 
hältniſſe ganz der Privatinitiative überlaſſen wird. Und doch iſt bei uns die Wohnungsfrage eine mindeſtens 
ebenſo brennende, wie in den oben angeführten Staaten. 

Nicht nur in Wien, ſondern in allen großen Städten und Induſtriecentren der Monarchie begegnen 

uns die unhaltbarſten Zuſtände, welche ihren verderblichen Einfluss auf die ſittliche und materielle Entwick- 
lung der arbeitenden Bevölkerung ausüben. 


Eine detaillirte Schilderung dieſer allgemein bekannten Zustände zu geben, überſchreitet den Rahmen 
dieſes Berichtes und dürfte die Anführung einzelner Mittheilungen BErBfencE | Factoren genügen, um dar⸗ 
zuthun, wie nothwendig es erſcheint, dass Staat und Gemeinde bas ihrige zur Sanirung der eraſſeſten Übel- 
ſtände beitragen. 

Ans den Jahresberichten ber Fabriksinſpectoren, die ſich übrigens mit großer Zurückhaltung über dieſen 
Gegenftand äußern, können wir an den dort angeführten einzelnen Beiſpielen entnehmen, in welch troſt⸗ 
loſer Weiſe für die Unterkunft der Arbeiter vorgeſorgt ift. 
In dem Berichte vom Jahre 1886 theilt der Gewerbeinſpector für den Polizeirahon Wien mit: 

„Während die Gehilfen in der Regel eigene Räume haben, wo ſie eſſen und ſchlafen können, iſt 
dies bei den jugendlichen Arbeitern nur ausnahmsweiſe der Fall. Die Schlafſtellen der letzteren befinden 
ſich zumeiſt in den Werkſtätten und Küchen, hie und da auch in Kellern oder an ſonſtigen unpaſſenden 
Orten. Die Zahl der Betten in den Gehilfenſtuben iſt vielfach geringer als die der Arbeiter, fo dafs 
häufig zwei Arbeiter in einem Bette ſchlafen müſſen. Für Heizung ift nur ſelten vorgeſorgt. 
Ich habe Schlafräume für Lehrlinge angetroffen, in denen vier Betten übereinander geſtellt waren, 
d due ber im oberjten Bette Liegende beim Sitzen mit dem Kopfe an die Decke anſtieß. 

Ein Grußfuhrmam ließ feine ſechs Gehilfen in einer engen, niedrigen, en Dachtammer 

kr a 
Bei einen Metalůlwarerfobritanten war als Schlafenum für vier Lehrlinge ein an die Dreherei 
endes, ſchuertziges Local beſtimmt, beiten. ‚ganze. Ausſtattung in einem großen Werkzeugkaſten und 
en. 1 vun sen 125 eine een 75 Saber, auf Km Kaſten 1 
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Die Ugterſechug in einer Zuderſabrit 1 daßs nur einige Familien von känbigen Arbeitern 
einzelne Zimmer zum alleinigen Gebrauch inne haben, die große Zahl der nur während der Dauer der 
Campagne beſchäftigten Hilfsarbeiter aber in eilf größeren oder kleineren Räumlichkeiten untergebracht iſt. 

f In einzelnen derſelben ſchlafen 16— 18 Familien gemeinſchaftlich auf den beiderſeits an den Längs⸗ 
wänden laufenden, mit Strohſäcken belegten Pritſchen. Jeder ſolche Strohſack wird ſtets von zwei Familien 
benützt, nämlich von einer bei Tage und von einer bei Nacht, kann daher faſt nie während der Dauer 
der Campagne gelüftet oder gereinigt werden. In einem Zimmer von 85 m» Rauminhalt wurden 
25 ſchlafende Mädchen gezählt.“ 

Indem dieſer Gewerbeinſpector die in ſeinem Bezirke befindlichen, von den Fabriksbeſitzern errichteten 
Arbeiterwohnungen beſpricht, gelangt er zu der Anſicht, daſs ſolche Wohlfahrtseinrichtungen gewiſs viel 

allgemeiner ſein würden, wenn Arbeiterwohnhäuſer ſteuerfrei wären. 


Die Gewerbeinſpectoren für Steiermark äußern ſich, wie folgt: 
„ Daſs Gewerbeinhaber ihre Arbeiter oder doch einen Theil derſelben bei Pr im Hanſe unterbeäten, 
kommt in den größeren Städten immer ſeltener vor. 
Die gerade in größeren Städten vorhandene und immer ſtärker werdende Wohnungsauth macht fich 
da dem Arbeiter häufig in ſehr drückender Weiſe bemerkbar. 
j Es wird ihm ſtets ſchwerer, halbwegs erträgliche und geſunde Wohnnngen um den Preis zu finden, 
welchen zu zahlen ihm ſeine Mittel erlauben. Und fo muss er entweder in die dumpfen Nänme eines 
finſteren Hofes oder Souterrains oder in die kalten Manſarden eines Dachbodens ſich einquarkieren. 
u In Mürzzuſchlag und Klagenfurt tritt die Nothwendigkeit, gegentiber dem abſoluten Mangel an 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen Abhilfe zu ſchaffen, von Tag zu en: gebieteriſcher in den 
Vordergrund. 
ö Könnte für den Neubau von wirklichen Arbeiterhäuſern eine längere Steuer- 
f freiheit erlangt werden, ſo würde nicht nur den Induſtriellen die Herſtellung geeigneter Wohnungen 
für ſeine Arbeiter erheblich erleichtert, in vielen Fällen überhaupt erſt ermöglicht werden, es würde ſich 
auch in Klagenfurt z. B. die Sparkaſſa für dieſen Gegenſtand intereſſiren laſſen; einer mißbräuchlichen 
Inanſpruchnahme der ausgedehnteren Steuerbefreiung ließe ſich etwa durch die genaue Formulirung 
der Bedingungen bezüglich Min imalausmaß und Maxi malzinsbetrag der in den neuen = 
Häuſern herzustellenden Wohnungen vorbeugen.“ N 
Von Mähren wird berichtet, dafs die Arbeiter in vielen Steinbrüchen ſich in Erdhöhlen häuslich 
niederlaſſen, daſs bei den Ziegeleien die Feldöfen zu Wohnungen adaptirt werden, dass aber rauch a die 
von den Arbeitern ſelbſt gemieteten Wohnungen im Verhältnis zu den Mietzinſen mangelhaft u 
Die Zuſtände in den öſtlichen Ländern Bukowina und Galizien ſind zu bekannt, als 9 5 ene 
neuerliche Darlegung, beſonders derjenigen in den Petroleumdiſtricten nothwendig wäre. : 5 


Ahnliche Schilderungen finden ſich in den Berichten der Gewerbeinſpectoren in den Jahren 1857 5 
und 1888 und möge hier bloß die Mittheilung des Gewerbeinſpectors für . t dem 
Jahre 1887 als ſymptomatiſch angeführt werden, indem er berichtet: 

„Als Grund der ablehnenden Haltung gegen Erbauung neuer geſunder Wohnhüuſer wurde von den 
Werksinhabern einer Eiſen⸗ und Metallwatenfabrik nicht die Höhe der Herſtellungskoſten, ſondern die, fler 
dieſe den Arbeitern überlaſſenen, . feinen Rupen bringenden Objecte zu e Steuer 
angegeben.“ 

Und der ausgezeichnete Kenner der Krbeiternerhäftuiffe, der bent. ewerbeinfpeitor, Subent ſch 
in ſeinem zuſammenfaſſenden Berichte des Jahres 18888 f 
5 „Auch in den, im Laufe des Berichtsjahres befuchten : gewerblichen Unternehmungen und in ben, 
von den Arbeitgebern beigeſtellten Wohnungen oder Schlafftätten, findet ſich leider, wie aus den e 
Schilderungen der Einzelberichte erhellt. piel des in hygieniſcher Beziehung Unerfreulichen“n . 
Die Beobachtungen der Gewerbeinſpectoren beſchränken ſich, im Rahmen ihrer Obliegenheiten, Auf 
die Wohnungsverhältniſſe der von den Arbeitgebern bequartierten Arbeiter und es mangelt im ihren. 
Berichten nicht an zahlreichen Beiſpielen von namentlich durch die Großinduſtrie ausgeführten Wohl⸗ 
fahrtseinrichtungen; aber ſo anerkennenswert die Beſtrebungen einzelner find, das Lo ährer weer 
zzu berbeſſern, jo können ſie nur einen berſchwindend kleinen a . Fur Wöfung der Bohnun 3 
e . e 
i Es wäre en: eine an Ale Kuren 8 er es 8 e al ige n 
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miete geigärfen Hat und die der Befriedigung des natärlichſten Wahnungsbebürfniſee entgegenſtehen. 
Denn dasſelde a im Leben des Volkes keine geringere Rolle als die Befriedigung des Nahrungs- 
bedürfniſſes und ſowie hier die öffentlichen Gewalten durch Maßregeln, wie billige Frachten für 
Nahrungsmittel, Errichtung von Markt- und Viehhallen, ſtrenge Vorſchriften gegen Verkauf geſundheits⸗ 
ſchädlicher Nahrungsmittel, gegen Verfälſchung derſelben u. ſ. w. beſtrebt ſind, da wo die Selbſthilfe 
nicht ausreicht, im allgemeinen Intereſſe einzugreifen, ebenſo ſollte der Staat im eigenen Intereſſe, im 
Intereſſe der Erhaltung einer moraliſch und phyſiſch e Bevölkerung der Wohnungsfrage feine 
Aufmerkſamkeit zuwenden. 

Wenn durch das vorliegende Geſeg ein erſter Schritt, ein Verſuch zur Löſung dieſer wichtigen 
ſocialen Frage gemacht wird, jo iſt in der That das Opfer, welches der Staat zu bringen hat, ein ver ⸗ 
ſchwindend kleines. Eine auch nur geringe Beſſerung der gegenwärtig beſtehenden misslichen Verhältniſſe 
würde den etwaigen unbedeutenden Ausfall an Einnahmen durch die Erſparniſſe bei der Armen⸗ und 
Krankenpflege und an dem Aufwande, welchen die Gefangenhäuſer verurſachen, reichlich decken. Denn 
überall, wo Unterſuchungen über dieſe Frage gepflogen wurden, hat es ſich zur Evidenz ergeben, welchen 
wohlthätigen Einfluſs genügende und geſunde Wohnräume auf die Morbilität und Mortalität, ſowie auf 
die moraliſche Haltung der Bevölkerung ausüben. Es wäre ein ſchwerer Fehler, in einem Staate, in 
welchem man durch die Errichtung von Unfalls⸗ und Krankenkaſſen, durch Einführung einer eilfſtündigen 
Normalarbeitszeit, durch Verbot der Sonntagsarbeit mit der Reform der forialm Zuſtände beginnt, 
achtlos an dem Grundübel derſelben vorüberzugehen, und die Hoffnungen, die man an dieſe wohl- 
thätigen Einrichtungen knüpft, würden ſich in ſehr geringem Maße e wenn nicht die Vorbedin⸗ 
gung einer jeden Socialreform geſchaffen wäre. 


Wenn man weiß, welchen weſentlichen Antheil die ungesunden und übervölkerten Wohnungen an 
der Erkrankung der arbeitenden Claſſen haben, wie nachtheilig dieſelben auf den Verlauf auch einer durch 
Unfall herbeigeführten Krankheit wirken, fo kann man nicht leugnen, dafs die drückenden Auslagen, welche 
dieſe Inſtitutionen dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer auferlegen, weſentlich dadurch gemindert würden, 
dafs der Herd ſo vieler Erkrankungen möglichſt beſeitigt und die Krankheitsdauer in den einzelnen Fällen 
durch den Aufenthalt der Erkrankten in geſunden Wohnräumen herabgeſetzt wird. 


Und welche Vortheile ſoll dem Arbeiter die kürzere Arbeitszeit gewähren, wenn er die ihm nöthige 
Erholung nicht in ſeinem Heim finden kann, wenn ihm der Aufenthalt in einem Raume, wo oft die 
ganze Familie ſich aufhalten muſs, wo Kochen und alle anderen häuslichen Arbeiten verrichtet werden, 
verleidet wird, und er gezwungen iſt, feine freie Zeit in Wirtshäuſern und Brantweinſchänken zuzu⸗ 
N wie dies die in England abgehaltene Enquẽte klar dargelegt hat? 


Die Zahl der an dieſer Frage mehr oder weniger betheiligten Factoren iſt in Öfterreich ſowie in 
allen Ländern eine ſehr bedeutende. Nach der Volkszählung vom Jahre 1880 beträgt bei einer Geſammt⸗ 
bevölkerung von 22,144. 244 Einwohnern die Anzahl der ſelbſtthätigen Arbeiter ſammt ihren Angehörigen 
11, 225.912 Perſonen. In Deutſchland zählte man im Jahre 1882 bei einer Geſammtbevölkerung von 
45,22 2.113 Bewohnern 21.253.521 Arbeiter mit ihren Angehörigen. Obgleich das Verhältnis ſo ziemlich 
dem Stande in Oſterreich entſpricht, ift die Qualität der Arbeiter in Deutſchland der unſerigen überlegen, 
indem dort die unterſte Claſſe der Arbeiter, die Taglöhner und ihre Angehör bloß circa zwei Procent 
der Geſammtbevölkerung, das iſt 936.105 Perſonen, betragen. N 1 die Zahl derſelben 
circa acht Procent, das iſt 1,750. 150 erreicht. 


Das Einkommen dieſer Bevolkerungsclaſſen iſt ein fo bescheidenes, dafs man ohne Übertreibung 
behaupten kann, dass die große Mehrzahl nicht in der Lage iſt, die Koſten für eine entſprechende Wohnung 
aufzubringen, wobei ſelbſt bei den beſſer ſituürten Arbeitern, überall die Wahrnehmung gemacht werden kaun, 
das dieſelben geneigt find. eher für alle anderen Lebensbedürfuiſſe na zu machen, als für genügende, 
reinliche uud gefunde 5 ohnungen zu ſorgen. 8 
Hierzu tritt die Sicpergeftellte Thatſache, dafs, je geringer das Eintonmen, deſto höher das Erfordernis 
für Miete im Verhältniſſe zu jenem ſteht und daßs ſich dieſes ungünſtige Verhältnis am drückendſten 
in den großen ‚Shäbten 1 macht. Die Folge hievon üt, dass oft ganze Familien ſich mit einem 
mne beg 5 ‚beifelben: mod: . en werden. N 


a einen been Biamer gezählt, ee 1 Neefe bis zu einem Ein⸗ 
i d Seen Miete auf durchſchuittlich 24 7 Procent, während ſich dieſelben bei 
O Mat auf 1 9 Procent . ‚Be: ‚arehen Eikommen: ns auf 3°6 Be 
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In Wien finden wir 11¼ Procent fämmtlicher Wohnungen ohne Küche, beinahe 30 Procent enthalten 


außer der Küche einen Wohnraum und trotzdem beträgt bloß bei 14 Procent der Wohnungen der Mietzins f 


weniger als 100 fl. 


In den von der ärmeren Bevölkerung bewohnten Theilen Prags beſtehen 84 Brocent, in Reichenberg 
57 Procent, in Auſſig 66 Procent, in Eger 65 Procent, in Zizkow bei Prag 87 Procent iche N 


Wohnungen aus bloß einem Zimmer (nach Michler). 

Was das Verhältnis der Mietpreiſe zum Lohne der Arbeiter betrifft, ſo liegen leider wenig verläſs- 
liche Daten vor und könnte nur eine zuverläſſige Aufſtellung zahlreicher Gauapaftimgebahgete der arbeitenden 
Claſſen Klarheit in dieſe wichtige ſociale Angelegenheit bringen. 

In dem ſtatiſtiſchen Berichte der Wiener Handels- und Gewerbekammer vom Jahre 1885 finden wir 
zwar auf Grund der Angaben einiger Genoſſenſchaften ſolche Budgets zuſammengeſtellt. doch können die⸗ 


ſelben infolge der Schwierigkeiten bei derartigen Erhebungen und aus dem Grunde, weil dort nur Durch⸗ 


ſchnittsziffern angeführt werden, auf Verläſslichkeit keinen Anſpruch machen und wird jeder, der die 
Wohnungsverhältniſſe in Wien kennt, manche der Angaben über die Mietzinſe zu niedrig gegriffen finden. 

f So geben die Genoſſenſchaften an, daſs eine Arbeiterfamilie von drei Köpfen bei den Gürtlern mit 

einem Jahresverdienſt von 600 fl. an Miete 120 fl. entrichtet, die Tiſchler bei einem Einkommen von 730 fl. 

an Miete 144 fl., die Drechsler bei einem Einkommen von 995 fl. an Miete 150 fl. u. ſ. w. verausgaben. 


Dagegen hat der Gewerbeinſpector von Steiermark in ſeinem Berichte vom Jahre 1887 daukenswerte 


Erhebungen über die Haushaltungsbudgets einiger Arbeiterfamilien gepflogen, wobei derſelbe jedoch aus- 
drücklich bemerkt, daſs die Verdienſte dieſer Familien zu den lohnenderen gezählt werden müſſen. 


Ein Arbeiter in einer chemiſchen Fabrik in Graz verdient mit ſeiner Frau im Jahre 450 fl. und hat 
hievon vier Kinder zu erhalten, er bewohnt eine Hofwohnung, beſtehend aus Zimmer und Küche und zahlt 
89 fl. 4 kr. an Jahresmiete. 

Eine andere Arbeiterfamilie daſelbſt von fünf Berfonen mit einem Einkommen von 516 fl. zahlt für 
eine Wohnung mit Zimmer und Küche jährlich 108 A wobei dieſelbe ein Bett um 30 fl. jährlich vermietet, 
die im obigen Verdienſte eingerechnet ſind. a 

In 9 g bewohnt eine Arbeiterfamilie von vier Köpfen ein Zimmer mit Küche und zahlt bei einem 
Verdienſte von 572 fl. an Miete 96 fl. 

Aus dieser wenigen Beiſpielen möge erſehen eder welche Rolle die Wohnungsmiete in den Budget 
des Arbeiters fpielt! 

Wenn ſich die Wohnungsverhältniſſe der ärmeren Claſſen in Wien trotz der ausgebreiteten Bauthätig 
keit in den letzten 15 Jahren nicht weſentlich gebeſſert haben, ſo liegen hiefür theils Gründe allgemeiner 
Natur, theils ſolche, welche ſperiell in den öſterreichiſchen Beſteuerungsverhältniſſen kiegen, vor. 


Die Bauſpeculation wendet ſich mit großer Vorliebe dem Baue von Hänfern mit größeren Wohnungen 
zu, weil einerſeits der hohe Preis von Grund und Boden die Koſten der Wohngebäude ſehr verthenert und 


die Erbauung größerer beſſer gezahlter Wohnungen rentabler erſcheinen läſst, anderſeits aber und haupt⸗ 


ſächlich, weil die Verwaltung kleiner, für die Arbeiter beſtimmter Wohnungen eine weit mühevollere und mit 
größerem Riſico verbunden iſt, da die pünktliche Zahlung oder überhaupt der Eingang der Miete zweifelhaft 5 


iſt. Hiezu tritt noch, dafs die ganz enorme Mietſteuer vom Hausbeſitzer auch dann gezahlt werden mufs, wenn. 
die Zahlung der Miete unterbleibt und dass die Hereinbringung derſelben, welche ſchon bisher wegen des 


geringen Mobiliars des Mieters und der hohen Executionskoſten ſelten zu einem i Nee führte, ar das 


Geſetz vom 10. Juni 1887 weſentlich erſchwert wurde. 
Und deshalb tritt in Wien und auch in Auer größeren Städten der Monarchie die Erſchein 


Kung 
zutage, dafs, trotzdem eine Wohnungsnoth im allgemeinen daſelbſt nicht beſteht, speciell für die Bedürfufffe ö 
der arbeitenden Claſſen in ganz ungenügender Weiſe vorgeſorgt iſt. Daſs hier nicht die Gewährung eiuer 
allgemeinen zeitlichen Steuerbefreiung für längere Dauer Abhilfe ſchaffen kann, haben wir in Wien geſehen. 


Für die Gebäude, welche auf den ehemals fortifiratoriſchen Gründen errichtet würden, würde eine 30jahr 


Steuerfreiheit bewilliget. Der Nutzen, der ans derfelben gezogen wurde, fiel zumeiſt dem Ser n 


fonde zu, der dadurch in der Lage war, die Gründe um einen entſprechend Höheren Preiß 
bringen, anderſeits aber auch den Hausbeſitzern, die eben eine ewas e Mente aus a 
Braun als j jene, me al in ie m er wo; 


als die n e die 294 ee: Fonde hergeſtellt. würde 5 


932 der Beilagen zu den ftenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — X. Seſſion 1890. 7 


So wenig nun elne allgemeine zeitliche Steuerbefreiung geeignet iſt, die Bauthätigleit auf die Errich⸗ 
tung von Arbeiterwohnungen zu lenken, fo würde dieſelbe einen mächtigen Anſtoß erfahren, wenn eine 
ausgiebige Steuerbefreiung nur für eine geſetzlich vorgeſchriebene Art von Wohnhäuſern, welche den Bedürf- 
niſſen der Arbeiterbevölkerung entſprechen, gewährt würde. 

Allerdings müſſen auch anderſeits Cautelen geſchaffen werden, dass die Steuererſparniſſe dem Mieter 
zugute kommen und müſſen zur Erreichung dieſes Zweckes von geſezwegen die nöthigen Beſtimmungen 
getroffen werden. 

Das vom Ausſchuſſe vorgelegte Geſetz hat die im Wſprünglichen Antrage vorgeſchlagenen Begünſti⸗ 
gungen weſentlich eingeſchränkt, aber es kann trotzdem die Hoffnung ausgeſprochen werden, daſs bei Gewäh⸗ 
rung der im vorliegenden Geſetze enthaltenen, wenn auch ſehr mäßigen Steuerbegünſtigungen viele öffentliche 
Körperſchaften und private Gewerbeunternehmer den Anlass en werden, durch Erbauung geſunder 
a das Los ihrer Mitbürger zu verbeſſern. 


9.1 


Die Befknikrungen dieſes Paragraphen wurden vom Ausſchuſſe in mehrfacher Richtung abgeändert, 
und erfuhren die Begünſtigungen in zweifacher Richtung eine Einſchränkung. Einerſeits wurde der Kreis der⸗ 
jenigen, welchen bei Erbauung billiger Wohnungen Begünſtigungen zugewendet werden ſollen, weſentlich 
reſtringirt, und dieſelben überhaupt nur zugeſtanden, wenn die Wohngebäude ausſchließlich zur Vermietung 
an Arbeiter beſtimmt ſind: anderſeits wurde die Begünſtigung bloß auf die Nachſicht von der ſtaatlichen 
Haus zinsſteuer beſchränkt, während im urſprünglichen Antrage durch die Nichtvorſchreibung der Hauszins⸗ 
ſteuer auch der Entfall der Landes⸗ und Communalzuſchläge beabſichtigt war. Da aber im Ausſchuſſe mehr⸗ 
fache Stimmen laut wurden, daf3 viele Gemeinden nicht in der Lage ſeien, auf dieſe Einuahmsquelle zu ver⸗ 
zichten, zumal ihnen durch Erbauung ſolcher Häuſer namhafte Auslagen durch Herſtellung von Straßen und 
Canälen und Einführung von Waſſer⸗ und Lichtzuleitungen erwachſen könnten, ſo ſoll es dem Ermeſſen der 
Landes⸗ und Communalvertretungen überlaſſen bleiben, ob fie zur Förderung eines ſo eminent gemeinnützigen 
Zweckes anf ihr Recht, Umlagen einzuheben, San wollen. 


8. 2. 


Die Dauer der Steuerfreihelt wurde infolge der Erklärung der Regierung, dafs fie auf die im Antrage 
vorgeschlagene 30 jährige Steuerbefreiung nicht eingehen könne, auf 24 Jahre herabgeſetzt, ſo daſs gegenüber 
der gegenwärtig beſtehenden 12jährigen Steuerfreiheit für Neubauten die Dauer derſelben für Arbeiterhäuſer 
auf das doppelte erhöht und dieſe überdies laut §. 1 von der pprocentigen Steuer von ſteuerfreien Gebäuden 
e der Leit der e befreit et 


Eines der wichtigſten Mittel zur Göcderung des durch dieſes Geſetz angeſtrebten Zweckes iſt die 
Gewährung eines billigen Hypothekareredites und ſehen wir, dafs auch dieſe Erkenntnis in England, wo der 
Finanzminiſter ermächtigt iſt, den Erbauern billiger Wohnhäuſer Darlehen mit 3 Procent zu gewähren, 
und in Frankreich wo der Crédit foncier einen größeren Betrag zu einem niedrigen Fuße ſolchen Unterneh⸗ 
mungen zuzuwenden. beabfichtigt, platzgegriffen hat. Bei uns iſt das Einkommen des Gläubigers aus den 
Zinſen eines Darlehens auf ſteuerfreie Häuſer mit einer 10procenfigen Staatsſteuer, welche durch Zuschläge 
auf 13— 18 Prycent ſteigt, belegt. Nun iſt es aber allgemein bekannt, daſs dieſer Steuerbetrag niemals vom 
Gläubiger; ſondern ſtets vom Hypothelarſchuldner entrichtet wird, jei es, daſs derſelbe im Darlehensvertrage 
die Werfüchtung Fur Zahlung ausdrücklich überninemt, ſei es, daſs die Zinſen um den Betrag der Steuer 
erhöht werden. Dieſe Umwälzung der Steuer findet darin ihre natürliche Begründung, weil dieſelbe bei nicht 
ſteuerfreien Häuſern nicht zu eutrichten iſt, weil der Schuldner vou feinem Abzugs rechte niemals Gebrauch 
macht, und daher jeder Darlehensgeber die Belehnung ſteuerfreier Objecte unter für ihn ungünſtigeren Bedin⸗ 
gungen ablehnen würde. Die Erbauung von Ardeizerhäuſern in größerem Maßſtabe hat aber die Gewährung 
Billiger. Darlehen nach den überall geſammelten Erfahrungen zur Vorausſetzung und au es an des 
Staates, ele ee ai Sa ei) Einer. Anden en zu N * 


APR dice Geſeges ae Abeltnten Bevölkerung nicht nur bülige 1 auch 


hungen zu bieten, 6 wurd iejein. Paragraphe die Beſtimmung aufgenommen, dass Gebäude, 
eit enth inter Str Penvberfläche liegen, von der Stenerfreiheit ausgeſchloſſen 
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find. Ein Verbot der Benäging der Selerwoöhnungen ſcheint 11 95 nothwendiger, als 4 in vielen 
Staten feuchte, geſundheitsſchädliche Kellerräume von der ärmeren Bevölkerung bewohnt werden; jo 
beſtehen in Wien 728, in Prag ſammt Vororten 1741 Kellerwohnungen, und ebenſo iſt die Zahl derartiger: 
Wohnungen in anderen größeren Städten die Urſache nicht nur der großen Mortalität unter der ärmeren 
Bevölkerung, ſondern dieſe Aufenthalte bilden den eigentlichen Herd der meiſten anſteckenden a 


8.5. 


Die e Sen der urſprünglichen §8. 4 und 5 wurden vom Ausſchaſe in der Art 
gemildert, daſs einerſeits die Beſchränkung der Anzahl der Wohnungen auf 4 in 3 Geſchoßen fallen gelaſſen 
und anderſeits der Minimalflächenraum der einzelnen Wohnung von 54 Quadratmetern auf 40 Quadrat- 
meter herabgeſetzt, dagegen aber das Maximum der verbauten Fläche von 150 Quadratmetern auf 250 Qua⸗ 
dratmeter erhöht wurde. Die Erwägungen, welche den Ausſchuſs bei dieſen Beſtimmungen leiteten, gingen. 
dahin, dafs eine zu große Beſchränkung der Ausdehnung der zu erbauenden Arbeiterhäuſer den Bau der⸗ 
ſelben vertheuern und insbeſondere in größeren Städten die Erbauung kleiner Häuſer mit wenigen Wohnungen 
wegen der hohen Grundpreiſe erſchweren würde. Anderſeits aber hielt man die Feſtſetzung einer Maximal⸗ 
größe der Häuſer geboten, um nicht die Erbauung von Arbeiterkaſerneu, die in ſanitärer und ſittlicher Bezie 
hung ſich nach den gemachten Erfahrungen an vielen Orten nicht bewährt haben, zu fördern. Pe 


Das Minimalaus maß von 40 Quadratmetern für eine Wohnung entſpricht i im allgemeinen den Bedürf- 
niſſen einer Arbeiterfamilie, indem auf einen ſolchen Flächenraum eine Wohnung mit 1 Zimmer, 1 Cabinet 
und 1 Küche hergeſtellt werden kann. Es ſoll hiebei allerdings nicht überſehen werden, daſs auch in fo 

diſponirten Wohnungen eine Überfüllung ſtattfinden kann, aber dies zu verhindern iſt Sache der Sanitäts- 
polizei; doch wird dieſe Aufgabe derſelben, welche jetzt auf unüberwindliche Schwierigkeiten ſtößt, weil eben 
keine paſſenden, geſunden Arbeiterwohnungen zu billigen Mietzinſen in genügender Zahl zur Verfügung 
ſtehen, dadurch weſentlich erleichtert werden, wenn durch die Erbauung zahlreicher Arbeiterhäuser die au 
lichkeit geboten wird, bei vorgenommenen eee paſſende e zu finden. 


8. 6. 


Es iſt eine ſchwierige Aufgabe, ein Geſetz, welches beabſichtigt, N fur die Erbauung von 
Arbeiterhäuſern zu gewähren, jo zu conſtruiren, dafs dieſelben thatſächlich den arbeitenden Claſſene rd nn 
den Erbauern oder Eigenthümern der Häuſer zuſtatten kommen. 


Am dies zu erreichen, erſcheint es nothwendig, den Mapimalpreis der Miete feftgufegen;, ledoch in 1 be 

Art, dass das größere oder geringere Wohnungsbedürfnis der einzelnen Mietparteien ſeine Befriedigung 

finden kann. Deshalb wurde auch nicht ein fixer Mietzins zur eg in ſondern der nicht über · 
ſchreitbare Preis eines Quadratmeters Wohnraum. 


Der Preis muſste mit Rüdficht auf die längere Steuerfreißeit 255 Wohnräume in der Art ſeſteſebt 
werden, daſs bei einfacher Conſtruction der . ein Ertrag erzielt werden Ai ber eine mäßige. 


Verzinſung des inveftirten Capitales fichert. 


Nachdem einerſeits der Grund und Boden in bevölkerten Städten und Oesch in der Regel ein 
theurer iſt, die Baukoſten ſich in dieſem auch höher ſtellen, ſo wurden auf Grundlage mehrfacher Erhebungen 
drei Kategorien angenommen, und fällt in die erſte derſelben Wien nebſt Umgebung mit einem Satze von 
1 fl. 75 kr., in die zweite alle Orte mit einer Einwohnerzahl von mehr als 10.000 mit einem Satze von 
1 fl. 15 kr., in die dritte alle anderen Orte mit einem Satze von 80 kr. für den Qunbratmeter Wohnraum 2 


Es würde aſſo beiſpielsweiſe eine Arbeiterwohnung in Wien und Umgebung im Ausmaße von 
40 „ 1 aus ei Anime und 1 . eine aende in Brünn 4 jo und eine . 
. 15 0 


— 1 werden, 9 795 die Sate! die Mashup m 5 — n And dass Er 0 h die e mene 
unter denſelben halten, entweder ein Bedürfnis zur Erbauung ui ee it woll . 
dic der Preis nach den daſelbſt herrſchenden Mietzinſen reguliren 8 

Um den Effect der durch vieſes Geſetz gewährten Begzünſtigung zu beurtheilen, nie 
im Wien zu erbauenden Arbeiterhauſes dienen. 
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Das Wohnhaus würde eine e Flache von 250 Quadratmetern einnehmen und vermietbare 
Wohnräume im Ausmaße von 180 Quadratmetern in jedem Stockwerke enthalten. Angenommen, daſs 
Parterre und zwei Stockwerke hergeſtellt werden, würde die e der vermietbaren Räume 
3 * 180 = 540 Quadratmeter betragen. 


An Zins wäre ſonach 1 fl. 75 kr. nebſt 97 Procent für Zins⸗ und Schulkreuzer, das iſt 16˙1875 kr, ö 
im ganzen 1 fl. 9171875 kr. per Quadratmeter zu berechnen. 


Die Herſtellungskoſten eines derartigen, einfach gebauten Hauſes einſchließlich der Grunderwerbung 
betragen 14.000 fl. und würde ſich das Bruttoerträgnis desſelben bei 540 Quadratmetern X 1 fl. 911875 5 
auf 1032 fl. 41 kr. ſtellen. 


Bei einem ſolchen Hauſe in voller Steuer find vom Bruttozins per . 1032 fl. 41 kr. 


in Abzug zu bringen: 4009 Procent von 945 fl., das iſt. . . . 397 fl. 75 kr. 
für Erhaltung, Beleuchtung u. |. w. e e e e BO ig: - BAT NIE, 
wonach ein Nettoertrag von . . Asus . . . 434 fl. 66 kr 


Vera welcher eine Verzinſung des inveſtirten Capitals mit 3 46 Procent ergibt. 


Bei Neubauten mit zwölfjähriger Steuerfreiheit tritt eine Erſparnis von 18˙4167 Brocent, gleich 
174 fl. 4 kr. pro anno durch 12 Jahre ein, welche zu 5 Procent discontirt einen Capitalswert von 1542 fl. 
56 kr. repräſentiren. 


Wird unn dieſer Betrag vom Werte des a mit 14. 000 fl. in Abrechnung gebracht, ſo reducirt 
ſich derſelbe auf 12.457 fl. 44 kr. und ſtellt ſich bei dem gleichen Ertrage von 484 fl. 66 kr. die Verzinſung 
auf 3 89 Procent. 


5 Das Erſparnis an Steuer, welches 1 119 dieſes Geſetz erzielt wird, beträgt 22°667 Procent von 
945 fl. durch 24 Jahre im Capitalswerte von 2941 fl. 59 kr. und würde ſich demnach das Haus auf 
11.058 fl. 41 kr. ſtellen und eine Verzinſung von 438 Procent ergeben. 


Unter gleichen Verhältniſſ en würde demnach ein Haus im Sinne dieſes Geſetzes dauernd 0˙49 Pro⸗ 
cent mehr als ein Haus mit der gegenwärtigen zwölfjährigen Steuerfreiheit und 0'92 Procent mehr als ein 
voll beſtenertes Haus tragen. 


8. 7. 


Damit ein Miſsbrauch bei der Erzielung der durch biefes Geſetz gewährten Begünſtigungen hint⸗ 
. angehalten werde, wird die ſofortige Entziehung derſelben in jenen Fällen ausgeſprochen, in welchen der 
Beſitzer die Wohnungen zu anderen Zwecken vermietet, als im $: 1 vorgeſchrieben tft, die Gebäude entgegen 
der Beſtimmungen des $. 4 hergestellt find oder das im 9. 5 feſtgeſetzte Ausmaß nicht eingehalten wurde. 
Wenn jedoch der Mietzins die im §. 6 feitgejegte Grenze überfteigt, wird in den erſten zwei Fällen bloß mit 
einer Geldstrafe vorgegangen, während das drittemal die Erlöſchung der Begünſtigungen eintritt. 


3 Dieſe mildere Praxis empfiehlt ſich deshalb, weil es ohne Abſicht des Vermieters aus Irrthum geſchehen 
kann, dass die Berechnung des Mietzinſes eine unrichtige und zu hohe it und es in einem ſolchen Falle eine 
8 N we ie mit der TEN der n gewährten Steuerbegünſtigung vorzugehen 


3 8. 


ö Die eesti der Gesa in Wegürſigungen Et jene Bauten, welche im Sinne dieſes 
Geſetzes binnen zehn Jahren errichtet werden, wird dahin motivirt, "dafs in dieſem Zeitraume die Nützlichkeit 
und Erſprießlichkeit dieſer Erleichterungen erprobt werden ſollen und kann wohl nicht gezweifelt werden, das, 
wenn ein günſtiges Reſuktat innerhalb dieſes Zeitraumes erzielt wird, gegen eine Verlängerung des Termins 

oder gegen dus n. lich sen: eines ein . ſeitens der e Factoren nicht 
plapgreifen wird. Ba, 


8 


E [ verſtir i liche Bestimmung, dass durch bieſes Geſet die durch das > vom 1.25. wir ı 1880 
” want St enerfrelheit von Nen“, Ju- und Umbanten nicht alterirt wird. 


10 3 tögr. Wiiotitien bes krbgebrbusteahant 


1 ü X. Seſſen 1990 5 ; 


= 8.10 


enthält die Bolgapsclaufel, 
Der Steuerausſchuſs erlaubt ſich demnach den Antrag; zu ſtellen 
Das hohe Abgeordnetenhaus wolle: 

1. dem angeſchloſſenen Geſetzentwurfe ſeine Zustimmung ertheilen, 


2. die Petitionen des Gemeinderathes der Landeshauptſtabt Graz (Nr. 2136 ex 1657 und des. 
i „gemeinnützigen Vereines zur Erbauung . Wohnungen in Brünn“ 5 2102 ex 22) ala erlebigt 
erklären. 


Bien, 4. Gebruar 1890. 


Br. Poklukar, 


Obmann. 


Mauthner, 
Berichterſtatter. 
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Beotölöen des Ages rbnetenhanfes. — X. Seſſun 1890. 


Gele 


| beireffenb 


Beoinfigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


Mit Zuſtamung beider Stufe des Reichsrathes fine Ich e 
wie e 
9.1. 


Von der auf dem fatjerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach 8. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer ſind nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des 8. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be- 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
schließlich an Arbeiter vermietet zu werden, und den⸗ 
felben gefunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 
ga) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 
bh) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 
c) von Arbeitgebern für Arbeitnehmer errichtet 
werden. 


8.2. 5 
Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Beitpumtte t der Vollendung des Gebäudes. N 


ö. 3. 


N or den Ziuſen der auf diefen Gebäuden Haf- 
: benden Kaufſchillingsreſte und Hypothelarſchuldforde · 
rungen find während der Dauer der Steuerfreiheit 
8 derſelben keinerlet Steuern zu entrichten. 


12 982 ber Beladen zu den hesse Benlilen bes Mügesshmetenhanufeh, 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, find von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. N 


8.5. 

Der Flächenraum einer einzelnen Wohnung darf 
nicht weniger als 40 m?, die verbaute Fläche des 
ganzen Gebäudes nicht mehr als 250 m? betragen. 

8. 6. 

Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
Wohnungsraum darf höchſtens betragen: 

a) in Wien und in den Ortſchaften ſeiner Umge⸗ 
bung, welche nach dem Geſetze vom 9. Februar 
1882, R. G. Bl. Nr. 17, der Hauszinsſteuer 
von 26/ Procent des ſteuerbaren, reinen 
Zinsertrages unterliegen, einen Gulden 75 kr. 
5. W.; 

b) in Orten mit mehr als 10 000 Einwohnern 
einen Gulden 15 kr. ö. W.; 

e) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 7. N 
Die Außerachtlaſſung einer der Beſtinmmungen 
der 88. 1, 4 und 5 dieſes Geſetzes hat die Erlöſchung 
der in demſelben gewährten Begünftigungen zur Folge. 
Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
$. 6 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, ſo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Aberſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das zehnfache des zu viel eingeho⸗ 
benen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſölchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, fo 
erlöſchen die durch dieſes W e Pen 
gungen. 
88. 


Die Begünftigungen dieſes Geſetzes haben far je jene 
Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des zehnten 
Jahres nach Beginn der „ an fertig 
geſtelt a e 5 
9. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge- 

N {eben vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, be⸗ 
treffend die Steuerfreiheit von Neu-, Bir und. Um- 

bauten unverändert in N re. 


8. 10. f 


Fun Mit dem. Vollzüge dieſes Gefeßes ſind der 
„Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf- 
tragt. 


Abschnitt 12: 


Antrag vom 16. April 1891 betreffend Begünstigungen für 


Neubauten mit Arbeiterwohnungen 


Ausschussbericht vom 7. Juli 1891 


Debatte vom 10. bis 13.Oktober 1891 


Beschluss des Herrenhauses vom 19. Dezember 1891 


Debatte im Abgeordnetenhaus am 8. bis 22. Jänner 1892 


Ausschussbericht des Herrenhauses vom 27. Jänner 1892 


Beschluss des Herrenhauses vom 30. Jänner 1892 


Allerhöchste Sanktion am 15. Feber 1892. 


— 


22 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seſſion 1891. 1 


Antrag 


der 


Abgeordneten Mauthner, Winterholler und Genoſſen. 


— 


Das Hohe Haus wolle beſchließen: 


. 1. Dem beiliegenden Geſetzentwurfe, betreffend Begünſtigungen für Neubanten mit Arbeiterwohnungen 
wird die Zuſtimmung ertheilt. 


2. Dieſer Antrag wird einem KAusſchuſſe von 24 Mitgliedern zur Berathung und Ankragſtellung 
zugewieſen. 5 


Wien, 16. April 1891. 


Terſch. Mauthner. 
Neuwirth. Winterholler. 
Dr. Schaup. Dr. Habermann. 
Dr. Menger. Dr. Exner. 
Schwegel. Dr. Marchet. 
Wrabetz. Suttner. 
Popper. Schier. 
Dr. Vielguth. Colbacher. 
Dr. Jaques. Dr. Hallwich. 
Teicheck. Siegmund. 
Zedtwitz. Bendel. 
Dr. Plener. Dr. Sueß. 
Dr. Haaſe. Dr. Beer. 
Joh. Haaſe. Dr. Polak. 
Dr. Rainer. Hielle. 
Dr. Sommaruga. Widmann. 
Dr. Groß. Dr. Rufe. 
Schwab. Dumreicher. 
Lubich. Tauſche. 
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— Uüj 1 


. 


Geſe tz 
vom 


belreffend 5 


Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 
8. l. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſtener, ſowie 
von der nach 8. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer ſind nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des 8. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be- 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden, und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 
a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 
b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 
e) von Arbeitgebern für Arbeitnehmer errichtet 
werden. 


8.2. 
Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 30 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 
8.8, 


Von den Zinſen der auf dieſen Gebäuden haf⸗ 
tenden Kaufſchillingsreſte und Hypothekarſchuldforde⸗ 
rungen ſind während der Dauer der Steuerfreiheit 
derſelben keinerlei Steuern zu entrichten. 


1* 


22 der Beilagen zu beit ſtenogr. Prökököllen des Abfebrenetenhunſes. XI. Seſſion 181. 


8. 4. 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, find von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


8.5. 


Der Flächenraum einer einzelnen Wohnung darf 
nicht weniger als 40 m’, die verbaute Fläche des 
ganzen Gebäudes nicht mehr als 250 m” betragen. 


8. 6. 
Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
Wohnungsraum darf höchſtens betragen: 
a) in Wien einen Gulden 75 kr.; 
b) in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
einen Gulden 15 kr. ö. W.; 
e) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 7. 

Die Außerachtlaſſung einer der Beſtimmungen 
der 88. 1, 4 und 5 dieſes Geſetzes hat die Erlöſchung 
der in demſelben gewährten Begünſtigungen zur Folge. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
F. 6 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, fo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel eingeho⸗ 
benen Zinſes beträgt; tritt der Fall eiuer ſolchen 


berſchreitung jedoch zum drittenmale ein, fo 


erlöſchen die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen. 
8.8. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für jene 
Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des zehnten 
Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben fertig 
geſtellt find. 

8.9. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, be⸗ 
treffend die Steuerfreiheit von Neu⸗, Zu⸗ und Um⸗ 
bauten unverändert in Geltung. 


8. 10. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf⸗ 
tragt. 
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Haus der Abgeordneten. — 4. Sitzung der XI. Seffion am 20. April 1891. 


zweiten Leſung in den Sitzungen am 21., 24. und 
26. März 1879 auf das wärmſte zu vertreten. 
Wenn nach dem Geſagten als eine Haupt- 
aufgabe für den einzuſetzenden Ausſchuſs die Feſt⸗ 
ſtellung der Rechte und Pflichten der oberſten 
Controlbehörde in ihrem Zuſammenhange 
mit der Reichs vertretung hingeſtellt werden kann, 
ſo muf3 es für denſelben als eine weitere Aufgabe be- 
zeichnet werden, in dem auszuarbeitenden Geſetzent⸗ 
wurfe dafür Sorge zu tragen, daſs darin die noth- 
wendigen Beſtimmungen für die Gewährleiſtung 
der vollſtändigen Unabhängigkeit dieſer 
Controlbehörde getroffen werden. 

Inwiefern mit der Reorganiſation der oberſten 
Controlbehörde des Rechnungsweſens in Oſterreich auch 
eine Umgeſtaltung der unteren Rechnungs⸗ 
und Controlbehörden zu verbinden ſein wird, 
oder ob die beſtehende Organiſation der Rechnungs⸗ 
und Fachrechnungsdepartements unverändert beizube- 
halten ſein wird, das wird Sache der eingehenden Erwä⸗ 
gung im Ausſchuſſe unter der thätigen Mitwirkung der 
Regierung ſein müſſen. Es wäre daher verfrüht, betreffs 
dieſes höchſt wichtigen Punktes in dieſem Stadium 
der Berathung dem einzuſetzenden Ausſchnſs irgend 
eine Directive geben zu wollen. 

Bezüglich eines Punktes jedoch glaube ich dem 
hohen Hauſe eine kurze Begründung ſchuldig zu ſein, 
und zwar darüber, warum die Antragſteller dem 
hohen Haufe die Einſetzung eines eigenen Aus⸗ 
ſchuſſes empfehlen und ſich nicht damit begnügt 
haben, den Antrag zu ſtellen, die Regierung aufzufor⸗ 
dern, diesbezüglich einen Geſetzentwurf vorzulegen. 

Der Grund hiefür liegt darin, daſs bezüglich 
des Gegenſtandes, um den es ſich hier handelt, bereits 

-ein reiches Material in den Acten des Abgeordneten⸗ 
hauſes vorhanden iſt, zu welchem ſowohl die Regie⸗ 
rung als auch das Haus ſelbſt reichliche Beiträge ge⸗ 
liefert haben. Die Regierung iſt hiebei durch eine 
eigene Vorlage eines Geſetzentwurfes und das Haus 
durch Geſetzentwürfe vertreten, die aus deſſen Initiative 
und ſeiner gründlichen Berathung hervorgegangen 
find. Es iſt demnach die Hoffnung wohl nicht unbe⸗ 
rechtigt, daſs durch die Einſetzung eines eigenen Aus⸗ 
ſchuſſes am eheſten das Ziel erreicht werden 
dürfte, um eine Lücke der Geſetzgebung auszufüllen, 
die ſchon fo lange beſteht, als conſtitutionelle Ein- 
richtungen in Oſterreich überhaupt vorhanden ſind. 
Allerdings wird hiebei auch von der Vorausſetzung 
ausgegangen, daſs die Regierung und insbeſondere 
der Finanzminiſter die Arbeiten des Ausſchuſſes durch 
kräftige Mitwirkung unterſtützen werden. Denn die 


oberſte Controlbehörde wird ihre controlirende 


Function nicht nur für die Reichs vertre⸗ 
tung, ſondern auch für die Staatsverwaltung 
auszuüben haben, und wie für den Reichsrath aus 
ſeinem verfaſſungsmäßigen Rechte, die Prüfung der 
Finanzgebarung zu pflegen, die Pflicht der gewiſſen⸗ 


haften und richtigen Controle entſpringt, fo ergibt 
ſich für die Regierung vermöge der auf ihr laſtenden 
Verantwortlichkeit das lebhafteſte Intereſſe für den 
Beſtand einer wirkſamen Controle. 

Wenn nun das Abgeordnetenhaus durch ſeinen 
Ausſchuſs und die hohe Regierung durch ihre Organe 
zuſammenwirken, um die richtige Organiſation zu 
ſchaffen, welche die oberſte Controlsbehörde in den 
Stand ſetzen ſoll, allen an dieſelbe zu ſtellenden An⸗ 
ſprüchen des Reichsrathes und der Staatsverwaltung 
zu genügen, ſo kann dieſes Zuſammenwirken vielleicht 
am meiſten dazu beitragen, die Schwierigkeit der Er: 
ledigung eines Gegenſtandes zu überwinden, deſſen 
parlamentariſche Berathung im Abgeordnetenhauſe, 
der erſte Berichterſtatter für denſelben mit der Citirung 
eines Ausſpruches eingeleitet hat, welcher bei der Be⸗ 
handlung derſelben Angelegenheit im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe gemacht worden iſt und welcher lautete: 
„Es haben uns wohl ſehr häufig intereſſan— 
tere, ſelten aber wichtigere und noch ſeltener 
ſchwierigere Gegenſtände vorgelegen, als. 
der gegenwärtige.“ (Sehr gut! linke.) 

Das hohe Haus kann an dem Beginne der neuen 
Seſſion ſeine Thätigkeit nicht zweckmäßiger einleiten, 
als indem es dafür ſorgt, dafs das Rechnungsweſen 
auf den verfaſſungsmäßigen Boden geſtellt und ein 
Geſetz geſchaffen werde, welches ebenſo ſehr im In⸗ 
tereſſe der Reichsvertretung, wie im Intereſſe der Re⸗ 
gierung gelegen iſt. 

Von dieſem Standpunkte aus empfehle ich Ihnen, 
meine Herren, die Annahme des Antrages, welcher 
lautet (liest): 


„Das hohe Haus wolle beſchließen: 


„Es ſei ein Ausſchuſs von 15 Mit⸗ 
gliedern aus dem ganzen Hauſe zu 
wählen und zu beauftragen, einen Ge⸗ 
ſetzentwurf, betreffend die Stellung 
und den Wirkungskreis des Staats⸗ 
rechnungshofes vorzulegen.“ (Beifall 
links.) 


Präſident: Wünſcht noch jemand zu dieſem 
Gegenſtande zu ſprechen? (Niemand meldet sich.) D 
dies nicht der Fall iſt, erkläre ich die Debatte fü 
geſchloſſen und erſuche jene Herren, welche de 
Antrage auf Zuweiſung dieſes Gegenſtandes an ein /n 
aus dem ganzen Haufe zu wählenden Ausſchuſs 
15 Mitgliedern zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieft.) 
Der Antrag iſt angenommen und ſomit der G 
ſtand erledigt. Die Wahl dieſes Ausf 
werde ich auf die Tagesordnung einer der ne 
Sitzungen ſtellen. 

Wir kommen nun zu dem nächſten Gegen⸗ 
ſtande der Tagesordnung, das iſt die er ſte 
Leſung des Antrages der Abgeordneten 
Mauthner, Winterholler und Genoſſen, 
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betreffend Begünſtigungen für Neubauten 
mit Arbeiterwohnungen (22 der Beilagen). 

Der Herr Abgeordnete Winterholler hat ſich 
zur Begründung dieſes Antrages das Wort erbeten; 
ich ertheile ihm dasſelbe. 


Abgeordneter Winterholler: Hohes Haus! 
In Verhinderung meines Collegen Mauthner er- 
laube ich mir, dem Antrage auf formelle Behandlung 
dieſes Gegenſtandes einige Worte vorauszuſenden. 

Unſer Antrag iſt kein neuer. Bereits in 
der IX. Seſſion hat der Herr Abgeordnete Port⸗ 
heim einen Antrag eingebracht, dahingehend, die 
Regierung möge eine Geſetzesvorlage einbringen, 
betreffend Begünſtigungen in Bezug auf Steuer⸗ 
befreiung von Arbeiterwohnungen. 

In der 27. Sitzung der X. Seſſion haben wir 
einen Antrag eingebracht, welcher dasſelbe Ziel ver- 
folgte, der aber einen Geſetzentwurf zum Gegenſtande 
hatte, welcher in der 101. Sitzung der vorigen 
Seſſion dem Steuerausſchuſſe zur Berichterſtattung 
überwieſen worden iſt. Der Steuerausſchuſs hat 
dieſer Aufgabe inſofern genügt, als lange vor 
Schluss der Seſſion ein Antrag vorlag, welcher aller⸗ 
dings unſerem ſeinerzeit geſtellten Antrage nicht voll⸗ 
kommen eutſprach. Es war in Ausſicht genommen, 
denſelben auf die Tagesordnung der erſten Sitzung in 
dieſem Jahre zu ſtellen. Die Auflöſung des Abgeord⸗ 
netenhauſes machte jedoch die Berathung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes unmöglich. Wir haben nun den Antrag in 
der Form vorgelegt, die über unſeren Antrag in der 
letzten Seſſion im Steuerausſchuſſe beſchloſſen worden 
iſt. Er iſt lange nicht mehr dasjenige, was wir in 
früherer Zeit beantragt haben. Es ward eben dem 
Antrage kein günſtiges Geſchick zutheil; er fand hier 
ſchon bei ſeiner Begründung bei einem Theile des 
hohen Hauſes keine freundliche Aufnahme. Auch die 
Regierung trat unſerem Antrage nicht fördernd 
entgegen. Derſelbe muſste demnach bedeutend abge⸗ 
ſchwächt werden, und um diefen Gegenſtand überhaupt 
wieder ins Haus zu bringen und um irgend ein 
Reſultat unſerer Beſtrebungen zu erzielen, haben wir 
uns mit demjenigen begnügt, was der Steueraus⸗ 
ſchuſs — wahrſcheinlich mit Zuſtimmung der 
Regierung in der vorigen Seſſion zuſtande 
gebracht hat. 

Es handelt ſich jetzt nur mehr um eine Steuer⸗ 
begünſtigung für Neubauten, welche zur Unterbringung 
von Arbeiterwohnungen beſtimmt ſind, und zwar 
lediglich um eine Steuerbefreiung, nicht um eine Ge⸗ 
bürenbefreiung, wie wir ſie in Ausſicht genommen 
hatten, weil wir ſeinerzeit mehr verfolgten, als die 
Vermietung der Wohnungen, nämlich auch die Mög⸗ 
lichkeit, dafs der Mieter auf billige Weiſe ein Haus 
erwerbe. 

Ich bitte das hohe Haus, dem vorliegenden 
Antrage wenigſtens in dieſer Form zuzuſtimmen. 


Ich Hoffe, dafs auch die Regierung, der ja heute 
ein Mann als Mitglied angehört, welcher auf dem 
Gebiete der Socialreform wiederholt thätig war, 
ferner auch noch ein anderes Mitglied, welches in 
einer früheren Stellung ähnliche Beſtrebungen wärm⸗ 
ſtens unterſtützt hat, dem Antrage wohlwollend ent- 
gegenkommen wird. 


Ich bitte alſo das hohe Haus, den Antrag, 
welchen wir geſtellt haben, einem aus dem ganzen 
Haufe zu wählenden Ausſchuſſe von 24 Mit- 
gliedern zuzuweiſen. ̃ 


Präfident: Wünſcht noch jemand zu dieſem 
Gegenſtande zu ſprechen? (Niemand meldet sich) Da 
dies nicht der Fall iſt, ſo erkläre ich die Debatte für 
geſchloſſen. 

In formeller Beziehung beantragen die Herren 
Mauthner, Winterholler und Genoſſen, dafs ihr 
Antrag einem Ausſchuſſe von 24 Mitgliedern zur 
Berathung und Antragſtellung zugewieſen werde. Ich 
erſuche diejenigen Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht). Dieſer Antrag 
iſt angenommen und ich werde die Wahl des be- 
treffenden Ausſchuſſes auf die Tagesordnung einer 
der nächſten Sitzungen ſtellen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tages ord- 
nung iſt die erſte Leſung des Antrages des 
Abgeordneten Ritter v. Czecz und Genoſſen, 
betreffend die Reviſion des Thierſeuchen⸗ 
geſetzes vom 29. Februar 1880 (23 der Bei- 
lagen). 

Wünſcht der Herr Antragſteller das Wort? 

(Abgeordneter Ritter v. Cx ee meldet sich.) 

Der Herr Abgeordnete Ritter v. Czecz hat das 
Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Czecz: Hohes Haus! 
Zur Einbringung meines Antrages auf Reviſion des 
an und für ſich recht brauchbaren und guten öſter⸗ 
reichiſchen Veterinärgeſetzes bewogen mich Gründe, 
die theilweiſe außerhalb der Sphäre dieſes Geſetzes 
liegen und deshalb vielleicht einer kurzen Darſtellung 
bedürfen. 

Zunächſt waren es Rückſichten auf den Handel 
und den Viehverkehr mit dem Auslande. Wie männig⸗ 
lich bekannt, ſind die Viehſeuchen und die einſchlägigen 
Geſetze in jüngſter Zeit geradezu zum Kampfmittel 
geworden, um den Viehverkehr mit dem Auslande 
einzuſchränken, in ähnlicher Weiſe wie es die Tarife 
ſind, und es herrſcht leider im Auslande eine durch⸗ 
aus falſche Anſchauung über die diesbezügliche öſter⸗ 
reichiſche Geſetzgebung, welche irrige Meinung ſogar 
in officiellen ausländiſchen Enunciationen zum Aus⸗ 
drucke gelangt iſt; ich will bei dieſer Gelegenheit nur 
die engliſche animal ordre vom 22. September 1886 
und das deutſche Weißbuch vom Jahre 1889 erwähnen, 
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9. Erſte Leſung des Antrages des Abge⸗Jaques und Genoſſen wegen Abänderung der 
ordneten Tilser und Genoſſen auf Ab- [Reichsrathswahlordnung und des Geſetzes 
änderung der Reichsrathswahlordnung (43 füber die Geſchäftsordnung des Reichsrathes 
der Beilagen). (51 der Beilagen). 

10. Erſte Leſung des Antrages des Abge⸗ 17. Erſte Leſung des Antrages des Abge— 
ordneten Dr. Edlen v. Plener und Genoſſenf ordneten Morré und Genoſſen, betreffend 
bezüglich der Einführung der directen [die Erlaſſung eines neuen Stempel- und Ge⸗ 
Wahlen in den Landgemeinden (44 der Bei-[bürengeſetzes (53 der Beilagen). 
lagen). 18. Erſte Leſung des Antrages des Abge— 

11. Erſte Leſung des Antrages des Ab-jordneten Ka iſer und Genoſſen, betreffend 
geordneten Wrabetz und Genoſſen wegen die Regelung des übertragenen Wirkungs- 
Reviſion der Concursordnung und die Ver- kreiſes der Gemeinden (64 der Beilagen). 

19. Erſte Leſung des Antrages des Abge- 
ordneten Kaiſer und Genoſſen, betreffend 
die Reform der Landpoſtverhältniſſe (55 der 
Beilagen). 

Zur Tagesordnung hat fi) der Herr Abge- 
ordnete Mauthner das Wort erbeten; ich ertheile 
ihm dasſelbe. 


des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 über 
Cridatare (88. 199 f und 486) bei Reviſion 
des Strafgeſetzes (45 der Beilagen). 

12. Erſte Leſung des Antrages des Ab⸗ 
geordneten Kaftan und Genoſſen, betreffend 


und Koſtenvoranſchlages für die Erbauung 
des Donau-Moldau⸗Elbecanals (47 der Bei- 
lagen). 

13. Erſte Leſung des Antrages des Ab- 
geordneten Dr. Hofmann⸗Wellenhof und Ge⸗ 
noſſen, betreffend den Entwurf eines Geſetzes 
gegen die Bildung von Cartellen (#9 der 
Beilagen). 

14. Erfte Leſung des Antrages der Ab- 
geordneten Edlen v. Burgſtaller, Luzzatto 
und Genoſſen wegen Abänderung des Ge— 
bäudeſteuergeſetzes vom 9. Februar 1882, 


Abgeordneter Mauthner: Als Antragſteller 
R. G. Bl. Nr. 17, in Rückſicht auf die 15 Präſident: Diejenigen Herren, welche mit dem 


des Antrages, betreffend Begünſtigungen für Neu- 
bauten mit Arbeiterwohnungen, habe ich vorgeſchlagen, 
dass für denſelben ein eigener Ausſchuſs von 24 Mit⸗ 
gliedern gewählt werde. Nachdem ſeither der Steuer⸗ 
ausſchuſs gewählt wurde, dem in der vorigen Seſſion 
derſelbe Antrag zugewieſen worden iſt, beantrage 
ich die Zuweiſung unſeres Antrages an den 
Steuerausſchuſs und die Umgangnahme von 
der Wahl eines eigenen Ausſchuſſes. 


Trieſt (50 der Beilagen). ſoeben vom Herrn Abgeordneten Mauthner geſtellten 
15. Erſte Leſung des Antrages des Ab- Antrage einverſtanden find, bitte ich ſtehen zu bleiben. 
geordneten Dr. Kathrein und Genoſſen, ber | (Nack einer Pause:) Der Antrag iſt angenommen. 
treffend die Abänderung der Geſchäftsord— 5 n d 
nung des Abgeordnetenhauſes (63 der Bei- Ich bitte zur Kenntnis zu nehmen, dass der 
lagen Gewerbeausſchuſs morgen keine Sitzung ab- 
und des Antrages des Abgeordneten halten wird. 
Dr. Hofmann⸗Wellenhof und Genoſſen, be⸗ Sit noch etwas zu bemer ken? (Niemand meldet 
treffend denſelben Gegenſtand (32 der Bei- sich.) Es iſt nicht der Fall; die Sitzung iſt ge 
ſchloſſen. 


lagen). 
16. Erſte Leſung des Antrages der Ab- 
(Schluss der Sitzung: à Uhr 15 Minuten nachmittags.) 


geordneten Grafen Franz Coronini, Dr. 


nnen 
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Bericht 


des 


Steuerausſchuſſes 


über den 


Antrag der Abgeordneten Mauthner, Winterholler und 
Genoſſen (22 der Beilagen) auf Erlaſſung eines Geſetzes, betreffend 
Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


Der vorliegende Geſetzentwurf, welcher bereits in der dritten Seffton das hohe Haus beſchäftigt, 
verfolgt die Abſicht, im Wege der Steuerbefreiung für die Errichtung, beziehnugsweiſe Vermehrung zweck⸗ 
entſprechender und wohlfeiler Arbeiterwohnungen Sorge zu tragen. 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass für ſehr weite Schichten der Bevölkerung, weit über die 
Arbeiterclaſſe hinaus, die Wohnungsfrage von der größten Wichtigkeit iſt, indem die dieſen Schichten ange⸗ 
hörenden Perſonen vielfach in ganz geſundheitswidriger Weile in engen, niedrigen, ſchlecht ventilirten, in 
jeder Beziehung unzureichenden Wohnungen zuſammengepfercht ſind und überdies häufig für dieſe erbärm⸗ 
lichen Wohnungen ganz übermäßige Zinſe zu zahlen gezwungen find, Welche nachtheiligen Folgen dieſe 
ungünſtigen Wohnungsverhältniſſe mit ſich bringen, braucht kaum des näheren angeführt zu werden: Schwere 
und nachhaltige Schädigung der Geſundheit ganzer Generationen, weitgehende ſittliche Verwilderung, herbei⸗ 
geführt durch das regelloſe Zuſammenwohnen von Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes in allen Altersſtufen ſind 
die nächſtliegenden Folgen. Der Mangel eines behaglichen Heims fördert den Hang zum Wirtshausleben 
und häufig genug zur Trunffucht, wodurch der Arbeiter gewiſſenloſen Agitatoren, die ihm die Zerrſtttung 
feiner Familie, die körperliche und ſittliche Verkommenheit ſeiner Kinder als wirkſame Argumente vorhalten, 
in die Arme getrieben wird. Dazu kommt, daſs nicht nur in größeren Städten, ſondern vielfach auch auf dein 
flachen Lande infolge des unverhältnismäßig geringen Angebotes ſelbſt für ſolche ganz unzulängliche Woh⸗ 
nungen ſehr hohe Mietzinſe gezahlt werden müſſen, welche die ohnehin häufig precäre wirtſchaftliche Lage 
der Arbeiter noch verſchlechtern und jenes Deficit im Haushalte des Arbeiters, welches die meiſten diesbezüg⸗ 
lichen Unterſuchungen ergeben haben, noch vergrößern. 


Daſs dieſe Übelftände beſtehen, daſs fie in großem Umfange beſtehen, wird gewiss von keiner Seite 
bezweifelt werden, und es darf daher wohl auch von der Anführung des in reichem Maße zu Gebote ſtehen⸗ 
den Materiales abgeſehen werden. Doch ſei es geftattet, diesbezüglich auf den ſchon in der X. Seſſion des 
Abgeorduetenhauſes erſtatteten ausführlichen Bericht des Steuerausſchuſſes (932 der Beilagen) und auch auf 
die diesbezüglichen ſehr eingehenden Berichte der Gewerbeinſpectoren hinzuweiſen. Am allerungünſtigſten ſcheinen 
nach den letzteren Berichten die Verhältniſſe beim Kleingewerbe zu ſein, indem Geſellen und namentlich Lehr⸗ 
linge ſehr oft in der Werkſtätte ihre nicht ſelten übereinander angeordneten oder gar unter der Decke augebrachten 
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nur mittels Leitern zugänglichen Lagerſtätten angewieſen erhalten. Wenn die Beobachtungen der Gewerbe⸗ 
inſpectoren hinſichtlich der Wohnungsverhältniſſe der Fabriksarbeiter im allgemeinen günſtigere find, fo darf 
dieſem Umſtande nicht allzuviel Gewicht beigelegt werden, denn der Gewerbeinſpector hat in der Regel nur 
dort Gelegenheit, die Wohnungen der Fabriksarbeiter kennen zu lernen, wo von Seite verſtändiger Unter⸗ 
nehmer in irgend welcher Weiſe Vorſorge getroffen werde. Der weitaus größte Theil der Fabriksarbeiter 
iſt aber bei Beſchaffung der Wohnung gänzlich auf ſich ſelbſt angewieſen. Die Wohnungen, welche der 
Arbeiter am flachen Lande in elenden Hütten, in der Stadt in Speculationskaſernen, feuchten Kellerlöchern 
und elenden Dachkammern findet, find aber dem Gewerbeinſpector verſchloſſen. Hieher dringt nur die Sani⸗ 
tätspolizei, oder vielmehr — ſie ſollte hieherdringen. f 


Übrigens laſſen auch die von den Unternehmern hergeſtellten Wohnungen ſehr häufig vieles, ja faſt 
alles zu wünſchen übrig. Nicht nur, daſs in denſelben eine ähnliche Überfüllung wie in anderen Arbeiter⸗ 
wohnungen vorkommt, find hie und da auch die beigeftellten Übicationen durchaus nicht vollkommen zweck⸗ 
entſprechend. Manche Unternehmer beſchränken ſich darauf, große gemeinſame Schlafräume herzuſtellen, die 
namentlich im Hinblick auf die daraus reſultirende ſittliche Gefahr als geradezu verwerflich bezeichnet werden 
müſſen, während andere Unternehmer Gelaſſe als Wohnungen für Familien beiſtellen, welche ſelbſt bei geringer 
Kopfzahl der Familie dem Umfange nach gänzlich unzureichend find. 


Es fragt ſich nun, ob die Gewährung einer über das gewöhnliche Maß hinausgehenden Steuerfreiheit, 
wie das vorliegende Geſetz ſie plant, geeignet iſt, eine Beſſerung dieſer Verhältniſſe herbeizuführen. Es wird 
vielleicht eingewendet werden, dafs mit Ausnahme von England, wo alle Häuſer mit weniger als 20 Pfd. St. 
Mietertrag, dann größere Häufer mit einzelnen getrennten, von Arbeitern bewohnten Wohnungen von 
weniger als 20 Pfd. St. Mietertrag ſteuerfrei ſind, bisher nirgends eine ähnliche Maßregel ergriffen wurde. Dem 
gegenüber muſs aber hervorgehoben werden, dass in keinem anderen Staate eine auch nur annähernd fo hohe 
Hauszinsſteuer beſteht. Die öſterreichiſche Hauszinsſteuer, welche mit den Zuſchlägen bis 50 Procent und 
mehr des Zinſes verſchlingt, iſt nicht nur geeignet die Wohnungen in hohem Maße zu vertheuern, ſondern auch 
die Bauluſt bedeutend einzuſchränken. Eine möglichſt ausgedehnte Stenerfreiheit wird demgemäß auch geeignet 
ſein, die Baulnſt zu fördern, und dürften ſowohl Arbeitgeber, als auch gemeinnützige Vereine und Anſtalten, 
welche heute vor dem Baue von Arbeiterhäuſern zurückſchrecken, weil ihnen dieſelben — halbwegs ent- 
ſprechende Mietzinſe vorausgeſetzt — eben infolge der hohen Steuer kein nur annähernd genügendes Er⸗ 
trägnis geben, auf dieſe Weiſe zum Baue von Arbeiterhäuſer beſtimmt werden. Es iſt Thatſache, daſs mehrere 
größere Unternehmer nur das Zuſtandekommen des vorliegenden Geſetzes abwarten, um mit dem Baue von 
Arbeiterwohnungen in beträchtlichem Umfange zu beginnen. Eine raſche Fertigſtellung des Geſetzes iſt daher 
umſomehr zu wünſchen, als vorläufig die betreffenden Arbeiter noch in ihren gewiſs nichts weniger als 
glänzenden und überdies ſehr weit von der Fabrik entfernten Wohnungen bleiben. Die bisherige Thätigkeit 
gemeinnütziger Vereine auf dieſem Gebiete war eine äußerſt geringe, auch waren vielfach dort, wo von ſolchen 
Vereinen Häuſer errichtet wurden, die Mietzinſe eben wegen der Steuer ſehr hoch. In dieſer Richtung wäre 
gewiſs durch das Geſetz eine Beſſerung zu erhoffen. Auch iſt wohl mit Sicherheit anzunehmen, dafs ſich Spar⸗ 
caſſen und ähnliche Inſtitute, über Einfluſsnahme der Regierung, entſchließen würden, Theile ihrer Reſerve⸗ 
fonds zum Baue ſolcher Wohnhäuſer zu verwenden. Mit einem auch nur ſehr geringen Theile dieſes Reſerve⸗ 
fonds könnte aber ſchon Großartiges geleiſtet werden. 


Wenu die Wohnungen für Arbeiter vermehrt werden, und zwar raſch vermehrt werden, ſo werden in⸗ 
folge der daraus entſtehenden Concurrenz die ſanitätswidrigen und trotzdem übermäßig theneren dermaligen 
Wohnungen verlaſſen werden und die Arbeiter werden ſich den neu entſtandenen, beſſeren, wohlfeileren Woh⸗ 
nungen zuwenden. Zum mindeſten aber würde die Vermehrung der Arbeiterwohnungen die Folge haben, daſs die 
Überfüllung der Wohnungen abnähme, da vielfach bisher dieſe Überfüllung aus dem abſoluten Mangel an 
geeigneten Wohnräumen entſpringt. 


Freilich darf man ſich in dieſer Richtung keiner Täuſchung hingeben, denn zum Theil hat die Über⸗ 
füllung der Wohnungen ihren Grund nicht im Mangel an paſſenden Wohnungen, fondern in der wirtſchaftlichen 
Lage der Arbeiter, welche gezwungen find ihre Auslagen für das Wohnungsbedürfnis auf das unumgänglich 
Nothwendige zu reduciren. Deshalb iſt ſelbſt in neuen, an ſich vollkommen entſprechenden Arbeiterhäufern 
eine ſtarke Überfüllung möglich. Dieſem Übelſtande wird nur dann abgeholfen werden können, wenn die 
Sanitätspolizei ganz anders gehandhabt wird, als dies bisher der Fall iſt. Es iſt daher vor allem Aufgabe 
der Regierung, dafür Sorge zu tragen, daſs in dieſer Richtung eine Beſſerung eintrete, dafs jene entjeplichen 
Quartiere, welche allzuhäuſig als Höhlen des Laſters wie als Seuchenherde den Behörder ganz gut bekaunt 
ſind, aber doch fortbeſtehen, endlich verſchwinden. Eine entſprechende Handhabung der Sauitätspolizei iſt aber 
nur dann möglich, wenn Wohnungen in genügender Menge vorhanden ſind, auf welche man die Bewohner 
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jener von Menſchen vollgepferchten Schlupfwinkel verweiſen kanu. — Es iſt alſo auch in dieſer Richtung eine 
Vermehrung der vorhandenen Arbeiterwohnungen dringend nothwendig, und eine ſolche dürfte durch die 
vorgeſchlagene Steuerbefreiung vorausſichtlich erzielt werden. 


Zu 8. 1. 


Der $. 1 des Gefeges hat durch den Beſchluſs des Ausſchuſſes gegen die Faſſung des Antrages eine 
weſentliche Einſchränkung dadurch erfahren, daſs die Steuerbefreiung nur dann in Kraft treten ſoll, wenn 
auch die Befreiung von den Landeszuſchlägen gewährt wird. a 


Dieſe Einſchränkung iſt das Reſultat eines Compromiſſes zwiſchen den verſchiedenen im Ausſchuſſe 
vertretenen Meinungen. Von Seiten der Regierung war hervorgehoben worden, baf3 die Regierung 
zwar bereit fei, auf die Steuerbefreiung einzugehen, aber nur unter der Bedingung, dass auch eine Befreiung 
von den Abgaben an die autonomen Körperſchaften platzgreife. Ein Theil der Ausſchuſsmitglieder war mın 
der Anſicht, es ſei auf die urſprüngliche Faſſung des Antrages vom Jahre 1886 zurückzugreifen und §. 1 
in der Weiſe zu tertiven, dass die Steuer gar nicht vorgeſchrieben werde, wodurch auch die Möglichkeit ent- 
fallen wäre, Zuſchläge zu den landesfürſtlichen Steuern zu erheben. Dem gegenüber wurde nun geltend gemacht, 
dass die Reichsgeſetzgebung zwar formell das Recht habe, eine ſolche Beſtimmung zu erlaſſen, dafs aber darin, 
dass man den autonomen Körperſchaften die Möglichkeit benehme, Zuſchläge zu erheben, ein materieller Eingriff 
in die Rechte derſelben liege. Außerdem wurde auch beſonderes Gewicht darauf gelegt, dafs durch den Bau 
von Arbeiterhäuſern den Gemeinden für Herſtellung der Verkehrswege, der Canaliſation, der Beleuchtung 
u. ſ. w. bedeutende Auslagen erwachſen, welche eben durch die Zuſchläge eine Deckung finden müſſen, fo dafs 
die Gemeinden auf die Zuſchläge nicht verzichten können Dieſe Argumente wurden von der Mehrheit des 
Ausſchuſſes als richtig anerkannt; dieſelbe war aber anderſeits genöthigt, den Wünſchen der Regierung durch 
den Zuſatz jener einſchränkenden Bedingung Rechnung zu tragen, um ſo das Zuſtandekommen des Geſetzes 
überhaupt zu ermöglichen. Es wird nunmehr Sache der Landtage fein, ſchleunigſt dafür Sorge zu tragen, 
daſs die Steuerbefreiung in Kraft tritt; dies darf wohl umſomehr erwartet werden, als die Zuſchläge, auf 
welche die Länder zu verzichten haben werden, für das betreffende Landesbudget kaum eine weſentliche 
Rolle ſpielen. 

Auch in anderer Beziehung wurde hinſichtlich dieſes Paragraphen ein Zurückgehen auf die urſprüngliche 
Faſſung des Antrages angeregt in der Richtung nämlich, daſs das Geſetz nicht auf Arbeiterwoh nungen 
beſchränkt, ſondern auf kleine Wohnungen im allgemeinen ausgedehnt werden ſollte. Daſs auch nach kleinen 
Wohnungen im allgemeinen, nicht nur nach Arbeiterwohnungen ein dringendes Bedürfnis beſteht, wird gewiss 
nicht in Abrede geſtellt werden. Der kleine und ſelbſt der mittlere Beamte iſt ebenſo wie der Handwerker 
häufig genöthigt, einen ganz unverhältnismäßig großen Bruchtheil ſeines Einkommens zur Befriedigung 
ſeines Wohnungsbedürfniſſes zu verwenden, fo dass der wirtſchaftliche Nothſtand in dieſen Schichten der 
Bevölkerung nicht zum kleinſten Theile auf dieſe Verhältniſſe zurſckzuführen iſt. Dazu kommt noch, dafs 
auch die oben erwähnten, geradezu entſetzlichen Wohnungsverhältniſſe der Lohnarbeiter im Kleingewerbe, auch 
mit dieſem Miſsſtande zuſammenhängen. So ſehr deshalb allſeitig anerkaunt wurde, daſs für kleine 
Wohnungen im allgemeinen dringendſt eine Begünſtigung erforderlich ſei, jo mufgte ſich doch die Mehrheit 
des Ausſchuſſes mit Rückſicht auf den entſchiedeuen, mit fiscaliſchen Bedenken begründeten Widerſtand der 
Regierung eutſchließen, die Beſchränkung auf Arbeiterwohnungen aufrecht zu halten, um ſo wenigſtens den 
erſten Schritt zu ermöglichen. 


« 


Zu 8. 2. 


Auch hier ſah ſich der Ausſchuſs genöthigt, dem Widerſtande der Regierung, welche erklärte, einer 
Dauer der Steuerbefreiung von 30 Jahren unter keiner Bedingung zuſtimmen zu können, wenigſtens theil⸗ 
weiſe Rechnung zu tragen und die Dauer der Steuerbefreiung auf 24 Jahre herabzuſetzen. Auf eine weitere 
Herabſetzung glaubte aber der Ausſchuſs unter gar keiner Bedingung eingehen zu ſollen, da ſonſt die Wirkung 
des Geſetzes eine ganz illuſoriſche geworden wäre. Wenn deu Erbauern von ſolchen Arbeiterhäuſern nicht 
einmal die doppelte Dauer der gewöhnlichen Steuerfreiheit zugeſichert würde, wäre es mit Rüdficht auf die 
mannigfachen einſchränkeuden Beſtimmungen des Geſetzes mehr als fraglich, ob die Erbauer dieſe Steuer- 
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freiheit in Anfpruch nehmen und nicht vielmehr ſich mit der allgemeinen Steuerfreiheit begnügen würden, 
wodurch fie fich aber den einſchränkenden Beſtimmungen, welche das Intereſſe der Arbeiter zu wahren beſtimmt 
find, entziehen könnten. 

Paragraph 3 des Entwurfes wurde fallen gelaſſen, da die darin normirte Befreiung der Hypothekar⸗ 
zinſen von der Beſteuerung einerſeits von verhältnismäßig geringer Bedeutung ift, anderſeits bei der hoffent⸗ 
lich bald bevorſtehenden Steuerreform ein bedenkliches Präjudiz bilden könnte. 


Zu 5. 4. 


Außer dem im Entwurfe feſtgeſtellten Minimum für Wohnungen glaubte der Ausſchuſs auch für aus 
einzelnen Gelaſſen beſtehende Wohnungen ein geringeres Minimum beſtimmen zu ſollen. Der Ausſchuſs hielt 
dies namentlich deshalb für nothwendig, weil bei dem ziemlich hohen Minimum von 40m für eine Wohnung, 
welches die allermeiſten beſtehenden Arbeiterwohnungen und auch vielfach die von gemeinnützigen Vereinen 
u. ſ. w. ausgearbeiteten Muſterpläne bedeutend übertrifft, für einzelne Arbeiter und für kinderloſe Ehepaare 
keinerlei Vorſorge getroffen wäre, und dieſe auf die Aftermiete angewieſen wären, wodurch ſowohl der Über⸗ 
füllung der an ſich ziemlich großen Wohnungen Vorſchub geleiſtet, als auch der ethiſch ſo verwerflichen 
„Bettgeher“⸗Wirtſchaft Thür und Thor geöffnet würde. 

Wenn auch ein Maximum für die einzelnen Wohnungen beſtimmt wurde, ſo findet dies bei den kleinen 
Wohnungen feine Begründung darin, daſs der Bau von gemeinſchaftlichen großen Schlaffälen verhindert 
werden ſollte, während bei den für Familien beſtimmten Wohnungen einzig und allein fiscaliſche Gründe zur 
Normirung des Maximalausmaßes veranlassten. 

Von dem im Entwurfe angenommenen Höchſtausmaß für die verbaute Fläche des ganzen Gebäudes 
wurde abgeſehen, weil der Ausſchuſs annahm, dafs bei größerer Fläche ein weſentlich ökonomiſcherer Bau 
möglich iſt, und daſs namentlich bei ſolchen größeren Bauten gewiſſe gemeinſame Wohlfahrtseinrichtungen 
geſchaffen werden können, was bei kleineren Gebäuden faſt unmöglich iſt. 

Mehrfachen Anregungen, in dieſen Paragraph ſtrengere Beſtimmungen aufzunehmen, namentlich fiber 
die Anzahl der Geſchoße, dann über die zuläſſige Anzahl der Perſonen, welche eine Wohnung oder einen 
beſtimmten Flächenraum bewohnen dürfen, glaubte der Ausſchufs nicht Folge geben zu ſollen. Wenngleich es 
gewiſs in hohem Grade wünſchenswert erſcheint, daſs die Häuſer für Arbeiter nicht kaſernenmäßig ausgeſtattet 
werden, daſs man ſich vielmehr möglichſt dem Cottageſyſtem nähere, jo musste doch vor allem das Erreichbare 
und Mögliche ins Auge gefaft werden. Die Verſchärfung der Beſtimmungen dieſes Paragraphen hätte aber nur 
allzuleicht die Folge gehabt, dafs ſich niemand entſchließt, von den Vortheilen des Geſetzes Gebrauch zu machen 
und dasſelbe vollkommen auf dem Papier ſtehen bleibt. Ebenſo erſcheint die Aufnahme einer Beſtimmung, 
daſs eine Wohnung nur von einer beſtimmten Anzahl Perſonen bewohnt werden dürfe, in keiner Weiſe 
praktiſch. Abgeſehen davon, dass es wohl nicht gut möglich iſt den verſchiedenfachen obwaltenden Verhältniſſen 
durch entſprechende Textirung Rechnung zu tragen, würde eine ſolche Beſtünmung auch zu allen möglichen 
Chicanen und oft bei Veränderungen in der Kopfzahl einer Familie zu den unglaublichſten Conſequenzen führen. 

Der nen eingeſtellte Abſatz 2 des Paragraphen gewährt der Regierung die Möglichkeit, deiſelbe von den 
einſchränkenden Beſtimmungen zu entbinden, was namentlich dann praktiſch werden kann, wenn Gebände 
hergeſtellt werden ſollen, welche zwar in jeder Beziehung den hygieniſchen Anforderungen entſprechen, bei 
welchen aber aus dieſem oder jenem Grunde die vorgeſchriebenen Maße nicht eingehalten werden können. — 
Da dieſe Befugnis nach $. 8 der oberſten Inſtanz vorbehalten iſt, iſt wohl ein Missbrauch derſelben nicht zu 
befürchten. 


Zu 8. 5. 


Es iſt eine anerkannte Thatſache, dass die allgemeine Befreiung von der Hauszinsſteuer nur indirect 
durch Förderung der Baulnſt auf die Höhe der Zinſe wirkt, daſs aber keineswegs in den ſteuerfreien Häuſern 
die Zinſe um eine der Steuer entſprechende Quote niedriger ſind. Am deutlichſten ergibt ſich dies 
daraus, daſs es keinem Hausbeſitzer einfällt, nach Ablauf der Freijahre plötzlich die Zinſe zu erhöhen. 
— Sollte alſo der Vortheil der Steuerbefreiung nicht den Bauherren, ſondern den Arbeitern zugute 
kommen, ſo war es nothwendig, Maximalzinsſätze zu beſtimmen. Es war dies umſo nothwendiger, als 
heute nicht ſelten die von Unternehmern hergeſtellten Arbeiterhäuſer eine ſehr gute Capitalsanlage auf 
Koſten der Arbeiter bilden. Bei Bemeſſung des Maximalzinſes mufsten aber ziemlich weite Grenzen 
gezogen werden, da es ja nicht wohl angeht, im Geſetze auf die wechſelnden, die Preiſe des Baues 
beeinfluſſenden Verhälmiſſe Rückſicht zu nehmen. Es muſsten alſo Preiſe als Marina firirt werden, 
welche es unter allen Umſtänden ermöglichen, das Baucapital mit einem mäßigen Zinsfuß zu verzinſen, ander⸗ 


224 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XI. Seſſion 1891. 5 


ſeits aber auch auf die Einkommens verhältniſſe des Arbeiters Rückſicht nehmen und ihm die Möglichkeit 
gewähren, in einer geſunden und mäßig geräumigen Wohnung zu wohnen, ohne eine übermäßige Quote ſeines 
Einkommens darauf verwenden zu müſſen. 

Bei dem für Wien angenommenen Preiſe hätte ein Arbeiter für eine Wohnung von 40 m? eine Jahres- 
miete von 70 fl. zu bezahlen. Nimmt man ſein Einkommen mit 500 fl. an, ſo wird er 14 Procent desſelben 
für ſeine Wohnung verwenden, was wohl als entſprechend bezeichnet werden darf. Anderſeits können in den 
bisherigen Vororten von Wien die Baukoſten für ein aus Erdgeſchoſs und erſtem Stock beſtehendes kleines 
Gebäude incluſive Grund mit höchſtens 60 bis 70 fl. per n' verbaute Fläche angeſchlagen werden. Hiefür 
würde der Zins von 1 fl. 75 kr. per m? bewohnbaren Raumes in jedem Geſchoße, alſo von ungefähr 3 fl. 
per me verbauter Fläche eine ganz entſprechende Verzinſung ergeben, wenn man berückſichtigt, daſs der 
Beſitzer die Gemeindezuſchläge zur Hauszinsſteuer zu zahlen haben wird. 

Mit Rückſicht auf die bedeutend niedrigeren Bodenpreiſe außerhalb Wiens ſind auch die weiteren 
angeſetzten Maximalzinſe angemeffen. Eine weitere Abſtufung als in drei Kategorien erſchien nicht wohl thun⸗ 
lich, ohne ſich in Einzelheiten zu verlieren, welche die Handhabung des Geſetzes bedeutend erſchwert hätten. 
Man darf eben nicht vergeſſen, daſs dieſe Zinsſätze Maximal- und nicht Normalzinſe bedeuten. 


Zu 8. 6. 


Dieſer Paragraph enthält Beſtimmungen gegen einen eventuellen Miſsbrauch des Geſetzes und hat 
gegen die Faſſung des Entwurfes eine Erweiterung erfahren, welche wohl keiner beſonderen Erläuterung bedarf. 
Der Steuerausſchuſs erlaubt ſich demnach den Antrag zu ſtellen: 


„Das hohe Haus wolle dem angeſchloſſenen Geſetzentwurfe feine Zuſtimmung ertheilen.“ 
Wien, 7. Inli 1891. 


Dr. Menger, 


Obmaun. 


Groß, 
Berichterſtatter. 
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Gele 


vom. 


betreffend 


Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


— en 


Faffung des Antrages: 


8. 1. 


Von der auf dem katſerlichen Pateute vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach $. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer find nach Maßgabe der Beſtim⸗ 


mung des 8. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be⸗ 


freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden, und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 
a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 
b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 
c) von Arbeitgebern für Arbeitnehmer errichtet 
werden. 


Ausſchufsbeſchluſs: 


8. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach 8. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer ſind nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des g. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be⸗ 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden, und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 
a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 
b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 
e) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter 
errichtet werden. 
Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in 
jenen Fällen in Kraft, wo auch der betref- 


[fende Landtag auf die Landeszuſchläge zu 


9. 2. 
Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 30 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 
5. 3. 


Von den Zinſen der auf dieſen Gebäuden haf⸗ 
tenden Kaufſchillingsreſte und Hypothekarſchuldforde⸗ 


dieſen Steuern verzichtet. 


8. 2. 
Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


8. 3 entfällt. 
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Faſſung des Antrages: 


rungen ſind während der Dauer der Steuerfreiheit 
derſelben keinerlei Steuern zu entrichten. 


8. 4. 
Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 


Ausſchuſsbeſchlufs: 


8. 3. 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 


Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, find von Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, find von 


dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


9. 5. 


Der Flächenraum einer einzelnen Wohnung darf 
nicht weniger als 40 , die verbaute Fläche des 
ganzen Gebäudes nicht mehr als 250 m? betragen. 


8. 6. 


Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
Wohnungsraum darf höchſtens betragen: 
a) in Wien einen Gulden 75 kr.; 
b) in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
einen Gulden 15 kr. ö. W.; 
0) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 7. 


Die Außerachtlaſſung einer der Beſtimmungen 
der 88. 1, 4 und 5 dieſes Geſetzes hat die Erlöſchung 
der in demſelben gewährten Begünſtigungen zur Folge. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
F. 6 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, ſo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel eingeho⸗ 
benen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 
Überschreitung jedoch zum drittenmale ein, jo 
erlöſchen die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen. 


9. 8. 


Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für jene 
Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des zehuten 
Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben fertig 
geſtellt find. 


dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


$. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelaßs enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 m>, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 me 
betragen. 

Von den in den 88. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweiſe entbunden werden, wenn der zweckent⸗ 
ſprechende und gemeinnützige Zweck der Bauführungen 
in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


8.5. 


Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
bewohnbaren Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien einen Gulden 75 kr.; 
b in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
einen Gulden 15 kr.; ö. W. 
c) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 6. 


Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der 88. 1, 
3 oder 4 außec Acht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begſnſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
8. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, ſo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
hobenen Zinſes beträgt; trit der Fall einer ſolchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, ſo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


8.7. 


Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt ſind. 
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Faſſung des Antrages: Ausſchufsbeſchluſs: 


8. 9. 8. 8. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, be⸗ ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, be⸗ 
treffend die Steuerfreiheit von Neu-, Zu- und Um⸗ treffend die Steuerfreiheit von Neu-, Zu- und Um⸗ 
bauten unverändert in Geltung. bauten unverändert in Geltung, und ſind für das Ver⸗ 

fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. 

Die Verhängung der im 8. 6 angedrohten Geld⸗ 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückfichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu. 

Die im 8. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter vorbehalten. 


8. 10. 8. 9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind der Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf- Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf⸗ 
tragt. tragt. 


— . —[A‚WũU — 


2380 


Die Verſuche der Wiener Gemeindevertretung 
dieſem ſchweren Übelſtande abzuhelfen, hatten bisher 
keinen Erfolg. Ob die Errichtung von Fleiſchſtänden 
zu einem beſſeren Reſultat führt, iſt fraglich. 

Da aber ſchleunige Abhilfe dringend geboten 
erſcheint, ſtellen die Gefertigten an die Herren Miniſter 
des Ackerbaues und des Handels die Anfrage: 

„Was gedenken dieſelben zu thun, um der 

Fleiſchtheuerung in Wien abzuhelfen und der 

arbeitenden Bevölkerung die Möglichkeit des 

Bezuges billigen Fleiſches zu ſichern? 


Wien, 10. October 1891. 


Dr. Exner. 
Joſ. Kirſchner. Neuber. 
Vincenz Hofmann. Dr. Plener. 
Böns. Siegmund. 
Dumreicher. Dr. Jaques. 
Dr. Heinemaun. Bendel. 
Dr. Hallwich. Meißler. 
Dr. Haaſe. Tauſche. 
Mauthner. Dr. Rußs. 
Dr. Marchet. Bohaty. 
Schwab. Dr. Sommaruga.“ 
Wrabetz. 


Vicepräſident: Dieſe Interpellationen ſind 
gehörig gezeichnet und werden den betreffenden 
Herren Miniſtern zugemittelt werden. 

Wir gelangen zur Tagesordnung. Erſter 
Gegenſtand iſt die dritte Leſung des Geſetzes, 
betreffend die Entſchädigung für ungeredt- 
fertigt erlittene Strafen (250 der Beilagen). 

Der Herr Berichterſtatter Dr. Jaques hat das 
Wort. 8 
Berichterſtatter Dr. Jaques (von der Tri- 

büne): Das hohe Haus hat den Antrag des Straf⸗ 
geſetzausſchuſſes, beziehungsweiſe den Geſetzentwurf, 
betreffend die Entſchädigung für ungerechtfertigt 
erlittene Strafen mit zwei Veränderungen angenommen. 
Die erſte Abänderung befindet ſich im §. 1 und geht 
dahin, dass an Stelle des Paſſus des Ausſchuſsan⸗ 
trages, wonach dem unſchuldig Verurtheilten im Falle 
der Wiederaufnahme eine „billige Vergütung“ zu⸗ 
erkannt werden ſoll, geſetzt werde, dass derſelbe be- 
rechtigt fei, vom Staate eine „entſprechende Ent⸗ 
ſchädigung“ zu verlangen. Die zweite Abänderung 
befindet ſich im §. 19 und geht dahin, daf3 an Stelle 
des Ausſchuſsantrages, lautend: „das Geſetz findet 
auf Strafurtheile, welche vor Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes gefällt worden ſind, keine Anwendung“ geſetzt 
werde: 
„Das Geſetz findet auf Strafurtheile, welche vor 
der Wirkſamkeit des Geſetzes gefällt worden ſind, dann 
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welche dies Geſetz, betreffend die Entſchädigung fü 


In allen anderen Punkten iſt das hohe Haus 
mit überwiegender Majorität den Anträgen des 
Strafgeſetzausſchuſſes vollſtändig beigetreten, und ich 
erſuche dasſelbe, das Geſetz mit dieſen Modificationen 
auch in dritter Leſung annehmen zu wollen. 


Vicepräſtdent: Ich erſuche jene Herren, 


ungerechtfertigt erlittene Strafen mit den in zwei 
Leſung beſchloſſenen Abänderungen in dritter Leſ 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht. 7 
Geſetz, betreffend die Entſchädigung fi 
gerechtfertigt erlittene Strafen iſt in d 
Leſung angenommen (250 der Beilagen). 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesord- 
nung iſt der Bericht des Steuerausſchuſſes 
über den Antrag der Abgeordneten Mauth- 
ner, Winterholler und Genoſſen auf Er⸗ 
laffung eines Geſetzes, betreffend Begünſti⸗ 
gungen für Neubauten mit Arbeiterwoh— 
nungen (224 der Beilagen). Berichterſtatter iſt 
der Herr Abgeordnete Dr. Groß. Ich bitte denſelben, 
die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Groß (von der Tribüne): 
Hohes Haus! Ich erlaube mir den Antrag zu 
ſtellen, das hohe Haus wolle den vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurf als Grundlage der Specialdebatte annehmen. 
Von einer weiteren Begründung glaube ich vorläufig 
umſomehr abſehen zu können, als ja der Bericht des 
Steuerausſchuſſes bereits vor den Ferien vertheilt wurde 
und überdies ſchon in der vorjährigen Seſſion ein noch 
ausführlicherer Bericht des Steuerausſchuſſes über 
den Gegenſtand an das hohe Haus erſtattet wurde 


Vicepräſident: Als Regierungsver⸗ 
treter zu dieſem Gegenſtande iſt erſchienen der Herr 
Hofrath Dr. Böhm Ritter v. Bawerk. 

Als Redner find eingetragen und zwar Contra: 
die Herren Abgeordneten Ludwig, Schleſinger 
und Dr. Kramär; pro: die Herren Abgeordneten 
Winterholler, Hofmann-Wellenhof, Manth⸗ 
ner, Dr. Freiherr v. Sommarnga und Dr. 
Menger. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ludwig. 


Abgeordneter Ludwig: Hohes Haus! Es be⸗ 
ſteht für mich nicht der geringſte Zweifel, dass nie⸗ 
mand in dieſem hohen Hauſe exiſtirt, der nicht die 
außerordentliche Höhe der bei uns beſtehenden Ge⸗ 
bäudeſteuer ermeſſen und nicht einſehen würde, wie 
ſchwer dieſelbe vorzugsweiſe auf dem ſogenannten 
„kleinen Manne“ laſtet. 

Es wird alſo jeder von uns, ebenſo wie ich, 


Anwendung, wenn nach Eintritt der letzteren eine gerne mitwirken, wenn es ſich darum handelt, eine 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu Gunſten des Erleichterung dieſer drückenden Laſt zu bewirken, und 


Verurtheilten (8. 1) erledigt wird.“ 


ich würde den vorliegenden Geſetzentwurf auch wirk⸗ 
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lich mit Frenden begrüßen, ſelbſt bei dem Umſtande, 
dass er ſich ausdrücklich nur auf Arbeiter beſchränkt 
und auf die übrigen oft noch ärmeren Leute keine 
Rückſicht nimmt, wenn ich ihn nicht in noch anderer 
Beziehung für mangelhaft erkennen würde. Es iſt aus 
dem Berichte ſehr deutlich zu entnehmen, dass im 
Ausſchuſſe eine Art Compromiſs zwiſchen dem An⸗ 
trage der Herren Abgeordneten Mauthner, Win⸗ 
terholler und Genoſſen und der hohen Regierung 
geſchloſſen worden iſt. Der Antrag wurde bei dieſem 
Compromiſſe entſchieden abgeſchwächt. Die fünfpro- 
centige ſogenannte Einkommenſteuer von ſteuerfreien 
Häuſern iſt beſtehen geblieben, die nach meiner An⸗ 
ſicht höchſt ungerechte Beſteuerung der Paſſivzinſen 
iſt ebenfalls aufrecht erhalten worden, man iſt von 
dem Vorſchlage, eine 30jährige Steuerermäßigung 
für Neubauten zu gewähren, abgewichen und hat ſich 
auf eine Steuerfreiheit von 24 Jahren für eine Bau⸗ 
periode von 10 Jahren erklärt. Nun waren ſolche 
Steuerbefreiungen auch in dieſer Dauer ſchon da, ſie 
haben aber immer den ausgeſprochenen Zweck gehabt, 
die Bauluſt zu heben und haben dieſen Zweck auch ab 
und zu erfüllt; eine Verbilligung des Mietzinſes aber 
haben ſie niemals hervorgerufen. Es iſt dies auch im 
Motivenberichte des Ausſchuſſes angedeutet. Man 
hilft alſo dabei nicht den Arbeitern und kleinen Leu⸗ 
ten, ſondern den Bauſpeculanten. 

Ich muſs übrigens anerkennen, daſs dies nicht 
die Abſicht des Steuerausſchuſſes iſt. Man ſieht dies 
daraus, dass er dieſe Begünſtigung vorzugsweiſe Cor⸗ 
porationen zuwenden will, und dafs er einen gewiſſen 
Maximalſatz für den Mietzins aufgeſtellt hat. 

Man iſt im Ausſchuſſe auch noch weiter gegan⸗ 
gen und hat erklärt, dieſe Steuerbefreiungen treten 
nur dann ein, wenn die Landesumlagen für die ſteuer⸗ 
freie Zeit gleichfalls aufgehoben werden. Da iſt wohl 
zuzugeben, dass daraus eine ſehr ausgiebige zeit⸗ 
weilige Steuerbefreiung reſultiren würde, aber es iſt 
zu bezweifeln, ob alle Kronländer in der Lage und 
auch gewillt ſein werden, dieſer Anforderung nach⸗ 
zukommen. Der Vorgang iſt ein ganz eigenthümlicher, 
und mich hat er lebhaft an die Legende eines frommen 
Wohlthäters, des heiligen Crispin, erinnert, der den 
einen Leuten das Leder entzogen hat, um den anderen 
Schuhe daraus zu machen. Aber, ſelbſt angenommen, 
daſs wirklich die einzelnen Kronländer ſich ebenfalls 
herbeilaſſen, ihre Landesumlagen während dieſer 
Zeit nicht einzuheben, ſo iſt mit dieſer Sache doch 
wenig geholfen, weil das Geſetz nur für eine Dauer 
von zehn Jahren gelten ſoll, indem nämlich für eine 
zehnjährige Bauperiode eine 24 jährige Steuerfreiheit 
zugeſtanden werden ſoll. Was ſoll nach dieſen zehn 
Jahren geſchehen? Es iſt ganz gewils, dass in dieſen 
zehn Baujahren das Bedürfnis nach billigen Wohnun⸗ 
gen nicht vollſtändig befriedigt werden kann, und auch 
ganz gewiſs, daf3 dieſes Bedürfnis von Jahr zu Jahr 
ſteigen wird. Soll dann wieder ein ſolches Geſetz 
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erlaſſen werden? Ich glaube, das würde man doch 
wohl als geſetzgeberiſches Flickwerk bezeichnen müſſen. 
Nach meiner nicht alleinſtehenden Anſicht kann hier 
nur durch eine permanente Stenerermäßigung von 
Seite des Staates geholfen werden, und dieſelbe 
braucht nicht enorm groß zu ſein. 

Gegenwärtig wird die Hauszinsſteuer in größe⸗ 
ren Städten mit 26 Procent des nach Abzug von 
15 Procent für Erhaltungskoſten vom Bruttozinſe 
reſultirenden Nettobetrages bemeſſen, wozu dann die 
Landes- und Gemeindeumlagen kommen. In kleineren 
Städten und Orten beträgt die Quote bei 30 Procent 
Abzug nur 20 Procent, in Tirol nur 15 Procent. 

Ich erlaube mir nun den Antrag zu ſtellen, es 
ſei bei der Staatsſteuerbefreiung für kleine Wohnun⸗ 
gen, welche gebaut werden, ohne andere Steuerfactoren 
zu beſchränken, die Staatsſteuer nach Abzug von 25 
Procent für Erhaltungs- und Amortiſationskoſten 
vom Bruttozinſe mit 20 Procent einzuheben und 
zwar bei den in der Gebäudeſteuernovelle angeführten 
größeren Städten und Orten; in allen anderen Orten 
mögen 30 Procent für Erhaltungskoſten vom Brutto- 
zinſe abgerechnet und der Reſt mit 15 Procent be⸗ 
ſteuert werden. Eine Beſchränkung auf eine beſtimmte 
Dauer ſoll nicht ſtattfinden und die gegenwärtig übliche 
zwölfjährige Steuerbefreiung für Neubauten einge⸗ 
halten werden. 

Um Ihnen, meine Herren, den Effect dieſer Be⸗ 
ſteuerung an einem Beiſpiele zu zeigen, wähle ich die 
mir näher bekannten Verhältniſſe in Graz. Dort 
beſtehen 32 Procent Landes⸗ und 23 Procent Ge⸗ 
meindeumlagen und 6 Zinskreuzer. Ein vollbeſteuertes 
Haus hat dort 41 Procent vom Bruttozinſe zu tragen, 
ein ſteuerfreies nach den jetzigen Beſtimmungen 
22% Procent. Dabei iſt die fünfprocentige Ein- 
kommenſteuer und die Landes- und Gemrindeumlage 
eingerechnet. 

Nach dem Antrage des Ausſchuſſes würde bei 
Wegfall von 32 Procent Landesumlagen die Steuer- 
freiheit 15 / Procent ausmachen. Nach meinem Vor⸗ 
ſchlage iſt dieſer Procentſatz während der Steuerfrei⸗ 
heit 18 Proceut, alſo nicht viel verſchieden von dem 
des Steuerausſchuſſes: nimmt der Steuerausſchuſs bei 
voller Beſteuerung 29% Procent, dann allerdings iſt 
das ziemlich verſchieden gegenüber den 41 Procent, 
die ich früher erwähnt habe. 

Einen Wunſch hätte ich allerdings noch, nämlich 
den, daſs die, wie ich ſchon erwähnt habe, höchſt unge- 
rechte Beſteuerung der Paſſivzinſen wenigſtens nicht 
mehr bei ſolchen Gebäuden ſtattfinden ſollte. Ich weiß 
aber, daſs dieſer Wunſch ausſichtslos iſt. Ich bin 
auch bezüglich meines Antrages nicht voll Sieges⸗ 
hoffnung, meine Herren, ich weiß, daſs auch ein gut 
gemeinter und von einem anderen als ich beſſer be⸗ 
gründeter Antrag nicht Ausſicht hat durchzudringen 
gegenüber der Macht der hohen Regierung im Steuer- 
ausſchuſſe. N i 
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Bei aller Anerkennung des Wohlwollens im 
Steuerausſchuſſe für kleine Wohnungen kann ich mich 
aus den angeführten Gründen dem Antrage des 
Ausſchuſſes nicht anſchließen; ich bringe einen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Antrag ein, den ich Ihnen hier motivirt 
habe und bitte die Verleſung desſelben anzuhören. 
Mein Antrag lautet (liest): 

„8. 1 des Ausſchuſsberichtes habe zu lauten: 

Die auf dem kaiſerlichen Patente vom 23. Februar 
1820 und der Novelle vom 9. Februar 1882, R. G. 
Bl. Nr. 17, beruhende Hauszinsſteuer wird für jene 
Wohngebäude, welche zu dem Zwecke erbaut werden, 
ausſchließlich Arbeitern geſunde und billige Wohnungen 
zu vermieten, auf folgende Staatsſteuerſätze ermäßigt: 

1. In den im Verzeichniſſe & oben citirter 
Novelle §. 6 angeführten Städten und Orten auf 
20 Prorent des nach Abzug von 25 Procent für Er- 
Haltungs- und Amortiſationskoſten ermittelten ſteuer⸗ 
baren reinen Zinsertrages. 

2. Für alle übrigen ſolchen hauszinsſteuerpflich⸗ 
tigen Gebäude in anderen Orten auf 15 Procent des 
nach Abzug von 30 Procent für obige Koſten er⸗ 
mittelten ſteuerbaren reinen Zinsertrages. 

Dieſe Ermäßigungen treten ein, wenn ſolche 
Wohnungen (folgen die Punkte a, b, © des Berichtes). 

Der Schluſspaſſus: „dieſe Steuerbefreiung. 
bis verzichtet“ hat zu entfallen — das bezieht ſich auf 
die Landesumlagen. 

„8. 2 hat zu entfallen und dafür zu ſtehen: Die 
geſetzlichen Beſtimmungen über Steuerfreiheit von 
Neubauten gelten auch für dieſe Neubauten.“ 

„§. 7 hat zu entfallen.“ 

In formeller Beziehung beautrage ich, 
meinen Antrag dem Steuerausſchuſſe zuzu⸗ 
weiſen. (Brevo! Bravo! links.) 


Vicepräfident: Der Herr Abgeordnete Lud⸗ 
wig ſtellt folgenden Antrag (wiederholt denselben). 
Ich muſs dem Herrn Abgeordneten bemerken, 
daſs der Antrag in dieſer Form nicht zuläſſig iſt; der 
Herr Abgeordnete müſste beantragen, daſs das ganze 
Geſetz an den Steuerausſchuſs zurückverwieſen werde. 
Ich ertheile nunmehr dem Herrn Abgeordneten 
Winterholler das Wort. 


Abgeordneter Winterholler: Ich habe nach 
der Geſchichte, die dieſer Antrag hat, kaum erwartet, 
daſs derſelbe von irgend jemand bekämpft werden 
wird. Ich glaube, daſs auch der Herr Vorredner, der 
ja erklärt hat, den Ausfchufsbericht geleſen zu haben, 
daraus entnommen haben wird, daſs der Antrag, wie 
er vorliegt, ein Compromif3 iſt zwiſchen dem Steuer⸗ 
ausſchuſſe und der Regierung, und daf3 ſich der 
Steuerausſchuſs, und insbeſondere diejenigen Mit- 
glieder, welche den Antrag ſelbſt unterſchrieben haben, 
damit begnügt haben, um das Geſetz überhaupt in 
Wirkſamkeit treten zu laſſen. Der erſte Herr Redner 
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war noch nicht Mitglied des hohen Hauſes, als dieſer 
Antrag zum erſtenmale von den Herren Abgeord⸗ 
neten Portheim und Hermann eingebracht wurde. 
Der Antrag kam damals nicht zur Vollberathung. Er 
wurde am 5. März 1886 neuerlich eingebracht und 
iſt auch da nicht mehr zur Verhandlung im hohen 
Hauſe gediehen. Der Steuerausſchuſs konnte nur den 
Bericht vorlegen, über den jedoch das Haus nicht 
mehr beſchließen konnte. Es iſt eine Angelegenheit, die 
ſich ſeit Jahren in der Schwebe befindet, und ich glaube, 
dass der Steuerausſchuſs Recht hatte, wenn er trachtete, 
mindeſtens das zu erreichen, was im vorliegenden 
Geſetzentwurfe enthalten ift, als wenn er die Sache 
wieder auf die fernere Zukunft verſchoben hätte. Dass 
die Angelegenheit dringlich iſt, wird auch der Herr 
Vorredner nicht beſtreiten. Er ſelbſt hat erklärt, er 
ſei mit den Tendenzen des Antrages einverſtanden, 
er wünſcht nur dem Geſetzentwurfe einen weiteren 
Umfang zu geben und hat demnach in dieſer Hinſicht 
Amendements zu einzelnen Paragraphen vorgelegt. 
Nun haben wir ja in dem Antrage des Jahres 
1886 auch viel mehr angeſtrebt, als nach dem heu- 
tigen Geſetzentwurfe des Ausſchuſſes erreicht werden 
ſoll. Wir haben damals nicht bloß Arbeiter im Auge 
gehabt, ſondern auch jene Leute, von denen der Herr 
Vorredner geſagt hat, dass es ihnen noch ſchlechter 
geht, als den Arbeitern im Sinne dieſes Geſetzent⸗ 
wurfes. Wir haben damals die Wohlthat dieſes 
Geſetzes überhaupt auf ſolche Perſonen ausdehnen 
wollen, die genöthigt ſind, ſich mit kleinen Wohnun⸗ 
gen zu begnügen. Es hat ſich uns auch darum gehan⸗ 
delt, und das iſt der hauptſächlichſte Grund, daſs wir 
den Antrag eingebracht haben, denjenigen, die ſich in 
kleinen Wohnungen aufhalten müſſen, auch geſunde 
und billige Wohnungen zu verſchaffen. ö 
Der Steuerausſchuſs hat ſchon in der vorigen 
Seſſion dieſen Antrag auf Arbeiter beſchränkt und 


wir haben uns bei Einbringung des Antrages in 


dieſer Seſſion, um demſelben zur Annahme zu ver⸗ 
helfen, an das gehalten, was der Steuerausſchuſs in 
der vorigen Seſſion beantragt hat. 

Der Herr Vorredner jagt, daſs der Entwurf 
mangelhaft ſei. Ich gebe das zu und mufS es zugeben, 
mit Rückſicht auf das, was wir in der vorigen 
Seſſion beantragt haben. Wir wollen uns heute aber 
mit wenigem begnügen und ein baldiges Insleben⸗ 
treten des Geſetzes anſtreben, damit der Zweck 
wenigſtens theilweiſe erreicht werde, der ſeit Jahren in 
dieſem hohen Hauſe angeſtrebt wird. 

Der Herr Antragſteller ſtellt aus, daß die 
5procentige Steuer beibehalten wurde, daſs die Zeit 
von 30 Jahren auf 24 Jahre herabgeſetzt wurde, 
dass dieſem Geſetze nur eine Friſt von 10 Jahren ein- 
geräumt wird, und er hat, wenn ich ihn recht ver⸗ 
ſtanden habe, gemeint, dass dadurch eigentlich nur der 
Bauſpeculation Vorſchub geleiſtet wird. Allein dies iſt 
wohl ausgeſchloſſen, wenn man die weiteren Para⸗ 


Haus der Abgeordneten. — 51. Sitzung der XI. Seſſion am 10. October 1891. 


graphe dieſes Geſetzentwurfes liest, womit das Aus⸗ 
maß des Hauszinſes auf ein Minimum herabgedrückt 
wird, womit weitere Bedingungen an die Erbauung 
der Häuſer geknüpft werden, jo daſs alſo eine wilde 
Bauſpeculation nicht aufkommen kann, womit endlich 
Beſtimmungen bezüglich der hygieniſcher Beſchaffenheit 
der Wohnungen getroffen werden. Alles dies ſchließt 
wohl die Möglichkeit aus, daſs jemand ſolche Häuſer 
baut, um ſie gleich wieder anzubringen. Ferner ſchließt 
der Geſetzentwurf auch die Verwendung von ſchlecht 
gebauten Häufern aus, indem für ſolche die Be⸗ 
günſtigungen aufhören ſollen. 

Es iſt dem Herrn Vorredner aufgefallen, daſs 
das Geſetz nur durch zehn Jahre wirkſam ſein ſoll 
und er meint, nach zehn Jahren werden die Ver⸗ 
hältniſſe ſich wahrſcheinlich nicht nur nicht gebeſſert 
haben, ſondern es werde vielleicht auch die Nothwendig⸗ 
keit in noch ſtärkerem Maße hervortreten. Ich gebe 
das zu, aber ich glaube, dass dies nur zur Folge 
haben kann, daſs nach zehn Jahren dieſes Geſetz er⸗ 
neuert oder ein anderes Geſetz gegeben wird, welches 
noch weiter geht. Aber zu jagen: weil das Geſetz nur 
zehn Jahre gelten ſoll, ſo ſoll es überhaupt nicht ein⸗ 
gebracht werden, wäre höchſt bedauerlich. 

Der Herr Vorredner hat auch darauf hin- 
gewieſen, daſs die Zuſtimmung der Landtage nöthig 
iſt. Ich muſs nun, wenn ich meiner Überzeugung 
Ausdruck geben ſoll, auch hier bedauern, daſs der 
Ausſchuſs die Wirkſamkeit des Geſetzes von der Zu⸗ 
ſtimmung der Landtage abhängig gemacht hat, wie es 
die Regierung verlangt hatte, aber ich ſetze voraus, 
dass die betreffenden Landtage — und derjenige des 
Landes, dem der Herr Vorredner angehört, wird darin 
wohl nicht zurückſtehen — die Überzeugung haben 
werden von der Nothwendigkeit der Reform auch auf 
dieſem Gebiete, nachdem ja in den Landtagen über⸗ 
haupt viel von Socialreform geſprochen wird und 
nachdem auch in den Landtagen manches beſchloſſen 
worden iſt, was die Beſſerung der jetzigen Zuſtände 
im Gefolge haben ſoll. 

R Er hat auch einen Antrag geſtellt, der, wie ich 

glaube, in dieſem Augenblicke nicht zur Diſcuſſion ge- 
langen kann, weil darin Abänderungsbeſtimmungen zu 
dem Geſetze enthalten ſind. Ich werde dieſen Antrag 
nicht unterſtützen und auch nicht dafür ſtimmen, aus 
dem Grunde, weil ich wünſche, daſs wenigſtens das, 
was hier vorliegt, baldigſt zum Geſetze werde und dafs 
man Anderungen des Geſetzes einer ſpäteren Geſetz⸗ 
gebung vorbehalte. 

Ich empfehle das Eingehen in die Specialdebatte 
über den Geſetzentwurf. (Beifall links.) 


Vicepräſident: Zum Worte gelangt der Herr 
Abgeordnete Schleſinger; ich ertheile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Schleſinger: Hohes Haus! 
Unſere Zeit beliebt ſich eine humanitäre zu nennen, 
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und jo dürften wahrſcheinlich auch die Herren Antrag- 
ſteller es beanſpruchen, mit ihrem Antrage auf Er⸗ 
laſſung eines Geſetzes bezüglich der Begünſtigungen 
für Neubauten mit Arbeiterwohnungen im Geiſte der 
Humanität gehandelt zu haben, und ſie dürften ſich 
wohl auch erhoffen, in den Kreiſen der ſchwergeprüften 
Arbeiter Anerkennung zu erringen. 

Allein ich zweifle daran, dafs fie in dieſem Geiſte 
handelten, denn es hat ja vorgeſtern, als es ſich darum 
handelte, daſs 117.000 Kleingewerbetreibende eine 
Berückſichtigung gegenüber dem Großcapital finden 
ſollen, die Partei, welcher die beiden Herren Antrag⸗ 
ſteller angehören, den Antrag vollſtändig verworfen. 
Sie hat alſo damit gezeigt, dass fie für die Intereſſen 
der Kleingewerbetreibenden ſich nicht beſonders er- 
wärmt, ſondern daf3 fie vielmehr geſonnen ift, den 
Intereſſen des Großcapitals zu dienen. 

Und fo glaube ich nach meiner Empfindung, dafs 
es auch hier nur die Intereſſen des Großcapitales ſind, 
welche dieſen Antrag dictirt haben. Ich will nicht ver⸗ 
dächtigen, ſondern es beweiſen. Im Ausſchuſsberichte 
leſe ich (Rest:) „Es iſt Thatſache, daſs mehrere grö⸗ 
ßere Unternehmer nur das Zuſtandekommen des vor⸗ 
liegenden Geſetzes abwarten, um mit dem Baue von 
Arbeiterwohnungen in beträchtlichem Umfange zu be⸗ 
ginnen.“ 

Es iſt ja deutlich zu erſehen, daſs hier im Sinne 
des Großcapitales ein Geſetz beſchloſſen werden ſoll. 
Ja der Antrag geht ſoweit, daſs der $. 3 des Geſetz⸗ 
entwurfes fordert, daſs ſogar die Zinſen des auf 
dieſen Gebäuden haftenden Kaufſchillingsreſtes oder 
die Hypothekarſchulden auch die Steuerfreitheit ge⸗ 
nießen ſollen! 

Darf man da noch jagen, daſs es eine humani⸗ 
täre Idee iſt, welche dem in Rede ſtehenden Antrag zu⸗ 
grunde liegt und welche die Antragſteller geleitet 
hat? Nein; der Beweggrund iſt nichts anderes 
als die Fructificirung der angehäuften Groß- 
capitalien, als die Concurrenz mit den kleinen 
Häuſern, als die Concurrenz mit dem Kleincapital, 
welches wegen ſeiner Unfähigkeit, ſich Baumaterialien 
billig zu verſchaffen und die Bauhandwerker billig zu 
bezahlen, im Nachtheile bleibt. Wenn man dem Groß⸗ 
capitale die angeſtrebte übergroße Steuerbegünfti- 
gung gewährt, ſo entzieht ſich dieſer Theil des 
Capitals auf lange Zeit der Beitragsleiſtung zu den 
allgemeinen Staats⸗ und Landeslaſten, während die 
übrigen Staatsbürger dieſe Laſten bezahlen müſſen. 
Das Großcapital würde ſich ſomit auf Koſten der 
Steuerträger bereichern und es macht überdies die 
Bevölkerung glauben, als ſei es lautere Humanität, 
welche es auszuüben ſich die Mühe gibt. Wollen die 
Großcapitaliſten wirklich humanitär handeln, ſo 
mögen ſie billige Arbeiterwohnungen ohne die über⸗ 
große Mehrbegünſtigung herſtellen, ſie mögen zeigen, 
daſs ſie auch mit geringem Gewinn für die arme Be⸗ 
völkerung etwas thun wollen. Aber ſich die Capitals- 
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‚ berzinfung durch Entziehung von der Steuerentrich⸗ 
tung zu ſichern, iſt ein raubgieriges Attentat auf den 
Steuerträger, das wir Volksvertreter, die wir die 
capitalsarmen und capitalsſchwachen Staatsbürger 
ſchützen wollen, zu verhindern ſuchen müſſen. 

Hohes Haus! Mit dem vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfe will man dem Volke und zwar ſpeciell den 
Arbeitern der Fabriken und Gewerbe Vortheile zu 
ſchaffen ſuchen, und der Steuerausſchuſs empfiehlt 
daher eine raſche Vermehrung der billigen Arbeiter⸗ 
wohnungen, das heißt eine raſche Ausführung des 
Geſetzes. 

Allein ich frage, ob dieſe Raſchheit in der 
Humanität des Steuerausſchuſſes oder in der Ermög⸗ 
lichung guter Verzinſung überflüſſigen Großapitals, 
das eben müſſig Liegt, ſeinen Beweggrund beſitzt? 
Ich bin für meine Perſon überzeugt, das 
Letztere dürfte der Fall fein, weil ja derſelbe Steuer ⸗ 
ausſchuſs, wie ich erwähnte, vorgeſtern in einem ſo 
vielen Tauſenden von Gewerbetreibenden abträglichen 
Sinne geſtimmt hat und ich frage, ob denn auch der 
Grund, welchen der Steuerausſchuſs anführt, dafs 


nämlich die Überfüllung der Wohnungen noch ander ⸗ 


wärts zu ſuchen ſei, wirklich ſeine Berechtigung hat, 
denn er ſagt, daſs vielmehr der Grund darin liege, 
dass die Arbeiter nicht in der Lage find, den Bedürf⸗ 
niſſen hinſichtlich der Wohnung gerecht zu werden, 
weil ihnen die Mittel dazu fehlen, weil die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage für dieſelben eine zu ſchlechte ſei. 
Wenn unn dies der Fall iſt, ſo möchte ich fragen: wie 
kommt denn der Steuerausſchuſs dazu, wenn er 
anerkennt, daſs es noch viele freie und gute Wohnun⸗ 


gen gibt, welcher ſich die Arbeiter bedienen könnten, 


zu ſagen, daſs neue Arbeiterwohnungen geſchaffen 
werden jollen? 

Den Grund hiefür mag ich aber in nichts 
anderem zu erblicken, als darin, daſs das Groß⸗ 
zapital ſich eine ſtarke Concurrenz gegenüber den 
beſtehenden Häuſern ſichern will. 

Ja, meine Herren, wenn der Steuerausſchuſs 
meint, daſs ſelbſt in den neuen, an ſich vollkommen 
entſprechenden Arbeiterhäuſern infolge der ſchlech⸗ 
ten wirtſchaftlichen Lage eine Überfüllung, alſo 
auch in den erſt neu zu erbauenden Arbeiterhäuſern 
möglich iſt, wie kann noch die Behauptung ins Treffen 
geführt werden, daſs die Sanitäts organe an dieſer 
Überfüllung Schuld ſeien? 

Der Steuerausſchuſs meint, die Sanitätspolizei 
müſſe in anderem Sinne als bisher gehandhabt 
werden; nun frage ich, kann die Sanitätspolizei den 
Arbeitern, welche den hohen, dem Steuerausſchuſſe 
vielleicht billig erſcheinenden Mietzins nicht er⸗ 
ſchwingen können, eine Zuzahlung zum Mietzinſe 
leiſten? Und fordert die Sanitätspolizei nach⸗ 
drücklich die Beſeitigung der Überfüllung, treibt ſie 
die enge Zuſammengepferchten auseinander und in die 
neuen Arbeiterwohnungen, was muf3 da geſchehen? 
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Entweder mufs der Arbeiter noch mehr feine Bedürf⸗ 
niſſe einſchränken, oder aber er muſs den Mietzins 
ſchuldig bleiben, er wird delogirt und der Socialdemo⸗ 
kratie in die Arme geführt. 

Der Steuerausſchuſs hat daher mit ſeinem Be⸗ 
richte zu dieſem Geſetze nur bewieſen, daſs er für die 
Lage der Arbeiter kein richtiges Verſtändnis hat, 
indem er glaubt, ein Befehl der Sanitätsbehörde könne 
die Leute zwingen, bequeme Wohnungen zu mieten, 
um den Großcapitaliſten ihre Rente ſicherzuſtellen. 

Der Steuerausſchuſs ſagt: die bisherige Thätig⸗ 
keit der gemeinnützigen Vereine auf dieſem Gebiete 
war eine ſehr geringe. Auch war vielfach dort, 
wo von ſolchen Vereinen Häuſer errichtet wurden, der 
Mietzins eben wegen der Steuer zu hoch. 

Allerdings ſpricht der Steuerausſchuſs hier nur 
von Vereinen, welche Arbeiterwohnungen vermieten, 
aber nicht von Vereinen, welche den Arbeitern den 
billigen Ankauf von kleinen Häuschen ermöglichen 
ſollen. Allein in beiden Fällen iſt die Idee denn doch 
dieſelbe, man will den Arbeitern billige Wohnungen 
verſchaffen. 

Meine Herren! Ich will Ihnen einen Fall zur 
Kenntnis bringen, aus welchem Sie ſehen, in welcher 
Weiſe die Humanität von ſolchen Vereinen geübt 
wird, welche ſich das Wohl der Arbeiter zum Ded- 
mantel nehmen für ihr Beginnen und für ihre 
Thätigkeit. 

In Wien beſteht ein Verein für Arbeiterhäuſer. 
Ein Präſident dieſes Vereines ſcheint nicht vorhanden 
zu ſein, wohl aber beſteht ein Directorium unter der 
Leitung eines Vicepräſidenten, eines gewiſſen Dr. Max 
Steiner (Abgeordneter Schneider: Ein Jude!), von 
dem man ſagt, er ſoll ein Jude ſein. Entſchuldigen 
Sie, wenn ich Namen nenne; denn thue ich es nicht, 
ſo haben meine Angaben keinen Wert; thue ich es 
aber, ſo weiß ich allerdings, daſs ich mich der Gefahr 
ausſetze, von anderer Seite verdächtigt zu werden, ich 
hätte Denunciation getrieben. Der Verein für die 
Arbeiterhäuſer gab ſich für einen humanitären aus, 
und es wurden ihm vom Stadterweiterungsfonde 
40.000 fl. in Anbetracht des humanitären Zweckes zu 
zwei Procent als Baucredit gegeben. Der Verein 
baute im X. Bezirke am Laagerberge eine Reihe von 
kleinen Häuſern — es waren ihrer, ich glaube 18 — 
welche von außen beſehen, einen recht guten landſchaft⸗ 
lichen Eindruck gewähren und er verkaufte dieſelben 
an Arbeiter und Gewerbsleute gegen monatliche 
Ratenzahlungen von 20 bis 25 fl. für die Dauer der 
Abſtattung von 25 Jahren, und es waren ungefähr 
3700 und 4000 fl. der gewöhnliche Preis, zu welchen 
dieſe Häuſer abgegeben wurden. 

Das „Humane“ dieſes Vereines beſteht nun 
zunächſt darin, daſs er es verſtanden hat, unter Vor⸗ 
ſpiegelung großer Vortheile, welcher die Arbeiter 
durch den Ankauf ſolcher Häuſer theilhaftig werden 
ſollen, dieſe Häuſer an die Arbeiter zu bringen, und 
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das „Humanitäre“ iſt überdies noch das, dass eben 
ſolche Häuſer ſicher um 1000 fl., wenn nicht noch 
mehr, zu hoch in ihrem Preiſe gegriffen ſind; denn es 
hat ſich der Fall ereignet, daſs einer der Arbeiter von 
dem Vereine loszukommen ſuchte, und dass er es 
ermöglichte, von der Sparkaſſa einen Satz auf ſein 
Haus zu bekommen. Infolge deſſen wurde dieſes Haus 
von der Sparkaſſa geſchätzt und hoch geſchätzt mit 
2400 fl., während es dieſem Arbeiter um 4000 fl. 
verkauft wurde. Wir ſehen alſo an dieſem einen Hauſe 
ſchon durch die Schätzung der Sparkaſſa den Beweis 
erbracht, daſs der Verkauf um 1600 fl. zu theuer 
geweſen iſt. 

Es muſs ferner als „Humanität“ dieſes Ver⸗ 
eines bezeichnet werden, dass er ſich von jedem Haufe 
durch alle 25 Jahre hindurch einen Regiekoſtenbeitrag 
von 22 fl. 50 kr. pro Jahr bezahlen läſst, während 
alle Bewohner, welche dieſe Häuſer gekauft haben, 
alle Auslagen beſtreiten; ſie müſſen die Steuern 
beſtreiten, das Waſſer bezahlen, die Reparaturen 
ſelbſt durchführen, kurz, fie müſſen alle Laſten dieſer 
Häuſer tragen; es hat ſomit dieſer Verein nirgends 
eine Regie zu tragen, und dennoch fordert er von 
allen dieſen Hausbeſitzern, obwohl ſie durchaus nicht 
Mitglieder des Vereines find, Regiekoſtenbeiträge. 

Es war „human“, wenn man es ſo nennen 
darf, daſs der Verein jene Häuſer, welche zu 3700 fl. 
verkauft wurden, den Käufern in einem Zuſtande über⸗ 
gab, welchen man geradezu als einen — ich kann 
nicht das richtige Wort dafür finden — faſt betrügeri- 
ſchen bezeichnen muſs, indem nämlich ſolche Häuſer 
ebenerdig ſind und aus einem kleinen Zimmer, einer 
Küche und einem Kabinet beſtehen. Man ſagt, die 
Häuſer ſeien einſtöckig, allein man findet, dass die 
obere Wohnung eben nur eine Dachbodenwohnung iſt, 
ſie enthält ebenfalls nur ein Zimmer und zwei Kabinete 
ohne Küche. Ein eigentlicher Dachboden iſt gar nicht 
vorhanden, und wenn die Parteien etwa trachten 
wollen, zum Trocknen der Wäſche Raum zu finden, ſo 
müſſen ſie ſich eigene Verſchläge, ſoweit es der kleine 
Platz erlaubt, herrichten, damit ſie eben dieſes Wäſche 
trocknen vollführen können. 

Dieſe Häuſer beſitzen wohl einen Keller, aber 
die Stiegen, welche zu Keller und Dachboden führen, 
ſind durchaus von Holz, alſo feuergefährlich. Alle 
Zwiſchenwände, welche ſich in dieſen Häuſern befinden, 
die mit 3700 fl. verkauft wurden, ſind entweder 
Riegelwände oder aus Holz hergeſtellt, kurz, dieſe 
Häuſer find feuergefährlich. 

Außerdem beſteht eine ganze Menge von Servi⸗ 
tuten auf dieſen Häuſern, jo dass, wenn dieſe Häufer 
einmal in den vollen Beſitz der Käufer übergegangen 
ſein werden, in dieſen Servituten die größte Quelle 
einer Menge von Streitigkeiten zu finden ſein wird. 

Was ganz beſonders zu bemerken iſt, iſt, daf3 
dieſes Speculiren dahin ging, ſogar bei einzelnen 
Häuſern zum Theil die Jeuermauer zu, erſparen, in⸗ 


dem man zwei Häuſer mit einer gemeinſamen Feuer⸗ 
mauer aneinander baute; ich bin ſelbſt Zeuge geweſen, 
daſs man, wenn in einem Hauſe etwas lauter ge⸗ 
ſprochen wird, in den anſtoßenden Zimmern des 
Nebenhauſes alles hören und verſtehen kann. Es war 
merkwürdig, daſs zur Zeit der Erbauung der Häuſer 
der gegenwärtige Stadtbaudirector von Wien Mit⸗ 
glied des Directoriums war und doch konnten ſolche 
Verſtöße gegen die Bauordnung, gegen ein anſtän⸗ 
diges Bauen der Häuſer begangen werden. 

Laſſen Sie mich noch kurz Folgendes erzählen: 
Vor einiger Zeit ſtarb der Beſitzer eines ſolchen 
Hauſes, das eben 3700 fl. koſtete. Er hatte 300 fl. 
Angabe gegeben und bereits 48 Monatsraten zu 
20 fl., außerdem jährlich 22 fl. 50 kr. Regiekoſten 
bezahlt; an Steuern hat er über 20 fl. jqährlich aus⸗ 
gegeben, an Waſſergebür ebenfalls über 20 fl. jährlich 
und überdies das Capital, welches als Kaufſchillings⸗ 
reſt vorhanden war, mit vier Procent verzinst, 
während der Staderweiterungsfond dieſem Vereine 
den Baucredit von 40.000 fl. zu zwei Procent über- 
laſſen hatte. Als der Hausbefitzer geſtorben war, war 
die Witwe desſelben nicht mehr in der Lage, die 
Raten zahlen zu können und die Folge davon war, 
daſs nach den Statuten das Haus wieder in das 
Eigenthum des Vereines überging, und daſs der 
Verein infolge der Statuten eine beſtimmte zu berech⸗ 
nende Summe zurückzuzahlen hatte. Der Verein hat 
das Haus zurückgenommen, aber er hat der Witwe 
eine Reihe von Abzügen gemacht, jo daf3 ſie den Be⸗ 
trag von 248 fl. 85 kr. zurückbekam. (Hört! Hari! 
auf der äußersten Linken.) Wenn man nun bedenkt, 
dass der Arbeiter die wenigen Gulden, die er erüb⸗ 
rigte, im ſauren Schweiße verdiente, daſs er 300 fl. 
Angabe zahlte, daſs er 48 Monatsraten zu 20 fl., 
das ſind 960 fl. entrichtete, dafs er alle Steuern 
beglich und dergleichen mehr und wenn man ſich vor⸗ 
ſtellt, der Arbeiter hätte das Geld in die Sparkaſſe 
gegeben und die jährlich entfallenden Zinſen wieder 
zum Capital geſchlagen, ſo hätte er am Ende dieſes 
Zeitraumes einen Betrag von mehr als 1600 fl. in 
Händen gehabt. Wenn man nun annimmt, daſs er 
nicht Beſitzer des Hauſes geweſen wäre, ſondern in 
gewöhnlicher Weiſe gewohnt hätte, fo würde er wäh⸗ 
rend dieſer vier Jahre kaum mehr als 600 fl. an 
Wohnungsmiete bezahlt haben. Der Witwe würden 
mithin beim Ableben ihres Mannes gewiß noch tauſend 
und mehr Gulden übrig geblieben ſein, während ſie 
ſich heute mit 248 fl. 85 kr. begnügen muſs. Daraus 
geht deutlich hervor, daſs dieſer Arbeiterfamilie durch 
den „humanitären“ Verein für Arbeiterhäuſer im 
Verlaufe von vier Jahren mehr als 700 fl. entzogen 
worden find und man muf3 ſagen, dass dieſer Betrag 
— wo ſoll er denn anders hingefloſſen ſein — in den 
Säckel dieſes Vereines gekommen iſt. 

Bedenken Sie auch noch den Fall, daf3 unter 
den Abzügen, welche man der Witwe machte, ſich auch 
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noch eine zweiprocentige Abnützungsgebür befindet, 
Die Arbeiter muſsten aber zuerſt ihre Häuſer ſelbſt woh⸗ 
nungsfähig herrichten. Dennis iſt vorgekommen, daſs im 
erſten Jahre die Thüren des Hauſes ſo ſchlecht waren, 
dass ſie nicht einmal geſchloſſen werden konnten, und 
daſs, während die Männer in der Arbeit waren, die 
Frauen die Thüren offen laſſen muſsten, wenn ſie 
Einkäufe zu beſorgen hatten, und erſt dadurch, dafs fie 


auf ihre eigenen Koſten die Adaptirungen herſtellten, 


wurden dieſe Wohnungen eigentlich bewohnbar. Es 


iſt alſo ganz ungerechtfertigt, daſs dieſer Verein für 
Arbeiterhäuſer eine zweiprocentige Abnützungsgebür 


für jedes Jahr, durch welches das Haus bewohnt 


wurde, in Abzug brachte, umſomehr, als es ſich zeigte, 
dass der Verein ſolche Häuſer wieder um denſelben 
Preis auf 25 Jahre an neue Käufer verkaufte. 

Ich frage, iſt dies nicht die ſchlimmſte Volks⸗ 
ausbeutung, weil ſie das Volk, welches ſolche Schliche 
nicht kennt, noch glauben macht, das Wirken des 
Vereines ſei ein humanitäres? 

„Darum bitte ich Sie, dem geplanten Geſetze 
Ihre Zuſtimmung nicht zu geben, und ſchließe mich 
dem Antrage des erſten Herrn Contra-Redners voll⸗ 
ſtändig an. Ich glaube, daſs wenn wir allen Wohnun⸗ 
gen eine größere Steuerfreiheit in dem Sinne 
gewähren, wie jener Antrag beſagt, die Wohnungen 
überhaupt billiger werden können, und daſs die 
beſtehenden Wohnungen ausreichen werden, dem 
Bedürſniſſe nach ihnen gerecht zu werden. 

Zum Schluſſe geſtatte mir das hohe Haus noch 
eine Erwägung. Blicken wir in der Zeit der ſelbſt 
vom Steuerausſchuſſe anerkannten wirtſchaftlichen 
Noth der Arbeiter wie nicht minder des Gewerbe⸗ 
ſtandes, des Bauern und des Mittelſtandes, in die 
nahe Vergangenheit zurück; gedenken wir des „genia⸗ 
len Geſchäftsmannes“, der zwar nicht mit dem Baue 
von Arbeiterwohnungen, wohl aber mit dem Baue 
und Nichtbaue von türkiſchen Eiſenbahnen ſich be⸗ 
ſchäftigte, durch welche mit Hilfe der berühmten 
Türkenloſe das Volk um hundert und mehr Millionen 
Gulden betrogen wurde; heute aber ſtolzirt dieſer 


Mann als hundertfacher Millionär einher (Rufe auf 


der äußeren Linken: Wohlthäter!), während die 
Betrogenen und ihre Familien am Hungertuche 
nagen oder gar in ihrer Verzweiflung zum Selbſt⸗ 
morde gegriffen haben; gedenken Sie, meine Herren, 
des Capitaliſten, welcher die Börſe, die Nordbahn und 
die großen Kohlengruben unſeres Vaterlandes be- 
herrſcht, der die meiſten unſerer Staatspapiere befitzt 
und alljährlich hunderte von Millionen von den ver ⸗ 
ſchiedenen Staaten Europas an ſich zieht und dieſe 
Staaten ſich tributär gemacht hat; gedenken Sie des 


Leiters unſeres Lloyd, welches ein vaterländiſches 


Unternehmen ſein ſollte, der dieſes Unternehmen an 
den Rand des Abgrundes gebracht Hat, jo dass Sie, 
meine Herren der großen Parteien, vor kurzem erſt 
an drei Millionen jährlich durch 15 Jahre hindurch 
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votirten, damit dieses Unternehmen dem Vaterlande 
erhalten bleibe; gedenken Sie der Träger der Tarno⸗ 
poler Moral (Sehr gut! auf der äußeren Linken); 
gedenken Sie des Proceffes über den Auswanderungs⸗ 
ſchwindel, gedenken Sie der Wucherproceſſe, und 
erinnern Sie ſich der großen Bolldefraudationg- 
proceſſe; überſehen Sie nicht die betrügeriſchen Falliſ⸗ 
ſements, die Markenfälſchung in der Senſeninduſtrie, 
nehmen Sie den von mir erzählten Fall des Vereines 
für Arbeiterhäuſer, und gehen Sie bis zum Hauſir⸗ 
handel und dem hiebei verübten Schwindel mit den 
Ratengeſchäften herab, wen finden Sie als Leiter, 
als Seele alles dieſes, die Volkswirtſchaft und Moral 
vernichtenden Treibens? (Abgeordneter Sch nei der: 
Lauter Juden!) 

Ich bin wohl der Antwort enthoben; Sie alle 
geben ſie ſich ſelbſt und angeſichts dieſer Thatſachen 
kann ich nicht begreifen, wie ein Parteiführer dieſes 
Hauſes es für komiſch erachten konnte, wenn ſich Volks⸗ 
vertreter finden, die den Sitz unſeres wirtſchaftlichen 
und moraliſchen Nothſtandes offen zu nennen, ſich 
nicht ſcheuten. Wenn die hohe Regierung den Muth 
beſitzt, dem Volke treu und ehrlich zu dienen, woran 
ich nicht zweifle, ſo weiß ſie auch, wo der Hebel an⸗ 
zuſetzen iſt, damit unſer Volks⸗ und Staatsleben 
wieder einem geſunden Zuſtande entgegengeführt 
wird, und ich ſchließe mit dem Wunſche, die hohe Re- 
gierung möge den Hebel anſetzen, ehe verhängnis⸗ 
voll der Ruf erſchallt: Zu ſpät! ( Bee auf der 


äußersten Linken.) 


Präſtdent (welcher während vorstehender Rede 
den Vorsitz übernommen hat): Der Herr Abgeordnete 
Dr. Hofmann⸗Wellenhof hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Hofmann ⸗Wellenhof: 
Wenn ich zu dieſem Gegenſtande das Wort ergreife, 
ſo geſchieht es, obwohl ich mich den vielfach von 
früheren Rednern vorgebrachten Bedenken durchaus 
nicht verſchließen kann, doch nicht zu dem Zwecke, um 
gegen den Geſetzentwurf Stellung zu nehmen. Ich 
habe, nachdem ich dem Zuſtandekommen desſelben im 
Steuerausſchuſſe beigewohnt habe, nicht mehr den 
Muth, direct dagegen aufzutreten, obwohl ich aller⸗ 
dings kaum weiß, ob hier der alte oft angeführte 
Saß: Das Beſſere iſt der Feind des Guten überhaupt 
in Anwendung kommen könne; denn es erſcheint mir 
zweifelhaft, ob dieſer Geſetzentwurf als ein guter zu 
bezeichnen ſei. Weil ich aber doch der Meinung bin, 
dass er immerhin einen, wenn auch ſehr kleinen Fort⸗ 
ſchritt auf einer ſehr wichtigen Bahn bedeutet, ſo 
werde ich für ihn ſtimmen. 

Die Geneſis des Entwurfes kann von jedem, der 
die Verhandlungen des Steuerausſchuſſes mitmachte, als 
eine ſehr ſchwierige bezeichnet werden; insbeſondere 
kann ich nicht umhin, der hohen Regierung den Vor⸗ 
wurf zu machen, dafs fie einen gewiſſen fiscaliſchen 
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Standpunkt den Abſichten des Steuerausſchuſſes gegen⸗ hinweiſen, daſs der Kern der Wohnungsfrage auch 


über eingenommen habe. (Sehr richtig!) 

Ich werde mich, meine Herren, und ich habe mich 
zu dieſem Zwecke zum Worte gemeldet, auf die Ein⸗ 
bringung und kurze Begründung einer Reſolution be⸗ 
ſchränken, die in einem gewiſſen Zuſammenhange mit 
dieſem Geſetzentwurfe ſteht. 

Es wurde ſowohl im Steuerausſchuſſe, als heute 
ſeitens einiger meiner geehrten Herren Vorredner be⸗ 
reits auf die große Bedeutung der Wohnungsfrage 
hingewieſen und mit Recht hervorgehoben, dass gerade 
in der Wohnungsfrage ein gut Theil der ſogenannten 
ſocialen Frage, alſo auch in einer gedeihlichen Löſung 
der erſteren ein gut Theil einer gedeihlichen Löſung 
der letzteren Frage zu finden ſei. Es hat auch einer 
der geehrten Herren Vorredner bereits darauf hinge- 
wieſen, dass dieſer Geſetzentwurf inſoferne ſchon als 
unvollſtändig zu bezeichnen ſei, als er lediglich die 
Fabriksarbeiter, die Lohnarbeiter, ins Auge faist. 

Ich habe ſeinerzeit im Steuerausſchuſſe den 
Antrag geſtellt, auf die urſprünglich beabſichtigte 
Ausdehnung dieſes Geſetzentwurfes zurückzugreifen, 
den Geſetzentwurf auszudehnen auf billige Wohnun⸗ 
gen überhaupt, welche, wie es urſprünglich geheißen 
hat, von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten und Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften für ihre Gemeindegenoſſen, ihre Mitglieder, 
beziehungsweiſe Arbeitnehmer errichtet würden, denn 
es iſt ja längſt anerkannt, dafs die ſociale Frage ſich 
nicht mit der Lohnarbeiterfrage deckt, daſs die ver⸗ 
ſchiedenen Bezeichnungen wie ſie zum Beiſpiel in der 
Literatur über die Wohnungsfrage gebraucht werden, 
arbeitende Claſſen, arbeitende Bevölkerung, untere 
Claſſen u. a. als gleichbedeutend zu betrachten ſind, 
ſo daſs man einen Unterſchied in Bezug auf die 
Wohnungsfrage nicht gut machen kann, daſßs ver- 
ſchiedene Kategorien der Bevölkerung, Kleingewerbe⸗ 
treibende, kleine Handelsangeſtellte, niedere Beamte 
ſich oft noch in einer ſchlimmeren wirtſchaftlichen 
Lage befinden, als viele Fabriksarbeiter. Jene wür⸗ 
den gewifßs die Wohlthaten eines ſolchen Geſetzes nicht 
minder fühlen; allein all dem ſtand vor allem der 
Widerſtand des Vertreters der hohen Regierung 
gegenüber, der insbeſondere auch auf die Möglichkeit 
eines Miſsbrauches bei einer ſolchen Ausdehnung 
des Geſetzes hinwies. Nun iſt das eine ſehr ſtrenge 
Auffaſſung, die in dieſem Falle entwickelt wurde. Ich 
wünſchte nur, dafs fie auch in anderen Fällen, wo es 
ſich um viel beſſer geſtellte Leute, beziehungsweiſe 
Unternehmungen handelt, auch zur Anwendung käme. 
(Richtig!) 

Nach den Erfahrungen im Ausſchuſſe habe ich 
wie geſagt nicht mehr den Muth, einen Abänderungs⸗ 
antrag einzubringen, am wenigſten einen ſolchen, der 
das ganze Geſetz auf eine neue Grundlage ſtellen 
müſste, wenn auf die früher beabfichtigte Ausdehnung 
wieder zurückgegriffen würde. Ich will nur darauf 


durch das vorliegende Geſetz inſoferne nicht getroffen 
wird, als insbeſondere die Überfüllung der 
Wohnungen mit allen ihren furchtbaren Folgen in 
geſundheitlicher und ſittlicher Beziehung durch das 
vorliegende Geſetz nicht beſeitigt werden kann. 

Welche hohe Bedeutung dieſer Frage beiwohnt, 
geht unter anderem hervor aus dem Votum, das 
der oberſte Sanitätsrath an das Miniſterium des 
Innern vor kurzem über die Wohnungsverhältniſſe 
in Wien und den Vororten abgegeben hat. In welchem 
unmittelbaren Zuſammenhange die Wohnungsfrage 
mit der Sterblichkeit der Bevölkerung ſtehe, darüber 
geſtatten Sie mir nur eine Notiz, die mir zufällig 
heute, da ich unvorbereitet ſpreche, zur Hand iſt, an⸗ 
zuführen. Man kann daraus entnehmen, dafs die 
ſchlechten Wohnungsverhältniſſe, wie ſie namentlich 
in größeren Städten vorhanden ſind, als eine Art 
Maſſenmord zu bezeichnen ſind. Es handelt ſich da 
um die Stadt Dandee in Schottland, wo die Medi- 
cinalbehörde für einige Jahre die Sterblichkeits⸗ 
ſtatiſtik in der Weiſe hat durchführen laſſen, dafs bei 
den angemeldeten Todesfällen auch angegeben werden 
mufste, wie viel Zimmer die Wohnung des Ver⸗ 
ſtorbenen hatte, beziehungsweiſe wie viele Perſonen 
auf ein Zimmer kamen. 

Aus dieſer Zuſammenſtellung ergibt ſich, dafa 
geradezu ein ungeheuerlicher Unterſchied in der Sterb⸗ 
lichkeit bei vierzimmerigen und einzimmerigen Woh⸗ 
nungen beſtand. Die Sterblichkeit bei Kindern unter 
fünf Jahren war im letzten Falle genau viermal ſo 
groß als im erſten Falle, und die Geſammtſterblichkeit 
faſt doppelt ſo groß. Es ſtellte ſich das mittlere Durch⸗ 
ſchnittsalter zweimal ſo groß in beſſeren Häuſern, als 
in jenen Wohnungen, die nur ein Zimmer hatten. 
Das iſt nur ein Beiſpiel, das ich heute anführen kann. 
Daſs die Mifsftände in ſittlicher Beziehung nicht 
minder craſs find, geht hervor aus den Nachtbildern, 
die zum Beiſpiel ſo viele Proceſſe in Großſtädten, un⸗ 
längſt wieder ein ſolcher in Berlin, vor uns ent⸗ 
rollen. 

Ich glaube alſo, daſs die Wohnungsfrage als 
ſolche thatkräftig angefaſst werden ſollte, und daſs 
dies eine der erſprießlichſten jener ſocialen Arbeiten 
ſein könnte, die zu wiederholtenmalen als die Haupt⸗ 
aufgabe dieſes „Arbeitsparlamentes“ hingeſtellt 
worden ſind. f 

Ich kann mich natürlicherweiſe auf dieſe Dinge 
nicht weiter einlaſſen und erwähne nur beiſpielsweiſe 
Vorſchriften über ein Minimum von Anforderungen 
in Bezug auf Geſundheit und Sittlichkeit, auf Ver⸗ 
wendung der einzelnen Gebäudetheile, dann Beſtim⸗ 
mungen über den Minimalluftraum wenigſtens bei 
Herbergen und gewerblichen Miethäuſern, wie ſolche 
Beſtimmungen in mehreren preußiſchen Regierungs⸗ 
bezirken und auch in England, Belgien und Frankreich 
beſtehen. 
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Ich verweiſe ferner auf die Nothwendigkeit 


gewiſſer Einſchränkungen der Freiheit des Mietver⸗ 
trages im Intereſſe der abhängigen Mieter, ich ver⸗ 
weiſe auf die Nothwendigkeit der regelmäßigen In⸗ 
ſpection ſowohl von Neubauten als beſtehender Woh⸗ 
nungen ſeitens eigener ſtaatlicher Sanitätscommiſ⸗ 
ſionen, auf der anderen Seite aber auch auf die 
Nothwendigkeit, der arbeitenden Bevölkerung das Er⸗ 
halten billiger und geſunder Wohnungen zu erleichtern, 
denn, wie bereits einer der Herren Vorredner ausge⸗ 
führt hat, den Arbeitern iſt damit nicht gedient, daſs 
man ihnen die ſchlechten Wohnungen ſperrt, wenn 
ihnen nicht gleichzeitig geſunde und billige Wohnungen 
leicht zugänglich gemacht werden. Hier könnte insbe⸗ 
ſondere durch Erleichterung und Begünſtigung der 
Bildung von Bau- und Wohnungsgenoſſenſchaften der 
arbeitenden Claſſen, insbeſondere durch Staatscredit 
zu billigem Zinsfuße geholfen werden. (Sehr richtig ! 

Zustimmung.) 

Ich verweiſe aber auch darauf, dafs, wie von 
Fachmännern wiederholt hervorgehoben wurde, auch 
unſere ſtaatliche Baugeſetzgebung zum Theile durch 
die oft unnöthige Vertheuerung der Bauten mittelbar 
beiträgt zur Verſchlechterung der Wohnungen, indem 
gewiſſe Vorſchriften beſtehen, welche übertriebene 
Anforderungen an die Solidität und Feuerſicherheit 
ſtellen und infolge deſſen die Herſtellung billiger Woh⸗ 
nungen einfach unmöglich machen. 

Ich glaube, daſs eine gründliche Beſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe überhaupt nicht im Wege von 
Communalpolizeiverordnungen, ſondern lediglich im 
Wege ſtaatlicher Geſetzgebung angebahnt werden 
könne, und verweiſe zum Schluſſe auf jene ſehr an⸗ 
regenden und inhaltsreichen Erörterungen, welche vor 
kurzem der deutſche Verein für öffentliche Geſund⸗ 
heitspflege in Leipzig gerade dieſem Gegenſtande ge⸗ 
widmet hat. Der Verein iſt zu dem Beſchluſſe ge⸗ 
kommen, dass Schaffung von ſtaatlichen Woh⸗ 
nungsämtern nothwendig ſei. 

In ähnlicher Weiſe erlaube ich mir dem hohen 
Hauſe in dieſer Beziehung eine Reſolution vorzu⸗ 
ſchlagen und wünſche der Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes entſprechend lebhaft die einſtimmige Annahme 
derſelben. Dieſelbe lautet (liest): 

„In Erwägung, daſs die gegenwärtigen 
Wohnungsverhältniſſe der ärmeren Claſſen 
der Bevölkerung die denkbar ſchlechteſten ſind 
und für die öffentliche Geſundheit, Ordnung 
und Sittlichkeit, ſomit für das Gemeinwohl 
die ernſteſten Gefahren in ſich ſchließen; in 
fernerer Erwägung, daſs das Eingreifen der 
Selbſtverwaltungskörper in dieſer Beziehung 
keine genügende Bürgſchaft einer dauernden 
und wirkſamen Abhilfe bietet: 

wird die Regierung aufgefordert, der 
Regelung der Wohnungsfrage beſonders in 
den großen Städten durch Einführung einer 


eigenen ſocialpolitiſchen Wohnungsgeſetz⸗ 
gebung und durch Einſetzung von ſtaatlichen 
Sanitätscommiſſionen zum Zwecke der regel⸗ 
mäßigen Unterſuchung und Beaufſichtigung 
der Wohnungsverhältniſſe (Wohnungsämter) 
ihre Fürſorge zuzuwenden.“ (Beifall links.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Hof- 
mann v. Wellenhof beantragt folgende Reſolution 
(wiederholt dieselbe). 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche den 
Reſolutionsantrag unterſtützen, ſich zu erheben. (Ge- 
schielt.) Dieſer Reſolutionsantrag iſt gehörig unter⸗ 
ſtützt und ſteht daher in Verhandlung. 

Es hat ſich der Herr Abgeordnete Dr. Four⸗ 
nier zur formellen Geſchäftsbehandlung zum 
Worte gemeldet; ich ertheile ihm dasſelbe. 


Abgeordneter Dr. Fournier: Ich beantrage 
Schluſs der Generaldebatte. 


Präſtdent: Der Herr Abgeordnete 
Fournier beantragt Schluſs der Generaldebatte. 

Ich bitte jene Herren, welche den Antrag auf 
Schluſs der Generaldebatte annehmen, ſich zu er⸗ 
heben. ( Geschieht.) Der Schluss der Generaldebatte 
iſt angenommen. 

Es erſcheint nur mehr ein Contra-Redner ein⸗ 
getragen, nämlich der Herr Abgeordnete Dr. Kra⸗ 
mat; derſelbe gelangt jedenfalls zum Worte. Pro 
ſind noch die Herren Abgeordneten Mauthner, Dr. 
Freiherr v. Sommaruga und Dr. Menger einge⸗ 
tragen. Ich erſuche dieſelben, nun einen General⸗ 
redner zu wählen. (Nach einer Pause :) Der Herr 
Abgeordnete Dr. Freiherr v. Sommaruga iſt zum 
Generalredner pro gewählt. 

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete Dr. 
Kramär. 


Dr. 


Abgeordneter Dr. Kramär: Hohes Haus! 
Liest man den Bericht des Steuerausſchuſſes, ſo kann 
man ſich nicht des Eindruckes erwehren, daſs ſich der⸗ 
ſelbe eigentlich in einer gewiſſen Zwangslage befand. Der 
Steuerausſchuſs iſt ſich der ganzen Tragweite und Be⸗ 
deutung geordneter Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter 
vollkommen bewuſst, und doch hat er Zugeſtändniſſe 
machen müſſen, welche den Wert des ganzen Geſetzes 
in einem nicht geringen Maße beeinträchtigen. Und 
der Widerſtand ging von einer Seite aus, von welcher 
man ihn doch nicht hätte erwarten ſollen, nämlich 
von der Regierung. Man erinnert ſich unwillkürlich 
der großen Verheißungen der Allerhöchſten Thronrede, 
für die Beſeitigung der politiſchen Streitfragen den 
Erſatz in einer energiſchen Socialpolitik zu ſuchen, 
und es muſs einen Wunder nehmen, wenn man ſieht, 
daſs ſich die Regierung in einer ſocial fo eminent 
wichtigen Frage doch nur auf den Standpunkt 
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des engherzigſten Fiscalismus ſtellte. Es iſt ja ganz 
richtig, die Frage der Arbeiterwohnungen ſieht äußer⸗ 
lich viel beſcheidener aus, als zum Beiſpiel die 
Frage der Kranken- und Unfallverſicherung. Aber dies, 
meine Herren, iſt doch nur äußerlich. Man kann den 
Ausſpruch Schönbergs: „Die Wohnungsfrage iſt der 
Cardinalpunkt der ſocialen Reform. Für die ſittliche 
und materielle Hebung der Arbeiterclaſſen, für das Ziel, 
dieſen eine Culturexiſtenz zu ermöglichen, iſt ſie meines 
Erachtens von größerer Tragweite und größerer prak- 
tiſcher Bedeutung, als die ganze Lohnfrage, ja ſelbſt als 
die Arbeiterverſicherung“, man kann dieſen Ausſpruch 
Schönbergs vielleicht als zu weitgehend betrachten; 
aber erinnert man ſich da der gräulichen Schilderun⸗ 
gen, welche zum Beiſpiel Marx aus officiellen engliſchen 
Blättern über die Wohnungsverhältniſſe der engliſchen 
Arbeiter gibt, erinnert man ſich des Bildes, welches uns 
zum Beiſpiel Singer über die Wohnungsverhältniſſe 
unſerer Arbeiter in Trautenau entwirft, denkt man an 
die Berichte unſerer Gewerbeinſpectoren, ſo wird man 
doch zugeben müſſen, daſs uns hier eine Frage vorliegt, 
welche in der großen Reihe der ſocialen Fragen im 
Vordergrunde ſteht, weil darin eben eine der Haupt⸗ 
bedingungen der ſittlichen Hebung der Arbeiterclaſſe 
liegt. Ich ſtehe zwar nicht auf dem Standpunkte der⸗ 
jenigen, welche alles Heil für die ſociale Frage in der 
ethiſchen Hebung des Arbeiterſtandes ſuchen und die 
materiellen Fragen in die zweite Linie ſtellen, in dem 
Glauben, daſs die Beſſerung von ſelbſt kommt; aber 
doch glaube ich, dass die ethiſche Seite der ſocialen 
Frage einen gleichwichtigen Platz einnimmt, wie die 
materielle, daſs ſich beide gegenſeitig bedingen, und 
dafs die eine wegen der andern nicht vergeſſen werden 
darf. N 

Kann zum Beiſpiel die Hebung desintellectuellen 
Niveau der Arbeiter, ihre beſſere materielle Lage, 
die Sicherung auf den Fall der Krankheit 
des Unfalles, die Verkürzung der Arbeitszeit, die Be⸗ 
ſchränkung der Frauen- und Kinderarbeit ihre volle 
Wirkung haben, wenn der Einfluf3 aller dieſer ſocialen 
Reformen durch den entſetzlichen, entſittlichenden Ein⸗ 
fluſs der Maſſenwohnungen paralyſirt wird, wenn 
den Arbeitern nicht die Möglichkeit geboten wird, in 
geordneten Wohnungsverhältniſſen zu leben? 

Eine Beſſerung der materiellen Lage der Arbeiter 
würde doch nur gering wirken können, wenn nicht 
gleichzeitig für Wohnungen vorgeſorgt wäre, wo der 
Arbeiter auch ſeiner gebeſſerten materiellen Lage ent- 
ſprechend leben könnte. Hier muſs die Geſellſchaft 
helfend eingreifen, ſie muſs dem Arbeiter die Möglich⸗ 
keit bieten, ein geordnetes Familienleben zu führen, 
es muss Vorſorge getroffen werden, dass der Arbeiter 
billige Wohnung finde, welche den modernen hygie⸗ 
niſchen Anforderungen entſpricht, und wo der Arbeiter 
ſich und ſeiner Familie leben könnte. 

Es iſt unnütz, viele Worte darüber zu verlieren, 
wie heilſam ein geordnetes Familienleben und eine 


geſunde, billige Wohnung auf das ganze Seelenleben 
des Arbeiters einwirken, wie dieß auch ſeine Anſichten 
über die Arbeiterfrage wohlthuend beeinfluſſen muss. 
Es wäre thöricht, zu glauben, dass der Arbeiter des⸗ 
wegen aufhört, dem weiter nachzuſtreben, was er als 
fein Recht anſieht; aber das läſst ſich doch nicht ver— 
kennen, dass der Arbeiter, welchem die troſtloſen 
Zuſtände der Arbeitermaſſenwohnungen nicht jede 
Möglichkeit nehmen, das ſittliche Moment in der 
Erziehung ſeiner Kinder zu pflegen, welchem die geord⸗ 
neten Wohnungsverhältniſſe einen gewiſſen feſten 
Halt geben, dass der Arbeiter, welchem dabei doch 
ſeine Freizügigkeit gewahrt wird — und, meine 
Herren, daſs dem Arbeiter ſeine Freizügigkeit 
gewahrt wird, wird bei der Erbauung von Arbeite r- 
wohnungen eine der Hauptbedingungen ſein, denn 
ſonſt würde der Arbeiter dieſe Wohlthat vielmehr 
als eine Beſchränkung ſeiner perſönlichen Frei⸗ 
heit anſehen, welche für ihn in einem Lohnkampfe doch 
das wichtigſte iſt — es läſst ſich alſo nicht verkennen, 
dass ein ſolcher Arbeiter die Zukunft doch nicht mehr 
im Lichte der ausſichtsloſen Verzweiflung ſehen wird, 
und dafs er mehr dem Glauben an die Möglichkeit 
einer Beſſerung der ſocialen Zuſtände zugänglich ſein 
wird. 

Ich will nicht behaupten, daſs die Regierung die 
ganze große Tragweite dieſer Reform nicht erfaſst; 
aber es ſcheint ihr die Sache doch nicht ſo am Herzen 
gelegen zu ſein, wie ſie es verdient, denn ſonſt wäre ein 
ſo engherziger fiscaliſcher Standpunkt in der ganzen 
Frage wirklich unerklärlich. 

Warum hat die Regierung den Ausſchuſs durch 
ihren Widerſtand gezwungen, die Dauer der Befreiung 
von 30 auf 24 Jahre herabzuſetzen? Den gewöhn⸗ 
lichen Neubauten werden 12 Jahre Steuerfreiheit ge- 
währt, warum könnte man nicht in einer ſo wichtigen 
Frage ein größeres Entgegenkommen zeigen, wo ſich 
doch nicht beſtreiten läſst, daſs eine weitgefaſste 
Befreiung von unſerer jo übermäßig hohen Haus- 
zinsſteuer den zu erreichenden großen Zweck un⸗ 
gemein fördern würde? Dieſen Ausfall der Staats- 
einnahmen könnten doch die Finanzen des Staates 
ziemlich leicht ertragen. 

Ebenſo unbegreiflich iſt es, daſs die Regierung 
ihre Einwilligung zum Geſetze davon abhängig 
macht, daſs auch eine Befreiung von den Abgaben 
an die autonomen Körperſchaften platzgreife. Nun, 
es iſt wohl ſehr zu wünſchen, daſs dies geſchehe, denn 
erſt dadurch wird die volle Wirkung des Geſetzes 
gewährleiſtet, aber eine Bedingung der Zuſtimmung 
daraus zu machen, war doch zu weit gegangen. Hier 
wird von der Regierung verlangt, dafs fie in einer 
ſolchen wichtigen Frage einen Schritt thue, und was die 
autonomen Körperſchaften anbelangt, ſo werden ſie 
ſich wohl überall ihrer ſocialen Pflicht bewuſst zeigen, 
und wo dies nicht der Fall wäre, ſo iſt dies doch 
keine Urſache, die ganze Sache noch dadurch ſchlimmer 
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und ſchwieriger zu machen, daſs man den geplanten ſchwacher Troſt, denn auch wir wollen im Intereſſe 


Neubauten auch die Befreiung von den Staatsſteuern 
entzieht. 
ö Vom autonomiſtiſchen Standpunkte iſt es 
ſchwierig, einem ſolchen Eingriffe in die Rechte der 
Länder und der autonomen Körperſchaften zuzu- 
ſtimmen, wenn auch die formelle Möglichkeit dazu 
durch die Nichtvorſchreibung der Steuer gegeben iſt. 
Denn vor allem kann man den Ländern, Bezirken und 
Gemeinden das Recht nicht nehmen, dass fie im 
Rahmen des Geſetzes ihre eigenen Bedingungen für 
die Befreiung von ihren Zuſchlägen ſtellen, angepaſst 
den beſonderen Verhältniſſen ihres Landes, ihres 
Bezirkes, ihrer Gemeinde, und dann wäre es auch oft 
für einzelne kleine Gemeinden unzweifelhaft zu hart, 
wollte man von ihnen die verſchiedenen öffentlichen 
Einrichtungen für eine neugebaute Arbeitercolonie 
verlangen, ohne ihnen durch die Zuſchläge zur Haus⸗ 
zinsſteuer dazu die Mittel zu geben. 

Es iſt daher erklärlich, daſs wir auf dieſe Rechte 
nicht verzichten wollen, was aber doch nicht dahin ge⸗ 
dèeuket werden möge, dass wir der Sache ungerechtfertigte 
Schwierigkeiten machen wollten, im Gegentheil, wir 
wollen in Böhmen die Sache mit allen Kräften fördern, 
und es iſt wohl die Hoffnung berechtigt, daſs auch an ⸗ 
derswo in den meiſten Fällen die Befreiung von Zu⸗ 
ſchlägen gewährt wird. 

Aber wie geſagt, daraus eine Bedingung für 
die Befreiung von der Staatsſteuer zu machen, war 
doch von Seiten der Regierung nicht gerechtfertigt, 
und läſst ſich wieder nur durch den engherzigen 
fiscaliſchen Standpunkt der Regierung in der ganzen 
Frage erklären. Wird ſich die verſprochene große 
ſocialpolitiſche Thätigkeit der Regierung in dieſen 
Bahnen bewegen, ſo wird wohl das hochgeprieſene 
neue Syſtem ſehr bald auch für jene ſeinen Reiz ver⸗ 
lieren, welche mit Mühe und Noth gelernt, ſich an 

ſeine Vorzüge zu gewöhnen. . 

Nun, wir wollen dennoch für das vorliegende 
Geſetz ſtimmen, um wenigſtens dieſen erſten Schritt 
auf der neuen Bahn zu ermöglichen, und wir bedauern 
nur, daſs die Engherzigkeit der Regierung ſelbſt die be⸗ 
ſcheidenen Anſprüche des urſprünglichen Antrages nicht 
zur vollen Geltung gelangen ließ, jo dass dieſer erſte 
Schritt recht zaghaft ausgefallen iſt. Es bleibt ſo 
nichts anderes übrig, als zu hoffen, daſs dieſes Geſetz 
dem Gemeinſinn der Geſellſchaft die Anregung zu 

einer großen Thätigkeit geben wird, welche dem 
Arbeiter ſeine Freizügigkeit, und doch einen feſten 
Halt durch Verſchaffung von billigen, menſchenwürdig 
eingerichteten Mietwohnungen gewähren wird, und ſollte 
dazu eine weitergehende Opferwilligkeit des Staates 
erforderlich ſein, daſs ſich die Regierung weniger zu⸗ 
geknöpft zeigen wird, als ſie es bei der erſten Gele⸗ 
genheit war, wo ſich der neue Geiſt der neuen ſocialen 
Ara zeigen ſollte. Uns hat natürlich die Haltung der 
Regierung nicht überraſcht, aber das iſt doch nur ein 


des ſocialen Friedens, dafs die großen Verheißungen 
einer ernſten focialen Reformarbeit nicht leere Worte 
bleiben, ſondern auch eingehalten werden. (Beifall.) 


Präfident: Zum Worte gelangt der Herr 
Abgeordnete Dr. Freiherr von Sommaruga; ich 
ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Dr. Freiherr von Sommarnga: 
Ich muſßs mir zunächſt erlauben, einige Ungenauig⸗ 
keiten richtig zu ſtellen, die in den Reden derjenigen 
Herren Abgeordneten von dieſer (linken) Seite des 
Hauſes, welche vor mir geſprochen haben, unterlaufen 
ſind, Ungenauigkeiten oder Unrichtigkeiten, die, wie 
ich glaube, nur dadurch zu erklären find, dass die 
Herren den vorliegenden Geſetzentwurf nicht genau 
genug geleſen haben. Indem ich dieſe Unrichtigkeiten 
richtig ſtelle, will ich conſtatiren, daſs die Stener- 
befreiung, auf welche das vorliegende Geſetz abzielt, 
zum Gegenſtande hat: die Befreiung von der Haus- 
zinsſteuer, und zwar ſowohl von der 26 / procen⸗ 
tigen als von der 20procentigen, ferner die Befreiung 
von der 5procentigen ſogenannten Zinsertragsſteuer 
und ſelbſtverſtändlich auch von der Hausclaſſenſteuer. 
Ferner hat der vorliegende Geſetzentwurf nicht zum 
Gegenſtand die Befreiung der Saßpoſtenzinſen von 
der Einkommenſteuer, welche von denſelben zu ent⸗ 
richten iſt; es iſt alſo ein Irrthum, wenn von einer 
Seite hervorgehoben wurde, daſss auch dieſe Begün⸗ 
ſtigung nebſt allen anderen den Beſitzern ſolcher 
Arbeiterhäuſer zugewendet werden ſoll. 


Was nun den Antrag anbelangt, welcher von 
Seite des Herrn Abgeordneten Ludwig nicht eigent⸗ 
lich geſtellt, aber für die Specialdebatte angekündigt 
wurde und welcher darauf abzielt, an Stelle einer 
bloß zeitlichen Steuerbefreiung eine permanente 
Herabſetzung oder Exmäßigung der Steuer zu ſetzen, 
ſo erlaube ich mir vor allem darauf aufmerkſam zu 
machen, dafs der Herr Abgeordnete vollſtändig auf 
die Hausclaſſenſteuer vergeſſen hat. Sein Antrag 
lautet nur dahin, daſs da, wo gegenwärtig eine 
262/ procentige Hauszinsſteuer beſteht, eiue 20pro⸗ 
centige ſolche Steuer von dem nach Abzug von 25 Pro- 
cent Erhaltungskoſten verbleibenden Nettozinsertrage, 
und wo die 20procentige Hauszinsſteuer beſteht, bloß 
eine 15procentige Steuer von dem nach Abzug von 
30 Procent Erhaltungskoſten verbleibenden Netto⸗ 
zinsertrage eingehoben werden ſoll. Vollſtändig über⸗ 
gangen ſcheint jedoch in dem uns angekündigten An⸗ 
trage die Hausclaſſenſteuer und die Befreiung von 
derſelben, und ich werde ſpäter Gelegenheit haben, 
darauf aufmerkſam zu machen, dafs die Hausclafjen- 
ſteuer in Anſehung von ſolchen Objecten, wie ſie hier 
behandelt ſind, von weitaus größerer und drückenderer 
Belaſtung iſt, als die Hauszinsſteuer. 
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Abgeſehen davon, leuchtet doch wohl ein, dass, 
wenn ſchon von Seite der Regierung Schwierigkeiten 


in der Richtung gemacht worden find, dass wir eine 


30 jährige zeitliche Steuerbefreiung anſtrebten, wäh⸗ 
rend von ihrer Seite nur eine 24jährige Steuerfrei⸗ 
heit zugeſtanden wird, noch viel weniger zu erwarten 
fein dürfte, daſs von Seite der Regierung die Zuftim- 
mung zu einer immerwährenden erheblichen Er- 
mäßigung ertheilt wird. Aber es waltet auch, wie ich 
glaube, bei dieſem Wunſche, wie er in dem Antrage 
Ludwig Ausdruck gefunden hat, ein weiteres Über- 
ſehen ob. Wenn man für gewiſſe Bauten im Intereſſe 
der Beförderung derſelben zeitliche Steuerfreiheiten 
verlangt, ſo hat das die Bedeutung, dass man durch 
dieſe zeitliche Beſchräukung der Steuerfreiheit eine 
regere Thätigkeit gerade auf dieſem Gebiete der Bau⸗ 
thätigkeit herbeiführen will. Wenn, wie es unſer 
Geſetz vorſchlägt, nur denjenigen Arbeiterhäuſern, 
welche im Laufe der nächſten zehn Jahre erbaut wer⸗ 
den, die Steuerfreiheit zuſtatten kommen ſoll, ſo hat 
das zur Folge, dass innerhalb dieſer zehn Jahre im 
großen Maßſtabe an die Erbauung dieſer Häuſer ge⸗ 
ſchritten werden wird. Durch die zeitliche Beſchränkung 
wird alſo ein Compelle ausgeübt im Sinne der Be⸗ 
förderung der Bauthätigkeit in Anſehung ſolcher 
Bauten; das aber iſt gerade die Abſicht des Geſetz⸗ 
entwurfes, und dieſe Abſicht würde mit nichten erreicht 
werden, wenn für immerwährende Zeiten eine ſich 
gleich bleibende Steuerbefreiung oder Ermäßigung 
gewährt wird, denn dann würde nicht erzielt werden, 
was wir anſtreben, dass nämlich in den nächſten 
Jahren vom Zeitpunkte des Beginnes der Wirkſam⸗ 
keit dieſes Geſetzes angefangen, in einem raſcheren 
und umfaſſenderen Maße an die Erbauung ſolcher 
Arbeiterhäuſer geſchritten wird. 

Was die Beſtimmung des letzten Alinea des $. 1 
anbelangt, die von mehreren Herren Vorrednern bean- 
ſtändet wurde, ſo darf ich mich für überhoben 
erachten, auszuführen, in welcher Weile das Com⸗ 
promiſs zu verſtehen iſt, als deſſen Ergebnis ſich die 

Aufnahme dieſes Alinea darſtellt. 

Ich will mir erlauben, hier zunächſt auf eine 

Bemerkung des Herrn Abgeordneten Ludwig zu 
antworten, welcher gemeint hat, es erſcheine ihm hier 
die Staatsverwaltung wie der heilige Criſpin, der 
aus dem Leder fremder Leute Schuhe für arme Leute 
fabricirt hat, und welcher die fragliche Beſtimmung ſo 
darſtellt, als wenn die Staatsverwaltung die Opfer, 
welche die Begünſtigung für Arbeiterhäuſer erfordert, 
von ihren Schultern auf die Schultern der Länder 
abwälzte. Das iſt nicht richtig, denn der Staat geht 
nur mit gutem Beiſpiele voran, er bewilligt Steuer⸗ 
befreiungen für Arbeiterhänſer und macht dieſes Zuge⸗ 
ſtändnis davon abhängig, daſs auch die Länder das⸗ 
ſelbe thun. 

Da ich mich bei dieſem Punkte befinde, ſo 
ſei es mir auch geſtattet, auf eine Ausführung 
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des letzten Herrn Vorredners in dieſem Punkte zu 
antworten. 

Der Herr Abgeordnete aus Böhmen hat gemeint, 
in der Beſtimmung des legten Alinea des 8. 1 etwas 
ſtaatsrechtlich Bedenkliches erblicken zu müſſen, und er 
hat angedeutet, daſs darin ein Angriff auf die Auto⸗ 
nomie der Länder gelegen ſei, es werde dadurch den 
Ländern das autonome Recht der Ausſchreibung und 
Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern ver 
kürzt, und das könne nicht im Wege der Reichs- 
geſetzgebung geſchehen, ſondern müſſe den Geſetz⸗ 
gebungen der einzelnen Länder vorbehalten bleiben. 

Wie ſtellt ſich aber dieſe Beſtimmung einfach 
dar? Als die Aufſtellung einer Bedingung, von 
welcher der Staat die Gewährung der Begünſtigung 
abhängig macht. Geſtehen die einzelnen Länder auch 
ihrerſeits die zeitliche Befreiung von der Landes⸗ 
umlage zu, ſo bewilligt der Staat die Befreiung von 
der Staatsſteuer. Entſchließen ſich jedoch einzelne 
Landtage, aus welchen Gründen immer, nicht zu dieſer 
Conceſſion, fo wird es erlaubt fein anzunehmen, dafs 
nach dem Erachten des betreffenden Landtages das 
Zugeſtändnis dieſer Begünſtigung kein ſo dringliches 
iſt, dafs das Land Urſache hätte, dieſes Opfer zu 
bringen, und dann findet auch der Staat ſich nicht 
hiezu beſtimmt. ̃ N 

Ich übergehe zu einem anderen Vorredner, dem 
Abgeordneten des achten Wiener Bezirkes. 

Ich nehme Anſtand, auf alles das zu antworten, 
was von dieſer Seite vorgebracht wurde, und ich 
glaube, das hohe Haus wird mir Dank dafür wiſſen. 
Nur eine Bemerkung, und zwar allgemeiner Natur 
ſei mir ihm gegenüber geſtattet. 

Der Herr Abgeordnete hat in der Methode, 
die wir von jener Seite gewohnt ſind, behauptet, 
dafs das vorliegende Geſetz ſich zwar den Anſchein 
der Arbeiterfreundlichkeit gebe, daſs aber thatſächlich 
dahinter nur die Abſicht der Beförderung des Fabri⸗ 
kantenintereſſes ſtehe, und er hat darauf hingewieſen, 
dafs, wie er ſich ausgedrückt hat, dieſe Maßregel nur 
im Intereſſe der beſſeren Fructificirung des Groß⸗ 
capitales vorgeſchlagen ſei, direct aber den Beſitzern 
der kleinen Häuſern, in welchen die Fabriksarbeiter 
gegenwärtig untergebracht find, zum Nachtheile ge- 
reiche. Er hat es alſo beklagt, daſs eine Maßregel 
geſchaffen wird, vermöge welcher es den Arbeitern, 
die jetzt in engen, dumpfen, geſundheitsſchädlichen 
Häuſern untergebracht ſind, ermöglicht werden ſoll, 
an Stelle menſchenunwürdiger, geradezu ausbeuteri- 
ſcher Wohnungen anſtändige, ihrer Geſundheit zu⸗ 
trägliche Wohnungen zu benützen. (Bravo! Bravo! 
links.) 

Ich habe alle Sympathien mit denjenigen, die 
kleine Häuſer beſitzen, und welchen vielleicht infolge 
dieſes Geſetzentwurfes ein Theil ihrer Mieter ent⸗ 
zogen werden könnte. Wenn es ſich aber darum han⸗ 
delt, feſtzuſtellen, welche der beiden Auffaſſungen, ob 
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die im vorliegenden Geſetzentwurfe vertretene oder die 
vom Herrn Abgeordneten des achten Bezirkes ins 
Feld geführte den Arbeitern freundlicher (Sehr rich- 
tig! links), ihrem Wohle mehr zuträglich iſt, fo iſt, 
glaube ich, die Antwort darauf ſehr leicht. (Zustim- 
mung links). 

Nicht diejenigen können ſich mit Arbeiterfreund⸗ 
lichkeit drapiren, welche die Arbeiter in dieſen elenden 
Hütten zurückhalten wollen (Sehr gut! links), nur 
um das Intereſſe der Beſitzer dieſer Hütten zu beför⸗ 
dern, ſondern wahre Arbeiterfreundlichkeit dürfen nur 
diejenigen für ſich in Anſpruch nehmen, welche ver⸗ 
nünftige Maßregeln ſchaffen, um den Arbeitern an 
Stelle der, wie ich früher ſagte, menfchenunwürdigen 
Unterkünfte geſunde und geräumige Unterkünfte zu 
ſchaffen. (Bravo! Bravo! links). 


Meine Herren! Im allgemeinen geſtatten Sie 
mir noch einige Ergänzungen zu dem, was bereits 
für den Geſetzentwurf vorgebracht wurde. 

Ich will mich nicht weiter beſchäftigen mit den 
zweifellos großen und geradezu eine öffentliche Cala⸗ 
mität bildenden Übelftänden bei den jetzt vorhan⸗ 
denen Unterkünften für Fabriksarbeiter. Es ſind dieſe 
Übelſtände allgemein anerkannt, und es iſt auch aner⸗ 
kannt, dass in dieſen Ubelſtänden der ganz zureichende 
Grund für die Beantragung des vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfes gelegen iſt oder vielmehr, um noch allge⸗ 
meiner zu ſprechen, der ganz zureichende Grund dafür 

gegeben iſt, daſs man in irgend einer Weiſe Ab⸗ 
hilfe zu ſchaffen ſucht. d 
Nun kann die Art der Abhilfe gegen dieſe 
Wohnungsnoth der ärmeren Claſſen, insbeſondere der 
Fabriksarbeiter, allerdings eine verſchiedene ſein, und 
in der That ſind auch andere Arten der Abhilfe ver⸗ 
ſucht oder wenigſtens empfohlen worden, als diejenige 
Art, welche wir uns mit dem vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfe zu beantragen erlauben. Aber ich glaube allge- 
mein feſtſtellen zu können, dass, fo oft man auch ver⸗ 
ſucht hat, das Eingreifen der Staatsgewalt anzurufen, 
um den Übelftänden, welche im Wohnungsweſen vor⸗ 
kommen, zu ſteuern, es ſich erwieſen hat, daſs dieſe 
ſtaatliche Action, dieſer ſtaatliche Zwang eher das 
Gegentheil desjenigen herbeiführt, was man mit dem⸗ 
ſelben anzuſtreben unternimmt. 
. Das allereclatanteſte und lehrreichſte Beiſpiel 
dafür, dass ein ſolches directes Eingreifen der Staats⸗ 
gewalt zur Beſeitigung oder Verhütung der Übel- 
ſtände bei dem Wohnungsweſen der ärmeren Claſſen 
nicht zum gewünſchten Ziele führt, iſt England, wo 


in den Jahren 1869 — 1882 eine Reihe von Parla- 


mentsbeſchlüſſen zuſtande gekommen iſt, welche auf 
Sanirung dieſer Übelſtände abzielen. Ich nenne da 
insbeſondere zwei ſolche Parlamentsacte: die arti⸗ 
zans and labourers dwellings acts und eine 
zweite, die artizans and labourers dwellings im- 
provements acts, die nach den betreffenden Antrag⸗ 
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ſtellern auch kurz bezeichnet werden als: Torrens 
acts und Cross acts. j 

Es find dies geſetzliche Beſtimmungen, welche 
in der allereingreifendſten Weiſe dafür Vorſorge treffen, 


daſs beim Vorkommen von üÜbelſtänden bei den 


Wohnungen der ärmeren Claſſen die Staatsgewalt 
mit rückſichtsloſer Energie dreinzufahren in der Lage 
iſt, die Demolirung von Häuſern verordnen, reſpec⸗ 
tive deren Umbau beſtimmen kann und das alles nach 
ganz kurzem Verfahren, zu welchem gewiſſe Com⸗ 
miſſionen beſtellt find, und nach einer Einvernehmung 
des betreffenden Hauseigenthümers, welchem ſowohl 
gegenüber dem Beſchluſſe auf Demolirung feines 
Gebäudes als auch gegenüber der Anordnung, nach 
welchem neuen Plane das betreffende Haus umzu⸗ 
bauen wäre, ein Einſpruchs⸗ oder Recursrecht zu⸗ 
ſteht. 

Alle dieſe Beſtimmungen, die jo weit gehen, dass 
man in der Lage geweſen wäre, ganze Stadtheile zu 
raſiren und ganz neue Straßenzüge an Stelle der 


galten herzuſtellen, haben zwar das eine Gute, daßs 


ſie im Falle des Vorkommens von Übelſtänden auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens dieſe übelſtände 
beſeitigen, das heißt geſundheitswidrige Wohnungen 
und Häuſer von der Erdoberfläche verſchwinden laſſen 
können; aber andere an deren Stelle ſetzen, das 
können auch dieſe geſetzlichen Beſtimmungen nicht. Und 
es iſt deren Effect, wie ſich durch die Erfahrungen der 
letzten Jahre erwieſen hat, vorwiegend der, daſs zwar 
ſanitätswidrige Übelſtände beſeitigt, aber der große 


Übelſtand des Mangels an tauglichen Wohnungen für 


arme Leute dadurch nicht behoben werden könne, 
da ein Mittel nicht an die Hand gegeben iſt, geſunde 
Wohnungen an Stelle der im geſetzlichen Wege beſei⸗ 
tigten zu ſchaffen. Auch die Maßregeln, die man in 
Deutſchland zur Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
der ärmeren Claſſen vorgeſchlagen hat — von denen 
insbeſondere der Herr Abgeordnete für Graz hier 
Erwähnung gethan hat — ſind vorderhand Probleme, 
die ſich nicht bewährt haben, die thatſächlich noch nicht 
in die Praxis übergeführt worden ſind, und von 
welchen wohl erlaubt ſein wird, zu ſagen, daſs ein 
derart draſtiſches Eingreifen in das Verfügungsrecht 
der einzelnen Hausbeſitzer kaum in allen Fällen zu⸗ 
läſſig, jedenfalls aber nicht geeignet ſein wird, den 
Zweck, den man verfolgt, herbeizuführen. Auch hier 
wird ſich erweiſen, daſs, je drakoniſcher die Strafbe⸗ 
ſtimmungen ſind, welche den Beſitzern der von kleinen 
Leuten bewohnten Häuſer auferlegt werden, deſto⸗ 
weniger ſolche Häuſer werden gebaut werden; und die 
Wohnungsnoth in Geſtalt des Mangels an tauglichen 
Unterkünften würde durch ſolche Maßregeln nur noch 
geſteigert, nicht im entfernteften aber verringert 
werden. 

Es iſt namentlich für einen liberal denkenden 
Wirtſchaftspolitiker eine erfreuliche Thatſache, auch 
auf dieſem Gebiete wieder conſtatiren zu können, dafs 
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gar keine der Maßregeln, die bis jetzt verſucht worden 
ſind, ſich ſo erfolgreich und wohlthälig erwieſen hat, 
als das Walten der freien perſönlichen Thätigkeit 
Einzelner (Zustimmung links), Das was in England, 
Deutſchland und Holland an zur Behebung der 
Wohnungsnoth der ärmeren Claſſen wirklich geeig⸗ 
neten Maßnahmen geleiſtet worden iſt, iſt faſt aus⸗ 
ſchließlich auf die Privatthätigkeit Einzelner oder ganz 
frei gebildeter Vereinigungen zurückzuführen. (Sehr 
richtig! links.) Ich erinnere Sie da nur an ein 
geradezu muſterhaftes Unternehmen, das in letzter 
Zeit wiederholt beſchrieben worden iſt, an den 
„Agnele-Park“ des van Marten in Deeft in Hol- 
land, eine Actiengeſellſchaft, die darauf abzielt, den 
einzelnen Arbeiterfamilien, welche dort in der Spiritus⸗ 
und Hefefabrik beſchäftigt ſind, durch die Überſchüſſe, 
die ſie über die Miete ihrer einzelnen Wohnungen 
bezahlen, allmählich einen Antheil an dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Eigenthume in Geſtalt von Actien zu verſchaffen, 
wodurch ſie zugleich in die Lage verſetzt werden, im 
Falle ſie ihren Wohnort verändern, oder aus der 
Arbeit dort austreten, ohne irgendwie durch den Beſitz 
eines Hauſes daran gehindert zu ſein, das erſparte 
Capital, das die Geſtalt einer Actie angenommen hat, 
an einen anderen Arbeiter zu übertragen. 

Eine nicht minder muſterhafte Einrichtung zeigen, 
wenigſtens in vielen Belangen, auch die Mühlhauſener 


und die nach dem Muſter der Mühlhauſener in Berlin 


errichteten Baugenoſſenſchaften. Dieſe Einrichtungen 
ſind muſterhaft in allen Punkten, wenngleich noch 
dahingeſtellt ſein mag, ob das Princip der allmähligen 
Erwerbung des Eigenthumes an den für die Arbeiter 
errichteten Häuſern nicht auch gewiſſe Nachtheile für 
die Arbeiter nach ſich zieht. 

Geradezu erhebend aber iſt — und ich will das 
nur andeuten, um darauf aufmerkſam zu machen — 
das, was man über die Beſtrebungen einer einfachen, 
anſpruchsloſen Frau in London, namens Octavia Hill, 
liest. Dieſe Frau iſt eine Lehrerin, die Stunden gibt. 
Sie unterrichtet in Latein und Malerei, eine Zu- 
ſammenſtellung, die auch ganz merkwürdig iſt. 

Dieſe Frau hat, ohne irgend welches eigenes Ver⸗ 
mögen zu beſitzen, mit durchaus fremdem Gelde, im 
Verlaufe von vielen Jahren eine ganze Anzahl von 
Häuſern in London gekauft, dieſe Häuſer ausſchließlich 
an arme Leute vermietet, und ſich zur Aufgabe ge⸗ 
macht, die Mieter dieſer Häuſer nicht bloß einzu⸗ 
mieten, ſondern fortwährend zu überwachen, in ihrem 
Erwerbsbetriebe zu fördern, und ſie hat dadurch einer⸗ 
ſeits einer großen Zahl von armen Leuten ein geſi⸗ 
chertes, geſundes und anſtändiges Unterkommen in 
dieſen Häuſern ermöglicht und anderſeits auch für das 
fremde Geld, welches ſie zur Erwerbung der Häuſer 
aufgenommen hat, eine ganz anſtändige, nämlich eine 
vier- bis fünfprocentige Verzinſung erzielt, wobei in 
der Feſtſtellung der Mietzinſe der einzelnen Woh⸗ 
nungen bis zum äußerſtem Maße den Rüdfichten der 


Billigkeit und Menſchlichkeit Rechnung getragen wurde. 
Dieſe Frau hat für dieſes Unternehmen fo ſehr Pro- 
paganda zu machen verſtanden, dafs fie jetzt an der 
Spitze einer großen Vereinigung von Damen ſteht, 
die infolge der jetzt größeren Ausdehnung der Sache 
nun auch theils eine größere Anzahl von Häuſern 
eigenthümlich beſitzt, theils die Adminiſtration von 
fremden Häuſern, natürlich unentgeltlich, beſorgt, bei 
welcher Adminiſtration eben die Grundſätze der Huma⸗ 
nität, von welchen Octavia Hill urſprünglich ausge⸗ 
gangen iſt, praktiſch bethätigt werden. 

Dieſe Damen aus den beſten Geſellſchaftskreiſen 
gehen, wie bei uns die Hausadminiſtratoren, jede 
Woche den Zins einkaſſiren und erkundigen ſich nach 
den Erwerbsverhältniſſen; iſt irgendwo eine Entlaf- 
fung oder Stockung in den Erwerbsverhältniſſen vor- 
gekommen, ſo bemühen ſie ſich, den Leuten auch wieder 
Verdienſt zu verſchaffen. Durch dieſe große, aus reiner 
freier Opferwilligkeit hervorgegangene Action iſt tau- 
ſenden von armen Familien in London geholfen 
worden. (Abgeordneter Per nerator fer: In London 
geben die reichen Leute etwas zu solchen Zwecken 
her!) 

Das ift ein kurzer Überblick über diejenigen 
Mittel zur Abhilfe, die bisher in Anwendung gebracht 
wurden. Wir ſchlagen Ihnen in dieſem Geſetzentwurfe 
ein ganz eigen geartetes Mittel vor; ich bin weit ent⸗ 
fernt, zu behaupten, daſs es unter allen Umſtänden 
auch das richtigſte Mittel iſt. 

Meine Herren! Sie müſſen den Umſtand, dass 
wir meinen, eine Beſſerung auf dieſem Gebiete nur 
dadurch herbeiführen zu können, dafs wir Steuer- 
begünſtigungen für Arbeiterhäuſer beantragen, den 
ganz ſpecifiſch öſterreichiſchen Verhältniſſen zugute 
halten. Es gibt ja bekanntlich nirgendwo eine ſo 
immens hohe Gebäudeſteuer, insbeſondere Hauszins⸗ 
ſteuer, wie bei uns; und es darf wohl auch aus⸗ 
geſprochen werden: es gibt auch in keinem anderen 
Lande eine derart fiscaliſche, häufig den Geſetzen der 
Logik geradezu hohnſprechende Steuerpraxis. Ich habe 
mir ſchon früher erlaubt, darauf aufmerkſam zu 
machen, daſs nicht bloß eine Befreiung von der Haus- 
zinsſteuer eintreten ſoll, ſondern auch von der Haus- 
claſſenſteuer. Ich habe ſchon früher beigefügt, dass 
die Hausclaſſenſteuer häufig noch weitaus drückender 
wirkt, als die Hauszinsſteuer, auch wo dieſe nach dem 
höchſten Satze eingehoben wird. 

Gerade, was ich mir früher erlaubte, von der 
fiscaliſchen und den Geſetzen der Logik häufig hohn⸗ 
ſprechenden Praxis unſerer Steuerbehörden zu ſagen, 
findet am allermeiſten Anwendung auf die Art und 
Weiſe, wie bei der Einreihung der Objecte in den 
Hausclaſſentarif vorgegangen wird. 

Geſtatten Sie, dass ich dieſe allgemeinen Be⸗ 
hauptungen illuſtrire durch Anführung eines ganz 
concreten Falles, zu deſſen Darlegung ich das 
Material unſerem verehrten Führer, Herrn Dr. 
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v. Plener verdanke. Dieſes Material bezieht ſich auf Hausclaſſenſteuer ſammt Zuſchlägen vollſtändig auf. 


eine Reihe von Arbeiterhäuſern, welche in Elbogen⸗ 
Neuſattel in Böhmen in den Glasfabriken der Firma 
Siemens errichtet ſind. Es hat ſich da Folgendes 
herausgeſtellt: der Beſitzer dieſer Fabriken hat 
Arbeiterhäuſer gebaut, in welchen ſich größere Räume 
befunden haben; um nun allen Anforderungen der 
Sittlichkeit Rechnung zu tragen, und insbeſondere zu 
verhüten, daſs Kinder verſchiedenen Geſchlechtes nicht 
in einem und demſelben Raume beiſammen wohnen 
müſſen, und um auch die Kinder von den Eltern ge⸗ 
trennt unterbringen zu können, hat ſich der Fabrikant 
entſchloſſen, in den urſprünglich angelegten größeren 
Räumen Abtheilungswände anzubringen. So beſitzt 
dieſer Fabriksunternehmer auch ein Haus mit 
22 Wohnbeſtandtheilen, welches nach Maßgabe des 
Hausclaſſenſteuertarifes in den Satz von 100 Gulden 
einclaffirt wurde, wozu noch pro 1888 die Fonds- 
zuſchläge und Gemeindezufchläge mit 58, beziehungs- 
weiſe 59 fl. 50 kr. kommen, was in Summe 
217 fl. 50 kr. ausmacht. (Hört! Hört! links.) Von 
jeder der zehn Wohnungen, die aus einem Zimmer 
und einer Küche beſtehen, müſſen deshalb an den 
Staat, die Gemeinde und an das Land, ſomit an 
Claſſenſteuer ſammt Zuſchlägen je 21 fl. 75 kr. 
(Hört! Hört! links) entrichtet werden. Wenn an- 
genommen wird, wie dieſer Fabriksbeſitzer angibt, 
dass die Herſtellungskoſten dieſes Hauſes 6900 fl. 
ausmachen, fo würden, zu ſechs Procent gerechnet, die 
Zinſen dieſes inveſtirten Capitals 414 fl. betragen, 
und von dieſen Zinſen macht die Claſſenſteuer, welche 
bezahlt werden muf3, mehr als die Hälfte aus. 

Ein noch eraſſeres Bild liefert ein anderes 
Arbeiterhaus, welches eine größere Fläche umfaſst, 
aber ein einheitliches Object iſt. Nur hat der Eigen⸗ 
thümer, was ja auch anderwärts, zum Beiſpiel in Wien 
bei größeren Häuſern vorkommt, zur Erleichterung der 
Unterbringung einer größeren Anzahl von Familien 
Hund auch zur Verhütung von Störungen unter den 
Mietern des Hauſes mehrere Eingänge von der 
Straße aus in das Haus gemacht. 

Weil alſo in dieſes einheitlich gebaute Haus von 
der Straße aus drei Eingänge führen, hat die Steuer⸗ 
behörde glücklich herausbekommen, dafs dieſes Haus 
eigentlich drei Häufer find (Heiterkeit links), und fie 
hat jedes dieſer drei Häuſer nach dem Hausclaſſen⸗ 
ſteuertarife behandelt, und zwar das eine mit 220, 
das zweite mit 100 und das dritte mit 220 fl. in die 
Hausclaſſenſteuer einclaffirt. Infolge deſſen zahlt dieſes 
Haus an Hausclaſſenſteuer 540 fl. und zuzüglich der 
Fondszuſchläge und der Gemeindeumlagen per 313 fl. 
20 kr., refpective 321 fl. 30 kr., zuſammen 1174 fl. 
50 kr. (Hört! Hört! links,) Dieſes Arbeiterhaus hat 
einen Bauwert von 20.000 fl., die Zinſen hievon 
machen zu 6 Procent gerechnet 1200 fl. aus, und 
dieſe 6 Procent Zinſen des Baucapitales gehen bis 
auf einen kleinen Reſt von 25 fl. bei Bezahlung der 


(Hört! Hört! links.) Die Herren werden mir zuſtim⸗ 
men, wenn ich ſage, dieſer große Unternehmer hat 
wohl Recht, wenn er bittere Klage darüber führt, dass 
das der Dank dafür iſt, wenn ein Unternehmer ſich 
entſchließt, für ſeine Arbeiter geſunde Arbeiterhäuſer 
herzuſtellen, oder wenn man die Sache umkehren will, 
dafs die Staatsverwaltung ihrerſeits in dieſen und 
wohl auch in manchen anderen Fällen — denn dieſer 
wird nicht vereinzelt ſein — alles thut, um eine ſolche 
humanitäre Action ſeitens der Unternehmer unmög- 
lich zu machen. 

Man wird mir aber auch zugeben, dafs, wenn 
auch das von dem Steuerausſchuſſe vorgeſchlagene 
Mittel der Abhilfe der Wohnungsnoth der Fabriks⸗ 
arbeiter ein ſinguläres fein mag, es doch in den öſter⸗ 
reichiſchen Beſteuerungsverhältniſſen einen vollſtändig 
zureichenden Erklärungsgrund findet. 

Ich geſtatte mir nur noch einiges hinzuzufügen, 
was dieſe allgemeinen Grundlagen des Geſetzes noch 
weiter zu empfehlen geeignet iſt und darthun mag, 
daſs der Steuerausſchuſs und insbeſondere die An- 
tragſteller, denen die Initiative zu verdanken iſt, in 
der That das Richtige getroffen haben, indem ſie die 
Angelegenheit in dieſer Weiſe zu behandeln empfahlen. 
Der Gedanke, daſs man im Wege der Steuerbe- 
günſtigung auf dem in Rede ſtehenden Gebiete Ab⸗ 
hilfe ſchaffen ſoll, iſt von den Antragſtellern und von 


dem Steuerausſchuſſe ſchon wiederholt ausgeſprochen 


worden. 

Es findet ſich in dem Berichte, den der Abge- 
ordnete Mauthner als Referent über ſeinen eigenen 
Geſetzantrag in der zehnten Seſſion des hohen Hauſes 
erſtattet hat, die Hinweiſung auf Ausſprüche von 
Leroy⸗Beanlieu und Wilſon, welche beide, obwohl 
nicht in Hinblick auf öſterreichiſche Verhältniſſe, 
geradezu Steuerbegünſtigungen für die Arbeiterhäuſer 
als geeignetes Mittel bezeichneten, um deren Erbauung 
zu fördern, und insbeſondere den Gedanken zum Aus⸗ 
drucke brachten, der im vorliegenden Geſetze in der 
That durchgeführt erſcheint, daſs die Steuerbegünſti⸗ 
gungen für ſolche Bauobjecte dem Staate die Hand⸗ 
habe bieten, dafür zu ſorgen, daſs die Arbeiterhäuſer 
nach gewiſſen hygieniſchen Grundſätzen unter Ein- 
haltung gewiſſer Dimenſionen bezüglich der Größe 
der Wohnungen, ſowie gewiſſer Maximalziffern in An⸗ 
ſehung des Binfes hergeſtellt werden. 

Sie finden weiter im Berichte des Abgeordneten 
Mauthner aus der X. Seſſion eine Reihe von Hin⸗ 
weiſen auf die Ausſprüche der Gewerbeinſpectoren, 
namentlich jener von Niederöſterreich und Steiermark 
aus den Jahren 1887 und 1888, von welchen hervor⸗ 
gehoben wurde, dafs fie bei Inſpection der Fabriken 
und der kleingewerblichen Betriebe erkannt haben, dass 
nichts ſo ſehr Noth thut als die Schaffung geſunder 
und geeigneter Unterkünfte für die Arbeiter, und dass 
nach ihrem Erachten die Herbeiführung einer ſolchen 


Bauthätigkeit auf gar keine andere Art fo wirkſam 
gefördert werden könne, als durch Begünſtigungen in 
Anſehung der Steuer. 

Wenn wir uns alſo nunmehr erlaubt haben, den 
Antrag Mauthner⸗Winterholler — post tot dliscri- 
mina rerum, denn der Antrag iſt ſchon viele Jahre 
alt — jetzt, endlich wie wir meinen, in einer vollſtändig 
annehmbaren Form vor das hohe Haus zu bringen, 
jo bitte ich Sie, vor allem zu glauben, daſs der 
Steuerausſchuſs von der Überzeugung durchdrungen 


war, daſs das hier gebotene Mittel das angeſtrebte 


Ziel zu erreichen geeignet ſei, und dass der Steuer- 
ausſchuſs es nicht an Bemühungen hat fehlen laſſen, 
um die Regierung zu einem größeren Maße von Be⸗ 
günſtigungen zu drängen, als im Geſetze zugeſtanden 
ſind. 

Mehr als dasjenige, was im Geſetzentwurfe ent⸗ 
halten iſt, waren wir nicht imſtande zu erlangen und 
deshalb darf das hohe Haus wohl gebeten werden, 
dafs es ſich mit dem, was hier geboten wird, auch 
vorerſt zufrieden gebe. 

Mit dieſen Worten erlaube ich mir nochmals 
das Eingehen in die Specialdebatte zu empfehlen. 
(Beifall links.) 


Präfident: Der Herr Berichterſtatter hat das 
Schluſswort. 


Berichterſtatter Dr. Groß: Hohes Haus! Ich 
bin vor allem in der angenehmen Lage zu conſtatiren, 
daſs die ſämmtlichen Herren Redner, auch diejenigen, 
welche contra geſprochen haben, mit einer einzigen 
Ausnahme, ſich dem Geſetzentwurfe wohlwollend 
gegenüber geſtellt und die Nothwendigkeit eines ſolchen 
Geſetzes anerkannt haben, wenn ſie auch die Mängel 
desſelben mehr oder minder hervorgehoben haben. Ich 
ſelbſt bin gewiſs der Letzte, der ſich nicht vollſtändig 
bewuſst wäre, daſs der Geſetzentwurf, wie der Steuer- 
ausſchuſs ihn vorgelegt hat, in vieler Beziehung ein 
mangelhafter iſt. 

Ich würde dringend wünſchen, dass die Steuer- 
begünſtigungen weiter ausgedehnt werden, ich würde 
wünſchen, daſs dieſelben namentlich nicht beſchränkt 
blieben auf die Arbeiterwohnungen, ſondern auf die 
kleinen Wohnungen überhaupt ausgedehnt würden, 
allein wir ſtanden in dieſer Beziehung eben dem 
abſoluten „non possumus“ der Regierung gegenüber, 
und wenn wir auch die Haltung der Regierung in 
dieſer Frage bedauern müſſen, ſo müſſen wir ihr doch 
Rechnung tragen und müſſen bemüht ſein, das, was 
geboten wird, möglichſt raſch unter Dach zu bringen. 
Es iſt eben der Geſetzentwurf, wie er vorliegt, ein 
erſter, vielleicht kleiner Schritt zur Löſung der wich⸗ 
tigen Wohnungsfrage im allgemeinen. 

Wir dürfen nicht annehmen, daj3 mit dieſem 
Schritte jede Action in dieſer Frage abgeſchloſſen ſei, 
glauben vielmehr, daf3 fie erſt beginnt und in dieſer 
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Beziehung kann ich dem Vorſchlage des Herrn Abge⸗ 
ordne en für Graz, welcher in einer Reſolution 
eine ſelbſtändige Wohnungsgeſetzgebung empfiehlt, 
nur zuſtimmen. Ich bin nicht der Meinung des 
letzten Herrn Redners, des Herrn Abgeordneten 
Dr. Freiherrn von Sommaruga, dafs die freie 
Thätigkeit hier vollſtändig ausreichend ſei. Er hat 
uns zwar ſehr ſchöne und erfreuliche Beiſpiele der 
freien Thätigkeit aus England und Frankreich ange- 
führt, allein zu einer ſolchen freien Thätigkeit wäre 
auch bei uns trotz der harten Steuerverhältniſſe jetzt 
ſchon im genügenden Maße Gelegenheit geweſen. Die 
freie Thätigkeit hat aber bis jetzt ſehr wenig geleiſtet 
und Thatſache iſt, daſs bei uns, obwohl unſere In⸗ 
duſtrie bei weitem nicht ſo vorgeſchritten iſt, obwohl die 
Arbeiterbevölkerung keine ſo dichte iſt, doch die Woh⸗ 
nungsverhältniſſe vielfach noch ungünſtiger ſind, als in 
vielen engliſchen Induſtriebezirken. Der Vorſchlag des 
Herrn Abgeordneten Hof mann geht dahin, die Regie⸗ 
rung ſei aufzufordern, eine Wohnungsgeſetzgebung anzu⸗ 
ſtreben und er hat dabei, wenn ich nicht irre, jene 
Principien im Auge gehabt, die der gegenwärtige 
preußiſche Finanzminiſter Miguel vor einigen Jahren 
in den Schriften des Vereines für Socialpolitik für 
eine Wohnungsgeſetzgebung entwickelt hat. Ich glaube 
allerdings, daſs eine ſolche Wohnungsgeſetzgebung 
den richtigen Weg einſchlagen würde und namentlich 
halte ich ein ſtaatliches Eingreifen in dieſer Beziehung für 
dringend nothwendig, weil eben die autonome Ver- 
waltung, die bis jetzt bei uns die Sanitätspolizei 
handhabt, ſich in keiner Weiſe als genügend erwieſen 
hat. Aber mag die Sanitätspolizei auch noch ſo gut 
ſein, ſo werden wir doch mit derſelben allein nichts 
ſchaffen können. Man mufs nicht nur die ſanitäts⸗ 
widrigen Wohnungen zu räumen vermögen, fondern, 
man muf3 auch neue Arbeiterwohnungen ſchaffen in 
genügender Anzahl, und dieſen Zweck verfolgt eben 
das Geſetz. Nun iſt von Seiten des Abgeordneten des 
VIII. Wiener Bezirkes dagegen eingewendet worden, 
dieſes Geſetz habe nur den Zweck, das Großcapital zu 
fructificiren, das Großcapital zu unterſtützen und dieſe 
Bemerkung hat auch wie gewöhnlich den Beifall der 
Parteigenoſſen des Redners gefunden. Wenn wir auch 
von dieſer Seite ſehr viel gewöhnt ſind, ſo iſt dieſe 
Bemerkung doch nur dadurch zu erklären, daſs der 
Herr Abgeordnete das Geſetz und den Bericht nicht 
geleſen haben kann. Wenn er glaubt, dass ein Groß- 
capitaliſt dadurch ſpeculative Geſchäfte macht, wenn 
er Arbeiterwohnungen baut und die vom Geſetze in 
Ausſicht genommenen Mietzinſe dafür erhebt, dann 
empfehle ich ihm, ſein Capital derart anzulegen; ich 
glaube nicht, daſs er ein glänzendes Geſchäft machen 
wird. Es iſt richtig, daſs heute vielfach von Fabriks⸗ 
und anderen großen Unternehmern horrende Mietzinſe 
von den Arbeitern erhoben werden. Ich kann Ihnen 
mittheilen,daſs zum Beiſpiel in einem Arbeiterhauſe der 
Staatsbahnen in Gmünd ein Mietzins von 2 fl. per 
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Quadratmeter erhoben wird und daßs vielfach in 
großen Arbeiterhäuſern der Südbahn außerhalb Wiens 
verhältnismäßig horrende Mietzinſe erhoben werden. 
Und dem ſoll entgegengewirkt werden. Die Mietzinſe 
in dieſen Häuſern ſind oft mehr als um das Doppelte 
ſo hoch, als wir ſie in dem Geſetzentwurfe vorſchlagen. 
Da fragt man ſich doch, wo, ſoll da die Unterſtützung 
des Großcapitals herkommen? Muſs man uns denn 
immer ſchlechte Motive unterſchieben, immer voraus⸗ 
ſetzen, wir denken immer nur an das Großcapital? 
Haben wir dies ſchon bewieſen? Ich glaube, daſs 
gerade die Mühe, die von unſerer Partei durch zwei 
Seſſionen aufgewendet wurde, um dieſes Geſetz durch⸗ 
zubringen, beweist, daſs wir vielleicht mehr als 
manche andere, die ſich als Vertreter des Volkswohles 
geriren, für dasſelbe ernſtlich beſtrebt find. 

Ich möchte noch ganz kurz auf eine Bemerkung 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kramar zurückkommen. 

Derſelbe hat der Befürchtung Ausdruck gegeben, 
daſs durch die Annahme des Geſetzes vielleicht die 
Freizügigkeit der Arbeiter eingeſchränkt werden könnte. 
Ich glaube jedoch, daſs dieſe Befürchtung nicht ganz 
gerechtfertigt iſt. Auch heute iſt der Arbeiter durch ſeine 
Wohnverhältniſſe beſchränkt; er iſt vielleicht gezwungen, 
an der heutigen Wohnung ſeſtzuhalten. In Hinkunft 
wird man ihm eine beſſere Wohnung ſtatt einer ſchlech⸗ 

ten bieten können, und da glaube ich, iſt es immer 

beſſer, er iſt in ſeiner Freizügigkeit durch eine gute 
Wohnung ſtatt einer ſchlechten gebunden. Daſs die 
Wohnungsverhältniſſe unter allen Umſtänden den 
Arbeiter beſchränken, iſt richtig. 

Was die vorausfichtlihe Wirkung des Geſetzes 
betrifft, ſo hoffe ich, daſs thatſächlich zahlreiche Neu⸗ 
bauten entſtehen werden und dadurch nicht bloß ent⸗ 
ſprechende und billige Arbeiterwohnungen geſchaffen, 
ſondern daſs auch zum Theil die bereits beſtehenden 
Arbeiterwohnungen billiger werden. 

Zum Beweiſe dafür, wie weit diesbezüglich 
unſere Capitalsfreundlichkeit geht, kann ich Ihnen noch 
mittheilen, daſs während der Berathung des Geſetzes 
im Ausſchuſſe ein Vertreter einer Baugeſellſchaft, alſo 
nicht der Vertreter eines kleinen Mannes, bei mir er- 
ſchien und feine Befürchtungen dahin ausſprach, daſs 

die Häuſer, welche dieſe Geſellſchaft in einem Wiener 
Vororte beſitzt, nach Erlaſs des Geſetzes leer ſtehen 
werden. Ich gab ihm zur Antwort, daſs ich nicht 
glaube, dass dieſe Befürchtungen begründet feien, aber 
dringend wünſche, dass fie begründet wären, denn 
wenn fie leer ſtehen, fo beweist es, daſs fie ſchlecht 
ſind, und daf& durch das Geſetz für die Arbeiter billige 
und beſſere Wohnungen geſchaffen werden. Dies wollen 
wir durch das Geſetz anſtreben und in dieſem Sinne 
empfehle ich Ihnen das Eingehen in die Special⸗ 
debatte. N N 

Präfident: Nachdem nun die Generaldebatte 

geſchloſſen iſt, ſo ſtelle ich an das hohe Haus die Frage, 
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ob es geſonnen iſt, die Vorlage als Grundlage der 
Specialdebatte anzunehmen. Ich erſuche jene Herren, 
welche dieſe Frage bejahen, ſich zu erheben. (Gesckieh t.) 
Das hohe Haus hat beſchloſſen, in die Special. 
debatte einzugehen. 

Ich werde mir nunmehr erlauben, zum Schluſſe 
der Sitzung zu ſchreiten. 

Seitens des Herrn Handelsminiſters ſind Zu⸗ 
ſchriften eingelangt; ich erſuche um die Verleſung 
derſelben. 


Schriftführer Dr. Marchet (liest): 

„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung habe 
ich die Ehre, dem löblichen Präſidium in der Anlage 
einen Geſetzentwurf, betreffend die Erwerbung 
der galiziſchen Carl-Ludwig-Bahn für den 
Staat (257 der Beilagen), nebſt der zugehörigen 
Begründung mit dem ergebenſten Erſuchen zu über⸗ 
mitteln, dieſe Regierungsvorlage gefälligſt der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Behandlung zuführen zu wollen. 


Wien, 10. October 1891. 


Der k. k. Handelsminiſter: 
Bacquehem.“ 


„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung habe 
ich die Ehre, dem löblichen Präſidium in der Anlage 
einen Geſetzentwurf, betreffend die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Strakonitz nach Winter⸗ 
berg (238 der Beilagen), nebſt der zugehörigen Be⸗ 
gründung und einer den Tracenzug der genannten 
Localbahn veranſchaulichenden Überſichtskarte mit dem 
Erſuchen zu übermitteln, dieſe Regierungsvorlage 
gefälligſt der verfaſſungsmäßigen Behandlung zu⸗ 
führen zu wollen. 


Wien, 10. October 1891. 


Der k. k. Handelsminiſter: 
Bacquehem.“ 


„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung habe 
ich die Ehre, dem löblichen Präſidium in der Anlage 
einen Geſetzentwurf, betreffend die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Wodnau nach Prachatitz 
(259 der Beilagen), nebſt der zugehörigen Begrün⸗ 
dung und einer den Tracenzug der genannten Local⸗ 


bahn veranſchaulichenden Überſichtskarte mit dem 


Erſuchen zu überſenden, dieſe Regierungsvorlage 
gefälligſt der verfaſſungs mäßigen Behandlung zu- 
führen zu wollen. 


Wien, 10. October 1891. 


Der k. k. Handelsminiſter: 
Bacqu ehem.“ 


2412 


Nr. 839 der Gemeinde Wedlitz, Bezirk Leitmeritz in 
Böhmen; Nr. 846 der Gemeindevertretungen des 
Bezirkes Jungbunzlau. 

Alle dieſe Petitionen, mit Ausnahme der der 
Grundbeſttzer der Gemeinde Wilkiſchen, Bezirk Mies 
in Böhmen, bitten um Staatshilfe wegen Linderung 
der Nothlage, in welche die Gemeinden durch Hagel- 
ſchlag, Wolkenbrüche u. d. gl. gerathen ſind. In der 
Gemeinde Wilkiſchen ſind gleichfalls durch Wolken⸗ 
brüche bedeutende Zerſtörungen an Eigenthum einge⸗ 
treten und die Gemeinde verlangt nun eine Unter⸗ 
ſtützung in Form eines unverzinslichen Darlehens aus 
Staatsmitteln. 

Der Budgetausſchuſs hat beſchloſſen, den An⸗ 
trag zu ſtellen, es ſeien die ſämmtlichen Peti⸗ 
tionen der k. k. Regierung zur Würdigung 
und thunlichſten Berückſichtigung abzutreten. 
5 Ich erſuche das hohe Haus, dasſelbe wolle 

dieſen Antrag zum Beſchluſſe erheben. 


i Präſident: Wünſcht jemand das Wort? (Me- 
mand meldet sich.) Nachdem dies nicht der Fall iſt, 
erſuche ich jene Herren, welche den Antrag des Bud⸗ 
ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu erheben. 
eschieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Wir gelangen nun zum nächſten Gegenftand 
der Tagesordnung, das iſt, zur Fortſetzung der 
Debatte über den Bericht des Steueraus- 
ſchuſſes, betreffend den Antrag der Abge⸗ 
ordneten Mauthner, Winterholler und Ge- 
noſſen auf Erla ſſung eines Geſetzes, betref- 
fend Begünſtigungen für Neubauten mit Ar⸗ 
beiterwohnungen (224 der Beilagen), 

(Berichterstatter Dr. Groß besteigt die Tribüne.) 
Als Regierungsvertreter zu dieſem Gegen⸗ 
ſtande habe ich die Ehre vorzuſtellen den Herrn Miniſte⸗ 
rialrath Dr. Ritter von Böhm des Finanzminiſteriums. 
Wir ſind zur Specialdebatte gelangt. Zu 
§. 1 haben ſich zum Worte gemeldet, und zwar contra 
die Herren Abgeordneten Ludwig und Schleſinger 
Der Herr Abgeordnete Ludwig hat das Wort‘ 


Abgeordneter Ludwig: Hohes Haus! Durch 
einen taktiſchen Fehler, der vielleicht meiner parlamen⸗ 
tariſchen Unerfahrenheit zuzuſchreiben iſt, bin ich ge⸗ 
nöthigt, einen Antrag, den ich in der letzten Sitzung 
in der Generaldebatte bereits vorgebracht habe, neuer⸗ 
dings vor dieſes Forum zu bringen. 

Ich unterlaſſe es ſelbſtverſtändlich, eine weitere 
Begründung meines Antrages vorzutragen und will 
nur die Gelegenheit ergreifen, gegen einige Wider⸗ 
ſprüche, die im Laufe der vorigen Sitzung gegen 
meinen Antrag erhoben wurden, einige Worte zu 
ſagen. n 

Der geehrte Herr Abgeordnete Dr. Freiherr 
v. Sommaruga hat hauptſächlich gegen mich her⸗ 
vorgehoben, dass ich nur an die Hauszinsſteuer, nicht 
aber auch an die Hausclaſſenſteuer gedacht habe. Dem 
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gegenüber möchte ich bemerken, daſs die Hausclaſſen⸗ 
ſteuer im allgemeinen weniger drückend iſt als die 
Hauszinsſteuer und daſs ich nicht auf fie vergeſſen 
habe, da man bei uns überhaupt nicht leicht auf 
Steuern vergeſſen kann. Der Herr Abgeordnete Frei⸗ 
herr v. Sommaruga hat allerdings einige ſehr 
eclatante Beiſpiele von Überlaſtung durch die Haus⸗ 
claſſenſteuer vorgebracht; ich glaube aber, dafs dieſe 
weniger darin begründet find, daſs der Satz der Haus⸗ 
claſſenſteuer hoch bemeſſen iſt als vielmehr darin, dass 
die Handhabung dieſer Steuer in dieſen Fällen eine 
ſehr willkürliche und fiscaliſche war. 

Einer der Herren Antragſteller, der Herr Abge⸗ 
ordnete Dr. Winterholler, hat ſich gegen meinen 
Antrag ausgeſprochen. Ich mus jedoch dabei conſta⸗ 
tiren, daſs ich mit Befriedigung erſehen habe, dafs er 
doch im allgemeinen mit meinem Antrage einver⸗ 
ſtanden iſt, ihn in einigen Punkten ſogar zu dem 
ſeinigen gemacht, und daſs er als Hauptargument 
gegen ihn nur angeführt hat, es ſei gegenwärtig nicht 
mehr zu erreichen und wir müſſen nehmen, was wir 
bekommen. Das iſt wohl richtig und ein beſtimmendes 
Argument, aber leider zeigt es doch von der Ohnmacht 
dieſes hohen Hauſes. 

Ich glaube, dass jeder Abgeordnete, wenn er, 
vielleicht auch mit Unrecht, findet, daſs er eine andere 
Anſchauung über die Regierungsvorlagen hat, das 
Recht und die Pflicht hat, dieſe Anſchauung auszu⸗ 
ſprechen. Aus dieſem Grunde habe ich Sie, meine 
Herren, auch mit meinem zum $. 1 geſtellten Antrage 
behelligt, und ich mir erlaube, den zu §. 1 von mir 
geſtellten Antrag nochmals zu verleſen. Derſelbe 
lautet (liest): 

„§. 1 des e habe zu 
lauten: 
Die auf dem kaiſerlichen Patente vom 

23. Februar 1820 und der Novelle vom 

9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 17, be⸗ 

ruhende Hauszinsſteuer wird für jene Wohn⸗ 

gebäude, welche zu dem Zwecke erbaut werden, 
ausſchließlich Arbeitern geſunde und billige 

Wohnungen zu vermieten, auf folgende 

Staatsſtenerſätze ermüßigt: 

1. In den im Verzeichniſſe A oben citirter 

Novelle §. 6 angeführten Städten und Orten 

auf 20 Procent des nach Abzug von 25 Pro⸗ 

cent für Erhaltungs⸗ und Amortiſations- 
koſten ermittelten ſteuerbaren reinen Zins⸗ 
ertrages. 

2. Für alle übrigen ſolchen hanszinsſteuer⸗ 
pflichtigen Gebäude in anderen Orten auf 

15 Procent des nach Abzug von 30 Procent 

für obige Koſten ermittelten ſteuerbaren 

reinen Zinsertrages. 
Dieſe Ermäßigungen treten ein, wenn 

ſolche Wohnungen (folgen die Punkte a, b, e 

des Berichtes). 
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Der Schluſspaſſus: „dieſe Steuerbe- unc nach der Anſchauung der Regierung, ernſte 


freiung .. . bis verzichtet“ hat zu entfallen 
— das bezieht ſich auf die Landesumlagen. 
Ich empfehle dieſen Antrag Ihrem Wohlwollen. 


Präſident: Es hat ſich der Herr Regierungs⸗ 
vertreter Miniſterialrath Dr. Ritter v. Böhm zum 
Worte gemeldet; ich ertheile ihm dasſelbe. 


Regierungsvertreter Miniſterialrath Dr. Ritter 
v. Böhm: Hohes Haus! Der vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf iſt nicht aus der Initiative der Regierung 
hervorgegangen; ich möchte jedoch an der Spitze mei⸗ 
ner Ausführungen ausdrücklich hervorheben, dafs die 
Regierung den allgemeinen Tendenzen dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes volle Sympathie entgegenbringt. Sie 
erkennt an, daſs die Fürſorge für geſunde und billige 
Arbeiterwohnungen ein nützliches und wichtiges Glied 
in der Kette von Maßregeln iſt, welche auf die Hebung 
der Lage der arbeitenden Claſſen gerichtet find: fie 
erkennt an, daj3 jenes Ziel es vollauf verdient, auch 
aus öffentlichen Mitteln Unterſtützung zu erhalten, 
und ſie erkennt endlich an, daſs an ſich die Ertheilung 
von Abgaben, Befreiungen ein ganz geeignetes Mittel 
iſt, den Bau von geſunden und billigen Arbeiter⸗ 
wohnungen zu fördern. 


Über eine Reihe von wichtigen Cardinalpunkten 
befindet ſich ſomit die Regierung mit den Herren 
Autragſtellern und mit dem hohen Steuerausſchuſſe in 
vollkommener Übereinſtimmung. Rückſichtlich einzelner 
Detailpunkte iſt ſie allerdings nicht in der Lage zuzu⸗ 
ſtimmen. Schon während der Verhandlungen des 
hohen Steuerausſchuſſes ſah ſich die Regierung ver⸗ 
anlaſst, mehrfach ihre abweichende Anſchauung zur 
Geltung zu bringen; im Zuge der Ausſchuſsverhand⸗ 
lungen iſt es allerdings in erfreulicher Weiſe gelungen, 
einzelne Differenzpunkte theils zu beſeitigen, theils 
wenigſtens zu mildern. Immerhin iſt ein gewiſſer 
unbeglichener Reſt von Meinungsdifferenzen noch 
übrig geblieben und es obliegt mir heute die Auf- 
gabe, diejenigen Punkte zu bezeichnen und zu be⸗ 
gründen, in welchen die Regierung auch heute noch 
gegenüber den Beſchlüſſen des hohen Steuerausſchuſſes 
bei ihrer abweichenden Meinung verharren mußs. 


Um es ſofort kurz zu bezeichnen, es ſind zwei 
Punkte, in denen die Regierung dem vorliegenden 
Geſetzentwurfe zuzuſtimmen nicht in der Lage iſt. Der 
eine Punkt iſt mehr negativer Art, er bezieht ſich 
darauf, daſs ein Factor, welcher nach der Anſicht 
der Regierung im eminenteſten Maße berufen wäre, 
ſich an den Opfern der Steuerbefreiung zu Gunſten 
des Zweckes zu betheiligen, in dem Entwurfe zu 
einer Betheiligung nicht herangezogen wird. Der 
zweite Punkt dagegen bezieht ſich auf die Opfer, die 
dem Staate unmittelbar zugemuthet werden, und die 
zum Theile von einer Beſchaffenheit ſind, gegen 


ſachliche Bedenken vorliegen. 

Wenn man diejenigen Factoren Revue paſſiren 
läſst, welche nach der Natur der Sache überhaupt 
für eine Betheiligung an den Opfern der Stener- 
befreiung in Betracht kommen, ſo ſind zu nennen: 
Gemeinde, Land, Staat. Ich nenne dieſe Factoren 
abſichtlich in eben dieſer Reihenfolge, denn ſie ſcheint 
mir ganz richtig die Rangordnung zu bezeichnen, in 
welcher die betreffenden Factoren an der Erreichung 
des Zweckes intereſſirt und daher auch zu einer 
Betheiligung an den Opfern, die für dieſen Zweck 
zu bringen ſind, berufen ſind. Es handelt ſich ja 
um Wohnungscalamitäten, um Wohnungstheuerung, 
um Wohnungsnoth, um ſanitäre Gebrechen an den 
Wohnungen des Arbeiterſtandes. 

Nun, hohes Haus, Wohnungsnoth iſt an ſich 
keine univerſelle, ſondern zunächſt und in erſter Linie 
eine locale Erſcheinung, auch Wohnungsnoth der 
arbeitenden Claſſen iſt zunächſt eine locale Erſchei⸗ 
nung, ſie findet ſich keineswegs im ganzen Reiche 
gleichmäßig. Bei dem landwirtſchaftlichen Betriebe 
wird ſie vielleicht ab und zu in irgend welchen 
Ausnahmsfällen vorkommen, aber ihre regelmäßige 
Stätte hat dieſe Erſcheinung in den gewerblichen, 
industriellen Centren, in Städten und anderen grö⸗ 
ßeren Orten, in welchen die Nachfrage nach Ar⸗ 
beiterwohnungen durch die bisher vorhandenen Bau- 
lichkeiten nicht befriedigt wird. N 

Ebenſo iſt die Abhilfe gegen ſanitäre Gebrechen 
in erſter Linie unzweifelhaft eine Angelegenheit von 
localer Bedeutung. Bisher iſt denn auch dieſe Frage 
regelmäßig als eine mehr locale Frage aufgefaſst 
worden. Bisher war in den ſeltenſten Fällen der Staat 
dazu berufen, hier einzugreifen; was bisher geſchehen 
iſt, iſt überwiegend aus localen Kreiſen hervorgegangen, 
und zwar, wie das in der letzten Sitzung ausgeführt 
worden iſt, zum großen Theile nicht einmal aus den Be⸗ 
ſtrebungen der öffentlichen localen Verwaltung, ſondern 
vielfach waren es geradezu private locale Beſtrebungen, 
die hier in förderlicher Weiſe eingegriffen haben. 

Ich möchte nun ausdrücklich betonen, dafs die 
Regierung keineswegs ſo weit geht, zu behaupten, 
daſs die ganze Frage der Arbeiterwohnungen eine 
nur locale Frage ſei; ſie erkennt ganz bereitwillig an, 
daſs wegen der Wichtigkeit der Sache, wegen der 
weittragenden Conſequenzen derſelben, neben der 
Localinſtanz, neben der Gemeinde auch das Land und 
auch der Staat zu einer Mitwirkung berufen iſt. 
Wenn man dagegen den vorliegenden Geſetzentwurf 
in feiner jetzigen Geſtalt anſieht, fo findet man, dafs 
hier nicht auch das Land und nicht auch der Staat, 
ſondern nur das Land und nur der Staat berufen 
18 während die Gemeinde aus dem Spiel gelaſſen 
wird. N 

Das iſt nun ein weſentlicher Differenzpunkt 
zwiſchen dem vorliegenden Geſetzentwurfe und 


2414 

zwiſchen den Anſchauungen der Regierung. Wenn ich 
hier von einer Meinungsdifferenz ſpreche, ſo möchte 
ich doch hinzufügen, daſs in dieſem Stück die Regie⸗ 
rung zwar mit dem Beſchluſſe des hohen Steueraus⸗ 
ſchuſſes, keineswegs aber mit den Intentionen der 
Herren Antragſteller ſelbſt ſich in einer Differenz 
befindet, denn in derjenigen Form, in welcher dieſer 
Antrag urſprünglich zum erſtenmale vor das Forum 
des hohen Hauſes gebracht worden iſt, war allerdings 
die Stiliſirung eine derartige, daſs die Befreiung von 
der Staatsſteuer, von den Landeszuſchlägen und von 
den Gemeindeumlagen vorgeſehen war. 

Ich erlaube mir bei dieſer Gelegenheit überhaupt 
auf das etwas eigenthümliche Schickſal aufmerkſam 
zu machen, welches dieſer Punkt im ganzen Verlaufe 
der vorliegenden Angelegenheit gefunden hat. 

Urſprünglich wardie Befreiung von den Abgaben 
aller drei Factoren: Staat, Land, Gemeinde beantragt, 
Dann kam ein Rückſchlag in das entgegengeſetzte 
Extrem. In einem Beſchluſſe, welchen der Steuer⸗ 
ausſchuſs des hohen Abgeordnetenhauſes in der 
letzten Zuſammenſetzung desſelben gefasst hatte, war 
Land und Gemeinde eliminirt und nur der Staat 
übrig geblieben. Heute präſentirt ſich der Geſetzent⸗ 
wurf in der Form, daſs Staat und Land genannt 
ſind und die Gemeinde ausgelaſſen iſt, kurz beinahe 
alle möglichen Combinatonen und Promutationen find 
im hiſtoriſchen Verlauf dieſer Sache irgend einmal zu⸗ 
tage getreten, nur eine einzige Combination nicht, 
nämlich den Staat hat man niemals aus dem Spiel 
- gelaffen, obwohl, wie ich mir erlauben werde noch 
ſpäter vorzubringen, vielleicht gerade der Staat 
gewiſſe Excuſationsgründe für ſich in dieſer Sache 
hätte geltend machen können. 

Ich will mir erlauben, an dieſer Stelle, ſofort 
einem Einwande entgegenzutreten, der auch in den Ver⸗ 
handlungen des hohen Steuerausſchuſſes vorgekommen 
iſt und deſſen abermaliges a in der heutigen 
Debatte ich faſt vorausſehen muss 

Man kann nämlich geltend machen: Die Ge⸗ 
meinde kann auf ihre Zuſchläge nicht verzichten, weil 
fie ſie braucht, und zwar deshalb braucht, weil ihr 
durch den Bau von zahlreichen Arbeiterhäuſern Aus⸗ 
lagen verurſacht werden, Auslagen für Straßen⸗ 
bauten, die zu den neuen Arbeiterhäuſern hinführen, 
für Canaliſation, Beleuchtug u. ſ. f. 

Hohes Haus! Wenn man ſolche Argumente 
hört, ſo fühlt man recht deutlich die Wahrheit des 
Sprichwortes les extrèmes se touchent. Der Peſſi⸗ 
mismus reicht hier dem Optimismus die Hand. Um 
nämlich einen recht großen Entgang für die Gemeinde⸗ 
finanzen in recht peſſimiſtiſcher Weiſe befürchten zu 
können, malt man ſich die Wirkungen dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes in recht optimiſtiſchen Farben aus. Wenn 
in der That als Conſequenz dieſes Geſetzes ganze 
Gaſſen von neuen gefunden und billigen Arbeiter- 
häuſern entſtehen würden, dann wäre das wahrhaftig 
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nur mit Freuden zu begrüßen, und in dem Falle 
könnte der Staat und die Gemeinde wohl gerne auf 
ihre Zuſchläge und Steuern verzichten. Ich fürchte 
indes, die Wirkungen des Geſetzes werden keineswegs 
ſo ſehr ins große gehen, dafs ſofort ganze Stadt⸗ 
viertel entſtehen werden, für es Canaliſirungen, 
Straßenbeleuchtungen und Straßenbauten geleiftet 
werden müſſen, die den Gemeindeſäckel beſchweren. 

Übrigens, geſetzt auch den Fall, die Bauthätigkeit 
würde eine ſehr große werden, unter welchen Ver⸗ 
hältniſſen und wo wird ſie vor ſich gehen? 

Gebaut wird werden entweder auf dem Dorfe 
für die Fabriken, die vereinzelt draußen auf dem 
Lande ſind, oder in den induſtriellen Centren der 
Städte. Wenn nun ein Fabrikant auf dem Dorfe 
neben ſeiner Fabrik Arbeiterhäuſer baut, dann hat 
die Dorfgemeinde keine derartigen Auslagen, daun iſt 
nicht die Rede von irgendwelchen Straßenbauten 
oder Straßenpflaſterungen, ſondern innerhalb des 
Fabrikshofes wird der Bauherr ſelbſt für die Zugäng⸗ 
lichkeit des Arbeiterhauſes zu ſorgen haben. Von 
Canaliſirungen wird ebenſowenig die Rede fein; 
wenn ich nicht irre, find es überhaupt nur einige 
wenige großſtädtiſche Gemeinden in ganz Oſterreich, 
welche das Syſtem der Canaliſirung zum Zwecke der 
Abfuhr der Fäcalien haben; ebenſowenig wird 
eine Straßenbeleuchtung vorzunehmen ſein. Kurz dort, 


wo zur iſolirten Fabrik auf dem Lande ein Arbeiter⸗ 


haus nebenan gebaut wird, hat die Dorfgemeinde 
nichts zu leiſten und kann fie auch getroſt auf die Zu- 
ſchläge verzichten. 

Vollzieht ſich aber dieſer Proceſs in induſtriellen 
Centren, in der Großſtadt, dann wird allerdings die 
Commune bedentende Auslagen für Straßenbeleuch⸗ 
tung u. d. gl. zu leiſten haben; dann hat ſie aber auch 
einen Fonds, aus welchem ſie das leiſten kann, ohne 
auf die Zuſchläge zur Hanszinsſteuer, deren Ver⸗ 
zicht ihr zugemuthet wird, reflectiren zu müſſen, denn 
die große Commune hat bekanntlich auch die Abgaben⸗ 
form der Zinskreuzer, eine ſehr hohe und ſehr ſchwere 
Abgabe von dem Bruttoerträgnis der Häuſer, und 
zwar auch der Arbeiterhäuſer. 

Wenn eine Gemeinde ſechs oder neun Kreuzer 
vom Zinsgulden erhebt, dann wird fie gewiſs ans 
dem Erträgniſſe dieſer Steuer auch in der Lage ſein, 
die betreffenden Koſten für die neuen Arbeiterhäuſer 
zu beſtreiten. 

Es fragt ſich nun: Wakü legt die Regierung 
jo hohen Wert darauf, dafs außer dem Staate auch 
das Land und die Gemeinde herangezogen werden? 
Ich bitte um die Erlaubnis, in dieſem Augenblick nur 
negativ anworten zu dürfen. 

Die Regierung thut es gewiſs nicht aus Motiven, 
auf die unlängſt in der Debatte angeſpielt worden iſt, 
nach dem Vorbilde des heiligen Criſpinus, der es vor⸗ 
zieht, aus fremder Leute Leder für die armen Leute 
Schuhe zuzurichten, ſie thut es auch nicht nach dem 


Sprichworte Solamen miseris socios habuisse 
malorum, in dem Sinne, daſs der Staat ſich etwa 
damit tröſten kann, auf ſeine Steuer verzichten zu 
müſſen, weil dann auch die übrigen Factoren keine 
Abgaben bekommen, ſondern ſie hat hiefür ganz ſpe⸗ 
cielle, triftige und — wie ich hoffe — ſehr ehrenwerte 
Gründe, für deren Darlegung ich mir einen kurzen 
Aufſchub erbitte, weil ich zuvor noch eine andere 
Seite der Sache beleuchten muss, welche im innigen 
Zuſammenhange mit dieſem Theile der Frage ſteht. 

Was für Opfer verlangt der vorliegende Ent⸗ 
wurf vom Staate? Er verlangt 1. die Befreiung 
von der Hauszinsſteuer, 2. die Befreiung von der 
fünfprocentigen Abgabe von dem Zinſe der ſteuerfreien 
Häuſer; und zwar das alles — ich bitte um Verzei⸗ 
hung, wenn ich hier formell ein bisschen vorgreife und 
auf eine Beſtimmung des 8. 2 reflectire, der noch nicht 
in Verhandlung ſteht, aber es läſst ſich die Sache 
nicht anders als im Zuſammenhange behandeln — 
das alles wird alſo begehrt für die Dauer von 
24 Jahren. Dagegen, daſs die Befreiung von der 
Hauszinsſteuer als Beförderungsmittel in Ausſicht 
genommen werde, läſst ſich gar nichts einwenden; in 
dieſer Function ſteht ja das Mittel der Steuer⸗ 
befreiung ſchon längſt vielfach in, unſerem Staate in 
Auwendung. Was dagegen die Befreiung von der 
fünfprocentigen Abgabe anbelangt, ſo iſt dieſe aller⸗ 
dings eine Neuerung, die — wie ich glaube — ein 
wenig gefährlich iſt und die zugleich den Intentionen 
widerſtreitet, die der Geſetzgeber urſprünglich bei der 
Schaffung dieſer Abgabe im Auge hatte. Denn, hohes 
Haus, dieſe Abgabe iſt geſchaffen worden geradezu in 
der Willensmeinung, daſs dort, wo eine Befreinng 
von der regulären Hauszinsſteuer eintritt, dieſe fünf 
Procent wenigſtens gezahlt werden ſollen; dieſe Steuer 
iſt expreſs geſchaffen worden, um eine Steuer der 
ſtenerfreien Leute zu fein. Ich bin überzeugt, daſs der 
Geſetzgeber ſeinerzeit gewiſs nicht den Gedanken gehabt 
hat, daſs hier gewiſſermaßen eine Steuerbefreiung bis 
ins zweite Glied fortgeſetzt und von der Steuer der 
ſteuerfreien Leute wiederum eine Steuerbefreiung 
gewährt werden ſoll. 

In jedem Falle iſt bisher niemals von Seite 
der Geſetzgebung die Exemption von der fünfprocen⸗ 
tigen Abgabe beſchloſſen worden; würde ſie jetzt 
beſchloſſen, ſo würde dadurch ein, wie ich fürchte, 
etwas gefährliches Präcedens geſchaffen. Bei der 
bekannten Macht, welche Präcedenzfälle thatſächlich 
haben, wäre ſehr leicht zu beforgen, daſs dann die 
Anläſſe, bei welchen eine abermalige Befreiung von 
dieſer Abgabe gefordert und bewilligt würde, ſich 
häufen würden und in weiterer Folge würde jeder 
Gulden, den in dieſer Form der Staat für Arbeiter- 
wohnungen leiſtet, ihm indirect ein biſschen theuer zu 
ſtehen kommen. 

Nun, die Befreiung von der Hauszinsſtruer, gegen 
die ſich an ſich nichts einwenden läſst, und die Be⸗ 
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freiung von der fünfprocentigen Abgabe, bezüglich 
deren allerdings Einwendungen beſtehen, werden ver⸗ 
langt für 24 Jahre. Warum gerade 24, warum nicht 
12 Jahre, der Zeitraum, für welchen unlängſt zur 
Beförderung der Induſtrie in Trieſt eine. Steuer⸗ 
befreiung gewährt worden iſt, warum nicht 10 oder 
15 Jahre, für welchen Zeitraum gleichfalls unlängſt 
eine Steuerbefreiung bewilligt worden iſt zur Beför⸗ 
derung von Bauten von Dampfſchiffen? Dieſe lange 
Dauer erklärt ſich ſehr einfach daraus, daſs bekanntlich 
nach unſerem beſtehenden Geſetze eine zwölfjährige 
Steuerbefreiung jedermann erhält ohne Rückſicht des 
Zweckes, für welchen er baut. 

Eine ſpecielle Begünſtigung für Arbeiter kann 
daher erſt beim 13. Steuerbefreiungsjahre ihren 
Anfang nehmen. Dies war augenſcheinlich der Grund, 
welcher die Herren Antragſteller und auch den hohen 
Steuerausſchuſs bewogen hat, zum erſten Dutzend 
Steuerbefreiungsjahre noch ein volles zweites Dutzend 
zu fügen und die Steuerbefreiung bis incluſive 24 Jahre 
in Ausſicht zu nehmen. Ich mufs es offen ausſprechen, 
daſs dieſe Ziffer von 24 Jahren Gegenſtand der 
ernſteſten Bedenken von Seite der Regierung iſt. Da 
im Laufe der Debatte ſchon zu wiederholtenmalen 
gegen die Regierung der Vorwurf erhoben worden 
iſt, daſs fie fi in dieſer Angelegenheit von fiscali⸗ 
ſchen Bedenken, von engherzigem Fiscalismus leiten 
läſst, möchte ich ausdrücklich hervorheben, daſs es 
keineswegs fiscaliſcher Geiſt, keineswegs Miſsgunſt 
gegen. den Zweck oder ängſtliche Kargheit iſt, welche 
die Regierung zu ihrer Oppoſition gegen die 24 ſteuer⸗ 
freien Jahre beſtimmt, ſondern dass es ganz nüchterne 
ſachliche Bedenken ſind, welche die Regierung zur 
Überzeugung gebracht haben, dass principiell die Be⸗ 
förderung irgend eines Zweckes durch allzu ausge⸗ 
dehnte Steuerbefreiungen, die bis ins dritte Decennium 
hineinreichen, eine unökonomiſche Subventionsart 
darſtellt. Nicht weil die Regierung dem concreten 
Zwecke eine ausgiebige Förderung nicht gönnt, ſondern 
weil ſie der Meinung iſt, daſs man auch einen guten 
Zweck nicht nuf eine unwirtſchaftliche, anfechtbare 
Weiſe verfolgen ſoll, nur darum opponirt ſie gegen 
die Ziffer von 24 Jahren. 8 

Zur Begründung dieſes Punktes mußs ich mir 
erlauben, auf einige Augenblicke etwas weiter auszu⸗ 
holen. Es iſt nämlich eine der bekannteſten und ſicher⸗ 
ſten wirtſchaftlichen Thatſachen, daſs Zahlungen und 
Leiſtungen, die erſt in einem entlegenen künftigen Zeit⸗ 
raume fällig werden, in der Gegenwart einen erheblich 
geringeren Wert repräſentiren, ſie ſind weniger wert 
um den Betrag der Zinſen und Zinſeszinſen, welche 
ſich in der Zwiſchenzeit bis zur einſtigen Fälligkeit auf⸗ 
häufen würden. 

Wenn ich heute von irgendwelchen Wertpapieren 
einen Coupon, der auf 1910 oder 1915 lantet, ab- 
ſchneide und damit zum Wechsler gehe, bekomme ich 
entfernt nicht den vollen Nominalbetrag, ſondern nur 
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einen Betrag, der ſehr bedeutend hinter dem künftigen 
Erlöſe des Coupons zurückſteht. Was für den Wert 
ſolcher künftiger Zahlungen und Leiſtungen gilt, gilt 
ſelbſtverſtändlich auch für den Wert, den man der Be⸗ 
freiung von ſolchen künftigen Zahlungen oder Leiſtun⸗ 
gen zuſpricht. 

Auf die concrete Frage angewendet heißt das: 
der Bauunternehmer wird den Wert von Freijahren, 
die in das künftige Jahrhundert hineinfallen, ſagen 
wir in die Jahre 1910 — 1915, bei weitem nicht mit 

dem vollen Nominalwerte der betreffenden Steuer⸗ 
ſumme anſchlagen, ſondern mit einem außerordentlich 
ſtark reducirten Betrage. In weiterer Folge wird der 
Impuls, der durch die Begünſtigung der Steuerfrei⸗ 
jahre dem Bau von Arbeiterwohnungen gegeben 
wird, in ſeiner Stärke außerordentlich verringert. 
Ich bin in der angenehmen Lage, mich für die 
Richtigkeit dieſer meiner Ausführungen, die wie ich 
meine, kaum beftreitbar fein dürften, auf eine be⸗ 
ſondere Autorität berufen zu können, nämlich auf die 
Autorität des hohen Steuerausſchuſſes des Abgeord⸗ 
netenhauſes in ſeiner letzten Zuſammenſetzung. In 
dem ſehr ausführlichen und ſachgemäßen Berichte, 
welcher in Nr. 932 der Beilagen zu den ſtenographi⸗ 
ſchen Protokollen des Abgeordnetenhauſes in der 
X. Seſſion enthalten ift, finden Sie auf Seite 9 eine 
detaillirte Berechnung über das Bene, welches die 
Bauunternehmer durch die Begünſtigungen erhalten 
würden und da iſt ganz deutlich derſelbe Grundſatz 
zum Ausdrucke gebracht, dafs die Bauunternehmer 
den Wert der künftigen Baufreijahre nur discontirt 
in ihre Baurechnungen einſtellen. Ich möchte mir 
nur erlauben, dieſe Darlegungen des Steueraus⸗ 
ſchuſſes vielleicht noch durch ein par Ziffern zu er⸗ 
gänzen, welche ſich auf die Reduction des Wertes 
beziehen, welchen die einzelnen Baufreijahre für ſich 
allein in der heutigen Calculation eines Bauunter⸗ 
nehmers haben. Ich benütze für die folgenden Daten 
die Spitzer'ſche Zinſeszinstabelle, welche wie ich mich 
überzeugt habe, auch der hohe Steuerausſchuſs ſelbſt 
bei dem Entwurfe des vorjährigen Berichtes benützt 
hat. Da ſtellt ſich nun heraus, daſs der Wert einer 
Zahlung von 100 fl., die im nächſten Jahre fällig iſt, 
fich heute auf 95 fl. 23 kr. beläuft. Der Wert einer 
Leiſtung, die in zwei Jahren fällig iſt, beläuft ſich 
heute auf 90 fl. 70 kr. und ſo nimmt das weiterhin 
ab. Der Wert von 100 fl., die nach zwölf Jahren 
fällig ſind, beläuft ſich heute nur mehr auf 55 fl. 
68 kr., für 15 Jahre ſtellt ſich das auf 48 fl. 10 kr., 
für 18 Jahre auf 41 fl. 55 kr., für 20 Jahre auf 
37 fl. 68 kr.; jetzt will ich ein par Ziffern vollin⸗ 
haltlich nennen; für 21 Jahre auf 35 fl. 89 kr., für 
22 Jahre auf 34 fl. 18 kr., für 23 Jahre auf 32 fl. 
55 kr., für 24 Jahre auf 31 fl. Was folgt aus dieſen 
Ziffern? Daraus folgt, dass die zeitliche Steuer⸗ 
befreiung gewiſſermaßen“ ein Inſtrument iſt, welches 
ſich im Laufe des Gebrauches ſehr bedeutend abnützt, 
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welches durchaus nicht mit gleicher Kraft für eine 
unbeſtimmte Reihe von Jahren oder Jahrzehnten 
angewendet werden kann, ſondern bloß für die 
nächſten paar Jahre vollwirkſam arbeitet, während es 
für die ſpätere Zeit mit ſehr beträchtlichen unökono⸗ 
miſchen Einbußen arbeitet. Die Steuerbefreiung für 
entlegenere Zeiträume iſt in ihrer Wirkſamkeit zu 
vergleichen der Arbeit irgend einer, ich möchte ſagen, 
ſchlecht gebauten Maſchine, welche man ungeheuer 
ſtark heizen muss, bei welcher aber der größere Theil 
der lebendigen Kraft, welche durch die Heizung erzielt 
wird, in die Luft verpufft und nicht dem zu fördern⸗ 
den Zwecke zugute kommt. 

Bedenken Sie, meine hochgeehrten Herren, ſchon 
die Steuerbefreiung für das 12. Jahr wird nur mehr 
mit ungefähr der Hälfte des Betrages wirkſam. Von 
100 fl., die der Staat opfert, kommen dem Zwecke nur 
55 fl. 68 kr. zugute. Und für die letzten paar Jahre 
der 24jährigen Periode iſt das Verhältnis noch viel 
ungünſtiger, da ſehen wir, daſs 100 fl., die der Staat 
opfert, kaum ſoviel nützen, wie 35, 34, 33, 32, endlich 
gar nur 31 fl., die der Bauunternehmer factiſch als 
Gratification empfindet. 

Sie haben daher hier das außerordentliche Miſs⸗ 
verhältnis, daſs volle met Drittel des Opfers, welches 
der Staat bei dieſer Subventionsmethode bringt, dem 
eigentlichen Zwecke verloren gehen und nur ein Drittel 
den ſchließlichen Nutzeffeet ausmacht. 

Ich ſehe auch hier ſofort einen Einwand voraus; 
man kann nämlich ſagen: ja, wenn für den Bauunter- 
nehmer heute der Wert der Befreiung von künftigen 
100 fl. Steuer nur gleich ungefähr 30 fl. iſt, muss 
dasſelbe auch für den Staat gelten; wenn der Staat 
auf künftige 100 fl. verzichtet, iſt das materielle Opfer 
auch für ihn nicht mehr als 30 oder 31 fl. Aber hier 
beſteht ein Unterſchied. Einerſeits iſt der Staat etwas 
anderes, als der kurzlebige Private, er iſt ein ewiges, 
dauerndes Weſen, und es ſteht der heutigen Generation, 
denjenigen, die den Staat als Staatsbürger und 
Volksvertreter repräſentiren, wohl an, nicht nach dem 
Grundſatze zu verfahren: Après nous le deluge! Sie 
haben vielmehr auch die künftige Generation und 
deren Intereſſen ebenſo zu ſchützen und hochzuhalten, 
als die gegenwärtige. Und dann iſt zu beachten, dafs 
der Staat nicht in der Lage iſt, die Zinſeszinſen, die 
er durch Abrechnung vom Werte der Subvention in 
der Geſtalt einer Befreiung für künftige Zeit verliert, 
ſeinerſeits wieder zu gewinnen, den Verluſt gewiſſer⸗ 
maßen wettzumachen. Das wäre möglich, wenn der 
Staat in der Lage wäre, an demſelben Tage, wo er 
für künftige Jahrzehnte auf 100 fl. verzichtet, welche 
heute 30 fl. wert ſind, 30 fl. bei Seite zu legen und 
ſie 24 Jahre auf Zinſeszinſen arbeiten zu laſſen. 
Könnte er das, dann wäre die vorgeſchlagene Sub⸗ 
vention unbedenklich. Bekanntlich kann er das aber 
nicht, und der Schluſseffect, daſs der Staat heute mit 
einem momentanen Nutzeffect von nur 30 fl. auf eine 
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künftige Einnahme von 100 fl. verzichtet, iſt nicht 
anders zu beurtheilen, als wenn der Staat heute zum 
Zwecke der Subvention von Arbeiterwohnungen eine 
Specialabgabe beſchließen würde, welche unter der⸗ 
artigen techniſchen Modalitäten umgelegt iſt, dass volle 
zwei Drittel des Ertrages der Abgabe auf die Ein⸗ 
nahmeſpeſen verloren geheu. 100 fl. werden ſchließlich 
und endlich vom Staate geopfert und dem eigentlichen 
Nutzzwecke nicht mehr als einige 30 fl. zugeführt. 

In dieſem Sinne, hohes Haus, habe ich mir die 
Bemerkung erlaubt, daſs die Einräumung von Steuer- 
befreiungen, die in ferne Zeit hineinreichen, an ſich 
eine unökonomiſche, unwirtſchaftliche Subventionsart 
ſei. Ich erlaube mir ausdrücklich nochmals zu be⸗ 
merken, dass dieſe Seite der Frage gar nichts zu thun 
hat mit dem concreten Zwecke der Begünſtigung von 
Arbeiterwohnungen. Dieſes Bedenken iſt ein allge⸗ 
meines, principielles und würde bei jeder anderen 
Gelegenheit, wo Steuerbefreiungen für entfernte Zeit⸗ 
räume in Frage kommen, als techniſches Bedenken 
geltend gemacht werden, und es iſt gewiſſermaßen ein 
Zufall, daſs ich im Namen der Regierung die Ehre 
habe, dieſes Bedenken heute gerade bei derjenigen 
Gelegenheit vorzubringen, wo es ſich um die Beförde⸗ 
rung des Baues von Arbeiterwohnungen handelt. 

Uud nun, hohes Haus, wird, wie ich hoffe, klar 
werden, warum die Regierung auf die Mitwirkung 
von Land und Gemeinden ſo hohen Wert legt und 
legen muſs. Sie hat zwei Motive hiezu. Das erite 
Motiv iſt die Herſtellung der Billigkeit, die durch den 
vorliegenden Geſetzentwurf in ſeiner gegenwärtigen 
Form, wie ich glaube, dem Staate gegenüber verletzt 
wird. Wir haben es mit einer Sache zu thun, an der 
alle drei Factoren, Gemeinde, Land und Staat zum 
allermindeſten gleichmäßig intereſſirt ſind. Jeder 
dieſer drei Factoren verfügt über die Maſchine der 
Steuerbefreiung, mit dem Unterſchiede, daſs der 
Staat ſeine Maſchine ſchon gegenüber jedermann 
hat matt und müde laufen laſſen, indem er die erſten 
12. Steuerbefreiungsjahre ſchon hergegeben hat, wäh⸗ 
rend die beiden Maſchinen der anderen Factoren intact 
ſind. Was entſpricht hier der Billigkeit? Ich glaube 
es entſpräche ihr, daſs nunmehr zuerſt die Maſchinen 
der beiden anderen Mitintereſſenten ebenſoweit in 
Thätigkeit geſetzt werden, als die Maſchine des 
Staates ſchon in Thätigkeit geſetzt war, und dafs erſt 
dann die Maſchine des Staates zu weiterer Anſtren⸗ 
gung herangezogen werden ſoll, die, wie ich aus— 
geführt, nur in verhältnismäßig unökonomiſcher und 
koſtſpieliger Weiſe geleiſtet werden kann. 

Was aber muthet der vorliegende Geſetzentwurf 
zu? Er muthet zu, daſs die Maſchine des Staates 
noch weiterhin bis ins Extrem unter ungünſtigen 
techniſchen Verhältniſſen angeſtrengt werden ſoll, 
während die Maſchine der Gemeinde ruhig ſtillſteht. Es 
handelt ſich gewiſſermaßen darum, für irgend einen 
beförderungswürdigen Zweck 30 fl. als Subvention 
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zu geben. Lässt man dieſe Subvention durch die 
Gemeinde geben in der Form der Befreiung von 
den Gemeindeabgaben, ſo kann, weil ja die Gemeinde 
noch die nächſten baufreien Jahre zu vergeben hat, 
dieſe Subvention fo gegeben werden, dafs fie nicht 
weſentlich mehr als 30 fl. koſtet. Mufſs ſie aber der 
Staat geben in der Form der Hinzufügung eines 
20., 21., 22. oder 24. Jahres, jo mufs er fie unter 
Nebenumſtänden geben, unter welchen ihm die 30 fl. 
eigentlich 100 fl. koſten. Da entſpricht es wohl der 
Billigkeit, den Staat von dem Übermaße der zuge- 
mutheten Laſten zu liberiren und dafür die Gemeinde 
zu einem Ebenmaße der Leiſtungen heranzuziehen. 

Die Regierung hat aber noch ein zweites Motiv, 
warum ſie auf die Mitwirkung der Gemeinde Wert 
legen muss, und dieſes zweite Motiv iſt noch viel 
wichtiger. Es iſt die Rückſicht auf die Förderung der 
Sache, auf die Förderung des Zweckes, welcher durch 
den gegenwärtigen Geſetzentwurf verfolgt werden ſoll. 

Es iſt in der letzten Sitzung der Regierung der 
Vorwurf gemacht worden, dass ſie durch ihre Haltung 
dem Geſetze ſeinen eigenthümlichen Wert zu benehmen 
ſuche. Ich glaube, hohes Haus, daſss die Haltung der 
Regierung im ganzen genommen umgekehrt den 
Zweck verfolgt, das Geſetz zu einem wahrhaft wirk- 
ſamen zu machen. 

Wenn der Staat allein zu einer Steuerbefreiung 
für den vorliegenden Zweck herangezogen werden ſoll, 
ſo iſt er abſolut nicht in der Lage, ſoviel noch zu geben, 
daſs der Impuls, den die Bauunternehmung 
empfangen kann, ein ausreichend ſtarker iſt. Der 
Staat iſt gewiſſermaßen in der Lage Gretchens, ſagen 
zu müſſen: „Ich habe ſchon ſoviel für dich gethan, dass 
mir zu thun faſt nichts mehr übrig bleibt.“ Die zwölf 
fetten Freijahre hat der Staat ſchon hergegeben; was 
er nunmehr zu geben hat, find nur mehr die nach⸗ 
folgenden mageren Freijahre, welche auf den gegen⸗ 
wärtigen Wert reducirt nur in beſcheidenem Maße 
von den Bauunternehmungen angeſchlagen würden. 

Würde daher der Staat iſolirt zur Abgaben⸗ 
befreiung herangezogen, dann fürchte ich, würde der 
Effect der ſein, daſs der Impuls, der von dem ganzen 
Geſetze ausgeht, nicht kräftig genng iſt, um die Bau⸗ 
thätigkeit in der gewünſchten Richtung zu beleben; es 
würden dann wahrſcheinlich aus Anlafs dieſes Ge⸗ 
ſetzes ſehr wenig Arbeiterhäuſer gebaut werden. 

Das haben die Herrn Antragſteller auch ganz 
gut gewuſst, als fie bei der erſten Redaction ihres 
Autrages die Mildthätigkeit von Staat, Land und Ge⸗ 
meinde in Ausſicht nahmen. Ich erlaube mir daher, an 
das hohe Haus die Bitte zu ſtellen: Streichen Sie das 
Ubermaß an Leiſtungen, welches durch den Entwurf 
in feiner gegenwärtigen Faſſung dem Staate zuge⸗ 
muthet wird! Streichen Sie die Befreiung von der 
fünfprocentigen Steuer, die ja nach ihrer Natur eine 
Steuer der ftenerfreien Leute fein ſoll und ſtreichen 
Sie insbeſondere ein paar Einheiten von den 24 
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baufreien Jahren herunter! Wenn eine Anzahl von 
20 Freijahren bewilligt wird, ſo iſt, glaube ich, das 
alleräußerſte Maß erreicht, bei welchem dieſe Sub⸗ 
ventionsform noch als eine wirtſchaftliche vertheidigt 
werden kann. 

Wenn Sie, meine hochverehrten Herren, das 
thun, ſo werden Sie den Dank aller Betheiligten 
ernten. In erſter Linie den Dank der Arbeiter ſelbſt. 
Die Arbeiter werden mit dem Tauſch ſehr zufrieden 

ſein, wenn die letzten vier Jahre der Staatsbefreiung, 
das 21. bis 24. Jahr, geſtrichen werden und wenn ſie 
dafür die vollwichtige Steuerbefreiung von den hohen 
Gemeindeabgaben für die nächſten 20 Jahre bekommen. 
Wenn Sie mir den trivialen Vergleich erlauben: ich 
glaube, bei einem ſolchen Umtauſch würden Sie den 
Arbeitern eine fette Taube in die Hand geben, während 
dasjenige, worauf der Verzicht zugemuthet wird, ge⸗ 
wiſſermaßen ein Sperling iſt, der auf einem recht 
entfernten Dache ſitzt, um erſt in den Jahren 1911 
bis 1914 vielleicht herunterzukommen, und einſtweilen 
in dieſer perſpectiviſchen Verkleinerung eine herzlich 
magere Erſcheinung abgibt. 

Sie werden ferner, glaube ich, den Dank des 

Staates ernten, welcher dadurch der Nothwendigkeit 
überhoben würde, zum Theile eine irrationekle Sub⸗ 
ventionsform zu wählen, bei welcher das zu hringende 
Opfer gegenüber dem Nutzen unverhältnismäßig 
hoch iſt. 
N Sie würden ſich auch den Dank der Länder er⸗ 
werben, inſofern bei dieſer Gelegenheit auch ihr Opfer 
mit dem 20. Jahre abſchließen würde und die vier 
letzten unökonomiſch arbeitenden ſteuerfreien Jahre auch 
für das Land wegfallen würden. 

Endlich, hohes Haus, würden ſelbſt die Ge⸗ 
meindefteuerträger, wenn fie ihr Intereſſe recht ver⸗ 
ſtehen, mit dieſem Tauſche gleichfalls zufrieden ſein 
können. Ich glaube, es iſt in der ganzen Debatte über- 
haupt etwas zu viel der Gegenſatz zwiſchen Staats⸗ 
kaſſe und Gemeindekaſſe, zwiſchen Staatsſtener⸗ und 
Gemeindeſteuerträger hervorgehoben worden. Schließ⸗ 
lich ſind es ja dieſelben Leute, aus deren Taſchen alles 
das ‚fließt. Jeder Staatsſteuerträger iſt ja auch Ge⸗ 
meindeſteuerträger und jeder Gemeindeſteuerträger iſt 
auch Staatsſteuerträger. 

Es handelt ſich durchaus nicht darum, daj3 da 
irgend eine Abgabenlaſt von Pontius auf Pilatus ge⸗ 
wälzt wird, ſondern der Pontius Pilatus iſt eine und 
dieſelbe Perſönlichkeit, die auf jeden Fall zahlen muſs. 
Es handelt ſich nun darum, daſs Pontius Pilatus auf 

eine Weiſe zahlt, daſs das gezahlte Geld ökonomiſch 

richtig verwendet wird und dieſes Kriterium trifft 
viel mehr zu, wenn man baufreie Jahre auch für die 
Gemeinden bewilligt, wobei mit je 100 fl., die aus 
den Taſchen der Gemeindeſteuerträger herausgenommen 
werden, auch ein annähernd voller Nutzeffect von 100 fl. 
für die förderungsbedürftigen Zwecke erzielt wird, als 
wenn die Ausgabe in einer Form gemacht wird, bafs 


ſie durch die Staatskaſſe hindurchgeht und bei dieſer 
Gelegenheit durch eine unliebſame Nebenwirkung von 
Zins und Zinſeszins zwei Drittel ihres Effectes ver⸗ 
liert, jo daf3 auf 100 fl. Opfer nur ein Nutzeffect von 
30 fl. kommt. In dieſem Sinne erlaube ich mir, an 
das hohe Haus die Bitte zu ſtellen, den 8. 1 nur in 
modificirter Form anzunehmen. 

Ich habe die Geduld des hohen Hauſes ſchon 
über Gebür in Anſpruch genommen und möchte mir 
nur noch für wenige Augenblicke Gehör erbitten, um 
einen concreten Steuerfall mit einigen Worten zu 
beſprechen, der von dem verehrten Herrn Abgeordneten 
des III. Bezirkes von Wien in der letzten Sitzung des 
hohen Hauſes vorgeführt wurde. 

Es wurde nämlich ein Fall zur Kenntnis des 
hohen Hauſes gebracht, in welchem einige Arbeiter⸗ 
häuſer, die bei einer böhmiſchen Glasfabrik erbaut 
wurden, eine ganz unverhältnismäßig hohe Haus⸗ 
claſſenſteuer zu entrichten hatten, eine Steuer, die 
nach den gemachten Mittheilungen jo hoch war, dass 
ſie beinahe das ganze Reinerträgnis des Baucapitals 
erſchöpfte. 

Es wurde — ich reflectire insbeſondere auf das 
zweite der damals genannten Häuſer — geſagt, dafs 
die Verzinſung des Baucapitals von 20.000 fl. 
kaum 1200 fl. ausmachen würde, während die 
bemeſſene Hausclaſſenſteuer ſammt Zuſchlägen nicht 
weniger als 1174 fl. 50 kr. hievon verſchlungen 
habe, ſo daſs dem betreffenden Eigenthümer beinahe 
nichts übrig geblieben ſei. 

Hieran wurde insbeſondere noch die Beſchwerde 
geknüpft, daſs eigentlich ein Haus vorgelegen ſei, 
welches aber die Steuerverwaltung künſtlich in drei 
Häuſer zum Zwecke der Beſteuerung umgewandelt 
habe und es wurde weiter eine, wie ich wohl ſagen 
darf, etwas harte Kritik an dem Gebaren der Steuer⸗ 
behörden geübt. Es wurde geſagt, dafs die Steuer⸗ 
behörden in häufig jeder Logik hohnſprechender Weiſe 
vorgehen. N 

Ich bin zufällig in der Lage, ſchon heute eine, 
wie ich annehmen darf, beruhigende Aufklärung über 
dieſen Steuerfall geben zu können, weil zufälliger 
Weiſe im Recurswege Mitte der Achtzigerjahre dieſer 
Fall zur Kenntnis des Finanzminiſteriums gekommen 
iſt, und da habe ich aus den Acten folgende nicht 
unintereſſante Momente entnommen. 

Die Finanzverwaltung hat nämlich urſprünglich 
in erſter Inſtanz den fraglichen Gebäudecomplex nur 
als ein Haus claſſificirt; aber, hohes Haus, gegen 
dieſe Auffaſſung hat der Eigenthümer recurrirt und 
zwar war der Recurs geradezu und ausſchließlich 
darauf gerichtet, daſs man den betreffenden Gebäude⸗ 
complex, der drei Eingänge hat, als drei Häuſer auf⸗ 
faſſen möge. Ich kann verrathen, daſs ſogar die 
Finanzlandesdirection damals noch einen Antrag auf 
Abweiſung des Recurſes ſtellte. a 
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Das Finanzminiſterium war aber gezwungen, 
dem Recurrenten ſeinen Willen zu thun, denn es 
wurde behauptet und commiſſionell über jeden Zweifel 
ſichergeſtellt, daſs innerhalb des äußerlich ſich als ein 
Haus repräſentirenden Complexes ſich drei Feuer⸗ 
mauern befinden, die über den Dachfirſt um 40 Centi⸗ 
meter hinausragen. 

Nebenbei bemerkt, hat dies auf das Ausmaß 
der Steuer keinen weſentlichen Einflujs geübt. Die 
Steuer differirt nach beiden Berechnungsmethoden 
nicht ſtark, und eher iſt der Recurrent dadurch, dafs 
man ihm ſeinen Willen gethan und den Complex als 
drei Häuſer aufgefaſst hat, ſogar noch um eine kaum 
nennenswerte Kleinigkeit ſchlechter daraus gekommen. 

Daſs die Hausclaſſenſteuer nach der Anzahl der 
Wohnbeſtandtheile bemeſſen, in Fällen, wo viele 
kleine Abtheilungen gemacht werden, hoch ausfällt, iſt 
nicht zu leugnen, aber ich glaube, wenn der Vorwurf 
an irgend eine Adreſſe gerichtet wird, wäre es rich⸗ 
tiger geweſen, den Vorwurf an das gegebene Geſetz zu 
richten. Wenn ſich in einem Falle zum Beiſpiel 96 Wohn⸗ 
beſtandtheile in einem Complex vorfinden, ſo kann 
doch die Finanzverwaltung nichts anderes thun, als 
nach der bezüglichen commiſſionellen Erhebung die 
Einreihung des Complexes in die geſetzliche Claſſe 
vornehmen. Wenn jemand hier überhaupt Schuld 
trägt, ſo liegt das in der Structur des Geſetzes, das 


eben die Zahl der Wohnbeſtandtheile zum Maßſtabe 


der Beſteuerung nimmt. 

Ich möchte übrigens, bevor ich mit dieſem 
Punkte ſchließe, dem hohen Hauſe noch die beruhigende 
Verſicherung geben, dass auch unſere öſterreichiſche 
Geſetzgebung in dieſem Falle dem Steuerträger keinen 
ſolchen Schaden gebracht hat, als es nach den Mit- 
theilungen in der letzten Sitzung den Anſchein hatte. 
Ich habe nämlich dem Acte noch Folgendes ent⸗ 
nommen: 

Das betreffende Gebäude wurde im Jahre 1882 
fertiggeſtellt. Aus dem Acte geht hervor, dass der 
Bauunternehmer um die bei jedem Neubau zuſtehende 
Steuerbefreiung angeſucht und ſie bewilligt erhalten 
hat. Er hat daher ohne Zweifel bis heute noch nicht 
einen einzigen Kreuzer von der „erdrückenden“ Haus⸗ 
claſſenſteuer gezahlt. Es hat ſich nur um eine ideale 
Hausclaſſenſteuer gehandelt, die Vorſchreibung hatte 
nur einen mehr akademiſchen Wert. Die Gemeinde⸗ 
umlagen wird er allerdings gezahlt haben, aber daran 
iſt die ſtaatliche Finanzverwaltung unſchuldig. Aber 
weiter wird dem Manne auch in Zukunft kein ſo 
großes Unglück widerfahren. 

Die öſterreichiſche Legislation hat am 1. Juni 
1890 eine Novelle zum Gebäudeſteuergeſetze be⸗ 


ſchloſſen, und dieſe Novelle hat unter anderem auch 


die Wirkung, daf3 bei an ſich hausclaſſenſteuerpflich⸗ 
tigen Häuſern, die vermietet werden, die Steuer in 
Zukunft nur von dem durch die Vermietung erzielten 
Zinſe bemeſſen wird, wogegen die Beſtimmung der. 
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bisherigen Geſetzgebung in Segel kommt, daſs 
ſolche Häuſer in keinem Falle weniger bezahlen dürfen, 
als die Claſſenſteuer, die nach der Zahl der Wohn⸗ 
beſtandtheile entfällt. 

Auf Grund der Novelle vom Jahre 1890 wird 
die Sache ſich folgendermaßen ſtellen: Wenn die 
Steuerbefreiung nach 12 Jahren erliſcht, wird der 
betreffende Fabrikseigenthümer nur nothwendig haben, 
das factiſch beſtehende Vermietungsverhältnis auch 
formell durchzuführen, den Mietzins für die betreffen⸗ 
den Arbeiterwohnungen zu fatiren, und ſchließlich 
wird die Steuerverwaltung von dem fatirten Zinſe 
die geſetzlichen Erhaltungsprocente in Abzug bringen, 
und den Reſt mit dem freilich nicht niedrigen, aber 
immer noch erſchwinglichen Steuerſatze von 20 Pro- 
cent belegen. 

Dies war es, was ich dem hohen Hauſe mit 
Bezug auf dieſe concrete Frage zur Kenntnis bringen 
wollte. 


Präſident: Das Wort hat nun der Herr Ab⸗ 
geordnete Schleſinger. 


Abgeordneter Schlefinger: Bei 5. 1 hat ſich 
gegenüber der Faſſung des Antrages, welchen die 
beiden Herren Antragſteller geſtellt haben, im Aus⸗ 
ſchuſsbeſchluſſe eine Veränderung ergeben. 

In der Faſſung der Antragſteller heißt es „von 
Arbeitgebern für Arbeitnehmer errichtet werden“, 
während es in der Faſſung des Ausſchuſſes heißt 
„von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet werden“. 

Es iſt natürlich ein weſentlicher Unterſchied, 
welcher zwiſchen dieſen beiden Faſſungen beſteht, denn 
wenn es heißt, dafs dieſe Neubauten von Arbeitgebern 
für die Arbeitnehmer errichtet werden können, ſo kann 
jedermann, der über ein Capital verfügt und irgend 
welche Perſonen beſchäftigt, die er als Arbeiter be⸗ 
zeichnet, es unternehmen, Neubauten für den Zweck 
billiger Arbeiterwohnungen zu errichten, während hin⸗ 
gegen, wenn der Arbeitgeber Wohnungen oder Gebäude 
mit Arbeiterwohnungen nur für ſeine Arbeiter errich⸗ 
tet, offenbar die Anzahl der Bauten eine beſchränkte 
werden wird. Nun iſt ja ſchon in dem Berichte des 
Ausſchuſſes hervorgehoben worden, daſs es ſehr noth- 
wendig wäre, dafs für den großen Kreis von Arbei⸗ 
tern, welche gerade nicht in großen Fabriken wohnen, 
ſondern welche im kleinen, bürgerlichen Gewerbe be⸗ 
ſchäftigt ſind, auch geſorgt werde; es war nur die 
Beſorgnis, dass, wenn man dieſen Anſpruch erheben 
würde, auch das Geſetz für Bauten, welche FJabriks⸗ 
unternehmer für ihre Arbeiter errichten, nicht zuſtande 
kommen würde. 

Ich möchte nun in dieſer Beziehung auf einen 
Punkt ſehr aufmerkſam machen, und das iſt der, dass 
ſes ja namentlich in Wien und in größeren Städten 
Fabriken gibt, welche ihre Arbeiter nur für eine 
gewiſſe Zeit, gewiſſermaßen für die Saiſon beſchäftigen 


2420 


und fie nach dieſer Zeit entlaſſen. Gerade dieſe 
Arbeiter bedürften mehr als alle diejenigen, welche in 
conſtanter Arbeit ſtehen, billiger Wohnungen, weil ſie 
eben durch eine lange Zeit der Unſicherheit des Ver⸗ 
dienſtes, ja manchmal dem gänzlichen Mangel an 
Erwerb preisgegeben ſind. Ich werde daher nicht der 
Faſſung des Ausſchuſsantrages zuſtimmen, ſondern 
lieber dem Antrage, welcher von beiden Antragſtellern 
ausgegangen iſt, nämlich, daſs die Wohnungen von 
Arbeitgebern für die Arbeitnehmer überhaupt errichtet 
werden, weil es dadurch möglich iſt, dafs Wohnungen, 
vorausgeſetzt, daſs nicht Miſsbranch getrieben wird, 
zu billigem Preiſe auch für ſolche Arbeiter zu haben 
ſind, welche nicht in conſtanter Arbeit in einer Fabrik 
ſtehen. 

Ich habe aber auch noch einen beſonderen Grund, 
warum ich gegen die Faſſung bin, welche der Aus⸗ 
ſchuſs dem Punkte e gegeben hat und das iſt der — 
ich kann es nicht unterdrücken, ich muſs es ſagen — 
daſs ich ein gewiſſes Misstrauen, durchaus nicht gegen 
alle, aber doch gegen einen ziemlich bedeutenden Theil 
der Arbeitgeber unſerer Zeit habe, dafs fie nämlich 
— ich ſage nicht alle — den Arbeitern jenen Vor⸗ 
theil, der ihnen durch die Billigkeit der Wohnungen 
erwächst, in anderer Form, durch Verringerung des 
Lohnes zum Beiſpiel, wie es ſo häufig geſchieht, wieder 
in Abzug bringen könnten. 

Dieſe Sorge iſt es, die mich leitet und die mich 
auch bewogen hat, in der Generaldebatte nicht für 
den vorliegenden Antrag der beiden Antragſteller das 
Wort zu ergreifen. 

Es war alſo lediglich die Beſorgnis vor einem 
Miſsbrauche, durch welchen den Arbeitern in anderer 
Form dasjenige wieder entzogen würde, was man ihnen 
unter der ſcheinbaren Form der billigen Wohnung 
hier bieten will. Ich will Ihnen, meine Herren, ein 
Beiſpiel anführen. Es iſt bekannt, daſs die Heeres⸗ 
ausrüſtung gewiſſen Bewerbern übergeben wird. In 
früheren Jahren war es Herr Skene, der ſo glücklich 
war, die Heeresausrüſtung übernehmen zu können, 
und es hat ſich gezeigt, daſs die Arbeiter zu jener 
Zeit, als ſie unter dieſem Manne arbeiteten, ſich noch 
einen ganz auftändigen Verdienſt ſichern konnten. Bei 
manchen guten Arbeitern betrugen die Bezüge bis 
17 fl. pro Woche. Allerdings mufsten ſolche Arbeiter 
dann gewiſſe Arbeiten nach Hauſe nehmen und 
auch zur Nachtzeit und ſelbſt ſogar an Sonntagen 
arbeiten, um ebeu einen ſolchen Betrag zuſammen⸗ 
zubringen, der fie ficherte, in Zeiten der Arbeitsloſig⸗ 
keit eine Zubuße zu haben. Wie verhält es ſich nun 
bei Skenes Nachfolgern? Ich nenne die Namen, 
damit es nicht immer heißt, man ſpreche nur ſo im 
allgemeinen. Gerhardus, Gerlach, Schmid u. ſ. w. 
waren dann Erſteher der Lieferungen für die Heeres⸗ 
ausrüſtung geworden, und da hat ſich bald gezeigt, 
daſs man den Lohn, welchen dieſe Leute ſich erwar⸗ 
ben, zu hoch fand, und bald iſt der Lohn, der früher 
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17 fl. betrug, auf 13, ja 12 fl. heruntergegangen, 
und die Einbußen, welche die Leute erlitten, waren 
To groß, dass fie zur arbeitsloſen Zeit ſogar zum 
Schuldenmachen ihre Zuflucht nehmen muſsten oder 
Vorſchüſſe nahmen, wodurch ſie in die ungünſtigſten 
Verhältniſſe geriethen. 


Ich will beiſpielsweiſe nur anführen, dafs das 
Herrichten und Ausputzen der Schuhe, per 10 Paar, 
ſo viel mir bekannt iſt, unter Skene mit 60 und 
ſpäter mit 50 kr. bezahlt wurde, daf3 aber dieſer 
Betrag jetzt bis auf 28 kr. herabgedrückt worden iſt. 
Sie können ſich wohl denken, wie ſchwer es für die 
Arbeiter iſt, bei ſo gedrückten Verhältniſſen zu leben, 
und es iſt daher begreiflich, wenn ſolche Fälle vor⸗ 
liegen, daj3 man eine gewiſſe Beſorgnis hat, dafs, 
wenn gewiſſe Fabrikanten ihren Arbeitern billige 
Wohnungen geben, ſie deren Lohn herabdrücken, um 
dadurch das wieder hereinzubringen, was ſie durch die 
billigen Wohnungen Vortheilhaftes geboten haben. 
Die Ausbeutung des Arbeiters iſt es alſo, welche wir 
durch die Herſtellungen ſolcher Wohnungen zu befürch⸗ 
ten haben, welche Ausbeutung allerdings nur von 
einem gewiſſen Theile der Fabrikanten ausgeführt 
werden wird. 


Hören Sie nun noch weiter, meine Herren. Der 
Vertrag mit dieſem Conſortium iſt zu Ende gegangen 
und über 300 Arbeiter ſind dadurch brodlos geworden. 
Was ſollen nun dieſe Arbeiter jetzt thun? Hie und da 
findet wohl einer in einem kleinen bürgerlichen 
Geſchäfte eine lohnende Beſchäftigung; die meiſten 
haben aber keine Beſchäftigung. Viele ſind auf einen 
Erwerb von 2 bis 3 fl. per Woche angewieſen. Wenn 
ſolche Leute verheiratet ſind, wie ſollen ſie imſtande 
ſein, heute von einem ſolchen Betrage zu leben? Ich 
kenne manche Fälle, die für das ſprechen, was ich ge⸗ 
ſagt habe. N 

Wenn daher der Steuerausſchuſs wirklich im 
Sinne der Humanität wirken will, ſo würde ich ihm 
empfehlen, daſs er ſich zunächſt mit dem Gewerbe⸗ 
ausſchuſſe verbinde, und dafs ſobald als möglich jener 
Bericht erſtattet werde, welcher dem baugewerbe⸗ 
treibenden Publicum ſchon ſo dringend noththut, 
nämlich der Bericht darüber, wie das Baugewerbe zu 
regeln iſt, damit diejenigen Bauunternehmer, welche mit 
geringeren Capitalien arbeiten und damit auch die 
betreffenden Perſonen, welche Baucredit nehmen, 
nicht der Ausbeutung gewiſſenloſer Capitaliſten ver⸗ 
fallen. ö 

Das, meine Herren, wäre bezüglich dieſes 
Punktes ſehr erwünſcht und es möge der hohe Aus⸗ 
ſchuſs alſo in dieſer Richtung vorgehen. 

Wie alſo aus dem Geſagten hervorgeht, leitet 
mich nur das Miſstrauen, welches ich gegen eine 
gewiſſe Claſſe von Capitaliſten habe und durchaus 
nicht der Gedanke, daſs man den Arbeitern die 


billigen Wohnungen vorenthalten ſoll. 
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Ich ſtimme daher, damit es im allgemeinen 
möglich ſei, den Arbeitern, gleichgiltig ob ſie nun dem 
Fabriksbetriebe oder dem Kleingewerbe angehören, 
billige Wohnungen zu verſchaffen, dem Punkte e in jener 
Faſſung zu, wie ihn die Antragſteller Mauthner 
und Dr. Winterholler in ihrem Antrage ſtiliſirt 
haben. Damit ſchließe ich. 

(Während vorstehender Rede hat Vicepräsident 
Freiherr v. Chlumeckj den Vorsitz übernommen). 


Vicepräſident: Ich würde bitten, den Antrag 
ſchriftlich zu übergeben. 


Abgeordneter Schlefinger: Ich ſchließe mich 
nur bezüglich des Punktes c der Faſſung der Antrag⸗ 
ſteller an. 


Vicepräfident: Demungeachtet iſt die Übergabe 
eines ſchriftlich formulirten Antrages nothwendig; es 
iſt dies jetzt ein beſonderer Antrag und ein ſolcher muſs mir 
geſchäftsordnungsmäßig ſchriftlich übergeben werden. 
(Nach einer Pause:) Der Herr Abgeordnete Schle- 
finger beantragt, daſs es im Alinea c lauten ſolle: 
„von Arbeitgebern für Arbeitnehmer errichtet werden“. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen An⸗ 
trag unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag iſt genügend unterſtützt und ſteht daher in 
Verhandlung. 

Es haben ſich noch die Herren Abgeordneten 
Dr. Menger und Abgeordneter Dr. Ritter v. 
Wiedersperg zum Worte gemeldet. Ich ertheile dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Menger das Wort. 


Abgeordneter Dr. Menger: Hohes Haus! Ich 
habe ſchon bei einer anderen Gelegenheit das Wort 
ergriffen, um auf die traurige Lage hinzuweiſen, in 
der ſich die Wohnungsverhältniſſe zahlreicher Claſſen 
der Bevölkerung in Oſterreich befinden. Seither ſind 
von hervorragenden Corporationen Mittheilungen er⸗ 
ſchienen, in welchen hervorgehoben wird, daſs gerade 
in Oſterreich der Stand der Wohnungsfrage ein ge⸗ 
radezu bedauerlicher ſei. 

Es wurde hervorgehoben, daſs ein großer Theil 
der Krankheiten, welche nach den Reſultaten der Re⸗ 
krutirung, nach den Berichten des Sanitätsrathes und 
ſo fort immer weitere Verbreitung im Volke finden, 
ein großer Theil der Fälle von Siechthum geradezu 
auf die ſchlechten Wohnungen zurückzuführen ſei. 

Dies war der Grund, warum von uns der 
Antrag auf mehrjährige Steuerfreiheit der Arbeiter⸗ 
wohnungen eingebracht wurde. 

Wir gingen hiebei von der Anſicht aus, dafs 
es die Pflicht jeder Partei im hohen Hauſe ſei, dafür 
zu ſorgen, daſs die überaus ſchlechte Lage, in der ſich 
in Rückſicht auf die Wohnungen ein großer Theil der 
öſterreichiſchen Bevölkerung befindet, ſoweit beſeitigt 
werde, als es eben in der Macht einer Partei, in 
der Macht des Abgeordnetenhauſes liegt. Dass es 


dabei nicht ganz ohne Opfer ſeitens des Staates ab⸗ 
läuft, liegt in der Natur der Sache. 

Es iſt aber dagegen zu erwägen, dass der Staat 
große Güter für die kleinen Opfer eintauſcht, die er 
da bringt. Die beſſere Geſundheit der Volksgenoſſen, 
die ſtärkere Arbeitskraft, welche daun eine geſündere 
Bevölkerung hat, all dies ſind große Güter, welche 
auch in den Steuerleiſtungen der Bevölkerung zum 
Ausdruck kommen. 

Zu unſerer größten Verwunderung aber wurden 
die Anträge, die wir eingebracht haben, in ganz eigen⸗ 
thümlicher Weiſe verſtanden oder miſsverſtanden. 

Mein geehrter unmittelbarer Herr Vorredner 
hat heute allerdings einen anderen Standpunkt einge ⸗ 
nommen als er, da er in der letzten Sitzung in der⸗ 
ſelben Angelegenheit das Wort ergriff, eingenommen 
hatte. Heute ſagte er, daſs ihn nur Miſstrauen gegen 
einen Theil der Induſtriellen und der Großcapitaliſten 
zu der Haltung bewege, die er einnimmt. 

Ich erlaube mir den Herrn Vorredner 
darauf aufmerkſam zu machen, daſs ein ſo vages Miſs⸗ 
trauen häufig auf gefährliche Abwege führt, dann 
aber auch iſt ſeine Bemerkung im eclatanteſtem Wider⸗ 
ſpruche zu den Bemerkungen, die er in der letzten 
Sitzung gemacht hat. 

In der letzten Sitzung erklärte er, dass die 
Steuerbegünſtigung eine übergroße, eine ſo große 
fei, dafs dadurch, dass ſich ein Theil des Capitals auf 
lange Zeit der Beitragsleiſtung an den Staat und 
das Land entzieht, die anderen Steuerträger benach⸗ 
theiligt werden. 

Er hat alſo erklärt, daf3 die Steuerbegünſtigun⸗ 
gen für Arbeiterhäuſer gar nicht bewilligt oder doch 
beſchränkt werden müſſen, wenn er dem Geſetze ſeine 
Zuſtimmung geben ſolle. Dem Herrn Vorredner 
wurde dagegen bereits bemerkt, dass er ſich nicht alle 
Theile des Geſetzes klar gemacht haben könne, denn 
ſonſt hätte er auch den 8. 4 und auch den 8. 5 gelefen 
und hätte ſonſt wiſſen müſſen, dass nach $. 4 nur 
ſolche Gebäude Anſpruch auf eine Steuerbegünſtigung 
erheben können, welche geräumige Wohnungen ent⸗ 
halten. 

Nun hätte der Herr Vorredner ſich auf Grund 
des 8. 5 klar machen können, wie viel höchſtens an 
Mietzins gezahlt werden darf. In Wien darf an 
Mietzins für eine Wohnung von 40 Quadratmetern, 
die ſomit zwei Zimmer und eine Küche enthält, 
höchſtens 70 fl. gezahlt werden. Ich weiß nicht, ob 
ſich der Herr Vorredner klar gemacht hat, wie viel ein 
ſolches Haus trägt. Ein ſolches Haus wird einen ſo 
geringen Zins tragen, dass es, ohne eine humanitäre 
Tendenz bei demjenigen, der es baut, unmöglich 
gebaut werden kann. 

Nach meiner Überzeugung kann man dieſem 
Geſetze vorwerfen, daſs die Bedingungen, unter 
denen die Steuerbegünſtigung ertheilt werden kann, 
zu ſtrenge gezogen find. Indeſſen, das war nicht die 
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Schuld des Steuerausſchuſſes, es war die Schuld der 
Regierung, welche jede weitere Conceſſion abſolut ver⸗ 
weigerte. Wir muſsten alſo lieber weniger nehmen, um 
nicht das ganze Geſetz in Gefahr zu bringen. 


Ich glaube aber, daſs der Bau eines Hauſes, in 
dem eine Wohnung von 40 Quadratmeter Fläche in 
Wien 70 fl., in Orten mit mehr als 10.000 Ein- 
wohnern 46 fl. und in den anderen Orten 32 fl. 
jährlich koſtet, keinesfalls Gegenſtand einer Speculation 
ſein kann. Solche Häuſer werden gebaut werden von 
hingebenden braven Induſtriellen und anderen Arbeit⸗ 
gebern, von Gemeinden, von gemeinnützigen Vereinen 

und aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften, ſicher⸗ 
lich nicht von Speculanten. Nun kommt der Herr Vor⸗ 
redner und will aus Miſstrauen, wenn das hohe 
Haus in ſeinem Sinne entſcheiden würde, das Geſetz 
umbringen. Denn er ſagt, dieſe übergroße Steuerbe⸗ 
günſtigung ſei ein Übel. Daſs aber dieſe Steuerbegün- 
ſtigung durchaus keine übergroße iſt, glaube ich darge⸗ 
than zu haben. a 
Mir liegt hier eine Zuſchrift eines hervorragen⸗ 
den Gewerbetreibenden aus Troppau vor, wonach der 
Ertrag ſolcher Häuſer im beſten Falle drei, drei⸗ 
einhalb, höchſtens vier Procent betragen kann. Nun wird 
auch der Herr Vorredner zugeben, daſs da, zumal die 
Verwaltung und die Reparaturen bei ſolchen Häuſern 
große Koſten verurſachen, von einer Speculation gar 
keine Rede fein kann. Das iſt Übertreibung aus Miſs⸗ 
trauen. Die ſicherſten Anlagen tragen ja mehr. Es muss 
eine beſondere Hingebung an die Intereſſen des 
Volkes hinzutreten, damit ſolche Häuſer gebaut werden, 
und damit das große Übel, welches in den ſchlechten 
Wohnungsverhältniſſen liegt, beſeitigt werde. 
Allerdings werden ſolche humanitäre Tendenzen 
durch dieſe Erleichterungen gewiſſermaßen gefördert, 
aber von einer Förderung der Speculation, der Capi⸗ 
talintereſſen kann wohl nur bei großer Unwiſſenheit 
— der Herr Vorredner möge mir dieſe Bemerkung 
verzeihen (Heiterkeit knks) — oder bei blindem Mif- 
trauen irdendwie die Rede fein. Ich freue mich, dass 
der Herr Vorredner heute dieſe feine Anficht wenig⸗ 
ſtens in einem gewichtigen Punkte erheblich modifi⸗ 
cirt hat. 
Ich komme nun zu den wichtigen Ausführungen 
des Herrn Regierungsvertreters. Aus denſelben mögen 
Sie ſich, meine Herren ein Bild ſchaffen, wie überaus 
ſchwierig die Stellung des Ausſchuſſes und ſeiner Mit⸗ 
glieder war. Jeder Vortheil, den wir im Intereſſe 
dieſer großen und humanitären Sache zu erringen uns be⸗ 
mühten, fand eine ſehr vorſichtige und weitgehende 
Kritik ſeitens der Regierung. Nun iſt es allerdings 
ihre Pflicht, das Staatsintereſſe zu wahren. Ich glaube 
aber, daſs hier viele Momente, welche auch für den 


Staat in Frage ſtehen, zu wenig berückſichtigt wurden. 


n Der Herr Regierungsvertreter möge nur die 
Reſultate der Rekrutirungen ſeiner Aufmerkſamkeit 
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unterziehen, er möge doch erwägen, welch ungeheure 
Koſten eine einigermaßen gute Sanitätsverwaltung 
aufbürdet und noch bereiten wird, ſolange ein großer 
Theil der Bevölkerung auf ungeſunde Wohnungen an⸗ 
gewieſen iſt. Dieſe Rückſichten ſollte ſich auch die hohe 
Regierung vor Augen halten. 8 

Nun ſagt aber der geehrte Herr Regierungsver⸗ 
treter Dreierlei: fürs erſte, meint er, wird der Staat 
bei der 24jährigen Steuerfreiheit zu ſehr in Anſpruch 
genommen; es handelt ſich da namentlich um die letz- 
ten vier Jahre; dieſe helfen dem Bauherrn wenig, 
dagegen werden ſie den Staat belaſten. 

Nun erlaube ich mir dagegen zu bemerken, dass 
eines ins Auge zu faſſen iſt. Solche Häuſer würden 
nämlich gar nicht erſtehen, wenn nicht dieſe Steuer⸗ 
befreiungen wären. Wir wollen ja durch dieſe Steuer⸗ 
freiheit den Bau von Arbeiterhäuſern ermöglichen, 
wenigſtens in höherem Maße als dies bisher der Fall 
war. Der Staat kommt alſo hier nach 24 Jahren zu 
einer Steuer, welche er bei einer nicht genügenden 
Steuerfreiheit nicht erhalten würde, denn es würde 
nicht gebaut werden. Der Staat hat alſo einen abſo⸗ 
luten Reingewinn davon, das bitte ich zu berückſich⸗ 
tigen. 

Zweitens wendete ſich der geehrte. Herr Regie⸗ 
rungsvertreter gegen den Beſchluſs, den der Ausſchuſs 
bezüglich der Gemeinden gefaſst hat; die Regierung 
will, daſs nicht nur Staat und Land, ſondern auch 
die Gemeinden verhalten werden, Steuerfreiheit zu 
bewilligen. Ich bitte zu erwägen, daſs da ganz andere 
Verhältniſſe bezüglich der Gemeinden beſtehen, als in 
Rückſicht auf Staat und Land. Ich zweifle nicht, dass 
in jedem Lande, in welchem humanitäre Männer in 
der Landesvertretung die Majorität bilden, gleichfalls 
ſolche Steuerfreiheiten votirt werden dürften. Aber 
daſs wir hier dictiren: Jede Gemeinde mußs dieſe 
Steuerfreiheit bewilligen, das geht aus einer Reihe 
von Gründen unmöglich an. 

Ich bitte zu erwägen, daſs jede Gemeinde — 
und man denke doch, es gibt nicht nur in großen Ge⸗ 
meinden Fabriken, ſondern auch in kleinen Landge⸗ 
meinden — aus Anlaſs des Baues einer Anzahl von 
Häuſern große Auslagen haben wird, dafs fie für 
Beleuchtung, Pflaſterung, Schule, Armenpflege u. ſ. w. 
wird Sorge tragen müſſen. Kleinere Gemeinden könnten 
ja durch den Bau vieler ſolcher Häuſer geradezu bankerott 
werden. Das geht doch nicht. In großen Gemeinden, 
bei denen das möglich iſt, können ſolche Bauten die 
Steuerfreiheit erhalten, wenn die Gemeindevertretung 
dies bei Berechnung ihrer Mittel als zuläſſig er⸗ 
kennt. 

Es iſt das aber immerhin nur nach ſorgſamer 
Erwägung der Mittel, welche zur Verfügung ſtehen, 
ſowie der Finanzlage der Gemeinden möglich. Dies 
von oben zu votiren, hieße den Ruin einer großen 
Anzahl von Gemeinden ſich auf das Gewiſſen laden. 
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Es gibt zum Beiſpiel irgend eine Gemeinde, wo 


eine Fabrik gebaut wird, und infolge deſſen erſtehen 
auch viele Arbeiterwohnungen. 

Da ſoll nun die Gemeinde für die Bedürfniſſe 
aller dieſer Arbeiterhäuſer an Straßen, Canaliſirung, 
Beleuchtung, Schulen u. ſ. f. ſorgen und ſoll nicht ein⸗ 
mal einen Gemeindezuſchlag bekommen! Dies wäre 
der Ruin für alle bisherigen Bürger der Gemeinde, 
alſo vielleicht für kleine Bauern oder Handwerker, 
welche dadurch geradezu expropriirt würden. Das 
geht nicht an. In dieſem Falle ſieht man, wie ver⸗ 
hängnisvoll es iſt, daſs unſere Staatsfinanzmänner 
— und zu den ansgezeichneteſten zähle ich den 
Regierungsvertreter — ſich wohl für die Staats- 
finanzen, aber vielzuwenig für die Landes⸗ oder gar 
Gemeindefinanzen intereſſirten und doch ſind dieſe 
drei Arten Finanzen gewiſſermaßen Seiten einer 
und derſelben wichtigen großen finanziellen Aufgabe. 

Ich kann daher da nur für den Antrag des 
Ausſchuſſes eintreten; ich habe die Überzeugung, 
dass der Vorſchlag der Regierung zu nichts anderem 
führen würde, als daſs derartige Arbeiterhäuſer 
entweder gar nicht gebaut würden oder daſs ein- 
zelne Gemeinden zugrunde gingen. Endlich wurde 
von dem Herrn Vorredner gejagt, daſs uns der 
Staat, die Arbeiter und die Steuerträger dankbar 
ſein werden, wenn wir die ohnedies mäßigen Vor⸗ 
theile, welche der Geſetzentwurf für den Bau von 
Arbeiterhäuſern bietet, noch beſchränken. Ich hoffe, v 
dafs fie uns dankbar ſein werden, wenn der Geſetz⸗ 
entwurf ſo angenommen wird, wie er iſt. Ich 
zweifle aber, daſs ſie uns dankbar wären, wenn 
man den Gemeinden ihr Recht nehmen würde, ohne 
die Verhältniſſe aller Gemeinden zu kennen, ohne 
zu wiſſen, ob dieſe Gemeinden die Mehrauslagen 
leiſten können, ich ſpreche gar nicht von dem 
Wollen. Ich glaube, daſs die Gemeinden ſich nicht 
damit tröſten würden, wenn man ihnen einwendet, 
der Staat würde das Geld, das er dann nicht be- 
kommt, auch von den Steuerträgern nehmen. Dieſer 
Betrag wird auf eine große Menge vertheilt; wie 
kommt aber der Steuerträger A in der Gemeinde B 
dazu, baj3 fein Beſitzthum executiv veräußert wird, 
weil ihn gerade zufällig das Los trifft, in einer 
beſtimmten Gemeinde zu wohnen? Man darf keinem 
autonomen Kreiſe größere Laſten auferlegen, als er 
zu tragen imſtande iſt, am wenigſten ohne Kenntnis 
der Sachlage. Die Lage der verſchiedenen Gemeinden 
kennen wir aber nicht. 

Ich hoffe, dass die größeren wolhabenderen Ge⸗ 
meinden dieſe Action allerdings unterſtützen werden, 
das müſſen wir aber wohl dem Beſchluſſe der Ge⸗ 
meindevertretungen überlaſſen. 

Ich bemerke, dass die Beſorgnis, dafs das Klein⸗ 
gewerbe von der Wohlthat dieſes Geſetzes ausge⸗ 
ſchloſſen ſein wird, nach meiner Anſicht nicht gerecht⸗ 
fertigt iſt. 


Vor allem iſt unter den Arbeitgebern kein 
Unterſchied gemacht, auch Kleingewerbetreibende ſind 
Arbeitgeber. Dann aber können auch gemeinnützige 
Vereine dieſe Vortheile genießen und die Kleinge⸗ 
werbetreibenden können ſich zu einem gemeinnützigen 
Vereine verbinden und können auch auf dieſe Weiſe 
von der Wohlthat dieſes Geſetzes einen Genuss haben. 

Ich bemerke, dass im Ausſchuſſe auch weiter⸗ 
gehende Anträge geſtellt wurden, dieſe aber an der 
entſchiedenen Oppoſition der Regierung einen unüber⸗ 
windlichen Widerſtand fanden. 

Ich gebe zu, daſs noch vieles zu wünſchen iſt, 
ich will hoffen, daſs es in ſpäteren Jahren erreicht 
werden wird. Aber wenn unüberwindliche Hinderniſſe 
entgegenſtehen, iſt dies kein Grund, daſs man das Er⸗ 
reichbare nicht ins Auge faſst. Wenn einmal ein 
ſolches Geſetz durch 10 Jahre ſeine ſegensreiche Wirk⸗ 
ſamkeit entfaltet haben wird, dann hoffe ich, wird auch 
die Regierung den Willen und das Haus den Muth 
finden, unbeirrt durch unverſtändige Angriffe einzelner 
Mitglieder weitere Schritte in einer Angelegenheit zu 
machen, die jedem Menſchenfreunde mehr am Herzen 
liegen ſollte, als hundert andere, von denen mehr 
geſprochen wird. (Beifall links,) 

(Während vorstehender Rede hat der Pr d- 
aid ent den Vorsitz wieder übernommen.) 


Präſident: Der Herr Abgeordneter Dr. Ritter 
v. Wiedersp 8 hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ritter v. Wiedersperg: 
Hohes Haus! Die Wohnungsnoth iſt jedenfalls 
ein Theil des ſocialen Elendes, das jetzt in jeder 
Richtung ſich in ſchwerwiegender Weiſe geltend macht, 
und eine Vorkehrung in dieſer Hinſicht durch wirk⸗ 
ſame Geſetzesvorſchriften iſt ein wichtiger Schritt zur 
Löſung der ſocialen Frage. In dieſer Hinſicht liegt 
gewiſs auch der Regierung im weſentlichen daran, dafs 
eine ſolche Geſetzesvorlage zuſtande komme. Der ver- 
ehrte Herr Regierungsvertreter hat uns auch die Bereit⸗ 
willigkeit ausgeſprochen und das Intereſſe der Re⸗ 
gierung an dem Zuſtandekommen dieſes Geſetzes in 
jeder Hinſicht betont. Er hat aber einige Modifica⸗ 
tionen, welche der Ausſchuſs in die Vorlage gebracht 
hat, hier einer abfälligen Kritik unterzogen; und einer⸗ 
ſeits als Mitglied des Steuerausſchuſſes, anderſeits 
aber vom Standpunkte der Sache ſelbſt möchte ich 
einige Worte hier in der Richtung ſprechen, und ſo 
beweiſen, daf3 wir füglich nicht anders gekonnt haben. 

Zuerſt wurde die Frage aufgeworfen, warnm 
man gerade eine 24jährige und nicht eine 15 oder 
13jährige Steuerbefreiung vorſchlägt? Da kann ich 
einfach ſagen: die urſprünglichen Antragſteller hatten 
30 Jahre verlangt, die Regierung wollte viel weniger 
und der Ausſchuſs übernahm das Geſchäft des ehr⸗ 
lichen Maklers, der ſoweit es möglich war, von beiden 
Seiten herabhandelte, und es iſt ein reiner Zufall 
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und keineswegs Gegenſtand einer theoretiſchen Spe⸗ 


culation, daſs wir uns gerade auf 24 Jahre geeinigt 
haben. N 

Der Herr Regierungsvertreter hat betont, dass 
der Staat ein bedeutendes Opfer bringt. Hier möchte 
ich denn doch hervorheben, daſs es für den Staat aus⸗ 
ſchließlich ein luerum cessans iſt, welches ihm auf- 
erlegt wird, nämlich in der Richtung, daſs er eine 
Einnahme von einem Gebäude nicht nimmt, die er 
nehmen könnte, wenn dieſes Gebäude überhaupt unter 
den beſtehenden Verhältniſſen errichtet würde. Der 
verehrte Herr Vorredner hat aber bereits betont, daſs 
das ſehr unwahrſcheinlich iſt, daſs alſo der Staat auf 
eine Einnahme, die ihm zukommen würde, nicht ver- 
zichtet, ſondern lediglich im status quo ſeiner der⸗ 
zeitigen Einnahmen verbleibt. 

Der Herr Regierungsvertreter hat aber einen 
großen Wert darauf gelegt, daſs man den Gemeinden 
das Recht der Zuſchläge nehmen möge. Ja, meine 
Herren die Verhältniſſe liegen da keineswegs ganz gleich. 
Dem Staate erwächst aus der Errichtung von Arbeiter⸗ 
häuſern, wie ich glaube, wirklich gar keine Mehraus⸗ 
lage; ganz anders verhält es ſich beider Gemeinde. Auch 
ich würde es im Intereſſe der Billigkeit der Arbeiter- 
wohnungen ſehr wünſchenswert finden, daſs wir die 
Beſteuerung der Gemeinde hätten ausſchließen können. 
Vergeſſen Sie aber nicht, das das Beſſere der 
Feind des Guten iſt; wenn wir allzuviel wollen, 
ſo erreichen wir endlich vielleicht gar nichts und wir 
müſſen uns denn doch auf den Standpunkt ſtellen, 
daſs wir nicht bloß die Intereſſen der Arbeiter im 
Auge haben dürfen, ſondern dafs wir Vertreter der 
Steuerträger find, die uns hieher geſendet haben, und 
wenn auch nicht dermalen, ſo war ich in den vorigen 
zwei Seſſionen des hohen Hauſes Vertreter von 
Landgemeinden, und von dieſem Standpunkte will ich 
noch einige Worte verlieren. 

& Der verehrte Herr Vorredner hat ganz richtig 
bezeichnet, welche Laſten großen Städten durch die 
Errichtung ſolcher Häuſer, durch Canaliſation, Be⸗ 
leuchtung, Pflaſterung u. ſ. w. erwachſen könnten. 
Vielleicht wird man ſagen, ja, für Canaliſation, Be⸗ 
leuchtung, Pflaſterung u. ſ. w. geben die Landge⸗ 
menden nichts aus. Hier kommt aber noch ein anderer 
Umſtand hinzu, der ungeheuer ins Gewicht fällt. 
Nehmen Sie an, daſs ein Fabrikant, deſſen Arbeiter 
bisher in 10, 12 Ortſchaften herum gewohnt haben, 
ein großes Arbeiterhaus errichtet, in welchem eine 
bedeutende Zahl großer Familien von Arbeitern, 
welche bekanntlich meiſtens mit Kindern ziemlich reich 
geſegnet zu ſein pflegen, anſäſſig wird. 

9. Nun find fie auch in der einen Schule einge- 
ſchult, dieſe Kinder können das alterum tantum des 
derzeitigen Beſuches ausmachen, und es wird dann 


der Gemeinde einfach aufgetragen: ihr habt noch fo 


und ſo viele Claſſen mehr zu errichten. Vergeſſen Sie 
nicht, was das für eine Gemeinde und eventnell für 


den ganzen Schulbezirk bedeutet. Ich will mir hier die 
kleine Abſchweifung erlauben, darauf hinzuweiſen, 
daſs wir in Böhmen mehrere Gemeinden hatten, 
welche 1200 Procent Zuſchlag infolge von Schul⸗ 
bauten durch mehrere Jahre zu tragen hatten. Ich 
bitte, meine Herren, das iſt ein Wort, 1200 Procent! 

Die Verantwortung für das Heraufbeſchwören 
ſolcher Verhältniſſe können wir nicht auf uns nehmen. 
Es iſt den Gemeinden durchaus nicht durch dieſes Ge⸗ 
ſetz verwehrt, auf dieſe Steuer zu verzichten. 

Wenn ein Arbeitgeber oder ein Bauunter⸗ 
nehmer, ſei es nun eine Genoſſenſchaft, an die Ge⸗ 
meinde herantreten und ſagen wird: ich möchte ein 
ſolches Haus errichten, verzichtet auf die Steuer — 
dann können die Betreffenden ſchlüſſig werden, ob es 
ihre Mittel erlauben oder nicht. 

Wenn wir es aber anders thäten und es einfach 
octroyirten, dann würden wir uns den Vorwurf 
machen laſſen müſſen, daſs wir unüberlegt gehandelt 
haben. ö 

Aus dieſem Grunde empfehle ich die Annahme 
des Ausſchuſsantrages, wie er gedruckt iſt. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort zu 
8. 12 (Niemand meldei sich.) Da dies nicht der Fall 
iſt, erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und er⸗ 
theile dem Herrn Berichterſtatter das Schluſs⸗ 
wort. 5 


Berichterſtatter Dr. Groß: Ich werde mich be⸗ 
mühen, ſo wenig als möglich auf die Generaldebatte 
zurückzugreifen und Ihre Geduld ſo wenig als möglich 
in Anſpruch zu nehmen. 

Es find zu §. 1, welcher in Debatte ſteht, zwei 
Abänderungsanträge geſtellt worden, und außerdem 
hat der ſehr geehrte Herr Regierungsvertreter die 
Anregung gegeben, dieſen Paragraphen abzuändern. 

Zunächſt hat der Herr Abgeordnete der Grazer 
Handelskammer den Antrag geſtellt, daſs an Stelle 
der vorübergehenden Steuerbefreiung eine danernde 
Steuerermäßigung für zu erbauende Arbeiterwohnnun⸗ 
gen zu treten habe. 

Der Herr Antragſteller ſteht dem Geſetze voll⸗ 
kommen ſympathiſch gegenüber und hat ganz zweifellos 
den Antrag in der Abſicht geſtellt, eine Verbeſſerung 
herbeizuführen. Ich glaube aber, er befindet ſich da 
wenigſtens theilweiſe in einem Irrthum. Die von ihm 
vorgeſchlagene Steuerermäßigung iſt in ihrem Effect 
geringer als die im Ausſchuſsantrage vorgeſchlagene 
zeitweiſe Steuerfreiheit. Nach einer Berechnung, die 
der Herr Antragſteller Abgeordneter Mauthner ange- 
ſtellt hat, würden 100 fl. Bruttozins einer ſolchen 
Arbeiterwohnung nach dem Ausſchuſsantrage einen der⸗ 
maligen Capitalswert von 1573 fl. 5 kr. repräſen⸗ 
tiren, hingegen nach dem Antrage Ludwig nur 
1431 fl. 60 kr. Es repräſentirt alſo der Vorſchlag 
Ludwig ein Minus gegenüber dein Ausſchuſsantrage. 
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Die Begünſtigung, die den Arbeiterwohnungen zuge⸗ 
führt wäre, wäre alſo geringer, und ſchon aus dieſem 
Grunde möchte ich bitten, den Antrag abzulehnen, um⸗ 
ſomehr als die Annahme des Antrages jedenfalls die 
Rückverweiſung des ganzen Geſetzes an den Ausſchuſss 
zur Folge haben müſste, die Sache alſo wieder ad 
calendas graecas verſchoben würde. 

Der zweite Antrag iſt der des Herrn Abgeord⸗ 
neten Schlejinger, der beantragt, im $. 1, lit. c auf 
die urſprüngliche Faſſung der Antragſteller zurückzu⸗ 
gehen, dass nämlich nicht nur die Arbeitgeber für ihre 
Arbeiter ſolche begünſtigte Wohnungen errichten 
dürfen, ſondern dafs überhaupt Arbeitgeber für Ar⸗ 
beitnehmer derlei Wohnungen errichten dürfen. 

Dieſer Antrag ſteht mit den Anſchauungen, die 
der Herr Abgeordnete des VIII. Bezirkes in der letzten 
Sitzung gehabt hat, in directem Widerſpruch. Damals 
hat er die Befürchtung ausgeſprochen, daſs das Geſetz 
vom Großcapital zur Speculation missbraucht werden 
könnte. Gerade um das zu verhindern, iſt dieſe Tex⸗ 
tirung gewählt worden, gerade um zu verhindern, daſs 
durch ſchleuderhafte Bauten gewiſſenloſe Bauſpecu⸗ 
lanten ſelbſt bei dieſen niedrigen Maximalzinſen ein 
Geſchäft machen. Gerade deshalb iſt dieſe Textirung 
beſchloſſen worden, um die Beſtimmung auf jene 
Arbeiterwohnungen zu beſchränken, die von Arbeit⸗ 
gebern für die bei ihnen in Arbeit ſtehenden Arbeiter 
hergeſtellt werden, und ich glaube daher die Ablehnung 
des Antrages Schleſinger empfehlen zu ſollen. 

Ich gelange nun zu den Ausführungen des ſehr 
geehrten Herrn Regierungsvertreters. Was ſeinen Vor⸗ 
ſchlag anbetrifft, daſs auch die Gemeinden in die 
Steuerbefreiung einbezogen werden ſollen, ſo haben 
bereits die letzten Herren Redner erwidert. Ich 
glaube, daſs wir mit der Stiliſirung des §. 1, wie 
ſie jetzt vorliegt, wohl zufrieden ſein müſſen, wenn 
man vielleicht auch eine weitergehende Stiliſirung 
gewünſcht hätte. Wir können uns wohl der zuver⸗ 
ſichtlichen Hoffnung hingeben, dass die meiſten Land- 
tage auf die Intentionen des Geſetzes eingehen, die 
Steuerbefreiung bewilligen und hoffentlich kürzere 
Zeit dazu brauchen werden, als das hohe Haus, 
welches ſich jetzt mit dieſen Anträgen bereits nahezu 
zehn Jahre beſchäftigt. Sollten die Landtage ebenſo 
langſam arbeiten, ſo würde die Giltigkeitsdauer des 
Geſetzes abgelaufen ſein, bis die Landtage ihrerſeits 
die Befreiung bewilligen. Allein, das wollen wir 
nicht hoffen. 

Ich möchte nur noch mit wenigen Worten auf 
jene Ausführungen des ſehr geehrten Herrn Regierungs⸗ 
vertreters zurückkommen, welche die Dauer der 
Steuerbefreiung betreffen. Ich geſtehe, daſs es mir 
ſehr ſchwer fällt, gerade mit dieſem Herrn Regierungs- 
vertreter in einer Frage polemiſiren zu ſollen, die 
unbedingt ſein unbeſtrittenes Territorium in der 
Wiſſenſchaft iſt. Allein, ich glaube beinahe, daſs hier 
der Regierungsvertreter den Gelehrten ein klein 
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wenig zurückgedrängt hat und daſs manche feiner 
Ausführungen doch etwas anfechtbar erſcheinen. 

Der Herr Reegirungsvertreter hat uns ausge⸗ 
führt, daſs der Staat als ein dauerndes, quasi ewiges 
Weſen nicht jene Discontirung anerkennen könne, dass 
er vielmehr den Steuernachlaſs im vollen Werte be⸗ 
rückſichtigen müſſe, während diejenigen, welche die Be⸗ 
günftigungen beziehen, nur einen unverhältnismäßig 
geringen Vortheil, entſprechend dem heutigen Wert 
dieſer Begünſtigung, davon haben. Zugegeben, dass der 
Staat allerdings den vollen Wert dieſer Begünſti⸗ 
gungen in Rechnung ziehen muſs; aber dann nehme 
ich dasſelbe in Anſpruch, wenn auch nicht für den 
Privatunternehmer, ſo doch für die Gemeinde und 
Genoſſenſchaft, für welche das Geſetz auch Giltigkeit 
haben ſoll. 

Auch dieſen wird der Vortheil im vollen Umfange 
zutheil werden, nicht bloß in der discontirten Höhe, 
wie der Herr Regierungsvertreter berechnet hat. 
Wahrſcheinlich wird vielfach auch der Privatunter⸗ 
nehmer, der zum Bau ſchreitet, ſo rechnen, wenn ich auch 
nicht behaupte, daſs die Rechnung richtig iſt. Er wird 
rechnen: Ich zahle jährlich ſo und ſo viel Steuer, 
binnen 21, 24 oder 25 Jahren kann das Gebäude 
amortiſirt werden; er wird aber nicht die Steuerbefrei⸗ 
ung im 24. Jahre heute nur mit 33 fl. anſchlagen. Die 
vierjährige Steuerfreiheit, die der Herr Regierungs⸗ 
vertreter uns — ich bitte um Entſchuldigung für den 
Ausdruck — abhandeln möchte, repräſentirt insge⸗ 
ſammt, zu 5 Procent discontirt — Notabene für 
100 fl. gerechnet — eine Summe von 133 fl. 62 kr., 
ein Betrag, der immerhin bei den Arbeiterwohnungen 
ins Gewicht fallen kann, jo dass dieſes Minus oder 
Plus an Steuerfreiheit jedenfalls maßgebend ſein 
könnte für die Mehr⸗ oder Mindererbauung ſolcher 
Arbeiterwohnungen. 

Ich möchte auch ſonſt darauf hinweiſen, daſs wir 
ja für längere Steuerbefreiungen wichtige Präzedenz⸗ 
fälle haben, die der Herr Regierungsvertreter ſelbſt 
heute für ſo wichtig in Oſterreich erklärt hat. Wir 
haben bei der Wiener Stadterweiterung Steuerbefrei⸗ 
ungen von 30 und 25 Jahren und damals hat es ſich 
nicht um eine ſoeialreformatoriſche Maßregel gehan⸗ 
delt, ſondern lediglich um die Erhöhung der Bauluſt. 
Alſo dieſe erweiterte Steuerbefreiung würde ein noch 
größeres Opfer bedeuten. Ja, wenn wir nach anderen 
Seiten ſehen, zum Beiſpiel nach England, ſo haben 
dort nicht bloß die Arbeiterwohnungen, ſondern alle 
billigen Wohnungen unter einem gewiſſen Jahreszins, 
vollſtändige Steuerfreiheit. Freilich nach der Deduc⸗ 
tion des Herrn Regierungsvertreters iſt dieſe vollſtän⸗ 
dige Steuerfreiheit eigentlich das größte Übel, denn 
ſie bedingt für den Staat das größte Opfer. Die 
Steuerſumme von 100 fl. in unendlicher Zeit reprä⸗ 
ſentirt heute für den Begünſtigten nur eine unendlich 
kleine Größe, iſt alfo für ihn am Ende noch von Rach⸗ 
theil. Ich gebe zu, daſs das einfach eine Sache ad 
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absurdum führen heißt, und dass dieſe Deduction 
nicht im vollen Ernſte genommen zu werden braucht. 
Allein ich glaube, dass dieſe 24 Jahre wohl vollſtän⸗ 
dig entſprechen, wenn wir berückſichtigen, daſs wir 
überhaupt eine allgemeine Steuerfreiheit von zwölf 
Jahren haben, daj3 die zweiten zwölf Jahre thatſäch⸗ 
lich nicht denſelben Wert beſitzen wie die erſten zwölf 
freien Jahre, daſs daher für Arbeiterwohnungen nicht 
einmal die doppelte Begünſtigung gewährt werden ſoll 
wie für neue Gebäude im allgemeinen. 
Noch einen Punkt möchte ich hervorheben. Der 
Herr Regierungsvertreter hat uns auch empfohlen, die 
Befreiung von der fünfprocentigen Steuer für ſteuer⸗ 
freie Gebäude zu beſeitigen, und hat dieſe fünfprocen⸗ 
tige Steuer eine Steuer der ſteuerfreien Leute ge⸗ 
nannt. Ich glaube, die fünfprocentige Steuer iſt eine 
Steuer, wie ſie nur in Oſterreich je geſchaffen werden 
konnte, indem man auf der einen Seite eine Befrei⸗ 
ung gewährt, auf der andern Seite ſofort wieder die 
Steuer einzieht. Es iſt nur ein wünſchenswerter, vielleicht 
hoffnungsvoller Anfang, wenn einmal in dieſe Steuer 
auch Breſche gelegt und die Befreiung von dieſer 
Steuer ausgeſprochen wird. Ich weiß nicht, ob nicht 
vielleicht auf das Conto dieſer Steuerbefreiung wieder 
eine andere Steuer geſchaffen werden wird; jedenfalls 
erſcheint es aber dringend wünſchenswert, wenigſtens 
vorläufig die Befreiung von dieſer Steuer auszu⸗ 
ſprechen. Aus allen dieſen Gründen empfehle ich 
Ihnen die unveränderte Annahme des $. 1. 


Präſident: Wir werden nun abſtimmen, und 
zwar vorerſt über den Antrag Ludwig, weil derſelbe 
eine Rückverweiſung der ganzen Vorlage an den 
Steuerausſchuſs bezweckt, um eine vollſtändige Umge⸗ 
ſtaltung des Textes zu erzielen. 

. Ich erfuche diejenigen Herren, welche dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Antrag iſt abgelehnt. 

Wir werden nun über den Antrag des Aus- 
ſchuſſes mit vorläufiger Übergehung des Punktes e 
abſtimmen, weil zu demſelben ein Abänderungsantrag 
vorliegt. Ich erſuche jene Herren, welche den 8. 1 mit 
vorläufiger Übergehung des Punktes e annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Derſelbe iſt a n⸗ 
genommen. 

Herr Abgeordneter Schleſinger beantragt, 
dafs Punkt e anſtatt „von Arbeitgebern für ihre Ar⸗ 
beiter errichtet werden“, zu lauten habe: „von Ar⸗ 
beitgebern für Arbeitnehmer errichtet werden“. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Der- 
ſelbe iſt abgelehnt. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche Punkt c 
in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geschiehr.) Derſelbe iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zu §. 2 das Wort? (Memand 
meldet sich.) 
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Zu 8. 32 (Niemand meldet sich.) 

Ich erſuche jene Herren, welche die 88. 2 und 3 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Weschieht.) Die⸗ 
ſelben ſind angenommen. 

Zu 8.4 hat ſich der Herr Berichterſtatter 
zum Worte gemeldet; ich ertheile ihm das Wort. 


Berichterſtatter Dr. Groß: Im 8. 4 hat ſich 
ein Lapſus eingeſchlichen. In der vorletzten Zeile ſoll 
es ſtatt „gemeinnützige Zweck“ heißen: „gemeinnützige 
Charakter“. Ich bitte dies zu berichtigen. 


Brüfident: Es hat ſich der Herr Abgeordnete 
Schleſinger zum Worte gemeldet; ich ertheile ihm 
das Wort. * 


Abgeordneter Schlefinger: Wenn ich jetzt 
noch einmal das Wort ergreife, ſo hat dies den Zweck, 
um auf jene Umſtände aufmerkſam zu machen, durch 
welche ein Miſsbrauch der Begünſtigungen, welche 
gewährt werden ſollen, entſtehen könnte. 

Es wurde mir vorgeworfen, daſs meine heutige 
Rede mit meiner Haltung in der letzten Sitzung im 
Widerſpruch ſtehe und ſogar gewiſſe Punkte wurden 
mir vorgehalten, aus denen dieſer Widerſpruch erhellen 
ſoll. Ich mufs aber bemerken, dad die allgemeinen 
Erörterungen, die ich in der letzten Rede gepflogen 
habe, mir auch heute vorſchwebten, und daf3 ich ihnen 
auch heute Rechnung tragen wollte, wenn ich ſie auch 
heute nicht ganz präcife ausgeſprochen habe. 

Im 8. 4 heißt es nämlich (liest) „Von den in 
den 88. 3 und 4 vorgezeichneten ſpeciellen Bedin⸗ 
gungen können die Erbauer ganz oder theilweiſe ent- 
bunden werden, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Zweck der Bauführungen in anderer 
Weiſe ſichergeſtellt iſt.“ 

Nun hat auch früher der Herr Abgeordnete 
Dr. Menger rechnungsmäßig nachzuweiſen verſucht, 
daſs, wenn die Capitalien mit der in Ausſicht 
genommenen Steuerbefreiung angelegt werden, ſie 
vier Procent tragen würden. Es tragen aber jene 
Capitalien, welche jetzt in Hausbauten angelegt 
werden, auch nicht mehr, oft ſogar noch weniger, 
dreieinhalb bis vier Procent. (So ist es! auf der 
äußersten Linken,) 

Es ſollen aber nach 8. 4 Ausnahmen zugelaſſen 
werden, welche es ermöglichen würden, dafs doch nicht 
ganz zweckentſprechende Häuſer gebaut werden. Ich 
habe in der letzten Sitzung gezeigt, wie Häuſer gebaut 
werden, und nachgewieſen, daſs, wenn man Häuſer an 
Arbeiter verkauft, ſie dieſen um einen höheren Preis 
angehängt werden, als ſie wert ſind; ich fürchte daher 
auch, daſs, wenn Ausnahmen zugelaſſen werden, ſie 
auf Koſten der Arbeiter eine höhere als die bisherige 
Verzinſung der Capitalien herbeiführen werden. 

Ich wäre daher für die Streichung des letzten 
Alineas dieſes Paragraphen. Im Falle ſeiner An⸗ 
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nahme möchte ich mir einen Antrag erlauben; aller⸗ 
dings hat er keine Ausſicht auf Annahme. 

Ich werde vom Herrn Dr. Menger der Un⸗ 
wiſſenheit und eines großen Unverſtändniſſes juriſti⸗ 
ſcher Begriffe geziehen; darum erlaube ich mir an 
Herrn Dr. Menger, der ja Obmann des Steueraus⸗ 
ſchuſſes iſt, die Anfrage zu richten, was es zu bedeuten 
hat, wenn man ſagt „zweckentſprechender Zweck“ 
(Rufe: Wurde berichtigt!). Mir iſt davon nichts 
bekannt. — Mein Antrag geht alſo dahin, daſs das 
zweite Alinea geſtrichen werde. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Menger 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Menger: Man kann dem 
Herrn Vorredner das Zeugnis nicht verſagen, dafs, 
wenn er auch bei der meritoriſchen Verhandlung be- 
wies, dafs er verſchiedene ſpätere Paragraphe des Ge⸗ 
ſetzes zu leſen nicht für gut fand, er doch mit großer 
Sicherheit auftritt, wenn es gilt, jenen, die fleißig an 
dem Geſetze gearbeitet, etwas ans Zeug zu flicken. 

Eines hätte man von ihm bei dieſem ſeinem 
löblichen Beſtreben erwarten können. Er hat dem 
Ausſchuſſe den Text geleſen. Da wäre es gut geweſen, 
wenn er den Berichterſtatter angehört hätte. Man 
kann doch von jemand, der einen Angriff gegen 
einen Ausſchuſs richtet, verlangen, daßs er die Bemer⸗ 
kungen des Berichterſtatters jeiner werten Aufmerk⸗ 
ſamkeit würdig findet, und der letztere hat vor kaum 
zehn Minuten erklärt, daſs ein Druckfehler vorliege 
und daſs es ſtatt „Zweck“ „Charakter“ heißen ſolle. 

Weiter bemerke ich, daſs dieſer Theil des Para⸗ 
graphen auf Andringen einer großen Zahl von Aus⸗ 
ſchuſsmitgliedern aufgenommen wurde. Dieſe erklärten, 
daſs, wenn dieſer Theil nicht hineinkommt, für große 
Kronländer das Geſetz keine Bedeutung hätte. Es 
gibt eben große Kronländer, in denen die Verhältniſſe 
io verſchieden find, daſs eine gewiſſe Anderung zu⸗ 
läſſig ſein muſs. Es wurden demgemäß vom Aus- 
ſchuſſe, um auch den Bedenken des Herrn Vorredners 
gerecht zu werden, alle möglichen Vorſichtsmaßregeln 
getroffen. 

Nur wenn der Charakter der Bauführung ein 
zweckentſprechender und gemeinnütziger iſt, was jede 
bloß auf Speculation gerichtete Abſicht ausſchließt, 
und wenn dies von der Behörde anerkannt wird, kann 
eine Ausnahme geſtattet werden. Demgemäß glaube 
ich, daſs es im Intereſſe der Sache ſich empfehlen 
würde, dieſen Paſſus anzunehmen. 

(Abgeordneter Schlesinger meldet sich zum 
Worte.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Schleſin⸗ 
ger hat das Wort. 


Abgeordneter Schleſinger: Ich glaube, es 
geht doch nicht recht an, dafs man ſich gegenſeitig den 


242 7 


Vorwurf macht, man habe die Sache nicht geleſen. 
Das kann man leicht ſagen. Daf3 ich die Sache 
geleſen habe, können Sie verſichert ſein. Es mag 
ſein, daſs meine Auffaſſung nicht die der anderen 
Herren iſt, infolge deſſen kommt es ihnen ſo vor, als 
wenn ich das nicht geleſen hätte. Ich habe doch das 
Recht zu ſprechen, wenn ſo hochangeſehene Juriſten 
eine ſolche Stiliſirung vornehmen, und wenn es wahr 
iſt, ich zweifle nicht daran, daſs der Herr Bericht⸗ 
erſtatter den Druckfehler berichtigt hat, ſo bemerke 


ich, daſs man nicht verpflichtet iſt, in jedem Augen⸗ 


blicke zum Tiſche zu gehen und zuzuhören. Man 
glaubt, man wird hören können, aber der Lärm im 
Haufe ift oft fo groß, daſs man nicht alles hören 
kann, wenn man auch will. (Gewiss! ganz richtig! 
auf der äußersten Linken.) Wäre das geſchehen, hätte 
ich es gehört, ſo würde es mir nicht im entfernteſten 
in den Sinn gekommen ſein, dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Menger einen ſolchen Vorwurf zu machen, und 
ich bitte, wenn es ſich um Sachliches handelt, den 
Herrn Abgeordneten, bei der Sache zu bleiben und 
eben nicht derartige Vorwürfe zu machen, die ſachlich 
nicht begründet ſind und nur auf ein perſönliches 
Moment hinausgehen. (Bravo! Bravo! auf der 
äußersten Linken.) 


Abgeordneter Dr. Menger: Ich bitte um das 
Wort. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Men⸗ 
ger hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Menger: Die Situation, 
hohes Haus, war nachfolgende. Es ſchlich ſich hier 
ein Druckfehler ein. Dieſen Druckfehler hat der Herr 
Referent berichtigt und ausdrücklich hier erklärt, es ſei 
ein Druckfehler. Hierauf kommt wenige Minuten ſpäter 
der Herr Vorredner und wirft den ſchon berichtigten 
Fehler dem ganzen Steuerausſchuſſe vor. Nun gebe ich 
vollſtändig zu, daſs hier im Hauſe manchmal Unruhe 
herrſcht, aber ich glaube, der Wunſch iſt auch nicht 
unbeſcheiden, daſs die Herren, welche einen ganzen 
Ausſchuſs angreifen, dem Berichte, welcher in Bezug 
auf den 8. 1 erſtattet wird, wegen deſſen fie den Aus⸗ 
ſchuſs angreifen, einige beſcheidene Aufmerkſamkeit 
zollen. Ich glaube, auch dieſer Wunſch iſt vollkommen 
berechtigt. (Bravo! Bravo! links. — Abgeordneter 
Schlesinger: Das habe ich gethan) 


Präfident: Wünſcht noch jemand zu ſprechen? 
(Niemand meldet sich.) Da dies nicht der Fall iſt, 
werden wir abſtimmen. Der Herr Abgeordnete Schle— 
ſinger beantragt ſeparate Abſtimmung über die zwei 
Alineas. Ich erſuche demnach jene Herren, welche 
Alinea 1 des . 4, ſowie es vorgedruckt iſt, annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſes Alinea iſt 
angenom men. 
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Nunmehr erſuche ich jene Herren, welche Alinea 2, 
ſowie es vorgedruckt iſt, mit der Anderung anneh- 
men wollen, dass ſtatt des in der vorletzten Zeile vor⸗ 
kommenden Wortes „Zweck“, das Wort „Charakter“ 
geſetzt werde, annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Auch dieſes Alinea iſt angenommen, 
demnach 8. 4 unverändert genehmigt. 


Zu 8. 5 find als Redner eingetragen und zwar 
contra die Herren Abgeordneten Kaftan und Schle— 
ſinger. 


Der Herr Abgeordnete Kaſtan hat das Wort. 


Abgeordneter Kaftan: Hohes Haus! Durch 
die Beſtimmungen des 8. 5 des vorliegenden 
Geſetzentwurfes, in welchem der Maximal mietzins 
pro Quadratmeter bewohnbaren Raumes mit 1 fl. 
75 kr., beziehungsweiſe mit fl. 115 und 080 fixirt 
wird, ſoll der Arbeiter vor eventueller Ausbeutung 
ſeitens der Bauherren geſthützt werden. Inſoferne 
Arbeiterwohnhäuſer durch Induſtrielle, Bahngeſell⸗ 
ſchaften und dergleichen errichtet werden, in deren 
eigenſtem materiellen Intereſſe es liegt, ſich durch Erbau⸗ 
ung von zweckentſprechenden Arbeiterwohnungen einen 
Stamm tüchtiger, geſunder und anhänglicher Arbeiter 
zu ſchaffen, ſtimme ich der Faſſung des 8. 5 voll⸗ 
ſtändig bei. 

Anders verhält es ſich, wenn Gemeinden, gemein⸗ 
nützige Vereine, Anſtalten und Arbeitergenoſſen⸗ 
ſchaften ſolche Bauten ausführen. 

In dieſem Falle könnte infolge der oft ſehr ver⸗ 
verſchiedenen Grunderwerbs⸗ und Bauverhältniſſe in 
den einzelnen Königreichen und Kronländern der 
Monarchie eine ſolche allgemeine Fixirung des 
Maximalzinſes der Entſtehung von neuen Arbeiter⸗ 
wohnungen geradezu hinderlich ſein. 

Der Arbeitgeber wird insbeſondere in der Nähe 
größerer Städte ſelbſtverſtändlich trachten, den 
Arbeiterwohnhäuſern behufs beſſerer Ausnützung des 
Baugrundes und ökonomiſcher Bauführung die Geſtalt 
von mehrſtöckigen Arbeiterkaſernen zu geben, während 
die im §. 1 sub a und b angeführten Unternehmungen 
dem Cottageſyſtem, alſo den ebenerdigen oder höchſtens 
einſtöckigen Häuſern mit Vorgärten für zwei oder 
höchſtens vier Familien den Vorzug einräumen 
werden, um dem Arbeiter das Heim ſo angenehm als 
möglich zu machen, ihn vom Wirtshausleben abzuziehen 
und an die Familie zu ketten. 

Der kluge Arbeiter wird dieſen Vortheil gerne 
mit einem Zinſe bezahlen, der ſelbſt höher iſt als das 
im $. 5 angeführte Maximum; allerdings dürfte die 
Erhöhung nicht zu bedeutend ſein. 

Im Weichbilde von Prag würde beiſpielsweiſe 
der Bau eines Arbeiterwohnhauſes für zwei Familien 
bei aller Bauökonomie den Betrag von 3.200 fl. er⸗ 
heiſchen, wozu noch der Grunderwerb zuzuſchlagen 
wäre. 
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Bei der möglichſt niedrigen Verzinſung und mit 
Berückſichtigung der Sartatekten würde der Zins pro 
Wohnung von 40 Quadratmeter bewohnbaren Raumes 
die Höhe von etwa 90 fl. erreichen. 

Einen ſolchen Zins für ein geſundes, angenehmes 
Heim möchte unſer Arbeiter, der heute für eine räum⸗ 
lich beſchränkte, ungeſunde, düſtere Wohnung in der 
Stadt, eventuell Kellerwohnung, 100 fl. und mehr 
zahlt, gerne entrichten. 

Zudem geht Prag — und vielleicht wird Ähnliches 
auch in anderen großen Städten Oſterreichs beabſich⸗ 
tigt — daran, einen düſteren Stadttheil, die Joſef⸗ 
ſtadt, das Prager Ghetto, den beſtändigen Herd der 
furchtbarſten Epidemien, zu demoliren und an deſſen 
Stelle ein modernes, den Anforderungen der Hygiene 
vollſtändig entſprechendes Stadtviertel zu erbauen. 

Vor Demolirung dieſes Stadttheiles, welcher 
eine Fläche von 90.000 Quadratmeter bedeckt, auf 
der 10.000 Menſchen dicht gepfercht, in uralten, jeder 
Bequemlichkeit baren, oft der dringendſten ſanitären 
Einrichtungen entbehrenden Häuſern wohnen, müſſen 
für die meiften dieſer Bewohner, welche der Arbeiterclaffe 
angehören, früher ſelbſtverſtändlich in der möglichſten 
Nähe von Prag zweckmäßige Wohnungen erbaut wer- 
den, wenn dieſelben nicht wieder in andere, gleichfalls 
ungünſtig gelegene Stadttheile überſiedeln, dieſe 
überfüllen und den Epidemieherd dorthin verpflanzen 
ſollen. 

Ahnlich wurde vorgegangen in den Sechziger⸗ 
Jahren in Brüſſel, wo der alte Stadttheil an dem 
Flüsschen Senne raſirt, die Senne überwölbt und die 
Egouts accolèes hergeſtellt wurden, über welchen 
ſich nun der prächtige Boulevard d' Anspach und 
Boulevard de la Senne erhebt. 

Auch hier wurde dem Unternehmer dieſer großen 
Arbeiten zur Pflicht gemacht, vorher für die dieſen 
Stadttheil früher bewohnende ärmere Volksclaſſe 
Arbeiterwohnungen unweit Brüſſel bei Eppeghem zu 
errichten. 

Im Intereſſe der Gemeinde und der gemein- 
nützigen Vereine wird es ſtets liegen, ſo ökonomiſch 
als möglich zu bauen und den Zins ſo niedrig als 
möglich anzuſetzen, allein es wird ſich trotzdem in 
manchen Kronländern aus den früher erwähnten 
Gründen etne wenn auch kleine Überſchreitung des im 
8. 5 angeführten Maximalzinſes nicht immer ver⸗ 
meiden laſſen. 

Um nun hiedurch die unbeſtrittene wohlthätige 
Wirkung des vorliegenden Geſetzes nicht einzu⸗ 
ſchränken, empfiehlt es ſich, die Fixirung des Maxi⸗ 
malzinſes für die von den im $. 1, sub a und b an⸗ 
geführten Unternehmungen erbauten Arbeiterwoh⸗ 
nungen der jeweiligen Landesgeſetzgebung zu über⸗ 
laſſen. 

Es iſt dies ja eigentlich die Conſequenz des 
bereits angenommenen 8. 1, und zwar des letzten Ab⸗ 
ſatzes; denn wo ſchließlich das Land die Befreiung 


Haus der Abgeordneten. — 52. Sitzung der XL Seſſion am 13. October 1891. 


von den Umlagen zugeſtehen joll, muſs dasſelbe natürlich 
auch das Recht haben, Anderungen bezüglich des 
Maxpimalzinsbetrages, ſelbſtverſtändlich inſoferne ſich 
das mit den Intereſſen der ärmeren Volksclaſſen, 
hier alſo der Arbeiterclaſſe, verträgt, anzuordnen. 

Ich erlaube mir daher, folgende Anderung des 
8. 5 zu beantragen (liest): 

„Der $. 5 würde lauten: 

Der jährliche Mietzins für einen Quadrat⸗ 
meter bewohnbaren Raumes darf bei den im 
Ss. 1, lit. c angeführten Wohngebäuden 
höchſtens betragen: 

a) in Wien 1 fl. 75 kr. ö. W.; 

b) in Orten mit mehr als 10.000 Ein- 

wohnern 1 fl. 15 kr. ö. W.; 

c) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 

Die Beſtimmungen über den maximalen 
Mietzins bei den übrigen im $. 1 angeführten 
Wohngebäuden bleiben der Landesgeſetz⸗ 
gebung vorbehalten.“ (Bravo!) 

Ich mufs geſtehen, daſs der vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf für mich kein Ideal bildet. 

Ich vermiſſe darin namentlich die Steuerbefrei⸗ 
ung auch für jene beſtehenden älteren Häuſer, welche 
zwe ckentſprechend reconſtruirt und gänzlich für Arbeiter⸗ 
wohnungen eingerichtet werden würden (Sehr richtig!) 
nach dem Muſter der durch Miſs Octavia Hill in 
London hergeſtellten Arbeiterwohnungen, welche wohl⸗ 
thätige Dame alle Miethäuſer in der Stadt auf⸗ 
kaufte und die darin enthaltenen Arbeiterwohnungen 
weſentlich verbeſſerte und an Arbeiter wieder ver⸗ 
mietete. 

Dieſer Vorgang gewinnt insbeſondere in großen 
Städten, in deren Umgebung der Baugrund ſehr hoch 
im Preiſe ſteht, an Bedeutung, und dies umſomehr, 
als die Erfolge, welche Miſs Octavia Hill in London 
erzielte, gezeigt haben, daſs man auch mit mäßigen 
Mitteln Großes im Intereſſe der Arbeiterclaſſen 
leiſten kann. 

Wenn daher das vorliegende Geſetz auch das 
Ideal nicht erreicht, fo känn es nach dem oft citirten 
Sprichworte: „Das Beſſere iſt oft des Guten Feind“, 
nur lebhafteſt begrüßt werden. 

Es werden dadurch nicht nur die materiellen 
Verhältniſſe des Arbeiters verbeſſert, ſondern auch die 
ſanitären Verhältniſſe und die Moralität namhaft ge⸗ 
hoben. (Sehr gut!) 

So beträgt nach dem Berichte des Secretärs der 
Metropolitan⸗Aſſociation, Herrn Ch. Gatcliff, die jähr⸗ 
liche Sterblichkeit in den nach Muſter der Peabody; 
Arbeiterhäuſer erbauten Londoner Model 
dwellings nur 16 pro Mille, während die durch⸗ 
ſchnittliche Sterblichkeit in London 25 pro Mille, 
in den ungeſundeſten Vierteln 33 pro Mille erreicht. 
(Hört Hört!) 

Nebenbei gejagt, wurden in England vom Jahre 
1841-1885 von Baugeſellſchaften 50 Millionen 
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Gulden für verbeſſerte Arbeiterwohnungen ausgegeben, 


in welchen an 146.000 Perſonen untergebracht ſind. 

Im Jahre 1852 votirte der franzöſiſche Staat 
vier Millionen Francs für gleiche Zwecke. 

Durch die von mir vorgeſchlagene Ergänzung 
des 8. 5 wird der Bau geſunder und bequemer Arbei⸗ 
terwohnungen ſeitens der Gemeinden und gemein- 
nützigen Geſellſchaften weſentlich erleichtert und da⸗ 
durch ein bedeutender Theil der ſocialen Frage gelöst, 
deren Erledigung gegenwärtig mit Ungeſtüm an 
die Thore der menſchlichen Geſellſchaft pocht! ( Beifall.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Kaftan 
ſtellt folgenden Antrag: (Wiederhiolt denselben.) Ich 
bitte die Herren, welche dieſen Antrag unterſtützen, 
ſich zu erheben. (Geschieht,) Der Antrag iſt unter- 
ſtützt und ſteht daher in Verhandlung. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Schleſinger. 


Abgeordneter Schlefinger: 8. 5 iſt einer jener 
Paragraphe, welche am leichteſten Veranlaſſung bieten, 
dass unlautere Elemente die Wohlthaten des Geſetzes 
illuſoriſch machen. Wenn bloß geſagt wird, für einen 
Quadratmeter bewohnbaren Raum wird ſo und ſo 
viel gefordert, ſo iſt das nicht genügend. Es wäre das 
für jeden ehrlichen Mann genügend, aber wie die Ver⸗ 
hältniſſe heute liegen, ſind eben nicht alle Leute ehr⸗ 
lich genug. N ZA 

Es iſt alſo das, was ich ſagen werde, nicht etwa 
für diejenigen geſagt, welche aus eigenem Antriebe 
ehrlich handeln, ſondern es iſt geſagt, um einem 
Miſsbrauche vorzubeugen, und zwar dadurch, dass die 
Vermieter gar keine anderen Nebengebüren für ihre 
Wohnungen fordern dürfen; und ſolche Nebengebüren 
könnten vielleicht in verſchiedenen Formen gefordert 
werden, in Formen, die uns gegenwärtig vielleicht gar 
nicht in den Sinn kommen. Denn man weiß oft nicht, 
auf welche Weiſe irgend ein neuer Gedanke für die 
Speculation ausgenützt wird, und deshalb würde ich 
bitten — und ich glaube, die Herren könnten da ihre 
Zuſtimmung geben — folgende zwei Zuſatzanträge 
anzunehmen. 

Der erſte lautet (liest): 

„Zu jeder eine Küche enthaltenden Arbeiter⸗ 
wohnung iſt ein Zugehör unentgeltlich beizu⸗ 
ſtellen, wie zum Beiſpiel Keller oder Holzlager, 
Boden u. d. gl. und hat der Mieter keinerlei 
das Wohnen betreffende Nebenabgaben an den 
Vermieter zu leiſten.“ 

Der zweite Zuſatz lautet (liest): 

„Jeder Vermieter von Arbeiterwohnungen 
hat alljährlich durch die Mieter beſtätigen zu 
laſſen, daf3 fie den in einem Bogen vorge⸗ 
druckten Bedingungen gemäß die Miete, je⸗ 
doch keinerlei Nebengebüren zahlen und es 
haben die Vermieter dieſe ſo beſtätigten 
Bogen der Steuerbehörde vorzulegen.“ (Bravo ! 
auf der äußersten Linken.) 
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Prafident: Der Herr Abgeordnete Schle⸗ 
finger beantragt folgende Zuſätze (wieller holt de- 
selben). Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſe 
Anträge unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Ce- 
schieht.) Dieſe Anträge find nicht hinreichend unter⸗ 
ſtützt. 

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete 
Dr. Ritter von Wiedersperg; ich ertheile ihm 
das Wort. Ze 


Abgeordneter Dr. Ritter v. Wiedersperg: 
Die Ausführungen des letzten Herrn Redners von 
dieſer (rechten) Seite des hohen Hauſes veranlaſſen 
mich, noch einmal das Wort zu ergreifen, obwohl dies 
urſprünglich nicht in meiner Abſicht lag. 

Der ſehr geſchätzte Herr Vorredner hat verlangt, 
dafs hier eine gewiſſe Latitude für die Verhältniſſe 
geſchaffen werde und daſs da, wo ein Auslangen mit 
dieſen Mietzinsmaximalziffern nicht gefunden werden 
kann und wo alſo infolge der Theuerung der Bau⸗ 
plätze und der Bauführung Verhältniſſe eintreten, 
durch welche jene Großſtädte, in denen ſolche Verhält⸗ 
niſſe herrſchen, von den Wohlthaten dieſes Geſetzes 
ausgeſchloſſen werden, eine Vorkehrung getroffen 
werden möge, welche eben auch dort, wenn auch nicht 
in dem vollen, ſo doch in möglichſt hohem Maßſtabe 
die Verbilligung ſolcher eee möglich 
machen würde. 

Der ſehr verehrte Herr Abgeordnete Kaftan 
hat mit Recht betont, daſs er für den Bauarbeitgeber 
dieſe Beneficien nicht beanſpruchen möchte, weil man 
da vielleicht ähnliche Beſorgniſſe haben könnte, wie 
ſie auch der verehrte Herr Abgeordnete Schleſinger 
geäußert hat. Aber ganz anders iſt die Sache, wo 
Gemeinden oder wo die Arbeitergenoſſen ſchaften als 
Bauführer auftreten, die alſo jedenfalls ihre eigenen 
Intereſſen denn doch nach Kräften wahren werden. 
Unter ſolchen Umſtänden würde ein derartiger Zwang 
vielleicht nicht am Platze ſein. 

Mir ſcheint es aber, ſo ſehr ich auch von ganzem 
Herzen Autonomiſt bin, gleichgiltig, ob dieſen Zwang 
ein Reichs⸗ oder Landesgeſetz ausübt; damit. iſt nichts 
geändert, denn Zwang bleibt Zwang, und wenn dieſe 
Verhältniſſe in zweckentſprechender Weiſe geregelt 
werden können, jo müſste einfach die Latitude in 
dieſem Geſetze eingeräumt werden, daſs von Fall zu 
Fall unter Erwägung der beſonderen Bedingungen, 
unter denen gebaut werden ſoll, von dieſen allzu enge 
gefaſsten zwingenden Maßregeln der Mietzinſe Umgang 
genommen werden könne. 

Meine Herren! Dies kann aber nur ſeitens der 
Regierung geſchehen, indem wir ihr dieſe Möglichkeit 
einräumen, von dieſem Maximum des Mietzinſes zu 
diſpenſiren, und ich würde mir für den Fall, als der 
Antrag Kaftan nicht angenommen werden ſollte, 
erlauben den Antrag zu ſtellen, dafs als letztes 
Alinea beigefügt würde: 
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„gr Bauten, welche von den sub a) 
und b) im 8. 1 genannten Bauführern aus- 
geführt werden, kann der k. k. Finanzminiſter 
die Diſpens von den Vorſchriften des 8. 5 
ertheilen.“ 


Präſident: Ich che die Herren, welche den 
Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten Dr. Ritter v. 
Wiedersperg (wiederholt denselben) unterſtützen, 
ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt nicht 
hinreichend unterſtützt. Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet sieh,) Es iſt nicht der Fall; 
die Debatte iſt daher geſchloſſen. Der Herr 
Berichterſtatter N das Schlusswort. 


Berichterstatter Dr. Groß. Nachdem die beiden 
Anträge des ſehr verehrten Herrn Abgeordneten Dr. 
Wiedersperg und des Herrn Abgeordneten des 
VIII. Bezirks nicht unterſtützt worden ſind und nicht 
in Verhandlung ſtehen, glaube ich lediglich im Intereſſe 
der Abkürzung der Verhandlung auf dieſelben nicht 
weiter eingehen zu ſollen. Dagegen mufs ich auf den 
Antrag des geehrten Herrn Abgeordneten Kaftan 
reflectiren. Derſelbe iſt bei ſeinen Ausführungen, dass 
dieſe Zinsmaxima nicht hinreichend ſein könnten, von 
der Vorausſetzung ausgegangen, daſs die Gemeinden 
und gemeinnützigen Vereine Arbeiterwohnungen nach 
dem Cottageſyſtem errichten werden. 

Nun repräſentirt dieſes Syſtem gewiſs das 
Ideal von Arbeiterwohnungen, allein es iſt vermöge der 
ökonomiſchen Gründen ein unerreichbares Ideal. Man 
hat in der Regel für das Cottageſyſtem das Beiſpiel 
von Mühlhauſen angeführt und dasſelbe als Muſter 
hingeſtellt. Es hat ſich nun herausgeſtellt, dass dieſe 
Cottagen infolge der hohen Preiſe viel ärger überfüllt 
ſind, als andere Arbeiterwohnungen, weil mehr Leute 
hineingepfropft werden. Wir müſſen damit rechnen, daſs 
wir das Cottageſyſtem in der Nähe großer Städte aus 
ökonomiſchen Gründen nicht zur Anwendung bringen 
können, daſs größere Arbeiterwohnhäuſer errichtet 
werden müſſen und für dieſe wird nach minutibſen 
Berechnungen, welche von Seite des früheren Steuer⸗ 
ausſchuſſes angeſtellt worden ſind, nach der neuerlichen 
Überprüfung, wie ſie jetzt durch den Steuerausſchuſs 
vorgenommen wurde, dieſer Marimalzinzfab aus⸗ 
reichen, ſelbſtverſtändlich noch mehr, wenn dieſe 
Arbeiterwohnhäuſer von Gemeinden oder gemein- 
nützigen Vereinen errichtet werden. 

Ich habe aber gegen den Antrag Kaftan auch 
in gewiſſem Sinne verfaſſungsrechtliche Bedenken. 

Ich halte es für unzuläſſig, daſs die Landtage 
darüber entſcheiden, in welchem Umfange die ſtaat⸗ 


liche Steuerbefreiung gewährt werden ſoll. Durch den 


Zuſatz zu §. 1, daſs die Landtage Steuerbefreiungen über- 
haupt gewähren ſollen, wird da nicht präjudicirt, hier 
hat der Landtag zu e ob er ſeine Umlagen 
nachlaſſen ſoll. 
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Wenn man aber der Sand geg das 
Recht einräumt, die Zinsmaxima nach §. 5 zu be⸗ 
ſtimmen, ſo entſcheidet die Landesgeſetzgebung, in 
welcher Höhe die ſtaatliche Befreiung eintritt. Des⸗ 
halb erfuche ich um unveränderte Annahme des 8. 5. 


Prafident: Wir werden abſtimmen. Der 
Herr Abgeordnete Kaftan beantragt, daſs in dem 
erſten Alinea hinzugefügt werde: „bei den im 8. 1 
lit. e angeführten Wohngebäuden“ und dann ſtellt er 
folgenden Zuſatzantrag (liest): „Die Beſtimmungen 
über den maximalen Mietzins bei den übrigen im 8. 1 
angeführten Wohngebäuden bleiben der Landesge⸗ 
ſetzgebung vorbehalten.“ 

Ich werde über den Antrag Kaftan als Ganzes 
abſtimmen laſſen. 

Ich erſuche jene Herren, welche den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Kaftan annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche 8. 
nach dem Ausſchuſsantrag annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) 8. ö it angenommen. 

Wünſcht jemand zu 8. 6 zu ſprechen? (Niemand 
meldet sich). Zu 8. 7? (Niemand meldet sich.) Es ift 
nicht der Fall; ich erſuche jene Herren, welche die 
SS. 6 und 7 annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht). 88. 6 und 7 find angenommen. 

Ich werde nunmehr bitten, die Stimmzettel für 
die auf der Tagesordnung ſtehenden Erſatzwahlen 
abzugeben, damit das Scrutinium noch heute vorge⸗ 
nommen werden kann. (Nach Abgabe der Stimmzettel:) 

Wir gelangen zu §. 8. Zu dieſem Paragraphen 
iſt der Herr Abgeordnete Kaftan contra gemeldet. 
Ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Kaftan: Weder im 8. 6 noch im 
8. 8 des Geſetzentwurfes iſt eine Beſtimmung ent- 
halten, wohin die eventuell verhängten Geldſtrafen 
abgeführt werden ſollen. Ich bin der Anſicht, dafs 
dieſe Geldſtrafen dem Armenfonde derjenigen Gemeinde 
zufallen, in welcher die von der Steuer befreiten Ge⸗ 
bäude liegen. Ich beantrage daher folgende Faſſung 
als neues Alinea 3 des 5. 8 (liest): 

„Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde 
derjenigen Gemeinde zu, in welcher die be⸗ 
freiten Wohngebäude gelegen ſind.“ 


Präfident: Wünſcht noch Jemand zu ſprechen? 
¶ Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall, die 
Debatte iſt daher geſchloſſen. Der Herr Bericht⸗ 
erſtatter hat das Schluſswort. 


Berichterſtatter Dr. Groß: Obwohl mit ziem⸗ 
lichem Rechte behauptet werden könnte, daſs, wenn 
keine ausdrückliche Beſtimmung getroffen iſt, die Geld⸗ 
ſtrafen per analogiam dem Armenfonde der be⸗ 
treffenden Gemeinde zufallen, ſo glaube ich doch im 
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Namen des Ausſchuſſes keine Einwendung gegen dieſen 
Antrag erheben zu ſollen, da nur eine größere Klarheit 
dadurch erzielt wird. 

Ich empfehle alſo den 8. 8 und den Zuſatzantrag 
Kaftan zur Annahme. 


Präſtdent: Der Herr Berichterſtatter befür⸗ 
wortet die Annahme des vom Herrn Abgeordneten 
Kaftan geſtellten Zuſatzantrages. Wir werdenzunächſt 
über Alinea 1 und 2 abſtimmen und erſuche ich jene 
Herren, welche Alinea 1 und 2 des 8. 8, ſowie ſie 
vorgedruckt ſind, annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Dieſe Alineas find angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche als Alinea 3 
den Antrag Kaftan annehmen wollen, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche das Alinea 3, 
jetzt 4, des Ausſchuſsantrages annehmen, fich zu erheben. 
(Geschieht:) Dasſelbe ift angenommen. 

Wünſcht jemand zu §. 9, Titel und Eingang des 
Geſetzes, das Wort zu ergreifen? (Niemand meldet 

sich.) Da dies nicht der Fall iſt, erſuche ich jene 
Herren, welche 8. 9, Titel und Eingang des Geſetzes 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) 8. 9, 
Titel und Eingang des Geſetzes ſind angenommen. 


Berichterſtatter Dr. Groß: Ich beantrage 
die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. 


Prafident: Wünſcht jemand über die Dring- 
lichkeit dieſes Antrages zu ſprechen? (Niemand 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche demnach 
diejenigen Herren, welche für die ſofortige Vornahme der 
dritten Leſung find, ſich zu erheben. (Gesehiekt.) Das 
hohe Haus hat mit der erforderlichen Bwei- 
drittelmajorität beſchloſſen, ſogleich in die 
dritte Leſung einzugehen. 

Ich erſuche daher diejenigen Herren, welche das 
in zweiter Leſung angenommene Geſetz nunmehr auch 
in dritter Leſung annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Das Geſetz, betreffend Begünfti- 
gungen für Neubauten mit Arbeiterwoh- 
nungen iſt in dritter Leſung angenommen. 
(263 der Beilagen.) 

Wir werden jetzt über die Reſolution, welche der 
Herr Abgeordnete v. Hoffmann zu dieſem Gegen⸗ 
ſtande geſtellt hat, abſtimmen. Dieſelbe lautet (liest): 

„In Erwägung, daſs die gegenwärtigen Woh⸗ 
nungsverhältniſſe der ärmeren Claſſen der Bevölke⸗ 
rung die denkbar ſchlechteſten ſind und für die öffent⸗ 
liche Geſundheit, Ordnung und Sittlichkeit, ſomit für 
das Gemeinwohl die ernſteſten Gefahren in ſich 
ſchließen; in fernerer Erwägung, dass das Eingreifen 
der Selbſtverwaltungskörper in dieſer Beziehung 
keine genügende Bürgſchaft einer dauernden und 
wirkſamen Abhilfe bietet: 

wird die Regierung aufgefordert, der Regelung 
der Wohnungsfrage beſonders in den großen 
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Haus der Abgeordneten. — 52. Sitzung der XI. Seſſion am 13. October 1891. 


Städten durch Einführung einer eigenen ſocialpoli⸗ 
tiſchen Wohnungsgeſetzgebung und durch Einſetzung 
von ſtaatlichen Sanitätscommiſſionen zum Zwecke der 
regelmäßigen Unterſuchung und Beaufſichtigung der 
Wohnungsverhältniſſ e (Gohnungsämter) ihre Fürſorge 
zuzuwenden.“ 

Dieſer Antrag wurde unterſtützt und auch vom 
Herrn Berichterſtatter befürwortet. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſe 
Reſolution annehmen wollen, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) 

Sie iſt angenommen und ſomit der Gegen⸗ 
ſtand erledigt. 

Das Ergebnis der Nachtragswahlen in die 
Ausſchüſſe iſt folgendes: Bei der Wahl in den Aus⸗ 
ſchuſs für Weincultur wurden 146 Stimmzettel ab⸗ 
gegeben. Die abſolute Majorität beträgt daher 74; 

der Herr Abgeordnete Hübner erhielt 75 Stimmen, 
iſt demnach gewählt; der Herr Abgeordnete Muth 
erhielt 71 Stimmen. 

Bei der Wahl in den Preſsgeſetzausſchuſs 
wurden 146 Stimmzettel abgegeben, die abſolute Majo⸗ 
rität beträgt alſo 74; mit allen Stimmen wurde ge⸗ 
wählt der Herr Abgeordnete Hofmann v. Wellenhof. 

Es iſt eine Interpellation 
worden, um deren Verleſung ich bitte. 


Schriftführer Hütter (liest): 

„Interpellation des Abgeordneten Franz 
Richter und Genoſſen an Seine Excellenz den 
Herrn Miniſter des Innern und der Juſtiz. 

Es iſt in letzter Zeit wiederholt vorgekommen, 


dass die „Landpreſſe“ in Korneuburg der Confiscation N 


verfiel, weil ſie Ausdrücke oder Reden, welche in 
Druckwerken oder Wiener Tagesblättern enthalten 
waren und unbeanſtändet blieben, zum Abdrucke 
brachte. Beſonders die Confiscation der Nummer vom 
11. d. M. ſtellt ſich als ein Willküract dar; in der⸗ 
ſelben brachte die „Landpreſſe“ die Rede des Reichsraths⸗ 
abgeordneten Richter, welche derſelbe am Weinbau⸗ 
tage in Baden hielt und die am 7. d. M. im Deutſchen 
Volksblatte unbeanſtändet erſchien, zum Abdrucke; in 
dieſer Rede wurde die Reblausfrage erörtert und 
darauf hingewieſen, dass in Oſterreich die Wieder⸗ 
herſtellung der zerſtörten Weinpflanzungen mittels 
amerikaniſchen Reben trotz 22jähriger Verſeuchung nur 
ſehr geringe Fortſchritte gemacht hat; es wurde hiebei 
die hindernde Thätigkeit des Referenten im k. k. Acker⸗ 
bauminiſterinm, wie es bereits ſo häufig und in weit 
ſchärferer Weiſe im Reichsrathe, Landtage und 
Vereinen von verſchiedenen Perſönlichkeiten öffent⸗ 
lich geſchah einer ſachlichen Kritik unterzogen. Es iſt 
doch ſelbſtverſtändlich, daſs angeſichts eines ſo 
ſchweren Unglückes, wie es durch die Reblausſeuche 
über unſere weinbautreibende Bevölkerung herein- 
gebrochen iſt, Pflicht eines jeden Staatsbürgers und 
umſomehr des Abgeordneten eines großen Weinbau⸗ 


überreicht 


bezirkes iſt, den richtigen Weg zur Hilfeleiſtung und 
Rettung zu ſuchen und alle unrichtigen Schritte, die 
in dieſer Frage gemacht werden, mit allen Mitteln zu 
bekämpfen. Es kann doch in einen conſtitutionellen 
Staate nicht ſoweit kommen, dass wahrheitsgetreue 
Darſtellungen in reinen Fachfragen nicht mehr ab⸗ 
gedruckt werden dürfen, weil ſie etwa einen Beamten 
unangenehm find. 

Ganz unbegreiflich iſt es aber, dafa die Behörden 
in Korneuburg dasjenige confisciren, was die Be⸗ 
hörden in Wien unbeanſtändet in Druck erſcheinen 
laſſen und es mufs ein ſolches Vorgehen allgemein 
den Eindruck eines Willküractes hervorrufen. 

Die Unterzeichneten erlauben ſich daher an 
Seine Excellenz den Herrn Miniſter des Innern und 
der Juſtiz die Anfrage zu richten: 

„„Welche Vorkehrungen gedenkt die k. k. Re⸗ 
gierung zu treffen, um eine ſolche willkür⸗ 
liche Confiscationspraxis, wie ſelbe von den 

Staatsbehörden in Korneuburg gegenüber 

der „Landpreſſe“ aus Anlass des Abdruckes von 

bereits in Wiener Tagesblättern erſchienenen 
ſachlichen Erörterungen ausgeübt wird, 
hintanzuhalten?““ 


Wien, den 13. October 1891. 
Franz Richter 


Dr. Hofmann⸗Wellenhof. Kaiſer. 
N Dr. Fuß. Rigler. 
Dr. Steinwender. Prade. 
Dr. Bareuther. Hauck. 

Dr. Kraus. Fürnkranz. 

Dr. Reicher. Garnhaft. 

Poſch. Dr. Kindermann. 
Ludwig. Polzhofer. 
Muth. 


Präſtdent: Dieſe Interpellation iſt gehörig 
gezeichnet und wird den betreffenden Herren Min i- 
ſtern⸗übermittelt werden. 

Der Herr Abgeordnete Ruczka entſchuldigt 
ſeine Abweſenheit durch Krankheit und erſucht den 
Herrn Abgeordneten Dr. Stöhr als Obmannſtellver⸗ 
treter des Petitionsausſchuſſes, ihn in dieſem Aus⸗ 
ſchuſſe zu vertreten. 

Dem Herrn Abgeordneten Né mec habe ich 
einen achttägigen Urlaub ertheilt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Bareuther hat ſich 
zu einer Interpellation an den Herrn Ob- 
mann des Gebürenausſchuſſes zum Worte ge- 
meldet; ich ertheile ihm dasſelbe. 


Abgeordneter Dr. Bareuther: Am 23. April, 
in der 5. Sitzung dieſer Seſſion, wurden die Anträge 
der Herren Abgeordneten Dr. Ritter von Bilinski 
und Prade wegen Erlaſſung eines Börſeſteuergeſetzes 
dem Gebürenausſchuſſe zugewieſen; in drei Seſſionen 
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XI. Sion 1851. 1 


Geſchluſs des Abgeordnetenhauſes. 


vom 


Geſe 


betreffend 


Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


8. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach $. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer find nach Maßgabe der Beitim- 
mung des §. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be⸗ 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden, und den⸗ 


ſelben geſunde und billige Wohnungen au bieten, und 


zwar wenn ſolche: 


a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 
b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 
c) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet 
werden. 
Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen Fällen 
in Kraft, wo auch der betreffende Landtag auf die 
Landeszuſchläge zu dieſen Steuern verzichtet. 


8.2. 


Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


1 


. ͤ En DEEUHHEGFUHBTENBENfEBTT- XL. Seffton 1891: 


§. 3. 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, ſind von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


8. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelaſs enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 me, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 ma 
betragen. 

Von den in den 88. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweije entbunden werden, wenn der zweckent⸗ 
ſprechende und gemeinnützige Charakter der Baufüh⸗ 
rungen in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


8. 5. 


Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
bewohnbaren Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien einen Gulden 75 kr.; 
b in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
einen Gulden 15 kr.; ö. W. 
c) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 6. 

Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der 88. 1, 
3 oder 4 außer Acht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begünſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
8. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, fo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
hobenen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, ſo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


8.7. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt ſind. 


F. 8. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, 
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betreffend die Steuerfreiheit von Neu-, Zu⸗ und Um⸗ 
bauten unverändert in Geltung, und ſind für das Ver⸗ 
fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. 
Die Verhängung der im $. 6 angedrohten Geld⸗ 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu. 
Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde der⸗ 
jenigen Gemeinde zu, in welcher die befreiten Wohn⸗ 
gebäude gelegen ſind. 
Die im $. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter vorbehalten. 


8.9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf⸗ 
tragt. 


Vom Abgeordnetenhauſe in der Sitzung vom 13. d. M. in dritter Leſung angenommen. 
Wien, 13. October 1891. 


Dr. Smolka, m. p. 


Br. A. Ebenhoch, m. p., 
Schriftführer. 
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1891. 
H. 


vom. 


Beſchluſs des Abgeordnetenhauſes. 


Gefek 


betreffend 


Begünftigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


9. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach $. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer ſind nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des 8. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be⸗ 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden, und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 


zwar wenn ſolche: 


a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 
b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 
c) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet 
werden. 
Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen Fällen 
in Kraft, wo auch der betreffende Landtag auf die 
Landeszuſchläge zu dieſen Steuern verzichtet. 


8. 2. 


Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


1 


Hin 


2 
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§. 3 
F. 3. 
Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 


Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, ſind von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


8. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelaſs enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 m®, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 m: 
betragen. 

Von den in den 88. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweiſe entbunden werden, wenn der zweckent⸗ 
ſprechende und gemeinnützige Charakter der Baufüh⸗ 
rungen in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


F. 5. 


Der jährliche Mietzins für ein Quadratmeter 
bewohnbaren Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien einen Gulden 75 kr.; 
b in Orten mit mehr als 10. 000 ohne 
einen Gulden 15 kr.; ö. W. 
c) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 6. 


Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der SS. 1, 
3 oder 4 außec Acht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begünſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
8. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, jo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
hobenen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, ſo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


8.7. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt ſind. 


9. 8. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, be⸗ 
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treffend die Steuerfreiheit von Neu-, Bu- und Um⸗ 
bauten unverändert in Geltung, und ſind für das Ver⸗ 
fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. N 

Die Verhängung der im §. 6 angedrohten Geld⸗ 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu. 

Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde der- 
jenigen Gemeinde zu, in welcher die befreiten Wohn⸗ 
gebäude gelegen ſind. 

Die im $. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter vorbehalten. 


8.9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf⸗ 
tragt. 


Vom Abgeordnetenhauſe in der Sitzung vom 13. d. M. in dritter Leſung angenommen. 
Wien, 13. October 1891. 
Br. Smolka. 


Br. A. Ebenhoch, 
Schriftführer. 


Zu 65 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Herrenhauſes. — XI. Seſſion. 


Ad Nr. 


1891. 


Reſolution des Abgeordnetenhauſes. 


In Erwägung, dafs die gegenwärtigen Wohnungsverhältniſſe der ärmeren Claſſen der Bevölkerung 
die denkbar ſchlechteſten find und für die öffentliche Geſundheit, Ordnung und Sittlichkeit, ſomit für das 
Gemeinwohl die ernſteſten Gefahren in ſich ſchließen; in fernerer Erwägung, dass das Eingreifen der Selbſt⸗ 
verwaltungskörper in dieſer Beziehung keine genugend Bürgſchaft einer dauernden und wirkſamen Abhilfe 
bietet: 

wird die Regierung aufgefordert, der Regelung dir Wohnungsfrage beſonders in den großen Städten 
durch Einführung einer eigenen ſocialpolitiſchen Wohuungsgeſetzgebung und durch Einſetzung von ſtaatlichen 
Sanitätscommiſſionen zum Zwecke der regelmäßigen Unterſuchung und chens der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe (Wohnungsämter) ihre Fürſorge zuzuwenden. 


— — . —— 


93 der Beilagen zu ven ſtenogr. Protokollen des Herrenhauſes. — XI. Seſſion. 


Sefhlufs des Herrenhauſes. 


39 
1. 
Ad Num. H. I 


Ge ſ e h 


DDT —ͤnmß 


betreffend 


Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 


wie folgt: 


8. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach $. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer find nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des S. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be⸗ 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus- 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 


a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 


b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 


c) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet 
werden. 


Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen König⸗ 
reichen und Ländern in Kraft, in welchen den bezeich⸗ 
neten Neubauten im Wege der Landesgeſetzgebung 
auch die Befreiung von allen Landes- und Bezirks- 
zuſchlägen, ſowie eine thunlichſt große Ermäßigung 
der Gemeindezuſchläge zu den genannten Staatsſteuern 
für die ganze Dauer der ſtaatlichen Steuerbefreiung 
gewährt wird. i 
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8. 2. 


Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


g. 3. 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, ſind von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


8. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelaſs enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 ma, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 m 
betragen. 

Von den in den 88. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweiſe entbunden werden, wenn der zivedent- 
ſprechende und gemeinnützige Charakter der Baufüh⸗ 
rungen in anderer Weiſe fichergeſtellt iſt. 


8. 5. 
Der jährliche Mietzins für 1 m? bewohnbaren 
Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien 1 fl. 75 kr. ö. W.; 
b) in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
1 fl. 15 kr. ö. W.; 
e) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8.6. 


Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der 88. 1, 
3 oder 4 außeracht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begünſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
8. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, jo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
jobenen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 

berſchreitung jedoch zum drittenmale ein, ſo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


8. 7. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt find. N 
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8. 8. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, 
betreffend die Steuerfreiheit von Neu-, Zu- und Um⸗ 
bauten, unverändert in Geltung, und ſind für das Ver⸗ 
fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. 

Die Verhängung der im $. 6 angedrohten Geld⸗ 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu. 

Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde ber- 
jenigen Gemeinde zu, in welcher die befreiten Wohn ⸗ 
gebäude gelegen ſind. 

Die im $. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter vorbehalten. 


8. 9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der 
Finanzminiſter und der Minifter des Innern beauf- 
tragt. 


Vom Herrenhauſe in der Sitzung vom 19. d. M. in dritter Leſung angenommen. 
Wien, 19. December 1891. 
Trauttmansdorff. 


Jauner, 
Schriftführer. 
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(Seite 4263 — Redner: Abgeordneter Dr. Promber 
[Seite 4264], — Annahme der Dringlichkeit — Zu⸗ 
weiſung des Antrages an den Budgetausſchuſs). 


Dringlichkeitsanträge der Abgeordneten Dr. Ritter v. 
Demel und Genoſſen, Dr. Kokoſchinegg und Ge⸗ 
noſſen, Edlbacher und Genoſſen und Dr. 
Reicher und Genoſſen, betreffend die Gewährung von 
Theuerungsbeiträgen für die Staatsbeamten (Zuwei⸗ 
fung der Anträge an den Budgetausſchuſs — [Seite 4264 
und 4265)). 


Interpellationen: 


1. des Abgeordneten Krumbholz und Genoſſen an den 
Miniſterpräſidenten als Leiter des Miniſteriums des 
Innern, betreffend die Auflöſung der am 4. Jänner 
abgehaltenen Verſammlung des Obtansky klub in 
Zizkov (Seite 4266); 

„des Abgeorbneten Sokol und Genoſſen an den Mini- 
ſterpräſidenten als Leiter des Miniſteriums des Innern, 
betreffend preſsbehördliche Verfügungen der Prager 
Polizei (Seite 4266); 

. des Abgeordneten Eim und Genoſſen an das Geſammt⸗ 
miniſterium, betreffend eine Novelle zu dem Geſetze 
vom 28. December 1887 und zu dem Geſetze vom 

30. März 1888, betreffend die Abführung der Bei⸗ 
träge zu den Kranken- und Unfallverſicherungskaſſen 
ſeitens der Arbeitgeber (Seite 4267); 

des Abgeordneten Tilser und Genoſſen an das Ge⸗ 
ſammtminiſterium, betreffend die Confis cation der⸗ 
jenigen Nummern der „Närodni listy”, in welchen 
Zuſtimmungskundgebungen zu der von dem Abge⸗ 
ordneten Dr. Grͤgr am 16. December 1891 im Abge⸗ 
ordnetenhauſe gehaltenen Rede enthalten waren 
(Seite 4267); 

5. des Abgeordneten Freiherrn v. Widmann undGenoſſen 
an den Miniſterpräſidenten und den Finanzminiſter, 
betreffend die Einreihung Merans in die III. Claſſe der 

Aͤtivitätszulage und die Gewährung von Theuerungs⸗ 
zulagen an die dortigen Staatsbeamten (Seite 4268). 
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(Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten.) 


Vorſitzender: Präſident Dr. Smolka, Vice 


präsident Dr. Kathrein. 


Schriftführer: Dr. Ebeuhoch, Dr. Fuß, 
Dr. Marchet, Dr. Ritter v. Wielowieyski. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident und 
Leiter des Miniſteriums des Innern Graf Taaffe, 
Ackerbauminiſter Graf Falkenhayn, Miniſter Dr. 
Freiherr v. Prazäk, Miniſter für Landesvertheidi⸗ 
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gung Feldzeugmeiſter Graf Welſersheimb, Miniſter 
für Cultus und Unterricht Dr. Freiherr v. Gautſch, 
Handelsminiſter Marquis Bacquehem, Juſtiz⸗ 
miniſter Dr. Graf Schönborn, Miniſter Ritter 
v. Zaleskt, Finanzminiſter Dr. Steinbach, Miniſter 
Dr. Graf Kuenburg. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für er- 
öffnet und conſtatire die Beſchluſsfähigkeit des 
hohen Hauſes. N 

Die Protokolle über die Sitzungen vom 16. 
und 17. December ſind unbeanſtändet geblieben, dem⸗ 
nach als genehmigt anzuſehen. 

Ich bitte das hohe Haus zur Kenntnis zu nehmen, 
dass Seine Majeftät laut Zuſchrift des Herrn Minifter- 
präſidenten die Beileidskundgebung des hohen 
Hauſes ans Anlaſs des Ablebens Seiner 
k. und k. Hoheit des durchlauchtigſten Herrn 
Erzherzogs Sigismund dankend zur Aller- 
höchſten Kenntnis zu nehmen geruht haben. 

Laut Mittheilung des Herrn Miniſterpräſidenten 
haben Seine Majeſtät zufolge Allerhöchſten Hand⸗ 
ſchreibens vom 23. v. M. den Landesgerichtsrath 
Dr. Gandolf Grafen Kuenburg zum Miniſter 
allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Auf Allerhöchſten Befehl Seiner k. und k. Apo⸗ 
ſtoliſchen Majeſtät ſind laut Mittheilung des Herrn 
Erſten Oberſthofmeiſters Seiner Majeſtät, Fürſten 
Hohenlohe, die Herren Mitglieder beider Häuſer 
des öſterreichiſchen Reichsrathes zu dem am 
Dienstag den 12. Jänner d. J. in der Hofburg ſtatt⸗ 
findenden Hofballe eingeladen worden. 

Ich bitte das hohe Haus zur Kenntnis zu nehmen, 
daf3 der für die Vorſtädte von Graz gewählte Herr 
Reichsrathsabgeordnete Dr. Julius Derſchatta v. 
Standhalt in einem an mich gerichteten Schreiben 
anzeigt, daſs er ſein Reichsrathsmandat nieder- 
legt. 

Wegen der Neuwahl wurde das Erforderliche 
veranlaſst. 

Der genannte Herr Abgeordnete gehörte dem 
Budgetausſchuſſe und dem Aus ſchuſſe für die 
Ab änderung der Geſchäftsordnung als Mit- 
glied an. 

Ich werde die Vornahme der nöthigen Ergän⸗ 
zungswahlen auf die Tagesordnung einer 
der nächſten Sitzungen ſtellen. 

Die Herren Abgeordneten Dr. Schaup, Dr. 
Helcelet, Schier und Dr. Pacäk haben ſich 
krank gemeldet. 

Laut Zuſchrift des Präſidiums des Herren⸗ 
hauſes vom 19. December 1891 tt das Herren- 
haus dem Beſchluſſe des Abgeordneten- 
hauſes über den Entwurf eines Geſetzes, be⸗ 
treffend Begünſtigungen für Neubauten mit 
Arbeiterwohnungen in dritter Leſung mit Ande- 
derungen beigetreten (341 der Beilagen). 


Ich habe dieſen Beſchluſs in Druck legen, heute 
vertheilen laſſen und werde denſelben, wenn kein 
Widerſpruch ſtattfindet, dem Steuerausſchuſſe 
zuweiſen. (Zustimmung.) 

Ferner iſt das Herrenhaus laut Zuſchriften des 
Präſidiums vom 19. December v. J. in ſeiner Sitzung 
vom 19. desſelben Monats nachſtehenden Be⸗ 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes in dritter Leſung 
beigetreten, und zwar bezüglich der Geſetze, betref⸗ 
fend: 

die Herſtellung einer Eiſenbahn von Strakonitz 
nach Winterberg; 

die Herſtellung einer Eiſenbahn von Wodnen 
nach Pradatig; 

die zeitweilige Siſtirung der progreſſiven Er- 
höhung der Hauszinsſteuer und der fünfprocentigen 
Reinertragsſteuer von Gebäuden in Trieſt; 

Übergangsbeſtimmungen für die Bemeſſung der 
Hauszinsſteuer in den Gemeinden Königliche Wein⸗ 
berge, Karolinenthal, Smichov, Zizkov und Nusle⸗ 
Pankrac im Falle ihrer Vereinigung mit der könig⸗ 
lichen Hauptſtadt Prag und für die Gebäude der mit 
Prag bereits vereinigten Gemeinde Holesovic⸗Bubna; 

dann dem Beſchluſſe über den Entwurf des 
Finanzgeſetzes für das Jahr 1892, ſowie über den 
Entwurf eines Geſetzes, womit ergänzende Beſtim⸗ 
mungen zu dem Geſetze vom 28. Juli 1889, R. G. 
Bl. Nr. 127, betreffend die Regelung der Verhält⸗ 
niſſe der nach dem allgemeinen Berggeſetze errichteten 
oder noch zu errichtenden Bruderladen, getroffen 
werden. 


Laut Mittheilung der ungariſchen Regierung hat 
das Finanzgeſetz für das Jahr 1892 die Allerhöchſte 
Sanction erhalten; ferner die Geſetzentwürfe, be⸗ 
treffend: die zeitweilige Siſtirung der progreſſiven 
Erhöhung der Hauszinsſteuer und der fünfprocentigen 
Reinertragsſteuer von den Gebäuden in Trieſt; Über- 
gangsbeſtimmungen für die Bemeſſung der Hauszins⸗ 
ſteuer in den Gemeinden Königliche Weinberge, Karo⸗ 
linenthal, Smichow, Zizkov und Nusle-⸗Pankrac im 
Falle ihrer Vereinigung mit der königlichen Haupt⸗ 
ſtadt Prag und für die Gebäude der mit Prag bereits 
vereinigten Gemeinden Holesovic⸗Bubna; die Errich- 
tung von Arztekammern. 

Vom hohen Fin anzminiſter ium find Zu- 
ſchriften eingelangt, um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Dr. Ebenhoch (est): 

„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung beehre ich 
mich im Anſchluſſe den Centralrechnungsab⸗ 
ſchluſs über den Staatshaushalt der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder für das Jahr 1890 (344 der Beilagen) 
mit dem Beifügen zu überſenden, daſs die Erläu⸗ 
terungen nach der documentenmäßigen Prüfung der 
Gebarung des Jahres 1890 durch den k. k. Oberſten 
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Rechnungshof nebſt dem Schlußsberichte desſelben 
nachfolgen werden. 
Wien, am 23. December 1891. 


Der k. k. Finanzminiſter: 
Steinbach.“ 


„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung beehre 
ich mich in der Anlage den Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend den Abſchluſs eines Über- 
einkommens mit der Landesvertretung von 
Oſterreich ob der Enns wegen definitiver 
Abrechnung der Anſprüche des k. k. Arars 
an die vormaligen Stände dieſes Landes 
und der Stände an das k. k. Arar, dann 
wegen der ſogenannten Invaſionskoſten⸗ 
anſprüche des Landes aus den franzöſiſchen 
Kriegsjahren, endlich wegen Regulirung der 
ſogenannten Innviertler Schuld forderungen 
(345 der Beilagen) ſammt erläuternden Bemerkungen 
zu dieſem Geſetzentwurfe mit dem Erſuchen zu über⸗ 
ſenden, dieſe Vorlage der verfaſſungsmäßigen Behand⸗ 
lung zuführen zu wollen. 


Wien, am 2. Jänner 1892. 
Der k. k. Finanzminiſter: 
Steinbach.“ 


Präſident: Ich habe dieſe Regierungsvorlagen 
in Druck legen, heute vertheilen laſſen und werde die⸗ 
ſelben, wenn kein Widerſpruch ſtattfindet, dem 
Budgetausſchuſſe zuweiſen. (Zustimmung.) 

Das k. k. ſtädtiſch⸗delegirte Bezirks gericht in 
Pilſen hat mit Zuſchrift vom 30. December v. J. 
anher mitgetheilt, das die gegen den Abgeord- 
neten Dr. Emanuel Dyk in Pilſen wegen 
Ehrenbeleidigung erſtattete Strafanzeige 
zurückgezogen wurde. 

Ich bitte dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Vom Herrn Ackerbauminiſter find 30 Erem- 
plare des Verzeichniſſes der Landesculturräthe, land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Geſellſchaften und Vereine in 
Oſterreich nach dem Stande zu Anfang des Jahres 1890 
eingelangt. 

Vom Handelsminiſterium iſt ein Exemplar 
der Publication des dortamtlichen Centralmarkenregi⸗ 
ſters, enthaltend die bei den Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammern der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder im Monate October 1891 regiſtrirten, 
umgeſchriebenen und gelöſchten Marken, eingelangt. 

Von der Börſedeputation in Trieſt find 
zehn Exemplare des Werkes: „Statiſtik der Schiffahrt 
und des Seehandels in den öſterreichiſchen Häfen im 
Jahre 1890“ überſendet worden. 

Ich habe verſenden laſſen: 

den Bericht des Ausſchuſſes über den Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien und Staatsprüfungen (338 der Beilagen); 
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Einbeziehung Trieſts in das allgemeine Zollgebiet der 
Regierung alle geſetzlichen Mittel an die Hand ge⸗ 
geben werden, dem hier geäußer ten, der Stadt Trieſt 
begreiflicherweiſe naheliegenden Wunſche auch zu will⸗ 
fahren. 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
dieſe Reſolution annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht. 


Dieſelbe iſt angenommen und ſomit der 
Gegenſtand erledigt. 


Wir kommen nun zum nächſten Gegenſtande der 
Tagesordnung, das iſt der Bericht des Steuer- 
ausſchuſſes über den Beſchluſs des Herren- 
hauſes, hinſichtlich des Geſetzes, betreffend 
Begünſtigungen für Neubauten mit Ur 
beiterwohnungen (350 der Beilagen). 

Ich bitte den Herrn Berichterſtatter Dr. Groß, 
die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Groß (von der Tribüne): 
Der vom hohen Haufe beſchloſſene Geſetzentwurf wurde 
im Herrenhauſe bezüglich des letzten Alinea des 8. 1 
einer Abänderung unterzogen, welcher Abänderung 
aber der Steuerausſchuſs nicht vollinhaltlich beipflichten 
konnte. 

Der Ausſchuſs beantragt, es möge das hohe 
Haus das letzte Alinea des $. 1 in folgender Faſſung 
beſchließen (liest): 

„Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen 
Königreichen und Ländern in Kraft, in 
welchen den bezeichneten Neubauten im Wege 
der Landesgeſetzgebung auch die Befreiung 
von allen Landes- und Bezirkszuſchlägen, ſo⸗ 
wie eine Ermäßigung der Gemeindezuſchläge 
zu den genannten Staatsſteuern für die ganze 
Dauer der ſtaatlichen Steuerbefreiung ge⸗ 
währt wird.“ 


Zur Begründung dieſes Antrages des Steuer- 
ausſchuſſes erlaube ich mir, die Herren auf den in 
ihren Händen befindlichen gedruckten Bericht zu ver- 
weiſen. 


Präſident: Wünſcht jemand das Wort zu 
ergreifen? (Niemand meldet sieh.) Es iſt nicht der 
Fall. Wir werden demnach abſtimmen. 

Der Ausſchuſs beantragt, daſs gegenüber der 
Faſſung, welche vom Herrenhauſe angenommen wurde, 
ſtatt „thunlichſt große Ermäßigung“, es bloß „Ermäßi⸗ 
gung“ heißen ſoll. 


Ich erſuche jene Herren, welche das letzte Alinea 


des §. 1 in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Dieſes Alinea 
iſt nach der Faſſung des Ausſchuſſes in zweiter Leſung 
angenommen. 
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Berichterſtatter Dr. Groß: Ich beantrage die 
ſofortige Vornahme der dritten Leſung des 
Geſetzes in der nunmehrigen Faſſung. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter beantragt 
die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. Wünſcht 
jemand über die Dringlichkeit zu ſprechen? (Niemand 
meldet sich) Da dies nicht der Fall iſt, erſuche ich 
jene Herren, welche für die ſofortige Vornahme der 
dritten Leſung ſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht,) 
Das hohe Haus hat mit der erforderlichen Zwei— 
drittelmajorität beſchloſſen, ſofort die dritte 
Leſung vorzunehmen. 

Nunmehr erſuche ich jene Herren, welche das 
in zweiter Leſung angenommene Geſetz auch in 
dritter Leſung endgiltig annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) 

Das Geſetz, betreffend Begünſtigungen für 
Neubauten mit Arbeiterwohnuungen iſt auch 
in dritter Leſung angenommen (gleichlautend 
mit 350 der Beilagen) und ſomit der Gegenſtand 
erledigt. 

Ich erlaube mir nun zum Schluſſe der 
Sitzung zu ſchreiten. Es find mehrere Inter- 
pellationen überreicht worden, um deren Verleſung 


ich bitte. 


Schriftführer Dr. Marchet (liest): 

„Interpellation des Abgeordneten Sei— 
chert und Genoſſen an Seine Excellenz den 
Herrn Ackerbauminiſter. 

In Erwägung, daſs in der letzten Seſſion des 
Abgeordnetenhauſes, und zwar in der Sitzung am 
13. Juli 1891 nachfolgende, vom Gefertigten ein- 
gebrachte Reſolntion dem Budgetausſchuſſe zugewieſen 
wurde: 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, in An- 
betracht der verſchiedenartigen Verhältniſſe der ein ⸗ 
zelnen Königreiche und Länder in jedem Kronlande 
landwirtſchaftliche Enqueten eheſtens einzuberufen, 
deren Aufgabe es wäre, die Urſachen der drohenden 
landwirtſchaftlichen Kriſis zu erforſchen und entſpre⸗ 


chende Mittel zur Sanirung der traurigen Verhält⸗ 


niſſe unſerer Landwirtſchaft in Vorſchlag zu bringen;“ 
in weiterer Erwägung, daſs die Verſchuldung 
der ackerbautreibenden Bevölkerung in Böhmen, 
Schleſien und in Mähren bereits große Dimenſionen 
angenommen hat und dafs in vielen Bezirken — befon- 
ders in den öſtlichen und nordöſtlichen — dieſes 
letzteren Kronlandes, welches bekanmlich die höchſte 
Grundſteuer entrichtet, infolge von Uberſchwemmungen, 
Miſswachs und Kartoffelfäule Hungersnoth und epi- 
demiſche Krankheiten auszubrechen drohen, 
ſtellen die Unterzeichneten an den Herrn Acker⸗ 
bauminiſter die Anfrage: a 
„„Was gedenkt die k. k. Regierung zu thun, 
um dieſer drohenden Gefahr vorzubeugen, und 
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Ad Num. 39 
H. H 


1891. 


II. Vorlage. 


Beſchluſs des Abgeordnetenhauſes. 


vom . 


Gefek 


betreffend 


Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


— nn — 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 


wie folgt: 


8. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach 8. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer ſind nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des $. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be- 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus⸗ 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 


a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 


b) von ans Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; f 

e) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet 
werden. 


Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen König⸗ 
reichen und Ländern in Kraft, in welchen den bezeich⸗ 
neten Neubauten im Wege der Landesgeſetzgebung 
auch die Befreiung von allen Landes- und Bezirks- 
zuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Gemeinde⸗ 
zuſchläge zu den genannten Staatsſteuern für die 
ganze Dauer der ſtaatlichen Steuerbefreiung gewährt 
wird. 
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8. 2. 


Die Steuerfreiheit erſtreckt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


8.3. 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, ſind von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


9. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelaſs enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 ms, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 m: 
betragen. 

Von den in den 88. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweiſe entbunden werden, wenn der zweckent⸗ 
ſprechende und gemeinnützige Charakter der Baufüh⸗ 
rungen in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


§. 5. 


Der jährliche Mietzins für 1 me bewohnbaren 
Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien 1 fl. 75 kr. ö. W.; 
b) in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
1 fl. 15 kr. ö. W.; 
c) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 6. 


Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der 88. 1, 
3 oder 4 außeracht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begünſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
9. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, jo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
hobenen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, ſo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


8.7. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt ſind. 
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8. 8. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, 
betreffend die Steuerfreiheit von Neu⸗, Zu- und Um⸗ 
bauten, unverändert in Geltung, und ſind für das Ver⸗ 
fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. 

Die Verhängung der im $. 6 angedrohten Geld⸗ 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu. 

Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde der⸗ 
jenigen Gemeinde zu, in welcher die befreiten Wohn⸗ 
gebäude gelegen ſind. 

Die im $. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz ⸗ 
miniſter vorbehalten. 


8.9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf- 
tragt. 


Vom Abgeordnetenhauſe in der Sitzung vom 22. d. M. in dritter Leſung angenommen. 


Wien, 22. Jänner 1892. 


Dr. Imolka. 


Stürgkh, 
Schriftführer. 
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II. Vorlage. 


Bericht 


der 


finanziellen Commiſſion des Herrenhauſes 


über die 


Geſetzesvorlage, betreffend Begünſtigungen für Neubauten mit 
Arbeiterwohnungen. 


Das vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſene Geſetz, betreffend Begünstigungen für Neubauten mit Arbeiter⸗ 
wohnungen, hat das Herrenhaus in feiner Sitzung vom 19. December 1891 einer Abänderung in der Rich- 
tung unterzogen, daſs dem Schluſsabſatze des §. 1 die folgende Faſſung gegeben wurde: 


„Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen Königreichen und Ländern in Kraft, in welchen die bezeich⸗ 
neten Neubauten im Wege der Landesgeſetzgebung auch die Befreiung von allen Landes- und Bezirkszu⸗ 
ſchlägen, ſowie eine thunlichſt große Ermäßigung der Gemeindezuſchläge zu den genannten Staatsſteuern 
für die ganze Dauer der ſtaatlichen Steuerbefreiung gewährt wird.“ 


Das Abgeordnetenhaus, dieſe Abänderung ihrem weſentlichen Inhalte nach als eine Verbeſſerung der 
urſprünglichen Faſſung des gedachten Abſatzes anerkennend, iſt dieſem Beſchluſſe mit der einzigen Modification 
beigetreten, wonach die Worte „thunlichſt große“ eliminirt werden ſollen. 

Für dieſe Weglaſſung wird im Berichte des Steuerausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes als Motiv 
angeführt, daſs die Handhabung des Geſetzes in der Praxis wegen Mangels jeder Tynoſur darüber, was unter 
„thunlichſt großer“ Ermäßigung zu verſtehen ſei, außerordentlich erſchwert ſein würde. 


Die finanzielle Commiſſion konnte dieſes Motiv nicht als zutreffend auerkennen, weil ja ohne den 
beanſtändeten Beiſatz der Begriff „Ermäßigung“ für die praktiſche Handhabung die gewünſchte größere 
Beſtimmtheit auch nicht gewinnt und ſowie in dem einen, anch in dem anderen Falle gegenüber den 
Beſchlüſſen der Landesgeſetzgebungen immer das Ermeſſen der Regierung in der Richtung inzwiſchen treten 
muss, ob im gegebenen Falle die gewährte Ermäßigung wirklich eine ſolche, das heißt eine genügend große 
iſt, um den eigentlichen Geſetzeszweck zu erreichen. 


Ju dieſer letzteren Beziehung erſcheint aber der Beiſatzthunlichſt große“ keineswegs ohne Bedeutung, 
ſoferne dadurch für dieſes Ermeſſen im Geſetze ſelbſt die Richtſchnur gegeben wäre. 
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In Anbetracht jedoch der vielen Gründe, welche für das baldige Zuſtandekommen dieſes in ſocialer 
Beziehung nicht unwichtigen Geſetzes ſprechen, glaubte die Commiſſion in ihrer überwiegenden Majorität dem 
vorliegenden Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes einen weiteren Widerſtand nicht entgegenſetzen zu ſollen, von 
der Vorausſetzung ausgehend, daſs die Regierung ihren vollen Einfluſs geltend machen wird, damit auch hin⸗ 
ſichtlich der Gemeindezuſchläge die weitgehendſten Zugeſtändniſſe erlangt werden. 

Die finanzielle Commiſſion erlaubt ſich daher den Antrag zu ſtellen: 

„Das hohe Herrenhaus wolle dem anverwahrten Geſetzentwurfe in Übereinſtimmung mit dem Beſchluſſe 
des Abgeordnetenhauſes die Zuſtimmung ertheilen.“ 


Wien, 27. Jänner 1892. 


Haus wirth, 


Obmann. 


Mar Montecuccoli, 
Berichterſtatter. 
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II. Vorlage. 


. 


Antrag der finanziellen Commiffion des Herrenhaufes. 


Gefehb 


DODI a ee 


betreffend 


Begünſtigungen für Neubauten mit Arbeiterwohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 


8. 1. 


Von der auf dem kaiſerlichen Patente vom 
23. Februar 1820 beruhenden Hauszinsſteuer, ſowie 
von der nach §. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 17, von ſteu⸗rfreien Gebäuden zu 
entrichtenden Steuer find nach Maßgabe der Beitim- 
mung des 8. 2 dieſes Geſetzes jene Wohngebäude be- 
freit, welche zu dem Zwecke erbaut werden, um aus- 
ſchließlich an Arbeiter vermietet zu werden und den⸗ 
ſelben geſunde und billige Wohnungen zu bieten, und 
zwar wenn ſolche: 


a) von Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen und 
Anſtalten für Arbeiter; 


b) von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften 
für ihre Mitglieder; 

c) von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet 
werden. 


Dieſe Steuerbefreiung tritt nur in jenen König⸗ 
reichen und Ländern in Kraft, in welchen den bezeich⸗ 
neten Neubauten im Wege der Landesgeſetzgebung 
auch die Befreiung von allen Landes- und Bezirks⸗ 
zuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Gemeinde- 
zuſchläge zu den genannten Staatsſteuern für die 
ganze Dauer der ſtaatlichen Steuerbefreiung gewährt 
wird. ö 


1* 
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9.2. 


Die Steuerfreiheit erftredt ſich auf 24 Jahre 
vom Zeitpunkte der Vollendung des Gebäudes. 


8. 3. 


Gebäude, welche Wohnungen enthalten, deren 
Fußboden unter der Straßenoberfläche liegt, ſind von 
dieſer Steuerfreiheit ausgeſchloſſen. 


8. 4. 


Der bewohnbare Raum einer einzelnen Wohnung 
darf, wenn dieſelbe nur ein einziges Gelais enthält, 
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 me, bei 
Wohnungen, welche aus mehreren Räumen beſtehen, 
nicht weniger als 40 und nicht mehr als 75 m? 
betragen. 

Von den in den 89. 3 und 4 vorgezeichneten 
ſpeciellen Bedingungen können die Erbauer ganz oder 
theilweiſe entbunden werden, wenn der zweckent⸗ 
ſprechende und gemeinnützige Charakter der Baufüh⸗ 
rungen in anderer Weiſe ſichergeſtellt ift. 


8. 5. 
Der jährliche Mietzins für 1 ns bewohnbaren 
Raumes darf höchſtens betragen: 
a) in Wien 1 fl. 75 kr. ö. W.; 
b) in Orten mit mehr als 10.000 Einwohnern 
1 fl. 15 kr. ö. W.; 
e) in allen anderen Orten 80 kr. ö. W. 


8. 6. 

Die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſti⸗ 
gungen erlöſchen, wenn die Beſtimmungen der 88. 1, 
3 oder 4 außeracht gelaſſen werden, oder wenn die 
betreffenden Gebäude auf andere Weiſe als durch 
Erbgang an Perſonen übertragen werden, welche, wenn 
ſie ſelbſt den Bau unternommen hätten, keinen Anſpruch 
auf die Begünſtigung dieſes Geſetzes gehabt hätten. 

Im Falle der eingeforderte Mietzins die im 
8. 5 feſtgeſetzte Höhe überſchreitet, jo hat der Ver⸗ 
mieter bei dem erſtmaligen Überſchreiten, ſowie im 
erſtmaligen Wiederholungsfalle eine Geldſtrafe zu 
entrichten, welche das Zehnfache des zu viel einge⸗ 
hobenen Zinſes beträgt; tritt der Fall einer ſolchen 
Überſchreitung jedoch zum drittenmale ein, ſo erlöſchen 
die durch dieſes Geſetz gewährten Begünſtigungen. 


8.7. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes haben für 
jene Bauten Geltung, welche bis zum Ablaufe des 
zehnten Jahres nach Beginn der Wirkſamkeit desſelben 
fertig geſtellt ſind. 
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8. 8. 


Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, 
betreffend die Steuerfreiheit von Neu-, Zu⸗ und Um⸗ 
bauten, unverändert in Geltung, und find für das Ver⸗ 
fahren nach dem vorliegenden Geſetze gleichfalls maß⸗ 
gebend. 

Die Verhängung der im $. 6 angedrohten Geld⸗ 
ſtrafe ſteht gleichfalls den Steuerbehörden erſter In⸗ 
ſtanz unter Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 28, zu. 

Dieſe Geldſtrafe fällt dem Armenfonde der⸗ 
jenigen Gemeinde zu, in welcher die befreiten Wohn⸗ 
gebände gelegen find. 

Die im $. 4 vorgeſehene theilweiſe Entbindung 
von den Beſtimmungen des Geſetzes bleibt dem Finanz⸗ 
miniſter vorbehalten. 


8. 9. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beauf⸗ 
tragt. 


4855 — 


Haus der Am 107. Sitzung der XI. Seſſirn am 30. Jänner 1892. 


Ich werde mir nunmehr erlauben, zum Schluſ ſe | 


der Sitzung zu ſchreiten. 

Ich bitte vorerſt zur Kenntnis zu nehmen, daſs 
laut Zuſchrift des Präſidiums des Herrenhauſes vom 
heutig en Tage das Herrenhaus dem Beſchluſſe 
des Abgeordnetenhauſes über den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend Begünſtigungen für 
Neubauten mit Arbeiterwohnungen in ſeiner 
heutigen Sitzung in dritter Leſung ohne Anderung 
beigetreten iſt. 

Die Herren Abgeordneten Pfeifer und Fürn- 
kranz haben ſich unwohl gemeldet. 
Es iſt ein Antrag vom Herrn Abgeordneten 
Neuwirth und Genoſſen überreicht worden, um 
deſſen Verleſung ich bitte. 


Schriftführer Dr. Götz (liest den 4 5 — 
368 der Beilagen): 


Präſident: Dieſer Antrag ift gehörig ge- 
zeichnet und wird gejhäftsordnungsmäßig 
behandelt werden. 

Es ſind Interpellationen überreicht worden, 
um deren Verleſung ich bitte. 


Schriftführer Dr. Götz (liest:) 


„Interpellation des Abgeordneten J. U. 


Dr. Vasaty und Genoſſen an Seine Seal deu 


Herrn Juſtizminiſter. 


; In der Nummer 13 des Amtsblattes zur 
Prager Zeitung vom 17. d. M. iſt vom k. k. Ober⸗ 
landesgerichtspräſidium in Prag unter andern der 
Concurs zur Wiederbeſetzung von Gerichtsadjuncten⸗ 
ſtellen in Reichenberg und Friedland mit dem Bei- 
ſatze ausgeſchrieben: „Bei Beſetzung dieſer Gerichts- 
adfunctenſtellen dürfte vorausſichtlich von dem 
Erforderniſſe der Kenntnis der böhmiſchen Sprache 
abgeſehen werden können.“ 
N Jedoch nach allen für den ganzen Umfang des 
Königreiches Böhmen ſeit der verneuerten Landes- 
ordnung vom Jahre 1627 bis zur Erlaſſung des 
Artikel XIX St. G. G. über die allgemeinen 


Rechte der Staatsbürger geltenden Sprachgeſ etzen ſind 


die beiden Landesſprachen ebenfalls im ganzen Um⸗ 
fange des Königreiches Böhmen gleichberechtigt, und 
es gibt kein Geſetz und keine giftige Verordnung, 
welche der deutſchen vor der böhmiſchen Landesſprache 
einen Vorzug einräumen würde. 

Deshalb haben nach dem bis heute im ganzen 
Umfange des Königreiches Böhmen geltenden 
Sprachenrechte „die Bewerber um eine Anſtellung 
im Conceptfache bei Gerichtsbehörden auch den 
geltenden Anforderungen bezüglich der Sprachkennt⸗ 
niſſe Genüge zu leiften.“ (§. 5 des kaiſerlichen 
Patentes vom 3. Mai 1853, R. G. Bl. Nr. 81.) 


u 


Das k. k. Oberlandesgerichtspräſidinm im König⸗ 
reiche Böhmen ſchreibt aber den angeführten Concurs 
gegen alle die ſeit dem Jahre 1627 bis zu 
St. G. G. vom Jahre 1867 erlaſſenen und geltenden, 
die Gleichheit der beiden Landesſprachen normirenden. 
geſetzlichen Vorſchriften aus, offenbar mit Rückſicht 
auf die miniſterielle Verordnung vom 3. Februar 
1890, welche Verordnung jedoch allen den erwähnten, 
die Gleichheit der beiden Laudesſprachen in Böhmen 
gewährleiſtenden Geſetzen widerſtreitet, welche Ver⸗ 
ordnung lediglich die theilweiſe Abſchrift des ſo oft 
beſprochenen Privatübereinkommens iſt und daher 
jeder geſetzlichen Grundlage entbehrt, und infolge 
klarer Beſtimmung des Artikels 11 St. G. G. 
über die Regierungs- und Vollzugsgewalt vom 
21. December 1867, Z. 145 null und nichtig iſt. 

Da nun überdies auch das erwähnte k. k. Ober⸗ 
landesgerichtspräſidium an feinen Amtseid: .. . „alle 
Geſetze und Staatsgrundgeſetze unverbrüchlich einzu⸗ 
halten“ (Artikel 8 St. G. G. über die richterliche 
Gewalt vom 21. December 1867, Z. 144) gebunden 
iſt, und infolge desſelben St. G. G. „ . .. gehörig 
kundgemachte Geſetze zu befolgen, die Giltigkeit von 
Verordnungen aber zu prüfen“ berechtigt iſt, wider⸗ 
ſtreitet die angeführte Concursausſchreibung ſowohl 
dem letzteitirten Staatsgrundgeſetze, als auch dem 
ganzen im Königreiche Böhmen heute noch geltenden 
Sprachenrechte. 

Da dem Angeführten zufolge von dem erwähnten 
Oberlandesgerichtspräſidium im Königreiche Böhmen. 
bloße Privatabmachungen und die denſelben ent⸗ 
nommene, jedoch null und nichtige citirte Miniſterial⸗ 
verordnung vom 3. Februar 1890 höher gehalten 
und beobachtet wird, als geltende Geſetze und Staats- 
grundgeſetze, dadurch aber in dieſem ſogenannten 
Rechtsſtaate thatſächlich ein heilloſes Chaos platz⸗ 
gegriffen hat, ſtellen die Gefertigten an den Juſtiz⸗ 
miniſter die Anfrage: 

Wie vermag derſelbe den angeführten, von 
dem böhmiſchen Oberlandesgerichtspräſidium 
eingeſchlagenen, jedoch geltenden Geſetzen und 
Staatsgrundgeſetzen hohnſprechenden Vorgang 
in einem zumal conftitutiouellen Rechtsſtaate 
zu rechtfertigen? 


Wien, 25. Jänner 1892. 


5 Dr. Vasaty. 
Tilser. 


Schwarz. 
Dr. Brzoräd. Dr. Engel. 
Dr. Lang. Kaftau. 
Dr. Dolezal. Dr. Släma. 
Dr. Gregoret Adamek. 
Tekl r. Mixa. 
Dr. Dooraf. Dr. Blazek. 
Spindler. Dr. Slavik. 
Dr. Gregr. Dr. Pacäk. 


Haus der Abgeordneten. — 115. Sitzung der XI. Seſſion am 15. Februar 1892. 


Kraft zu ſetzen (394 der Beilagen), nebſt dazu⸗ 
gehöriger Begründung mit dem ergebenen Erſuchen 
zu übermitteln, denſelben der verfaſſungsmäßigen 
Behandlung zuführen zu wollen. 


Wien, am 12. Februar 1892. 
Der k. k. Handels miniſter: 
Bacquehem.“ 


Präſident: Ich habe dieſe Regierungsvorlage 
in Druck legen, heute vertheilen laſſen und werde die⸗ 
ſelbe, wenn kein Widerſpruch erhoben wird, dem 
volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſe zuweiſen. (Zu- 
stimmung.) 

Vom HerruMiniſterpräſidenten als Leiter 
des Miniſteriums des Inuern iſt eine Zuſchrift 
eingelangt, um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Ochrymowiez (liest): „Auf 
Grund Allerhöchſter Ermächtigung beehre ich mich dem 
löblichen Präſidium die anruhende Regierungs- 
vorlage, betreffend die Gewährung von 
Unterſtützungen aus Staatsmitteln zur Lin- 
derung des Nothſtandes (803 der Beilagen), uebſt 
der bezüglichen Begründung mit dem Erſucken zu über- 
mitteln, dieſe Vorlage der verfaſſungsmäßigen Behand- 
lung gefälligſt zuführen zu wollen. 

Mit Rückſicht auf die Dringlichkeit des Gegen⸗ 
ſtandes beehre ich mich um die gefällige thunlichſte 
Beſchleunigung zu erſuchen. 


Wien, am 15. Februar 1892. 
Taaffe.“ 


Präſident: Ich habe dieſe Regierungsvorlage 
in Druck legen und werde dieſelbe vertheilen laſſen, 
und wenn kein Widerſpruch ſtattfindet, dem Budget⸗ 
ausſchuſſe zuweiſen. (Zustimmung.) 

Laut Mittheilung des Herrn Finanzminiſters 
hat der Geſetzent wurf, betreffend Begünfti- 
gungen für Neubauten mit Arbeiterwoh— 
nungen die Allerhöchſte Sanetion erhalten. 

Von der Direction der böhmiſchen Spar- 
kaſſe in Prag iſt ein Exemplar des Geſchäfts⸗ 
berichtes ſammt Rechnungsüberſicht der böh— 
miſchen Sparkaſſe für das Verwaltungsjahr 1891 ein- 
geſendet worden. 

Ich habe heute vertheilen laſſen: 

Den Bericht des volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſes 
über die Regulirung der Flüſſe March und Oder in 
Mähren (386 der Beilagen); 

den Bericht des Budgetausſchuſſes über den 
Geſetzentwurf, betreffend die Erneuerung der Wirk⸗ 
ſamkeit der im $. 6 des Geſetzes vom 27. Mai 1876, 
R. G. Bl. Nr. 115, feſtgeſetzten Beſtimmungen über 


Stempel- und Gebürenbefreiungen aus Anlass der! 


5253 


Auftheilung der culturfähigen Gemeindegründe in 
Dalmatien (387 der Beilagen); 
den Antrag der Abgeordneten Edler v. Burg- 
ſtaller, Luzzatto und Genoſſen (391 der Beilagen). 
Ich bitte um Mittheilung des weſentlichen In⸗ 
haltes der eingelangten Petitionen. 


Schriftführer Ochrymowicz (liest): 

„Petition des Paul Petryeki, griechiſch⸗katholi⸗ 
ſchen Pfarrcooperators in Buczacz, dafs den ſyſtemi⸗ 
ſirten Cooperatoren die Gehalte bei den Steuerämtern 
angewieſen und daſs eine Erhöhung ihrer Dotation 
bewilligt werde (überreicht durch Abgeordnelen Te li- 
szewski).” 

„Petition der Genoſſenſchaft der Müller und 
Bäcker in Domazlice in Böhmen in Angelegenheit der 
Cartelle (überreicht durch Abgeordneten Dr. Mas a- 
15 *).“ 

„Petition der Stadtgemeinde Sereth (Bukowina) 
um Bewilligung des Ausbaues der Localbahn Sereth⸗ 
Hliboka aus Staatsmitteln (überreicht durch Abgeord- 
neten Miskolexy).” 

„Petition der Landgemeinden des politiſchen 
Bezirkes Sereth (Bukowina) um Bewilligung des 
Ausbaues der Localbahn Sereth-Hlibofa aus Staats; 
mitteln (überreicht durch Abgeordneten Miskolezy).” 

„Petition des W. Lukſch, Herausgeber von Druck- 
ſchriften in Wien, um Aufhebung des widerrechtlich 
verfügten Verbotes des Selbſtverlagsrechtes der 
Identitätskarten (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Ros er).“ ö 

„Petition der Gemeinden Chowanice, Kleczany, 
Krusne, Potockie und Marcinkowice, Bezirk Neu⸗ 
Sandec in Galizien um Staatshilfe aus Anlaſs der 
Elementarereigniſſe (überreicht durch Abgeordneten 
Potoczek).“ 

„Petition der Gemeinden Chaszezow und Lopu⸗ 
3zanka, Bezirk Turka (Galizien) um Einführung der 
directen Wahlen in den Landgemeinden (überreicht 
durch Abgeordneten Teliszewski).“ 

„Petition des Baucomités der Kematener⸗Sell⸗ 
rainer Straße in Innsbruck in Tirol um Befür⸗ 
wortung einer Subvention aus Reichsmitteln zum 
Fortbeſtande der genannten Straße (überreicht durch 
geordneten Dr. Ritter v. PNildauer).“ 

„Petition des Bezirksausſchuſſes in Kralowitz 
um Abſchreibung der im Jahre 1872 gewährten 
Staatsvorſchüſſe (überreicht durch Abgeordneten 
Dr. Dyk).* 

„Petition der k.k. Straßeneinräumer in Laibach 
im Herzogthume Krain um Aufbeſſerung ihrer Bezüge 
und Zuerkennung einer 20 procentigen Activitätszu ⸗ 
lage (überreicht durch Abgeordneten Kuda r).“ 

„Petition der Straßeneinräumer in Linz im 
Namen aller oberöſterreichiſchen Straßeneinräumer 
um Aufbeſſerung ihrer Bezüge (überreicht durch Abge- 
ordneten Dr, FVielgut H.“ 


Abschnitt 13: 


Regierungsvorlage vom 12. November 1901 Gesetz betreffend 
Begünstigung für Gebäude von billigen und gesunden 
Arbeiterwohnungen 

Ausschussbericht vom 29. April 1902 

Debatte am 2. bzw. 3. Juni 1902 


Zustimmung Herrenhaus vom 13. Juni 1902 


Parlamentarische Anfrage vom 28. September 1903 
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Regierungsvorlage. 


Geleh 


vonn 


betreffend 
Begünftigungen für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiter- 
wohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: \ 
.1. 


Eine 24jährige Befreiung von der Hausclaſſen⸗ 
ſteuer, ſowie von der Hauszinsſteuer und von der 
fünfprocentigen Steuer vom Ertruge zeitlich ſteuerfreie⸗ 
Gebäude genießen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes jene Wohngebäude, welche auf bisher 
unverbauter Fläche oder auf der Bauarea eines bis zur 
Erdoberfläche vollſtändig niedergeriſſenen Hauſes zu 
dem Zwecke erbaut werden, um Arbeitern geſunde 
und billige Wohnungen zu dieten, ſoferne die 
Wohnungen des Hauſes au Arbeiter vermietet oder 
unentgeltlich oder gegen eine im Arbeits vertrage ziffer ⸗ 
mäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn über⸗ 
laſſen werden. 

Jufoferne dieſe Gebäude dem Gebürenäquivalente 
unterliegen, beträgt dasſelbe für die Dauer der 
Widmung (8. 14) uur eineinhalb Procent ſammt 
Zuſchlag von dem Werte. 


9. 2. 

Als „Arbeiter“ im Sinne dieſes Geſetzes find 
jene bei landwirtſchaftlichen, gewerblichen oder ſonſt 
auf Erwerb gerichteten Unternehmungen oder in 
Öffentlichen oder privaten Anſtalten gegen feſten oder 
veränderlichen Lohn in Verwendung ſtehenden Per⸗ 
ſonen anzuſehen, deren Jahreseinkommen im Sinne 
des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, die im Nachſtehenden bezeichneten Beträge 
nicht überſteigt: 


* 
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8) bei alleinſtehenden Perſonen 1200 Kronen; 
b) bei Familien von zwei bis vier Köpfen 1800 

Kronen; 

e) bei Familien von fünf und mehr Köpfen 2.400 

Kronen. 5 

In Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern 
haben um ein Achtel, in Wien um ein Viertel höhere 
Beträge als Grenze zu gelten. 

Lehrlinge ſind ohne Rückſicht auf ihre Bezüge 
den Arbeitern gleich zu achten. 

Durch eine vorübergehende Unterbrechung in der 
regelmäßigen Verwendung wird die Eigenſchaft als 
„Arbeiter“ nicht berührt. N 

Bei ſpäter ſich ergebenden Veränderungen in der 
Höhe des Geſammteinkommens oder in der Zahl der 
Familienmitglieder kann die weitere Überlaffung einer 
Wohnung an die bisherigen Mieter von der Behörde 
geſtattet werden. 

Unternehmer, als Beſitzer von nach §. 1 begün⸗ 
ſtigten Gebäuden, find bei Aufnahme der in ihrem 
eigenen Unternehmen in Verwendung ſtehenden Arbeiter 
an das oben feſtgeſetzte Höchſtausmaß des Geſammt⸗ 
einkommens nicht gebunden. 


F. 3. 


Die im 8. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen ſind 
auch dann zuzuerkennen: 

1. Wenn ein Theil, aber nicht mehr als ein Viert⸗ 
theil des bewohnbaren Raumes in dem betreffenden 
Haufe, nicht an Arbeiter (5. 2), ſondern an andere 
in einem Gehalts⸗ oder Verſorgungsbezuge ſtehende 
Perſonen vermietet oder unentgeltlich überlaſſen wird, 
deren Jahreseinkommen das im 8. 2 feſtgeſetzte Aus⸗ 
maß nicht überſteigt; 

2. wenn einzelne Räume des Hauſes den Be⸗ 
wohnern zur gemeinſchaftlichen Benützung überlaſſen 
werden, wie zum Beiſpiel Waſchräume, Speiſeſäle, 
Leſeſäle, Bibliothekszimmer u. dgl.; 

3. wenn einzelne Wohnungen oder Wohnräume 
den mit der Verwaltung oder Beaufſichtigung des 
Gebäudes betrauten Organen überlaſſen werden; 

4. wenn einzelne Theile des Gebäudes an In⸗ 
haber ſolcher Gewerbe vermietet werden, deren Be⸗ 
trieb in dieſem Gebäude von der politiſchen Behörde 
zur Approviſtouirung der dort Wohnenden für noth⸗ 
wendig erklärt wird. 


8. 4. 


Die Gebäude, in Bezug auf welche die im $. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt werden, können 
ſein: 

a) Familienwohnhäuſer, 

b) Ledigenheime, 

c) Schlaf- und Logirhäuſer, 
d) Wohlfahrtsgebäude. 
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8. 5. 


Familienwohnhäufer ſollen in der Regel zur 
Aufnahme von nicht mehr als ſechs Familien einge⸗ 
richtet ſein oder, ſoferne ſie ſich über die Höhe des 
Erdgeſchoßes erheben, nicht mehr als drei Stockwerke 

und in jedem der letzteren nicht mehr als vier auf je 
eine Stiege entfallende Wohnungen enthalten. 

Bei ſolchen in Städten oder in geſchloſſenen 
Ortſchaften gelegenen Gebäuden, welche zur Aufnahme 
einer größeren Anzahl von Familien beſtimmt ſind, iſt 
durch geeignete Anlagen (geufgende Anzahl von 
Stiegen, geſonderte Nebenräume, wie Waſchküchen, 
Aborte, Keller, Unterdachräume ꝛc.) einerſeits den 
Anforderungen der perſönlichen Sicherheit und der 
Geſundheitspflege Rechnung zu tragen, andererſeits 
die Nothwendigkeit der gegenſeitigen Berührung 
zwiſchen den einzelnen Familien möglichſt zu ver⸗ 
ringern. In ſolchen Gebäuden follen gleichfalls nicht 
mehr als vier, dürfen aber keinesfalls mehr als 
ſechs Wohnungen anf jede Stiege und jedes Stockwerk 
entfallen. 

Die Aftervermietung und die Aufnahme von 

Bettgehern iſt in Famillenwohnhäuſern unterfagt. 

In größeren, zur Aufnahme von Familien be⸗ 
ſtimmten Gebäuden können vollkommen abgeſonderte 
Abtheilungen an einzelſtehende Perſonen vermietet 
werden. Auf dieſe Abtheilungen finden die Beſtim⸗ 
mungen des $. 6 analoge Anwendung. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Familienwohnhäuſer zuerkannt 
werden, 

1. in welchen die Bodenfläche der bewohnbaren 
Räume (Wohnzimmer, Kammern und Küchen) in den 
einzelnen Wohnungen: 

a) bei einräumigen Wohnungen mindeſtens 20, 
höchſtens 25 Quadratmeter, 
b) bei zweiräumigen Wohnungen mindeſtens 25, 
höchſtens 60 Quadratmeter, 
6) bei drei ⸗ und mehrräumigen Wohnungen min; 
deſtens 32, höchſtens 80 Quadratmeter beträgt, 
und 

2. welche den gemäß $. 9 von den Miniſtern 
des Junern und der Finanzen im Verordnungs wege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


8. 6. 


Ledigenheime ſind zur Aufnahme von einzelnen 
Berjonen desſelben Geſchlechtes in abgeſonderten 
Wohnräumen beſtimmt. 

Solche Gebäude ſollen fo eingerichtet fein, dass 
jeder Wohnraum in der Regel nur von einer, höchſtens 
aber von drei Perſonen bewohnt wird. 

Einzel ſtehende Perſonen verſchiedenen Ger 
ſchlechtes dürfen in einem und demſelben Gebäude, 
gleichviel, ob dasſelbe zum Theile auch an Familien 
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vermietet wird oder nicht, nur in von einander voll⸗ 
kommen geſonderten Abtheilungen untergebracht 
werden. . 
Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Ledigenheime zuerkannt werden, 
1. in welchen die Bodenfläche der Wohnräume 
zur Aufnahme 
a) einer Perſon mindeſtens 8 Quadratmeter, 
b) zweier Perſonen mindeſtens 12 Quadratmeter, 
eh dreier Perſonen mindeſtens 20 Quadratmeter 
beträgt, 
und 
2. welche den gemäß 8. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entiprechen. 


9. 7. 


In Bezug auf Schlaf⸗ und Logirhäuſer zur 
gemeinſamen Beherbergung einzelſtehender Perſonen 
desſelben Geſchlechtes können die im $. 1 vorgefehenen 
Begünſtigungen nur dann zuerkannt werden, wenn 
dieſelben 

1. von Bezirksverbänden, Gemeinden, gemein⸗ 
nützigen Vereinen, Stiftungen, Genoſſenſchaften, Un- 
ſtalten, oder von den im 8. 24 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Unternehmungen, oder aber von Arbeit⸗ 
gebern für die im eigenen Betriebe beſchäftigten 
Arbeiter errichtet werden, und 

2. den gemäß 8. 9 von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen im Verordnungswege zu 
erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 

Die Zuerkennung der Begünſtigung, ſowie die 
Entſcheidung darüber, ob und unter welchen Bedin⸗ 
gungen im Falle einer Übertragung des Eigenthums⸗ 
rechtes an andere, als die unter Punkt 1 bezeichneten 
Perſonen die Begünſtigungen aufrecht erhalten werden, 
bleibt dem Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern vorbehalten. 

Mit den Begünſtigungen erliſcht in ſolchen Fällen 
auch die Widmung des Gebäudes (8. 14). 


F. B. 


Bezüglich der, der gemeinſamen Benützung durch 
Mieiparteien (88. 2 und 3, Punkt 1) gewidmeten 
Wohlfahrtsgebäude (Kindergärten, Leſehallen, Bade⸗ 
hänfer, Waſchanſtalten u. dgl.) können vom Finanz⸗ 
miniſter im Einveruehmen net dem Miniſter des 
Innern die im $. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zu⸗ 
erkannt werden, wenn dieſelben zu einem Complexe 
von nach den Beſtimmungen des citirten Paragraphen 
begünſtigten Arbeiterwohnhäuſern gehören und den 
beſonderen Anordnungen entſprechen, welche gemäß 
8. 9 in Anſehung der Anlage, der Einrichtung und 
des Betriebes ſolcher Anſtalten im Verordnungswege 
zu erlaſſen find. 
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9. 9. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind 
ermächtigt, in näherer Ausführung der in den 99. 5 
bis 8 enthaltenen Grundſätze die aus Rückſichten der 
perſönlichen Sicherheit, der Geſundheitspflege und 
Sittlichkeit erforderlichen Anordnungen im Einver⸗ 
nehmen mit den Miniſtern des Handels, der Eiſen⸗ 
ei und des Ackerbaues im Verordnungswege zu 
treffen. 


Insbeſondere obliegt denſelben die Erlaſſung von 
Vorſchriften n 


1. über die Lage der Fußböden der im Erd⸗ 
geſchoße befindlichen Wohnräume mit Rückſicht auf die 
Straßenoberfläche, über die Höhe und innere Ein- 
theilung der bewohnbaren Räume, über die Verſorgung 
mit Licht, Luft und Waſſer, über die Beſeitigung der 
Abfallſtoffe u. ſ. w.; 


2. über die zur Vermeidung einer Überfüllung 
oder einer aus Geſundheits⸗ und Sittlichkeitsrück⸗ 
ſichten überhaupt unzuläſſigen Benützung zu beobach⸗ 
tenden Grundſätze, endlich 


3. über die Anlage, die Einrichtung und den Be- 
trieb der in den 58. 7 und 8 erwähnten Gebäude. 


Spätere Verordnungen können auf Gebäude, 
rückſichtlich welcher die im 8. 1 vorgeſehenen Begün⸗ 
ſtigungen bereits zuerkannt wurden, nur inſoferne 
Anwendung finden, als fie für die Erbauer, bezie⸗ 
hungsweiſe Beſitzer ſolcher Gebäude keine erſchweren⸗ 
den Beſtimmungen enthalten. 


8, 10. 


Von einzelnen Bedingungen der 88. 5 bis 8, 
ſowie der auf Grund des 8. 9 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften kann der Erbauer, beziehungsweiſe der 
Beſitzer des Hauſes, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Charakter des letzteren und die Wahrung 
des öffentlichen Intereſſes in anderer Weiſe ſicher⸗ 
geſtellt iſt, vom Miniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter entbunden werden. 


8. 11. 


Das jährliche Geſammt⸗Zinserträgnis eines nach 
$. 1 begünftigten Gebäudes darf jenen Betrag nicht 
überfteigen, welcher zufolge fachmänniſcher Überprüfung 
der beizubringenden Belege erforderlich iſt, damit ſich 
das für die Erwerbung des Baugrundes und für die 
Bankoſten aufgewendete Capital bei Annahme eines 
ſechzigjährigen Beſtandes des Gebäudes nach Abzug 
der Amortiſatiousraten, fſämmklicher Realſteuern, Zu⸗ 
ſchläge und Umlagen, des Gchürenäquivalentes, 
ſowie der Gebäudeerhaltungs⸗ und Adminiſtrations⸗ 
koſten, endlich eines Pauſchalbetrages für Leerſtehungen 
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und uneinbringliche Zinſe mit jenem Proeentſatze 
verzinſe, welcher von den Miniſtern des Innern und 
der Finanzen für einzelne Länder oder Landestheile 
im Verordnungswege feſtgeſetzt worden iſt. 


Bei Feſtſetzung des Procentſatzes iſt auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landestheilen jeweilig 
ortsüblichen Zinsfuß, insbeſondere auf den Hypothekar⸗ 
zinsfuß der Sparcaſſen und der ſonſt maßgebenden 
Creditinſtitute in der Weiſe Rückſicht zu nehmen, dass 
ſich die Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern an⸗ 
gelegten Capitals um 0˙20 bis 0°50 Procent höher 
ſtellt, als jene der in der eben bezeichneten Weiſe in⸗ 
veſtirten Capitalien. 


Hinſichtlich ſolcher öffentlichen Anftalten, welche 
ſtatutengemäß zur Förderung von Zwecken des allge 
meines Wohles berufen ſind, kann von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen fallweiſe eine höhere 
Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern angelegten 
Capitals bewilligt werden. 


Über Anſuchen des Beſitzers eines nach $. 1 be⸗ 
günſtigten Gebäudes iſt in Zeiträumen von 10 zu 10 
Jahren der nach Abſatz 1 der zuläſſigen Maximal⸗ 
verzinfung zugrunde zu legende Capitalswert unter 
Berückſichtigung der in der Grundrente eingetretenen 
Veränderungen neu zu erheben. Eine ſolche Erhebung 
kann in denſelben Zeitabſchnitten auch von amtswegen 
verfügt werden. Über die Höhe des Capitalswertes 
entſcheidet in erſter Inſtanz die Finanz⸗Landesbehörde 
im Eindernehmen mit der politiſchen Landesbehörde. 

Wenn in einem für die Begünſtigungen nach 
dieſem Geſetze in Betracht kommenden Gebäude ein⸗ 
zelne Wohnungen den Arbeitern nicht vermietet, 
ſondern unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
worden find, iſt der Zinswert berfelben im Pariſi⸗ 
cationswege (durch Vergleichung mit den in demfelben 
Hauſe vermieteten Wohnungen) zu ermitteln und 
in das Geſammt⸗-Zinserträgnis des Gebäudes ein⸗ 
zurechnen. 


Als jährliche Gebäudeerhaltungs- und Admi⸗ 
niſtrationskoſten und als Pauſchalbetrag für Leer⸗ 
ſtehungen und uneinbringliche Zinſe können höchſtens 
r8 Procent vom Bauaufwande (ausſchließlich der 
Koſten der Grunderwerbung) des Hauſes in Abzug 
gebracht werden. 


8.12. 


Innerhalb des nach §. 11 ermittelten Geſammt⸗ 
Zinserträgniſſes eines Gebändes bleibt die Feſt⸗ 
ſetzung des Zinſes für die einzelnen Wohnungen nach 
deren Lage und Beſchaffenheit dem Beſitzer des 
Hauſes überlaſſen. 

Derſelbe iſt jedoch verpflichtet, einen Mietzins⸗ 
tarif über ſämmtliche im Hauſe befindliche Wohnungen 
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ſowie eine Hausordnung, welche auch die vom Mieter 
eventuell zu entrichtenden Nebengebüren zu beſtimmen 
hat, am Eingange des Hauſes an einer für jeder⸗ 
mann erſichtlichen Stelle anzubringen. 


Der von der politiſchen und der Stenerbehörde 
erſter Inſtanz zu vidirende Mietzinstariſ mufs auch die 
Angabe des nach h. 11, Abſatz 5, ermittelten Zinswertes 
jener Wohnungen enthalten, welche den betreffenden 
Perſonen unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht feſt⸗ 
geſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
werden. 


Die Hausordnung bedarf der Genehmigung durch 
die competente politiſche und die Steuerbehörde erſter 
Inſtanz. 


F. 13. 


Geſuche um Zuerkeunung der im $. 1 vorge 
ſehenen Begünſtigungen ſind bei der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu überreichen, welche hierüber das Ein- 
vernehmen mit der politiſchen Bezirksbehörde zu 
pflegen hat. 

Über dieſe Geſuche entſcheidet, mit den in den 
88. 7 und 8 vorgeſehenen Ausnahmen, die Finanz⸗ 
Landesbehörde im Einvernehmen mit der politiſchen 
Landesſtelle, über Recurſe gegen dieſe Entſcheidungen, 
ſowie in dem Falle, dass zwiſchen den genannten 
Landesbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt wird, 
in oberſter Inſtanz das Finanzminiſterium im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſterium des Innern. 


Hinſichtlich der bantechniſchen, geſundheits⸗ und 
ſittlichkeitspolizeilichen Fragen ift der Ausſpruch der 
politiſchen Behörden maßgebend. 


8. 14. 


Die Zuerkennung der im F. 1 vorgeſehenen Be⸗ 
günſtigungen hat die Widmung des betreffenden Ge⸗ 
bäudes zu Arbeiterwohnungs⸗ und Wohlſahrtszwecken 
auf die Dauer von 50 Jahren zur Folge und 
verpflichtet den Erbauer, ſowie innerhalb des obigen 
Zeitraumes jeden ſpäteren Beſitzer des Hauſes zur 
Erhaltung des letzteren in einem den Zwecken dieſes 
Geſetzes entſprechenden Zuſtande und zur Beobachtung 
der in dieſem Geſetze enthaltenen und auf Grund des⸗ 
ſelben erlaſſenen Vorſchriften (8. 9). 


Während der Dauer der Widmung unterliegen 
alle die Voransſetzungen für die Erlangung der Be⸗ 
günſtigungen (8. 1) berührenden baulichen Verände⸗ 
rungen an dem betreffenden Gebände der Bewilligung. 
der Miniſter der Finanzen und des Innern. 


Die Widmung iſt unter kalendermäßiger Feſt⸗ 
ſetzung des Endtermines ihrer Dauer zu Gunſten des 
Staates als Reallaſt im Grundbuche einzuverleiben. 
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Gehen der Reallaſt des Staates Hypothekarlaſten 
in der bücherlichen Rangordnung voraus, ſo kann die 
Zuerkennung der Begünſtigungen des 8.1 an die 
Bedingung geknüpft werden, dass von den betref⸗ 
fenden Hypothekargläubigern oder von denjenigen 
derſelben, bezüglich welcher es die Behörde ($. 13, 
Abſatz 2) für erforderlich hält, Nachſtehungser⸗ 
klärungen zu Gunſten der Reallaſt ertheilt und dieſe 
Erklärungen zur grundbücherlichen Einverleibung 
gebracht werden. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern 
ſind ermächtigt, über Anſuchen des Hauseigenthümers 
die Aufhebung der Widmung ganz oder theilweiſe 
zu bewilligen. Dieſe Bewilligung kann — ſoferne 
nicht beſonders rückſichtswürdige Umſtände ob» 
walten — von der vollen oder theilweiſen Rückerſtat⸗ 
tung des, unter entſprechender Berückſichtigung der 
bisherigen widmungsgemäßen Verwendung des Ge⸗ 
bäudes, ermittelten Wertes der genoſſenen Steuer- 
und Gebürenbefreiung abhängig gemacht werden, und 
hat ſtets das gleichzeitige Erlöſchen der im 8. 1 vor- 
geſehenen Begünſtigungen zur Folge. 


8. 15. 


Wenn das Gebäude ohne die im 8. 14, Ab⸗ 
ſatz 4, vorgeſehene Bewilligung ganz oder theilweise 
zu Zwecken benützt wird, welche der geſetzlichen 
Widmung nicht entſprechen, iſt der Beſitzer zur 
Beobachtung feiner Verpflichtungen durch die poli⸗ 
tiſche Behörde im Einvernehmen mit der Steuer⸗ 
behörde erſter Inſtanz. nöthigenfalls im Zwangs⸗ 
wege, zu verhalten. 

Dem Beſitzer kann in ſolchen Fällen, vor 
behaltlich der Beſtimmung des §. 18, Abſatz 2, 
von der Steuerbehörde eine im Einvernehmen 
mit der pofitifhen Behörde erſter Inſtanz zu 
beſtimmende Geldſtrafe auferlegt werden, welche 
im erſten Falle die Hälfte des während der Dauer 
der ungeſetzlichen Benützung von den nicht widmungs⸗ 
mäßig verwendeten Gebäubetheilen vereinbarten 
Mietzinſes, beziehungsweiſe des enkfallenden Zins⸗ 
wertes betragen, in Wiederholnngsfällen aber bis 
zum Doppelten dieſes Betrages erhöht werden 
kann. 

Außerdem iſt, wenn die ungeſetzliche Benützung 
während der Dauer der Steuerbefreiung ſtattgefunden 
hat, die für die Zeit der ungeſetzlichen Benützung von 
den nicht widnungsmäßig verwendeten Gebäudetheilen 
nach den allgemeinen Normen entfallende Gebäude⸗ 
ſteuer fommt Zuſchlägen zu entrichten. 

Die ungeſetzliche Benützung während der Dauer 
des Genuſſes der Begünſtigung des §. 1, Abſatz 2, 
iſt im Falle einer auf die Übertretung gerichteten 
Abſicht als ſchwere Gefällsübertretung nach 8. 85 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50, zu beſtrafen. 
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8. 16. 


Wird für ein nach 5. 1 begünſtigtes Haus 
ein höherer, als der nach dem behördlich vidirten 
Tarife ($. 12) zuläſſige Mietzins eingehoben, ſo iſt 
der Mehrbetrag vom Vermieter an die Mietpartei 
zurückzuerſtatten. Hierüber entſcheidet die politiſche 
Behörde im Einvernehmen mit der Steuerbehörde 
erſter Juſtanz. 

Überdies iſt der Vermieter in ſolchen Fällen 
von der Steuerbehörde im Einvernehmen mit der 
politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu einer Geld⸗ 
firafe zu verurtheilen, welche im erſten Falle das 
Doppelte des über das zuläſſige Ausmaß hinaus 
eiugehobenen Mietzinſes beträgt, in Wiederholungs⸗ 
fällen aber bis zum Sechsſachen dieſes Mehrbetrages 
erhöht werden kaun. 


8. 17. 


Die Anfrechterhaltung des den Beſtimmungen 
der 88.2, 3, 5 bis 8, 11, 12 und 14, Abſatz 1, 
entſprechenden Zuſtandes, ſowie die Befolgung der 
in 8. 9 vorgeſehenen Vorſchriften iſt durch die politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz zu überwachen. 

Denſelben ſteht insbeſondere auch die Ertheilung 
der im §. 2, Abſatz 4, vorgeſehenen Bewilligung zu. 

Zur Durchführung dieſer Überwachung können 
die politiſchen Behörden auch die Gewerbeinſpectoren 
heranziehen. Eventuell köunen hiefür im Verordnungs⸗ 
wege nach Maßgabe des Bedarfes beſondere Organe 
beſtellt werden. 

Die Überwachungsbehörden ſind berechtigt, die 
betreffenden Gebäude in allen Theilen durch ihre 
Organe inſpiciren zu laſſen. Dieſelben haben in den 
einzelnen Fällen die nach den geltenden Vorſchriften 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, welche nach 
wiederholter fruchtloſer Beſtrafung (5. 18) im Zwangs ⸗ 
wege vollzogen werden können. 


9. 18. 


Andere als die in den 88. 15 und 16 bezeich⸗ 
neten Übertretungen dieſes Geſetzes oder der auf 
Grund desſelben getroffenen Anordnungen werden 
von der Überwachungsbehörde (§. 17) mit Geldſtrafen 
bis zu 200 K geahndet. 

Hieher gehören insbeſondere auch die Fälle, in 
welchen Beſitzer begünſtigter Gebäude dieſelben aus 
Fahrläſſigkeit theilweiſe an andere, als die in den 
88. 2 und 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen ver⸗ 
mieten oder unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn überlaſſen, oder 
in Bezug auf die theilweiſe entgeltliche oder unent⸗ 
geltliche Überlaffung an die im $. 3, Punkt 1, be⸗ 
zeichneten Perſonen das dort feſtgeſetzte Verhältnis 
überſchreiten. 
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Die Beſtimmung des 9.15, Alinea 3, hat auch 
in diefen Fällen — ſoferne nicht rückſichtswürdige 
Umſtände obwalten — Anwendung zu finden. 


8. 19. 


Über Recurſe, gegen die nach $. 15, Abſatz 1, 
und 8. 16, Abſatz 1, getroffenen Verfügungen ent⸗ 
ſcheidet die politiſche Landesbehörde im Einvernehmen 
mit der Finanz⸗Landesbehörde und das Miniſterium 
des Inuern im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
Miniſterium, über Recurſe gegen die nach 8. 15, Ab⸗ 
Tag 2, und $. 16, Abſatz 2, gefällten Straſerkenntniſſe 
die Finanz⸗Landesbehörde im Einvernehmen mit der 
politiſchen Landesbehörde und das Finanzminiſterium 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern. 


Die von der Überwachungsbehörde auf Grund 
des §. 17 getroffenen Verfügungen und gemäß $. 18 
gefällten Straferkenntniſſe können bei der politiſchen 
Landesbehörde angefochten werden, deren Entſchei⸗ 
dungen in Bezug anf Straferkenntniſſe end⸗ 
giltige find. 


Die Recursfriſt beträgt rückſichtlich aller auf 
Grund dieſes Geſetzes gefällten Entſcheidungen und 
Erkenntniſſe 30 Tage von dem auf die Znuſtellung 
folgenden Tage an gerechnet. Dieſe Entſcheidungen 
und Erkenntniſſe ſind im Wege der politiſchen Execu⸗ 
tion zu vollziehen. 


Die Geldſtrafen fallen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher ſich das betreffende Gebäude 
befindet. 


8. 20. 


In Anſehung der von den Finanzbehörden nach 
dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen hat auch 
dann, wenn die Entſcheidung im Einvernehmen mit 
der politiſchen Behörde erfolgt, das Geſetz vom 
19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, Anwendung 
zu finden. 


9. 21. 


Soweit dieſes Geſetz nicht anders beſtimmt, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die Steuerfrei⸗ 
heit für Neu-, Zu- und Umbauten, auch auf die 
im 8. 1, Abſatz 1, vorgeſehene Befreiung von der 
Gebäudeſteuer Anwendung. 


Desgleichen bleiben auch hinſichtlich der in 
dieſem Geſetze bezeichneten Gebäude die beſtehenden 
Vorſchriften über die Behandlung der Zinsverheim⸗ 
lichungen in Wirkſamkeit. 
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Das Verfahren bei Geſuchen um die im b. 1, 
Abſatz 2, vorgeſehene Begünſtigung in Bezug auf 
das Gebürenäquivalent wird im Verordnungswege 
geregelt. 


8. 22. 


Dieſes Geſetz findet auf jene Bauten Anwendung, 
welche binnen zwanzig Jahren, von dem im $. 25, 
Abſaßz 1, feſtgeſetzten Zeitpunkte des Beginnes ſeiner 
Wirkſamkeit an gerechnet, baulich vollendet werden, 
gleichviel ob der Bau vor oder nach dem bezeichneten 
Zeitpunkte in Angriff genommen wurde. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind 
jedach ermächtigt, in berückſichtigungswürdigen Fällen 
die Anwendung dieſes Geſetzes unter den durch das⸗ 
ſelbe vorgeſchriebenen Bedingungen auch auf ſolche 
Häuſer zu geſtatten, welche während der Giltigkeits⸗ 
dauer des Geſetzes vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. 
Nr. 37, vollendet wurden. 


8. 23. 


Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes treten nur 
in jenen Königreichen und Ländern in Kraſt, wo den 
betreffenden Neubauten im Wege der Landesgeſetz - 
gebung auch die Befreiung von allen Landes⸗ und 
Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Ge⸗ 
meindezuſchläge zu den im 8. 1 bezeichneten Staats ⸗ 
ſteuern für die ganze Dauer der Befreiung von den 
ſtaatlichen Steuern gewährt wird. 


$. 24. 


Der öffentlichen Rechnungslegung unterworfene 
Unternehmungen, welche ſtatutengemäß die Erbauung 
und Vermietung von Gebäuden der in dieſem Geſetze 
bezeichneten Art bezwecken und aus den in ſolchen 
Gebäuden inveſtirten Capitalien keine höhere als die 
uach §. 11, Abſatz 1 und 2, feſtgeſetzte Verzinſung 
erzielen, find rückfichtlich der Erwerbſteuer von dieſem 
Geſchäftszweige den gemäß $. 85 des Geſetzes vom 
25. October 1898, R. G. Bl. Nr. 220, begünſtigten 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften gleich zu 
halten. 


9. 25. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kund⸗ 
machung in Wirxkſamkeit. 

Das Geſetz vom 9. Februar 1892, R. G. Bl., 
Nr. 37, bleibt nach Beginn der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes, vorbehaltlich der Beſtimmungen des §. 22, 
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* 
Abſatz 2, nur rückſichtlich jener Gebäude in Kraft, für 
welche auf Grund desſelben die Steuerbefreiung 
bewilligt worden iſt. 


F. 26. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind die 
Miniſter der Finanzen und des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit den übrigen betheiligten Miniſtern 
beauftragt. 
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Motive 


zum 


Entwurfe eines Geſetzes, betreffend Begünftigungen für Gebäude mit 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen. 


Die Wohnungsfrage gehört zu den wichtigſten und ſchwierigſten Problemen, mit welchen die moderne 
Socialökonomie an die geſetzgebenden Gewalten der Staaten herantritt. Je ungünſtiger ſich die Wohnungs⸗ 
verhältniſſe für breite Schichten der Bevölkerung geftalten und je lebhafter anderſeits in den culturell auf- 
ſtrebenden Kreiſen der letzteren das Bedürfnis nach würdigen, den Anforderungen des Familienlebens und 
des geordneten Haushaltes entſprechenden Heimſtätten empfunden wird, deſto nachdrücklicher ſieht ſich der 
Staat vor die Aufgabe geſtellt, an eine Löſung des Problemes zu ſchreiten, welche geeignet iſt, in geſunden 
und billigen Wohnungen den gegenwärtigen, wie den künftigen Generationen die weſentlichſten Voraus⸗ 
ſetzungen ihres ſeeliſchen und körperlichen Gedeihens zu bieten. 


Für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder iſt eine, wenigſtens theilweiſe Löſung der. 
Wohnungsfrage durch die Geſetzgebung dermalen umſo dringender geworden, als das geltende Arbeiter; 
wohuungsgeſetz vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. Nr. 37, einerſeits in Bezug auf künftig zu errichtende 
Gebäude ſchon bald nach Beginn des kommenden Jahres ſeine Wirkſamkeit verliert, und anderſeits der ihm 
innewohnenden principiellen Mängel wegen überhaupt niemals eine tiefergehende praktiſche Bedeutung zu 
erlangen vermochte. 


Der weſentlichſte dieſer Mängel iſt ſchon in dem grundſätzlichen Aufbaue des geltenden Geſetzes gelegen 
und beſteht darin, dass dasſelbe nicht die arbeitende Bevölkerung, alſo im Concreten die Mietparteien, ſondern 
vielmehr den Erbauer des Hauſes, den Vermieter, als den eigentlichen Träger der geſetzlichen Begünſtigung 
auffaſst. Auf dieſe Auffaſſung iſt die Beſtimmung des 8. 1, lit. a) bis e) zurückzuführen, nach welcher 
die fragliche Begünſtigung nur in Bezug auf ſolche Gebände gewährt werden kann, welche von beſtimmten 
privilegirten Perſonen (Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen, Arbeitgebern für ihre Arbeiter ꝛc.) erbaut werden, 
während doch dem Geſetzgeber im Hinblicke auf das durch ein Arbeiterwohmmgsgeſetz anznſtrebende Ziel jeder 
willkommen ſein ſollte, der willens und in der Lage iſt, der Bevölkerung billige und geſunde Wohnungen zu 
bieten. Derſelben Auffaſſung entſpricht es anch, daſs im §. 6 das Erlöſchen der geſetzlichen Begünſtigung und 
ſomit auch der Widmung für Arbeiterwohnzwecke als eine Strafe für Geſetzesübertretungen der Hausbeſitzer, 
ſowie als eine unmittelbare Conſequenz der Eigenthumsübertragung an Perſonen, die nicht zu den nach 
$. 1 lit. a) bis e) privilegirten gehören, angeſehen wird, obgleich dadurch thatſächlich der Mieter ungleich mehr 
betroffen wird, als der Vermieter, welcher in dieſen Beſtimmungen unter Umſtänden die erwünſchte Gele⸗ 
genheit erblicken kann, um ſich einer ihm läſtig gewordenen Verpflichtung zu entledigen. 
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Die praktiſche Wirkſamkeit des Geſetzes wurde namentlich durch die Feſtſetzung von Maximalmiet⸗ 
zinſen beeinträchtigt, welche in den Beſtimmungen des 8. 5 fo nieder bemeſſen wurden, dafs mit den dieſen 
Mietzinſen enſprechenden Capitalien Gebäude, deren Anlage in baulicher und hygieniſcher Beziehung den zu 
ſtellenden Anforderungen einigermaßen entſprach, nicht hergeſtellt werden konnten. 


Abgeſehen hievon machte ſich aber auch die nachtheilige Rückwirkung jener Beſtimmung in empfind⸗ 
licher Weiſe geltend, durch welche die Zuerkennung der geſetzlichen Begünſtigung ausdrücklich von dem 
Beſtande eines Mietvertrages zwiſchen Eigenthümer und Arbeiter abhängig gemacht wurde, was zur 
Folge hatte, daſs die fragliche Begünſtigung einerſeits in den äußerft zahlreichen Fällen der unentgeltlichen 
oder ohne ziffermäßige Anrechnung auf den Lohn erſolgenden Überlaſſung von Wohnungen nicht zuerkannt 
werden konnte, anderſeits aber ſich nur auf die Hauszinsſteuer und die von ſteuerfreien Gebäuden zu ent⸗ 
richtende Steuer, nicht aber auch auf die Hausclaſſenſteuer erſtreckte. 


In hygieniſcher Beziehung endlich war die einzige äußerſt dürftige Beſtimmung des 8. 3, wonach der 
Fußboden der Wohnungen nicht unter dem Niveau der Straße gelegen ſein darf, durchaus unzulänglich, um 
den zu begünſtigenden Bevölkerungskreiſen wirklich geſunde Wohnungen zu bieten. 


Der neue Entwurf, durch welchen nach der Abſicht der Regierung das Geſetz vom 9. Februar 1892 
erſetzt werden ſoll, hat ſich eine dreifache Aufgabe geſtellt: 


In erſter Linie ſollen die Wohnungen geſund, das heißt jo veranlagt fein, dafs fie ihre Bewohner 
gegen die Gefahren ſchützen, welche ſich für deren körperliches und ſeeliſches Gedeihen aus dem Aufenthalte 
in überfüllten, licht⸗ und luftloſen Räumen und aus der Promiscuität der Geſchlechter und Altersſtufen 
ergeben. 


In zweiter Linie ſollen die Wohnungen billig ſein, das heißt, ihr Preis ſoll mit der ökonomiſchen 
Lage der dabei in Betracht kommenden Bevölkerungsſchichten im Einklange ſtehen. 


Endlich in dritter Linie fol dafür geſorgt werden, dafs ſolche geſunde und billige Wohnungen in 
einer den ſocial⸗politiſchen Zwecken des Geſetzes entſprechenden Anzahl vorhanden ſeien. 
Es genügt nämlich nicht, daſs — wie es im geltenden Geſetze geſchah — durch eine einſeitige Herabdrückung 
der Mietzinſe die Wohnungen verbilligt werden, ſondern es iſt vielmehr auch Pflicht einer fürſorgenden 
Geſetzgebung, dahin zu wirken, dass bei möglichſter Wahrung der Anforderungen der Hygiene einerſeits und 
der Billigkeit anderſeits doch auch dem anlageſuchenden Capitale nicht jeder Anreiz benommen werde, ſich 
auf dieſem Gebiete zu bethätigen. 


Es zeigt ſich auf den erſten Blick, wie außerordentlich ſchwierig es iſt, zwiſchen dieſen, einander 
diametral entgegenſtehenden Geſichtspunkten wenigſtens einigermaßen den nöthigen Einklang herzuſtellen. 
Der Geſetzgeber kann ſich jedoch durch dieſe Schwierigkeit nicht abhalten laſſen, der Löſung des Problems 
näher zu kommen, indem er bei jeder einzelnen Beſtimmung alle drei Geſichtspunkte gleichzeitig ins Auge 
fasst, fie ſorgfältig gegeneinander abwägt und endlich dasjenige verfügt, was im Intereſſe der Allgemeinheit 
und namentlich im Intereſſe derjenigen geboten und erreichbar erſcheint, zu deren Gunſten das Geſetz erlaſſen 
werden ſoll. 


In der nachfolgenden Erörterung der einzelnen Beſtimmungen der Regierungs vorlage ſollen die 
Mittel und Wege eingehend erörtert werden, durch welche dieſelbe die Erreichung ihrer dreifachen Aufgabe 
anſtrebt. 


Zu 8. 1. 


Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen verfolgen den Zweck, einerſeits die Wohnungen der zu begünſti⸗ 
genden Bevölkerungselaſſen zu verbilligen, anderſeits das Anlage ſuchende Capital zur In veſtition 
in billigen und geſunden Arbeiterwohnhäuſern heranzuziehen. 


Das Mittel, durch ausgedehnte Befreiung von den Gebäudeſteuern und den darauf entfallenden auto- 
nomen Zuſchlägen auf die Bauthätigkeit nach verſchiedenen Richtungen (Aſſanirungs⸗ und Verkehrs⸗ 
rückſichten, Unterſtützung commerzieller Intereſſen ꝛc.) fördernd einzuwirken, iſt der öſterreichiſchen Geſetz⸗ 
gebung nicht fremd. So wurde denn auch ſchon bei Erlaſſung des heute geltenden Geſetzes von dem Grund⸗ 
ſatze ausgegangen, dafs ein Geſetz, welches ſich zur Aufgabe macht, der arbeitenden Bevölkerung ihren Be⸗ 
dürfniſſen entſprechende geſunde Wohnungen zu bieten, Erleichterungen in Bezug auf die Entrichtung der 
öffentlichen Abgaben vorſehen und in dieſer Beziehung zunächſt als ein Steuergeſetz aufgefaſst werden müſſe. 
Demgemäß wurde in den 88. 1 und 2 des Geſetzes vom Jahre 1892 beſtimmt, daſs jenen Wohn- 
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gebäuden, welche ihrer Anlage und ihrem Zwecke nach den geſetzlichen Anforderungen entſprechen, die Be⸗ 
freiung von der Hauszinsſteuer, ſowie von der gemäß 8. 7 des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. 
Nr. 17, von ſteuerfreien Gebäuden zu entrichtenden Steuer auf einen Zeitraum von 24 Jahren eingeräumt 
wird, ſoferne dieſe Gebäude in dem betreffenden Lande im Wege der Landesgeſetzgebung auch die Befreiung 
von allen Landes- und Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Gemeindezuſchläge zu den genannten 
Staatsſteuern genießen. 


An dieſen Principien wird auch das neue Geſetz im allgemeinen feſtzuhalten haben; auch dieſes wird 
ſeinem Weſen nach im obenerwähnten Sinne den Charakter eines Steuergeſetzes nicht verlieren und wird die 
Befreiung von den in Betracht kommenden Steuern, überdies aber — wie in der weiteren Folge erörtert 
werden ſoll — auch eine Ermäßigung rückſichtlich einer beſtimmten Kategorie von Gebüren vorzuſehen haben. 


In Bezug auf die Bedingungen, an welche die Zuerkennung dieſer Begünſtigungen geknüpft werden 
ſoll, muſste im neuen Entwurfe zunächſt darauf Bedacht genommen werden, die oben erwähnten, jeder inneren 
Begründung entbehrenden Beſchränkungen des geltenden Geſetzes zu beſeitigen. 


So wurde in erſter Linie in Conſequenz des bereits zum Ausdrucke gelangten Grundſatzes, dass nicht 
der Vermieter, ſondern der Mieter Träger der geſetzlichen Begünſtigung iſt, jede Beſchränkung der 
Steuerbefreiung auf beſtimmte Kategorien von Banunternehmern, wie fie 8. 1, lit. a) bis o) 
des geltenden Geſetzes vorgeſehen hatte, fallen gelaſſen und dadurch jenen ſpäteren Beſtimmungen 
des Entwurfes Raum geſchaffen, welche bezwecken, das Privatcapital im weiteſten Um⸗ 
fange und ohne jede Rückſicht auf die Perſon des Beſitzers zur Inveſtition in Arbeiter— 
wohnhäuſern heranzuziehen. 


Kaum weniger wichtig iſt ein weiterer Unterſchied, welchen §. 1 der Vorlage gegenüber den 
correſpondirenden Beſtimmungen des geltenden Geſetzes aufweist und der darin gelegen iſt, daſs von dem 
bisherigen Erforderniſſe der Vermietung, im ſtreng rechtlichen Sinne, abgeſehen und die unentgelt⸗ 
liche, ſowie die gegen ziffermäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn erfolgende 
Überlaſſung von Wohnungen ausdrücklich für zuläſſig erklärt wurde. Dementiprehend wurde 
auch die Befreiung von der Hausclaſſenſteuer in den Bereich der Begünſtigungen einbezogen, wodurch 
das Anwendungsgebiet des Geſetzes eine weſentliche Erweiterung erfahren wird. 


Außer den ſo erweiterten Steuerbefreiungen nimmt die Regierungsvorlage zu Gunſten von Gebäuden 
mit billigen und geſunden Arbeiterwohnungen auch eine Ermäßigung des Gebürenäquivalentes in 
Ausſicht, welchem im Sinne des Geſetzes vom 13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 89, die Gebäude der 
Stiftungen, Beneficien, Kirchen, geiſtlichen und weltlichen Gemeinden ꝛc. unterliegen. Wenn berückſichtigt wird. 
wie großes Gewicht auf die vermehrte Errichtung von Arbeiterwohnhäuſern, fpeciell durch gemeinnützige 
Stiftungen und Vereine gelegt werden mufs, erſcheint es vollkommen gerechtfertigt, ſolchen Gebäuden in 
Anſehung ihres Zweckes dieſelbe Begünſtigung in der Entrichtung des Gebürenäquivalentes zuzuerkennen, 
welche ſchon einer Reihe ſocialpolitiſch wichtiger Inſtitutionen durch die Geſetzgebung gewährt worden iſt. 


Während nämlich das normale Ausmaß des Gebürenäquivalentes vom unbeweglichen Beſitze juriſtiſcher 
Perſonen 3 Procent von dem Werte ſammt 25 Procent Zuſchlag für jede Beſitzdauer von zehn Jahren 
beträgt, wurde dasſelbe durch die Geſetze vom 27. December 1880, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1881, und vom 
15. April 1885, R. G. Bl. Nr. 51, zu Gunſten der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und gewiſſer 
Vorſchuſscaſſen, ferner zu Gunſten gewiſſer wechſelſeitiger Verſicherungsvereine für Arbeiter, Gehilfen und 
Lehrlinge mit 1¼ Procent ſammt Zuſchlag, alſo mit der Hälfte des normalen Satzes beſtimmt; in der Folge 
wurde ſodann dieſe Ermäßigung auch den Arbeiter⸗Unfallverſicherungsanſtalten, den Arbeiterkrankencaſſen, 
den Bruderladen und regiſtrirten Hilfscaſſen in den dieſe Inſtitutionen regelnden Geſetzen eingeräumt. Dem 
durch dieſe Geſetzesbeſtimmungen gegebenen Vorbilde folgt die Regierungs vorlage im zweiten Abſatze des 8. 1. 
Eine gänzliche Befreiung vom Gebürenäquivalente kann auch bei dieſem Anlaſſe aus principiellen Gründen 
nicht vorgeſchlagen werden; übrigens genügt die beantragte Ermäßigung dieſer Abgabe, um die Stiftungen 
und Vereine in Abſicht auf die Rentabilität der betreffenden Gebäude gegenüber den privaten Bauführern 
zu begünftigen, welche mit den Gebüren für die während des Beſtandes der Gebäude vorkommenden Erb⸗ 
übergänge zu rechnen haben. ö 


Zu 88. 2 und 3. 


Durch dieſe Paragraphen ſoll der Kreis der jenigen Perſonen umſchrieben werden, 
welche das Geſetz als die effectiven Träger der von ihm vorgeſehenen materiellen Begünſti— 
gungen betrachtet wiſſen will. 
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Lediglich von ethiſchen und hygieniſchen Geſichtspunkten aus betrachtet, wäre zuzugeben, daj3 alle 
Bevölkerungskreiſe, deren Einkommen unter einem gewiſſen Betrage zurückbleibt, welcher ihnen unter den 
gegebenen Verhältniſſen die Miete einer den zuläſſigen Minimalanforderungen entſprechenden Wohnung 
geſtattet, des geſetzlichen Schutzes bedürftig find, mit anderen Worten: daſs in Bezug auf den Kreis der 
begünſtigten Mieter ein allenfalls örtlich und zeitlich zu differenzirendes Maximaleinkommen die einzig 
zuläſſige Beſchränkung zu bilden hätte. 


Ernſte Erwägungen volkswirtſchaftlicher und finanzpolitiſcher Natur laſſen es jedoch geboten 
erſcheinen, nicht ſo weit zu gehen, ſondern das neue Geſetz grundſätzlich auf das Gebiet des Arbeiter⸗ 
ſchutzes zu verweiſen und deſſen Vortheile vor allem denjenigen zuzuwenden, welche bei geringem Ein⸗ 
kommen mit ihrer Hände Arbeit productiv thätig find. 


Zu dieſem Zwecke iſt es jedoch erforderlich, den Arbeiterbegriff in Bezug auf dieſes Geſetz entſprechend 
weit zu umſchreiben. Die öſterreichiſche Geſetzgebung weist keine nach allen Richtungen entſprechende 
Definition dieſes Begriffes auf, wenigſtens keine, welche weit genug wäre, um den hier in Betracht 
kommenden Zwecken zu genügen. 


Die Begriffsbeſtimmung des $. 2 iſt nun aber thatſächlich fo weit gefasst, daſs der Kreis der zu 
ſchützenden Perſonen um Vieles über den vom Geſetze verfolgten Zweck hinausgehen würde, wenn nicht 
anderſeits — wie es im Entwurfe geſchieht — durch die Feſtſetzung eines nach der Zahl der Familien⸗ 
mitglieder und nach den Verhältniſſen des Aufenthaltsortes differenzirten Maximaleinkommens das nöthige 
Correctiv geſchaffen würde. Durch die diesbezüglichen Beſtimmungen des 8. 2 iſt im allgemeinen hinlänglich 
dafür vorgeſorgt, daſs unter den Arbeitern im weiteſten Sinne diejenigen des geſetzlichen Schutzes theilhaftig 
werden, welche mit Rückſicht auf ihre wirtſchaftliche Lage desſelben thatſächlich bedürfen. 


Es lag nahe, hinſichtlich der Ermittlung der wirtſchaftlichen Lage der in Betracht kommenden Perſonen 
von der Aufſtellung neuer Kriterien abzuſehen und vielmehr die Anlehnung an bereits beſtehende Feſtſtellungen 
dieſer Art zu ſuchen. Eine ſolche bot ſich naturgemäß in der Heranziehung der die Haushaltung gleichfalls 
als ein Ganzes auffaſſenden Veranlagungsergebniſſe der Perſonaleinkommenſteuer. 


Die weiteren Beſtimmungen des $. 2 verfolgen nur den Zweck, kleinliche Erſchwerungen hintanzuhalten, 
welche ſich bei der praktiſchen Durchführung aus dem Grundſatze, daſs nur Arbeiter Träger der Begünſtigung 
ſein ſollen, leicht ergeben könnten. 


Um den Beſitzern begünſtigter Gebäude eine Erleichterung in der Vermietung der Wohnungen zu 
gewähren, ſoll im §. 3, Punkt 1 des neuen Geſetzes geſtattet werden, daſs ein Theil der Wohnungen, 
jedoch nicht mehr als ein Vierttheil des bewohnbaren Raumes eines ſolchen Gebäudes, nicht an Arbeiter, 
ſondern an andere Perſonen vermietet (oder unentgeltlich überlaſſen) werde, deren jährliches Einkommen 
das in Bezug auf Arbeiter geſetzlich feſtgeſetzte Höchſtausmaß nicht überſteigt. 


Hiedurch ſoll jedoch ebenſowenig als durch die folgenden Beſtimmungen des 8. 3, welche theils im 
Jutereſſe der Mieter, theils der Vermieter, theils auch im Intereſſe beider eine partielle Benützung der 
begünſtigten Gebäude zu anderen, als zu Arbeiterwohnungszwecken geſtatten, der Charakter des Geſetzes 
als eines Arbeiter wohnungsgeſetzes grundſätzlich geändert werden. 


Zu 88. 4 bis 10. 


„In dieſen Paragraphen ſind die in Bezug auf begünſtigte Arbeiterwohnhänſer zu beobachtenden 
geſundheitlichen Vorſchriften zuſammengefaſst. 


Als Gebände, hinſichtlich welcher die im §. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt werden, können nach 
§. 4 in Betracht kommen: Familienwohnhäuſer, Ledigenheime, Schlaf- und Logirhäuſer und die zu einem 
Coiiplexe von Arbeiterwohnhäuſern gehörigen Wohlfahrtsgebäude. Für jede dieſer Kategorien werden in den 
folgenden Paragraphen beſondere Beſtimmungen erlaſſen, welche jedoch nur zum Theile imperativer Natur 
find, während ein anderer Theil derſelben gemäß dem Grundſatze, daſs das Beſſere leicht zum Feinde des 
Guten werden kann, ſich darauf beſchränkt, die auf die Erreichung eines möglichſt vollkommenen Zieles 
gerichtete Abſicht des Geſetzgebers zum Ausdrucke zu bringen, ohne jedoch durch beſondere Verhältniſſe 
bedingte Abweichungen auszuſchließen. 
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Was zunächſt die Familienwohnhäuſer betrifft, jo wird als oberſtes Princip anerkannt, dafs 
jeder einzelnen Familie die Möglichkeit ihres Sonderdaſeins gewahrt und die Nothwendigkeit einer gegen⸗ 
ſeitigen Berührung möglichſt verringert werde. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus begünſtigt der Entwurf in erſter Linie eingeſchoſſige, für nicht mehr 
als ſechs Familien beſtimmte Gebäude, ohne jedoch andere Bauarten, ja in größeren Städten ſelbſt 
ſogenannte „Mietkaſernen“ grundſätzlich auszuschließen, ſoferne nur jenen Vorſchriften Rechnung getragen 
wird, durch welche der obige Grundſatz im allgemeinen gewahrt werden ſoll. 

Eben demſelben Grundſatze entſpricht auch das Verbot der Aftervermietung und der Aufnahme von 
Bettgehern in ſolchen Gebäuden, durch welches das verderbliche Eindringen fremder Elemente in das 
Familienleben hintangehalten werden ſoll. 


Hinſichtlich der Beſchaffenheit und Einrichtung der Wohnungen kommt vor allem die Zahl und die 
Größe der Wohnräume in Betracht. Von ethiſchen und hygieniſchen Geſichtspunkten aus ſind Familien⸗ 
wohnungen mit mehr, wenn auch kleineren, ſolchen mit weniger, obzwar größeren Räumen, entſchieden 
vorzuziehen. Dieſes Princip gelangt in den Beſtimmungen des $. 5 inſoferne zum Ausdrucke, als dort für 
Wohnungen mit mehreren Wohnräumen ein relativ niederes Mindeſt⸗ und ein relativ hohes Höchſtausmaß 
feſtgeſetzt wird. Im allgemeinen bezweckt die Feſtſetzung eines Mindeſtausmaßes die Sicherung der geringſten 
Anforderungen, welche in Bezug auf die Raumverhältniſſe vom ethiſchen und hygieniſchen Standpunkte aus 
an eine Wohnung überhaupt geſtellt werden können, während in dem geſetzlich zuläſſigen Höchſtausmaße der 
Gedanke zum Ausdrucke gelangt, welcher auch bei der weiter oben erörterten Umſchreibung des Arbeiterbegriffes 
für die Feſtſetzung eines Maximums des Jahreseinkommens maßgebend war, dass nämlich das Geſetz nur den 
unter durchſchnittlich normalen Verhältniſſen thatſächlich beſtehenden Wohnungsbedürfniſſen minder 
bemittelter Arbeiterkreiſe, nicht aber darüber hinausgehenden Anforderungen Rechnung zu tragen hat. 

In den Beſtimmungen des 8. 6, welcher von den Ledigenheimen handelt, wird aus ethiſchen und 
hygieniſchen Gründen Wert darauf gelegt, das Zuſammenwohnen einer größeren Anzahl von Perſonen 
möglichſt zu vermeiden, weshalb hier durch ein relativ niederes Minimalausmaß Räume, welche zur Auf⸗ 
nahme von nur einer Perſon beſtimmt ſind, verhältnismäßig begünſtigt werden ſollen. Aus denſelben Gründen 
wird hinſichtlich ſolcher Gebäude die Unterbringung einzelnſtehender Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes in von⸗ 
einander vollkommen geſonderten Abtheilungen verlangt. 


Was die Schlaf- und Logirhäuſer betrifft, von welchen §. 7 des Entwurfes handelt, jo iſt es 
jedenfalls nur im Intereſſe der Arbeiterſchaft gelegen, daſs auch ſolche Gebäude der geſetzlichen Begünſtigung 
theilhaftig werden können, ſofern ſie den hiebei beſonders in Betracht kommenden geſundheitlichen und 
ſittlichen Anforderungen entſprechen und gleichfalls auf der Grundlage einer vollſtändigen Trennung der 
beiden Geſchlechter errichtet find. Hinſichtlich dieſer Kategorie von Gebäuden kommen jedoch in einer Richtung 
weſentlich andere Geſichtspunkte in Betracht, als bezüglich der übrigen Arbeiterwohnungshäuſer. Während 
es nämlich weiter oben im allgemeinen als unzuläſſig bezeichnet wurde, den Kreis der geſetzlich zu begünſti⸗ 

. genden Erbauer oder Beſitzer von Arbeiterwohnungsgebäuden auf beſtimmte Kategoriem von Perſonen zu 
beſchränken, kann ſpeciell hinſichtlich der Schlaf- und Logirhäuſer die Zweckmäßigkeit einer ſolchen Beſchrän⸗ 
kung nicht in Abrede geſtellt werden. Es folgt dies daraus, dass bei dieſer Art von Gebäuden deren gemein- 
nütziger Charakter nicht ſo ſehr durch ihre Anlage und Einrichtung an ſich, als vielmehr durch die Art ihres 
Betriebes und ihrer Benützung in jedem gegebenen Augenblicke bedingt iſt und daſs von den Perſonen, welche 
ſich zu ſpeculativen Zwecken mit dem Betriebe ſolcher Maſſenquartiere beſchäftigen, in der Regel nicht jenes 
Maß der Rückſichtnahme auf öffentliche Intereſſen vorausgeſetzt werden kann, ohne welches die Zuerkennung 
der geſetzlichen Begünſtigung thatſächlich unzuläſſig wäre. Eine fo gründliche und unausgeſetzte Überwachung, 
wie ſie hier zur Sicherung des geſetzlichen Zweckes unbedingt nöthig wäre, vermöchte aber ſtaatlicherſeits 
nicht gewährleiſtet zu werden. Aus dieſen Erwägungen empfiehlt es ſich, die Begünſtigung grundſätzlich nur 
ſolchen Schlaf: und Logirhäuſern zuzuerkennen, welche von öffentlich-rechtlichen Corporationen, gemein- 
nützigen Vereinen, Stiftungen oder Genoſſenſchaften oder von Arbeitgebern für die eigenen Arbeiter errichtet 
werden. In Fällen, in welchen der Beſitz des Gebäudes ſpäter an andere als die oben bezeichneten Perſonen 
übergeht, bleibt es der Entfcheiduug der betheiligten Miniſterien vorbehalten, ob und unter welchen Bedin- 
gungen die Begünſtigung und damit auch die Widmung des Gebäudes ferner noch fortzubeſtehen hat. 


Unter den oben erwähnten Wohlfahrtsgebäuden im engeren Sinne (8. 8) find Leſehallen, Bade⸗ 
häuſer, Waſchanſtalten oder andere zur gemeinſamen Benützung beſtimmte, dem geiſtigen oder körperlichen Wohle 
der Bewohner eines oder mehrerer Häuſer dienende Anlagen zu verſtehen. Da das neue Geſetz kein Volks⸗, 
ſondern ſpeciell nur ein Arbeiterwohnungsgeſetz ſein ſoll, können in Anſehung desſelben nur ſolche Wohl- 
fahrts gebäude in Betracht kommen, welche zu einem Complexe von nach dieſem Geſetze begünſtigten 
Arbeiter wohnhäuſern gehören. f 
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Durch die in den 88. 5 bis 8 enthaltenen Vorſchriften ſind jedoch die hygieniſchen Rückſichten noch 
keineswegs erſchöpfl, welche von der Geſetzgebung gewahrt werden müſſen, wenn der arbeitenden Bevölkerung 
thatſächlich geſunde Wohnungen geboten werden ſollen. Es muj3 hier Bedacht darauf genommen werden, 
dafs die Lage der Fußböden in den Erdgeſchoßwohnungen zur Straßenoberfläche in das richtige Verhältnis 
gebracht werde, daſs die bewohnbaren Räume hinlänglich hoch und entſprechend eingetheilt ſeien, dafs fie 
in ausreichendem Maße mit Licht, Luft und Waſſer verſorgt, dafs die Abfallftoffe in geeigneter Weiſe 
beſeitigt, . Bezug auf Keller und Bodenräume berechtigte Anſprüche der Parteien berückſichtigt 
werden u. ſ. w. 


Von größter Wichtigkeit iſt es ferner auch, daſs die begünſtigten Gebäude in einer Weiſe benützt 
werden, welche eine Überfüllung der Wohnräume ausſchließt und mit den Rückſichten der Moral und der 
Hygiene vereinbar iſt. Speciell hinſichtlich der Schlaf- und Logirhäuſer kommt überdies ſehr viel darauf an, 
daſs ſolche Gebäude auch den Intentionen des Geſetzes gemäß eingerichtet und betrieben werden. 


Wie aus dieſen Andeutungen hervorgeht, ſind die hier in Betracht kommenden Vorſchriften ſo mannig⸗ 
faltige und umfaſſende, daſs es ſchon deshalb ſchwer möglich wäre, alle hiebei maßgebenden Geſichtspunkte 
vollkommen erſchöpfend und ohne Beeinträchtigung anderer wichtiger Zwecke in dem knappen Rahmen des 
Geſetzes zur Geltung bringen. 


Abgeſehen hievon, würde es aber auch den größten Schwierigkeiten begegnen, die fraglichen 
hygieniſchen Rückſichten, welche je nach dem augenblicklichen Stande der fortſchreitenden Wiſſenſchaft 
vielfachen Schwankungen unterworfen ſind, in die ſtarre Form geſetzlicher Vorſchriften zu kleiden, während es 
bezüglich der in Betracht kommenden ethiſchen Rückſichten, wenn ſie auch allerzeit und allerorts dieſelben 
bleiben, doch in den einzelnen Ländern und Landestheilen von der culturellen und ökonomiſchen Entwicklung 
der Bevölkerung abhängen wird, wie weit dieſelben durch eonerete Anordnungen praktiſch zur Geltung 
gebracht werden können. 


Alle dieſe Erwägungen ſcheinen dafür zu ſprechen, dafs das Geſetz ſich praktiſch umſomehr bewähren 
werde, je größer die Accomodationsfähigkeit iſt, welche ihm in Bezug auf die jeweiligen zeitlichen und 
örtlichen Verhältniſſe gewahrt wird. Hiedurch wurde die Regierung beſtimmt, im §. 9 der Verordnungsgewalt 
hinſichtlich der hier in Rede ſtehenden Vorſchriften einen relativ weiten Spielraum zu eröffnen. Bei Erlaſſung 
der dort vorgeſehenen Verordnungen wird es Aufgabe der Regierung ſein, zwiſchen den gerechten Anſprüchen 
der arbeitenden Bevölkerung auf geſunde Wohnungen und der Leiſtungsfähigkeit der Unternehmer einen 
billigen Ansgleich zu finden und insbeſondere alle zu weit gehenden Anforderungen zu vermeiden, durch 
welche das Capital der Inveſtition in ſolchen Gebäuden entzogen werden könnte. 


Wenngleich die Regierung bemüht war, durch die Beſtimmungen der 88. 4 bis 9 in Bezug auf Arbeiter- 
wohnhäuſer das Beſte anzuſtreben, was ihr unter den gegebenen Umſtänden in Abſicht auf den Zweck des 
Geſetzes erreichbar erſchien, fo iſt es doch keineswegs ausgeſchloſſen, daſs dieſer Zweck theilweiſe auch durch 
andere als die dort vorgeſehenen Mittel erreicht werden kann. Von dieſem Geſichtspunkte aus, und um auch 
in dieſer Hinſicht dem Geſetze die nöthige Elaſticität mit Rückſicht auf die künftige Geſtaltung der Verhältniſſe 
zu ſichern, ſoll in der Beſtimmung des §. 10 der Regierung die Vollmacht gegeben werden, die Erbauer 
begünſtigter Gebäude von einzelnen der vorgeſchriebenen Bedingungen zu entbinden, ſoweit der zweckent- 
ſprechende und gemeinnützige Charakter des Hauſes und die Wahrung des öffentlichen Intereſſes in anderer 
Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


Zu 88. 11 und 12. 


Durch die Beſtimmungen des 8. 11 ſoll das ſchwierige Problem zur Löſung gelangen, welches darin 
gelegen iſt, die Intereſſen der Mieter als der materiellen, mit jenen der Vermieter als der 
formellen Träger der geſetzlichen Begünſtigung in Einklang zu bringen. 

Dieſe Beſtimmungen ſind aber inſoferne auch die wichtigſten des Entwurfes, als durch dieſelben im 
Zuſammenhange mit den fpäter zu erörternden Vorſchriften des 8. 24 der markanteſte, für die geſammte 
Regierungsvorlage grundlegende Gedanke zur Verwirklichung gebracht werden ſoll, daſs es Aufgabe des 
Staates iſt, mittelbar durch Gewährung ökonomiſcher Begünſtigungen zur Errichtung einer 
hinlänglichen Anzahl von Gebäuden mit gefunden und billigen Arbeiterwohnungen bei⸗ 
zutragen und zu dieſem Zwecke das Privatcapital im weiteſten Umfange zur Inve— 
ſtition in ſolchen Gebäuden heranzuziehen. 

Wenn in Verfolgung dieſes Gedankens der Geſetzentwurf, welcher — wie bereits mehrfach erwähnt — 
die arbeitende Bevölkerung als den eigentlichen Träger der Begünſtigung anſieht, deſſenungeachtet auch dem 
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Erbauer begünſtigter Gebäude, beziehungsweiſe deſſen Rechtsnachfolger im Beſitze der letzteren, einen 
Antheil an der Begünſtigung einräumen will, ſo iſt dieſe Participation nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel 
zum Zwecke, ſoferue ohne dieſelbe der gerade im Intereſſe der eigentlich Begünſtigten erforderliche Anreiz 
zur Erbauung folder Häuſer verloren ginge. Es treten hier zwei der oben als maßgebend bezeichneten 
Geſichtspunkte — die Billigkeit der Arbeiterwohnungen einerſeits und deren möglichſte Vermehrung anderſeits 
— in directen Widerſtreit. Aufgabe der Geſetzgebung iſt es, dafür zu ſorgen, dafs der Erbauer des Hauſes, 
als der formelle Träger der Begünſtigung, gehalten werde, dieſelbe zum größten Theile auf deren materielle 
Träger, die Mietparteien, durch Verbilligung der Wohnungen zu überwälzen, für ſich aber nur jenen Antheil 
zurückzubehalten, welcher erforderlich iſt, um die Erbauung von Häuſern mit gefunden und billigen Arbeiter- 
wohnungen gegenüber derjenigen anderer Zinshäuſer unter ſonſt gleichen Bedingungen noch privilegit 
erſcheinen zu laſſen. 


Das geltende Geſetz iſt in erſterer Richtung zu weit gegangen, indem es durch Feſtſetzung zu niederer 
Mietzinſe ausſchließlich das Moment der Billigkeit berückſichtigte, dagegen das der nothwendigen Vermehrung 
ſolcher Gebäude gänzlich außeracht ließ. Abgeſehen hievon ift es aber auch an ſich verfehlt, den jährlich zu- 
läſſigen Mietzins unterſchiedslos nach dem Quadratmeter bewohnbaren Raumes zu bemeſſen, wie es in 
8. 5 die ſes Geſetzes geſchieht. Wenn die Überwälzung der Steuerbegünſtigung von dem Vermieter auf den 
Mieter in einer für beide Theile gerechten und billigen Weiſe erfolgen ſoll, muſs im neuen Geſetze die 
Möglichkeit geboten werden, je nach der Lage (Stockwerk, Gaſſen- oder Hofjeite ꝛc.) und der ſonſtigen 
Beſchaffenheit der Wohnung praktiſche Unterſchiede in der Bemeſſung der Mietzinſe eintreten zu laſſen (. 12, 
Abſatz 1). Außerdem bringt auch die geſetzliche Feſtſetzung des Mietzinſes nach Maßgabe des bewohubaren 
Raumes den Nachtheil mit ſich, daſs ſpäteren Veränderungen in der durchſchnittlichen Höhe der Baurente 
nicht Rechnung getragen werden kann. 


Um dieſen Übelſtänden nach allen Richtungen abzuhelfen, ſoll im neuen Geſetze das Geſammtzins— 
erträgnis des ſteuerbegünſtigten Gebäudes einer procentuellen Beſchränkung unterworfen, 
dagegen aber dem Vermieter überlaſſen werden, innerhalb des zuläſſigen Geſammterträgniſſes den Zins der 
einzelnen Wohnungen feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung des Procentſatzes, nach welchem ſich das für Baugrund 
und Baukoſten aufgewendete Capital nach Abzug der Amortiſationsrate, ſämmtlicher Realſteuern, Zuſchläge 
und Umlagen, ſowie der Gebäudeerhaltungs⸗ und Adminiſtratiouskoſten verzinſen darf, das heißt die Löſung 
der Frage, bis zu welchem Ausmaße der Vermieter verhalten werden ſoll, den Wert der Steuerbegünſtigung 
auf den Mieter zu überwälzen, gehört zu den ſchwierigſten Aufgaben dieſer Geſetzesreform. 


Bei eingehender Erwägung gelangte die Regierung zu der Überzeugung, dass jede Fixirung 
dieſes Procentſatzes durch das Geſetz ſelbſt deſſen Zwecke empfindlich beeinträchtigt. Bei den namhaften 
Schwankungen, welchen der Zinsſuß nicht nur zeitlich, ſondern auch örtlich unterworfen iſt, können die hier 
maßgebenden Intereſſen nur dann entſprechend gewahrt werden, wenn den Vorſchriften über die zuläſſige⸗ 
Maximalverzinſung des in Arbeiterwohnungen inveſtirten Capitales die nöthige Beweglichkeit geſichert 
bleibt, um ſich den jeweiligen concreten Verhältniſſen möglichſt enge anſchließen zu können. Dieſer Zweck 
aber iſt nur dadurch zu erreichen, dafs die Feſtſetzung des fraglichen Procentſatzes im Rahmen des Geſetzes 
der Verordnungsgewalt überlaſſen wird, wobei auf den in einzelnen Ländern oder Landestheilen jeweilig 
ortsüblichen Zinsfuß, insbeſondere auf den Hypo hekarzinsſuß der Sparcaſſen und der ſonſt maßgebenden 
Creditinſtitute in der Weiſe Rückſicht zu nehmen iſt, daſs die Inveſtirung des Capitals in Gebäuden mit 
gefunden und billigen Arbeiterwohnungen anderen ähnlichen Capitalsanlagen gegenüber, wenn auch nur in 
beſchränktem Maße, doch immerhin noch begünſtigt erſcheint. Ein Zinsfuß, welcher ſich um 0˙20 bis. 
0°50 Procent über die nach den obigen Grundſätzen ermittelte Durchſchnittsverzinſung erhebt, kann im. 
allgemeinen als ausreichend angeſehen werden, um bei möglichſter Wahrung des Grundſatzes der Billigkeit 
der Wohnungen dem Vermieter doch einen angemeſſenen Antheil an dem Werte der Steuerbegünſtigung zu 


ſichern. - 


Bei Feſtſetzung der zuläſſigen Maximalverzinſung mus übrigens nicht allein auf die Heranziehung 
des Privatcapitals, ſondern namentlich auch darauf Rückſicht genommen werden, daſs öffentliche Anſtalten, 
welche in irgend einer Weiſe die Zwecke des allgemeinen Beſten zu fördern berufen find, wie Kranken- 
und Unfallverſicherungsanſtalten, Landes⸗-Creditinſtitute ꝛc., angeregt werden ſollen, ihre ver- 
fügbaren Capitalien in zunehmendem Maße in Arbeiterwohnhäuſern zu inveſtiren. Hier iſt es Aufgabe des. 
Geſetzes, neben ſeinen eigenen Zwecken auch den gleichfalls öffentlichen Intereſſen dienenden Zwecken jener 
Anſtalten Rechnung zu tragen; es geſchieht dies am beſten durch die Beſtimmung des dritten Abſatzes 
des 8. 11, in welcher die Executive ermächtigt wird, ſolchen gemeinnützigen Anſtalten fallweiſe eine Höhere 
als die ſonſt zuläſſige Verzinſung des in Arbeiterwohnungen inveſtirten Capitales zu bewilligen. 
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Außer einer relativ höheren Capitalsverzinſung bietet der Entwurf den Erbauern noch eine weitere 
Begünſtigung, welche darin gelegen iſt, daſs die Beſtanddauer der Arbeiterwohnhäuſer im erſten Abſatze des 
8. 11 nur mit 60 Jahren, alſo um 20 bis 40 Jahre niederer angeſetzt wird, als dies bezüglich anderer 
Gebäude durchſchnittlich angenommen wird. Die Vertheuerung der Mietzinſe, welche die Verkürzung der 
Amortiſationsfriſt zur Folge hat, iſt keine ſehr namhafte und dürfte die Nachtheile weitaus überwiegen, 
welche ſich für die eigentlichen Träger der Begünſtigung daraus ergeben würden, wenn das anlageſuchende 
Capital durch die geſetzliche Annahme einer allzulangen Beſtanddauer in großem Umfange von der Inveſtition 
in Arbeiterwohngebäuden abgehalten würde. 


Durch die im 4. Abſatze des §. 11 vorgeſehene Beſtimmung ſoll dem Erbauer, ſowie anderſeits dem 
Staate im Jutereſſe der Mietparteien die Möglichkeit geboten werden, weſentliche, in der Grundrente ein⸗ 
getretene Veränderungen in der Höhe der zuläſſigen Capitalsverzinſung zum Ausdrucke zu bringen. 


Die Beſtimmung des 5. Abſatzes des 8. 11 im Zuſammenhange mit jener des 2. und 3. Abſatzes 
des §. 12 verfolgt den Zweck, einerſeits eine wirkſame Controle der effectiven Capitalsverzinſung 
jederzeit zu ermöglichen, anderſeits den Bewohnern des Hauſes unter allen Umſtänden volle Klarheit über 
den Wert der ihnen überlaſſenen Wohnungen oder Wohnbeſtandtheile zu bieten. 


Die im §. 12 vorgeſehene Genehmigung der Hausordnung wird den competenten Behörden die 
Gelegenheit bieten, mancherlei hygieniſche und moraliſche Rückſichten zur Geltung zu bringen, namentlich aber 
die allfälligen Nebengebüren (z. B. Beiträge zur Reinigung und Beleuchtung des Hausflurs, der Gänge 
und Treppen, Waſſerzinſe ꝛc.) im Intereſſe der Mieter einer entſprechenden Controle zu unterwerfen. 


Zu 8.13. 


Wenngleich — wie oben bemerkt — das neue Geſetz vermöge der Art der im $. 1 vorgeſehenen Begünſti⸗ 
gungen, ebenſo wie das geltende, im allgemeinen den Charakter eines Steuergeſetzes beſitzt, ift deſſen Grund⸗ 
lage gegenüber jener des geltenden Geſetzes doch inſoferne vollkommen verſchoben, als bei ihm die fiscaliſchen 
Intereſſen weſentlich in den Hintergrund treten, um weit ausſehenden ſocialpolitiſchen und national⸗ 
ökonomiſchen Erwägungen, ſowie dringenden Rückſichten der Ethik und der Hygiene Raum zu geben. 


Dem entſpricht es auch, dass in Bezug auf die Durchführung des neuen Geſetzes das Reſſort des 
Miniſteriums des Innern als vollkommen gleichberechtigt jenem der Finanzen gegenübertritt. 


Dieſe paritätiſche Mitwirkung beider Reſſorts an der Handhabung des Geſetzes gelangt faſt in ſämmt⸗ 
lichen Vorſchriften des Entwurfes, alſo ſelbſtverſtändlich ganz beſonders in den Beſtimmungen des 8. 13 zum 
Ausdrucke, welcher die Competenz hinſichtlich der Zu- oder Aberkennung der geſetzlichen Begünſtigungen 
regelt. 

Wie im allgemeinen bei Bewilligung von zeitlichen Steuerbefreiungen werden auch hier die Finanz⸗ 
Landesbehörden mit der Entſcheidung in I. Inſtunz betraut. Abgeſehen hievon, erſcheint dieſe Abkürzung des 


Inſtanzenzuges aber auch in der Erwägung begründet, daſs der mit der doppelten Competenz unvermeidlich 


verbundene größere Zeitaufwand dadurch einigermaßen aufgewogen wird. 


Die Beſtimmungen über das Verfahren bei Durchführung des Geſetzes find durch $. 13 nicht erſchöpft, 
ſondern finden im Zuſammenhange mit jenen über das Strafverfahren im 8. 19 ihre Ergänzung. 


Zu 8. 14. 


Durch die Beſtimmungen dieſes Paragraphen ſollen die nach dieſem Geſetze begünſtigten 
Gebäude dauernd zu Arbeiterwohnungs- und Wohlfahrtszwecken gewidmet werden. Es 
iſt dies eine weitere nothwendige Conſequenz des mehrerwähnten, für den Geſetzentwurf grundlegenden 
Principes, daſs nicht der Vermieter, ſondern der Mieter der wirkliche Träger der geſetzlichen Begünſtigung iſt. 


Mit dieſem Grundſatze iſt ſelbſtverſtändlich auch die Vorſchrift des §. 6 des geltenden Geſetzes 
unvereinbar, wonach die Begünſtigung erliſcht, wenn das Gebäude aus dem Eigenthume des begünſtigten 
Erbauers in jenes dritter Perſonen übergeht. Dasſelbe gilt auch von der weiteren Beſtimmung des citirten 
Paragraphen, nach welcher bei Nichtbeachtung der geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere bei Überſchreitungen 
der zuläſſigen Mietzinsbeträge die Hausbeſitzer durch Entziehung der Begünſtigung beſtraft werden. Es 
liegt auf der Hand, dafs dieſe Strafe nicht fo ſehr den ſchuldtragenden Vermieter, als vielmehr die durch 
deſſen Übertretung ohnedies bereits geſchädigten Mietparteien trifft, und dass der erftere — wie bereits 
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eingangs angedeutet — unter Umſtänden in einer ſolchen Übertretung ſogar das geeignete Mittel erblicken 
könnte, um ſich einer ihm läſtig gewordenen Verbindlichkeit zu entledigen. 


Um ſolche Conſequenzen zu vermeiden, geht die Regierungsvorlage in den Beſtimmungen des g. 14 
von dem Grundſatze aus, daſs der Beſitzer eines Arbeiterwohnhauſes infolge der Zuerkennung der geſetzlichen 
Begünſtigung formell dem Staate, materiell ſeinen Mietparteien gegenüber die im Geſetze vorgeſehenen Ver⸗ 
pflichtungen übernimmt, welchen er ſich einſeitig nicht entziehen kann, ohne dieſe Parteien, oder richtiger die 
Geſammtheit derjenigen zu ſchädigen, e des beſonderen geſetzlichen Schutzes bedürfen und theilhaftig 
werden ſollen. 

Rein theoretiſch genommen, ar es das Intereſſe der arbeitenden Bevölkerung zu erheiſchen, dass 
ſolche Gebäude für die geſammte effective, oder wenigſtens präſumtive Dauer ihres Beſtandes dem Arbeiter⸗ 
wohnungs⸗, beziehungsweiſe Wohlfahrtszwecke gewidmet bleiben. Praktiſche Erwägungen laſſen es jedoch 
äußerſt zweifelhaft erſcheinen, ob eine fo lange Dauer der Widmung thatſächlich im Intereſſe der zu ſchützenden 
Claſſen gelegen iſt und ob nicht vielmehr nach Ablauf vieler Decennien geänderte ökonomiſche Verhältniſſe 
und geänderte hygieniſche Anſchauungen weſentlich andere Bedürfniſſe zeitigen werden, welchen die heute 
entſtehenden Gebäude nicht mehr, oder doch nicht mehr in vollem Umfange zu entſprechen vermöchten. Jeden⸗ 
falls wäre aber der Vortheil einer jo lange dauernden Widmung ein viel zu geringer, als daſs der Nachtheil 
dadurch aufgewogen werden könnte, welcher ſich daraus ergeben würde, dafs das Capital durch eine unver- 
hältnismäßig lange Dauer der Widmung heute ſchon in großem Umfange davon abgehalten würde, die 
Anlage in Arbeiterwohn⸗ und Wohlfahrtsgebäuden zu ſuchen. 

Nach reiflicher Erwägung aller maßgebenden Umſtände glaubte die Regierung in einer Widmungs⸗ 
dauer von 50 Jahren, als dem nach oben abgerundeten doppelten Zeitausmaße der geſetzlichen Begünſtigungsdauer 
die richtige Mitte zu finden, um das Intereſſe der zu ſchützenden Bevölkerungskreiſe zu wahren, ohne deren 
Bedürfniſſe nach möglichſter Vermehrung der begünſtigten Gebäude Abbruch zu thun. 

Die Verpflichtung des Beſitzers, das Gebäude den geſetzlichen Zwecken zu widmen, mußs ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch die Verpflichtung in ſich ſchließen, es während der Dauer der Widmung in einem dieſen Zwecken 
entſprechenden Zuſtande zu erhalten und die im Geſetze vorgeſehenen Anordnungen zu bebbachten. Ebenſo 
ſelbſtverſtändlich bedürfen alle baulichen Veränderungen, welche die Vorausſetzungen zur Erlangung der 
geſetzlichen Begünſtigung in irgend welcher Weiſe berühren, einer beſonderen Bewilligung. 

Da die Offentlichkeit nicht allein vom Standpunkte dieſes Geſetzes aus, ſondern auch aus ganz denſelben 
Rückſichten, wie hinſichtlich aller anderen auf Realitäten ruhenden dinglichen Laſten ein Intereſſe daran hat, 
dass die Belaftung eines begünſtigten Gebäudes durch die Widmung zu Arbeiterwohn⸗ oder ⸗Wohlfahrts⸗ 
zwecken in den öffentlichen Büchern aufſcheine, wird im $. 14, Abſatz 3, die Einverleibung der Widmung 
als Reallaſt zu Gunſten des Staates im Grundbuche angeordnet. Es liegt nun auf der Hand, dass die Wirk 
ſamkeit einer ſolchen Maßregel durch eine minder vortheilhafte bücherliche Rangordnung in hohem Grade 
beeinträchtigt, unter Umſtänden ſogar aufgehoben werden kann. Wenn daher die bücherliche Eintragung 
ſpeciell in jenen Fällen, für welche ſie in erſter Linie beſtimmt iſt, das iſt bei der Zwangsverſteigerung, nicht 
verſagen ſoll, jo muss, da dieſer Reallaſt ein geſetzliches Vorrecht vor anderen dinglichen Rechten nicht ein- 
geräumt werden konnte, auf andere Weiſe wenigſtens für eine relative, dem concreten Falle angepaſste 
Priorität derſelben Sorge getragen werden. Dies kann ohne jede Beeinträchtigung des Realcredites dadurch 
erreicht werden, daſs den Behörden geſetzlich die Ermächtigung ertheilt wird, die Zuerkennung der Begünſtigungen 
von Nachſtehungserklärungen abhängig zu machen. 

Wenngleich die Widmung nach dem Entwurfe grundſätzlich 50 Jahre dauern ſoll, werden ſich doch 
auch in Zukunft Fälle ergeben, in welchen das Erlöſchen einer ſolchen Widmung bereits in einem früheren 
Zeitpunkte eintreten muss. Dies kann jedoch ſelbſtverſtändlich niemals ſtrafweiſe, ſondern in der Regel nur 
dann geſchehen, wenn infolge geänderter Verhältniſſe das Intereſſe der geſetzlich begünſtigten Arbeiterkreiſe 
an dem aufrechten Beſtande der Widmung aufgehört hat, alſo die Vorausſetzungen, unter welchen dieſelbe 
begründet wurde, thatſächlich entfallen ſind; ſolche Fälle, wie zum Beiſpiel der Niedergang oder das gänz⸗ 
liche Aufhören einer früher blühenden Induſtrie an einem beſtimmten Orte, dürften ſich unter normalen Ver⸗ 
hältniſſen nicht allzuhäufig ergeben. Außerdem iſt es aber auch nicht ausgeſchloſſen, dafs ſich auf Seite des 
Vermieters Umſtände geltend machen, welche eine vorzeitige Aufhebung der Widmung aus Billigkeitsrück⸗ 
ſichten geboten erſcheinen laſſen. Für beide erwähnten Eventualitäten werden die betheiligten Miniſter durch 
die Beſtimmung des 8. 14, Abſatz 4, ermächtigt, die Aufhebung der Widmung ganz oder theilweiſe zu be⸗ 
willigen. Die fragliche Bewilligung ſoll jedoch nur dann von der Leiſtung eines Rückerſatzes für die 
genoſſene Begünſtigung abhängig gemacht werden können, wenn für die Aufhebung der Widmung nicht 
beſonders rückſichtswürdige Umſtände obwalten, alſo namentlich wenn das Intereſſe der zu ſchützenden Bevöl⸗ 
kerungskreiſe an der Widmung noch fortbeſteht. Bei Bemeſſung der Rückerſatzleiſtung wird jedoch nach Inhalt 
dieſer Beſtimmung auf eine frühere widmungsgemäße Verwendung des Gebäudes ſtets entſprechend Rückſicht zu 
nehmen ſein. 
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Die im Schluſsſatze des $. 14 enthaltene Vorſchrift, wonach die Aufhebung der Widmung unter 
allen Umſtänden auch das gleichzeitige Erlöſchen der nach $. 1 zuerkannten Begünſtigungen zur Folge hat, iſt 
ſelbſtverſtändlich und bedarf keiner weiteren Erläuterung. 


Zu 88. 15 und 16. 


Dieſe Paragraphen beziehen ſich auf zwei verſchiedene Fälle von Geſetzesübertretungen, und zwar 
einerſeits auf die Benützung des Gebäudes zu anderen als den im Geſetze vorgeſehenen 
Zwecken (8. 15) und anderſeits auf die Einhebung eines höheren, als des nach dem behördlich 
vidirten Tarife zuläſſigen Mietzinſes (8. 16). 


Im directen Gegenſatze zum geltenden Geſetze, welches, wie bereits bemerkt, ſolche Übertretungen mit 
der Entziehung der Begünſtigung ahndet, verfolgt der vorliegende Entwurf rückſichtlich beider Kategorien 
von Delicten in erſter Linie die Tendenz, daſs der geſetzmäßige Znſtand bei unveränderter Fort⸗ 
dauer der Begünſtigung und der Widmung wiederhergeſtellt werde. 


Dieſer Tendenz entſpricht es, daſs der Beſitzer eines begünſtigten Gebäudes in Fällen der geſetz⸗ 
widrigen Benützung desſelben nach 8. 15, Abſatz 1, nöthigenfalls im Zwangswege, zur Beobachtung feiner 
Verpflichtungen, in Fällen einer Mietzinsüberfchreitung aber nach §. 16, Abſatz I, dazu verhalten werden 
fol, den über das zuläſſige Ausmaß hinaus eingehobenen Mehrbetrag an die Mietpartei zurück- 
zuerſtatten. 


In beiden Beſtimmungen, deren Handhabung den politiſchen Behörden im Einvernehmen mit den 
Steuerbehörden I. Inſtanz überlaſſen werden ſoll, gelangt klar und deutlich der oft erwähnte Grundſatz zum 
Ausdrucke, daſs die arbeitende Bevölkerung Träger der Begünſtigung iſt und dafs ihre Benachtheiligung 
vor allem durch das Geſetz verhindert werden ſoll. . 


Außer dieſen adminiſtrativen Maßnahmen knüpft der Entwurf an beide Übertretungen auch ſtrafrecht- 
liche Conſequenzen, von welchen die Beſtimmungen des §. 15, Abſatz 2 und 4, und des F. 16, Abſatz 2, 
handeln. 


Die ſtrafrechtliche Behandlung nach §. 15, Abſatz 2, ſoll — wie durch die Worte „vorbehaltlich der 
Beſtimmung des $. 18, Abſatz 2“, angedeutet wird — nur dann eintreten, wenn der widmungswidrigen 
Benützung des Gebäudes eine doloſe Abſicht zugrunde lag, während eine ſolche, aus bloßer Fahr⸗ 
läſſigkeit begangene Übertretung der milderen Ahndung nach der letzteitirten Beſtimmung unter⸗ 
liegen ſoll. 

Bei Feſtſetzung dieſer Unterſcheidung ging die Regierung von der Erwägung aus, dafs die Grenzen 
der widmungsgemäßen Verwendung bisweilen ziemlich ſubtiler Natur ſind, wie dies namentlich bezüglich der 
nach $. 2 den „Arbeiter“-Begriff nach oben begrenzenden Maximalbeträge des Jahreseinkommens der Fall 
iſt, und daſs in dieſer Richtung Geſetzeswidrigkeiten auch ohne jede doloſe Abſicht leicht unterlaufen 
können. ö 


Es mag in der Subtilität der Grenzen zwiſchen widmungsgemäßer und widmungswidriger Ver⸗ 
wendung immerhin ein Mangel des Entwurfes erblickt werden; derſelbe iſt jedoch nur eine Folge des 
Umſtandes, daſs der „Arbeiter“ Begriff nothwendigerweiſe in dehnſamer Weiſe umſchrieben werden mujste, 
ſollte den Zwecken des Geſetzes nicht in anderer Beziehung empfindlich Abbruch geſchehen. Jedenfalls aber 
wird dieſer Mangel durch die im 8. 15, Abſatz 2, und §. 18, Abſatz 2, vorgeſehene Unterſcheidung ſehr 
weſentlich corrigirt und wird es die Regierung als ihre beſondere Aufgabe betrachten, auf eine ſinngemäße 
Handhabung dieſer Vorſchriften in der behördlichen Praxis nachdrücklich hinzuwirken. 


Bezüglich der Mietzinsüberſchreitungen (8. 16) war eine ſolche Unterſcheidung durch die Umſtände 
nicht geboten, da mit Rückſicht auf die nach 8. 12 behördlich zu vidirenden Mietzinstarife jedes einzelnen 
Gebäudes bloß culpofe Übertretungen in dieſer Richtung ausgeſchloſſen find. 

Die Strafart iſt durchwegs dem beſonderen Charakter der Übertretung angepafst, indem ſie gerade 
jenen pecuniären Vortheil zum Ausgangspunkte nimmt, welchen ſich der Schuldtragende entgegen den gejeb- 
lichen Vorſchriſten zugewendet hat. g 

Der doloſe Miſsbrauch der Begünſtigung in Abſicht auf das Gebürenäquivalent — ein Fall, der ſich 
in der Praxis wohl nur ausnahmsweiſe ergeben dürfte — ſoll der für Verkürzungen unmittelbarer Gebüren 
überhaupt geltenden Strafſanction des 8. 85 des Gebürengeſetzes unterliegen. 
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Endlich wurde an die im $. 15 vorgeſehenen Übertretungen infoferne auch eine ſtenerrechtliche Con⸗ 
ſequenz geknüpft, als im dritten Abſatze dieſes Paragraphen die Nachtragsvorſchreibung der ordentlichen 
Steuer ſammt Zuſchlägen angeordnet wird. Es entſpricht dies dem auf dem Gebiete des Steuerrechtes 
durchaus feſtgehaltenen Grundſatze, daſs der Staat in den ihm gebürenden Abgaben durch unerlaubte Hand⸗ 
lungen nicht beeinträchtigt werden darf. 


Zu 8. 17. 


Soweit es ſich nicht um die Entſcheidung über die Zuerkennung der im 8. 1 vorgeſehenen Begünſti⸗ 
gungen, ſowie um die Handhabung der in den 88. 15, Abſatz 2 bis 4, 16, Abſatz 2, und 18, Abſatz 2 und 3 
enthaltenen Beſtimmungen handelt, wird die Durchführung des neuen Geſetzes, entſprechend den erweiterten 
volkswirtſchaftlichen, ethiſchen und hygieniſchen Zwecken desſelben, in erſter Linie den politiſchen, als den 
mit der Wahrung des öffentlichen Wohles im allgemeinen betranten Behörden obliegen. 


Die politiſchen Behörden I. Inſtanz erhalten durch die Beſtimmungen des §. 17 den Charakter von 
Überwachungsbehörden, deren Aufgabe es iſt, hinſichtlich der wichtigſten Vorſchriften des Entwurfes die 
Erhaltung des dem Geſetze entſprechenden Zuſtandes zu controliren. 


Ihnen wird es insbeſondere obliegen, darüber zu wachen, dass das Gebäude der geſetzlichen Widmung. 
das heißt den Beſtimmungen der 88. 2 und 3 gemäß benützt, daſs die in den 88. 5 bis 8 enthaltenen, ſowie 
die auf Grund des §. 9 im Verordnungswege zu erlaſſenden Vorſchriften beobachtet, daſs die nach $. 11 
zuläſſigen Maximalzinſe nicht überſchritten, daſs die Vorſchriften des 8. 12 in Bezug auf die Mietzinstarife 
und die Hausordnungen befolgt, endlich dafs die Gebäude gemäß §. 14 in einem dem Zwecke des Geſetzes 
entſprechenden Zuſtande erhalten werden. f N 

Ebenſo obliegt es ihnen, in den Fällen des §. 2, Abſatz 5, die dort vorgeſehene Bewilligung zur 
Überlaffung von Wohnungen an einzelne Mieter zu ertheilen, die infolge ſpäterer Veränderungen in ihren 
ökonomiſchen oder Familienſtandsverhältniſſen aufgehört haben, der geſetzlich zu ſchützenden Arbeiterkategorie 
anzugehören. 

Solange wegen der geringen Anzahl begünſtigter Gebäude ein Bedürfnis nach der Be— 
ſtellung beſonderer, über die nöthigen Fachkenutniſſe verfügender Inſpectionsorgane nicht vorhanden 
iſt, ſollen die ÜUberwachungsbehörden in Abänderung des §. 2 des Geſetzes vom 17. Juni 1883. R. G. Bl. 
Nr. 117, ermächtigt werden, ſich bei Erfüllung ihrer Anfgabe der Mitwirkung der Gewerbeinſpectoren zu 
bedienen. 


Zur Durchführung der erwähnten Wohnungsinſpection ſollen die Überwachungsbehörden ermächtigt 
werden, die betreffenden Gebäude in allen Theilen durch ihre Organe inſpiciren zu laſſen, die im Sinne des 
Geſetzes gebotenen Anordnungen zu treffen und deren Befolgung durch Strafen oder ſonſt im Zwangswege 
durchzusetzen. ö 


Zu 8.18. 


Dieſer Paragraph handelt von der Strafgewalt der Überwachungsbehörden, welcher alle anderen als 
die in den 88. 15 und 16 bezeichneten Übertretungen unterliegen ſollen. 


Solche Übertretungen ſind zum Beiſpiel die Nichtanbringung des Mietzinstarifes oder der Haus⸗ 
ordnung an der hiefür beſtimmten Stelle (8. 12), die Unterlaſſung der Erhaltung des Gebäudes in dem den 
Zwecken des Geſetzes entſprechenden Zuſtande (8. 14, Abſatz 1), die Vornahme weſentlicher baulicher Ver⸗ 
änderungen ohne die hiefür vorgeſehene Bewilligung ($. 14, Abſatz 2), die Nichtbeachtung der nach 8. 17, 
letzter Abſchnitt, getroffenen behördlichen Anordnungen u. ſ. w. 

Insbeſondere gehören hieher auch jene Fälle, in welchen ſich Beſitzer eines begünſtigten Gebäudes einer 
nicht widmungsgemäßen Verwendung des letzteren dadurch ſchuldig machen, daſs ſie aus Fahrläſſigkeit 
das Gebäude an andere als die in den 88. 2 und 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen überlaſſen oder in Bezug 
auf die theilweiſe Überlaſſung an die im §. 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen das dort feſtgeſetzte Verhältnis 
(ein Vierttheil des bewohnbaren Raumes) überſchreiten. Die für die Erlaſſung dieſer Beſtimmung maßgebenden 
Gründe find ſchon in den erläuternden Bemerkungen zu §. 15 eingehend dargelegt worden. 


Die im $. 15, Abſatz 3, enthaltene Beſtimmung über die nachträgliche Einhebung der Gebäudeſteuer 
fammt Zuſchlägen für die Zeit und den Umfang einer widmungswidrigen Verwendung des Gebäudes ſoll 
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auch in den Straffällen des $. 18, Abſatz 2, jedoch mit der Modification erfolgen, dafs hier berückſichtigungs⸗ 
würdige Umſtände die Nachbeſteuerung ausſchließen. Durch dieſe Einſchränkung fol namentlich bewirkt 
werden, daſs in den Fällen einer bloßen culpa levis von dem Rechte der Nachbeſteuerung kein Gebrauch zu 
machen iſt. 


Zu 8. 19. 


Der erſte Abſatz dieſes Paragraphen regelt das Recurs verfahren in Bezug auf die nach §§. 15 und 16 
zu treffenden behördlichen Verfügungen und Erkenntniſſe. 


Die Verfügungen, welche die Durchſetzung der widmungsgemäßen Verwendung eines Gebäudes (5. 15 
Abſatz 1) und den Rückerſatz des über das zuläſſige Ausmaß hinaus eingehobenen Mietzinſes an die Partei 
($. 16, Abſatz 1) betreffen, find adminiſtrativer Natur und werden daher von den politiſchen Behörden im 
Einvernehmen mit den Steuerbehörden I. Inſtanz getroffen. Dem entſpricht es auch, dass über die Recurſe 
gegen dieſe Verfügungen die politiſche Landesbehörde, beziehungsweiſe das Miniſterium des Innern, im 
Einvernehmen mit der Finanzlandesbehörde, beziehungsweiſe mit dem Finanzminiſterium zu entſcheiden 
berufen iſt. ö 

Im Gegenſatze hiezu werden die Delicte des 5. 15, Abſatz 2, und des §. 16, Abſatz 2, als Steuer⸗ 
übertretungen aufgefasst, weshalb in Bezug auf das Straferkenntnis die Competenz in ſämmtlichen Inſtanzen 
den Finanzbehörden im Einvernehmen mit den betreffenden politiſchen Behörden, beziehungsweiſe mit dem 
Miniſterium des Innern zuſtehen ſoll. 


Das Verfahren in Bezug auf die Beſtimmungen des §. 15, Abſatz 3 und 4, braucht hier nicht 
beſonders geregelt zu werden, da ſich dasſelbe nach den allgemeinen hiefür beſtehenden Normen richtet. 


Über die nach den 88. 17 und 18 ausſchließlich von den Überwachungsbehörden zu treffenden Verfü⸗ 
gungen erkennen in den höheren Inſtanzen ebenſo ausſchließlich die politiſchen Behörden, jedoch ſoll — ent⸗ 
ſprechend dem für das politiſche Strafverfahren im allgemeinen geltenden Grundſatze — in Bezug auf die 
Straferkenntniſſe die Entſcheidung der II. Inſtanz unanfechtbar ſein. 


Um die Complicationen zu vermeiden, welche ſich aus deu verſchiedenen Recursfriſten für Entſchei⸗ 
dungen im adminiſtrativen und im Strafverfahren einerſeits und im politiſchen und im ſteneradminiſtrativen 
Verfahren anderſeits ergeben, ſoll für alle nach dieſem Geſetze zu fällenden Entſcheidungen und Erkenntniſſe 
in Anlehnung an das Geſetz vom 19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, eine einheitliche Recursfriſt von 
30 Tagen gelten. 


Das alle dieſe Entſcheidungen und Erkenntniſſe der Vollziehung im Wege der politiſchen Exeention 
unterliegen, iſt im Intereſſe der Vereinfachung und Abkürzung des Verfahrens gelegen. 


Die Beſtimmung des letzten Abſatzes, wonach die Geldſtrafen nicht dem Staatsſchatze, zu deſſen Laſten 
die Begünſtigungen gewährt werden, ſondern den Armenfonden der Gemeinden zufließen ſoll, befindet ſich in 
voller Übereinſtimmung mit den allgemeinen Tendenzen des Entwurfes, welche ausſchließlich auf dem Gebiete 
der öffentlichen Wohlfahrtspflege zu ſuchen ſind. 


Zu 8. 20. 


Das in dieſem Paragraphen bezogene Geſetz vom 19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, enthält Beſtim⸗ 
mungen über die im Verfahren vor den Fin anzbehörden einzuhaltenden Rechsmittelfriſten. 


Soferne der Entwurf rein ſteuerrechtliche Beſtimmungen enthält, könnte ſonach über die Anwendbarkeit 
dieſes Geſetzes ſchon im Hinblicke auf die Citirung des Geſetzes vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, 
im folgenden Paragraphen 2 1) kaum ein Zweifel beſtehen. Der Entwurf kenut aber zahlreiche Fälle gemiſchten 
Charakters, das iſt ſolche, in welchen die Entſcheidung im Einvernehmen mit der politiſchen Behörde erfolgt. 
Um auch in dieſen Fällen ein einheitliches Verfahren herbeizuführen, erſchien es wünſchenswert, das in 
Rede ſtehende Geſetz ausdrücklich auch auf die Rechtsmittel gegen ſolche Entſcheidungen für anwendbar zu 
erklären. 


Zu 8. 21 


Durch dieſen Paragraphen wird der Entwurf in mehreren Punkten, hinſichtlich welcher der beſondere 
Zweck der lex specialis ein Abweichen vom allgemeinen Steuerrechte nicht nothwendig oder wünſchenswert 
erſcheinen läſst, mit den diesbezüglichen Normen anderer Geſetze in Übereinſtimmung gebracht. 
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Vor allem find dies die im Geſetze vom 25. März 1880, R. G. Bl. Nr. 39, enthaltenen, in allen eine 
ausgedehnte Gebäudeſteuerbefreiung ausſprechenden Specialgeſetzen, jo auch im geltenden Geſetze recipirten 
Grundſätze in Sachen der zeitlichen Gebäudeſteuerbefreiung aus dem Titel der Bauführung. 


Nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom Jahre 1880 im Zuſammenhalte mit 8. 1, Abſatz 1 des 
vorliegenden Entwurfes wird ſonach die Gebäudeſteuerbefreiung, um mit der Terminologie dieſes Geſetzes zu 
ſprechen, Neu⸗ und Umbauten (8. 1, Alinea a) und b) zukommen. Aber auch Zubauten ($. 1, Alinea e) 
zu bereits im Sinne des Entwurfes begünſtigten Gebäuden würden die Anwendung der Begünſtigungen 
nicht ausſchließen. 


Ferner knüpft dieſes Geſetz an die rechtzeitige Einbringung der Geſuche — eine Terminbeſtimmung 
erſcheint diesfalls geboten, um eine Conſtatirung der für die Bewilligung der Baufreijahre maßgebenden 
Momente zu ermöglichen — materiellrechtliche Folgen, indem hievon Beginn und Ende der Steuerbefreiung 
abhängig gemacht wird. 

So wird dieſelbe im Falle der termingemäßen Einbringung des Geſuches vom Beginne der Benützung 
des Gebäudes, im verneinenden Falle vom Zeitpunkte der Bauvollendung zu berechnen ſein. 


Hiedurch wird die auf dem Gebiete der zeitlichen Steuerbefreiung ganz vereinzelt daſtehende Ausnahms⸗ 
beſtimmung des 8. 2 des Geſetzes vom Jahre 1892 beſeitigt, kraft welcher die Dauer der Steuerbefreiung 
— ohne inneren Grund — auch im Falle rechtzeitiger Einbringung des Geſuches vom Zeitpunkte der Bau- 
vollendung, ſomit in einer für den Bauführer ungünſtigen Weiſe, berechnet werden mußs. 


Die Beſtimmung des $. 21, Abſatz 2, betreffend die Behandlung allfälliger Zins verheimlichungen, 
iſt zwar ſeinem Weſen nach declarativer Natur. Eine ausdrückliche Erwähnung erſchien aber aus dem Grunde 
als wünſchenswert, da gerade im Intereſſe der Sonderzwecke des vorliegenden Entwurfes auf eine vollſtändige 
und vollkommen wahrheitsgetreue Fatirung der größte Wert gelegt werden muf3. 


Das Verfahren, betreffend das Gebüren äquivalent ($. 1, Abſatz 2) wird ſich vor den zur Ver⸗ 
waltung des Gebürengefälles berufenen Behörden auf Grund der Reſultate der Verhandlung über die 
Zuerkennung der Stenerbefreiung einfach geſtalten. Die näheren Beſtimmungen hierüber werden zweckmäßiger 
dem Verordnungswege vorbehalten. 


Zu 8. 22. 


Schon 8. 7 des geltenden Geſetzes hatte beſtimmt, dafs dasſelbe nur auf ſolche Bauten Anwen dung zu 
finden habe, welche innerhalb der Friſt von zehn Jahren nach Beginn ſeiner Wirkſamkeit vollendet werden. 
Der Geſetzgeber wurde hiebei von der Abſicht geleitet, dem Geſetze in Bezug auf das raſchere Entſteh en einer 
größeren Anzahl von Arbeiterwohngebäuden eine impulſive Wirkung zu geben. 


Es mag dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Abſicht realiſirt worden wäre, wenn das Geſetz in anderer 
Beziehung der praktiſch⸗wirtſchaftlichen Seite der Frage durchaus in entſprechender Weiſe Rechnung getragen 
haben würde. Jedenfalls war aber dieſe Friſt nicht allein mit Rückſicht auf die Beſtimmung, wonach die Wirk- 
ſamkeit des Reichsgeſetzes in den einzelnen Ländern erſt von jener eines parallelen Landesgeſetzes abhängig 
gemacht wurde, ſondern auch deshalb zu kurz, weil die Beſtimmungen von Geſetzen, welche als vollkommen 
neue Erſcheinungen auf der Bildfläche des geltenden Rechtes erſcheinen und auf wirtſchafts⸗ und ſocial⸗ 
politiſchem Gebiete neue Bahnen zu weiſen berufen ſind, erfahrungsgemäß erſt nach Ablauf geraumer Zeit zu 
innerem Leben erwachen. 


Um einerſeits auf die — durch die bisherigen Wahrnehmungen wenigſtens nicht widerlegte — impulſive 
Wirkung einer derartigen Vorſchrift nicht zu verzichten, anderſeits aber doch zu vermeiden, daſs das Geſetz 
etwa ſeine Wirkſamkeit in dem Augenblicke verliere, da es eine ſolche im vollen Umfange erſt zu entfalten 
beginnt, entſchloſs ſich die Regierung, die erwähnte Vorſchrift aus dem geltenden Geſetze, jedoch mit der 
Modffication zu recipiren, daſs an Stelle der bisherigen 10 jährigen, eine Friſt von 20 Jahren zu treten habe. 


Während volkswirtſchaftliche und finanzpolitiſche Erwägungen es geboten erſcheinen laſſen, die geſetzlichen 
Begünſtigungen im allgemeinen auf neue Bauführungen zu beſchränken, ſoll doch durch die Beſtimmung des 
zweiten Abſatzes eine beſondere Ausnahme für ſolche Gebäude zugeſtanden werden, welche während der 
Wirkſamkeit des jetzt geltenden Geſetzes mit der Beſtimmung zu Arbeiterwohnzwecken erbaut worden ſind. Es 
ſoll dadurch nachträglich den wohlgemeinten Abſichten der Geſetzgebung von damals Rechnung getragen 
werden, welche wohl nur wegen des Mangels an hinlänglichen praktiſchen Erfahrungen ſich nicht zu voller 
Reife entfalten konnten. 


26 1046 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XVII. Seſſion 1901. 


Zu 8. 23. 


Bereits 8. 1 des geltenden Geſetzes hatte deſſen Wirkſamkeit in den einzelnen Ländern von der. 
Wirkſamkeit paralleler landesgeſetzlicher Beſtimmungen abhängig gemacht, welche die Befreiung von allen 
Landes⸗ und Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Gemeindezuſchläge zu den dort bezeichneten 
Staatsſteuern auf die ganze Dauer der Befreiung von den letzteren gewähren. Auf Grund dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift wurde für die betreffenden Gebäude thatſächlich von der Geſetzgebung aller Länder, mit Aus⸗ 
nahme Dalmatiens, die Befreiung von den Landes⸗ und Bezirkszuſchlägen, ſowie von einem Theile 
(gewöhnlich der Hälfte) der Gemeindezuſchläge zugeſtanden. 


Die fragliche Beſtimmung iſt die einzige, welche ohne jede Veränderung in den neuen Entwurf 
herübergenommen wurde. 

Es geſchah dies in der Erwägung, daſs der Zweck des Geſetzes, den Arbeitern billige Wohnungen zu 
bieten, ohne die gleichzeitige Befreiung von den in ihrem Ausmaße vielfach differirenden, oft ſehr nam⸗ 
haften autonomen Abgaben nicht in dem Maße erreicht werden könnte, dass die daraus erwachſende Benach⸗ 
theiligung des Staatsſchatzes durch den in ſocialpolitiſcher Hinſicht zu gewärtigenden, weſentlich verringerten 
Erfolg noch anfgewogen würde. 


Zu 8. 24. 


Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen ſtellen ſich ihrem Zwecke nach als eine conſequente Ergänzung 
der im §. 11 enthaltenen Vorſchriften dar. 

Der ſchon in den Erläuterungen zu §. 11 ausgeführte Gedanke, daſs es Aufgabe des Staates iſt, 
mittelbar durch Gewährung ökonomiſcher Begünſtigungen zur Erbauung von Arbeiterwohn⸗ und Wohl- 
fahrtsgebäuden beizutragen und zu dieſem Zwecke das Privatcapital in möglichſt weitem Umfange zur 
Inveſtition. in ſolchen Gebäuden heranzuziehen, ſoll nach dem Entwurfe nicht auf das Gebiet der Gebäube- 
ſteuern beſchränkt werden, ſondern theilweiſe auch auf jenem der Perſonalſteuern ſeinen Ausdruck finden. 

In Verfolgung dieſes Gedankens ſollen die Beſtimmungen des $. 11, in' welchem der Antheil des 
Erbauers ſolcher Gebäude — gleichviel ob Einzelperſon oder Aſſociation — an den im $. 1 vorgeſehenen 
Begünſtigungen (Gebäudeſteuern und Gebürenägquivalent) feſtgeſetzt wird, durch die Vorſchrift des §. 24 eine 
wichtige Ergänzung in Bezug auf die Erwerbſteuer beſtimmter Formen der Capitalsaſſociation finden. 


In dieſer Richtung erſchien nämlich eine beſondere Maßnahme nur für die der öffentlichen Rechnungs⸗ 
legung unterworfenen Unternehmungen geboten, da phyſiſche Perſonen rückſichtlich ihres Gebäudebeſitzes keiner 
anderen directen Perſonalſteuer, als der Perſonaleinkommenſteuer unterliegen, während die eben bezeichneten 
juriſtiſchen Perſonen rückſichtlich eines jeden Geſchäftsbetriebes die Erwerbſteuer zu entrichten haben. Obgleich 
bei Bemeſſung dieſer Steuer das Erträgnis von Gebäuden gemäß 8. 95, lit. b), P. St. G. aus den bilanz⸗ 
mäßigen Überſchüſſen ausgeſchieden wird, verbleibt doch namentlich im Hinblicke auf die Beſtimmungen der 
98. 94, lit. c), und 100, Abſatz 2, P. St. G. noch immer die Möglichkeit einer unter Umſtänden empfindlichen 
Beſteuerung, welche eine nicht unerhebliche Schmälerung der durch §. 11 des Entwurfes gewährleiſteten Ver⸗ 
zinſung des Baucapitales und damit eine Beeinträchtigung der wichtigſten Zwecke des Geſetzes zu bewirken 
vermöchte. 2 

Wenn aus diefen Erwägungen durch die Beſtimmungen des $. 24 den zur öffentlichen Recdinungs- 
legung verpflichteten Unternehmungen, welche ſtatutengemäß die Erbauung und Vermietung von Gebäuden 
der in dieſem Geſetze bezeichneten Art bezwecken und aus den in ſolchen Gebäuden inveſtirten Capitalien 
keine höhere, als die nach §. 11 zuläſſige Verzinſung erzielen, eine Erleichterung in Bezug 
auf die Entrichtung der Erwerbſteuer gewährt werden ſoll, ſo entſpricht dies nicht allein der allgemeinen 
Tendenz des Entwurfes ſelbſt, ſondern inſoferne auch den Grundſätzen des Perſonalſteuergeſetzes, als ſolche 
Unternehmungen, welche ihren Gewinn von vorneherein auf das durch das Arbeiterwohnungsgeſetz beſtimmte 
Ausmaß reduciren und ſich dadurch den gemeinnützigen Zwecken des letzteren unterwerfen, nicht mehr als 
eigentliche Erwerbsunternehmungen, ſondern vielmehr als „gemeinnützige“ im Sinne des 8. 83, II 
P. St. G. anzuſehen ſind und demgemäß auch der von dieſem letzteren Geſetze für ſolche Unternehmungen 
vorgeſehenen Begünſtigungen theilhaftig werden ſollen. 

Die praktiſche Wirkung der im $. 24 enthaltenen Beſtimmung wird — abgeſehen von einigen weniger 
belaugreichen Punkten — darin beſtehen, dass die in Rede ſtehenden Unternehmungen: 


1. ſoferne der Rein ertrag 600 K nicht überſteigt, von der Erwerbſteuer vollſtändig befreit ($. 85, 
Abſatz 1 P. St. G.), 
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2. von der unabhängig von der Höhe des Reinertrages zu entrichtenden Minimalſteuer losgezählt 
werden (5. 100, Abſatz 2 und 3 P. St. G.), endlich 


3. die etwa auf ſie entfallende Erwerbſteuer jedenfalls nur in einem ermäßigten Ausmaße zu entrichten 
haben, indem von den erſten 2000 K des Ertrages nur drei Zehntel, von den weiteren tauſenden aber nur 
fünf Zehntel in die Beſteuerungsgrundlage einzubeziehen ſind (5. 100, Abſatz 11 P. St. G.), zufolge welcher 
Beſtimmung die Erwerbſteuer nie volle 5% erreicht, während fie für nicht begünftigte Unternehmungen 
mit 10/% vom ſteuerpflichtigen Erträgniſſe bemeſſen wird. 


Mit Rückſicht auf die dargelegten Umſtände glaubt die Regierung der Erwartung Raum geben zu 
können, daſs der Zweck des Geſetzes, den arbeitenden Kreiſen der Bevölkerung billige und geſunde 
Wohnungen gleichzeitig auch in einer dem Bedürfniſſe dieſer Claſſen entſprechenden Anzahl 
zu bieten, durch die Beſtimmungen des §. 24 im Zuſammenhange mit jenen des $. 11 eine weſentliche 
Förderung erfahren werde. N 


Zu 88. 25 und 26. 


Der Inhalt dieſer Schluſsbeſtimmungen ſcheint kaum einer näheren Erörterung zu bedürfen. 

Zu 5. 25, Abſatz 2, iſt lediglich zu bemerken, dafs ſich dieſe Vorſchrift als eine natürliche Conſequenz 
aus 8. 7 des geltenden Geſetzes im Zuſammenhange mit 8. 22, Abſ. 2, des Entwurfes ergibt. 

»Ebenſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daſs an dem Vollzuge des neuen Geſetzes — wie es im 8. 26 vorgeſehen 
iſt — außer den in erſter Linie berufenen Miniſtern der Finanzen und des Innern innerhalb ihres reſſort⸗ 
mäßigen Wirkungskreiſes auch die Miniſter des Handels, der Eiſenbahnen und des Ackerbaues mitzuwirken 
haben werden, deren Competenz demgemäß auch in §. 9 des Entwurfes hinſichtlich der Erlaſſung der 
dort vorgeſehenen Verordnungen zum Ausdrucke gelangt iſt. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


— 
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Dr. Brzoräd. Klofac 
Krempa. Choc 
Olszewski. Kubr.“ 


Präſident: Dieſe Anträge find gehörig ge 
zeichnet, und werde ich dieſelben im Sinne des 
§. 31 der Geſchäftsordnung dem Budgetaus⸗ 
ſchuſſe zuweiſen. 


Es ſind weiters Anträge eingelangt, um deren 
Verleſung ich bitte. 


Schriftführer Dr. Weiskirchner (liest ie 
Anträge 1037 his 1054 der Beilagen). 


Präftdent: Dieſe Anträge ſind gehörig 


gezeichnet und werden der geſchäftsorduungs⸗ 
mäßigen Behandlung zugeführt werden. 


Von Seiner Excelleuz dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter iſt eine Zuſchrift eingelangt, um deren Ber- 
leſung ich erſuche. 


Schriftführer Dr. Weiskirchner (). 


„Wien, 12. November 1901. 


Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung beehre 


ich mich im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter⸗ 
präfidenten als Leiter des Miniſteriums des Innern 


dem löblichen Präſidium des Abgeordnelenhauſes den 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend Begünſti⸗ 
gungen für Gebände mit geſunden und billi⸗ 
gen Arbeiterwohnungen (1046 der Beilagen), 
mit dem Erſuchen zu übermitteln, denſelben der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Behandlung zuführen zu wollen. 


Die Motive zu dieſem Geſetzentwurfe liegen bei. 


Der k. k. Finanzminiſter: 
Böhm.“ 


Präfdent: Ich werde dieſe Geſetzesvorlage 
in Druck legen, vertheilen laſſen und der 
geſchäftsordnungmäßigen Behandlung zus 
führen. 

Es find Interpellationen überreicht worden, 
um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Dr. Weiskirchner (liest): 


„Interpellation des Abgeordneten Choc 


und Genoſſen au Seine Excellenz den a 


Laudesvertheidigungsminiſter in der Au⸗ 
pelegenheit der bei der Controlverſammlung 
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verhafteten M. L. Dr. Ostädal in Olmütz und 
Joſef Bina aus Proſeé in Böhmiſch⸗Dub 
(Aicha. 


In dieſen Tagen wurden bei den Controlver⸗ 
ſammlungen zwei Herren verhaftet: In Olmütz der 
Herr M. U. Dr. Ostädal, Arzt in Proſsnitz, und in 
Böhmiſch⸗Dub (Aicha) Herr Joſef Bina aus Brofer, 
weil ſie ſich mit dem deutſchen Worte „hier“ nicht 
gemeldet, ſondern der erſtere mit dem böhmiſchen 
Worte „zde*, der letztere dadurch, daſs er fein Büchel 
(Militärpaſs) vorgelegt hat. 


Da dieſe Verhaftungen dem Geſetze wider⸗ 
ſprechen, erſuchen und fragen wir: 

„„Iſt Seine Excellenz der Herr Landesver⸗ 
theidigungsminiſter geneigt, unverzüglich 
einzuſchreiten, damit dieſe zwei Herren, Herr 
M. U. Dr. Ostädal, Arzt in Proſsnitz, ver⸗ 
haftet in Olmütz, und Herr Joſef Bina aus 
Proſet, verhaftet in Böhmiſch⸗Dub (Aicha, 
unverzüglich entlaſſen werden?““ 


8 Choc. 
Kubr. Klofäc. 
Prasek. REIN 
ö Emanuel Hruby. Auguſt Sehnal. 
Peric. Kubik. 
Cerny. Olszewski. 
Dr. Klaic. Bianfini. 
Rataj. Za zvorka.“ 
„Interpellation der Abgeord⸗ 
neten Seitz, Pernerſtorfer, Das zynski 
und Genoſſen an den Herru Miniſter 
für Cultus und Unterricht, betreffend 
die Maßregelung eines Lehrers 


ſebangeliſcher Confeſſion wegen Ber 
weigerung der Autheilnahme an teli⸗ 
giöjen Übungen der katholiſchen 
Kirche. 

Die Zeitſchrift „Freie Lehrerſtimme“ bringt in 
ihrer 19. Nummer vom 13. October 1901 folgenden 
Artikel: 


Der Fall Robert Hoinkes, den wir 
au anderer Stelle beſprechen, iſt von ſo weittragender 
allgemeiner Bedeutung und zeigt jo deutlich die un⸗ 
r Macht des Clericalismus in Pſterreich, 
dafs wir gezwungen fiub, ihn unſeren Leſern aus⸗ 
führlich zu ſchildern. Man erinnert ſich noch, dass 
College Bürgerſchullehrer Robert Hoinkes über Ver⸗ 
|fügung des böhmiſchen Landesſchulrathes im Jahre 
1898 von Marſchendorf im Trantenauer Bezirke „aus 
Dienſtesrückſichten“ nach dem entlegenen Neu-Biftrik 
in Südböhmen verſetzt wurde, weil er, als Proteſtant, 
unter Berufung auf den klaren Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes, ſich geweigert hatte, an der katholiſchen Schul⸗ 
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die Herren Abgeordneten Dötz, Kittinger, 
Kleewein und Genoſſen den Antrag Nr. 1075 der 
Beilagen, betreffend die Steuerfreiheit für Arbeiter⸗ 
wohnungen, an den Stenerausſchuſs. 

Weiter werde ich mit Zuſtimmung des hohen 
Hauſes die Regierungsvorlage eines Gejeges, betreffend 
Begünſtigungen für Gebände mit gefunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, Nr. 1046 der Beilagen, dem 
Steuerausſchuſſe, den Beſchluſs des Herrenhauſes 
über ein Geſetz, betreffend die Vornahme einer Zählung 
der gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betriebe, 
Nr. 1093 der Beilagen, dem volkswirtſchaftlichen 
Ausſchuſſe, die Regierungsvorlage eines Geſetzes, 
betreffend den Meliorationsfond, Nr. 1074 der Bei⸗ 
lagen, an den landwirtſchaftlichen Ausſchuſs, 
und den Beſchluſs des Herrenhanſes über ein Geſetz, 
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Ge⸗ 
werbeorduung, Nr. 1092 der Beilagen, an den Ge⸗ 
werbeausſchußs zuweiſen. 

Wenn gegen dieſe Zuweiſungen keine Einwendung 
erhoben wird, werde ich in dieſem Sinne vorgehen. 
(Nach einer Pause:) Es iſt keine Einwendung erhoben 
ich werde alſo die Zuweiſungen veranlaſſen. 

Ich beehre mich, das Reſultat der heute vor⸗ 
genommenen Wahlen bekanntzugeben. 

Es wurden abgegeben 104 Stimmzettel, die 
abſolute Stimmenmehrheit beträgt 53. Gewählt er⸗ 
ſcheinen mit je 104 Stimmen der Herr Abgeordnete 
Abt Treuinfels in den Unterrichtsausſchuſs, der 
Herr Abgeordnete Ritter v. Flondor in den Thier⸗ 
ſeuchenausſchuſs und der Herr Abgeordnete Küh⸗ 
ſchelm in den Budgetausſchuſss. 

Es iſt ein Dringlichkeitsantrag in Noth⸗ 
ſtandsſachen überreicht worden, um deſſen Verleſung 


ich erſuche. 


Schriftführer Dr. Stojan (liest): 

„Dringlichkeits antrag des Abgeordneten 
Baſilius Ritter b. Jaworski und Genoſſen, 
betreffend den Nothſtand von 400 Abbrändlern 
in der Gemeinde Makniw des politiſchen Be⸗ 
zirkes Moschyska. 

Am 23. September 1901 entſtand auf bis jetzt 
unergründete Weiſe in dem Dorfe Malniw des poli⸗ 
tiſchen Bezirkes Moscyskai in Galizien eine verheerende 
Feuersbrunſt, welche in kurzer Zeit 71 Banuernhäuſer 
ſammt 331 Wirtſchaftsgebäuden und ſonſtigem Hab 
und Gut der Eigenthiimer in Schutt und Aſche ver⸗ 
wandelte. 

Der Umfang dieſes Unglückes iſt umſo größer, 
da zur Zeit der Jeuersbrunſt das geſammte Getreide, 
Futter, Heu und alle Feldfrüchte in den Scheunen und 
Häuſern aufbewahrt waren und der Vernichtung preis⸗ 
gegeben wurden. 

Alle verunglückten Familien beſitzen außer einigen 
Joch Grund gar kein anderes Vermögen und ſind beim 
heranrückenden Winter dem größten Blend preis⸗ 
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gegeben. Der durch die Feuersbrunſt verurfachte 
Schaden beträgt viele Tauſende Krourn und 400 
Mänaer, Weiber und Kinder ohne Nahrung, Kleider 
und Obdach iu der rauhen Jahreszeit ſind einzig und 
allein auf die Wohlthätigkeit der Mitmenſchen ange- 
wieſen. 


Die Gefertigten ſtellen daher den Autrag: 
Das hohe Haus wolle beſchließen: 


„„Die hohe k. k. Regierung wird aufge⸗ 
fordert, den durch die Feuersbrunſt Vernn⸗ 
glückten eine ausgiebige Subvention aus 
Staatsmliteln von wenigſtens 20.000 K zu 
gewähren.“ 

In formeller Hinſicht wird beantragt, dieſen 
Autrag nach $. 41 der Geſchäftsordnung zu verhandeln 


und nach $. 31 der Geſchäftsordnung an den Noth⸗ 
ſtandsausſchuſs zu leiten. 


Wien, 29. November 1901. 


Dr. Korol. Baſilius Jaworski. 
Choc. Klofäk. 
Auguft Sehnal. Fresl. 
Seit. Pihuliak. 
Kubik. Elderſch. 
Cernh. Rieger. 
Dr. Ellenbogen. Romanczuk. 
Breiter. Dr. Kos. 
Hybes. Cingr. 
Boito. Olszewski. 
Nikolaj Waſſilkö. Krempa.“ 


Präſident: Dieſer Deinglichkeitsantrag iſt 
gehörig gezeichnet und wird, da er eine Noth⸗ 
ſtandsangelegenheit betrifft, mit Zuſtimmung des 
Herrn Antragſtellers dem Nothſtandsausſchuſſe 
zugewieſen. 


Die für heute abends 7 Uhr anberaumte 
Sitzung des Budgetausſchuſſes wird abgeſagt 
und findet diefelbe morgen, Samstag, den 30. d. Ber 
um 10 Uhr e ſtatt. 5 92 
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Der ſoelalpolitiſche Ausſchuſs hält Seeitag! g 
den 29. November 1901, abends 6 Uhr, in Ab⸗ 
dam U Sitzung. 

Tagesordnung: 
1... Specioldebatte über das Geſetz, betreffend 
den Arbeiterſchutz bei Eiſenbahnbauten ꝛc. 

2. Generaldebatte über den Geſetzentwurf, be⸗ 
treffend die Penſionsverſicherung der Privatbeamten. 

Der Herr Abgeordnete Freiherr von Ludwigs⸗ 
torff hat ſich krank gemeldet. 


Ich ſchreite zum Schluſſe der Sitzung und 
beantrage als nächſten Sitzungstag, Montag ben, 
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ſchwunden war, an deren möglichen Wiederauftauchen wir 
beinahe vergeſſen haben, und welche früher durch lange 
Jahre als eine wahre Calamität die öſterreichiſchen 
Finanzen und den ganzen Staat heimgeſucht hat: Wir 
find im Begriffe, die erſten Schritte auf dem ver⸗ 
hängisvollem Wege des neuen Deficits zu machen. 
Wenn es je einen Augenblick gab, in dem die Staats ⸗ 
verwaltung der Controle, der Mitwirkung und der 
Unterſtützung des hohen Hauſes bedurfte, ſo iſt es der 
gegenwärtige Augenblick. 

Das hohe Haus wolle nicht vergeſſen, daſs das 
Wohl des ganzen Reiches, ſeiner ſäumtlichen Völker, 
der breiteſten Schichten der Bevölkerung und 
ſämmtlicher Wählerkreiſe auf dem Spiele ſteht. 
(Beifall.) 

Es ſei mir nun noch geſtattet, die Bemerkung 
beizufügen, dafs auch die Finanzverwaltung ihrerſeits 
in ihrer Finanzpolitik ſowohl als in der Handhabung 
der Steuergeſetze nicht nur an den heutigen Tag, 
ſondern auch an die nächſte Zukunft denken möge. 

Ich erſuche das hohe Haus, die Anträge des 
Budgetausſchuſſes und die vom Budgetausſchuſſe be⸗ 
ſchloſſenen Reſolutionen annehmen zu wollen. (Leb- 
hefter Beifall und Händeklatschen, Redner 


wird beylückwinscht.) 


Präſident: Wünſcht der Herr Berichterftatter 
Ro manczuk das Schlusswort? 


Specialberichterſtatter Romanczuk: Ich ver ⸗ 
zichte. 


Präfident: Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich erſuche die Herren die Plätze einzunehmen. 

Ich erſuche jene Herren, welche Capitel 10, 
Titel 1 bis 10 und Capitel 24 des Erforderniſſes, 
ſowie Capitel 10, Titel 1 bis 9 und Capitel 24 der 
Bedeckung annehmen wollen, ſich von den Sitzen zu 
erheben. ( Geschieht.) Angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche die Ausſchufs⸗ 
anträge betreffs der auf Seite 15 und 16 des Aus⸗ 
ſchuſsberichtes abgedruckten Anträge, Reſolutionen 
und Petitionen annehmen wollen, ſich vonden 
Sitzen zu erheben. (Geschicht) Angenommen. 
Hiemit iſt dieſe Gruppe erledigt. 

Ich breche die Verhandlung ab. 

Es iſt ein Dringlichkeitsantrag überreicht 
worden, um deſſen Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Albrecht //) 
„Dringlichkeitsantrag der Abgeord⸗ 
neten Dr. v. Derſchatta. Dr. v. Hofmann und 
Genoſſen. 
Das hohe Haus wolle beſchließen: 
„„Die k. k. Regierung wird anfgefordert, 
mit thunlichſter Beſchleunigung, jedenfalls 
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1 
aber noch im Laufe dieſes Jahres, einen 
Geſeßentwurf vorzulegen, durch welchen den 
Gemeinden eine beſtimmte Entſchädigung 
ſeitens des Staates für die Beſorgung der 
Geſchäfte im übertragenen Wirkungskreiſe 
gewährleiſtet wird.“ 
In formeller Beziehung wird beantragt, dieſen 
Antrag mit allen nach der Geſchäftsordnung zu⸗ 
läſſigen Abkürzungen ſofort in Verhandlung zu 


ziehen. 
Wien, 17. April 1902. 


Dr. v. Derſchatta. 
Seidel. Dr. Hofmann. 
Dr. Lemiſch. Dr. Chiari. 
Herzmansky. Kleewein. 
Dr. Löcker. Dobernig. 
Holter. Dr. Erler. 
Mosdorfer. Kaiſer. 
Albrecht. Gratzhofer. 
Hinterhuber. Hueber. 
Walz. Lukſch. 
Poſch. Haider. 
Werniſch. Nieſig. 

Dr Sylveſter. Hans Hofer. 
Gaſteiger. Tſcharre. 
Zimmer. Drexel. 
Wilhelm. Dr. Kindermann. 
Haniſch. Franz Hofmann. 
Winter. Dr. Pommer. 
Kittinger. Tſcheruigg. 

Kienmann. Dr. Beurle. 
Pemſel. Dr. Perathoner. 
Böheim. Prade. 

Voelkl. Nowak. 
Dr. Wolffhardt. Oraſch.“ 


Präſident: Der Antrag iſt gehörig ge⸗ 
zeichnet und wird mit Zuſtimmung der Herren 
Antragſteller morgen zur Verhandlung 
kommen. 


Zu einer Anfrage an den Herrn Obmann des 
Steuerausſchuſſes ertheile ich dem Herrn Abgeord⸗ 
neten Mazora na das Wort. 


Abgeordneter Mazorana: Nach 8. 7 des 
Geſetzes vom 9. Februar 1892 ſind die durch das⸗ 
ſelbe feſtgeſtellten, beſchränkten Begünſtigungen zum 
Baue von Arbeiterwohnhäuſern ſeit einigen Wochen 
verfallen und werden durch keine anderen erſetzt, 
ſolange die in der 71. Sitzung vom 14. November 
1901 eingebrachte Regierungsvorlage nicht zum 
Geſetze erhoben wird. 


Da dieſe Vorlage ſchon in der 75. Sitzung vom 
29. November 1901 dem Stenerausſchuſſe zur 
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Behandlung zugewieſen worden ift und da es äußerſt 
dringend erſcheint, dafs die entſtandene Lücke ehebaldigſt 
und beſtmöglichſt ausgefüllt werde, was ich befonders 
mit Rückſicht auf die immer unhaltbarer werdenden 
Wohnverhältniſſe der Trieſter Bevölkerung wünſchen 
miss, erlaube ich mir an den Herrn Obmann des 
Steuerausſchuſſes folgende Anfragen zu ſtellen: 


„1. Wie weit find die Verhandlungen 
über dieſe ſo wichtige Angelegenheit im 
Stenerausſchuſſe gediehen? 


2. Gedenkt der Herr Obmann nach Ab⸗ 
ſchluſs der Verhandlungen den Bericht un⸗ 
verzüglich dem Hauſe zu unterbreiten? 


3. Iſt der Herr Obmann geneigt, auf das 
Präſidium des hohen Hauſes einzuwirken, 
damit die Verhandlung der erwähnten Vorlage 
womöglich noch in dieſem Monate im hohen 
Hauſe ſtatt finde?“ 


Präfident: Zur Beantwortung der an ihn 
gerichteten Aufrage ertheile ich dem Obmanne des 
Steuerausſchuſſes, dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Kramä t das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kramdt: Hohes Haus! 
Die an mich gerichtete Interpellation will ich jol- 
gendermaßen beantworten. In Bezug auf die Wichtig⸗ 
keit der Geſetzesvorlage über die Arbeiterwohmungen 
beſteht, glaube ich, kein Zweifel. Ich mufs fagen, dafs 
der Steuerausſchuss in dieſer Beziehung alles gethan 
hat, um die Sache zu fördern. Der Steuerausſchuſs 
hat, um gewiſſe Bedenken, welche ſich gezeigt haben, 
und auch um gewifien Wünſchen, welche von allen 
möglichen Seiten geäußert wurden, Rechnung zu 
tragen, ein Subromité gewählt, welchem die Re⸗ 
gierungsvorlage zugewieſen wurde. Ich habe noch vor 
den Oſtern den Steuerausſchuſs mir einzubernfen 
erlaubt, und zwar mit der Tagesordnung: 1. Die 
Arbeiterwohnungen und 2. Die Fahrkartenſtener, und 
habe geglaubt, daſs es gelingen werde, das Gefetz 
über die Arbeiterwohnungen noch vor den Oſtern 

fertig zu bekommen. 


Nachdem jedoch damals der Herr Referent des 


Eubeomites und der Herr Referent des Ausſchuſſes 
über die Arbeiterwohnungen mit dem Berichte noch 


nicht ganz fertig war, mussten wir dieſe Sache über 


die Oſtern hinaus verſchieben und haben inzwiſchen den 
Bericht des Subcomites über die Fahrkartenſteuer 
erledigt. BEE 

Ich habe auch jetzt wieder den Referenten, Herrn 
Abgeordneten Dr. Chiari, interpellirt; ſein Bericht 
iſt beinahe fertig. Es wird wohl nicht lange dauern, 
bis das Subeomite vollſtändig fertig iſt, und ich ge⸗ 
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am 17. April 1902. 


denke in allernächſter Zeit, ich glaube ſchon nächſte 
Woche, wenn die Herren vom Steuerausſchuſſe fo 
liebenswürdig find, ſich einzufinden — was ja keine 
Kleinigkeit iſt, da wir für die Ausſchüſſe feine freie 
Zeit haben, indem wir ja den ganzen Tag hier 
fiben — den Steuerausſchuſs einzuberufen, und ich 
hoffe nach der gründlichen Arbeit des Subeomites 
die ganze Vorlage in einer Sitzung erledigen zu 
können. 

Ich werde nicht ermangeln, den Bericht des 
Ansſchuſſes ſo raſch als möglich formell zu erledigen, 
und ich werde auch das hohe Präſidium bitten, daßs 
ſobald als möglich — wenn es geht, noch in dieſem 
Monate — die ganze Vorlage erledigt werde. 


Ich kann dem Herrn Abgeordneten nur die 
Verſicherung geben, daſs der Steuerausſchuſs die 
Wichtigkeit dieſer Vorlage vollauf würdigt, und daſs 
wir alles machen werden, damit dieſe jo nothwendige 
Vorlage ſobald als möglich erledigt werde. 
(Beifall,) 


Präſident: Bei den heute vorgenommenen 
Erſatzwahlen wurden 111 Stimmzettel abgegeben. 
Die abſolute Majorität beträgt 56. 


Gewählt wurden mit je 111 Stimmen. 


Zu Schriftführern die 
ordneten: 


Udrzal. 
Graf Meusdorff. 
Lenafſi. 


Herren Abge⸗ 


In den Budgetansſchuſs Dr. Beurle. 


In den Juſtizausſchuſs Dr. 
ſchatta. 


In den Noth ſtandsausſchuſs König. 
In den Petitions ausſchufs Beivar. 


In den 
Dr. Fiedler. 


In den Wehrausſchuſs Holansky. 


v. Der⸗ 


ſocialpolitiſchen Ausſchuſs 


Der volkswirtſchaftliche Ausſchuſs hält 
heute nach der Hausſitzung Sitzung in Abtheilung J. 


Die Herren Abgeordneten Dr. Hort is und Ge 
noſſen haben das Erſuchen geſtellt, den Antrag 
Nr. 1312 der Beilagen wegen Gewährung einer 
Staatsjubvention an die Stadtgemeinde Trieſt ohne 
erſte Leſung im Sinne des F. 31 der Geſchäftsordnung 
dem Budgetansſchuſſe zuzuweiſen. 
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Bericht 
Steuerausſchuſſes 


über 


die Geſetzesvorlage, betreffend die Zegünſtigungen für Gebäude mit gefunden und 
billigen Arbeiterwohnungen (1046 der Beilagen). 


EN 5 


Jeder, der ſich, wenn auch nur oberflächlich, mit ſocialpolitiſchen Fragen beſchäftigt hat, weiß, welche 
Bedeutung die Wohnungsfrage in ſanitärer und ſocialer Beziehung hat, namentlich im modernen Wiriſchafts⸗ 
leben, wo eine große Menge von wirtſchaftlich ſchwachen Exiſtenzen auf engem Raume zuſammengedrängt 
leben muſs. Die hohe Sterblichkeit und Erkrankungszahl, die Trunkſucht und die vielen ſocialen Laſter find 
eine Folge der ſchlechten Wohnungen, und ſchlechte Wohnungen finb auch die theuerſten; und im Budget des 
Armen verſchlingt die Wohnungsmiete ein viel höheres Procent des Einkommens als bel Wohlhabenderen. 
Es iſt daher dringende Pflicht einer ihrer Aufgaben bewussten Geſetzgebung dafür zu forgen, dass der 
Wohnungsnoth der armen Claſſen nach Möglichkeit geſteuert werde. In neuerer Zeit finden ſich auch ſolche 
Beſtrebungen in Belgien, Frankreich, England, Dentſchland, wo ſich unter Mitwirkung von Sparcaſſen, durch 
geſetzliche Steuerbefreinugen und ähnliche Begünſtigungen und auch durch directe Unterſtützung, durch Darlehen 
von Seite des Staates ſchon ſehr ſchöne Erfolge ergeben haben. 

Wir in Öfterreich find weit zurückgeblieben, und was auf dem Gebiete der Wohnungsreform bisher in 
Oſterreich geleiſtet wurde (und es find, wie bekannt, einige beachtenswerte Leiſtungen darunter), iſt faſt aus⸗ 
ſchließlich dem Eigenintereſſe oder dem Gemeineſinn Einzelner, mit einem Worte der Privatinitiative, zu 
verdanken. f 

Die Legislative hat in dieſer Hinſicht nur einen Einzigen Verſuch unternommen. Es iſt dies das Geſetz 
vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. Nr. 37, welches durch das Mittel einer ausgedehnzen Steuerfreiheit 
gewiſſen Kreiſen die Beiſtellung geſunder und billiger Arbeiterwohnungen erleichtern wollte. Auch dieſer Verſuch 
aber iſt, man kann es, ohne ungerecht zu fein, fagen, fo gut wie gänzlich misslungen. Beweis deſſen die That⸗ 
ſache, dafs man bis Ende 1901 nur 319 nach den Beſtimmungen des Geſetzes begünſtigte Häuſer zählte. 

Dieſer Mifserfolg ift gewiſs zum Theile anf Factoren zurückzuführen, die ſich vorläufig wenigſtens noch 
jeder geſetzlichen Becinfluſſung entziehen. Ebenſo ſicher haben die wenig glücklichen Beſtimmungen des Geſeßes 
ſelbſt am meiſten dazu beigetragen, baj3 ihm heute kein beſſerer Nachruf geſprochen werden kann. Die einfache 
Verlängerung dieſes Geſetzes, welches von vornherein auf zehn Jahre berechnet war, wäre zum mindeſten kein 
Schritt nach vorwärts, und die Beſtrebungen aller intereſſirten Kreiſe und der Offentlichkeit müſſen darauf 
gerichtet fein, eine gründliche Reform in der Frage der Arbeiterwohnungen herbeizuführen. 

Eine ſolche angebahnt zu haben, iſt das Verdienſt der Regierungsvorlage, welche im Herbſte vorigen 
Jahres eingebracht wurde und nunmehr, nachdem ſie im Steuerausſchuſſe und in einem zur Vorberathung 
eingeſetzten Subeomite einer eingehenden Prüfung unterzogen worden war, in der nachfolgend erſichtlichen 
Faſſung vor das Plenum des hohen Hanſes gelaugt. Dem Enkwurfe war ein ausgezeichnet durchgearbeiteter 
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Motivenbericht beigegeben, welcher neben einer ſachgemäßen Darſtellung der Frage im allgemeinen auch eine 
ausführliche Begründung der einzelnen Beſtimmungen enthielt, welche in der Hauptſache auch vom Ausſchuſſe 
acceptirt wurde. Deshalb beſchränkt ſich auch der Bericht des Ausſchuſſes vorwiegend nur auf die Hauptpunkte. 


Die Bedingungen, unker welchen die Begünſtigungen des alten Geſezes gewährt wurden, betreffen 
folgende Punkte: 

1. die Perſon des Wohnungs nehmers, 

2. die Perſon des Wohnungsgebers, = 

3. das zwiſchen beiden beſtehende Rechtsverhältnis, ſowohl in formeller als auch in materieller Hinſicht, 
und endlich 

4. die Beſchaffenheit des Objectes. 

Die Mängel des Geſetzes beſtanden im großen und ganzen darin, dafs die Bedingungen faſt in allen 
erwähnten Punkten für die Bedürfniſſe der Praxis viel zu eng geſafst waren, daher auch die Erfolge dieſes 
Geſetzes, wie oben erwähnt, weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben find. 

Was nun die einzelnen Hauptpunkte der neuen Geſetzesvorlage betrifft, jo wurde ad 8. 1 der Gedauke 
angeregt, ob nicht ſtatt einer Reform des bisherigen Arbeiterwohnungsgeſetzes beſſer ein auf breiteſter Grund⸗ 
lage aufgebautes Volkswohnungsgeſetz gemacht werden ſoll. 

Der Gedanke iſt fo feſſelnd, dafs man, an und für ſich genommen, um die Antwort kaum verlegen wäre, 
und der Steuerausſchuſs hätte auch keinen Moment gezögert, fi zum Anwalt dieſer Forderungen zu machen, 
wenn er die Überzeugung gewonnen hätte, dafs ein ſolches Volkswohnungsgeſetz ſich ohne beſondere 
Schwierigkeiten durchführen laſſe. 

Aber gerade in dieſer Beziehung hat die Regierung ſo ſchwerwiegende Bedenken ſtaats⸗ und volks⸗ 
wirtſchaftlicher aber auch ſocialpolitiſcher Natur geltend gemacht und ausreichend begründet, dafs ihr 
ablehnender Standpunkt für den Stenerausſchuſs maßgebend war, umſomehr als für eine nicht allzuferne 
Zukunft ein Gebäudeſteuerreformgeſetz in Ausſicht geſtellt wurde. 

Überdies waren bereits in der Regierungsvorlage einige Beſtimmungen enthalten und wurden vom 
Ausſchuſſe noch weitere ſolche Beſtimmungen hinzugefügt, welche der Sache nach als ziemlich weſentliche 
Conceſſionen an die Idee des Volkswohnungsgeſetzes bezeichnet werden müſſen. Es find dies die Beſtimmungen 
der 88. 2 und 3, Z. 1; durch jene hat der Begriff Arbeiter eine ſehr weite Faſſung erhalten, denn die 
Abgrenzung gegen höher Angeſtellte erfolgte zum guten Theile bloß durch Feſtſetzung einer beſtimmten Ein- 
kommengrenze und hat bei in einem Lohnverhältniſſe ſtehenden Perſonen auch die Regierung eine liberale 
Handhabung dieſer Beſtinnnungen in Ansſicht geſtellt. 

8. 3, Z. 1, enthält das weitere Zugeſtändnis, daſs begünſtigte Gebäude und (wie der Ausſchuſs aus 
nahe liegender Zweckmäßigkeit ergänzte) Gebäudecomplexe bis zu einem vierten Theile auch anderen, in 
einem Gehalte oder Verſorgungsbezuge ſtehenden Perſonen überlaſſen werden können. 


Charakteriſtiſch für das alte Geſeßz iſt die Brſtimmung, dafs der Begünſtigung nur die von Arbeitsgebern, 
Gemeinden u. dgl. erbauten Häufer theilhaftig werden könne. 


Die Erfahrung hat jedoch auch in anderen Ländern gelehrt, daſs die Wohnungsreform nur dann 
Erſprießliches leiſten könne, wenn fie den Kreis der Mitwirkenden ſoweit als möglich zieht und nantentlich 
auch das Privafcapital ihren Intereſſen dieuſtbar zu wachen ſucht. 


Die eben citirte Beftinmutng des alten Geſetzes wurde daher mit gutem Grunde, und zwar bis auf 
eine ſpäter zu erwähnende Ausnahme, vollkommen beſeitigt; in Hinkunft wird daher auch jeder, der die 
ſonſtigen Bedingungen des Geſetzes erfüllt, auch deſſen Vortheil in Anſpruch nehmen können. 

In der Ausgeſtaltung dieſes Grundgedankens iſt der Entwurf noch einen Schritt weiter gegangen, 
indem er noch in einer anderen Richtung Erleichterungen ſchuf. Es hat ſich nämlich gezeigt, daſs anf dieſem 
Gebiete beſonders geſellſchaflliche Unternehmnugen ſehr ſegensreich wirken können. Um nun die Bildung 
ſolcher Unternehmungen zu fördern, iſt ihnen uoch ein ganz beſonderer Vortheil, das iſt Erwerbſteuer⸗ 
begünſtigung gemäß des $. 85 des Perſonalſteuergeſetzes, zuerkannt worden (ſiehe J. 24 der Vorlage). 


Um die Begünſtigungen des alten Geſetzes zu erlangen, mufsten die Gebäude nach den bisherigen 
Beſtimmungen vermietet ſein. Unentgeltliche Uberlaſſung oder auch Entgeltlichkeit in anderer civilrechtlicher 
Form als in der der Miete war ausgeſchloſſen (auch Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes). Dieſe 
Beſtimmung hat ſich aber gerade gar nicht bewährt, ſondern war mit eine Ucſache des geringen Erfolges des 
alten Geſetzes. Sie ſchloſs das Arbeiterwohnhaus gerade in den Fällen von den Begünſtigungen aus, wo 
dem Wohnungsnehmer ein Vorthril zugedacht war, oder fein eigenes und das Intereſſe des Wohnungs 
gebers eine theilweiſe Entlohnung als Naturalquartier erheiſchte. Es iſt daher mit Genugthuung zu begrüßen. 
dafs man bereits in der Regierungsvorlage dieſes Princip vollſtändig eliminirt und an deſſen Stelle, ſoweit 
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die Form des Vertragsverhällniſſes in Frage kommt, volle Freiheit geſetzt hat, wodurch übrigens der 
Bethätigung des Geſetzes auch das ganze bisher unzugängliche Gebiet der Hausclaſſeuſteuer erſchloſſen 
wurde. 

Die Begünſtigungen des neuen Geſetzes werden alſo in Hinkunft beftehen: in der 24jährigen Befreiung 
von der Claſſenſteuer, der Zinsſteuer, der fünfprocentigen Reinertragsſteuer und endlich in namhaften 
Gebürenäquivalentsermäßigungen ($. 1. Alinea 3). Im Zuſammenhange hiemit ſei erwähnt, daſs hinſicht⸗ 
lich der Umlagenfreiheit der bisherige Grundſatz in die Regierungsvorlage unverändert übernommen worden 
iſt. Auch der Steuerausſchuſs glaubt darin im großen und ganzen die beſte Löſung dieſer ſeinerzeit viel 
erörterten Frage erblicken zu müſſen. Es erſchien aber geboten, im Geſetze auch die Mindeſtgrenze, bis zu 
welcher die Gemeinden ihre Zuſchläge ermäßigen müffen, feſtzuſetzen. 

Durch die Beſeitigung der vorerwähnten Schranken des alten Geſetzes war aber der Sache noch ein 
zweiter wichtiger Dienft geleiſtet worden. Es konnte nämlich an die Verwirklichung eines weiteren hoch 
bedeutsamen Gedankens gegangen werden, welcher ſeinen Ausdruck fand in der Berückſichtigung des Antrages 
des Abgeordneten Licht, welcher die Begünſtigungen ausgedehnt wiſſen wollte auch auf folche Wohngebäude, 
welche beſtimmt ſind, Arbritern den Erwerb eines eigenen Hauſes zu ermöglichen. 

Der Antragſteller beabſichtigt die Begünſtigungen des Geſetzes für ſolche Fälle herbeizuführen, in 
welchen Unternehmer von Körperſchaften oder Gemeinden Häufer errichten, welche beſtimmt find, in das 
Eigenthum von Arbeiterfamilien überzugehen. Er rechnete mit der Thatſache, dafs heute bereits in Oſterreich 
derartige Beſtrebungen in nicht unbeträchtlichem Umfange und mit bedeutendem Erfolge am Werke ſind, die im 
Falle der Zuwendung der Begünſtigungen des Geſetzes mit größerer Bewegungsfreiheit ſich entfalten würden. 
Für den Antragſteller waren insbeſondere die Erfahrungen maßgebend, welche der gemeinnützige Verein zur 
Erbauung billiger Wohnungen in Brünn geſammelt hat, der bereits eine große Colonie befigt, die ſich in 
durchwegs zufriedenſtellender Weiſe behauptet und entwickelt. Es wäre wohl eine Unbilligkeit, dem Arbeiter⸗ 
micthausſyſtem Begünſtigungen zu geben und dem Arbeitereigenhausſyſtem, deſſen ſociale und ökonomiſche 
Vortheile gewiss nicht geringere find, zu verſagen. Allerdings find gewiſſe Vorfichten nothwendig, um zu ver⸗ 
hüten, daſs die Begünſtigungen des Geſetzes ihrem urſprünglichen Zwecke entfremdet, und dass das Arbeiter ⸗ 
eigenhaus Gegenſtand einer Speculation mit Grund⸗ und Bodenwerten wird. Dieſe Vorſichten, welche zum 
Theile bewährten praktiſchen Muſtern entnommen ſind, waren bereits in dem Antrage des Abgeordneten 
Dr. Licht enthalten und find im vorliegenden Gefetzentwurfe mit entſprechenden Formulirungen aufgenommen 
worden. 

Vielfache Zuſätze, welche das Subemmite zum vorgelegten Regierungsentwurf machte, jind das Ergebnis 
der Einbeziehung dieſer Art von Gebäuden in das Geſetz. 

Geleitet von der Abſicht, den Vortheil der billigen Wohnung der Arbeiterſchaft möglichſt ungeſchmälert 
zuzuwenden, hat das 189 22er⸗Geſetz eine Grenze fixirt, über welche der Eigenthümer mit der Zinsforderung 
nicht gehen durfte, wenn er nicht der Begünſtigungen des Geſetzes verluſtig werden wollte. 

Der Maximalzins pro Quadratmeter bewohnbaren Raumes war feſtgeſtellt, war aber ſo niedrig bemeſſen, 
daſs unr wenige ſich dem Baue begünſtigter Abeiterhäuſer widmeten, und zwar waren es entweder ſolche, 
welche aus ſocialem Pflichtbewuſstſein bei Vorhandenſein reicher Mittel ſich mit geringer Verzinſung zufrieden 
geben konnten, oder die ſich mit Opfern den Vortheil einer ſelbſtändigen Arbeiterſchaft ſichern wollten. 

Daher mujste für einen großen Theil der nach dem Geſetze in Betracht kommenden Perſfonen dieſe 
neue Begünſtigung von vornherein wertlos erſcheinen. Das war entſchieden ein Cardinalfehler des alten 
Geſetzes. Es iſt ja gewiſs ſchwierig, die zwei einander entgegengeſetzten Anſprüche, einerfeits des Erbauers 
auf eine gewiſſe Rentabilität, anderſeits des Wohnungsnehmers auf möglichft billige Wohnung, zu 
erfüllen. 

Und ſo konnnt es, daſs viele Vorſchläge, welche ſowohl im Ausſchuſſe als außerhalb desſelben ein⸗ 
ſangten, nicht vollkommen befriedigen konnten. Mit dieſem Vorbehalte glaubt aber auch der Steuerausſchuſs 
die einſchlägigen Beſtimmungen des $. 11 noch als die relativ beſte Löſung dieſer unſtreitig ſehr ſchwierigen 
Aufgabe bezeichnen zu können. Es ſoll alſo, wie in dem Motivenberichte ad 11 des näheren auseinander ⸗ 
geſetzt wurde, für die in Arbeiterhäuſern angelegten Capitalien eine den ortsüblichen Zinsfuß um 0˙20 bis 
050 Procent, bei gemeinnützigen Anſtalten auch um mehr überſteigende Verzinſung des Baucapitals 
geſtattet ſein und mit Rückſicht auf die wechſelnden Zeit⸗ und Ortsverhältniſſe jeweils im Verordnungswege 
beſtimmt werden. 

Ein unbeftreitbarer Vortheil dieſer Beſtimmung liegt zunächſt darin, dafs der Eigenthümer nunmehr 
freie Hand in der Differenzirung des Zinſes nach Lage und Beſchaffenheit der Wohnung hat. Es wird eben, 
da der Mapimalzins nicht mehr nach der bewohnbaren Fläche berechnet wird, auch die Möglichkeit geboten, 
der Ausgeſtaltung der durch hygteniſche und andere Rückſichten gebotenen Nebenränmlichkeiten erhöhte Auf⸗ 
merkſamkeit zuzuwenden. Eine vielumſtrittene Frage im Ausſchuſſe bildete die von mehreren Seiten befür⸗ 


1* 


Pr 
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wortete Aufnahme einer Beſtimmung über die Kündigungsfriſt, und entſchied ſich in dieſer Frage die Mehrheit 
des Ausſchuſſes für eine dreitägige Kündigungsfriſt bei Familienwohnungen, wogegen ein Minoritätsvotum 
vom Abgeordneten Hybes eingebracht wurde, welches die vierzehntägige Friſt feſtgeſetzt wiſſen will. 

Was nun die Beſchaffenheit des Objectes anbelangt, fo liegt es in der Natur der Sache, dafs die 
Detailarbeit in dieſem Punkte dem Verordnungswege vorbehalten werden muſste. Dennoch mufsten in das 
Geſetz eine ganze Reihe grundlegender Beſtimmungen aufgenommen werden, von welchen zunächſt das im 
Entwurfe conſequent durchgeführte und auch äußerlich markirte Princip der Trennung von Familien und 
einzelſtehenden Perſonen zu erwähnen wäre. Es musste deshalb für die einzelſtehenden Perſonen beſondere 
Borforge getroffen werden. Und dies geſchah, indem die Begünſtigungen des Geſetzes auch auf Ledigenheime 
und Logirhäuſer ausgedehnt wurden. 

Dieſe letzteren bergen aber die Gefahr in ſich, dass fie bei nicht genauer Controle nicht nur eine Stätte 
der Unſittlichkeit, ſondern auch ein Object unlauterer Speculationsabſicht werden können; der Betrieb begün⸗ 
ſtigter Logirhäuſer wurde daher nur beſonders qualificirten Perſonen, als Arbeitgebern, Gemeinden ꝛc., über⸗ 
laſſen. Selbſtverſtändlich gilt als unumſtößlicher Grundſatz, daſs ſowohl hier, als auch in Ledigenheimen 


Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes nur in vollkommen geſonderten Abtheilungen Aufnahme finden können. 


Zweck und Bedeutung einer dritten Art von Gebäuden, das iſt der ſogenannten Wohlfahrtsgebäude, welche 
unter gewiſſen Vorausſetzungen gleichfalls begünſtigt werden können, ergeben ſich aus den Motiven. Hier fei 
nur bemerkt, daſs ſolche Gebäude mit ihrer theils hygieniſchen, theils geiſtigen und erzieheriſchen Beſtimmung 
ſehr weſentlich zur Hebung der Lebensbedingungen in dem hier in Betracht kommenden Wirkungskreiſe 
beitragen können. 

Es iſt natürlich, daſs einem Geſetze mit fo verſchiedenartigen Beſtimmungen, wie der Entwurf eines 
werden foll, ein außerordentlicher Apparat von Durchführungs⸗ und Sicherungsmaßregeln zur Verfügung 
ſtehen muſs. Dies bringt — den heutigen Verwalkungsorganismus vorausgeſetzt — eine gewiſſe Schwer⸗ 
fälligkeit des Verfahrens mit ſich, die wohl kaum vollftändig zu vermeiden iſt. Doch war der Steuer⸗ 
ausſchuſs nach Kräften bemüht, in der einen und anderen Hinſicht Vereinfachungen zu ſchaffen (88. 8, 10, 
13 und 14). 

Von den übrigen Beſtimmungen des Entwurfes fei an biefer Stelle nur des g. 14 gedacht, welcher 
beſtimmt, daf3 die Bewilligung der Begünſtigungen eine 50jährige, grundbücherlich ſicherzuſtellende Widmung 
für die Zwecke des Geſetzes zur Folge habe. 

Es läſst ſich nicht leugnen, dass dieſe Beſtimmung in Verbindung mit den 88. 15, 16, 18 ungleich 
ſtrenger iſt, als die correſpondirende Vorſchrift des gegenwärtigen Geſetzes, wonach der Beſitzer gegen Ver⸗ 
zicht auf die Steuerfreiheit jederzeit die volle Verfügungsfreiheit über fein Object erlangen konnte. Es muf3 
aber erwogen werden, daſs umgekehrt auch die Begünſtigungen unter ganz anderen, für den Erbauer viel 
vortheilhafteren Bedingungen gewährt wurden, welche eine weitgehende Garantie für eine widmungsmäßige 
Benützung umſo nothwendiger erſcheinen laſſen, als ja die Regierung gewiss in allen berückfichtigungswerten 
Fällen von der ihr nach $. 14 zuſtehenden Ermächtigung Gebrauch machen und die Widmung aufheben wird. 

Zum Schluſſe erlaubt fi der Steuerausſchuſs noch einige früher nicht erwähnte und nicht ganz belang⸗ 
loſe Verbeſſerungen der Regierungsvorlage anzuführen. 

So wurde in $. 2 die Beſtimmung aufgenommen, daſs unmittelbar zuſammenhaͤngende Indnſtrieorte 
auch bei Ermittlung der für größere Orte zuläſſigen höheren Einkommengrenze als Einheit aufzufaſſen ſind. 

Eine weitere Ergänzung erfuhr der 8. 2 und der folgende Paragraph durch die Aufnahme von Beſtim⸗ 
nungen, nach welchen die Wohlthaten des Geſetzes auch berufsunfähig gewordenen Arbeitern zugewendet 
werden können. 5 

Beachtenswert erſcheint auch das unbedingt ausgeſprochene Verbot des Ausſchankes und Klein- 
verſchleißes von gebrannten geiſtigen Getränken in den begünſtigten Gebäuden. . 

Mit der Aufnahme des Abſaßes 3 in 5. 11 beabſichtigte der Steuerausſchuſs einen weiteren Schutz 
des Arbeiters gegen Mehranſprüche zu gewähren. 

Die Abänderung des 5. 22 iſt eine nothwendige Folge des Umſtandes, dajs die Geltungsdauer des 
1892er Geſetzes, wie bereits an anderer Stelle erwähnt, ſchon ſeit mehreren Wochen abgelaufen iſt. 


Der Steuerausſchuſs ſtellt ſohin den Autrag: 
Dem angeſchloſſenen Geſetzentwurfe, betreffend Begünſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen 
Arbeiterwohnungen, wird die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung ertheilt. 
Wien, 29. April 1902. 2 
Or. Kramäk, 
Obmann. 
Dr. Chiari, 


Berichterſtatter. 
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Geſeh 


vom. e 
betreffend 
Begünſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiter- 
wohnungen. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 


wie folgt: 


Regierungsvorlage. 


F. 1. 
Eine 24 jährige Befreiung von der Hauselaſſen⸗ 


Anträge des Ausſchuſſes. 
8. 1. 
Eine 24 jährige Befreiung von der Hausclaſſen⸗ 


ſteuer, ſowie von der Hauszinsſteuer und von der ſteuer, ſowie von der Hauszinsſteuer und von der 


fünfprocentigen Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier 
Gebäude genießen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes jene Wohngebäude, welche auf bisher 
unverbauter Fläche oder auf der Bauarea eines bis zur 
Erdoberfläche vollſtändig niedergeriſſenen Hauſes zu 
dem Zwecke erbaut werden, um Arbeitern geſunde 
und billige Wohnungen zu bieten, ſoferne die 
Wohnungen des Hauſes an Arbeiter vermietet oder 
unentgeltlich oder gegen eine im Arbeitsvertrage ziffer⸗ 
mäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn über⸗ 
laſſen werben. 


fünfprocentigen Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier 
Gebäude genießen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſezes jene Wohngebäude, welche auf bisher 
unverbauter Fläche oder auf der Bauarea eines bis zur 
Erdoberfläche vollſtändig niedergeriſſenen Hauſes zu 
dem Zwecke erbaut werden, um Arbeitern geſunde 
und billige Wohnungen zu bieten, ſoferne die 
Wohnungen des Hanſes an Arbeiter vermietet oder 
unentgeltlich oder gegen eine im Arbeitsvertrage ziffer- 
mäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn über» 
laſſen werden. 

Der gleichen Begünſtigung werden auch jene 
auf die eben bezeichnete Art und zu dem angegebenen 
Zwecke erbauten Wohngebände (Familienwohn⸗ 
häuſer) theilhaftig, welche von den im F. 7 ange⸗ 
führten juriſtiſchen oder phyſiſchen Perſonen an 
Arbeiter in der Weiſe verkauft werden, dafs der 
ganze Kanfſchilling oder mindeſtens die Hälfte 
desſelben in wenigſteus 15 Annnitäten abzuzahlen 
iſt, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob nach den 
getroffenen Vereinbarungen das Eigenthum an dem 
Gebäude vor oder nach vollſtändiger Abzahlung 
des Kanfpreiſes an die Arbeiter übergeht. 
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Regierungs vorlage. 


Inſoferne dieſe Gebäude dem Gebürenäquivalente 
unterliegen, beträgt dasſelbe für die Dauer der 
Widmung (5. 14) nur eineinhalb Procent ſammi 
Zuſchlag von dem Werte. 


8.2. 


Als „Arbeiter“ im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
jene bei landwirtſchaftlichen, gewerblichen oder ſouſt 
auf Erwerb gerichteten Unternehmungen oder in 
öffentlichen oder privaten Anſtalten gegen feſten oder 
veränderlichen Lohn in Verwendung ſtehenden Per⸗ 
ſonen anzuſehen, deren Jahreseinkommen im Sinne 
des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, die im nachſtehenden bezeichneten Beträge 
nicht überſteigt: : 

a) bei alleinſtehenden Perſonen 1200 Kronen: 
b) bei Familien von zwei bis vier Köpfen 1800 

Kronen; 

e) bei Familien von fünf und mehr Köpfen 2400 

Kronen. 


In Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern 
haben um ein Achtel, in Wien um ein Viertel höhere 
Beträge als Grenze zu gelten. 


Lehrlinge find ohne Rückſicht auf ihre Bezüge 
den Arbeitern gleich zu achten. 

Durch eine vorübergehende Unterbrechung in der 
regelmäßigen Verwendung wird die Eigenſchaft als 
„Arbeiter“ nicht berührt. 

Bei ſpäter ſich ergebenden Veränderungen in der 
Höhe des Geſammteinkommens oder in der Zahl der 
Familienmitglieder kann die weitere Überlaſſung einer 
Wohnung an die bisherigen Mieter von der Behörde 
geſtattet werden. 


Unternehmer, als Beſitzer von nach $. 1 begün⸗ 
ſtigten Gebänden, ſind bei Aufnahme der in ihrem 
eigenen Unternehmen in Verwendung ſtehenden Arbeiter 
an das oben feſtgeſetzte Höchſtausmaß des Geſammt⸗ 
einkommens nicht gebunden. 


9. 3. 
Die im F. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen find 
auch dann zuzuerkennen: 


1. Wenn ein Theil, aber nicht mehr als ein Viert · 
theil des bewohnbaren Raumes in dem betreffenden 


Anträge des Ansichuſſes. 


Inſoferne in dem einen oder dem anderen Falle 
ſolche Gebäude dem Gebürenäquivalente unterliegen, 
beträgt dasſelbe für die Dauer der Widmung ($. 14) 
nnr eineinhalb Procent ſammt Zuſchlag von dem Werte. 


§. 2. 


Als „Arbeiter“ im Sinne diefes Geſetzes ſind 
jene bei laudwirtſchaftlichen, gewerblichen oder ſouſt 
auf Erwerb gerichteten Unternehmungen oder in 
öffentlichen oder privaten Anſtalten gegen feſten oder 
veränderlichen Lohn in Verwendung ſtehenden Per⸗ 
ſonen anzuſehen, deren Jahreseinkommen im Sinne 
des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, die im nachſtehenden bezeichneten Beträge 
nicht überſteigt: 


a) bei alleinſtehenden Perſonen 1200 Kronen; 

b) bei Familien von zwei bis vier Köpfen 1800 
Kronen: i 

o) bei Familien von fünf nud mehr Köpfen 2400 
Kronen. 


In Wien haben um ein Viertel höhere Be⸗ 
träge, in Orten mit mehr als 50.000 Einwohnern 
und ihren Vororten, ſowie in unmittelbar mit⸗ 
einander zuſammenhängenden Indnſtrieorten, deren 
Bevölkerung zuſammen mehr als 50.000 Ein 
wohner betrügt, um ein Achtel höhere Beträge die 
Grenze zu bilden. Die letztgenaunten Complexe 
von Induſtrieorten werden im Verordunngswege 
beſtimmt. 

Lehrlinge find ohue Rückſicht auf ihre Bezüge 
den Arbeitern gleich zu achten. 

Durch eine vorübergehende Unterbrechung in der 
regelmäßigen Verwendung wird die Eigenſchaft als 
„Arbeiter“ nicht berührt. Bei dauernder Berufs⸗ 
unfähigkeit des Haushaltungsvorſtandes, ſowie in 
dem Falle eines Wechſels in der Perſou desſelben, 
eudlich bei fpäter ſich ergebenden Veränderungen in 
der Höhe des Geſammteinkommens oder in der Zahl 
der Familienmitglieder kann die weitere Bewohuung 
durch die bisherigen Wohuungsinhaber, beziehungs⸗ 
weiſe deren Familien von der Behörde geſtattet 
werden. 

Unternehmer, als Beſitzer von nach $. 1 begün⸗ 
ſtigten Gebäuden, ſind hinſichtlich der in ihrem 
eigenen Unternehmen in Verwendung jtchenben Arbeiter 
au das oben feſtgeſetzte Höchſtausmaß des Geſammt⸗ 
einkommens nicht gebunden. 


F. 3. 


Die im 8. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen find 
auch dann anzuerkennen; 

1. Wenn ein Theil, aber nicht mehr als ein Viert⸗ 
theil des bewohnbaren Raumes in dem betreffenden 
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Regierungsvorlage. 


Anträge des Ausſchuſſes. 


Hauſe, nicht an Arbeiter (8. 2), ſondern an andere Hanſe, oder in einem unter einheitlicher Verwaltung 


in einem Gehalts- oder Verſorgungsbezuge ſtehende 
Perſonen vermietet oder unentgeltlich überlaſſen wird, 
deren Jahreseinkommen das im $. 2 feſtgeſetzte Aus⸗ 
maß nicht überſteigt; 


2. wenn einzelne Räume des Hauſes den Be ⸗ 
wohnern zur gemeinſchaftlichen Benützung überlaſſen 
werden, wie zum Beiſpiel Waſchräume, Speifejäle, 
Leſeſäle, Bibliothekszimmer u. dgl.; 


3. wenn einzelne Wohnungen oder Wohnräume 
den mit der Verwaltung oder Beaufſichtigung des 
Gebäudes betranten Organen überlaſſen werden; 


4. wenn einzelne Theile des Gebäudes an In⸗ 
haber ſolcher Gewerbe vermietet werden, deren Be⸗ 
trieb in dieſem Gebände von der politiſchen Behörde 
zur Approviſionfrung der dort Wohnenden für noth⸗ 
wendig erklärt wird. 


5.4. 


Die Gebände. in Bezug auf welche die im $. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt werden, können 
ſein: 

a) Familienwohnhänſer. 

b) Ledigenheime, 

c) Schlaf- und Logirhäuſer, 
d) Wohlfahrtsgebäude. 


8.5. 

Familieuwohnhäuſer ſollen in der Regel zur 
Aufnahme von nicht mehr als ſechs Familien einge 
richtet ſein oder, ſoferne ſie ſich über die Höhe des 
Erdgeſchoßes erheben, nicht mehr als drei Stockwerke 
und in jedem der letzteren nicht mehr als vier auf je 
eine Stiege entfallende Wohnungen enthalten. 


Bei ſolchen in Städten oder in geſchloſſenen 
Ortſchaften gelegenen Gebäuden, welche zur Aufnahme 
einer größeren Anzahl von Familien beſtimmt ſind, iſt 
durch geeignete Anlagen (genügende Anzahl von 
Stiegen, geſonderte Nebenräume, wie Waſchküchen, 
Aborte, Keller, Unterdachräume ꝛc.) einerſeits den 


ſtehenden Complexe von Arbeiterhäufern, nicht an 
active (F. 2, Abſatz 1), ſondern an bernfsun⸗ 
fähig gewordene Arbeiter, oder an andere in einem 
Gehalts- oder Verſorgungsbezuge ſtehende Perſonen 
vermietet oder unentgeltlich überlaſſen wird, deren 
Jahreseinkommen das im F. 2 feſtgeſeßte Ausmaß 
nicht überſteigt; 

2. wenn einzelne Räume des Haufe den Ber 
wohnern zur gemeinſchaftlichen Benützung überlaſſen 
werden, wie zum Beiſpiel Waſchräume, Speiſeſäle, 
Leſeſäle, Bibliothekszimmer n. dgl.; 


3. wenu einzelne Wohnungen oder Wohnräume 
den mit der Verwaltung oder Beaufſichtigung des 
Gebäudes betrauten Organen überlaſſen werden: 


4. wenn einzelne Theile des Gebäudes au In⸗ 
haber, Pächter oder Stellvertreter in der Ansübung 
ſolcher Gewerbe vermietet werden. deren Betrieb in 
dieſem Gebäude von der politiſchen Behörde zur 
Approviſionirung der dort Wohnenden für nothwendig 
erklärt wird. 

Der Ausſchauk und Kleinverſchleiß von ge⸗ 
brannten geiſtigen Getränken iſt in nach dieſem 
Geſetze begünſtigten Gebänden unbedingt verboten. 


S. 4. 


Die Gebäude, in Bezug auf welche die im §. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt werden, können 
ſein: ; . 

a) Familienwohnhäuſer, 
b) Ledigenheime, 
t) Schlaf- und Logirhäuſer. 

Inwieferue dieſe Begünſtigungen auf Wohl⸗ 
fahrtsgebände ausgedehnt werden können, beſtimmt 
F. 8. 

8. 5. 

Fautilienwohnhäuſer köunen zur Bewohnung 
durch eine oder mehrere Familien beſtimmt ſein. 
Sie ſollen in der Regel zur Aufnahme von nicht mehr 
als ſechs Familien eingerichtek fein oder, ſoferue fie 
ſich über die Höhe des Erdgeſchoßes erheben, nicht mehr 
als drei Stockwerke und in jedem der leßteren nicht 
mehr als vier auf je eine Stiege entfallende Wohnungen 
enthalten. 

Familieuwohuhäuſer der im F. 1, Abſatz 2, 
bezeichneten Art dürfen nur zur Aufnahme von uicht 
mehr als zwei Familien eingerichtet ſein. 

Bei ſoſchen in Städten oder in geſchloſſenen 
Ortſchaften gelegenen Gebäuden, welche zur Aufnahme 
einer größeren Anzahl von Familien beſtimmt ſind, iſt 
durch geeignete Anlagen (genügende Anzahl von 
Stiegen, geſonderte Nebeuräume, nie Waſchküchen, 


Aborte, Keller, Unterdachräume ꝛc.) einerſeits den 
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Regierungsvorlage. 


Anforderungen der perſönlichen Sicherheit und der 
Geſundheitspflege Rechnung zu tragen, anderſeits 
die Nothwendigkeit der gegenſeitigen Berührung 
zwiſchen den einzelnen Familien möglichſt zu ver⸗ 
ringern. In ſolchen Gebäuden ſollen gleichfalls nicht 
mehr als vier, dürfen aber keinesfalls mehr als 
ſechs Wohnungen auf jede Stiege und jedes Stockwerk 
entfallen. 

Die Aftervermietung und die Aufnahme von 
Bettgehern iſt in Familienwohnhäuſern unterſagt. 


In größeren, zur Aufnahme von Familien be⸗ 
ſtimmten Gebäuden können vollkommen abgeſonderte 
Abtheilungen an einzelſtehende Perſonen vermietet 
werden. Auf dieſe Abtheilungen finden die Beſtim⸗ 
mungen des 8. 6 analoge Anwendung. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Familienwohnhäuſer zuerkannt 
werden, 


1. in welchen die Bodenfläche der bewohnbaren 
Räume (Wohnzimmer, Kammern und Küchen) in den 
einzelnen Wohnungen: 


a) bei einränmigen Wohnungen mindeſtens 20, 
höchſtens 25 Quadratmeter, 
b) bei zweiräumigen Wohnungen mindeſtens 25, 
höchſtens 60 Quadratmeter. 
) bei drei⸗ und mehrräumigen Wohnungen min⸗ 
deſteus 32, höchſtens 80 Quadratmeter beträgt, 
und 
2. welche den gemäß $. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften eutſprechen. 


8. 6. 


Ledigenheime ſind zur Aufnahme von einzelnen 
Perſonen desſelben Geſchlechtes in abgeſonderten 
Wohnräumen beſtimmt. 

Solche Gebände follen ſo eingerichtet ſein, dass 
jeder Wohnraum in der Regel nur von einer, höchſtens 
aber von drei Perſonen bewohnt wird. 


Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge⸗ 
ſchlechtes dürfen in einem und demſelben Gebände, 
gleichviel, ob dasſelbe zum Theile auch an Familien 
vermietet wird oder uicht, nur in von einander voll⸗ 
kommen geſonderten Abtheilungen untergebracht 
werden. 


Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf folche Ledigenheime zuerkannt werden, 


Anträge des Ausſchuſſes. 


Anforderungen der perſönlichen Sicherheit und der 
Geſundheitspflege Rechnung zu tragen, anderſeits 
die Nothwendigkeit der gegenſeitigen Berührung 
zwiſchen den einzelnen Familien möglichſt zu ver⸗ 
tingern. In folchen Gebänden ſollen gleichfalls nicht 
mehr als vier, binfen aber keinesfalls mehr als 
ſechs Wohnungen auf jede Stiege und jedes Stockwerk 
entfallen. 

Die Aftervermietung und die Aufnahme von 
Bettgehern iſt in Familienwohnhäuſern unterſagt. 

Eine allfällige Vermietung von Wohnungen 
in nach F. 1, Abſatz 2, begünſtigten Häuſern darf nur 
an Arbeiter erfolgen und gelten hinſichtlich derſelben 
die einſchlägigen Beſtimmungen der §§. 11 und 12. 

In größeren, zur Aufnahme von Familien be⸗ 
ſtimmten Gebäuden können vollkommen abgeſonderte 
Abtheilungen an einzeljiehende Perſonen vermietet 
werden. Auf dieſe Abtheilungen finden die Beſtim⸗ 
mungen des §. 6 analoge Anwendung. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Familienwohnhäuſer zuerkannt 
werden, 

1. in welchen die Bodenfläche der bewohnbaren 
Räume (Wohnzimmer, Kammern und Küchen) in den 
einzelnen Wohnungen: 


a) bei einräumigen Wohnungen mindeſtens 16, 
höchſtens 25 Quadratmeter, 
b) bei zweiräumigen Wohnungen mindeſtens 20, 
höchſtens 60 Quadratmeter, 
6) bei drei⸗ und mehrräumigen Wohnungen min- 
deſtens 30, höchſtens 80 Quadratmeter beträgt, 
und 
2. welche den gemäß $. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


g. 6. 


Ledigenheime find zur Aufnahme von einzelnen 
Perſonen desſelben Geſchlechtes in abgeſonderten 
Wohnräumen beſtimmt. 

Solche Gebäude ſollen fo eingerichtet fein, dafs 
jeder Wohnraum in der Regel nur von einer, höchſtens 
aber von drei Perſonen bewohnt wird. 


Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge⸗ 
ſchlechtes dürfen in einem und demſelben Gebäude, 
gleichviel, ob dasſelbe zum Theile auch von Familien 
benützt wird oder nicht, nur in von einauder voll⸗ 
kommen geſonderten Abtheilungen untergebracht 
werden. 


Die Begünftigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Ledigenheime zuerkannt werden, 
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1. in welchen die Bodenfläche der Wohnräume 
zur Aufnahme 
a) einer Perſon mindeſtens 8 Quadratmeter, 
b) zweier Perſonen mindeſtens 12 Quadratmeter, 
c) dreier Perſonen mindeſtens 20 Quadratmeter 
beträgt, . 
und 
2. welche den gemäß F. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriſten entſprechen. 


8.7. 


In Bezug auf Schlaf⸗ und Logirhäuſer zur 
gemeinſamen Beherbergung einzelſtehender Perſonen 
des ſelben Geſchlechtes können die im 9. 1 vorgeſehenen 
Begänftigungen nur dann zuerkannt werden, wenn 
dieſelben 


1. von Bezirksverbänden, Gemeinden, gemein ⸗ 
nützigen Vereinen, Stiftungen, Genoſſenſchaften, An⸗ 
ſtalten, oder von den im $. 24 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Unternehmungen, oder aber von Arbeit⸗ 
gebern für die im eigenen Bettiebe beſchäftigten 
Arbeiter errichtet werden, und 


2. den gemäß $. 9 von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen im Verordnungswege zu 
erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


Die Zuerkennung der Begünſtigung, ſowie die 
Entſcheidung darüber, ob und unter welchen Bedin⸗ 
gungen im Falle einer Übertragung des Eigenthums⸗ 
rechtes an andere, als die unter Punkt 1 bezeichneten 
Perſonen die Begünſtigungen aufrecht erhalten werden, 
bleibt dem Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern vorbehalten. 


Mit den Begünſtigungen erliſcht in ſolchen Fällen 
auch die Widmung des Gebäudes (9. 14). 


8. 8. 


Bezüglich der, der gemeinfamen Benützung durch 
Mietparteien (88. 2 und 3, Punkt 1) gewidmeten 
Wohlfahrtsgebäude (Rindergärten, Leſehallen, Bade ⸗ 
bänfer, Waſchanſtalten n. dgl.) können vom Finanz⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern die im 8. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zu⸗ 
erkannt werden, wenn dieſelben zu einem Complexe 
von nach den Beſtimmungen des citirten Paragraphen 
begünſtigten Arbeiterwohnhäuſern gehören und den 
beſonderen Anordnungen entſprechen, welche gemäß 
F. 9 in Anſehung der Anlage, der Einrichtung und 
des Betriebes ſolcher Anſtalten im Verordnungzwege 
zu erlaſſen ſind. 


Anträge des Ausſchuſſes. 


1. in welchen die Bodenfläche der Wohnräume 
zur Aufnahme 
a) einer Perſon mindeſtens 8 Quadratmeter, 
b) zweier Perſonen mindeſtens 12 Quadrakmeter, 
c) dreier Perſonen mindeſtens 20 Quadratmeter 
beträgt, 
und 
2. welche den gemäß §. 9 von den Miniftern 


des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


8.7 


In Bezug auf Schlaf und Logirhäufer zur 
gemeinfamen Beherbergung einzelſtehender Perſonen 
desſelben Geſchlechtes können die im 9. 1 vorgeſehenen 
Begünſtigungen nur dann zuerkannt werden, wenn 
dieſelben 


1. von Bezirksverdänden, Gemeinden, gemein ⸗ 
nützigen Vereinen, Stiftungen, Genoſſenſchaften, Ar⸗ 
beiterverelnigungen, Anſtalten, oder von dem im 
8. 24 dieſes Geſetzes bezeichneten Unternehmungen, 
oder aber von Arbeitgebern für die im eigenen Be⸗ 
triebe beichäftigten Arbeiter errichtet werden, und 


2. den gemäß 5. 9 von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen im Verordnungswege zu 
erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


Die Eniſcheidung darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen im Falle einer Übertragung 
des Eigenthumsrechtes an andere, als die unter 
Punkt 1 bezeichneten Perſonen die Begünſtigungen 
aufrecht erhalten werden, bleibt dem Finanzminiſter 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vor⸗ 
behalten. 


Mit den Begünſtigungen erliſcht in ſolchen Fällen 
auch die Widmung des Gebäudes ($. 14). 


8. 8. 


Bezüglich der, der gemeinſamen Benützung ge⸗ 
widmeten Wohlfahrtsgebäude (Kindergärten, Leſe⸗ 
hallen, Badehäuſer, Waſchanſtalten u. dgl.) können 
die im $. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt 
werden, wenn dieſelben zu einem Complexe von 
Arbeiterwohnhäuſern gehören und den beſonderen 
Anordnungen entſprechen, welche gemäß 8. 9 in Uns 
fehung der Anlage, der Einrichtung und des Be 
triebes ſolcher Anſtalten im Berordnungswege zu 
erlaſſen ſind. 
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9. 9. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind 
ermächtigt, in näherer Ausführung der in den 89. 5 
bis 8 enthaltenen Grundſätze die aus Rückſichten der 
perſönlichen Sicherheit, der Geſundheitspflege und 
Sittlichkeit erforderlichen Anordnungen im Einver⸗ 
nehmen mit den Miniſtern des Handels, der Eijens 
bahnen und des Ackerbaues im Verordnungswege zu 
treffen. 


Insbeſondere obliegt denſelben die Erlaſſung von 
Vorſchriften f 


1. über die Lage der Fußböden der im Erd⸗ 
gefchoße befindlichen Wohnräume mit Rückſicht auf bie 
Straßenoberfläche, über die Höhe und innere Ein- 
khrilung der bewohnbaren Räume, über die Verſorgung 
mit Licht, Luft und Waſſer, über die Beſeitigung der 
Abfallſtoffe u. ſ. w.; 


2. über die zur Vermeidung einer Überfüllung 
oder einer aus Geſundheits⸗ und Sittlichkeitsrück⸗ 
ſichten überhaupt unzuläſſigen Benützung zu beobach⸗ 
tenden Grundfätze, endlich 


3. über die Anlage, die Einrichtung und den Be⸗ 
trieb der in den 8g. 7 und 8 erwähnten Gebände. 


Spätere Verordnungen können auf Gebäude, 
rückſichtlich welcher die im 8. 1 vorgeſehenen Begün- 
ſtigungen bereits zuerkannt wurden, nur inſoferne 
Anwendung finden, als fie für die Erbauer, bezie⸗ 
hungsweiſe Beſitzer ſolcher Gebäude keine erſchweren · 
den Beſtimmungen enthalten. 


8. 10. 
Von einzelnen Bedingungen der 88. 5 bis 8, 


Anträge des Ausſchuſſes. 
F. 9. 


Unverändert.) 


8. 10. 
Von einzelnen Bedingungen der 88. 5 bis 8, 


fowie der auf Grund des 8. 9 erlaſſenen Vor⸗ ſowle der auf Grund des 8. 9 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften kann der Erbauer, beziehungsweiſe der ſchriften kann der Erbauer, beziehungsweiſe der 


Beſitzer des Hauſes, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Charakter des letzteren und die Wahrung 
des öffentlichen Intereſſes in anderer Weiſe ſicher⸗ 
geſtellt iſt, vom Miniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter entbunden werden. 


9. 11. 
Das jährliche Geſammt⸗Zinserträgnis eines nach 


Beſiter des Hauſes, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Charakter des letzteren und die Wahrung 
des öffentlichen Intereſſes in anderer Weiſe ſicher⸗ 
geſtellt iſt, vom Mlniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter entbunden werden. 
Die genannten Miniſterien können derartige 
Seftattungen für Fälle geringfügiger Ab⸗ 
weichungen den politiſchen Landesſtellen im Ein⸗ 
vernehmen mit den Finanz⸗Landesbehörden über⸗ 
laſſen. 


5. 11. 


I. Das jährliche Geſammt⸗Zinserträgnis eines 


8. 1 begänftigten Gebäudes darf jenen Betrag nicht nach 8. 1, Abſatz 1, begünſtigteu Gebäudes darf 
überſteigen, welcher zufolge fachmänniſcher Überprüfung jenen Betrag nicht überſteigen, welcher zufolge 
der beizubringenden Belege erforderlich ifi, damit ſich fachmänniſcher Überprüfung der beizubringenden 
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das für die Erwerbung des Baugrundes und für die 
Baukoſten aufgewendete Capital bei Annahme eines 
ſechzigjährigen Beſtandes des Gebäudes nach Abzug 
der Amortiſationsraten, ſämmtlicher Realſteuern, Zu⸗ 
ſchläge und Umlagen, des Gebürenäquivalentes, 
ſowie der Gebäudeerhaltungs⸗ und Adminiſtrations⸗ 
koften, endlich eines Pauſchalbetrages für Leerſtehungen 
und uneinbriugliche Zinſe mit jenem Procentſatze 
verzinſe, welcher von den Miniſtern des Innern und 
der Finanzen für einzelne Länder oder Landestheile 
im Verordnungswege feftgejegt worden iſt. 


Bel Feſtſetzung des Procentſatzes iſt auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landestheilen jeweilig 
ortsüblichen Zinsfuß, insbeſondere auf den Hypothekar⸗ 
zinsfuß der Sparcaſſen und der ſonſt maßgebenden 
Creditinſtitute in der Weile Rückſicht zu nehmen, dass 
ſich die Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern an- 
gelegten Capitals um 020 bis 0˙50 Procent höher 
ſtellt, als jene der in der eben bezeichneten Weile in- 
veſtirten Capitalien. 


Hinſichtlich ſolcher öffentlichen Anſtalten, welche 
ftatntengemäß zur Förderung von Zwecken des allge⸗ 
meines Wohles berufen ſind, kaun von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen fallweiſe eine höhere 
Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern angelegten 
Capitals bewilligt werden. 


Über Anſuchen des Beſißers eines nach $. 1 be⸗ 
günſtigten Gebäudes iſt in Zeiträumen von 10 zu 10 
Jahren der nach Abſatz 1 der zuläſſigen Maximal- 
verzinſung zugrunde zu legende Capitalswert unter 
Berückſichtigung der in der Grundrente eingetretenen 
Veränderungen neu zu erheben. Eine ſolche Erhebung 
kann in denſelben Zeitabſchnitten auch von amtswegen 
verfügt werden. Über die Höhe des Capitalswertes 
entſcheidet in erſter Inſtanz die Finanz⸗ Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der politiihen Landesbehörde. 


Wenn in einem für die Begünſtigungen nach 
dieſem Geſetze in Betracht kommenden Gebäude ein⸗ 
zelne Wohnungen den Arbeitern nicht vermietet, 
fonderu unentgeltlich oder gegen ziffermäßig uicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlafſen 
worden find, iſt der Zinswert derſelben im Pariſi⸗ 
cationswege (durch Vergleichung mit den in demſelben 
Hanſe vermieteten Wohnungen) zu ermitteln und 
in das Geſammt⸗Zinserträgnis des Gebäudes ein- 
zurechnen. 


Als jährliche Gebäudeerhaltungs⸗ und Admi⸗ 
niſtrationskoſten und als Pauſchalbetrag für Leer⸗ 
ſtehungen und uneinbringliche Zinſe können höchſtens 
1˙8 Procent vom Banaufwande (ausſchließlich der 
Koſten der Grunderwerbung) des Hauſes in Abzug 
gebracht werden. 


Anträge des Ausſchuſſen. 


Belege erforderlich iſt, damit ſich das für die 
Erwerbung des Baugrundes und für die Baukoſten 
aufgewendete Capital bei Annahme eines ſechzig⸗ 
jährigen Beſtandes des Gebäudes nach Abzug der 
Amortiſationsraten, ſämmtlicher Realſteuern, Zus 
ſchläge und Umlagen, des Gebürenäquivalentes, 
ſowie der Gebäudeerhaltungs⸗ und Adminiſtrations⸗ 
koſten, endlich eines Pauſchalbetrages für Leerſtehungen 
und uneinbringliche Zinſe mit jenem Procentſatze 
verzinſe, welcher von den Minſtern des Innern und 
der Finanzen für einzelne Länder oder Landestheile 
im Verordnungswege feſtgeſetzt worden iſt. 


Bei Feſtſetzung des Procentſatzes iſt auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landestheilen jeweilig 
üblichen Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und der 
ſonſt maßgebenden Creditinſtitute in der Weiſe 
Rücksicht zu nehmen, dass ſich die Verzinſung des in 
Arbeiterwohnhäuſern angelegten Capitals um 0˙20 
bis 0˙50 Procent höher ſtellt, als jene in der eben 
bezeichneten Weiſe inveftirten Capitalien. 


Hinſichtlich ſolcher öffentlichen Anſtalten, welche 
ſtatutengemäß zur Förderung von Zwecken bes allge 
meines Wohles berufen ſind, kann von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen fallweiſe eine höhere 
Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern angelegten 
Capitals bewilligt werden. 


Über Anſuchen des Hausbeſitzers iſt in Zeit⸗ 
räumen von 10 zu 10 Jahren der nach Abſaß 1 
der zuläſſigen Maximalverziuſung zugrunde zu 
legende Capitalswert unter Berückſichtigung der 
in der Grundrente eingetretenen Veränderungen 
neu zu erheben. Eine ſolche Erhebung kann in den⸗ 
ſelben Zeitabſchnitten auch von amtswegen verfügt 
werden. Über die Höhe des Capitalswertes entſcheidet 
in erſter Inſtanz die Finanz⸗Landesbehörde im Ein⸗ 
vernehmen mit der politiſchen Landesbehörde. 


Wenn in einem für die Begünſtigungen nach 
dieſem Geſetze in Betracht kommenden Gebäude ein⸗ 
zelne Wohnungen den Arbeitern nicht vermietet, 
ſondern unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
worden find, iſt der Zinswert derſelben im Pariſi⸗ 
cationswege (durch Vergleichung mit den in demſelben 
Hauſe vermieteten Wohnungen) zu ermitteln und 
in das Geſammt⸗Zinserträgnis des Gebäudes ein ⸗ 
zurechnen. 


Als jährliche Gebändeerhaltungs⸗ und Admi⸗ 
niſtraltonskoſten und als Pauſchalbetrag für Leer⸗ 
ſtehungen und uneinbringliche Zinſe können höchſtens 
1˙8 Procent vom Bauaufwande (ausſchließlich der 
Koſten der Grunderwerbung) des Hauſes in Abzug 
gebracht werden. 
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8. 12. 


Innerhalb des nach F. 11 ermittelten Geſammt⸗ 
Binserträgniffes eines Gebäudes bleibt die Feſt⸗ 
ſetzung des Zinſes für die einzelnen Wohnungen nach 
deren Lage und Beſchaffenheit dem Beſitzer des 
Hauſes überlaſſen. 

Derſelbe ift jedoch verpflichtet, einen Mietzins ⸗ 
tarif über ſämmtliche im Haufe befindliche Wohnungen 
ſowie eine Hausordnung, welche auch die vom Mieter 
eventuell zu entrichtenden Nebengebüren zu beſtimmen 
hat, am Eingange des Hauſes an einer für jeder⸗ 
niann erſichtlichen Stelle anzubringen. 


Der von der politiſchen und der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu vidirende Mietzinstarif mußs auch die 
Angabe des nach. 11, Abſatz 5, ermittelten Zinswertes 
jener Wohnungen enthalten, welche den betreffenden 
Perſonen unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht feft- 
geſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
werden. 


Die Hausordnung bedarf der Genehmigung durch 
die competente politiſche und die Steuerbehörde erſter 
Inſtanz. 


Anträge des Ausſchuſſes. 


II. In Fällen des F. 1, Abſatz 2, darf der 
Geſammtkaufſchilling eines ſolchen Hauſes die 
Selbſtkoſten des Grunderwerbes und der baulichen 
Herſtellungen, ſowie der ſonſtigen nothwendigen 
Aufwendungen nicht überſteigen. Bei der Berechnung 
der Annuitäten darf der Zinsfuß für den zur 
Abſtattung übernommenen Betrag ſich nicht höher 
belaufen, als der Hypothekarziusfuß der Spar⸗ 
raſſen und der ſonſt maßgebenden Creditinſtitute. 
Die jährliche Amortiſationsrate muſs mindeſtens 
ein Procent der zur Abſtattung in Annnitnten 
übernommenen Kaufſchillingsforderung betragen. 


III. Dem Mieter oder Käufer dürfen keinerlei 
Leiſtungen auferlegt werden, die mit der Benützung 
oder Bewirtſchaftung des überlaſſenen Objectes 
nicht im nothwendigen Zuſammenhange ſtehen. 


9. 12. 


I. Innerhalb des nach 8. 11, I. ermittelten Ge⸗ 
ſammt⸗-Zinserträgniſſes eines Gebäudes bleibt die 
Feſtſetzung des Zinſes für die einzelnen Wohnungen 
nach deren Lage und Beſchaffenheit dem Beſitzer des 
Hauſes überlaffen. 


Derſelbe iſt jedoch verpflichtet, einen Mietzins⸗ 
tarif über ſämmtliche im Haufe befindliche Wohnungen 
ſowie eine Hausordnung, welche auch bie vom Mieter 
eventuell zu entrichtenden Nebengebüren zu beſtimmen 
hat, am Eingange des Hauſes an einer für jeder⸗ 
maun erſichtlichen Stelle anzubringen. 


Der von der politiſchen und der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu vidirende Mietzinstarif muſs auch die 
Angabe des nach 8.11, I, Abfatz 5, ermittelten Zins⸗ 
wertes jener Wohnungen enihalten, welche den betref · 
fenden Perſonen unentgeltlich oder gegen ziffermäßig 
nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn 
überlaffen werden. 

In allen, auch in den letztgenaunten Fällen 
muſs bei Familienwohnungen die Kündignngs⸗ 
friſt mindeſteus drei Tage betragen und in der 
Hausordnung erſichtlich fein. 


Die Hausordnung bedarf ber Genehmigung durch 
die competente politiſche und die Steuerbehörde erſter 
Jnſtanz. 


II. In den Fällen des §. 1, Abſatz 2, it der 
Verkäufer verpflichtet, cinen Vertragsentwurf 
in Anſehung des zu veräußeruden Gebäudes der 
politiſchen Bczirksbehörde zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen. 


Der Vertragsentwurf mußs uebſt den all⸗ 
gememen geſetzlichen Erfsrderniſſen eines Kauf 
vertrages alle ſouſtigen, das Verhältuis zu dem 
Känfer regelnden Beſtimmungen enthalten. 
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Insbeſondere mufs derſelbe folgenden Ber 
dingungen entſprechen: 

A. Es muſs in demſelben feſtgeſetzt ſein: 

1. Waun die Beſitzübergabe des Gebäudes 
au den Käufer zu geſchehen hat. 


2. Ob die grundbücherliche Eigenthumsüber⸗ 
tragung ſogleich oder erſt in einem ſpäteren, genan 
zu beftimmeuben Zeitpunkte zu bewirken iſt; in 
keinem Falle darf die Eigenthumsübertragung über 
den Zeitpunkt der vollſtändigen Abzahlung des 
Kaufſchillings hinausgeſchoben werden. 


3. Ob — im Falle der Hinausſchiebung der 
Eigenthums übertragung — ein Beſtandverhältnis 
zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer begründet 
wird; im bejahenden Falle find die Bedingnugen 
dieſes Verhältniſſes anzuführen. 


4. Falls die grundbücherliche Eigenthums⸗ 
übertragung aufgeſchoben wird, ift dem Käufer das 
Recht auf ein Veräußerungs⸗ und Belaſtungs⸗ 
verbot auf das Gebäude einzuräumen, welches bei 
Eintragung des Eigenthumsrechtes für den Käufer 
auffer Kraft tritt. 

B. Der Verkäufer kann ſich für den Fall, als 
der Käufer mindeſtens zwei Bierteljahre mit den 
Zahlungen der Kaufſchillingsanunitäten oder mit 
der Zahlung der von dem Gebäude zu entrichten⸗ 
den Stenern oder auderen Abgaben im Rückſtande 
bleibt, oder die Brandſchadenverſicherung des Ge⸗ 
bändes trotz erfolgter Mahnung unterlüſst, das 
Recht vorbehalten, je nach Maßgabe, ab die Eigen⸗ 
thumsübertragung au den Käufer im Zeitpunkte 
des Eintrittes der angeführten Bedingungen bereits 
bewirkt fein mird oder nicht, eutweder den als Dar⸗ 
lehen belaſſenen Kaufſchillingsreſt halbjährig auf⸗ 
zukündigen oder von dem Vertrage zurückzutreten 
und das etwa beſteheude Beſtaudverhältnis dem 
Käufer vierzehntägig zu kündigen. 

Für jene Fälle, in welchen der Verkäufer zur 
Kündigung des Kanfſchillingsreſtes berechtigt iſt, 
darf derſelbe ſich außerdem anch ein Wiederkanfs⸗ 
recht vorbehalten. 

Bei Vorbehalt des Rücktrittsrechtes find zu⸗ 
gleich Beſtimmungen zur Sicherung des Anſpruches 
des Käufers auf Rückgewähr geleiſteter Kauf⸗ 
ſchillingszahlungen und etwaiger ſonſtiger Auf⸗ 
wendungen zu treffen. 

In anderen Fällen iſt der Vorbehalt des 

Rückttitts⸗, Kündigungs und Wiederkaufsrechtes 
unzuläſſig. 
L. Der Verkäufer mufs ſich feruer auf die 
Daner der Widmung das Vorkaufsrecht vorbehalten, 
dem im Falle einer gerichtlichen Feilbietung die 
Wirkung des §. 1076 a. b. G. B. zukommt. 
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8. 13. 


Geſuche um Zuerkennung der im 8. 1 vorge⸗ 
ſeheuen Begünſtigungen find bei der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu überreichen, welche hierüber das Ein- 
dernehmen mit der politiſchen Bezirksbehörde zu 
pflegen hat. 


Über dieſe Geſuche entſcheidet, mit den in den 
88. 7 und 8 vorgeſehenen Ausnahmen, die Finanz ⸗ 
Landesbehörde im Einvernehmen mit der politiſchen 
Landesſtelle, über Recurſe gegen dieſe Entſcheidungen, 
ſowie in dem Falle, dass zwiſchen den genannten 


Anträge des Ausſchuſſes. 


Bei Ausübung des Vorkaufs⸗ und Wieder⸗ 
kaufsrechtes iſt der urſprüugliche Kaufſchilling zu⸗ 
grunde zu legen und ſind dem Käufer oder deſſen 
Rechtsnachfolgern die bereits entrichteten Kauf⸗ 
ſchillingsbeträge zu erſtatten. In den Vertrag ſind 
beſondere Veſtimmungen über den Erfat der zur 
Verbeſſernug des Gebändes gemachten Auf⸗ 
wendungen und über die Abrechnung etwaiger 
Wertverminderungen des Gebäudes aufzunehmen. 


D. Es muſs im Vertrage darauf hingewieſen 
werden, dafs im Falle einer Vermietung des Ge⸗ 
bändes oder einzelner Wohnungen ſeitens des 
Käufers der Mietzins das nach F. 11, I, zuläſſige 
Ausmaß nicht überſteigen darf. 


E. Es muf3 beſtimmt werden, dafs der Ver⸗ 
käufer für die dem Gebäude im Sinne dieſes Ge⸗ 
ſetzes zukommende Stenerbegünſtigung Gewähr 
leiſtet. a 


Die Genehmigung des Vertrages ſteht der 
politiſchen Bezirksbehörde im Einvernehmen mit 
der Steuerbehörde erſter Inſtanz zu. 


III. Die Miniſter des Inuern und der 
Finanzen find ermächtigt, im Verordnungswege 
nähere Vorſchriften über den zuläſſigen Inhalt 
der Hausorduungen und, in dem Falle eines unter 
einheitlicher Verwaltung ſtehenden Complexes von 
Arbeiterhäuſern, über die zuläſſigen, durch die 
gemeinſame Verwaltung bebingten Beſchränkungen 
der Benützung der Häufer zu erlaſſen. Verträgen, 
welche darüber hinausgehende Beſchränkungen oder 
Leiſtungen der Käufer, beziehungsweiſe Micter 
enthalten, iſt die Genehmigung zu verfagen. 


F. 13. 


Geſuche um Zuerkennung der im $. 1 vorge 
ſehenen Begünſtigungen ſind bei der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu überreichen, welche hierüber das Ein⸗ 
vernehmen mit der politiſchen Bezirksbehörde zu 
pflegen hat. Im Falle des F. 1, Abſatz 2, ſind dieſe 
Geſuche vom Verkänfer einzubringen. 


Über dieſe Geſuche entſcheidet die Finanz ⸗ 
Landesbehörde im Einvernehmen mit der politiſchen 
Landesſtelle, über Recurſe gegen dieſe Entſcheidungen, 
ſowie in dem Falle, daſs zwiſchen den genannten 
Landesbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt wird, 


Landesbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt wird, in oberſter Inſtanz das Finanzminiſterium im Ein⸗ 


in oberſter Inſtanz das Finanzminiſterium im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Minifterlum des Innern. 


vernehmen mit dem Miniſterium des Innern. Be⸗ 
züglich gewiſſer Kategorien der im §. 8 angeführten 
Gebände köunen ſich die genannten Miniſterien 
die Entſcheidung vorbehalten. 
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Hinſichtlich der bautechniſchen, geſundheits⸗ und 
fittlichkeitspolizeilichen Fragen iſt der Ausſpruch der 
politiſchen Behörden maßgebend. 


9. 14. 


Die Zuerkennung der im 8. 1 vorgefehenen Be⸗ 
günſtigungen hat die Widmung des betreffenden Ger 
bäudes zu Arbeiterwohnungs⸗ und Wohlfahrtszwecken 
auf die Dauer von 50 Jahren zur Folge und 
verpflichtet den Erbauer, ſowie innerhalb des obigen 
Zeitraumes jeden ſpäteren Befier des Hauſes zur 
Erhaltung des letzteren in einem den Zwecken dieſes 
Geſetzes entſprechenden Znſtande und zur Beobachtung 
der in dieſem Geſetze enthaltenen und auf Grund des⸗ 
ſelben erlaſſenen Vorſchriften (8. 9). 


Während der Dauer der Widmung unterliegen 
alle die Voransſetzungen für die Erlangung der Be⸗ 
günſtigungen (S. 1) berührenden baulichen Verände⸗ 
rungen an dem betreffenden Gebäude der Bewilligung 
der Miniſter der Finanzen und des Innern. 


Die Widmung iſt unter kalendermäßiger Feſt⸗ 
ſetzung des Endtermines ihrer Dauer zu Gunſten des 
Staates als Reallaſt im Grundbuche einzuverleiben. 
Gehen der Reallaſt des Staates Hypothekarlaſten 
in der bücherlichen Rangordnung voraus, ſo kann die 
Zuerkennung der Begünſtigungen des 8. 1 an die 
Bedingung geknüpft werden, daſs von den betref⸗ 
fenden Hypothekargläubigern oder von denjenigen 
derſelben, bezüglich welcher es die Behörde (J. 13, 
Abſatz 2) für erforderlich hält, Nachſtehungser⸗ 
klärungen zu Gunſten der Reallaſt ertheilt und dieſe 
Erklärungen zur grundbücherlichen Einverleibung 
gebracht werden. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern 
ſind ermächtigt, über Anſuchen des Hauseigenthümers 
die Aufhebung der Widmung ganz oder theilweiſe 
zu bewilligen. Dieſe Bewilligung kann — ſoferne 
nicht beſonders rückſichtswürdige Umſtände ob⸗ 
walten — von der vollen oder theilweiſen Rückerſtat⸗ 
tung des, unter entſprechender Berückſichtigung der 
bisherigen widmungsgemäßen Verwendung des Ge⸗ 
bändes, ermittelten Wertes der genoſſenen Stener⸗ 
und Gebürenbefreiung abhängig gemacht werden, und 
hat ſtets das gleichzeitige Erlöſchen der im §. 1 vor⸗ 
geſehenen Begünſtigungen zur Folge. 


9. 15. 


Wenn das Gebäude ohne die im $. 14, Ab⸗ 
ſatz 4, vorgeſehene Bewilligung ganz oder theilweiſe 


Anträge des Ausſchuſſes. 

Hinſichtlich der bautechniſchen, geſundheils ⸗ und 
ſittlichkeitspolizellichen Fragen iſt der Ausſpruch der 
politiſchen Behörden maßgebend. 

8. 14. 


Die Zuerkennung der im $. 1 vorgeſehenen Be⸗ 


„günſtigungen hat die Widmung des betreffenden Ge⸗ 


bäudes zu Arbeiterwohnungs⸗ und Wohlſahrtszwecken 
anf die Dauer von 50 Jahren zur Folge und 
verpflichtet den Erbauer, ſowie innerhalb des obigen 
Zeitraumes jeden ſpäteren Beſitzer des Hauſes zur 
Erhaltung des letzteren in einem den Zwecken dieſes 
Geſetzes entſprechenden Zuſtande und zur Beobachtung 
der in dieſem Geſetze enthaltenen und auf Grund des⸗ 
ſelben erlaſſenen Vorſchriften (8. 9). 


Während der Dauer der Widmung unterliegen 
alle die Vorausſetzungen für die Erlangung der Be- 
günſtigungen (S. 1) berührenden baulichen Verände 
rungen an dem betreffenden Gebäude der Bewilligung 
der im Verordnungswege zu bezeichnenden Finanz- 
und politiſchen Behörden. 


Die Widmung iſt unter kalendermäßiger Feſt⸗ 
ſeßung des Endtermines ihrer Dauer zu Gunſten des 
Staates als Reallaſt im Grundbuche einzuverleiben. 
Gehen der Reallaſt des Staates Hypothekarlaſten 
in der bücherlichen Rangordnung voraus, ſo kann die 
Zuerkennung der Begünſtigungen des F. 1 an die 
Bedingung geknüpft werden, dass von den betref⸗ 
fenden Hypothekargläubigern oder von denjenigen 
derſelben, bezüglich welcher es die Behörde ($. 13, 
Abſatz 2) für erforderlich hält, Nachſtehungser⸗ 
klärungen zu Gunſten der Reallaſt ertheilt und dieſe 
Erklärungen zur grundbücherlichen Einverleibung 
gebracht werden. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern 
find ermächtigt, über Anſuchen des Hauseigenthümers 
die Anfhebung der Widmung ganz oder theilweiſe 
zu bewilligen. Dieſe Bewilligung kann — ſoferne 
nicht beſonders rückſichtswürdige Umſtände ob⸗ 
walten — von der vollen oder theilweiſen Rückerſtat⸗ 
tung des, unter entſprechender Berückſichtigung der 
bisherigen widmungsgemäßen Verwendung des Ge⸗ 
bäudes, ermittelten Wertes der genoſſenen Steuer⸗ 
und Gebürenbegünſtigung abhängig gemacht werden, 
und hat ſtets das gleichzeitige Erlöſchen der im 8. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zur Folge. 


F. 15. 


Wenn das Gebäude ohne die im 8. 14, Ab⸗ 
fab 4, vorgeſehene Bewilligung ganz oder theilweiſe 
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zu Zwecken benützt wird, welche der geſetzlichen zu Zwecken benützt wird, welche der geſetzlichen 


Widmung nicht entſprechen, iſt der Beſitzer zur 
Beobachtung ſeiner Verpflichtungen durch die poli⸗ 
tiſche Behörde im Einvernehmen mit der Steuer⸗ 
behörde erſter Inſtanz, nöthigenfalls im Zwangs⸗ 
wege, zu verhalten. . 


Dem Beſitzer kann in ſolchen Fällen, vor⸗ 
behalklich der Beſtimmung des 8. 18, Abſatz 2, 
von der Steuerbehörde eine in Einvernehmen 
mit der politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu 
beſtimmende Geldſtrafe auferlegt werden, welche 
im erſien Falle die Hälfte des während der Dauer 
der ungeſetzlichen Benützung von den nicht wibmungs⸗ 
mäßig verwendeten - Gebäubetheilen vereinbarten 
Mietzinſes, beziehungsweiſe des entfallenden Zins 
wertes betragen, in Wiederholungsfällen aber bis 
zum Doppelten dieſes Betrages erhöht werden 
kann. 


Außerdem iſt, wenn die ungeſetzliche Benützung 
während der Dauer der Steuerbefreiung ſtattgefunden 
hat, die für die Zeit der ungeſetzlicheu Benützung von 
den nicht widmungsmäßig verwendeten Gebäudetheilen 
nach den allgemeinen Normen entfallende Gebäude · 
ſteuer ſammt Zuſchlägen zu entrichten. 


Die ungeſetzliche Benützung während der Dauer 
des Genuſſes der Begünſtigung des 5. 1, Abſatz 2, 
iſt im Falle einer auf die Übertretung gerichteten 
Abſicht als ſchwere Gefällsübertretung nach 8. 85 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50, zu beſtrafen. 


8. 16. 


Wird für ein nach 5. 1 begünſtigtes Haus 
ein höherer, als der nach dem behördlich vidirten 
Tarife ($. 12) zuläſſige Mietzins eingehoben, fo iſt 
der Mehrbetrag vom Vermieter an die Mietpartei 
zurückzuerſtatten. Hierüber entſcheidet die politiſche 
Behörde im Einvernehmen mit der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz. 


„überdies iſt der Vermieter in ſolchen Fällen 
von der Steuerbehörde im Einvernehmen mit der 
politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu einer Geld⸗ 
ſtrafe zu verurtheilen, welche im erſten Falle das 


Widmung nicht entsprechen, iſt der Beſitzer zur 
Beobachtung feiner Verpflichtungen durch die poli- 
tiſche Behörde im Einvernehmen mit der Steuer⸗ 
behörde erſter Juſtanz, nöthigenfalls im Zwangs⸗ 
wege, zu verhalten. 


Dem Beſitzer kann in ſolchen Fällen, vor 
behaltlich der Beſtimmung des 5. 18, Abſatz 2, 
von der Steuerbehörde eine im Einvernehmen 
mit der politiſchen Behörde erſter Inſtonz zu 
beſtimmende Geldſtrafe auferlegt werden, welche 
im erſten Falle die Hälfte des während der Dauer 
der ungeſetzlichen Benützung von den nicht widmungs⸗ 
mäßig verwendeten Gebäudetheilen vereinbarten 
Mietzinſes, beziehnngsweiſe des entfallenden Zins⸗ 
wertes betragen, in Wiederholungsfällen aber bis 
zum Doppelten dieſes Betrages erhöht werden 
kann. 


Außerdem ift, wenn die ungeſetzliche Benützung 
während der Dauer der Steuerbefreiung ſtattgefunden 
hat, die für die Zeit der ungeſetzlichen Benützung von 
den nicht widmungsmäßig verwendeten Gebäudetheilen 
nach den allgemeinen Normen entfallende Gebände · 
ſteuer ſammt Zuſchlägen zu enkrichten. 


Die ungeſetzliche Benützung während der Dauer 
des Genuſſes der Begünſtigung des J. 1, Abiatz 3, 
iſt im Falle einer auf die Übertretung gerichteten 
Abſicht als ſchwere Gefällsübertretung nach 8. 85 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50, zu beſtrafen. 


§. 16. 


Wird für ein nach 5. 1 begünſtigtes Haus 
ein höherer als der zuläſſige Mietzins, oder ein höherer 
Kaufſchilling als uach den Beſtimmungen des 
F. 11, II, zuläſſig iſt, eingehoben, jo iſt der 
Mehrbetrag vom Vermieter an die Mietpartei, 
beziehnngsweiſe vom Verkäufer au den Käufer 
zurückzuerſtatten. Die Verpflichtung zur Rück⸗ 
erſtattung des über das zuläſſige Maß ein- 
gehobenen Mietzinſes beſteht auch für den Fall 
der Vermietung von Wohnungen in einem nach 
§. 1, Abſatz 2, begünſtigten Hanſe. 


Hierüber entſcheidet die politiſche Behörde im 
Einvernehmen mit der Steuerbehörde erſter Inſtanz. 


Überdies iſt der Vermieter oder Verkäufer 
in ſolchen Fällen von der Steuerbehörde im Einver⸗ 
nehmen mit der politiſchen Behörde erſter Juſtanz zu 
einer Geldſtrafe zu verurtheilen, welche im erſten 
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Doppelte des über das zuläſſige Ausmaß hinaus Falle das Doppelte des über das zuläſſige Ausmaß 
eingehobenen Mietzinſes beträgt, in Wiederholungs⸗ hinaus eingehobenen Mietzinſes, beziehungsweiſe 
fällen aber bis zum Sechsfachen dieſes Mehrbetrages Kaufſchillings, beträgt, in Wiederholungsfällen aber 


erhöht werden kann. 


5. 17. 


Die Aufrechterhaltung des den Beſtimmungen 
der 88. 2, 3, 5 bis 8, 11, 12 und 14, Abſatz 1, 
entſprechenden Zuſtandes, ſowie die Befolgung der 
in 9. 9 vorgeſehenen Vorſchriften iſt durch die politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz zu überwachen. 


Denſelben ſteht insbeſondere auch die Ertheilung 
der im $. 2, Abſaß 4, vorgeſehenen Bewilligung zu. 


Zur Durchführung dieſer Überwachung können 
die politiſchen Behörden auch die Gewerbeinſpectoren 
heranziehen. Eventuell können hiefür im Berordnungs- 
wege nach Maßgabe des Bedarfes beſondere Organe 
beſtellt werden. 


Die Überwachungsbehörden find berechtigt, die 
betreffenden Gebäude in allen Theilen durch ihre 
Organe inſpiciren zu laſſen. Dieſelben haben in den 
einzelnen Fällen die nach den geltenden Vorſchriften 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, welche nach 
wiederholter fruchtloſer Beſtrafung (8. 18) im Zwangs ⸗ 
wege vollzogen werden können. 


8. 18. 


Andere als die in den 88. 15 und 18 bezeich⸗ 
neten Übertretungen dieſes Geſetzes oder der anf 
Grund desſelben getroffenen Anordnungen werden 
von der Überwachungsbehörde (8. 17) mit Geldſtrafen 
bis zu 200 K geahndet. 


Hieher gehören insbeſondere auch die Fälle, in 
welchen Beſitzer begünſtigter Gebäude dieſelben aus 
Fahrläſſigkeit theillweiſe an andere, als die in den 
88. 2 und 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen ver⸗ 
mieten oder unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn überlaſſen, oder 
in Bezug auf die theilweiſe entgeltliche oder unent⸗ 
geltliche Überlaſſung an die im F. 3, Punkt 1, be⸗ 
zeichneten Perfonen das dort feſigeſetzte Verhältnis 
überſchreiten. 


Die Beſtimmung des 9. 15, Alinea 3, hat auch 
in dieſen Fällen — ſoferne nicht rückſichtswürdige 
Umſtände obwalten — Anwendung zu finden. 


bis zum Sechsfachen dieſes Mehrbetrages erhöht 
werden kann. 


8. 17. 


(Unverändert.) 


8. 18. 


Andere als die in den 88. 15 und 16 bezeich⸗ 
neten Übertretungen diefes Geſetzes oder der auf 
Grund desſelben getroffenen Anordnungen werden 
von der Überwachungsbehörde an dem Beſitzer, be⸗ 
ziehungsweiſe an dem Mieter (5. 17) mit Geldſtrafen 
bis zu 200 K geahndet. 


Hieher gehören insbeſondere auch die Fälle, in 
welchen Beſitzer begünſtigter Gebäude dieſelben aus 
Fahrläſſigkeit theilweiſe an andere, als die in den 
88.2 und 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen ver» 
mieten oder unentgelklich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn überlaſſen, oder 
in Bezug auf die theilweiſe entgeltliche oder unent⸗ 
geltliche Überlaſſung an die im 8. 3, Punkt 1, be 
zeichneten Perſonen das dort feſtgeſetzte Verhältnis 
überſchreiten. 


Die Beſtimmung des 8. 15, Abſatz 3, hat auch 
in dieſen Fällen — ſoferne nicht rückſichtswürdige 
Umſtände obwalten — Anwendung zu finden. 
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8. 19. 


Über Recurſe, gegen die nach 8. 15, Abſatz 1, 
und 9. 16, Abſatz 1, getroffenen Verfügungen ent⸗ 
ſcheidet die politiſche Landesbehörde im Einvernehmen 
mit der Finanz⸗Landesbehörde und das Miniſterium 
des Innern im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſterium, über Recurſe gegen die nach 8. 15, Ab⸗ 
ſatz 2, und 8. 16, Abſatz 2, gefällten Straferkenntniſſe 
die Finanz⸗Landesbehörde im Einvernehmen mit der 
politiſchen Landesbehörde und das Finanzminiſterinm 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern. 


Die von der Überwachungsbehörde auf Grund 
des §. 17 getroffenen Verfügungen und gemäß $. 18 
gefällten Straferkenntniſſe können bei der politiſchen 
Landesbehörde angefochten werden, deren Entſchei⸗ 
dungen in Bezug auf Straferkenntniſſe end⸗ 
giltige find. 

Die Recursfriſt beträgt rückſichtlich aller auf 
Grund dieſes Geſetzes gefaͤllten Entſcheidungen und 
Erkenntniſſe 30 Tage von dem auf die Zuſtellnng 
folgenden Tage an gerechnet. Dieſe Entſcheidungen 
und Erkennkniſſe ſind im Wege der politiſchen Execu⸗ 
tion zu vollziehen. 


Die Geldſtrafen fallen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher ſich das betreffende Gebäude 
befindet. 


8. 20. 


In Anſehung der von den Finanzbehörden nach 
dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen hat auch 
dann, wenn die Entſcheidung im Einvernehmen mit 
der politiſchen Behörde erfolgt, das Geſetz vom 
19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, Anwendung 
zu finden. 


9. 21. 


Soweit dieſes Geſetz nicht anders beſtimmf, 


finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 25. Dlärz 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die Steuerfrei⸗ 
heit für Nen⸗, Zu- und Umbauten, auch auf die 


Anträge des Ausſchuſſes. 


8. 19. 


Über Recurfe gegen Verfügungen und Ent⸗ 
ſcheidungen nach 5. 15, Abſaß 1, und §. 16, 
Abſatz 2, entſcheidet die politiſche Landesbehörde im 
Einvernehmen mit der Finanz⸗Lanbesbehörde, bezie⸗ 
hungsweiſe das Miniſterium des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminiſterium, über Returſe 
gegen die nach 8. 15, Abſatz 2, und $. 16, Abſatz 3, 
gefällten Straferkenntniſſe die Finanz-Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der politiſchen Landesbehörde, 
beziehungsweiſe das Finanzminiſterium im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſterium des Innern. 


Die von der Überwachungsbehörde auf Grund 
des $. 17 getroffenen Verfügungen und gemäß 8. 18 
gefällten Straferkenntniſſe können bei der politiſchen 
Landesbehörde angefochten werden, deren Entſchei⸗ 
dungen in Bezug auf Straferkenntniſſe end⸗ 
giltige ſind. 

Die Reenrsfriſt beträgt rückſichtlich aller auf 
Grund dieſes Geſetzes gefällten Entſcheidungen und 
Erkenntniſſe 30 Tage von dem auf die Zuſtellung 
folgenden Tage an gerechnet. Dieſe Eniſcheidungen 
und Erkenntniſſe find im Wege der politiſchen Execu⸗ 
tion zu vollziehen. 


Die Geldſtrafen fallen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher ſich das betreffende Gebäude 
befindet. 


8. 20. 


(Unverändert.) 


8. 21. 


Soweit dieſes Geſetz nicht anders beſtimmt, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die Steuerfrei- 
heit für Pen, Zu- und Umbauten, auch auf die 


im F. 1, Abſatz 1, vorgeſehene Befreiung von der im $. 1, vorgeſehene Befreiung von der Gebäude⸗ 


Gebäudeſteuer Anwendung. 
Desgleichen bleiben auch hinſichtlich der in 


ſteuer Anwendung. 
Desgleichen bleiben auch hinſichtlich der in 


dieſem Geſetze bezeichneten Gebäude die beftehenden dieſem Geſetze bezeichneten Gebäude die beſtehenden 
Vorſchriften über die Behandlung der Zinsverheim⸗ Vorſchriften über die Behandlung der Zinsverheim⸗ 


lichungen in Wirkſamkeit. 


lichungen in Wirkſamkeit. 
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Regierungsvorlage. 


Das Verfahren bei Geſuchen um die im 3. 1, 
Abſatz 2, vorgeſehene Begünſtigung in Bezug auf 
das Gebürenäquivalent wird im Verordnungswege 
geregelt. 


9. 22. 


Dieſes Geſetz findet auf jene Bauten Anwendung, 
welche binnen zwanzig Jahren, von dem im 8. 25, 
Abſatz 1, feſtgeſetzten Zeitpunkte des Beginnes ſeiner 
Wirkſamkeit an gerechnet, baulich vollendet werden, 
gleichviel ob der Bau vor oder nach dem bezeichneten 
Zeitpunkte in Angriff genommen wurde. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind 
jedoch ermächtigt, in berückſichtigungswürdigen Fällen 
die Anwendung dieſes Geſetzes unter den durch das ⸗ 
ſelbe vorgeſchriebenen Bedingungen auch auf ſolche 
Hänſer zu geſtatten, welche während der Giltigkeits⸗ 
dauer des Geſetzes vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. 
Nr. 37, vollendet wurden. 


§. 23. 


Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes treten nur 
in jenen Königreichen und Ländern in Kraft, wo den 
betreffenden Neubauten im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung auch die Befreiung von allen Landes⸗ und 
Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Ge⸗ 
meindezuſchläge zu den im 8. 1 bezeichneten Staats · 
ſteuern für die ganze Dauer der Befreiung von den 
ſtaatlichen Steuern gewährt wird. 


8. 24. 


Der öffentlichen Rechnungslegung unterworfene 
Unternehmungen, welche ſtatutengemäß die Erbauung 
und Vermietung von Gebäuden der in dieſem Geſetze 
bezeichneten Art bezwecken und aus den in ſolchen 
Gebäuden. inveſtirten Capitalien keine höhere als die 
nach 8. 11, Abſatz 1 und 2, feſtgeſetzte Verzinſung 
erzielen, find rückſichtlich der Erwerbſteuer von dieſem 
Geſchäftszweige den gemäß $. 85 des Geſetzes vom 
25. Oetober 1896, R. G. Bl. Nr. 220, begünſtigten 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgeno ſſenſchaften gleich zu 
halten. 


8. 25. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 
Das Geſetz vom 9. Februar 1892, R. G. Bl., 


Nr. 37, bleibt nach Beginn der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes, vorbehaltlich der Beſtimmungen des $. 22, 


Antrüge des Ausſchuſſes. 


Das Verfahren bei Geſuchen um die im g. 1, 
Abſatz 3, vorgeſehene Begünſtigung in Bezug auf 
das Gebüren äquivalent wird im Verordnungswege 
geregelt. 


9. 22. 


Dieſes Geſetz findet auf jene Bauten Anwendung, 
welche binnen zwanzig Jahren, von dem im 3. 25, 
Abſatz 1, feſtgeſetzten Zeitpunkte des Beginnes feiner 
Wirkſamkeit an gerechnet, baulich vollendet werden, 
gleichviel ob der Bau vor oder nach dem bezeichneten 
Zeitpunkte in Angriff genommen wurde. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern find 
jedoch ermächtigt, in berückſichtigungswürdigen Fällen 
die Anwendung dieſes Geſetzes unter den durch das⸗ 
ſelbe vorgeſchriebenen Bedingungen auch auf folche 
Häuſer zu geſtatten, welche ſeit dem Juslebentreten 
des Geſetzes vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. Nr. 37, 
vollendet wurden. 


8. 23. 


Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes kreten nur 
in jenen Königreichen und Ländern in Kraft, wo den 
betreffenden Neubauten im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung auch die Befreiung von allen Landes⸗ und 
Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Ge⸗ 
meindezuſchläge zu den im F. 1 bezeichneten Staats 
ſteuern bis mindeſtens 50 Procent für die ganze 
Dauer der Befreiung von den ſtaatlichen Steuern 
gewährt wird. 


9. 24. 


Der öffentlichen Rechnungslegung unterworfene 
Unternehmungen, welche ſtatutengemäß die Erbauung 
und Vermietung von Gebäuden der in dieſem Geſetze 
bezeichneten Art bezwecken und aus den in ſolchen 
Gebäuden inveſtirten Capitalien keine höhere als die 
nach 8. 11, I, Abſatz 1 und 2, feſigeſetzte Verzinfung 
erzielen, find rückſichtlich der Erwerbſteuer von dieſem 
Geſchäftszweige den gemäß §. 85 des Geſetzes vom 
25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, begünſtigten 
Dr und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft gleich zu 

alten. 


F. 25. 
(Unverändert.) 
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Regierungsvorlage. Anträge des Ausſchuſſes. 


Abſatz 2, nur rückſichtlich jener Gebände in Kraft, für 
welche auf Grund desſelben die Steuerbefreiung 
bewilligt worden iſt. 


8. 26. 9. 26. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind die (Unverändert.) 
Miniſter der Finanzen und des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit den übrigen betheiligten Miniſtern 
beauftragt. 
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Mlinoritätsvotum des Abgeordneten Zybes. 


Das Abgeordnetenhaus wolle beſchließen: 


Die Beſtimmung über die Kündigungsfriſt, die ſich im 8. 12 als vorletzter Abſatz befindet, ſoll dahin 
abgeändert werden, dafs fie lautet: 


; „In allen, auch in den letztgenannten Fällen, muss bei Familienwohnungen die Rimbigungsfrijt 
mindeſtens 14 Tage betragen und in der Hausordnung erſichtlich fein,“ 


Hybes, 
Wohlmeher. 
Dr. Kos. 
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vom 12. Juli 1896. R. G. Bl. Nr. 118, über die 
Abſchreibung der Grundſteuer und über die Peti- 
tionen des Obſtbauvereines für Mittelſteiermark, 
Nr. 1754/ A. H., und des Centralausſchuſſes der 
k. k. Landwirtſchaftsgeſellſchaft in Steiermark, 
Nr. 1637/A. H. (1002 der Beilagen.) 

3. Bericht des ſocialpolitiſchen Ausſchuſſes über 
den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Regelung 
des Arbeitsverhältniſſes der bei Regiebauten von 
Eiſenbahnen und in den Hilfsanſtalten derſelben ver⸗ 
wendeten Arbeiter (Nr. 717 der Beilagen zu den 
ſtenographiſchen Protokollen des Abgeordnetenhanſes, 
XVII. Seſſion 1901). (1331 der Beilagen.) 

4. Bericht des ſocialpolitiſchen Ausſchuſſes über 
den Geſetzentwurf, betreffend die Ergänzung der 
Gewerbeordnung bezüglich der bei Bauunternehmun⸗ 
gen beſchäftigten Arbeiter (Nr. 719 der Beilagen zu 
den ſtenographiſchen Protokollen des Abgeordneten⸗ 
hauſes, XVII. Seſſion 1901). (1232 der Beilagen.) 

Im übrigen hätten die Gegenſtände der Tages ⸗ 
ordnung in der bisher feſtgeſetzten Weiſe zu ver- 
bleiben. 

Wir werden über dieſen Antrag abſtimmen. 

Zur Abſtimmung hat ſich zum Worte gemeldet 
der Herr Abgeordnete Berger; ich ertheile ihm 
das Wort. 


Abgeordneter Berger: Nachdem für dieſen 
ſoeben geſtellten Antrag auch nicht ein Grund an⸗ 
gegeben wurde, wir uns aber bei einer ſo wichtigen 
Angelegenheit, wie es thatſächlich die Abänderung der 
Tagesordnung iſt, den Grund fuchen müſſen und der 
nur darin zu finden wäre, daſs man der gewohnten 
Erpreſſerpolitik der Cechen nachzugeben gewillt iſt, 
wollen wir feſtgeſtellt haben, wer in dieſem hohen 
Hauſe dieſe Nachgiebigkeit den Cechen gegenüber 
zeigt; daher beantrage ich namens meiner Partei die 
namentliche Abſtimmung und, falls dieſe nicht an ⸗ 
genommen werden ſollte, die Conſtatirung des 
Stimmenverhältniſſes. 


Präſtdent: Ich bitte, die Plätze einzunehmen. 

Der Herr Abgeordnete Berger beantragt über 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Kathrein 
die namentliche Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Der Antrag 
iſt nicht genügend unterſtützt. Wir werden alſo 
durch Erheben von den Sitzen abſtimmen und es wird 
dem Wunſche auf Conſtatirung des Stimmenverhält⸗ 
niſſes Rechnung getragen werden. 


Herren Schriftführer, die Auszählung vorzunehmen 
(Nach Auszählung des Hausea:) Der Antrag de 


Herrn Abgeordneten Dr. Kathrein iſt mit 226 gegen 
35 Stimmen angenommen. (Befall.) 

Es gelangt ſomit als erſter Punkt der 
Tagesordnung zur Verhandlung der Bericht des 
Steuer ausſchuſſes über die Geſetzesvorlage, 
betreffend die Begünſtigungen für Gebäude 


mit geſunden und billigen Arbeiter⸗ 
wohnungen (1339 der Beilagen), 
Berichterſtatter iſt der Herr Abgeordnete 


Dr. Thiari; ich erſuche denſelben, die Verhandlung 
einzuleiten. 


Berichterſtatter Dr. Chiari (von der Tribüne): 
Hohes Haus! Die Geſetzesvorlage, welche jetzt in 
Berathung ſteht, betrifft ein außerordentlich wichtiges 
ſociales Gebiet. Es handelt ſich nämlich um die Frage 
der Schaffung billiger und geſunder Arbeiter⸗ 
wohnungen. . 

Es iſt allerdings bis jetzt bei uns in Oſterreich 
in dieſer Beziehung im Gegenſatze zu den anderen 
Ländern ſehr wenig geſchehen. In anderen Ländern 
hat man durch Steuerbegünſtigungen, durch Heran- 
ziehung der Sparcaſſen, durch Gründung von Geſell⸗ 
ſchaften bereits bedeutende Erfolge erzielt, während 
bei uns in Oſterreich vorläufig noch gar nichts 
oder ſehr wenig geſchehen iſt, und das, was ge⸗ 
ſchehen iſt, nur der Privatinitiative zu verdanken iſt, 
mit der einzigen Ausnahme einer Geſetzesdorlage, 
welche im Jahre 1892 eingebracht wurde und die 
Steuerbefreiung für Arbeſterwohnungen ausgeſprochen 
hat, welches Geſetz aber zu wenig weit gegriffen war 
und infolge deſſen keine beſondere Wirkſamkeit haben 
konnte, indem bis zum Jahre 1901 im ganzen 
319 Häuſer, welche nach dieſem Geſetze ſteuerbefreit 
waren, erbaut wurden. 

Die dringende Nothweundigkeit, ſpeciell für 
Arbeiter billige und geſunde Wohnungen herzuſtellen, 
iſt doch uns allen einleuchtend. 

Beim Wohlhabenden nimmt ſchou das 
Wohnungsbudget einen Theil des Einkommens weg, 
welcher verhältnismäßig aber noch immer nicht jo 
groß iſt. Beim Arbeitereinkommen iſt aber der 
Procentſatz ein bedeutend höherer, 

Die Hauptſchwierigkeit, geſunde und billige 
Arbeiterwohnungen herzuſtellen, liegt in der großen 
Belaſtung, welcher unſer Gebäudebeſitz und namentlich 
unſer Mietkwohngebändebeſitz ausgeſetzt iſt. Es iſt an 
die Regierung die ſchwierige Aufgabe herangetreten, 


einen Geſetzentwurf einzubringen, welcher die Mög⸗ 


Ich erſuche diejenigen Herren, welche dem Antrage lichkeit herſtellt, in genügender Anzahl Wohnungen zu 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kathrein auf Um⸗ bauen, alſo die nöthigen Capitalien dazu herbei⸗ 


ſtellung der Tagesordnung zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschieht. — Zavischenrufe.) Ich bitte die Herren 
ſtehen, beziehungsweiſe ſitzen zu bleiben, weil das 
Stimmenverhältnis conſtatirt wird, und erſuche die 


zuſchaffen und anderſeits die Mietzinſe ſo zu ſtellen, 


daſs fie möglichſt billig find und dafs die Vortheile 


daraus wirklich den minderbemittelken Maſſen voll⸗ 


kommen zufallen. Es find die Beſchaffſung des 
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Capitales für ſolche Häuſer und die Herſtellung ſehr 
billiger Wohnungen eigentlich zwei einander aus⸗ 
ſchließende Geſichtspunkte. Man hat daher namentlich 
jenen Punkt des Geſetzes herausgegriffen, welcher es 
ermöglicht, das Capital heranzuziehen, nämlich eine 
ſolche Verminderung der Laſten bei jenen Hänſern, 
welche für Arbeiterwohnungen beſtimmt find, herbei⸗ 
zuführen, daſs das Capital noch genügend verzinst 
ift, um einen Aureiz zu haben, in ſolchen Arbeiter; 
wohnungen inveſtirt zu werden. Anderfeits muſste mau 
aber darauf ſehen, dafs die Vortheile, welche die 
Verbilligung dieſer Wohnungen durch Steuer⸗ 
begünſtigung erfahren, wirklich jenen Kreiſen zufallen, 
für welche ſie beſtimmt ſind, und zwar in ſolcher 
Weile zufallen, daſs kein Miſsbrauch getrieben werden 
kann, weder von Seite des Capitales, das heißt, daſs 
dieſe Steuerbegünſtigung nicht zu Spcculations⸗ 
zwecken benützt wird, noch auch daſs andere Kreiſe 
oder wenigſtens nicht Kreiſe, welche nicht ſo dringend 
bedürftig ſind, von den Wohlthaten dieſes Geſetzes 
Gebrauch machen. 

Die Regierung hat im vorigen Herbſte einen 
ſolchen Geſetzentwurf vorgelegt und motivirt in aus⸗ 
gezeichneter Weiſe den Gedanken und das Streben, 
in welcher Richtung hin das Arbeiterwohnungsgeſetz 
beſtrebt iſt, billige Wohnungen zu ſchaffen und 
ebenſo Cautelen bei Errichtung ſolcher Wohnungen zu 
geben. 

Gegen das vorige Geſetz unterſcheidet ſich dieſes 
Geſetz namentlich dadurch, dafs es den Kreis der⸗ 
jenigen, für welche die Wohnungen beſtimmt find, be⸗ 
deutend weiter zieht, alſo für größere Kreiſe beſtimmt 
ift zu wirken und die Möglichkeit gibt, daſs das 
Capital, welches inveſtirt wird, in ſolcher Weiſe ſich 
verzinst, dafs es überhaupt herangezogen werden 
kann. 

Es wird nämlich feſtgeſetzt, daſs bei einer Ver⸗ 
zinſung des Capitales bis 0˙2 ober 0˙5 Prorent über 
jenen ortsüblichen Hypothekarzinsfuß die Wohnungs⸗ 
miete betragen darf, ſo daſs alſo der Arbeiter, über⸗ 
haupt der Wohnungsnehmende ſicher iſt, keinen höheren 
Betrag für den Wohnungszins zahlen zu müſſen, als 
welcher gerade genügt, um dem Capital eine genügende 
Verzinſung zu geben. 

Ich glaube nicht, daſs der Capitalzinsſatz, der 
hier beſtimmt iſt, es ermöglichen wird, das ſpeculative 
Eapital in großem Maße zum Baue von Arbeiter⸗ 
wohnungen heranzuziehen, aber es wird die Möglich⸗ 
keit geboten, viele jetzt brachliegende Capitalien oder 
Capitalien, welche anderweitige Verwendung für 
längere Zeit bei niedrigerem Zinsfuße finden, dazu 
zu verwenden, um ſolche Wohnungen zu bauen und 
ben Arbeitern die Möglichkeit zu geben, geſunde und 
dabei verhältnismäßig billige Arbeſterwohnungen zu 
haben. 

Es iſt neben dieſer Geſetzesvorlage, welche 
damals dem Steuerausſchuſſe zur Berathung vor⸗ 


gelegen iſt, auch eine Anzahl von Anträgen, welche aus 
dem Hauſe früher eingelaufen waren, gleichzeitig zur 
Berathung gekommen. N 

Es iſt das der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Foerg über den Bau ſtenerfreier Arbeiterwohnungen, 
der Antrag der Herren Abgeordneten Wilhelm, 
Hofmann, Haniſch und Genoſſen über die Be⸗ 
günſtigung bei Neubauten für Arbeiterwohnungen, und 
endlich der Antrag der Herren Abgeordneten Dötz, 
Kittinger und Kleewein, welcher namentlich dafür 
eintritt, daſs dieſe Steuerbegünftigung auch jenen 
Wohnungen gewährt werde, welche zum Zwecke des 
Selbſterwerbes errichtet werden. 

Dieſer Antrag hat dann in dem fpeciellen An⸗ 
trage, welchen der Herr Abgeordnete Dr. Licht ein⸗ 
gebracht hat, eine weitere Ergänzung gefunden, welcher 
Antrag dahingeht, es möglich zu machen, daſs ſolche 
ſteuererleichterte Häuſer möglichſt bald in den Beſitz 
der betreffenden Arbeiterfamilien übergehen. 

Wir alle, welche den großen Wert des eigenen 
Heims für Arbeiterfamilien in hygieniſcher, ſpcialer 
und moraliſcher Beziehung kennen, haben uns natürlich 
ſehr bemüht, in den Rahmen des von der Regierung 
vorgelegten Geſetzentwurfes auch dieſe Idee hinein⸗ 
zubringen; die Berathungen, welche darüber gepflogen 
wurden, haben natürlich eine bedentende Anderung 
der urſprünglichen Geſetzesvorlage herbeigeführt und 
es find die Anderungen, welche die Herren in der 
Faſſung des Geſetzes finden, namentlich dadurch be⸗ 
gründet, dass eben die Steuerbegünſtigung auch auf 
folge Wohnhäuſer ausgedehnt werden ſoll, welche 
beſtimmt find, dann in das Eigenthum der betreffenden 
Familien überzugehen. 

Auf einzelne Details des vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfes einzugehen, wird ja Sache der Debatte fein 
und ich bitte daher die Herren, in die Berathung 
der Geſetzesvorlage einzugehen. (Beifall.) 


Präſident: 
berichterſtatter, 
das Wort. 


Ich ertheile dem Minoritäts⸗ 
dem Herrn Abgeordneten Hybes, 


Minoritätsberichterſtatter Hybes: Meine Herren! 
Es geſchieht nicht ſehr oft in dieſem Haufe, daſs man 
auch etwas für die Arbeiter unternimmt. 

Die gegenwärtige Vorlage ſoll ſo ziemlich eine 
Ausnahme von dieſer Gepflogenheit ſein und es ſoll mit 
ihr auch einmal etwas für die Arbeiterſchaft gethan 
werden. Wenn wir die Materie recht gründlich durch⸗ 
ſtudiren, fo finden wir aber, daſs das eine magere 
Koſt iſt, die den Arbeitern da vorgeſetzt wird. 
(Sehr gut!) 

Es iſt das vielmehr eine Art unaufrichtiger 
Schmeichelei oder ein unaufrichtiges Bedauern der 
Lage der Arbeiterſchaſt, die ihnen da geboten wird. 
Wahr iſt es zwar, wie der Herr Referent ſagt, dass die 
Wohnungsmiſere in Öfterreich wirklich eine gefährliche 
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und bajs die Sterblichkeit und auch die Zahl der Er⸗ 
krankungen eine fo außerordentlich große iſt, dass 
daraus für die Arbeiterclaſſen und indirect auch für die 
Geſellſchaft ſehr große Nachtheile und Gefahren 
erwachſen. 

Wenn wir aber das Heilmittel prüfen, daſs da 
angewendet werden ſoll, jo müſſen wir uns wirklich 
dem Zweifel hingeben, ob es überhaupt irgendeine 
Wirkung haben kann. 

Die Krankheitsfälle häufen ſich unter der Ar⸗ 
beiterſchaft wirklich in dem Maße, daſs die befichenden 
Spitäler alle ſtets überfüllt find, dafs man tagtäglich 
viele Kranken abweiſen mufs. Ich war vor etwa vier 
Wochen einmal ſelbſt im allgemeinen Krankenhauſe 
auf Beſuch und erfuhr dort von den Arzten, dass fie 
täglich 50, ja 60 Kranke abweiſen müſſen, da die vor⸗ 
handenen Räumlichkeiten die Leute alle nicht faſſen 
können. 

Wenn unn die Wohnungsmiſere derartige Folgen 
aufweist, ſo ſollte man meinen, dafs diejenigen, die 
dazu berufen ſind, die Geſellſchaft mit allem, was ſie 
braucht, zu verſorgen, ganz andere Mittel ergreifen 
ſollten, als bloß dasjenige, das uns hier in der Vor⸗ 
lage präſentirt wird. 

Was wird uns da vorgelegt? Es ſollen billige 
und geſunde Arbeiterwohnungen gebaut werden. Es 
wäre recht löblich, wenn die Geſellſchaft, die ja die 
Mittel und auch die Macht und das Recht hätte, 
billige und geſunde Wohnungen herzuſtellen, menu 
der Staat ſich zur Löſung dieſer Aufgabe verſtehen 
wollte. 


Ja, für Bedürfniſſe, für Bauten des Staates, 
zum Beiſpiel für Bauten von Kaſernen ꝛc., da hat 
der Staat Geld genug, da hat die Regierung die 
Mitiel und führt dieſe Bauten wirklich auf; für die 
Arbeiter billige und geſunde Arbeitermohnungen her⸗ 
zuſtellen, überläſst fie den verſchiedenen Geſellſchaften, 
Genoſſenſchaften, Stiftungen und Gemeinden ze. Dafs 
dieſe Genoſſenſchaften, Vereine, Gemeinden ꝛc. oft nicht 
einmal den guten Willen haben, alle ihre Mittel, all 
ihr Können dazu zu verwenden, liegt auf der Hand. 
Die Gemeinden werden ja zumeiſt von den Haus⸗ 
herten ſelbſt verwaltet, die Hausherren ſind die Maß⸗ 
gebenden in der Gemeindeſtube, und dieſe werden 
jedenfalls nicht trachten, viele billige und geſunde 
Arbeiterwohnungen herzuſtellen, damit ihnen dadurch 
eine erfolgreiche Concurrenz geſchaffen werde; das 
laſſen ſich die Herren gar nicht einmal einfallen. Es 
wird vielleicht vou der Gemeinde hie und da ein 
größeres Haus oder es werden einige kleine Woh⸗ 
nungen gebaut, die aber gar nicht in Betracht 
kommen. Wir waren zum Beiſpiel vor etwa 14 Tagen 
in Breitenſee auf Beſuch im „Volksheim“, welches 
in dieſer Beziehung, glaube ich, als Muſter dienen 
könute. Dieſes „Volksheim“ iſt allerdings, was die 
Anſprüche der Arbeiter auf eine Wohnung betrifft, 
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commoder und entſprechender eingerichtet als irgend 
eine andere Arbeiterwohnung oder Arbeiterkaſerne. 

Aber wenn wir bedenken, dass zur Herſtellung 
dieſes Volksheims eine Million zur Verfügung geſtellt, 
gewiſſermaßen geſchenkt wurde, jo werden wir ſofort 
von der Illuſion geheilt, dafs man überhaupt der⸗ 
artige Volksheime als Norm hinſtellen köunte, nach 
weicher die in dieſem Geſetze vorgeſehenen Häuſer 
gebaut werden könnten. Solche Leute finden ſich nicht 
häufig, die eine Million hergeben, und es müſsten 
Tauſende und Tauſende von Millionen, ja Hundert⸗ 
tauſende von Millionen geſchenkt werden, wenn man 
für die Arbeiter überhaupt nur eine nennenswerte 
Anzahl von Arbeiterwohnungen herſtellen wollte. 
Dieſe Millionen werden ſich nicht finden, und weil fie 
ſich nicht finden werden, ſo wird auch dieſe Vorlage 
für die Arbeiterſchaft keinen großen Nutzen haben. 
Allerdings liest es ſich hübſch, wenn man zum Beiſpiel 
gedruckt ſieht, dafs auch die Arbeitervereine, ſowie die 
einzelnen Arbeiter ſelbſt das Recht haben ſolleu, 
Wohnungen hetzuſtellen, die, wie es im F. 1 heißt, 
durch 24 Jahre von der Hausclaſſenſtener ſowie der 
Hauszinsſteuer, dann von der fünfprocentigen Steuer 
vom Ertragzinſe freier Gebäude, dann auch von den 
Landeszuſchlägen, eventuell auch bis zu 50 Procent 
von Gemeindezuſchlägen befreit wären. 


Nun aber handelt es ſich beim Gedanken, billige 
und geſunde Arbeiterwohnungen herzuſtellen, haupt⸗ 
ſächlich darum, einen billigen Baugrund zu finden. Alle 
derartige Verſuche, billige Wohnungen herzuſtellen, ſind 
immer daran geſcheitert, daſs man keine billigen Bau 
gründe gefunden hat. 

Der Bodenwucher iſt das größte Hindernis für 
die Herſtellung billiger Wohnungen. Alles, was in der 
gegenwärtigen Geſellſchaftsform als eiu ſocialer Fork · 
ſchritt bezeichnet wird, alles das, was die Gemeinden 
und hauptſächlich die großen Städte zur Verbilligung 
der Wohnungen unternehmen, ſchlägt in das Gegen⸗ 
theil um. 

Häufig bauen zum Beiſpiel Gemeinden Pferde⸗ 
bahuen, Localbahnen oder elektriſche Bahnen hinaus, 
um die außerhalb der Stadt liegenden Vororte oder 
die entfernten Stadttheile mit dem Centrum der 
Stadt zu verbinden, damit die Leute hinausziehen, 
draußen billig wohnen und doch raſch in die Stadt 
gelangen und ihren Verpflichtungen, ihrem Dienſte 
mit geringem Zeitverluſt nachkommen können. Was 
iſt die Folge davon? Die Folge davon iſt, dafs 
draußen, wohin die Tramway oder die elektriſche 
Bahn gebaut wird, die Mietzinſe fofort ſteigen. 
Anſtatt dass alfo die Leute billiger wohnen, geſchieht 
das Umgekehrte, indem gerade die Hausherren den 
Nutzen einſacken und den Mietzins auf dieſelbe Höhe 
ſtellen wie in der Stadt. 

Derartige Erſcheinungen find nicht ſelten, fir 
bilden vielmehr die Regel. 


Ich habe hier einen Bericht über die Thätigkeit 
dieſer Vereine von München, welcher ausführt, daſs 
Wohnungen, beſtehend aus zwei Zimmern und einer 
Küche, monatlich 22 bis 25 Mark Mietzins koſten, 
zweizimmerige Wohnungen ohne Küche 16 bis 
18 Mark. 

Die Verſuche find auch verſchieden angeſtellt 
worden. Es ſind nicht nur Geſellſchaften und Ver⸗ 
eine, die durch Betteln bei reichen Leuten irgendein 
Capital aufbringen wollen, welches ſie dann zur Her⸗ 
ſtellung von Arbeiterwohnungen benützen; es gibt anch 
Vereine, die durch ſoeialpolitiſche Maßregeln billige 
Wohnungen zu errichten trachten. Als Typus der 
erſteren, die bei reichen Leuten Geld aufbringen 
wollen, kann uns der Münchener Bauverein gewiſſer⸗ 
maßen zum Muſter dienen. Dieſer Verein verlangt 


1. von der Regierung Darlehen zu billigen 
Binfen, damit er Capital habe, um derartige Woh · 
nungen herſtellen zu können, er verlangt aber 

2. daſs auch die Altersverſicherungsanſtalt in 
Deutſchland, die über ziemliche Capitalien verfügt, 
ihm einen größeren Hypothekarcredit gewährt, und 
zwur bis zu 75 Procent des Preiſes des Bau⸗ 
grundes. 

Der Verein geht aber noch weiter und verlangt 
von der Gemeinde den Baugrund unter dem Preiſe. 
Er will alſo überhaupt und durchaus irgend ein 
günftiges Reſultat zutage fördern. Er begnügt ſich 
jedoch nicht mit dieſen drei Begünſtigungen, er geht 
auch zu den großen Unternehmern herum und 
bettelt fie an, daſs fie 3 ½ procentige Antheilſcheine 
aufnehmen und dadurch das Capital zu vergrößern 
helfen. Bei denjenigen, die ſich dazu nicht hergeben 
wollen, bettelt er um jährliche Beiträge in einer 
ziemlich großen Höhe und verlangt dann noch weiter 
von den Arbeitern, die einen Anſpruch auf ſo eine 
Arbeiterwohnung machen, daſs ſie auch Antheilſcheine 
zu 300 Mark, durch wöchentliche Raten abzahlbar, 
aufnehmen, um das Capital des Unternehmens auf 
eine möglichſt große Summe zu bringen. Nun denken 
Sie ſich, wenn ein Verein alle dieſe Hilfsmittel zur 
Verfügung hat, wenn er von den Gemeinden den 
Baugrund unter dem Preiſe bekommt, wenn ihm die 
Altersverſicherungsanſtalt einen Hypothekarcredit in 
der Höhe von 75 Procent des Bangrundwertes ge- 
währt, wenn die Regierung ſich auch ſelbſt dazu ver⸗ 
ſteht, dem Unternehmen Darlehen zu widmen, und 
wenn der Verein noch extra von Capitaliſten jährliche 
Beiträge bekommt, fo ſollte man doch glauben, dass 
ein derartiger Verein ſich mit irgendwelchen Erfolgen 
ausweiſen könnte. Und doch iſt das Reſultat ſo kläglich, 
dass ſich der Verein nicht rühmen kann, er wäre im⸗ 
ſtande, billigere Wohnungen herzuſtellen, als die 
Privatunternehmer. Das iſt alſo jedenfalls nicht das, 
was man unter billigen Wohnungen mit derartigen 
Hilfsmitteln ſich vorſtellen könnte. 
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Die zweite Art derartiger Vereine, die haupt⸗ 
ſächlich in Deutſchlaud ſchon eine geraume Zeit dieſen 
Zweck verfolgen, iſt beſtrebt, durch focialpolitiſche 
Maßnahmen ihren Zweck zu erreichen. Da iſt der 
Verein „Reichswohnungsgeſetz“ in Frankfurt am Main, 
welcher verlangt: Geſetzliche Einführung einer 
Wohnungsinſpection, Reviſion der Bauordnungen, 
Heranziehung des öffentlichen Credites zur Erbauung 
kleiner Wohnungen, Reſorm des Enteignungsrechtes 
und des Mietsrechtes und dann ein Reichswohnungs⸗ 
amt als Abtheilung des Reichsamtes des Miniſte⸗ 
riums des Innern und mehreres andere. Dieſer 
Verein will wieder durch andere Mittel zum Ziele 
kommen, er geht damit allerdings der Sache etwas 
näher an den Leib. Das Verlangen dieſes Vereines 
erſtreckt ſich eben auf die Allgemeinheit und die Sache 
ſoll nicht uur ein locales Unternehmen ſein, wie der 
Münchener Verein, ſondern es ſollen da Maßnahmen 
getroffen werden, die etwas mehr verſprechen. 

Nehmen wir nur zum Beiſpiel das Enteignungs⸗ 
recht für die nothwendigen Baugründe. Dieſes Ent⸗ 
eignungsrecht wird jedenfalls einmal verwirklicht 
werden müſſen, ſoll überhaupt eine Reform, die 
wirkſam wäre, einmal in Angriff genommen werden. 
Wir ſtellen uns dieſes Enteignungsrecht in der Weiſe 
vor, daſs bei jeder Stadt irgend ein Rayon als Bau⸗ 
grund erklärt wird. Dieſer Rayon kaun je nach der 
Größe der Stadt größer oder kleiner ſein. Den 
Eigenthümern dieſes Platzes müſste derſelbe ganz 
einfach durch irgendeine parlamentariſche Körperſchaft, 
reſpective durch eine geſetzlich eingeſetzte Commiſſion 
abgeſchätzt werden und nach dieſer Abſchätzung 
müſste der Baugrund eben denjenigen, die Woh⸗ 
nungen bauen wollen, überlaſſen werden. Es müsste 
alſo durch ein derartiges Enteignungsrecht dem 
Bodeuwucher, der Grundſpeculation ein Ziel geſetzt 
werden. 

Nur auf dieſe Weiſe wäre ein Anfang zum 
Befleren möglich. Aber, wenn man einen Baugrund 
hat, hat man doch noch nicht die Capitalien, um eine 
große Anzahl von Wohnungen zu bauen; und wenn 
wir — wenigſtens wir Socialdemokraten — von 
Arbeiterwohnungen ſprechen, fo müſſen wir die Allge⸗ 
meinheit im Auge behalten, alſo alle Arbeiter, kurz 
und gut, alle ärmeren Claſſen. Für die ärmeren 
Claſſen im allgemeinen Wohnungen herzuſtellen, iſt, 
glaube ich, in der gegenwärtigen Geſellſchaft, die nur 
auf Profit ausgeht, die jedes Unternehmen immer 
darnach, wie viel es trägt, beurtheilt und entweder 
durchführt oder gehen läfst, gar keine Rede und das 
{ft durchaus nicht zu erwarten. 

Die Wohnungsnoth iſt überhaupt eine begleitende 
Erſcheinung dieſer Geſellſchaft. Die Wohnungsnoth iſt 
ſo alt, als es eben Reiche und Arme gibt, als es 
ſpeculative Beſitzende und wirtſchaftlich abhängige 
Nichtbeſitzende gibt. Die gegenwärtige Geſellſchaft iſt 
gezwungen, hauptſächlich darüber nachzudenken, wie 
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dieſer Milere abgeholfen werden könnte. Da ſich die⸗ 
ſelbe manchmal bis zum Mangel an Wohnungen 
ſteigert, und die Wohnungen fo theuer find, dass die 
Arbeiter ſie nicht bezahlen können und gezwungen ſind, 
Aftermieter en masse zu halten, wodurch die Woh⸗ 
nungen überfüllt ſind und weil ſchließlich die Haus⸗ 
herzen alles Mögliche, wie Schopfen und Ställe u. |. w. 
zu Wohnungen herrichten. 


Wenn Sie, meine Herren, durch eine Stadt, die 
im Aufblühen begriffen iſt und ſtärker anwächst, einen 
Rundgang machen würden, da würden Sie directe 
Löcher finden, die als Wohnungen für Menſchen 
dienen, weil eben die Bauthätigkeit mit dem An⸗ 
wachſen der Bewohner nicht gleichen Schritt hält. 
Die Durchführung der Reformen, die ich bisher ange ⸗ 
führt habe, koſtet aber die Hausherren nicht einen 
Heller. 


Wenn die Regierung etwas hergibt, ſo thut ſie es 
nur dem Namen nach, direct hat ſie überhaupt noch kein 
Geld hergegeben. Die preußiſche Regierung hat ſeit etwa 
4 oder 5 Jahren alljährlich größere Beträge für dieſen 
Zweck gewidmet. Sie hat im Februar des heurigen 
Jahres einen Geſetzentwurf eingebracht, wonach ſie 
zu dieſem Zwecke 12 Millionen Mark zur Verfügung 
ſtellt. Seit dem Jahre 1895 find mehrere derartige 
Geſetze eingebracht worden. Allerdings beanſprucht die 
preußiſche Regierung, dafs von einem gewiſſen Theile 
des erwähnten Betrages Wohnungen für Staatsbeamte 
und Staatsdiener hergeflellt werden; für den Betrag 
von 6,684.000 Mark ſollen jedoch Arbeiterwohnungen 
gebaut werden. 


Es ſollen, ſoweit die bisherigen Reſultate bekaunt 
ſind, bis nun 3283 derartiger Wohnungen gebaut 
worden fein. Über 20 Millionen Mark hat die Re⸗ 
gierung beigeſteuert, Privatgeſellſchaften haben vielleicht 
noch ein Übriges gethan. Bauvereine haben ein 
ziemliches Capital aufgewendet, und doch wurden 
bisher nur 3283 ſolcher Wohnungen hergeſtellt. Das 
iſt ein Tropfen Waſſer auf einen heißen Stein. 
3300 Wohnungen in einer Millionenſtadt wie Berlin. 
Um genügend Wohnungen für Berlin herzuſtellen, 
müſste man durch Hunderte von Jahren fortwährend 
Millionen zu dieſem Zwecke zur Verfügung ſtellen und 
in einem Jahrtauſend könnten wir dann unſer Ver⸗ 
langen bezüglich der Arbeiterwohnungen erfüllt ſehen, 
während wir dieſe Reform für eine kurze Friſt an 
ſtreben. 

Mit Palliativmitteln, mit ſolchen Betteleien und 
Wohlthaten können wir Socialdemokraten uns durchaus 
nicht einverſtanden erklären, weil dieſes Erweiſen von 
Wohlthaten den Arbeiter, der in dieſe Wohnungen 
einzieht, in feiner Menſchenwürde herabſetzt. Er mufs 
ſich fagen: Nur durch die Gnade und durch die Wohlthat 
der Geſellſchaft habe ich eine beſſere und eine vielleicht 
um einige Pfennige billigere Wohnung, während wir 
Socialdemokraten die Arbeiterſchaft in den Stand 


ſetzen wollen, dafs fie, die fie ihr ganzes Leben hindurch 
für die übrige Geſellſchaft arbeitet, in den Stand 
geſetzt werde, alle Culturfortſchritte zu genießen und 
nicht von Wohlthaten abhängen zu müſſen. Ebenſowenig 
wie wir von den Conſumvereinen, die den Arbeitern 
billige Lebensmittel verſchaffen ſollen, eine Löſung der 
ſocialen Frage erwarten, ebenſowenig können wir 
hoffen, dass derartige Baugeſellſchaften und Bauvereine 
die Wohnungsmiſere aus der Welt ſchaffen können. 
Dies läſst ſich nur durch ſocialpolitiſche Miltel zuſtande 
bringen. 

Wir haben bis nun zu dieſen Palliativmitteln 
geſchwiegen. Wir dachten, die bürgerlichen Wohltbäter 
mögen ihre Bemühungen fortſetzen und zeigen, was 
fie imſtande find, für die Arbeiterelaſſe aufzubringen. 
Aber bis nun haben ſie nur immer ſchöne Programme 
zuſtande gebracht, in Wirklichkeit aber ſo wenig 
erreicht, daſs es ſich wahrlich nicht lohnt, darüber zu 
ſprechen. Ich glaube auch, daſs in Wien nur wenige 
Leute von den Volkswohnungen in Breitenjee Kenntnis 
haben; auch bei uns in Brünn wiſſen nur wenige, 
dass in deu ſchwarzen Fekdern durch 18 Jahre hindurch 
24 Arbeiterwohnungen hergeſtellt wurden. (Raf: 30!) 
Alſo 30. Jedes Jahr werden für zwei Arbeiter 
Wohnungen gebaut. Brünn har nun 60.000 Arbeiter, 
da müſste man ein paar Jahrtauſende leben, bis alle 
dieſe Leute billige und geſunde Arbeiterwohnungen 
dekommen können. Alſo mit dieſer Art von Wohl⸗ 
thätigkeit geht es eben nicht. Und es iſt eine Selbſt⸗ 
ſchmeichelei ſeitens der bürgerlichen Parteien, die ſich 
in dieſer Weiſe zu den Wohlthätern der Armen auf⸗ 
ſpielen möchten. (Abgeordneter Pernerstorfer: 
Wenigstens eine Illusion.) Es iſt möglich, daſs fie 
ſelbſt glauben, was fie vorhaben, aber fie müſſen ſich 
durch die Thatſachen überzeugen, daſs ſich mit kleinen 
Mitteln große Dinge nicht vollbringen laſſen. (Zu- 
stimmung.) 

Ich wende mich nun wieder der Vorlage zu. 
Eine Beſtinmung derſelben beſagt, dafs derjenige, 
der ein Arbeiterhaus bauen will, um die durch das 
Geſetz vorgeſehenen Begünſtigungen zu genießen, der 
Behörde die Nachweiſe überbringen muſs, was der 
Baugrund, was die Herſtellung der Wohnungen u. ſ. w. 
koſtet und nach dieſen Rechnungen, deren Richtigkeit 
von Fachleuten überprüft wird, wird erſt die Be⸗ 
günſtigung zugeſtanden, weil darnach der Zins für die 
Mieter berechnet wird. Dieſer Zins darf nicht mehr 
betragen, als 0˙2 bis 0˙5 Protent über den gewöhn⸗ 
lichen Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und der ört⸗ 
lichen Geldiuſtitute. 

Wenn Sie aber in das Getriebe der gegen⸗ 
wärtigen Geſellſchaft ſehen, jo werden Sie gewiss 
finden, dafs, wo etwas zu haben iſt, man ſich ſchon 
das Gewiſſen zu beruhigen verſteht und die 
Herſtellung einer derartigen Wohnung hübſch hoch 
anrechnet, um plaufibel zu machen, dass die Her⸗ 
ſtellung wirklich ſo viel Koſten erforderte. Bei dem 
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Bau dieſer Wohnungen handelt es ſich um den En Aber relativ bei gleichen Löhnen, bei gleichen wirt⸗ 
der gekauft werden mufg. ſchaftlichen Verhältniſſen werden die Wohnungen 

Man trachtet von den Gemeinderäthen zu er⸗ immer dort billiger fein, wo man an dem Einwoh⸗ 
fahren, wo die Baulinie gezogen wird, und wenn ſie nungsſyſtem feſthält, gegenüber jenen Städten und 
das erfahren haben, kaufen fie einfach die Baugründe Orten, wo man dieſe Mietskafernen baut. Das läſst 
zuſammen und trachten, nachdem die Banlinie dort ſich nicht beſtreiten. 


wirklich beſtimmt wurde, ſo viel wie möglich aus dem Gehen wir nun in der Beſprechung der Vorlage 
Boden herauszuſchlagen und den Grund zu ver⸗ weiter. 
theuern, ſoweit es geht. Solange aber die Einrichtung | Diefe Vorlage iſt von zu viel Hoffuungen 


nicht getroffen wird, daſs man die Baugründe auf erfüllt. So gibt fie der Erwartung Ausdruck, dafs die 
Grund behördlicher Erkenntniſſe expropriiren und den verſchiedenen Inſtitutionen, die über Geld verfügen, 
amtlich feſtgeſtellten Preis dafür bezahlen kann, ſo⸗ wie Unfallverſicherungsgeſellſchaften, Gemeinden, ſelbſt 
lange dieſe Baugründe den Eigenthümern zur beliebigen auf Bezirksverbände und Arbeitervereine durch die 
Speculation überlaſſen bleiben, wie es gegenwärtig in Ausſicht geſtellten Begünſtigungen angelockt, ſich 
der Fall iſt, ſolange kann man keine billigen und dazu hergeben werden, derartige Wohnungen en 
geſunden Wohnungen herſtellen, wenn auch eine masse zu bauen. 
24 jährige Steuerfreiheit gewährt wird. Bei vielem Nun, ich habe ſeldſt mit dem Director der Her 
wird gegenwärtig auch die Wirkung, die es that⸗ öſterreichiſchen Unfallverſicherungsanſtalt hierüber ge⸗ 
ſächlich hat, durch die Baumeiſter in ihr Gegentheil ſprochen, welche ſchon einige ſolcher Häuſer in Zwiſchen⸗ 
umgekehrt. brücken aufgeführt hat, und ich habe den Eindruck 
So baut man zum Beiſpiel hier in Wien wie in gewonnen, dafs auch die Unfallverſicherungsauſtalt nicht 
allen Großſtähten dieſe großartigen Mietskaſernen imſtande fein wird, eine größere Anzahl derartiger 
und erklärt fie für nothwendig, weil man nicht viel Häufer aufzubauen. 
Baugründe zur Verfügung habe und man auf einem Es iſt dies abſolut unmöglich. Wenn auch, ſagen 
kleineren Bangrunde eine große Anzahl von Arbeiter- | wir, 5000 oder 10.000 Familien in ſolchen Wohnungen 
wohnungen nur dadurch herſtellen kaun, daſs man die untergebracht werben ſollten — das wird aber nicht ge⸗ 
Hänſer mehr in die Höhe baut. Da dieſe Hänfer ſchehen — fo iſt das für die Verhältniſſe von Wien gerade 
weniger Baugrund benbthigen, follten die Wohnungen ſoviel, als wenn anderswo eine einzige kleine Hütte ge⸗ 
derſelben doch billiger ſein. baut wird. Alſo auch dieſe Inſtitutionen können für die 
Wenn wir aber fragen, ob dieſe Wohnungen Allgemeinheit wenig leiſten. Wo werden alſo derartige 
wirklich billiger find, jo kommen wir zu dem Reſultate, Arbeiterwohnungen gebaut werden? Draußen auf dem 
dass dem nicht fo iſt. Es iſt eben auch hier das Um⸗ Lande, bei den Induſtrieunternehmungen, zum Beiſpiel 
gekehrte von dem, was beabſichtigt wurde, eingetreten. bei den Fabriken, bei den Bergunternehmungen, und 
Man ſagt, um wicht viel Baugrund zu brauchen, zwar werden Arbeiterwohnungen aus dem Grunde 
um nicht den Baugrund im Preiſe zu ſteigern, baut gebaut, weil man ſie dort braucht, weil nicht die Arbeiter 
man hohe Häuſer, worin moͤglichſt viel Leute unter ſie bendthigen, ſondern die Unternehmer ſelbſt. In 
gebracht werden können. Nicderöfterreich finden wir, daſs faſt alle Fabriken auf 
Gerade durch die Erbaunng derartiger hoher dem Lande ganz einſchichtig errichtet worden ſind, ſo in 
Häufer ermöglicht man aber überhaupt die Steigerung Felixdorf, Weigelsdorf, Marienthal, Trumau, Siegers⸗ 
des Bodenpreiſes. Wenn derartige Häuſer nicht dorf, Pottendorf u. f. w. In Marienthal ſtand beiſpiels⸗ 
gebaut werden dürften, wenn die Baumeiſter nicht die weiſe urſprünglich nur die Fabrik mit den Arbeiter⸗ 
Möglichkeit hätten, nach ihrer Berechnung das ange- wohnungen, erſt nach und nach ſind Fleiſchhauer, Schuh. 
legte Capital zu fructifieiren, würden fie ganz einfach macher, Schneider u. ſ. w. hingekommen, aber der ganze 
für den Bangrund nicht fo viel bieten können. Ort gehört dem Unternehmer. Und ähnlich ſieht es in 
In Belgien, England und überhaupt in allen Weigelsdorf, Trumau, kurz in den meiſten nieder⸗ 
Staaten, wo man das Einwohnungsſyſtem feſthält, öſterreichiſchen Fabriken aus. Da muſsten die Herren 
ſind die Baugründe und die Wohnungen billigere als Unternehmer die Wohnungen errichten, weil die Arbeiter 
dort, wo man dieſe großen Mietskaſernen baut. (Abgeord- ſonſt nirgends unterzubringen waren; ähnlich ſind die 
neter Dr. Chiari: In Berlin sind die Wohnungen noch Verhältniſſe auch anderswo. 
theuerer als hier!) Die Wohnungen werden dort, wo Die Arbeitercolonien, die man bei verſchiedenen 
alles audere theuerer iſt, natürlich auch verhältnis⸗ Bergwerken ſieht, find infolge der Nothwendigkeit dort 
mäßig theuerer. So find zum Beiſpiel in Auſſig, errichtet worden, weil die Arbeiter ohnedies 1 bis 2 
Teplitz, Prag, alſo in Städten, wo größere Löhne Stunden und noch weiter zum Schachte zu gehen haben, 
gezahlt werden, wo mehr Induſtrie vorhanden iſt und bis ſie ihn erreichen. Wenn die Wohnungen dort nicht 
wo alle Lebensmittel theuerer ſind, gegen die Klein⸗ von der Bergverwaltung errichtet würden, könuten die 
ſtädte verhältnismäßig auch die Wohnungen theurer. Arbeiter die Arbeit dort nicht annehmen. Die Unter⸗ 
Das richtet ſich eben nach den örtlichen Verhältniſſen. nehmer werden derartige Wohnungen ſchon bauen; ſie 
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haben fie gebaut — bevor ihnen derartige Begünſti⸗ 
gungen verſprochen worden find, und fie müssten ſie 
bauen, wenn ſie ihnen nicht gewährt würden, denn das 
Unternehmen erfordert dies. 

Nun ſagen die ganz einfach: Die Begünſtigungen 
kommen der Arbeiterſchaft zugute, und ich ſage um⸗ 
gekehrt: Die Begünſtigungen kommen nur ihnen, den 
Fabrikanten, zugute. Die Entlohnung oder die 
Exiſtenzmöglichkeit des Arbeiters iſt ja unter allen 
Umſtänden eine derartige, dass ſich der Arbeiter 
gewöhnlich nur das Allernothwendigſte, das er zum 
Leben braucht, vom Lohne verſchaffen kann. Bekommt 
er eine Wohnung, ſo bekommt er wieder eine geringere 
Entlohnung. Es bleibt fi das ganz gleich, es kommt 
immer auf dasſelbe heraus. Die Herren können ſich 
gegenſeitig verſtändigen und thun es auch, ſie haben 
ihre Verbände, und nach der Qualität der bei ihnen 
beſchäftigten Arbeiter richten fie auch ihre Lohu⸗ 
verhältniſſe ein. Diejenigen, die ſich Slovaken auf- 
nehmen können, zahlen die miſerabelſten Löhne, die⸗ 
jenigen, die ſich an eine höhere, beſſere Lebens weiſe 
gewöhnte Arbeiter aufnehmen müſſen, müſſen höhere 
Löhne bieten. Nicht nach den Wohnungen, ſondern 
nach dem Stande der Organiſation der Arbeiter richten 
ſich die Löhne und die übrigen, ihnen in natura ge- 
botenen Entlohnungen. Alle dieſe Begünſtigungen 
werden alſo lediglich den Herren Unternehmern zugute 
kommen, gerade ſo wie die verſchiedenen anderen Unter⸗ 
nehmungen, die immer vorgeben, ſie wollen durch Er⸗ 
leichterungen und Begünſtigungen der Bauthätigfeit 
für ihre Mieter irgend einen Vortheil erreichen. Ich 
erinnere mich, daſs zu Beginn der Achtziger⸗Jahre hier 
in Wien in allen Zeitungen eine derartige Agitation 
für die Steuerfreiheit für neugebaute Häuſer in Scene 
geſetzt wurde, wo man ben Leuten eine Verbilligung 
der Mietzinſe in Ausſicht geſtellt hat. Der Nachlaſs der 
Steuer für neugebaute Häuſer wurde wirklich geſetzlich 
durchgeführt, aber die Folge war, dass der Wert der 
Häuſer und damit die Mietzinſe zunächſt econſtant 
blieben und ſeit der Zeit, gerade ſo wie überall fort⸗ 
während im Steigen begriffen ſind. Die Mieter er⸗ 
langten eine Begünſtigung durch dieſe Steuererleichte 
rungen nicht. Ebenſo wird auch das vorliegende Geſetz 
den Arbeitern keinen Nutzen bringen. N 

Ich habe auch wegen einer beſonderen Angelegen⸗ 
heit, in welcher ich auch ein Minoritätsvotum ein⸗ 
gebracht habe, das Wort ergriffen. 

Wir Socialdemokraten und überhaupt alle orga⸗ 
uiſirten Arbeiter wiſſen, was es heißt, wenn die 
Arbeiter in den Wohnungen der Fabrikanten wohnen 
müſſen. In dieſer Beziehung iſt mir der F. 12 des 
vorliegenden Geſetzentwurfes ganz unaunehmbar. 

Meine Herren! Betrachten Sie die Arbeiter, die 
in den Häuſern ihres eigenen Arbeitgebers wohnen. 
Wenn ſie mit demſelben irgend einen Verdruß haben, 
ſo iſt die Folge, dafs fie mit dem Verluſte der Arbeit 
ſofort auch die Wohnung verlieren. In der Zeit einer 
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Kriſe oder eines flauen Geſchäftsgonges, wo der 
Arbeiter öfter die Arbeit wechſelt, ſoll er ſofort die 
Wohnung wechſeln und immerfort herumziehen. Das iſt 
ein unerträglicher Zuſtand. Dafür möchte ſich ein jeder 
ſtädtiſche Arbeiter bedanken. Das lässt in ihm nicht 
nur nicht einen derartigen Wunſch aufkommen, ſondern 
er verurtheilt es ſogar, daſs die Fabrikanten Arbeiter⸗ 
wohnungen herſtellen in der Weiſe, dafs fie nicht als 
Hausherren, ſondern als Fabrikanten über dieſe 
Wohnungen verfügen. Wenn die Fabrikanten Wohnun⸗ 
gen herſtellen, ſowie andere Hausherren mit orts⸗ 
üblicher Kündigungsfriſt, fo ſollen ſie Häuſer bauen 
ſo viel als möglich, aber Wohnungen herzuſtellen und 
über ſie nicht als Hausherren ſondern als Fabrikanten 
verfügen und dadurch die Arbeiter einſchüchteru, das 
iſt eine Geißel für die Arbeiter und viel ärger für ſie, 
als wenn ſie irgendwo ein oder zwei Stunden weit 
weg ihre Wohnung bei einem Bauern oder anderen 
Hausherrn hätten. 


Es iſt für die Arbeiter an und für ſich ſehr 
peinlich, wenn fie den Hausserrn und Arbeitgeber in 
einer Perſon vor ſich haben; aber wie ungeheuer nach⸗ 
theilig erſcheint dies für die Arbeiter, wenn fie in eine 
Lohnbewegung eintreten! 


Sie werden doch nicht, meine Herren, beſtreiten 
wollen — und ich ſetze ſogar voraus, dafs Sie es 
nicht beſtreiten werden — daſs die Arbeiter das 
Coalitionsrecht benöthigen, daſs alle einſichtigen 
Reglerungen es heutzutage ſchon anerkeunen, daſs ohne 
das Coalitiosrecht die Entwicklung der heutigen Ge⸗ 
ſellſchaft gar nicht fo ruhig vor ſich gehen könnte; 
ohne Coalitionsrecht müſsten ganz einfach Eruptionen 
vorkommen, es würde ganz einfach zu Dingen kommen, 
welche die heutige Geſellſchaft nicht wünſchen kaun. 
Das Coalitionsrecht der Arbeiter iſt alſo nothwendig, 
um die Arbeiter lebensfähig und kräftig zu erhalten, 
um ihnen derartige Einkünfte oder Löhne zu ſichern, 
dass fie geſund und kräftig bleiben können, und daßs 
auch ihre Nachkommen körperlich nicht immer mehr 
und mehr zurückbleiben. 

Wenn die Arbeiter alſo ſchon im allgemeinen 
das Coalitionsrecht brauchen, ſo brauchen ſie es ins⸗ 
beſondere bei Unternehmungen, die einſichtslos und 
brutal ſind, kurz und gut, die auf die größtmögliche 
Auswucherung der Arbeiterleiber ſpeculiren und dieſe 
Answucherung auch thatſächlich betreiben. Da müſſen 
die Arbeiter alſo nothgedrungen zum Coalitionsrecht 
greifen und ſie müſſen Strikes arrangiren. Denken Sie 
ſich nur einen derartigen Fall: Die Arbeiter eines 
Unternehmens wohnen in den Wohnungen ihres 
eigenen Fabriksherrn, und ſie ſtellen ihm nun die 
Arbeit ein. Was macht nun der Fabriksherr? Wir 
haben dies vor etwa 6 Jahren. ſcheint mir, in Inzers⸗ 
dorf bei der Wienerberger Ziegelwerksgeſellſchaft ger 
ſehen — was iſt da geſchehen? Die Arbeiter ſind 
ganz einfach unter Gendarmerieaſſiſtengz aus ihren 
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Wohnungen in deu Straßengraben 3 damit, was er verdient hat, die Schulden zu 
worden. bezahlen. In ganz Europa iſt es den Unternehmern 


Beim Bergarbeiterſtrike, ſowie beim Strike in verboten, den Arbeitern ſtatt Lohn Waren zu geben. 
Trumau, in der Trumauer Textilfabrik, iſt das Gleiche Logiſcherweiſe ſollte man das Verbot dahin weiter 
geſchehen: Man hat alle Arbeiter herausgeworfen und ausdehnen, dass den Unternehmern auch verboten wird, 
dieſe muſsten im Straßengraben wohnen. Was die für die Arbeiter Wohunngen zu errichten, da ſie dieſe 


Weiber geweint und die Kinder geſchrien haben, was 
das für ein Jammer war, kann man ſich kaum vor⸗ 
ſtellen; wer das nicht geſehen hat, wird es ganz ein⸗ 
fach nicht glauben. 

Die ganze Einrichtung wurde ihnen in den 
Straßengraben nachgeworſen und warum? Weil fie 
beim Unternehmer gewohnt hatten; hätten ſie bei 
einem anderen Hausherrn gewohnt, ſo hätten ſie 
ganz gemüthlich in ihren Wohnungen ſitzen bleiben 
und ihren Kampf weiterführen können. 

Was kann aber noch weiter dadurch geſchehen? 
Wenn die Arbeiter in dieſer Weiſe delogirt werden, 
ſo fangen natürlich die Weiber an zu jammern, und 
wenn dieſe zu weinen beginnen und einige herzhafte 


Männer dabei ſind, ſo nehmen dieſe für die Weiber 


Partei, und wenn dann Gendarmerieaſſiſtenz kommt, 
ſo ſind Zuſammenſtöße ſehr leicht möglich, und wie 
wir unſere Gendarmen kennen, die gleich von der 
Waffe Gebrauch machen, iſt es gar nicht ausgeſchloſſen, 
daſs bei derartigen Ereigniſſen es zu bedanerlichem 
und unnöthigen Blutvergießen kommt. 

In ganz richtiger Weiſe hat in der Ausſchuſs⸗ 
ſitzung der Regierungsvertreter erklärt: Ja, was das 
Brot betrifft, ſo kann man vom Arbeiter vorausſetzen 
oder verlangen, daſs er für die Zeit der Noth ſich 
irgend etwas aufſpart, damit er auch in den Tagen 
nach der Entlaffung feinen Hunger ſtillen kann; von 
der Wohunng aber kann er ſich gar nichts erſparen, 
und wenn er hinaus muſs, fo kann er nicht das 
kleinſte Steinchen von der Wohnung mitnehmen; die 
Wohnung kann er ſich nicht aufſparen. In dieſer 
Weiſe hat er alſo die Sache ganz gut definirt. 

Was ſoll nun mit dieſen Leuten geſchehen? ſagte 
er weiter. Das iſt alſo die Wohlthat, die den Arbeitern 
durch den Bau der billigen Arbeiterwohnungen geboten 
werden ſoll! 

Die Gendarmen ſtehen ſelbſtverſtändlich zu jeder 
Zeit auf Seite der Fabrikanten. Ich könnte Ihnen 
ganze Geſchichten von den Geudarmen von Politſchka, 
Boskowitz und von verſchiedenen Bezirken erzählen, 
auch von Segen⸗Gottes und Roſſitz u. ſ. w., u. ſ. w. 
Für uns und für die Arbeiter iſt es überhaupt fraglich, 
ob wir nicht dagegen Stellung nehmen ſollen, daſs 
einem Unternehmer geſtattet wird, Arbeiterwohnungen 
zu bauen für ſeine eigenen Arbeiter. Man war ja in 
ganz Europa ſo klug, den Unternehmern zu verbieten, 
Arbeitern Lebensmittel zu verabfolgen, weil man 
eben weiß, daſs da den Arbeitern viel jchlechter 
gewogen wird, dafs man ihnen Schundware gibt, dass 
man fie beeinflufst u. ſ. w. Bis der Samstag kommt, 
bleibt dann dem Arbeiter nicht einmal ſo viel übrig, 


dann als Strikekampfmittel gegen die Arbeiter aus⸗ 
nützen können. Dieſe Arbeiterwohnungen find eigentlich 
Käfige oder Arbeiterfallen, in welchen fie gefangen 
gehalten werden. In dieſen Arbeiterhäuſern ſind die 
Arbeiter eingeſperrt, allerdings nicht ſo wie in einem 
Gefäugnis oder in einem Arreſt, aber eigentlich iſt es 
doch dort nicht viel beſſer. Es wird ihnen unmöglich 
gemacht, ihre ſocjalen Verhältniſſe zu verfechten, ſolange 
dieſer Zuſtand andauert und ſo lange die Arbeiter nicht 
in Häuſern wohnen, die von anderen errichtet worden 
find. Der Unterſchied hierin iſt jo bedeutend und fo 
groß, dass die Arbeiterſchaft von allen Seiten ihre 
Augen hieher richtet und anf die Entſcheidung wartet, 
die heute über dieſes Geſetz hier gefällt werden 
wird. Ich kann nur bedauern, daſs der Aukrag, 
den der Herr Referent nach einer Rückſprache mit 
mir und dem Herrn Dr. Licht in das Geſetz 
zu Alinen 4 aufgenommen hat, dahin gehend, dafs 
bei allen ſolchen Wohnungen, die auf die im 
3. 1 des Geſetzes enthaltenen Begünſtigungen 
Anſpruch machen, den Mietern eine vierzehntägige 
Kündigung gewährt werden müffe, dass dieſer Antrag 
von den Herren, die dem Fabrikantenſtande an⸗ 
gehören, bekämpft und dass er auch wirklich zu Falle 
gebracht worden iſt und dafs man ſtatt der vierzehn ⸗ 
tägigen eine nur dreitägige Kündigung hineingeſetzt 
hat. Eine dreitägige Kündigung iſt ſoviel wie gar keine. 

Damit wird nur beſchämend zugeftanden, dass 
man ſich nicht auf den brutalen Standpunkt des 
augenblicklichen ſofortigen Hinauswurfes ſtellen will, 
auf den Standpunkt nämlich: „ſobald ich will, musst 
Du hinaus, wirſt Du hinausgeworfen; wenn Du 
nicht gehſt, hole ich Aſſiſtenz“. 

Damit iſt alſo für die Arbeiter oder wenigſtens 
für die Mieter der Arbeiterwohnungen, die den Fabri⸗ 
kanten gehören, gar nichts gethan, ſondern es ift für 
ſie, ich möchte ſagen, ein Ausnahmszuſtand, durch den 
fie aller ihrer Kräfte beraubt find, weil fie ſich nicht 
rühren können, ohne ſofort aus der Wohnung hinaus⸗ 
geworfen zu werden. 

Mein Minoritätsvotum verlangt die Erhöhung 
der Kündigungsfriſt auf vierzehn Tage. In Weigels⸗ 
dorf und Ebergaſſing und ich weiß nicht, in welchen 
Fabriken noch, find die Arbeiterwohnungen ſogar von 
einer Mauer umgeben, ſehen wie eine Feſtung aus 
und am Thore ſitzt der Portier und ſieht jeden, der 
aus- und eingeht. 

Da ich ſchon 30 Jahre in der Arbeiterbewegung 
thätig bin und viele Fabriken beſuchte, um die 
Arbeiter für die Bewegung zu gewinnen, kenne ich 
bieje Verhältniffe ſehr gut. Kommt nun ein Fremder 
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zu einem Arbeiter, ſo ſieht ihn der Portier ſofort 1 daſs der Arbeiter ſelbſt Eigenthümer eines 


rapportirt dem Herrn: Ein Fremder iſt da, wer weiß, 


wer das iſt. Man forſcht dann gleich nach, wer der 
Fremde ift, und wehe dem Arbeiter, der von einen 
Fremden im Intereſſe der Arbeiterbewegung beſucht 
wird, wenn dieſe an dem Orte noch nicht hinlänglich 
ſtark ift. Der betreffende Arbeiter bekommt die Folgen 
bald zu fühlen. Dies iſt ein kleiner Reſt von Sclaverch, 
deshalb, weil der Arbeiter ſich in vielen Beziehungen 
nicht rühren kaun und ſofort geſtraft wird. 

Es wird ihm ſofort die Hungerſchnur zu⸗ 
geworfen, wenn er ſich irgendwie erlaubt, für die Ar⸗ 
beiterintereſſen einzutreten. 

Ich eile zum Schluſſe und erkläre: Wir würden 
derartigen Beſtrebungen, für die Arbeiter geſunde und 
billige Wohnungen herzuſtellen, durchaus nicht feind⸗ 
lich geſinnt ſein, wenn ſie wirklich ehrlich wären und 
nicht zu Miſsbräuchen führen könnten. 


Allerdings erklären wie principiell, dafs wir dieſe 
Beſtrebungen ihren Weg gehen laſſen werden, ohne 
darin eine Erlöſung von der Qual und Noth zu er⸗ 
blicken. Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daßs in der 
gegenwärtigen Geſellſchaft eine Wohnungsreform, die 
im allgemeinen befriedigen könnte, durchaus nicht 
möglich, ſondern nur auf ſocialpolitiſchem Wege zu 
erreichen iſt. 


Unſere Organiſationen haben bereits oft 
Wohnungsprogramme aufgeſtellt; ich werde mir er⸗ 
lauben, ein derartigen Programm zu citiren. Das⸗ 
ſelbe lautet (liest): 

„Wir verlangen: Wohnungsfrage: Periodiſche 
Unterſuchung der Wohnungsverhältniſſe. Errichtung 
eines ſtädtiſchen Wohnungsamtes behufs regelmäßiger 
Wohnungsiuſpection, zur Begutachtung gemeindlicher 
Maßnahmen, Uuterſuchung der Bauthätigkeit, der 
Preisbewegung des Baulandes und Wohnungsmarktes, 
ſowie Organiſation der Wohnungsvermittlung. 


Einführung einer abgeſtuften ſtädtiſchen Bau⸗ 
ordnung in der Richtung einer energiſchen Bekämpfung 
der Mietkaſeruen (Zonenbauſyſtem), Erweiterung des 
ſtädtiſchen Enteignungsrechtes, Erbauung von Wohn⸗ 
häufern mit kleinen billigen Wohnnngen auf ſtädtiſchem 
Baugrunde in eigener Regie der Stadtverwaltung. Zur 
Verhinderung des Bodenwuchers: Möglichſt umfang⸗ 
reiche Grunderwerbungen in den Außenbezirken und 
vollſtändige Einſtellung des Verkaufes von ge⸗ 
meindlichem Bauland an Private, ſtatt deſſen: Ver⸗ 
pachtung von Bauland Bauleihe).“ 


Meine Herren! Es handelt ſich auch noch darum, 
eine Frage feſtzulegen. Die Wohlthäter — von dieſen 
gibt es auch in Ofterreich einige, obzwar nicht in 
einer großen Anzahl — ſind früher einmal davon 
ausgegangen, dafs fie glaubten, derartige kleine 
Arbeiterhäuschen herzuſtellen und fie den Arbeitern 
käuflich zu überlaſſen. Sie haben alſo darnach ge⸗ 


derartigen Häuschens ſein ſoll. Dieſe Beſtrebungen 
haben ſich aber durchaus nicht bewährt. 

Wir haben bei uns in Mähren unr ein claſſiſches 
Beiſpiel davon und zwar in Mähriſch⸗Chroſtau, wo die 
Tuchfabrik Aron Jakob Löw⸗Beer einige derartige 
Colonien errichtet hat. 

Die Arbeiter, die ſich im Laufe von 15, 20 oder 
30 Jahren nach und nach ein derartiges Wohnhaus 
abgezahlt haben, mufsten ſchließlich, wenn fie die 
Arbeit dort verloren haben und anderswo hinziehen 
mufsten, das Haus wieder zum eigenen Schaden an 
irgend jemand hergeben. Und wer war der Käufer? 
Die Fabriksfirma ſelbſt. Nach 15, 18 oder 20 Jahren 
find dieſe Häuſer wieder in das Eigenthunt der 
Fabrik übergegangen. 

Dieſes Syſtem hat ſich alſo nicht bewährt. Die 
Arbeiter ſind auch viel zu abhängig, wenn ſie ein 
ſolches Häuschen haben. Sie können ſich nicht auders⸗ 
wo um Arbeit umſchauen, denn ſie können das Haus 
nicht auf einen Wagen laden und anf einen anderen 
Ort überführen. (Sehr richtig!) Für ein ſolches 
Syſtem können wir alfo überhaupt nicht fein. 

Wir wollen, daſs die Herſtellung von Arbeiter⸗ 
wohnungen von den privaten Fabriksunternehmungen 
vollſtändig getrennt werde, weil das Gegentheil zu 
nichts anderem führt, als zur Bedrückung und zur 
möglichſt großen Abhängigkeit des Arbeiters. 

An und für ſich iſt dieſes Beſtreben ein Zeichen 
dafür, dass ſich das öffentliche Gewiſſen ſchon zu 
regen beginnt. Zweitens iſt es ein erfreulicher Beweis, 
dafs die Arbeiter jetzt ſchon begreifen, wie elend, wie 
unwürdig ſie wohnen, wie mit ihrer Geſundheit und 
ihrem Leben in den heutigen Wohnungen hazardirt wird, 
fo daſs fie vou Rheumatismus zugrunde gerichtet 
werden und ſich überhaupt in dieſen Wohnungen ver⸗ 
ſchiedene Krankheiten zuziehen; kurz und gut, es iſt ein 
Beweis dafür, daſs bie Arbeiter jetzt zu begreifen be · 
ginnen, wie elend es ihnen in jeder Weiſe geht. g 

Wenn dieſe Vorlage keinen anderen Erfolg hätte, 
als dafs fie den Arbeitern wieder die Augen darüber 
öffnet, daſs man ihneu nicht helfen will, dafs man 
ihre Abhängigkeit von den Unternehmern nicht lockern 
will, ſondern umgekehrt, daſs man ihnen nur Ver⸗ 
ſprechungen macht, ſo glaube ich, wird die Arbeiter⸗ 
ſchaft durch die Enttäuſchung dann noch viel ener⸗ 
giſcher, noch viel mächtiger künftighin für ihre 
Wohnungsintereſſen eintreten. Damit ſchließe ſch. 
(Lebhafter Beifall.) 


Präſident. Als Regierungsvertreter find 
zu dieſem Gegenſtande erſchienen: Vom Minifterium 
des Innern Miniſterialrath Dr. Daimer. Sections⸗ 
rath Kaltenbrunn. Baurath Herzmansky: 
vom Finanzminiſterium: Sectionschef Ritter v. 
Froſchauer, Sectionscheſ Dr. Meyer, Miniſterial⸗ 
rath Dr. Edler v. Globoc nik, Sectionsrath Dr. Frei⸗ 
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welcher Begehrſchrift um die Errichtung eines 
Bezirksgerichtes gebeten wird. Dieſe Bitte iſt von 


24 umliegenden Ortſchaften unterstützt und iſt es 


ſehr merkwürdig, daſs, trotzdem pd 1723 
20 Jahre hindurch um dieſe Irn 
wird, die Angelegenheit keinen 42 
Um die Aufmerkſamkeit des zz hen 

Wichtigkeit dieſer Begehrſchriſe du lenken und ihm von 


ihnen bereits 
Iptung gebeten 


deren Inhalt nähere Kenntnis zu überzlürteln, ftelfe. 


ich den Antrag, die Begehrſchrift möge voll- 
inhaltlich der Verhandlungsſchrift des hohen 
Hauſes beigedruckt werden. 


Präſideut: Ich erſuche die Herren, welche 
diefen Antrag annehmen, ſich zu erheben. (Geschicht.) 
Angenommen. (Anhang.) 

Die Petitionen werden im übrigen nach Maß⸗ 
gabe ihres Inhaltes den betreffenden Ausſchüſſen 
zur Vorberathung und Berichterſtattung zugewieſen 
werden. 

Zu einer Anfrage an den Präſidenten ertheile 
ich das Wort dem Herrn Abgeordneten Breiter. 


Abgeordneter Breiter: Geſtern wollte ich nicht 
in die Debatte wegen der Lemberger Vorfälle ein⸗ 
greifen, weil die Vorfäll⸗ nicht genau conſtatirt 
waren. Da aber die heutigen Blätter ausführliche 
Nachrichten über die Mordthaten, die in Lemberg 
verübt wurden, enthalten, da die Regierung genaue 
Nachrichten unbedingt ſchon erhalten muſs, ſo 
erlaube ich mir die Anfrage an den Herrn Präſidenten 
zu ſtellen, ob er nicht gencigt wäre, den Herrn 
Miniſterpräſidenten im Namen des Hauſes auf⸗ 
zufordern, er ſolle über dieſe Vorfälle Bericht erſtatten, 
damit das Haus das Nöthige in dieſer traurigen 
Sache veranlaſſen möchte. 


Präſident: Ich werde Seine Excellenz den 
Herrn Miniſterpräſidenten von dieſer Anfrage in 
Kenntnis ſetzen. 

Wir gelangen zur Tagesordnung, das iſt zur 
Fortſetzung der Debatte über den Bericht 
des Steuerausſchuſſes bezüglich der Geſetzes⸗ 
vorlage, betreffend die gegünſtigungen für 
Gebäude mit geſunden und billigen]; 
Arbeiterwohnungen (1389 der Beilagen), 


Ich eröffne die Generaldebatte. Zum Worte 
find gemeldet, und zwar pro die Herren Abgeordneten 
Dr. Zitnik, Dr. Stojan, Kittinger, Schois⸗ 
wohl, Hagen hofer; contra die Herren Abgeord⸗ 
neten Choc, Fresl, Mazorana, Hauck. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Choc das 
Wort. 


Abgeordneter Choc (hält eine Redeinböhmischer 
Sprache, — Liest). 


„Die Regierung wird aufgefordert, den 
Genofſenſchaften der Arbeiter, welche auf die 
Errichtung der Arbeiterwohnungen abzielen, 


eine Subvention aus den Staatsmitteln zu 
gehen und insbeſondere auch der dies⸗ 
. bezügkechen Genoſſenſchaft in Laun, welche 


Hauſes auf die 


die modernſten und geſündeſten Einrichtungen 
der Arbeitshäuſer verfolgt, eine entſprechende 
Unterſtützung zu ertheilen.“ 


Präſident: Zum Worte gelangt der Herr Ab» 
geordnete Dr. Zit nik. N 


Abgeordneter Dr. Zituik: Hohes Haus! Im 
Laufe der Budgetdebatte hörten wir viele und berechtigte 
Klagen über die miſsliche Lage der Landwirte, der 
Gewerbetreibenden, der ſelbſtändigen Handwerker, der 
mittleren und kleineren Handelsgeſchäfte. 

Nun find wir im Augenblicke bei einem anderen 
Capitel der ſociglen Frage: es iſt die Arbeiterfrage, 
die unfer ganz beſonderes Intereſſe beanſprucht. Es 
wäre wohl ſehr unbeſcheiden, wollte ich bei dieſer Ge⸗ 
legenheit eine apdemiſche Vorleſung über die Arbeiter⸗ 
frage im allge: den halten; das thue ich nicht. Wohl 
aber will ich in einigen iR Zügen. dieſe Frage 
ſtreifen. f. 

Die Ge hichte der Uürwlker aller Zeiten 
lehrt uns, daſs es wit jenen Staaken am beſten beſtellt 


war, in welchen der wirtſchaftliche und Beinle Schwer ⸗ 
punkt in einem gediegenen, ſolined z enen Mittel⸗ 
ſtande ruhte, und wo der Miktelſta 8 Im Fun⸗ 


damente eines wirtſchaftlich geſicherten, "Phi und 
moraliſch tüchtigen Bauernſtandes anfgebauk⸗war. 

Nun leben wir im Zeitalter der Maſchinen, der 
großen Entwicklung der Induſtrie, und infolge deſſen 
wurde jener wirtſchaftliche und ſociale Schwerpunkt in 
den einzelnen Staaten mehr nach unten verräct, er 
ſtüßt ſich zugleich auf die großen Maſſen der Arbeiter, 
und gerade die Arbeiter machen einen ſehr großen 
Theil jener aus, welche unter den focialen Miſsſtänden 
leiden. 

Die Arbeiter ſind ja in den Verhältniſſen, wie 
ſie ſich herausgebildet haben, dazu beſtimmt, jene 
Lücken Kiszufüllen, welche das „freie Spiel der Kräfte“ 
im Bürgerſtanbe geriſſen hat, und das „Rückgrat“ des 
Staates zu verſtärken. 


Und wie es demnach einerſeits die Aufgabe des 
Staates iſt, für das Wohl des ganzen Volkes zu 
ſorgen, ſo verfolgen anderſeits alle billig und rechtlich 
Denkenden mit wärmfter Theilnahme das Ringen der 
Arbeiter nach einer menſchenwürdigen Exiſtenz. Und 
ſolange ſich die Arbeiter auf dem Boden von Recht 
und Geſetz bewegen und ihre Lage durch wirtſchaft⸗ 
liche Reformen und nicht durch Umſturz zu verbeſſern 
trachten und dabei auch das Wohl der Geſammtheit 
berückſichtigen, werden fie im ehrlichen Kampfe auch 


jeden billig denkenden 
ſtillſchweigenden Bundesgenoſſen haben. 

Es wäre wohl ein gedankenloſes Schlagwort, 
wenn ich fagen wollte, dafs es allen Arbeitern im 
engeren Sinne des Wortes gleich ſchlecht geht, wohl 
aber muſs man eingeſtehen, daſs monde Kategorien 
der Arbeiter zu Proletariern geworden find, deren 
Lage wohl nicht beneidenswert, ja häufig nicht mehr 
menſchenwürdig iſt. ! g 

„Infolge deſſen ſteht auch die heutige Stpobitik 
wenigſtens in der Theorie im Gegenſatze zur bernnten 
individualiſtiſchen Richtung. Sie überläſst 48 nicht 
mehr dem freien Spiele der Kräfte, ſondern ſucht 
ſelbſt die Ungleichheiten des menſchlichen Lebens aus⸗ 
zugleichen. Fortgeſetzte Reformen, nicht wirtſchaftliche 

Revolutionen follen den Schwachen und Armen ſchützen 
und die Mängel und Übel, die im Capitalismus 
liegen, nach Möglichkeit beſeitigen. g 

Ja, ich gehe noch einen Schritt weiter und fage 
es ganz offen, die ſociale Frage, betreffe ſie den Bauer, 
Handwerker oder Arbeiter, kann nur auf Koſten jener 
gelöst werden, welche dieſelbe heraufbeſchworen und 
aus den bisherigen Verhältniſſen Nutzen gezogen 
haben und noch Nutzen ziehen. Und der Mitſchuldige 
iſt in dieſer Hinſicht der Staat ſelbſt, indem er es 
außeracht ließ, dass der Menſch eigentlich das größte 
Capital ſei. 

Es gibt walll eine Menge der Mittel zur Ab⸗ 
hilfe, zur gedeihlichen Löſung der Arbeiterfrage; dazu 
find zu zählen: Weebreitung geſunder, ſittlicher und 
rechtlicher Anſchaunangen. Ferner muſs der Staat zu 
Geſetzen ſchreiten; die die Arbeit ſchützen, die Arbeits 
zeit, Frauen- und Kinderarbeit ordnen, die Lohnver⸗ 
hältniſſe, Gewerbe und Fabriksinſpectorate, Arbeiter ⸗ 
verſicherung regeln. Als Mittel zu dieſem Zwecke 
werden | Arbeiterkammern vorgeſchlagen. 


Hiebe dis immer der Grundſatz betont werden, 
daſs nicht Die Menſchen da find für die Induſtrie, 
ſondern die Induſtrie für die Menſchen. 

Ein ausgiebiges Mittel zur Löſung der Arbeiter⸗ 
frage ſind ohne Zweifel die Wohlfahrtseinrichtungen, 
und zu dieſen gehören in erſter Reihe geſunde und 
billige Arbeiterwohnungen. 

Der ſehr verehrte Herr Berichterſtatter hat 
erklärt, und ſein Bericht hat dies kurz und klar her⸗ 
vorgehoben, daſs die Wohnungsfrage in ſanitärer und 
ſocialer Beziehung ſehr wichtig iſt. Es iſt ein alter 
Erfahrungsſatz, der auch hier zum Ausdrucke gebracht 
wurde, dass ſchlechte Wohnungen ſtets die theuerſten 
ſind. Zu dieſen gehören eben die Arbeiterwohnungen. 

Ich bin kein Vertreter der Arbeitet, bin aber 
zufälligerweiſe zu Worte gekommen und fühle mich 
daher verpflichtet, hierüber ein Wort zu ſprechen. Die 
Erfahrung lehrt, daſs Arbeiter in kleineren Provinzial⸗ 
ſtädten 70 bis 90 kr. täglich verdienen, jährlich alſo 
210 bis 270 fl. Nun zahlen ſie für die Wohnungen, 
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Menschen zum offenen oder doch die oft under Dach oder im Keller, oft ohne Küche find, 
9 bis 90 fl. jährlich, alſo ein Drittel des Verdienstes. 


In Wien zam Beiſpiel verdienen ſie 1 fl. bis 1 fl. 20 kr. 
täglich en den 120 bis 150 fl. für die Wohnung, 
alſo auch ein Drittel. Ein Beamter mit 1200 fl. Ge⸗ 
halt zahlt für die Wohnung 150 bis 200 fl., alſo ein 


Sechbtel des Jahresverdienſtes, und ein Beamter nit 


3000 fl. Gehalt zahlt beiläufig 300 fl., alſo ungefähr 
ein Zehntel des Jahresgehaltes. Daher kann man auch 
ſagen, daſs die Wohnungsfrage zugleich eine der vor⸗ 
nehmſten Reformfragen auf dem Gebiete der Armen⸗ 
pflege iſt, worüber ich aber nicht weiter ſprechen will. 

Ich will auch über das Wohnungseleud, das ſich 
innerhalb der Arbeiterclaſſe befindet, nicht ſprechen, 
darüber ſind ja ganze Bände geſchrieben worden. Ich 
verweiſe nur auf die neulich erſchienenen Verhand⸗ 
lungen des Vereines für Socialpolitik. Darin ſind 
ausgezeichnete Vorträge über die Wohnungsfrage ent⸗ 

alten. 

g Mau iſt allüberall zur Überzeugung gekommen, 
dass ja auch die Wohnungsfrage in jene Gebiete ein⸗ 
zureihen iſt, auf denen die Wohlfahrt der unteren 
Claſſen eine Frage der Wohlfahrt anderer Claſſen iſt 
und auf denen ſich zeigt, daſs der ſociale Fortſchritt 
eine Vorausſetzung des wirtſchaftlichen Fortſchrittes 
genannt werden kann. 

Auch in ſoclaler und ſittlicher Beziehung iſt die 
Wohnungsfrage von großer Bedeutung. An Orten, wo 
jegliche Bequemlichkeit mangelt, wo Menſchen in 
Maſſen zuſammenwohnen, da kann die Zufriedenheit 
nicht herrſchen. Dieſe Unzufriedenheit, das Bewuſstſein 
der Ungleichheit führt oft zur Trunkſucht. i 

Der Arbeiter findet kein Heim, keine Ruhe, keine 
Bequemlichkeit und Erholung, er ſucht Erſatz im 
Gaſthauſe, und hiemit verſchlechtert er ſein Los und 
das feiner Familie. Da beginnt das Elend, es ſchwin⸗ 
det der Glaube an Gott und ſeine Gebote, an die 
Gerechtigkeit, es ſchwindet Vater⸗ und Mutterliebe, 
und auch die anderen menſchlichen Tugenden werden 
mit der Zeit ganz unbekannt. 

Bezüglich der Arbeiterwohnungsfrage ſind wir 
in Oſterreich im Vergleiche mit anderen Ländern ſo 
ziemlich weit zurückgeblieben. Das Einzige, was wir 
auf dieſem Gebiete der Geſetzgebung haben, iſt das 
Geſetz vom 9. Februar 1892, durch welches eine aus⸗ 
gedehnte Steuerfreiheit für Arbeiterwohnungen zuge⸗ 
ſtanden wurde. Allein auch dieſer Verſuch iſt mif- 
lungen, indem in zehn Jahren nur 319 Arbeiter⸗ 
häuſer von dieſem Geſetze Gebrauch machen konnten. 

Nun hat ſich die hohe Regierung veranlaſst ge⸗ 
ſehen, eine diesbezügliche Geſetzesvorlage dem hohen 
Haufe vorzulegen, womit namhafte Begünſtigungen 
für Gebäude mit geſunden und billigen Arbeiter⸗ 
wohnungen gewährt werden. 

Ich hätte wohl ein Volkswohnungsgeſetz vor⸗ 
gezogen, denn man kann nicht leugnen, daſs die kleinen 
Gewerbetreibenden, die ſelbſtändigen Handwerker unter 
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der Wohnungsnoth ebenſo leiden wie die große 
Arbeiterſchaft. Indeſſen, beſſer etwas, als nichts. (Zu- 
stimmung.) Und aus dieſen Gründen begrüße ich 
dieſe Vorlage, zumal die Zuſaßanträge des Aus⸗ 
ſchuſſes zum 8.1 und die diesbezüglichen Ergänzungen 
in den nachfolgenden Paragraphen im Geſetzentwurfe 
ihren Ausdruck finden. 

Dieſe Beſtrebungen ſind insbeſonders darin zum 
Ausdrucke gelangt, dass den einzelnen Arbeitern Ge⸗ 
legenheit geboten wird, ſich durch Fleiß und Ausdauer 


in abſehbarer Zeit ein Heim zu gründen. Ferner be⸗ Ich 


grüße ich auch den §. 2 des Entwurfes, wo der Begriff 
des Arbeiters eine ausgedehnte Auffaſſung findet. Ich 
hätte nur den Wunſch, dass auch die Regierung dies⸗ 
bezüglich eine liberale Auffaſſung hätte. 

Wir haben in Laibach einen Verein, eine Ar⸗ 
beiterbaugenoſſenſchaft. In dieſer Genoſſenſchaft haben 
wir circa ein Zehntel von ſolchen Perſonen, die im engeren 
Sinne des Wortes nicht als Arbeiter bezeichnet werden 
können, zum Beiſpiel Briefträger, kleine Gewerbe⸗ 
treibende, Greißler, ein paar kleine Beamte u. ſ. w. Da 
könnte nun ein Fiscaliſtkommen und ſagen, das ſind keine 
Arbeiter, für ſie gelten die Steuererleichterungen nicht. 

Deswegen wollte ich zu dieſem Paragraphen einen 
Zuſatzantrag beantragen. Da mir jedoch von dem 
Herrn Vertreter der hohen Regierung zugeſichert 
worden iſt, man wird in dieſer Beziehung liberal vor⸗ 
gehen, ſo habe ich es unterlaſſen, dieſen Antrag einzu⸗ 
bringen. 

Ich begrüße auch den Zuſatzantrag des Aus⸗ 
ſchuſſes zu §. 5, worin das Verbot des Ausſchankes, 
des Kleinverſchleißes von gebrannten Flüſſigkeiten in 
den Arbeitereolonien ausgeſprochen wird. Ein Be 
denken hätte ich allerdings gegen die in 8. 12 feit- 
geſetzte zu kurze Kündigungsfriſt. 

Ich für meine Perſon werde dem Minoritäts⸗ 
votnm Hybes zuſtimmen, welcher eine vierzehntägige 
Kündigungsfriſt verlangt. 

Mit einer zu kurzen Kündigungsfriſt ſind die 
Arbeiter im allgemeinen nicht einverſtanden, obwohl 
auch eine längere Kündigungsfriſt ihre Schatten ⸗ 
ſeiten hat. 

N Ich habe mich eigentlich zum Worte gemeldet, um 

eine Reſolution zu ſtellen. Wie bereits erwähnt, haben 
wir in Laibach eine Arbeiterbaugenoſſenſchaft. Sie zählt 
162 Mitglieder und hat im Laufe von fünf Jahren 
76 Urbeiterhäufer, kleine ebenerdige Familienhäuſer 
gebaut. Die Preiſe ſchwanken zwiſchen 2400 bis 
8400 K; der mittlere Preis beträgt alſo 4000 K. 
Die Statuten der Genoſſenſchaft ſind im Sinne dieſes 
Geſetzes gehalten. 

Nun haben wir da hauptſächlich mit den Credit⸗ 
ſorgen zu kämpfen. Deswegen meine ich auch, daſs mit 
dieſem Geſetze nicht viel gewonnen ſein wird, wenn der 
Staat nicht direct aus eigenen Mitteln mit Darlehen 


und Unterſtützungen hilft. Wir wären zufrieden mit 


Haus der Abgeordneten. — 148. Sitzung der XVII. Seffion am 8. Ini 1902. 


das Geld Höher verzinſen, als die Arbeiter es ab⸗ 
zahlen können. ̃ 


Unſere Bilanz zeigt, daſs wir das Geld bei den 
Sparcaſſen mit 5 / Procent verzinſen müſſen, während 
die Arbeiter ſelbſt bloß 4 / Procent leiſten, damit fie 
gleichzeitig zur Amortiſation tragen können. 

Das Fehlende wird durch freiwillige Beträge 
gedeckt. Manchmal muſsten wir uns auch mit Wechſeln 
un die Sparcaſſen geben nichts auf die 
r Luft. Und unn noch ein zweites Übel. 
‚nur in Kürze erwähnen: Die Arbeiterbau 
genoſſenſchaft kauft einen Baugrund und mufs ſelbſt⸗ 
verſtändlich die entſprechenden Übertragungsgebüren 
bezahlen. Dieſer Baugrund wird parcellirt und unter 
die Genoſſenſchaftsmitglieder verkauft. Nach einem 
Jahre zum Beiſpiel, da die Genoſſenſchaft dem Mit⸗ 
gliede das Haus als Eigenthum überläfst, muss dieſer 
wieder die Übertragungsgebür von der Bauparcelle 
zahlen. Das iſt unbillig und ungerecht. Das möchte ich 
gerne beſeitigt wiſſen. Ich will keinen Zuſatzantrag 
ſtellen und begnüge mich mit einer Reſolution, um 
deren Berſickſichtigung ich die hohe Regierung bitte. 
Die Reſolution lautet: 


„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
im geeigneten Wege zu veranlaſſen, dafs die 
von den Arbeiterbaugenoſſenſchaften beim 
Ankaufe von Baugründen bereits geleiſteten 
Übertragungsgebüren beim Verkaufe der 
Wohnhänſer an die einzelnen Genoſſen⸗ 
ſchaftsmitglieder die Übertragungsgebüren 
von den einzelnen Banparcellen erlaſſen 
werden.“ 


Damit könnte ich eigentlich ſchließen. Ich will 
aber noch mit einigen Worten an die großen Unter⸗ 
nehmer appelliren. Es liegt im Intereſſe der Unter ⸗ 


nehmer ſelbſt, wenn die e e der 


Arbeiter gebeſſert werden. Der Arbeitet mmt ja iu 
dieſer Beziehung als Conſument und Producent in 
Betracht. Jede Maßregel, welche die Wohnnugs⸗ 
verhältniſſe für die Arbeiter beſſert, macht den Ar⸗ 
beiter geſünder, zufriedener, leiſtungsfähiger und dem 
Arbeitgeber ſelbſt ergebener. Daher haben, wie ich ver⸗ 
muthe, die Socialdemokraten eben keine ſo beſondere 
Freude am Geſetze. 

Wie ich bereits betont habe, iſt mit dieſem Ge⸗ 
ſetzesentwurfe die Frage der billigen und geſunden 
Volkswohnungen nicht gelöst. Das Ziel einer geſunden 
ſocialen Politik muſs es ſein, daſs möglichſt viele 
Staatsangehörige irgendein beſcheidenes Eigenthum 
ſich erwerben können. Wenn zum Beiſpiel die Arbeiter 
und Handwerker ſich ein Familienhaus mit einem 
kleinen Garten erwerben können, ſo würden mit der 
Zeit auch die Gegenſätze zwiſchen den verſchiedenen 
Claſſen verſchwinden. 

Die Arbeiterfrage iſt entſtanden durch die Pro- 


Staatsdarlehen gegen vier Procent, denn wir müſſen letarifirung großer Volksmaſſen; gelöst kann fie daher 
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werden durch die Entproletariſirung, wenigſtens der 
Mehrzahl. 

Dazu gehört aber, dafs die große Menge des 
Volkes zu einigem Befike gelange und nicht auf den 
täglichen Verdieuſt angewieſen ſei. So würde dann 
auf der Arbeitermaſſe ſich von ſelbſt der Mittelſtand 
anfbauen. Dann würden Friede und Ruhe im Ver⸗ 
kehre der einzelnen Stände untereinander wieder er⸗ 
ſtehen. 

In dieſer Beziehung gilt der Satz: Iieue, Buße 
und Umkehr des einzelnen iſt die Reform der Geſell⸗ 
ſchaft. 

In der Erwartung, daſs das öſterreichiſche Par ⸗ 
lament noch weiter fortſchreiten wird auf dem großen 
Gebiete der ſocialen Reform zum Wohle der arbeitenden 
Skände überhaupt und auch des Staates ſelbſt, will 
ich ſchließen. ( Leblafter Beifall.) 


Vieepräſident Kaiſer: Ich ertheile dem Herrn 
Abgeordneten Hauck das Wort. 


Abgeordneter Hauck: Hohes Haus! Vor allem 
möchte ich feftftellen, dafs ich, trotzdem ich auf der 
Gegenſeite eingetragen bin, nicht gegen die Vorlage im 
allgemeinen ſprechen will, ſondern daſs ich für fie 
ſtimmen werde. 

Ich habe mir nur zu einigen Bemerkungen das 
Wort erbeten, die ich ber verſchiedenen Beſtimmungen 
des Geſetzes machen muſs, die mir nicht zweckent⸗ 
ſprechend erſcheinen. 

Ich begrüße dieſes Geſetz freundlich, beſonders des ⸗ 
halb, weil es endlich einmal eine Lücke in die anßer⸗ 
ordentlich drückende Hauszinsſteuer reißt, welche ja, 
wie Ihnen bekannt iſt, nicht als eine directe Steuer 
wirkt, als welche ſie uns geſchildert wird, ſondern als 
eine höchſt Läftige indirecte Steuer, weil der Hausbeſitzer 
dieſelbe auf den Mieter überwälzt, woher es dann auch 
kommt, daſs beſonders in größeren Städten die 
kleinen Wohnungen außerordentlich theuer werden. 

So kommt zum Beiſpiel bei uns hier in Wien 
ein Zimmer mit einer Küche auf 240 bis 288 K, von 
welchen Beträgen 115 bis 138 K auf die Staats⸗ 
ſteuer mit Zuſchlägen entfallen. 

In Anſehung dieſer Dinge habe ich bereits vor 
neun Jahren hier im hohen Haufe einen Antrag ein⸗ 
gebracht, welcher dahin ging, es möchte die Hauszins⸗ 
ſteuer beſonders für Arbeiterwohnungen, für Wohnungen, 
welche an Arbeiter oder kleine Geſchäftsleute ver⸗ 
mietet werden, nach einem großen Abzug für Ab⸗ 
nützung mit einem geringeren Steuerſaße bemeſſen 
werden. 

Ich habe diefen Antrag am 14. März 1901 
wieder erneuert. Leider iſt derſelbe zu keiner Be⸗ 
handlung gekommen und man hat ihn auch in dieſer 
Vorlage nicht einmal erwähnt. Ich halte es nämlich 
für viel beſſer, für die Arbeiter nicht eigene Kaſernen 
zu bauen, ſondern zu trachten, daſs fie fo wohnen 


können, dafs fie mit der übrigen Bevölkerung in enger 
Berührung bleiben. 

Ich finde immer, dafs, durch ſolches abge⸗ 
ſchloſſenes Zuſammenpferchen, wie es infolge ſolcher 
Arbeiterwohnungen, die auch richtig als Kaſernen 
bezeichnet werden, vorkommt, die Gegenſätze ſich ver⸗ 
ſchärfen, die ja ohnehin leider ſehr wit ge⸗ 
diehen ſind. 

Freilich iſt nach diefem Geſetze nicht bloß der 
manuelle Arbeiter gemeint, ſondern — ich ſeze as 
wenigſtens voraus — auch der geiſtige Arbeiter, iad 
für jeden Fall würde ich wünſchen, dass die kleine: 
Beamten und Lehrer auch mit von der Wohlthat 
dieſes Geſetzes Gebrauch machen könnten, wie ich es 
ja auch begrüße, dass die arbeitsunfähigen Arbeiter 
auch als Mieter ſolcher Wohnungen erſcheinen 
können, wie es im Geſetze vorgeſehen iſt. 

Nach dem Gedankengange, wie ich ihn in meinem 
Antrage ausgeſponnen habe, wäre es möglich ge⸗ 
weſen, bereits beſtehende Gebäude der Wohlthat dieſes 
Geſetzes theilhaftig werden zu laſſen, und ich muss 
ſagen, ich ſehe gar nicht ein, warum eigentlich neue 
Gebäude errichtet werden müſſen. 

Es würde genug Hausbeſitzer geben, welche 
ſich unter den Bedingungen, die hier im Geſetze vor⸗ 
geſehen ſind, bereit erklären würden, Wohnungen zu 
dieſem Zwecke zur Verfügung zu ſtellen. Aber in $. 1 
iſt ausdrücklich feſtgeſetzt, daſs ein ſolches Haus, 
welches die Wohlthaten dieſes Geſetzes genießen ſoll, 
nur neu gebaut fein. darf oder höͤchſtens ein ſolches 
fein muss, welches nach dem Geſetze vom 9. Februar 
1902 erbaut wurde, welches Geſetz ſich auch mit dem 
Baue von Arbelterwohnungen beſchäftigt. 

Wenn es für dieſe Baulichkeiten Geltung haben 
kann, ſollte es wohl auch im allgemeinen für jedes 
Gebäude zur Wirkung kommen können. Freilich den 
Stenerbehörden möchte es Schwierigkeiten machen, 
darauf haben wir aber nicht Rückſicht zu nehmen. 
Einen Antrag in dieſer Richtung zu ſtellen, wäre ſehr 
verlockend, ich unterlaſſe es aber einen Abänderungs⸗ 
antrag einzubringen, weil ich ja voransfehe, dass 
derſelbe kaum durchdringen wird, weil ſich die Re⸗ 
gierung dagegen ſtemmt. 

In der kurzen Zeit, in welcher dieſe Angelegen⸗ 
heit jetzt erledigt werden ſoll, iſt es nicht möglich, alle 
Herren Abgeordneten von dieſer Sache in Kenntnis 
zu ſetzen, und ich weiß, dass gewiſſe Beſchlüſſe ſchon 
im voraus ſo feſtgelegt ſind, daſs ſich hier im Hauſe 
leider nichts mehr ändern läſst. 

Ich behalte mir aber vor, in dieſer Beziehung 
einen beſonderen Abänderungsantrag einzubringen, 
insbeſondere von dem Geſichtspunkte ausgehend, dass 
man dem Arbeiter Gelegenheit geben ſoll, nit anderen 
Ständen in engerer Berührung zu bleiben und daſs 
man ihn auch nicht zwingen ſoll, weit hinaus vor die 
Stadt zu wandern, wo er eines Theiles der Wohlthat, 
etwas zu erſparen, wieder verluſtig wird, indem er 
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verſchiedene Fahrgelegenheiten benützen muſs, um an 

ſeine Arbeits ſtätte zu gelangen, insbeſondere aber, 
. indem er Zeit versäumt. 

Wir haben aber nicht bloß Rückſicht zu nehmen 

auf grofe Städte, ſondern auf Fabriken, bei denen 

dieſer Unſtand wohl nicht ſo maßgebend iſt, indem 

dieſe Arbeiterwohngebäude wohl in der Nähe der 
Fabri errichtet werden. 

Nun iſt in dem 8. 2 des Geſetzes vorgeſehen, 
dafs von dieſen Wohnungen Sippen von zwei bis vier 
Küpfen mit einem Einkommen bis 1800 K und 
Eippen von fünf und mehr Köpfen mit einem Ein- 
tommen von 2400 K Gebrauch machen können. Auch 
landwirtſchaftliche Arbeiter können in den Genufs 
dieſes Geſetzes treten, ich weiß aber nicht, ob außer 
Knechten auch ſonſtige Dienſtboten darin inbe⸗ 
griffen ſind. 

Allerdings wird ſich bei dieſen wenig Gelegenheit 
dazu ergeben, außer, wenn große landwirtſchaftliche Be⸗ 
triebe eigene Gebäude errichten. Aber ich dächte doch, 
wenn ein Arbeiter, der 1800 K verdient, würdig iſt, 

eine billige Wohnung zu bekommen, daſs auch der 
kleine Bauer deſſen würdig erachtet werden ſoll (Zu- 
stimmung }, wo es doch häufig vorkommen wird, dafs 
ein Bauer keine 1800 oder 2400 K reines Einkommen 
hat, und trotzdem noch die Hausclaſſenſteuer bezahlen 
muss. 

In dieſer Beziehung rührt ſich gar nichts, obwohl 
verſchiedene darauf abzielende Anträge wiederholt, 
auch von meinem Freunde Abgeordneten Schönerer 
eingebracht wurden, wenigſtens die unteren Stufen 
der Hausclaſſenſteuer aufzulaſſen. Dieſe Hausclaſſen⸗ 
ſteuer iſt für den Landwirt beſonders auch deshalb 
unangenehm und drückend, weil er da fortwährenden 
Beunruhigungen ausgeſetzt iſt, wie ich dies in dem 
Antrage, den ich geſtern im Einvernehmen mit meinem 
Freunde Dötz eingebracht habe, dargelegt habe. 

Indem beſonders eifrige Steuerinſpecioren, 
welche die Stenerkraft ihres Bezirkes jährlich oder bei 
einem neuen Amtsantritte heben wollen, Wohnbeſtand⸗ 
theile als bewohnbar finden, die eigentlich nur 
Geräthekammern darſtellen, wodurch das Haus in 

"eine höhere Steuerſtufe kommt und der kleine Land⸗ 
wirt oft noch für vergangene Zeiten die Steuer nach⸗ 
träglich bezahlen mufs, kommt er in Gefahr zu⸗ 
grunde gerichtet zu werden. 

In dieſem Paragraphen iſt mir aber auch noch 
etwas anderes aufgefallen, indem es hier heißt, dafs 
Unternehmer als Beſitzer der begünſtigten Gebäude 
bei Aufnahme der in ihrem eigenen Unternehmen in 
Verwendung ſiehenden Arbeiter an das Höchſtausmaß 
des Geſammteinkommens nicht gebunden ſind. Das 
ſcheint mir eine Lücke zu ſein, hier wird Ungehungen 
Thür und Thor geöffnet. 

Schon bei dem ſeinerzeitigen Geſetze wurde 
darauf aufmerkſam gemacht, daſs gerade die Arbeiter 
am weuigſten in der Lage find, die Wohlthat des Ge⸗ 
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ſetzes zu genießen; es wurden in Favoriten Arbeiter⸗ 
häuſer gebaut, die aber nicht von Arbeitern bewohnt 
werden. Vielleicht ſoll auch dieſe Beſtimmung wieder 
die Gelegenheit bieten, um andere als der Wohlthat 
bedürftige Bewohner einſchmuggeln zu können. 

Ich habe in dem ſogenannten Motivenberichte 
den Satz mit Freuden begrüßt, daſs in nicht allzu⸗ 
ferner Zukunft eine Gebäudeſteuerreform in Ausſicht 
ſtehe. Ich bin nicht im Ausſchuſſe, bin daher nicht 
näher unterrichtet, aber ich nehme an, daſs die 
Regierung eine diesbezügliche Erklärung abgegeben 
hat, denn uns bloße Vermuthungen hier aufzutiſchen, 
wäre höchſt lächerlich. Wenn fie aber dieſe Erklärung 
abgegeben hat, ſo möge ſie ſich damit ſputen, ein 
ſolches Geſetz einzubringen. Denn, wenn Sie die gauze 
Steuerſumme in Betracht ziehen, ſo werden Sie finden, 
daſs die Gebäudeſteuer und die öprocentige Steuer 
mit 77,220.000 K etwa ein Viertel der directen 
Steuern ausmacht, da müſſen Sie jagen, dafs dieſe 
Steuer eine außerordentlich drückende iſt, ſie hat bei 
uns eine Höhe, wie in keinem anderen Lande. Richtig 
wäre es, wenn das Geſetz in der Weiſe geändert 
würde, dafs bei Wohnungen für kleine Geſchäftsleute, 
Handelsleute, Beamte, Lehrer, Arbeiter eine mäßigere 
Steuer vorgeſehen wäre und für die Luxuswohnungen, 
für die Paläſte eine höhere Beſteuerung ausgeſchrieben 
würde, damit für den Entgang auch einigermaßen 
wieder Erſatz gefunden würde. (Zustimmung.) 

Im g. 5 ſcheint ein Druckfehler unterlaufen zu 
ſein. Ich könnte mir es wenigſtens nicht erklären, was 
das heißen ſoll „bei einräumigen Wohnungen min⸗ 
deſtens 20, höchſtens 25 Quadratmeter, bei zwei⸗ 
rüumigen Wohnungen mindeſten 25, höchſtens 
60 Quadratmeter.“ (Berichterstatter Dr. Chiari: 
Das gehört weg, das ist ein Druckfehler.) Ich dachte 
mir dies wohl, wollte es aber vorbringen, damit es 
nicht unbeanſtändet in das Geſetz Aufnahme finde. 

Nun ift dem Geſetze auch ein Minderheitsantrag 
des Herrn Abgeordneten Hy bes angeſchloſſen. Ich 
pflichte dieſem Antrage, der auf die Feſtſetzung der 
14tägigen Kündigung an Stelle der im Geſetze vor⸗ 
geſehenen Stägigen Kündigung hinausläuft, vollinhalt⸗ 
lich bei. Die Ztägige Kündigung kanu doch wohl nicht 
aufrecht erhalten werden. 

Denken wir uns einen kleinen Fabriksort mit 
nur wenigen Wohnungen, wo dann der Fabriksherr 
als Unternehmer ein ſolches Arbeiterhaus baut. Nun 
kommt es zu einem Strike, der Unternehmer kündigt 
den Leuten Ztägig. Was ſollen dieſe Leute machen? 
Sie finden ja in dieſer kurzen Zeit kein Unterkommen. 
Wenn auch geſagt wird, es vergehen ohnehin 14 Tage, 
bis das alles durchgeführt wird, und ſie gerichtlich 
aus der Wohnung gejagt werden, ſo kann man dies 
doch nicht dem Zufalle überlaſſen, denn es kann ſich 
ja auch ereignen, daſs zum Beiſpiel eine größere An⸗ 
zahl Arbeiter zuſtändig ſind — es dauert ja doch 
nicht lange nach dem neuen Heimatsgeſetze — dieſe 
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Leute gehen dann aufs Bürgermeiſteramt und Jagen 
zum Bürgermeiſter: „Du, Bürgermeiſter, verſchaffe 
mir eine Wohnung, bringe mich unter.“ 

Das kann natürlich der Bürgermeiſter in dieſem 
kleinen Orte nicht leiſten, und es kann auf dieſe Weiſe 
ſogar zu Unruhen und Gewaltthätigkeiten kommen. 
Ich ſehe nicht ein, warum nicht die vierzehntägige 
Kündigung eintreten ſoll. Dieſe dreitägige Kündigung 
erſcheint mir höchſtens als ein Gewaltmittel im Lohn⸗ 
kampfe, und ich halte es deshalb für ſehr wichtig, daſs 
die vierzehntägige Kündigung eingeführt werde. Man 
mufs doch auf den Arbeiter auch einige Rückſichl nehmen, 
er mufs ſich ja um Arbeit umſchauen, und man kann 
ihn da nicht einfach in drei Tagen hinauswerfen. 
Denn auf dem Lande findet er in dieſer kurzen Zeit 
weder Arbeit, noch. Unterkommen; in großen Städten 
iſt dies viel leichter möglich. Hier aber muſs man auch 
mit den Heinen Fabriksorten rechnen. 

Ich ſchließe meine Ausführungen, die ich kurz 
halten wollte und auch kurz gehalten habe, da ich 
nur meine Stellung zu dem Geſetze feſtzulegen die 
Abſicht hatte, indem ich noch das hohe Haus auffordere, 
insbeſondere dieſe Abänderung der Vorlage auf eine 
vierzehntägige Kündigung anzunehmen. (Beifall.) 


Präffdent: Zum Worte gelangt der Herr Ab⸗ 
geordnete Dr. Stojan. 


Abgeordneter Dr. Stojan: Hohes Haus! Wir 
haben nun lauter Fragen, auf die wir leider Golt oft 
eine entſprechende Antwort zu geben nicht imftande 
ſind; wir haben Probleme, die zu löſen wir nicht hin⸗ 
reichende Zeit haben. Eine der wichtigſten und 
brennenden Fragen — die Wohnungsfrage ſteht in 
Verhandlung. Von ihr wird vielfach behauptet, daßs 
fie noch wichtiger ift als die Brotfrage. Eine genügende 
Löſung der Wohnungsfrage, behaupten viele, ſei anch 
die unerläſsliche Vorausſetzung für die Erreichung des 
Zieles der modernen Socialpolitik. Auf dem Papiere 
und auf dem Katheder wurde dieſe Frage (heoretiſch 
wohl ſchon hundertmal gelöst. Doch grau iſt alle 


Theorie und grün des Lebens Baum. Es ift aber dieſe 


theoretiſche Löſung nicht zu verwerfen, da fie eine 
nothwendige Vorbedingung der praktiſchen Löſung iſt. 

Die praktiſche Löſung hat ihre beſonderen 
Schwierigkeiten, die aber von der Lbſung nicht ab- 
halten dürfen. Die Schale iſt bitter, der Kern aber 
ſäß. Per ardua ad astra. Der Gedanke, dass da 
viel Gutes in jedweder Beziehung — in körperlicher 
und geiſtiger — geſchaffen wird, muss ein Anſporn 
ſein, jedwede Mühe auf uns zu nehmen, vor keinem 
Hinderniſſe zurückzuſchrecken und uns zu Gemüth zu 
führen, daſs gute Dinge eben auf Hinderniſſe ftoßen 
müfſſen. 

Viele unterſcheiden eine allgemeine Wohnnngs · 
noth infolge des Wachſens der Grundrente, des 


flucht und eine beſondere Wohnungsnoth var S6, 
eine Arbeiterwohnungsnoth infolge des geringen 
Einkommens und der Steigerung der Mietzinſe, do 
ja nach dem ſchwäbiſchen Geſetze die Mieten umſo⸗ 
mehr betragen, je niedriger das Einkommer iſt. 

Von der letzten — von der Arbeiterwohnungs⸗ 
noth — handelt die Vorlage. Es wurde vorgeworfen, 
dafs das eine unzureichende Vorlage fei, einc Bor: 
lage, von der es heißen könne ut aliquid focisse 
videatur. Wer möchte wohl eiue vollkommene 
Geſetzesvorlage in dieſer Beziehung nicht wünſchen? 
Ich glaube, alle. Unter den jetzigen Umſtänuden 
müſſen wir vorlieb nehmen mit dem, was uns 
geboten wird, und uns vertröſten mit der Maxime, 
„daſs das Beſſere der Feind des Guten iſt“. Bekannt⸗ 
lich herrſcht in dieſer Angelegenheit eine vacatio 
legis, die uns zur Verhandlung dieſer Frage drängt. 
Wir müſſen uns leider angewöhnen, an die Analyſe 
der Geſetze nicht eine feine Lancette anzulegen, 
ſondern zufrieden ſein, wenn wir an die Analyſe mit 
einer Zimmermannsaxt und Zimmermaunsſäge uns 
heranwagen können. 

Eine Skepſis iſt wohl nothwendig, aber eine 
ſolche, die uns nicht abhält, praktiſche Ziele zu 
erſtreben, und die uns warnt, falſche Ideale zu ver⸗ 
folgen. Verſuche, das zu verwirklichen, was die Vor⸗ 
lage beabſichtigt, haben fi bewährt, und zwar ſowohl 
in Brünn als auch in Laibach. Die betreffenden 
Arbeiter find des Lobes voll über die hiedurch 
erwieſene Wohlthat. Das Beziehen ſolcher Wohnungen 
bezeichnen ſie als einen neuen Abſchnitt in ihrem 
Leben. Das iſt wohl das beſte und treffendſte 
Argument für die geplante Vorlage. Denn bekannt⸗ 
lich iſt der Erfahrungsbeweis der zutreffendſte und 
ſchlagendſte. 

Es wurde eingeivenbet, dafs dem Capital hie⸗ 
durch wiederum Thür und Thor geöffnet wird, die 
arbeitenden Claſſen auszubeuten. 

Ich glaube, daſs da — wie es ja ſchon auch 
vom Herrn Referenten hervorgehoben wurde — die 
Gefahr doch nicht ſo groß ſei, da das Capital auf 
eine ſehr lange Reihe von Jahren und auf geringe 
Ziuſen inveſtirt wird, fo dafs der Speculation nicht 
allzu viel Vorſchub geleiſtet wird. Übrigens ift hier 
jeder Menſchenfreund willkommen, der Charitas, der 
werkthätigen Liebe freier Spielraum gelaſſen und 
dem Arbeiter ſelbſt bei der Baugenoſſenſchaft Gelegen⸗ 
heit geboten, an dieſer Wohlfahrtseinrichtung theilzu⸗ 
nehmen. Denſelben Einwand kann man auch den 
jetzigen Zuſtändeu gegenüber vorbringen, der für den 
Arbeiter geradezu ein verderblicher iſt. N 

Die Vorlage behandelt nur die hygieniſche, 
techniſche und nationalökonomiſche Frage. Es mufs 
aber hiebei rechtzeitig auch an die Schul⸗ und Kirchen⸗ 
frage gedacht werden. 

Dafs der Bebauungsplan ſelbſt nicht außer⸗ 


Wachsthums der Städte und der herrſchenden Land: acht gelaſſen werden darf, ift ſelbſtverſtändlich; 
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zu bedauern iſt, daſs nicht fofort anch die 
unumgänglich nothwendige Wohuungsinſpection be⸗ 
rückſichtigt wurde. Ich meine aber keine läſtige, 
ſondern eine Wohnnngsinſpection, die nicht nur zu 
beuuffichtigen, ſondern auch zu helfen weiß. 

Es wurde vorgeworfen, dafs durch dieſe Vor⸗ 
lage gleichſam eine Selaverei der Arbeiter herauf 
beſchworen wird. Ich glaube, dass das ein zu hartes 
Wort iſt, ſo etwas wird beileibe nicht intendirt und 
wir könnten durchaus nicht zu einem ſolchen Vor⸗ 
haben die Hand bieten. 

Eine Härte liegt wohl in der Beſtimmung der 
Kündigungsſriſt. Ich glaube, dafs dieſer Abſatz, 
betreffend die Kündigungsfriſt gar nicht in das 
Geſetz gehört und fallen zu laſſen ſei und daſs es 
angezeigt wäre, wenn man nur auf die allgemeinen 
Vorſchriften hingewieſen hätte. Ich für meine Perſon 
werde für das Minoritätsvotum des Herrn Abgeord⸗ 
neten Hybes ſtimmen. Für den Fall der Ablehnung 
dieſer Kündigungsfriſt werde ich den Antrag auf 
Durchführung einer achttägigen Kündigungsfriſt ein ⸗ 
bringen. Ferner bringe ich die Bitte und den Wunſch 
vor, daſs die hohe Regierung bei der Auslegung des 
Wortes „Arbeiter“ einer ſehr liberalen Auffaſſung 
ſei, daſs fie hiebei einer größtmöglichen Extenſion 
und dem Grundſatze huldigt: „favores sunt 
ampliandi, odiosa restringenda“. 

Es könnte befremden, warum an die Arbeiter⸗ 
wohnungen, namentlich in den Städten ſo ſtrenge 
Anforderungen geſtellt werden, weil man eben bemüht 
iſt, dem Arbeiter, der tagsüber in einem ungeſunden 
Raume arbeitet, wenigſtens nachts Gelegenheit zu 
bieten, reine Luft einzuathmen. Wir rufen jedermann 
oft zu: „An's Vaterland, an's theuere ſchließ dich an, 
das halte feſt in deinem Herzen. Ermöglichen wir 
es auch dem Arbeiter, daſs ihm das Vaterland ein 
trautes Heim bereite. 

Jemand ſagte, dafs die Geſetzgebungsmaſchine 
in den Arbeitsfragen in manchen Staaten noch uicht 
arbeitet, daſs ſie in anderen erſt geheizt wird, noch 
nirgends aber gut functionire. Gebe Gott, daj3 wir 
auf dem eingeſchlagenen Wege rüſtig voranſchreiten, 
dafs bei uns die Geſetzgebungsmaſchine gut functionire 
und namentlich durch dieſe Vorlage recht viel Gutes 
für die Arbeiterſchaft geſchaffen werde. (Beifall.) 


Präſtdent: Zur Stellung eines formalen 
Antrages ertheile ich dem Herrn Abgeordneten Blöchl 
das Wort. 


Abgeordneter Blöchl: Ich beantrage Schluſs 
der Debatte. . 

Abgeordneter Wolf: Ich beantrage die 
Auszählung des Hauſes. (Nach einer Pause:)} 
Ich begnüge mich mit der Eonftatirung des Stimmen⸗ 
verhältniſſes. 
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Präſident (nach Auszäklung des Hauses): Der 
Antrag auf Schluſs der Debatte wurde mit 125 
gegen 15 Stimmen angenommen. 

Zum Worte find gemeldet pro die Herren Abge ; 
ordueten Kittinger, Schoiswohl, Hageuhofer, 
Kleewein, Wagner, Schweiger; contra die 
Herren Abgeordneten Mazoraua, Dr. Rizzi, 
Tamboſi, Marquis Poleſini, Leuaſſi, Dr. Bar⸗ 
toli und Acquaroli. 

Ich erſuche die Herren, je einen Generalreduer zu 
wählen. (Nach einer Pause:) Zum Generalredner pro 
wurde der Herr Abgeordnete Hagenhoſer, zum 
Generalredner contra der Herr Abgeordnete Ma⸗ 
zorana gewählt. 

Ich bringe zunächſt Reſolutlionen zur Unter⸗ 
ſtützung, die mir im Laufe der Debatte überreicht 
wurden (kest): 


Reſolution der Abgeordneten 
kirchner, Loſer, Schneider: 


„In Aubetracht der in Wien und in 
anderen Städten der Monarchie herrſchenden 
Werkſtättennoth, welche immer unerträglicher 
wird, welche den gewerblichen Mittelſtand 
bereits in arge Bedrängnis gebracht hat und 
nicht nur dieſen, ſondern auch das conſumirende 
Publicum empfindlich ſchädigt, wird die k. k. 
Regierung aufgefordert, mit aller Beſchleuni⸗ 
gung einen Geſetzentwurf einzubringen, welcher 
für jene Gebäude, in denen geeignete Werk⸗ 
ſtätienräume, ſowie geſunde Wohnungen für 
den kleineren und mittleren Handwerker her⸗ 
gerichtet find, entſprechende Steuerbegünſti⸗ 
gungen mindeſtens im ſelben Ausmaße, wie 
dieſer Geſetzentwurf den Arbeiterwohnungen 
einräumt, gewährleiſtet.“ 

Reſolution des Abgeordneten Choc: 

„Die Regierung wird aufgefordert, den 
Genoſſenſchaften der Arbeiter, welche auf die 
Errichtung der Arbeiterwohnungen abzielen, 
eine Subvention aus den Staatsmitteln zu 
gewähren und insbeſondere auch der dies⸗ 
bezüglichen Genoſſenſchaft in Laun, welche 
die modernſten und geſündeſten Einrichtungen 
der Arbeitshäuſer verfolgt, eine entſprechende 
Unterſtützung zu ertheilen.“ 


Reſolution des Abgeordneten Zitnik: 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
im geeigneten Wege zu veranlaſſen, dass die 
von den Arbeiterbaugenoſſenſchaften beim 
Ankanfe von Baugründen bereits geleiſteten 
Üibertragungsgebüren beim Verkauſe der 
Wohnhäuſer an die einzelnen Genoſſen⸗ 
ſchaftsmitglieder die Übertragungsgebüren 
von den einzelnen Bauparcellen erlaſſen 
werden. 


Dr. Weis⸗ 
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Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Reſolutionen 
unterjtüßen, ſich zu erheben. (Gesckieht.) Dieſe Reſo⸗ 
lutionen ſind genügend unterſtützt und ſtehen in Ver⸗ 
handlung. 

Ich ertheile nunmehr das Wort dem General⸗ 
redner contra, dem Herrn Abgeordneten Mazorana. 


Abgeordneter Mazorann: Das vorliegende 
Geſetzesproject ſtellt im Vergleiche mit dem analogen 
Geſetze vom 9. Februar 1892 eine gewiss bemerkens⸗ 
werte verbeſſerte Auflage desſelben dar. Vor allem 
mufs diesbezüglich hervorgehoben werden, daſs die 
Stenerbegünftigung auch auf Ledigenheime, Schlaf⸗ 
und Logirhäuſer und Wohlfahrtsgebäude ausgedehnt 
iſt; weiters find die hygieniſchen und moraliſchen 
Maßregeln viel ansgiebiger und beſtimmter; endlich 
iſt der früher feſtgeſetzte Maximalmietzins aufgelaſſen 
und durch das Maximalzinserträgnis ſubſtituirt, 
wobei in rationeller Weiſe den Zeit⸗ und Orts⸗ 
verhältniſſen Rechnung getragen werden kann. 

Schließlich bedentet eine weitere Verbeſſerung, 
dafs mit Ausnahme der Logir⸗ und Schlafhäuſer 
keinerlei Beſchränkung bezüglich der Hauseigenthümer 
feſtgeſtellt ift, wie es in dem früheren Geſetze der Fall war. 

Dies find die prineipiellen Reformen, welche 
eine abſolute Verbeſſerung des beſtandenen Geſetzes 
bedeuten. 

Zweckwidrig iſt hingegen der in den 88. 2 und 3 
gemachte Unterſchied zwiſchen Arbeitern im eigentlichen 
Sinne und „anderen in einem Gehalts⸗ oder Ver⸗ 
ſorgungsbezuge ſtehenden Perſonen“, weil für ſolche 
weitgehende ſocialpolitiſche und nationalökonomiſche 
Maßregeln nicht der ſociale Stand, ſondern nur die 
ökonomiſchen Verhältniſſe maßgebend ſein ſollen. 
¶ Zustimmung.) 

Es ſei hier hervorgehoben, daſs von allen 
menſchlichen Bedürfniſſen die Wohnung eben dasjenige 
iſt, welches am meiſten den ſocialen Forderungen 
unterordnet iſt, und daſs man ſonach von vornherein 
ausſchließen kann, daſs billige Volkswohnungen 
ihren Zwecken entzogen werden. Und darum dürfen 
eventuelle Einſchränkungen folder Geſetze nur 
ökonomiſcher Natur ſein. In dieſem Sinne iſt es 
wohl berechtigt, dafs der Geſetzentwurf im $, 11 
ein maximales Zinserträgnis feſtſtellt, um jede 
mögliche Bauſpeculation zu verhindern und ſo den 
Arbeitern die zugemuthete Wohlthat in Form von 
geſunden und zugleich billigen Wohnungen wirklich zu⸗ 
kommen zu laſſen. 

Wenn auch überall dieſes wichtige Geſetz mit 
Sehnſucht erwartet wird, ſo wird keine Stadt dasſelbe 
mit mehr Freude begrüßen, als Trieſt. 

Die Wohnverhältuiſſe der dort äußerſt ſtark 
angewachſenen Arbeiterſchaft ſind derartige, dafs fie 
wirklich jeder Beſchreibung ſpotten und dringendſt 


der Stadt ſich entgegenſtellen, die große und jtetz 
zunehmende allgemeine Theuerung, die zahlreich ſich 
entwickelnden Induſtrien haben einen ſo großen 
Mangel an kleinen Wohnungen erzeugt, daſs man au 
Grund der letzten Volkszählung ein Erfordernis von 
mindeſtens 2500 bis 3000 kleinen Wohnungen aus⸗ 
gerechnet hat. Die Herſtellung dieſer Volkswohnungen 
wird beſonders eine Entvölkerung der äußerſt dicht 
bewohnten Altſtadt nach ſich ziehen müſſen und ſo den 
dorten herrſchenden unglaublichen Wohnverhäl niſſen 
ein lange erſehntes Ende bereiten. 

Um dies aber erreichen zu können, ms da; 
vorliegende Geſetz jo wenig als möglich Hinderniſſe 
ſeiner zweckdienlichen Anwendung enthalten, und ich 
glaube, ſeine beſten Abſichten werden wohl durch die 
Beſtimmung des 8. 14 zunichte gemacht. Der erſte 
Abſatz dieſes Paragraphen lautet (Best): 

„Die Zuerkennung der im F. 1 vorgeſehenen 
Begünftigungen hat die Widmung des betreffenden 
Gebäudes zu Arbeiterwohnungs⸗ und Wohlfahrts⸗ 
zwecken auf die Dauer von 50 Jahren zur Folge und 
verpflichtet den Erbauer, ſowie innerhalb des obigen 
Zeitraumes jeden ſpäteren Beſitzer des Hauſes zur 
Erhaltung des letzteren in einem den Zwecken dieſes 
Geſetzes entſprechenden Zuſtande und zur Beobachtung 
der in dieſem Geſetze enthaltenen und auf Grund des⸗ 
ſelben erlaffenen Vorſchriften.“ 

Dieſe Zwangswidmung ift meiner Anſicht nach 
ſehr ſchwerwiegend und für eine gedeihliche Entwick- 
lung der Volkswohnungen ſehr gefährlich, da es leicht 
einzuſehen iſt, daſs Fabriksbeſitzer, Vereine, Genoſſen⸗ 
ſchaften, Krankencaſſen, Unfallverſicherungsanſtalten 
und Creditinſtitute, welche eines Tages gezwungen 
fein könnten, ihre Liegenſchaften zu veräußern oder 
nur Geld darauf zu leihen, ſich im Beſitze von fait 
unverkäuflichen oder nicht hypothekiſtrbaren Häufern be⸗ 
finden würden, da ja die grundbücherlich eingetragene 
Reallaft des Staates darauf laſtet, die vor jeder 
anderen den Vorzug hat. 

Dieſer obligatoriſche, ungemein lange Wid⸗ 
mungstermin, welcher ja fünf Sechstel der ganzen 
vorausſichtlichen Dauer des Hauſes, welche ja nach 
den Geſetzesbeſtimmungen ſelbſt mit 60 Jahren an⸗ 
genommen iſt, beträgt, hat auch den weiteren nicht zu 
unterſchätzenden Nachtheil, daſs der bei Herſtellung 
einer Urbeitercolonie benützte Baugrund durch ver⸗ 
änderte Verhältuiſſe, wie zum Beiſpiel natürliche oder 
außerordentliche Ausdehnung der Stadt oder Ver⸗ 
legung der Induſtrien fo hoch an Wert ſteigen kann, 
dafs dadurch ſelbſt eine Entwicklung oder Regulirung 
der Stadt nach jener Seite hin, wo die Arbeiter⸗ 
colonie iſt, unmöglich gemacht werden könnte. 

Der Widmungstermin von 50 Jahren iſt zwar 
nicht ein abſolnter, da nach dem verleſenen vierten 
Abſatze des erwähnten Paragraphen die Miniſter der 


baldige Abhilfe verlangen. Die zum Theile ſchwierigen Finanzen und des Innern ermächtigt find, über An⸗ 
Terrainverhältniſſe, welche einer freien Ausdehnung ſuchen des Hauseigenthümers die Aufhebung der 
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Widmung ganz oder theilweiſe zu bewilligen, dieſe 
aber eventuell von der vollen oder theilweiſen Rück⸗ 
erſtattung der genoſſenen Gebürenbegünſtigung ab⸗ 
hängig zu machen. 

Rah dem Sinne dieſer Beſtimmung kaun alſo 
von einem Hauseigenthümer ſogar die Wüd- 
erſtattung auch jener Gebüren verlangt werden, welche 
er durch gewöhnliche, allen Häuſerkategorien zu⸗ 
geſicherte und durch keine ſubſtantiellen Einſchrän⸗ 
kungen zugeſicherte zwölfjährige Steuerfreiheit ge⸗ 
nießen würde. 

Dieſe wohl abſurde Möglichkeit und die Wahr- 
ſcheinlichkert, dafs die verlangte Aufhebung der Wid⸗ 
mung wohl in allen Fällen berückſichtigenswert fein 
wird, machen dieſe ganze Beſtimmung hinfällig und 
geben ihr unwillkürlich einen mehr vexatoriſchen 
Charakter, der geeignet iſt, die capitalskräftigen Inſti⸗ 
tutionen abzuſtoßen und nicht anzuziehen. j 

Ich erlaube mir, hier aufmerkſam zu machen, 
dafs zum Beiſpiel die Unfallverſicherungsanſtalt in 
Trieſt, welche eine ſehr große Anlage billiger Woh⸗ 
nungen ſchon ausgeführt hat, ſich über dieſe Zwangs⸗ 
widmung principiell abſolut abſchlägig geäußert hat, 
da die ſchwer abzuſchätzenden Folgen die materiellen 
Vortheile der 24jährigen Steuerbefreiung ganz in 
Frage ſtellen können. 

Wenn eine öffentliche Wohlfahrtsanſtalt ſo 
urtheilt, ſo hat ſie wohl recht, denn es iſt nicht gut 
klar, wie man Häuſer mit kleinen Wohnungen prak⸗ 
tiſch umbauen und anderen Zwecken zuwenden kann. 

Ein Fabriksbeſitzer zum Beispiel, der ſeinen Be⸗ 
trieb einſtellen und ſeine Arbeiter entlaſſen muſs, 
kann ſeine mit Opfern hergeſtellte Arbeitercolonie 
nicht weiter vermieten, wenn er nicht eine beſondere 
miniſterielle Bewilligung hat, welche vielleicht ein 
paar Jahre braucht, um an ihn zu gelangen, während 
welcher Zeit er die Mietzinſe verliert. 

Aus dieſen Gründen und nur vom beſten 
Wunſche beſeelt, dafs ein möglichſt liberales und weit⸗ 
ſichtiges Geſetz zur Förderung des Baues von billigen 
Volkswohnungen zuſtande komme, werde ich mir er⸗ 
lauben, bei der Specialdebatte entſprechende Abände⸗ 
rungsanträge zu ſtellen und ſpeciell einen, welcher die 
Wirkungen der erwähnten bleiernen Zwangswidmung 
mindeſtens abſchwächen fol, (Zebhafter Beifall,) 


Präfident: Zum Worte gelangt der General⸗ 
redner pro, der Herr Abgeordnete Hagenhofer. 


Abgeordneter Hagenhofer: Hohes Haus]! Ich 
und meine Geſinnungsgenoſſen find mit dem in Ver⸗ 
handlung ſtehenden Geſetzentwurfe im Principe voll⸗ 
ſtändig einverſtanden; dem es iſt nur billig und recht, 
dass den Arbeitern billige und gefunde Wohnungen 
zur Verfügung geſtellt werden. Das vorliegende Ge⸗ 


ſetz bedeutet ſowohl eine Wohlthat für die Arbeiter 


als auch eine nicht unbedeutende Begünſtigung für 
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die Arbeitgeber und insbeſondere für die großen 
Arbeitgeber. N 

Nach der Beſtimmung des 8. 2 gilt dieſes Geſetz 
auch für Arbeiterwohnungen für landwirtſchaftliche 
Arbeiter. In letzterer Beziehung wird dieſes Geſetz 
hauptſächlich nur den Großgrundbeſitzern zum Nutzen 
gereichen. 

Meine Herren! Die Bauern, beſonders bei uns 
in Steiermark, haben eine große Noth an landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeitern. Sehen wir uns diesbezüglich 
ein wenig das Ergebnis der letzten Volks⸗ 
zählung an. 

In Steiermark hat die Bevölkerung in dem 
letzten Decennium um 5˙7 Procent zugenommen. Aber 
die Bevölkerung der Gemeinden mit weniger als 
2000 Einwohnern, dies find hauptſächlich die Land⸗ 
gemeinden, iſt in den letzten 10 Jahren von 908.226 
auf 892.062, alſo um 18.164 Einwohner ge⸗ 
fallen. 

Und wie ſteht es mit der Zahl der Beſitzer? Die 
Zahl der Befitzer iſt nicht geringer, im Gegeutheile, infolge 
der unglückſeligen Güterſchlächterei größer geworden. 
Die früher erwähnten 16.164 Einwohner find 
hauptſächlich landwirtſchaftliche Arbeiter. Für ein 
Land wie Steiermark iſt es aber ſehr bedeutend, wenn 
16.164 landwirtſchaftliche Arbeiter abgehen. 

Hingegen iſt die Bevölkerungszahl von Graz 
von 112.009 auf 138.370, alſo um 26.301 Ein- 
wohner geſtiegen. Die Bevölkerung der Landgemeinden 
iſt alſo um 1˙8 Procent gefallen, die der Stadt Graz 
um 23˙5 Procent geftiegen. 

Wäre die Steigerung der Bevölkerungszahl in 
den Großſtädten eine natürliche, fo hätte mau nichts 
dagegen einzuwenden; aber häufig iſt ſie geradezu 
künſtlich erzeugt, die Großſtädte werden geradezu auf⸗ 
gepappelt. Wir wiſſen aus Erfahrung, dass denjenigen 
Einwohnern, welche momentan keine Arbeit haben 
und infolge deſſen in eine Nothlage gerathen, ohne⸗ 
weiters auf Koſten der Zuſtändigkeitsgemeinden, alſo 
gewöhnlich der Landgemeinden, Unterſtützungen ge⸗ 
geben werden, welche die Landgemeinden der Stadt ⸗ 
gemeinde wieder zurückſtellen müſſen. 

In Steiermark hat es im vorigen Winter eine 
Zeit gegeben, in der viele Leute in Graz beſchäftigungs⸗ 
los waren, während auf dem Lande die Arbeitskräfte 
mangelten. Sofort beſchloſs die Majorität des Land⸗ 
tages, das Land müſſe Nothſtandsarbelten verſchaffen, 
damit die Leute in der Stadt Beſchäftigung finden. 

Wenn die Majorität unſeres Landtages nach 
ſolchen Grundſätzen vorgeht, iſt es ſehr leicht möglich, 
dass es ihr einmal einfällt, es müſſen in Graz billige 
Arbeiterwohnungen hergeſtellt werden, damit die 
Arbeiter in der Stadt billig wohnen können, damit 

ſie ja dort verbleiben, wenn ſie überhaupt dort Arbeit 
Hinden. Gegen dieſes Vorgehen, gegen dieſe künſtliche 
Aufpappelung der Großſtädte zum Schaden der Land⸗ 
wirte müſſen wir entſchieden proteſtiren. 
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Nach dem Geſetze muſs die betreffende Wohnung 
eigens für die Arbeiter gewidmet ſein. Bei jedem 
Bauernhauſe in den Landgemeinden gibt es Wohnungen, 
welche die alleinige Beſtimmung haben, als Wohnungen 
für landwirtſchaftliche Arbeiter zu dienen. Aber der 
Grundbeſitzer muſs für dieſe Wohnungen unbedingt 
die Gebäudeſteuer entrichten, hat alſo in dieſer Be⸗ 
ziehung gar keine Begünſtigung. (Hört!) Oft muss 
er die Steuer zahlen, obwohl er keine Arbeiter hat, 
die in der Wohnung wohnen könnten. Freilich kommt 
es anderſeits vor, daſs Wohnungen in zu kleiner 
Zahl vorhanden ſind; die Schuld daran, dafs die 
Leute zu wenig Wohnungen machen, trägt wieder die 
Gebäudeſteuer, weil ſie deſtomehr Steuer zahlen 
müſſen, jemehr Wohnräume fie haben. 

Wir ſind überzeugt, dafs es recht und billig 
wäre, daſs auch für die Wohnungen der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter Steuerfreiheit gewährt werde. 
Zu den laudwirtſchaftlichen Arbeitern rechne ich nicht 
nur die Dienſtboten und Taglöhner, ſondern dazu 
gehört auch der Bauer ſelbſt (Zustimmung); denn 
dieſer iſt gewöhnlich unter den Arbeitern der geplagteſte 
und ärmſte. Er hat die ganze Laſt zu tragen, er mufs 
der erſte und letzte bei jeder Arbeit ſein. Infolge deſſen 
gebürt ihm mindeſtens mit demſelben Rechte eine 
ſteuerfreie Wohnung, wie einem induftriellen Arbeiter. 
¶ Zustimmung.) 


Um dies zu ermöglichen, erlaube ich mir folgende 
Reſolution zu beantragen (liest): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
eheſtens einen Geſetzentwurf vorzulegen, wo⸗ 
nach die gegenwärtig beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen über die Gebäudeſteuer dahin abge⸗ 
ändert werden, dafs die Wohnungen für land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeiter, einſchließlich jener der 
bäuerlichen Beſitzer und deren Angehörigen, 
als ſteuerfrei erklärt werden.“ 


Damit ſchließe ich. (Beifall.) 


Vicepräſident Kaiſer: Ich ertheile dem Herrn 
Berichterſtatter das Schlufswort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari (von der Tribüne): 
Hohes Haus! Die gegenwärtig abgeführte General- 
debatte hat gezeigt, daſs der größte Theil der Herren 
mit den Intentionen dieſes Geſetzes einverſtanden iſt. Es 
ſind zwar von allen Seiten, namentlich von den Herren 
Soclaldemokraten Anſichten geäußert worden, wonach 
dem Geſetze Abſichten unterlegt werden, die aber 
gewiſs nicht in der Intention des Geſetzgebers gelegen 


waren, als er dieſes Geſetz concipirte. Es handelt ſich 


hier einmal um ein Geſetz, welches zwar dem Steuer⸗ 


ausſchuſſe zugewieſen wurde, welches uns aber nicht 


eine neue Steuer gebracht hat, ſondern Stenererleichte · 
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Es iſt ja richtig, dass dieſe Geſetzesvorlage nicht 
das Ideal deſſen iſt, was von allen Seiten angeſtrebt 
wird. Es wurde von einer Seite darauf hingewieſen, 
dass es möglich iſt, daſs ein großer Theil von jenen 
Bevölkerungsſchichten, welche ebenſo bedürftig ſind 
wie die Arbeiter, von der Wohlthat billiger 
Wohnungen ausgeſchloſſeu werden. 

Das iſt ja auch richtig. Auch dem Ausſchuſſe 
ſchwebte ſeinerzeit das Ideal eines Volkswohnungs⸗ 
geſetzes vor; aber es iſt doch nicht möglich, ein ſolches 
zu erreichen und man mus wenigſtens das Mögliche, 
was in dieſer Regierungsvorlage geboten wird, zur 
Durchführung zu bringen trachten. Der Herr Ab⸗ 
geordnete Hybes hat i in der Generaldebatte erwähnt, 
daſs dieſes Geſetz in vielen Fällen gegen die Arbeiter 
gerichtet ſein kann, indem ſie dadurch in ein größeres 
Abhängigkeitsverhältnis zu den Arbeitgebern gebracht 
werden. Ich gebe zu, daſs das in dem einen oder 
anderen Falle wirklich eintreten kann; aber weitaus in 
der größten Zahl der Fälle wird es gewijs nicht 
eintreten. 

Wo werden denn namentlich ſolche Arbeiter⸗ 
wohnhäuſer auf Grund dieſes Geſetzes gebaut? 
Jedenfalls in den großen Städten, wo dann die Ver⸗ 
mieter nicht immer, ja ſogar nur ſelten die Arbeit⸗ 
geber ſein werden, wo alſo gewiſs ein ähnliches Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis zwiſchen dem Vermieter und 
dem Arbeitgeber nicht beſteht. Die einzige Möglichkeit, 
welche mir dieſen Gedanken wirklich als berechtigt 
erſcheinen lässt, ift die, daſs in einem Fabriksorte 
Arbeiterkaſernen gebaut werden und daſs dieſe 
Wohnungen, wie im Geſetze geſtattet iſt, in den Lohn 
eingerechnet werden oder einen Theil der Entlohnung 
ausmachen. Dann iſt ſelbſtverſtändlich der Arbeiter 
in einem Abhängigkeitsverhältniſſe zum Arbeit⸗ 
geber. 

Mehrere von den Rednern ſind darauf gekommen, 
dafs die Kündigungsfriſt im Geſetze unrichtig beſtimmt 
ſei, indem eine dreitägige Kündigungsfriſt zu kurz iſt. 
Ursprünglich war von einer Kündigungsfriſt im 
Geſetze gar nicht die Rede. Die Herren, welche im 
Ausſchuſſe waren, werden ſich daran erinnern, dafs 
die Aufnahme einer Kündigungsfriſt überhaupt nur 
eine Forderung der Herren war und das erſt nach 
verſchiedenen Verhandlungen eine Kündigungsfriſt 
von drei Tagen zuſtande kam. Ich glaube auch, dafs 
das in vielen Fällen eine überflüſſige Beſtimmung iſt. 
Es ſollte doch mehr eine Cautelbeſtimmung ſein, da 
weſentlich die Mietverträge für die Kündigung maß⸗ 
gebend ſein werden. 

Im großen und ganzen nm ich zu meiner 
Freude conſtatiren, dafs der größte Theil der Herren 
ſich gegenüber dem Geſetze ſehr wohlwollend verhalten 
haben. 

Die Schwierigkeiten, welche auch ich erwähnt 


rungen, die eben den Arbeiterkreiſen in vollein Aus⸗ babe, als ich zur Einleitung der Debatte ein paar 


maße zukommen ſollen. 


Worte ſprach, liegt namentlich darin, daſs man das 


Arbeiterwohnungen zu ſchaffen. 


/ 


neten Hagenhofer ift eine Reſolution eingebracht 


konnten. 
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aöthige Capital in genügender Menge finde, um viele Vicepräſident Kaiſer: Als Redner ſind einge⸗ 
tragen, und zwar contra: die Herren Abgeordneten 
Hybes, Hauck und Dr. Ofner; pro: die Herren 
Abgeordneten Dr. Lemiſch, Dr. Stojan, Sieg⸗ 
mund, Dr. Schücker, Dr. Nitſche, Dr. Groß 
und Ritter v. Kink. 

Ich ertheile dem erſten Contra-Redner, Herrn 
Abgeordneten Hybes, das Wort. 


Ich glaube, das iſt die Hauptſchwierigkeit und 
Herr College Mazorana hat ganz richtig geſagt, 
es werde ſchwierig ſein, das werbende Capital zu 
ſuchen. 

Dieſes werbende Capital ſtelle ich mir aber nicht 
fo vor, daſs es ein ſpeculatives Capital iſt, welches in 
Arbeiterwohnungen angelegt wird, ſondern ich ſtelle 
mir das jo vor, daſs ein ſolches Capital, welches für 
eine längere Zeit eine beſtimmte Sicherung und Ver⸗ 
zinſung erlangen ſoll, in Arbeiterwohnungen angelegt 
wird. Wenn dieſes Capital ſchon von Anfang an eine 
um eine Kleinigkeit höhere Verzinſung, als es die 
Hypothekarverzinſung iſt, genießt, ſo muss es auch 
ſelbſtverſtändlich eine beſtimmte Haft für eine beſtimmte 
Dauer übernehmen. Daraus ergibt ſich jener Wid⸗ 
mungszwang, wie ihn College Mazorana erwähnt 
hat. In welchem Maße derſelbe nothwendig iſt, hat 
die Erfahrung noch nicht gezeigt, ſondern es hat ſich 
bis jetzt nur gezeigt, dass trotz dieſes Widmungs⸗ 
zwanges, pelcher in Deutſchland und anderen Ländern 
bei ſulchen! tiftungen beſteht, dennoch bedeutende Er⸗ 
folge bei den Arbeiterwohnungen erzielt werden 


Abgeordneter Hybes: Hohes Haus! Da ich 
nicht das Schluſswort in der Generaldebatte bekommen 
habe, ſehe ich mich gezwungen, bei der Specialdebatte 
auch noch darauf zurückzukommen, was der Herr 
Referent bezüglich der Kündigung in feinem Schluj3- 
worte geſagt hat. Der Herr Referent hat unter anderem 
erwähnt, daſs urſprünglich die Kündigung in das 
Gefetz gar nicht aufgenommen wurde und dass er die 
Anſicht gehört habe, die Kündigung gehöre überhaupt 
nicht in das Geſetz hinein. Wenn die Beſtimmungen 
bezüglich der Überlaſſung der Wohnung an Arbeiter 
die alten geblieben wären, wonach die Wohnungen nur 
durch einen Vertrag an die Arbeiter abgetreten werden 
konnten, dann hätte man die Kündigung nicht gebraucht. 


In dem gegenwärtigen Geſetze heißt es aber 
im 8.1 (liest): 

„Eine 2Ajährige Befreiung 
wird, ſofern die Wohnungen des Hauſes an Arbeiter 
vermietet oder unentgeltlich oder gegen eine im 
Arbeitsvertrage ziffermäßig nicht feſtgeſeßte An⸗ 
rechnung auf den Lohn überlaſſen werden.“ 


Wenn nun die Wohnung dem Arbeiter lediglich 
überlaſſen wird ohne einen Vertrag, jo hätte der Ar⸗ 
beiter eben keinen Schutz und könnte jeden Augenblick 
aus der Wohnung hinausgeworfen werden, wie es 
gewöhnlich bei dem ſogenannten Gehilfen der Fall iſt, 
der bei ſeinem Arbeitgeber auch zugleich die Schlaf⸗ 
ſtelle hat. Mit der Kündigung, mit der Entlaſſung muss 
er augenblicklich auch aus der Wohnung gehen. 

Dieſe Beſtimmung, dafs die Wohnung auch ohne 
ziffermäßig feſtgeſetzte Anrechnung zum Lohne dem 
Arbeiter überlaſſen werden kann, erfordert es, dafs 
man ihn hier ſchütze, daſs er nicht um ½12 ober °/,12 
oder 5 Minuten vor 12 Uhr jeden Tag aus der 
Wohnung hinausgeworfen werden kann. 

Das wollte ich vorausſchicken, um zu beweiſen, 
daſs das gegenwärtige Geſetz wirklich erfordert, dafs 
man auch für dieſe Leute irgendeine Norm der Kündi⸗ 
gung feſtſetzt. 

Nun handelt es ſich aber darum, der Regierung 
bei dieſer Gelegenheit zu ſagen, dass das nicht genügt, 
was der Herr Referent in ſeiner Begründung geſagt 
hat, nämlich, dafs ſie bis jetzt noch gar nichts gethan 
und die ſo wichtige Pflege der Angelegenheit der 
Volkswohnungen oder der Wohnungen überhaupt 
einigen Privatgeſellſchaften ganz überlaſſen hat. Ich 
will der Regierung viel mehr ſagen, ich will ihr 


Auf die einzelnen Punkte einzugehen, wird bei 
der Speeialdebatte Gelegenheit ſein und ich bitte das 
hohe Haus, in die Specialdebatte einzugehen. 
(Befall) 


Bicepräfident Kaiſer: Vom Herrn Abgeord⸗ 


worden, welche lautet (est): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
eheſtens einen Geſetzentwurf vorzulegen, 
wonach die gegenwärtig beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen über die Gebäudeſteuer dahin abge⸗ 
ändert werden, daſs die Wohnungen für land · 
wirtſchaftliche Arbeiter einſchließlich jener der 
bäuerlichen Befiter und deren Angehörigen 
als ſteuerfrei erklärt werden.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Reſolution 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Die 
Reſolution iſt genügend unterſtütz tt und ſteht in 
Verhandlung. 

Wir gelangen zur Abſtimmung. Ich erſuche 
jene Herren, welche in die Specialdebatte über das 
vorliegende Geſetz eingehen wollen, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) Das hohe Haus hat das Eingehen 
in die Specialdebatte beſchloſſen. 


Wir gelangen zunächſt zur Berathung über 
den 8. 1. 


Wünſcht der Herr Berichterſtatter das Wort? 


ö Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich verzichte. 


fagen, daſs die Wohnungen eine der wichtigiten 
Lebensnothwendigkeiten der Staatsbürger und ſomit 
des ganzen Volkes find und dass wir nicht nur 
wünſchen, ſondern verlangen, daj3 der Staat ſich eben 
um die Wohnungen der Staatsbürger mehr und beſſer 
kümmert. 


Wir betrachten das als eine unſerer wichtigſten 
Forderungen, glauben aber zugleich, dafs der gegen 
wärtige Staat dieſer unſerer Forderung gar nicht 
entſprechen kann. Das beweist mir wieder das 
Referat des Herrn Berichterſtatters, indem er weiter 
anführt, dass ſich die Regierung ſehr entſchieden 
weigert, auf irgend ein Volkswohnungsgeſetz näher 
einzugehen und hier gewiſſermaßen wenigſtens einmal 
die Thür in ein ſolches Gebiet zu öffnen. 


Die Regierung weigert ſich und ſie weiß, warum 
ſie ſich weigert. Sie will eben den Hausherren nicht 
an ihren Profit greifen, weil fie weiß, dass dieſe ſofort 
Spectakel machen und ſofort über ſie herfallen 
würden. 


Die Herſtellung von Wohnungen tt in unferer 
Geſellſchaft eben ein Zweig des Erwerbes, eine Pro⸗ 
duction, wobei man einen Profit herausſchlagen will. 
Geradeſo, wie man Stoffe und andere Induſtrie⸗ 
producte erzeugt, baut man Wohnungen eben deshalb, 
um dabei zu profitiren, alſo nicht um den Leuten 
Wohnſtätten zu errichten, ſondern hauptſächlich ans 
dem Grunde, um das Capital derart anzulegen, damit 
es nicht nur die übliche Verzinſung, ſondern auch noch 
einen Extraprofit trage. 


Ich will mich in dieſer Beziehung auf einen 
Fachmann berufen, und zwar den ſchweizeriſchen Fach⸗ 
mann Landold. Die ſchweizeriſchen Socialpolitiker 
haben nämlich eine Privatenguete über die Wohnungs⸗ 
zuſtände in Bern veranſtaltet und Herr Landold 
äußert ſich über deren Refultat folgendermaßen. Ich 
bitte den Herrn Präſidenten um die Erlaubnis, feine 
Ausführungen zu citiren (liest): 


„Das Facit ſeiner Unterſuchungen iſt, dafs die 
Mieter der Stadt Bern jährlich 1.660.776 Francs 
Grundrente an die Claſſe der Grund⸗ und Haus⸗ 
beſitzer zu entrichten haben, wovon 680.788 Fraues 
capitaliſtrte, das heißt die Verzinſung des urfprüng- 
lichen für den Bauplatz gezahlten Capitales und 
969.988 Francs reine Rente, das heißt die Ver⸗ 
zinſung für die unter der Herrſchaft des letzten Befitzers 
zuletzt entſtandene fictive Wertſteigerung des Grund 
und Bodens darſtellen. 


Alſo ſchon bei der Erbauung der Wohnungen 
ſpeeulirt man darauf, außer der Verzinſung des 
Capitales noch die Projecte in die Höhe zu bringen, 
damit das Geld noch einen Extraprofit trägt, und 
deshalb will auch die Regierung nicht eingreifen, weil 
ſie den Profitmachern ihr Handwerk nicht ſtören will. 
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Herr Landold ſagt aber weiter (liert): 


„Die Mieter opfern alſo dem Moloch Grund⸗ 
ſpeculation jährlich faſt eine Million, ſie unterliegen 
einer Ausbentung als Coufumenten, die zehn⸗, nein 
hundertmal ſchlimmer iſt, als irgend eine Steuer oder 
ein Zoll. Dabei ſteht die Grundſpeculation in Bern 
noch lange nicht auf der Höhe der Zeit, und eine 
beträchtliche Zahl von Eigenwohnungen mildern das 
ſociale Bild. Welche Summen müfsten ſich aber 
ergeben, wenn in Städten wie Wien, Brünn, Berlin, 
Hamburg, München, Leipzig ꝛc. eine ähnliche Unter⸗ 
ſuchung vorgenommen würde?“ 

Wenn anch in dieſen Städten eine ſolche Engnöte 
veranſtaltet werden möchte und deren Reſultate der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht würden, wäre es ſehr 
wünſchenswert. Wir Socialdemokraten kommen eben 
mit der gegenwärtigen Geſellſchaft niemals zufammen. 
Wir wollen der Profütmacherei ein Ende bereiten und 
die gegenwärtige Geſellſchaft baſirt eben auf der Brofit- 
macherei. 

Wir ſagen, dass es nothwendig iſt, der Regierung 
klar zu machen, dafs ihre Weigerung auf die Dauer 
nicht helfen kann und nicht helfen wird. Die Regierung 
wird die Thür zu weiterer Thätigkeit öffnen und ſich 
mit der Frage beſchäftigen müſſen, und zwar aus fol⸗ 
genden Gründen: 

Schon der Herr Referent führt in ſeinem Berichte 
aus, daſs, je kleiner eine Wohnung iſt, fie dem Mieter 
um ſo theurer zu ſtehen kommt, und je geringeren Ver⸗ 
dienſt ein Mieter hat, einen um ſo größeren Procentſatz 
davon die Miete verſchlingt. Das iſt das Gefährliche 
und Verderbenbringende bei der gegenwärtigen Her⸗ 
ſtellung und Vermietung der Wohnungen, was 
ſchließlich Regierung und Geſellſchaft zum Eingreifen 
zwingen wird. 

Ich habe hier einige Daten einer Statiſtik darüber, 
wie die einzelnen Claſſen wohnen. Am allergemüth⸗ 
lichſten wohnen hienach die großen Bierbrauer. Jeder 
von ihnen hat im Durchſchnitte eine 523 Kubikmeter 
Raum umfaſſende Wohnung, während ſich die Bau⸗ 
arbeiter, welche dieſe Wohnungen ſelbſt bauen, mit 
Wohnungen von durchſchnittlich 81 Kubikmeter Raum 
Inhalt begnügen müſſen. Es iſt dies ein Raum von 
kaum 15 Procent deſſen, was ſich ein ſolcher Brau⸗ 
meiſter göunen kann. 

Ich will Sie mit den Daten über die Wohnungen 
der einzelnen induſtriellen Kategorien nicht lange er⸗ 
müden und dem Autor folgend die ganze Geſellſchaft 
in drei Claſſen eintheilen: in die obere, in die mittlere 
und die untere ſociale Schichte. Die obere ſociale 
Schichte wohnt ſo gemüthlich, daſs im Durchſchnitte 
auf eine Familie eine Wohnung von 237 Kubikmeter 
Inhalt kommt. Die mittlere fociale Schichte bewohnt 
Wohnungen mit dem durchſchnittlichen Rauminhalte 
von 188 Kubikmeter. Die untere, die arme ſociale 
Schichte jedoch muſs in Wohnungen zuſammengepfercht 


- 
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werden, die für eine Familie durchſchnittlich bloß 
88 Kubikmeter Rauminhalt haben. 

So wie es mit allen Lebensgenüſſen der Fall it, 
fo iſt es auch mit den Wohnungen, daſs nämlich der 
wirtſchaftlich Schwache, der Arme in Löchern zuſammen⸗ 
gepfercht fein muss, wo er in vieler Hinſicht zu leiden 
hat. Ich will ja das alles nicht anführen, daſs die 
Leute dadurch in moraliſcher und geiſtiger Hinſicht zu 
leiden haben, dafs fie phyſiſch beeinträchtigt werden, 
ſondern will nur als das abſchreckendſte Reſultat der 
artig enger Wohnungen anführen, dass, abgeſehen 
davon, dass ungenügende Wohnräume in hygieniſcher 
Beziehung ungünſtig wirken, fie ſogar Krankheiten er- 
zeugen und Zuſtände feſthalten, deren Vermeidung 
wirklich von jedem Menſchenfreunde auf das lebhafteſte 
angeſtrebt werden müfste. 

Die Arbeitercolonien im Karwiner Kohlenreviere, 
wo die Bergwerksbeſitzer für die Arbeiter derartige 
Colonien und Arbeiterwohnungen erbaut haben, geben 
uns ein abſchreckendes Beiſpiel. Es herrſcht dort ein 
Mangel an Trinkwaſſer, die Gegend It überhaupt waſſer⸗ 
arm, und man fragt gar nicht darnach, ob die Arbeiter 


auch Trinkwaſſer bekommen. Die Folge davon iſt, dafs 


ſeit einigen Jahren die epidemiſchen Krankheiten in 
dieſen Colonien überhaupt nicht ausgerottet werden 


können. Wenn in irgendeiner Colonie mit der größten 


Auſtrengung eine epidemiſche Krankeit unterdrückt wird, 
ſo tritt ſie in der nächſten oder zweitnächſten Colonie 
wieder auf oder es wechſeln die Krankheiten einander 
ab, fo dafs fie aus dem Kreiſe der Bergarbeiter nicht 
wegzubringen ſind. 

& Soll der Staat ſich nicht verpflichtet fühlen, da 
einzugreifen, wo die Bürger in Gefahr ſind, jahraus 
jahrein von epidemiſchen Krankheiten bedroht zu 
werden? 

Wahrlich, dies wäre wohl ſelbſtverſtändlich zu 
erwarten und nur dem Umſtande, den ich vorher ſchon 
angeführt habe, dass der Staat ſich nämlich nicht in 
das Handwerk der Herren Capitaliſten einmengen 
will, iſt es zuzuſchreiben, dass er dieſe feine Pflicht 
vernachläſſigt. 

Nun erlauben Sie mir, meine Herren, an der 
Hand ſtatiſtiſcher Aufzeichnungen den Beweis zu liefern, 
daſs thatſächlich die Wohnungen je kleiner fie find, 
deſto theurer ſind. Dieſe ſtatiſtiſchen Erhebungen haben 
zu nachfolgenden Reſultaten geführt: 

Wohnungen bis 9 Quadratmeter — alſo die 
allerkleinſten Wohnungen — find jo theuer, dass der 
Quadratmeter im Jahre auf 10˙7 Mark dem Mieter 
zu ſtehen kommt, wogegen bei Wohnungen, die 18 bis 
19 Quadratmeter an Grundfläche umfaſſen, der ein⸗ 
zelne Quadratmeter dem Mieter im Jahre ſchon nur 


mehr auf 7˙4 Mark zu ſtehen kommt. 


Nehmen wir aber noch größere Wohnungen, zum 
Beispiel von 37 bis 40 Quadratmeter Grundfläche, 
ſo kommt der einzelne Quadratmeter dem Mieter im 
Jahre bloß auf 3°8 Mark zu ſtehen. 


Sie ſehen, meine Herren, den Unterſchied. Die 
größte Wohnung von 40 Quadratmeter Grundfläche 
koſtet 3 Mark pro Quadratmeter, die kleinſte Wohnung 
von 9 Quadratmeter Grundfläche 10 Mark pro Quadrat⸗ 
meter. j 

Eine derartige Ausbeutung der Allerärmſten ift 
eine furchtbare Härte; der Menſch, der den geringſten 
Verdienſt hat, muss den größten Procentſatz feines 
Verdienſtes auf die Wohnung verwenden. Wahrlich, 
von ihm kann man ſagen, dafs er ſich in einer Preſſe 
befindet, wo man ihm fortwährend den Schweiß feiner 
Mühen herauspreſst. 

über das Verhältnis des Einkommens des Ar⸗ 
beiters zu dem Procentſatze, den er von dieſem Ein⸗ 
kommen für die Bezahlung ſeiner Wohnung aufwendet, 
hat die Statiſtik folgende Reſultate ergeben: 

Bei Verdienſteu, die pro Woche 40 K be⸗ 
tragen, macht der Mietzins für die Wohnung 20 Pro⸗ 
cent des Einkommens aus. 

Nehmen wir aber einen geringeren Verdienſt, 
zum Beiſpiel von 27 K pro Woche, ſo beträgt der 
Mietzins ſchon 23°4 Procent des Einkommens. 
Nehmen wir aber den geringen Lohn von 9 fl. oder 
18 K pro Woche, fo beträgt der Mietzins ſchon über 
26 Procent des Einkommens. 

Je ärmer alſo der Menſch iſt, je weniger Ein⸗ 
kommen er hat, deſto ſchlechter wird er von der gegen⸗ 
wärtigen Geſellſchaft und von den Claſſen, die die 
Wohnungen für die Staatsbürger herſtellen, behandelt 
und ausgebeutet. 

Das ſind alſo Zuſtände, mit denen ſich die Re⸗ 
gierung befaſſen ſollte, für die ſich aber auch die 
bürgerlichen Claſſen intereſſiren ſollten. Ich muſs aber. 
der Regierung und den bürgerlichen Claſſen ſogar ſagen, 
daſs wir uns von einer geſetzlichen Maßnahme in der 
Wohnungsfrage überhaupt nicht viel verſprechen. Einen 
Erfolg könnten wir uns nur dann verſprechen, wenn 
uns die Regierung und die Herren Bürgerlichen in 
den Gemeinden das allgemeine, gleiche und directe 
Wahlrecht geben würden. Denn was nützt die geſetzliche 
Maßnahme, wenn der Arbeiter in der Gemeinde kein 
Wahlrecht hat und auf die Handhabung und Durch⸗ 
führung derartiger Dinge keinen Einfluſs nehmen 
kann? 

Die Gemeinden ſind autonom, es hat ihnen faſt 
niemand etwas zu fagen. Sie unterſtehen lediglich der 
Controle der Landesausſchüſſe. Allerdings können 
ihnen von den Landtagen Pflichten auferlegt werden; 
aber wenn ſie dieſen Pflichten nicht nachkommen, iſt 
keine Autorität vorhanden, um ſie dazu zu zwingen. 

Zum Beweiſe will ich nur ein Beiſpiel anführen, 
das ſich in Groß⸗Bilowitz bei Lundenburg zugetragen 
hat. Der dortige ehemalige Bürgermeiſter Paul 
Otzenäsek, der — wie ich glaube — etwa fieben 
Jahre Bürgermeiſter geweſen iſt, hat im Auftrage der 
Gemeinde einen Schulbau durchgeführt. 
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Da die Gemeinde nicht die nöthigen Mittel hier entgegentritt, und eine ſolche hat heutzutage jeden 
hatte, mufste er Geld ausborgen und unterfertigte Wert verloren. 
als Bürgermeiſter die Wechſel. 


* 2 7 2 
Die Gemeinde hat nun dem Bürgermeiſter nach Ant 35 will auch formell zu 8. 1 eine Anderung in 


Ablauf ſeiner Amtsfunction das Geld nicht bezahlen 
wollen; ſie hat zu ihm geſagt: Du haſt den Wechſel 
unterſchrieben, bezahle ihn auch. Der Mann hat ſich 
beim Landesausſchuſs beſchwert, er läuft nun ſchon ſeit 
vier oder fünf Jahren herum, ohne ſein Recht zu finden. 
Er hat bis heute das Geld, das er für die Gemeinde 
ausgelegt hat, nicht zurückerhalten und niemand zwingt 


ag bringen, und zwar beantrage ich, dass in der 
vorletzten Zeile des 1. Abſatzes des J. 1 das Wort 
„nicht“ eliminirt werden ſoll. Es heißt nämlich zum 
Schluſſe dieſes Abſatzes, daſs (liest): 

„ .. die Wohnungen des Hauſes an Arbeiter ver⸗ 
mietet oder unentgeltlich oder gegen eine im Arbeits⸗ 
vertrage ziffermäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf 


die Gemeinde, ihn zu bezahlen. den Lohn überlaſſen werden können.“ 

Allerdings hat ſie einen Augenblick wahrge⸗ Alſo hiemtt iſt ausgeſprochen, daſs man dem 
nommen, wo der Mann von einer Pfändung bedroht Arbeiter gar nicht zu ſagen braucht, ob man ihm für 
war, wo man ihm die Wirtſchaft verkauft hätte und die Wohnung auch etwas aurechnet oder ſie ihm un⸗ 
da hat fie ihm an Stelle des Geldes die Steuerrück⸗ entgeltlich überläſst. Nach der gegenwärtigen Faſſung 
ſtände von den Gemeindezuſchlägen angetragen. In dieſes Paragraphen braucht man ihm das gar nicht 
der Meinung, daſs er das Geld zurückbekommt, und zu ſagen. N 
durch die Pfändung gedrängt, hat er das acceptirt. Nun aber bedenken Sie, meine Herren! Die 

Nachdem er das acceptirt und einige Proceſſe Herren Unternehmer ſtreiten mit den Arbeitern oft 
durchgeführt hat, hätte er richtig infolge der Proteſſe wegen eines Kreuzers, wegen eines Hellers; wenn fie 
etwa 450 fl. bekommen ſollen. Allein die Unkoſten ihnen mehr zahlen ſollen, ſind ſie dazu nicht zu be⸗ 
betrugen ſchon 410 bis 420 fl., jo daſs der Menſch wegen, ihnen etwas zuzugeben, laſſen es oft bis zum 
ganz zugrunde gerichtet wurde. Und niemand war Strike kommen. Und jetzt anf einmal ſollen dieſe 
da, der die Gemeinde gezwungen hätte, ihrer Ver⸗ Herren ſo gutherzig ſein, für ihre Arbeiter unent⸗ 
pflichtung gegenüber dem ehemaligen Bürgermeiſter geltlich Wohnungen herzuſtellen und ihnen dieſe im 
nachzukommen. Lohn gar nicht anzurechnen? Das widerſpricht der 

Die Herren Bürgermeiſter mit ihren Gemeinde⸗ Wahrheit, das iſt eine Heuchelei, und wir haben keine 
räthen widerſetzen fi aber der Einführung des allge⸗ Urſache, einer derartigen Heuchelei durch das Geſetz 
meinen, gleichen und directen Wahlrechtes. Und ſolange ſelbſt Vorſchub zu leiſten. f 
die Arbeiter gar keinen Einfluſs auf die Leitung der Ich will gar keine Einwendungen dagegen 
Gemeinde haben, verſprechen wir uns auch von gefeß- machen, daſs man vielleicht bei den landwirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen nicht viel. lichen Unternehmungen das Geſinde beherbergt oder 

Die beſitzenden Claſſen fürchten ſich aber vor der demſelben Wohnungen gibt, ohne dass die Wohnung 
Einführung des allgemeinen, gleichen und directen den Leuten in den Lohn eingerechnet wird. Das iſt 
Wahlrechtes für die Gemeinden; denn ſie ſagen: Dann eine alte Gepflogenheit, daſs das Geſinde bei dem 
würden die armen Teufel uns dictiren, da fie überall Dienſtherrn wohnt und man braucht da keine Be⸗ 
in der Majorität ſind, und würden die Gemeinde in ſtimmung, dass man bei derartigen Wohnungen, die 
einem ganz anderen Sinne verwalten, als wir es bis nicht zum Lohne angerechnet werden, dieſe Begünſti⸗ 
heute zu thun gewohnt ſind. Ja, das iſt auch ganz richtig! gungen beanſpruchen darf. Es iſt das nach meiner 
Aber haben denn dieſe Herren von irgend jemandem Meinung eine Unaufrichtigkeit, eine Heuchelei. 
das Privilegium bekommen, um ewig die arbeitenden Wenn die landwirtſchaftlichen Unternehmungen 
Claſſen in einer derartigen Weiſe zu beherrſchen und Geſinde beſchäftigen und dieſem Wohnungen geben, ſo 
von jedem Einfluſs anszuſchließen? Es iſt eine Schande, ſollen fie eben dieſe Wohnungen um den entſprechenden 


baf3, wenn ſchon in ganz Europa die Arbeiter mehr 
oder minder einen Einflujs auf die Verwaltung der 
Gemeinden haben, dies nur in Oſterreich nicht der 
Fall iſt! Es iſt wirklich eine Schande, daſs man die 
Arbeiter noch ſo behandelt wie zur Zeit der 
Hörigkeit, wo man den Armen immer zurief: „Du 
Haft nichts, alſo ſei ruhig!“ oder „Du biſt arm, lass 
Dich begraben!“ 

Was den Gegenſtand ſelbſt betrifft, möchte ich noch 
weiter jagen, daſs wir zu der vor uns befindlichen 
Vorlage, das heißt zu der guten Abſicht, die ſchließlich 
darin enthalten ſein ſoll, nicht viel Vertrauen haben. 
Es iſt das ſozuſagen eine Tugend aus Noth, die uns 


Betrag auch anrechnen und den Arbeitern einen ent⸗ 
ſprechend höheren Lohn zahlen. 

Auf dieſe Weife wird ſich die Sache ausgleichen. 
Sich aber als einen Wohlthäter, als einen Gönner, 
einen Patron den Arbeitern gegenüber auszuſpielen 
und zu ſagen, dass man ihnen die Wohnung unent⸗ 


gelilich gibt, wo man weiß, daßs es nicht wahr iſt, 


da man eben weniger Lohn zahlt, dem ſoll man doch 
eg Jahrhundert nicht durch das Geſetz Vorſchub 
eiſten. 

Ich bitte alſo, meinem Antrage, den ich dei 
Herrn Präſidenten übergebe, beizuſtimmen und welt 
zugleich noch an, dass ich auch zu 8. 2 eine Anderung 
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in Borfchleg bringen werde. Hiemit ſchließe ich meine 
Ausführungen zu $. 1. (Bravo!) 


Vicepräſident Kaiſer: Ich ertheile munmehr 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Lemiſch das Wort. 


Abgeordneter Dr. Lemiſch: Hohes Haus! Ich 
bin mit dem vorliegenden Geſetzentwurfe im großen 
und ganzen einverſtanden, glaube jedoch, dass er der 
Induſtrie zu ſehr auf deu Leib geſchnitten iſt. Ich 
muſs deshalb vom landwirtſchaftlichen Standpunkte 
einige Bemerkungen machen. 

Vor allem kann ich es nicht billigen, daf3 nach 
8. 1 nur für vollſtändig niedergeriſſene Häuſer die 
Steuerbefreiung beim Wiederaufbaue eingeführt 
werden ſoll. 

In unſeren Gebirgsgegenden haben wir eine 
Menge Räumlichkeiten, die zu Arbeiterwohnungen 
ſehr gut umgeſtaltet werden könnten, aber nur daun, 
wenn ſie nicht ganz niedergeriſſen werden. Das ſind 
zum Beiſpiel viele alte Klöſter und Burgen. Wenn 
ſolche alte Gebäude zu Arbeiterwohnſtätten her⸗ 
gerichtet würden, fo würde gewiſs auch dort eine 
Grundlage für Erwerbfleiß geſchaffen werden können, 
und vielleicht wäre die Arbeit, die von Arbeitern in 
dieſen Neuklöſtern verrichtet würde, etwas wirtſchaft⸗ 
licherer Natur, als ſie es jetzt iſt, wo wir aus 
Spanien und Frankreich ſolche Neuſiedlungen 
bekommen. ö 

Ich hätte auch gewünſcht, dass nicht nur eine 
Steuerbefreiung oder ein Steuernachlafs, ſondern 
auch Baucredite, wenn ſchon für Arbeiterwohnungen 
Vorſorge getroffen werden ſoll, geſchaffen werden. 
Ich weiſe darauf hin, daſs zum Beiſpiel im Deutſchen 
Reiche aus den Erträgniſſen der Krankencaſſen und 
der Unfallverſicherungsanſtalten in einem einzigen 
Jahre, im Jahre 1898, 35 Millionen Mark für die 
Errichtung, für den Umbau und Neubau von Arbeiter⸗ 
wohnungen verfüglich gemacht werden konnten. 

Wir haben in unſeren Gebirgsgegenden überall, 
nicht nur in den Städten, ſondern auch auf dem Lande 
Noth an kleinen Wohnungen. 

Wenn in geſchloſſenen größeren Orten Arbeiter⸗ 
wohnſtätten errichtet werden ſollen, fo glaube ich, dafs 
nicht nur ein Mindeſtausmaß von Quadratmetern für 
die Zimmer feſtzuſetzen, ſondern daſs auch zu berück⸗ 
ſichtigen wäre, was zu den Wohnungen dazu gehört, 
daſs auch ein Gärtchen, ein Vorgarten oder Neben⸗ 
räumlichkeiten dazu verlangt werden; denn ſonſt werden 
die Arbeiterkaſernen dasjenige, was ſie in ſanitärer 
Hinſicht leiſten ſollen, vermuthlich nicht zu leiſten ver⸗ 
mögen. j ; 

, Ich hätte ferner eine klare Beſtimmung dahin: 
gehend gewünſcht, dafs nicht nur die industriellen und 
landwirtſchaftlichen, ſondern auch die Arbeiter der 
Forſtwirtſchaft in dieſes Geſetz einbezogen werden. 
Nachdem aber von einem der Herren Regierungsver⸗ 
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treter ausdrücklich erklärt wurde, dass diesbezüglich 
ein Zweifel nicht beſtehen könne, ſo verzichte ich auf 
die Einbringung eines Antrages. 

Sehr einverſtanden bin ich damit, dass das 
Geſetz auch auf Arbeiterwohnungen, welche in den 
letzten zehn Jahren geſchaffen wurden, rückwirkend An⸗ 
wendung finden kann, und ich möchte nur wünſchen, 
dafs die Miniſterien in ausreichendem Maße dafür 
Vorſorge treffen, dafs dieſe Begünſtigungen auch that⸗ 
ſächlich ertheilt werden; denn es iſt mir bekannt, dafs 
in den letzten Jahren ſchon in Anhoffung dieſes zu 
ſchaffenden Geſetzes ſolche Arbeiterwohnſtätten nen er- 
richtet wurden. 

Ich ſchließe mit der Hoffnung, daſs, wie jetzt 
durch dieſes Geſetz hauptſächlich für die induſtriellen 
Arbeiter Begünſtigungen geſchaffen werden, die Re⸗ 
gierung es ſich auch angelegen fein laſſen werde, au 
die Arbeiternoth in landwirtſchaftlichen Kreiſen zu 
deuken und auch hier möͤglichſt bald Abhilfe zu ſchaffen. 
(Bravo!) 


Bicepräfident Kaiſer: Der Herr Abgeordnete 
Hybes hat zu F. 1 einen Abänderungs antrag dahin⸗ 
gehend geſtellt, daſs in der vorletzten Zeile des erſten 
Abſatzes des 8. 1 das Wort „nicht“ eliminirt werde. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche diefen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erhrben. (Geschieht.) Der 
Antrag it unterſtützt und ſteht in Verhandlung. 

Zur formellen Geſchäftsbehandlung hat 
ſich der Herr Abgeordnete Schraffl zum Worte 
gemeldet; ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Schraffl: Ich beantrage den 
Schluss der Debatte. 


Birepräfident Kaiſer: Der Herr Abgeordnete 
Schraffl beantragt den Schluss der Debatte. Ich 
bitte diejenigen Herren, welche für den Schluss der 
Debatte find, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geschieht} Schluſs der Debatte erſcheint ange⸗ 
nommen. 

Es ſind noch zum Worte gemeldet, und zwar 
contra: die Herren Abgeordneten Hauck und Dr. 
Ofner; pro: die Herren Abgeordneten Siegmund, 
Dr. Schücker, Dr. Nitſche, Dr. Groß, R. v. Kink, 
Dr. Licht und Ritter v. Dierzer. ö 

Ich bitte die Wahl der Gencraltebner vorzu⸗ 
nehmen. (Nach einer Pause:) Zum Generalredner 
contra erſcheint der Herr Abgeordnete Dr. Ofner 
gewählt, zum Generalredner pro der Herr Abgeord⸗ 
nete Siegmund. 

Ich ertheile, nachdem zuletzt ein Pro-Redner 
geſprochen, dem Generalredner contra, Herrn Abgeord⸗ 
neten Dr. Ofner, das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ofner: Hohes Haus! Ich 
werde mich nicht in die Generaldebatte zurückverſetzen 
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und ſchließe mich lediglich, ſoweit es ſich um das 
Allgemeine handelt, den Ausführungen der Herren 
Contra-Redner an, dafs Regierung und Geſellſchaft 
mit dieſem Geſetze für die Arbeiterwohnungen und 
für die Verbeſſerung des Wohnungsweſens überhaupt 
ſehr wenig bieten, daſs wir es lediglich als die erſte 
Abſchlagszahlung betrachten können und mit Sicher⸗ 
heit darauf rechnen, dass die Regierung dem Wohuungs⸗ 
weſen ihre volle Aufmerkſamkeit widmen, dass ſie für 
den Bau von Arbeiterwohnungen nicht bloß negativ, 
wie es hier geſchieht, ſondern auch poſitiv thätig fein, 
daf3 ſie das Wohnungsweſen auch durch Wohnungs⸗ 
iuſpertion und durch Inangriffnahme von Bau⸗ 
ordnungen, welche der modernen Geſellſchaft würdig 
ſind, heben werde. 

Aber, meine Herren, ich habe mich aus einem 
ſpeciellen Grunde zu §. 1 zum Worte gemeldet. Ich 
will auf die Gefahr aufmerkſam machen, welche mit 
der Efnrichtung verbunden wäre, daſs Arbeiter⸗ 
wohnungen an Arbeiter mit der Vereinbarung verkauft 
werden, daſs das Eigenthum erſt nach vollſtändiger 
Zahlung des Kaufpreiſes für den Arbeiter eiuverleibt 
werden ſoll. 

Hiefür ſind im S. 12 die Specialbeſtimmungen 

getroffen. Es heißt im $. 12, II, Punkt 3, daſs die 
Bedingungen feſtzuſtellen find, wenn in einem ſolchen 
Falle zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer ein 
Beſtandverhältnis geſchloſſen wird. 
Ja, meine Herren, wie iſt es aber, wenn kein 
Beſtandverhältnis geſchloſſen würde? Was für ein 
Verhältnis iſt dann zwiſchen dem Verkäufer und dem 
Känfer? Dann braucht überhaupt nichts feſtgeſtellt zu 
werden und der Käufer iſt dem Verkäufer über⸗ 
antwortet. 

Wenn ein Beſtand verhältnis vorliegt, heißt es 
in B. ift dem Käufer, wenn er zwei Vierteljahre 
lang wit den Kaufſchillingsannuitäten in Rückſtand 
iſt, vierzehntägig zu kündigen. Wenn aber ein anderes 
Verhältnis beſteht, ſo kann der Käufer einfach hinaus⸗ 
geworfen werden. Aber noch mehr, meine Herren! 
Falls die Eigenthumsübertragung aufgeſchoben wird, 
iſt dem Käufer nach F. 12, Alinea 4, das Recht auf 
ein Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbot auf das 
Gebäude einzuräumen. 

Ich mache die geehrten Herren darauf auf⸗ 
merkſam, daſs ein derartiges Veräußerungs⸗ und 
Belaſtungsverbot nur freiwillige Veräußerungen und 
Belaſtungen verhindert, daſs es dagegen betreffs Exe⸗ 
cutionen vollſtändig wirkungslos iſt. Wenn alſo 
derartige Arbeiterwohnungen von den Unternehmern 
gebaut werden und das Eigenthum für den Arbeiter 
nicht einverleibt wird, ſo daſs es dem Unternehmer 
verbleibt, ſo könuen die Gläubiger dieſes Unternehmens 
— es gibt ja auch Unternehmer, denen es ſpäterhin 
ſchlecht geht und die exiquirt werden — Executious⸗ 
rechte erwerben und dem Arbeiter, der bereits 
Annnitäteu gezahlt hat, kann nicht geholfen werden, 
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weil er nicht im Buche ſteht und weil das Ver⸗ 
äußerungs⸗ und Belaſtungsverbot ihm nicht hilft. 


Ich möchte Sie alſo vor der Faſſung des 8. 1 warnen, 


Sie ſetzen den Arbeiter der Gefahr aus, daſs er die 
Unnnitäten, die er zahlt, zu Gunſten des Gläubigers 
des Unternehmers verliert. 

Das will, wie ich glaube, niemand von uns. 
Auch die Herren, welche ſür dieſe Form geſtimmt 
haben, werden ſicherlich nicht die Abſicht gehabt 
haben, den Arbeiter um feine Annnitäten zu bringen, 
und trotzdem find die Vorſichten, welche Sie im 5. 12 
getroffen haben, durchaus nicht genügend. Wir haben 
kein Veräußerungs⸗ vnd Belaſtungs verbot gegen Exe⸗ 
cutionen. 


Ich beantrage daher, den §. 1 in der Welle ab⸗ 
zuändern, dass Abſatz 2 des F. 1 lediglich beſtimmt: 

„Der gleichen Begünſtigung werden auch jene 
auf die eben bezeichnete Art und zu dem angegebenen 
Zwecke erbauten Wohngebäude (Fanilienwohnhäuſer) 
theilhaftig, welche von den im 8. 7 angeführten jurl⸗ 
ſtiſchen oder phyſiſchen Perſonen an Arbeiter in der 
Weiſe verkauft werden, dafs der ganze Kaufſchilling 
oder mindeſtens die Hälfte beajetben in wenigſtens 
15 Annuitäten abzuzahlen iſt.“ 


Die Schlufsworte „und zwar ohne Rückſicht 
daranf“ u. ſ. w. hätten im $. 1 zu entfallen, während 
im §. 12 feſtzuſtellen wäre, daſs in jedem Falle das 
Eigenthumsrecht für den Arbeiter ſofort einverleibt 
werden müſſe. Der Verkäufer hat ſich das Vorkaufs⸗ 
recht vorzubehalten und iſt dadurch in ſeinem Rechte 
vollſtändig gewahrt. 

Das wollte ich zu $. 1 bemerken. Ich füge hinzu, 
daſs ich eine andere Structur des Geſezes gewünſcht 
hätte. Das Geſetz ſoll vor allem für die armen Arbeiter 
forgen, und zu ihnen gehören doch ſicherlich die Heim⸗ 
arbeiter, die aber im F. 2 nicht aufgenommen und für 
die in dem Geſetze nicht geſorgt iſt. Ebenſo iſt der 
kleine Handwerker, welcher ohne Geſellen arbeitet, ber 
Kleinbauer, welcher lediglich mit feiner Familie fein 
Gütchen bebaut, geradeſo Proletarier wie der, welcher 
gegen Lohn arbeitet. Dieſe ſollten gleichfalls in das 
Geſetz anfgenommen werden. Wenn man aber ſchon 
das Geſetz nicht fo weit faſſen will, dafs es ein Volks⸗ 
wohnungsgeſetz werden ſoll, die Heimarbeiter ſind nach 
allen Richtungen hin den Lohnarbeitern gleichgeſtellt 
und ich glaube, daſs daher die Heimarbeiter in 8. 2 
aufgenommen werden müſſen. Ich erwarte, dafs Herr 
College Hybes einen entsprechenden Abänderungs⸗ 
antrag ſtellen wird. 

Ich erlaube mir, Sie nochmals dringend zu 
erinnern, die Beſtimmung, „dafs das Eigenthum für 
den Arbeiter erſt einverleibt werden könne, wenn er 
bereits vollſtändig gezahlt hat“ wegzulaſſen. Sie fügen 
ſonſt dem Arbeiter keine Wohlthat zu, ſondern können 
ihn um die von ihm gezahlten Ammitäten bringen. 
Was Sie als Wohlthat beabſichtigen, kann alſo für 
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ihn ein Ruin werden. Ich empfehle Ihnen meinen 
Abänderungsantrag. 


Vicepräſident Kaiſer: Zum Worte gelangt der 
Generalredner pro, der Herr Abgeordnete Siegmund. 


Abgeordneter Siegmund: Hohes Haus! Ich 
kann dem Herrn Berichterſtatter der Majorität in 
ſeiner Rede, mit der er geſtern die Verhandlung über 
den vorliegenden Gegenſtand einleitete, nur im vollſten 
Maße beipflichten, wenn er bezüglich des vorliegenden 
Geſetzes zwei Hauptmomente hervorhob, welche dem 
vorliegenden Geſetze zugrunde liegen müſſen, und 
zware erſtens es müſſen folhe Verringerungen der 
Laſten bei der Errichtung der hier in Rede ſtehenden 
Gebäude herbeigeführt werden, daſs das aufgewendete 
Capital ſich bis zu einem beſtimmten Grade verzinst; 
daſs dadurch der Anreiz zur Inveſtition ſolcher 
Capitalien den Capitaliſten ſelbſt gegeben werde, und 
zweitens müſſe mit dem Geſetze erreicht werden, bafs 
nach keinerlei Richtung ein Miſsbrauch getrieben 
werde, und zwar kein Missbrauch in der Richtung, 
dass derlei Steuerbegünſtigungen nicht zu Specula⸗ 
tlonszwerken benützt werden könnten, und anderſeits 
dadurch, dafs Kreiſe, welche der Wohlthaten dieſes 
Geſetzes nicht dringend bedürftig ſind, von ihnen ohne⸗ 
weiters Gebrauch machen. 

Ich möchte dem nur noch hinzufügen, daſs 
auch vorgeſorgt werden müsste, dass durch dieſes 
Geſetz das ohnehin durch die exorbitant hohen Haus⸗ 
zinsſtener⸗ und Hausclaſſenſteuerverhältniſſe bereits auf 
das denkbar tiefſte Niveau herabgedrückte Erträgnis 
beſtehender oder noch zu erbauender Häuſer nicht noch 
mehr geſchmälert werde, daſs dadurch dieſe Häuſer 
nicht noch mehr entwertet werden, der Realcredit 
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die Erlaſſung der Wohlfahrtsgeſetze geſchritten find, 
für ſolche Wohlfahrtseinrichtungen geſorgt haben, 
die den Arbeitern ein menſchenwürdiges, ein beſſeres 
und erfreulicheres Daſein ſichern. (Sehr richtig!) 

Der vorliegende Geſetzentwurf bezweckt nun, 
was das Ausmaß der Steuerbegünſtigungen für die 
hier in Rede ſtehenden Arbeiterwohnhüuſer anbelangt von 
der 5 procentigen Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier 
Häufer abgeſehen, die Dauer der Befreiung auf das 
Doppelte der ſonſt bei Neu⸗, Zu⸗ und Umbauten 
beſtehenden Befreiung feſtzuſetzen, alſo 24 Jahre. 

Ich halte dieſe Begünſtigung für eine zu 
geringe; namentlich in Anſehung des Umſtandes, weil 
das Geſetz an die betreffenden Erbaner oder Unter⸗ 
nehmer ſolcher Gebäude wieder eine Reihe von An⸗ 
forderungen ſtellt, welche nur ſchwer oder mit großen 
Koſten durchzuführen ſind und welche die Rentabilität 
ſolcher Häuſer wieder empfindlich tangiren. Ich 
würde mir alſo den Antrag zu ſtelleu erlanben, dass 
dieſer Zeitraum von 24 auf 30 Jahre erhöht werde. 
Anderſeits ſollten auch ſolchen Arbeiterwohnhäuſern, 
welche nicht neu erbaut werden, ſondern welche in 
zweckmäßiger und dem Geſetze entſprechender Weiſe 
durch Adaptirungen aus älteren Gebäuden hergeſtellt 
werden, eine gewiſſe Begünſtigung finden. Ich 
erkenne gerne an, daſs dies beſtimmte Schwierigkeiten 
mit ſich bringt, indem dadurch ein Umgehen des 
Geſetzes mehr oder minder möglich leicht ſein würde. 
Es wird ſich aber immerhin bei der ohnehin noth⸗ 
wendigen Bewachung aller ſolchen Fälle. conſtatiren 
laſſen, ob die Betreffenden ihren Verpflichtungen nach⸗ 
gekommen ſind oder nicht. Wenn man dieſen Gebäuden 
auch nicht die gleichen Begünſtigungen zuwendet, ſo 
könnte man doch dieſe Begünſtigungen wenigſtens auf 
die Hälfte deſſen erſtrecken, was durch das Geſetz für 


nicht eine empfindliche Schädigung erleiden möge. ſolche Arbeiterhäuſer feſtgeſtellt wird, die von Grund 


Dagegen kann ich mich keineswegs der Anſicht 
des Herrn Minoritätsberichterſtatters zuneigen, wenn 
er in dem Umſtande, dass der Fabrikant ſelbſt Beſitzer 
der Arbeiterwohnung iſt, ein peinliches Verhältnis 
erblickt. 

Ich bin der Meinung, man ſollte im Gegentheil 
bemüht ſein, auch bei dieſem Anlaſſe nicht immer 
wieder auf die trennenden Punkte zurückzukommen, 
ſondern vielmehr zwiſchen Arbeitgeber und ⸗Nehmer 
dadurch ein freundlicheres Verhältnis anzubahnen, 
dass der letztere zu dem erſteren in innigere, mehr 


auf neu erbaut werden. 


Schließlich halte ich dafür, dafs eine weſent⸗ 
lich begünſtigende Einrichtung, um die Errichtung 
ſolcher Gebäude zu fördern, darin beſtehen würde, 
wenn für beſtimmte Rechtsgeſchäfte — ich will nicht 
ſagen für alle, denn damit würde ich auf unüberwind⸗ 
liche Schwierigkeiten ſtoßen — zum Beifpiel für die In⸗ 
tabulirung der Widmung, für Eingaben an die Be⸗ 
hörden ꝛc., Gebürenfreiheit zugeſtanden würde. 


Ich werde mir alſo erlanben, an das hohe 


freundnachbarliche und häusliche Beziehungen trete. Haus folgende Anträge zu ſtellen: 


Ich möchte den Herren zurufen: Bekämpfen Sie 
jene Induſtriellen, bekämpfen Sie jene Arbeitgeber, 
welche die Kraft, die Geſundheit, das Leben der 
Arbeiter in eigennütziger und gewinnſüchtiger Abſicht 
ausbeuten, ſoviel Sie wollen; aber ſeien Sie gerecht 
gegen jene, welche ihre Pflichten als Arbeitgeber den 
Arbeitnehmern gegenüber jederzeit erfüllt haben, wie 
das ja bei fehr vielen Unternehmern der Fall iſt, die 
noch lange, bevor der Staat und die Geſellſchaft an 


1. Im Alinea I des 8. 1 ſei ſtatt der 
24 jährigen Befreiung von der Hausclaſſen⸗ 
ſteuer einzufügen: „eine 30jährige ...“ 

2. Nach den Alinea 2 des F. 1 wäre der 
Satz einzuſchalten: „Eine 12jährige Befreiung 
von der Hausclaſſenſteuer und von der 5pro= 
centigen Steuer vom Ertrage zeitlich ſtener⸗ 
freier Gebäude genießen nach Maßgabe der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes jene Wohn⸗ 
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gebäude, welche durch Adaptirungen in den 

Vorſchrifteu dieſes Geſetzes entſprechende Ar⸗ 

beiterwohnhäuſer Imigewanbelt werden.“ 

3. Nach dem letzten Alinea des S. 1 wäre 
der Satz hinzuzufügen: „Alle anläſslich der 
Errichtung von Arbeiterhäuſern auszuferti⸗ 
genden Eingaben, Urkunden und Jutabula⸗ 
tionen der Widmung find gebürenfrei.“ 

Ich habe dieſe Anträge urſprünglich etwas 
weiter ausgedehnt gehabt und hatte noch den Satz au; 
geſchloſſen, daſs auch die abzuſchließenden Rechts⸗ 
geſchäfte in die Gebürenfreiheit einzubeziehen ſeien. 

Aber nachdem ich mich bei den Herren, welche 
in dieſer Richtung das maßgebende Wort zu ſprechen 
haben, erkundigt habe, will ich von dieſem Antrage 
ablaſſeu und erwähne ihn nur deshalb, weil derſelbe 
von der Reichenberger Handelskammer, alſo vou einer 
großen Gruppe hervorragender Fachleute, ziemlich 
eingehend ventilirt und auch ſpäter zum Antrag 
gebracht wurde. Ich empfehle dieſe Anträge dem hohen 
Haufe zur gütigen Annahme. (Bravo!) 


Virepräſident Kaiſer: Der Herr Abgeordnete 
Dr. Ofner hat folgenden Antrag geftellt. ( Wiederholt 
den Antrag.) 5 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. / Geschieht.) Der 
Antrag wird genügend unterſtüßt und ſteht in 
Verhandlung. 

Der Herr Abgeordnete Siegmund- ſtellt 
folgende Auträge. ( Wiederholt dieselben.) 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Anträge 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Die 
Anträge find genügend unterſtützt und ſtehen in 
Verhandlung. 

Zum Worte hat ſich Herr Regierungsvertreter 
Sectionschef Dr. Meyer gemeldet. 


Regierungsvertreter Sectionschef Dr. Meyer: 
Hohes Haus! Ich muſs mir die Nachſicht des hohen 
Hauſes im hohen Maße erbitten, dass ich in einem 
Stadium der Verhandlungen, wo die Debatte bereits 
geſchloſſen war, noch einmal die Anfmerkfamkeit des 
hohen Hanuſes in Anſpruch nehme umd dadurch die 
Möglichkeit der Wiedereröffnung der Debatte herbei⸗ 
führe. 

Ich hätte es anch nicht gethan, wenn ich nicht 
durch die zufällige Anordnung der Reduer jetzt erſt 
zur Kenntnis einer Anzahl von Anträgen gekommen 
wäre, welche die verehrten Herren Generalreduer 
vorgebracht haben und über die ich doch dem hohen 
Safe eine Erklärung ſehuldig zu fein glaube. Unter 
jenen Auträgen ſind namentlich zwei, die ſo prin⸗ 
cipieller Natur ſind, dass ſie es der Regiermig un⸗ 
möglich machen werden, das Geſeß in der beantragten 
Form zuſtande kommen zu laſſen. 
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Mit Rückſicht auf dieſe Thatſache ſchien es mir 
unausweichlich nothwendig, dem hohen Hauſe dieſe 
Mittheilung zu machen. Der eine dieſer Anträge geht 
dahin, die Adaptirungen, die Umgeſtaltungen von 
Hänfern in das Geſetz einzubeziehen. Dieſer Antrag 
iſt bereits dem Ausſchuſſe und dem Subcomiké vor⸗ 
gelegt worden, er iſt jedoch nicht zur Annahme gelangt, 
und zwar hauptſächlich aus zwei Gründen, einem for⸗ 
malen und einem ſachlichen. Der formale beſteht 
darin, daſs das ganze Geſetz, wie es hier vorliegt, an⸗ 
kuüpft an die gegenwärtigen Beſtimmungen über die 
zeitlichen Steuerbefreinngen von Neu- und Umbauten. 


Es iſt das Geſetz vom Jahre 1880 formell au- 
wendbar erklärt und es iſt in der ganzen Debatte 
weder im Ausſchuſs noch hier dieſer principielle 
Geſichtspunkt des Geſetzes bisher angefochten worden. 
Auf dieſer Grundlage nun eine Adaptirung mit ein⸗ 
zubeziehen, iſt, hohes Haus, eine Angelegenheit, die 
gar nicht gut thunltch iſt. Während dasjenige, was 
ein Neubau oder Umbau iſt, durch die Beſtimmungen 
des 1880er Geſetzes und die nachgefolgte Praxis voll⸗ 
kommen oder wenigſtens nahezu erſchöpfend feſtgeſtellt 
iſt, würde hier der Begriff der Adaptirung in der 
Luft hängen und man würde etwas Nenes, das man 
gar nicht abgrenzen kann gegenüber ganz einfachen 
Herrichtungen einführen und dadurch, glaube ich, ſchon 
vom Standpunkte des Verwaltungsrechtes einen nicht 
befriedigenden Zuſtand ſchaffen. 

Dazu kommt aber noch eines und ich bin er⸗ 
mächtigt, auch im Namen meiner verehrten Herren 
Collegen aus dem Miniſterium des Innern zu er⸗ 
klären, dafs man aus ſanitären und wohnungs⸗ 
politiſchen Rückſichten die eruſthafteſten Bedenken da⸗ 
gegen hätte, Begünſtigungen einzuführen, welche nun⸗ 
mehr einer Reihe von Banherrichtungen eine Steuer⸗ 
befreiung zuwenden würden, deren vollkommen zweck⸗ 
entſprechende Geſtaltung denn doch nicht ſo einfach zu 
controliren iſt. \ 


Die Regierung hat ſich entſchloſſen, fo weit⸗ 
gehende Begünſtigungen — ich komme auf den Punkt 
noch einmal zurück — zuzugeſtehen zu dem Zwecke, 
um wirklich ſanitär befriedſgende Gebäude zu erzielen 
und das Miniſterium des Innern in erſter Linie und 
mit ihm die Regierung überhaupt hegt die ernſteſten 
Bedenken, dass dieſer Zweck in verlässlicher Weiſe 
erreicht werden könnte, wenn die Heranziehung ſchon 
beſtehender Gebäude zu den begünftigten Wohnungen 
ermöglicht würde. 

Es konnte da einerſeits geſchehen, daſs zum 
Beiſpiel ein Stall oder überhaupt von vornherein 
wenig zu Wohnzwecken geeignete Gebände, auder⸗ 
ſeits, dafs bisher zu Wohnungszwecken benützte, ſehr 
unbefriedigende Hänſer durch äußere Herſtellungen 
den äußeren Anſchein der Brauchbarkeit bekämen, uhne 
doch wirklich den Anforderungen der Hygiene zu ent⸗ 
ſprechen. 
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Gleiche wirklich vorkommt, daſs nämlich Wohnungen 
nicht ziffermäßig anrechenbar überlaſſen werden. 

Wie geſagt, ein Urtheil darüber, ob das ge⸗ 
werberechklich ſein ſollte oder nicht, ſteht mir nicht zu, 
und ich will mich darauf nicht einlaſſen. Es kommt 
thatſächlich vor, und die Weglaſſung des Wortes 
„nicht“ würde dahin führen, dajs in ſolchen Fällen, 
die, gewerberechtlich mit oder ohne Recht, vorkommen, 
die Gebändeſteuerbefreiung verweigert würde. Wir 
hätten dann wieder eine ähnliche Sitnation, wie ſie 
nach dem alten Geſetze beſtand, wo es ſehr beklagt 
wurde, dafs unentgeltlich überlaſſene Wohnungen 
dieſer Steuerbefreiung nicht theilhaftig wurden. Das 
wäre hier nun behoben. Aber es würde wieder eine 
verhältnismäßig kleinere Kategorie von nicht ziffer⸗ 
mäßig anrechenbaren Wohnungen geben, bei denen 
ſolche Schwierigkeiten vorkämen. Ich glaube, dass 
dem gewerberechtlichen Geſichtspunkte nach keiner 
Richtung hin präjudieirt wird, wenn dem kbhatſäch⸗ 
lichen Vorkommen ſolcher Berhältnifje vom Stand- 
punkte der Steuerbefreiung dahin Rechnung getragen 
wird, daſs man dieſelben auch erwähnt und für ſie 
die Steuerbefreiung nicht ausſchließen will. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Lemiſch hat, ab⸗ 
geſehen vou den Adaptirungen, auch eine Erklärung 
darüber gewünſcht, ob unter den landwirtſchaftlichen 
Arbeitern im 8. 2 auch die forſtwirtſchaftlichen Ar⸗ 
beiter inbegriffen ſind. Ich bin in der Lage, die Er⸗ 
klärung abzugeben, daſs das Wort „Landwirtſchaft“ 
hier im allerweiteſten Sinne zu verſtehen iſt, wodurch 
dieſe Sache gegenſtandslos geworden iſt. 

Herr Dr. Ofner hat in eiuer ſehr eingehenden 
Auseinanderſetzung den F. 1 im Zuſammenhange mit 
dem $. 12 Eritifiet und auf gewiſſe Schwierigkeiten 
hingewieſen, die ſich daraus ergeben, daſs der Ar⸗ 
beiter unter Umſtänden nicht ſofort Eigenthümer der 
Realität zu werden braucht. Auch hier fühle ich mich nicht 
berufen, auf die juriſtiſche Seite der Sache einzugehen, 
ich möchte mir aber erlauben, Folgendes — ich 
möchte ſagen — Hiſtoriſches aus den Verhandlungen 
des Ausſchuſſes mitzutheilen. Es find dem Aus ſchnuſſe 
Typen von derartigen Arbeitercolonien vorgelegen, 
bei denen regelmäßig ein verhältnismäßig kurzer 
Zeitraum des Mietverhäftuiffes der Intabulation des 
Eigenthums vorangehen ſollte. Es handelt ſich um 
fünf bis ſechs Jahre. Das ſind Zeiträume, bei denen 
die Gefahr vielleicht nicht fo groß iſt. Auf der anderen 
Seite wäre zu beſorgen, daſs in dem Falle, wenn 
kategoriſch die ſofortige Übertragung des Eigenthums 
an die Arbeiter bei oder vor der erſten Rate verlangt 
würde, dies doch eine ſehr drückende Beſtimmung für 
vom rein ſteuerpolitiſchen Standpunkte aus betrachtet, die Corporationen oder auch für die Unternehmer 
eine — ich möchte ſagen — recht oberflächliche Be⸗ wäre, welche ein ſolches Etabliſſemeut errichten 
deutung hat, die aber für die Beibehaltung des Wortes wollen, und daſs daran vielleicht die wirkliche Be: 
ſpricht. 5 untbung des Geſetzes ſcheitern würde. Aus dieſem 

Der Herr Abgeordnete Hybes hat ſelbſt davon Grunde meine ich, daßs es vielleicht doch richtiger 
geſprochen, dass in verſchiedenen Situationen das wäre, den Abſatz 1 fo zu belaſſen, wie er jetzt iſt. 


Dazu kommt aber noch eines. In jenen Fällen, 
wo ſolche Gebäude vorhanden find — es ift geſprochen 
worden von Schlöſſern u. ſ. w. — iſt auch ein ver⸗ 
hältnismäßig geringerer Aufwand nothwendig und 
daher die bedeutende Unterſtützung, wie ſie die Geſetz⸗ 
gebung durch dieſes Geſetz neuen und ganz umgebauten 
Gebäuden zuwenden will, von dieſem Geſichtspunkte 
auch in geringerem Maße erforderlich. 

Aus allen dieſen Gründen würde ich dringend 
bitten, einem Antrage, welcher Adaptirungen in die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes einbezieht, nicht Folge 
zu geben. 

Der zweite Antrag iſt der, daſs die Steuer⸗ 

befreiung von 24 auf 30 Jahre erſtreckt werden ſoll. 
Auch da bedauere ich, eröffnen zu müſſen, dass die 
Regierung nicht in der Lage wäre, einer ſolchen Er⸗ 
weiterung zuzuſtimmen. 
f Wenn die hochverehrten Herren den Weg 
überblicken, der von dem früheren Geſetze zu 
dem jetzigen führt, wenn die Herren weiter in 
gütige Erwägung ziehen wollen, welcher Weg 
zwiſchen der Regierungsvorlage und der jetzigen Vor⸗ 
lage liegt, ſo darf ich vielleicht für die Regierung in 
Anſpruch nehmen, dafs fie hier nicht engherzig und 
nicht kleinlich vorgegangen iſt. Es iſt die ganze ſo 
ſchwierig ausſehende Frage der Erwerbung von 
eigenen Häuſern dank einem Initiativantrage, der 
uns die Sache ſehr erleichtert hat, wirklich hineinge⸗ 
nommen worden und die umfangreiche Umarbeitung, 
die das Geſetz äußerlich erfahren hat, zeigt ſchon allein, 
welch großer Schritt in dieſer Beziehung geſchehen iſt. 
Nach all dem, was die Regierung hier bereits gethan 
hat, und — ich darf ſagen — ſehr gerne zu dieſem 
Zwecke gethan hat, glaube ich, iſt es nicht unbillig, 
wenn ich Sie bitte, es dabei bewenden zu laſſen, und 
nicht alles das, was geſchehen iſt, noch in dem Ver⸗ 
hältniſſe von 24 zu 30 Jahren zu vermehren. Ich 
möchte auch in dieſer Beziehung dringend bitten, bei 
den Anträgen des Ausſchuſſes zu verbleiben. 

Da ich ſchon beim Worte bin, darf ich vielleicht 
loch auf ein paar Bemerkungen reagiren, welche frühere 
Redner gemacht haben. Es iſt hier ein Antrag des 
Herrn Abgeordneten Hybes, in der vorletzten Zelle 
des $. 1 das Wort „nicht“ wegzulaſſen. Diefer Antrag 
hat den Ausſchuſs bereits wiederholt und eingehend 
beſchäftigt. 

Ich möchte an dieſer Stelle nicht auf das Gebiet 
eingehen, von dem aus der Herr Abgeordnete Hybes 
die Sache behandelt hat, dazu fehlt mir auch die 
Competenz, nämlich auf das gewerberechtliche Gebiet. 
Aber ich möchte bitten zu beachten, daſs die Sache, 


* 
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Es erübrigt noch der Antrag des Herrn Abge⸗ 
ordneten Siegmund hinſichtlich der Gebüren und 
diesbezüglich glaube ich, daſs mein College Sections⸗ 
chef Ritter v. Froſchau er auch noch einige Worte zu 
ſagen hat. 


Vicepräſident Kaiſer: Das Wort hat der Herr 
Regiernungsvertteter Sectionschef Ritter v. Froſchauer. 


Regierungsvertreter Sectionschef Ritter v. 
Froſchauer: Ich bin gleichfalls, und zwar durch 
einen Antrag des hochgeehrten letzten Herrn General⸗ 
redners veranlaſst, im Namen der Regierung eine 
Erklärung abzugeben. Der Herr Abgeordnete Sieg ⸗ 
mund hat einen Antrag geſtellt, es mögen die nach 
dieſem Geſetze vorkommenden Eingaben und In⸗ 
tabulationen die Gebürenbefreiung genießen. Ich bin 
leider in der Lage, im Namen der Regierung das 
hohe Haus zu bitten, dieſem Antrage nicht beitreten 
zu wollen, und zwar in erſter Linie aus dem Grunde, 
weil ohnehin für die nach dieſem Geſetze vor⸗ 
kommenden Eingaben und Schriften nach den all 
gemeinen Vorſchriften des Gebürengeſetzes die Ge⸗ 
bürenfreiheit in einem ſehr weiten Umfange ein- 
zutreten hat. Es ſind gebürenfrei die Geſuche um 
Gewährung der Steuergebürenbegünſtigung, und zwar 
nach Tarifpoſt 44, lit. q) des Gebürengeſetzes. Frei 
find ferner die Geſuche um Genehmigung der Haus- 
ordnungen und der Kaufverträge nach 8. 12 des 
Geſetzes. Die Gebürenfreiheit gründet ſich hier auf 
Tarifpoſt 44, lit. g). Ferner find befreit nach Tarif⸗ 
poſt 44, lit. J), die Rechtsmittel gegen Straf⸗ 
erkenntniſſe. Ebenſo find gebürenfrei die Urkunden 
zum Zwecke der Erlangung der Steuer- und Gebüren⸗ 
begünſtigung; die Urkunden, enthaltend die Nach⸗ 
ſtehungserklärungen der Hypothekargläubiger zu 
Gunſten der die Widmung nach $. 14 betreffenden 
Reallaſten. Ferner würde einer Gebür nicht unter⸗ 
liegen die Eintragung der im §. 14 bezeichneten 
Reallaſt, und zwar aus dem Grunde, weil es ſich 
hier um unfhähbare Rechte handelt, und weil in 
Bezug anf die Reallaſt der Widmung auf 50 Jahre 
es ſich um eine Reallaſt zu Gunſten des Arars 
handelt, und was die Geſuche um Intabulation dieſer 
Reallaſt betrifft, ſo entfällt hier die Gebüren⸗ 
entrichtung, weil die Behörde ſelbſt dieſe Geſuche ein⸗ 
reichen wird. Was alſo dann noch übrig bleibt, iſt 
ſehr wenig, es handelt ſich da um Schriften und Ein⸗ 
gaben, bezüglich welcher eine Gebürenbefreiung 
eigentlich wohl nicht ganz gerechtfertigt erſcheint. Es 
iſt ſehr ſchwer, taxativ alle Eingaben voraus zu 
ſehen, die da vielleicht vorkommen könnten, aber ſo⸗ 
weit ich den Stoff gegenwärtig überblicke, ſo würden 
im weſentlichen Eingaben übrig bleiben nach 8. 10, 
betreffend die Entbindung von den Bedingungen der 
38. 5 und 8 und Entbindung von den Vorſchriften 
der Verordnung nach S. 9; weiter die Geſuche, die 
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nach $. 14 zu überreichen find, um Aufhebung der 
Widmung und endlich Rechtsmittel gegen die Ver⸗ 
fügung wegen verbotswidriger Benützung der Wohn⸗ 
gebäude. Für dieſe Eingaben aber eine Gebüren⸗ 
befreiung einzuräumen, dafür liegt ein tieferer Grund 
nicht vor. Ich glaube, es wäre die Aufnahme einer 
ſolchen Beſtimmung in das Geſetz, wie ſie der Herr 
Abgeordnete Siegmund hier beantragt, zum Theile 
eine überflüſſige Ornamentik, zum Theile aber auch 
aus dem Grunde nicht förderlich und nicht wünſchens⸗ 
wert, weil Begünſtigungen damit eingeräumt würden, 
die in vielen anderen Fällen verweigert wurden. Aus 
allen dieſen Gründen möchte ich das hohe Haus 
bitten, dem Antrage des Herrn Abgeordneten Sieg- 
mund nicht beitreten zu wollen. 


Vicepräſident Kaiſer: Die Debatte iſt 
wieder eröffnet. Das Wort hat der Herr Abge⸗ 
ordnete Dr. Ofner. 


Abgeordneter Dr. Ofner: Ich habe die Ein⸗ 
wendungen des Herrn Sectionschefs Froſchauer 
wirklich nicht verſtanden. Ich glaube, dass die ver⸗ 
ſchiedenen Eingaben, welche nach dem Geſetze vor 
kommen können, der Gebürenbefreiung wert find, und 
wenn Herr Sectionschef Froſchauer ſagte, es ſei 
das eine Kleinigkeit, es werde den Leuten nicht viel 
daran liegen, ſo⸗dächte ich, man müſſe doch wohl 
zwiſchen dem Staate und den armen Arbeitern unter⸗ 
ſcheiden. 

Dem Staate braucht an der Gebür nicht ſehr 
viel zu liegen, aber dem armen Arbeiter liegt aller- 
dings daran und bei dieſer Sachlage muſs man doch 
zu Gunſten des Antrages des Herrn Abgeordneten 
Siegmund ſtimmen und nicht zu Gunſten der 
Erwägungen, welche Herr Sectionschef v. Froſchaner 
geltend gemacht hat. 

Was aber meinen Antrag betrifft und die Ent⸗ 
gegnung des Herrn Sectionschefs Meyer, ſo möchte 
ich mir zu bemerken erlauben, daſs die Über⸗ 
tragung des Eigenthums auf den Arbeiter die ganzen 
15 Jahre hindurch — es müſſen ja mindeſtens 
15 Annnitäten, es können aber auch 30 bewilligt 
werden — aufgeſchoben wird. Dieſe ganze Zeit 
hindurch kommt nach der vorliegenden Beſtimmung 
der Arbeiter nicht an die Gewähr. Es handelt fich 
alſo nicht um vorläufige vier oder fünf Jahre Probe 
zeit. Der Arbeiter kaun, wie geſagt, auch 30 Jahre 
lang Annnitäten zahlen, ohne an der Gewähr 
zu ſein. 

Und die Juriſten des Haufes werden mir zu- 
ſtimmen, die Vorſichtsmaßregel, welche man im 
5. 12 zum Schutze des Käufers getroffen hat, gilt 
nicht gegen Executionen. Der Arbeiter kann daher 
um feine Annnitäten gebracht werden, um feine 
28, 29 Jahre hindurch gezahlten Anmuitäten, zu 
Gunſten der Gläubiger des Unternehmers. 
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Ich gebe zu, dafs §. 7 von Bezirksverbänden, 
Gemeinden, gemeinnützigen Vereinen, Stiftungen, 
Genoſſenſchaften, Arbeitervereinigungen u. dgl. 
und dann erſt von Arbeitgebern ſpricht, die derartige 
Hänſer für die im eigenen Betriebe beſchäftigten 
Arbeiter errichten. 

Die weſentliche Gefahr beſteht allerdings nur 
bei den Unternehmern; bei Gemeinden, Stiftungen, 
Anſtalten wird die Gefahr nicht ſo leicht vor⸗ 
handen ſein. 

Es könnte daher ein Abänderungsantrag in der 
Weiſe platzgreifen, das man Gemeinden, gemein⸗ 
nützigen Stiftungen und Anſtalten geſtattet, einige 
Zeit vorher die Eigenthums übertragung zu ver⸗ 
ſchieben. In dem wichtigſten Falle aber, wenn Unter⸗ 
nehmer für ihre Arbeiter Häuſer banen, muſs man 
darauf beſtehen, dafs die Arbeiter ſofort an die 
Gewähr kommen. Der Arbeitgeber iſt auf jeden Fall 
geſchützt, da ja ſein Kaufſchilling in erſter Reihe pfand⸗ 
weiſe eingetragen wird, und er weiters ein Vorkaufs⸗, 
eventuell auch ein Wiederkaufsrecht hat. Seine Rechte 
ſind alſo vollſtändig gewahrt. Aber ebenſo müſſen auch 
die Rechte des Arbeiters gewahrt werden. Ich bitte Sie, 
meine Herren, überzeugt zu ſein, daſs Sie den Zweck 
des Geſetzes vereiteln, wenn fie geſtatten würden, dafs 
das Eigenthum des Arbeiters aufgeſchoben werden kann, 
bis er alle Annuitäten gezahlt hat. (Beifall.) 


Vicepräſident Kaiſer: Nachdem kein Redner 
mehr eingezeichnet iſt, erkläre ich die Debatte für 
geſchloſſen und ertheile dem Herrn Berichterſtatter 
das Schluſswort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Hohes Haus! 
Nach der eben abgeführten Debatte und nach den Auf⸗ 
klärungen, welche die Herren von der Regierung 
gegeben haben, möchte ich das hohe Haus bitten, den 
vorliegenden Paragraphen in der Faſſung, wie ſie im 
Ausſchuſſe feſtgeſtellt wurde, anzunehmen. 

Die Bedenken, welche hier im hohen Hauſe 
geltend gemacht wurden, find auch ſchon im Ausſchuſſe 
eingehend gewürdigt worden, und es obliegt mir nur, 
auf die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Ofner zu erwidern, welcher den Arbeiter in 
Bezug auf die Erwerbung des eigenen Heims dadurch 
noch mehr geſchützt wiſſen will, daſs der Arbeiter 
ſofort an die Gewähr geſchrieben werden kann. 

Es iſt ja nicht ausgeſprochen, daſs das 
nicht ſein kann. Vielleicht könnte dieſe Vorſichts⸗ 
beſtimmung in die Form einer Reſolution zu dem Ent⸗ 
wurfe eines ſogenannten Normalvertrages gebracht 
werden. Es iſt ja dafür vorgeſorgt, dass ein fo 
genannter Normalvertragsentwurf bei ſolchen Rechts ⸗ 
geſchäften zwiſchen den Arbeitern, welche ein Haus er⸗ 
werben wollen, und den betreffenden juriſtiſchen und 
phyſiſchen Perſonen entworfen wird. (Abgeordneter 
Dr. Ofner: Wenn es im Gesetze gestattet int, nützt die 


Resolution nichts. Wenn es das Gesetz gestattet, iat 
es eben gestattet.) 

Ich glaube, dafs man dieſe Beſtimnungen, wie 
fie da find, getroft annehmen kanu. 

Ich empfehle daher dem hohen Hanſe, die vor⸗ 
liegende Faſſung des Ausſchuſſes anzunehmen. 


Vicepräfident Kaiſer: Ich bitte die Plätze ein ⸗ 
zunehmen; wir werden abſtimmen. 

Es find zu J. 1 mehrere Abänderungs⸗ und Zu⸗ 
ſatzanträge eingebracht worden. Bezüglich des Ab⸗ 
ſatzes 1 hat zunächſt der Herr Abgeordnete Sieg⸗ 
mund den Antrag geſtellt, daſs die 24 jährige Be⸗ 
freiung in eine 30jährige umgewandelt werden ſoll. 

Weiters hat der Herr Abgeordnete Hy bes bean⸗ 
tragt, dass in der vorletzten Zeile des Abſatzes 1 das 
Wort „nicht“ zu entfallen habe. 

Bezüglich des Abſatzes 2 wurde vom Herrn Ab⸗ 
geordneten Dr. Ofner der Antrag geſtellt, daſs die 
Worte „und zwar ohne Rückſicht darauf, ob nach den 
getroffenen Vereinbarungen das Eigenthum an dem 
Gebäude vor oder nach vollſtändiger Abzahlung des 
Kaufpreiſes an die Arbeiter übergeht“ zu entfallen 
haben. 


Weiters wurden zwei Zuſatzanträge geſtellt, und 
zwar ein Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten 
Siegmund, wonach nach dem zweiten Abſatze 
Folgendes einzuſchalten wäre (liest): 

„Eine zwölfjährige Befreiung von der 
Hausclaſſenſteuer und von der fünfprocentigen 
Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier Ge⸗ 
bäude genießen nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſezes jene Wohngebäude, 
welche durch Adaptirungen in den Vorſchriften 
des Geſetzes entſprechende Arbeiterhäuſer 
umgewandelt werden.“ 


Berner hat der Herr Abgeordnete Siegmund 
einen Zuſatzantrag geſtellt, der dem Abſatze 3 zu folgen 
hätte und welcher lautet (liest): a 

„Alle anläjsfih der Errichtung von 

Arbeiterhäuſern auszufertigenden Eingaben, 

Urkunden und Intabulationen der Widmung 

ſind gebürenfrei.“ 


Ich werde bei der Abſtimmung jo vorgehen, dass 
ich den F. 1 in der Faſſung des Ausſchuſſes mit vor⸗ 
läufiger Hinweglaſſung des Wortes „24jährige“ in 
Abſaß 1, des Wortes „nicht“ am Schluſſe des 
Abſatzes und endlich der Schlaſsworte des Abſatzes 2 
von „und zwar“ bis „übergeht“ zur Abſtimmung 
bringen werde. 


Hierauf werde ich über den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Siegmund, dafs eine 30 jährige Be⸗ 
freiung feſtgeſezt werden ſoll, abſtimmen laſſen, und 
wenn dieſer Antrag fällt, über den Antrag des Aus⸗ 
ſchuſſes bezüglich der 24jährigen Befreiung. 
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Ebenſo werde ich dann über die Aufnahme des 
Wortes „nicht“ am Schluſſe des Abſatzes 1, ſodann 


Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 


über die Schluſsworte des Alinea 2 und zwar „ohne erheben. (Geschicht.) Ich bitte um die Conſtatirung 
Rückſicht darauf ꝛc.“ und endlich über die Zuſatz⸗ des Stimmenverhältniſſes. (Nach Auszählung des 


anträge 
abſtimmen laſſen. 

Iſt gegen dieſe Abſtimmung etwas einzuwenden? 
(Niemand meldet sich.] Da dies nicht der Fall ift, 
werde ich ſo vorgehen. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche §. 1 der 
Vorlage mit einſtweiliger Ausſchaltung der Worte 
„24 jährige“, „nicht“ und des Schluſspaſſus des 
zweiten Abſatzes vou „und zwar“ bis „übergeht“ 
annehmen wollen, ſich von den Sitzen zu erheben. 
(Ges client.) Iſt angenommen. 

Ich bringe nun den Antrag des Herrn Abge⸗ 
ordneten Siegmund, wonach die 24 jährige Befreiung 
in eine 30jährige umzuwandeln wäre, zur Abſtimmung. 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Ce- 
schieht.) Derſelbe iſt abgelehnt. 

Ich bringe numnehr den Antrag des Ausſchuſſes 
auf Feſtſetzung einer 24jährigen Befreiung zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Iſt angenommen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche auch das 
Wort „nicht“ in der vorletzten Zeile des erſten Abſatzes 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Gesehieht.) Iſt 
angenommen. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche in Abſatz 2 
auch den Satz (Liest): 

„und zwar ohne Rückſicht darauf, ob nach 
den getroffenen Vereinbarungen u. ſ. w.“ 

annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Iſt 
angenommen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Siegmund, daſs nach dem 
zweiten Abſatze des F. 1 eingeſchaltet werde (Liest): 

„Eine zwölfjährige Befreiung von der 

Hansclaſſenſteuer und von der 5 procentigen 

Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier Ge⸗ 

bände genießen nach Maßgabe der Beſtin⸗ 

mungen dieſes Geſetzes jene Wohngebände, 
welche durch Adaptirungen in den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes entſprechende Arbeiter⸗ 
häuſer umgewandelt werden.“ 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Iſt 
abgelehnt. 

Ich bringe nun den zweiten Zuſatzantrag des 
Herrn Abgeordneten Siegmund zur Abſtimmung, 
daſs nach dem dritten Abſatze des $. 1 eingeſchaltet 
werden ſoll (liest): 

Alle anläſslich der Errichtung von 
Arbeiterhänſern auszufertigenden Eingaben, 
Urkunden und Intabulationen der Widmung 
ſind gebürenfrei.“ 5 


des Herrn Abgeordneten Siegmund Hauses:) Der Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten 


Siegmund iſt mit 79 gegen 46 Stimmen ange 
nommen. 
Es erſcheint hiemit 8. 1 erledigt. 
Wir gelangen zur Specialdebatte über deu $. 2. 
Zu dieſem Paragraphen hat ſich der Herr Ab- 


geordnete Hybes zum Worte gemeldet; ich ertheile 
ihm das Wort. 


Abgeordneter Hybes: Ich habe ſchon vorhin 
angekündigt, daſs ich auch zu 8. 2 einen Abänderungs⸗ 
antrag ſtellen werde. 

Wenn man das vorliegende Geſetz als eiue Be⸗ 
günſtigung für die Arbeiter betrachtet, ſo ſtellt ſich in 
Bezug auf die Definition die Nothwendigkeit heraus, 
dem 8. 2 noch einen Zufatz beizufügen. 

Das Geſetz ſagt im 8. 2, erſter Abſatz (liest): 

„Als Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
jene bei landwirtſchaftlichen, gewerblichen oder ſonſt 
auf Erwerb gerichteten Unternehmungen oder in 
öffentlichen oder privaten Anſtalten gegen feſten oder 
veränderlichen Lohn in Verwendung ſtehenden Per⸗ 
ſonen anzuſehen, deren Jahreseinkommen im Sinne 
des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, die im nachſtehenden bezeichneten Beträge 
uicht überſteigt.“ ö 


Ganz zutreffend hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Ofner herausgefunden, daſs es noch eine Kategorie 
von Arbeitern gibt, die da nicht mit inbegriffen ſind, 
und zwar ſind das die „Heimarbeiter“. Ich könnte 
über dieſe Arbeiter ſehr viel reden. Die Brünner 
Tuchinduſtrie beſchäftigt Tauſende von Heimarbeitern 
außerhalb Brünns. Dieſe Heimarbeiter werden von 
der Gewerbebehörde als ſelbſtändige Unternehmer 
betrachtet. Man ſagt, wenn ſie klagen gehen: Du biſt 
kein Arbeiter, der Fabrikant kennt dich nicht, er gibt 
dir keine Arbeit, er hat dich nicht aufgenommen, du 
Haft von ihm nichts zu verlangen. 

Dieſe Heimarbeiter, meine Herren, müſſen doch 
auch endlich einmal als Arbeiter anerkannt werden. 
Damit in die bisherige Auffaſſung eine Breſche gelegt 
wird, ſtelle ich zu 8. 2, Alinea 1, den Zuſatzantrag, 
daſs nach dem Worte „Lohn“ in der fünften 
Zeile von oben die Worte „oder als Heim- 
arbeiter“ eingeſchaltet werden. 

Weiters habe ich noch zu F. 2 in Betreff der 
Normen, die da nach dem Geſetze vom 25. October 
1896 als Grenzeu aufgeſtellt find, wie lange man das 
Recht auf Benützung einer derartigen Wohnung be⸗ 
anſpruchen darf, einen Abänderungsantrag zu ſtellen. 
Dieſe Normen ſind nach dem genannten Geſetze 
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folgendermaßen beſtimmt: Die Einnahmen einer allein⸗ Punkt c) betreffend Familien bis 2400 K beizuhalten 


ſtehenden Perſon dürfen 1200 K nicht überſteigen, 
dagegen iſt bei einer Familie, wenn ſie zwei bis vier 
Köpfe zählt, die Grenze mit 1800 K, wenn ſie fünf 
oder mehr Köpfe zählt, mit 2400 K feſtgeſtellt. 


Wenn aus einer fünfglledrigen Familie zum 
Beiſpiel die Mutter ſtirbt, ſo hat eine ſolche Familie 
jetzt viel mehr Bedürfniſſe, aber fie verliert, da fie 
nicht mehr fünf, ſondern nur vier Köpfe zählt, das Recht 
auf die weitere Benützung einer derartigen Wohnung. 
Ich ſtelle deshalb den Antrag, daſs in 8. 2 die 
beiden Alinea b) und c) geſtrichen und an deren 
Stelle ein neues Alinea b) geſetzt werde, 
welches zu lauten hätte (liest): 

„b) Bei Familien 2400 K.“ 


Präfident: Es iſt mir vom Herrn Abgeordneten 
Hybes ein Zuſatz⸗ und ein Abänderungsantrag über⸗ 
geben worden. 

Der Zuſaßantrag lautet 
gelben). 

Der Abänderungsantrag lautet (wiederholt 
denselben). 


Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſaß⸗, 
beziehungsweiſe Abänderungsantrag unterſtützen, ſich 
zu erheben. (Geschieht.) Die Anträge find unter⸗ 
ſtützt und ſtehen in Verhandlung. . 

Nachdem niemand mehr zum Worte gemeldet ift, 


erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und ertheile 
dem Herrn Referenten das Schlufswort. 


(wiederholt den- 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich möchte mir 
erlauben, auf die Ausführungen des Herrn Collegen 
Hybes Folgendes zu antworten. Er hat den Antrag 
geſtellt, dafs in der Zeile 5 des erſten Abſatzes des 
8.2 nach den Worten „veränderlichen Lohn“ ein⸗ 
gefügt werden mögen die Worte „oder als Heim⸗ 
arbeiter“. Ich habe nach der ganzen Auffaſſung, die 
mir von der Definition des Begriffes „Arbeiter“, wie 
ſie auch im Geſetze gegeben wurde, vorſchwebte, ge⸗ 
glaubt, daſs die Heimarbeiter in den Begriff 
„Arbeiter“ hineinfallen, und ich glaube daher, dafs 
es, nachdem ja auch die Regierung zugeſagt hat, den 
Begriff „Arbeiter“ möglichſt liberal aufzufaſſen, nicht 
nothwendig iſt, das noch ſperiell hineinzubringen, 
ebenſogut wie ja auch die forſtwirtſchaftlichen Arbeiter 
unter die landwirtſchaftlichen Arbeiter ſelbſtverſtänd⸗ 
lich einzureihen find. Ein beſonderer Anſtand, dies 
ſpeciell hineinzunehmen, liegt allerdings nicht vor, ich 
halte es aber für überflüſſig. N 

Weiters hat Herr College Hybes, wenn ich 
richtig verſtanden habe, angeregt, im 8. 2 nach dem 
Punkte a), betreffend den Kreis der alleinſtehenden 
Perſonen bis 1200 K, den Punkt b), betreffend die 
Familien bis 1800 K, wegzulaſſen und nur den 


mit Hinweglaſſung der Zahl der Köpfe aus denen die 
Familie beſteht. 

Herr College Hybes hat nämlich der Befürch⸗ 
tung Ausdruck gegeben, dass, wenn zum Beiſpiel in 
einer fünfgliedrigen Familie die Mutter ſtirbt, die 
Kategorie, in welche die betreffende Familie dann 
einzureihen iſt, geändert werde. 


Wie ſich nun Herr College Hybes erinnern 
wird, ſind auch im Ausſchuſſe diesbezüglich ver⸗ 
ſchiedene Befürchtungen, laut geworden; es bietet 
aber ſpeciell die Faſſung, die der Ausſchuſs dem 
fünften Abſatze gegeben hat, einen vollkommenen 
Schutz, dafs ſolche Veränderungen nicht fo ſchnell 
platzgreifen. Es heißt ja hier (liest). 

„Bei ſpäter ſich ergebenden Veränderungen in 
der Höhe des Geſammteinkommens oder in der Zahl 
der Familienmitglieder kann die weitere Bewohnung 
durch die bisherigen Wohnungsinhaber, beziehungs 
weiſe deren Familien von der Behörde geſtattet 
werden.“ 


Es iſt ja alſo dieſer Fall vorgeſehen, und ich 
glaube daher, dass es unnöthig iſt, eine Anderung in 
dem Texte, wie ihn der Ansſchuſs vorgeſchlagen hat, 
vorzunehmen. Ich beantrage fontit die unveränderte 
Annahme des vorliegenden Teztes des 9. 2. 


Präfident: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, welche für den §. 2 in 
der Faſſung des Ausſchuſſes mit vorläufiger Weg⸗ 
laſſung der Alinea b) und e) ſtinmen wollen, fich zu 
erheben. (Geschieht.) Der F. 2 iſt in der Faſſung des 
Ausſchuſſes mit vorläufiger Weglaſſung der Klinea 
b) und c) angenommen. 

Ich erſuche num jene Herren, welche dem An⸗ 
trage des Herrn Abgeordneten Hybes gemäß die 
Alinea b) und c) weglaſſen und an deren Stelle 
ein Alinea b) mit dem Wortlaute „bei Familien 
2400 K“ annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche Alinea 
b) und c) in der Faſſung des Ausſchuſſes aunehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Die Alinea b) 
und e) ſind angenommen. 

Nun werden wir über den Zuſatzantrag Hybes 
abſtimmen, welcher lautet: „In der fünften Zeile des 
erſten Abſatzes ſind nach dem Worte „Lohn“ einzu⸗ 
ſchalten die Worte „oder als Heimarbeiter“. 


Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Zuſatz⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich zu erheben. / Ceschient.) 
Derſelbe iſt abgelehnt. 

Wir gelangen nunmehr zu 8. 3. 

Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter, die Ver⸗ 
handlung einzuleiten. 
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Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich beantrage, 
den $. 3 in der Faſſung des Ausſchuſſes anzunehmen. 


Präfident: Ich eröffne die Debatte. Zum 


Worte hat ſich gemeldet pro der Herr Abgeordnete 
Kleewe in, contra iſt niemand eingetragen. Ich er⸗ 


theile dem Herrn Abgeordneten Kleewein das Wort. 


Abgeordneter Klerwein: Ich verzichte! 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Kleewein 
verzichtet auf das Wort. Nachdem niemand mehr ein⸗ 
getragen iſt, erkläre ich die Debatte für geſchloſſen 
und ertheile dem Herrn Berichterſtatter das 
Schluſswort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich verzichte! 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter verzichtet 
auf das Wort. Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Zu 
F. 3 liegt weder ein Zuſatz⸗ noch ein Abänderungs⸗ 
antrag vor. Ich erſuche demnach jene Herren, welche 
den 8.3 in der Faſſung des Ansſchuſſes annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) F. 3 iſt ange⸗ 
nommen. 


Wir gelangen nunmehr zu 8. 4. Wünſcht der Herr 
Berichterſtatter das Wort? 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich verzichte. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter verzichtet 
anf das Wort. Wünſcht ſonſt jemand das Wort? 
( Niemond meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung und ich erſuche jene Herren, 
welche den $. 4 in der Faſſung des Ausſchuſſes an⸗ 

men wollen, fich zu erheben. (Geschiehr.) g. 4 iſt 
angenommen. 


Wir kommen zu L. 5. Wjüuſcht der Herr Bericht⸗ 
erſtatter das Wort? 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Es hat ſich leider 
im §. 5 ein finnſtörender Druckfehler eingeſchlichen. 
Im Abſatze 7, Punkt 1 b, ſoll es ſtatt „mindeſtens 20, 
höchſtens 60 Quadratmeter“ richtig heißen: „min⸗ 
deſtens 20, höchſtens 35 Quadratmeter“. 


Präſident: Ich bitte dieſe Berichtigung zur 
Kenntnis zu nehmen. 


Ich eröffne die Debatte. Wünſcht jemand das 
Wort? ( Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall, 
ich erkläre die Debatte für geſchloſſen. 

Zu F. 5 liegen zwei Zuſatzanträge des Herrn 
Abgeordneten Reichitädter vor. Der erſte geht da⸗ 
hin, $. 5, Abſatz 2, ſolle lauten: 
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„Familienwohnhäuſer der im §. 1, Abfatz 2, 
bezeichneten Art, dürfen nur zur Aufnahme 
von nicht mehr als zwei Familien ein⸗ 
gerichtet werden. Es können aber auch Dach⸗ 
kammern für Ledige eingerichtet werden.“ 


Der zweite Zuſatzantrag geht dahin, F. 5, Ab⸗ 
ſatz 4, habe zu lauten: 


„Die gewerbsmäßige Aftervermietung und 
die Aufnahme von Bettgehern iſt in Familien⸗ 
häuſern unterjagt,“ 


Ich werde zunächſt über den F. 5 in der Faſſung 
des Ausſchuſſes und ſonach über die Zuſatzanträge 
abſtimmen. Ich erſuche jene Herren, welche den 8. 5 
iu der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich 
zu erheben. (Gesckieht.) Der 8. 5 iſt in der Faſſung 
des Ausſchuſſes angenommen. : 


Der Herr Abgeordnete Reichſtäd ter beantragt, 
es ſeien dem 2. Abſaße des F. 5 noch die Worte 
hinzuzufügen: „Es können aber auch Dachkammern 
für Ledige eingerichtet werden.“ . 

Ich erſuche diejenigen Herren welche dieſen Zu⸗ 
ſatzantrag aunehmen wollen, ſich zu erheben. (Gesckient.) 
Abgelehnt! 


Der zweite Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten 
Reichſtädter lautet: es ſei im Abſatze 4 des 8. 5 
zwiſchen die Worte „die“ und „Aftermietung“ das 
Wort „gewerbsmäßige einzuſchalten. 


Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſen Zu⸗ 
ſatzantrag annehmen wollen, ſich zu erheben. (Ge- 
schicht.) Abgelehnt! 

Somit iſt $. 5 in der Faſſung des Ausſchuſſes 
angenommen. ö 


Wir gelangen nun zu F. 6. Wünſcht der Herr 
Berichterſtatter das Wort? 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich verzichte. 


Präſident: Wünſcht jemand das Wort? (Nie- 
hand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall, ich erkläre 
daher die Debatte für geſchloſſen. 


Abgeordneter Dr. Kramäk: Ich bitte um das 
Wort zu einem formalen Antrage. . 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Rramar 
hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Kramäk: Ich beantrage, 
daſs diejenigen Paragraphen, zu denen ſich 
niemand zum Worte gemeldet hat, ohne Ab⸗ 
ſtimmung als angenommen bezeichnet werden 
tollen, wie es bei größeren Geſetzentwürfen bisher 
immer der Fall war. 
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Präfident: Ich erſuche jene Herren, welche hallen, Badehäuſer, Waſchanſtalten u. dgl.) können 


§. 6 in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, ſich zu erheben. ( Geschieht.) Angenommen. 

Wir gelangen zu 8. 7, da liegt ein Inſaßantrag 
Reichſtädter vor, der lautet (Tiesi): 

Es ſei im zweiten Abſatze hinter dem Worte 
„Arbeitervereinigungen“ das Wort „Privatbeamten⸗ 
vereinigungen“ einzuſchalten. 

Wünſcht jemand zu 8. 7 das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; wir werden zu⸗ 
nächſt über den $. 7 in der Faſſung des Ausſchuſſes 
und ſodann über den Zuſazantrag Reichſtädter ab⸗ 
ſtimmen. 

Ich erſuche alſo jene Herren, welche $. 7 in der 
Faſſung des Ansſchuſſes annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche den eben 
verleſenen Zuſatzantrag Reichſtädter annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Gesehlekt.) Abgelehnt. 

Demnach iſt der $. 7 in der Faſſung des Aus⸗ 
ſchuſſes angenommen. 

Wir gelangen zu §. 8. Zu 8. 8 Hit der Herr 
Abgeordnete Siegmund und zwar pro zum Worte 
gemeldet. 

Ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Siegmund: Der $. 8 behandelt 
die Frage betreffs der der gemeinſamen Benützung 
gewidmeten Wohlfahrtsgebände (Kindergärten, Leſe ⸗ 
hallen, Badehäuſer, Waſchanſtalten u. dgl.), und zwar 
ob denſelben die im $. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen 
zuerkannt werden können oder nicht. Die nur bedingte 
Gewährung dieſer Begünſtigungen wird durch einen 
Zwiſchenſatz ausgedrückt, welcher lautet liest): 

„wenn dieſelben“ — nämlich dieſe Wohlfahrts⸗ 
gebäude — „zu einem Complexe von Wohnhäuſern 
gehören.“ 

Es ſcheint mir eine Erſchwernis für die Errich⸗ 
tung ſolcher Wohlfahrtsgebäude zu fein, dafs fie 
lediglich nur dann unter den in Rede ſtehenden Be⸗ 
günſtigungen errichtet werden können, wenn ſie zu 
einem „ganzen Complexe von Arbeiterhäuſern“ ge ⸗ 
hören. Das iſt gewiſſermaßen eine Art ſumariſche 
Behandlung, welche nur den großen Anlagen zugute 
kommt, den kleinen aber abträglich iſt. 

Ich will mich nicht länger bei dieſem Thema 
aufhalten, glaube aber wohl im Sinne einer wohl⸗ 
verſtandenen Würdigung dieſer Wohlfahrtsanſtalten 
zu handeln, wenn ich den Antrag ftelle, das hohe 
Haus wolle beſchließen, im 8. 8 ſeien die Worte: „zu 
einem Complexe von Arbeiterwohnhäuſern 
gehören und“ auszulaſſen, fo daſs der Paragraph 
einfach zu lauten hätte (liest): 

„Bezüglich der der gemeinſamen Benützung 
gewidmeten Wohlfahrtsgebäude (Kindergärten, Leſe⸗ 


die im F. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt 
werden, wenn dieſelben den beſonderen Anordnungen 
entſprechen, welche gemäß 8. 9 in Anſehung der An⸗ 
lage, der Einrichtung und des Betriebes ſolcher Au⸗ 
ſtalten im Verordnungswege zu erlaffen ſind.“ 

Ich glaube, damit iſt genug geſagt, und damit 
würde kleineren Betrieben gewiss ein Vortheil ein⸗ 
geräumt werden. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Sieg⸗ 
mund ſtellt den Antrag, im 8, 8 ſeien die Worte „zu 
einem Complexe von Arbeiterwohnhäuſern gehören 
und“ auszulaſſen. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag 
iſt unterſtützt und ſteht in Verhandlung. 

Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. 

Die Debatte iſt geſchloſſen; der Herr Berichter⸗ 
ſtatter har das Schlusswort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich möchte das 
hohe Haus bitten, den 8. 8 in der Faſſung des Aus⸗ 
ſchuſſes anzunehmen. Wenn wir viele Anderungen in 
dieſer Weiſe vornehmen, ſo kommen wir, glaube ich, 
zu keinem Reſultate. Ferner iſt nach meiner Anficht 
das, was da verlangt wird, irrelevant, weil im 
großen ganzen Wohlfahrtsgebäude ohnehin jteuerfret 
find. Daher iſt es nicht nothwendig, hierauf noch 
ſeparat einzugehen, da es ſich nur um Gebände 
handelt, welche, als zu Complexen gehörig und zu 
Wohlfahrtseinrichtungen hergerichtet, ohnehin ſchon 
die Steuerfreiheit genießen würden. 

Ich bitte daher, die Faſſung des Ausſchuſſes 
anzunehmen. 


Präftdent: Wir werden über den $. 8 zunächſt 
mit Hinweglaſſung der Worte „zu einem Complexe 
von Arbeiterwohnhänſern gehören und“ abſtimmen. 

Ich erſuche jene Herren, welche den 8. 8 in der 
Faſſung des Ausſchuſſes mit vorläufiger Hinweg ⸗ 
laſſung dieſer Worte annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche auch 
die Worte „zu einem Complexe von Arbeiterwohn⸗ 
häuſern gehören und“ annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) Auch dieſe Worte ſind auge⸗ 
nommen, fomit §. 8 in der Faſſung des Aus- 
ſchuſſes beſchloſſen. 

Zu den 88. 9, 10 und 11 find keine Redner 
eingetragen. 

Ich erſuche jene Herren, welche die 98. 9, 10 
und 11 annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Die SS. 9, 10 und 11 find angenommen. 

Wir gelangen zu 8. 12. Zu dieſem Paragraphen 
liegt ein Minoritätsvotum vor. 


Haus ber Abgeordneten. — 148. Sitzung der XVII. Seſſion am 3. Inni 1902. 13705 


Ich eröffne die Debatte. Wünſcht der Herr ortige Provocation zu gewaltthätigen Ansſchreitungen 
Berichterſtatter das Wort? (Derselhe verzichtet.) führt. 

Ich ertheile dem Herrn Minoritäts bericht . Der Herr Referent bat es eingefehen, bais es 

f g yo. nothwendig iſt, weuigſtens eine Kündigungsfriſt in 
erſtatter Abgeordneten Hybes das Wort. das Geſet hineinzuſeßen, die die Grenze zwiſchen dem 

Minoritäts berichterſtatter Hybes: Wir find nun bildet. was die Arbelter zum mindeſten fordern 
an der Stelle angelangt, wo 0 Namen der Arbeiter- müſſen und zwiſchen dem, was ihr die Gegner als 
ſchaft erklären müſſen: Dieſen Paragraphen können Höchſtes zugeſtehen können, nämlich eine Kündigungs- 
wir nicht annehmen, denn dieſer Paragraph macht friſt von vierzehn Tagen. Die vierzehn Tage ſind uns 
nicht nur alles das, was am Ende das ganze Geſetz weg und fie entſprechen auch richt den Bedürf⸗ 
für die Arbeiterſchaft Gutes ihun will, illuſoriſch, niſſen der fo einquartierten Arbeiterſchaft N 
ſondern dieſe Bettimmung erklärt ganz einfach, dafs Ziehen wir jeboch in Betracht, dass dieſe 
die Arbeiterwohuhänſer, ſoweit ſie von den Fabrikanten V˙ meiſtens am Lande 50 ber 
für ihre eigenen Arbeiter hergeſtellt werden follten, 1 ſo di der Arbeiter, 1 dort die 1 
nur ein Inſtitnt ſein ſollen, wo die Arbeiter aller vorlier herumlaufen. um eine Arbeit zu ſuchen un 
bürgerlichen Rechte beraubt, wo ſie einfach zu Sclaven a fraglich, ob er in vierzehn Tagen wieder eine 
erklärt werden eſchäftigung findet. Nun ſoll er ausziehen, anders 
wo hat er noch keine Arbeit aufgenommen, infolge 
deſſen hat er keine Wohnung. 

Soll er ſich vielleicht wie Till Eulenſpiegel einen 
Wagen nehmen und von Ort zu Ort herumfahren, bis er 
eine Beſchäftigung findet, mit der ihm eine Wohnung 
zugewieſen wird? Die vierzehn Tage ſind eben nicht 


Ich habe im Ausſchuſſe einigemale auseinander⸗ 
geſetzt, daſs die Arbeiterſchaft ſich das nicht gefallen 
laſſen kann und auf derartige Begünſtigungen ver⸗ 
zichtet, wo man ihr die modernen Rechte coufſisciren 
will, die die Arbeiterſchaft als Claſſe, als bewuſste, 
als organifrte Claſſe zur Wahrung ihrer ſocjalen genügend. Um aber doch einen Compromiſs zuſtande 
Verhältniſſe benützen muss. zu bringen, haben wir dieſe vierzehn Tage acceptirt. 

Man caſſirte der Arbeiterſchaft thatſächlich dieſe Die Herren haben aber geantwortet: Nicht eine 
Rechte dadurch, daſs man jetzt den Strikenden einfach vierzehntägige, ſondern“ gar keine Kündigung! 
erkärt: Die Fabriksherren müſſen das Recht haben, über die 

„Ihr müſst in drei Tagen aus den Wohnungen eee zu verfügen, ſie müſſen eine derartige 
heraus, ſammt Euerer Familie, ſammt Euerer Ein- Macht haben, wie ber Zar von Russland; wenn fie 
richtung, kurz und gut, Ihr mist in den Straßen⸗ | etwas befehlen, fo mufs es angenblicklich geſchehen! 
graben ziehen.“ 5 ger 5 91 1 1 

\ . ER Kündigung doch zugeſtanden haben; ſie haben jedo 

Eine ſolche Vergewaltigung des Coalitions · nicht Ane kit each Kündigungsfriſt inge 1 
rechtes iſt im XX. Jahrhundert gar nicht zuläffig und ſondern bloß drei Tage, wie wir fie in der Vorlage 
auch die Arbeiterſchaft muss rs 1 gas en finden . 9 
dagegen verwahren, daſs man fie fo behandeln will, Er 5 ; > u 
denn das iſt wirklich nur eine Art woderner Fnguis nicht 0 le ee 
ſitiou, wenn man dem Menſchen jagt: Entweder darfſt kündigen und der Arbeiter Einspruch 97191 77 
Du keinen höheren Lohn, keine andere Fabriksord⸗ Kündignug erhebt, dauert es auch drei bis vier Tage, 
nung verlangen, oder Du muſst ganz einfach binnen bis die Entſcheidung erfließt ' 
drei Tagen aus der Wohnung heraus mit Deinen eee 
Liebſten, mit Frau und Kindern, mit Deiner Habe.“ Ich habe alſo zu dieſem Paragraphen ein Mino⸗ 

Ich habe ſchon erwähnt, daſs vor etwa ſieben „ eingebracht, welches folgendermaßen lautet 
Jahren in Truman die ſtrikenden Weber thatſächlich | a: 
delogirt worden find und im Straßengraben wohnen 


„Das Abgeordnetenhaus wolle beſchließen: 


muidten mit Frau und Kind. Im Straßengraben „Die Beſtimmung über die Kündigungsfriſt, 
hatten ſie ihr Bett, im Straßengraben hatten ſie ihr die ſich im $. 12 als vorletzter Abſaß befindet, 
Mittageſſen gekocht, im Straßengraben mufsten fie ſoll dahin abgeändert werden, dass fie lautet: 
ſchlafen. Wenn nun eine ſolche Maſſe von 700 bis „„In allen, anch in deu letztgenannten 
800 Arbeitern im Straßengraben wohnen muss, jo Fällen, muſs bei Familienwohnungen die 
wirkt das aufreizend. Kündigungsfriſt mindeſiens 14 Tage betragen 
Und wenn darnnter nur einer iſt, der ſich das und in der Hausordnung erſichtlich ſein.““ 
nicht ruhig gefallen läſst und ſagt: „Gehen wir lieber Meine Herren! Ich erſuche Sie, meinem Mino⸗ 
über den Fabriksherrn her und knüpfen wir ihn auf ritätsvotum zuzuſtimmen und dem vorzubeugen, dass 
den nächſten Pappelbaum!“ dann weiß ich nicht, ob er die Arbeiterſchaft als ſolche ſich vielleicht in ver⸗ 


nicht Zuſtimmung finden wird und ob nicht eine der⸗ſchiedenen Fällen durch Mittel wird zu helfen trachten 
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müſſen, welche Sie dann vielleicht als roh, als unge⸗ 
ſetzlich bezeichnen werden. Aber bedenken Sie, daſs der 
Menſch ein Menſch iſt und ſtellen Sie ſich vor, in 
welcher Lage der Arbeiter iſt, wenn er ſo gepeinigt 
und dann durch Hunger getrieben einen um eine Baga⸗ 
telle höheren Lohn verlangt, dann ſein Arbeitgeber 
kommt und ſich auf den protzigen Standpunki ſtellt 
und ganz einfach ſagt: „Nein! Du bekommſt gar 
nichts!“ und er ihm das Arbeitsverhältnis kündigt 
und ihn ſofort hinauswirft. 

Bedenken Sie, daſs gegenwärtig ſchon in Eng⸗ 
land, Frankreich, Belgien, Holland und Schweden, kurz, 
in ganz Weſt⸗ und Mitteleuropa, ſowohl die Herren 
Capitaliſten ſelbſt als die Regierungen die Berechtigung 
der Arbeiter zur Benützung des Eoalitionsrechtes 
anerkannt haben, ja, dass fie, wenn fie es bis jetzt den 
Arbeitern nicht gegeben hätten, ihnen es jetzt gerne 
geben würden, weil die Arbeiter fie wenigſtens der 
Sorge entheben, zu trachten, dafs die Arbeiterſchaft 
von der Capitaliſtenelaſſe nicht ganz aufgezehrt, nicht 
ganz zugrunde gerichtet werde. 

So will ich als letztes Wort und zum letzten⸗ 
male, nachdem wir ja bald zur Abſtimmung kommen, 
an Sie appelliren: Zeigen Sie nicht, was Sie der 
Ürbeiterclaffe gegenüber ſind und wie weit Sie ſich 
der Urbeiterclaffe gegenüber wagen. Zwingen Sie 
nicht die Arbeiter, in Fällen, wo Sie dieſelben mit 
dieſer Geißel züchtigen wollen, daſs fie empört 
gezwungen ſind, in ihrer Vertheidigung Ihnen gegen⸗ 
über zu Mitteln zu greifen, die ihnen dann gerade 
zur Hand ſein werden. Ich erſuche Sie alſo, den An⸗ 
trag des Ausſchuſſes abzulehnen und meinen Mino⸗ 
ritätsantrag anzunehmen. 


Prüſident: Ich eröffne die Debatte. Zum 
Worte find gemeldet, und zwar Kontra die Herren 
Abgeordneten Dr. Ofner und Reichſtädter. 

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Dr. Of⸗ 
ner das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ofner: Hohes Haus! 8. 12 
iſt eigentlich ein kleines Geſetz. Er beſteht aus drei 
Abſätzen, I, II und III. Abſatz II zerfällt dann in die 
Abſchnitte A, B, C, D nnd E, einer dieſer Abſätze 
wieder in Unterabtheilungen 1, 2, 3 und 4. Wir 
haben da alſo, wie ſchon bemerkt, ein kleines Geſetz. 

Dabei enthält aber 8. 12 wirklich Beſtimmungen 
verſchiedener Art und namentlich beziehen ſich 
Abſatz J und II auf die beiden Arten der Verträge 
zwiſchen dem Erbauer des Hauſes und dem Arbeiter. 

Im Abſatz I hat der Herr Abgeordnete Hybes 
bereits die grundſätzlichen Bedenken, die ſich gegen 
jenen Abſatz richten, der eine Kündigungsfriſt von 
drei Tagen feſtſtellt, auseinandergeſetzt. Der Abſaßz 
bezieht ſich auf Familienwohnungen. Wie ſoll denn 
eine Familie, wenn ihr auf drei Tage gekündigt wird, 
eine Wohnung finden? Sie muſs doch eine den Ver⸗ 


hältuiſſen des Ortes angemeſſene Friſt bekommen. 
Ich ſchließe mich alſo dem Antrage des Herrn Abge⸗ 
ordneten Hybes vollſtändig an und ſtelle nur für den 
Fall als das Haus abſolut dafür nicht zu haben iſt, 
der Arbeiterfamilie eine vierzehntägige Kündigung zu 
gönnen, den Eventualantrag auf acht Tage. Das iſt 
doch das Wenigſte, was eine Familie braucht, um ſich 
uinſchauen zu können, dafs ſie eine angemeſſene 
Wohnung findet. 

Ich wiederhole, ich ftelle den Antrag nur eventnell, 
während ich grundſätzlich dem Antrage des Herrn Ab⸗ 
geordneten Hybes zuftimme, Ich gehe nunmehr auf 
Abſatz II über. Wenn dem Arbeiter das Haus verkauft 
wird, ſo kann entweder beſtimmt werden, dafs er ſofort 
das Eigenthum erwirbt oder er ſoll es erſt in ſpäterer 
Zeit erwerben und zwar kann, wie der Ausſchuſs will, 
verabredet werden, daſs er das Eigenthum erſt er⸗ 
halten ſoll, nachdem er den ganzen Kaufbetrag erlegt hat. 
Das kann ſich, wie ich bereits bei F. 1 bemerkte, auf 
30 Jahre erſtrecken. Im erſten Falle iſt für den Ver⸗ 
käufer vorgeſorgt, er hat das Wiederkaufsrecht, das 
Vorkaufsrecht, er hat bei Säumnis das halb⸗ 
jährige Kündigungsrecht u. ſ. w. Im zweiten Falle 
dagegen wäre der Arbeiter den Gläubigern des 
bauenden Unternehmers überliefert, und die Vorſicht, 
welche im Abſatze A getroffen ift, bajs nämlich ein 
Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbot auf dem Ge⸗ 
bände angemerkt wird, ſchützt ihn gegen executive 
Rechte nicht. Das hohe Haus hat im 8. 1 meinen 
principiellen Antrag, dieſes zweite Verhältnis ganz 
auszuſchließen, abgelehnt. Da ich nun das Geſetz haben 
will, da ich die Vortheile, die es gewährt, anerkenne, 
fo erlaube ich mir zu 8. 12 einen Antrag zu ſtellen, 
welcher ſich dem Beſchluſſe des Hauſes zu §.1 einiger- 
maßen anſchließt und insbeſondere den Bemerkungen 
des Herrn Sectionschefs Meyer Rechnung trägt. 
Der Herr Sectivnschef erklärte nämlich, es könne dem 
Erbauer daran gelegen ſein, eine gewiſſe Probezeit 
verſtreichen zu laſſen. 

Wenn der Arbeiter ſchon im erſten und zweiten 
Jahre ſeine Raten nicht bezahlt, ſolle er nicht erſt 
genöthigt ſein, das Eigenthum wiederum zurück⸗ 
zunehmen, es ſolle dem Erbauer daher möglich ſein, 
die Eigenthumsübertragung für eine kurze Zeit hin⸗ 
auszuſchieben. Schweren Herzens will ich dies 
prineipiell zugeſtehen. Dann aber muſßs ich darauf 
dringen, dafs dieſe Zeit höchſtens drei Jahre 
dauern darf. Wenn der Arbeiter drei Jahre lang 
ſeine Raten und Steuern pünktlich gezahlt hat, ſo 
hat er ſich gewiſs genügend als ein ordentlicher 
Mensch erwieſen, fo daͤſs man ihm nunmehr das 
Eigenthum anvertrauen darf. Ich ſtelle daher den 
Antrag, dafs es im §. 12 II 4 anſtatt der 
Worte, in keinem Falle darf die Eigenthumsüber⸗ 
tragung über den Zeitpunkt der vollſtändigen Ab⸗ 
zahlung des Kaufſchillings hinausgeſchoben werden“ 
heißen ſoll: 
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„In keinem Falle darf die Eigenthums⸗ 
übertragung länger als drei Jahre nach Ab- 
ſchluſs des Vertrages hinausgeſchoben werden.“ 


Das iſt die eine Abänderung, die ich brantrage, 
die zweite bezieht ſich auf den Abſatz B. Wenn der 
Käufer ſäumig iſt, ſo kann nach dieſem Abſatze der 
Verkäufer vom Vertrage zurücktreten und das etwa 
beſtehende Beſtandverhältnis dem Käufer 14tägig 
kündigen. Wenn alſo ein Beſtandverhältnis vorliegt, 
hat der Käufer 14 Tage Zeit, um das Hans zu 
räumen und ſich um eine andere Wohnung umzu⸗ 
ſchauen. 

Wie denn aber, wenn kein Beſtandverhältnis 
vorliegt? Soll dann der Käufer hinausgeworfen 
werden können? 


Es iſt ſicherlich nur ronſequent, daſs wir dem 
Arbeiter in jedem Falle 14 Tage Zeit gewähren, 
damit er ſich nach einer anderen Wohnung umſchauen 
kann. Ich ſtelle daher — und ich bemerke, dass die 
Regierung und der Herr Referent zuſtimmen — 
den Abänderungsantrag, dafs es am Schluſſe 
des erſten Abſatzes von B heißen ſoll: 

„ober von dem Vertrage gegen 14tägige 

Kündigung zurückzutreten“. 

Das ſind meine beiden Anträge. 

Ich hätte noch einen dritten Wunſch, den ich 
aber nicht in die Form eines Antrages kleide, ſondern 
der hohen Regierung zur Beachtung empfehle, da ſie 
es ja in der Hand hat, für den Vertrag, welcher im 
$. 12 vorgeſehen wird, noch weitere Forderungen zu 
ſtellen. 

So wie der Verkäufer, wenn er das Eigenthum 
ſofort übergibt, für ſeine Forderung hypothekariſch 
ſichergeſtellt wird, ſollte auch der Käufer, wenn er 
das Eigenthum nicht bekommt, aber Annuitäten 
bezahlt, für dieſe Annuiläten gleichfalls ſichergeſtellt 
werden. Das iſt möglich und wird vom Geſetze 
dadurch erleichtert, dafs man das Pfandrecht für 
Forderungen bis zu einem gewiſſen Höchſtbetrage 
einverleiben kann. Wenn wir feſtſtellen, nach drei 
Jahren müſſe das Eigenthum überantwortet werden, 
to hat man auch ſchon den Höchſtbetrag, für welchen 
die Annnitäten einzuverleiben wären. 

Ich glanbe, das wäre leicht in den Vertrag 
aufzunehmen. Dadurch wird der Arbeiter auch in den 
drei Jahren, während welcher man ihm das 
Eigenthum nicht übergibt, geſchützt, weil er ſeine 
Annuitäten, falls das Haus zum executiven Verkauf 
kommen follte, zurückbekommt. 

Ich glaube, dass auch gegen dieſen Wunſch 
keine Einwendung zu erheben wäre. Ich habe ihn 
nicht zu einem Antrage formulirt und begulige mich 
damit, ihn der Regierung für den Vertragsentwurf, 


Präſident: Zum Worte gelangt nunmehr der 


Herr Abgeordnete Reich ſtadter; ich ertheile ihm 
das Wort. 


Abgeordneter Reichſtädter: Nachdem es mir 
nicht möglich war, bei der Generaldebatte zum Worte 
zu kommen, will ich bei der Speckaldebatte einige 
Worte im allgemeinen vorbringen. 

Dieſer Gefetzenkwurf iſt zwar nicht ein Ideal 
der ſocialpolitiſchen Geſetzgebung, aber er enthält 
doch die Anregung zur Anderung der Wohnungs⸗ 
verhältuiffe der arbeitenden Claſſen. 

Dieſe Wohnungsverhältniſſe ſind faſt allerorts 
beklagenswert. Ich als Fachmann im Bauweſen hatte 
oft Gelegenheit, Arbeiterwohnungen zu ſehen, die 
jeder Beſchreibung ſpotten und die nicht einmal dem 
Stalle gleichzuſtellen find. Vornehmlich in alten, zu 
demolirenden Häufern habe ich in einem Raume, der 
oft nicht ſechs Quadratmeter maß, eine ganze 
Familie mit Aftermietern beiſammen gefunden, in 
unerträglichem Geſtank und Schmutz. Die Lagerſtätten 
beſanden ſich auf der Erde und auf übereinander⸗ 
gebrachten Gerüſten. 

Dieſem Übelſtande ſoll durch die Geſetzesvorlage 
wenigſtens bei den Neubauten abgeholfen werden. 
Ich glaube aber, meine Herren, dass es Pflicht der 
Behörden wäre, auch auf die ſchon beſtehenden alten 
Arbeiterwohnungen mehr ihr Augenmerk zu wenden; 
denn nichts auf der Welt iſt ein größerer Feind der 
Menſchheit, der Hygiene und der Moral, als ſolche 
ſchlechte Wohnungen, wo ſehr oft Ratten und Unge⸗ 
ziefer als Afterpartei den Arbeiter beläſtigen. 

Es ſollten nicht nur bei Hansdurchſuchungen und 
Entfernung von „ſtaatsgefährlichen“ Zeitſchriften dieſe 
Wohnungen von den Behörden aufgefucht werden, 
ſondern auch zu dem Zwecke, um dieſe gräſslichen Ver⸗ 
hältniſſe zu beſeitigen. Deun im Dunſte und in der 
Feuchtigkeit dieſer Wohnungen gedeihen nicht nur 
Krankheiten des Körpers und der Seele, ſondern auch 
die gefährlichen Krankheiten, welche den Organismus 
der Menſchheit bedrohen. 

Auch ſollte die Unterbringung der Lehrjungen 
und Gehilfen bei einzelnen Gewerbszweigen mehr 
überwacht werden, denn dieſe Leute haben bei manchen 
gewiſſenloſen Meiſtern an Stelle der Nachtruhe die 
größte Qual zu erdulden. 

Die in Verhandlung ſtehende Vorlage hat viele 
Schattenſeiten. Einige derſelben habe ich durch Ab- 
änderungsanträge abzuſchaffen verſucht, welche aber 
vom Hauſe abgelehnt wurden. Ich weiß nicht, ob es 
nicht beſſer geweſen wäre, wenigſtens bei einigen dieſer 
Anträge ſich meiner Meinung anzuſchließen. So glaube 
ich, daſs bei der Frage der Zweifamilienhäuſer nicht 
auch für die Billigkeit und Rentabilität des Baues 
Vorſorge getroffen wurde. Solche Häuſer werden 


den fie zu formuliren haben wird, zu empfehlen. gewiſs auch dazu gebaut, damit die Dachkammern von 


(Beifall.) 


Studenten u. dgl. Perſonen bewohnt werden können. 


13708 Haus der Abgeordneten. — 148. Sitzung der XVII. Seffion am 3. Juni 1903. 


ä — — ——ä2U—E— SERNEENEEEEESEEENGEEEEEENBEBE 


Es wäre nun gewiſs rentabler, ein Zweifamillen⸗ Ferner ſtellt der Herr Abgeordnete Dr. Ofner 
haus mit Dachkammern aufzubauen, aber nach der den Antrag. der Schluss des erſten Abſatzes II B 
Geſetzesvorlage iſt dies abfolut unmöglich. habe zu lauten: 


Weiters habe ich einen Abänderungsantrag da⸗ „ober von dem Vertrage gegen 1 4tägige 
hin vorgelegt, dafs nicht nur Arbeitervereinigungen, Kündigung zurücktreten und das etwa beſte⸗ 
ſondern auch Privatbeamtenvereinigungen ſolche hende Beſtandsverhältnis dem Käufer 14tägig 
Arbeiterhäuſer aufführen dürfen. Ich glaube, wenn zu kündigen. 
wir den Privatbeamten dieſes Recht zugeſtanden Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Zuſatz⸗, 
haben, indem wir die Begünſtigung nicht für „Arbei⸗ beziehungsweiſe Abänderungsanträge unterſtützen, ſich 
ter“ nominell beſtimmt haben, ſondern auch für zu erheben. (Geschichte) Die Anträge find unter⸗ 
Privatbeamte bis zu einer gewiſſen Höhe der Ent⸗ ſtützt und ſtehen in Verhandlung. 
lohnung, ſo iſt es ein Unrecht, den Vereinigungen der V 
Privatbeamten nicht zugeſtehen zu wollen, wie die Hro as a. N se 
Arbeitervereinigungen, ſolche billige Wohnhänſer auf th eile ihm das W. 55 n ! 
bauen zu dürfen. N 

Ich muſs es alſo mit Bedauern herborheben, 
dafs meine Anträge abgelehnt wurden, obzwar 
meiner Anſchauung nach kein Grund hiefür vorlag. 

Was aber eine energiſche Bekämpfung verdient, 
das iſt die dreitägige Kündigungsfriſt. Warum fo 
eine kurze Friſt angeſtrebt wird, kann ein Volks⸗ 
mann nicht begreifen. Es handelt ſich hier wieder um 
eine Conceſſion an die Fabrikauten und Erpreſſer 
der Arbeiterſchaft. Man ſpeculirt darauf, dafs bei 
Arbeiterbewegungen und Strikes die Strikenden 
ſchnell delogirt und durch andere Leute erſetzt werden 
könnten. Welche Folgen aber dieſe Delogirungen nach 
ſich ziehen müssten, das beachten die Herren nicht. 
Es müſste zum Blutvergießen und zu Aufſtänden 
kommen, welche gewiſs zu den Verhandlungen zur 
Beilegung des Strikes nicht beitragen würden. 

Ich aufs mich daher für den Minsritätsantrag 
des Herrn Abgeordneten Hybes ausſprechen, welcher 
die vierzehntägige Kündigungsfriſt anſtrebt und werde 
für denſelben ſtimmen. (Befall) 


Regierungsvertreter Miniſterialrath Hrouzek: 
Hohes Hans! Ich glaube, mich auf einige wenige Be⸗ 
merkungen beſchränken zu ſollen, welche den Abände⸗ 
rungsantrag des geehrten Herrn Abgeordneten Dr. 
Ofner betreffen. Der zweite Abſchnitt des §. 12 war 
in der Regierungsvorlage nicht enthalten, ſondern iſt 
erſt vom Steuerausſchuſſe in die Vorlage eingefügk 
worden. Derſelbe ift beſtimmt, eine weitere Ausgeſtal⸗ 
tung jenes Principes zu geben, welches im zweiten 
Abfatze des 8. 1 Aufnahme gefunden hat, dafs nämlich 
die Steuerbegünſtigungen des Geſetzes auch jenen 
Arbeiterhäuſern zugute kommen ſollen, welche an 
Arbeiter käuflich überlaſſen werden. Es war nun die 
Rückſicht auf den Verkäufer, welche den Steueraus⸗ 
ſchuſs beſtimmt hat, auch die Möglichkeit ins Auge zu 
faſſen, daſs der Käufer nicht fofort nach Abſchluſs des 
Vertrages das Eigenthumsrecht erlangen ſoll, ſondern 
daſs zuvor ein gewiſſer Zeitraum verſtreichen kann, 
innerhalb deſſen der Käufer bereits mehrere Kauf⸗ 
ſchillingsannuitäten erlegt hat. Es ſolle die Facultät 
beſtehen, dafs erſt nach Ablauf eines längeren Zeit⸗ 
raumes, eventuell erſt nach vollſtändiger Abzahlung 
des Kaufſchillings das Eigenthumsrecht auf den 
Käufer (den Arbeiter) übergeht. Es iſt naheliegend, 
dafs der Verkäufer mitunter ein beſonderes Intereſſe 
daran haben kann, ſich zu vergewiſſern, ob der Käufer 
die Annuitäten ordentlich zahlt oder nicht und ſohin 
erſt allenfalls nach Ablauf von mehreren Jahren die 
grundbücherliche Übertragung des Eigenthumsrechtes 
auf den Käufer eintreten zu laſſen. 

Eine Gefahr für den Arbeiter in dem Sinne, 
wie der Herr Abgeordnete Dr. Ofner ſie geſchildert 
hat, mag unter Umftänden allerdings beſtehen; aber 
fie iſt wohl nicht ſo eraſs und fo evident, wie er fie 
dargeſtellt hat. Man muſs berückſichtigen, daſs der 
Arbeiter als Käufer des Hauſes nach dem vorliegenden 
Geſetze ja nicht obligatoriſch gehalten iſt, ſich dieſen 
Bedingungen ohneweiters zu fügen. Er muf3 ja auf 
eine ſolche Vertragsbeſtimmung, wonach die Über 
tragung des Eigenthumsrechtes auf einen längeren 
Zeitraum aufgeſchoben werden ſoll, nicht eingehen. 


Präſident: Ich bringe zwei Anträge der 
Herren Abgeordneten Dr. Stojan und Dr. Ofner 
zur Unterſtützung. 

Der Abändernngsantrag Stojan lautet: 

Im F. 12 hat der vorletzte Abſatz der 
Abtheilung I zu lauten: 

„In allen, auch in den letztgenannten Fällen 
muſs bei Familienwohnungen die Kündigungs⸗ 
friſt mindeſtens acht Tage betragen und in der 
Hausordnung erſichtlich fein.” 

Der Antrag Ofner lautet: 

8. 12, A 2, hat zu lauten: 

„Ob die grundbücherliche Eigenthums⸗ 
übertragung ſogleich oder erſt in einem ſpäteren, 
genau zu beſtimmenden Zeitpunkte zu 
bewirken ift; in keinem Falle darf die Eigen- 
thumsübertragung länger als drei Jahre nach 
Abſchlußs des rn hinausgeſchoben 
werden.“ 


Dann gibt es Fälle, wo die Arbeiterhäufer von Ge | 
meinden, von Bezirksverbänden, gemeinnützigen 
Vereinen, von Stiftungen u. dgl. gebaut werden, 
bei welchen die Gefahr der Exerution wohl nicht 
in beſonderem Grade beſteht. 

Dieſe Erwägungen waren maßgebend dafür, dafs 
die Regierung gegen den Beſchluſs des Steueraus⸗ 
ſchuſſes keine Einſprache erhoben hat. Wenn nun 
ſeitens des geehrten Herrn Abgeordneten Dr. Ofner 
immerhin Bedenken geänßerk worden find, fo will ſich 
die Regierung dem fügen und ſieht in ſeinen Anträgen 
ein Compromiſs. Ich beehre mich daher zu erklären, 
dass fie den Abänderungsanträgen des Herrn Ab⸗ 
geordneten Dr. Ofner zuſtimmt. 

Allerdings wird es meinem Erachten nach 
nothwendig fein, bei der dritten Leſung eine Über⸗ 
einſtimmung mit dem Abſatze 2 des $. 1, der bereits 
beſchloſſen worden iſt, herbeizuführen, weil dort die 
Möglichkeit ins Auge gefaſst worden iſt, daſs die 
Eigenthumsübertragung ſelbft erſt nach vollſtändiger 
Abzahlung des Kaufſchillings erfolgen fol. 

Wenn nun hier im $. 12 expressis verbis ge- 
fagt wird, daſs ſpäteſtens binnen drei Jahren nach 
dem Abſchluſſe des Kaufvertrages der Eigenthums⸗ 
übergang. erfolgen ſoll, ſo wäre das eine Incon⸗ 
gruenz, welche nach Zulaſs der Geſchäfts ordnung 
meines Erachtens in der dritten Leſung dürfte be⸗ 
hoben werden können. 


Präſident: Wünſcht noch jemand das Wort? 
Niemand melilrt sich.) Es iſt nicht der Fall, ich er⸗ 
kläre die Debatte für geſchloſſen. 

Ich ertheile dem Herrn Berſchterſtatter das 
Schlusswort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich verzichte. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter verzichtet 
auf das Wort; wir ſchreiten nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung nnd ich erſuche die Herren, die Plätze ein⸗ 
zunehmen. 

Ich erſuche jene Herren, welche Abtheilung J, 
Abſatz 1, 2 und 3 in der Faſſung des Ausſchuſſes 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Iſt 
angenommen. 

ZuAbſatz 4 der Abtheilung J, bezüglich der Kündi⸗ 
gungsfriſt, liegen zwei Abänderungsanträge vor, und 
zwar der Minoritätsankrag des Herrn Abgeordneten 
Hybes und der Abänderungsantrag des Herrn Ab⸗ 
geordneten Dr. Stojan. Der Minsoritätsantrag 
Hybes, der eine vierzehntägige Kündigungsfriſt 
ſtatuiren will, iſt der weiteſtgehende; der nächſte iſt 
der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Sto jan, der 
eine achttägige Kündigungsfriſt beantragt, und daun 
kommt der Ausſchuſsantrag mit der dreitägigen 
Kündigungsfriſt. Ich werde alſo zunächſt den Aus⸗ 
ſchuſsantrag mit vorläufiger Himveglaſſung der Friſt 
und dann die Friſtanträge zur Abſtimmung bringen. 
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Ich erſuche jene Herren, welche Abſatz 4 der 
Abtheilung 1 mit vorläufiger Hinweglaſſung der Friſt 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschiekt.) Sit 
angenommen. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche dem 
Antrage Hybes auf Statuirung einer vierzehntägigen 
(Ge- 
schieht.) 


Abgeordneter Hauck: Ich beantrage die 
Conſtatirung des Stimmenverhältniſſes. 


Präſident: Ich werde dieſem Wunſche Rechnung 
tragen und erſuche die Herren Schriftführer um Con- 
ſtattrung des Stimmenverhältniſſes. (Nach Auszählung 
des Hauses:) Der Antrag Hybes iſt mit 96 gegen 
64 Stimmen abgelehnt. 

Wir werden ſonach jetzt über den Antrag Stojan 
auf Feftſetzung einer achttägigen Kündigungsfriſt ab⸗ 
ſtimmen. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſer Antrag 
iſt angenommen. 

Mithin entfällt die Abſtimmung über den Antrag 
des Ausſchuſſes. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche Abſatz 5 
des F. 12 in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen, 
ſich zu erheben. (Geschieht,) Dieſer Abſatz iſt ange 
nommen. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche den 
8. 12, Abtheilung II, Unterabtheilung A, Punkt 1, ans 
nehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschicht,) Dieſe 
Abfätze des §. 12 find angenommen. 

Wir kommen zur Abſtimmung über Unter⸗ 
abtheilung A, Punkt 2. Hiezu liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Ofner vor, 
dahin gehend, dafs ſtatt der Worte „über den Zeit⸗ 
punkt der vollſtändigen Abzahlung des Kaufſchillings“ 
die Worte „Länger als drei Jahre nach Abſchlufs des 
Vertrages“ zu ſetzen ſeien. 

Ich werde demnach dieſen Abſatz zunächſt mit 
vorläufiger Hinweglaſſung der Worte „über den Zeit⸗ 
punkt der vollſtändigen Abzahlung des Kaufſchillings“ 
zur Abſtimmung bringen. 

Ich erſuche jene Herren, welche den erwähnten 
Abſatz mit vorläufiger Hinweglaſſung der bezeichneten 
Worte aunehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht. ) 
Dieſer Abſatz iſt mit vorläufiger Weglaſſung der ge⸗ 
nannten Worte angenommen: 

Ich bringe nun den Abänderungsantrag Ofner 
zur Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, welche den Antrag 
Ofner, wonach zwiſchen die Worte „Eigenthums⸗ 
übertragung“ und „hinausgeſchoben werden“ die 
Worte „länger als drei Jahre nach Abſchluſs des 
Vertrages“ geſetzt werden ſollen, annehmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geschieht Der Antrag iſt 
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angenommen, ſomit entfällt die Abſtimmung über den 
erwähnten Antrag des Ausſchuſſes. 

Ich bitte nun jene Herren, welche die Ubjäge 3 
und 4 in der Faſſung des Ausſchuſsantrages au: 
nehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Die 
Abſätze 3 und 4 find in der Faſſung des Ausſchuſs⸗ 
antrages angenommen. 

Zur Abtheilung B liegt ein Zuſatzantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Ofner vor, dahingehend, 
dafs zwiſchen die Worte „Verträge“ und „zurückzu⸗ 
treten die Worte „gegen 14 tägige Kündigung“ 
einzuschalten ſeien. 

Ich werde zuerſt den Ausſchufsantrag und dann 
den Zuſatzantrag des Herrn Abgeordneten Dr. Ofner 
zur Abſtimmung bringen. 


Ich erſuche diejenigen Herren; welche Ab⸗ 


theilung B in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, ſich zu erheben. ( Geschieht.) Iſt ange 
nommen. 

Ich erſuche nunmehr diejenigen Herren, welche 
zwiſchen die Worte „Verträge“ und „zurückzutreten“ 
die Worte „gegen 14 tägige Kündigung“ eingeſchaltet 
wiſſen wollen, fi zu erheben. (Geschieht.) Dieſe 
Einſchaltung iſt angenommen. 

Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche die 
übrigen Abſätze des $. 12 in der Faſſung des Aus⸗ 
ſchuſſes annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geselllekt.) 
Die übrigen Abſätze des §. 12 ſind in der Faſſung 
des Ausſchuſſes angenommen. 

Zu S. 13 iſt kein Redner gemeldet. 

Ich erſuche jene Herren, welche den §. 13 in 
der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) F. 13 iſt in der Faſſung des 
Ausſchuſſes angenommen. b 

Wir gelangen zu §. 14. Wünſcht der Herr 
Berichterſtatter das Wort? a 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich verzichte. 


Präſideut: Ich eröffne die Debatte über 
$. 14. 
Zum Worte iſt gemeldet, und zwar pro der 
Herr Abgeordnete Siegmund; ich ertheile ihm das 
Wort. . 


Abgeordneter Siegmund: Hohes Haus! Der 
F. 14 des vorliegenden Geſetzentwurfes erklärt (Leet): 

„Die Zuerkennung der im 6. 1 vorgeſehenen 
Begünſtigungen hat die Widmung des betreffenden 
Gebäudes zu Arbeiterwohnungs⸗ und Wohlfahrts⸗ 
zwecken auf die Dauer von 50 Jahren zur Folge.“ 


Das it eine beſtimmte Bindung in dem Rechts- 
ande dieſer Arbeiterwohn- und Wohlfahrtshäuſer 
auf 50 Jahre. Dieſe Beſtimmung des Geſetzes gehört 
zu den in den Fachkreiſen, mit denen ich in letzterer 
Zeit verkehrt habe, am meiſten angefochteuen Beſtim⸗ 
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mungen des Geſetzes überhaupt, und es dürfte ſich 
dieſe Bindung an Orten, wo verſchiedene induſtrielle 
Betriebe beſtehen, die von einander unabhängig ſind. 
für ſolche von Gemeinden, gemeinnützigen Körper⸗ 
ſchaften und Privatunternehmungen errichtete Häuſer 
ſehr nnangenehm fühlbar machen. 

In ſolchen Orten jedoch, wo eine Specialinduſtrie 
in Betrieb ſteht, wird dieſe Beſtimmung ein weſeni⸗ 
liches Hemmnis für die Errichtung ſolcher Arbeiter: 
häuſer und Wohlfahrtsgebäude ganz gewiſs fein, und 
zwar hauptſächlich deshalb, weil keine Indnſtrie, für 
deren Arbeiter Wohnungen gebaut werden ſollen, auch 
nur mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit mit dem 
Umſtande rechnen kanu, dafs fie 50 Jahre an ihrem 
dermaligen Sitze und immer mit derſelben Materie, 
reſpective mit denſelben Zielen der induſtriellen Be⸗ 
wegung unausgeſetzt wird fortbetrieben werden können. 

Das gilt insbeſondere vom Braunkohlenbergbau, 
von der Petroleumgewinnung, von Ziegeleien, Cement⸗ 
und Kalkwerken, kurz von allen ſolchen indnuſtriellen 
Betrieben, welche ſich an eine gewiſſe Stelle binden 
und ein gewiſſes vorhandenes Material ausbenten, 
hauptſächlich aber auch dort, wo es ſich um eine 
Maſſenproduction handelt, um einen gewiſſen Abbau. 
Es erſcheint demnach im Sinne des Geſetzes und auch 
im Sinne feines humanitären Zweckes eigentlich aus 
geſchloſſen, daſs dieſe 50 Jahre beſonders günſtig 
wirken werden. Es erſcheint vielmehr die Annahme 
eine richlige zu ſein, dafs ſich bei einer kürzeren 
Wirkungsdauer vielmehr Capital und Jutereſſe dieſen 
Arbeiterwohnhäuſern zuwenden werden. Ich erlaube 
mir daher den Antrag zu ſtellen: „Das hohe Haus 
wolle beſchließen, daſs in Zeile 4, Alinen 1 des 5. 14 
ſtatt der Zahl 50, die Zahl 24 eiugeſetzt werde.“ 24 iſt 
die Zahl der Jahre der Begünſtigungsdauer und für 
den Fall der Annahme dieſes Antrages würde ich 
weiters empfehlen, nach Alinea 1 des $. 14 die Worte 
einzuſetzen: „Eine Verlängerung der Widmungs⸗ 
dauer kann über Begehren der Erbaner von Fall zu 
Fall bewilligt werden.“ Ich empfehle dieſe Anträge 
dem hohen Hauſe zur Aunahme. 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
den foeben verleſenen Antrag unterſtützen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt unterſtützt 
und ſteht in Verhandlung. 

Zum Worte hat ſich gemeldet der Herr 
Regierungsvertreter Sectionschef Dr. Meyer. 


Regierungsvertreter Sectionschef Dr. Meyer: 
Hohes Haus! Ich erlaube mir auch diesmal, wie ſchon 
bei einem früheren Paragraphen, das hohe; Haus zu 
bitten, es bei den Vorſchlägen des Steuerausſchuſſe⸗ 
bewenden zu laſſeu. Es handelt ſich hier um die mit 
50 Jahren beſtimmte Widmung des Gebäudes. Es 
find ſachliche Gründe geweſen, welche den Ausſchuſs 
und die Regierung bewogen haben, eine ſolche längere 


Widmung in Ausſicht zu nehmen. Urſprünglich war 
eine nuch längere Widmungsdaner in Ausſicht ge⸗ 
nommen. In der That könnte man ja von dem Ge⸗ 
ſichtspunkte ausgehen, derartige Gebäude dauernd dem 
Zwecke als Arbeiterwohnung zu widmen. Wenn nan 
davon Umgaug genommen hat, ſo war es hauptſächlich 
die Erwägung, daſs durch eine dauernde, für den 
ganzen Beſtand des Gebäudes dauernde Widmung 
ſich der Widmungszwang ſchließlich auch auf ganz alte 
Gebäude erſtrecken würde, was ans dieſem Grunde 
eben nicht empfehlenswert wäre. Aber der leitende 
Geſichtspunkt ſoll doch eine dauernde und nicht eine 
nach 24 Jahren wechſelnde Widmung fein. 


Ich glaube, Dais es auch undkonomiſch wäre, 
wenn man ein Gebäude gerade nur für 24 Jahre für 
Arbeiter beſtimmen wollte. Das würde einen gewiſſen 
Antrieb geben, dafs die Arbeiter nicht in älteren als 
24 Jahre alten Gebäuden wohnen ſollen. Das wäre 
doch nicht zweckmäßig. Alſo die dauernde Widmung, 
jedenfalls aber eine längere Widmung, das iſt eine 
Forderung, die von der Regierung und vom Ausſchuſſe 
mit Fug und Recht verlangt werden kann. 

Noch ein Zweites! Nach der Regierungsvorlage 
war die Erwerbung von Arbeiterwohnhäuſeru durch 
die Arbeiter nicht vorgeſehen. Wie heute ſchon wieder⸗ 
holt hervorgehoben worden iſt, hat dieſe Einbeziehung 
auf Grund einer Initjativantrages mehrerer Mit⸗ 
glieder dieſes hohen Hauſes ſtattgefunden und ich 
kann aus den Berathungen des Ausſchuſſes mittheilen. 
dass bei den außerordentlich ſchwierigen Beſtimmungen, 
die ja auch hier ſoeben Gegenſtand eines Amende⸗ 
ments waren, die Widmung weſentlich eine Voraus⸗ 
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zweiten 


ſetzung für die Practabilität der übrigen Beſtimmungen 
gegeben hat. Wie die auswärtigen Erfahrungen lehren, 
leiden ſolche Xrbeiterenlonten zuweilen an der Gefahr, 
dass im Falle irgend welcher wirtſchaftlichen Schwierig⸗ 
keiten die Häuſer in dritte Hände kommen und dass 
ſich dort Zuſtände entwickeln, die durchaus nicht be⸗ 
friedigender Natur ſind. Wenn die Herren dke Publi⸗ | 
tationen des Vereines für Socialpolitik anfſchlagen, 
finden Sie dort eine Reihe von Verſuchen aufgezählt, 
bei denen derartige Ereigniſſe ſich ergeben haben. Für 
die ganze Behandlung der Materie war es für den 

Ausſchuſs und das Subcomité von Weſenheit, daſs 
die 50jährige Widmung als Grundlage der ganzen 
Sache zu nehmen war. 

Sie würden dieſes Gebäude, welches der Aus⸗ 
ſchuſs aufgerichtet hat, zerſtören, Sie würden Ver⸗ 
wirrung in alle Paragraphen bringen, Sie würden 
eine Revilton aller dieſer detaillirten Beſtimmungen 
durch einen etwaigen Beſchluſs, die Widmungsdauer 
zu vedueiren, nothwendig machen. 

Aus dieſen Gründen erlaube ich mir, die Bitte 
zu wiederholen, das hohe Haus möge es bei der An⸗ 
nahme der Ausſchuſsanträge bewenden laſſen und die 
50jährige Widmungsdauer erhalten. 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Mazorana 
ſtellt folgende Abänderungsauträge (Tiest}: 

„In Abſatz I, Zeile 4, ſoll es ftatt „50 Jahre“ 
lauten „24 Jahre“; in Abſatz IV, Zeile 6, follen 
die Worte „vollen oder“ ausfallen. 

Ich erſuche die Herren, welche dieſen Abände⸗ 
rungsantrag unterſtützen, ſich zu erheben. (Üexchicht.) 
Er it unterftügt und ſteht in Verhandlung. 

Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet 

viel.) Es iſt nicht der Fall, ich erkläre daher die 
Debatte für geſchloſſen und wir ſchreiten zur 
Abſtimmung. 
Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche den 
3.14, Abſatz 1, mit Hinweglaſſung der Ziffer 50 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (HResckießl.) Uns 
genommen. 

Die Herren Abgeordneien Mazorana und 
Siegmund haben den gleichmäßigen Antrag geſtellt, 
dass ſtatt der vom Ausſchuſſe beantragten Ziffer von 
50 Jahren eine ſolche von 24 Jahren einzuſtellen ſei. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche dleſen 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. (Geschieht.) Abgelehnt. 


Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche den 


Ausſchuſsantrag auf Einſetzung der Ziffer von 50 


Jahren annehmen wollen, 
schicht.) Angenommen. 
Es entfällt ſomit die Abſtimmung über den Zu⸗ 
ſatzantrag Siegmund. 
Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche den 
und dritten Abſatz des §. 14 des 
Ausſchufsantrages annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Angenommen. 

Zum letzten Abſatze des S. 14 liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag Mazorana vor, dahin gehend, dafs 
die Worte: „vollen oder“ zu entfallen haben. Ich 
werde zunächſt über den Ausſchuſsantrag mit vor⸗ 


läufiger Hinweglaſſung der beiden Worte abstimmen 
laſſen. 


Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche 
Abſatz 4 des S. 14 mit vorläufiger Hinweglaſſuug der 
Worte: „vollen oder“ annehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Angenommen. 


Ich erfuche nunmehr jene Herzen, welche zwiſchen 
die Worte „der und theilweiſen“ im Sinne des Aus⸗ 
ſchufsantrages die Worte „vollen oder“ geſetzt haben 
wollen, annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Angenommen. 


Hiemit iſt 8. 14 erledigt. 


Zu SS. 15, 16, 17, 18, 19 und 20 iſt uiemand 
zum Worte gemeldet. 


Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche die 
erwähnten Paragraphen im Sinne des Ausſchußs⸗ 


ſich zu erheben. (Ge- 
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antrages annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschickt) 
Angenommen. 

Wir kommen zu 8. 21. Wünſcht der Herr Be⸗ 
richterſtatter das Wort? 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Hier liegt ein 
Zuſatzantrag des Abgeordneten Dr. Licht vor. 


Präſident: Als Redner iſt Abgeordneter Dr. 
Licht eingetragen. Ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Dr. Licht: Ich verzichte. 


Präſident: Abgeordneter Dr. Licht beantragt 
zu §. 21 folgenden Zuſatzantrag als Abſatz 4 
Clicut): N 
„Durch dieſes Geſetz begünſtigte, von 
Arbeitgebern für ihre Arbeiter erbaute Ge⸗ 
bäude kommen für die Dauer ihrer geſetz⸗ 
lichen Widmung bei der Einbeziehung eines 
Ortes zur Hauszinsfiener (1 a und 2 des Ge⸗ 
jege3 vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. 
Nr. 22) außer Betracht.“ 


Ich bitte jene Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Autrag iſt gehörig unterſtützt und ſteht in 
Verhandlung. 


Ich ertheile dem Herrn Berlchterſtatter das 
Schluſswort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari (von der Tribüne): 
Ich möchte das hohe Haus bitten, dieſem Zuſatzantrage 
des Herrn Dr. Licht ſeine Zuſtimmung zu ertheilen, 
indem dadurch eine Befürchtung beſeitigt wird, 
welcher vielfach Ausdruck gegeben wurde und welche 
fi leicht hätte bewahrheiten können, dass nämlich 
durch das Geſetz über die Erbauung von billigen 
Arbeiterwohnungen die Hauszinsſteuer auf Orte aus- 
gedehnt werden könnte, wo fie bis jetzt nicht be 
ſtanden hat. 

Die Regierung hat ſich mit dieſem Zuſatzantrage 
einverſtanden erklärt, daſs die Arbeiterwohnhäuſer 
bei der Einbeziehung eines Ortes in die Hauszins⸗ 
ſteuer außer Betracht bleiben. 


Ich bitte daher das hohe Haus nochmals, dieſen 
Zuſatzantrag zu 5. 21 anzunehmen. 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche den 
8. 21 in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Iſt ange 
nommen. 

Ich erſuche jene Herren, welche den eben ver- 
leſenen Autrag des Abgeordneten Dr. Licht an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Iſt 
gleichfalls angenommen. 


Zu 88. 22 und 23 iſt kein Redner vorgemerkt. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Paragraphen 
in der Faſſung des Ausſchuſfes annehmen wollen, 
ſich zu erheben. (Geschieht,) 38. 22 und 23 find an 
genommen. 

Zu 8 24 hat ſich Abgeordneter Siegmund 
zum Worte gemeldet. Ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Siegmund: Hohes Haus! Ich 
werde Sie mit meiner Antragſtellung nicht lange 
mehr aufhalten, da ich die Erfahrung gemacht habe, 
die ja eine alte iſt, wie ſchwierig es in dieſem Hauſe 
iſt, gegenüber den wie bare Münze ausgeprägten An⸗ 
trägen des Ausſchuſſes als Einzelner aufzukommen. 
Allerdings ſtehen ja auch dem Ausſchuſſe und ſeinem 
Referenten neben der ungeheueren Antorität des Aus⸗ 
ſchuſſes noch viele andere Hilfsmittel zur Verfügung. 
Zunächſt haben fie Zeit genug, ſich in die Materie des 
betreffenden Antrages zu vertiefen, zweitens iſt ihnen 
auch die Intention der Regierung bekannt, und drittens 
ſtehen ihnen neben dem geſprochenen Worte auch die 
Druckerſchwärze oder das gedruckte Wort zur Ver⸗ 
fügung. 

Ein Abgeordneter, der gegen alles dies auf- 
kommen will, findet ungezählte Schwierigkeiten auf 
ſeinem Wege. So hatte ich auch die Abſicht, und zwar 
unterſtützt durch den Beſchluſs der Reichenberger 
Handelskammer, bezüglich des 8. 24 folgenden Zuſatz⸗ 
antrag zu ſtellen (liest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen 

Die Hypothekarziuſen von ſolchen Capi⸗ 
talien, welche von den Actiengeſellſchaften für 
den Bau von Arbeiterwohnungen aufgenommen 
werden, unterliegen nicht der Beſtenerung 
nach dem II. Hauptſtücke des Perſonalſteuer⸗ 

geſetzes vom Jahre 1896.“ 

In der Reichenberger Handelskammer ſelbſt hat 
ſich allerdings ſchon gezeigt, und wurde auch von einem 
hervorragenden Mitgliede der Kammer hervorgehoben, 
welche Schwierigkeiten dem Beginnen entgegenſtehen, 
einen derartigen Antrag im Rahmen des gegenwärtigen 
Geſetzes unterzubringen. 

Bei dem Verkehre, den ich bezüglich der Ein- 
ſtellung dieſes Antrages in das Geſetz mit den maß⸗ 
gebenden Herren dieſes hohen Hauſes und mit ben 
Herren Vertretern der Regierung gepflogen habe, habe 
ich mich überzeugt, dass ich dieſen Antrag in dieſem 
hohen Hauſe nicht durchſetzen werde, ſo gut er auch 
gemeint ſein mag und ſo ſehr ſeine weſentliche Be⸗ 
deutung darin liegt, für den Bau billiger Arbeiter⸗ 
wohnhäuſer auch billiges Capital zu ſchaffen. 

Da ich nicht in der Lage din, dieſen Antrag 
durchzuſetzen, ſo will ich wenigſtens den Aulauf dazu 
nehmen, daſs die hohe Regierung dieſe Anſchanung, 
reſpective dieſen Beſchluſs der Reichenberger Handels⸗ 
kammer einer wohlwollenden Erwägung unterziehe. 
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Weiters iſt mir von meinem verehrten Herrn der erforderlichen Zweidrittel⸗Majorität die 
Collegen Ritter v. Dierzer ein Reſolutions⸗ Dringlichkeit beſchloſſen. 


antrag überreicht worden, welcher folgendermaßen 


lautet (liest): 

„Es ſei den Arbeiterunfallverſicherungs⸗ 
geſellſchaften geſtattet, einen Theil ihrer 
Deckungscapitalien bei voller intabulirter 
Sicherheit in Arbeiterhänſern anzulegen.“ 


Dieſer Antrag ſpricht ja wohl für ſich ſelbſt, ab⸗ 
geſehen davon, dafs er volle Beachtung verdient, weil 
das Vorhandenſein des Capitals ja eigentlich die 
nothwendigſte Grundlage für die Ausführung dieſer 
ganzen Maßregel iſt, die dieſem Geſetze zugrunde 
liegt, hauptſächlich aber deshalb, weil dann die 
Arbeiterunfallverſicherungsauſtalten die Gelegenheit 
haben, ihre Capitalien in einer ihrem eigenſten Inter⸗ 
eſſe entſprechenden Art und Weiſe und auch pupillar⸗ 


ſicher unterzubringen. Ich empfehle alſo dem hohen n 
Zeile ſtatt der Worte „vor oder nach vollſtäudiger 
Abzahlung des Kaufpreiſes“ die Worte, ſogleich oder 


Hauſe dieſe Refolution des Herrn Ritter v. Dierzer 
zur Annahme. 


Präſident: Vom Herrn Abgeordneten Ritter 
v. Dierzer wurde mir folgende Reſolution über⸗ 
geben (wiederholt dieselbe). 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſe Reſolntion 
unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht,) Die 


Reſolution iſt genügend unterſtüßt und ſteht in 


Verhandlung. 

Wünſcht 
Schlusswort? (Diener verzichtet). 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Zu F. 24 liegt weder ein Zuſatz⸗ noch ein 
Abänderungsantrag vor. 

Ich erſuche jene Herren, welche den $. 24 in der 
Faſſung des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) At angenommen. 

Zu 88. 25 und 26 liegt ebenfalls keine Rede⸗ 
anmeldung vor. a 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſe beiden 
Paragraphen in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschteht.) Sind ange 


erledigt. b 
Ich ertheile dem Herrn Berichterſtatter das 
Wort. 


die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter bean⸗ 
tragt die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. 
Wünſcht jemand zur Dringlichkeit zu ſprechen? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall; ich 
ecſuche jene Herren, welche die Dringlichkeit anerkennen, 
fich zu erheben. (Gexchicht.) Das hohe Haus hat mit 


der Herr Berichterſtatter das 


Ich ertheile dem Herrn Berichterſtatter das 


| Wort. 


Berichterſtatter Dr. Chiari: Hohes Hans! Bei 


der Vornahme der dritten Leſung, wo keine meri⸗ 


toriſchen Anderungen mehr vorgenommen werden 


dürfen, können bloß Anderungen, in ſtiliſtiſcher Be⸗ 


ziehung vorgenommen werden, inſoferne ſie begründet 
ſind durch Abänderungen, welche bei der zweiten 
Leſung vorgenommen wurden und zwar nach L. 40 0) 
der Geſchäftsordnung. 

Nun ſind durch die Anträge des Herrn 
Dr. Ofner zu F. 12 textliche Unrichtigkeiten, das 
heißt Incongruenzen zwiſchen §. 1 und §. 12 ent 
ſtanden. Dieſelben wären dahin richtigzuſtellen, dass 
in dem zweiten Alinea des 8. 1 in der vorletzten 


erſt in einem ſpäteren Zeitpunkte“ zu ſetzen find. 

Ich beantrage nun, daſs jetzt bei der dritten 
Leſung dieſe teptliche Anderung, welche wie 
geſagt, begründet iſt in der meritoriſchen Anderung 
des §. 12, die durch die Anträge des Herrn Dr. 
Ofner in der zweiten Leſung herbeigeführt wurde, 
vorgenommen werde. 


Präſident: Ich erſuche jene Herren, welche 
das vorliegende Geſetz mit der vom Herrn Bericht- 
erſtatter vorgeſchlagenen Anderung in der Formulirung 
annehmen wollen, fich zu erheben. (Geschieht.) Das 
Geſetz, betreffend Begünſtig ungen für Ge⸗ 
bäude mit geſunden und billigen Arbeiter⸗ 
wohnungen iſt in dritter Lefung angenommen 
(gleichlautend mit 1370 der Beilagen). 

Die im Laufe der Debatte eingebrachten Reſo⸗ 
lutionen werde ich über Antrag des Herrn Bericht⸗ 
erſtatters mit Zuſtimmung des hohen Hauſes dem 
Steuerausſchuſſe zuweiſen. (Wach einer Ntuer:) Es 
wird keine Einwendung erhoben, ich werde alſo die 


| Zuweiſung veranlaſſen. 
nommen und hiemit das Geſetz in zweiter Leſung 


Wir gelangen nun zum nächſteu Gegenſtande 
der Tagesordnung, das iſt der Bericht des Steuer⸗ 
ausſchuſſes über die Initiativanträge des 
Abgeordneten Dr. Brzorad und Genoſſen, 


f Nr. 99 der Beilagen, XVII. Seſſion ex 1901, 
Berichterſtatter Dr. Chiari: Ich beantrage 


des Abgeordneten Kaiſer und Genofſen, 
Nr. 225 der Beilagen derſelben Seſſion, und 
des Abgeordneten Dötz und Genoſſen, 
Nr. 386 der Beilagen derſelben Seſſion, 
wegen Anderung des Geſetzes vom 12. Juli 
1896, R. G. Bl. Nr. 118, über die Abſchreibung 
der Grundſleuer und über die Petitionen 
des. Obſtbanvereines für Mittelſteiermark, 
Nr. 1754/ K. II., und des Centralausſchuſſes 
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Haus der Abgeordneten. — 154. Sitzung 


der XVII. Seffion am 14. Juni 1902. 14191 


Beginn der Sikung: 11 Uhr 15 Minuten vurmittags. 


Vorſitzender: Präſident Graf Vetter, Vice⸗ 
präſident Kaiſer, Vicepräſident Dr. Zäkek. 

Schriftführer: Freiherr v. Ehrenfels, 
Dr. Ferri, Udrzal, Dr, Stojau. 


Auf der Miniſterbank: Miniſterpräſident und 
Leiter des Miniſteriums des Innern Dr. v. Koerber, 
Miniſter für Landesvertheidigung Feldzeugmeiſter 
Graf Welſersheimb, Eiſeubahnminiſter Dr. Ritter 
v. Wittek, Finanzminiſter Dr. Ritter Böhm v. 
Bawerk, Handelsminiſter Freiherr v. Call, Acker ⸗ 
bauminiſter Freiherr v. Giovanelli, Minifter Dr. 
Pietak. 


Auf der Bank der eie e 
Sectionschef Dr. Liharzik, Miniſterialrath Dr. 


Röll des Eiſenbahnminiſteriums, Sectionschef v. 


Froſchauer, Miniſterialrath Dr. Ritter v. Beck, 
Miniſterialcath Dr. v. Scheuchenſtuel des Finanz⸗ 
miniſtertums. 


Präſident: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet und conſtatire die Beſchluſsfähigkeit 
des hohen Hauſes. 


Das Protokoll über die Sitzung vom 12. d. M. 
iſt unbeanſtändet geblieben, demnach als genehmigt 
anzuſehen; jenes über die Sitzung vom 13. d. M. liegt 
im Burcau zur Einſicht auf. 


Die Herren Abgeordneten Dr. Kern und Dr. 
Schreiner haben ihr Fernbleiben von der heutigen 
Sitzung entſchuldigt. 


Laut Zuſchrift des Herrn Eiſenbahnminiſters 
hat das Geſetz über den Bau der Eiſenbahnen 
von Sarajevo bis zur Sandſchakgrenze im 
Limthale nächſt Uvae mit einer Abzweigung 
über Visegrad bis zur ſerbiſchen Grenze im 
Rzavathale nächſt Vardiste, Bugojno⸗Arzano 
und Doboj⸗Samaé die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Vom Präſidium des Herrenhauſes find zwei 
Zuſchriften eingelangt, um deren Verleſung ich 
erſuche. 


Schriftführer Freiherr v. Ehrenfels (liest): 


„Das Herrenhaus hat in ſeiner Sitzung vom 
13. d. M. den mit der Zuſchriſt vom 22. März 1901, 
8. 1476/ A. H., ntitgetheilten Beſchluſs des Abgeord⸗ 
netenhauſes über den Eutwurf eines Geſetzes, be⸗ 
treffend: die Aufhebung der ärariſchen 
Straßen- und Überfahrtsmauten (1402 der 


Beilagen), auf Grundlage des anverwahrten Com- 
miſſionsberichtes in Verhandlung genommen und iſt 
dieſem Beſchluſſe in dritter Leſung mit den aus der 
Aulage erſichtlichen Anderungen beigetreten. 

Hievon beehrt ſich das Präfidium des Herren⸗ 
hauſes gemäß 8. 10, Alinea 4 des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrathes das Präſidium 
des Abgeordnetenhauſes wegen der weiteren verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung in Keuntujs zu ſetzen. 


Wien, 13. Juni 1902. 
Alfred Fürſt Windiſch⸗Graetz. 


Jauner, 
Schriftführer.“ 


„Das Herrenhaus hat in ſeiner Sitzung vom 
13. d. M. den von der k. k. Regierung eingebrachten 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Schutz 
des Zeichens und Namens des rothen Krenzes 
auf Grundlage des anverwahrten Tommiſſtons⸗ 
berichtes in Verhandlung genommen und demſelben in 
dritter Leſung die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung mit 
den aus der Anlage erſichtlichen Anderungen ertheilt. 

Hievon beehrt ſich das Präſidinm des Herren- 
hauſes gemäß $. 10, Alinea 4 des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrathes das Präſidium des 
Abgeorduetenhauſes wegen der weiteren verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung in Kenntnis zu ſezen. 


Wien, 13. Juni 1902. 
Alfred Fürſt Windiſch⸗ Graetz. 


Jauner, 
Schriftführer.“ 


Präſident: Ich werde dieſe Zuſchriften des 
Herreuhauſes in Druck legen und vertheilen laſſen 
nud dieſelben ſodann der geſchäftsorduungsmäßigen 
Behandlung zuführen. 


Laut einer weiteren Zuſchrift des Präſidiums 
des Herrenhauses iſt dasſelbe in feiner Sitzung vom 
13. d. M. dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes 
über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
Begünſtigungen für Gebäude mit geſunden 
und billigen Arbeiterwohnungen in dritter 
Leſung ohne Anderung beigetreten. 


Vom k. k. Kreisgerichte Wiener⸗Neuſtadt iſt eine 
Zuſchrift in einer den Herru Abgeordneten Herzog 
betreffenden Immunitäts angelegenheit — Ver⸗ 
gehen gegen die Sicherheit der Ehre — eingelangt. 

Ich habe dieſe Zuſchriſt dem Immunitäts⸗ 
ausſchuſſe zugewieſen. 
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Haus der Abgeordneten. — 158. Sitzung der XVII. Seſſion am 16, October 1902. 


endlich der Geſetzentwurf, 

betreffend die Ausdehnung der zeit⸗ 
lichen Befreiung von der Haus zinsſteuer für 
Umbauten, welche im Gebiete der Stadt- 
gemeinde Troppau aus öffentlichen Aſſa⸗ 
nirungs⸗ oder Verkehrsrückſichten vorge⸗ 
nommen werden. 

Dieſe Geſetzentwürfe haben mit Ausnahme der 
vier erſtgenannten laut Zuſchriften der betreffenden 
Herren Miniſter auch bereits die Allerhöchſte 
Sauction erhalten. 

Außerdem haben während der Vertagung des 
Hauſes die Allerhöchſte Sanction erhalten die 
Geſetzentwürfe, 

betreffend die Verwendbarkeit der 
Eifenbahnſchuldſcheine der Landesbank des 
Königreiches Böhmen zur fruchtbringenden 
Anlegung von Stiftungs-, Pupillar⸗ und 
ähnlichen Capitalien; 

betreffend die Verwendbarkeit der 
Communal- und Eiſenbahnſchuldverſchrei⸗ 
bungen der Landesculturbank der Mark⸗ 
grafſchaft Mähren zur fruchtbrin genden An⸗ 
legung von Stiftungs-, Pupillar⸗ und ähn⸗ 
lichen Capitalien; 

betreffend die Verwendbarkeit der 
Theilſchuldverſchreibungen des dalmatini⸗ 
ſchen Communalanlehens von 600.000 K zur 
fruchtbringenden Anlegung von Stiſtungs⸗, 
Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien; 

betreffend Begünſtigungen für Gebäude 
mit gefunden und billigen Arbeiterwoh⸗ 
nungen; 

betreffend die Verwendbarkeit derTheil⸗ 
ſchuld verſchreibungen des von der Stadt 
Graz aufzunehmenden Anlehens von 14 Mil- 
lionen Kronen zur fruchtbringenden Un- 
legung von Stiftungs-, Pupillar- und ähn⸗ 
lichen Capitalien; 

dann der Gefetzentwurf, betreffend die 
Aufhebung der ärariſchen Straßen- und 
über fahrtsmauten 

und endlich der Geſeentwurf, womit 
das Geſetz vom 28. März 1892, R. G. Bl. 
Nr. 61, bezüglich der Gewährung von unver⸗ 
zinslichen Vorſchüſſen zur Wie derherſtellung 
von durch die Reblaus zerſtörten Weingärten 
abgeändert wird. 

In Immunitätsangelegenheiten ſind zwei 
Zuſchriften des k. k. Kreisgerichtes Wiener⸗Neu⸗ 
ſtadt, betreffend den Abgeordneten Herzog, 
eingelangt. In beiden Fällen handelt es ſich um Ver⸗ 
gehen gegen die Sicherheit der Ehre. 

Ferner ſind Zuſchriften eingelangt vom Be⸗ 
zirksgerichte Cilli, betreffend den Abgeordneten 
Ritter v. Berks (wegen Übertretung des §. 427 
Strafgeſetz), dann vom Bezirksgerichte Mähriſch⸗ 


Trübau, betreffend den Abgeordneten Nieger 
(wegen Übertretung gegen die Sicherheit der Ehre), 
und vom Bezirksgerichte für Strafſachen in Brünn, 
betreffend den Abgeordneten Hybes (wegen Über⸗ 
tretung gegen die Sicherheit der Ehre). Ich habe 
dieſe Zuſchriften dem Immunitätsausſchuſſe zu⸗ 
gewieſen. 

Die ſeinerzeit geſtellten Auslieferungsbe⸗ 
gehren wurden zurückgezogen vom: 

Bezirksgerichte Graz, betreffend den Abgeord⸗ 
neten Malik, 

vom Bezirksgerichte Lancut, betreffend den 
Abgeordneten Wilk, 

vom Landesgerichte in Strafſachen zu Wien, 
betreffend den Abgeordneten Schuh meier, ſowie den 
Abgeordneten Wrabetz; 

vom Bezirksgerichte Poſtelberg, betreffend den 
Abgeordneten Kliemann, 

und vom Bezirksgerichte Gkogoͤw, betreffend den 
Abgeordneten Szajer. 

Die dieſe Fälle betreffenden Immunitätsacten, 
ſowie die bereits vorliegenden Berichte des Immu⸗ 
nitätsausſchuſſes, Nr. 1256, 1271 und 1321 der 
Beilagen, find demnach geg enſtandslos geworden, 
und es werden nunmehr die bezüglichen Gerichtsatten 
den Gerichten zurückgeſtellt werden. 


An Druckſchriften ſind eingelangt: 


vom Handelsminiſterium: 


50 Exemplare des „Berichtes der k. k. Gewerbe⸗ 
inſpectoren über ihre Amtsthätigkeit im Jahre 1901“; 

10 Exemplare des 3. Heftes des LX XX. Bandes 
der „Nachrichten über Induſtrie, Handel und Ver⸗ 
kehr“; 

10 Exemlare der „Statiſtik des Zwiſchenver · 
kehres zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern und den Ländern der 
ungariſchen Krone im Jahre 1901“; 

12 Exemplare der „Statiſtik des answärtigen 
Handels des öſterreichiſch⸗ungariſchen Zollgebietes im 
Jahre 1901 (J. Band, 1. und 2. Abtheilung)“; 

je 10 Exemplare des Juui⸗, Juli- und Auguſt⸗ 
Heftes der „Statiſtiſchen Überſichten, betreffend den 
auswärtigen Handel- des öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Zollgebietes im Jahre 1902“; 

10 Exemplare des Juni⸗ Heftes der „Monat⸗ 
lichen Nachweiſe des Zwiſchenverkehres zwiſchen den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
und den Ländern der ungarischen Krone im 
Jahre 1902“; 

2 Exemplare der Publication „Die Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen der Arbeitgeber zu Gunſten ihrer An⸗ 
geſtellten und Arbeiter in Oſterreich (J. Theil, 
1. Heft)“; n 

10 Exemplare der „Überficht der von den Ge⸗ 
werbebehörden J. und II. Inſtanz im Jahre 1901 
fabriksmäßig betriebenen Gewerbeunternehmungen 
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Darum bitte ich Seine Excellenz den Herrn 
Präſidenten des hohen Hauſes, den Herrn Miniſter 
für Landesvertheidigung verſtändigen zu wollen, 
daſs es ſeine Pflicht iſt, meine Interpellationen 
zu beantworten (lebhafte Zustimmung) oder ger 
ſchäftsordnungsmäßig die Gründe anzuführen, warum 
er Re nicht beantworten will. (Zustimmung, 
Abgeordneter Choc: Überhaupt muss er antworten!) 
Ja. gewiſs! Übrigens, der Herr Miniſter kann über⸗ 
zeugt ſein, daſs, wie immer ſeine Antwort lauten wird, 
wir Kroaten auch zur gemeinſamen Armee jedes 
Vertranen und jede Hoffnung verloren haben (Hört! 
Hört ), da wir von allen, auch von den maßgebendſten 
Factoren dieſer Monarchie, verrathen und verlaffen, 
worden find. 

Wir vertrauen und hoffen nur auf deu allmäch⸗ 
tigen Gott und auf unſer heiliges Recht (Beifall) 
und warten auf die unvermeidlichen hiſtoriſchen Er ⸗ 
eigniſſe! ¶ Leblafter Beifall und Händeklatschen. — 
Redner wird beglüchwünscht.) 


Präſident: Ich werde den Inhalt dieſer 
Anfrage Seiner Execellenz dem Herrn Landesver⸗ 
theidigungsminiſter zur Kenntnis bringen. 

Zu einer Anfrage an den Präfidenten hat ſich 
der Herr Abgeordnete Hybes zum Worte gemeldet; 
ich ertheile ihm das Wort. 


Abgeordneter Hybes: Meine Herren! Wir 
haben im vorigen Jahre eine Vorlage ſo halb und 


halb zum Geſetze gemacht, welche den ſtolzen Titel 


führt: „Begünſtigungen für die Erbauung von 
geſunden und billigen Arbeiterwohnungen“. 


Dieſe Vorlage iſt äußerlich wirklich als eine 


Arbeitervorlage gedacht, thatſächlich aber iſt ſie mehr 
ein Geſetz zu Gunſten der Fabrikanten. 
Dieſe Vorlage ward nun, wie geſagt, nur halb 


gemacht, weil fie die Beſtimmung enthält, dafs fie! 


geſetzliche Kraft nur in jenen Kronländern erhält, in 
welchen ſie weiter ausgeſtaltet wird. Wenn nun dieſe 
Vorlage ſchon als Arbeitervorlage gedacht iſt, ſo 
möchte ich, dass fie doch endlich einmal in den öſter⸗ 
reichiſchen Ländern Geſetzeskraft erhält. 


Wir ſchreiten zur Fortfegung der Ver⸗ 
handlung über den Bericht des Nothſtands⸗ 
ausſchuſſes. 

Ich ertheile zunächſt das Wort dem Referenten 
Herrn Abgeordneten Steiner. 


Berichterſtatter Steiner (von der Tribüne): Es 
ſind mir heute Dringlichkeitsanträge überreicht 
worden, welche in der letzten und in der heutigen 
Sitzung eingebracht worden find, Mit Rückſicht auf 
die bevorſtehende Vertagung des hohen Hauſes erlaube 
ich mir an das hohe Hans die Bitte zu ſtellen, dass 
dieſe Anträge mit in die Verhandlung einbezogen 
werden. 


Präſident: Wenn gegen dieſen Vorſchlag keine 
Einwendung erhoben wird, werde ich dieſe Anträge in 
die Verhandlung miteinbeziehen. (Nach einer Pause:) 
| Da keine Einwendung erhoben wird, werde ich fo vor⸗ 
gehen. 
| Zum Worte gelangt der nächſte Contra-Redner, 
der Herr Abgeordnete Dr. Silen h. Ich ertheile ihm 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Sileny: Hohes Haus! Meine 
| fürfprechenden Worte in dieſer Debatte ſind den Ele⸗ 
| mentar- und Überſchwemmungsſchäden in Mähren ge⸗ 
widmet. Vor allem will ich über die Schäden im Neu⸗ 
ſtädter politiſchen Bezirke ſprechen, der am 19. Juli 
d. J. von einem heftigen Hagelwetter hart betroffen 
wurde. 

Es war dasſelbe Hagelwetter, welches um dieſe 
Zeit eine Unzahl von politiſchen Bezirken in Böhmen 
heimgeſucht hatte. In Böhmer iſt ſofort ein Actions⸗ 
hilfscomite zuſammengetreten. Die Behörden und der 
Laudesausſchuſs haben ihre Pflicht gethan, um raſch 
Hilfe zu bringen. 

Ich habe wiederholt an competenter Stelle auf 
die Größe des Schadens hingewieſen, und ihn mit 
dem großen Schaden in Böhmen verglichen, und habe 
namentlich für den Neuſtädter politiſchen Bezirk, ſowie 
für einige Gemeinden des Groß⸗Meſeritſcher Bezirkes 
dieſelbe Hilfe beanſprucht, wie ſie in Böhmen und zu 


Nachdem ſich bis jetzt, wie ich glaube, nur die gleicher Zeit im nördlichen Mähren gewährt worden iſt. 
Landtage von Niederöſterreich und Oberöſterreich mit Meine Rufe in diefer Beziehung verhallten jedoch er⸗ 
dieſer Vorlage befaſst und fie zum Geſetze erhoben folglos, und die dortigen Bewohner, welche in ein 


haben, jo erlaube ich mir, den Herrn Präfidenten zu 
fragen, ob er geneigt wäre, dem Herrn Miniſter 
präſidenten nahezulegen, daſs er ſich dafür einſetze, 


dass dieſe Vorlage im Laufe der gegenwärtigen Land⸗ 


tagsſeſſionen anch in Mähren, Böhmen und überhaupt 
in jenen Ländern, wo fie noch nicht Geſetzeskraft er⸗ 
langt hat, zur Erledigung kommt. (Ber all.) 


Präfideut: Ich werde Seiner Excellenz dem 
Herrn Miniſterpräſidenten von dem Inhalte dieſer 
Anfrage Mittheilung machen. 


unſägliches Elend, ſowie die Bewohner in Böhmen 
und im nördlichen Mähren geſtürzt wurden, müſſen 
auf die regelmäßige Erledigung ihrer Geſuche um 
Subventionen warten. Bei derartigen Gelegenheiten 
iſt es ſehr wichtig, dafs eine Zufriſtung der Steuer⸗ 
zahlung erfolge. In dieſer Beziehung wurden Ein⸗ 
gaben überreicht, aber auch die müſſen auf die Er 
ledigung warten, wie in normalen Zeiten. Es wird 
auf den Umſtand, dass dieſe Gegenden von einem 
derartigen Unglücke betroffen wurden, keine Rückſicht 
genommen. 


| 


Abschnitt 14: 


Bericht des Steuerausschusses über die Reform der 


Gebäudesteuern vom 2. Juni 1909 


Antrag betreffend die Wohnungsreform vom 20. Oktober 1909, 
Bericht des Teuerungsausschusses betreffend die Schaffung 


eines Wohnungsfürsorgefonds vom 28. Mai 1910 


Bericht des Teuerungsausschusses vom 24. November 1910 
betreffend Schaffung eines Wohnungsfürsorgeamtes 

und Einführung der Wohnungsinspektion über die Regelung 
der Kündigungsfristen bei Arbeiterwohnungen, über die 
Bekämpfung des Bodenwuchers und Enteignung zu 


Wohnungszwecken 


Debatte vom 24. Juni 1910 bis 1. Juli 1910 und vom 24. November 
1910 bis 29. November 1910 


Antrag betreffend Gesetz über die Enteignung zu Wohnzwecken 


vom 1. Dezember 1910 


Zuweisung an den Teuerungsausschuss 
am 14. Dezember 1910 


Zustimmung des Herrenhauses 
vom 21. Dezember 1910 


817 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XIX. Seſſion 1909. 1 


Bericht 


Stkeuerausſchufles 


über 


das Ergebnis der Generaldebatte über die Beform der Gebäudeſteuern. 


Der Steuerausſchuß hat auf Wunſch der Regierung den ganzen Komplex aller Fragen in Verhandlung 
gezogen, die ſich auf die in Ausſicht ſtehende Reform der Gebäudeſteuern beziehen. Die Verhandlungen ſollten 
„der Regierung die Möglichkeit bieten, die Wünſche und Meinungen der Ausſchußmitglieder kennen zu lernen 
„nd ihr dadurch die Einbringung einer entſprechenden Vorlage erleichtern. 
ö Der Steuerausſchuß hat feine Aufgabe in der Zeit vom 4. Juni 1909 bis 2. Juli 1909 in fieben 
Sitzungen erledigt, an denen außer dem Herrn Finanzminiſter Herr Sektionschef Dr. Mayr und die 
(Herren Miniſterialräte Dr. Reiſch und Dr. Globotſchnig als Vertreter der Regierung teilnahmen. Als 
Grundlage für die Verhandlungen dienten naturgemäß die von der Regierung in der XVIII. Seſſion ein⸗ 
: gebrachten Entwürfe zu Reformen der Hauszins⸗, Hauswert⸗ und Hausklaſſenſtener, mit welch letzterem der 
hom Herrn Finanzminiſter in der XIX. Seſſion eingebrachte Geſetzentwurf über die Hausklaſſenſteuer 
‚äbereinftinmt. 


Aus der Debatte gingen nachſtehende Anregungen hervor: 


I. Die Hauszinsſteuer iſt dahin zu reformieren, daß ſie in eine Hausertragſteuer und in eine Abgabe 
auf den Wohnungsaufwand gefpalten wird, damit die Steuernachläſſe den Mietern zukommen und die 
Belaſtung der kleineren Wohnungen vermindert werde. (Abgeordnete Dr. Diam and und Dr. Renner) 


II. 1. Neubauten erhalten im allgemeinen Steuerbegünſtigungen. 


2. Spezielle Steuerbegünſtigungen werden ſolchen Neubauten gewährt, die überwiegend kleine und 
‚mittlere Wohnungen enthalten, wenn die Verzinſung des inveſtierten Kapitals nicht ein gewiſſes Maximum 
lüberſteigt. 

3. Bei alten Häuſern, das iſt bei Häufern, die nicht unter Neubauten ſubſumiert werden, iſt eine 
»Steuerbegünſtigung zu gewähren — in bezug auf mittlere und kleine Wohnungen — jedoch nur dann: 


a) wenn ſie Eigentum von Wohn⸗ und Baugenoſſenſchaften, Gemeinden oder ſonſtigen zur öffentlichen 
Rechnungslegung verpflichteten Gemeinſchaften ſind oder von ſolchen Gemeinſchaften behufs Weiter⸗ 
vermietung auf längere Zeit in Miete genommen werden, und 

b) wenn zugleich die Steuerbegünſtigung im Nachlaß an Mietzins voll zum Ausdruck kommt. Gegen 

N Scheingeſchäfte ſind Kautelen zu ſchaffen. 
! 4. Es ift eine Zentralwohnungskaſſe zu bilden, die zum Zweck Hätte: 
a) den Bau von kleineren und mittleren Wohnungen im allgemeinen, ſowie 
b) den Kauf von ſchon beſtehenden, ſolche Wohnungen enthaltenden Häuſern durch sub 3 angeführte 
Gemeinſchaften in der Weiſe zu fördern, daß secundo loco Hypotheken bis zur Geſamtbelaſtung von 
85 bis 90 Prozent des Wertes gewährt werden. 
a 5. An die sub 4 genannte Zentralkaſſe hat der Staat jährlich einen bedeutenden Betrag aus dem 
1 Ertrage der Hauszinsſteuer abzuliefern und nach Maßgabe dieſer einfließenden und der Höhe der künftig zu 
erhoffenden Beträge ſowie der Sicherheit der sub 4 erwähnten Kreditoperationen find Schuldverſchreibungen, 
Heziehungsweiſe Pfandbriefe von der Zentralwohnungskaſſe herauszugeben. (Abgeordneter Dr. Adolf Groß.) 

III. Es iſt eine progreſſive Hauszinsſteuer einzuführen, von der die kleinſten Wohnungen befreit ſein 
folfen. (Abgeordneter Dr. Eugen Lewickyj.) ö 
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IV. Die k. k. Regierung wird aufgefordert, in der einzubringenden Geſetzesvorlage betreffend die Haus⸗ 
wertſteuer den Steuerertrag von jenen Gebäuden, welche nach 8 122 der früheren Regierungsvorlage ſteuer⸗ 
pflichtig wären, mit 2, 460.000 K zu kontingentieren. Dieſes Kontingent ſoll von zwei zu zwei Jahren um 
2°4 Prozent erhöht werden. Es bleibt der Regierung überlaſſen, unter den verſchiedenen in Vorſchlag 
gebrachten Formen der Verteilung unter die Steuerpflichtigen diejenigen auszumitteln, welche dem Zwecke einer 
gerechten Verteilung am beſten entſpricht. Die IV. Klaſſe der Erwerbſteuerträger ſoll in jedem Falle von dieſer 
Steuer frei bleiben. (Abgeordneter Dr. Heinrich v. Oberleithner.) 


V. Die Gebäudeſteuer darf nicht nur auf dem Gebiete der Hausklaſſenſteuer reformiert werden, ſondern 
es muß eine Reform der ganzen Gebäudeſteuer, alſo auch der Hauszinsſteuer durchgeführt werden. ce 
neter Dr. Renner.) 


VI. Die Regierung wird aufgefordert, im neuen Entwurfe die, Wohngebäude von den Werksgebäuden, ? 
die Wohnräume von den Werksräumen durchgängig zu unterſcheiden und eine gleichmäßige Beſteuerung den) 
landwirtſchaftlichen, gewerblichen, induſtriellen und kaufmänniſchen Werksräume anſtatt der früher geplanten 
Hauswertſteuer durchzuführen. (Abgeordneter Dr. Renner.) 


VII. Die Regierung wird aufgefordert, die Reform der Grundſteuer dadurch anzubahnen, daß der 
Reinertragsparzellenkataſter durch den Gutskataſter erſetzt und die Steuer nach dem Gutsertrage progreſſiv 
geſtaltet wird. (Abgeordneter Dr. Renner.) 


VIII. Die Erhaltungskoſten ſollen bei der Hauszinsſteuer von 15 Prozent auf 30 Prozent erhöht 
werden. (Abgeordneter Rienöſsl und Silberer.) 


IX. Die Regierung wird aufgefordert, den vorjährigen Entwurf insbeſondere dahin abgeänder. 
vorzulegen: 

1. daß die Herabſetzung des Steuermaßes allmählich, aber ziffermäßig beſtimmt bis zum Maße der 
anderen direkten Steuern, alſo bis zu 5 Prozent des Steuerfußes herabgeſetzt werde. Dann wird ſich nach 
dem Geſetze der Nachfrage der Wohnzins von ſelbſt herabſetzen, was nach der vorjährigen Vorlage nicht zu 
erwarten ſteht; 

2. daß die Differenzierung zwiſchen A- und B-Steuergemeinden aufgegeben werde und alle Hauszius⸗ 
ſteuerpflichtigen gleich belaſtet werden; 

3. daß über die Steuerfreiheit der Neubauten die im Geſetze vom 25. März 1880 enthaltenen 
Beſtimmungen in Geltung bleiben. (Abgeordneter Dr. Vrtal.) 


Mehr als Anregungen und ihre Begründungen zu geben, konnte jetzt nicht Aufgabe des Ausſchuſſes 
ſein. Eine Abſtimmung über die vorſtehend angeführten Sätze hat deshalb nicht ſtattgefunden. Wohl N 
einigte ſich der Ausſchuß auf den Antrag des Abgeordneten Dr. Urban: 

„Der Steuerausſchuß ſpricht feine Wohlmeinung dahin aus, die k. k. Regierung möge zu der Geſetzes 
vorlage betreffend die Abänderung der Hausklaſſenſteuer in der Herbſtſeſſion dem Hauſe auch den Geſetz⸗ 
entwurf über die Reform der Gebäudeſteuer einſchließlich der Beſteuerung der Fabriks⸗ und Werkſtätten⸗ 
gebäude mit tunlichſter Berückſichtigung der im Steuerausſchuſſe gegebenen Anregungen zur gemeinigafslhen 
Beratung und Beihlußfaffung vorlegen.“ 

Dieſer Antrag wurde zum Beſchluß erhoben. 

Der Herr Finanzminiſter gab darauf i in der Ausſchußſitzung vom 2. Juli l. J. die Erklärung ab, dem 
Wunſche des Ausſchuſſes entſprechend, einen Geſetzentwurf über die Reform der Gebäudeſtener mit der 
gewünſchten tunlichſten Berückſichtigung der im Ausſchuſſe gegebenen Anregungen zu Beginn der Herbſtſeſſion 
1909 einzubringen. 


} 


Wien, 2. Juli 1909. 


Dr. Koff Lewyrkxi, 


Obmann. 


Arnold Riefe, 
Schriftführer. 
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Antrag 


des 
Abgeordneten Cerny und Genoſſen, 


betreffend 
die Mohnungsreform. 


Das Abgeordnetenhaus wolle beſchließen: 
„Das Miniſterium für öffentliche Arbeiten wird aufgefordert: 
N 1. dem Abgeordnetenhauſe den Entwurf einer Novelle zu dem Geſetze vom Jahre 1902, betreffend die 
Arbeiterwohnungen, vorzulegen, durch welche insbeſondere die hygieniſchen und zweckmäßigen Anforderungen 
an den Ban von Arbeiterwohnungen ergänzt und verbeſſert werden; 
2. vom Abgeordnetenhauſe die Bewilligung eines Fonds zur finanziellen Unterſtützung der Beſtrebungen 
gemeinnütziger Wohnungsreformvereine, insbeſondere zum Zwecke der Bewilligung billigen Baukredits auch 


in der zweiten Hypothek in Anſpruch zu nehmen; 
3. im Einvernehmen mit dem Miniſterinm des Innern dahin zu wirken, daß die verfügbaren Kapitalien 


und Überſchüſſe der Arbeiterunfallverſicherungsanſtalten, Sparkaſſen und Vorſchußkaſſen zur Unterſtützung des 
Baues billiger Arbeiterwohnungen verwendet werden.“ 

Ju formeller Beziehung wird beantragt, die Zuweiſung dieſes Antrages ohne erſte Leſung an den 
ſozialpolitiſchen Ausſchuß vorzunehmen. j 
Wien, 20. Oktober 1909. 


Cerny. 
Auſt. Hackenberg. Lukas. David. 
Daszyniski. K. Seitz. Smitka. Habermann. 
Diamand. L. Winarsky. Tomäsek. Skaret. 
Kunicki. Pernerſtorfer. Wutſchel. Rieſe. 
Liebermann. Tomſchik. Dötſch. Tuppy. 
Moraczewski. Sof. Nemec. L. Widholz. Beer. 
Hudec (Lemberg). Schloſsnikel. Freundlich. Scabar. 
Pik. Palme. Nieſsner. Remes. 
Reumann. Glöckel. Schrammel. Reitzner. 
Bretſchneider. Binovec. Höger. Hornof. 
Grigorovici. Rieger. Reſel. Filipinsky. 
Pongratz. Bösmüller. Seliger. Johanis. 


Aus der k. k. Hof und Staatsdruckerei. 
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Bericht 


Teuerungsausſchufſes 
über 


den Antrag der Abgeordneten Dr. Adalf Groß und Neumann, beiteffenh die 


Beilage I. 


1. Allgemeine Br- 
merkungen. 


Schaffung eines MWohnungsfürſorgefonds. 


Der Teuerungsausſchuß hat vom hohen Hauſe den Auftrag erhalten 
Maßregeln zur Bekämpfung der Teuerung vorzuſchlagen. 

In Ausführung dieſes Auftrages hat der Teuerungsausſchuß behufs Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsteuerung über den Antrag der Abgeordneten Dr. Adolf 
Groß und Reumann beſchloſſen, dem hohen Hauſe den Geſetzentwurf über die 
Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds sub Dee 1 zur verfaſſungsmäßigen 
Erledigung vorzulegen. 


Der Aufwand für die Wohnung bei der minderbemittelten Bevölkerung 
und ſelbſt beim Mittelſtande abſorbiert bei den heutigen Tenerungsverhältniſſen 
zirka 25 Prozent des Einkommens. Tatſache iſt, daß die Wohnungen von Jahr 
zu Jahr, ja ſelbſt im Laufe eines Jahres mehrmals im Preiſe ſteigen, die 
Wohnungsmiete wird für den kleineren Mann unerſchwinglich. Der kleine Mann 
muß ſein Haus meiden, weil er dort keinen Platz hat. Perſonen verſchiedener 
Geſchlechter ſchlafen in gemeinſamen Räumen, fremde Perſonen werden als Bett- 
geher aufgenommen, um die hohen Mietkoſten beſtreiten zu können, infeftiöfe 
Krankheiten finden den üppigſten Nährboden, das Aftermieter- und Bettgeher⸗ 
weſen verbreitet ſich in einem erſchreckenden Maße. 

Für die breiten Maſſen der Bevölkerung iſt die Wohnungs- 
frage eine Geſundheits- und Exiſtenzfrage. 

Mißſtände in bezug auf Kleinwohnungen herrschen überall — in Öfter- 
reich kommen ſie am grellſten zur Erſcheinung, weil hier die ſtaatliche Hauszins⸗ 
ſteuer ſamt den autonomen Zuſchlägen die Wohnungen in exorbitanter Weiſe 
belaftet und verteuert. Die öſterreichiſche Geſetzgebung hat mit Geſetz vom 
Jahre 1902 den Verſuch gemacht, durch ſehr bedeutende Steuer⸗ 
begünſtigungen den Bau von Arbeiterwohnungen zu fördern. Laut Mit⸗ 
teilung der k. k. ſtatiſtiſchen Zentralkommiſſion ſind bis April 1909 im ganzen 
Reich 110 Wohnungsanlagen mit 24 jähriger Steuerfreiheit der ganzen Anlage 
und 145 Wohnungsanlagen mit 24jähriger Steuerfreiheit einzelner Häuſer auf⸗ 
geführt worden. Die Zahl der Häuſer bis Ende 1908 beträgt 498. Ausführliche 
Daten find aus der nach der foeben erſchienenen Statiſtik über die Ergebniſſe des 
Arbeiterwohnungsgeſetzes ex 1902 in den Jahren 1902 bis inkluſive 1908 
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Tabelle I. 


II. Sfaatlſidpe 
Wyhnungsfürſorge 
im Auslande. 


Deutſchland. 


Bundesſtaatliche und Reichs ⸗ 


wohnungsfürſorge. 


zuſammengeſtellten Tabelle I erſichtlich. Der Erfolg ift daher vollſtändig aus⸗ 
geblieben, hauptſächlich deshalb, weil das Geſetz aus fiskaliſchen Rückſichten das 
Anwendungsgebiet ſtark eingeengt hat. 
Eine Novellierung des Geſetzes, um ſein Anwendungsgebiet zu erweitern, 
iſt bis nun nicht in Angriff genommen worden. 
Die Regierungsvorlage über die Gebäudeſteuerreform enthält 
hierüber ebenfalls keine Beſtimmungen. 


Die Erfahrungen, die in anderen Staaten gemacht wurden, haben übrigens 
ergeben, daß ſelbſt ergiebige ſpezielle Steuerbegünſtigungen für Kleinwohnungen 
für ſich allein nicht genügen, um den Mangel an Kleinwohnungen zu beheben, 
es müſſen vielmehr bedeutende und billige Geldmittel der Produk- 
tion von Kleinwohnungen zur Verfügung geſtellt werden, und zwar in der Weiſe, 
daß die Spekulation ausgeſchaltet werde und der Effekt der Aktion den Mietern 
dauernd zunutze komme. 

Am ſicherſten verfährt man, wenn der billige Kredit, welcher zur Ver⸗ 
billigung der Kleinwohnungen zu dienen hat — direkt denjenigen zur Verfügung 
geſtellt wird, die die Wohnungen benötigen — alſo den Mietern, damit fie 
möglichſt Billig bauen und dann auch billig und gut wohnen. 

. Der Kredit iſt daher in erſter Linie für Genoſſenſchaften der Mieter 
beſtimmt. Die Mieter ſichern ſich in der Weiſe billige und geſunde Wohnungen 
und ſind gegen Kündigung und Mietsſteigerung geſchützt, andrerſeits muß 


Sicherheit geboten werden, daß die Begünſtigungen nicht zu Spekulationszwecken 


ausgenützt werden, daß ſomit eventuell, wenn der jetzige Mieter aus welchen 
Gründen immer zurücktreten würde, ſein Nachfolger ebenfalls keine höhere Miete 


zahlen werde, deshalb iſt die Kredithilfe auf „gemeinnützige“ Baugenoſſen⸗ 


ſchaften zu beſchränken. 
Im Auslande hat man mit gemeinnützigen Baugenoſſeuſchaften ſehr gute 
Erfahrungen gemacht. 
Die Genoſſenſchafter zahlen im allgemeinen nur 10 Prozent der Ge⸗ 
ſamtkoſten als Anteile ein, während die reſtlichen 90 Prozent durch Kredit be⸗ 


ſchafft werden, nämlich auf den erſten Satz 50 bis zirka 60 Prozent durch 


mündelſichere Belehnung ſeitens der Sparkaſſen, Hypothekenanſtalten uſw., 
während auf den zweiten Satz 30 Prozent, beziehungsweiſe 40 Prozent gegen 
mäßige Verzinſung durch ſtaats⸗ oder gemeindeſeitige Belehnung, beziehungs⸗ 
weiſe auf Grund der Garantie des Staates oder der Gemeinde oder größerer 
kommunaler Verbände die Kapitalien von Anſtalten der Sozialverficherung 
beigeſtellt werden. 

Die ſtaatliche Kredithilfe iſt ausſchlaggebend. 

Der preußiſche Staat hat zur Berbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe von 
Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, und von geringbeſoldeten 
Staatsbeamten, bedeutende Beträge bewilligt, und zwar: 


ne Geſetz vom 13. Auguſt 1899. . . 5 Millionen Mark 


„5 „ 2. Juli 18989. . . 5 5 2 
0 5 „ 23. Auguſt 189999 5 = A 
d) „ „ „ 9. Juli 1900 5 5 R 
e) „ „ „ 16. April 19coy 90912 x 5 
Dt EWR ee) f 
Der ch „ 15. Juni 1904... 15 R 0 
b) „ „ „ 8. Juli 190 .. 15 „ 5 
„ „ „ 19. Juli 190⸗¶ 15 „ R 
Kin. 8 „ 12. Anguſt 1907 . 2222. .18 . 9 
9 „ 3. Auguſt 199 16 1 1 
m) in u Beratung Regiernngsvorlage vom 23. April 19 10, 

III. Seffion 1910 (Druckſachen Nr. 350) 12 8 „ 


en 132 Millionen Mark 
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Die Motive zum Geſetzentwurfe vom 23. April 1910 ſind kurz gefaßt; es 
heißt dort: 


„Durch die Geſetze vom 13. Auguſt 1895 uſw. find zu dem im $ 1 des 
Entwurfes bezeichneten Zwecke Beträge von insgeſamt 120 Millionen Mark zur 
Verfügung geſtellt worden. — Dieſe Beträge ſind im weſentlichen feſtgeſetzt und 
über den noch vorhandenen Reſtbeſtand iſt zum größten Teil auch ſchon verfügt 
worden. 

Das Bedürfnis nach Fortſetzung des mit dem Geſetze vom 13. Auguſt 1895 
begonnenen ſegensreichen Werkes beſteht im demſelben Umfange 
weiter . 


Das Reich hat im Jahre 1901 ebenfalls einen Reih3-Wohnungsfürforge- 
fonds für Arbeiter und gering beſoldete Beamten des Reiches beim Reichsamt 
des Innern geſchaffen. 

Im außerordentlichen Etat wurden hierfür bewilligt: 

in den Jahren 1901 bis 1903 . 10 Millionen Mark, 

in den Jahren: 1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 . 


N R N N 


Zuſammen . . . 37 Millionen Mark. 


ber die Maßnahmen und Ziele der bundesſtaatlichen beziehungsweiſe 
Reichswohnungsfürſorge gibt uns Aufklärung die Denkſchrift des Reichsamtes 
des Innern Über die Wohnungsfürſorge im Reiche und den Bundesſtaaten vom 
10. Juni 1904 (Druckſachen des Reichstages, Seſſion 1903/04, Nr. 471). 


Wir zitieren hier einzelne Stellen: 
Seite VI: 


„Die Wirkſamkeit des Staates und der Gemeinden bewegt ſich in zwei⸗ 
facher Richtung, indem es ſich entweder um eigene oder um Anregung und 
Unterſtützung fremder Tätigkeit handelt. 

Die eigene Tätigkeit beſteht darin, daß Staat und Gemeinden ihren 
Arbeitern und geringer beſoldeten Beamten, die Gemeinden unter Umſtänden auch. 
anderen Gemeindeeinwohnern geeignete Kleinwohnungen zu angemeſſenen Preiſen 
in ſelbſtgebauten oder angemieteten Häuſern mietweiſe überlaſſen,“ 

Als Mittel zur Unterſtützung fremder Tätigkeit (der gemeinnützigen 
Baugenoſſenſchaft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, von ſeiten des Staates, 
auch der Gemeinden und weiteren Komnmnalverbände) kommen vor allem in 
Betracht: 

„Die Kredithilfe durch Zeichnung von Aktien oder Anteilſcheinen, 
Gewähren von Baudarlehen, Übernahme der Bürgſchaft für anderweit auf⸗ 
genommene Kapitalien, ſowie für deren regelmäßige Verzinſung, die Hingabe von 
Bauland zu Eigentum oder Erbbaurecht...“ 


Seite 5. „Das Deutſche Reich iſt in ſeiner Eigenſchaft als Arbeitgeber 
ſeit einer Reihe von Jahren beſtrebt zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
ſeiner Arbeiter und gering beſoldeten Beamten beizutragen. 

Dieſe Beſtrebungen bewegen ſich in zweifacher Richtung: Auf der einen 
Seite werden ſeitens der einzelnen Betriebsverwaltungen des Reiches Häuſer auf 
eigene Rechnung erbaut oder angemietet und die darin enthaltenen Wohnungen 
den Angeſtellten als Dienſt⸗ oder Mietwohnungen überlaſſen, auf der anderen 
Seite wird die Erſtellung geeigneter Kleinwohnungen für gering beſoldete 
Beamte oder Arbeiter in den Betrieben und Verwaltungen des Reiches durch 
Gewährung von Darlehen an gemeinnützige Baugenoſſenſchaften uſw. gefördert. 
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Während bis zum Jahre 1901 lediglich auf dem erſtbezeichneten 
Wege vorgegangen wurde, tritt ſeither die letztere Art der Woh- 
nungsfürſorge in den Vordergrund. Die Tätigkeit der Befriebsverwal⸗ 
tungen wird fortgeſetzt, inſoweit die Bereitſtellung fiskaliſcher Dienſt⸗ oder Miet⸗ 
wohnungen vornehmlich aus dienſtlichen Rückſichten erforderlich iſt, ſowie ferner 
da, wo eine beſtehende Wohnungsnot durch Unterſtützung von Baugenoſſenſchaften 
zweckmäßig nicht behoben werden kann. Die hierzu nötigen Mittel werden 
in den Etats einzelner Reſſorts angefordert. 

Daneben tritt die im Reichsamte des Innern bearbeitete allgemeine 
Wohnungsfürſorge, welche unabhängig von den dienſtlichen Intereſſen lediglich 
das ſozialpolitiſche Ziel verfolgt, die Wohnungsverhältniſſe der gering 
beſoldeten Reichsangeſtellten und Arbeiter nach Möglichkeit zu verbeſſern. Die 
zur Erreichung dieſes Zieles benötigten finanziellen Mittel werden dem im Etat 
des Reichsamtes des Innern ausgebrachten ſogenannten „Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds“ (Kapitel 10, Titel 1, des außerordentlichen Etats) entnommen.“ 


Seite 9. „Während im erſten Rechnungsjahre der Fonds nur beſtimmt war 
„zur Förderung der Herſtellung geeigneter Kleinwohnungen für Arbeiter und 
geringer beſoldete Beamten in dem Betriebe und Verwaltung des Reiches durch 
Gewährung von Beihilfe an Private, ſowie an gemeinnützige Unternehmungen 
(Bauvereine, Baugenoſſenſchaften, Baugeſellſchaften und andere)“, wurde im 
zweiten Rechnungsjahre die Zweckbeſtimmung auch auf den Erwerb geeigneten 
Baugeländes zur Herſtellung ſolcher Wohnungen ausgedehnt.“ 


Seite 13. „Die Mieten werden bei gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften im 
allgemeinen dann als richtig angeſetzt betrachtet werden können, wenn durch den 
Bruttoertrag die zur Verzinſung und Amortiſation des aufgewendeten Kapitales 
erforderlichen Mittel nebſt einem Zuſchlage von etwa 1½½ Prozent der Platz⸗ 
und Baukoſten für öffentliche Laſten, Inſtandhaltung, Reſervefonds uſw. aufge⸗ 
bracht werden.“ 


Seite 15. „Bei Gewährung eines Darlehens von einer Million Mark 
beträgt unter Annahme des Kursſtandes der dreiprozentigen Reichsanleihe zu 
90 Prozent die Zubuße des Reiches im erſten Jahre 3333 Mark. Mit Hilfe des 
Darlehens vermögen die Bauvereine Kleinwohnungen im Werte von 2 ½ Mil: 
lionen Mark zu errichten, indem fie zur erſten Stelle mündelſichere Hypothelen in der 
Höhe von 50 Prozent des Wertes, alſo 1,250.00 0 Mark aufnehmen und die noch 
fehlenden 10 Prozent aus eigenen Mitteln aufbringen. Den Herſtellungspreis 
einer Kleinwohnung einſchließlich Grund und Boden im Durchſchnitte mit 5000 
Mark angenommen, ergäbe dies 500 Kleinwohnungen, von denen vier Neuntel, 
alſo 222 Wohnungen an Reichsbedienſtete zu vergeben wären. 

Es wird ſich ſchwerlich ein anderer Weg finden laſſen, auf dem mit einem 
ſich jährlich vermindernden, im erſten Jahre 3333 Mark betragenden Aufwande 
222 Familien von Beamten und Arbeitern des Reiches eine dauernd weſentliche 
Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage verſchafft werden und nebenher noch 
278 anderen Familien der gleiche Vorteil zugewendet werden kaun. 

In dieſer Zubuße von etwa 0'383 Prozent beſteht aber, da die zu Bau⸗ 
darlehen ausgeliehenen Gelder im Wege der Tilgung unverkürzt zur Zahlung 
gelangen und während der geſamten Tilgungsperiode mit drei Prozent verzinſt 
werden, die einzige finanzielle Leiſtung des Reiches auf dieſem Gebiete, 
abgeſehen von dem Riſiko, das der Reichsfiskus durch Beleihung der 
Genoſſenſchaftsanlagen bis zu einem ſo hohen Prozentſatze ihres Wertes über⸗ 
nimmt. Dieſes Riſiko dürfte jedoch in gewöhnlichen Zeitläufen bei ſorgfältiger 
Auswahl und Beaufſichtigung kein zu großes fein. Bis jetzt find Fälle 
unpünktlichen Einganges der Zins- und Tilgungsraten oder 
gar der Gefährdung des Darlehenskapitales nicht zu verzeichnen 
geweſen.“ . 

Die oben dargeftellten Grundſätze werden im allgemeinen auch durch den 

-preußifchen Fiskus befolgt; es werden ſomit die Objekte bis 90 Prozent in der 
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Regel durch zweitſtellige Hypotheken belehnt. Beamte und Diener des Staates 
erhalten wenigſtens eine ſolche Anzahl an Wohnungen, welche dem Verhältniſſe 
der ſtaatlichen Kredithilfe zu der Geſamtbelaſtung (40 Prozent zu 90 Prozent, 
alſo vier Neuntel) entſpricht. 

FCharakteriſtiſch ift in der Denkſchrift die oben angeführte Berechnung 
des Mietzinſes nach der Höhe der Geſamtkoſten (Seite 13 der Denkſchrift), das 
Kapital iſt ſamt Amortiſation mit vier Prozent zu verzinſen, der Zuſchlag für 
ſämtliche laufende Laſten, alſo für Inſtandhaltung, öffentliche Laſten, Reſerve⸗ 
fonds uſw. wird im ganzen mit 1½ Prozent vom inveſtierten Kapital, das ift 
von den „Platz- und Baukoſten“ berechnet, folglich wird die Miete in der Weiſe 
berechnet, daß vom aufgewendeten Geſamtkapital 4 Prozent plus 1 ¼ Prozent 
Zuſchlag, ſomit in Summa 5 ¼ Prozent vom Kapital berechnet werden, das 
Haus trägt alſo der Genoſſenſchaft brutto 5½ Prozent oder netto 
4 Prozent, beziehungsweiſe ohne Amortiſation zirka 3½ Prozent. 

Das klingt wie eine Idylle für den Oſterreicher. Bei uns find die öffent⸗ 
lichen Laſten ſo hoch, daß im allgemeinen ein Haus, welches netto 4 Prozent 
trägt, brutto zirka 8 Prozent tragen muß, weil die Hauszinsſteuer ſamt Zu⸗ 
ſchlägen in den ſteuerpflichtigen Jahren oft zirka 50 Prozent des Mietzinſes 
ausmacht. Wenn hierzu noch der Unternehmergewinn und das Monopol des 
Kapitaliſten kommt, der die Verzinſung nicht mit 4 Prozent, ſondern oft mit 
6 bis 8 Prozent rechnet, ſo kommen wir bis auf 10 Prozent brutto und 
noch höher. Der Mietertrag ſteigt überdies abſolut von Jahr zu Jahr, wenn 
auch im Verhältnis zur geſteigerten Kapitalbewertung des Hauſes für den 
letzten Eigentümer oft keine Steigerung des relativen Ertrages des 
bezahlten Kaufpreiſes Platz greift. Denn infolge der Steigerung der Rente wird 
das Haus bei den Verkäufen und fonftigen Transaktionen immer höher bewertet, 
dem Käufer bringt dann das Haus trotz der geſteigerten Miete brutto nur 8 bis 
10 Prozent vom geſteigerten Kaufpreiſe, ſomit eine Nettoverzinſung des Kauf⸗ 
preiſes von 4 bis 6 Prozent. 

Die Hauseigentümer (die letzten Erwerber) klagen dann, daß ihnen das 
Haus wenig trägt, weil ſie die Verzinſung des hohen Kaufpreiſes in Rechnung 
ſtellen, denn die kapitaliſierte Mietſteigerung wurde vom Vormanne eingeheimſt. 
Den Mieter drückt aber nach wie vor die Laſt der geſteigerten Miete ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, in welcher Weiſe der Vor- und Nachmann (im Eigentume des 
Hauſes) untereinander den kapitaliſierten Rentenprofit geteilt haben. 

Zur Konſtruktion des preußiſchen und des Reichs⸗Wohnungsfürſorgefonds 
wäre zu bemerken, daß ſowohl die preußiſchen Dotationen als auch die Beiträge 
des Reiches ausnahmslos im Kreditwege beſchafft wurden. 

In Preußen geſchah dies im Wege eines beſonderen Geſetzes, im Deutſchen 
Reiche wurde der Betrag beim Reichsamt des Innern im „außerordentlichen“ 
Etat eingeſetzt und durch Kreditoperationen gedeckt. 


Auch die letzte preußiſche Regierungsvorlage vom 23. April 1910 (Druck⸗ 
ſachen Nr. 350) enthält eine ſolche Anordnung. Die Vorlage lautet: 

„§ 1. Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von 12 Millionen 
Mark zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 G. S., 
Seite 521, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung 
der Wohnnngsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben befchäftigt 
find und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 

8 2. Zur Bereitſtellung der im 8 1 gedachten zwölf Millionen Mark iſt 
eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuld⸗ 
verſchreibungen aufzunehmen.“ 

„An Stelle von Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen ausgegeben werden Die Staatsregierung wird ermächtigt, 
die Mittel zur Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen 
Schatzanweiſungen und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn⸗ 
betrage zu beſchaffen n 


« 
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Die Beſchaffung der für den Wohnungsfürſorgefonds angeſuchten Beträge 

im Kreditwege entſpricht ja vollſtändig dem Weſen der Wohnungsfürſorge. Hier 
handelt es ſich nicht darum, daß der Staat etwa nicht rückzahlbare Sub- 

ventionen erteile, auch handelt es ſich nicht darum, daß etwa leichtſinnigen 
Schuldnern Geld kreditiert werde, hier handelt es ſich bloß um Gewährung von 
verzinslichen Darlehen an Genoſſenſchaften gegen hypothekariſche Sicherſtellung. 
Im großen und ganzen zahlen ja die eee ſowohl die Zinſen als 
auch die Amortiſationsraten. 

Der Staat greift ſomit in erſter Linie direkt ein, indem er zweilſtelligen 
Kredit aus eigenen Mitteln gewährt. 

In Deutſchland haben auch die Anſtalten der ſozialen Verſicherung, haupt⸗ 
ſächlich der Invalidenverſicherung (Landesverſicherungsanſtalten und Kaſſen), eine 
bedeutende Tätigkeit zur Förderung des Kleinwohnungsweſens entwickelt. 


Nach den Geſchäftsberichten der auf Grund des Juvalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes errichteten Vexſicherungsanſtalten und Kaſſen (Reichstagsdruckſachen 
II. Sektion 1909/10 Nr. 118) betrug der Vermögensbeſtand derſelben Ende 
1908 1496 Millionen Mark. Die Vermögensbeſtände der 114 Berufs⸗ 
genoſſenſchaften der Unfallsverſicherung betrugen 313 Millionen Mark. Zuſammen 
beſaßen daher dieſe Anſtalten der Sozialverſicherung Ende 1908 ein Vermögen 
von über 1800 Millionen Mark oder zirka 2160 Millionen Kronen. 


Nach den Angaben des Regierungsrates Herrn Maks Koska beim königlich 
preußiſchen Miniſterium des Innern zu Berlin (Schriften des IX. internationalen 
Wohnungskongreſſes in Wien, Mai 1910: „Wie iſt der Kredit für die gemein ⸗ 
nützige Bautätigkeit zu organiſieren?“) find von den Landesverſicherungsanſtalten 
für derartige Zwecke insgeſamt 280˙5 Millionen Mark zu 3 bis 3 ½ Prozent 
hergeliehen worden, hiervon waren Ende 1909 42 Millionen Mark — 
in der Regel gegen die Garantie eines Kommunalverbandes — nicht mündel⸗ 
ſicher angelegt. Die Landesverſicherungsanſtalten ſind berechtigt, bis zu 
25 Prozent der geſamten verfügbaren Mittel nicht mündelſicher für Arbeiter⸗ 
wohnungen uſw. anzulegen und mit Zuſtimmung des Kommunalverbandes, der 
für die Erfüllung der Verpflichtungen der Verficherungsanſtalt ſubſidiär haftet, 
ſogar 50 Prozent des Vermögensbeſtandes. 

„Das Reich und die Staaten find für zweite Hypotheken die haupt⸗ 
ſächlichſten Geldgeber. Im Reiche und in Preußen iſt es ſogar Grundſatz, in der 
Regel nur die zweiten Hypotheken zu gewähren, und zwar entweder zwiſchen 
50 Prozent und 90 Prozent des Wertes vom Boden plus Bau, das heißt mit 
40 Prozent der Selbſtkoſten, oder zwiſchen 50 Prozent und 100 Prozent des 
Bauwertes allein, das heißt mit 50 Prozent des Geſamtwertes, ohne den Preis 
des Grundes und Bodens, der von der Geſellſchaft aus eigenen Mitteln aufzu⸗ 

bringen iſt.“ (Koska, Seite 19.) N 

Ergänzend ſei bemerkt, daß die deutſchen Landesverſicherungsanſtalten 
und Kaſſen (Invalidenverſicherung) auch zu anderen gemeinnützigen Zwecken 
ihre Vermögensbeſtände verwenden. Zu dieſen Zwecken wurden für gemein ⸗ 
nützige Zwecke nach dem Geſchäftsbericht pro 1907 (Druckſachen des Reichs · 
tages 1907/08, Nr. 767) bei einem Vermögensſtand von 1398 Millionen 
Mark bis Ende 1907 angelegt (rund): 


I. Durch Belehnung: 


a) für den Bau von Arbeiterwohnungenn 196,000.000 Mark 
b) zur Befriedigung der landwirtſchaftlichen Kredit⸗ 
bedürfniſſe (Hypotheken, Kleinbahnen, Hebung der e 
Viehzucht, Linderung der Futternot ꝛc.) » 90,000.000 „ 
c) für den Bau von Kranken- und Geneſungshäuſern 
ſowie Volksheilſtätten ꝛc., Waſſerleitungen, Kanaliſa⸗ 
tionsanlagen ꝛc., für Spar⸗ und Konſumvereine und 
ſonſtige Wohlfahrtseinrichtungen . . 293,000,000 „ 
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England. 


II. Für eigene Veranſtaltungen 


(Krankenhäuſer, Heilanſtalten ꝛc.:uu )))) 47,000.000 Mark 


Summe Ende 1907 . 626,000.000 Mark 
alſo zirka 42 Prozent des Vermögensbeſtan des. 


Bezüglich anderer Bundes ſtaaten wäre hervorzuheben das 
heſſiſche Geſetz vom 7. Auguſt 1902, teilweiſe geändert durch Geſetz vom 
1. Juli 1908: 

Die Wohnungsfürſorge erſtreckt ſich dort auf Häuſer, „bei welchen nach 
ihrer Raumeinteilung die Abgabe von Wohnungen mit nicht mehr wie drei 
Zimmern nebſt Küche und Zubehör als Regel vorgeſehen iſt“, ſolche Häuſer 
„gelten als zu Wohnungen für Minderbemittelte beſtimmt“ (8 1 des Geſetzes). 

Der Staat gewährt durch die Landeskreditkaſſe an die Gemeinden Dar- 
lehen bis zu 100 Prozent der Geſamtkoſten für eigenen Bau der Gemeinden, 
ferner gegen Garantie der Gemeinden an gemeinnützige Baugenoſſenſchaften bis 
90 Prozent der Geſamtkoſten (Bau plus Grund). Die Gemeinde kann auf Ver⸗ 
langen einer Baugenoſſenſchaft oder des Wohnungsinſpektors zur 


Übernahme der Garantie durch Erkenntnis des Kreisausſchuſſes angehalten 


werden. Das Darlehen wird dann der Gemeinde zum Zwecke der Bereitſtellung 
an die Genoſſenſchaften von der ftaatlichen Landeskreditkaſſe gewährt. 

Ahnlich lautet für Bayern das Geſetz vom 4. April 1908, Nr. 21, 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt. Die Gemeinden erhalten don der ſtaatlichen 
Landes⸗Kulturrentenanſtalt Darlehen bis 100 Prozent des Wertes (Bau plus 
Boden) und falls ſie gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften zur Herſtellung oder 
geſundheitlichen Verbeſſerung von Kleinwohnungsbauten Darlehen geben wollen, 
erhalten die Gemeinden von der Landes⸗Kulturrentenkaſſe zu dieſem Zwecke 
90 Prozent des Geſamtwertes (Bau plus Boden). Kleinwohnungen ſind im 
bayriſchen Geſetze ebenſo definiert wie im heſſiſchen Geſetze. 

Zu erwähnen wäre ferner das Königreich Württemberg. Die 
ſtaatsſeitige Belehnung — ebenfalls bis zu 90 Prozent des Geſamtwertes — 
findet dort mittelbar ſtatt. Der Staat übernimmt nämlich die Garantie für 
zweite Hypotheken, die anderweitig beſchafft werden. 

Über dieſe Form der Kredithilfe und ihre praktiſche Went äußert fi 
Herr Regierungsrat Koska (Seite 23) wie folgt: 


„In der Tat iſt trotz des gleichen Vorgehens des württembergiſchen 
Staates ein ſolcher Weg auch nicht beſonders empfehlenswert; er kann im all- 
gemeinen wohl nur als Ausdruck des guten Willens in ſolchen Fällen angeſehen 
werden, in denen der zur Gewährleiſtung Bereite aus irgendwelchen 
Gründen nicht über die erforderlichen Mittel zur unmittelbaren Gewährung von 
Hypotheken verfügt und doch der gemeinnützigen Bautätigkeit helfen möchte.“ 


Bei Eröffnung des VIII., im Auguſt 1907 in London abgehalteuen 
internationalen Wohnungskongreſſes hat der engliſche Miniſter des Innern John 
Burns in einer Anſprache hervorgehoben: 


„Die Wohnungsfrage enthalte das ganze Problem der Armut und das 
große Problem der ungelernten Arbeit . . Es müſſe auch dem unge⸗ 
lernten Arbeiter die Möglichkeit geſchaffen werden, mit ſeiner 
Familie im eigenen Hauſe zu leben.“ 

Wir beneiden die Engländer, daß dort nur die ungelernten Arbeiter 
ſchlecht wohnen — bei uns wohnen ſchlecht meiſt auch die gelernten Arbeiter 
und ſelbſt ein großer Teil der Selbſtändigen. Dort in England geht das 
Beſtreben der Regierung dahin, ſelbſt dem ungelernten Arbeiter die Möglichkeit 
zu ſchaffen, mit ſeiner Familie im eigenen Hauſe zu wohnen. Bei uns in 
Oſterreich handelt es ſich darum, der überwiegenden Mehrheit der erwerbenden 
Bevölkerung wenigſtens leidliche kleine Mietwohnungen zu verſchaffen. 

In England entſpricht den Worten die Tat. Präſident Thompſon hob in 
feiner Anſprache bei der Kongreßſitzung hervor, daß in England von den dffent- 
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Ungarn. 


III. Staaflicte 
Wohnungsfürſorge in 
Bſterreich. 


— 


lichen Körperſchaften zirka 10 Millionen Pfund, alſo zirka 250 Millionen Kronen, 
zum Ankaufe von Slums und zum Baue von neuen Wohnungen verwendet 
wurden. 

In Irland wurden von den öffentlichen Körperſchaften 20.634 Familien⸗ 
häuſer mit einem durchſchnittlichen Koſtenaufwande von 150 S gebaut, die für 
9 d bis 1s 6 d (90 h bis 1 K 80 h pro Woche) vermietet werden. Die 
Regierung hat hierzu über 3,415.000 & (alſo über 80 Millionen Kronen) 
darlehensweiſe beigeſteuert und überdies gibt fie gleich den Lokalbehörden 
jährliche Subventionen. Durch das Geſetz vom Jahre 1906 wurden weitere 
4 % Millionen Pfund, alſo zirka 106 Millionen Kronen, bereitgeſtellt, die von 
der irländiſchen Landkommiſſion zu 3 ¼ Prozent inkluſive Amortiſation her⸗ 
gegeben werden. Die Gemeinden haben Logierhäuſer und Wohnungen mit zirka 
57.000 Räumen — gemeinnützige Geſellſchaften haben Wohnungen für 
130.000 Perſonen. Produktivgenoſſenſchaften haben zirka 47.000 Häuſer mit 
einem Aufwande von zirka 240 Millionen Kronen hergeſtellt. Dazu kommen 
etwa 2000 Baugeſellſchaften mit 600.000 Mitgliedern und einem eigenen 
Kapital von zirka 1 è Milliarden Kronen (zirka 66 Millionen Pfund). 
(Schriften der Zentralſtelle für Wohnungsreform Nr. 2, Seite 10 und 11). 


In Ungarn hat der Staat zur Errichtung von Arbeiterhäuſern in Budapeſt 
mit Geſetzartikel XXIX vom Jahre 1908 12 Millionen Kronen und zum 
Ankaufe des Baugeländes zirka 5 Millionen Kronen beſtimmt. Der Finanz⸗ 
miniſter erhielt die Ermächtigung, den für den Bau beſtimmten Betrag von 
12 Millionen Kronen im Kreditwege ſich zu beſchaffen. Die Koſten des Bau- 
geländes ſollten als Inveſtitionskoſten aus den Kaſſenbeſtänden gedeckt werden. 
Der Bürgermeiſter von Budapeſt hat infolge Beſchluſſes der Stadtrepräſentanz 
von Budapeſt am 24. März 1909 in einer ausführlich begründeten Vorlage 
einen ſich auf 95 Millionen Kronen belaufenden und auf fünf Jahre berechneten 
Inveſtitionsvorſchlag gemacht, von dem er bekannte: „Wir wiſſen ganz gut, daß 
wir auch auf dieſer Grundlage nicht völlig unſere Wohnungsverhältniſſe ver⸗ 
beſſern können.“ Vorerſt wurde die Votierung von 31.600.000 K verlangt. 
Die Stadtrepräſentanz hat vorerſt einen Kredit votiert, aus welchem 
2, 300.000 K für die Erbauung von Notwohnungen ꝛt. 10 Millionen Kronen zur 
Herſtellung von Kleinwohnungen (von nicht mehr als 3 Zimmern), 10 Millionen 
Kronen für Wohnungen von mehr als 3 Zimmern, 10 Millionen Kronen zum 
Bau von Schulen und Kinderbewahranſtalten verwendet werden ſollen. 


Während im Auslande außer dem Staate in ausgiebiger Weiſe auch die 
Gemeinden und andere lokale Verbände bedeutende Beträge für Kleinwohnungen, 
verwenden, wird in Oſterreich leider im allgemeinen in der Hinſicht überhaupt 
ſehr wenig geleiſtet. Bei verſchiedenen Verſammlungen, Kongreſſen uſw. wurde 
ſeitens der Regierungsvertreter in Oſterreich die große Bedeutung der Wohnungs⸗ 
fürſorge hervorgehoben; aber es iſt leider bei dieſen Nußerungen geblieben. 
Geſchehen iſt bisnun faſt gar nichts, um die Wohnungsverhältniſſe zu verbeſſern. 

In der konſtituierenden Verſammlung der Zeutralſtelle für Wohnungs⸗ 
reform in Oſterreich vom 24. Februar 1907 hat der damalige Miniſter des 
Innern, jetzige Miniſterpräſident Seine Exzellenz Herr v. Bienerth, die Ver⸗ 
ſammlung mit folgenden Worten begrüßt: 

„Es iſt das zunächſt die in Ihrer Aktion gelegene Bekämpfung der heut⸗ 
zutage vielleicht verheerendſten Volkskrankheit, der Tuberkuloſe. Auf dieſem 
Gebiete wird von ſeiten des Miniſteriums des Innern ſchon ſeit einer Reihe von 
Jahren in der Richtung gearbeitet, daß durch das Verlangen der Einhaltung 
ſtrenger hygieniſcher Anforderungen im Sinne der Anſchauungen, wie ſie die 
heutige mediziniſche Wiſſenſchaft feſtgelegt hat, zur Bekämpfung und Verhütung 
von Krankheiten mitbeigetragen werde, weil wir eben wiſſen, daß vom mediziniſchen 
Standpunkt aus die Bekämpfung und Verhütung von Krankheiten am beſten 
durch Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe herbeigeführt 
werden kann 
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„Daß durch eine Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe die in dem 
ärmeren Teile der Bevölkerung leider ſo oft zu vermiſſende Freude am 
eigenen Heim erweckt und belebt werden kann, daß in weiterer Folge 
damit auch eine gewiſſe Ablenkung von einem unfittlichen Lebenswandel, eine 
Hebung des ſittlichen Niveaus herbeigeführt werden kann, bedarf wohl keines 
weiteren Beweiſes und dürfte allgemein als zutreffend angeſehen werden. 
Ich würde nur wünſchen und hoffen, daß in den weiteſten Schichten der 
Bevölkerung gerade dieſe Richtung ihrer Tätigkeit verſtändnis⸗ 
volle Würdigung und Unterſtützung finden möge.“ (Mitteilungen der 
„Zentralſtelle für Wohnungsreform“ Nr. 15/10.) 

So ſprach der damalige Miniſter des Innern, der jetzige Miniſterpräſident, 
vor drei Jahren, aber bisnun iſt leider nichts geſchehen, damit die triſten 
Wohnungsverhälmifie gebeſſert werden. 

Bei uns in Öfterreih hat der Staat mit dem Geſetze vom Jahre 1907 
aus den Gebarungsüberſchüſſen pro 1906 vier Millionen Kronen zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe für Staatsbeamte und eine Million Kronen 
für Salinenarbeiter gewidmet! Dieſe Aktion mit ſolch geringfügigen Mitteln iſt 
ſelbſtverſtändlich ganz ohne Bedeutung für die Wohnungsfrage. 

Die Verwendung der beabſichtigten Gebäudeſteuernachläſſe als Garantie⸗ 
fonds behufs Schaffung von Baukapitalien für Kleinwohnungen wurde im 
Abgeord netenhauſe bei der Budgetdebatte im Juni 1908 bei Gelegenheit der 
Beſprechung der in Ausſicht geſtellten Gebäudeſteuerreformvorlage angeregt. 
(Stenographiſches Protokoll vom 5. Juni 1908, Seite 5503.) 

Die Regierung hat am 8. Juli 1908 (Nr. 1050 der Beilagen) die 
Gebäudeſteuernovelle vorgelegt, in welcher jedoch von der Schaffung eines 
Wohnungsfürſorgefonds nicht die Rede war. Der Reichsrat wurde 
geſchloſſen, die Regierung Bienerth hat vorläufig die Korytowskiſche Ge⸗ 
bäudeſteuervorlage nicht überreicht, der Finanzminiſter Dr. v. Bilinski ver⸗ 

anlaßte, daß fi der Steuerausſchuß vorher über eventuelle Anderungen 
äußere 

Im Steuerausſchuſſe wurde die Angelegenheit in Beratung gezogen. In 
der Sitzung des Ausſchuſſes wurde ſeitens des Abgeordneten Dr. Adolf Groß 
der Antrag geſtellt, „es ſei eine Zentralwohnungskaſſe zu bilden, die zum Zweck 
hätte, den Bau von kleineren und mittleren Wohnungen im allgemeinen ſowie 
den Kauf von ſchon beſtehenden ſolche Wohnungen enthaltenden Häuſern durch 
gemeinnützige Baugenoſſenſchaften und öffentliche Körperſchaften in der Weiſe zu 
fördern, daß secundo loco Hypotheken bis zur Geſamtbelaſtung von 85 bis 
90 Prozent des Wertes gewährt werden. An die Zentralwohnungskaſſe hätte der 
Staat jährlich einen bedeutenden Betrag aus dem Ertrage der Hauszinsſteuer 
abzuliefern und nach Maßgabe dieſer Dotation find Schuldverſchreibungen, be⸗ 
ziehungsweiſe Pfandbriefe von der Zentralwohnungskaſſe auszugeben“. (Bericht 
des Steuerausſchuſſes vom 2. Juli 1909, Nr. 817 der Beilagen.) 

Der Finanzminiſter hat in der Sitzung des Ausſchuſſes die Erklärung ab⸗ 
gegeben, er werde dem Wunſche des Ausſchuſſes entſprechend einen Geſetzentwurf 
über die Reform der Gebäudeſteuer „mit tunlichſter Berückſichtigung der 
im Steuerausſchuſſe gegebenen Anregungen zu Beginn der Herbſt⸗ 
ſeſſion 1909 einbringen“. 

Inzwiſchen wurde in der Zentralſtelle für Wohnungsreform (Mitteilungen 
Nr. 8, März 1909) vom Direktor Dr. Lostäk in Prag und Dozent Dr. Pribram 
die Idee der Schaffung eines ſtaatlichen Garantiefonds angeregt. In der Folge 
wurde in den Schriften der Zentralſtelle für Wohnungsreform (Nr. 9/10) ein 
Aufſatz veröffentlicht, der ſich inhaltlich mit der ſpäter eingebrachten Regierungs⸗ 
vorlage ziemlich deckt. Es wurde nämlich angeregt, man möge bei der Gebäude⸗ 
ſteuerreform, ſtatt die vom Regierungsentwurfe (dem Korytowskiſchen) geplante 
Ermäßigung der Steuerſätze auf ſämtliche Jahre der Übergangszeit zu verteilen, 
dieſe Ermäßigung nur in jenen Jahren eintreten laſſen, in denen fie ausgiebig 
iſt. Die durch Unterlaſſung der in der Korytowskiſchen Vorlage geplanten gering⸗ 
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Beilage II. 


fügigen Steuernachläſſe zur Verfügung ſtehenden Beträge ſind für einen zu 
ſchaffenden Wohnungsfürſorgefonds zu beſtimmen. 

Die Regierung hat nun dieſen Grundgedanken akzeptiert und in der neuen 
Vorlage, welche am 20. Oktober 1909 eingebracht wurde (XX. Seſſion, Nr. 39 
der Beilagen), in den Artikeln XI bis XVI die Schaffung eines Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds vorgeſehen, und zwar wurde in den Jahren 1911 bis zum Jahre 
1915, dann 1917 und 1919, das iſt in dieſen Übergangsjahren, in welchen 
Teilnachläſſe an der Zinsſtener der alten Gebäude nicht gewährt werden, Do⸗ 
tierungen des Wohnungsfürſorgefonds vorgeſehen, die pro 1911 400.000 K, 
pro 1912 700.000 K, pro 1913 1 Million Kronen, pro 1914 1,400.000 K, 
pro 1915 2 Millionen Kronen, pro 1917 2½ Millionen Kronen, pro 1919 
2 Millionen, in Summe bis inkluſive zum Jahre 1919 10 Millionen 
Kronen ausmacht. 

Die Beſtimmungen, welche in der Vorlage über die Reform der Gebäude⸗ 
fteuer ſich auf die Schaffung des Wohnungsfürſorgefonds beziehen, werden hier 
sub Beilage 2 beigeſchloſſen. 

Der Teuerungsausſchuß, welcher vom hohen Hauſe den Auftrag erhielt, die 
Mittel zur Linderung der Teuerung vorzuſchlagen, hat die Wohnungsfrage 
ſofort in Verhandlung genommen — einen Unterausſchuß für Wohnungsfürſorge 
eingeſetzt — der Unterausſchuß hat dann auf Grund des Antrages der Abgeord⸗ 
neten Dr. Adolf Groß und Reumann dem Teuerungsausſchuſſe einen Geſetz⸗ 
entwurf über die Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds vorgelegt, welcher 
dann mit unweſentlichen 9 in der sub 1/. beiliegenden Faſſung vom 
Teuerungsausſchuſſe einſtimmig angenommen wurde. 

Das Finanzminiſterium hat ſich gegen die abgeſonderte Behandlung des 
Wohnungsfürſorgefonds ſowie gegen die Dotierung desſelben mit ſechs Millionen 
jährlich ausgeſprochen; der Ausſchuß war jedoch einſtimmig der Meinung, daß 
die Schaffung des Wohnungsfürſorgefonds nichts Gemeines habe mit der 
Gebäudeſteuerreform — und der Zufall — daß bei Gelegenheit der Be⸗ 
ſprechung der Gebäudeſteuerreform die Schaffung eines Wohnungsgarantiefonds 
(Wohnungsfürſorgefonds) angeregt wurde, doch nicht entſcheidend ſein kann. 

Die Dotierung der Fonds ſelbſt nach dem Vorſchlage des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes iſt noch viel zu gering im Verhältnis zum Bedarf. 


Allgemeine Grundſätze des Geſetzentwurfes. 


In der Regierungsvorlage über die Gebäudeſteuer iſt die Dotation des 
Wohnungsfürſorgefonds ſehr gering. Für 1911 beträgt ſie für das ganze Reich 
400.000 K, für 1912 700.000 K uſw.; nach zehn Jahren wird die Dotation 
im ganzen zehn Millionen Kronen ausmachen, alſo weniger als ſofort ſeitens 
der ungariſchen Regierung bloß für die eine Stadt Budapeſt beſtimmt 
wurde. Die Regierung ſucht den Effekt in der Weiſe zu vergrößern, daß ſie erklärt, 
die Beträge ſeien nicht als direkte Darlehen beſtimmt, ſondern bloß als Grund⸗ 
lage für eine Garantie gedacht. Die Garantie könne dann für ein achtfaches 
Multiplum der Dotation gegeben werden. In der Weiſe könnte daher die 
Regierung im Jahre 1911 für zirka drei Millionen Kronen, im Jahre 1912 für 
zirka 5 ¼ Millionen Kronen uſw. die Garantie übernehmen. Die Garantie full 
für zweitſtellige Darlehen — nach den Motiven der Gebäudeſteuervorlage bis zu 
85 Prozent des Wertes — gegeben werden. Nun iſt aber die praktiſche Wirkung 
einer ſolchen Garantie. davon abhängig: ; 

1. Daß ſich eine ſolche Kaffe findet, welche auf Grund dieſer Garantie 
ihre Kapitalien hergibt; 

2. daß dieſe Kaffe für das ganze Reich und ſämtliche für die 
Kleinwohnungen in Betracht kommenden Bevölkerungskreiſe zu- 
gänglich ſei und daß die Kaſſe auch Intereſſe daran habe, an dieſe ſämtlichen 
Intereſſenten der ganzen Monarchie Darlehen zu geben; 

3. müßte die Garantie in der Weiſe beſchaffen ſein, daß die Geld⸗ 
gebenden Kaſſen dieſelbe für hinreichend zu betrachten hätten. 
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Die Regierungsvorlage über den Fürſorgefonds ſchafft jedoch eine 
Garantie die ganz ungenügend iſt, und ſchafft überhaupt gar keine Bedingungen, 
damit auf Grund dieſer Garantie wirklich für diejenigen Kreiſe, die die Gelder 
benötigen, in entſprechender, leicht zugänglicher Weiſe die Gelder zur Verfügung 
geſtellt werden. 

Im Auslande wird der Wohnungsfürſorgefonds als Staatsfonds in 
der Weiſe gedacht, daß der Staat für den Fonds haftet. Der Unter- 
ausſchuß wollte dieſen Grundſatz in das Geſetz aufnehmen, die Regierung hat 
jedoch erklärt, daß ein ſolcher Grundſatz inakzeptabel ſei. Die Regierung 
wolle überhaupt jeder Verantwortung entledigt ſein, mit der Dotation des 
Wohnungsfürſorgefonds ſei die Verantwortung des Staates 
konſumiert. Die Regierung hat auch dieſem Standpunkte in klarer Weiſe im 
Artikel XIV, Abſatz 2, des Einführungsgeſetzes über die Gebäudeſteuer Ausdruck 
gegeben: 

Es heißt dort: 

„Hierbei hat als unverrückbare Richtſchnur zu gelten, daß die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Fonds durch die ihm zugewieſenen Mittel begrenzt iſt und eine 
Haftung ſowie eine weitere Inanſpruchnahme des Staatsſchatzes 
in keiner Weiſe ſtattfindet.“ 

In den Motiven Seite 24 wird dieſer Standpunkt nochmals mit Nach⸗ 
druck in folgenden Worten hervorgehoben: 

„Die Konſtituierung des Fonds als juriſtiſche Perſon mit ſelbſtändiger 
Vermögensverwaltung iſt eine unbedingte Vorausſetzung für die Sicherung der 
von ihm zu übernehmenden Verbindlichkeiten; hingegen wird durch die 
Beſtimmung des Artikels XIV, Abſatz 2, auch jeder Zweifel darüber aus⸗ 
geſchloſſen, daß den Staatsſchatz als ſolchen aus den Geſchäften des Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds keine Haftung treffen und er zu weiteren Zuſchüſſen nicht verpflichtet 
werden kann. ' 


Es könnte noch die Frage ventiliert werden, ob nicht etwa durch die Uns 
nahme des Garantiemaximums ſtatt mit dem beabſichtigten achtfachen, etwa bloß 
mit dem vierfachen Multiplum des eigenen Vermögens des Fonds nicht die Möglich⸗ 
keit geboten wäre, der Belehnung unter Garantie des Wohnungsfür⸗ 
ſorgefonds die Qualität einer pupillarſicheren Anlage zu gewähren, 
ſo daß den Sparkaſſen und Hypothekarinſtituten, welche Pfandbriefe ausgeben, die 
Möglichkeit gegeben wäre, über die pupillarſichere Wertgrenze hinaus 
bis zu 90 Prozent des Wertes Darlehen zu geben, nachdem geſetzlich 
feſt geſtellt wäre, daß die Garantie des Fonds die mangelnde hypothekariſche 
Pupillarſicherheit erſetze. In der Weiſe könnten dem Wohnungsmarkte bedeutende 
Beträge zur Verfügung geſtellt werden. 

Die Regierung erklärt aber, daß dieſer Standpunkt ebenfalls für 
fie inakzeptabel ſei. 

A Nun iſt nach dem Standpunkte der Regierung der Sachverhalt folgender: 

Der Wohnungsfürſorgefonds iſt eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſon. Er 
iſt berechtigt, Garantien zu übernehmen bis zum achtfachen Betrage des 
eigenen Kapitals. Dieſe Garantie qualifiziert jedoch nicht das Darlehen als 
pupillarficher. 

Die Regierung will dabei dem Fonds keine ausgiebigen 
Mittel zur Verfügung geben, weil er ja bloß die Aufgabe hat, 
Garantien zu übernehmen. 

Es iſt jedoch offenbar, daß die Anſtalten ſozialer Verſicherung, Spar⸗ 
kaſſen uſw., die für eine etwaige Bereitſtellung von Kapitalien für zweite 
Hypotheken in Betracht kommen, keine Luſt verſpüren werden, auf Grund 
einer derartigen Garantie ihre Gelder herzugeben. 

Wenn Regierungsrat Koska beim Miniſterium des Innern in Berlin auf 

Grund der im Deutſchen Reiche gemachten Erfahrungen ſich in der oben zitierten 
Schrift äußert, die Garantieübernahme ſei nur der Ausdruck des guten Willens 
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dort, wo dem Garanten keine Gelder zur Verfügung ſtehen und ſei nicht 
empfehlenswert ſelbſt dort, wo — wie im württembergiſchen 
Staat — die ſtaatliche Garantie geleiſtet wird, ſo muß von einer derartigen 


Garantie, wie ſie die Regierung in Ausſicht ſtellt, bei einer ſo verſchwindend 


geringen Dotierung geſagt werden, daß ſie ſelbſt nicht als Ausdruck des 
feſten Willens, die Wohnungsfürſorge in großem Maße in Angriff zu 
nehmen, bezeichnet werden kann. 

Man kann ja den Verſicherungsanſtalten, alſo Anſtalten, deren Hauptgeſchäft 
auf einem anderen Gebiete liegt, nicht zumuten, daß ſie bei jedem Darlehen, 
welches fie auf Grund einer Garantie des mit 400.000 K pro 1911 x. 
dotierten Fonds gewähren würden, erft genaue Berechnungen pflegen, wie 
hoch das Vermögen des Fonds ſich ſtelle, ob der Fonds bei Belehnungen genug 
vorſichtig vorgehe, ob etwa die 400.000 K, die pro 1911 beſtimmt find, nicht 
bei der erſten Anleihe von 400.000 K verloren find, ob nicht etwe der Fonds 
bei ſpäteren Garantien unvorſichtig vorgehen werde, fo daß nachträglich 
die Sicherheit der Fondsgarantie geſchwächt wird ꝛe. Man kann von einer 
Anſtalt, welche beſtrebt ſein muß, ihre Gelder pupillarſicher anzulegen, doch nicht 
verlangen, daß fie die theoretiſche Kalkulation der Regierungsvorlage über die 
Verluſtwahrſcheinlichkeit des Wohnungsfülrſorgefonds als unerſchülterlich und 
jeden Zweifel ausſchließend annehme und auf Grund deſſen ohne ſonſtige 
pupillariſche Sicherſtellnng ihre Kapitalbeſtände hergebe. Wenn die Re⸗ 
gierung nicht in der Lage iſt, für den von ihr verwalteten Fonds 
die Haftung und Verantwortung zu übernehmen, kann man doch 
einer außerhalb desſelben ſtehenden, an den Geſchäften des Fonds 
nicht beteiligten Anſtalt nicht zumuten, daß ſie für den Staat 
das Riſiko übernehme. 

Die Regierung kann ſich auf gar keinen ähnlichen Präzedenzfall im Aus⸗ 
lande berufen, denn in keinem Staate hat man es verſucht, ſo geringe 
Beträge überhaupt zu dieſem Zwecke zu verwenden, wie es die öſter⸗ 
reichiſche Regierung hier in der Gebäudeſteuervorlage vorſchlägt und in keinem 
einzigen Staate hat man ſich die Garantie des ſtaatlichen Fonds auf Grund 
eines ſo geringfügigen Kapitals in der Weiſe gedacht, daß der Staat für 
die Verbindlichkeiten des Fonds nicht in der Lage ſei aufzukommen und dennoch 
verordnen wolle, daß Inſtitute, welche nur berechtigt ſind, pupillarſicher ihre 
Gelder anzulegen, ihre Gelder im größeren Maße auf Grund einer ſolchen un⸗ 
garantierten Garantie hergeben, zumal die in Frage kommenden Anſtalten und 
Kreditinſtitute kein pekuniäres Intereſſe an dieſer Tätigkeit haben dürfen, weil 
die Verzinſung bei den zweiten Hypotheken für Kleinwohnungen im allgemeinen 
nicht erheblich höher ſein darf als bei pupillarſicheren Darlehen, wenn die Kredit⸗ 
hilfe auf die Verbilligung der Mieten Einfluß haben, beziehungsweiſe der rapiden 
Steigerung der Miete Einhalt tun ſoll. 

Es unterliegt ſomit keinem Zweifel, daß in den gegebenen Verhältniſſen 
der Wohnungsfürſorgefonds überhaupt nur dann praktiſch von Wirkung fein kann, 
wenn ihm bedeutende Beträge zur direkten Verfügung überlaſſen werden. 
Es iſt auch zu hoffen, daß ein ſolcher Fonds nach einigen Jahren entſprechende 
Erfahrung machen und daß die Regierung ſich dann veranlaßt ſehen wird, dem 
Fonds die Haftung des Staates zu gewähren. Der Staat übernimmt ja die 
Haftung für Bahnen — in ſpeziellen Fällen — ſelbſt für Bankunternehmungen; 
warum ſollte gerade bei dieſer, für die Volksgeſundheit ſo eminenten Frage, der 
Staat die Garantie verweigern? Es wäre angezeigt, den Maximalbetrag der zu⸗ 
läſſigen Garantie ſogar einzuengen, um die Haftung des Staates zu erlangen. Will 
der Staat die Haftung dem Fonds gewähren, ſo könnte dem Fonds in Zukunft 
auch die Möglichkeit gegeben werden, durch Emiſſion von eigenen Pfandbriefen, 
welche Pupillarſicherheit genießen werden, ſich direkt Gelder zu verſchaffen und 
um dies zu erleichtern, wären Anſtalten ſozialer Verſicherung, Sparkaſſen, Landes⸗ 
anſtalten uſw. anzuweifen, der Wohnungsaktion ihre Mittätigkeit in der Weiſe zu 
ſichern, daß ſie dieſe pupillarſicheren Papiere für ihre Vermögensbeſtände erwerben. 
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Der Ausſchuß mußte bezüglich der ſtaatlichen Haftung dem Standpunkte 
der Regierung Rechnung tragen, ſo daß der Fonds als eigene juriſtiſche Perſon 
bloß mit ſeinem eigenen Vermögen haftet. 


Soll der Wohnungsfürſorgefonds überhaupt eine nennenswerte Tätigkeit 
entwickeln, ſo müſſen ihm bedeutende Beträge zugeführt werden⸗ Es wurde eine 
jährliche ſtaatliche Dotation von 6 Millionen Kronen für zehn Jahre vom 
Jahre 1910 bis zum Jahre 1919 beanſprucht, alſo kaum ein ſolcher Betrag, den 
der preußiſche Staat ſchon im Jahre 1895 für die Wohnungsfürſorge 
zur Verfügung geſtellt hat. Um von den budgetären Verhältniſſen vollſtändig 
unabhängig zu ſein, wurde ferner die Regierung ermächtigt, dieſe Beträge durch 

„Kreditoperationen zu beſchaffen. Es iſt derſelbe Weg, der in Preußen und anderen 

Bundesſtaaten ſowie im Deutſchen Reiche und überhaupt im allgemeinen ein⸗ 
geſchlagen wurde, weil ja dieſe Beträge nicht als Subventionen gedacht ſind, 
ſondern ſie ſind im Kreditwege an gemeinnützige Baugenoſſenſchaften ꝛc. auszu⸗ 
leihen, und zwar in der Weiſe, daß im großen und ganzen die Belehnung als 
ſichergeſtellt erſcheine. Das Kapital ſowie die Zinſen werden in den Annuitäten 
von den Schuldnern rückgezahlt, die Dotationen werden alſo nicht konſumiert. 
Die Dotierung des Wohnungsfürſorgefonds bildet bloß eine entſprechende 
juriftifche Form für die Zweckbeſtimmung des Staates für Kredithilfe behufs Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe. 


Das laufende Jahresbudget des Staates wäre behufs Stärkung des 
Fonds und um denſelben für eventuelle Verluſte entſprechend auszurüſten, nuit 
den Zinſen der Dotationen der erſten zehn Jahre zu belaſten. Der Staat hätte 
daher vom Jahresbudget in dem erſten Jahre zirka 1/, Million zu tragen und in 
dem letzten Jahre 1919 wird der Beitrag des Staates das Maximum, nämlich 
den Betrag von zirka 2½ͤ Millionen jährlich erreichen. Bei einem Ertrage der 
Mietsſteuer (Hauszinsſteuer und 5 Prozent Steuern von nenen Häuſern), welche 
ſchon heute effektiv zirka 100 Millionen Kronen ſelbſt nach Berückſichtigung der 
Steuernachläſſe dem Staate bringt, bei einer Belaſtung der Mieter mit 

- einer fo immenſen Staatsſtener und den autonomen Zuſchlägen, welche mehr 
als das Alterum tantum ausmachen, kann füglich von einer zu ſtarken Be⸗ 
laſtung des Staates für die Wohnungsfürſorge nicht geſagt werden, wenn 
dieſem zugemutet wird, jetzt vom jährlichen Budget / Million und ſteigend 
bis zum Jahre 1919 2% Millionen zu dieſem Zwecke zu tragen. 


Die Konſtruktion des Wohnungsfürſorgefonds und ſelbſt der Dotation 
desſelben nach dem Geſetzentwurf 1 iſt daher vollſtändig unabhängig 
von der Gebändeftener und kann auch die Frage der Belaſtung des 
jährlichen Budgets kein Hindernis für die Erledigung desſelben 
bilden. 

Da die Wohnungsnot ſo drückend iſt, daß eine ſofortige Abhilfe 
unumgänglich iſt, ſah ſich der Teuerungsausſchuß veranlaßt, den Geſetz⸗ 
entwurf als dringend zu behandeln und dem hohen Hauſe zur Erledigung 
vorzulegen. Bezüglich der Kapitalien, die der Wohnungsfürſorge auf Grund der 
Garantie des Wohnungsfürſorgefonds in Oſterreich zur Verfügung ſtehen im 
Verhältnis zum Bedarf an Kleinwohnungen, wird noch folgendes bemerkt: 


In Oſterreich ſtehen ſelbſt annähernd nicht fo bedeutende Vermögens⸗ 
beſtände der Anſtalten ſozialer Verſicherung zur Verfügung, wie im Deutſchen 
Reiche. Im Deutſchen Reiche find es die Alters- und Invalidenverſicherungs⸗ 
anftalten, welche mit ihren großen Vermögensbeſtänden die zirka 1½ Milliarden 
Mark ausmachen, der Wohnungsfürſorge hilfreich zur Seite ſtehen können. Bei 
uns iſt das Geſetz über die Invaliden⸗ und Altersverſicherung erſt in Beratung, 
es käme daher im großen und ganzen nur die Unfallsverſicherung in 
Betracht. Ende 1907 betrug der in Papieren angelegte Vermbgens beſtand 
ſämtlicher territorialen Arbeiter⸗Unfallsverſicherungsanſtalten Oſterreichs in 
Summa zirka 68 Millionen Kronen. Die Eiſenbahnverwaltung hat wohl 
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bedeutende Beträge zur Verfügung, aber dieſe Gelder haben ihre ſpezielle Ver⸗ 
wendung für die Eiſenbahnbedienſteten und auch in dieſer Beziehung wird bei 
uns verhältnismäßig nicht viel geleiftet. Nach dem Ausweiſe des k. k. Eiſenbahn⸗ 
miniſteriums wurden aus den verſchiedenen Fonds für Wohnungsfürſorge bis 
Ende 1909 im ganzen zirka 20 Millionen Kronen für den Bau eigener Wohn⸗ 
häuſer der Bahnverwaltung und zirka 2 Millionen Kronen für Bewilligung von 
Darlehen an Baugenoſſenſchaften von Bedienſteten der k. k. öſterreichiſchen Staats⸗ 
bahnen verwendet, die Darlehen werden nur bis zur pupillarſicheren Grenze 
bewilligt. Für die Jahre 1910 bis 1913 ſind vorläufig weitere Wohnungs⸗ 
fürſorgeaktionen mit einem Anlagekapitale von zirka 10%½ Millionen Kronen 
projektiert. 

Es ſteht uns daher überhaupt nicht viel zur Verfügung, um ſo weniger 
wenn der Staat die Garantie für den Wohnungsfürſorgefonds nicht übernimmt. 


Andrerſeits muß aber in Betracht gezogen werden, daß für die Wohnungs⸗ 
fürſorge ſehr bedeutende Beträge nötig find, wenn auch nur ein nennens⸗ 
werter Effekt erzielt werden ſoll. 

Von genauen und ſelbſt annäherungsweiſen Berechnungen in dieſer Hin⸗ 
ſicht kann nicht die Rede ſein, da diesbezüglich keine Daten zur Verfügung 
ſtehen. Wir können nur derjenigen Schätzungen erwähnen, welche im Auslande 
gemacht wurden, dort wo die Tätigkeit auf dem Gebiete der Wohnungsfürſorge 
bereits praktiſch ſtark entwickelt iſt. 


Im Berichte über den I. allgemeinen deutſchen Wohnungskongreß in Frank⸗ 
furt am Main vom Oktober 1904 wird vom Referenten Landrat a. D. Dr. Heyd⸗ 
weiller diesbezüglich folgendes angeführt: „Im weſentlichen kommen folgende 
Vorſchläge in Betracht, es ſollen ſtaatlich garantierte Inhaberpapiere aus⸗ 
gegeben und in dieſen die Kapitalien der Verſicherungsanſtalten, Sparkaſſen, 
Stiftungen und ſonſtiger öffentlichen Fonds angelegt werden. Als Organ ſoll 
eine ſtaatliche Baupfandbriefanſtalt begründet werden, die zunächſt an gemein- 
nützige Bauvereine gegen Hypothekenbeſtellung das erforderliche Baukapital gibt 
und einer ausgedehnten Aufſicht des Staates ee ſoln „Gericht 
über den Wohnungskongreß, Seite 283). 


„Die Landesverſicherungsanſtalten ſind bisher die mächtigſten Förderer 
geweſen. Hier kann ich mich daher darauf beſchränken anzuführen, daß ins⸗ 
geſamt 190% Millionen Mark zur Förderung des Kleinwohnungsweſens von 
denſelben bis zum Ende des Jahres 1908 (?) (ſoll heißen: wahrſcheinlich bis 
Ende 1903) ausgeliehen ſind.“ Allerdings lagen hiervon nur 19 Millionen 
außerhalb der Mündelſicherheit. Nach Lage der Geſetzgebung ſtehen für 
dieſe Zwecke bis zu 461 Millionen Mark zur Verfügung. Hier liegt alſo noch 
eine reiche Hilfsquelle unerſchloſſen. (Für die Landesverſicherungsanſtalten haften 
geſetzlich die Provinzen, denen auch eine entſprechende Ingerenz bei einer dies⸗ 
bezüglichen Dispoſition der Landesverſicherungsanſtalten zuſteht.) 

„Brandts berechnet, daß ſämtliche Bauvereine Deutſchlands in Verlaufe 
von etwa zehn Jahren bis zum Jahre 1899 24.000 Wohnungen hergeſtellt 
haben, gegenüber einem Bedarf von 1,600.000 für den ganzen Zeitraum, 
alſo noch nicht der 66. Teil. (Seite 281 und 282 des obigen Berichres.)“ 


Die Koſten einer Kleinwohnung werden mit 3000 bis 4000 Mark berechnet, 
ſtellenweiſe auch mit 5000 Mark. (Siehe oben Denkſchrift des Reichsamtes des 
Innern.) Nach den Angaben des Herrn Dr. Altenrath, Dezernenten in der 
Zentralſtelle für Volkswohlfahrt in Berlin (Schriften des IX. internationalen 
Wohnungskongreſſes. Wien, Mai 1910. Seite 28), iſt für ganz Deutſchland die 
Zahl der von den gemeinnützigen Bauvereinen bereits errichteten Häuſer 
auf mindeſtens 25.000, die der Wohnungen auf mindeſtens 100.000 
zu veranſchlagen. 

In Oſterreich, wo infolge der hohen Beſteuerung und der ſchlechten 
ökonomiſchen Verhältniſſe die Wohnungsverhältniſſe viel ſchlechter ſind als in 
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Deutſchland, muß man mit einem viel größeren Bedarfe rechnen als dort 
— geſchehen iſt bei uns bisnun ſehr wenig nach dem dem Referenten zuge⸗ 
kommenen Ausweiſe der ſtatiſtiſchen Zentralkommiſſion. Bei dieſer Sachlage iſt 
zu erſehen, wie gering die Mittel ſind, die die Regierung zur Verfügung 
ftellt im Verhältniſſe zum Bedarfe, und iſt es offenbar, daß mit derartigen 
Mitteln eine Aktion der Wohnungsfürſorge nicht ernſthaft in Angriff genommen 
werden kann. Selbſt diejenige Dotierung, die der Teuerungsausſchuß vorſchlägt, 
iſt viel zu gering im Verhältniſſe zum Bedarfe. Nach dem dem Referenten zuge⸗ 
kommenen Ausweiſe der ſtatiſtiſchen Zentralkommiſſion (Stichtag 17. April 1909) 
beſaßen in ganz Oſterreich die Selbſthilfeorganiſationen zuſammen 51 gemein⸗ 
nützige Wohnungsanlagen mit 2795 Wohnungen. Nach der pro Ende 
1908 vom k. k. Finanzminiſterium zuſammengeſtellten Statiſtik der hauszins⸗ 
ſteuerpflichtigen Häuſer und Wohnungen beſteht mehr als die Hälfte der 
Wohnungen bloß aus Küche oder aus Küche und einem Wohnraum oder nur 
einem Wohnraum; Kleinwohnungen, höchſtens dreiräumige Wohnungen mit 
Einrechnung der Küche (alſo höchſtens aus 3 Zimmern ohne Küche oder 2 Zimmern 
und Küche) — ohne gewerbliche Räume — betrugen mehr als drei Viertel der 
Wohnungen (Statiſtik der hauszinsſteuerpflichtigen Wohnungen nach dem Stande 
von 1908, S. XXI). PER: : 

Es muß aber der Anfang gemacht werden, und wir hoffen, daß die Regie⸗ 
rung, nachdem ſie ſich überzeugt haben wird, daß die Anlage ziemlich ſicher iſt, in 
Zukunft größere Beträge zur Verfügung ſtellen wird, als hier im Geſetzentwurfe 
vorgeſchlagen wird, und insbeſondere ſich entſchließen wird, die ſtaatliche Haftung 
für den Wohnungsfürſorgefonds zu akzeptieren, um die Ausgabe von Pfandbriefen 
ſowie eine ausgiebige Heranziehung der Sozialverſicherungsanſtalten und öffent⸗ 
licher Kreditinſtitute zu ermöglichen. Mit der Zeit dürfte es auch gelingen, die 
Länder und Kommunen zur Mitarbeit heranzuziehen. 

Aus obigen Gründen hielt der Steuerausſchuß die veranſchlagte Dotierung 
von jährlich 6 Millionen Kronen als Minimum, mit welchem die Aktion zu 
beginnen iſt, falls überhaupt von einer praktiſchen Wirkſamkeit die Rede fein fol, 
für notwendig. Im 8 6 des Entwurfes wurde die Geſamtſumme der Fonds- 
garantien auf das Achtfache des eigenen Fondsvermögens beſchränkt, der Ausſchuß 
hat ſich diesbezüglich der allgemeinen Auffaſſung, die in den Motiven der 
Gebäudeſteuervorlage Ausdruck findet, angeſchloſſen. Der Ausſchuß iſt ſich jedoch 
deſſen bewußt, daß die Anwendung der Garantie ziemlich beſchränkt ſein wird, da 
keine bedeutenden anderweitigen Kapitalien überhaupt zur Verfügung ſtehen, 
zumal wenn der Staat für die Fondsverbindlichkeiten nicht aufkommt und auch 
ſonſt die Fondsgarantie nicht als mündelſicher qualifiziert iſt. Der Ausſchuß hegt 
die Hoffnung, daß die Regierung das Nötige veranlaſſen werde, um den Spar⸗ 
kaſſen, den Anſtalten ſozialer Verſicherung ſowie privaten Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften zu ermöglichen, einen entſprechenden Teil der disponiblen Gelder durch 
Gewährung von zweiſtelligen Hypotheken an gemeinnützige Baugenoſſenſchaften 
gegen Garantie des Fonds in den Dienſt der Wohnungsfürſorge zu ſtellen. 

Die Maximalgrenze der Belehnung wurde im Geſetzentwurfe bis 
90 Prozent des Wertes gezogen, während in den Motiven zur Gebäudeſteuer die 
Minimalgrenze mit 85 Prozent bezeichnet wurde. Der Ausſchuß ließ ſich dabei 
von der Erwägung leiten, daß im Auslande ebenfalls 90 Prozent als Mapimal⸗ 
grenze im allgemeinen angenommen wird, ferner daß es erfahrungsgemäß bei 
Arbeitern, kleinen Handwerkern u. dgl. ſehr ſchwer iſt, ſelbſt 10 Prozent des 
nötigen Kapitals aufzubringen. Die Mieten werden pünktlich gezahlt, die 
Anlage iſt ſomit ſichergeſtellt, jedoch beſitzt dieſe, Schichte der Bevölkerung, wie 
bekannt, wenig Kapital. Es hieße alſo gerade diejenigen, die es am meiſten 
benötigen, von der Aktion ausſchließen, wenn die Höhe des eigenen Kapitales, 
welches von den Mietern aufzubringen iſt, zu hoch gegriffen wäre. Im Aus⸗ 
lande (zum Beiſpiel in Belgien) wird oft das ganze nötige Kapital, alſo 
100 Prozent, ausgeliehen und die Erfahrung hat gelehrt, daß die Arbeiter, 
kleinen Handwerker dann ratenweiſe das Kapital pünktlich abzahlen. 
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Der Wohnungsfürſorgefonds iſt nach dem Entwurfe beftimm-, nicht nur 
Kredithilfe zu leiſten, wo es ſich um die Aufführung von neuen Häuſern mit 
Kleinwohnungen handelt, ſondern auch dort, wo es im Intereſſe der Genoſſen⸗ 
ſchaften liegt, alte Häuſer behufs Adaptierung zu Kleinwohnungen oder Häuſer, 
die ſchon Kleinwohnungen beſitzen, anzukaufen, denn es geht nicht an, gerade 
die ökonomiſch Schwachen anzuweiſen, daß ſie nur in neuen Häuſern wohnen 
dürfen. 


Der Arbeiter, kleine Handwerker ꝛc. wird oft Intereſſe daran haben, in 
der Nähe feiner Arbeitsgelegenheit e. Wohnung zu nehmen. Wenn eine 
gemeinnützige Wohnungsgenoſſenſchaft die Mittel erhält, ein ſolches Haus gegen 
billige Verzinſung der Hypotheken zu erwerben, ſo wird ſie in der Lage ſein, die 
Miete zu ermäßigen, eventuell auch Adaptierungen vorzunehmen und ihre Mit⸗ 
glieder gegen fortwährende Mietſteigerungen zu ſchützen. Es mußte daher im 
Geſetze die Möglichkeit gegeben werden, daß dort, wo die Verhältniſſe es gebieten, 
auch eine ſolche Transaktion, wie ſie eben geſchildert wurde, zuläſſig ſei. 


Die Anleihe ſoll nicht nur bei fertigen Häuſern ſondern auch ſchon zum 
Baue als Baukredit und ſelbſt ſchon zum Ankaufe des Baugeländes gegeben 
werden; nach Vollendung des Baues wird die Genoſſenſchaft anderweit ein 
Darlehen bis zur pupillarſicheren Grenze aufnehmen, um das Fondsdarlehen 
teilweiſe zurückzuzahlen. Der reſtliche Teil (von 50 bis 90 Prozent) wird als 
zweite Hypothek bleiben. Es müſſen der Genoſſenſchaft die Koſten der Beſchaffung 
der Zwiſchengelder, das iſt der Baugelder erſpart bleiben und die ganze Aktion muß 
berhaupt erleichtert werden. Deshalb wird auch im $ 4 die Belehnung zum 
Zwecke des Baues und des Ankaufes von Baugelände zugelaſſen und es wird 
nur in der Regel die Beſchränkung auf die die Mündelſicherheit überſteigende 
Grenze ausgeſprochen. Die Fondsverwaltung wird entſprechende Kautelen 
ſchaffen, damit die Genoſſenſchaft ſich veranlaßt ſehe, ſo ſchnell als möglich ein 
pupillarſicheres Darlehen aufzunehmen, um den pupillarſicheren Teil des Fonds⸗ 
darlehens zurückzuzahlen. 


Zu den einzelnen Artikeln wird noch bemerkt: 


Zu 8 1. Die Definition der Kleinwohnungen nach Artikel J entſpricht 
den Verhältniſſen. Im Auslande werden in vielen Fällen auch vierräumige (drei 
Wohnräume nebſt Küche und Keller) als Kleinwohnungen angenommen, bei uns 
find jedoch die Wohnungsverhältniſſe ſehr ſchlechte und müßte die Grenze 
enger gezogen werden, ſollte das Geſetz wirklich für die Minderbemittelten, 
für welche es beſtimmt iſt, wirkſam ſein. Eine beſchränkte Zuläſſigkeit anderer 
Wohnungen enthält übrigens die Beſtimmung des $ 4, Abſatz III. 


Zu 9 4. Im Abſatz III wurde feſtgeſetzt, daß die bewohnbare Fläche der 
Kleinwohnungen wenigſtens zwei Drittel der bewohnbaren Geſamtfläche des 
Objektes ausmachen muß. Es muß nämlich einerſeits damit gerechnet werden, 
daß auch die Koſten mittlerer Wohnungen bei uns bei der herrſchenden Wohnungs⸗ 
teuerung für den Mieter unerſchwinglich ſind, andrerſeits auch damit, daß durch 
Hinzutritt ökonomiſch etwas kräftigerer Elemente die Bildung von Baugenoſſen⸗ 
ſchaften erleichtert, oft erſt dadurch ermöglicht wird. Ferner muß überhaupt mit 
den gewöhnlichen wirtſchaftlichen Erſcheinungen gerechnet werden. 


Ad 8 8. In Dentſchland hat ſich die Zweckmäßigkeit des im J 8 normierten 
Vorganges erwieſen. 


Oft müſſen bedeutende Kapitalien in einem gewiſſen Orte angelegt werden, 
um Baugelände billig zu verſchaffen. Es müſſen womöglich Straßen angelegt 
oder bedeutende Beiträge hierzu geleiftet werden. Eine einzelne Baugenoſſenſchaft 
von Arbeitern, kleinen Handwerkern, kleinen Kaufleuten, Beamten ıc. wird nicht 
in der Lage ſein, eine ſolche Transaktion vorzunehmen. Es mußte daher die 
Möglichkeit geſchaffen werden, daß in Ausnahmsfällen behufs Behebung eines 
empfindlichen Wohnungsmangels der Wohnungsfürſorgefonds auch zum Ankaufe 
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von Baugelände herangezogen werde. Um aber Spekulationen vorzubeugen, wurde 
die Maximalgrenze des zu ſolchen Zwecken zu inveſtierenden Kapitals im 
Geſetze beſtimmt. 


II. Der Ausſchuß ſtellt ſomit den Antrag: 


„Das hohe Haus geruhe den Geſetzentwurf (Beilage 1) zum Beſchluſſe zu 
erheben. 


Wien, 28. Mai 1910. 


Ivan Bribar, 


Obmann. 


Dr. Adolf Groß, 
Berichterſtatter. 
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Beilage 1. 


Geſeß 


D a en a Bug 


betreffend 


die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrates finde Ich anzuordnen: 


8 1. 


Behufs Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
unter beſonderer Rückſichtnahme auf Kleinwohnungen, 
das iſt Wohnungen mit nicht mehr als zwei Zimmern 
nebſt Küche und Zubehör, wird ein vom Miniſterium 

. für öffentliche Arbeiten verwalteter Wohnangsfürſorge⸗ 
fonds errichtet. 


82. 


Der Wohnungsfürſorgefonds kann in feinem 
Namen Rechte erwerben und Verpflichtungen ein- 
gehen. 5 


9 3. 


Die jährlichen Beiträge des Staates werden für 
die Zeit vom 1. Jänner 1910 bis Eude Dezember 
1919 mit je 6 Millionen Kronen feſtgeſetzt. Die Re⸗ 
gierung wird ermächtigt, dieſe Beiträge durch Kredit⸗ 
operationen ſich zu beſchaffen. 

Die jährlichen Bilanzüberſchüſſe des Fonds 
werden demſelben ebenfalls zugeführt. 


8 4. 
I. Der Wohnungsfürſorgefonds iſt beſtimmt: 


An öffentliche Körperſchaften und Anſtalten 
(Bezirke, Gemeinden u. dgl.), ferner 

an gemeinnützige Vereinigungen, als Bau⸗ 
genoſſenſchaften, Baugeſellſchaften, Bauvereine u. dgl., 
zum Zwecke des Baues von Kleinwohnungen ſowie 
des Erwerbes des hierzu beſtimmten Geländes, ferner 
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zum Zwecke des Erwerbes von Häuſern mit Klein⸗ 

wohnungen, beziehungsweiſe zum Zwecke des Er⸗ 

werbes von Häuſern, die zu Kleinwohnungen umge⸗ 

baut werden ſollen, Kredithilfe zu leiſten, und 
zwar: 

1. Durch Übernahme der Bürgſchaft für von den 
genannten juriftiihen Perſonen anderweitig aufzu- 
nehmende Darlehen und deren Verzinſung (mittel- 
bare Fondsdarlehen); 

2. durch unmittelbare Kreditgewährung an die 
oben angeführten juriſtiſchen Perſonen (unmittelbare 
Fonds darlehen). 


II. Die unmittelbaren ſowie die mittelbaren 
Fondsdarlehen find nur gegen hypothekariſche Sicher⸗ 
ſtellung und nicht über 90 Prozent des Geſantwertes 
der betreffenden zu belehnenden Objekte zu gewähren. 

Die unmittelbaren ſowie die mittelbaren Fonds⸗ 
darlehen haben ſich in der Regel auf die die mündel⸗ 
ſichere Wertgrenze der zu belehnenden unbeweglichen 
Sachen überſteigenden Beträge zu beſchränken. 

Bei öffentlichen Anſtalten und Körperſchaften 
kann von der hypothekariſchen Sicherſtellung abge⸗ 
ſehen werden. 


II. Die bewohnbare Geſamtfläche der Klein⸗ 

wohnungen muß wenigſtens zwei Drittel der bewohn⸗ 

baren Geſamtfläche des zu belehnenden Objektes aus- 
machen. 


8 5. 


Als gemeinnützig werden Bauvereinigungen be⸗ 
trachtet, deren Statut die an die Mitglieder zu ver⸗ 
teilende Dividende auf höchſtens 5 Prozent ihrer An⸗ 
teile beſchränkt und den Mitgliedern für den Fall der 
Auflöſung der Geſellſchaft nicht mehr als den Nenn⸗ 
wert dieſer ihrer Anteile zuſichert, einen etwaigen Reſt 
des Geſellſchaftsvermögens aber für gemeinnützige 
Zwecke beſtimmt. 


8 6. 

Die Geſamtſumme der den Wohnungsfürſorge ; 
fonds belaſtenden Garantien darf den achtfachen Betrag 
des nach der letzten Jahresbilanz ſich ergebenden 
eigenen Vermögens des Fonds (8 3) nicht über⸗ 
ſchreiten. 


9 7. 

Der Wohnungsfürſorgefonds iſt ermächtigt, Ge⸗ 
bände, welche. durch den Fonds mittelbar oder un⸗ 
mittelbar belehnt worden ſind, in das Eigentum des 
Fonds zu übernehmen, falls dieſe Maßregel ſich als 
notwendig erweiſen ſollte, um den Fonds gegen Ver⸗ 
luſte zu ſchützen. 


8 8. 
Der Wohnungsfürſorgefonds iſt ermächtigt, in 
Ausnahmsfällen behufs Behebung eines empfindlichen 
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Mangels an Kleinwohnungen Grundſtücke anzukaufen, 
um zum Selbſtkoſtenpreiſe einzelne oder mehrere Bau⸗ 
ſtellen an gemeinnützige öffentliche Körper ſchaften und 
Anſtalten, beziehungsweiſe an gemeinnützige Bauver⸗ 
einigungen oder auch an Privatperſonen, welche ſich 
zum Baue von Kleinwohnungen verpflichten, ab⸗ 
zutreten. . j 

Die Anlagen für dieſe Zwecke dürfen jedoch 
nicht insgeſamt 10 Prozent des eigener Fondsver⸗ 
mögens, keinesfalls aber den Betrag von 2 Millionen 
Kronen überſchreiten. 


89. 

Der Zinsfuß darf bei unmittelbaren Fonds⸗ 
darlehen 4 Prozent nicht überſteigen. 

Bezüglich der mittelbaren Fondsdarlehen iſt 
bei Feſtſetzung des maximalen Zinsfußes auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landesteilen bei 
mündelſicheren Darlehen jeweilig üblichen Hypothekar⸗ 
zinsfuß der Sparkaſſen und der ſonſt maßgebenden 
Kreditinſtitute in entſprechender Weiſe Rückſicht zu 
nehmen. 


8 10. 


I. Der Miniſter für öffentliche Arbeiten wird in 
Ausführung der in dieſem Geſetze enthaltenen Grund⸗ 
ſätze im Verordnungswege das Organi'ationsſtatut 
für den Wohnungsfürſorgefonds erlaſſen. Das Statut 
wird insbeſondere Beſtimmungen über die Fondsver⸗ 
tretung, ferner über den bei unmittelbaren ſowie 
mittelbaren Fondsdarlehen (8 4, I, 1., 2.) zuläſſigen 
Zinsfuß, über die Amortiſationsdauer und ſonſtige 
Darlehensbedingungen treffen und den Vorgang bei 
der Übernahme und der Verwaltung der Klein⸗ 
wohnungsbauten durch den Wohnungsfürſorgefonds, 
ferner den Vorgang bei den im 8 8 beſtimmten Trans⸗ 
aktionen regeln. Im Statute ſind jene Fälle feſt⸗ 
zuſtellen, in welchen das Einvernehmen des Mini⸗ 
ſteriums für öffentliche Arbeiten mit dem Finanz⸗ 
miniſterium erforderlich iſt. 

. Durch das Statut wird bei dem Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten ein Wohnungsbeirat mit 
beratender Stimme geſchaffen. Überdies können lokale 
Wohnungsausſchüſſe berufen werden, welche die Auf⸗ 
gabe haben, über einzelne Darlehensgeſuche ſowie 
über die lokalen Wohnungsverhältniſſe ihr Gutachten 
abzugeben. Dem Wohnungsbeirate ſowie den lokalen 
Wohnungsausſchüſſen ſind insbeſondere Vertreter der 
Gemeinden, Vertreter der Krankenkaſſen und ſonſtiger 
ſozialer Verſicherungsanſtalten (Unfall⸗, Alters⸗ und 
Invalidenverſicherungsanſtalten) ſowie Vertreter der 
gemeinnützigen Bauvereinigungen beizuziehen. 


8 11. 


Die Kaſſagebarung des Wohnungsfürſorgefonds 
kann im Einvernehmen mit dem Handels miniſterium 
dem k. k. Poſtſparkaſſenamte übertragen werden. 
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8 12. 

Das Einkommen des Wohnungsfürſorgefonds 
iſt von der Erwerbsſteuer und der Rentenſteuer befreit. 

Dem Wohnungsfürſorgefonds ſteht die perſön⸗ 
liche Stempel⸗ und Gebührenbefreiung (T. P. 75 a) 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 
insbeſondere auch in bezug auf das Gebührenäqui⸗ 
valent zu. 

Geſuche der Parteien an den Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds und deſſen Organe ſamt Beilagen find ſtempelfrei. 


8 13. 


über den Stand und die Gebarung des 
Wohnungsfürſorgefonds iſt alljährlich dem Reichsrate 
zu berichten. 


8 14. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Kraft. 
8 15. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Meine 
Minister für öffentliche Arbeiten und der Finanzen 
betraut. 
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Beilage 2. 


| Wohnungskfürſorgefonds. 


(Aus der Regierungsvorlage über die Gebäudeſteuer, XX. Seſſion, Nr. 35 der Beilagen.) 


Artikel XL 


Bis zu jenem Zeitpunkte, in welchem die in Beilage A verzeichneten Prozentſätze der Zinsſteuer für 
alte Baulichkeiten unter Berückſichtigung der nach dem Geſetze vom 25. Oktober 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
gebührenden Nachläſſe mit dem Ausmaße der Zinsſteuer für neue Baulichkeiten (88 63, 110) in Über- 
einſtimmung gebracht fein werden, find in jenen Jahren, in welchen eine Herabſetzung der Zinsſteuerſätze von 
den alten Baulichkeiten nicht ſtattfindet, aus ſtaatlichen Mitteln Dotationen zur Bildung und Stärkung eines 
beſonderen Fonds (ꝰWohnungsfürſorgefonds) zu gewähren. (Artikel XV.) 


Artikel XII. 


Der Wohnungsfürſorgefonds hat die Beſtimmung, im Intereſſe der minderbemittelten Bevölkerung 
zur Förderung des Kleinwohnungsbaues zu dienen. 

Nach Maßgabe der verfügbaren Mittel iſt er in nachfolgender Weiſe zu verwenden: 

1. Zur Übernahme der Garantie für die Ausfälle, welche ſich bei den für dieſe Zwecke gewährten Bau⸗ 
darlehen, ſoweit fie die mündelſichere Grenze überſchreiten, an Kapital und Zinſen ergeben könnten. Diefe 
Garantie wird namentlich bei Darlehen der Anſtalten für ſoziale Verſicherung, mit Zuſtimmung des Finanz- 
miniſters aber auch für ſonſtige Darlehen übernommen werden können. 

2. Soweit es ohne Beeinträchtigung der in Z. 1 bezeichneten Zwecke möglich iſt, zur Gewährung 
unmittelbar rückzahlbarer verzinslicher Baudarlehen gegen hypothekariſche Sicherſtellung, jedoch nicht an erſter 
Stelle, an Gemeinden, Bezirksvertretungen, Länder, Korporationen, Sparkaſſen, gemeinnützige Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, Baugeſellſchaften und Bauvereine. 

3. Zur Übernahme von Gebäuden, welche durch den Wohnungsfürſorgefonds gemäß Z. 1 oder 2 
mittelbar oder unmittelbar belehnt worden find, in das Eigentum des Fonds. 

Die näheren Beſtimmungen hierüber wird das Statut (Artikel XIV) enthalten, welches insbeſondere 
auch die Gewährung von verzinslichen Vorſchüſſen auf die vom Bauführer zu gewärtigenden erſten Hypo⸗ 
theken gegen ſofortigen Rückerſatz aus dem an erſter Stelle hypothezierten Darlehen normieren kann. 


Artikel XII. 


Die in Artikel XII vorgeſehene Verwendung der Fondsmittel darf nur erfolgen, ſofern die auszu⸗ 
führenden Bauten Kleinwohnungsbauten find und in bautechniſcher, ſanitärer und ſittenpolizeilicher Hinſicht 
den vom Miniſterium für öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium aufgeſtellten 
Bedingungen voll eutſprechen. 

Als Kleinwohnungsbanten im Sinne dieſes Geſetzes find nur ſolche Gebäude anzuſehen, in welchen die 
jelbftändigen Einzelwohnungen nicht mehr als 80 Quadratmeter Bodenfläche umfaſſen. 

Wohngebäude, welche nur für landwirtſchaftliche Berufsangehörige beſtinimt find, können als Zubehör 
auch die notwendigen Wirtſchaftsräume (Stall und Scheune) enthalten. Sonſtige nicht zu Wohnungszwecken 
gewidmete Räume ſollen in Kleinwohnungsbauten in der Regel nicht untergebracht werden; inwiefern hiervon 
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namentlich zugunſten von Kleinbetriebsſtätten Ausnahmen gemacht werden können, wird vom Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium beſtimmt werden. 

Derartige Kleinbetriebsſtätten dürfen jedenfalls nur an ſolche Erwerbstätige vermietet werden, welche 
regelmäßig nicht mehr als drei familienfremde Lohnarbeiter beſchäftigen. 


Arkikel XIV. 


Der Minifter für öffentliche Arbeiten iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter in 
näherer Ausführung der in den Artikeln XII und XIII enthaltenen Grundſätze ein Statut zu erlaſſen, 
welches insbeſondere den Vorgang bei: Sicherſtellung der Hypothekardarlehen, bei Gewährung von Fonds⸗ 
darlehen und bei Übernahme und Verwaltung der Kleinwohnungsbauten durch den Wohnungsfürſorgefonds 
zu regeln hat. 

Hierbei hat als unverrückbare Richtſchnur zu gelten, daß die Leiſlungsfähigkeit des Fonds durch die 


ihm zugewieſenen Mittel begrenzt iſt und eine Haftung i eine weitere e des . 
in keiner Weiſe me a 


Artikel XV. 
Den Wohnungsfürſorgefonds werden folgende Beträge e ee e 
Im Jahre 19111111 400.000 K. 
F)). 
„ „ 1 1900000 
„ % r 1999000 
„% „ Or e V .. 2,000,000 „ 
„J). 8 2,500. 000 , 
„ „ 1919 5 e 2,000. 000 „ 


Diese Beträge ſind in die Sd Stnatsvoranfääge einzuftellen und werden in Quartalsraten 
an den Fonds ausbezahlt. 


Ferner fließen dem Wohnungsfürſorgefonds die erzielten Zinſen und Erträgniffe ſowie die ihm 
zukommenden Darlehensrüctzahlungen zu. 


Bis zur beſtimmungsgemäßen Verwendung ſind die . jeweils. anderweitig fruchtbringend 
anzulegen. . 5 5 


Artikel XVI. 


Der Fonds z zur Förderung von Kleinwohnungsbauten wird vom Finanzminiſterium im ee 
mit dem Miniſterium für öffentliche Arbeiten verwaltet; über den Sta und die Gebarung des Fonds ift 
alljährlich dem Reichsrate zu berichten. 


24 921 der Rei 


Tabelle I. 


N 


Anzahl 


der Arbeiterwohnhääuſer, für welche die ausgedehnte Steuerbefreiung auf Grund des 
Geſehes vom 8. Juli 1902 bis Ende 1908 bewilligt wurde. 


»In ganz Öfterreid;: 
a) Familienwohnhäuſer, die an Arbeiter vermietet oder unentgeltlich oder gegen 
eine im Arbeitsvertrage ziffermäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den 
Lohn überlaſſen werden ($ 1, Abſatz 1, des Geſetz vom Jahre 1902) 461 
Hiervon von Bau- und Wohnungsgenoſſenſchaften ; 18 
b) Familienhäuſer, welche von Bezirksverbänden, Gemeinden, gemeinnützigen 
Vereinen ꝛc. oder Arbeitgebern an Arbeiter in ihr e degen Amorti⸗ 


ſationsraten (8 1, Abſatz 2) verkauft werden 8 22 
Hiervon von Bau⸗ und Wohnungsgenoſſenſchaften e 8 
c) Ledigenheime, ur und Logierhäuſer und Wohlfahrtsgebäude . 15 
Summe 0 bis von 498 
Hiervon von Bau⸗ und Wohnungsgenoſſenſchaften oh 26 


Auf die 483 Familienwohnhäuſer entfallen 3424 Wohnungen: 


Auf Ortſchaften bis 200 Einwohner entfallen von den 498 Häuſern 115, das iſt Ae 23 Prozent; 
auf Ortſchaften von 2000 bis 10.000 Einwohner 226, das ift zirka 45 Prozent; 

auf Ortſchaften von 10.000 bis 50.000 Einwohner 103, das iſt zirka 21 Prozent; 

auf Ortſchaften von 50.000 bis 100.000 Einwohner nichts (0); 

auf Ortſchaften über 100.000 Einwohner 54, das iſt zirka 11 Prozent. 


Faſt zwei Drittel der Häuſer befinden ſich alſo in den kleinen Ortſchaften bis 10.000 Einwohner. 


Auf eingelne Länder verteilen ſich die Häufer, wie folgt: 5 
Niederöſterreihcghcg erer .. . . 95 


Oberöſterreichchchch e 5 
Salzburrrr gz 5 
Steiermark . 31 
Kärnten 11 
Krim en 5 6 
rief an en ae Ma ea le 2 
SEIEN: un a — 
Tirol „ re ee ee ar 
Vorarlbergs e e 
Bukowiꝓnn ae — 
Böhmenmnnd ee 129 
me ee Wo . q . 79 
Schleſiien ns 133 
Dali. oe a ars ee 2 


— Summe. 498 


— — —„—-V — 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Bericht 


des 
Truerungsausſchuſſes 
über die 


Schaffung eines Wohnungsfürſorgeamtes und Einführung der Mohnungs⸗ 
inſpektion, über die Begelung der Kündigungsfriſten bei Arbeiterwohnungen, 
über die Bekämpfung des Bodenwuchers und Enteignung zu Wohnungszwechen. 


Im Teuerungsausſchuſſe ſtellte der Abgeordnete Bretſchneider folgenden Antrag: 
„Die Regierung wird aufgefordert, dem Abgeordnetenhauſe die Entwürfe folgender Geſetze vorzulegen: 


1. Eines Geſetzes, durch welches das Recht der Gemeinden, Gebäude, Bauſtellen und Baurayons aus 
Gründen der Wohnungshygiene zum Zwecke der Stadtregulierung, oder zur Errichtung von billigen 
Wohnungen auf Gemeindegrund zu enteignen und das Enteignungsverfahren geregelt wird. 

2. Eines Reichswohnungsgeſetzes, betreffend die hygieniſchen Mindeſtanforderungen an Wohnungen, 
die Schaffung eines Reichswohnungsamtes, einer ſtaatlichen Wohnungsinſpektion und kommunaler 
Wohnungsämter. 

3. Eines Geſetzes, durch welches der notwendige Inhalt und die Form der Wohnungsverträge geregelt 
und beſtimmt wird, daß die von der politiſchen Landesſtelle erlaſſenen Vorſchriften über die Kündigung 
der Beſtandverträge kraft zwingenden Rechtes auch auf jene Verträge Anwendung finden, durch welche ſich 
die Unternehmer den von ihnen beſchäftigten Arbeitern gegenüber zur Beiſtellung von Wohnungen verpflichten. 

4. Eines Geſetzes, betreffend die Errichtung öffentlicher Baubanken.“ 


Der Abſatz 2 des Antrages wurde dann vom Abgeordneten Bretſchneider in der Richtung der Ein⸗ 
führung der Wohnungsinſpektion und Errichtung eines ſtaatlichen Wohnungsfürſorgeamtes (Reſolution I. und II.) 
ausführlicher formuliert. 


Der Abgeordnete Zeiner ſtellte im Tenerungsausſchuſſe folgenden Antrag: 


„Nicht nur die Lebensmittelteuerung, ſondern auch die Wohnungsteuerung wird in den Städten von 
allen Ständen ſchwer empfunden. 

Eine der Haupturſachen der Wohnungsteuerung iſt der unerhörte Wucher, der mit e 
getrieben wird. 

Deshalb wird die Regierung aufgefordert, einen Geſetzentwurf vorzulegen, der den Bodenwucher 
verhindert.“ 


Für die Kreditbeſchaffung wurde in bezug auf den Bau von Kleinwohnungen der erſte Schritt gemacht, 
indem der Teuerungsausſchuß dem hohen Hanſe einen Geſetzentwurf über die Schaffung eines Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds (Bericht Nr. 921 der Beilagen) vorgelegt hat. 
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Wird die Regierung energiſch den gemeinnützigen Genoſſenſchaften uſw. an die Hand gehen, ſo werden 
ſich hoffentlich mit der Zeit auch Wege finden, um die Kreditbeſchaffung noch weiter auszubauen. Es können 
vorläufig in bezug auf die Ausgeſtaltung des Baukredites, die Errichtung von öffentlichen Baubanken meiter- 
gehende konkrete Vorſchläge nicht gemacht werden. 


Der Teuerungsausſchuß hätte ſich daher in Sachen der Wohnungsfürſorge: 


a) mit der Frage der Wohnungsinſpektion und der in Verbindung damit beantragten Errichtung eines 
Wohnungsfürſorgeamtes, ferner 


b) mit der Regelung der Kündigungsfriſten und Ausziehtermine bei Wohnungen, die den Arbeitern von 
Arbeitgebern in natura gegen Zahlung eines Mietzinſes oder unentgeltlich beigegeben werden; 


c) mit dem Bodenwucher und 


d) der Enteignungsfrage 
zu befaſſen. 


Ad a). Es ift notoriſch, daß die Wohnungsfrage für die breiten Maſſen der Bevölkerung eine Exiſtenz⸗ 
frage bildet (Robertus: „Der Schmutz und die Not des Hauſes werden ſtets vernichten, was die Schule 
beſſern will). Deſſenungeachtet geſchieht auf dieſem Gebiete ſo viel wie gar nichts. 

Die Wohnungspolizei beſchränkt ſich meiſt auf die Unterſuchung der Baupläne und die Erteilung des 
Wohnungskonſenſes für Neubanten. Abgeſehen von Fällen, wo Einſturz droht und hierüber eine Anzeige 
- feitens der intereſſierten Kreiſe erſtattet wird, kümmern fi ſonſt weder die autonomen noch die ſtaatlichen 
Behörden darum, was in und mit den Wohnungen in alten Häuſern geſchieht. f 

Die größten Mißſtände ſind aber eben in den alten Häuſern zu finden, die von den minderbemittelten 
Volksmaſſen bewohnt find, denn während die wohlhabenden in die neuen Hänfer einziehen, wird die minder⸗ 
bemittelte Bevölkerung immer mehr in die ärgſten alten Wohnhäuſer gedrängt, zumal bekannterweiſe ver⸗ 
hältnismäßig wenige Kleinwohnungen gebaut werden und überdies infolge der ſteigenden Wohnungsteuerung 
die minderbemittelten Volkskreiſe auf das Aftermieter⸗ und Bettgehertum angewieſen ſind. Abhilfe iſt hier 
dringend. ; 

Die Einführung der Wohnungsinſpektion und Errichtung eines Wohnungsfürſorgeamtes wird felbft- 
verſtändlich den Mißſtänden nicht abhelfen, weil dadurch noch keine neuen Wohnungen geſchaffen werden. 

Aber eines wird doch erreicht werden, nämlich die Organe der öffentlichen Verwaltung werden dadurch 
zur Abhilfe gedrängt werden. Die Notwendigkeit und Nützlichkeit der Wohnungsinipeftion iſt allgemein 
anerkannt (vergleiche auch Verhandlung des Vereines für Sozialpolitik 1902, Schriſten XC VIII., Seite 64; 
Landrath Brandts Düſſeldorf, äußert ſich hierüber: 

„Man ſcheue die Folgen der Wohnungsaufſicht nicht, es ſchadet nicht; wenn eines Tages dem Bürger- 
meiſter 50 obdachloſe Familien aufs Bureau rücken, dann iſt die Wohnungsnot ad oculus demonſtriert und 
erfolgt der Neubau von ſelbſt, jedenfalls hält die ſtändige Wohnungsaufſicht die Wohnungsfrage und die 
Erkenntnis von der Notwendigkeit der Beſſerung, die noch lange nicht Gemeingut aller iſt, ſtetig in Fluß. 
Die Wohnungsaufſicht verſchärft die Wotnungsnot“.) 

Im Auslande iſt die Wohnungsiuſpektion zum Ausgangspunkte einer großangelegten Aktion zum Baue 
von Kleinwohnnungen und zur Beſeitigung der Mängel geworden. Bei uns wird anch durch Einführung der 
ſtaatlichen Wohnungsinſpektion und durch die Tätigkeit des Wohnungsfürſorgeamtes das öffentliche Gewiſſen 
hoffentlich geweckt werden. Die Mitwirkung der autonomen Behörden iſt ſelbverſtändlich erwünſcht, zumal die 
Baupolizei denſelben zuſteht, es muß aber andrerſeits auch damit gerechnet werden, daß es Fälle geben wird, 
wo die Gemeindeverwaltungen im vermeintlichen Intereſſe der Hauseigentümer nicht mit entſprechendem 
Nachdrucke mitwirken werden. Desbalb muß die Wohnungsfürſorgeaktion wohl mit einer eventuellen Unter⸗ 
ſtützung der Gemeinde rechnen, jedoch von den Organen der Gemeindeverwaltung unabhängig ſein. 

Der Ausſchuß hofft, daß die Angelegenheit vom Miniſterium für öffentliche Arbeiten als dringlich 
behandelt werden wird, zumal der Regierungsvertreter in der Ausſchußſitzung die Erklärung abgegeben hat, 
daß ein Geſetzentwurf über dieſe Materie ſich in Ausarbeitung befindet. 

Ad b) Das erſte öſterreichiſche Geſetz über Steuerbegünſtigungen für Arbeiterwohnhäuſer vom 
Jahre 1892 hat den Unternehmern den Ban von Arbeiterhäuſern erleichtert, indem es für Arbeiter ⸗ 
wohnungen eine qualifizierte 24jährige Steuerbefreiung ſtatuierte. Das ſpätere Geſetz über Steuerbegünſti⸗ 
gungen für Arbeiterwohnungen ging wohl von der Tendenz aus, anch anderweitiges privates Kapital 
zum Ban von Arbeiterwohnungen heranzuziehen, die infolge der qualifizierten Steuerbegünſtigungen billig in 
Miete gegeben werden könnten; das Geſetz enthält jedoch ſo viele Kautelen, daß in Wirklichkeit im 
großen und ganzen nur Unternehmer, die für ihre Arbeiter Wohnungen gebaut haben, die 


1014 zu 921 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XX. Seffion 1910. 3 


Wohltaten des Geſetzes in Anſpruch genommen haben. (Siehe Statiſtik über die Ergebniſſe des 
Arbeiterwohnungsgeſetzes ex 1902.) 

Die durch die Unternehmer für Arbeiter hergeſtellten Wohnungen erfreuen ſich jedoch im allgemeinen 
nicht der Sympathie unter der Arbeiterſchaft. Die Arbeiter beklagen ſich darüber, daß ſie durch Übernahme 
einer Arbeiterwohnung in ungewöhnliche Abhängigkeit vom Arbeitgeber gelangen. Die Klagen ſeitens der 
Arbeiter ſind allgemein. (Verhandlungen des Vereines für Sozialpolitik 1902, Schriften XCVIII., Seite 33; 
„Dem Beiſpiele des preußiſchen Bergfiskus find die Eiſenbahnverwaltungen und die Reichspoſt gefolgt und 
auch einige Gemeinden haben dieſen Weg betreten. 

Die Beſchaffung von Wohnungen durch private Unternehmer kann nur dann begrüßt werden, wenn ſie 
die einzig mögliche Form iſt bei Rieſeubetrieben oder bei iſolierten Fabriken, ſonſt ift fie die am wenigſten 
wünſchenswerte Form der Löſung der Wohnungsfrage“ — ſiehe auch IX. Wohnungskongreß in 
Wien, Mai 1910, Dr. Gro ß, St. Gallen). 

Abgeſehen von dem Abhängigkeitsverhältniſſe, welches ſich daraus ergibt, daß der Arbeiter ſamt Familie 
ſelbſt außerhalb der Arbeitsſtunden ipso facto ſich der Aufſicht ſeiner Vorgeſetzten, die in denſelben Häuſern, 
oder in der Nähe wohnen nicht entziehen kann, ſo iſt überdies bei Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ſowie bei 
Lohnſtreitigkeiten, der Arbeiter der Gefahr ausgeſetzt, daß der Arbeiter mit ſeiner Familie auf die Straße 
geſett wird, ohne daß ihm eutſprechende Zeit gewährt würde, wo anders Unterkunft zu ſuchen. Selbſt bei regel- 
mäßiger Kündigung zu gewöhnlichen allgemein üblichen Ausziehterminen iſt ſür den Arbeiter mit Familie der 
Wohunngswechſel drückend, er wird aber für ihn zur Kalamität, wenn aus irgend welchem Grunde das 
Arbeitsverhältnis zu einem ungewöhnlichen Zeitpunkte, oder ohne Kündigung endet, er iſt dann dem Unter⸗ 
nehmer auf Gnade und Ungnade ausgeliefert. 

Bei Gelegenheit der Verhandlung über das Arbeiterwohnungsgeſetz vom Jahre 1902 iſt auch die 
Kündigungsfrage im hohen Han e Gegenſtand der Erörterung geweſen. Die Regierungsvorlage über 
Steuerbegünſtigungen für Arbeiterwohnungen (Regierungsvorlage vom Jahre 1901, Beilage Nr. 1046, 
17. Sitzung vom Jahre 1901) enthielt hierüber gar keine Beſtimmung. Ii Steuerausſchuſſe, dem dieſe 
Vorlage überwieſen wurde, ſtellte der Reichsratsabgeordnete Hybes den Antrag, daß im Gejche eine 
14tägige Kündigungsfriſt ſtatuiert werde. Der Ausſchuß hat im Prinzip die Beſtimmung, daß eine 
Kündigungsfriſt unter allen Umſtänden als zwingende Norm vorbehalten werden muß 
angenommen, das Minimun derſelben jedoch auf drei Tage feſtgeſetzt. 

Die Abgeordneten Hybes, Wohlmeyer und Dr. Kos haben ein Minoritätsvotum eingebracht, 
dahingehend, daß die Kündigungsfriſt unter allen Umſtänden wenigſtens 14 Tage zu betragen 
hat. (Bericht des Ausſchuſſes Nr. 1339 der Beilagen, XVII. Seſſion ex 1902.) 

Bei der Verhandlung im hohen Haufe (Stenographiſches Protokokoll 148 vom 3. Juni 1902) hat 
Abgeordneter Stojan ſich zwar für das Minoritätsvotum erklärt, jedoch in e ventum, falls dasſelbe nicht 
angenommen werden ſollte, den Antrag geſtellt, es möge im Geſetze als Minimum eine achttägige 
Kündigungsfriſt angenommen werden. Der Antrag Stojan wurde dann angenommen und das Geſetz, 
betreffend Begünſtigungen für Gebäude mit gefunden und billigen Arbeiterwohnungen vom 18. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 144, enthält 1 im $ 12, Adſatz 1, Alinea 4, folgende Beſtinmungen: 


„In allen . . Fällen muß bei Familienwohnungen die Kündigungsfriſt 
nrindeſtens 8 Tage betragen und i in der Hausordnung erſichtlich ſein.“ 


Wenn nun bei neuen billigen und geſunden Arbeiterwohnungen der Arbeiter gegen die 
Willkür des Arbeitgebers durch eine zwingende geſetzliche Norm über eine achttägige Kündigungsfriſt 
geſchützt iſt, ſo wäre es ungerechtfertigt, denſelben Schutz dem Arbeiter dort zu verſagen, wo er für teueres 
Geld vom Arbeitgeber ſchlechte Wohnungen erhält, ſomit iſt das Verlangen vollſtändig berechtigt, daß dieſer 
geſetzliche Schutz verallgemeinert und auf ſämtliche Fälle ausgedehnt wird, wo Arbeitgeber ihren 
Arbeitern Wohnungen in natura beiſtellen. 

Der Schutz, der den Arbeitern gegeben werden ſoll, wird aber im allgemeinen in der beantragten 
Reſolution noch nach zwei Richtungen erweitert. Der geſetzliche Schutz hat nur dann einen Sinn, wenn er 
wirklich geeignet iſt, den angeſtrebten Zweck zu erfüllen. Dem Arbeiter ſoll durch den geſetzlichen Schutz die 
Möglichkeit gegeben werden, im Falle der Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes eine neue Wohnung unter den 
ſonſt für andere Mieter üblichen Bedingungen zu erlangen. Er muß ſich daher an die 
gewöhnlichen Ausziehteruine halten. Die Auszieh⸗ ſowie die Kündigungstermine werden durch beſondere 
Verordnungen ſür einzelne Ortſchaften, beziehungs weiſe Oberlandesgerichtsſprengel geregelt (Artikel XI, Z. 1, 
Einf. Geſ. zur Z. P. O.). Für jeden Fall wäre in der Regel eine 14 tägige ſtatt der achttägigen Kundigungs⸗ 
friſt zu ſetzen, zumal der Arbeiter oft erſt nach einer anderen Gemeinde ziehen muß; in der achttägigen Friſt 
wird es ihm aber bei dem herrſchenden Mangel an Kleinwohnungen kaum möglich ſein, eine Wohnung zu 
finden, da ferner bei regulären Mieten im allgemeinen eine 14 tägige Friſt bei Monatswohnungen üblich iſt. 
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Der Ausſchuß hat es jedoch unterlaſſen, in den Text der Reſolution eine 14tägige Kündigungs⸗ 
friſt aufzunehmen und hat einen diesbezüglichen Antrag des Abgeordneten Huſak abgelehnt, da er von der 
Vorausſetzung ausging, daß es Fälle gibt, wo eine längere Kündigungsfriſt zu ſtatuieren wäre. 

Die ſtatiſtiſche Zentralkommiſſion hat die Ergebniſſe der Erhebung über gemeinnützige Kleinwohnungs⸗ 
anlagen nach dem Stichtage vom 17. April 1909 im Jahre 1910 veröffentlicht, welche auch über die 
Kündigungsfriſten Aufklärung geben. Es wurden im ganzen 1756 gemeinnützige Kleinwohnungsanlagen 
gezählt, darunter find 1672, alſo 95˙2 Prozent für Arbeitnehmer des Inhabers beſtimmt. 

Über die Kündigungsfriſten, welche bei 1367 Anlagen angeführt find, finden wir dort folgende 
Bemerkung. (Seite 35.) 

„Den in Tabelle 3 gegebenen Daten über das Mietverhältnis iſt zu entnehmen, daß bei der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Wohnungsanlagen eine 14tägige Kündigung sfriſt beſteht; es läßt ſich 
dies bei 1045 Anlagen konſtatieren; während achttägige oder kürzere Kündigungsfriſten bei 104, längere als 
14tägige Friſten bei 218 Anlagen ausgewieſen find. Die längeren Kündigungsfriſten finden ſich in 
einem Ausmaße von vier Wochen in 25, von einem Monat in 102, von ſechs Wochen in 17, von zwei 
Monaten in 1, von ein Vierteljahr in 67, von einem halben Jahr in 4, von einem Jahr in 2 Fällen; bei 318 
Anlagen fehlen Angaben über die Kündigungsfriſt. 

Das Mietverhältnis endet in faſt allen Wohnungsanlagen (1459 von 1603), welche mit einem Betriebe 
verbunden ſind, zugleich mit dem Arbeitsverhältniſſe.“ 

Es iſt aus den Tabellen nicht erſichtlich, wie es mit den Kündigungsfriſten für die Arbeiterwohnungen 
beſtellt ift, wenn etwa das Dienſtverhältnis zum Beiſpiel aus Verſchulden eines oder des anderen Teiles oder 
etwa infolge eines unverſchuldeten Unfalles, zum Beiſpiel Krankheit des Arbeiters, oder aus anderen ſpeziell 
im Arbeitsvertrage enthaltenen Gründen, ohne Kündigung aufgelöſt wird, es iſt nämlich aus der Publikation 
nicht zu erſehen, ob in dieſen Fällen das Mietverhältnis ebenfalls ſofort ohne Kündigung endigt, ob es viel⸗ 

mehr dennoch bezüglich der Wohnung bei der Kündigung zu verbleiben hat, es ſcheint überhaupt bei den 
Erhebungen dieſe Frage gar nicht genau ventiliert worden zu ſein. 

Für jeden Fall iſt aus dem obigen zu erſehen, daß eine 14tägige Kündigungsfriſt im allgemeinen als 
minimale Kündigungsfriſt praktiſch gilt — und daß es überdies viele Fälle gibt, wo noch längere Kündi⸗ 
gungsfriſten zugeſtanden werden. 

Die Erhebung dieſer Übung zur allgemeinen zwingenden Norm bedeutet daher nichts anderes, 
als daß das, was bereits jetzt, mit ſehr geringen Ausnahmen faktiſch zugeſtanden wird, den Arbeitern allgemein 
in allen Fällen geſetzlich zugeſichert werde — ferner daß der Arbeiter durch das Geſetz auch vor einer 
entgegengeſetzten angeblich gutwilligen vertraglichen Feſtſetzung der Kündigung geſchützt werde — da 
ſonſt der wirtſchaftlich überlegene Unternehmer den Arbeiter zur Umgehung des Geſetzes leicht zwingen könnte, 
um den Arbeiter und ſeine Familie in vollſtändiger Abhängigkeit zu erhalten. 

Der Ausſchuß hat die Erlaſſung der beantragten geſetzlichen Maßnahmen bloß auf induſtrielle Unter⸗ 
nehmungen mit Einſchluß des Bergbaues und der Induſtrien des Bergbaues und Hüttenweſens beſchränkt; 
hiervon find daher ländliche Arbeiter, die Geſindedienſte verrichten, ausgeſchloſſen, da derartige Dienſtverhält⸗ 
niſſe einer beſonderen Regelung überlaſſen werden müſſen. 

Ad c) Der Bodenwucher könnte nur durch eine energifche, zielbewußte Tätigkeit der Kommunen auf dem 
Gebiete des Wohnungsweſens mit Erfolg bekämpft werden. . 

Wenn die Gemeindeverwaltungen Baugründe in größerem Maßſtabe kaufen und die Verwendung der⸗ 
ſelben für den Bau von Klein- und mittleren Wohnungen in entſprechender Weiſe ficherſtellen würden, fo wäre 
der Bodenwucher bloß auf die Zentren der Großſtädte beſchränkt, wo der Boden einen Monopolwert beſitzt. 
Leider iſt bis nun bei uns ſeitens der kommunalen Verwaltungen auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
ſoviel wie gar nichts geleiſtet worden. N 

Es wird Sache des zu ſchaffenden Wohnungsfürſorgeamtes fein, in dieſer Hinſicht belehrend und 
aneifernd zu wirken, und in Verbindung mit dieſer Tätigkeit könnte die in der Reſolution IV beantragte Maß⸗ 
nahme von Wirkung ſein, ſonſt kann bei den heutigen Gewinnchancen von einer Einſchränkung der Spekulation 
durch Beſteuerung der unbebauten Bauplätze nicht die Rede ſein. 

Ad d) Als Mittel zur Bekämpfungder Spekulation, welche die Mietzinfe ununterbrochen in die Höhe 
treibt, wird allgemein auch die Erlaſſung eines Geſetzes, welches den Gemeinden das Recht verleihen würde, 
Baugründe eventuell auch Gebäude zu enteignen, anempfohlen. 

Enteignungen zu Wohnzwecken (Zonenenteignung) ſind kein Novum, im Auslande werden ſie in der 
Regel als Spezialgeſetze für einzelne Städte erlaſſen und dann nach denſelben Prinzipien auch für andere 
Städte erweitert. N N 
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Eine Zonenenteignung mit groß angelegtem Plane einer vollſtändigen Umbanung der Stadt hat in Paris 
während der Amtstätigkeit des Präfekten Hausmann in den Jahren 1853 bis 1870 ſtattgefunden. Die Ent⸗ 
eignung iſt ohne Spezialgeſetze auf Grund der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen über die Enteignung zu 
öffentlichen Zwecken, die der Beſtimmung unſeres bürgerlichen Geſetzbuches (8 365 B. G. B.) vollſtändig ent» 
ſpricht, erfolgt. 

In Belgien wurde durch die Geſetze vom Jahre 1858 und 1867 die Enteignung des Grund und 
Bodens als zuläſſig erklärt, welcher nötig war, um die im geſundheitlichen Intereſſe unternommenen Straßen⸗ 
anlagen, Durchbrüche und Regulierungen durchzuführen, ſowie die Enteignung einer bebauungsfähigen 
Zone neben den Straßen, um auf dieſe Weiſe eine gute Bebauung ſicherzuſtellen. Die Enteignung iſt zuläſſig 
ſowohl behufs Aſſanierung der alten Stadtteile (Quartier) als auch behufs Schaffung neuer Stadtteile. 
Enteignungsberechtigt iſt nur die betreffende Gemeinde. R 

Das niederländiſche Geſetz vom 22. Juni 1901 iſt auf dieſem Gebiete bahnbrechend. 

Das niederländiſche Geſetz von 1901 beſtimmt nämlich, daß zum Zwecke der Wohnungsfürſorge 
ohne beſonderes Geſetz eine Enteignung ſtattfinden kann. Die Enteignung findet nicht nur zu Aſſanierungs⸗ 
zwecken ſtatt, ſondern auch im allgemeinen nach Artikel 77, Z. 4, des Geſetzes, um die Verfügungsgewalt 
zu bekommen über ein bebautes oder unbebautes Gelände zum Zwecke, einen im Intereſſe der 
Wohnungsfürſorge aufgeſtellten Bauplan oder einen gemäß 86 des Wohnungsgeſetzes 
aufgeſtellten Stadterweiterungsplan ausführen zu können. In den genannten Fällen geſchieht 
die Enteignung nach Maßgabe der folgenden Artikel. 


Artikel 78. „Die Enteignung geſchieht auf den Namen der Gemeinde oder von Vereinen, 
Genoſſenſchaften oder Stiftungen, die ausſchließlich im Intereſſe der Wohnungsfürſorge tätig find 
und in dieſer Eigenſchaft durch Uns nach Anhörung der deputierten Staaten anerkannt ſind. 

Die Erforderniſſe der Anerkennung werden durch allgemeine Beſtimmung der Obrigkeit näher 
feſtgeſetzt.“ 

In Preußen iſt die Frage der Enteignung zu Wohnzwecken infolge des Antrages des Oberbürger⸗ 
meiſters Adickes in der Legislaturperiode 1892/93 zur Verhandlung gelangt, Der Antrag bezog ſich auf 
alle Städte mit mehr als 10.000 Einwohnern und lautet: 


„8 1. Behufs Erſchließung von Baugelände in einem überwiegend unbebauten Teile des Gemeinde⸗ 
gebietes mit zerteiltem Grundbeſitz kann: 

1. die zwangsweiſe Zuſammenlegung (Konſolidation) von Grundſtücken verſchiedener Eigentümer 
verfügt ſowie 

2. das der Gemeinde nach 8 11 des gedachten Geſetzes vom 2. Juli 1875 zuſtehende Recht der Ent⸗ 
eignung auf das neben öffentlichen Straßen und Plätzen belegene Gelände ausgedehnt werden. 


8 15. Die Ausdehnung der Enteignung auf die neben öffentlichen Straßen und Plätzen belegenen 
Grundſtücke ($ 1) erfolgt auf Grund Gemeindebeſchluſſes und kann nur gleichzeitig mit der Enteignung des 
zu den anzulegenden öffentlichen Straßen und Plätzen erforderlichen Geländes beſchloſſen und durchgeführt 
werden.“ 

Der Berichterſtatter, Oberbürgermeiſter von Köln, bemerkt in den Motiven: „Die Kommiſſion war 
deshalb der Meinung, daß die Zonenenteignung in Preußen möglich gemacht werden müſſe, und zwar ſowohl 
für bebaute wie für unbebaute Gegenden; denn auch bei letzteren kann es vorkommen, daß die großen, breiten 
Straßen, Avenuen und großen Plätze den Wert der daneben belegenen Baugrundſtücke ins Ungemeſſene 
ſteigern, während die Intereſſenten, ſolange die Stadtgemeinde nur die Befugniſſe hat, Straßen und Plätze zu 
expropriieren, in keiner Weiſe zu den Koſten beitragspflichtig gemacht werden können.“ 

Im preußiſchen Abgeordnetenhauſe wurde der Antrag abgelehnt. Später wurde ſpeziell für Frankfurt 
am Main im Jahre 1902 ein Regierungsentwurf über die Enteignung zum Zwecke der Umlegung von 
Grundſtücken zum Geſetze erhoben. In dieſem Entwurfe fehlt die Zonenenteiguung, ſo daß er auch nicht von 
großer praktiſcher Bedeutung iſt. 

Das preußiſche Geſetz über die Waſſerſtraßen vom 1. April 1905 führt Zonenenteignung ein. 


8 16 beſtimmt: „Dem Staate kann an dem Kanale vom Rhein zur Weſer, an dem Anſchluſſe nach 
Hannover, an dem Lippekanal oder an einem der Zweigkanäle und Häfen dieſer Schiffahrtsſtraßen durch 
königliche Verordnung das Recht zur Enteignung ſolcher Grundſtücke verliehen werden, deren Erwerb zur 
Erreichung der mit dem Unternehmen in Verbindung ſtehenden, auf das öffentliche Wohl gerichteten ſtaatlichen 
Zwecke erforderlich iſt. Von dem Enteignungsrecht iſt ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1909 Gebrauch zu machen. 
Auch darf es zu beiden Seiten des Kanales nicht über eine Linie hinaus ausgedehnt werden, welche ſich in 
der Entfernung von einem Kilometer von der Kanalmittellinie hinzieht.“ 
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Der Antragſteller und Berichterſtatter, Abgeordneter am Zehnhoff, motivierte obige Beſtimmung 
folgend: „Denn in dem Induſtriegebiete iſt der Grund und Boden durchwegs nicht im Beſitze kleiner Leute, 
die froh ſeien, wenn ſie ihr Gelände zu guten Preiſen an den Staat verkaufen könnten, ſondern im Beſitz des 
Großkapitals, dem mehr darauf ankommt, in der Gegend die Alleinherrſchaft zu haben, als einige tauſend 
Mark zu verdienen. Erſt recht werde der Staat ohne Euteignungsrecht nicht auskommen können, wenn ſich die 
Spekulation, wie zu erwarten ſtehe, des Terrains bemächtigt haben werde.“ 

Der Regierungsvertreter äußerte ſich hierzu: „Es ſei auch nicht richtig, daß der Staat, wie ein Vor⸗ 
redner angenommen habe, die Grundſtücke zu ſpekulativen Zwecken enteignen wolle; vielmehr werde enteignet 
werden, um die Verteuerung der betreffenden Grundſtücke durch Privatſpekulatiou zu verhindern und ihre 
induſtrielle Beſiedlung durch Beherrſchung der Preisbildung zu erleichtern.“ 

(Obige Zitate find der Arbeit Bredts, „Die Zonenenteignung, Leipzig 1909“ enlnommen.) 

In Öfterreich iſt noch bis heute für die Enteignung die Beſtimmung des 8 365 a. b. G. B. ent- 
ſcheidend. Dieſe Beſtimmung entſpricht der in dieſer Beziehung zu Ende des 18. Jahrhunderts allgemein 
verbreiteten Doktrin über die Zuläſſigkeit der Enteignung, wenn es „das allgemeine Beſte“ erheiſcht. (S 365: 
„Wenn es das allgemeine Beſte erheiſcht, muß ein Mitglied des Staates gegen eine angemeſſene 
Schadloshaltung ſelbſt das vollſtändige Eigentum einer Sache abtreten.“) 

Es ſind Spezialfälle durch beſondere Geſetze geregelt, zum Beiſpiel für Eiſenbahnen, beim Bergbau, 
beim Straßenbau, bei Ausübung von Waſſerrechten, für die Militärverwaltung — nicht nur zu Zwecken der 
allgemeinen Verteidigung, ſondern auch für einzelne Verwaltungsangelegenheiten, als zu Exerzier⸗, Schieß-, 
Turnübungen, Badeplätzen, Pferdeſchwemmen, für bleibende und vorübergehende Einquartierungen ꝛc. In 
den Spezialgeſetzen beruft ſich in der Regel der Geſetzgeber auf §S 365 a. b. G. B. fo daß das Spezial: 
geſetz nur als authentiſche Interpretation des $ 365 a. b. G. B. erſcheint. Auch das Spezialgeſetz 
für Prag vom 21. Februar 1898, R. G. Bl. Nr. 22, womit die Enteignung zu Aſſanierungszwecken als 
zuläſſig erklärt wird, beruft ſich auf § 365 a. b. G. B. 

Die öſterreichiſchen Verwaltungsbehörden interpretieren auch den 8 365 a. b. G. B. dahin, daß es 
vollſtändig ins freie Ermeſſen der Verwaltungsbehörde geſtellt iſt zu erkennen, ob ein öffentliches 
Intereſſe (das allgemeine Beſte) für die Enteignung ſpricht. Die ſtaatliche Verwaltung iſt hierbei nicht an die 
Gebiete gebunden, wo geſetzlich im allgemeinen die Zuläſſigkeit der Enteignung ausgeſprochen wurde; fie 
kann vielmehr auf ſämtlichen Wirtſchaftsgebieten unbeſchräukt hierüber erkennen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt in feinen Entſcheidungen obige Anſicht bekräftigt, ſo daß in 
der Frage der Zuläſſigkeit einer Enteignung, in der Frage ſomit, ob wirklich öffentliches Intereſſe vor⸗ 
handen iſt, eine meritoriſche Überprüfung ſeitens des Verwaltungsgerichtshofes ausgeſchloſſen — ſomit die 
miniſterielle Entſcheidung endgültig iſt. Unſere Verwaltungsbehörden machen auch von dieſem Rechte 
mannigfachen Gebrauch ohne darauf zu achten, daß kein Geſetz vorhanden iſt, welches ſpeziell für das betreffende 
Gebiet im allgemeinen die Zuläſſigkeit der Enteignung ausſprechen würde. 

N So wurde zum Beiſpiel die Zuläſſigkeit der Enteignung für Schleppbahnen ausgeſprochen, obwohl 
dieſelben nicht für die Allgemeinheit, ſondern bloß für einzelne Unternehmungen (zum Beiſpiel Brauereien, 
Steinbrüche ꝛc.) beſtimmt waren (Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes, Budwinski Nr. 5936). 

Die niederöſterreichiſche Statthalterei bewilligte zum Beiſpiel die Enteignung eines Grundſtückes zu⸗ 
gunſten des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes zum Zwecke des Banes der niederöſterreichiſchen Irren⸗ 
anſtalt. Das Miniſterium des Innern beſtätigte die Entſcheidung, der Verwaltungsgerichtshof hat mit Er⸗ 
kenntnis vom 1. März 1905, Nr. 13674/1904, Budw. 3345, die dagegen von dem beteiligten Grundeigen⸗ 
tümer erhobene Beſchwerde abgewieſen, da die Frage des öffentlichen Intereſſes in das freie Ermeſſen der 
Verwaltungsbehörde geſtellt iſt. 

Nach obigem hängt es daher in Oſterreich nur von dem freien Ermeſſen der Verwaltungsbehörde 
ab, ob zu Zwecken der Wohnungsfürſorge die Enteignung zuläſſig iſt; erachtet die Behörde, daß ein 
öffentliches Intereſſe hier ebenſo vorhanden iſt, wie zum Beiſpiel bei einer Schleppbahn eines Gewerbe⸗ 
unternehmens ꝛc., fo kann fie ohne weiteres die Enteignung zum Zwecke der Wohnnungsfürſorge als zuläſſig 
erklären. 

Bisnun iſt aber keine Gemeinde darum eingeſchritten, daß im Intereſſe der Bekämpfung der 
drückenden Wohnungsnot die Enteignung bewilligt werde. 

Unſere Gemeinden benützen leider ſelbſt dort, wo es ihnen möglich iſt, gegen freie Vereinbarung 
Baugründe zu kaufen, nicht die Gelegenheit dazu, um in den Beſitz von Bauplätzen zu gelangen, ſie haben 
daher wenig Intereſſe daran, den langwierigen Weg der Enteignung zum Zwecke der Erwerbung von 
Baugründen zu betreten. Was; 

Alſo nicht der Mangel an geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit der Enteignung zum Zwecke 
der Wohnungsfürſorge iſt daran ſchuld, daß bei uns für die Wohnungsfürſorge ſo viel wie gar nichts geleiſtet 
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wird, ſondern unſere verfehlte Gemeindepolitik ift daran ſchuld, welche auf das Haus herren— 
intereſſe in der Gemeinde überwiegend Rückſicht nimmt, hingegen das Intereſſe der Mieter- 
ſchaft vollſtändig bernachläſſigt. 

Deshalb iſt mit der geſetzlichen Statuierung der Zuläſſigkeit der Enteignung zum Zwecke der Wohnungs⸗ 
fürſorge zugunſten der Gemeinden nicht viel geleiſtet, vielmehr muß auch der Privatinitiative die Möglichkeit 
der Enteignung gegeben werden, falls die Gemeinnützigkeit des Unternehmens nachgewieſen iſt. Wenn 
zum Zwecke des Bergbaues ꝛc., wenn fonftigen einzelnen Privat induſtrieunternehmungen das Ent⸗ 
eignungsrecht zuerkannt wird, wenn dasſelbe für eine ſpezielle Art von Unternehmungen, nämlich Eiſenbahnen, 
ſogar ſpeziell für ſämtliche Eiſenbahnen geſetzlich ſtatuiert wurde, ſo kann ohne weiteres verlangt werden, 
daß dasſelbe Recht zur Enteignung auch zu Zwecken der Wohnungsfürſorge, zur Behebung der drückenden 
Wohnungsnot für einzelne kapitalskräftige, zugleich aber gemeinnützige Unternehmungen gewährt werde. 
Selbſtverſtändlich müßte die Erfüllung des Zweckes, nämlich die Aufführung der Wohnhäuſer, binnen einer 
gewiſſen feſtzuſtellenden Friſt in entſprechender Weiſe in jedem Falle ſichergeſtellt werden. 

Durch Reſolution VI wird daher die Regierung aufgefordert, im obigen Sinne eine Geſetzesvorlage 
einzubringen. Hierdurch wäre der Grunderwerb im Enteignungswege zu Zwecken der Wohnungsfürſorge — 
ebenſo wie etwa bei Eiſenbahnen — im vorhinein durch das Geſetz als zuläſſig erklärt, eine authentiſche 
Interpretation des 8 365 a. b. G. B. (öffentliche Beſte) wäre dadurch zugunſten der Wohnungsfürſorge gegeben, 
die für jede Regierung verbindlich iſt, allein bloß die Möglichkeit des Grunderwerbes unter Umſtänden 
zu billigen Preiſen genügt nicht, um die Wohnungsnot zu bekämpfen. Hierzu gehört vor allem der feſte 
Wille, für die Wohnungsfürſorge in erhöhtem Maße zu ſorgen und für dieſelbe größere Kapitalien in den 
Dienſt zu flellen. N 

Es iſt ein Leichtes, in dieſer Angelegenheit einen großen Schritt zu machen, wenn der Wille vorhanden 
iſt, denn Verluſte ſind ja bei dieſer Aktion nicht zu befürchten, es handelt ſich nicht darum, den Mietern die 
Wohnung zu verſchenken, ſondern es handelt ſich lediglich darum, ſie nicht bewuchern zu 
laſſen, es handelt ſich darum, den Bodenwucher ſowie die Spekulationen auf übertriebenen Gewinn, welche mit 
den Baukapitalien getrieben werden, einzudämmen. Verluſte ſind nicht zu befürchten, denn einer⸗ 
ſeits wird eine mäßige Verzinſung des Anlagekapitäls zugeſtanden, andrerſeits iſt ja auch 
die Sicherheit der Kapitalsanlagen über jeden Zweifel erhaben, denn Mietforderungen gehen am pünktlichſten 
und ſicherſten ein, weil jeder wohnen muß. 


Der Teuerungsausſchuß ſtellt ſomit den Antrag: 
„Das hohe Haus geruhe die Reſolutionen I bis V, Beilage /, zum Beſchluſſe zu erheben.“ 


Wien, 24. November 1910. 
Dr. D. Stfanispewski, 
Obmannſtellvertreter. 


Dr. Adolf Groß, 
Berichterſtatter. 


A. 
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Reſolutionen. 


L In Erwägung, daß mit der Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds, der die Beſtimmung hat, 
Baudarlehen zu gewähren, beziehungsweiſe die Bürgſchaftsleiſtung zu übernehmen, für anderweitig zu be⸗ 
ſchaffende Baudarlehen, die über die mündelſichere Grenze hinausgehen, die Wohnungsfürſorge nicht erſchöpft 
ſein kann, ſpricht ſich der Teuerungsausſchuß für die baldige Errichtung eines eigenen Wohnungsfürſorge⸗ 
amtes am Sitze des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten aus. 

»Das Wohnungsfürſorgeamt hat den Zweck, die Erbauung von Kleinwohnungen zu fördern, indem es 
dort, wo Mangel an Kleinwohnungen beſteht, deren Bau anregt, Baugenoſſenſchaften, gemeinnützigen Bau⸗ 
vereinen ꝛc. den Weg zur Baukreditbeſchaffung weiſt und Inſtruktionen über die Verbilligung der Baukoſten 
durch techniſch und hygieniſch unbedenkliche Vereinfachung der Bauausführung erteilt. 

Das Wohnungsfürſorgeamt ſtrebt ferner die Regelung der Wohnungs vermittlung an, inden es die 
Errichtung von Wohnungsnachweiſen durch Gemeinden oder ſonſtige Korporationen zu fördern ſucht. Zur 
Überſicht über den Wohnungsmarkt und zur Orientierung über den Bedarf an Kleinwohnungen iſt eine dem 
Bedürfnis eutſprechende Wohnungsſtatiſtik von dem Wohnungsfürſorgeamt anzulegen. 

Es hat die Gemeinden anzuregen, ihren Beſitz an Grund und Boden zu wahren und für deſſen Ver⸗ 
mehrung zu ſorgen, damit die Gemeinden Kleinwohnungen, wenn ein tatſächliches Bedürfnis dazu vorhanden 
iſt, erbauen können. 


II. Die Regierung wird aufgefordert, dem Abgeordnetenhauſe ſchleunigſt den Entwurf eines Geſetzes 
vorzulegen, wodurch die hygieniſchen Mindeſtanforderungen bei Wohnungen feſtgeſtellt und eine ſtaatliche 
Wohnungsinſpektion unter entſprechender Mitwirkung der autonomen Behörden eingeführt wird. Behufs ein⸗ 
beitlicher Regelung der Mitwirkung der autonomen Behörden find ebenfalls den Landtagen ſeitens der Regie⸗ 
rung entſprechende Geſetzentwürfe vorzulegen. 

Die Vorausſetzung für die Durchführbarkeit der hygieniſchen Anforderungen iſt jedoch, daß der Bau 
von Kleinwohnungen in einer Weiſe vorgeſchritten iſt, daß die Beſchaffung ſolcher Wohnungen zu mäßigen 
Mietzinſen möglich werde. 


III. Die Regierung wird aufgefordert, für die Fälle, wo Inhaber von induſtriellen Unternehmungen 
(Fabriken, Bergwerken, Hüttenwerken und dergleichen) den bei ihnen beſchäftigten Arbeitern Wohnungen in 
natura beiſtellen, entſprechende zwingende Rechtsnormen in Geſetzesform vorzuſchlagen, wodurch die 
Mietrechte der Arbeiter ſowohl bezüglich der Kündigungsfriſt als der Ausziehtermine unabhängig von dem 
Arbeitsverhältniſſe geregelt werden. 


IV. Die Regierung wird aufgefordert, behufs Bekämpfung des Bodenwuchers den Landtagen einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, wodurch die Bauplätze zugunſten der Gemeinden nach dem gemeinen Wert beſteuert 
werden, ſo daß die Spekulation, welche darauf beruht, daß derartige Bauplätze behufs künſtlicher 

Steigerung der Terrainpreiſe nicht bebaut werden, erſchwert wer de. 


V. Das Recht zur Enteignung von Baugeländen zu Wohnzwecken iſt geſetzlich in der Weiſe feſtzulegen, 
daß die Möglichkeit gegeben ſei, von demſelben dort Gebrauch zu machen, wo Mangel an Kleinwohnungen 
beſteht oder Wohnungstenerung herrſcht. Ferner iſt die Enteignung zu Wohnzwecken als zuläſſig zu erklären, 
wo der Bedarf an Kleinwohnungen vorausgeſehen werden kann, wie zum Beiſpiel bei Anlagen von neuen 
Fabriken, Waſſerſtraßen, Straßenbahnen, Bergwerken ꝛc., bei Erweiterung von Unternehmungen uſw. 

Das Enteignungsrecht iſt gegen Sicherſtellung des angeſtrebten Wohnungsbaues nicht nur Gemeinden, 
ſondern auch gemeinnützigen Unternehmungen zuzuerkennen. 


——— — — — 


Aus der k. k. Hof- und Staatsbruceerel. 
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der Berichterſtatter — es war Sektionschef Exner — 
darüber referiert. Und jetzt wird dieſes Geſetz die 
Runde machen durch alle Völker. Es wird dahin 
kommen, daß Zeugniſſe, welche ausgeſtellt werden 
über die Güte und Qualität einzelner Produktions⸗ 
und Verfahrensarten, allgemeine Wertſchätzung finden 
und daß die hier ausgeſtellten Zeugniſſe auch in 
allen anderen Ländern gelten werden, indem eine Re⸗ 
ziprozität in dieſer Beziehung eingeführt werden wird. 
Ich bin der Anſicht, daß dieſes Geſetz auch ein Segen 
für die Allgemeinheit iſt und empfehle dieſes Geſetz 
aufs wärmſte. Ich bitte daher, den Antrag des Herren⸗ 
hauſes, beziehungsweiſe den Antrag des Gewerbeaus⸗ 
ſchuſſes, welcher konform iſt dem Antrage des Herren⸗ 
hauſes, und welcher lautet: 
„Das hohe Abgeordnetenhaus wolle dem 
Beſchluß des Herrenhauſes, betreffend den 
Geſetzentwurf über das techniſche Unter⸗ 
ſuchungs⸗, Erprobungs⸗ und Materialprü⸗ 
fungsweſen, ohne Anderung beitreten“, 
anzunehmen. Damit ſchließe ich. (Zebhafter Beifall 
und Händeklatschen. — Redner wird beglückwünscht.) 


Prafident: Ich eröffne die Generaldebatte. 
Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet sich.) 
Es hat ſich niemand zum Worte gemeldet; die Gene⸗ 
räld ebatte iſt daher geſchloſſen. 


Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung und ich bitte, 
die Plätze einzunehmen. 


Diejenigen Herren Abgeordneten, welche das 
Geſetz, betreffend das techniſche Unterſuchungs⸗, Er⸗ 
probungs⸗ und Materialprüfungsweſen, wie es hier 
nach dem Beſchluſſe des Herrenhauſes und dem 
Antrage des Herrn Berichterſtatters vorgeſchlagen 
wird, zur Grundlage der Spezialdebatte machen 
wollen, bitte ich, ſich zu erheben. ( Geschieht.) Es iſt 
die Mehrheit, die Spezialdebatte wird ſonach ein⸗ 
geleitet. 

Ich bemerke zuerſt, daß ich ſämtliche fünf Para⸗ 
graphen ſamt Titel und Eingang des Geſetzes in einer 
Spezialdebatte verhandeln werde. 

Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet 
sich.) Es iſt nicht der Fall. Die Spezialdebatte iſt 
daher geſchloſſen. 

Wünſcht der Herr Berichterſtatter das Schluß⸗ 
wort? 


Berichterſtatter Dr. Heilinger: Ich verzichte! 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter verzichtet 
auf das Schluüßwort. 

Diejenigen Herren Abgeordneten, welche das 
eben bezeichnete Geſetz, wie es zur Grundlage der 
Spezialdebatte gemacht wurde, in ſämtlichen fünf 
Paragraphen, ſowie Titel und Eingang annehmen 


wollen, bitte ich, ſich zu erheben. (Geschieht.) Dieſes 
Geſetz iſt in zweiter Leſung angenommen. 


Zur Stellung eines formalen Antrages 
erteile ich dem Herrn Berichterſtatter Dr. Heilinger 
das Wort. 


Verichterſutker dr Heilinger: Ich beantrage 
die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. 


Präfident: Der Herr Berichterſtatter beantragt 
die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. 

Wünſcht jemand zur Frage der Dringlichkeit 
dieſes Antrages das Wort? (Niemand meldet sich.) 
Es iſt nicht der Fall. 

Ich erſuche daher diejenigen Herren, welche 
dieſem Antrage die Dringlichkeit zuerkennen wollen, 


ſich von ihren Sitzen zu erheben. ( Geschieht.) Das 


hohe Haus hat mit der erforderlichen Zwei⸗— 
drittelmajorität beſchloſſen, die dritte Le- 
ſung ſofort vorzunehmen. 

Ich erſuche daher diejenigen Herren, welche 
das ſoeben in zweiter Leſung angenommene Geſetz 
nunmehr auch in dritter Leſung annehmen wollen, 
ſich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) 
Das hohe Haus hat das Geſetz, betreffend 
das techniſche Unterſuchungs-, Erprobung 
und Materialprüfungsweſen (gleichlautend m 
911 der Beilagen) in dritter Leſung ange 
nommen. 

Wir gelangen nun zum nächſten Gegenſtand der 
Tagesordnung, Bericht des Teuerungsaus⸗ 
ſchuſſes über den Antrag, betreffend die Ver⸗ 
gebung von öffentlichen Arbeiten (814 der 
Beilagen), den ich unter einem mit Punkt 4 der 
Tagesordnung, Bericht des Teuerungs aus- 
ſchuſſes über den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Adolf Groß und Reumann, betreffend die 
Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds 
(921 der Beilagen) zur Verhandlung bringe. 

Zur Eintragung in die Rednerliſte über dieſen 
Gegenſtand uuterbreche ich die Sitzung auf 15 Mi- 
nuten. Die Einzeichnung findet im Budgetſaale ſtatt. 
(Die Sitzung wird. um 11 Uhr 45 Minuten unter- 
brochen. — Nach Wiederaufnahme der Sitzung um 
12 Uhr 5 Minuten.) 


Vizepräſident Pernerſtorfer: Ich erkläre die 
Sitzung für wiedereröffnet. 

Zum Worte gelangt der Herr Berichterſtatter 
über den erſten Bericht des Teuerungsausſchuſſes, das 
iſt über den Antrag, betreffend die Vergebung von 
öffentlichen Arbeiten (814 der Beilagen), Herr Ab⸗ 
geordneter Schäfer; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Schäfer: Hohes Haus! Der 
Teuerungsausſchuß, der vor mehr als acht Monaten 
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vom Haufe eingeſetzt wurde, um Vorſchläge gegen die 
zunehmende Teuerung auszuarbeiten, hat bisher erſt 
einen ſehr kleinen Teil ſeiner Aufgaben erledigen 
können. Er war nur imſtande, die Frage der Ver⸗ 
gebung von öffentlichen Arbeiten in Verhandlung zu 
ziehen und darüber Beſchlüſſe zu faſſen und in zweiter 
Linie ein Wohnungsfürſorgegeſetz vorzuſchlagen, das 
nach Erledigung der erſten Anträge vom hohen Hauſe 
in Verhandlung gezogen wird. Was der Teuerungs⸗ 
ausſchuß bisher fertiggeſtellt hat, iſt im Vergleiche zu 
den großen Aufgaben, die er noch erfüllen ſoll, ſehr 
beſcheiden, bedeutet aber immerhin einen kleinen Fort⸗ 
ſchritt, insbeſondere deshalb, weil die Beſchlüſſe, die 
in der Frage der Vergebung von öffentlichen Arbeiten 
gefaßt wurden, einſtimmig zuſtande gekommen ſind. 
Alle Vertreter haben ſich für die Vorſchläge ausge⸗ 
ſprochen, die dem hohen Hanſe jetzt erſtattet werden. 

Ich will mich in der Einleitung der Debatte lurz 
faſſen und nur mit wenigen Worten darauf verweiſen, 
daß die Teuerung vor allem von der Arbeiterſchaft 
ungemein drückend empfunden worden iſt, die eine 
ſchwere Zeit der Kriſe durchmachen mußte, eine Kriſe, 
die hente noch immer nicht ihr Ende erreicht hat. Alle 
großen Induſtriezweige ſind von der Kriſe erfaßt 
worden, in erſter Linie die Metallinduſtrie, die Berg⸗ 
bauinduſtrie, die Textilinduſtrie und das Baugewerbe 
und es iſt gegenwärtig beim Bergbau und der Metall- 
induſtrie noch immer keine Beſſerung wahrzunehmen. 
Ich will davon abſehen, Zahlen anzuführen, es genügt, 
wenn ich darauf hinweiſe, daß erſt vor wenigen Tagen 
in dieſem Hauſe ein Noiſtandsantrag eingebracht 
wurde, der auf die zahlreichen Entlaſſungen in der 
Prager Eiſeninduſtrie aufmerkſam macht und verlangt, 
daß den von der Arbeitsloſigkeit betroffenen Maſchinen⸗ 
und Metallarbeitern die Perſonaleinkommenſteuer ab- 
geſchrieben werde. 

Ungemein groß iſt jetzt noch die Kriſe in den 
nordweſtlichen Bergbaubezirken, wo Hunderte und 
Hunderte von Arbeitern unter Feierſchichten leiden, 
Entlaſſungen zu gewärtigen haben und über die Grenze 
getrieben werden. 

Eine wirtſchaftliche Kriſe iſt gewiß immer von 
ungemein ſchweren verheerenden Folgen begleitet; uicht 
nur die Arbeiter leiden darunter, ſondern auch die 
anderen Bevölkerungskreiſe werden mitbetroffen. Wenn 
zum Beiſpiel aus Nordweſtböhmen innerhalb einer 
kurzen Zeit Tauſende von Arbeitern wegziehen und 
die Löhne durch Feierſchichten zu einem hohen 
Prozentſatz herabgedrückt werden, ſo belrifft das auch 
die Gewerbe⸗ und Handeltreibenden. Der Konſum 
ſinkt und dadurch werden weite Schichten der Bevölke⸗ 
rung ſchwer belroffen. Wenn die Kriſe in Oſterreich 
noch dazu in einer Zeit anhält, wo in Deutfchland 
bereits ein Aufſchwung der Konjunktur eingetreten iſt 
und die Nachfrage nach Arbeitskräften ſich erhöht, ſo 
wird das bei uns doppelt fühlbar, weil der arbeitsloſe 
oder durch Feierſchichten leidende Arbeiter, der ſich in 
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der Heimat nicht halten kann, nach Deutſchland ab⸗ 
gedrängt wird und, wenn er dort eine neue Heimat, 
einen neuen Erwerb gefunden hat, nicht mehr nach 
Oſterreich kommt, auch wenn hier ſpäter die Kriſe 
nachläßt, das Geſchäft ſich hebt und wieder Arbeiter 
gebraucht werden. 

Durch das Hinausdrängen unſerer Arbeiter nach 
Deutſchland entſtehen Lücken, die ſpäter von ein⸗ 
wandernden Arbeitern aus andersſprachigen Gebieten. 
ausgefüllt werden. Wenn alſo beſonders die Vertreter 
deutſcher Volksintereſſen immer davon ſprechen, daß ſie 
eine großzügige nationale Politik machen wollen, fo 
wäre es vor allem an ihnen gelegen, dafür zu ſorgen, 
daß die Arbeiter in Oſterreich zurückgehalten werden, 
indem man ihnen lohnende Arbeit verſchafft; ſie 
wären verpflichtet, dahin zu, wirken, daß nicht der 
beſſere, intelligentere, deutſche Arbeiter aus den nord; 
weſtböhmiſchen Gebieten nach Deutſchland gedrängt 
und gezwungen wird, ſich dort einen neuen Erwerb, 
eine neue Heimat zu ſuchen. Es liegen alſo die 
Beſtrebungen, die Kriſe zu mildern, die Arbeitsloſig⸗ 
keit einzuſchränken und den an der Kriſe betroffenen 
Arbeitern Erwerb zu verſchaffen gewiß nicht im ein⸗ 
ſeitigen Intereſſe nur der einen Klaſſe, ſondern im 
Intereſſe der geſamten Volkswirtſchaft und im Inter- 
eſſe eines jeden Volkes. 

Der Teuerungsausſchuß hat nun angenommen, 
daß vornehmlich der Staat verpflichtet ſei, in 
Zeiten der Kriſe einzugreifen. Der Staat iſt ja ein 
wirtſchaftlicher Unternehmer, der Arbeiten zu vergeben 
hat, der zahlreiche Bauten aufführt, zahlreiche Liefe- 
rungen vergibt und ſo vielen Tauſenden und Zehn⸗ 
tauſenden Beſchäftigung ſichert, ſo daß er gewiß in 
der Lage iſt, in Zeiten der Kriſe, wo die Arbeitsloſig⸗ 
keit zunimmt, mit der raſcheren Hinausgabe der 
Lieferungen und der fofortigen Ausſchreibung der 
notwendigen öffentlichen Arbeiten helfend einzu⸗ 
greifen. 

Vor allem darf mit Erſparungen nicht in einer 
Zeit begonnen werden, wo es notwendig iſt, den 
Arbeitern Beſchäftigung zu verſchaffen. Nachdem nun 
die öſterreichiſche Regierung, beſonders im letzten 
Jahre, nichts getan hat, um die Arbeitsgelegenheit zu 
vermehren, nachdem ſie viel mehr Erſparungen dort 
vorzunehmen verſuchte, wo es ſich um die Vergebung 
von öffentlichen Arbeiten, um die Hinausgabe von 
Lieferungen handelte, nachdem die Regierung gerade 
in der Zeit der Kriſe aus eigenem Anlaſſe nichts 
unternommen hat, um die Not der Arbeiterſchaft 
zu lindern und damit wenigſtens zum Teil und für 
einen beſtimmten Kreis von Menſchen die Teuerungs⸗ 
not herabzuſetzen, hat der Teuerungsausſchuß 
eine Reihe von Beſchlüſſen gefaßt, in denen die Regie⸗ 
rung aufgefordert wird, im Sinne der Wünſche der 
Arbeiterklaſſe und der geſamten Offentlichkeit vorzu⸗ 
gehen. Ein ſolcher Beſchluß iſt dringend nötig. Die 
Regierung hat faſt nichts gegen die Arbeitsloſigkeit 
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getan, ja in einigen Staatsbetrieben ſind ſogar 
Arbeiter entlaſſen worden. Heute wird eine Inter⸗ 
pellation eingebracht werden, die auf die Entlaſſungen 
in den Salinen Galiziens hinweiſt. In einem beſon⸗ 
deren Antrage iſt im Teuerungsausſchuſſe bereits auf 
die unbegreifliche Tatſache hingewieſen worden, daß 
der Staat in der Zeit der Arbeitsloſigkeit in ſeinen 
eigenen Betrieben ohne Not Entlaſſungen von Arbeitern 
vornimmt. So bei der. Prager Poſt und in anderen 
Staatsbetrieben. Alle Mitglieder des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes vertreten die Meinung, daß der Staat vor 
allem verpflichtet wäre, das Möglichſte aufzubieten, 
damit die Arbeiter an ihren Arbeitsplätzen erhalten 
werden können. Da es insbeſondere bei den Salinen 
ſicher iſt, daß im Herbſt wieder eine große Nachfrage, 
eine Hebung des Kouſums eintritt, fo wäre es gewiß 
durch einige Maßnahmen leicht möglich, dafür zu 
ſorgen, daß in der Zeit des ſchwachen Konſums, in 
der Zeit der Kriſe, nicht die Arbeiter einfach entlaſſen 
werden. Dabei find es durchaus nicht die jüngſten 
Arbeiter, die man entläßt, ſondern die älteſten, die 
vier und fünf Jahre in den Salinen arbeiten. In 
Nordweſtböhmen werden wieder Bergarbeiter entlaſſen, 
die ſich durch lange Jahre in den Bruderladen Rechte 
erworben haben und unn ihrer Rechte verluſtig gehen, 
weil ſie arbeitslos werden und gezwungen ſind, ins 
Ausland zu gehen. 


Der Teuerungsausſchuß ſchlägt dem hohen Hauſe 
vor, die Regierung aufzufordern, daß ſie mit der Ver⸗ 
gebung der öffentlichen Arbeiten ſofort beginne und 
auf alle öffentlich-rechtlichen Körperſchaften einwirke, 
gleichfalls die Vergebung ſolcher Arbeiten vorzu⸗ 
nehmen. Es iſt ja nicht nur der Staat, der Arbeiten 
vergibt, es ſind auch die Länder, Bezirke und Gemein⸗ 
den. Wie die Regierung in vielen anderen Fragen in 
der Lage iſt, auf die öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften Einfluß auszuüben, ſo wird ſie es gewiß auch 
in einer Frage imſtande fein, die dazu "beitragen fu, 
die allgemeine Not etwas zu lindern. 


Der zweite Untrag, den der Teuerungsausſchuß dem 
Hauſe zur Annahnie empfiehlt, verlangt, daß in die 
Verträge Bedingungen über die Arbeitsverhältniſſe 
aufgenommen werden, die es den einheimiſchen Ar⸗ 
beitern möglich machen, ſich bei dieſen Arbeiten ihr 
Brot zu ſuchen. Der einheimiſche Arbeiter iſt in der 
Regel intelligenter, er ſtellt mehr Anſprüche an das 
Leben und er würde gewiß bei öffentlichen Arbeiten 
nicht ſein Brot ſuchen, wenn die Löhne ſo niedrig 
wären, daß er mit ihnen nicht imſtande iſt, ſeine 
Bedürfniſſe in dem gewohnten Ausmaße zu befriedi⸗ 
gen. Es würde durch die Vergebung öffentlicher 
Arbeiten nichts geändert werden, wenn man nicht auch 
zugleich dafür ſorgen wollte, daß die Unternehmer, die 
dieſe Arbeiten bekommen, entſprechende Löhne be 
zahlen und alle jene Arbeitsbedingungen einhalten, die 
ſich die Arbeiter bereits im Wege ihrer Organiſation 
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in dem betreffenden Berufe zu erkämpfen in der Lage 
geweſen ſind. 

Über den dritten Antrag, daß den Arbeitern er⸗ 
mäßigte Fahrtarife erſtellt werden ſollen, braucht wohl 
kein Wort weiter geſprochen zu werden. Es iſt das, 
was hier verlangt wird, zum Teil bereits durch⸗ 
geführt. In einer Reihe von Anträgen in dieſem 
Hauſe wird übrigens die gleiche Forderung an die 
Regierung geſtellt. 

Anders ſteht es mit dem vierten Antrag, der die 
Regierung auffordert, dahin zu wirken, daß bei der 
Bewilligung von Überſtunden etwas gewiſſenhafter 
vorgegangen werde. Heute iſt es in manchen Induſtrie⸗ 
zweigen geradezu zu einem Unfuge geworden, die Be⸗ 
willigung von Überſtunden zu verlangen. Die Über⸗ 
ſtunden werden ſo leichtfertig und ohne jede Unter⸗ 
ſuchung darüber, ob ſie notwendig ſind, oft zu einer 
Zeit bewilligt, wo in der betreffenden Induſtrie im 
allgemeinen Mangel an Arbeitsgelegenheit herrſcht. 
Einem Unternehmer werden ſie bewilligt, während 
in demſelben Berufe viele Arbeiter ohne Beſchäftigung 
ſind. Die Bewegung, die Überſtunden einzuſchränken, 
halten wir gerade in einer Zeit für notwendig, wo es 
an Arbeitsgelegenheit fehlt. 

Der Teuerungsausſchuß verlangt endlich, daß 
in bezug auf die Arbeitsloſigkeit Schritte unter⸗ 
nommen werden, die es ermöglichen, endlich an die 
Löſung der Arbeitsloſenverſicherung zu ſchreiten. 
Der Ausſchuß war ſich deſſen bewußt, daß die Sache 
nicht einfach iſt. Es ſind allerdings ſchon ſehr erfreu⸗ 
liche und ſehr intereſſante Verſuche einer Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung in anderen Staaten zu verzeichnen. In 
Dänemark, in der Schweiz und auch in einigen 
Bundesſtaaten Deutſchlands finden wir, daß ſich 
Gemeinden und Bezirke damit beſchäftigen, für die 
Arbeitsloſen Unterſtützungskaſſen zu ſchaffen. 

In Oſterreich denkt man aber unaufgefordert 
und ohue daß man darauf dringt, an die Löſung der⸗ 
artiger wichtiger ſozialpolitiſcher Fragen überhaupt 
nicht. Der Teuerungsausſchuß hält es zunächſt für 
notwendig, erſt einmal Material über die Frage der 
Arbeitsloſenverſicherung zu beſchaffen. Wir können 
nicht eine große Frage von heute anf morgen löſen. 

Aber zunächſt möchte man ſich damit be⸗ 
ſchäftigen, feſtzuſtellen, in welchem Umfange die 
Arbeitsloſigkeit auftritt. Wir haben ja immer Arbeits⸗ 
loſe auch in den beſten Zeiten, wo die Geſchäfte gut 
gehen. Das wäre durch die Statiſtik zu erheben. 
Heute ſind wir in dieſer Beziehung allein auf die 
Statiſtik der Gewerkſchaften angewieſen, eine Statiſtik, 
die ſehr wertvoll ift und die uns viele Fiugerzeige gibt, 
die aber aus dem Grunde nicht vollſtändig ſein kann, 
weil noch nicht alle Arbeiter von den gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen erfaßt werden können. Es gibt 
noch Tauſende von Arbeitsloſen, die in dieſer 
Statiſtik nicht mitgezählt werden. Der Staat und die 
Regierung, die doch ein Intereſſe daran haben, zu 
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wiſſen, wie die wirtſchaftlichen Zuſtände im Lande 
ſind, ſollten darauf Wert legen, daß das durch ſtatiſtiſche 
Erhebungen fortlaufend feſtgeſtellt wird. Dann wird 
ſich ſicher ergeben, welche Wege zu gehen ſind, um 
der Arbeitsloſigkeit beiznkommen, um wenigſtens zu 
verhindern, daß die Arbeitsloſen der Not, dem 
Elend und mitunter ſogar Verbrechen und dem völligen 
Zugrundegehen ausgeſetzt ſind. 

Im Teuerungsausſchuſſe wurde eine Reihe von 
Reſolutionen beantragt. 

Davon erhielt die Zuſtimmung die Reſolution 
des Herrn Abgeordneten Fresl, welche von der 
Regierung verlangt, daß zur Linderung der herrſchen⸗ 
den Arbeitsloſigkeit bei der jetzigen Teuerung größere 
Lokomotive und Waggonbeſtellungen hinausgegeben 
werden. Es iſt uns vor einigen Tagen vom Herrn 
Finanzminiſter erklärt worden, daß das geſchehen und 
für dieſen Zweck mehr Ausgaben gemacht werden. Bis 
jetzt iſt noch wenig davon zu ſpüren geweſen; trotz 
aller Petitionen und Geſnche iſt noch nichts unter⸗ 
nommen worden, in dieſer Beziehung Wandel zu 
ſchaffen. 

Dann’ der Reſolutionsantrag des Herrn Ab- 
geordneten Moraczewski verlangt von der Re⸗ 
gierung, daß ſie endlich darüber Bericht erſtatte, wie 
es mit den Kanalbauten ſteht. 

Ein Reſolutionsantrag des Herrn Abgeordneten 
Johanis, der ebenfalls vom Ausſchuß angenommen 
wurde, fordert, daß die Arbeiter in den Silber- und 
Bleibergwerken in Pkibram nicht entlaſſen werden, 
bevor ſie das penſionsberechtigte Alter erreicht haben. 

Ein weiterer Reſolntionsantrag des Herrn Ab⸗ 
geordneten Cech verlangt vom Staate, daß, wie ich 
ſchon früher ausgeführt habe, er Entlaſſungen in 
ſeinen Betrieben nicht in der Zeit der Arbeitsloſigkeit 
und der Kriſe vornehme. Auch dieſe Reſolution erhielt 
die Zuſtimmung des Ausſchuſſes. 

Mit dieſen wenigen Worten glaubte ich den 
Bericht des Teuerungsausſchuſſes über die Vergebung 
der öffentlichen Arbeiten einleiten zu ſollen and 
ich erſuche das hohe Haus, in die Generaldebatte 
über die Anträge des Teuerungsausſchuſſes einzu⸗ 
treten. (Beifall und Händeklatschen,) 


Vizepräſident Pogaknik: Nachdem der Bericht⸗ 
erſtatter Herr Abgeordneter Dr. Adolf Groß im 
Hauſe nicht anweſend iſt, ſo erſuche ich den Obmann 
des Teuerungsausſchuſſes, den Herrn e 
Hribar, das Referat zu erſtatten. 


Berichterſtatter Hribar: Hohes Haus! Es iſt 
mir ſehr leid, daß ich wegen der zufälligen Abweſenheit 
des Herrn Berichterſtatters Dr. Adolf Groß die 
Debatte einzuleiten bemüſſigt bin. Leid tut es mir 
deshalb, weil ich gewiß nicht mit jener Verve und 
Wärme wie der Berichterſtatter ſelbſt, der das 
umfangreiche und ſchwierige Material gründlich durch⸗ 
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ſtudiert hat, mich der Sache annehmen kann. Ich 
glaube aber auch, daß es nicht notwendig iſt, viele 
Worte zu verlieren; ich brauche mich nur auf den 
umfangreichen und gewiß inſtruktiven Bericht des 
Herrn Kollegen Dr. Groß zu berufen. 

Die Angelegenbeit, welche er im Zeuerungs- 
ausſchuſſe zur Sprache gebracht hat, iſt eine jener 
Angelegenheiten, welche den Teuerungsausſchuß jeden⸗ 
falls beſchäftigen mußten. Nachdem dieſer Ausſchuß 
vom hohen Hauſe die Aufgabe bekommen hat, alle 
möglichen Arten der Teuerung, durch welche ins⸗ 
befondere die minderbemittelte Bevölkerung betroffen 
wird, in Beratung zu ziehen, fo iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß er an der Frage der Wohnungsteuerung nicht 
hat vorübergehen können. Gerade die minder⸗ 
bemittelten Bevölkerungsklaſſen unſerer Monarchie ſind 
es ja, welche am meiſten unter der Teuerung der 
Wohnungen zu leiden haben. Allein es iſt nicht nur 
die Teuerung der Wohnungen, unter der ſie zu leiden 
haben, ſondern in einem großen Maße iſt auch der 
Mangel an kleinen Wohnungen, welche der kleine 
Mann mit geringem Einkommen beziehen könnte, der 
Grund dafür, daß Wohnungsmieten gezahlt werden 
müſſen, welche in keinem Verhältniſſe zur Einnahme 
der betreffenden Bevölkerungsklaſſen ftehen. Infolge⸗ 
deſſen hat der Herr Kollege Dr. Adolf Groß die 
Aufmerkſamkeit des Teuerungsausſchuſſes auf dieſen 
gewiß ſehr wichtigen Gegenſtand gelenkt und fand — 
ich muß dies hier ausdrücklich hervorheben — bei 
allen Mitgliedern des Teuerungsausſchuſſes volles 
Verſtöndnis für dieſe ſehr wichtige Frage. 

Aus dem Berichte werden Sie, meine Herren, 
erſehen haben, wie viel in anderen Staaten für die 
Unkerſtützung der Bauluſt für kleine Wohnungen 
getan wird. Daraus werden ſie auch entnommen 
haben, wie rückſtändig wir in Oſterreich in dieſer 
Richtung ſind. Wohl haben wir ein paar Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds, und zwar einen in Ausſicht ſtehenden 
und einen bereits beſtehenden. Der beſtehende 
Wohnungsfürſorgefonds wird vom Miniſterium für 
öffentliche Arbeiten verwaltet und bezweckt vor 
allem, den Beamten und den Beamtenbauvereinen 
es zu ermöglichen, für Beamte ſich Häuſer mit 
billigeren Wohnungen zu beſchaffen. Der Fonds 
iſt jedoch ganz unzulänglich und kann damit nicht 
viel geſchaffen werden. Auch der Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds, der in Verbindung mit der neuen Steuerreform 
ſeitens des Finanzminiſteriums beantragt wurde, iſt 
nach der Anſicht des Teuerungsausſchuſſes — und ich 
glaube, dieſe Anſicht wird wohl das ganze hohe Haus 
teilen — unzulänglich, wenn man bedenkt, daß in 
Oſterreich in dieſer Hinſicht bisher faſt gar nichts ge⸗ 
leiſtet worden iſt. 

In jüngſter Zeit haben ſich ſeitens verſchiedener 
Korporationen, ſeitens privater Bauvereine und — 
ich muß hervorheben, mit dankenswertem Verſtändis — 
auch ſeitens einiger Kommunen Beſtrebungen geltend 
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gemacht, auf dem Gebiete der Fürſorge für kleine 
Wohnungen etwas zu leiſten. Ich glaube, meine 
Herren, daß es, wenn wir endlich dahin gelangt ſind, 
dann gewiß die Pflicht und die Aufgabe des Staates 
iſt, dieſe Korporationen und dieſe Kommunen ſeiner⸗ 
ſeits gehörig zu unterſtützen und dieſer Erwägung 
eben entſpringt der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Adolf Groß ſowie der Geſetzentwurf, der vom 
Teuerungsausſchuß angenommen wurde und heute 
dem hohen Hauſe zur Annahme empfohlen wird. 

Es iſt, meine Herren, nicht unintereſſant, daß, 
gerade nachdem der Teuerungsausſchuß über die 
Wohnungsfürſorge verhandelt und den Antkag des 
Kollegen Dr. Adolf Groß angenommen hatte, in Wien 
der Internationale Wohnungskongreß ſtattgefunden hat. 
Ich ſelbſt habe, da ich mich für dieſe Angelegenheit lebhaft 
intereſſiere, an dieſem Kongreſſe teilgenommen und habe 
die umfangreichen Referate, welche von den Vertretern 
verſchiedener Staaten auf dem Wohnungskongreſſe 
erſtattet worden ſind und welche den Mitgliedern des 
Kongreſſes gedruckt in die Hände gegeben wurden, 
durchſtudiert. Ich habe daraus entnommen, daß wir 
ſelbſt mit dieſem Geſetze, welches ja einen ziemlichen 
Spielraum für Unterſtützungen von Kleinwohnungen 
gibt, bei uns im Vergleiche mit anderen Staaten, 
insbeſondere mit England und mit Deutſchland, ſehr 
wenig leiſten. (Rufe: Sehr richtig! — Abgeordneter 
Burival: Die Stadt Ulm!) Ja, auch Ulm; es find aber 


auch andere deutſche Städte, welche ſowohl auf dem. 


Gebiete der Wohnungsfürſorge wie auch auf dem 
Gebiete des Erbbaurechtes ungemein viel geleiſtet 
haben: ich nenne die Stadt Frankfurt, die Stadt 
Düſſeldorf, Stettin und könnte auch noch andere an⸗ 
führen, welche vielleicht ganz mit derſelben Berechti⸗ 
gung wie Ulm genannt werden dürfen. 

Ich habe mich nun im Intereſſe der Landes⸗ 
hauptſtadt, die zu vertreten ich die Ehre habe, gleich 
nach dem Wohnungskongreß an die verſchiedenen 
deutſchen Städte gewendet und habe erſucht, man möge 
mir alle möglichen Daten einſenden, welche auf die 
Wohnungsfürſorge Bezug haben. Mit nicht genug zu 
lobendem Entgegenkommen habe ich dieſe Daten auch 
wirklich ſchon bekommen und eine kurze Durchſicht hat 
mir gezeigt, daß gerade in Deutſchland das Verſtändnis 
für die Wohnungsfürſorge für den kleinen Mann ſehr 
allgemein geworden iſt. Etwas zur Verallgemeinerung 
dieſes Verſtändniſſes hat bei uns ſchon der Wohnungs⸗ 
kongreß beigetragen. Mehr noch aber wird das Geſetz, 
wenn es, woran ich keinen Grund habe zu zweifeln, 
nach dem Antrage des Herrn Dr. Adolf Groß in 
dieſem hohen Haufe angenommen wird, beitragen. 
Wenn der Geſetzentwurf Geſetzeskraft erlangt, ſo wird 
der Regierng in dem Zeitraume vom Jahre 1911 
bis 1919, alſo in einem Zeitraume von zehn Jahren, 
alljährlich ein Betrag von 6 Millionen Kronen zur 
Verfügung geſtellt, damit dieſelbe den Bau von Häuſern 
mit kleinen Wohnungen unterſtütze, und zwar nicht 
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direkt mit Darlehen — im Gegenkeile: für direkte 
Darlehen iſt nur ein Betrag von 10 Prozent dieſer 
alljährlichen Zuwendungen beſtimmt —, ſondern in⸗ 
direkt durch Übernahme der Zinſengarantie und durch 
Übernahme der Garantie für das Darlehen. Wenn 
wir uns nun denken, meine Herren, daß im Jahre 
1919 das k. k. Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
auf dieſe Art einen Betrag von 60 Millionen Kronen 
zur Verfügung haben wird, fo können wir uns aus⸗ 
rechnen, daß damit, mit der Übernahme der Garantie 
für die Verzinſung oder mit der Übernahme der 
Garantie für die Darlehen, das Vierfache geleiſtet 
werden kann. Infolgedeſſen hätten wir nach meiner 
Berechnung einen Betrag von etwa 240 Millionen 
Kronen zur Verfügung, mit welchen der Bau von 
Wohnhäuſern mit Kleinwohnungen unterſtützt werden 
kann und damit, meine Herren, wird dann ganz gewiß 
ſchon ſehr viel geſchehen ſein. Es iſt auch ganz gewiß, 
daß der Geſetzentwurf, wenn er angenommen werden 
wird, neue Anregung für die Gründung von Bau- 
vereinen und Baugenoſſenſchaften geben wird, welche 
ſich dann den Bau von Kleinwohnungen werden an⸗ 
gelegen fein laſſen. (Abgeordneter Buri val: Auch die 
Kommunalpolitik!) Auch die Kommunen werden dann 
ſelbſtverſtändlich ganz anders eine geſunde Wohnungs- 
politik betreiben können, als dies heute der Fall iſt, 
wo ſie auf eigene Mittel angewieſen ſind. Wenn nun 
bei uns der Staat den Kommunen in dieſer Hinſicht 
unter die Arme greift, ſo bin ich überzeugt, daß die 
größeren Kommunen, insbeſondere jene, in welchen die 
Induſtrie halbwegs entwickelt iſt, ihr möglichſtes tun 
werden, damit die Arbeiterſchaft billigere und geſündere 
Wohnungen bekommt. Alſo nicht nur billigere Woh⸗ 
nungen, meine Herren — auch eine andere wichtige 
Sache, die ich jetzt geſtreift habe, ſpielt hier mit. Ich 
habe geſagt, „geſunde Wohnungen“ und, meine Herren, 
die Geſundheit iſt ein großes Kapital und man kaun 
von dieſem Kapital nie genug haben und muß es 
hoch- und wertſchätzen. (Beifall.) Wenn der Arbeiter, 
der auf ſeiner Hände Erwerb angewieſen iſt, in ge- 
ſunden Wohnungen leben kann, dann wird er ſich ſeine 
Geſundheit erhalten können und hat damit ein Kapital 
gewonnen, das für ſeine Familie ganz gewiß von 
allergrößter Wichtigkeit iſt. Es wird alſo dadurch 
zweierlei erreicht und ich glaube, daß das Opfer, 
welches der Staat mit der Annahme dieſes Geſetzes 
bringt, nicht beſonders groß iſt. Um es jedoch dem 
Staate zu erleichtern, dieſes Opfer zu bringen, hat 
Kollege Groß mit einem beſonderen Verſtändniſſe für 
die Sache in den Geſetzentwurf die Beſtimmung auf⸗ 
genommen, daß ſich der Staat dieſen Fonds durch 
eine Kreditoperation verſchaffen kann. Das iſt ein ſehr 
wichtiges Moment, und zwar deswegen, weil wir ja 
wiſſen, in welchen finanziellen Verhältniſſen der Staat 
Oſterreich ſich heute befindet: Von allen Seiten große 
und größere Anforderungen und im Staatshaushalte 
ein Defizit. Es iſt daher damit zu rechnen, daß, wenn 
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dieſe Anforderungen immer mehr zunehmen, wenn die 
Ausgaben immer größer werden, man ſelbſtverſtändlich 
auch an die Opferwilligkeit der Bevölkerung, welche ja 
heutzutage ſchon derart mit Steuern überlaſtet iſt wie 
in keinem anderen Staate Mitteleuropas, wieder von 
neuem wird herantreten müſſen und um dem vorzu⸗ 
beugen, um nicht die direkte Ausgabe von 60 Mil⸗ 
lionen dem Staate aufzuhalſen, hat Kollege Dr. Groß, 
wie ich ſchon früher ſagte, die Beſtimmung in das 
Geſetz aufgenommen, daß der Fonds durch Aufnahme 
eines Darlehens gebildet werden kann. 


. Ich glaube, über den Gegenſtand genug Worte 
verloren zu haben, und erſuche Sie, dem Berichte des 
Teuerungsausſchuſſes und dem Geſetzentwurfe nach 
durchgeführter Debatte zuzuſtimmen, weil Sie dadurch 
dem Volke und dem Staate — der Staat ſind ja die 
Völker — dienen und ihm einen ſehr großen Dienſt 
erweiſen. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) 
Nach dieſen Worten erlaube ich mir die Bitte auszu⸗ 
ſprechen, das hohe Haus möge in die Debatte ein- 
gehen. (Lebhafter Beifall und Händeklaischen.) 


Vizepräſident Pogaknik: Die, Debatte ift 
eröffnet. Pro haben ſich gemeldet die Herren Ab⸗ 
geordneten: Niedriſt, Zuleg er, Eiſenhut, Skedl, 
Liſt, Bernt, Lukas, Seliger, Abram, Budig, 
Diwald, Sturm, Ed. v. Stransky, Tomſchik, 
Pik, Habermann, Johanis, Höger, Sylveſter, 
Stölzel, Hueber, Tomäsek, Schloſsnikel, 
Ellenbogen, Oberleithner, Pongratz, Delugan, 
Beer, Grigorovici, Hackenberg, Weiguny, 
Roller, Starck, Schäfer, Hudec (Lemberg), 
Löw, Glöckel, Muchitſch, Cingr, Pabſt, 
Wolf, Joſ. Myslivec, Kraus, Jukel, Prokes, 
Hanuſch, Bukival, Renner, Poſpisil, Kuhn, 
Scheicher, Bretſchneider, Silberer, Unter- 
kircher, Moraczewski, Bentel, Anderle, 
Goſtinkar, Eiſenhut, Binovee, Kunicki, Gug⸗ 
genberg, Reitzuner, Miklas, Bachmann, Mayer, 
Stanék, Säblik, Kadleäk, Buzek, Kunſchak; 
kontra die Herren Abgeordneten: Reumann, Prokop, 
Auſobsky, Freundlich, Dötſch, Hornof, Fresl, 
Holzhammer, Rieſe, Seitz, Myslivec V. 
Tuppy, Win ars ky, Folis. Cerny, Lewyckyj K, 
Liſh, Hajn, Widholz, Elderſch, Choc, Bös⸗ 
müller, Koleſſa, Spiha, Sokol, Hlibowizki, 
Tuller, Diamand, Zemlikka, Spielmann, 
Nieſsner, Klofäc, Forſtner, David, Gruber J, 
Auſobsky, Spadek. 


Ich erteile dem erſten Kontraredner Herrn Ab⸗ 
geordneten Reumann das Wort. 


Abgeordneter Reumann: Meine ſehr geehrten 
Herren! Der Teuerungsausſchuß wurde bei ſeiner 
Wahl beauftragt, innerhalb drei Monaten dem Hauſe 
über eine ganze Reihe von Fragen, welche die gegen⸗ 


wärtige Verteuerung der notwendigſten Lebensmittel 
betreffen, Bericht zu erſtatten. Der Teuerungsausſchuß 
iſt dieſer ſeiner Aufgabe nicht nachgekommen. Richtig 
iſt, daß er den ganzen Komplex der Teuerungsfragen 
in Beratung gezogen hat, daß es ihm aber keineswegs 
möglich geweſen iſt, alle Fragen einer gedeihlichen 
Löſung zuzuführen. Die Arbeiten des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes haben bisher nur dahin geführt, daß in 
erſter Linie dem Hauſe der Reſolutionsantrag unter⸗ 
breitet worden iſt, der von ſeiten des Abgeordneten 
Schäfer vorgelegt wurde, und daß in zweiter Linie 
ein Geſetzentwurf bezüglich der Erbauung von Klein⸗ 
wohnungen dem Hauſe vorgelegt werden konnte. 

Ich bin kontra eingetragen, obwohl ich im 
Teuerungsausſchuß an dem Entſtehen dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes mitgearbeitet habe und naturgemäß für 
denſelben eintrete. Allerdings nehme ich inſofern eine 
gegenteilige Haltung ein, als ich ſchon im Teuerungs⸗ 
ausſchuſſe der Meinung Ausdruck verliehen habe, daß 
die gegenwärtigen geſetzlichen Beſtimmungen voll⸗ 
ſtändig unzureichend ſind, daß es notwendig iſt, vor 
allem ein Wohuungsfürſorgeamt zu errichten. 

Wenn ich im Teuerungsausſchuß nicht darauf 
beharrt habe, daß das Wohnungsfürſorgeamt gleich⸗ 
zeitig mit dem Wohnungsfürſorgefonds geſchaffen 
wird, ſo haben mich einzig und allein praktiſche 
Erwägungen dazu geführt. Würde das Wohnungs⸗ 
fürſorgeamt gleichzeitig mit dem Fonds errichtet 
werden, ſo gebe es eine Verzögerung der ganzen 
Wohnungsfürſorgeangelegenheit, die um ſo weniger 
ertragen werden könnte, als die Rückſicht auf unſere 
gegenwärtigen Mietverhältniffe eine raſche Erledigun 
unbedingt notwendig machen. x 

Wir haben in Oſterreich geradezu jfandalöfe 
Wohnungsverhältniſſe und insbeſondere erfahren 
dort, wo ſich eine Induſtrie anſiedelt, die Wohnungs⸗ 
verhältniſſe eine fo koloſſale Verſchlechterung (Sehr 
richtig), daß ein momentaner Notſtand eintritt und 
alle Faktoren zuſammenwirken müſſen, damit deſſen 
Behebung erfolge. Wir haben aber nicht nur 
dieſen einen Notſtand, der ſich oft mit elementarer 
Gewalt äußert, ſondern wir haben auch Miet⸗ 
verträge, die aller Beſchreibung ſpotten. Die Groß⸗ 
kommune Wien hat ebenfalls ſchlechte Wohnungs⸗ 
verbältniſſe aufzuweiſen und man muß ſich billig 
darüber wundern, daß die maßgebenden Faktoren 
nicht ſchon lange zur Einſicht gelangt ſind, daß dieſes 
Wohnungselend denn doch bekämpft werden oder 
doch wenigſtens der Verſuch dazu gemacht werden muß. 

Wir leiden daran, daß überfüllte Wohnungen 
vorhanden find und daran, daß in den verſchiedenſten 
Orten Oſterreichs Wohnungen bezogen werden, die 
in geſundheitlicher Richtung jeder Beſchreibung 
ſpotten. Wir haben alſo überfüllte Wohnungen 
und wir haben den hygieniſchen Anforderungen nicht 
entſprechende Wohnungen, und ſo ſtellen ſich unſere 
gegenwärtigen Mietverhältniſſe als Züchter der 
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Tuberkuloſe dar. Während ſich alle möglichen ärzt⸗ 
lichen Kapazitäten den Kopf darüber zerbrechen, wie 
die Tuberkuloſe bekämpft werden kann, iſt in dem 
Wohnnngselend ein Züchter der Tuberkuloſe entſtanden. 
Die Regierung. die Länder, die Gemeinden wiſſen 
davon, aber niemand rückt dem Wohnungselend zu 


Leibe. 


Wir haben im Teuerungsausſchuß einen klaſſiſchen 
Ausſpruch des Finanzminiſters gehört, der Ihnen 
zeigt, was die Regierung eigentlich von der ganzen 
Wohnungsmiſere hält und welches Verſtändnis ſie 
der Wohnungsfrage entgegenbringt. Der Finanz⸗ 
miniſter iſt nach Abſchluß der Beratungen in die 
letzte Sitzung des Teuerungsausſchuſſes gekommen, er 
hat gehört, daß der Teuerungsausſchuß zur Speiſung 
des Wohnungsfürſorgefonds jährliche 6 Millionen 
Kronen verlangt, die eventuell auch durch Kredit⸗ 
operationen beſchafft werden können. Das iſt durch⸗ 
aus keine Neuheit, kein Novum, ſondern wir haben 
auch in Deutſchland draußen dieſelbe Beftimmuug, 
daß die Gelder für den Wohnungsfürſorgefonds auch 
durch Kreditoperationen beſchafft werden können. 
Aber det Herr Finanzminiſter hat gemeint: ich kann 
den Kredit des Staates nicht für ſo kleinliche Dinge 
verzetteln (Zwischenrufe), ich muß ihn für große 
Zwecke in Anſpruch nehmen. Die Wohnungsfürſorge 
iſt nach der Anſicht unſeres Finanzminiſters eine 
„kleinliche Sache“, für die er den Staatskredit nicht 
verzetteln kann. (Zwischenrufe.) Freilich, er muß ſich 
den Staatskredit für den Militarismus vorbehalten, 
welcher der Bevölkerung am Marke frißt und auch eine 
Urſache unſerer ſchlechten Mietverhältniſſe iſt. Dieſe 
Außerung des Finanzminiſters zeigt Ihnen ſchon an 
und für ſich, was von der Regierung zu erwarten iſt. 
Wir haben das Miniſterium für öffentliche Arbeiten. 
Es handelt ſich, meine Herren, um eine ernſte Sache, 
aber man muß ſagen, es wirkt wirklich komiſch, wenn 
man hört, wie ſich zwei Miniſterien darum ſtreiten, 
daß die Aufgabe des einen Miniſteriums erfüllt 
werden kann. Dem Arbeitenminiſterium iſt auch die 
Aufgabe der Wohnungsfürſorge unterſtellt worden, 
es hat aber kein Geld zur Verfügung — das iſt 
ganz natürlich — und infolgedeſſen muß es ſich 
an das Finanzminiſterium wenden, damit es 
ihm möglich ſei, jener Aufgabe nachzukommen, 
Der Finanzminiſter ſtellt aber dem Arbeitenminiſterium 
die Mittel einfach nicht zur Verfügung und wir finden 
beiſpielsweiſe im Budget unter „XV. Miniſterinm 
für öffentliche Arbeiten“ folgende Bemerkung des 
Arbeitenminiſteriums (Best): 

„Eine beſondere Fürſorge will das Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten der Herſtellung billiger und 
geſunder Wohnungen widmen, allein die hierfür ange⸗ 
ſprochenen Mittel ſind wie ein Tropfen auf heißem 
Stein. (Hört! Hört!) Im Budget für 1910 
erſcheint für dieſen Zweck ein Betrag von 171.500 K 
eingeſetzt. (Heiterkeit.) Hiervon entfallen 100.000 K 
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auf den Beitrag für den Wohnungsfürſorgefonds der 
Stgatsbeamten und die reſtlichen 71.500 K ſollen 
zur Förderung der auf dem Gebiete der Wohnungs⸗ 
fürſorge von Gemeinden, Vereinen, Arbeitergenoſſen⸗ 
ſchaften uſw. entwickelten Tätigkeit, dann für Werk⸗ 
ſtättenanlagen verwendet werden.“ (Gelächter und 
Zwischenrufe.) 

Meine Herren! Dieſe 71.500 K ſollen die 
öſterreichiſchen Baugenoſſenſchaften untereinander ver⸗ 
teilen. Damit ſollen fie Kleinwohnungen, Arbeiter- 
wohnungen, Werkſtätten und ich weiß nicht was noch 
alles erbauen. ( Zwischenrufe.) Das iſt doch cine 
Lächerlichkeit. Es wundert mich ſehr, daß man die 
Ohnmacht des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten 
in einer ſolchen Weiſe bloßzuſtellen ſucht. 

Der Finanzminiſter meint, daß es nicht Aufgabe 
der Regierung ſei, für eine wirkliche Wohnungs- 
fürſorge Sorge zu tragen, es ſollen daher ſtaatliche 
Mittel dafür nicht bewilligt werden und auch dann 
nicht, wenn dem Finanzminiſter das Haus das Pou⸗ 
voir einräumt, durch Kreditoperationen alljährlich 
die ſechs Millionen Kronen zu beſchaffen. 

Etwas Verſtändnis hat der Finanzminiſter für 
die Wohnungsfürſorge doch, denn im Entwurf über 
die Reform der Gebäudeſteuer iſt die Beſtimmung 
enthalten, daß ein Wohnungsfürſorgefonds gegründet 
werden ſoll, der im Jahre 1919 zehn Millionen Kronen 
angeſammelt haben ſoll. Meine Herren! Wir haben im 
Teuerungsausſchuſſe gemeint, daß wir eine Verquickung 
der Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds mit der 
Gebäudeſteuerreform nicht eintreten laſſen ſollen. 
(Sehr richtig!) Wir halten die Errichtung eines 
Wohnnungsfürſorgefonds für eine unbedingte Notwen⸗ 
digkeit und wir können deſſen Errichtung nicht von dem 
Schickſale der Gebäudeſteuerreform abhängig machen. Es 


iſt eine unabweisbare Notwendigkeit, daß der Wohnungs⸗ 


ſürſorgefonds gegründet werde und wir kümmern uns 
nicht um die Überſchüſſe, die ſich durch die Zinsſteuer⸗ 
reform ergeben. 

Wenn die Gebäudeſteuerreform in dem Sinne 
durchgeführt wird, wie die Regierungsvorlage es will, 
dann hat der Finanzminiſter noch Gelegenheit, die 
Erſparungen, die bei der Regulierung der Hauszins⸗ 
ſteuer erzielt, die Nachläſſe, die bewilligt werden, nicht 
in die Taſchen der Hausherren fließen zu laſſen, 
ſondern als weitere Verſtärkung dem Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds zuzuwenden. Dieſe zehn Millionen 
Kronen wird der Wohnungsfürſorgefonds ſehr wohl 
vertragen können. Wenn Sie unſere Statiſtik durch- 


blicken, die in jüngſter Zeit von dem Miniſterium für 


öffentliche Arbeiten ausgearbeitet worden iſt, und die 
Ziffern über die Wohnungsverhältniſſe betrachten, ſo 
werden Sie finden, daß der größte Teil der Wohnungen 
einzimmerige Wohnungen ſind und ein weiterer großer 
Teil aus Zimmer ohne Küche beſteht, ja, daß ſogar 
Tauſende von Küchen allein als Wohnungen ver⸗ 
wendet werden. Da werden Sie begreifen, daß es 
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wirklich höchſte Zeit iſt, daß Kleinwohnungen in aus⸗ 
reichendem Maße erbaut werden. 

Aber dieſer Wohnungsfürſorgefonds im Sinne 
der Reform der Gebäudeſteuer leidet noch an einem 
weiteren Schönheitsfehler, den wir durchaus nicht 
vertragen können. Er beſteht darin, daß der Finanz⸗ 
miniſter den Fonds verwalten ſoll, und zwar im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſterium für öffentliche 
Arbeiten. ( Zwischenrufe.) Aber ich ſage Ihnen ganz 
offen, zu einer Verwaltung eines Fonds, der für das 
öffentliche Wohl errichtet wird, durch den Finauz⸗ 
miniſter haben wir abſolut kein Vertrauen. (Leb haf ler 
Beifall und Händeklatschen.) Denn wir wiſſen ja, 
daß die Finanzoperationen unſeres Finanzminiſters 
unerforſchlich ſind, daß der Finanzminiſter Geld 
nimmt, wo er es nur nehmen kann. Wenn es der 
Militarismus erfordert, dann iſt ihm aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach auch der Wohnungsfürſorgefonds 


nicht heilig genug, um ihn nicht anzutaſten. Es iſt 


zwar nicht viel darin, aber ſchließlich in der Not 
nimmt man alles. Der Wohnungsfürſorgefonds, der 
anläßlich der Reform der Gebäudeſteuer im erſten 
Jahre mit 4,000.000 K geſpeiſt werden, im zweiten 
Jahre mit 700.000 K ſchön langſam vorwärts 
kommen ſoll, wird am Schluſſe zehn Millionen erreicht 
haben. Wenn ihm die achtfache Garantiefähigkeit, die 
ja auch in unſerem Geſetze enthalten iſt, zugeſprochen 
wird, wird er im ganzen für Darlehen von 80 Mil⸗ 
lionen Kronen die Bürgſchaft übernehmen können. 
Wir ſagen uns, das iſt ein zu geringer Betrag, um fo 
mehr, als wir in bezug auf eine zweckentſprechende 
Wohnungspolitik weit hinter allen anderen Staaten 
zurückgeblieben ſind. Wenn man auf dem internationalen 
Wohunngskongreſſe geweſen iſt, hat es einem als 
Oſterreicher förmlich die Schamröte ins Geſicht ge⸗ 
trieben, wenn man gehört hat, wie teilnahmslos gegen 
andere Staaten unſere maßgebenden Faktoren den 
ſchlechten Wohnungsverhältniſſen gegenüberſtehen, und 
wenn man gewahr wurde, daß die Frage der Wohnungs⸗ 
fürſorge in anderen Staaten nicht nur äußerſt lebhaft 
diskutiert worden iſt, ſondern daß auch in tatkräftiger 
Weiſe auf dieſem Gebiete gewirkt wurde, daß 
man dem Wohnungselend Aufmerkſamkeit zuwendete 
und es zu ſteuern verſuchte. Es ſind das allerdings 
nur Verſuche, denn ich bin vollſtändig davon über⸗ 
zeugt, daß eine gänzliche Beſeitigung des Wohnungs⸗ 
elends innerhalb der ſozialen Zuſtände der Gegen⸗ 
wart nicht möglich iſt. 

Nun hat der Teuerungsausſchuß ſich an dieſe 
Arbeit gemacht und ich möchte auch einige Worte über 
deſſen Arbeiten ſprechen. 

Es iſt eine lange Zeit vergangen und Sie haben 
von einem Teuerungsausſchuſſe nichts gehört. Wir 
können uns heute ſchon ein Bild davon machen, was 
der Teuerungsausſchuß zur Beſeitigung der gegen⸗ 
wärtigen Teuerungsverhältniſſe leiſten wird. Der 
Teuerungsausſchuß wird bei ſeiner Zuſammenſetzung 
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aller Wahrſcheinlichkeit nach in ſeinem Innern die 
heftigſten Kämpfe führen, wenn die Kardinalpunkte, 
die ja die ganze Bevölkerung in weiteſtgehendem 
Maße intereſſieren, zur Verhandlung kommen. Das 
ſind jene Punkte, die von der Aufhebung der Zölle 
für Getreide und von der Vieheinfuhr handeln. Bei 
dieſer Gelegenheit werden die meiſten Kämpfe im 
Teuerungsausſchuſſe durchgeführt werden. Unſere 
Regierung hat ihre Haltung in dieſer äußerſt wichtigen 
Frage ſowohl im Teuerungs⸗, als im volkswirtſchaft⸗ 
lichen Ausſchuſſe bereits bekanntgegeben und die Folge 
davon war, daß einige Herren im Teuerungsausſchuße 
ihre Anträge bezüglich der Herabſetzung der Getreide⸗ 
zölle zurückziehen wollten, was wir wenigſtens durch 
unſeren Einſpruch verhindert haben. Aber aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach werden diejenigen, welche Anträge 
auf Herabſetzung der Zölle geſtellt haben, aber nicht 
wühſchen, mit den Agrariern in Konflikt zu geraten, 
dieſe Anträge zurückziehen und die Sozialdemokraten 
werden für die Beſeitigung der Zölle wahrſcheinlich 
den Kampf allein führen müſſen. 

Dasſelbe Schickſal wird ja auch der Antrag auf 
Geſtattung der freien Vieheinfuhr erfahren. Meine 
Herren! Die Vieh- und Fleiſchpreiſe haben eine 
enorme Höhe erreicht und ſelbſt die Gewerbetreibenden 
demonſtrieren bereits vor den Toren des Parlaments. 
(Abgeordneter David: Aber die Bauern demonstrieren 
schon selbst!) Ich will darauf kommen! Die Klein⸗ 
bauern haben bereits geſehen, daß ihnen die Ver⸗ 
ſchließung der Grenzen und die Präventivmaßregeln 
durch Hochſchutzzölle nichts uützen (Zustimmung), daß 
dieſe Maßnahmen im Gegenteil ihre Lebenshaltung 
enorm verteuern. ¶ Zustimmung.) 

Bezüglich der Zölle hat die Regierung erkärt, 
unſer Zollvertrag mit Ungarn geſtatte nicht die Be- 
ſeitigung der Getreidezölle weil keine Mißernte in 
beiden Reichshälften vorhanden war. Es muß alſo 
erſt eine Mißernte in beiden Reichshälften eintreten, 
— ſo wird unſer Zollvertrag mit Ungarn heute 
gedeutet —, bis man von Ungarn eine vollſtändige 
oder temporäre Aufhebung der Zollſätze verlangen 
könnte. Wir werden alſo ſehr lange zu tun haben, bis 
es uns gelingen wird, einen Antrag bezüglich der 
Herabſetzung der Zölle auf Brotfrüchte und bezüglich 
der Einfuhr von Fleiſch ins Haus zu bringen. Wir 
find zu Tode froh, daß wir wenigſtens über die Ver⸗ 
gebung der öffentlichen Lieferungen eine Reſolution 
und ferner einen Geſetzentwurf einbringen konnten, 
der darauf abzielt, daß billige kleine Wohnungen 
erbaut werden können. 

Seitens der Regierung wird der Einwand erhoben, 
daß fie dieſe ſechs Millionen Kronen jährlich nicht auf- 
bringen kann. Man hat ſchon wiederholt uns den Sozial- 
demokraten, zugerufen, daß wir nur immer Forderungen, 
ſtellen aber nichts bewilligen wollen. Nun iſt die For⸗ 
derung nach Erbauung von Kleinwohnungen nicht 
allein von uns geſtellt worden, ſondern auch die 
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Vertreter der bürgerlichen Parteien haben ſie erhoben. 
Das iſt nämlich der einzige ihnen ungefährlich erſchei⸗ 
nende Antrag, der einer Notwendigkeit Rechnung trägt |. 
und von keiner Seite im Hauſe bekämpft werden kann. 
Auch der Staat hat ein Intereſſe daran, die Geſund⸗ 
heit, das höchſte Gut ſeiner Bürger, zu wahren. Das 
iſt für ihn ein Kapital, deſſen Wert er nicht hoch genug 
einſchätzen kann. Wenn er zur Erhaltung der Geſund⸗ 
heit der Staatsbürger bis zum Jahre 1919 alljährlich 
6 Millionen Kronen inveſtiert, ſo muß man ſagen, 
daß ſich dieſes an und für ſich geringfügige Kapital 
vollſtändig verzinfen wird und muß. (Zustimmung.) 
Infolgedeſſen iſt dieſe Anlage produktiver Natur. Es 
muß doch endlich einmal auch in dem von fiskaliſchen 
Gedanken durchzogenen Gehirne unſeres Finanz 
miniſters das Verſtänduis dafür auftauchen, daß 
ſolche Inveſtitionen eine unbedingte Notwendigkeit 
ſind, daß man über ſie nicht ſo leichtfertig mit 
den Worten hinweggehen kann: Ich habe dieſe 
ſechs Millionen Kronen nicht und Kreditoperationen 
will ich nicht durchführen, denn ich brauche 
das Geld für höhere Zwecke. Meine Herren! Ein 
Dreadnaught weniger und wir haben das Geld für 
den Wohnungsfürſorgefonds. (Rufe: Noch mehr!) 
Wir nehmen ja mehr auch. Man ſollte glauben, daß es 
ganz ausgeſchloſſen iſt, daß ſich ein Mitglied der Re⸗ 
gierung noch findet, welches ſagt: Für ſolche Zwecke 
habe ich keine Mittel. Ich muß Ihnen noch ſagen, 
wie vorſichtig wir im Tenerungsausſchuſſe vor⸗ 
gegangen find. Wir haben dem Begriffe „Klein- 
wohnungen“ eine ſehr engherzige Definition gegeben. 
Wir haben aufgezählt, was noch als Nebenraum be⸗ 
trachtet werden kann und was die Kleinwohnung noch 
nicht zu einem luxuriöſen Bau macht. Darunter haben 
wir auch den Baderaum aufgezählt. Es wird niemand 
bezweifeln, daß ein Bad heutzutage für die Bewohner 
großer Städte, die keine Badegelegenheit haben, eine 
Notwendigkeit iſt. Aber wiſſen Sie, was der Vertreter 
des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten erklärt hat? 
Er hat geſagt: Das darf in dem Geſetzentwurfe nicht 
ſtehen; denn das find ſchon Bauten luxuriöſer Natur, 
ein Bad iſt ſchon ein Luxus. (Zwischenrufe.) Um nun 
den Geſetzentwurf nicht zu gefährden, mußten wir das 
Bad ſtreichen. 

Die Herren Vertreter der ländlichen Bezirke ſind 
gekommen und haben uns geſagt, man ſolle doch eine 
Beſtimmung aufnehmen, daß zum Beiſpiel Dienſt⸗ 
botenwohnungen, kleine Stallgebäude ebeufalls noch 
als Nebenräume betrachtet werden, daß das nicht 
Luxusbauten ſind. Wir haben es nicht gewagt, dieſe 
Beſtimmung in den Geſetzentwurf aufzunehmen, weil 
wir mit Recht fürchten mußten, daß man ſagt, das ſei 
ſchon ein Realitätenbeſitzer, der bauen will, dem man 
die ſtaatlichen Mittel aus dem Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds nicht bewilligen wird. Wir haben die Vertreter 
dieſer kleinen Leute im Ausſchuß vertröſtet und geſagt, 
die Praxis wird dazu führen, daß in den einzelnen 
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Fällen, wo es notwendig ſein wird, allerdings auch 
die Mittel für ſolche Bauten gegeben werden können. 
Wir haben uns alſo gewiſſe Reſerben in dem Geſetze 
bereits auferlegt, damit dieſes Geſetz ja keinen Anſtand 
erregen und ungefährdet in dieſem hohen Hauſe zur 
Annahme gelangt und nicht einen gewichtigen Ein⸗ 
waud von ſeiten der Regierung erfährt. Wir ſind ſehr 
neugierig, ob es uns möglich fein wird, dieſen Geſetz⸗ 
entwurf, der eine Sache von eminenter Wichtigkeit 
betrifft, heil und ungefährdet aus dieſem Hauſe 
hinauszubugſieren und in das Herrenhaus hinüber⸗ 
zuleiten. 

Wir haben bezüglich der Verwendung der Fonds 
erklärt, daß die unmittelbare Kreditgewährung, näm⸗ 
lich die direkte Belehnung von Objekten, nur in 
äußerſt beſchränktem Maße durchgeführt, daß der größte 
Teil des Wohnungsfürſorgefonds als Garantiefonds 
für Darlehen verwendet werden ſall. Wir bekommen 
jetzt ſchon Zuſchriften vom Zentralverein für Wohnungs- 
reform in Oſterreich, der uns ſagt, daß dieſe eng⸗ 
herzigen Beſtimmungen an und für ſich doch nicht 
hineingenommen werden ſollen, ſondern man weiter 
gehen müſſe: man ſolle zum Beiſpiel dem Fonds die 
Pupillarſicherheit zuſichern. Wir haben von all dem 
abgeſehen aus dem einfachen Grunde, damit wir uicht 
eine Verzögerung der ganzen Geſeßvorlage herbei⸗ 
führen. 

Wenn dieſer Fonds wirklich zuſtande kommt 
und unter ſtaatlicher Verwaltung ſteht — die Ver⸗ 
waltung ſoll dem Miniſter für öffentliche Arbeiten 
unterſtellt werden —, ſo wird aller Wahrſcheinlichkeit 
nach dieſe Garantie, die der Wohnungsfürſorgefonds 
übernimmt, gleichbedeutend mit der Pupillarſicherheit 
des zweiten Satzes ſein. Sie wiſſen, bis zu 50 Prozent 
wird jede Sparkaſſe einen ſolchen Bau belehnen; für 
die Belehnung von über 50 Prozent ſoll die Garantie 
des Wohnungsfürſorgefonds eintreten. Wir wollen, 
daß die gemeinnützigen Vereine, Geſellſchaften und 
Genoſſenſchaften auch ſelbſt die Mittel dazu leiſten 
und zumindeſt 10 Prozent der Bauſumme aufbringen; 
die Garantie ſoll von 50 bis 90 Prozent gehen. Sie 
ſehen daraus, daß die vollſtändige Sicherheit für die 
Fondsmittel garantiert iſt, daß, wenn der Finanz⸗ 
miniſter alljährlich 6 Millionen dafür verwendet, es 
ſich nicht um ein Geſchenk handelt, das ſpurlos ver⸗ 
ſchwindet, ſondern es ſich um einen Fonds handelt, 
der immer intakt bleibt. Denn wenn der Finanz- 
miniſter ſeine eigenen Berechnungen anſieht, die er im 
Entwurf über die Reform der Gebäudeſteuer auf⸗ 
geſtellt. hat, wird er finden, daß er ſelbſt den Nachweis 
erbracht hat, daß die Sicherheit für dieſen Fonds eine 
ziemlich große iſt, daß höchſtens ein Schwund von 
zirka 10 bis 12 Prozent ſich ergeben kann. Dieſer 
Schwund von 10 bis 12 Prozent macht gegenüber der 
Bedeutung, welche dieſer Wohnungsfürſorgefonds 
bezüglich ſeiner Aufgaben erfährt, überhaupt nichts 
aus, dem gar keine Bedeutung beigelegt werden kann. 
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Es iſt nicht zu begreifen, wenn von ſeiten des 
Finanzminiſteriums gegen das Geſetz Einwendungen 
erhoben werden. Wir haben alſo in unſeren geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen hauptſächlich für die Ga⸗ 
rantie vorgeſorgt, die für die Aufnahme von Bau⸗ 
darlehen, geleiſtet werden fol, die von an⸗ 
deren Vereinen beſchafft werden. Wir haben nur 
einen verhältnismäßig geringen Teil des Fonds⸗ 
vermögens für direkt zu gewährende Baudarlehen 
beſtimmt. Allerdings ſind wir auf dem Standpunkt 
geſtanden, daß Umſtände vorkommen können, wo der 
Wohnungsfürſorgefonds mit Gewährung von Bar⸗ 
fonds eingreifen muß. Dem wird nicht auszuweichen 
fein. Wir haben mit 10 Prozent der Mittel für Bar- 
darlehen vorgeſorgt und es wird ſich aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zeigen, daß das viel zu wenig iſt. Damit 
die Gewähr dafür gegeben wird, daß nicht eine der⸗ 
artig bureaukratiſche Verwaltung des Fonds eintritt, 
daß die Zwecke des Wohnungsfürſorgefonds vereitelt 
werden, wird dem Miniſterium für öffentliche Arbeiten, 
welches den Wohnungsfürſorgefonds zu verwalten hat, 
ein Beirat beigegeben, der über ‚die Verwaltung, 
reſpektive Verwendung des Fonds Beſchlüͤſſe zu falten 
haben wird. Wir wünſchen nicht, daß der Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds etwa nur in ganz hervorragenden 
Fällen eingreift und feine Wirkſamkeit äußert. 

Meine Herren! Wir haben das Geſetz über die 
Errichtung von Arbeiterwohnungen vom Jahre 1902 
und aus dem Bericht des Teuerungsausſchuſſes iſt zu 
entnehmen, wie geringfügig die Bautätigkeit auf 
Grund dieſes Geſetzes geweſen iſt. Bis zum Jahre 
1908 find im ganzen 498 Häuſer mit Arbeiter- 
wohnungen erbaut worden. Man muß ſchon ſagen, 
daß durch dieſe geringfügige Ziffer das Geſetz all 
absurdum geführt erſcheint. Überall herrſcht koloſſale 
Wohnungsnot und mit Ach und Krach werden 
ſchließlich in ganz Oſterreich 498 ſolche Wohnhäuſer 
errichtet. Da muß es doch wo hapern! Wir haben 
ſchon in der Budgetdebatte von einem Redner gehört, 
wo die Sache hapert: die Vorſchriften hygieniſcher 
Natur werden zu einer förmlichen Schikauierung beim 
Bau von Arbeiterwohnhäuſern ausgenutzt. Das wollen 
wir verhindern. Infolgedeſſen haben wir derartige 
Vorſchriften hygieniſcher Natur in dieſen Geſetz⸗ 
entwurf nicht aufgenommen. Wir meinen: Zuerſt 
müffen durch eine äußerſt lebhafte Bautätigkeit in 
Kleinwohnungen die Mietzinſe herabgedrückt und fo 
die Gelegenheit geſchaffen werden, daß dort, wo 
wirkliche Wohnungsnot herrſcht, Wohnungen vor- 
handen ſind. Wir können nicht auch noch eine 
Reihe hygieniſcher Vorſchriften in das Geſetz hinein ⸗ 
nehmen und dadurch bewirken, daß dieſe Klein- 
wohnungen, die mit der Garantie des ſtaatlichen 
Fürſorgefonds gebaut werden, derart teuer gebaut 
werden, daß die Wohnungen von den Arbeitern 
nicht bezogen werden können, es muß alſo ver⸗ 
hindert werden, daß mit dem Zollſtab in der 


Hand genan ausgemeſſen wird, wie jedes einzelne 
Gemach zu bauen iſt, ſondern es kann vorläufig 
die Erbauung von Kleinwohnungen nur auf Grund 
der gegenwärtig geltenden Beſtimmungen der Bau⸗ 
ordnung erfolgen; ſonſt wäre es ganz vergeblich, wenn 
wir einen Wohnungsfürſorgefonds ſchaffen. Die 
heutigen teueren Mietzinſe haben die Übervölkerung 
der Wohnungen herbeigeführt und wenn Sie die 
Mietzinſe noch mehr verteuern, wird dieſe Wohnungs⸗ 
überfüllung nicht beſeitigt. Die hohen Mietzinſe 
werden dadurch nicht herabgedrückt und Sie werden 
in jenen Häuſern, die auf Grund der Garantie des 
Wohnungsfürſorgefonds erbaut worden ſind, dieſelben 
häßlichen Erſcheinungen wahrnehmen, daß dieſe 
Wohnungen überfüllt werden. Wir wünſchen alſo 
vor allem, daß ſo billig und ſo raſch wie möglich ge⸗ 
baut wird. Infolgedeſſen haben wir auch verlangt, 
daß nicht der Fonds ſo geringfügig geſpeiſt werde, 
wie es in dem Geſetzentwurf über die Reform der 
Gebändeſteuer beſtimmt iſt, ſondern daß zumindeſt 
6 Millionen Kronen jährlich dafür verwendet werden. 

Was die Landwirtſchaft bezüglich ihrer Vieh- 
verwertungsſtelle, bezüglich der Hebung der Viehzucht 
in Anſpruch genommen hat, können wir mit vollem 
Recht anch dafür in Anſpruch nehmen, daß geſunde 
und billige Wohnungen geſchaffen werden. (Lebkafter 
Beifall und Mändeklatschen.) Wir haben uns im 
Teuerungsausſchuſſe bemüht, das Geſetz nicht im Sinne 
der Bevorzugung einzelner Schichten der arbeitenden 
Bevölkerung zu faſſen. Der Geſetzentwurf ſagt nicht, 
daß Arbeiterwohnungen errichtet werden ſollen, ſondern 
ſpricht von Kleinwohnungen. Es ſollen Wohnungen 
für Arbeiter, für kleine Banerslente und Häusler, für 
kleine Beamte und Diener hergeſtellt werden, kurzum, 
für ſolche Leute, welche unter der gegenwärtigen 
Wohnungsnot ſo empfindlich leiden. Bei uns in Oſter⸗ 
reich iſt es immer fo, daß man ſich, wenn nicht ein 
Schrei aus der Mitte der Betroffenen ertönt, der nicht 
ungehört verhallen kann, darum nicht kümmert. Erft 
wenn ſich in den Straßen das Elend zeigt, kümmert 
ſich die Regierung darum. Bei uns iſt es ſo, daß nicht 
im Wege legislativer Tätigkeit etwas für die arbeitende, 
für die notleidende Bevölkerung erreicht werden kann, 
ſondern es kaun immer erſt dann etwas erreicht werden, 
wenn der arbeitenden Bevölkerung ſchließlich die 
Geduld reißt. Erſt wenn dieſe Ungeduld auf den 
Straßen in großen Kundgebungen, in Demonſtrationen 
zum Ausdrucke kommt, erſt dann fragt die Regierung 
nach der Urſache, erſt dann befleißt ſie ſich, etwas zu 
machen. Wir wünſchen, daß endlich einmal aus der 
Legislative hervor, aus dieſem Parlamente heraus, 
das doch ein Volksparlament ift, eine gefetzgeberiſche 
Arbeit hervorgeht, welche der Bevölkerung zeigt, daß 
man auch in dieſem Hauſe den Begriff dafür hat, 
was notwendig iſt, die Leiden der Bevölkerung zu 
mildern. Wir wünſchen, daß endlich auch in dieſem 
Hauſe eine Kundgebung erfolge, daß man ſich mit der 
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Teuerung befaßt und daß man trachtet, irgendetwas 
zu tun, um andere Verhältniſſe zu ſchaſſen. 

Ich kann bei dieſer Gelegenheit nicht umhin, 
auch darauf hinzuweiſen, daß andere Körperſchaften 
oft verhindern, daß irgendetwas für die Bevölkerung 
geſchieht. Sehr häufig finden wir, daß Gemeinden 
nicht nur nichts zur Beſeitigung des Wohnungselends 
tun, ſondern daß ſie auch alle Bemühungen hindern, die 
ſich andere Körperſchaften geben, um Kleinwohnungen 
oder Wohnungen für Staatsbedienſtete zu erbauen. 
So iſt mir zum Beiſpiel von Böhmzeil bei Gmünd 
folgendes erzählt worden: Die Verwaltung der k. k. 
Staatsbahnen hat Arbeiterhäuſer erbaut. Sie hat 
einen großen Grundkomplex gekauft und für ihre 
Bedienſteten Wohnungen erbauen wollen. Einen Teil 
dieſes großen Komplexes hat die Direktion der 
k. k. Staatsbahnen bereits verbaut. Die Gemeindever⸗ 
tretung hat ſich aber gegen die Erbauung von Häuſern 
für die Bahnbedienſteten gewehrt, nicht etwa bloß aus 
Hausbeſitzerintereſſe, ſondern weil dieſe Häuſer die 
24 jährige Steuerfreiheit haben und die Gemeinde 
keine Umlagen bekommt. Deshalb hat die Gemeinde 
in Verkennung ihrer eigenſten Intereſſen dagegen 
Einſpruch erhoben und in der Tat iſt von der Staats⸗ 
bahnverwaltung der weitere Bau von Arbeiterhäuſern 
ſiſtiert worden. In der Gemeinde Gmünd find über 
1000 Eiſenbahnbedienſtete und die Erbauung von 
Arbeiterhäuſern iſt dort geradezu eine Notwendigkeit. 
Wenn ſchon einmal der Staat oder ein Zweig der 
ſtaatlichen Verwaltung ſich dazu aufrafft, Arbeiter⸗ 
häuſer zu bauen, dann erhebt die Gemeinde dagegen 
Einſpruch. 

Meine Herren! Ich glaube — und dies muß 
hier ausgeſprochen werden —, daß dieſe ſtaatliche 
Fürſorge ſchon wegen der Engherzigkeit der Gemeinden 
dringend notwendig ift. (So ist es!) Wir haben heute 
die verſchiedenſten Intereſſenſphären in der Gemeinde 
vertreten, nur diejenigen, welche unter dem Wohnungs⸗ 
elend am meiſten leiden, ſind in den Gemeinden nicht 
vertreten. Unſere Regierung ſteht auf dem Stand⸗ 
punkte, daß ſowohl für den Landtag als auch für 
den Gemeinderat, wo die Intereſſen einer Reihe von 
Bevölkerungsſchichten zu vertreten ſind, die Wahl⸗ 
körper unter allen Umſtänden erhalten werden müſſen, 
weil ſonſt einzelne privilegierte Stände von denjenigen, 
welche zu den beſitzloſen Ständen gerechnet werden, 
überſtimmt würden. Infolgedeſſen muß das Wahl- 
körperſyſtem in dieſen öffentlichen Vertretungskörpern 
unter allen Umſtänden aufrechterhalten werden. 
Meine Herren! Solange dieſes Wahlkörperſyſtem beſteht, 
ſolange die Arbeiterſchaft nicht die ihr gebührende Ver⸗ 
tretung in den Gemeinden und Landtagen hat, ſolange 
wird in den Gemeinden und Ländern für die Woh⸗ 
nungsfürſorge nichts getan werden. Wenn zum Bei⸗ 
ſpiel in der Großkommune Wien von einer Wohnungs- 
fürſorge geſprochen wird, ſo lacht die Majorität des 
Wiener Gemeinderates aus dem einfachen Grunde, 


weil ein großer Teil der Mitglieder aus Spekulanten 
in Realitäten beſteht. Wie ſoll denn die Wohnungs⸗ 


fürſorge bei uns in Oſterreich wirkſam durchgeführt 
werden, wenn ſie nicht vom Staate ſelbſt in die Hand 
genommen wird? Die Regierung wird nicht ſäumen, 
ihre ernſteſten Bedenken gegen dieſen Geſetzentwurf 
auszuſprechen, ſie wird ſich wahrſcheinlich an For⸗ 
meln klammern. Es iſt ſchon im Teuerungsausſchuſſe 
ſelbſt eine Reihe von Bedenken beſprochen worden, 
aber ich glaube, daß das Parlament ſich von dieſen 
formalen Bedenken nicht abhalten laſſen kann und 
darf, denn dieſe formalen Gebrechen können durch eine 
Verordnung beſeitigt werden. Die größte Gefahr für 
das Geſetz iſt der Finanzminiſter. (So iet es!) Sie 
können überzeugt ſein, meine Herren, daß der 
Finanzminiſter nicht den Willen dazu hat, dieſe 
Summen für die Durchführung des Geſetzes zu 
bewilligen und infolgedeſſen wird alles angewendet 
werden, daß dieſer Geſetzentwurf zu Fall gebracht 
wird. Möge wenigſtens bei dieſem einen Geſetz⸗ 
entwurfe das Haus ſeine Einigkeit bekunden, möge 
das Volkshaus der Bevölkerung zeigen, daß es 
wenigſtens in dem einen Punkte einig iſt, daß billige 
und geſunde Wohnungen beſchafft werden müſſen, 
möge wenigſtens das Volkshaus beweiſen, daß es zur 
Einſicht gekommen iſt, es ſei Pflicht und Aufgabe der 
Regierung, eine ſolche Wohnungspolitik einzuſchlagen, 
die im Intereſſe des Staates und im Intereſſe der 
Bevölkerung gelegen iſt, und infolgedeſſeu für dieſen 
Antrag ſtimmen. (Zebhofter Beifall und ande- 
klatschen.) 


Vizepräſident Pernerſtorfer: Ich breche nun 
dieſen Verhandlungsgegenſtand ab. 


Wir ſchreiten zur Fortſetzung der Verhand⸗ 
lung über den Dringlichkeitsantrag der Ab⸗ 
geordneten Liſy, Dr. Hajn, Zäz vorka und Ge- 
noſſen, betreffend die Regelung der Verhält⸗ 
niſſe und den Schutz der Handweber. 


Zum Worte gelangt der Generalredner kontra, 
Herr Abgeordneter Seliger; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Seliger: Meine Herren! Ich muß 
zunächſt mein lebhaftes Bedauern ausſprechen über 
die Art, wie der in Verhandlung ſtehende Dringlich⸗ 
keitsantrag geſchäftsmäßig behandelt worden iſt. Wir 
verhandeln dieſen Dringlichkeitsantrag in der Art, 
wie den Leſern billiger Blätter die Schundromane 
dargereicht werden: in Fortſetzungen. (Heiterkeit.) 
Ich will nicht davon reden, daß dieſe ganze Art der 
Behandlung geradezu ein Hohn auf den Begriff 
„Dringlichkeit“ iſt. Aber dieſe Art der Erledigung 
ſchädigt ganz ungemein die Sache, die dieſer Dring⸗ 
lichkeitsantrag behandelt, die eine tiefernſte Sache 
iſt und eines der wichtigſten ſozialen Probleme in 
dieſem Staate darſtellt. Es handelt ſich um viele 
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ſchlag für das laufende Jahr mit rund 95.000 Duadrat- 
meter angegeben wurde, ſo liegt der Grund darin, daß 
auch bei Kataſtralaufnahmen immer Fehlergrenzen 
vorhanden ſind. Da, wie ich ſchon hervorgehoben 
habe, dieſe Flächen ſamt den auf ihnen befindlichen 
Baulichkeiten um einen Pauſchalpreis erworben wurden, 
iſt in den Kaufvertrag eine Beſtimmung über einen 
Abzug für den Fall, daß innerhalb dieſer Fehlergrenze 
ſich ein Minderausmaß zuungunften des Staates 
herausſtellen ſollte, nicht aufgenommen worden. 


Die von den Herren Interpellanten auf⸗ 
geſtellte Behauptung, daß ein Teil der vom Lloyd 
gekauften Gründe im Ausmaße von 12.620 Quadrat⸗ 
metern an das Stabilimento tecnico um den Preis 
von 450.000 K verkauft worden ſei, beruht 
anf einem Irrtum, auf einem ganz kleinen Irrtum. 
(Hört!) Um den erwähnten Preis wurde nämlich der 
genannten Geſellſchaft vorbehaltlich der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Genehmigung eine Meeresbucht überlaſſen, 
welche bisher öffentliches Gut war und ſich niemals 
im Beſitze des Lloyd befunden hat — und ich glaube, 
daß jeder einſehen muß, daß Waſſerflächen billiger 
find als feſter Grund und Boden. (Sehr richtig!) 


Der vom Herrn Interpellanten relevierte Preis⸗ 
unterſchied iſt wohl ſehr erklärlich, da für eine Waſſer⸗ 
fläche nicht dasſelbe verlangt werden kann, wie für 
feſten Grund; der vom Stabilimento teenico zu 
zahlende Kaufpreis muß als ein für die Staatsver⸗ 
waltung günſtiger bezeichnet werden und die Grund- 
flächen, welche dieſe Geſellſchaft durch die Zuſchüttung 
der ihr überlaſſenen Bucht gewinnen wird, werden 
ihr nach den vorgenommenen Berechnungen weit 
teurer zu ſtehen kommen als jene, die ſie vom Lloyd ge⸗ 
kauft hat. 

Ich kann mit ruhigem Gewiſſen ſagen, daß ge⸗ 
rade dieſe Transaktion, welche ich bezüglich des Lloyd⸗ 
arſenals vorgenommen habe, nicht nur für den Staat 
ein vorteilhaftes Geſchäft iſt, ſondern, daß insbeſondere 
die Konſequenzen dieſer Transaktion für Trieſt von 
weittragender Bedeutung find. (Beifall.) Ich habe es 
auch nicht unterlaſſen, bei Ordnung dieſer Angelegen⸗ 
heit die Arbeiterfrage in einer auch für dieſe inter⸗ 
eſſierten Kreiſe entſprecheunden Form zu löſen. (Leb- 
hafter Beifall und Händeklatschen.) 


VPraftdent: Wir treten nun in die Tages⸗ 
ord nung ein. 


Der erſte Punkt derſelben iſt die Fortſetzung der 
Verhandlung über den Bericht des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes über den Antrag, betreffend die 
Vergebung von öffentlichen Arbeiten (874 der 
Beilagen), und den Bericht des Teuerungsaus⸗ 
ſchuſſes über den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Adolf Groß und Reumann, betreffend die 
Schaffung eines Wohnnungsfürſorgefonds 
(921 der Beilagen). 


Haus der Abgeordneten. — 65. Sitzung der XX. Seſſion am 1. Juli 1910. 


Ich habe die Ehre, dem hohen Hauſe als 
Regierungs vertreter vorzuſtellen die Herren: 


Sektionschef Dr. Reiſch vom Fin anzmini⸗ 
fterium; 

Miniſterialrat Dr. v. Meinzinger, Miniſterial⸗ 
rat Perckhammer vom Miniſterium für * 
liche Arbeiten. 


Ich erteile dem erſten eingetragenen Proredner, 
Herrn Abgeordneten Kunſchak das Wort. 


Abgeordneter Kunſchak: Hohes Haus! Bevor 
ich mich mit der in Frage ſtehenden Angelegenheit be⸗ 
ſchäftige, muß ich auf einen Zwiſchenfall am Schluſſe 
der letzten Sitzung zurückkommen, und zwar deswegen, 
weil mir, wie der Herr Präſident erklärte, durch ein 
Verſehen das Wort nicht erteilt worden ift. 


Es hat am Schluſſe dieſer Sitzung der Herr 
Abgeordnete Seitz entgegen dem Vorſchlage des Prä⸗ 
ſidiums beantragt, daß die für kommenden Montag in 
Aus ſicht genommene Sitzung ſchon am heutigen Tage 
abgehalten werden ſoll, und er hat dies damit begründet, 
daß die Angelegenheit, die jetzt in Beratung ſteht, 
einen Aufſchub auch um Tage abſolut nicht erleide. 
Er hat dieſe Meinung noch unterſtützt durch die 
Behauptung, daß der Vorſchlag des Präſidiums ge⸗ 
radezu geeignet ſei, Empörung in der Bevölkerung 
hervorzurufen. Nachdem ich zu jenen Abgeordneten 
gehöte, die für den Vorſchlag des Präſidiums ger 
ſtimmt haben, ſo iſt es wohl notwendig, daß hierüber“ 
auch ein Wort ver Rechtfertigung geſprochen werde. 


Ich finde es geradezu als taktlos, um nicht zu 
ſagen, als eine Komödie, wenn bei Beratung dieſer Auge⸗ 
legenheit der Anſchein zu erwecken verſucht wird, als 
ob die Abhaltung der Plenarſitzung zu einem ſpäteren 
Zeitpunkte geeignet wäre, eine ſchwere Schädigung 
der Volksintereſſen hervorzurufen und dadurch das 
Volk zur Empörung zu veranlaſſen. Es unterliegt gar 
keinem Zweifel, daß die Wohnungsreform einer dring⸗ 
lichen Behandlung bedarf, aber darüber iſt ſich ſicher 
der Herr Abgeordnete Seitz und mit ihm alle an⸗ 
deren Abgeordneten im klaren, daß es auf vier Tage 
bei der Behandlung dieſes Geſetzes unter den ge⸗ 
gebenen Verhältniſſen abſolut nicht ankommt (Lu- 
stimmung); wir wiſſen vielniehr und haben uns von 
dieſer Erkenntnis leiten laſſen, daß es ſich im gegen⸗ 
wärtigen Augenblicke nicht etwa um ein Attentat 
gegen die Regierung, ſondern um ein Attentat, ein 
ganz unverzeihliches Attentat gegen den Parlamen⸗ 
tarismus ſelbſt handelt. (Zustimmung.) Und wenn 
die Sozialdemokraten bis zum vorigen Freitag nicht 
ihre Liebe zum Parlamentarismus geheuchelt haben, 
ſondern wenn dieſe Liebe zum Parlamentarismus 
aufrichtig von ihnen empfunden wurde, dann hätten 
ſie durch ihr Verlangen, die Sitzung ſchon heute ab⸗ 


zuhalten, nicht jene gegen die Ehre des Parlamen⸗ 
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tarismus gerichteten Beſtrebungen unterſtützen dürfen. 
¶ Zustimmung.) 

Schon die Zuſammenſetzung derjenigen Kreiſe, 
die für den Antrag Seitz geſtimmt haben, zeigt uns, 
weſſen Geſchäfte damit eigentlich beſorgt wurden. 
(Sehr richtig!) Es find einzig und allein die Geſchäfte 
der Obſtruktion gefördert worden, welche naturgemäß 
ein Intereſſe daran hat, die Arbeiten in den Aus⸗ 
ſchüſſen zu verhindern und dadurch das Funktionieren 
des Parlaments möglich zu machen. 

Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend, haben wir 
dafür geſtimmt, daß die Sitzung nicht heute ab- 
gehalten werde, um den Herren von der Obſtruktion 
Gelegenheit zu geben, halt einige Tage länger hindurch 
ihre finulofen Reden gegen den Parlamentarismus in 
den Ausſchüſſen halten, ſich in den Ausſchüſſen gründlich 
austoben zu können. 

Ich habe dies hier feſtgeſtellt, damit gekennzeichnet 
ſei, warum wir für die Hinausſchiebung der Plenar⸗ 
ſitzung des Hauſes geſtimmt haben und damit von 
vornherein der demagogiſchen Verdächtigung entgegen- 
getreten werde, als ob es ſich nur um einen Akt der 
Faulheit gehandelt hätte, als wir für den Vorſchlag 
des Präſidiums geſtimmt haben. (Abgeordneter Dr. 
Diamand: Sie waren ja nicht da!) Entſchuldigen 
Sie, ich war da! (Abgeordneter Dr. Dia mand: Nicht 
Sie, die Majorität!) Das müſſen Sie mit den auderen 
ausmachen. Ich übernehme immer nur für mich 
ſelbſt die Verantwortung, die andern mögen ſich ſelbſt 
verantworten. 

Nun, meine Herren, komme ich zum Gegenſtande 
ſelbſt. Der erſte Antrag fordert die Regierung auf, 
mit der Vergebung öffentlicher Arbeiten unverzüglich 
zu beginnen, in dieſem Sinne auf die übrigen 
antonomen Verwaltungskörper einzuwirken und bei 
dieſer Gelegenheit auch darauf Bedacht zu nehmen, 
daß die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe der Arbeiter 
bei dieſen öffentlichen Arbeiten eine Regelung erfahren. 
Über. die Notwendigkeit einer ſolchen Aktion iſt kein 
Wort zu verlieren. Es kann niemand ſich in Unklarheit 
darüber befinden, daß wir derzeit eine äußerſt ſchwere 
wirtſchaftliche Kriſis durchleben, die ſich in einer furcht⸗ 
baren Arbeitsloſigkeit äußert. Dieſe rieſige Arbeits⸗ 
loſigkeit, gepaart noch mit den Teuerungsverhältniſſen, 
muß eine Notlage erzeugen, der weder das Parlament 
noch die Regierung tatenlos zuſehen darf. Ich bin 
alſo ſelbſtverſtändlich mit den vorliegenden Anträgen 
einverſtanden und möchte nur bitten, daß jene Kreiſe, 
welche ſich mit Recht für dieſen Antrag ſo warm 
einfegen, bei dieſer Gelegenheit auch zur Erkenntnis 
kommen möchten, daß es nicht angeht, immer For⸗ 
derungen zu erheben und die hierfür notwendigen 
Vorausſetzungen nicht zu Schaffen. (Lebliafte Zu- 
stimmung. — Zwischenrufe.) Wenn einer der Herren 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten von ſeiner Frau 
einen beſſeren Mittagstiſch verlangen wird, wird 
dieſe im ruhig zur Antwort geben: „Weißt du, mein 


lieber Mann, ich habe dich ja außerordentlich lieb, 
aber mit der Liebe allein kann ich einen beſſeren 
Mittagstiſch nicht beiſtellen! Du mußt die Güte 
haben, mir auch mein Koſtgeld entſprechend zu 
erhöhen!“ (Lebhafte Zustimmung.) Und das, was 
ſich im einfachen Haushalte eines jeden Menſchen 
abſpielt, ſpielt ſich im großen im Haushalte des 
Staates ab. Wenn wir von der Regierung mit Recht 
verlangen, im Augenblicke einer ſchwerwiegenden 
Kriſe durch Vergebung öffentlicher Arbeiten — ſagen 
wir — durch Notſtandsarbeiten dem Volke entgegen⸗ 
zukommen, demſelben eine Erleichterung ſeiner Lage 
zu verſchaffen, dann müſſen wir den Mut, aber auch 
die Ehrlichkeit und Konſequenz haben, der Regierung 
die hierfür notwendigen Mittel zur Verfügung zu 
ſtellen. (Lebhafter Beifall. — Zwischenrufe.) Wir ſind 
bereit, der Regierung auch die notwendigen Mittel zur 
Verfügung zu ſtellen und haben den Mut, dies vor 
der Offentlichkeit zu verantworten. Allerdings wird 
uns das nicht hindern, in jedem einzelnen Falle die 
Wege, die die Regierung bei der Beſchaffung der not⸗ 
wendigen Mittel einſchlägt und auch die Qualität 
derjenigen Vorſchläge, die ſie uns erſtattet, zu prüfen 
(Zustimmung); aber von vornherein und prinzipiell 
der Regierung jede Einnahmsmöglichkeit zu verweigern 
und doch von ihr zu fordern, heißt entweder eine 
Politik des Unverſtandes oder eine Politik des auf⸗ 
gelegteſten Schwindels treiben. (Zustimmung.) 

Wir werden alſo für dieſe Anträge ſtimmen, ſind 
uns aber bewußt, daß damit noch nichts getan iſt, daß 
auch den Konſequenzen, die ſich daraus ergeben, 
unbedingt Rechnung getragen werden muß. (Zu- 
stimmung.) 

Mit dem zweiten Antrage, der die Schaffung 
eines Wohnungsfürſorgefonds fordert, find wir Chriſt⸗ 
lichſoziale auch vollſtändig einverſtanden. Es iſt uns 
nicht unbekannt, daß nicht mehr von einer Wohnungs- 
frage ſchlechthin geſprochen werden darf, die etwa die 
Theoretiker und Sozialhygieniker zu beſchäftigen hat, 
ſondern daß mit vollem Rechte und im weiteſten Um⸗ 
fange bereits von einem Wohnungselend geſprochen 
werden muß, das als unhaltbar zu bezeichnen iſt. Ich 
will zur Illuſtration die Verhältniſſe, wie fie in Wien 
liegen, anführen. Wir haben in Wien, wo doch eine 
große Arbeiterbevölkerung dicht zuſammengedrängt 
lebt, mit einem ſtändigen Rückgange der Bantätigkeit 
zu rechnen. Im Jahre 1905 betrug der Zuwachs an 
neuen Wohnungen noch 13.052, im Jahre 1906 nur 
mehr 10.564, im Jahre 1907 9642, im Jahre 
1908 nur mehr 5911 und im Jahre 1909 war eine 
kleine aber vollſtändig unzulängliche Beſſerung zu 
konſtatieren, da die Zahl der neu zugewachſeuen 
Wohnungen 6558 betrug. Aus dieſen Ziffern geht 
hervor, daß es in Wien nicht mehr eine Wohnungs⸗ 
frage, ſondern ein notoriſches Wohnungselend gibt; 
denn die Bevölkerung hat in weit raſcherem Tempo 
zugenommen als die Wohnungen. Die Verhältniſſe 
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äußern ſich aber noch tragiſcher in den Bezirken, die 
für die Arbeiter ſelbſt in Betracht kommen. In dieſen 
Bezirken war der Rückgang des Zuwachſes an Woh- 
nungen im letzten Jahre ein konſtanter. Im XVI. Be⸗ 
zirke hatten wir im Jahre 1908 noch einen Zuwachs 
von 317 Wohnungen, im Jahre 1909 nur mehr 


von 190, im XX. Bezirke betrug der Zu⸗ 
wachs an neuen Wohnungen im Jahre 1908 
noch 704, im Jahre 1909 nur mehr 509. 


Daraus ergibt ſich, daß ſich der Rückgang des Zu⸗ 
wachſes an neuen Wohnungen in den Arbeiterbezirken, 
wo die Notwendigkeit von Wohnungen am ſchärfſten 
hervortritt, in der drückendſten Weile geltend macht. 
Dieſer Zuſtand kommt auch in der Zahl der leer⸗ 
ſtehenden Wohnungen zum Ausdruck. Im Jahre 1907 
hatten wir in Wien an dem bekannten Stichtage im 
Oktober noch 8706 leerſtehende Wohnungen, im 
Jahre 1908 nur mehr 7369 und im Jahre 1909 
findes nur mehr 3970. Sie werden zugeben, daß 
3970 leerſtehende Wohnungen in einer Stadt, die 
eine Bevölkerung von mehr als zwei Millionen Seelen 
hat, einen geradezu kataſtrophalen Zuſtand offenbart. 
In den drei größien Arbeiterbezirken, die in Betracht 
kommen, liegen die Dinge, wie folgt: Im X. Bezirk 
hatten wir im Jahre 1909 nur 183 leerſtehende 
Wohnungen, im XVI. Bezirk nur 298 und im 
XX. Bezirk nur 373. Wenn man ſich gegenwärtig 
hält, daß die Arbeiterbevölkerung aus den inneren 
Bezirken immer mehr in die äußeren hinausgedrängt 
wird und die äußeren Bezirke — gerade beſonders 
die drei, die ich genannt habe — einen rapiden Be⸗ 
völkerungszuwachs haben, dann iſt es keine Über⸗ 
treibung, wenn behauptet wird, die Arbeiterſchaft und 
überhaupt die Bevölkerung in dieſen Bezirken hat, 
wenn die Wohnungen gekündigt werden, keine Mög- 
lichkeit, eine andere nur halbwegs eutſprechende 
Wohnung zu finden. Wenn in einem Bezirke, in dem 
es über 100.000 Menſchen gibt, nur 183 leerſtehende 
Wohnungen find, fo iſt das nicht mehr eine Kalamität, 
ſondern ſchon ein Zuſtand, der kataſtrophal genannt 
werden kann. 

Das Leerſtehungsprozent in Wien iſt ebenfalls 
ein erſchreckend niedriges. Im Jahre 1908 hatten 
wir im Durchſchnitt noch ein Leerſtehungsprozent von 
1°5 Prozent, im Jahre 1909 von nur mehr 1 Prozent. 
In den Arbeiterbezirken liegen die Dinge noch 
tragiſcher; im X. Bezirke betrug im Jahre 1908 das 
Leerſtehungsprozent nur mehr 0˙92 Prozent, während 
es jetzt auf 0˙5 Prozent herabgeſunken iſt. Es offenbaren 
ſich alſo Verhältniſſe, die eine weitere Duldung unter 
gar keinen Umſtänden zulaſſen, jonbern eine möglichſt 
raſche Remedur erheiſchen. 

Die Art. und Weiſe, wie Abhilfe geſchafft werden 
kann, iſt eine verſchiedenartige. Heute beſchäftigen wir 
uns mit dem einen, gewiß auch zum Ziel führenden 
Mittel der Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds. 
Tatſache iſt, daß das Wohnungselend eine Frage der 
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Bautätigkeit und dieſe unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen wieder eine Frage des Baukredites iſt. Der 
Baukredit iſt heute außerordentlich ſchwer zu beſchaffen, 
ſelbſt für Perſonen, die ſich in finanziell ſehr günſtigen 
Verhältniſſen befinden und dadurch allein ſchon eine 
gewiſſe Sicherheit dem Gläubiger bieten. Um wieviel 
ſchwerer iſt der Kredit erſt dort zu erwerben, wo es 
ſich um eine gemeinnützige Bautätigkeit handelt, eine 
Bautätigkeit, die durch die Organiſation der Mieter 
ſelbſt durchgeführt werden ſoll. ( Zwischenrufe.) Das 
Baukreditweſen liegt außerordentlich im argen; es iſt 
dies ein Gebiet, auf dem der Wucher ſeine ſcheußlichſten 
Blüten treibt. Es wäre daher hoch an der Zeit, daß 
alle gangbaren Wege beſchritten werden, um hier 
Remedur zu ſchaffen. Es wurde in den letzten Wochen 
durch ein Blatt, das ſich Volksblatt nennt 
(Zwischenruf), ſehr viel Staub darüber aufgewirbelt 
— leider Gottes haben ein Reihe von Leuten, die ſich 
Volksfreunde und Volksparteien nennen, den Angriffen, 
die gegen unſeren Parteiführer und Klubobmann er- 
hoben wurden, zugeſtimmt —, daß Dr. Sei“ 
mann es unternommen hat, eine Bank zu gründen, 
welche die Aufgabe hat, billigen Baukredit zu ver⸗ 
mitteln und dadurch die in Wien ſo arg danieder⸗ 
liegende Bautätigkeit im Intereſſe des an Wohnungen 
notleidenden Volkes zu heben. Ich regiſtriere 
dieſe Tatſache nur und überlaſſe es allen 
objektiven Elementen dieſes Hauſes und allen anſtän⸗ 
digen, urteilsfähigen Leuten außerhalb des Hauſes, 
was man von ſolch ſinnloſen und den Volksintereſſen 
geradezu widerſprechenden Angriffen zu halten hat. 
(Zustimmung) Das Abgeordnetenhaus ſoll durch 
ſeine Zuſtimmung zu den Anträgen des Budgetaus⸗ 
ſchuſſes einen anderen Weg zur Verbeſſerung der Ban⸗ 
kreditverhältniſſe einſchlagen, einen Weg, der die 
Mittel des Staates in Anſpruch nehmen will, in einem 
Ausmaß allerdings, das über jenes, das unſere Re⸗ 
gierung zugeſtanden hat, bedeutend hinausgehen muß, 
weil mit dem, was die Regierung zugeſtehen will, ſo 
gut wie gar nichts gemacht werden kann und es ſich da 
eigentlich um eine rein akademiſche Behandlung der Frage 
und nicht um eine ſolche handeln würde, die praktiſche 
Folgen nach ſich ziehen kann. Ich erkläre Ihnen, 
die Anträge, die der Teuerungsausſchuß vorgelegt 
hat und deren Referent der Herr Dr. Adolf Groß iſt, 
ſind ſicherlich nicht übertrieben. Die Forderungen 
gehen nicht über das Maß deſſen hinaus, was man zu 
verlangen berechtigt iſt, ſondern fie find das befchei- 
denſte Maß deſſen, was wir für unbedingt notwendig 
halten, um nur einigermaßen erfolgreich auf dem 
Gebiete der Bekämpfung der Wohnungsnot wirken zu 
können. Ich habe erklärt, die Angelegenheit, die uns 
heute beſchäftigt, iſt dringlich und ich meine, in Rück⸗ 
ſicht darauf iſt es notwendig, daß man nicht viele 
Worte verliert, ſondern zur praktiſchen Entſcheidung 
komme. Da ich nun die praktiſche Entſcheidung über die 
theoretiſchen Anseinanderſetzungen ſtelle, ſchließe ich 
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meine Ausführungen und bitte dem Antrag des 
Teuerungsausſchuſſes zuzuſtimmen. (Lebhafter Beifall.) 


Prafident: Ich erteile Seiner Exzellenz dem 
Herrn Finanzminiſter das Wort. 


Finanzminiſter Dr. Ritter v. Bilinski: Hohes 
Haus! Im Jahre 1908 hat die damalige Regierung 
einen Geſetzentwurf, betreffend die Reform der Ge⸗ 
bäudeſteuer, dem hohen Hauſe vorgelegt. Durch den 
Schluß der Seſſion iſt damals dieſer Geſetzentwurf 
nicht zur Beratung gekommen und als ich die Ehre 
hatte, das Reſſort zu übernehmen, habe ich urſprüng⸗ 
lich Bedenken getragen, den Entwurf in derjenigen 
Form einzubringen, in der er urſprünglich eingebracht 
worden war. Wie ſich die geehrten Herrn Kollegen, 
welche im Steuerausſchuſſe ſitzen, zu erinnern wiſſen, 
haben wir im Frühjahr des vorigen Jahres eine weit⸗ 
läufige Debatte darüber abgeführt, wie ein ſolches 
Gebäudeſteuergeſetz ausſchauen ſoll und der Schluß 
war der, daß gewiſſe grundſätzliche Wünſche ausge⸗ 
ſprochen wurden und der formale Wunſch, dem ich 
Rechnung zu tragen mich verpflichtet habe, nämlich, 
daß ich im Herbſt des Jahres 1909 am erſten Tage 
der Seſſion dem hohen Hauſe einen neuen Ge⸗ 
ſetzentwurf vorlegen werde. Ich habe das tatſächlich 
getan und ich habe nebſt anderweitigen Anderungen 
auch noch Beſtimmungen über die Bildung eines 
Wohnungsfürſorgefonds im Zuſammenhange mit der 
Reform der Hauszinsſteuer in den Geſetzentwurf auf⸗ 
genommen. Die Sache war fo gedacht, daß die Nach⸗ 
läſſe, welche allmählich bei der Hauszinsſteuer den 
Hauseigentümern zu gewähren geweſen wären, in den 
erſten Jahren teilweiſe zurückbehalten und einem 
Fonds zugeführt werden würden, welcher in den 
Jahren 1911 bis 1919 dotiert werden ſollte, worauf 
dann die Hausbeſitzer in den vollen Bezug der Nach⸗ 
läſſe aus der Hauszinsſteuer zu treten gehabt hätten. 
Der Gedanke war alſo der, daß bei Gelegenheit der 
Reform der Hauszinsſteuer und der Gewährung von 


Nachläſſen an der Hauszinsſteuer ein Teil dieſer Nach⸗ 


läſſe vorweggenommen, alſo zu Laſten der Haus⸗ 
beſitzer, ohne ein Opfer ſeitens des Staates, einem 
Wohnungsfürſorgefonds zugeführt werden ſollte, 
welcher dem Intereſſe der Mieter zu dienen gehabt 
hätte. So war nun gedacht, daß im Jahre 1911, 
wenn das Geſetz zuſtande gekommen wäre, 400.000, 
dann 700.000, eine Million uſw., zuſammen 10 Mil⸗ 
lionen in den Fonds kommen ſollten. 

Den Erfolg, den dieſer Wohnungsfürſorgefonds, 
reſpektive die Wirkung, welche derſelbe auf die Bau⸗ 
förderung hätte haben ſollen, haben wir uns in nach⸗ 
folgender Weiſe vorgeſtellt. Es war gedacht, daß die 
Genoſſenſchaft, welche Häuſer zu bauen hätte, 

15 Prozent Kapital zu eigen hätte haben ſollen, 
50 Prozent bei einem gewöhnlichen Inſtitute 
bekommen hätte und daß für das weitere, noch 


fehlende Kapital der Fürſorgefonds eine Bürgſchaft 
zu übernehmen gehabt hätte für die eventuellen Aus⸗ 
fälle, die im Falle — ſagen wir — eines Konkurſes 
der Genoſſenſchaft gedroht hätten. Es wurde nun 
verſicherungstechniſch ausgerechnet, daß, wenn dieſer 
Fonds aufgeſammelt worden wäre, wir für je, 
100.000 K eine Kapitalinveſtition von 2 / Mil- 
lionen ermöglicht hätten, und daß man dann 
mit den 10 Millionen Kronen im Verlaufe von zehn 
Jahren zu einer Bauinveſtition von 225 Millionen 
gekommen wäre. Es war alſo gedacht, daß man 
allmählich und ſyſtematiſch den Bau fördert, dabei 
haben wir aber in unſerem Entwurfe Sorge getragen, 
erſtens daß es ſich um Kleinbauten handelt, und zwar, 
wie es ausdrücklich heißt, um ſolchs Wohnungsbauten, 
welche nicht mehr als 80 Quadratmeter Bodenfläche 
umfaſſen, weil wir nur Kleinwohnungen im Auge 
hatten; zweitens daß dieſe Wohnungsbauten in bau⸗ 
technischer, | ſanitärer und ſittenpolizellicher Hinſicht den 
öffentlichen Anforderungen entſprechen. Überdies haben 
wir nicht in Ausſicht genommen, daß in dieſen 
Häufern außer Kleinwohnungen, die gefördert werden 
ſollten, größere luxuriöſe Wohnungen mitenthalten 
ſein ſollen. Es war alſo geplant, nur kleine, geſunde 
Wohnungen und keine luxuriöſen Wohnungen zu 
fördern. Nun, den verehrten Herren iſt bekannt, daß 
dieſes Geſetz bisher noch nicht zur Beratung gekommen 
iſt und wenn wir bedenken, daß wir uns ſchon in 
Sommer befinden, daß das Jahr vom Oktober zum 
Oktober um iſt, bevor noch die Gebäudeſteuerreform 
in die Hand genommen worden wäre, ſo daß infolge⸗ 
deſſen auch dieſer nach unſerer Anſchauung ſehr wich⸗ 
tige Teil der Reform nicht realiſiert werden konnte, 
ſo begreife ich es vollſtändig, daß der Teuerungs⸗ 
ausſchuß die Angelegenheit herausgehoben hat und in 
einem beſonderen Geſetzentwurfe dem hohen Hauſe 
zur Beratung vorlegt. 

Wenn ich nun auch ſehr bedauere, daß die Re⸗ 
form der Gebäudeſteuer und damit im Zuſammen⸗ 
hange dieſer Fonds nicht zuſtandekommen können, ſo 
will ich doch ſehr gerne im Namen der Regierung zu 
dem Entwurfe, der uns hier vorliegt, Stellung nehmen. 
Ich muß aber darauf aufmerkſam machen, daß die 
Unterſchiede zwiſchen den beiden Geſetzentwürfen — 
ganz abgeſehen von den Summen, die dem Fonds zu⸗ 
geführt werden ſollen — ſo außerordentliche ſind, daß 
es ſür uns ſchwer iſt, dieſen Geſetzentwurf als ein 
geeignetes Subſtrat behufs Zuſtandekommens eines 
Geſetzes zu betrachten. 

Was zunächſt die rein finanzielle Frage an be⸗ 
langt, ſo beabſichtigt die Vorlage gleich im erſten 
Jahre — und zwar merkwürdigerweiſe ſchon im 
Jahre 1910 — dem Fonds ein Kapital von ſechs 
Millionen Kronen zuzuführen. (Ruf. Zahlreiche Ge- 
nossenschaflen warten schon darauf!) Ich bitte um 
Entſchuldigung meine Herren. (Ruf: Das ist ja cine 
sehr bescheidene Summe.) Mit ſechs Millionen kann 
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man eine Garantie von 48 Millionen geben. (Wider- 
spruch.) Ja, immer achtmal fo viel. Das gibt auch der 
Entwurf ſelbſt zu. So viel wird man doch im Jahre 
1910 nicht bauen können und wenn Sie die ganzen 
60 Millionen nehmen, ſo ſind es 480 Millionen 
Kronen im Laufe von zehn Jahren. So viel werden 
wir für Kleinbauten nicht verbauen. (Widerspruch.) 
Überdies, meine Herren, wird die eventuelle Auf⸗ 
nahme einer Schuld von ſechs Millionen in 
jedem Jahre in Ausſicht genommen, was ja vom 
ſinanztechniſchen Standpunkte ganz unzuläſſig iſt, daß 
man nämlich alle Jahre eine kleine Anleihe für 
dieſe Zwecke beſtimmt. Das geht nicht, es müſſen 
vielmehr aus dem laufenden Budget Mittel vor⸗ 
handen fein, welche für. dieſe Zwecke beſtimmt 
ſind. Das iſt Nr. 1. Zweitens in bezug darauf, 
was ich aus dem Regierungsentwurfe zitiert habe, daß 
es nur Kleinwohnungsbauten ſein ſollen, daß ſie in 
bautechniſcher, ſanitärer und ſittenpolizeilicher Hinſicht 
den vom Miniſterinm für öffentliche Arbeiten aufge- 
ſtellten Bedingungen entſprechen, daß es ſich um Klein⸗ 
wohnungen mit nicht mehr als 80 Quadratmeter 
Bodenfläche handelt, daß es fich um Wohnungen in 
Kleinbauten, nicht etwa um ſolche Bauten handelt, 
bei welchen die Kleinwohnungen etwa rückwärts oder 
im Souterrain find und vorn luxuriöſe Wohnungen 
gebaut werden. Nachdem das alles, wie ich behaupten 
muß, zu einer Verſchlechterung des Entwurfes beige⸗ 
tragen hat, iſt es ſchon aus dem Grunde ſchwer 
möglich, den Entwurf als ſolchen zu akzeptieren. 
Überdies ſind in dem Entwurfe auch Einzel⸗ 
beſtimmungen, für die man ſich auch kaum ausſprechen 
kann. Der Herr Berichterſtatter ſtellt es ſich ſo vor, 
daß auf-Grund dieſer zu gewährenden Garantien und 
Vorſchüſſe irgend etwas wie eine Pupullarſicherheit 
konſtruiert werden kann. Das iſt vom juriſtiſchen 
Standpunkte kaum denkbar. (Ruf: Das ist nicht im 
Gesetze!) Ja, das iſt nicht im Geſetze, aber es iſt in 
Ausſicht genommen und daher mußte man doch darüber 
ſprechen, wie man ſich das vorſtellt. Der Herr Be⸗ 
richterſtatter meint, auf Grundlage der Regierungs⸗ 
vorlage wäre die Möglichkeit des Erhaltens von Ka⸗ 
pitalien nicht ſehr wahrſcheinlich. Nun können wir 
verſichern, daß die Unfallverſicherungs⸗ und ander⸗ 
weitige gemeinnützige Anſtalten ſehr gerne auf Grund 
einer ſolchen Garantie für Zwecke von Kleinbauten 
das Geld zur Verfügung geſtellt hätten. 

Was weiter die Beſtimmungen über die Steuern 
anbelangt, ſo ſind ſie teils entbehrlich, weil die 
Freiheit von der Erwerbſteuer und von der Renten- 
ſteuer von vornherein feſtſteht, teils zu weitgehend. 
Denn die perſönliche Stempel- und Gebührenbefreiung 
des Fonds iſt von Haus aus gegeben; alles aber, was 
da mit im Zuſammenhange ſteht, von jedem Stempel 
zu befreien, iſt eigentlich gar kein öffentliches Inter⸗ 
eſſe, weil ja viele Privatintereſſen dabei ins Spiel 
kommen, wobei eine Stempelung der betreffenden 
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Geſuche und Papiere ganz gut möglich iſt. Wenn man 
das alles zuſammenfaßt, ſo kann ich ſagen, daß der 
Entwurf, wie er jetzt vorliegt, noch nicht zur Geſetz⸗ 
werdung reif iſt. Dieſer Entwurf muß umgearbeitet 
und im Einverſtändnis mit der Regierung fo weit 
gebracht werden, daß er ſeinem Zweck völlig entſpricht; 
insbeſondere muß vorgeſorgt werden, daß für den Fall, 
wenn die Gebäudeſteuervorlage in Kraft treten wird, 
die Summen, die dort vorgeſehen ſind, hier eingerechnet 
werden. Das iſt doch das geringſte, was man ver⸗ 
langen muß, daß man, wenn man fixe Summen feſt⸗ 
ſtellt, mit denen der Fonds dotiert wird, dann, falls 
aus dem Gebäudeſtenergeſetze nene Summen kommen, 
dieſe einrechnen kann. Eine ganze Reihe von Details 
iſt alſo zu beſprechen, was man im vollen Hauſe 
nicht machen kann. (Abgeordneter Burival: Das 
bedeutet eine Verzögerung der ganzen Sache!) Ich 


bitte, im Jahre 1910... (Abgeordneter Dr. Dia- 


mand: Warum halben Sie in der Kommission nicht 
darüber gesprochen?) Ich habe einmal geſprochen 
und habe gehofft, daß der Entwurf im Steuer⸗ 
ausſchuſſe werde umgearbeitet werden; und 
dann hätten wir uns verſtändigt. Die Zeit iſt 
nun jo weit vorgeſchritten, daß ich glaube, daß wir 
das jetzt kaum machen können. Ich habe kein Recht, 
dem Hauſe einen Antrag zu ſtellen, die Vorlage an 
den Ausſchuß rückzuweiſen, um demſelben die Möglich⸗ 
keit zu ſchaffen, mit den beiden Miniſterien Fühlung 
zu nehmen und den Entwurf umzuarbeiten. Ich kann 
den Herren ſagen, ich habe noch keine Gelegenheit 
gehabt, mit dem Herrn Arbeitsminiſter dieſe Sache 
näher zu beſprechen. (Zwischenruf des Abgeordneien 
Dr. Adolf Groß.) Ja ich bitte, Herr. Kollega, Sie 
betrachten Ihren Entwurf als den beſten und wir 
betrachten unſeren Entwurf als den beſten. (Abge- 
ordneter Dr. Di amand: Das Haus steht aber auf der 
Seite des Herrn Dr. Groß!) Ich möchte mit dem 
hohen Haufe keinen Konflikt hervorrufen, es iſt keine 
Veranlaſſung dazu, weil wir im Prinzip einig ſind. 
Auch die Regierung iſt der Anſicht, daß ein Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds geſchaffen werden muß, und zwar nach⸗ 
dem die Gebändeſteuerreform verzögert werden muß, 
jetzt dadurch, daß man das beſonders heraushebt. 
Aber wie und in welchem Verhältniſſe man den Fonds 
dotieren ſoll und für welche Bauten, darüber muß 
geſprochen werden. (Abgeordneter Hui val: Man ist 
sonst nicht so ãngotlieh, wenn es sich um andere 
Fragen handelt!) Man muß jede Einzelfrage ſo be⸗ 
ſprechen, wie ſie ſich darſtellt, man muß dieſe Sache 
vom techniſchen Standpunkt durchbeſprechen. Nur zu 
ſagen: wir geben das Geld aus und nicht genau zu 
wiſſen, für welche Banten und mit welchem Charakter, 
das iſt ſchwer. 

Ich würde alſo dem hohen Hauſe nahelegen, ob 
es nicht möglich wäre, den Entwurf an den Ausſchuß 
zurückzuverweiſen. ( Zwischenrufe.) Sind die Herren 
nicht dieſer Anſicht, ſo erkläre ich im Namen der 


Haus der Abgeordneten. — 65. Sitzung der XX. Seſſion am 1. Juli 1910. 


Regierung, daß wir im Herbſt eine Regierungsvorlage 
im Sinne der Wünſche des hohen Hauſes einbringen 
werden, wobei wir über die Ziffer erſt einig werden 
müſſen und das techniſche Detail nach unſerer An⸗ 
ſchauung doch ſo gemacht werden ſoll, wie es in 
unſerer Vorlage enthalten iſt. (Abgeordneter Dr. 
Renner: Da ist wieder ein Jahr verloren!) Dieſes 
Jahr iſt ſowieſo verloren. (Abgeordneter Dr. Renner: 
Wenn das Herrenhaus es in 14 Tagen beschließt, 
kann die Pause benützt werden!) Ich weiß nicht, ob 
das Herrenhaus das noch machen wird. Aber die 
Skrupel, welche die Regierung in bezug auf die Vor⸗ 
lage hat, muß ich dem hohen Hauſe mitteilen und 
werde fie ſelbſtverſtändlich auch dem Herrenhauſe 
mitteilen. 

Ich wiederhole nochmals: Ich ſchlage zwei Wege 
vor, natürlich iſt auch der dritte Weg möglich. Der 
eine Weg iſt die Rückverweiſung und die Arbeit mit 
den Herren des Ausſchuſſes. Der zweite Weg iſt die 
Verſicherung der Regierung, daß im Herbſt ſofort 
beim Zuſammentritt des Hauſes eine Regierungs- 
vorlage vorgelegt werden wird, ebenſo wie im vorigen 
Jahr die Gebäudeſteuerreform vorgelegt worden iſt. 
Der dritte Weg iſt der, daß das hohe Haus den 
Entwurf beſchließt, der dann im Herrenhauſe um⸗ 
gearbeitet werden kann. Ein vierter Ausweg, nämlich 
daß die Regierung dasjenige, was hier vorgeſchlagen 
wird, pur et simple annimmt, iſt mir nicht denkbar, 
ich bitte um Entſchuldigung, das kann ich nicht. 
(Beifall.) 5 


Vizepräſident Dr. Ritter v. Starzynski: Ich 
erteile dem Herrn Abgeordneten Spatet das Wort. 


Abgeordneter Spakek: Hohes Haus! Aus den 
Ausführungen Seiner Exzellenz des Herrn Finanz⸗ 
miniſters iſt zu erſehen, daß die Regierung eigentlich 
keine ernſte Abſicht hat, die Frage der Schaffung eines 
Wohnungsfürſorgefonds ernſt und zum Wohle der 
Bevölkerung zu löſen. Wenn zum Beiſpiel Seine 
Exzellenz ſagt, daß die erforderlichen Mittel nicht auf 
dem Wege eines Kredites, ſondern nur aus den 
laufenden Einnahmen beſchafft werden müſſen, %o 
verweiſe ich nur darauf, daß nach dem Beifpiele, 
welches wir beſonders in Deutſchland in dieſer Be⸗ 
ziehung ſehen, die erforderlichen Mittel auf dem Kredit⸗ 
wege beſchaffen werden können, und zwar um ſo 
leichter, als dieſe Mittel in den Bau der Klein⸗ 
wohnungen rentabel und ſicher inveſtiert werden. Es 
handelt ſich in dieſem Falle um keine Gnadengaben, 
"Sondern lediglich um Unterſtützungen, welche ſich faſt 
ohne alle Verluſte gut verzinſen werden. 

Meine Hxxen! Seine Exzellenz der Herr Finanz⸗ 
miniſter hat drei Wege angedeutet, wie die in Ver⸗ 
handlung ſtehende Frage gelöſt werden könnte. Erſtens 
die Rückverweiſung des Antrages an den Ausſchuß, 
zweitens die Einbringung einer Regierungsvorlage in 
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der Herbſttagung dieſes Parlaments oder endlich die 
Annahme des Geſetzes und Abänderung im Herren⸗ 
hauſe. Die zwei erſten Wege muß das Parlament 
entſchieden zurückweiſen, weil die Teuerungsfrage, 
wenn wir ſie ſchon löſen wollen, raſch gelöſt werden 
muß. (Zustimmung.) Wenn wir dieſe Löſung auf ein 
Jahr oder noch länger verſchieben, ſo wird dieſe Hilfe 
vielleicht zu ſpät kommen, denn die ungünſtigen Folgen 
der Wohnungsteuerung laſſen auf ſich jo lange auch 
nicht warten. 

Ich bin der Anſicht, daß das Parlament im 
Intereſſe der breiteſten Volksſchichten entſcheiden muß, 
daß dieſe Vorlage jetzt ganz durchberaten und ange⸗ 
nommen werden muß. 

Bevor ich zur Beſprechung über die in Verhand⸗ 
lung ſtehende Vorlage komme, erlauben Sie mir, meine 
Herren, daß ich über einen Umſtand einige Worte 
verliere, welcher auch die Teuerung betrifft. Es wird 
nämlich jetzt in den breiteſten Volksſchichten auf die 
demagogiſcheſte Weiſe die Anſchaunng vertreten, daß 
an der Teuerung eigentlich nur die Agrarier, nur die 
Produzenten der Nahrungsmittel ſchuld ſeien. 

Dieſe irrtümliche Anſchauung wird leider von 
ſeiten unſerer Gegner aus parteiiſchen Abſichten 
erzeugt und demagogiſch den armen, ſchlichten Leuten 
ſuggeriert. Man muß oft darüber ſtaunen, welche 
Lügen, Widerſprüche und demagogiſche Schlager zur 
Wahrheit ſanktioniert werden, mit welcher Leidenſchaft⸗ 
lichkeit, die gewiß einer beſſeren Sache wert wäre, ſie 
verteidigt werden. 

Jeder wird ſich an die Hungerkriege und die 
Hungermeetings erinnern, welche unſere Herren 
Kollegen aus dem ſozialdemokratiſchen Lager ſo ganz 
ausgezeichnet zu inſzenieren verſtehen. Eine ganze 
Reihe von ſchamloſen Beſchimpfungen werden gegen 
die Agrarier erhoben, einzelne Volksſchichten auf 
Grund von falſchen, ja direkt lügenhaften Angaben 
gegeneinander gehetzt. 

Und heute, wo die Zuſtände an den Getreide⸗ 
terminbörſen, welche ſo haarſcharf in den Weizen⸗ 
preiſen ſich abſpiegeln, bewieſen haben, daß nicht die 
Agrarier, ſondern die verbrecheriſche Spekulation in 
dem Getreideterminhandel mit den Brotfrüchten an 
den Preisſchwankungen einzig und allein ſchuld iſt, 
heute, wo ſelbſt die gewiß nicht den Agrariern 
freundlich geſinnte „Neue Freie Preſſe“ unter dem 
24. Juni l. J. ſchreibt: „Das nicht die verſchlechterten 
Hoffnungen auf die zukünftige. Ernte, ſondern einzig 
und allein die Börſenſpekulation an den Preis⸗ 
ſchwankungen ſchuld iſt“, muß man ſich wundern, daß 
es noch Leute gibt, die in ihrer Begriffsſtützigkeit die 
Schädlichkeit der agrariſchen Schutzzölle als ein 
unantaſtbares Dogma aufſtellen, die es noch zu be⸗ 
haupten wagen, daß dieſe es ſind, welche die uner⸗ 
trägliche Teuerung in allen Bereichen verurſacht haben. 
Es muß ein ſolcher Blödſinn bloßgeſtellt werden, es 
muß eine ſolche lügenhafte Demagogke, welche nicht 
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die Wohlfahrt der breiten Volksſchichten, fondern nur 
das parteiiſche Intereſſe unſerer politiſchen Gegner 
zum Ziele hat, aufgeklärt werden. (Abgeordneter 
Dr. Diam an de Meinen Sie den Herrn v. Pantz?) 
Ich meine ihn auch. Das iſt aber blos ein Nachläufer des 
Profeſſors Hoffmeiſter, der ſelbſt nicht den Mut hat, 
eigene Anſichten mit eigenem Namen zu unter- 
zeichnen. 


Meine Herren! Auch der vorliegende Bericht des 
Teue rungsausſchuſſes über den Antrag, betreffend die 
Schaffung eines Wohnungsſürſorgefonds, enthält eine 
Stelle, welche ich nicht übergehen kann, ohne ſie nicht 
gehörig zu betonen. „Für die breiten Maſſen der Be⸗ 
völkerung“, heißt es dort, „iſt die Wohnungsfrage 
eine Geſundheits⸗ und Exiſtenzfrage“. Und weiter oben 
wird ausgeführt (liest): 

„Der Aufwand für die Wohnung bei der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung und ſelbſt beim Mittelſtande 
abſorbiert bei den heutigen Teuerungsverhältniſſen 
zirka 25 Prozent des Einkommens. Tatſache iſt, daß 
die Wohnungen von Jahr zu Jahr, ja ſelbſt im Laufe 
eines Jahres mehrmals im Preiſe ſteigen, die 
Wohnungsmiete wird für den kleineren Mann un⸗ 
erſchwinglich.“ 

Dieſe drei Sätze des Berichtes find als eine 
ſeltene Genugtuung für uns Agrarier für die alltäg- 
lichen Angriffe und Beſchimpfungen, welchen wir als 
die angeblichen Urheber der Lebensmittelteuerung 
ſeitens der Induſtrie- und Arbeitervertreter ausgeſetzt 
ſind, hervorzuheben. Ein jeder unvoreingenommene 
Menſch muß doch angeſichts der tatſächlichen Urſachen 
der Teuerung anerkennen, wenn ſich die Wohnnngs⸗ 
mietkoſten auf 25 Prozent, die Bekleidungs⸗, Be⸗ 
ſchuhungs⸗, Beheizungs⸗, Beleuchtungs⸗ und die 
nötigen Repräſentationskoſten mindeſtens auf 40 bis 
50 Prozent des Einkommens belaufen, daß dann die 
übrig gebliebenen 25 bis 35 Prozent des Einkommens 
nicht ausreichen, um die zum menſchlichen Lebens⸗ 
unterhalt erforderlichen Nahrungsmittel in genügender 
Quantität und Qualität änſchaffen zu können. 

Es iſt daran aber nicht ausſchließlich die 
Teuerung der Nahrungsmittel ſchuld, wie es unſere 
politiſchen Gegner in einem fort den breiten Schichten 
der Konſumenten in der unverſchämteſten Weiſe lügen⸗ 
haſt ſuggerieren wollen, ſondern in erſter Reihe die 
angeführten Umſtände, deren Befriedigung ſo wenig 
zur Sättigung des hungerigen kleinen Menſchen 
übrig läßt. ö 

Die ernſten Beratungen über die Teuerung, 
welche im Teuerungsausſchuſſe gründlich geführt 
werden, haben bewieſen, wie ſchwierig eigentlich die 
Löſung dieſer Frage iſt, wenn wirklich N ge⸗ 
holfen werden ſoll. 

Die Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds, 
wodurch die Wohnungsteuerung, welche beſonders für 
den kleinen Mann ſo ſchwer zu ertragen iſt, iſt meiner 
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Anſicht nach einer der beſten Anträge, durch den der 
Teuerung im allgemeinen erfolgreich geſteuert werden 
kann, ohne dabei — das unterſtreiche ich — andere 
Volksſchichten empfindlich zu treffen. So muß ſich 
eigentlich ein jeder Volksfreund die Löſung der 
Teuerungsfrage vorſtellen und nicht in der Weiſe, wie 
es ſo manchen vor Augen ſchwebt: dem einen mit 
etwas zu helfen, was dem anderen zuvor genommen 
werden mußte. Eine ſolche Vorſtellung von der 
Löſung der Teuerungsfrage haben leider faſt alle 
Konſumenten in bezug auf die Landwirtſchaft. Sie 
wollen billige Getreide⸗ und Viehpreiſe ſchaffen, aber 
vergeſſen dabei, daß auch die landwirtſchaftliche Be⸗ 
völkerung gerade ſo empfindlich durch die Teuerung 
aller Lebensmittel, welche in der Landwirtſchaft nicht 
erzeugt werden, getroffen wurde wie die anderen 
Volksſchichten und daß ſie zur Erhaltung ihrer 
Exiſtenz beſtrebt ſein muß, in höheren Preiſen für 
ihre Produkte die dazu nötigen Mittel zu finden. 
Der Kampf der Agrarier um gute Getreide- und 
Viehpreiſe hat, was ich betonen muß, kein Aus⸗ 
wuchern der Konſumentenkreiſe zum Ziele, ſondern 
einzig und allein die Sicherung der zum Lebensunter⸗ 
halte der landwirtſchaftlichen Bevölkerung notwendigen 
Einnahmen. Gerade ſo, wie es keinem Arbeiter vor⸗ 
geworfen werden darf, wenn er beſtrebt iſt, beſſere 
Löhne zu erzielen, gerade ſo muß auch dem Landwirte 
zuerkannt werden, daß er das Recht hat, die Ver⸗ 
beſſerung ſeiner Exiſtenz anzuſtreben. 

Und, meine Herren, wir dürfen nicht vergeſſen, 
daß der Landwirt erſt durch Verbeſſerung ſeiner Lage 
auch iniſtande fein wird, die Lage ſeiner Arbeiter ge- 
hörig zu verbeſſern. (So ist es“) Dieſe Tatſache, 
welche von den Induſtriearbeitern bezüglich der 
Induſtrie ſo klar begriffen worden iſt, wird auch 
dem landwirtſchaftlichen Arbeiter einmal die Augen 
öffnen. 

Wenn die Induſtriearbeiter im eigenen Intereſſe 
als Vorkämpfer der Induſtrie auftreten, was auch die 
Induſtriellen unlängſt in Wien ſelbſt mit Dank fon- 
ſtatiert haben, ſo dürfen es auch die landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiter in bezug auf die Landwirtſchaft nicht 
anders machen, wenn ſie ihre Exiſtenz verbeſſern 
wollen. Nur eine kräftige Landwirtſchaft kann und 
wird die Mittel zur Kräftigung ihrer Arbeiterſchaft 
haben. ¶ Zustimmung.) 

Bezüglich der Wohnungsfrage auf dem flachen 
Lande muß ich leider beſtätigen, daß für die land- 
wirtſchaftlichen Arbeiter im großen und ganzen noch 
nicht in dem Maße geſorgt wurde, wie es der Fall 
fein ſollte. Aber nicht die kleinen und mittleren Land⸗ 

wirte, ſondern die Großgrundbeſitzer find es, welche in 
dieſer Beziehung am rückſichtsloſeſten ſind. Man trifft 
noch ſehr häufig in den blühendſten Wirtſchaften ein ⸗ 
zelner Großgrundbeſitzer die ſogenannten „ratejny*, 
das iſt Räumlichkeiten, wo in einem Zimmer mehrere 
Familien zuſammenleben. (Hört! Hört!) Wie ſolche 
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Verhälmiſſe auf das körperliche und geiſtige Leben der 
Arbeiter und ihrer Kinder einwirken, kann man ſich 
leicht vorſtellen. 

Dieſe ſchreienden Umſtände ſollten ſchon lange 
abgeſchafft ſein und man muß ſich nur wundern, 
welche Protektion bei den diesbezüglichen Behörden 
die einzelnen Herrſchaftsbeſitzer zu genießen ſcheinen, 
wenn fie noch heute imſtande find, ſolche Zuſtände 
weiter aufrecht zu erhalten, trotzdem das Geſetz es 
direkt verbietet. (Abgeordneter Zuleger: Für die 
Adeligen gilt es nicht!) Eben! Es ſcheint mir leider, 
daß bei uns das demokratiſche Prinzip der Gleich⸗ 
heit vor dem Geſetz noch nicht eingetreten iſt. 

Vom Standpunkte der ländlichen Arbeiterſchaft 
begrüße ich das vorliegende Geſetz mit den beſten 
Hoffnungen für die Zukunft. Ich bin feſt überzeugt, 
daß die Annahme dieſes Geſetzentwurfes die größte 
Bedeutung eben für das flache Land hat. Die 
Wohnungsteuerung iſt vielleicht hier nicht fo empfind- 
lich, aber empfindlicher als in den Städten iſt die 
Wohnungsnot. (So ist es!) Und eben dieſe iſt es, 
welche die Landflucht am meiſten auf dem Gewiſſen 
hat. Wollen wir dieſem ſozialen und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Übel wirkſam entgegentreten, fo muß zuerſt die 
Wohnungsfrage gelöſt werden. Die Schaffung einer 
gehörigen Remedur in dieſer Beziehung wird die 
beſten Früchte tragen. 


Ich wage es auch zu behaupten, daß der zu 
ſchaffende Wohnungsfürſorgefonds eine entſchieden 
größere Wichtigkeit für das flache Land als für die 
Städte hat, ja, daß er eigentlich ausſchließlich draußen 
auf dem Lande zu verwenden wäre, wenn die volks- 
wirtſchaftlich beſte Wirkung erzielt werden ſoll. 
Warum? 


Meine Herren! Niemand, der unparteiiſch die 
Verhältniſſe zu beurteilen imſtande iſt, wird beſtreiten 
können, daß die Landflucht in ihrer Fortſetzung zu 
einem kataſtrophalen Arbeitermaugel in der Land⸗ 
wirtſchaft führen wird, was gefährliche volkswirt⸗ 
ſchaftliche Zuſtände hervorrufen muß. Dieſem Übel 
kann man nur durch rationelle Löſung der ländlichen 
Wohnungsfrage ſteuern, beſonders alſo durch Schaf⸗ 
fung von guten, billigen Kleinwohnnngen. Würde dies 
anf dem Lande verſäumt, würde es in einem größeren 
Ausmaße in den Städten durchgeführt, ſo müßten 
dann Verhältniſſe eintreten, welche ſchwere volks⸗ 
wirtſchaftliche und auch ſoziale Nachteile im Gefolge 
hätten. 

Heute wird die größere Steigerung der Land- 
flucht meiſtens noch durch den Umſtand hintange⸗ 
halten, daß die vom Lande flüchtenden kleinen Leute 
keine Wohnungen in den Städten finden können. Wird 
nun dieſem Mangel mit Hilfe des ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds gründlich abgeholfen, dann wird die Ver⸗ 
mehrung der Landflucht als erſte Folgeerſcheinung 
dieſer humanitären Einrichtung auftreten. 
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Meine feſte Überzeugung iſt, daß vom Stand⸗ 
punkte eines vernünftigen Volkswirtes die Meinung 
vertreten werden muß, daß der Wohnungsfürſorgefonds 
in erſter Reihe auf dem Lande zur Geltung kommen muß, 
wenn er ſeiner Aufgabe vollkommen entſprechen ſoll. 
Es iſt das nicht nur vom Standpunkte der Be⸗ 
kämpfung der Landflucht, ſondern auch aus Ge⸗ 
ſundheitsrückſichten wärmſtens zu empfehlen. Auch die 
Lebensbedingungen ſind in den meiſten Fällen auf 
dem Lande viel günſtiger als in den Städten. Ich be⸗ 
haupte ganz aufrichtig, daß dieſer Standpunkt auch 
von den Vertretern der Arbeiterſchaft gutgeheißen 


werden muß, denn im umgekehrten Falle würde ſich 


die Landflucht ſteigern, was das Anhäufen der 
Arbeitsloſen, alſo eine Verſchärfung der Arbeiter: 
konkurrenz und der ſozialen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältuiſſe der Arbeiterſchaft zur Folge hätte. Der 
dadurch hervorgerufene Arbeitsmangel in den Städten 
und Arbeitermangel auf dem Lande iſt unftreitig keine 
geſunde Erſcheinung und man muß ſie mit allen 
Mitteln zu bekämpfen ſuchen. 

Der Wohnungsfürſorgefonds iſt ein ſolches 
Mittel. Aber gerade aus dem Grunde, weil es für das 
flache Land eine größere Bedeutung hat als für die 
Städte, muß es den Verhältniſſen, welche den Lebens⸗ 
bedingungen auf dem Lande am beſten entſprechen, an⸗ 
gepaßt werden. Draußen auf dem Lande genügt es nicht 
zur vollkommenen Zufriedenheit eines kleinen Mannes, 
wenn er eine billige, geſunde und eigene Wohnung hat, er 
hat noch einen ſehnſüchtigen Wunſch, für deſſen Erfüllung 
er alles opfern wird. Ein Stückerl eigenen Bodens, wo er 
Kartoffeln, Gemüſe, Obſtbäume. Mehlfrüchte, Futter 
für eine Kuh oder Ziege anbauen könnte, das iſt 
das Ziel der Wünſche der meiſten kleinen Leute. Wenn 
wir erwägen, daß dadurch auch die Erleichterung des 
Lebensunterhaltes tatſächlich ſehr wirkſam gefördert 
wird, ſo müſſen wir annehmen, daß tatſächlich der 
Wohnungsfürſorgefonds erſt dann feiner Aufgabe voll⸗ 
kommen nachkommen und ausgiebig dem Wohle der 
kleinen Leute dienen wird, wenn das Zubehör der 
Kleinwohnungen auf dem Lande ſich auch auf den 
Ankauf von Grundſtücken im höchſten Ausmaße von 
einem Hektar und auf die nötigen Wirtſchaftsgebäude 
erſtrecken wird. 

Zu dieſem Schluſſe iſt man auch in Frankreich 
und Belgien in der Wohnungsfürſorgefrage gekommen, 
und wir könnten alſo ſchon auf Grund der Erfahrun⸗ 
gen, welche in dieſen Staaten erzielt wurden, unſer 
neues Geſetz ergänzen, daß es wirklich zur Wohltat 
für die armen Volksſchichten dienen wird. 

In Frankreich hat ſich die Wohnungsfürſorge 
auf Grund des dortigen Geſetzes vom 10. November 
1894 entwickelt, welches auf denſelben Grundſätzen 
beruhte wie das uns vorgelegte Geſetz. Aber ſchon 
nach kurzer Zeit iſt man durch erzielte Erfahrungen 
darauf gekommen, daß es für das flache Land nicht 
ausreicht, und dieſer Überzeugung wurde Ausdruck 
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gegeben durch das Geſetz vom 10. April 1908, wo⸗ 
durch nicht nur der Bau der Kleinwohnungen, ſondern 
auch der Erwerb von Grundſtücken im höchſten Aus⸗ 
maße von einem Hektar und im höchſten Preiſe von 
1200 Franken ermöglicht und unterſtützt wird. 

In Belgien gibt es eine ähnliche Einrichtung 
und iſt der Preis einer ſolchen Zwergwirtſchaft ſamt 
allen Gebänden und Grundſtücken mit 10.000 Franken 
feſtgeſetzt, während er in Frankreich bloß auf 6000 
bis 8000 Franken feſtzuſetzen beabſichtigt wird. 

Aber nicht nur die Erweiterung der Wirkſamkeit 
unſeres Wohnungsfürſorgefouds in dieſer Beziehung 
iſt von großer Bedeutung, ſondern noch etwas müſſen 
wir mit Nachdruck betonen. Es muß ſich auch um die 
Sicherung eines Exiſtenzminimums für den kleinen 
Landwirt handeln. Die Großgrundbeſitzer ſind durch 
Schaffung der Fideikommiſſe, die Beamtenſchaft durch 
das exekutionsfreie Exiſtenzminimum vor dem Unter⸗ 
gang geſchützt. Ich glaube, daß der kleine Bauer nicht 
nur aus humanitären, ſondern auch aus ſtaatlichen, 
ſozialen und volkswirtſchaſtlichen Rüdfichten dasſelbe 
Anrecht auf Sicherung ſeiner Exiſtenz beſitzt, wie die 
zwei angeführten Stände. Wenn die reichſte Quelle 
einer geſunden, kräftigen Bevölkerung erhalten werden 
ſoll, ſo muß ausgiebiger für die Erhaltung des 
Standes der Kleinbauern gearbeitet werden. 


Jetzt iſt die Gelegenheit dazu und wir ſind be⸗ 
rufen, ſie vernünftig auszunutzen. 


Auf Grund aller meiner Ausführungen erlaube] 


ich mir folgende Reſolution zu beantragen und 
melde. deren Einbringung in der Spezialdebatte an. 
Sie lautet (liest): 


„Ad 8 1 des vorliegenden Geſetzentwurfes wolle 
das hohe Haus beſchließen: 
Als Zubehör der Kleinwohnungen auf dem 
Lande ſind auch die nötigen Wirtſchafts⸗ 
gebäude und ein Grundſtück im höchſten Aus⸗ 
maß von einem Hektar zu betrachten.“ 


Weiters muß ich betonen, daß es beſonders für 
unſere kleinen Gewerbsleute bei Durchführung diefes 
Geſetzes von ſehr großer Wichtigkeit ſein wird, daß in 
das Zubehör der Kleinwohnnngen auch die Werk⸗ 
ſtätten einbezogen werden müſſen. (Aö geordneter Dr. 
Adolf Groß: Das ist ja schon geschehen, ein Drittel 
ist ja frei; es sind zwei Drittel der bewohnbaren 
Fläche für die Klein wolurung bestimmt, das Drittel, 
das nicht bewohnbar ist, ist unbeschränkt frei!) Ich 
nehme mit Vergnügen die Verſicherung des Herrn 
Antragſtellers zur Kenntnis, daß in dieſer Beziehung 
ſchon in dem Geſetzentwurfe genügend vorgeſorgt iſt; 
leider iſt es aus dem Geſetzentwurfe ſchwer zu erſehen. 
Es follte eine ganz deutliche Beſtimmung in dieſer Be⸗ 
ziehung i in das Geſetz aufgenommen werden. Ich werde 
in dieſer Hinſicht auf Verlangen meines geehrten 


Herrn Kollegen, des Abgeordneten Stankk, in der 
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Spezialdebatte folgende Reſolution vorſchlagen 
Liest): N 
„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
auch für Kleingewerbetreibende außer für 

Wohnungen mit zwei Zimmern auch für eine 

Werkſtätte mit einem Kabinett für einen oder 

zwei Gehilfen aus dem Wohnungsfürſorge⸗ 

fonds Unterſtützungen zu gewähren. 

- Der jährliche Betrag für den Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds ſoll mit 10 Millionen Kronen 
feſtgeſetzt werden und aus dieſem Betrage iſt 
ein entſprechender Anteil für die Klein⸗ 
gewerbetreibenden zu widmen.“ 

(Redner setzt seine Rede in böhmischer Sprache 
fort und sagt im Verlaufe derselben:) Getreide in 
ſolchen Lagen anzubauen, welche zu nichts weniger 
als einem Getreidebau geeignet ſind und welche mit 
unerhörtem Aufwand von Mühe und Arbeit, ja mit 
geradezu volkswirtſchaftlicher Kraftvergeudung oft nur 
das drei⸗ oder vierfache Saatgutquantum als Ernte 
bringen, wie Herr v. Bank ſelbſt ſchreibt, ſo eine 
Wirtſchaft wird doch niemand gutheißen können. 
(Redner beend«t seine Rede in böhmischer Spruche. 
— Beifall.) 


Vizepräſident Dr. Ritter v. Starzynski: Ich 
erteile dem Herrn Abgeordneten Zuleger das Wort. 


Abgeordneter Zuleger: Hohes Haus! Es wird 
wohl niemand in dieſem hohen Hauſe ſein, der mit 
den Ausführungen des Berichtes über die Teuerung, 
insbeſondere in bezug auf die Wohnungsverhältniſſe 
ſich nicht einverſtanden erklären könnte. Es iſt auch 
durchaus nicht meine Abſicht, vielleicht gegen den 
Bericht des Ausſchuſſes Stellung zu nehmen. Aber 
vollkommen iſt ja nichts auf Erden. Es iſt auch von 
agrariſcher Seite gewiß erkannt worden, daß die 
allgemeine Teuerung und insbeſondere die der 
Wohnungen eine Angelegenheit iſt, die ſowohl das 
Parlament als auch die hohe Regierung intereſſieren 
muß, und dies um ſo mehr, als wir ja eigentlich ein 
eigenes Reſſort dafür haben, das Miniſterium für 


öffentliche Arbeiten. Der Miniſter für öffentliche 


Arbeiten würde ſich ein beſonderes Verdienſt erwerben, 
wenn er dieſe neue Inſtitution mit der Wohnungs⸗ 
reform, beziehungsweiſe mit der Abhilfe gegen die 
Teuerung in puncto Wohnungen intereſſieren würde. 
Die Wohnungsfrage iſt ja eigentlich nichts Neues, neu 
könnte fie höchſtens nur in Oſterreich fein Alle 
Staaten, die uns umſchließen, insbeſondere aber auch 
Frankreich hat ſchon am Anfang der ſechziger Jahre 
unter Napoleon III. eine ſolche Wohnungsreform ge⸗ 
ſchaffen, wo der Staat einen Fonds dazu beigeſteuert 
hat, und beſonders an der Peripherie der großen 
Induſtriezentren, namentlich an der Peripherie der 
Stadt Paris ſind koloſſale Arbeiterwohnungsviertel 
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entſtanden, die mit Zuſchuß des Staates erbaut und 
gegründet wurden. Später, in den neunziger Jahren, 
war es wieder das Deutſche Reich, das eine unge⸗ 
heure Förderung des Arbeiterwohnungsweſens herbei⸗ 
geführt hat; alſo auch das Deutſche Reich hat ſich 
mit dieſer Angelegenheit befaßt. 

Im allgemeinen wollte ich nur den Standpunkt 
der Partei, der ich angehöre, präziſieren, der dahin 
geht, daß wir prinzipiell für die vom Teuerungsaus⸗ 
ſchuß vorgelegten Geſetzentwürfe im allgemeinen zu 
haben find und für dieſelben ſtimmen werden und 
gewiß auch mit allen Mitteln die Fürſorge für die 
Arbeiterwohnungen unterſtützen wollen. Nur möchten 
wir Agrarier vom Standpunkte des flachen Landes 
einige Bemerkungen dazu machen. 

Ich möchte mir noch erlauben, an einer Außerung 
des Finanzminiſters eine gewiſſe Kritik zu üben. 
Wenn wir hören, daß in den großen Städten eine 
ungeheure Arbeitsloſigkeit beſteht, daß große Maſſen 
von Arbeitern ohne Arbeit, ohne Verdienſt find, fo 
müſſen wir auf dem Lande gerade das Gegenteil 
konſtatieren. Bei uns iſt ein ungeheurer Arbeiter⸗ 
mangel; bei uns gäbe es viel Arbeit, aber leider 
können wir die landwirtſchaftlichen Arbeiter dazu nicht 
auftreiben und da befinden wir uns oftmals in einem 
gewiſſen Gegenſatze zu der ſtädtiſchen und auch zu der 
induſtriellen Bevölkerung. Man nimmt es uns übel 
und wir haben in der letzten Zeit im Wahlbezirk 
Mahers beſonders oft erfahren müſſen, daß man uns 
vorgeworfen hat, daß wir galiziſche Landarbeiter ins 
Land kommen ließen. Beſonders der Großgrundbeſitz 
wurde beſchuldigt, Polen, Slowaken und Kroaten ins 
Land gezogen zu haben. 

Meine Herren! Vom nationalen Standpunkte 
aus iſt das gewiß eine ſehr traurige Erſcheinung, daß 
wir fremdſprachige Arbeiter, mit denen wir ſelbſt nicht 
einmal verkehren, uns nicht einmal verſtändigen 
können, ins Land kommen laſſen müſſen. Sie werden 
aber daraus erkennen, daß wir im Momente der Not, 
um das Land nicht veröden zu laſſen — es wäre ja 
auch gewiß nicht im Intereſſe der Induſtriellen und 
der Induſtriearbeiter gelegen, wenn ſoundſoviel Boden⸗ 
fläche unbebaut bliebe —, uns dazu haben entſchließen 
müſſen, durch Vermittlung des Landesausſchuſſes 
von Böhmen aus anderen Ländern ſogenannte Saiſon⸗ 
arbeiter nach Böhmen und Mähren hereinzunehmen, 
um beſonders die dringendſten Kulturarbeiten bei der 
Rübe durch ſie beſtreiten zu laſſen. 

Daß bei uns Wohnungen leerſtehen, wird Ihnen 
ſowohl der Gebirgsbauer in den Alpenländern er · 
zählen, als auch der Bauer bei uns im Böhmerwalde, 
im Erzgebirge, im Rieſengebirge. Bei uns iſt alſo eine 
eigentliche Wohnungsnot in dem Sinne, wie ſie in 
den großen Städten beſteht, nicht vorhanden, und 
wenn der Herr Kollege Spadek, der vor mir ge 
ſprochen hat, geſagt hat, die Landflucht würde, wenn 


Städten zuweiſt. Das wäre aber, meine Herren, 
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eigentlich noch mehr graſſieren, als es bis 
heute der Fall iſt, ſo ſtimme ich dem vollkommen 
zu. Heute iſt es ja eigentlich — kann man ſagen — 
ein Gegenmittel dafür, daß in der Stadt nicht ſo viel 
Arbeiterwohnungen zu haben ſind, ſonſt würde die 
ganze Landbevölkerung in die großen Städte fliehen, 
wenigſtens nach den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Spakek. Es hat dies ſehr viel für ſich, aber ich gehe 
nicht auf den Standpunkt ein, den er einnimmt; ich 
ſage nur, wenn der Staat eine ſolche Abhilfe ſchaffen 
will, ſo möchte ich insbeſondere auch das Land nicht 
ausgeſchloſſen wiſſen. Wie wir uns die Sache denken, 
das iſt vielleicht ein anderer Standpunkt als der des 
Herrn Finanzminiſters. Der Herr Finanzminiſter hat 
zum Beiſpiel heute eine Außerung getan, mit der ich 
durchaus nicht einverſtanden ſein kann. Er ſagte, 
daß er dieſen Fonds damit gründen will, 
daß er einen Teil jener Steuerbegünſtigungen vor⸗ 
enthält, die in früheren Jahren ſowohl bei Neubauten 
im allgemeinen als insbeſondere bei Arbeiterwohnungen 
den einzelnen Unternehmern zuteil geworden find. 
daß er nämlich die entſprechenden Beträge teilweife 
zurückbehält und daß er daraus dieſen Fonds bilden 
will zur Unterſtützung der Wohnungsreform. Was 
heißt das? Nachdem die erwähnten Begünſtigungen 
jetzt auch der Landbevölkerung zugute kommen, er 
aber inſofern eine Reform anſtrebt, daß ein Teil 
dieſer Begünſtigungen, wie der 12, 15= oder 25jäh- 
rigen Steuerfreiheit dazu verwendet werden ſoll, ſo 
heißt das nichts anderes, als daß er uns dieſe Be⸗ 
günſtigungen entzieht und die Vorteile der damit zu 
ſchaffenden Reform einzig und allein den großen 
eine 
Benachteiligung der Landbevölkerung gegenüber der 
großſtädtiſchen Bevölkerung. Mit dieſem Standpunkt 
können wir uns nicht einverſtanden erklären; gewiß 
ſind wir aber dafür, daß 6 Millionen alljährlich zur 
Verwendung kommen ſollen, behufs Schaffung neuer 
Arbeiterwohnungen, für die eine gewiſſe Größe bedingt 
iſt, die keinen Luxus an ſich tragen, ſondern einzig 
und allein den praktiſchen und hygieniſchen Anforde⸗ 
rungen entſprechen. 

Ich möchte noch weiter gehen und verweiſe ins⸗ 
beſondere, wie dies ſchon Kollege Spakek getan 
hat, auf Belgien und Frankreich, wo dieſe Inſtitution 
der Arbeiterwohnungen ſchon ſeit mehr als einem 
halben Jahrhundert beſteht, indem anfangs der 
ſechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts Napoleon III., 
beziehungsweiſe ſeine damalige Regierung ein ſolches 
Geſetz dem Parlament zur Beſchlußfaſſung vorgelegt 
hat, welches hauptſächlich darin gipfelt, daß an der 
Peripherie der großen Städte, alſo nicht in den 
großen Städten ſelbſt, ſondern in den umliegenden 
Landgemeinden ſolche Arbeiterwohnungen errichtet 
werden, denn dort eigentlich wohnt zum großen Teil 
der Arbeiter; durch die Einbeziehung und Einkataſtrie⸗ 


man dieſes Geſetz nur für die Städte anwenden würde, rung dieſer Orte in die großen Städte verſchwinden 
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im Laufe der Jahre wieder dieſe Orte und bilden 
einen Beſtandteil der großen Städte. 


Wir müſſen bei dieſem Gegenſtande auch in Er⸗ 
wägung ziehen, daß beſonders jene Ortſchaften, welche 
in der Nähe von Induſtrieorten oder im Umkreiſe einer 
größeren Stadt liegen, infolge des beſtehenden Heimats⸗ 
und des Armengeſetzes ungemein ſchwer belaſtet ſind. 
Ich wohnd zum Beiſpiel 30 Minuten von einer 
größeren Stadt entfernt und ich konſtatiere, daß gerade 
dieſe Stadt die Urſache iſt, daß wir ſo unerſchwing⸗ 
liche Gemeindeumlagen zu tragen haben. Der indn⸗ 
ſtrielle Arbeiter wohnt größtenteils auf dem Lande, 
und weil er auf dem Lande wohnt, belaſtet er die 
Landgemeinden. Bei den ſtaatlichen Beamten gilt das 
Heimatsgeſetz nicht ſo wie bei den Landbewohnern. 
Bei dem Staatsbeamten heißt es, dort, wo er ange⸗ 
ſtellt iſt, dort iſt er heimatsberechtigt; bei dem Arbeiter 
gilt das nicht. Es gibt ja auch Beamte, die auf dem 
Lande wohnen, nämlich in der nächſten Gemeinde 
draußen, aber zuſtändig ſind ſie dort, wo ſie nach ihrem 
Dekrete definitiv angeſtellt ſind, das heißt dort, wo ſie 
ihre Tätigkeit entfalten. Bei uns iſt das jetzt eine 
furchtbare Plage, alle Ortſchaften, die um eine 
größere Stadt herum liegen, werden furchtbar 
belaſtet. 


Ich bitte, meine Herren, wir mußten im Laufe 
der Jahre eine dreiklaſſige Schule bauen, wir 
mußten den Friedhof nen bauen uſw. Und was haben 
wir von dieſen Leuten, wenn fie bloß bei uns 
wohnen? Und warum wohnen ſie bei uns? Weil die 
Wohnungen billig ſind, weil ſie bei uns billigere 
Lebensverhältniſſe finden! Wir haben ja nichts von 


dieſen Leuten! Der Arbeiter ſteht früh auf, geht um 


6 Uhr in die Stadt und kommt abends nach Hauſe 
und beſorgt ſich ſelbſt die Lebensmittel ſowie die 
Viktualien in der Stadt, die Ortſchaft draußen aber 
wird durch ihn ungeheuer belaſtet, um ſo mehr, als 
die ganze Familie dort heimatsberechtigt wird, um ſo 
mehr, wenn er verarmt oder durch irgendeinen Zufall 
krank oder ſiech wird, wie das in Fabriken ja ſehr 
leicht möglich iſt. Ich erwähne da nur beiſpielsweiſe 
die Eiſeninduſtrie und den Bergbau, die die Leute nur 
fo hinwegblaſen. Ich kenne Leute. die bei mir als 
Knechte oder landwirtſchaftliche Arbeiter im Dienſte 
geſtanden ſind. Verlockt durch die hohen Löhne, die 
die Induſtrie zahlt, ſind ſie in die Fabrik gegangen, 
aber ſiehe da, nach einem Jahre kamen ſie als ſieche 
Menſchen zurück. Das ſind Verhältniſſe, die uns zu 
denken geben und uns gewiß mit einer gewiſſen Be⸗ 
ſorgnis erfüllen müſſen. 

Wir wollen alſo haben, daß die Wohnungsfür⸗ 
ſorge, wie fie vom Teuerungsausſchuſſe gedacht iſt 
und wie ſie die Geſetzesvorlage, die hier dem hohen 
Hauſe vorgelegt wurde, plant, in erſter Linie auch auf 
das flache Land ausgedehnt werde, inſofern das Be⸗ 
dürfnis für Wohnungsbauten gegeben erſcheint. 


Nun muß ich denn doch noch auf einen Punkt 
zurückkommen. Es iſt von dieſer Seite aus uns oft⸗ 
mals die Lebensmittelteuerung vorgeworfen worden. 
Ich will nicht weiter darauf zurückkommen, da dieſe 
Frage bereits von den Kollegen auf der rechten Seite 
und drüben auf der ſlawiſchen Seite genügend er⸗ 
örtert wurde. Wenn heute teure Wohnungen vor⸗ 
handen ſind, wenn in den Städten ein großer Mangel 
an Arbeiterwohnungen beſteht, ſo tragen gerade die 
Herren, die hier auf dieſer Seite ſitzen, daran gewiß 
die Mitſchuld. Erlauben Sie, meine Herren, daß ich 
fiber dieſen Punkt etwas ausführlicher ſpreche. 


Die ſozialdemokratiſchen Führer, die die Bau⸗ 
arbeiter bei jeder Gelegenheit zum Streik aufheben, 
verlangen auf der einen Seite billige Wohnungen, auf 
der anderen Seite verhindern ſie durch die Bau⸗ 
arbeiterſtreike jede Unternehmungsluſt. Niemand wird 
ableugnen können, daß beſonders in den großen 
Städten die Bautätigkeit weſentlich dadurch gelähmt 
wird, weil die Herren Führer der Bauarbeiter fofort, 
wenn der Bauunternehmer mit einem Ban beginnt, 
kommen und die Arbeiter zum Streik veranlaſſen. 
Darum machen ſie ſich bei der Wohnungsteuerung und 
Wohnungsnot mitſchuldig. Ich will ein Beiſpiel 
ſagen: Anläßlich des Regierungsjubiläums des Kaiſers 
hat die Bezirksvertretung Saaz beſchloſſen, ein 
Siechenheim zu bauen. Für wen haben wir das ge⸗ 
baut? Gewiß nicht für die Bauern, nicht für die 
Bürgerlichen, nicht für die Bourgeois ſondern für die 
verunglückten, kranken, ſiechen Arbeiter! Als man den 
erſten Stock aufgebaut hatte, ſind die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führer hinausgeeilt und haben geſagt: Jetzt könnt 


ihr eine große Lohnerhöhung durchſetzen! Das Siechen⸗ 


haus muß im Jubiläumsjahre Seiner Majeſtät des 
Kaiſers vollendet werden, jetzt iſt der richtige 
Zeitpunkt, ſofort eine Lohnerhöhung — die natürlich 
in dieſer Höhe nicht gerechtfertigt war — zu ver⸗ 
langen! Das haben ſie getan. Es iſt nun bezeichnend, 
daß nur beim Siechenhauſe geſtreikt wurde, weil der 
Unternehmer, wenn er einmal mit dem Baue ſo weit 
iſt, das nicht mehr ändern konnte. Bei den Privat⸗ 
bauten haben ſie nicht geſtreikt und zu billigeren 
Preiſen gearbeitet als beim Siechenhans, das das Elend 
in den ärmſten unteren ſozialen Schichten mildern und 
Menſchen, die nicht krank, aber doch arbeitsunfähig 
ſind, unterbringen ſoll, gerade bei dieſer ſo humani⸗ 
tären Anſtalt haben die ſozialdemokratiſchen Führer 
die Arbeiter bewogen, ſofort mit der Forderung einer 
Lohnerhöhung hervorzutreten und zum Streik zu 
greifen, obwohl ſie früher einverſtanden waren. 


Es kann jeder denken, wie er will. Aber das 
kann kein Menſch begreifen, wie man eine Inſtitution, 
die ausſchließlich den Arbeitern, wenn ſie ohne ihr 
Verſchulden erwerbsunfähig geworden ſind, einen an⸗ 
nehmbaren Lebensabend bereiten will, durch einen 
Streik verhindern kann. Ich glaube, daß. ſich deshalb 
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ein Teil der denkenden Arbeiterklaſſe von Ihren 
Lehren abgewendet hat. 

Und dieſes Vorgehen können wir überall ſehen. 
Ich kenne Bauunternehmungen, die zum Beiſpiel im 
Kohlengebiete, in Brüx, Teplitz und Dux Arbeiter ⸗ 
kolonien bauen wollten. Sie haben mit dem Bau be⸗ 
. gonnen und als ſie mit der Grundmauer über eine 
gewiſſe Höhe hinaus waren, haben ſie ſofort mit dem 
Streik zu rechnen gehabt. Gerade dieſe Streiktheorie, 
durch die Sie hohe Löhne erzwingen wollen, hat 
weſentlich zur Lahmlegung der Bautätigkeit in den 
größeren Städten und beſonders in den Induſtriorten 
beigetragen. Wenn Sie alſo der Wohnungsnot ab⸗ 
helfen wollen, dann wird es Ihre Sache ſein, auf die 
Kreiſe, die Ihrer Partei angehören, einzuwirken, daß 
ſie nicht in einer ſo gefährlichen und verhängnisvollen 
Weiſe immer mit dem Streik einſetzen, dann dürfen 
Sie dieſe Leute nicht zum Streik animieren. Sie ſehen 
im Deutſchen Reiche, welche Konſequenzen das hat. 
Es iſt ſehr leicht, als Abgeordneter hinauszugehen und 
den Leuten zu ſagen: Jetzt müßt ihr Streik machen. 
Die Folgen dieſer leichtſinnigen Streike müſſen die 
armen unſchuldigen Kinder und deren Mütter oft 
ſehr ſchwer büßen. (Zustimmung.) 

Daß der Staat es als eine ſeiner vornehmſten 
Aufgaben anſehen muß, für die Wohnungsreform ein⸗ 
zutreten und ſie mit gewiſſen Mitteln zu unterſtützen, 
darüber beſteht, wie wir von allen Rednern dieſes 
hohen Hauſes, ob ſie nun auf dieſer oder jener Seite, 
ob ſie pro oder kontra gemeldet waren, gehört haben, 
nur eine Meinung. Der Staat iſt moraliſch ver⸗ 
pflichtet, der Förderung des Arbeiterwohnungsweſens 
gewiſſe Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Die Anträge, 
die im Ausſchuſſe vom Kollegen Dr. Groß geſtellt 
worden ſind, ſind ja ganz richtig. Man ſoll ſukzeſſive 
alljährlich einen Betrag von ungefähr ſechs Millionen 
zur Verfügung ſtellen, womit dieſe Wohnungsreform 
geſchaffen werden kann. Im Laufe der Jahre und 
Jahrzehnie wird das eine ziemlich große Summe 
ausmachen. Da haben wir aber nun wieder dieſelbe 
Politik auf dieſer Seite des hohen Hauſes. Wenn 
ſchon der Teuerungsausſchuß, worin dieſe Herren 
hier auch ihre Vertreter hatten, zur Überzeugung 
gekommen iſt, daß man wirklich gewiſſe Mittel 
opfern muß, um der Wohnungsnot in den Städten, 
dem Wohnungselend, wie Sie immer ſagen, abzu⸗ 
helfen, ſo müſſen Sie auch den Mut haben zu ſagen: 
Wir bewilligen die Mittel, damit man dieſe ſechs 
Millionen geben kann. Wenn Sie das nicht tun, dann 
können wir Sie in Ihren Forderungen nicht ernſt 
nchmen. Wenn Sie auf der einen Seite Forderungen 
ſtellen, auf der anderen Seite die Mittel dazu ver⸗ 
wehren, dann haben Sie die Schuld und Sie werden 
draußen auch die Antwort bekommen, wenn in der 
Wohnungsnot keine Beſſerung eintritt. 

In dem Berichte des Teuerungsausſchuſſes wird 
auch geſagt, daß insbeſondere darin, daß dieſes Haus 
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und beſonders die Regierung nur Agrarpolitik treibt, 
die Urſache alles Elends dieſer Teuerung gelegen ſein 
ſoll. Ich will nicht von der Lebensmittelteuerung 
ſprechen, die man uns in die Schuhe ſchieben will. 
Wir haben ja bei der Teuerungsenquete, wo auch 
Ihre Vertreter waren, geſehen, daß der Landwirt 
nicht die Urſache der Lebensmittelteuerung ſein kann. 
Wir haben dort den Beweis erbracht, daß dies ganz 
ausgeſchloſſen iſt; muten Sie uns daher nicht Dinge 
zu, die Sie ſelbſt nicht wollen. Wenn Sie auf dem⸗ 
ſelben Standpunkte ſtehen wie wir, daß jede Arbeit 
ihren Lohn verdient, ſo müſſen Sie dieſen Grundſatz 
auch für den Bauer, den Bebauer der Scholle gelten 
laſſen; auch der Bauer muß Lohn für ſeine Arbeit 
verlangen können. Wir haben Ihnen ziffermäßig nach⸗ 
gewieſen, wie es ſich mit den Milchpreiſen auf dem 
flachen Lande verhält, daß wir bei jedem Liter Milch, 
den wir an die Konſumenten abgeben, zwei Kreuzer 
verlieren. Wo ſteckt da alſo der Wucher, wenn wir, 
was durch die Verhältniſſe bedingt iſt, die Milch nicht 
billiger erzeugen können? 

Wir haben gewiß den geringſten Einfluß auf die 
Fruchtbörſe, um die Getreide⸗ oder Futtermehlpreiſe 
zu beſtimmen, im Gegenteil, alles was der Landwirt 
braucht, wird ihm verteuert und was er zu verkaufen 
hat, wird ihm im Preiſe gedrückt. Das iſt die Wahr⸗ 
heit im Gegenſatz zu jenen tendenziöſen Ausſtreuungen, 
die beſonders von einer Preſſe ausgehen, die 
uns gewiß parteipolitiſch bekämpft. Es iſt aber 
bedauerlich, wenn Männer, wie die Gaſtwirte der 
Großſtadt Wien, hierherkommen zum Ackerbauminiſter 
und uns als Raubritter und Räuber hinſtellen, 
wo wir dem Miniſter doch geſagt haben, er 
möge dieſe Deputation nicht empfangen. Gerade 
die Gaſtwirte von Wien ſollten uns zu großem 
Dank verpflichtet ſein — das muß ich bei der 
Gelegenheit ſagen. Wer hat die Jagdausſtellung 
arrangiert und im Reichs rate die Mittel bewilligt? 
Die Gaſtwirte oder die Fleiſchhauer? Nein! Die 
k. k. Landwirtſchaftsgeſellſchaft. Und durch die Jagd⸗ 
ausſtellung kommen Tauſende und Tauſende von 
Fremden nicht bloß aus Oſterreich, ſondern auch aus 
dem Auslande hierher, um dieſe Ausſtellung zu be⸗ 
ſichtigen. Wer hat alſo den größten Vorteil von dieſer 


Jagdausſtellung? In erſter Linie die Hoteliers und 


die Gaſtwirte; ſie ſollten uns Agrariern daher dankbar 
ſein, weil wir dieſe Jagdausſtellung arrangiert und 
für die Großſtadt Wien eine nach Millionen zählende 
Einnahme geſchaffen haben, die ſonſt nicht zu ver⸗ 
zeichnen geweſen wäre. Doch zum Dank dafür be⸗ 
ſchimpft man uns in Gegenwart des Ackerbauminiſters 
und nennt uns Fleiſchwucherer und Raubritter mittel» 
alterlichen Syſtems. Wir werden es uns in Zukunft 
überlegen, für die Herren Fleiſchhauer, Gaſtwirte und 
Hoteliers in Wien ſolche Ausſtellungen zu arrangieren. 
Es iſt bedauerlich, daß ſolche Erſcheinungen vor⸗ 
kommen; man müßte doch annehmen, daß ein Stand 
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wie der Gaſtwirteſtand, eine gewiſſe Intelligenz beſitzt 
und nicht einem hohlen Schlagwort und einer Phraſe 
einer tendenziöſen Preſſe nachläuft, ſondern ein eigenes 
Urteil hat. Aber nichts von alledem. Es iſt das ge⸗ 
flügelte Wort, daß die Agrarier Räuber und Diebe 
und diejenigen find, die dem Konſumenten der Groß⸗ 
ſtadt das Geld aus der Taſche ſtehlen. Man will mit 
aller Gewalt einen unüberbrückbaren Zwieſpalt 
zwiſchen uns und der ſtädtiſchen Bevölkerung auf künſt⸗ 
lichem Wege erzengen. Und wenn wir im Jahre 1848 
die Robot mit Blut und Eiſen abgeſchafft haben, 
dann kommt heute die großſtädtiſche intelligente Be⸗ 
völkerung und mutet uns zu, daß wir wieder Robot 
leiſten. Wir ſollen heute der großſtädtiſchen Hoch⸗ 
intelligenz Robot leiſten, wir ſollen unſere Produkte 
erzeugen und ſie Ihnen unter den Geſtehungskoſten 
zuführen. 

Eine ſolche Zumutung im XX. Jahrhundert iſt 
unbegreiflich und es iſt für Sie, meine Herren, keine 
Ehre, daß Sie, die Sie immer die Freiheit auf Ihrem 
Schilde führen, uns zumuten, daß wir der Bevölke⸗ 
rung der Großſtadt robotpflichtig werden. (Abgeord- 
neter Niess ner: Aber das glauben Sie ja selber 
nicht!) Das glaube ich und jeder andere. (Abgeord- 
neter Beutel: Das sind Räubergeschichten, die Sie 
‚erzählen!) Nach Ihrer Anſicht mag das wohl eine 
Räubergeſchichte ſein, dieſe Robot, die Sie uns zu⸗ 
muten, indem wir Ihnen die Lebensmittel um den 
Geſtehungspreis zuführen, daß wir keinen Lohn für 
unfere Arbeit haben ſollen! (Abgeordneter Beutel: 
Das erfinden Sie! Das ist eine Erfindung! — 
Zwischenrufe.) Das jagen Sie alle Tage! In Ihrer 
Preſſe ſteht nichts anderes, als daß wir Wucherer und 
Räuber find. (Abgeordneter Beutel: Das ist eine Er- 
findung! Von der Lieferung der Lebensmitiel xu den 
Gestehungskosten ist noch nie etwas DER 
Zahlreiche Zwischenrufe.) 


Vizepräſident Ritter v. Starzynski: Herr Ab 
geordneter Beutel, ich bitte nicht immer zu unter⸗ 
brechen! 


Abgeordneter Zuleger: Wir haben Ihnen 
durch Jahre die Milch unter den Geſtehungskoſten 
verkauft und als wir den Meterzentner Korn mit 7 fl. 
verkauften, haben wir Ihnen auch unter den Ge⸗ 
ſtehungskoſten Brot und Getreide geliefert. (Zwischen- 
rufe.) Und vergeſſen Sie nicht, wenn ſie ſchon immer 
ſich auf Ihr demokratiſches Herz berufen, daß es eine 
größere Anzahl von Arbeitern in unſeren agrariſchen 
Betrieben gibt, als in den induſtriellen. Wie wollen 
Sie der Arbeiterſchaft überhaupt die Löhne erhöhen, 
wenn... (Abgeordneter Beutel: Was zahlt der 
Schreiner seinen Arbeitern? 20 kr.! — Zwischen- 
rufe.) Sie haben keine Idee! Wir geben den Arbeitern 
Wohnung umſonſt, Beheizung umſonſt .. ( Abgeord- 
neter Beutel: Was für Wohnung?) Habt Ihr in den 
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Großſtädten beſſere Wohnungen? Schlechtere habt 
Ihr hier! Hier wohnen die Arbeiter in Kellern. 
(Zahlreiche Zwinelienrufe,) Daß wir im Böhmerwald 
noch hölzerne Häuſer haben, iſt kein Unglück und es 
iſt die Frage, ob der Arbeiter in den aus Holz herge⸗ 
ſtellten Häuſern nicht geſünder lebt als in den groß⸗ 
ſtädtiſchen Souterrains, wo die Wände. feucht und 
kalt find. (Zwischenrufe.) Das iſt Anſichtsſache! Wir 
kennen nicht den Luxus und unſere Arbeiter auch 
nicht. Ich glanbe, unſere Arbeiter haben ſich bei uns 
nicht zu beklagen. Sie haben Wohnung gratis und die 
Beheizung und außerdem Deputate. Not und Hunger, 
wie ſie oftmals Ihre Arbeiter kennen, haben ſie nicht. 
(Abgeordneter Beutel: Bei einer Schüssel Butier- 
milch und Kartoffel, alle gemeinsam, so werden sie 


abgefüttert! — Zahlreiche Zwischunrufe.) 


Vizepräſident Dr. Ritter v. Starzynski: Herr 
Abgeordneter Beutel, Sie haben nicht das Wort! 


Abgeordneter Zuleger: Schauen Sie, meil Sie 
von dieſer Arbeiterernährung reden, ſolange unſere 
Arbeiterſchaft weniger Fleiſch gegeſſen hat, war ſie 
vielleicht gefünder als heute. Wiſſen Sie, wann der 
Bauer bei uns überhaupt Fleiſch zum Eſſen hat? 
(Zahlreiche Zioisclienrufe.) Ihre Außerungen können 
mich nicht aus dem Konzept bringen! Bei uns gibt es 
Bauern, die unr an den höchſten Feiertagen ſich 
Fleiſch gönnen. (Ruf: O Ja, die meinen wir nicht! 
Die Fürsten und Grafen!) Wir haben mit den Fürſten 
und Grafen ſo wenig gemeinſame Sache, wie Sie mit den 
Millionären und Bankiers. (Abgeordneter Niessner: 
Das sind ja Ihre Führer! Bei der Zentralstelle!) 
Der Hphenblum iſt geradeſo ein Bauer wie ich! Den 
werden Sie doch nicht für einen Großgrundbeſitzer 
ausgeben, der ſich nur zwei Paar Ochſerln und ein 
Paar Pferde halten kann. (Auf: Und der Bouquoy!) 
Der Bouquoy, der geſtorben iſt, war jo ein Heiner 
Kavalier, daß er davon nicht leben konnte. Ich kenne die 
Verhältniſſe beſſer. (Lebhafte Zwischenrufe und 
Lärm. — Zibisclienrufe seitens des Abgeordneten 
Beutel.) 


Vizepräſident Dr. Ritter v. Starzynski: Herr 
Abgeordneter Beutel, ich fordere Sie zum drittenmal 
auf, nicht zu unterbrechen. 


Abgeordueter Zuleger: Es iſt ſehr ſchwer, ich 
werde Sie nicht überzeugen, aber ich habe nur 
konſtatiert, daß Sie an dieſer Wohnungsteuerung 
zunt großen Teile mitſchuldig ſind und an der Lebens⸗ 
mitteltenerung find wir unſchuldig. (Teblafte 
Zwischenrufe und Järm. — Zwischenrufe des Abgeord- 
nelen Beutel.) 


Bizepräfident Dr. Ritter v. Starzynski: Herr 
Abgeordneter Beutel, Sie fügen ſich meinen 
Weiſungen nicht. Ich rufe Sie zur Ordnung. 
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Abgeordneter Zuleger: Wir haben ein Intereſſe 
daran, daß die Arbeiter mehr konſumieren, weil wir 
auf den Konſum aus den Arbeiterkreiſen angewieſen 
ſind. Es liegt in unſerem Intereſſe, daß der Arbeiter 
mehr verzehrt, als es bisher der Fall iſt. Reden Sie 
uns alſo nicht ſolche Sachen ein! Wir gönnen es nicht 
nur dem Arbeiter, ſondern wir wünſchen in unſerem 
Intereſſe, daß der Arbeiter mehr Brot und mehr 
Fleiſch eſſen kann als bisher, weil, wenn er nicht 
fonfumieren, kann, wir mit unſeren Produkten 
nichts kaufen noch bezahlen können. Aber Sie 
wollen uns nicht als gleichwertige Staatsbürger 
mit den Induſtriearbeitern halten. ( Widerspruch.) 
Unſere landwirtſchaftlichen Arbeiter kümmern Sie 
nichts. Wir wolken den Lohn der landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiter erhöhen; das kann aber nur 
dadurch geſchehen, daß wir unſere Einnahmen er⸗ 
höhen. . 
Wir haben dieſelbe Teuerung wie Sie, nur 
mit dem Unterſchied, daß bei meinem Tiſch oftmal 
dreißig Arbeiterfamilien eſſen, und bei Ihrem Sie 
allein. ¶ Zwischenrufe.) Infolgedeſſen habe ich an der 
Teuerung ein größeres Intereſſe als Sie. (Zwischen- 
rufe.) Sie können dem Arbeiter keine Koſt geben. Es gibt 
Zeiten, wo ich über 100 Arbeitern Koſt geben muß, 
weil es nicht anders möglich iſt, wie in der Hopfen⸗ 
pflücke. Wir haben ja keine Gaſtwirtſchaften, wo man 
1000 Menſchen ausſpeiſen kann. Der Bauer muß die 
Arbeiter ſelbſt verköſtigen. (Zwischenrufe: Nährwert!) 
Der Nährwert dieſer Nahrung iſt jedenfalls größer als der 
Nahrung, die Sie eſſen. (Auf: Mehrwert!) Mit Lecker⸗ 
biſſen und Delikateſſen können wir ſie nicht nähren. 
Wir haben Milch und Brot. (Auf: Aber der Mehr- 
wert!) Ich habe Nährwert verſtanden, entſchuldigen 
Sie, daß ich Sie mißverſtanden habe. Da wir von 
unſeren Arbeitern die äußerſte Anſpannung der 
Kräfte fordern, haben wir ſelbſt auch ein großes 
Intereſſe daran, daß ſie geſund und reichlich ernährt 
werden. Der Arbeiter in Polen iſt zum Beiſpiel nicht 
dasſelbe zu leiſten imſtande wie der Arbeiter in 
Böhmen, welcher eine beſſere Nahrung hat. In Galizien 
iſt er infolge des Schnapsgenuſſes und der mageren 
Koſt phyſiſch ſo herabgekommen, daß er nicht dasſelbe 
leiſten kann wie unſere Arbeiter. Darin liegt die 
Urſache. (Abgeordneter Beutel: Nein, in der Herr- 
schaft der Agrarier in Galizien liegt die Ursache!) 
Die Schlachzizen in Galizien haben mit uns nichts 
gemein. Wir ſtehen dem Arbeiter gewiß näher als der 
galiziſche Schlachzize feinem Knecht. (Zwischenrufe. 
Sie verſtehen das Wort Agrarier nicht. Denn ſonſt 
würden Sie nicht fo herreden. (Zwischenrufe.) Wir 
rechnen zu den Agrariern hauptſächlich alle arbeitenden 
Klaſſen auf dem Lande, die landwirtſchaftlichen Arbeiter, 
die Bauern, die Kleinhäusler und die Gewerbe⸗ 
treibenden. ¶ Zwischenrufe.) 

„Wir werden ſelbſt wiſſen, was wir zu en 
haben. (Lebhafte andauernde Zwischenrufe.) 
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Vizepräſident Dr. Riiter v. Starzynski: Ich 
bitte um Ruhe, meine Herren, und erſuche, den Redner 
nicht zu unterbrechen. 


Abgeordneter Zuleger: Ich möchte mich zum 
Schluſſe nur noch gegen den Reſolutionsantrag, der 
im Teuerungsausſchuſſe von dem Herrn Abgeordneten 
Ritter v. Moraczewski geftellt wurde, der nämlich in 
erſter Linie verlangt, daß der Teuerung dadurch zu ſteuern 
wäre, daß man die Kanalbauten beginnt (Heiterkeit), 
ausſprechen. Meine Herren! Da haben Sie gleich 
wieder ein Schauſpiel von Galizien. Wer dringt denn 
ſo auf die Kanalvorlage? Glauben Sie, unſere Indu⸗ 
ſtriellen? Gerade die Grundſpekulanten, die aus 
Spekulation bereits jene Grundſtücke billig aufgekauft 
haben, wollen dieſe Grundſtücke dem Staat jetzt teuer 
verkaufen. (Lebhafte Zwischenrufe.) Gegen dieſe Reſo⸗ 
lution Moraczewski werden wir unter allen Um⸗ 
ſtänden ſtimmen, weil wir nicht bereit ſind, ein ſolches 
Attentat auf die Taſchen der geſamten Steuerträger 
auszuüben, wie es durch die Kanalprojekte geſchehen 
würde, gegen die wir uns ablehnend verhalten. 
Darum find wir auch gegen die Reſolution Mora- 
czewski, der dieſe Kanalbauten als ein Heilmittel 
gegen alle ſoziale Teuerung anſieht. (- Zwischenrufe 

Der Herr Kollege Spacek hat eine Reſolution 
beantragt, worin er verlangt — und wir deutſche 
Agrarier nehmen da denſelben Standpunkt ein, den er 
eingenommen hat —, daß dieſe Begünſtigungen auch 
auf die Arbeiterwohnungen auf dem flachen Lande, 
welche dort an der Peripherie der großen und 
Induſtrieſtädte errichtet werden, ausgedehnt werden 
ſollen, daß dieſe Begünſtigungen nicht bloß den 
Städten, ſondern auch dem Lande zugnte kommen. 
Das iſt unſer Ideal. Sie können von uns denken, wie 
Sie wollen, ich mute unſerer Arbeiterſchaft in Deutſch⸗ 
böhmen zu, daß ſie ſo geſcheit iſt, um ſich ſelbſt ein 
Urteil über unſere Tat zu bilden. (Lebhafte Zwischen- 
rufe. — Rufe: Das haben wir bei den leizten Wahlen 
gesehen!) Sie ſehen, daß die Sozialdemokraten in den 
weſtböhmiſchen Bezirken gewiß für unſere Kandidaten 
bei den Stichwahlen geſtimmt haben. 

Meine Herren! Wir denken uns alſo die Sache 
ſo, daß der Landarbeiter hanptſächlich ſein eigenes 
Heim hat. Es iſt ein himmelweiter Unterſchied, ob er 
in Miete iſt oder ob er ſein eigenes Heim beſitzt. Schon 
Napoleon hat, wie ich geſagt habe, dieſe Idee in 
Frankreich zum Teil großgezogen und zum Teil auch 
verwirklicht: Ein freier, unabhängiger Arbeiter muß 
auf eigenem Boden ſtehen. Darum ſtreben wir au, dafı 
dieſer freie, unabhängige Arbeiter, der natürlich auch 
von gewiſſen Irrlehren nicht abhängig iſt (Zwischen- 
rufe), ſein eigenes Haus hat, und wir wünſchen, daß 
er ſelbſt Agrarier wird. Wir gönnen ihm aus dieſem 
Grunde auch einen Grundbeſitz. (Lebhafte Zwischen- 
rufe.) Wir werden auch den Abänderungsantrag unter⸗ 
ſtützen, der dahin geht, daß dieſer Betrag erhöht 
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werden fol, damit der Arbeiter noch bis ein Hektar 
Grund ſich erwerben kann, wo er ſich Gemüſe, Kar⸗ 
toffeln u. dgl. und auch Futter für einige Ziegen bauen 
kann, wodurch wir uus ſelbſt einen Konkurrenten 
ſchaffen. (Ruf: Das ist Robot!) Das iſt Robot? Wir 
werden draußen erzählen, daß das Robot iſt, und 
dann werden es Ihnen die Arbeiter ſchon geben. Wir 
werden alſo für die Reſolution Spadek ſtimmen und 
damit ſchließe ich. (Beifall und Händeklatschen.) 


Bizepräfident Dr. Ritter v. Starzynski: Ich 
breche nunmehr dieſe Verhandlung ab und wir 
ſchreiten zur Verhandlung des Dringlichkeits⸗ 
antrages des Herrn Abgeordneten Smreek 
und Genoſſen, betreffend die textliche Aus⸗ 
geſtaltung der neu zu begebenden Renten in 
ſprachlicher Beziehung. 

Zur Begründung der Dringlichkeit des Antrages 
erteile ich dem Antragſteller, dem Herrn Abgeordneten 
Smröek das Wort. 


Abgeordneter Smreek (beginnt seine Rede in 
böhmischer Sprache und setzt fort): Hohes Haus! Zu 
gleicher Zeit als Seiner Exzellenz dem Herrn Finanz: 
miniſter die von ihm ſo dringend begehrte Anleihe von 
236 Millionen Kronen Nominale bewilligt worden 
iſt — es war am 23. April d. J. —, wurde von mir 
und meinen Genoſſen ein Dringlichkeitsantrag über⸗ 
reicht, deſſen Text lautet (liest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

Die k. k. Regierung wird aufgefordert, im 
Intereſſe der angeſtrebten Demokratiſierung 
der Rentenemiſſionen und behufs deren 
leichteren Placierung nicht nur an gewiſſe Kreiſe 
des Kapitals, ſondern entſprechend dem ganzen 
demokratiſchen Zuge der jetzigen Zeit an das 
geſamte Kapital in Oſterreich, an alle Kreiſe 
der Bevölkerung, den Text der öſterreichiſchen 
Rentenpapiere zukünftig derart auszugeſtalten, 
daß, ähnlich wie bei unſeren Renten vom 
Jahre 1868, auch unſere neuen Renten nebſt 
Franzöſiſch, Engliſch, Holländiſch, auch alle in 
Oſterreich landes üblichen Sprachen enthalten.“ 


Nun find ſeit dieſer Zeit weit mehr als zwei 
Monate verſtrichen und erſt heute, dazu noch am 
Schluſſe der Sitzung, wo das Haus bereits ermüdet 
und kaum fähig iſt, einer Verhandlung mit dem 
nötigen Intereſſe zu folgen (Abgeordneter Ed. v. 
Siransky: So schnell ermüden wir doch nicht!) Es 
wird ſchon kommen.. .. gelangt endlich dieſer wirklich 
dringliche, von vielen großen Parteien dieſes hohen 
Hauſes unterſtützte Dringlichkeitsantrag zur Ver⸗ 
handlung. 

Gegen dieſe Art der Auslegung der Geſchäfts⸗ 
ordnung und der Behandlung von Dringlichkeits⸗ 
anträgen muß doch auf das allereutſchiedenſte pro⸗ 
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teſtiert und muß getrachtet werden, ſolchen Abſurditäten 
und Willkürlichkeiten des Präſidiums in der definitiven 
Geſchäftsordnung dieſes hohen Hauſes energiſch den 
Riegel vorzuſchieben. 

Büßen ja ſonſt ſehr viele Anträge ihre Aktualität 
ein, und nur in ſeltenen Fällen bewahrt noch das 
hohe Haus und die Offentlichkeit ein Intereſſe an 
Verhandlungen, die durch neue Ereigniſſe inzwiſchen 
vielleicht Tängjt überholt und ſomit gegenſtandslos ge⸗ 
worden ſind. 

Ich bin deswegen Seiner Exzellenz dem Herrn 
Finanzminiſter zu beſonderem Danke verpflichtet, daß 
durch ſein Verdienſt mein Dringlichkeitsantrag nicht 
nur nicht das geringſte an ſeiner Aktualität eingebüßt. 
ſondern im Gegenteil viel gewonnen hat dadurch, 
daß Seine Exzellenz zuletzt doch mit einer nicht genug 
hochzuſchätzenden Freimütigkeit in ſeiner Ende Mai 
im Finanzausſchuſſe gehaltenen Rede mit einigen 
kühnen Strichen ein reizendes Zukunftsbild neuer 
Forderungen den Steuerzahlern dieſer Reichshälfte 
ſkizziert hat, zu deſſen Verwirklichung allerdings viel, 
ſehr viel Geld notwendig ſein wird, das man ſelbſt 
den ſoeben geſtärkten Kaſſenbeſtänden nicht wird ent⸗ 
nehmen können und das wieder nicht anders, als nur 


durch neue, bedeutende Anleihen zu beſchaffen ſein 


wird. 

Es werden wieder einſtweilen etwa 500 Millio- 
nen Kronen benötigt werden, insbeſondere für mili⸗ 
täriſche Ausgaben, zur Deckung der Forderungen des 
Landheeres, für neue Kaſernen, Bewaffnung, Montur⸗ 
vorräte, Ubungsplätze u. dgl. 

Seine Exzellenz war aber auch bereits in der 


Lage, dem Finanzausſchuſſe mitzuteilen, daß zu 


Flottenausgaben mehr als 300 Millionen Kronen 
verlangt werden, und zwar insbeſondere zum Bau der 
Rieſenſchiffe, der Dreadnoughts, und der damit 
zuſammenhängenden Schiffseinheiten. 

Seine Exzellenz wurde jedoch wahrſcheinlich 
über den wirklichen Geldbedarf hierfür wieder nicht 
genau genug informiert oder er hat ſich nicht dezidiert 
genug ausgeſprochen, ob es ſich um die abſolute Höhe 
der verlangten Beträge handelt oder aber bloß um die 
auf dieſe Reichshälfte entfallende Quote. 

Vielleicht iſt dieſe genaue Juformation eines 
öſterreichiſchen Finanzminiſters, inſofern es ſich um 
gemeinſame Angelegenheiten handelt, mit zu großen 
Schwierigkeiten verbunden, vielleicht will man ihn mit 
zu hohen Ziffern nicht erſchrecken oder aber ſchont 
Seine Exzellenz der Herr Finanzminiſter ſelbſt die 
Steuerzahler und verhüllt ihnen das wahre Bild der 
rieſigen militäriſchen Forderungen. Aber ſelbſt das 
bißchen Licht, welches unſer Herr Finanzminiſter auf 
die Perſpektive der neuen Forderungen geworfen hat, 
reicht ſchon hin, um die Koloſſalität derſelben uns vor 
Augen zu führen, und es ſei mir geſtattet, dieſe 
düſtere Perſpektive zu ergänzen, wie ſie ſich darſtellen 
wird und geſtalten muß, falls unſer Staat als eine 
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auf die große Ernte zurückzuführen und das ift 
ſchließlich auch eine Beſſerung der Verhältniſſe. Und 
wenn das große Unglück.. (Ruf: Teuerung!) Ich 
bitte, das will ich ja ſagen. Und wenn ſchließlich 
das große Unglück der Teuerung nicht wäre, ſo könnte 


man fagen, wir find ein klein wenig in einer beſſeren⸗ 


Zeit. Aus den Eingängen der Verzehrungsſteuer 


ergibt fi doch eine gewiſſe Beſſerung. (Abgeordneter 


Fres!: Das ist nur die Tätigkeit der Steuerämter ) 
Damit haben die Stenerämter gar nichts zu tun. Es 
war alſo die Möglichkeit vorhanden, die beantragte 
Einnahmsſteigerung im Budget heuer vorzuſehen. 
Wir haben andrerſeits nicht bloß das Defizit gedeckt, 
ſondern wir haben uns geſagt, etwas muß man 
ſchließlich zur Verfügung ſtellen für die wirtſchaft- 
lichen und kulturellen Bedürfniſſe der Bevölkerung. 
Das iſt in dem Budget enthalten. Es gibt alſo keine 
Droſſellungen, es ſind keine Rückſtellungen, es iſt ein 
beſcheidenes Budget, das in dem Rahmen der jetzigen 
Verhältniſſe möglich iſt. Daraus kann man aber 
nichts weniger als den Schluß ziehen, daß ſchon alles 
in Ordnung iſt, daß wir jetzt ein gut geregeltes Budget 
haben. (Abgeordneter A ramdv: Es wird mit Zoll- 
einnahmen gerechnet!) Natürlich! Wir wiſſen ja anch 
nicht ganz, ob alles zutrifft, was wir im Voranſchlag 
eingeſetzt haben. Es iſt alſo nicht zu ſagen, daß wir 
keine Aufbeſſerungen des Budgets brauchen. 
i Ich bin weit davon, auf dieſes Budget, auf dieſen 
Überſchuß von 311.000 K ſtolz zu fein. Gar nicht! 
Ich habe lediglich die durn necessitas im Ange ge⸗ 
habt. Das hohe Haus wollte nach der einen Methode 
nicht, ich verſuche es nach einer andern Methode. Aber 
daraus folgt nicht im mindeſten, daß man irgendwie 
die Notwendigkeit der Aufbeſſerung der Einnahmen 
des Staates entbehren kann. Man hat mir in der 
Offentlichkeit vorgeworfen: Ja, es find die Preiſe des 
Tabaks erhöht worden. Man hat von einem Raubzug 
geſprochen. Ja, wenn man Milliarden ausgeben will, 
ſo muß man ſehr viele Raubzüge unternehmen. Es iſt 
ja nichts anderes möglich und nachdem es einen ſolchen 
Finanzminiſter noch nicht gegeben hat, der alles aus 
eigener Taſche bezahlt hätte, muß man es von irgendwo 
nehmen. Ich habe mir ja die Erhöhung der Ein- 
kommenſteuer und der Erbſchaftsgebühren erbeten, das 
alles ift aber vom hohen Hauſe nicht beſchloſſen 
worden — irgendwie muß man ſich ja doch helfen. 
Ich möchte alſo damit ſchließen, daß ich ſage: 
Dieſes Budget iſt halbwegs annehmbar. Es enthält bei 
weitem nicht alles, was die Bevölkerung wünſcht, es 
bat ſchwerer Mühe und ſchwerer Sorgen und Ber: 
handlungen bedurft, um mit den Reſſorts zu Ende zu 
kommen. Und inſolange das hohe Hans ſich nicht ent- 
ſchließt, die Einnahmen des Staates ausgiebig zu 
erhöhen .. (4b geordneter Fresl: Die Ausgaben zu 
rerringern !) Ich bin der erſte, welcher zur Ver⸗ 
ringerung der Ansgaben die Hand bieten wird. Ich 
habe da natürlich einen großen Kampf mit jedem 
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Reſſortminiſterium, welches naturgemäß die ihm an ; 
vertrauten Intereſſen vertreten muß. 

Meine Hercen! Es wird erſt dann Ordnung 
geſchaffen werden, bis die Steuerreform in irgend- 
einer Geſtalt zuſtande kommt. Ich habe ſchon wieder⸗ 
holt erklärt, es handelt ſich hier nicht um Recht- 
haberei, ſondern nur darum, daß etwas gemacht wird. 
Ich weiß aus Erfahrung, daß gar keine Steuerreform 


mit einem Wurf geſchiegt, daß darüber viele Miniſter 


fallen, aber das iſt die geringſte Sorge; die Haupt⸗ 
forge iſt, daß man endlich den Staat auf eine ge⸗ 
ſicherte Einnahmenſumme ſtellt, ſo daß er nicht. bei 
jeder Auslage zu knauſern braucht. 


Indem ich ganz ausdrücklich betone, daß die 
Regierung durch dieſes Budget nicht etwa erklären 
oder auch nur andeuten will, daß fie irgend etwas vom 
Steuerprogramm zurückſtellt, bitte ich das hohe Haus, 
den Staatsvoranſchlag und insbeſondere auch dgs 
Budgetproviſorium, welches in kurzer Zeit beſchloſſ 
werden muß, in Verhandlung zu ziehen. (Beifall, 


E 


Präſident: Wir kommen unn zur Tages» 
ordunug, und zwar zum Bericht des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes über den Antrag, betreffend die 
Vergebung von öffentlichen Arbeiten (814 der 
Beilagen), und den Bericht des Teuerungsaus— 
ſchuſſes über den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Adolf Groß und Reumann, betreffend die 
Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds 
(921 der Beilagen). 


Das Wort hat der nächſte eingetragene Kontra⸗ 
redner, Herr Abgeordneter Glöckel. 


Abgeordneter Glöckel: Meine ſehr geehrten. 
Herren! Bevor ich anf den eigentlichen Gegenſtand der 
Tagesordnung eingehe, ſei es mir geſtattet, eine kurze 
Feſtſtellung vorzunehmen. Es hätten ſich das Haus 
und fein Präſident ſelbſt geehrt, wenn zu Beginn 
der heutigen Sitzung von offizieller Stelle aus 
dem wahrhaft Großen, der oft die Blicke der 
geſamten Kulturwelt anf ſich vereinigte, der vor 
einigen Tagen in rnſſiſcher Erde zur letzten 
Ruhe beſtattet worden iſt, wenn Leo Tolſtoi 
einige Worte pietätvollen Angedenkens gewidmet 
worden wären. (Befall) Wir Sozialdemokraten 
wollen an dem Verſäumnis des Präſidiums nicht 
Anteil haben und nicht mitſchuldig werden. Es iſt 
uns wirklich ein Herzensbedürfnis, einen der größten 
Dichter aller Völker und aller Zeiten zu ehren (Zu- 
stimmung) und dem Manne unſere Huldigung dar: 
zubringen, der offenen Anges inmitten des gepeinigten 
ruſſiſchen Volke lebte, deſſen edles, heißblütiges 
Herz ſo warm für die Armen und Entrechteten ſchlug, 
der mit ihnen litt und raiıg und der darum zum 
mutigen und erbittertſten Ankläger des Militarismus, 
zum Ankläger ſcheinheiliger Frömmelei und ins⸗ 
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beſondere des blutrünſtigen Zarismus werden mußte 
(lebhafte Zustimmung), ein Ankläger, der nicht gut 
überhört werden konnte. (Lebhafter Beifall und Hände- 
klatschen.) Und fo groß ward feine Macht, auf 
gebaut auf glühender Menſchenliebe, geſtützt durch 
beharrlichen Gerechtigkeitsſinn und ſeltener Konſequenz, 
daß ſelbſt der ſchrankenlos wütende Zarismus und 
ſeine Schergen Halt machen mußten vor der echten 
menſchlichen Hoheit dieſes ſeltenen Mannes, daß ſie 
keine Gewalt hatten über ihn — bis über den Tod 
hinaus. (Leb hafter Beifall und Hündelrlulsehen,) 

Tolſtoi war kein Sozialiſt, ſein Wirken gehört 
keiner Partei, ſein Wirken war in den Dienſt der 
ganzen leidenden Menſchheit geſtellt. Er war einer 
der wenigen Auserleſenen, deren Andenken ſtandhält 
der Zeiten Flucht, es wäre denn, daß die Menſchheit 
des Sinnes für echte, wahre, adelige Größe verluſtig 
gehen würde. (Zustimmung.) 

In dieſem Augenblicke vereinigen ſich unſere 
Gefühle mit denen der ganzen ziviliſierten Menſchheit, 
wir erblicken in dieſem Umſtande ein flammendes 
Zeichen jener Einheit des internationalen Kultur⸗ 
bewußtſeins, die — wenn es auch oft anders ſcheint 
— doch ſtärker iſt, als was die Nationen voneinander 
ſcheidet. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) 

Und unn, meine geehrten Herren, wollen wir der 
Aufforderung des Herrn Präſidenten Rechnung tragen 
und die Debatte fortſetzen, die im Juli begonnen, daun 
infolge einer gewiſſenlofen Obſtruktion zur Freude der 
Regierung unterbrochen wurde, ſo daß eine Pauſe 
eintrat, die von dieſer parlamentsfeindlichen Regierung 
unverantwortlich lang ausgedehnt wurde, eine Debatte, 
die gewiß einen hochwichtigen Gegenſtand betrifft, 
weil er doch einzureihen jft in die Gruppe der ſoge⸗ 
nannten Teuerungsanträge.“ 

Jene Kreiſe, die ſo herzlich unſchuldig ſind an 
den Veränderungen, die die Neuzeit im Gefolge hat, 
jammern, daß die „gute alte Zeit“ endgültig vorbei 
iſt. Gewiß gab es früher auch ſchwere Kriſen, wieder⸗ 
holt wurde den unteren Schichten des Volkes das 
Leben nicht allzu roſig gemacht, aber ein Unterſchied 
zwiſchen einſt und jetzt beſteht doch. Seinerzeit konnte 
man die Bevölkerung mit Leichtigkeit hinwegtäuſchen, 
man konnte ſie irreführen, man konnte die Beziehungen 
zwiſchen Urſache und Wirkung verwiſchen. Was war 
zum Beiſpiel ein Komet für eine praktikable Ein⸗ 
richtung! Wenn die Zuchtrute Gottes am Himmel 
erſchien, ſagte man: Der Komet iſt da, nun kommt 
Hungersnot, Kriegsgefahr und Peſtilenz! Wie ſchade, 
daß die gute alte Zeit vorbei iſt! Wir konnten auch 
einen Kometen, den Halleyſchen Kometen ſehen, wir 
waren in Kriegsgefahr, das bosniſche Abenteuer, wir 
haben die Peſtilenz da — die Cholera klopft an die 
Tür — und leider iſt auch die Hungersnot da. Wie 
bequem wäre es, wenn man ſo nach altem Brauch 
den unſchuldigen Kometen als den Schuldigen hin⸗ 
ſtellen könnte, aber heute fahndet man nach dem 
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wirklich Schuldige und wir glauben ihn auch finden 
zu können. . 

Es ſei mir geftattet, ganz kurz auf die Urſachen 
der Teuerung der landwirtſchaftlichen Produkte und 
insbeſondere des Fleiſches einzugehen. Der natürliche 
Zuwachs der Bevölkerung um mehr als 200.000 
Köpfe pro Jahr ſteht im unigekehrten Verhältnis zur 
Leiſtungsfähigkeit der Laudwirtſchaft. 

Wir hören, daß vom Jahre 1857 bis zum Jahre 
1900 die Bevölkerung um 41˙5 Prozent geſtiegen ift, 
der Rindviehſtand aber nur um 18°7 Prozent, fo daß 
die Bevölkerung ſich mehr als doppelt fo raſch ver- 
mehrte, als die Landwirtſchaft den Bedürfniſſen der 
Bevölkerung hätte nachkommen können. Warum? Die 
Bauerngehöfte werden heute vielfach aufgekauft und in 
Forſt⸗ und Jagdgebiet verwandelt. Die Großgrund⸗ 
beſitzer haben das Vergnügen der Jagd und den 
leichten Gewinn aus dem Holzverkauf; dafür mangelt 
dem Volke Fleiſch und Milch. Der Kleinbauer nutzt 
aber den kleinen Betrieb, den er beſitzt und zu be⸗ 
treuen hat, nicht vollkommen aus, weil er jenen Grad 
von Bildung nicht erreicht, der für die Führung eines 
modernen Betriebes unerläßlich iſt. Der Bauer iſt 
vielfach gefangen genommen von einem verderblichen 
Konſervativismus. Er ſagt ſich: „Mein Großvater 
hats ſo gemacht und das war auch kein dummer 
Menſch.“ Man ſagt ihm nicht, daß die Landwirtſchaſt 
keine Ausnahme von dem Geſetze der fortſchreitenden 
Eutwicklung bildet. Man ſagt ihm nicht, daß die 
Landwirtſchaft ſchon lange zu einer Wiſſenſchaft ge⸗ 
worden iſt, man ſagt ihm nicht, daß ſich umfaſſende 
Kenntniſſe der Agrikulturchemie ungemein hoch ver⸗ 
werten. Man ſagt ihm nicht, daß es notwendig iſt, 
daß der Bauer die chemiſche Zuſammenſetzung ſeines 
Erdbodens kennt, daß er weiß, welcher Natnrſtoffe 
die Pflanze bedarf, damit er andrerſeits der Pflanze 
künſtlich nachhelfen und ihr die richtige Nahrung zu⸗ 
führen kann. Wenn man ihm das ſagen würde, würde 
er eindringen in das Weſen der Fruchtwechſelwirt⸗ 
ſchaft, er würde durch rationelle Züchtung und ra⸗ 
tionelle Fütterung des Viehes größere Erfolge er⸗ 
zielen; er würde durch erweiterte Kenntniſſe in der 
Tiermedizin und Tierhygiene zum Schluſſe kommen, 
daß nicht alles an Gottes Segen gelegen iſt, ſondern 
auch etwas an Kenntniſſen und insbeſondere an der 
Kenntnis der Chemie. Wohl ſagt man ihm in der Zeit, 
wo der Großgrundbeſitz landwirtſchaftliche Beamte 
mit Hochſchulbildung anſtellt, um eine moderne, er⸗ 
tragsreiche Produktion zu erzielen: Laß dein Kind nicht 
acht Jahre, ſondern ſieben oder ſechs Jahre in der 
Schule, dein geiſtig und körperlich entwickeltes Kind 
wird dich ſtützen gegen die Hypothekarlaſten, unter 
denen du zuſammenzubrechen drohſt gegen die 
hohen Steuern, gegen die großkopitaliſtiſche Kon⸗ 
kurrenz. 

Die Fleiſchnot wird jetzt zur Kataſtrophe durch die 
immer weiter vorwärtsſchreitende Maul- und Klauen⸗ 
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ſeuche, die trotz der Sperrung der Grenzen den Vieh⸗ 
ſtand dezimiert. (Sehr richtig!) 

Wir erfahren ans der geſtrigen Rede des Staats⸗ 
ſekretärs Delbrück im deutſchen Reichstag, daß 62.000 
Gehöfte in Öfterreich verſeucht find. Ich bin im gegen⸗ 
wärtigen Augenblicke nicht in der Lage, dieſe Zahl zu 
überprüfen, aber ich glaube, ſehr weit von der Wahr⸗ 
heit dürfte ſich dieſe Angabe nicht entfernen. 

Das ſind natürliche Urſachen der Teuerung; 
aber dieſe werden willkürlich verſchärft durch einſeitige 
agrariſche Handelspolitik, ſie werden verſchärft durch 
Zölle, die eine unerſchwingliche Höhe erreicht haben, 
und welche die Wirkung einer chineſiſchen Mauer 
haben, allerdings einer unſichtbaren Mauer, die aber 
leider Gottes das Reich nicht weniger abſperrt, als 
eine wirkliche Mauer es abſperren würde. Dieſe 
Teuerung wird verſchärft durch die Kartelle und durch 
die böſen Nebenwirkungen des Zwiſchenhandels. Und 
nun treten die furchtbaren Folgen dieſer Verhältniſſe 

offen zutage! 

Früher hat nach Oſterreich eine bedeutende Vieh⸗ 
einfuhr ſtattgefunden. Dieſe Vieheinfuhr hat nunmehr 
faft ganz aufgehört. In den Jahren 1904 und 1905 
wurden noch 70.000 bis 80.000 Ochſen jährlich ein- 
geführt, im Jahre 1909 une mehr 2122 Ochſen — 
das iſt nach der offiziellen Handelsſtatiſtik. Nachdem 
nun die inländiſche Produktion verſagt, iſt es klar, 
daß die nächſte Folge das Hinanfſchnellen der Fleiſch⸗ 
und Brotpreiſe ſein muß. Man kann hente wirklich 
ohne Übertreibung von einer Hungersnot ſprechen, 
von der weite Schichten der Bevölkerung angefallen 
werden, nicht nur die Arbeiter, ſondern auch alle im 
Lohn⸗ und Gehaltsverhältnis Stehenden, alle Fix⸗ 
beſoldeten oder — wenn ſie mir den Ausdruck er⸗ 
lauben würden — die „Käufer“ befallen werden, 
kurz alle, die nicht in der Lage ſind, die finanziellen 
Laſten auf andere abwälzen zu können. Es iſt 
ungemein bedauerlich, daß der Herr Handels⸗ 
miniſter Dr. Weiskirchner dem Verſprechen 
im Arbeitsbeirate, eine Statiſtik der Haushaltungs⸗ 
rechnungen der Arbeiter anlegen zu wollen, dasſelbe 
Schickſal angedeihen läßt, wie vielen ſeiner anderen: 
er hält nämlich dieſes Verſprechen auch nicht ein. Es 
wäre wirklich ein reiches und überzeugendes Material 
zutage gekommen und es wäre hochintereſſant ge⸗ 
weſen, dieſe Haushaltungsrechnungen zu prüfen. Es iſt 
wirklich der Verdacht nicht abzuweiſen, daß Herr 
Weiskirchner die Geiſter nicht rufen will, weil er 
fürchtet, fie dann nicht loszuwerden. (Lebhafte Zu- 
stimmung.) Es würde dadurch ſicherlich feſtgeſtellt 
werden, daß die Fleiſchnahrung in Arbeiterkreiſen faſt 
vollſtändig aufgehört hat (Co ist es!) und daß die 
guten Nahrungsmittel durch minderwertige und oft 

ſchädliche Surrogate erſetzt werden. Das Geld, ſagen 
die Leute, zerriunt zwiſchen den Fingern! Es verliert 
an Kaufkraft und zuerſt unmerklich, aber immer inten- 


ſiver und in aller Heimlichkeit, mit aller Brutalität 
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zeigt ſich, daß die Teuerung nichts anderes iſt, als 
eine Lohnredultion im ſchärfſten Ausmaße. (Co zei es!) 

Natürlich können die Wirkungen nur verderbliche 
ſein. Wir ſehen alle Begleiterſcheinungen und alle 
Folgen der Unterernährung zutage treten. Wenn in 
Deutſchland von 1000 Einwohnern 246 an Tuber⸗ 
kuloſe zugrunde gehen, fo find es in Oſterreich 469! 
(Hört! Hört!) Wir hören, daß die Skrophuloſe und 
daß die Rhachitis in den Arbeiterſchichten immer mehr 
und mehr graſſieren, wir ſchaudern zurück vor 
der ungeheueren Kinderſterblichkeit: ein Drittel aller 
Kinder vom erſten bis zum dritten Lebensjahre 
wird ein Opfer der Unterernährung, wird ein Opfer 
der mangelnden Pflege. Kollege Renner hat einmal 
ſehr richtig geſagt, man entſetzt ſich über den bethle— 
hemitiſchen Kindermord vor ſo und ſo viel tauſend 
Jahren — aber was iſt das hier? Das iſt doch viel 
mehr und viel Argeres, als der bethlehemitiſche Kinder⸗ 
mord war. Es ſteigt die Zahl der Erkrankten, die in⸗ 
folge Genuſſes verdorbenen Fleiſches ihre Geſundheit. 
eingebüßt haben. Und dazu kommen nun noch alle 
Wirkungen der wirtſchaftlichen Kriſe. Der Herr Finanz⸗ 
miniſter hat vor kurzer Zeit erklärt, er meine, die Kriſe 
ſei — teilweife wenigſtens — überwunden und es ſei 
ein kleiner Anſſtieg zu bemerken. Wir ſehen von einem 
Aufſtieg herzlich wenig und mindeſtens war die Kriſe 
ſo arg. daß die Folgen jetzt momentan noch keineswegs 
irgendeine Linderung erfahren haben. Da iſt es gewiß 
kein Wunder, wenn den verautwortungsvollen Fami- 
lienvater Verzweiflung erfaßt, der alle ſeine Kräfte 
anſpannt, der ſich ſelbſt nichts gönnt, der wirtſchaftet 
und kargt und dem wirklich wie ein Hohn entgegen⸗ 
klingt: Wer arbeitet, der ſoll auch eſſen! Denn er 
arbeitet und er ißt nicht und viele eſſen, die nicht 
arbeiten, ¶ Lebiofter Beifall und Iländeklatschen..) 
Aber noch etwas. Wenn man geſagt hat: Not lehrt 
beten, ſo möchte ich ergänzen: Not lehrt auch ſtehlen. 
Es iſt intereffant, was ein Profeſſor in Aſchaffenburg, 
ein bekannter Strafrechtstheoretiker, erklärte (liest): 
„Jeder Auſwärtsbewegung der Brotpreiſe folgt eine 
Zunahme der Diebſtähle und Unterſchlagungen. Sinken 
die Brotpreiſe, ſo ſinkt auch die Kriminalität und dem⸗ 
zufolge verringert ſich auch die Zahl der Verbrechen“. 


Und der Münchner Univerſitätsprofeſſor Georg 
v. Meyer, gewiß ein ganz einwandfreier Zenge — er 
iſt jetzt, glaube ich, bayriſcher Staatsſekretär — erklärt 
(liest) : 

„Man kaun nicht anſtehen zu bekennen, daß jo 
ziemlich jeder Sechſer, um den das Getreide im Preiſe 
gefliegen iſt, anf je 10.000 Einwohner einen Dieb⸗ 
ſtahl mehr hervorruft, während andrerſeits das Fallen 
der Getreidepreiſe um einen Sechſer je einen Diebſtahl 
bei der gleichen Zahl von Einwohnern verhütet hat.“ 


Und dieſe Verhältniſſe ſind nicht etwa beſchränkt 
auf eine Provinz, ſie finden ſich nicht innerhalb der 
Grenzen einer Nation, ſondern wir haben heute einen 
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Reichsnotſtand vor uns, und da möchte es ſich ſchon 
auszahlen zu fragen, wie ſich die einzelnen politiſchen 
Parteien dieſer Reichskataſtrophe gegenüber ſtellen. 


Die Herren Deutſchnationalen machen ſich nicht 
viel Skrupel. Sie haben ein gewiſſes Kliſchee, das 
fie immer und immer anwenden, das Kliſchee, das ich 
den Haß gegen die Arbeiterſchaft nennen würde. Und 
auch hier ſehen wir, von welchem Standpunkt ans 
die deutſchnationalen Herren die Teuerung behandeln. 
Ich habe hier einen Ausſchnitt aus der „Oſtdeutſche 
Rundſchau“ vom 20. Juni 1909, in dem es heißt 
(liest): 

„Einſtweilen müſſen wir aber an der durch die 
tatſächlichen Verhältuiſſe begründeten Meinung ſeſt⸗ 
halten, daß die Preisſteigerung aller Erzeugniſſe und 
aller Lebensmittel“ — und ich bitte, jetzt zu beachten 
— „einzig und allein durch die immerwährenden 
Lohnerhöhungen,“ (Hört! Hört!) „durch die gleich⸗ 
zeitigen Verminderungen der Arbeitsleiſtungen und 
hauptſächlich wohl durch die ſyſtematiſche Verhetzung 
der Arbeiter entſtanden und angewachſen iſt.“ 
(Zrischenrufe.) „Will man alſo die heimiſche Land⸗ 
wirtſchaft nicht gefährden — was ſelbſt die Sozial⸗ 
demokraten nicht offen fordern werden —, fo muß ſie 
geſchützt werden und kann ein Stillſtand in der Preis⸗ 
ſteigerung der Lebensmittel nur eintreten, wenn die 
Verteuerung der Arbeitskräfte aufhört!“ 

Alſo nicht die Zölle, nicht die Agrarier und nicht 
der Zwiſchenhandel, ſondern der unerſättliche Arbeiter, 
der von den hungeruden und frierenden Fabrikanten 
eine Lohnerhöhung verlangt, iſt der Schuldige an der 
Lebensmitteltenerung. 

Ich möchte nur noch auf die Ausführungen des 
Herrn Herzmansky in den Delegationen hinweiſen, 
die in der „Oſtdeutſche Rundſchau“ ebenfalls als 
„treffend“ bezeichnet werden, und der erklärt, daß die 
Landwirte an der Tenerung unſchuldig ſeien. (Ziest:) 

„Schuld trage vielmehr die Erhöhung aller 
Arbeitslöhne, welche die Sozialdemokraten durch ihren 
rückſichtsloſen Streikterrorismus erzwingen, die indu⸗ 
ſtriellen Zölle und Kartelle, der unreelle Zwiſchen⸗ 
handel und nicht zuletzt der ins Unbegrenzte ſteigende 
Luxus aller Bevölkerungskreiſe, die überhandnehmende 
Bequcmlichkeit und der Mangel an Arbeitsluſt, ſchließ⸗ 
lich die allgemeine Entwertung des Geldes.“ 

Neben der Erhöhung der Arbeitslöhne der 
ſteigende Luxus, die überhandnehmende Bequemlich⸗ 
keit und dann der Mangel an Arbeitsluſt. Ich weiß 
nicht, ob Herr Herzmansky ſchon einmal Gelegenheit 
gehabt hat, die elenden und feuchten, geſundheits⸗ 
ſchädlichen Wohnungen der Arbeiterſchaft zu ſehen, 
für die fie einen exorbitant hohen Zins zu zahlen hat. 
Wenn er ſie noch nicht geſehen hat, ſoll er darüber 
nicht ſprechen, und wenn er ſie geſehen hat, möge er 
zuni Hohn nicht den Spott hinzufügen. Man ſoll ge⸗ 
wiß vorſichtigerweiſe den Bogen nicht allzu ſtraff 


fpaunen, ſonſt müßte man düf jene agrariſchen Rreije 
hiuweiſen, die auch einen Mangel an Arbeitsluſt ver- 
raten. (Zustimmung.) Luxus, Bequemlichkeit, Mangel 
an Arbeitsluſt iſt in den Arbeiterſchichten gewiß nicht 
zu finden. Es iſt längſt erwieſen, daß die Steigerung 
des Arbeitslohnes faſt vollſtändig wirkungslos auf die 
Preisbildung iſt. Nebenbei ſei nur bemerkt, daß gerade 
die landwirtſchaftlichen Arbeiter keine Organiſation 
beſitzen, und daß dieſe unter den ungünſtigſten Lohn- 
verhältniffen arbeiten müſſen. 

Und wie, meine Herren, verhalten ſich die Chriſtlich⸗ 
fozialen zu dieſer wichtigen Frage? Die Chriſtlichſozialen 
haben vor etwa 20 Jahren, in der Zeit, wo fir. 
noch nicht zur Macht gelangt waren, wirklich den 
Völkern das Roſenrot vom Himmel herab verſprochen. 
Sie ſind jetzt 20 Jahre an der unumſchränkten Macht, 
ſie ſind hente die Kommandierenden in Oſterreich und 
überall dort, wo ſie einen ausſchlaggebenden Einfluß 
ausüben können, überall dort haben die Herren die 
Teuerung auf das ärgſte verſchärft, ſie haben in der 
Gemeinde Wien die Waſſergebühren, im Lande 
Niederöſterreich die Bierſtener erhöht und im Reichs⸗ 
rate ſchwärmen ſie für die indirekten Steuern, kurz ſie 
ſind wirklich eine Volkspartei in der Karikatur, mit Ex⸗ 
zellenzen, Regierungs- und kaiſerlichen Räten, mit 
ordenbedeckten Funktionären, die entrüſtet den Sozial⸗ 
demokraten den Vorwurf machen, daß ſie den famoſen 
volksfeindlichen Steuerplan Bili skis nicht jubelnd 
gutgeheißen haben. Wir ertragen dieſen Vorwurf 
leicht und wir wiſſen, daß auch die Bevölkerung das 
richtige Urteil darüber fällen wird. 

Und nun die Herren Agrarier! Der größte 
Vorwurf, den man ihnen machen muß, iſt der, daß ſie 
eine nicht zu verantwortende Falſchmeldung begehen. 
Sie ſind angeblich die Anwälte des kleinen Bauern. 
Nur ein Gegenargument! Sie ſagen ja, meine ge⸗ 
ehrten Herren, daß ſie in der innigſten Fühlung mit 
demkleinen Bauern ſtehen, daß ſie ſeine Leiden kennen und 
feine Verhältniſſe vollſtändig überblicken. Wie geht es 
jetzt dem kleinen Bauern? Jetzt müßte es ihm doch 
wie in einem Eldorado gehen, er müßte ein reicher 
und wohlhabender Mann ſein; denn ſolche Preiſe 
haben die landwirtſchaftlichen Produkte noch nie erreicht 
als heute. Iſt Ihre Theorie richtig, daun müßte der kleine 
Bauer heute in dulei jubilo leben können. (Abge- 
ordncter Herzmansky: In zehn Jahren wird es iin 
erst gut gehen! — Zavischenrufe.) Wollen Sie zehn 
Jahre diefe Hungerpolitik machen? (Erneute Zwischen- 
rufe.) Das würden vielleicht die Agrarier aushalten, 
aber nicht wir. Die Herren wiſſen jedoch ſehr genau, 
fo, wie wir es wiſſen, daß der kleine Bauer ebenſo ein 
Opfer des Lebensmittelwuchers iſt wie der Arbeiter. 
Der Hunger hat vor der Hütte des Bauern keineswegs 
Halt gemacht. Wir wiſſen, daß 46˙5 Prozent aller 
landwirtſchaftlichen Betriebe weniger als zwei Hektare 
und daß 28°5 Prozent nur zwei bis füuf Hektare groß 
ſind. Die Herren mögen uns einmal dieſes große 
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Geheimnis lüften, wieviel Frucht und wieviel Vich ein 
Bauer mit einem ſolchen Zwergbetrieb in den Handel 
bringt. (Zustimmung.) Das möchten wir einmal 
wiſſen; wir würden uns dann ſchon ſelbſt ausrechnen, 
wie groß der Nutzen iſt, den der kleine Bauer aus 
ſeinen Produkten zieht und wie groß der Schade, den 
er dadurch erleidet, daß man die Zölle jo hoch hinauf ⸗ 
treibt. (Zustimmung.) Die Sympathie der Bevölke⸗ 
rung, die mit den ſchwer arbeitenden, ſchwergeprüften 
Bauern mitfühlt, dieſe Sympathie, die ſich der Bauern⸗ 
ſtand ſeit Jahrhunderten erworben hat, uutzen die 
Herren Agrarier für ihre Zwecke aus und frufti- 
fizieren ſie. 

Den Nutzen der Zollpolitik haben jene Bauern — 
unter Anführungszeichen — die nie einen Pflug in 
Händen gehabt, die am Rennplatz und beim Ballett 
tonangebend ſind und die anläßlich der Beratung über 
die Lebensmittelteuerung bei Meißl & Schaden 15 K 


fürs Kuvert bezahlt haben (lebhafte Zustimmung), dit 


in der Verkleidung hochfeudaler Paraſiten Wucher 
treiben mit dein Hunger des Volkes, ohne Unterſchied 
der Nation und ohne Unterſchied der Konfeſſion. 
(Lebhafte Zustimmung.) 

Aber, meine Herren, ſchon dämmert es auch in den 
Bauernkreiſen und wir Sozialdemokraten begrüßen 
freudigſt die täglich größer werdende, auf ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Grundlage aufgebaute Häuslerorganiſation 
in Böhmen. Auch dort regt ſichs jetzt und wir ſehen, 
daß dieſe ſozialdemokratiſche Häuslerorganiſation von 
Erfolg zu Erfolg ſchreitet, daß ſie eine nicht zu unter⸗ 
ſchätzende hochverdienſtliche Aufklärung sarbeit leiſtet 
und daß man auch in dieſen Kreiſen zur Erkenntnis 
kommen wird, daß die Sozialdemokratie die aufrichtige 
Vertreterin und Schützerin aller arbeitenden Schichten 
iſt, gleichgültig, ob der Arbeiter hinter einer Maſchine 
ſteht oder hinter dem Pfluge einherkeucht. 

Die Stellung, die die Sozialdemokratie als Ver⸗ 
treterin und Schützerin aller arbeitenden Schichten 
einnimmt, iſt ausſchlaggebend auch für unſere parla⸗ 
mentariſche Haltung. Man ſagt zwar: 87 Sszial⸗ 
demokraten find im Haufe des allgemeinen Wahl- 
rechtes. Was haben ſie geleiſtet? Iſt deswegen der 
Hunger geringer, ſind deswegen die Lebensmittel 
billiger? Dieſelben Herren, die das ſagen, ſind ſchuld 
daran, daß es nicht anders geworden. (Zustimmang.) 
87: 429 iſt eine verſchwindende Minorität, wir haben 
kein ſozialiſtiſches, fondern ein bürgerliches Parlament 
vor uns. Wenn wir anch allerdings nicht die Kraft 
haben, unſeren Willen dem Parlament aufzuzwingen, 
ſtark genug fühlen wir uns aber, die bürgerlichen Par⸗ 
teien vor wichtige Entſcheidungen zu ſtellen und dar⸗ 
über der Bevölkerung in weitaſtgehendem Maße 
Aufklärung zu vermitteln. 

Es ſei mir geſtattet, raſch auf unſere Aktionen 
gegenüber der Teuerungsmiſere hinzuweiſen. 1907 
waren die Dringlichkeitsanträge der Abgeordneten Dr. 
Renner und Schrammel. Hätte man damals unſere 


Vorſchläge beachtet und nicht leichtſinnigerweiſe die 
Dringlichkeit abgelehnt, ſo hätte die Teuerung, wie wir 
glauben, nie dieſe Schärfe und ſolche Formen an⸗ 
nehmen können, wie dies heute der Fall iſt. 

Jänner 1909 Dringlichkeitsantrag der Abge⸗ 
ordneten Johanis und Schäfer: „Maßregeln zur 
Linderung der Arbeitsloſigkeit.“ Da kam vorher der 
Seſſionsſchluß; die Obſtruktion war dringender als der 
Hunger und wichtiger als die Intereſſen der breiten 
Schichten des Volkes. 

Im Sommer 1909 Anträge der Abgeordneten 
Hanuuſch, Johanis, Hudec und Avancini: „Auf- 


hebung der Zölle auf Getreide und Futtermittel, Er⸗ 


mäßigung des Frachtſatzes. bei Transporten von Milch, 
Einfuhr überſeeiſchen Fleiſches.“ Dieſer Antrag gedieh 
bis zur Zuweiſung an den Ausſchuß. 

Ich erinnere an den Antrag Seitz: „Proviſo⸗ 
riſche Aufhebung der Zölle auf Getreide⸗ und Futter- 
mittel.“ Über dieſen Antrag wurde anläßlich der 
Budgetabſtimmung abgeſtimmt und er zufolge des 
Antrages des Abgeordneten Dr. Stein wender 
mit 240 gegen 180 wieder dem Ausſchuſſe zum 
Studium überwieſen, trotzdem der volkswirtſchaftliche 
Ausſchuß dieſen Autrag ſchon beraten und zur An⸗ 
nahme empfohlen hat. 

Ich erinnere an den Autrag Hackenberg dahin⸗ 
gehend, daß wohl Vieh- und Fleiſcheinfuhrverbote aus 
veterinärpolizeilichen Gründen erlaſſen werden dürfen, 
dann aber binnen ſechs Monaten dem Reichsrate vor⸗ 
gelegt werden müſſen, weil ſie ſonſt außer Kraft 
treten, was auch eintreten würde, wenn eines der 
beiden Häuſer einen Aufhebungsbeſchluß faßt. 

Das hätte den Mißbrauch der veterinärpolizei⸗ 
lichen Maßnahnen unmöglich gemacht und es muß 
feſtgeſtellt werden, daß gegen dieſen Antrag auch die 
Städtevertreter geſtimmt haben. (Hört!) . 

Wir hatten unſere Aufgabe nicht nur innerhalb 
des Parlamentes zu erfüllen, ſondern auch außerhalb 
desſelben. Es iſt ein außerordentlich erfreulicher Auf- 
ſchwung der Konſumvereinsbewegung zu konſtatieren, 
außerdem haben wir ſeit faſt drei Jahren Tauſende 
— die Zahl iſt nicht zu hoch gegriffen — au auf⸗ 
klärenden Vollsverſammlungen abgehalten und ich 
kann wohl ohne Überhebung ſagen: Wenn die Sozial⸗ 
demokratie nicht wäre, es würde Kirchshofsſtille auch 
über die Lebengmittelteuerung herrſchen. 

Ich verweiſe auf die mächtige und eindrucks⸗ 
volle Demonſtration im Zentrum des Reiches am 
2. Oktober d. J. Da zogen Zehntauſende über die 
prächtige Straße Wiens, über jene Straße, in der 
man eigentlich ſonſt von Lebensmittelteuerung nichts 
gefühlt hat und alle dieſe Zehntauſende waren doch 
nichts anderes, als eine ganz kleine Abordnung jener, 
die außerhalb Wiens ſtehen und ſich voll und ganz 
ſolidariſch erklären mit der Wiener Arbeiterſchaft, die 
dieſe Demonſtrarion inſzenierte. In allen größeren 
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Städten waren Demonſtrationen und alle waren von 
einem und demſelben Gedanken geleitet. Die Re⸗ 
gierung möge ſich auch über dieſe Demonſtrationen ein⸗ 
mal Bericht erſtatten laſſen. Sie würde dann den 
Ernſt der Situation erkennen. Es wird heute in einer 
chriſtlichſozialen Zeitung darauf verwieſen, wie die 
Arbeiterſchaft verhetzt wird, wie geſtern angeblich 
revolutionäre Rufe hörbar wurden. (Zahlreiche 
Zwischenrufe.) 

Meine Herren! Wenn die Demonſtranten in 
ihre Hütten zurückkehren, daun empfängt ſie das alte 
Elend, begrüßt ſie wieder Mutter Sorge, treten ihnen 
wieder ihre armen Kinder entgegen, die leider un⸗ 
ſchuldig leiden! 

Da bedarf es keiner Parole, keiner Agitation 
von außen, da bedarf es keiner bilderreichen Sprache 
und keiner aufreizenden Worte, das Elend ſpricht für 
ſich ſelbſt, es iſt der verläßlichſte, aufreizendſte und un⸗ 
ermüdlichſte Agitator. ( Lebhafle Zustimmung.) 

Jeder unparteiiſche Gerechte mußte augeſichts 
der würdevoll verlaufenen Demonſtrationen zugeben: 
ja, fie haben recht, die Leute, fie find berechtigte An⸗ 
kläger. 

Meine Herren! Sie verzeihen, wenn ich mich 
jetzt nur auf einen Moment mit einer ſogenannten 
Perſönlichkeit befaſſe. Es iſt ein Herr Fürſt Auers⸗ 
perg, auch fo ein Paradebauer beim 15 K Diner; 
er hat den traurigen Mut gefunden, beim gefüllten 
Pokal am 12. November zu ſagen: Ihre Zuſammen⸗ 
kunft bedeute mehr als Aufzüge, die man in jeder 
größeren Stadt bei ſchönem Wetter billig haben kann. 
Die Herren geben ſich einem verhängnisvollen Irrtum 
hin, wenn ſie dieſe ernſten Demonſtrationen, wenn ſie 
dieſe Hungerpromenaden mit ſcherzhaften Luſtwand⸗ 
lungen verwechſeln. 

Hat Seine Durchlaucht die Gnade gehabt, 
geſtern abends mit ſeinem Automobil über den Rat⸗ 
hausplatz zu fahren, da konnte er fehen, wie Tauſende 
bei furchtbarem Wetter, mit ungenügender Kleidung 
angetan, ohne Winterrock, hierher geeilt ſind, um im 
Zentrum des Reiches ihr Elend zu zeigen, um zu pro⸗ 
teſtieren gegen die Verſchärfung des Elends, und er 
hätte hören können, wie ſie, zitternd vor Kälte und 
zitternd vor Wut, das vernichtende Urteil ſprachen 
über den Herrn, Fürſten e und ſeines⸗ 
gleichen! (Lebhafter Beifall.) 

Die Frage wäre gewiß ſehr leicht zu beant⸗ 
worten, wer für den Staat wertvoller iſt, die Tau⸗ 
ende, die demonſtrieren und Werte ſchaffen, oder die 
Herren Reichsritter, Grafen, Fürſten, die auf Grund | f 
recht zweifelhafter Verdienſte ihrer Ahnen über die 
arbeitenden Schichten zu höhnen wagen. 

Und nun, meine Herren, wer iſt jo ungerecht, da 
nicht auch unſerer hohen Regierung zu gedenken. 
(Zahlreiche Zwischenrufe.) Ich glaube, es wird uns 
noch bei etwas längerer Lebensdaner beſchieden ſein, 
einmal ein anderes Miniſterium als das Miniſterium 


Bienerth hier zu ſehen, und man wird über dieſes 
Miniſterium folgende Grabſchrift ſchreiben: „Es war 
konſequent paſſiv, was Tätigkeit und Erfolge an⸗ 
belangt.“ 

Der Chef gleicht dem Obmanne eines nicht⸗ 
politiſchen Vereines, der pflichtgemäß alles entrüſtet 
zurückweiſt, was nach irgendeiner politiſchen Stellung⸗ 
nahme gedeutet werden könnte, damit durch feine 
Tätigkeit nicht die Auflöſung des Vereines herbei⸗ 
geführt wird. So Herr v. Bienerth, der auch alles 
weit von ſich weiſt, um ja nicht irgendeine Stellung 
einnehmen zu müſſen, weil ſonſt die Auflöſung dieſes 
nichtpolitiſchen Vereines, dieſes Klubs erfolgen könnte. 
Dieſes Miniſterium beſitzt einen freiheitlichen Unter⸗ 
richtsminiſter, der in dem Konkordat das Ziel ſeiner 
Träume erblickt (Zwischenrufe), dieſes Miniſterium 
beſitzt einen Handelsminiſter, der eigentlich doch in 
einem gewiſſen Gegenſatze zum Ackerbauminiſter ſtehen 
ſollte, eiuen Handelsminiſter, den eine in ihrer über⸗ 
wiegenden Mehrheit agrariſche Partei geſtellt hat, 
und ein ſolches Miniſterium ohne Individnalität, 
ohne irgendwelche Aktiousluſt, hat eine jo werbeude, 
zwingende Kraft, daß ſelbſt die Herren um Wolf ent- 
ſchloſſen ſind, ihren letzten Blutstropfen für Bie⸗ 
nerth zu verſpritzen (Heiterkeit), weil fie endlich 
darauf gekommen ſind, daß ſie Realpolitiker werden 
wollen. Nur ein bißchen paßt Herr Weiskirchner 
nicht in dieſes Miniſterium. Dieſem Herrn iſt manch⸗ 
mal die Paſſivität etwas unbequem; er iſt ſonſt ein 
geſchäftiger Mann und manchmal ſtreift er dieſe 
Paſſivität ab und verſchlechtert die Handels- 
verträge. Ich erinnere an die Augelegenheit, als 
Herr Weiskirchner gegen Seitz auftrat, wo er 
den Import von landwirtſchaftlichen Produkten aus 
Serbien geregelt wiſſen wollte. Der penſionierte 
Magiſtratsdirektor einer Millionenſtadt unterſtreicht 
heute als Handelsminiſter die Meinung, daß in den 
Handelsverträgen das Minimum der Fleiſch⸗ und 
Vieheinfuhr das Maximum darſtellt. Es kann niemand 
etwas einwenden, wenn mehr eingeführt wird als in 
den Handelsverträgen feſtgelegt wird. Man könnte 
mindeſtens Schweine, wenn ſchon nicht Rinder, aus 
Rußland einführen, wie dies vielfach in Preußen 
geſchieht. Und würde nicht auch die Land wirtſchaft 
Vorteil daraus ziehen können, wenn man recht viel 
Jungvieh einführen und die Landwirtſchaft in den 
Stand ſetzen würde, dieſes Vieh aufzuziehen und einen 
Gewinn davon einzuziehen? Aber im Barbaraftifte, 
dem Hauſe des Agrariers, darf man davon nicht 
ſprechen. Wie beredt pries Herr Weiskirchner die 
glanzvolle Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus dem 
braven und geſunden Rumänien und heute entdeckt 
man, daß Rumänien vollſtändig verſagt (Abgeordneter 
Winaraky: Das war ein Bluff.) Nein, die Sache 
ſteht anders. Wir dürfen theoretiſch Vieh aus Rumänien 
einführen und dafür haben die Agrarier praktiſch 
54 Millionen bekommen, damit ſie die Viehver⸗ 
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wertungszentrale einrichten können. Seit dem 20. März 

1910 beſteht angeblich dieſe Inſtitntion, aber gehört 
haben wir bisher nichts, was ſie geleiſtet hat. Wann 
ſoll die Viehverwertungszentrale in Wirkſamkeit treten, 
wenn nicht jetzt? (Zwischenrufe) Es wurde früher 
bon meinem Freunde Forſtner eine Sache erwähnt, 
die ich nicht unbeſprochen laſſen will. Als die Fleiſch⸗ 
preiſe beängſtigend ſtiegen, als insbeſondere die Stadt⸗ 
bewohner deutlich ihrer Empörung Anedruck gaben, in 
einer Zeit, wo — ich will nicht boshaft ſein — der 
Bürgermeiſter Neumayer und der Handels miniſter 
Weiskirchner anf Erholungsreiſen ſtudierten oder 
ſich anf Studienreiſen erholten — ich weiß nicht wie 
die Sache war — da hatten die Wiener Stadtver⸗ 
walter, die bei Liebesmählern immer konſtatieren, daß 
ſie eigentlich mit den Agrariern. die gleichen Intereſſen 
haben, da hatten dieſe Stadthäupter in Vertretung, 
Porzer, Hierhammer, Hoß, das gewiſſe Gefühl des 
Wieners, jetzt muß etwas geſchehen und ſie ſetzten ein 
ſchneidiges Telegramm an Seine Exzellenz den Herrn 
Handelsminiſter ernennen auf: Herein mit dem 
argentiniſchen Fleiſch! Herr Weiskirchner war ge⸗ 
rade bei Kräften, er war in guter, geſunder Gebirgs⸗ 
luft und tatenluſtig wie noch nie, antwortete er, über⸗ 
trumpfte dabei die ihm bekannten Herren und ſchickte 
zwei Telegramme, eines an die Bürgermeiſter und 
ı an die Sektionschefs: die Sektiouschefs find mit 
den Vorarbeiten für dieſe Angelegenheiten, betraut. 
Aber ſchon hat ſich Herr Weiskirchner übernommen. 
Herr Stöckler, Herr Schraffl, Herr Hagenhofer 
telegraphieren an Weiskirchner: Wir proteſtieren 
gegen jede Aktion! Sie wollten nicht einmal, daß 
papierenes, daher wenig nahrhaftes Fleiſch auf tele⸗ 
graphiſchem Wege eingeführt werde. Und alle dieſe 
anf „Telegrammfuß“ ſtehenden Herren ſind politiſche 
Bettgenoſſen, entſchloſſene Kämpfer für dieſelben hohen 
Ideen! Weiskirchner kommt jetzt in die Rolle nuferes 
lieben Herrgotts, er verhält ſich neutral, er will dem 
einen und dem anderen nicht unrecht tun. Mir zerreißt 
es das Herz, aber ich kann nicht anders; das beſte iſt, 
ich bleibe neutral. 

Vollkommen gelang der Plan doch nicht. Nach⸗ 
dem man uns für das viehreiche Serbien das fleiſch⸗ 
arme Rumänien unterſchob, nachdem der Wahnſinn der 
Grenzſperre angeſichts der großen Fleiſchnot provo⸗ 
zierend wirkte, mußte man der Forderung nach Ein⸗ 
führung argentiniſchen Fleiſches doch mit etwas mehr 
Ernſt nähertreten. Die Forderung, welche von den 
Sozialdemokraten erhoben wurde, iſt unſerer Meinung 
nach ſachlich vollſtändig einwandfrei. Das argen- 
tiniſche Fleiſch iſt billig, iſt gut, Umſtände, die auf den 
Viehreichtum und die Viehpflege in Argentinien 
zurückzuführen ſind. Es liegt mir eine internationale 
Viehſtatiſtik vor, die anläßlich der Zentenarfeier in 
Buenos Aires verfaßt wurde. Ich will die Herren 
nicht lange mit Biffern aufhalten, aber einige wert⸗ 
volle Zahlen möchte ich doch anführen. Oſterreich⸗ 


Ungarn mit 47 Millionen Einwohnern verfügt über 
einen Rinderſtand von 17˙5. Millionen, Schafe 
14 Millionen; es kommen auf den Kopf der Bevöl⸗ 
kerung 120 Kilogramm Fleiſch; Rußland mit 
132 Millionen Einwohnern, 47˙8 Millionen Rinder, 
83 Millionen Schafe; es kommen auf den Kopf der 
Bevölkerung 127 Kilogramm Fleiſch; Vereinigte 
Staaten mit#8 Millionen Einwohnern, 72˙5 Millionen 
Rinder, 53˙5 Millionen Schafe; es kommen auf den 
Kopf der Bevölkerung nicht mehr 120 Kilogramm wie 
in Oſterreich ſondern 263 Kilogramm Fleiſch; Argen⸗ 
tinien mit 6˙8 Millionen Einwohnern 30 Millionen 
Rinder, 68 Millionen Schafe; es kommen auf den 
Kopf der Bevölkerung nicht 120 Kilogramm wie in 
Osterreich, fondern 1624 Kilogramm Fleiſch. (Hort! 
Hört!) Das zeigt die überragende Stellung Argen⸗ 
tiniens als Vieh produzierender Staat. Das iſt die 
erſte Vorbedingung, die wir erfüllt ſehen müſſen, um 
ünſere Forderung als fachlich einwandfrei zu 
bezeichnen. N A 

Ich will ganz kurz eine Reſolution verleſen, 
welche der Internationale Kältekongreß im Oktober 
1910 in Wien beſchloſſen hat (liest): 

„Gefrorenes und gekühltes Fleiſch bilden Nähr⸗ 
produkte, deren Wert gleich iſt dem friſchen Fleiſch, 
überall da, wo die Kälte bei geſundem Fleiſch und 
bei den wünſchenswerten Verbeſſerungen angewendet 
wird.“ 


Das iſt die zweite Vorbedingung. 

Und ſchließlich habe ich jetzt noch einen Krou⸗ 
zeugen für mich, den geſchätzten Herrn Landesausſchuß 
Bielohlawek, der am 5. Februar 1904 erklärte 


(liest): 


„Wenn man die Einfuhr des argentinischen 
Fleiſches nicht erlaubt, ſo geſchehe das nur im Intereſſe 
der jüdiſch⸗ungariſchen Viehzüchter“ (Hört! Hörı!) 

Wir find bei Herru Bielohlawek nicht fu treff⸗ 
lich akkreditiert wie Herr Weiskirchner, wir dürfen 
uns keine Sprünge erlauben wie Herr Weiskirchner, 
der augenſcheinlich mit den jüdiſch⸗ungariſchen Vieh⸗ 
züchtern nunmehr in ein ziemlich enges Verhältnis 
getreten iſt. (Heiterkeit und Zwischenrufe) Am 
27. Februar 1904 ſchrieb die „Chriſtlichſoziale 
Arbeiterzeitung“ — es gibt auch eine chriſtlichſoziale 
Arbeiterzeitung — (nest): 

„Die Verhinderung der Einfuhr pon Vieh und 
Fleiſch iſt gleichbedeutend mit dem Vorhaben, die Bes 
völkerung auszuplündern und auszuwuchern.“ 


Trotzdem hat im Jahre 1907 der ſogenannte 
„Arbeitervertreter“ Kunſchak an dieſer Ausplünde ; 
rung und Auswucherung ruhig teilgenommen. 


Gewiß wäre es auch uns Sozialdemokraten viel 
ſympathiſcher, wenn das Geld, das wir nach Argen ⸗ 
tinien ſchicken müſſen, für die heimiſche Landwirtſchaft 


Sans der Abgeordneten. — 66. Sitzung der XX. Seſſion am 24. November 1910. 


3889 


verwendet werden könnte. Aber folauge können wir 
jetzt nicht warten, bis die Bevölkerung auf Grund 
irgendeiner laudwirtſchaftlichen Hilfsaktion genug 
Fleiſch bekommt. Wir befinden uns jetzt in einer 
Zwangslage und es iſt unbedingt notwendig, daß 
raſch Hilfe geſchaffen werde.. 

Das argentiniſche Fleiſch ſoll auch als Preis- 
regulator dienen. Wenn es ſeinerzeit möglich war, daß 
eine Hungersnot infolge von Mißernte eintreten koünke, 
fo. ift das hente ein Anachronismus. Heute, im Zeit⸗ 
alter der Technik, gibt es keine Hungersnot infolge 
von Mißernten. Der lechniſche Fortſchritt darf nicht 
ausſchließlich auf das Kriegshandwerk angewendet 
werden. Wir hören, daß in England im Jahre 1901 
38 Millionen Kilogramm Fleiſch eingeführt wurden, 
im Jahre 1905 129 Millionen Kilogramm. Aller- 
dings koſtet in England ein Kilogramm Rindfleiſch 


85 Heller. Es gibt keinen ſachlichen Einwand gegen 


die freie unbeſchränkte Einfuhr argentiniſchen Fleiſches. 

Diefe Forderung wird heute von Fachleuten 
geſtellt und gewiß auch von der großen Mehrheit des 
Volkes. Allerdings ſoll dieſe Einfuhr nun vom 
Handelsminiſter nicht ſo erlanbt werden, wie ſie 
gewünſcht wird. Es wird hier ein unerhörtes Spiel 
getrieben. Plötzlich erinnert man ſich, daß man noch 
eine Möglichkeit hat, auszukneifen. Es erklärt Herr 
Weiskirchner und die Regierung Bienerth, man 
müſſe die Zuſtimmung Ungarns für die Einfuhr 
argentiniſchen Fleiſches haben. Er könnte ſich nur 
auf die zwiſchen beiden Regierungen vereinbarten 
Durchführungsbeſtimmungen zu den Ausgleichs⸗ 
geſetzen berufen. 


Was geheim geſchehen iſt, wiſſen wir nicht und 
es exiſtiert nicht für uns. Wir wiſſen, daß folgende 
Durchführungsbeſtimmungen beſtehen (lest): 

„Hinſichtlich der Einfuhr und Durchfuhr von 
Tieren, Fleiſch und tieriſchen Rohſtoffen aus Staaten, 
aus welchen die Ein- und Durchfuhr ſolcher Arlikel 

mit veterinärpolizeilichen Gefahren verbunden iſt, 
wird gleichartig vorgegangen werden.“ 


Wenn bie Regierung uns fonft nichts zuzumuten 
geneigt iſt, das eine wird ſie uns zubilligen, leſen 
haben wir ja doch gelernt! Hier erweitert Weis⸗ 
kirchner dem Machtbereich Ungarns willkürlich. Man 
bittet nicht um Erlaubnis, wo man ohnedies nur ſo 
wenig Gelegenheit hat, frei handeln zu können. 
Weiskirchner, der teſtamentariſch zum Haß gegen 
Ungarn verpflichtet iſt, gibt alles preis, was er in 
feiner Sturm- und Draugperiode für gut und recht 
gehalten hat. Man kann den Verdacht nicht abweiſen, 
daß Weiskirchner und Bienerth erwartet haben, 
daß Ungarn Einſprache erheben wird, um auf dieſe 
Art die großen Profite der Viehzüchter zu ſichern. 

Das edle Spiel wurde zerſtört, leider nur teil⸗ 
weiſe. Die, Regierung erklärt, ſie geſtattet die 
kontingentierte Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches. 


Dagegen erheben wir den ſchärfſten Proteſt. (Zu- 
stönmung.) Darüber wird niemand getäuſcht werden, 
daß durch die kontingentierte Einfuhr die ganze Aktion 
diskreditiert und wirkungslos gemacht werden ſoll. 
(Lebhofte Zustimmung.) Wenn man in Oſterreich 
Schuhe einführen kann, ſo viel man will, dann kann 
man auch Fleiſch einführen fo viel mau will. (Zu- 
vtimmung.) 

Es iſt ganz unbegreiflich, daß daun, wenn man 
die Einfuhr des Fleiſches kontingentiert, ſich niemand 
finden wird, der große Inveſtitionen machen wird. 
(Eustimmung.) Wer ſoll denn die Schiffe mit den 
Kühlvorrichtungen bauen? Wer ſoll in Trieſt die Kühl⸗ 
anlagen errichten? Wer ſoll die Eiſenbahnkühl⸗ 
waggons rollen laſſen? 

Es iſt kein Zweifel, daß hier böſer Wille herrſcht 
und daß hier eine ſeltene Hinterliſt angewendet wird. 
Für! die Herren in der Regierung Bienerth exiſtiert 
nicht die enorme Teuerung, es exiſtiert für ſie nicht 


die himmelſchreiende Not, es exiſtiert nur das eine 


Problem: Wie man die Konſumenten hinhalten und 
täuſchen kann. (Zustömneung.) Das Kontingent reicht 
ja gar nicht für Wien aus. Von einer Preisregulierung 
iſt gar keine Rede. Man kann doch uicht das argen 
tiniſche Fleiſch als eine gefährliche Arznei betrachten, 
die man unr kaffelöffel⸗ oder dekaweiſe nehmen darf. 

Ich muß hier aber auch im Namen der Städte 
außerhalb Wiens, die wir vertreten, erklären, daß wir 
auch für die Städte und Gegenden außerhalb Wiens 
hier das Recht vertreten, daß ihnen argentiniſches 
Fleiſch in vollſtem Ausmaße zugeführt wird. (Leh- 


'hafter Beifall.) Es iſt Aufgabe der Regierung und 


keine Gnade der Regierung, dies zu ermöglichen, denn 
wenn man es wagt, die Fleiſcheinfuhr zu kontingen⸗ 
tieren, ſo iſt die Frage berechtigt, warum man gerade 
die Fleiſcheinfuhr kontingentiert und nicht auch den 
Bau der Dreadnoughts und die Anſchaffung von 
Maſchinengewehren? Der Herr Handelsminiſter weiß 
doch, daß ohnedies ſchon eine natürliche unnatürliche 
Kontingentierung der Fleiſcheinfuhr beſteht. Wir haben 
doch einen unerhört hohen Zoll von 30 K pro Zentner 
Fleisch. Iſt das nicht genng Kontingentierung? Iſt 
das nicht genug Einſchnürung? Haben da die Herren 
Agrarier noch nicht genug? (Abgeordneter Muchitzch: 
Aber dieser Zoll muß verschwinden!) Vor der Hand 
können wir den Kampfruf, daß dieſer Zoll momentan 
verſchwindet, nicht ausſtoßen, weil man uns ſofort 
ſagen wird: Ja, wir ſind durch Verträge gebunden! 
Aber aus allen Demonſtrationen, aus allen Verſamm⸗ 
lungen, aus allen Zeitungsſtimmen, die über die 
Stimmung der Bevölkerung orientiert ſind, tönt uns 
eines kategoriſch entgegen: Genug und übergenug der 
Worte, der Vertröſtungen! Genug der Communiqueés, 
der Konferenzen, der Kostproben, der Studienkom⸗ 


niiſſionen, der Telegramme und der. Debatten! Gibt 


es ein Mittel, dem Elende eutgegenzutreten — und 
es gibt ein ſolches Mittel —, dann darf nicht 
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gezaudert werden, es fofort im vollen Umfange anzu⸗ 


wenden. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) Die 
Bevölkerung verlangt von dieſem Haufe einen wirklich 
erlöſenden Beſchluß. Dem Teuerungsansſchuſſe liegen 
konkrete Anträge vor; nun ſoll man endlich Ernſt 
machen! 

Die Bevölkerung würde es nicht begreifen, wenn 
der Finanzminiſter ſich plötzlich wehrt, jährlich 6 Mil- 
lionen Kronen für die nächſten zehn Jahre zur 
Förderung des Baues billiger Kleinwohnungen zu 
geben, derſelbe Finanzminiſter, der ruhig den Bau 
einer Reihe von Kriegsſchiffen vertritt, die unſerer 
Meinung nach nicht ein Zehntel ſo wertvoll ſind. 
(Zwischenrufe.) Die Bevölkerung iſt empört, wenn 
ihre Vertreter ſo weich ſind, wenn die Regierung un⸗ 
erhörte Steuerforderungen erhebt und ſo hart, wenn 
das Volk etwas fordert. Unſer Programm: Weg mit 
den Zöllen! Auf die Grenzen! werden wir im Laufe 
der Zeit durchzuſetzen verſuchen, an uns wird es nicht 
fehlen und wir ſind der weiteſtgehenden Unterſtützung 
großer Bevölkerungskreiſe ſicher. (Beifall und Zwischen- 
rufe.) Sofort aber iſt notwendig, die unbegrenzte 
Einfuhr argentiniſchen Fleiſches ſolange zu geſtatten, 
bis die heimiſche Landwirtſchaft imſtande iſt, die Be⸗ 
völkerung in genügender Weiſe mit Fleiſch zu ver⸗ 
forgen. (Lebhafte Zustimmung und Zwischenrufe.) 

Wir wenden uns nicht an die Agrarier, wir 
wiſſen, daß wir nicht verlangen können, daß ſie das 
Wohl von 10.000 Großgrundbeſitzern hinter das 
Wohl der Millionen, die durch Unterernährung zu⸗ 
ſammenzubrechen drohen, ftellen. Aber wir wenden 
uns heute in der feierlichſten Weiſe an die Städte⸗ 
vertreter aller Parteien dieſes Hanſes. Es liegt aus- 
ſchließlich in ihrer Macht, ob das argentiniſche Fleiſch 
in unbeſchränktem Maße eingeführt wird oder nicht. 
(Lebhafter Beifall und Hündeklatschen.) Die Herren 
Städtevertreter haben die Verpflichtung, dem Herrn 
v. Bienerth zu erkären: Bei aller heißen Liebe für 
Ihre werte Perſönlichkeit und Ihr ſympathiſches 
Kabinett hat die von uns vertretene Wählerſchaft 
ſozuſagen auch eine Lebensberechtigung. Die ſtädtiſche 
Wählerſchaft wird es nicht begreifen, daß ſtädtiſche 
Abgeordnete es wohl übers Herz bringen, der Be⸗ 
völkerung billiges Fleiſch, nicht aber dem Bienerth 
das Budgetproviſorium zu verweigern, (Sehr gut!) 

Es wurde von ſeiten der Radikalnationalen das 
Wort „Realpolitik“ in den Kampf hereingeſchleudert. Ge⸗ 
wiß, Realpolitik wollen wir auch, aber nicht eine 
ſolche, die ſich in Liebedienerei zu Herrn v. Bienerth 
erſchöpft, Realpolitik muß reale Erfolge der parla⸗ 
mentariſchen Wirkſamkeit, nicht für einzelne Perſonen, 
ſondern für die Geſamtheit erzielen. (Lebhafter Vei- 
fall und Händcklatschen.) 

Wir dürfen uns darüber nicht hinwegſetzen, daß 
„in dieſem Augenblick das Anſehen des Parlamentes 

auf dem Spiele ſteht. (So ist es!) Alles blickt hierher 

und es wäre höchſt verhängnisvoll, wenn die Er⸗ 
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wartungen, die man auf dieſes Parlament ſetzt, ge⸗ 
täuſcht würden: (Beifall und Zwischenrufe.) Wir dürfen 
uns nicht von den Stürmen abſchließen, die draußen 
wüten, ſondern wir müſſen hier trachten, dem Volke 
wenigſtens mit der unbeſchränkten Einführung des 
argentiniſchen Fleiſches entgegenzukommen. 

Noch eines ſei hier erwähnt! Es iſt nicht nur 
das Heer der Arbeiter, die drohend fordern, ſondern 
Hunderttauſende von Beamten, Lehrern, Kleingewerbe⸗ 
treibenden, Dienern, alle fix Beſoldeten werden zn- 
ſammengeſchweißt durch die Not des Tages. Will 
man die Quelle der Teuerung wirklich nur dort zu⸗ 
geben, wo es ſich um die Erhöhrng der Offiziers⸗ 
gehalte oder um die Erhöhung der Zivilliſte 
gedreht hat? 

Meine Herren! Eine große Verantwortung 
laſtet auf allen Parteien, eine größere Verantwortung 
laſtet insbeſondere auf den Städtevertretern! Es wird, 
und mit Recht, ſtrenge Rechenſchaft von der Bevölke⸗ 
rung gefordert werden. Wir Sozialdemokraten werden 
dem Urteile in aller Ruhe entgegenſehen können. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen. — Lehhafte 
Zwischenrufe.) 


Präſident: Zum Worte gelangt nun der Herr 
Abgeordnete Dr. Horskh. Ich erteile ihm das Wort. 
(Zahlreiche Ewischenrufe und Lärm.) Ich bitte um 
Ruhe, meine Herren! Der Herr Abgeorduete Dr. 
Horskh hat das Wort. (Andaueruder Lärm. — 
Zwischenrufe des Abgeordneten Höger.) Aber Herr 
Abgeordneter Höger, Sie ſtören fortwährend die 
Verhandlung. Ich muß Sie zur Ordnung rufen! 
( Neuerliclie Zwischenrufe und Unterbrechungen.) Ich 
bitte um Ruhe, meine Herren, der Herr Abgeordnete 
Dr. Horsky iſt am Wort. ö 


Abgeordneter Dr. Horski (beginnt seine Itede 
in böhmischer Sprache und setzt fort): Wie gewöhn⸗ 
lich habe ich auch meine Heutige Rede mit dem 
Proteſte ... (An dauernde große Unruhe.) 


Präſtdent: Ich bitte, meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Horsky iſt am Worte und ich muß Sie 
um Ruhe bitten. (Andauernde Zwischenrufe.) Aber 


Protokoll aufgenounnen werden. 


Dieſes Unrecht iſt umſo markanter, wenn man 
ſich in Erinnerung bringt, daß die böhmiſchen Abge⸗ 
ordneten nicht willig, ſondern nur durch verſchiedene 
Umſtände gezwungen in den Reichsrat eingetreten 
find, und wenn wir ſehen, daß unſere Mutterſprache 
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hier der deutſchen gegenüber auch ſonſt als eine 
minderwertige erachtet wird. 

Es wird zwar in den Staatsgrundgeſezen von 
der Gleichberechtigung aller Nationen gesprochen, aber 
was nützt uns dieſe theoretiſche Gleichberechtigung, 
wenn dieſelbe nicht praktiſch durchgeführt wird? 

In der letzten Seſſion der Delegationen war es 
der Herr Abgeordnete Dr. Lecher, welcher ſagte, daß 
den Deutſchen in Oſterreich die führende Rolle be⸗ 
ſtimmt iſt. Ja, meine Herren, dieſe führende Rolle 
wird aber als deutſche Hegemonie aufgefaßt. Nun hat 
der große Sozialpolitiker Vogelſang ſchon im Februar 
1885 einen Artikel im „Vaterland“ veröffentlicht 
unter dem Titel: „über die Deutſchen in Oſterreich und 
die führende Rolle derſelben“, welcher Artikel eine 
Polemik gegen Dr. Steinwender enthielt. Vogel⸗ 
ſang ſchrieb da unter anderem (liest): „Als aber die 
Deutſchen ſich den Schlummerliedern des Abſolutis⸗ 
mus hingaben und andere beherrſchen wollten, da er- 
loſch ihr Recht zur Hegemonie.“ 

Die Deutſchen aber, als beati possidentes, 
haben ſich dieſe Hegemonie ſo angewöhnt, daß ſie 
ihnen — um mit Goethe zu ſagen — ſchon zur 
ſüßen Gewohnheit des Daſeins geworden iſt 
(Unruhe) 


Präſident: Ich bitte, meine Herren, etwas 
Ruhe zu halten und doch auf den Redner Rückſicht zu 
nehmen. 


Abgeordneter Horskh (fortfahrend): .. und daß 
ſie es als Unrecht anſehen, wenn wir dasſelbe Recht, 
welches für ſie gilt, auch als für uns geltend ver⸗ 
langen. f 

Und darum werden wir und müſſen wir das 
uns zugefügte Unrecht immer wieder und wieder 
brandmarken, denn die Zeiten ſind ſchon ein für alle⸗ 
mal vorüber, wo man nach dem Rezepte des be⸗ 
rüchtigten Beuſt die Hegemonie der Deutſchen auf- 
rechthalten, die Slawen aber an die Wand drücken 
wollte. Tempi passati! 

Nach dieſem unwillkürlichen, aber ſehr nötigen 
Extempore kehre ich zur Sache zurück; die eben. in 
Verhandlung ſteht. Es iſt die Geſetzesvorlage über 
die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds. 

Dieſe Frage iſt wirklich akut und wir ſind dem 
Herrn Dr. Groß ſehr verbunden, daß er die Ini⸗ 
tiative zu dieſem Geſetze gegeben hat. Wir begrüßen 
dieſen Antrag und wir wünſchen ihm in dieſem hohen 
Hanſe, trotzdem die Regierung mit ihm nicht völlig 
übereinſtimmt, eine ebenſolche freundliche und ein⸗ 
ſtimmige Annahme, wie fie ihm im Teuerungsaus⸗ 
ſchuſſe zuteil geworden iſt. 

„Alle Politiker“ — ſagte man auf dem Kon⸗ 
greſſe für Wohnungsreform in Düſſeldorf 1902 — 
„find davon überzeugt, daß die. Wohnungsfrage die 
wichtigſte ſoziale Frage iſt und daß von ihrer Löſung 
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Geſundheit, Kraft und Moralität des Volkes ab- 
hängig iſt. 

Daher iſt es umſonſt, das geiſtige und leibliche 
Wohl des Volkes heben zu wollen, es nützt nichts 
gegen den Alkoholismus ins Feld zu ziehen, wenn 
nicht vorher die Wohnungsfrage gut und womöglich 
gründlich gelöſt werden wird. Ohne die Löſung der 
Wohnungsfrage iſt die Löſung der weiteren ſozialen 
Fragen nur eine Syſiphusarbeit. 

Es iſt wohl wahr, daß wir ſchon ein Geſetz 
zugunſten der Errichtung von Kleinwohnungen haben, 
es iſt das Geſetz vom 8. Juli 1902. Dieſes Geſetz 
hat ſich aber gar nicht bewährt. Ja, wird man fragen, 
bietet es denn keine Vorteile? O ja, leider aber nur 
einen einzigen Vorteil; dagegen bringt es für die⸗ 
jenigen, welche es in Anwendung bringen wollen, ſehr 
viele Nachteile. Der einzige Vorteil dieſes ſchon be⸗ 
ſtehenden Geſetzes iſt, daß laut dieſem Geſetze die 
Gebäude 24 Jahre ſteuerfrei ſind, aber unter der 
Bedingung, daß auch die betreffenden Landtage der 
einzelnen Länder, wo dasſelbe in Anwendung kommen 
ſoll, auch die Steuerfreiheit von den Landes- und 
Bezirksumlagen beſchließen; bei uns iſt dies im 
Jahre 1902 und im Jahre 1906 geſchehen. Dieſe 
Steuerfreiheit iſt das einzige Bonum, das das 
beſtehende Geſetz darbietet. Iſt es aber wirklich zu 
einem Bonum geworden? N 


Profeſſor Horätek ſagt in feinen: Buche „Bytovä 
otäzka“, daß bloßer Steuernachlaß dem Eigentümer 
ſehr wenig, dem Mieter aber gar nichts nützt, dagegen 
dem Bodenwucherer, denn der Preis des Geländes 
wird dadurch in die Höhe getrieben. Dem Mieter 
aber bringt dieſes Geſetz um keinen Heller weniger 
Zins. Wir ſehen ja das gleiche bei der Erniedrigung 
der Zinsſteuer. Bei uns wurde die Zinsſtener um 
12 ½ Prozent erniedrigt, und hat davon der Mieter 
einen Heller gehabt? Gewiß nicht! Das einzige 
Emolumentum dieſes ſchon beſtehenden Geſetzes iſt 
zur Null herabgeſunken, dafür aber blühen die Nach⸗ 
teile dieſes Geſetzes. 

Nach § 11 darf man. nur 5 Prozent Reingewinn 
davon haben — mehr nicht — was immer von 
zehn zu zehn Jahren kontrolliert wird. Die 88 16 
und 17 ordnen eine ſtrenge amtliche Aufſicht und 
noch ſtrengere Strafen an. Das Geſetz gewährt für 
den Bau von Häuſern gar keine Unterſtützungen und 
gar keine Garantie und ſo iſt es kein Wunder, daß 
dieſes Geſetz ſich nicht bewährt hat und daß, wie in 
dem Ausweis des Herrn Berichterſtatters auf der 
letzten Seite angeführt wird, bloß 498 Häuſer auf 
Grund dieſes Geſetzes gebaut worden find. Weil ſich 
alſo das bisher beſtehende Geſetz als unpraktiſch 
erwieſen hat, ſo iſt ein neues Geſetz vonnöten und in 
dieſem Geſetz muß man — von den begangenen 
Fehlern lernt man — dieſe Fehler zu vermeiden 
ſuchen. 
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Das Ideal der Wohnungsreforn wäre, daß jede 
Familie ihr eigenes Häuschen hätte. Das wurde ſchon 
im alten Teſtament bei den alten Juden praktiziert, 
wo die Heiligkeit des eigenen, in ſich abgeſchloſſenen 
Hausweſens ſehr hoch geſchätzt und ſehr peinlich auch 
praktiziert wurde. 

Ich aache nur darauf aufmerkſam, daß, wenn die 
Juden im Lager waren, die Zelte nicht mit ihren 
Offnungen gegenübergeſtellt werden durften, damit die 
einzelnen Familien nicht in den Haushalt der anderen 
Einſicht hätten. Im Orient iſt es aber auch Sitte, daß 
jede Familie ihr eigenes Zelt oder ihr eigenes Haus 
hat, bei den Engländern iſt das womöglich faſt überall 
der Fall, daß einzelne Familien ihre eigenen Häuſer 
zu haben ſich beſtreben, warum könnte es auf dem 
eur opäiſchen Kontinente nicht geſchehen? Man fagt, 
das iſt ein Ideal und jedes Ideal iſt eine Aſymptote. 
Das weiß man, aber man kann ſich doch dieſem Ideal, 
dieſer Aſymptote womöglich nahen. 

Nun entſtehen hier drei Fragen: 1. Iſt es not⸗ 
wendig, ein neues Geſetz zu ſchaffen? 2. Iſt es 
möglich, dieſe Vorlage zum Geſetz zu erheben? und 
3. wie kann man das, was dieſe Geſetzesvorlage ent⸗ 
hält, verwirklichen? 

Was die erſte Frage anbelangt, ſo weiſe ich dies⸗ 
bezüglich auf das Mittelalter hin, wo aus ſtrategiſchen 
Gründen nur gedrängte Bauten aufgeführt wurden. 
Trotzdem aber herrſchte im Mittelalter keine Wohnungs⸗ 
not in dem Sinne, wie es heute der Fall iſt. Voigt 
erzählt, daß zum Beiſpiel in Berlin im XVIII. Jahr⸗ 
hundert die Hälfte der Familien eigene Häuſer hatten, 
anfangs des XIX. Jahrhunderts nur ein Viertel, im 
Jahre 1900 hatten von 370.000 Familien nur 
15.000 ihre eigenen Häuſer und jetzt können ſich von 
1000 Familien nur 30 mit eigenen Häuſern aus⸗ 
weiſen. Sie ſehen, meine Herren, daß die Zahl fort⸗ 
während ſinkt. 

Auch bei den gedrängten Bauten in den mittel⸗ 
alterlichen befeſtigten Städten war Platz genng für 
alle Bewohner. Auch die Handwerker hatten dort 
Platz genug und es gibt noch Städte, in denen 
Gaſſen mit Namen von der alten Zeit beſtehen, als 
ſie von einzelnen Handwerkern bewohnt wurden. Bei 
uns in Prag zum Beiſpiel haben wir bis heute noch 
die Namen „Tiſchlergaſſe“, wo früher die Tiſchler 
gewohnt und gearbeitet haben, „Webergaſſe“, Tuch⸗ 
machergaſſe“, „Gerbergaſſe“, „Gürtlergaſſe“ uſw. 
Heute aber find die Handwerker entweder von den 
Fabriken wieder konkurrenziert oder aus der Stadt in 
die Vorſtadt hinausgedrängt. Jetzt will man die 
Handwerker nicht einmal in die modernen Zins häuſer 
aufnehmen! Man ſagt, die einen machen großen Lärm, 
die anderen verurſachen, wenn fie ihr Handwerk aus⸗ 
üben, üblen Geruch uſw. Wenn man noch bedenkt, 
wie enorm der Zins für die Handwerker iſt und wenn 
man damit die jetzige Miſere der Handwerker ver⸗ 
gleicht, ſo erkennt man, daß es unmöglich iſt, daß in 


den jetzigen modernen Häuſern Handwerker wohnen 
können. 

Man muß ja, was Wohnungs⸗ und Belriebs⸗ 
ſtätte anbelangt, für unſere Handwerker das möglichſte 
wachen. 

Man baut heute. Jawohl! Man baut viel, man 

bant elegant, man baut modern und doch gibt es 
Wohnungsnot, doch gibt es Wohnüngselend. Es gibt 
Wohnungsnot. Der Fachmann Dr. Mangold erklärt 
in ſeinem Buche, betitelt „Beiſätze zur Wohnungs⸗ 
politik“, die Gründe dieſer Wohnungsnot folgender⸗ 
maßen: 

»Erſtens, ſagt er, vermehren ſich die Menſchen 
und die vorhandenen Wohnungen reichen nicht mehr 
hin. Bweitens fagt er: Es wird Aſſanierung getrieben, 
ältere Häuſer werden niedergeriſſen und neue gebaut, 
aber in dieſer: neuen Häuſern gibt es faſt gar keine 
Kleinwohnun zen. Als dritte Urſache gibt er die Land⸗ 
flucht und dic Überbevölterung der Städte an. So gab 
es zum Beiſpiel hier in Wien im Jahre 1801 
231.000 und im Jahre 1900 1.363.000 Einwohner, 
wovon, nebenbei geſagt, die Böhmen nicht ein Zehntel, 
ſondern wenigſtens ein Fünftel ausmachen. 

Sehen wir, wie zum Beiſpiel in Amerika die 
Städte gewachſen ſind. Chicago zählte im Jahre 1830 
nur 50 Bewohner, im Jahre 1894 aber 1, 500.000. 
Auch bei uns ſieht man bei vielen Städten dasſelbe, 
zum Beiſpiel in Kladno, in Mähriſch⸗Oſtrau und in 
Pilſen. Die Prager Verhältniſſe ſind Ihnen, meine 
Herren, ja bekannt. 

Als vierte Urſache gibt Dr. Mangold die enorme 
und raſche (Entwicklung der Induſtrie an. Der be- 
rühmte Sozialpolitiker Roſt ſagt darüber: „Der 
wirtſchaftliche Liberalismus trägt hier ſein gewürfeltes 
Maß von Schuld. Mit ſeinem falſchen Prinzip vom 
freien Spiel der freien Kräfte hat der die Geiſter 
beherrſchende Liberalismus keine erſprießliche 
Wohnungs- und Bodengeſetzgebung aufkommen 
laſſen.“ ö 

Darum verlangt Dr. Roſt die Verlegung der 
Induſtrie auf das Land. 

Dieſe vier hier angeführten Urſachen bringen 

die Wohnungsnot mit ſich. In den Städten iſt alles 
überfüllt. 
In Prag zum Beiſpiel gibt es nur 2 Prozent, 
in Wien 1 Prozent und in Pilſen ſogar nur / Pro- 
zent unvermictete Wohnungen. Die Wohnungsnot hat 
die Wohnungsüberfüllung zur Folge. 

In Berlin zum Beiſpiel wohnen 40 Prozent 
der Familien in einem Zimmer. 


Wie ſieht es dort aus meine Herren! Dr. Roſt 
ſagt (liest): 

„Man ißt, trinkt, ſchläft und ſtirbt in einem 
Raume, in welchem ſich auch die Kinder tummeln 
ſollen und in welchem man Beſuche empfängt. Werner 
Sombart hat dieſe Verhältniſſe in ſeinem „Proletariat“ 
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in grellen Farben gezeichnet. Wo bleibt da das traute 
Heim, in welchem Eltern und Kinder das chriſtliche 
Familienleben pflegen ſollen? Die Wohnung ſoll der 
Schutz des Eigentums, der Ruhepunkt in der Haſt des 
Daſeins, der Quell häuslicher Freude, familiären 
Friedens, die Stätte des inneren Lebens ſein. Sie 
ſoll der Ort ſein, wo der raſtlos tätige Menſch des 
XX. Jahrhunderts ſich vom Wuſt des Alllags erheben, 
wo er beten, ſingen, ſpielen, vergnügt plaudern und 
frötlic fein kann, wo das Wort gilt: „Hier bin ich 
Menſch, hier darf ich ſein!“ 

So werden die Verhältniſſe in Berlin geſchildert. 
Wie iſt es in Prag! Ich werde etwas aus meinen Er- 
fahrungen erzählen. Als ich noch Student war und 
das Gymnaſium beſuchte, wohnte ich in dem ſo⸗ 
genannten Judenviertel in Prag. Nebenbei geſagt, 
wohnten damals im Indenviertel nicht mehr die 
Inden, ſondern die Chriſten, denn die Juden haben 
die beften Häuſer am Graben okkupieit, fie find aus 
der ſogenannten alten Judenſtadt ſchon längſt heraus⸗ 
gegangen, dort alſo wohnte ich bei einer fünfköpſigen 
Familie mit drei Studenten in einem einzigen Zimmer 
und dafür mußte ich damals, ſchon vor 40 Jahren, 
120 fl. jährlich Zins zahlen. Natürlich war die Luft 
ſehr ungeſund und die ganze fünfköpfige Familie iſt 
auch an Tuberkuloſe nacheinander geſtorben. Ja, in 
ſolchen überfüllten Kleinwohnungen herrſchen der 
ungeſunden Luft wegen Typhus und Tuberkuloſe. Wir 
ſpüren es ja hier im Parlament. (Veiterſteit.) Wir 
haben hier zwar die beſte Ventilation, aber wenn wir 
fünf oder ſechs Studen ſitzen, ſpüren wir ſchon, wie 
ſchlecht die Luft wird. Darum kann ich nur beſtätigen, 
was der Sozialpolitiker Philippovich bezüglich der 
Kleinwohnungen fagt (liest): 

„Dieſe Wohnungen bieten keine Behaglichkeit 
und keine Erquickung, ſie haben keinen Reiz für den 
von der Arbeit Abgemühten. Wer in ſie hinabgeſunken 
oder hineingeboren wurde, muß körperlich und geiſtig 
verkümmern und verwelken oder verwildern.“ 

Der berühmte deutſche Kreisarzt in Mannheim, 
Dr. Marcnſe, ſagt (liest): 

„Die Tuverkuloſeſterblichkeit ift proportionell der 
Wohndichte: Die Gefahr der Auſteckung iſt umſo 
größer, je enger die Meuſchen zuſammenleben und 
ſchlafen und fie iſt bei der beſtſituierten Klaſſe nur 
zum vierten Teil ſo groß als bei der ärmſten Klaſſe, 
bei der drei Siebentel der Menſchen über ſechs Jahre 
an Tuberkuloſe ſterben.“ 

Derſelbe Dr. Marcuſe ſagt mit Recht auf Grund 
ſeiner ärztlichen Erfahrung, welche er in der „Sozialen 
Praxis“ von 1903 veröffentlicht hat und beweiſt es 
ſtatiſtiſch, daß die Tuberkuloſe Hand in Hand mit der 
Überfüllung der Kleinwohnungen geht. In New⸗York, 
ſagt der Arzt Querard, daß auch die Häuſer von der 
Tuberkuloſe angeſteckt werden können und auch geſunde 
Leute, die in ſolchen angeſteckten Räumen wohnen, an 
Tuberkuloſe erkranken können. 


Der Direktor der Arbeiter⸗Unfallverſicherungs⸗ 
anſtalt für Niederöſterreich, Dr. Kögler, hat im Jahre 
1902 eine Schrift herausgegeben, in welcher er ſtati⸗ 
ſtiſch nachwelſt, daß eben in. den Induſtrieſtädten in⸗ 
folge des Mangels an geſunden und hinreichenden 
Wohnungen die Kinderſterblichfeit die größte iſt und 
daß dieſe ſchlechten und überfüllten Wohnungen die 
Brutſtätte der Tuberkuloſe ſind. 

Er beweiſt weiter, daß Oſterreich zu den durch 
die Tuberkuloſe gefährdetſten Läudern gehört und in 
ganz Europa nur von Rußland übertroffen wird. 

Was ſoll man über die üblen ſittlichen und 
ſozialen Folgen der Wohnungsüberfüllung ſagen? 


Unſer Profeſſor Horakek ſchildert es in feinen. 
Buche: „Bytovä Otazka“ draſtiſch mit folgenden 
Worten (liest): 


„Wie viele Alkoholiker, wie viele unglückliche 
Ehen und Familiendramen hat auf dem Gewiſſen eine 
ungaſtliche und unfreundliche Wohnung! 

Wie kann ſich ein Weib zufrieden fühlen, wenn 
es gezwungen iſt, ſein ganzes Leben in einer feuchten, 
ſchmutzigen Wohnungshöhle zu verbringen, welche 
überdies auch noch mit fremden Schlafgängern über⸗ 
ſüllt iſt und wo von Reinlichkeit, Aufräumen und 
Ordnung keine Rede ſein kann.“ 


Man kann zwar nicht in Abrede ſtellen, was 
mir ein Bezirksarzt geſagt hat, daß viele Leute an 
ihren elenden Wohnungen ſelbſt ſchuld ſeien. Man 
laſſe ſie in ein ganz neues Haus in eine eben ganz 
neu errichtete Wohnung einziehen, in ein paar 
Monaten, ja in ein paar Wochen iſt die Wohnung 
ſchmutzig und ruiniert. Darum, ſagte er nun weiter, 
müfien die Leute zur Reinlichkeit und ſauberen 
Wohnungspflege erzogen werden, ſonſt werden ſolche 
Wohnungen zu Schmutzhöhlen und Peſtherden 
werden. 

Auf dem Lande ſteht es, was das Wobnungs⸗ 
elend anbelangt, nicht viel beſſer, als in den Städten. 
Ich weiß das aus eigener Erfahrung. Als Kuabe 
wohnte ich bei meinem Vetter, der Taglöhner war, 


und wir hatten eine ganz kleine Stube, die nicht ein⸗ 


mal einen Fußboden aus Brettern hatte, ſondern nur 
aus Lehm, wie dies auf den Tennen der Fall iſt. In 
dieſer kleinen Stube, die nur ſechs Schritte lang und 
fünf Schritte breit und ſo niedrig war, daß mein 
Vetter ſtehend ſich nicht einmal den Hut auſſetzen 
konnte, wohnten fünf Perſonen beiſammen. Mrine 
Wähler, dir Hansweber in meinem Wahlbezirke, 
wohnen heute noch meiſt in ſolchen kleinen Stuben. 
Sie müßten das ſehen, wie es dort zugeht, wenn zwei 
Webſtühle in der Stube ſtehen und überdies hier 
gearbeitet, gekocht und gewaſchen und geſchlafen wird. 
Das iſt überhaupt der einzige Wohnraum, welchen die 
Leute haben. Kein Wunder, daß dieſe Leute faſt durch- 
wegs an Tuberkuloſe ſterben. Für dieſe armen Haus⸗ 
weber muß, was Wohnungsweſen anbelangt, in 
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erſter Reihe geſorgt werden, weil dieſelben am meiſten 
es bedürfen. 

Aus dem Geſagten geht klar hervor, daß eine 
Wohnungsreform dringend und notwendig iſt. Ich 
übergehe zur Beantwortung der zweiten Frage: Iſt ez 
möglich, jeder Familie ein eigenes Haus zu bauen? 
Dr. Roſt ſagt: „Zu viel Menſchen, zu wenig Platz. Iſt 
es wahr? Ja und nein. 

Es iſt fahr; daß im Innern der Städte viele Plätze 
an öffentlichen Straßen für öffentliche Lokale, Park⸗ 
anlagen uſw. verwendet ſind. Um Platz für Wohnungen 
zu gewinnen, muß man im Innern der Städte entweder 
in die Tiefe gehen, dadurch entſtehen die. Keller⸗ 
wohnungen, oder in die höchſte Höhe, wie es zum Bei⸗ 
ſpiel in New Pork der Fall iſt. Man ſagt nun: Es gibt 
doch eine Peripherie, und iſt an der Peripherie gar 
kein Platz? Ja, an der Peripherie der Städte wäre 
ſchon Platz genng, aber da haben wir mit dem ver- 
fluchten Bodenwucher zu rechnen. Wie machen es die 
Bodenwucherer? Die Bodenwucherer kanfen au der 
Peripherie der Städte die Feder und wollen dieſelben 
dann nur für einen horrenden Preis verkaufen, welchen 
Preis ſie fortwährend in die Höhe treiben. Die Folge 
davon aber iſt, daß nun anch in den Vorſtädten die 
Wohnungen ebenſo teuer, ja manchmal uoch teurer find 
als in der inneren Stadt. (Sehr richtig!) Wovon 
häugt die Höhe der Miete ab? Zuerſt vom Inveſtitious⸗ 
kapital. Es kommt darauf an, wie teuer das Gelände 
gezahlt wurde, wie teuer das Banmaterial und die 
Arbeiter waren. Auch die Erhaltungskoſten, die Repa⸗ 
raturen, die Steuern, die Verſicherung uſw. müſſen in 
Rechnung gezogen werden. 

Was die Steigung des Bodenwertes anbelangt, 
ſo wurde dieſer Wert in Prag und in Wien in den 
letzten dreißig Jahren verdreifacht. (Hört!) In Berlin 
koſtete der bekannte Kurfürſtendamm vor 60 Jahren 
100.000 Mark und jetzt hat er den Preis von 
50 Millionen. (Hört! Hort!) Dad iſt ein eklatanter 
Beweis dafür, wie der Bodenwucher getrieben wird. 
(Zwischenruf.) In Prag haben wir jetzt große Vor⸗ 
ſtädte, da haben wir Zizkaberg, die Königlichen Wein- 
berge, von welchen vor 40 Jahren gar keine Spur 
war; in Königliche Weinberge ſind die Wohnungen 
jetzt ebenſo teuer wie in Prag. (Zwischenrufe.) Bei 
uns in Dejwitz, das dicht an Prag liegt, zum Bei⸗ 
ſpiele baut man jetzt ſehr viel. Die Gemeinde hat 
einen großen Komplex von Feldern erworben und 
dieſe für Bauplätze verkauft. Dort. gibt es jetzt viele 
neue Häuſer, aber der Mietzins in deuſelben iſt 
größer als in Prag. (So ist es!) Und iver trägt die 
erſte und größte Schuld daran? Es iſt das teuer be⸗ 
zahlte Gelände. Darum, meine Herren, muß man zu⸗ 
erſt dem Bodenwucher entgegenſtenern. 

Ich komme jetzt zur Beantwortung der dritten 
und letzten Frage: Wie könnte man dieſes Ideal zu⸗ 
ſtande bringen? Das Ideal, wie geſagt, wäre, daß 
jede Familie ihr eigenes Haus hätte, nach dem Spruche 


der Engländer: „My house is my castle.“ In 
England, teilweiſe auch in Belgien und den Nieder- 
landen, gibt es eine große Zahl von Familienhänſern. 
Am beſten beweiſen das die ſtatiſtiſchen Daten. In der 
größten Stadt der Welt, in London, kommt ein Haus 
auf 1°7 Prozent Familie, in Mancheſter ſogar auf 
1˙4 Prozent, das heißt von je drei Familien haben 
in London zwei Fanı.lien ihr eigenes Haus. 

Danach richtet ſich auch die Dichtigkeit der Be⸗ 
wohner in einzelnen Häuſern der verſchiedenen Städte. 
Darüber iſt eine intereſſante Statiſtik in Conrads 
Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften enthalten 
und ich werde mir erlauben, dieſelbe vorzuleſen. Die 
Dichtigkeit der Bewohner in einzelnen Häuſern iſt 
folgende: 

In Mancheſter kommen auf ein Haus durch- 
ſchnittlich 3˙4 Bewohner, in London 7˙6, in Ant⸗ 
werpen 7 09, in Bremen 8, in Brüſſel 8°45, in Frauk⸗ 
furt 20, in Leipzig und München 28, in Magdeburg 
32, in Prag 42, in Berlin 52 und in Wien 59 Be⸗ 
wohner. (Hört! Hört) 

Meine Herren, warum gibt es aber in London 
fo viele Famillenhäuſer, fo daß von je zehn Familien 
ſechs ihr eigenes Haus haben? In Loudon exiſtiert 
kein Bodenwucher, dort gehört das Gelände Bau- 
geſellſchaften, dieſe vermieten den Bauboden auf 
90 Jahre und heben einen Pachtzins ein. Ahnlich iſt 
es in Leipzig, wo die Baugeſellſchaften den Boden in 
Erbpacht ver. uieten. 

Proſeſſor Jäger ſagte darum, daß, wenn man 
eine geſunde Bodenpolitik treiben will, man zuerſt 
gegen den Bodenwucher losgehen muß. Wir wären 
ſehr zufrieden, wenn wir es ſo wie in England hätten, 
ſo wie es dort die Arbeiter haben und worüber im 
Berichte ſehr ſchöne Worte ſtehen, die Worte nämlich, 
welche der Minifter des Junern John Burns in feiner 
Anſprache gebraucht hat (lest): 

„Die Wohuungsfrage enthalte das ganze Problem 
der Armut und das große Problem der ungelernten 
Arbeit ... Es müſſe auch dem ungelern:en Arbeiter 
die Möglichkeit geſchaffen werden, mit ſeiner Familie 
im eigenen Hauſe zu leben.“ 


Dem ſtimme ich vollkommen bei. Und merk 
würdigerweiſe war es auch Seine Exzellenz der Herr 
Miniſterpräſident v. Bienerth, welcher, als er noch 
Miniſter des Junern war, ſich im Jahre 1907 in der 
konſtitnierenden Verſammlung der Zeuntralſtelle für 
Wohnungsreform in Oſterreich folgendermaßen ge- 
äußert hat (liest): 

„Es iſt das zunächſt die in Ihrer Lktion 
gelegene Bekämpfung der heutzutage vielleicht ver⸗ 
heerendſten Volkskrankheit, der Tuberkuloſe. Auf 
dieſem Gebiete wird von ſeiten des Miniſteriums des 
Ingern ſchon ſeit einer Reihe von Jahren in der 
Richtung gearbeitet, daß durch das Verlangen der 


Einhaltung ſtrenger hogieniſcher Anforderungen im 
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Sinne. der Anſchauungen wie ſie die heutige 
mediziniſche Wiſſenſch ift feſtgelegt hat, zur Bekämp⸗ 
fung und Verhütung von Krankheiten mitbeigetragen 
werde, weil wir eben wiſſen, daß dom mediziniſchen 
Standpunkt aus die Bekämpfung und Verhütung von 
Kraukheiten am beſten durch. Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe herbeigeführt werden kann. 


So ſprach der Herr Miniſter Bienerth vor drei. 


Jahren und heute iſt es eben die Regierung Seiner 
Exzellenz v. Bienerth, welche dieſem vorgrlegten 
Geſetze ſolche Schwierigkeiten macht, damit dieſe 
Geſetzesvorlage nicht zum Geſetze erhoben werden 
könnte. Der Herr Finanzminiſter hat im Teuerungs⸗ 
ausſchuſſe ſehr vieles gegen dieſe Geſetzesvorlage vor⸗ 
gebracht; ich werde vielleicht darauf noch zurück⸗ 
kommen. Jetzt will ich die Frage beſprechen, was man 
gegen den Bodenwucher zu tun hat. Friedrich der 
Große hat kurzen Prozeß gemacht. Er hat den Boden 
in der Umgebung der Städte einfach für Bauplätze 
konfisziert. Heute können wir das natürlich nicht To 
kurzweg tun. Profeſſor Horädek meint, daß es am 
beſten wäre, wenn die Gemeinden ſelbſt den Boden 
anlaufen würden, damit der Spekulation und Agio⸗ 
tage nl getan werde. 

Jäger iſt der Meinung, daß man dem 
Suse Er den Gemeinden ein Enteignungsrecht 
einräumen ſoll. Dr. Maugolt ſchlägt vor, man ſoll 
den Gemeinden ein Vorkaufsrecht gewähren. Andere 
wieder ſind der Auſicht, daß eine progreſſive Beſteue⸗ 
rung des angekauften, aber nicht bebauten Bodens 
am Platze wäre, alſo eine Verpflichtung zur Durch⸗ 
führung des Baues. 

Wie Sie alſo ſehen, liegen zahlreiche Vorſchläge 
vor. Alle aber gehen dahin, daß der Bodenwucher 
beſeitigt werden muß. Mau muß auch an die Une 
änderung der alten Bauordnungen denken, denn die 
jetzigen Bauordnungen, namentlich in Böhmen, wo es 
nur zwei Bauordnungen gibt, eine für Prag und eine 
für Pilſen, find veraltet. Man hat auch den Plan, die 
Arbeitgeber, vor allem den Staat zu verpflichten, 
Familienhäuſer für ihre Augeſtellten zu errichten. In 
Deutſchland exiſtieren fie ſchon in manchen Gegenden. 
Der Staat hat bei uns im Jahre 1908 vier Millionen 
für Beamtenhäuſer und eine Million für die Woh⸗ 
nungen der Salinenarbeiter bewilligt, leider hat er 
für andere feiner Angeſtellten in dieſer Hinſicht nichts 
getan. Die Gemeinden ſollten in ähnlicher Weiſe 
vorgehen und für die Wohnungsſtätte ihrer Ange⸗ 
ſtellten ſorgen. Einzelne Arbeitgeber Eönuten es auch 
tun, wie es zum Beiſpiel die Weltfirma Heſſe in Weenes 
in Hannover getan hat. Auch bei uns gibt es 
Arbeitgeber, welche für ihre Arbeiter eigene Häuſer 
errichten. Es liegen aber dagegen zweierlei Bedenken 
vor. Das erſte Bedenken ſpricht auch der ſchon zitierte 
Dr. Markus aus. Er ſagt (liest): 

„Arbeitgeber haben für ihre Arbliter ſchon 
lange billige und geſunde Wohuungen erſtellt, zu⸗ 


weilen in recht großem Maßſtabe. Allein es war 


ihnen ebenſoſehr wie an dem Wohle der Arbeiter 


auch daran gelegen, die Leute an ihre Unternehmungen 
zu feſſeln und in größere Abhängigkeit zu bringen, um 
deſto gründlicher und ſicherer ihre Arbeitskraft für 
fi) ausbeuten zu können. Ich brauche nur auf Pull⸗ 
* |mannftabt als ein Beiſpiel von vielen hinzuweiſen.“ 

Auch vom ſozialen Standpunkte iſt es bedenk⸗ 
lich, ſogenannte abgeſonderte Arbeiterkolonien zu 
gründen, denn dadurch werden die Arbeiter der 
übrigen Bevölkerung entfremdet. Aber alle dieſe Vor⸗ 
kehrungen, die ich eben angeführt hibe, würden nur 
für einen ſehr kleinen Teil der Bevölkerung aus⸗ 
reichen. Die breiten Maſſen brauchen auch gute und 
billige Wohnungen und womöglich eigene Familien⸗ 
häuſer. Man zahlt jetzt horrende Mietzinſe, die pro⸗ 
zentuell ſteigen, je kleiner die Wohnung iſt. Bei einer 
Jahreseinnahme von 300 fl. macht der Zins 24 Pro⸗ 
zent, bei einer Einnahme von 2000 fl. 20 Prozent 
und bei einer Einnahme von 10.000 fl. 9 Prozent 
aus. Und dabei werden die kleinen Wohnungen immer 
teurer. ' 

Philippovich, der bekannte Sczialpolitiker, 
rechnete in ſeiner Schrift „Wiener Wohnungsver⸗ 
hältniſſe“ aus, daß die Arbeiterklaſſe hier in Wien 
für ein Kubikmeter ihrer ſchlechten Wohnungen 
Über 3 fl. jährlich zahlt, und meint: „So viel zahlt 
man nicht einmal für ein Kubikmeter in den 
Paläſten auf der Ringſtraße!“ Und darum ſagt 
Dr. Jäger mit Recht: „Die ärmſte Bevölkerung er⸗ 
hält durchwegs die ſchlechteſten Wohnungen und 
zahlt die höchſten Mietpreiſe.“ Wer ſoll nun helfen 
und wie ſoll das geſchehen? 

Da gibt es wieder verſchiedene Arten. Die einen 
ſagen, der Staat ſoll alles in die Hand nehmen, der 
Staat ſoll dieſe Häuſer bauen, der Staat ſoll ſie ver- 
mieten. Ja, meine Herren, das bewährt ſich nicht. 
Was der Staat in die Hand nimmt, das wird immer 
teurer, und der Staat iſt gewöhnlich ein ſchlechter 
Verwalter. Man ſagt, die Gemeinden und Kommunen 
ſollen dieſe Angelegenheit in die Hand nehmen, ja man 
ſpricht ſogar davon, daß man ſie zum Monopol der 
Kommunen machen ſoll. In der Wiener Kommune 
wurde ſchon im Jahre 1866 darüber verhandelt und 
fie hat den diesbezüglichen Antrag damals ab- 
gelehnt. 

Aber die Kommunen können dennoch ſehr viel 
für den Ausbau der Kleinhäuſer machen. München 
zum Beiſpiel hat ſieben Millionen Mark aus eigenem 
für den Bau der Kleinwohnungen geſpendet. Die 
Kommunen können, wie ſchon geſagt, das Gelände an 


der Peripherie der Stadt anfaufen, ein Vorkaufsrecht 


erwerben, uſw. Auch die Unfallverſicherungsanſtalten 
können ſehr viel tun. In Trieſt zum Beiſpiel hat die 
Unfallverſicherungsanſtalt ſchon 22 Häuſer mit Klein- 
wohnungen ausgebaut, in Graz 7, in Salzburg 27. 
Auch die Sparkaſſen können hier ſehr viel helfen. Im 
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Auslande geſchieht das bereits, auch bei uns, aber nur: 
ſehr wenige Sparkaſſen tun es. Die Sparkaſſen von’ 


Straßburg und Heidelberg bauen von ihrem Reſerve - 
fonds Kleinwohnungen, und es zahlt ſich aus. Man 
ſagte mir, es gebe keine beſſere Kapitalsanlage als 
Wohnungen ſür Minderbemittelte herzuſtellen, weil ſie 
immer begehrt und ſtets vermietet ſind. Bei uns hat 
nur eine einzige Sparkaſſe, und zwar die in Chrudim, 
einige Häuſer mit Kleinwohnungen gebaut. Die 
Prager Böhmiſche Sparkaſſe — ich ſage die Böhmiſche 
Sparkaſſe — Hat 1.200 000 K für den Bau von 
Arbriterwohnungen in Prag, Auſſig und Komotau 
beſtimmt. 

Mir iſt aber gar nichts davon bekannt, daß 
in Prag von dieſem Gelde nur eine einzige Arbeiter⸗ 
wohnung erbaut worden wäre. Dafür wurde aber von 
diefeni Gelde für die deutſchen Burſchenſchaften das 
Grand Hotel gebaut. (Hört! Hört!) Und dabei darf 
man nicht vergeſſen, daß in der Böhmiſchen Sparkaſſe 
meiſt böhmiſches Geld angelegt wird. ; 


Auch Bangenoſſenſchaften können ſehr viel tun. 
Es gibt da ehrliche und unehrliche Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, wie es ehrliche und unehrliche Bauunter⸗ 
nehmer gibt. Es wird hie und da viel gebaut, meiſt 
von Bauunteruehmern und Bangeſellſchaſten, die 
wenig oder gar kein Geld haben, nur für die Spekula⸗ 
tion. Die Herren wiſſen ja, wie das g. ſchieht. Ein 
Bauſpekulaut oder eine unehrliche Baugeſellſchaft baut 
ein, zwei oder mehrere Häuſer, bezahlt den Arbeitern 
ſehr wenig, die Handwerker faſt gar nicht, auf einmal 
bricht die Geſellſchaft zuſammen und die Handwerker 
kommen zu kurz. g 
Ein abſchreckendes Beiſpiel eines ſolchen Bau- 
ſchwindels hat ſich in Schöneberg, einem Vororte 
Berlins, ereignet, wo dieſe Häuſer von Gerichts wegen 
adminiſtriert werden müſſen. Gott ſei Dank ſind bei 
uns die erdrückende Mehrheit ehrliche Baugenoſſen⸗ 
ſchaften. . 
In Belgien gibt es über 200, in Deutſchland 
680 Bangenoſſenſchaften mit 129.000 Mitgliedern. 
Bei uns in Böhmen gibt es über 60 Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, darunter auch ſchon chriſtlichſoziale, ſo in 
Pilſen und in Hronov. In Mähren gibt es ſchon 
14 chriſtlichſoziale Arbeitergenoſſenſchaften, welche 
alle den Namen „Samostatnost“ tragen und ſchon 
an fünf Orten Samilienhänfer banen, ſage Famitien⸗ 
häuſer und nicht Kaſernen. Ich habe ſolche Kaſernen 
in Amberg in Bayern geſehen und ich kann ſagen, 
dieſe Kaſernenwirtſchaft nützt den Leuten gar nichts, 
es iſt beſſer, wie dieſe mähriſchen Bangenoſſenſchaften 
„Samostatnost“ für. jede Familie ein eigenes 
Hänschen mit einem kleinen Gärtchen herzuſtellen. 
(Ruf: Budireis!) Auch in Budweis iſt das geſchehen. 
In einem Vororte Brünns, in Zidenice, haben dieſe 
chriſtlichſozialen Baugenoſſenſchaſten ſchon vier Gaſſen 
ausgebaut. 
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Die Statuten der Bangenoſſenſchaften ſind nicht 
gleich. Einige Baugenoſſeuſchaſten find Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und bauen für eigenen Erwerb. Beſonders in 
Amerika blühen ſolche. Es gibt deren dort an 6000. 
Man zahlt ſechs Prozent mit Amortiſatlon durch 
30 Jahre und dann geht das Haus in den Befik des. 
Mieters über. In Deutſchland, und zwar in Breslau, 
iſt ein ſolcher Verſuch an der Teilnahmsloſigkeit der 
Bevölkerung geſcheitert. Bei uns hat in Neuhaus eine 
ſolche Aktiengeſellſchaft 15 Häuſer gebaut. 

Andere Baugenoſſenſchaften bauen nur für ihre 
Mitglieder, und da gibt es wieder zweierlei Arten. 
Die einen übergeben das Haus dem Mitgliede und 
dieſes wird nach und nach Eigentümer desſelben. Das 
hat etwas für ſich und etwas gegen ſich, wie überhaupt 
für Arbeiterhäuſer das Wort Dr. Jägers gilt (Fest): 
„Die Arbeiterſtadt in Millhauſen hat ihren Zweck 
gänzlich verfehlt. Nachdem die Arbeiter die Häuſer 
erworben hatten, verkauften ſie dieſelben ſpäter mit 
Gewinn oder aus Not und ſo iſt hente keines dieſer⸗ 
Häuſer m hr im Beſitz der erſten Erwerber, ja, die 
meiſten Häuſer ſind überhaupt nicht mehr im Beſitze 
von Arbeitern. Die ſchlimmen Zuſtände, die man 
durch Erbauung folder Arbeiterhänſer zu beſſern 
gedachte, find wieder eingezogen, die Bevölkerungs- 
dichtigkeit iſt doppelt fo groß als fie fein ſollte, der 
Mietstyrann, den man vorn hinaustrieb, iſt durch die 
Hintertür wieder eingezogen, oder der Arbeiter, der 
das Haus erworben, iſt ſelbſt zum Mietstyrann 
geworden.“ 

Das beſtätigt auch Singer, Sozialpolitiker in 
München, wo in den letzten Jahren beſſere Arbeiter- 
viertel erbaut wurden, und ſügt noch hinzu (liest) - 

„Die geſundheitliche Wirkung dieſer baulichen 
Verbeſſerungen wird zum Teile dadurch beein'rächtigt, 
daß die einzelnen Wohnungen an mehrere Perſonen 
vermietet oder ſonſt übermäßig ausgenützt werden.“ 

Darum, meine Herren, müſſen hier die Kautelen 
feſtgeſtellt werden. In Deutſchland, zum Beiſpiel in 
der Stadt Uln, hat man ſich im Kaufvertrage das 
Wiederkaufsrocht vorbehalten, und zwar auf 100 Jahre. 
Die Stadt Ul hat feit dem Jahre 1894 324 kleincre 
Familienhänſer mit Gärten aufgebaut; dieſe Häuſer 
werden den Familien übergeben, aber das Eigentum 
bleibt der Beugeſellſchaft. Der Mieter oder Arbeiter 
kann nicht gekündigt werden, er kaun dort ſo lange 
bleiben. als es ihm beliebt. 

In ganz Schleſien und im Rheinlande gilt das⸗ 
ſelbe. Der Sozialpolitiker Jäger empfiehlt daher aufs. 
wäcmſte ſolche Genoſſenſchaften mit Gemeinbeſitz, wie 
fie ih im Rheinlande und Hannover befinden und am 
beſten bewähren. Der wohlbekannte Arbeiterfreund 
Brunds in München- Gladbach hat dieſen rheiniſchen 
Verein für Förderung des Arbeiterwohnungsweſens 
im Jahre 1897 gegründet und ſchon fünf Jahre nach⸗ 
her gab es 113 Zweigvereine. welche in dieſem Jahre 
3300 Wohnnugshäuſer erbaut haben. Die Vorteile 
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ſolcher Genoſſenſchaften, welche Eigentümer der Häuſer 
bleiben, ſind teilweiſe Vorteile für den Mieter, indem 


ihm, wie geſagt, nicht gekündigt werden kann und er, 


wenn ihm das Häuschen nicht gefällt, ſich ein anderes 
wählen kann, teils ſind es Vorteile für die Genoſſen⸗ 
ſchaften, indem das Haus feinem Zweck erhalten bleibt 


und nicht ruiniert werden darf. 

Somit habe ich das, was ich ſagen wollte, er⸗ 
ſchöpft, Es exiſtiert eine Wohnungsnot, es exiſtiert ein 
Wohnungselend, es exiſtiert eine Wohnungsteuerung. 
Abhilfe muß geſchaffen werden und das bezweckt eben 
dieſe Geſetzesvorlage. Sie enthält nicht alles, was 
man vorderhand braucht, aber doch ſehr viel Brauch⸗ 
bares. Der Staat muß hier eingreifen. Wie er es tun 
fol, ſagt die Vorlage in den 88 1 bis 3. Da möchte 
ich aber etwas hinzufügen, nämlich das, was ſchon in der 
Eingabe ſeitens der Zentralſtelle für Wohnungsreform in 
Oſterreich au Seine Exzellenz den Herrn Miniſter an- 
geführt iſt, nämlich, daß das Höchſtausmaß an Boden⸗ 
fläche für ein ſolches Hans 80 Quadratmeter betragen 
Toll. Im Tenernungsausſchuſſe haben wir gefordert, 
daß die Regierung 60 Millionen dem Wohnungs- 
fürſorgefonds in zehn Jahren widmen ſoll. Der Herr 
Finanzminiſter hat ſich dagegen erhoben und hat 
geſagt: Sp viel kaun der Staat nicht geben. Dann 
hängt die Frage über die Wohnungs reform mit der 
Regierung ⸗vorlage über die Gebändeſteuer zuſammen 
und drittens hat er erklärt, daß es nicht geht, weil er 
ſich nicht jedes Jahr 6 Millionen durch Kreditopera⸗ 
tionen verſchaffen kaun. - 

In der ſchon zitierten Eingabe an Seine Ex⸗ 
zellenz iſt auch die Forderung aufgeſtellt, daß die 
Garantie bis zum achtfachen Betrage des jeweiligen 
Vermögens gehen ſoll. Ich ſtimme damit ganz überein, 
füge aber nur folgendes hinzu: Es wäre auch von⸗ 
nöten, daß Wohnungsämter errichtet werden. In 
St. Gallen und in Luzern in der Schweiz, dann auch 
in Stultgart und anderswo find ſolche Wohnungs- 
ämter berciis in Tätigkeit und bewähren ſich. Dieſe 

„Wohnungsämter haben die Aufgabe, den Wohnungs⸗ 
nachweis, die Wohnungsſtatiſtik und die Wohnungs⸗ 
auſſicht zu führen. Die Hauebeſitzer find zur Anzeige 
aller freien und vermietbaren Wohnungen an dieſe 
Wohnungsämter verpflichte. Wer eine Wohnung 
mieten will, geht nur zum Wohnungsamt und dort 
wird alles unentgeltlich und unparteiiſch vermittelt. 
Auf dieſe Art werden nur gefunse und bewohnbare 

Wohnungen zur Verfügung geſtellt, welche hygieniſch 
einwandfrei ſind. 

Ferner wäre es am Platze, Schiedsgerichte zu 
ſtatuieren, wie ein ſolches zum Beiſpiel in Zürich be⸗ 
ſteht und welches aus Vertretern des Verbandes der 
Züricher Hauseigentümer und der dortigen Wohnungs- 

mieter beſteht und welches Schiedsgericht alle Kontro⸗ 
verſen beilegt. 


Und nun ſchließe ich mit einer hiſtoriſchen Re⸗ 
miniſzenz. Es war im Jahre 1892, als in Hamburg 
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die Cholera ausbrach. Da kamen die Ratsherren der 
alten autonomen Hanſaſtadt zuſammen und haben die 
ſtrengſten Verordnungen herausgegeben. Sie haben 
feſtgeſtellt, wieviel KRubikmeter Wohnungsraum, wieviel 
Fenſterlicht für jede Perſon uſw. in jeder Wohnung 
vorhanden fein muß. Der letzte Paragraph lautete 
aber: Von all dieſen Vorſchriften kann man auch 
dispenſieren. 

Meine Herren! Uns liegt jetzt eine Geſetzesvor⸗ 
lage vor, welche keine ſolchen Hintertürchen hat. Es iſt 
nur zu wünſchen — und damit ſchließe ich —, daß 
dieſe Geſetzesvorlage ſobald als möglich zum Geſetze 
erhoben werde. (Beifall und Händeklaischen. Redner 
wird beglückwünscht.) 


Vizepräſident Zäzvorka: Zum Worte gelangt 
als nächſter Kontraredner der Herr Abgeordnete 
Svobodaz ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Svoboda (hält eine Rede in 
böhmischer Sprache. — Lebhafter Beifull und Hände- 
klatschen.) 


Vizepräſident Zäzvorka: Zum Worte gelangt 
der nächſte Proredner, der Herr Abgeordnete Kraus. 


Ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Kraus: Hohes Haus! Wir haben 
in Sſterreich tatſächlich unter einer Wohnungsnot zu 
leiden, die ſich in allen Schichten der Bevölkerung 
und in allen Kreiſen, ob Land oder Stadt, äußerſt 


fühlbar macht. Die Urſache dieſer Wohnungsnot iſt 


die mindere Bautätigkeit, die dadurch eniſtanden iſt, 


daß unſere Hauszinsſiteuer viel zu hoch iſt. Dieſe Bau⸗ 


tätigkeit hält nicht gleichen Schritt mit der Ber- 
mehrung der Bevölkerung. Bezeichnend bierfür und 
bemeifend iſt jedenfalls der Umſtand, daß ſich eine 
Reihe deulſchböhmiſcher Städte, um dieſer Wohnungs- 
not zu ſteuern, veranlaßt geſehen hat, mit größeren 


Beträgen der Bautätigkeit zu Hilfe zu kommen. So 


geſchah dies in Auſſig, wo ein Betrag von 200.000 K 
für dieſen Zweck eingeſetzt wurde. Andere Städte 
wiederum beſtreben ſich, der Wohnungsnot durch Frei⸗ 
laſſung der Häuſer von Gemeindeumlagen auf eine 
längere Zeit zu ftenern. 

Die Frage, die heute der Beſprechung zugeführt 
wird, iſt gewiß eine Volksfrage im waheſten Sinne 
des Wortes, weil in Oſterreich mehr als die Hälfte 
der Wohnungen nur aus einem Wohnbeſtandteil be- 
ſteht. Die Wohnungsfrage ift eiue der wichtigſten, weil 
der größte Teil des Einkommens heute durch den Be⸗ 
trag der Miete aufgebraucht wird, und viele, auch die 
Hausbeſitzer, infolge der hohen Steuern gar nicht in 
der Lage ſind, größere Mittel für die Verbeſſerung 
der betreffenden Wohnung beizutragen. Ich gehöre 
nicht zu jenen, die den Hausbeſitzer als Ausbeuter und 
auch nicht zu jenen, welche die Gemeindevertretungen 
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als Hans knechte der Hausherren bezeichnen. Ich weiß 
im Gegenteil aus meiner eigenen öffentlichen Tätigkeit, 
daß der Haus beſitz beſonders in den kleinen Städten 
unter äußerſt ungünſtigen Verhältniſſen leidet und 
daß die hohe Hauszinsſteuer, welche mit den Umlagen 
ungefähr 35 Prozent ausmacht, eine Verzinſung des 
aufgewendeten Kapitals gar nicht zuläßt, daß in ganz 
Nordböhmen — vielleicht wenige größere Städte aus⸗ 
genommen — die Verzinſung des Hansbeſitzes zwiſchen 
2, höchſtens 3 Prozent ſchwankt. (Zwischenruf den 
Abgeordneten Widholz!) Wäre das anders, wären 
die Verhältniſſe nicht fo, wie ich fie geſchildert habe, 
dann können Sie überzeugt ſein, daß ſich das Kapital 
mehr dem Hausbeſitz zuwenden würde, während 
wir gerade heute ein vollſtändiges Zurückweichen 
des Kapitals von der Erwerbung jeglichen Hausbeſitzes 
ſehen. 

Ich könnte Ihnen da viele Fälle erzählen. Ge⸗ 
ftatten Sie mir nur einen Fall; er betrifft die Stadt 
Deutſch Gabel, die ich vertrete. Die Stadt hat für 
die Unterbringung der Öffentlichen Ämter, Bezirks⸗ 
hauptmannſchaſt, Bezirksgericht u. dgl. ein großes 
Gebäude erbaut, welches mit dem Ankaufswerte einen 
Koſtenbetrag von 180.000 K verurſacht hat, was 
eine Verzinſung von 8100 K beanſprucht. Die 
. Ziffern, die ich nenne, find vollſtändig richtig und können 

kontrolliert werden, da ja jede Stadt zur öffentlichen 
Rechnungslegung verpflichtet iſt; jeder, auch die 
Steuerbehörde kann in die Rechnungen Einſicht 
nehmen. Die Stadt erhält für dieſes innnerhin große 
Gebände vom Staate einen jährlichen Mietzins von 
7200 K. Welche Ausgaben ſtehen nun dieſem Miet⸗ 
zinſe gegenüber? 

Wir ſehen, daß an Steuern — immer den 35pro⸗ 
zentigen Betrag mit Zuſchlägen gerechnet — 2450 K 
gezahlt werden müſſen, für Aſſeknranz 100 K und 
für Erhaltungskoſten jährlich 400 K, was bei einem 
großen Gebäude gewiß nicht zu hoch gegriffen iſt. Das 
ergibt zuſannnengenommen einen Betrag von 2950 K. 
Es verbleibt ſonach eine Reineinnahme von 4250 K. 
Stellen Sie demgegenüber die tatſächliche Verzinſung 
dieſes Hauſes von 8100 K, fo ergibt ſich ein Fehl: 
betrag von 3850 K, der in dieſem Fall auf die Ge⸗ 
meindeumlagen überwälzt wird, oder aber die Stadt 
muß dafür, daß ſie den Behörden ein Gebäude zur 
Verfügung ſtellt, eine um ungefähr 18 bis 19 Prozent 
höhere Umloge einheben. 

So liegen die Verhältniſſe und es würde ſich 
empfehlen, wenn das Finanzminiſterium dieſelben 
etwas eint ehender ſtudieren würde. Sie, Herr Kollege, 
leben in Wien. Ich gebe Ihnen ohne weiteres zu, daß 
die Verhältniſſe in Wien weſentlich andere ſind als 
bei uns draußen. Wenn die Finanzbehörde dieſe Ver⸗ 

hältniſſe ſtudieren würde, würde fie den Unterſchied 
in dem Extrage der Häuſer hier und draußen kennen 
lernen und ſie würde, wenn dem hohen Hauſe ein 
neues Gefeg vorgelegt wird, jedenſalls zu ganz 


— 


anderen Ergebniſſen kommen. Die Finanzbehörde 
würde entſchieden zu der Überzeugung kommen, daß. 
der Hausbeſitz vollſtändig darniederliegt. Sie ſagen, 
die Zinſe ſind geſtiegen. Gewiß, fir find geſtiegen, 
aber nicht in dem Verhältniſſe des erhöh'en Wertes 
der betreffenden Objekte, der erhöhten Baukoſten. Ich 
gönne jedem Arbeiter gern, daß er einen höheren 
Verdienſt hat. Aber die Tatſache können wir doch 
nicht entkräften, daß die Löhne ſeit 20 Jahren von 
24 auf etwas über 60 h geſtiegen ſind. Weiter iſt 
noch der Grundwert nud wicht zufept find die Ge— 
meindeumlagen und andere geſtiegen. Ich greife wohl 
nicht fehl, wenn ich annehme, daß die Steigerung der 
Umlagen in dieſem Zeitraum von 20 Jahren ungefähr 
50 Prozent betragen hat. Der Harsbeſitzer hat au 
der Steigerung der Mietzinſe nicht das große Inter- 
eſſe, das allgenein angenommen wird. Nehmen wir an, 
der Hausbefig:r ſieht fi) infolge der örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe veranlaßt, eine Partei um 200 K zu ſteigern. 
Das würde ihm eine Mehrſtener von ungefähr 70 K 
pro Jahr verurſachen. Nun bewohnt er vielleicht zufällig 
dasſelbe Haus, rielleicht har er dieſelben großen Räume. 
Dann kommt die Steuerbehörde und ſagt: wenn dieſer 
geſteigerte Wohnraum cbenfo groß iſt, dann hat auch 
deine eigene Wohnung einen erhöhten Mictwert, Die 
Steuerbehörde würde dieſen erhöhten Mietwert mit 
200 K annehmen und von dieſem Betrage die 
Steuern und Umlagen vorſchreiben, jo daß der Haus- . 
beſitzer eine Hauszinsſteuer von 70 K zu entrichten 
hätte. 70 K für ſeine eigene Wohnung, 70 K für die 
Wohnung des betreffenden Mieters, ſo bleibt ihm von 
der ganzen Steigerung von 200 K ein Betrag von 
60 K übrig, wobei nicht berückſichtigt wird, daß der 
betreffende Hausbeſitzer in eine hohere Stufe der 
Einkommenſtener vorrücken würde und eine erhöhte 
Perſonaleinko:nmenſteuer zu entrichten hätte. 

Nun ſehen wir, hohes Haus, in dieſer Wohnungs⸗ 
frage wenigften® ab und zu elwas Erfreuliches. Wir 
ſehen, daß die Gemeindevertretungen größerer und 
auch kleinerer Städte in die Regelung dieſer Ver⸗ 
hällniſſe tatkräftig eintreten, indem ſie beſtrebt find, 
ſich Baugründe zu verſchaffen, um fie zu einem billigen 
Preiſe an jene Unternehmer abzugeben, welche Häuſer 
bauen wollen. Es würde ſich in dieſem Falle gewiß. 
empfehlen, daß ſolche Beſtrebungen in den Wirkungs⸗ 
kreis des Wok nungsfürſorgeſonds einbezogen würden 
und daß in einem ſolchen Falle auch die betreffenden 
Gemeinden unter die Bangenoſſenſchaſten eingereiht 
und zum Zwecke der Erwerbung von Grundſtücken 
ouch aus dieſem Wohnungsfürſorgefonds entſprechend 
beteilt würden. 

Ich habe eingangs erwähnt, daß die Hauszins⸗ 
ſteuer im Verhältnis zu unſeren ungünſtigen wirt⸗ 
ſchafilichen Verhältniſſen in Öfterreich viel zu hech iſt. 
Wir kommen über dieſe Frage nicht hinweg. Das iſt 
meine ſicherſie Überzeugung. Wir können dieſen 
Wohnungsfürorgefonds noch fo reich dotieren, noch 
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ſo viele Millionen für dieſe Zwecke zur Verfügung 
ſtellen: einzig und allein die Ermäßigung der Haus⸗ 
zinsſteuer wird in dieſer Frage Wandel ſchafſen 
können. Etwas anderes und für die breiten Schichten 
der Bevölkerung nüßliches und Erſtrebenswertes wie 
die Ermäßigung der Hauszinsſtener, werden Sie in 
dieſer Frage nicht anſühren können. 

Eine Überwälzung der Steuer auf die Mieter 
iſt in den meiſten Fällen vollſtändig unmöglich. Die 


Kleinſtadt hat ganz andere Verhältniſſe aufzumeiſen i 


wie die Großſtadt. In Wien werden beiſpielsweiſe im 
Haus beſize oft Werte von Millionen vollſtändig 
demoliert. In meiner unmittelbaren Nähe, wo ich 
wohne, iſt ein Haus demoliert worden. Ich ſchätze 
ſeinen Wert nicht unter einer Million ein. Es iſt dort 


ein Neubau entſtanden, dieſer Grund iſt durch die 


moderne Bauart vouſtändig ausgenutzt worden. Ich 
bin überzeugt, daß ſich in Wien ein Ban vollſtändig 
rentiert, beziehungs weiſe annehmbar verzinſt. Das iſt 
vielleicht hier möglich, aber bei uns draußen — und 
Sie können Ihre Kollegen fragen, die nordböhmiſche 
Städte vertreten, die werden Ihnen das zugeſtehen 
müſſen — iſt die Lage des Haus beſitzes eine traurige. 
Die Baukoſten ſind aber trotz alledem ziemlich gleich. 
Sie ſind vielleicht in Wien gegenüber der Kleinſtadt 
um weniges höher, aber nicht ſo hoch, daß ſie den 
Uuterſchied in der Höhe der Miete rechtfertigen 
würden. 

Ich möchte auch bei dieſer Gelegenheit die Be- 
meſſung der Hauszinsſtener, wie ſie in Nordböhmen 
gang und gäbe iſt (Zustimmung), an der Hand zweier 
kleiner Beiſpiele beſprechen. In Runmburg, einer 
Stadt, die ja auch durch einen Sozialdemokraten 
vertreten iſt, wurden ſeit einem Jahre ganz kleine 
Häujer, die von Arbeitern bewohnt find, mit einem 
Mietwert angenommen, der zwiſchen 600 und 900 K 
ſchwankt. Wenn Sie dieſen Mietwert für ein Haus, 
welches aus zwei bis drei Wohnbeſtandteilen beſteht, 
nehmen, fo finden Sie — dabei immer eine 150pro⸗ 
zentige Landes- und Bezirksumlage vorausgeſetzt. — 
eine Steuerlriſtung von 210 bis 315 K für das kleine 
Arbeiterhaus. Es wurde in Rumburg wiederholt ge⸗ 
ſagt, daß der betreffende Hausbeſigzer, als er noch 
nicht Hausbeſitzer war, ſondern zur Miete wohnte, 
für die eigene Wohnung keine größere Miele gezahlt 
hat, als heute die ſtaatliche Steuerleiſtung in dieſem 
Falle ausmacht. 

Das Vorgehen der Steuerbehörde in Rumburg 
läßt ſich gar nicht beſchreiben. Es iſt geſetzlich voll⸗ 
ſtändig unzulaſſig. Der dortige Stenerinſpektor droht 
einfach den Hausbeſitzern, er werde, wenn ſie Rekurſe 
einbringen, eine weitere Nachbeſtenerung noch über 
vier Jahte zurück vornehmen laſſen. (Hört! Höri) 
Dieſe Drohungen müſſen hier zur Sprache gebracht 
und entſchieden zurückgewieſen werden. (Zustimmung.) 
Dieſe Drohungen haben einzig und allein, den Zweck, 
Rekurſe an die oberen Inſtanzen zu verhindern und 
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damit dieſe nicht über das geſetzwidrige Vorgehen 


des Steuerinſpektors in Rumburg aufgeklärt werden. 

Man geht aber in Rumburg noch weiter. Der 
Vorſtand des Hausbeſitzervereines wird beſonders zur 
Steuerleiſtung heraugezogen, und zwar deswegen, weil 
er naturgemäß infolge ſeiner Stellung als Obmann 


dieſes Vereines verpflichtet iſt, die Hausbeſitzer zu 


organiſieren und weiter alle ſeine Mitglieder gegen 
die Übergriffe der Steuerbehörde zu ſchützen. 


Nun noch ein zweiter Fall der Steuerbemeſſung. 


in Haida. Viele von Ihnen, meine Herren, wiſſen viel⸗ 


leicht, daß noch vor zwei Jahren ein großer Notſtand 
n dieſem Gebiete geherrſcht hat. Die Glasinduſtrie 
lag infolge ungenügender Ausfuhr vollſtändig dar⸗ 
nieder. (Abgeordneter Glöckner: Ex iat jeizt noch 
nicht viel besser!) Viel beffer iſt es nicht, aber eine 
ganz kleine Beſſerung hat ſich doch bemerkbar gemacht. 
Ein Beweis der damaligen ſchlechten Lage iſt, daß 
ſich die Regierung veranlaßt geſehen hat, tatlräſtig 
ſür dieſe Glasinduſtrie einzutreten und für die uot⸗ 
leidende Arbeiterſchaft dieſes Gebietes im Winter 
1908 auf 1909 einen Betrag aus Staatsmitteln be⸗ 
willigt hat. 

Was iſt nun zur Zeit dieſes wirtſchaftlichen . 
Nolſtandes dort geſchehen? Die Wohming des Herrn 
Julius Palme wurde, trotzdem eine gleich hohe oder 
erhöhte Bemeſſung ſchon mehrmals im Juſtanzenwege 
zurückgewieſen wurde, um 1000 K im Mietwert ge⸗ 
ſteigert. Ein ſolcher Vorgang zu einer Zeit des wirt- 
ſchaftlichen Niederganges in einem Gebiete bedentet 
derartige Steuerverhältniſſe, daß entichieden dagegen 
Stellung genommen werden muß. (Zustimmung und 
Zwischenrufe.) 


Sch ‚möchte doch einmal erfahren, ob dieſes 
ſtrenge Auftreten gerade in Deutſchböhmen auf irgend⸗ 
welche Weiſung des Finanzminiſters oder feiner 
Orgaue zurückzuführen iſt oder wie eigentlich die Ver⸗ 
hältniſſe liegen. Jede ſolche Steuererhöhung und jede 
Hinausgabe derartiger Auordunngen ſchädigt be⸗ 
ſonders die deutſche Bevölkerung unſeres Landes 
Böhmen und dies aus dem einfachen Grunde, weil 
die Steuerleiſtung auch hinſichtlich des Hausbeſitzes 
gerade i in den deutſchen Gebieten bedeutend höher iſt 
als im tſchechiſchen Teile des Landes. (Zwischenrufe. 
— Abgeordneter v. Stransky: Dr. Wagner hat 
schon Schule yemacht!) Es follten ſehr viele Dr. 
Wagner aus Deulſchböhmen entfernt werden. 

Aus dieſen Verhältniſſen wird uns nur eines 
helfen. Das Haus muß endlich mit allem Nachdruck 
darauf hinwirken, daß der Regierungsentwurf, be⸗ 


treffend die Gebändeſteuer, zur erſten Leſung und zur 


Verhandlung gelangt. Auch die Sozialdemokraten 
haben ja ein Intereſſe — ich möchte ſogar ſagen, ein 
hervorragendes — an dem Zuſtandelommen dieſes 
Werkes, weil gerade in Deutſchböhmen Hunderte und 
Tauſende von Arbeitern ihr eigenes Heim haben, ein 
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Haus beſitzen und durch dieſe Steuerleiſtung gleich 
allen anderen Ständen getroffen werden. Allerdings 
ſchlägt dieſe Partei da einen weſentlich anderen, ver⸗ 
kehrten Weg ein. Wir ſind mit allen Kräften beſtrebt, 
eine Herabſetzung der Hauszinsſteuer zu erwirken, die 
Sozialdemokraten jagen im Gegenſatze im Finanz- 
⸗ausſchuſſe — ihr Antrag bedeutet das —, daß ſogar 
der 12 ½ prozentige Nachlaß aus dem Mehrertrag 
der Perſonalſteuern entfallen ſoll. Das iſt ein voll⸗ 
ſtändig ungerechtfertigres Vorgehen. Die Verhältniſſe 
liegen derart, daß eine Erhöhung dieſer Hauszins⸗ 
ſteuer erwas vollſtändig Unfaßvares und Unhaltbares 
iſt. Und ich begreife da das Vorgehen dieſer Partei 
um jo weniger, als durch die verminderte Bautätigk it 
auch viele Tauſende von Arbeitern lohneude Ber 
ſchäftigung verlieren (Sehr richtig!) und die Ver⸗ 
hältniſſe dadurch nur noch ſchlechter werden 
(Abgeordneter Dr. Kindermann: Die sanitären 
Verhältnisse!) . . . . und gewiß insbeſondere die fani- 
tären Verhältniſſe. 

Allerdings ſehen wir auch in dieſem Fall, wie 
die Sozialdemokratie verſucht, in die Frage der Woh⸗ 
nungsnot und Wohnungsteuerung ganz audere Ange- 
legenheiten hereinzuziehen: Hoch Portugal! — Rufe: 
Nieder mit dem Miniſterium Bienerth! — Ja, ich 
weiß nicht, wie die Wohnungsnot in Sſterreich mit 
Portugal und wie die Wohunngsnot mit dem 
Miniſterium Bienerth zuſammenhängt (Zwischen- 
rufe), denn auch jenes Miniſterium — ich habe 
gar keine Veranlaſſung, gerade dieſes Miniſterium 
irgendwie in Schutz zu nehmen — jenes Miniſterinm. 
welches ſeinerzeit von den Sozialdemokraten ſo hoch 
gehalten und ſo hoch geſchätzt worden iſt, das Mini⸗ 
ſterium Beck hat ja gar nichts zur Linderung der 
Notlage getan, auch unter dieſem Miniſterium iſt gar 
nichts geſchehen, um eine Anderung dieſer Verhältniſſe f 
herbeizuführen. (Zwischenrufe.) 

Und nun möchte ich folgendes ſagen: Wir dürfen 
in der Frage der Wohnungsreform keine Flickarbeit 
leiſten, wir müſſen ein Radikalmittel ergreifen und 
dieſes Radikalmittel kann einzig und allein darin be⸗ 
ſtehen, daß wir daran gehen, dieſen Geſetzentwurf im 
hohen Haufe zur Verhandlung zu bringen, ihn aber 
auch derart umzuändern, daß durch eine richtige Er⸗ 
mäßigung beſſere Verhältniſſe beſchaffen werden können. 
Denn eine ſolche Ermäßigung, wie, dieſer Regie⸗ 
rungsentwurf ſie enthält — nämlich eine Ermäßigung 
der Hauszinsſteuer um 2˙86 Prozent in zehn Jahren — 
wird zur Folge haben, daß unter keinen Umſtänden au 
eine Ermäßigung des Mietzinſes gedacht werden kann, 
weil mittlerweile in den zehn Jahren durch die erhöhten 
Baukoſten auch ein entſprechend höheres Baukapital 
bedingt wird. 

Ich möchte da als grundlegend für dieſe ganze 
Frage folgendes ſagen: Eine Reform der ganzen 
Gebäudeſteuer wird und kann bloß. dann ihren Zweck 
erſüllen, wenn die Ermäßigung derart ausgebaut iſt, 
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daß ſie jährlich 1 Prozent beträgt, bis wir mit der 
Hauszinsſteuer den Prozentsatz von 5 Prozent erreicht 
haben, nämlich des gegenwärtig höchſten Satzes der 
Perſonaleinkommenſieuer. 


Es kann allerdings geſagt werden, dies ſei ein 
Antrag, eine Idee, die vollſtändig undurchführbar und 
unmöglich iſt. In dem uns heute vorgelegten Rech⸗ 
nungsabſchluſſe finden wir aber folgende Ziffern: 


Die Hanszinsſtener in Oſterreich trug dem 
Staate rund — es fehlt eine Kleinigkeit dazu — eine 
Summe von 67 Millionen in dem Zeitcaume vom 
1. Jänner bis 30. September 1910. Der Zuwachs 
der Hauszinsſteuer in derſelben Zeit macht 
1,85 5.000 K aus. Würde ein Prozent der Hauszins⸗ 
ſteuer abgeſchrieben, ſo würde dies einen Ausfall an 
ſtaatlichen Einnahmen von 670.000 K bedingen, 
das heißt es bliebe dem Staate noch immer ein Mehr⸗ 
ertrag an Hauszinsſteuer von 1.185.000 K übrig. 
(Abgeordneter Lössl: Beim bisheriyen Zuwachs, der 
aber sleigen würde!) Ja. Das heißt mit anderen 
Worten, daß die Hauszinsſteuer jahrlich noch um 
176 Prozent ſteigen würde. Außerdem würde, wie 
ganz richtig bemerkt wurde, die Bautätigkeit durch 
eine ſolche Ermäßigung weſentlich gehoben werden 
und dadurch der Zuwachs an Hauszinsſteuer ein 
bedentend größerer fein. 

Wir werden nun ſelbſtverſtändlich der Frage der 
Reform unſerer Gebäudeſtener ſtets das größte 
Augenmerk ſchenken, weil wir überzeugt ſind, daß die 
Lage des Haus beſitzers eine äußerſt Sranrige iſt und 
daß wir beſſere Berhältniffe auf dem Wohnungsmarkte 
nur dann herbeiführen können, wenn wir für den 
Hausbeſitzer bei der Steuerbemeſſung nſw. jene Er⸗ 
leichternngen ſchaffen, die im Intereſſe dieſes Standes 
gelegen find. Wir ſtimmen für den Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds, verwahren uns aber ganz entſchieden dagegen, 
daß dieſer 12 prozentige Nachlaß an der Hauszins⸗ 
ſteuer aus dem Mehrertrag der Perſonaleinkommen⸗ 
ſteuer entfällt. Dieſe Verwahrung gilt ſowohl gegen⸗ 
über. dem ſozialdemokratiſchen Antrage, aber auch 
gegenüber; jenen Auerungen der Regierung, wonach 
ſie infolge der Arbeitsunfähigkeit des böhmiſchen 
Landtages dieſen Nachlaß von 12 ½ Prozent in 
Wegſall bringen will. Wir Deutſchen in Böhmen 
kämpfen gewiß ſchon viele Jahrzente um unſere 
nationalen Rechte und wir werden uns in dieſem 
Kampfe gewif von keiner Seite einſchüchtern laſſen.“ 
¶ Zuaslimniin . 

Die Frage der Wohnungsreform iſt heute nicht 
bloß eine Frage, die Intereſſe erweckt und Intereſſe 
hat für die Hausbeſitzer, die Wohnungsreform iſt eine 
Frage, die für alle Stände einen gleichen Wert hat, 
eine Frage von ſittlicher, von ſanitärer, von volkswirt⸗ 
ſchaftlicher, aber auch von nationaler Bedeutung für 
das deutſche Volk in Oſterreich. N Beifall 
und Händeklatschen.) 
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Vizepräſident Pernerſtorfer: Ich breche nun⸗ 21. April 1910 erfolgte Berufung des Armee⸗ 
mehr die Verhandlung ab und wir gelangen zur lieferanten Bernhard Wetzler in das Herren— 


Verhandlung der Dringlichkeitsanträge. 


Ver Dringlichkeitsantrag des Abge⸗ 
ordneten Smrkek und Genoſſen, betreffend die 
textliche Ausgeſtaltung der neu zubegebenden 
Renten in ſprachlicher Beziehung, iſt in der 
letzten Sitzung im Juli d. J. bis zur Abſtimmung 
gediehen. 


Wir ſtimmen nunmehr über die Frage“ der 
Dringlichkeit ab. Ich werde zu dieſem Behufe den 
Antrag verleſen. 5 


Der Dringlichkeitsantrag des Herrn Abgeordneten 
Smreck und Genoſſen lautet (liest): 


„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

Die k. k. Regierung wird aufgefordert, im 
Intereſſe der angeſtrebten Demokratiſierung 
der Renſenemiſſionen und behufs deren 
leichteren Placierung nicht nur an gewiſſe 

Kreiſe des Kapitals, ſondern entfprechend dem 
ganzen demokratiſchen Zuge der jetzigen Zeit 
an das geſamte Kapital in Oſterreich, an alle 
Kreiſe der Bevölkerung, den Text der öͤſter · 
reichiſchen Rentenpapiere zukünftig derart 
auszugejlalten, daß ähnlich wie bei unſeren 
Renten vom Jahre 1868, auch unſere neuen 

Renten nevft Franzöſiſch, Engliſch, Holländiſch, 
auch alle in Oſterreich landesüblichen Sprachen 
enthalten.“ 


Ich bitte nun diejenigen Herren, welche dieſem 
Dringlichkeitsantrage die Dringlichkeit zuerkennen 
wollen, ji zu erheben. (Geschieht.) 


Es beſteht ein Zweifel darüber, ob das die 
Zweidrittelmehrheit iſt; ich werde daher das 
Stimmenverhältnis konſtatieren laſſen. Ich bitte die 
Herren, ſtehen, beziebungsweiſe ſitzen zu bleiben und 
erſuche die Herren Schrüitführer, die Auszählung vor⸗ 
zunehmen. (Nach Auszählung des Hauses:) Für die 
Dringlichkeit des Antrages Smrkek haben 184 Abge- 
ordnete geſlinnmt, dagegen 77, es iſt alſo die erforder⸗ 
liche Zweidrittelmehrheit erreicht und der Antrag des 
Herrn Abgeordneten Smrkek ſteht in Verhandlung. 


Wünſcht jemand das Wort? (Memand meldet 
sich) Es iſt dies nicht der Fall. Wir ſchreiten alſo 
zur Abſtimmung über das Meritum des Antrages. 


Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage 
Smrkek, den ich bereits verleſen habe, und wohl 
nicht wieder zu verleſen brauche, zuſtimmen, ſich von 
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. 


Wir gelangen nunmehr zu Verhandlung des 
Dringlichkeitsantrages des Herrn 
Breiter und Genoſſen, betreffend die am 


Abgeordneten 


haus des Reichsrates. 


Ich werde den Antrag verleſen (liest) :- 

„Unter Hinweis auf die in der Öffentlichkeit wie 
auch in dieſem Hauſe hervorgehobenen Zweifel über 
die Stichhaltigkeit der auf die Berufung des Herrn 
Bernhard Wetzler maßgebend geweſenen Gründe wird 
der Antrag geſtellt: 


Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„„Die hohe Regierung wird aufgefordert, 
die Gründe, welche für die beſagte Berufung 
Ausſchlag ‚gegeben haben, ausführlich bekaunt⸗ 
zugeben.““ 

In formaler Hinſicht wird beantragt, dieſen 
Antrag mit allen geſchäftsordnungsmäßig zuläffigen 


Abkürzungen in Verhandlung zu ziehen.“ 


Der Antrag iſt gehörig gezeichnet. Das Wort 
zur Begründung der Dringlichkeit dieſes Antrages hat 
der Herr Abgeordnete Breiter. 


Abgeordneter Breiter: Hohes Haus! Ich ſehe 
mich gezwungen, den in Rede ſtehenden Autrag aus 
verſchiedenen Gründen zurück nzichen. Vor allem hatte 
ich ſchon nach feiner am 10. Mai d. J. erfolgten Ein- 
bringung Gelegenheit, den Gegenſtand desſelben aus⸗ 
führlich in einer Rede zu beſprechen, nämlich am 
13. Mai d. J. Weiters iſt laut meiner anfangs Sep⸗ 
tember d. J. in den Tagesblättern veröffentlichten 
Erklärung derſelbe in der bisherigen Faſſung nicht 
mehr aktuell, ſondern müßte wie folgt lauten (Liest), 


„Mit Rückſicht darauf, daß ſeit einer Reihe von 
Jahren die Schaffung eines Inkompatibilitätsgeſetzes, 
um den jeweiligen Ausſchreitungen ſeitens der Abge⸗ 
ordueten gegen den Begriff der Inkompatibilität einen 
Riegel zu verſchaffen, als Notwendigkeit bezeichnet 
wurde, 

wie auch in Anbetracht deſſen, daß die Schaffung 
eines Inkompatibilitätsgeſetzes einerſeits das Anſehen 
des Hauſes heben, andrerſeits auf die öffentliche 
Meinung, betreffend die Reinlichkeit der Volksvertreter, 
wohltuend einwirken wird, 

wolle das hohe Haus beſchließen: 

Die k. k. Regierung wird aufgefordert, in 
dieſer Seſſſon dem hohen Haufe einen Ent⸗ 
wurf des Inkompatibilitätsgeſetzes vorzulegen, 
welches als weſentlicher Beſtandteil der Ge⸗ 
ſchäftsordnung zuſammen mit derſelben be⸗ 
raten werde.“ 


Ich hätte bei Begründung dieſes Antrages 
natürlich nicht verſäumt, eine Reihe von Fällen anzu⸗ 
führen, wo ſeitens der Abgeordneten gegen die primi⸗ 
tivften Begriffe der Inkompatibilität ſehr geſündigt 
wurde. 
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Präſident: Zu dieſer Petition hat ſich der 
Herr Abgeordnete Tuppy zum Worte gemeldet. Ich 
erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Tuppy: Vergangenen Sonntag 
fand in Hillersdorf, Gerichtsbezirk Olbersdorf in Schle⸗ 
ſien, in Sachen des projektierten Bahnbaues Olbersdorf 
— Hermannſtadt eine maſſenhaft beſuchte Kundgebung 
der Bevölkerung des Goldoppatales ſtatt, an welcher 
ſich auch die Gemeindevertretungen der intereſſierlen 
Gemeinden beteiligten. Dieſe überaus bedeutungsvolle 
Manifeſtation beſchloß eine Kundgebung, die ich mir 
erlaube, der Regierung ſowie dem Abgeordnetenhauſe 
zur Kenntnis zu bringen mit dem Verlangen, die Re⸗ 
gierung möge endlich dem wiederholt von ihr als be- 
rechtigt anerkannten Verlangen nach Schaffung der 
Lokalbahn Olbersdorf — Hermannſtadt Rechnung 
tragen und dem Hauſe die Lokalbahnvorlage unter⸗ 
breiten, aber auch Vorſorge treffen, daß den in der 
Petition zun Ausdruck gebrachten Wünſchen nach Aus⸗ 
bau der weſtſchleſiſchen Lokalbahnen entſprochen wird. 

Ich beantrage daher den vollinhaltlichen 
Beidruck der Petition zum ſtenographiſchen 
Protokoll der heutigen Sitzung. 


Präfident: Ich erſuche diejenigen Herren, 
welche dieſem Antrage zuſtimmen, ſich zu erheben. 
(Geschicht.) Der Antrag iſt angenommen. (An- 
hang IT, 3/P.) 


Schriftführer Cech (liest): 

„Petition des Dr. Heinrich Reicher, a. o. Unis 
verſitätsprofeſſor in Wien, betreffend Jugendſtrafrecht 
und Fürſorgeerziehung (überreicht durch Abgeord- 
neten Dr. Ofner).“ 


Präſident: Zu dieſer Petition hat ſich der 
Herr Abgeordnete Dr. Ofner zum Worte gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ofner: Ich habe eine 
Petition des Dr. Heinrich Reicher, unſeres früheren 
Kollegen, überreicht, welche Abänderungsvorſchläge 
für das Fürſorgeerziehungsgeſetz enthält, das jetzt 
vom Herrenhaus beſchloſſen wurde und uns nunmehr 
zur Beratung zukonnnt. Dr. Reicher iſt eine erſte 
Autorität auf dieſem Gebiete, ſeine Bücher enthalten 
eine Fülle von Belehrungen und er hat anch als 
Landesausſchuß für Steiermark die erſte Betätigung 
ſeiner Gedanken verſucht. Ich ſtelle mit Rückſicht auf 
all dieſe Umſtände den Antrag, dieſe Petition 
vollinhaltlich dem ſtenographiſchen Protokoll 
der heutigen Sitzung beizudrucken. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Ofner 
beantragt den Beidruck dieſer Petition zum ſteno— 
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graphiſchen Protokoll. Diejenigen Herren, die dafür 
find, mögen ſich erheben. (Geschieht.) Dieſer Antrag 
iſt angenommen. (Anhang II, 4%.) 


Im übrigen werden die Petitionen nach Maßgabe 
ihres Inhaltes den betreffenden Ausſchüſſen 
zur Vorberatung und Berichterſtattung über 
wieſen. 


Mit der Verhandlung der vorliegenden Dring⸗ 
lichkeitsanträge werden wir im Verlaufe der 
Sitzung fortfahren. 

Bedor wir in die Tagesordnung eintreten, er⸗ 
kläre ich, daß die Einzeihnung in die Redne 
Lifte zu Punkt 2 (Budgetproviſorium) ımmitfl- 
bar vor Beginn der Verhandlung dieſes Gegchitgfibes 
vorgenommen werden wird. Diesbezüglich 
rechtzeitig die Mitteilung erfolgen. 


Nunmehr gelangen wir zur Tages ordunng: 
Fortſetzung der Verhandlung über Punkt 1: Bericht des 
Teuerungsansſchuſſes über den Antrag, betreffend die 
Vergebung von öffentlichen Arbeiten (814 der Bei- 
lagen) und Bericht des Teuerungsausſchuſſes über 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Adolf Groß und 
Reu mann, betreffend die Schaffung eines Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds. (921 der Beilagen.) 


Als Regierungsvertreter ſind erſchienen: 


Vom Handelsminiſterium: Sektionschef Richard 
Riedl, Miniſterialrat Dr. v. Wimmer, Miniſterial⸗ 
konzipiſt Dr. Karl Singer, Miniſterialkonzipiſt 
Wilhelm v. Klaſtersky. 


Zum Worte hat ſich Seine Exzellenz der Herr 
Handelsminiſter gemeldet; ich erteile Seiner Exzellenz 
das Wort. 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchner: Meine 
ſehr geehrten Herren! Wenn ich in der gegenwärtigen, 
einem hochwichtigen Gegenſtand der Teuerungsfrage, 
nämlich der Wohnungsfürſorge, gewidmeten Debatte 
das Wort ergreife, ſo geſchieht dies mit Rückſicht auf 
die in dieſer Debatte gehaltenen Reden, welche ſich 
mit der Frage der Fleiſchteuerung befaßten: Ich 
glaube dabei vorerſt die Tatſache konſtatieren zu 
müſſen, daß die allgemeine Teuerung im Laufe der 
letzten Jahre ſpeziell in einem für die Ernährung der 
breiten Maſſen der Bevölkerung ungemein wichtigen 
Artikel in hohem Maße zugenommen hat und 
geradezu gefahrdrohend geworden iſt. Bei An⸗ 
erkennung dieſer Tatſache halte ich es für eine 
ſelbſtverſtändliche Pflicht der Regierung, ſofort, bei 
Wiederzuſammentritt des Abgeordnetenhanſes ihre 
Stellungnahme zu dieſer Frage zu kennzeichnen. 
Das hohe Haus möge mir aber geſtatten, daß ich 
einleitend einige Bemerkungen, welche der Herr Abge- 
geordneten Glöckel in ſeiner geſtrigen — wie ſoll 
ich ſagen — recht temperamentvollen Rede vorgebracht 
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hat, kurz richtigſtelle. Der Herr Abgeordnete Glöckel ſönliche Bemerkungen vorbringe, wenn auch ſonſt mein 


iſt der Meinung, daß man im Barbaraſtift von der 
Vieheinfuhr nicht ſprechen darf. Ich kann demgegen⸗ 
über dem Herrn Abgeordneten Göckel verſichern, 
daß im Barbaraſtift nicht nur von der Vieheinfuhr 
geſprochen werden darf, ſondern daß von dem Sprechen 
darüber ſehr ausgiebig Gebrauch gemacht wurde und 
wird. (Abgeordneter Winarsky: Es wird aber nur 
geredet!) Ich glaube, Sie müſſen auch zuerſt reden, 
Herr Kollege Winarsky, und ſich mit Ihren Kollegen 
beraten, bis Sie zur Entſcheidung kommen. (Sehr 
gut!) Sie werden auch mit Ihren Kollegen nicht 
ſchweigend beiſammen ſitzen und mit ihnen in der 
Taubſtummenſprache verkehren. (Beifall. — Abgeord- 
neter Winarsky: Nur zu lange dauert das Reden!) 
Alſo laſſen Sie mich jetzt reden, dann iſt es vielleicht 
etwas kürzer! Denn, wenn Sie mich aufhalten, dauert 
es noch länger. (Abgeordneter Freundlich: Gegen 
diese Zusage lassen wir Sie »prechen!) Der Herr Ab⸗ 
geordnete Glöckel wär auch der Meinung, daß ich 
vor Monaten die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus 
dem braven und getreuen Rumänien geprieſen habe, 
daß man aber erſt heute entdeckt, daß Rumänien voll⸗ 
ſtändig verſagt. Ich bitte, ſich doch an meine Reden 
von damals zurückzuerinnern! Ich habe damals er- 
klärt, daß durch die mehr als 30 jährige Grenzſperre 
gegen Rumänien die ganze Landwirtſchaft Rumäniens 
auf andere Betriebsformen übergegangen iſt, und daß 
es einiger Zeit bedürfen wird, um den Import der 
Rumänien zugeſtandenen Kontingente zu ermöglichen. 


Ich habe damals nicht verſchwiegen, daß 
Rumänien teilweiſe depekoriert iſt und daß bezüglich 
der Schweine in kürzerer Zeit, bezüglich der Rinder 
aber vielleicht erſt in einem etwas ferneren Zeitpunkte 
angefangen werden kann, jene im Handelsvertrage feſt⸗ 
geſetzten Kontingente voll zu verwirklichen. 


Ich habe alſo damals nichts verſchwiegen und 
brauchte daher gegenwärtig nichts erſt zu entdecken. 
¶ Lebhafte Zustimmung. — Abgeordneter Sharet: 
Sie haben auch das serbische Kontingent gekürzt, Ex- 
zellenz!) Sobald der ſerbiſche Handelsvertrag in der 
Skupſchtina und bei uns angenommen iſt, werden die 
Tore geöffnet und wird ein ſolcher Import erfolgen, 
der gewiß dazu beitragen wird, die höchſt beklagens⸗ 
werte Fleiſchnot und Fleiſchtenerung teilweiſe zu be⸗ 
heben. (Lebhafte Zwischenrufe. — Rufe: Ruhe!) 

Der Herr Abgeordnete Glöckel hat ferner die 
Frage aufgeworfen, was die Viehverwerturgszentrale 
bisher geleiſtet hat. Ich werde mir erlauben, da ich 
auch namens des Leiters des Ackerbauminiſteriums 
ſpreche, den geehrten Herren ſpäter vorzuführen, was 
die⸗Viehverwertungszenerale bisher geleiſtet hat. Es 
wurde auch geſagt: Wann ſoll ſie in Wirkſamkeit 
treten? Da erlaube ich mir, mitzuteilen, daß ſie am 
1. Juni d. J. in Wirkſamkeit getreten iſt. Die Herren 


werden mir aber auch verzeihen, wenn ich einige per- 


Beſtreben immer darauf gerichtet iſt, rein ſachlich zu 
diskutieren. 

Der Herr Abgeordnete Glöckel hat an dem Tele- 
gramm der drei Vizebürgermeiſter von Wien Anſtoß 
genommen, welches ſie an mich richteten, als ich in 
Tirol auf einer kurzen Urlanbsreiſe war. Sie werden 
wohl erlauben, daß auch ein Miniſter auf zehn Tage 
in Urlanb geht und Sie werden mir das auch gönnen. 
(Auischienruf., Der Herr Abgeordnete Glöckel hat 
ſich nicht recht entſchieden: habe ich auf einer Er⸗ 
holungsreiſe ſtudiert oder habe ich mich auf einer 
Studienreiſe erholt. (Zwischenrufe. Ich werde Ihnen 
das vollſtändig aufklären. Das war mein Urlaub, den 
ich unter Fortführung der Geſchäfte angetreten habe; 
es ſind mir die Akten nachgeſchickt worden und ich 
habe auf meinem Urlaub auch gearbeitet. Das iſt der 
Urlaub unier Fortführung der Geſchäfte, wie der 
technische Ausdruck lautet. (Zwischearufe) Ich muß 
aber gegenüber dem Herrn Abgeocdneten Glöckel 
ferner richtigstellen: Die drei Wiener Vizebürger⸗ 
meiſter haben mir nicht telegraphiert: „Herein mit 
dem argentiniſchen Fleiſch!“ Das war im Telegramm 
nicht geſtauden, ſondern fie haben telegraphiert, ich 
ſoll ein Viehausfuhrverbot erlaſſen. Nun, meine 
Herren, ein Viehansfuhrverbot iſt unter Umſtänden, 
unter gewiſſen Vorausſetzungen noch den Beftim- 
mungen der Handelsverträge möglich. Das ſind viel⸗ 
leicht ſehr ſchwere Vorausſetzungen, die da zu erfüllen 
find, aber es veftehen Vorausſetzungen und Sie dürfen 
es wohl entſcpuldigen, wenn ich in San Martino di 
Caſtrozza nicht in der Lage war, dieſe Voraus- 
ſetzungen eingehend zu prüfen. Abgeſehen davon 
bin ich zur Erlaſſung eines Viehausfuhrverbotes 


gar nicht kompetent, weil das in das Reſſort 
des Ackerbauminiſterinms fällt. ( Zwischenrufe.) 


Es kommt vor, daß ſich unter Umſtänden auch ein 
Abgeordneter au einen inkompetenten Miniſter wendet. 
Das iſt ja ein ſchweres Studium, Herr Abgeordneter 
Glöckel, bis man ſich in den Kompetenzen der öſter⸗ 
reichiſchen Miniſterien durcharbeiter. (Abgeordneter 
Sharet: Mai weiß nie, ob man an (lem rechten Mann 
ist!) Das iſt eben das Schwierige; das geht auch oft 
den Wählern fo. Die wiffen anch oft nicht, ob ſie an 
den rechten Mann gekommen find. ( Zwischenrufe.) 
Meine Herren! Es war doch eine Pflicht der Höflic)- 
keit, auch der Freundſchaft gegenüber den drei Wiener 
Vizebürgermeiſtern, daß ich telegraphiſch autwortete, 
und ich weiß nicht, was Sie an meinem Telegramm 
auszuſetzen haben. Ich habe an Seine Exzellenz den 
Herrn Leiter des Ackerbauminiſteriums telegraphiert, 
ich habe auch an Seine Exzellenz den Herrn Minijtere 
präſidenten telegraphiert und gebeten, er möge ſeinen 
Einfluß in der Frage geltend machen, ich habe ferner 
telegraphiſch innerhalb meines Reſſorts Weiſungen 
erteilt, damit über dieſe Frage ehemöglichſt entſchieden 
werde. Meine Herren! Ein Viehausfuhrverbot war 
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nicht möglich, weil die Vorausetzungen der Handels⸗ 


verträge nicht zugetroffen haben. Das iſt das Eine. 
(Abgeordneter Glöckel: Es hat sich darum gedreht, 
daß Sie als christlichsozialer Parieimann hervorgetreten 
sind!) Ich bitte um Entſchuldigung, hier bin ich nicht 
chriſtlichſozialer Parteimann, hier bin ich Miniſter 
Seiner Majeſtät. (Leb hafter Beifall.) 

Ich möchte nun den Herrn Abgeordneten Glöckel 
noch dahin berichtigen, daß ich keineswegs, wie er 
meint, teſtamentariſch zum Haſſe gegen Ungarn ver⸗ 
pflichtet bin. 

Ich möchte vorausſchicken, daß auch der ver⸗ 
ſtorbene Bürgermeiſter Lueger nie Haß gegen Ungarn 
gepredigt, ſondern nur gegen gewiſſe Gruppen jenſeits 
der Leitha Stellung genommen hat. (Zwisclienrufe.) 
Ich bitte, es iſt dem Bürgermeiſter Lueger nie ein⸗ 
gefallen, uns zum Haſſe gegen Ungarn anzuleiten. Im 
übrigen möchte ich nur bemerken, daß ich, nachdem ich 
die Erbſchaft noch nicht angetreten habe, auch unmög⸗ 
lich ſchon verpflichtet fein kann, die Erbſchaft zu er⸗ 
füllen. Ich bitte, Geduld zu haben. (Lebhafte 
Zwischenrufe.) . 


Prafident: Herr Abgeordneter Höger, Sie 
ſtören ſchon wieder. ( Zwischenrufe.) Ich bitte, den 
parlamentariſchen Anſtand zu wahren. (Unruhe und 
Zwischenrufe des Abgeordneten Hö ger,) Ich rufe Sie 
zur Ordnung wegen der fortwährenden Störungen. 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchner: Ich fühle 
mich aber weiter verpflichtet, eine Meinung oder eine 
Vermutung des Herrn Abgeordneten Glöckel mit 
aller Entſchiedenheit zurückzuweiſen. Wenn der Herr 
Abgeordnete Glöckel die Vermutung aufſtellte, daß 
Seine Exzellenz unſer verehrter Kabinettschef und ich 
lediglich zu dem Zwecke die Ungarn gefragt haben, 
um eine eventuelle Einfuhr argentiniſchen Fleiſches zu 
verhindern, ſo muß ich dieſe Außerung auf das ent⸗ 


ſchiedenſte zurückweiſen und auf den Ernſt der Re- 


v 


gierung hinweiſen, welche ſich ihrer Aufgabe, den 
Bedürfniſſen der Bevölkerung zu genügen, voll und 
ganz bewußt iſt. (Beifall.) 5 

Ich werde noch Gelegenheit haben, auf einzelne 
Ausführungen des Herrn Kollegen Glöckel bei der 
ſachlichen Erörterung, die ich mir erlauben werde, dem 
hohen Hauſe zu unterbreiten, zurückzukommen und Sie 
erlauben, daß ich nunmehr zum Gegenſtande ſelbſt 
übergehe. 


Meine Herren! Ich habe bereits — ich glaube, 


‚cs war im Oktober vorigen Jahres gelegentlich der 


Tenerungsdebatte, welche ſich über den Dringlichkeits⸗ 
antrag des Kollegen Dr. Drexel entſponnen hat — 
Gelegenheit gehabt, den Standpuukt der Regierung zu 
fixieren und ich erlaube mir hier daran zu erinnern, 
daß ich damals — ich kann mich jetzt an den Wort⸗ 
laut nicht erinnern, aber gewiß dem Sinne nach — 
geſagt habe, nachdem ſo bedeutende Exporte von 


Jungvieh aus Oſterreich in die Nachbarländer und 
beſonders nach Italien gegangen ſind, nachdem die 
Wirkungen der Futternot noch andauern, bin ich in 
der ſchweren Beſorgnis, daß noch ſchwerere Zeiten in 
dieſem Belange eintreten werden. Meine Beſorgnis, 
die ich damals andeutete, hat ſich leider erfüllt und 
die Fleiſchnot und auch die Fleiſchteuerung hat in den 
letzten Monaten beſorgniserregende Dimenſionen an⸗ 
genommen. 


Meine Herren! Man braucht nur die letzten 
Marktberichte vom Wiener Zentralviehmarkt St. Marx 
anſehen. Der Markt, welcher in der Woche vom 13. 
bis 19. November abgehalten wurde, hat nur mehr 
einen Auftrieb von 3327 Rindern ergeben, während 
der normale Bedarf mindeſtens 5000 Stück beträgt. 
Es zeigt ſich, daß eben die Beſchickung des Wiener 
Marktes eine ſolche geworden iſt, daß nicht nur die 
Verſorgung Wiens mit entſprechenden Quantitäten 
Fleiſch, ſondern auch die Verſorgung eines großen 
Teiles von Oſterreich unter dieſer ſchlechten Be⸗ 
ſchickung des Wiener Marktes leidet, nachdem in den 
letzten Monaten immer mehr Käufer auf den Wiener 
Markt gekommen ſind, unter anderen die Fleiſchhauer 
in Nordböhmen und in Südtirol nicht mehr in der 
Lage ſind, im eigenen Gebiet den Bedarf zu decken, 
ſondern nach Wien fahren und ſomit natürlich die 
Konkurrenz durch die erhöhtere Nachfrage ins unge⸗ 
meſſene ſteigern. 

Die Auftriebe ſind im heurigen Jahre, wie ich 
das ſchon an einem Beiſpiel erwähnt habe, bisher in 
toto gegenüber den Vorjahren zurückgeblieben, die 
Fleiſchdetailpreiſe, die im Jahre 1908 eher eine 
finfende Tendenz hatten, find allmählich in die Höhe 
gegangen und ich werde mir erlauben, dieſe meine Be- 
hauptung mit einigen Ziffern zu erweiſen. 

Meine Herren! Was die Großhandelspreiſe an⸗ 
belangt, die im allgemeinen eher die Schwankungen 
der Viehpreiſe mitmachen als die Detailfleiſchpreiſe, 
ſo war im Jänner dieſes Jahres vorderes Rindfleiſch 
in der Großmarkthalle noch zum Preiſe bis 1 K 64 h 
pro Kilogramm erhältlich. Derzeit wird mit dieſem 
Fleiſch bis zu 1 K 88 h gehandelt. Auch der Preis 
für hinteres Rindfleiſch iſt beträchtlich geſtiegen. Im 
Jänner 1910 koſtete dasſelbe in der Großmarkthalle 


bis 1K 62 b, jetzt bis 2 K. Das find aber Groß⸗ 


handelspreiſe. 

Meine Herren, ich habe mich, als ich noch bei 
der Gemeinde Wien war, in der Lebensmittelſtatiſtik, 
und insbeſondere in der Preisſtatiſtik von der Statiſtik 
der „Von —bis“⸗Preiſe oder von der Statiſtik der 
Durchſchnittspreiſe unabhängig zu ſtellen verſucht und 
eine Statiſtik eingeführt, welche allmonatlich in den 
Berichten der ſtatiſtiſchen Abteilung veröffentlicht wird 
und angibt, in wie vielen Bänken das Fleiſch zu 
einem beſtimmten Preiſe verkauſt wird. Da ergeben 
ſich nun wohl außerordentlich wichtige und hörens⸗ 
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werte Daten. Während in Wien vorderes Rindfleiſch 
im Jahre 1903 noch in 261 Fleiſchbänken zum Preiſe 
von 1 K pro Kilogramm verkauft wurde, war im 
Auguſt 1910 vorderes Fleiſch zu dieſem Preiſe nur 
mehr in 7 Fleiſchbänken erhältlich. Zum Preiſe von 
1K 20 h wurde das Fleiſch im Jahre 1903 noch 
in 726 Bänken verkauft, im Juli 1910 nur mehr in 


186, während es im Auguſt dieſes Jahres nur mehr 
in 60 verkauft wurde. Alſo ich bitte, in verhältnis⸗ 
mäßig wenig Jahren ſinkt die Zahl der Bänke mit 
dieſem niedrigen Preiſe von 726 auf 60 herab. 
Während im Jahre 1903 nur 6 Fleiſchbänke in Wien 
das vordere Rindfleiſch mit 1K 60 h verkauften, 
iſt die Zahl dieſer Bänke jetzt im Jahre 1910 auf 
756 geſtiegen. 

Dieſelbe Erſcheinung zeigt ſich natürlich auch 
bezüglich des hinteren Rindfleiſches. Im Jahre 1903 
gab es in Wien noch 381 Bänke, die dieſes Fleiſch 
zu dem Preiſe von 1 K 40 h verkauften, im Juli 
1910 nur mehr 92, im Auguſt 45 und inzwiſchen 
dürfte ſich wohl die Zahl dieſer Bänke — wir haben 
inzwiſchen noch immer ſchlechtere Tendenzen — noch 
weiter verringert haben. 

Meine Herren, es iſt gar kein Zweifel, daß, 
ebenſowenig wie die Teuerung in Wien auf rein 
lokale Urſachen zurückzuführen iſt, ebenſowenig natür⸗ 
lich auch in den Provinzſtädten und anderen Konſum⸗ 
orten lokale Urſachen maßgebend ſind. Die Teuerung 
iſt heute international und hängt von ganz anderen 
als von lokalen Urſachen ab; aber ich konſtatiere aus 
den offiziellen Ausweiſen, daß ja auch in den Provinz⸗ 
ſtädten nahezu dieſelben Verhältniſſe beſtehen müſſen; 
denn es iſtzum Beiſpiel in Linz das Fleiſch, das im Jänner 
1900 1 K 28 h bis 1 K 70 h koſtete, im Sep⸗ 
tember 1910 auf 1 K 52 bis 2 K 20 h geſtiegen. 
Das iſt wohl auch eine Steigerung, die den Mittel⸗ 
Hand und die Arbeiterſchaft außerordentlich beun⸗ 
ruhigen muß. (Abgeordneter Zaunegger:. Auch in 
Wels sind solche Verhältnisse!) Alſo, wie Kollege 


Zaunegger ſagt, ſind in Wels dieſelben 
Verhältniſſe und ich weiß ja, daß anus 
einer ganzen Reihe kleinerer oberöſterreichiſcher 


Städte dringende Erſuchen an die Regierung gekommen 
ſind, in dieſer Beziehung Abhilfe zu ſchaffen. 

In Prag war beiſpielsweiſe nach den Ausweiſen 
im Jänner 1900 der Fleiſchpreis von 1 K 20 h bis 
1 K 40 h und im September 1910 ein Preis von 
1K 36 h bis 1 K 57 h. Ich kann dieſe Statiſtik 
nicht kontrollieren, weil ich nicht weiß, auf welcher 
Grundlage ſie aufgebaut iſt, aber zweifellos iſt eine 
weſentliche Steigerung eingetreten. 

Ganz dasſelbe erſehe ich aus den Daten, die 
ich hier aus Salzburg, Brünn, Lemberg und anderen 
Orten habe. 

Meine ſehr geehrten Herren! Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit kaun ich aber doch nicht umhin, auf eine 
Preisſtatiſtik, welche mir von der Wiener Handels⸗ 


Die heimiſche Schlachtung brachte dort 


kammer in dankenswerter Weiſe zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wurde, hinzuweiſen, und zwar möchte ich das 
iusbeſondere aus dem Grunde, weil bei meiner heutigen 
Anweſenheit im Teuerungsausſchuſſe von Zollauſhebung 
oder Zollermäßigung für Fleiſch die Rede war und ich 
die geehrten Herren doch bitten möchte, dieſe Frage 
zu erwägen, und zwar mit aller Ruhe, Beſonnenheit, 
aber auch Umſicht. 

Meine Herren! Was die engliſchen Detailpreiſe 
für argentiniſches Fleiſch anbelangt — ich bitte, 
argentiniſches Fleiſch! Später werde ich dann die 
Preiſe hinſichtlich der engliſchen heimiſchen Schlachtung 
anführen —, fo werden in London folgende Detail- 
preiſe ausgewieſen, und zwar vorderes Sudfleiſch erſter 
Qualität 1 K 32 h bis 1 K 54 h — von Pence in 
unſere Währung umgerechnet —, zweiter Qualität 
99 h bis 110 h. Es iſt nun das Bemerkenswerte, 
daß im Lande der Zollfreiheit, in England, argen- 
tiniſches Fleiſch teurer verkauft wird als es in Wien 
bei den gegenwärtigen Verhältniſſen feilgeboten werden 
kann. (Abgeordneter Skaret: Hier wurde es um 1 H 
80 h verkauft!) Das war ein Liebhaberpreis, den ich 
in dieſe Kalkulation nicht einbeziehen kann. (Ab- 
geordneter Sea ret: In Wien kostet cs 1 H 28 h! 
— Zwischenrufe.) Für England ſind die Preiſe aber 
1K 32 h bis 1 K 54 h für dasſelbe Fleiſch guter 
Mittelqualität, wie wir es bei der Koſtprobe in Wien 
gehabt haben. Jedenfalls ſind das Daten, welche zur 
Vorſicht und Überlegung mahnen. (Abgeordneter 
Skaret: Lassen Sie die 30 h nach und dann kann cs 
um diese billiger verkauft werden! — Zwischenrufe 
des Algeordneien Winarsky.) 

Ich werde gleich darauf erwidern. Ich bitte mir 
zu erlauben, Herr Kollege Winarsky, daß ich die 
Preiſe für in England friſch geſchlachtetes Fleiſch an- 
führe, ich bin Ihres Intereſſes in dieſen Ziffern ſicher. 
folgende 
Preiſe: 2 K 20 h für hinteres Rindfleiſch und 3 K 
für das Primiſſima⸗-Fleiſch, das wir hier wahrſcheinlich 
„Lungenbraten“ nennen würden. 

Was geht aus dieſen Daten hervor? Erſtens 
einmal die nach meiner Meinung für die Landwirte 


ſehr beruhigende Tatſache, daß in England das im⸗ 


portierte argentiniſche Fleiſch die Preiſe des heimiſchen 
Fleiſches abſolut nicht tangiert hat (Hört!), zweitens 
daß eine Zollanfhebung oder Zollermüßigung nicht 
inımer im Gefolge hat, daß dieſe dem Staate eut- 
gehende Einnahme, die übrigens zum Schutze wichtiger 
Intereſſen vorgeſehen worden iſt, auch wirklich dem 
Konſumenten zugute kommt. (Lebhafte Zwischenrufe,) 
Sie erinnern ſich vielleicht noch an die Aufhebung des 
Zeitungsſtempels und daran, daß die Konſumenten 
der geiſtigen Nahrung der diesfalls in Betracht 
kommenden Art auch nichts davon gehabt haben. 
(Zwischenrufe.) 

Erlauben Sie, daß ich jetzt ganz kurz, weil mich 
der verehrte Kollege Skaret auf die Zollfrage gebracht 
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hat, dieſe gleich in dieſem Zuſammenhange erörtere. 
Zunächſt, glanbe ich, ſteht in dieſem Haufe die Tat⸗ 
ſache, daß wegen der Zollaufhebung oder Zoll⸗ 
ermäßigung mit der königlich ungariſchen Regierung 
zu verhandeln iſt, unbeſtritten feſt. (Zwischenrufe.) 
Das iſt in den Ausgleichsbedingungen feſtgelegt, daran 
kann nicht gerüttelt werden. Ferner mache ich darauf 
aufmerkſam, daß es ſehr fraglich iſt, ob bei einer inter⸗ 
nationalen Teuerung eine Zollermäßigung wirklich 
jene Wirkungen hat, die Sie ſich davon verſprechen. 
Und drittens, ſelbſt wenn wir annehmen, Sie würden 
mit Ihrer Behauptung recht haben, ſo behaupte ich 
dagegen, daß die Wirkung einer Zollaufhebung oder 
Zollermäßigung nur eine kurze, vorübergehende wäre. 
Und wenn, worauf von Ihrer Seite hingewieſen 
wurde, in Argentinien, Neuſeeland uſw. ſich Fleiſch⸗ 


truſts bilden, dann würden Sie ſehen, daß dieſe Fleiſch⸗ 


truſts unſere Zolleinnahmen einſtecken würden und das 
Publikum gar nichts davon hätte. (LTeblafter Beifall 
und Zwischenrufe.) Ich ſpreche hier als öſterreichiſcher 
Handelsminiſter. (Neuerliche lebhafte Zwischenrufe.) 
Ich bitte, ich vertrete hier aber and) den Aderbau- 
miniſter, weil ich namens der Regierung zu ſprechen die 
Ehre habe. ( Zwischenrufe.) 

Vergeſſen Sie aber auch eines nicht. Durch eine 
Zollermäßigung werden alle unſere beſtehenden. 
Handelsverträge entwertet. (Abgeordneter Skaret: 
Auch bei argentinischem Fleisch?) Wir haben 
ja doch die Meijtbegünftiguugen; glauben Sie, 
wenn wir gegen Argentinien ohne weiteres er⸗ 
mäßigen, daß ich dann in die Lage komme, mit dieſem 
Lande einen halbwegs unſeren Intereſſen dienenden 
Handelsvertrag zuſtande zu bringen? Und glauben 
Sie, daß au einer ſolchen Ermäßigung dann nur 
Argentinien teilnimmt? Daran nehmen doch alle 
Staaten teil, mit denen wir die Meiſtbegünſtigung 
haben. ( Zwischenrufe.) Ich weiß ſchon, was ich als 
Handelsminiſter im Intereſſe der Induſtrie und des 
Gewerbes zu tun habe, aber die Landwirtſchaft dürfen 
wir doch auch nicht umbringen! (Tebhafter Beifall 
und Händeklatschen. — Zahlreiche Zwischenrufe.) 


Präſident (das Glockenzeichen gebend): Ich 
bitte, Herr Abgeordneter Diamand, nicht fortwährend 
zu unterbrechen. (Zioischenrufe. — Abgeordneter 
Skaret: Bei diesem Notstand I) 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchuer: Es kommt 
ja argentiniſches Fleiſch herein! (Abgeordneter 
Skaret: Aber zu wenig! Nur Kostprobe!) Bitte, 
Herr Kollege, das „Tiſchlein deck dich“ iſt nur im 
deutſchen Märchenwald zu finden, aber in der realen 
Wirklichkeit des XX. Jahrhunderts muß man Vor⸗ 
bereitungen treffen. Ich kann nicht Kühlhäuſer aus 
der Erde ſtampfen, ich kann nicht Kühlſchiffe, die 
nicht beſtehen, in acht Tagen haben. Das erfordert 
alles Vorbereitungen. (Zahlreiche Zwischenrufe,) 
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Bitte, laſſen Sie mich jetzt gefälligſt weiterreden! 
Ich betone noch einmal, daß jede Zollermäßigung 
oder Zollaufhebung für Fleiſch die beſtehenden 
Handelsverträge entwerten würde. (Zwischenrufe. — 
Huf: Warum machen Sie mit Argentinien keinen 
Handelsvertrag?) Laſſen Sie mir nur Zeit! (Zwischen- 
rufe. — Ruf: Wir haben nicht die Zeit!) Ich bitte, 
ich komme jetzt darauf. Der Herr Kollege Skaret 
meint: Gut, geben wir den Zoll autonom auf! 
und das ſagen Sie, Herr Kollege Skaret, in 
einem Moment, wo ich im Begriffe ſtehe, wegen 
eines Vertrages mit Argentinien zu verhandeln! 
Ich ſoll jetzt autonom auf etwas verzichten, 
was das einzige Mittel iſt, um Gegenkonzeſſionen, 
die im Intereſſe unſerer Induſtrie liegen, zu bekommen. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen. — Zwischen- 
rufe.) Und wenn ich das tun würde und wenn ich 
dann einen ſchlechten Handelsvertrag mit Argentinien 
ins Haus bringen würde, wären Sie der erſte, der 
ſagen würde: Dieſer unfähige Handelsminiſter hat 
nicht einmal gewußt, daß bei jedem Handelsvertrag 
Gegenkonzeſſionen erlangt werden müſſen. (Zahl- 
reiche Ziuisclienrufe. — Abgeordneter Skaret: Wir 
sind gegen alle Zölle auf Lebensmittel!) Bitte um 
Entſchuldigung, Herr Kollege Skaret, Sie müſſen 
ſich auch auf den Standpunkt ſtellen, daß Sie nicht 
allein auf der Welt find (Lebhafter Beifall und 
Händeklatschen), ſondern, daß in dieſem Hauſe auch 
andere Gruppen vertreten find, welche berechtigt find, 
ihrer Meinung zum Ausdrucke zu verhelfen, und es 
iſt Pflicht der Regierung, nicht bloß den Grundſätzen 
einer einſeitigen Klaſſenpartei (Zwischenrufe), ſondern 
gerechter und billigerweiſe allen erwerbenden Gruppen 
der Bevölkerung gerecht zu werden. (Lebhafter Beifall 


und Händeklaischen. — Zahlreiche Zwischenrufe. — 


Abgeordneter Skaret: Billige Lebensmittel ist unser 
Grundsatz!) Ja, meiner auch! (Zwischenrufe.) Wir 
find nur über die Mittel nicht einig, durch welche wir 
dem gemeinſamen Ziele zuſtreben. Vielleicht kommen 
Sie in eine Sackgaſſe und ich ans Ziel. Das werden 
wir ja ſehen, Herr Kollege Skaret! 

Wenn ich nun, meine Herren, namens der Ro⸗ 
gierung ihren Standpunkt in dieſer, ja hochwichtigen 
Frage zu kennzeichnen die Pflicht habe, ſo möchte ich 
daran erinnern, da ſich die Regierung bereits im 
Auguſt dieſes Jahres in eingehenden Beratungen mit 
den Maßnahmen, die ſie dazu ergreifen in der Lage 
wäre, befaßt hat. Sie erinnern ſich ja, meine Herren, 
daß eine ganze Reihe von Maßnahmen getroffen 
worden find, Die Regierung hat — und zwar mit 
Opfern — eine 5Oprozentige Tarifermäßigung für 
Viehſendungen eintreten laſſen. Die Gemeinde Wien, 
meine Herren, und auch die Gemeinde Prag hat die 
Schlacht⸗ und Viehmarktgebühren um die Hälfte er⸗ 
mäßigt. 

Die Herabſetzung der Eiſenbahntarife ſowie der 
Markt⸗ und Schlachtgebühren wurde für einen Zeit⸗ 
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raum von drei Monaten ab 1. September 1910 ver⸗ 
fügt. Die Tarifermäßigungen auf den Eiſenbahnen 
konnten allen Viehſendungen zugute kommen, die nach 
einem mit einem Schienenſtrange in Verbindung 
ſtehenden Markte gerichtet waren und die auf einen 
Markt geſchickt wurden, deſſen Standorkgemeinde gleich 
der Gemeinde Wien eine 50 prozentige Herabſetzung 
ihrer Schlacht⸗ und Marktgebühren durchzuführen ge⸗ 
willt war. (Zollreicle Zwischenrufe.) 


Präſident (das Glockenzeichen gebend): Ich 
bitte, hier keine Debatte zu führen, ſondern den Herrn 
Redner anzuhören. N 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchuer (Fort- 
fehrend): Erlauben Sie, meine Herren, darf jetzt, ich 
wieder reden? (Heilterkeit.) Alſo, meine Herren, dieſe 
Maßregel, welche dem Eiſenbahnärar ziemliche Opfer 
auferlegte, iſt vollſtändig wirkungslos geblieben (Zu- 
stimmung), vollſtändig wirkungslos. Ich bitte daher, 
auch das als ein Beiſpiel mitzunehmen, wenn Sie 
über die Ermäßigung der Zölle weiterberaten. Weiters 
wurde — allerdings unter Wahrung aller vom 
veterinärpolizeilichen Standpunkte gebotenen Vor⸗ 
ſichten die Zulaſſung von Schlachtvieh und 
Schweinen aus den bosniſch-hercegoviniſchen Terri⸗ 
torien erleichtert. (Abgeordneter Mayer: Dafür haben 
wir die Seuchen!) Die Seuche iſt nicht von Bosnien 
gekommen. (Abgeordneter Mayer: Cher Galizien!) 
Meine Herren! Es wurde damals von der Regierung 
beſchloſſen, die Einfuhrbewilligung für Schlacht⸗ 
rinder aus Italien, aus den Niederlanden und 
ans Frankreich in der kulanteſten Weiſe zu 
erleichtern. Seine Exzellenz der Herr Leiter 
des Ackerbauminiſteriums hat in den letzten Monaten 
Einfuhrbewilligungen erteilt: 1. aus Italien für 
3700 Schlachtrinder und 20.300 Schweine, aus den 
Niederlanden für 3450 Schlachtrinder, aus Frank⸗ 
reich für 1220, aus Dänemark für 900. Aber, meine 
Herren, die Preiskonſtellationen in dieſen Ländern 
find ja auch ſolche, daß der Export nach Sſterreich ſich 
nicht lohnt und daß dieſe Bewilligungen, welche erteilt 
worden find, nur in geringem Maße zur Realiſierung ge- 
kommen ſind. Sie ſehen ja auch, daß Deutſchland ſich ge⸗ 
nötigt geſehen hat, die Grenze gegen Frankreich aufzu— 
machen und für feinen inländischen Fleiſchbedarf Vieh 
aus Frankreich zuzulaſſen. Sie dürfen, meine Herren, 
anch nicht überſehen, daß es doch möglich ſein wird, 
ſofort nach der Perfektionierung des ſerbiſchen Ver⸗ 
trages das Kontingent, das in demſelben feſtgelegt iſt, 
in Verkehr zu bringen; das Schlachthaus in Belgrad 
iſt muſterhaſt eingerichtet, Kühlwaggons ſind vor; 
handen und wenn im Verlaufe der nächſten Wochen 
dieſer Vertrag perfektioniert ſein wird, ſo wird für 
den Wiener Markt und andere Konſumorte die Mög⸗ 
lichkeit einer billigeren ee mit Fleiſch ge⸗ 
geben ſein. 
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Ich möchte bei dieſem Anlaffe nur an das hohe 
Haus den ergebenſten Appell richten, den Vertrag, 
welchen ich mir vorzulegen erlaubt habe, mit aller 
Beſchlennigung zu verabſchieden. Ich habe von dem 
Ermächtigungsgeſetze keinen Gebranch gemacht aus 
dem Grunde, weil ich der Meinung bin, daß, wenn 
das Parlament verſammelt iſt, es auch ſprechen ſoll. 
Ich wiederhole die Bitte, Sie mögen den ſerbiſchen 
Handelsvertrag mit aller Beſchleunigung verabſchieden 
und nachdem die Annahme in Belgrad und im unga⸗ 
riſchen Reichstage zu erwarten iſt, wird es hoffentlich 
möglich ſein, ſchon mit 1. Jänner mit dieſem Importe 
zu beginnen. 

Ich möchte auf die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Glöckel zurückkommen und kurz über 
den rumäniſchen Vertrag ſprechen. In Rumänien ſind 
zwei Schlachthäuſer in Ausſicht geuommen, eines an 
der Grenze in Burdujeni, das andere in Turn-Severin, 
an der Grenze gegen Ungarn. Dieſe beiden Schlacht- 
häuſer ſind erſt im Baue begriffen. Ich mache aber 
aufmerkſam, daß die öſterreichiſche und die ungariſche 
Regierung keinen Auſtand genommen haben, die Be⸗ 
nutzung proviſoriſcher Schlachthäuſer zu geſtatten. In 
Turn⸗Severin wurde die proviſoriſche Ausgeſtaltung 
des Schlachthauſes durchgeführt, jo daß bereits in 
nächſter Zeit mit dem Importe rumäniſcher Schweine 
in geſchlachtetem Zuſtande begonnen werden kann.“ 

Nun ſtand die Regierung vor der Tatſache, daß 
im Julande Fleiſchnot herrſchte, aus den Ländern, 
aus denen Lebendvieh eingeführt werden konnte, es 
mit Rückſicht auf die Preiskonſtellation nicht möglich 
war, von dieſer Bewilligung Gebrauch zu machen. 
Der ſerbiſche Vertrag war in Schwebe, der rumäniſche 
zwar perfekt, aber ohne jene Wirkung, die man von 
ihm erſt in einiger Zeit erwarten kann. 

Was iſt nun geſchehen? Es gab für die Regie⸗ 
rung gar keinen anderen Ausweg, als ſich dem Im⸗ 
porte überſceiſchen Fleiſches als Notſtandsmaßnahme 
zuzuwenden, die, wie ja alle Herren hier im hohen 
Hauſe mir zuſtimmen werden, eine abſolute Notweun— 
digkeit im gegebenen Momente war. (Schr richtig!) 


Mit Rückſicht darauf, daß hinſichtlich der Be⸗ 
willigung verihiedene Lesarten in den Zeitungen ger 


ſtanden ſind und auch mit Rückſicht auf die Außerung, 


welche der verehrte Herr Abgeordnete Bretſchneider 
heute int Teuernngsausſchuß gemacht hat (Zwischen- 
rufe), erlaube ich mir, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die Regierung in dem Miniſterrate vom 20. Auguſt 
d. J. bereits die Einfuhr von Überſeefleiſch in Aus⸗ 
ſicht genommen hatte und daß ſie in ihrer Sitzung 
vom 15. September 1910 beſchloß, für eine probe⸗ 
weiſe Einfuhr ein Kontingent von 10.000 Tonnen in 
Ausſicht zu nehmen, wobei der Verkarf dieſes Fleiſches 
im Inlande nur unter ausdrücklicher Provenienz- 
bezeichnung zu geſtatten wäre. Es hat alſo der öſter⸗ 
reichiſche Miniſterrat beſchloſſen, ein Kontingent von 
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10.000 Tonnen, das find 10 Millionen Kilogramm 
Fleiſch probeweiſe als Notſtaudsmaßnahme in Ausſicht 
zu nehmen. N f 

Jetzt gelange ich zu einer Frage, welche in der 
Öffentlichkeit ſtark ventiliert wurde. Die öſterreichiſche 
Regierung ſah ſich im Sinne der Ausgleichsbeſtim⸗ 
mungen nach ihrer Auffaſſung verpflichtet, wegen der 
Einfuhr dieſes Überſeefleiſches mit der königlich unga⸗ 
riſchen Regierung in Verhandlung zu treten. 

Nun wird gerade von den Vertretern der ge— 
ehrten ſozialdemokratiſchen Partei, aber auch von 
anderer Seite in dieſer Hinſicht eine andere Meinung 
vertreten; ich erinnere, daß ja auch im niederöfter- 
reichiſchen Gewerbeverein in gleicher Weiſe moniert 
wurde, der Wiener Stadtrat oder der Wiener Ge⸗ 
meinderat auch gegen dieſe Auffaſſung der Regierung 
Stellung genommen hat... (Abgeordneter Skaret: 
Mit Recht!) 

Ich werde mir alſo erlauben, den Standpunkt 
der öſterreichiſchen Regierung in dieſer Hinſicht zu 
skizzieren. Die Gründe für die Auffaſſung der Regie- 
rung, daß bezüglich der Geſtattung der Fleiſcheinfuhr 
aus Argentinien das Einvernehmen mit der königlich 
ungariſchen Regierung herzuſtellen war, ſind folgende: 
Den geehrten Herren — es ſind ja viele der Herren 
noch im Haufe, welche ſeinerzeit dem Ausgleichsans⸗ 
ſchuſſe im Jahre 1907 angehört haben — wird be- 
kannt fein, daß die Frage des Viehverkehres im Ar- 
tikel XX des Ausgleichsvertrages ex 1907 geregelt 
wurde. Dieſer Artikel nimmt ausdrücklich auf die von 
den beiden Regierungen auf die Dauer des Aus- 
gleichsvertrages vereinbarten „Durchführungsmodali⸗ 
täten“ Bezug. Der § 12, Abſatz 2, dieſer „Durch⸗ 
führungsmodalitäten“ lautet: 

„Hinſichtlich der Hintanhaltung der Ein⸗ und 
Durchfuhr von Tieren, Fleiſch und tieriſchen Pro⸗ 
dukten aus Staaten, aus welchen die Ein- und Durch- 


fuhr ſolcher Artikel mit veterinärpolizeilichen Gefahren 


verbunden iſt, wird gleichartig vorgegangen werden.“ 

Da die „Durchführungsmodalitäten“ im Ar⸗ 
tikel XX des Ausgleichsvertrages ausdrücklich bezogen 
ſind, ſtellen ſich dieſelben und ſomit auch der eben zitierte 
$ 12 als ein integrierender Beſtandteil des Ausgleiches 
ſelbſt dar. Zwar hat in Oſterreich — das gebe ich 
ohne weiteres zu — nur der Artikel W des Aus⸗ 
gleichsvertrages Geſetzeskraft. Die „Durchführungs⸗ 
modalitäteu“ find jedoch eben wegen des untreunbaren 
Zuſammenhanges, in dem fie mit dem Ausgleichs- 
vertrage ſtehen, als Beilage des Motivenberichtes zu 
der Ausgleichsvorlage der Regierung dem Parlamente 
ſeinerzeit zugemittelt, in dieſer Form im Ausgleichs⸗ 
ausſchuſſe beraten und im Zuſammenhange mit 
Artikel XX zur Abſtimmung gebracht worden. In 
dem Berichte des Anusgleichsausſchuſſes wird auch 
ausdrücklich auf die angefügten „Durchführungs⸗ 
modalitäten“ zum Artikel XX Bezug genommen. Das 
Abgeordnetenhaus hat ſomit durch die Abſtimmung 


über den Bericht des Ausgleichsausſchuſſes auch dieſe 
„Durchführungsmodalitäten“ genehmigend zur Kennt⸗ 
nis genommen. 

Mit Rückſicht auf die Textierung des angeführten 
§ 12 der „Durchführungsmodalitäten“ hatte die 
Regierung vor allem zu prüfen, ob die Einfuhr von 
Fleiſch aus Argentinien mit veterinärpolizeilichen 
Gefahren verbunden fein kaun. (Co ist es!) 

Ja, wiſſen Sie, daß England auch die Einfuhr 
von Lebendvieh aus Argentinien aus veterinärpolizei⸗ 
lichen Rückſichten verboten hat? (Hört! Hört!) Gar 
ſo harmlos kann alſo die Sache doch nicht ſein. Daß 
alſo Argentinien zu jenen Staaten gehört, aus welchen 
die Einfuhr von Tieren, Fleiſch und tierischen Roh⸗ 
ſtoffen mit veterinärpolizeilichen Gefahren verbunden 
iſt, kann wohl kaum einem Zweifel unterliegen, und 
zwar insbeſondere mit Rückſicht auf den Umſtand, daß 
in dieſem Lande bei der dort geübten ertenfiven Vieh⸗ 
zucht jenes Syſtem veterinärpolizeilichen Schutzes wie 
in den Staaten Mitteleuropas oder Weſteuropas nicht 
durchgreifend durchgeführt werden kann. 

Meine Herren! Die Fachmänner auf dem Ge— 
biete des Veterinärweſens behanpten — und ich muß 
wohl der Behauptung derartigen Autoritäten folgen 
—, daß auch mit der Einfuhr von gekühltem oder ge⸗ 
frorenem Fleiſch veterinärpolizeiliche Gefahren ver⸗ 
bunden fein können (Hört!) und daß dies den Er- 
fahrungen der Veterinärmedizin entſpricht. (Zwischen- 
rufe.) Ich bitte um Entſchuldigung — ich bin kein 
Veterinärmediziner, kann daher nur darauf hin⸗ 
weiſen, daß von ſeiten dieſer Fachautoritäten eine 
ſolche Behauptung aufgeſtellt wird. (Lebhafte Zwischen- 
fe.) 


Präſident: Ich bitte nicht fortwährend zu 
unterbrechen, meine Herren! 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchner (ori- 
fulirend): Meine Herren! Sie können überzengt fein, 
das die veterinären Gefahren auch in dem Augenblicke 
zurücktreten mußten, wo es ſich um einen Notjtand 
der Bevölkerung gehandelt hat und die Regierung 
ſich veranlaßt geſehen hat, dieſem Notſtande zu be— 
gegnen. , 1 

Aber angeſichts der Tatſachen, welche ich mir 
erlaubt habe, dem hohen Hanſe zu unterbreiten, konnte 
die k. k. Regierung zu keinem anderen Schluſſe ge- 
langen als zu dem, daß vor Zulaſſung des Fleiſch- 
importes aus Argentinien das diesbezügliche Einver⸗ 
nehmen mit der königlich ungariſchen Regierung her— 
zuſtellen iſt. 1 

Wenn alſo die öſterreichiſche Regierung in dieſer 
Frage einverſtändlich mit der ungariſchen Regierung 
vorgegangen iſt, ſo übte ſie damit bloß einen Akt der 
Vertrags treue und der Loyalität, der ihr von billig und 
unbefangen urteilender Seite wohl nicht zur Laſt 
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gelegt werden kann. (Abgeordneter Seitz: Sind auch 
geheime Verträge?) Wenn geheime Verträge beſtehen 
ſollten, fo geht ſchon aus ihrer Bezeichnung hervor, 
daß ſie auch geheim zu bleiben haben. (Lebhafte 
Beiterkeit. — Abgeordneteter Seitz: Das ist auch 
ein Geständnis!) 

Meine verehrten Herren! Nachdem nun die Re» 
gierung, wie ich mir erlaubte, Ihnen mitzuteilen, 
Mitte September zu dem Beſchluſſe gelangt war, zu⸗ 
nächſt den Import von 10.000 Tonnen argentiniſchen 
Fleiſches in Betracht zu ziehen, erfolgte ſofort eine 
Reihe von Bewilligungen und es kommen nun, wie ja 
den geehrten Herren aus den Zeitungen bekannt iſt — 
bis inkluſive April 1911 hat der Herr Leiter des 
Ackerbauminiſterinms bereits die Bewilligungen 
hinausgegeben —, Monat für Monat 800 Tonuen, 
daß ſind alſo 800.000 Kilogramm argentiniſchen 
Fleiſches in Trieſt an behufs Verteilung, und zwar 
nicht mur für Wien, ſondern auch für andere 
Konſumorte der Monarchie. Ich möchte aber bei dieſer 
Gelegenheit doch die verehrten Herren aufmerkſam 
machen, welchen Schwierigkeiten der Import dieſes 
Fleiſches begegnet. 

Meine ſehr geehrten Herren! Die Auſtro⸗Ameri⸗ 
cana, welche ja die heimiſche Schiffahrtsgeſellſchaft 
iſt, die den Verkehr zwiſchen Bnenos Aires, Monte⸗ 
video und Trieſt zu vermitteln hat, iſt ja auf Kühl⸗ 
ſchiffe nicht eingerichtet, welche einen Transport von 
600 bis 800 Tonnen beſorgen können. Die Auſtro⸗ 
Americana hat lediglich Schiffseinrichtungen, welche 
ihr genügen, um die Fleiſchapproviſionierung bloß des 
Schiffes für die Fahrt von Buenos Aires nach Trieſt 
und von Trieſt nach Buenos Aires ſicherzuſtellen. Es 
war nun das Bemühen dieſer Geſellſchaft, ein eng⸗ 
liſches Schiff zu chartern, um auf dieſe Weiſe eher mit 
dem Importe von größeren Quantitäten beginnen zu 
können und es iſt vielleicht die Tatſache ſehr inter⸗ 
eſſant, daß der Import von geſchlachtetem, gekühltem 
oder gefrorenem Fleiſch nach England auf 172 Schiffen 
beſorgt wird. Keines dieſer Schiffe iſt aber für uns 
dauernd zu haben; dieſe ſind alle verſchloſſen, ſie 
pendeln hin und her und beſorgen in feſten Schlüſſen 
den Import des Fleiſches. (Zwischenrufe des Abge- 
ordneten David.) Sie entſchuldigen ſchon, daß kein 
Schiff zu haben iſt! Vielleicht beſorgen Sie eines, 
Herr Kollega David! (Heiterkeit. — Lebhafter Bei- 
full. — Abgeordneter Skaret: Wer wird denn bei 
der beschränkten Kontingentierung sich auf eine Ein- 
fuhr nach Österreich einrichten? Das ist ausge- 
schlossen!) Ich bitte, vielleicht Herrn Dr. Karpeles 
von Ihrem Konſumverein zu befragen, welchen 
Schwierigkeiten er begegnet iſt, um ein Schiff zu be⸗ 
kommen. (Abgeordneter Skaret: Wir haben aber 
doch eines bekommen!) Wir haben ja auch Schiffe 
bekommen, ſonſt würde ja das engliſche Schiff nicht 
Mitte Dezember herkommen. (Lebhafte Zwischenrufe 
geitens des Abgeordneten Dr. Dia man d.) 


Präfident: Herr Abgeordneter Dr. Diamand! 
Sie haben ſich geſtern über Unterbrechungen in einer 
anderen Körperſchaft aufgehalten! ( Zwischenrufe.) 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchner (For.- 
fahrend) Sind Sie der Meinung, daß die inländiſche 
Viehproduktion ſich auf die Dauer in dem Zuſtande 
befinden wird wie heute? (Zwischenrufe von geiten dis 
Abgeordneten David.) 


Präſident: Herr Abgeordneter David, ich 
bitte, nicht zu unterbrechen! 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchner (fort- 
fahrend) : Glauben Sie nicht, daß es durch Zuſammen⸗ 
wirken des Abgeordnetenhauſes — anch unter Mit- 
wirkung Ihrer Partei — und der Regierung gelingen 
wird, die inländiſche Viehproduktion ſo zu heben, daß 
fie in der Lage iſt, dem inländiſchen Konſum zu ent⸗ 
ſprechen? (Abgeordneter Skaret: Bei Futtermittel- 
ausfuhr niemals! Zuerst schaffen Sie dus Futtermittel- 
ausfuhrverbot!) Man kann über alle dieſe Dinge 
reden, Herr Kollege, aber das eine muß ich doch ſagen: 
es erſcheint für jeden öſterreichiſchen Wirtſchafts⸗ 
politiker doch als eine der Hauptaufgaben, die inlän- 
diſche Viehzucht ſo zu fördern und ſo zu ſtärken, daß 
wir zuerſt auch den Inlandskonſum befriedigen können. 
(Beifall und Hündcklatschen. Abgeordneter 
Skaret: Dax wollen wir auch! Schaffen Sie aber 
billige Futtermittel!) Es gibt auch noch eine Reihe 
anderer Maßnahmen. (Anhaltende Zwischenrufe und 
Unterbrechungın von seiten der Abgeordneten Schloss- 
nikel und Glückner.) s 


Präſident: Die Herren Abgeordneten Schloſs⸗ 
nikel und Glöckner mögen ſich mäßigen. (Fort- 
gesetzte Zwischenrufe von sciien der Algceordneien 
Schlossnikel und Glöckner.) Herr Abgeordneter 
Schloſsnikel, aber ich bitte! Herr Abgeordneter 
Glöckner, aber ich bitte! (Anhaltende Zwischenrufe 
von seiten des Abgeordneten Schlossnikel.) Herr 
Abgeordneter Schloſsnikel, ich rufe Sie zur Ordnung! 


Handelsminiſter Dr. Weiskirchner (fort- 
fahrend): Meine ſehr geehrten Herren! Da mir das 
hohe Haus wieder geſtattet zu reden (Heiterkeit), er⸗ 
greife ich neuerlich das Wort. Ich glaube alſo, meine 
Herren, es wird ſich ja zeigen, wenn die bezeichneten 
Importe von je 800 Tonnen pro Monat einlangen, 
in welcher Weiſe für die Zukunft weiter vorzuſorgen 
iſt. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit nur betonen, daß 
die Regierung auf die ſtrikte Durchführung der Pro⸗ 
venienzbezeichnung größten Wert legt, einerſeits im 
Intereſſe der Landwirtſchaft, damit das heimiſche 
Fleiſch auch weiterhin als ſolches erkannt wird, zweitens 
aber auch im Intereſſe der Konſumenten, damit es 
nicht vorkommt, daß argentiniſches Fleiſch zu Preiſen 
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verkauft wird, welche dieſem Fleiſche nicht zukommen 
und auf dieſe Weiſe die Konſumenten getäuſcht werden. 
Die Regierung hat daher auch den Landesſtellen den 
ſtrikteſten Auftrag erteilt, die Handhabung der Pro⸗ 
venienzbezeichnung mit aller Schärfe ſicherzuſtellen. 

Ich möchte mir bei dieſer Gelegenheit nur noch 
darauf hinzuweiſen erlauben, daß von der nächſten 
in Trieſt einlangenden Sendung argentiniſchen Fleiſches 
nicht nur Wien, ſondern anch folgende Städte werden 
bedacht werden: Brünn, Görz, Graz, Innsbruck, 
Klagenfurt, Krakau, Laibach, Linz, Pola, Salzburg 
Trient, Troppau mit je 10.000 Kilogramm, Lemberg 
und Trieſt mit je 15.000 Kilogramm, Prag mit 
25.000 Kilogramm und außerdem eine Reihe von 
Städten im Gebiete der Handelskammer Reichenberg 
ſowie die Städte Eger, Karlsbad und Fiſchern mit 
25.000 Kilogramm. 


Sch möchte noch auf eine Angelegenheit zu 
ſprechen kommen, um einige wie mir ſcheint unzu- 
treffende Ausführungen der verehrten Redner während 
der Debatte richtigzuſtellen. Als wir, meine verehrten 
Herren, bei Gelegenheit der Beratung des Handels⸗ 
vertrages mit dem Königreiche Rumänien auch einen 
Geſetzentwurf betreffs der Förderung der Viehzucht 
und der Viehverwertung vorlegten, da wurde von vielen 
Seiten mit einer ſichtlichen Spitze behauptet, das ſei 
lediglich ein Kompenſationsgeſetz, um die Stimmung 
der Agrarier dem rumäniſchen Handelsvertrage ge⸗ 
neigter zu machen. Vielleicht haben jetzt die geehrten 
Herren doch die Güte, mir zuzuſtimmen, daß dieſes 
Geſetz ganz ohne Rückſicht auf den rumäniſchen 
Vertrag geradezu eine Notwendigkeit war (Zustim- 
mung) und daß dieſes Geſetz nur den einen Fehler 
hatte, daß es leider zu ſpät kam und daß es in einem 
Hauſe des allgemeinen Wahlrechts viel früher hätte 
beraten werden ſollen. (Erneuerte Zustimmung.) 
Wenn ich das Geſetz vom 30. Dezember 1909 be⸗ 
trachte, ſo muß ich wohl ſagen: Das ſind Aufgaben, 
welche gegenüber der Landwirtſchaft zu erfüllen ſind, 
und zwar nicht bloß im Intereſſe der Landwirtſchaft, 
ſondern insbeſondere auch im Intereſſe der ſtädtiſchen 
Konſumenten. (Zustimmung.) 


Ich erlaube mir auch, namens Seiner Exzellenz 


des Herrn Leiters des Ackerbauminiſteriums eine 
Reihe von Maßnahmen anzuführen und auch die Ziele 
bekanntzugeben, von denen ſich die am 1. Juni 1910 
ins Leben getretene Viehverwertungszentrale leiten 
läßt. Es wurden bereits unter Bereitſtellung namhafter 
Mittel in allen Königreichen und Ländern Aktionen 
eingeleitet, um durch Verbeſſerung und Ausdehnung 
der Alpen und Weiden, durch rationelle Beſchaffung 
von Futtermitteln und durch unmittelbare Maß⸗ 
nahmen zur Förderung der Viehzucht ſowie durch 
Unterſtützung und Verallgemeinerung der Verſicherungs⸗ 
einrichtungen den Viehſtapel Oſterreichs in quantita⸗ 
tiver und qualitativer Hinſicht zu heben. 


Dieſe Maßnahme zur Hebung und Verbilligung 
der Viehproduktion würden jedoch unvollſtändig ſein, 
wenn nicht Hand in Hand mit ihnen die Pflege und 
Verbeſſerung der Viehverwertung ginge. Die Ver⸗ 
forgung. der Konſumzentren mit billigem Fleiſch, 
welche eine immer wichtigere Aufgabe der Appro⸗ 
viſionierungspolitik bilden muß, würde nicht möglich 
ſein, wenn es nicht gelänge, an die Stelle der heute 
vielfach beſtehenden Desorganiſation allmählich eine 
planmäßige Organiſation des Verkehres zwiſchen dem 
ländlichen Produzenten und dem ſtädtiſchen Kon⸗ 
ſumenten zu ſchaffen. Um bei dieſer wichtigen Aufgabe 
des Viehabſatzes einerſeits dem Ackerbauminiſterium 
Gutachten zu erſtatten, andrerſeits allen daran be⸗ 
teiligten Intereſſentenkreiſen mit Belehrung und Rat 
an die Hand zu gehen, hat ſich die Viehverwertungs⸗ 
zentrale mit den Landesausſchüſſen der betreffenden 
Königreiche und Länder ins Einvernehmen geſetzt 
und die tätige Mitwirkung der Landwirte und ihrer 
Organiſationen ſowie aber auch der ſtädtiſchen 
Intereſſenten in Anſpruch genommen. Es läßt ſich 
nicht leugnen, daß die Viehverwertungsſtelle ihre 
Tätigkeit in einer ungünſtigen Zeit begonnen hat, in 
einer Zeit, wo die Einleitung größerer Aktionen infolge 
der Arbeiten in der Landwirtſchaft ſowie anderer Um⸗ 
ſtände nicht gut möglich war. Sie mußte ſich daher 
in den erſten Monaten ihres Beſtandes mit ihrem 
inneren Aufbau, mit der Anknüpfung von Beziehungen 
zu den maßgebenden und landwirtſchaftlichen Kreiſen 
und mit den Vorbereitungen für die Einleitung 
größerer Aktionen im Herbſte befaſſen. n 

Trotzdem iſt es ihr in der kurzen Zeit gelungen, 
unter beſonderer Rückſichtnahme auf gewiſſe Konſum⸗ 
bedürfniſſe und Konſumrichtungen auf die Schaffung 
und Ausgeſtaltung der Organiſation der Landwirte 
für den Viehabſatz in einer Reihe von Ländern ein⸗ 
zuwirken und das Ziel zu zeigen, welches darin beſteht, 
daß durch die unmittelbaren Beziehungen zwiſchen 
Konſum und Produktion eine gewiſſe Planmäßigkeit 
der letzteren erreicht werden ſoll. 

Die Zentrale hat ſchon jetzt bei einigen recht 
bemerkenswerten Aktionen initiativ mitgearbeitet, 
welche nicht nur im Intereſſe der Organiſation des 
Viehabſatzes, ſondern auch vom Standpunkte der 
Approviſionierung Bedeutung haben und annehmen 
laſſen, daß die Zentrale, wenn ſie ſchon mit einer um⸗ 
faſſenden Produzentenorganiſation arbeiten könnte, in 
der gegenwärtigen Situation ſehr wirkſam hätte ein⸗ 
greifen können. Dieſe Produzentenorganiſationen fehlen 
eben in vieler Beziehung. 

Sie hat ſehr richtig erkannt, daß ſpeziell für die 
Wiener Approviſionierung die Viehproduktion Galiziens 
von ganz beſonderer Bedeutung iſt und ſie hat daher 
dieſem Produktionsgebiete auch ihre volle Aufmerk⸗ 
ſamkeit zugewendet. 

Vor allem hat die Zentrale bei der Verbindung 
der organiſierten galiziſchen Produzenten mit dem 
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Bankkredite zum Zwecke der Belehnung des zur 
Mäſtung eingeſtellten Viehes und deſſen Verwertung 
auf dem Wiener Markte und auf anderen Konſum⸗ 
plätzen nnausgeſetzt mitgearbeitet. Auch wurde der 
Verſuch, in Galizien vorläufig ein kleines Viehreſerve⸗ 
depot mit Stallungen und Weidebetrieb unter bejon- 
derer Berückſichtigung der Anforderungen des Konſums 
zu ſchaffen, unter tätiger Mitwirkung der Zentrale ein⸗ 
geleitet. Dieſelbe wendete aber noch einem anderen 
wichtigen Momente ihr Augenmerk zu. 

Die Maſtviehproduktion, die ja in Galizien in 
Verbindung mit den Brenmereibetrieben erfolgt, geht 
mit dem erſten Halbjahre faſt vollſtändig zu Ende und 
es tritt demnach in den Sommermonaten ein Mangel 
an fertigem Maſtvieh ein, während ſich zu Ende der 
Monate Mai und Juni das abgebbare Maſtvieh in 
einer ungünſtigen Weiſe ſtaut. Die Zentrale arbeitet 
unn darauf hin, durch geeignete Mittel, zum Beiſpiel 
durch Hinwirken auf Konſervierung der Kartoffel im 
Wege des Trocknungsverfahrens, die Mäſtung möglichſt 
weit, eventuell bis in den Herbſt auszudehnen. Es 
wurde bereits ein Verſuch in dieſer Richtung mit 
Grünkleefütterung angeſtellt, welcher ein befriedigendes 
Ergebnis, ſpeziell für den Viehverkehr mit dem Wiener 
Markte hatte. Mit dem Fortſchreiten der Drganijation 
wird dieſe Anpaſſung der Produktion an die Konſum⸗ 
bedürfuiſſe eine erwünſchte Ausgleichung gegenüber 
dem jetzigen Znſtande herbeiführen. 

Ich erlaube mir, noch zu erwähnen, daß auch 
durch direkte Beteiligung an verſchiedenen Viehmärkten, 
in Käufen die Zentrale ihre Tätigkeit in der Oſſent⸗ 
lichkeit gezeigt hat. 

Ein ſehr bedeutſamer Verſuch wurde in jüngſter 
Zeit im Intereſſe der ſtädtiſchen Approviſionierung 
unternommen. Gerade mit Rückſicht auf die veterinären 
Verkehrsbeſchränkungen für lebendes Vieh, welche 
insbeſondere durch die in letzter Zeit aufgetretene 
Maul- und Klauenſeuche intenſiver wurden, wurden in 
Galizien Schlachtungen im Gebiete der Produktion 
ſelbſt aufgenommen. Dadurch iſt es, und zwar vor⸗ 
läufig verſuchsweiſe, ermöglicht worden, Vieh, welches 
lebend nicht nach Wien geſührt werden kann, doch in 
geſchlachtetem Zuſtande für die Approviſionierung zu 
gewinnen. 

Ich glaube überhaupt, daß man hinſichtlich der 
Approviſionierung großer Städte immer mit der Ein⸗ 
fuhr von geſchlachtetem Fleiſch wird rechnen müſſen, 
daß die Zufuhr von lebendem Vieh auf die Dauer 
nicht wird ausreichen können, um den Konſum⸗ 
bedürfniſſen einer Zweimillionenſtadt nach Fleiſch 
zu genügen. 

Ihr Hauptaugenmerk wendet die Zentrale 
narürlich der Organiſationsarbeit in den Produktions- 
gebieten zu, um ſo die erſten Vorausſetzungen für die 
ſtändige Verſorgung der Konſumzentren zu ſchaffen. 
Zunächſt werden in den bedeutenderen Gebieten bäuer⸗ 
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licher Viehproduktion Muſtergenoſſenſchaften für Vieh⸗ 
verwertung ecrichtet, die beiſpielgebend für die übrigen 
Landwirte werden ſollen. 

Die Regierung muß nunmehr ſagen, daß dieſe 
Muſtergenoſſenſchaften initiativ gewirkt haben, und 
ich glaube wohl, daß man beruhigt ihrer weiteren 
Tätigkeit auf dieſem Gebiete entgegenſehen kann und 
daß ſich aus dieſer Tätigkeit, der das hohe Haus be⸗ 
reitwilligſt Millionen zur Verfügung geftellt hat, tat⸗ 
ſächlich eine weſentliche Verbeſſerung der Viehzucht 
und der Hebung der inländiſchen Viehproduktion er⸗ 
geben wird. 

Es wäre von mir undankbar, wenn ich nicht 
gerade bei e Debatte und meiner heutigen Rede der 
Beſchlüſſe der Landtages des Erzherzogtums Bſterreich 
ob der Enns und jenes von Vorarlberg, betreffend die 
Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches, gedenken würde. 

Es berührt die Haltung dieſer beiden Laudtage, 
in welchen das agrariſche Element doch weit über- 
wiegt, umſo ſynpathiſcher, als von der agrarlſchen 
Zentralſtelle wiederum in Flugblättern gegen den 
Import argentinischen Fleiſches gearbeitet wird.. 
(Abgeordneter Nemec: Gehetzt wird!) und weil es 
wertvoll iſt, zu konſtatieren, daß anch die Landwirte, 
die ſich unter unſeren Kollegen befinden, nicht immer 
mit der agrariſchen Zentralſtelle identifiziert werden 
dürfen. (Beifall) Jui oberöſterreichiſchen Landtag hat 
mau einen einſtimmigen Beſchluß gefaßt, in welchem 
der Einfuhr argentiniſchen Fleiſches zugeſtimmt wird 
und im Vorarlberger Landtag iſt ein Beſchluß gefaßt. 
worden, welchen ich mir erlaube, dem hohen Hause zur 
Kenntnis zu bringen, weil ich glaube, daß dieſer Be- 
ſchluß fo zientlich der Anſchauung einer großen Mehr⸗ 
heit des Hanſes entſprechen wird. Der Vorarlberger 
Landtag hat beſchloſſen (liest): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert: 

a) Unverziiglich die Einfuhr von Fleiſch aus den 
Balkan“taaten zu fördern und auch in Vorarlberg 
eine Marktſtelle für direkten Import ſerhiſchen 
Fleiſches zu beſtimmen; 

b) die Einfuhr von argentiniſchem Fleiſch in 
größerem Umfauge zu bewilligen.“ (Abgeordneter 
Skare:: Ganz nach unserem Muster!) 


Alſo wir begegnen uns doch auf einer Plattform 
(liest) : 

c) „die zeitweilige Einfuhr von franzöſiſchem 
Schlachtvieh für Vorarlberg in größerer Anzahl 
zu geſtatten; 

d) dafür zu ſorgen, daß das Recht der Landwirte, 
ihr Vieh zu ſchlachten und im Detail zu ver⸗ 
kaufen, nicht beeinträchtigt werde; 

e) mit allen geeigneten Mitteln die öſterreichiſche 
Landwirtſchaft, insbeſondere den kleinen Vieh⸗ 
züchter zu unterſtützen, daß es ihm möglich werde, 
ohne außerordentliche Mehrbelaſtung eine 
größere Anzahl von Vieh aufzuziehen.“ 
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Das ſind Beſchlüſſe, welche, wie ich glaube, auch 


jeder ſtädtiſche Vertreter ohne weiteres 


unterſchreiben 
kann. N 


Meine Herren! Sie geſtatten, daß ich vielleicht 
zum Schluſſe nur ganz kurz reſümiere. Die Regierung 
ſteht auf dem Standpunkte, daß zur dauernden Be⸗ 
hebung der Fleiſchnot, der Viehnot und der Fleiſch⸗ 
teuerung die Hebung der inländiſchen Viehproduktion 
mit allem Nachdrucke durchgeführt werden muß. (Leb- 
hafte Zustimmung.) Die Regierung ſieht den Import 
des argentiniſchen Fleiſches als eine unbedingt im 
Intereſſe der konſumierenden Bevölkerung gelegene 
Notſtandsmaßnahme an und ſie wird, wie die geehrten 
Herren gehört haben, mit ſolchen Bewilligungen 
nötigenfalls auch weiter vorgehen. Die Regierung wird 
dem Ausban der Balkanverträge ihr vollſtes Augen⸗ 
merk zuwenden, ſie wird dafür ſorgen, daß für die Er⸗ 
leichterungen in der Balkaneinfuhr auch handels⸗ 
politiſche Vorteile an Oſterreich gewährt werden. 


Und wenn ich nun zum Schluſſe komme, möchte 
ich doch noch einmal das hohe Haus bitten, in Er- 
wägung zu ziehen, daß die Fleiſchteuerung ja nicht 
eine Frage für ſich, nicht eine lokale Frage, ſondern 
eine Einzelerſcheinung im ganzen Komplexe der wirt⸗ 
ſchaftlichen Kriſen iſt und daß wir daher auch trachten 
müſſen, nicht bloß dieſe eine Frage zu behandeln und 
Maßnahmen zur Linderung der einen Not zu ſuchen, 
ſondern daß wir, und zwar Parlament und Regierung 
gemeinſam, verpflichtet ſind, dafür zu ſorgen, daß eine 
ſolche Sozial⸗ und Wirtſchaſtspolitik betrieben wird, 
die den Grundlagen dieſer Not, die nicht nur durch 
Oſterreich, ſondern auch durch die Nachbarländer zieht, 
begegnet werde. Meine Herren! Vor allem heißt es, 
Arbeitsgelegenheit ſchaffen; wenn in Deutſchlaud die 
Not noch nicht einen ſolchen Grad erreicht hat wie bei 
uns, ſo liegt der Grund darin, daß in Deutſchland 
ein reichlicherer Verdienſt ermöglicht iſt und daß das 
kauſkräftigere Publikum in Deutſchland leichter die 
höheren Fleiſchpreiſe zahlen kann als bei uns. (Auf: 
Dort ist ex nicht 30 teuer wie bei uns /) Nun, dort 
find die Preiſe auch hoch. Meine Herren, es hat geftern 
der Herr Miniſterpräſident in der Obmännerkonferenz 
an das Haus den Appell gerichtet, die Tagung, die von 
nun ab bis. zur unvermeidlichen Sommerpauſe ununter⸗ 
brochen dauern ſoll, zur Arbeit im Intereſſe des 
Volkes zu benutzen; es gibt eine ganze Reihe von 
Vorſchlägen und fertigen Elaboraten, welche in 
dieſen Belangen zutreffen und in ihrer Zuſammen⸗ 
faſſung geeignet ſind, dort einzugreifen, wo die 
Wurzeln der heutigen volkswirtſchaftlichen Kriſe liegen. 
Indem ich noch einmal an das hohe Haus den Appell 
richte, den ſerbiſchen Handelsvertrag mit aller Be⸗ 
ſchleunigung zu verabſchieden, kann ich daran nur noch 
die Bitte knüpfen, mit allem Ernſte an die Behandlung 
jener Fragen zu gehen. Die Regierung wird es an 
ihrer Mitarbeit im Intereſſe des Volkes nicht fehlen 
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laſſen. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen. — 
Der Minister. wird beglückwünscht). 


Präſident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Grig oroviei das Wort. N 


Abgeordneter. Grigorovici: Meine Herren! 
Die Rede, die jetzt der Herr Handels miniſter gehalten 
hat, intereſſiert uns Sozialdemokraten insbeſondere 
von jenem Standpunkt aus, von dem er ſie geſprochen 
hat, denn es iſt im Hauſe wohl noch nie ein ſo nackter 
Parteiſtandpunkt vertreten worden wie diesmal und auch 
deswegen, weil der Herr Handelsminiſter ſich von dem 
Herrn Ackerbauminiſter das Mandat hat geben laſſen, 
auch in ſeinem Namen dieſe Rede vom Stapel zu 
laſſen. Es iſt das für einen Handelsminiſter über⸗ 
haupt bedenklich, wenn er das tat und wir müſſen 
nach den Urſachen fragen, weswegen der Herr Handels⸗ 
miniſter ſich bewogen fühlte, auch im Namen des 
Ackerbauminiſters zu ſprechen. 


Mir wenigſteus iſt aus den vielen Phraſen des 
Herrn Handelsminiſters eine aufgefallen, nämlich die, 
daß er nicht der Vertreter der chriſtlichſozialen Partei 
im Parlamente, ſondern daß er Seiner Majeſtät 
Handelsminiſter ſei. Nachdem wir aber wiſſen, daß 
die Herrſchenden aller Staaten in ihrer Neben- 
beſchäftigung Hochagrarier ſchlimmſter Sorte find, ſo 
müſſen wir uns wirklich fragen, ob nicht der Herr 
Handelsminiſter durch dieſe Bemerkung ſich eine 
Grundlage für ſeine ganze Rede ſchaffen wollte, um 
gerade die agrariſchen Intereſſen heute in ſo lebhafter 
Weiſe verteidigen zu können. Meine Herren! Die 
Herrſchenden pflegen nicht nur majeſtätiſche Miniſter 
zu haben, ſondern ſie haben auch für gewöhnlich 
majeſtätiſche Maſtochſen und Maſtſchweine und es iſt 
bezeichnend, daß ein konſtitutioneller Handelsminiſter 
ſich verpflichtet ſieht, dafür zu ſorgen, daß der Abſatz 
jener Maſttiere vorteilhaft ſei. Er fühlt ſich verpflichtet, 
im allgemeinen für die agrariſchen Intereſſen zu forgen . 
und daher es auch zu übernehmen, für einen vielleicht 
etwas ungeſchickten Vertreter des Ackerbauminiſteriums 
eine Lanze zu brechen und für ihn zu reden. 


Wir Sozialdemokraten ſind aber gewöhnt, den 
Herrn Handelsminiſter doch als das anzuſehen, was 
er ift, als einen Vertrauensmann der chriſtlichſozialen 
Partei, und wir ſehen daher in ſeiner zwieſpältigen 
Haltung, die er hier in der Frage der Teuerung ein⸗ 
nimmt, die Zuſtände in der chriſtlichſozialen Partei 
ſich widerſpiegeln. 


Wir ſehen nämlich innerhalb der chriſtlich⸗ 
ſozialen Partei zwei Klaſſen miteinander kämpfen, 
die nicht eher zur Ruhe kommen werden, bis nicht 
jene Maſſen, welche die Herren Abgeordneten der 
chriſtlichſozialen. Partei hierher geſchickt haben, ein⸗ 
geſehen haben werden, daß es nicht möglich iſt, 
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Hochagrarier und den Mittelftand zuſammenzufaſſen 
und miteinander für ein nicht vorhandenes gemeinſame 
Intereſſe kämpfen zu laſſen. Von dieſem Standpunkte 
aus müſſen wir auch die Rede des Herrn Handels⸗ 
miniſters ein wenig beleuchten. 


Der Herr Handelsminiſter hat nach Schuldigen 
geſucht, welche es verurſacht haben, daß wir nicht 
Fleiſch aus Rumänien und Argentinien bekommen. 
Bezüglich Rumäniens hat er mit höhniſchem Lächeln 
geſagt: Rumänien ſelbſt ſei Schuld, denn hätte Ru⸗ 
mänien Fleiſch, ſo wäre die Sache erledigt. Nun, wer 
iſt tatſächlich daran Schuld, daß Rumänien nicht 
Vorſorge getroffen hat, daß rechtzeitig Fleiſch nach 
Oſterreich hereinkonnnt? Rumänien iſt doch an dieſem 
Handelsvertrage intereſſiert geweſen und ich glaube, 
es wäre bereit geweſen, Vorſorge zu treffen, daß es 
in dem Momente, wo die Grenze für ein gewiſſes Fleiſch⸗ 
kontingent freigegeben wurde, uns wirklich mit Fleiſch 
verſorgen kann, aber infolge der zaghaften Haltung 
der öſterreichiſchen Regierung, infolge der Unmöglich⸗ 
keit, den Handelsvertrag zur rechten Zeit perfekt zu 
machen, insbeſondere infolge der zaghaften Haltung 
der chriſtlichſozialen Partei, welche ſich in zwei Teile 
ſpaltete und den Handelsvertrag ſehr kühl aufnahm, 
hat die rumäniſche Regierung ſicherlich Beſorgniſſe 
gehabt, daß es möglicherweije gar nicht zum Abſchluſſe 
des Handelsvertrages kommen wird und hat daher 
anch nicht die notwendigen Vorbereitungen getroffen. 
Jetzt aber geht die rumäniſche Regierung daran, 
Schlachthäuſer zu bauen, die Viehzucht zu fördern, 
nachdem ſie weiß, daß von nun ab ein gewiſſes 
ſteigendes Fleiſchkontingent nach Oſterreich eingeführt 
werden kann. Die Schuld trifft alſo nicht Rumänien 
und fie trifft am allerwenigſter jene Partei — ich 
weiß auch nicht, warum ſich der Herr Handels⸗ 
miniſter immer an die Adreſſe der ſozialdemokratiſchen 
Partei wendet —, welche ſeit einem halben Jahrzehnt 
predigt, man möge endlich den Mut faſſen, mit jenen 
Ländern Handelsverträge abzuſchließen, welche uns 
mit Fleiſch verſorgen können. Wäre das rechtzeitig 
geſchehen, hätte ſich die Partei des Herrn Handels⸗ 
miniſters nicht ſo doppelzüngig verhalten, wie ſie es 
getan hat, ſo wären wir bezüglich der Einfuhr von 
Fleiſch heute in einer anderen Sitnation. 


Ebenſo ſteht es mit der Fleiſcheinfuhr aus 
Argentinien. Auch da erlaubt ſich der Herr Handels⸗ 
miniſter, die Schuld auf die Auſtro⸗Americana zu 
ſchieben, dieſe ſei ſchuld, daß wir kein Fleiſch be⸗ 
kommen. Er iſt bereit, zu bewilligen, daß Fleiſch 
hereinkommt, er iſt zu allem möglichen bereit, er ver⸗ 
ſpottet ſogar den Vertreter unſeres Konſumvereines, 
daß er ſo ſchwer hat ein Schiff bekommen können, 
um für die Konſumvereine Fleiſch aus Argentinien 
herbeizuſchaffen und er kann das mit billigem Mute 
tun, weil er möglicherweiſe glaubt, daß hinter ihm 
eine Wählerſchaft ſteht, welche ſo blind und unfähig 
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iſt, zu begreifen, daß die Schuld nicht an der Auſtro⸗ 
Americana und auch nicht daran liegt, daß keine 
Schiffe vorhanden ſind, ſondern beim Handelsmini⸗ 
ſterium und bei der chriſtlichſozialen Partei, welche 
nicht vorgeſorg: haben, daß rechtzeitig die Sicherung 
dafür gegeben wurde, daß argentiniſches Fleiſch einge⸗ 
führt wird und daß die Auſtro⸗Americana ſich recht⸗ 
zeitig mit den nötigen Kühlſchiffen verſehen konute. 
Die Auſtro⸗Americana wäre ja töricht, wenn fie heute 
Schiffe ſpeziell zum Transporte von gekühltem Fleiſch 
bauen würde, wenn ſie nicht ſicher weiß, daß fort⸗ 
dauernd Fleiſch nach Oſterreich eingeführt wird. (Zu- 
stimmung.) Für eine probiſoriſche Fleiſcheinfuhr für 
zwei, drei Monate wird ſich niemand Schiffe ein⸗ 
richten, und es iſt wirklich unerhört, daß hier ſowohl 
von Rumänien als auch von der Auſtro⸗Americana 
in dieſer Weiſe geſprochen und alle Schuld auf ſie 
geſchoben wird. 5 


Meine Herren! Das kann ſich nur ein Miniſter 
erlauben, der Seiner Majeſtät Handelsminiſter iſt und 
der nicht fühlt, daß er die Verantwortung gegenüber 
dem Volke und gegenüber ſeiner eigenen Partei hat, 
welche heute endlich bekennen muß, daß es mit der 
Fleiſcheinfuhr vorwärts gehen müſſe, daß die Wiener 
Bevölkerung mit dieſer Partei tabula rasa machen 
wird, wenn fie ſich gegenüber der konſumierenden Be⸗ 
völkerung weiterhin ſo volksfeindlich verhalten wird. 
Der Herr Handelsminiſter müßte ſich daran ge⸗ 
wöhnen, die Verantwortlichkeit gegenüber dem Volke 
und der Wihlerfchaft und nicht gegenüber „Seiner 
Majeſtät dem Kaiſer“ in den Vordergrund zu ſtellen. 
Von einem Miniſter eines Parlaments des allge⸗ 
gemeinen Wahlrechtes iſt das wirklich unerhört, mn 
ſo mehr als wir wiſſen und ich es betont habe, daß die 
Herrſchenden aller Staaten, auch unsere Herrſchenden 
in Oſterreich und die kaiſerliche Familie zu den groß⸗ 
agrariſchen Familien gehören, welche ganz beſtimmte 
Klaſſenintereſſen haben. N 


Ich habe das nur vorausgeſchickt, um dann 
weiter über das zu ſprechen, was uns momentan be⸗ 
ſchäftigt, üben die Berichte, welche der Teuerungs⸗ 
ausſchuß dem Hauſe noch im Juli vorgelegt hat, die 
wir aber nicht zu Ende beraten und über die wir nicht 
beſchließen konnten, weil der Herr Miniſterpräſident 
v. Bienerth mutwilligerweiſe das Parlament nach 
Haufe geſchickt hat und deſſen Einberufung mut⸗ 
willigerweiſe bis heute verzögerte. Es iſt überhaupt 
ein ſchwerer Mangel der öſterreichiſchen Verfaſſung 
und es müßte da wirklich einmal Wandel geſchaffen 
werden, daß das Parlament nicht das Recht hat, ſich 
ſelbſt einzubecufen. In unſerer Verfaſſung fehlt jene 
Beſtimmung, die alle demokratiſchen Länder haben 
müßten; die Beſtimmungen darüber, wann eigentlich 
das Parlament zu tagen habe. Das Parlament iſt 
diesbezüglich der Willkür eines einzelnen Mannes 
oder der Willkür einer einzelnen Familie preisgegeben. 
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Es geht nicht länger an, daß in ſo mutwilliger Weiſe 
mit dem Volksparlamente umgegangen wird. In der 
ganzen Bevölkerung iſt dadurch anſtatt eines Miß- 
trauens gegen die Verfaſſung und gegen die jetzige 
Regierung ein Mißtrauen gegen das Haus des allge⸗ 
meinen Wahlrechtes wachgerufen worden. Es iſt daher 
unſere Pflicht und wird ſtets unſere Pflicht fein, 
der Bevölkerung die Augen zu öffnen und zu zeigen, 
wo eigentlich die Urſachen dafür liegen und weswegen 
ſo mutwillig mit dem Parlamente des allgemeinen 
Wahlrechtes vorgegangen werden konnte. Im Juli 
war die Debatte ſo weit gediehen wie jetzt. Es war 
kein Anlaß, das Parlament zu vertagen oder beſſer 
geſagt, nach Haufe zu ſchicken, denn wie wir. wiſſen, 
waren bloß im Budgetausſchuſſe wegen der italie⸗ 
niſchen Univerſitätsfrage Meinungsverſchiedenheiten, 
aber im Hauſe ſelbſt ging die Beratung glatt vor ſich, 
und es wäre wenigſtens Sache des Minifterpräſidenten 
geweſen, dieſe zwei Berichte des Teuerungsausſchuſſes 
zu Ende beraten zu laſſen, an denen ja das Intereſſe 
der geſamten Bevölkerung haftet. Der Teuerungs⸗ 
ausſchuß hat ja die Abſicht gehabt, uns in ſeinen 
Vorſchlägen in einer — ich muß ſchon ſagen — ein- 
mütigen Weiſe vorzuſchlagen, was wir ſofort tun 
könnten, damit der Notſtand ein wenig gelindert 
werden könnte. Der Herr Miniſterpräſident hat es aber 
für gut befunden, das Parlament nach Hauſe zu 
ſchicken. Wozu war das? Er hat jetzt doch dieſelbe 
Situation. Nun gut, wir wollen ig gewohnter Weiſe 
weiter beraten und wir werden ihm zeigen, wohin dieſe 
Politik überhaupt führt, wenn er weiter ſo mit dem 
Parlament umgehen wird. Ich fürchte, daß ſchließlich 
in der Bevölkerung ein Sturm entſtehen wird, der 
auch den Herrſchenden in Oſterreich ein wenig Angſt 
einjagen wird. Mögen ſich die Herren nicht darauf 
verlaſſen, daß wir hier ein Parlament des allgemeinen 
Wahlrechtes haben, denn es iſt aufgebaut auf einer 
faulen Grundlage, auf einer undemokratiſchen Ver⸗ 
faſſung. Ich fürchte, Sie werden nicht das allgemeine 
Wahlrecht zertrümmern, ſondern unter der Laſt des 
allgemeinen Wahlrechtes wird eher dieſer morſche 
Unterbau zuſammenſtürzen und damit die ganze 
Herrſchaftsform, welche wir heute in Oſterreich haben, 
die Klaſſenherrſchaft. Fordern Sie nicht mutwillig das 
Volk heraus, damit es nicht — anſtatt durch ſeine 
Vertreter — direkt Ordnung macht in Oſterreich; 
denn das Beiſpiel anderer Länder hat gerade in der 
letzten Zeit gezeigt, daß, wenn einmal die Flut los⸗ 
bricht, wenn einmal das Volk es ſatt hat, ſich von den 
Herrſchenden in mutwilliger Weiſe irreführen zu laſſen, 
es ſelbſt in einer Weiſe Ordnung macht, wie es das 
Volk immer tun muß, ſobald nicht in fortſchrittlich⸗ 
legislativer Weiſe vorgegangen wird. 

Es iſt auch bezeichnend für die Regierung Bie⸗ 
nerth, insbeſondere für den jetzigen Herrn Finanz⸗ 
miniſter, welche Art von Einſchränkungen er in einer 
Zeit der Not und in einer Zeit der Teuerung im 


Budget vornimmt. Ich will nur einige Beiſpiele vor⸗ 
bringen. So ſind Einſchränkungen zu verzeichnen bei 
der Gewerbeförderung, bei der Förderung gewerblicher 
Genoſſenſchaften, bei der Förderung des gewerblichen 
Bildungsweſens und ebenſo bei den ſtaatlichen Bauten. 
Dagegen werden natürlich die Rieſenſummen für den 
Bau von rieſigen Panzerſchiffen, die pro Stück 
60 Millionen koſten, ohneweiters gutgeheißen und 
bewilligt. 

Meine Herren! Wenn eine Regierung jo vor⸗ 
geht, ſo müſſen wir ſchon ſagen, daß man daraus am 
deutlichſten ſieht, daß ſie auch dieſe Aktion, die jetzt 
die ganze Bevölkerung Oſterreichs in Atem hält, nicht 
ernſt nimmt, daß ſie nicht ahnt, wozu es führen kann, 
wenn dieſe Aktion zur Verbilligung der Lebenshaltung 
der breiten Maſſen der Bevölkerung von der Regie⸗ 
rung nicht ernſt genommen wird; denn die Teuerung 
iſt eine Frage, welche heute nicht bloß die Arbeiter⸗ 
ſchichte intereſſiert, ſondern auch die ſogenannten Feſt⸗ 
beſoldeten. Dieſer Sammelname iſt ja zweifellos ge⸗ 
wählt, um förmlich zu bezeichnen, daß ſie eine Klaſſe 
ſind, um ſchamhafterweiſe zu ſagen: Wir ſind nicht 
rechte Arbeiter, wir ſind feſt Beſoldete, womit aber 
doch nichts anderes geſagt werden kann, als daß ſie 
Lohnarbeiter ſind. Alſo auch die Beamten des 
Staates, der Länder und die Privatbeamten haben 
endlich das Empfinden, daß ſie zuſammengehen 
müſſen, um ſich vor der Not und dem Drucke, der 
heute auf allen dieſen Klaſſen der Feſtbeſoldeten laſtet, 
zu retten. 


Wir müſſen aber auch bekennen, und insbeſondere 
ich, als Vertreter der Bukowina, muß es ſagen, daß 
dort 80 Prozent der ſogenannten Bauernſchaft ſchwer 
unter der Teuerung leidet. Darunter verſtehe ich nicht 
ſolche Herren, die ſich hier im Parlament als Banern 
aufführen und großagrariſche Intereſſen vertreten. 
Wir haben zu 80 Prozent einen Bauernſtand, welcher 
entweder im Gebirge wohnt und daher, wenn er auch 
Viehzucht treibt, ganz und gar an der Getreideeinfuhr 
intereſſiert iſt, oder der ſo geringen Grund und Boden 
beſitzt, daß er von dem Ertrage desſelben nicht leben 
kann und ſich, wie Sie ſchon aus meinen früheren 
Reden wiſſen, durch Nebenarbeit in Wäldern, Brett⸗ 
ſägen und anderen Betrieben erhält. Ein ganzes Land 
alſo — ich kann das ruhig ſagen —, die Bukowina 
in ihrer Geſamtheit, leidet unter der Teuerung un⸗ 
geheuer und ruft nach der Offnung der Grenzen. 


Bezeichnenderweiſe iſt jetzt, nachdem Abgeord⸗ 
neter Graf Bellegarde ſein Mandat niedergelegt 
hat und eine neue Kandidatur von der rumäniſch⸗ 
nationalen oder richtiger rumäniſch-chriſtlichſozialen 
Partei in der Bukowina aufgeſtellt wird, ein felb- 
ſtändiger Bauernkandidat aufgetreten, deſſen Pro⸗ 
gramm ſich ſehr ſtark von dem der übrigen Abge⸗ 
ordneten des Rumänenklubs im Parlamente unter- 
ſcheidet. Er ſtellt die Forderung nach Offnung der 
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Grenze für Getreide anf, welche von den Herren 
im Parlamente nie aufgeſtellt worden iſt. Und wenn 
jest der ganze Rummel losgeht, wenn wir in Betracht 
ziehen, daß die Kandidaten der rumäniſchen National- 
partei größtenteils k. k. Beamte find, und ſehen, wie 
man gegen dieſen Kandidaten der Banernſchaſt hetzt, 
ſeine Wahl zum Reichsratsabgeordneten unter allerle: 
Vorwänden verhindern will, ſo zum Beiſpiel ſagt, 
daß er nicht intelligent genug ſei und nicht genug 
gut deutſch ſpreche, um hier die Intereſſen der Bauern 
zu vertreten, dann begreifen wir, wohin das zielt. 
Die Negierungsmameluken wollen nicht, daß ein 
Mann die Intereſſen der Bauern vertritt, der ſich 
eventuell dagegen ſträuben könnte, für den Weiter⸗ 
beſtand der heutigen Zuſtände, wo von keiner Seite 
Brot zu uns ins Land hereinkommen darf, zu 
ſtimmen. 


Unter der ganzen Delegation der Bukowina, 
unter den 14 Abgeordneten, welche hier ſind, gehört 
nur ein Abgeordneter der Arbeiterpartei, alle 
übrigen 13 ſind Regierungsabgeordnete. (Wider- 
spruch.) Wir find ein unglückſeliges Land, welches 
einen ungeheuren Prozentſaß von Regierungsbeamten 
zu Abgeordneten hat, die ganz blind, ohne aufzu⸗ 
mucken, immer mit der Regierung geſtimmt haben, mit 
einer Regierung, die, trotzdem ſie, ſeit das Parlament 
beſteht, aufgefordert wurde, in der Teuerungsfrago 
Ordnung zu machen, doch nie einen Finger ge⸗ 
rührt hat. 


Sie köunen ſich vorſtellen, wie es in unſerem 
Lande zugeht, welcher Sturm der Entrüſtung jetzt in 
der Arbeiterklaſſe, in der Kleinbanernſchaft und der 
Landarbeiterſchaft, aber auch in den Kreiſen der Feit- 
beſoldeten herrſcht, wenn Sie vernehmen, daß in 
einer großen Verſammlung von Feſtbeſoldeten, welche 
von vielen chriſtlichſozialen Vereinen einberufen und 
zu der auch ich eingeladen wurde, um über die 
Teuerung zu ſprechen, ein Mißtrauensvotum allen 
jenen Parteien im Parlamente ausgeſprochen wurde, 
welche gegen unſere Anträge zur Verbilligung der 
Lebenshaltung der arbeitenden Bevölkerung geſtimmt 
hatten. Wenn das in einer Verſammlung von Be⸗ 
auten geſchehen konnte, die nicht in unſerem Lager 
ſtehen, dann können Sie ſich denken, wie die Stimmung 
inn Lande umgeſchlagen Jat. Ich kann nur fagen, die 
Regierung möge ihre Politik nur weiter ſo fortſetzen, 
es mögen nur weiter ſolche Phraſenreden wie die 
des Handelsminiſters gehalten werden und die Ne 
gierung wird darüber belehrt werden, daß, wenn 
ihrerjeit3 viel geredet aber nichts für alle jene 
Schichten getan wird, welche den Staat erhalten. 
wir mit dieſer Politik ganz beſtimmt auf unſere 
Rechnung kommen. N 

Die Landesregierung der Bukowina hat auch 
Enqueten über die Teuerung einberufen. Es iſt das 
jetzt ſo üblich. ö g 
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Man ham bierbei auch die Stimrien der Arbeiter⸗ 
[haft gehört, man hat dort alle möglichen Vorſchläge 
vorgebracht, es wurden in der Enquete von den Ver⸗ 
tretern aller Städte und auch des Landes Beſchlüſſe 
gefaßt, welche dahin gehen, daß die Konjumvereins⸗ 
bewegung. daß der Grenzverkehr zwiſchen Rumänien 
und Oſterreich gefördert werden ſoll uſw. Es hat 
nichts geholfen. Die Protokolle der Engneten werden 
geſammelt und nach Wien geſchickt. Was hier damit 
neidjieht, wiſſen wir nicht. Wir ſehen nur, daß der 
Herr Handels miniſter über Material und Statiftif 
verſügt, von der es uns zwar freut, daß gerade er ſie 
vorbringen muß, die Sie ja aber ſchon von unſerer 
Seite einige Jahre hindurch gehört haben. Wir haben 
es überhaupt alt, dieſes Material zu hören, wie ent⸗ 
ſetzlich traurig; es überall ſteht, wie entſetzlich teuer 
das Fleiſch überall iſt. Wir wollen nicht Material — 
das haben wir ſelbſt —, wir wollen Taten ſehen und 
dazu fordern ir die Regierung auf. 

Meine Herren! Es hat geheißen, in der Bukowina 
ſei ein Notſtand. Der Herr Handelsminiſter beeilte ſich, 
einen beſonderen Emiſſär, den Herrn Baron Sochor, 
ins Land zu ſchicken. Dieſer Herr hat in meiner Be⸗ 
gleitung ein Jroßes Material geſam melt, welches be⸗ 
wieſen hat, daß es damals im Lande wirklich traurige 
Verhältniſſe gab, daß die Arbeitsgelegenheit ungemein 
gering war, diß wir gegenüber allen Nachbarländern 
abgeſperrt ſind, daß niemand aus dem Lande hinaus- 
gelaſſen und riemgnd hereingelaſſen wird uſw. Was 
aber mit dieſer Berichte, mit dieſem Material geſchehen 
iſt, welche Vorſchläge und Reſultate dieſe Unterſuchung 
ergeben hat, wiſſen wir nicht. Der Herr Handels⸗ 
miniſter ſieht ich nicht gezwungen, darüber ein Wort 
im Parlament zu verlieren oder wenigſteus eine Zu⸗ 
ſchrift darüber an jenen Abgeordneter zu richten, der 
das ganze in Bewegung gebracht hat, um ihm mitzu⸗ 
teilen, wie de Dinge in der Bukowina ſtehen, aus 
welchen Grür den nichts getan werden konnte oder 
was man für die Zukuuft vorkehren wolle. Es werden 
im Gegenteil alle Hewmungen angewendet, damit der 
Verkehr mit dem maßgebenden Nachbarland, Rumänien, 
nur ja nicht frärter werde. Sie können ſich denken, wir 
lächerlich traurig es iſt, daß jetzt, zu einer Zeit, wo 
wir einen Hardelsvertrag mit Rumenien haben, die 
zwei Anträge noch nicht durchgeführt find, welche 
hier im Abgcorduetenhauſe und im Ausſchnſſe 
einmütig angenommen wurden, Anträge, nach welchen 
einerſeitis der Paßzwang zwiſchen Oſterreich und 
Rumänien arfzuheben iſt und audrerſeits eine Er⸗ 
mäßigung für die Poſttarife, im Verkehre zwiſchen 
Oſterreich und Rumänien eintreten joll. Denn unfere 
Arbeiter, Gewerbetreibenden, Handelsleute werden 
nicht nur gehindert, die Grenze frei zu überſchreiten, mn 
jenſeits derſe ben dem Handelsvertrage entſprechend 
ſich zu betätigen, ſondern fie ſind auch anßerſtande, in 
billiger Weiſe, wie es zum Beiſpie“ zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Dentſchland geſchieht, ihre Handels⸗ und 
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ſonſtige Korreſpondenz, aber auch die Poſtfracht zu 
beſorgen, da die Tarife viel höher ſind als die In⸗ 
landstarife in Oſterreich. Selbſt dieſe zwei Anträge, 
meine Herren, die hier einmütig angenommen wurden 
und von denen der Regierungsvertreter ſagte, daß ſie 
berechtigt ſind, ſind bis heute nicht durchgeführt. Auch 
heute noch iſt das Land gegen Rumänien abgeſperrt 
auch heute noch können unſere Gewerbetreibenden 
nicht hinüber gehen, ſie brauchen ein Paßviſum, das in 
Czernowitz nicht anders zu haben iſt, als mit ſchwerem 
Geld. Das pfeifen ſchon die Spatzen auf dem Dache, 
daß es im rumäniſchen Konſulat Beamte gibt, welche 
ohne Bezahlung überhaupt niemandem ein Viſum 
geben wollen. Wenn Sie nun außerdem berückſichtigen, 
wie die Arbeiter, die im Lande nicht genug Arbeit 
finden und auf die Arbeit in Rumänien angewieſen 
ſind, wegen des Paßviſums und des Paßzwanges 
ſekkiert werden, fo können Sie ein Urteil darüber 
fällen, wie ernſt es der Regierung mit der Behebung 
des Notſtandes in der Bukowina iſt, was die Abſen⸗ 
dung des Emiſſärs und die ganze Haltung des Handels⸗ 
miniſters gegenüber der Bukowina zu bedeuten hat, 
der dort mit phantaſtiſchen Worten verſprach, das 
Land, ſeinen Verkehr und ſeine Induſtrie zu heben 
und dabei auf den kommenden Handelsvertrag mit 
Rumänien hingewieſen hat. Nichts davon iſt ge⸗ 
ſchehen, das Ganze hat reſultatlos geendet und wir 
ſtehen dort, wo wir geſtanden ſind, ja, nach dem 
jetzigen Budget, wo man für Gewerbeförderung, ge⸗ 
werbliches Bildungsweſen und ſtaatliche Bauten 
- weniger hergibt als in früheren Jahren, muß man 
ſagen, daß wir jetzt ſchlechter daran ſind, als wir es 
bisher waren. 


ſoll weniger gearbeitet werden, gerade in jenem 
Lande, welches von ſtaatlichen Bauten und der Ver⸗ 
gebung öffentlicher Arbeiten geradezu lebt. 


Bei dieſer Gelegenheit muß ich auch der Fluß⸗ 
regulierungen in der Bukowina Erwähnung tun und 
namentlich des Pruth⸗Panamas, wie die chriſtlich⸗ 
ſoziale Partei einmal geſagt hat. Ich hätte davon 
ſchon im Juli ſprechen ſollen. Der Minifterpräfident 
hat leider aber die Debatte bis auf den heutigen Tag 
verſchoben. Die öffentlichen Arbeiten werden an 
Lieferanten vergeben, die die Situation ausnutzen. Sie 
trachten bei den Faſchinen zu erſparen uſw. Die 
Kontrolle der Regierung iſt ganz eutſchieden mangel⸗ 
haft. Die Schuld und Verantwortung wird aber auf 
die kleinen Aufſeher geſchoben, nachdem die Unter⸗ 
ſuchung gegen Leib Spinner, gegen den großen Unter⸗ 
nehmer und Lieferanten des Staates zu Ende geführt 
worden war. Es hat geheißen — und die chriſtlich⸗ 
ſoziale Partei hat darüber Lärm geſchlagen —, 
es ſeien bei der Pruthregulierung zu kleine Faſchinen 
verwendet worden, es ſei eine Menge Geld verloren 
gegangen, Millionen ſeien weggekommen. Anfangs 
hat es wirklich ſo ausgeſehen, als wäre es ein 
Millionenkrach geweſen. Nachher hat man aber die 
Sache verſtanden. Die chriſtlichſoziale Partei ſtand 
damals mit dem Landespräſidenten Bleyleben in 
Fehde. Man wollte ihm ein Bein ſtellen, man wollte 
ihn erſchrecken, ihm drohen: „Unter Deiner Regierung 
gibt es ein Pruthpanama, du mußt weg oder mit der 
Partei gut leben.“ 


Der Landespräſident hat ſich einſchüchtern laſſen 
und ſogar erklärt, er habe die Sache früher entdeckt als 
die chriſtlichſoziale Partei. (Heiterkeit.) Das war ein 
taktiſcher Schachzug. Es hat ſich aber in der Gerichts⸗ 
verhandlung herausgeſtellt, daß die Beauffichtigung 
der Beamten überhaupt ganz unzulänglich war, daß 
es aber nicht wahr war, daß es ſich um Millionen 
handelte. In Wahrheit hat es ſich um viel geringere 
Summen gehandelt. Es hat ſich ferner herausgeſtellt, 
daß der Strommeiſter, die Strom⸗ und Pflanzungs⸗ 
aufſeher regelrecht vorgegangen ſind und daß nur die 
Beamten vielleicht nicht die genügende Kontrolle aus⸗ 
geübt haben. Man hat Analphabeten gewiſſe Ver⸗ 
richtungen anvertraut, die ſie naturgemäß nicht aus⸗ 
führen können, wie die Ausſtellung von Beſcheini⸗ 
gungen uſw. (Hört! Hört!) Das Reſultat war nun, 
daß Leib Spinner, der Strommeiſter und eine ganze 
Reihe von Pflanzungsaufſehern freigeſprochen wurden. 


Nun, meine Herren, wäre bezüglich der Auf⸗ 
hebung des Paßzwanges zwiſchen Rumänien und 
Oſterreich gerade jetzt Anlaß, etwas zu tun. Zwiſchen 
Serbien und Ungarn iſt, wie Sie geleſen haben 
dürften, der Paßzwang aufgehoben worden, und zwar 
ſelbſtverſtändlich in einem Momente, ww man im 
Handelsvertragsverhältniſſe ſteht. Der Herr Handels⸗ 
minifter hat jetzt Gelegenheit, dieſe zwei Forderungen, 
Paßzwang und Hcerabſetzung ider Poſttarife auch 
zwiſchen Rumänien und Oſterreich durchzuſetzen. 


Ich übergehe nunmehr zur Vergebung öffent⸗ 
licher Arbeiten in der Bukowina. Ich habe bereits 
darauf hingewieſen, daß der Herr Minifter, auſtatt 
mit den ſtaatlichen Bauten vorwärts zu gehen, anftatt 
wegen des beſtehenden Notſtandes mehr zu leiſten, 
gerade dort Erſparungen macht, wo ſie nicht Die chriſtlichſoziale Partei hat ſich unterdeſſen mit 
gemacht werden ſollen. Das geſchieht zu einer Bleyleben ausgeſöhnt. Die Sache war zu Ende und 
Zeit, wo der Teuernngsausſchuß in feinen Reſolu⸗ die chriſtlichſoziale Partei hat ſich ſogar geſchämt, in 
tionen erklärt, es ſollten ſofort und im weiteſten ihrer Zeitung über das Reſultat der ganzen Panama⸗ 
Umfange die für die nächſte Zeit beabſichtigten öffent⸗ affäre entſprechend zu berichten. Was war nun, meine 
lichen Arbeiten in Angriff genommen werden. Gerade | Herren, das Reſultat? Das Reſultat war nicht etwa 
in diefem Momente wird die Summe, welche für die Beſtrafung der Beamten, welche die Auſſicht nicht 
ſtaatliche Bauten verwendet wird, herabgeſetzt nnd es genügend geführt haben. Die Beamten wurden in 
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Ruhe gelaffen. Der Strommeiſter ift wieder in den 
Dienst aufgenommen worden. Aber gerade jene armen 
Leute aus dem Arbeiter- und Bauernſtande, die, wie 
ſich in der Gerichtsverhandlung erwies, abſolut kein 
Verſchulden traf und die nichts Unregelrechtes begangen 
haben, dieſe Leute wurden alle entlaſſen, bevor 
noch der Prozeß anhängig gemacht wurde; ehe 
noch ein Prozeß war, wurden die Arbeiter bereits 
hinausgeworfen. Das waren die Opfer der Fehde 
zwiſchen Herrn Bleyleben und der chriſtlichſozialen 
Partei. Und alle unſere Bemühungen, daß man die 
Leute zurück in den Dienſt nehme, ſind vergebens; 
man will Opfer haben, man will zeigen, daß man 
Ordnung mache. Und natürlich packt man nicht die 
Großen, ſondern die Allerkleinſten und wieder muß 
eine Menge von Arbeitern beſchäftigungs⸗ und brotlos 
gemacht werden, welche lange Zeit, mitunter 18 bis 
20 Jahre dem Staate gedient haben, und zwar ohne 
daß eine Diſziplinarunterſuchung oder eine Gerichts⸗ 
verhandlung Material zutage gefördert hätte. 


Wenn man ſo vorgeht, in einem Lande, wo ſich 
alles zu einem Poſten drängt, wo man ſo ſchwer 
Arbeit finden kaun, wenn man das Arbeiterelement 
derartig behandelt, ſo ſind das traurige Reſultate der 
ſtaatlichen Arbeitsvergebung in der Bukowina. 


Nun iſt in der Bukowina in der letzten Zeit 
auch ein Kohlenlager entdeckt worden, allerdings ein 
kleines, aber es liefert bereits Kohle, es wird bereits 
ſogar Kohle verkauft. Ich habe gehört, daß die be⸗ 
treffende Geſellſchaft ſich an die Regierung um Hilfe 
und Unterſtützung gewendet hat. Zu jener Zeit, als 
der Baron Sochor hingeſchickt wurde, hat es geheißen: 
Suchet und findet, wir werden euch beiſtehen und 
helfen, daß in dieſem Lande eine Induſtrie entftcht. 
Aber nichts iſt geſchehen. Man hat in einem Briefe 
die Leute irgendwie vertröſtet. 


Kurz und gut, die Sache ſtockt. Das Land hat 
zwar Urmaterial, das Land hat zwar die Möglichkeit, 
jene Rohprodukte zu produzieren, welche notwendig 
find, um die Induſtrie zu fördern, aber die ganze 
Förderung der Induſtrie in der Bukowina iſt eben 
ins Waſſer gefallen, nur deswegen, weil der Herr 
Kriegsminiſter jetzt eine Forderung an den Finanz⸗ 
miniſter und an das Parlament ſtellt. 


Es iſt aber auch das ganze Lieferanten- und 
Unternehmerweſen bei der Vergebung öffentlicher 
Bauten in der Bukowina ungemein korrupt. Ich muß 
ſchon ſagen ich habe mich in naiver Weiſe bemüht; 
ich habe gemeint, ich tue damit etwas, wenn ich mich 
bei dem Handelsminiſter oder bei dem Bautenminiſter 
einſetze, daß bei Vergebung der öffentlichen Banten 
die Gewerbetreibenden, reſpektive deren Genoſſen⸗ 
ſchaften bevorzugt werden. Aber das iſt mir faſt nie 
gelungen. 1 
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Die Vergebungen werden in ſo raffinierter Weiſe 
ausgeſchrieben, daß die Leute nicht einmal recht 
darauf ausgehen können, eine ſolche Arbeit zu er⸗ 
werben. 


Es wird die Übernahme der Vergebung in toto 
gefordert. Es iſt aber nicht möglich, daß der Ge⸗ 
werbetreibende das in der Weiſe übernimmt. Und, 
wenn ich endlich einmal durch meine Intervention 
durchgeſetzt hatte, daß man die Maurerarbeiten, die 
Dachdeckerarbeiten und die Schloſſerarbeiten beſonders 
ausgeſchrieben hat, ſo kommt dann der Herr Bauten⸗ 
miniſter und erklärt: Ja, für alles haben wir 
Gewerbetreibende gefunden, aber für die Maurer⸗ 
arbeiten hat ſich keiner gefunden und daher werden 
wir wieder das Ganze vergeben und nicht einzeln. 


Was iſt die Folge, wenn an Lieferanten und 
Unternehmer vergeben wird? Der Unternehmer 
arbeitet nicht ſelbſt, er nimmt wieder dieſelben Ge⸗ 
werbetreibenden auf. Die werden von ihm ausgebeutet, 
er will ſeinen Profit haben, die Gewerbetreibenden 
wollen ihren Profit haben; dieſe beuten wieder die 
Arbeiter ans und jo kommt der Arbeiter zu dem 
allergeringſten und ſchäbigſten Lohne, und zwar des⸗ 
wegen, weil es noch Subunternehmer gibt und 
der Arbeiter daher für zwei oder drei Kapita⸗ 
liſten zu arbeiten und zu ſchwitzen hat. Das 
iſt der Fehler. Ich habe gehört, daß geſtern vor 
mir der Herr Abgeordnete Dr. Skedl ſprechen 
wollte. Er iſt gerade einer derjenigen Faktoren, 
die da tätig find — er iſt zwar kein Agent wie der 
Schauer, der gegen Proviſion arbeitet —, aber er iſt 
ein politiſcher Agent für dieſe Undernehmer und 
Lieferanten; er arbeitet dafür, daß die Großunter⸗ 
nehmer die Arbeiten bekommen, ſchamlos interveniert 
er in den Miniſterien gegen die Gewerbetreibenden, 
obgleich er ein Mandat aus einer Stadt hat, wo 
die Gewerbetreibenden maßgebend ſind. Aber er tut 
das ſehr geſchickt. Erſt erwirkt er für jenen Lieferanten 
oder Unternehmer, den er braucht, das Recht, die 
Bauten aufzuführen, dann erwirkt er bei dem 
Unternehmer das Recht, daß ſeine Macher, ſeine 
Gewerbetreibenden bei dem Unternehmer die Arbeit 
bekommen. Und ſo ſtellt er alle zufrieden. Aber die 
Arbeiter bleiben immer dabei die Geſchundenen, weil 
ſie für mehrere Kapitaliſten zu arbeiten und zu ſchuften 
haben. Damit müßte ein Ende gemacht und bei den 
Offerten müßte diesbezüglich offen aufgetreten werden. 
Wir Bukowinaer begrüßen deshalb lebhafteſt den 
Antrag des Teuerungsausſchuſſes, daß anläßlich der 
Vergebung ſtaatlicher Arbeiten ſolche Beſtimmungen 
über die Arbeitsbedingungen getroffen werden, daß 
die Verwendung einheimiſcher Arbeiter mit höherer 
Lebenshaltung ermöglicht werde. Wir haben qualifi⸗ 
zierte Arbeiter im Lande, aber ſie werden durch 
die geſchilderten Zuſtände verdrängt. Gerade die ° 
rumäniſche Nation hat zum Beiſpiel ein Inſtitut, 
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den ſogenannten Handwerkerverein, 
damit beſchäftigt, junge Lehrlinge zu erziehen, zu 
ſtipendieren und aus ihnen in den Fachſchulen 
tüchtige Handwerker und Gehilfen zu machen. 
Es ſind aus dieſen Fachſchulen eine Reihe ſolcher 
junger Leute bereits hervorgegangen, welche in ihrem 
Fach wirklich tüchtiges leiſten. 2 


Dieſe Leute wurden mit der Abſicht ausgebildet, 
damit ſie im Lande bleiben, damit das Land Fach⸗ 
arbeiter habe und erziehe. Dieſe Leute werden aber 
aus dem Lande hinausgejagt. Sie fahren entweder 
nach Rumänien und bleiben dort, oder gehen nach 
Wien, und ſo arbeiten hier in Wien rumäniſche Arbeiter, 
weil ſie hier einen doppelt und dreifach ſo hohen Lohn 
bekommen wie die Bukowinaer Arbeiter. Das iſt das 
ganze Reſultat, das die Rumänen erzielt haben. Es iſt 
aber auch ſchlimm, weil die Unternehmer und Liefe⸗ 
ranten gegenüber den Arbeitern rückſichtslos ſind; ſie 
trachten zum Beiſpiel im Steinmetzgewerbe mit un⸗ 
qualifizierten Arbeitern, mit Bauern im Gebirge hoch 
oben ihren Bedarf zu verſorgen. Dort werden in vom 
Standpunkte der Gewerbebehörde ganz unzuläſſiger 
Weiſe Steine behauen; Stiegenhäuſer werden zum 
Beiſpiel ganz geliefert, kommen in die Stadt hinein 
und unſere Facharbeiter, die Steinmetze, einheimiſche 
und ſehr tüchtige Lente, müſſen zuſehen, wie die Steine 
aus allen Gegenden bereits behauen ins Land kommen 
und wie die Bauten des Landes und des Staates damit 

verſorgt werden. Das Land hat ſich bis jetzt gar nie 
darum gekümmert, das Land hat in die betreffenden 
Verträge noch nie die Klauſel aufgenommen, daß die 
Arbeiter des Landes bevorzugt werden ſollen — 
wenigſtens bei den Landes bauten. Allerdings hat mir 
Seine Exzellenz der Herr Landeshauptmann Baron 
Waſſilko mitgeteilt, daß er das bei der letzten Ver⸗ 
gebung der Spitalbauten privat getan hat, aber die 
Klanſel iſt noch immer nicht in den Vertrag hinein⸗ 
genommen worden, man iſt nur anf die gnädige 
Zuſicherung des betreffenden Unternehmers ange⸗ 
wieſen. Da muß alſo auch Wandel geſchaffen werden. 
Ich bin zwar dem Herrn Landeshanptmann dankbar, 
daß er wenigſtens das getan hat, aber man ſieht, wie 
kopflos die ganze Wirtſchaftspolitik in der Bukowina 
betrieben wird, wenn in dieſem Punkte nichts getan 
wird. Alſo auch inſofern begrüße ich die Anträge des 
Teuerungsausſchuſſes, möglicherweiſe werden ſie 
zur Kenntnis der e e in der Bukowina 
gelangen. 


Aber bei Vergebung öffentlicher Arbeiten wird 
auch ſonſt nicht ſo vorgegangen wie es notwendig 
wäre. Es wird ſpeziell in der Bukowina ſtoßweiſe 
vorgegangen: es wird mit einem Male gebaut, dann 
wird wieder drei, vier, fünf Jahre gar nichts gebaut, 
man geht nicht planmäßig vor, damit die Arbeiter 
eine ſtändige Beſchäftigung finden. Das hat natürlich 
zur Folge, daß ſich die Arbeiter außerhalb des 
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welcher ſich Landes ihr Brot ſuchen und aus dem Lande über- 


haupt verſchwinden. An die Stelle dieſer Arbeiter 
kommen natürlich minderwertige Arbeiter, Leute, 
welche ſich mit geringen Löhnen zufrieden geben, 
aus verſchiedenen Ländern herein und dieſe Leute 
nehmen dann. die Stelle unſerer tüchtigen dad; 
arbeiter ein. 


Ich gelange nun zu dem Berichte über die 
Wohnungsfürſorge. 


In der Bukowina haben wir leider gar keine 
Statiſtik darüber, wie die Leute wohnen, wie viel Leute 
in einer Wohnung überhaupt ſich aufhalten — ber 
ſonders was die Arbeiterbevölkerung anbrlangt — 
und man bemüht ſich auch nicht, eine ſolche Statiſtik 
zu ſchaffen. Es iſt das ein Verdienſt der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei, daß ſpeziell für die Stadt Czernowitz 
wenigſtens Stichproben in jenen Gaſſen gemacht 
wurden, wo die arbeitende Bevölkerung wöhnt, daß 
eine kleine Enquete abgehalten wurde, daß ſich Ver⸗ 
treter unſerer Partei von Haus zu Haus dorthin 
begaben, wo Gewerbetreibende und gewerbliche 
Arbeiter wohnen, um feſtzuſtellen, wie ſie wohnen, 
wie viel Leute in einer Wohnung zuſammenleben uſw. 
Es iſt dabei ein recht trauriges Reſultat zum Vor⸗ 
ſchein gekommen. Die Gemeinde Czernowitz hat in 
dieſer Hinſicht nichts getan. Es iſt lediglich wieder 
eine Zeitung, die „Bukowinaer Poſt“, welche das 
Material der Steuerbehörde ſtatiſtiſch bearbeitet 
und Daten darüber geſammelt hat, was für 
Wohnungen es gibt, wie der Preis der Wohnungen 
beſchaffen ift uf. Das iſt das Material, auf das 
ich mich bei Beſprechung der Wohnungsverhältniſſe 
ſpeziell in Czernowitz, der Hauptſtadt des Landes, 
ſtützen kann. 


Wir kommen dabei zu folgendem Reſultate: In 
der inneren Stadt gibt es die meiſten Kellerwohnungen. 
Czernowitz iſt eine Stadt, in der ſpeziell Keller⸗ 
wohnungen verbreitet find. Alle Gaſſen haben Hänfer 
mit Kellerwohnungen, in denen ſich kleine Räume be⸗ 
finden, wo die Gewerbetreibenden eingepfercht ſind, 
wo die Arbeiter wohnen. In Kellerwohnungen 
wohnen auch die Hausmeiſter, ja, es kommt vor, daß 
die Hausmeiſter 20 Stufen tief unter dem Straßen⸗ 
niveau, unter der Erde, ohne Licht, ohne Luft wohnen. 
Es kommt vor, daß dieſe Wohnungen infolge des 
gedrängten Zuſammenlebens von vielen Perſonen ver- 
peſtet ſind, ja, ich habe ſelbſt mit eigenen Augen bei Ge⸗ 
werbetreibenden Wohnungen geſehen, die nur aus 
einem Raume beſtehen, der zugleich Küche, Wohn⸗ 
zimmer, Schlafzimmer und Werkſtätte iſt. In halber 
Höhe der Wohnung iſt ein Bretterboden angebracht 
und auf dieſe Weiſe wird ein erſter Stock und ein 
Parterre eingerichtet. Oben wird geſchlafen, da 
wohnt die ganze Familie mit den Lehrlingen, unten 
arbeitet der betreffende Meiſter, Schuhmacher oder 
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Schneider oder was er ſonft iſt. Solche Wohnungen 
ſieht man von der Gaſſe aus und die Gewerbebehörden 
kümmern ſich nicht darum, ja, im Gegenteil, der autö⸗ 
nome Magiſtrat iſt ungemein nachſichtig gegenüber 
den großen Bauherren in der inneren Stadt. Alle 
unſere Anzeigen über die ungeſunden Wohnungen, über 
die Kellerwohnungen nutzen gar nichts, ja, ſogar der 
Verein der Arzte in Czernowitz hat ſich nicht geniert, 
in ſeinem Hauſe Kellerwohnungen anzulegen. In der 
erſten Zeit waren dieſe Wohnungen anch bewohnt, und 
erſt nachdem wir das in den Zeitungen kritiſiert und 
darauf hingewieſen haben, daß wenigſtens die Arzte 
ſich ſchämen ſollten, ſo etwas zuzulaſſen, hat man eine 
Milchmeierei und ein Lager von irgendwelchen Waren 
dort errichtet. Dagegen iſt der autonome Magiſtrat 
rückſichtslos und unbarmherzig gegen die proletariſchen 
Kleinhäusler. Dieſe wohnen nie in der inneren Stadt, 
ſondern an der Peripherie. Die Vorſtädte von 
Czernowitz bieten einen ländlichen Anblick und bei 
uns bemüht ſich faſt jeder Arbeiter, ein kleines Häus⸗ 
chen zu beſitzen. Vom Standpunkte der bürgerlichen Auf- 
faſſung iſt das etwas, was doch die Herren begrüßen 
ſollten. Sie erklären ja immer, wir Sozialiſten wollen 
Kaſernen bauen, obgleich das nicht wahr iſt, und wenn 
ſich die Arbeiter bemühen, kleine Häuschen oft nur 
mit einer einzigen Stube als Heim zu erwerben, ein 
paar Quadratmeter Boden anzukaufen, um ein Häuschen 
zu ſchaffen, kommt derſelbe antonome Magiſtrat, der 
gar nichts dagegen hat, daß die Kellerwohnungen über⸗ 
füllt find und daß ſie überhaupt bei den großen Haus⸗ 
beſitzern egiftieren, der gar nichts dagegen hat, daß die 
Hausmeiſter 20 Stufen unter dem Niveau wohnen, und 
erklärt: ja, Kleinhäusler, dieſe Wohnung iſt ungeſund, 
iſt unhygieniſch, du haſt keinen gedielten Fußboden, 
du haſt keine Stiege auf den Boden, du haſt keinen 
zementierten Abort, und wie alle jene Maßnahmen 
lauten, welche wir als Sozialdemokraten ja auch ent⸗ 
ſchieden verlangen, aber die man löblicherweiſe erſt 
dann zu verlangen moraliſch berechtigt iſt, wenn man 
den Leuten materiell und finanziell die Möglichkeit 
bietet, ſie zu ſchaffen. Es iſt da genau ſo wie mit dem 
Volksſchulgeſetz. 


0 Die Leute werden gezwungen, ihre Kinder in die 

Schule zu ſchicken — das iſt ja an ſich ſehr löblich — 
aber man fragt nicht, ob ſie auch die nötigen Mittel 
haben, um die Kinder in die Schule ſchicken zu können. 
Genau ſo, wie wir auf dem Standpunkte ſtehen, daß 
die Behörden zugleich die Mittel hergeben müſſen, 
welche die Möglichkeit bieten, daß die Kinder von 
armen Leuten mit Erfolg in die Schule geſchickt 
werden, genau ſo ſtehe wenigſtens ich auf dem Stand⸗ 
punkte, daß die Kleinhäusler, die Arbeiter — es 
wohnen in den Vorſtädten von Czernowitz faſt ans⸗ 
ſchließlich Arbeiter — wohl genötigt werden ſollen, 
alle dieſe hygieniſchen Einrichtungen zu ſchaffen, aber 
daß auch die Gemeinde, welche das verlangt, ver⸗ 
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pflichtet ſei, ihnen beizuftehen, ihnen entweder Geld 
zinſenlos oder zu einem mäßigen, niedrigen Zinsfuß 
zu geben. 


Vergeſſen Sie nicht, daß der Kleinhäusler in der 
Bukowina unter 10 bis 15 Prozent überhaupt kein 
Geld bekommt. (Hört! Hört!) Es handelt ſich dabei 
um die Kategorien der Steinmetzen, Zimmerleute, 
Ziegelarbeiter, Maurer uſw., welche zu einem hohen 
Prozentſatze Kleinhäusler find. Alle dieſe Leute werden 
vom Magiſtrate unbarmherzig ſekkiert, daß ſie hygie⸗ 
niſche Kleinwohnungen haben ſollen. Aber dieſer Ma⸗ 
giſtrat tut nichts, damit den Leuten die nötigen Hilfs⸗ 
mittel gegeben werden, um dieſe Einrichtungen zu 
ſchaffen. Das ganze Reſultat beſteht ſchließlich nur 
darin, daß ewig die Fiaker herumraſen, die Beamten 
des Magiſtrates herumfahren und ſich Diäten 
berechnen, um zu konſtatieren, daß dort und dort bei 
einem Kleinhänsler keine Bodenſtiege und kein eleganter 
Abort vorhanden iſt und darauf ſchwere Strafen 
diktieren, daß aber für das Volk dadurch natürlich gar 
nichts erreicht iſt. 


Dieſe Gemeinde hat aber um ſo weniger das 
Recht, das zu tun, nachdem ſie nicht dafür ſorgt, daß 
für die Arbeiter Häuſer — und ſeien es auch Maſſen⸗ 
quartiere geſchaffen werden. Sie ſehen, meine Herren, 
aus dem Anhange zum Berichte des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes über die Wohnungsfürſorge, daß in der 
Bukowina kein einziges Haus, welches Arbeiter- 
wohnungen enthält, auf Grund des Geſetzes vom 
Jahre 1902 geſchaffen worden iſt, jenes Geſetzes, 
welches die Steuerbefreiung zuſichert. Wir haben ke in 
einziges ſolches Haus und eine ſolche Gemeinde fühlt 
ſich moraliſch berechtigt, Kleinhäuslern das Terrain 
abzujagen und es Spekulanten in die Hände 
zu treiben. 


Noch niederträchtiger iſt es aber, daß dieſe Ge⸗ 
meinde — und ich muß ſagen: die Landesregierung 
übt abſolut keinen Druck auf die Gemeinde aus oder 
hat es bisher wenigſtens nicht getan, ſie iſt nie früher mit 
Auflöſungsdrohungen uſw. gegen die Gemeinde vorge⸗ 
gangen, ſelbſt zu jener Zeit nicht, wo es wirklich ſchon 
offenkundig war, daß die Gemeinde für die arbeitende 
Bevölkerung und die Wohnungsfürſorge in der Stadt 
abſolut nichts tut — ſo weit geht, daß ſie auch die 
Tramway und die Vorſtädte nicht ausbauen will. Die 
Tramway wird wohl auf das Land hinausgebaut, 
nach Sadagöra, zu den Zwiſchenhändlern, damit dieſe 
rechtzeitig in die Stadt hineinkommen und ſich an dem 
Markte beteiligen können; die Gemeinde forgt aber nicht 
dafür, daß die Tramway auch in die Vorſtadt hinaus 
ausgebaut wird, was zur Folge hätte, daß viele 
Proletarier, Arbeiter und überhaupt Leute aus den 
arbeitenden Schichten der Bevölkerung hinausziehen 
würden, um dort zu wohnen, wo billiges Terrain und 
billige Wohnungen zu bekommen ſind. So wird in der 
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Bukowina und ſpeziell in Czernowitz die Wohnungs⸗ 
fürſorge betrieben. Da köunen Sie ſich dann wohl 
denken, daß wir ſehr daran intereſſiert ſind, daß ſolche 
Geſetze, wie das eben in Verhandlung ſtehende, zu⸗ 
ſtandekommen. 


Ich habe bereits erwähnt, daß ich aus einer Czer⸗ 
nowitzer Zeitung über Art und Zahl der Wohnungen 
ſtatiſtiſches Material vorzuführen gedenke. In Czerno⸗ 
witz gibt es Wohnungen in der Zinshöhe von 300 bis 
400 K 940; dabei wurde konſtatiert, daß ſechs ſolcher 
Wohnungen nur aus je einer Küche und gar keinem 
anderen Wohnrgume beſtehen und daß außerdem in 
allen dieſen ſechs Küchen zugleich ein Gewerbebetrieb 
vorhanden iſt. Dafür zahlt der betreffende Gewerbe ⸗ 
treibende 30 K monatlich. Weiters wurde konſtatiert, 
daß von 59 Wohnungen dieſer Kategorie 43 je einen 
Wohnraum ohne Herd darſtellen, gleichfalls alle mit 
einem Gewerbebetrieb, ſo daß dafür auch ungefähr 
400 K jährlich gezahlt werden. Eine ſolches Wohnungs⸗ 
elend herrſcht in Czernowitz. 


Gehen wir über zur Kategorie der Zinshöhe von 
über 400 bis 500 K, was für die Bukowina ſchon 
ein hoher Preis iſt, ſo gibt es auch hier zwei Woh⸗ 
nungen, die bloß aus einer Küche beſtehen, die gleich⸗ 
zeitig Werkſtätte iſt, und 37 Wohnungen mit einem 
Wohnraum ohne Küche, davon 34 mit Gewerbe⸗ 
unternehmungen. Dafür zahlt man jährlich 500 K. 
So iſt die Wohnungsnot in der Bukowina beſchaffen. 
Dabei geht die Steuerbehörde unverſchämt und rück⸗ 
ſichtslos zum Schaden der arbeitenden Bevölkerung 
vor, überall ſetzt ſie in Czernowitz wie auch in anderen 
Städten den Mietzins höher als er wirklich iſt; wenn 
jemand auf Ehre und Gewiffen erklärt, ja beeidet, daß 
er nicht mehr als 10 K Miete bekommt, erklärt die 
Steuerbehörde, die Wohnung ſei 20 K wert und müſſe 
für dieſen Betrag beſteuert werden. Die Steuerbehörde 
zwingt ſomit in der Bukowina den Hausbeſitzer, die 
Miete zu erhöhen, ſie iſt ſchuld, daß der Hausbeſitzer 
den Mut findet, die Miete zu ſteigern, während die Ber 
völkerung von Tag zu Tag weniger imſtando iſt, dieſe 
Miete zu erſchwingen. 


Czernowitz hat ungefähr 12.000 Wohnungen, 
wovon über die Hälfte reine Proletarierwohnungen 
ſind, für die man jährlich 400 bis 500 K zahlen 
muß, obwohl ſie zum Teil nur aus einem Raume 
beſtehen, in welchem noch ein Gewerbe ausgeübt 
wird. Hierbei iſt zu bemerken, daß keine dieſer Klein⸗ 
wohnungen Badegelegenheit hat; das gibt es in 
Czernowitz nicht. Oft iſt auch die Waſſerleitung weit 
weg in einer Gaſſe. Die Gemeinde hat es trotzdem 
nicht für gut befunden, ein Kommunalbad zu errichten; 
kleinere Städte in der Bukowina haben ſchon Kom⸗ 
munalbäder, allerdings nicht. ſolche Brauſebäder wie 
hier in Wien, wo man um 10 h tuſchen kann, wo man 
aber immerhin um 30 h einmal in der Woche baden 


kann. Nur Czernowitz hat kein Kommunalbad und die 
Landesregierung nötigt die Gemeinde dazu nicht, 
trotzdem die Wohnungsverhältniſſe fo troſtloſe find. 
Es nimmt daher nicht wunder, wenn in ganz 
Europa der traurige Ruhm von Czernowitz verbreitet 
iſt, daß es die allerkorrupteſte Gemeindeverwaltung 
beſitzt. Es iſt auch tatſächlich ſo. Bei der Vergebung 
von Bauten ſeitens der Gemeinde ſpielt der Schacher⸗ 
geiſt in der Bukowina die größte Rolle. Gegenwärtig 
geht ja diesbezüglich der Rummel wieder los. Ein 
Agent hat für die Vergebung von Bauten Proviſionen 
genommen und danach Sympathie und Antipathie 
gegenüber den verſchiedenen Unternehmungen verteilt 
und nur jene bevorzugt, welche ſchwere Proviſionen ge⸗ 
zahlt haben. Die Wiener Unternehmer beginnen jetzt 
ſich zur Wehr zu ſetzen und haben das diesbezügliche 
Material ausgeliefert, weil ſie einſehen, daß ihnen ein 
Teil des Gewinnes in Form von Proviſionen von den 
Agenten weggeraubt wird. Dieſe ſind politiſche Freunde 
der Czernowitzer Machtfaktoren; es iſt ein gewiſſer 
Schauer, der Freund des Dr. Straucher, wie hier der 
Hatzl der Freund des Bielohlawek, bei dem einen, 
wie bei dem andern iſt bewieſen, daß Geldſummen in 
ihre Taſchen gefloſſen find. Das aber geniert die Lente 
nicht, welche die Korruption entdeckt haben, die deutſche 
chriſtlichſoziale und die deutſchnationale Partei, mit 
denſelben Leuten, denen der Schauer angehört, plötz⸗ 
lich Frieden zu ſchließen. Sie haben zuerſt die ganze 
Schauermär aufgebauſcht, haben von Proviſiouen und 
Korruption geredet, große Verſammlungen einberufen, 
in denen erklärt wurde, der Gemeinderat müſſe aufge- 
löft und die Regierung aufgefordert werben, dies zu 
tun. Die Bevölkerung hat ihnen jubelnd zugerufen: 
endlich wollen unſere Vertreter die Stadt retten. Jene 
Vertreter, welche nur von einem Fünftel aller Reichs⸗ 
ratswähler gewählt ſind — ſo ein niederträchtiges 
Gemeindewahlrecht haben wir nämlich in Czernowitz 
— waren plötzlich Lieblinge des Volkes. Das ganze 
war aber nur ein Schreckſchuß, um die kompromittierte 
Partei zu zwingen, mit der chriſtlichſozialen und dentſch⸗ 
nationalen Partei zu paktieren. Der Pakt geht nun 
luſtig vor ſich. Die Deutſchnationalen paktieren mit den 
Chriſtlichſozialen und den Jüdiſchnationalen zugleich. 
Jetzt behaupten die Jüdiſchnationalen natürlich, daß 
ſie nicht mit den Chriſtlichſozialen verhandeln. Und 
doch gehen die Unterhandlungen dahin, die Mandate 
für die Zukunft unter die drei ſogenannten „deutſchen“ 
Parteien zu verteilen. Es gibt dort moſaiſche Deutſche, 
das find die Jüdiſchnationalen, katholiſche Deutſche, 
das find die Chriſtlichſozialen und proteſtantiſche 
Deutſche, das ſind die Deutſchnationalen. Natürlich 
meine ich da nur die bürgerlichen Cliquen; ich ver⸗ 
wahre mich im Namen der Arbeiterſchaft dagegen, daß 
dieſe mit dieſen Leuten etwas gemein haben. Nun 
werden die Mandate luſtig verſchachert und verſchiedene 
Poſten werden untereinander vergeben. Es handelt ſich 
ſogar darum, das Reichsratsmandat der Arbeiterſchaft 
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untereinander zu verſchachern. Die Juden wiſſen noch 
nicht, wem ſie es verſchaffen ſollen, den chriſtlich⸗ 
ſozialen oder den deutſchnationalen Deutſchen. Kurz 
und gut, es wird weiter luſtig geſchachert, die 
ganze Korruptionsaffäre Schauer iſt vergeſſen 
und begraben, die Herren find wieder einig. (Abge- 
oruneter N&mee: In dem allgemeinen dumpfe unter- 
gegangen!) Jawohl. Wir werden ja ſehen, wie das 
Volk darauf antworten wird. Wenigſtens, was die 
Arbeiterſchaft anlangt, jo iſt fie Tängft darüber auf⸗ 
geklärt, ſie weiß, daß man nur mit der Erringung des 
allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes für die 
Gemeinde Ordnung in Czernowitz ſchaffen kann.“ ‘;: 


Aber gerade weil wir von ſolchen Maßnahmen 
ſprechen, welche der Bevölkerung helfen ſollen, wie För⸗ 
derung der Bantätigkeit, Wohnungsfürſorge, Ordnung 
und Vernunft bei Vergebung öffentlicher Arbeiten, 
wäre es Pflicht der Regierung, darauf zu dringen, daß 
die Gemeinde Czernowitz endlich ein modernes Wahl⸗ 
recht bekomme. Denn dieſe korrupten Herren, welche ſich 
ſo leicht nutereinander ausgleichen, wenn ſie gemein⸗ 
ſchaſtlich an der Krippe ſreſſen, werden alle dieſe Maß⸗ 
nahmen nicht durchführen und wenn von der Regierung 
Geld gegeben wird, um der Stadt Czernowitz zu helfen 
und die Bevölkerung in der Bautätigkeit zu unter⸗ 
ſtützen, ſo wird ſicherlich die Hälfte dieſes Geldes in 
die Taſchen der korrupten Cliquen fließen, welche bis 
heute die geſamte arbeitende Bevölkerung in Czerno⸗ 
witz ausbenten. 


Meine Herren! Wenn die Dinge ſo ſtehen, dann 
können Sie ſich vorſtellen, daß wir mit den Vor⸗ 
ſchlägen des Teuerungsausſchuſſes im höchſten Grade 
einverſtanden ſind. Wir begrüßen dieſe Vorſchläge und 
können nur bedauern, daß die Regierung ſo wenig 
Ernſt an den Tag legt und nicht trachtet, daß wirklich 
etwas geſchieht. Jusbeſondere iſt es der Herr Finanz- 
miniſter, welcher Schwierigkeiten macht, wo es ſich 
darum handelt, die Wohnungsfürſorge durch Geld⸗ 
unterſtützung zu fördern. Er hat für alles Geld; ich 
erinnere an die großen Zuweiſungen an die Agrarier. 
Dafür war jederzeit Geld vorhanden. Jetzt iſt plötzlich 
kein Geld vorhanden, jetzt muß geſpart werden. Er gibt 
uns einige hunderttauſend Kronen im erſten Jahr und 
davon ſoll eine Wohnungsfürſorge für ganz Oſterreich 
geſchaffen werden. Es werden ja jezt Unterhandlungen 
gepflogen, aber man weiß noch nicht, welches Reſultat 
ſie haben werden. Wir haben keinen Anlaß, von unſerer 
Forderung abzuſtehen, daß wenigſtens 6, 000.000 K 


jährlich hergegeben werden. Dieſe Summe iſt ſicherlich 


zn gering, damit für das vernachläſſigte Oſterreich in 


der Wohnungsfürſorge etwas geſchehe, aber alle Par⸗ 


teien haben ſich auf diefe Summe geeinigt und es 
wäre nötig, daß die Regierung die einmütige Meinung 
des ganzen Parlamentes und des Ausſchuſſes reſpek⸗ 
tiere und dafür ba daß das Geld flüſſig gemacht 
werde. 
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Auf keinen Fall können wir zugeben, daß Herr 
v. Bilinski reiter anf feinem Standpunkte verharre 
und uns mit einigen ſchäbigen hunderttauſend Kronen 
jährlich abſpeiſen will. Entweder man will eine gerechte 
Wohnungsfürſorge für ganz Oſterreich, entweder man 
will alle Mittel herbeiſchaffen, welche die Möglichkeit 
bieten, für die arbeitende Bevölkerung geſunde Woh⸗ 
nungen oder wenigſtens Muſterwohnungen zu ſchaffen, 
damit man ſich ſchämt, wenn daneben unhygieniſche 
Wohnungen ſtehen oder man läßt das Ganze gehen und 
überläßt es dem Volke, das im Sturmlauf eine ſolche 
Regierung hinwegfegen wird. Im Namen der Bulo- 


4 winaer Arbeiterſchaft muß ich ſagen, daß, wenn der 


Wohnungsfürſorgefonds zuſtande kommtund die nötigen 
Summen flüſſig gemacht werden, wir bitten müſſen, 
daß auch die Bukowina hier nicht als Stiefkind be⸗ 
handelt werde, daß auch die Bukowina entſprechend 
berückſichtigt und auch dort die Wohnungsfürſorge ent⸗ 
ſprechend gefördert wird. Sie haben aus meinem Ma⸗ 
terial erſehen, daß es dort ſehr traurig ausſieht und 
daß gerade dort, wo die Gefahren des Typhus und der 
Cholera ſtändig im Lande beſtehen, Abhilfe und Vor⸗ 
kehrungen getroffen werden müſſen. 


Wir erwarten von der Regierung, daß ſie den 
einmütigen Beſchluß des Ausſchuſſes und den Willen 
des ganzen Parlamentes auf dieſem Gebiete reſpektiert 
und auch dafür Sorge trägt, daß die arbeitende Be⸗ 
völkerung ſobald als möglich unterſtützt wird, wir er⸗ 
warten, daß die Regierung zum Ziele hat: Die Förde⸗ 
rung der Geſundheit der geſamten arbeitenden Bevöl⸗ 
kerung in Oſterreich. (Beifall.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Schoepfer ge angt mum zum Worte; ich erteile ihm 
das Wort. 


Abgeordneter Dr. Schoepfer: Hohes Haus! 
Es ſteht gewiß jeder Partei frei, ſich zuzumuten, daß 
ſie an allererſter Stelle berufen ſei, die großen Volks⸗ 
bedürfniſſe zu befriedigen, in unſerem Falle der allge⸗ 
meinen Teuerung abzuhelfen, allein eine gewiſſe Be⸗ 
ſcheidenheit wäre in dieſer Frage, ſchon weil ſie ſo 
ſchwer zu löſen iſt, doch am Platz und ich glaube, daß 
die ſozialdemolratiſche Partei, die dieſes Gebiet faſt 
in Pacht genommen hat, Grund genug hätte, ein 
bißchen beſcheiden zu ſein. Die Herren verlangen von 
Staat und Regierung alles mögliche. Es iſt ja ganz 
recht; aber mir kommt vor, mit dem Verlangen iſt der 
Bevölkerung gar nicht gedient. Wer den Mut nicht 
aufbringt, auch zr bewilligen, der leiſtet eigentlich der 
Bevölkerung ſehr geringe Dieuſte. Die Herren Sozial- 
demokraten verlangen Beſchleunigung der öffentlichen 
Arbeiten, ſofortige Geldausgaben, Beſtellungen von 
Lokomotiven und alles mögliche, aber wenn es ſich 
darnm handelt, die Mittel dafür zu bewilligen, dann 
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ſagen fie: Nein, da find wir nicht dabei. (Abgeordneter 
Holzhammer: Aber wir müssen doch zahlen, gleich- 
viel ob wir bewilligen ader nicht?!) Hier find wir nicht 
als Zahlende, ſondern als Mitglieder der geſetzgeben⸗ 
den Körperſchaft, und wer dem Volke helfen, ehrlich 
helfen will, der muß den Mut aufbringen, dieſe Hilfe 
auch zu bewilligen (So ist es“), ſonſt iſt er hier nur 
wie ein Verſammlungsredner, wie einer, der in irgend⸗ 
einer Volksverſammlung draußen ohne Gefühl der 
eigentlichen Verantwortlichkeit Schlagworte hinaus⸗ 
wirft, die Leute aufhetzt und dann den Saal verläßt. 
Eine ſolche Rolle hier im Parlament wäre mir 
wenigſtens zu minder. (Zustimmung.) Es nimmt ſich 
auch eigentümlich aus, wenn die Herren ſagen: Wir, 
die Vertreter der arbeitenden Schichten, wie der 
geſtrige Sprecher der Sozialdemokratie geſagt hat 
oder wie heute einer im Teuerungsausſchuſſe geſagt hat: 
Die Bevölkerung verlangt die unbeſchränkte Einfuhr 
argentiniſchen Fleiſches, unbeſchränkt nach Quantität 
und Zeit. 

Die Herren huldigen offenbar dem Grundſatz: 
Man muß nur den Mund recht voll nehmen, 
und muß behaupten. Die Herren tun ſo, als ob ſie 
allein in Oſterreich wären, als ob ſie die einzige Ver⸗ 
tretung der arbeitenden, überhaupt der ganzen Be⸗ 
völkerung wären und als ob in Oſterreich niemand 
mehr wäre als wie Sozialdemokraten. Das iſt ein 
bißchen unbeſcheiden. Das Haus hier lehrt uns, daß 
auch noch eine ganze Reihe anderer Parteien hier 
iſt und ich glaube, auch alle dieſe Herren haben 
Wähler hinter ſich. Es iſt dabei wirklich nicht zu ver⸗ 
wundern, daß die Herren Sozialdemokraten mitunter 
auch nach einer anderen Seite über die Schnur hauen, 
ſoſehr, daß es ihnen mitunter ſelbſt zu ſtark wird. Man 
wendet ſich in einemfort an die Regierung, die. ſoll näm⸗ 
lich auch alles zuwege bringen. Auch der geſtrige Redner 
der Partei, Herr Abgeordneter Glöckel, hat geſagt, es 
wäre ungerecht, der Regierung nicht zu gedenken und 
wir haben dann gehört, wie ihrer gedacht worden iſt. 
Es hat nach dem Schluß ſeiner Rede geheißen: 
Miniſterpräſident Bienerth an den Galgen! Alle 
gehören ſie an den Galgen! Für eine Partei, welche 
die Todesſtrafe fo perhorreſziert (Heiterkeit), aus 
lauter zarter Menſchlichkeit, nimmt es ſich doch eigen⸗ 
tümlich aus, wenn ihre Leute nach dem Galgen rufen 
und an erſter Stelle niemand anderen als den Herrn 
Miniſterpräſidenten am Galgen haben wollen. (Heiler 
keit.) Ich habe geglaubt, daß das ganze Intermezzo 
in der „Arbeiter⸗Zeitung“ zu leſen ſein wird, aber da 
iſt es wohlweislich verſchwiegen. Es ſcheint doch 
hinterher eine Zenſur gekommen zu ſein. Mir kommt 
es vor, wenn man die Verhandlungen ernſt führen 
will, wenn die Bevölkerung wirklich Hunger hat und 
die Herren den Hunger mitfühlen, dann muß man es 
anders treiben als ſo, das gehört anderswohin, das 
gehört in eine rohe Geſellſchaft, aber doch nicht hierher 
ins Parlament. (Zustimmung.) 
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Meine Herren, ich erlaube mir uun zum Gegen- 
ſtande unſerer Verhandlung überzugehen und werde, 
nachdem die Fleiſchfrage bereits antizipando auf der 
Tagesordnung ſteht — bekanntlich kommt ſie erſt am 
Dienstag, aber man hat gemeint, man ſolle, um die 
Debatte dort abzukürzen, ſie ſchon heute mitein⸗ 
beziehen — auch dieſe Frage kurz berühren. Vor⸗ 
läufig ſtehen aber auf der Tagesordnung die zwei 
Anträge über die Vergebung öffentlicher. Arbeiten und 
über die Wohnungsfürſorge. Nun, ich habe nichts da⸗ 
gegen, daß man die Regierung auffordert, in bezug 
auf die Vergebung öffentlicher Arbeiten recht raſch zu 
ſein, aber jeder, der daſür ſtimmt, iſt in ſeinem Ge⸗ 
wiſſen auch verpflichtet, für die Ausgaben zu ſtimmen. 
(Zustimmung.) 


Ich möchte mir erlauben, zu dem erſten Berichte 
eine Reſolution zu beantragen. Es ſtehen ja öffent⸗ 
liche Arbeiten in ſehr ausgedehntem Maße vor der 
Tür. Die Regierung hat ſchon einmal eine Vorlage 
darüber eingebracht, fie ift aber wegen vorzeitigem 
Schluß der Seſſion nicht erledigt worden und jetzt 
fol die neue Auflage eine ganz bedeutende Ver- 
mehrung aufweiſen. Es iſt das die Lokalbahnvorlage. 
Gewiß find Lokalbahnen in erſter Hinfiht dem Ver⸗ 
kehrsbedürfniſſe gewidmet, allein niemand beſtreitet 
es, daß die Ausführung eines ſolchen Geſetzes Arbeits⸗ 
gelegenheit in Hülle und Fülle ſchaffen würde. Man 
verlangt ja auch ſonſt Förderung von Bahnbauten uſw. 
und ich meine, es iſt gerade die Behandlung dieſes 
gegenwärtig in Verhandlung ſtehenden Berichtes die 
richtige Gelegenheit, die Regierung auch zu mahnen, 
daß ſie endlich einmal dieſe Lokalbahnvorlage dem 
Hauſe unterbreite. 


Wir in Tirol bedürfen derſelben ſehr dringend. 
Ein Teil der Vinſchgaubahn (Landeck — Pfunds), 
zwei Bahnen im Puſtertal und die Judicarien⸗ 
bahn find darin enthalten und die Bevölkerung 
dieſer Täler wird von Tag zu Tag ungeduldiger, 
weil die Vorlage ſo lange ausbleibt und die Leute 
ſich daher in ihren Hoffnungen getäuſcht glauben. Ich 
erlaube mir daher folgende Reſolution zu dieſem Ge⸗ 
genſtande zu beantragen (liest): 


„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
die Lokalbahnvorlage, welche zum Geſetze er- 
hoben, von der Befriedigung der Verkehrs- 
bedürfniſſe abgeſehen, in hohem Maße ge- 
eignet iſt, Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen, dem 
Abgeordnetenhauſe unverzüglich zur ver⸗ 
faſſungsmäßigen Behandlung vorzulegen.“ 


Nun geſtatten Sie mir, ſehr geehrte Herren, zu 
der Frage über die Vergebung öffentlicher Arbeiten 
noch ein paar Bemerkungen, zunächſt eine zum 
Berichte; ich kann mich nicht entſinnen, nachdem es ſchon 
ſo lange her iſt, ob beim Beginne der Debatte im Juli 
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darauf aufmerkſam gemacht wurde. In dem Berichte 
heißt es nämlich (Liest): 


„Durch eine einſeitige Berückſichtigung der 
agrariſchen Wünſche in den meiſten handelspolitiſchen 
Fragen trifft die Regierung auf das empfindlichſte die 
Induſtrie, die auf die Ausfuhr ihrer Erzeugniſſe ange⸗ 
wieſen iſt.“ 5 

Dieſer Satz hat bei vielen Mitgliedern des 
Teuerungsausſchuſſes berechtigtes Befremden erzeugt. 
Wenn dieſer Bericht im Ausſchuſſe zur Verleſung 
gekommen wäre, ſo würde jedenfalls, wie ich glaube, 
die Mehrheit der Mitglieder gegen dieſen Satz pro⸗ 
teſtiert haben. Wenn der Berichterſtatter ſeine perſön⸗ 
liche Meinung hat, daß die agrariſchen Wünſche in 
handelspolitiſcher Hinſicht übermäßig berückſichtigt 
werden, ſo iſt das ſeine Sache. Darüber ſtreiten wir ja 
nicht. Andere haben eine andere Meinung. Aber ſo 
etwas ſoll nicht zur Auffaſſung des Ausſchuſſes ge- 
ſtempelt werden. (Zustimmung,) Das iſt nicht in 
Ordnung. Ich glaube, es hätte dem Berichterſtatter, 
wenn er auch der ſozialdemokratiſchen Partei angehört, 
gar nichts geſchadet, wenn er als Berichterſtatter dieſen 
Satz unterdrückt hätte, weil er und ſeine Partei ja 
ſonſt noch in Hülle und Fülle Gelegenheit haben, ihrer 
diesbezüglichen Überzeugung Ausdruck zu geben. 


Was die Sache ſelbſt anbelaugt, ſo beweiſt der 
Ruf des Parlaments nach öffentlichen Arbeiten, wie⸗ 
weit wir eigentlich gekommen ſind. Ich habe in dieſem 
hohen Hauſe ſchon einmal darauf aufmerkſam gemacht, 
wie verkehrt bei uns alles iſt. 


In den großen Städten herrſcht eine ſolche Ar⸗ 
beitsloſigkeit, daß man die Schaffung einer Arbeits⸗ 
gelegenheit verlangt und ſobald Sie auf das Land 
hinausgehen, finden Sie den ſchrecklichſten Arbeiter⸗ 
mangel. (Zustimmung.) Bei uns iſt Arbeit in Hülle 
und Fülle. Der Dienſtbotenmangel iſt natürlich auch 
ein Grund, warum die landwirtſchaftliche Produktion 
ſo zurückbleibt und nicht mehr das alles leiſtet, was 
man von ihr erwarten ſollte. In vielen Dörfern, wo 
früher bei uns Knechte genug waren, iſt der letzte 
Knecht verſchwunden, die Familie allein. hat die ganze 
Arbeit und auch ihr wird teils durch den Militärdienſt, 
teils durch die Flucht vom Lande ſo manches Glied 
entzogen. Auf der einen Seite ertönt der Ruf: den 
Arbeitsloſen Arbeit geben! Die Arbeitsloſen ver⸗ 
ſichern! Und auf der andern Seite leiden ausgedehnte 
Gebiete unter dem ſchrecklichſten Arbeitermangel, und 
zwar dort, wo die Arbeit ſo dringend notwendig 
wäre, wo es ſich darum handelt, die geſamte Be⸗ 
völkerung mit Nahrung zu verſorgen. Das iſt das 
Zeichen eines ſehr ungeſunden, eines ſehr verkehrten 
Zuſtandes, das ift der Beweis einer ſozialen Krank⸗ 
heit, die ſo tief wurzelt, daß durch Palliativmittel in 
gar keiner Weiſe abgeholfen werden kann. Ich mache 
darauf aufmerkſam, daß gerade alle jene, die ſich als 
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Vertreter der Induſtriearbeiter fühlen, im Intereſſe 
ihrer Wähle: allen Grund hätten, mitzuwirken, daß 
dieſe Zuſtände in der ländlichen Bevölkerung 
gebeſſert werden, und zwar aus zwei Gründen: 
Erſtens damit dieſe Bevölkerung in die Lage komme, 
ihren ſozialen und ſtaatlichen Beruf, iusbeſondere 
auch den der Volksernährung gauz zu erfüllen, 
aber dann auch aus einem ganz anderen Grunde. Es 
iſt ja den Arbeitern. ſelbſt am allerwenigſten damit 
gedient, daß in übermäßiger Weiſe die Leute vom 
Lande in die Stadt hereinſtrömen, ſie erhöhen ja die 
lohndrückende Konkurrenz und tragen durch die Folge 
der geſteigerten Arbeitslofigkeit zur weiteren Belaſtung 
der Arbeiter bei. Denn die Sorge für die Arbeitsloſen 
bringt ja bei der heutigen gewerkſchaftlicheu und ſon⸗ 
ſtigen Vereinsorganiſation eine nicht geringe Be⸗ 
laſtung der Arbeiter. und eine Reduzierung der Löhne 
mit ſich. Ein vernünftiger Ausgleich, eine gleichmäßige 
Beſorgung ſämtlicher Intereſſen und eine weitgehende 
Fürſorge für die agrariſchen Jutereſſen iſt alſo im 
ureigenſten Intereſſe der Arbeiter ſelbſt. (Zustim- 
mung.) Man würde ſich viele Sorgen, viele Ausgaben, 
vielleicht die ganze Arbeitsloſenverſicherung erſparen, 
wenn wir hier vernünftige Zuſtände hätten und nicht 
alles durch eine ganz verkehrte Wirtſchaſtspolitik auf 
den Kopf geſtellt worden wäre. (Sehr gut!) 

Nun gehe ich zu dem Geſetze, betreffend die 
Wohuungsfürſorge, über. Ich kann hier wohl auch 
für die übrigen Vertreter landwirtſchaftlicher Kreiſe 
ſagen, daß wir dagegen gar nichts einzuwenden haben. 
Es iſt uns ganz recht, wenn mit Hilfe des Staates 
für die Wolmungsfürſorge etwas, weun viel dafür 
geſchieht. Will man aber einen raſchen, praktiſchen 
Erfolg, dann iſt es, glaube ich, am beſten, wenn wir 
dabei das volle Einvernehmen und Einverſtändnis mit 
der Regierung herſtellen, weil man ſonſt uur zu ſchönen 
Beſchlüſſen kommt, die dann im Herrenhauſe über den 
Haufen geworfen werden und wahrſcheinlich ſo lange 
ins Abgeordnetenhaus wieder zurückwandern, bis das⸗ 
ſelbe endlich nachgegeben hat. Damit wäre die Sache 
nur verzögert. Ich meine, dieſer praktiſche Geſichts⸗ 
punkt drängt dazu, daß man das Geſetz fo annimmt, 
wie es mit der Regierung vereinbart werden kann. Es 
haben ja geſtern bereits Verhandlungen diesbezüglich 
ſtattgefunden, die hoffentlich zu einem endgültigen 
Reſultate führen. 

Ich muß mir bei dieſer Gelegenheit erlauben, 
auf etwas aufmerkſam zu machen, was auch in das 
Kapitel Wohnungsfürſorge gehört und ſpeziell bei uns 
in Tirol auf dem Lande von der größten Bedeutung 
iſt. Ich glaube, daß im heutigen Zeitalter des Fremden 
verkehrs die Verhältniſſe in Tirol auf dem Lande 
wohl den meiſten Herren Mitgliedern des Abgeord⸗ 
netenhauſes bekannt ſind, es kommt ja in den Ferien 
eine große Zahl derſelben zu uns, um die Berge zu 
beſteigen und ſie gehen auch in die tiefſten Täler 
hinein. Ich habe einmal in einer Höhe von 3000 Meter 
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mit einem mir ſonſt ganz entgegengeſetzt denkenden 


Wenn, meine Herren, das Kulturniveau in 


Herrn, es war ein Herr Genoſſe, in vollem Frieden in anderen Kronländern ein anderes iſt, wenn man ſich 


einer Kammer übernachtet (Heiterkeit), und zwar in 
der Leipziger Hütte unter dem Schwarzenſtein. Man 
ſieht alſo, die Herren gehen nach Tirol und ſie machen 
die Augen gewiß nicht bloß auf den Bergſpitzen, 
ſondern auch in den Tälern auf. 


Was ich meine, ſind unſere Wohnungsverhält⸗ 
niſſe in Tirol. Inſoweit es ſich um die Wohnungen 
ſelbſt, um die Bauernhäuſer handelt, kann man ſpeziell 
in Deutſch⸗Tirol ganz gewiß nicht klagen, denn wir 
haben verhältnismäßig geräumige Bauernhänſer. 
Worüber man aber in Tirol ſchwere Klage hört, das 
iſt die einheitliche Hausklaſſenſteuer, welche in Tirol 
gar nichts anderes iſt als eine Beſteuerung der Kultur, 
der Sittlichkeit und der Geſundheit auf dem Lande. 
(Sehr richtig!) Ich glaube, da ſollte baldige und 
gründliche Remedur geſchaffen werden. Es war gewiß 
nur ein guter Geiſt, der die Tiroler Bauern bewogen 
hat, ſich Wohnungen zu banen, die den Anſprüchen 
der Kultur und der Sittlichkeit gerecht werden. Bei 
uns ſind die Geſchlechter und die Alter getrennt, bei 
uns braucht man nicht zu klagen, daß wegen des 
Zuſammenwohnens die Sittlichkeit irgendwie gefährdet 
würde. Daß ſo etwas aber auch im Intereſſe der 
Geſundheit liegt, gibt jedermann zu, ebenſo, daß die 
Entwicklung der Kultur dahin gehen ſoll, das Wohnungs⸗ 
weſen zu fördern, moderne Einrichtungen zu ſchaffen 
und die Wohnräume zu mehren. Aber durch unſere 
Hausklaſſenſteuer wird dieſer Kultur-, dieſer Sittlich⸗ 
keitsfortſchritt ſchwer belaſtet. Die Bauern müſſen 
Grundſteuer genug zahlen und wenn ſie nun für ihre 
Häuſer, die wegen ihrer Geräumigkeit ihnen ganz 
bedeutende Laſten in bezug auf Einhaltung auflegen, 
noch ſchwere Steuern zahlen müſſen, fo iſt dies ganz 
gewiß kein begrüßenswerter Kulturzuſtand. Das muß 
geändert werden. Wir Tirgler waren darum auch mit 
jener Vorlage nicht zufrieden, die der Vorgänger des 
Herrn Finanzminiſters Bilinski, Dr. Korytowski, 
uns überreicht hat. Das war etwas, aber es iſt uns 
vorgekommen, wie eine Prämie auf den Kulturrück⸗ 
ſchritt. 


Wenn man einfach ſagt: Wohnungen wit cin, 
zwei Beſtandteilen ſind von der Steuer frei, ſo iſt das 
eine Einladung, ſich ſolche Wohnungen zu bauen. Ich 
habe dem Finanzminiſterium einmal einen recht 
typiſchen Fall aus der Gemeinde St. Veit in 
Defereggen vorgelegt. Ein Bauer in der Höhe von 
zirka 1600 Meter hat ſich nach einem Brande ein 
Haus aufgebaut, wodurch er dann ſo tief in die 
Beſteuerung hineingekommen iſt, daß ihm nichts 
anderes übrig blieb, als nach dem Rate der Behörde 
ſelber einige Wohnräume einzureißen und unbewohnbar 
zu machen, um dann eine Neuklaſſifizierung zu 
erreichen und in eine erträglichere N ein⸗ 
gereiht zu werden. 


dort mit einem Wohnbeſtandteil begnügt, ſo ſoll man 
doch nicht die Tiroler dafür ſtrafen, daß ſie mit einem 
bedeutenden Aufwand an Geld und Zeit zu beſſeren 
Wohnungen kommen wollen. Übrigens ſind die Tiroler 
Bauern ſeinerzeit durch das Privileg der Steuer⸗ 
freiheit, das fie unter der Kaiſerin Maria Thereſia 
bekommen haben, angeregt worden, ſich ordentliche 
Wohnungen zu bauen, und jetzt müſſen ſie nachträglich 
für das büßen, was ſie auf Grund dieſes Privilegs 
geleiſtet haben. Ich richte darum au die hohe Regie⸗ 
rung die dringende Bitte, dieſe Verhällniſſe zu berück⸗ 
ſichtigen und wenn es, hoffentlich recht bald, zu einer 
Reform der Hausklaſſenſteuer kommen ſollte, die Vor⸗ 
lage danach einzurichten, daß endlich dieſe Be⸗ 
ſteuerung von Geſundheit, Sittlichkeit und Kultur ihr 
Ende findet. ( Zustimmung.) 


Und nun gehe ich zu der nun einmal unvermeid- 
lichen Fleiſchfrage über. Wir haben dieſe Frage heute 
im Teuerungsausſchuſſe erledigt, ſie wird ſofort auf 
die Tagesordnung kommen und dann — ich glaube am 
Dienstag — wird das Abgeordnetenhaus Gelegenheit 
finden, in offiziellſter Weiſe dazu Stellung zu nehmen. 
Damit ich aber dort niemanden mehr aufhalte, muß 
ich mir erlauben, heute ſchon einige Bemerkungen dazu 
zu machen, nachdem ja alle Redner die Sache bereits 
in ihre Ausführungen einbezogen haben. 


Es iſt uns ganz gewiß nicht leicht, in dieſer 
Frage den Standpunkt einzunehmen, daß wir fagen: 
Wir ſtimmen der Einfuhr argentiniſchen Fleiſches zu. 
Allein wir betrachten die Sache folgendermaßen: Der 
Bauernſtand hat die Aufgabe, die Ernährung der Be⸗ 
völkerung zu beſorgen. Wenn er es nicht kann, wenn 
die Lage vorübergehend eine ſolche iſt, daß dieſe 
Aufgabe von ihm nicht in ihrer Gänze erfüllt 
werden kann, fo bleibt eben nichts anderes übrig, 
als daß man in dieſem Ausnahmszuſtand — 
denn es iſt ein ſolcher — jene Mittel anwendet, 
die geeignet ſind, das Bedürfnis zu befriedigen. Es 
wird anerkannt, daß heute Fleiſchnot herrſcht und die 
Nahrungsnot iſt eben ein ſo dringender Faktor, iſt 
etwas ſo Beachtenswertes, daß man in einem ſolchen 
Falle vor Ausnahmsmaßregeln nicht zurückſchrecken 
darf. Aus dieſem Grunde haben die Abgeordneten 
Dr. Drexel und ich im Namen anderer Klubgenoſſen 
im Tenerungsausſchuſſe einen Antrag eingebracht, 
wonach der Einfuhr von argentiniſchem Fleiſche die 
Zuſtimmung erteilt werden ſoll. Wir haben aber ge⸗ 
glaubt, daß dieſe Einfuhr befriſtet ſein ſoll. Auch die 
Regierung ſelber hat ſich durch die Erklärung Seiner 
Exzellenz des Herrn Handelsminiſters auf einen Stand⸗ 
punkt geſtellt, den wir voll und ganz annehmen 
können. Dieſe Erklärung wurde ſowohl'im Ausſchuſſe 
als auch hier im offenen Hauſe abgegeben. Auch die 
Regierung hält daran feſt, daß die einheimiſche land⸗ 
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wirtſchaftliche Produktion die Aufgabe habe, den ein⸗ 
heimiſchen Konſum zu befriedigen und daß es darum 
eine der allererſten Pflichten der Regierung ſei, darauf 
hinzuwirken, daß die Landwirtichaftliche Bevölkerung 
in die Lage komme, dieſer ihrer Aufgabe voll und 


ganz gerecht zu werden. Daß aber jetzt, wo das nicht 


der Fall iſt, dieſe Maßregel der Fleiſcheinfuhr eben 
eine Ausnahmsmaßnahme ſein ſoll für ſo lange, bis die 


Landwirtſchaft in die Lage kommt, den Bedarf zu 


decken. Sehr geehrte Herren! In Übereinſtimmung 
mit dieſem Standpunkt haben wir beantragt, daß dieſe 
Maßregel nur bis zum 31. Dezember 1911 dauern 
ſoll. Wir ſagten uns, die Beſtimmung, die Einfuhr 
ſoll erlaubt ſein, ſolange die Fleiſchnot andauert, iſt 
viel zu unbeſtimmt und kann zu ganz willkürlicher 
Auslegung und zu widerſprechenden Auffaſſungen 
Anlaß geben. 

Wenn in einem Jahre, was viele für wahrſchein⸗ 
lich erklären, die Landwirtſchaft nicht in die Lage 
kommt, die Konſumbedürfniſſe zu befriedigen, dann 
wird das Haus gewiß die Verlängerung der Friſt 
beſchließen. Es hat uns aber — und ich muß hier 
wiederholen, was ich heute im Ausſchuſſe geſagt 
habe — ſehr befremdet, daß, bevor dieſe Maßregel 
erlaſſen wurde, die berufenſte Vertrelung landwirt- 
ſchaftlicher Intereſſen, nämlich der Landwirtſchaftsrat, 
nicht befragt worden iſt. Denn er wäre gewiß an 
erſter Stelle berufen zu erklären und auszuſprechen, 
wie es in der Hinſicht mit der Leiſtungsfähigkeit der 
Landwirtſchaſt ſteht und was die Landwirtſchaft ver⸗ 
tragen kann. 


Ich habe darum auch das Erſnuchen geſtellt, 
daß ein anderes Mal die Einberufung des Land⸗ 
wirtſchaftsrates nicht unterbleibe. 

Ich möchte auch zu einer anderen Frage Stellung 
nehmen, nämlich zur Frage der Zollfreiheit. Die 
Sozialdemokraten verlangen nämlich außer der unbe⸗ 
grenzten Dauer auch die Beſeitigung oder doch Herab⸗ 
ſetzung des Fleiſchzolles. 

Nun hat ſich ſchon heute der Herr Handelsminiſter 
diesbezüglich geäußert und er hat geſagt, daß das 
gegenwärtig nicht gehe. Ich habe auch im Teuerungs⸗ 
ausſchuſſe aufmerkſam gemacht, wie bedenklich die Auf⸗ 
rollung der Zollfrage iſt. Unſer Zolltarif iſt ein 
Syſtem. Es geht da nicht an, irgendeinen Poſten 
herauszureißen 1 einer und zu ungunſten einer 
anderen Berufsklaſſe. Denn das könute auf allen Ge⸗ 
bieten Nachahmung finden und wir würden dadurch 
gewiß zu gar nichts kommen, als höchſtens zur klaren 
Einſicht, daß man an der Sache gar nicht hätte rütteln 
ſollen. 

Es hat das übrigens auch Herr Abgeordneter 
Glöckel geſtern anerkannt. Er hat ſelber geſagt (liest): 
„Es iſt momentan ſchwer, dieſe Forderung durchzu⸗ 
ſetzen, weil man uns ſagen wird, daß wir durch 
Verträge gebunden ſind.“ Dann heißt es weiter 
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(liest): „Abgeordneter Beer: 1917 gibt es das nicht 
mehr.“ 

Meine Herren, wenn ſich herausſtellt, daß unſere 
Zollgeſetzgebung ſchiefe Bahnen gewandelt iſt, dann iſt 
bis zum Jahre 1917 Zeit, ſich ordentlich vorzu⸗ 
bereiten; aber auch da wird man nicht an eine ein⸗ 
ſeitige Anderung des Tariſes ſchreiten können, ſondern 
es muß eben der ganze Komplex der landwirtſchaft⸗ 
lichen, induſtriellen und gewerblichen Zölle zugleich 
ins Ange gefaßt werden und man muß eben auf der 
ganzen Linie gleichmäßig ändern. (Sehr richtig!) 


Im vorliegenden Falle aber iſt der Zoll ein 
Schutz der einheimiſchen Produktion und wir weiſen 
energiſch jeden Verſuch zurück, der darauf hinausgeht, 
einer inländiſchen Produktion den Ertrag unter die 
Produktionskuſten herabzudrücken. (Schr richtig!) 
Das läßt ſich kein Arbeiter gefallen, auch die land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiter und die ſelbſtändigen Arbeiter 
unter ihnen, die Bauern, dürfen ſich das auch nicht 
gefallen laſſen. Und gerade ſie ſind es, die ſeit De⸗ 
zennien und Dezennien tatſächlich unter ihren Pro⸗ 
duktionskoſten arbeiten, fie ſetzen einfach zu: (Sehr 
richtig!) Würden die Bauern einmal mit dem Stifte 
ordentlich rechnen, würden ſie die wirklichen Ausgaben 
und Einnahmen zuſammenſtellen und vergleichen, die 
Landflucht, hohes Hans, würde noch viel größer 
werden. Ich glaube, man ſoll die Landwirte nicht vor 
dieſe Frage ſtellen, ſondern ſoll eben einen ſolchen 
Zuſtand ſchaffen, der dieſem wichtigen Zweige der 
Bevölkerung eine ſolche Exiſtenz ſichert, daß man dann 
fagen kann, auch dieſer Berufszweig rentiert ſich. 


Wir haben, meine Herren, indem wir die Einfuhr 
argeutiniſchen Fleiſches als eine Ausnahmsmaßregel 
betrachteten, die Gelegenheit wahrgenommen, neuer⸗ 
dings zu betonen, daß es Aufgabe und Pflicht der 
Regierung iſt, alles vorzukehren, was die Hebung der 
landwirtſchaftlichen Produktion mit ſich bringt. 
Glauben ſie nicht, geehrte Herren, daß in der Hinſicht 
nicht mehr viel geleiſtet werden kann. Die Produktion 
geht leider nachweisbar in vielen Gebieten zurück; 
fie geht zurück wegen des Mangels an Arbeitern und 
wegen der bald unerträglich gewordenen Belaſtung. 
Bei uns im Tiroler Hochgebirge, das doch gerade für 
die Viehzucht von ausſchlaggebender Bedentung iſt, 
da ſind die hohen Gehöfte in vielen Tälern ſchon 
geleert. Nun iſt dies erftens ein Kulturrückſchritt; 


wenn Acker in Wieſe und Wieſe in Weide verwandelt 


wird, ſo wird das anderswo als Kulturrückſchritt 
betrachtet. (So ist cs!) Es iſt dies auch ein Rückgang 
der Bevölkerung, und zwar einer Bevölkerung, die 
wegen ihrer Zähigkeit, wegen ihrer Widerſtandskraft 
und ihrer Liebe zur Scholle für die Geſellſchaft und 
den Staat von ganz beſonderem Werte iſt. Daß eine 
ſolche Bevölkerungsſchicht zurückgedrängt wird, das 
iſt ein ſehr bebauernswerter Schaden. Aber andrer⸗ 
ſeits gibt es noch ſehr ausgedehnte Weidegebiete, 
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die viel beſſer ausgenutzt werden könnten und 
die ungeheure Erträge liefern würden. Der Herr 
Abgeordnete Niedriſt nickt mit dem Kopfe und 
beſtätigt es aus feiner perſönlichen Erfahrung, 
denn er iſt ja ſelbſt ein Bauer, er iſt ein 
hervorragender Züchter. Gerade in einer Gemeinde 
ſeines Wahlbezirkes (es iſt die Gemeinde Branden⸗ 
berg) haben mir vor ein paar Wochen die Leute 
geſagt, daß ſeit Menſchengedenken der Viehſtand um 
tauſend Stück Rinder, das iſt um volle 50 Prozent 
des früheren Standes, zurückgegangen iſt. Das iſt aber 
bei uns in dieſen hohen Gegenden faſt durchwegs der 
Fall; das liegt aber nicht etwa an einem Rückgang 
des Klimas, ſondern das liegt an einer ganzen Reihe 
von Verhältniſſen, auf welche die Regierung viel zu 
ſpät das Augenmerk gelenkt hat. Als ſie dann anfing, 
für die agrariſchen Intereſſen mehr zu ſorgen, hat es 
gleich geheißen: „Einſeitige Förderung agrariſcher 
Intereſſen!“ Man hätte ſagen ſollen: Zu ſpäte, zu 
langſame Förderung der agrariſchen Intereſſen — 
nicht einſeitige Förderung. (Leblafte Zustimmung.) 

Ich wiederhole noch einmal, es handelt ſich hier 
nicht darum, einem beſtimmten Stande, einem be⸗ 

ſtimniten Berufe Wohltaten zu erweiſen, ſondern es 
handelt ſich hier um Maßnahmen, die im Intereſſe 
der geſamten Bevölkerung und des geſamten Staates 
find. ( Zustimmung.) 

Dem Hauſe liegt unter anderem der Bericht des 
Herrn Abgeordneten Povse über eine Reihe von An⸗ 
trägen vor, die alle darauf hinausgehen, die Grund⸗ 
lagen für eine gute Viehzucht, für eine fortſchreitende 
Viehproduktion zu ſchaffen. Die darin vorgeſchlagenen 
Maßnahmen in Angriff nehmen, das wäre etwas, was 
gegen die Teuerung gerichtet wäre. Es wäre das 
zwar unmittelbar für die Landwirtſchaft, aber ohne 
derartige Schritte ſind alle Rufe nach Hebung der 
landwirtſchaftlichen Produktion umſonſt; hier braucht 
man wirklich einmal Beſchlüſſe und deren Aus⸗ 

. führung. 

Der Herr Abgeordnete Siegele hat einen An⸗ 
trag überreicht, in welchem er die Aufmerkſamkeit auf 
die Bedeutung der Samenzucht gelenkt hat, und ich 
glaube, es hat alle, die dieſen Antrag geleſen haben, 
überraſcht, was da erreicht werden könnte. Er hat 
dabei mit Benutzung des Budgetberichtes die Verhält⸗ 
niſſe in Deutſchland und in Oſterreich verglichen. Nun 
wird das cewiß niemand ſagen, daß der Boden in 
Deutſchland im großen und ganzen viel beſſer ſei als 
der in Osterreich. Was den Boden und was das Klima 
anbelangt, haben wir in Oſterreich fo günftige 
Verhältniſſe, daß wir mit Deutſchland wohl kon⸗ 
kurrieren können. Aber wie ſind die Ernten in Deutſch⸗ 
land? Herr Kollege Siegele hat Sie beiderſeitigen 
Ernten vom Jahre 1907 und 1908 zuſammengeſtellt 
und da ergibt ſich, daß die Ernte von Weizen pro 
Hektar in Deutſchland 19˙5 und 20, in Oſterreich 
12°1 und 14˙1 Meterzentner betrug; von Roggen in 


Deutſchland 16˙4 und 17˙5 Meterzentner, in Sſter⸗ 
reich 11˙8 und 13˙8 Meterzentner; Gerſte in Dentſch⸗ 
land 20 und 18˙6 Meterzentner, in Oſterreich 147 
und 13˙6 Meterzentner; Hafer in Deutſchland 20˙9 
und 17˙8 Meterzentner, in Oſterreich 12˙8 und 11˙5 
Meterzentner; Kartoffel in Deutſchland 135 und 140 
Meterzentner, in Oſterreich 116˙5 und 103˙6 Meter⸗ 
zentner, alſo durchgängig ein Rückſtand von 30 und 
mehr Prozent. Wenn eine derartige Ausnutzung des 
Bodens in Deutſchland möglich iſt, warum ſoll fie in 
Oſterreich nicht möglich ſein? 


Der Herr Abgeordnete Siegele iſt im Samen- 
verſuchsweſen ſelbſt Fachmann und hat eine Menge 
Beweiſe geliefert, daß durch eine gute Auswahl von 
Samen die Erträge überaus geſteigert werden können. 
In dieſem Punkte iſt man eben in Deutſchland be⸗ 
deutend voraus. Herr Siegele hat dann weiter be⸗ 
rechnet, daß, wenn wir ähnliche Erträgniſſe hätten 
wie in Deutſchland, dies im Jahre eine Mehreinnahme 
von 721 Millionen ergeben würde. (Hört!) Dabei 
hat er darauf hingewieſen, welche Fortſchritte die Vieh⸗ 
produktion in anderen Staaten gemacht hat und wie 
ſie in Oſterreich zurückgeblieben iſt. Ich habe heute im 
Teuerungsausſchuſſe darauf aufmerkſam gemacht — 
ich habe nur die Stelle nicht gleich zur Hand gehabl — 
und da hat man bezweifelt, daß anderswo ſolche 
Fortſchritte möglich ſind, die mit der Bevölkerungs⸗ 
zun ahme gleichen Schritt halten. In den Jahren 1890 
bis 1900 iſt der Viehſtand in der Schweiz um 
72 Prozent, in Schweden um 42 Prozent, in Deutſch⸗ 
land um 22 Prozent, in Ungarn um 20½ Prozent, 
in Bosnien ſeit der Okkupation um 130 Prozent, in 
der Hercegovina um 200 Prozent, in Oſterreich nur 
um 10 Prozent geſtiegen. Wir haben alſo bei uns ein 
ſehr langſames Fortſchreiten, ein Fortſchreiten, das 
durchaus nicht in der Unfähigkeit oder zu geringen 
Ausdehnung des Bodens gelegen iſt; es handelt ſich 
ja um ein prozentuelles Fortſchreiten, und das iſt fo 
gering. Bei uns befindet ſich die Landwirtſchaft in 
einem gewiſſen Rückſtande und es muß daranf hin- 
gearbeitet werden, daß ſie in die Lage komme, viel 
mehr Vieh zu produzieren. Es iſt das möglich. Tirol 
zum Beiſpiel könnte ungezählte Tauſende mehr pro- 
duzieren, wenn wir andere Verhältniſſe hätten und 
der Landwirt nicht unter den verſchiedenen Laſten der⸗ 
art leiden würde. s 


Sehr geehrte Herren! Wir müſſen dazu kommen, 
uus in der Ernährung des Volkes vom Auslande un- 
abhängig zu machen. Der erweiſt dem Volke und dem 
Staate einen ſehr ſchlechten Dienſt, der das Aller⸗ 
wichtigſte, was das Notwendigſte zum Beſtande und 
zur Kraft des Staates iſt, die Ernährung der eigenen 
Bevölkerung, von ganz. fernen Kreiſen abhängig machen 
will und dadurch erſt noch jenen Faktor im Staate 
ruiniert, der berufen iſt, dieſe Arbeit zu leiſten. 


(Beifall.) 
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Es heißt in der Begründung des Antrages 
Siegele weiter, daß der Kleinviehſtand ſogar be⸗ 
deutend zurückgegangen iſt. Wir mußten in dem Ver⸗ 


trage mit den Balkanſtaaten dem Kleinvieh in be N 


deutendem Maße Eingang gewähren. Ich weiß vo 
Tirol, daß Tauſende von Schafen früher immer auf 
unſerem Hochgebirge geweidet haben. Es hat Ge⸗ 
meinden gegeben, wo Hunderte von Schafen waren. 
Was haben dieſe denn verſchuldet? Sie waren über 
den Sommer auf unzugänglichen Bergen, es iſt ihnen 
ſogar kein Hirt mehr nachgegangen, ſie haben zu 
Hunderten, mitunter in einer Anzahl von über 1000 
auf einer Alpe geweidet. Heute kommt das faſt 
nirgends mehr vor. Es iſt mir eine Gemeinde genannt 
worden, wo früher 500 Schafe waren, während jetzt 
nur mehr 20 Schafe dort ſind. Manche Schaf⸗ 
märkte haben ganz aufgehört, fie find ansgeſtorben. 
(Zustimmung.) 

Meine Herren! Ich glaube, daß ein ſolcher 
Produktionszweig, der eruſtlich geeignet iſt, als 
Betriebsgattung beſonders den kleinen Leuten 
zu dienen, nicht in einer ſolchen Weiſe ver⸗ 
nachläſſigt und zurückgedrängt werden ſollte, wie es 
bei uns in Oſterreich tatſächlich der Fall iſt. Und 
wenn man glaubt, die Balkanſchafe überhaupt herein⸗ 
laſſen zu müſſen, ſo verweiſe ich darauf, daß zum Bei⸗ 
ſpiel unſere Tiroler Schafe in Frankteich, in Paris 
ſehr geſucht werden. Ich weiß es, man verlangt ſie 
und man kann die Nachfrage nicht befriedigen. Auch 
auf dieſem Gebiete ließe ſich ſehr viel tun. Wir müſſen 
darum mit der Phraſe, daß die einheimische Yand- 
wirtſchaft nicht in der Lage, daß ſie nicht imſtande 
ſei, den Konſumbedarf zu befriedigen, aufräumen. Das 
ift nicht wahr! Darum dürfen wir aber auch nicht 
ſolche Maßnahmen zugeben, die geeignet ſind, die 
Produktion im eigenen Lande erſt noch mehr zu rui⸗ 
nieren als es ehedem ſchon geſchehen iſt. Sie werden 
mir doch, meine Herren, nicht ſagen, daß ich mit 
dieſen meinen Worten irgendeinen extremen Stand⸗ 
punkt einnehme. Ich habe noch mit keinem Worte 
eigentlich den Standpunkt meiner Wähler vertreten. 
Ich habe geſagt, das müſſen wir verlangen, das 
ſollen alle verlangen, im Intereſſe der geſamten 
Bevölkerung. Diejenigen wollen Konſumentenpolitik 
betreiben, welche die Konſumbefriedigung auf cine 
geſicherte und feſte Grundlage ſtellen wollen und das 
iſt die einheimiſche Produktion. Man glaube ja nicht, 
daß man durch irgendeine Maßnahme — ſelbſt durch 
die Einfuhr argentiniſchen Fleiſches wird es nicht 
geſchehen — wer weiß was für Wunder wirken werde. 
Ganz gewiß nicht! Dafür werden ſchon andere ſorgen. 
Aber gut, man ſoll es probieren. Wir haben nichts 
mehr in den Weg gelegt; nur auf der Befriſtung 
müſſen wir abſolut beſtehen. (Befall.) Wir erwarten 
von der k. k. Regierung, daß ſie in bezug auf die 
Details der Ausführung vorſorgt, daß jenes Pro- 
gramm nicht umgeſtürzt wird, das der Herr Handels⸗ 
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miniſter heute ſelbſt zu unſerer Befriedigung uns ver⸗ 
kündet hat. 

Ich muß zum Schluſſe noch auf einen Gedanken 
zurückkommen, den ich früher ausgeſprochen habe: es 
darf nämlich die Mitwirkung der berufenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Korporationen nicht ausgeſchaltet werden. 
Das hätte nicht nur in bezug auf die Einfuhr von 
Fleiſch aus Argentinien, ſondern auch in anderen 
Belangen zu gelten. Ich muß mich da zum Beiſpiel 
darüber beklagen, daß, als die Regierung darangiug, 
die Viehverwertungsſtelle in die Praxis überzuführen, 
ſie in Tirol wohl Maßnahmen eingeleitet, es aber nicht 
der Mühe wert gefunden hat, mit dem Landeskulturrate 
— wenigſtens mit der erſten Sektion iſtes nicht geſchehen 
— irgendwie in Verkehr zu treten. Es muß doch eine 
offizielle Landeskorporation eigentümlich berühren, wenn 
ſie aus den Zeitungen entnimmt, daß ein Abgeſandter 
der Regierung da und dort war, um wegen der 
Durchführung dieſer Verwertungsſtelle Verhandlungen 
zu pflegen und Maßnahmen zu vereinbaren. Vielleicht 
iſt das übrigeus auch aus Verſehen geſchehen, aber 
ich glaubte, dieſe Gelegenheit nicht vorübergehen 
laſſen zu ſollen, ohne auf eine ſolche Ungehörigkeit 
aufmerkſam zu machen. Wenigſteus hätte der be⸗ 
treffende Vertreter, nachdem er ohnehin über Inns⸗ 
bruck fahren mußte, auch den Weg zum Landeskultur⸗ 
rat finden ſollen. 

Und nun noch einen Punkt, den der Herr 
Handelsminiſter berührt hat und auf den auch wir das 
größte Gewicht legen: Das iſt die Provenienz⸗ 
erklärung. ( Zustimmung.) Wir haber mit großer Be⸗ 
friedigung zur Kenntnis genommen, daß die Regierung 
bei der Einfuhr und dem Verſchleiß argentiniſchen 
Fleiſches auf der Provenienzerklärung beſteht. Wenn 
das Fleiſch ga: fo gut iſt, wie es uns heute im Teue⸗ 
rungsausſchuſſe geſchildert wurde, dann iſt die Pro⸗ 
venienzerklärung ganz gewiß kein Schaden. (Abge- 
ordneter Siliu ger: Dann ist es eine tcklame!) Dann 
iſt es, wie Herr Abgeordneter Silinger fagt, eine 
Reklame und es werden alle zuſtimmen. Sonſt aber 
ſoll, glaube ich, die Fleiſch konſnmierende Bevölkerung 
wiſſen, was fit: ein Fleiſch fie ißt. Wer argentiniſches 


Fleiſch haben wil, der fol es bekommen. Wenn man 


auch die Provenienz nicht in jedem einzelnen Falle 
nachweiſen kann, ſo iſt das, glaube ich, kein Grund, 
die Provenienzerklärung prinzipiell abzulehnen. Ich 
meine aber, ſie wird geradezu denjenigen dienen, die 
billiges Fleiſch haben wollen. Es wird niemandem ein⸗ 
fallen, das Primafleiſch zu billigem Preiſe zu geben; 
es wird, wenn das argentiniſche Fleiſch wirklich billig 
iſt, gerade die Provenienzerklärung ein Schntz für 
dieſe Billigkeit ſein, während es ſonſt wohl ſein 
könnte, daß die Bevölkerung argentiniſches Fleiſch als 
Fleiſch von Iſterreichiſchen. Maſtochſen bekommt. 
Wenn jemand eine gewiſſe Schen vor der Provenienz 
bekommt, ſo iſt das dann auch ſeine Sache, alſo es 
geſchieht gar niemandem unrecht; es iſt das zin 
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Schutze der Produktion, der Vermittlungsgewerbe, 
auch der Konſumenten. Wir haben alſo die bezügliche 
Erklärung des Herrn Handelsminiſters begrüßt 
und wir erwarten, daß durchaus danach auch vor⸗ 
gegangen wird. 

Und unn bin ich am Schluſſe. Ich ſpreche am 
Ende noch einmal den Grundſatz aus: Wir müſſen für 
jeden Zweig des Erwerbes daran feſthalten, daß die 
Produktionskoſten herausſchauen ſollen; bei einem 
Stande, der daraufzahlt, kann man überhaupt von 
einem ſtändigen Notſtand reden. Ein ſolcher Stand, 
der unter den Produktionskoſten arbeitet, hätte ſtändige 
Urſache zu klagen und für ſich Hilfsaktionen in 
Anſpruch zu nehmen. 

Ich glaube aber, es iſt Aufgabe des Staates, 
nicht ganze Stände zu ſubventionieren, ſondern durch 
geſetzliche Maßnahmen es dahinzubringen, daß ein 
ſolcher Stand, wie der eigentliche Nährſtand im Staat, 
auf eigenen Füßen ſtehen kann und neben der Er- 
ftillung feiner hohen ſozialen Aufgaben, wie es nicht 
anders möglich iſt, auch ſelber wohl beſteht, was 
ich ihm wünſche. (Lebliafter Beifall.) 


Vizepräſident Dr. Canci: Auf die von dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Schoepfer im Laufe feiner 
Rede geſtellte Reſolution wird bei der Spezialdebatte 
Rückſicht genommen werden. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Liebermann. 


Abgeordneter Dr. Liebermann: Meine Herren! 
Die Regierung hat zu Beginn der jetzigen Seſſion ſehr 
beſcheidene Wünſche an das Haus geſtellt: wir mögen 
das Budgetproviſorium, die Bankvorlage votieren und 
ſodann werden wir mit einem huldvollen Lächeln ent⸗ 
laſſen werden und die Regierung wird uns frohe 
Weihnachten wünſchen. Wir haben aber gar keinen 
Grund, dieſe Beſcheidenheit der Regierung zu quittieren, 
wir haben vielmehr die zwingende Pflicht, vor allem 
in diefem Haufe der Stimme hungernder Millionen 
Gehör und Geltung zu verſchaffen. 

Seit beinahe fünf Monaten war das Haus zum 
Schweigen verurteilt und durch dieſe ganze Zeit kochte 
es in den breiteſten Volksſchichten, wie in einem zuge⸗ 
ſtopften Vulkan und da wir endlich einmal zufammen- 
getreten ſind, ſchreit alles auf. 

Seit zwei Jahren ſehen wir auf der Minifter- 
bank eine Regierung, die uns tiefſte Geringſchätzung 
und Mißachtung entgegenbringt. Nun erwartet die 
Wählerſchaft von uns, daß wir daran ſchreiten, die 
Macht des Parlaments der Regierung gegenüber 
herzuſtellen, der Willkür der Hofminiſter die Autorität 
des Volkswillens entgegenzuſetzen. Das Volk erwartet 
von uns eine kräftige Sozial- und Ernährungspolitik. 
Die Regierung ſpricht immer von Staatsnotwendig⸗ 
keiten nud Herr v. Bienerth präfentiert uns zu Be⸗ 
ginn einer jeden Seſſion ſeinen Wunſchzettel. 
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Dieſen Vorgang hat er geſtern in der Obmänner⸗ 
konferenz wiederholt. Kaum daß wir die Delegationen 
losgekriegt haben, hat er uns dieſelben wieder auf den 
Buckel geworfen. Er hat uns eine Vorſeſſion der 
Delegationen in Ausſicht geſtellt, die im Dezember 
einberufen werden ſollen, dann kommt eine Nachſeſſion, 
eine Nachkur, es kommt der große Raubzug der 
Dreadnought3-Bolitifer, der große Raubzug der Dread⸗ 
nonghts, zu deutſch „Fürchte nichts!“, gegen den großen 
Habenichts, den großen Hungerleider, das Volk. Und 
damit wir ja den Moment nicht verſänmen, eifert uns 
Herr Bienerth an und appelliert an unſere Ausdauer, 
unſeren Fleiß und unſere Energie. Ich muß geſtehen, 
daß dieſer neueſte Appell des Herrn Miniſterpräſidenten 
der frechſte und blutigſte Hohn iſt, den ſich je ein 
Miniſter einer Volksvertretung gegenüber heraus⸗ 
nahm. (Beifall.) Derſelbe Herr Bienerth appelliert 
an unseren Fleiß und unſere Ausdauer, der der größte 
Haſſer des Parlaments iſt, der ſeine Zeit damit ver⸗ 
bringt, Fallſtricke für die Rechte des Hanſes zu legen, 
der ſich auf der beſtändigen Flucht vor dem Parla- 
ment befindet; derſelbe Bienerth, der wie ein po⸗ 
litiſcher Wegelagerer immer im Hinterhalt lauert, um 
ſich über uns herzuſtürzen und das erſte Volkshaus zu 
erdroſſeln, hat das Recht verwirkt, uns Moralpredigten 
über Fleiß und Ausdauer zu halten. Möge Herr v. 
Bienerth zuerſt ſeine Pflicht tun, möge er aufhören 
Verbrechen auf Verbrechen zu häufen, die er am 
Parlament verübt; möge er aufhören, den Willen 
und die Beſchlüſſe des Hauſes mit Füßen zu treten; 
möge er vor allem Raum für unſere Arbeiten ſchaffen, 
dann werden wir ihn mit großer Freude als Moral⸗ 
prediger hier im Hauſe begrüßen. 

Der Herr Minifterpräfident ſpricht immer von 
Staatsnotwendigkeiten. Da muß ihm geſagt werden: 
Wenn die Lebensmittelpreiſe fo hoch find, daß die 
breiten Maſſen hungern; wenn Millionen von Menſchen 
ihr halbes Leben hindurch zuſammengepfercht in un⸗ 
geſunden Wohnräumen zubringen müſſen; wenn 
Hunderttanfende von Arbeiter- und Banernkindern. 
durch dieſe Wohnungsbarbarei hinſterben müſſen, ſo 
ſind Maßnahmen gegen die Teuerung die allererſte und 
heiligſte Notwendigkeit des Staates. Meine Herren, 
wer iſt der Staat? Iſt der Staat dieſer diplomatiſche 
und militäriſche Firlefanz, den man in den Delega⸗ 
tionen aufführt, oder ſind es etwa die beſitzenden 
Klaſſen, oder der Herr Bienerth mit ſeinen Mi- 
niſterkollegen? Der Staat find wir! antworten die 
arbeitenden Maſſen; und die allererſte Notwendigkeit 
des Staates iſt es, die Bahn einer gefunden Sozial 
und Ernährungspolitif zu betreten. Die Macht eines 
Staates machen nicht die Dreadnoughts aus, nicht die 
Bodenrente, die Dividenden der Fabriken und die 
Kurſe der Papiere, ſondern die produktiven Kräfte. 
Die wichtigſte produktive Kraft aber iſt die Bevöl⸗ 
kerung. Was ſind die Millionen, die in den Papieren 
und Profiten der Unternehmungen und Aktiengeſell⸗ 
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ſchaften ſtecken gegenüber dieſen Milliarden, die die 
Bevölkerung für Erziehung und Ernährung ausgibt? 
Das iſt das reine Nichts gegenüber dem, was wir zur 
Erhaltung des Menſchenkapitals ausgeben. Die aller⸗ 
erſte Pflicht des Staates iſt es, die Rentabilität dieſes 
Menſchenkapitals zu erhalten und zu erhöhen. In 
Deutſchland hat man berechnet, daß durch den Rück⸗ 
gang der Kinderſterblichkeit in einem Menſchenalter 
das deutſche Volk 200 Millionen Mark jährlich 
weniger in Kindergräber wirft als in früheren 
Jahren. Geben Sie 100 Millionen Kronen für die 
Erbauung geſunder und billiger Wohnungen und Sie 
machen das Volk um Milliarden reicher. Das ſind die 
Segen der ſozialen Geſetzgebung, die ſomit zu den 
allererſten Notwendigkeiten des Staates gehört. 

Eine geſunde, großangelegte Sozialpolitik iſt 
eine Staatsnotwendigkeit nicht ſo ſehr im Intereſſe 
der Dynaſtie, im Intereſſe der beſitzenden Klaſſen, im 
Intereſſe der Miniſter, als vielmehr im Intereſſe der 
Allgemeinheit und dieſe Erkenntnis hal in den führen- 
den Kreiſen des Auslandes bereits längſt Eingang ge⸗ 
funden. Der Herr Handelsminiſter hat heute in ſeiner 
Rede viel an der engliſchen Vergleichskrankheit ge⸗ 
litten; er hat engliſche Verhältniſſe zu mannigfachen 
Vergleichen herangezogen; er hat uns über verſchiedene 
veterinärpolizeiliche Maßnahmen der engliſchen Re- 
gierung erzählt und hat von engliſchen Veterinären 

geſprochen. Ich frage ihn: Warum hat er uns uicht 
vom engliſchen Schatzkanzler erzählt? (Sehr richtig!) 
Ich erinnere Sie, meine Herren, daran, daß vor ganz 
wenigen Tagen der engliſche Schatzkanzler in einer 
großen Rede mit dem ſtolzen Gefühle kultureller 
Überlegenheit wie ein Sieger in die ganze Welt hinaus⸗ 
geſchmettert hat, daß er ſür ſoziale Reformen genügend 
Geld aufgetrieben hat und dabei rief er deu ans- 
ländiſchen Staaten höhniſch zu, ſie hätten trotz ſchutz⸗ 
zöllneriſcher Geſetzgebung und ſchutzzöllneriſchen 
Syſtems dasſelbe zu tun nicht vermocht. Der engliſche 
Schatzkanzler hat verkündet, daß er weitere 200.000 
alte Leute zu Staatspenſionären machen wolle, er hat 
ein ganzes Syſtem nationaler Verſicherung der Arbeits⸗ 
loſigkeit, der 2¼ Millionen Arbeiter teilhaftig werden 
ſollen, angekündigt. Und das hat er nicht erſt in der 
vor einigen Tagen abgehaltenen Agitationsverſamm⸗ 
lung, das hat er ſchon im Juni 1910 bei der Ein⸗ 
bringung des Budgets in einer großangelegten Rede 
im engliſchen Parlamente getan. Vergleichen Sie, 
meine Herren, mit dieſem Expoſé dasjenige, welches 
wir geſtern aus dem Munde des Herrn Finanzminiſters 
Bilinski vernommen haben. Es war der reinſte 
Jammer, dieſes Expoſe anzuhören. Kolonnen von 
Zahlen marſchierten auf, nicht die geringſte ſozial⸗ 
politiſche Idee hat dieſes Erpofe durchleuchtet, Zahlen 
an Zahlen wurden gereiht, höchſtens, daß die Er⸗ 
höhung der Tabakpreiſe angekündigt wurde. Ver⸗ 
gleichen Sie die eiſige Kälte, mit der dieſes Erpofe 


geſtern aufgenommen wurde, mit dem Enthuſiasmus, 


mit dem die engliſche Bevölkerung den Ausführungen 
des engliſchen Schatzkanzlers im Juni gefolgt iſt. 
Allerdings hade ich einen Herrn geſehen, der geſtern 
ſtrahlenden Geſichtes den Herrn Finanzminiſter an⸗ 
hörte, das war der Herr Profeſſor Dr. Stein wender, 
den der Herr Finanzminiſter in allerzärtlichſter Weiſe 
ſchon jetzt zum Generalberichterſtatter dieſes Budgets 
antizipando ernannt hat. (Heiterkeit.) n 

Meine Herren! Ich habe erwähnt, daß der eng⸗ 
liſche Schatzkanzler die Verſicherung der Arbeitsloſen 
angekündigt hat. Das engliſche Budget iſt ſchon heute 
durch die. Altersverſicherung mit ungefähr 220 Mil⸗ 
lionen Kronen belaſtet und wenn die anderen Pläne 
des engliſchen Schatzkanzlers zur Ausführung kommen, 
jo wird die Fiffer, die für Sozialpolitik in England 
verwendet wird, die Summe von 420 Millionen 
Kronen erreichen. Ich glaube, ſo viel beträgt das 
Heeresbudget in Oſterreich. 

Eines hat der engliſche Schatzkanzler hinzuzu⸗ 
fügen vergeſſen. Unlängſt hat das Amt für örtliche 
Angelegenheiten in England im Parlamente einen 
Bericht über die ſozialen Zuſtände Englands in den 
letzten Jahrzehnten vorgelegt und da hat man heraus⸗ 
gerechnet, daß in den Jahren 1900 bis 1907 die 
Löhne um 40 Prozent höher waren als vor 
40 Jahren und daß die Lebensmittelpreiſe um 
24 Prozent geſunken find, alſo 40 Prozent Lohn⸗ 
erhöhung und um 24 Prozent niedrigere Lebens mittel⸗ 
preiſe. Im Gegenſatz dazu hat heute der Herr Handels⸗ 
miniſter ganz ſonderbare Ziffern angeführt, die mir 
das größte Mißtrauen einflößen. Ich weiß nicht, ob 
er dieſe engliſche Statiſtik, die er heute vorgebracht 
hat, nicht vielleicht aus irgendwelchem agrariſchen 
Provinzblatte geſchöpft hat. 

Meine Herren, allerdings iſt die Karriere eines. 
engliſchen Miniſters nicht auf Roſen gebettet. Trotz 
ihrer ernſten Reformbeſtrebungen und Errungen⸗ 
ſchaften werden ſie in den Straßen von bürgerlichen 
Manifeſtanten durchgeprügelt und wir hören ja, daß 
die engliſchen Miniſter ſich hinkend durch die Straßen 
davonſchleichen. Wie ich dieſe Schilderung geleſen 
habe, mußte ich Gott danken, daß uns die göttliche 
Vorſehung mit dem Anblicke in den Straßen hinkender 
Miniſter verſchont hat. Wir haben aber dafür ſeit 
zwei Jahren ein ganzes Miniſterium, welches hinkt 
(Heiterkeit), das keine Majorität hat, ein Mini 
ftecium, das immer, fo oft es an die Einleitung einer 
großen nationalpolitiſchen oder finanzpolitiſchen Aktion 
ſchreitet, mit gebrochenen Beinen den Schauplatz des 
Kampfes räumen muß. 

Meine Herren! Das Miniſterium ſchwankt hin 
und her wie ein führerloſes Wrack, ohne Konſequenz. 
ohne Plan, ohne Ziel. Nur in einem Punkte legt es 
zielbewußte Energie und Konſequenz an den Tag, und 
zwar auf dem Gebiete der Abwehr der ſozialen 
Reformbeſtrebungen. Wir haben das geſehen in puncto 
des Geſetzentwurfes, betreffend den Wohnungsfür⸗ 
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ſorgefonds. Wir haben es im Sommer gehört und wir 
haben geſtern aus dem Munde des Finanzminiſters 
entnommen, wie feindlich er dieſem Entwurfe gegen⸗ 
überſteht; ſein fiskaliſches Gewiſſen und ſeine fis⸗ 
kaliſche Vergangenheit bäumt ſich in ihm dagegen 
auf, daß der Staat für ng Wohnungen ſorgen 
ſoll. Ein Finanzminiſter iſt in Oſterreich nur dazu da, 
um Maſchinengewehre, Dreadnougths, Penſionen zu 
beſchaffen, aber billige Wohnungen, das iſt noch nicht 
da geweſen. 


Meine Herren! Der Herr Finanzminiſter will es 
nicht begreifen, daß gegenwärtig die Wohnungsreform 
im Mittelpunkte des ſozialen Intereſſes ſteht, daß die 
Wohnungsreform ſowohl von bedeutenden Politikern 
als auch Gelehrten als eine der dringendſten ſozialen 
Reformen bezeichnet wird; er will es nicht begreifen, 
daß durch die ganze Kulturwelt eine Strömung geht, 
welche verlangt, daß die Herſtellung von Wohnungs⸗ 
plätzen nicht als Privatgeſchäft tanſender Unternehmer 
behandelt werde. Die ganze Kulturwelt verlangt, daß 
der Staat ſeine Verwaltung, ſeine Geſetzgebung, ſeine 
Finanzkraft in den Dienſt der Wohnungsreform ſtelle, 
wenn nicht anders die Geſundheit des Volkes, die Wehr⸗ 
kraft des Staates zugrunde gehen ſoll. Und da begreife 
ich nicht, daß der Herr Bilinski als Patriot, als 
öſterreichiſcher patriotiſcher Finanzminiſter ſich gegen 
eine Reform ſtemmt, die in letzter Linie darauf 
angelegt iſt und dahin ſtrebt, die Wehrkraft des 
Staates zu ſtärken. Er hat der Stärkung der Wehr⸗ 
krafl unſeres Staates fo viele Opfer ſeines Intellektes 
und fo viele Opfer feines konſtitutionellen Gewiſſens 
gebracht, daß er auch vor dieſem letzten Opfer nicht 
zurückſchrecken ſollte. 

Meine Herren! Sie hätten die Einwände hören 
ſollen, die der Herr Finanzminiſter gegen den 
Wohnungsfürſorgefonds vorbrachte. Zuerſt ſagt er, 
kann man von ihm nicht verlangen, daß er jedes Jahr 
eine Kreditoperation von 6 Millionen Kronen machen 
ſoll. Er hat der Vorlage finanztechniſche Schwierig⸗ 
keiten entgegengeſetzt. Nun, wenn der Finanzminiſter 
in den vielen kleinen Kreditoperationen ein Hindernis 
ſieht, ſo wiſſen wir ja, daß er ein Meiſter in der 
Anleihekunſt iſt. Es vergeht keine Seſſion ohne eine 
Kreditoperation, die in die Hunderte von Millionen 
geht. Er hat es in den Kreditoperationen geradezu 
zur Weltmeiſterſchaft gebracht. Dieſe Schwierigkeiten 
kann er ſomit ſehr leicht überwinden. Wenn das Par⸗ 
lament nicht verſammelt iſt, hat der Herr v. Bilinski 
ſeine Schatzſcheine. Iſt das Parlament verſammelt und 
verlangt er 180 Millionen, werfen ihm die Regierungs⸗ 
parteien gleich 220 Millionen an den Kopf, mit dem 
Ausrufe: Friß und ſtirb! 

Alſo damit, mit dieſen faulen finanztechniſchen 
Ausreden ſoll er uns nicht kommen der Herr Finanz⸗ 
miniſter, an die Stichhaltigkeit ſolcher Argumente 
glaubt er ſelbſt nicht. Er hat dann weiter hervor⸗ 


gehoben, es tue ihm leid, daß in dieſer Vor⸗ 
lage über den Wohnungsfürſorgefonds die Be⸗ 
ſtimmung ſteht, wonach Geſuche an die Fondsver⸗ 
waltung ſtempelfrei ſein ſollen. Hören Sie, welche 
Argumente ein Finanzminiſter in einem modernen 
Kulturſtaate einer ſo großen Reform entgegenſetzt: 
Die Wohnungsfürſorge könnt Ihr beſchließen — 


meint Herr v. Biliüski —, aber die Stempel dürft 


Ihr nicht vergeſſen. (Heiterkeit.) Die Wohnungs⸗ 


fürſorge muß geſtempelt werden, ſonſt wird die Krone 


ihre verfaſſungsmäßige Zuſtimmung nicht geben. Vor 
allem die Stempel her! Von jedem Bogen und jeder 
Beilage! 


Die Ausflüchte und Ausreden werden aber dem 
Herrn Finanzminiſter gar nichts helfen. Wir Sozial⸗ 
demokraten beharren bei dem Verlangen, daß der 
Wohnungsfürſorgefonds möglichſt reich und ausgiebig 
dotiert werde und wir werden um keines Haares 
Breite von den Anträgen des Teuerungsausſchuſſes 
abweichen. Wir ſind eher der Überzeugung, daß der 
vom Ausſchuſſe vorgeſchlagene Betrag zu gering iſt 
¶ Zustimmung), denn der ſozialdemokratiſche Verband 
iſt der Meinung, daß es aus nationalen, ſtaatlichen, 
wirtſchaftlichen Gründen notwendig iſt, daß die 
Wohnungsreform für das ganze Gebiet des Staates 
in umfaſſender Weiſe in Angriff genommen werde. Ich 
könnte aber dem Herrn Finanzminiſter ein Mittel vor⸗ 
ſchlagen, wenn er darauf bedacht iſt, den Staat auf 
dem Gebiete der Wohnungsfürſorge zu entlaſten. 
Sehen Sie, meine Herren, der wichtigſte Träger der 
Wohnungsreform iſt die Gemeinde. Eigentlich iſt es 
die Aufgabe der Gemeinde, die Bodenſpekulation ein⸗ 
zudämmen, Gründe anzukaufen, eine großartige 
Bebauungspolitik einzuleiten und überhaupt die 
Wohnungsbedürfniſſe der unteren Volksſchichten zu 
decken, wie auch das Wohnungsweſen planmäßig aus⸗ 
zugeſtalten. Das wäre die Aufgabe der Gemeinde und 
die Gemeinden im Auslande haben auf dieſem Gebiete 
Großartiges geleiſtet. Ich verweiſe auf das Beiſpiel 
von Budapeſt, Zürich, Neapel, ich verweiſe auf die 
deutſchen und engliſchen Städte, die Hunderte von 
Millionen der Erbauung von billigen und geſunden 
Kleinwohnungen gewidmet haben. Ich verweiſe ſchließ⸗ 
lich auf das Beiſpiel von Ulm, wo die Gemeinde vier 
Fünftel des ganzen Weichbildgeländes angekauft, den 
Baugenoſſenſchaffen für die Erbauung von Klein⸗ 
wohnungen zugewendet hat und dieſe Häuſer mit 
90 Prozent belehnt. Aber bei uns in Öfterreich ſtehen 
einer vorſorglichen Boden⸗ und Wohnungspolitik die 
veralteten Kommunal- und Gemeindeordnungen im 
Wege. ( Zustimmung.) 


In den Gemeindevertretungen überwiegen die 
Hausherren, Grundbeſitzer und Bodenſpekulanten und 
dieſe ſind das größte Hindernis für eine großzügige 
Wohnungsreform und Wohnungspolitik auf. kom⸗ 
munalem Gebiet. (Sehr richtig!) 
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Was wir da von dem ſozialpolitiſchen Ver⸗ 
ſtändnis der öſterreichiſchen Gemeinden zu halten 
haben, das mag folgendes Beiſpiel erklären: In 
Przemysl, meinem Wahlereiſe, find wir vor einigen 
Jahren an die Gemeindevertretung mit dem Ver⸗ 
langen herangetreten, ſie möge irgendwelche Maß⸗ 
nahmen gegen die Teuerung unternehmen, und da 
frugen uns die Herren von der Gemeindevertretung, 
welcher Paragraph in der Gemeindeordnung von der 
Teuerung handelt. Dann kam der Referent des 
Magiſtrats in die Sitzung und fagte: Wir haben 
keinen Grund, Maßnahmen gegen die Teuerung zu 
ergreifen, weil wir in der Gemeindeordnung keinen 
Paragraph gefunden haben, der ſich mit der Teuerung 
befaßt. ( Heiterkeit.) 

Meine Herren! Die Gemeinden mit ihren ver⸗ 
alteten Gemeindeordnungen, die für ganz andere Ein⸗ 
wohnerverhältniſſe geſchaffen, können unmöglich den 
Willen und die Kraft aufbringen, helfend in die 
Wohnungskriſe einzugreifen. Das iſt ja ſonnenklar. 


koſten. Ich lade daher den Herrn Finanzminiſter ein, 
wenn er den Staat entlaſten will, er möge ſich an 
unſere Seite ſchlagen und mit uns Sozialdemokraten 
für die Einführung des allgemeinen Stinmmrechtes 
in den Gemeinden kämpfen. (Beifall) Der Herr 
Finanzminiſter möge ſich auf ſeine alten Jahre zu 
einem Demokraten im fiskaliſchen Intereſſe umge⸗ 
ſtalten. (Heiterkeit. — Abgeordneter Joratner: Das 
wird schwer gehen!) Es würde wohl ſchwer gehen, 
aber die fiskaliſchen Inſtinkte des Herrn v. Bilinski 
ſind ſtärker als ſeine konſervative Vergangenheit. Der 
Weg zu den demokratiſierten Gemeindeordnungen 
führt aber durch den demokratiſierten Landtag. Und 
da gelangen wir zum toten Punkte der gegenwärtigen 
Regierung. Die gegenwärtige Regierung hat ſich in 
eine prinzipielle Erklärung eingekerkert und feſt⸗ 
gemauert, der zufolge fie unbedingt, röckſichtslos die 
Gleichſtellung der Staatsbürger auf dem Gebiete des 
Landtagswahlrechtes nicht zugeben will. Wenn die 
Regierung in dieſer Hinſicht ihre Pflicht täte, ſo hätte 


Wie groß die ſoziale Fürſorge der öſterreichiſchen ſie nicht dieſen Wahlreformſchwindel geduldet, der 


Gemeinden iſt, mag der Umſtand beweiſen, daß in 


beiſpielsweiſe in Lemberg im galiziſchen Landtag auf⸗ 


ganz Oſterreich ſich kein einziges ſtädtiſches Aſyl für geführt wurde. Dieſes Gemiſch von Pluralität, Pro⸗ 


Obdachloſe befindet. 

Aus dieſen und ähnlichen Gründen ſind die 
Wohnungsverhältniſſe eines der traurigſten Kapitel in 
Oſterreich. Ich möchte den Herrn Finanzminiſter, der 
ja auch Abgeordneter iſt, einladen, einmal eine 
Arbeiterwohnung in Lemberg, Krakau, Przemysl oder 
in Rzeszöw, feinem Wahlkreiſe, zu, beſuchen. Es ſind 
das zum nicht geringen Teile Kellerwohnungen, die faſt 
gar nicht gegen die Kälte und Feuchtigkeit geſchützt 
find, Hat der Herr Finanzminiſter oder der Kriegs⸗ 
miniſter zum Beiſpiel eine Hausbeſorgerwohnung in 
den größeren galiziſchen Städten geſehen, kennt er 
fibechaupt das Leben der Hausbeſorger in Galizien, 
dieſer Unglückſeligſten aller Proletarier, denen gegen⸗ 
über man gar keine Krankenverſicherung anerkennt, die 
in gleicher Reihe mit den Proſtituierten der polizeilichen 
Jurisdiktion, das heißt Polizeiwillkür, unterworfen 
ſind? Ich möchte den Herrn Kriegsminiſter als Ver⸗ 
treter der Wehrkraft des Staates einladen, er möge 
einmal eine ſolche Hausbeſorgerwohnung in Galizien 
beſuchen. Treten Sie dort ein und das erſte, was 
Sie erblicken, iſt faſt immer ein Schwerkranker im 
Bett! Wenn Sie nun dann die Kinder ſehen möchten, 
mit ihren bleichen, abgehärmten, ausgehungerten 
Geſichtern, wenn der Kriegsminiſter die künftigen 
Soldaten, die in dieſen Hausbeſorgerwohnungen 
heranwachſende Jugend anſehen würde, er würde 
zurückſchaudern vor dem Elend, das ſich ſeinen Augen 
darbietet! 

Solche ſchauderhafte Zuſtände ſind der Grund, 
weshalb wir zugleich mit dem Wohnungsfürſorge⸗ 
geſetze auch die Schaffung eines Reichsgeſetzes ver- 
langen, das die ſtaatliche Wohnungsaufſicht einführt 
und organiſiert. Das alles würde allerdings Geld 


portionalität und Stupidität (Heiterkeit), das mit 
Hilfe der treuloſen Demokraten in den Konventikeln 
des galiziſchen Landtages ansgeklügelt wurde, ſteht 
beiſpiellos in ganz Oſterreich da. Dieſer Wahlreform⸗ 
ſchwindel iſt unter der Patronanz des Herrn Statt⸗ 
halters von Galizien zuſtande gekommen. (Abgeord- 
neter Dr. Diam and: Noch nicht zustandegekommen!) 
Aber die Grundzüge dieſer Reform ſind bereits in 
geheimen Abmachungen feſtgelegt worden. 

Allerdings, meine Herren, hat der Statthalter 
von Galizien nicht viel Zeit gehabt, ſich mit dieſer 
Frage zu befaſſen, ihn beſchäftigen ganz andere 
Sorgen, er iſt damit beſchäftigt, ſozinle Fürſorge für 
die ariſtokratiſchen Oligarchen Galiziens zu üben. Der 
Herr Statthalter hat jetzt faſt mit einem Federſtriche 
Tauſenden von Familien, Tauſenden von Schänkern, 
die 20 bis 40 Jahre hindurch in dieſem Gewerbe 
kümmerlich ihr Daſein gefriſtet haben, die Möglichkeit 
entzogen, ihr Gewerbe weiter fortzuſeßen. Greiſe, am 
Rande des Grabes ſtehende Greif, Witwen und 
Waiſen hat er nicht verſchont, ihnen allen hat 
er hartherzig den Bettelſtab in die Hand gedrückt. 
Wenn er damit bezweckt hätte, die Trunkſucht 
einzudämmen, fo wäre dagegen nichts einzu- 
wenden und wir Scozialdemokraten find immer 
dabei. ( Zwischenrufe.) Schauen Sie ſich aber dieſe 
Aktion des Herrn Dr. Bobrzyſski näher an und 
hören Sie, wen er an die Stelle der bisherigen von 
Schlachzizen und Propination jahrzehntelang aus⸗ 
gebeuteten Schänker geſetzt hat? Hören Sie die 
Namen der friſchgebackenen Schänker, denen die Auf⸗ 
gabe obliegen wird, die Trunkſucht einzudämmen. 
Das ſind die Namen: Seine Exzellenz Herr Adam 
Jedrzejowicz, geweſener Miniſter (Hört! Hört ), 
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Fürſt Andreas Lubomirski, Fürſt Kaſimir Lubo⸗ 
mirski, Graf Joſef Potocki, die Gräfin Chriſtina 
Potocka, die Witwe des geweſenen Statthalters 
(Hört! Hòrt I), Graf Roman Potockt — bekannt⸗ 
lich eine persona gratissima am kaiſerlichen Hofe —, 
Fürſt Sanguszko, die Fürſtin Konſtantine Sanguszko, 
zwei Konzeſſionen, Graf Adam Stadnicki, Graf Zdziskaw 
Tarnowski, der Graf Auguſt Wodzicki, Herrenhaus⸗ 
mitglied, der Graf Johann Zborowski und noch 
mehrere andere Grafen und Fürſten. Und dabei 
behauptet der Statthalter, daß er darauf beharren 
werde, daß alle Konzeſſionäre in eigener Perſon das 
Schankgewerbe ausüben. (Lebhafte Heiterkeit. — 
Ruf: Ohne Befähigungsnachweis?) Den Befähigungs⸗ 
nachweis liefert der Grafen⸗ und Fürftentitel, 
(Zwischenrufe. — Abgeordneter Dr. Ritter v. Kor- 
towski: In der Eigenschaft als Eigentümer von 
großen Brauhäusern!) Nein, pardon, Exzellenz, der 
Herr Adam Jedrzejowicz zum Beiſpiel hat als 
Eigentümer eines Brauhauſes die Konzeſſion erhalten 
und außerdem ſieben andere Konzeſſionen unter 
dem Namen unterſchobener Perſonen. (Zahlreiche 
Zwischenrufe.) 

Sie werden es, meine Herren, ſomit begreiflich 
finden, daß der Herr Statthalter angeſichts der 


ſchweren Sorgen, die ihm die vielen Grafen und 


Fürſten des Landes bereiten, ſich mit ſolchen Kleinig⸗ 
keiten nicht abgeben kann, wie es die Durchſetzung 
einer demokratiſchen Landtagswahlreform für das 
Land Galizien iſt. 

Um nun zur Wohnungsfürſorge zurückzukommen, 
würde ich dem Herrn Finanzminiſter noch empfehlen, 
wenn er den Staat entlaſten und die vielen Millionen 
für die Wohnungsfürſorge nicht hergeben will, die 
Aufhebung der Demolierungsreverſe für die befeſtigten 
Plätze durchzuſetzen. Der Herr Finanzminiſter und die 
Heeresverwaltung haben als Schwierigkeit in dieſer 
Angelegenheit die Entſchädigungsfrage vorgeſchoben. 
Laſſen wir dieſe Frage beiſeite. Möge nur der Finanz⸗ 
miniſter bei der Heeres verwaltung durchſetzen, daß 
die Pulverhäuſer von den Städten in weitere Rayons 
verlegt werden, möge er es durchſetzen, daß der eiſerne 
Ring, der die befeſtigten Plätze einklammert, ein 
wenig aufgelockert wird und die Einwohnerſchaft 
dieſer Plätze wird ihm den ganzen Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds ſchenken. 

Meine Herren! Nun will ich einige Worte über 


die Fleiſchfrage verlieren. Der Herr Handelsminiſter 


hat heute eine Rede gehalten, die ſehr ſonderbar 
aumutet. Ein ſolches Gemiſch von Widerſprüchen und 
Sichſelbſtwiderlegungen haben wir ſelten von einem 
Miniſter gehört. Der Herr Handelsminiſter hat förm⸗ 
lich an ſich ein logiſches Harakiri vollzogen, und zwar 
aus dem Grunde, weil er in einem Atemzuge als 
echter Chriſtlichſozialer aus zwei Seelen herausſprach. 
Kaum hat er etwas als Handelsminiſter geſprochen, 
ſchrie gleich in ihm der Ackerbauminiſter auf und 


leugnete alles friſch und froh und fromm weg. Der 
Herr Handelsminiſter Hat uns engliſche Ver⸗ 
hältniſſe als Beiſpiel angeführt und hat uns auf 
Grund von engliſchen ſtatiſtiſchen Daten zu beweiſen 
verſucht, daß der Wegfall der Fleiſchzölle und die 
Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches die Preiſe des 
heimiſchen Viehs gar nicht tangiert. Und in einem 
Atemzuge erwidert er auf einen Zwiſchenruf — 
ich glaube meines Parteigenoſſen Reumaun — er 
könne unmöglich einer Aufhebung der Fleiſchzölle 
zuſtimmen, weil das die Landwirtſchaft ruinieren 
würde. Nun erkläre mir jemand dieſen Zwieſpalt 
des Herrn Dr. Weiskirch ner. Weiters ſagt er uns, 
ja der Standpunkt der Sozialdemokraten iſt einſeitig, 
iſt exkluſiv und zu gleicher Zeit in einem Atemzuge 
zitiert er uns wortwörtlich die Beſchlüſſe von zwei 
agrariſchen Landtagen, die ſich vollſtändig mit unſerem 
Standpunkte in der Fleiſchfrage decken. Zu guter Letzt 
hat er eine Waffe aus der Rumpelkammer hervor⸗ 
geholt, bei deren Anblick uns ein Grauen erfaßte — 
den Zeitungsſtempel, der war längſt verſperrt und 
vergraben. Wer hätte ſich in dieſem Hauſe an 
den Zeitungsſtempel erinnert? Nun hat ihn Herr 
Weiskirchner als Keule hervorgeholt, um die 
argentiniſchen Ochſen damit zu erſchlagen und von der 
Grenze wegzujagen. (Lebhafte Heiterkeit.) Das kann 
doch unmöglich als logiſches Argument für vernünftige 
Leute gelten. Ich glaube, der Staat hätte ſchon 
genug Macht und Mittel, um die Fleiſchhändler zu 
zwingen, daß ſie die Herabſetzung oder Aufhebung der 
Zölle in den Kalkül ziehen und den Konſumenten zu⸗ 
gute kommen laſſen. Ich glaube, dieſen Vorgang 
haben wir ja ſeinerzeit bei der geplanten Herabſetzung 
der Zuckerſteuer ius Auge gefaßt. Davon könnte uns 
Seine Exzellenz Korytowski ein Liedchen ſingen. 
(Abgeordneter Dr. Ritter v. Korytowski: Bei Ce- 
legenheit Heute noch nicht!) Wir warten mit Uns 


geduld, Exzellenz! Er könnte am ſchlagendſten die 


Argumente des Herrn Handelsminiſters widerlegen. 
Der Herr Handelsminiſter hat ſich heute 

an ſeine Vergangenheit als Magiſtratsdirektor 

erinnert und da muß ich ſchon ſagen, er hat 

heute die Fleiſchteuerungsfrage faſt durchwegs vom 

Wiener Standpunkte behandelt. Seine ſtatiſtiſchen 

Berechnungen haben immer die Zweimillionenſtadt 

zum Gegenſtande; die übrige Bevölkerung exiſtiert für 

ihn nicht. 

f Und dagegen, meine Herren, müſſen wir pro⸗ 

teſtieren und Verwahrung einlegen. Wir Vertreter 
von Galizien find die wärmſten Freunde der Wiener 
Bevölkerung und wir wünſchen ihr alles Beſte; aber 

außerhalb Wiens exiſtieren Millionen von Menſchen, die 

kbenſo darben und hungern als viele Tauſende in Wien. 

: Derr Herr Handelsminiſter hat uns hente davon 

ee die Frachtermäßigungen, die Herabſetzung 

er Eiſenbahntarife gar nicht in den Fleiſchpreiſen 

zum Ausdrucke gekommen ſeien. Die Preiſe in Wien 
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ſeien dieſelben geblieben und er bezeichnete dieſe 
Herabſetzung als vollſtändig wirkungslos. Wir Ver⸗ 
treter von Galizien könnten aber das gerade Gegenteil 
davon behaupten. 

Meine Herren! Infolge der Herabſetzung der 
Tarife ausſchließlich nach Wien ſind bei uns zu Lande 
alſogleich die Preiſe des Fleiſches ungemein geſtiegen. 
Durch die Herabſetzungspolitik, die einzig und allein 
für Wien gilt, haben Sie Galizien von der Fleiſch⸗ 
verſorgung vollſtändig entblößt. Und das erinnert 
mich an jenen Briganten, der einen armen Bauer er⸗ 
ſchlug, um einen Reiſenden, den er gefangen genommen 
hatte und der fror, mit deſſen Mantel zu bedecken. 
Ich will dem Herrn Handelsminiſter nicht nahetreten, 
aber feine Methode erinnert an die Methode dieſes 
Briganten. Hat dem Herrn Handelsminiſter der 
Miniſter für Galizien gar nicht erzählt, gar nicht die 
ungeheure Not geſchildert, die in den großen und 
kleinen Städten Galiziens herrſcht? 

So kann es nicht weitergehen, daß man einzig 
und allein die Wiener Bevölkerung ins Auge faßt. 
Wir, die vom größten und ärmſten Kronlande kommen, 
wir erheben den Ruf: Herabſetzung der Eifenbahn- 
tarife für das ganze Staatsgebiet! (Sehr richtig!) 
Uneingeſchränkte Einfuhr argentiniſchen Fleiſches für 
das ganze Gebiet des Staates, für die großen und 
für die kleinen Städte in allen Kronländern, die 
Grenzen auf! für die ganze Bevölkerung. 

Der Herr Handelsminiſter hat heute der Agrar- 
politik ein Lob geſungen. Ja, wenn dieſe agrariſche 
Politik unſerer Nie wirklich der bäuerlichen 
Bevölkerung Heil bringen würde, ſo würden wir ja 
in Galizien das allerglücklichſte Land. in Oſterreich 
ſein. Wir ſind ja ein eminent agrariſches Land. Und 
ſchauen Sie hin, die Einwohnerſchaft iſt unter die 
Lebenshaltung von unterworfenen Raſſen geſunken. 
Da haben Sie den ſchlagendſten Beweis, der die 
Aushungerungs- und Auspowerungspolitik der jetzigen 
Regierung geradezu feſtnagelt. Und deshalb müſſen 
wir an der Forderung feſthalten, daß das argentiniſche 
Fleiſch für das ganze Gebiet des Staates unein⸗ 
geſchränkt eingeführt werde. 

Meine Herren! Ich eile zum Schluſſe und bevor 
ich ſchließe, muß ich noch folgendes bemerken. Die 
Nahrungsf rage, die uns heute beſchäftigt, iſt auch 
zugleich ein Prozeß, der zwiſchen Regierung und 
Parlament vor den Augen der ganzen Bevölkerung 
geführt wird. Wir müſſen bei Abſchluß dieſer Debatte 
durch feſte und klare Beſchlüſſe die Verantworllich⸗ 
keiten feſtſtellen, wir müſſen durch klare und feſte Be⸗ 
ſchlüſſe endgültig Harftellen, daß, wenn der Bevöl- 
kerung in der heute herrſchenden entſetzlichen Not nicht 
geholfen werden kann, die einzige Schuld dieſe pflicht⸗ 
vergeſſene Regierung trifft, die auf dieſer Bank 
ſitzt (Abgeordneter Freundlich: Und die Parteicn, 
die ihr dienen!) und die bürgerlichen Parteien, die 
Schutztruppen der Regierung in dieſem Haufe. (Sehr 
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richtig!) Das müſſen wir klar und deutlich von hier 
ans in die Bevölkerung hinausſchreien. 

Wir befinden uns in einem Engpaß: auf der 
einen Seite eine dem Volke feindlich gegenüberſtehende 
Regierung, auf der anderen Seite grollende Maſſen, 
die hungern und das tägliche Brot von uns verlangen. 
Durch dieſen Engpaß müſſen wir vorwärtsſchreiten, 
wir müſſen unbedingt durch. Noch einmal rufen wir 
dieſer Regierung zu: Über alle ſtaatlichen und militä⸗ 
riſchen Notwendigkeiten hinans habt Ihr ernſte, bitter ⸗ 
ernſte Pflichten den hungernden Maſſen gegenüber, 
über alle ſtaatlichen Notwendigkeiten hinaus habt 
Ihr die Pflicht, den Sinkenden und Ertrinkenden 
die Hand zu reichen, die der Wirbel der Teue⸗ 
rung erfaßt hat. (Beifall.) Und wenn die Re⸗ 
gierung unſeren Ruf nicht beherzigt, ſo müſſen wir 
über die Köpfe der Miniſter und der Regierungs⸗ 
parteien hinaus dem Volke klipp und klar erklären: 
Wir haben keinen Verſuch unterlaſſen, um das Ge⸗ 
wiſſen der Herrſchenden aufzurütteln, um ſie dazu zu 
bewegen, eine echte und gerechte Nahrungspolitik ein⸗ 
zuleiten, wir ſind aber auf ein taubes Gewiſſen und 
taube Ohren geſtoßen! Und ſo rufen wir der Be⸗ 
völkerung zu: Wir Abgeſandten des allgemeinen Stimm- 
rechtes, wir freigewählten Vertreter haben unſere 
Pflicht erfüllt — wenn die Regierung unſern Ruf, 
unſern Hilferuf nicht beherzigt, ſo möge jetzt das Volk 
ſprechen, ſo möge jetzt das Volk ſeine Kraft in Be⸗ 
wegung ſetzen! (Lebhafter Beifall und Hunde- 
klatschen.) 


Vizepräſident Dr. Conci: Zum Worte gelangt 
der Herr Abgeordnete Erb; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter. Erb: Hohes Haus! Vor allem 
muß ich meinem lebhaften Bedauern darüber Ausdruck 
geben, daß wir in der Zeit dieſer außerordentlichen 
Teuerung und der wahren Volksnot durch nahezu 
fünf Monate verhindert waren, hier das Wort er⸗ 
greifen zu können, und wenn ſchon ein Vorredner hier 
im- hohen Haufe die Worte des Herrn Miniſterpräſi⸗ 
denten dahin erwidert hat, daß eigentlich uns gegen⸗ 
über eine Aneiferung zu erhöhter Tätigkeit nicht not⸗ 
wendig ſei oder ſogar von unſerer Seite ſehr ungünſtig 
aufgefaßt werden muß, ſo füge ich hinzu, daß die 
Regierung doch ſelbſt die Schuld trägt, wenn das 
Parlament untätig iſt, da ſie ſo lange Zeit bis zur 
Einberufung des Parlaments verftreichen ließ. (Sehr 
richtig!) Immer und immer wieder wird uns Abge⸗ 
ordneten Arbeit gepredigt — vom Volke und von der 
Regierung. Das Volk hat recht, wenn es uns dazu 
mahnt, die Regierung hat aber unrecht, wenn ſie uns 
zur Arbeit mahnt, denn fie ift ſchuld daran, daß mir 
nicht arbeiten können, wiewohl eine außerordentlich 
große Anzahl von Vorlagen zu bewältigen iſt und 
wiewohl eine große Anzahl von Ausſchüſſen zur Be⸗ 
arbeitung dieſer Vorlagen eingeſetzt wurde. Es ſchreitet 
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nämlich in wirklicher parlamentariſcher Arbeit nichts 
vorwärts; wir ſehen ja, daß wir vor Weihnachten auch 
nichts machen können, da ſchon wieder das Budget⸗ 


proviſorium zu erledigen iſt, nach Werffhachten kommen 
wieder Delegationen, im Februar und März werden 
wir uns mit dem Rekrutenkontingent und vielleicht 
wieder mit dem Budget zu befaſſen haben, dann 
kommt wieder der Sommer heran, wir werden bald 
nach Hauſe geſchickt, hierauf arbeiten die Landtage — 
heuer war ihnen eine ſo lange Zeit eingeräumt, daß 
man, während die Landtage in früheren Zeiten immer 
um Arbeitszeit gebeten haben, ſagen muß, daß in den 
Landtagen, ich will nicht ſagen, wenig gearbeitet, aber 
viel zu viel Zeit vergeudet worden iſt (Zustimmung) 
und hier geſchieht faſt nichts. Dies vorausgeſchickt, muß 
noch betont werden, daß ja Lebensfragen des Volkes, 
wie ſoziale Fragen, auch Ernährungsfragen, die 
Wohnungsfrage und eine Reihe anderer ſehr wichtiger 
Fragen hier zur Beratung ſtehen. 

In Verhandlung ſteht der Geſetzentwurf, be⸗ 
treffeno die Wohnungsfürſorge. Aber auch hier iſt das 
Verhalten der Regierung ein ſehr zweideutiges. Auf 
der einen Seite macht ja Seine Exzellenz der Herr 
Finanzminiſter Zugeſtändniſſe, welche aber gewiß nicht 
ausreichen. Die Wohnungsfürſorge bezieht ſich auf den 
Ban neuer Wohnungen, fie ſollte ſich aber auch darauf 
beziehen, daß die Wohnungen in den bereits beſtehen⸗ 
den Gebäuden billiger werden. In dieſer Richtung 
macht aber die Regierung eigentlich gar nichts; denn 
all die Vorlagen bezüglich der Hauszinsſteuerermäßi⸗ 
gung können weder die Mieter noch die Hausbeſitzer 
nach irgendeiner Richtung hin befriedigen. Die beſte 
Wohnungsfürſorge wäre meiner Anſicht nach eine be⸗ 
deutende Ermäßigung der Hauszinsſteuer, nicht der 
untern Hausklaſſenſteuern, wie heute ſchon der verehrte 
Herr Kollege Dr. Scho epfer geſagt hat, für Häuſer 
mit ein oder zwei Wohnbeſtandteilen, ſondern eine 
durchgreifende Ermäßigung für jene Gebäude, welche 
in den Städten ſich befinden, und jene Gebäude, welche 
die Hauszinsſteuer bezahlen müſſen. Ich will nicht auf 
die Ausführungen meines ſehr verehrten Herrn Kollegen 
Kraus eingehen. Gewiß werden aber alle beſtätigen, 
wie dadurch, daß in kleineren Städten mehr als ein 
Drittel des Bruttozinſes an Steuer abgegeben werden 
muß, in größeren Städten mehr als die Hälfte des 
Bruttozinſes dem Fiskus übermittelt werden muß, eine 
umfaſſende Wohnungsfürforgereform überhaupt un⸗ 
möglicht gemacht wird. Was wir deshalb unbedingt 
verlangen müſſen, iſt eine gerechte Steuerreform, welche 
wirklich dem Hausbeſitzer und dadurch auch dem Mieter 
etwas bietet; denn wenn man erſt auf 10 oder 
20 Jahre hinaus mit einer zweiprozentigen Hauszins⸗ 
ſteuerermäßigung getröſtet werden ſoll, ſo iſt damit 
einfach gar nichts erreicht. Dort wäre der Hebel anzu⸗ 
ſetzen, aber da will eben die Regierung nicht angreifen. 
Es hat auch ſchon der ſehr verehrte Herr Kollege 
Kraus darüber geklagt, daß die Steuerſchraube ſeitens 


des Fiskus auch gegenüber dem Hausbeſitzer ſo außer⸗ 
ordentlich angezogen wird und es iſt als merkwürdige 
Tatſache hier zu erwähnen, daß ein Herr Vertreter 
aus der Bukowina und ein Herr Vertreter aus Tirol 
dasſelbe Klagelied über dieſen Druck des Fiskus an⸗ 
geſtimmt haben, welchem Klagelied auch der oberöſter⸗ 
reichiſche Landtag in derſelben Weiſe in ſeiner letzten 
Tagung Ausdruck gab. Auch der letzte Bericht, welchen 
wir ſeitens des Herrn Finanzminiſters über die Steuer⸗ 
mehreingänge erhalten haben, iſt ja recht bezeichnend. 
Es haben ſich im Jahre 1909 aus direkten und in- 
direkten Steuern Mehreingäuge um nahezu 100 Mil⸗ 
lionen Kronen ergeben. Dieſe 100 Millionen Kronen 
ſetzen ſich aus Mehreinnahmen von 30 Millionen 
Kronen direkten Steuern und 70 Millionen Kronen 
indirekten Steuern zuſammen. Unter den 30 Millionen 
Kronen direkten Steuern figuriert auch die Perſonal⸗ 
einkommenſtener mit 14 Millionen Kronen. Dieſer 
Mehreingang wäre dann zu begrüßen, wenn er 
durch eine größere Ausgeſtaltung der gewerblichen, 
induſtriellen und bäuerlichen Unternehmungen, durch 
einen natürlichen Mehrertrag, infolge der Entwicklung 
hervorgernfen wäre. Wir bezweifeln aber, daß dieſer 


Mehrertrag an Steuern einer natürlichen Entwicklung 


des allgemeinen Geſchäftsganges entſpringt; es iſt viel 
eher anzunehmen, daß dieſe Mehreingänge auf einen 
erhöhten Steuerdruck zurückzuführen find. (Zustim- 
mung.) Aus dieſen Ziffern kann man ſchon erkennen, 
daß dieſe Annahme gewiß nicht aus der Luft gegriffen 
iſt. Die Statthalter der einzelnen Länder, und deren 
Vertreter, wo darüber Klage geführt wurde, haben 
wohl geſagt, daß ein Auftrag des Finanzminiſteriums, 
die Steuerſchraube kräftiger anzuziehen, nicht ergangen 
ſei. Wir meinen aber, daß dieſes Mehrerträgnis eben 
infolge derartiger Aufträge aus Wien hereingebracht 
wurde. Es ſind ja Steuererhöhungen vorgekommen — 
und es wird das hier noch gelegentlich beſprochen 
werden — welche auf gar keine Weiſe gerechtfertigt 
werden können. Infolgedeſſen werden wir uns mit der 
Hauszinsſteuer und mit der Vorlage über Hauszins⸗ 
ftenerreform noͤch entſprechend zu beſchäftigen haben. 

Was uns aber hier in allererſter Linie und dringend 
beſchäftigt, das iſt die Teuerung. Geſtatten Sie mir, 
verehrte Herren, daß ich auf dieſes höchſt wichtige 
Kapitel näher eingehe. Im Anftrage der ſtädtiſchen 
und induſtriellen Vertreter im „Deutſchen National⸗ 
verband“ habe ich mir mit einigen Kollegen erlaubt, 
einen Dringlichkeitsantrag bezüglich Maßnahmen gegen 
die Tenerung einzubringen. Nachdem er aber jedenfalls 
erſt zu einer ſpäteren Zeit zur Verhandlung 
kommen wird, da andere Dringlichkeitsanträge ihm 
vorangehen, deren Einbringer nicht zu bewegen 
waren, ihre Dringlichkeitsanträge zurückzuziehen, 
werde ich mir geſtatten, die Dringlichkeit und 
den Antrag ſelbſt ſchon bei dieſer Gelegenheit, wo es 
ja am beſten paßt, des näheren zu erörtern. Die 
uam iſt hier von den verſchiedenſten Seiten 
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geſchildert worden. Es iſt wahr, daß ſie eine allgemeine 
iſt und ſich auf allen Gebieten des Konſums und des 
Bedarfes geltend macht. Am meiſten drückt uns aber 
die Fleiſchteuerung, weil dieſe am meiſten in die 
Augen ſpringt und die fühlbarſte iſt und weil ſich die 
einkaufende Hausfrau jeden Tag mit dem Fleiſchpreiſe 
beſchäftigen muß. (Abgeordneter Seidel: Es wird 
eben Agitation getrieben!) Nein, dazu bedarf es keiner 
Agitation. Wenn, wie es zum Beiſpiel bei uns in 
Steyr der Fall war, nach fortgeſetzten Erhöhungen 
das Kilogramm Rindfleiſch wieder plötzlich um 20 h 
teurer wird, fo bedarf es wohl gar keiner Agitation. 
ſondern das iſt ein ſolcher Eingriff in das Einkommen 
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Republikaner und Rooſevelt in ſeiner Popularität 
und der Rückgang feiner Partei ſoll auf die Teuerungs⸗ 
erſcheinung in Nordamerika zurückzuführen fein. 


Uns intereſſieren aber jetzt vor allem die Urſachen 
der Teuernng bei uns in Oſterreich. Ich gebe zu, daß 
die Urſachen der Fleiſchteuerung mannigfaltiger Art. 
ſind und Jahrzehnte weit zurückliegen. Die Urſachen 
liegen erſtens in der Zunahme der Bevölkerung, 
zweitens in der beſſeren Lebensweiſe und drittens, 
darin, daß die Zunahme des Viehſtandes mit dieſen 
zwei Erſcheinungen nicht gleichen Schritt hallen konnte; 
infolge dieſes Fortſchrittes leiden wir alſo an einer 


des Arbeiters, Gewerbetreibenden, Beamten und jedes Vieh- und Fleiſchnot. 
Menſchen, der mit einem geringen oder kleineren Dieſe Tatſache wurde heute im Teuerungsaus⸗ 
Einkommen leben ſoll, daß ſich von ſelbſt, gelinde ſchuſſe beſtritten, dieſe Vieh⸗ und Fleiſchnot iſt aber 
geſagt, ein Mißmut in dieſen Bevölkerungskreiſen ein⸗ vorhanden, was ich ziffernmäßig beweiſen werde. 
ſtellen muß. Deshalb iſt es auch die erſte Pflicht des Freilich kommen noch weitere Urſachen hinzu, ſo das 
Abgeordnetenhauſes, und es konnte ſich dieſer Pflicht Grundübel: die Futternot; denn Vieh kann in ge⸗ 
auch nicht entziehen, ſich gleich zu Beginn ſeiner nügender Menge nur dann vorhanden ſein, wenn 
jetzigen Tagung mit dieſer Frage zu beſchäftigen, und genügendes Futter da iſt (Zustimmung); gerade in 
der Teuerungsausſchuß hat auch ſogar die anderen jenen Jahren, wo Futtermangel herrſihte, wurde das 
Fragen etwas zurückgedräugt, um ſich mit der Fleiſch⸗ Vieh teils verkauft, teils geſchlachtet, mußten die 
teuerung eingehend zu befaſſen. Viehbeſitzer ihren Viehſtand verringern und auch heute 
Man kann ſagen, die Fleiſchteuerung beſteht jetzt leiden wir noch daran. Wenn heute der Abgeordnete 
faſt auf der ganzen Welt; es iſt ja richtig, daß, wie Rzeszödko und noch andere Herren der agrariſchen 
wir aus den Berichten der Blätter und aus den Ver⸗ Partei im Teuerungsausſchuſſe erklärten, es gebe keine 
handlungen der verſchiedenen Parlamente erfahren, Viehnot, ſo erlaube ich mir mit Ziffern aus meinem 
die Fleiſchteuerung in Deutſchland und in Frankreich Heimatlande zu kommen. In einer Verſammlung in 
beſteht, ja auch den Ansgang der amerikaniſchen Linz hat der damalige Referent Dr. Obermüller 
Wahlen hat man auf die Teuerung zurückgeführt und folgende Vieh- und Fleiſchpreiſe und den Rückgang 


der Sieg der amerikaniſchen Demokraten gegen die 


Viehpreiſe 


des Fleiſchkonſums dargeſtellt: 


Fleiſchpreiſe 


Rind Schweine Rindfleiſch Kalbfleiſch Schweinefleiſch 
Vorderes Hinteres ö 
1904 67˙4 909, 08—1'3 0˙9—1˙6 0˙8 —17 1'1--1'5 
1907 ehe 81˙8 98°0 10—17 10-19 0˙96—1˙8 10—17 
1910 Juni 82˙⁰ März 135˙0 0˙9— 1˙6 1˙1—1˙8 14 —27˙0 


das heißt von 1907 bis 1910 haben ſich die 
Schweinepreiſe pro 100 Kilogramm um 37 K, von 
1904 bis 1910 um 44 K pro 100 Kilogramm er⸗ 
höht, die Rinderpreiſe ſind von 1904 bis 1910 um 
14˙6 K geſtiegen. 

Wer dieſe amtlich erhobenen Preiſe lieſt, wird 
wohl erkennen, was für eine außerordentliche Ver⸗ 
teuerung — dieſelbe macht bis zu 30 Prozent in drei 
Jahren aus — in Linz eingetreten iſt. 

Und nun erlauben Sie mir auch, das Fallen und 
Steigen dieſer Preiſe hier näher zu erörtern. Zur 
Erläuterung ſei noch erwähnt, daß der Beginn des 
Jahres 1907, der ohnedies ſchon eine bedentende 
Preisſteigerung brachte, jener Zeitpunkt iſt, wo der 
ſerbiſche Handelsvertrag abgelaufen war und fi 
daran ein Zollkrieg mit dieſem Staate ſchloß. 


0˙8 —1˙9 


Von 1907 bis 1910 fand darn ein leichtes 
Abſinken der Preiſe ſtatt, um im Lauf: dieſes Jahres 
eine Höhe zu erreichen, wie ſie kaum je beobachtet 
wurde. 

Auch in Linz bietet ſich ganz dasſelbe Bild dar. 
Langſames, ſtetiges Steigen der Preiſe von 1902 bis 
1906/07; hier verzeichnen wir, nachdem das Rind⸗ 
fleiſch ſchon 1903 um 10 h pro Kilogramm geſtiegen 
war, eine neuerliche Steigerung um 8 h, bei Fett⸗ 
ſchweinen um 6 b, bei Jungſchweinen um 11 h. In 
dieſes Jahr fällt die vom Linzer Gemeinderat be⸗ 
ſchloſſene Einſuhr von Seefiſchen. 

Geſtatten Sie mir, meine Herren, daß ich auf 
dieſes Kapitel der Seefiſche mit nur wenigen Sätzen 
eingehe. Bekanntlich hat, als die Seefiſche eingeführt 
wurden, ſich der Konſum raſch der Seefiſche bedient, 
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aber nur für kurze Zeit, und zwar aus dem einfachen 
Grunde, weil uns das Seefiſchfleiſch nicht bekommt. 
In friſchem Zuſtande ſind nur manche, und zwar jene 
Sorten gut genießbar, die an und für ſich ſchon fo 
teuer ſind, wie unſere einheimiſchen Flußfiſche. Andere 
Seefiſche aber ſind infolge ihres Salzgehaltes und 
ihres eigenartigen Geruches und Geſchmackes für 
unſeren Gaumen nicht recht genießbar. Verſucht man 
aber jenes Rezept anzuwenden, welches ſie genießbar 
machen ſoll, nämlich die Seefiſche mit Holzkohle zu 
kochen, ſo geht zwar durch dieſes Kochen der Geruch, 
aber mit dieſe em auch der Geſchmack verloren und man hat 
dann eben ein geſchmackloſes Fleiſch. Die Bevölkerung 
hat ſich alſo von dem Konſum der Seefiſche ſehr raſch 
abgekehrt und wir haben gar kein Surrogat für das 
teure Nindfleiſch zu gewärtigen. (Abgeordneter Gün- 
ther: In Deuischland ist der ‘Genuß der Scefische 
allgemein!) Verehrte Herren, Sie dürfen nicht ver⸗ 
geſſen, wie billig in Deutſchland das Seefiſchfleiſch iſt, 
erſtens wegen der eigenen, hochentwickelten Seefiſcherei, 
dann infolge des geringeren Transportes und in 
dritter Linie durch die Kühlvorrichtungen, wie fie 
Deutſchland beſitzt. Es iſt eine ſehr bekannte Tatſache, 
daß ſelbſt in beſſeren Familien im Deutſchen Reiche 
das Abendmahl aus Hering mit Pellkartoffeln beſteht. 
Aber bei uns führt ſich das nicht ein. Viele Leute gibt 
es, die zwar vormittags einen Häring mit Vergnügen 
verſpeiſen (Heiterkeit), aber am Abend auf den 
Hering gern verzichten. Das iſt der große Unterſchied 
zwiſchen uns in Oſterreich und draußen in Deutſch⸗ 
land. (Zwisclienrufe.) Ich bitte, meine Herren, gehen 
wir jetzt von den Heringen zu etwas anderem über. 
Der Fleiſchkonſum der Bevölkerung ging in Linz in 
dieſem Jahre (1907) um zwei Kilogramm pro Kopf 
und Jahr zurück, 1908 trat ein Preisrückgang ein, 
der beim Rindfleiſch 7 h betrug; damals wurden auch 
über Gemeinderatsbeſchluß die öffentlichen Fleiſch⸗ 
ſtände errichtet, woſelbſt das Fleiſch um 8 bis 12 h 
billiger zum Verkaufe gebracht werden konnte als in 
den Privatbänken. 

Das bringt mich auf eine Außerung des Kollegen 
Liebermann zurück, die Gemeinden wären verpflichtet, 
in der Frage der Wohnungsfürſorge und der Fleiſch⸗ 
tenerung beſonders einzutreten und eigentlich wäre es 
deren Sache, entſprechende Abhilfe zu ſchaffen. Das 
nimmt ſich ja ſehr ſchön aus, aber bekanntlich fehlen 
unſeren Gemeinden die Mittel dazu, billiges Fleiſch 
und billige Wohnungen zu ſchaffen. Wenn auch die 
Gemeinden ſolche Fleiſchſtände errichten, ſo wird in 
denſelben gewiß nicht das beſte Fleiſch ausgeſchrotet. 
Es bleibt immer noch die Frage offen, ob das beſte 
und teuerſte Fleiſch nicht billiger kommt als das min⸗ 
dere und billigere, weil man von dem beſſeren Fleiſche 
gewiß weniger braucht, um ſich zu ernähren, als von 
dem minderen Fleiſch, weil die Qualität die Quantität 
zum Teil erſetzt. (Zwischenrufe.) „Der Fleiſchkonſum 
hob ſich in Linz im Jahre 1908 wieder um 1 Kilogramm 
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75 Deckagramm pro Kopf und Jahr. Das Jahr 1909 
brachte wieder eine Steigerung, die ſich nach Ablauf 
desſelben wieder darin ausdrückte, daß ein Ronfunt- 
rückgang von 214 Kilogramm, beim Schweinefleiſch 
ſogar von 401 Kilogramm pro Kopf und Jahr 


beobachtet wurde. Im Auguſt 1910 nun wurden die 


höchſten Preiſe notiert, die überhaupt je in Linz zur 
Beobachtung kamen: Rinder 90 bis 160, Fett- 
ſchweine 148 bis 160, Jungſchweine 154 bis 172, 
Kälber 114 bis 154. 

Die Fleiſchpreiſe haben ſich ſeit 1900 erhoht 
beim Rindfleiſch um 38 h, Fettſchwein um 66, Jung⸗ 
ſchweinum 68, Kalb um 46 pro Kilogramm, das iſt alſo 
eine Steigerung von 20 bis 30 Prozent. Die Bant- 
preiſe erreichten eine Höhe von 152 bis 180 beim 
Rindfleiſch, 160 bis 180 beim Kalb fleiſch, 200 bis 
280 beim Schweinefleiſch. Wenn man das Verhältnis 
zwiſchen Vieh⸗ und Fleiſchpreis vergleicht,“ fo; muß 
man wohl zu dem Schluſſe kommen, daß die letzteren 
den erſten entſprechend geſtiegen ſind und daß demnach 
die Fleiſcher wenigſtens an den jetzigen hohen Fleiſch⸗ 
preiſen abſolut keine Schuld tragen.“ 

Meine Herren! Laſſen Sie mich jetzt bei dieſem 
Satze einige Zeit ſtehen bleiben. Wir werden ſpäter 
noch bei den ſtatiſtiſchen Ziffern die Frage aufrollen, 
die auch hier ſchon ab und zu erwähnt wurde: Wer 
trägt denn die Schuld an der Teuerung? Und es iſt 
ganz merkwürdig, wenn man die Äußerungen zweier 


Herren aus demſelben Kronlande hört. Vor wenigen 


Minuten hat der Herr Kollege Liebermann bezüglich 
der Ermäßigung der Eiſenbahntarife erwähnt — und 
da kann man ihm recht geben —, daß die Ermäßigung 
der Eiſenbahntarife für uns in der Provinz draußen 
eine direkte Gefahr zu gunſten der Großſtädte bedeutet. 
Der Herr Kollege Liebermann hat das auch damit 
begründet, daß, als die Ermäßigung der Eiſenbahn⸗ 
tarife eintrat, in Galizien kein Vieh mehr zu haben 
war und die Preiſe dieſes Viehes infolge der Ermäßi⸗ 
gung der Eiſenbahntarife außerordentlich geſtiegen 
ſeien. An demſelben Tage, alſo heute, haben wir vor⸗ 
mittags im Teuerungsausſchuſſe von einem anderen 
Herrn Vertreter aus Galizien, von dem geiſtlichen 
Herrn Rzeszöͤdko, gehört, in Galizien gäbe es fo viel 
Vieh, daß es gar nicht anzubringen ſei und daß die 
Bauern, welche Vieh auf die Märkte treiben, dasſelbe 
wieder zurücktreiben müſſen. Jetzt drängt ſich unwill⸗ 
kürlich die Frage auf! wer hat recht? Der Herr, der 
behauptet, daß in Galizien kein Vieh vorhanden und 
das vorhandene nur ſehr teuer zu haben ſei, oder der 
andere, welcher ſagte, es ſei ſo viel Vieh da, daß es 
nicht anzubringen ſei. Hier wird alſo, man kann ſagen, 
indirekt die Schuld teils an der Viehnot, an den 
großen Mangel an Vieh, teils an den Preiſen dem 
Händler zugeſchoben, denn ich kann es mir nicht 
anders vorſtellen, es ſcheint ſo, als ob der Händler 
daran ſchuld ſein ſoll, der nach ſeinem Belieben ent⸗ 
weder das Vieh auf dem Markte aufkauft, wenn es ihm 
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paßt, oder es nicht kauft, um den Preis zu regulieren, 
oder daß ſogar, wie es auf dem Wiener Markte hänfig 
vorkommen ſoll, Viehſendungen für Wien ſeitens der 
großen Viehhändler telegraphiſch abbeſtellt werden, 
damit ſie nicht hereinkommen und durch die Zufuhr 
der Preis nicht finke. Da ich nicht Fachmann bin, 
muß ich die Unterſuchung dieſer Frage den Herren 
Agrariern überlaſſen. Vielleicht wird ein nachfolgender 
Redner.. (Rufe. Wir sind ja keine Viehhändler!) — 
Die Herren beſchäſtigen fih ja mit dem Viehverkauf 
und »einfauf, folglich werden fie darin auch fachlich 
geſchult ſein — dies näher erklären. 


Ich komme aber jetzt dazu. (Lebhafte 


Zwischenrufe.) Ich bitte, ich wiederhole nochmals und 
möchte vor allem bitten, daß meine Worte dem Sinne 


gemäß und wie ich ſie geſagt habe ausgelegt werden, 
ich wiederhole alſo — und wenn es zwei Stunden 
länger dauert, dann ſind die Herren ſchuld —, ich ſagte, 
ich bin zur Unterſuchung dieſer Tatſache, daß ver⸗ 
ſchiedene Urteile wegen des Viehmangels und des 
Viehüberfluſſes ſeitens der Vertreter von Galizien 


ausgedrückt wurden, nicht Fachmann, Fachleute dar⸗ 


über ſind die Agrarier, ſie ſind es auch, weil ſie ſich 
mit der Vieheinfuhr und mit dem Vieheinkauf und 
-verkauf beſchäftigen. Ich will das alſo von den 
Herren unterſuchen laſſen. 

Und nun komme ich zu dem Satze, mit welchem 
dieſes Linzer Gutachten ſchließt, welches ſagt, daß an 
der Erhöhung der Fleiſchpreiſe, wenigſtens in den 
letzten Jahren, die Fleiſchhauer nicht ſchuld ſind. 
Dieſen Satz unterſchreibe ich Wort für Wort. Das 
Fleiſchhauergewerbe ſteht geradezu vor einer Kata- 
ſtrophe, das Fleiſchhauergewerbe iſt dort, wo nicht 
bereits von früheren Zeiten her eine gewiſſe Wohl⸗ 
habenheit vorhanden iſt, wo nicht der betreffende 
Fleiſchhaner von dem früher Erworbenen zuſetzen 
kann, geradezu dem Untergange geweiht. Es mögen ja 
in Wien eine große Anzahl wohlſituierter Fleiſchhauer 
vorhanden ſein, gewiß aber werden dieſe Fleiſchhauer 
bei den jetzigen Fleiſchpreiſen zum Teil daraufzahlen. 
Die Beweiſe dafür können Sie ſogar in der Haupt- 
ſtadt Linz finden, wo fleißige, lüchtige, ftrebfame 
Fleiſchhauer zugrunde gegangen ſind und infolge des 
Niederganges ihres Gewerbes freiwillig den Tod ge⸗ 
ſucht haben. (Abgeordneter Franz Fuchs: Da ist die 
Spekulation viel schuld!) Beſtreiten Sie dieſe Tatſache 
nicht, ſprechen Sie ſelbſt mit Fleiſchhauern, dieſe 
werden Ihnen das offen ſagen. (Abgeordneter Franz 
Fuchs: Ich habe gesagt, daß speziell der erste, den 
Sie meinen, sich verspekuliert hat!) Sie werden auch 
aus der ganzen Geſchäftsgebarung und auch aus der 
Lebensweiſe der Fleiſchhauer, die früher viel mehr 
Geld ausgegeben haben als wie jetzt, erkennen, daß es 
den Leuten jetzt viel ſchlechter geht und daß dieſe nicht 
ſchuld an der jetzigen Fleiſchteuerung find. (Zu- 
stimmung.) Das iſt Tatſache, daran läßt ſich nichts 
ändern. 
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Werfen wir noch einen kurzen Blick auf den 
Fleiſchkonſum, ſo erfahren wir, daß in Wien im Jahre 
1900 noch 82 Kilogramm pro Kopf und Jahr entfielen, 
während ſich die Wiener 1909 ſchon nur mehr mit 
67 Kilogramm begnügen mußten, und daß die Pferde⸗ 
ſchlachtungen von 19.256 im Jahre 1906 auf 31.456 
im Jahre 1909 ſtiegen. (Hört! Hört“) Linz ſteht be⸗ 
züglich des Fleiſchkonſums doch noch beſſer da als Wien, 
weil in Linz im Jahre 1909 noch immerhin 77°21 
Kilogramm auf den Kopf, alſo um 10 Kilogramm 
mehr als in Wien entfielen. i 


Wer gegenüber dieſen klaren ſtatiſtiſchen Ziffern 
noch behaupten kann, daß keine Fleiſchnot und keine 
Viehnot, und daß auf dieſem Gebiete keine außer⸗ 
ordentliche Tenerung exiſtiert, der ſtellt einfach die 
Statiſtik auf den Kopf. 

Wieweit übrigens der Konſum in Linz zurück- 
gegangen iſt und wie dieſer Rückgang auch auf die 
Verzehrungsſtener zurückwirkt, mag Ihnen eine andere 
amtliche Zuſammenſtellung aus dem Linzer Schlacht⸗ 
viehhofe zeigen. Hier heißt es: 

„Vom 1. Jänner 1909 bis 1. November 1909 
betrugen die Schlachtungen an Großvieh im Linzer 
Schlachtviehhofe 6467 Stück, an Kälbern 1013 Stück, 
Lämmernes und Riten 326 Stück, Schafe 20 Stück, 
Schweine 19.932 Stück, Pferde 52 Stück. Im Jahre 
1910 betrug in derſelben Zeit die Schlachtung an 
Großvieh 5962 Stück,“ — es ſind alſo in der ver⸗ 
hältnismäßig nicht großen Stadt Linz bereits in 
zehn Monaten um 514 Stück Großvieh weniger ge- 
ſchlachtet worden, trotzdem die Bevölkerung gewiß 
zugenommen hat — „bei den Kälberr bleibt ſich die 
Schlachtung gleich, 1098 Stück, Lämmernes 225 Stück“ 
— alſo ein Rückgang um 100 Stück, bei den Schafen 
um 14 Stück — das ſpielt keine Rolle, aber jetzt 
kommt eine auffallende Ziffer: „Im Jahre 1910 
wurden 16.986 Schweine geſchlachtet, das heißt mit 
anderen Worten, im Jahre 1910 iſt gegenüber dem 
Jahre 1909 die Schlachtung der Schweine in Linz 
um 3000 Stück zurückgegangen“, das iſt der ſechſte 
Teil der Geſamtſchlachtung. Ich bitte, das ſind 
Ziffern, die wirklich beweifend wirken. 

„Dazu kommt aber noch, daß die Zufuhr bedeutend 
nachgelaſſen hat. Aber trotz Ausdehnung der Schau⸗ 
gebührenpflicht auf Selch⸗ und Wurſtwaren ſind die 
Geſamteinnahmen des Schlachthofes in Linz um 
5000 bis 6000 K zurückgegangen. Bei der Ver⸗ 
zehrungsſteuer ſoll der Ausfall ſogar bei 18.000 K 
betragen. So. in einer Stadt mit 60.000 bis 70.000 
Einwohner, die alſo nicht zu den allergrößten zu 
rechnen iſt. Man ſieht auch, wie dieſe Viehnot ſogar 
auf die Finanzgebarung der Städte — durch den 
Ausfall an Schlachthofgebühren — und auch auf die 
Finanzgebarung des Staates — durch den Ausfall 
bei den Verzehrungsſteuern — außerordentlich 
ſchädlich zurückwiret. Ich habe mir dieſe Ziffern aus 


Haus der Abgeordneten. — 67. Sitzung der XX. Seſſion am 25. November 1910. 


3951 


meinem Heimatland Oberöſterreich zu bringen erlaubt, 
damit die Herren ſehen, wie ſchon in dieſem kleinen 
Lande, wo wir ja Viehzucht, ſo viele Wieſengründe 
und Bauerngüter haben, die Vieh⸗ und Fleiſchnot in 
der Landeshauptſtadt auftreten. 
Wenn wir die Ausfuhr nach den Tabellen des 
Handelsminiſteriums, die ich der Güte meines 
Kollegen Marckhl verdanke, nur teilweiſe überblicken 
— es wäre ja viel zu ausführlich. auf alle einzugehen —, 
ſo fällt uns eine Ziffer auf, nämlich die Ausfuhr von 
Jungvieh nach dem Zollanslande. Im Jahre 1907 
haben wir ausgeführt 19.000 Stück Jungvieh, im 
Jahre 1908 haben wir 95.000 Stück, im Jahre 
1909 57.000 und jetzt im Jahre 1910 bisher 
17.000 Stück, wenn wir das fehlende Jahresdrittel 
dazu nehmen, alſo 22.000 Stück Jungvieh ausgeführt, 
und zwar nach dem Deutſchen Reich im Jahre 1907 
18.436, im Jahre 1908 16.561, im Jahre 1909 
14.000 und im Jahre 1910 iſt wieder eine bedeutende 
Steigerung zu verzeichnen, 15.000, wozu wieder das 
Drittel hinzuzurechnen iſt. 

Es iſt nun auffallend und wird die Herren 
Agrarier beſonders intereſſieren: wo kam denn das 
Vieh im Jahre 1908 hin? Die Ausfuhr nach dem 
Deutſchen Reich iſt konſtant geblieben. (Nufe: Nach 
Halien !) Nun kommt die Ausfuhr nach Italien mit 
im Jahre 1907 875 Stück, im Jahre 1908 78.600 
Stück (Hört !), im Jahre 1909 43.000 Stück und 
im heurigen Jahre fällt die Ausfuhr wieder auf 
4000 Stück zurück. 

Nun ſtelle ich wieder eine Frage, die ich als 
Nichtfachmann ebenfalls nicht beantworten will, die 
aber ſehr intereſſant iſt. Nachdem im Jahre 1908 
nahezu 100.000 Stück Jungvieh ausgeführt wurden, 
im Jahre 1910 dieſe Ziffer aber kaum 40.000 Stück 
erreichte — wo find die fehlenden 60.000 Stück? 

. (Rufe: In unseren Ställen I) Mit Freude wäre es zu 
begrüßen, wenn man ſagen könnte, dieſe in der 
Statiſtik fehlenden 60.000 Stück ſind im Inlande 
geblieben. Denn daran könnten wir die Hoffnung 
knüpfen, daß es in baldiger Zukunft mit dem Vieh 
beſſer ſtehen wird. ( Zwischenrufe.) Vielleicht werden 
die Herren in dieſem Sinn antworten können. 

Eine Reihe von Tabellen ſtünden mir noch zur 
Verfügung, welche alles das illuſtrieren, aber ich 
werde darauf nicht weiter eingehen. Sie erlauben mir 
aber, darauf zurückzukommen, wie der Fleiſchnot mög⸗ 
lichſt raſch abgeholfen werden kann. 

Was von ſeiten des Herrn Kollegen Dr. 
Schoepfer ſowohl im Teuerungsausſchuſſe als auch 
hier geſagt wurde, es ſei Pflicht jeder rationellen 
Volkswirtſchaft, den Bedarf des Reiches im Inlande 
ſelbſt zu decken, gilt ſowohl für die Induſtrie und das 
Gewerbe (Sehr richtig!), als auch ſelbſtverſtändlich 
für die Landwirtſchaft und es wird kaum einen halb⸗ 
wegs vernünftigen Menſchen geben, der nicht auf dem 
Standpunkt ſteht, daß wir nicht nur unſeren Inlands⸗ 


bedarf ſelbſt decken ſollen, ſondern daß es für den 
Staat das günſtigſte wäre, wenn er nach jeder 
Richtung hin exportieren kann. Das iſt ja ſo klar wie 
nur etwas, denn der nationale Wohlſtand kann ſich 
nur heben, wenn das Geld hereinkommt und nicht, 
wenn es aus dem Lande hinausgeht. 


Abgeſehen davon gibt es aber noch weitere klare 
Geſichtspunkte, von denen aus man die Deckung des 
Viehbedarfes im Inlande für das einzig Richtige 
halten muß. Selbſt der kraſſe Standpunkt des Mili⸗ 
tarismus muß uns ja darauf führen, daß der Staat 
das größte Intereſſe hat, das Vieh nicht vom 
Auslande hereinbringen zu müſſen, denn denken wir 
uns, daß wir einmal in kriegeriſche Verwicklungen 
kämen, ſo würden wir ja vom Auslande kein Vieh 
bekommen. Wenn uns das Inland auch keines liefern 
kann, verehrte Herren, ſo iſt der Sieg um ſo ſchwerer, 
als ausgehungerte Truppen bekanntlich eine ſchlechte 
Armee darſtellen. Alſo anch von dieſem Standpunkte 
iſt die Hebung der heimiſchen Viehzucht zu begrüßen. 
Doch wird leider auch gewiß das verlangte Datum, 
welches die Einfuhr aus Argentinien beſchränken ſoll, 
der 3 1. Dezember 1911, nicht jenes Datum fein, welches 
der außerordentlichen Fleiſchnot für immer ein Ende 
gemacht haben wird. In der ganzen Sachlage handelt 
es ſich hier um einen faktiſchen außerordentlichen Not⸗ 
ſtand großer, breiter Bevölkerungsſchichten und gegen⸗ 
über dieſem Notſtand muß ſchleunige, möglichſt 
ſofortige Abhilfe gebracht werden. Zu dieſer Abhilfe, 
verehrte Herren, ſtrömt alles zuſammen, was ſich 
gegen die Fleiſchnot wehren will, und das einzige 
empfohlene Mittel hierzu iſt die Einfuhr von über⸗ 
ſeeiſchem Fleiſch. Dieſe Anſicht, verehrte Herren, des 
dermalen einzig rationellen Mittels, hat auch ein 
Landtag ausgeſprochen, der gewiß zum größten Teil 
dem bäuerlichen Stande angehört. In dieſem Land⸗ 
tage ſind von 69 Mitgliedern kaum ein Drittel in⸗ 
duſtrielle Vertreter, Städte⸗ und Handelskammer⸗ 
vertreter, zwei Drittel ſind Bauern, Großgrundbeſitzer 
und Juriſten, welche ſich als Agrarier ausgeben. 
(Abgeordneter Luksch: ‚Sich ausgeben“ ist gut! — 
Heiterkeit und Zwischenrufe.) Ich bitte, dieſe Herren 
betragen ſich noch viel agrariſcher als die Landwirte 
ſelber. Sie ſehen alſo ein, daß man dieſem Landtage 
keineswegs vorwerfen kann, irgendwie ſozialdemo⸗ 
kratiſch oder beſonders induſtriell geſinnt zu ſein, er 
entſpricht eben der Zuſammenſetzung und Art des 
Landes als bäuerlicher Landtag. ( Zwischenrufe.) 


Dieſer hat durch einen Berichterſtatter, den auch 
hier im Hauſe befindlichen Kollegen und bäuerlichen 
Abgeordneten Eiſterer, ſelbſt einen Satz aufgenommen 
und die bezüglichen Beſchlüſſe einſtimmig ohne Debatte 
genehmigt, wo es heißt (liest): a 

„Ferner iſt die begonnene Einfuhr von argenti⸗ 
niſchem Fleiſch unbehindert“ — ich bitte das Wort zu 
unterſtreichen — „in einer dem tatſächlichen Bedarfe 
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entſprechenden Menge zu geſtatten, welche geeignet iſt, 
dem derzeit vorhandenen Fleiſchmangel abzuhelfen, 
jedoch nur inſolange, bis die einheimiſche Vieh⸗ 
produktion den Bedarf im Inlande ſelbſtändig zu 
decken imſtande iſt. 


Im Falle des Anhaltens der gegenwärtigen 
Fleiſchpreiſe, beziehungsweiſe der weiteren Steigerung 
derſelben, wird die Regierung aufgefordert, inſolange 
die drückende Fleiſchnot nicht tatſächlich behoben iſt, 
zur Verbilligung des überſeeiſchen Fleiſches die zoll⸗ 
freie Einfuhr“ — bitte das auch zu unterſtreichen — 
„desſelben anzuſtreben und der Aufſtellung der erfor⸗ 
derlichen Grantien, daß dadurch die erzielte Ver ; 
billigung nicht dem Zwiſchenhandel, ſondern der kon⸗ 
ſumierenden Bevölkerung zugute kommt.“ 


Wie geſagt, war der Antragſteller im oberöſter⸗ 
reichiſchen Landtage ſelbſt ein Bauer und Reichsrats⸗ 
abgeordneter, er ſitzt hier in der dritten Bank. 
¶ Zwiselienrufe.) 


Nun ſehen Sie, verehrte Heren, Sie können uns 
nicht direkt einer einſeitigen Bevorzugung oder einer 
einfeitigen Vertretung unſerer Städte und Snduftrial- 
orte bezichtigen. Zum Ruhme des oberöſterreichiſchen 
Landtages ſei hier geſagt, daß ſämtliche Abgeordneten 
ohne Unterſchied, welcher Intereſſen vertretung fie an⸗ 
gehören, in dieſem Kompromißantrage einig waren. 
Nicht verſchwiegen ſei die Bemerkung — und es ſteht 
auch in meinem Antrage, ich werde ja noch auf die 
einzelnen Punkte kommen —, die ſtädtiſchen und In⸗ 
duſtrialvertreter find gewiß nicht jene uneinfichtigen 
Leute, welche der Landwirtſchaft in irgendeiner Weiſe 
ſchädigend entgegentreten wollen. Verehrte Herren! 
Wir verkennen keineswegs, daß die Landwirtſchaft als 
ſolche die beſte Abnehmerin unſerer gewerblichen und 
induſtriellen Produkte bleibt, daß, wenn die Land⸗ 
wirtſchaft imſtande iſt, ſich zu entwickeln und zu ent⸗ 
falten, ſie auch eine Konſumentin für das Gewerbe 
und die Induſtrie darſtellt, wir verſtehen vollkommen, 
der Ruin der Landwirtſchaft würde auch dann, wenn 
wir das argentiniſche Fleiſch erhalten würden, ſpäter⸗ 
hin die Fleiſchpreiſe noch mehr in die Höhe treiben; 
aber, verehrte Herren von der agrariſchen Seite, Sie 
müſſen auch erkennen — und der oberöſterreichiſche 
Landtag hat es auch eingeſehen —, daß es unbedingt 
notwendig iſt, der jetzt herrſchenden Fleiſchteuerung 
mit den möglichſten Mitteln entgegenzutreten. Das 
vorläufig mögliche Mittel bleibt die Einfuhr des argen⸗ 
tiniſchen Fleiſches. 

Nun geſtatten Sie mir, meine Herren, über das 
argentiniſche Fleiſch und über die Art der Einführung 
des Fleiſches einige Worte zu jagen. Der Teuerungs⸗ 
ausſchuß hat heute mit 21 gegen 15 Stimmen 
beſchloſſen, das argentiniſche Fleiſch ſei einzu⸗ 
führen. Der zweite Beſchluß des Teuerungsaus⸗ 
ſchuſſes geht dahin, dieſe Einfuhr ſei bis zum 
31. Dezember des nächſten Jahres zu beſchränken. 


Damit iſt aber die Möglichkeit der Abhilfe durch 
Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches außerordentlich 
beſchränkt. Denn wer wird denn Kühlſchiffe, Kühl⸗ 
häuſer bauen, Kühlwaggons beſchaffen, wenn er nur 
bis zum 31. Dezember 1911 die unter großen Koſten 
hergeſtellten Einrichtungen benutzen können ſoll. 
(Sehr richtiy!) Wird ſich jemand finden, der das 
notwendige Geld beiſtellt? Wird der Staat die von 
ihm verlangten Mittel und Einrichtungen beſchaffen? 
Kein Menſch wird glauben, daß bis zum Jänner viel⸗ 
leicht alles ſchon fertig ſein kann. Ein Jahr kann es 
dauern, bevor die Einrichtungen fertig ſind und im 
Jänner des übernächſten Jahres, 1912, ſoll die Sache 
aus ſein. Verträge zu ſchließen, um dieſes Fleiſch ein⸗ 
zuführen, wird kaum möglich ſein. Freilich ſagt der 
Antragſteller: Ja, wenn es noch das nächſte Jahr not⸗ 
wendig fein ſollte, fo können wir iin Dezember 1911 
wieder eine Verlängerung beſchlicßen. Ja, meine 
Herren, das find Proviſorien, die bedenklicher und 
unſicherer Natur find. Der Antrag wurde im Teue⸗ 
rungsausſchuſſe angenommen. Ich weiß nicht, was 
hier im Hauſe geſchehen wird. Er widerſpricht aber 
dem Antrage des oberöſterreich ſchen Landtages, 
welcher die unbehinderte Einfuhr für die Dauer der 
Not vorſchreibt. 

Eine weitere Debatte hat ſich über den Fleiſch⸗ 
zoll entſponnen. Dieſe Zollfrage ift freilich eine außer⸗ 
ordentlich ſchwierige Frage. Das gebe ich zu. Aber auf 
das Kilogramm argentiniſchen Fleiſches entfällt bekannt⸗ 
lich ein Zoll von 30 h. Dieſer Zoll von 30 J macht 
das argentiniſche Fleiſch ſo teuer, daß die Spannung 
zwiſchen dent einheimiſchen und dem argentiniſchen 
Fleiſch in Wien eine ſo geringfügige wird, daß eigent⸗ 
lich die Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches kaum 
maßgebend fein kann für irgendeine Preisbildung des 
Fleiſches. Sollte das argentiniſche Fleiſch auch gleich 
gut ſein wie unſer einheimiſches Fleiſch, ſo wird die 
Verbilligung um 10 h ſelbſt für die Haupt- und 
Refidenzſtadt Wien nicht viel bedeuten. Was ſollen 
aber wir draußen in den kleineren Städten machen, 
welche noch den Transport ab Wien zu zahlen haben 
auf den noch nicht vorhandenen Kühlwaggons bis zu 
uns hinaus? In den von uns vertretenen kleineren 
Städten und Märkten wird ja das argentiniſche Fleiſch 
dann vielleicht teurer zu ſtehen kommen als das ein⸗ 
heimiſche Fleiſch. (Schr richtig!) Ich bitte, ich habe 
ja den Antrag geſtellt, es ſoll die Regierung ermög⸗ 
lichen, daß auch dieſe Städte mit Fleiſch verſorgt 
werden, und zwar mit billigem argentiniſchen 
Fleiſch. 

Die Herren Agrarier kommen zur Gchluß- 
folgerung, es hat deshalb die Einfuhr des argenti- 
niſchen Fleiſches ſelbſt vom Konſumentenſtandpunkt 
aus nur einen geringen Wert. Ja, deshalb verlangen 
wir wenigſtens bezüglich des Zolles entweder Zollfrei⸗ 
heit oder Zollermäßigung. Nun weiß ich aber ſehr 
genau und jeder Parlamentarier wird es wiſſen, daß 
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eine derartige Ermäßigung oder Aufhebung des 
Zolles ſchwierig iſt, ſchwierig ſchon mit Rückſicht auf 
unſer Verhältnis mit Ungarn (Sehr richtig!), denn 
was die Aufhebung des Zolles betrifft, ſo geſtehe ich 
ja zu, daß Ungarn da dreinzureden hat, weil der Zoll 
etwas Genieinſames iſt, während ich aber nicht auf 
dem Standpunkt ſtehe, die öſterreichiſche Regierung 
habe die ungariſche Regierung fragen müſſen, ob über⸗ 
haupt Fleiſch eingeführt werden dürfe und unter welchen 
Umſtänden. Ich glaube, da hat die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung etwas getan, was ſie in der Zukunft kaum erfreuen 
wird. Abgeſehen davon, daß wir dadurch in der Ver⸗ 
ſorgung der Konſumenten abhängig wurden, hat die 
öſterreichiſche Regierung damit ein Präjudiz ge⸗ 
ſchaffen, das vielleicht in kommenden Jahren zu den 
allerbedenklichſten Folgerungen führen wird. Denn ein 
Fleiſch, welches bei 6—7 Grad eingekühlt wurde, 
vollſtändig gefroren iſt, ein derartiges Fleiſch kaun, 
wenn es ſofort nach dem Auftauen genoſſen wird, 
nicht ſchädlich ſein; denn durch hohe Kältegrade wird 
wohl alles Bakterienartige und werden wohl auch die 
Bazillen in dieſem Fleiſche vernichtet worden ſein. 
(Abgeordneter Lu s ch: Darüber reden die Fachleute 
anders!) Darüber läßt ſich ja ſtreiten, aber da können 
nur Experimente Aufſchluß geben; ich meine jedoch, 
daß die Gefahr keine große ſein kann. 


Meine Herren, die Einfuhr des argentiniſchen 
Fleiſches kann nur dann einen beſonderen Erfolg 
haben, wenn jene Forderungen, die wir geſtellt haben, 
erfüllt werden, nämlich: unbeſchränkte Einfuhr, 
mindeſtens zollermäßigte Einfuhr, Transportermäßi⸗ 
gungen und raſcheſte Schaffung von Einrichtungen, 
welche überhaupt dieſen Transport durchführbar 
machen. Denn mit dieſer Teuerung kann es nicht 
weiter gehen. 

Noch eine Frage, die ich heute ſchon habe 
anklingen laſſen, muß hier bei der Teuerung erörtert 
werden, das iſt die Frage des Ausfuhrverhotes. Dieſe 
Frage wurde ja auch in zahlreichen Verſammlungs⸗ 
reden, Entſchließungen uſw. beſprochen und es wurde 
geſagt, daß in der Frage des Ausfuhrverbotes der 
8 1 des Zoll⸗ und Handelsvertrages mit Deutſchland 
uns ein für allemal, ſolange dieſer Vertrag beiteht, 
nämlich bis zum Jahre 1917, entgegenſteht. Und 
nun finde ich in der heutigen Rede des Herrn Handels⸗ 
miuiſters eine Äußerung, in der doch zugegeben wird, 
daß ein derartiges Ausfuhrverbot möglich iſt. Seine 
Exzellenz ſagt in einer Erwiderung, welche er dem 
Herrn Abgeordneten Glöckel gab, der in ſeiner Rede 
gefragt hatte, ob die Studienreiſe zur Erholung 
oder die Erholungsreiſe zu Studien diente, folgendes 
(liest) : 


„Die drei Wiener Vizebürgermeiſter haben miv 
nicht telegraphiert: Herein mit dem argentiniſchen 
Fleiſch! ſondern ſie haben telegraphiert, ich ſolle ein 
Viehausfuhrverbot erlaſſen. Nun iſt ein Viehausfuhr⸗ 


verbot unter Umſtänden, unter gewiſſen Voraus- 
ſetzungen nach den W Handelsverträgen ja 
möglich.“ 


Damit hat Seine Exzellenz der Herr Handels⸗ 
miniſter etwas zugeſtanden, was vielfach direkt abge⸗ 
leugnet wurde. Unter beſonderen Umſtäuden beſteht 
alſo die Möglichkeit, ein ſolches Verbot zu erlaſſen. 
Tatſächlich find ja ſolche Verbote bei anderen Gelegen⸗ 
heiten ſchon erlaſſen worden, zum Beiſpiel bezüglich 
der Futtermittel. 


Als im Jahre 1904 in Oberöſterreich die große 
Dürre war, wurde ein ſolches Futtermittelausfuhr⸗ 
verbot erlaſſen. Ein ſolches Futtermittelausfuhrverbot 
iſt für die Vermehrung und Hebung -unferes Vieh- 
ſtandes gewiß von außergewöhnlicher Bedeutung und 
da kommen wir auf jenes Thema, welches in den agra⸗ 
riſchen Parteien — man muß jetzt ſchon von zwei 
agrariſchen Parteien ſprechen — zu großen Diffe- 
renzen und Widerſprüchen geführt hat, welche Wider ⸗ 
ſprüche in den zwei Worten „Körndlbauer“ und „Vieh⸗ 
züchter“ ihren Ausdruck finden. ( Zwischenrufe.) Die 
Richtung des neugegründeten Wirtſchaftsvereines für 
Otterreich i in Graz will ja zur Hebung der Viehzucht 
in der Frage der Futtermittelbeſchaffung beſondere Er⸗ 
leichterungen eintreten laſſen. Das erſte, was das Vieh 
braucht, ift das Futter; ohne Futter kein Vieh und 
wenn Sie das Vieh ſeiner Exiſtenzbedingungen be⸗ 
rauben, fo iſt natürlich auch die Viehzucht nicht mög⸗ 
lich. Deshalb wird eine Erleichterung der Einfuhr von 
Futtermitteln oder ein Ausfuhrverbot der Futtermittel 
unter beſonderen Umſtänden notwendig ſein. (Adge- 
ordneter Krützner: Wer wird denn das Vieh 
füttern?) Die Futtermittelfrage führt mich zu einer 
weiteren Betrachtung, wobei mir wohl das ganze 
Haus zuſtimmen wird: Ohne Weidegründe keine Vieh⸗ 
zucht! (So ist es!) Mit jeder Verminderung der 
Weidegründe wird auch der Viehzucht ein ſchwerer 
Schlag verſetzt. (Sehr richtig!) Leider muß man in 
meinem Heimatlande Oberöſterreich und in den be⸗ 
nachbarten Kronländern Salzburg, Steiermark, Nieder ⸗ 
öſterreich und anch in Kärnten die Beobachtung 
machen und ſehen, wie ausgezeichnete Weidegründe 
dem Viehzüchter verloren gehen. Die Weidegründe 
werden aufgekauft, Tauſende und Tauſende von Jochen 
beſten Almbodens verſchwinden und es verſchwinden 
damit nicht nur die einſtigen Beſitzer der Almen und 
der im Tale liegenden Bauerngüter, es verſchwinden da⸗ 
mit natürlich auch ganze Viehherdenbeſtände und wir 
gehen jetzt in dieſen Gegenden einem der Volkswirtſchaft 
und der Kultur nicht zuträglichen Stadium entgegen. 
¶ Lebhafte Zustimmung.) Während vor tauſend Jahren 
unfere germaniſchen Vorfahren die Wälder ausrodeten, 
Getreide geſät und gebaut, Vieh gezüchtet und den 
Boden urbar gemacht haben, geſchieht jetzt das Gegen⸗ 
teil. ( Zustimmung.) Dadurch wird eine fo ſchwere 
Schädigung hervorgerufen, welche ſich dermalen ziffer ⸗ 
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mäßig gar nicht feſtſtellen läßt. Schade, daß nach 
dieſer Richtung hin unſere Statiſtik vollſtändig ver⸗ 
ſagt. Es wäre ſehr intereſſant zu wiſſen, wieviel der⸗ 
artige Almen im Laufe der letzten 50 Jahre in Ober⸗ 
öſterreich und anderen Kronländern verloren gegangen 
ſind, wieviel Stück Vieh nicht mehr aufgetrieben 
werden und wie dadurch die Hebung des Viehſtandes 
einer Verminderung platzgemacht hat. Deshalb ver- 
langen wir, daß endlich einmal eine derartige Rege⸗ 
lung des An- und Verkaufes der Almwirtſchaften ein⸗ 
tritt. Schon machen ſich ja in einzelnen Ländern recht 
dankenswerte Beſtrebungen, wenn auch nur im kleinen, 
geltend. So iſt das Land Oberöſterreich beſtrebt, 
Muſterweiden einzurichten und nach und nach Gelder 
zu dem Zwecke herzugeben, um einer wohl nicht auf 
der höchſten Stufe ſtehenden Almwirtſchaft eutgegen⸗ 
zukommen. Tatſächlich werden auch viele Almen 
mit der Zeit von den Beſitzern, die Vieh auftreiben, 
verwahrloſt. Wer ſelbſt Bergſteiger iſt und in 
die Alpen kommt, muß wohl bedauern, wenn er dieſe 
Almen betrachtet, wie der Germer wuchert, wie das 
Farnkraut ſich breit macht, wie dieſe Pflanzen einfach 
fortwachſen, wie wenig Steine ausgeklaubt werden, 
wie ſelbſt dieſer niedere Strauchwuchs, das gefähr⸗ 
lichſte für den Almboden, nicht ausgeriſſen wird und 
wie auf dieſe Art und Weiſe der Almboden zugrunde 
geht. Hier einzugreifen ſeitens des Landes, hier ein⸗ 
zugreifen ſeitens des Staates und mit großen Hilfs⸗ 
mitteln dieſen Boden — ich möchte ſagen — wieder 
für die Almwirtſchaft neu zu beleben, wäre eine 
dankenswerte Aufgabe. Wenn von dieſen 6 Millionen, 
welche jährlich der Viehverwertungszentrale gegeben 
werden, oder von anderen ſtaatlichen Subventionen 
und von Subventionen der Länder ausgiebigſt Ge⸗ 
brauch gemacht wird, ſo ſind auch wir, die wir die 
unbeſchränkte Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches ver⸗ 
treten, ſehr gerne bereit, auch mitzutun und mitzu⸗ 
ſtimmen und hierfür Geld zu bewilligen. Nur muß 
dieſes Geld auch nutzbringend angelegt werden und es 
darf mit dieſem Gelde nicht wieder ein großer Ver⸗ 
waltungskörper geſchaffen werden, und ſo vielleicht ein 
oder zwei Drittel des Geldes hierfür ausgegeben werden, 
während für die wirkliche Arbeit wenig geſchieht. 
¶ Zwischenruf seitens des Abgeordneten Krützner.) 
Ich bitte, Herr Kollege werden wohl geſtatten, eine 
Meinung darüber zu haben und ſelbe hier zum Aus- 
drucke zu bringen. Wir wünſchen alſo, daß das argen⸗ 
tiniſche Fleiſch wirklich preismildernd wirkt. Wenn die 
Gegner teilweiſe Widerſtand gegen die Art und Weiſe 
leiſten, fo finde ich dies begreiflich, aber alle mitein⸗ 
ander ſollen wir doch auf dem Standpunkt ſtehen: 
Laſſen wir das argentiniſche Fleiſch herein! 

Von den Gegnern dieſer Einfuhr wird behauptet, 
das argentiniſche Fleiſch ſei zum Teile nicht ſo gut 
genießbar. Was ſchadet dann das argentiniſche Fleiſch 
den Landwirten? In dieſem Falle wird es dieſelbe 
Wirkung haben, wie die geſchilderte Seefiſcheinfuhr. 


Wenn es nicht genießbar oder ſchlecht oder zu teuer 
iſt, wird es von ſelbſt wieder verſchwinden, laſſen Sie 
es doch die Leute probieren. Gehen wir ans dem 
Theoretiſieren hinaus! Sie werden ja ſehen, ob es 
Nutzen bringt oder nicht. Nur möge man das über⸗ 
ſeeiſche Fleiſch nicht unter Umſtänden hereinlaſſen, daß 
durch Beſchränkungen aller Art überhaupt jeder Effekt 
dieſer Einfuhr von vornherein ausgeſchloſſen iſt. 
Deshalb ſtimmen wir für die möglichſten Erleich⸗ 
terungen. 

In dem Antrage, den die Städtevertreter geſtellt 
haben, ſind ja noch Forderungen enthalten, welche ja 
ſelbſt von Seiner Exzellenz dem Herrn Handelsminiſter 
heute als erfüllbar hingeſtellt wurden; das iſt ins⸗ 
beſondere eine Erhöhung der aus den Balkanſtaaten 
einzuführenden Kontingente. Wir wiſſen ja, daß aus 
Rumänien ohnehin kaum etwas zu holen iſt. Durch 
den Zollkrieg und durch den vorletzten rumäniſchen 
Handelsvertrag iſt ja die rumäniſche Viehzucht ver⸗ 
nichtet worden und zugleich wurde unſer Export nach 
Rumänien vollfändig ruiniert. 

Wir haben infolgedeſſen nach zwei Richtungen 
hin einen Schaden erlitten: wir konnten nichts ex⸗ 
portieren und bekamen kein Vieh. Wir leiden alſo 
ſchon an dem Niedergange der Vieheinfuhr. Noch eine 
Möglichkeit haben wir: Die Fleiſcheinfuhr, wenigſtens 
aus Serbien Vieh und insbeſondere der Schweine. 
Deshalb wollen wir eine Erhöhung des aus Serbien 
einzuführenden Kontingentes, wobei wir natürlich noch 
die gleichwertige Abſicht haben, durch dieſe Erlaubnis 
der Einfuhr eines höheren Kontingents unſerer In⸗ 
duſtrie dort wieder einen Abſatzboden zu bringen, den 
fie verloren hat. Die Vertreter der Städte müſſen das 
anſtreben. (Abgeordneter Luk sch: Obwohl man im 
vorhinein weiß, daß das nicht eintreſ en wird!) 


Wenn Seine Exzellenz der Herr Handelsminiſter 
ſogar erklärt, er werde dieſem Verlangen fördernd 
gegenüberſtehen, ſo können Sie uns, die wir zumindeſt 
ebenſo für unſere Städte und Induſtrialorte ſind wie 
Seine Exzellenz der Herr Handelsminiſter, der ohne⸗ 
hin die weiteſtgehenden Rückſichten auf ſeinen Kollegen 
den Herrn Ackerbauminiſter nimmt (Gelächter), doch 
das zugeſtehen. ( Zustün mung.) 

Der Herr Handelsminiſter hat ja heute ſogar im 
Namen des Herrn Ackerbauminiſters geſprochen. (Er- 
neuerte Zwischenrufe!) Ich begreife nicht, daß die 
Herren Kollegen aus demſelben Verbande, welche der 
agrariſchen Richtung angehören, ſich ſo lebhaft in 
Gegenreden betätigen. Die Herren haben ja Gelegen⸗ 
heit, ſpäter zu ſprechen. Sie bringen mich ja ohnehin 
nicht aus meiner Faſſung. Wozu halten Sie mich dann 
auf? (Ruf: Wir sind ohnedies cinig!) Wir wünſchen 
nichts anderes, als daß wir ſo einig ſind wie die 
Herren im oberöſterreichiſchen Landtage; nur müſſen 
Sie uns eben auch ein bißchen nachgeben, ſo wie es in 
dieſem Landtage der Fall war. 
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Dieſe Fragen, meine Herren, find die Kardinal⸗ 
fragen, welche wir zu ſtellen haben: überſeeiſches 
Fleiſch, Erhöhung der Kontingente aus den Balkan⸗ 
ſtaaten, möglichſte Verbilligung der Futtermittel für 
das Vieh. 

Was die tarifariſchen Begünſtigungen anbelangt, 
ſo ſind dieſe für uns, die wir an der Peripherie des 
Reiches wohnen, außerordentlich zweifelhafter Natur. 
Ich habe ſchon erwähnt, daß ein Redner, obwohl er 
dieſe tarifariſchen Begünſtigungen verlangt hat, doch 
betont hat, das Vieh in Galizien ſei, als die Tarife 
nach Wien ermäßigt wurden, fofort teurer geworden. 
Dasſelbe gilt für uns in Oberöſterreich. Wer kleinere 
Orte, die weit vom Zentrum der Reichshauptſtadt 
Wien liegen, vertritt, wird es ſchon bei der Milch und 
bei der Butter erfahren haben, wie teuer dieſe Artikel 
durch die Ermäßigung der Tarife nach Wien werden. 
Im Teuerungsausſchuſſe hat ein Herr beantragt, das 
200-Kilometer⸗Einheitstarifſyſten für Milch und 
Butter einzuführen. Von Wien reicht dieſes 200⸗Kilo⸗ 
meter⸗Syſtem weit über Linz hinaus, es reicht auch 
über Budweis hinaus. Stellen Sie ſich vor, die ganze 
Milch und Butter kommt in die Neichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien und wir am Sitze der Erzeugung 
bekommen entweder gar nichts oder das Schlechtere zu 
teuren Preiſen. (Abgeordneter Luksch: Also unter 
den Konsumenten ist auch keine Einigung, Sie sind ja 
der städtische Pantz! — Heiterkeit.) Deshalb müſſen 
wir ſolche tarifariſche Fragen vorſichtig behandeln und 
ich ſage, daß unſere Begeiſterung für dieſe tarifariſchen 
Fragen, welche nur darauf abzielen, Wien mit billigen 
Nahrungsmitteln zu verſehen und uns dabei zu ſchädi⸗ 
gen, keine große ſein kann. Anders iſt es, wenn es ſich 
darum handelt, von Trieſt überſeeiſches Fleiſch nach 
Wien zu bringen, weil wir an dieſer Tarifermäßigung 
auch beteiligt ſind. Hier ſind wir natürlich lebhaft 
intereſſiert. Wir Städte- und Märktevertreter wünſchen, 
man möge allen Jutereſſen gerecht werden, auch jenen 
der von uns vertretenen Bevölkerung. 

Sie entſchuldigen, meine Herren, daß ich mir 
jetzt ſchon erlaubt habe, den Dringlichkeitsantrag, 
welchen ich im Auftrage der Städte- und Induſtrial⸗ 
orteabgeordneten unſeres Verbandes eingebracht habe, 
heute ſchon zu begründen, und ich kann nur mit dem 
Wunſche ſchließen: Möge die ſofortige Linderung der 
Fleiſch⸗ und Viehnot durch die geplanten Maßregeln 
eintreten; mögen alle jene Faktoren, welche berufen 
ſind, dieſer Not abzuhelfen, ihr Beſtes tun; mögen ſie 
nicht daran gehindert werden; möge aber auch in nicht 
ferner Zeit die einheimiſche Viehzucht den Bedarf im 
Inland vollſtändig decken. Was wir von unſerer Seite 
dazu beitragen können, werden wir. gewiß kun. (Leb- 
hafter Beifall.) 


Vizepräſident Pernerſtorfer: Ich breche nun⸗ 
mehr die Verhandlung ab. Wir kommen zur Verhand- 
lung des Dringlichkeitsantrages der Herren Abge⸗ 


ordneten Pacher, Dr. v. Hofmann, Waſtian und 
Genoſſen, betreffend die Regelung des Standes 
der Poſtoffizianten. 

Zur Begründung der Dringlichkeit erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Pacher das Wort. 


Abgeordneter Pacher: Ich habe mir das Wort 
erbeten zur Begründung eines Dringlichkeitsantrages, 
den ich im Mai dieſes Jahres eingebracht habe und 
der endlich eine gründliche Regelung der Verhältniſſe 
des Standes der Poſtoffizianten verlangt. Es iſt dies 
eine Augelegenheit, welche wirklich die Lebens⸗ 
intereſſen vieler Tauſender von Angeſtellten der Poſt⸗ 
verwaltung berührt und die mir in einem Zeitraum 
von 5 Minuten, die mir juſt noch bis zum Augen⸗ 
blick, wo ein Ausſchuß beginnen ſoll, zur Verfügung 
ſtehen, zu begründen unmöglich und der Sache nicht 
würdig erſcheint. 

Ich bitte daher das hohe Präſtdiun, mir zu 
geftatten, daß ich meinen Dringlichkeitsantraͤg in der 
morgigen Sitzung begründe. 


Vizepräſident Pernerſtorfer: Herr Abgeord⸗ 
neter Pacher ſtellt das. Anſuchen, die Begründung 
ſeines Dringlichkeitsantrages in der nächſten Sitzung 
fortſetzen zu dürfen. Ich nehme keinen Anſtand, mit 
Rückſicht auf die vorgerückte Stunde und weil ein 
wichtiger Ansſchuß zuſammentreten ſoll, dem Wunſche 
des Herrn Antragſtellers zu willfahren. 

Ich ſchreite nunmehr zum Schluſſe 
Sitzung. 5 

Ich erſuche, die Stimmzettel für die an Stelle 
des Herrn Abgeordneten Simionovici vorzu⸗ 
nehmende Erſatzwahl eines Mitgliedes in den 
Budgetausſchuß abzugeben. 

Ich bitte, die Stimmzettel abzugeben. (Nach 
Abgabe der Stimmettel:) Die Stimmenabgabe iſt 
geſchloſſen, das Skrutinium wird ſofort vorgenommen 
_ und das Ergebnis noch heute bekanntgegeben 
werden. 


Eingelaufen ſind Dringlichkeitsanträge in 
Notſtandsſach en. Ich bitte um deren Verleſung. 


Schriftführer Dr. Bugatto (liest) : 

„Dringlichkeitsantrag des Abgeordneten 
Dr. Waldner und Genoſſen, betreffend Be⸗ 
hebung des Notſtandes in 16 Gemeinden des 
politiſchen Bezirkes Hermagor infolge Ver: 
nichtung der Ernte durch Hagelſchlag. 

In 16 Gemeinden des politiſchen Bezirkes 
Hermagor in Kärnten und in einem Teile der Ge⸗ 
meinde Emmersdorf des politiſchen Bezirkes Villach 
wurde die Getreide⸗ und Kartoffelernte durch Hagel⸗ 
ſchlag völlig vernichtet und iſt dadurch und bei der 
notoriſchen Armut aller betroffenen Gemeinden ein 
Notſtand eingetreten, der durch Gewährung einer 


der 
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„Petition der Bedienſteten und Arbeiter der 
fürſtlich Schwarzenbergſcheu Betriebe in Krumau, 
Schwarzbach und Plawnitz um Aufrechterhaltung der 
bisher beſtehenden Sonderinſtitute für die Unfall⸗ 
verſicherung (überreicht durch Abgeordneten Dr. 
Nitsche).” 


„Petition der Genoſſenſchaft der Kaufleute in 
Iglau um Erlaſſung eines Hauſiergeſetzes (überreicht 
durch Abgeordneten Dr. Groß).” 

„Petition der Stadtgemeinde Budin und 32 
anderer, betreffend Sanierung der Landesfinanzen des 
Königreiches Böhmen (überreicht durch Abgeordneten 
MasSata).” 


„Petition der Gemeinden und Korporationen der 
Bezirke Tetſch, Mähriſch Budwitz, Trebitſch und Neu⸗ 
haus, betreffend den Bau der Eiſenbahntraſſe Neu- 
haus — Studena — Mrakotin — Tetſch — Altreich — 
Schelletau—Mähriſch Budwitz und der Flügelbahn 
Schelletau — Pröding —Trebitſch (überreicht durch 
Abgeordneten Stanclt).“ 


Prüſident: Zu dieſer Petition hat ſich der Herr 
Abgeordnete Stanék zum Worte gemeldet; ich erteile 
ihm das Wort. 


Abgeordneter Stankk: Ich beantrage wegen 
der Wichtigkeit dieſer Petition ihren Beidruck 
zum ſtenographiſchen Protokolle der heutigen 
Sitzung. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Stanet 
beantragt den Beidruck der von ihm überreichten 
Petition zum ſtenographiſchen Protokolle; ich bitte 
diejenigen Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, ſich 
zu erheben. ( Geschieht.) Der Antrag ift ange 
nommen. (Anhang Il, 1/P.) 


Schriftführer Zeiner (liest): 

„Petition des Bezirksausſchuſſes in Königſaal 
um Inkamerierung der Straßenverbindung zwiſchen 
Pribram und Beneſchau (überreicht durch Abgeord- 
neten Dr. Zahradni k).“ 


„Petition des Bezirksausſchuſſes Eule in der⸗ 
ſelben Angelegenheit (überreicht durch Abgeordneten 
Dr. Zahradnik).“ 


Präſident: Zu dieſen beiden Petitionen erteile 
ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Zahradnik das 
Wort. 


Abgeordneter Dr. Zahradnik: Mit Rückſicht 
auf die große wirtſchaftliche Bedeutung der beiden 
Petitionen beantrage ich ihren vollinhaltlichen 
Beidruck zu dem ſtenographiſchen Protokolle 
der heutigen Sitzung. 


Präſtdent: Der Herr Abgeordnete Dr. Za⸗ 
hradnik beantragt, die von ihm überreichten Petitionen 
vollinhaltlich dem ſtenographiſchen Protokolle beizu⸗ 
drucken. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſem An⸗ 
trage zuſtimmen, ſich zu erheben. (Geschiekt.) Der 
Antrag iſt angenommen. (Anheng II, 2 und 3/P.) 


Durch das Ableben des Herrn Abgeordneten 
Dr. Gabel iſt je ein Mandat im Gewerbe- und im 
Sozialverſicherungsausſchuſſe zur Erledigung 
gelangt. 

Mit Zuſtimmung des hohen Hanjes werde ich 
die erforderlichen Erſawahlen ſofort vornehmen 
laſſen und erſuche die Herren, die Stimmzettel abzu- 
geben. (Nach Abgabe der Stimmzettel:) Die Stimmen⸗ 
abgabe iſt geſchloſſen, das Skrutinium wird im Laufe 
der Sitzung vorgenommen. 


Geſtern am Schluſſe der Sitzung hat ſich der 
Abgeordnete Stanef an den Obmann des Notſtands⸗ 
ausſchuſſes mit einer Anfrage gewendet. Ich 
erteile nunmehr dem Obmannſtellvertreter des 
Ausſchuſſes Herrn Abgeordneten Ritter v. Moyſa 
zur Beantwortung dieſer Anfrage das Wort. 


Abgeordneter Ritter v. Moyſa: Am Schluſſe 
der geſtrigen Sitzung hat der Herr Abgeordnete 
Stanek an den Obmann des Notſtandsausſchuſſes 
die Anfrage gerichtet, wann der Notſtandsausſchuß 
einberufen und ob das in der nächſten Zeit geſchehen 
wird. Da der Obmann des Ausſchuſſes geſtorben iſt, 
erlaube ich mir als Obmannſtellvertreter die Antwort 
zu geben, daß ich geſonnen bin, am nächſten Dienstag 
um 10 Uhr früh den Notſtandsausſchuß zu einer 
Sitzung einzubernfen und auf ihre Tagesordnung 
als erſten Punkt die Wahl des Obmannes und als 
nächſten Punkt die Verhandlung der Notſtands⸗ 
angelegenheiten, deren ſo viele im Hauſe bereits vor⸗ 
liegen, zu ſetzen. (Bravo!) 


Prüfident: Mit der Verhandlung der vor⸗ 
liegenden Dringlichkeitsanträge werden wir im 
Laufe der Sitzung fortfahren. 


Jetzt treten wir in die Tagesordnung ein: 
Fortſetzung der Verhandlung über den Bericht 
des Teuerungsausſchuſſes, betreffend die 
Vergebung von öffentlichen Arbeiten (874 
der Beilagen) und über den Bericht desſelben 
Ausſchuſſes, betreffend die Schaffung eines 
Wohnungsfürſorgefonds (921 der Beilagen). 


Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete Fres!; 
ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Fres! (beginnt seine Rede in 
böhmischer Sprache. — Lebhafte Unruhe). 
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Präſident: Ich bitte, meine Herren, um Ruhe, 
der Herr Abgeordnete kann ſich nicht vernehmlich 
machen. Ich muß Sie bitten, die Konverſation nicht 
hier im Saale zu pflegen. Es iſt ein Redner am Wort 
und er hat das Recht anf Ruhe im Haufe. (Beifall. 
Unterbrechungen seitens des Abgeordneten 
v. Stransky.) Ich bitte, Herr Abgeordneter 
v. Stransky, Sie können ſich ja ſpäter zum Worte 
melden. 


Abgeordneter Fresl (spricht böhmisch. — Leb- 
hafte Unruhe und Unterbrechungen). 


Präſident: Ich muß die Herren nochmals 
ernſtlich bitten, hier im Haufe keine Konverſation zu 
führen. Der Herr Abgeordnete Fresl ift am Wort 
und hat das Recht, daß ſeine Rede vernommen wird. 


(Beifall.) 


Abgeordneter Fresl (setzt seine Nede in böh- 
mischer.Sprache fort und schließt): 


Das hohe Haus wolle beſchließen: 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
alle Anträge und Maßuahmen, welche vom 
Teuerungsausſchuſſe oder Abgeordnetenhauſe 
angenommen worden find, auf die Verhinde⸗ 
rung der allgemeinen Teuerung abzielen und 
die Verbilligung der Wohnungen für die un⸗ 
bemittelten Klaſſen und die ſoziale Fürſorge 
bei Vergebung der öffentlichen Arbeiten im 
Auge haben, ſo ſchnell als notwendig durch⸗ 
zuführen.“ (Lebhafter Beifall un Hände- 
klatschen.) 


Vizepräſident Dr. Ritter v. Starzynski: Bevor 
ich dem nächſten Herrn Redner das Wort erteile, muß 
ich noch bezüglich mehrerer Reſolutionen die Unter- 
ſtützungsfrage ſtellen, zunächſt bezüglich der Reſo⸗ 
lution des Herrn Abgeordneten Spadef (liest): 

„Ad $ 1 des vorliegenden Geſetzentwurfes wolle 
das hohe Haus beſchließen: 

„„Als Zubehör der Kleinwohnungen auf 
dem Lande ſind auch die nötigen Wirtſchafts⸗ 
gebäude und ein Grundftück im höchſten Aus⸗ 
maße von 1 Hektar zu betrachten.““ 


Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſe Reſo⸗ 
lution unterſtützen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben. (Geschieht.) Die Reſolution iſt unterſtützt 
und ſteht in Verhandlung. 


Der Herr Abgeordnete Spa kek hat weiters noch 
folgende Reſolution überreicht (lest): 
„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
auch Kleingewerbetreibenden außer einer 
Wohnung mit zwei Zimmern auch eine Werk⸗ 


ſtätte mit einem Kabinette für einen oder 
zwei Gehilfen aus dem Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds Unterſtützungen zu gewähren. Der jähr⸗ 
liche Betrag fol mit 10 Millionen Kronen 
feſtgeſetzt werden für den Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds, um aus dieſem Betrage einen ent: 
ſprecheuden Anteil für Kleingewerbe treibende 
zu widmen.“ 


Diejenigen Herren, welche dieſe Reſolution 
unterſtützen wollen, mögen fi von ihren Sitzen 
erheben. (Geschicht.) Dieſe Reſolution iſt unters 
ſtützt und ſteht ſomit in Verhandlung. 


Ferner hat der Herr Abgeordnete Dr. Schoepfer 
folgenden Reſolutions antrag geſtellt (liest): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
die Lokalbahnvorlage, welche, zum Geſetze 
erhoben, von der Befriedigung, der Verkehrs⸗ 
bedürfniſſe abgeſehen, in hohem Maße geeignet 
iſt, Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen, dem Abge⸗ 
ordnetenhanſe unverzüglich zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung vorzulegen.“ 


Ich bitle diejenigen Herren, welche dieſe 
Reſolution unterſtützen wollen, ſich von ihren Sitzen 
zu erheben. (Geschieht.) Dieſe Reſolution iſt unter⸗ 
ſtützt und ſteht in Verhandlung. 


Schließlich hat noch der Herr Abgeordnete 
Fresl folgende Reſolution beantragt (Fest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen: 

Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
alle Anträge und Maßnahmen, welche vom 
Teuerungsausſchuſſe oder Abgeordnetenhauſe 
angenommen worden find, au“ die Ver- 

» hinderung der allgemeinen Teuerung abzielen 
und die Verbilligung der Wohnungen für die 
unbemittelten Klaſſen und die ſoziale Fürſorge 
bei Vergebung der öffentlichen Arbeiten im 
Auge haben, ſo ſchnell als notwendig durch⸗ 
zuführen.“ 


Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſe Reſo⸗ 
lution unterftügen wollen, ſich von hren Sitzen zu 
erheben. (Geschieht.) Auch dieſe Refolution iſt unter⸗ 
ſtützt und ſteht in Verhandlung. 


Zum Worte gelangt nunmehr der Herr Abge— 
ordnete Reitzner; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Reitzner: Meine Herren! Wir 
befinden uns in der Verhandlung einiger äußerſt 
wichtiger Angelegenheiten; wir haben die Anträge des 
Teuerungsausſchuſſes bezüglich der Wohnungsfürſorge, 
den Antrag über die Arbeitsloſenfürſorge und die 
Vergebung von öffentlichen Arbeiten zu beraten und 
nun iſt auch noch eine allgemeine Teuerungsdebatte 
hinzugekommen. Es fällt einem allerdings ziemlich 
ſchwer, ſich heute an jenen Moment zu erinnern, in 
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welchem die Verhandlung über die vorliegenden An⸗ 
träge des Teuerungsausſchuſſes unterbrochen werden 
mußte. Nahezu fünf Monate iſt es, daß dem Hauſe nicht 
Gelegenheit gegeben wurde, über brennende Fragen, 
in welchen die Meinungen des Hauſes eigentlich gar 
nicht auseinandergehen, einen Beſchluß herbeizuführen. 
Daß das Haus eine unfreiwillige Unterbrechung ſeiner 
Tätigkeit erdulden mußte, iſt dem Umſtand zuzu⸗ 
ſchreiben, daß der Minifterpräfident, wenn er könnte, 
das Haus überhaupt nicht einberufen würde, ja, wir 
vielleicht heute noch nicht verſammelt wären, wenn 
nicht ſogenannte Staatsnotwendigkeiten beanſprucht 
würden. Die Erledigung des Budgetproviſoriums und 
audere Dinge haben im letzten Augenblicke Herrn 
Bienerth bewogen, das Haus zu einer allerdings 
ſehr beſcheidenen Tätigkeit einzuberufen. Man muß 
ſich dabei nur wundern, daß die bürgerlichen Parteien 
einer ſolchen Brüskiernng des Hanſes des allgemeinen 
Wahlrechtes keinen wie immer gearteten Widerſtand 
entgegenſetzen, daß ſie jene Schmach ruhig über ſich 
ergehen laſſen, die nicht nur ihnen, ſondern der Ge⸗ 
fantheit der Wählerſchaft durch das Verhalten der 
Regierung Bienerth angetan wird, die nichts anderes 
iſt, als eine Regierung des reinſten und nackteſten 
Abſolntismus. 

Der Herr Miniſterpräſident hat nun, zwar nicht 
in offener Sitzung an das Haus appelliert, es möge 
fleißig arbeiten und er hat dabei die Anſicht vertreten, 
daß trotz der Tagung der Delegation im Jänuer in 

Budapeſt das Abgeordnetenhaus gleichzeitig tagen 
könne. Vor kurzem noch ſtand Herr Bienerth auf dem 
Standpunkt, daß eine gleichzeitige Tagung der Dele⸗ 
gation und des Hanſes unmöglich ſei, dies deshalb, 
damit er einige Wochen gewinnen und die Einberufung 
des Parlaments noch weiter hinausſchieben könne. 
Herr Bienerth begründet die ſpäte Einberufung des 
Hauſes mit der Tätigkeit der Landtage und insbes 
ſondere mit der im böhmiſchen Landtag in Szene ge— 
ſetzten Ausgleichsaktion. Dies wäre aber auch um 
einige Wochen früher möglich geweſen und der Aus⸗ 
gleich wäre vielleicht zu einem beſſeren Abſchluß ge⸗ 
kommen, weil die Zeit, die den böhmiſchen Landtags⸗ 
abgeordneten bis zur Einberufung des Parlaments 
zur Verfügung ſtand, keine ſo kurzbefriſtete geweſen 
wäre. Herr Bienerth hat die Tätigkeit des Hauſes 
im Juli nur deshalb unterbrochen, weil ihm damals 
keine Majorität zur Verfügung ſtand und er vor der 
Gefahr ſtand, daß die Italiener aus ſeiner Majorität 
ausfpringen. In jedem konſtitutionellen Staate würde 
eine Regierung, die keine Majorität hat, gehen, in 
Oſterreich wird unter dem Regime Blenerth einfach 
das Parlament nach Hauſe geſchickt. 

Bevor ich nun jenes Thema erledige, zu dem mich 
die Aufgabe ruft, die Intereſſen meines Wahlkreiſes, 
insbeſondere bei der Wohnungsfürſorge zu beſprechen, 
möchte ich mir erlauben, mit wenigen Worten der 
geſtrigen Rede des Handelsminiſters zu gedenken. Es 
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dürfte ſehr alten Parlamentariern kaum in Erinnerung 
fein, daß ſie aus dem Munde eines Handelsminiſters 
derartige Anſichten gehört haben, wie diejenigen, die 
geſtern von Herrn Weiskirchner vertreten wurden. 
Wenn auch das allgemeine Wahlrecht die Großgrund⸗ 
beſitzer aus dieſem Haufe zum großen Teil hinausbrachte, 
ſo ſind die Großgrundbeſitzer und Großagrarier um 
ihre Vertretung doch nicht gekommen, ſie haben im 
jetzigen Handelsminiſter Weiskirchner den beredte⸗ 
ſten Anwalt ihrer eigenen Intereſſen. Herr Weis 
kirchner hat auf die Zwiſchenrufe, die auf ihn 
geſtern niederhagelten, unter anderem auch die Ant⸗ 
wort gegeben, daß die Regierung doch nicht einſeitig 
die Intereſſen einer Partei, die noch dazu eine Klaſſen⸗ 
partei ſei, vertreten könne. Aber ich frage: iſt denn die 
Regierung Bie nerth etwas anderes als eine Klaſſen- 
regierung? Hat denn die Regierung Bienerth bisher 
gezeigt, daß ſie für das allgemeine Wohl, ſür die 
Intereſſen der großen Maſſe der Bevölkerung etwas 
getan hat oder hat nicht vielmehr die Regierung 
Bienerth ſyſtemaliſch bisher nur im Intereſſe der 
beſitzenden Klaſſen gearbeitet? (Zustimmung.) Es 
gibt unter uns Lente, die ſich noch an die Verfof- 
gungen, die die Sozialdemokratie in den ſiebziger 
Jahren zu erdulden hatten, erinnern können. Dieſe 
Zeiten ſcheinen unter den Herren Bienerth und 
Haerdtl heute wiederzukommen. Konfiskationen von 
ſozialdemokratiſchen Zeitungen, die Verfolgungen 
unſerer gewerkſchaftlichen und politiſchen Organiſa⸗ 
tionen ſind in den letzten Jahren niemals ſo kraß 
geweſen wie heute unter der Regierung Bienerth. 
( Zustimmung.) Und nicht allein in der Tätigkeit der 
Regierung Bienerth, beiſpielsweiſe in der Vorlage 
des Herrn Finonzminiſters über die neuen Stenern 
drückt es ſich ans, daß dieſe Regierung die Regierung 
einer Klaſſenherrſchaft iſt, da die vorgelegten Steuer⸗ 
entwürſe des Herrn Biliunski nicht jene zu treffen 
ſuchen, die in der Lage wären, die Stenern zu zahlen. 
ſondern, weil wiederum die breiten Maſſen der Be⸗ 
völkerung herangezogen werden ſollen. 

Nicht allein in dieſer poſitiven Tätigkeit der 
Regierung drückt ſich, wie geſagt, der Klaſſencharakter 
dieſer Regierung aus, ſondern anch in ihrer negativen 
Tätigkeit, darin nämlich, daß dieſe Regierung in 
puncto ſozialpplitiſcher Geſetzgebung bisher nichts getan 
hat. um den berechtigten Anſprüchen der Arbeiterſchaft 
nachzukommen. Wenn wir geſtern aus dem Munde des 
Herrn Haudelsminiſters hören konnten, daß er als 
Handelsminiſter dazu da ſei, die Intereſſen der Indu⸗ 
ſtrie und des Gewerbes zu vertreten, daß aber dabei 
der Bauernſtand nicht vernichtet werden dürfe, ſo 
klingt das aus dem Munde des Herrn Weiskirchner 
allerdings ſehr ſonderbar. Ich getraue mir, es hier 
getroſt auszuſprechen und werde mir erlauben, dies 
ſpäter näher zu begründen, daß die Tätigkeit des 
Herrn Weiskirchner bisher auch nicht im Intereſſe 
des Handels und Gewerbes gelegen iſt, ſondern wenn 
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dieſe Tätigkeit dieſe Bezeichnung verdienen wollte, 
dann müßte dieſe Regierung Bienerth mit ihrem 
Weiskirchner vor allem dafür Sorge tragen, daß 
die große Maſſe der arbeitenden Bevölkerung zu 
billigen Nahrungsmitteln käme, weil dadurch Geld 
frei würde zur Beſtreitung anderer Bedürfniſſe und 
Gewerbe und Induſtrie gehoben würden. Die Tätig⸗ 
keit unſerer Regierung drückt ſich auch in der Ab- 
ſchließung von Handelsverträgen aus, die auf der 
einen Seite die Grenzen gegen die Einfuhr von 
Lebensmitteln abſchließen und audrerſeits es unmög⸗ 
lich machen, daß Induſtrieartikel aus Oſterreich in 
unſere Nachbarländer exportiert werden. Dadurch wird 
eine rieſige Arbeitsloſigkeit unter der öſterreichiſchen 
Arbeiterſchaft geſchaſfen. 


Der Herr Handelsminiſter Weiskirchner hat 
geſtern einen großen Reſpekt vor dem Hauſe zum Ans⸗ 


drucke gebracht, indem er erklärte, er habe von dem 


Ermächtigungsgeſetz keinen Gebrauch gemacht, ſondern 
er lege den Vertrag mit Serbien dem Hauſe vor; wenn 
das Haus verſammelt ſei, ſo könne es ja darüber be⸗ 
ſchließen. Es nimmt wirklich wunder, daß ein Miriſter 
der Regierung Bienert ſich plötzlich anf den Stand⸗ 
punkt ſtellt, daß doch auch das Haus dazu da ſei, 
irgendeinen Beſchluß zu faſſen und daß auf einmal ein 
folder Reſpekt zum Ausdruck kommt. Der Herr Handels⸗ 
miniſter hat geſtern, wenn man die Sache beim richtigen 
Namen nennen will, nichis auderes getan, als daß er 
einige ſeichte Witze vom Stapel gelaſſen hat. Mit 
ſeichten Witzen hat er dieſe ungemein brennende Frage, 
die ja Millionen von Menſchen in Oſterreich bewegt, 
beſeitigen wollen und hat dem Kollegen David zu⸗ 
gerufen: Schaffen Sie ſich nur ein Schiff an! (Leb 
hafte Zwischenrufe.) Meine Herren! Ich vertrete die 
Anſicht, daß in jenem Momente, wo tatſächlich die 
freie und unbeſchränkte Einfuhr argentiniſchen Fleiſches 
geſtattet und dieſe Einfuhr nicht zeitlich beſchränkt 
werde, die Arbeiterſchaft, die in ihrer Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaft ja eine ſtarke Stütze hat, auch in der Lage wäre, 
das zu erfüllen, was Herr Weiskirchner in frotzeln⸗ 
dem Tone vom Kollegen David verlangt hat. Der 
Herr Handelsminiſter hat geſtern tatſächlich bewieſen, 
daß er ſich auf den Standpunkt eines Parteimannes 
ſtellt und nicht auf den Standpunkt eines Handels⸗ 
miniſters, dem die Jutereſſen der großen Bevölkerungs⸗ 
gruppen untergeordnet ſind, und der Tenor ſeiner 
ganzen Rede hat darin beſtanden, daß die Regierung 
nichts tun kann. Für alles mögliche hat er auch eine 
Ausrede gewußt. 


Als eine Hauptſache bezeichnete Herr Weis⸗ 
kirchner die Hebung der Viehzucht. Dagegen läßt 
ſich nun allerdings nichts einwenden und die Sozial- 
demokraten wären die letzten, die ſagen würden, es ſei 
die Hebung der inländiſchen Viehzucht nicht notwendig. 
Im Gegenteil, wir werden alles unterſtützen, was 
darauf abzielt. Ich verweiſe nur darauf, daß wir in 
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den Anträgen Schrammel und Renner im Jahre 
1907 eine ganze Reihe von agrarbdolitiſchen Maß⸗ 
nahmen vorgeſchlagen haben, die den Zweck hatten, 
die Viehzucht zu heben. Wenn dieſe Anträge nicht an⸗ 
genommen wurden, wenn die Regierung, die heute 
von der Hebung der Viehzucht redet, ſich für die An⸗ 
nahme dieſer Anträge nicht einſetzte, dann iſt es aller- 
dings nicht die Schuld der Sozialdemokraten. Ich 
ſage, daß im Munde des Herrn Handelsminiſters das 
Wort von der Hebung der Viehzucht ſich nicht anders 
als wie eine Phraſe ausnimmt und auch nichts 
anderes iſt. 

Charakteriſtiſch für das Verhalten des Herrn 
Weiskirchner iſt auch die Forderung nach Aufhebung 
der Futtermittelzölle. Es iſt geſtein während der 
Rede des Herrn Handelsminiſters in einem Zwiſchen⸗ 
rufe auf die Aufhebung der Futtermit elzölle verwieſen 
worden mıd Herr Weiskirchner kat darauf geant- 
wortet: Na, reden wir lieber von etwas anderem und 
hat font feine Stellung zur Aufhebung der Futter- 
mittelzölle überhaupt nicht präzijier. Es war ihm 
nicht angenehm, daß dieſer Zwiſchenruf erfolgte und 
er wußte nichts anderes zu ſagen, als: Gehen wir zu 
etwas anderem über. 

Der Herr Handelsminiſter hat ebenſo ſeine 
Stellung zur Forderung nach Einfuhr von Jungvieh 
nicht weiter begründet und präziſiert, eine Forderung. 
die gewiß der in Oſterreich herrſcheuden Viehnot ab- 
helfen würde. Ich verweiſe nur darauf, daß, als vor 
einigen Jahren in Italien eine Viehnot beſtand, die 
italieniſche Regierung die Zölle für Jungvieh aufhob 
und daß fofor: ein ſtarker Import von Jungvieh nach 
Italien eintrat, daß Maſſen von Jung vieh nach Italien 
transportiert wurden und dadurch die italieniſche 
Viehzucht wieder gehoben wurde. Wenn alſo die 
Hebung der Viehzucht von der Regierung wirklich als 
eine ernſte Maßnahme zur Behebung der Fleiſch⸗ 
teuerung betrachtet wird, dann müßte die Regierung 
uns den Vorſchlag machen und den Antrag unter- 
breiten, daß die Futtermittelzölle aufgehoben werden, 
daun müßte aber auch gleichzeitig der Zoll für den 
Import von Jungvieh aufgehoben werden, weil durch 
dieſe Dinge die Hebung der Viehzucht in Oſterreich 
möglich wäre. Aber abgeſehen vor alledem, wann 
würde dann die Hebung der Viehzucht in Oſterreich, 
ſelbſt wenn man dieſe vorgeſchlagenen Maßnahmen 
ergreifen würde, wirkſam werden? Ich meine, 
daß erſt in vielen Jahren eine merkliche Preis; 
herabminderung für Vieh und Fleiſch eintreten wird. 
Wir können aber nicht noch Jahre lang warten, 
ſondern die Frage iſt die, was hat ſofort zu geſchehen, 
um der Fleiſchnot und der ungeheuren Fleiſchteuerung 
ein Ende zu bereiten? Was will aber der Herr 
Handelsminiſter tun? Er beruft ſich auf den ſerbiſchen 
Handelsvertrag und meint, dieſer ſei ſchon etwas, 
womit dieſer Viehnot in Oſterreich abgeholfen werde. 
Erlauben Sie, meine Herren, daß ich darauf ver⸗ 
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weife, daß dieſer ſerbiſche Handelsvertrag ſchon längst die Beſcheidenheit des Herrn Weiskirchner doch 


in Kraft ſein könnte (Zustimmung), wenn Herr 
Weiskirchner ſelbſt gewollt hätte, und daß dieſer 
Vortrag bedeutend beſſer ſein könnte, als er heute iſt. 
Es hat ja ſchon im März 1909 unſer Kollege Seitz 
den Antrag geſtellt, daß der ſerbiſche Handelsvertrag 
in Kraft zu belaſſen ſei. Und was hat Herr Weis⸗ 
kirchner darauf geantwortet? So wie er geſtern ſeine 
ſeichten Witze geriſſen hat, hat er auch damals mit 
höhniſchen Bemerkungen den Antrag Seitz abgetan 
und infolge ſeiner Erklärungen iſt es dahin gekommen, 
daß der ſerbiſche Handelsvertrag außer Kraft getreten 
iſt, daß er dann ſo lange nicht perfektioniert wurde 
und daß er heute in einer bedeutend ſchlechteren 
Faſſung vorliegt, als er vorliegen würde, wenn man 
dem Antrage Seitz ſtattgegeben hätte. (Zustimmung. 
— Abgeordneter Beer: Ein Handelwertrag gegen 
die Industrie!) 


Es ift notwendig, daß man gerade bei 
dieſer Debatte auch darauf verweiſt: gewiß iſt dieſer 
Vertrag auch gegen die Induſtrie gerichtet. Ich habe 
momentan die Ziffern nicht zur Hand, aber das kann 
nicht geleugnet werden, weil die Ausfuhr von 
Induſtrieerzeugniſſen nach Serbien von Jahr zu Jahr 
ſinkt und dadurch die Notlage unter der Arbeiter⸗ 
ſchaft in Oſterreich in um fo ſchärferem Maße zum 
Ausdrucke kommt. Gerade die Haltung des Herrn 
Handelsminiſters zum ſerbiſchen Handelsvertrage 
und zu dem Antrage des Kollegen Seitz im 
Jahre 1909 iſt mit eine Haupturſache der heutigen 
Sleifhtenerung und man muß ſich füglich wundern, 
wenn der Herr Handelsminiſter ſich noch erdreiſtet, 
ſich auf den ſerbiſchen Handelsvertrag zu berufen, 
weil ja durch dieſe Berufung jedermann in Erinnerung 
gerufen wird, welche Haltung der Herr Handels⸗ 
miniſter ſeinerzeit eingenommen hat. (Zustimmung.) 
Es gehört wirklich — um mich parlamentariſch aus- 
zudrücken — ſehr viel von dem Glauben dazu, daß 
ſämtliche Abgeordnete ſtark an Vergeßlichkeit leiden, 
wenn der Herr Handelsminiſter ſich ſo benimmt, wie 
er ſich geſtern benommen hat. Die große Mehrheit des 
Hauſes nimmt das aber unbeſehen zur Kenntnis. 


Der Herr Handelsminiſter hat geſtern auch von 
dem argentiniſchen Fleiſch geſprochen und da könnte 
man wiederum nur konſtatieren, wie merkwürdig es 
iſt, daß der Herr Handelsminiſter auch in dieſer 
Beziehung ſeine Anſicht ändert. Im Oktober 1909 
iſt im Antrage unſeres Kollegen Hanuſch die Ein⸗ 
fuhr von argentiniſchem Fleiſch gefordert worden und 
damals hat Herr Weiskirchner die Einfuhr von 
argentiniſchem Fleiſch ausdrücklich mit dem Bemerken 
abgelehnt, daß der verwöhnte Gaumen der Wiener 
an dem argentiniſchen Fleiſch keinen Gefallen finden 
würde. Heute allerdings hat der Herr Handelsminiſter 
ſeine Anſicht darüber geändert und trotz dieſer 
Blamage, welche hier ſo offenkundig zutage tritt, iſt 


mit ſeiner Erkenntnis nicht gewachſen. 

Der Herr Handelsminiſter ſagt dann weiter, es 
ſei nicht möglich, genügende Mengen Fleiſch zu be⸗ 
kommen, weil die notwendigen Schiffe, die notwendigen 
Kühlräume, die notwendigen Waggons uſw. nicht vor⸗ 
handen ſeien. Aber was folgt denn daraus? Doch 
nicht das eine, daß in Argentinien ſelbſt nicht dieſes 
Fleiſch zu haben wäre, ſondern es iſt aus den eigenen 
Worten des Herrn Handelsminiſters nur zu folgern, 
daß man die Einfuhr des argentiniſchen Fleiſches hin- 
ſichtlich der Quantität und dann auch hinſichtlich der 
Zeit weder beſchränken noch befriſten darf, ſondern 
daß man argentiniſches Fleiſch in unbegrenzten 
Mengen zur Einfuhr zuläſſen muß und daß man auch 
keine Zeit feſtſetzen darf, innerhalb welcher dieſes 
Fleiſch eingeführt werden darf. Wenn alſo dieſe For⸗ 
derungen erfüllt find, dann werden ſich Schiffahrts⸗ 
geſellſchaften finden, dann werden Schiffe und Kühl⸗ 
anlagen da ſein, und daß auch die notwendigen Kühlwagen 
beim Eiſenbahntrausporte da zu ſein haben, daß iſt ja die 
Aufgabe dieſer Regierung Bienerth, die doch eine 
andere zu ſein hat, als hier auf den Miniſterſeſſeln 
zu ſitzen und durch viele Monate das Haus nicht ein— 
zubernfen, ſondern eben das zu veranlaſſen, was die 
große Maſſe der Bevölkerung mit Recht zu fordern 
hat. ( Zwischenrufe.) 

Allerdings hat der Herr Handelsminiſter geſtern 
nicht nur dieſe eine, ſondern eine ganze Menge 
Ausreden gehabt; dieſe Ausreden ſind eigentlich 
weiter gar nichts anderes, als daß die Regierung 
dartun will, ſie wäre ja geneigt, etwas zu unter⸗ 
nehmen, aber es ſeien ſehr viele unüberbrückbare 
Hinderniſſe vorhanden, über die ſie nicht wegkommen 
könne. Das, was die Regierung hier auffuhrt, iſt 
nichts anderes als eine bewußte Täuſchung der 
Konſumenten. (Zustimmung.) 

Wenn alſo die Regierung nur eine kleine Menge 
argentiniſches Fleiſch — und das Kontingent, das. 
uns hier vorgeſchlagen wird, iſt doch wirklich nur . 
ein ſehr geringer Teil im Verhältnis zu der großen 
Maſſe der Bevölkerung in Öfterreich, die nach Fleiſch⸗ 
nahrung verlangt — zuläßt, ſo tut ſie das nur aus 
dem Grunde, weil ſie damit den Anſchein erwecken 
will, als wenn ſie etwas täte, und wenn dann dieſes 
geringe Quantum keinen Einfluß auf die Fleiſchpreiſe 
ausüben kann, dann wird natürlich wiederum die 
Regierung erklären: Ja, das nutzt nichts, auch dieſe 
Forderung iſt zwecklos, und man muß eben den 
Agrariern entgegenkommen und ihren Willen erfüllen. 
(Lebhafte Zustimmung. — Abg:o !neter Dr. Dia- 
mand: Es ist derselbe Schwindel wie bei der Er- 
mäßigung der Tarife!) Ja, das iſt wahr. Die Beſchrän⸗ 
kung und Befriſtung der Fleiſcheinfuhr iſt nichts 
anderes als ein aufgelegter Schwindel. Daß aber die 
Konſumenten nicht darauf hineinfallen werden, dafür 
wird auch geſorgt werden. (Lebhafter Beifall.) 
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* Herr Weiskirchner beruft ſich ferner auf den 
Vertrag mit Ungarn. Damit will er ſich ebenfalls nur 
den Rücken decken. Die Dinge liegen hier nämlich ſo. 
Wenn nicht Vieh, ſondern Fleiſch aus Argentinien 
eingeführt wird, wenn das Vieh in Argentinien unter 
der Aufſicht öſterreichiſcher Tierärzte geſchlachtet und 
verfrachtet wird, dann iſt ja der Hinweis auf die 
betreffende Beſtimmung des Zoll- und Handelsbünd⸗ 
niſſes mit Ungarn vollſtändig hinfällig. Die Voraus- 
ſetzungen für, die Anwendung des betreffenden Para⸗ 
graphen — ich glaube, es iſt der 8 12 — ſind dann 
nicht gegeben (Zustimmung) und Oſterreich könnte 
im autonomen Wirkungskreiſe handeln und brauchte 
Ungarn abſolut nicht zu befragen. (Abgeordneter 
David: Warum wird bei Holland nicht gefragt?) 
Nun ja, gewiß iſt Schwindel auf allen Seiten und 
man kann Weiskirchner packen, von welcher Seite 
man immer will, immer wird er eine Ausrede finden. 
Einmal ſind es die nicht ansreichenden Schiffe, dann 
wieder das Zoll⸗ und Handelsbündnis, das drittemal 
übt dieſe Einfuhr überhaupt keine Wirkung aus, und 
ſo wird er uns da eine Menge von Ausreden bringen, 
die nur bemänteln ſollen, daß die Regierung 
Bienerth einfach nichts tun will, um dieſer un⸗ 
geheuren und furchtbaren Teuerung ein Ende zu 
bereiten oder ihr wenigſtens zu ſteuern. 

Wenn geſtern hier von einem meiner Kollegen 
geſagt wurde, daß, wenn hier nicht Wandel geſchaffen 
wird, wenn die Regierung Bienerth den Ausfüh⸗ 
rungen der Abgeordneten nicht Gehör ſchenken will, das 
Volk ſprechen wird, ſo iſt das eine Tatſache. (Zustim- 
mung.) Man muß nur die Tauſende und Abertauſende 
geſehen haben, die während der letzten Tage demon⸗ 
ſtrierten und dafür eingetreten ſind, daß ihr Hunger 
endlich beſeitigt und die ungeheure Not, die unter 
dem Volke herrſcht, etwas gemildert wird. (Sehr 
richtig!) 

Der Herr Handelsminifter hat ſich geſtern auch 
noch auf den amerikaniſchen Fleiſchtruſt ausgeredet 
und hat gemeint, daß dieſer ja dann wieder eine Ver⸗ 
teuerung des Fleiſches herbeiführen werde. Ich geſtehe, 
daß ich kein Nationalökonom bin, aber das eine weiß 
ich doch, daß die Truſts nirgends den Preis im Aus- 
lande verteuern, ſondern, daß alle Truſts und Kartelle 
nur dazu geſchaffen ſind, den Preis der Ware im In⸗ 
lande zu erhöhen. (So ist es!) Der Herr Handels⸗ 
miniſter von Oſterreich hätte doch leicht Gelegenheit, 
ſich am öſterreichiſchen Eiſen⸗ und am öſterreichiſchen 
Zuckerkartell davon zu überzeugen, denn dieſe Waren 
ſind hier teurer als im Auslande. Und dasſelbe 
ökonomiſche Geſetz das hier wirkt, wirkt ja dann auch 
beim amerikaniſchen Fleiſchtruſt. (Abgeordneter Josef 
Gruber: Das braucht er ja nicht zu verstehen!) 
Deswegen, glauben wir, iſt er eben Seiner Majeſtät 
Handelsniniſter, weil er das nicht zu verſtehen braucht. 
Sie ſehen alſo, meine Herren, daß alle dieſe Ausreden, 
die Herr Weiskirchner gebraucht hat, einer Kritik, 
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einer ernſthaften Prüfung einfach nicht ſtandhalten 
können. 

Der Herr Handelsminiſter hat ſich geſtern auch 
den Ansſpruch geleiſtet. Ja, reden wir nicht allein 
von der Fleiſchnot, ſondern beſeitigen wir lieber die 
wirtſchaftliche Kriſe. (Heiterkeit und Zwischenrufe.) 
Ja, was hat denn die Regierung Bienerth zur 
Beſeitigung der wirtſchaftlichen Kriſe getan? Es liegt 
uns ja der Antrag des Tenerungsansſchuſſes bezüglich 
der Vergebung von öffentlichen Arbeiten vor, und 
wenn dieſer Antrag auch noch nicht geeignet iſt, die 
Kriſe im Allgemeinen zu beſeitigen, fo würde Joch 
durch die Ausführung dieſes Antrages Tauſenden von 
Arbeitern Arbeitsgelegenheit gegeben und die Not 
wenigſtens gemildert werden können. Die Regierung 
Bieuerth hat aber in jenem Moment, wo dieſer 
Antrag zur Verhandlung ſtand und wo man zwei 
oder drei Tage ſpäter einen Beſchluß darüber gefaßt 
hätte, das Haus am 6. Juli ein'ach nach Haufe 
geſchickt, heute befinden wir uns ſchon wieder mitten 
im Winter, wo die Frage der Vergebung der öffent⸗ 
lichen Arbeiten doch noch aktueller geworden iſt. Hätte 
man aber am Begiun des Sommers rechtzeitig Vor⸗ 
ſorge getroffen, hätte man dieſen Antrag angenommen 
und für deſſen Verwirklichung etwas getan, dann 
würden heute nicht Tauſende und Abertanſende von 
Arbeitsloſen vorhanden ſein, es würde an vielen 
Orten und in vielen Städten Arbeitsgelegeuheit geben. 
(Zustimmung und Zwischenrufe.) 

Daß die Verbilligung der wichtigen Lebens- 
mittel eine Hebung der Induſtrie und des Gewerbes 
herbeiführen würde, habe ich ſchon eingangs meiner 
Ausführungen geſagt. Daß aber die Regierung in 
der Frage der Fleiſchteuerung nichts Ernſthaftes 
unternehmen will, haben wir geſtern aus dem 
Munde des Handelsminiſters gehört. Wir 
appellieren daher an das Haus ſelbſt. Wenn die 
deutſchen Städteabgeordneten aufftünden und der 
Regierung Bienerth erklären würden, ohne die 
freie und unbeſchränkte Einfuhr argentiniſchen Fleiſches 
kann fie uns nicht für das Budgetproviſorium haben, 
ich möchte ſehen, welche Haltung die Regierung 
Bienerth dann einnehmen würde. (Zebhafter Beifall 
und Hündekletschen.) Wenn es alſo den Bürgerlichen 
ernſt ift urit der Beſeitigung dieſer Not, dann muſſen 
ſie der Regierung Bienerth auch ſagen: Bevor nicht 
die Forderung des Volkes erfüllt iſt, gibt es auch kein 
Budgetproviſorium! (Zustimmung) Wenn ſich auch 
der Herr Bienerth mit dem $ 14 helfen würde, jo 
würde doch die Erregung, die Erbitterung eine ſo 
maßloſe ſein, daß ſich dieſe Regierung aur noch wenige 
Tage uach Herausgabe einer ſolchen Verordnung 
halten könnte. (Zustimmung.) Es würde alſo, wenn 
die bürgerlichen Abgeordneten wirklich Ernſt machen 
wollten mit den Forderungen, die wir aufſtellen, mit 
der Beſeitigung dieſer ungeheuren Fleiſchnot, vor 
allem Herr Weiskirchner ſeine Anſicht über das 
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Verhältnis zu Ungarn ebenſo ſchnell ändern, wie er 
feine Anſicht über den Geſchmack des verwöhnten 
Wiener Gaumens bei argentiniſchem Fleiſch geändert 
hat. Wir haben hier nur zu erklären, daß die bürger⸗ 
lichen Abgeordneten niemals imſtande ſein werden, 
es vor ihren Wählern zu rechtfertigen, eine Regierung 
unterſtützt zu haben, die eine Regierung der Volks⸗ 
aushungerung iſt (Beifall und Händeſtlatsclen), und 
wenn die Abgeordneten mit dieſem Odium beladen 
hinausgehen wollen, ſo mögen ſie das tun: wir werden 
Sorge tragen, daß die arbeitende Bevölkerung, die 
große Maſſe der Bevölkerung darüber aufgeklärt wird 
und zum Worte gelangen kann. | 

Nun, meine Herren, gejtatten Sie mir, daß ich, 
nachdem ich das, was ja doch gegenüber den Aus- 
führungen des Herrn Weiskirchner gewiß gejagt 
werden mußte, vorgebracht habe, mich mit den 
konkreten vorliegenden Anträgen des Teuerungsaus⸗ 
ſchuſſes beſchäftige. Wenn die Vergebung von öffent- 
lichen Arbeiten in einem Antrage des Teuerungsans⸗ 
ſchuſſes gefordert wird, ſo möchte ich mir vor allem 
andern erlauben, auf Deutſchland, und zwar auf einen 
Erlaß des Miniſteriums des Innern in Preußen vom 
Jahre 1894 zu verweiſen, wodurch die Verfügung 
getroffen wurde, daß Arbeiten, die nicht an eine be» 
ſtimmte Jahreszeit gebunden ſind, möglichſt in ſolche 
Monate verlegt werden, wo Mangel an Arbeits⸗ 
gelegenheit zu befürchten iſt. Es wurde dann auch eine 
Umfrage bei 57 Städten in Preußen gehalten, ob fic 
Notſtandsarbeiten eingerichtet haben, und von 57 be⸗ 
fragten Städten haben 46 mit Ja geantwortet. Wir 
ſehen alſo, daß dort für die Arbeitsloſenfürſorge 
doch etwas geſchehen iſt. Wenn wir jedoch fragen, was 
hier in Oſterreich das Miniſterium des Innern oder 
was bis heute das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
zur Behebung dieſer Arbeitsloſigkeit getan hat, dann 
wird uns darauf nur die Antwort werden können: in 
Sſterreich iſt gar nichts geſchehen, das Miniſterium 
des Innern insbeſondere hat ſich höchſtens bemüht, 
ſoviel als möglich die Entwicklung der Gewerkſchaften 
in Oſterreich zu hindern. Wenn man über die Arbeits- 
loſenfürſorge redet, dann darf man doch nicht an der 
Tatſache vorübergehen, daß die Gewerkſchaſts⸗ 
organiſationen in Oſterreich für die Arbeitsloſen 
Ungeheures und ungemein viel leiſten. In den Jahren 
1901 bis 1909 — ich will Sie hier nur mit 
weuigen Zahlen in Anſpruch nehmen — haben die 
der Gewerkſchaftskommiſſion in Sſterreich ange⸗ 
ſchloſſenen Gewerkſchaften an Reiſeunterſtützungen 
nicht weniger als 1,292.938 K ausgegeben, an 
Arbeitsloſenunterſtützung in derſelben Zeit 7,676.766K, 
an Invalidenunterſtützungen und Unterſtützungen bei 
Todesfällen über 7 Millionen und an Notſtands⸗ 
unterſtützungen über 2 Millionen. Das find Summen. 
welche die Tatſache beleuchten, daß mit dieſen Geldern 
ſehr viel Elend in der Arbeiterſchaft gemildert wurde. 
Rechnen wir dieſe Millionen weg, ſo werden wir 


finden, daß Tauſende und Abertauſende hungernder 
Arbeiterfamilien dageweſen wären. Dieſelben 
Gewerkſchaften, welche dieſe Aufgaben, die eigentlich 
dem Staate und den Gemeinden zukommen würden, 
auf ſich genommen haben, ſind dem wütenden Haſſe 
dieſer Regierung heute ausgeſetzt, ſind dem Haſſe 
aller Bürgerlichen ausgeſetzt, jene Organiſationen, 
jene Vereine, die in dieſen kulturellen Angelegenheiten 
ſo Erſprießliches und ſo Großartiges leiſten. 

Ich möchte mich hier auch nur ganz kurz mit der 
Arbeitsloſigkeit innerhalb meines eigenen Wahlkreiſes 
beſchäftigen. Es iſt ſchon mehrmals hier in dieſem 
Hauſe über die ungeheure Kriſe in der Glasinduſtrie 
in Steinſchönau, Haida und Umgebung geſprochen 
worden. Dieſe Kriſe währt nun 2 ½ Jahre und es iſt 
vorläufig noch kein Ende abzuſehen. Tauſende dieſer 
Glasarbeiter, dieſer Erzeuger herrlicher Glasgegen- 
ſtände find monatelang arbeitslos geweſen. Der Fadı- 
verband der Glasarbeiter hat im Jahre 1908 ſelbſt 
eine Zählung vorgenommen und hat ermittelt, daß 
von 2554 Arbeitern nicht weniger als 1651 — das 
ſind alſo rund 65 Prozent — arbeitslos geweſen 
find. (Hört! — Abgeordneter Teltschik: Was hat 
die Regierung für diese Arbeiter getan?) Ich 
komme ſofort darauf zu ſprechen. Der Verband der 
Glasarbeiter hat ſich ſowohl an die Statthalterei 
als auch an das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
ſowie an das Finanzminiſterium zwecks Durchführung 
einer Reihe von Maßnahmen gewendet, die vor allem 
anderen eine Linderung der Not bedeuten, die aber 
auch Ansſicht geben, daß dieſe Kriſe, die in dieſem 
Gebiete eine konſtante und regelmäßig wiederkehrende 
geworden iſt, für die Zukunft etwas gemildert werde. 
Es wurde da auch wie im Antrage des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes Arbeitsgelegenheit gefordert. Wir haben in 
einer Eingabe, die ich auch perſönlich unterſtützte, 
darauf verwieſen, daß die Stationsanlagen der 
Böhmiſchen Nordbahn, die durch dieſes Gebiet führt, 
abſolut unzulänglich find und daß ſchon hier das 
Eiſenbahnminiſterium durch Erweiterung dieſer 
Stationsanlagen ꝛc. für die arbeitsloſen Glasarbeiter 
etwas tun könnte, Gefordert wurde der Ausbau der 
Fachſchulen, Errichtung von Werksgenoſſenſchaften, 
Reformierung der Betriebsweiſe, Beſeitigung der 
Hausinduſtrie, Erweiterung des Abſatzgebietes durch 
Intervention der Kouſulate, Anſiedlung anderer 
Snduftrien durch Ausbau der Verkehrsnüttel und Sub⸗ 
ventionen. Von allen dieſen Forderungen iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nichts erfüllt worden. Es iſt nur eine Not⸗ 
ſtandsaktion eingeleitet worden, die ausgegangen iſt 
von den Deutſchbürgerlichen dieſes Gebietes und die 
ſich darauf beſchränkte, Gelder einzuſammeln und dieſe 
Gelder mur an jene zu geben, die ſich darüber aus⸗ 
weiſen können, daß ſie ſich in deutſchnationalen 
Organiſationen befinden. (Hört!) Erſt ſpäter hat dann 
die Regierung einige tauſend Kronen an Notftands- 
unterſtützungen gegeben. Daß dieſe Unterſtützungen 
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natürlich nicht ausreichend geweſen find, braucht man 
a nicht weiter zu betonen, wenn man die Arbeiter- 
freundlichkeit der öſterreichiſchen Regierungen oder der 
etzigen Regierung Bienerth kennt. 

Wenn ich nun zu dem Antrage des Teuerungs⸗ 


ausſchuſſes bezüglich Schaffung eines Wohnungsfür⸗ 


ſorgefonds übergehe, dann möchte ich vor allem anderen 
erklären, daß zur Beſeitigung der ungeheuren Woh⸗ 

nungsnot in Oſterreich und zur Bekämpfung dieſer 
Not nicht eine einzelne geſetzgeberiſche Maßregel hin⸗ 
reicht, ſondern daß ſich die Bekämpfung der Woh⸗ 

nungsnot aus mehreren geſetzgeberiſchen Maßnahmen 
zuſammenſetzen muß. Uns fehlt in Oſterreich vor allem 
eine Statiſtik, dannit erhoben werde, wie es mit den 
Wohnungen ausſchaut. Uns fehlt auch eine Wohnungs⸗ 
inſpektion und wenn in Reſolutionsanträgen meines 
Kollegen Bretſchneider derartiges gefordert wird, 
dann iſt nur zu wünſchen, daß auch das Haus ſich für 
dieſe Forderungen einſetze, daß wir eine Wohnungs⸗ 
ſtatiſtik und eine Wohnungsinſpektion bekommen. Die 
Wohnungsnot an und für ſich wird gewiß von allen 
Verſtändigen als eine Urſache der unter der Arbeiter- 
ſchaft ſo ſtark graſſierenden Lungenſchwindſucht ertannt. 
In einem Vortrage hat Dr. Wächter darauf verwieſen, 
daß, trotzdem Oſterreich nur die halbe Einwohnerzahl 
von Deutſchland hat, die Zahl der Sterbefälle an 
Lungentuberkuloſe hier genau ſo groß iſt als in 
Deutſchland draußen, das heißt alſo, daß die Woh⸗ 

nungsnot in Oſterreich bedingt, daß die Sterblichkeit 
an Lungenſchwindſucht eine bedeutend größere iſt. 

Und da frage ich nun, meine Herren! Was hat die 
öſterreichiſche Regierung zur Linderung der Wohnungs⸗ 
not bisher getan? Ja, wir haben ein Mittel, das 
ſehr wenig koſtet; wenn etwas getan wird, ſo ſoll das 
natürlich immer ſehr wenig koſten, und das Mittel, 
das in Oſterreich gegen die Lungenſchwindſucht ange⸗ 
wendet wird, koſtet ſo viel wie gar nichts. Es ſind 
dies die Affichen, die wir in den Eiſenbahnwaggons 
treffen, das ſogenannte Spuckverbot. Das iſt die 
einzige Maßregel, die man in Oſterreich gegen die 
Tauſende und Abertauſende dahinraffende Krankheit 
ergriffen hat. 

Die Wohnungsfürſorge ſelbſt kann ja nur dann 
in jene Formen geleitet werden, bei denen Erſprieß⸗ 
liches herauskommt, wenn in ausreichendem Maße für 
die Kreditbeſchaffung geſorgt iſt. Dieſe Kreditbeſchaffung 
fol ermöglicht und erleichtert werden durch den An⸗ 
trag des Teuerungsausſchuſſes, der heute in einem 
Kompromißantrage vorliegt, dahin gehend, daß 25 Mil- 
ionen Kronen für den Wohnungsfürſorgefonds ge⸗ 
geben werden und daß die Garantien bis zur Höhe 
von 200 Millionen Kronen übernommen werden. 

Wiederum möchte ich Deutſchland heranziehen 
zum Beweiſe dafür, daß man dort anders handelt als 
in Oſterreich. Aus den Mitteln der Reichsverſicherung 
ſind bis jetzt nicht weniger als 225 Millionen Mark 
für Familienwohnungen und 13˙8 Millionen Mark 
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für Ledigenheime gegeben worden, und es beſtehen 
zufolge dieſer Unterſtützungen, die aus den Mitteln 
der Reichsverſicherung gegeben werden, nicht weniger 
als 747 Baugenoffenſchaften und die Belehnungen 
können in Deutſchland bis 90, unter Umſtänden ſogar 
bis 100 Prozent erfolgen und der Zinsfuß dafür 
beträgt nur 3 Prozent. Selbſt das ſonſt rückſtändige 
Ungarn hat auf dem Gebiete der Wohnungsfürſorge 
mit die Initiative ergriffen. Ich verweiſe auf den 
29. Geſetzartikel vom Jahre 1908, nach welchem 
472.000 Quadratklafter Grund & 6 K 50 h und 
210.000 Quadratklafter zu 8 K gekauft werden und 
um 12 Millionen Kronen Arbeiterhäuſer darauf errichtet 
werden dürfen. Der öſterreichiſche Miniſter des Innern 
hat am 5. Juni 1907 einen Erlaß herausgegeben, 
betreffend die Förderung der Zentralſtelle für 
Wohnungsreform, in welchem es heißt, daß das 
Miniſterium des Innern nicht verabſäumt hat, der 
neugegründeten Zentralſtelle die werk:ätinfte Förderung 
in Ausſicht zu ſtellen. Mit der Inansſichtſtellung iſt 
natürlich die werktätige Förderung ſchon wieder 
erſchöpft. Und daß die Zentralſtelle mit der in Aus⸗ 
ſicht geſtellten werktätigen Förderung bisher nichts 
leiſten konnte und nichts wird leiſten können, das liegt 
offen zutage. Und da geſtatten Sie mir nun, auch auf 
einen Ausſpruch des ſeinerzeitigen Miniſters des Innern, 
unſeres heutigen Minifterpräfidenten Bienerth zu 
verweiſen, der in der konſtituierenden Verſammlung 
der Zentralſtelle für Wohnungsrefor n am 24. Februar 
1907 erklärte, daß die Bekämpfung der verheerenden 
Volkskrankheit, der Tuberkuloſe, eine Aktion ſei, die 
durch dieſe Zentralſtelle für Wohnungsreform geführt 
wird, und er erklärte weiter, daß vom mediziniſchen 
Standpunkt aus die Bekämpfung und Verhütung von 
Krankheiten am beſten durch Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe herbeigeführt werden kann, und 
er fügte hinzu (liest): 

„Daß durch eine Verbeſſerung der Wohnungs- 
verhältniſſe die in dem ärmeren Teile der Bevölkerung 
leider ſo oft zu vermiſſende Freude am eigenen Heim 
erweckt und belebt werden kann, daß in weiterer Folge 
damit auch eine gewiſſe Ablenkung von einem unſitt⸗ 
lichen Lebenswandel, eine Hebung des ſittlichen 
Niveaus herbeigeführt werden kann, bedarf wohl 
keines weiteren Beweiſes.“ 

Das iſt richtig: das bedarf keines weiteren 
Beweiſes; aber es bedürfte ſehr ſtark des Beweiſes, 
daß der Herr Miniſterpräſident Bienerth das, was 
er als Miniſter des Innern geſagt hat, auch tatſächlich 
felbſt geglaubt hat. (Sehr richtig!) Denn wenn er es 
geglaubt hat und für die Erfüllung diefer. von ihm 
ſelbſt ſo bezeichneten Notwendigkeiten trotzdem nicht 
eingetreten iſt, dann iſt dieſe „Fürſorge“ der Re⸗ 
gierung hinſichtlich der Wohnungsreform genau der⸗ 
ſelbe Schwindel, wie ſie ein Schwindel iſt in bezug 
auf die Frage der Fleiſchteuerung und der Einfuhr 
argentiniſchen Fleiſches. 
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Daß die Kleinwohnungen im Verhältnis viel 
teurer ſind als die größeren Wohnungen iſt eine 
allgemein bekannte Tatſache und daß der Kubikmeter 
Luftraum in der Wohnung auf der Ringſtraße billiger 
zu ſtehen kommt als in der entfernten Vorſtadt 
draußen, braucht man auch nicht weiter zu erörtern. 

Aber geſtatten Sie mir, meine Herren, Ihnen 
ein intereſſantes Detail aus meinem Wahlkreiſe vor⸗ 
zuführen, das in dieſer Zeit gewiß ſehr zu Ihrer 
Erheiterung beitragen wird. i 

Wir haben in Bodenbach ein ſogenanntes 
Beamtenwohnhaus, das an öſterreichiſche, aber auch 
an ſächſiſche Staatsbeamte vermietet wird und ich 
habe mir ſeinerzeit Mühe gegeben, es zu erreichen, 
daß dieſes auf öſterreichiſchem Boden ſtehende Wohn⸗ 
haus nur an öſterreichiſche Beamte vermietet werde. 
Die Wohnungsnot in Bodenbach iſt, wie ich gleich 
bemerken will, eine furchtbare und wir haben eine 
große Anzahl von Staatsdienern und Staatsbeamten. 
Die in dieſem Beamtenhauſe wohnenden ſächſiſchen 
Beamten zahlen nun für jede Wohnung 10 Prozent 
ihres Gehaltes. Daraus geht hervor, daß die 
Wohnungsmiete für die ſächſiſchen Beamten eine ſehr 
billige iſt, denn im allgemeinen kann man rechnen, daß 
man gut 20 bis 25 Prozent des Einkommens für 
Wohnungsmiete braucht (Zustimmung) und da gibt 
es nun Beamte, die um 203, beziehungsweiſe 
160 Mark Jahresmiete 4 Zimmer und Küche haben. 
Der ſächſiſche Staat zahlt nun für den auf ihn ent⸗ 
fallenden Teil der Baukoſten eine Verzinſung 
von 3 Prozent und dieſes Geld iſt nun von 
der ſächſiſchen Regierung immer an das Steuer- 
amt in Tetſchen geſendet worden. Viele Jahre hat 
man nun beim Tetſchener Steueramt nicht gewußt, für 
welchen Zweck dieſes von Sachſen kommende Geld 
eigentlich beſtimmt fei (Heiterkeit) ind ein Beamter, 
der dort ſaß, ſagte einmal: Da kommt immer ein 
Schüppel Geld und ich habe doch keine Anweiſung 
zum Empfang! Da nun der Mann keine Anweiſung 
zum Empfang hatte, iſt das Geld einfach nicht ange⸗ 
nommen worden und iſt zurückgegangen. (Lebhafte 
Heiterkeit und Rufe: Hört! Hört!) 

„Ich habe mich alſo im Jahre 1907 an das 
Handelsminiſterium gewendet, um eine Anderung in 
der Vermietung dieſes Beamtenwohnhauſes herbei⸗ 
zuführen und da wurde mir nun vom Handels⸗ 
miniſterium — geſtatten Sie mir, daß ich das wört⸗ 
lich verleſe — folgendes mitgeteilt (Nest): 

„Was das Beamtenwohnhaus in Bodenbach 
anbelangt, ſo erlaube ich mir die Mitteilung zu 
machen, daß dieſes Haus Eigentum der k. k. öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen iſt und die k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphendirektion in Prag auf die Verwaltung 
desſelben keine Ingerenz hat.“ 


Nun hören Sie aber weiter, meine Herren. Im 
Grundbuch in Tetſchen ſteht folgendes (Liest). 


„Erklärung der k. k. priv. öſterreichiſchen Staats⸗ 
eiſenbahngeſellſchaft an das Grundbuch in Tetſchen 
vom 30. Mai 1900: 

Infolge irriger Eintragung werden wir als 
Eigentümer der Parzellen 231, 232, 543 / 1 und der 
darauf errichteten Gebäude genannt.“ — Das iſt 
dieſes Beamtenhaus. — „Wir erklären, daß wir 
keinerlei Beſitzrechte daran haben und lediglich im 
Auftrage des Handelsminiſteriums ſeinerzeit den 
Grundkauf bei der Domäne Tetſchen beſorgt haben und 
bitten um Richtigſtellung.“ 

Das Handelsminiſterium erklärt in einer Zu⸗ 
ſchrift, daß dieſes Beamtenhaus das Handels⸗ 
miniſterium gar nichts angeht, die Eiſenbahnver⸗ 
waltung, die ſeinerzeitige Staatseiſenbahngeſellſchaft, 
erklärt in einer Eingabe an das Grundbuch, daß 
dieſes Beamtenhaus eigentlich dem Handelsminiſterium 
gehört. (Heiterkeit.) Nun frage ich: Was find denn 
das für Zuſtände und wie ſoll man da eine Anderung 
herbeiführen? a 

Ich habe von der ungeheuren Wohnungsnot 
in Bodenbach, einem Orte meines Wahlkreiſes, 
geſprochen und ich möchte hier nur kurz anführen, 
daß beiſpielsweiſe Bodenbach eine große Zentralſtelle 
für Eiſenbahnen iſt. Bodenbach beſchäftigt ſelbſt 
Hunderte und Tauſende von Eiſenbahnern, die aber 
zufolge der hohen Wohnungsmieten nicht in Boden⸗ 
bach wohnen können, ſondern auswärts wohnen müſſen. 
Es iſt nun klar, daß der Arbeiter, der ſtundenweit den 
Weg zur und von der Arbeit zurückzulegen hat, 
dadurch ſeine Arbeitszeit bedeutend verlängert, daß er 
aber auch, wenn er nach einem ſtundenweiten Wege zur 
Arbeit kommt, ſchon einen Teil ſeiner Arbeitskraft 
verbraucht hat und nichts ſollte doch näher liegen, als 
daß das Eiſenbahnminiſterium für die Tauſende von 
Eiſenbahnern Vorſorge für Wohnungen treffen ſollte. 
Ein Eiſenbahner zahlt beiſpielsweiſe in Boden- 
bach für Zimmer, Kabinett und Küche eine Miete von 
456 K jährlich, bekommt aber nur ein Quartiergeld 
von 240 K, ſodaß er 216 K jährlich draufzahlt. 

Ich habe heute geſagt, daß die Wohnungsfrage 
nicht allein durch eine einzige geſetzgeberiſche Maß⸗ 
regel gelöſt wird, ſondern daß eine ganze Menge von 
Maßnahmen ineinander greifen muß. Vor allem 
anderen glaube ich, daß eine Bauordnung notwendig 
wäre, die nach Zonen abgeſtuft wäre und daß auch 
bezüglich der Beſteuerung des Bodens Geſetze zu er⸗ 
laſſen wären, die den unverdienten Zuwachs, den 
fiktiven Wertzuwachs gehörig beſteuern würden. Ich 
habe da die ſogenannte Wertzuwachsſteuer im Auge 
und es iſt ja in ſehr vielen Fällen zu ſehen, daß 
jemand ein Grundſtück in einer Stadt hat, das er 
jahrelang unbebaut liegen läßt, nicht einen Finger 
krumm macht, damit dieſes Grundſtück wertvoller 
wird; durch die Arbeit der Allgemeinheit, durch 
Kanaliſierung, durch Straßenanlagen ꝛc. ſteigt der 
Preis dieſes Grundſtückes in einigen Jahren um das 
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Fünf, oft um das Zehnfache und oft noch um viel 
mehr und für dieſen unverdienten Wertzuwachs zahlt 
der Mann nur einige Heller Steuer pro Jahr, weil 
eben das Grundſtück nicht nach dem gemeinen Werte 
beſteuert wird. 

Die öſterreichiſche Regierung verhält ſich dieſer 
Wertzuwachsſteuer gegenüber natürlich bisher ab⸗ 
lehnend, wie man aus ihrem Verhalten der Stadt 
Brünn gegenüber beweiſen könnte. Brüun hat am 
9. Mai 1906 eine ſolche Wertzuwachsſteuer be⸗ 
ſchloſſen und die Regierung hat dann verlangt, daß 
dieſe Wertzuwachsſteuervorlage abgeändert werde. 
Sie wurde auch mit Rückſicht auf die Meinung der 
Regierung verwäſſert, aber bis heute iſt das durch die 
Gemeinde Brünn geſchaffene Geſetz noch nicht 
ſanktioniert. 

Hier treffen wir alſo die Regierung als 
Schützerin des Bodenwuchers, als Schützerin jener 
Wucherer, die der Bevölkerung die Wohnungen ſo 
maßlos verteuern. Wenn alſo eine vernünftige und 
ernſte Wohnungsfürſorge geſchaffen werden ſoll, dann 
darf nicht allein ein Wohnungsfürſorgefonds da fein, 
ſondern es müſſen auch andere geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen getroffen werden. 

Daß die Gemeinden ſelbſt für die Wohnungs- 
fürſorge nichts unternehmen, wiſſen wir, weil ja in 
den Gemeinden nur die Hausbeſitzer dominieren, weil 
das Gemeindewahlrecht, wenigſtens in Böhmen, ein 
ſo altes, verroſtetes, ein ſo rückſtändiges iſt, daß bei⸗ 
ſpielsweiſe Arbeitern, 
zahlen, zwar das aktive Wahlrecht eingeräumt wird, 
daß aber erklärt wird, dieſe Arbeiter können trotzdem 
nicht Gemeindevertreter ſein; es iſt ja entſchieden 
worden, daß die Arbeiter, die keinen Beſitz aufweiſen, 
nicht in der Gemeindevertretung ſitzen dürfen. Sie 
dürfen Steuer zahlen und dürfen wählen, dürfen aber 
nicht gewählt werden. Dank einem ſolchen ver⸗ 
rotteten Privilegienwahlrecht der Gemeinden werden 
natürlich überall in Böhmen in den Gemeinden nur 
die Jutereſſen der beſitzenden Klaſſen vertreten. 


Wenn das Wohnungsfürſorgegeſetz, was ich 
beſtimmt erwarte, in der vorliegenden Faſſung des 
Teuernngsausſchuſſes zuſtande kommt, daun werden 
wir auch durch unſere Arbeiterbaugenoſſenſchaft, die 
wir in Bodenbach gründen mußten, Anſpruch an ihn 
erheben und ich hoffe heute ſchon, daß uns dann eine 
ausreichende Unterſtützung zur Erbauung von Arbeiter- 
wohnhänſern gegeben werden wird. 


Ich erlaube mir noch, zwei Reſolntionen, die 
ſich auf meine Ausführungen beziehen, dem hohen 
Hauſe zu unterbreiten (Best): 

„1. Das Eiſenbahnminiſterium wird auf⸗ 
gefordert, um der rapid ſteigenden Wohnungs⸗ 
not in Bodenbach abzuhelfen, welche die hier 
beſchäftigten Eiſenbahner zwingt, ſtundenweit 
von Bodenbach zu wohnen, in Bodenbach mit 
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der größten Beſchleun igung für die Eiſen⸗ 
bahnbedienſteten die nötigen Wohnhäuſer 
erbauen zu laſſen.“ 

„2. Die Regierung wird aufgefordert, mit 
der ſächſiſchen Regierung raſcheſtens Verhand⸗ 
lungen zur Löſung des mit der ſächſiſchen 
Regierung abgeſchloſſeuen Vertrages bezüg⸗ 
lich der Vermietung des Beanttenwohnhauſes 
in. Bodenbach zu führen und die Wohnungen 
in dieſem Beamtenwohnhauſe gur an öfter 
reichiſche Beamte und Staatsdiener zu ver⸗ 
mieten.“ 


Ich will, meine Herren, mit einem Worte des 
Hofrates Dr. Mareſch ſchließen, de: erklärte (leer): 

„Die Wohnungsreform kann auch bei uns nicht 
mehr von der Tagesordnung verſchwinden und dieſe 
Tagesordnung muß gründlich und bald erledigt 
werden, ſoll Oſterreich nicht aus der Reihe der Kultur⸗ 
ſtaaten geſtrichen werden.“ 

Aber, meine Herren, nicht allein die Löſung der 
Wohnungsfrage, ſondern auch die Löſung noch vieler 
anderer ſehr wichtiger Fragen iſt eine für einen 
Kulturſtaat notwendige Aufgabe. Daß dieſe Fragen 
und Aufgaben in Oſterreich gelöft tyerden, daß dieſer 
Staat zu einem Kulturſtaat werde — deun heute iſt 
er es ja nicht — das wird die Aufgabe ber fozial- 
demokratiſchen Abgeordneten in diejem Haufe jein, die 
ununterbrochen jene Forderungen erheben werden, die 
dazu führen, der Bevölkerung in dieſem Staate zu 
ihrem Rechte zu verhelfen. (Lebüefter Beifall und 
Häündeltlutschen.) 


Präſtdent: Der Herr Abgeordnete Reitzner 
hat folgende zwei Reſolutionen beantragt (wiederholt 
dieselben). 


Beide Reſolutionen find mit der hinlänglichen 
Anzahl von Unterſchriften verſehen, daher genügend 
unterſtützt und ſtehen in Verhandlung. 


Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete 
Johanis; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Johanis (rät eine Hede in 
böhmischer Sprache. — Beifall und Händeklatschen.) 


Präſtdent: Der Herr Abgeordnete Johanis 
beantragt folgende Reſolution (liest): 

„Das Abgeordnetenhaus proteſtiert gegen 
die im Verordnungswege herbeigeführte Ver⸗ 
teuerung einzelner Bedürfniſſe, wie es bei den 
Poſt⸗, Telephon-⸗ und Telegraphengebühren, 
den Perſonen⸗ und Frachttariben der Eiſen⸗ 
bahnen geſchehen iſt. 

Gegenwärtig bereitet die Regierung wieder 
auf nichtverfaſſungsmäßigem Wege eine Ver⸗ 
teuerung des Tabaks und der Zigarren vor. 
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Das Abgeordnetenhaus erblickt in dieſem 
verfaſſungswidrigen Vorgehen der Regierung 
einen Eingriff in die Rechte des Parlaments 
und verwahrt ſich mit größter Entſchiedenheit 
gegen die von den für die Verwaltung des 
Staates verantwortlichen Kreiſen im Verord⸗ 
nungswege beabſichtigte Verteuerung einzelner 
Bedarfsartikel.“ 


Dieſe Reſolution iſt genügend gezeichnet 
und ſteht daher in Verhandlung. 


Weiters beantragen die Herren Abgeordneten 
Johanis und Habermann folgende Reſolution 
(liest): 4 

„Das Abgeordnetenhaus proteſtiert ener⸗ 
giſch gegen die unbegründete Hinausſchiebung 
der Einberufung des Parlaments, wodurch 
abſichtlich die Durchberatung der fertigen Ar⸗ 
beiten und Anträge namentlich des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes verzögert und ſo die herrſchende 

Teuerung und Not im Volke durch Ver⸗ 

ſäumnis und Schuld der Regierung geſteigert 

wurde.“ 


Auch dieſe Reſolution ift genügend gezeichnet 
und ſteht in Verhandlung. 


Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete 
Onyskewycz; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Onyskewycz: Hohes Haus! Die 
Fleiſchteuerung und im allgemeinen die Teuerung aller 
Lebensmittel ſteht gegenwärtig an der Tagesordnung 
nicht nur unſeres Parlaments, ſondern auch tauſender 
von Verſammlungen und iſt zum Thema allläglicher 
Beſprechungen nicht nur der hungernden Arbeiterklaſſe, 
ſondern auch des Mittelſtandes geworden. 

»Seitens der Vertreter der Induſtrie und der 
Arbeiter wird die Schuld an der Herbeiführung der 
Teuerung den Agrariern zugeſchrieben, die Agrarier 
ſüchen dieſelbe auf die Induſtriellen zu überwälzen. 
Dieſer eireulus vitiosus, dieſe Diskuſſion über die 
Schuldfrage iſt nicht geeignet, dem Übel abzuhelfen 
und die Löſung dieſer Frage herbeizuführen. Die 
Frage erheiſcht eine Beſprechung und eine Löſung 
welche den Intereſſen der arbeitenden Klaſſen in 
den Städten und der Induſtrie entſprechen, andrerſeits 
aber den Kleingrundbeſitzer, dieſen Arbeiter der Lande 
wirtſchaft, dem Abgrund des wirtſchafilichen Verfalls 
nicht zuführen ſoll. 

Der Ruthenenklub ſteht auf dem Standpunkt, 
daß man der Teuerung der Lebensmittel hauptſächlich 
durch Förderung und Hebung der Produktion vor⸗ 
beugen kann. Dazu gehört vor allem eine intenſive 
Unterſtützung des Ackerbaues ſeitens der Regierung. 
Man muß leider konſtatieren, daß bisher ſeitens der 
Regierung dieſem hochwichtigen Zweige der Produktion 
eine entſprechende Aufmerkſamkeit nicht zugewendet 


wurde und daß ſogar von der kargen Unterſtützung, 
welche aus den Staatsfonds für dieſen Zweck gewährt 
wird, Galizien nicht einmal die Hälfte desjenigen 
Betrages bekommt, welcher auf dieſes Land entſprechend 
ſeiner Größe und der Zahl ſeiner Landwirte entfallen 
ſollte. ¶ Zustimmung.) ö 

In Galizien ſteht die Landwirtſchaft im all⸗ 
gemeinen, und ſpeziell was den Getreidebau und die 
Viehzucht anbetrifft, auf einer niedrigen Stufe. Oſt⸗ 
galizien mit ſeinem ausgezeichneten Boden gibt von 
einem Hektar um 40 bis 50 Prozent weniger Ge⸗ 
treide als zum Beiſpiel Böhmen; Weſtgalizien noch 
weniger. 

So zum Beiſpiel gab im Jahre 1908 ein Hektar 
in Weſtgalizien: Weizen 11˙4 Meterzentner, Roggen 
11˙5 Meterzentner, Gerſte 10˙7 Meterzentner, Hafer 
10˙5 Meterzentuer, Mais 8˙9 Meterzentner; in Oft 
galizien: Weizen 13 Meterzentner, Roggen 12˙6 Meter: 
zentner, Gerſte 11˙2 Meterzentner, Hafer 12°5 Meter⸗ 
zentner und Mais 10˙8 Meterzentner; in Böhmen: 
Weizen 19˙5 Meterzentner, Roggen 17 Meterzentner, 
Gerſte 18°2 Meterzentner, Hafer 13˙2 Meterzentner, 
Mais 28˙7 Meterzentner. Noch ſchlechtere Erträgniſſe 
haben wir im vorigen Jahre gehabt. Da die Groß⸗ 
grundbeſitzer einen beſſeren Boden beſitzen und ihn 
beſſer zu bebauen verſtehen, ſo iſt das Getreide⸗ 
erträgnis bei den Bauern, welche 60 Prozent von 
Grund und Boden in Galizien beſitzen, noch um 10 
bis 15 Prozent niedriger. 

Ahnlich verhält ſich die Sache auch mit den Haus⸗ 
tieren. Im Jahre 1900 haben wir in Galizien 
869.000 oder 50 Prozent der Geſamtzahl der Pferde 
in ganz Oſterreich, 2,718.000 oder 28˙6 Prozent 
Rindvieh, 1,2 54.000 oder 26˙8 Prozent Schweine 
und 437.000 Schafe gehabt. Im Vergleiche mit ganz 
Oſterreich und Dänemark, dieſem muſtergültigen 
landwirtſchaftlichen Lande, ſtellt es ſich folgender⸗ 
maßen dar: 

Auf einen Quadratkilometer des produktiven 
Bodens entfallen in Galizien an Pferden 15˙7, in Oſter⸗ 
reich 6, in Dänemark 19 Stüd; an Rindvieh in Gali⸗ 
zien 49, in Oſterreich 34 und in Dänemark 71 Stück; an 
Schweinen in Galizien 22˙7, in Oſterreich 17 und in 
Dänemark 56 Stück; an Schafen in Galizien 7˙9, in 
Oſterreich 9 und in Dänemark 34 Stück. Daraus er⸗ 
ſieht man, daß die Haustierzucht in Galizien im Ver⸗ 
gleiche mit Oſterreich quantitativ im Verhältnis zum 
Produktivboden ſo ziemlich gut, ſehr weit aber hinter 
Dänemark zurückſteht. 

Wenn man aber die Zahl der Haustiere im Ver⸗ 
hältnis zur Einwohnerzahl vergleicht, ſo ſteht Galizien 
hinter Oſterreich und um 100 bis 300 Prozent hinter 
Dänemark. Auf 1000 Einwohner entfallen in Galizien 
119 Pferde, in Oſterreich 66, in Dänemark 195 Stück; 
Rindvieh in Galizien 372, in Oſterreich 365, in 
Dänemark 736 Stück; Schweine in Galizien 172, in 
Oſterreich 179 und in Dänemark 582 Stück; Schafe 
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in Galizien 60, in Oſterreich 100 und in Dänemark 
358 Stück. In der Anzahl der Pferde, welche 
bekanntermaßen den Ruin einer Landwirtſchaft be⸗ 
deutet, geht Galizien anderen Kronländern voran, ins- 
beſondere Oſtgalizien, dem weſtlichen Teile Galiziens. 
So hat zum Beiſpiel Biala auf 1000 Bewohner 
41 Stück, Sokal 224 Stück Pferde. Was die Rind⸗ 
vieh⸗ und Schweinezahl anbelangt, ſo nähert ſich 
Galizien in bezug auf die Quantität beinahe den anderen 
Ländern Sſterreichs, aber qualitativ haben unſere 
Pferde, die ſogenaunten Koniki, ein Viertel der Pferde⸗ 
kraft und ein Füuftel des Pferdewertes. Das bäuer⸗ 
liche Rindvieh iſt überhaupt von ſchlechteſter Qua⸗ 
lität und daher exportunfähig. Die Schafzucht geht in 
Galizien in rapider Weiſe zurück. 30˙6 Prozent im 
Vergleiche zur vorletzten Konſkription. 

Mau hört tagtäglich von den hohen Fleiſch⸗ und 
Mehlpreiſen. Um dem entgegenzuwirken, hat das 
hohe Haus der Regierung eine Ermächtigung zu 
einem Handelsvertrag mit Rumänien, Serbien ꝛc. 
erteilt, wodurch das in den betreffenden Geſetzen be⸗ 
willigte Quantum von Rindvieh, Schweinen und 
Schafen importiert werden kann. Wir haben auch 
einen Teuerungsausſchuß eingeſetzt. Dieſe Maßregeln 
werden uns aber nur ſehr wenig helfen. (Zustimmung.) 
Ermöglichen wir aber dem Lande Galizien, daß es 
feine Rindvieh- und Schweinezucht auf die Stufe 
erhebe, auf welcher Dänemark ſteht, daß es zu einer 
ſolchen Produktionsfähigkeit der Getreidearten ge⸗ 
langt wie Böhmen und Deutſchland, fo wird unfer 
Staat auf lange Jahre fo ziemlich gut approvifieniert 
fein (Zustimmung) und nuſere Stadtbewohner und 


Fabriksarbeiter bekommen zu billigem Preiſe Fleiſch. 


und Brot und unſer Landwirt wird ſich materiell 
heben, für Fabriksprodukte kauffähig werden; ein 
Wohlſtand im ganzen Lande mit einer guten Rück⸗ 
wirkung auf die Gewerbe- und Handelsverhältniſſe 
des ganzen Staates wäre eine Folge der Hebung der 
Landwirtſchaſt Galiziens. (Zustimmung.) Indeſſen 
ſehen wir, daß die Landwirtſchaft in Oſterreich von 
der hohen Regierung kehr ſtiefmütterlich behandelt 
wird, und was Galizien ſpeziell anbelaugt, ſo be⸗ 
kommt es von Staatsſubventionen nur 50 bis 60 Pro⸗ 
zent deſſen, was ihm im Verhältniſſe zu anderen 
Kronländern gebühren würde. Aber auch von dieſen 
Subventionen verſpeiſen, ohne gut zu verdauen, einen 
Löwenanteil die polniſchen Großgrundbeſitzer. (Rufe: 
Sehr richtig!) Die Zeutralregierung gibt alle Staats⸗ 
ſubventionen für landwirtſchaftliche Zwecke in Galizien 
in die Hände der beiden k. k. polniſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaften in Krakau und Lemberg, 
außerdem bekommen noch polniſche Gauvereine — 
die kölka rolnicze — direkt vom Ackerbaumini⸗ 
ſterium 30.000 K jährlich an Subvention für ſoge⸗ 
nannte Regiekoſten. Die Ruthenen bekommen für ihre 
landwirtſchaftlichen Zwecke vom Staate keinen Heller, 
weder für die Viehzucht noch für die anderen Zweige 


der Landwirtſchaft, noch für Regiekoſten. Da die 
Ruthenen. an die Krakauer landwirtſchaftliche Geſell⸗ 
ſchaft, welche im weſtlichen Galizien operiert, derzeit 
keinen Anſpruch erheben, ſo werde ich mich mit der 
k. k. fogenaunten galiziſchen, eigentlich polniſchen land⸗ 
wirtſchaſtlichen Geſellſchaft, welche im rutheniſchen 
Oſtgalizien operiert, befaſſen. Da der größte Teil 
dieſer Staatsſubventionen zur Förderung der Haus⸗ 
tierzucht beftinmt iſt, jo werde ich mich mit der Nutz⸗ 
nießung dieſer Subventionen beſchäftigen und nach⸗ 
weiſen, daß von allen dieſen Subventionen das ru⸗ 
theniſche Volk nur ſehr wenig bekommt und daß die 
Subventionen ſehr oft zur Korrumpierung unſeres 
Volkes bei verſchiedenen Wahlen dienen. Meine Aus⸗ 
führungen ſtütze ich auf die Jahresberichte der k. k. 
galiziſchen landwirtſchaſtlichen Geſellſchaft. 

Was alſo die Rindviehzucht anbelangt, ſo hatte 
die k. k. galiziſche landwirtſchaftliche Geſellſchaft in 
Lemberg im Jahre 1907 22 Vollblutzuchtſtallungen 
erhalten mit 23 Zuchtſtieren und 380 Kühen, im 
Jahre 1908 22 Vollblutzuchtſtallungen mit 22 Zucht⸗ 
ſtieren und 378 Kühen und im Jahre 1909 24 Voll⸗ 
blutzuchtſtallungen mit 24 Zuchtſtieren und 438 Kühen. 
Alle dieſe Stallungen waren ausſchließlich bei den 
Polen untergebracht. Halbblutzuchtſtallungen gab es 
im Jahre 1907 42, von dieſen haben 7 gar keine 
Berichte eingeſendet, im Jahre 1908 gab es 51 ſolche 
Stallungen, im Jahre 1909 60, von welchen 8, 
eventuell 9, gar keinen Bericht einge endet haben. Im 
Jahre 1907 gab es 29 Zuchtſtiere und 1140 Kühe, 
im Jahre 1908 36 Zuchtſtiere und 1318 Kühe und 
im Jahre 1909 51 Zuchiſtiere und 1444 Kühe. In 
den nicht berichtenden Halbblutſtallnngen gab es im 
Jahre 1907 7 Stiere, 77 Kühe, im Jahre 1908 
7 Stiere, 209 Kühe und im Jahre 1909 8 Zucht⸗ 
ſtiere und 249 Kühe, wenn man annimmt, daß 
in dem nicht ausgewieſenen Jahre ſo viel Zuchtrind⸗ 
vieh war wie im vorigen, ausgewieſenen. Merk⸗ 
würdig, daß mehrere Herren eine Zuchtſtallung, 
welche mehrere tanſend Kronen koſtere, bekamen, doch 
ſie fühlten ſich nicht einmal verpflichtet, zwei, drei 
Jahre hintereinander einen Jahresbericht darüber der 
Geſellſchaft zu erſtatten. Auch dieſe Zuchtſtallungen 
waren ausſchließlich bei den Polen untergebracht. 
(Hört!) 

Gemeindezuchtſtallungen gab es im Jahre 1907 
40, welche 36 Zuchtſtiere und 441 Kühe hatten, im 
Jahre 1908. 51 mit 51 Zuchtſtieren und 562 Kühen 
und im Jahre 1909 64 mit 64 Zuchtſtieren und 
744 Kühen. Mehrere Kuratoren von dieſen Zucht- 
ſtallungen haben im Jahre 1907 auch keinen Bericht 
der Geſellſchaft erſtattet. Wie viele Exemplare von 
dieſen Gemeindezuchtſtallungen bei den rutheniſchen 
Landwirten untergebracht waren, das läßt ſich dem 
Berichte nicht entnehmen; unter den Kuratoren dieſer 
Zuchtſtallungen gab es nur 7, alſo 11 bis 17 Pro- 
zent Ruthenen. Ebenſo iſt es unmöglich, feſtzuſtellen, 
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wieviel von den 544 im Jahre 1907, 628 im 
Jahre 1908 und: 705 im Jahre 1909 im Eigen⸗ 
tum der Gemeinden ſtehenden Zuchtſtiere bei den 
Ruthenen untergebracht waren. Im Jahre 1904/05 
waren auf 355 Zuchtſtiere nur 73, alſo 20˙5 Prozent, 
bei den Ruthenen untergebracht. Damals hat man in 
dem Berichte denjenigen, bei dem der Stier — nicht 
die Zuchtſtallung — untergebracht wurde, dem Namen 
nach, ſo wie es bei den herrſchaftlichen Stallungen und 
bei der k. k. landwirtſchaftlichen Geſellſchaft in Krakau 
der Fall iſt, angeführt. So war es auch in den 
früheren Jahren. Gegenwärtig hat man dieſe Praxis 
— wahrſcheinlich um im Trüben fiſchen zu können — 
fallen gelaſſen. 


Allenfalls muß feſtgeſtellt werden, daß von der 
Geſellſchaft im Jahre 1907 59 Zuchtſtiere und 
1597 Kühe, im Jahre 1908 65 Zuchtſtiere und 
1895 Kühe und im Jahre 1909 83 Zuchtſtiere und 
2131 Kühe den polniſchen Großgrundbeſitzern zuge⸗ 
wieſen wurden, unter die Bauern, darunter auch 
Ruthenen wurden von der Geſellſchaft im Jahre 1907 
441 Kühe und 580 Stiere, im Jahre 1908 562 Kübe 
und 679 Stiere und im Jahre 1909 .744 Kühe und 
769 Stiere verteilt. Wenn ich ſage: unter die Bauern, 
ſo muß man es nicht ganz wörtlich nehmen, denn es 
iſt ja eine bekannte und von der Verwaltung der 
Geſellſchaft — Bericht für das Jahr 1909, Seite 31— 
anerkannte Tatſache, daß viele von den Gemeinde⸗ 
zuchtſtieren, die bei den Ruthenen untergebracht 
werden ſollten, bei den Gutsbeſitzern untergebracht ſind. 


Aus dieſer Berechnung erhellt, daß die Geſell⸗ 

ſchaft den Großgrundbeſitzern im Jahre 1907 

61•67 Prozent, im Jahre 1908 63°31 Prozent und 
im Jahre 1909 65˙69 Prozent des Zuchtrindviehs, 

faſt lauter guten Ertrag gebende Kühe, gegeben hat, 

obwohl die Großgrundbeſitzer nicht ganz 10 Prozent 

des ganzen Rindviehſtandes in Galizien beſitzen 

vide Bujak: „Galicya“, und daß die Bauern 34 bis 

38 Prozent Zuchtrindvieh, überwiegend Stiere, 

bekommen, obwohl ſie über 90 Prozent des ganzen 

Rindviehſtaudes im Lande beſitzen. Wer da glauben 

möchte, daß die k. k. galiziſche landwirtſchaftliche 

Geſellſchaft deswegen ſo wenig Zuchtrindvieh bei den 

Bauern unterbringt, weil die Bauern mit dem Vieh 

nicht gut umzugehen verſtehen, dem werde ich mit dem 

Berichte derſelben Geſellſchaſt, Jahr 1907, Seite 31 

und 32, antworten, daß das bei den Großgrund⸗ 

befigern untergebrachte Vieh zumeiſt ſchlecht erhalten 

wird und daß die Gemeindeſtallungen in vielen 

Fällen den Großgrundbeſitzern als Muſter dienen 

können. 

Was die Ruthenen anbetrifft, ſo ſteht die Sache 
noch ärger, da ſie nur von den Gemeindezuchtſtallungen 
und den Gemeindezuchtſtieren 20 Prozent, wie ich 
oben ausgewieſen habe, beſitzen, das macht alſo vom 
ganzen Zuchtrindviehſtande der k. k. galiziſchen land⸗ 


wirtſchaftlichen Geſellſchaft gegen 8 Prozent und 
von dem ſubventionierten Zuchtrindviehſtande im 
ganzen Lande gegen 5 Prozent. 

Alſo eine ganze Nation, welche nach der 
offiziellen Statiſtik 42 Prozent der Bevölkerung des 
Landes bildet, die zu über 90 Prozent ackerbautreibend 
iſt, bekommt nur gegen 5 Prozent von für die Vieh⸗ 
zucht, beſtimmten Subventionen. 

Aber auch dieſe 5 Prozent des Zuchtrindvieh⸗ 
ſtandes werden von der Geſellſchaft nicht zu dem 
Zwecke unter die rutheniſchen Bauern vergeben, um 
wirklich die Viehzucht bei den Ruthenen zu heben, 
ſondern überwiegend, um das arme Volk dafür bei 
verſchiedenen Wahlen zu demoraliſieren. Ein anſehn⸗ 
liches Mitglied der allpolniſchen Partei, ein Agrar⸗ 
politiker, hat mir ganz offen geſagt: „Was meinen 
Sie? Sollen die Polen den Ukrainern, ihren Feinden, 
das Zuchtrindvieh der k. k. galiziſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Geſellſchaft abgeben? Wenn wir ſchon unbedingt 
etwas den Ruthenen geben müſſen, ſo geben wir es 
den Ruſſophilen.“ Dieſer Herr wurde mit den 
Stimmen der Ruſſophilenpartei zum Landtagsabgeord⸗ 
neten gewählt. 

Daß die k. k. galiziſche landwirtſchaftliche Geſell⸗ 
ſchaft gegen die Bauern und noch mehr gegen die 
Ruthenen von Standes⸗ und politiſchen Motiven ſich 
leiten läßt, das haben auch polniſche Gelehrte und 
Agronomen, wie Profeſſor Bujak, Biedron und andere, 
ſowie auch die polniſche volkstümliche Preſſe kon⸗ 
ſtatiert. Dieſelbe Parteilichkeit, wie ich fie hier bei der 
Rindviehzucht bei ber. galiziſchen landwirtſchaftlichen 
Geſellſchaft hervorgehoben habe, dieſelben politiſchen 
und nationalen Leitmotive gegenüber den Bauern und 
ſpeziell den Ruthenen muß ich auch bei der Ver⸗ 
teilung von Zuchtſchweinen, Zuchtſchafen und Ziegen 
konſtatieren. Darum ſchreibt ganz richtig das Tagblatt 
der polniſchen Volkspartei, der „Kuryer Iwowski@: 
„Unternehmen Sie einmal einen Spaziergang quer 
durch das Land, ſchauen Sie nur dieſe Arbeit der 
galiziſchen lan dwirtſchaſtlichen Geſellſchaft an Ort und 
Stelle an, beſichtigen Sie die verſchiedenen Rindvieh⸗, 
Schweine⸗ und ſo weiter Zuchtſtallungen, verſchiedene 
Getreide-, Gras-, Weide-, Kunſtdünger und andere 
Stationen und Sie werden ſich überzeugen, daß alles, 
was im Jahresberichte geſchrieben iſt, meiſtens eine 
gemeine Unwahrheit, ein ſtatiſtiſcher Humbug iſt, ziel⸗ 
bewußt darauf berechnet, um jährlich beinahe 
900.000 K Subventionen vom Staate und Lande 
zu bekommen. Die Selbſtändigkeit dieſer k. k. land⸗ 
wirtſchaftlichen Geſellſchaft ſchaut ganz humoriſtiſch 
aus. 3931 Mitglieder haben zuſammen ganze 
27.590 K, das iſt 3˙2 Prozent aller Einnahmen 
jährlicher Mitgliedsbeiträge eingebracht! Das Preß⸗ 
organ „Rolnik“ koſtete im Jahre 1909 29.249 K 
und das Abonnement brachte nur 4859 K, das 
find 16˙5 Prozent! Das heißt, weun das Land und 
der Staat dieſer Geſellſchaft ſeine Unterſtützung ver⸗ 
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weigert, liegt Schon am nächſten Tage die Geſellſchaft 
geſtreckt. ( Zwischenrufe.) 

Und wie ſchön ſtellt die Verwaltung dieſer 
Geſellſchaft neben dem Jahresberichte andere Berichte 
für das k. k. Ackerbauminiſterium zuſammen! Dieſe 
polniſche Geſellſchaft, in der kein einziger Ruthene 
weder im Präſidium noch im Zentralkomitee, noch 
unter den kooptierten Mitgliedern, nicht einmal bei 
etlichen 20 Kommiſſionen und Sektionen, mit Aus⸗ 
nahme von zweien, wo je ein Ruthene zum Mitgliede 
ernannt wurde, gewählt wurden, nennt ſich die 
k. k. galiziſche, nicht polnische Geſellſchaft (Zwischen- 
rufe); ſie fabelt, daß trotz der ſtarken ukrainiſchen 
Agitation die Ruthenen dieſe Geſellſchaft als ihren 
Repräſentanten betrachten, ſie berichtet, daß 75 Prozent 
aller Subventionen den Bauern und nur 25 Prozent 
den Großgrundbeſitzern zugeſtanden werden, daß von 
Subventionen für die Bauern die Ruthenen 80 Pro⸗ 
zent beziehen! Und allen dieſen Berichten glaubt leider 
das k. k. Ackerbanminiſterium, ohne ſich davon näher 
zu überzeugen, was in Galizien auf dem landwirt⸗ 
ſchaftlichen Gebiete gemacht wird. 

Aber der beſte Beweis, zu welchem Reſultate die 
Förderung der Viehzucht in Galizien durch die k. k. 
landwirtſchaftliche Geſellſchaft in Lemberg und Krakan 
gekommen iſt, iſt die Zahl der Zuchtſtiere in Galizien. 
Nach Angaben der galiziſchen landwirtſchaſtlichen Land⸗ 
tagskommiſſion gab es in Galizien im Jahre 1909 nur 
22 Prozent von unbedingt notwendigen Zuchtſtieren. 
Jeder Landwirt wird ſchon verſtehen, wohin die pol⸗ 
niſche Wirtſchaft der beiden k. k. landwirtſchaftlichen 
Geſellſchaſten unſere galiziſche Viehzucht mit dieſen 
vielen Millionen Staats- und Laudesſubventionen 
gebracht Hat! 

Und darum haben die Ruthenen, als die hohe 
Regierung als Rekompenſation für die Handelsverträge 
6 Millionen Kronen den Landwirten Oſterreichs für 
Viehzucht und Viehverwertung vorgelegt hatte, obwohl 
mit ſchwerem Herzen, dem Antrage keine Hinderniſſe 
in den Weg geſtellt, aber nur unter der Bedingung, 
daß der den Ruthenen auf der Baſis des beſtehenden 
Viehbeſtandes zuerkannte Betrag den rntheniſchen 
landwirtſchaftlichen Vereinen ꝛc. für die durch das 
Geſetz beſtimmten Zwecke zugewieſen werde. Sollte 
aber zum Zwecke der Verteilung dieſer Quoten ein 
das ganze Land umfaſſendes Organ ins Leben gerufen 
werben, dann ſollte die Regierung dafür Sorge tragen, 
daß der rutheniſchen Bevölkerung, beziehungsweiſe 
den landwirtſchaftlichen rutheniſchen Organiſationen 
auf derſelben Baſis ein Anteil an der Verwaltung 
eingeräumt werde. Das war ein förmlicher Vertrag, 
welcher zwiſchen Polen und Ruthenen von ihren 
parlamentariſchen Reprä’entationen unter Mitwirkung 
und Akzeptierung der Regierung abgemacht wurde. 

Als aber von dieſem Vertrage die Kunde nach 
Galizien gebracht wurde, bemächtigte ſich aller pol- 
niſchen Parteien und Geſellſchaftskreiſe eine derartige 
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Aufregung, die man ſchon ſeit langem nicht beobachtet 
hat. Man diskutierte nicht darüber, zu welchen laud⸗ 
wirtſchaftlichen Zwecken die Entſchädigungsſumme 
verwendet werden ſollte, ſondern auf welche Weiſe 
man den Vertrag brechen könnte. Dieſer Streit wütete 
beſonders während der galiziſchen Landtagsſeſſion. 
Man dachte nach, auf welche Weiſe man die Ruthenen 
hintergehen ſollte, daß es, wenn der Vertrag wirklich 
ausgeführt werden ſollte, vor der Welt, nicht vor dem 
k. k. Ackerbauminiſterium, wie ich das weiter nachweiſen 
werde, den Schein habe, daß die Ruthenen ihren 
Anteil bekommen, ſie in Wirklichkeit aber von der 
Entſchädigungsſumme ſehr wenig und nur zu Handen 
der polniſchen Machthaber bekommen ſollten. 

Wer das Meiſterſtück leiſtet, wie die Ruthenen 
bei dieſem Vertrage am beſten hintergegangen werden 
ſollten, ſtritten die Allpolen, die Volkspartei und der 
Statthalter Dr. Bobrzyſski im Namen feiner konſer⸗ 
vativen Partei. Die Allpolen wünſchten, daß beinahe 
die ganze Entſchädigungeſumme, 76 9 Prozent, kapi⸗ 
taliſiert werde und von den Zinſen den Gemeinden ein 
Beitrag zum Ankaufe — natürlich von Großgrund⸗ 
beſitzern weit entlegener Parzellen — oder zur Melio⸗ 
ration der Weideplätze gegeben werde. Nur ſehr wenig 
ſollte für die Viehverſicherung (17˙6 Prozent) und für 
Gründung von Zentralmolkereien (5˙5 Prozent) ver⸗ 
wendet werden. Alſo der Hauptzweck des Geſetzes vom 
30. Dezember 1909, nämlich § 2, Abſatz 2, die 
Förderung der Viehzucht und die Hebung des Vieh⸗ 
beſtandes im Zuſammenhange mit der Viehverwertung, 
wurde gänzlich übergangen. N 

Die Volkspartei ſtellte einen Antrag, daß die 
Eutſchädigungsſumme nicht kapitaliſiert, ſondern gegen 
50 Prozent für Meliorationen der Weidepläpe ver⸗ 
wendet werde, 20 Prozent für Viehverſicherung, 10 
Prozent für Zentralmolkereien und aur 20 Prozent 
für die eigentliche Förderung der Viehzucht und 
Hebung des Viehbeſtandes, alſo für Prämiierung der 
Viehzucht, für Ankauf und Erhaltung der Gemeinde⸗ 
und Privatzuchtſtiere — es fehlen bekanntlich jn 
Galizien 78 Prozent unbedingt notwendiger Zucht⸗ 
ſtiere — und zur Gründung der Gemeindezuchtſtal- 
lungen verwendet werden follte. 8 

Daß es kein großzügiger Weidewirtſchaftsplan, 
von dem Seine Exzellenz der Leiter des Aderban- 
miniſteriums träumt, in Galizien ſein ſoll, geht ſchon 
daraus hervor, daß nach der kargen Berechnung 
des Landesausſchuſſes mit einer halben Million 
Kronen jährlich in zehn Jahren nur vier Prozeut 
aller galiziſchen Weideplätze meliorier: werden. Natür⸗ 
lich ſollten dabei diejenigen Gemeinden, welche keine 
Weideplätze haben oder bei den polniſchen Macht⸗ 
habern ſich keiner Gunſt erfreuen, von der Entſchädi⸗ 
gungsſumme keinen Nutzen haben, dies um ſo mehr, 
als nach dem Beſchluſſe der galiziſchen landwirtſchaft- 
lichen Landtagskommiſſion, welche dieſes Projekt für 
ihr eigenes erkannte, die ganze für Galizien entfallende 
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Entſchädigungsſumme vom galiziſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſe, wo die Ruthenen nur einen einzigen Vertreter 
haben, verwaltet werden ſollte. Gegen dieſe beiden 
Anträge haben ſich die rutheniſchen Landtagsabge⸗ 
ordneten ganz entſchieden erklärt, da ſie dem Geiſte 
des Geſetzes vom 30. Dezember 1909 und dem Sinne 
der Erklärung der Regierung vom 21. Dezember 1909 f 
widerſprechen. 


Demgegenüber ſtellte der Sintigalter Dr. 
Bobrzynski durch feine politiſchen Freunde im 
galiziſchen Landtage einen Antrag auf Kreierung eines 
galiziſchen Landeskulturrates, welcher alle für land⸗ 
wirtſchaftliche Zwecke beſtimmten Summen, alſo auch 
die Entſchädigungsſumme für die Handelsverträge 
verwalten ſollte. Dieſer Landeskulturrat ſollte aus 
32 Mitgliedern beſtehen, von welchen den Ruthenen 


nur ſieben auf dieſe Weiſe zuerkannt werden 
ſollteu, daß fünf rutheniſche Mitglieder die 
Polen wählen ſollten (Hört! Hört!) und nur 


zwei die rutheniſche landwirtſchaftliche Geſellſchaft 
„Silskyj hospodar“ (der Landwirt). Damit aber 
die Ruthenen noch mehr zerſplittert werden, wurde 
von der ruſſophilen Partei auf Auſmunterung von 
polniſcher Seite unerwartet ein neuer landwirtſchaft⸗ 
licher Verein gegründet (Abgeordneter Pr. Hlibowizki: 
Zichen Sie diese Geschichte nicht herein, sonst werden 
wir wieder einen Kampf haben!), deſſen Statuten 
Binnen fünf Tagen von der galiziſchen Statthalterei 
zur Kenntnis genommen wurden. (Abgeordneter Dr. 
Hlibowizki: Ich werde Ihnen darauf antworten!) Das 
iſt ja Tatſache. (Abgeordneter Dr. Hlibowizkti: Das 
ist keine Tatsache. Wenn Sie diesen Kampf wollen, wir 
werden ihn aufnehmen!) Sehr angenehm. Dieſer friſch 
gebackene Verein ſollte nun auch ein Mitglied zum 
Landeskulturrate ſenden, aber daſür ſollte die Mit- 
gliederzahl von 32 auf 36 erhöht werden. Alſo auf 
36 Mitglieder im Landeskulturrate ſollten die Ruthenen 
fünf polenfreundliche Ruthenen, zwei Ukrainer und 
einen Ruſſen haben. Statthalter Dr. Bobrzyſski war 
ſeiner Arbeit ſo ſicher, daß er der Zentralregierung 
einen falſchen Bericht übermittelte, in welchem er mit⸗ 
geteilt hat, daß die Ruthenen für ſeinen Antrag 
ſtimmen werden. Nur beinahe durch einen Zufall 
wurde Miniſterpräſident Baron Bienerth vom Prä⸗ 
ſidium unſeres Ruthenenklubs informiert, daß die 
Ruthenen unter keiner Bedingung weder dem Antrage 
der Landtagskommiſſion, noch dem Antrage Bo- 
brzyüski zuſtimmen werden, und ſollte nichtsdeſto⸗ 
weniger dieſer Antrag im Landtag zur Abſtimmung 
gebracht werden, ſo würden die rutheniſchen Landtags⸗ 
abgeordneten, obwohl nur zwölf Mann ſtark, einen 
Krawall machen, von dem ſich Dr. Bobrzyüski nicht 
einmal etwas träumen läßt. 


Auf ſolche Weiſe wurden die polniſchen, den 


Ruthenen ſehr ſchädlichen und dem Geiſte dieſes Ge⸗ 
ſetzes nicht entſprechenden Anträge derzeit befeitigt. 


Aber nichtsdeſtoweniger, obwohl die ſtaatliche 
Dotation des Fonds laut $ 1, Abſatz 2 des Geſetzes 
vom Ackerbauminiſterium entweder unmittelbar oder 
durch Gewährung von Darlehen und Subventionen 
an die Viehzuchts⸗ und Verwertungsgenoſſenſchaften 
wie auch die ſonſtigen landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften und Vereine mittelbar verwaltet werden ſoll, und 
obwohl der Beſchluß des landwirtſchaftlichen Aus⸗ 
ſchuſſes des galiziſchen Landtages von dem Landtage 
bisher nicht aufgenommen wurde, hat der galiziſche 
Landesausſchuß mit dem Erlaſſe vom 18. März 1910, 
Z. 28572, die Bezirksausſchüſſe aufgefordert, ſolche 
Vorkehrungen zu treffen, als ob dieſe Dotation aus⸗ 
ſchließlich nur für Meliorationen verwendet werden 
ſollte, und als ob jene Gemeinden, welche 
einen entſprechenden Beſchluß früher faſſen wer⸗ 
den, einen Vorrang zur Erhaltung dieſer Sub⸗ 
vention haben ſollten. So verſtehen dieſen Erlaß 
die Bezirksausſchüſſe. Die Bezirksausſchüſſe legten 
nämlich den Gemeinden dar, daß die k. k. Re⸗ 
gierung das Land Galizien jährlich mit 1,42 9.000 K 
ſubventionieren werde und daß dieſe Subvention aus⸗ 
ſchließlich zur Vermehrung der Produktion und Ver⸗ 
beſſerung des Viehfutters, beſonders durch Melioration 
der Weideplätze und Wieſen, wie auch des Brach⸗ 
landes, aber auch für Verallgemeinerung des Anbaues 
der Winterfutterpflanzen verwendet werden ſollte. Es 
heißt weiter noch einmal, daß der Landesausſchuß 
wie auch der Bezirksausſchuß der Meinung feien, daß 
es am vorteilhafteſten wäre, wenn mit dieſer Staats⸗ 
ſubvention die Weidemeliorationen durchgeführt 
würden. Wenn nun die Gemeinde N. N. wünſcht, daß 
ihr die Weidemelioration mit Hilfe der Staats- 
ſubvention durchgeführt werde, ſo ſoll ſie ſpäteſtens 
bis 15. Mai d. J. einen Gemeinderatsbeſchluß faſſen 
uſw. So berichten es die Bezirksausſchüſſe von 
Dokyna, Huſiatyn und andere Bezirksausſchüſſe. 
Von einer Förderung der eigentlichen Viehzucht, von 
der auch im Beſchluß der landwirtſchaftlichen Land⸗ 
tagskommiſſion etwas ſteht und was ja der Haupk⸗ 
zweck des Geſetzes iſt, ſprechen die Erläſſe kein Wort. 
Die Herren Polen ſind nämlich der Meinung, daß, 
wenn das k. k. Ackerbauminiſterium in Übereinſtimmung 
mit dem Geſetze hauptſächlich die Viehzucht und die 
Hebung des Viehbeſtandes fördern ſollte, auch die 
Ruthenen einen Teil der Dotation für ihre Geſellſchaft 
bekommen könnten; wenn aber die Dotation nur für 
Weider und Wieſenmeliorationen verwendet werden 
ſollte, die Ruthenen aber derzeit keine entſprechende 
Organiſation, kein geſchultes Menſchenmaterial hätten, 
ſo müſſe der Landesausſchuß, welcher ein Meliorations⸗ 
bureau hat, mit der Durchführung dieſer Meliorationen 
betraut werden. In dieſem Falle werde der Landes- 
ausſchuß unter Mitwirkung der Bezirksausſchüſſe mit 
dieſen Fonds „polniſch wirtſchaften“, die Ruthenen 
werden nicht nur beinahe keinen Nutzen davon tragen, 
ſondern es werden noch dazu dieſe Fonds zur Demorali⸗ 
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ſation unserer Gemeinden führen, wie wir das bei der 
k. k. galiziſchen landwirtſchaftlichen Geſellſchaft ſeit 
langen Jahren beobachten. 

Aber die Ruthenen warteten nicht untätig anf 
die Broſamen, welche ihnen vom polniſchen Tiſch 
durch die k. k. galiziſche landwirtſchaftliche Geſellſchaft 
fallen ſollten. Die Ruther en arbeiteten auf ökonomiſchem 
und landwirtſchaftlichem Gebiete ſeit Jahren in ihrem 
Volksbildungsverein „Proswita“, gegründet im 
Jahre 1868 mit 42 Filialen, 1800 Lokalvereinen 
und mit 100.000 Mitgliedern, in dem Verbande der 
rutheniſchen Molkereigenoſſenſchaften in Stryj, ge⸗ 
gründet im Jahre 1900, wo 76 Genoſſenſchaften zu⸗ 
ſammenarbeiten; in dem Landesreviſionsverbande in 
Lemberg, gegründet im Jahre 1904, welchem über 
300 landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften angehören, 
und beſonders in ihrer landwirtſchaftlichen Landes⸗ 
geſellſchaft „Silskyj Hospodar“ („Der Laudwirt“) 
in Lemberg. 


In den letzten zwei Jahren wurden faſt in allen 
Gerichtsbezirken Galiziens Filialen — 86 — errichtet, 
Tauſende von Mitgliedern geworben — über 15.000 
— die Geſellſchaft wurde zur Berufsorganiſation des 
rutheniſchen Kleingrundbeſitzes. Die Geſellſchaft hat auf 

allen Gebieten der Landeskultur des rutheniſchen 
Kleingrundbeſitzes eine rege Tätigkeit begonnen, ſie hat 
die breiteſten Schichten desſelben um ſich gruppiert, 
um durch, dieſe ſelbſt den landwirtſchaftlichen Fort- 
ſchritt zu verallgemeinern. 

So hat ſie insbeſondere gegenüber allen wichti⸗ 
geren agrarpolitiſchen Fragen Stellung genommen; im 
Jahre 1909 und am Anfange des Jahres 1910 hat 
ſie ihre Delegierten zu über 50 verſchiedenen land⸗ 
wirtſchaftlichen Volksverſammlungen geſchickt, über die 
wichtigſten Fragen des Genoſſenſchaftsweſens und die 
neueſten Fortſchritte der Landwirtſchaft für praktiſche 
Landwirte Unterrichtskurſe abgehalten, landwirtſchaft⸗ 
liche Publikationen herausgegeben, Stipendien für 
landwirtſchaftliche Studien verliehen, das Dünger⸗ 
und Maſchinenweſen gefördert, die Samenbeſchaffung 
erleichtert, die Urbarmachung und die Ausbeutung der 
Moore gefördert, Schweinezucht und Eberſprung⸗ 
Stationen — 27 — errichtet, die Rindvieh⸗, Ziegen-, 
Geflügel⸗ und Bienenzucht unterſtützt. Dazu beſißt die 
Filiale der Geſellſchaft in Okesko eine Obſtbaumſchule, 
von welcher jahrjährlich mehrere Hunderte von 
Obſtbäumchen und Tauſende von Edelreiſern unent⸗ 
geltlich oder zu ermäßigten Preiſen unter die Mit⸗ 
glieder zur Abgabe gelangen. 


Und das alles geſchah, wenn auch in kleinem 
Maßſtabe, ohne einen Heller an Landes⸗ oder Staats⸗ 
ſubvention zu erhalten. Nur auf den Jahresbeitrag 
der Mitglieder und milde Gaben von Privatleuten 
geſtützt, konnte die Geſellſchaft infolge der opfer⸗ 
willigen Regſamkeit ihrer Ausſchußmitglieder eine 
ſolche Tätigkeit aufweiſen. j 
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Da die Ruthenen mit eigenen Kräften zu den 
oben angeführten Reſultaten auf dem landwirtſchaft⸗ 
lichen Gebiete gelangten, war es ganz natürlich, daß 
wir rutheniſchen Abgeordneten vom k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterinm nicht nur Subventionen für landwirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke zuhanden des landwirtſchaftlichen 
Landesvereines „Silskyj Hospodar“ forderten, 
ſondern auch das k. k. Ackerbauminiſterium erſuchten, 
dieſe Geſellſchaft als eine rutheniſche landwirtſchaft⸗ 
liche Hauptkörperſchaft anzuerkennen. Zuerſt ſagte man 
unſeren Vertretern, daß das ſchwer fallen werde, da 
ih dafür nicht nur der Statthalter von Galizien, 
ſondern uud, der Landesausſchuß und die k. k. 
polniſche landwirtſchaftliche Geſellſchaft erklären 
müſſen. 

Als ſpäter eine Delegation des Ruthenenklubs 
wiederum beim Referenten des Ackerbauminiſterinms 
erſchien, das Geſuch um Anerkennung der Geſell⸗ 
ſchaft als Hauptorganiſation überreichte und um eine 
Staatsſubvention zur Unterſtützung derſelben erſuchte, 
hörten ſie die wunderlichen Worte aus dem Munde 
eines hohen Staatsbeamten der Zentralregierung: 
„Wollen denn die Herren, daß die Regierung den 
Ruthenen eine Prämie dafür gebe, daß ſie der Aktion 
der galiziſchen Landesregierung fär die geſetzliche 
Feſtſetzung eines Landeskulturrates entgegenwirkten?“ 

Sie ſehen, meine hochgeehrten Herren, daß die 
hohe Regierung uns als kleine Kinder behandelt: ſie 
will die rutheniſche Nation belohnen oder ſtrafen, je 
nachdem wir artig find und für den Borczyüskiſchen 
Antrag, der nicht einmal ein Regierungsantrag iſt, 
ſtimmen oder ihn verwerfen. Und das heißt: die Re⸗ 
gierung will für den Wohlſtand aller Nationen forgen, 
ſie will die landwirtſchaftlichen Staatsſubventionen 
ohne jeden politiſchen Einfluß der mächtigen Parteien 
dem Landwirte ehrlich und gerecht zuführen. 

Darum muß ich im Namen des rutheniſchen Volkes 
feierlich gegen eine ſolche Behandlung der rutheniſchen 
Abordnung und der rutheniſchen Intereſſen auf land⸗ 
wirtſchaftlichem Gebiete proteſtieren. Wir wollen kein 
Privilegium, wir wollen gar nichts Außer gewöhnliches; 
wir wollen nur, daß das Geſetz vom 30. Dezember 
1909, R. G. Bl. Nr. 222, und unſer Vertrag mit den 
Polen und der Regierung, welchen die Regierung im 
landwirtſchaftlichen Ausſchuſſe am 21. Dezember 1909 
pronunzierte, durchgeführt werde, wir wollen, daß 
unſere landwirtſchaftlichen Organiſationen auf ähn⸗ 
liche Weiſe wie die polniſchen behandelt werden. 

Nach 8§ 4, Abſatz 3, des Geſetzes iſt die Art 
der Verwendung der im $2, Abſatz 2 bezeichneten 
Fondsmittel vom Ackerbanminiſterium unter Mit⸗ 
wirkung der Landesausſchüſſe und landwirtſchaftlichen 
Körperſchaſten feſtzuſetzen. 

Nachdem die rutheniſche landwirtſchaftliche Be⸗ 
völkerung in Galizien in den beiden galiziſchen 
k. k. landwirtſchaftlichen Geſellſchaſten in Lemberg 
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und in Krakau keine Vertretung hat, ſo verlangen 
wir, daß der rutheniſche landwirtſchaftliche Landes⸗ 
verein „Der Landwirt“ (Silskyj hospodar) in Lem⸗ 
berg als rutheniſche kandwirtſchaftliche Hauptkörper⸗ 
ſchaft anerkannt und zur Mitwirkung zugelaſſen werde. 

Nach der Erklärung der Regierung vom 21. De- 
zember 1909 ſollen die für die Verteilung an einzelne 
Vereine ꝛc. zu beſtimmenden Beträge auf beide Volks- 
ſtämme in Galizien auf der Baſis des beſtehenden 
Viehbeſtandes verteilt werden. Es iſt ſomit zur Durch⸗ 
führung des Grundſatzes ein Verteilungsſchlüſſel auf 
der Baſis des beſtehenden Viehbeſtandes in Galizien 
feſtzuſetzen. 

Im Sinne der Erklärung der Regierung vom 
21. Dezember 1909 (Abſatz II) ſoll dieſe Aktion in 
Galizien vom Ackerbauminiſterium im Einvernehmen 
mit dem Landesausſchuſſe und unter der Mitwirkung 
des Landeschefs nach folgenden Grundſätzen geführt 
werden: 

1. Die für die Verteilung an einzelne Vereine ıc. 
zu beſtimmenden Beträge ſollen auf beide Volksſtämme 
in Galizien auf der Baſis des beſtehenden Viehbe⸗ 
ſtandes verteilt werden. 

2. Sollte zum Zwecke der Verteilung dieſer 
Quoten ein das ganze Land umfaſſendes Organ ins 
Leben gerufen werden, dann ſoll die Regierung dafür 
Sorge tragen, daß der rutheniſchen Bevölkerung (be: 
ziehungsweiſe den landwirtſchaftlichen rutheniſchen 
Organiſationen) auf derſelben Baſis ein Anteil an der 
Verwaltung eingeräumt werde. 

Nachdem aber zum Zwecke der Verteilung dieſer 
Quoten ein das ganze Land Galizien umfaſſendes 
Organ nicht ins Leben gerufen worden iſt, ſo kommt 
der erſte Punkt des Abſatzes II der Erklärung der 
Regierung, welcher der Beſtimmung des 8 4, Abſatz 2, 
des Geſetzes entſpricht, zur Anwendung. 

Es ſind daher unſere Forderungen vollſtändig 
begründet, daß der rutheniſche landwirtſchaftliche 
Landesverein „Der Landwirt“ in Lemberg als ruthe⸗ 
niſche landwirtſchaftliche Hauptkörperſchaft zur Mit⸗ 
wirkung zugelaſſen werde und daß die für die ruthe⸗ 
niſche Bevölkerung in Galizien entfallenden Beträge 
der ſtaatlichen Subventionen der Organiſation dieſes 
Vereines zur Förderung der Viehzucht und zur Hebung 
des Viehbeſtandes im Zuſammenhange mit der Vieh⸗ 
verwertung erteilt werden. 

Die Ruthenen begehren, daß die zu gewährenden 
Dotationen der landwirtſ ſchaftlichen Produktion der 
rutheniſchen Bevölkerung in Galizien ſo raſch als 
möglich durch die oben erwähnte rntheniſche Organi- 
ſation unter ſtaatlicher Kontrolle zugewendet werden. 

Auf Grund der erfolgten Erklärungen der Re⸗ 
gierung, aus welchen entnommen werden muß, daß in 
Ländern, wo die landwirtſchaftliche Intereſſenver⸗ 
tretung in national getrennten Körperſchaften orga⸗ 
niſiert iſt wie in Galizien, bei Feſtſetzung der Art der 
Verwendung außer dem Votum des Landesausſchuſſes 
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auch die Wünſche der nationalen landwirtſchaftlicken 
Körperſchaften gehört und entſprechend berückſichtigt 
werden, können wir dem k. k. Ackerbauminiſterium die 
Annahme der Vorſchläge des rutheniſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Landesvereines „Der Landwirt“ (Silsky.j 
bospodar) in Leinberg empfehlen, welche die gnali- 


tative und quantitative Hebung unferer Viehzucht nud 


deren beſſere Verwertung als erſte Notwendigkeit aner⸗ 
kennen. Insbeſondere ſoll jährlich die Hälfte des auf 
die rutheniſche Bevölkerung in Galizien entfallenden 
Betrages zur Förderung der Viehzucht und zur Hebung 
des Viehſtandes verbraucht werden, da dieſer Fonds in 
erſter Reihe für die Beſſernng unſerer Viehzucht be- 
ſtimmt iſt. Eine weitere Verwendung dieſes Fonds ſoll 
für Unterſtützungen zur Furtermittelbeſchaffung, jet 
auch zur Organiſation des Molkereiweſens ſtatthaben, 
weil dadurch eine beſſere Viehverwertung erzielt und 
ſomit auch die Abſicht des Geſetzes erreicht wird. 


Was die Angelegenheit des Viehverſicherungs⸗ 
weſens anbelangt, ſo beſtehen wir auf dem Stand» 
punkte der gleichzeitig beſchloſſenen Reſolntion der 
Abgeordneten Pik, David und Oſtapcezuk, welche 
beſtimmt (Liest): 

„In Erwägung, daß die Regierungsvorlage über 
die Förderung der Viehzucht und Viehverwertung nur 
einen Beitrag zur Unterſtützung der Viehzucht und 
Viehverwertung enthält, wodurch die Bedürfniſſe 
insbeſondere der kleinen Landwirte nicht hinreichend 
befriedigt werden, in fernerer Erwägung, daß dieſe 
Landwirte ein Intereſſe daran haben, verſichert zu 
fein für alle Elementarunfälle und für den Fall des 
Viehſterbens, wird die Regierung aufgefordert, dem 
Abgeordnetenhauſe ſobald als möglich den Entwurf 
eines Reichsrahmengeſetzes über die allgemeine obli⸗ 
gatoriſche Landesverſicherung gegen Elementarunfälle 
und Viehſterben vorzulegen, die an die Stelle der 
unzweckmäßigen und den kleinen Landwirten ungün⸗ 
ſtigen Verteilung der Notſtandsunterſtützungen zu 
treten hat. Die Beiträge, die bisher für die Notſtands⸗ 
unterſtützungen verwendet werden, find der Unter- 
ſtützung dieſer obligatorischen Verſicherung zuzuführen.“ 


Was die Förderung der Weidewirtſchaft anbe⸗ 
langt, ſo läßt ſich nicht in Abrede ſtellen, daß bei uns 
eine große Zahl von Weideflächen vernachläfſigt lient, 
welche unter Anwendung der Meliorationen und rativ- 
neller Kultur eine Mehrung von Futtermitteln liefern 
könnte; aber zur Durchführung dieſer Maßnahmen 
foll alljährlich ein Teil der beſtehenden Meliorations⸗ 
fonds verbraucht werden. 

In dieſer Nichtung wurde eine Promemoria⸗ 
ſchrift ſeitens unſeres Klubs der Regierung vorgelegt. 
Die Regierung hat zwar unſere landwirtſchaftlichr 
Organiſation „Silskyj hospodar“ zur Teilnahme an 
der Konferenz am 13. September l. J. eingeladen, 
welche zum Zwecke der Feſtſtellung der Verteilung der 
für Galizien beſtimmten Subventionen einberufen 
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wurde. Die Stellung der Regierung bei dieſer Kon⸗ 
ferenz entſprach aber bei weitem nicht der Erklärung, 
welche am 21. Dezember 1909 im landwirtſchaſt⸗ 
lichen Ausſchuſſe von derſelben Regierung abge⸗ 
geben wurde. Die Regierung folgte gänzlich dem 
Vorſchlage des galiziſchen Landesausſchuſſes; ſtatt 
den ganzen für Galizien beſtimmten Betrag ent⸗ 
ſprechend der abgeſchloſſenen Vereinbarung und 
ihrer eigenen Erklärung, unter die landwirtſchaft⸗ 
lichen polniſchen und rutheniſchen Organiſationen 
unf Grund des Viehbeſtandes zu verteilen, teilte 
ſie denſelben in zwei Teile und beſtimmte nur den 
kleineren Teil, 400.000 K, zur Verteilung, und zwar 
entiprechend den polnischen Weiſungen, und den Betrag 
von 1,030.000 K beſtimmte die Regierung für folgende 
Zwecke: 


zu Meliorationen der Hutweiden 450.000 K, 
zur Viehverſicherung. 8 150.000 „ 

„ Hebung des Molkereiweſens. 180.000 „ 
zum Einkauf der Jungſtiere. . 120.000 „ 


zur Organiſation der Viehverwertung . 130.000 „. 


Die Verwendung der Summe von 1,030.000 K 
zu den erwähnten Zwecken ſoll in eigener Regie des 
Ackerbauminiſteriums, aber doch unter dem Einfluſſe 
des galiziſchen Landesausſchuſſes erfolgen. Aber auch 
dieſe 400.000 K ſollen nicht auf eine ſolche Art und 
Weiſe, wie es die Bedürfniſſe des Landes, welche den 
landwirtſchaftlichen Organiſationen am beſten bekaunt 
ſind, erſordern, verwendet werden, ſondern die Ver⸗ 
wendungsart dieſer Summe wurde a priori feſtgeſtellt, 
und zwar für: Viehaufſtellungen, Prämiierung von 
Muſterſtallungen und Düngerſtätten, Förderung der 
Molkerei, Förderung der Kultur der Hutweiden und 
Weidepflanzen, Kurſe und Vorleſungen auf dem Ge⸗ 
biete der Viehzucht. 


Dieſe Zwecke ſtehen mit der Viehzucht und 
Viehförderung in keinem unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange. Die Viehverſichernng, Viehverwertung, die Re⸗ 
formierung der Viehſtallungen ꝛc. ſind ſehr ſchöne 
Sachen, vor allem muß man aber das Vieh beſitzen. 
Bisher aber haben die Großgrundbeſitzer 80 Prozeut 
aller Zuchtſubventionen bekemmen und für die Bauern 
ſind nur karge Brocken übriggeblieben. Und im Lande 
gibt es keinen guten Viehbeſtand, die Bauernwirte be⸗ 
ſitzen nur ein ſehr beſchränktes Quantum und von ſehr 
minderwertiger Qualität, es herrſcht überall ein großer 
Mangel an Stieren, und die Regierung will den 
Löwenanteil an Subventionen für ſolche Zwecke ver⸗ 
wenden, welche zuerſt einen eniſprechenden Viehbeſtand 
vorausſetzen, und nur einen ſehr kleinen Betrag von 
120.000 K beſtimmt ſie für den Ankauf von Jung⸗ 
ſtieren. Der Regierungsvorſchlag berückſichtigt nicht 
die Schweinezucht wie auch nicht die Zucht der Ziegen, 
der Schafe und des Geflügels, welche in der Wirtſchaft 
des Kleingrundbeſitzers eine ſehr wichtige Rolle ſpielt 
und andrerſeits die Fleiſchproduktion hebt und fördert. 
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Es wurde im Ackerbauminiſterium der Verwen⸗ 
dungsplan der Subventionen noch nicht endgültig 
feſtgeſtellt und der galiziſche Landesausſchuß hat 
ſchon den Organiſationsplan der Viehverſicherung auf 
ſolcher Grundlage ausgefertigt, daß unter den 
Ruthenen der Gedanke auftauchte, auf dieſe Landes⸗ 
organiſation zu verzichten und an die Gründung 
einer eigenen Organiſation der Viehverſicherung zu 
treten. Die Beſtimmungen des Entwurfes des 
Landesausſchuſſes, nach welchen die Leitung der 
Lokalverbände und die Veterinäre der Beſtätigung des 
Landespatronats unterliegen ſollen und wonach 
ſchon 20 Landwirte aber mit 200 Stück Vieh das 
Recht haben werden, eine Viehverſicherungsgeſellſchaft 
zu gründen, welche Beſtimmung ganz offenbar zu⸗ 
gunſten der Großgrundbeſitzer vorgeſchlagen wird, 
alle dieſe Beſtimmungen geben uns einen Vor⸗ 
geſchmack der Wohltaten dieſer Landesorganiſation 
unter dem Patronate des Landesausſchuſſes und 
erinnern uns an die Wohltaten, welche uns ſeitens 
des Patronats für Spar- und Kreditgenoſſenſchaften 
zuteil wurden. 

Sie ſehen, meine Herren, wie bei uns in 
Galizien die Aktion zur Hebung der Produktion 
geführt wird. Wir Mitglieder des Ruthenenklubs 
ſehen die Unterſtützung des Ackerbanes als Haupt⸗ 


mittel an, um der Teuerung vorzubeugen, die Aktion 


in dieſer Richtung ſoll aber auf rein wirtſchaftlicher 
Baſis ruhen und ſoll nicht auf politiſcher Baſis 
geführt werden. 

Wir appellieren gleichzeitig an die Regierung, 
daß ſie die Verteilung der Subventionen gemäß den 
Beſtimmungen des Geſetzes und der zwiſchen uns und 
den Polen geſchloſſenen Vereinbarung durchführe, 
ſonſt werden wir berechtigten Grund haben, die 
Regierung eines zu unſerem Nachteile begangenen 
Vertragsbruches zu beſchuldigen. (Schr richtig!) 

Aber außer der Durchführung des Geſetzes vom 
30. Dezember 1909, R. G. Bl. Nr. 222, im Sinne 
der Erklärung der Regierung vom 21. Dezember 1909 
fordern wir auch, daß unſere landwirtſchaftliche 
Geſellſchaft „Silskyj hospodar“ entſprechende Sub⸗ 
ventionen für landwirtſchaftliche Zwecke laut ihrem 
Geſuche zu eigenen Händen bekomme, daß auch 
andere rutheniſche landwirtſchaftliche Organiſationen 
in ihrer Tätigkeit von der Regierung entſprechend 
unterſtützt werden und daß die Ruthenen wie andere 
Völker Oſterreichs auf landwirtſchafilichem Gebiete 
von der Regierung nicht ſtiefmütterlich behandelt 
werden. (Beifall und Händcklatschen.) 


Präſident: Zur formellen Geſchäfts- 
behandlung hat ſich der Herr Abgeordnete Doltor 
Mayr zum Worte gemeldet; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Dr. Mayr: Ich beantrage 
Schluß der Debatte. N 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Mayr 
hat Schluß der Debatte beantragt. Wir wollen 
abſtimmen. Die Herren werden gebeten, ihre Plätze 
einzunehmen. (Nach einer Pause:) Ich wiederhole 
meine Bitte, die Plätze einzunehmen! (Nach einer 
Pause:) Diejenigen Herren Abgeordneten, welche mit 
dem vom Herrn Abgeordneten Dr. Mayr beantragten 
Schluß der Debatte einverfianden find, wollen ſich er 
heben. (Geschieht) Schluß der Debatte iſt an⸗ 
genommen. 

Ich habe nunmehr zunächſt noch jene Reſolutio⸗ 
nen und einen Antrag zu verleſen, welche mir von 
eingetragenen Rednern, die aber nicht mehr zum 

Worte kommen, zugekommen ſind. 


Zunächſt eine Reſolution des Herrn Abgeord⸗ 
neten Dr. Buzek (liest): 


„Die Regierung wird aufgefordert: 


1. dem Abgeordnetenhaus bei der Vor⸗ 
legung des Budgets für 1912 einen Ausweis 
über die in gemieteten Hänfern untergebrachten 
ſtaatlichen Behörden, Amter und Anſtalten, 
ſowie ein Bauprogramm zur Verwirklichung 
des Prinzips, daß die ſtaatlichen Behörden, 
Amter und Anſtalten nur in ärariſchen, den 
hygieniſchen Anforderungen vollſtändig ge⸗ 
nügenden Gebäuden unterzubringen ſind, vor⸗ 
zulegen; 

2. das derzeit geltende Regulativ des 
durch § 6 des Geſetzes vom 28. Dezember 
1907, R. G. Bl. Nr. 285, geſchaffenen Kaiſer 
Franz Joſef I.⸗Jubiläumsfonds 1908 dahin 
abändern zu wollen, daß es auch den Be⸗ 
dürfniſſen der Beamtenſchaft Galiziens ent- 
ſpricht; 

3. bei dem Miniſterium für öffentliche Ar⸗ 
beiten einen Wohuungsbeirat zu ſchaffen, in 
dieſem neben Vertretern von Krankenkaſſen 

und ſonſtigen Sozialverficherungsanftalten 
auch Vertreter der gemeinnützigen Bauver⸗ 
einigungen, ferner Vertreter der an der 
Wohnungsreform tätigen Anteil nehmenden 
Landesausſchüſſe und Großſtädte, ſowie Fach⸗ 
männer (aus den Kreiſen der Wiſſenſchaft und 
andere) einzuberufen und die verhältnismäßige 
Vertretung dieſer Kategorien von Mitgliedern 
bereits in dem Stalute des Beirates ſicher⸗ 
zuſtellen.“ 


Ferner einen Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Buzek zu der Reſolution II des Berichtes des 
Teurungsausſchuſſes vom 24. November 1910 
diet): 
„Der erſte Abſatz dieſer Reſolution hat 
folgendermaßen zu lauten: 
„„Die Regierung wird aufgefordert, 
Landtagen ſchleunigſt den Entwurf eines 


den 
Ge⸗ 
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ſetzes vorzulegen, wodurch die hygieniſchen 
Mindeſtanforderungen. bei Wohnungen feſt⸗ 
geſtellt und eine Wohnungsinſpektion ein⸗ 
geführt wird.““ 

Der zweite Abſatz dieſer Reſolution bliebe 
ungeändert.“ 


Dann zwei Reſolutio nen des Herrn Abge⸗ 
ordneten Dr. Pitacco (liest): 

„Die hohe Regierung wird aufgefordert, 
alle die Landesgeſetze, die mit der Bautätig⸗ 
keit und mit dem Baukredit im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, ohne Aufſchub zu überprüfen 
und, wenn ſie entſprechend gefunden werden, 
zu genehmigen.“ 

„Es wied der Wunſch ausgeſprochen, daß 
die Anlagen der Vermögensbeſtände der All⸗ 
gemeinen Penſionsanſtalt für Privatangeſtellte 
und der Erſatzinſtitute vorwiegend zu 
Wohnungsfürſorgezwecken verwendet werden.“ 


Endlich eine Reſolution des Herrn Abgeord⸗ 
neten Dr. Buzek (liest): 


„Die Regierung wird aufgefordert, zum 
Baue von Häuſern in Gemeinden, die durch 
eine Feuersbrunſt ganz oder teilweiſe zerſtört 
wurden, Bauholz zu billigen Preiſen und 
eventuell gegen Ratenzahlung aus den k. k. 
Staatsforſten abzugeben.“ 


Diejenigen Herren, welche dieſe ſämtlichen Re⸗ 
ſolutionen ſowie den verleſenen Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Buzek unterſtützen, bitte ich, fich 
zu erheben. (Geschiekt.) 

Dife Reſolutionen ſowie der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Buzek find hinlänglich unter- 
ſtützt und ſtehen daher in Verhandlung. 

Verlangt jemand die Wiederaufnahme der 
Debatte? (Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der 
Fall. Die Debatte iſt daher geſchloſſen. 

Wir ſchreiten nun zur Wahl der Generalredner. 

Ich bitte die eingetragenen Herren Kontraredner 
links, die Herren Proredner rechts die Stimmzettel 
abzugeben. (Nach Vornahme der Wahl der General- 
redner:) Das vorgenommene Skrutinium ergibt, daß 
zum Generalredner pro der Herr Abgeordnete Dr. 
Buzek, zum Generalreduer kont ra der Herr Abge⸗ 
ordnete Müller gewählt wurden. 


Da der letzte Redner ein Proredner war, erhält 
der Generalredner kontra, der Herr Abgeordnete 
Müller, das Wort. 


Abgeordneter Müller: Hohes Haus! Vor allem 
ſchließe ich mich den ſoeben eingebrachten Reſolutionen 
meiner Parteigenoſſen vollinhaltlich an. Der erſten 
Reſolution, dem Proteſte, den Geuoſſe Habermann 
eingebracht hat und der ſich dagegen ausirricht, daß 
es ſich die Regierung ſo bequem macht und indirekte 
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Steuern im Verordnungswege erhöht, pflichte ich 
vollkommen bei. Seit ungefähr 50 Jahren war das 
nicht der Brauch. Jetzt erſt hat dieſe ſogenannte 
freiheitliche deutſche Regierung es zu ihrem Prinzip 
erhoben, im Verordnungswege die Telegraphen⸗, 
Telephon⸗ und Poſtgebühren zu erhöhen, erſt vor 
kurzem war ſie daran, die Perſonen und Frachtentariſe, 
die ihr ungeheuer viele Millionen eingetragen haben, zu 
erhöhen und jetzt — wie man hört, es iſt eigentlich 
ſchon eine fertige Tatſache — geht ſie neuerdings 
daran, Zigarren und Tabak ebenfalls im Verord⸗ 
nungswege zu erhöhen. Durch die Art, wie ſie der 
jetzigen Regierung beliebt, um indirekte Steuern ein⸗ 
zuheben, wird eigentlich das Parlament vollkommen 
umgangen und vor alem werden die bürgerlichen 
Abgeordneten der Verantwortung enthoben, dafür zu 
ſtimmen und eine Erklärung darüber abzugeben, ob 
ſie denn für die beſtändige Erhöhung der indirekten 
Steuern auf Umwegen einverſtanden ſind. 

Ich erkläre mich aber auch mit der Reſolution 
einverſtanden, die ſchon im Teuerungsausſchnſſe bei 
der Beratung über die Wohnungsfürſorge überreicht 
worden iſt, die allerdings dort mit der Motivierung 
zurückgewieſen worden fein ſoll, daß der Ausſchuß 
nicht der zuſtändige Ort dafür ſei und daß das 
hohe Haus darüber zu entſcheiden habe. Wir alle 
find neugierig, welche Stellung die bürgerlichen Ab⸗ 
geordneten zur rechten und zur linken Hand einnehmen 
werden, wenn dieſe Reſolutionen zur Abſtimmung 
gelangen werden. Es wird manchem der Seſſel recht 
heiß, manchem auch das Gewiſſen ziemlich ſchwer 
werden, wenn fie wieder einmal ihr richtiges Geſicht 
zeigen ſollen. (Abgeordneter Dr. Diamand: Das ist 
eine Überschätzuny!) Dann bitte ich vielmals um 
Verzeihung. Ich meinte, daß es auch Leute mit 
anderen politiſchen Anſichten geben kann, wo in der⸗ 
artigen Fragen ihr Gewiſſen zu entſcheiden habe. 

Nun zur Sache ſelbſt! So gering auch die 
Zugeſtänduiſſe ſind, die uns in bezug auf die 
Wohnungefürſorge gemacht wurden — es ſteht nicht 
ſehr verlockend damit —, jo will ich doch nicht anſtehen, 
zu erklären, daß wir das Wenige, was geboten wird, 
als den erſten Schritt eines Fortſchrittes auf dieſem 
Gebiete immerhin begrüßen. Natürlich werden wir 
als treue Wächter dafür Sorge tragen, daß die darüber 
herausgegebenen Verordnungen genau geprüft und 
überwacht, damit auch fie im Sinne der Reform ge 
handhabt und durchgeführt werden, wie es im 
Teuerungsausſchuſſe beſchloſſen wurde. Wir ſind 
in Öfterreich gewohnt, daß oft aus einer geplanten 


klein 
namentlich von unſeren Wohnungsmiſere, gelüftet 


Haus der Abgeordneten. — 68. Sitzung der XX. Seſſion am 26. November 1910. 


reichſten Städte, insbeſondere aber in Wien zwiſchen 
dem I. und X Bezirke auseinandergeſetzt worden ſind. 


Damals war es noch von Staats wegen verboten, 


über ſoziales Elend und ähnliche Fragen zu fpredyen. 


Obwohl Wittelshöfer damals nur unverdächtige 


Zeugen, gut patriotiſche Männer zitierte, die ſich in 


dieſen Fragen bereits ein Urteil gebildet haben, 
obwohl er zur Begründung ſeiner Anſicht ebenſo 


unverdächtige Ziffern des ſtatiſtiſchen Zentralburcaus 


verwendete, ſo hat trotzdem der Staatsanwalt es 
als ein Verbrechen bezeichnet, daß der Schleier ein 
wenig von unſeren elenden Verhältniſſen, 


worden iſt. Es war eine ungeheure, furchtbare 
Anklage gegen den Staat und deshalb hat der Staats⸗ 
anwalt dieſes Buch konfisziert. Ee war alſo von 
Staats wegen verboten, über ſoziales Elend zu 
ſprechen, weil dieſe Weltordnung angeblich eine von 
Gott gewollte ift. 

Wir Sozialdemokraten wiſſen aus eigener Er⸗ 
fahrung, was wir damals unter dieſer Auffaſſung zu 
leiden hatten; wie oft unſere Zeitungen konfisziert und 
wie oft wir eingeſperrt worden ſind, wenn wir bloße 
Tatſachen, von der arbeitenden Klaſſe, wenn wir die 
Verhältuiſſe in ihrer Natürlichkeit und Wirklichkei“ 
geſchildert haben; wir wiſſen, was wir da alles 
auszuſtehen hatten. Gott ſei Dank, könnte man fat 
jagen, nach 15 Jahren iſt es durch unſere ung⸗ 
müdliche Arbeit doch gelungen, nicht bloß ſprechen 
zu dürfen, ſondern einen Entwurf im Parlamut 
über die Frage einzubringen und dem Haufe und ver 
Regierung, namentlich dieſer ſogenannten „freifit- 
lichen“ Regierung, die doch für Soz alpolitik durchus 
nicht empfänglich iſt, eine Kleinigkeit abzuringen, die 
den breiten Schichten der Bevölkerung zugute konmen 
wird. Niemand in dieſem Haufe und auch außeyalb 
desſelben hätte dieſe Frage aufgegriffen und jo drch⸗ 
geführt als wir; über allen Wipfeln war Ruh', Wohnugs⸗ 
elend, Wohuungsfürſorge und Teuerung find in denXren 
der herrſchenden Klaſſen und deren Vertreter ein echt 
unangenehmes, garſtiges Lied. Hätten wir nicht dafür 
geſorgt, im ganzen Reiche die Bevölkerung zu belhren 
und für dieſe Frage zu intereſſieren, fo würde — ich 
glanbe, es ohne Übertreibung ſagen zu könne: — 
die Debatte auch dieſes Ergebnis wahrſcheulich 
nicht gezeitigt haben. (Zustimmung.) In dein lten 
Kurienparlamente wäre eine derertige Frage von 
vornherein ausgeſchloſſen geweſen und fie wäre licht 
einmal zur Diskuſſion gekommen. 

Von dem Elend, unter dem die arbeitende Be⸗ 


Wohltat eine ewige Qual wird. Immerhin iſt es! völkerung zu leiden hat, iſt das Wohnungseend 


ſchon ein Fortſchritt, wenn wir auf 15 Jahre zurück⸗ 
blicken, wo damals Wittelshöfer das berühmte Buch 
über „Das ſoziale Elend und die beſitzenden Klaſſen“ 
herausgegeben hat, worin zum erſtenmal die Unter- 
ſchiede des Einkommens, der Lebensweiſe und der 
Sterblichkeitsverhällniſſe bei den Bewohnern unſerer 


der Wirkung nach ſicher das furchtbarſte. Ein grßer 
Teil meiner Kollegen, die hier mit mir auf diſen 
Bänken ſitzen, und ich ſelbſt, können ein traurges 
Lied davon aus der Zeit fingen, wo wir ſelbſt mur 
98 Kreuzer pro Tag verdient haben und Kinderzu 
ernähren hatten. Heute ſehen wir noch die traurien 
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Spuren jener traurigen Zeit in unſerer Familie. Wir 
brauchen nur unſere Kinder anzuſchauen, die noch an 
Skrophuloſe und all dieſen Krankheiten leiden, die die 
Folgen des furchtbaren Wohnungselends und der 
Unternährung ſind. Wir brauchen uns gar nicht auf 
Bücher und Ziffern berufen, wir ſelbſt haben es mit⸗ 
gefühlt und miterlebt. Erſt vor kurzem haben wir den 
Kollegen Barth zu Grabe getragen, der zweifellos 
durch dieſe elenden ſozialen Verhältniſſe, unter denen 
er leben und arbeiten mußte, frühzeitig in die 
Grube ſank. 

Von dieſem Elend zieht der Staat einen unge⸗ 
heueren Nutzen, aber nicht nur der Staat, fondern 
auch das Land und die Gemeinde heben für das 
Elend große Steuern ein. Es gibt wohl nichts Un⸗ 
moraliſcheres und Unfütlicheres, als auf Luft, Licht, 
Sittlichkeit und die Volksgeſundheit eine ſo hohe 
Steuer zu legen, wie es gegenwärtig unſere Mietzins⸗ 
ſteuer in Oſterreich iſt. Allerdings leugnet man ab, 
daß dieſe garſtige Steuer der Mieter zu tragen hat; 
unſere Hausbeſitzer bezeichnen die Mietzinsſteuer als 
eine direkte Steuer, wir alle aber wiſſen, daß er 
ſie bloß einkaſſiert und durch ſeinen Hausmeiſter oder 
Inſpektor aufs Amt tragen läßt. Die Hauszinsſteuer 
iſt alſo eine indirekte Steuer, die uns alle furchtbar 
belaſtet und nicht wenig zum Wohnungselend beiträgt, 
weil dadurch die Bauluſt unterbunden wird. Wieder- 
holt haben wir hier im Hauſe und außerhalb des⸗ 
ſelben Proteſt dagegen erhoben und Anderungen, die 
die Bauluſt heben ſollten, in Vorſchlag gebracht. Aber 
die drei Gewalten: der Staat, das Land und die 
Gemeinde machen dagegen nichts, weil ſie auf eine 
ihrer größten Einnahmen verzichten müßten. Es 
iſt für ſie wirklich keine Gewiſſensfrage — ich will 
mich diesbezüglich korrigieren —, wenn Tauſende 
und Tauſende durch das Wohnungselend um 
ihre Geſundheit und ihr Leben gebracht werden; 
weder die Regierung noch die herrſchenden Parteien 
machen ſich daraus eine Gewiſſensfrage. Nur ab und 
zu, um bei Kongreſſeu zu brillicren, ſtehen fie auf, 
halten hübſche und vernünftige Reden, ſtellen Modelle 
auf und zeigen der ſtaunenden Welt, wie fortſchrittlich 
und modern Oſterreich auf dem Gebiete der Woh⸗ 
nungsfürſorge iſt. Doch das beſteht nur in Modellen 
und auf dem Papier, in Wirklichkeit iſt es ſo wenig, 
daß man gar nicht davon reden kann. Beim letzten 
Wohnnngskongreß hat ſogar Exzellenz Klein prä⸗ 
ſidiert und eine ſchöne Rede gehalten, unſer Miniſter⸗ 
präſident war als Miniſter des Innern bei der Konſti⸗ 
tuierung des Wohnungsfürforgevereines in Wien an⸗ 
weſend und hat ebenfalls in einer ſchönen Rede 
erklärt, daß er mit großem Wohlwollen und beſon⸗ 
derem Intereſſe den Verhandlungen dieſes Vereines 
folgen werde, und daß die Regierung ſelber zu 
wiederholten Malen Anlaß genommen habe, die Woh⸗ 
nungsfürſorge zu heben, insbeſondere die große 
Sterblichkeit unter den breiten Maſſen, die an der 


Tuberkuloſe und anderen Volkskrankheiten zugrunde⸗ 
gehen, zu verringern. 

Wenn wir nachforſchen, was die Regierung auf 
dieſem Gebiete getan hat, ſo ſehen wir, daß nichts als 
Spuckverbote erlaſſen wurden; in den meiſten 
Regierungsämtern liegen aber bloß die betreffenden 
Zettel, während es in vielen Fällen an den nötigen 
Spucknäpfen fehlt. Und das hat unſer Murifter als 
eine ſehr große Tat für die Fürſorge auf dem Gebiete 
der Geſundheitspflege dargelegt. Unſere Politiker 
von rechts und links, die aus der Wohnungsfragt 
großen Profit herausſchlagen, die Hausherren, Boden⸗ 
wucherer, Baumeiſter uſw. haben natürlich kein 
beſonderes Intereſſe, Arbeiterwohnungen jo modern 
wie es ſchon in anderen Ländern geſchieht zu bauen. 
Ja, es wurde im Hauſe eine Reihe von Reſo⸗ 
lutionen und Petitionen, namentlich ſeitens der Bau- 
meiſter aus Böhmen, eingebracht, in welchen dagegen 
proteſtiert wird, daß das Parlament ein Wohnungs» 
fürſorgegeſetz beſchließe und von der Regierung 
verlange, daß 60 Millionen als Fonds für Arbeiter- 
wohnungen aus Staatsmitteln gegeben werden. 
Dieſe Baumeiſter ſelber haben ſich dagegen gewendet 
und wenn man die Pelition genauer durchlieſt, ſieht 
man, daß fie um ihren Profit bangen, ebenſo wie die 
Bodenwucherer und daß ſie, ſtatt die Sache zu 
fördern, an die bürgerlichen Abgeordneten des Hauſes 
appellieren, dieſe Sache zunichte zu machen. Die 
Wohnungsfürſorge und die Wohnungsfrage iſt für 
uns Sozialdemokraten ſo alt wie unſere Partei 
ſelbſt. Sie bildet einen Teil unſeres Programmes, 
unſerer ganzen Bewegung und unſerer Wünſche. Wir 
haben alſo nicht nur heute und während der 
ganzen Zeit hier im. Haufe darüber zu sprechen 
Gelegenheit gehabt, ſondern wir ſprechen auf allen 
unſeren Kongreſſen, in allen Konferenzen und 
Verſammlungen über, dieſe Frage, an der unſere 
Klaſſe außerordentlich intereſſiert iſt. Die Frage iſt 


keineswegs eine Erſcheinung bloß unſerer Tage. Wir 


wiſſen, daß ſie ſchon viel früher da war, allerdings in 
anderer Form, und wenn wir in der Geſchichte zurück⸗ 
blättern, ſo finden wir, daß in Rom zur Zeit des 
Überganges von der Republik zum Kaiſerreich 
Barrikadenkämpfe ans dieſem Grunde flattgefunden 
haben; daß im XIII. Jahrhundert in Paris wegen des 
furchtbaren Wohnungsmangels Straßenkämpfe ſtatt⸗ 
fanden. Als im XIV. Jahrhundert Berlin zu einem 
dauernden Garniſonsort gemacht wurde, fand eine 
große Volksbewegung ſtatt und Friedrich der Große 
hat ſpäter um 4½ Millionen Taler Häuſer gebaut, 
die er an die Bewohner verſchenkte. Dasſelbe war 
in Potsdam der Fall. Die Wohnungsreform wurde 
im XVIII. Jahrhundert in England, Belgien und 
Frankreich zu einer brennenden Frage und iſt 
auch dort teilweiſe, wenn auch nicht in dem 
Umfange, wie es die gegenwärtigen Verhältniſſe 
erheiſchen, gelöſt worden. Die Wohnungsnot, wie 
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ſie heute beſteht, erklärt ſich einerſeits durch die Intereſſe zu ſchützen und zu fördern. Das war mit aller 


Bevölkerungszunahme und andrerſeits aus der 
Sucht, aus dem Elend, aus dem Bedürfnis nach 
Luft und Licht, die ja Gottesgaben ſein ſollen, 
aus der Volksgeſundheit Profit und Wuchergewinn 
herauszuſchlagen. Die Wohnungsnot iſt eine Er⸗ 
ſcheinung des kapitaliſtiſchen Syſtems unſerer Tage, 
das alles zu Geld machen will, ohne Rückſicht darauf, 
ob dadurch ganze Völker zugrunde gehen. Sie iſt aber 
auch eine Frage, die ſich nach Angebot und Nachfrage 
richtet. Die Ausbeutung durch die Wohnungsnot koſtet 
tanſend und abertauſend braven Menſchen das Leben. 
Ich will von den übrigen Koſten nicht reden, die die 
Spitäler, die Siechenhäuſer und andere Einrich⸗ 
tungen des Staates, in denen ſieche Menſchen, die ſich 
in den kleinen Wohnemgen zutode gelebt haben, 
untergebracht werden müſſen, verurſachen. Auf dem 
letzten Kongreß hat ein Vertreter Deutſchlands die 


Offenheit geſagt und wir können wirklich dem Herrn 
Profeſſor für ein ſolches Bekenntnis nur ſehr danke 
bar fein, denn in Verſammlungs⸗ und Wahlreden 
wird das immer abgeleugnet, wird immer geſagt, daß 
ſie für alle Bevölkerungsſchichten ſind, daß ſie die 
Menſchen, wie im Paradieſe, wo Lämmlein und Schafe 
zuſammen weiden, alle ganz gleich ſchützen werden und 
daß die beſitzenden Klaſſen, zu denen ich die Herren 
Regenhart, Chiari und Oberleith ner mitzähle, im 
teiteftgehenden Maße für ſoziale Reformen zu haben 
ſind. Nach den Wahlen, wenn dem Worte Taten 
folgen ſollen, kommt dann die Meinung des geehrten 
Profeſſors Sommer in Anwendung. Wenn wir aber 
die anderen Redner, namentlich die chriſtlichſozialen, 
gehört haben, ſo zum Beiſpiel den Herrn Pfarrer 
Lang in der letzten Seſſion, als das ſogenannte 
„Märchenbuch“ über die Waſſerſtraßen auf den Tiſch 


Wohnungsfürſorge als das Problem aller wachſenden des Hauſes niedergelegt wurde, da hat er die Hände 
Städte bezeichnet. Das iſt auch richtig. Wir wiſſen aus zufammengefchlagen und ausgerufen, daß auch Ober⸗ 
der Literatur, daß in Deutſchland Städte, wie Frank- öſterreich dadurch Schaden leiden würde, denn es fei 
furt am Main, Ulm uſw., ja das ſozial total zurück- nicht ausgeſchloſſen, daß, im Falle die Kanäle gebaut 
gebliebene Ungarn, beiipieläweife Budapeſt, große werden, auch billigeres Brot und Fleiſch herein⸗ 
Fortſchritte auf dieſem Gebiete zu verzeichnen haben. kommen und die öberbſterreichiſchen Bauern da- 
Einige Kommunen, natürlich im Ausland, die ſich mit durch ſchweren Schaden leiden könnten, und er hat 
Wohnungsfürſorge beſchäftigen, haben im Vereine den Mut gefunden an die Regierung den Appell zu 
mit den humanitären Anſtalten die Fürſorge zu einer richten, alles zu unternehmen, damit die Kanäle ja 
ziemlich bedeutenden Entwicklung gebracht. Nur in nicht gebaut werden, weil dadurch die oberöſter- 
unſerer Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, wo die reichiſchen Großgrundbeſitzer zu Schaden kämen. 
Chriſtlichſozialen unter den politiſchen Parteien die All das wird mit einem Pathos vorgebracht, man 
Mehrheit haben, iſt man an die Löſung dieſes Problems ſchaut gegen den Himmel und ruft ihn auch an, 
noch nicht geſchritten, ja, man hat noch gar nicht ein⸗ damit ja die Regierung, wenn ſie wirklich einmal wie 


mal damit angefangen. Mit einer gewiſſen Feind⸗ 
ſeligkeit wird gegen dieſe Reform Stellung genommen 
und ich bin überzeugt, wenn hier dieſes Geſetz 
beſchloſſen wird, daß — der Weg von dieſem Hanſe 
in das andere, wo die „ſehr geehrten hohen Herren” 
ſitzen, iſt nicht allzuweit — keine Garantie beſteht, 
daß ſich dieſe Patentchriſten nicht auf die andere Seite 
hinüberbegeben und dort einen Widerſtand gegen das, wo⸗ 
für ſie hier ſtimmen mußten, hervorzurufen verlangen. 
Sie ſind dann der Verantwortung los und haben hier 
ihre Pflicht gegenüber den Wählern erfüllt. Die 
„Herren“ drüben haben ihre Mandate nicht auf ſechs 
Jahre, ſondern auf Lebenszeit und dann find fie zu- 
meiſt auch ihre Parteigenoſſen, die gerne ſolche Gefällig⸗ 
keiten machen, wie ſie es jetzt ungefähr mit dem kleinen 
Geſetz für das Verbot des weißen Phosphors und mit 
dem kleinen Geſetz für das Verbot der Nachtarbeit der 
Frauen beabſichtigen, nämlich ablehnen. In einer 
Rede in der letzten Seſſion hat ein Abgeordneter, der 
ſonſt in ziemlich hoher Achtung ſteht, der Herr 
Profeſſor Sommer, gefagt: Wir bürgerlichen Parteien, 
namentlich wir deutſchoürgerlichen Parteien haben 
nicht in erſter Linie Sozialpolitik und ſoziale Reformen 
zu machen, wir ſind eine Partei der herrſchenden 
Klaſſen, eine Partei der Beſitzenden und haben deren 


eine blinde Henne ein Saatkorn findet, dieſe Dinge 
vermeidet. 

Wir haben uns nicht mit derartigen leeren 
Diskuſſionen befaßt, wir haben gerade bei der 
Wohnungsfürſorgefrage immer die Waffen der Wiſſen⸗ 
ſchaft und der einwandfreien Ziffern benutzt, weil wir 
wiſſen, daß diefe die ſchärfſten und würdigſten Waffen 
ſind und vor allem auch den beſten Erfolg verbürgen. 
Mit allgemeinen Redensarten, ob es dieſen paar 
Großagrariernn wehetut oder ob es den paar In⸗ 
duſtriellen unagenehm iſt, kann eine ſolche große 
Frage, die für die Allgemeinheit wichtig, notwendig, 
wünſchenswert und ſchon längſt zur Ausführung 
reif iſt, doch nicht geführt werden. Es hat im 
Laufe der Zeit das Volk vieles geändert und es 
wird nur Sache der Ziviliſation und der Demokratie 
ſein, auch das, was gegenwärtig in dieſem Geſetze 
und ſpäter durch den Willen der bürgerlichen Mehr⸗ 
heit reſtringiert werden wird, weiter auszubauen. 
Ziviliſation und Demokratie haben ſchon vieles ver- 
mocht und manches geändert. Ich eriınere an die ab⸗ 
ſcheuliche Inquiſition und an die Folter, dann auch an 
die abſolutiſtiſchen Staoten. Ziviliſation und Demo- 
kratie werden es auch dahin bringen, auch größere und 
beſſere Rechte der breiten Schichten der Bevölkerung 


durchzuführen. Ich als Sozialdemokrat habe die feſte 
Überzeugung, daß die Zeiten kommen werden und 
kommen müſſen, wo man Geſetze nur für jene machen 
wird, die arbeiten und für den Staat nützlich find, 
und wo man für alle jene, welche hier müßig ſind, 
nicht mehr jene Sorgfalt aufbringen wird, wie es 
heute der Fall iſt. Die Wohnungsfürſorge hat für die 
Arbeiter faſt denſelben Wert, wie die Kranken- und 
Unfallverſicherung; denn wenn man von ſozialen Re⸗ 
formen im allgemeinen ſpricht, ſo kann man ſich die⸗ 
ſelben nicht anders vorſtellen, als daß die Wohnungs⸗ 
reform miteinbezogen iſt. Sie iſt ein Teil der ſozialen 
Frage, ohne den man dieſelbe nicht löſen kann. 

Ich glaube, der Staat ſelbſt, der ja ein Militär⸗ 
ſtaat iſt und der teilweiſe, wie es heißt, die erſte 
Geige, wenn auch ohne Saite, in dem großen Konzerte 
mitſpielt, müßte ein großes Intereſſe an der Pflege 
dieſer Reform haben, dieſelbe ſo viel als möglich zu 
fördern ſuchen. Ich will da gar nicht die allgemeine 
Phraſe anführen, daß, wenn man für die Hebung der 
Viehzucht 6 Millionen geben kann, der Staat doch 
auch für die Hebung der Volksgeſundheit zum minde⸗ 
ſten dasſelbe tun kann; denn diejenigen, die angeblich 
Gottes Antlitz haben, müſſen doch für den Staat auch 
ſo viel wert ſein, wie diejenigen Lebeweſen, die Hörner 
tragen. Die Volksgeſundheit iſt doch ſicher ebenſoviel 
wert, wie die Hebung der Viehzucht. Ich will mich 
niit dieſer allgemeinen Frage nicht weiter befchäftigen, 
aber ich glaube, als Militärſtaat müßte unſere Regie- 
rung ein beſonderes Intereſſe daran haben. Wie ſchaut 
es mit der Volksgeſundheit aus, wie ſteht es mit der 
Tuberkuloſe, mit der Skrophuloſe, mit der Rhachitis? 
Die Frage ſteht doch für die Regierung ſo: Kann der 
Staat künflighin die Volkswehr haben, die er brauchen 
wird? Und gerade die jetzigen Zeiten der Teuerung 
wird unſer Staat ſelbſt ſchwer fühlen, wenn 
auch nicht gegenwärtig, aber in 17, 18 Jahren, 
wenn dieſe armen Kinder, welche ſeit 1907 
geboren wurden und in dieſem furchtbaren Elend und 
in dieſer Not aufwachſen, zur Aſſentierung kommen. 
Dann wird der Regimentsarzt konſtatieren, daß das 
Elend, welches dieſe Regierung durch die Zollſchranken 
dem Volke aufgelaſtet hat, ſich dadurch ausdrückt, 
daß das Bruſtmaß dieſer Rekruten bedeutend enger, 
daß ihre Größe ebenfalls zurückgegangen iſt, daß 
weniger Mark in ihren Knochen und weniger Blut in 
ihren Adern iſt. Das werden die eigenen Organe des 
Staates in 17, 18 Jahren bei den Aſſentierungen 
konſtatieren können. Daher ſollte man glauben, daß 
unſere Regierung ein höheres Intereſſe gerade an der 
Wohnungsreform und an dieſen Teuerungsfragen 
bekunden ſollte wie bisher, wenn fie ſich nicht vollends 
als die Geſchäftsführerin der herrſchenden Klaſſen 
und des Kapitalismus, ob er nun bei Grund und 
Boden oder in den Fabriken Wucher treibt, aufſpielen 
will. Wir brauchen ja gar nicht auf unſere Spital⸗ 
ſchande und ähnliche Dinge hinzuſchauen, wir brauchen 
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nur die Ziffern hernehmen, welche beſagen, daß 
Oſterreich jenes Land iſt, wo die meiſten Todesfälle 
von Tuberkuloſe, Skrophuloſe uſw. ſind, welche Krank⸗ 
heiten doch alle ein Zeichen der Unterernährung und 
der miſerablen, elenden Wohnungsverhältniſſe find. 
Man ſagt uns doch immer: Die Familie iſt die 
Stütze des Staates, auf ihr baut ſich alles auf, an ſie 
lehnt ſich alles an; ſie iſt aber auch die Stütze von 
Thron und Altar. Ich will nicht ſo weit gehen. Ich 
kann mir eine Familie ohne Wohnung oder mit 
ſchlechter Wohnung gar nicht denken. Eine Wohnung 
ſoll aber doch nicht bloß ein ſchützendes Obdach ſein, 
ſondern ſie ſoll eine Stätte der Sammlung der Kräfte 
ſein, eine Stätte, wo die Sittlichkeit in höherem Maße 
gedeihen, der Geiſt ſich bilden, wo man Einfluß auf 
die Erziehung der Kinder nehmen kann, ſie ſoll eine 
Slätte fein, wo ſich ein wirkliches und ſtilles Familien⸗ 
glück entwickelt. 

Aber wo iſt das bei dieſer ungeheuren Steigerung 
der Mietzinſe möglich? Es iſt ein Hohn, daß Staat 
und Gemeinde das Schönſte, was der Menſch hat, 
das Familienglück, mit Steuern belegt. Iſt es über⸗ 
haupt denkbar? Auf dieſe edlen Tugenden hebt der 
Staat ſo ungeheure Zinſen cin. Er tritt überall als 
Störer auf. Wer ein Kabinetterl hat, hat es immer nur 
zur Hälſte, weil die andere Hälfte ſchon der Staat 
bewohnt. Der Familie, auf die jo viel Wert gelegt 
wird, ſollte man vor allem ein ſchützendes Obdach 
geben, damit wirklich alle dieſe Eigenſchaften, die ich 
angeführt habe, veredelt und verſtärkt werden können. 
Davon kann aber gegenwärtig doch nicht die Rede 
ſein. Wie iſt es in einer Wohnung, wo gekocht und 
gewaſchen, wo geſtorben und geboren wird, wo Mann 
und Weib und Kinder aller Altersstufen Haufen, wo 
man noch Bettgeher und andere Leute hat, wie iſt es 
da möglich, ſich geiſtig und phyſiſch zu entwickeln, einen 
Einfluß auf die Erziehung der Kinder zu nehmen? 
Wie iſt es da möglich, das bißchen Familienglück ſtill 
und ungeſtört genießen zu können? Das iſt ein Ding. 
der Unmöglichkeit. In den engen Räumen, in denen 
unſere Proletarier zu leben gezwungen ſind und die ſie 
noch mit fremden Leuten teilen müſſen, ſtößt ſich alles. 

Dieſe kleinen und überaus teuren Löcher ſind 
ſozuſagen eine Brutſtätte des Streites, des Haſſes, 
des Unfriedens. Und wenn man nachforſcht, warum ſo 
oft unter zwei Leuten Streitigkeiten eutſtehen, jo iſt 
die Urſache immer der enge Raum, in dem das Elend, 
die Not, die Krankheiten entſtehen, und wo Streit, 
Haß und Unfrieden förmlich wachſen. 

Dieſe kleinen überfüllten Wohnungen find die 
Brutſtätte des Fiebers und aller Epidemien. Die be⸗ 
ſtehende Wohnungsnot hat in der letzten Zeit eine Art 
Nomadenleben gezeitigt. Die armen Leute haben kein 
Heimatsgefühl mehr, weil ſie keinen Ort haben, wo ſie 
ſich zu Hauſe ſühlen. Der Famielienſinn geht ganz auf 
Franſen, die Erziehung der Kinder wird immer mehr 
und mehr vernachläſſigt und unmöglich. Beſonders 
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kinderreiche Familien werden zu einer ganz neuen 
Art des Nomadenlebens gezwungen. Man braucht nur 
am 1. und 15. zuzuſchauen, wie ſie mit ihrem Karren 
— die Kinder hinten nachlaufend — immer und immer 
wieder wandern müſſen. Wenn dieſe armen Teufeln 
eine Wohnung ſuchen, welche Demütigungen müſſen 
ſie ſich nicht oft gefallen laſſen. Die erſte Frage iſt: 
Haben Sie Kinder? Kinder ſind ja angeblich ein 
Segen Gottes. Wer aber dieſen Segen Gottes hat, 
läuft Gefahr, keine Heimſtätte, keine Wohnung zu be⸗ 
kommen. Das erſte iſt immer: Kinder und Hunde werden 
in unſeren Wohnungen nicht geduldet. (Abgeordneter 
Tomäsek: Eher Hunde als Kinder!) Natürlich lieber 
noch Hunde, namentlich, wenn es Schoßhunde find. 
Jeden 1. und 15. ſehen Sie in unſeren Großſtädten 
dieſe Art von Wohnungsnomaden dahinziehen, daß 
einem oft das Herz weh tut. Wir haben allerdings 
einen Mietvertrag und haben ein Mietrecht, aber das 
iſt doch eine Fiktion, dieſe Rechte kann man nicht in 
Wirklichkeit umſetzen. Der Mieter ſteht in einem Ab⸗ 
hängigfeitscerhältnifte zum Vermieter. Er muß ſich 
ihm fügen und muß tun, was dieſer will. Eine 
neue Art von Feudalismus iſt entſtanden, der Woh- 
nungsfeudalismus, der genau fo barbariſch iſt, wie der 
Fendalismus im Grundbeſitz und der Feudalismus in 
den kapitaliſtiſchen Betrieben. Unter dieſem Wohnnngs⸗ 
feudalismus leiden die Exiſtenz und die finanziellen 
Verhältniſſe des Arbeiters furchtbar. Ein altes Sprich⸗ 
wort ſagt: Dreimal ansgezogen iſt einmal abgebrannt. 
Wenn ein Beſitzer abbrennt, fo iſt er meiſtens verſichert 
und bekommt wenigſtens einen Teil des Schadens 
erſetzt. Aber ſchauen Sie ſich das bißchen Habe, das 
auf ſo einen Karren geführt wird, an, wie jämmerlich 
dieſe wenigen Einrichtungsſtücke ausſchauen und wie 
ſchwer es dem Arbeiter fällt, Stückerl um Stückerl nachzu- 
kaufen. Ich habe das ſelbſt mitgemacht und weiß, wie 
ſchwer für den Arbeiter iſt, ſo ein Stückerl Habe zu 
kaufen, das er ſich vom Munde abſparen muß. 
Schon am nächſten Letzten des Monates muß er 
wieder mit den Kindern ausziehen, muß wie ein 
Zigeuner wandern und ſieht zu ſeinem Schmerz, wie 
Stück für Stück ſeiner ſchwer erkauften, vom Munde 
abgeſparten Habe wieder zugrunde gegangen iſt. Dieſe 
(Hefühle können ſich nur die ausmalen, die dieſes 
Wanderleben ſelbſt mitgemacht haben. 

Sehen wir ein wenig unſere Wohnungsfürſorge 
au. Wir wiſſen, daß heute im kapitaliſtiſchen Zeitalter 
alles auf den Kopf geſtellt iſt. Viele Menſchen ſind in 
Scheunen und Ställen untergebracht, denn die Leute, 
die Kinder haben, benützen jede Zufluchtſtätte, jeden 
Winkel, wo ſie wenigſtens einigermaßen vor den 
äußerſten Einflüſſen des Wetters geſchützt ſind. Es 
werden Ställe gebaut, die wie Paläſte ausſehen, und 
für die Aufführung ſolcher Muſterbauten geben Staat 
und Land noch Subventionen, die namentlich bei uns 
in Schleſien oft ziemlich bedeutend ſind. Wohnungen 
aber gibt es fo kleine, fo verfante und unhygieniſche, wie 


Ställe. Und das geſchieht in unſerer angeblich humanen 
Zeit, wo fo viel vom Kinde geſprochen und für das 
Kind gegeben werden ſoll. Jetzt iſt allerdings dieſe 
Frage ſchon wieder eingeſchlafen, wo von höchſler 
Stelle verlangt wurde, daß für das Kind, für 
die nächſten Generationen, für die Zukunft des 
Staates etwas geſchehen ſoll. Wenn man für das Kind 
etwas machen will, dann ſoll man iin zuerſt Nahrung 
und ſchützendes Obdach geben, worin ſich dieſes zarte 
Weſen zu einem nützlichen Gliede DE menſchlichen 
Geſellſchaft entwickeln kann. 
Wenn wir unſere große Kinderftzebticteit gegen · 
über anderen Staaten betrachten, ſo müſſen wir dafür 
vor allem das Wohnungselend, dieſen größten Würg⸗ 
engel an unſerer Jugend, in Oſterreich verant- 
wortlich machen. Unſer Staat iſt ja um die Veredlung 
der Rinder und deren Geſundheit ſehr beſorgt, er hat 
Veterinärgeſetze, die mit großer Strenge gehand⸗ 
habt werden, unſer Epidemiegeſetz aber liegt noch 
immer im Aktenbündel des Hauſes begraben und 
Gott weiß, wann es in Behandlung genommen werden 
wird. (Abgeordneter It eitaner: E handelt sich ja 
nur um Menschen!) Ja, nur um dein höchſten Schatz 
des Staates. Weiland der Kronprinz hat ja einmal 
geſagt, der höchſte Schatz im Staate iſt der Menſch. 
Die Worte und Taten find grundverſchieden und 
von den Beſitzenden niemals in Einklang ge⸗ 
bracht worden. Wir laſſen Hengſte und Stierer und 
was weiß ich noch alles mögliche von fernen Ländern 
herbringen, um unſer Vieh zu veredeln, und dies 
mit Recht. Man baut gute geſunde Ställe, errichtet 
Weiden ꝛc., wo ſich das junge Tier kräftigen kann, wo 
aber tut der Staat etwas für das edelſte der Gesell- 
ſchaft, den Meuſchen? Hat er für ihre Geſundheit Vor- 
ſorge getroffen, hat er Freiplätze für unſere Kinder 
angelegt? Was hat der Staat bisher getan, den 
Wucher aller (Grade einzudämmen uſw.? 

Wir Sozialdemokraten waren dafür, daß die 
Landwirtſchaft ſechs Millionen bekommt, weil wir 
glaubten, daß bei Hebung der Viehzucht mehr produ⸗ 
ziert und die Produkte infolgedeſſen verbilligt werden 
und dadurch der Allgemeinheit ein großer Dienſt ge⸗ 
leiſtet wird. Man hätte deshalb erwarten können, daß in 
demſelben Maße etwas für die Wohnungsfürſorge 
geſchieht. Der Finanzminiſter hat ſich aber ſchon in 
der letzten Seſſion dagegen ausgeſprochen und ſich auch 
jetzt im Ausſchuſſe mit Händen und Füßen dagegen 
gewehrt und geſagt, er koͤnne nur 25 Millionen für 
dieſen Zweck hergeben. Wenn er gezwungen werde, 
60 Millionen herzugeben, dann würde das Reich auf 
Franſen gehen, das haltet der Staat nicht aus. Auf 
der andern Seite aber plündert er fort wieder unſere 
Taſchen, er will die Zigarren und Zigaretten verteuern. 
Und wenn er auch den gewöhnlichen Tabak nicht verteuert, 
ſo macht er es wie alle Schwindler, er gibt ein gerin- 
geres Gewicht und ſchlechtere Qualität hinein. In ſolchen 
Dingen legt ſich unſer Finanzminiſter keine Reſerve auf. 


Haus der Abgeordneten. — 68. Sitzung der XX. Seffion am 26. November 1910. 3991 


In der Wohnungsfrage dasſelbe wie bei der 
Hebung der Rinderzucht zu tun, iſt dem hohen Hauſe 
nicht. eingefallen, obwohl man meinen ſollte, daß 
ohne Unterſchied. der Parteiſtellung alle darin über⸗ 
einſtimmen müßten, daß für die Menſchen, wenn ſchon 
nicht mehr, ſo doch wenigſtens dieſelbe Summe wie 
für die Viehzucht aufgewendet werden muß. 

Dieſe Wohnungsnot hat ſich zu einem Barbaris⸗ 
mus entwickelt und dieſem Zuſtand, wie er gegenwärtig 
beſteht, ſchaut die Mehrheit des Hauſes gleichgültig zu, 
als ob fie dieſe Frage nichts angehe. Für die Arbeiter · 
klaſſe ſind dieſe geſchilderten Verhältniſſe einfach uner · 
träglich geworden, die auf alle Fälle und unter allen 
Umſtänden gemildert werden müſſen. u 

Es gäbe eine Reihe von Mitteln, um dieſe 
Wohnungsnot, den Wohnungswucher einigermaßen 
einzudämmen. Wenn man bei Gelddarlehen mehr als 
zehn Prozent nimmt, wird man wegen Wucher be⸗ 
ſtraft. Warum ſollte man nicht auch den Wohnungs⸗ 
wucher strafrechtlich verfolgen können? Wer ſich an 
Leben und Geſundheit vergeht, begeht doch mindeſtens 
ein ebenſo großes Verbrechen wie der, welcher jemand 
durch Zinſen über das geſetzliche Ausmaß hinaus über⸗ 

vorteilt! 
Der Staat ſollte dem Baus und Bodenwucher 
ein Ende machen und bezüglich der Baugründe dieſelbe 
Monopolſtellung einnehmen, wie er ſie bei anderen 
gemeinnützigen Angelegenheiten einnimmt. Wenn Eiſen⸗ 
bahnen, Spitäler, Straßen uſw. gebaut werden, 
erhebt der Staat ſeinen Monopolauſpruch und 
nimmt im Jutereſſe der Allgemeinheit Expro⸗ 
priationen vor. Es liegt aber auch im Intereſſe 
der Allgemeinheit auch bei Grundſtücken, von denen 
der Staat mit Sicherheit weiß, daß ſie in abſehbarer 
Zeit zu verbauen ſein werden, von ſeinem Hoheits⸗ 
rechte Gebrauch zu machen und nicht der Privat- 
ſpekulation dem VBodenwucher zu überlaſſen. Ein der⸗ 
artiges Verlangen kann man an dieſe, von allen 
Göttern verlaſſenen Regierung nicht ſtellen. Sie 
ſchlägt aus jedem Hoheitsrecht genau fo Profit wie 
jeder private Wucherer. Wir haben zum Beiſpiel ein 
Salzmonopol. Das Salz iſt ja auch eine Gottesgabe, 
wenn ich mich ſo chriſtlich ausdrücken darf; eine 
Gabe, die uns die Natur ſchenkte und die wir zum 
Leben und zur Bluterhaltung und Blutbildung 
brauchen und wir ſehen, daß der Staat ſtatt uns das 
Salz billig zu vermitteln, uns dabei genau ſo be⸗ 
wuchert, als wenn das Monopol der Privatſpekulation 
ausgeliefert wäre, und wenn das Zündholzmonopol 
kommen wird, wird er das ſicher ſchon gewohnheits⸗ 
mäßig ebenſo machen. 
Hier müßte das Haus feine Machtſtellung aus⸗ 

nutzen und entſprechende Anregungen geben und der 
ſchwache Verſuch, der mit dieſem Geſetzentwurf, der 
bald zur Abſlimmung gelangen wird, gemacht wird, zeigt 
ja einen kleinwinzigen, langſamen Fortſchritt auf dieſem 
Gebiete. Die Bauordnung und die Baupläne, die jetzt 


geſundheitswidrig ſind, ſollten vor allem der Zeit ent⸗ 
ſprechend geändert werden. Wir haben ja in Wien 
geſehen, wie ſich die Hausherren aller Grade dagegen 
aufgelehnt haben, als im Gemeinderate die Bauordnung 
einer Reform unterzogen werden ſollte; dieſe Herren 
fühlen ſich unter dem gegenwärtigen Syſtem außer⸗ 
ordentlich wohl, nur das allgemeine und direkte Wahl⸗ 
recht für die Gemeinden kann hier Wandel ſchaffen. Der 
Grundbeſitz der Gemeinden ſollte erweitert werden, 
die Gemeinden ſollten ein Erbrecht bekommen und der 
Wertzuwachs ſollte ihnen dadurch geſichert bleiben. 
Neue Gründe ſollten zum Baue vom Wohnhäuſern 
erworben und jeder Grundverkauf direkt den Gemeinden 
geſetzlich verboten werden. Es gäbe da eine ganze Reihe 
von Dingen, wodurch die Gemeinden dem Wohnungs⸗ 
elend ſteuern und eine vernünftige Wohnungsreform 
ſchaffen könnten. Sie ſollte hohe Wertzuwachszuſchläge 
einheben, was gegenwärtig nicht geſchieht, was aber 
notwendig wäre, weil dadurch dem Bewuchern wenigſtens 
ein Riegel vorgeſchoben würde und die Entwicklung 
der Bautätigkeit in beſſere Bahnen gelenkt werden 
könnte. 

Die Pflichten des Staates und der Gemeinden 
find noch dahin zu ergänzen, beſſere Kommunikations 
wege zu ſchaffen und billige Tarife einzuführen, nicht 
aber, wie es bei uns geſchieht zum Beiſpiel, daß die 
Stadtbahntarife noch mehr verteuert werden, wodurch 
die Bautätigkeit an der Peripherie der Stadt vollkommen 
erſchlagen wird, weil bei den neuen höheren Tarifen 
niemand von der unbemittelten Volksſchicht mehr 
außerhalb der Stadt wohnen kann. Staat und 
Gemeinde müßten vor allem für billige Tarife auf 
den Straßenbahnen und Stadtbahnen und Staats- 
bahnen ſorgen, damit es der ſchwer arbeitenden 
armen Bevölkerung möglich iſt, auch weiter weg von 
der Stadt wohnen zu können. 

Es iſt notwendig, die Arbeitszeit zu verkürzen. 
damit es den Minderbemittelten auch möglich iſt, zum 
Arbeitsplatz hin und zurück zu gelangen. Wir haben 
auch eine andere Art von Wohnungsfürſorge, die 
unſere Unternehmer zu hegen pflegen, Naturalwohnungen 
zu bauen, an die der Arbeiter gekettet wird, wo er dann 
zum wirklichen Lohnſklaven wird. Wir haben ſchon in 
einem anderen Wohnungsgeſetze, das bereits in Geltung 
ſteht, Vorſorge getroffen, daß die Kündigung unab⸗ 
hängig von dem Arbeitsverhältniſſe feſtgeſetzt wird. 
Ein Wohnungsamt, eine Wohnungsinſpeklion muß, 
wie ſie ja auch teilweiſe in anderen fortgeſchrittenen 
Staaten beſtehen, bei uns ebenfalls eingeführt werden. 
Die Schätzung anſtändiger Wohnungen iſt wohl eines 
der höchſten Güter der Menſchen. Wir ſind überzeugt, 
daß dadurch wahrſcheinlich auch die Neigung zum 
Alkoholismus ſicher eingedämmt würde. Denn wer zu 
Hauſe nur Not und Elend ſieht und ſtatt einer 
Wohnung einen Stall hat, in dem man ſich unwohl 
fühlt, geht, um ſein Elend zu lindern, in die Kneipe 
und vertrinkt noch das wenige, das er hat. Wird die 
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Wohnungsfrage aber zur Zufriedenheit gelöſt, dann 
ſteht es außer allem Zweifel, daß der Arbeiter ſich 
manches Krügel Bier vom Munde abſparen und ſich 
lieber eine hübſche Wohnung halten wird, als daß er 
das Geld auf Alkohol ausgibt. 

So mangelhaft der Geſetzentwurf zur Förderung 
der Wohnungsfürſorge iſt, ſo begrüße ich ihn doch auf 
das lebhafteſte, meine aber, daß viele davon in bezug 
auf Einzelhäuſer keinen Gebrauch machen können. 
Selbſt die 90prozentige Belehnung iſt für einen armen 
Teufel unmöglich. Wir wiſſen, daß ſolche Einzeluhäuschen 
in Oſterreich ungefähr 6000 bis 7000 K koſten. 
Wenn er alſo nur 10 Prozent beiſteuert, ſo ſind das 
600 bis 700 K. Das iſt eine unerſchwingliche 
Summe, die ein armer Teufel nicht aufbringen kann. 
Die beſſer ſituierten Arbeiter, und vor allem die 
Gewerbetreibenden und auch andere werden davon 

einen größeren Nutzen haben, obwohl durch die not⸗ 
wendig werdende Gründung von Baugenoſſenſchaften 
auch der Allgemeinheit — ich will das von vornherein 
zugeben — daraus große Vorteile erlangen werden. 

Ich möchte nun noch eine beſondere Art von 
Wohnungsfürſorge beſprechen, die ſchon teilweiſe in 
Angriff genommen worden iſt, aber in der allerungeſchick⸗ 
teſten Art — und dieſes Wort möchte ich beſonders unter⸗ 
ſtreichen. Der Staat hat eine Menge von Arbeitern, er hat 
Tabak, Salinen-, Forſt-, Berg⸗, Finanz⸗, Poſt⸗, Eiſen⸗ 
bahnarbeiter uſw. Gerade bei den Eiſenbahnen, die über 
beſondere, und zwar hohe Fonds in ihren Humanitäts⸗ 
anſtalten verfügen, könnte die Wohnungsfürſorge auch 
unabhängig von einem Geſetze in ganz anderer und 
viel nützlicherer Art gefördert werden als es gegen- 
wärtig der Fall iſt. Wir haben bei der berufs⸗ 
genoſſenfchaftlichen Unfallverſicherungsanſtalt ungefähr 
90 Millionen Kronen liegen. Wir haben die Wechſel⸗ 
bahn und andere kleine Lokalbahnen damit gebaut. 
Was könnte mit dieſen 90 Millionen Kronen nicht 
alles in bezug auf die Wohnnngsfürſorge geſckh ehen? 
Ja, man könnte damit auch Kranken- und Siechen⸗ 
häuſer und Rekonvaleſzentenheime für Kranke und 
und ſchwerverletzte Eiſenbahner bauen. Wir haben in 
dem Penſions- und Proviſionsfonds ungefähr 50 Mil- 
lionen liegen, der ſpezielle Unterſtützungsfonds der 
drei neuerworbenen Bahnen beträgt auch beinahe 
50 Millionen Kronen. Alles in allem ſtünden alſo 
190 Millionen Kronen zur Verfügung. Das iſt doch 
eine Sunime, mit der man wirklich ſchon etwas leiſten 
könnte. Aber unſere Staatseiſenbahnverwaltung zäumt 
— wie ſie das meiſt ſo macht — immer das Pferd beim 
Schweife auf. Sie hat die Wocheinerbahn, die Tauern⸗ 
bahn, die Pyhrnbahn gebaut und als dieſe Bahnen 
fertig waren, waren keine Wohnungen da. In Trieſt 
iſt deshalb eine förmliche Rebellion entſtanden; viele 
Familien mußten mit ihren Kindern monatelang in 
Waggons III. Klaſſe wie die Zigeuner hauſen, weil keine 
Perſonalhänſer mitgebant wurden und Mietwohnungen 
im ganzen Umkreiſe nicht zu haben waren. Erſt als 


eine Rebellion entſtanden iſt, als die Leute die Arbeit 
eingeſtellt haben, erſt dann mußte die Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung daran gehen, Häuſer zu bauen. Aber wer ſo 
raſch bauen muß, wer daher nicht mit Vernunft baut, 
der baut bekanntlich ungemein teuer. Und daher kommt 
es auch, daß die ganze Bautätigkeit unſerer Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung die 4prozentige Verzinſung nicht 
trägt. Wenn man den Bau bei den Staatsbahnen 
beobachtet, ſo fällt einem dabei unwillkürlich das 
Gedicht im „Simpliciſſimus“ ein von dem Poſtboten 
Säbelbein, der in Berlin lädt die Päckle ein. Zwei Arbeiter 
arbeiten und eine Unzahl von Aufſichtsperſonen über⸗ 
wachen. Das verteuert natürlich die Sache ungeheuer 
und es iſt dadurch nachgewieſen, daß unſere Staats⸗ 
eiſenbahn verwaltung die à4prozentige Verzinſung aus 
ihren eigenen Bauten, die ſie noch dazu im Offertwege 
vergibt, nicht. herausſchlagen kann. 

Außerdem trägt eine große Schuld daran die 
Organiſation der Wohnungsfürſorge im Eiſenbahn⸗ 
miniſterium. Es grenzt geradezu an ein Verbrechen, 
was dort geſchieht. 

Es iſt uns allen bekannt, daß unſer Eiſenbahn⸗ 
miniſter Wrba, ſeitdem er dem Eiſenbahnreſſort vor⸗ 
ſteht, fein Amt dußendmal reorganisiert hat; er 
hat eine Menge Reſſorts zerriſſen, dann wieder zu⸗ 
ſammengelegt, zweckmäßig oder unzweckmäßig, wie es 
halt eben gekommen iſt. Die Hauptſache war, mehr 
Stellen für neue Hofräte und andere Leute zu kreieren, 
und da hat man immer mehr und mehr Amter gemacht. 
Nur ein Reſſort, das der Wohnungsfürſorge, hat er 
nicht reformiert, und die zwei Departements, die für 
dieſen Zweck ſeit 10 Jahren beſtehen, in ſeiner Un⸗ 
finnigfeit belaſſen. Es wird dort nämlicheine Wohnungs⸗ 
fürſorge im dienſtlichen Intereſſe und eine Wohnunge⸗ 
fürſorge im wirtſchaſtlichen Intereſſe gemacht und des⸗ 
halb auch in zwei Departements geteilt. 

Wenn nun von Bedienſteten, die unter den 
ſchlechten Wohnungsverhältniffen zu leiden haben 
und daher haben wollen, daß Hänfer gebant werden, 
eine Eingabe kommt, und zwar an das Departement V, 
dem die Wohnungsfürforge aus wirtſchaftlichem 
Jutereſſe, und zwar aus Fondsmitteln obliegt, ſo 
ſagt der ſcharfſinnige Hofrat, der dort ſitzt, daß das 
nicht das wirtſchaftliche Intereſſe betrifft, ſondern das 
dienſtliche Intereſſe, und er ſchickt die Eingabe in das 
Departement XIX a. Dort liegt jir einige Monate 
und dort ſagt man wieder, die Sache betrifft nicht 
das dienſtliche Intereſſe, ſondern das wirtſchaftliche 
Intereſſe. Nun kommen Abgeordnete und intervenieren, 
es werden dann langwierige und koſtſpielige Verhand⸗ 
lungen darüber gepflogen, ob das baren im wirtſchaft⸗ 
lichen oder dienſtlichen Intereſſe gelegen iſt, ob man 
dazu Fondsmittel verwenden oder ob die Mitteln hierzu 
budgetiert werden ſollen. Durch dieſe Art der Be⸗ 
handlung wird jeder Bau auf die longe Bank gelegt. 
Oft iſt die Sache ſchon lange reif, denn die Bedienſteten 
müſſen oft ſtundenweit von ihrem D enftorte wohnen, 
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worunter auch der Dienſt leidet. Dann kommen Deputa- 
tionen auf Deputationen, es wird gedroht und gedrängt. 

Nun wird über Nacht gebaut, natürlich ſehr 
teuer. (Abgeordneter Dr. Ofner: Bei dem Wohnungs- 
fürsorgefonds wird es wahrscheinlich auch so sein!) 
Da müſſen wir eben Sorge. tragen und darüber 
wachen, daß nicht eine ſolche Organiſation wie im 
Eiſenbahnminiſterium geſchaffen werde, wo die 
Wohnungsfürſorge zwei Departements obliegt, wo die 
Rechte niemals weiß, was die Linke tut, wo alles 
übers Kreuz geht und wo ein Amt das andere 
kreuzt und negiert. Es iſt in der letzten Zeit immer 
nur nach dem eiſernen Muß gebaut worden, nie plan⸗ 
mäßig, und es wäre gut, wenn ſich unſer Eiſenbahn⸗ 
miniſter einigermaßen dieſer Frage zuwenden und die 
zwei getrennten Reſſorts in eines vereinigen würde, 
welches von einem einheitlichen Geſichtspunkte aus 
beurteilen ſollte, ob ein Bau im wirtſchaftlichen oder 
im dienſtlichen Intereſſe liegt, und auch ſofort dafür 
ſorgen könnte, daß zweckmäßig und nach einer ein⸗ 
heitlichen Methode vorgegangen werde. 

Man ſollte auch auf einmal mehr bauen, weil es 
vor allem billiger kommt, nicht ſo zizerlweiſe, wie man 
es bisher macht: ein kleines Häuſerl und dann wieder 
eins, wodurch der Bau viel teurer zu ſtehen kommt. 
Wird ein Druck von außen ausgeübt, dann baut 
man beiſpielsweiſe in Trieft Häuſer um 1 ½ Millionen, 
dagegen wird an anderen Orten, wo nur 200.000 K 
notwendig wären, gar nichts gebaut. Eine Methodik, 
eine Syſtematik beſteht in dieſem Belangen nicht. 
(Abgeordneter Dr. Auran da: Gestatten Sie mir 
einen Einwurf. Erinnern Sie sich — und Sie 
müssen es ganz genau wissen —, daß die großartige 
Anlage in Hütteldorf nie zustande gekommen wäre, 
wenn der damalige Sektionschef Wrba nicht den 
Weg yewiesen hätte, daß man sie um xwei Mil. 
Ronen bauen kann! Die Herren haben es schr leicht, 
sich zu überzeugen, Sie brauchen nur nach Hütteldorf 
zu fahren!) Ich bitte ſchön, vor zehn Jahren hat man 
im Eiſenbahnminiſterium von einer Wohnungsfürſorge 
überhaupt nichts gewußt. Erſt der verſtorbene Hofrat 
„Brüning hat dieſe Sache angeſchnitten und organiſiert 
und nur mit Widerwillen wurde dieſes Amt errichtet. 
Man baut auch heute nicht gerne und folgt nur dem 
eiſernen Muß. . 


An der Spitze der Wohnungsfürſorge im Eiſen⸗ 


bahnminiſterium ſtehen Juriſten. Ich bin kein Feind 
der Juriſten, aber ich glaube .. (Abgeordneter Dr. 
Ofner: Sie brauchen sich nicht zu genieren! — 
Jwischenruf des Abgeordneten Dr. Diamund.) Ich 
bitte, das bedarf wohl keiner Entſchuldigung. Ich 
meine, das Häuſerbauen iſt eine rein techniſche 
Frage, die gehört nur den Techniker. (Abgeord- 
neter Dr. Kur an da: Aber die Juristen haben die Ver- 
träge zu machen!) Der Technikern kann dies genau jo 
gut wie der Juriſt es kann. An der Spitze der 
Wohnungsfürſorge iſt nach meinem Dafürhalten ein 


erfahrener, tüchtiger Fachmann, ein Techniker hin⸗ 
zuſtellen, nicht daß man die Juriſten herumſtreiten 
läßt über Dinge, von denen ſie nichts verſtehen. 

Da müßte alſo methodiſch vorgegangen werden, 
man müßte ſich fragen: wo find Wohnungen not⸗ 
wendig, wo werden wir künftighin unſere Stationen 
erweitern und man müßte rechtzeitig Gründe an⸗ 
kaufen, die dann viel billiger zu bekommen ſind als 
im letzten Augenblick, denn ſobald die Leute erfahren, 
es muß irgendwo gebaut werden, ſchnellen fie natürlich 
ſofort die Grundpreiſe hinauf.] Es ſollte alſo alles 
in ein beſtimmtes Syſtem gebracht werden; dieſes 
Syſtem vermiſſen wir aber bei unſerem jetzigen Eiſen⸗ 
bahnminiſter, er hat den Tohuwabohu in dieſen beiden 
Reſſorts bis zum heutigen Tage ſtehen gelaſſen. 
Solange eine ſolche zweckloſe Organiſation beſteht, 
wo wirklich die Rechte nicht weiß, was die Linke 
tut, kann man von einer ſyſtematiſchen Wohnungs⸗ 
reform nicht reden. Dazu kommt noch, daß es oben 
immer als Laſt empfunden wird, wenn auf die Her⸗ 
ſtellung von Bauten diesbezügliche Wünſche von den 
Bedienſteten geäußert werden. Nun ſind die Millionen 
da, man braucht nur zugreifen — es ſind ja ungefähr 
190 Millionen vorhanden —, die Wohnungsnot iſt 
ſehr groß und auch der Fiskus leidet ſchwer dar⸗ 
unter. Es kann ja auch dem Eiſenbahnfiskus nicht 
alleseins ſein, wo ſeine Leute wohnen; die Eiſenbahn 
braucht ſtändige Leute, die ſie jederzeit haben kann; 
ſo braucht man zum Beiſpiel für Unglücksfälle und 
dergleichen immer Leute, die jederzeit zur Verfügung 
ſtehen; die notwendige Folge iſt die, daß dieſe Bedien⸗ 
ſteten — es iſt ja keine Annehmlichkeit, neben einem 
Bahnhof zu wohnen — ihre Wohnung in der un ⸗ 
mittelbaren Nähe des Bahnhofgebäudes haben müſſen. 
Jetzt laufen aber die Leute ſtundenweit hin und zurück, 
ein gemeinſamer Mittagtiſch mit der Familie hört ſich 
da vollkommen anf und es leidet darunter auch das 
Familienleben ſehr ſchwer, wenn der Vater das ganze 
Jahr hindurch mit ſeiner Familie nicht einmal beim 
Mittags⸗ oder Abendtiſch beiſammen ſein kann. Es 
leidet aber auch die Intenſität der Arbeit darunter. 


Wer zum Beiſpiel im Winter zwei, drei Stunden im 


Schnee waten muß, um an die Arbeitsſtelle zu 
kommen, der kann nicht das Quantum der Arbeit 
leiſten, das er ſonſt geleiſtet hätte, wenn er in un⸗ 
mittelbarer Nähe des Bahnhofes wohnen würde. Für 
denjenigen, der einen weiten Weg laufen muß, exiſtiert 
auch die geſetzliche Arbeitszeit nicht. Wie kann man 
von einer neun⸗, zehn⸗ oder elfſtündigen Arbeitszeit 
ſprechen, wenn der Mann vorher zwei Stunden zur 
Arbeitsſtätte laufen muß? Nun braucht er aber dann 
auch wieder zwei Stunden retour. Dadurch wird alſo 
die Arbeitszeit ins Ungemeſſene verlängert. Das 
könnte vermieden werden, wenn vom Eiſenbahnmini⸗ 
ſterium eine zweckmäßige Wohnungsreform geſchaffen 
würde. Es hat dem internationalen Wohnungskongreß 
ein eigenes Buch vorgelegt, mit Muſterhänſern und 
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darauf hingewieſen, wie ſchön es wäre, wenn fo 
gebaut würde. (Heiter keit.) Es hat für Zaun ein 
wunderbares Modell von Profeſſor Kotera aus Prag, 
ausgeſtellt. Die Kongreßteilnehmer haben die Kolonie 
angeſtaunt, aber gebaut iſt ſie bis zum heutigen Tage 
nicht. Wird mit dem Bau bis 12. Dezember l. J. 
nicht begonnen, fo verjährt die fünfjährige zum Bau 
verpflichtete Periode und ſomit auch das Baurecht. 
Es müßte neuerdings darum angeſucht werden, was die 
Gemeindevertretung nicht bewilligen würde. Es beſteht 
die große Gefahr, daß dieſe Kolonie in Laun nicht 
errichtet wird. 

Die Städte Villach und St. Veit an der Glan 
haben dem Staatseiſenbahnärar ſchöne Baugründe 
unentgeltlich zur Verfügung geſtellt, aber unſere 
Staatseiſenbahnverwaltung kann nicht bauen, weil ſie 
die 4 Prozent nicht herausbringt. (Hört! Hört!) 
Wenn die Sache nicht bis Jänner 1911 erledigt iſt, 
nehmen die Gemeinden die Schenkungen an Grund, 
den ſie der Staatseiſenbahnverwaltung zur Verfügung 
geſtellt haben, wieder zurück. (Abgeordneter Kuranda: 
Das wird aus dem Fonds gebaut, die Staatsbahnverwal- 
tung muß ja den Fonds verzinsen und es ist berechtigt, 
daß sie 4 Prozent herausbringen muß!) Sehr richtig! 
Ein Haus kann 4 Prozent tragen. (Abgeordneter 
Kuran da: Der Honde muß sich verzinsen! Der 
Müller versteht die Sache und redet falsch!) Herr 
Hofrat echauffieren Ste ſich nicht! Ein Bau; der im 
Offertwege vergeben wird, muß, wenn man noch dazu 
den Grund geſchenkt bekommt, außer 1 Prozent für 
Amortifation, Zinſen ꝛc. doch 4 Prozent Zinſen ab⸗ 
werfen, wenn vernünftig gebaut wird. Wenn andere 
Leute Grund und Boden kaufen, außerdem Steuern 
zahlen müſſen und noch 5, 6 und 7 Prozent heraus⸗ 
ſchlagen, warum ſoll unſere Staatseiſenbahnverwaltung, 


der die frachtfreie Zufuhr von Materialien zur Ver⸗ 


fügung ſteht, das nicht auch durchführen können? Iſt 
es nicht ein Unikum, daß der Staat, dem die Gründe 
geſchenkt werden, nicht bauen kann, weil er 4 Prozent 
nicht herausbringen kann. Hier zeigt ſichs in der ekla⸗ 
tanteſten Weiſe, daß das Wohnungsfürſorgeamt im 
Eiſenbahnminiſterinm nicht funktioniert, ſondern daß 
die zwei Hofratsjuriſten, ſtatt Häuſer bauen laſſen, nur 
Stilübungen machen. Wenn ich derartige Akten 
angeſchaut habe, habe ich immer den Vermerk geſehen: 
es wird aufgefordert, beantragt, gewünſcht. Es werden 
Noten gewechſelt, aber gebaut wird nicht und es wird 
alles in die Unendlichkeit verſchleppt. Wenn die Gründe 
rechtzeitig angekauft würden, wenn alles nach einer 
feſten Methode ausgeführt würde, ſo möchte die 
Staatseiſenbahnverwaltung nicht blos 4 Prozent, 
ſondern noch weit größere Vorteile herausſchlagen. Herr 
Wrba hat dieſes Reſſort während feiner Amts ; 
führung fo oft umgekrempelt, aber dieſe zwei Unfinnig- 
keiten hat er beſtehen laſſen und er geht ihnen ebenſo 
wie den Perſonalfragen, für die er nicht ſehr empfäng⸗ 
lich iſt, ſehr weit aus dem Wege. 


und das politiſche Verhältnis verfchoben 
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Auch in Jägerndorf iſt es notwendig, Perſonal⸗ 
häuſer zu bauen, die dort ſo notwendig ſind wie ein 
Stück. Brot. Ich will jedoch nicht verſchweigen, daß 
zuweilen auch die Gemeinden das Ihrige dazu beitrugen, 
daß nicht gebaut wird. Gerade in Jägerndorf ſieht die 
Gemeinde das Bauen nicht gerne, weil dadurch 30 bis 
40 Familien dort ſeßhaft würden, die zumeiſt Sazial⸗ 
demokraten find. Weil dieſer Städtewahlkreis bei den 
letzten Wahlen von den bürgerlichen Parteien nur mit 
einer Majorität von 18 Stimmen erobert werden konnte, 
jo wäre er, wenn mehr gebaut würde, künftighin in 
Gefahr und ſo macht die Gemeinde lieber keine 
Wohnungspolitik und gewährt nicht die üblichen 
Steuerfreiheiten. Ich bemerke, daß der Staat in jenen 
Gemeinden, wo er gebaut hat, ſtets Bauzuſchüſſe 
bekommen hat. Linz und andere Städte haben einen 
hohen Bauzuſchuß gewährt, für (Grund und Boden 
nur die Hälfte des Wertes verlangt und die Gemeinde⸗ 
umlagen auf viele Jahre geſtundet. Und trotzdem 
bringt die Staatseiſenbahnverwaltung noch immer 
keine 4 Prozent heraus! Die Schuld liegt in der Orga⸗ 
niſation. Sehr viele Gemeinden verhindern alſo die 
Wohnungsfürſorge, ſtatt fie zu fördern, weil dadurch 
ein beſtimmter Stock von Leuten in die Gemeinde käme 
werden 
könnte. Lieber erſchlagen fie die Wohnungsfürſorge 
und verzichten auf die Vergrößerung ihrer Stadt. 


In Innsbruck, Kufſtein, Braunau am Inn, 
Salzburg, Biſchofshofen, Knittelfeld, Steinbrück, 
Franzensfeſte, Lend, Podgörze, Wels, Waidhofen 
an der Pbbs, Bodenbach, Görz, Saalfelden, Meran, 
Pöchlarn, Bielitz Schreckenſtein, St. Veit, Auſſig, 
Prag, Eger, Böckſtein, Schwarzach und überall herrſcht 
eine ſchreiende Wohnungsnot. 


In Krakau iſt wohl etwas gebaut worden, aber 
es reicht bei weitem nicht aus. Ir. Olmütz raufen ſich 
die Leute faſt um Wohnungen. In Lindewieſe, Laibach, 
Trzebina und in der Brigittenau, überall beſteht eine 
wahnſinnige Wohnungsnot. 190 Millionen Kronen 
ſtehen der Staatseiſenbahnverwaltung zur Verfügung, 
ſie kann aber nicht bauen, weil ſie die 4 Prozent nicht 
herausbekommt. Sie bekommt einen Banzuſchuß von 
den Gemeinden; das iſt doch etwas Großartiges, wenn 
man ſo bauen kann. Den Grund bekommt ſie zumeiſt 
geſchenkt, 10 Jahre und noch länger wird auf Ge⸗ 
meindenmlagen verzichtet — man kann ſich ja nichts 


Idcaleres vorjtellen: da iſt ja eigentlich die Wohnungs⸗ 


fürſorge ohne Geſetz in der ſchönſten Weiſe ſchon 
gelöſt. 

Die Eiſenbahnverwaltung kann von dieſen 
idealen Verhältniſſen nicht Gebranch machen, weil ſie 
die vierprozentige Verzinſung nicht herausbekommt. 
Die preußiſchen und deutſchen Eiſenbahnen haben 
wahre Wunder gewirkt; fie haben nicht unr das Woh⸗ 
nungsbedürfnis der minderbeſolberen Beamten und 
Arbeiter in hohem Maße befriedigt, ſondern auch 


+ 
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Rekonvaleſzentenheime gebaut und dadurch wieder 


Millionen an Unfallrenten erſpart. Bei uns iſt die. 


Frage der Errichtung von Rekonvaleſzentenheimen, ob⸗ 
wohl wir ſie ſchon dutzendmal urgiert haben, 
noch nicht einmal zum a einer Beratung im 
Eiſenbahnminiſterium gemacht worden. 
Nnn geſtatten Sie mir nur noch ein paar Worte 
über die Teuerung, die gegenwärtig beſteht und die 
eigentlich nicht mehr dieſen Namen verdient, ſondern 
ſchon eine Hungersnot genannt werden muß, zu ſagen. 
Es wird allgemein behauptet, daß die Schuld an der 
Teuerung die Regierung, die Zölle, der Zwiſchenhandel 
und vor allem die Agrarier tragen. Die Agrarier wehren 
ſich natürlich gegen dieſen Vorwurf ſehr. Nun hat 
vor kurzer Zeit ein hervorragender Agrarier, der 
von den Chriſtlichſozialen als Fachmann, und zwar 
als akademiſch gebildeter Fachmann bezeichnet wurde, 
und deſſen Wort bei ihnen viel gegolten hat, mitgeteilt, 
daß unſer Zollſchutzſyſtem für die Landwirſchaft ein 
Unfinn ſei, daß der Vorteil nicht den kleinen Agrariern, 
das heißt jenen 76 Prozent, die unr 10 oder 20 Joch 
Grund haben, zugute kommt, ſondern nur 6 oder 
7 Prozent nutzt, den 13.000 ‚oder 14.000 Grund- 
beſitzern. Unſere Chriſtlichſozialen haben ſich in der 
Preſſe und in den Verſammlungen ſehr gewehrt gegen 
dieſe Anſchauung aus ihrer Partei, und wenn man den 
Blättern glauben darf, ſollen dieſe beiden Herren, die 
dieſe Anſicht vertreten, ſogar ausgeſchloſſen werden. 
(Zwischenrufe.) Wenn der Staat Maßregeln, wie es 
die Schutzzölle ſind, einführt, ſo muß man ſi 
wundern, daß er die Grundlagen dieſer Maßregel 
nicht : hat, aus denen man mit Sicherheit 
erſehen könnte, wem dieſe Zölle nutzen, ob Einzelnen 
oder der Allgemeinheit. Nun hat Herr Pantz den 
Zipfel ein wenig aufgehoben und uns ein bißchen 
hineinſchauen laſſen. Wir ſehen unn, daß das Ackerbau⸗ 
miniſterium überhaupt keine Grundlagen geſchaffen 
hat, um eine Vorausſicht darüber zu haben, wem 
künftighin dieſe Schutzzölle auf Brot, Früchte und 
Fleiſch zugute kommen. Pantz verlangt, man ſoll ihm 
das Ziffernntaterial zeigen, wie es ſeit 1907 aus⸗ 
ſchaut, wer aus dem Zollſchutze den Nutzen zieht. Der 
-Aderbauminifter antwortete, über ſolche Ziffern ver⸗ 
fügen wir nicht, wir wiſſen nicht, woran wir ſind und 
wer den Nutzen dieſer hohen Schutzzölle eigentlich ein⸗ 
heimſt. Nun wurde eine gründliche, gut vorbereitete 
Expertiſe durchgeführt. Zu derſelben wurden Fachleute, 
wie Hofmeiſter ꝛc. herangezogen und das Ackerbau⸗ 
miniſterinm verſprach, das Ergebnis, welches an Ort 
und Stelle erhoben wurde, der Offentlichkeit zu über- 
geben. Jetzt aber, wo das Elaborat fertig iſt, wo wir 
einen Überblick hätten, unterſchlägt das Aderbau- 
miniſterium dieſe Studien der Experten, woran Hof- 
meiſter und Pantz teilgenommen haben, weil daraus 


hervorgeht, daß aus den Zöllen nur die Großgrund⸗ 


beſitzer Nutzen, ſchweren Schaden die kleinen Grund 
beſitzer haben. ( Zustimmung. e 
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Die Einführung der Schutzzölle auf Brot und 
Fleiſch iſt ein Verbrechen an der Mehrheit der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung, das wir vorläufig durch die 
Konſumgenoſſenſchaften einzudämmen ſuchen müffen. 
Der Kampf gegen die Zollſchranken muß weiter mit 
unveränderter Stärke geführt werden bis ſie fallen. 

Da ich die mir zur Verfügung geſtellte Zeit weit 
überſchrittten habe, richte ich zum Schluffe noch die 
Bitte, jene Anträge, die meine Partei als Minoritäts⸗ 
vota dem hohen Haufe vorlegte, anzunehmen. (Bei- 


fall.) 


Präfident: Ich erteile das Wort dem Herrn 
Generalredner pro, dem Herrn Abgeordueten 
Dr. Buzek. 8 . 


Abgeordneter Dr. Bnzek: Hohes Haus! Bevor 
ich in das Meritum der Tagesordnung eintrete, muß 
ich, wie das die meiſten Herren Vorredner getan 
haben, außerhalb der Tagesordnung reden; ins⸗ 
beſondere haben ſich außerhalb der Tagesordnung die 
Ausführungen des geehrten Herrn Abgeordneten 
Onyszkewyez bewegt und ich werde mir erlauben, 
nur ganz kurz, ohne mich in eine Polemik einlaſſen zu 
wollen, nachzuweiſen, daß vieles von dem, was er aus⸗ 
geführt hat, den tatſächlichen Verhältniſſen nicht ent- 
ſpricht. Ich war ſelber mehrmals in den Sitzungen 
der k. k. Landwirtſchaftsgeſellſchaft in Lemberg und 
habe vernommen, daß dort in beiden Sprachen ver⸗ 
handelt wurde; es hat die k. k. Landwirtſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft auf mich nicht den Eindruck einer rein polniſchen, 
ſondern einer utraquiſtiſchen Geſellſchaft gemacht. (Ab- 
geordneter Onyszkewyez: Und das Präsidium?) 
Das Präſidium iſt wohl zum überwiegenden Teil 
polniſch. Weiters habe ich mir auch die Berichte der 
k. k. Landwirtſchaftsgeſellſchaft durchgeſehen — den 
letzten Bericht habe ich ſogar hier — und daraus ent⸗ 
nommen, daß die k. k. Landwirtſchaftsgeſellſchaft außer 
gewiſſen Agenden, die vornehmlich den Großgrund⸗ 
beſitz, der polniſch iſt, betreffen, auch ſehr zahlreiche 
Agenden hat, wohl ſogar überwiegend viele Agenden, 
die die kleineren Landwirte betreffen, und die kleineren 
Landwirte ſind im Bereiche der k. k. Landwirtſchafts⸗ 
geſellſchaft zumeiſt rutheniſch. Ihnen kommt mithin 
auch das in dieſem Rahmen verwendete Geld zu⸗ 
ſtatten. (Abgeordneter Onyszkewyez: Ich habe 
Daten angeführt!) Nun, Herr Kollege, ſolche Daten, 
die Anſpruch auf Stichhältigkeit hätten, würden 
Sie ſehr ſchwer beibringen können. (Abgeordneter 
Onyszkewycez: Das war Berichten eninommen ) In 
den Berichten ſteht abſolut nicht, wieviel die Polen 
und wieviel die Ruthenen bekommen (Zwischenrufe, 
weil der Nachweis zuviel nutzloſe Mühe machen 
würde. (Zwischenrufe.) Ich bitte, meine Herren, ich 
weiß das ſehr genau, ich ſtehe mit einigen der Herren 
in Verbindung. Sie legen gerade Gewicht darauf, 
dem rutheniſchen Bauer ebenſo zu helfen wie dem 
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polniſchen, ja noch mehr als dieſem, weil fie zeigen 
wollen, daß ſie der Rolle gewachſen ſind, als Reprä⸗ 
ſentanten des ganzen Landes zu gelten. Sie wollen 
fi) das verdienen und laſſen es ſich manchmal auch 
etwas koſten. 

Das war außerhalb der Tagesordnung bemerkt. 
Die Tagesordnung iſt die Teuerung, und zwar auch 
nicht alle Probleme derſelben, ſondern nur zwei Fragen: 
die erſte Frage iſt die Wohnungsfrage und die zweite 
Frage, die angeſchnitten wurde, iſt die Frage der 
Arbeitsloſigkeit, die im zweiten Berichte des Aus- 
ſchuſſes behandelt wurde. Speziell mich als Lemberger 
Abgeordneten würde es ja ſehr verlocken, auch auf die 
anderen Fragen der Teuerung hinzuweiſen, und zwar 
deswegen, weil unſere Stadt nicht nur in Galizien, 
ſondern, ich glaube, in ganz Oſterreich die teuerſte iſt 
und weil manche von den Maßregeln, die angewendet 
werden, um der Teuerung zu ſtenern, auf mich den 
Eindruck machen, daß man die Teuerung an mauchem 
Ort zu beheben ſucht mit Mitteln, die die Teuerung in 
unſerer Stadt vergrößern müſſen. Ich befinde mich da 
in einem Punkte mit den Ausführungen eines geehrten 
Herrn Vorredners, des Herrn Kollegen Lie bermann 
und brauche deswegen nicht länger dabei zu ver⸗ 
weilen. 


Dagegen muß ich etwas etwas mehr Zeit in An⸗ 
ſpruch nehmen, um darzulegen, daß die Verhältniſſe 
bezüglich der Arbeitsloſigkeit bei uns zu einem ſehr 
großen Teil anders liegen als in den anderen Kron- 
ländern. Wir begrüßten zwar ſämtliche eingebrachten 
Reſolutionen des Ausſchuſſes, aber für unſere ſpezi⸗ 
fiſchen Landes verhältniſſe find nichtalle in gleichem Maße 
wichtig und treffen anch nicht die Haupturſache unſerer 
Arbeitsloſigkeit. Wodurch entſteht unſere Arbeitsloſig⸗ 
keit? Die Arbeitsloſigkeit bei uns zu Lande beruht daranf, 
daß etwa die halbe Bevölkerung des Landes nicht 
ſtändig während des ganzen Jahres beſchäftigt werden 
kann, daß die Hälfte der Bevölkerung zu jener Kate⸗ 
gorie von Leuten gehört, die entweder nur während 
eines kleinen Teiles des Jahres oder — und dieſe 
befinden ſich in der Mehrheit — zur Hälfte des Jahres 
keine Beſchäftigung haben. 

Meine Herren! Das iſt ſehr leicht, ſelbſt den 
Ungläubigſten, die die galiziſchen Verhältniſſe nicht 
kennen, nachzuweiſen. Wir ſind ein landwirtſchaftliches 
Land; aber unſere Landwirtſchaft bringt uns inſolge 
der Überfüllung des landwirtſchaftlichen Berufes keinen 
Segen, ſondern Fluch. Wir haben nach den Reſultaten 
der letzten Volkszählung auf 100 Hektar landwirt⸗ 
ſchaftlicher Fläche nicht weniger als 102 
von der Landwirtſchaft lebende Perſonen. 
Alſo 102 Perſonen pro Ouadratkilometer ſoll unſere 
Landwirtſchaft ernähren. Wie ſchaut das zum Beiſpiel 
in Böhmen aus? In Böhmen kommen auf einen 
Quadratkilometer 68, in Ungarn 60, in Bayern (1907) 
58, in Preußen (1907) 47, in Sachſen (1907) 48, 
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in der Schweiz (1900) 49, in Schweden 48, in Däne⸗ 
mark 35 Perſonen, bei uns in Galizien aber 102 Per⸗ 
ſonen. N 

Man kann alſo ruhig ſagen, unſere Landwirt⸗ 
ſchaft hat auf derſelben Fläche doppelt ſo viel Bevölke⸗ 
rung zu ernähren als die Landwirtſchaft in anderen 
Ländern, wie zum Beiſpiel im Dentſchen Reiche und 
in den meiſten Provinzen von Weſtöſterreich. Was 
bedeutet das in Anbetracht deſſeu, daß wir keine In⸗ 
duſtrie haben, daß wir ein ſcharfes Klima haben, daß 
bei uns die Gelegenheit zu intenſiven landwirtſchaft⸗ 
lichen Kulturen fehlt? Das bedeutet, daß die Leute, 
weil doppelt ſo viel Perſonen zu ernähren ſind und 
doppelt ſo viel Hände da ſind als notwendig wären 
— die intenſivere deutſche Wirtſchaft braucht nur 
halb fo viele Hände — keine Beſchäftigung und 
keine Nahrung finden können, infolgedeſſen aus- 
wandern müſſen und infolgedeſſen ein ewiger Trubel 
in die ganze wirtſchaftliche Verfaſſung des Landes 
kommt. Da unſere Landwirte in Preußen und 
Amerika ꝛc. jahraus jahrein Arbeit ſuchen, kann die 
Intenſität des Bebauens der heimiſchen Felder nicht 
ſteigen und das Reſultat iſt ein gräßliches. Wenn ich 
die Daten, welche in dieſem Jahre das internationale 
landwirtſchaftliche Inſtitut in Rom veröffentlicht 
hat, zu Hilfe nehme, ſo ergibt ſich, daß im 
Durchſchnitte der letzten zehn Jahre in Galizien pro 
Hektar an Weizen 11 Zentner, im Dentſchen Reiche 
20 Zentner, an Roggen in Galizien 9 Zentner, in 
Deutſchland 16 Zentner, an Gerſte in Galizien 
9 Zeutner und in Deutſchland 19 Zentner, an Hafer 
in Galizien 8 Zentner, in Deutſchland 17 Zentner 
geerntet wurden, das heißt, unſere Landwirtſchaft trägt 
nur halb ſo viel als die deutſche und hat doppelt ſo 
viele Leute zu ernähren als die deutſche. Das ſind 
die Urſachen unſerer Not und die Gründe, warum 
unſer Land mit aller Macht danach ſtrebt, für dieſen 
Überſchuß der Bevölkerung, ſoll nicht mehr als die 
[Hälfte unferer Volkszahl auswandern müſſen, eine 
Beſchäftigung im Lande zu finden und das iſt der 
„Grund, weswegen wir uns den prinzipiellen und haupt⸗ 
ſächlichſten Motor unſeres landwirtſchaftlichen und 
induſtriellen Fortſchrittes, die bill'gen Waſſerſtraßen, 
unter keiner Bedingung nehmen laſſen. (Beifall.) 

Meine Herren! Ich muß in dieſem Zuſammen⸗ 
hange jagen, daß uns bei unferer. Beſtrebungen, in 
unſerem Lande zu einer Induſtrie zu gelangen und 
unſerer Bevölkerung die fehlende Arbeits- und Abſatz⸗ 
gelegenheit zu ſchaffen, von allen Seiten, manchmal 
ſogar auch von ſeiten der hohen Regierung Knüppel 
vor die Füße geworfen werden. Ich werde Ihnen, 
meine Herren, diesbezüglich nur ein kurzes Beiſpiel 
anführen. Unſer Landesausſchuß hat einen Fonds zur 
induſtriellen Förderung ausgeſetzt. Der Fonds beträgt 
nur ein paar Millionen. Daraus werden für Anfänger 
in der Induſtrie Darlehen von mehr oder weniger 
50.000 K gewährt. Der Fonds exiſtiert ſchon ſeit 
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mehr als 20 Jahren und hat doch ſchon etwas ge⸗ 


leiſtet. In dieſem Jahre hat man ihn nun als er⸗ 


werbſteuerpflichtig erklärt. Natürlich iſt jede Erwerbs⸗ 
abſicht bei dem Fonds ausgeſchloſſen, er wird aber be⸗ 
ſteuert. Das Land geht zum Verwaltungsgerichtshof, 


dieſer ſagt: Ja, ich muß es beſtätigen. In den Ent⸗ 


ſcheidungsgründen werden Sie aber den Paſſus 
finden, daß es Pflicht des Finanzminiſteriums war, 
den Fonds auf Grund der dem Miniſterium zuſtehenden 
Kompetenz zu befreien. 

Ich muß aber auch auf das entſchiedenſte dagegen 
proteſtieren, was wir in den letzten Tagen im Induſtrie⸗ 
rate zu hören bekommen haben. Die Herren Indn⸗ 
ſtriellen haben ſich zuſammengeſetzt und haben gegen 
unſer Induſtrieförderungsgeſetz proteſtiert, welches 
darin beſteht, daß wir neu entſtehende Unternehmun⸗ 
gen nicht mit den Zuſchlägen für das Land und für 
die Gemeinde belegen. Alſo es ſoll uns nicht einmal 
mit unſerem Gelde geſtattet ſein, das zu tun, was 
allein die Abwanderung der Hälfte der Bevölkerung 
unſeres Landes auf die Dauer aufhalten kann? Wir 
wollen hoffen, daß die Regierung in dieſem Punkte 
den Stimmen im Induſtrierate, welche vielleicht des⸗ 
wegen laut wurden, weil unſer Geſetz ein befriſtetes 
Geſetz iſt und erneuert werden muß, nicht folgen wird. 

Mit dieſer Korrektur muß ich erklären, daß wir 
alle Reſolutionen, betreffend die Arbeitsloſigkeit, unter⸗ 
ſtützen und für ſie ſtimmen werden. 

Nun kommen wir zu den Wohnungsverhältniſſen. 
Die Sanierung der tristen Verhältniſſe auf dem 
Wohnungsmarkte iſt für uns ſpeziell in Galizien vor 
allem eine Kulturfrage, ſie iſt aber auch unſere emi⸗ 
nenteſte Teuerungsfrage und unſere wichtigſte Sani⸗ 
tätsfrage. (Zustimmung.) Es würde zu weit führen, 
wenn ich auf Grund des ſtatiſtiſchen Materials die 
Folgen unſerer ſchlechten Wohnungsverhältniſſe, zumal 


für unſer Land, darſtellen würde. Wir haben aber im 


landesſtatiſtiſchen Amte Berechnungen angeſtellt und 
haben gefunden, daß bei uns im reiferen Mannes⸗ 
alter, welches ja gegen Krankheiten am meiſten gefeit 
iſt, bei den Männern, bei welchen das Sterblichkeits⸗ 
verhältnis in Galizien beſſer iſt als bei den Frauen. 
doch in einem Alter von 20 bis 40 Jahren die 
Sterblichkeit um zirka 30 Prozent größer iſt als in 
England. Wenn man nach den Urſachen frägt, ſo iſt 
das hauptſächlich auf die ſchlechteren Wohnungsver⸗ 
hältniſſe zurückzuführen. (Abgeordneter Dr. Oft u- 
newskyj: Auch auf die Ernährung!) Die Ernährung 
würde hier nach meinem Dafürhalten nicht fo relevant 
ſein, weil wir Länder kennen, in denen ſich die Leute 
vielleicht noch ſchlechter ernähren als in Galizien, dafür 
aber beſſer wohnen und viel mehr auf die Körper⸗ 
pflege halten, zum Beiſpiel Japan. Doch die Maſſe der 
Japaner ernährt ſich nicht beſſer als unſere Leute, ſie 
halten aber mehr auf ihre Geſundheit, haben beſſere 
Wohnungsverhältniſſe und leben daher auch länger 
als unſere Leute. (Abgeordneter Dr. Okunewskyj: 


Sie haben aber Fische und Reis!) Das ſind Faſten⸗ 
ſpeiſen. Es find nicht ganz vergleichbare Ele⸗ 
mente, aber jedenfalls ſind die Wohnungsverhältniſſe 
ein äußerſt wichtiger Faktor. (Abgeordneter Dr. 
Diam an d: Bleiben wir bei dem Vergleiche mit den 
englischen Verhältnissen!) Ja, bleiben wir bei Eng⸗ 
land. Nach der Statiſtik ſtellt ſich heraus, daß in 
England im Jahre 1900 etwa die Hälfte der Be⸗ 
völkerung in Wohnungen mit fünf oder mehr 
Wohnungsbeſtandteilen wohnte. (Abgeordneter Dr. 
Liebermann: 60 Prozent!) Im ganzen Reiche. Bei 
uns find die Verhältniſſe ganz anders. Nehmen Sie 
unſer Dorf. Wir haben 1,067.000 Häuſer, welche 
Hausklaſſenſteuerpflichtig ſind. Darunter ſind Häufer 
mit einem Wohnraume rund 700.000, mit zwei 
Wohnräumen 300.000 und der Reſt von 67. 0⁰⁰ hat 
mehr als zwei Wohnräume. 


Wir werden uns jetzt die ſtädtiſchen Ver⸗ 
hältniſſe anſehen. Ein Drittel unſerer Wohnungen 
in den Städten entfällt auf die allerkleinſten 


Wohnungen, ein zweites Drittel auf Wohnungen mit 
zwei Wohnräumen und das letzte Drittel auf die 
größeren Wohnungen. Die Verhältniſſe in der Stadt 
erheiſchen eine andere Behandlung als die auf dem 
Lande. Auf dem Lande ſind dieſe traurigen Verhält⸗ 
niſſe ein Überbleibſel aus den Zeiten der Grundunter⸗ 
tänigkeit. Bis zum Jahre 1846 war der Baner nicht 
Eigentümer ſeines Grundes, nicht einmal ſeines 
Hauſes. Infolgedeſſen hat er ſchlecht gewohnt und 
dieſe Verhältniſſe dauern zum größten Teile heute 
noch fort. Es muß geſagt werden, daß leider in unſeren 
kleinen Marktflecken und Dörfern den größten Fort⸗ 
ſchritt in den Wohnungsverhältniſſen der halbwegs 
wohlhabenderen Bevölkerung leider nur die Feuers⸗ 
brünſte bringen; denn nach dem Brande wird das 
Haus etwas beſſer als früher aufgebaut. Sonſt ſtockt 
das Ganze. Dieſer langſame und traurige Beſſerungs⸗ 
prozeß findet aber bei uns in der Armut der Be- 
völkerung und weiters in der Tatſache einen großen 
Widerſtand, daß bei uns billige Baumaterialien, ſei 
es nun Holz oder andere Materialien, zumal in 
manchen Gegenden nicht zu bekommen ſind. Gewiſſe 
Teile des Landes haben kein Holz, andere haben es 
im Überfluß. Ich habe mir deswegen erlaubt, eine 
Reſolution zu beantragen, in welcher ich den Wunſch 
ausdrücke, daß in ſolchen Fällen die Staatsdomäuen 
verpflichtet wären, eventuell unter Garantie der Ge⸗ 
meinde, den Abbrändlern Bauholz zu ermäßigten 
Preiſen, eventuell gegen Ratenzahlung zur Verfügung 
zu ſtellen. (Beifall.) 

In unſeren Städten iſt die Teuerung dadurch 
entſtanden, daß die Bevölkerungsagglomeration in 
einem viel raſcheren Tempo fortſchreitet als die Bau⸗ 
luſt. Dadurch herrſcht immer Wohnungsmangel, zumal 
an Kleinwohnungen. Das nutzen die Spekulanten aus. 
Ein Haus wechſelt im Laufe eines Jahres ſehr oft 
ſeinen Eigentümer. Jeder neue Eigentümer will dabei 
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profitieren und erhöht die Mietzinſe. Davon profitiert 
dann ſelbſtverſtändlich der Staat und es kommen 
leider nicht allzuſelten Fälle vor, daß einem Hauseigen⸗ 
tümer, der nicht fo ſpekuliert, die Steuerbehörde einen 
Wink gibt, er möge doch die Mietzinſe erhöhen, damit 
daun auch der Staat an dieſen traurigen Früchten 
der Spekulation teilnimmt. In unſeren Städten iſt 
die Wohnungsfrage infolgedeſſen vor allem eine 
Teuernngsfrage und wir haben leider Beweiſe, daß dieſe 
Teuerung ſo weit vorwärtsſchreitet, daß ſelbſt unſere 
Mittelklaſſen in ihrer Lebenshaltung zurückgeſchraubt 
werden. f 

Wir werden ja im Jahre 1910 eine neue 
Wohnungsaufnahme haben und Sie werden es er— 
leben, daß, zumal in Lemberg, ebenſo wie es ſchon im 
Jahre 1900 der Fall war, die durchſchnittliche 
Wohnungsdichtigkeit größer fein wird als zehn 
Jahre früher. So war es im Jahre 1900 gegenüber 
dem Jahre 1890 und dies wird leider in noch höherem 
Maße im Jahre 1910 im Verhältniſſe zum 
Jahre 1900 der Fall ſein. Dadurch kommen 
unſere Arbeiter, unſere Beamten, überhaupt alle 
jene, die mit. einem fixen Gehalt rechnen müſſen, 
in eine ſchlechte Lage. Ihnen nutzt alles, was 
fie ſich an Lohnerhöhungen, reſpektive Gehaltsauf⸗ 
beſſerungen erkämpfen, gar nichts, die Erhöhung wird 
ihnen ſchon früher verweggenommen. In Beamten⸗ 


kreiſen wurde ſogar ellgemein geklagt, daß eine nicht. 
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wo im Durchſchnitt auf ein Haus neun Perſonen ent⸗ 
fallen, haben das Syſtem des eigenen Hauſes, wo 
jeder ein eigener Hausherr ift. Unter ſolchen Ver⸗ 
hältniſſen iſt natürlich eine Ausbeurung nicht möglich 
und das Land hat nicht nur bei dieſer wichtigſten Aus ⸗ 
gabe eine gewiſſe Stabilität und Wohlfeilheit der 
Wohnungspreiſe, ſondern auch den größten ſittlichen 
Wert, den nur eine eigene Wohnung gewähren kann. 

Bei uns ſind das alles Zukunſtsträume, Träume 
fernſter Zukunft. Bei uns wäre es wohl die erſte 


und allerprimitivſte Aufgabe des Staates geweſen, 


für die Behörden, Amter und Anſtalten, die das An⸗ 
ſehen des Staates nach außen repräſentieren ſollen, 
auch entſprechend würdige Räume zu ſchaffen und 
nicht der erwerbenden Bevölkerung durch Mietung 
fremder Häuſer Konkurrenz zu machen, wie dies leider 
in Galizien geſchieht. Wenn Sie das Budget: zur 
Hand nehmen, erfahren Sie, daß wir in einer 
Poſition faſt mehr bekommen als alle andern Länder 
zuſammen, nämlich an Mietzinſen, die ſür ſtaatliche 
Anſtalten in Galizien ausgelegt werden. Das iſt 
aber nur ein Zeichen dafür, wie wir vom Staate ver⸗ 
nachläſſigt werden. In Lemberg finden Sie Miets⸗ 
kaſernen, aus denen die Leute delogiert und wo Be⸗ 
hörden untergebracht wurden, Sie finden dort Schulen, 
die in drei Häuſern in gemieteten Räumen unter⸗ 
gebracht ſind, Gerichte, die in gemieteten Häuſern 
unter Verhültniſſen arbeiten mü'ſen, die auf die 


genügend ergiebige Gehaltsaufbeſſerung ihnen Schaden Dauer total einfach unmöglich ſind. Unſerem Stadt- 


gebracht hat, weil die Hauseigentümer die Gelegenheit 
benutzt haben, ſie um viel mehr als um den Betrag 
der Aufbeſſerung zu fteigern. (Zustimmung.) 

Dieſe Verhältniſſe können uur auf dieſe Weiſe 
geändert werden, daß man das Wohnungsangebot 
in großem Maßſtabe hebt. Das haben ja andere Länder 
vor uns getan und auch ein Reſultat damit erzielt. 
Die Mietzinſe zum Beiſpiel in Dresden, wo mir die 
Verhältniſſe bekannt find, zumal aber in England find 
viel niedriger als bei uns. Iſt etwa der engliſche Bau⸗ 
arbeiter billiger als uuſerer? Gewiß nicht. Sit etwa 
das Material dort bedeutend billiger als bei uns? 
Auch nicht. Woher kommt das alſo? Es kommt daher, 
daß dort vom Staate und von den gemeinnützigen 
Bauvereinen den Herren Spekulanten Konkurrenz ge⸗ 
macht und immer für ein Wohnungsangebot geſorgt 
wird. Jufolgedeſſen find dort — von Schwankungen 
natürlich abgeſehen — Mietzinsſteigerungen verhältnis⸗ 
mäßig ſelten. In Amerika haben die meiſten Kategorien 
der Arbeiter ſeit den ſiebziger Jahren keine Lohnauf⸗ 
beſſerung gehabt, ſie können aber doch mit ihren Löhnen 
zufrieden fein, weil eben dort die Lebensmittel- und 
die Wohnungspreiſe auch nicht in die Höhe gegangen 
ſind. ; B 
Allerdings muß hinzugefügt werden, daß bei den 
angelſächſiſchen Völkern zum großen Teil das Syſtem 
des eigenen Hauſes die beſten Früchte gezeitigt hat. 
Millionenſtädte wie Philadelphia, ja ſelbſt London, 


rate kann man keinen Überfluß an Energie zum Vor⸗ 
wurfe machen, aber ſelbſt ihm mar dieſer Skandal 
mit den zumal in Miethäufern untergebrachten öffent⸗ 
lichen Anſtalten zu viel und er hat ſchon eine von 
dieſen Anſtalten als baufällig geſperrt. Ich glaube, 
es werden dieſem Beiſpiele noch weitere folgen müſſen, 
bevor die Staatsverwaltung zur Erfüllung ihrer 
Pflicht ſchreiten wird. 

Es berührt uns unter ſolchen Verhälrniſſen 
äußerſt peinlich, daß im diesjährigen Budget die 
Ausgaben für Bauten in Galizien um 1, 100.000 K 
gekürzt wurden. (Hört! Hört!) Wir müſſen prinzipiell 
verlangen — und ich habe auch eine diesbezügliche 
Reſolution eingebracht —, daß der Finanzminiſter 
uns bei dem Budget für das Jahr 1912 auch einen 
Ausweis über die ſtaatlichen Amter und Anſtalten 


vorlegt, dir in Miethäuſern untergebracht ſind, und 


daß er ein Bauprogramm zur Verwirklichung des 
Prinzips vorlege, daß ein ſtaatliches Amt in ein 
ärariſches Gebäude, welches den Anforderungen der 
Hygiene entſpricht, hineingehört. (Zustimmung.) 

Die zweite Urſache, warum unſere Verhältniſſe 
ſo ſchlimm ſind, iſt die, daß, während in anderen 
Ländern der Staat für ſeine Beamten, Diener und 
Arbeiter geſorgt hat, indem er ihnen Dienſtwohnungen 
oder auch Mietwohnungen, die dem Staate gehörten, 
zur Verfügung ſtellte, bei uns in dieſer Richtung 
nichts oder wirklich nur Minimales geleiſtet worden 
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iſt. Es tut einem das Herz weh, wenn man ſieht, 
wie zum Beiſpiel unſere Eiſenbahner in Lemberg 
wohnen. Geht man in Dresden durch die Straßen, 
ſo ſieht man ganze Straßenzüge, die der. Staat 
für feine Eiſenbahner angelegt hat. (Ruf: Geld 
haben. wir ja!) Geld haben die Eiſenbahnen, wie Herr 
Kollega Müller nachgewieſen hat. Aber ich muß 
doch ſagen, daß die Eiſenbahnverwaltung hier noch 
das meiſte geleiſtet hat und an der Spitze marſchiert. 
Das illuſtriert allerdings nur, wie wenig die übrigen 
Verwaltungen getan haben. Erſt im Jahre 1907 
haben wir fünf Millionen dazu gegeben, eine Million 


für die Salinenarbeiter und. vier Millionen 
für das ganze Groß der übrigen Beamten und 
Dienerſchaft. 


Da muß ich nun, meine Herren, einen Wunſch 
vorbringen. Das Regulativ zu dieſer Jubiläumsſtiftung 
für die Staatsbeamten vom Jahre 1908 iſt ja zu 
einer Zeit verfaßt worden, wo man noch nicht ſo viele 
Erfahrungen gemacht und noch keinen ſolchen Überblick 
über die Verhältniſſe in den verſchiedenen Ländern 
hatte wie heute. Die bisherigen Erfahrungen würden 
es vielleicht angezeigt erſcheinen laſſen, einzelne Be⸗ 
ſtimmungen des Regulativs — zumal im Hinblicke 
anf unſere Verhältniſſe abzuändern. Unſere Beamten 
wollen zum großen Teil ihr Ideal, ein eigenes Haus 
für ſich zu bauen, verwirklichen. Das Regulativ iſt 
aber ſo beſchaffen, daß die Verwaltung ſelbverſtändlich 
alle Bitten in dieſer Richtung abſchlägig beſcheiden 
muß und ſie nicht erfüllen kann. Ich habe nun eine 
Reſolution eingebracht, welche die Aufforderung ent⸗ 
hält, das geltende Regulativ inſoweit abzuändern, daß 
die ſpeziellen Bedürfniſſe und Verhältniſſe Galiziens 
darin ihre Berückſichtigung finden. 

Der dritte Grund iſt der, daß bei uns zur 
Förderung der gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften bis 
nun gar nichts anderes geſchehen iſt, als daß alle 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zumal in 
der letzten Zeit verſchiedenen Verfolgungen und 
Sekkaturen von ſeiten der Finanzbehörden ausgeſetzt 
ſind. Man hat jahrzehntelang die Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in Ruhe gelaſſen. Dann 
auf einmal hat man entdeckt, daß man ſie aus einem 
beſtimmten Grunde beſteuern kann und hat ihnen die 
Steuern auch für alle früheren Jahre nachträglich auf⸗ 
erlegt. Das bedeutet keine geſunde Förderung der 
Aſſoziation und der Entwicklung der Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Das zweite aber war der 
Mangel an Geld. 

Ich glaube, meine Herren, daß dieſes Geſetz, das 
wir zu beſchließen im Begriffe ſind, doch einen guten 
Anfang bedeutet. Ich muß ſagen, daß mir die Ab⸗ 
änderung, die jetzt gemacht wurde, beſſer gefällt als 
die Faſſung in der Ausſchußvorlage, und zwar deswegen, 
weil wir nach den Ausſchußanträgen nur den Fonds zur 
Verfügung gehabt hätten. Denn nach den Anträgen des 
Ausſchuſſes hätten wir — freilich nicht durch die 


mit denen 


Schu des Ausſchuſſes, ſondern wegen des Wider⸗ 
ſtandes der Regierung — zum Bauen außer den 
60 Millionen Kronen des Fonds kein anderes Geld 
bekommen. Denn kein Finanzinſtitut hätte auf die 
Garantie des Fonds Geld geben können. Nach dem 
Kompromiſſe mit der Regierung iſt das zum großen 
Teil geſichert. Der Fonds iſt zwar mit weniger, 
nämlich nur mit 25 Millionen Kronen dotiert, aber 
es beſteht die Möglichkeit, die achtfache Summe auf⸗ 
zunehmen. Das würde alſo eine Summe von ungefähr 
200 Millionen Kronen für zweite Hypotheken ergeben, 


jo daß im ganzen eine Summe von 500 Millionen 


Kronen für den Bau neuer Wohnungen herauskäme. 
Wenn mau eine Familienwohnung. für Arbeiter mit 
5000 K veranſchlagt — mit etwas Komfort aus- 
geſtattete Wohnungen koſten etwas mehr —, ſo kommt 
man auf 100.000 Arbeiterwohnungen. Ich glaube, 
daß das für den Anfang genügt und die Spekulation 
in ihren Berechnungen irrezumachen geeignet wäre. 
So könnte die Hauſſeſpekulation auf dem Wohnungs⸗ 
markt doch vielleicht ihr Ende nehmen. Wenn anch 
dieſe Summe dieſen moraliſchen Effekt — den dieſer 
iſt auch ſehr wichtig — nicht erzielen ſollte, ſo wird 
der Fonds doch ſo weit erhöht werden können, daß der 
moraliſche und auch der materielle Erfolg da ſein 
wird. (Beifall.) Ich muß alſo ſagen, daß ich mit dem 
Abänderungsantrag vollſtändig übereinſtimme und ich 
habe hier im Namen meines Klubs zu erklären, daß 
wir für dieſen Antrag ſowie für die Reſolutionen 
ſtimmen werden. In der Reſolution, die geſtern 
verteilt wurde, finden wir aber gewiſſe Sachen, 
die auf die Eile, mit der gearbeitet wurde und 
gearbeitet werden mußte, zurückzuführen ſind und 
ich mich nicht ganz einverſtanden 
erklären kann. Namentlich regt ſich da mein 
juriſtiſches Gewiſſen. Der Ausſchußbericht behauptet, 
daß wir auf Grund des § 365 a. b. G. B. enteignen 
können, ſobald die öffentliche Verwaltung ſagt, daß 
das im öffentlichen Intereſſe liege. Nun, meine Herren, 
das ift entſchieden ein Überbleibſel des Polizeiſtaates. 
Das war entſchieden ein barbie des Polizei 
ſtaates und von dieſer Auffaſſung waren auch jene 
geleitet, die die Staatsgrundgeſetze im Jahre 1867 
gemacht haben. Sie finden nämlich im Staatsgrund⸗ 
geſetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 


die Beſtimmung, daß die Enteignung nur in den Fällen 


und in der Art zuläſſig iſt, wie es das Geſetz vor⸗ 
ſchreibt. (Berichterstatter Dr. Adolf Groß: Das ist 
das Gesetz!) Wenn dieſe Beſtimmung des Staats⸗ 
grundgeſetzes ſich auf den § 365 beziehen würde, 
dann wäre ſie ja überflüſſig. Wenn es heißt, in der 
Art wie dort und in den Fällen wie dort, ſo iſt damit 
unmöglich $ 365 gemeint und es iſt ein arger Ver⸗ 
ſtoß von ſeiten des Verwaltungsgerichtshofes geweſen 
(Berichterstatter Dr. Adolf Groß: Ronstante Praxis!), 
wenn er geſagt hat, daß die Geſetzgeber, die die 
Staatsgrundgeſetze gemacht haben, den Artikel 5 des⸗ 
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wegen geſchaffen haben, um den $ 365 zu ſtützen; im 
Gegenteil, das iſt geſchehen um den $ 365 auszu⸗ 
ſchließen. Nun, ich weiß ja, die Verwaltung hat ſich 
deſſen bemächtigt und es wird in der Praxis danach 
vorgegangen. Aber ich glaube, es iſt Pflicht eines 
Abgeordneten gegen eine ſolche ganz falſche Aus⸗ 
legung des Geſetzes zu proteſtieren; und es hat mich 
ſehr befremdet, daß ich im Ausſchußberichte was 
anderes geleſen habe. (Berichterstatter Dr. Lieber- 
mann: Es ist ein kleiner Schönheitsfehler!) Ja wohl. 
Aber nun will ich auf einen größeren Schönheitsfehler 
hinweiſen. 

Sie wiſſen doch, wir haben Bauordnungen, die 
von den Landtagen beſchloſſen worden ſind und in 
welchen Vorſchriften enthalten ſind bezüglich der An⸗ 
forderungen, die an einen Bau aus ſanitären, aus 
feuerpolizeilichen, aus Kommunikationsrückſichten, aus 
allgemeinen Sicherheitsrückſichten, ja ſogar in neuerer 
Zeit aus äſthetiſchen Rückſichten zu ſtellen find. 

In einigen Bauordnungen find auch Beſtim⸗ 
mungen über die Höhe der Zimmer. nämlich, wie weit 
die Dede vom Fußboden entfernt fein muß, über die 
Fenſterbreite ꝛc. enthalten, lauter hygieniſche Be⸗ 
ſtimmungen. 

Nun beantragt aber der Ausſchuß, die Re⸗ 
gierung ſoll aufgefordert werden, dem Abgeordneten⸗ 
hauſe einen Geſetzentwurf über die Mindeſtanforde⸗ 
rungen, die in hygieniſcher Hinſicht an einen Hausbau 
geſtellt werden ſollen, ſowie betreffend die Einführung 
einer Wohnungsinſpektion vorzulegen. 

Nun, die Wohnungsinſpektion oblag bisher auf 
Grund der Geſetze den Gemeinden (Ruf: Die huben 
das schön gemacht!) Sie haben das allerdings nicht 
gemacht, das gebe ich zu: aber ich glaube, es iſt, ſo⸗ 
lange unſere Staatsgrundgeſetze beſtehen, nicht Sache 
des Abgeordnetenhauſes, mit ſolchen Anträgen zu 
kommen. Ich habe deswegen einen Reſolutionsautrag 
geſtellt, der ſich inhaltlich total mit dieſem Antrage 
deckt, allerdings mit dem Unterſchiede, daß dieſer 
Geſetzentwurf den Landtagen vorgelegt werden ſoll. 

Als Ergänzung zu der Aktion, die der Staat mit 
dem Gelde des Wohnungsfonds macht, iſt eine Polizei- 
aktion, die nur die autonomen Körperſchaften durchzu⸗ 
führen berufen ſind, unbedingt notwendig. Da habe 
ich nun geglaubt, daß ein Zuſammenarbeiten der ſtaat⸗ 
lichen Zentralbehörde mit den autonomen Körper⸗ 
ſchaften in dieſer Hinſicht abſolut notwendig iſt, ebenſo 
wie auch ein Zuſammenarbeiten mit den Inſtitutionen 
der Sozialverſicherung, die wir haben, notwendig iſt. 
Deswegen haben wir es bedauert, daß der Wohnungs⸗ 
beirat durch den Kompromißantrag geſtrichen wird. 

Aber ich glaube, das ſchließt ſelbſtverſtändlich 
nicht aus, daß die Regierung einen ſolchen Wohmungs⸗ 
beirat ſchaffe. Ich hätte das lieber im Geſetze gehabt, 
aber nachdem es geſtrichen wurde und ich keine 
weiteren Geſetzesänderungen vorſchlagen will, habe ich 
einen Reſolutiousantrag eingebracht und glaube, daß 
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es ſich im Intereſſe der Sache wirklich empfehlen 
würde, daß ein ſolcher Wohnungsbeirat geſchaffen 
werde. 

Die Verhältniſſe find ganz disparat in den ver⸗ 
ſchiedenen Ländern und nach unſeren geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen müſſen da ſo viele Faktoren zuſammen⸗ 
wirken, daß unbedingt eine Zentralſtelle nötig iſt, wo 
dieſe verſchiedenen Erfahrungen geſammelt, dieſe ver- 
ſchiedenen Faktoren vereint werden. Das kann aber 
das Miniſterium für öffentliche Arbeiien nur dann 
werden, wenn ihm ein beratendes Organ zur Seite 
ſteht und das wäre eben der Wohnungsbeirat. 

Ich erkläre alſo, daß wir ſowohl für den Geſetz · 
entwurf als auch für die Reſolutionen des Ausſchuſſes 
ſtimmen werden, allerdings mit der Einſchränkung, die 
ich hinſichtlich der Kompetenz gemacht habe. Wir halten 
es nämlich auch aus praktiſchen (Sründen für un⸗ 
möglich, daß ein Reichsgeſetz erlaſſen wird, welches 
dann auf Grund der den Landtagen zuſtehenden Kom⸗ 
petenz immerfort abgeändert würde. Das wäre ja 


ſchließlich ein Wirrwarr, der gewiß ſehr ſchwer zu ent⸗ 


wirren wäre, außerdem iſt zu bedenken, daß die Re⸗ 
gierung aus verfaſſungsrechtlichen (Gründen die Re⸗ 
ſolution des Ausſchuſſes umnöglich ansſühren kann, 
im Intereſſe des Hauſes iſt es aber gelegen, daß 
man keinen Beſchluß faßt, der nicht ansgeführt 
werden kann. 

Und nun, meine Herren, komm ich noch auf eine 
Maßnahme zu ſprechen, die uns oft in Ausficht ge⸗ 
ſtellt, bisher aber noch nicht durchgeführt wurde, eine 
Maßnahme, welche mit dem uns beſchäftigenden 
Gegenſtande in innigem Zuſammenhange ſteht, ich 
meine die verſprochene Ermäßigung der Hauszins⸗ 
ſteuer und die Aufhebung der letzten und vorletzten 
Klaſſe der Hausklaſſenſteuer. (Zustiamung.) Solange 
der Staat im Budgetkapitel „Hausſteuern“ noch immer 
höhere Einnahmen einſetzt, wird es mit der Wohnungs⸗ 
reform nicht vorwärtsgehen (Zustimmung); ſolange 
wir da nicht energiſch halt machen, wird die Woh⸗ 
nungsreform zum großen Teil ein frommer Wunſch 
bleiben. 


Ich glaube daher, mit dem Appell an die Re⸗ 


gierung ſchließen zu können, ſich des faſt verlaſſenen 
Finanzprogramms anzunehmen und die Verſprechungen, 
die in dieſer Hinſicht gemacht wurden, einzulöſen. (Bei- 
full und Händeklatschen.) 


Präſident: Zu einer tatſächlichen Beridti- 
gung hat ſich der Herr Abgeordnete Dr. Skedl zum 
Worte gemeldet; ich erteile ihm das Wort. 


5 

Abgeordneter Dr. Skedl: Hohes Haus! Die 
Haupttätigkeit des Herrn Abgeordneten Grigoropici, 
ſeitdem er in dieſem hohen Hauſe iſt, beſteht darin, 
daß er in jeder ſeiner Reden, die er hier hält, einzelne 
Kollegen dus der Bukowina perſönlich angreiſt. Ich 
habe es mir daher zum Prinzip gemacht, über dieſe 
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gewohnheitsmäßigen Angriffe mit Stillſchweigen hin⸗ 
wegzugehen. Wenn ich diesmal eine Ausnahme mache, 
ſo geſchieht es deshalb, weil die in der geſtrigen Rede 
ſeitens des Herrn Abgeordneten Grigorovici ge⸗ 
fallenen Außerungen das gewöhnliche Maß des Zu⸗ 
läſſigen überſchreiten. 

Herr Abgeordneter Grigorovici hat geſagt, 
daß ich ein Agent für Unternehmer und Lieferanten 
ſei, der ſchamlos in den Miniſterien gegen 
die Gewerbetreibenden interveniert. (Abgeordneter 
Grigoroviei: Das ist auch richtig Das ist uber- 
haupt Ihr politisches Geschäft!) Nun, meine Herren, 
ich habe in einigen wenigen Fällen, wo es ſich um die 
Vergebung von öffentlichen Bauten gehandelt hat, in 
den Miniſterien interveniert; ich habe dies deshalb 
getan, damit nicht von auswärts, aus anderen Provinzen 
Bauunternehmer ins Land gezogen werden, damit 
Bukowinaer Baumeiſter, ſpeziell Baumeiſter, die ſich 
in meinem Wahlbezirke befinden, ſolche Bauten 
erhalten. Ich habe damit meine Pflicht als Abge⸗ 
ordneter erfüllt, daß ich für diejenigen eintrete, die ein 
Anrecht auf meinen Schutz haben. (Zustinmung.) Ich 
muß daher gegen dieſe vollſtändig unrichtige, geſchmack⸗ 
loſe Außerung des Herrn Abgeordneten Grigorovici 
auf das energiſcheſte Proteſt einlegen und ich verbitte 
mir Äußerungen gegen mich, welche, wie das Wort 
„Agent“, gegen einen Abgeordneten gebraucht, einen 
gewiß zweideutigen Sinn haben. Ich verbitte mir die 
Behauptung, daß ich in ſchamloſer Weiſe in den 
Miniſterien intervenierte, wenn ich für Leute aus 
. meinem Wahlbezirke eingetreten bin. (Zustimmung. — 
Abgeordneter Grigorovici: Für Gewerbetreibende 
Ihres Bezirkes können Sie eintreten, aber nicht für 
Baumeister und Unternehmer!) 

Ebenſo, meine Herren, iſt es uneichtig, daß ich 
in dieſem Falle gegen Gewerbetreibende aufgetreten 
bin. Ich habe mit mehr oder minder Erfolg für Bau ⸗ 
meiſter aus der Bukowina interveniert — ich kann 
Ihnen die Namen nennen —, für den Architekten 
Bittner aus Suczawa, für den Baumeiſter Engſter aus 
Radautz, für den Baumeiſter Eiſenberg aus Suczawa 
(Abgeordneter Grigorovte i: Das ist ein schöner 
Baumeister! Ein Unternehmer! Ein Lieferant), für 
den Baumeiſter Chorytinski aus Czernowitz. Nun ſind 
ſolche Baumeiſter doch anch Gewerbetreibende, be⸗ 
ſonders in der Bukowina. 

Aber, meine Herren, ich habe nicht nur für Bau⸗ 
meiſter, ich habe auch für die kleinſten der Gewerbe⸗ 
treibenden interveniert und ich rufe den Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſteher Walzer zum Zeugen an, der mich 
mehrinals in meiner Wohnung beſuchte und dem ich 
den Rat gegeben habe, die Kleingewerbetreibenden, 
wie Tiſchler, Schloſſer uſw., ſollen ſich, da ſie allein 
nicht kapitalskräftig genug ſind, zuſammentun, um 
dann einzelne Teile von Bauten zu bekommen. (Abge- 
ordneter Grigoroviei: Schreien Sie nicht! Sie 
brauchen gegen mich nicht zu schreien!) Hätten Sie 


nicht ſolche Anwürfe gegen mich erhoben! (Zwischen- 
rufe. — Abgeordneter Grigoroviei: Wer ist er 
denn? Ich fürchte auch einen Professor nicht!) Sie 
hätten nicht das Wort „ſchamlos“ gebrauchen ſollen. 
(Abgeordneter Grigorovici: Es ist schamlos, für 
das Großkapial einzutreten, wenn man von Klein- 
gewerbetreibenden gewählt ist. — Zwischenrufe,) Ich 
habe dem Genoſſenſchaftsvorſteher Walzer erklärt, daß 
ich, wenn die Kleingewerbetreibenden ſich vereinigen, 
ſehr gerne interveniere. ( Zwischenrufe.) Wenn etwas 
für die Kleingewerbetreibenden in der Bukowina ge⸗ 
ſchehen iſt, ſo iſt es in den letzten Jahren durch mich 
und meine Partei geſchehen. 

Ich verweiſe diesfalls beiſpielsweiſe auf die 
den armen kleinen Schuhmachern in Radautz von 
mir und meinen Parteigenoſſen erwirkten Lie⸗ 
ferungen für die Armer und auf ähnliche 
für die kleinen Gewerbsleute erfolgreich durch⸗ 
geführten Interventionen. Sie, Herr Abgeordneter 
Grigorovici, haben aber bis jetzt gar nichts geleiſtet, 
höchſtens daß Sie in Wählerverſammlungen abge⸗ 
ſchmackte Phraſen gebraucht und geſchimpft haben. 
(Lebhafte anhaltende Zwischenrufe. — Zwischen dem 
Abgeordneten Forsiner und Glöckner entapinnt 
sich ein erregter Wortwechsel.) 


Prüfident (wiederholt das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, Herr Abgeordneter Forſtnerl 
¶ Muerliohe Zwischenrufe.) Ich bitte um Ruhe! 
(Wiederholte Zwischenrufe der Abgeordneten Forst- 
ner, Glöckner und Grigorovici.) Herr Abgeord⸗ 
neter Forſtner! Sie haben nicht das Wort. (Unter- 


brechungen und Lärm.) Ich bitte, den Anſtand zu 


wahren! Ich bitte um Ruhe! Herr Abgeordneter Dr. 
Skedl wollen Sie fortfahren! 


Abgeordneter Dr. Skedl (For! fulirend): Ich 
muß zum Schluſſe noch einen Proteſt gegen die Takt⸗ 
loſigkeit einlegen, welche ſich der Herr Abgeordnete 
Grig oroviei geleiſtet hat, indem er in ſeiner Rede 
hervorhob, daß er mich allerdings nicht für einen 
Agenten halte, wie den Schauer, der gegen Proviſion 
arbeitet. Ich verzichte, meine Herren, auf eine der⸗ 
artige Entſchuldigung und eine derartige Inſchutz⸗ 
ſtellung. Daß ich nicht à la Schauer Geſchäfte mache 
und interveniere, das brauchen Sie Herr Abgeordneter 
Grigoroviei nicht zu erwähnen. Über ſolche Ver⸗ 
dächtigungen ſtehe ich hoch erhaben da. Meine Herren! 
Meine lautere Geſinnung und meine Ehre ſteht rein 
und makellos da, und niemand in der Bukowina wird 
daran — ob Freund, ob Feind — rütteln und damit 
ſchließe ich. (Zebhafter Beifall und Händeklatschen.. 
— Anhaltende lebhafte Zwischenrufe.) 


Präſident: Zu einer tatſächlichen Berich⸗ 
tigung hat das Wort der Herr * Dr. 
Hlibowizki. 
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Wege dne Dr. Hlibowizki: m Mit tiefem Be⸗ 
dauern habe ich aus der Rede des Herrn Abgeordneten 
Onyszkewicz folgendes vernommen: 

„Damit die Ruthenen noch mehr zerſplitert 
werden, wurde von der ruſſophilen Partei auf Auf⸗ 
munterung von ſeiten des polniſchen Statthalters 
unerwartet ein neuer landwirtſchaftlicher Verein ge⸗ 
gründet.“ f 

Zunächſt muß ich meinem tiefen Bedauern ⸗Aus⸗ 
druck geben, daß manche Herren aus dem ukrainiſchen 
Klub in den alten Fehler verfallen und unſere inter⸗ 
nen Angelegenheiten, unſeren unheilvollen Bruder⸗ 
zwiſt hierher verſchleppen und ihn auf den parlamen⸗ 
tariſchen Boden verpflanzen. Auf dieſem Wege gelan⸗ 
gen wir nicht weit. Unſerem Volke helfen Sie, meine 
Herren, dadurch ſehr wenig. Durch dieſen Kampf be⸗ 
ſchleunigen Sie nur den ungeheuren wirtſchaftlichen 
Ruin, der unſeren darbenden bäuerlichen Volksmaſſen 
droht! 

Ich konſtatiere tatſächlich, daß die Behauptung 
unwahr iſt, als ob unſer landwirtſchaftlicher Verband 
„Rolniezij Sojuz“ infolge irgendeiner fremden Auf- 
munterung, insbeſondere infolge eines angeblichen 
„Zutuns“ des Statthalters Dr. Bobrzylski ins Leben 
gerufen wurde. Dieſe Behauptung, welche lediglich 
und ausſchließlich in rein agitatoriſcher und eng 
parteipolitiſcher Abſicht von einigen ukrainiſchen Agi⸗ 
tatoren gewiſſenlos kolpertiert wird, iſt vollſtändig 
aus der Luft gegriffen. 

Ich konſtatiere tatſächlich, daß der „Rolniezij 
Sojuz*, über Begehren und auf Verlangen der Mit- 
glieder unſeres alten Anfklärungsvereines „Kacz⸗ 
kowski“⸗Verein, von den führenden Perſönlichkeiten 
ſowohl dieſes Vereines als auch einiger anderer 
unſerer Inſtitute in Lemberg bereits im Jahre 1908 
gegründet wurde; daß bereits in jenem Jahre deſſen 
Statuten ausgearbeitet und der Reviſion der Sach⸗ 
verſtändigen unterbreitet wurden (Zwischenrufe); 
ſelbſtverſtändlich, ein Schuſter kann das nicht machen, 
ſondern nur ein Sachverſtändiger; daß die Beitritts- 
erklärungen ſeitens vieler Mitglieder des alten „Kacz⸗ 
kowski“⸗Vereines als auch ſonſtiger Bauern Oſt⸗ 
galiziens dem proviſoriſchen Vorſtande des „Rolniezij 
Sojuz“. bereits im Sommer 1908 mitgeteilt wurden, 
folglich zur Zeit, wo die Frage, betreffend den 
galiziſchen Landeskulturrat und insbeſondere betreffend 
den Schlüſſel der Verteilung der Kompenſationsbeträge 
für den Abſchluß der Handelsverträge mit den Balkan⸗ 
ſtaaten, nicht bloß bent:Tiert e ſondern nicht 
einmal aktuell war. 

Ich konſtatiere ferner tatſächlic daß das Mär⸗ 
chen über das Zutun des Statthalters in dieſer An⸗ 
gelegenheit durch das ablehnende Verhalten desſelben 
und insbeſondere darin ſeine Widerlegung findet, daß 
der Statthalter Dr. Bobrzyüski — ungeachtet 
einer diesbezüglichen offiziellen Anfrage des k. k. Acker⸗ 


bauminiters — bis nun nicht einmal einen Bericht 
dem Miniſterium zukommen ließ und die ganze Ange⸗ 
legenheit des „Rolniezij Sojuz“ ins Stocken bringt. 
Schließlich konſtatiere ich tatſächlich, daß der 
„Rolniczij Sojuz“ heute bereits 19 Filialen mit 
7000 Mitgliedern und 63.000 u Klienten“ 
des Verbandes hat. 


Präſident: Zu einer tatſächlichen Be- 


richtigung erteile ich dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Holy = Wort. 


Abgeordneter Dr. Holly (beginnt in böhmischer 
Sprache und setzt fort): Ich berichtige gegenüber den 
Behauptungen des Herrn Abgeordneten Johanis, 
welcher ſagte, daß ich bei einer Wähler verſammlung in 
Klattau erklärte, daß an den hohen Viehpreiſen der 
Großgrundbeſitz intereſſiert iſt, eis daß das 
nicht zutrifft. 

Im Gegenteil, ich habe im vorigen Jahre — 
es dürfte ſich um die erwähnte Wählerverſammlung 
handeln — folgendes klargelegt: Der Großgrundbeſitz 
im Königreiche Böhmen beſchäftigt ſich vielfach mit dem 
Aufmäſten von Einſtellvieh; die zweite Richtung, die 
vielfach lebhaft bedauert wird, iſt die ſogenannte Ab⸗ 
melkwirtſchaft. Da ſind aber die Großgrundbeſitzer 
gerade an billigen Einkaufspreiſen intereſſiert. Gerade 
in jener Zeit hatten wir eben die Trockenperiode über⸗ 
ſtanden und da hat es ſich klar herausgeſtellt, daß 
damals die Einkaufspreiſe von Magervieh gegenüber 
den Verkauſspreiſen bedeutend höher waren. In 
dieſer Zeit hätten von dieſem Elend der Kleinbeſitzer 
und der kleine Häusler, welche das Vieh aufziehen, 
gerade die Großgrundbeſitzer einen großen Profit. 
Einerſeits waren augenblicklich die Maſtviehpreiſe 
etwas höher, andrerſeits waren wieder die Einkaufs⸗ 
preiſe ungemein niedrig. Denn es war damals die 
Möglichkeit geboten, Einſtellvieh zu 25 bis 32 Kreuzer 
pro Kilogramm zu kaufen. 

»Meine Herren! Ich berichtige tatſächlich, daß 
heuer die Großgrundbeſitzer ganz deprimiert ſind über 
die hohen Einkaufspreiſe von Einſtellvieh. Das iſt 
ganz klar. ( Zwischenrufe.) Ich habe keine Sorgen 
um die Großgrundbeſitzer, die werden ſich ſchon 
ernähren, ich habe nur um meine Leute Sorge. Heuer 
wurde Einſtellvieh, alſo vier- bis fünfjährige Ochſen, 
mit bis 47 Kreuzer pro Kilogramm gekauft. Wenn es 
nicht eine Spannung von mindeſtens 6 Krenzer gibt, 
ſind die Futterkoſten verloren; alſo arbeitet der 
Großgrundbeſitzer heuer tatſächlich mit einem großen 
Riſiko und er ſieht die hohen Viehpreiſe nicht gern. 
Dem Mäſter iſt es einerlei, ob das Vieh im allge⸗ 


meinen teurer oder billiger iſt. Er operiert immer nur 
mit der Spannung, er braucht ſie, damit die Futter⸗ 
koſten bezahlt werden. 
hanis wird es mir glauben, daß ich das geſagt habe 
und daß er wahrſcheinlich nicht richtig berichtet war. 


Ich hoffe, Herr Kollege Jo⸗ 
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Präſident: Zu einer tatſächlichen Be⸗ 
richtigung erteile ich dem Herrn Abgeordneten 
Grigorovici das Wort. 


Abgeordneter Grigorovici: Gegenüber der 
tatſächlichen Berichtigung des Herrn Abgeordneten 
Dr. Skedl, dem es hier beigefallen iſt, ſich gegen jene 
Angriffe zu wehren, die ich gegen ihn erhoben habe, 
muß ich tatſächlich berichtigen, daß es mir gar nicht 
eingefallen wäre, in dieſem Tone vom Herrn Abge⸗ 
ordneten Skedl zu ſprechen, wenn nicht allgemein im 
Lande Bukowina, ſpeziell unter den Gewerbe⸗ 
treibenden die Anſicht verbreitet wäre, daß er der⸗ 
jenige ſei, der jedesmal durch ſeine Interventionen 
es dem kleinen Manne unmöglich mache, bei 
öffentlichen Bauten mitzubieten. Es waren bei 
mir zahlreiche Kleingewerbetreibende, darunter ſicher⸗ 
lich auch jene, die er hier genannt hat, und 
ebenſo Genoſſenſchaften, die ſich beklagt haben, daß 
Profeſſor Skedl, ſo oft ſie Anbote machten, 
ſo lange dahinter agitiere und ſo lange bei den 
Minifterien. tätig ſei, bis die großen Unternehmer, 
nicht immer Baumeiſter, ſondern oft Unternehmer der 


ſchlimmſten Gattung, wie er einen auch hier genannt 


hat, die Arbeiten bekommen. Der Herr Profeſſor 
Skedl hat ſelbſt in ſeiner tatſächlichen Berichtigung 
geſtanden, daß er das tue. Er hat ſelbſt einen Namen, 


den Eiſenbergs genannt, welcher der Schrecken aller 


Kleingewerbetreibenden iſt, weil jener Eiſenberg einer 
der größten Ausbeuter der Kleingewerbekreibenden 
und ſomit auch der Arbeiterſchaft iſt. Herr Profeſſor 
Skedl hat auch ſelbſt hier gefagt, daß er die Gewerbe⸗ 
treibenden vertröſtet habe, indem er ihnen geſagt hat, 
ſie mögen ſich zuſammentun und Geld zuſammenlegen 
und dann Anbote machen, das heißt mit anderen 
Worten, er konnte für ſie nicht eintreten und iſt für 
ſie auch nicht eingetreten, weil ſie nach ſeiner 
Meinung nicht kapitalskräftig wären. Nun iſt es nicht 
richtig, daß die Leute nicht kapitalskräftig ſind. Sie 
haben ihre Banken, ſie haben ihr Geld oft vorbereitet 
und haben auch wirklich im Bau der Handels- und 
Gewerbekammer Tüchtiges geleiſtet. Es find auch 
einige von ihnen für ihre Leiſtungen mit dem Verdienſt⸗ 
kreuz dekoriert worden, wie das ſchon einmal jetzt 
üblich iſt und ſie haben damit bewieſen, daß ſie 
Tüchtiges leiſten können. 

Unter ſolchen Umſtänden und nachdem ich auf⸗ 
gefordert wurde — ich muß ſagen, es hat mir ſogar 
widerſtrebt, im ſcharfen Ton darüber zu ſprechen —, 
kann ich abſolut nichts dafür. Die Gewerbetreibenden 
haben mich beſtürmt, dieſes hier einmal vorzubringen. 
In welchem Ton es geſchehen iſt, das iſt eine andere 
Sache. Jeder ſpricht in dem Ton, in dem er gedrängt 
iſt zu ſprechen. Der Ton, den der Herr Profeſſor 
Skedl gebraucht hat, war abſolut nicht feiner und ich 
muß ſchon "jagen, ich bleibe dabei, es war immerhin 
eine u wenn auch eine politiſche Agentur, von 


einem Herrn, der von den Kleingewerbetreibenden 


gewählt iſt — denn die drei Städte find vollgepfropft 


‚von kleinen Leuten —, jedoch für die e 


eintritt. 
Das iſt meine tatſächliche Berichtigung gegen⸗ 


‚über den Behauptungen des Herrn Profeſſors.Skedl, 


daß ich Unrichtiges vorgebracht, Ich war ſchuldig, das 
zu tun, kraft meines Mandates, welches ich von dem 
arbeitenden Volke habe, für das ich gegen die Be⸗ 
gehrlichkeit der Kapitaliſten eintreten muß und ein⸗ 
treten werde. (Beifall.) 


Präſident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 


Berichterſtatter des Teuerungsausſchuſſes zu dem 


Berichte, betreffend die Vergebung von öffentlichen 
Arbeiten (814 der Beilagen) das Schlußwort. 


Berichterſtatter Schäfer (von der Tribüne): In 
der in den letzten Tagen durchgeführten Debatte war 
weniger von den Anträgen des Teuerungsausſchuſſes, 
betreffend die Vergebung öffentlicher Arbeiten, die Rede 
als vielmehr von der Frage der Fleiſchteuerung. Das 
iſt erklärlich aus der innerhalb der. letzten Monate er⸗ 
folgten Erhöhung der Fleiſchpreiſe, die einen ſolchen 
Grad angenommen hat, daß darüber hier im Hauſe 
geſprochen werden muß. Es wird aber niemanden 
geben, der beſtreiten wird, daß heute noch, wie im 
Sommer, es notwendig iſt, die Regierung darauf auf⸗ 
merkſam zu machen, daß ſie mit der Vergebung der 
öffentlichen Arbeiten möglichſt raſch vorgehe. Wir 
haben es noch immer mit einer Kriſe zu tun. Die 
wirtſchaftlichen Verhällniſſe beſſern ſich jo langſam, 
daß wir in dieſem Winter wieder. mit einer großen 
Arbeitsloſigkeit zu rechnen haben. Ich glaube mich 
inſolgedeſſen darauf beſchränken zu können, das hohe 
Haus zu erſuchen, dieſen Anträgen des Ausſchuſſes die 
Zuſtimmung zu geben. 

Die Anträge ſind durchaus nicht verſpatet, 


obwohl ſie bereits im Sommer auf der Tagesordnung 


ſtanden. Allerdings ſcheint die Regierung keinen be⸗ 
ſonders großen Wert darauf zu legen, mit der Ver⸗ 
gebung der. öffentlichen Arbeiten vorzugehen oder 
dafür jetzt mehr Ausgaben zu machen, als in früheren 
Jahren. Wir finden ſogar in dem dieſer Tage uns 
vorgelegten Budget im Kapitel „Neubauten, Adap⸗ 
tierungen, bauliche Herſtellungen“ das Erfordernis 
geringer als in vergangenen Jahren, und zwar gleich 
um 3 Millionen. Es wird darüber bei der Beratung 
über das Budget zu ſprechen Gelegenheit ſein. Für 
jetzt erſuche ich das hohe Haus, den Anträgen des 
Teuerungsausſchuſſes in bezug auf die Vergebung von 
öffentlichen Arbeiten die Zuſtimmung zu geben. 

In der Debatte über den Bericht des Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes wurde heute auf die Frage der Arbeits⸗ 


loſigkeit als beſonders wichtig hingewieſen und von 
einem Herrn Redner aus Galizien betont, daß die 


Arbeitsloſigkeit in dieſem Lande eine ganz ſpezielle 
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findet, nichts zu tun hade mit der Arbeitsloſigkeit 
in anderen Provinzen. Das iſt gewiß richtig und kann 
nicht beſtritten werden. In den Anträgen des 
Teuerungsausſchuſſes handelt es ſich aber vor allem 
darum, die Regierung zu veranlaſſen, daß ſie einmal 
Erhebungen über den Umfang der Arbeitsloſigkeit 
durchführt, damit man auf Grund des Materiales, 
das erhoben wird, in die Lage kommt, Vorſchläge zu 
machen und Maßnahmen zu treffen, um der Arbeits⸗ 
loſigkeit entgegenzuwirken und für eine Unterſtützung 
der Arbeitsloſen vorzuſorgen, ob nun im Wege der 
Reichsgeſetzgebung oder durch Kommunal⸗ oder 
Landeseinrichtungen, das iſt eine Frage, über die 
heute nicht verhandelt werden kann. 

Ich erſuche das hohe Haus, auch dieſem Autrage 
ſowie den drei anderen Anträgen die Zuſtimmung zu 
geben und ebenſo die Reſolutionen, welche im Anhange 
beigeſchloſſen find, anzunehmen. (Beifall und Hände- 
falschen.) 


Präſident: Ich erſuche nunmehr den Herrn 
Berichterſtatter Dr. Groß, zu dem Berichte des 
Teuerungsausſchuſſes, betreffend die Schaffung eines 
Wohnungsfürſorgefonds (92 1 der Beilagen), das Wort 
zu ergreifen. Zugleich er'nche ich Herrn Dr. Groß, 
ſich auch über die Reſolutionen zu äußern, die im 
Nachtragsberichte des Ausſchuſſes (1014 der Bei⸗ 
lagen) beantragt werden. Ich bitte, das Wort zu er⸗ 
greifen. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß (von der 
Tribüne): Hohes Hans! Ich werde in Kürze den 
Aktionsplan des Teuerungsausſchuſſes in Sachen der 
Wohnungsfürſorge darſtellen und werde mir erlauben, 
dabei die Gründe darzulegen, welche uus bewogen 
haben, auf Abänderungen, die dann hier vorgeſchlagen 
werden, einzugehen. Ich will ſchon jetzt darüber 
ſprechen, weil es ja kein Geheimnis mehr iſt. Ich werde 
mir auch erlauben, ſchon in dieſer Debatte, um dann 
nicht ein zweites Mal das Wort zu ergreifen, hier im 
Hauſe diejenigen Erklärungen abzugeben, welche zur 
Interpretation des Geſetzes dienen werden und die 
eben auf den Erklärungen der Regierung fußen. 

Meine Herren! Die Frage der Wohnungsteuerung 
iſt eigentlich in zwei Teile zu teilen. Es ſind die 
Wohnungen teuer, welche einen Monopolswert haben, 
alſo ſagen wir, hier in der inneren Stadt Wien. Eine 
derartige Wohnungsteuerung hat ganz eigenartige 
Momente und gegen dieſe Teuerung können wir vor⸗ 
läufig im Rahmen dieſer Geſetzestätigkeit, über die 
wir hier ſprechen, nicht viel tun. Der zweite Teil betrifft 
die Teuerung jener Wohnungen, deren Vermehrung 
möglich iſt. Gegen eine ſolche Teuerung kann man an⸗ 
kämpfen, indem man die Zahl der Wohnungen ver- 
mehrt und die Möglichkeiten, neue Wohnungen herzu⸗ 
ſtellen, erleichtert. ( Unruhe.) 
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ſei, daß die Art der Arbeitsloſigkeit, die man el P 


räſideut: Ich bitte um Ruhe, damit wir dem 
Berichte folgen können. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß (fortfahrend): _ 
Um nun neue Wohnungen zu bauen, müſſen wir Kapi⸗ 
talien und müſſen wir Gründe haben. Wenn wir bloß 
Baukapitalien bekommen, fo iſt damit noch nicht alles 
gemacht; denn ich fürchte, die Eigentümer derjenigen 
Bangründe, welche ſich am meiſten ſür Kleinwohnungen 
eignen, würden ſofort die Wohltaten des Geſetzes es⸗ 
kontieren und den Preis des Bodens erhöhen. Als 
Ergänzung jener geſetzlichen Tätigkeit. welche dahin 
zielt, die Baukapitalien zu vermehren und ihre Be⸗ 
ſchaffung zu erleichtern, muß alſo auch ein weiteres 
Geſetz zuſtande kommen, welches die Möglichkeit gibt, 
die Baugründe zu enteignen (Zustimmung), und zwar 
muß dieſes Recht denjenigen Inſtitnten verliehen 
werden, welche wirklich von dieſer Enteignung Ge⸗ 
brauch machen werden. Unſere Gemeinden machen, 
mit geringen Ansnahmen, ſelbſt dort, wo ſie ſchon 
eigene Plätze haben, von der Möglichkeit, Klein⸗ 
wohnungen zu bauen, keinen weitgehenden Gebrauch. 

Wir müſſen daher die Möglichkeit ſchaffen, daß 
gemeinnützige Unternehmungen ebenfalls das Recht 
haben, eventuell Baugründe zu enteignen, wenn 
dieſelben zu Wohnzwecken verwendet werden ſollen. 

Der Teuerungsausſchuß war der Meinung, daß 
inſofern es ſich um die Vermehrung der Baufapita- 
lien und um die Erleichterung der Erlangung 
derſelben handelt, ein Fonds gebildet werden muß, 
der bedeutende Kapitalien zur Verfügung hat. Da die 
Regierung anfangs den Standpunkt einnahm, daß ſie 
abſolut gar keine Garantie, ſelbſt nicht die moraliſche 
Garantie übernehmen will, welche darin beſtehen würde, 
daß den Belehnungen, bei denen der Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds die Garantie gibt, die Qualität der Pupillar⸗ 
ſicherheit gewährt wird, da die Regierung, trotzdem * 
der Antragſteller und der Ausſchuß auf dem Stand⸗ 
punkte ſtanden, daß ohne die Pupillarſicherheit nicht 
viel zu machen ſei, der Meinung war, daß dieſe nicht 
gewährt werden kann, ſo mußten wir ſelbſtverſtändlich 
im Ausſchuſſe darauf beſtehen, daß der Betrag von 
60 Millionen gegeben wird. 

Wir haben erklärt: Es gibt nur zwei Möglich⸗ 
keiten. Entweder bekommen wir viel Geld, dann 
können wir das Geſetz ohne Pupillarſicherheit machen, 
aber es wäre dennoch kein gutes Geſetz. Oder, wenn 
ſchon die Regierung weniger geben will, muß ſie uns 
die Pupillarſicherheit geben, damit wir gegen Haftung 
des Wohnungsfürſorgefonds überhaupt Geld bekommen 
und die Pupillarficherheit kaun ja die Regierung nur 
dann geben, wenn ſie für den Fonds die Haftung 
übernimmt; denn wenn die Regierung, welche ja den 
Fonds verwaltet, für denſelben keine Haftung über⸗ 
nehmen wollte, wie ſollen denn die Sparkaſſen, fremde 
Inſtitute zum Fonds Vertrauen haben und ihm ihre 
Gelder ausleihen? Können Sie denn die Möglichkeit 
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annehmen, daß die Regierung dem Fonds, wenn er zu 
viel Haftung übernehmen würde, ſagen würde: Du, 
Wohnungsfürſorgefonds, gehe in Konkurs! Das iſt ja 
ausgeſchloſſen; wenn dem ſo iſt, warum ſollte dann 
die Regierung ſich weigern, ſofort die Haftung 
für den Fonds zu übernehmen. Nachdem alſo 
die Regierung jetzt eingeſehen hat, daß daun, 
wenn das Geſetz tatſächlich von Wirkung 
ſein ſoll, der Wohnungsfürſorgefonds bedeutende 
Kapitalien zur Verfügung haben muß, die Regierung 
alſo die Garantie übernehmen muß, ſonſt wäre in der 
Sache nicht viel zu machen, ſind wir ſchließlich auf 
ein Kompromiß eingegangen: Wir nehmen die 25 Mil⸗ 
lionen an, aber der Fonds iſt berechtigt, bis zu 
200 Millionen Kronen Haftung zu übernehmen und 
der Staat haftet ſubſidiär für den Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds. Hierdurch erlangen wir folgendes. (Un rule.) 


Präfident: Ich bitte um Ruhe. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß: Hierdurch erlan⸗ 
gen wir folgendes: Wenn wir 200 Millionen bekommen 
— die find in der Regel nur für die zweiten Hypv⸗ 
theken hinter den erſten Hypotheken der Sparkaſſen 
und Pfandbriefanſtalten —, dann können wir für eine 
halbe Milliarde bauen; denn wenn 40 Prozent 
200 Millionen ausmachen, machen 100 Prozent 
500 Millionen aus. Wenn man um 500 Millionen 
baut, müßten 250 Millionen Kronen von den Spar⸗ 
kaſſen und den Pfandbriefinſtituten gegeben werden. 
200 Millionen gibt der Wohnungsfürſorgefonds und 
50 Millionen geben die Baugenoſſenſchaften. Wenn 
alſo während der zehn Jahre, für welche die 200 Mil⸗ 
lionen berechnet find, fo viele Baugenoſſenſchaften 
gegründet werden — oder wenn Gemeinden, Bezirke 
uſw., die in dem Geſetze ebenſo behandelt werden 
wie Bangenoſſenſchaften, Kleinwohnungen errichten 
wollen —, daß 50 Millionen in ganz Oſterreich 
in zehn Jahren aufgebracht werden, ſo haben wir für 
eine halbe Milliarde gebaut. Nun iſt es an euch, nun 
iſt es an den Gemeinden, es hängt von dem Volke 
und ſeiner Rührigkeit ab, dieſes Geſetz auszunitzen. 


Wollen wir trachten, daß die Regierung nicht die 


Möglichkeit hat, das Geſetz ruhig liegen zu laſſen, 
ſondern verbunden wird, es nicht bureaukratiſch, ſondern 
ſo anzuwenden, daß das Volk wirklich den Nutzen hat, 
der im Teuerungsausſchuß intendiert war. Nur wenn der 
Fonds nicht bureaukratiſch, ſondern, ich möchte ſagen, 
kaufmänniſch verwaltet wird, ſo daß man nicht zu viel 
Zeit und Geld umſonſt verliert, werden wir einen 
Nutzen von dem Geſetze haben; man kann es aber, ſehr 
leicht ſo anwenden, daß es gar keinen praktiſchen 
Nutzen hat. 


„Wir verlangen alſo von der Regierung, daß ſie 
in Übereinſtimmung mit der Tendenz des Geſetzes vor⸗ 
gehe und wir werden auch von ihr verlangen, daß vor 
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Erlaſſung des Statuts und der Ausführungsverord⸗ 
nungen die Mitglieder des Unterausſchuſſes als Sach⸗ 
verſtändige einvernommen werden (Sehr richtig), 
daß eine Art Enquete abgehalten wird, damit. die 
Ausführungsverordnungen mit den Intentionen des 
Ausſchuſſes übereinſtimmen. a 

Das Gute an dieſem Geſetze ift auch folgendes. 
Während früher, wo der Wohnungsfürſorgefonds die 
Haftung übernommen hat, das Geld erſt irgendwo 
geſucht werden mußte — und wenn man Geld ſucht, 
ſo muß man hohe Zinſen zahlen —, wird man jetzt 
das Geld gegen billige Zinſen ſchnell bekommen, 
denn wenn der Staat ſubſidiär haftet, wird jeder das 
Geld geben, weil der Kredit des Staates ja uner⸗ 
ſchöpflich iſt. Wir haben alſo ein Doppeltes erreicht: 
der Finanzminiſter iſt zufrieden, denn er braucht nicht 
viel Geld zu geben und wir ſind zufrieden, daß wir 
mehr und billigeres Geld bekommen. 


Das iſt aber noch nicht alles, wir glauben, das 
iſt erſt der Anfang. (Co ist es!) Wir glauben, daß 
die Finanzverwaltung nach zwei oder drei Jahren 
ſelbſt herkommen und ſagen wird: Wir bitten um die 
Ermächtigung, die Maximalhöhe von 200 Millionen, 
die im Geſetze gegeben iſt, auf 500 Millionen zu 
erhöhen. (Heiterkeit und Zwischenrufe.) Ich glaube, 
es wird geſchehen. Ich bitte, in Preußen war es ganz 
dasſelbe. Anfangs wurden dort 5 Millionen Mark 
jährlich ausgeſetzt, dann iſt dieſe Summe auf 12 und 
16 Millionen geſtiegen. Wir machen jetzt den erſten 
Schritt und ich hoffe, es wird eine ſolche Nachfrage 
nach dieſen Kapitalien ſein, es werden ſich ſo viele 
Perſonen an das Finanzminiſterium wenden und 
darunter werden dies ſo viele mit Nachdruck tun, daß 
das Finanzminiſterium eben wird verlangen müſſen, 
man ſolle mehr geben. ä 

Und es muß mehr gegeben werden. Ich bitte, 
der Staat haftet ja bei Bahnen für 5 Prozent des 
Kapitals; 200 Millionen ift aber eine ſehr kleine 
Bahn und hier handelt es ſich um die Geſundheit des 
ganzen Volkes. Wenn wir alſo hier verlangen, daß 
man die Haftung über 200 Millionen erhöht, ſo iſt 
das nicht viel. 

Und die Beiſpiele in Deutſchland haben gelehrt, 
daß der Staat dabei nichts verliert. Seit dem 
Jahre 1895 hat der preußiſche Staat keinen Heller 
verloren, obwohl er die Kleinvohnungen bis 90 Pro⸗ 
zent belehnt hat. Wir hoffen alſo, die Verwaltung 
wird hier keine Protektion üben, ſie wird jedermann, 
welcher politiſchen Partei er immer angehört, das 
Geld geben, wenn nur die objektiven Vorausſetzungen 
gegeben ſind, wenn eben die Wohnungen wirkliche 
Kleinwohnungen, wirklich für den kleinen Mann 
beſtimmt ſind und man ſehen wird, daß es der 
Genoſſenſchaft mit dem Bauen wirklich ernſt iſt. 


Ich möchte, da ich geſagt habe, daß ich in der 
Spezialdebatte nicht mehr das Wort zu ergreifen 


4006 


gedenke, mich hier bezüglich einzelner Paragraphen 
des Geſetzes ausſprechen, damit die Herren wiſſen, 
wie das Geſetz eigentlich gemeint wurde. Es ſind 
nämlich einige Beſtimmungen des Geſetzes ein bißchen 
unklar, wenn auch wir im Ausſchuſſe wiſſen, was ſie 
bedeuten. 

5 Es handelt ſich da unter anderem um eine Be- 
ſtimmung des $ 8. Der Wohnungsfürſorgefonds iſt 
berechtigt, bis zu 90 Prozent des Wertes Geld zu 
geben. In der Regel hat er bloß die letzten 40 Prozent 
zu geben, weil mau ja die erſten 50 Prozent überall 
bekommen kann. Nun haben wir, meine Herren, um 
das Geſetz nicht ſo ſtarr zu machen wie bei den 
Arbeiterwohngeſetzen, um die Möglichkeit der Ent⸗ 
wicklung zu ſchaffen, in das Geſetz die Beſtimmung 
aufgenommen, daß bloß zwei Drittel der bewohn⸗ 
baren Fläche Kleinwohnungen ſein müſſen, während 
ein Drittel auch aus anderen Wohnungen beſtehen 
kann. Das Maximum der Kleinwohnung beträgt 
80 Quadratmeter, es wird ſie alſo der kleine Beamte 
ebenſo bekommen wie der Arbeiter. Nun hat aber das 
Miniſterium für öffentliche Arbeiten die Befürchtung 
ausgedrückt, daß dieſes Drittel, wenn man es zufällig 
für Geſchäftslokalitäten verwenden ſollte, vielleicht mehr 
als 60 Prozent des ganzen Wertes ausmachen würde. 
Für den Fall nun, daß dieſe Geſchäftslokalitäten bei⸗ 
nahe 60 Prozent — oder nehr — des geſamten Wertes 
ausmachen würden, könnte man — nach $ 8 — auf ein 
ſolches Haus nicht mehr volle 40 Prozent hinter der 
erſten Poſt von 50 Prozent bekommen, ſondern nur 
etwas weniger, weil darn dieſe Lokalitäten, obwohl 
ſie nur ein Drittel der Fläche betragen, an Wert die 
Hälfte des Ganzen überſteigen würden. Das ſind 
ſolche Ausnahmsfälle, daß es uns lieber wäre, wenn 
ſie im Geſetz überhaupt nicht behandelt wären, aber 
ſie ſind darin berückſichtigt und es handelt ſich 
darum, daß dieſe Beſtimntungen nicht falſch gedeutet 
werden. 

Geſtatten Sie mir auch, daß ich bezüglich der 
Stempelfreiheit Hier zum Ausdrucke bringe, was im 
Ausſchuſſe ſeitens der Regierung erklärt wurde, damit 
wir dann nicht andere Interpretationen bei den 
Finanzbehörden bekommen. (Zebhafte Unruhe.) 


Präſident: Ich bitte um mehr Ruhe, damit 
wir dem Vortrage des Herrn Berichterſtatters folgen 
können. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß (fortfahrend): 
Der Vorſchlag des Ausſchuſſes bei 8 12 ging dahin, 
das Einkommen des Woh nungsfürſorgefonds von der 
Erwerbftener und von der Rentenſteuer zu befreien. 
Es handelt ſich darum, daß der Staat nicht mit der 
einen Hand das nehme, was er mit der anderen gibt. 
Nun hat der Vertreter des Finanzminiſteriums 
erklärt, daß ſich das ohnehin nach dem ſchon be- 
ſtehenden Geſetze verſteht und daß der Wohnungs⸗ 
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fürſorgefonds ohnehin von der Erwerbs⸗ und Renten ⸗ 
ſteuer befreit iſt. Wir haben das zur Kenntnis ge⸗ 
nommen und ich erkläre es hier, damit es im Pro⸗ 
tokoll vermerkt werde. 


Dann haben wir im Ausſchuſſe verlangt, daß im 
Geſetze deutlich ausgedrückt werde, daß der Woh⸗ 
nungsfürſorgefonds perſönliche Stempelfreiheit habe. 


Das würde die Wirkung haben, daß die Schuldſcheine 


zwar geſtempelt werden, aber die Löſchungsquittungen 
ohne Stempel wären und die Eintragungsgebühren 
eventuell auch entfallen würden, inſofern es ſich um 
unmittelbare Darlehen des Wohnungsfürſorgefonds 
handeln würde. Nun hat uns der Vertreter des 
Finanzminiſteriums erklärt, daß ſich das ohnehin 5 
dem Geſetze verſteht. 


Wir haben für den Wohnungsfürſ orgefonds die 
Befreiung von der Aquivalentgebühr verlangt. Der 
Vertreter der Finanzverwaltung hat erklärt, daß ſich 
das ohnehin nad dem Geſetze verſteyt. Wir wollen, 
daß im Sinne dieſer Erklärung das Geſetz auch 
immer angewendet werde, daß man Das Geſetz nicht 
anders deutet, als wir es hier verſtan en haben. 


Damit habe ich — möchte ic) ſagen — die 
offiziellen Ausführungen des Referenten zu Ende 
geführt. 


Ich werde mir unn erlauben, auf die An⸗ 
regungen, die hier im Laufe der Debatte gegeben 
wurden, zu reagieren. Ich möchte vor allem erwähnen, 
daß die Anregungen des Herrn Kollegen Müller 
bezüglich des Eiſenbahnminiſteriums ſehr wertvoll find. 
Die Fonds des Eiſenbahnminiſteriums verfügen über 
faft eine Viertelmilliarde Kronen. Das Eifenbahn- 
miniſterium konnte bisher nicht viel machen, weil nach 
den betreffenden Statuten die Anlage mündelſicher 
ſein muß. Mündelſicher iſt aber dieſe Anlage nach den 
beſtehenden Geſetzen nur bis zu 50 Prozent; jetzt wird 
nach Annahme des Geſetzes über den Wohnungs- 
fürſorgefonds die Mündelſicherheit auf 90 Prozent des 
Wertes der betreffenden Realität erſtreckt, weil der 
Staat für den Wohnungsfürſor jefonds haftet. 
Das Eiſenbah nminiſterium kann daher jetzt eine 
großartig angelegte Tätigkeit entwickeln und die 
Vertreter des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten 

erden ja wiſſen, daß dieſe Mietzinſe die 
ſicherſten find, weil ja die Eiſenbahnbedienſteten den 
Mietzins vom Staate beziehen und der Bedienſtete 
den Mietzins immer zahlen muß. Dieſe Frage kann 
alſo ohne weiteres erledigt werden und wenn das 
Finanzminiſterium dann ſieht, daß der Betrag von 
200 Millionen zu gering iſt, dann muß er eben 
erweitert werden. (Sehluß! - Rufe) Bitte, meine 
Herren! Ich muß auf einige Anregungen hier eingehen. 


Präſident: Ich bitte um Ruhe und Auf 
merkſamkeit. 
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Berichterſtatter Dr. Adolf Groß 0 for fabrend): 
Es hat mich ſehr gefreut, daß von allen Seiten des 
Hauſes, ſowohl von ſeiten der agrariſchen als auch der 
ſtädtiſchen Abgeordneten die Erklärung abgegeben 
wurde, daß das Geſetz nicht nur für die ſtädtiſchen, 
ſondern auch für die ländlichen Arbeiter gilt. Das iſt 
ſelbſtverſtändlich. Ich möchte aber gleich hinzufügen, 
das iſt nur dort der Fall, wo die Wohnung die 
Hauptſache iſt. Denn wir können ja nicht darauf ein⸗ 


gehen, auf bäuerliche Beſitzungen 90 Prozent zu 


geben, weil wir daun den Bauern expropriieren 
müßten, und er hätte dann von feinem Befige gar kein 
Einkommen. Aber dort, wo der Bauer Arbeiter iſt, wo 
er die Wohnung braucht und dazu ein Stückchen 
Grund haben will, welcher eine Nebenrolle ſpielt — 
alſo nur als Zubehör der Wohnung betrachtet wird 


—, der ſelbſt dort, wo der Grund ſehr billig iſt und 
böchſtens 1 Hektar ausmachen ſoll — wo der Grund 


teuer iſt, muß dann bei der praktiſchen Anwendung 
eben auch die Grenze des Flächeninhaltes enger gezogen 


werden — wie es, ich glaube, Herr Kollege Spadek 


verlangt hat —, in dieſen Fällen bin ich als Refereut]; 
vollſtändig, mit der Annahme der Reſolution des 
Kollegen Spadek einverſtanden. Es handelt ſich 
ſelbſtverſtändlich in dieſen Fällen uur darum, die 
Wohnverhältniſſe der arbeitenden Bevölkerung zu ver⸗ 
-beffern und das Grundſtück kann nur als Zubehör 
betrachtet werden. Die Anregung bezüglich der Klein⸗ 
gewerbeſtätten iſt ebenfalls aufgenommen worden und 
die Sache iſt erledigt. 

Was nun die Bemerkungen des Herrn Abgeord⸗ 
neten Buzek anlangt, ſo möchte ich mich gegen die 
Behauptung wehren, daß im Berichte des Ausſchuſſes 
angeblich ein Schönheitsfehler ſei. Die Anwendbarkeit 
des 8: 365 a. b. G. für Enteignungsfälle iſt nicht nur 
durch Entſcheidungen unſeres höchſten Gerichtshofes, 
nämlich des Verwaltungsgerichtshofes, feſtgeſtellt 
worden, ſondern die Anwendbarkeit des § 365 a. b. G. 
wurde auch in allen Geſetzen, die nach dem Jahre 1867 
erlaſſen wurden, authentiſch feſtgeſtellt, indem bei 
faſt jeder Enteignung, welche das Geſetz ausſpricht, 
im Geſetze der $ 365 a. b. G. berufen iſt. Wenn alſo 
das Geſetz ſelbſt den § 365 als zu Recht beſtehend 
zitiert, ſo kann man doch nicht ſagen, daß dieſer 
Paragraph. im Jahre 1867 durch das Staatsgrund⸗ 
geſetz aufgehoben wurde. Es iſt das keine Polizei⸗ 
beſtimmung, ſondern eine Beſtimmung wie ſie der 
Zeit der franzöſiſchen Revolution entſpricht, in welcher 
ja das bürgerliche Geſetzbuch verfaßt wurde und wie 
fie noch den heutigen Verhältniſſen entspricht. 


Bezüglich der Zuständigkeit der Landtage für die N 


Erlaſſung ſanitärer Vorſchriften ꝛc. in. Wohnungs⸗ 
angelegenheiten iſt in der Reſolution deutlich geſagt, 
daß die Regierung auch den Landtagen entſprechende 
Geſetzesvorlagen unterbreiten ſoll. Das in der Reſo⸗ 
lution (Bericht vom 24. November 1910) verlangte 
Geſetz iſt nur als Rahmengeſetz gedacht. Die Land⸗ 


tage hätten ebenfalls die entſprechenden Geſetze im 
Rahmen ihrer Zuſtändigkeit zu beſchließen. Ich glaube 
alſo, daß in dieſer Weiſe überhaupt den beſtehenden 
Geſetzen vollſtändig entſprochen wurde, zumal das 
Sanitätsgeſetz vom Jahre 1870 e ein ſtaat⸗ 
liches Geſetz iſt. 

Bezüglich der. e brauche ich 
mich nicht des näheren. auszulaſſen, weil alles im Be⸗ 
richte enthalten iſt. Ich erſuche alſo, das Geſetz über 
die Wohnungsfürſorge, ſelbſtwerſtändlich mit ent⸗ 
ſprechender Berückſichtigung der Abänderungsanträge, 
die ein. Kompromiß find, anzunehmen. Nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung muß. ich als Referent wohl bei dem 
Antrage des Ausſchuſſes bleiben, aber ich bemerke, 
daß in der Sache ein. n zuſtande gekommen 
it, Befall.) 


Präſident: Die Verhandlung iſt geitoffen. 
Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung. 


Der Bericht des Ausſchuſſes Nr. 814, betreffend 
die. Vergebung von öffentlichen Arbeiten, mündet nur 
in die Beantragung von Reſolutionen aus, ſeien es 
Reſolntionsanträge des Ausſchuſſes oder een 
anträge einzelner Abgeordneter. 

Der weitere Bericht Nr. 921, betreffend die 
Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds, enthält hin⸗ 
gegen den Antrag auf Annahme eines Geſetzes, wozu 
ebenfalls verſchiedene Reſolutionsanträge teils vom 
Ausſchuſſe teils von einzelnen Abgeordneten gestellt 
wurden. 


Wir ſchreiten daher zunächſt zur Abſtimmung 
über den Antrag, betreffend das Geſetz wegen 
Schaffung eines Wohnungsfürſorgefonds, 
während ich ſämtliche Reſolntionen, ob zu Nr. 814 
oder Nr. 921 gehörig, erſt nach der Beſchluß⸗ 
faſſung über das Geſetz zur Abſtimmung bringen 
werde. 


Im Sinne des $ 37 G. O. ſtelle ich die Frage 
dahin, ob das hohe Haus den vorliegenden Entwurf 
des Ausſchuſſes, Nr. 921 der Beilagen, zur Grund- 
lage der Spezialdebatte zu nehmen willens iſt. 

Diejenigen Herren, welche damit einverſtanden 
ſind, daß dieſer Entwurf zur Grundlage der Spezial⸗ 
debatte genommen werde, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) 


Es iſt die Mehrheit und wir haben nunmehr 
die Spezialdebatte über den Wrehendes Geſetz⸗ 
entwurf abzuführen. 


„Ich beſtimme im Sinne des § 38 G. O., daß 
die Spezialdebatte über ſämtliche Paragraphen dieſes 
Geſetzentwurfes ſamt Titel und Eingang unter einein 
abgeführt werde. 


Es haben ſich zur Spezialdebatte folgende Reduer 
zum Worte gemeldet. Kontra: Staniszewski, 
Ofner, Starck, Reſel, Renner, Müller, 
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Forſtner, Miklas Fink, Heilinger, Glöckel; 
pro: Pitacco, Reitzner, Schuhmeier, David, 
Bretſchneider, Pernerſtorfer, Seitz, Loſer, 
Zannegger. 

Ich erteile zunächſt dem erſten Kontrarebner, 
Herrn Abgeordneten Dr. Staniszewski, das Wort. 


Abgeordneter Dr. Staniszewski: Hohes Haus! 
Im Auftrage der Mitglieder des Subkomitees des Teue⸗ 
rungsau sſchuſſes habe ich die neben dem Geſetzentwurfe, 
welcher in Verhandlung ſteht, beigedruckten Abände⸗ 
rungsanträge eingebracht. Die Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Abänderungsauträge iſt wohl dem hohen Hauſe 
bekannt. Dieſelben ſind ein Reſultat der vom Sub⸗ 
komitee des Teuerungsausſchuſſes mit der Regierung 
gepflogenen Unterhandlungen, ſie ſind ein Kompromiß, 
womit wir uns begnügen wollen, um das Zuſtande⸗ 
kommen des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines 
Wohnungsfürſorgefonds, zu ermöglichen und damit 
auch einen wichtigen Schritt auf dem ſozialpolitiſchen 
Gebiete der Wohnungsfürſorge zu machen. Die Vorzüge, 
welche die Abänderungsanträge gegenüber dem Ent⸗ 
wurfe des Teuerungsausſchuſſes aufweiſen, haben be⸗ 
reits die Herren Vorredner näher erklärt. Ich will 
mich darüber nicht weiter verbreiten, ſondern ich will 
die Beſchlußfaſſung des hohen Hauſes beſchleunigen 
und ſchließe damit, daß ich das hohe Haus bitte, die 
Abänderungsanträge annehmen zu wollen. 


Dieſelben lanten (liest): 


„8 1. 


Behufs Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe der 
minderbemittelten Bevölkerung wird ein vom Mini⸗ 
ſterium für öffentliche Arbeiten im Einverſtändnis nit 
dem Finanzminiſterium verwalteter Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds errichtet. 

8 2. 

Der Wohnungsfürſorgefonds kann in feinem 
Namen Rechte erwerben und Verpflichtungen ein- 
gehen. 

8 3. N 

Dem Wohnungsfürſorgefonds werden folgende 
Betrüge zugewieſen: 
in den Jahren 1911 und 1912 * 

fanmten . 

im Jahre 1913 

„ „ 1914 

1915 - - 

1916 bis inuftve 1918 je 
1919 und 1920 ke . 3,500.000 „ 
„ „ 1921 4, 000.000 „ 


Dieſe Beträge ſind in die Setreffenber Staats⸗ 
vorauſchläge einzuftellen und werden in monatlichen 
gleichen Antizipativraten an den Fonds ausgezahlt. 


1.500.000 K 
1,300.000 „ 
1,500.000 „ 
2,200.000 „ 
2,500.000 „ 


8 4. 

Der Wohnungsfürſorgefonds iſt beſtimmt: 

An Selbſtverwaltungskörper (Bezirke, Gemeinden 
u. dgl.), öffentliche Körperſchaften und Anſtalten, ferner 

an gemeinnützige Vereinigungen, als Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, Baugeſellſchaften, Bauvereine, Stiftungen 
u. dgl. zum Zwecke des Banes von Kleinwohnungen 
(8 6) ſowie des Erwerbes der hierzu beſtimmten Grund⸗ 
ſtücke, ferner zum Zwecke des Erwerbes von Häuſern 
mit Kleinwohnungen, beziehungsweiſe zum Zwecke des 
Erwerbes von Häuſern, die zu Kleinwohnungen um⸗ 
geftaltet oder umgebaut werden ſollen, endlich zur Ab⸗ 
löſung von Hypotheken in nicht erſter Rangordnung, 
die auf ſolchen, von einer der vorgenannten Ver⸗ 
einigungen bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erbanten Hänſern laſten, Kredithilfe zu leiſten, und 
zwar: 

a) in erſter Linie durch Übernahme der Bürgſchaft 
für von deu genannten juriſtiſchen Perſonen 
anderweitig anfzunehmende Darlehen und deren 
Verzinſung (mittelbare Kredithille); 

b) durch unmittelbare Darlehensgewährung an die 
oben angeführten juriſtiſchen Perſonen (unmittel⸗ 
bare Fondsdarlehen). 

Die näheren Beſtimmungen über die Übernahme 
der Bürgſchaft durch den Fonds, über den Zinsſuß 
der zu garantierenden Darlehen; ferner über die 
Darlehensgewehrung ſowie hinſichtlich der eventuellen 
Überwachung der Bauführung und der Geſchäfts⸗ 
gebarung der Darlehensnehmer wird das Statut 
enthalten, welches insbeſondere auch die Gewährung 
von verzinslichen Vorſchüſſen auf dic vom Bauführer 
aufzunehmenden erſten Hypotheken gegen ſofortigen 
Rückerſatz aus dem an erſter Stelle hypothezierten 
Darlehen normieren kann. 

Die aus dieſer Überwachung und aus der 
Geſchäftsgebarung des Fonds erwachſenden Koſten 
find aus den Fondserträgniſſen zu decken. 


- 


§ 5. 

Die Darlehen, für welche der Fonds Bürgſchaft 
leiſtet, ſowie die unmittelbaren Fonds darlehen find 
hypothekariſch ſicherzuſtellen, und zwar in der Regel in 
der Rangordnung über der Mindelſicherheitsgrenze 
der zu belehnenden Liegenſchaft; doch darf die Grenze 
von 90 Prozert des Geſamtwertes dieſer Liegenſchaft 
nicht überjchrit.en werden. 

Bei öffentlichen Anſtalten und Körperſchaften 
kann von der hypothekariſchen Sicherſtellung abgeſehen 
werden. 

8 6. 

Als Kleinwohnungen im Sinne dieſes Geſetzes 
gelten insbeſondere: 

1. Familienwohnungen, ſofern das Ausmaß der 
bewohnbaren Fläche jeder einzelnen Wohnung (Wohn⸗ 
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zimmer, ⸗kammern, Küchen) 80 Quadratmeter nicht 
überſteigt; N 

2. Ledigenheime, das find ſolche Gebäude, welche 
zur Aufnahme von einzelnen Perſonen in abgefonderien 
Wohnräumen beſtimmt ſind. Dieſelben müſſen ſo ein⸗ 
gerichtet ſein, daß jeder Wohnraum in der Regel nur 
von einer, höchſtens aber von drei Perſonen bewohnt 
werden kann. za 


Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge- 


ſchlechtes dürfen nur in vollkommen geſonderten Ab⸗ 
teilungen untergebracht werden. 

3. Schlaf⸗ und Logierhäuſer, das ſind ſolche 
Gebäude, welche zur Beherbergung von einzelſtehenden 
Perſonen in gemeinſchaftlichen, mit der erforderlichen 
Zahl entſprechender Einzellagerſtätten ausgeſtatteten 
Schlafſälen beſtimmt ſind. a 

Die im Sinne der Punkte 1 bis 3 in Betracht 
kommenden Häuſer müſſen zudem in bautechniſcher, 
ſanitärer und ſittenpolizeilicher Hinſicht den Anfor⸗ 
derungen geſunder und billiger Volkswohnungen ent⸗ 
ſprechen. 


57 


Die im $ 4 vorgeſehene Verwendung der Fonds⸗ 
mittel darf nur erfolgen, ſofern die dewohnbare 
Geſamtfläche der Kleinwohnungen ($ 6) wenigſtens 
zwei Drittel der bewohnbaren Geſamtfläche des zu 
belehnenden Hauſes beträgt. 


Als bewohnbare Geſamtfläche der Kleinwoh⸗ 
nungen gilt: a 


. 1. bei Familienwohnhäuſern die Summe der 
gemäß 8 6, Punkt 1, benutzten Bodenflächen; 

2. bei Ledigenheimen, Schlaf⸗ und Logier⸗ 
häuſern die für die Zwecke dieſer Anſtalten benutzten 
Bodenflächen. A 2 

Befinden ſich in dem zu belehnenden Haufe zu 
Geſchäfts⸗ oder zu gewerblichen Zwecken dienende 
Räume, ſo ſind dieſelben, falls es ſich nicht um 
Kleinbetriebsſtätten ($ 8, Punkt 4) handelt, in die 
bewohnbare Geſamtfläche des Hanſes einzurechnen. 


8 8. f 

Auf Grund dieſes Geſetzes gewährte oder ver⸗ 
bürgte Darlehen dürfen in keinem Falle über 90 Pro⸗ 
zent des anrechenbaren Wertes der zu belehnenden 
Liegenſchaft hinausgehen. 

Als anrechenbarer Wert im Gegenſatz zum Ge⸗ 
ſamtwert (8 5) gilt: 

1. der Wert des Grundſtückes, das zur Errich⸗ 
tung des Hanſes erforderlich oder mit dem Erwerb 
des Hauſes notwendig verbunden iſt; 

2. der Wert des Teiles des Hauſes, der von 
Kleinwohnungen in Anſpruch genommen wird; a 


3. falls das Haus nur für land wirtſchaftliche 
Berufsangehörige beſtimmt iſt, auch der Wert der 


nötigen Wirtſchaftsräume (Stall und Scheune) ſamt 


Zubehör; £ i 


4. der Wert allfälliger in dem Hanſe befind⸗ 
licher Kleinbetriebsſtätten. 


89. 
Der Wohnungsfürſorgefonds wird den in 8 4 


unter a) und b) bezeichneten Zwecken entſprechend in 
zwei beſonderen Abteilungen verwaltet. Das Ver⸗ 


mögen jeder der beiden Abteilungen iſt getrennt aus⸗ 


zuweiſen (8 17). Jeder Abteilung fließen die Erträg⸗ 
niffe ihrer eigenen Kapitalien zu. a 

. Die Beſtände der für die Bürgſchaftsleiſtung 
beſtimmten Abteilung ($ 4, lit. a) find derart frucht⸗ 
bringend anzulegen, daß die zu Leiſtungen aus der 


Bürgſchaft erforderlichen Barmittel ſtets leicht zu 


beſchaffen find. 


Das Statut des Wohnmgsfürforgefonds be⸗ 
ſtimmt, in welchem Verhältniſſe die in § 3 bezeich⸗ 
neten Jahresdotationen auf die beiden Abteilungen 
aufzuteilen ſind. a ü 


$ 10. 


Von der Abteilung für Bürgſchaftsleiſtung 
dürfen Bürgſchaften nur in ſolchem Ausmaße über⸗ 
nommen werden, daß die Verpflichtungen dieſer 
Abteilung in den vorhandenen Mitteln des Fonds 
vorausſichtlich danernd ihre Deckung finden. Die 
näheren Beſtimmungen hierüber find im Statut zu 
treffen. 


Die Geſamtſumme der von der Abteilung für 
Bürgſchaftsleiſtung übernommenen Bürgſchaften darf 
den Betrag von 200 Millionen Kronen nicht über⸗ 
ſteigen. Für dieſe Verbindlichkeiten des Fonds haftet 
der Staat ſubſidiär bis zu dieſem Höchſtbetrage. 


§ 11. 


. Die Darlehen, für welche der Fonds Bürgschaft 
leiſtet, find als windelfichere Anlagen zu behandeln. 


8 12. 

Als gemeinnützig werden Bauvereinigungen 
betrachtet, deren Statut die an die Mitglieder zu 
verteilende Dividende auf höchſtens 5 Prozent der 
eingezahlten Anteile beſchränkt und den Mitgliedern für 
den Fall der Auflöſung der Geſellſchaft nicht mehr als 
die Rückzahlung der eingezahlten Anteilsbeträge zu⸗ 
ſichert, einen etwaigen Reſt des Geſellſchaftsvermögens 
aber für gemeinnützige Zwecke beſtimmt. 
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8 13. 


Der Wohnungsfürſorgefonds iſt ermächtigt, Ge⸗ 
bäude, auf welchen Darlehen ſichergeſtellt find, die er 
ſelbſt gewährt oder für die er die Bürgſchaft über⸗ 
nommen hat, zu erwerben, ferner von ihm verbürgte 
Forderungen zu erwerben, falls dieſe Maßregeln ſich 
als notwendig erweiſen ſollten, um den Fonds gegen 
Verlnſte zu ſchützen. 


8 14. 


Zur Vertretung in Paſſivprozeſſen des Fouds 
iſt jene Finanzprokuratur zuſtändig, in deren Sprengel 
das Objekt gelegen ift, zu deſſen Errichtung, beziehungs⸗ 
weiſe Erwerbung oder, im Falle der Ablöſung von 
Hypotheken, zu deſſen Belehnung Fondszuwendungen 
erfolgen ſollen oder bereits erfolgt find. 


8 15. 


Der Miniſter für öffentliche Arbeiten iſt er⸗ 
mächtigt, im Einverſtändnis mit dem Finanzminiſter 
zur näheren Ausführung der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ein Statut zu erlaſſen, in dem auch die Über⸗ 
nahme und Verwaltung der Kleinwohnungsbauten 
durch den Wohnungsfürſorgefonds zu regeln iſt. 

Zur Wahrnehmung der lokalen Wohnungs⸗ 
ver hältniſſe können Wohnungsausſchüſſe gebildet 
werden. Dieſelben ſind zur Abgabe von Gutachten 
insbeſondere über Darlehensgeſuche ſowie zur ſelb⸗ 
ſtändigen Stellung von Anträgen berufen. Dieſen 
Wohnungsausſchüſſen ſind insbeſondere Vertreter von 
Gemeinden und ſozialen Verſicherungsanſtalten ſowie 
Vertreter der gemeinnützigen Bauvereinigungen bei⸗ 
zuziehen. 

8 16. 


Die zur Durchführung der Beſtimmtungen dieſes 
Geſetzes erforderlichen Eingaben an den Wohnungs- 
fürſorgefonds oder deſſen Organe, ebenſo wie die 
Beilagen dieſer Eingaben, ferner die die Übernahme 
der Bürgſchaft durch den Wohnungsfürſorgefonds im 
Sinne des $ 4, Punkt a), betreffenden Urkunden find 
ſtempel⸗ und gebührenfrei. 


817. N 
über den Stand und die Gebarung des 
Wohnungsfürſorgefonds iſt alljährlich dem Reichsrate 
zu berichten. 


9 18. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
inachung in Kraft. 5 


9 19. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes find die 
Miniſter für öffentliche Arbeiten und der Finanzen im 
Einvernehmen mit den übrigen beteiligten Miniſtern 
beauftragt.“ 


Präſident: Ich bitte jene Herren, welche dieſe 
Anträge, die dem Hauſe auch gedruckt vorliegen, 
unterſtützen, fi zu erheben. ( Geschieht.) Dieſelben 
ſind genügend unterſtützt und ſtehen in Ver⸗ 
handlung. 5 


Es hat ſich Seine Exzellenz der Herr Finanz⸗ 
miniſter zum Worte gemeldet; ich erteile Seiner 
Exzellenz das Wort. 


Finanzminiſter Dr. Ritter v. Bilinski: Hohes 
Haus! Ich möchte gern zu den eben angemeldeten An- 
trägen des Herrn Abgeordneten Dr. Staniszewski 
die Stellung der Regierung kennzeichnen und mir bei 
dieſer Gelegenheit erlauben, zunächſt zu betonen, daß 
die Frage der Errichtung eines Wohnnungsfürſorge⸗ 
fonds bereits in der Regierungsvorlage des vorigen 
Jahres, betreffend die Reform der Gebäudeſteuer, ent⸗ 
halten iſt. Allerdings hat ſich die Erledigung der An⸗ 
gelegenheit an und für ſich verſpätet, da die Beratung 
über die ganze Vorlage und infolgedeſſen auch über 
dieſe Frage ſich verzögerte. Ich will damit durchaus 
nicht das Prioritätsrecht für die Regierung in Anſpruch 
nehmen, möchte aber doch ſagen, daß in einer Re⸗ 
gierungs vorlage dieſe Idee ſchon niedergelegt war. Ich 
will auch die Verdienſte des verehrlichen Teuerungs⸗ 
ausſchuſſes durchaus nicht ſchmälern, ich anerkenne 
vielmehr ſehr gerne, daß auch der ſehr verehrte Herr 
Referent das größte Verdienſt an dem Zuſtande⸗ 
kommen dieſes Geſetzes hat. Allerdings iſt der Herr 
Referent, welcher einen ſo feſten Glauben auf die Ver⸗ 
wirklichung der ſchönen Idee ſetzt, wirklich wie eine 
Art Prophet in ſeinen Hoffnungen ein klein wenig 
zu weit gegangen; das war der Grund, warum die 
Regierung ihrerſeits erklären mußte, daß ſo weite 
Grenzen — dermalen wenigſtens — dieſer Reform 
nicht geſteckt werden können. Der Herr Referent iſt 
bereits jetzt überzeugt, daß eine Zeit kommen werde, 
in der man dieſen Fonds erweitern wird müſſen. Ich 
will hoffen, daß dieſer Zeitpunkt eintreten werde, 
glaube aber, daß wir uns ganz gut mit denjenigen 
Grenzen beſcheiden können, welche wir nunmehr — ich 
glaube in freundſchaftlichem Einvernehmen mit den Ver⸗ 
tretern des Teuerungsausſchuſſes — abgeſteckt haben. 
(Abgeordneter Bufival. Es kommt auch auf die Re- 
gierung an!) Ja, aber ſpäter — das find ſpätere Re- 
gierungen. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Nun, meine Herren, das erſte, um was ich noch 


voriges Jahr im Sommer gebeten habe, war, daß 
man die Summe von 6, beziehungsweiſe 60 Millionen 
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nicht als Fondsdotation in das Geſetz einſtellen ſolle, 
weil es angeſichts der Wirkung dieſer Beträge auf die 
geſamte Bauſumme zu viel für den erſten Augenblick 
iſt. Das iſt auch unbeſtreitbar. Ich habe neulich geſagt, 
daß die Summe, die der Staat hier gewähren würde, 
16 mal wirkt — man hat geſagt 8 mal. Nun un⸗ 
mittelbar wohl 8 mal, mittelbar aber 16 mal, weil 
die erſten 8 Male in der erſten Hypothek gedeckt ſind 
und die zweiten 8 durch ſpätere Hypotheken, ja es 
geht das noch etwas höher, weil noch 10 Prozent aus 
dem eigenen Vermögen der Baugenoſſenſchaft ge- 
deckt ſind. f ö 


Ich habe daher mit Recht geſagt, daß, wenn man 
einen Fonds von 25 Millionen ſchafft, man nicht nur 
200 Millionen verwenden kann, ſondern auſ dieſe 
Weiſe die Möglichkeit hat, mehr als 400 Millionen 
für die Bauführungen zu verwenden, und daß alſo für 
den Augenblick wirklich dieſe Fondsdotation ausreicht. 
Ferner habe ich noch die Einwendung im Sommer 
machen müſſen, daß der Antrag des Teuecrungsans⸗ 
ſchuſſes direkt einen Befehl an die Regierung oder 
wenigſtens die Ermächtigung enthielt, ein Anlehen 
aufzunehmen, während ich mich als Finanzminiſter 
unbedingt dagegen wehren muß — ich habe das ſchon 
bei einer andern Gelegenheit geſagt —, Anlehen dort 
aufzunehmen, wo man halbwegs ohne Anlehen aus⸗ 
kommen kann. Die Sache iſt nun bereinigt, wir haben 
uns geeinigt und es wurde dasjenige Schema der 
Bildung des Fonds angenommen, welches die Regie⸗ 
rung vorgeſchlagen hat, allerdings mit einer Bedin⸗ 
gung, über die ich jetzt auch ſprechen möchte. 

Der Herr Referent hat gerade jetzt in ſeinen 
Ausführungen auch darauf hingewieſen: Ja, wir 
mußten eine größere Summe verlangen, weil die Re⸗ 
gierung jedwede Garantie ablehnte. Ich bitte um 
Entſchuldigung, ich habe an den Beratungen über 
dieſes Geſetz nicht teilgenommen — ich glaubte auch 
nicht, daß ich berufen ſei, daran teilzunehmen, es hat 
ſich erſt ſpäter herausgeſtellt, daß ich als Finanzminiſter 
auch mittun mußte —, ich weiß daher nicht, ob die 
Frage vom Anfang an ſo ſtand, denn ich kenne die 
Angelegenheiten erſt von dem Zeitpunkte an, in dem 
tatſächlich die Frage der Pupillarſicherheit aufge⸗ 

-worfen worden war. 

Es enıftand nämlich durch die Forderung nach 
Pupillarſicherheit für dieſen Fonds verbürgten 
Hypothekarforderungen eine Schwierigkeit, zunächſt 
allerdings rein juriſtiſcher Natur. Es trat der Zweifel 
hervor: Kann das Geſetz — ein Geſetz vermag ja 
ſeyr viel — erklären, daß etwas pupillarſicher iſt, 
was nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch eben 
nicht pupillarſicher iſt? Das war der einzige Grund, 
warum die Regierung ſich gegen die urſprüngliche 
Textierung wehrte. (Abgeordneter Dr. Liebermann: 
Abänderung des bürgerlichen Geseizbuches!) Ich bitte 
ann Entſchuldigung, es würde dem ganzen Sinn, der 


ganzen ratio der Pupillarſicherheit widerſprechen, 
wenn ein Geſetz ſagen würde: In gewiſſen Fällen ſoll 
dasjenige, was bis zu 90 Prozent anf Hypothek ge⸗ 
geben wird, als pupillarſicher gelten. Nun iſt es ja 
geſtern gelungen, in den Konferenzen, welche abge⸗ 
halten wurden, die Sache ſo zu konſtruieren, daß ſie 
juriſtiſch richtig wird, und da der Herr Juſtizminiſter 
auch von ſeinem Standpunkt aus — ich habe darauf 
gewartet, daher habe ich auch nicht bisher an der 
Debatte teilgenommen — erklärt hat, daß dieſe Kon⸗ 
ſtruktion einwandfrei iſt, hat ſie die Regierung ange⸗ 
nommen. Nicht die zweite Hypothek als ſolche iſt. 
pupillarſicher erklärt, ſondern weil jemand, der das 
Recht hat, Umlagen einzuheben, nämlich der Staat, 
für den Fonds Bürgſchaft leiſtet — entſteht im End⸗ 
effekt, eine vom Staate garantierte Forderung 
der betreffenden Inſtitute und dieſe iſt an ſich pupillar⸗ 
ſicher. Deshalb haben wir uns entſchloſſen, die 
Garantie des Staates für den Fonds bis zu einem 
Achtfachen der Summe in das Geſetz aufzunehmen, 
während das andere Achtfache durch die Hypo⸗ 
thezierung an erſter Stelle ohnehin pupillarſicher iſt. 
Finanziell iſt dieſe Sache nach meiner Überzeugung 
vollſtändig gefahrlos, weil ich wenigſtens als Finanz⸗ 
miniſter auf dem Standpunkte ſtehen muß — ich 
hoffe, daß auch ſpäter, wenn ich es nicht ſein werde, 
das Finanzminiſterium ſtets auf dem Standpunkte 
ſtehen wird —, daß ein von der Regierung ver⸗ 
walteter Fonds vernünftig und gut verwaltet wird. 
( Zustimmung.) Ich nehme übrigens von vornherein 
an, daß er ſtets kaufmänniſch richtig verwaltet werden 
wird (Zustimmung) und niemals fo, daß irgendwelche 
Gefahr für den Fonds droht. Ein gewiſſer möglicher 
Gefährlichkeitskoeffizient kommt ja überall vor und 
mit dem muß ich naturgemäß rechnen. Wenn man aber 
bedenkt, daß der Fonds auch Einnahmen haben wird, 
weil ja ein gewiſſer Teil dann zum Schluſſe — ſagen 
wir fünf Millionen, ich weiß nicht, wie viel, das wird 
von der Verwaltung und vom Statut abhängen — 
auch verzinslich in direkten Anlagen angelegt werden 
wird, fo hoffe ich, daß man, wenn es ſchon zu irgend⸗ 
welchen Verluſten kommen ſollte, aus den Zinſen des 
Fonds dafür aufkommen wird. Ich habe ſelbſtver⸗ 
ſtändlich dafür Sorge getragen, daß die Mitver⸗ 
waltung des Finanzminiſteriums ganz energifch im 
Geſetz zum Ausdruck kommen muß, das heißt die 
beiden Miniſterien müſſen ſtets im vollſten Einver⸗ 
ſtändniſſe vorgehen und, ich bitte, die Intereſſen des 
Staates, des Fiskus, garantiert das Finanzminiſterium 
mehr als ein anderes Miniſtertium. Aber ich verſichere 
den Herren, es wird raſch gearbeitet werden. In diefem 
Sinne wird kaufmänniſch gearbeitet werden — das 
bitte ich, mir zu glauben. (Zustimmung.) Ich bin 
auch überzeugt, daß, wenn irgendeinmal eine Klage 
geführt würde, dieſer Klage ſofort Rechnung getragen 
werden wird und daß dieſes Geſetz, welches doch, 
glanbe ich, einen ſozialpolitiſchen Wert hat (Zustim- 
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mung), dem Volke auch tatſächlich zum Nutzen 
gereichen werde. 


N Dieſe Garantie, die wir übernehmen, hat alſo, 

fiskaliſch genommen, keine große Bedeutung. Ich möchte 
mir aber doch erlauben, den verehrten Herren zu 
bemerken, daß die ganze Angelegenheit finanzpolitiſch 
etwas ſchwer iſt und daß man ſich wird wirklich 
anſtrengen müſſen, um eben dieſe finanzpolitiſch etwas 
ſchwierige Sache — nämlich die nach außen ſozuſagen 
hervorſtechende Tatſache einer Garantieleiſtung des 
Staates für eine große Summe von 200 Millionen 
— Geſetz werden zu laſſen. Wir können aber darauf 
hinweiſen, daß es ſich erſtens um einen überaus 
wichtigen und bedeutungsvollen ſozialpolitiſchen Zweck 
handelt und zweitens, daß wir eigentlich nur für das 
zu garantieren haben, was wir ſelbſt tun. 


Wir haben nämlich nicht unmittelbar für Hypo⸗ 
thekarforderungen der gemeinnützigen Baugenoſſen⸗ 
ſchaften ꝛc. zu garantieren, ſondern zunächſt haftet die 
Hypothek, dann leiſtet der Wohnungsfürſorgefonds 
Bürgichaft und wir haben nur für dieſen garantierenden 
ſtaatlichen Fonds zu garantieren, den wir felbft mit 
der peinlichſten Sorgfalt und mit kaufmänniſcher Um⸗ 
ſicht zu verwalten haben. Wir garantieren uns alſo 
eigentlich ſelbſt. ö 

Wenn man alſo bedenkt, daß es ſich um gar 
nichts anderes handelt, als darum, ſozialpolitiſch und 
dabei kaufmänniſch richtig und klug vorzugehen, fo 
können keine Gefahren drohen. Dieſe Garantie iſt aber 
notwendig, um die juriſtiſche Konſtruktion der Pupillar⸗ 
ſicherheit zu ſchaffen. Sie hat zweitens die Bedentung, 
daß der Staat gewiſſermaßen feierlich erklärt: Mir 
als Staat iſt an der Schaffung kleiner, billiger und 
guter Wohnungen ſehr gelegen, und weil der Staat 
verpflichtet iſt, der Bevölkerung ſolche zu ermöglichen, 
hat er ſich entſchloſſen, dieſe Garantie auf ſich zu 
nehmen. (Beifall.) 


Ich glaube auf die anderen Details nicht ein⸗ 
gehen zu ſollen, da ja die Herren die Angelegenheit 
ſchnell erledigt haben wollen. Ich möchte aber nun 
noch die Gebühren-, beziehnngsweiſe Steuerfrage be⸗ 
rühren. Das, was die Regierungsvertreter erklärt 
haben — ich war nicht zugegen — wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich eingehalten werden. Es iſt ja auch richtig, 
daß es ſich hier um einen ſtaatlichen Fonds handelt 
und dieſer iſt ja perſöntich gebührenfrei und auch von 
der Einkommenſteuer, beziehungsweiſe der Renten- 
ſteuer und dem Gebührenäquivalent befreit. 

Ich bitte alſo das hohe Haus dieſem Vorſchlage, 
den wir gemacht haben, zuzuſtimmen. Ich kann Sie ver⸗ 
ſichern, wenn ich es erleben ſollte, daß ſich die Aktion 
ſo erweitert und entwickelt, daß der Fonds, den die 
Regierung jetzt ſchafft, eine Erhöhung erfahren würde, 
hätte ich mit den Schöpfern dieſes Geſetzes die größte 
Freude daran. ( Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) 


Präſident: Zum Worte gelangt als Proredner 
der Herr Abgeordnete Dr. Pitacco; ich erteile ihm 
das Wort. en 


“ 


Abgeordneter Dr. Pitacco: Ich will mich in 
die Spezialdebatte des Geſetzes nicht einlaſſen, ſondern. 
nur auf die Aktion der Gemeinde Trieſt verweiſen, die 
ſich in bezug auf die Wohnungsfürſorge ſeit ſehr 
vielen Jahren in hervorragender Weiſe betätigt hat. 
Sie hat nämlich ohne jede Hilfe der Regierung bis 
jetzt über 200 Kleinwohnungen gebaut und wird bis 
Ende des Jahres 1912 1150 Kleinwohnungen 
gebaut haben, die ganz dem Sinne der heutigen Aktion. 
der Regierung entſprechen. . 


Dies, um die Tabelle zu ergänzen, die als An⸗ 
hang dem Geſegentwurfe beizugeben iſt. 


Wenn die Regierung für die Wohnungsfürſorge 
tätig ſein will, ſo muß ſie dieſe ihre Vorliebe auch in 
anderer Hinſicht beweiſen; ſie muß nämlich alle jene 
Geſetze, die mit der Wohnungsfrage in engem Zu⸗ 
ſannnenhange ſtehen, ohne Aufſchub und in entgegen- 
kommender Weiſe überprüfen und genehmigen, damit 
ſich nicht der Fall wiederholt, wie es bei Trieſt ge⸗ 
ſchehen iſt, daß weder die Bau⸗ noch die Hypothekar⸗ 
kreditanſtalt gerehmigt wurden. Selbſt das Geſetz, das 
dem Inſtitut für Kleinwohnungen die ſubjektive Per⸗ 
ſönlichkeit hätte gewähren ſollen, harrte über drei 
Jahre au die Genehmigung, was für die Entwicklung 
der Stadt von größtem Schaden iſt. j 


Eine diesbezügliche Reſolution will ich alſo damit 
einbringen. 


Ich möchte noch etwas erwähnen. Wenn jetzt 
durch die Pupillarſicherheit die Möglichkeit gegeben iſt, 
daß auch andere Privatanſtalten und öffentliche Au- 
ſtalten Gelder zur Verfügung der Wohnungsfürſorge 
ſtellen können, do glaube ich, dürfen wir einer öffent» 
lichen Anſtalt, nämlich der Penſionsanſtalt für Privat- 
angeſtellte nicht vergeſſen, die bereits 32 Millionen in 
zwei Jahren zuſammengebracht hat und auf Grund 
des Verſicherungsregulativs dieſe Gelder nach dem 
Muſter Deutſchlands ganz gut zur Verfügung der 
Wohnungsfürſorge ſtellen kann. Auch in dieſer Be⸗ 
ziehung habe ich eine Reſolution dem Präſidium über⸗ 


reicht. 


Präſident: Ich habe noch eine Reſolution zu 
verleſen, welche mir der Herr Abgeordnete Starck im 
Laufe der Debatte übergeben hat; ſie lautet. 
(liest): . 

„Die Regierung wird aufgefordert, dahin 
zu wirken, daß alle Fabriks⸗ und Bergwerks⸗ 
wohnungen den allgemeinen geſetzlich beſtehen⸗ 
den Kündigungsfriſten unterliegen und alle 
entgegenſtehenden Beſtimmungen zu ſiſtieren 
ſind.“ 
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Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſe Re⸗ 


Solange alſo dieſes Statut nicht beſteht, be⸗ 


ſolution unterſtützen wollen, ſich zu erheben. (Nach ſteht dieſes Geſetz überhaupt nicht. Es iſt daher 


. einer Pause:) Die Reſolution iſt nicht hinlänglich 
unterſtüßt. 


Präfident: Zur Stellung eines formalen 


Antrages hat ſich der Herr Abgeordnete Kienzl 


zum Worte gemeldet; ich erteile ihm das Wort. 


Abgeordneter Kienzl: Ich beantrage Schluß 
Der Debatte. 


Präſident: De Herr Abgeordnete Kienzl 
beantragt Schluß der Debatte. Ich bitte jene Herren, 
welche den Antrag auf Schluß der Debatte annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag auf 
Schluß der Debatte iſt angenommen. 


Ich bitte die eingetragenen Herren Redner, je 
einen Generalredner zu wählen. (Nach Vornahme der 
Wahl:) Zum Generalredner pro wurde der Herr Ab⸗ 
geordnete Seitz, zum Generalredner kontra der Herr 
Abgeordnete Dr. Ofner gewählt. 


Da der letzte Redner ein Proredner war, erteile 
ich dem Generalredner kontra, Herrn Abgeordneten 
Dr. Ofner, das Wort. 


Abgeordneter Dr. Ofner: Hohes Haus! Ich 
widerſtehe dem Wunſche, auf die inhaltlichen de 
ſtimmungen des Geſetzes einzugehen, ich erkenne an, 
daß das Geſetz ein Kompromiß iſt und daß bei einem 
Kompromiß jeder Teil nachgeben muß. Ich habe nur 
ſchmerzlich empfunden, daß erſtens derzeit an Stelle 
des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten nunmehr 
auch das Finanzminiſterium die Verwaltung hat, 
wodurch, wie ich glaube, immerhin eine gewiſſe Ge⸗ 
fährdung für manche Garantien und Darlehen eit- 
ſtehen wird, fürs zweite, daß in den Jahren 1911 
und 1912 zuſammen nur 1,500.000 K gegeben 
werden, das heißt, daß alſo in den erſten zwei Jahren 
die Tätigkeit des Wohnungsfürſorgefonds eine außer⸗ 
ordentlich geringe ſein wird. 

Allein, meine Herren, ich gehe, wie gefagt, nicht 
auf die inhaltlichen Beſtimmungen näher ein — das 
Fürſorgegeſetz ift jedenfalls ein großer Fortſchritt —, 
doch auf etwas muß ich als Juriſt aufmerkſam 
machen und einen ſehr kleinen Abänderungsantrag 
ſtellen. Es heißt nämlich in 8 15: „Der Miniſter für 
öffentliche Arbeiten iſt ermächtigt ... ein Statut zu 
erlaſſen. .. Er iſt „ermächtigt“, das heißt, er 
kann es tun, er kann es auch nicht tun. Nun iſt aber 
dieſes Statut die Bedingung, daß das ganze Geſetz 
überhaupt in Wirkſamkeit tritt, denn in 8 4 hat dieſes 
Statut alle näheren Beſtimmungen, als: die über⸗ 
nahme der Bürgſchaft durch den Fonds, den Zins⸗ 
fuß der zu garantierenden Darlehen, die Darlehens⸗ 
gewährung uſw. zu enthalten. 


1 techniſch unrichtig, daß wir ſagen: der 
Miniſter wird ermächtigt! Ich ſtelle daher einen 
Abänderungsantrag lediglich dahin, daß es zu 
heißen hat: 
„Der Miniſter für öffentliche Arbeiten a 
im Einverſtändnis mit dem Finangminifter.. 
ein Statut zu erlaſſen. 


Präſident: Ich bitte diejenigen Herren, welche 
den Abänderungsantrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Ofner unterſtützen, ſich zu erheben. (Geschieht.) 
Der Abänderungsantrag iſt genügend unterftügt 
und ſteht in Verhandlung. 


Ich ſtelle nunmehr die Unterſtützungsfrage 
auch bezüglich der Refolutioneu, die der Herr Abge⸗ 
ordnete Dr. Pitacco in ſeiner Rede geſtellt hat. f 


Dieſe Reſolutionen lauten (liest): 


„1. Die hohe Regierung wird aufgefordert, 
alle die Landesgeſetze, die mit der Bautätig⸗ 
keit und dem Baukredit im Zuſammenhange 
ſtehen, ohne Aufſchub zu überprüfen und, 
wenn ſie entſprechend befunden werden, der 
hohen Genehmigung zu unterbreiten.“ 

„2. Es wird der Wunſch ausgeſprochen, 
daß die Anlagen der Vermögensbeſtände der 
Privatangeſtellten, Penſionsanſtalt und der 
Erſatzinſtitnte vorwiegend zu Wohnungs- 
fürſorgezwecken verwendet werden.“ 


Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſe Refolu- 
tionen unterſtützen, ſich von den Sitzen zu erheben. 
(Geschieht.) Dieſe Reſolutionen find genügend 
unterſtützt und ſtehen in Verhandlung. 


Ich erteile nunmehr dem Generalredner pro, 
Herrn Abgeordneten Seitz, das Wort. 


Abgeordneter Seitz: Ich verzichte! 


Präſident: Herr Abgeordneter Seitz ver⸗ 
zichtet auf das Wort. Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Berichterſtatter das Schlußwort. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß: Ich verzichte! 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter verzichtet 
auf das Schlußwort. Wir ſchreiten nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung. 


Ich werde ſtets die Abänderungsantröge des 
Herrn Abgeordneten Dr. Staniszewski zuerſt zur 
Abſtimmung bringen und wenn dieſelben angenommen 
werden, entfällt dann die Abſtimmung über die An⸗ 
träge des Ausſchuſſes. 
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Ich bitte nun diejenigen Herren, welche die 
88 1 und 2 des Geſetzes nach den Anträgen des 
Abgeordneten Dr. Staniszewski annehmen wollen, 
fi) von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.} Die 
88 1 und 2 find in dieſer Faſſung angenommen. 

Ich bitte nun diejenigen Herren, die die 88 3 
und 4 nach den Anträgen des Abgeordneten Dr. 
Staniszewski annehmen wollen, ſich zu erheben! 
(Geschieht.) Angenommen. 

Nunmehr gelangen wir zu den 88 5, 6, 7, 8 
und 9, welche ſämtlich als Neueinſchaltungen vom 
Herrn Abgeordneten Staniszewski beantragt 
werden. Diejenigen Herren, welche dieſe Paragraphen 
nach dem Antrage Staniszewski annehmen wollen, 
mögen ſich erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Wir gelangen jetzt zu 8 5 des Ausſchuſſes, zu 
dem ein Abänderungsantrag des Herrn Dr. Stani⸗ 
szewski in Form der 88 10 und 11 geſtellt iſt. Ich 
bitte diejenigen Herren, welche dieſen Paragraphen 
nach dem Abänderungsantrage des Abgeordneten 


Dr. Staniszewski annehmen wollen, ſich zu erheben. | 


(Geschieht.) Angenommen. 


Statt der 88 6 und 7 des Ausſchuſſes beantragt 
Abgeordneter Dr. Staniszewski die 88 12 und 13. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſe Abänderungs⸗ 
anträge annehmen wollen, fi zu erheben. (Geschieht. 
Die Abänderungsanträge find angenommen. 


Nunmehr gelangen wir zu den 88 8 und 9 des 
Ausſchußantrages, betreſſs deren vom Herrn Ab- 
geordneten Dr. Staniszewski das Entfallen be- 
antragt wird. Ich muß, da ich nur poſitive Anträge 


zur Abſtimmung bringen kann, die Anträge des Aus⸗ je 


ſchuſſes zur Abſtimmung bringen. Ich bitte diejenigen 
Herren, welche ungeachtet des entgegenſtehenden An- 
trages des Herrn Abgeordneten Dr. Staniszewski 
die 88 8 und 9 nach dem Ausſchußantrage annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Geschieht.) Die 88 8 und 9 
des Ausſchußantrages find abgelehnt. 


Nun kommen wir zu § 14 nach dem An⸗ 
trage des Herrn Abgeordneten Dr. Staniszewski. 
Ich erſuche jene Herren, welche den $ 14 annehmen 
wollen, ſich zu erheben. (Ceschieht.) 8 14 iſt an- 
genommen. 

Nun würden wir zur Abſtimmung über den $ 10 
des Ausſchußantrages gelangen. Zu dieſem Para⸗ 
graphen hat der Herr Abgeordnete Dr. Staniszewski 
in der Form des 8 15 einen Abänderungsantrag 
geſtellt. 

Zu dieſem Abänderungsantrage hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Ofner einen weiteren Abänderungs⸗ 
antrag geſtellt, wonach dem Miniſter für öffentliche 
Arbeiten nicht bloß die Ermächtigung, ſondern die 
Verpflichtung auferlegt werden ſoll, das Statut, 
welches zur Durchführung des Geſetzes nötig, iſt, zu 
erlaſſen. 


Hierzu erteile ich ben Herrn Berichterſtatter 
das Wort. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß: Ich bin mit 
dem Antrage Ofner einverſtanden, daß es nämlich 
ſtatt „Der Miniſter für öffentliche Arbeiten iſt er⸗ 
mächtigt ...“ heißen ſoll: „Der Miniſter für öffent⸗ 
liche Arbeiten hat. 


Präſident: Ich bringe nunmehr den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Dr. Staniszewski mit 
Auslaſſung der Worte „iſt ermächtigt“ zur Ab⸗ 
ſtimmung. 

Diejenigen Herren, welche mit dieſem Antrag 
einverſtanden find, wollen ſich erheben. (Geschieht.)> 
Dieſer Antrag iſt angenommen. 


Nunmehr bringe ich den Abänderungsantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Ofner, daß an Stelle der 
Worte „iſt ermächtigt“ das Wort „hat“ geſetzt werde, 
zur Abſtimmung. Diejenigen Herren, welche mit dieſem 
Abänderungsantrage einverſtanden ſind, mögen ſich 
erheben. (Geschieht.) Der 8 15 iſt unn im Sinne des 

EE Ofner angenommen. 


Nun gelangt $ 11 des Ausſchußantrages zur 
Abſtimmung. Der Herr Abgeordnete Dr. Stani⸗ 
szewski beantragt die Streichung dieſes Paragraphen. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche für den 
8 11 des Ausſchußantrages ſind, fi zu erheben. 
(Geschieht.) Dieſer $ 11 iſt abgelehnt. 

Anſtatt des $ 12 des Ausſchußantrages bean⸗ 
tragt der Herr Abgeordnete Dr. Staniszewski 
‚einen Abänderuugsantrag als $ 16. Ich bitte die⸗ 
enigen Herren, welche dieſem Abänderungsantrage 
zuin, ſich zu erheben. (Geschiehr.) Dieſer $ 16 
iſt angenommen. 

Die 88 13 und 14 des Ausſchußantrages er- 
leiden auch nach dem Antrage Staniszewski keine 
Abänderung, nur find fie nunmehr als 88 17 und 
18 zu bezeichnen. 

Diejenigen Herren, welche den 88 13 und 14 
mit der in der Natur der Sache gelegenen Nummern⸗ 
abänderung als 88 17 und 18 zuſtimmen, wollen ſich 
erheben. (Geschicht.) Dieſe 58 17 und 18 find an⸗ 
genommen. 


Anſtatt des § 15 des Ausſchußantrages beau⸗ 
tragt der Herr Abgeordnete Dr. Staniszewski 
abändernd den $ 19. ö 

Diejenigen Herren, welche mit dieſem Abände⸗ 
rungsantrage einverſtanden ſind, wollen ſich erheben. 
(Geschicht.) Dieſer 8 19 ift angenommen. 


Ich bitte nun diejenigen Herren, welche mit dem 
Titel und Eingang des Geſetzes im Sinne des vor⸗ 
liegenden Ausſchußantrages einverſtanden ſind, ſich zu 
erheben. (Geschieht,) Titel und Eingang des Geſetzes 
find angenommen. 
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| 
Zur Stellung eines formalen Antrages 


erteile ich dem Herrn Berichterſtatter Dr. Adolf 
Groß das Wort. 


Berichterſtatter Dr. Adolf Groß: Ich bean⸗ 
trage, ſofort zur Vornahme der dritten Leſung 
des Geſetzes zu ſchreiten. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter beantragt 
die ſofortige Vornahme der dritten Leſung. 

Wünſcht jemand zur Frage der Dringlichkeit 
dieſes Antrages das Wort? (Niemand meldet sich.) 
Es iſt nicht der Fall. 

Ich erſuche daher diejenigen Herren, welche 
dieſem Antrage die Dringlichkeit zuerkennen wollen, 
ſich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das hohe 
Haus hat mit der erforderlichen Zweidrittel⸗ 
majorität beſchloſſen, die dritte Leſung ſofort 
vorzunehmen. 


Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche das 
foeben in zweiter Leſung angenommene Geſetz unn⸗ 
mehr auch in dritter Leſung annehmen wollen, ſich 
von den Sitzen zu erheben. (Geschicht.) 


Das Abgeordnetenhaus hat das Geſetz, be- 
treffend die Errichtung eines Wohnungsfür⸗ 
ſorgefonds auch in dritter Leſung ‚ange 
nommen (1037 der Beilagen). (Lebhafter Beifall 
und Händeklatschen.) 


Hiermit ift der Gegenſtand erledigt. 


Wir gelangen nun zur Fortſetzung der Ver⸗ 
handlung über den Dringlichkeitsautrag der 
Herren Abgeordneten Pacher, Dr. v. Hofmann, 
Waſtian und Genoſſen, betreffend die Rege- 
lung des Standes der Poſtoffizianten. 


Der Herr Abgeordnete Pacher hat das Wort 
zur Fortſetzung ſeiner Rede zur Begründung der 
Dringlichkeit ſeines Antrages. 


Abgeordneter Pacher: Hohes Haus! Ich habe 
die Ehre gehabt, am 13. Mai d. J. im Verein mit 
den geehrten Herren Abgeordneten Dr. Hofmann v. 
Wellenhof und Waſtian einen Dringlichkeitsantrag 
zu überreichen, und zwar mit Zuſtimmung ſämtlicher 
im deutſchen Nationalverbande vereinigten Parteien, 
welcher lautete (liest): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, den 

Stand der Poſtoffizianten der unbedingt not⸗ 

wendigen dauernden Regulierung in dem 

Sinne zu unterziehen, daß die Angehörigen 

dieſer Beamtengruppe mit einer achtjährigen 

Dienſtzeit in den Stand der landesfürſtlichen 

Verkehre beamten überführt werden.“ 


Unſer Dringlichkeitsantrag betrifft die Wünſche 
eines erſt im Jahre 1902 geſchaffenen, derzeit etwa 


5000 bis 6000 Perſonen umfaſſenden Standes, 
der wiederholt in großen Verſammlungen ſeine 
Lage, ſeine unbefriedigenden Verhältniſſe geſchildert 
hat, welche Schilderung auf alle, die jene Erörte⸗ 
rungen angehört haben, insbeſondere aber auf die an⸗ 
weſenden Abgeordneten den Eindruck gemacht hat, daß 
die Beſeitigung dieſer Zuſtände, ja des Standes über⸗ 
haupt notwendig ſei. 

Ich und meine Partei wußten nicht nur ſchon 
lange von dieſen unhaltbaren Zuſtänden, wir taten 
auch, was wir konnten, um das Los dieſer Beamten⸗ 
kategorie zu verbeſſern. Ich erinnere das hohe Hans 
an den von mir und dem Herrn Abgeordneten Wolf 
am 22. Februar 1905 eingebrachten und vom Hauſe 
faft mit Stimmeneinheit angenommenen Dringlichkeits⸗ 
antrag, welcher gleich dem heutigen die Regelung der 
Entlohnungs- und Penſions verhäliniſſe der Poſthilfs⸗ 
beamten, jetzt Poſtoffizianten, besiegungStoeie Poſt⸗ 
adjunkten zum Gegenſtande hatte. 

Seit dieſer Zeit, aſo ſeit fünf ihren: hat die 
Regierung leider wenig oder gar nichts unternommen, 
um die damals ſchon zutage getretenen Mißſtände 
zu beſeitigen. Wohl war fie gezwungen, den Stand 
ſeither dreimal umzuregulieren, allein der Erfolg 
iſt his heute ausgeblieben aus dem einfachen Grunde, 
weil man den Poſtoffizianten zwar Anfangsbezü ge 
gegeben, mit denen die Leute halbwegs ihr Auslangen 
finden konnten, allein — und das iſt wohl der ſpringende 
Punkt in der ganzen Frage, man gab ihnen keine Zu⸗ 
kunft. (Zustimmung.) Damit nun komme ich auf den 
Kern der Sache zu ſprechen. 

Hohes Haus! Vor dem Jukrafttreten der 
Handelsminiſterialverordnung vom 26. September 
1902 gab es keine Poſtoffizianten und die damaligen 
Poſtexpeditoren wurden in dieſe neue Inſtitution 
eingereiht wider ihren Willen. Zumeiſt familiäre 

ngelegenheiten zwingen die Abſolventen einer Mittel⸗ 
ſchule oder einen jungen Mann mit 5, 6 und mehr 
Klaſſen einer Mittelſchule ſich frühzeitig fein Brot zu 
verdienen. Dies bot ihm die Laufbahn des Poſt⸗ 
expeditors. Nach einer ½ʒ jährigen nuentgeltlichen 
Praxis bei irgend einem Klaſſenpoſtamte legte der 
Aſpirant ſeine beiden Fachprüfungen ab und ſtand 
nachher als Poſtexpeditor bei Klaſſenpoſtämtern oder 
als Manipulationsdiurniſt bei ärariſchen Amtern in 
Verwendung. Das Dienſtverhältnis war dabei wohl 
ein lockeres, jederzeit von beiden Teilen kündbar. 
Allein nach einer 6= bis 7jährigen Dienſtzeit konnte 
er, wobei noch die Aufnahmsprüfung für den Staats- 
poſtdienſt abgelegt und der Verkehrskurs abſolviert 
wurde, Poſtaſſiſtent werden und unverdroſſen wurde 
die Wartefriſt vollbracht, winkte doch der Lohn, das 
Poſtaſſiſteutendekret. Diejenigen, die dieſe Laufbahn 
nicht einſchlugen, wurden in abſehbarer Zeit zu Poſt⸗ 
ee ernannt. 

»In dieſes vielleicht bloß durch das 6jährige 
Proviſorium etwas geſtörte idylliſche Daſein der 
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Wir gelangen nun zum Reſolutionsantrag des 
Herrn Abgeordneten Fresl (liest): 


„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, zur 
Linderung der herrſchenden Arbeitsloſigkeit, 
die bei der jetzigen Teuerung die wirtſchaftliche 
Lage der Arbeiterklaſſe noch mehr ver⸗ 
ſchlechtert, ſofort größere Lokomotiv⸗ und 
Waggonbeſtellungen vorzunehmen und“ dieſe 
gleichmäßig auf einzelne Zeitperioden zu ver⸗ 
teilen, ebenſo andere öffentliche Arbeiten zu 
vergeben und ausführen zu laſſen. 

Alle dieſe Arbeiten ſind im Inlande zu 
vergeben und das Betriebsmaterial, wie 
Kohle ꝛc., ebenfalls aus dem Inlande zu be⸗ 
ziehen.“ 


Abgeordneter Wohlmeyer: Ich bitte um das 
Wort. 


Prafident: Der Herr Abgeordnete Wohl⸗ 
meyer hat das Wort zur Abſtimmung. 


Abgeordneter Wohlmeyer: Ich beantrage, 
über die beiden Abſätze der Reſolution ge⸗ 
trennt abzuſtimmen. 


Präfident: Ich werde dieſem Wunſche Rechnung 
tragen. 

Jeue Herren, welche mit dem erſten Abſatze der 
Reſolution, der die Anſchaffung von Lokomotiven und 
Waggons und die. Vergebung anderer öffentlicher 
Arbeiten zum Gegenſtande hat, einverſtanden ſind, 
mögen ſich erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Diejenigen Herren, welche mit dem zweiten Teil 
dieſer Reſolution, daß alle dieſe Arbeiten im Inlande 
zu vergeben und auch das Betriebsmaterial im In⸗ 
lande zu beziehen iſt, einverſtanden ſind, mögen ſich 
erheben. (Geschieht.) Auch dieſer Teil der Reſolution 
iſt angenommen. (Lebhafte Zwischenrufe.) 

Wollen die Herren die Abſtimmung nicht unnötig 


in die Länge ziehen. Wollen Sie Ruhe halten, damit. 


das Haus in der Abſtimmung fortſchreiten kann! 
Wir kommen nun zum Reſolutionsantrag des 
Herrn Abgeordneten Moraczewski (liest): 

„Die Regierung wird aufgefordert, über 
den gegenwärtigen Stand der Kanalbauten 
eheſtens zu berichten und die Vorbereitungs⸗ 
arbeiten derart zu beſchleunigen, daß die Ins 
angriffnahme des Baues bald erfolgen kann.“ 
Wird ein Antrag zu dieſer Abſtimmung geſtellt? 


Abgeordneter Seitz: Ich erſuche um Kon⸗ 
ſtatrerung des Stimmenverhältniſſes. 


Präfident: Konſtatierung des Stimmenverhält⸗ 
niſſes iſt begehrt und wird erfolgen. 
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Jene Herren, welche mit der Reſolution Mora- 
czewski einverſtanden find, bitte ich, ſich zu 
erheben. (Geschieht.) Ich bitte die Herren, ſtehen, 
oder ſitzen zu bleiben. Die Herren Schriftführer 
mögen ihres Amtes walten. (Nach Auszählung des 
Hauses:) Die Reſolution Moraczewski wurde mit 
257 gegen 128 Stimmen angenommen. (Zwischen- 
rufe und Lärm.) 


Wir ſchreiten nun zum Reſolutionsantrag des 
Abgeordneten Johanis (liest): 


„Die Regierung wird aufgefordert, von 
der Entlaſſung der noch nicht penſions⸗ 
berechtigten Arbeiter in den ſtaatlichen 
Silber- und Bleibergwerken in Piibram ab⸗ 
zuſehen.“ 

Wird ein Antrag zur Abſtimmung geſtellt? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. 
Jene Herren, welche für die Annahme dieſer 


Reſolution find, mögen ſich erheben. (Geschieht.) 
Angenommen. 

Reſolutiousantrag des Abgeordneten Cech 
(liest) : 


„Die Regierung wird aufgefordert, in ber 
Zeit der Arbeitsloſigkeit das Perſonal in den 
ſtaatlichen Einrichtungen, wie das zum 
Beiſpiel bei der Poſt geſchieht, nicht zu 


reduzieren.“ 


Wird ein Antrag zur Abſtimmung geſtellt? 
(Niemand meldet sich.) Es ift nicht der Fall. Jene 
Herren, welche mit dem Reſolutionsantrage Cech 
einverſtanden find, mögen ſich erheben. (Geschieht.) 
Angenommen. 


Wir gelangen nun zu den Reſolutionen des 
Nachtragsberichtes 1014 der Beilagen. Die erſte 
Reſolution, die der Ausſchuß beantragt, lautet (liest): 


„In Erwägung, daß mit der Schaffung eines 
Wohnungsfürſorgefonds, der die Beſtimmung hat, 
Baudarlehen zu gewähren, beziehungsweiſe die 
Bürgſchaftsleiſtung zu übernehmen, für ander⸗ 
weitig zu beſchaffende Baudarlehen, die über 
die mündelſichere Grenze hinausgehen, die 
Wohnungsfürſorge nicht erſchöpft fein kann, 
ſpricht ſich der Teuerungsausſchuß für die 
baldige Errichtung eines eigenen Wohnnngs⸗ 
fürſorgeamtes am Sitze des Miniſteriums für 
öffentliche Arbeiten aus. 

Das Wohnungsſürſorgeamt hat den Zweck, die 
Erbauung von Kleinwohnungen zu fördern, 
indem es dort, wo Mangel an Kleinwohnungen 
beſteht, deren Bau anregt, Baugenoſſenſchaften, 
gemeinnützigen Bauvereinen ꝛc. den. Weg zur 
Baukreditbeſchaffung weiſt und Inſtruktionen 
über die Verbilligung der Baukoſten durch 
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techniſch und hygieniſch unbedenkliche Ver⸗ 
einfachung der Bauausführung erteilt. 

Das Wohnungsfürſorgeamt ſtrebt ferner die 
Regelung der Wohnungsvermittlung an, indem 
es die Errichtung von Wohnungsnachweiſen 
durch Gemeinden oder ſonſtige Korporationen 
zu fördern ſucht. Zur Überſicht über den 
Wohnungsmarkt und zur Orientierung über den 
Bedarf an Kleinwohnungen iſt eine dem 
Bedürfnis entſprechende Wohnungsſtatiſtik von 
dem Wohnungsfürſorgeamt anzulegen. 

Es hat die Gemeinden anzuregen, ihren Beſitz 
an Grund und Boden zu wahren und für deſſen 

Vermehrung zu ſorgen, damit die Gemeinden 
Kleinwohnungen, wenn ein tatſächliches Be⸗ 
dürfnis dazu vorhanden iſt, erbauen können.“ 


Jene Herren, welche mit dieſem Reſolutions⸗ 
antrage I des Ausſchuſſes einverſtanden find, mögen 
ſich erheben. (Geschieht.) Dieſer Antrag iſt ange⸗ 
nommen. (Lebhafte Zwischenrufe und Lärm.) 


Meine Herren! Ich kann nicht lauter ſprechen, 
als meine Stimme reicht. Es handelte ſich um den 
Reſolutionsantrag J. bezüglich deſſen auch kein Antrag 
zur Abſtimmung geſtellt wurde. (Unruhe) Wollen die 
Herren die Güte haben, ruhig zu fein? (Andauernde 
Unruhe.) Wollen die Herren ihre Konferenzen unter- 
laſſen?! Ich bitte um Ruhe! 


Reſolutionsantrag II. Zu dieſem Reſolutions⸗ 
antrag iſt ein Abänderungsantrag vom Abgeordneten 
Buzek geſtellt. Der Reſolutionsantrag II beſteht aus 
zwei Abſchnitten. Der erſte Abſchnitt lautet nach dem 
Antrage des Ausſchuſſes (liest): f 

„Die Regierung wird aufgefordert, dem 
Abgeordnetenhauſe ſchleunigſt den Entwurf 
eines Geſetzes vorzulegen, wodurch die hygie⸗ 
niſchen Mindeſtanforderungen bei Wohnungen 
feſtgeſtellt und eine ſtaatliche Wohnungs⸗ 
inſpektion unter entſprechender Mitwirkung 
der autonomen Behörden eingeführt wird. 

Behufs einheitlicher Regelung der Mitwirkung 

der autonomen Behörden ſind ebenfalls den 

Landtagen ſeitens der Regierung entſprechende 

Geſetzentwürfe vorzulegen.“ 


Der Abänderungsantrag des Herrn Abge- 
ordneten Buzek geht dahin (liest): 

„Die Regierung wird anfgefordert, den 
Landtagen ſchleunigſt den Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes vorzulegen, wodurch die hygieniſchen 
Mindeſtanforderungen bei Wohnungen feſt⸗ 
geſtellt und eine Wohnungsinſpektion ein⸗ 
geführt wird.“ j 
Ich bringe zunächſt den Abänderungsantrag des 

Abgeordneten Dr. Buzek zur Abſtimmung. Jene 
Herren, welche mit dem eben verleſenen Abänderungs⸗ 


antrag Buzek einverſtanden find, mögen ſich er⸗ 
heben. (Geschieht.) Es iſt die Mehrheit. Diefer Ab⸗ 
änderungsantrag iſt angenommen. 


Wir gelangen nun zur Abſtimmung über den 
zweiten Abſatz der Reſolution II (lest): 

„Die Vorausſetzung für die Durchführ⸗ 
barkeit der hygieniſchen Anforderungen iſt 
jedoch, daß der Bau von Kleinwohnungen in 
einer Weiſe vorgeſchritten ict, daß die Be⸗ 
ſchaffung ſolcher Wohnungen zu mäßigen 
Mietzinſen möglich werde.“ 


Jene Herren, welche für die Annahme des Ab⸗ 
ſatzes 2 nach dem Ausſchußantrage ſind, mögen ſich 
erheben. ( Geschieht.) Es iſt die Mehrheit. 


Reſolution III. Das iſt wieder eine beſtrittene 
Reſolution. Ich bitte daher um Ruhe. 

Die Reſolution lautet (liest): 

„Die Regierung wird aufgefordert, für die 

Fälle, wo Inhaber von induſtriellen Unter- 

nehmungen (Fabriken, Bergwerken, Hütten⸗ 

werken u. dgl.) den bei ihnen beſchäftigten 

Arbeitern Wohnungen in natura beiſtellen, 

entſprechende zwingende Rechtsnormen in 

Geſetzesform vorzuſchlagen, wodurch die Miet- 

rechte der Arbeiter ſowohl bezüglich der 

Kündigungsfriſt als der Ausziehtermine un⸗ 

abhängig von dem Arbeitsverhältniſſe ge⸗ 

regelt werden.“ 

Wird ein Antrag zur Abſtimmung geſtellt? 
(Niemand meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
erſuche jene Herren, welche mit der Reſolution III 
des Ausſchuſſes einverſtanden ſind, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) Dieſelbe iſt abgelehnt. (Widerspruch.) 
Sie iſt mit großer Majorität abgelehnt. 


Wir kommen nun zur Reſolution IV des Aus⸗ 
ſchuſſes. Dieſelbe lautet (Nest): 

„Die Regierung wird aufgefordert, behufs 
Bekämpfung des Bodenwuchers den Land- 
tagen einen Geſetzentwurf vorzulegen, wodurch 
die Bauplätze zugunſten der Gemeinden nach 
dem gemeinen Wert beſteuert werden, fo daß 
die Spekulation, welche darauf beruht, daß 
derartige Bauplätze behufs künſtlicher Steige⸗ 
rung der Terrainpreiſe nicht bebaut werden, 
erſchwert werde.“ 

Jene Herren, welche dieſer Reſolution zuſtimmen, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Dieſe Reſolution 
iſt angenommen. 

Reſolution V lautet (liest): 

„Das Recht zur Enteignung von Bau⸗ 
geländen zu Wohnzwecken iſt geſetzlich in der 
Weiſe feſtzulegen, daß die Möglichkeit gegeben 
ſei, von demſelben dort Gebrauch zu machen, 
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wo Mangel an Kleinwohnungen beſteht oder 

Wohnungsteuerung herrſcht. Ferner iſt die 

Enteignung zu Wohnzwecken als zuläſſig zu 

erklären, wo der Bedarf an Kleinwohnungen 

vorausgeſehen werden kann, wie zum Beiſpiel 
bei Anlagen von neuen Fabriken, Waſſerſtraßen, 

Straßenbahnen, Bergwerken ꝛc., bei Er⸗ 

weiterung von Unternehmungen uſw. 

Das Enteignungsrecht iſt gegen Sicher⸗ 
ſtellung des angeſtrebten Wohnungsbaues 
nicht nur Gemeinden, ſondern auch gemein- 
nützigen Unternehmungen zuzuerkennen.“ 

Wird ein Antrag zur Abſtimmung geſtellt? 
(Niemand meldet sich.) Es ift nicht der Fall. 

Jene Herren, welche mit; dieſer Reſolution ein⸗ 
verſtanden find, mögen ſich erheben. (Geschieht.) 
Reſolution V des Ausſchuſſes iſt abgelehnt. 

Wir gelangen nun zu den einzelnen im Laufe der 
Debatte eingebrachten und in Verhandlung geſtandenen 
Reſolutionen. 

Wir kommen zunächſt zu den zwei Reſolutions⸗ 
anträgen des Herrn Abgeordneten Spakek. Diesfalls 
muß ich ex praesidio eine Erklärung abgeben. 

Es wurde geltend gemacht, daß dieſe Reſolutionen 
eigentlich als Abänderungs⸗ oder Zuſatzanträge hätten 
eingebracht werden ſollen. Demgegenüber muß ich 
feſtſtellen, daß der Herr Antragſteller feine Anträge 
als Reſolutionen eingebracht hat und dieſelben auch 
als Reſolutionen unterſtützt wurden. Dieſe Reſolutionen 
haben alſo nur den Sinn von Aufforderungen au die 
Regierung betreffs künftiger Geſetzgebung. Dies. muß 
ich erklären, damit das Abgeordnetenhaus nicht den 
Anſchein erwecke, als ob es ſeine eigenen Geſetze inter⸗ 
pretieren wolle. 

Nunmehr werde ich dieſe Reſolntionen verleſen. 
Die erſte Reſolution lautet (Liest): 

„Die Regierung wird aufgefordert, als Zu⸗ 
behör von Kleinwohnungen auf dem Lande 
auch die nötigen Wirtſchaftsgebäude und ein 
Grundſtück im höchſten Ausmaße von 1 Hektar 
zu betrachten.“ 

Jene Herren, welche mit dieſem Reſolutions⸗ 
antrag einverſtanden ſind, bitte ich, ſich zu erheben. 
( Geschieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Der zweite Reſolutionsantrag lautet (liest): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
auch für Kleingewerbetreibende außer Woh⸗ 
nung mit zwei Zimmern auch eine Werfftätte 
mit einem Kabinett für einen oder zwei Ge⸗ 
hilfen aus dem Wohnungsfürſorgefonds 

»Unterſtützungen zu gewähren. 

Der jährliche Betrag iſt mit 10 Millionen 
Kronen für den Wohnungsfürſorgefonds feſt⸗ 
zuſetzen und aus dieſem Betrage ein ent⸗ 
ſprechender Anteil für Kleingewerbetreibende 
zu widmen.“ 


Es ſind hier zwei Abſätze, der erſte Abſatz, der 
das Begehren betreffs der Werkſtätten ſtellt, und der 
zweite Abſatz, der eine Geldſumme hierfür in Ausſicht 
nimmt. 

Ich werde die beiden Abſätze getrennt zur Ab⸗ 
ſtimmung bringen. 

Jene Herren, welche mit dem erſten Abſatze dieſer 
Reſolution einverſtanden ſind, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geschieht.) Angenommen. f 

Diejenigen Herren, welche auch mit Ab⸗ 
ſatz 2.... (Abgeordneter Seitz: Ich bitte um das 
Wort zur Abstimmung!) Herr Abgeordneter Seitz 
hat das Wort. 


Abgeordneter Seitz: Wenn ich den Herrn Prä⸗ 
ſidenten recht verſtanden habe, ſo würde die Reſolution 
jetzt lauten (nest): „Jährlicher Betrag.. (Bericht- 
erstatter Dr. Adolf Groß: „Beitrag“ soll es heißen; 
es ist ein Druckfehler!) Alſo: „Jährlicher Beitrag 
ſoll mit 10,000.000 K feſtgeſetzt werden, für den 
Wohnungsfürſorgefonds iſt nur aus dieſem Betrage ein 
entſprechender Anteil für Kleingewerbetreibende zu 
widmen.“ Das iſt abſolut unverſtändlich. Ich bitte 
alſo den Herr Präſidenten, uns die Refolution jo vor⸗ 
zuleſen, wie ſie beantragt worden iſt, denn ich kann 
nicht annehmen, daß ein Abgeordneter wirklich dieſen 
Antrag geſtellt hat. ö 


Präſident: Ich bitte um Entſchuldigung, die 
Verleſung iſt aus einem Konzept erfolgt, welches 
Schreibfehler enthalten hat, ich leſe daher das richtig⸗ 
geſtellte Konzept vor. 


Der zweite Teil des Reſolutionsantrages lautet 
(lest): 

„Der jährliche Beitrag iſt mit 10,000.000 K 
für den Wohnungsfürſorgefonds feſtzuſetzen und iſt 
aus dieſem Beitrage ein entſprechender Anteil für 
Kleingewerbetreibende zu widmen. (Zwischenrufe 
des Abgeordneten Seitz.) Haben Sie nicht ver- 
ſtauden? 


Abgeordneter Seitz: Ich bitte um das Wort! 


Präſident: Herr Abgeordneter Seitz hat das 
Wort. 


Abgeordneter Seitz: Das iſt auch in der Faſſung, 
wie Sie es uns jetzt vorgeleſen haben, nicht verſtänd⸗ 
lich, denn es iſt nicht ausgedrückt, ob die 10 Millionen 
Kronen aus irgendeinem unbekannten Fonds, aus 
öffentlichen Mitteln zu widmen ſind, oder ob dieſe 
10 Millionen Kronen dem Wohnungsſürſorgefonds 
für dieſen Spezialfall entzogen werden ſollen. Nach⸗ 
dem die Reſolution in dieſer Faſſung unmöglich iſt, 
wir aber andrerſeits die Intentionen des Herrn An⸗ 
tragſtellers anerkennen, können wir daher weder für 
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noch dagegen ſtimmen, ſondern müſſen es ihm 
überlaſſen, die Frage rechtzeitig in geeigneter Form 
wieder anzuregen und beantragen derzeit den Über⸗ 
gang zur Tagesordnung. 


Präſtident: Das ift jetzt nicht mehr möglich. 
(Abgeordneter Spadek und andere Rufe: Ich bitie 
um das Wort!) Ich kann kein Wort mehr erteilen, 
außer zur Abſtimmung. 


Abgeordneter Spakek: Ich bitte um das Wort 
zur Abſtimmung! 


Präſident: Herr Abgeordneter Spadek hat 
zur Abſtimmung das Wort. 


Abgeordneter Spakek: Meine Herren! Der 
zweite Abſatz meiner Reſolution hat gelautet (dest): 
„Der jährliche Beitrag iſt mit 10,000. 000 K 
für den Wohnungsſürſorgefonds feſtzuſetzen 
und aus dieſem Betrage iſt ein entſprechender 
Anteil für Kleingewerbetreibende zu widmen.“ 
¶ Lebafle Rufe: Abstimmen! Abstimmen!) 


Präfident: Ich bitte um Ruhe! Ich habe 
ſchon erklärt, daß die frühere Verleſung auf einem 
Schreibſehler beruht hat. Der Herr Abgeordnete 
Spakek hat uns nun noch einmal die korrigierte 
Reſolution, wie er fie eingebracht hat, vorgeleſen. 
Ich leſe ſie noch einmal vor (liest): 

„Der jährliche Beitrag iſt mit 10, 000.000 K 
für den Wohnungsfürſorgefonds feſtzuſetzen 
und aus dieſem Beitrage ein entſprechender 
Anteil für Kleingewerbetreibende zu widmen.“ 
Ich erſuche nun diejenigen Herren, welche für 

dieſen zweiten Teil der Reſolution ſind, ſich zu erheben. 
(Geschieht.) Sit abgelehnt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schoepfer hat ber 
antragt (liest): 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
die Lokalbahnvorlage. 

(Große Unruhe.) Wollen die Herren Ihre Kon⸗ 
verſationen einſtellen? Ich bin nicht verpflichtet, 
mich übermenſchlich anzuſtrengen! Wollen Sie die 
Plätze einnehmen, meine Herren, wir wollen 
abſtimmen. Ich bitte, ſich zu ſetzen! (Anhaltende Un- 
ruhe.) Ich werde nicht früher abſtimmen laſſen, als 
bis vollkommene Ruhe herrſcht. (Zwischenrufe. 
Wollen Sie ruhig ſein! Ich ſtimme nicht eher ab, bis 
nicht vollkommene Ruhe herrſcht! (Unruhe) Wer 
ſpricht denn noch immer! (Lebhafte Heiterkeit.) Herr 
Dr. Ellenbogen, ich bitte den Platz einzunehmen! 
¶Zwischienruf des Abgeordneten: Dr. Ellen bo en.) 
Ich bitte, Herr Dr. Ellenbogen, nicht zu ſtören! 
(Beiterkeit,) Es dauert eben länger, wenn die Herren 
nicht Ruhe halten. 


Herr Abgeordneter Schoepfer beantragt (liest): 


„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, die 
Lokalbahnvorlage, welche, zum Geſetze erhoben, 
von der Befriedigung der Verkehrsbedürfniſſe 
abgeſehen, im hohen Maße geeignet iſt, 
Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen, dem Abgeord⸗ 
netenhauſe unverzüglich zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung vorzulegen.“ 


Diejenigen Herren, welcher dieſer Reſolution 
zuſtimmen, wollen ſich erheben. (Geschieht.) Dieſe 
Reſolution iſt angenommen. 


Der Herr Abgeordnete Fresl beantragt (liest): 


„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, 
alle Anträge und Maßnahmen, welche vom 
Teuerungsausſchuſſe oder vom Abgeordneten⸗ 
hauſe angenommen worden find, auf Ver⸗ 
hinderung der allgemeinen Teuerung abzielen 
und Verbilligung der Wohnungen für unbe⸗ 
mittelte Klaſſen, ſoziale Fürſorge bei Verge⸗ 
bung der öffentlichen Arbeiten im Auge haben, 
fo ſchnell als notwendig durchzuführen“ 


Diejenigen Herren, welche dieſer Reſolution zu⸗ 
ſtimmen, bitte ich, ſich von den Sitzen zu erheben. 
(Geschieht.) Angenommen. 


Der Abgeordnete Reitzner beantragt (liest): 


„Die Regierung wird aufgefordert, mit 
der ſächſiſchen Regierung raſcheſtens Verhand⸗ 
lungen zur Löſung des mit der ſächſiſchen 
Regierung abgeſchloſſenen Vertrages bezüg- 
lich der Vermietung des Beamtenhauſes 
in Bodenbach zu führen und die Wohnungen 
in dieſem Beamtenhauſe nur an öſter⸗ 
reichiſche Beamte und Staatsdiener zu ver⸗ 
mieten.“ 


Diejenigen Herren, welche dieſer Reſolution 
zuſtimmen, wollen fi) erheben. (Geschieht.) Ich 
kann nicht feſtſtellen, ob das die Mehrheit iſt 
und ich muß daher das Stimmenverhältnis konſta⸗ 
tieren laſſen. Ich bitte die Herren Schriftführer, ihres 
Amtes zu walten. (Nach Auszählung des Hauses:) 
Dieſe Reſolution wurde mit 188 gegen 174 Stimmen 
angenommen. 


Der Herr Abgeordnete Reitzner beantragt weiter 
(liest): . 

„Das Eiſenbahnminiſterium wird aufgefor⸗ 
dert, um der rapid ſteigenden Wohnungsnot 
in Bodenbach abzuhelfen, welche die hier be= 
ſchäftigten Eiſeubahner zwingt, ſtundenweit 
von Bodenbach zu wohnen, in Bodenbach mit 
der größten Beſchlennigung für die Eiſenbahn⸗ 
bedienſteten die nötigen Wohnhäuser erbauen 
zu laſſen.“ 
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Jene Herren, welche dieſer Reſolution zuſtimmen, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Auch diesmal muß 
ich das Stimmenverhältnis konſtatieren laſſen. Ich bitte 
die Herren Schriftführer, ihres Amtes zu walten. 
(Nach Auszählung des Hauses:) Der Reſolutions⸗ 
antrag des Herrn Abgeordneten Reitzner wurde mit 
207 gegen 187 Stimmen angenommen. 


Wir kommen nun zum Reſolutionsantrage des 
Herrn Abgeordneten Johannis. 

Abgeordneter Seitz: Ich bitte um das Wort 
zur Abſtimmung! 


Präſident: Zur Abſtimmung erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Seitz das Wort. 


Abgeordneter Seitz: Ich bitte um Konſtatierung 
des Stimmenverhältniſſes. 


Präſident: Dieſem Wunſche werde ich Rechnung 
tragen; ich werde zuerſt die Reſolution zur Verleſung 
bringen. (Unruhe.) Darf ich die Herren bitten, die 
Konverſation einzustellen? (Lärm.) Ich bitte, meine 
Herren, ich ſchreite nicht weiter, bevor die Herren nicht 
alle ruhig ſind. 


Der Herr Abgeordnete Johanis beantragt 


(liest): 

„Das Abgeordnetenhaus proteftiert ener⸗ 
giſch gegen die unbegründete Hinaus ſchiebung 
der Einberufung des Parlaments, wodurch 
abſichtlich die Durchberatung der fertigen 
Arbeiten und Anträge, namentlich des Teue⸗ 
rungsausſchuſſes, verzögert und fo die 
herrſchende Teuerung und Not im Volke durch 
Verſäumnis und Schuld der Regierung ge- 
ſteigert wurde.“ 


Der Herr Abgeordnete Seitz beantragt Kon⸗ 
ſtatierung des Stimmenverhältniſſes. Ich erſuche jene 
Herren, die dem Reſolutionsantrag Johanis zu⸗ 
ſtimmen, ſich zu erheben (Geschieht) und die Herren 
Schriftführer, ihres Amtes zu walten. Ich erſuche die 
Herren, ſtehen oder ſitzen zu bleiben. (Nach Auszählung 
des Hauses:) Der Reſolutionsantrag Johanis wurde 
mit 237 gegen 138 Stimmen abgelehnt. 

Wir gelangen nun zur Abſtimmung über einen 
weiteren Reſolutionsantrag des Herrn Abgeordneten 
Johanis, der aus drei Abſätzen beſteht. Ich werde 
jeden dieſer Abſätze beſonders zur Abſtimmung 
bringen. (Unrulie.) Ich bitte um Ruhe und erſuche die 
Herren, die Plätze einzunehmen. 

Der erſte Abſatz lautet (nest): 

„Das Abgeordnetenhaus proteſtiert gegen 
die im Verordnungswege herbeigeführte Ver⸗ 
teuerung einzelner Bedürfniſſe, wie es bei den 
Poſt⸗, Telephon⸗ und Telegraphengebühren, 


den Perfonen- und Frachttarifen der Eiſen⸗ 

bahnen geſchehen iſt.“ j 

Diejenigen Herren, welche für dieſen Abſatz 
der Reſolution find, wollen ſich erheben. (Geschieht.) 
Dieſer Teil iſt abgelehnt. 

Der zweite Abſatz lautet (liest): 

„Gegenwärtig bereitet die Regierung 
wieder auf nichtverfaſſungsmäßigem Wege 
eine Verteuerung des Tabaks und der Zi⸗ 
garren vor.“ 


Diejenigen Herren, welche dieſem Teil der Re⸗ 
ſolution zuſtimmen, wollen ſich erheben. (Geschieht.) 
Auch dieſer Abſatz ift abgelehnt. (Rufe links: Das 
ist ja kein Antrag!) 

Ich habe Schon erklärt, daß ich die drei Abſatze 
des Reſolutionsantrages geſondert zur Abſtimmung 
bringe; dazu iſt nicht nötig, daß jeder Teil ein ſelbſtän⸗ 
diger Antrag ſei. 


Der dritte Abſatz der Reſolution lautet (liest): 

„Das Abgeordnetenhaus erblickt in dieſem 
verfaſſungs widrigen Vorgehen der Regierung 
einen Eingriff in die Rechte des Parlaments 
und verwahrt ſich mit größter Entſchiedenheit 
gegen die von den für die Verwaltung des 
Staates verantwortlichen Kreiſen im Verord⸗ 
nungswege beabſichtigte Verteuerung einzelner 
Bedarfsartikel.“ 

Jene Herren, welche dieſem Teile der Reſolution 
zuſtimmen, wollen ſich erheben. (Geschießt.) Auch 
dieſer Abſatz iſt abgelehnt, ſomit die Reſolution zur 
Gänze abgelehnt. 

Wir gelangen zur Abſtimmung über eine Reihe 
von Reſolutionsanträgen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Buzek. 

Der erſte Reſolutionsantrag beſteht aus drei 
Teilen (liest) : 

„Die Regierung wird aufgefordert: 

1. Dem Abgeordnetenhaus bei der Vor⸗ 
legung des Budgets für 1912 einen Ausweis 
über die in gemieteten Häuſern untergebrachten 
ſtaatlichen Behörden, Amter und Anſtalten, 
ſowie ein Bauprogramm zur Verwirklichung 
des Prinzips, daß die ſtaatlichen Behörden, 
Amter und Anſtalten nur in ärariſchen, den 
hygieniſchen Anforderungen vollſtändig ge⸗ 
nügenden Gebäuden unterzubringen ſind, vor⸗ 
zulegen.“ 

Jene Herren, welche dieſer Reſolution zuſtimmen, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Weiters (liest): 

„2. Das derzeit geltende Regulativ des 


durch § 6 des Geſetzes vom 28. Dezember 
1907, R. G. Bl. Nr. 285, geſchaffenen Kaiſer 
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Franz Joſeph I⸗Jubiläumsfonds 1908 dahin 

abändern zu wollen, daß es auch den Be⸗ 

dürfniſſen der Beamtenſchaft Galiziens ent⸗ 

ſpricht.“ 

Jene Herren, welche dieſer Reſolution zuſtimmen, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Angenommen. 

Ferner (liest): 

„3. Beim Miniſterium für öffentliche Ar⸗ 
beiten einen Wohnungsbeirat zu ſchaffen, in 
dieſem neben Vertretern von Krankenkaſſen 
und ſonſtigen Scszialverſicherungsanſtalten 
auch Vertreter der gemeinnützigen Bauver⸗ 
einigungen, ferner Vertreter der an der 
Wohnungsreform tätigen Anteil nehmenden 

Landesausſchüſſe und Großſtädte, ſowie Fach⸗ 
männer (aus den Kreiſen der Wiſſenſchaft u. a.) 
einzuberufen und die verhältnismäßige Ver⸗ 
tretung dieſer Kategorien von Mitgliedern 
bereits in dem Stalute des Beirates ſicher⸗ 
zuſtellen.“ 8 
Jene Herren, welche für dieſe Reſolution ſind, 

wollen ſich erheben. (Geschieht.) Dieſe Reſolution ift 
ebenfalls angenommen. 


Der Herr Abgeordnete Dr. Pitacco beantragt 
folgende Reſolution (Rest): 

„Die hohe Regierung wird f der 
alle die Landesgeſetze, die mit der Bautätig⸗ 
keit und mit dem Baukredit im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, ohne Aufſchub zu überprüfen 
und, wenn ſie entſprechend gefunden werden, 
zu genehmigen.“ 

Jene Herren, welche für dieſen Reſolutions⸗ 
antrag find, mögen ſich erheben. (Ceschieht.) Iſt 
abgelehnt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Pittaco beantragt 
weiters .. (Unruhe) ich bitte um Ruhe, wir find 
bald zu Ende und wir kommen ſchneller dorthin, wenn 
ſich die Herren des Störens enthalten ... folgende 
Reſolution (nest): 

„Es wird der Wunſch ausgeſprochen, daß 
die Anlagen der Vermögensbeſtände der All⸗ 
gemeinen Penſionsanſtalt für Privatangeſtellte 
und der Erſatzinſtitute vorwiegend zu 
Wohnungsfürſorgezwecken verwendet werden.“ 


Jene Herren, welche für dieſe Reſolution ſind, 
wollen ſich erheben. (Geschieht.) Angenommen. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Buzek beantragt 
(Best): 
„Die Regierung wird aufgefordert, zum 
Baue von Häuſern in Gemeinden, die durch 
eine Feuersbrunſt ganz oder teilweiſe zerſtört 
wurden, Bauholz zu billigen Preiſen und 
eventuell gegen Ratenzahlung aus den k. k. 
Staatsforſten abzugeben.“ 


Jene Herren, welche dieſer Reſolution zuſtimmen, 
wollen ſich erheben. ( Geschieht.) Dieſe Reſolution iſt 
angenommen. 


Hiermit iſt die Verhandlung über die beiden 
Berichte des Teuerungsausſchuſſes auch in der Ab⸗ 
ſtimmung beendet und wir ſchreiten nun zum nächſten 
Gegenſtande der Tagesordnung, das iſt der 
Bericht des Teuerungsausſchuſſes über die 
Anträge der Abgeordneten Bretſchneider, 
Dr. Drexel, Dr. Schoepfer, Erb, Pisek, Ren⸗ 
mann und Spakek, betreffend Maßnahmen 
gegen die herrſchende Fleiſchnot (1029 der 
Beilagen). 


Der Berichterſtatter der Majorität, Herr Abge⸗ 
ordneter Kunſchak wird gebeten, die Verhandlung 
einzuleiten. (Onrule.) Ich erſuche um Ruhe, damit 
wir den Bericht anhören können. 


Berichterſtatter Kunſchak (von der Tribüne): 
Hohes Haus! Soeben iſt durch eine etwas komplizierte 
Abftimmung ... (Anhaltende Unruhe.) 


Präſident: Ich bitte um Ruhe. Konverſationen 
ſind nicht hier zu pflegen. 


Berichterſtatter Kunſchak (Fortfahrend) :.. eine 
Reihe von Maßnahmen beſchloſſen worden, welche 
geeignet ſein ſollen, der herrſchenden Notlage der 
arbeitenden Bevölkerung — und darunter verſtehe ich 
nicht allein die manuelle Arbeiterſchaft — abzuhelfen. 
Als drittes dieſer Referate habe ich nun den Antrag 
des Teuerungsausſchuſſes, betreffend Maßnahmen 
gegen die herrschende Fleiſchteuerung, zu unterbreiten. 

Über das Vorhandenſein der Fleiſchteuerung, 
der Fleiſchnot, glaube ich, kann jeder Referent ſich 
außerordentlich kurz faſſen, weil ja dieſe Teuerung 
ſo augenſcheinlich zutage liegt, daß es wirklich hieße, 
Waſſer in die Donan tragen, wollte man noch den 
Nachweis zu erbringen ſuchen, daß wir tatſächlich 
unter einer Fleiſchteuerung leiden. Wichtiger erſcheint 
die Angabe jener Mittel, die geeignet erſcheinen, Ab⸗ 
hilfe in dieſer Not zu ſchaffen. Dem Charakter der 
Fleiſchteuerung als einer Notſtandsangelegenheit ent⸗ 
ſprechend, müſſen auch die Mittel ſein, die zu ihrer 
Abhilfe anempfohlen werden. Als eine ſolche Not⸗ 
ſtandsaktion wird die Einfuhr argentiniſchen Fleiſches 
verlangt. Ich glaube, über die Zuläſſigkeit und Not⸗ 
wendigkeit der Einfuhr argentiniſchen Fleiſches ſind 
ſich wohl die meiſten Parteien einig, einig in zu⸗ 
ſtimmendem Sinne. Die Meinungen gehen nur bei der 
Frage auseinander, ob dieſe Einfuhr eine quantitativ 
und ob ſie eine zeitlich beſchränkte ſein ſoll. In der 
jüngſten Zeit, insbeſondere in der letzten Sitzung des 
Teuerungsausſchuſſes iſt aber auch in dieſem Belange 
nach einer Richtung hin eine Einigung erzielt worden. 
Es hat die Mehrheit des Teuerungsausſchuſſes ſich 
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Antrag 


Abgeordneten Dr. Adolf Groß, Dr. Julius Diner und Genoſſen 
die Enteignung zu Wohnzwecken. 


Wir ſtellen den Antrag: 
Das hohe Haus wolle dem folgenden Geſetzentwurfe die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung erteilen , 


Gele 


vom. 
über 
die Enteignung zu Wohnzwecken. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrates finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 
9 1. 


Behufs Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe der 
minderbemittelten Bevölkerung kann gemeinnützigen 
Anſtalten das Recht zur Enteignung an Grundſtücken 
und hierzu gehörigen Gebänden verliehen werden 
($ 365 B. G. B.). Das Enteignungsrecht bezieht ſich 
ſowohl auf die Abtretung des Eigentums als auch 
auf die Einräumung oder Aufhebung von Rechteu. 
Die Beſtimmungen des § 2 und 3 des Geſetzes vom 
18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, über den 
Gegenſtand und Umfang der Enteignung finden 
hierauf ſinngemäß Anwendung. 


8 2. 


I. Gemeinnützige Anſtalten im Sinne dieſes Ge⸗ 
ſetzes ſind: Gemeinnützige Vereinigungen (Aktien⸗ 
geſellſchaften, Baugenoſſenſchaften, Baugemeinſchaften, 
Bauvereine) ſowie gemeinnützige Fonds und Stif⸗ 
tungen, die von öffentlichen Körperſchaften oder 
Kaſſen (Ländern, Gemeinden, Sparkaſſen uſw.) oder 
von Privaten gebildet werden und den Bedingungen 
des 8 11 des Geſetzes vom 
betreffend die Errichtung eines Wohuungsfürſorge⸗ 
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fonds, entſprechen, wenn fie ausſchließlich die Hebung 
des Kleinwohnungsweſens bezwecken und ein eigenes 
Vermögen von wenigſtens 200.000 K befiten. 

II. Falls der Wirkungskreis der Anſtalt ſich 
ſtatutengemäß bloß auf ländliche oder kleine ſtädtiſche 
Gemeinden beſchränkt, kann das Miniſterium für 
öffentliche Arbeiten auf Verlangen eine Herabſetzung 
dieſes Mindeſtbetrages, jedoch nicht unter 50.000 K, 
bewilligen. 


8 3. 
Die Enteignung iſt zuläſſig: 

a) Wenn zur Abhilfe gegen Wohnungsnot der Bau 
von Kleinwohnungen im gegebenen Orte oder 
Ortsteile als im öffentlichen Intereſſe gelegen 
erſcheint, 

b) wenn aus Anlaß des Baues von Waſſerſtraßen, 
Eiſenbahnen oder anderen gleichartigen Ver⸗ 
kehrsmitteln oder aus Anlaß der Gründung oder 
Erweiterung größerer Induſtrien, Kolonien für 
Arbeiter, Handwerker u. dgl. gebildet werden 
ſollen, oder wenn Straßenbahnen und andere 
gleichartige Verkehrsgelegenheiten zu dem Behufe 
angelegt werden, um neues Baugelände zu ſchaffen. 


8 4. 


Als Kleinwohnungen im Sinne des Geſetzes 
1 jene, welche dem 8 6 des Geſetzes vom 
. . „ betreffend die Errichtung 

eines Wohnungsfürſorgefonds, entſprechen. 


8 5. 


1. Der Expropriationsberechtigte kann außer 
Kleinwohnungen auch größere Wohnungen oder 
ſouſtige Räume (Geſchäfts⸗ oder Gewerbelokale ꝛc.) 
bauen, jedoch muß die bewohnbare Geſamtfläche der 
Kleinwohnungen mindeitens zwei Drittel der bewohn⸗ 
baren Geſamtfläche ausmachen. 

Die Beſtimmungen des 8 7 des Geſetzes über 
die Errichtung eines Wohnungsfürſorgefonds (vom 

. . ) finden bei Berechnung 
der bewohnbaren Fläche ſinngemäß Anwendung. Im 
Enteignungserkenntniſſe können weitere Einſchränkungen 
zugunſten der Kleinwohnungen auferlegt werden. 

II. Die enteigneten Grundſtücke können teilweiſe 
auch zu Kindergärten, Leſehallen, Badehäuſern und 
anderen der gemeinſamen Benutzung gewidmeten 
Wohlfahrtseinrichtungen verwendet werden, falls die 
Bewilligung hierzu im Euteignnngserkenntniſſe ent⸗ 
halten iſt oder nachträglich von der Verwaltungs⸗ 
behörde ($ 6) erteilt wird. N 

III. Der Enteignungswerber hat bei Stellung 
ſeines Begehrens die Pläne der beabſichtigten Anlage 
vorzulegen. Die Pläne können ſpäterhin mit Bewilli⸗ 
gung der Verwaltungsbehörde (8 6) abgeändert 
werden. 
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8 6. 


Zur Entſcheidung über die Enteignung iſt in 
erſter Inſtanz die politiſche Landesbehörde, im zweiter 
Inſtanz das Miniſterium für öffentliche Arbeiten 
berufen. Die Entſcheidung über die Entſchädigungs⸗ 
anſprüche ſteht den Gerichten zu. Die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, 
über den Gegenſtand und Umfaug der Entſchädigung 
über das Enteignungsverfahren und deſſen Vollzug 
finden ſinngemäß Anwendung. 


9 7. 


Die im $ 2 angeführten gemeinnützigen Anſtalten 
werden in ſteuer⸗ und gebührenrechtlicher Beziehung 
den Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, deren 
Wirkſamkeit auf ihre eigene Mitglieder beſchränkt iſt 
(Geſetz vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70), gleich- 
geſtellt. Sie find vom Gebührenägquivalent befreit. 


88. 


Im Enteignungserkeuntniſſe iſt ſowohl der 
Zweck der Enteignung als auch die Friſt, binnen 
welcher die Erfüllung desſelben ſtattzufinden hat, feſt⸗ 
zuſtellen. Aus wichtigen Gründen kann die Friſt ver⸗ 
längert werden, jedoch nicht über das Doppelte des 
urſprünglichen Zeitraumes. Sollte die Friſt nicht 
eingehalten werden, ſo kann die Verwaltungsbehörde 
die enteigneten Objekte auf Koſten des Enteignungs⸗ 
berechtigten in der geſtatteten Weiſe verbauen laſſen oder 
auch die enteigneten Objekte, beziehungsweiſe die betref⸗ 
fenden Teile derſelben au andere enteignungsberechtigte 
Perſonen überweifen. Auf dieſes Verfahren haben die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Enteignung 
ſiungemäß mit der Maßgabe Anwendung zu finden, 
daß ſtatt der Zuläſſigkeit der Enteignung (8 3) die 
Zuläſſigkeit der Überweifung nach den Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen auszuſprechen iſt, und daß dem 
Enteigneten für die ihm abgenommenen Objekte in 
keinem Falle ein höherer Preis zuzuſprechen iſt, als 
der bei der Enteignung ſeinerzeit feſtgeſetzte unter Hin⸗ 
zurechnung der etwaigen nützlichen Aufwandskoſten 
(Straßenbau uſw.). 


9 9. 


Das Miniſterium für öfſentliche Arbeiten wird 
mit dem Vollzug beauftragt und hat im Verordnungs⸗ 
wege nähere Ausführungsbeſtimmungen ſowie ein 
Muſterſtatut für die im § 2 angeführten Anſtalten 
zu erlaſſen und die ſtatutariſchen Beſtimmungen feſt⸗ 
zuſetzen. 

Im Statut iſt ferner die Beſtimmung anfzu⸗ 
nehmen, daß die nach $ 2 enteignungsberechtigten 
Anſtalten der Aufſicht der Staatsverwaltung unter⸗ 
liegen und daß in dieſer Hinſicht die Beſtimmungen 
des kaiſerlichen Patentes vom 26. November 1852, 


1* 


4 1059 der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauſes. — XX. Seſſion 1910. 


R. G. Bl. Nr. 253, und der einſchlägigen geſetzlichen 
Vorſchriften in Anwendung kommen. 


8 10. 


Falls das Statut den Beſtimmungen über die 
Gemeinnützigkeit (8 2) entſpricht, iſt dem Unternehmen 
auf Verlaugen die Gemeinnützigkeit zuznerkennen, und 
bei eingetragenen Unternehmungen im Handels-, be- 
ziehungsweiſe im Genoſſenſchaftsregiſter anzumerken. 

Zur Gültigkeit etwaiger Statutenänderungen iſt 
die Beſtätigung der Verwaltungsbehörde notwendig, 
daß hierdurch die Gemeinnützigkeit nicht berührt wird. 

Abgeſehen vou den nach dem kaiſerlichen Patente 
vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253 der 
Staatsgewalt zuſtehenden Befugniſſen, kann dem Unter- 
nehmen nach vorgängiger Androhung die Gemeinnützig⸗ 
keit nachträglich abgeſprochen werden, falls es ſich unge⸗ 
achtet wiederholter Anforderungen oder Anordnungen 
der Behörde in weſentlichen Punkten Überſchreitungen des 
Geſetzes oder der für die Gemeinnützigkeit maßgebenden 
Beſtimmungen der Statuten zuſchulden kommen läßt. 
Als eine derartige weſentliche Überſchreitung des Ge⸗ 
ſetzes iſt insbeſondere die Nichteinhaltung der in 8 8 
beſtimmten Friſt zu betrachten. Die Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit iſt im Handels-, beziehungsweiſe Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter anzumerken. Zur Entſcheidung 
über die Gemeinnützigkeit iſt in allen Fällen das Mini⸗ 
ſterium für öffentliche Arbeiten zuſtändig. 


§ 11. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Kraft. 


In formeller Beziehung ſtellen wir den Antrag, deu Geſetzentwurf ohne erſte Leſung dem Teuerungs⸗ 


ausſchuſſe zur Vorberatung zuzuweiſen. 


Wien, 1. Dezember 1910. 


Dr. Liebermann. 
Frenndlich. 
Tomasek. 


Reſel. 


»Diamand. 
Schloſsnikel. 
Hudec (Lemberg). 
K. Seitz. 


Winter. 


Pernerſtorfer. 
Moraczewski. 
Seliger. 


Dr. Adolf Groß. 
Ofner. 
Glöckel. 
Schrammel. 
Höger. 
Hannſch. 
Müller. 
David. 
Nemec. 
Hackenberg. 
Kunicki. 
Sbeéceny. 


Hock. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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geſetzt werden, um nur das eine zu erreichen, daß der 
Zuſtand von ehedem, wie er vor dem 1. Jänner d. J. 
beſtand, überhaupt wieder herbeigeführt werde. Es 
erliegt im Finanzminiſterium ein dementſprechender 
Vorſchlag des Eiſenbahnminiſterinms und bitte ich die 
Finanzverwaltung um die raſcheſte und zuſtimmende 
Erledigung. Ich verweiſe zum Schluſſe nochmals 
darauf, meine Herren, daß dieſe Frage von ungemein 
großer volkswirtſchaftlicher Bedeutung für den nord ⸗ 
böhmiſchen Braunkohlenbergbau iſt und daß an ihrer 
zweckentſprechenden Löſung Tauſende und Tauſende 
von Bergarbeiterfamilien, das ganze dortige Gewerbe 
und die Induſtrie intereſſiert ſind. Ich möchte des halb 
an das hohe Haus die dringende Bitte richten, dieſen 
meinen Antrag mit der erforderlichen Zweidrittel- 
mehrheit annehmen zu wollen. (LZebhafter Beifall und 
Höndeklatschen.) 


Präfident: Ich breche nunmehr auch die Ver⸗ 
handlung des Dringlichkeitsantrages ab. 


Der Herr Abgeordnete Hrasky, welcher vier 
Ansſchüſſen angehört, hat ſein Mandat im Budgets 
ausſchuſſe niedergelegt. 

Mit Zuſtimmung des hohen Hauſes werde ich 
die erforderliche Erſatzwahl ſofort vornehmen laſſen. 
(Zustimmung.) Ich erſuche die Herren, die Stimm- 
zettel abzugeben. (Nach Abgabe der Stimmeeitel:) Die 
Stimmenabgabe iſt geſchloſſen, das Skrutinium wird 
ſogleich vorgenommen und ſein Ergebnis noch heute 
bekannt gegeben werden. 


Es iſt eine Zuſchrift des Herrn Juſtizminiſters 
eingelangt, um deren Verleſung ich erſuche. 


Schriftführer Jabkonski (liest): 

„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung habe ich 
die Ehre, dem löblichen Präſidium den Entwurf 
eines Geſetzes über Anderungen des Ver⸗ 
fahrens in bürgerlichen Rechtsangelegen⸗ 
heiten (Gerichtsentlaſtungsgeſetz) (1071 der 
Beilagen) mit dem Erſuchen zu überſenden, den Geſetz⸗ 
entwurf als Regierungsvorlage der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung zuführen zu wollen. 


Wien, 11. Dezember 1910. 
Dr. Ritter v. Hochen burger.“ 


Präſident: Dieſe Regierungsvorlage wird 
in Druck gelegt, verteilt und geſchäftsordnungsmäßig 
behandelt werden. 

Mehrere Herren Antragſteller haben das Erſuchen 
geſtellt, einzelne Anträge ohne erſte Leſung ver⸗ 
ſchiedenen Ausſchüſſen zuzuweiſen, und zwar: 

den Antrag der Abgeordneten Dr. Adolf Groß, 


lagen, über die Enteignung zu Wohnungszwecken, dem 
Teuerungsausſchuſſe; 

den Antrag der Abgeordneten Vojta, Cha⸗ 
loupka und Genoſſen, Nr. 1060 der Beilagen, be⸗ 
treffend die Abſchreibung der Grundſteuer wegen Be⸗ 
ſchädigung des Naturalertrages durch Elementar⸗ 


ereigniſſe, dem land wirtſchaftlichen Aus- 
ſchuſſe; 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Hofmann 


v. Wellenhof, Dr. Stölzl und Genoſſen, Nr. 1061 
der Beilagen, betreffend Regelung der Aushilfs- 
dienerfrage, dem Staatsangeſtelltenausſchuſſe; 
den Antrag des Abgeordneten v. Guggenberg 
und Genoſſen, Nr. 1062 der Beilagen, betreffend 
die Einreihung der Stadt Brixen a. d. Etſch in die 
höhere Klaſſe der Aktivitätszulagen, dem Staats- 
angeſtelltenausſchuſſe; 

den Antrag des Abgeordneten H. Winter und 
Genoſſen, Nr. 1064 der Beilagen, betreffend die 
Einreihung der Städte Ried im Innkreis und Schär⸗ 
ding am Inn, Oberöſterreich, in die III. Aktivitäts - 
zulagenklaſſe, dem Staatsangeſtelltenaus⸗ 
ſchuſſe; ̃ 

den Antrag der Abgeordneten Forſtner, 
Schloſsnikel, Bösmüller, Reitzner und Ge⸗ 
noſſen, Nr. 1065 der Beilagen, betreffend die Ab⸗ 
änderung des Geſetzes vom 25. September 1908, 
R. G. Bl. Nr. 204, dem Staatsangeſtelltenaus- 
ſchuſſe. 

Außerdem wurde das Erſuchen geſtellt, die Re⸗ 
gierungsvorlage, Nr. 1010 der Beilagen, betreffend 
die Anderung der Krakauer Linienverzehrungsſteuer, 
dem Steuerausſchuſſe und 

die Regierungsvorlage, Nr. 1068 der Beilagen, 


0 betreffend die Erneuerung des Vertragsverhältniſſes 


zwiſchen der Staatsverwaltung und der Erſten k. k. 
priv. Donau⸗Dampfſchiffahrtsgeſellſchaſt dem Budget- 
ausſchuſſe zuzuweiſen. 


Wenn gegen dieſe Zuweiſung keine Einwendung 
erhoben wird, werde ich dem Erſuchen nachkommen. 
(Nach einer Pause:) Es iſt keine Einwendung erhoben, 
ich werde alſo die Zuweiſung veranlaſſen. 


Es ſind Dringlichkeitsanträge in Not⸗ 


ſtandsſachen eingelaufen; ich bitte um deren Ver⸗ 
leſung. 


Schriftführer Jabkonski (liest): 
„Dringlichkeitsantrag des Abgeordneten 
Dr. A. Treſié⸗Pavicié und Genoſſen, betref⸗ 
fend Behebung des Notſtandes in der Ge— 
meinde Komiza auf der Inſel Vis (iſſa) in⸗ 
1915 Vernichtung der Ernte durch Hagel— 
lag. 


Am Anfang des Monats Juli laufenden Jahres 


Dr. Julius Ofner und Genoſſen, Nr. 1059 der Bei⸗ hat ein ſchwerer Hagelſchlag die Ortſchaft Komiza auf 
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Beſchlüſſe beider Häufer e an das Miniſterium 
geleitet werden. 


Wien, 20. Dezember 1910. 
Alfred Fürſt Windiſch⸗Graetz. 


Polzer, 
Schriftführer.“ 


„Das a hat in feiner Sitzung vom 
21. Dezember d. J. den mit der Zuſchrift vom 
26. November d. J., Z. 1578 /A. H., mitgeteilten 
Beſchluß des Abgeordnetenhauſes über den Entwurf 
eines Gefeßes, betreffend die Errichtung eines 
Wohnun gsfürſorgefonds, auf Grundlage münd- 
licher Berichterſtattung in Verhandlung genommen 
und iſt dieſem Beſchluſſe in dritter Leſung ohne 
Anderung beigetreten. 

Hiervon beehrt ſich das Präſidium des Herren- 
hauſes gemäß § 10, Alinea 3, des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrates die Mitteilung mit 
dem Beifügen zu machen, daß die übereinſtimmenden 
Beſchlüſſe beider Hänſer gleichzeitig an das Miniſterium 
geleitet werden. 


Wien, 21. Dezember 1910. 
Alfred Fürſt Windiſch⸗Graetz. 


Polzer, 
Schriftführer.“ 


„Das N hat in ſeiner Sitzung dom 
21. Dezember d. J. den mit der Zuſchrift vom 
15. Dezember d. J., 3. 1497 A. H., mitgeteiften 
Beſchluß des Abgeordnetenhauſes über den Entwurf 
eines Geſetzes über die Verwendung von 
Teilen der Gebarungsüberſchüſſe der gemeine 
ſchaftlichen Waiſenkaſſen auf Grundlage des 
anverwahrten Kommiſſionsberichtes in Verhandlung 
genommen und iſt dieſem Beſchluſſe in dritter Leſung 
ohne Anderung beigetreten. 

Hiervon beehrt ſich das Präſidium des Herren- 
hauſes gemäß 8 10, Alinea 3, des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrates die Mitteilung mit 
dem Beifügen zu machen, daß die übereinſtimmenden 
Beſchlüſſe beider Häuſer gleichzeitig an das Miniſterium 
geleitet werden. 


Wien, 21. Dezember 1910. 
Alfred Fürſt Windiſch⸗Graetz. 
Polzer, 
Schriftführer.“ 


„Das Herrenhans hat in ſeiner Sitzung vom 
21. Dezember d. J. den mit der Zuſchrift vom 
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15. Dezember d. J., Z. 1604/A. H., mitgeteilten Be⸗ 
ſchluß des Abgeorduetenhauſes über den Entwurf 
eines Geſetzes wegen neuerlicher Verlänge⸗ 
rung der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 
30. Auguſt 1891, R. G. Bl. Nr. 136, über die 
Ausübung der Konſulargerichts barkeit auf 
Grundlage des anverwahrten Kommiſſtonsberichtes 
in Verhandlung genommen und iſt dieſem Beſchluſſe 
in dritter Leſung ohne Anderung beigetreten. 

Hiervon beehrt ſich das Präſidium des Herren- 
hauſes gemäß $ 10, Alinea 3, des Geſetzes über die 
Geſchäftsorduung des Reichsrates die Mitteilung mit 
dem Beifügen zu machen, daß die übereinſtimmenden 
Beſchlüſſe beider Häuſer gleichzeitig an das Miniſterium 
geleitet werden. 


Wien, 21. Dezember 1910. 
Alfred Fürſt Windiſch-Graetz. 


Polzer, 
Schriftführer.“ 


„Das Herrenhaus hat in ſeiner Sitzung vom 
21. Dezember d. J. den mit der Zuſchrift vom 
16. Dezember d. J., 8. 21/A. H., mitgeteilten Be: 
ſchluß des Abgeordretenhauſes über den Entwurf 
eines Geſetzes über die Gerichtspraxis der 
nicht im richterlichen Vorbereitungsdienſte 
ſtehenden Rechtspraktikanten auf Grundlage 
des anverwahrten Kommiſſionsberichtes in Ver⸗ 
handlung genommen und iſt dieſem Beſchluſſe in 
dritter Leſung ohne Anderung beigetreten. 

Hiervon beehrt ſich das Präſidium des Herren⸗ 
hauſes gemäß § 10, Alinea 3, des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrates die Mitteilung mit 
dem Beifügen zu machen, daß die übereinſtimmenden 
Beſchlüſſe beider Häuſer gleichzeitig an das Mini⸗ 
ſterium geleitet werden. 


Wien, 21. Dezember 1910. 
Alfred Fürſt Windiſch⸗Graetz. 


Polzer, 
Schriftführer.“ 


Präſident: Es find Zuſchriften der Re⸗ 
gierung eingelangt, welche von der Allerhöchſten 
Sanktionierung mehrerer, von beiden Häuſern 
des Reichsrates beſchloſſenen Geſetzentwürfe Mit⸗ 
teilung machen, und zwar: vom eee 
des Innern: 


Schriftführer Jabkonski (Lest): 


„Seine k. u. k. Apoftoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 21. Dezember d. J. 
dem von beiden Häuſern des Reichsrates beſchloſſenen 
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Entwurfe eines Geſetzes über die Ergänzung 
des Geſetzes vom 12. Mai 1873, R. G. Bl. 
Nr. 94, in betreff der Geſchäftsordnung des 
Reichsrates die Allerhöchſte Sanktion aller⸗ 
gnädigſt zu erteilen geruht. 

Hiervon beehre ich mich dem löblichen Präſidium 
die Mitteilung zu machen. 


Wien, 23. Dezember 1910. 


Für den k. k. Miniſter des Innern: 
Fries.“ 


Präſident: Da ex lege die Beſtimmungen des 
Geſchäftsordnungsgeſetzes in die Geſchäftsordnung 
jenes Hauſes, das ſie betreffen, aufgenommen werden 
müſſen und die Beſlimmungen des eben mitgeteilten 
Geſetzes das Abgeordnetenhaus des Reichsrates be⸗ 
treffen, ſo iſt der hierdurch geänderte 8 5 des Ge⸗ 
ſchäftsordnungsgeſetzes ebenſo ein Teil der Geſchäfts⸗ 
ordnung des Abgeordnetenhauſes, wie er es in ſeiner 
bisherigen Form im $ 16 dieſer Geſchäftsordnung war. 


Vom Finanz miniſterium: 


Schriftführer Jabkonski (liest): 

„Ich beehre mich, dem löblichen Präſidium mit⸗ 
zuteilen, daß Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 22. Dezember 1910 
dem Geſetzentwurfe, betreffend die Fort- 
erhebung. der Steuern und Abgaben ſowie 
die Beſtreitung des Staatsaufwandes in der 
Zeit vom 1. Jänner bis 31. März 1911, die 
Allerhöchſte Sanktion allergnädigſt zu erteilen 
geruht haben. 


Wien, 24. Dezember 1910. 


Der k. k. Finanzminiſter: 
Bilinski.“ 


„Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 16. Dezember 1910 
dem Geſetzentwurfe, betreffend die Gewäh— 
rung von Befreiungen von den Stempel- und 
unmittelbaren Gebühren auf dem Gebiete 
der Landeskultur, die Allerhöchſte Sanktion 
allergnädigſt zu erteilen geruht. 

Hiervon beehre ich mich dem löblichen Präſidinm 
Mitteilung zu machen. 


Wien, 20. Dezember 1910. 
Der k. k. Finanzminiſter: 


Bilinski.“ 


Präfident: Vom Juſtizminiſterium. 
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Schriftführer Jabkonski (liest): 


„Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majaſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 24. Dezember 1910 
dem Geſetzentwurfe über die Verwendung 
von Teilen der Gebarungsüberſchüſſe der 
gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſen die Aller- 
höſte Sanktion allergnädigſt zu erteilen geruht. 

Hiervon beehre ich mich mit dem Beiſatze Mit⸗ 
teilung zu machen, daß gleichzeitig die Kundmachung 
des Geſetzes im Reichsgeſetzblatte veranlaßt wird. 


Wien, 27. Dezember 1910. 


Dr. Ritter v. Hochenburger.“ 


„Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöſter Entſchließung vom 24. Dezember 1910 
dem Geſetze wegen neuerlicher Verlängerung 
der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 30. An guſt 
1891, R. G. Bl. Nr. 136, über die Ausübung 
der Konſulargerichtsbarkeit die Allerhöchſte 
Sanktion allergnädigſt zu erteilen geruht. 

Hiervon beehre ich mich mit dem Beifügen Mit⸗ 
teilung zu machen, daß die Kundmachung des Ge⸗ 
ſetzes durch das Reichsgeſetzblatt unter einem ver⸗ 
anlaßt wird. 


Wien, 27. Dezember 1910. 


Dr. Ritter v. Hochenburger.“ 


„Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 24. l. M. dem Ent- 
wurfe des Geſetzes über die Gerichtspraxis 
der nicht im richterlichen Vorbereitungs⸗ 
dienſte ſtehenden Rechtspraktikanten die 
Aller höchſte Sanktion allergnädigſt zu erteilen 
gernht. 


Hiervon beehre ich mich Mitteilung zu machen. 
Wien, 29. Dezember 1910. 


Dr. Ritter v. Hochenburger.“ 


Präſident: Vom Miniſterium für öffent- 
liche Arbeiten: : 


Schriftführer Jabkonski (liest): 

„Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 22. Dezember 1910 
dem von beiden Häuſern des Reichsrates ange⸗ 
nommenen Geſetzentwurfe, betreffend die Er- 
richtung eines Wohnungsfürſorgefonds, die 
Allerhöchſte Sanktion allergnädigſt zu erteilen 


geruht. 


Abschnitt 15: 


Gesetzesentwurf betreffend Ermächtigung der Regierung aus 
Anlass der durch den Kriegszustand verursachten außerordentlichen 
Verhältnisse die notwendigen Verfügungen auf wirtschaftlichen 
Gebiet zu treffen vom 13.Juni 1917 


Beschluss des Abgeordnetenhauses vom 10. Juli 1917 


Debatte im Herrenhaus am 13. Juli 1917. 
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Beschluß des Abgenrdnetenhauſes. 
— — aneahna eh. sans ni 


Gefeh 


A 


mit welchem 


die Regierung ermächtigt wird, aus Anlaß der durch den Kriegs- 
zuftand verurſachten außer ordentlichen Berhälfniffe die notwendigen 
Perfügungen auf wirkſchafklichem Gebiete zu kreffen. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrates finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 
8 1. 
Die Regierung wird ermächtigt, während der 
Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen außer⸗ 
ordentlichen Verhältniſſe durch Verordnung die not⸗ 
wendigen Verfügungen zur Förderung und Wieder⸗ 
aufrichtung des wirtſchaftlichen Lebens, zur Abwehr 
wirtſchaftlicher Schädigungen und zur Verſorgung 
der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und anderen 
Bedarfsgegenſtänden zu treffen. 
Die Verordnungen allgemeiner Art ſind nach 
Einholung der Meinungsänßerung des vom Ab- 
geordnetenhauſe zu dieſem Zwecke gewählten, aus 
27 Mitgliedern beſtehenden Ausſchuſſes, zu erlaſſen. 
Zur Mitwirkung bei der Durchführung der auf 
Grund dieſes Geſetzes ergriffenen Maßnahmen 
können auch Gemeinden herangezogen werden. 


8 2. 


In den zu erlaſſenden Verordnungen können 
für Übertretungen Geldſtrafen bis zu 20.000 K, 
Arreſtſtrafen bis zu ſechs Monaten, der Verfall von 
Gegenſtänden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 
bezieht, und der Verluſt von Gewerbeberechtigungen 
feſtgeſetzt werden, und zwar auch derart, daß dieſe 
Strafen nebeneinander verhängt werden können. Die 

Beſtrafung ſteht den politiſchen Behörden zu. 
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9298. 


Die Regierung iſt verpflichtet, die auf Grund 
der Kaiſerlichen Verordnung vom 10. Oktober 1914, 
R. G. Bl. Nr. 274, erlaſſenen Verordnungen dem 
Reichsrat vorzulegen und über ſein Verlangen außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. Das gleiche gilt für die auf 
Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen, 
welche dem Reichsrate, falls er verſammelt iſt, 
ſpäteſtens am Ende jedes Kalendervierteljahres, ſonſt 
bei ſeinem Zuſammentritt vorzulegen ſind. 


9 4. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kund⸗ 
machung in Kraft. Geichzeitig tritt die Kaiſerliche 
Verordnung vom 10. Oktober 1914, R. G. Bl. 
Nr. 274, außer Wirkſamkeit. 


§ 5. 

Die auf Gruud dieſes Geſetzes oder der Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom 10. Oktober 1914, R. G. 
Bl. Nr. 274, erlaſſenen Verordnungen bleiben, ſo⸗ 
weit ſie nicht zeitlich begrenzt ſind, ſolange in Kraft, 
als ſie nicht durch neue, auf Grund dieſes Geſetzes 
oder auf Grund einer anderen geſetzlichen Ermäch⸗ 
tigung erlaſſene Verordnungen oder über Ver⸗ 
langen des Reichsrates nach § 3 dieſes Geſetzes 
abgeändert oder außer Wirkſamkeit geſetzt werden. 

Auch ſind die auf Grund dieſes Geſetzes er⸗ 
laſſenen Verordnungen außer Wirkſamkeit zu ſetzen, 
wenn fie dem Reichsrat zu dem im $ 3 dieſes 
Geſetzes bezeichneten Termin nicht vorgelegt werden. 


8 6. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind die 
beteiligten Miniſter betraut. 


Vom Abgeordnetenhauſe in der Sitzung vom 10. d. M. in dritter Leſung angenommen. 


Wien, 10. Juli 1917. 
Groß. 


Dr. Raimihar, 
Schriftführer. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Ich habe die Ehre, dem Hohen Haufe a Geſetzentwurfe über die Führung des Staats⸗ 
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zuteilen, daß die in der letzten Sitzung gewählten hausbaltes vom 1. Juli bis 31. Oktober 1917 


b ommiſſionen ſich konſtituiert haben. 
Es haben gewählt: 
die 
Vorſitzenden, Freiherrn v. Ehrenfels zum Vor⸗ 
ſihenden⸗Stellvertreter; 


die ſtändige Kommiſſion für Sanitäts⸗ 


angelegenheiten Seine Exzellenz Grafen Vetter 
zum Vorſitzenden, Seine Durchlaucht Fürſtgroßprior 
Hardegg zum Vorſitzenden⸗Stellvertreter; 


die ſtändige Kommiſſion für kriegs⸗ 
wirtſchaftliche Angelegenheiten Seine Exzellenz 
Freiherrn v. Schwartzenau zum Vorſitzenden, 
Seine Exzellenz Grafen Dominik Hardegg zum 
erſten, Seine Exzellenz Exner zum zweiten Vor⸗ 
itzendenſtellbertreter; 

die ſtändige Kommiſſion für Steuer⸗ 
angelegenheiten Seine Exzellenz Freiherrn 
v. Plener zum Vorſitzenden, Seine Durchlaucht 
Fürſten Friedrich Lobkowitz zum Vorſitzendenſtell⸗ 
vertreter. 


Ich erſuche um Verleſung des Einlaufes. 


ſtändige volkswirtſchaftliche Kom⸗ 
miſſion Seine Exzellenz Freiherrn v. Ruber zum 


die Allerhöchſte Sanktion allergnädigſt zu erteilen 


geruht haben. 
Wien, am 30. Juni 1917. 


Der Leiter des k. k. Finanzminiſteriums: 
Wimmer.“ 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Dient 
zur Kenntnis. 


Schriftführer Graf Waldſtein: Zuſchriften 
des Präſidiums des Abgeordnetenhauſes (Liest): 

„Das Haus der Abgeordneten des Reichsrates 
hat in der Sitzung vom 6. d. M. den von der 
k. k. Regierung eingebrachten anliegenden Geſetz⸗ 


entwurf, betreffend die Abänderung einiger Beſtim⸗ 


mungen über die Unfallverſicherung der Arbeiter, 
anf Grundlage des mitfolgenden Ausſchußberichtes 
in Verhandlung genommen und mit den aus der 
Anlage erſichtlichen Anderungen in dritter Leſung 
genehmigt. 

In Gemäßheit des § 14 des Geſetzes über 
die Geſchäftsordnung des Reichsrates wird das 
Präſidium des Herrenhauſes hiervon zur weiteren 


Schriftführer Graf Waldſtein: Zuſchrift verfaſſungsmäßigen Behandlung in die Kenntnis 
Seiner Exzellenz des Herrn Miniſterpräſidenten geſetzt. ö 


(lies ): 


„Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben 


mit der Allerhöchſten Entſchließung vom 29. Juni 
1917 den Geheimen Rat Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten Dr. Paul v. Vittorelli, das Herren⸗ 
hausmitglied Dr. Friedrich Fürſten v. Lobkowitz 
und deu Rat des Verwaltungsgerichtshofes Doktor 
Robert Ritter v. Neumann ⸗Ettenreich zu Mit⸗ 
gliedern, und den Hof- und Gerichtsadvokaten 
Dr. Heinrich Freiherrn v. Haerdtl in Wien zum 
Erſatzmanne des Reichsgerichtes allergnädigſt zu 
ernennen geruht. 

Hiervon beehre ich mich das löbliche Präſidium 
mit Beziehung auf die geſchätzte Zuſchrift vom 
9. Juni 1917, Z. 63 /H. H., in Kenntnis zu ſetzen. 


Seidler.“ 


Bizepräfident Fürſt zu Fürſteuberg: Dient 
zur Kenntnis. 


Schriftführer Graf Waldſtein: Zuſchrift des 
k. k. Finanzminiſterimns (liest): 

„Ich beehre mich dem löblichen Präſidinm 
mitzuteilen, daß Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät 
mit Allerhöchſter Entſchließung vom 30. Juni 1917, 


Wien, 6. Juli 1917. 
Groß. 


Dr. Lovro Pogaknik, 
Schriftführer.“ 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Dieſe 
Vorlage wurde gemäß § 34 der Geſchäftsordnung 
der ſtändigen volkswirtſchaftlichen Kon 
miſſion zugewieſen. 

Ich erſuche, in der Verleſung des Einlaufes 
fortzufahren. 


Schriftführer Graf Waldſtein (liest). 


„Das Abgeordnetenhaus hat in der Sitzung 
vom 10. d. M. die von der Regierung vorgelegte 
anliegende Kaiſerliche Verordnung vom 10. Oktober 
1914, R. G. Bl. Nr. 274, mit welcher die 
Regierung ermächtigt wird, aus Anlaß der durch 
den Kriegszuſtand verurſachten außerordentlichen 
Verhältniſſe die notwendigen Verfügungen anf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete zu treffen, auf Grundlage des 
mitfolgenden Ausſchußberichtes in Verhandlung 
genommen und den vom kriegswirtſchaftlichen Aus⸗ 
ſchuß vorgelegten Geſetzentwurf (13 der Beilagen) 
mit Anderungen in dritter Leſung genehmigt. 
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In Gemäßheit des § 14 des Geſetzes über 
Geſchäftsordnung des Reichsrates wird dem 


die 
Präſidinm des Herreuhauſes der von dem Abgeord⸗ 
netenhauſe diesfalls gefaßte Beſchluß zur weiteren 
verfaſſungsmäßigen Behandlung mit dem Beifügen 
mitgeteilt, daß das Abgeordnetenhaus bei dieſem 


Anlaſſe die mitfolgenden Reſolutionen beſchloſſen hat. 


Wien, 10. Juli 1917. 
Groß. 


Dr. Ravnihar, 
Schriftführer.“ 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſteuberg: Dieſe 
Vorlage wurde gemäß $ 34 der Geſchäftsordnung 
der ſtändigen Kommiſſion für kriegswirt⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten zugewieſen. 

Zu einem dieſen Gegenſtand betreffenden for⸗ 
malen Antrage hat ſich Seine Exzellenz Freiherr 
v. Schwartzenau zum Worte gemeldet. Ich erteile 
Seiner Exzellenz das Wort. 


Freiherr v. Schwartzenau: Hohes Haus! Ich 
beehre mich, folgenden formalen Antrag zu ſtellen 
(liest): 

„Das hohe Haus wolle beſchließen, daß ber 
vorliegende Entwurf eines kriegswirtſchaftlichen 
Ermächtigungsgeſetzes, den die ſtändige Kommiſſion 
für kriegswirtſchaftliche Angelegenheiten bereits be⸗ 
raten hat, nach $ 38 lit. d der Geſchäftsordnung 
bei Umgangnahme von der Drucklegung des Rome 
miſſionsberichtes dringlich behandelt und auf die 
heutige Tagesordnung geftelit werde.“ 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Seine 
Exzellenz Freiherr v. Schwartzenan ſtellt den 
formalen Antrag, daß der vorliegende Entwurf 
eines kriegswirtſchaftlichen Ermächtigungsgeſetzes, den 
die ſtändige Kommiſſion für kriegswirtſchaftliche 
Angelegenheiten bereits beraten hat, nach § 38 lit. d 
der Geſchäftsordnung bei Umgangnahme von der 
Drucklegung des Kommiffionsberichtes dringlich 
behandelt und auf die heutige Tagesordnung geſtellt 
werde. 


Ich geſtatte mir vor allem, die Debatte darüber 
zu eröffnen, ob die Behandlung dieſes Geſetzentwurfes 
dringlich ſei. Wünſcht jemand zur Frage der Dring⸗ 
lichkeit das Wort? (Aiemand meldet sich.) Es iſt 
nicht der Fall. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche ſich für 
die Dringlichkeit ausſprechen, ſich von den Sitzen zu 
erheben. (Gexchicht.) Angenommen. 

Nun erlaube ich mir die Anfrage zn ſtellen, 
ob jemand zu dem Antrage ſelbſt zu ſprechen wünſcht. 
(Niemand meldıt sich.) Es iſt nicht der Fall. 
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Ich erſuche daher diejenigen Herren, welche 
auch dem Meritum des Antrages Seiner Exzellenz 
Freiherrn v. Schwartzenan ihre Zuſtimmung 
erteilen wollen, ſich von den Sitzen zu erheben. 
(Geschieht.) Der Autrag iſt angenommen und ich 
werde nach dem Beſchluſſe des Hauſes vorgehen. 


Ich erſuche um Verleſung des weiteren Einlaufes. 


| Schriftführer Graf Waldſtein (des): 

„Das Hans der Abgeordneten des Reichsrates 
hat in der Sitzung vom 12. d. M. den von der 
k. k. Regierung eingebrachten anliegenden Oeſetz⸗ 
entwurf, betreffend das Diengverhältnis der Lehrer⸗ 
ſchaft an mittleren und niederen Unterrichtsanſtalten 
(Lehrerdienſtpragmatik) (14 der Beilagen), auf 
Grundlage des mitfolgenden Ausſchußberichtes in 
Verhandlung genommen und mit den aus der 
Anlage erfihtlihen Anderungen in dritter Leſung 
genehmigt. 

In Gemäßheit des § 14 des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrates wird das Präſidin:; 
des Herrenhauſes hiervon zur weiteren verfaſſung⸗ 
mäßigen Behandlung mit dem Beifügen in die 
Kenntnis geſetzt, daß das Adgeordnetenhaus dei dieſenn 
Anlaſſe die mitfolgenden Reſolntionen beſchloſſen hat. 


Wien, 12. Juli 1917. 
Groß. 


Rychlik, 
Schriftführer.“ 


| Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Dieie 
Vorlage wurde gemäß 8 34 der Geſchäftsordnung 
der Budgetkommiſſion zugewieſen. 


Schriftführer Graf Waldſtein (liess): 

„Das Haus der Abgeordneten des Reichsrates 
hat in der Sitzung vom 12. d. M. den vom Flüchtlings⸗ 
ausſchuſſe vorgelegten Geſetzentwurf, betreffend den 
Schutz der Kriegsflüchtlinge (15 der Beilagen), auf 
Grundlage des mitfolgenden Ausſchußberichtes in 
Verhandlung genommen und mit den aus der Anlage 
erſichtlichen Anderungen in dritter Leſung genehmigt. 


In Gemäßheit des 8 14 des Geſetzes über die 
Geſchäftsordnung des Reichsrates wird das Präſidium 
des Herrenhanſes hiervon zur weiteren verfaſſungs⸗ 


mäßigen Behandlung in Kenntnis geſetzt. 
| Wien, 12. Juli 1917. 


Groß. 


Ladislaus Cech, 
b Schriftführer.“ 
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Ich erſuche jene Herren, welche das ſoeben in 
zweiter Leſung angenommene Geſetz auch in dritter 
Leſung annehmen wollen, ſich von ihren Sitzen zu 
erheben. (Gexchieht.) 


Das hohe Haus hat das Geſetz, betreffend 
die Verlängerung der Wahlperiode der 
Mitglieder: des Abgeordnetenhanſes des 
Neichsrates mit der erforderlichen Zmei- 
drittelmajorität in dritter Leſung ange— 
nommen. (rleichlautend mit 11 der Builalßen.) 


teilhaft, daß das Parlament ſtabil in Tätigkeit 
bleibe. 

Judem ich mir nun erlaube, die Annahme 
dieſes Geſetzes dem hohen Hauſe ergebenſt an⸗ 
zuempfehlen, kann ich nur den Wunſch ansſprechen. 
daß die Arbeit, welche infolge der durch das Geſetz 
ermöglichten Kontinnität geleiſtet werden ſoll, für 
unſer geliebtes Vaterland Glück und Segen bedeuten 
möge. (Beifall.) 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſteuberg: Ich 
eröffne die Generaldebatte: Verlangt jemand das Nach dem heute vom hohen Hauſe gefaßten 
Wort? (Niemand meldet sich.) Es iſt niemand zum Beſchluſſe iſt unſer nächſter Verhandlungsgegenſtand 
Worte gemeldet. Wir gehen daher zur Spezial- der mündliche Bericht der ſtändigen Kom⸗ 
debatte über. miſſion für kriegswirtſchaftliche Angelegen- 

Ich erſuche den Herrn Berichterſtatter, die heiten über den Beſchluß des Abgeordneten— 
beiden Paragraphen einzeln, ſowie Titel und Ein- hauſes, betreffend das Geſetz, mit welchem 
gang des Geſetzes zu verleſen. Ich mache aus⸗ die Regierung ermächtigt wird, aus Anlaß 


drücklich darauf aufmerkſam, daß, wie dies auch der 
Kommiſſionsbericht hervorhebt, 8 1 zur Annahme 
einer Zweidrittelmajorität bedarf. Ich bitte daher 
die Herren, die Plätze einzunehmen, damit dieſe 
Zweidrittelmajorität bei der Abſtimmung in Er⸗ 
ſcheinung treten kann. 


Berichterſtatter Graf Kuefſtein (le K 1 
des Gesetzes aus 11 der Beilagen). 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Ich 


bitte jene Herren, welche dem § 1 zuſtimmen, ſich 
von ihren Sitzen zu erheben. (Gesekicht,) 

S 1 iſt mit der erforderlichen Zweidrittel⸗ 
majorität angenommen. 


Berichterſtatter Graf Kuefſte in (verliest K 2 
Shi Titel und Eingang des Gesetzes uns I] der 
Beilagen). 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Ich 
bitte jene Herren, welche mit dem $ 2 und Titel 
und Eingang des Geſetzes einverſtanden find, ſich 
von ihren Sitzen zu erheben. (Geschreht) 8 2 
ſowie Titel und Eingang des Geſetzes ſind an⸗ 
genommen. 


Berichterſtatter Graf Kuefſtein: Ich erlaube 
mir zu beantragen, das hohe Haus möge ſogleich 
die dritte Leſung vornehmen. 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Der 
Herr Berichterſtatter beantragt die ſofortige Vor⸗ 
nahme der dritten Leſung. Wird eine Einwendung 
dagegen erhoben? (Nach einer Pause:) Es iſt nicht 
der Fall. . 

Ich mache darauf aufmerkſam, daß die An⸗ 
nahme des Geſetzes in der dritten Leſung eine 
Zweidrittelmajorität erheiſcht. 


der durch den Kriegszuſtand verurſachten 
außerordentlichen Verhältniſſe die not— 
wendigen Verfügungen auf wirtſchaftlichem 
Gebiete zu treffen. (13 der Beilagen.) Bericht⸗ 
erſtatter iſt Seine Durchlaucht Fürſt Friedrich Lob⸗ 
ko wicz. 

Ich erſuche Seine Durchlaucht, den Platz des 
Berichterſtatters einnehmen und die Debatte ein⸗ 
leiten zu wollen. 


Berichterſtatter 
(von der Trihine): 


Am 10. Oktober 1914, R. G. Bl. Nr. 274, 
erſchien eine kaiſerliche Verordnung, mit welcher die 
Regierung ermächtigt wird, aus Anlaß der durch 
den Kriegszuſtand verurſachten außerordentlichen 
Verhältniſſe die notwendigen Verfügungen auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete zu treffen. 

Dieſe Verordnungen waren von ſehr großer 
Tragweite. Nahezu die ganze Lebensmittel⸗ und 
Rohſtoffwirtſchaft, verſchiedene Kredit⸗ und Gebühren⸗ 
verordnungen ruhen auf dieſer Rahmenverordnnng. 
Im ganzen ſind, ich glaube, gegen 250 derartige 
Verordnungen herausgekommen. Viele dieſer Mini⸗ 
ſterialverordnungen enthalten wieder Ermächtigungen 
für die politiſchen Behörden erſter und zweiter 
Inſtanz, jo daß man von einer wahren Lawine 
von Verordnungen ſprechen kann. Wenn auch viele 
dieſer Verordnungen und ſpeziell ihre Durchführung 
in der Offentlichkeit oft einer herben Kritik unter⸗ 
zogen wurden, fo muß doch jedermann zugeben, 
daß ein Großteil an und für ſich notwendig war, 
daß ähnliche Verordnungen auch in der Inkunft, 
ſpeziell in der Bekleidungs⸗, Ernährungs⸗ und 
Kohlenfrage notwendig fein werden und daß ſie faſt 
immer ſo dringend ſind, daß ſie eine parlamen⸗ 
tariſche Behandlung abſolut nicht vertragen würden. 

Auch der kriegswirtſchaftliche Ausſchuß des 
Abgeordnetenhauſes hat ſich dieſen Erwägungen 


Fürſt Friedrich Lobkowicz 
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nicht verſchloſſen. In vollkommen richtiger Erkenntnis 
jedoch, daß es paradox wäre, während der Tagung 
des Parlaments zuzulaſſen, daß weitere reine 
8 14⸗Verordnungen heranskonmen, hat der Aus⸗ 
ſchuß mit einigen Anderungen die bewußte Kaiſer⸗ 
liche Verordnung als Geſetzentwurf dem Abgeord⸗ 
netenhauſe vorgelegt. Die Anderungen gegenüber der 
Kaiſerlichen Verordnung wurden von der Regierung 
angenommen und auch vom Standpunkte des 
Herrenhauſes iſt gegen dieſelben nichts einzuwenden, 
weil es faſt durchwegs Verbeſſerungen ſind. 


Es würde demnach dem vorliegenden Beſchluſſe 
des Abgeordnetenhauſes die Zuſtimmung dieſes 
Hauſes ſicher ſein, wenn nicht im Plenum des 
anderen Hauſes eine einfchneidende Anderung des 
S 1 und hiedurch des ganzen Geſetzes erfolgt 


wäre. Hier wurde nämlich über Antrag des Herrn 
Abgeordneten R. v. Moraczewski folgender 


Paſſus eingeſetzt (Vent): 

„Die Verordnungen allgemeiner Art ſind nach 
Einholung der Meinungsäußerung des vom Ab: 
geordnetenhauſe zu dieſem Zwecke gewählten, aus 
27 Mitgliedern beſtehenden Ausſchuſſes zu erlaſſen.“ 


Rein verfaſſungsrechtlich müßte das Herrenhaus 
ſelbſtverſtändlich verlaugen, daß neben dem Aus- 
ſchuſſe des Abgeordnetenhauſes auch ein gleicher 
Ausſchuß des Herrenhanſes ſich mit ſolchen Dingen 
beſchäftige. Aber darum handelt es ſich nicht. Die 
Kommiſſion des Herrenhauſes hat ſich hier auf den— 
ſelben Standpunkt geſtellt wie der Ausſchuß des 
Abgeordnetenhanſes. In dem Berichte des Abgeord⸗ 
netenhauſes iſt über dieſen Antrag bereits Erwäh⸗ 
nung geſchehen. Hier wird gejagt (liest): 


„Allerdings lag es dem Ausſchuſſe fern, damit 
ſeine Zuſtimmung zu der bisherigen Führung der 
Kriegswirtſchaft auszuſprechen. Vielmehr war ein 
großer Teil der Verhandlungen mit ſehr bitteren 
Beſchwerden über die beſtehenden kriegswirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen ausgefüllt. Aus dieſen Ge⸗ 
dankengängen entſprang der Antrag, das Entſtehen 
weiterer kriegswirtſchaftlicher Verordnungen mit ge⸗ 
wiſſen Sicherheiten zu umgehen und die Regierung 
geſetzlich zu verhalten, daß fie bezügliche Verord⸗ 
nungen in der Zukunft nur im Einvernehmen oder 
nach Anhörung des kriegswirtſchaftlichen Ausſchuſſes 
trifft. Der Ausſchuß hat ſich dieſem Antrage, wenn 
er ihn auch in ſeiner Entſtehung als begreiflich 
findet, nicht angeſchloſſen, weil er die hier verſuchte 
Verwiſchung der Grenzen zwiſchen Legislative und 
Exekutive zu vermeiden wünſchte — ganz abgeſehen 
von der Befürchtung, daß eine derartige Einſchaltung 
des Parlaments in die Verordnungsgewalt die 
Gefahr bedenklicher Zeitverluſte in ſich birgt.“ 


Es wird durch dieſen Abſatz faſt die ganze 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes paralyſiert werden. Für 


die Regierung wäre es ſehr ſchwer zu entſcheiden, 
ob eine Verordnung allgemeiner Art oder nicht 
allgemeiner Art vorliegt, es wäre auch ſchwer für fie, 
genau zu wiſſen, was für eine Wirkung eigentlich 
die Meinungsäußerung dieſer quaſi als Beirat ein⸗ 
geſetzten Ausſchüſſe beider Häuſer haben ſoll. Haupt⸗ 
ſächlich aber muß man bedenken, daß die meiſten 
ſolchen Verordnungen außerordentlich dringend ſind, 
daß es ſich oft um Wochen, Tage, ja eventuell auch 
um 24 Stunden handeln kann und daß zweifellos 
bei einer parlamentariſchen Behandlung die Sache 
nicht in Tagen, manchmal anch nicht in Wochen 
erledigt würde; denn die Ausſchüſſe würden. wenn 
ſie ſchon gehört werden müſſen, darauf halten, daß 
ſie vollkommen gehört werden, und wie lange das 
dauert, wiſſen wir ja aus Erfahrung. 

Aus allen dieſen Gründen hat ſich der Aus⸗ 
ſchuß entſchloſſen, dem hohen Haufe zu beantragen, 
das Geſetz als ſolches zwar anzunehmen, jedoch den 
Abſatz 2 des § 1 dieſes Geſetzes zu ſtreichen. 

Ich möchte nur noch darauf aufnierkſam 
machen, daß im Falle zwiſchen Abgeordnetenhaus 
und Herrenhaus in dieſer Angelegenheit keine Eini⸗ 
gung zuſtandekommt, kein Vakuum entſteht, weil, 
inſolange dieſes Geſetz nicht in Kraft tritt, die alte 
kaiſerliche Verordnung in Güliigkeit bleibt. 

Ich erſuche daher die Herren, lich dem Aus⸗ 


ſchuſſe anzuſchließen und die Streichung des Ab- 
ſatzes 2 des § 1 zu beſchließen. 

Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Als 
Vertreter der Regierung habe ich die Ehre, dem 
hohen Haufe vorzuſtellen Seine Exzellenz. Herrn 
Sektionschef Riedl. 

Ich eröffne die Generaldebatte. Verlangt 


jemand der hohen Herren das Wort? Niemand 
meldet sich.) Es iſt nicht der Fall. 


Wir übergehen daher zur Spezialde 
Aus dem Berichte Seiner Durchlauch: 


Atte. 


war zu 


entnehmen, daß die Kommiſſion die Eliminierung 
des zweiten Abſatzes des 8 1 der Vorlage 


beantragt. 

Um dieſem Abänderungsantrag Rechnung zu 
tragen, erſuche ich den Herrn Berichterſtatter, den 
8 1 abſatzweiſe zu verleſen, und ich werde dann 
jene Herren, welche den erſten Abſatz annehmen 
wollen, erſuchen, gleich nach deſſen Verleſung ihre 
Meinung dazu abzugeben. Dann wird erſt der 
zweite Abſatz folgen. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz / R J, 
Absatz 7 des Gesetzes aus 13 der Berlogen). 


Vizepräfident Fürſt zu Fürſtenberg: Ich 
erſuche jene Herren, welche den erſten Abſatz des 
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8 1 annehmen wollen, ſich von den Sitzen zu 
erheben. (Geschicht.) Angenommen. 

Der Herr Berichterſtatter hat nach Beſchluß 
der Kommiſſion die Streichung des Abſatzes bean⸗ 
tragt, den er nunmehr verleſen wird. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowitz (verlies! K 1, 
Absutz 2 des Gesetzes aus 13 der Beilagen), 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Da ich 
eine negative Abſtimmung nicht vornehmen kann, 
erſuche ich jene Herren, welche den in Rede 
ſtehenden, zur Streichung beantragten Abſatz an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Sitzen zu erheben. 
(Naek einer Pause:) Abgelehnt. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz (verliest K 1, 
Ahle 2 des Gesetzes aus 18 der Beilagen). 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Ich 
erſuche jene Herren, welche dieſem Abſatze zuſtimmen 
wollen. ſich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) 
Angenommen. 

Bezuglich der folgenden Paragraphen möchte 
ich mir erlauben, den Herrn Berichterſtatter einzu⸗ 
laden, er möge die Nummern der Paragraphen 
aufruſen, worauf ich jene Paragraphen, gegen die 


kein Widerſpruch erhoben wird, als genehmigt 
erklären werde. 
Wird dagegen ein Widerſpruch erhoben? 


(Niemand meldet sich) Es iſt nicht der Fall, ich 
werde alfo in dieſem Sinne vorgehen. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz: § 2! 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Auge⸗ 
nommen. 


Verichterſtatter Fürſt Lobkowicz: S 3 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Ange⸗ 
nontmen. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz: § A! 


Bizepräfident Fürſt zu Fürſtenberg: Ange⸗ 
nommen. 


Berichterftatter Fürſt Lobkowicz: 8 5! 


Vizepräfident Fürſt zu Fürſtenberg: Auge⸗ 
nommen: 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz: § 6! 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſtenberg: Ange⸗ 
nommen. 


Herrenhaus. — 9. Sitzung der XXII. Seſſion am 13. Juli 1917. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz (liest Titel 
und Eingang aus 1 ° der Beilagen). 


Vizepräſident Fürſt zu Würftenberg: Ange: 


nommen. 


Berichterſtatter Fürſt Lobkowicz: Ich bean⸗ 
trage die ſofortige Vornahme der dritten 
Leſung. N 


Vizepräſident Fürſt zu Fürſteuberg: Der 
Herr Berichterſtatter beantragt die ſofortige Vor⸗ 
nahme der dritten Leſung. Wird eine Einwendung 
dagegen erhoben? (Niemand meldet sick.) Es iſt 
nicht der Fall. Demnach erſuche ich jene Herren, 
welche den ſoeben in zweiter Leſung angenommenen 
Geſetzentwurf auch in dritter Leſung annehmen 
wollen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geschicht.) 
Das Geſetz, mit welchem die Regierung er⸗ 
mächtigt wird, aus Anlaß der durch den 
Kriegszuſtand verurſachten außerordent— 
lichen Verhältniſſe die notwendigen Ver— 
fügungen auf wirtſchaftlichem Gebiete zu 
treffen, iſt nach dem Antrag der Kommiſſion auch 
in dritter Leſung angenommen. 


Nach dem in der heutigen Sitzung gefaßten 
Beſchluſſe iſt unſer nächſter Verhandlungs⸗ 
gegenſtand die Beratung über die in der Sitzung 
vom 13. Juni 1917 bekanntgegebenen und der 
volkswirtſchaftlichen Kommiſſion zugemiefenen und 
von dieſer in Beratung gezogenen Anträge und 
zwar: 


1. Der Herren Ing. Dr. Wilhelm Exner, 


Dr. Karl Beurle, Ing. Karl Hochenegg und 


Genoſſen, betreffend die Regelung des Elek⸗ 
trizitätsweſens in Oſterreich (6 der Beilagen). 


2. Der Herren Ing. Dr. Wilhelm Exner, 
Ing. Dr. Rudolf Doerfel und Genoſſen, be⸗ 
treffend die legislatoriſche Ordnung des 
Dampfgeneratorweſens (7 der Beilagen). 


Die beiden Anträge ſind vor geraumer Zeit 
verteilt worden und den Herren bekannt. Ich erteile 
nunmehr dem Herrn Berichterſtatter Seiner Exzellenz 
Exner das Wort. 


Berichterſtatter Exner (von der Tribüne): 


Infolge der Geſtattung des hohen Hauſes, die 
beiden Anträge, welche die volkswirtſchaftliche Kom⸗ 
miſſion geſtern erledigt hat, dringlich zu behandeln, 
beehre ich mich, die beiden Anträge kurz einzuleiten 
und zu begründen. Der eine Antrag iſt die 
neuerliche Aufforderung an die hohe Regierung, 
dem Elektrizitätsweſen jene Fürſorge angedeihen zu 
laſſen, die wir ſeit Dezennien ſchmerzlich vermiſſen. 


Abschnitt 16: 


Anhang !: 


Materialien zum Kaiser Franz Josefs I. Jubiläumsfonds für 
Werkstättengebäude und Volkswohnungen in Wien 
(Gegründet: 1908). 


No. 2132-908 


Präsent. 12. Juli VORTRAG 
Exped. des 


Ministers für öffentliche Arbeiten 


Dr. Gessmann 


883-908 dd 2. Juli 1908, 
Br, betreffend die 
Gründung eines Fonds zur Errichtung 
von Werkstättengebäuden und Volks- 


wohnungen in Wien. 


Zu dem mit .... 21/3 ..... 883 resolvierten ao. Vortrag betreffend die Einbringung des Entwurfes des 
Gesetzes über die Eröffnung von Nachtragskrediten zum Staatsvoranschlage pro 1908, erscheint 
ausgeführt, dass beabsichtigt erscheint, zum Zwecke der Eröffnung einer vorbildlichen Werkstättenanlage 
in Wien einen Betrag von 75.000 Kronen (mit einer 2-jährigen Verwendungsdauer) als Zinsengarantie 
anzusprechen zu dessen bestimmungsgemäßer Verwendung inzwischen mit dem Gesetze vom 21. Juni 1908, 


RGBL 118 die Ermächtigung erteilt wurde. 


Bestimmend für die Einstellung dieses Kredites war die Wahrnehmung, dass das stetige Anwachsen der 
Bevölkerung in den großen Städten, besonders in Wien, auf die bauliche Ausgestaltung dieser Gemeinwesen 
sichtlich einen mächtigen Einfluss ausübt. Besonders betroffen werden hiervon jene Stadtteile, die als 
Gebiete des hauptsächlichen Verkehrs immer mehr den Charakter von Geschäfts- und Handelsvierteln 
erhalten. Insoweit hier noch alte Gebäude vorhanden sind, welche ebenso sehr zur Aufnahme von 
Produktionsbetrieben wie von reinen Handelsbetrieben dienen, werden diese in rascher Folge durch neue 
den derzeitigen Geschäftszwecken entsprechende Gebäude ersetzt, welche schon wegen ihrer Kostspieligkeit 
für die Unterbringung von Werkstätten in Verbindung mit Wohnungen einen Raum enthalten. Ebenso 


verhält es sich bei reinen Neubauten. 


Eine Folge dieser baulichen Neugestaltung ist somit, dass der Handelsbetrieb aus den städtischen 
Konzentrationsgebieten immer mehr ausgeschaltet wird, dass ein stetig wachsender Mangel an 


Werkstättenanlagen eintritt. 


Die Erkenntnis der schweren Schäden, welche hierdurch dem Kleingewerbe erwachsen, für das mehr als für 
jede andere Betriebsform entsprechend eingerichtete Werkstätten in guter Lage ein wichtiges 
Produktionsmittel bilden, bestimmten den Vortragenden Maßnahmen zu treffen, welche geeignet erscheinen 
diesen Übelstande abzuhelfen. Die übereinstimmende Meinung der auf dem Gebiete der Gewerbeförderung 
maßgebenden Funktionen ging dahin, dass bei der erkannten Unzulänglichkeit der privaten Betätigung auf 
diesem Gebiete in den großen Städten aus öffentlichen Mitteln besondere gemeinnützigen Zwecken 
dienende Werkstättengebäude ehe möglichst zu errichten seien. Hiermit sollte einerseits dem dringenden 
Bedürfnisse entsprochen, andererseits aber sollten auf diesem Wege auch für private Unternehmungen 
vorbildliche Einrichtungen getroffen werden. 


Durch den Beschluss des Wiener Gemeinderates vom 28. Jänner 1908 einen im VI. Gemeindebezirk, 
gelegenen Grund..... vorläufig für die Erbauung von Werkstättenanlagen zu reformieren, war für den 
Vortragenden die Veranlassung gegeben, in diesbezügliche weitere Verhandlungen einzutreten, welche in 
dem angeschlossenen Statut für das Kuratorium des Fonds zur Errichtung von Werkstättengebäuden und 
Volkswohnungen ihren Abschluss gefunden haben. 


Nach. ¶ I dieses Statutes soll ein Fond mit dem Sitz in Wien zum Zwecke der Errichtung von 
Werkstättengebäuden und Volkswohnungen für Gewerbetreibende in Wien gebildet werden. Zur Bildung 
des Fondsvermögens hat vorerst der Gemeinderat der Stadt Wien ein Grundstück (ca. 5.400 m?) 
unentgeltlich gewidmet ¶ 3), auf dem im Wege eines zu beschaffenden oder von der Niederösterreichischen 
Landeshypothekenanstalt auf schon zugesagten Hypothekarkredit im Betrage von 1,900.000 Kronen ein 
Gebäude mit einer Werkstättenanlage und Volkswohnungen errichtet werden soll. Die in $ 3 vorgesehene 
grundbücherliche Einlagezahl dieses Grundstückes kann deshalb noch nicht angegeben werden, weil die 
grundbücherliche Durchführung der Parzellierung des Grundstückes erst nach Bildung des Fonds bzw. 
Konstituierung des Kuratoriums erfolgen kann. 

Eine unmittelbare Beteiligung des Staates an der Bildung dieses Fonds ist nicht vorgesehen; diese 
Beteifigung soll vielmehr nur subsidiär eintreten, bestimmt, die Schaffung eines entsprechenden 
Fondsvermögens zu gewährleisten, seine Erhaltung zu garantieren. Die staatliche subsidiäre Hilfe ist 
insofern das Mittel diese beiden Zwecke zu erreichen als festgesetzt erscheint, dass insoweit die Einnahmen 
des Fonds zur Bestreitung aller Auslagen nicht ausreichen der Abgang durch staatliche Subvention zu 
decken ist. ($$ 2 u. 7) Rentabilitätsberechnungen haben hinsichtlich des geplanten auszuführenden 
Gebäudes ergeben, dass eine solche staatliche Subvention nur für die erste Zeit nach der Bauführung zu 
erwarten steht, dass demnach mit dem eingangs erwähnten Kredite von 75.000 Kronen die in den Jahren 


1908 und 1909 eventuell eingetretenen Abgänge leicht gedeckt werden können. 


Die Verwaltung des Fonds obliegt einem Kuratorium. 


Die Bestimmung, dass sich im Kuratorium nur 2 Stimmen gegenüber stehen, Beschlüsse daher nur 
stimmeneinhellig gefasst werden nnen, ist für die weitere Ausgestaltung des Statuts von weittragender 
Bedeutung, denn sie beschränkt einerseits den Wirkungskreis des Kuratoriums und macht andererseits die 
Beteiligung eines Schiedsgerichtes für alle Fragen für welche Reine Einigung erzielt werden kann, 
notwendig. Beschränkt wird dieser Wirkungskreis insofern als dem Kuratorium bezüglich der Verwaltung 
des Fonds zwar alle Rechte einer juristischen Person zustehen ( 6), das wichtige Recht der Bestimmung der 
jeweiligen Höhe der Mietzinse ihm jedoch entzogen ist. Dieses Recht wird vielmehr dem Vorsitzenden des 
Kuratoriums übertragen ($ 10). Für die Aufnahme dieser Bestimmung war die Erwägung maßgebend, dass 
es ebenso wenig zweckentsprechend erscheint, dass für den Bestand und das Gedeihen des Fonds 
wirksamste Recht der Festsetzung der Mietzinse von dem Veto einer Kuria abhängig zu machen, weil es 
gegebenenfalls dem den internsten Verhältnissen der Fondsverwaltung und Gebarung doch ferne stehende 


Schiedsgerichte zu übertragen. 


Dieses bedeutende Sonderrecht, welches dem Vorsitzenden zukommt findet seinen konkreten Ausdruck in 
den speziellen Vorschriften über seine Bestellung ($ 5). Hierdurch, wie durch die noch folgenden 
Bestimmungen desselben S scheint die Gewähr geboten, mit diesem Amte nur neutrale Persönlichkeiten 


betrauen zu können, welche den Tagesströmungen objektiv gegenüberstehen. 


Die Reinerträgnisse des Fonds werden einem Reservefonds zugeführt der einerseits dazu dienen soll, in den 
Jahren eines Defizits den Abgang zu decken, so dass die staatliche Subvention erst dann eintritt, wenn 
auch der Reservefonds erschöpft ist, im Falle der Prosperität des Unternehmens aber seiner eigentlichen 
Bestimmung der Errichtung weiterer Werkstättengebäude zugeführt werden sol ( & u. N 12) 


Die Bestellung und Funktion des Schiedsgerichts wird im ¶ 14 geregelt. 


Mit Rücksicht auf die hohe sozialpolitische Bedeutung, welche der geplanten Aktion zukommt, sowie im 
Hinblick auf den Beschluss des Wiener Gemeinderates vom 28. April 1908, dass eingebrachte Grundstück, 
zu Ehren und zur ewigen Erinnerung an das 60-jährige Regierungsjubiläum Seiner Majestät des Kaisers 
Franz Joseph I. zur Errichtung eines oder mehrerer Werkstättengebäude für Kleingewerbetreibende zu 
schenken, erlaubt sich der Vortragende die dem folgenden Resolutionsentwurf Ronforme ... Bitte zu 


stellen. 


Erledigung laut Entwurf. Urbani 
Am 14. Juli 1908 Parisini 


Ich habe die Bildung eines Fonds zur Errichtung von Werkstättengebäuden und Volkswohnungen in Wien 
zur Kenntnis genommen und gestatte, dass der Fonds für immerwährende Zeiten die Bezeichnung "Kaiser 
Franz Joseph I. Jubiläumsfonds für Werkstättengebäude und Volkswohnungen" trage. 


KFJ 


Bad Ischl, am 15. Juli 1908 


ya: -o 


Statut 


für das 


Kuratorium des Fonds zur Errichtung von Werkſtätten⸗ 
Gebäuden und Volkswohnungen in Wien. 


8 1. 
Name, Sit und Zweck des Fonds. 


Zum Zwecke; der Errichtung von Werkſtättengebäuden und Volkswohnungen für Gewerbe: 
trejbeube (Handwerker) in der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien wird ein Fond mit dem 
Sihe in Wien gebildet, welcher zufolge Allerhöchſter Entſchließung vm den Namen 
„Kaiſer Franz Joſef I. Jubiläums⸗FJond für Werkſtättengebäude und Volkswohnungen“ führt. 


8 2. 
Fondsvermögen. 


Das Vermögen des Fonds beſteht: 

a) Aus den zur Aufführung von Werkſtättengebäuden und Volkswohnungen ge— 
widmeten oder augekauften Grundſtücken. 

b) Aus den auf ſolchen Grundſtücken errichteten Gebäuden. 

e) Aus den jährlichen Mieterträgniffen dieſer Realitäten, infoweit ſolche Erträg— 
niſſe ohne Inauſpruchnahme der durch den Staat gewährten Subvention 
(8 3) nach. Bedeckung aller in 5 7. bezeichneten jeweiligen Erforderniſſe 
erübrigt werden. 

d) Aus ſonſtigen Zuwendungen. 


8 3. 
Beteiligung des Staates und der Gemeinde Wien am Fonde. 
1. Zur Bildung des Fondes hat der Gemeinderat ber k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 


ſtadt: Wien mit Beſchluß von 28. April 1908 das Grundſtück inliegend im a bes 
VI. Bezirkes in Wien, Einlagezahhl ll... . gewidmet. : 


2. Falls die Mietzinserträgniſſe der in § 2 lit. c bezeichneten Realitäten, der Reſervefond 
und die Erträgniſſe des ſonſtigen Fondsvermögens zur Bedeckung der in 87 angeführten Erſorderuiſſe 
nicht hinreichen, iſt der Abgang durch ſtaakliche Subvention zu decken. 

1 


8 4. 
Verwaltung des Fondes. 
Die Verwaltung des Fondes obliegt einem Kuralorium. 


8 5. 
Zuſammenſetzung des Kuratoriums. 


Das Kuratorium beſteht aus 6 Mitgliedern, und zwar aus 3 an des k. k. 
Miniſteriums für öffeutliche Arbeiten (I. Kurie) und 3 Vertretern der ek. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien (II. Kurie). Die Beſtellung und Abberufung der Mitglieder Der I. Kurie erfolgt 
durch den Miniſter für öſſeulllche Arbeiten, der der II. Kurie durch den Wemeinderat der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. ö 

Das Verzeichnis der jeweiligen Mitglieder des Kuratoriums führt das k. k. Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten. 

Der Vorſitzende und ſein Stellverkreter werden aus deu bezeichneten Vertretern von 
Miniſter für öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Bürgermeiſter der Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien ernaunk. Zum erſten Male ift der Vorſitzeude dus“ den Vertretern des Mini⸗ 
ſteriums ſür öffentliche Arbeiten zu beſtellen. In der Folge ſoll er abwechſelud den beiden Kurien 
entnommen werden. Mit Zuſtimmüng jenes gründenden Faktars, aus deſſen Vertretung der Vor⸗ 
ſitzende uicht eutnommen iſt, kaun jedoch derſ elbe Vorſitzende auch für ein ober nee nachfolgende 
Fuuͤktionsperioden beſtellt werben. 

Die Aiſtksdauer des Kuratoriums währt 3 Jahre. 

Im Falle des Ausſcheidens eines oder mehrerer Mitglieder des Kuratoriums iſt die 
Wiederbeſetzuug der erledigten Stellen für den Reſt der Funktionsperivde durch die zur Beſtellung 
berufenen Faktoren zu veraulaſſen. 

Das Amt eines Mitgliedes des Kuratoriums iſt ein Ehrenanit und als ſolches unenk⸗ 


geltlich zu verſehen. 


866. 
Wirkungskreis des Kuratoriums. 


1. Das Kuratorium iſt berechtigt, den Fond zu verwalten, alle hierauf bezüglichen Rechts⸗ 
geſchäfte vorzulehmen, die Bezüge der Beamten und Diener feſtzuſezen und bie mit Jahresgehalt 
angeſtellten Bedienſteten des Fonds zu ernennen, zu penſionſeren und zu enklaſſen. Dem Kuratorium 
obliegt ferner die Beſchlußfaſſung über die Verwendung der Etträgniſfe des Fonds im Sinne des § 1. 

2. Das Kuratorium hat alljährlich über ſeine Tätigkeit Bericht zu erſtatten, wobei mit 
Ende jedes Verwaltungsjahres eine Bilanz nach kauſntünniſchen Grundſätzen alıfzuftellen iſt. 


9 7. 
Verwendung des Fonds. 


Die Einnahmen des, Fauds find zur Deckung aller Auslagen Verwaltungs- nud = 
haltungskoſten, Feuerverſicherung. Darlehenszinſen, Aunultätsraten, Steuern, Gebühren u. dgl.) z 
verwenden. Von ſteuerfreien Häuſern ſind, inſowelt dies ohne Inauſpruchnahmne einer ſallichen 
Subvention möglich iſt, Steuerreſerven zurückzulegen. 


8 8. 
8 PNReſervefond. 


Aus dem Überſchuſſe der jährlichen Einnahmen über die jährlichen Ausgaben iſt ein 
Reſervefond zu bilden. Der Betrag, welcher dem Reſervefond zufließen ſoll, iſt am Ende jedes 
Rechnungsjahres auf Grund des Rechnungs⸗Abſchluſſes zu beſtimmen. 

Die Dotation des Reſervefonds hat in dem Jahre zu entfallen, in welchem eine ſtaatliche 
Subvention erforderlich iſt. i 


8 9. \ 
Sitzungen des Kuratoriums. 


Das Kuratorium hält Sitzungen nach Bedarf ab; dieſe werden vom Vorſitzenden, bei 
deſſen Verhinderung von ſeinem Stellvertreter, unter gleichzeitiger Mitteilung der Tagebordnung 
einberufen. 5 a 8 2 gr j 

Zur Beſchlußſähigkeit iſt die rechtzeitige Einladung ſämtlicher Mitglieder des Kuratoriums 
und die Anweſenheit von wenigſtens je zwei Vertretern jeder Kurie erſorderlich. 

Die Abſtimmung erfolgt getrennt nach Kurien. 

Bei der Abſtimmung ſteht jeder Kurie eine Stimmen zu. . 

Selbſtändige Anträge müſſen dem Vorſitzenden ſchriftlich überreicht werden. Die Ver⸗ 
handlung über Gegenſtände, welche nicht auf der Tagesordnung ſtehen, muß über Verlangen auch 
nur eines Vertreters einer, Kurie vertagt werden ö 


8 10. N N 
Vertretung des Fonds nach außen; Wirkuügskreis des Vorſitzenden. 
Der Vorſitzende, in ſeiner Verhinderung ſein Stellvertreter, vertritt den Fond Behörden 


und Dritten gegenüber. Urkunden, durch welche der Fond verpflichtet werden ſbll, ſind vom Vor⸗ 
ſitzenden, beziehungsweiſe ſeinem Stellvertreter und überdies von einem Mitgliede des Kuratoriums 


zu fertigen. 
Die Mietzinſe für die der Fondsverwaltung unterſtehenden Realitäten find von dem Vor⸗ 


ſitzenden des Kuratoriums in einer Höhe feſtzuſtellen, daß ihre jeweiligen Erträgniſſe allen iu 8 7 
angeführten Erforderniſſen genügen. 
9 11. 
Statut⸗Anderung. 


Jede Anderung dieſes Statutes bedarf der Zuſtimmung beider gründender Faktoren. 


9 12. 


Fondsgebarung. 


Aufwendungen für Realitäten, welche dem Fondsvermögen einverleibt werden ſollen, 
können nur aus Überfchüffen der Mietzinserkrägniſſe gemacht werden, welche ohne Inanſpruchnahme 
der Staatsſubvention, nach Bedeckung aller in 8 7 bezeichneten jeweiligen Erforderniſſe erübrigen. 


9 13. 
Einſpruch gegen Beſchlüſſe des Kuratoriums. 


Dem Vorſitzenden und im Falle der Verhinderung ſeinem Stellvertreter ſteht das Recht zu, 
gegen geſetz- oder ſtalutenwidrige Beſchlüſſe des Kuratoriums Einſpruch zu erheben. In. eineni 
ſolchen Falle muß der betreffende Beſchluß den gründenden Faktoren zur e vorgelegt 
werden. 


8 14. 


Schiedsgericht. 

Die beiden gründenden Faktoren beſtellen zugleich mit der Ernemung der Kurienvertreter 
je einen Schiedsrichter, welche einen Dritten zum Obmanne wählen. Wird ein Einvernehmen über 
die Wahl dieſes Obmanues nicht erzielt, ſo eutſcheidet zwiſchen den von den beſtellten beider 
Schiedsrichtern vorgeſchlagenen zwei Perſonen (je eine von jedem Schiedsrichter) das Los. Die 
Funktionsperiode des Schiedsrichter⸗Kollegiums währt drei Jahre; ſcheidet einer der beiden beſtellten 
Schiedsrichter während der Funktionsperiode aus, ſo hat die Neubeſetzung ſofort zu erfolgen. Das 
Amt eines Mitgliedes dieſes Kollegiums iſt ein Ehrenamt. Das S edsger ig nur bei Auweſen⸗ 
heit ſämtlicher Mitglieder beſchlußfählg. . 

Kommt ein Einvernehmen über die Beſtellung des Vorſitzenden des Kuratoriums ($ 5 al. 3) 
über die Anderung der Statuten (8 11) oder über einen vom Vorſitzenden des Kuratoriums an die 
beiden gründenden Faktoren geleiteten Antrag ($ 18) zwiſchen den beiden gründenden Faktoren nicht 
zuſtande, fo hat hierüber das Schiedsgericht zu entſcheiden. Es entſcheidet weiters auch in allen 
Fällen, in welchen bei einer Abſtimmung über einen Antrag ein übereinſtimmender Beſchluß des 
Kuratoriums nicht zuſtande kommt, ebenſo, wenn die Vertreter einer Kurie die Abſtimmung durch 
Nichtbeteiligung vereiteln oder auf andere Weiſe verhindern oder wenn trotz zweimaliger rechtzeitiger 
Einladung aller Mitglieder des Kuratoriums zu einer Sitzung die zur Beſchlußfaſſung nötige Anzahl 
der Vertreter einer Kurie nicht erſcheint. 

Die Beſchlüſſe des Schiedsgerichtes binden beide gründende Faktoren endgiltig. 
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Sinne des Gemeinderats-Beſchluſſes vom 6. Dezember 1907 
zu eutlohnen. 

Bize-Bürgermeifter Dr. Parzer: Geht au den Stadtrat. 

Die Herren Schriftführer Fonftatieren die Anweſenheit von 
mehr als 100 Mitgliedern des Gemeinderates; wir ſchreiten 
daher zur Erledigung der ſogenannten Hunderter-Stücke. 

Herr Gem.-Rat Dr. Deutſchmann zum Referate. 
Herr Dr. Deutſchmaun wird ſpäter auch für den Herrn 
Vize⸗Bürgermeiſter Dr. Neumayer referieren. 


Neferent Gem.-Mat Dr. Peutſchmaun: Meine 
ich habe die Ehre, zur Zahl 935, Beilage 23, zu 
referieren. Es handelt ſich hier, wie die Herren aus der Vor— 
lage erſehen, darum, daß die Verbauung des Gumpendorfer 
Schlachthauſes in einer anderen Weiſe geplant wird, als wir 
ſeinerzeit beſchloſſen haben. Es ſoll nämlich der Baublock, auf 
welchem die gewerbliche Fortbildungsſchule mechaniſch-techniſcher 
Richtung erbaut werden ſoll, vergrößert werden und es ſoll die 
Horuboſtelgaſſe bis zur Ufergaffe durchgeführt werden; der 
Block, der zwiſchen dieſer zu verlängernden Hornboſtelgaſſe und 
den angebauten Häuſern der Moritzgaſſe übrigbleibt, ſoll für 
die ſogenannten Werkſtättenhäuſer reſerviert bleiben. 

Ich empfehle Ihuen die Annahme dieſes Antrages. Mit 
der Abänderung des erſten Gemeinderats-Beſchluſſes haben ſich 
alle Faktoren, welche an dieſer Sache ein Intereſſe haben, ein— 
verſtanden erklärt und daher empfiehlt Ihuen der Stadtrat die 
Annahme dieſes Antrages. 

Bize-Bürgermeifter Dr. Porzer: Wünſchs einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
bitte jene Herren, welche mit dem Stadtrats-Antrage eiuver— 
ſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.! Ich konſtatiere, 
daß der Antrag mit mehr als 80 Stimmen zum Beſchluſſe 
erhoben wurde. N 
Beſchluß: I. Die derzeit e Baulinien für die Area 

des aufgelaſſenen Schlachthauſes Gumpendorf werden, 
wie folgt, abgeändert: 

1. Die neue noch unbenaunte, zwiſchen der ver: 
längerten Gfrornergaſſe und der Myuritzgaſſe über die 
Schlachthausarea führende Gaſſe wird aufgelaſſen. 
Die Banlinien der Mollard- beziehungsweiſe der 
Ufergaſſe werden nach den im Originalplaue Z. 41/ XIII 
ex 1908 rot ſchraffierten Linien E F und G H er— 
gäuzt. 

2. Die Hornboſtelgaſſe iſt zwiſchen der Mollard— 
gaffe und der Ufergaſſe in einer Breite von 15 m 
fortzuſetzen. Als Baulinien für dieſe Fortſetzung der 
Hornboſtelgaſſe werden die rot fihraffierten Linien 
A B und Cb des angeführten Planes beſtimmt. 

J. Unter voller Aufrechthaltung aller, im 
Punkte IT, Abſatz 1 des Gemeinderats-Beſchluſſes 
vom 8. Noveniber 1907, Pr.⸗Z. 1255/07, feſt— 
geſetzten Bedingungen und des im 2. Abſatze dieſes 
Punktes geſtellten Vorbehaltes wird als Bauplatz 
für eine gewerbliche Fortbildungsſchule mechanifch- 
techniſcher Richtung der zwiſchen der verlängerten 
Gfroruergaſſe und der gemäß Punkt! neu beſtimmten 
Fortſetzung der Horuboftelgaffe liegende mittlere Block 


Herren, 
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der Schlachthausarea im Ausmaße von rund 9300 m 
gewidmet. 

III. Der öſtlich zwiſchen den Häuſern Or.-Nr. 83 
Mollardgaſſe, Or.-Nr. 3 Moritzgaſſe, Or.-Nr. 86 
Ufergaſſe einerſeits und der neu beſtimmten Fort— 
ſetzung der Hornboſtelgaſſe anderſeits gelegene Block 
per zirka 5380 m? wird vorläufig für die Erbauung 
von Werkſtättenhäuſeru reſerviert. 


Vize- Würgermeiſter Dr. Porzer: Herr Gem.-Rat Oppen— 
berger zum Referate. | 
„ 31. Referent Gem. Dat Oppenberger: Zahl 1152, 
Pat 17, Kaufoffert des Johaun Oſſig auf die Bauſtelle 
3. 5169 JI. Bezirk. ö 
ie Gemeinde Wien namens des Wiener Bürgerſpital— 
überläßt dem Johann Oſſig die Mittelbauſtelle 
Grundbuch Leopoldſtadt, im Ausmaße von 


Vize Mürgermeiſter Pr. Vorzer: Wünſcht einer der 
Herren das Wodt? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall 
Ich bitte jene H&ren, welche mit dem Stadtrats-Autrage ein: 
verſtanden find, di“ Haud zu erheben. (Geſchieht.) Ich kouſtatiere, 
daß der Antrag u mehr als 80 Stimmen zum Beſchluſſe 
erhoben worden iſt. 


Beſchluß: Die Gemeinde Wien nantens 1 Wiener Bürger— 
ſpitalfonds Perläßt dem Johaun Oſſig die Mittel— 
bauſtelle EinlN Z. 5169 Grundbuch Leopoldſtadt im 
Ausmaße von F58·˙92 m? um den Einheitspreis von 
68 K per Quadratmeter, das iſt 44.806 K 56 h 
und unter folgenden Bedingungen: 

1. Ein Teilbetrag des Kaufſchillings per 12.000 K 
iſt binnen 14 Tagen nach Aufforderung, der Reſt 
in drei gleichen, in den Jahren 1909, 1910 und 
1911 je am Jahrestage der termingemäßen Ve: 
richtigung der erſten Rake fälligen Teilzahlungen zu 
begleichen. 

Dem Käufer bleibt jed 
den Kaufſchillingsreſt auch 
Termine wann immer früher Ju berichtigen. 

2. Der KaufſchillingsreſtD iſt vom Tage der 
termingemäßen Berichtigung derderſten Nate an mit 
45 Prozent halbjährig im vorhinein zu verziuſen 
und anf der oberwähnten Bauftell an erſter Stelle 
zugunſten des Verkäufers grundzdicherlich ſſcher— 
zuſtellen. 

3. Der Käufer übernimmt die cf dem Kauf— 
objekte als Realtaſt zugunſten des Wizuer Bürger— 
ſpitalfonds einzuverleibende Verpflichtung, dasſelbe 
bis 31. Dezember 1909 zu verbauen, beziehungsweiſe 
den Neubau benützungsfähig zu vollenden. 

Zur weiteren Sicherſtellung dieſer Verpfli 
bleibt ein Teilbetrag des erlegten Vadium 
1000 K bei der ſtädtiſchen Hanptkaſſa erliegen; 
Verkäufer iſt berechtigt, dieſen Betrag für den 
der Nichterfüllung dieſer Verpflichtung ohne irge 

3 


ch das Recht vorbehalten, 
hne Einhaltung obiger 


Nr. 28. — 7. April 1908, — Gemeinderats⸗Sitzung vom 3. April 1908. 
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„Euer Hochwohlgeboren! 
88 Hochverehrteſter Herr Bürgermeiſter! 

Der er benſt gefertigte Ausſchuß des humanitären Klubs 
„Kernige Brigittenauer“ fühlt ſich aufs angenehmſte veraulaßt, 
für die dem Vereide im Jahre 1907 zugewendete Subvention 
Euer Hochwohlgeboren ſowie auch dem löblichen Stadt- und 
Gemeinderate auf dieſem ge deu innigſten und tiefgefühlteſten 
Dank auszuſprechen. — 

Mit der Bitte, Euer Hos 
„Kernigen Brigittenauern“ in ſo vie 
wollen auch fernerhin gütigſt bewahren, 

Hochachtungsvoll ergeben 

Für die „Kernigen Brigittenauer 

L. Müller m. p., M. Hubernm. p., 
„Obmaun. Schriftführer. 

Nürgermeiſter: Wird zur Kenntnis genommen. 


vohlgeboren möge das den 
Fällen bewieſene Wohl— 
eichnen 


24. Schriftführer Gem.-Nat Dr. Kloßzberg: Der Miniſter 
für öffentliche Arbeiten Dr. Geß mann ſchreſbt (lieſt): 

„Durch die Übernahme des k. k. Miniſteriums für öffentliche 
Arbeiten erwächſt mir die Aufgabe, Mittel in Erwägung zu 
ziehen zur Milderung der in den größeren Städten herrſehenden 
Werkſtättennot. Umbauten entziehen der ſich raſch vermehrenden 
Handwerkerbevölkerung in ſteigendem Maße Werkräume, für die 
fie in nenen Häuſern keinen Erfah findet. Da aber der geſicherte 
Beſitz einer geeigneten Arbeitsſtelle für den Handwerker ein 
wichtiges Produktionselement iſt, ſoll die ſtaatliche Gewerbe— 
förderung ihre Fürſorge auch auf dieſes Gebiet erſtrecken. Ich 
habe daher die Errichtung geeigneter beſonderer Werkſtätten⸗ 
gebäude in den größeren Städten in Erwägung gezogen und bei 
der Unzulänglichkeit der privaten Betätigung die Schaffung der— 
artiger Einrichtungen mit gemeinnützigen Zielen ins 
Die ungeſäumte Errichtung einiger auch für die private Unter— 
nehmung vorbildlicher Werkſtättenkaſernen ergäbe die Gelegenheit, 
eheſtens Erfahrungen für die Ausgeſtaltung eines möglichſt voll— 
kommenen Typus zu gewinnen. Der gemeinnützige Charakter 
folder Einrichtungen jedoch iſt wohl am beſten gewahrt, wenn 
die daran am meiſten intereſſierten öffentlichen Körper, alſo 
Gemeinde, Land und Staat. im Vereine an ur Schaffung 
ſchreiten. 

Solche Beſtrebungen alcibe ich vor allem in Wien ver— 
folgen zu ſollen, wo günſtige Vorbedingungen dadurch geboten 
find, daß der Gemeinderat der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien in ferner Sitzung vom 28. Jänner 1908 dem Au— 
trage des Stadtrates beigetreten iſt, wonach der „öſtlich zwiſchen 
den Häuſern Or.⸗Nr. 83 Mollardgaſſe, Or.-Nr. 3 Moribgaffe, 
Or.⸗Nr. 86 Ufergaſſe eiuerſeits und der nen beſtimmten Fort— 
ſetzung der Hornboſtelgaſſe auderſeits gelegene Block per zirka 
5380 m? vorläufig für die Erbauung von Werkſtättenhäuſern 
reſerviert wird“. (Amtsblatt der Stadt Wien 1908, Seite 364 
und 387.) N 

Dieſe Grundwidmung nun mochte ich den vorſtehend er— 
brterten Zwecken dienſtbar machen. Hiebei ſchwebt mir die Er— 
richtung einer Werkſtätten-Jubiläums-⸗Stiftung vor, in deren 
Verwaltung die Gemeinde, das Land und das k. k. Miniſterium 
für öffentliche Arbeiten gleichmäßig vertreten wären. Innerhalb 
dieſes Stiftungs-Kuratoriums hätten Abſtimmungen meines Er— 


Auge gefaßt.“ 
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achtens nach Kurien zu erfolgen, doch wären Beſchlüſſe über 
eine allfällige Anderung des Stiftungszweckes au die Zuſliunmung 
der gründenden Faktoren zu binden. Ich habe ſonach die Ehre, 
den Gemeinderat einzuladen, cine Auregung in geneigte Er— 
wägung zu ziehen und zwei: Vertreter namhaft zu machen, welche 
an weiteren mündlichen: Verhandlungen teilzunehmen befugt 
wären. ̃ a N 
a Dr. Geßma un.“ 

Würgermeiſter: Sie haben leider nicht gehört, was in 
dieſer Zuſchrift des Herrn Miniſters Dr. Geß mann enthalten 
iſt, weil Sie — wenigſteus zum größten Teile — im Privat— 
guſpräch außerordentlich befangen waren. Ich glaube aber, daß 
ich im Namen aller ſprechenſ kaun, wenn ich die Teilnahme des 
Staates an der Errichtung von Werkſtätten freudig begrüße, 
und erkläre, daß wir den Anforderungen des Herrn Dr. Seh: 
ma un, die er an uns ſtellt, höchſtwahrſcheinl ich werden entſprechen 
können. Ich leite daher dieſen Akt an den au zur 
ſchleunigſten Berichterſtattung. 


25. Der Kaiſerjnbiläums-Kirchenbauverein in Wien J., Donau: 
ſtadt will, daß die Subvention von 200.000 K, die wir bes 
ſchloſſen haben, ſchon jetzt zur Auszahlung gelaugt, und daß 
von der Bedingung abgeſehen werde, daß vorerſt nachgewieſen 
werden ſoll, daß alle Koſten des Baues gedeckt ſind. Der Akt 
geht an den Magiſtrat zur Berichterſtattung. Es liegt übrigens 
ein Antrag des Herrn Gem.-Nates Silberer in der gleichen 
Richtung vor. 


26. Schriftführer Gem.-Nat Dr. Klotzberg (lieſt): 
„Mit der Entſcheidung vom 18. Jänner 1908, Z. XVIb-57/1, 
abe ich es abgelehnt, über die Beſchwerde des Gem.-Rates 
Ferdinand Skaret gegen den Ausſpruch des Disziplinar— 
Ausſchuſſes des Gemeinderates der Stadt Wien vom 7. Jänner 
1908, mi welchem der Genannte von dieſer und den nächſt— 
folgenden zwei Sitzungen des Gemeinderates ausgeſchloſſen 
worden war, dine Verfügung im Sinne des § 107 des Wiener 
Gemeindeſtatutes Ju treffen. 

Die dagegen Leingebrachte Beſchwerde des Gem.-Rates 
Ferdinand Skaret k. k. Miniſter des Junern mit 
Erlaß vom 12. März J 908, Z. 8220, als unzuläſſig zurück— 
gewieſen, weil gegen dia Ablehnung der Ausübung des im 
Staatsaufſichtsrechtes, welches nur 


Die Verhaudlungsakten folgen mit dem Erſuchen zurück, 
von dem vorſtehenden Beſcheide Gau. Nat Ferdinand Skaret 
verſtändigen zu wollen. N 
Kielmansegg.“ 
Würgermeiſter: Wird zur Kenntuis genommen. 

27. Schriftführer Gem.-Rat Pr. Klohberg (lieſt): 

„In Befolgung des Präſidial-Auftrages vom 30. Dezember 
1907 wird nach ſeparat durchgeführten eingehenden ſtatiſtiſchen 
Zuſammeunſtellungen berichtet, daß von deu im 
hieramtlich ſchubamtlich behandelten 7011 Individuen 29“ Schüb— 
age zweimal, 96 dreimal, 39 viermal, 18 fünfmal, 5 ſechsmal, 

1 fiebenmal, 1 achtmal und 1 Schübling zwölfmal durch- oder 
abgeſchoben wurden.“ Es 

Bürgerneifter: Wird zur Kenntnis EN 


Nr. 36. — 5. Mai 1908. — Gemeinderats⸗ ⸗Sitzung vom 28. April 1908. 
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jemals entzogen werden follte, der Eigentümer des— 
lben verpflichtet iſt, ſofort an den. Wiener Bürger— 
ſpitalfonds einen Betrag von 10 K per Quadrat- 
meter des Geſamtausmaßes dieſes Grundkomplexes 
ezahlen. 

Der Wiener Bürgerſpitalfonds wird die den in 


entfallenden Flächen der Kat.-Parz. 169, 
Einl. & 1102 Unter⸗Meidling, bis zur Achſe der 
angrenzenden Straßenzüge ohne weitere Eutſchädigung 
in das Verzeichnis für das öffentliche Gut über⸗ 
tragen. 

Der dem Aſhbdereiue gewidmete Grund wird 
laſtenfrei und frei von jedem Beſtandverhältniſſe in 
den phyſiſchen Beſitz des Vereines übergeben werden. 

Letzterer Hat jedoch dem Bürgerſpitalfonds die 
von dem 8 des in Frage ſtehenden Grund- 
komplexes für 
Eutſchädigung im Betrage von 100 K zu vergüten. 
Die mit der gründbücherlichen Durchführung dieſer 
Grundüberlaſſung werbundenen Koſten und Gehühren 
trägt der Verein.) 

\ II. 

Die Gemeinde Wien vergütet denn Wiener 
Bürgerſpitalfonds den Wert des sub I angeführten, 
dem Aſylvereine für „Obdachloſe zu widmenden 
Grundes mit dem ermäßigten Betrage von 10 K 
per Qnadratmeter, ſonach ungefähr einen Betrag 
von 70.000 K, zu de fie, Bedeckung ein Zuſchuß— 
kredit zur Ausgabs⸗ -Nubtit LII 25 des Haupt: 
voranſchlages pro 1908 in per Erfordernishöhe be- 
willigt wird. ö 

N III. \ 

Die Gemeinde Wien gewährt dem Aſylvereine 
für Obdachloſe ein zinſenfreies Darlehen im Bes 
trage von 400.000 K, welches zur Erbanung und 
zur Einrichtung des nenen, anf dem sub J er— 
wähnten Grundkomplexe zur Seihtung gelangenden 
Aſyles zu verwenden iſt. 

Der genannte Verein Aberninn die auf ſeinen 
Liegenſchaften Einl.⸗Z. 191 und 192 des Grund⸗ 
buches Landſtraße, I. Bezirk, Blattgäffe Or.⸗Nr. 4 
und 6, einzuverleibende Verpflichtung, dieſe beiden 
Liegeuſchaften binnen längſteus drei 
Unterfertigung der über dieſes Darlehen zu er— 


meinde Wien zu tilgen. 
Der Darlehensbetrag i 


vorherige Verftändigung der Gemeinde zu heri 
Der Aſylverein für Obdachloſe erteilt ſeine 
willigung, daß zur Sicherſtellung dieſes 
darlehens auf den Liegenſchaften Einl.⸗Z. 
und 192 Grundbuch Landſtraße, je au erſter Stele 
das Simultanpfandrecht zugunſten der Gemeinde Wie 


einverleibt werde. \ 


ie bereits erfolgte Ackerung verlangte 
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Die Koſten der Errichtung der Vertragsurkunde 
und der ſeinerzeitigen Löſchung der Pfandrechte trägt 
der Verein. 

Derſelbe übernimmt die Verpflichtung, den Bau 
des neuen Aſyles noch vor dem 1. Juli 1 zu 
beginnen, die Anſtalt womöglich vor dem 1. Des 
zember 4908, längſtens aber vor dem 1. Juli 1909 
zu vollenden und der Benützung zu übergeben und 
nach Erteilung des Benützungskouſenſes und Er⸗ 

öffnung des nenen Aſyles den Aſylbetrieb III. Be⸗ 
zirk, Blattgaſſe 4 uud 6 ſofort einzuſtellen. 

Die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, für die 
Kanaliſlerung, Beleuchtt und Waſſerbeſchaffung 
für das zu erbanende A gebäude eutſprechende 
Vorſorge zu treffen. En 

Der Ausſchuß des Aſploeteddes für Obdachloſe 
erteiſt feine: Zuſtimmung, daß die Gemeinde Wien 
fortab außer den mit Gemeinderats Beschluß vom 
4. Dezember 1903, Z. 15362, delegierten Mit⸗ 
gliedern des Gemeinderates noch drei weiter Ver— 
treter der Gemeinde Wien in den Vereins-Ausſchuß 
entſendet. 


Dürgermeifter: Herr Gem.-Rat Schneider 
Referate. 

43. Neferent Gem.-Nat Schneider: Zahl 6280, Poſt 32, 
Beilage Nr. 123, betrifft die geſchenkweiſe Überlaſſung eines 
Baugrundes au die k. k. Staatsverwaltung zur Errichtung von 
Werkſtättenhäuſern auf der Area des anfgelaſſenen Schlacht— 
hauſes in Gumpendorf. 

Es iſt eine unverkennbare Tatſache, daß die Werkſtättennot 
in Wien eine ſtändige iſt und hervorgerufen wurde durch die 
große Bautätigkeit, durch das Fallen der alten Häuſer, in denen 
ſich mehr oder weniger meiſt Werkſtätten befunden haben, und 
dadurch, daß in den neneren Häuſern — wahrſcheinlich ans 
Speknlationsrückſichten — weniger Werkſtätten geſchaffen wurden. 
Mehr und mehr wurden dieſe an die Peripherie des Weich— 
bildes der Stadt verdrängt. Es gibt ja Werfftätten, welche 
Stapelplätze in der Inneren Stadt' oder in den inneren Bezirken 
haben, jedoch gibt es auch ſolche, die unumgänglich im Weich— 
bilde der Stadt ſelbſt notwendig ſind. In Erkennung dieſer 
Verhältniſſe hat der Gemeinderat im Herbſte des vorigen Jahres 
es für notwendig gefunden, bei der Verbauung der Area des 
Gumpendorfer Schlachthauſes darauf Rückſicht zu nehmen, daß 
die Erbauung von Werkſtättenhäuſern dort ins Auge zu 
faſſen iſt. Die Frage wurde dem Magiſtrate zum Studium über— 
geben; mittlerweile jedoch hat eine Verſchiebnng des Bauplatzes 
ſtattgefunden und die Studien wurden nicht zu Ende geführl. 

Ein Reſultat iſt aber jetzt ſchon ſicher, nämlich, daß eine 
Verziunſung von nicht ganz 2 Prozent herausgekommen wäre, 
welche durch die Verſchiebung des Bauplatzes noch geringer 
geworden wäre. Es iſt mit Frende zu begrüßen, daß die ganze 
Angelegenheit durch die Initiative Seiner Exzellenz des Herrn 
Dr. Geßmann, der dann dieſe Frage angeſchnitten und dem 
Stadtrate zur Kenntnis gebracht hat, in ein anderes Stadium 
geleitet wurde. Es ſoll unumehr dieſe Frage durch die Jubiläums— 
ſtiftung ſeitens der Regierung in die Hand genommen werden. 
Die Regierung will dort, wenn die Gemeinde die Gründe hiezu 
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ler hel. Arheits- uns Werlflöttenhänfer crrichleu. 
at eee er erjle erchitt getan, welchen später uud). weile 


ynrblslthe 


len juten . : 

ben ift as um Elanbpinlte 
hen, ben mehr oder weniger hätten wir ſelber mit ber Zeil 
buran denken müſſen. Wir hätten heute, Jenn die Siber 
inpnbgeffiiit wird, eine halbe Million zu opfern; den Balk hätlen 
Mae Mtüßfen, das ühernimuck aut bie Regierung, und 
war gegen bie Mehingung, i 
hahel eine Kurienvertretung des EStaales, 
Die Ge— 


ber Semeinbe 


int 


heriajfen un naß 
zee dane Nieheröfkerreich und der Sladt Wien eintritt. 
wetuhe Ineb ſich auch bie Bebiugüng gewahrt, daß die Gebäude, 


ie met errichtet werben, nur ſür bieſe Iwecke bieulich ſein 
„ürſen 5 

c glaube daß bieſe Angelegenheſt. pn in den beſten Weiſe 
aehäft Sotri, enn bie Riegiernug ſie ſellſt in die Hau krimi, 


Aulrages 
bia Sie jn 


ie bitſe ich Sie im Annahme dieſes 


inden bie Sperren in der Meilage, 


unt id biejuin® 
er elite 


Händen haben 


Tir: err (ent. hiat ie man fanden. 
en Ba em z ch Dabe mich eigentlich nicht konten 
r unh meißz nichl, warſtunm Der Herr Alhegermeifler Dies 


"antjprichl, 


Zihegenmerflenz Perr Geu.-Rat Neumann, ich fun une 


ih nen ſithtießßen, was mir hie © Schiffer beraufgeben. Es 
rent nich anſſerorbenllich, wenn Sie nicht kontra Find, , 
e 
uh müht bageleu, ſyndern dafür bin. 5 
i uh Seine zellen deu Herrn Miuifler fin öffentliche 

besten hier geſethen und es wäre mir ſchr angenehm geweſen, 
eine Sryelleng dagehlichen würc. (Heilerkeit und Ruſe: 
en [een nich ſehr. Was Reſeral, welches er— 
ein biſichen bürſtig. f 
gesagt, daß dic Verwaltung dieſer Meifjlätlen- 
hingen ans einen Alrrafortn. bestehen nf, und zwar aus Mil- 
beg Landes Niebcröfterreich und der Ge— 
rind dien. Bien hal fefuerzéit, als die Gründe 
en deen rachylachthanſes aprondiert werben ſolllen, einen 
uta angenommen, duß Fe. ſomplet Morf- 
ſätlenhhänſer de auc Aubeilerhänſer errichtet, Mun Arheiter— 
einern e ie BbenmeinDe gang ahgefonmen unh wir haßhen uns 
rin ngeplejjen rrichlung von ber fflättenhänfern 
ere tima gegeben, meil wir uns geſagl hüben, 
“bag, hne ennie einmal eine Ara der ftaullichen Wüßuungs⸗ 
rsa mo Wert)liättenfürjorge inangurierl ſpirh. Tier' gegen— 
würtige Antrag ſagt aber ehno& ganz anderes, Er heſeigl, daß 
ion tlic ie (t ien unn die Gründe hergithl und ! ber land 
nn wier has Arbeit LE den Bat Diefer Weekſtälten— 

ade in Arif nehmen fall. Ju welchem Ilnfange f ſich der 

aaf nter hic egerung mil den Baue dieſer eee 
heſchüſligen on, meißz lh michl. 

PH bas Wrhailsminiſterjum errichtet worden if, haben wir 
hie gehärl, daß Seine Exzellenz Herr De Gez mann 
lich mil bicſer Frage beſchüftigt, daß er auf. einmal Jen Herz 
ür bieſe Arheitertyanſerx euldeckl hal, welches er- amal noch nicht 
theke tte, As wein Autrag eingebracht worden ist, und daß 
dic Negierung tele Enhauung Hieſer. Werkfläftenhäuſer ſärpern 


. 


meun 
en ißt ju wn 
jutlel wornen ift, ift 

( Unt 


alien nes "Dlunles, 


re tete“ 


ban in ge jletlten 


um der 


airch 


len, 


u, zu be⸗ 
ſchufft. 


aß wir bin. Gründe ſchenkutigsweiſe 


ran: Ii suche ja nur auſmerkſhn, daß— 


Wien 


für öſſentlühe Arheilen uns ecklären kaun, 


in Angriff uimml! 


Gemeinberals⸗Sitzungſ vom 283. April 1908. 


Jh hin fehr daſſür aoro hin einwerſtanben, ba]; ine Regie, 
ober der Sahl wart, denn es kununu, men der! 
und die Gemfinde zuſammeuhelſen, auf Diefen (ebiele wel 
ſchaſſen werben, als wenn die Geuteinde Wien allein! 


„hs 


Ich habe mich aber deshalb. zum Worte gemeldet; 
wenn ich auc! finde, daß die drei Körperſchaſteu, die 6 
Wien, Staat fund Laub zuſamenvirken ſolleu, doch b f 
daß ubſehbarer Zeit dieſe' Werlſlätlenhäuſfer nicht 
werben, In diefer Hinſicht möchte ich wünſchen, daß Se 
zellenz, der Miniſter für öſſentliche Arbeiten, uus beruft 
Auſklärungeu ‚gib, daß die Regierung, nachdeut buch d 
meinde beſchließßt, den Grund- dazu zu geben, in allernchſtekz 
mit ben Pan der MWertflättenhänfer beginnen wird. Dek 
Reſerent hut erklärt, daf bie Werlftättennot in Wien ein bil 
geworben iſt. (Referent Senat Schneider: Bay 
wicht zu verkenuende Tatsache!) ies iſt das eine Larfad) 
eingeſchen wuh und inſolgebeſſeu darf eine Perzügerung I 
Momcute, zun dir Gemeinde ſich bereil erklärt hut, den g 
zur Erbauung vou Werkſtättenhäuſern zur Verſügung 3 
richt einlreleu. i een 
Jah glaube duher, daß “Beine 105 zelleuz 
Richkung beruhigende Verſicherungen. nie ſullle. 
Ob bas Land Niederösterreich iu' dieſer Richtung auc 
tun wird, das weiß ich nicht, das hak auch der Herr R 
nicht geſagt; ich möchte uur um Ausfuuſt erſuchen, wat 
Land 5 zu tun gedeull, 11 
lreter in bas Kuratorium eulſenden Walch. In dieſer Ri 15 
möchte 10 1 Außklärungen haben, damit wir in voll 0 
ruhigung ſein können, daß, die Sache in abſehbarer 
Augriſſ genommen ſwird. 
Der Herr Reſercut hät mus beiſpielspeiſe geſagt, bie 
bleibl der Slualsverwallung bis zun N 
Ich weiß 


uns i 


Perl 


un Worte. 
daß bis zu 
Zeil der erforderliche kredit für die Erbauung der Werl k 
häuſer ſtüſſig gemacht werden kaun, md ich frage, was m 
Gemeinde duun hm, wenn die Slauls verwaltung den Ban, 
Auch deshalb. iſt es notwenig, do 
weitergehende Aufklärnugem gegeben werden. g 

Ju Punkte 6 iſt auch folgenher Paſſus enthalten | 

„Ale muloriſche Kraſt bars. in. den an aſſenden 
flälten ausſchließlich uur bie Elektrizität zur Aumendll 
langen.“ 

Ich möchte die 


Frage auſroſleſte ob u es nicht möglich! 
Waſſerlruſt, des Wienfluſſes auszimützen? (Widerſpruth 
bringe uur dieſe Anregung vor, ich meinte ur, ame 
elektromoloriſcher Kraft; ob; es möglich iſt, iſt cine andere Ah 
dazu biu ich zu wenig Karmann. 

Ich möchte nur fragen, oh in dieſer Richtung ei 
richlung gelroſſen werden fan, damit die Kraftheſchaffung i 
jwirh, als fir von dem Eleltrizitätswerle der Stadt Wh 
folgen kaun. Jedenſalls Il «8 dringend au daß lll 
genau wiſſen, was der Stand und das Lau in abſehbach 5 


lun werden 
Aürgermeiſler: Hur geſchäftsordnungsmäßigen Beni 
hat Herr Gem.-Mat Dür beck das Wu. 


Gem.-Mal Dürbei: Ich beauſrage Schtufı der B 


nachdem es auch ee 


nicht, ob Seine Exzellenz der Herr Mi N 
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Nr. 80. oe 


Bagiftrot wird beaußtrugl, ein Pryjekk über bie Ableiluug 
ehen ber verlängerten Unter-eecibliugerſtruße und Wiener— 
gelegenen Grunhbeſitzes bes Bürgerſpitalſonds unlee 
ung vun Teilen der ber Gemeinde len gehörigen Malz 
, Ginli. 110 KUnter-Wecibliug cheſtens burcillegen. 
(Angenommen; an ben Wemelnbe rut.) 


r-Mürgermeiſter Tr. Parzer übernim ben Worſitz und 
hie Anpweſenheil von mehr als 16 labtrülen.) 


J. 62 l, Sl. B. 81.) Wize-ürgermeiſler Pr. Neu- 
en über die Beſetzuug einer Wauſſerhetzugseebſſur— 


I. Nangkluſſe) 
4. März 


laſſe und heanfcagt, z Reufſor 1. Kaſſe (n. 
ber Sleltenheförberung und mit nein denuge vun 
Molilon 


0) 


volf Ortwin in zu Befürbern, 


Auweſenheil vun mehr uls 16 HSfnuleäten none une N.) 
eo 


Mize-Würgertmeißler 0 „ ll 


ien 


AIM. l. 
über 


AX, 76. 
Zeilheſärner nung 


. 6265, 
reſexier! 
len zu Alzeſſiſlen im eleuerumtle undd beantragt, 
cramtes zu Alzeſſiflen im Zeitheſürberung zu 


hie non Kungtkel. 
Ii ee 


Wege ber 


bie Kanzlei ⸗Prallikanlen Weinrich Mu meh, non 
Mmeilins Poſeg ger unh url SBijih, fämlliche 
unge vom 17, Sünnece 4908. 


Kumefenheil von mehr als 16 Glableiten auen.) 
6598.) Mize-Würgermelfler Hierhuümmer reſeriert 
erleihung einer kommunalen Ansgeichunug un bie Wiener 


xy 
Ve 
demie und beaulragl: 
eich der Wiener 
Beſlandes große goldene 
(Angenommen; 


illres 
ver- 


Anlaß; 
Salvalor-Mebnille 


Gig - Afademie ate 


1 bie 
on ben Gemeinderat.) 


„. 6056633, 


. Se Hun reſeriert üer bas 

V. Mrzirtes, aum 
egretthurſtchers 
ll 


n..) . 


ner han der Megirtsperlrelunn ei 
ir dam 
Bezirksvorsteher stellverirelers un bemltogl, 


in beflängen unt, bie 


borgenonmenen ahl es 
nir 
Schwarz zum WBegielöunrfleher 
zum Vezirtsvorſteher-sstell vertreter zar 


(ngen muse en.] 


3 A luis y ö nme! 
aut nehmen. 


referiert über bas 
ws KL. 
eßielsvürftehers nie 
Wußl bes 


P... Aechreiter 
Begirtawerkrelung 


in 605, 606.) 


ver unn ber Wegirlets m 
%s vurgenammenen Wahl des 

Ivorſleher-Ablellvertrelers 

F Mallis zum Vegirkspurfleher zu 
Karl Baumgart er aue Nezirlsunnſtehhersegkelſheſtrrler 


(ngennmnten.) 
t 


beunlbragk, wir 


bejläfiggen 


un 


bie 


nis zu nehmen. 


11, 6.) 
Tcl reibeell 


Sihreiher 
anne 
Ning- 


J. Gaga, 2. Sſr. B. 
über Gſekeiſeverbiubungen 
nerlingplatz Muſeumſtraſie 
nb beantragt: 
Werſlellung einer boppelgeſeiſigen 
int und Weuſenmsſtraße, ſerſer eine voppelgeleifigen 


Ay; 


behufs Ablenkung bes 
Nerleinunug 


ug 
jelegſlen Projeklen und Foſtenunſchläßen ji Dem Betrage 


AU genehmigl. 


| 
| 
| 
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Man ben Mullen ner Vechinnung Sichmerkingplaß Mufeum— 
braſie ſiun 7500 K uus bein Ernenernuuns fen ui 1.000 J. 


die restlichen 300 f 
Verbinhung Eſchenhuche 


uns en Aubeſtitiongankehen zu bedecken. 
für vieſe Verbindung. fmole bie Kuſten bee 
gaſſe  Selreidemartt im Belraye von 26.00 k Jin vyrſchußßmeiße 
nus bein Delvriehe zu bedecken und für Rechmung eines ficken auß 
zullehmenhen Inveflitionsaulehens. (Ang enim ue 
(P. g. 6 66, „J. Str. M., 10%, ,) l. . here 
reseriert über die Herſlellung von Geſeifeſchleiſen in ber Sarnen: 
gaſſe und em Hietzingerka und beuntragl: 

2107) 


iber be Berinendiung bes Sirlners nuf den ehemaligen 


ae Herstellung van probifprifcpen. Berbiniangspeleifen 
der Hietzinger Huuplſtraße zur Vommahergufſe und vnn wei 
Babuhpfsgeleilen am Siekingerlad, entlang ber Sueßziugerkuf Ins 


zu den Geteilfen in der Hietzinger Du.plfhinhe, bei ber establbahn: 


ſtalinm Hietzing, ſumie eletleiſche Augräſtuutg ses 
ner Wammaſergaſſe unh eines Aeiles ber GWelviſe nes 


bie eteiſe un 
Palmchnlen, 


hi 


am Kleßingerlul lerthen ib Dan and !Behriebuinillein gu 


vefenien Aflenbettage un 1,000 K genehmigt. 
nano 
rl, Mauer vefenien 


nen 


. 6166, B. A. XII, 17345, 


(. 


ſchen Grünben, uſeſ Aimee und beantragt; 
Juſef Ame wird vom k. 
ugluhne 


ou un 


0 


Märker Nui 
ul lachkunbiger 
jeitens dec Blablyarlen#Bireftion ützernontnenz; ine bisher von ln 
innegehable Nuturaſmohnuug auf der Weihen pen Neufiteil 
in Ober-. Veit Dat derſelhe bis k. uni 190 zu rüunten. 


Der 
(Kurlenarbeiter mitt einem un f 


GByte 


h) 


„dance mit biefer Ark der übernahme nichl einperſtanben ſein, 


ſuo ift demſelben pro !. 


(cke 


zwiſchen Eſcheuhuchgaſſe unn Getreibemarkt wird uach 


Juni U zu Aigen, 
(An fleunm ume .) 


ebe er ente 


1 
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, 43. 6980, 1. A. Ut, 1380 r. A. 


ber tie Gutichtung von 'Kerkſtältenhäufern auf ver Aren es ont 
gelufperen dgehlnchlhunſes in Mannpenmm} une ennie 
sem U. I. Meiniſteriun für öſſeultiche Acteien IH mitgufrge u 
. 
wie (hemeinne Wien erllärl fich 
Das jährige 
Aue I. bec . . 
ius Leben 3 
Parzelliexunm bes 
üſllichen, 
und Ifergaffe 86 einer 


bereit, zu hren unh „15 


n Megiernugsſaleilä unt Soeben 
ran 
neſer 


eigen Erinnerung 
ujeſzät 
reſpeltive 
uhiläeinsfliftung 
chlachthuuſes anmpeubocf 
Häuſern Menſkarbguſſe 86, Moritzgaſſe 3 
ſeils uud her Forkſetzung der Hurnhuſtelgufſe anberſeiltz gelegenen 
ls Wanplak zur rrrichluug cines oben 
at ſehenben, 


nes Kaiſers "tnalöderieltmun, 


ner bon ruſenben Pöerfjläiten 


aufgeluſſenrn 
ziwiſchen 


den aus per 


elflundenen ben 


zirka BBBO m 
2ertſtällengebäube für Kieingewerbelreiheube 
Nebingungen 


luck per 
mehrerer 

diefe Schenkung mird 
hipft: 


I, Tue Verwallung biefer 2Werkftällengebänbe— 
! \ Y 


jevoch un Folgende ge 


hestelnng@öneihe 


ver zu errichtenden Iubiläumsfliflung wird burth ein uratrinh 
geſühhsl, in melchenn ber Senat, bas Land Niecberößterreich un nie 
Wemefude Wien gleichmäßig vertreten ſind unte imnerhhatle peſſen , 


Abſtixunungen unch Kurilen zu erfolgen heben, 
2. Mu oberwähnlen Buupelatze it 
den Imeck ber Errichlung un 


bein zng uten ver bir 


rie Wien beſſen Wipmung für 
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nunernden Erhullung eines uner mehrerer Werlſlälleugebäude und 
die Verpflichtung grunbbücherlich einzuverleiben, dafi vieſer Grund 
uhne ausdrückliche uſtlimmung der Gemeinde Wien dieſenc werke 
nichl erlangen werden darf. 5 

. Veſchlüſſe 
zweckes bedürfen 


iber die allfäflige Anderung des Sliſtungs— 
der zuſtimmmuug ſämllicher gründenden Bulloren. 
1. us Donpingranm und das Bauprujelk find dent“ Wiener 
Birmeinperole zur ehenehmigung vorzulegen. 5 

n. 5 finanzieller Hinſichl erſchüpfl ſich die Veiſtung der Gie— 
meine mil ber »Schenlung des Grandes. Sie darf weder zn den 
klaus, unch zu den Erhallungskoflen bes uber der Werlflütleugebünde 
hetungezugen werben, . 

6. Als mnlotiſche Kraſt darf in den zu ſchuſſenden Wärlſtätten 
ungſchlieſſtich nur die (Flektrizität zur Anwendung gelangen 
zn hei zu errichtenden Werlſlälten— 
Bau ſelbſl if 


7. Mie Grunhſteinlegang 


gebäude hal nuch in dieſeln Jahre zu erſulgen; der 


„ Perart zu heſchleunigen, daß das Gebinde eheſlensz feinem Imesle 
ühernehen werben faun. 
. Vie mit dieſer Übertaffung berhundenen Wollen und 


cbheutnelle Gebühren trägt die Stualsverwallung, reſpellive die bun 


gr ing Veben zu sufenbe Werkſtällen-Jubiläuimsfliftung. 


I, 
Mil diesen gſſerle bleihl bie Gemeinde Wien der k. 
weigunlkunn bis , September 1908 im Wörle. 
un deen be el Ae vol) 


eo BE, M., A. II, 2640) Sl. -A. Tihwer 
ien baz Muſuchen des Humitres zur Werte ciner Ausstellung 
terreichiſhter Kunſt ing Jubiläumsjuhre 1908 um Sutmention und 


heuntragk: 


. ul 


(Angenommen; 


reſerierl 


i. Hie Bewilligung einer Subveulion von ih k zur Her— 
Zuleitung bon Waſſer 
Auslage 


und as 


uuf dei 


Aena der Kasarlunlage und zur 
zun Ausfleltungsgehände unter Verweiſung ber 
Meſerneſo nos. 

2. Wie lrihweiſe überlaſfung von Waſſerleilungsrohren im Werte 
yon 150% 4 Sonate und die unenſgelltiche Auf— 
rung eines Wasmeſfers imm Sinne des Magiſtrats-Unkrages. 

(Ange enen; Punkte an den Gemeinde ral.) 


(P. J. 5 4, M. A. I. Ferdinand Graf 
‚ejentert ie Anſuchen Wilhelm En be um Über: 
lastung eine Grnſtplatzes im Dornbacher Friedhufe und beantragt! 

Dem Herrn Dr. Wilhelm Ehe, Huss und Gerichlsadvolul, 

wird der in der nurdpoeſllichen Ecke des Vurn— 

befindliche freie Platz mil dem Fläryenangnmudie 
von de m zur Errichtung einer normalen einfachen Sheuft im 
Sinne der vorgelegten Plauflizze unler uachſlchenden Bedingungen 
nuf die Hauer des Friedhofbeſländes äberlaſſen: " 

I. Wär Die Übertaflung wirb als Grahflellgebühr. für Sue 
nemjeſene der Prris von 2000 ke beſtipenmt, welcher his Jäugſtens 
Ib. Mal bein magiſtratiſchen Mezirksamle für den XVII. Bezirk 


non Gacrohren 


x, 26216.) 


an des Dr, 


I., Aelüttagnife 19, 
buchen Friedhuſes 


zu erlegen fl. 

2. Auf biefen Pape iſt eine normale einfache Frust init einem 
Metugrahme für ſechs Leichen zu errichten. N 

*. Hie ſeilbchen haſenſtreiſen ſind gürtueriſah e 


und ſländig in gulem Zuſlande zn erhalten. 


— Slablrals-Sſtzung pom 29. 


‚teeife 


April 1908. 


4. Die geplanle überhöhnun der ricuhoſsmaner uud bat, 
Verlleidung, fo pal vie ene des ruftplatzes reichen, pound 
nenehmigt. i 

b. Vor Beginn der Erbauung der kiruſt ift die banbehöcd if 
Bewilligung des ungilteutiſchen Vezirksguſles für den XVII. W 
zum ermirken. 

tl. Über die Frage der Gnlſpüſſerung des Platzes beige 
Wufullwaſſers des Friedhofes Dehio (pl 

A. ug e e 


Ableilung des 
culſchieben. 


(Si uſß her r ib.) 


Merich l 

über die Stadtrals- Sitzung vum 29. pci 1908. 

Vurſitzende: Karl Vieger. 
Heinrich Pierhumüur 
Hru ba, 
Knoll, 
Oppen berger, 
Na iu, 
Manner, 
Riſſa weg, 
Schneider, 
Schreien, 
Sch wer, 
Straßer, 
Tomba, 


Weſſely. 


Bürgermeiſter Dr. 
Vize. Bürgermeifler 
ram, 
Brauheiß— 

Bü ſch, 

Dr, Men bſchmauu. 
Fraß, 

Gräf Ferdinand, 
Grünbeck Sebaflinn, 
Blollbaner, 
Pafturn nn, 
Meindl, 

öl, 
Hörmann, 

Pu f, 

ige. Hürgermeiller 
Bige-Vftrgermeifler Pr. 


Auweſende: 


Hr. Jyſeſ Neumahei, 
sd Porz er. 


St. N. Brzezywsky. 

irlsvorſtleher kaiſerl. Run Wreitng: 

Magiſlrals-Direltur De. Weislicchner, Magiſteatsrat 9 

Weiß, Straßenbahn Direktor Spängler,  Slabigark 

Direklur Hyhler und Magiſlrats-Kpmmiſſär Dr. v. Dierk 
Schriftführer: Mugiſtrats-Oher-Kommiſſär Haus 8 Lig 


Eulſchuldigt: 
Experten: Bezi 


Pize-Nürgermeifler SierBammercxcöfjnet bie Zipn 
und erſuchl um Vornahme nuchſleheuber Wahlen, und zwar: 

Wohl von drei Miülgtiebern in das Vomilce zur Überprüft 
vun Allmalerialien. 

Gewühlt wurden die S.-Nr. Bü ſih, 
Weſſeſh. 

Wahl eines Mityliches 
Bruuhaus der Elnol Wien. 

Gewühll wurde SLR, 

Wahl von Mitgliedern in 
zur Errichluug eines Archives ſür Wiener Muff. 

Gewählt würden bie SLR, Braun und Sebastian Gr 


Baeuueif 
in die Cinkanfs-Auuiſſtu für! 


Oppeuberger. 


zwei ben Gemeinde ruls-Musſe 


Dust, 
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Nr. 47. 
Erfolgen abgelegte Staatsprüfung für den Forſtſchutz—— 
und techniſchen Hilf sdienſt (niedere Staatsprüfung) 
und die Jagdprüfung. ä 


Die genehmigten Baulinien für die Aus— 
a der Schwaigergaſſe zwiſchen den Häuſern 
Or.⸗Nr. 1 und 5 werden unter Verbreiterung 
dieſes Teiles von 11˙37 auf 15 m gegen die 
ungerade Nummernſeite nach der im Originalplane 
St.⸗B.⸗Z. 355/ XIII rot ſchraffierten Linien vo! 
abgeändert. 

4. Die genehmigten Banlinien für das Gebiet 
des XXI. Bezirkes zwiſchen der Donauſtraße und 
der Leopold Ferſtlgaſſe und öſtlich der Hauptſtraße 
in Floridsdorf werden unter Schaffung eines öffent— 
lichen Platzes an der Schöpfleuthnergaſſe und einer 
16 m breiten Paxallelſtraße A zur Donauſtraße nach 
den im Originalplane St.-B.-Z. 355 II! rot 
ſchraffierten Linien e TV - m' neg. d“, dann 
hi - k r abgeändert. 

5. Die auf dem Plaue des Stadtbauamtes, 
Z. 355/ XIII gezeichneten Querprofile für die Haupt— 
ſtraße und einen Teil der Augerergaſſe werden ge— 
nehmigt. 


Nize-Bürgermeiſter Dr. Vorzer: Zum Werte gelangt 
Herr Gem.-Rat Schneider. 

5 2. Neferent Gem.-Mat Hchneider: Zahl 7530, Poſt 17. 
Ich habe die Ehre, Ihnen das Statut für das Küratorium des. 
Fonds zur Errichtung von Werkſlättengebänden und Volks⸗ 
wohnungen in Wien vorzulegen. | 

In der Sitzung vom 28. April hat der Gemeinderat ber. 
ſchloſſen, anläßlich des ſtegierungs sjubiläums Seiner Maj 915 
einen Teil des Grundes des Suuhpendorfer Schlachthaufes f ür 
Zwecke der Errichtung von Werkſiſiltengebäuden und. für Volks— 
wohnungen auf Grund einer Anregung des Miniſteriums dem Slaale 
zu überlaſſen. Es liegt nun das Statut, welches vom Magiſtrale 
im Einvernehmen mit dem Arbeits minis terium verfaßt wurde, vor 
und Sie haben es in Händen. 

Durch die Genehmigung dieses Statutes iſt ein großer 
Schritt in der Erbauung ſolcher Häuſer nach vorwärts gemacht 
und damit verwirklicht ſich ein langjähriger Wunſch vieler Gewerbe— 
treibender, namentlich in dichtbewohuten Gebietsteilen. Dieſem 
einen Gebäude werden übrigens in Zukunft mehrere ſolgen. Für 
billige Kraft und auf Grund einer guten Hygiene durchgeführte 
Werkſtättengebäude bürgt der bereits ausgearbeitete Plan, der aber 
heute noch nicht hier iſt. Sie haben übrigens den vollſtändigen 
Statutentwurf ſeit geſtern in Händen und ich bitte Sie daher 
um die Genehmigung des Stadtrats-Antrages. 

Vize-ürgermeiſter Dr. Vorzer: Zum Worte gelangt 
Herr Gem.-Rat Dr. Reiſch kontra. on 

Gem.-Aat Dr. Neiſch: Kontra habe ich mich gerade nicht 
gemeldet, ich will nur zu der Sache ſprechen, ohne deshalb 
Vize-Würgermeiſter Pr. Porzer: Wünſcht einer der kontra zu fein. Im Gegenteiſe, ich begrüße es ſehr, daß dieſes' 
en das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt wicht der Fall.] Statut fo raſch vorgelegt wurde, denn es iſt ganz kurze Zeit 
bitte jene Herren, welche mit dem Ankrage des Stadtrates her, daß hier ſehr wichtige Anderungen an der Vorlage, in der 
rſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der ein Kurieuſyſtem— geplant war, wo die Stadt Wien mit dem 
ag iſt angenommen. N Lande Niederöſterreich und mit dem Staate bezüglich der Er: 
Hanf: 1. Die ſyſtemiſierte Stelle eines ſtädtiſchen Forſt-[ haltung dieſer Werlſtättengebäude drei Kurien hätte bilden ſollen, 

adjunkten beim Wiener Bürgerſpitalfondsgute Spitz beſchlaſſen wurden. Das wurde in der letzten Sitzung, in welcher 
wird anfgelaffen. wir uns damit beſchäftigt haben, dahin abgeändert, daß dieſe 
2. Statt deſſen wird eine Forſtwartſtelle mit [Wiener Werkſtättengebäude, die in der Zukunft errichtet werden 
folgenden Bezügen ſyſtemiſiert: ſollen, lediglich von der Stadt Wien und dem Staate gegründel 


5 1. Referent Gem.-Nat Hop: Zahl 7594, Poſt 4, Bei⸗ 
156, betrifft die Auflaſſung der ſyſtemiſierten Forſladjunkten— 
beim Fondsgute Spitz a. d. Donau und Syſtemiſierung 
Forſtwartſtelle. 
Dieſe Stelle war ſchon ziemlich lange von einem alten 
n beſetzt. Man wollte ſie nicht früher auflaſſen, es war aber 
lange die Meinung, daß eine Förſterſtelle hier nicht nölig 
ondern eine Forſtwartſtelle genüge. Jetzt iſt dieſer Herr in 
ion gegangen und mau hat die Gelegenheit benützt, um 
Stelle zu kreieren und die andere aufzulaſſen. 
Ich bitte um die Genehmigung des Sladtrats-Antrages. 


a) Gehalt 1200 K mit dem Anſpruche auf zwei 
Quinquennalzulagen à 100 K. 
h) Naturalwohnung im Schlofſe Spitz. 
0) 14 Raummeter Deputatholz (Prügel), ſowie ein 
Holzzufuhrpauſchale von jährlich 25 K 20 h. 
3. Der Magiſtrat wird beauftragt, zum Zwecke 
der Beſetzung diefer Forſtwartſtelle eine Konkurs— 
ausſchreibung in der üblichen Weiſe zu beranlaſſen, 
bei welcher die Bewerber nachzuweiſen haben: Die 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, denlſche Umgangs— 
ſprache, Unbeſcholtenheit (Leumundszeugnis), ein Alter 
unter 40 Jahren, ledigen Stand, Ableiſtung der 
Militärpräſenzdienſtpflicht, körperliche Rüſtigkeit (Ge⸗ 
ſundheitszengunis), Forſt⸗ und Jagdpraxis, Abſol⸗ 
vierung einer niederen Forſtſchule (Förſter- oder 
Waldbauſchule), Zeugniſſe über die mit genügendem 


und erhalten werden ſollen. Ich habe alſo zu dieſem Statute 
nur die Bemerkung zu machen, daß das Statut ſozufagen ein 
Rahmenſtatut ist, welches für mehrere Gebäude heſtimmt iſt und 
in dem nur, ohne die Einlagezahl einzusetzen, darin ſteht: „Zur 
Bildung des Fonds hat der Gemeinderat dieſe Realität gewidmet.“ 

Gut! Im 8 2, Punkt a) „Fondsvermögen“ ſoll der Wert 
der Grundſtücke, welche zur Ausführung von Werkſtättengebäuden 
gewidmet find, und im Punkte b) der Wert der auf den Grund— 
ſlücken errichteten Gebäude beigedruckt fein. Im § 3 wird unter 
„Beteiligung des Staates und der Gemeinde“ angeführt: „1. Die 
Gemeinde widmet dieſe Grundſtücke“ und „2. wird der Staat, 
falls die Mietzinserträgniſſe der Realität nicht ausreichen, den 
Abgang 18 ſtaatliche Subventionen decken.“ 

Zwiſchen dieſen beiden Endpolen, nämlich dem erſlen pole, 
dem Grunbſtadke welches gewidmet iſt, und dem Schlußpole, 


wenn elwa das Mielzinserkrägnis nicht hinreicht und der Staat 
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daun zur Deckung der Abgänge Subventionen geben muß, liegt 


aber noch ein großes Zwiſthenglied, nämlich die Errichtung des 
Gebäudes, welche bekanntlich Koſten verurſacht.“ Über dieſe Bau⸗ 
toſten iſt in dem Statute nichts zu leſens Ich weiß nicht, wie 
das überbrückt wird, denn eine Verpflichtung, wer für die Bau⸗ 
koſten aufzukommen hat, iſt in denn Statute nicht enthalten. 
Aus den Grunde, weil dieſe Lücke im -Statute vorkommt, 
ich, daß dasſelbe nicht ganz klar iſt. Ich möchte den Referenzen 
bilten, uns Aufklärungen zu geben, wie das gedacht iſt. 

Vize-Würgermeiſter Dr. Vorzer: 
manu k pro. 

Gem.-Mat Neumann: Ich habe ichen 17910 iu vice 
Saale erklärt, daß auch wir ein eminentes Intereffe an der Er: 
richtung von Werkſtätleugebänden und Volkswohuungen haben. 
Jufolgedeſſen möchte ich auch erſuchen, daß eine Abänderung 
im $ 1 ſlattfindet. Jun 8 1 heißt es: „Zum Zwecke der Er— 
richtung bon Werkſtättengebäuden und Volkswohnungen für Ge— 
werbetreibende (Handwerker) u. ſ. iw.“ Ich möchte, daß hier: die 
Worlke „und Arbeiter“ eingefügt werden, denn die Erbauung 
von, Volksmohnungen iſt auch für die Arbeiter von emiuenkem 
Jutereſſe. N 

Weilers mache ich auf einen zweiten Fehler der Vorlage 
anſmerkſam. Im § 2 „Fondsvermögen“ heißt es unter Punkt e, 
daß dasſefbe aus dem jährlichen Mieterträguis dieſer Realitäten 
u. ſ. po. beſteht. Wir haben aber nicht allein eine Beſtimmung 
über das Fondsvermögen, ſonderu auch eine Beſtimmung über 
den Reſervefonds. Denn der § 8 fügt nämlich: „Aus dem Üter— 
ſchuſſe der jährlichen Einnahmen über; die jährlichen Ausgaben 
iſt ein Reſervefonds zu bilden.“ 

Wenn das der Fall iſt, entfällt für die Anſammlung des 
Fondsvermögens die Beſtimmung des § 2, Puukt e; ich möchte 
aber nicht, daß dieſe Beſtimmung entfällt und Sie ſelbſt wollen 


ju im Sinne des § 8 die ganzen Überſchüſſe als Reſervefonds | 


anlegen. 

Ich möchte daher wünſchen, daß der § 8 folgenderweiſe 
- fanlet: „Aus einem Teile der Überſchüſſe der jährlichen Ein— 
nahmen u. ſ. w.“ Da können Sic den Rerſervefonds decken und 
geſährden doch nicht die FJondsauſanunlung im Sinne des 8 2. 

Ich möchle weiter wünſchen, daß die Zuſammenſelzung des 
Kucatoriums bei dem AUmflande, - daß ein ullgemeines Jutereſſe 
dabei vorhanden iſt, nicht einſeiligeg dei chehe. Nach dieſer Zuſammen— 
ſlellaug find drei Vertreler aus dem Gemeinderale zu erueunen. 
5 werden aber prinzipiell wieder die Oppoſition von dieſer 

Vertretung ausſchließeu. (Gem. Net Winarsky: Das iſt heute 
11 5 gewiß!) Jufolgedeſſen möchte ich, daß der § 5 bez züglich 
dieſer drei Vertreter, die der Gemeinderat edel ſolgeuber— 
maßen lautet: „und drei Vertreker der k. k. Reichshaupt— 100 
Reſidenzſtadt Wien, welche den ſegiedenen Parteien des Be 
meinderales augehören. . N 

Ich wünſche, daß da endlich {auch die Oppofition, die, wie 
ich bereils erwähnt habe, ebenfalls ein Intereſſe an dieſen 
Häuſern hat, mit zur Verwaltung herangezogen wird. 

Ju 10 heißt es (lieſt): 

„Die Mietzinſe für die der Foudsverwaltung, nteftehenb en 
Realiläten ‚find von dem Vorſitzenden des Kuratoriums iu einer 
Höhe feflzuftellen, daß ihre jeweiligen Erträguiſſe allen in 8 7 
angeführten Erforderniſſen genügen.“ — 


finde 


Dar Sen. Rat au 


ſtimmung Platze greift, weſche es vermeidet, 


mehr de ih wird und zaman durch. dieſe. Beflimmu 


zinſe zu verlangen, 


u in eine: 


damit 


Ulster für öffentliche Arbeiten Dr. Geß ura nn.“ 


Rechtsſubjekt eigentlich erſt geſchaffen werden; welches 
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Ich mache darauf aufmerheut,. daß der⸗Staat daf 
5 leiſten hat, wenn ſich ein Mehrerfordernis 1 
das Ecträguis micht ausreicht. Erſt dänn wird. 
Zuſchüſſem bequemen und diher möchtest 


gewiſſen Z Zeiten allzuhoch geſchraubt werden Es 
er geben, daß zu manchen Zeiten für die Erhaltung, der. 


gegenwärtigen Faſſung ſich verſucht ſehen fünnte, Höhe 

damit die Negickung auch lien als 
Lage kommt. Zuſchüſſe zu. teiften. - 5 
Ich möchte a folgende Aue ung: lei): fi 
5 Di Mietzi ine 5 die 11 8 Fe ai 


leit“ — ich ge 921 dises bininöſe Wort in 1 der 
hereinkommt, um nicht eine ſtarre Auslegung Ferbeizuf 
Höhe feſtzuſetzen, daß ihre. jeweiligen Erteägn 
5 7 angeführten Erforderniſſeu genügen.” 
Im 5 11 heißt es: „Jede Anderung des Stalut ) 
der Zuſtinumung beider gründenden Faktoren“ undes iv Ri 
in den früheren, [vie in den folgende Paragraphen bull 
„gründenden Faktoren“ geſprochen. Ich möchte habe 
Begriffsbeſtimmung etwas deutlicher, en werde al, 
heißt: „ e 100 des eee 


im 8 


at es die e ee 
ſlimmung $ 14 fange ſtudiert und gefunden, daßzſi 
überflüſſig wäre; aber ich habe prinzipiell kein Bede 
dieſe Einführung, denn fie könnte ja eigentlich dazu ldi 
Eutlaſtung dieſer gründenden Faltoren herbeizuführen 
Ich möchte bitten, daß dieſe vor mir beautragten A 
berücksichtigt werden; ich wünſche, daß ‚fie angenommen 
jenen Unnſtäuden Rechnung getragen wird, „dle 
zur Begründung dieſer Anträge angeführt habe. „t 
Vize-Würgermeiſter Dr. Vorzer: Das Worte 
Gem.-Rat Glößl. (Rufe: Er iſt nicht dal) Da ler Ai 
weſend iſt, verliert er das Wort. (Gein.-Rat Skaret 
noch nicht gut dreſſiert!) 
Herr Gem. Nat Schlögl 
ordnungsmäßigen Behandlung. 1 
Gem.-Nal Schlögl: Ich beautrage Schluß der sn 5 


100 


hal das 


Vize- Würgermeiſter Dr. Porzer: Es iſt Sch l 
Debatte beantragt. Ich bitte die Herren, welche. dieſeſ 
annehmen wollen, die Hand zu erheben. (Geſchieht 


nommen. 1 5 
Zum Worte iſt noch gemeldet Se. Exzellenz. 
Erz. Gem.-Mat Dr. Geßmann: Meine ſehr 
Herren! Was die Anfrage des ſehr verehrten Bern Su 
rales und Vertreters des XIX. Bezirkes betrifft, ſo h 
darauf ergebenſt zu bemerken, daß in dem Statut üb 0 il 
Es. muß ih 


nahme des Darlehens ja nichts ſtehen kaun. 


fubjelt daun die für die Durchführung der: Kngefegenfeil 
Maßnahmen trifft. Es kvunte daher auch in dem k Stal 
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höhe ber Darlehens und von den Mobaliläten der Auf- 
„besſelben naturgemäß nicht geſprochen werden, weil ja 
ft Sache der Beſchlüſſe des Kuraloriums iſt, welches auf 
b dieſes Statutes ius Leben tritt. 

53 ift das übrigens fein Geheimnis. Wir haben uns natürlich 
sche erſt zurechtlegen müſſen. Es hürfle ein Betrag vun 
„000 IE für die Herſlellnug ber Baulen erforbertich ſein. In 
Statut kann aber die Sache pichl genommen werden, weil 
ausſchließlich Sache bes erſten, auf Grund des Slalnles 
chenden Kuratoriums iſt. 

Vas bie Bemerkung hes ſehr verehrten Herrn Gem.-Males 
an betrifft, ſo iſt gewiß die Faſſung mm 8 1 „zunge 
Sn von Werkſtätteugebänden und Volks— 
ungen ür Geſmnerhetreibeube Hanbmerker)“ eine ſolche, bie 
uus nicht ansfchticht, daß anch Mrbeter in den Wohnungen 
uhime finden können. Nur im Den 8Werkflätten ſelbſtverſtänblich 
Die find ausſchließlich für Geſherbetreibende; aber ich bitte, 
Herren, ich betone es, es wirß gewiß kein Hindernis ſein 
i mird ſich vielleicht von ſelhſt ergeben, baß ein Arbeiler, 
acht der Vorarbeiter, in bieſen Häuſern Wohnung bekommt. 
cht iſt das Ganze wohl — daraus ift nie ein Geheimnis 
it worden --- 
gewerbekreibende. Es ift ja ohnehin eine Aktion imm großen 
für Arbefterwohunngen geplant. Lirt wird geſpißt in weil 
rem Maße, und zwar onsfehliehlich für Arbeiler vargeſorgl 
en. Laſſen Sie alſo⸗bieſes kleine heſcheidene Terrain den 
gewerlielreibenben, aher wie geſagt, bezüglich der Teilnahme 
en Volkswohnungen. wird ſich gewiß leine Sichwierigkeil ev 
, vorkommenbenfalls Arbeller dort Wohnung finden zu laſſen. 
Der Wunſch bes Herrn Gem -Males Neumann, bezüglich 
züſaumnenſetzung des Kuratoriums eine Beſtinumung auſzu— 
en, dahingehend, es müſſe heißen, bie brei Kuratoren ſeien 
ben brei berſchiedenen SBacteien zu wählen, iſt . Der hoch— 
rle Herr Kollege möge mir verzeihen — eine Urrmöglichfeit: 
a Gtatın ift für einen Zeitraum von mindefleus 45 Jahren 
96, Wie ſoll es möglich fein, vo wir eine Beſtimmung 
mmehmen, die befugt, es {pllen die Däitglteber bes Kuratoriums 
ben Parteien geitommen werben. Es könen bis dahin zehn 
ien wurhauhen ſein, es Lam aber auch vielleicht alles einig 
88 gibt kein Statut auf der Welt, in ben gejagt würde, 
mau bie Mitglieder aus verſchiebenen Parteien nimmt, 
auch rechtlich nicht, da kann nur ber Gemeinderat die Ent: 
ung kreſſen. N 
zich hitte auch zu bebeuken, meinte 
hier fünf oder ſechs Purleien find; 
r, jetzt läuger als ein Vierleſjahrhunbert währenden Läligkeit 
nemeinderat, daß wir, hier fehon ſechs Parteien gehalt hoben. 
he brei Parteien ſollen es beim fein? Das fl eine Be 
jung, worüber uur der Gemeinpberat chutſcheibel, und Da 
unt die Wehrhritz entjepeloen, le hälſen ja guch nichts 
1. Denken Sitz sse eien fünf Parleien hier, 
Sozialper Pas nüt es Ihnen daun, 
den vier anderen Parleien 


ber 


uns 


Herren, as tun wir, 


„5 


Ukraten. bein 


vie Verlrcter uns 


ei ber 
Bemeinberil 
3 * 
Weun der bochgerhrle“ Herr akulege bie Gauffügung ber 
e gewünſcht hal, „Nach ' Eunlichkeil“, Yo qrinnere ich, daß er 
yelagi hat, daR eigentlich elne folche elan nicht viel 
tel (Sem Nat Me uu: le lonshoendig dB Wiſſen 


12. Juni 1906. — eee enn vont 6. 


als eine Inſltitulion ber Wohnungsfürſorge für 


ch erinnere mich aus. 


barunter bie’ 
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80 „uach Tunlichkeit“, „tunlichſt“ und „nach Möglichkeit“, bus 
iſt auirklich zwecklos, und buher glaube ich, kaun ma gauz au 
auf eine ſolche Beſlimmung, die wirklich Feine prakliſche Be 

hentung hat, in dieſeut Falle verzichten. 

Was den Wunſch bes ſehr verehrten Kollegen Heitmann 
anbelangt, der überall bort, wo es heißt „beide gehnbenue 
Fakloren“, die prägte Fefſtſlellung hinzugeſetzl haben will „ben 
Minifter für öffentliche Arbeiten“ und ber „Vürgermeſſler ver 
Stadl Wien“, fo ſteht bieſenm Wunſche meinerſeits keine Kin 
werbung entgegen. (Es iſt das eine rein beklargtite Wicdechaluug— 
bat beide Faktoren den Berteng abſchließzen. (Senn Ren 
Genen: „Reſervefonds“ unh „Fondsvermögen“, pieſe beiben 
Abänderungen müſſen Sie vornehmen!) Die Kinnachmei bes Funke, 
ſullen zur Heckung aller Auslagen bieuen mud da ſull es nun 
beim Reſerveſpnbs heißen „aus einem Teile ber iberſchüfſer 
as ſoll mit bem anderen weile geschehen? Gem. Rat Nun 
mu: Der gehört zum Fonpsvermügen nach Abjab Gl) "Bi 
Sache iſt fo: Was iſl — ich bilte um Verzeihung 
und biefer Vertrag hat — ich mache kein Hehl daraus he 
ziehungsweiſe feiner Durchführnug ganz bebentenbe Gichmierig 
feiien mit dem (inanzminiſlerinm hervorgeruſen nub es hat fen 
bedeutender Anſtreugung bedurft, um das inanzminifkecium zu 
vieſen Sehr weitgehenden Konzeſſivuen zu bewegen. 

Ich bitte nicht zu vergeſſen, wenn uns WBolpemmgen 
bleiben oder wenn die Zinſe nicht hereingehracht werben, ſ tiff 
im vollen Betrage der Slaak das Defizit lragen mu ba Einen 
auf der anderen Seite nichl noch weilere Einſchränkungen ela 
greifen, Ich fürchle micht, wie der ſelhe verehele Herr Kollege 
Nen mann, daß ber Reſervefonds außerordentlich fett wird, inn 
(Gegenkeile, ich habe die Beſorgnis, Daß er ſehr mager bieben 
wird, daß der Slant unch wird zuſchicßen müſſen und ans been 
Grunde dürfle kaum billigerweife gegeniiber Dem zweiten Falten 
dem Slaalsärar, eine ſolche Forbecung erhoben werben kämmen 

Daher würde ich ben hochlöbflichen ®eneinperai bitten, 
dieſen Abhänderungs⸗Antrag abzulehnen. (Berlafl) 

Alfze-Aürgermeiſter Hr. Porzer: ber 
haf das Schlufponrt. 

Meferent Gem.-Mal Pahneibder ch 
gu beinerken. 

Wize-Würgermetſter Pr. Worzer: ir ſchreſten zur Ah 
ſtimmung. Ich werde dabei paragraphenmelſe zuerſl ber ben 
Wortlaut des Slabtrats-Aulrages und daun Aber bie Zuſätze ben 
Herrn Gem.-Males Meu ma un abflinien laſſen. 

Bei 8 1 beantragt Herr Gem.-Rat en mann, daß nach 
bei Worten. „und Volksmohnungen für Gewerbelreibeube 
8 wubwerker )“ eingeſchallet wird „und, Arhetler“ 

Ich merde balher 8 ( gnerfl nach. ben 
Slabtrats Hutrages zur Albſkimmung bringen. 

Die Herren, welche mit 8 ! in der zcufſung des estab tralen 
einberſtanben ſind, wollen die Hand erheben. (eseſchicht.) en 
genommen. ü u 

> Herr Gent. Mat een nan 
ber? Worte „und Arbeiter“. 

1 Die Herren, welche mil, digen Aulrage einverstanden gin, 
wollen bie Hand erheben. (Geſtchieht.) Alegekbeh nt. 

ill fen Gegen-Anutrag geſlelkt 

Die Herren, welche damit einverſlanten ſiuß, 
Path erheben. (Bejchieht,) nge nem men. 


- ein Vert "hg 


ker 


Dev Meere. 


habe nubls enten. 


Wotan 


enn 


beitrag be Gainſcha klang 


unten un 
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Zu 3 n und 4 iſt tein Gegen-Untrag geſtell. 
ie Herren, welche mit dieſen Paragraphen einverftaubäh 
ſiun. mollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Augen ommeu. 


5 daft 
Min dein erjlen Mhlab, in dem es heißt (lieſt): 5 

„„Das Kralbrium beflehk aus ſechs Mitglieberu, und zwar 
Vertretern des k. l. Minifleriums für öſſeukliche 
"Arbeiten (I. Karic) uud drei Vertrelern- der (. k. Reichshaupl- 
ie ejidenzfiabl Mir (Il. Kurie): die Einſchallung gemucht 
zun verſchiedenen Parteien (Henieinderales 


Wei tz h hal Herr Gem.-Ral Reu mana beantragt, 


re: ei 


erte: „hie des 


angehören“ 5 
ah bringe zunächſt 5 b in ber 
Ahſtimmuyg und Werbe baun über die pon Herru Gem.⸗-Nal 


Kain beantragte Ginſchultung abftinumen loſſen. 


eue Herren, welche & 5 in der Fuſſung des Stublrutes 
nnehnen inollen, bitte ich. die Hund zu erheben. (Sejchieht:) 
„binnen um meu. i N 
ene Herreu, welche für die Einſchalluug: „bie den uer— 
jenenanen Berteien des Gemeinderaſes angehören” ſtiumen; 


bitte ph, bie Hanf zu erhehen. (Geſchieht.) Dieſer Zuſal-Autrag 
N ahgetennt, ; 


| 
33 6 und 7 ſino leine Abänderungs-Auträge geſtelll. 


„+ 

N 

Jene Herreu, welche Die $$ 6 und 7 in der Faſſung des 
„ antrales annehmen, wylleu die Hand erheben. (Gheſchiehl.) 


ue LIT on. 

ine e ha 
es heißen sol, ttt 
ite ber Aberſchhüſſe“. 

uh brülge den 5 5 zuerſt nach dem Gegen-Anlrage bei 
Seren Ban ltates Meanronar zur Abſtimmung. 

Ach hitte die Herreu, twehhe bien Gegen— Antrage zuſtinnen, 
zt erheben. (cheſchiehn .) Abgele du. 

sc) ble die Herren, welche den 8 8 in der Faſſuug dei 
lei Irak unehmen wollen, die Hand zu erheben. (Geſchiehl. 


daß 


Herr Gem.-Nul Nenmann beamnlengl, 
bei 


„ons den IUlberſchuſſe“ „ans einem 


vie Ka 


Ya EMO. 
na U kein Gegen-Aulrag geftellt worden. 
5 hilte Herren, welche 3 9 unuehmen wollen, 
ent erheben. Ueſchieht.) Ange nom meu. 5 
N ee al Herr tgem.-Rat Neumann braulragt, daß, 
„ un eiten Abſatze ach den orten „find vun dem Vork, 
Heenoen bes Aernenehuns” die Worte eingeſchaltet werden „uach 


die bit 


» finlüchlert“. Fe 
1 


ih bringe ven 4 10 zuerſt in ber Jaſſung des Stabtrale⸗z 
zur Abstimmung und werde erſt bann über die beautragte Gilt 
unt obtlimmen laſſen. 1 

Sch bitte die Herren, 
nehmen molleu, die Hand zu 
et een ee. 

sch bitte nun die Herreu, welche für die vom Herrn Gem.“ 


welche den Stadtrals-Autrag Mn 
erheben. (Geſchieht.) Auge 


Mute eum] braukragte Einſchaltung find, die Hand zu 
erheben. Ceſchicht.) Ahgebehul. 

% , u bem es heißt: „Jede Änderung bedarf der Zu— 
hun wer gyüünbenber Faktoren“ hat Herr Gein.-Mal 
Wen ven fa Melrag geftelll: „. . . nämlich des 


init sur öffentliche Arbeiten und des Herrn Bürgermeiſlers 


der (abt Lien“, 5 
al) bringe ger ven Antrutg in der Faſſung des Stadl, 
tc za Abſlimung und daun den Huſatz-Antrag. 


3 
air —— Kor 2% 4 
Faſſung des Stadtrates aur 


-Bemeindrculß-Gihung Sal 5. Juni 1908. 


—— — — — — — 7 
\ 
| 


Ich bilte die. Herren, 


welche für die Fuſſung des Stadtralck 
Tat, die Hand. zu chen, 


(Geſchieht.) Angenommen. 


Ich bitte die Herren, welche ben zufatz⸗Autrag des Her 
Sem, Mates Neumann annehmen wollen, die Hand zu er— 


erheben. (Gzeſchieht. ) Es 
(Gem.-Mal Winars by: 
An den 88 12. 13 
de f 
Ich bitte die Herren, welche, für 
rules find, die Hanh zu erheben. e 
find angenomm eiu. N 
Beſchlußz: Der Gemeiuberal erleill. beim, vom k. . Miniſterium 
für öſſeutliche Arbeiten übermittelten Entwürfe des 
Stulutes für dus Kuratorium des, Fonds zur Er 
richtung vun Werkſtättengebäudeil, und Valkswohnungen 
un Wien feine Zuſtimmung. . 


iſt die Minorität, daher abgelehn. 

Dus war za ſelbſtverſtändlich !) 

14 find keine. Gegen-Aukräge geſteſ 

Fufſuug des Stabl— 
Die Paragraphen 


vie 


* 4 4 
ela en 
ſür dos 
Kuratorium des Fonds zur Errichtung 
von Werkflältenge händen und Vulks⸗ 
wohnungen in Wien. 

A. . 
Zweck des Fonds. 

Zum Zwecke der Errichtung von Werkſlütleu— 
gebänden und Volkswohnnugen für Gewerbelreibende 
(Handwerler) in der k. k. Reichshaupl- und Reſidenz⸗ 
ſtabt Wien wird ein Fonds mit dem Sitze in Wien 
gebildet, welcher zufolge -Allerhöchſter Entſchließung 
vom .. . .. . den Namen „Kaiſer Franz Juyſef !. 
Jubiläumsfonbs für Werkſlätteugebäude und Polls 
wohnungen“ führt. j 


Kume, Sitz un 


8 2. 
Fondsvermögen. 
Das Vermögen des Fouds beſtcht: 
a7 Alls den zur Aufführung von Werlſtäkteuge⸗ 
händen und Volkswohnungen gewidmeten oder 
autgelauften Gruudſtücken.“ 


Y) Aus den auf ſolchen Grundſtücken errichleten 
Gebäuden. 
6) Aus den jährlichen Mielerträguiſſen dieſer Real 


täten, iuſoweil ſolche Erträgniſſe ohne Inan— 
ſpruchnahme der durch den Staal gewährten 
Subvention (8 3) uach Bedeckung aller ! 


§ 7 bezeichneten jeweiligen Erforderniſfe erübrißl! 


werden. 
d) Aus fonfligen Zuwendungen, 


8 3. 
Slautes und der 
aum Foubs. 


Beleiligung des 


Gemeinde Wien 


I, Zur Bildung des Fonds hat der Gemeinde 
ral ber k. k. Reichshaupl⸗ und Reſibenzftadl Wien 


mil Beſchluß vom 28. April 


190 bass Grundſtüch 


Abschnitt 17: 


Anhang Il: 
Aus der Debatte im Prager Landtag 1910 


Antrag einer Entschliegung vom 4. Februar 1910 betreffend die 


Ermäßigung der Hauszinssteuer 


Interpellation betreffend Wohnungsreform vom 7. Februar 1910: 
Bericht über Konferenz des Landesverbandes der deutsch- 
böhmischen Zweigvereine der Zentralstelle für Wohnungsreform in 
Österreich am 27. und 28. November 1909 in der Böhmischen 


Sparkasse 


Interpellation vom 7. Februar 1909 betreffend die Subventionierung 
bei Wettbewerbsausschreibungen der Zentralstelle für 


Wohnungsreform in Österreich 


Interpellation vom 7. Februar 1910 betreffend Kleinwohnungen für 
Minderbemittelte insbesondere in industriereichen Städten nach 
dem Vorbild des Gesetzes vom 10. Oktober 1909 über 


Kleinwohnungen in Triest 


Anfrage vom 7. Februar 1910 betreffend Erwirkung eines 
Assanierungsgesetzes für die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau incl. 
Enteignungsvorschriften und 20-jähriger 


Hauszinssteuerbefreiung. 


Digitälni knihovna | Sn&m krälovstvi Cesk&ho 1908-1911 - stenoprotokoly | 3. schüze (dba) 
Patek 4. ünora 1910 / 


Dolü Dalsi 

Schüze zacala ve II hod. 15 min. dopol. Beginn der Sitzung um 11 Uhr 15 M. Vorm. 
Predseda: Jeho Jasnost nejvy33i marSälek Vorsitzender: Se. Durchlaucht der 
zemsky Ferdinand princ Lobkovic. Oberstlandmarschall Ferdinand Prinz Lobkowitz. 
Pritomni: Namẽstebe nejvyssiho marsalka Anwesend: Der Oberstlandmarschall 
zemskẽho JUDr. Karel\Urban a v&tsi poet Stellvertreter JUDr. Karl Urban und eine größere 
poslancü. x Anzahl von Abgeordneten. 
Jako zãstupcovè vlädy: ] Excel. c. k. Am Regierungstische: Se. Exzellenz der k. k. 
mistodrZitel Karel hrabè Coudenhove a c. k. Statthalter Karl Graf Coudenhove und der k. k. 
mistodrZitelsky rada Jan Kosina.. Statthaltereirat Johann Kosina. 


Z. kanceläre sn&movni: Sn&movni tajemnik Dr. Von der Landtagskanzlei: Landtagssekretär Dr. 
J. Haasz; sn&movni aktuàfi: Dr. J. Safarovic a J. Haasz, Landtagsaktuare: Dr. H. Safafovic und 
Dr. P. Wellner. N Dr. P. Wellner. 


S 


Oberstlandmarschall: Ich eröffne die Sitzung. 
\ 


* 
* 
5 


Zahajuji schüzi. N 
Nepfitomnost svou omluvil nemoci pan poslanec dr. Bedfich princ Schwarzenberg. 


Der Herr Abg. Dr. Friedrich Pril Z Schwarzenberg hat seine Abwesenheit mit Unwohlsein 
entschuldigt; ebenso der Herr Abg. Eugen Graf Czernin. 


Pan posl. Eugen hrabè Czernin se tè? omluvil. 
Jest dostateöny poet panù poslancü pfitomen. 
Konstatuji, Ze slavny sn&m jest schopen usnäßeti se. 


Es ist eine genügende Anzahl von Abgeordneten anwesend; ich konstatiere daher die 
Beschlußfähigkeit des hohen Hauses. 


Dem Herrn Abg. Grafen Fr. Clam-Gallas wurde aus Familienrücksichten ein achttägiger Urlaub 
erteilt. 


Panu posl. hrabäti Fr. Clam-Gallasovi byla dana osmidenni dovolenä 2 pfitin rodinnych. 
Zädäm, by byl sdelen seznam petic. 

Ich ersuche, die eingelangten Petitionen mitzuteilen. 

Selen aktuär dr. Wellner &te doSle petice. 


Landtagsaktuar Dr. Wellner liest die ein gelaufenen Petitionen. 


Oberstlandmarschall: Antrag der Herrn Abgeordneten Dr. Hackel und Genossen. 
Ich ersuche, denselben zu verlesen. 


Landtagsaktuar Safarovik (liest): In Erwägung, daß anläßlich der Einführung der 
Personaleinkommensteuer fast allgemein die Hoffnung gehegt wurde, daß nun auch die 
Hauszinssteuer an die Reihe kommen würde zeitgemäße Neuerungen zu erfahren, bei welchen den 
berechtigten Wünschen der Hausbesitzer Rechnung getragen würde; in Erwägung, daß, wie 
befürchtet worden war, durch den gewährten Nachlaß aus der Personaleinkommensteuer die 
Doppelbesteuerung keineswegs wett gemacht, noch weniger die Lasten verringert wurden; in 
besonderer Erwägung, daß die Hauszinssteuer keineswegs den Hausbesitzer trifft, da sie, obgleich 
als direkte Steuer gedacht, doch als eine indirekte, gerade die ärmeren Schichten schwer drückende 
Steuer auftritt, da der Hausbesitzer die Abgaben auf den Mieter überwälzt, um zur lohnenden 
Verzinsung des zum. Hausbau oder Hauskaufe aufgewendeten Geldes zu gelangen; 


in Erwägung, daß die Förderung der Baulust durch Steuerfreiheiten stets versagendes Mittel zur 
Verbilligung der Zinse war, da durch die gewährte Steuerfreiheit schon vorwegs der Grundpreis 
steigt, und der Bauherr sich die steuerfreien Jahre in den Preis des Hauses einrechnet; eine künstliche 
Hervorrufung sogenannter Bauwut aber, deren Folge die Schaffung zahlreicher Wohnungen wäre, 
wohl augenblicklich zu einem Wettkampfe und zur Erniedrigung der Zinse führen könnte, im 
Gefolge aber einen Häuserkrach haben müßte, da die meisten Häuser belehnt, und zwar auf Grund 
des Zinserträgnisses belastet sind. 


Weite Kreise, nicht bloß die Hausbesitzer und Darlehensgeber würden geschädigt, auch die 
Baumeister und Bauhandwerker würden Schaden erleiden, da eine unmittelbare Folge die 
Einstellung weiterer Bauten wäre. Naht dann die Zeit, in der die Steuerfreiheit zu Ende geht, können 
die billigen Zinse nicht aufrecht erhalten werden, auch hat dann der Wettkampf eine andere Gestalt 
angenommen, da kein Wohnungsüberfluß mehr vorhanden, weil der Gebäudezuwachs nicht mit dem 
Bevölkerungszuwachs gleichen Schritt gehalten hat, die Zinse sind gestiegen und steigen weiter, die 
Opfer des Häuserkrachs hatten umsonst geblutet; 


in Erwägung, daß es richtiger ist, durch die Herabsetzung der Steuer dem Hausbesitzer das 
Herabgehen im Mietpreise zu ermöglichen, ja sogar von ihm zu erzwingen, indem die 
Zinsverminderung zur Bedingung einer Herabsetzung der Hauszinssteuer gemacht wird, ist es 
geboten, diesen Weg zu beschreiten, wenn billigere Wohnungen geschaffen werden sollen, und zwar 
umso eher, als möglich wäre, auf diesem Wege auch der Gerechtigkeit Rechnung zu tragen, indem 


man durch eine Abstufung der Steuer dem arbeitenden Teile der Bevölkerung geringere, den 
Wohlhabenden und Rentnern aber höhere Abgaben auferlegt, was letzteres auch geboten ist, um 
nicht einen gar zu großen Abgang an Steuern für den Staat und Abgaben für Staat und Land in 
Gestalt der Zuschläge einzubüßen; ein etwaiger Abgang könnte durch die Heranziehung jener 
Personaleinkommensteuerpflichtigen, die neben der Einkommensteuer nur noch eine Rentensteuer 
zahlen, zur Zahlung von Zuschlägen durch die Aufhebung der Zuschlagsfreiheit auf deren 
Einkommensteuer wettgemacht werden; 


in Erwäguug, daß eine Verbilligung der kleinen Wohnungen nicht bloß eine bessere Lebensführung 
ihren Mietern gestatten wird, sondern auch auf die Gesundheit ihrer Angehörigen, wie auch auf die 
Sittlichkeit wirken wird, da dann leicht ein Gemach mehr in Miete genommen werden kann, wo sich 
heute Groß und Klein, Alt und Jung in einem Zimmer drängen, wäre die Herabsetzung der Steuer 
ebenfalls dringend geboten; 


in schließlicher Erwägung, daß der Mehraufwand von Arbeit, welcher durch die Verschiedenheit in 
der Bemessung der Abgaben, je nachdem der Wohnungsraum für minder bemittelte oder 
wohlhabende Mieter bestimmt ist, was sich aus den Steuerbögen selbst und aus der Ansetzung der 
Mietpreise leicht ermitteln läßt, was aber auch von einer zu bildenden 
Hauszinssteuerbemessungskommission, die der Erwerbssteuerkommission nachgebildet werden 
könnte, zu prüfen wäre, kein Vorwand für die Ablehnung dieser angeregten 
Hauszinssteuerbemessung sein kann, stellt der Antragsteller samt Genossen den Antrag: 


Der hohe Landtag wolle beschließen: 


Die k. k. Regierung wird aufgefordert, ehetunlichst dem Reichsrate einen Gesetzentwurf, betreffend 
die Ermäßigung der Hauszinssteuer vorzulegen. 


In formaler Beziehung wird der Antrag gestellt, diesen Antrag an die Steuerkommission zu leiten. 


Prag, am 4. Feber 1909. 


Abgeordneter Dr. Hackel und Genossen. 


Oberstlandmarschall: Interpellation der Abgeordneten Wüst und Genossen an Seine Exzellenz den 
Herrn Statthalter, betreffend die Wohnungsreform. 


Landtagsaktuar Maschek (liest): Interpellation des Abg. Wüst und Genossen an Seine Exzellenz den 
Herrn Statthalter Grafen Coudenhove, betreffend die Wohnungsreform. 


Die Wohnungsreform wird immer notwendiger und hat sich der Landesverband der deutsch- 
böhmischen Zweigvereine der Z. f. W. des öfteren schon bemüht, durch Vorschläge und gründliche 
Maßnahmen helfend einzugreifen. 


Der Landesverband der deutsch-böhmischen Zweigvereine der Z. f. W. in Österreich ist bestrebt, die 
Idee der Wohnungsreform in weite Kreise der Bevölkerung zu tragen, um durch Verbreitung des 
Verständnisses für die Wohnungsfrage tatkräftige Mitarbeiter zu gewinnen. Um den Interessenten 
Gelegenheit für Aussprache über die bisher erzielten Erfolge, über die weiter einzuschlagenden 
Wege zu bieten und neue Persönlichkeiten für die Wohnungsfrage zu interessieren und sie durch 
Belehrung über das bisher Geleistete zur Mitarbeit zu befähigen, hat der Landesverband der deutsch- 
böhmischen Zweigvereine der Zentralstelle für Wohnungsreform in Österreich am 27. und 28. 
November 1909 eine Konferenz für Wohnungsreform veranstaltet, für welche die Böhmische 
Sparkasse ihre schönen Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt hatte. 


Hervorragende Fachleute auf verschiedenen Spezialgebieten der Wohnungsfrage waren gewonnen 
worden, um Referate zu erstatten. 


Prof. Dr. Eduard Eichmann sprach über die Bedeutung der Wohnungsfrage für die Volkssittlichkeit 
und Volksgesundheit, Prof. Dr. Arthur Spiethoff über Bodenfrage, Bodenpolitik und ihre Bedeutung 
für die Wohnungsfrage, Dr. Fritz Klöckner über die Frage der Kreditbeschaffung für die 
gemeinnützige Bautätigkeit, Prof. Doktor Heinrich Rauch berg über die Bedeutung der 
Gebäudesteuer für die Wohnungsreform, Oberbaurat Prof. Theodor Bach über die Bedeutung der 
Bauordnungen und des Bauwesens für die Wohnungsfrage unter besonderer Berücksichtigung der 
ökonomischen und künstlerischen Gesichtspunkte. 


Der Zweck der Konferenz, Mitarbeiter zu gewinnen, bestimmte den Kreis der einzuladenden 
Personen: Reichsrats und Landtagsabgeordnete, Beamte der staatlichen Verwaltungsbehörden, 
Mitglieder und Beamte der Landes, Bezirks und Gemeindevertretungen, Vertreter von Sparkassen, 
Genossenschaften, der sozialen Versicherung, von Bezirkskrankenkassen, Geistliche, Ärzte, Lehrer 
u. v. a. Zahlreich waren die Geladenen erschienen. Die Konferenz war ständig von ungefähr 150 
Personen besucht. 


Der Vorsitzende, Prof. Dr. Rauchberg, eröffnete die Konferenz, indem er die Erschienenen begrüßte 
und den Zweck und das Programm der Verhandlungen erläuterte. Er kennzeichnet die 
Wohnungsfrage als einen wichtigen, in Österreich aber noch immer nicht genügend gewürdigten 
Teil der sozialen Frage. Ein Eingreifen sowohl der staatlichen und autonomen Behörden, als auch 
der Privaten ist dringend nötig. Um die Reformaktion von einem gemeinsamen Mittelpunkte aus zu 
leiten, ist am 24. Februar 1907 die Zentralstelle für Wohnungsreform durch Männer aus allen 
Parteien und Schichten gegründet worden. Daneben bildeten sich lokale Organisationen, die 
Zweigvereine, welche wiederum in den einzelnen Ländern durch Landesverbände zusammengefaßt 
werden. Um nun den schon bestehenden Zweigvereinen neue Mitglieder zuzuführen, um ferner neue 


Zweig vereine ins Leben zu rufen, um das Interesse für die Wohnungsreform zu wecken und die 
Teilnehmer in die einzelnen Spezialgebiete der Wohnungsfrage einzuführen, ist die Konferenz 
einberufen worden. Prof. Rauchberg entwickelt dann das Programm der Konferenz, kommt weiter 
auf die Satzungen der Zentralstelle und ihre Organisation zu sprechen und gibt einen kurzen 
Überblick über die bisherigen Leistungen der Zentralstelle. 


Prof. Eduard Eichmann deckt zunächst den innigen Zusammenhang auf zwischen dem 
Wohnungsproblem und den Fortschritten der Industrialisierung. Die ländlichen Proletarier strömeu 
nach den Städten in der Hoffnung, dort leichter Beschäftigung zu finden, dort das Leben besser und 
freier genießen zu können. Mit diesem Anwachsen der städtischen Bevölkerung hat aber die 
Bautätigkeit durchaus nicht gleichen Schritt gehalten. Die Folgen davon sind Wohnungsnot und 
weiterhin Überfüllung der Wohnungen durch Aufnahme von Aftermietern und Bettgehern. 


Die Wohnungskalamität zehrt an der Lebenskraft des Volkes. Die Hoffnung und die Zukunft eines 
Volkes beruhen darin, daß ein geistig und körperlich gesundes Geschlecht heranwachse, welches 
menschenwürdig leben und wohnen kann. Dieses junge Geschlecht kann der Familie nicht 
entbehren. Um aber ihre Aufgabe zu erfüllen, dazu benötigt die Familie ihr eigenes, abgeschlossenes 
Heim, das vor dem Eindringen fremder, fragwürdiger Elemente bewahrt bleibt. 


Redner schildert hierauf die Folgen, welche die Wohnungsüberfüllung für die Volkssittlichkeit und 
Volksgesundheit zeitigt. Ohne Licht und Luft wachsen die Kinder heran und furchtbar wütet in ihren 
Reihen Tod. Täglich sehen sie die schlimmsten Beispiele vor Augen. Kein Wunder, wenn die Kinder 
zu Verbrechern und Dirnen werden. Auch die Schlafgänger und Aftermieter finden "zu Hause" keine 
Behaglichkeit. Für den Schlafburschen muß die Kneipe, für das Mädchen die Straße das Heim 
ersetzen. 


Nicht weniger schlimm sind die Folgen für die Volksgesundheit. Die engräumigen, dicht bevölkerten 
Wohnungen sind die gefährlichsten Krankheitsherde. Es ist eine bewiesene Tatsache, daß ein 
Parallelismus besteht zwischen Wohnungselend und Sterblichkeit. Wenn das Leben des Proletariers 
viel rascher verbraucht wird, als das der höheren Stände, so tragen die Wohnungsverhältnisse einen 
erheblichen Teil der Schuld daran. 


Zum Schlusse fordert der Redner zur Mitwirkung an der Wohnungsreformaktion auf. Die 
Schwierigkeiten mögen noch so hoch sich auftürmen, es steht zu viel auf dem Spiele, als daß wir 
nicht über die Unterschiede des Standes, der Partei, der Konfession hinweg uns die Hand reichen 
wollten, um unserem Volke die vitalsten Güter zu erhalten, von welchen feine Zukunft abhängt: 
Gesundheit und Sittlichkeit. 


Prof. Dr. Spiethoff bespricht die Zusammenhänge zwischen Wohnungsfrage und Bodenfrage. An der 
Hand der preußischen Wirtschaftsgeschichte zeigt er, daß es der Verwaltungskunst des 
Merkantilismus gelungen war, das Emporschnellen der Bodenpreise zu verhindern und eine dem 
Bedürfnisse entsprechende Wohnungsproduktion im Gange zu erhalten. Erst dem 19. Jahrhundert 
blieb es vorbehalten, die Erstellung einer der wichtigsten Bedingungen der Wohnungsproduktion der 
Privatspekulation zu überantworten. Gewiß ist das Emporschnellen der Grundrente eine 
Reflexwirkung der Zusammenballung großer Volksmassen in den Städten und Industrieorten. Aber 
durch eine umsichtige Ansiedlungs und Verkehrspolitik kann diese Zusammenballung verhindert 
und das gewerbliche Leben dezentralisiert werden. Durch eine vorausschauende Bodenpolitik 
können und sollen die Gemeinden das Gelände für die Ausdehnung städtischen Lebens in ihren 
eigenen Besitz bringen, durch Beschränkungen das Emporschnellen der Grundrente verhindern und 
so den durch die Arbeit Aller geschaffenen Wertzuwachs der Gesamtheit sichern. Jedenfalls müssen 
die Gemeinden bestimmen den Einfluß auf den Grundstückmarkt erlangen. Sie dürfen nicht selbst, 
gleichsam als Geschäftsteilhaber, in den Kreis der Grundspekulanten eintreten, sondern sowohl ihre 
Verwaltungsbefugnisse, als auch ihre wirtschaftliche Stellung als größter Grundbesitzer für eine der 
Wohnungsproduktion förderliche Gestaltung der Grundstückpreise einsetzen. Die hiezu 


erforderlichen Maßnahmen bespricht Prof. Spiethoff im einzelnen, er tadelt die bisherige 
Verständnislosigkeit und die Unterlassungssünden der Städte und fordert sie auf, sich endlich der 
Aufgaben bewußt zu werden, die ihrer auf diesem Gebiete harren. 


Dr. Fritz Klöckner bespricht die Frage der Kreditbeschaffung für die gemeinnützige Bautätigkeit. 
Bevor er auf sein eigentliches Thema eingeht, kennzeichnet er kurz die wichtigsten 
Unternehmungsformen der gemeinnützigen Bautätigkeit: 1. Reich, Land und Gemeinde, 2. 
Arbeitgeber und Stiftungen, 3. private Vereinigungen, zumeist der Selbsthilfe, d. h. der 
Wohnungsbedürftigen selbst, als da sind: a) Gesellschaften m. b. H., b) Aktiengesellschaften, c) 
Vereine, d) Baugenossenschaften. Redner kommt nach einem kurzen Überblick über die bisherigen 
Leistungen der genannten Unternehmungen zu dem Schlusse, daß nach dem Beispiele Deutschlands 
auch bei uns in Österreich die Lösung der Wohnungsfrage den Organisationen der Selbsthilfe, und 
zwar in erster Linie den Baugenossenschaften zufällt. Er verweist auf die Schrift Nr. 7 der Z. f. W., 
welche eine Anleitung zur Errichtung von gemeinnützigen Bau und Wohnungsgenossenschaften 
samt einem Musterstatut enthält und kommt dann auf die Kreditbeschaffung zu sprechen. In 
Deutschland hat die Erfahrung gelehrt, daß eine Baugenossenschaft mit einem eigenen Kapitale von 
15 Prozent der Bausumme an die Errichtung von Häusern schreiten kann. Es erübrigt demnach die 
Aufbringung weiterer 85 Prozent, und zwar von 50 Prozent als erste Hypothek und 35 Prozent als 
zweite Hypothek. Die Aufbringung eines Darlehens bis zur pupillarsicheren Höhe, alfo bis 50 
Prozent, bietet keine besonderen Schwierigkeiten. Dieses Darlehen wird bei Sparkassen, Landesund 
Hypothekenbanken, bei Pfandbriefanstalten, Waisenkassen usw. immer zu einem annehmbaren 
Zinsfuße von 4 bis 41/2 Prozent zu haben sein. Weitere 35 Prozent als 2. Hypothek zu annehmbaren 
Bedingungen zu erhalten, war bei uns bis vor kurzem unmöglich. In allerneuester Zeit sind jedoch 
zwei Kreditquellen für zweite Hypotheken erschlossen worden, und zwar: der Kaiser Franz Josef 1. 
Regierungs-Jubiläumsfond t 908 und die Arbeiterunfall-Versicherungsanstalt für das Königreich 
Böhmen. Redner verweist auf die in Nr. 7 der Mitteilungen der Z. f. W. abgedruckten 
Normativbedingungen 


Daß der Gedanke der Notwendigkeit einer durchgreifenden Wohnungsreform auch bereits in 
Regierungskreisen Wurzel gefaßt hat, beweist der Vorschlag zur Bildung eines 
Wohnungsfürsorgefonds, welcher in der am 20. Oktober 1909 eingebrachten Gebäudesteuervorlage 
enthalten ist. Nach diesem sollen die Ersparnisse, die der Staat dadurch macht, daß er die 
Gebäudesteuerermäßigung nicht eintreten läßt, sondern sie aus die Jahre 1916, 1918 und 1920 
beschränkt, zur Bildung eines Wohnungsfürsorgefonds in der Höhe von 10 Millionen Kronen 
verwendet werden. Nachdem dieser Fonds in erster Linie die Sicherung für zweite Hypotheken zu 
übernehmen hätte, so könnte er für 80 Millionen Kronen zweite Hypotheken garantieren, was einer 
Bausumme von insgesamt 230 Millionen Kronen entspräche. Mit einem Ausblick auf die der 
Sozialversicherung noch vorbehaltenen Leistungen für die Wohnungsreform schließt der Redner 
seine interessanten Ausführungen. 


Prof. Dr. Rauchberg bespricht die Bedeutung der Grundsteuer für die Wohnungsfrage. Er 
kenntzeichnet die Idee der Regierungsvortage, welche dahingeht, einen Teil des in den Jahren 1911 - 
1920 zu erwartenden Steuerzuwachses zur Herabsetzung der Steuer zu verwenden, und hält die 
Grundzüge der Vorlage für durchaus annehmbar, da ein Erlaß von Steuern bei der ungünstigen Lage 
des Staatshaushaltes unmöglich sei, sondern nur eine geänderte Lastenverteilung in Betracht 
kommen könne. Nach einer kurzen Besprechung der Klassensteuer und Fabrikssteuer kommt er auf 
die bei weitem wichtigste Steuer, die Zinssteuer, zu sprechen. Die Herabsetzung derselben erfolgt für 
alte Gebäude in 3 Abstufungen, und zwar in den Jahren 1916, 1918 und 1920, für Neubauten tritt der 
niedrigere Steuersatz sofort in Kraft. Redner weist darauf hin, daß auch diese Herabsetzung, ebenso 
wie die schon einmal erfolgte, ohne Einfluß auf die Mieten bleiben werde. Das Hauptaugenmerk sei 
vielmehr auf diejenigen Bestimmungen zu lenken, welche die Regierungsvorlage in bezug aus die 
Belebung der Bautätigkeit enthält: Sofortige Anwendung der niedrigeren Steuersätze bei Neubauten 
und sechsjährige volle Steuerfreiheit. Die derzeit giltige nominelle zwölfjährige Steuerfreiheit 
entspricht einer tatsächlichen Steuerfreiheit von vier Jahren, so daß die Regierungsvorlage ein 


Geschenk von zwei weiteren Steuerfreijahren gewährt. 


Aus den Steuererträgnissen jener Jahre des Übergangsstadiums, in welchen keine Ermäßigung 
stattfindet, soll ein Wohnungsfürsorgefond gebildet werden, welcher die Garantie für Hypotheken zu 
Kleinwohnungsbauten über die mündelsichere Grenze hinaus übernehmen 


Redner tritt zum Schlusse für die Annahme der Regierungsvorlage ein, mit der Bedingung, daß auch 
das Arbeiterwohnungsgesetz vom Jahre 1902 einer durchgreifenden Verbesserung unterzogen wird. 


Oberbaurat Prof. Theodor Bach spricht über die Bedeutung der Bauordnungen und des Bauwesens 
für die Wohnungsfrage unter besonderer Berücksichtigung der ökonomischen und künstlerischen 
Gesichtspunkte. 


Im Gegensatze zu der in den letzten Jahrzehnten herrschenden Landflucht hat die städtische 
Bevölkerung das Bedürfnis, zurückzuströmen, sich an der Peripherie der Stadt niederzulassen. Es 
handelt sich nun um die Frage: Wie kann durch Maßnahmen der Baugesetzgebung das 
Rückströmungsbedürfnis und das moderne Wohnungsbedürfnis geregelt und gefördert werden? In 
erster Linie müssen wir da unser Augenmerk den Bauordnungen zuwenden. Diese kranken trotz der 
Ergänzungen, die sie erfahren haben, an dem Fehler, daß sie dem bestehenden Ortscharakter wenig 
oder gar nicht Rechnung tragen, daß sie, was ihre besonderen Vorschriften anbelangt, auf den Bau 
großer Miethäuser zugeschnitten sind und daß sie aus ihren Ergänzungen nach sozialpolitischer und 
ästhetisch-pädagogischer Richtung nicht die letzten Konsequenzen ziehen können. Die 
Bauordnungen der Zukunft werden, indem sie den Anforderungen der Sicherheit des Wohnens wie 
bisher Rechnung tragen, Wert legen müssen auf eine dem Ortscharakter der Stadt angemessene 
Entwicklung, auf eine Förderung des Kleinhausbaues sowie auf eine umfassende Entfaltung der 
gesundheitlichen, sittlichen und ästhetischen Wohlfahrt der Bevölkerung. Haben die Bauordnungen 
bisher vornehmlich das Bauen gesichert, so müssen sie nunmehr auch das Wohnen fördern; waren 
sie bisher ein Instrument der Baupolizei, so müssen sie ausgestaltet werden zu einem Instrument der 
Wohlfahrtspolitik; waren sie bisher bestrebt, der Wohnungssicherheit zu genügen, so müssen sie nun 
trachten, Wohnungsfreude zu erwecken. 


Moderne Bauordnungen werden die Aufgabe haben, dem Einfamilienhaus und dem 
Kleinwohnungshaus günstigere Entwicklungsbedingungen zu sichern. Der Förderung des 
Kleinhausbaues wird neben einer Reorganisation der engeren Baubestimmungen vor allem die 
Ausstellung eines Stadtregelungs und Bebauungsplanes dienen müssen. Bei Aufstellung des 
letzteren werden bestimmte Stadtgebiete der Anlage von Industrie und Fabriksvierteln, von 
Arbeiterquartieren oder von Wohnhaus und Villenvierteln vorbehalten werden. Alle diese 
Maßnahmen werden der Anwendung von Enteignungsgesetzen nicht entbehren können. Ein 
kräftiges Mittel zur Hebung des Kleinwohnungsbaues ist weiter die Gewährung von 
Bauerleichterungen, welche jedoch in den Bauordnungen für bestimmte Stadtgebiete schon im 
vorhinein festgelegt sein müssen. 


Eine wesentliche Ergänzung unseres Baugesetzes müßte endlich getroffen werden durch Einführung 
einer Wohnungsaufsicht. 


Mit einem Hinweis auf die Aufgaben, welche die Stadtverwaltungen auch im Hinblicke auf die 
künstlerische Ausgestaltung der Städte zu leisten haben, schließt der Redner mit den Worten: 
"Wünschen wir, daß, wenn der Gedanke der Wohnungsreform auch in unseren Landen zum Heile 
seiner Völker zur Tat ausreift, auch die Zeit gekommen sein möge, in der wir einer neuen 
schönheitlichen Wiedergeburt unserer Städte entgegensehen dürfen." 


Zum Schlusse ergreift der Vorsitzende das Wort, um die Aufgaben zu beleuchten, welche unserer 
Zweigvereine harren. Er verweist insbesondere auf die vom Landesverbande herausgegebenen 
Gesichtspunkte für die Tätigkeit der Zweigvereine. Indem er den Anwesenden für ihr Erscheinen 


dankt und sie auffordert, in die Reihen der Wohnungsreformer einzutreten und werktätig 
mitzuarbeiten an der Wohnungsreformaktion schließ er die Konferenz. 


Mit Rücksicht auf die soeben vorgenommene Begründung einer Wohnungsreform erlauben sich die 
Gefertigten an Seine Exzellenz die Anfrage zu richten: 


Ist Seine Exzellenz der Herr Statthalter geneigt, die Bestrebungen der deutschböhm. Zweigvereine in 


diesem Sinne zu unterstützen und bei der Regierung hinzuwirken, daß auch von jener Seite alles 
aufgeboten wird, um die Ziele des genannten Verbandes in unterstützender Weise einer einzelnen 


Lösung zuzuführen? 


Prag, am 7. Feber 1910. 
Abg. Wüst und Genossen. 


Minuly Nahoru Dalsi 


Oberstlandmarschallstellvertreter: Interpellation des Abg. Wüst und Genossen an Seine Exzellenz 
den Herrn Statthalter Grafen Coudenhove. 


Landtagssekretär Dr. Haasz und Landtagsaktuar Dr. Dvorak (lesen abwechselnd): 


Interpellation des Abg. Wüst und Genossen an Seine Exzellenz den Herrn Statthalter Grafen. 
Coudenhove, betreffend die Subventionierung bei Wettbewerbausschreibungen der Zentralstelle für 
Wohnungsreform für Oesterreich. 

Zur Erlangung einer Sammlung mustergültiger Skizzen für verschiedene Typen von 
Kleinwohnungsbauten schreibt die Zentralstelle für Wohnungsreform in Oesterreich einen 
allgemeinen Wettbewerb aus. 

A) Allgemeine Bestimmungen: 


1. Der Wettbewerb ist offen für alle in Oesterreich ansässigen Architekten.: 


2. Den Bewerbern steht es frei, sich am Wettbewerb bloß für eine der nachbenannten Kategorien 
oder für mehrere, bezw. für alle zu beteiligen. 


3. Als Kleinwohnungsbauten gelten solche Wohngebäude, in welchen bei selbständigen 


Einzelwohnungen die Bodenfläche der bewohnbaren Räume (Wohnzimmer, Kammer, Küche) nicht 
mehr als 80 m2 beträgt. 


4. Gegenstand des Wettbewerbes sind: 1. Einfamilienhäuser a) einseitig angebaute Doppelhäuser 
(Kategorie A); b) beiderseits angebaute Reihenhäuser (Katergorie B). 2. Mehrfamilienhäuser (mit 
einer oder mehreren Stiegen, wobei höchstens vier Wohnungen in einem Geschoß an einer Stiege 
liegen dürfen) a) freistehende Objekte (Kategorie C); b) einseitig angebaute Objekte (Kategorie D); 
c) beiderseits angebaute Objekte (Kategorie E). 


5. Die für die Projektierung maßgebenden Anforderungen sind in den "Besonderen Bedingungen" 
zusammengestellt. Daselbst sind auch die von den Bewerbern zu liefernden Pläne. Berechnungen 
und sonstigen Schriftstücke angegeben. 


6. Für jede Wettbewerbkategorie ist ein besonderes Verzeichnis dieser Behelfe zu verfassen, jeder 
Wettbewerbbestandteil ist mit einem Kennwort zu versehen, das auch auf einem verschlossenen 
Briefumschlag anzubringen ist. Der Brief selbst hat Name, Beruf und Wohnort des Bewerbers zu 
enthalten. Auf dem Umschlag kann auch eine Adresse für die Rücksendung angegeben sein, die 
jedoch den Absender nicht erraten lassen darf. Auf der Außenseite der Verpackung ist in klarer 
Weise ersichtlich zu machen, auf welche der genannten Wettbewerbskategorien (A-E) die Arbeit 
Bezug hat. 


7. Die Entwürfe müssen bis längstens 31. März 1910, mittags 12 Uhr, bei der Zentralstelle für 
Wohnungsreform in Oesterreich (Wien I., Stubenring 8) oder unter dieser Adresse bei einem k. k. 
Postamte abgeliefert sein. 


8. Für jede der genannten fünf Kategorien sind drei gleiche Preise ausgesetzt und zwar: 


Für die Gruppe A: zu je K 200, zusammen K 600. 
Für die Gruppe B: zu je K 200, zusammen K 600. 
Für die Gruppe C: zu je K 300, zusammen K 900. 
Für sie Gruppe D: zu je K 300, zusammen K 900. 
Für die Gruppe E: zu je K 400, zusammen K 1200. 


Im Ganzen K 4200, 


welche für jene Arbeiten zur Verfügung stehen, die den Anforderungen der Wettbewerbbedingnisse 
entsprechen und vom Preisgericht als die besten und preiswürdigsten erkannt werden. Außerdem ist 
ein Betrag von K 1200. - zum Ankaufe nicht prämiierter, vom Preisgericht jedoch als ankaufswürdig 
bezeichneten Arbeiten aller Kategorien bestimmt. 


Falls für eine der genannten Gruppen keine oder zu wenig preiswürdige Arbeiten vorliegen, kann das 
Preisgericht die als Preise vorgesehenen Beträge gleichfalls zum Ankaufe hervorragender Arbeiten 
der anderen Gruppen verwenden. 


9. Arbeiten, welche den Anforderungen des Arbeiterwohnungsgesetzes (siehe B) Punkt 7) 
entsprechen, genießen bei der Preiszuerkennung und t beim Ankaufe den Vorzug. r 10. Hinsichtlich 
der preisgekrönten und der angekauften Entwürfe erwirbt die Zentralstelle für Wohnungsreform in 
Oesterreich das Recht, dieselben in ihre Plansammlung einzureihen und unter Nennung des 
Verfassers zu veröffentlichen und verpflichtet sich, die Vorbebaltklausel hinsichtlich des geistigen 
Eigentumes aus jedem Blatte ersichtlich zu machen. Den Verfassern dieser Entwürfe steht es jedoch 
zu, dieselben auch ihrerseits zu veröffentlichen und jederzeit Bauten nach denselben auszuführen. 
Die Erwerbung des Rechtes, die genannten Entwürfe nach Einzelpersonen oder Körperschaften, die 
eine gemeinnützige Bautätigkeit ausüben, zur Ausführung von Bauten zu überlassen, bleibt 
besonderen Vereinbarungen der Zentralstelle für Wohnungsreform mit den Projektverfassern 
vorbehalten. Zur Erwerbung solcher Rechte steht der Zentralstelle ein eigener Kredit zur Verfügung. 


(K 2600.-.) 


11. Sämtliche zum Wettbewerb einlangenden Arbeiten werden durch mindestens 8 Tage in Wien 
ausgestellt. Zeit und Ort der Ausstellung, sowie das Ergebnis der Preiszuerkennung und des 
Ankaufes werden in denselben Zeitschriften bekanntgegeben, in denen die Ankündigung des 
Wettbewerbes erfolgt. Außerdem ist beabsichtigt, das Ergebnis des Wettbewerbes auch der 
gelegentlich des IX. Internationalen Wohnungskongresses in Wien, Mai 1910 zu veranstaltenden 
Ausstellung anzuschließen. Die nicht prämiierten und nicht angekauften Entwürfe werden an die 
angegebenen Adressen zurückgestellt. 


Anmerkung: De Plansammlung der Zentralstelle für Wohnungsreform steht alten Interessenten zu 
Studienzwecken an Wochentagen von 10 bis 1 Uhr (I. Stubenring 8) zur Verfügung. 


B) Besondere Bedingungen: 


1. Die Ausschreibung dient jener Richtung der sozialen Wohlfahrtspflege, die als Wohnungsfürsorge 
bezeichnet wird. Infolgedessen ist in erster Linie der landwirtschaftliche Zweck zu erfüllen, ohne 
jedoch hiebei das künstlerische Moment zu vernachlässigen. Die Herstellungskosten der 
projektierten Bauten dürfen jene Grenzen nicht überschreiten, bei welcher sie noch von Personen 
oder Körperschaften errichtet werden können, die eine gemeinnützige Bautätigkeit mit entsprechend 
niedriger Verzinsung ausüben. 


2. Die Wahl der unter A) Punkt 4 genannten Gebäudeformen ist den Verfassern freigestellt. 
Ausgeschlossen sind nur das allseits freistehende Einfamilienhaus und das sogenannte 
Vierfamilienhaus nach nebenstehendem Schema. 

1 2 

4 3 


3. Die Lösungen können sich auf städtische oder ländliche Verhältnisse beziehen, nur muß die 
gewährte Art vom Verfasser speziell angegeben werden. 


4. Das Aeußere und Innere der Häuser soll in seiner Ausstattung einfach, aber geschmackvoll, 
dauerhaft und praktisch sein und sich den Lebensgewohnheiten jener Bevölkerungsklassen anpassen, 
für welche die Wohnungen bestimmt sind. Ueberall soll durch Sachlichkeit und Natürlichkeit 
überzeugend gewirkt und durch eine einfache Architektur unter Vermeidung von Zieraten aus 
unechtem Materiale ein freundlicher, Eintönigkeit vermeidender Eindruck hervorgebracht werden. 
Dabei ist eine gefällige, den traditionellen heimatlichen Formen angepaßte Gestaltung des einzelnen 
Gebäudes (eventuell des ganzen Straßenbildes) anzustreben und auch sonst auf möglich billige Art 
der Herstellung Bedacht zu nehmen. 


5. Jedes Haus ist für eine bestimmte Gegend Oesterreichs und für einen in der Situation (Lageplan) 
genau zu charakterisierenden Bauplatz zu entwerfen, über dessen Beschaffenheit (ebenes oder 
geneigtes Terrain) und Lage zur Himmelsrichtung und zur Straße bestimmte Annahmen zu machen 
sind. Bei Kategorie E ist die Tiefe des Grundstückes mit mindestens 40 Meter anzunehmen. 


6. Die Bauordnungsvorschriften des Ortes, für den der Entwurf bestimmt ist, müssen eingehalten 
werden, wobei jedoch die Bestimmungen über Bauerleichterungen angewendet werden können. 


7. Besonderes Gewicht wird darauf gelegt, auch Entwürfe zu erhalten, welche den Anforderungen 
des Arbeiterwohnungsgesetzes (A. W. G.) vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. 144 und der 
Durchführungsverordnung zu demselben vom 7. Jan. 1903, R. G. Bl. 6 entsprechen. 


8. In allen Fällen ist auf eine zweckmäßige, den Anforderungen der Hygiene und der 


Wärmewirtschaft entsprechenden Raumausnützung bei geringstem Kostenaufwand zu achten und 
insbesondere auf eine gute Verbindung der Küche mit den Zimmern (eventuell auf die Ausgestaltung 
als Wohnküche) und die praktische Anordnung des Zugehörs (Speise, Abort, Badezimmer, 
respektive -Nische, Veranden, Küchenbalkons, Keller und Bodenabteilungen, ferner Waschküchen 
und Trockenboden, endlich bei ländlichen Gebäuden auch der Stallungen für Kleinvieh) zu sehen. 


9. Beiden Wohnungen selbst ist von besonderer Wichtigkeit die zweckentsprechende Anordnung 
der Räume und in diesen der Fenster und Türen, Oefen und Herde, so daß eine bequeme Stellung der 
Möbel ermöglicht wird. Alle Wohnungen sind mit Licht aus dem Freien und durch Fenster zu 
beleuchten, welche zu öffnen sind. Die Räume einer jeden Wohnung (in einem Mehrfamilienhaus) 
sollen tunlichst vom Treppenabschluß durch eine kleine Vorflur getrennt sein. Zwei Eingänge zu 
einer Wohnung sind zu vermeiden. Die Anordnung eines kleinen Gelasses als Speisekammer ist 
nicht Bedingung, aber wünschenswert. Jede mehrräumige Wohnung soll womöglich durchlüftbar 
sein, d. h. nach zwei entgegengesetzten Seiten (Straße und Hof) Fenster haben. Ferner muß sie einen 
eigenen Abort besitzen, der in der Regel nur von der Wohnung aus zugänglich sein soll. Soweit es 
möglich ist, sollen bei Mehrfamilienhäusern Klopfbalkons angeordnet werden, von denen aus 
eventuell der Abort zugänglich gemacht werden kann. In städtischen Mehrfamilienhäusern können 
auch Verkaufsläden untergebracht sein, die jedoch für den Fall, als die Objekte nach den 
Bestimmungen des A. W. G. entworfen sind, auch den Vorschriften des $ 2 al. 4 leg. zit. entsprechen 
müssen. 


10. Die Größe des zum Hause gehörenden Grundstückes ist mit der für ökonomisch angelegte 


Wohnungskolonien zulässigen, bezw. erforderlichen Minimalgrenze anzunehmen, wobei für die 
Hauptenster des untersten Geschosses auf einen Lichteinfallswinkel von 45° Bedacht zu nehmen ist. 
(Für Kategorie E siehe Punkt 5.) 


11. Jeder Entwurf hat zu enthalten: 


a) Eine Situation im beliebigen kleineren Maßstabe (mit ausgezeichneter NS-Richtung), aus welcher 
die Einführung der gewählten Gebäudeform in eine Gruppe von gleichen oder ähnlichen Gebäuden 
zu ersehen ist. . 


b) Die zum Verständnis der Anlage erforderlichen Grundrisse 1: 100. In denselben sind die 
Abmessungen der einzelnen Zimmer, Küchen, Stiegen und Gänge, dann der Fenster (im Lichten) 
anzugeben und die Einrichtung der Wohnung, insbesondere der Oefen und Betten (1'00/2°00 m), die 
eventuelle Anordnung von Wandschränken etc. einzuzeichnen, in den einzelnen Räumen das 
Flächenmaß einzuschreiben und die einzelnen Räume in leicht leserlicher Schrift zu benennen. 


c) Eine Ansicht 1 : 100. 
d) Einen kotierten Querschnitt (durch die Stiegenanlage) 1: 100. 


e) Eine tabellarische Zusammenstellung der maßgebenden Daten des Entwurfes genau nach dem 
aufgelegten Formulare. Die vorgedruckte Tabelle ist genau auszufüllen; als Titel für dieselbe ist eine 
der im Punkte 4 der allgemeinen Bestimmungen angeführten Bezeichnungen der Gebäudeformen 
unter Nennung der zugrundegelegten Bauordnung anzugeben und unter allen Umständen zu 
erwähnen, ob die Skizze ein Gebäude betrifft, welches den Anforderungen des A. W. G. entspricht 
oder nicht. Entwürfe, bei denen diese Angabe fehlt, sind von der Prämiierung und vom Ankaufe 
ausgeschlossen. Der Name des Architekten wird erst nach Erledigung des Wettbewerbes eingetragen 
werden. 


Erwünscht ist ferner: Eine perspektivische Darstellung des Objektes und eine Beschreibung des 


Entwurfes (Angabe der Baumaterialien und dgl.) samt Motivbericht. Auch Modelle sind zugelassen. 
Die Gefertigten erlauben sich deshalb die Anfrage an Seine Exzellenz zu richten: 


Ist Seine Exzellenz geneigt, zu veranlassen, daß diese Wettbewerbausschreibung seitens der 
Regierung mit einer entsprechenden Subvention bedacht wird? 


Prag, am 7. Feber 1910. 
Abg. Wüst und Genossen. 


Oberstlandmarschallstellvertreter: Interpellation der Herren Abgeordneten Wüst und Genossen 
an Seine Exzellenz den Herrn Statthalter Grafen Coudenhove. 


Landtagssekretär Dr. Haasz (liest): 


Interpellation des Abg. Wüst und Genossen an Seine Exzellenz den Herrn Statthalter Grafen 
Coudenhove, betreffend die Kleinwohnungen für Minderbemittelte insbesondere in industriereichen 


Städten. 


Die oft dringende Not um billige Arbeiterwohnungen und dadurch auch der Gesundheitspflege und 
der Moral, macht sich auch in Böhmen fühlbar. 


Das Gesetz und Verordnungsblatt für das öst. ill. Küstenland, Jahrgang 1909, Nr. 29, bestimmt über 
Kleinwohnungen in Triest wie folgt: 


Gesetz vom 10. Oktober 1909, betreffend die "Gemeindeanstalt für Kleinwohnungen" ("Instituto 
communale per abitazioni minime") in Triest. 


Mit Zustimmung des Landtages Meiner reichsunmittelbaren Stadt Triest finde Ich anzuordnen, wie 
folgt: 


I. Die in Verfolg des Beschlusses des Triester Stadtrates vom 17. Juli 1902 auf Grund dieses 
Gesetzes errichtete Gemeindeanstalt für Kleinwohnungen in Triest ist eine selbständige Anstatt unter 
der Aufsicht der Gemeinde Triest im Sinne des angeschlossenen, einen integrierenden Bestandteil 
des vorliegenden Gesetzes bildenden Statutes. 
II. Das vorliegende Gesetz tritt einen Monat nach dem Tage der Kundmachung in Kraft. 
III. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist Mein Minister für öffentliche Arbeiten betraut. 
Franz Joseph, m. p. Ritt, m. p. 
Statut der Gemeindeanstalt für Kleinwohnungen 
("Instituto communale per abitazioni minime") 
in Triest. 
Art. 1. Name, Sitz und Zweck. 
Die in Verfolg des Beschlusses des Triester Stadtrates vom 17. Juli 1902 auf Grund dieses Gesetzes 
errichtete Gemeindeanstalt für Kleinwohnungen" ("Instituto communale per abitazioni minime") ist 
eine selbständige Anstalt unter der Aufsicht der Gemeinde Triest. 
Sie verfolgt den Zweck, den Mangel an für die minderbemittelten Klassen bestimmten Wohnungen 
abzuhelfen, teils durch Errichtung billiger Wohnungen - unter Bedachtnahme auf die 
Gesundheitspflege und Moral - teils auf andere Weise. 
Die Leitung und Geschäftsgebahrung erfolgt im Namen der Anstalt und hat diese eigene Rechte und 
Pflichten, kann Eigentum und andere Realrechte an unbeweglichen Gütern erwerben und bei Gericht 
als Klägerin und Beklagte auftreten. 
Art. 2. Tätigkeit. 
Die Tätigkeit der Anstalt erstreckt sich: 


a) auf die Erwerbung und Veräußerung von unbeweglichen Gütern und auf letztere bezüglichen 
Rechten, mit dem im Art. 14 vorgesehenen Vorbehalte; 


b) auf die Errichtung von Gebäuden entsprechender Bauart auf erworbenen oder von der Gemeinde, 
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von Korporationen oder von Privaten zur Verfügung gestellten Grundstücken; 
c) auf die Vermietung der Wohnungen; 
d) auf die Errichtung von Volksherbergen und - Schlafstellen; 
e) auf die Verwaltung des eigenen Vermögens; 
f) auf die Erstattung von Anträgen an den Stadtrat und an die berufenen Faktoren hinsichtlich aller 
jener Vorkehrungen, welche, im Rahmen der Gesetze, im allgemeinen Interesse der baulichen 
Entwicklung und der Wohnungspolizei getroffen werden können. 

Art. 3. Mittel. 
Die für die Anstalt erforderlichen Mittel werden gebildet: 
a) Aus dem Anfangskapital von 400.000 K, bewilligt vom Stadtrate in der Sitzung vom 17. 
Juli 1902, und aus dem Betrage von 150.000 K, zugewiesen von der Triester Sparkasse in den 
Versammlungen vom 31. Mai 1902 und 9. April 1903, samt den bisher anerlaufenen Zinsen, 
beziehungsweise aus den mit diesen Beträgen erworbenen Liegenschaften und aufgeführten Bauten 


und schließlich dem hiernach verbliebenen Bargeldrest; 


b) aus den künftigen Beiträgen der Gemeinde, der Triester Sparkasse, anderer Institute und Anstalten 
und der Privaten; 


c) aus den Realitäten der Anstalt aufzunehmenden Hypothekardarlehen; 
d) aus den Betriebsüberschüssen. 
Art. 4. Verwaltung. 
Der Betrieb und die Vertretung der Anstalt werden einem Verwaltungsrate anvertraut, dessen 
Befugnisse sich so weit erstrecken, als sie nicht ausdrücklich mit den vorliegenden Bestimmungen 


der Stadtvertretung vorbehalten sind. 


Die Gemeinde Triest übernimmt hinsichtlich der Tätigkeit der Anstalt keine anderen 
Verpflichtungen als jene, die sich aus ihren - der Gemeinde - eigenen Beschlüssen ergeben. 


Art. 5. Verwaltungsrat. 
Der Verwaltungsrat wird vom Stadtrate gewählt und besteht aus zwölf Mitgliedern und zwar: 
a) 6, gewählt unter den Mitgliedern der Stadtvertretung, für die ganze Funktionsdauer derselben; 


b) 4, für dieselbe Dauer gewählt aus der Mitte der in der Gemeinde Triest ständig wohnenden 
Personen sui juris; 


c) 2, gewählt Jahr für Jahr über Antrag des Verwaltungsrates unter den Mietparteien der 
Anstaltswohnungen. 


Die unter b) und c) genannten Personen dürfen nicht Mitglieder der Stadtvertretung und müssen nach 
884-8 und 13 des Gesetzes vom 26. August 1908, L.-G.-Bl. Nr. 44, wahlberechtigt sein. 


Falls während der Dauer ihres Amtes die aus der Mitte der Stadträte gewählten Mitglieder des 
Verwaltungsrates ihre Eigenschaft als Stadträte verlieren sollten, so werden sie auch ihres Amtes als 
Mitglieder des Verwaltungsrates der Anstalt verlustig. 


Dasselbe tritt hinsichtlich der anderen Mitglieder des Verwaltungsrates ein, sofern bei ihnen eine der 
Vorraussetzungen eintreten sollte, welche im Sinne der städtischen Verfassung die Ausschließung 
vom aktiven Wahlrechte bei den Gemeindewahlen zur Folge haben würde. 


Die aus den Mietparteien berufenen Mitglieder des Verwaltungsrates werden überdies mit 
Beendigung ihres Bestandverhältnisses zur Anstalt ihres Amtes verlustig. 


Im Falle des Ablaufes, Niederlegung oder Verlustes des Mandates einzelner Mitglieder sind die 
freigewordenen Stellen ohne Verzug durch Neuwahl für die ganze restliche Zeit zu besetzen, 
während welcher die ausgetretenen Mitglieder noch im Amte hätten verbleiben sollen. 


Im Falle der Auflösung des Stadtrates oder Demission des ganzen Verwaltungsrates hat dieser sein 
Amt bis zur Konstituierung des neuen Verwaltungsrates fortzuführen. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrat sind wieder wählbar. 
Ein Mitglied des Verwaltungsrates, welches ohne rechtfertigenden Grund fünf aufeinanderfolgenden 
Sitzungen fernbleibt, wird als demissionierend angesehen und ist für dasselbe nach den 
Bestimmungen dieses Artikels zur Ersatzwahl zu schreiten. 

Art. 6. Vorstand. 
Der Verwaltungsrat konstituiert sich, indem er innerhalb acht Tagen nach seiner Bestellung mit 
absoluter Majorität einen Präsidenten und einen Vizepräsidenten wählt. Beide müssen aus den 
Mitgliedern entnommen werden, welche Stadträte sind. 


Der Vizepräsident vertritt den Präsidenten im Falle seiner Abwesenheit oder Verhinderung. 


Wenn beide abwesend oder verhindert sein sollten, hat in dringenden Fällen das an Jahren älteste 
unter den Mitgliedern des Verwaltungsrates, welche Stadträte sind, den Vorsitz zu übernehmen. 


Der Präsident oder derjenige, welcher ihn vertritt, ist berufen, die Anstalt gegenüber Behörden und 

dritten Personen zu vertreten, Sitzungen einzuberufen, dabei den Vorsitz zu führen, die Ausführung 
deren Beschlüsse, über welche Protokoll zu führen ist, zu veranlassen und die genaue Beobachtung 
des Statutes und der Reglements zu überwachen. 


Das Amt eines Präsidenten, eines Vizepräsidenten und eines Mitgliedes des Verwaltungsrates wird 
unentgeltlich ausgeübt. 


Art. 7. Sitzungen. 
Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind, vom Präsidenten oder von demjenigen, welcher diesen 
vertritt, einzuberufen und dann gültig, wenn an denselben, außer dem Vorsitzenden, mindestens 5 


Mitglieder teilnehmen. 


Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmehrheit gefaßt und nimmt an der Abstimmung auch 
der Vorsitzende teil. 


Im Falle von Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 


Art. 8. Aemter und Reglements. 


Der Verwaltungsrat hat festzusetzen, ob und unter welchen Bedingungen die wirtschaftliche 


Gebahrung (Einkassierungen, Zahlungen, Vorkehrungen zur regelmäßigen Instandhaltung, 
Rechnungs führung und ähnliches) einem bereits bestehenden Institute anzuvertrauen, oder ob die 
Gebahrung in eigener Regie (Art. 14, lit. b) zu besorgen sei. 


Der Verwaltungsrat hat die Systemisierung der Stellen und die Ernennung der erforderlichen 
Beamten zu veranlassen, deren Funktionen und Rechte in einem besonderen Reglement (Art. 14, lit. 
a) zu bestimmen sind. 


Die Reglements für die Erhaltung, sowie für den Verkauf der Liegenschaften, für die Benützung der 
Wohnungen, der Volksherbergen und Schlafstätten, sowie im allgemeinen für das gute Gedeihen der 
Anstalt und den ordnungsmäßigen Geschäftsgang der Aemter sind vom Verwaltungsrate 
auszuarbeiten, welcher auch die Tarife kundzumachen hat, die er festzusetzen für 
zweckentsprechend erachten sollte (Art. 14, lit. a). 


Art. 9. Fertigung. 


Um die Anstalt rechtsverbindlich zu verpflichten, müssen außer dem Präsidenten oder seinem 
Stellvertreter auch noch zwei Mitglieder des Verwaltungsrates unter die handschriftlichen oder 
vorgedruckten Worte: "Instituto communale per abitazioni minime" ihre Unterschrift setzen. 


Urkunden der wirtschaftlichen Gebahrung (Art. 8, erster Absatz) sind rechtsverbindlich mit der 
Fertigung des Vorstehers des betreffenden Amtes oder des durch den Verwaltungsrat hiezu bestellten 
eigenen Organes der Anstalt zu versehen. 


Art. 10. Gebahrungsjahr. 


Das Gebahrungsjahr fällt mit dem Mietjahre zusammen, das gegenwärtig vom 24. August bis zum 
23. August des folgenden Jahres läuft. 


Art. 11. Voranschläge, Rechnungsabschlüsse und 
Arbeitsprogramm. 


Der Verwaltungsrat hat spätestens innerhalb des Monates März den Voranschlag und das 
Arbeitsprogramm für das laufende Jahr und spätestens innerhalb des Monates Dezember die auf 
Grund der Gebahrungsergebnisse des Vorjahres verfaßten Rechnungsabschlüsse und Inventarien im 
Geleite eines allgemeinen Berichtes über die Tätigkeit der Anstalt dem Stadtrate zur Genehmigung 
vorzulegen. 


Art. 12. Aufsicht seitens der Gemeinde. 


Die Stadtvertretung übt die Aufsicht über die Gebahrung der Anstalt durch Prüfung der 
Voranschläge und Rechnungsabschlüsse, sowie durch entsprechende Skontrierungen aus, die 
wenigstens einmal im Jahre während der Dauer der Gebahrung durch die eigenen Organe 
vorzunehmen sind. 


Bei Vorkommen von Unregelmäßigkeiten oder falls die Tätigkeit der Anstalt von den durch die 
Stadtvertretung gegebenen Weisungen abweichen sollte, kann der Stadtrat die Auflösung des 
Verwaltungsrates verfügen und vorläufig (d. h. bis zur Konstituierung des neuen Verwaltungsrates, 
welche innerhalb 4 Wochen nach verfügter Auflösung erfolgen muß) den eigenen Organen die 
Verwaltung der Anstalt übertragen. 


Der Stadtrat ist befugt: 
1. in seiner Eigenschaft als Stadtrat 
a) den Verwaltungsrat zu wählen (Art. 5) und dessen Auflösung auszusprechen (Art. 12); 


b) die Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Jahresgebahrung zu prüfen und zu genehmigen 
(Art. 11); 


c) das Arbeitsprogramm der Anstalt zu genehmigen, abzuändern oder überhaupt festzusetzen; 
2. als Landtag: 
a) Gesetzentwürfe behufs Aenderung der vorliegenden Bestimmungen, sowie 
b) das Aufhören der Anstalt zu beschließen. 
Art. 14. Verhältnis zum städtischen Verwaltungsausschusse. 
Dem städtischen Verwaltungsausschusse steht zu: 


a) die Genehmigung aller in Art. 8 erwähnter Reglements und Tarife und die Bestätigung von 
Beamtenernennungen, soweit ihm eine solche kraft der Reglements vorbehalten sein sollte; 


b) die Wahl der Anstalt, welcher die wirtschaftliche Gebahrung übertragen werden soll, zu 
genehmigen oder die Ernennung der Person zu bestätigen, welche dieser Gebahrung vorzustehen hat, 
falls letztere in eigener Regie erfolgen soll (Art. 8); 


c) die Genehmigung von Beschlüssen über Erwerbung und Veräußerung von Liegenschaften, sowie 
über deren Bestellung als Hypothekarpfand (Art. 2 a). 


Art. 15. Verhältnis zu den städtischen Aemtern. 


Der Verwaltungsrat ist berechtigt, mit Zustimmung des Podesta bei den städtischen Aemtern Rat und 
Hilfe anzusprechen. 


Art. 16. Korrespondenz. 


Der schriftliche Verkehr zwischen der Anstalt und der Stadt und Landvertretung wird durch die 
Kanzlei des Podesta vermittelt. 


Art. 17. Verfügung über das Vermögen im Falle Aufhörens der Anstalt. 


Im Falle Aufhörens der Tätigkeit der Anstalt: fällt deren gesamtes Vermögen der Gemeinde Triest 
zu. 


Mit Rücksicht aus den soeben mitgeteilten Wortlaut des Gesetzes erlauben sich die Gefertigten an 
Seine Exzellenz den Herrn Statthalter die Anfrage zu richten: 


1. Ist Seine Exzellenz geneigt, die Regierung zu veranlassen, daß man den Minderbemittelter auch in 
den Industrieorten Böhmens billige, jedoch gesunde kleine Wohnungen zur Verfügung stellt, wo mit 
auch zugleich einer gewissen Unmoral und aus gesundheitlichen Rücksichten der nunmehr mehr 
grassierenden Tuberkulose gesteuert wird? 


2. Ist Seine Exzellenz geneigt, bei der Regierung in diesem Sinne vorstellig zu werden 


Prag, am 7. Feber 1910. a 
N Abg. Wüst und Genossen. 


Anfrage des Abgeordneten Melhardt und Genossen an Seine Exzellenz den Herrn Statthalter. 
Landtagssekretär Dr. Haasz und die Landtagsaktuare Dr. Maschek und Dr. Dvorak (lesen abwechselnd): 
Anfrage des Landtagsabgeordneten Melhardt und Genossen an Seine Exzellenz den Herrn Statthalter. 


Die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau hat vor mehreren Jahren um die Erwirkung eines Assanierungsgesetzes angesucht, 
welches den Umbau der ältesten Stadtteile, namentlich des sogenannten Judenviertels, möglich machen soll. Die in diesen 
engen Stadtteilen herrschenden Zustände lassen eine möglichst schnelle Erledigung wünschenswert erscheinen, da die Straßen 
daselbst schmal und winkelig, die Häuser niedrig und meist ohne genügende Hofräume, die Licht- und Luftzufuhr daher eine 
durchaus nicht ausreichende ist. 


Seitens. der Stadtgemeinde wurde daher ein neuer, allen Anforderungen entsprechender Lagerplan ausgearbeitet und 
beschlossen, der auch die Genehmigung der k. k. Statthalterei, sowie des Ministeriums erhielt. Der Lagerplan ist längst 
rechtskräftig. In demselben sind geradlinige breite Straßen vorgesehen, so daß daselbst ein gesundes schönes Wohn- und 
Geschäftsviertel entsteht. Hiezu kommt noch, daß dieser alte Stadtteil gerade an das Stadtbad, den Kurgarten und die 
Thermalquelle angrenzt, so daß die Stadt auch in ihrer Eigenschaft als Weltkur- und Badeort das lebhafteste Interesse hat, die 
Verschönerung und Assanierung so bald als möglich durchzuführen. 


Leider ist die Durchführung der Assanierung ohne ein Enteignungsgesetz nicht möglich, weil die Straßenzüge durchaus 
geändert wurden, zahlreiche jetzt bestehende Häuser mitten in die zukünftigen Straßen fallen und an die Verwirklichung des 
großen, im öffentlichen Interesse äußerst dringenden Unternehmens nur dann geschritten werden kann, wenn die Stadt 
sämtliche alten Gebäude einlöst und die neu erwachsenden Baustellen mit Ausschluß jeder Spekulation wieder abgibt. 
Man sollte nun meinen, daß eine derartige gemeinnützige und höchst lobenswerte Aktion seitens der Regierung auf das 
tatkräftigste unterstützt und gefördert wird, da es doch in erster Linie Aufgabe der Regierung ist, für das Wohl der 
Staatsbürger zu sorgen. Trotzdem bemüht sich die Stadtvertretung von Teplitz-Schönau schon seit Jahren vergeblich, die 
Vorlage des Assanierungsgesetzes seitens der hohen k. k. Regierung an das Abgeordnetenhaus zu erlangen. 
Der von der Gemeinde verfaßte und den zuständigen Behörden vorgelegte Gesetzentwurf hat folgenden Wortlaut: 
Gesetzentwurf. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrates finde ich anzuordnen, wie folgt: 

I. Zulässigkeit der Enteignung und Bezeichnung des Assanierungsrayons. 
& l. Zum Zwecke der Regulierung des im $ 2 dieses Gesetzes bezeichneten Assanierungsrayons der Stadtgemeine Teplitz- 
Schönau nach dem genehmigten Lagerplane wird der Stadtgemeinde Teplitz-Schönau bezüglich der im Assanierungsrayon 
befindlichen Liegenschaften das Enteignungsrecht in dem vollen durch $ 365 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
zugelassenen Umfange auf die Dauer von zehn Jahren, vom Beginne der Wirksamkeit dieses Gesetzes angefangen, 


eingeräumt. 


Die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau kann das Recht, die Enteignung zu begehren, für das ganze Regulierungsunternehmen 
oder einzelne Teile desselben mit Zustimmung der k. k. Statthalterei an andere Personen übertragen. 


Wo dieses Gesetz den Ausdruck "Unternehmer" gebraucht, ist darunter die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau, falls aber das 
Enteignungsrecht an eine andere Person übertragen wurde, diese letztere zu verstehen. 


$ 2. Der Teplitzer Assanierungsrayon umfaßt: 


1. Das Gebiet der Judenstadt mit dem anstoßenden, unten näher bezeichneten Teile der Graupner-Waisenhaus-Langengasse, 
des Schloßplatzes, der Kirchen-Badegasse und der Edmundstraße. 


2. Das sogenannte Scheuernviertel nebst dem Durchbruche vom Waldthorplatz zum Marktplatz. 
3. Die Fleischbankgasse nebst dem in Verlängerung derselben geplanten Durchbruch zur verlängerten Stöhrstraße. 


4. Die Forstgasse. 


5. Das Augartengäßchen; 


und find jene Gebäude und Grundstücke, die in diesem Assanierungsrayone gelegen sind und ruck sichtlich welcher das 
Enteignungsrecht im $ I dieses Gesetzes der Stadtgemeinde Teplitz-Schönau eingeräumt wird, in dem beiliegenden, einen 
integrierenden Bestandteil dieses Gesetzes bildenden Verzeichnisse angeführt. 


$ 3. Sollte sich bei der Durchführung des Regulierungsunternehmens die Notwendigkeit einer Abweichung von dessen 
Darstellung im Lagerplane oder von den im $ 2 bezeichneten Grenzlinien des Assanierungsrayons an einzelnen Stellen 
ergeben, so erfolgt die entsprechende Aenderung nach Maßgabe der für die Aenderung des Lagerplanes in der Bauordnung 
für das Königreich Böhmen vom 8. Jänner 1889, L.-G.-Bl. Nr. 5, festgesetzten Grundsätze und haben sodann die 
Bestimmunger des gegenwärtigen Gesetzes auch in Ansehung des derart abgeänderten Regulierungs-Unternehmens und 
Assanierungsrayons zu gelten. 


II. Gegenstand und Umfang der Enteignung. 

$ 4. Das Enteignungsrecht kann nur insoweit ausgeübt werden, als die Ausführung des Unternehmens dies notwendig macht. 
Das Enteignungsrecht umfaßt insbesondere das Recht: 

1. auf Abtretung von Grundstücken und Gebäuden; 

2. auf Ueberlassung von Quellen und anderer Privatwässern; 


3. auf Einräumung von Servituten und anderen dinglichen Rechten an unbeweglichen Sachen, sowie auf Abtretung, 
Einschränkung oder Aufhebung derartiger und solcher Rechte, deren Ausübung an einen bestimmten Ort gebunden ist; 


4. au Duldung von Vorkehrungen, welche die Ausübung des Eigentumsrechtes oder eines anderer Rechtes an einem 
Grundstücke oder an einem Gebäude einschränken. 


Die Ausübung des Enteignungsrechtes ist auch bloß rücksichtlich eines Teiles einer bestehenden Liegenschaft (Hofraum, Teil 
desselben, Hintergebäude usw.) zulässig, sie kann auch in Beziehung auf das Zugehör eines Gegenstandes der Enteignung 
stattfinden. 


8 5. Die Eigentümer solcher Liegenschaften, welche dem durch die Regulierung zu erreichenden Zwecke nicht entsprechen, 
werden auf Verlangen des Stadtrates Teplitz-Schönau von der k. k. Bezirkshauptmannschaft in Teplitz aufgefordert, binnen 
einer von derselben zu bestimmenden Frist die betreffende Liegenschaft mit dem Regulierungsprojekte in Einklang zu 
bringen, beziehungsweise ein dem Regulierungsprojekte entsprechendes Gebäude darauf aufzuführen, widrigenfalls nach 
Ablauf dieser Frist zur Ausübung des Enteignungsrechtes geschritten würde. Diese Frist darf nicht unter zwei Jahren 
festgesetzt werden, und ist der Tag, an welchem sie endet, m der Aufforderung anzugeben. 


Diese Aufforderung, gegen welche eine Beschwerde nicht zulässig ist, wirkt bei eintretenden Besitzveränderungen auch 
gegenüber den Besitznachfolgern und ist die aus derselben für den Grundeigentümer sich ergebende Verpflichtung im 
Grundbuche anzumerken. Diese Anmerkung hat die k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz gleichzeitig mit dem Erlasse der 
Aufforderung amtswegig zu veranlassen. 


8 6. Bringt der Eigentümer über diese Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist seine Liegenschaft mit dem 
Regulierungsprojekte in Einklang, so hat er der Stadtgemeinde Teplitz-Schönau den nach Maßgabe der festgesetzten Baulinie 
liegen zu lassenden Grund sofort abzutreten. Ist dagegen nach Maßgabe der festgesetzten Baulinie über die Grenzlinie des 
Baugrundes hinauszurücken, oder gelangt auch sonst aufgelassener Straßengrund zur Bebauung, so hat die Gemeinde an den 
Eigentümer der Liegenschaft den hiezu nötigen Gassengrund abzutreten. 


Für den von der Gemeinde abzutretenden Grund hat der Eigentümer der Liegenschaft angemessene, nach $ 25 der B.-O. für 
das Königreich Böhmen vom 8. Jänner 1889, L.-G.-Bl. Nr. 5, zu bestimmende Schadloshaltung zu leisten. 


Dagegen gebührt eine derartige Schadloshaltung für den der Gemeinde abzutretenden Grund nur insoferne, als dieser Grund 
die Fluchtlinien des künftigen Gebäudes und die halbe demselben vorgelagerte Straßenbreite überragt. 


Die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau ist berechtigt, den Ersatz dieser Straßenerwerbungskosten, jedoch ohne Verzinsung nach 
dem Verhältnisse der Länge der in Anspruch genommenen Straßenfront von jenen Personen zu begehren, die dem 
Regulierungsprojekte entsprechende Gebäude an diesem Straßengrunde aufgeführt haben oder in Hinkunft aufführen werden. 


Sie kann bei der Erwerbung des Grundes nachfolgender Bauführungen von der Zahlung dieses Ersatzes die Erteilung der 
Baubewilligung abhängig machen. 


$ 7. Wenn der Eigentümer der an ihn ergangenen Aufforderung der K. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz innerhalb der 
bestimmten Frist nicht Folge leistet, so kann zur Ausübung des Enteignungsrechtes geschritten werden. 


III. Gegenstand und Umfang der Entschädigung. 


$ 8. Der Unternehmer ist verpflichtet, dem Enteigneten für alle durch die Enteignung verursachten vermögensrechtlichen 
Nachteile Entschädigung zur Bewirkung der dem $ 365 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches entsprechende 
Schadloshaltung zu leisten. 


Als Enteigner ist derjenige anzusehen, welchem der Gegenstand der Enteignung gehört oder welchem an einem Gegenstande 
der Enteignung ein mit dem Eigentum eines anderen Gegenstandes verbundenes dingliches Recht zusteht. 


$. 9. Bei Ermittlung der Entschädigung ist auch auf diejenigen Nachteile Rücksicht zu nehmen, welche Nutzungsberechtigte, 
Gebrauchsberechtigte, Bestandnehmer durch Enteignung erleiden und deren Vergütung dem Enteigneten obliegt, sofern der 
als Ersatz für den Gegenstand der Enteignung zu leistende Betrag nicht durch Befriedigung der gegen den Enteigneten 
zustehenden Entschädigungsansprüche zu dienen hat. 


$ 10. Wird nur ein Teil eines Grundbesitzes enteignet, so ist bei der Ermittlung der Entschädigung nicht nur auf den Wert des 
abzutretenden Teiles, sondern auch auf Verminderung des Wertes, welche der zurückbleibende Teil des Grundbesitzes 
erleidet, Rücksicht zu nehmen. 


Sollte der zurückbleibende Teil des Grundbesitzes nach seiner bisherigen Bestimmung nicht mehr zweckmäßig verwendet 
werden können, so ist der Unternehmer verpflichtet, auf Verlangen des Eigentümers den ganzen Grundbesitz an sich zu losen. 


Bei Gebäuden, welche teilweise in Anspruch genommen werden, umfaßt diese Verpflichtung stets das gesamte Gebäude. 


Doch wird unter teilweiser Inanspruchnahme eines Gebäudes die Enteignung eines Hintergebäudes oder eines mit dem 
Hauptgebäude nicht im physischen Zusammenhange stehenden Seitengebäudes nicht verstanden. 


§ 11. Bei der Ermittlung der Entschädigung ist auf diejenigen Verhältnisse keine Rücksicht zu nehmen, hinsichtlich deren er 
hellt, daß sie in der Absicht hervorgerufen wurden, um sie als Grundlage für die Erhöhung der Ansprüche auf Entschädigung 
zu benützen. 


Der Wert der besonderen Vorliebe, dann eine Werterhöhung, welche der Gegenstand der Enteignung in Folge der Ausführung 
des beabsichtigten Unternehmens und insbesondere auch in Folge der für die Bauten im Assanierungsrayon gewährten 
besonderen Befreiung von Steuern und Umlagen erfährt, bleiben außer Betracht. 


$ 12. Die Entschädigung ist, falls nicht etwas anderes vereinbart wurde, in barem Gelde zu leisten. 


$ 13. Insoweit die Ermittlung eines zu leistenden Kapitalbetrages nicht vollständig erfolgen kann, weil der abzuschätzende 
Nachteil sich nicht im Vorhinein bestimmen läßt, ist jede Partei berechtigt, in angemessenen Zeitabschnitten von mindestens 
einem Jahre die Feststellung der für die in der Zwischenzeit erkennbar gewordenen Nachteile gebührenden Entschädigung zu 
begehren. 


Nach Ablauf von drei Jahren vom Zeitpunkte des Vollzuges der Enteignung kann die endgültige Feststellung des zu 
leistenden Kapitalbetrages begehrt werden. 


$ 14. Der Unternehmer ist verpflichtet, für alle Entschädigungen, welche er nach dem Vollzuge einer Enteignung zu leisten 
hat ($ 13), auf Verlangen des zur Förderung der Entschädigung Berechtigten Sicherheit zu leisten. Von der Gemeinde Teplitz- 
Schönau kann die Bestellung einer Sicherheit nicht begehrt werden. Auf Ansuchen einer Partei wird die Art und Höhe der zu 
bestellenden Sicherheit von dem zur Ermittlung der Entschädigung zustehenden Gerichte nach Vernehmung beider Parteien 
bestimmt. Das Gericht kann vor seiner Entscheidung Sachverständige vernehmen. 


Die Zulänglichkeit der Sicherheit beurteilt das Gericht nach seinem Ermessen. 
IV. Enteignungsverfahren. 
A. Feststellung des Gegenstandes und Umfanges der Enteignung. 


8 15. Das Gesuch um Einleitung des Enteignungverfahrens ist bei der k. k. Statthalterei einzubringen. Demselben ist in 
doppelter Ausfertigung ein Entwurf des beabsichtigten Unternehmens, ferner ein Verzeichnis der zur Ausführung des 
Unternehmens in Anspruch genommenen Liegenschaften und Rechte, sowie ein hierüber nach dem genehmigten Lagerplane 
verfaßter Situationsplan beizulegen. Das erwähnte Verzeichnis hat die Katastral- und Hausnummern der Grundbuchseinlagen, 
dann die Flächenmaße der Parzellen und Parzellenteile, in Bezug auf welche eine Enteignung stattfinden soll, sowie die 
Namen und Wohnorte der Enteigneten ($ 8, Abs. 2) und wenn Letztere in Pflegschaft stehen, auch die Namen und Wohnorte 
ihrer gesetzlichen Vertreter, endlich die Namen der Enteigneten unbekannten Aufenthaltes, für welche ein Kurator zu 
bestellen ist, zu enthalten. Außerdem ist der Nachweis über die gemäß $ 6 an die Enteigneten erlassene Aufforderung und 
über deren Erfolg beizubringen. 


Die k. k. Statthalterei hat über das Enteignungsgesuch bei dem Grundbuchsamte des k. k. Bezirksgerichtes Teplitz die nötigen 


Auskünfte über die einschlägigen Eigentums- und Rechtsverhältnisse im kurzen Wege einzuholen und sodann eine 
Verhandlung anzuordnen. 


Die Enteignung kann von demselben Unternehmer rücksichtlich mehrerer Objekte mittelst eines Gesuches begehrt werden, 
wofern aus der Kumulierung nicht eine Verwicklung oder erhebliche Verzögerung des Verfahrens zu besorgen ist. 


$ 16. Die zur Verhandlung bestimmte Kommission besteht aus einem Vertreter der k. k. Statthalterei als Kommissionsleiter, 
einem Vertreter des technischen Statthalterei-Departements, dann einem Vertreter und einem technischen Beamten derk.k. 
Bezirkshauptmannschaft in Teplitz. 


Zu der Verhandlung sind auch Vertreter der Stadtgemeinde Teplitz-Schönau, dann der Unternehmer und der Enteignete, 
letzterer unter Anschluß einer Ausfertigung der im $ 18 gedachten Kundmachung vorzuladen. 


$ 17. Vor Beginn der Verhandlung sind die im $ 14 angeführten Pläne und Verzeichnisse mindestens durch 14 Tage bei der k. 
k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 


Jeder Beteiligte kann innerhalb dieser Frist bei der k. k. Bezirkshauptmannschaft in Teplitz oder bei der kommissionellen 
Verhandlung Einwendungen gegen die begehrte Enteignung mündlich oder schriftlich vorbringen. 


Die nach abgeschlossener kommissioneller Verhandlung vorgebrachten Einwendungen sind nicht zu berücksichtigen. 


$ 18. Die Auflegung der Pläne und Verzeichnisse ist durch dreimalige Einschaltung einer Kundmachung in das Amtsblatt 
der,, Prager Zeitung", dann m ein in Teplitz-Schönau erscheinendes deutsches Journal, sowie durch Anschlag der 
Kundmachung auf der Amtstafel der k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz öffentlich zu verlautbaren. 


Diese Kundmachung hat die Angabe des Ortes, an welchem die Pläne und Verzeichnisse eingesehen werden können, der 
Frist, innerhalb welcher dies geschehen kann und binnen welcher die Beteiligten bei der k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz 
Einwendungen gegen die begehrte Enteignung mündlich oder schriftlich vorbringen können, dann die Angabe des Ortes und 
des Tages, an welchem die kommissionelle Verhandlung beginnt und an welchem dieselbe fortgesetzt wird, endlich die 
Aufforderung zu enthalten, daß sämtliche Beteiligte, auch diejenigen, welche Einwendungen mündlich oder schriftlich 
eingebracht haben, bei dieser Verhandlung zu erscheinen haben, da die nach abgeschlossener kommissioneller Verhandlung 
abgegebenen Erklärungen unberücksichtigt bleiben. 


$ 19. Der Kommissionsleiter hat nach Tunlichkeit dahin zu wirken, daß ein Einverständnis unter den Parteien erzielt werde. 
Wird das Begehren um Enteignung zurückgezogen oder erklärt derjenige, gegen welchen das Enteignungsbegehren gerichtet 
ist, seine Bereitwilligkeit, die begehrte Enteignung zuzustehen, so ist dies in dem über die Verhandlung geführten Protokolle 


festzusetzen. 


Die für die Entscheidung über die begehrte Enteignung maßgebenden Verhältnisse sind in jedem Falle zu ermitteln und die 
Ergebnisse der Erhebungen unter Angabe der benützten Grundlagen zu Protokoll zu bringen. 


In eine Erörterung über die infolge der Enteignung zu. leistende Entschädigung ist bei diesen Erhebungen nicht einzugehen. 


Nach Abschluß der mit größter Beschleunigung durchzuführenden Verhandlung sind die Akten der k. k. Statthalterei 
vorzulegen. 


8 20. Die k. k. Statthalterei hat nach Prüfung der ihr vorgelegten Akten den Gegenstand und Umfang der Enteignung durch 
Fällung eines oder mehrerer Enteignungserkenntnisse festzustellen. 


$ 21. Das Enteignungserkenntnis ist dem Unternehmer und dem Enteigneten, beziehungsweise denjenigen Personen, 
hinsichtlich welcher es amtlich bekannt ist, daß das zu enteignende Recht auf dieselben übergegangen ist, zuzustellen. 


Wurde bei der gepflogenen Enteignungsverhandlung ein Einverständnis erzielt, so ist hierüber auf Verlangen der betreffenden 
Beteiligten ein Intimat hinauszugeben, welches in jeder Richtung dem rechtskräftigen Enteignungserkenntnisse gleichkommt. 


Ein Enteignungserkenntnis kann von dem Unternehmer, ferner von denjenigen Enteigneten, welche rechtzeitig Einwendungen 
gegen die Enteignung erhoben haben, auf dem Wege des Rekurses insoweit angefochten werden, als das Erkenntnis dem 
Begehren, welches die den Rekurs ergreifende Partei gestellt hatte, nicht stattgegeben hat. 


Der Rekurs, welcher binnen acht Tagen bei der k. k. Statthalterei anzubringen ist, hat aufschiebende Wirkung. Ueber den 
Rekurs entscheidet das k. k. Ministerium des Innern. 


Die Betretung des Zivilrechtsweges über die Frage, welcher Gegenstand und in welchem Umfange derselbe zu entetgnen sei, 
ist unzulässig. i 


$ 22. Nach dem Eintritte der Rechtskraft eines Enteignungserkenntnisses sind die Personen, gegen welche die Enteignung 
wirksam ist, verpflichtet, sich jeder über die Fortsetzung des ordentlichen Wirtschaftsbetriebes hinausgehenden Veränderung 
an dem Gegenstande der Enteignung zu enthalten, sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, oder soweit es sich nicht um 
zur Erhaltung des Gegenstandes der Enteignung notwendige unaufschiebliche Verfügungen handelt. 


8 23. Wenn der Gegenstand der Enteignung in einem Grundbuche eingetragen ist, so hat die k. k. Statthalterei nach dem 
Eintritte der Rechtskraft eines Enteignungserkenntnisses das Grundbuchsgericht unter Mitteilung der zur Identifizierung des 
Grundbuchsobjektes erforderlichen Behelfe, welche nötigenfalls dem Unternehmer abzufordern sind, um die Anmerkung der 
Enteignung zu ersuchen. 


Das Grundbuchsgericht hat die Anmerkung in der betreffenden Grundbuchseinlage zu vollziehen. 


Auf Grund des Intimates über das bei der Enteignungsverhandlung getroffene Uebereinkommen ist auf Verlangen des 
Unternehmers die bezügliche Anmerkung im Grundbuche zu bewilligen. 


Diese Anmerkung hat die Wirkung, daß sich niemand, der eine derselben nachfolgende Eintragung erwirkt, auf die 
Unkenntnis der Enteignung berufen kann. 


B. Ermittlung der Entschädigung. 


$ 24. Die in Folge einer Enteignung zu leistende Entschädigung ist, sofern sie nicht durch ein zulässiges Uebereinkommen 
zwischen dem Unternehmer und dem Enteigneten bestimmt wird, gerichtlich festzustellen. 


Als zulässig ist ein solches Uebereinkommen nur dann anzusehen, wenn es an dritten Personen fehlt, denen ein Anspruch auf 
Befriedigung aus der Entschädigung auf Grund ihrer dinglichen Rechte zusteht oder wenn diese dritte Personen ihre 
Zustimmung zu dem Uebereinkommen in einer öffentlichen oder legalisierten Urkunde erklärt haben. 


Die Notwendigkeit der Erklärung dieser Zustimmung entfällt, wenn es sich um die teilweise Abtretung eines 
Grundbuchskörpers handelt und wenn ungeachtet der Abtretung eine Hypothek die dem $ 1374 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches entsprechende gesetzliche Sicherheit behält, andere dingliche Rechte aber eine Gefährdung ihrer Sicherheit 
offenbar nicht erleiden können. 


Das Grundbuchsgericht ist berufen, auf Ansuchen einer Partei eine Bestätigung über den Bestand der erforderten Sicherheit 
auf Grund der durch eine vorgenommene Untersuchung gewonnenen Ueberzeugung zu erteilen. 


8 25. Die gerichtliche Feststellung der Entschädigung erfolgt auf Ansuchen des Unternehmers; doch ist auch der Enteignete 
berechtigt, darum anzusuchen, wenn der Unternehmer dieses Ansuchen nicht binnen drei Monaten nach Rechtskraft des 
Enteignungserkenntnisses stellt. 


Zur Feststellung der Entschädigung ist das k. k. Bezirksgericht in Teplitz berufen. 


Dem Gesuche um die Feststellung ist das Enteignungserkenntnis nebst den zur Identifizierung des Gegenstandes der 
Enteignung erforderlichen Behelfen beizulegen. 


Das Gesuch desselben Unternehmers kann hinsichtlich aller in dem Sprengel einer Katastralgemeinde befindlichen 
Gegenstände der Enteignung in einer einzigen Eingabe gestellt werden. 


$ 26. Das Gericht hat alle für die Feststellung der Entschädigung maßgebenden Verhältnisse nach den Grundsätzen des 
Verfahrens außer Streitsachen an Ort und Stelle unter Zuziehung von drei Sachverständigen zu erheben. 


Die Sachverständigen hat das Gericht aus einer von dem k. k. Oberlandesgerichte nach Einvernehmen der k. k. Statthalterei 
für je drei Jahre aufzustellenden und kundzumachen den Liste der in Enteignungsfällen im Teplitzer Assanierungsrayon 
zuzuziehenden Sachverständigen zu wählen und einen davon als Obmann zu bestellen. 


Die Parteien können Einwendungen gegen die Eignung der Sachverständigen bis zum Beginne der Erhebungen vorbringen. 
Diese Einwendungen sind, wenn sie dem Gerichte glaubwürdig erscheinen, von Amts wegen zu berücksichtigen. 


$ 27. Die Sachverständigen sind vom Richter aufzufordern, nach der Besichtigung des Gegenstandes der Enteignung ihr 
Gutachten über die zu leistende Entschädigung abzugeben. 


Jeder Sachverständige ist verpflichtet, die tatsächlichen Voraussetzungen, auf denen sein Gutachten beruht, sowie die übrigen 
Grundlagen seiner Wertberechnung anzugeben. 


Insbesondere haben die Sachverständigen in den Fällen, in denen nur ein Teil eines Grundbesitzes enteignet wird, die 
Berechnung des Betrages, welcher als Ersatz für die Verminderung des Wertes des zurückbleibenden Teiles des 
Grundbesitzes zu leisten ist, abgesondert anzugeben. 


Erstreckt sich die an die Enteigneten zu leistende Entschädigung auch auf die Vergütung solcher Nachteile, welche dritte 
Personen erleiden, deren Ansprüche nicht aus dem für eine enteignete Liegenschaft zu leistenden Ersatze zu befriedigen sind 
($ 9), so ist der auf die Vergütung dieser Nachteile entfallende Betrag insbesondere anzugeben. 


Wenn hinsichtlich der tatsächlichen Voraussetzungen ein Streit entsteht, so ist, falls es von einer Partei begehrt wird, auf 


Grundlage jeder der streitig gewordenen Annahmen ein besonderes Gutachten über die zu leistende Entschädigung 
abzugeben. 


9 28. Auf Begehren der Parteien kann die Feststellung der Entschädigung auf solche Objekte ausgedehnt werden, welche 
nicht den Gegenstand eines Enteignungserkenntnisses bilden. wenn die Parteien einverstanden sind, diese Objekte der 
Enteignung zu unterziehen.. 


8 29. Der Leiter der Erhebungen hat in allen Fällen, in denen von Seite des Enteigneten eine Forderung gestellt oder von Seite 
des Unternehmers ein Anerbieten gemacht wird, dies zu protokollieren; ferner das Gutachten der Sachverständigen, die 
tatsächlichen Voraussetzungen und die übrigen Grundlagen, sowie die allfälligen Erinnerungen und Einwendungen der 
Beteiligten zu Protokoll zu bringen. 


8 30. Wenn der Unternehmer und der Enteignete sich über die zu leistende Entschädigung einigen, so ist diese Vereinbarung, 


falls sie im & 24 bezeichneten Voraussetzungen eines zulässigen Uebereinkommens eintreten, zu Protokoll zu nehmen. 


Treten die im $ 24 bezeichneten Voraussetzungen nicht ein, so kann die Protokollierung der Vereinbarung nur dann 
stattfinden, wenn der vereinbarte Betrag nicht hinter demjenigen zurückbleibt, welcher von den Sachverständigen angegeben 
wird oder welcher im Falle einer Verschiedenheit der Gutachten den Durchschnitt der angegebenen Beträge bildet. 


Eine mit Beobachtung der vorstehenden Bestimmungen protokollierte Vereinbarung hat die Wirkung eines gerichtlichen 
Vergleiches. 


8 31. Kommt ein Vergleich nicht zu Stande, so hat das Gericht, ohne an Beweisregeln gebunden zu sein, über die zu leistende 
Entschädigung zu entscheiden und, wenn die im $ 27 Absatz 4 bezeichnete Voraussetzung eintritt, den auf die Vergütung der 
Nachteile dritter Personen entfallenden Betrag insbesondere zu bestimmen. Diese Entscheidung kann nur mittelst des 
Rekurses angefochten werden. 


Die Rekursfrist beträgt 14 Tage. 
Der Rekurs ist in doppelter Ausfertigung zu zu überreichen. 


Eine Ausfertigung ist dem Gegner des Beschwerdeführers zuzustellen, welchem es gestattet ist, seine Aeußerungen binnen 14 
Tagen zu überreichen. 


Nach dem Einlangen dieser Aeußerung, beziehungsweise nach dem fruchtlosen Ablaufen der für dieselbe bestimmten 
vierzehntägigen Frist sind die Akten dem Oberlandesgerichte von Amtswegen vorzulegen. 


Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für die Anfechtung der Entscheidung des Oberlandesgerichtes. 


Das Betreten des ordentlichen Rechtsweges zur Geltendmachung von Ansprüchen, über welche in dem durch dieses Gesetz 
geregelten Verfahren zum Zwecke der Entschädigung entschieden wurde, ist unzulässig. 


8 32. Die gerichtlich festgestellte Entschädigung ist vor dem Vollzuge der Enteignung zu leisten, soweit nicht auf Grund der 
Bestimmung des $ 13 eine nachträgliche Leistung stattzufinden hat. 


8 33. Die Leistung des Entschädigungsbetrages erfolgt auch außer den im $ 1425 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
bezeichneten Fällen durch gerichtlichen Erlag, wenn und insoweit der Entschädigungsbetrag zur Befriedigung der dritten 
Personen auf Grund ihrer dinglichen Rechte zustehenden Ansprüche zu dienen hat. 


Die Notwendigkeit des gerichtlichen Erlages der Entschädigung entfällt jedoch dann, wenn in der den Vorschriften des $ 24 
entsprechenden Weise dargetan wird, daß die Sicherheit der, diesen dritten Personen zustehenden dinglichen Rechte 
ungeachtet der Enteignung ungefährdet bleibt. 


Die Befriedigung der Ansprüche dieser dritten Personen erfolgt nach den Bestimmungen über die Verteilung des bei einer 
zwangsweisen Versteigerung erzielten Kaufpreises. Der erfolgte gerichtliche Erlag der Entschädigung ist, wenn es sich um 
den Gegenstand eines öffentlichen Buches handelt, von Amtswegen bücherlich anzumerken. 


Dieser Anmerkung kommen die mit der Anmerkung einer vollzogenen zwangsweisen Versteigerung verbundenen Wirkungen 
zu. 


Die Entschädigung ist in der Regel in barem Gelde zu erlegen, dieselbe kann jedoch im Falle der Zustimmung des 
Enteigneten auch in Einlagsbücheln der Teplitzer Sparkassa erlegt werden. 


V. Vollzug der Enteignung. 
8 34. Das Enteignungserkenntnis ist vollziehbar: 


a) bei den Gebäuden am letzten Tage des auf den Zeitpunkt der rechtskräftigen Feststellung der Entschädigung 
zweitfolgenden Ausziehtermines; 


b) bei Grundstücken am fünfzehnten Tage nach dem Zeitpunkte der rechtskräftigen Feststellung der Entschädigung. 


Bei eingetretener Vollstreckbarkeit des Enteignungserkenntnisses ist der Unternehmer, wenn derselbe die Entschädigung 
bezahlt oder ordnungsmäßig zu Gericht erlegt hat ($ 33), berechtigt, vom Enteigneten die Ueberlassung der enteigneten 
Liegenschaft oder des enteigneten Rechtes zu begehren und bei dem Grundbuchsgerichte um die Uebertragung des 
Eigentumsrechtes an der enteigneten Liegenschaft und Löschung der hierauf haftenden Lasten, zu deren Deckung der 
gerichtlich hinterlegte Entschädigungsbetrag zu dienen hat, beziehungsweise um die Einverleibung der durch die Enteignung 
erlangten Rechte, sowie um Löschung der in den 88 5 und 23 erwähnten Anmerkungen einzuschreiten. 


Mit der Einverleibung des Eigentumsrechtes sind zugleich die im Enteignungsver fahren auf der enteigneten Liegenschaft 
etwa begründeten Dienstbarkeiten einzuverleiben. 


8 35. Der zwangsweise Vollzug der durch eine rechtskräftige Entscheidung oder durch eine nach $ 28 getroffene 
Vereinbarung festgestellten Enteignung steht der k. k. Bezirkshauptmannschaft in Teplitz zu. 


Dieser Vollzug ist auf Ansuchen des Unternehmers zu bewilligen, wenn das Enteignungserkenntnis im Sinne des $ 34 
vollziehbar ist, und der Unternehmer nachweist, daß er den ihm hinsichtlich der Leistung oder der Sicherstellung der 
Entschädigung obliegenden und vor der Enteignung zu erfüllenden Verbindlichkeiten nachgekommen ist. 


Der Vollzug der Enteignung wird dadurch nicht gehindert, daß deren Gegenstand von demjenigen, gegen den die Enteignung 
eingeleitet wurde, an einen Dritten übergangen ist, oder daß sich andere rechtliche Veränderungen hinsichtlich dieses 
Gegenstandes ergeben haben. 


Ueber Ansuchen der Unternehmers ist von der k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz der zwangsweise Vollzug der 
Enteignung, selbst wenn die Entscheidung, welche die Entschädigung feststellt, mittelst Rekurs angefochten wurde, dann zu 
bewilligen, wenn der Unternehmer dem Entschädigungsberechtigten mit einem Betrage Sicherheit leistet, welcher die vom k. 
k. Bezirksgerichte Teplitz festgestellte Entschädigungssumme um zwanzig Prozent übersteigt. In diesem Falle sind die im $ 
34 sub a und b festgesetzten Fristen von dem Zeitpunkte an zu berechnen, mit welchem die Sicherheit geleistet worden ist. 


§ 36. Wenn der Unternehmer die durch Vergleich oder gerichtliche Entscheidung festgestellte Entschädigung oder die 
gerichtlich bestimmte Sicherheit nicht in dem im $ 34 bezeichneten Zeitpunkte leistet, so kann der Enteignete den 
Unternehmer zur Leistung der Entschädigung und der gesetzlichen Verzugszinsen, beziehungsweise. zur Leistung der 
Sicherheit auf dem Wege der Exekution nach den Vorschriften des Verfahrens in Streitsachen verhalten. 


8 37. Steuern und andere öffentliche Abgaben von enteigneten Liegenschaften hat der Unternehmer von dem Tage an zu 
tragen, an welchem das Enteignungserkenntnis vollziehbar wird ($ 34), beziehungsweise im Grunde des letzten Absatzes des 
8 35 zwangsweise vollzogen wird. Insoferne dieselben von dem Enteigneten über diesen Zeitpunkt hinaus errichtet worden 
sind, hat der Unternehmer hiefür dem Enteigneten Ersatz zu leisten. 


Streitigkeiten hierüber sind im ordentlichen Rechtswege auszutragen. 
VI. Vorarbeiten. 


$ 38. Die Bewilligung zur Vornahme der Vorarbeiten für das Regulierungsunternehmen oder einzelne Teile desselben erteilt 
die k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz. 


Auf Grund einer solchen Bewilligung haben die Verwaltungsbehörden den Unternehmer in seinen Absichten zu unterstützen 
und ist jeder Eigentümer verpflichtet, die Zustimmung dazu zu erteilen, daß zum Behufe der Vorbereitung des Unternehmens 
die bezüglichen technischen Arbeiten auf seinem Grundbesitze vorgenommen werden. 


Der Unternehmer hat den Ort, sowie den Zeitpunkt des Beginnes dieser Vorarbeiten der k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz 
anzuzeigen, welche die Eigentümer hievon entweder einzeln oder mittelst einer an den betreffenden Häusern affichierten 
öffentlichen Kundmachung verständigt. 


Die durch die Vorarbeiten etwa verursachter Schäden sind von dem Unternehmer sofort zu ersetzen. 


Die Höhe des zu leistenden Ersatzes bestimmt über Ansuchen einer der beiden Parteien unter Vorbehalt des Rechtsweges die 
k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz. 


Gegen die Entscheidung derselben ist ein Rekurs unzulässig. 


Auf Ansuchen der Beteiligten kann die k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz anordnen, der Unternehmer habe noch vor der 
Inangriffnahme der Vorarbeiten eine entsprechende Sicherheit für allfällige Beschädigungen zu leisten. Von der 
Stadtgemeinde Teplitz-Schönau als Unternehmerin kann eine derartige Sicherheit nicht verlangt werden. 


VII. Schlußbestimmungen. 


$ 39. Die Zustellung der Enteignungserkenntnisse erfolgt mit Beobachtung der Vorschriften, welche für die gerichtliche 
Zustellung zu eigenen Hander maßgebend sind. 


Ergibt sich im Vorverfahren vor den Verwal tunasbehörden die Notwendigkeit, daß eine Parte durch einen Kurator vertreten 


werde, so ist der Kurator auf Ansuchen eines Beteiligten, oder auf Einschreiten der Verwaltungsbehörde von dem zuständigen 
Gerichte zu bestellen. 


$ 40. Die Kosten des Enteignungsverfahrens und der gerichtlichen Feststellung der Entschädigung sind, soweit sie nicht durch 
ein ungerechtfertigtes Einschreiten einer Partei hervorgerufen wurden von dem Unternehmer zu bestreiten. 


8 41. Die Erfolglassung der infolge der Anordnung dieses Gesetzes vorgenommenen gerichtlichen Erläge ist von der 
Entrichtung der Verwahrungsgebühr befreit. 


$ 42. Alle Eingaben, Urkunden, Eigentumsübertragungen, sonstige Rechtsgeschäfte, Legalisierungen und amtlichen 
Ausfertigungen aus Anlaß der Durchführung dieses Unternehmens, ferner die zwischen der Gemeinde Teplitz-Schönau und 
den Unternehmer hinsichtlich der Ausführung des Unternehmens oder einzelner Teile desselben ($ 1) abgeschlossenen 
Verträge sind von Stempeln und unmittelbaren Gebühren befreit. 


Die vorstehenden Begünstigungen finden auf die im gerichtlichen Verfahren in Streitsachen stattfindenden Verhandlungen 
keine Anwendung. 


Von den Empfangsbestätigungen über die Entschädigungssumme ist die Gebühr nach Skala Il zu entrichten. 

8 43. In Ansehung jener Liegenschaften, hinsichtlich deren bis zum Ablaufe des Zeitraumes von zehn Jahren, für welchen der 
Stadtgemeinde Teplitz-Schönau das Enteignungsrecht eingeräumt ist ($ 1), um die Einleitung des Enteignungsverfahrens (9 
15) nicht angesucht wird, gilt das Enteignungsrecht der Stadtgemeinde Teplitz-Schönau als erloschen und kann in jenem 
Zeitpunkte die gemäß $ 5 erfolgte grundbücherliche Anmerkung auf Ansuchen des Eigentümers der Liegenschaft zur 
Löschung gebracht werden. 


Die Verhandlung und Entscheidung über das Löschungsgesuch hat unter sinngemäßer Anwendung des $ 45 des allgemeinen 
Grundbuchsgesetzes zu erfolgen. 


8 44. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Innern, der Justiz und der Finanzen beauftragt. 
Erläuterungsbericht zu dem Gesetzentwurfe. 

Wie die Landeshauptstadt Prag, weist auch der Kurort Teplitz-Schönau Stadtteile auf, die weder den Ansprüchen des 
modernen Verkehres, noch auch denen der modernen Hygienie auch nur im geringsten entsprechen, Stadtteile, deren baldige 
Beseitigung im öffentlichen Interesse dringendst geboten ist. 

Dies umsomehr, als diese alten Stadtteile ebenso, wie in der Landeshauptstadt Prag das Herz der Stadt bilden, im Zentrum 
derselben und in unmittelbarer Nachbarschaft der frequentesten Kuranlagen gelegen sind, oder die Wetterentwicklung der 


Stadt unterbinden. 


Wie sich aus der beiliegenden Karte lit. A ergibt, sind diese Stadtteile, deren Modernisierung im öffentlichen Interesse 
unbedingt erforderlich ist: 


1. Das Gebiet der Judenstadt mit anstoßenden Teilen der Graupner-, Waisenhaus, Langegasse, des Schloßplatzes, der 
Kirchen-, Badegasse und der Edmundstraße; 


2. das sogenannte Scheuernviertel nebst dem Durchbruche vom Waldtorplatz zum Marktplatz; 


3. die Fleischbankgasse nebst dem in Verlängerung derselben geplanten Durchbruche zu der verlängerten Stöhrstraße; 


Ad l. 


Was zunächst das Judenviertel betrifft, so liegt dieses - wie aus dem beiliegenden Plane zu ersehen - im Zentrum der Stadt. 
Die dasselbe heute durchziehenden Gassen haben durchwegs keine Richtung und keine entsprechende Breite. 


Die Neu und Breitegasse ausgenommen, sind dieselben so eng, daß sie den Wag nverkehr im hohen Grade hindern. 


Einzelne von ihnen, wie die Karls- und Papiergasse, können nur in einer Richtung befahren werden. Die Ausgestaltung des 


Häuserblocks ist eine äußerst unzweckmätzige hinsichtlich deren Konfiguration und ohne Rücksicht auf die Anforderungen 
des Verkehres. 


Die Kanalisation dieses Stadtteiles ist sehr mangelhaft, die Kanäle- sind nicht tief genug angelegt, um das Grundwasser aus 
den wenigen Kellern aufzunehmen. Die Häuser sind größt nteils einstöckig, haben fast durchwegs schon einen sehr langen 
Bestand; sie sind größtenteils feucht, die Vorhäuser, Gänge, Stiegen, besonders in der Karlsgasse und Badegasse, meist 
dunkel, die Wohnungen gewöhnlich niedrig, dumpfig, wegen der Enge der Gassen nicht genügend beleuchtet, und da gerade 
die ärmste Klasse der Bevölkerung diese Wohnungen ihrer Billigkeit halber aufsucht, unverhältnismäßig stark besetzt. 


Trotz der bloß einstöckigen Bauweise übertrifft die Bevölkerungsdichtigkeit gerade dieses Stadtteiles den Durchschnitt bei 
Weitem. 


Die Höfe sind fast durchwegs klein und dunkel, in mehreren Fällen sind nur enge, oben mit Glas bedeckte Lichthöfe 
vorhanden. Bei manchen Häusern, insbesondere den an die Stadtkirche angebauten Häusern der Kirchengasse ist ein Hofraum 
überhaupt nicht vorhanden. 


Aborte und Senkgruben entsprechen, da es sich fast durchwegs um alte Häuser handelt, nur in den seltensten Fällen den 
Bestimmungen der Bauordnung, in vielen Häusern spotten sie jeder Beschreibung. Es gibt sogar Häuser, die der Aborte 
gänzlich entbehren. Bei den meisten Häusern ist die Einbauung moderner Aborte und Senkgruben unmöglich, des können 
daher ohne gänzliche Demolierung des Stadtteiles die hieraus sich ergebenden Uebelstände nicht behoben werden. Die Folgen 
dteser krassen, seit Jahrzehnten bestehenden Uebelstände sind eine hochgradige Infektion des Bodens mit organischen Stoffen 
und Ausdünstungen, welche die Ventilation der Wohnungen ganzer Gassen unmöglich machen. 


Es kann daher nicht Wunder nehmen, daß das Judenviertel einen Epidemieherd bildet, wie es deren nur wenige gibt, daß 
Typhus, Diphtheritis, Hautausschläge und Tuberkulose gerade hier ihre meisten Opfer fordern. 


Dieses verwahrloste Viertel grenzt, wie aus dem Plane lit. A zu ersehen, unmittelbar an den städtischen Kurgarten, das 
Theater und die Badeanstalten der Stadt und Sr. Durchlaucht des Fürsten Clary. 


Daß dies ein eines Kurortes und insbesondere eines Weltbades unwürdiger und unhaltbarer Zustand ist, liegt auf der Hand. 


Es ist das gute Recht des Kurgastes, zu fordern, daß der Ort, den er ich zur Heilung seines Leidens aussucht, in sanitärer 
Beziehung tadellose Verhältnisse aufweist. 


Ad2. 
Ebenso dringend, wie die Judenstadt, bedarf das im Nordwesten der Stadt gelegene Scheuernviertel der Assanierung. 
Zur Zeit, als Teplitz noch keine nennenswerte Industrie besaß und dessen Bewohner sich nebst der Beherbergung der 
Kurgäste größtenteils von der Landwirtschaft nährten, war dasselbe mit 6 Reihen von Scheuern besetzt und am äußersten 
Umfange der Stadt gelegen. 
Mit der Zunahme der Industrie und Bevölkerung gingen aber nach und nach diese Scheuern ihrem ursprünglichen Zwecke 
verloren, sie wurden zum größten Teile zu Rindviehstallungen umgewandelt, während die anderen zu Magazinen und 
Gewölben, in denen auch nicht viel für Reinlichkeit geschah, umgestaltet wurden. 
Die Anlage von Kanälen und eine Pflasterung der Straßen zwischen den ihrem Zwecke entzogenen Scheuern mußte mit 
Rücksicht auf die Unzweckmäßigkeit der Gesamtanlage dieses Stadtteiles und den provisorischen Chrakter dieser mit großem 
Kostenaufwande verbundenen Investitionen unterbleiben. 


Die Stalljauche und andere organische Stoffe dranngen daher in den Boden ein und infizierten denselben. 


Dieser gesundheitswidrige Zustand besteht schon mehr als 2 Jahrzehnte. Es muß daher nicht nur das von den Scheuern selbst 
eingenommene Gebiet, sondern auch dessen Umgebung als infiziert bezeichnet werden. 


Es ist daher auch die Befeitigung des sogenannten Scheuernviertels unbedingt geboten. 


In Verbindung mit der Assanierung des Scheuernviertels erweist sich auch der Durchbruch vom Waldtorplatze zum 
Marktplatze als ebenso notwendig, wie die Verbreiterung der Graupnergasse in Verbindung mit der Assanierung des 
sogenannten Judenviertels. j 


Denn die enge Graupnergasse und die Verengung der Eichwalderstraße bei ihrer Einmündung in den Marktplatz erweisen ich 
schon heute als zwei Hindernisse, die den normalen Verkehr der Stadt, der von allen Seiten gegen den Marktplatz als das 
Zentrum der Stadt zu sich hindrängt, geradezu unterbinden. 


Nach Durchführung der Assanierung würder diese beiden Verkehrshindernisse noch ganz anders in die Wagschale fallen, weil 
an Stelle der beiden oben beschriebenen vernachlässigten Stadtteile moderne, allen Anforderungen der Hygienie und des 
Verkehres dienende, vom Verkehre beſebte Stadtteile treten würden, die Graupner- und Eichwalderstraße daher als 
Hauptverkehrsadern eine ganz andere Bedeutung gewinnen werden, als sie heute besitzen. 


Dem Verkehre freie Bahn zu schaffen, ist aber mit die wichtigste Aufgabe moderner Städteverwaltung. 
Ad 3, 4 und 5. 


Notwendig zur Regulierung des Verkehres, zur Erschließung der Außenterrains und zur Ermöglichung e iner gedeihlichen 
Fortentwicklung der Stadt erweist sich auch die geplante Erbre iterung der Fleischbankgasse und der Durchbruch im Zuge 


derselben gegen Westen, sowie die Vebreiterung der Forstgasse und des Augartengäßchens. 


Fleischbankgasse und Augartengäßchen sollen die Stadt an die geplante neue westliche Hauptstraße, die sogenannte 
Stöhrstraße anschließen, die Verbauung dieses Terrains, das heute jedweder Verbindung mit der Stadt entbehrt, ermöglichen, 
die Verbreiterung der Forstgasse soll das jüngste und wohl auch das schönste Monumentalgebäude der Stadt, die k. k. Staats- 
Realschule, dem Verkehre näher bringen, und die Schaffung einer würdigen Umgebung dieses Neubaues ermöglichen. 


Denn eine notwendige Folge der geplanten Erbreterung der Forstgasse wird unbedingt sein, daß die jetzt dort bestehenden, 
größtenteils einstöckigen und ziemlich baufälligen Häuser verschwinden werden. 


Aus all diesen Gründen hat die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau den aus der beiliegenden Karte lit. A ersichtlichen neuen 
Lagerplan, die Judenstadt und das Scheuernviertel betreffend, beschlossen, und ist dieser Lagerplan auch seitens der k. k. 
Statthalterei mit Erlaß vom 28. Mai 1904, Z. 67.858 genehmigt worden. 


Den gegen diesen Erlaß ergriffenen Ministerialrekursen wurden mit Entscheidung vom 23. Feber 1906, Z. 7399 keine Folge 
gegeben, so daß diese Lagerplangenehmigung in Rechtskraft erwachsen ist. 


Zur Durchführung dieses groß angelegten Regulierungsprojektes bedarf aber die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau ebenso, wie 
seinerzeit die Landeshauptstadt Prag, der Hilfe der Regierung. 


Es ist notwendig, daß ein Enteignungsgesetz erwirkt wird, damit die Hausbesitzer im Assanierungsrayon genötigt werden, 
innerhalb einer angemessenen Frist entweder ihren Besitz mit dem Regulierungsprojekte in Einklang zu bringen und in 
sanitärer und verkehrstechnischer Beziehung tadellose Zustände zu schaffen oder ihr Eigentum gegen angemessene 
Schadloshaltung im Sinne des $ 365 des a. b. G. B. an die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau, oder an die von derselben mit der 
Durchführung des Regulierungsprojektes betrauten Unternehmer abzutreten. 


Es ist ferner notwendig, daß ebenso wie Prag, auch die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau durch Reichs- und Landesgesetze für 
alle im Assanierungsrayon aufzuführenden Bauten durch eine mindestens 20jährige Frist die Befreiung von der 
Hauszinssteuer, den Landes-, Gemeinde und Schulumlagen erhält, damit auf diese Weise die zur Durchführung des groß 
angelegten Unternehmens notwendigen Mittel aufgetrieben werden und die im Assanierungsrayon gelegenen Hausbesitzer 
einen genügenden Anreiz erhalten, ohne Enteignung ihren Besitz soweit als möglich dem Regulierungsprojekt 
anzuschmiegen. 


Der gefertigte Stadtrat erlaubt sich daher sub lit. B den Entwurf eines Enteignungsgesetzes und sub lit. C und D die Entwürfe 
der Gesetze wegen Erteilung der 20jährigen Befreiung von der Hauszinssteuer, den Landes-, Gemeinde- und Schulumlagen 
mit der ergebenen Bitte vorzulegen, diese Gesetze sobald als möglich dem Reichsrate und dem Landtage vorzulegen und 
deren baldige Annahme durch den Reichsrat, sowie den Landtag des Königreiches Böhmen zu erwirken. 


Ohne Erwirkung der obangeführten Gesetze ist die Durchführung des vorskizzierten Regulierungsunternehmens 
undurchführbar. 


Manche Hausbesitzer würden, wenn sie nicht zwangsweise verhalten werden könnten, ihren Besitz gegen angemessene 
Schadloshaltung herzugeben, für ihre im Assanierungsrayon gelegenen Häuser und Scheuern Preise fordern, die lediglich m 
ihrer Phantaste, nicht aber durch den wahren Wert ihres Besitzes eine Rechtfertigung finden, und die Durchführung des 
geplanten Unternehmens auf einer vernünftigen Basis einfach unmöglich machen würden. 

Es hat die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau bereits zu wiederholtenmalen, wenn die Aufführung öffentlicher Gebäude in Frage 
stand, daran gedacht, diese öffentlichen Gebäude im Assanierungsrayon, se ies m der Judenstadt, sei es im Scheuernviertel 
aufzuführen. Stets aber wurden von den beteiligten Eigentümmern derartige Preise für ihre verwahrlosten Grundstücke 
gefordert, daß das Projekt fallen gelassen werden mußte. 

Anders würde es ohne Enteignungsgesetz mit der ganzen beabsichtigten Regulierung auch nicht gehen. 


Es handelt sich ferner um lauter kleine Häuser und Grundkomplexe, die zudem noch gewöhnlich mehreren Eigentümern 
gehören. 


Kurz, die Zersplitterung des Besitzes ist eine weitgehende. 


Zudem find gerade in der Judenstadt eine Reihe von Teilhausern vorhanden. Auch sind die Gebäude, da es sich größtenteils 
um alte Baulichkeiten handelt, stark belastet. 


Bei diesen Verhältnissen ist die geplante Assanierung ohne Enteignungsgesetz einfach undurchführbar. 
Die sich dem Unternehmen entgegenstellenden rechtlichen Schwierigkeiten wären unüberwindbar. 


Auch würde die Stadt, selbst wenn die Mehrzahl der Hausbesitzer keine Schwierigkeiten machen sollte, von einigen wenigen 
Besitzern abhängig, deren Widerstand nur durch unverhältnismäßige Geldopfer überwunden werden könnte. 


Die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau ist ferner eine arme Gemeinde. Sie besitzt so gut, wie kein Gemeindevermögen. 


Ihre Kureinrichtungen werfen keinen Reinertrag ab, und decken nicht einmal die Zinsen des in denselben investierten 
Kapitales, geschweige denn die laufenden Ausgaben. 


Die Gemeinde kann daher die groß angelegte Regulierung aus eigenen Mitteln nicht durchführen. 


Sie ist nicht in der Lage, selbst zum Schätzwerte die im Assanierungsgebiete gelegenen Gebäude einfach aufzukaufen und zu 
verbauen, oder durch Dritte verbauen zu lassen. 


Damit dies durchführbar wird, ist notwendig, daß die Gemeinde ebenso, wie die anderen Orte, in welchen eine Assanierung 
bisher durchgeführt wurde, seitens der Regierung unterstützt wird. 


Wir bitten daher, daß uns ebenso wie es in Prag geschehen, durch ein Reichs- und Landesgesetz die Begünstigung zuteil wird, 
daß die während der Dauer des Enteignungsgesetzes im Assanierungsrayon aufgeführten Gebäude durch einen Zeitraum von 
20 Jahren sowohl von der Hauszinssteuer, als auch von den Landes-, Gemeinde- und Schulumlagen befreit werden, also 
lediglich der 5% Steuer unterliegen. 


Die Steuerbefreiung repräsentiert ein Kapital, welches in Verbindung mit dem Enteignungsgesetze, das uns allfällige 


unberechtigte Ansprüche der Hauseigentümer abzuwehren gestattet, uns - wir hoffen es - in den Stand setzen dürfte, die 
geplante Assanierung rasch und ohne erhebliche Belastung des Stadtsäckels durchzuführen. 


Eine rasche Durchführung der Assanierung erweist sich aber im Interesse der Stadt, abgesehen von den bereits angeführten 
sanitären und verkehrstechnischen Gründen, auch aus nachstehenden Grunden unumgänglich notwendig: 


. Die Stadtgemeinde Teplitz-Schönau ist ein Kurort, ein seit Jahrhunderten bekanntes und besuchtes Weltbad. 


Durch die Quellenkatastrophen und die Entwicklung der Braunkohlenindustrie erfuhr die bis Ende der 70er Jahre stets 
steigende Kurfrequenz eine Unterbrechung, die Zahl der Kurgäste ist gesunken und hält sich bereits seit Jahren auf einem 
bedeutend niedrigeren Niveau. 


Um Teplitz-Schönau als Kurort wieder auf seine alte Höhe zu bringen, hat sich die Stadtgemeinde entschlossen, kostspielige 
Investitionen zu machen. Es soll ein neues, den modernen Anforderungen entsprechendes Heilbad, ein Kursalon und ein 
Schwimmbad errichtet werden. Desgleichen sollen die in Teplitz bestehenden Gartenanlagen nach Möglichkeit erweitert 
werden. 


All dies wird aber nichts helfen, den Kurort auf seine frühere Höhe wieder bringen zu können, solange das Herz der Stadt, die 
an die städtischen Bäder, den Kurgarten und das Theater grenzenden Teile derselben, keiner modernen Stadt, sondern einem 
Augiasstalle gleichen. 


Der Kurgast verlangt vom modernen Kurorte nicht nur Kureinrichtungen, er verlangt von demselben auch, daß er ihm einen 
gesunden und angenehmen Aufenthalt bietet. 


Findet er im Kurorte sanitäre Uebelstände, ein Winkelwerk ungesunder Gassen, wie es daheim in der Heimat bereits längst 
nicht mehr geduldet wird, dann ist es nun natürlich, daß er nicht wieder kommt. 


Der Kurort Teplitz-Schönau erheischt daher - soll er nicht zugrunde gehen - gebieterisch die rasche Durchführung der 
Assanierung. 


2. Während sich der Teplitzer Bezirk infolge des Aufblühens der Braunkohlenindustrie in den letzten Jahrzehnten entwickelt 

hat, wie kaum eine andere Gegend in Oesterreich, während also die Bevölkerung im Teplitzer Gerichtssprengel in den letzten 
Jahrzehnten stark zugenommen hat, die Bautätigkeit eine überaus rege war, ist in diesen günstigen Entwicklungsverhältnissen 
seit ungefähr fünf Jahren ein Rückschlag eingetreten. 


Die Braunkohlenindustrie macht eine Krise durch. Sie ist genötigt, zahlreiche Arbeitskräfte zu entlassen. Die 
Braunkohlenfelder im Teplitzer Bezirke sind zudem bereits stark abgebaut, so daß mit einer weiteren Entwicklung dieser 
Industrie im Teplitzer Gerichtsprengel nicht gerechnet werden kann. 


Die großen Eisenwerke im Teplitzer Bezirke, das Walzwerk der Prager Eisenindustrie-Gesellschaft und die Aktiengesellschaft 
Rudolfshütte wurden, bzw. werden eine Folge des seinem Ende entgegengehenden Bergbaues und der in letzter Zeit 
gemachten Erfindung der Verwendung der Hochofengase - verlegt und aufgelassen. Eine Reihe von Arbeitern und deren 
Familien (die Walzwerke beschäftigen in guten Jahren fast 2000 Arbeiter) wanderten aus. Die an Stelle der Rudolfshütte 
getretene Glasindustrie arbeitet mit einem bedeutend reduzierten Beamten- und Arbeiterstande und bietet daher keinen 
nennenswerten Ersatz für den erlittenen und noch zu gewärtigenden Ausfall. 


Die Bautätigkeit in Teplitz und den umliegenden Ortschaften ist daher auch seit zirka fast fünf Jahren fast Null. 
Die Krise erfaßt immer weitere Kreise. 


Damit dieselbe überwunden wird, sind besondere Mittel notwendig. Als ein solches, das zuden den Staat nichts kostet, erweist 
sich die Ermöglichung der sofortigen Durchführung der Assanierung. 


Dieselbe muß eine große Bautätigkeit zur Folge haben, für die zahlreichen Bewohner der von der Assanierung betroffenen 
Stadtviertel müssen neue Wohnungen geschaffen werden. Dies bringt Leben, schafft den Baumeistern und anderen 
Gewerbetreibenden, sowie den zahlreichen Hilfs- und Bauarbeitern Verdienst, zieht an Stelle der wegziehenden 
Arbeitsbevölkerung neue Arbeitskräfte heran und hilft die Krise, deren Ende, wenn man nicht eingreift, nicht abzusehen ist, 
überwinden. 


Eine starke Bautätigkeit belebt das Handwerk, ruft Industrien (Ziegeleien, Kalkwerke usw.) ins Leben oder kräftigt doch 
dieselben. 


Also nicht bloß Teplitz als Kurort, nein, auch die Industriestadt Teplitz, die jetzt herrschenden, krisenhaften Verhältnisse in 
Stadt und Bezirk, fordern gebieterisch die schleunigste Durchführung der Assanierung. 


Wir glauben daher, in Anbetracht der vorstehend geschilderten Verhältnisse erwarten zu können, daß eine hohe k. k. 
Regierung ihren ganzen Einfluß aufbieten wird, um die von uns erbetenen, zur Durch führung der Assanierung notwendigen 


Gesetze so rasch als möglich vom Reichsrate und Landtage zu erwirken. 


Wir glauben dies um so mehr erwarten zu können, als Teplitz-Schönau bisher im Gegensatze zur Landeshauptstadt Prag und 
zahlreichen Provinzstädten trotz seiner geradezu einzig dostehenden Steuerleistung eine Förderung seitens der hohen k. k. 
Regierung noch nicht erfahren hat, und als die ungerechten Steuerverhältnisse in Teplitz-Schönau die gedeihliche 
Entwicklung der Stadt seit langem unterbinden und vor allem die Durchführung der Assanierung aus eigener Kraft in der Zeit 
des wirtschaftlichen Aufschwunges zu einem Ding der Unmöglichkeit gemacht haben. 


Ist doch Teplitz-Schönau neben der Landes hauptstadt Prag und den Weltkurorten Karlsbad, Marienbad und Franzensbad, wo 
die Verhältnisse ganz anders liegen, die einzige Stadt in Böhmen, die der hohen 26 2/3%igen Hauszinssteuer unterliegt, und 
es ist doch gerade dieser ungerechten Besteuerung zuzuschreiben, daß Teplitz-Schönau auch während der vergangenen 
Aufschwungsperiode sich nicht in dem Maße entwickeln konnte, wie die an dasselbe angrenzenden Vorstädte und 
Industrieorte. 


Wenn Teplitz jetzt auch mit den genannten Kurorten aus dem Verzeichnisse A ausgeschieden werden soll, so vermag dies, 
ganz abgefehen davon daß die Periode natürlichen Aufschwunges vorüber ist, schon aus dem Grunde eine nennenswerte 
Bautätigkeit nicht zu schaffen, geschweige denn die Durch führung der Assanierung ohne Enteignungsgesetz und 
Steuerfreiheit zu ermöglichen, weil in dem bezüglichen Gesetzentwurfe eine 15jährige Uebergangszeit vorgesehen ist. 


Wir stellen daher nochmals die Bitte, die sub lit. B-D vorgelegten Gesetzentwürfe dem Reichsrate und dem Landtage zur 
Beschlußfassung vorzulegen und deren Zustandekommen mit allen Mitteln zu fördern. 


Was den Wortlaut der Gesetzentwürfe anbelangt, so bemerken wir, daß sich dieselben mit den Reichsgesetzen vom 11. Feber 
1893, Nr. 22 und 23. R.-G.-Bl. und mit dem Landesgesetze vom 11. Feber 1893, Nr. 23 L.-G.-Bl., betreffend die 
Durchführung der Assanierung der königl. Hauptstadt Prag, fast wörtlich decken. 


Lediglich der $ 2 der Reichsgesetze, in welchen das Assanierungsgebiet umschrieben wird, ist dem besonderen Falle 
angepaßt. Ebenso sind m dem Gesetzentwurfe die Rechte, die nach dem Prager Gesetze dem Magistrate der königlichen 
Hauptstadt Prag zukommen, der k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz überwiesen. 


Ferner sind, da es sich vorliegend zum größten Teile um eine Zonenenteignung handelt, im $ 4 und 10 des Gesetzentwurfes 
die Rechtsverhältnisse im Falle der Enteignung eines Teiles einer bestehenden Liegenschaft näher präzisiert. 


Außerdem schlagen wir vor, & 6 des Gesetzentwurfes einzuschalten. 


Wenn es auch nach dem vorliegenden Projekte nur ausnahmsweise geschehen kann, daß der eine oder andere Hausbesitzer 
seinen Besitz mit dem Regulierungsprojekte in Einklang zu bringen vermag, so erscheint es doch notwendig, durch den 
vorgeschlagenen Paragraphen zu verhindern, daß Kapitalisten Häuser im Assanierungsrayon aufkaufen, die von demselben 
eingenommenen Baustellen ohne Parzellierung unter sich, dem Regulierungsprojekte entsprechend, aufteilen, und so die Stadt 
zwingen, den in die neu zu eröffnenden Straßen fallenden Grund teuer abzulösen. 


Auf diese Weise würde es der Stadt unmöglich gemacht werden, den Straßenarund, eventuell auch die 
Straßenherstellungskosten durch einen Aufschlag beim Verkaufspreise zum Teile hereinzubringen. Es würde daher die 
Durchführung des Assanierungsprojektes unnötigerweise verteuert werden. 


Die Früchte dieser Verteuerung würde nicht der jetzige Hausbesitz, der - wie bereits ausgeführt - nur in ganz vereinzelten 
Ausnahmsfällen in der Lage sein wird, seinen Grund dem Reaulierungsprosekte anzuschmieaen, sondern die kavitalistische 
Svekulation einheimsen. Dieselbe würde an dem der Gemeinde abzutretenden Grunde der von ihr zu diesem Behufe 
angekauften Häuser dopvelt verdienen: einerseits, indem sie den Grund der Gemeide verkauft, andererseits, indem sie an der 
auf Kosten der Stadtaemeinde neu geschaffenen breiten Straße ein erst durch diese ermöglichtes wertvolles Gebäude 
aufzuführen vermag. 


Es erscheint daher notwendig, diesem Sonderporteile, den sich einzelne Spekulanten auf Kosten der Allgemeinheit zueignen 
können, durch eine besondere Gesetzbestimmung zu begegnen. 


Die Bestimmung soll dahin geben, daß nicht bloß im Falle der Parzellierung, sondern auch im Falle des einfachen Umbaues 
der Hausbesitzer den in die Straße fallenden Grund bis zur Hälfte der Straßenbreite unentgeltlich abzutreten bat und daß der 
hiernach von der Gemeinde entgeltlich zu erwerbende Grund - d. i. der Grund über der Stratzenhälfte und außerhalb der 
Fluchtlinien des Gebäudes zum Erstehungspreise von den interessierten Hausbesitzern zu erwerben ist. 


Wenn auch die böhmische Bauordnung vom 8. Januar 1889. L. G. Bl. Nr. 5 eine derartige Bestimmung nicht kennt, so 
erscheint doch der von uns vorgeschlagene Gesetzesparagraph gerechtfertigt, weil es offenbar die Billigkeit erheischt, daß alle 
Hausbesitzer im Assanierungsrayon gleichmäßig behandelt werden, weil keinem Hausbesitzer ein Unrecht geschehen kann, 
da von ihm schlimmstenfalls nichts anderes verlangt wird, als die Aufgabe seines Eigentumes gegen angemessene 
Schadloshaltung im Sinne des & 365 des allgem. bürgerl. G. B., weil endlich die billige Durchführung der Assanierung die 
Aufnahme einer derartigen, nicht dem soliden Hausbesitze, sondern nur einer die Assanierung künstlich verteuernden 
Spekulation entgegentretender Bestimmung erheischt, weil endlich die Hausbesitzer im Assanierungsrayon mittels 


Spezialgesetz zur Durchführung der Assanierung die Befreiung von der Hauszinssteuer, den Landes-, Gemeinde- und 
Schulumlagen erhalten, und diese ihnen allein zukommende Begünstigung: das Stellen besonderer, nur sie betreffender 
Anforderungen rechtfertigt. 


Uebrigens folgt auch aus den Motiven zum Prager Enteignungsgesetze, daß die Aufnahme der erbetenen Bestimmung dem 
Geiste des Gesetzes und den Willen der Regierung entspricht. Heißt es doch in den Motiven zum Enteignungsgesetze bei 8 
Seite 18 ausdrücklich, daß das Enteignungsrecht deswegen nur der Stadtgemeinde, nicht den Privaten gewährt werden soll, 
weil "sonst die durch das Gesetz gewährten Erleichterungen zu Spekulationskäufen im Assanierungsrayon führen könnten, 
was doch den Zwecken des Gesetzes nicht entspricht." 


Abgesehen von den vorerwähnten unwesentlichen Abänderungsvorschlägen sind die von uns vorgeschlagenen 
Gesetzentwürfe, wie bereits erwähnt, mit dem seitens der Stadtgemeinde Prag erwirkten Gesetze gleichlautend. Es kann daher 
der Annahme dieser Gesetze durch den Reichsrat und Landtag kein Hindernis im Wege stehen. 


Es wird deshalb die Frage gestellt, ob Seine Exzellenz der Herr Statthalter geneigt wäre, die Angelegenheit bei den beteiligten 
Ministerien in Erinnerung zu bringen und zur möglichst baldigen Erledigung zu bringen. 
Prag, am 7. Feber 1910. 


Abg. Joh. Melhardt und Genossen. 


